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K,.  li.  Ilof-  u.  llnlvcr.sUäts-BuclKlnu'kf'rel  von  Junge  &  Sohn,  Erlanpeu. 


Vorwort 


Aus  einem  dreifachen  Grunde  tritt  das  Recht  ordnend  an  die 
Bilanz  der  kaufmännischen  Unternehmung  heran,  nicht  wegen  der 
Bedeutung,  welche  der  Rechnungsabschluss  für  den  Unternehmer 
selbst  besitzt,  sondern  1.  wegen  seiner  Bedeutung  für  die  Gläubiger 
und  Gesellschafter  desselben  und  solche,  die  das  eine  oder  andere 
werden  wollen;  2.  wegen  seiner  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der 
Steuerkraft  des  Kaufmanns;  3.  wegen  des  Einflusses  der  Unternehmung 
und  damit  auch  ihrer  Bilanz  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  (Ver- 
.^eherungsuntemehmungen,  Hypotheken-  und  Notenbanken). 

Infolgedessen  begründet  das  Bilanzrecht  für  den  Kaufmann  Rechts- 
Terhältnisse  doppelter  Art,  privatrechtliche  zu  seinen  Gläubigern  und 
Gesellschaftern  (Gesellschaftsmitgliedern):  Bilanzprivat-  oder  näher 
Bilanzhandelsrecht  —  und  öffentlichrechtliche  zu  Staat  und  Ge- 
meinden: öffentliches  Bilanzrecht.  Letztere  vermögen  wieder 
verschiedener  Natur  zu  sein:  steuerrechtlicher  und  verwaltungsrecht- 
Ucher.  R^elmässig  tritt  die  Unternehmung  zum  öffentlichen  Verband 
(Staat  oder  Gemeinde)  in  dessen  Eigenschaft  als  Inhaber  von  Steuer- 
hoheiten in  Beziehung:  Bilanzsteuerrecht.  Ausnahmsweise  wird 
vom  Gesetze  auch  eine  Rechtsbeziehung  zum  Staate  als  Beschützer 
End  Förderer  der  Volkswohlfahrt  hergestellt:  Bilanzverwaltungs- 
r^'cht. 


IV  Vorwort. 

So  weist  jede  Bilanz  eine  handele-  und  eine  steuer-,  zum  Teil 
auch  eine  verwaltungsrechtliche  Seite  auf.  Sogar  begegnet,  dass  nicht 
ein  und  dieselbe  Bilanz  es  ist,  welche  diesen  verschiedenen  Be- 
ziehungen angepasst  wird,  sondern  das  Recht  zwei  Bilanzen  unter- 
scheidet, eine  handeis-  und  steuerrechtliche  einer-  und  eine  davon 
völlig  getrennte  verwaltungsrechtliche  andererseits. 

Zu  dem  allen  tritt  dann  noch  eine  sekundäre  Bedeutung,  welche 
der  Bilanz  in  jeder  der  drei  angeführten  Richtungen  beiwohnen  kann, 
die  Beziehung,  in  welche  die  Bilanz  den  Kaufmann  zum  Staat  als 
Träger  der  Strafgewalt  zu   setzen  vermag:    das  Bilanzstrafrecht. 

Hiermit  ist  das  systematische  Ergebnis  unserer  Arbeit  geschildert. 
Sie  selbst  befasst  sich  eingehend  mit  all  den  Einzelfragen,  zu  welchen 
Wesen  und  Art  der  Bilanz  in  Zusammenhalt  mit  dem  umfassenden 
Rechtsstoff  Veranlassung  gibt.  Dieselben  insgesamt  führen  auf  die  zwei 
Grundfragen  zurück:  was  darf  und  muss  in  die  Bilanz  als  Wertposten 
eingesetzt  werden?  und  zu  welchem  Betrage  darf  und  muss  das  also 
Eingesetzte  in  der  Bilanz  bewertet  werden?  Grosse  Verschiedenheiten 
in  der  Beantwortung  dieser  Fragen  treten  hervor  schon  innerhalb 
der  handelsrechtlichen  Bedeutung  der  Bilanz  (Gewinn-  und  Liqui- 
dationsbilanzen),  aber  noch  viel  stärkere  zwischen  der  handeis-  und 
der  stcuerrechtlichen  Seite  derselben.  Es  ist  ein  ganz  anderer  Ge- 
winnbegriff als  der  handelsrechtliche,  von  dem  das  Bilanzsteuerrecht 
ausgeht.  Dieser  Gegensatz  ist  von  weittragenden  Folgen  für  Gewinn- 
und  Tantiemenberechnung,  Behandlung  von  Gewinn-  und  Verlust- 
vortrag, Reservenbildung,  Kapitals-  und  Schuldenamortisation,  Wür- 
digung der  Abschreibungen  und  anderes  mehr. 

Dies  alles  wird  im  „Besonderen  Teile"  unseres  Werkes  eingehend 
dargelegt.  Vorausgeschickt  ist  in  einem  „Allgemeinen  Teile"  ausser 
der  Lehre  von  der  handelsrechtlichen  Gliederung  der  Bilanzen  der 
Nachweis  darüber,  welche  Änderungen  am  allgemeinen  Bilanzrechte 
als  dem  Rechte,  das  für  die  Bilanz  des  Einzelkaufmanns  gilt,  das 
Gesellschaftsprinzip,  das  Prinzip  der  beschränkten  Mitgliederhaftung 
und  im  besonderen  das  Aktienprinzip  mit  sich  bringen. 


Vorwort.  V 

Alle  Ausführungen  gipfeln  in  der  Erkenntnis,  dass  diejenige  Aus- 
legung der  Bilanzrechtssätze  der  Wahrheit  am  nächsten  kommt,  welche 
das  Wesen  derselben  in  erster  Linie  nicht  wirtschaftlich  oder  gar 
juristisch,  sondern  buchführungstechnisch  zu  erklären  sucht.  Aus 
diesem  Grunde  sind  auch  die  Prinzipien  der  Buchführung  so,  wie  es 
die  Erfassung  des  Rechtsstoffes  erfordert,  die  Buchführung  in  ihrem 
Zusammenhang  mit  der  Rechtsordnung,  zur  Darstellung  gelangt. 

Eines  heischte  nicht  bloss  die  Aufgabe,  sondern  die  Wirkung  des 
Buches.  Dargestellt  ist  grundsätzlich  nicht,  wie  die  Bilanz  tatsächlich, 
übung^emäss  (d.  h.  oft  missbräuchlich),  aufgestellt  wird,  auch  nicht, 
wie  sie  am  besten  aufgestellt  und  demgemäss  das  Bilanzrecht  zweck- 
mäsäigerweise  gestaltet  würde,  sondern  dargestellt  wird,  wie  die 
Bilanz  nach  geltendem  Rechte  aufgestellt  werden  muss  und  auf- 
gestellt werden  darf.  Vermischung  von  Schilderungen  der  tatsäch- 
lichen Übung  und  Erwägungen  darüber,  was  Rechtens  sein  sollte, 
mit  der  Darlegung  dessen,  was  Rechtens  ist,  vermag  nur  zu  leicht 
die  klare  Erkenntnis  des  wirklich  geltenden  Rechtszustandes  zu  ver- 
wischen. 

Und  doch  tut  es  in  erster  Linie  not,  gerade  diese  zu  fördern. 
Ehe  man  das  geltende  Recht  bessern  will,  muss  man  es  kennen. 
Älir  steht  die  Erkenntnis  von  der  Überflüssigkeit  aller  Besserungsvor- 
schlage fest.  Der  Besserung  bedürfen  nicht  die  Gesetze,  sondern  die 
Sitten.  Wem  Rechte  gegeben,  der  soll  sie  üben.  Wo  Selbsthilfe 
genügt,  ist  gesetzgeberisches  Vorgehen  von  Übel.  Mit  nichten  ist  es 
des  Staates  Aufgabe,  statt  der  Lässigen  zu  wachen.  Für  die  am  Tage 
Schlafenden  braucht  die  Obrigkeit  nicht  Wächterdienste  zu  besorgen. 
Kein  Buchstaben  des  Gesetzes  heischt  Änderung,  um  die  hervor- 
getretenen Mängel  zu  heilen.  Allein  die  Durchführung  des  Rechtes, 
das  da  gilt,  reicht  hierfür  hin. 

Freilich  ist  zu  diesem  Zwecke  notwendig  —  und  vorliegendes 
Buch  möchte  zur  Erreichung  desselben  beitragen  — ,  dass  in  den 
Kreisen  des  geschäftlichen  Lebens  mehr  als  bisher  die  Wissenschaft 
bich  Bahn   bricht,  wie   die  zu  vermutende  Vertragspflicht  des  Buch- 


VI  Vorwort. 

haltungspersonals  und  die  gesetzliche  Pflicht  der  Geschäftsleitung 
nicht  auf  Einhaltung  der  Vorschriften  über  die  formelle  Richtigkeit 
der  Buchführung  beschränkt  ist,  sondern  auch  auf  Beachtung  der 
Kechtsbestimmungen  sich  erstreckt,  welche  die  materielle  Richtigkeit 
der  Buchführung  betreffen. 

Auch  die  Vorschriften  über  klare  und  wahre  Posten-  und  Konten- 
benennung und  die  Vorschriften  über  Postenbewertung  bilden  einen 
Bestandteil  des  Buchführungsrechtes,  das  materielle  Buchhaltungsrecht 
neben  dem  formellen,  und  damit  einen  Gegenstand  auch  der  Buch- 
haltungslehi-e  und  ihrer  pflichtgemässen  Anwendung  in  der  Praxis. 

Erlangen,  27.  August  1903. 

Hermann  Rehm. 
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Bing,  A.  =  King,   Kommentar  zum  Beichsgesetz   betr.  die  Kommanditgesell- 

schaften auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften  vom  18.  Juli  1884. 
2.  Aufl.   1893. 
R.O.H.G.  =  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichts. 
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pelten Buchführung.    3.  Aufl.   Stuttgart.  1903. 
Simon  =  Simon,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  und  der  Kommandit- 
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Anm.  6. 
Staob,  6.-G.         =:  Staub,   Kommentar   zum  Gesetz  betr.  die  G^esellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung.    1903. 
Staiib-Pisko         =  Staub,  Kommentar  zum  Allgem.  Deutschen  H.G.B.    Ausgabe  für 

Österreich,  bearbeitet  von  Pisko     1902  ff. 
Stern  =  Stern,  Buchhaltungslexikon.     1902  ff. 

yei8.-Eeg.  =  Verordnung  der  österr.   Ministerien   des   Innern,    der  Justiz,    des 

Handels  und  der  Finanzen  vom  5.  März  1896,  betr.  die  Errichtung, 
die   Einrichtung   und   die   Geschäftsgebarung    von   Versicherungs- 
anstalten (österr.  Beichseesetzblatt,  1896,  S.  63  ff.). 
Vcf5ffent-  =  Ver5ffenthchungen   des  Kaiserlichen   Aufsichtsamtes  für  Privaffver- 

lichungen  Sicherung. 

2.38«^  =  Goldschmidts  Zeitschrift   für   das  gesamte   Handelsrecht.    Bd.  38 

S.  460. 
Zoflt.  =  zustimmend. 


Nachträge  und  Druckfehler. 


a.      6:  Von  Gewinnverteilungflbllans  spricht  schon  Noukamp  boi  Uoldhelm.    1898  8.  201. 

„   141  Z.  15  T.  u.:   sUtt  Kr^nkmiet  lies  Krenkniot. 

„  266  „     1  V.  u.:  sUtt  Prämionreseryo  10  lies  Prämien reservo  20. 

,  435  „  11  V.  o. :  Der  hier  in  der  Theorie  als  nnvertrefeen  bezeichnete  Standpunkt  wird  jetst  von 
Lehmann  A.en  II  8.  ^94  Anm.  3  eingenommen. 

„  577  Anm.  2 :  Das  Verzeichnis  findet  sich  in  den  „Veröffentlichungen'*  II  8^  IT. 
'  „  592  Z.  3  V.  o.:  anxnftigen:  VI.  Ist  festeustellen,  ob  Überschuldung  Torllegt,  so  darf  die  Prämicn- 
roserve  gemäss  §  17  wegen  ihrer  Reservefondsnatnr  nicht  in  die  B.  eingestellt  werden. 
Was  eingestellt  wlrtl,  ist  die  mit  Konkurseröffbung  kraft  Gesetses  (Pr.V.G.  §  61) 
entstehende  Schuld  auf  Heransgabe  eines  Betrages  in  Höhe  der  reohnnngsmässigen 
Prämienreserve.  Recht  und  Pflicht  ans  dem  Vonicherungs vertrag  sind  erloachen. 
Siehe  Jedoch  Lehmann  II  601. 

„  722  Z.  23  V.  u.:  Langhans  stellt  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1903  Nr.  X  den  unterschied 
Kwischcn  Bemessung  der  Abschreibungsprozente  nach  Buch-  und  naoh  Neuwert 
graphisch  dar.  Im  enteren  Falle  bildet  die  Entwertungslinie  eine  anfangs  unter  dfe 
Horizontale  stark  fallende,  später  immer  mehr  sidi  ihr  nähernde,  sie  Aber  nlemaln 
erreichende  Kurve.  Im  zweiten  Falle  verläuft  diu  Entwertungslinie  als  eine 
Gerade. 


Allgemeiner  Teil. 


Erstes  Kapitel. 

Arten  und  EinteilaDg  der  Bilanzen  der  Aktiengesellschaft. 

Arten  der  Bilansen  der  Aktien^esellseliaft* 

§  1. 

I.  Das  deutsche  Handelsgesetxlnich  nennt  ausdrücklich  folgende  Arten 
von  B.en  der  A.en: 

1.  Die  Bh-öffmmgshüanXy  d.  i.  die  bei  Beginn  des  Geschäftsbetriebes  auf- 
zustellende B.  Jeder  Kaufmann  ist  nach  H.G.B.  §  39 1  verpflichtet,  „bei 
Beginn  seines  Handelsgewerbes"  ei^je  B.  aufzustellen.  Die  A.  ist  immer  Kauf- 
mann (H.G.B.  §  6),  weil  sie  immer  Handelsgesellschaft  ist  (H.G.B.  §  210  ii); 
also  ist  jede  A.  verbunden  bei  Beginn  ihres  Betriebes,  somit  frühestens  un- 
mittelbar nach  ihrer  Eintragung  in  das  Handelsregister  —  denn  vorher  besteht 
-W  aJvS  solche  nicht  (H.G.B.  §  200 1)  —  eine  Bilanz  aufzunehmen.  Im  kauf- 
nännischen  Leben  heisst  diese  B.   Orihidungsbilanz. 

2.  Die  Jahres-  oder  JahressMussbilanz,  d.  i.  die  für  den  Sehluss  eines 
Gtt^bäftsjahres  von  einer  nicht  in  Liquidation  befindlichen  A.  aufgestellte  B. 
Auch  zu  ihrer  Errichtung  ist  die  A.  verpflichtet;  denn  nach  H.G.B.  §  39  ii 
hat  jeder  Kaufmann  für  den  Sehluss  eines  jeden  Geschäftsjahres  eine  B.  auf- 
zuj^tellen. 

3.  Die  Ztoisdienbilanx,  d.  i.  die  B.,  welche  eine  nicht  in  Liquidation  be- 
fintlliche  A.  für  einen  anderen  Zeitpunkt  wahrend  des  Laufes  des  Geschäfts- 
jahren, also  nicht  für  den  Anfang  (Eingangsbilanz)  oder  Sehluss  desselben 
aufstellt  Zur  Errichtung  solcher  Jahreszwischenbilanzen  ist  die  A.  nicht  ver- 
pflichtet Das  H.G.B.  nennt  sie  nur  beiläufig  in  §  240,  dessen  einschlägige 
Bestimmungen  wir  gleich  nachher  anführen. 

4.  Die  (eigentliche)  Liquidationsbilanz,  in  zwei  Formen:  als  Liquidations- 
Eröffnungs-  und  Liquidation s- Jahresbilanz,  indem  nach  H.G.B.  §  299  die  Liqui- 
«iatoren  für  den  Beginn  der  Liquidation  und  weiterhin  für  den  Sehluss  eines 
jeden  Liquidationsjahres  eine  B.  aufzumachen  haben. 

IL  StillscJiweigefid  ergibt  sich  aus  dem  Hamlelsgesetxhuch  noch  eine  weitere 
Bilanzart  Wir  nennen  sie  die  antizipierte  Liquidationsbilanz,  weil  durch  ihre 
Aufmachung  der  Vorstand  einer  nicht  in  Liquidation  befindlichen  A.  prüft,  ob 
Überschuldung  vorliegt  oder  der  Verlust  die  Hälfte  des  Grundkapitals  erreicht 
Hie  eigibt  sich  aus   §  240  ii  und  i.      Hiemach   hat   der   Vorstand    a)  die  Er- 

Rehin,  Die  BiUnsen  der  Aktiengeiellschaften.  1 


2  §  2.  Einteilung  der  Bilanzen  der  Aktiengesellscliaft 

Öffnung  des  Konkurses  zu  beantragen,  wenn  bei  Aufstellung^  der  Jahres-  oder 
einer  Zwischenbilanz  sich  ergibt,  dass  das  Vermögen  die  Schulden  nicht  mehr 
deckt;  b)  unverzüglich  die  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  der  Verlust, 
der  bei  Aufstellung  der  Jahres-  oder  einer  Zwischenbilanz  zu  Tage  tritt,  die 
Hälfte  des  Grundkapitals  erreicht.  Wir  werden  später^)  darzulegen  haben,  dass 
Jahres-  und  Zwischenbihinz  dies  beides  ziffernmässig  nicht  ersehen  lassen  und 
dass  daher  in  diesen  Fällen  neben  der  Jahres-  bezw.  Zwischenbilanz  eine  zweite 
B.  nebenher  geht.  Aus  dem  Grunde  sagt  das  G.  auch  nur  „bei  Aufstellung 
der",  nicht  „aus"  der  Jahres-  oder  einer  Zwischenbilanz. 

III.  Einet'  B.  der  A.en  wird  nicht  im  H.G.B.,  sondern  in  einem  Xoben- 
gesetx  des  H.G.B.  Erwähnung  getan,  der  Bilanz  bei  Umwandlung  einer  A.  in 
eine  Gesellschaft  mit  hesoiiränkter  Haftung:  Gesetz  betr.  die  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung  vom  20.  Mai  1898  §  80  iv. 

filnteiluiiit:  der  Bilanzen  der  Aktlenft^esellschaft. 

§  2. 

I.  Die  vorstehend  aufgezählten  Arten  der  B.en  der  A.  teilen  wir  der 
erleichterten  Zusammenfassung  wegen  danach  ein,  ob  sie  durch  den  gewöhn- 
lichen Geschäftslauf  oder  durch  ausserordentliche  Geschäftsvorfälle  veranlasst 
sind.  Das  eine  sind  die  ordentlichen j  das  andere  die  ausser ard€7itl'ichen  Aktien- 
gesellschaftsbilanzen. 

II.  Ordentliche,  normale  B.en  der  A.  sind  die  Eröffnungs-,  die  Jalires- 
und  die  Zwischenbilanz,  ausserordentliche  die  eigentlichen  und  die  antizipierten 
Liquidationsbilanzen  und  die  B.  bei  Umwandlung  der  A.  in  eine  Gesellschaft 
mit  beschränkter  Haftung. 

III.  Eine  andere  Einteilung  der  B.ei^  wäre  die  in  Betriebs-  und  Liqui- 
dationsbUanxen,  wobei  Betriebsbilanzen  alle  B.en  bedeuten  würde,  welche  vor 
Eintritt  in  das  Liquidationsstadium,  so  lange  das  Unternehmen  in  diesem  Sinne 
im  Betriebe  steht,  aufgestellt  werden.  Allein  die  Einteilung  entbehrt  rechts- 
wissenschaftlicher Bedeutung,  weil  die  antizipierten  Liquidationsbilanzen,  obwohl 
Betriebsbilanzen,  im  allgemeinen  dem  Rechte  der  Liquidationsbilanzen  untersuchen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  rechtliche  Natur  der  Bilanzen  der  Aktiengesellschaft. 

L  Die  Bilanzgattungen  des  Handelsgesetzbuches  und  seiner 

Nebengesetze  im  allgemeinen. 

Bilansbeffriff. 

§  3. 
I.  Die   B.en   der   Gesellschaften,   welche   das    H.G.B.  und    seine  Neben- 
o^esotze  ordnen,  zerfallen  n^ht^wisscmchaftlich  betrachtet  in  fol<»;ende  Gattungen : 
1.  Ihrer  For?7i  nach  in    Verrjiögens-  und   Uewinnbilayiun. 


0  §§  7  und  12. 


§  3.  Bilanzbegtiff. 


2.  Ihrem  Zwecke  Dach  in  Vermögensverteilungs-  und  in  Gewinnverteüungs- 
bilanxm.  ^ 

IL  ^lanz  in  der  Sprache  der  kaufmännischen  Buchführung  und  damit  ^) 
(le>  Handelsrechts  ist  die  rechnerische,  somit  in  Ziffern  ausgedrückte  Darstellung 
des  Wertunterschiedes  zwischen  verschiedenen  Vennögensgegenständen.  Der 
Nanie  kommt  daher,  dass  die  Werte  der  in  Vergleich  gesetzten  Vermögens- 
i^fäcke  in  der  rechnerischen  Darstellung  aus  Zweckmässigkeitsgründen  in  der 
Regel  nicht  untereinander^  sondern  einander  gegenüber  gestellt  und  dann  dadurch 
ausg^Uchen  werden,  dass  der  Wertunterschied  zwischen  beiden  (der  Saldo)  auf 
Jer  Seite  des  Vermögensgegenstandes,  welcher  den  geringeren  Wert  hat,  als  be- 
sonderer Posten  zur  Einsetzung  gelangt  Infolge  davon  zeigen  beide  Seiten 
der  Rechnung  die  gleiche  Abschlussumme  und  halten  sich  so  die  Wage,  das 
Gleichgewicht^).  Bilanz,  aus  dem  Italienischen  stammend  (il  bilancio),  hängt 
aber  zusammen  mit  la  bilancia  =  die  Wage,  das  Gleichgewicht,  die  Schwebe. 
Die  beiden  Seiten  der  Rechnung  werden  abgeglichen.  Die  Abgleichungsziffer 
14  der  Saldo»). 

III.  A.  Die  Vermögensbilanz  des  Handelsgesetzbuches.  Ver- 
mfigenshüanx  ist  die  rechnerische  Darstellung  des  Wertunterschiedes  zwischen 
Vermögen  und  Schulden  eines  Kaufmanns.  Der  Wertunterschied  ergibt  das 
Reuirermögen  des  Kaufmanns.  Die  Vermögensbilanz  ermittelt  demnach  das 
Reinvermögen  des  Kaufmanns,  ist  Vemiögensertnütlungs'  d.  h.  Beinvermögens- 
ermMungsbüanx,  Der  Saldo  dieser  Bilanz  ist  ein  Yermögenssaldo,  und  zwar 
ein  Reinvermögenssaldo,  wenn  das  Bruttovermögen*),  ein  Verlustsaldo,  wenn 
die  Schulden  überwiegen^). 

B.  1.  Die  Gewinnbilanz  des  Handelsgesetzbuches.  Oewinnbilanx 
kimnU  bedeuten  Ertrags-  oder  Einkmnmens-,  l^emeitikommenshüanx^).  Dann 
würde  die  Gewinnbilanz    den  Wertunterschied  zwischen  Betriebseinnahmen  und 


^)  Nach  H.Cr.B.  §  38i  hat  jeder  Kaufmann  Bücher  zu  führen  und  in  diesen 
<eine  Handelsgeschäfte  und  die  Lage  seines  Vermögens  „nach  den  Qrundsätzen  ord- 
0DDg8mäs8iger  Buchführung''  ersichtlich  zu  machen. 


•)  Z.  B 

Bargeld    . 

.    .  80  Mk. 

Schulden  .     .    . 
Saldo    .... 

...  60  Mk. 
...  20  Mk. 

80  Mk. 

80  Mk. 

')  Vom  ital.  saldare,  gleichstellen  <  Rechnung  abschlieasen). 


Bar  .    .    . 

.    .    .  80  Mk. 

Schulden 

Reinvermögenssaldo    . 

.  60  Mk. 
.  20  Mk. 

Bar  .    .    . 

Verlust 

80  Mk. 

.    .    .  60  Mk. 
.     .  50  Mk. 

Schulden 

80  Mk. 
.  80  Mk. 

80  Mk. 

80  Mk. 

')  Weniger  gut  ist  hierfür  der  Ausdruck  Betriebs-  oder  Geschäftsbilanz.  Denn 
^  gibt  nicht  nur  Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben,  sondern  auch  Betriebs- 
iTeschaft8)-VermÖgen.  Betriebsbilanz  kann  an  sich  also  auch  Greschäftsvermögens-, 
ak)  Vermögensbilanz  bedeuten.  Gegensatz  zur  Ertrags-  oder  Einkommensbilänz  würde 
die  Vermögens-  oder  deutlicher  Vermogensstandshüanz  bilden.  Alle  B.en  des  H.G.B., 
'lif  Gewinnermittlungs-  und  die  Vermögenermittlungsbilanzen,  sind  in  diesem  Sinne 
Vermögensstandsbilanzen.  Denn  sie  geben  nicht  bloss  den  Stand  der  Einkünfte,  sondern 
<i?n  Stand  der  erst  eingehenden  und  der  schon  bei  Beginn  der  Wirtschaftsperiode  vor- 
iaaden  gewesenen  Vermögensbestandteile  an.  —  Im  Sinne  von  Vermögensstandsbilanzen 
^brauchen  den  Ausdruck  Vermögensbilanz  u.  A.  Fuisting  (§  14  Nr.  13  und  Steuer- 
i«in-  172)  und  das  österr.  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896,  die  direkten  Personalsteuem 
tieir.,  §  94b.    Siehe  unten  §  113  I  C  2a  und  §  134  I  B  2b. 

1* 


4  §  3.   BUanzbegriff. 

Betriebsftusgaben  darstellen.  Der  kaufmännischen  Buchhaltung  sind  solche 
Ilßinertrwjsn'mütlungshilanxcny  wie  wir  sie  auch  nenpen  können,  nicht  fremd, 
aber  das  H.G.B.  und  seine  Nebengesetze  verstehen  unter  Gewinnbilanz  etwas 
anderes^). 

2.  ä)  Im  Sinne  des  H.G.B.  ist  Gewinnbilanz  die  B.,  welche  den  Wert- 
unterschied zwischen  dem  gegenwärtigen  und  einem  früheren  Stand  des  Rein- 
rermögens  des  Kaufmanns,  also  den  Wertunterschied  zweier  Reinvermö<?en 
rechnerisch  darstellt  Was  die  handelsrechtliche  Gewinnbilanz  feststellen  soll, 
ist  die  inzwischen  eingetretene  Reinvermögensmehrung  oder  Minderung.  Gewinn 
heisst  hier  nicht  Reineinkommen,  sondern  Rein  vermögen  smehrung. 

b)  Die  Gewinnbilauz  des  H.G.B.  wäre  Remeinko^nmefisbihnx,  wenn  in 
dieselbe  nur  einzustellen  wären  die  in  dem  Geschäftsjahr  aus  der  Betriebs- 
tätigkeit einkommenden  oder  infolge  des  Betriebs  ausgehenden,  nicht  aber  die 
bei  Beginn  des  Geschäftsjahres  schon  vorhandenen  positiven  und  negativen 
Vennögenswerte,  nur  die  Vermögensmehrungen  und  die  Vermögensminderungen, 
nicht  die  bei  Anfang  des  Betriebsjahres  schon  vorhandenen  Vermögensbestände. 
In  der  Gewinnbilanz  des  H.G.B.  haben  aber  Aufnahme  zu  finden  z.  B.  die 
schon  vorhandenen,  wie  die  im  Geschäftsjahre  neu  entstehenden  Fabrikanlagen, 
die  am  Beginn  der  Wirtschaftsperiode  schon  vorhandenen,  wie  die  erst  im  Ver- 
laufe derselben  neu  aufgenommenen  Anlehensschulden.  M.  a.  W.:  die  Gewiun- 
biknz  des  H.G.B.  ist  eine  Abgleichung  nicht  bloss  zwischen  Vemiögenszu-  und 
Abgängen,  sondern  zwischen  Vermögensständen,  zwischen  ruhenden  Vermögen, 
nicht  zwischen  Vermögensänderungen. 

c)  Der  Charakter  der  Gewinnbilanz  des  H.G.B.  als  Reinvermögen- 
venuehningsbilanz  kann  nicht  schärfer  zum  Ausdruck  konunen,  als  wenn  wir 
ihr  die  Jahresrechnung  und  als  Gnnidlage  derselben  das  Budget  des  Staates 
Oller  einer  Gemeinde  gegenüberhalten.  Das  Staatsbudget  ist  eine  Übersicht 
nur  über  ^tAntRcinfuihmen  und  StSLat^ausgaben.  Alle  „Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Staates"^),  aber  nur  Einnahmen  und  Ausgaben  desselben,  nicht 
das  Staats  vermögen,  aus  dem  diese  Einnahmen  gezogen,  auf  welches  diese  Aus- 
gaben gemacht  werden,  müssen  auf  den  Staatshaushaltsetat  gebracht  werden. 
In  das  Staatsbudget  sind  nicht  einzustellen  die  Staatsdomänen  und  Forsten,  wohl 
aber  die  Erträgnisse  derselben,  nicht  die  Sttiatsschulden,  wohl  aber  die  Aus- 
gaben für  ihre  Verzinsung  und  Tilginig.  Anders  die  Gewinnbilanz  des  H.G.B. 
In  derselben  erscheinen  auch  die  Betriebstui  lagen  und  der  Effekten  besitz  und 
die  Darlehensschulden  des  Kaufmanns,  nicht  nur  die  Erträgnisse  der  Fabrik- 
anlagen und  die  Effektenzinsen  und  die  Ausgaben  für  Verzinsung  und  Amorti- 
sation der  Darlehensschulden. 

d)  Gewinn-  und  Verlustbegriff  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung, 
der  Vermögens-  und  Gewinnbilanz.  Ja,  genau  besehen,  erscheinen,  wo  ein 
besonderer  Gewinn-  und  Verlustkonto  geführt  wird,  in  der  Gewinnbilanz  des  H.G.B. 


^)  Vom  Standpunkte  des  H.G.B.  und  der  doppelten  kaufmännischen  Buch- 
führuDg  aus  fallen  die  Ertragsbilauzen  unter  den  Begriff  Einkommens-  oder  Gewinn- 
und  Verlustkonto.  Das  Gewinn-  und  Verlustkonto  ist  eine  Art  Ertragsbilanz,  die 
Betriebs-,  Ertrags-  oder  Erfolgaberechnung  (vgl.  auch  Eeischj  die  direkten  Peraonal- 
steuern  in  Österreich,  Wien  1898,  S.  105),  allerdings  von  einer  Beinertragsbilanz  sich 
dadiuch  unterscheidend,  dass  sie  auch  die  Htammvermögcnsänderungen  in  Berück- 
sichtigung zieht,  welche  die  Beinertragshöhe  völlig  unberührt  lassen  (z.  B.  Kurs^winn 
am  Anlagevermögen).  Siehe  Näheres  davon  in  §§  112,  113,  159.  —  Die  Vollzugs- 
vorschrift V.  12.  Mai  1897  zum  II.  Hauptstück  des  österr.  G.  betr.  die  direkten 
Personalsteuem  gebraucht  in  Art.  14  für  Gewinn-  und  Verlustkonto  neben  Betricbs- 
rechuung  als  Wcchselausdruck  direkt  Ertragsbilanz. 

*)  Preuss.  Verfo^sungsurkunde  Art  99;  Rcichsverfassung  Art.  G9. 
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nur  die  Vermögensbestände,  nicht  die  Vermögen j=«zu-  und  Abgänge  als  solche.  Diese 
wenlcn  ausserhalb  der  B.  in  der  besonderen  Gewinn-  und  Verlustrechnung  einander 
ge<>enüber  gestellt  und  abgeglichen  und  nur  ihr  Baldo  auf  Bilanzkonto  übertragen.  Auf 
(hu  Bilanzkonto  erscheinen  im  übrigen  nur  die  einzelnen  Vermögensbestandteile, 
vermehrt  um  die  Mehrungen  und  vermindert  um  die  Minderungen,  welche  sie 
im  Geschäftsjahre  erfuhren.  Die  Betriebs-  oder  Geschäftseinnahmen  werden 
auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  als  „Gewinn"  und  die  Betriebs-  oder  Geschäfts- 
aufgaben auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  als  „Verlust"  (Geschäfts-  oder  Hand- 
lunofsunkosten)  gebucht  und  nur  die  Differenz  zwischen  beiden  als  Gewinn- 
ocler  Verlustposten  in  die  B.  übernommen.  M.  a.  W.:  die  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  gibt  den  Wertunterschied  zwischen  den  im  Laufe  eines  Ge- 
rächäftsjahres  eingetretenen  Rein  Vermögensänderungen  (den  Vermögensmehrungen 
und  Vermögensminderungen),  den  Einnahme-  oder  den  Ausgabenüberschuss  des 
Jahre»  an,  die  Gewinnbilanz  dagegen  den  Wertunterschied  zwischen  dem  Rein- 
veniiögensstand  am  Ende  und  am  Anfang  des  Wirtschaftsjahres.  Oder  anders 
aiL«gedrückt:  wohl  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  der  Sache  nach  eine 
Reinertragsbilanz,  nicht  aber  die  B.  genannte  Gewinnbilanz  des  H.G.B. 
Rie  ist  eine  Reinvermögensbilanz.  Oewirm  als  Saldo  in  der  Gewinn-  und 
Vfrlmtrechnung  heisst  'Reineinkotnmen,  Reinertrag,  Einnahmenüberschuss ;  Ge- 
winn als  Saldo  der  Getvinnbilanz  bedeutet  ^invei'mögensmehrung,  Verlust  als 
Saldo  des  Gewinn-  und  Veiiusikonios  ist  gleichbedeutend  mit  AiisgabenuhQTficYm'as ; 
Verlust  als  Saldo  der  Geunnnbüanz  identisch  mit  Reuiverjnögen^mindemng, 
Das  Gewinn-  und  Verlustkonto  ermittelt  den  Überschuss  der  Vennögens- 
mehrungen  über  die  Vermögensminderungen,  die  Gewinnbilanz  den  Überschuss 
<le*  gegenwärtigen  Reinvermögenstandes  über  einen  früheren  Stand  des  Rein- 
vermögens. 

3.  a)  Ziehen  wir  zum  Schlüsse  auch  noch  die  Vermögensbilanz  im  handels- 
n-chtlichen  Sinne  zum  Vergleich  heran,  so  wird  der  Gegensatz  zwischen  Ver- 
mögen sbilanz ,  Gewinnbilanz  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  am  klarsten 
uefasst,  wenn  wir  sagen: 

a)  Die  Vcrmögenshüanx  ist  Reint'er/wör^e/iermittlungsbilanz;  ihr  Saldo  stellt 
den  Wertunterschied  zwischen  Bruttovennögen  und  Schulden,  also  den 
Stand  des  Reinvermögens  fest. 
ß)  Die  Gewinnbilmiz  ist  B^mvermögenmehrungshWunz ;  ihr  Saldo  ergibt 
den  Wertunterschied  zwischen  dem  gegenwärtigen  und  einem  früheren 
Stand  des  Reinvermögens,  also  die  Rei n vermögen sye?*ttWer«//</^). 
y)  Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  Reincr^raf/sbilanz^);  ihr  Saldo 
ergibt  .den  Wertunterschied  zwischen  dem  Roheinkommen,  den  Ein- 
nahmen, und  den  Ausgaben  einer  Geschäftsperiode,  den  Einkommen- 
oder Ausgabenüberschuss. 


')  Der  Gegensatz  zwischen  Vermögens-  und  Crewinnbilanz  kann  demgemäss  auch 
^  Gegensatz  von  Vermögensstand-  und  Vermögensverändeningsbilanz  bezeichnet 
werden.  Schulte,  Bilanzform  S.  29  spricht  von  Abschluss-  (soll  heissen  Vermögens - 
!<and-)  und  Verkehrsbilanz.  Auch  als  Vermögens-  und  Rentabilitätsrechnung  lässt 
•ich  der  Unterschied  bezeichnen  (s.  Schulte j  Wertansatz  11). 

*)  Wie  schon  oben  III  B  1  Anm.  bemerkt  und  später  darzulegen,  ist  diese  Be- 
iHclinung  und  Umschreibung  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  ganz  zutreffend, 
iüdem  der  bilanzrechtliche  Gewinn  auch  andere  Vermögensmehnmgen  umfasst  als 
liiche,  die  Ertrag  darstellen,  allein  in  diesem  Zusammenhang»  wo  es  sich  darum  handelt. 
•'-fl  Unterschied  gegen  jene  anderen  beiden  Arten  von  B.en  zu  präzisieren,  ist  es  nicht 
fn  verurteilen,  wenn  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nach  dem  bezeichnet  wird,  was 
^n  trster  Linie  in  ihr  steckt. 
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b)  Hieraus  erhellt,  was  der  Beisatz   Getvinn  oder   Verlust  bei  dem  Saldo, 
also  Gewinn-  und  Verlustsaldo  bei  jeder  der  drei  Rechnungen  bedeutet: 
a)  bei  der  Verniögensbilanz  Aktiven-,   bezw.  Schulden-Überschuss, 
ß)  bei   der    Gewinnbilanz   Reinvermögensmehrung,   bezw.   Rein  vermöge  ns- 

minderung, 
y)  bei  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung    Einnahmen-,  bezw.  Ausgaben- 

Überschuss. 

IV.  Vermögenverteilungs-  und  Gewinnverteilungsbilanz.  Ver- 
mögenverteüungshilanx  ist  eine  B.,  welche  den  Zweck  hat,  einer  Verteilung 
des  Nettovermögens  als  Grundlage  zu  dienen.  Oewinnverteüungshüanx  im 
Sinne  des  H.G.B.  ist  eine  B.,  welche  der  Verteilung  von  Reingewinn  in  der 
Bedeutung  von  Reinvermögensmehrung  als  Grundlage  dienen  soll.  Ge- 
winn Verteilungsbilanz  könnte  an  sich  auch  eine  B.  bedeuten,  deren  Zweck 
ist,  die  Grundlage  für  eine  Reineinnahme  Verteilung  abzugeben;  aber  Reingewinn 
als  Saldo  einer  B.  unseres  H.G.B.  bedeutet  nicht  Reineinkommen,  sondern  nur 
Reinvermögensmehrung. 

V.  Verhältnis  der  einzelnen  Bilanzgattungen  zu  einander. 
Das  Verhältnis  der  ersten  Einteilung  der  B.en  des  H.G.B.  zur  zweiten 
ist  keineswegs  das,  dass  ein  und  dieselbe  B.  nur  Vermögens-  und  Vermögen - 
Verteilungsbilanz  oder  Gewinn-  und  Gewinnvertcilungsbilanz  zu  sein  vermag, 
sondern  es  kann  die  Vermögensbilanz  auch  Gewinnverteilungs-,  und  die  Gewiun- 
bilanz  zugleich  Vermögen  Verteilungsbilanz  sein  oder  anders  ausgedrückt:  die 
Vermögen  Verteilungsbilanz  vermag  sowohl  die  Form  der  Vermögens-,  wie  der 
Gewinnbilanz  und  ebenso  die  Gewinnverteilungsbilanz  sowohl  die  Form  tlcr 
Gewinn-,  wie  der  Vermögensbilanz  zu  besitzen.  P]s  ist  demnach  eine  Kreuzung 
beider  Einteilungen  möglich.  Nur  das  ist  richtig:  dem  Wesen  der  Vermögen- 
verteilungsbilanz entspricht  mehr  die  Vermögensbilanz,  dem  Wesen  der  Gewüm- 
verteilungsbilanz  mehr  die  Gewinnbilanz. 

VI.  Es  wird  nun  unsere  Aufgabe  sein,  die  Richtigkeit  aller  vorstehenden 
Aufstellungen  über  die  Bilanzgattungen  des  H.G.B.  und  seiner  Nebengesetze  an 
der  Hand  der  Bestimmungen  des  H.G.B.  über  die  B.en  der  A.en  zu  erweisen. 
Wir  beginnen  mit  der  regelmässigst  wiederkehrenden  und  wichtigsten  B.  der  A., 
mit  der  Jahresschlussbilanz  oder,  wie  sie  das  G.  nennt  —  H.G.B.  §  260i  — , 
der  Jahresbilanz^). 

II.  Rechtliche  Natur  der  Jahresbilanz. 
!•  Die  JahresbilaiiB  als  GewinnbilaiiB. 

§  4. 

Die  JahresBchlussbilanz  der  A.  ist  ihrer  Form  nach  Gewinn'  und  ihrem 
Zwecke  nach   G&tvinnverteihmgshW^nz. 

I.  A.  Wenn  wir  die  Bestimmungen  des  H.G.B.  über  die  Jahresbilanz  der 
A.  mit  den  Vorschriften  desselben  über  die  Jahresbilanz  der  offenen  Handels- 
gesellschaft vergleichen,  so  fällt  Eines  sofort  ins  Auge :  Bei  der  offenen  Handels- 
gesellschaft wird  der  Jahresgewinn  „auf  Grund  der  Jahresbilanz  ermittelt",  bei 

*)  Beigel,  II  S.  12,  21,  95  hält  den  Ausdruck  Jahresbilanz  für  anzutreffend,  weil 
er  nicht  Jalu*e8zahleD,  will  sagen:  die  Summe  der  Tagcszahlen  aller  Tage  des  Jahres, 
sondern  nur  Zahlen  für  ein  ganz  bestimmtes  Tagesdatura  wiedergibt.  Allein  daran 
denkt  doch  niemand,  auch  nicht,  wer  die  kaufmännische  Buchfiihnmg  gar  nicht  kennt. 
Man  vergleiche  Jahresrechnung,  ein  allgemein  üblicher  Ausdruck.  Nur  das  ist  richtig: 
JahresscnluBsbilanz  ist  deutlicher,  weil  es  auch  eine  Jahrcseingangsbilanz  gibt. 
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il<T  A.  nCrffiht  sich  der  Jahresgewinn  mis  der  B.".  Auf  der  einen  Seite  steht 
H.G.B.  §  120  mit  dem  Satze:  „Am  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahres  winl  auf 
(tfuiuI  der  B.  der  Gewinn  oder  der  Verlust  des  Jahres  ermittelt  und  für 
jtnlen  Gesellschafter  sein  Auteil  daran  berechnet";  auf  der  anderen  Seite  finden 
sich  die  in  dieser  Hinsicht  nahezu  gleichlautenden  Bestimmungen  der  §§  215 
Ab?.  1,  227  Abs.  2,  216,  261  Ziff.  6  und  262. 

B.  Lautot  §  215  Abs.  1  noch:  „Es  darf  (so  lange  die  Gesellschaft  besteht) 
ant<^r  lüe  Aktionäre  nur  dasjenige  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen 
B.  aL*  Reingewinn  ergibt"  und  spricht  §  227  Abs.  2  noch  von  einem  ,,7iach 
der  jährlichen  B.  verfügbaren  Reingewinn"  und  lässt  sich  dieses  beides  noch 
dahin  auffassen,  dass  erst  nach  Abschluss  der  B.  der  Jahresgewinn  auf  deren 
Grundlage  festgestellt  winl,  so  bemerkt  §  216  schon  deutlicher,  dass  die  B. 
diejenige  Jahresrwhnung  ist,  in  welcher  festgestellt  wird,  ob  das  Jahr  und, 
wenn  ja,  in  welcher  Höhe  es  Reingewinn  gebracht  hat;  denn  es  heisst  dort: 
„Für  wiederkehrende  Leistungen  (der  Aktionäre  nebeji  den  Kapitaleinlagen) 
darf  eine  den  Wert  der  Leistungen  nicht  übersteigende  Vergütung  ohne  Rück- 
Hiht  darauf  bezahlt  werden,  ob  die  jährliche  B.  einen  Reingewinn  ergibt." 
Volle  Klarheit  aber,  was  mit  diesen  verschiedenen  Sätzen  ausgetlrückt  werden 
will,  bringt  die  Bestimmung  des  §  261  Ziff.  6.  Hier  wird  bezüglich  des 
Inhalts  der  B.  vorgeschrieben:  „Der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva 
und  sämtlicher  Passiva  (der  B.)  sich  ergehende  Gewinn  oder  Verlust  muss  am 
Srhluss  der  B.  besonders  angegeben  wertlen.  ,,Äm  Schluss  der  B."  ist:  in 
der  B.;  also  stellt  der  aus  jener  Vergleichung  sich  ergebende  Gewinn  oder 
Verlust  einen  Posten  der  B.  dar.  Hiefür  spricht  auch,  dass  Gewinn  oder  Verlust 
>ich  aus  einer  Vergleichung  entgegengesetzter  Vermögenswerte  ergeben  soll. 
„Vergleichung**  in  einer  Vorschrift  über  „Aufstellung  der  B.",  wie  eine  solche 
nach  seinen  Eingangsworten  §  261  des  H.G.B.  ist,  kann  nichts  anderes  be- 
doutenals  rechnerisi^he  Vergleichung;  rechnerische  Abgleichung  zwischen  Aktiven 
und  Passiven,  verschiedenen  Vermögensmassen  macht  aber  das  Wesen  der  B. 
aus.  Der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  der  B.  sich 
ergebende  Gewinn  oder  Verlust  ist  der  Bilanzsaldo.  Der  Bilanzsaldo  seinerseits 
i^t  ein  Posten  ifi  der  Bilanz:  der  Schlussposten  auf  der  Passivseite,  wenn  sich 
(iewinn-,  der  Schlussposten  auf  der  Aktivseite,  wenn  sich  Verlustsaldo  ergibt. 
Steht  der  Gewinn  oder  Verlust  aber  in  der  B.,  so  liegt  als  nächste  Wendung 
nahe,  dass  Grewinn  oder  Verlust  sich  aus  der  B.  ergeben,  und  so  finden  wir 
auch  schliesslich  in  H.G.B.  §  262,  also  in  dem  sich  an  §  261  g  unmittelbar 
anschliessenden  Rechtssatz  den  Passus:  „aus  der  B.  sich  ergebender  Verlust". 
Somit  steht  fest:  die  Jahresbilanz  ergibt  Gewinn  oder  Verlust,  ist  Gewinn- 
irmittlungs',  ist  Gewinnbilanz. 

C.  Wäre  der  Inhalt  des  H.G.B.  noch  nicht  ausreichend,  um  diese  Natur 
der  Jahresbilanz  der  A.  als  die  vom  G.  gewollte  zu  erweisen,  so  würde  die 
Richtigkeit  dieser  Anschauung  jedenfalls  zu  voller  Gewissheit  bei  Heranziehung 
der  Nebengesetze  des  H.G.B.  Auch  sie  gebrauchen  an  Stelle  von  „nach  der 
Biknz  sich  ergebend"  die  Wendung:  „aus  der  Bilanz  sich  ergebend".  Im 
K.G.  betreffend  die  GeseUschaften  mit  beschränkter  Haftung  vom  20.  April  1892 
U^gojmet  uns  in  §46  der  Satz:  „Der  Bestimmung  der  Gesellschafter  unterliegen 
<li«*  Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Verteilung  des  aus  derselben  sich 
ergebenden  Reingewinns".  Und  das  R.G.  über  die  privaten  Versicherungs- 
ant<Tnehmungen  vom  12.  Mai  1901  gebraucht  in  §  3tS  die  Wendung  „nach  der 
B.  >ich  ergc*bender  Überschuss",  ohne  damit  etwas  anderes  ausdrücken  zu 
vollen,  als  in  §  22  Abs.  3,  wo  es  von  „a^is  der  B.  sich  ergebendem  Über- 
schuss" spricht. 
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IL  A.  Ist  die  Jahresbilanz  eine  Gewinnbilanz,  so  muss,  sind  unsere 
allgemeinen  Ausführungen  über  die  B.en  des  H.G.B.  richtig,  der  Gewinn,  den 
sie  als  Saldo  feststellt,  gleichbedeutend  mit  dem  Überschusse  sein,  um  welchen 
das  Reinvermögen  des  Jahresendes  das  Reinvemiögen  vom  Jahresanfänge 
überragt;  denn  wir  sagten:  Gewinnbilanz  im  Sinne  des  H.G.B.  ist  nicht  eine 
B.,  deren  Saldo  das  Reineinkommen,  sondern  eine  B.,  deren  Saldo  die  Rein- 
vermögensmehrung eines  Geschäftsjahres  ziffermässig  zum  Ausdruck  bringt. 
Also  muss  die  Jahresbilanz  nicht  eine  Abgleichung  bloss  von  Jahreseinnahmefi 
und  Jabvesatisgaben,  sondern  eine  Abgleichung  von  Vermögen8«(d>wfen,  d.  h.  von 
Vermögensstücken  sein,  hinsichtlich  deren  es  gleichgültig  ist,  ob  sie  während 
des  Jahres  erst  eingingen  oder  ob  sie  bei  Beginn  des  Jahres  schon  vorhanden 
waren. 

B.  Aus  §  261  des  H.G.B.  folgt  mit  untrüglicher  Sicherheit,  dass  die 
Jahresschlussbilanz  nicht  bloss  die  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Rein- 
vermögens aus  Einnahmen  bezw.  Ausgaben,  sondern  jede  Vermehrung  oder 
Verminderung  des  Rein  Vermögens,  also  Mehrung  und  Minderung  des  ganzen 
Reinvermögens  saldomässig  zum  Ausdruck  bringt 

1.  Aus  den  Eingangsworten  des  §  261  geht  hervor,  dass  dieser  Paragraph 
hinsichtlich  der  B.en  der  A.  die  Vorschriften  des  allgemeinen  Bilanzrechtes 
nicht  ausschliessen,  sondern  nur  modifizieren  will.  „Für  die  Aufstellung  der 
B.  (der  A.)  kommen  die  Vorschriften  des  §  40  mit  folgenden  Massgaben  zur 
Anwendung**. 

2.  §  40  enthält  den  Satz^  dass  bei  Aufstellung  des  Inventars  und 
der  B.  sämtliche  „Vermögensgegenstände  und  Schulden"  nach  dem  Werte 
anzusetzen  sind,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die 
Aufstellung  stattfindet.  Mit  der  Wendung  „Vermögensgegenstände  und  Schulden" 
ist  aber,  was  die  Bilanzaufstellung  angeht,  hingewiesen  auf  die  Definition 
der  allgemein  kaufmännischen  Bilanz,  welche  §  39  gibt:  B.  ist  ein  „das  Ver- 
hältnis des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Abschluss".  Indem 
§  261  bei  der  Übertragung  der  Bestimmungen  des  §  40  auf  die  B.en  der  A.eii 
den  Ausdruck  „Vermögensgegenstände"  nicht  modifiziert,  d.  h.  nicht  Einnahmen 
dafür  setzt,  gibt  er  zu  erkennen,  dass  auch  die  Aktiengesellschaftsbilanz  noch 
andere  Vermögensstücke,  als  Einnahmen,  enthält,  also  nicht  bloss  eine  Ab- 
gleichung zwischen  Einnahmen  und  Schulden  aus  Ausgaben,  sondern  eine 
Abgleichung  auch  zwischen  anderen  Vermögensgegenstanden  und  anderen 
Schulden  gibt. 

3.  Man  könnte  geneigt  sein,  zu  schliessen :  also  ist  auch  die  Jahresbilanz 
der  A.  ein  das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellende  Ab- 
schluss  oder,  was  dasselbe  heisst,  eine  Vermögensbilanz.  Allein  daran  hindern 
die  Modifikationen,  welche  §  261  an  §  40  vornimmt,  hindert  die  Vorschrift 
von  §  261  Ziff.  5,  dass  der  Betrag  des  Grundkapitals  und  der  Betrag  eines 
jeden  Reservefonds  unter  die  Passiva  aufzunehmen  ist.  Denn  das  ist  unbe- 
stritten und  bedarf  keines  Beweises,  dass  Grundkapital  und  Reservefonds  viel- 
leicht Vermögen,  keinesfalls  aber  Schulden  der  A.  sind.  Denn  wer  wären 
die  Gläubiger?  Die  Aktionäre?  Sie  dürfen  nach  H.G.B.  §  213  ihre  Einlagen 
nicht  zurückfordern^).  Also  enthalten  die  Passiva  der  Aktiengesellschafts- 
bilanz auch  anderes  als  Schulden.     Die  Aktiengesellschaftsbilanz  kann  demnach 


*)  Nur,  wenn  bei  Auflösung  der  Gesellschaft  nach  Berichtigimg  der  (Jesell- 
schaftß- „Schulden"  Gesellschaf tsvermögen  übrig  bleibt,  haben  sie  Anspruch  auf  Ver- 
mögensleistung,  aber  keineswegs  auf  die  Einlagesumme,  sondern  auf  die  Liquida- 
tionsquote. 
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nioht  bloss  ein  das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender 
Abi^hluss,  nicht  bloss  eine  Vermögensbilanz  sein*  Und  dies  bestätigt  §  261 
Ziff.  6.  Denn  hiemach  ist  der  Gewinn,  welchen  die  B.  am  Schlüsse  anzu- 
gel)en  hat»  „der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva 
^ich  ergebende'*,  also  auch  der  Passiva,  die  nicht  Schulden  sind. 

4.  Aber  ist  die  Aktiengesellschaftsbilanz  auch  keine  Vermögensbilanz, 
weil  sie  nicht  bloss  das  Verhältnis  d.  h.  den  Wertunterschied  zwischen  Ver- 
mögen und  Schulden  rechnerisch  darstellt,  so  folgt  aus  der  Anwendung  des 
^  40  und  damit  des  §  39  auf  die  Aktiengesellschaftsbilanz  doch,  dass  die 
Aktiengesellschaftsbilanz  die  Elemente  der  Vermögensbilanz^  d.  h.  auf  der 
Aktivseite  „das  Vermögen",  auf  der  Passivseite  auch  „die  Schulden"  enthält. 
Dazu  kommen  dann  auf  der  Passivseite  noch  die  anderen  Passiva,  Grundkapital 
und  Reservefonds,  so  dass  sich  in  der  B.  gegenüber  stehen  und  gegeneinander 
auszugleichen    sind:   Aktiva  und:   Schulden  -j-  Grundkapital  -|-  Reservefonds. 

5.  Grundkapital  und  Reservefonds  stehen  aber  unter  den  „Passiva". 
Wie  kommen  sie  dahin?  Nicht  als  „Schulden".  Das  wissen  wir.  Denn  die 
A  schuldet  niemandem  Grundkapital  oder  Reservefonds.  Also  können  sie 
nur  als  positive  Werte  in  Betracht  kommen.  „Kapital"  und  „Fonds",  die 
man  besitzt,  sind  positive  Werte.  Aber  positive  Vermögenswerte  unter  den 
Passiven,  nicht  unter  den  Aktiven!  Das  ist  nur  möglich,  wenn  ihnen  an 
diesem  Platze  nicht  wirtschaftliche  Bedeutung  zukommt.  Welche  aber  dann? 
Es  kann  nur  eine  sein,  welche  sie  mit  den  Schulden  gemeinhaben;  denn  mit 
ihnen  stehen  sie  auf  dieser  Seite.  Aber  eine  materielle  vermag  sie  unter  diesen 
Umständen  nicht  zu  sein.  Denn  dadurch  unterscheiden  sie  sich  ja  gerade  von 
«len  Schulden,  dass  ihnen  als  Passivposten  materielle  Bedeutung  abgeht  Also 
nur  eine  formelle  und  diese  besteht  eben  darin,  dass  sie,  wie  die  Schulden, 
auf  der  Passivseite  stehen,  Passiva  sind.  Die  Passivseite  hat  in  der  B.  formelle, 
rechnerische  Bedeutung,  die  Bedeutung,  dass  sie  die  Posten  enthält,  welche 
von  den  Aktiven  abzuziehen  sind.  Passivum  in  der  B.  ist  Abzugsjwsten,  Sub- 
>trahcndum. 

6.  Das  zeigt  sich  sofort,  wenn  wir  die  B.  ihrer  kontomässigen  Form  ent- 
kleiden. Die  ist  ja  für  den  rechnerischen  Effekt,  den  sie  haben  soll,  nicht 
wp:^;ntlich.  Das  Nebeneinanderstellen  der  entgegengesetzten  Posten  und  ihr 
Abdeichen  durch  dieselben  Abschlussummen  erfolgt  nur,  weil  dies  Verfahren 
'len  Vorteil  bietet,  Rechenfehler  leichter  zu  vermeiden.  Stimmen  die  beiden 
Abschlussummen  nicht  überein,  so  ist  dadurch  allein  schon  bewiesen,  dass  auf 
<ler  einen  oder  anderen  Seite  ein  Rechenfehler  vorliegt..  Die  kontomässige  Form 
dient  also  der  Rechenkontrolle.  Lassen  wir  nun  aber  diese  Form  wegfallen 
und  stellen  wir  die  entgegengesetzten  Posten  untereinander,  so  ergibt  sich  so- 
fort, dass  die  Posten,  welche  auf  der  Passivseite  standen,  von  der  Summe  der 
Po?5ten,  welche  die  Aktivseite  ausmachen,  abzuziehen  sind. 

7.  Die  drei  Abzugsposten,  welche  wir  somit  in  „Schulden",  „Gmndkapital" 
und  „Reservefonds"  vor  uns  haben,  besitzen  aber  nicht  alle  die  gleiche  Art. 
Sie  zerfallen  jedenfalls  in  zwei  Teile,  in  die  „Schulden"  einer-  und  „Grund- 
kapital" und  „Reservefonds**  andererseits,  denn  die  inhaltliche  Bedeutung  von 
Jvhulden"  ist  eine  andere,  als  von  „Grundkapital"  und  „Reservefonds".  Die 
•vhulden  sind  Vermögenswerte,  negative  Vermögenswerte;  die  Abzugsposten 
-Grundkapital"  und  „Reservefonds"  sind  keine  Vermögenswerte,  tragen  nur 
'len  Namen  von  solchen.  Hieraus  folgt,  dass  sie  nicht  mit,  sondern  ?iaeh  den 
N^hulden  von  den  Aktiven  abzuziehen,  d.  h.  Grundkapital  und  Reservefonds 
T-n  der  Restsumme  abzuziehen  sind,  welche  von  den  Aktiven  nach  Abzug  der 
^•hulden  übrig  bleibt. 
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8.  Vorfahren  wir  auf  diese  Weise  und  ziehen  wir  demgeniäss  von  den 
Aktiven  zunächst  lediglich  die  Schulden  ab,  so  ist  die  verbleibende  Restsumnie 
nichts  anderes,  als  die  Summe  des  am  Jahresschlusa  vorhandenen  Reinver- 
niögens:  A  (Aktiva) —  8  (Schulden)  =  R  (Reinvermögen).  Ziehen  wir  vom  Rein- 
vermögen weiter  Grundkapital  (Gr)  und  Reservefonds  (Re)  ab,  so  bleibt  der 
„Gewinn"  (Ge).  Der  Gewinn  stellt  demgemäss  einen  Übersehuss  des  Rein  Ver- 
mögens vom  Jahresende  über  Grundkapital  und  Reservefonds  dar.  Grundkapital 
und  Reservefonds  müssen  hiernach  gegenüber  dem  Reinvermögen  am  Jahresende 
eine  Einheit  bilden.  Was  haben  sie  aber  gemein?  Sie  repräsentieren  das  Grund- 
stockvermögen der  A.  Grundkapitiü  und  Reservefonds  zusammen  bilden  das 
Grundstockvermögen  der  A.  Der  „Gewinn"  stellt  den  Übersehuss  des  Rein- 
vermögens am  Jahresende  über  das  Gmndstock vermögen  dar.  Was  die  Jahrea- 
schlu^sbilanz  ergibt^  ist  die  Mehrufig,  welche  das  Reinvennögen  vom  JaJiresefide 
über  das  Gnmdstockvennögen  aufweist.  Das  Grundstockvermögen  ist  aber  selbst 
eine  Reinvermögensziffer,  Reinvermögen,  das  vor  dem  Jahresende  vorhanden 
war.  Der  Gewinn  der  Jahresschlussbilanz  ist  somit  der  rechnerische  Ausdnick 
einer  Rein  Vermögensmehrung,  die  Jahresschlussbilanz  eine  ^QmxQrmbgQnmehruyigS' 
bihinz. 

9.  Die  Reinvermögenmehrungsbilanz  hat  nur  eine  etwas  eigentümliche 
rechnerische  Form.  Es  stehen  sich  im  Bilanzkonto  nicht  Rein  vermögen  vom 
Jahresende  und  als  das  andere  Reinvermögen  das  Grundstockvermögen  gegen- 
über; die  Ausgleichung  findet  rechnerisch  (kontoförmig)  nicht  so  statt,  dass  auf 
der  einen  Seite  des  Konto,  auf  der  Aktivseite,  das  Reinvennögen  vom  Jahres- 
ende, auf  der  anderen,  der  Passivseite,  das  Grundstockvermögen  steht,  die 
Gleichung  ist  nicht :  Reinvermögen  vom  Jahresende  =  Grundstock  vermögen  -|- 
Gewinn,  oder  bei  Reinvermögensrückgang :  Reinvermögen  vom  Jahresende  -|-  „Ver- 
lust" =  Grundstockvermögen;  sondern  die  Gleichung  ist:  Bruttoverniögen 
(Aktiva)  vom  Jahresende  =  „Schulden"  vom  Jahresende  -f-  Gmnd stockvermögen 
(d.  h.  Grundkapital  -|-  Reservefonds)  -j-  Gewinn ;  also  A  r=  S  -[-  (Gr  -[-  Re)  -j- 
Ge,  während  klarer  die  Gleichung  (A  —  S)  =  (Gr  -f-  Re)  -|-  Ge  oder  was  das- 
selbe ist  (A  —  S)  =  R  =  (Gr  +  Re)  +  Ge  wäre  % 


*)  Vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  wäre  die  richtige  Bilanzform: 


Vermögen : 

Bctricbsanlage    .... 
Sonstige  Aktiva     .     .     . 

Schulden 

Bnitto- 
Tormögen 

610000 
50000 

Schul  den 

40000 

Grundstockvermögen : 

Aktienkapital     .... 
Reservefonds      .... 

(300000 
10  000 

Gewinn: 
BetriebsüberschuHs      .     . 
Abschreibungen     .     .     . 

610  000 

660000 
40  000 

a«wiim 

12000 

Verlust 

y'^ 

20<.X) 

^y/^ 

12  000 
2000 

2(XH) 

Reingewinn 

10  000 

|l 

Vermögen 

620  000 

Grundvermögen  h  Gewinn 

620(^00 

oder :  Aktiva  —  Schulden  ==:  Einlage  -f  Gewinn. 

Vgl.  Schuhe,  Bilanzform  S.8,  18. 
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10.  Dass  die  Gleichung  nicht  ist:  Reinverniögen  vom  Jahresende  =  Gmnd- 
?«t()okvennögen -|- Gewinn,  sondern:  Bruttovermögen  vom  Jahresende  =  Schulden 
vom  Jahresende  -}-  Grundstockvennögen  -|~  Gewinn,  hat  seine  Ursache  darin,  dass 
ilie  Aktiengesellschaftsbilanz  auf  den  Elementen  der  allgemein  kaufmännischen  B.  sich 
aufbaut  Diese  ist  aber  ein  das  Verhältnis  des  „Vermögens**  und  der  „Schulden" 
ikoiitoförmig)  darstellender  Abschluss.  „Vermögen"  —  d.  h.  bei  dem  Gegenüber  von 
„Schulden":  Bruttovermögen  —  und  „Schulden"  sind  also  die  zwei  Seiten  dieser  B. 
Demzufolge  müssen  sich  auch  bei  der  Aktiengesellschaftsbilanz  Bruttovennögen 
und  Schulden  gegenüberstehen,  können  nicht  Posten  derselben  Seite  bilden.  Die 
Gleichung  darf  kontoförmig  nicht  lauten  A  —  S  =  (Gr  -[-  Re)  -f-  Ge,  sondern 
da?»  Bilanzkonto  muss  gefasst  sein  A  =  S  -}-  (Gr  -[-  Re)  -f-  Ge.  Dass  damit  dem 
rechnerischen  Ergebnis  nach  nichts  anderes  gesagt  ist,  als  mit  der  Gleichung 
A  —  8  ==  (Gr -[- Re) -f- Ge,  bedarf  keines  Beweises.  Hieraus  folgt  aber,  dass  die 
Gleichung  A  =  S  -f-  (Gr  -f-  Re)  -j-  Ge  ebenso,  wie  die  Gleichung  A  —  S  = 
(Gr4-  Re)  -f-  Ge,  als  Resultat  ergibt:  R  =  (Gr  +  Re)  -|-  Ge  oder  R  —  (Gr 
-|-  Re)  =  Ge,  d.  h.  der  „Gewinn"  der  Jahresschlussbilanz  ergibt  sich,  wenn  man 
ilas  Grundstock  vermögen  von  dem  Rein  vermögen  des  Jahresschlusses  abzieht. 
Die  Jahressohlussbilanz  ist  somit  die  rechnerische  Darstellung  des  Wertunter- 
ivhiedes  zwischen  Reinvennögen  am  Jahresende  und  vorher  vorhandenem  Rein-, 
in  specie  Grundstock  vermögen.  • 

C.  Für  das  H.G.B.  von  1861  und  damit  für  das  österr.  Recht  ergibt 
Hch  der  Charakter  der  Jahresschlussbilanz  als  Gewinnermittlungsbilanz  aus 
H.G.B.  Art  217,  wonach  unter  die  Aktionäre  verteilt  wird,  „was  sich  nach  der 
jährlichen  B.  und,  wenn  im  Gesellschaftsvertrage  die  Innehaltung  eines  Reserve- 
kapital«  bestimmt  ist,  nach  Abzug  desselben  als  reiner  t)bersc?iuss  ergibt". 
iJazu  stimmt  für  die  A.en,  welche  insbesondere  unter  das  österr.  A.-Reg.  vom 
20.  September  1899  fallen,  A.-Reg.  §  32:  „Die  Grundsätze,  nach  welchen  der 
Reingewinn  zu  berechnen  und  auszuzahlen  ist,  sind  im  Statute  genau  zu  be- 
stimmen. An  die  Aktionäre  darf  nur  das  verteilt  werden,  was  sich  als  Über- 
schuss  der  6t/an^mässigen  Aktiven  nach  Vornahme  der  erforderlichen  Abschreib- 
ungen von  denselben  und  nach  Abrechnung  aller  Passiven  (also  nicht  bloss 
«ler  Schulden)  ergibt." 

ni.  Wegen  der  eigentümlichen  Form  der  Jahresschlussbilanz,  weil  sie 
nicht  lautet  R  =  (Gr  +  Re)  +  Ge,  sondern  A  =  S  +  (Gr  +  Re)  -|-  Ge,  weil 
i^omit  Gr  -{-  Re  -j-  Ge  ebenso  =  R  ist,  wie  A  —  S,  könnte  man  geneigt  sein, 
in  der  Jabresschlussbilanz  doch  eine  Vermögensbilanz  oder  wenigstens  Ver- 
mögens- und  Gewinnbilanz  zugleich  zu  erblicken  ^).    Aber  beides  geht  nicht  an. 

A.  Um  zunächst  von  der  Frage  zu  sprechen,  ob  wegen  seiner  besonderen 
Form  das  Jahresschlussbilanz-Konto  nicht  doch  eine  VerrnÖgensbilanz  darstellt, 
^)  !«cheint  auf  den  ersten  Blick  verführerisch,  dass  die  beiderseitigen  Abschluss- 
^ummen  dieselben  sind,  ob  wir  die  Jahresbilanz  als  Vermögens-  oder  als  Rein- 
eewinnbilanz  gestalten.  Es  ergibt  sich  dies  schon  aus  unserer  Gleichung,  denn 
S  -(-  Gr  -[-  Re  -|-  Ge  ist  =  A,  also  ist  auch  die  Abschlussumnie  von  S  +  Gr 
-|-Re-[-6e  =  A;  aber  wir  wollen  es  auch  noch  durch  ein  Ziffern beispiel 
h<*Iegen. 

1.  Wir  stellen  folgende  beide  B.en  einer  A.  mit  600000  Mk.  Grund- 
kapital einander  gegenüber: 

')  lieischf  I  263  legt  der  B.  (will  sagen  Jahresbilanz)  einen  solchen  „Dopiwl- 
weck**  bei :  „einerseits  die  Vermögenslage  andrerseits  auch  den  erzielten  Erfolg  richtig 
darausteUen".   Vgl.  auch  Simon  §§  1—3. 
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Aktiva  (Soll) 

Waren 200000 

Bar 400000 

Debitorien*)  (Forderungen)  .     100000 


700000 

und 

Aktiva 

Waren 200000 

Bar 400000 

Forderungen 100000 


Passiva  (Haben) 
Kreditoren  2)  (Schulden)  .  .  60000 
Gewinnsaldo 640000 


700000 


Passiva 

Schulden 60000 

Grundkapital 600000 

Gewinnsaldo 40000 


700000 


700000 


2.  Hier  und  dort  ist  die  beiderseitige  Ausgleichssumme  700000,  aber  doch 
ist  nur  die  erste  B.  Vermögensbilanz  im  Sinne  des  G.  Nach  H.G£.  39  ist 
B.  ein  das  „Verhältnis"  des  „Vermögens"  und  der  „Schulden"  darstellender, 
also  die  Differenz  zwischen  beiden  ziffernmässig  angebender  Abschluss.  Das 
„Vermögen"  im  Gegensatz  zu  den  „Schulden"  ist  das  Aktivvermögen,  in  unserem 
FaUe  also  200000  +  400000  -|-  100  000.  Die  Schulden  sind  60000.  Somit 
beträgt  der  Wertunterschied  zwischen  beiden  700000  —  60  000  =  640  000. 
Nur  die  erste  B.  gibt  aber  diesen  Saldo,  d.  h.  das  Nettovermögen  vom  Jahresw- 
ende ziffernmässig  an. 

3.  Nun  lässt  sich  freihch  sagen:  auch  in  der  zweiten  B.  geben  600000 
+  40  000  =  640000.  Aber  diese  Ziffer  bildet  in  der  zweiten  Bilanz  nicht 
den  Saldo.  Der  Saldo  ist  hier  40000  und  40000  ist  nicht  der  Wertunter- 
schied zwischen  Aktiven  und  Schulden,  also  nicht  das  Verhältnis  von  „Ver- 
mögen" und  „Schulden"  darstellender  Abschluss,  infolgedessen  nicht  B.  im  Sinne 
des  §  39  und  damit  nicht  Vermögensbilanz. 

4.  Auf  der  anderen  Seite  entspricht  die  erste  B.  nicht  den  Erfordeniis.sen 
der  Reinvermögenmehrungsbilanz.  Nach  §  261  Ziff.  6  soll  sich  die  Reinver- 
mögensmehrung  aus  der  Vergleich ung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva 
der  B,y  demnach  aus  der  B.  ergeben.  Das  ist  aber  bei  der  B.  erster  Art  nicht 
der  Fall.  Um  rechnerisch  festzustellen,  dass  der  Reinvermögenszuwachs  40000, 
muss  eine  Rechnung  ausserhalb  der  B.,  auf  Kapitalkonto  vorgenommen  werden. 
Dort  finden  wir 

Kapitalkonto  Haben 

I  per  Eröffnungsbilanz     .    600000 
und  fügen  nun  ein 

Soll 


an  Schlussbilanz      .     .     640000 
und  erhalten  dann  als  Resultat 

Soll 
.     640000 


I  per  Eröffnungsbilanz     .    600000 


an  Schlussbilanz 


per  Eröffnungsbilanz 
Gewinnsaldo  . 


Haben 

600  000 
40000 


640  000 


640  000 


*)  Abkürzung  von  „(Schulden  der)  Debitoren"  (Schuldner). 
*)  Abkürzung  von  „(Forderungen  der)  Kreditoren"  (Gläubiger). 
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Die  Gewiniiennittlung  erfolgt  somit  wohl  auf  Grund  der  B.,  aber  nicht 
in  der  B.,  sondern  in  einem  anderen,  dem  Kapitalkonto. 

5.  Nun  liesse  sich  freilich  sagen:  diese  40000  stecken  eben  in  den 
040000  und  insoferne  ergibt  auch  die  erste  B.  die  Reinvermögensmehrung. 
Aber  H.GJB.  §  261  Ziff.  6  verlangt  ausdrücklich,  was  auch  schon  aus  dem 
Wesen  des  Siddos  folgt,  dass  der  Gewinn  am  Schlüsse  der  B.  „besonders"  an- 
gegeben wird.  Das  tut  aber  unsere  erste  B.  nicht  Die  40000  sind  unge- 
trennt mit  einem  anderen  Bilanzposten  verbunden.  Und  dass  es  nicht  will- 
kürlich ist,  sondern  einer  ganz  besonderen  Bedeutung  des  Reingewinns  im  Sinne 
von  §  2G1  Ziff.  6  entspricht,  wenn  der  Gesetzgeber  vorschreibt,  dass  der  Rein- 
irewinn  getrennt  von  anderen  Posten  aufzuführen  sei,  das  werden  wir  noch  in 
anderem  Zusammenhange  sehen'). 

B.  Aber  auch  keine  Verbindung  von  Vermögens-  und  Reinvermögens- 
mehrungsbilanz*)  kann  in  der  Jahresschlussbilanz  erblickt  werden.  Die  Jahres- 
schluAsbilanz  stellt  nicht  den  Wertunterschied  zwischen  Bruttovermögen  und 
Schulden  rechnerisch  dar,  sondern  den  Wertunterschied  zwischen  Bruttover- 
mögen  und  Schulden  -|-  Grundstockvermögen.  Der  Wertunterschied  zwischen 
Bnittovermögen  und  Schulden  kann  aus  der  Jahresbilanz  nur  durch  eine  be- 
>ondere,  ausserhalb  der  B.  stattfindende  Berechnung  abgeleitet  werden,  ist  also 
in  der  B.  nicht  dargestellt. 

IV,  Zum  Schluss  bedarf  es  noch  eines  kurzen  Hinweises  darauf,  dass 
gegen  die  Anschauung,  die  Jahresbilanz  der  A.  sei  eine  Gewinnbilanz,  auch 
nicht  angeführt  zu  werden  vermag,  dass  der  Kaufmann,  also  auch  die  Gesell- 
schaft, nach  H.G.B.  §  38  die  Pflicht  hat,  in  seinen  Büchern  die  Lage  seines 
Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu 
machen. 

A.  Selbst  wenn,  weil  es  heisst:  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
IMißkrung,  hieraus  zu  schliessen  wäre,  dass  die  Lage  des  Vermögens  unter 
allen  Umständen  rechnerisch,  d.  h.  ziffernmässig  ersichtlich  gemacht  werden 
niüs^e,  würde  an  dem  Charakter  der  Jahresbilanz  als  einer  Gewinnbilanz  nichts 
geändert  werden.  Denn  es  folgte  dann  aus  den  Modifikationen  des  §  2G1 
nur,  dass  jener  Rechtssatz  durch  §  261  Ziff.  5  und  6  für  die  Jahresbibinz  der 
A.  auj^ser  Geltung  gesetzt  ist. 

B.  Aber  §  38  meint  gar  nicht  die  bloss  rechnerische,  sondern  die  wirt- 
schaftliche Lage  des  Vermögens,  ihren  günstigen  oder  ungünstigen  Stand.  Es 
folgt  dies  aus  anderen  Gesetzesbestimmungen,  die  unter  sachlichem  Bezug  auf 
ji  38  statt  von  „Lage  des  Vermögens**  von  „Übersichten  über  den  Vermögens- 
.<tand**  oder  „Vermögenszustand"  oder  von  „Stand  der  Verhältnisse  der  Gesell- 
schaft" sprechen  ^).  Eine  Übersicht  über  die  wirtschaftliche  Lage  des  Unter- 
nehmens gibt  aber  auch  die  Gewinnbilanz.  Durch  ihren  Aufbau  auf  den  Ele- 
menten der  Vennögensbilanz  kann  sie  sogar  wirtschaftlich,  wenn  auch  nicht 
buchfährungsmässig,  als  indirekte   Vermögensbi^anz  bezeichnet  werden*). 


»)  §§  5  und  38. 

*)  Dies  meint  IHeraen-Fechmann  183  und  533:   „Verbindung  von  Vermogcns- 
Qud  Betriebabilanz''. 

»)  Vgl.  H.G.B.  §  14  Ziff.  1 ;  Konkursordnung  239  Ziff.  4,  240  Ziff.  3. 
\)  V^  dazu  unten  §  22. 
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ft.  Die  JahresbUanE  als  GewinnverteilunffsbilanB. 

§  5. 

Die  Jahresschlussbilanz  der  A.  ist  ihrem  Zwecke  nach  Gewinn  Verteilungsbilanz. 

1.  Wir  fanden  als  die  Form  der  Gewinnermittlungsbilanz  die  Gleichung 
A  =  S-|-Gr-|-Re-[-  Ge.  Wir  können  dieselbe  auch  formen  A  —  S  =  R 
=  Gr  -f-  Re  -f-  Ge.  M.  a.  W. :  Aus  der  Gewinnbilanz  ergibt  sich,  dass  Grund- 
stockvermögen und  Gewinn  zusammen  das  Reinvermögen  der  A.  am  Jahres- 
ende darstellen.  Grundstockvemiögen  und  Reingewinn  bilden  die  zwei  Be- 
standteile des  Reinvermögens. 

n.  Diese  Unterscheidung  zweier  Teile  des  Reinvermögens  ist  von  besonderer 
Bedeutung,  soferne  sich  ergibt,  dass  für  Grundstockvermögen  und  Reingewinn 
verschiedene  rechtliche  Ordnung  gilt.     Dies  ist  aber  der  Fall. 

III.  Wir  lesen  im  H.G.B.  §  213:  „Die  Aktionäre  haben,  so  lange  die 
Gesellschaft  besteht,  nur  Anspruch  auf  den  Reingewinn,"  und  in  H.G.B.  §  215: 
„Es  darf  nur  dasjenige  unter  sie  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  B. 
als  Reingewinn  ergibt."  Sofort  ziehen  wir  daraus  den  Schluss:  Auf  das  Grund- 
stockvermögen haben  die  Aktionäre,  so  lange  die  Gesellschaft  besteht,  demnach 
keinen  Anspruch;  das  Grundstockvemiögen  darf,  so  lange  die  Gesellschaft  be- 
steht, nicht  unter  sie  verteilt  werden.  Der  Gegensatz  von  Reingewinn  und 
Grundstockvermögen  besitzt  während  des  Bestehens  der  Gesellschaft  somit  die 
grösste  Wichtigkeit. 

IV.  Wenn  aber  während  des  Bestehens  nur  der  Reingewinn  verteilt 
werden  darf,  dann  ist  es  von  besonderer  Bedeutung,  die  Höhe  dieses  zu  ver- 
teilenden Reingewinns  ziffernmässig  festzustellen.  Das  tut  nun  die  Jahresbilanz, 
denn  der  Reingewinn  wird  jährlich  verteilt  und  verteilt  wird  als  Jahresreingewinn, 
„was  sich  nach  der  jährlichen  B.",  also  nach  der  Jahresschlussbilanz  „als 
Reingewinn  ergibt."  Die  Jahresschlussbilanz  dient  demnach  Zwecken  der  Ge- 
winnverteilung und  nur  diesen.  Sie  ist  Gewinnverteilungs-,  nicht  Vermögens- 
verteilungsbilanz. 

A.  1.  Man  könnte  geneigt  sein,  dies  letztere  schon  aus  der  Terminologie 
des  H.G.B.  ableiten  zu  wollen.  §  241  des  H.G.B.  handelt  von  der  Ersata- 
pflicht  der  Vorstandsmitglieder  bei  mangelnder  Sorgfalt.  In  Abs.  3,  wo  die 
Hauptfälle  solcher  Ersatzpflicht  aufgezählt  werden,  lautet  nun  eine  Ziffer  (Ziff.  5): 
Die  Vorstandsmitglieder  sind  zu  Ersatz  verpflichtet,  wenn  den  Vorschriften  des 
H.G.B.  entgegen  „Verieilufig  des  Geaellschait^verrnögens  erfolgt."  'J'rotzdem 
findet  sich  aber  noch  eine  besondere  Zififer  (Ziff*.  2),  welche  die  Vorstands- 
mitglieder für  ersatzpflichtig  erklärt,  wenn  dem  G.  zuwider  den  Aktionären 
„Gewinnmit&le  gezahlt  werden."  Somit  scheint  die  Reingewinnverteilung  gar 
nicht  zur  Gesellschaft  Vermögens  Verteilung  gerechnet,  sondern  unter  letzterer 
lediglich  gesetzwidrige  Zurückzahlung  von  Grundkapital  und  gesetzwidrige  Auf- 
lösung von  Reservefonds  verstanden  zu  wenden. 

2.  Allein  neben  „Verteilung  des  GeseUschafts Vermögens"  wird  in  §  241 
Abs.  3  Ziff.  5  auch  noch  besonders  erwähnt  und  mit  „oder"  gegenübergestellt 
die  teilweise  „Zurückzahlung"  des  Grundkapitals.  Hieraus  folgt,  dass  die 
Wendung  „Verteilung  des  Gesellschaf tsvermögens"  in  §  241  iii  5  nicht  eine 
allgemeine,  auch  Rückzahlung  von  Grundkapital  im  technischen  Sinne  mit  um- 
fassende, sondern  eine  besondere  Bedeutung  hat.  Und  eine  solche  hat  sie,  wie 
aus  §  180  mit  §  300  i  hervorgeht  und  wir  noch  später  (in  §  9)  sehen  werden. 
Die  Wendung  bezieht  sich  nur  auf  das  Liquidationsstadium  ^).     Somit  lässt  die 


')  A.  M.  Staub  241,3  und  Ring  241 5. 
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Cliarakterisierung  einer  B.,  welche  nicht  dem  Liquidationsstadium  angehört,  als 
Nicht- Vermögensverteilungsbilanz  sich  nicht  auf  die  Terminologie  des  Gesetz- 
buches stützen. 

B.  Dagegen  zeigen  uns  die  Vorschriften  über  den  Jnhalt  der  lahresschluss- 
bilanz,  dass  sie  nicht  Vermögens-,  sondern  Gewinnverteilungszwecken  dienen   soll. 

Hätte  sie  ersteren  Zweck,  so  wäre  ihre  Aufgabe  doch,  dass  sie  das  ganze 
rerteilungsfähige  Vermögen,  alle  Vermögenswerte  der  Gesellschaft  feststellt,  d.  li. 
durchweg  nach  der  Vorschrift  von  H.G.B.  §  40  aufgestellt  wird,  wonach  die 
Vermögen sgegenstände  nicht  unter  ihrem  augenblicklichen  Effektivwerte  an- 
gest^tzt  werden  dürfen.  Für  die  Jahresschlnssbilanz  gilt  aber  in  dieser  Hin- 
.^icht  nicht  §  40,  sondern  §  261  Ziff.  1  u.  2.  Und  hiernach  sind  —  mit 
einer  Ausnahme  —  alle  Vennögensgegenstände  höchstens  zu  ihrem  Anschaffungs- 
«jtler  Herstellungspreise  anzusetzen,  also  eventuell  unter  ihrem  augenblicklichen 
Werte.  Und  so  ist  es  möglich,  dass  die  Jahresbilanz  nicht  alle  vorhandenen 
Vermögenswerte  ermittelt.  Dies  widerspricht  dem  Wesen  einer  um  der  Ver- 
teilung des  ganzen  Vermögens  willen  aufgemachten  B. 

III.  Die  rechtliche  Natur  von  Eröffnungs-  und 

Zwischenbilanz. 

1.  Die  Anwendung  von  H.G.B.  g  961  avf  beide  Bilansen. 

§  6. 
Eröffnungs-    und   Zwischenbilanz    haben    dieselbe    rechtliche    Natur,    wie 
'üc*  Jahresschlussbilanz.     Ihrer  Form   nach  sind  sie  Gewinn-,  ihrem  Zwecke  nach 
Gewinnverteilungsbilanzen.     Wir  beweisen  zunächt  ihren  Charakter  als  Gewinn- 
bilanzen. 

L  Dass  der  Jahresschlussbilanz  der  Charakter  als  Gewinn-  und  nicht 
aL<  Vennögensbilanz  eignet^  leiteten  wir  aus  H.G.B.  §  261  Ziff.  5  u.  6  ab. 
Ak)  ist  nachzuweisen,  dass  diese  Bestimmungen  auch  für  die  Eröffnungs-  und 
•lie  Zwischenbilanz  gelten.  Aus  folgendem  ergibt  sich,  dass  nicht  bloss  §  2G1 
Ziff.  5  u.  6,  sondern  der  ganze  §  261  auch  auf  Eröffnungs-  und  Zwischen- 
bilanz Anwendung  zu  finden  hat. 

11.  A.  Gegen  die  Anwendung  des  §  261  auf  Eröffnungs-  und  Zwischen- 
bilanz scheint  der  Zusanunenhang  zu  sprechen.  §  260  handelt  nur  von  der 
Jahresbilanz  und  nun  fährt  der  Gesetzgeber  ohne  nähere  ausdrückliche  Angabe, 
wdehe  B.  er  jetzt  meint,  in  §  261  fort:  „Für  die  Aufstellung  der  B.  kommen 
•lie  Vorschriften  des  §  40  mit  folgenden  Massgaben  zur  Anwendung."  Muss 
hieraus  nicht  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  der  Gesetzgeber  unter  „der  B."  die 
Jahresbilanz  meint,  nachdem  in  §  260  die  Sätze  vorausgehen:  „Die  General- 
vei>iammlung  beschliesst  über  die  Genehmigung  der  Jahresbilanz.  . . ."  „Der 
Vorstand  hat  in  den  ersten  drei  Monaten  des  Geschäftsjahres  für  das  ver- 
fl<)s^ne  Geschäftsjahr  eine  B. . . .  vorzulegen.  Im  Gesellschaftsvertrage  kann 
'ine  andere  Frist  . . .  bestimmt  werden ?" 

B.  Allein  dieser  Schluss  ist  nicht  zwingend.  Es  ist  auch  die  Auffassung 
m'Vlich,  dass  der  Gesetzgeber  bei  Anreihung  der  Bestimmungen  des  §  261  an 
$  260  von  der  Absicht  geleitet  war,  an  der  Stelle,  wo  er  zuerst  im  Aktien- 
rt-chte  Veranlassung  hatte,  von  einer  B.  der  A.  näher  zu  handeln,  gleich  die 
.tuize  Materie  der  B.en  der  A.  zu  erledigen  oder  wenigstens  die  grundlegenden, 
Jbi  Zwdfel  für  alle  Aktiengesellschaftsbilanzen  geltenden  Vorschriften  aufzustellen. 
in.  Für  diese  Ansicht  spricht  die   Fassung,    der   Wortlaut   von  §  261. 
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A.  Einmal  leitet  sich  §  261  nicht,  wie  zu  erwarten  wäre,  wenn  §  261 
lediglich  weitere  Vorschriften  über  die  Jahresbilanz  enthielte,  mit  den  Worten 
ein :  „Für  die  Aufstellung  der  Jafireshilaxiz  gelten  folgende  Vorschriften",  sondern 
§  261  beginnt  mit  den  Worten:  „Für  die  Aufstellung  der  B.  kommen  die 
Vorschriften  des  §  40  ...  zur  Anwendung."  Wo  der  Gesetzgeber  lediglich 
die  Jahresbilanz  meint,  bemerkt  er  dies  ausdrücklich,  so  z.  B.  in  §  215:  „Was 
sich  nach  der  jährlichen  B.  als  Reingewinn  ergibt";  §  216:  „Ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  jährliche  B.  einen  Reingewinn  ergibt";  §  227:  „Nur  aus  dem 
nach  der  jährlichen  B.  verfügbaren  Grewinn."  Hier  dagegen  heisst  es  nur: 
„Für  die  Aufstellung  der  B.",  also  jeder  B. 

B.  Aus  der  Übereinstimmung  der  beiden  diesbezüglichen  Fassungen  erhellt 
dann  ferner,  dass  der  Redaktor  des  G.  bei  Formulierung  des  Eingangs  von 
§  261  der  Fassung  des  ja  in  ihm  auf  A.en  ausdrücklich  für  anwendbar  er- 
klärten §  40  folgte.  Denn  hier  begegnet  ebenfalls  die  Wendung  „bei  der 
Aufstellung  der  B."  und  zwar  in  dem  unbezweifelten  Sinne  von  „Aufstellung 
jeder  B." 

C.  Diesen  Anschluss  ,der  Formulierung  des  Eingangs  von  §  261  an 
§  40  macht  zu  voller  Gewissheit,  dass  §  261  noch  In  anderer  Richtung  nach 
Vorbild  des  §  40  gefasst  ist.  §  261  Ziff.  1  lautet:  „Wertpapiere  und  Waren, 
die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  dürfen  höchstens  zu  dem  Börsen- 
oder Marktpreise  des  Zeitjmnktes,  für  welclien  die  B,  aufgestellt  u^ird,  angesetzt 
werden."  Nahezu  wörtlich  stimmt  damit  überein  §  40  ii,  insoferne  wir  dort 
lesen:  „Bei  der  Aufstellung  der  B.  sind  sämtliche  Vermögensgegenstände  und 
Schulden  nach  dem  Werte  anzusetzen,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen 
ist,  für  welchen  die  Aufstellung  stattfindet." 

D.  Der  eben  wiedergegebene  Passus  von  §  261  Ziff.  1  beweist  aber 
auch  unmittelbar,  dass  §  261  nicht  bloss  auf  die  Jahresschluss-,  sondern  auf 
jede  B.  der  A.  sich  grundsätzlich  bezieht.  Würde  §  261  Vorschriften  lediglich 
für  die  Aufstellung  von  Jahresbilanzen  statuieren  wollen,  so  würde  selbst,  wenn 
er  sich  statt  mit  den  Worten :  „Für  Aufstellung  der  Jahresbilanz  gelten  u.  s.  w." 
nur  mit  der  Wendung:  „Für  Aufstellung  der  B.  gelten  u.  s.  w"  einleitete, 
in  §  261  Ziff.  1  keine  andere  Fassung  möglich  sein,  als:  „Wertpapiere  und 
Waren,  die  einen  Börsen-  oder  Mtu-ktpreis  haben,  dürfen  höchstens  zu  dem 
Markt-  oder  Börsenpreise  des  Jahresschlusses  aufgestellt  werden."  Die  Formu- 
lierung des  §  261,  Ziff.  1  so,  wie  sie  in  Wirklichkeit  lautet,  wäre  dann  eine 
umständliche  und  geradezu  irreführende  Fassung.  Anders  dagegen,  wenn 
§  261  sich  grundsätzlich  auf  alle  B.en  der  A.  bezieht.  Dann  ist  es  selbst- 
verständlich, dass  diese  Ziff.  1  unbestimmt  von  einem  Börsen-  oder  Marktpreise 
des  Zeitpunktes,  „für  welchen  die  B.  aufgestellt  wird",  spricht.  Denn  es  kommen 
dann  verschiedene  Zeitpunkte  in  Betracht. 

E.  An  dieser  Auffassung  kann  auch  nicht  die  Bestimmung  des  §  325 
Ziff.  3  irre  machen.  Hiernach  finden  „die  den  Vorstand  der  *A.  betreffenden 
Vorschriften  über  Aufstellung,  Vorlegung  und  Veröffentlichung  der  JaJires- 
bilanz  und  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sowie  über  die  Vorlegung  des 
Geschäftsberichtes"  auf  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  der  Kommandit- 
aktiengesellschaft  entsprechende  Anwendung.  Wie  der  Wortlaut  dieser  Bestimmung 
zeigt,  ist  sie  in  der  Hauptsache  ein  Verweisungsparagraph.  Der  Gesetzgeber  meint, 
dass  sich  die  Vorschriften  des  §  261  über  „Aufstellung  der  B."  ebenso,  wie 
in  der  Tat  die  der  §§  260  und  265  über  Vorlegung  und  Veröffentlichung 
der  B.,  nur  auf  die  Jahresbilanz  beziehen,  aber  er  schreibt  nicht  vor,  dass  jene 
Vorschriften  lediglich  auf  die  Jahresbilanz  zu  beziehen  seien.  Also  ist  <lie 
Meinung  des  §  325  für  die  Auslegung  unverbindlich. 
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rV'.  SoDiit  gilt  §  261  auch  für  EröJÖTnungs-  uud  Zwischenbilanz,  damit 
aber  auch  §  261  Ziff.  5  u.  6  und  hieraus  folgt:  auch  Eröffnungs-  und  Zwischen- 
bilanz sind  Grewinubilanzen ;  ihr  Saldo  ist  Überschuss  des  gegenwärtigen  Rein- 
vermögens  über  das  Grundstockvermögen. 

V.  Hinsichtlich  der  Zwischenbilanz  erhellt  die  Geltung  des  §  261  und  ins- 
besondere von  §  261  Ziff.  5  u.  6  auch  für  sie  noch  aus  einer  anderen  Be- 
stimmung, aus  §  240 II. 

1.  A.  Wir  führten  die  bezügliche  Vorschrift  als  solche  schon  oben  §  1 
an.  Sie  erwähnt  neben  der  Jahres-  auch  die  Zwischenbilanz  und  zwar  in 
<ler  Fonnulierung:  „Ergibt  sich  bei  Aufstellung  der  Jahresbilanz  oder  einer 
Zwisrohenbilanz"  eine  Überschuldung. 

2.  Warum  der  Gesetzgeber  hierbei  hinsichtlich  der  Jahresbilanz  statt  „aus 
der  Jahresbilanz'':  „bei  Aufstellung  der  Jahresbilanz*^  formuliert,  das  vermögen 
wir  nach  unseren  bisherigen  Ausführungen  sonder  Mühe  zu  ersehen.  ,,Au8  der 
Jahresbilanz  kann  sich  nach  der  sonstigen  Tenninologie  unseres  G.  Überschuldung 
nicht  „ergeben";  denn  aus  der  Jahresbilanz  „ergibt  sich"  gemäss  H.G.B.  §§  215, 
216  nicht,  was  Überschuldung  ist:  ein  Überschuss  der  „Schulden"  über  das 
„Vermögen",  sondern  aus  der  Jahresbilanz  „ergibt  sich",  wenn  wir  negatives 
.Jahresergebnis  annehmen,  ein  Überschuss  der  Schulden  -|-  Grundstockvermögen 
1 8 -|- Gr -[- Re)  über  das  „Vermögen",  die  Aktiva  (A).  Die  Formel,  welche 
au>  der  Jahresbilanz  erfliesst,  ist  A  -f-  V  (Verlust)  =  S  -j-  Grr  -j-  Re.  Sollte 
-ich  aus  der  Jahresbilanz  Überschuldung  ergeben,  so  müsste  sie  lauten :  A  -|-  V 
=  S.  Nur  durch  eine  weitere  Rechnung,  durch  Weglassen  von  Gr  -|-  Re, 
durch  eine  Hilfs-  oder  Nebenbilanz  kann  diese  Formel,  das  Vorhandensein  von 
Cberschuldung  aus  der  Jahresbilanz  abgeleitet  werden.  M.  a.  W. :  Unmittelbar 
aus  der  Jahresbilanz  ergibt  sich  Überschuldung  nicht,  weil  nach  §  261  Ziff.  6 
der  Verlustsaldo  aus  einer  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher 
Paissiva  der  B.  zu  berechnen  ist  und  nach  §  261  Ziff.  5  zu  diesen  sämtlichen 
Pasjiiven  auch  Grundkapital  und  Reservefonds  zählen. 

3.  Hat  der  Gesetzgeber  aber  aus  diesem  Grunde^)  bezüglich  der  Jahres- 
bilanz statt  „sich  aus  der  B.  ergeben":  „sich  bei  Aufstellung  der  B.  ergeben" 
gesetzt,  so  darf  das  Gleiche  auch  in  Ansehung  der  Zwischenbilanz  angenommen 
wenlen.  Somit  gilt  auch  für  sie  §  261  Ziff.  5  u.  6.  Aus  ihnen  aber  folgt 
der  Charakter   der  Aktienbilanz   als   Gewinn-  und    nicht   als   Vennögensbilanz. 

ftm  Ihre  Natur  als  firewinnverteilviicrBbilaiiBeii. 

§  7. 

I.  Aus  schon  angezogenen  Gesetzesstellen*),  vor  allem  aus  §  215  mit  den 
H'orten:  „Es  darf  nur  das  unter  die  Aktionäre  verteilt  werden,  was  sich  nach 
«l^r  jährlichen  B.  als  Reingewinn  ergibt",  erhellt,  dass  eine  Reingewinnverteilimg 
mir  einmal  jährlich,  auf  Grund  der  Jahresschlussbilanz  stattfindet.  Nur  der  aus 
der  Jahresschlussbilanz  sich  ergebende  Reingewinn  wird  verteilt. 

n.  Hieraus  würde  an  sich  folgen,  dass  die  Eröffnungs-  und  die  Zwischen- 
bilanzen nicht  gerade  dem  Zwecke  der  Gewinnverteilung  zu  dienen  brauchen. 
Allein  trotzdem  sind  sie  tatsächlich  Gewinnverteilungsbilanzen.  Aus  ihrem  Wesen 
und  aus  positiver  gesetzlicher  Bestimmung  ist  dies  abzuleiten. 

ni.  A.  1.  Die  ZwiscIienhllAnz  ist  ihrem  Wesen  nach  eine  B.,  welche 
*'jr  einen  Zeitpunkt  zwischen  zwei  Jahresenden,  im  Laufe  eines  Geschäftsjahres 


')  Denkschrift  I,  140. 

»)  H.G.B.  §§  215,  216  (oben  S.  7).  dazu  214 u. 

Rehm,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften. 
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aufgestellt  wird.  8ie  ist  also  B.  über  das  Ergebnis  eines  Jabrestetls,  Jahresieü- 
und  JahresteilschlussZ^Tan^,  und  hieraus  darf  geschlossen  werden,  dass  sie  dem 
gleichen  Zwecke  dient,  wie  die  B.  über  das  Ergebnis  des  ganzen  Geschäfts- 
jahres, wie  die  Jahresbilanz. 

2.  Dies  wird  zur  Gewissheit  dadurch^  dass,  wie  wir  wissen,  auch  die 
Zwischenbilanz  den  Vorschriften  von  H.G.B.  §  261  untersteht  Insbesondere 
gelten  also  auch  für  sie  die  Vorschriften  des  §  261  über  Wertbestimmungen, 
somit  insbesondere  auch  §  261  Ziff.  1  u.  2.  Wie  wir  aus  diesen  Bestimmungen 
die  Natur  der  Jahresbilanz  als  Gewhin  Verteilungsbilanz  folgerten*),  so  leitet 
sich  demgemäss  auch  für  die  Zwischenbilanz  aus  ihnen  der  gleiche  Rechts- 
charakter ab. 

B.  1.  Die  ErÖffnungS'  oder  MngangsbUanx  wird  wohl  gemäss  H.G.B. 
§  39  bei  Beginn  des  Händelsgewerbes  aufgemacht;  allein  nichtsdestoweniger 
ist  sie  ihrem  Wesen  nach  nicht  sowohl  Geschäfts-,  als  vielmehr  GeschäftHJahrfej- 
Eröffhungsbilanz,  eine  Eingangsbilanz  für  das  erste  Geschäftsjahr;  denn  t^io 
bildet  die  Grundlage  nicht  etwa  für  die  Schlussbilanz  des  Geschäftsbetriebejs 
für  die  Liquidationsbilanz,  sondern  nur  für  den  Schluss  des  ersten  Geschäfts- 
jahres. Sie  ist  Jahresrechnungsbilanz.  Also  darf  im  Zweifel  angenommen 
werden,  dass  sie  denselben  Vorschriften,  wie  die  Jahresschlussbilanz,  untersteht 

2.  Dazu  kommt  auch  hier  ein  Beweis  aus  ausdrücklicher  Gesetzes- 
bestimmung. §  39  von  der  allgemeinen  Kauf  man  nsbilanz  gilt  mangels  ent- 
gegenstehender Vorschrift  gemäss  H.G.B.  §  6  auch  für  die  Handelsgesellschaften, 
somit  auch  für  die  Aktiengesellschaft  Hier  heisst  es  in  Abs.  1 :  „Jeder  Kaufmann 
hat  bei  dem  Beginn  seines  Handelsgewerbes  seine  Vermögensgegenstände  und 
Schulden  genau  zu  verzeichnen,  dabei  den  Wert  derselben  anzugeben  und  einen 
das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellenden  Abschluss  zu 
machen.*'  Und  nun  fährt  Abs.  2  fort:  „Er  hat  demnächst  für  den  Schlu&< 
eines  jeden  Geschäftsjahres  ein  solches  Inventar  und  eine  solche  Bilanz  auf- 
zustellen.*^ Somit  hat  die  Jahresschluss-  oder  Jahresausgangsbilanz  im  Zweifel 
dieselbe  rechtliche  Natur,  wie  die  Eröfthungsbilanz,  aber  auch  die  letztere  dieselbe, 
wie  die  erstere.     Ist  diese  daher  Gewinnvert>eilungsbilanz,    so  ist  es  auch   jene. 

IV.  Die  rechtliche  Natur  der  eigentlichen 

Liquidationsbilanzen. 

]•  Ihre  ]N^atnr  als  C^ewinnbilansen. 


I.  A.  Bei  Bestimmung  des  rechtlichen  Wesens  der  Liquidationsjahresschluss- 
bilanz befindet  sich  die  wissenschaftliche  Untersuchung  insoferne  in  einer 
günstigeren  Lage,  wie  bei  Feststellung  des  Rechtscharakters  der  ordentlichen  Er- 
öffnungs-  und  Zwischenbilanz,  als  das  H.G.B.  für  die  Liquidationsbilanzen  aus- 
drücklich Sondervorschriften  und  zwar  in  erster  Linie  von  §  261  abweichende 
aufgestellt.  §  299  ii  des  H.G.B.  bemerkt  klipp  und  klar:  „Die  Vorschriften 
der  §§  2G0,  203 — 267  mit  Ausnahme  derjenigen  über  die  Gewinnverteilung 
finden  Anwendung;  die  Vorschriften  de?-  §§  261,  262  bleiben  ausser  An- 
Wendung/*     Also  bleiben  auch  §  261  Ziff.  5  u.  6  ausser  Anwendung. 

B.  Allein  es  wäre  übereilt,  aus  dieser  rechtlichen  Tatsache  ohne  weiteres 
den  Schluss  zu  ziehen,  dass  die  Liquidationsbilanz  nicht  die  Natur  einer 
Gewinn-  und  Gewinn  Verteilungsbilanz  besässe. 


»)  Vgl.  §  f),  IV  B. 
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1.  Aus  der  Vorschrift  des  §  299  n,  dass  §  261  Ziff.  5  auf  Liquidations- 
bilauzen  keine  Anwendung  findet,  folgt  nur,  dass  Grundkapital  und  Reserve- 
fondö  in  die  Liquidationsbilanzen  nicht  eingestellt  werden  müssen,  nicht  aber 
folgt  hieraus,  dass  sie  in  die  Liquidationsbilanz  nicht  eingestellt  werden  dürfen. 
Der  Wortlaut  von  §  261  Ziff.  5  ist  nur:  „Der  Betrag  des  Grundkapitals  und 
•1er  Betrag  eines  jeden  Reservefonds  sind  unter  die  Passiva  aufzunehmen.'* 
Somit  ist  durch  den  rechtlichen  Umstand,  dass  §  261  Ziff.  5  für  Liquidations- 
bilanzen nicht  gilt,  nicht  ausgeschlossen,  dass  letztere  doch  die  Eigenschaft  von 
Gewinnbilanzen  an  sich  tragen. 

2.  Und  dasselbe  gilt  für  §  261  Ziff.  6.  Auch  diese  Vorschrift  sagt 
le^liglich:  Der  Überschuss  des  Rein  Vermögens  am  Jahresende  über  das  Grund- 
st^k vermögen  ist  am  Schlüsse  der  B.  besonders  anzugeben.  Nicht  hindert  sie, 
(lass  dieser  Überschuss  au«h  in  B.en,  welche  nicht  unter  §  261  fallen,  am 
Schlüsse  besonders  angegeben  wird. 

C.  Trotz  alledem  geht  es  nicht  an,  aus  §  299  ii  so  zu  schliessen,  wie 
wir  es  eben  taten,  also  zu  folgern:  §  261  Ziff.  5  u.  6  verbieten  nicht,  auch 
Grundkapital  und  Reservefonds  unter  die  Passiva  einzusetzen  und  zum  bilanz- 
üiä»igen  Gewinn  den  Überschuss  des  augenblicklichen  Reinvermögens  über  Grund- 
kapital und  Reservefonds  zu  erklären ;  demgemäss  ist  es  erlaubt.  Dies  wäre 
nur  dann  statthaft,  wenn  über  die  Liquidationsbilanz  der  A.  keine  weiteren 
Vorschriften  vorhanden  wären.  In  Wirklichkeit  ergibt  sich  aus  dem  Satze  von 
S  299n:  „Die  Vorschriften  der  §§  261,  262  bleiben  ausser  Anwendung" 
derSchluss:  Also  finden  auf  die  Liquidationsbilanzen  die  Vorschriften  des  §  38  ff. 
über  die  allgemeine  kaufmännische  B.  Anwendiuig;  denn  §  294  bestimmt:  „Bis 
zur  Beendigung  der  Liquidation  kommen  die  Vorschriften  der  vorausgehenden 
Titel  zur  Anwendung,  soweit  sich  nicht  aus  diesem  Titel  fd.  i.  dem  Titel  über 
IJquidation)  oder  aus  dem  Zwecke  der  Liquidation  ein  Anderes  ergibt."  Da 
auj«  den  Voi"schriften  über  Liquidation  und  dem  Liquidationszwecke  nichts 
irt'genteiliges  zu  entnehmen  ist,  gilt  demgemäss  auch  für  die  A.  in  Liquidation 
•iie  Bestimmung  des  §  210  n,  dass  die  A.  als  Handelsgesellschaft  zu  gelten 
habe.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  finden  auch  auf  ihre  Liquidationsbilanzen 
<lie  Vorschriften  über  die  B.  des  Einzelkaufmanns  §  3 8  ff.  Anwendung,  da,  wie 
wir  wissen,  laut  H.G.B.  §  6  den  Vorschriften  über  den  Kaufmann  auch  die 
Hamlekgesellschaften  unterworfen  sind.  Die  Richtigkeit  dieser  Schlussfolgerung 
U?>tätigt  der  von  der  Liquidation  handelnde  Titel  für  ein  anderes  allgemeines 
Kaufmannsrecht,  für  das  Firmenrecht  selbst.  Nach  H.G.B.  §  302  ist  das  Er- 
When  der  Gresellschaftsfirma  erst  nach  Durchführung  der  Liquidation  zum 
Handelsregister  anzumelden. 

II.  A.  Gelten  demgemäss  für  die  Liquidationsbilanzen  der  A.  die 
Vorschriften  des  §  88  ff.,  so  müssen  —  werden  wir  sofort  weiter  folgern  — 
•liejie  B.en  das  „Verhältnis  des  Vermögens-  und  der  Schulden  darstellende", 
'1.  h.  also  Vennögensbilanzen  sein.  Hieraus  aber  resultiert,  dass  in  die  B.en 
nicht  aufgenommelt  werden  dürfen  Grundkapital,  Reservefonds  und  Überschuss 
l'^'i  Rein  Vermögens  über  diese  beide. 

B.  1,  Allein  nun  kommt  wieder  §  299ii  in  Betracht,  welcher  besagt: 
^Die  Vorschriften  der  §§  260,  263  bis  267  finden  Anwendung."  Dicker 
Rfc^hfcisatz  bestimmt  gemäss  seines  Wortlautes  nicht,  dass  nur  die  Vorschriften, 
»^Iche  jene  Paragraphen  über  die  B.  enthalten,  auf  die  Liquidation  Anwen- 
'i'fflg  finden,  sondern  dieser  Rechtssatz  bestimmt  schlechthin :  Diese  Vorschriften 
^»•1  anzuwenden. 

2.  Dies  bestätigt  noch  der  Umstand,  dass  §  299  ii,  wie  er  in  seinem 
zwwu»n  Satze  §  262,   also  einen    nur  teilweise   von   der  B.   handelnden    Para- 


20  §  8.   Ihre  Natur  alB  GewinnbilaDzen. 

graphen,  ausdrücklich  ausschliesst,  ebenso  auch  in  seinem  ersten  Satze  aui«- 
drüeklich  bestimmt:  „Die  Vorschriften  der  §§  260,  263 — 267  mit  AiisnaJime 
derjenigen  über  die  Gewinnverteilung  finden  Anwendung."  Die  Gewinnver- 
teilung ist  aber  nicht  ein  in,  sondern  ein  nach  der  BihinziPeststellung  vor  sich 
gehender  Rechtsakt,  denn  ausdrücklich  sagt  H.G.B  §  260:  Die  Generalver- 
sammlung beschliesst  über  die  Jahresbilanz  und  die  Gewinnverteilung."  Dem- 
nach gelten  die  Vorschriften  der  §§  260,  26.3 — 267  auch  für  die  Liquidations- 
bilanzen; allerdings  nur  für  die  Liquidationsjahresschluss-,  nicht  für  die 
Liquidationseröffnungsbilanz.  Dies  aber  nur  deshalb,  weil  sich  die  Bestimmungen 
der  genannten  Paragraphen  nur  auf  Jahresbilanzen  beziehen. 

3.  Ist  dies  alles  richtig,  so  resultiert,  dass  für  das  Ende  eines  jeden 
Liquidationsjahres  nicht  bloss  eine  B.,  sondern  auch  eine  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung von  den  Liquidatoren  aufzustellen,  dem  Anfsichtsrat  und  der  General- 
versammlung vorzulegen  und  nach  Genehmigung  der  B.  durch  letztere  zu  ver- 
öffentlichen ist. 

C.  Man  könnte  daran  denken,  dass  die  Gewinn-  und  Verlustrechnimg 
ohne  Beziehung  zur  B.  aufgestellt  würde.  Dann  bliebe  die  Liquidationsjahrej?- 
schlussbilanz  der  A.  eine  Vermögensbilanz.  Das  Reinvermögen  würde  in  ihr  nicht 
in  den  drei  Posten  Grundkapital,  Reservefonds  und  Reinvermögensüberschuss 
über  Grundkapital  und  Reservefonds,  sondern  in  einer  Summe,  als  Vermögen- 
saldo erscheinen.  Allein  dem  widerspricht,  dass  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
in  §  265  mit  §  260,  die  doch  ausdrücklich  für  auf  die  Liquidation sjahre^i- 
bilanz  anwendbar  erklärt  sind,  als  Annex  der  B.  erscheint^).  Nach  §  260 
Abs.  1  bildet  den  Gegenstand  der  Genehmigung  durch  die  Generalversaumi- 
lung  nur  die  B.  Trotzdem  ist  §  260  Abs.  2  zufolge  der  Generalversammlung 
ausser  der  B.  auch  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  vorzulegen  und  laut 
§  265  nach  Genehmigung  der  B.  mit  dieser  auch  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung unverzüglich  in  den  Gresellschaftsblättern  bekannt  zu  macheu.  Wenn 
daher  auch  neben  der  Liquidationsjahresbilanz  eine  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung aufzumachen  ist,  so  folgt,  dass  auch  sie  als  notwendiger  Anhang  der  B. 
gedacht  ist  Dann  enthält  aber  auch  die  B.  eine  Grewinn-  und  Verlustziffer 
im  Sinne  der  §§  260 ff.,  denn  Gewinn  in  der  Zusammensetzung  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  bedeutet  hier*)  einen  Gewinn,  welcher  nicht  den  Überschus,* 
der  Aktiva  über  die  Schulden,  sondern  den  Überschuss  des  Reinvermögens 
am  Jahresende  über  das  Grundstockvermögen  rechnerisch  kund  tut.  Ist  die^ 
aber  der  Fall,  so  ist  die  Liquidationsbilanz  nicht  Vermögens-,  sondern  Gewinn- 
bilanz. 

D.  Dies  Ergebnis  bestätigt  auch  die  Entstehungsgeschichte  von  §  299. 
Im  ersten  1896  veröffentlichten  Entwurf  des  neuen  H.G.B.  lautet  der  jetzige 
§  299ii  (damals  §  272):  „Die  Vorschriften  der  §§  260,  263—267  (da- 
mals  237,  240 — 243)  mit  Ausnahme  derjenigen  über  die  Gewinnverteilung 
und  über  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  finden  Anwendung;  die  Vor- 
schriften der  §§  260,  261  (238,  239)  bleiben  ausser  Anwendung«.  Damit 
war  die  sich  aus  §  3  9  ff.  ergebende  Natur  der  Liquidationsbilanzen  aLs  Ver- 
mögensbilanzen anerkannt.  Die  Denkschrift  zu  jenem  ersten  Entwurf*)  sagte 
ausdrücklich:  „Für  die  Liquidationsbilanzen,  welche  7iur  eine  Übersicht  über 
den  Vermögensstand  der  Gesellschaft  gewähren  sollen,  genügen  die  allgemeinen 
Vorschriften  des  §  40"  (damals  §  37).  Erst  die  Reichstagsvorhige  des  H.G.B. 
formuliert  lediglich:    „mit    Ausnahme    derjenigen    über    die    Gewinnverteilung:«. 


')  Siehe  unten  §  159  II  E  3  c. 
*)  Näheres  in  §  158. 
»)  S.  161. 
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YkL^  die  Vorschriften  über  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  mehr  aus- 
genommen werden,  begründet  die  Denkschrift  hierzu^)  mit  der  Bemerkung,  es 
<e\  zweckmässig,  wenn  den  Aktionären  eine  solche  Verlust-  und  Gewinnrech- 
nung vorgelegt  werde,  damit  sie  Kenntnis  davon  erhielten,  wie  die  im  Liaufe 
<kT  Liquidation  sich  ergebenden  Mehreinnahmen  und  Ausfälle  entstanden. 

E.  Der  Unterschied  sei  noch  durch  ein  Beispiel  veranschaulicht. 

1.  a)   Au   sich,    sagten    wir,    sei    die    Liquidationsjahresschlussbilanz    eine 
Vennögensbilanz,    Dann  hätten  wir  bei  einer  in  Liquidation  getretenen  Terrain- 
gp^Uschaft  am  Jahresschluss  1902  zu  buchen: 
Aktiva  Bilanzkonto  Passiva 


Ad  Kassakonto     .     .     .4446117.00 
An  Kontokorreutkonto   .     216485.42 
An  Hvpothekendebitoren- 
konto 2284520.00 


Per  Gewinn-  und  Verlust- 
konto       6947122.42 


6947122.42  j  6947  122.42 

b)  Ist    die    B.  kraft  gesetzlicher    Vorschrift   aber   als  Gcwinnbilanz  auf- 
zumachen, so  lautet  sie: 

Bilanzkonto 


An  Kassakonto     .     .     .4446117.00 
An  Kontokorrentkonto  .      216485.42 
An  Hvpothekendebitoren- 
koiito 2284520.00 


Per  Aktienkapitalkonto.  2000000.00 
Per  Reservefondskonto  .  750329.35 
Per  Gewinn-    und    Ver- 
lustkonto    ....  4196793.07 


Der  ganze  Gewinn  wurd  vorgetragen,  nehmen  wir  an. 
2.  Nun    findet    weiter    am    15.    Januar    1903     eine    Ausschüttung    von 
4300000  Mk.  an  die  Aktionäre  statt. 

Demgcmäss  ist  zu  buchen  in  beiden  Fällen  gleichmässig : 

Kassenkonto  Haben 

I  Per   Ausschüttungskonto  4500000.00 
Soll  Ausschüttungskonto  Haben 

An  Kassakonto    .     .     .  4500000.00      Per    Gewmn-    und  Ver- 
lustkonto    ....   4500000.00 
Aber  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  gestaltet  sich  in  jedem    der   beiden 
Fälle  anders. 

Im    Falle   der    Formierung    der    Liquidationsbilanz    als   Vermögensbilanz 
^schreiben  wir 

Soll  Gewinn-  und  Verlustkonto  Haben 

An  Aui*scbüttungskonto  4500000.00  |  Per  Gewinnvortrag  .     .  6947  122.42; 
im  anderen  Falle  lautet  der  Emtrag  auf  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Ausschüttungskonto.  4500000.00  |  Per  Gewinnvortrag  .     .  4196  793.07 
Es  würde  sich  also    hier  ein    Verlust  ergeben.     Um    dies   zu    vermeiden, 
ist  hier  der  Reservefonds  aufzulösen,  der  bisher  lautete 

Reservefondskonto 

I  Per  Bilanzkonto  .     .     .      750329.25 
Also  ist  zu  buchen 

Reservefondskonto 


An  Gewinn-  und  Verlust- 
konto     750329.35 

')  a  175. 


Per  Bilanzkonto     .     .     .  750329.25 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 


An  Ausschüttungskonto    4  500000.00 


Per  Gewinnvortrag    . 
Per  Reservefondskonto 


4196  793.07 
750329.25 


3.  Die  Unkosten  des  Jahres  1903  betragen  44847.44,  der  Zinskonto 
bringt  ein  98  855.65  Mk.  Dann  lautet  Jahresschlussbilanz  mit  Gewinn-  und 
Verlustrechnung, 

a)  wenn  wir  die  Liquidationsbilanz  als  Vennögensbilanz  formieren: 

Schlussbilanzkonto 


An  Kassakonto     .     .     .  125.21 

An  Kontokorrentkonto 

Bankguthaben  170  603.46 

Hypothekzinsen  45881.96 

216485.42 
An      Hypothekdebitoren- 
konto       2284520.00 


Per  Gewhm  und  Verlust- 
konto   2501130.63 


2501130.63 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


An  Ausschüttungskonto  4  500  000.00 
An  Unkostenkon to  .  .  44  847.44 
An  Bilanzkonto    .     .     .  2501130.63 

7Ö45~978.07 


Per  Grewinnvortrng 
Per  Zinsenkonto  . 


2501130.63 

6947122.42 
98  855.65 


'045978.07 


b)  wenn   wir  sie,   wie  das  G.  verlangt,  als  Gewinnbilanz  formieren: 
Liquidationsbilanzkonto  per  31.  Dezember  1903: 


An  Kassakonto     .     .     .  125.21 
An  Kontokorrentkonto   .  216485.42 
An  Hypothekforderungs- 
konto        2284520.00 


2  501130.63 


Per  Grundkapitalkonto     2  000000.00 
Per    Gewinn-   und   Ver- 
lustkonto 
Grewinnvortrag 

aus  1902  4196  793.07 
Reservefonds  750  329.35 
4947122.42 
Ab    Aus- 
schüttung 

15. Jan.  03    4  500000.00 
T47'322.42 
Gewinn  aus 
1903  54008.21    501  130.63 

250ri3Ö.G3 


Gewinn-  und  Verlustkonto  per  31.  Dezember  1903 
Ausschüttungskonto  4  500 000.00      Per  Gewinnvortrag  1902  4196  793.07 
44847.44      Per  Reservefondskonto  .      750329..85 
501130.63      Per  Zinsenkonto  .     .     .        98  855.65 


An 

An  Unkostenkonto 

An  Bilanzkonto 


5045  978.07 


5045  978.07 


HI.  Im  alten  H.G.B.  fehlt  eine  dem  §  299ii  entsprechende  besondere 
Vorschrift  über  die  Liquidationsbilanzen.  Also  ist  dem  Wesen  der  Liquidation 
entsprechend  die  Liquidationsbilanz  der  österr,  A.en  nicht  Gewinn-,  sondern 
Vermögensermittlungsbilanz. 
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^.  Die  Natur  der  liiqnidationsbilanzeii  als 
¥eriii5g:eiiTerteiluiig:sbilanseii« 

§  9. 

I.  Sind  die  Liquidationsbilanzen  auch  ihrer  Form  nach  G^ßi^nwfeststellungs- 
bilanzen,  d.  h.  lässt  sich  aus  ihnen  der  Überschuss  der  Aktien  über  die 
Schulden  eK»t  durch  Zusammenzählen  von  Grundkapital,  Reservefonds  und 
Gewinnsaldo  herstellen,  so  sind  sie  doch  ihrem  Zwecke  nach  Vermögenver- 
/^//wM^Äbilanzen  Der  äusseren  Form  nach  stehen  sie  also  den  ordentlichen 
Aktiengesellschaftsbilanzen  gleich,  dem  Zwecke  nach  sind  sie  von  ihnen  verschieden. 
Daher  ist  zunächt  negativ  zu  beweisen,  warum  sie  nicht  die  Eigenschaft  von 
Gewinnverteilungsbilanzen  besitzen. 

IL  In  den  Liquidationsbilanzen  wird,  wie  wir  nachwiesen,  jährlich  der 
Reingewinn  festgestellt,  aber  die  Verteilung  desselben  als  solchen  ist  verboten. 
Die  Liquidationsjahresbilanzen  sind  Gewinnermittlungs-,  aber  nicht  Gewinn ver- 
tcilungsbilanzen. 

A.  Dies  scheint  allein  schon  aus  §  299 n  zu  folgen.  Hiemach  finden 
die  Vorschriften  der  §§  260,  263—267  auf  die  Liquidation  Anwen- 
dung „mit  Ausnahme  derjenigen  üaer  die  Gewin ni)er/ei7wn^".  Allein  da- 
mit ist  nur  für  unstatthaft  erklärt,  dass  die  Q euer alver Sammlung  mehr 
tut,  ak  den  Gewinn  bilanzmässig  festzustellen,  dass  sie  Gewinnver- 
teilung beschliesst.  Der  Anspruch  der  Aktionäre  gegen  die  Gesellschaft 
auf  Verteilung  des  jährlichen  Reingewinns  ist  damit  noch  nicht  auf- 
Uthoben.  Im  Gegenteil,  nach  dem  Wortlaut  des  §  213  besteht  er  jetzt  erst 
recht  fort.  §  213  sagt:  solange  die  Gesellschaft  besteht,  d.  d.  nicht  in  Liqui- 
dation tritt,  b&sitzen  die  Aktionäre  nur  Anspruch  auf  den  Reingewinn.  Sowie 
die  A.  demgemäss  in  Liquidation  tritt,  haben  die  Aktionäre  nicht  nur  Anspruch 
auf  den  Reingewinn,  sondern  auch  auf  das  Grundstock  vermögen,  also  besteht 
ihr  Anspruch  auf  Reingewinn  als  solcher  weiter. 

B.  Indess  diese  Schlussfolgerung  ist  sowohl  durch  den  Zweck  der 
Liquidation,  wie  durch  Vorschriften  des  von  der  Liquidation  handelnden  Titels 
ausgeschlossen  und  gemäss  §  294ii  des  H.G.B.  finden  dessen  Vorschriften  über 
tue  .,bestehende  A."  auf  die  A.  in  Liquidation  nur  soweit  Anwendung,  als  nicht 
der  „Liquidadonszweck"  oder  der  von  der  Liquidation  handelnde  Abschnitt  ent- 
gt\<^n  steht. 

1.  Nun  lässt  sich  freilich  auf  den  ersten  Blick  sagen:  Die  Abwickelung  der 
G<:>chäfte,  die  Möglichkeit  der  „Schuldenberichtigung"  ^),  wie  sie  doch  die  erste 
Aufgabe  des  Liquidationsverfahrens  ist,  sei  durch  den  Fortbestand  eines  Anspruch 
auf  Rein  gewinn  Verteilung  nicht  in  Frage  gezogen;  denn  Reingewinn  könne  nicht 
i'her  festgestellt  und  demgemäss  auch  nicht  eher  verteilt  werden,  als  Schulden, 
Orundkapital-  und  Reservefondsziffer  durch  die  Aktiva,  das  Brutto-,, Vermögen" 
ziffemmässig  gedeckt  seien.  Es  blieben  also  hinreichend  Mittel  zur  Schulden- 
berichtigung zurückgehalten.  Allein  eine  solche  Meinung  übersieht,  dass  diese 
R*^??ervienuig  von  Deckungsmitteln  durch  Bilanzfeststellung  nur  eine  papierene 
zu  <ein  vermag.  Die  Schuldendeckungskapitalien  und  die  Schuldendeckungs- 
garantiefonds,  d.  h.  Grundkapital  und  Reservefonds  sind  nicht  besonders  ange- 
legt; die  Deckungsaktiven  können  zu  grossem  Teile  infolge  Überbewertung 
und  sonstiger  fingierter  Bewertung  in  Wirklichkeit  nicht  existieren.  Also  be- 
?wht  die  Möglichkeit,  dass  effektive  Werte,  die  an  sich  den  \virtschaftlichen 
Schuldendeckungs-  und  den  wirtschaftlichen  Schuldengarantiefonds  darzustellen 
hätten,  als  Reingewinn  zur  Verteilung  gelangten.     Dazu  konmit  aber,   dass  im 


*)  H.G.B.  300 1. 
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Liquidatiousstadium  die  Schulden  durch  Vermögen  nicht  bloss  zu  decken,  sondern 
dass  sie  zu  berichtigen,  zu  tilgen  sind.  Es  müssen  somit  die  Mittel  zur 
Schuldentilgung  bereit  sein.  Es  muss  der  Möglichkeit  vorgebeugt  sein,  dass 
Mittel,  welche  eventuell  zur  Schuldentilgung  notwendig  sind,  als  Reingewinn 
den  Gläubigem  entzogen  werden.  Hieraus  folgt,  dass  ein  Anspruch  der 
Aktionäre  auf  Auszahlung  jährlichen  Reingewinns  auch  während  der  Liquidation 
dem  Liquidationszwecke  zuwiderläuft,  ein  Ergebnis,  welches  mit  dem  Rechtssatz 
zusammenstimmt,  den  das  H.G.B.  für  die  offene  Handelsgesellschaft*)  aus- 
drückhch  aufstellt.  Denn  H.G.B.  §  155ii  bemerkt  ausdrücklich:  „Die  Vor- 
schriften des  §  122i  finden  während  der  Liquidation  keine  Anwendung**; 
§  122i  aber  handelt  von  dem  Anspruch  des  Gesellschafters  auf  Entnahme  von 
Geld  und  Auszahlung  von  Gewinn  aus  der  Gesellschaftskasse. 

2.  a)  Dazu  kommt  aber  noch  ein  zweiter  Grund.  Aus  den  Vorschriften 
des  H.G.B.  über  Liquidation  der  A.en  folgt,  dass  aus  dem  Satze:  „Solange 
die  A.  besteht,  hat  der  Aktionär  nur  Anspruch  auf  jährlichen  Reingewinn" 
nicht  geschlossen  werden  darf:  „Nach  Eintritt  in  die  Liquidation  hat  er  An- 
spruch auf  jährlichen  Reingewinn  und  Grundstock  vermögen",  sondern  dass  der 
Schluss  zu  lauten  hat:  „Nach  Übergang  zur  Liquidation  hat  er  Anspnich  auf 
das  „Vermögen",  nicht  mehr  auf  Reingewinn. 

b)  Vermögen  bedeutet  nämlich  im  H.G.B.  für  die  Zeit  der  Liquidation 
etwas  anderes,  als  für  die  Zeit  des  Bestehens  der  A.  Hier  ist  Vermögen  Ge- 
sellschaftsvermögen ohne  Reingewinn,  nur  Grundkapital  und  Reservefonds*^), 
dort  dagegen  alles  Gesellschaftsvermögen,  also  mit  Einschluss  des  Reingewinns. 

c)  Es  folgt  dies  aus  Zusammenhalt  von  H.G.B.  §  299  ii  mit  H.G.B. 
§  300 1.  Nach  ersterer  Bestimmung  finden  die  Vorschriften  der  §§  260,  263 
bis  267  über  Gewinnverteilung  auf  das  Liquidationsstadium  nicht  Anwendung. 
Also  wird  jährlicher  Reingewinn  oder  Reingewinn  jährlich  nicht  verteilt  Nach 
§  300 1  aber  wird  das  nach  Berichtigung  aller  Schulden  verbleibende  Vermögen 
der  A.  unter  die  Aktionäre  verteilt.  Würde  hier  Vermögen  nur  Grundstock- 
vermögen bedeuten,  so  bliebe  der  Reingewinn  ja  endgültig  un verteilt  Also 
muss  zu  diesem  Vennögen  auch  der  Reingewinn  zählen.  Und  dies  stimmt  zu 
§  299ri.  Denn  dimiit  will  doch  nur  gesagt  sein:  der  aus  der  Jahresbilanz  sich 
ergebende  Jahresgewinn  wird  jährlich,  d.  h.  im  Jahre  seiner  Entstehung  nicht 
verteilt,  sondern  immer  auf  neue  Rechnung  vorgetragen  und  erst  nach  Be- 
richtigung aller  Schulden,  dann  aber  als  Bestandteil  des  Vermögens  zur  Ver- 
teilung gebracht.  Gibt  es  aber  nach  Übergang  in  die  Liquidation  keinen 
Reingewinn  als  selbständigen  Vermögensbestandteil  mehr,  dann  können  die 
Aktionäre  auch  keinen  selbständigen  Anspruch  auf  Reingewinn,  sondern  nur 
mehr  einen  Anspruch  auf  das  nicht  in  weitere  Bestandteile  zerlegbare,  auf  das 
rechtlich  ungeteilte  Gesellschaftsvermögen  besitzen.  Vermögen  bedeutet  in 
§  300i  somit  dasselbe,  wie  in  §  39,  den  Gegensatz  zu  Schulden,  das  gesamte 
Aktivvennögen :  Das  nach  der  Berichtigung  der  „Schuldenf*  verbleibende 
„Vermögen"  der  Gesellschaft,  also  das  Rein  vermögen  derselben  wu-d  unter  die 
Aktionäre  verteilt  Reingewinn  als  solcher  ist  im  Liquidationsstadium  nicht 
mehr  vorhanden.  Vor,  aber  nicht  mehr  nach  Beginn  der  Liquidation  gibt  es 
Anspruch  auf  Reingewinnverteilung. 

d)  Dies  Resultat  bestätigt  auch  noch  H.G.B.  §  185,  wenn  es  dort  heisst : 

*)  Der  Rechtssatz  gilt,  trotzdem  §  122  auf  die  Kommanditisten  keine  Anwen- 
dung findet  (H.G.B.  169),  wegen  Anwendbarkeit  von  §  155  auf  die  Kommanditgesell- 
schaft (§  161n)  bei  der  Kommanditgesellschaft  nicht  bloss  für  Komplementare,  eondern 
auch  für  Kommanditisten. 

»)  S.  oben  §  5  I. 
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„Im  Geselkchaftsvertrage  können  für  einzelne  Grattungen  von  Aktien  ver- 
schiedene Rechte,  insbesondere  in  Betreff  der  Verteilung  des  Gewinnes  oder  des 
Geseilschaftsvermögens,  festgesetzt  werden."  Vor  Beginn  der  Liquidation,  so- 
lange die  Gesellschaft  besteht,  gibt  es  kein  Hecht  auf  „Verteilung  von  Ge- 
c^Uschaftsvermogen",  sondern  nur  auf  „Verteilung  von  Reingewinn"  und  dem- 
iremäss  nach  Beginn  der  Liquidation  umgekehrt.     Daher  das  „oder". 

C.  Somit  ergibt  sich  der  denkbar  stärkste  Gegensatz  zur  Jahresbilanz. 
Solange  die  Gesellschaft  besteht,  ist  die  jährliche  Verteilung  des  bilanzmässigen 
Keingewinns  direkt  geboten.  Nach  Übergang  in  die  Liquidation  ist  die  jähr- 
liche Verteilung  von  Reingewinn  direkt  verboten.  Die  Liquidationsbilanzen 
können  daher  keine  Gewinnverteilungs-,  sondern  nur  GeimnnennüUungsh\leLnzcn 
sein.    Der  jährliche  Reingewinn  wird  nur  festgestellt,  aber  nicht  verteilt. 

III.  Positiv  angesehen,  ist  die  Liquidationsbilanz  eine  B.,  welche  dem 
Zwecke  der  Verteilung  des  ganzen  Vermögens,  nicht  bloss  des  Reinge- 
winns dient. 

A.  Dies  folgt  schon  aus  dem  Zweck  der  Liquidation.  Ihr  Endziel  ist 
wirtschaftliche  Auflösung  der  A.,  also  Verteilung  des  ganzen  Vermögens.  Dann 
erhellt  das  Gleiche  aber  auch  aus  der  Tatsache,  dass  §  299  ii  den  ganzen  §  261 
Ton  der  Anwendung  auf  das  Liquidationsgeschäft  ausschliesst. 

B.  §  261  gestattet  bei  der  Bilanzaufstellung  Unterdrückung  von  Ver- 
mögeDswerten,  ja  schreibt  dieselbe  sogar  zum  Teil  —  Ziff.  1  u.  2  —  vor. 
Wenn  diese  Vorschriften  für  die  Liquidationsbilanz  ausgeschlossen  sind,  so  ist 
«lies»  wegen  des  besonderen  Zweckes  der  Liquidation  geschehen.  In  der  Liqui- 
dation soll  das  ganze  Gresellschaftsvermögen  verteilt  werden;  somit  muss  die 
Liquidationsbilanz  alle  vorhandenen  Vermögenswerte  aufweisen. 

3.  Die  liiquidationserSffnuiig:»-  und  die 
liiqaidationszwischenbUanz  im  besonderen. 

§  10. 

I.  Das  H.G.B.  redet  ausdrücklich  nur  von  der  Liquidationseröffnungs- 
und der  Liquidationsjahresschlussbilanz,  aber  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil 
e^  nur  hinsichtlich  dieäer  eine  Auf  Stellungspflicht  statuiert^).  Dass  auch  eine 
Liquidadonszwischenbilanz  möglich  ist,  erhellt  schon  aus  dem  Umstände,  dass 
<ler  allgemeinen  Vorschrift  des  §  294  zufolge,  wonach  das  allgemeine  Aktien- 
n-cht  im  Zweifel  bis  zur  Beendigung  der  Liquidation  gilt,  für  das  Liquidations- 
•rtadium  auch  der  die  Zwischenbilanz  ausdrücklich  nennende,  uns  bekannte 
§  240  Geltung  besitzt 

n.  Wir  haben  in  dem  vorausgehenden  Paragraphen  schon  immer  von 
den  Liquidationsbilanzen  schlechthin  gesprochen,  also  stillschweigend  bekundet, 
dftss  für  LiquidationserÖffnungs-  und  Liquidationszwischenbilanzen  dasselbe  gilt, 
wie  für  die  Liquidationsjahresschlussbilanz.  Allein  es  bedarf  dies  doch  noch 
eines  kurzen  Beweises,  da  die  ausdrücklich  auf  die  Liquidation  für  anwendbar 
trklärten  §§  260,  263 — 267  lediglich  von  der  ordentlichen  Jahresschlussbilanz 
handeln.  Also  —  könnte  man  schliessen  —  gelten  sie  auch  nur  für  die 
Liquidationsjahresschlussbilanz.  Indes,  hier  greift  das  Wesen  dieser  beiden 
Bilanzarten  ein.  Eröffnungs-  und  Zwischenbilanz  sind  doch  nur  Vorbilanzen 
d^T  Jafaresschlussbilanz,  Jahresanfangs-  und  Jahresteilbilanzen,  wie  wir  weiter 
f>ben*)  darl^ten.  Somit  gilt  für  sie  mangels  besonderer  Ausnahme,  was  für 
'fc  Jahresschlussbilanz  in  Geltung  steht. 

»)  Vgl.  §  1  (H.G.B.  299 1). 
^§7. 
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4.  Die  rechtliche  ]N^atur  der  liiqnidatioiisschliissbilaiiB. 

§  11. 

I.  Noch  ist  mit  einem  Wort«  von  der  die  ganze  Liquidation  abschliessenden 
B.  zu  sprechen.  Die  Aufstellung  einer  solchen  Liquidations- „Schlussbilanz" 
wird  bei  der  oiFenen  Handelsgesellschaft  den  Liquidatoren  ausdrücklich  zur 
Pflicht  gemacht^).  Sie  scheint  bei  der  A.  zu  fehlen.  Allein  eine  solche  Schluss- 
bilanz ist  eben  die  Schlussbilanz  des  letzten  Liquidationsjahres.  Indem  die 
Liquidatoren  für  den  Schluss  eines  jeden  Liquidationsjahres  eine  B.  aufzu- 
stellen haben  ^),  müssen  sie  eine  solche  auch  für  den  Schluss  des  letzten 
Liquidations Jahres  errichten. 

II.  Dass  für  diese  Liquidationsbilanz  etwas  besonderes  zu  gelten  hätte, 
vermag,  da  §  299ii  keine  Ausnahme  macht,  nicht  angenommen  zu  werden.  Es 
ist  auch  nicht  unzweckmässig,  dass  die  Aktionäre  auch  aus  dieser  letzten  B. 
zu  entnehmen  vermögen,  ob  das  abgelaufene  Geschäftsjahr  eine  Reinvermögens- 
mehrung gegenüber  dem   Gmndstockvermögen   brachte.     Sie  lautet  also  z.  B.: 


Aktiva 

Passiva 

1300000 

Grundkapital     .     .     . 

1000000 

Reservefonds      .     .     . 

200000 

Gewinn 

100000 

Daraus  ergibt  sich  dann  von  selbst,  dass  das  verteilbare  Vermögen 
1300000  beträgt.     Über  die  Verteilung  wird  „Schlussrechnuug"  ^)  gelegt. 

V.  Die  rechtliche  Natur  der  übrigen  ausserordentlichen 

Bilanzen. 
Die  antizipierten  liiguidationsbilansen. 

§  12. 

I.  Die  eigentlichen  Liquidationsbilanzen  würden,  wie  wir  in  §  8  sahen, 
an  sich  ihrer  Form  nach  unter  H.G.B.  §  39  fallen,  d.  h.  Vermögenserniitt- 
lungsbilanzen  sein  und  dies  würde  auch  ihrer  Eigenschaft  als  Vennögensver- 
teilungsbilanzen  konform  sein.  Allein  dadurch,  dass  §  299ii  nur  die  Vor- 
schriften des  §  260  über  Gewinnverteilung,  nicht  die  über  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  von  der  Anwendung  auf  die  Liquidation  ausnimmt,  sind  sie 
ihrer  Form  nach  gesetzlich  Gewinnfeststellungsbilanzon. 

IL  Für  die  antizipierten  Liquidationsbilanzen  des  §  240*)  gilt  §  299ii 
nicht.  Also  findet  auf  sie  grundsätzlich  §  39  des  H.G.B.  Anwendung,  d.  h. 
sie  dienen  nicht  bloss  Vermögens  verteilungs-,  probeweisen,  angenommenen 
Liquidationszwecken,  sondern  sie  stellen  auch  in  ihrem  Saldo  das  Verhältnis 
von  Vermögen  und  Schulden  dar,  sind  somit  auch  Vermögen sermittluiijrs- 
bilanzen.  Allein  für  die  eine  Art  derselben,  für  die  in  §  240i  des  H.G.B. 
geordnete  antizipierte  Liquidationsbilanz,  ergibt  sich  aus  dem  Gegensatz  von 
§  240i  und  II  eine  Ausnahme*).     Die  B.  des  §  240i   ist   wohl   ihrem  Zwecke 


»)  H.G.B.  ir)4f. 

^)  H.G.B.  299 1. 

»)  H.G.B.  302. 

*}  Vgl.  dazu  oben  §  1  und  §  6  v. 

*)  Staiib  240  2  will  die  B.  des  §  240 1  auch  nicht  zu  den  Vermögenverteilungs- 
bilanzen rechnen,  d.  h.  auch  §  261  Ziff.  1  u  2  auf  sie  anwenden.  Er  steht  mit  der 
Ansicht  allein.  Vgl.  Bing  240 j;  Cosack  §  118  a.  E.;  Makower  240  ja;  Finner  240 nc. 
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nach     Fcf'mögensyerteiiungs-y    aber    ihrer    Form   nach    notwendig    Gewinniest- 
^tellungsbilanz. 

IIL  Li  den  beiden  Fällen  des  §  240  ist  Verlust  vorausgesetzt,  in  dem 
einen  Falle  —  §  240 1  —  Verlust  in  der  Höhe  der  Hälfte  des  Grundkapitals, 
in  dem  anderen  —  §  240ii  —  Überschuldung.  Der  letztere  Verlust  muss  der 
^hwerere  sein.  Denn  an  ihn  als  Voraussetzung  ist  auch  die  schwerwiegendere 
Folge  geknüpft:  Pflicht  des  Vorstandes,  die  Konkurseröffnung  zu  beantragen, 
während  er  im  anderen  Falle  lediglich  die  Pflicht  hat,  die  Generalversammlung 
zu  berufen.  Bei  Überschuldung  genügt  aber  ein  Posten  auf  der  Passivseite, 
um  Verlust  herzustellen:  der  Schuldenposten  für  sich  allein  schon  ist  höher 
als  die  Gesamtsumme  der  Aktiven.  Weil  die  andere  Voraussetzung  die  weniger 
K^hwere  ist,  kann  bei  ihr  also  der  Gesamtposten  der  Schulden  noch  nicht 
die  Gesamtsumme  der  Aktiva  für  sich  allein  übersteigen.  Es  sind  dazu  auf 
der  Pasdvseite  mehr  Posten  notwendig.  Dies  ist  jedoch  nur  der  Fall,  wenn 
die  B.  eine  Gewinnermittlungsbilanz  ist;  denn  dann  stehen  auf  der  Passivseite 
aa'^ser  den  Schulden  noch  Grundkapital  und  Reservefonds.  Finden  sich  aber 
diese  auf  der  Passivseite  vor,  so  ist  die  B.  ihrer  Form  nach  eine  Gewinn- 
ermittlungsbilanz  ^).  Die  Voraussetzung  von  §  240ii  ist  erreicht,  wenn  die  B. 
lautet: 


Aktiva 1000000 

Verlust 1 


Schulden        ....     1000001 


Die  Voraussetzung  des  §  240,,  wenn  sie  lautet: 


Aktiva     .     .     . 
Verlust    .     .     . 

.     .     1000000 
.     .       250000 

Schulden   .     .     . 
Grundkapital 

.     .       750000 
.     .       500000 

1250000 

1250000 

Die  Bilans  bei  Umwandlang:  einer  Aktiengresellscliaft  in  eine 
C^esellsehaft  mit  besclirftnkter  Haftung:. 

§  13. 

I.  Bei  der  Umwandlung  einer  A.  in  eine  Gesellschaft  mit  beschrankter 
Haftung  handelt  es  sich  darum,  ziffemmässig  festzustellen,  wie  gross  der  Anteil 
an  dem  Vermögen  der  aufgelösten  A.  ist,  welcher  auf  die  Aktien  derjenigen 
Aktionäre  der  bisherigen  A.  entfällt,  welche  sich  bei  der  neuen  Gesellschaft 
beieiligen,  und  wie  viel  der  Anteil  beträgt,  welcher  den  sich  nicht  beteiligenden 
Alstionären  nach  Massgabe  ihres  Aktienbesitzes  hieran  zusteht.  Was  in  Frage 
^t^ht,  ist  somit  die  Verteilung  des  Gesellschaftsvermögens.  Also  dient  die  B., 
jiuf  Grund  deren  der  auf  jede  Aktie  entfallende  Anteil  am  Vermögen  der 
aufgelösten  Gesellschaft  zu  berechnen  ist"*)  jedenfalls  Vermögensverteilungs- 
zwecken. Es  bleibt  somit  die  Anwendung  von  §  261,  dessen  Vorschriften  Gewinn- 
verteilungszwecken dienen,  durch  den  Zweck  dieser  B.  ausgeschlossen.  Denn 
nach  H.G.B.  §  294,  wie  wir  wissen,  findet  das  allgemeine  Aktienrecht  auf  die 
Liquidation  insoweit  keine  Anwendung,  als  dessen  Bestimmungen  mit  dem 
Liquidationszweck  nicht  in  Einklang  stehen.  Dies  ist  bei  den  Bewertunjrs- 
prandsätzen  des  §  261  Ziff.  1—3  der  Fall.  Laut  G.  betr.  die  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung  §  80i  kann,  wenn  eine  A.  zum  Zwecke  der  Um- 
wandlung in   eine  Gesellschaft  m.  b.  H.  aufgelöst    wird,    die    Liquidation    der 


*)  Richtig  Staub  240,;  abweichend  Mdkower  240 ja;  Pinner  240 iic 
*i  Ge8ell8ch.-G.  §  80iv. 
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A.  unterbleiben.  Das  Umwandlungsverfabren  tritt  demzufolge  an  die  Stelle 
der  Liquidation.  E»  hat  nach  der  einen  Richtung  den  gleichen  Zweck,  wie 
die  Liquidation,  eventuelle  Vermögensverteilung.  Also  ist  auch  durch  ihren 
Zweck  die  Anwendung  der  Bewertungsregelii  des  §  261  ausgeschlossen*).  Es 
gilt  §  40.  Die  in  Betracht  kommende  B.  steht  somit  an  Stelle  einer  Liqui- 
dationsschlussbilanz, sie  ist  teilweise,  ersatzweise,  stellvertretende  Ldquidatiotis- 
sMussbilanx^),  ohne  dass  jedoch  die  Vermögensgegen stände  zu  ihrem  Ver- 
silberungswert angesetzt  werden  dürfen;  denn  das  Unternehmen  soll  ja 
wirtschaftlich  fortgeführt  werden. 

II.  Wie  schon  im  Eingang  des  vorigen  Paragraphen  hervorgehoben,  folgt 
die  Eigenschaft  der  eigentlichen  Liquidationsbilanz  als  Gewinnfest<*tellungsbilanz 
nicht  aus  dem  Wesen  der  Liquidation,  sondern  aus  einer  besonderen  Bestim- 
mung des  §  299ii.  Da  diese  nicht  durch  den  Zweck  der  Durchführung  einer 
Auflösung  gefordert  wird,  lässt  sie  sich  nicht  analog  auf  die  Bilanz  des  §  80iv 
des  G.  betr.  die  Gresellschaften  mit  beschrankter  Haftung  ausdehnen.  Somit 
gilt  für  diese  H.G.B.  §  39.  M.  a.  W.:  die  B.  dieses  Paragraphen  ist  Rein- 
vermögensfeststellungsbilanz ;  ihren  Saldo  hat  der  Wertunterschied  zwischen 
Bruttovermögen  und  Schulden  zu  bilden. 


VI.   Die  rechtliche  Natur  der  Bilanzen  anderer 
handelsrechtlicher  Gesellschaften. 

§  14. 

I.  Dem  Charakter  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  als  einc^r 
Abart  der  A.  entsprechend  stehen  die  B.en  derselben  denjenigen  der  A.  am 
nächsten. 

A.  Jahresschluss-,  EröfTnungs-  und  „im  Laufe  des  Geschäft«<jahres  auf- 
gestellte" *)  B.  sind  gemäss  §  42  Ziff.  5  des  Gesellsch.-G.  ihrer  Form  nach 
ebenfalls  Gewinnbilanzen,  denn  dieser  §  42  Ziff.  5  ent^spricht  vollkommen  der 
Ziff.  5  von  H.G.B.  §  261.  Ebenso  folgt  aus  §  42  Ziff.  1,  welche  Ziffer 
§  261  Ziff.  2  des  H.G.B.  nachgebildet  ist,  dass  diese  B.en  Gewinn  Verteilungs- 
bilanzen sind. 

B.  Die  eigentlichen  Liquidationsbilanzen  sind  im  Gegensatz  zum  Rechte 
der  A.en  hier  nicht  bloss  Vermögensverteilungs-,  sondern  auch  Vermögensfest- 
stellungsbilanzen. §  71  des  G.  bemerkt  lediglich:  „Die  Liquidatoren  haben 
bei  Beginn  der  Liquidation  und  demnächst  in  jedem  Jahre  eine  B.  aufzustellen.'^ 
Da  die  Gesellschaft  Handelsgesellschaft  im  Sinne  des  H.G.B.  ist*),  gilt  deni- 
gemäss  für  sie  auch  §  39.  Hiernach  ist  die  Liquidationsbilanz  RRinvermögen- 
ermittlungsbilanz.  Dass  auf  sie  nicht  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  5  anwendbar 
ist,  folgt  aus  §  69,  welcher  für  das  Liquidationsstadium  Vorschriften  au.s- 
schliesst.  die  dem  Wesen  der  Liquidation  widersprechen.  Hiermit  stimmt 
überein,  dass,  während  Gesellsch.-G.  §  41  Abs.  2  den  Geschäftsführern  jähr- 
liche Aufstellung  einer  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zur  Pflicht  macht, 
die  Liquidatoren  gemäss  §  71  Abs.  2  in  jedem  Jahre  nur  eine  B.,  keine  Ge- 
winn- und    Verlustrechnung    aufzustellen    haben,    obwohl  im    übrigen    für    die 

»)  Staub,  G.-G.  80„. 
*)  Geßeil8ch.-G.  §  64. 
«)  Ge8ellsch.G.  13. 
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Bilanzaufstellung  in  der  Liquidation  das  Recht  des  §  41  Abs.  2 — 4  ent- 
t^prcehend  gilt*). 

C.  Aus  §  64i  des  6.  ergibt  sich  dieselbe  antizipierte  Liquidationsbilanz, 
wie  die  von  H.G.B.  §  240ii. 

n.  A.  Der  Form  nach  der  Jahresschluss-,  Eröffnungs-  und  Zwischen- 
bilanz der  A.  gerade  entgegengesetzt  sind  die  gleichartigen  B.en  der  offenen 
Handdsgeseüscliaft.  Hier  wird  laut  H.G.B.  §  120i  Gewinn-  und  Verlust,  d.  h. 
Reinvermögensmehrung  und  Reinvermögensminderung  erst  „auf  Grund  der  B. 
ermittelt".  Also  sind  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  nicht  bloss  die  Liqui- 
dations-*),  sondern  auch  die  normalen  B.en  Vennögenermittlungsbilanzen.  Es 
gilt  §  39i. 

B.  Was  die  Einteilung  der  B.en  der  offenen  Handelsgesellschaft  nach 
ihrem  Zweck  angeht,  so  stimmt  diese  mit  der  für  die  A.  aufgestellten  überein. 
Selbstverständlich  gelten  für  die  offene  Handelsgesellschaft  nicht  die  Be- 
wertungsvorschriften des  §  261. 

HI.  Die  B.en  der  Koinrnandügesellschafl  entsprechen  völlig  denjenigen 
der  offenen  Handelsgesellschaft.  Für  die  ordentlichen  B.en  ergibt  sich  dies 
aus  §  167i,  für  die  Liquidationsbilanzen  aus  §   16  In  mit  §  154. 

lY.  Eine  eigentümliche  Bewandtnis  hat  es  mit  den  ordentlichen  B.en 
der  eingetragenen  Genossenschaften  des  deutschen  Rechtes.  Dieselben  sind,  wie 
aus  §  19  des  deutschen  (Jenoss.-G.  vom  20.  Mai  1898  folgt,  Gewinnverteilungs- 
bilanzen. Aber  ihre  Form  bedarf  der  Aufklärung.  Neben  den  Wendungen 
„Ol«  der  B.  sich  ergebender  Verlust**,  „aiis  der  B.  sich  ergebender  Über- 
schuldung***) begegnet  die  Wendung:  „6ei  Genehmigung  der  B.  sich  ergebender 
Gewinn  und  Verlust***).  Hieraus  folgt,  dass  die  ordentlichen  B.en  nach  dem 
Gesetze  sowohl  als  Gewinn-,  wie  als  Vermögensbilanzen  aufgestellt  werden 
können.  Dafür  spricht  auch,  dass  das  Genossenschaftsstatut  gemäss  §  7  Ziff.  3 
^<lje  Grundsätze  für  Aufstellung  und  Prüfung  der  B.**  bestinunen  muss.  Es 
kann  dieselben  demzufolge  so  oder  so  bestimmen'). 

V.  Noch  eigenartiger  müssten  nach  den  prinzipiellen  Grundlagen  dieser 
Gesellschaftsform  an  sich  die  ordentlichen  B.en  der  Äbrnwatwi^itektiengesellschaft 
ges^taltet  sein. 

A.  1.  a)  Um  es  am  deutschten  Rechte  zu  verfolgen,  so  gilt  bei  der  Kom- 
manditaktiengesellschaft  für  das  Verhältnis  der  persönlich  haftenden  GeseU- 
jHjhafter  untereinander  und  gegenüber  der  Konunanditistengesamtheit  nach  H.G.B. 
§  320u  grundsätzlich  das  Recht  der  Kommandit-  und  damit  wieder  gemäss 
§  167i  in  Bezug  auf  Gewinnberechnung  das  Recht  der  offenen  Handelsgesell- 
r^hsdt,  während  im  übrigen,  also  insbesondere  für  das  Verhältnis  der  Kom- 
manditakdengesellschaft  zu  ihren  Aktionären,  gemäss  H.G.B.  §  320iii  das 
Aktienrecht  massgebend  zu  sein  hat.  Hiernach  könnten  nicht  bloss,  sondern 
müssten  die  ordentlichen  B.en  der  Kommanditaktiengesellschaft  jeweils  in 
doppelter  Form  aufgestellt  werden,  einmal  nach  H.G.B.  §  12 Ol  für  die  Kom- 
plementare und  dann  nach  H.G.B.  §  261    Ziff.  5  u.  6  für  die  Aktionäre. 


»)  Vgl.  Staub,  G.-G.  71,  u.  69 „. 

»)  H.G.B.  154. 

*)  Genoes.-Ges.  74  u.  99,. 

*)  §  19i. 

•)  Anders  ist  auch  nicht  für  das  österr,  Genoss-.G.  vomJ9.  April  18  <  3  zu  ent- 
scheiden; umsoweniger,  als  hier  die  entsprechende  Bestimmung  über  den  notwendigen 
Inhalt  des  Genoseenschaftsvertrages  lautet;  der  Vertrag  muss  enthalten:  „die  Grund- 
flätze,  nach  welchen  die  B.  aufzunehmen  und  der  Gewinn  zu  berechnen  ist".  Also  kann 
«krr  Gewinn  jedenfalls  auch  ausserhalb  der  B.  berechnet  werden. 
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b)  Veranschaulichen  wir  die  anzunehmende  Rechtslage  an  einem  Beispiele, 
sü  müsste  die  Jahresanfangsbilanz    für    die  Aktionäre  folgendermassen    lauten: 


Aktiva 
800000  „Vermögen" 


800000 


Pa>«siva 

200000  „Schulden" 
400000  Aktienkapital 
140  000  Komplementarkapitalanteile 
60000  Reservefonds 

"80ÖÖÖ0 


Für  die  Komplementare  wäre  dieselbe  B.  so  zu  formulieren: 


Aktiva 
800000  Vermögen 


Passiva 
200000  Schulden 
600000  Gewinn 

d.  h.  der  Saldo   hätte    den  Überschuss    des  Vermögens   über  die  Schulden  an- 
zugeben; denn  es  gälte  in  diesem  Falle  §  39. 

Wenn  dann  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  20000  Gewinn  erzielt  würde, 
so  lautete  die  Gewinnverteilungsbilanz  der  Aktionäre: 

200000  Schulden 


820  000  Vermögen 


400000  Aktienkapital 
140000  Komplemen tarkapital 

60000  Reservefonds 

20000  Gewinn 


820000  820  000 

für  die  Komplementäre  dagegen  müsste  die  B.  lauten: 


820000 


820000 


200000  Schulden 

620000  Gewinnnettovennögen 


820000 


und  der  den  Komplementaren  anteilsweise  gut  zu  schreibende  Gewinn  wird  erst 
„auf  Grund  dieser  Bilanz  ennittelt",  indem  von  dem  Netlovermögen  des  Jahres 
endes  dasjenige  des  Jahresanfangs  abgezogen  wird,  also  020  000  —  600000 
=  20  000. 

2.  a)  Allein  aus  §  325  ergibt  sich,  dass  die  Jahresbilanz  für  Komplo- 
mciitare  und  Aktionäre  einheitlich  aufzustellen  ist.  Wohl  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  dass  die  Bilanzgenehmigung  seitens  der  Generalversammlung  der 
Kommanditistenaktionäre  der  Zustimmung  der  Komplementare  bedarf.  Dies 
erhellt  aus  §  327  ii  in  Zusammenhalt  mit  §§  161  ii,  114  ii  und  164.  Nach 
§  327  II  bedürfen  alle  Beschlüsse  einer  General versannnlung  solcher  Zustimmung, 
welche  Angelegenheiten  betreffen,  für  die  bei  der  Kommanditgesellschaft  Ein- 
verständnis zwischen  Komplementaren  und  Kommanditisten  erforderlich  ist. 
Was  die  Bilanz f es tstellung  angeht^  folgt  für  die  Kommanditgesellschaft  die  Mit- 
wirkungsbefugnis der  Komplementare  aus  dem  den  Komplementaren  nach  §161  ii 
mit  114 II  zustehenden  Geschäftsführungsrecht,  die  Mitwirkungsbefugnis  der 
Kommanditisten  aus  dem  ihnen  nach  §  164  zukommenden  Widerspruchsrecht. 
Also  stehen  in  Bezug  auf  die  endgültige  Bilanzfeststellung  auf  jedem  Fall  die 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  der  Generalversiunmlung  der  Kommanditisten- 
aktionären gleich.  Aber  andererseits  bestimmt  §  325  bezüglich  der  „Auf- 
stellung der  Jahresbilanz":  „Die  den  Vorstand  der  A.  bctrefTenden  Vorschriften 
über  die  Aufstellung,  Vorlegung  und  Voröffentlichung  der  Jahresbilanz  uiul 
der  Gewinn-   und  Verlustrechnung    sowie    über    die   Vorlegung    des    Geschäflö- 
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berichteö  finden  auf  die  persönlich   haftenden  Gesellschafter  entsprechende  An- 
wendung." 

b)  Nun  erwähnt  das  H.G.B.  als  Pflichten  des  Aktiengesellschaftevorstandes 
ausdrücklich  nur  die  Pflicht  der  Vorlage  und  dann  später  der  öffentlichen 
Bekaimtmachung  der  Jahresbilanz  —  §  260  ii  und  §  265  i  — :  Der  Vorstand 
legt  die  B.  vor,  der  Aufsichtsrat  prüft  sie,  der  Generalversammlung  steht  die 
Genehmigung  zu.  Aber  da  H.Gi.  §  299 1  die  Liquidatoren  der  A.  für  das- 
jenige Gesellschaftsorgan  erklärt,  welches  die  Liquidationsbilanzen  „aufzustellen'^ 
hat,  und  den  Liquidatoren  grundsätzlich  die  nämliche  Rechtsstellung  zukommt, 
wie  sie  bei  bestehenden  A.  der  Vorstand  besitzt  (§  298  ii),  so  kann  nicht 
mehr  bezweifelt  werden,  dass  der  Gesetzgeber  die  unmittelbar  dem  §  260 
folgenden  Vorschriften  des  §  261  „für  die  Aufstellung  der  B."  als  diejenigen 
Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  ansieht,  welche  den  Vorstand  der  A.  be- 
treffen. Unter  Aufstellung  der  B.  versteht  der  Gesetzgeber  in  §§  325  und  261 
Entwerfung  der  B.  M.  a.  W.:  Die  Komplementare  der  KommanditaktiengeseU- 
ichah  haben  bei  Entwurf  der  Jahresbilanz  die  Vorschriften  des  §  261  zu  beachten. 
Als^o  sind  für  die  Bilanzaufstellung  nur  diese  Vorschriften  niassgebend:  Die 
Jahresbilanz  der  Kommanditaktiengesellschaft  und  die  übrigen  ordentlichen  B.en 
^ind  somit  für  Komplementare  und  Aktionäre  einheitlich  als  Gewinnfeststellungs- 
bilanzen zu  gestalten^). 

3.  a)  Auch  für  die  Aufstellung  der  Liquidationsbilanzen  der  Kommandit- 
aktiengeeellschaften  gilt  von  vornherein  nur  Aktienrecht,  denn  es  handelt  sich 
hier  nicht,  wie  bei  der  B.  als  Grundlage  der  Gewinnanteilsberechnung  um  ein 
Rechti^verhältnis  der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  untereinander  und 
jri.£:enüber  der  Gesamtheit.  Demgemäss  findet  §  320  iii  Anwendung  und  hier- 
nach ist  Aktienrecht,  somit  §  299  ii  massgebend,  d.  h.  auch  die  Liquidations- 
bihmzen  sind  Gewinnfeststellungsbilanzen. 

b)  Ihrem  Zwecke  nach  sind  sie,  wie  alle  Liquidationsbilanzen,  Vermögen- 
verteilungsbilanzen.    §  261  findet  auf   sie  gemäss  §  290u   nicht  Anwendung. 

4.  Nicht  eine  stellvertretende  Liquidations-,  sondern  eine  Jahresschluss- 
«xler  eine  Zwischenbilanz  ist  die  B.,  welche  bei  Umwandlung  der  Komrnandit' 
üläiengdlschaß  in  eifie  A.  nach  H.G.B.  §  333  ii  für  einen  höchstens  zwei 
Monate  vor  der  Umwandlung  des  Umwandlungsbeschlusses  zum  Handelsregister 
üi-genden  Zeitpunkt  von  den  Komplementaren  im  Einverständnis  mit  der 
(Teneralversammlung  der  Kommanditisten  aufzustellen  und  der  Anmeldung  des 
Uniwandlungsbeschiusses  beizufügen  ist.  Von  der  Eintragung  des  Umwandlungs- 
in-jchlusses  in  das  Handelsregister  an  besteht,  wie  §333iii  sich  ausdrückt,  die 
Kommanditaktiengesellschaft  als  A.  fort.  Somit  bleibt  die  bisherige  Gesellschaft 
nh  solche  bestehen  und  ändert  nur  ihre  Verfassungsform.  Demnach  ist  jene  B. 
auch  keine  Auflösungsbilanz.  Und  das  erkennt  das  G.  dadurch  an,  dass  es 
auf  sie  in  §  333  ii  ausdrücklich  die  Vorschriften  des  §  261  für  anwendbar 
erklärt.    Die  B.  ist  demzufolge  Gewinn  Verteilungsbilanz. 

B)  1.  Das  österr.  Recht  anlangend,  so  folgt  aus  H.G.B.  Art.  197  Abs.  2, 
•la.-:!  die  onlentliche  B.  einheitlich  nach  Analogie  des  Aktienrechtes  alsGewinn- 
^rmittlungsbilanz  aufgestellt  wird.  Art.  197  Abs.  2  lautet  in  Übereinstimmung 
mit  H.G.B.  Art.  217  Abs.  1:  „Es  darf  nur  dasjenige  unter  die  Kommanditistou 
verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  B.  und,  wenn  im  Gesellschaf ts- 
^♦Ttrage  die  Innehaltung  eines  Reservekapitals  bestimmt  ist,  nach  Abzug  iles- 
-♦-Iben  als  reiner  Überschusa  ergibt."     Die  hier  genannte  B.  ist  somit  Überschuss- 


')  Abw.  Coaack  §  123;  Staub  325,,;  zust  Ring  329^  u.  320,. 
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ermittlungsbilanz.  Das  G.  kennt  aber  nur  eine,  nicht  mehrere  B.en.  Nach 
Art.  185  haben  die  Kompleniont^ire  dem  Aufsichtsrat  und  den  Kommaudi listen 
spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  Geschäftsjahres  „eine  B/^  des 
verflossenen  Geschäftsjahres  vorzulegen. 

2.  Die  Liquidationsbilanzen  sind  mangels  einer  ähnlichen  Bestimmung 
wie  im  deutschen  H.G.B.  §  299  ii  den  Zwecke  der  Liquidation  entsprechend 
ihrer  äusseren  Form  nach  Vermögenermittlungsbilanzen. 

VL  Auf  das  oberste  Organ  der  grösseren  VersicJierungsvereine  auf  Gegen- 
seitigkeit finden  nach  Pr.V.G.  §  36  die  für  die  Generalversammlung  der 
Aktionäre  gegebenen  Vorschriften,  insbesondere  auch  §§  260  und  261  ent- 
sprechende Anwendung.  Wie  sonst,  sind  diese  Versicherungsvereine  also  auch 
hier  dem  Aktienrecht  unterstellt.  Ihre  ordentlichen  B.en,  für  welche  gemäss 
§  16  subsidiär  auch  H.G.B.  §  3  8  ff.  gilt,  sind  somit  ihrer  Form  nach  ebenfalls 
Gewinnbilanzen.  Dasselbe  folgt  für  die  Liquidationsbilanzen  aus  Pr.V.G.  §  47, 
indem  dort  auf  die  Liquidation  der  genannten  Vereine  insbesondere  H.G.B.  §  299 
für  entsprechend  anwendbar  erklärt  wird.  —  Über  das  österr.  Recht  unten 
§  52  I  C  Anm. 

VII.  Bei  der  stillen  Gesellscfuift  wird  das  Greschäft  nur  im  Namen  des 
Komplementars,  nicht  auch  des  Stillen  betrieben ;  die  B.  ist  also  die  des  Einzel- 
kaufmanns; Vermögensbilanz  in  Verbindung  mit  Gewinnverteilungs-  oder  Ver- 
mögenverteilungsbilanz. 

VII.  Die  Theorie  von  Simon  und  Staub. 
Die  liehre  Simons. 

§  15. 

I.  Die  herrschende*),  insbesondere  von  Simon*)  vertretene  Lehre  geht 
dahin,  dass  unser  geltendes  Handelsrecht  nach  wie  vor  nur  eine  Art  von  B.en 
kenne,  die  Vermögensbilanz.  Insbesondere  auch  alle  B.en  der  A.en  hätten 
diese  Natiu*. 

II.  Was  die  Form  der  B.en  angeht,  wird  dabei  §  2GI  Ziff.  5  u.  6  nicht 
genügend  beachtet.  Wenn  Kreibig  und  Reisch^)  bemerken,  dass  das  Rein- 
vermögen der  A.  in  der  nach  H.G.B.  §  261  errichteten  B.  getrennt  nach 
ursprünglichem  Reinvermögen  (Grundkapital),  in  den  Vorjahren  hinzugekommenem 
Reinvennögen  (Reserven)  und  Gewinn  aus  dem  letzten  Geschäftsjahr  nachge- 
wiesen wertle,  sei  eine  auch  bei  jeder  Privatunternehmung  durchführbare  Aus- 
gestaltung der  Reinvermögensverrechnung,  welche  der  B.  ihren  Charakter  als 
Vermögen snach Weisung  in  keiner  Weise  zu  benehmen  vermöge,  so  setzen  sie 
sich  erstens  über  den  Wortlaut  von  §  39 1  hinweg,  woraus  hervorgeht,  dass 
nicht  je<le  Vermögensnachweisung  eine  B.  ist,  sondern  nur  diejenige,  welche 
die  Merkmale  eines  das  Verhältnis  von  Vermögen  und  Schulden  darstellen cUni 

')  Von  ihr  weicht  ab  F^tersen-Ftchmann,  b.  oben  §  4  III  B  8.  13. 

*)  S.  92.    S.  ausserdem  Maats  176,. 

«j  Bd.  II  S.  5  u.  169  und  Reisch  bei  Gnlnhut  Bd.  28  (1901)  S.  720,;  ähnlich 
Seidler  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung  Bd.  X 
(1901)  Heft  S.  64:  Aktienkapital,  Reservefonds  und  Beinertrag  seien  an  Stelle  des 
Saldopostens  „reines  Vermögen"  tretende  Komponenten  des  reinen  Vermögens.  —  l>as 
Österr.  Personalsteuer-G.  vom  25.  Oktober  1896  §  94  Abs.  Ib  (s.  unten  §  113  I  C  2a) 
steht  auf^demselben  Standpunkt,  wenn  es  den  Saldo,  aus  welchem  sich  der  „bilanz- 
mässige  Überschuss'^  (§  99 1,  d.  h.  die  BeinvennögcnsmeArun^  ergibt,  als  Vcrmögens- 
saldo  bezeichnet.    S.  darüber  unten  §  134  I  B  2  b  ;-. 
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AWhlusses  an  sich  trägt.  Die  gemäss  §  261  aufgemachte  B.  stellt  nicht 
doä  Verhältnis  zwischen  Vermögen  und  Schulden,  sondern  zwischen  Vermögen 
einer-,  Schulden,  Grundkapital  und  Reservefonds  andererseits  abschlussmässig, 
i\.  h.  durch  eine  Ausgleichungsziffer  dar.  Zum  anderen  aber  ist  dabei  nicht 
(^Dügend  berücksichtigt^  dass  nach  §  261  Ziff.  G  der  Gewinn  in  einem  Gegen- 
^tz  zu  Grundkapital  und  Reservefonds  steht,  nicht,  wie  diese,  im  Sinne  des 
Gesetzes  ein  Passivum  bildet  und  nicht,  wie  diese,  ein  Element  des  Bilanzsaldos 
darstellt,  sondern  aus  ihnen  9nit  den  Bilanzsaldo  ausmacht. 

ni.  Gegen  den  Versuch,  die  B.en  der  A.  ihrem  Zwecke  nach  in  Ge- 
winnverteilungs-  und  Vermögen  Verteilungsbilanzen  zu  zerlegen,  wendet  sich  der 
Satz  Simons^),  dass  die  Bewertungsvorschriften  von  §  261  Ziff.  1  und  2 
nicht  sowohl  Bilanzgnmdsätze,  Bilanz  Vorschriften,  sondern  Vorschriften  über 
die  GeyKinnverteilung  seien  ^).  Allein  dieser  Satz  ist  formell  und  materiell  un- 
zutreffend. Formell  —  das  gibt  Simon  selbst  zu,  indem  er  an  der  einen 
Stelle  (S.  337)  die  Einschränkung  hinzufügt:  materiell  seien  jene  Vorschriften 
keine  Bilanz-,  sondern  Gewinnverteilungsvorschriften.  Ausdrücklich  lautet  ja 
auch  §  261  Eingang:  „Für  die  Aufstellung  der  B."  und  nicht:  Für  die  Auf- 
stellung der  Gewinnverteilung  „gelten  nachfolgende  Vorschriften".  Aber  dazu 
kommt  doch  weiter:  die  Vorschriften  des  §  261  betreffen  nicht  den  Gewinn- 
verteilungsbeschluss,  sondern  die  Bewertung  von  in  der  B.  stehenden  Posten, 
(lie  jBi2a;>^est6tellung.  Also  auch  materiell  liegen  Bilanzvorschriften  vor. 
Dadurch,  dass  sie  aufgestellt  sind,  weil  die  B.  Gewinnvert^ilungszwecken 
(iienstbar  ist,  hören  sie  nicht  auf,   Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  zu  sein. 

Die  Theorie  S^tanb«. 

§  16. 

I.  Slaub  unterscheidet,  wenn  wir  seine  Ausführungen^)  systematisieren, 
«Irei  Arten  von  B.en,  reine  Vermögens-,  Vermögenverteilungs-  und  Gewinnver- 
Urilungsbilanzen.  Worin  er  sich  von  uns  unterscheidet,  ist  abgesehen  davon, 
«lass  Staub  keine  Gewinnbilanzen  als  solche  kennt,  ein  zweifaches.  Einmal 
erscheint  bei  ihm  die  Vermögen  Verteilungsbilanz  als  eine  Abai*t  der  reinen  Ver- 
mogensbilanz,  während  nach  unserer  Ansicht  auch  die  Gewinnbilanz  eine  Ver- 
mOgenverteilungsbilanz  zu  sein  vermag.  Dann  aber  —  und  dies  ist  der  wesent- 
lichste Unterschied  — :  für  Staub  ist  auch  der  Gegensatz  von  Gewinnverteilungs- 
und Vermögenverteilungsbilanz  ein  Gegensatz  nicht  bloss  des  Zweckes,  sondern 
•ler  Form.  Reine  Vermögensbilanzen  kenne  das  Aktienrecht  nicht  —  „die  B. 
'ier  A.  ist  überhaupt  keine  Vermögensbilanz,  welche  den  Überschuss  der  Aktiva 
über  die  Schulden  bedeutet"*)  — ;  die  B.en  der  A.  sind  entweder  Gewinnver- 
teilongsbilanzen  —  die  ordentlichen  B.en  —  oder  Vermögenverteilungsbilanzen  — 
<lie  Liquidationsbilanzen. 

II.  Gegen  die  Auffassung  der  Gewinnverteilungs-  und  Vermögenver- 
u-ilungsbilanzen  als  Unterschieile  der  Fonn  der  B.en  haben  wir  unsere  Bedenken 
lu  äussern.     Sie  sind  formeller  und  materieller  Natur. 

A.  1.  Hätten  die  ordentlichen  B.en  der  A.  die  Form  von  Gewinn ver- 
Ufflmigsbilanzen,  so  müsste  die  Gewinnverteilung  doch  in  der  B.  geschehen,  in 


«)  S.  337  u.  449. 
^  Ebenso  u.  a.  Bing  261«. 
•)  §  261„-,4;  299,;  Staub,  G.-G.  42,,;  71,. 

*)  §  261,s;  Staub,  G.-G.  42i,.    Ihm   schliesst  sich  vor  allen  auch  an  Fuisting, 
JnriBtenzeitang  1902  S.  564. 

HehiDr  ^^  Bllansen  ili^r  Aktiengrest^lliH'haften.  3 
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und  durch  die  B.  rechnerisch  festgestellt  werden,  ob  und  wieweit  der  aus 
der  B.  sich  ergeliende  Reingewinn  an  die  Aktionäre  zu  verteilen  oder  von 
der  Verteilung  auszuschliessen  sei.  Allein  diese  Feststellung  darf  erst  nach 
Abschluss,  nach  Fertigstellung  der  B.,  also  ausserhalb  der  B.  vorgenommen 
werden. 

2.  Dies  ergibt  sich  aus  Nachstehendem. 

a)  Zunächst  unterscheidet  H.G.B.  §  260  Bilanzgenehmigung  und  Ge- 
winnverteilungsbeschluss  der  Generalversammlung  als  zwei  rechtlich  getrennte 
und  zwar  aufeinanderfolgende  Akte.  Zuerst  geschieht  die  Bilanzgenehmigung, 
dann  ergeht  der  Gewinn verteilungsbeachluss.  §  260  sagt:  „Die  Greneralver- 
sammlung  beschliesst  über  die  Genehmigung  der  Jahresbilanz  und  die  Gewinn- 
verteilung**. Nach  §  246  prüft  der  Aufsichtsrat  die  B.en  utid  die  Vorschläi^ 
zur  Gewinnverteilung.  Gemäss  §  265  ist  die  B.  und  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung, aber  nicht  die  Gewinnverteilung  zu  veröffentlichen. 

b)  Nach  §  261  Ziff.  6  femer  ist  der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher 
Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  der  B.  sich  ergebende  Gewinn  am  Schlüsse  der 
B.  besonders  anzugeben.  „Z)er  Gewinn**  weist  auf  einen  Einheitsposten,  auf 
eine  Gesamtsumme  hin.     Zerlegung  in  Einzelposton  ist  also  verboten. 

c)  Des  weiteren  ist  laut  H.G.B.  §  260  ii  bezw.  §  265  der  Generalver- 
sammlung mit  der  B.  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  vorzulegen  und  nach 
Genehmigung  der  B.  mit  dieser  zu  veröffentlichen.  Die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung ist  das  Konto,  auf  welchem  der  Jahresgewinn  bezw.  JahresverluBt 
spezialisiert  wird,  d.  h.  das  Konto,  auf  welchem  die  Saldi  (Gewinn-  oder  Ver- 
lustsaldi) der  Spezialkonten  d.  h.  aller  Personenkonten,  (z.  B.  Kontokorrentkonten 
der  Kunden)  und  aller  Sachkonten  (z.  B.  Kassen-,  Gebäude-,  Warenkonto) 
nach  den  zwei  Gruppen  Verlust  oder  Gewinn  —  die  Verluste  gewöhnlich  auf 
der  linken,  die  Gewinne  auf  der  rechten  Seite  —  gesammelt  und  dann  gegen- 
einander abgeglichen  werden,  so  dass  also  eine  Abschlussziffer,  ein  Gewinn- 
oder ein  Verlustsaldo,  bleibt.  Ist  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  mit  der  B. 
vorzulegen  und  zu  veröffentlichen,  so  ergibt  sich  als  Absicht  de«  Gesetzgebers, 
der  Generalversammlung  und  dem  Publikum  ersichtlich  zu  machen,  wie  der 
bilanzmässige  Reingewinn  bezw.  Verlust  im  einzelnen  entstand,  welche  Geschäfts- 
abteilungen Gewinn,  welche  Verlust  brachten,  wie  viel  die  Geschäftsunkosten, 
die  Abschreibungen  und  anderes  mehr,  was  buchführungsmässig  als  Verlust 
in  Betracht  kommt,  ausmachen.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  muss  Gewinn  und 
Verlust  in  der  B.  ebenso,  wie  im  Abschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos, 
in  einer  einheitlichen  Ziffer  angegeben  sein.  Denn  die  Abschlussziffem  beider 
Konten  müssen  sich  decken.  Hier  und  dort  muss  der  Gewinn-,  bezw.  Verlust- 
saldo derselbe  sein,  indem  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  ja  nur  der  speziali- 
sierte rechnerische  Nachweis  des  Gewinn-  bezw.  Verlustsaldos  der  Bilanzrechnung 
darstellt. 

d)  Endlich  kommt  die  allgemeine  Vorschrift  des  §  38  in  Betracht,  diiss 
die  Lage  des  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ordnungsniä^siger  Buchführung 
ersichtlich  zu  machen  sei.  Zu  den  Grundsätzen  onlnungsmässiger  Buchführung 
gehört  aber,  wie  ein  Blick  in  jede  Buchhaltungskunde  zeigt,  Gestaltung  des 
Saldos  als  einen  Posten,  nicht  als  eine  Postenmehrheit. 

3.  a)  Nun  begegnet  freilich  nicht  selten,  dass  die  Gewinnverteilung  in 
die  B.  aufgenommen  wu-d,  aber  doch  immer  nur  in  den  erläuternden  oder  be- 
richtenden, nicht  in  den  entscheidenden  Teil,  oder  buchführungsmässig  aus^v 
drückt:  vor,  nicht  hinter  den  Strich^). 


>)  B.  unten  3d. 
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b)  Dem  steht  nichts  im  Wege.  Auch  sonst  finden  sich  solche  erläuternde 
Angaben  in  einer  Vorkolonne.  Ein  sehr  weitgehendes  Beispiel  hierfür  veran- 
laÄ*t  die  Gesetzgebung  selbst  Nach  §  28  des  deutschen  Hypothekenbank- 
ir»»^tzes  vom  13.  Juli  1899  §  28  sind  eine  Reihe  von  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Bank  kennaseichnenden  Momenten  „in  dem  Geschäftsbericht  oder  in  der 
B."  ersichtlich  zu  machen^).  Es  sind  alles  Tatsachen,  welche  nach  ihrem  Wesen, 
weil  sie  die  Höhe  des  Gewinnes  oder  Verlustes  rechnerisch  gar  nicht  beein- 
flussen, überhaupt  nicht  hinter  den  Strich  gestellt  werden  dürften:  z.  B.  die 
Zahl  der  Deckungs-  und  insbesondere  der  Amortisationshypotheken,  die  Zahl 
tler  Zwangsversteigerungen,  Zwangsverwaltungen  imd  dergl.  mehr. 

c)  Wie  wenig  der  Einsetzung  der  Gewinnverteilung  in  der  B.  hinter 
dem  Strich  Bedeutung  für  die  rechtliche  Natur  der  B.  zukommt,  beweist  die 
Tatsache,  dass  die  Gewinnverteilung  in  der  Praxis  kaum  minder  oft  in  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  innerhalb  des  Striches  Aufnahme  findet. 

d)  Wir  begegnen  auf  der  Passivseite  des  Bilanzkontos  etwa  folgender 
Berechnung: 

Aktiva  Passiva 


Fabrikanlage 

Waren 

600000 

Schulden      ...--. 

60000 

20000 

Grundkapital    .     . 

... 

600000 

Forderungen 

80000 

Reingewinn       .     . 
wovon  entfallen 
auf  Eeservefonds 
Tantieme     .     .     . 
Dividende    .     .     . 
Vortrag   auf  neue 

40000 

2000 

1000 

16000 

Rechnung       .     . 

1000 

40000 

700000 

700000 

Ebensogut   könnte   diese  Gewinnverteilung  innerhalb  der  Linie  auch  der 
Verlust^ite   d38  Gewinn-  und  Verlustkontos  angefügt  sein: 

Verlust  (Soll)  Gewinn  (Haben) 


Handlungsunkosten    .     .     . 

45000 

Warenkonto 

90000 

?^ieuerkonto 

3000 

VeTsicheiungskouto     .     .     . 

2000 

Reingewinn       .     .     40000 

davon : 

Reservefonds     .     .        2000 

Tantieme      ...        1000 

Diridende     .     .     .      16000 

Vortrag    auf   neue 

Rechnung     .     .       1000 

40000 

1 

90000 

90  000 

4.  Somit  bleiben  wir,  was  die  Form  der  ordentlichen  Aktiengesellschafts- 
lilanzen  anlangt,  bei  ihrer  Charakterisierung  als  Gewinnermittlungsbilanzen. 

B.  Nun  sieht  Staub  den  Unterschied  der  Gewinnverteilungsbilanzen  von 
•UtQ  reinen  Vermögen sbilanzen  auch  nicht  so  sehr  in  der  äusseren  Form,  als 
v>4jiiehr  in   der    anderen    sachlichen    Natur,    welcher    hier    den    Aktiven    und 


')  &  anteo  §  52 III  und  §  189 II. 
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Passiven    zukommen    soll.     Aber    wir  meinen,    die  bezüglichen  Konstruktionen 
enthalten  irreführende  Beurteilungen  der  Begriffe  Passiva  und  Grundkapital. 

1.  a)  Staub  behauptet,  bei  den  ordentlichen  B.en  bedeute  Aktivum  und 
Passivum  etwas  anderes,  als  bei  den  Vemiögensbilanzen.  Die  Aktivseite  be- 
deute die  wertvolleren  Werte,  d.  h.  „was  zu  derjenigen  Zeit,  für  welche  die  B. 
gelte,  an  verteilbaren  Werten  vorhanden  sei",  „wie  viel  die  A.  an  verteilungi^- 
fähigen  Werten  besitze"^),»  die  Passivseite  stelle  dar  „die  Erfordernisse**,  die 
„Bedürfnisse",  die  „Geschäftserfordemisse"  oder  „Geschäftsbedürfnisse"*),  d.  h. 
„wie  viel  Werte  die  Gresellschaft  zu  ihrem  Gedeihen  brauche"*),  „wie  viel  «e, 
sei  es  infolge  gesetzlicher  oder  statutarischer  Vorschrift  oder  aus  wohlerwogener 
freier  Selbstbestimmung  der  Generalversammlung,  an  Werten  besitzen  mu^^s 
damit  sie  zum  Wohle  der  Interessenten  (d.  h.  der  Gläubiger  und  Aktionäre) 
gedeihe",  „wie  hoch  der  Betrag  der  für  die  Gesellschaft  erfonlerlichen  Werte 
sei"*). 

b)  Aber  enthält  die  Aktivseite  wirklich  nur  die  Summe  der  „verteilbaren" 
oder  „verteilungsfähigen"  Werte?  Selbst  wenn  die  Aktiva  noch  so  niedrig 
bewertet  werden,  also  nicht  alle  wirklich  vorhandenen  aktiven  Werte  aufzeipfen, 
enthält  die  Aktivseite  mehr,  als  nur  die  verteilungsfähigen  Werte.  Denn  ein 
grosser  Teil  derselben  ist  eben  nicht  verteilungsfähig,  sondern  von  der  Ver- 
teilung ausgeschlossen. 

c)  Doch  hier  ist  nur  der  Ausdruck  nicht  verständlich.  Gemeint  sind: 
Werte,  welche,  wenn  sie  nicht  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  wären,  ihn^r 
Natur  nach  verteilt  werden  könnten.  Anders  liegt  es  bei  der  Charakterisierung 
der  Passiva. 

a)  Gewiss  lässt  sich  sagen:  Grundkapital  und  Reservefonds  sind  Ge- 
schäftserfordemisse, aber  erklärt  dies  irgendwie,  dass  bei  den  ordentlichen  B.en 
beide  auf  der  Passivseite  zu  stehen  haben?  Staub  selbst  umschreibt  den 
Begriff  mit  „für  die  Gesellschaft  erforderliche  Werte"  *).  Hiermit  ist  ausgedrückt 
dass  gewisse  Werte,  d.  h.  Aktiva  erforderlich  sind.  Wie  kommen  Aktiva  abtT 
auf  die  Passivseite?  Dies  wäre  nur  dann  möglich,  wenn  „Geschäftserforder- 
nisse", „Geschäftsbedürfnisse"  so  viel  wie  Geschäftsaufgaben  bedeutete.  Aber 
das  sollen  diese  Ausdrücke  keineswegs.  Nicht  für  das  Geschäft  erforderliche 
Aufgaben,  sondern  hierfür  erforderliche  Werte  sollen  sie  darstellen.  Grundkapital 
und  Reservefonds  sind  auch  in  der  Tat  nicht  Aufgaben,  sondern  Wertbegriffi\ 

ß)  Und  selbst  wenn  man  einräumen  wollte:  Grundkapital  und  Rt*serve- 
fonds  sind  „Geschäftsbedürfnisse",  „Geschäftserfordemisse"  in  dem  Sinne,  dass 
sie  als  Passiva  erklärt  werden,  wie  kann  behauptet  werden:  Schulden,  wirk- 
liche Schulden  sind  Geschäftserfordernisse,  Geschäftsbedürfnisse?  In  Wahr- 
heit vermag  auch  Staub  dies  nicht  zu  erklären.  Wo  er  es  zu  begründen 
sucht,  da  kann  auch  er  nur  bemerken:  „Zu  den  Passiven  gehören  in  erstt^r 
Reihe  die  Schulden,  weil  es  im  Literesse  der  Gesellschaft  in  erster  Reihe 
erforderlich  ist,  dass  ein  dem  Betrage  der  Schulden  gleichkommender  Teil  dts 
Gesellschaftsvermögens  von  der  Verteilung  ausgeschlossen,  aufgesammelt, 
reserviert  wird"®).  Aber  ist  hiennit  nicht  etwas  ganz  anderes  gesagt?  Nicht: 
dass  Schulden,  sondern  dass  Beträge  zu  ihrer  Deckung  notwendig  sind?     AL<o 


^)  §  261  ,,  u. 

*)  §  261,,-„;  ebenso  Staub,  G.-G.  42,,  u.  42„ 

•)  §  261«;  240,0. 

♦)  8  261h,  „;  Staub,  G.-G.  42,.. 

•)  §  261,,. 

•)  §  261,,;  Staub,  G.-G.  42„. 
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doch  ^Werte",  Aktiva  Wie  schreibt  Staub  daher  auch  an  anderer  Stelle^)? 
,JEä  ist  durchaus  nicht  bloss  der  Betrag  der  Schulden,  welcher  zum  Gedeihen 
der  Gesellschaft  und  zum  Schutze  der  Gläubiger  zurückbehalten  werden  muss". 
„Den  Betrag  der  Schulden  zurückbehalten 'S  was  sollte  damit  anderes  gesagt 
«ein  wollen,  als:  einen  der  Höhe  der  Schulden  entsprechenden  Betrag  von 
Aktiven  zurückbehalten? 

d)  Wie  viel  einfacher  ist  hiergegen  bei  Annahme  des  Begriffes  Gewinn- 
ennitdungsbilanz  die  Tatsache  erklart,  dass  Grundkapital  und  Reservefonds 
uuter  den  Passiven  erscheinen! 

2.  Das  Zweite,  was  materielle  Bedenken  erregt,  ist  dann  die  Bezeichnung 
aller  Passiva  der  ordentlichen  B.en  der  A.  als  Reservekonten,  Reservanda^), 
ak)  als  das,  was  man  gewöhnlich  Reservefonds  nennt 

Wir  haben  oben  die  Bezeichnung  Geschäftserfordernisse,  welche  Staub 
ds  Verdeutschung  von  Reservekonten  empfiehlt,  für  alle  Passiva  zurückgewiesen. 
Der  Ausdruck  Reservekonten  als  bilanzrechtliche  Charakterisierung  des  Begriffes 
Passiva  muss  hinsichtlich  der  eigentlichen  Schulden  und  des  Grundkapitals 
abgelehnt  werden.  Er  passt  nicht  zu  der  gesetzlichen  Charakterisierung  dieser 
Begriffe. 

a)  Die  wirkliche  Schuld  ist  nach  dem  Gesetz  nicht,  wie  sie  es  nach  der 
Definition  des  Reservekontos,  die  Staub  gibt,  sein  müsste,  „ein  Betrag  für  die 
Oft^Uschaft  erforderlicher  und  daher  von  der  Verteilimg  auszuschliessender, 
also  zu  reservierender  Werte".  Ausschluss  von  der  Verteilung  ist  doch  nm* 
bei  etwas  vorstellbar,  was  an  sich  zur  Verteilung  bestimmt  ist,  aber  die  Schulden 
Jer  A.  sind  doch  wirklich  nicht  zur  Verteilung  bestimmt  und  darum  auch 
nicht  reserviert,  angesammelt.  Was  die  Schulden  nach  Bilanzrecht  sind,  liegt 
näher.  Sie  sind  nach  dem  Gesetz  —  §  39  mit  261  Ziff.  6  —  Abzugsposten, 
d.  h.  Summen,  die  von  den  Bilanzaktiven  abzuziehen  sind. 

b)  Und  das  Gleiche  gilt  für  das  Grundkapital.  Kein  Rechtssatz  sagt, 
«la.-?,  solange  die  Gresellschaft  besteht,  das  Grundkapital  zur  Verteilung  bestimmt 
H'L  Im  Gegenteil,  das  G^etz  schreibt  vor  (§  213\  dass,  solange  die  Gesell- 
H?haft  besteht,  nur  Reingewinn  verteilt  werden  darf.  Somit  ist  ein  besonderer 
Ausschluss  von  der  Verteilung,  eine  Reservierung  auch  hinsichtlich  des  Grund- 
kapitals nicht  erforderlich.  Auch  das  Grundkapital  ist  bilanzrechtlich  Abzugs- 
posten. 

in.  A.  Selbstverständlich  ist  die  von  Staub  gemachte  Bemerkung,  dass 
^  das  Gedeihen  der  A.  absolut  erforderlich  mache,  dass  ein  der  Grundkapital- 
affer  gleichkonmiender  Wertbetrag  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  bleibe, 
lamit  er  den  Gesellschaftszwecken,  denen  er  gewidmet  ist,  fortgesetzt  diene  % 
als  solche  vollkommen  zutreffend.  Vor  allem  dient  die  Einstellung  der  Grund- 
bpitalziffer  unter  die  Passiven  der  Erhaltung  einer  wirtschaftlichen  Schulden- 
ieckuogsre^^rt'e^).  Aber  wozu  sie  sich  nicht  eignet,  das  ist  ihre  Benutzung  zu 
Tcrhüiefur  Charakterisierung  des  Passivumbegriffes  der  ordentlichen  B.en  der  A. 

')  S  240,0. 

')  §  261,,— ,4;  Staub,  G.-G.  42i,:  „DieB.  lasst  ersehen,  wie  viel  die  Gesellschaft 
^  WerteD,  Aktiven  besitzt  und  wie  hoch  der  Betrag  der  für  die  Gesellschaft  erforder- 
jdkD  oDd  daher  zu  reservierenden  bezw.  aufzusammelnden  Werte  ist.  Das  letztere 
'üd  die  Passiva,  die  man  richtiger  Reservanden  oder  Reservekonten  oder  Geschafts- 
^rfqrdernisse  nennen  würde,  um  den  Gredanken,  dass  es  sich  überall  um  Schulden  der 
lieseUachaft  handelt,  fem  zu  halten»*. 

')  Staub  261„;  Staub,  G.-G.  42„. 

*j  In  erster  Linie  dienen  zur  Schuldendeckung  die  der  Schuldenhöhe  gleich' 
Kimnenden  Aktivwerte,  subsidiär  die  darüber  hinaus  bis  zur  Grundkapitals-  und 
^^^i^^tig»  Passivenhöhe  vorhandenen  Aktiven.    S.  auch  §  125  VIT  B  5. 
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B.  1.  Jene  Bemerkung  gibt  das  wirtschaftliche  Motiv  wieder,  um  dessent- 
willen  der  Rechtssatz  besteht,  dass  nur  der  Reingewinn  und  nicht  auch  Gnmd- 
kapital  und  Reservefonds  verteilt  werden  darf;  nicht  aber  stellt  sie  den  positiv- 
rechtlichen Grund,  den  Rechtsgrund  dar,  warum  das  Grundkapital  in  die 
Passiva  einzustellen  ist.  Hierfür  ist  die  Ursache,  dass  die  B.  nur  eine  Rein- 
gewinns-, nicht  eine  Reinvermögensfeststellung  darstellt  Staub  gibt  den  wirt- 
schaftlichen Grund  des  Rechtssatzes  an,  dass,  solange  die  Gesellschaft  besteht, 
nur  Reingewinn  verteilt  werden  darf.  Erst  dieser  Rechtssatz  bildet  den  Grund 
und  zwar  den  positivrechtlichen  Grund  des  anderen  Rechtssatzes,  dass  in  der 
Jahresbilanz  nur  der  Reingewinn  zu  ermitteln  sei  (§  261  Ziff.  5  u.  6)^).  Weil 
nur  der  Reingewinn  ziu*  Verteilung  kommt,  wird  auch  nur  er  bilanzmässig 
festgestellt 

2.  In  seinem  Kommentar  zum  6.  betr.  die  Gesellschaften  m.  b.  H.  gibt 
Stavh  selbst  diese  Entwicklung^):  „Die  Einstellung  der  Passiva  in  die  B.  bezweckt 
die  Bindung  des  Aktivvermögens  für  gewisse  rechtlich  vorgeschriebene  bez^v. 
rechtlich  zidässige,  dem  Gedeihen  der  Gesellschaft  dienende  Zwecke,  und  die:^r 
Erfolg  wird  erreicht  durch  die  Vorschrift,  dass  nur  der  Überschuss  der  Aktiva 
über  die  Passiva  verteilt  werden  darf." 


VIII.  Die  praktische  Bedeutung  der  Unterscheidung 
verschiedener  Bilanzgattungen. 

§  17. 

I.  Die  praktische  Bedeutung  der  Bestimmung  des  rechtlichen  Charakters 
der  einzelnen  B.en  liegt  in  der  Möglichkeit,  hiernach  zu  bestimmen,  was  in  die  B. 
einzustellen  und  wie  das  Eingestellte  zu  bewerten  sei. 

II.  Die  Einteilung  der  B.en  nach  ihrer  Form  ist  massgebend  hinsichtlich 
der  Frage,  was  in  die  B.  eingestellt  werden  muss.  Aus  der  Charaktcrisieninir 
einer  B.  als  Vermögen sbilanz  folgt,  dass  in  sie  Grundkapital  und  Reservefon«U 
nicht  als  Passivposten  eingestellt  werden  dürfen,  aus  der  Charakterisienmir 
einer  B.  als  Ge\>innbilanz,  dass  beide  in  die  B.  eingestellt  werden  niü^^iien. 
Die  Liquidationsbilanz  der  A.  ist  z.  B.  eine  Gewinnermittlungsbilanz,  also 
können^)  Gnmdkapital  und  Reservefonds  nicht  bloss  in  sie  eingestellt  werden, 
sondern  müssen  es.  Die  Liquidationsbilanz  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  dagegen 
rechnet  ihrer  Form  nach  zu  den  Vermögenermittlungsbilanzen;  alo  darf  das 
Stammkapital  nicht  in  derselben  figurieren*). 

III.  Die  Einteilung  der  B.  nach  ihrem  Zwecke  bestimmt,  in  welcher 
Höhe  die  eingestellten  Vermögensstücke  zu  bewerten  sind.  Die  Bewertungs- 
vorschriften sind  für  Gewinn  Verteilungsbilanzen  andere  als  für  Vemiogen?- 
verteilungsbilanzen.  Bei  Gewinnverteilungsbilanzen  ist  z.  B.  Unterbewertung 
zulässig,  ja  sogar  zum  Teil  gesetzlich  geboten,  bei  Vermögen  Verteilungsbilanzen 
gesetzlich  verboten. 

IV.  Praktisch  wichtiger  als  die  Einteilung  der  B.en  nach  ihrer  Form  in 
Vermögens-   und   Gewinnbilanzen   ist  deren   Einteilung  nach   ihrem   Zweck    in 

^)  Knappe  63  freilich  meint,  die  Bestimmung  des  §  261  Ziff.  5,  dass  der  Betrag 
des  Grundkapitals  etc.  einzustellen  sei,  sei  überflüssig;  die  Einstellung  sei  buchmässig 
eine  Notwendigkeit. 

*)  Staub,  G.-G.  42„. 

')  Dies  meint  Staub  299, ;  dagegen  Knappe  S.  15. 

*)  A.  M.  Staub,  G.-G.  71,. 
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Vermögenverteilungs-  und  Grewinn Verteilungsbilanzen.  M.  a.  W.:  wichtiger  als 
die  Lehre  von  den  Bewertungsgegenständen  ist  die  Lehre  von  den  Bewertungs- 
taxen oder  Bewertungssätzen,  wichtiger,  als  die  Frage,  was,  die  Frage,  wie  zu 
bewerten  sei.  Die  nachfolgende  Darstellung  des  Bilanzrechtes  wird  dies  offen- 
sichtlich ergeben.  Auf  die  Frage,  was  eingesetzt  werden  darf  oder  muss,  be- 
zichen sich  nur  einige  wenige  ausdrückliche  Bestimmungen  der  Gesetze ;  auf  die 
Frage,  wie  hoch  bewertet  werden  darf,  dagegen  viele. 


Drittes  Kapitel. 

Die  Grundgedanken  des  Bilanzrechtes. 

I.  Das  allgemeine  Bilanzrecht. 

Die  eimiseliieii  Torflchriften  fiber  die  BUanz  de« 
Binzelkanftnann«. 

§  18. 

I.  Das  allgemeine  Bilanzrecht  ist  das  Bilanzrecht,  welches  für  die  B. 
eines  Einzelkaufnianns  gilt,  indem  nach  H.G.B.  §  6,  was  für  den  Einzel- 
kaufmann in  Geltung  steht,  im  Zweifel  auch  auf  die  Handelsgesellschaft  An- 
wendung findet  Die  B.  des  Einzelkaufmanns  stellt  somit  die  allgemeine,  ge- 
wöhnliche kaufmännische  B.  dar. 

n.  Das  H.G.B.  widmet  dieser  B.  eine  verhältnismässig  eingehende  Rege- 
lung. Es  stellt  hierüber  zum  Teil  sogar  sehr  ins  einzelne  gehende  Vor- 
schriften auf.  Von  den  Bestimmungen  abgesehen,  welche  für  alle  Handels- 
bücher ^)  und  demgemäss  auch  für  die  B.  gelten,  sind  es  in  der  Reihenfolge 
♦le?  G.  (§§  39—41)  folgende: 

1.  Der  Kaufmann  hat  bei  Beginn  seines  Grewerbes  und  für  den  Schluss 
eine:«  jeden  Geschäftsjahres  eine  B.  aufzustellen. 

2.  Das  Geschäftsjahr  darf  12  Monate  nicht  übersteigen. 

3.  Die  Aufstellung  der  B.  ist  innerhalb  der  einem  ordnungsmässigen 
(ie:«chäftsgang  entsprechenden  Zeit  zu  bewirken. 

4.  Die  B.  ist  in  Reichswährung  aufzustellen. 

5.  Bei  ihrer  Errichtung  smd  sämtliche  Vermogensgegen stände  und  Schulden 
nach  dem  Werte  anzusetzen,  der  ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für 
welchen  die  Aufstellung  stattfindet. 

6.  Zweifelhafte  Forderungen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte 
anzusetzen,  uneinbringliche  abzuschreiben. 

7.  Die  B.  ist  vom  Kaufmann  zu  unterzeichnen. 

8.  Wenn  die  B.en  nicht  in  ein  für  Aufnahme  der  B.en  bestimmtes  Buch 
«nger^chrieben  werden,  sondern  jede  B.  einen  besonderen  Akt  für  sich  darstellt^ 
müssen  sie  gesammelt  und  in  zusammenhängender  Reihenfolge  geordnet  auf- 
b^-wahrt  werden. 

9.  Die  B.en  sind  10  Jahre  aufzubewahren  (§  44  u). 


H.G.B.  43,  44. 


40  §  13-    I^ei*  Rechtecharakter  dcH  allgemeinen  Bilanzrechtes. 

Der  Bechtseharakter  de«  alli:e]nei]ieii  Bilanzreehtes. 

§  19. 

I.  Dass  alle  diese  Vorschriften  nicht  aus  Rücksicht  auf  das  Interesse  des 
Kaufmanns  selbst  gegeben  sind,  dürfte  klar  liegen.  Welcher  Ginind  sollte  für 
den  Gesetzgeber  bestehen,  dem  Kaufmann  um  seiner  selbstwillen  zu  einer 
ordnungsmässigen  Buchführung  anzuhalten?  Aber  ganz  abgesehen  davon:  so 
eingehend  uns  die  Vorschriften  erscheinen,  für  diesen  Zweck,  für  einen  solchen 
Lehr-  und  Erziehungszweck  wären  sie  teils  zu  dürftig,  teils  überflüssig,  denn 
warum  sollte  für  die  Erziehung  des  Kaufmanns  zu  ordentlicher  Buchführung 
notwendig  sein,  dass  er  seine  B.  gerade  in  Reichswährung  aufstellt  und  zehn 
Jahre  aufbewahrt.  Also  können  es  nur  Dritte  sein,  um  derentwillen  die^-^e 
Vorschriften  erlassen  wurden:  nicht  die  Gesellschafter  des  Kaufmanns  —  die§§  38  fr. 
handeln  vom  Einzelkaufmann,  aber  sonstige  Dritte,  welche  mit  dem  Kaufmann 
als  solchem  in  rechtliche  Beziehung  treten:  Gläubiger,  Schuldner,  Angestellte. 
Diese  haben  ein  wesentliches  Interesse  daran  oder  können  es  wenigstens  be- 
sitzen, dass  der  Kaufmann  „die  Lage  seines  Vermögens  nach  Grundsätzen 
ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  macht"  ^).  Nicht  um  den  Kaufmann 
in  den  Stand  zu  setzen,  dass  er  jederzeit  die  Lage  seines  Vermögens  genau, 
leicht  imd  sicher  zu  erkennen  vermag,  sondern  damit  Dritte  dies  vermögen, 
darum  sind  dem  Kaufmann  diese  Pflichten  auferlegt 

II.  Nicht  kommt  als  solch  Dritter  in  Betracht  der  Staat  als  hoheitliche 
Person,  als  Inhaber  der  Besteuerungsgewalt  Es  wäre  denkbar,  dass  dem  Kauf- 
mann die  Errichtung  von  B.en  zur  Pflicht  gemacht  würde,  um  in  der  B.  eine 
zweckentsprechende  Grundlage  für  die  Steuerveranlagung  zu  besitzen.  Aber 
dann  hätte  die  Bestimmung  ihren  Platz  doch  nicht  in  einem  H.GJB.,  d.  h. 
einem  G.,  dessen  Aufgabe  ist,  den  bürgerlichen  Verkehr,  also  den  Verkehr 
unter  Privaten  und  nicht  zwischen  Untertan  und  Staat  zu  regeln.  Und  doch 
sind  die  Bestimmungen  der  §§  38  ff,  nicht  privat-,  sondern  öffenüickrechtlicker 
Natur, 

IIL  Wären  sie  ersteren  Charakters,  so  müsste  doch  den  beteiligton  Dritten 
vom  G.  ein  Rechtsanspruch  auf  Einhaltung  der  Vorschriften  eingeräumt,  die 
Nichteinhaltung  der  Vorschriften  mit  dem  Rechtsnachteil  der  Nichtigkeit  oder 
Anfechtbarkeit  und  der  Schadensersatzpflicht  belegt  sein.  Aber  weder  das  eine 
noch  das  andere  ist  der  Fall. 

A.  Was  die  Frage  der  Nichtigkeit  oder  Anfechtbarkeit  angeht^  so  ist  es 
ja  richtig,  dass  an  die  Übertretung  eines  gesetzlichen  Verbotes  auch  ohne  aus- 
drückliche Bestimmung  diese  Rechtsfolgen  sich  anzuknüpfen  vermögen;  aber, 
wie  der  das  Gleiche  allerdings  nur  für  das  Rechtsgeschäft,  nicht  die  blosse 
Rechtshandlung  aussprechende  §  134  des  B.G.B.  sich  ausdrückt,  doch  lediglich 
dann,  „wenn  sich  nicht  aus  dem  Gesetze  ein  anderes  ergibt"  In  unserem  Falle  erhellt 
aber  aus  dem  Gesetze  ein  anderes.  Die  Nachteile,  welche  sich  an  das  Verbot 
reihen,  müssen  der  Natur  der  Sache  nach  verhältnismässige  sein,  d.  h.  nach  <ler 
Bedeutung  der  Verbote  sich  abstufen.  Die  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung 
aber  sind  für  die,  welche  mit  dem  Kaufmann  in  Verkehr  treten,  von  sehr  ver- 
schiedener Bedeutung,  von  hoher,  wie  das,  dass  Aktiva  und  Schulden  nach 
ihrem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  sind,  von  geringerer,  wie  das,  dass  die  B. 
in  Reichswährung  aufzustellen  sei.  Es  wäre  eine  weit  über  die  Bedeutung  dieser 
letzteren    Vorschriften    hinausgehende,     eine   un verhältnismässige    Verbotsfolge, 

')  H.G.B.  §  38. 
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wenn  bei  Nichteinhaltung  auch  nur  der  geringsten  dieser  Vorschriften  Un- 
gültigkeit der  B.  eintreten  würde.  Nun  ist  es  aber  schwer,  in  dieser  Hinsicht 
eine  richtige  Abstufung  vorzunehmen.  Angesichts  des  verschiedenen  praktischen 
Wertes  der  Vorschriften  wäre  daher  zu  erwarten,  dass  der  Gesetzgeber  Be- 
:«timmungen  darüber  erliess,  in  welchen  Fällen  jene  Nachteile  eintreten  sollen, 
in  welchen  nicht  Weil  er  dies  nicht  tut,  geht  die  Annahme  wohl  nicht  fehl, 
dass  der  Gesetzgeber  privatrechtliche  Nachteile  an  die  Nichteinhaltung  als 
j!olche  nicht  knüpfen  wollte  und  dass  daher  auch  den  Dritten,  um  derentwillen 
jene  Beschränkungen  statutiert  sind,  ein  Rechtsanspruch  auf  Einhaltung  nicht 
zusteht. 

B.  Was  dann  die  Frage  der  Schadenersatzpflicht  betrifft,  so  könnte  man 
allerdings  einen  Augenblick  an  B.G.B.  §  823  ii  denken,  wonach  schadenersatz- 
pflichtig schon  ist,  wer  zwar  nicht  ein  Recht  eines  Anderen  widerrechtlich  ver- 
letzt hat,  aber  „gegen  ein  den  Schutz  eines  Anderen  bezweckendes  Gesetz  ver- 
r^tösst,"  Allein  es  heisst  „eines  Anderen"  und  nicht  „von  Anderen"  oder 
„Anderer**.  Damit  ist  angedeutet  —  und  die  Schadenersatzpflicht  hätte  sonst 
überhaupt  keine  Grenze^)  — :  es  muss  eine  bestimmte  Gruppe,  nicht  eine  im- 
bestimmte grosse  Mehrheit  von  Personen  sein,  zu  deren  Schutz  das  Gesetz 
besteht  Ein  nur  im  Interesse  der  Allgemeinheit,  d.  h.  nicht  einer  bestimmten 
Gruppe  daraus  bestehendes  Gesetz  vermag  nicht  die  Grundlage  der  Schaden- 
ersatzpflicht aus  §  823  u  zu  bilden').  Von  den  Bestimmungen  des  §  39  ff*. 
des  U.G.B.  hatten  wir  aber  zu  sagen,  dass  sie  dem  Schutze  aller  Beliebigen 
dienen,  welche  mit  dem  Kaufmann  in  Verkehr  treten. 

IV.  Hieraus  folgt  jedoch  noch  nichts  wie  Behrendt)  meint,  dass  die  Be- 
stimmungen über  Bilanzaufstellung  in  §  39  ff:  überhaupt  keine  Rechtsvorschriften, 
sondern  nur  „Anweisungen,"  nicht  Befehle,  sondern  nur  wohlmeinende  Wünsche 
des  Gesetzgebers  seien.  Dagegen  spricht  einmal  die  Fassung  der  einschlägigen  Para- 
graphen —  Satz  für  Satz  sagen  sie:  Der  Kaufmann  ist  „verpflichtet",  er  „hat"  dieses 
wler  jenes  zu  tun  — ,  dann  aber  der  Umstand,  dass  die  Befreiung  von  diesen 
Verpflichtungen  im  6.  als  eine  Berechtigung  bezeichnet  wird.  Nach  H.B.G. 
§  42  bleibt  bei  Handelsuntemehmungen  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder 
inländischen  Konununalverbandes  die  „Befugnis"  der  Verwaltung  unberührt, 
die  Rechnungsabschlüsse  in  einer  von  den  Vorschriften  der  §§  39 — 41  ab- 
weichenden Weise  vorzunehmen, 

V.  A.  Wenn  die  Bestimmungen  Rechtsbestimmungen  sind,  warum  haben  sie 
aber  gerade  öffeutlichrechtlichen  Charakter?  Aus  dem  Grunde  allein,  weil  die 
Verpflichtungen,  die  sie  begründen,  nicht  gegenüber  Privatpersonen  bestehen, 
werden  sie  noch  nicht  zu  öffentlichrechtlichen.  Gewiss  pflegen  Verpflichtungen 
unmittelbar  und  allein  gegen  das  Gresetz  lediglich  statuiert  zu  werden,  wenn 
ein  gewisses  öffentliches  Interesse  es  verlangt,  aber  öffentliche  Interessen  brauchen 
nicht  gerade  durch  öffentlichrechtliche  Vorschriften  geschützt  zu  werden.  Es 
kann  dies,  wie  ein  Blick  in  das  Ehescheidungsrecht  zeigt,  auch  durch  privat- 
recbUiche  Vorschriften  geschehen. 

B.  1.  In  unserem  Falle  allerdings  liegen  öffentlichrechtliche  Bestimmungen 
VW.  Hierfür  spricht,  dass  die  Bestimmungen  des  H.6.B.  über  Führung  von 
Handelsbücheni  seitens  des  Kaufmanns  mit  den  Vorschriften  des  H.G.B.  über 
Bochführungspflicht  der  Handelsmäkler  die  Gleichheit  des  gesetzgeberischen 
Motives  teUen. 


0  Vergl.  Staub  241,o. 

*)  Windsehcid'Kippy  Pandekten  8.  Aufl.  II  887. 

*)  8.  295. 


42  §  Id*    ^^  Bechtscharakter  des  allgemeinen  Bilanzrechtes. 

2.  Es  bedarf  wohl  keines  Nachweises  und  geht  übrigens  aus  den  ein- 
schlägigen Bestimmungen  —  Pflicht  zur  Auszugserteilung  (H.G.B.  §  101)  — 
deutlich  hervor,  dass  dem  Handelsmäkler  die  Pflicht  zur  Führung  eines  Tage, 
buchs  im  Interesse  des  Publikums  d.  h.  aller  derjenigen,  die  mit  ihm  in  Verkehr 
treten,  auferlegt  ist.  Dasselbe  ist  bei  den  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung 
der  Fall.  Nun  unterwirft  das  H.B.G.  (§  103)  Handelsmäkler,  welche  den 
Vorschriften  über  Führung  und  Aufbewahrung  des  Tagebuches  zuwiderhandeln, 
Ordnungsstrafen.  Ordnungsstrafen  werden  aber  bei  Nichterfüllung  öffentlich- 
rechtlicher Pflichten  auferlegt.  Also  sind  die  Vorschriften  über  Tagebuchs- 
führung der  Handelsmäkler  öffentlichrechtlicher  Natur.  Demgemäss  sind  es 
auch  diejenigen  über  Bilanzaufstellung. 

3.  Dass  der  Gesetzgeber  keine  Ordnungsstrafe  androht,  ändert  hieran 
nichts.  Die  Pflichten  schienen  dem  Gesetzgeber  eben  nicht  so  wesentlich,  um 
diese  Folge  daran  zu  knüpfen.  Die  Bestimmungen  sind  öffentrechtlicher  Natur, 
aber  leges  imperfectae  ^). 

VI.  Damit  will  nicht  gesagt  sein,  dass  an  die  Nichteinhaltung  der  Vor- 
schriften über  Bilanzaufstellung  sich  überhaupt  keine  rechtlichen  Nachteile  zu 
knüpfen  vermögen,  sondern  nur  soviel  ist  richtig,  dass  die  Nichteinhaltung  allein 
der  Grund  hierfür  nicht  zu  sein  vermag.  Es  muss  noch  ein  weiteres  Moment«, 
ein  weiterer  Rechtstitel  als  der  ausschlaggebende  Grund  hinzukommen.  So  können 
sich  z.  B.  an  die  Nichteinhaltung  der  Bilanzvorschriften  strafrechtliche  Wir- 
kungen anknüpfen,  aber  nicht  an  die  Nichteinhaltung  als  solche,  sondern  nur 
bei  gleichzeitiger  Zahlungseinstellung  oder  Konkurseröffnung.  Wer  die  ihm 
obliegende  Buchfühnmgspflichten  vernachlässigt,  wird  im  Falle  von  Konkurs 
oder  Zahlungseinstellung  wegen  betrüglichen  oder  einfachen  Bankerotts  nach 
Konkursordnung  §§  239,  240,  244  bezw.  Gesellsch.-G.  §  83  bestraft*). 
Nach  Bankdepotgesetz  vom  5.  Juli  1896  §  10  reicht  nicht  einmal  Konkurs 
oder  Zahlungseinstellung  aus,  sondern  es  muss  die  vorsätzliche  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Vorschriften  über  das  Depotbuch  auch  Benachteiligung  des  Depot- 
kunden zur  Folge  gehabt  haben. 

VII.  Ja  es  können  sich  unter  dieser  Voraussetzung  an  die  Nichteinhaltung 
der  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  sogar  privatrechtliche  Folgen  knüpfen; 
eben  dann,  wenn  durch  einen  besonderen  Rechtsgrund  die  Bilanzaufstellung  in 
Beziehung  zu  einem  privatrechtlichen  Anspruch  gesetzt  ist.  Es  räumt  der 
Geschäftsinhaber  einem  Angestellten  z.  B.  prozentuale  Beteiligung  am  Gewinn 
vertragsmässig  ein.  Hier  ist  der  Prinzipal  nicht  berechtigt,  ohne  Einverständnis 
des  Angestellten  von  den  Bewertungsgrund.sätzen  des  §  40  zum  Nachteil  des  An- 
gestellten abzuweichen.  Eine  solche  Abweichung  läge  vor,  wenn  der  Geschäfts- 
herr seine  Aktiva  unter  dem  augenblicklichen  Werte  einsetzte.  Dadurch  mindert 
sich  der  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva  und  damit  der  Reingewinn, 
an  dem  der  Angestellte  beteiligt  wurde.  Der  Prinzipal  hat  hier  eine  Verpflichtung 
gegenüber  dem  Angestellten  verletzt,  aber  nicht  eine  aus  dem  Gesetz,  sondern 
aus  dem  Vertrag,  der  nach  B.G.B.  §  157  dahin  auszulegen  ist,  dass  der  Geschäfts- 
herr bei  der  Bilanzaufstellung  die  gesetzlichen  Bestunmungen  einhält.  Verletzt 
ist  somit  gegenüber  dem  Angestellten  keine  öffentlichrechtliche,  sondern  eine 
privatrochtliche,  erst  durch  Vertrag  begründete  Verpflichtung. 

VIII.  An  der  öffentlichrechtlichen  Verpflichtung  als  solcher  kann  durch 
privatrechtliche  Bestimmungen  nichts  geändert  werden.  So  haben  bei  der  offenen 
Handelsgesellschaft  die  von  der  Geschäftsführung  ausgeschlosseneu  Gesellschafter 

0  So  Staub,  Einleitung  zu  §  38. 
*)  Näheres  hierüber  §§  192  ff. 
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nach  H-G3.  §  118  nur  ein  Recht,  keine  Pflicht,  sich  von  den  Aiigelep^enheiten 
der  Gesellschaft  persönlich  zu  unterrichten,  die  Handelsbücher  einzusehen,  und 
i^ich  aus  ihnen  eine  B.  anzufertigen.  An  ihrer  offen  tlichrechtlichen  Verpflichtung 
zur  Bilanzaufstellung,  die  ihnen  obliegt,  weil  trotzdem  jeder  von  ihnen  Kauf- 
mann ist)  winl  hierdurch  nichts  geändert^). 

Das  Terbot  der  llnterbewertuni:« 

§  20. 

I.  A.  Auch  die  herrschende  Lehre  sieht  in  den  Vorschriften  der  §g  38ff. 
über  Bilanzaufstellung  nur  öffentlichrechtliche  Vorschriften^).  Insbesondere 
sprach  auch  das  Reichsgericht  aus,  dass  die  Gültigkeit  der  B.  nicht  von  Unter- 
zeichnung abhängig  sei^).  Nur  in  einem  Punkte  besteht  ein  wesentlicher 
Unterschied  zwischen  unserer  und  der  allgemeinen  Anschauung.  Die  letztere 
jiieht  in  der  Vorschrift  des  H.G.B.  §  40  u,  dass  Vermögensgegenstände  und 
Schulden  nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  sind,  eine  öffentlich- 
rechtliche Vorschrift  nur  nach  der  Seite  der  Über-,  nicht  aber  nach  der  Seite 
der  Unterbewertung*)  der  Aktiven. 

B)  Hieraus  würde  folgen,  dass  ein  gesetzliches  Verbot  der  Unterbewertung 
für  das  allgemeine  Bilanzrecht  überhaupt  nicht  besteht.  In  der  Tat  wird  dies 
behauptet^).  Dann  ergibt  sich  in  dieser  Hinsicht  eine  Bindung  nur  durch 
Vertrag.  Zum  Teil  jedoch  fühlt  man,  dass  eine  solche  Auslegung  dem  klaren 
Wortlaut  des  G.  widerspricht,  welches  nicht  bloss  lautet:  es  darf  nicht  über 
diesem  Werte,  sondern:  es  muss  zu  diesem  Werte  —  also  es  darf  auch  nicht 
unter  diesem  Werte  —  angesetzt  werden.  Dann  wird  zu  dem  Ausweg  ge- 
griffen, dass  man  sagt,  nach  der  Seite  der  Unterbewertung  hin  Uege  ein  nur 
privatrechtliches  Verbot  und  zwar  ein  solches  lediglich  dispositiver  Natur  vor'^). 

IL  A.  Das  erste,  was  gegen  die  Annahme  eines  öffentlichrechtlichen  Ver- 
botes der  Unterbewertung  angeführt  wird,  ist  die  Behauptung,  die  Vorschriften 
des  H3.G.  über  Bilanzaufstellung  dienten  vom  Standpunkte  des  öffentlichen 
Interesses  aus  nur  dem  Schutze  der  Gläubiger  des  Einzelkauf n^anns  und  deren 
Interessen  könnten  lediglich  durch  zu  hohe,  niemals  aber  durch  zu  niedrige 
Bewertung  geschädigt  werden ').  Allein  für  das  eine,  wie  für  das  andere  fehlt 
der  Beweis. 

1.  Aus  dem  Gesetze  lässt  sich  in  ersterer  Richtung  bloss  entnehmen,  dass 
die  Vorschriften  nicht  im  Interesse  des  Kaufmanns,  sondern  im  Interesse  Dritt^^r, 
des  Publikums  aufgestellt  sind.  Dass  diese  Dritten  gerade  Gläubiger  des 
Kaufmanns  sein  müssen,  ist  aus  keiner  dieser  Bestimmungen  herauszulesen.  In 
Betracht  kommen  z.  B.  auch  Erben,  Schuldner. 

2.  Ebensowenig  zutreffend  ist  aber,  dass  diejenigen,  zu  deren  Schutz  die 
Bilanzvorschriften  dienen,  bloss  durch  Überbewertung  geschädigt  zu  werden 
vermögen*).      Sie   können    es    auch    durch   Unterbewertung.     So    z.  B.  Erben, 


*)  Zutreffend  Staub  38,  und  Staub,  G.-G.  41,  gegen  Düringer-Uachenhurg  38iii. 

'j  Staub  38,  u.  ,  u.  120i;  Staub,  G.-G.  41.  «.  42,;  Lehmann  38iU.41,;  Cosach 
§  15;  Neukamp  Z.  48««,;  Goldmann  38«  u.  a. 

»)  R.G.  in  Str.  VII  89.  VIII  428;  ferner  R.G.  vom  28.  Mai  1898  bei  Gruchot 
42„«t;  8.  Goldmann  41,. 

*)  Staub  40,;  Staub,  G.-G.  42,;  Lehmann  40,;  Neukamp  Z.  48^5».  Anders 
Simon  30,;  Makower  120i  b. 

•)  Staub  40,;  120^;  Lehmann  40,. 

•)  Neukamp  Z.  484,4. 

*)  Neukamp  Z.  484,,. 

•)  Vgl  Beisch  I,  260. 
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welchen  das  Geschäft  als  Erbteil  zufällt,  gegenüber  anderen  Erben;  oder  die 
Alleinerben  bei  Weiterveräusserung  des  Geschäftes ;  oder  der  Käufer,  der  infolge 
Unterbewertung  mehr  zu  zahlen  hat,  als  er  erhält;  der  Angestellte,  welcher 
seine  Vergütung  in  Tantiemenform  empfängt 

B.  Was  aber  dann  die  Annahme  eines  p^^va^rechtlichen  Unterbewertungs- 
verbotes angeht,  wie  soll  das  mitten  in  die  öffentlichrechtlichen  Bestimmungen 
des  allgemeinen  Bilanzrechtes  hineinkommen?  Der  Beweis  vermag  mit  Erfolg  ^) 
nur  aus  dem  Gesellschaftsrecht  geführt  zu  werden*).  Und  auch  wir  wenlen 
für  das  Gesellschaftsrecht  in  §  24  nachweisen,  dass  das  Unterbewertungsverbot 
auch  privatrechtliche  Bedeutung  hat  Aber  wie  folgt  aus  dem,  was  nur  aus 
der  besonderen  Natur  des  Gesellschaftsprinzipes  sich  ergibt,  dass  auch  für  die  B. 
des  Einzelkaufmannes  ein  solch  privatrechtliches  Unterbewertungsverbot  besteht? 

C.  Konsequent  ist  daher  allein  Staub,  welcher  für  das  Recht  der  A.en 
und  Gesellschaften  m.  b.  H.,  also  für  das  Gesellschaftsrecht  ein  privatrechtliches 
Unterbewertungsverbot  annimmt*),  für  die  B.  des  Einzelkaufmanns  dagegen 
jedes  Unterbewertungsverbot  leugnet  Freilich  scheitert  diese  Anschauung  an 
der  Bestimmung  des  §  271  in  des  H.G.B.,  wonach  den  Aktionären  mit  ge- 
wissen Einschränkungen  das  Recht  zusteht,  Generalversammlungsbeschlüsse, 
durch  welche  „Abschreibungen  über  das  nach  dem  Gesetz  . . .  statthafte  Mass 
hinaus^'  vorgesehen  werden,  anzufechten.  Denn  hiernach  muss  das  G.  nicht 
bloss,  wie  es  der  Fall  ist  (§  40  in  und  §  261  Ziff.  3),  Vorschriften  enthalten,  welche 
Abschreibungen  anordnen,  sondern  auch  Vorschriften,  welche  Abschreibungen 
nur  gestatten.  Solche  finden  sich  aber  im  H.G.B.  nur,  wenn  man  in  der  Be- 
stimmung des  §  41 II,  auch  das  Verbot  einer  Unterbewertung,  d.  h.  also  auch 
einer  Abschreibung  über  die  effektive  Wertminderung  erblickt  Nicht  lässt  sich 
sagen,  dass  dieses  Verbot  aus  §  40  ii  lediglich  infolge  der  ausdrücklichen  An- 
ziehung dieses  Paragraphen  in  §  261,  somit  nur  für  das  Aktienrecht  entnommen 
werden  kann.  §  261  Eingang  erwähnt  den  §  40  nicht  begründend,  sondern 
lediglich  bestätigend,  §  40  würde  für  A.en  auch  ohne  die  Erwähnung  in  §  261 
gelten,  weil  A.en  nach  §  6  dem  Einzelkaufmann  gleichstehen.  §  27 Im  stellt 
somit  ein  deutliches  Zeugnis  dafür  dar,  dass  §  40  ii  auch  ein  gesetzliches 
Unterbewertungsverbot  enthält. 

III.  A)  Nach  unserer  Auffassung  liegt  in  der  Bewertungsvorscfiriß  des 
§  40 11  sowohl  eine  öffentlichrechtliche  Maximal-,  wie  eine  öffentlichrechtliche 
Minimalvorschrift  j  ein  öffentlichrechtliches  Über-  und  ein  öffentlichrechtliches 
Unterbe  wertungs  verbot. 

B.  Dass  der  Gesetzgeber  an  die  Nichtbeachtung  derselben  keine  privat- 
rechtlichen Nachteile,  den  Nachteil  der  Ungültigkeit  der  B.  knüpft,  kann  nicht 
Wunder  nehmen.  •  Der  Ausschluss  solch  privatrechthcher  Wirkungen  ist  für  das 
Publikum,  d.  h.  diejenigen,  welche  mit  dem  ICaufmann  in  Verkehr  treten,  oft 
das  kleinere  Übel  im  Verhältnis  zur  Ungültigkeit  der  auf  Grund  gesetzwidriger  B.en 

^)  Was  Neukamp  48^ J.  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  §  40  anführt,  ist 
gegenüber  dem  klaren  WorUaut  des  Gesetzes  unbehelflich.  Auch  der  Schluss  femer, 
dass,  wenn  Ünterbewertung  offen tlichrechtlich  unzulässig  wäre,  auch  Vereinbarungen 
über  UDterbe Wertung  unzulässig  und  unwirksam  sein  würden,  ist  nicht  zwingend.  Denn 
es  kann  wohl  etwas  öffentlichrechtlich  verboten  und  doch  privatrechtlich  gültig,  d.  h. 
an  die  Missachtung  öffentlichrechtlicher  Bestimmungen  eine  privatrechtliche  Wirkung 
nicht  geknüpft  sein.  Der  Beweis  aus  §  314  Ziff.  1  endlich  scheitert  daran,  dass  nach 
dem  Gesetzestexte  zum  Tatbestand  des  §  314  Ziff.  1  nur  wissentliche  Unwahrheit  und 
Verschleierung,  nicht  aber  Täuschungsabsicht  gehört,  Reichsgericht  Straf s.  14g,; 
Bing  314^. 

2)  Neukamp  Z.  48.„f. 

•)  §  261  j;  Staub,  G.-G.  42,. 
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abgeschloäsenen  Rechtsgeschäfte.  Nach  dem  Hypothekenbankgesetz  z.  B.  bedarf 
der  Betrieb  des  Pfandbriefgeschäftes  obrigkeitlicher  Erlaubnis.  Gibt  ein  Unter- 
nehmer ohne  staatliche  Erlaubnis  Pfandbriefe  aus,  so  sind  trotzdem  die  ein- 
getragenen Hypotheken  und  ausgegebenen  Pfandbriefe  nicht  ungültig.  Das 
Publikum  würde  unter  solcher  Ungültigkeit  mehr  zu  leiden  haben,  als  unter 
der  Tatsache,  dass  die  gültigen  Pfandbriefe  von  einem  nichtkonzessionierten 
Unternehmen  ausgegeben  sind. 

IV.  A.  Wirkung  des  Verbots  für  das  Steuerrecht.  Wir  ziehen 
hier  gleich  eine  wichtige  Folgerung  aus  unserer  Behauptung  für  das  Steuer- 
recht  Ist  das  Verbot  der  Ünterbewertung  der  Aktiva,  der  Überbewertung  der 
Passiva  öfientlichrechtlicher  Natur,  dann  haben  privatrechtlich  etwa  unanfecht- 
bare^) Abweichungen  von  dem  Verbot  Wirkungen  nur  in  privatrechtlicher, 
aber  nicht  in  öfientlichrechtlicher  Beziehung,  d.  h.  sie  binden  nur  Privatpersonen, 
nicht  aber  die  Obrigkeit^  insbesondere  nicht  die  Steuerveranlagungsorgane.  Schreibt 
also  z.  B.  eine  A.  vom  Werte  einer  Fabrikanlage  mehr  ab,  als  der  wirklichen 
Abnutzung  im  Betriebe  entspricht,  so  ist  die  Einkommensteuerveranlagungs- 
behörde auch  ohne  irgendwelche  besondere  Vorschrift  im  Steuergesetze  berechtigt, 
zum  Zwecke  richtiger  Bemessung  des  Reineinkommens  die  Abschreibung  ab- 
zumindern. 

B.  Übrigens  erkennen  die  modernen  Steuergesetze  diese  Berechtigung  aus- 
drücklich an. 

1.  a)  Nach  pretissischem  Einkommensteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  §  14 
ist  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  u.  a.  „nach  den  Gnmdsätzen 
zu  berechnen*),  wie  solche  für  die  Inventur  und  B.  durch  das  H.G.B.  vor- 
geschrieben sind  und  sonst  dem  Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmanns  ent- 
sprechen." Nicht  vorgeschrieben,  sondern  nur  zum  Teil  zugelassen,  für  „statt- 
haft"^ erklart  sind  Unterbewertxmgen  von  Aktiven  durch  übermässige  Ab- 
i^chreibungen.  Vorgeschrieben  ist,  dass  kein  Vermögensgegenstand  unter  seinem 
wirkUchen  Werte  angesetzt  werde. 

b)  Daran  wird  auch  nichts  durch  den  Beisatz  geändert:  „und  sonst  dem 
Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen."  Denn  gemeint  sind 
damit  nicht  Gebräuche,  welche  den  Vorschriften  des  H.G.B.  widersprechen, 
sondern  solche,  welche  sie  ergänzen.  Sonst  ist  =  ausserdem.  Bewiesen  wird  dies 
einmal  dadurch,  dass  es  heisst  „und  sonst",  nicht  „oder  sonst";  dann  aber 
durch  den  Inhalt  des  unmittelbar  in  §  14  folgenden  Satzes.  Hätten  die  Steuer- 
behörden auch  den  Vorschriften  des  H.G.B.  widersprechende  kaufmännische 
Gebrauche  zu  beachten,  so  müssten  sie  vor  allem  auch  an  übermässige  Ab- 
^chreibungen  gebunden  sein.  Aber  §  14  Abs.  1  Satz  3  spricht  ausdrücklich 
nur  von  „Abschreibungen,  welche  emer  angemessenen  Berücksichtigung  der 
Wertminderung  entsprechen." 

c)  Noch  ist  zu  betonen,  dass  laut  positiven  Rechtes  die  Steuerbehörden 
nicht  bloss  berechtigt,  sondern  verpflichtet  sind,  Unterbewertungen  nicht  zu  be- 
achten. §  14  des  preuss.  Einkommensteuerge^tzes  bestimmt  ausdrücklich: 
Der  Reingewinn  aus  Handel  und  Gewerbebetrieb  „ist  nach  den  Grundsätzen  zu 
bemessen,  wie  solche  für  Inventur  und  B.  diu'ch  das  H.G.B.  vorgeschrieben  sind." 

2.  Nicht  anderes  folgt  aus  dem  österreichisdien  Personalsteuergesetz  vom 
25.  Oktober   1896*).     Nach  §   93   desselben    bilden    bei   A.en   u.   s.  w.    den 

')  S.  unten  §§  24,  25  u.  43. 

*)  S.  darüber  näher  unten  §  112. 

•)  8.  H.G.B.  271  Abs.  3. 

*)  Näheres  darüber  in  §  113  u.  134. 
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steuerpflichtigen  Reinertrag  die  „bilanzmässigen  Überschüsse."  Dass  es  damit 
die  aus  einer  im  Einklang  mit  dem  Bilanzrecht  aufgestellten  B.  sich  ergebenden 
Überschüsse  meint,  zeigt  die  Bemerkung  in  §  94  lit.  b.,  dass  den  bilanz- 
mässigen Überschüssen  hinzuzurechnen  seien  Betriebserfolgsbetrage,  welche  ver- 
wendet werden  zu  „derartigen  Schuldentilgungen,  deren  Bestreitung  aus  den 
laufenden  Ertragnissen  zu  einer  Erhöhung  des  nach  den  Grundsätzen  einer 
richtigen  Vennögensbilanx  zu  berechnenden  Vermögenssaldos  der  Unternehmung 
fiüirt.*'  „Richtig"  heisst  in  einem  G.  in  Zweifel  rechtmässig,  in  Einklang  mit 
den  Rechtsvorschriften  und  vor  allem  mit  den  zwingenden,  wie  eine  solche 
eben  das  Verbot  der  Unterbewertung  der  Aktiven  für  öffentlichrechtliche  Ver- 
hältnisse darstellt^). 


Bilansklarheit  und  BUamzwahrheit. 

§  21. 

I.  Dass  der  Kaufmann  Vermögensgegenstände  und  Schulden  in  Inventar 
und  B.  nach  ihrem  wirklichen,  ihrem  effektiven,  ihrem  Istwerte  anzusetzen  hat^ 
nicht  nach  einem  willkürlichen,  künstlichen,  fingierten  einstellen  darf,  folgt  nicht 
erst  aus  der  Bestimmung  des  §  40  ii  des  H.G.B.,  sondern  schon  aus  H.G.B. 
§  38,  wonach  der  Kaufmann  verpflichtet  ist,  die  Lage  seines  Vermögens,  d.  h. 
die  gegenwärtige  Liage  seiner  Vermögensverhältnisse  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen. 

II.  Ersehen  kann  ein  Dritter  die  Lage  des  Vermögens  des  Kaufmanns 
aus  dessen  B.  niu*,  wenn  sie  klar  und  wahr  aufgestellt  ist^). 

A.  Die  Bilanzklarheit  (Verbot  der  B\iBxizverschleierung)  verlangt,  dass 
in  der  B.  angegebene  wahre  Tatsachen  nicht  unersichtlich,  unerkennbar,  un- 
deutlich gemacht  werden. 

a)  Unklar  ist  z.  B.  eine  B.,  welche  zwar  alle  ausstehenden  Forderungen 
des  Kaufmanns  unter  den  Aktiven'  ziffernmässig  angibt,  aber  um  die  Höhe  des 
Debitorenkontos  oder  die  Beziehung  zu  einer  bestimmten  Finna  (Tochtergesell- 
schaft) zu  verschleiern,  zum  Teil  unter  Namen,  welche  nicht  erkennen  lassen, 
dass  es   sich  um  Forderungen  handelt. 

ß)  Ebenso  ist  das  Prinzip  der  Bilanzklarheit  verletzt,  wenn  Wertpapiere, 
welche  die  Gesellschaft  besitzt,  nicht  als  „eigene  Effekten"  besonders  auf- 
geführt, sondern  unter  „Debitoren"  mit  eingerechnet  sind,  was  z.  B.  ge- 
schehen kann,  um  den  Aktionären  zu  verheimlichen,  dass  die  A.  viele  Aktien 
einer  Tochtergesellschaft  besitzt.  Wertpapiere  enthalten  ja  Forderungen,  aber 
im  Sinne  des  Bilanzrechtes,  im  Sinne  ordnungsmässiger  Buchführung  rechnen 
sie  nicht  hiezu,  sondern  zu  den  Sachaktiven. 

y)  Unklar  ist  femer  eine  B.,  welche  zwar  alle  Wertminderungen  durch 
Verluste  zum  Ausdruck  bringt,  aber  sie  zum  Teil  nicht  vor  Feststellung  des 
R  iiigewinns,  sondern  erst  auÄ  dem  Reingewinn  abschreibt.  Dadurch  wird  der 
wahre  Reingewinn,  die  Tatsache,  ob  überhaupt  Reingewinn  gemacht  wurde,  un- 
deutlich gemacht.  Unklarheit  liegt  vor,  wenn  in  der  Bilanz  Abschreibungen  auf 


^)  Anders  Reisch  u.  Kreibig.  Sie  nehmen  eine  grundBätzliche  Gebundenheit 
der  Steuerbehörden  an  die  von  der  UnternehmuDg  beliebten  Wertansätze  an  {Reisch 
II  303  f.).  Sie  schliessen  dies  daraus,  dass  den  Reinertrag  die  bilanzmässigen  Ober- 
schuss  bilden.  Aber  gemeint  ist  damit  doch  nur  der  Übcrschussj  wie  er  sich  aus  einer 
„richtigen"  B.  ergibt. 

*)  Weiteres  unten  §§  192  ff. 
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Verluste  Rückstellungen  auf  solche  genannt  werden  ^).  Unklar  ist  und  daher, 
!*oweit  es  das  G.  nicht  ausdrücklich  gestattet*),  gesetzlich  verboten,  wenn 
Wertberichtigungs-  und  Reservekonten,  also  Posten  ganz  verschiedener  Art 
unter  einem  Gesamtnainen  als  ein  Posten  vorgetragen  werden. 

6)  Unklar  ist  dagegen  nicht  eine  B.,  welche,  wenn  die  Gesellschaft  einem 
andern  1000  000  schuldet,  von  ihm  aber  1001000  zu  fordern  hat,  lediglich 
löOO  unter  die  Debitoren  einsetzt.  Denn  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
rtiL^siger  Buchführung  werden  nur  die  Abschlüsse  (Saldoposten)  der  Spezial- 
konten  auf  Bilanzrechnung  übertragen.  Hier  schliesst  das  Personalkonto  des 
Ge^häftsfreundes  eben  mit  1000  Passivüberschuss  ab  u.  s.  w. 

B.  1.  Die   BüanxwaJtrkeit  (Verbot  unwahrer    Bilanzaufstellung)  verlangt: 

a)  Die  Angabe  aller  und  niu*  der  vorhandenen  d.  h.  gegenwärtigen 
Aktiva  und  Schulden  (Passiva).  Die  B.  hat  alle  vorhandenen  positiven  imd 
negativen  Vermögensstücke  anzugeben  (Vollständigkeit  der  B.)^). 

b)  Die  Angabe  des  wirklichen,  effektiven  Wertes  jedes  Aktivums 
und  jeder  Schuld  (Passivum),  nicht  a)  eines  angenommenen,  künstiichen,  fingierten, 
al.so  auch  nicht  künftigen  und  ß)  nicht  eines  vergangenen  Wertes.  Eine  B. 
i?t,  soweit  der  augenblickliche  Liquidationswert  niedriger  ist,  vorsichtig,  aber 
nicht  wahr  aufgestellt,  wenn  der  Bewertung  der  Wert  zu  Grunde  gelegt  wird, 
welchen  die  Gegenstände  bei  sofortiger  Auflösung  (Liquidation)  des  Geschäftes 
hätten,    ohne  dass  eine  Liquidation  bevorstehend  oder  wahrscheinlich  wäre^). 

2.  Unrichtige  Angabe  des  Wesens*),  der  Zahl  und  des  Wertes  der 
aktiven  und  passiven  Bilanzposten  macht  die  Lage  des  Vermögens  uner- 
fichtb'ch. 

3.  Anerkennung  hat  dieses  Prinzip  vor  allem  durch  den  Satz  gefunden, 
(ht-^  die  B.  ein  das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden,  bei  Gewinn- 
ennittelungsbilanzen  der  Aktiva  und  Passiva)®  darstellender  Rechnungsabschluss 
ist.  Hieraus  folgt,  dass  als  Forderungen  nicht  bloss  das,  was  nach  Abzug 
der  Schulden,  und  als  Schulden  nicht  bloss,  was  nach  Abzug  der  Forderungen 
bleibt,  in  die  B.  eingestellt  werden  darf).  Denn  es  ist  damit  nicht  das  Ver- 
hältnis der  Passiva  zum  Vermögen  ersichtlich  gemacht.  Wenn  die  Höhe  der 
Forderungensaldi  10050000  und  die  Höhe  der  Schuldensaldi  10000000 
betrüge  und  es  würde  in  die  B.  nur  die  Differenz,  also  50  000  Debitoren  ein- 
«resjtellt,  so  wäre  die  B.  unwahr,  denn  Vorhandensein  und  Höhe  der  Schulden 
würde  gar  nicht  erkennbar  und  die  Höhe  der  Forderungen  niu*  unzutreffend 
angegeben  sein.  Und  doch  ist  es  für  die  Erkennbarkeit  der  wirtschaftlichen 
Lage  eines  Unternehmens  von  grosser  Bedeutung,  zu  wissen,  ob  und  in  welcher 
Höhe  Schulden  und  Forderungen  vorhanden  sind.  Die  Forderungen  haben 
Dicht  alle  die  gleiche  Güte.  Die  Angabe  nur  der  Differenz,  welche  zwischen  Forde- 
ninsen  und  Schulden  besteht,  ermöghcht  insbesondere  frag>vürdige  Geschäfts- 
verbindungen (insbesondere  zu  Tochtergesellschaften)  zu  verheimlichen. 

4.  Wohl  zulässig  ist  dagegen,  dass  die  einzelnen  Aktivsaldi  unter  sich 
und  die  Passivsaldi  unter  sich  zu  grösseren  Posten  zusammengezogen  werden, 
*»f(*m  nur  dadurch  das  Wesen  der  einzelnen  Posten  nicht  unwahr  dargestellt 
und  der  Charakter  der  B.  als  einer  Übersicht  nicht  völlig  beseitigt  wird.    Nicht 

')  S.  darüber  §  138  II  A  1  Anm. 

«)  H.G.B.  §  271  Abs.  3.     Vgl.  unten  §§  43  u.  136  V  u.  VI  A. 
*)  8.  Neukamp  Z.  48,,,. 
*)  Vgl.  Simon  296. 

*)  Z.  B.  Bezeichnung  des  Delkederebewertungskonto  als  Speziaireserve. 
•)  Dies  gemäss  H.G.B.  §  261  Ziff.  6  mit  261  Eingang. 

')  S.  auch  Beigel  II  29 f.;    Staub,    G.-G.  42^,;   Simon  421;    österr.  Vers.-Reg. 
$  33  Nr.  1.5  u.  16.    Abw.  Stier-Somlo  Z.  53  S.  75. 
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als  statthaft  erscheint  es  also  z.  B.  Forderungen,  die  nicht  Effektenuatur  be- 
sitzen, unter  Effekten  einzustellen  oder  Reservefonds  als  Kreditoren  zu  be- 
zeichnen. Und  ebenso  könnten  alle  Aktiva  zu  einer  Summe  und  alle  Passiva 
zu  einem  Posten  nur  dann  zusammengezogen  werden,  wenn  dadurch  das  Wesen 
der  einzelnen  Posten  nicht  undeutlich  werden  wurde.  Näheres  davon  in 
anderem  Zusammenhang.  Natürlich  ist  ein  Zusammenziehen  unerlaubt,  wenn 
das  G.  ausdrücklich  fordert,  dass  ein  Aktivum  als  gesonderter  Bilanzposten  vor- 
getragen wird^). 

IIL  Der  Kaufmann  hat  gemäss  §  38  des  neuen  H.6.B.*)  die  Lage 
seines  Vermögens  nur  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung 
ersichtlich  zu  machen  Die  B.  darf  also  unklar  sein  für  den,  welcher  die  Grund- 
sätze ordnungsmässiger  Buchführung  nicht  versteht. 

IV.  Aber  die  Grundsätze  ordnungsmässiger  Buchführung,  welche  Klar- 
heit und  Wahrheit  der  B.  verdunkeln,  haben  dann  ausser  Betracht  zu  bleiben, 
wenn  das  positive  Recht  im  Interesse  der  Bilanzklarheit  oder  Bilanzwahrheit 
Gegenteiliges  bestinmit.  Die  Buchung  von  Abschreibungen  in  Form  selbständig^^ 
Abschreibungskonten  auf  der  Bilanzgegenseite  und  die  Unterbeueriung  der 
Aktiva  bilden  Grundsätze  ordnungsmässiger  Buchführung  —  der  ordentlichste 
Kaufmann  nimmt  solche  Buchungen  vor  —  und  doch  Verstössen  sie  gegen 
ausdrückliches  positives  Recht  Im  Interesse  der  Bilanz^^r/rei^  verlangt  das 
G.  Buchung  der  Abschreibung  im  Wege  der  Veränderung  der  Ziffer,  mit 
welcher  der  Wert  des  Gegenstandes,  an  dem  eine  Abschreibung  erfolgt,  in  der 
Rechnung  vorgetragen  ist;  im  Interesse  der  Bihnzwahrheit  verbietet  das  G. 
Unterbewertung  der  Aktiva  und  die  ja  praktisch  seltener  vorkommende  Über- 
bewertung der  Passiva. 

A.  Abschreibungen.  1.  Der  Begriff  Abschreibung  gehört,  wie  schon 
die  Zusammensetzung  mit  „Schreiben^'  erkennen  lässt,  grundsätzlich  der  Buch- 
haltung') an^  ist  von  Haus  aus  buchführungstechnischer  Natur  und  bedeutet 
Herabsetzung  des  Buchwertßs  eines  Aktivums  oder  Passivums.  Nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchhaltung  kann  diese  Herabsetzung  entweder 
im  Wege  der  Veränderung  der  Ziffer  erfolgen,  mit  welcher  der  Wert  des 
Gegenstandes  in  der  Rechnung  vorgetragen  ist,  oder  es  kann  diese  Ziffer  un- 
verändert stehen  gelassen  und  die  Herabsetzung  in  der  Weise  bewirkt  wenleii, 
dass  der  Betrag,  um  welchen  der  Buchwert  herabgesetzt  wird,  als  selbständiger 
Posten  auf  der  Gegenseite  der  Rechnung  zum  Eintrag  gelangt*). 

a)  Nehmen  wir  ein  Passivum,  z.  B.  eine  Schuld  an,  die  mit  1000  be- 
wertet war  und  nun  um  200  an  Buchwert  verliert,  so  lässt  sich  entwe<ler 
buchen 

Bilanzkonto 

I  ICreditoren 800 


oder 


Abschreibung  auf  Kreditoren   .       200 
Saldo 800 


Bilanzkonto 

Kreditoren        lOOn 


>)  Z.  B.H.G.B.  §  241  Ziff.  5;  GeaeUsch.-G.  §  42  Ziff. 5;  Hypothekenbankgesetx 
§§  24—27. 

')  Dem  Sinne  nach  dasselbe  spricht  schon  altes  H.G.B.  Art.  28  Abs.  1  aus. 

')  Fuisting,  Steuerlehre  142:  „Die  Bezeichnung  (Abschreibungen)  ist  dem  kauf- 
männischen Sprachgebrauche  entnommen". 

*)  Über  Bemessung  des  Abschreibungsbetrages  s.  unten  §  178. 
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b)  Und  dasselbe  gilt  für  Aktiva,  z.  B.  Betriebsgegenstande: 

Inventar 800  | 

oder 


Inventar 1000 


Abschreibung  auf  Inventar     .        200 
Saldo 800 


c)  Um  die  Vornahme  der  Absehreibung  doch  auch  bei  der  ersten 
Bucbnngsfomi  ersichtlich  zu  machen,  ist  es  üblich,  die  Ziffer,  von  welcher  ab- 
eesehrieben  wird,  und  die  Abschreibungsziffer  in  einer  Vorkolonne  zu  nennen, 
al«o  zu  buchen  ^): 

Bilanzkonto 

Kreditoren    ....   1000 
ab  Abschreibung     .     .     200 

800 
bezw. 

Bilanzkonto 

Inventar 1000 

ab  Absehreibung     .     .       200 

800 

2.  Der  geseixlichen  Vorschrift  entspricht  die  zweite  Form  der  Abschreibungs- 
buchung, die  Abschreibung  mittelst  eines  selbständigen  Abschreibu?igskontos 
(-Postens),  mittelst  eines  sog.  Bewertungs-  oder  Wertberichtigungskontos*)  nicJit, 
Sie  mag  in  vielen  Fallen  zweckmässig  sein,  rechtmässig  ist  sie  grundsätzlich 
nicht 

a)  Sowohl  das  alte  noch  In  Österreich  geltende,  wie  das  neue  H.G.B. 
-•chreiben  vor,  dass  die  in  Inventar  und  B.  aufzunehmenden  Aktiva  und  Pas- 
siva „nach  dem  Werte  angesetzi^^  werden,  welcher  ihnen  in  dem  Zeitpunkte 
beizulegen  ist,  für  welchen  die  Inventar-  bezw.  Bilanzaufstellung  erfolgt^).  An- 
>etzen  bedeutet  doch  ein  Hineinsetzen  in  Inventar  bezw.  B.  Ein  Vermögens- 
-tück  kann  aber  doch  nur  an  einer  Stelle  in  der  B.,  auf  der  Aktiv-  oder  der 
Passivseite  Siix  oder  Platz  finden.  Also  kann  es  in  Inventar  oder  B.  nur  in 
nner  Spalte,  nicht  in  mehreren  Ziffern  auf  entgegengesetzten  Seiten  vorgetragen 
werden.  Ansetzen  ist  Wertbestimmung  durch  Vortrag  nur  auf  einer  Seite 
eines  Kontos*). 

b)  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  bezeugt  neues  H.G.B  §  261  Ziff.  3  *) 
in  doppelter  Hinsicht,  formell  und  materiell. 

a)  Formell  insofeme,  als  es  dort  heisst:  nicht  zur  Weiterveräusserung 
Wümmte  Vermögensgegenstände  dürfen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  geringeren 
Wert  „zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  angesetzt  werden,  sofern 
ein   der   Abnutzung   gleichkommender   Betrag    in   Abzug  gebracht    wird  .  .  ." 


')  Vgl.  Beiseh  II  47;  Betgel  II  52  ff. 

')  Vgl.  darüber  unten  §§  65  u.  66. 

*)  Art.  31,  bezw.  §  40. 

*)  S.  auch  Maate  103:  „Abflchreiben  heisst,  eahlenmässig  vom  Werte  eines  Gegen- 
^^"odes  abeetzen."  —  Wie  hier,  Neukamp  in  Z.  38  S.  19,  während  die  herrschende 
Aneduinang  dahin  geht,  dass  mit  dem  Worte  „ansetzen'^  über  die  Form  der  Buchung 
»cht«  anmdrackt  werden  wollte  (vgl.  Simon  S.  138  Anm.  63;  Staub  40,;  Ring  40, ; 
&Wte,  Wertanaatz  23;  Friedberg  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  9  S.  20  Anm.  51  u.  a.). 
letzterer  sohlieaBt  sich  die  kaufmännische  und  gerichtliche  Praxis  an  (Reichsger. 
E«Ä.  in  Zivil«.  Bd.  22  S.  158 ff.;  E.  i.  St  I  362,  II  186  u.  III  82;  u.  a.). 

*)  Damit  völlig  fibereinstimmend  Geaellsch.-G.  §  42  Z.  1. 

K«hm,  Die  BilAuen  der  AktlengeseUsehAften.  4 
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Nicht  nur,  dass  der  Anschaffung^-  oder  Herstellungspreis  eine  einheitliche 
Ziffer  darstellt,  so  ist  auch  ein  Abxug  davon  nur  möglich,  wenn  derselbe  ledi^'- 
lieh  auf  einer  Seite  des  betreffenden  Kontos,  auf  dem  seine  Bewertung  vor- 
getragen werden  soll,  bewertet  wird.  Der  Abzug  erfolgt  vor  dem  Strich  in 
einer  Vorkolonne. 

ß)  Materiell  folgt  die  Richtigkeit  unserer  Meinung  aus  §  261  Ziff.  3 
insofeme,  als,  wäre  es  Norm  des  allgemeinen  Buchführungsrechtes,  dass  Ab- 
schreibungen auch  in  Form  eines  selbständigen  Abschreibungspostens  erfol.iren 
dürfen,  es  in  §  261  Ziff.  3  nicht  einer  besonderen  Hervorhebung  bedurft 
hätte,  dass  die  Abnutzung,  welche  jene  Gegenstände  seit  ihrer  Anschaffung 
oder  Herstellung  erlitten,  bilanzmässig  nicht  nur  durch  Abzug  vom  Anschaffung??- 
oder  Herstellungspreise,  sondern  auch  durch  Einsetzung  eines  dem  Abnutzunj^s- 
betrage  entsprechenden  Gegenpostens  auf  der  Bilanzpassivseite  (sog.  Emeuerungs- 
fonds^))  zum  Ausdruck  gebracht  wenlen  kann.  Indem  der  Gesetzgeber  «licx* 
Möglichkeit  besonders  hervorhebt,  bringt  er  zum  Ausdruck,  dass  durch  Zu- 
lassung dieser  Möglichkeit  für  das  Aktienrecht  eine  Ausnahme  von  den  Grund- 
sätzen des  allgemeinen  Buchführungsrechtes  geschaffen  wurde.  Um  so  mehr  ist 
dies  anzunehmen,  als  im  Eingang  des  §  261  ausdrücklich  die  Vorschriften 
des  §  40,  also  die  allgemeinen  Buch  haitun  gsvorschriften ,  angezogen  sind  und 
alle  Bestimmungen  des  §  261  durch  diesen  Eingang  ja  unter  den  einen  Ge- 
sichtspunkt gestellt  sind,  dass  sie  Modifikationen  der  Vorschriften  des  §  4o 
darstellen.  In  dem  Satze,  dass  die  Abnutzung  auch  in  der  Form  einer 
Gegenüberstellung  eines  ihr  entsprechenden  Emeuerungsfonds  bilanzmässig  aus- 
gedrückt zu  werden  vermag,  liegt  aber  nur  dann  eine  Modifikation*)  des  all- 
gemeinen in  §  40  enthaltenen  Buchhaltungsrechtes,  wenn  einen  Bestandteil 
dieses  allgemeinen  Buchführungsrechtes  die  Vorschrift  bildet,  dass  die  Be- 
wertung aller  Vermögensgegenstände  in  der  fe.  nur  in  der  äusseren  Form 
des  Vortrags  auf  einer  Bilanzseite  geschehen  darf. 

c)  Hat  der  Gesetzgeber  diesen  Rechtssatz  aufgestellt,  so  hat  er  in  einem 
wichtigen  Punkt  das  Prinzip  der  BWanzklarlieit  ausdrücklich  anerkannt.  Denn 
darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  der  Bilanzwert  deuthcher  ersichtlich  «re- 
macht  ist,  wenn  er  nur  durch  einen,  als  wenn  er  durch  zw^ei  auf  entgegen- 
gesetzter Seite  stehende  Bilanzposten  zum  Ausdruck  gebracht  wird.  Nament- 
lich dann  ist  die  Bilanzierung  der  Abschreibung  durch  einen  selbständi«ren 
Abschreibungsgegenposten  undeutlicher,  wenn  dieser  GegenposU^n  nicht  als 
Konto,   sondern   als    Fonds  ^)   und   nicht   als   Abschreibungs-,    sondern   als    Er- 


0  S.  unten  §  37. 

»)  Das  österr.  A.-Reg.  kennt  keine  solche  Modifikation.  Es  schreibt  in  g  AW 
Abs.  5:  „Bei  Vermögensetücken,  welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  einer  Abnützung 
oder  Wertminderimg  unterliegen,  ist  eine  der  sachgemässen  Veranschlagung  entspFechcndr 
Abschreibung  an  dem  Buchyrerte  derselben  vorzunehmen.''  Wenn  es  hinzufügt,  ,,dic 
Abschreibung  ist  in  dem  Rechnungsabschlüsse  (=  B.  und  Gewinn-  und  Verlustkonto« 
entsprechend  zum  jiu«{2rucA;  zu  bringen**,  so  vermag  dies  angesichts  der  Wendung  „am 
JBiicA werte"  nicht  zu  bedeuten,  dass  die  Abschreibung  in  der  B.  durch  ein  selbständiges  Ab- 
schreibungskonto auf  der  Gegenseite  zu  geschehen  habe;  denn  bei  Abschreibung  in  der 
Form  eines  selbständigen  Wertberichtigungskontos  bleibt  der  JBucAwert  des  Gegen- 
standes, dessen  Wert  herabgemindert  wirel,  unverändert.  Entsprechenden  Ausdruck 
findet  die  Abschreibung  in  der  B.  „nach  den  gesetzlichen  Vorschriften"  (A.-Reg.  §  41* 
Abs.  4,  H.G.B.  Art.  31),  wenn  auf  der  Aktivseite  in  einer  Vorkolonne  der  bisherige 
Buchwert  und  die  Abschreibung  zur  Erläuterung  der  Entstehung  des  neuen  Buch- 
wertes angeführt  werden.    Das  A.-Beg.  kennt  daher  auch  keinen  Emeuerungsfonds. 

')  So  nennt  das  österr.  G.  vom  25.  Oktober  1896,  die  direkten  Personabtcucrn 
lx»tr.,  §  95  f.  die  selbständigen  Abschreibungskonten  „Abschreibungs-,  Amortisations-, 
Verhistreserve/omie**.     8.  hierzu  Meisch  II  74  und  unten  §  174. 
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neueningskonto  ^)  und  nicht  ald  Abschreibun^skonto  für  ein  bestimmtes  Ak- 
tivuni  (Abschreibung  auf  Maschinen,  Ausgleich  zu  hoher  Bewertung  der 
Maschinen  u.  s.  w.),  sondern  als  Abschreibungskonto  schlechthin  bezeichnet 
wirtl  *).  Im  letzten  Falle  ist  nicht  ersichtlich,  von  welchen  Vermögensgegenständen 
der  Buchwert  gemindert  wird ;  im  Falle  der  Bezeichnung  als  (Maschinen-)Emeue- 
ruiigskonto  oder  gar  als  Enieuerungsfands  kann  das  Konto  als  eine  Rücklage 
xur  Ansammlung  von  Werten  für  Neu-,  d.  h.  ErsatzanschafTungen  angesehen 
wenlen*);  bei  der  Bezeichnung  des  Postens  als  (Maschinen-)Abschreibungs-  oder 
Amortisationsfonds  endlich  vennag  die  Vorstellung  erweckt  zu  werden,  als 
stelle  der  selbständige  Abschreibungsposten  als  solcher  einen  Reservefonds  und 
nicht  ein  blosses    Wertberichtigungskonto  dar*). 

d)  Unleugbar  bringt  die  Buchung  der  Abschreibung  mittelst  selbständiger 
Abschreibungskonten  auf  der  Gregenseite  Vorteile  mit  sich^).  Stehen  Ab- 
schreibungen an  Aktivgegenständen  in  Frage,  so  bietet  die  Abschreibung 
mittelst  besonderen  Kontos  einerseits  den  Vorteil,  dass  sie  nicht  bloss  den 
gegenwärtigen,  sondern  auch  den  lu-sprünglichen  Wert  der  Anlage  ersichtlich 
macht,  und  wird  andererseits  ermöglicht,  dass  die  Abschreibung  auf  mehrere 
selbständige  Aktivposten  in  einem  Posten  erfolgt  (z.  B.  Abschreibung  auf  Ge- 
bäude und  Maschinen  20  000).  Was  die  Abschreibungen  an  Passivposten  an- 
gt'ht,  so  besteht  bei  manchen  derselben  (z.  B.  bei  Obligationsschulden)  ein 
bej»nderes  Interesse,  dass  der  Nominal-,  nicht  der  Rückzahlungsbetrag  oder 
(lass  der  ursprüngliche  Nominalbetrag  ersichtlich  gemacht  wird.  Aus  dem 
Nominalbetrag  ergibt  sich  die  Höhe  der  Zinsenschuld  und  aus  Angabe  des  ur- 
sprünglichen Nominalbetrages,  wie  viel  bereits  von  der  ursprünglichen  Schuld 
amortisiert  ist  Allein  dass  die  B.  diese  Vorteile  bietet,  verlangt  nicht  ihr 
Z«recL  Dagegen  fordert  ihr  Zweck,  dass  die  B.  klar  ist.  Dieser  Haupt- 
rweck  der  B.  darf  nicht  Nebenzwecken  geopfert  werden.  Denn  in  erster  Linie 
soll  die  B.  den  gegenwärtigen  Vermögensstand  ersichtlich  machen.  Durch  die 
Buchung  mittelst  besonderer  Abschreibungskonti  wird  die  Erkenntnis  der 
e»*genwärtigen  Vermögenslage  aus  der  B.  erschwert  Hinzu  kommt,  dass  jene 
Nebenzwecke  in  der  B.  auch  ohne  Beeinträchtigung  der  Bilanzklarheit  sich 
verwirklichen  lassen.  Man  stellt  diese  früheren  Ziffern  in  den  erläuternden 
Teil  der  B.,  vor  den  Strich  in  eine  Vorkolonne*);  also  z.  B.: 


»)  S.  unten  §.  136  VI. 

')  Üimon  131  meint,  gerade  die  Abschreibung  nicht  in  Form  des  Abzugs,  sondern 
in  Form  des  selbständigen  Abschreibungskontos  entspreche  dem  Interesse  der  Bilanz- 
klsrheit,  weil  sich  bei  letzterer  Form  aus  der  B.  auch  der  ursprüngliche  Erwerbspreis 
entnehmen  lasse.  Allein  was  die  B.  ersichtlich  machen  muss,  ist  nicht  das  Verhältnis 
der  segenwärtigen  Vermögenslage  zu  früheren  Lagen  des  Vermögensstandes,  sondern 
lediflidi  die  gegenwärtige  Lage  des  Vermögens  und  diese  wird  leichter  erkennbar,  wenn 
die  Vermögensgegenstände  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte  verbucht  sind.  Wie  Simon, 
mch  Bauer,  Inventur  36. 

')  S.  unten  §  43.  —  Im  bad.  Einkommensteuergesetz  vom  24.  JuH  1884  steht 
Enieuemngsfonds  in  diesem  Sinne.    Vgl.  darüber  imten  §  157  IV  B  Anm. 

*j  Seisch  und  Kreibig  (II 47)  halten  die  Bilanzierung  der  Abschreibung  mittelst 
beoDderen  Geeenkontos  zwar  nicht  für  ungesetzlich,  wohl  aber  für  imzweckmässig, 
vefl  die  Aufniuune  lein  rechnungsmässiger  rosten  in  die  B.  in  die  sicherste  Gewähr 
der  BOanzenwahrheit  —  den  unmittelbaren  und  direkten  Anschluss  der  B.  an  die  Ver- 
leidmnnff  der  effektiv  vorhandenen  Güter  und  ihrer  individuellen  Wertermittelung 
-  BroBdoe  schiesse  und  überaus  leicht  zu  missverständlichen  Deutungen  der  in  Betracht 
tjinm^Hlen  Bilanzenposten  führe. 
»)  S.  auch  Beisch  II  47. 
•)  Eeiseh,  U  47. 
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tonto  Pas:*iva 
Obligation  sschulci 
Ursprünglicher    Be- 
trag   100  000 

bisherige    Amortisa- 
tion         20000 

neue     Abschreibung     1 0  000 

70  00(1 
Sonstige  Kreditoren     .     .     .     20000 
u.  s.  w. 


Aktiva 

Bilar 

Maschine 
ursprünglicher  Wert 
bisherige    Abschrei- 
bungen   .... 
neue   Abschreibung 

80000 

40000 
10000 

30  000 

Kassabestand 20  000 

u.  s.  w. 


e)  Delkrederekonten.  Die  wichtigste  Konsequenz  der  gesetzliehen  Un- 
zulässigkeit selbständiger  Abschreibungskonten  auf  der  Bilanzgegenseile  ist  die 
Ungesetzlichkeit  eines  besonderen  DeLhederebewertungskowXo^  im  Gegensatz  zu 
einem  Dekrederereservefonds.  Statthaft  ist  selbstverständlich  die  Einsetzung 
eines  Kontos  in  die  B.,  welches  den  Zweck  hat,  für  Deckung  der  Verluste» 
gutzustehen  (del  crederej,  welche  dadurch  entstehen  köntieri,  dass  möglicher- 
weise^) in  verhältnismässiger  Feme  Forderungen  (und  Forderungspapiere,  wie 
Rimessen)  zweifelhaft  oder  völlig  uneinbringlich  werden^  Ein  solches  Konto 
stellt  einen  echten  Reservefonds,  einen  Delkreilerereservefonds  dar.  Anders 
dagegen  ein  Konto  auf  der  Gegenseite  der  Forderungen,  welches  die  Ab- 
schreibungen auf  wahrscheinliche,  in  verhältnismässiger  Nähe  zu  erwarten<le 
oder  schon  eingetretene  Verluste  an  Forderungen,  auf  schon  zweifelhaft  oder 
uneinbringlich  gewordene,  aber  im  Aktivum  noch  zu  ihrem  alten  Werte  vor- 
getragene Forderungen  enthält  Ein  solches  Forderungswertberichtigungskonto*) 
widerspricht  dem  Rechtssatze  des  §  40,  dass  sämtliche  Vermögen sstande  nach 
ihrem  gegenwärtigen  Werte,  zweifelhafte  Forderungen  nach  ihrem  wahrschein- 
lichen Werte  „anzusetzen"  sind.  Ein  Ansetzen,  d.  h.  die  Anweisung  eines 
Sitzes  in  der  B.  kann  nur  für  eine  Seite  der  B.  geschehen,  die  Bewertung 
eines  Gegenstandes  in  der  B.  vermag  nur  auf  einer  Seite  der  B.  zu  erfolgciu. 
Eine  Ausnahme  besteht  für  das  Aktienrecht  bloss  hinsichtlich  solcher  Ver- 
mögensgegenstände, welche  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  der  A.  bestimmt 
sind  und  einer  Abnutzung  unterliegen.  Wol  gibt  es,  wenn  auch  nur  höchst 
ausnahmsweise,  Forderungen,  welche  dauernd  zum  Gebrauche  bestimmt 
sind  —  das  ist  z.  B.  bei  Hypothek fonlerungen  der  Fall,  welche  die  Gesell- 
schaft für  die  Dauer  der  staatlichen  Konzession  nach  den  Konzessionsbe- 
dingungen einer  staatlichen  Behörde  als  Kaution  überlässt  — ;  aber  an  For- 
derungen ist  keine  Abnutzung  möglich  *).  Wäre  es  aber  zulässig,  Wertberichtigungen 
an  Forderungsrechten    in  der  B.    in  Form    besonderer  Abschreibungskonten    zu 


')  Ausfühningsanweisung  vom  6.  Juli  1900  zum  preuss.  Eink.StG.  Art.  19 
Abs.  4 :  „Rücklagen  zur  Ausgleichung  möglicher  Verluste  an  Forderungen^'  als  Gegen* 
satz  zu  „Abschreibungen  auf  unsichere  Forderungen". 

^)  Heisch,  II  69  mit  75  unterscheidet  immincnte  und  gegenwärtig  noch  nicht 
drohende  Verlustmoglichkeit.  Im  ersteren  Falle  wirklicher  Reservefonds.  Siehe  auoii 
unten  §  139  II  A  2  b  /^  Anm. 

«)  Über  dasselbe  Ämon  137  ff.;  UcwcÄ,  1 123  u.  II  49,  74  f.  ^  i'^Mwtm^,  Steuerlehre 
177  f.;  Maatz  115.    Über  Eollektivabschreibung  an  Forderungen  g  179  11. 

*)  S.  unten  §  189  II  C  4  und  6  und  §  168  II  B  2  e  //  Schlussanmerkung.  — 
Die  völlige  Analogie  mit  dem  Erneueruugsfonds,  seine  Zweckdienlichkeit  und  Aner- 
kennung in  Praxis,  Rechtsprechung  und  Verwaltung,  wie  Simon  188  meint,  reichen 
nicht  aus.  Es-müsste  in  Klammer  (Delkrederefonds)  stehen.  Die  Gesetzesverfajsser 
denken  nicht  daran,  auch  für  Forderungen  Bestimmung  geben  zu  wollen. 
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buchen,  90  müsste  immer  noch  gegen  die  Benennung  dieser  Konten  als 
Dp^^mferekonten  Verwahrung  eingelegt  werden.  Diese  Konten  konstatieren, 
daes  Wertminderungen  eingetreten  sind.  Ein  Gutstehen  für  Wertminderungen, 
(las  doch  nur  Sinn  hat  bezüglich  erst  in  verhältnismässiger  Ferne  möglicher 
Wertminderungen,  ist  also  nicht  mehr  erforderlich.  Ganz  zu  verwerfen  ist  die 
Bezeichnung  solcher  Forderungswertberichtigungskonten  als  Delkredere/b«^. 
Fonds  sind  nur  Reserve-,  aber  nicht  Wertkorrekturkon t«n.  Will  man  jene 
selbständigen  Posten  der  Forderungswertberichtägung  als  Delkredereposten  be- 
zeichnen, dann  ist  es  im  Interesse  der  Bilanzklarheit  wenigstens  notwendig,  sie 
zur  Unterscheidung  von  den  wahren  Delkrederereservefonds  nicht  Delkredere- 
fonds, sondern  nur  Delkredere-  oder  besser  noch  Delkrederebewertungskonien 
zu  nennen.  Am  zutreffendsten  erscheint  ihre  Bezeichnung  als  Forderungswert' 
heriehiigun^skotvten  *). 

3.  Noch  bleibt  die  Frage,  ob  das  G.  da,  wo  es  ausnahmsweise  zulässt, 
„den  der  Abnutzung  gleichkommenden  Betrag  in  Abzug  oder  einen  derselben 
entsprechenden  Erneuerungsfonds  in  Ansatz  zu  bringen^S  &uch  gestattet  den  der 
Abnutzung  gleichkommenden  Betrag  teils  (links)  in  Abzug  teils  (rechts)  als 
selbständiges  Abschreibungskonto  in  Ansatz  zu  bringen.  Da  die  Bildung 
selbständiger  Abschreibungskonten  gesetzlich  nur  die  zulässige  Ausnahme  bildet, 
ist  anzunehmen,  dass  dem  Gesetzgeber  auch  eine  solche  gemischte^)  Buchung 
«ler  Abschreibung  genehm  ist^  indem  dieselbe  der  Regel  näher  steht  als  die 
zu^Iassene  Ausnahme. 

Unterbevrerlung  der  Aktiva.  B.  Unterheweriung  der  Aktiva  und 
Überbewertung  der  Passiva  ist  zweifellos  ein  Grundsatz  solider  Geschäftsführung*') 
und  denigemäss  auch  ein  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchhaltung,  die  B.  wird 
dadurch  günstiger,  gesünder  und  kräftiger  gestaltet,  aber  beides  widerspricht 
der  Bestimmung  von  H.G.B.  §  40,  wonach  alle  Aktiva  und  Passiva  nach 
ihrem  wirklichen  Werte  anzusetzen  sind.  Geschieht  dies  nicht,  so  ist  die  wirt^ 
.•«haftliche  Lage  des  Kaufmanns  aus  der  B.  weniger  deutlich  ersichtlich*) 
und  damit  das  Prinzip  des  §  38  verletzt,  dessen  Durchführung  auch  durch 
jene  Vorschrift  von  §  40  sichergesteUt  werden  soll^). 

C.  Dass  die  auf  Abschreibung  und  Unterbewertung  der  Aktiva  bezüg- 
lichen Gesetzesverbote  in  der  Praxis  vielfältig  übertreten  werden,  ist  deshalb 
motrlich,  weil  an  die  Zuwiderhandlung  dieser  öffentlich  rechtlichen  Vorschriften 
sich  keine  privat-  oder  strafrechtlichen  Nachteile  knüpfen.  Erst  im  Gesell- 
schafts-^)  und  stärker  noch  iin  Aktien-  und  aktienähnlichen  Recht'')  erhalten 
•üpse  Vorschriften  auch  privatrechtliche  Bedeutung®)  und,  was  die  strafrecht- 
lichen Wirkungen  unwahrer  oder  verschleierter  (unklarer)  Darstellung  des  Ver- 
/nöcensstandes   in    der  B.  angeht,  so  bestehen  solche   sogar    lediglich    für    das 

«)  S.  auch  §  146  III  C. 

-)  Beispiele:  Entech.  in  öteuers.  VI  110,  VII  333 ff. 

•)  Vgl.  statt  Vieler  Neukamp  Z.48  S.  505 f.;  Reichsger.  in  Zivils.  40  S.  36  und 
outen  g  43. 

*)  Ä!»>cÄ,  II  10  Anm.  1. 

*)  Überbewertung  der  Aktiva  und  Unterbewertung  der  Passiva  widerspricht  den 
Brandsätzen  solider  Wirtschaft  und  ist  daher  auch  kein  Grundsatz  ordnungsmässiger 
ßochführnng. 

•)  S.  §  24  IX. 

')  Unten  §  39- 

•)  Im  Vertragswege  z.  B.  mit  einem  Angestellten  können  sie  in  privatrech t- 
ficher  Hinsicht  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Vgl.  §  19  VII.  Sogar  Vereinbarung  der 
CVrbewertuog  der  Aktiva  ist  statthaft  In  letzterer  Beziehung  anders  Staub  4O2,  120,  •, 
^tuUmp  Z.  48  S.  464  und  472;  nicht  so  ganz  Lehmann  40^. 
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Aktien-  und  aktienähnliche  Recht,  und  innerhalb  dieses  Rechtakreises  wieder 
nur  für  Vorstand,  Aufsichtsrat  und  Liquidatoren.  Wissentlich  widerrechtlicho 
Abweichungen  von  Bilanzwahrheit  und  Bilanzklarheit,  welche  die  Generalver- 
sammlung bei  der  Rechnungsführung  begeht,  sind  straflos.  Also  liegt  Straf- 
losigkeit vor,  wenn  die  Generalversammlung  Abschreibungen  an  Gegenständen 
und  Rechten  in  Form  selbständiger  Abschreibungsgegenkonten  genehmigt,  ob- 
wohl dadurch  der  Stand  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft  weniger  erkennbar 
gemacht  wird,  als  wenn  die  Abschreibung  in  regelmässiger  Form  erfolgt,  und 
sich  die  Generalversammlung  dieser  Wirkung  des  von  ihr  genehmigten  Modu^ 
bewusst  ist.  Das  Gleiche  gilt  für  die  be>vusst  imwahre  Darstellung  des  Ver- 
mögensstandes, welche  in  Unterbewertung  der  Aktiva  seitens  der  Greneralver- 
sammlung  liegt.  Man  könnte  in  beiden  Fällen  meinen,  die  Strafbarkeit  sei 
hier  auch  aus  dem  Grunde  ausgeschlossen,  weil  Handelsgesellschaften  befugt 
sind,  im  Wege  der  Vereinbarung,  bei  A.en  also  durch  Generalversammlunfct^- 
beschluss,  von  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  abzuweichen  ^). 
Aber  die  betreffenden  Abweichungen  hören  damit  nur  auf,  privatrechtlich  wider- 
rechtlich zu  sein;  öffentlichrechtlich  bleiben  sie  es.  Vorstand,  Aufsich tsrat  und 
Liquidatoren  bleiben  für  bewusst  unwahre  bezw.  unklare  Darstellung  des  Ver- 
mögensstandes in  der  B.,  wie  sie  in  Unterbewertung  von  Aktiven  bezw.  ausser 
bei  Betriebsgegenständen  in  Einsetzung  selbständiger  Abschreibungsgegenkonten 
gegeben  ist,  auch  dann  strafrechtlich  verantwortlich,  wenn  die  bewusste  Ab- 
weichung von  der  Bilanz  Wahrheit  bezw.  Bilanzklarheit  im  Interesse  der  A.  und 
ohne  Schaden  der  Aktiengesellschaftsgläubiger  erfolgt.  Der  Glaube,  dass  die 
bewusste  Abweichung  von  Bilanzwahrheit  und  Bilanzklarheit  nicht  widerrechtlich 
sei,  hebt  allerdings  auch  bei  ihnen  die  Strafbarkeit  auf.  Denn  es  liegt  hier 
kein  Strafrechtsirrtum  vor,  weil  der  Irrtum  nicht  einen  Rechtssatz  betrifft, 
welcher  im  Titel  „Strafvorschriften"  des  H.G.B.  steht  2). 

Da«  Verhftltni«  der  BilanE  Eam  IiiTeiitar* 

§  22. 

L  A.  Die  B.  ist  kein  Bestandteil,  nicht  das  Schlusstüek,  der  „rechnungs- 
mässige  Abschluss  des  Inventars",  wie  Behrmd^)  meint  Wohl  hoisst  es  in 
H.G.B.  §  39 1;  „Jeder  Kaufmann  hat  bei  Beginn  seines  Gewerbes  seine  Ver- 
mögensgegenstände genau  zu  verzeichnen,  dabei  —  also  bei  der  Verzeichnunir 
—  den  Wert  der  einzelnen  Gegenstände  anzugeben  und  einen  das  Verhältnis 
des  Vermögens  und  die  Schulden  darstellenden  AhsMuss  zu  machen"  und  t*o 
gut  hier  Wertangabe  im  Inventar  erfolgt,  scheint  hiernach  auch  die  Darstellung 
des  Verhältnisses  und  der  Schulden  im  Inventar  erfolgen  zu  müssen.  Allein 
§  39 III  statuiert  sofort  einen  Fall,  in  welchem  die  jährliche  Inventaraufstellung  sich 
nicht  auf  alle  Vermögensbestandteile  zu  beziehen  braucht  und  doch  für  diese 
alle  eine  B.  aufzustellen  ist.  Nach  H.G.B.  §  89m  genügt  für  komph'zierte 
Warenlager,  oder,  wie  das  Gesetz  sagt,  für  Warenlager,  bei  welchen  nach  d<*r 
Beschaffenheit  des  Geschäfts  die  Aufnahme  des  Inventars  nicht  füglich  in 
jedem  Jahre  geschehen  kaim,  zweijährige  Inventarisierung  desselben;  die  Ver- 
pflichtung zur  jährlichen  Aufstellung  einer  B.  auch  hierüber  wird  dadurch  aber 
nicht  berührt.  Also  ist  hier  eine  Warenlagerbilanz  ohne  ein  Warenlager- 
inventar aufzustellen.     Seit  Aufnahme  des  vorjährigen  Inventars  sind  Verände- 


')  S.  §  24. 

')  A.  M.  das  Reichßger.  Vgl.  Entsch.  in  Strafs.  18  S.  105  ff. 

»)  I,  293. 
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rungen  im  Warenlager  eingetreten.    Somit  kann  hier  die  Warenlagerbilanz  nicht 
einen  Bestandteil,  das  Schlusstück  des  Warenlagerinventars  bilden^). 

B.  Allerdings  bezieht  sich  diese  Ausnahme  nur  auf  einen  Teil  der  B., 
die  Warenlagerbilanz.  Mau  könnte  einwenden:  Im  übrigen  bildet  auch  diese 
K  einen  Be.standteil  des  über  die  anderen  Vermögensgegenstande  gleichzeitig 
neu  aufgenommenen  Inventars.  Allein  §  39ii  zeigt,  dass  auch  beim  EröflT- 
nungsinventar  die  B.  nicht  das  Inventar  formell  abschliesst,  sondern  sich  nur 
an  das  abgeschlossene  Eröifnungsinventar  unmittelbar  anschliesst,  dem  Schlüsse 
de?  Inventars  folgt  In  §  39 u  erscheint  die  B.  als  ein  selbständiger  Bestand- 
teil der  Handelsbücher  neben  dem  Inventar.  §  39ii  fährt  in  unmittelbarer 
Fortijetzung  des  Satzes  von  §  39i  „dabei  einen  ...  Abschluss  zu  machen"  fort: 
.Der  Kaufmann  hat  demnächst  für  den  Schluss  eines  jeden  Geschäftsjahres  ein 
solches  Inventar  und  eine  solche  B.  aufzustellen."  Dies  beweist,  dass  das 
„dabei"  in  Abs.  1  wohl  in  Bezug  auf  die  Wertangabe  so  viel  wie  in  dem  In- 
ventar bedeutet,  nicht  aber  in  Bezug  auf  die  Darstellung  des  Verhältnisses  von 
Vermögen  und  Schulden.  Hier  bedeutet  es  nur:  in  Anschluss  an  die  Ver- 
mögenäverzeiöhnung. 

C.  Und  diese  äussere  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Inventar  wahren 
der  B.  auch  die  folgenden  Paragraphen.  „Bei  Aufstellung  des  Inventars  und 
der  B."  ist  zum  zeitigen  Wert  anzusetzen,  heisst  es  in  §  40  ii.  „Das  Inventar 
und  die  B.  sind  vom  Kaufmann  „zu  unterzeichnen",  „das  Inventar  und  die  B." 
können  in  ein  dazu  bestimmtes  Buch  eingeschrieben  oder  jedesmal  besonders 
aufgestellt  werden",  fügen  §  40 1  und  ii  hinzu.  Wenn  die  B.  einen  Abschluss 
im  äusseren,  im  formellen  Sinne  bedeuten  soll,  so  kann  sie  nur  einen  solchen 
Abschluss  der  ganzen  Buchführung,  nur  einen  Rechnungsabschluss  bedeuten. 
Tnd  unter  diesen  Begriff  subsumiert  sie  z.  B.  österr.  A.-Reg.  §  49  Abs.  2  und 
Pr.  V.G.  §  55 1*).     Nicht  aber  ist  sie  ein  äusserer  Inventarsabschluss. 

II.  Und  doch  nennt  das  G.  jede  B.  einen  Abschluss.  Und  zwar  einen 
Ab>chlus.s  des  Inventars.  §  39ii  sagt:  Für  den  Schluss  eines  jeden  Geschäfts- 
jahn^ci  i:4t  „eine  solche  B."  aufzustellen;  also  eine  B.,  wie  sie  §  39i  meint: 
..rin  das  VerhältJiis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Abschluss". 
AUo  muss  jede  B.  ein  Abschluss  sein.  Ein  Abschluss  wovon?  Ein  äusserer 
Abschluss  des  Eröffnungsinventars  nicht.  Das  legten  wir  dar.  Auch  ein  Rech- 
nungsabschluss nicht.  Denn  ausser  dem  Inventar  liegt  keine  Rechnung  vor. 
^H)niit  bleibt  nur:  ein  innerer,  ein  sachlicher  Abschluss^).  Und  zwar  des  In- 
ventars. In  §  39 1  ist  nichts  anderes  vorhanden  als  das  Inventar.  Die  B.  ist 
denigemäss  ein  saehlicfiei'  Abschluss  des  Inventars, 

ni.  Was  will  das  heissen?  Das  will  sagen:  ein  summarisches  Inventar, 
ein  Auszug  aus  dem  Inventar*),  ein  Inventar  en  miniature '^j,  eine  Übersicht 
des  Vermögensstandes®),  eine  sunmiarische  Zusammenstellung,  eine  Zusammen- 
fassung des    Vermögens    und   der   Schulden'')    in    kontomässiger    Form,    eine 


')  Beigel  I,  58  N.  2. 

-)  S.  unten  §  51. 

*)  Somit  anders  als  deutsches  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  §  8,  wonach  Noten- 
banken veröffentlichen  müssen  spätestens  drei  Monate  nach  Jahresschluss  eine  genaue 
B.  ihrer  Akdva  und  Passiva,  „sowie  den  Jahresabschluss  des  Gewinn-  und  Verlust- 
konUK*'. 

*)  Btisch  II,  18. 

*)  Maatz  6. 

•)  Franz.  Aktiengesetz  vom  24.  Juli  1867 :  Bilan  rösumant  Tinventaire;  s.  Simon  49. 

•)  Behrend  293. 
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summarigche  Zusammen-  und  Gegenüberstellung  von  Vermögen   und  Schulden. 
Und  dies  bestätigt  die  Gesetzgebung  selbst^  teils  direkt  teils  indirekt. 

A.  Wenn  die  Gesetzgebung  —  H.G.B.  §  314,  Pr.  V.G.  §  111  —  von 
unwahren  Darstellungen  redet,  welche  Gesellschaf  tsorgane  „in  ihren  Darstellungen, 
in  ihren  Übersichten  über  den  Vermögensstand"  geben,  an  was  anderes  wäre 
hier  in  erster  Linie  zu  denken,  als  an  die  B.?  Die  B.  ist  also  eine  Übersicht 
über  den  Vermögensstand  und  damit  ein  übersichtliches  Inventar. 

B.  Und  das  nämliche  ergibt  sich  indirekt  aus  folgendem. 

1.  Die  Spezialgesetzgebung  über  Buchführungsrecht  schreibt  verschiedent- 
lich vor,  dass  in  der  B.,  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  „der  Betrag** 
eines  einzelnen  Rechnungspostens,  z.  B.  jedes  Reservefonds,  des  Grund-  oder 
Stammkapitals,  des  bilanzmässigen  Reingewinns,  die  Beträge  der  Pfandbrief- 
deckungshypotheken, der  von  der  Hypothekenbank  verdienten  Hypotheken- 
zinsen u.  8.  w.  „besonders"  (H.G.B.  §  261  Ziff.  5;  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  5), 
„gesondert"  (Deutsches  Bankgesetz  §  8)  „in  getrennten  Posten"  (Hypotheken- 
bankgesetz §§  24  und  27)  *)  anzugeben  seien.  Wozu  diese  ausdrücklichen 
Bestimmungen,  wenn  nicht  dem  Wesen  dieser  Abschlüsse  entspräche,  dass  die 
einzelnen  Vermögensgegenstände  in  Sammelposten  und  damit  in  Übersichten 
zusammengefasst  werden? 

2.  Das  Hypothekenbankgesetz  im  speziellen  bestätigt  dies  ferner  dadurch, 
dass  es  als  Gegenstände,  welche  in  der  B.,  bezw.  Gewinn-  und  Verlustcechnung 
„in  getrennten  Posten"  vorgetragen  werden  sollen,  ausschliesslich  „Gesamtbeträge" 
nennt:  „Den  Oesamthetng  der  zur  Deckung  der  Hypothekenpfandbriefe  be- 
stimmten Hypotheken  und  Wertpapiere",  „den  GesamthetTR^  in  rückständigen 
Hypothekenzinsen",  „den  Gesamtwert  der  Grundstücke  der  Bank"  u.  s.  w. 
(§§  24,   27). 

IV.  St;ellt  aber  die  B.  in  dem  Sinne  einen  Abschluss  des  Inventars  dar, 
dass  sie  ein  Resum6  des  Inventars,  eine  zusammenfassende  Übersicht  des 
Inventars  gibt,  so  folgt  hieraus,  dass  das  Inventar  die  rechtliche  Grundlage  der 
B,  XU  bilden  hat.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  hat  die  B.  die  gleichen  Bestände 
und  die  gleichen  Wertansätze,  wie  das  Inventar,  zu  enthalten.  Vollständigkeit 
der  B.  bedeutet  Übereinstimmung  mit  dem  Inventarbestiuul.  Angabe  de^ 
wahren  Wertes  in  der  B.  bedeutet  Angabe  des  Inventarwertes.  Nur  bei  diesem 
Verhältnis  zw^ischen  B.  und  Inventar  ist  es  auch  erklärlich,  wamm  in  §  39  ff. 
das  Inventar  neben  der  B.  immer  besonders  genannt  wird,  die  Inventaranfnahntc 
als  ein  eheriso  wichtiger  Akt  wie  die>  Bilanzaufstellung  erscheint.  Die  B.  hat  also 
auf  dem  Inventar  rechtlich  zu  ruhen,  die  Angaben  der  B.  über  Vermögensbestand 
und  Vermögenswert  dürfen  nicht  von  den  Angaben  des  Inventars  hierüber 
abweichen.  Die  Angaben  des  letzteren  hierüber  sind  für  die  Angaben  der  B. 
über  die  gleichen  Punkte  bindend. 

V.  Allein  schon  zeigen  sich  bei  der  B.  des  Einzelkaufmanns  An^fäfxe 
auch  zu  einer  inneren,  einer  sachlichen  Selbständigkeit  der  B.  gegenüber  ileni 
Inventar.  Nach  H.G.B.  §  40i  „ist  die  B.  in  Reichswährung  aufzustellen". 
Eine  gleiche  Vorschrift  für  die  In ventarbe Wertung  fehlt. 

VI.  Dies  beweist,  dass  der  Gesetzgeber  der  B.  für  die  Ersieh tlichmachung 
der  Vermögenslage  des  Kiiufmanns,  welchem  Zwecke  doch  die  ganze  Buch- 
führung dienen  soll,  grössere  Bedeutung  beilegt,  als  dem  Inventar.  Die  Inventar- 
aufnahme erfolgt  nur  zur  Erleichterung  der  Bilanzaufstellung.  Mas.sgelx;nd 
nach  aussen  ist  in  erster  Linie  die  B.  Als  Tatbostandsmerkmal  des  einfachen 
Bankrotte    kennt    die    Konkursordnung    §    240    Ziff.   4    daher    auch    nur    die 

>)  S.  unten  §  52  u.  189. 
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Unterlassung  der  Bilanz,  nicht  auch  der  Inventaraufnahme^):  »»Schuldner,  welche 
ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursver- 
fahren eröffnet  wonlen  ist,  werden  wegen  einfachen  Bankrotts  mit  (Jefängnis 
he^^tiaft,  wenn  sie  es  gegen  die  Bestimmungen  des  H.G.B.  unterlassen  haben, 
die  Bilanz  ihres  Vermögens  in  der  vorgeschriebenen  Zeit  zu  ziehen." 

VII.  Eine  Wirkung  des  Verhältnisses  von  Inventar  und  B.  sei  hier 
noch  kurz  berührt.  Ist  die  B.  auch  nur  ein  übersichtliches  Inventar^  so  ist 
sie  doch  immerhin  ein  Inventar.  8ie  darf  somit  nicht  so  kurz  gefasst  sein, 
da.-».*  sie  nicht  nieltr  den  Charakter  eines  Verzeichnisses  besitzt.  Es  darf  nicht 
das  Vermögen  (die  Aktiva)  und  es  dürfen  nicht  die  Schulden  nur  in  einer 
Summe  angegeben,  sondern  es  müssen  beide  Seiten  in  einige,  wenn  auch 
wenige,  Posten  zerlegt  sein*).  Zur  Beurteilung  der  Vermögenslage  des  Kauf- 
manns tragt  auch  die  Art  der  Bestandteile  seines  Vermögens  und  die  Art 
i^iner  Schulden  bei. 


Der  WertbesrilT  toh  H.G.B.  §  40. 

§  23. 

I.  Wie  bereits  im  Eingang  des  §  21  bemerkt,  folgt  der  Rechtssatz, 
dass  die  aktiven  und  passiven  Vermögensstücke  in  der  B.  nach  ihrem  wirk- 
lichen, wahren  Wert  anzusetzen  sind,  schon  aus  H.G.B.  §  38.  Was  §  40  ii 
neu  hinzufügt,  ist,  dass  von  den  in  Betracht  kommenden  effektiven  Werten 
nicht  ein  vergangener,  auch  nicht  derjenige  des  Zeitpunktes  der  Bilanzauf- 
st*»llung,  sondern  derjenige  festzusetzen  ist,  welcher  dem  zu  bewertenden 
Objekte  „in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die  Aufstellung  statt- 
findet**. Ein  zukünftiger  Wert,  z.  B.  der  Wert  bei  einer  künftigen  Liquidation, 
i?t  schon  dadurch  ausgeschlossen,  dass  ein  solcher  niemals  ein  effektiver,  sondern 
nur  ein  angenommener,  ein  erwarteter  oder  befürchteter  zu  sein  vermag. 

II.  Was  das  0.  somit  sagt,  ist  praktisch  genommen:  Nicht  darf  dem 
Objekte  beigelegt  werden : 

A.  Ein  früherer,  höherer  oder  niedrigerer  effektiver  Wert,  also  nicht  der 
Herstellungs-  o<ler  Erwerbspreis  als  solcher,  sondern,  wie  wir  mit  kürzerem, 
wenn  auch  nicht  ganz  zutreffendem  Ausdruck  den  Wert  des  Zeitpunktes,  für 
welchen  die  Aufstellung  stattfindet,  nennen,  der  gegenwärtige  oder  zeitige  Wert 
( Gegmwartswert) ; 

B.  Der  Wert  erst  des  Zeitpunktes  der  Bilanzauf  nähme  •'^),  wenn  die  Auf- 
nahme für  einen  früheren  Zeitpunkt  geschieht.  Bei  weitverzweigten  Geschäften 
i^^t  es  unmöglich,  die  Jahresschlussbilanz  am  31.  Dezember  abends  noch  aufzunehmen, 
^ie  ist,  wie  das  G.  §  39  ii  für  die  Jahresschlussbilanz  aus<lrücklich  bemerkt, 
durch  Analogie  aber  auch  für  andere  B.en  gilt,  innerhalb  der  einen  ordnungs- 


»)  Beigel  I,  .57. 

')  Vgl.  Entsch.  des  Kammergerichts  vom  5.  März  1900  (Preuss.  Justizministerial- 
blttt  1900  S.  630;  Kavfmann,  Handelsrechtliche  Rechtsprechung  Bd.  1  [1901]  S.  8) 
and  2.  April  1002  {Johow,  Entsch.  des  Kammer^erichts  Bd  24  S.A.  200;  auch  Kauf- 
»mn  Bd.  3  [1903]  S.  35):  allein  und  unabhängig  von  dem  Inventar  muss  die  B.  eine 
Überricht  gewähren. 

*)  Das  alte  H.G.6.  Art.  31  und  demgemäss  auch  das  österr.  A.-Reg.  §  49  Abs.  4  und 
•laß  österr.  VerB.-Keg.  §  33  Ziff.  3  sagen  zwar,  bei  Aufnahme  von  Inventar  und  B.  seien 
»müiche  Vermögensstücke  und  Fonlerungen  (Aktiva  und  Passiva)  nach  im  Werte 
>onuetzen,  welcher  ihnen  „zur  Zeit  der  Aufnahme"  beizulegen  sei,  allein  es  herrscht 
Eiostimmiekeit  darüber,  dass  „Wert  zur  Zeit  der  Aufnahme''  Wert  zur  Zeit,  für  welche 
<lie  Aufnahme  gilt,  bedeutet  Simon  317;  Staub-Pi^ko  Art.  31  Anm.  1. 


58  §  23.  Der  Wertbegriff  von  H.G.B.  §  40. 

massigen  Geschäftsgang  entsprechenden  Zeit  aufzunehmen.  Dass  dies  für  Ge- 
schäfte, die  einen  grossen  Umfang  besitzen,  wie  ihn  A.en  doch  zumeist  ha1)en, 
ein  nicht  allzu  naher  zu  sein  braucht,  geht  daraus  hervor,  dass  H.G.B.  §  260ii 
dem  Vorstand  für  die  „Vorlage"  der  Jahresbilanz  an  Aufsichtsrat  und  General- 
versammlung eine  dreimonatliche,  durch  Statut  bis  zu  sechs  Monate  zu  ver- 
längernde Frist  gewährt.  Die  Vorlage  der  B.  an  die  .Generalversammlung  hat 
somit,  wenn  das  Geschäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahr  zusammenfällt,  spätestens 
31.  März,  bezw.  30.  Juni  zu  geschehen,  d.  h.  diese  Tage  sind  die  äussersten 
Termine  für  Abhaltung  der  Generalvorsammlung,  welche  die  B.  genehmigen 
soll.  Zwischen  dem  31.  Dezember  und  30.  Juni  oder  nur  31.  März  können  sich 
aber  die  Werte  erheblich  verschoben  haben.  Trotzdem  sind  die  Werte  vom 
31.  Dezember  zu  Grunde  zu  legen.  Und  dies  gilt  nicht  bloss  für  die  Höhe  der 
Bewertung,  sondern  auch  für  die  Zahl  der  zu  bewertenden  Gegenstände.  Aus- 
drücklich bemerkt  §  39ii:  „F/Vr  den  Schluss  eines  jeden  Geschäftsjahres  ist 
ein  Inventar  und  eine  B.  aufzustellen." 

III.  Dieser  Rechtssatz  ist  aufgestellt,  um  zu  verhüten,  dass  die  Organe 
der  A.  durch  Wahl  des  Zeitpunktes  der  Bilanzaufnahme  willkürlich  auf  die 
Bewertung  einwirken  *) ;  aber  er  hat  andererseits  die  Folge,  dass  in  der  B.  G<?gen- 
stände  noch  als  Aktiva  einzustellen  sind,  welche  unterdessen  luitergegangim 
sind  (Verluste),  und  dass  seit  dem  Jahresende  eingetretene^)  bedeutende  Wert- 
minderungen (Verluste)  in  der  B.  unberücksichtigt  bleiben  müssen.  Dem  Ge- 
setzgeber erscheint  dies  als  das  kleinere  Übel^).  Auch  in  der  Form  ist  eine 
Berücksichtigung  gesetzlich  unzulässig,  dass  die  in  ihrem  Werte  geminderten 
Gegenstände  (z.  B.  EfTekten)  zwar  in  die  Aktiva  mit  ihrem  Werte  vom  Sl.Dezemlx^r 
eingesetzt  werden,  in  die  Passiva  aber  ein  Posten  zur  Einsetzung  gelangt,  welcher 
(z.  B.  unter  dem  Namen  Kursreserve  auf  Effekten)  die  Wertminderung  ztmi 
Ausdruck  bringt,  welche  die  Gegenstände  seit  dem  Jahresende  erlitten.  Denn 
tatsächlich  sind  die  Gegenstande  dann  doch  nur  zu  ihrem  Werte  am  Tage  der 
Bilanzfeststellung  angesetzt.  Indes  wird  jeder  sorgfältige  Kaufmann  hier  du* 
Gesetzesvorschrift  ausser  acht  lassen.  Bewertung  unter  dem  gesetzlichen  Wert 
macht  die  B.  ja  nicht  privatrechtlich  ungültig.  Was  in  dieser  Hinsicht  für 
das  Aktien-  und  aktienähnliche  Recht  gilt,  ist  in  anderem  Zusanmienhang')  zu 
erörtern.  In  Betracht  kommt  H.G.B.  §  271.  Aber  auch  wenn  die  General- 
versammlung nicht  Abschreibungen  über  das  nach  dem  G.  statthafte  Ma>s 
hinaus  vorninnnt,  wird  sie  doch,  sofern  sie  soliden  Geschäftsgrundsätzen  huldigt, 
von  einer  Verteilung  des  Reingewinns  absehen  und  denselben  in  Rücksicht 
auf  die  unterdessen  eingetretenen  Wertmindemngen  auf  neue  Rechnung  vortragen. 

IV.  Der  Rechtssatz  des  §  40  ii  ist  erlassen  als  Vorschrift  für  die  „Auf- 
stellung" der  B.  „Bei  der  Aufstellung  der  B."  sei  zu  jenem  Werte  anzusetzen. 
In  Hinblick   darauf,    dass   im  Aktienrecht  „AufsU»llung   der  B."   die   Tätigkeit 

')  Simon  317. 

')  ADders  Wertminderungen,  welche  im  abgelaufenen  Geschäftsjahre  entstanden, 
aber  erst  nachher  erkannt  weraen.  Diese  kann  auch  noch  die  (General versanunhing 
bei  der  Bilanzgenehmigung  berücksichtigcD.  Die  A.  hat  z.  B.  eine  Forderung  an 
einen  Bankier.  Dieser  galt  am  31.  Dezember  noch  als  zahlungsfähig.  Nachher  geriet 
er  in  Konkurs.  Selbstverständlich  ist  das  Guthaben  an  ihn  abzuschreiben.  Vgl. 
Simon  319;  Staub  213^,  Solche  Veränderungen  können  also  so  lange  berücksichtigt: 
werden,  als  dieB.  noch  nicht  von  der  Generalversammlung  oder  den  sonst  zur  definitiven 
Festsetzung  mit  berufenen  Organen  festgestellt  ist. 

')  §§  24,  26  n  u.  43.  Derselbe  begünstigt  die  Berücksichtigung  unterdessen  ein- 
getretener Wertminderung  im  Wege  freiwilliger  Abschreibungen  vom  Werte  des  Vor- 
jahres. —  Selbstverständlidi  kann  der  Eintritt  solcher  Wertminderungen  im  neuen  Jahre 
die  Veranlassung  dazu  bilden,  den  bilanzmässigen  Gewinn  nicht  zur  Verteilung  zu 
bringen,  sondern  ganz  oder  grösstenteils  auf  neue  Rechnung  vorzutragen. 
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dft«  Vorstandes  bei  der  Bilanzfeststellung,  die  Mitwirkung  der  Generalversamm- 
lung hierbei  dagegen  Genehmigung  der  B.  genannt  wird^),  könnte  man  scbliessen 
wollen,  §  40  sei  in  Bezug  auf  das  Aktienrecht  eine  nur  den  Gesellschafts- 
vorsUind,  nicht  aber  die  übrigen  Gesellschaftsorgane  bindende  Vorschrift.  Allein 
(las  Wort  ,,auf stellen''  steht  in  §  40,  ebenso  wie  in  §  261  Eingang,  in  einem 
weiteren  Sinne,  nicht  bloss  für  Herstellung  des  Bilanzentwurfes,  sondern  für 
Feststellung  der  B.,  also  für  das,  was  in  §  260  Genehmigung  der  B.  genannt 
wild*). 

V.  A.  Der  gegenwärtige  Wert,  welcher  den  Bilanzgegenstanden  beizu- 
leeen  ißt,  ist  für  die  ordentlichen  B.  nach  der  Art  dieser  Gegenstände  ein 
verschiedener.  Wie  in  der  öffentlichen,  so  zerfallen  auch  in  der  Privatwirtschaft 
die  Vennögensgegenstände  in  solche  des  Finanz-  und  Verwaltungsvermögen, 
(1.  h.  ^solche,  welche  durch  ihre  Veräusserungsmöglichkeit,  ihren  Ertrag,  und 
K)lche,  welche  durch  die  Möglichkeit  ihrer  dauernden  Benutzung,  ihres  dauernden 
Gebrauches  den  Zwecken  der  Wirtschaft  dienen.  Das  erstere  sind  das  um- 
laufende Kapital,  das  Betriebsvermögen,  die  Veräusserungsgegen^tände,  das 
andere  das  stehende  Kapital,  das  „Anlagekapital"^)  das  Anlagevermögen,  die 
Deiriebsgegenstände.  Das  Hauptbeispiel  für  die  erste  Gruppe  bilden  die  Vorräte 
an  Rohmaterialien  (Kohlen  u.  s.  w.),  Halbfabrikaten  und  fertigen  Waren, 
kuizhin  die  W^aren Vorräte,  das  Hauptbeispiel  für  die  zweite  Gruppe  die  Fabrik-, 
Lager-,  Kontorgebäude,  Maschinen,  Werkzeuge*)  u.  s.  w. 

B.  In  den  ausserordentlichen,  den  eigentlichen  und  uneigentlichen  Liqui- 
MimiS'BUanxen  ist  die  Werihestimmungsweise  für  Veräiisseruiigs-  und  Gebrauchs- 
gf.gtmiände  eine  wid  dieselbe.  Auch  für  letztere  kommt  es  da  ausser  bei  der 
B.  des  §  240 1  nur  auf  ihren  Versilbemngs-,  Veräusserungs-,  Realisationswert 
an*).  Anders  dagegen  bei  den  ordentlichen  B.en.  Hier  sind  die  ersteren  nach 
ihrem  Tausch-,  ihrem  Veräusserufigs-j  ihrem  Verkehrswert,  die  letzteren  nach 
ihrem  Oebraiushswert  anzusetzen*). 

VI.  Dass  das  G.  selbst  in  §  40  —  anders  in  §  261  —  diese  Unter- 
siheidung  nicht  macht,  tut  nicht«  zur  Sache.  Das  G.  sagt  nur,  dass  „sämt- 
liche*' Gegenstände  nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  sind,  nicht 
aber  sagt  es,  dass  dieser  gegenwärtige  Wert  bei  sämtlichen  Gegenständen  nach 
trleichen  Grundsätzen  zu  bemessen  sei'). 

VII.  Der  Tausch-,  bezw.  Gebrauchswert,  welcher  beizulegen  ist,  ist 
irfder  der  individtieUe,  d.  h.  derjenige,  welcher  dem  Gegenstand  gerade  für  den 
•--»v^'enwärtigen  Geschäftsinhaber  zukommt,  noch  der  allgemeine,  d.  i.  derjenige, 
welcher  dem  Gegenstande  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschäft,  welchem  er  zugehört, 
und  ohne  Rücksicht  auf  den  Gebrauch,  dem  er  dient,  zukommt,  sondern  der 
(ksrliäßncert%  d.  h.  der  AVert,  welchen  der  Gegen st>and  dadurch  besitzt,  dass 
er  diesem  Greschäfte  angehört,  dass  er  diesem  Geschäfte  dient,  der  Veräusse- 
rungs-  bezw.  Gebrauchswert,  welchen  er  für  dieses  Geschäft  hat  Nicht  beigelegt 
Wfrden  darf  also  der  Veräusserungs-  oder  Gebrauchswert,  welchen  der  Gegen- 
"stand  gerade  für  diesen  Geschäfts mÄafccr  hat,  aber  auch  nicht  der  Veräusserungs- 


»)  S.  die  Bemerkungen  zu  H.G.B.  §  325,  oben  in  §§  6  u.  14. 
»)  Näher  unten  §§  182  ff. 

»)  Z.  B.  Preusfl.  Eink.Sta  §  14;  österr.  Pers.St.G.  §  94  a— c. 
*)  Strassenbahnen,  Licht-  und  Kraftwerke  haben  nur  Betriebsgegenstände. 
•)  Siehe  darüber  unten  §  41  III  C  2. 
•)  Weiteres  unten  §§  167.  168. 

T  Maatz^'y  Beisch  I  255, 263;  Deimel  16;  Denkschrift  I  47 ;  Entsch.  in  Steuers. 
X  3»)5  Tenrteht  unter  Wert  immer  Verkaufswert 

^  Dies  der  sachgemässe  Ausdruck  Staubs  40,. 
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oder  Gebrauchswert,  welchen  der  Gegenstand  bei  Auflösung  des  Geschäi4es  ak 
isoliert:e8  Vermögen sstück  besässe,  sondern  zuzumessen  ist  der  Verausserungs- 
oder  Grebrauchswert,  w^elchen  der  Gegenstand  auch  dann  hätte,  wenn  da^ 
Geschäft  von  einem  anderen  als  dem  gegenwärtigen  Geschäftsinhaber  fortbe- 
trieben würde.  Massgebend  ist  der  Wert,  welchen  die  Vennögensgegen stände 
als  Bestatidteile  des  /br/bestehenden  Geschäftes,  also  bei  Veräussening  des 
Geschäftes  unter  Fortbestand  deisselben  als  solchen  haben,  der  Nutzwert,  den 
die  Betriebseinrichtungen  auch  für  einen  Dritten  bei  Fortbetrieb  des  Geschäftes 
durch  ihn,  also  bei  der  gleichen  Benutzung  hätten.  M.  a.  W. :  Als  Bemessungs- 
grundlage hat  zu  dienen  der  Veräusserungs-  und  der  Gebrauchswert,  den  die 
Gegenstände  für  jeden  ^)  verständigen  Bet^itxer  eines  solchen  Geschäfte.^ 
haben.  Trotz  Verschiedenheit  in  der  Terminologie  kann  dies  mit  Lehmann^) 
als  die  gemeine  Meinung,  auch  als  die  Simons,  welcher  das,  was  wir  Geschäft^s- 
wert  nennen,  als  individuellen,  d.  h.  Geschäftsinhaber  wert  bezeichnet,  angesehen 
werden*).  Der  von  uns  angenommene  Wertbegriff  verbietet  nicht,  subjektive 
Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  wenn  es  nur  solche  sind,  welche  jeden  ver- 
ständigen Besitzer  dieses  Geschäftes  eigen  zu  sein  vermögen.  Hypothekenbank- 
gesetz und  Pr.  V.G.  sprechen  dasselbe  für  die  Grundstückbeleihung  aus?. 
Massgebend  für  die  Beleihung  soll  der  durch  sorgfältige  Ermittlung  fest- 
gestellte „Verkaufswert"  sein.  Hinsichtlich  der  Feststellung  dieses  Werten 
bestimmen  aber  Hypothekenbankgesetz  §  12 1  bezw.  Pr.  V.G.  §  60  Abs.  4, 
es  seien  „nur  die  dauernden  Eigenschaften  des  Grundstückes  und  der  Ertrag 
zu  berücksichtigen,  welchen  das  Grundstück  bei  ordnungsmässiger  Wirtschaft 
jedetn  Besitzer  nachhaltig  gewähren  kann***). 

Vin.  Dass  den  zu  bewertenden  Gegenständen  nicht  der  gemeine 
Verkehrs-  oder  Gebrauchswert,  der  Wert,  den  der  Gegenstand  in  der  Hand 
eines  jeden  Wirtschaftssubjektes,  also  bei  Liquidation,  hätte,  beizulegen  ist, 
folgt  daraus,  dass  der  Kaufmann  in  der  B.  die  „Lage  seiyies  Vennögens*% 
also  den  "Wert,  den  die  Gegenstände  in  ihrer  Beziehung  zu  ihm,  zu  seinem 
unternehmen  haben,  ersichtlich  zu  machen  hat.  Dass  aber  andererseits  nicht 
der  W^ert  beigelegt  werden  darf,  welchen  die  Gegenstände  nur  für  ihn  haben, 
ergibt  der  Rechtssatz,  wonach  der  Kaufmann  die  Ijage  seines  Vermögens  nach 
den  „Orundsätx^n  ordnungsmässiger  Buchführung"  ersichtlich  zu  machen  ver- 
pflichtet ist.  Grundsätze  kaufmännischer  Buchführung  bilden  sich  nicht  am 
Einzel-,  sondern  am  Durchschnittsbetrieb,  an  dem,  was  der  verständige,  der  ordent- 
liche, der  sorgfältige  Kaufmann  derselben  Branche  tut. 

IX.  Ein  vorsichtiger^)  Kaufmann  wird,  wenn  der  augenblickliche  Ver- 
äussemngswert  von  Gebrauchsgegenständen  erheblich  niedriger  als  ihr  augen- 
blicklicher Gebrauchswert  ist,  um  im  Falle  einer  Liquidierung  keine  Enttäuschung 
zu  erleben,  von  den  aus  §§  38  und  40  sich  ergebenden  BilanzgrundsätJM^n 
wohl  nicht  selten  abgehen  und  auch  die  Betriebsgegenstände  nach  ihrem  augen- 
blicklichen Veräusserungs werte,  d,  h.  zu  dem  Preise  ansetzen,  welcher  bei 
augenblicklicher  Liquidierung  des  Unternehmens  zu  erzielen  sein  dürfte.  Allein 
der  Kaufmann  muss    das  nicht   tun;    er    kann  es  nur  tun.     Tut  er  es,  so  ge- 


*)  Daher  sog.  objektiver  Wert.  Vgl.  Entsch.  in  Steuers.  X  303:  gemeiner  Wert 
d.  h.  objektiver  (Verkaufs-) Wert  unter  der  Voraussetzung  des  Fortbestandes  des  Ge- 
schäftes (8.  auch  Entflch.  in  Steuers.  VI  33ff.;  42ff.;  VIII  86ff.). 

*)  8  40,. 

*)  Vgl,  BehrendSSO;  Staub  4O3;  Beiffd  I  67:  Ketsch  I  256;  Entsch.  in  Steuers. 
IV  179;  Fuisting  zu  §  16  C  f.  u.  a. 

*)  Über  Anwendung  des  Wertbegriffes  insbesondere  auf  Forderungen  unten  §  179 1. 

")  Vgl.  Eeiöch  I  256;  s.  jedoch  auch  unten  §  168  II  B  3. 
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schiebt  es  unter  Nichtachtung  rechtlicher,  unter  Beachtung  wirtschaftlicher  Vor- 
>chriften. 

X.  Wir  werden  in  §  35  davon  zu  sprechen  haben,  dass  die  Verfasser 
«lt>  jj  261  «les»  H.G.B.  von  der  Meinung  ausgingen,  als  schriebe  §  40  vor, 
'Inss  alle  Vermögen sgegen stände  zu  ihrem  augenblicklichen  Veräusserungswerte 
anzusetzen  seien.  Wäre  dies  der  Fall,  so  müssten  Betriebsgegenstande  zu  ihrem 
Veräusserungswerte  auch  dann  angesetzt  werden,  wenn  dieser  ihren  Gebrauchs- 
wert überstiege,  ohne  dass  eine  Veräusserung  irgendwie  beabsichtigt  wäre.  Dies 
hätte  aber  zur  Folge,  dass  die  Wertansetzung  bei  Gebrauchsgegenständen,  die 
•lauernd  als  solche  zu  dienen  bestimmt  sind,  von  Jahr  zu  Jahr  erheblichen 
Si'hwankungen  unterliegen  würde  —  man  denke  nur  an  den  Wechsel  der  Gnind- 
-tückpreise.  Dies  aber  hätte  wieder  zum  Ergebnis  ein  ganz  falsches  Bild 
von  der  jeweiligen  Vermögenslage  des  Kaufmanns.  Es  könnte  ein  Rückgang 
im  Reinvennögen  angenommen  werden  müssen,  nur  weil  infolge  des  Rück- 
(fangs  der  Grundstüekprcise  auch  die  Fabrikgrundstücke  um  25  Prozent  niedriger 
zu  bewerten  wären,  obwohl  der  Kaufmann  an  alles  eher,  als  an  einen  Verkauf 
tlieser  Grundstücke  denkt ^).  Die  Berücksichtigung  solcher  vorübergehender 
Verkauf  Wertsschwankungen  bei  Gebrauchsgegenständen  zur  Pflicht  machen  zu 
wollen,  kann  nicht  als  die  Absicht  des  Gesetzgebers  angesehen  werden.  Es 
würde  dies  zu  sehr  den  Gepflogenheiten  der  soliden  kaufmännischen  Praxis 
widersprechen,  welche  der  Gesetzgeber  doch  als  im  Zweifel  massgebend  erklärt, 
wenn  er  §  38  bestimmt,  die  Lage  des  Vermögens  sei  nach  Grundsätzen 
oniiiungsmä;«siger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen. 

IL  Die  Abänderung  des  allgemeinen  Bilanzrechtes 

durch  das  Gesellschaftsprinzip. 
Die  Teränderte  rechtliche  Natur  der  Biiansvorachriften, 

§  24. 

I.  Das  H.G.B.  bezw.  seine  Nebengesetze  enthalten  für  die  einzelnen 
handelsrechtlichen  Gesellschaften  auch  besondere  Bilanzvorschriften:  für  offene, 
Kommandit-,  Aktien-,  Kommanditaktien-  und  stille  Gesellschaft,  für  die  Gesell- 
H'hafteD  m.  b.  H.,  die  eingetragenen  Genossenschaften,  die  Versicherungsvereine 
auf  Gegenseitigkeit  und  die  Hypothekenbanken.  Aber  das  H.G.B.  enthält 
nur  nm  neben  dem  Bilanzrecht  des  Einzelkauf mauns,  also  dem  allgemeinen 
Bilanzrecht  geltende  bilanzrechtliche  Vorschrift,  welche  für  mehrere  handels- 
riichUiche  Gesellschaften  gilt,  die  Vorschrift  des  §  41,  wonach,  wenn  mehrere 
{persönlich  haftende  Gesellschafter  vorhanden  sind,  diese  alle  Inventar  und  B. 
zu  unterzeichnen  haben. 

n.  Diese  besondere  Vorschrift  über  die  B.  derjenigen  Gesellschaften, 
welche  persönlich  haftende  Gesellschafter  kennen,  also  diese  einzige  Vorschrift 
über  Gesellschaftsbilanzen  im  allgemeinen  Teile  des  H.G.B.  hat  gegenüber  den 
Jirnleren  Vorschriften  dieses  Abschnittes  über  die  B.  auch  eine  besondere  recht- 
liche Natur.  Die  anderen  Vorschriften,  sahen  wir,  besitzen  lediglich  öffentlich- 
r^htljchen  Charakter.  In  dieser  Vorschrift  über  die  Unterschrift  der  persönlich 
läfu^nden  Gesellschaften  ist  auch  eine  solche  privatrechtlichen  Wesens  enthalten. 
III.  A.  Zunächst  folgt  aus  dem  allgemeinen  Charakter  jenes  Abschnittes 
'♦^  H.63.  über  Handelsbücher:  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  haben 


Ebenda  I  257,  263. 
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die  offen tliehrechtliche  Pflicht,  die  B.  zu  unterzeichnen.  Indem  diese  Pflicht 
aber  allen  persönlich  haftenden  Gesellschaftern  auferlegt  ist,  obliegt  sie  auch 
denjenigen  unter  ihnen,  welche  durch  Vertrag  oder  gerichtliche  Entscheidung 
von  der  Geschäftsleitung  ausgeschlossen  sind,  also  denjenigen,  welchen  die 
privatrechtliche  „Befugnis  zur  Geschäftsführung",  die  an  sich  jedem  solchen 
Gesellschafter  zusteht,  fehlt. 

B.  Ihre  öffentlichrechtliche  Vei'pflichtung  enthält  eine  Diwchbrechung 
solchen  Ausschlusses  von  der  Geschäftsfühnuig.  Die  Unterzeichnung  von  B. 
und  Inventar  als  die  Mitwirkung  zu  zwei  sehr  wichtigen  Geschäftsakten  bildet 
notwendig  einen  Bestandteil  der  Geschäftsführung.  Also  können  Gesellschafter 
nur  im  übrigen,  nicht  auch  in  Bezug  auf  diese  Unterzeichnung  durch  Vertrag 
oder  gerichtliche  Entscheidung  von  der  Geschäftsführung  ausgeschlossen  werden. 
Dem  Über-  und  Unterwertungsverbot  hatten  wir  nicht  den  Charakter  zwingenden 
Rechtes  beizulegen,  weil  jeder  Anhaltspunkt  dafür  im  G.  fehlt  Aber  hier  hätte 
in  Hinblick  darauf,  dass  das  Gresellschaftsrecht  einen  Ausschluss  persönlich 
haftender  Gesellschafter  von  der  Geschäftsführung  kennt,  der  Gesetzgeber  es 
ausdrücklich  hervorheben  müssen,  wenn  er  Einschränkungen  des  §  41 1  Satz  2 
für  zulässig  erklären  wollte.  Indem  er  dies  unterlässt,  tut  er  kund,  dass  seine 
Bestimmung  zwingendes  Recht  sei.  Zwingendes  Recht  aber  vermag  nicht  durch 
privatrechtliche  Verträge  und  Gesetz,  nicht  durch  gerichtliche  Entscheidung  ab- 
geändert zu  werden.  Mit  der  Bestimmung  des  §  41,  dass  alle  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  zu  unterzeichnen  haben,  ist  demnach  zugleich  insoweit 
eine  privatrechtliche  Befugnis  zur  Geschäftsführung  gesetzlich  begründet.  §  4 1 1 
Satz  2  enthält  auch  eine  privairechtlicJie  Bestimmung,  statuiert  eine  Berech- 
tigung, welche  dem  persönlich  haftenden  Gesellschafter  gegenüber  seinen  Ge- 
nossen zusteht,  die  Berechtigung  trotz  etwaigen  Ausschlusses  von  der  sonstigen 
Geschäftsführung  an  der  Unterzeichnung  der  B.  teilzunehmen. 

IV.  A.  Aber  der  privatrechtliche  Anspruch  des  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafters geht  noch  weiter.  Obliegt  ihm  die  öffentlichrechtliche  Pflicht  der 
Unterzeichnung  und  ist  die  Unterzeichnung  von  der  Folge  begleitet,  dass  der 
Gesellschafter  dann  für  die  Richtigkeit  der  B.  haftet,  so  besitzt  er  notwendiger- 
weise das  Recht,  die  Unterzeichnung  zu  verweigern,  falls  die  B.  nicht  gesetz- 
licher Vorschrift  gemäss  errichtet  ist  Hieraus  resultiert  aber  mit  Notwendig- 
keit, weil  doch  nach  dem  G.  im  Interesse  derjenigen,  welche  mit  der  Handels- 
gesellschaft in  Beziehung  treten,  die  Unterschreibung  der  B*  zu  stände  kommen 
soll,  dass  dem  Gesellschafter  ein  Rechtsanspruch  gegen  die  übrigen  Gesell- 
schafter auf  Einhaltung  der  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  zukommt. 

B.  Man  könnte  daran  denken,  dass  dieser  Anspruch  ein  öffentlichrecht- 
licher ist,  weil  er  sich  unmittelbar  aus  einer  offen tlichrechdichen  Vorschrift 
ableitet  und  zur  Durchführung  des  öffentlichrechtlichen  Satzes  dient,  den  §  41i 
enthält,  dass  nämlich  für  Einhaltung  der  Vorschriften  über  Bilanzaufstelluiig 
ein  schlechthin  verantwortliches  Organ  vorhanden  sein  soU^).  Allein  es  handelt 
sich  um  einen  Anspruch  zwischen  Gesellschaftern  und  für  das  Verhältnis 
zwischen  solchen  haben  wir,  sofern  nicht  ausdrücklich  Gregenteiliges  bemerkt 
ist,  aus  drei  allgemeinen  Gründen  privatrechtliche  Natur  anzunehmen:  erstens 
in  Rücksicht  auf  den  Umstand,   dass  das  Verhältnis    zwischen   GeseUschafteru 


^)  Im  Interesse  derjenigen,  die  mit  dem  Kaufmann  (der  Gesellschaft)  in  Beziehung 
treten,  ist  die  Bestimmimg  des  §  41i  getroffen.  Der  Geschäftaherr  soll  sich  nicht 
darauf  berufen  können,  dass  er  nicht  selbst  die  B.  aufgestellt  habe.  Für  die  Vornahme 
anderer  Buchführungsakte  als  Inventur  und  Bilanzziehung  braucht  er  nur  Sorge  zu 
tragen.  Sie  sind  nioit  so  wichtig,  dass  der  Kaufmann  rechtlich  der  sie  volbsiehende 
anzusehen  ist  (H.G.B.  §  239). 
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sinnst  ein  privatrechtliches  ist^  zweitens  in  Hinblick  darauf,  dasis  es  nicht  als 
Meinung  des  Gesetzo;ebers  angesehen  zu  werden  vermag,  dass  der  Streit 
zwischen  Gesellschaften!  darüber,  was  der  gegenwärtige  effektive  Wert  eines 
(iegeiistandes  sei,  der  Zivilgerichtsbarkeit  entzogen  sein  solle,  endlich  aber  aus 
der  Erwägung,  dass  öffentliches  Interesse  auch  durch  privatrechtliche  Vor- 
schriften wahrgenommen  zu  wenlen  vermag. 

V.  Es  kommt  aber  noch  ein  besonderer  handelsrechtlicher  Grund  hinzu, 
um  (lessentwillen  wir  anzunehmen  haben,  dass  die  gegenseitige  Verbindlichkeit 
<ler  Gesellschafter,  die  Vorschriften  des  G.  über  Bilanzauf  Stellung  einzuhalten, 
privatrecbtlicher  Art  ist. 

A.  Nach  H.G.B.  §  120  sind  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  Gewinn 
und  Verlust  des  Geschäftsjahres  „auf  Grund  der  B."  zu  ermitteln  und  „auf 
(irund  der  B."  wird  für  jedem  Gesellschafter  sein  Anteil  daran  berechnet. 

B.  Diese  Bestimmung  findet  nach  §  IGlii  auch  auf  Kommanditgesell- 
schaften Anwendung. 

C.  Auch  für  den  Gewinnanteil  des  Aktionärs  ist  gemäss  §  21 5  die  Be- 
nthnung  der  Jahresbilanz  massgebend. 

D.  Ebenso  berechnet  sich  bei  der  Kommanditaktiengesellschaft  der  Ge- 
winnanteil der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  wie  der  Kommandisten- 
aktionäre,  wie  wir  wissen,  gemäss  §§  320 iii,  3253  ^"^^  ^^^  ^^^^  ^^^^ 
Jahresbilanz. 

E.  Das  Gesell.-G.  bestimmt  in  §  29:  „Die  Gesellschafter  haben  Anspruch 
auf  den  nach  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Reingewinn." 

F.  Auch  zufolge  Genoss.-G.  §  19  und  Pr.V.G.  §  28  berechnet  sich  der 
Gewinnanteil  der  Mitglieder  nach  der  Jahresbilanz. 

G.  Aus  allen  diesen  Bestimmungen  geht  das  Eine  hervor:  die  Berechnung 
dt>s  dem  einzelnen  Gesellschafter  zukommenden  Gewinnanteils  erfolgt  in  oder 
auf  Grund  der  B.  Warum?  Kein  anderer  Grund  ist  hierfür  ersichtlich,  als  der, 
dass  der  Gesetzgeber  glaubt,  es  sei  dann  die  Garantie  vorhanden,  dass  die 
Gewinnberechnung  ordnungsmässig  erfolgte.  Dies  ist  aber  nur  dann  gegeben. 
Wenn  die  B.  auch  ihrerseits  ordnungmässig,  d.  h.  nach  Grundsätzen  ordnungs- 
niässiger  Buchführung  aufgestellt  ist.  Wann  dies  der  Fall  sei,  bestimmt  das 
G.  in  erster  Linie  selbst.  Also  ist  davon  auszugehen,  dass,  wenn  das  H.G.B. 
vom  B.  spricht,  es  damit  eine  B.  meint,  welche  unter  Einhaltung  seiner  Be- 
stimmungen über  Bilanzaufstellung  aufgestellt  ist,  eine  B.,  welche  den  gesetz- 
lichen Bestimmungen  über  Bilanzaufstellung  entspricht. 

H.  Von  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Bilanzaufstellung  aber  ist 
für  die  Frage  der  Gewinn berechnung  die  von  Bedeutung,  dass  sämtliche  Bilanz- 
"hjekte  nach  ihrem  zeitigen  Werte  angesetzt  werden.  Denn  nachteilig  beein- 
fluiist  wird  die  Gewinnberechtigung  sowohl,  wenn  die  Aktiva  unt-er,  wie  wenn 
die  Passiva  über  ihrem  zeitigen  Werte  zur  Anschreibung  gelangen.  Im  ersteren 
Falle  übersteigen  die  Aktiva  die  Passiva  in  einem  geringeren  Masse,  als  wenn 
'lie  Aktiva  ihrem  wahren  zeitigen  Werte  nach  zur  Anschreibung  gelangen. 
Vnd  werden  die  Schulden  höher,  als  es  ihrem  gegenwärtigen  Effektivbetrage 
^nt^pricht,  in  Anschlag  gebracht,  so  wird  die  Differenz  zwischen  Aktiven  und 
Passiven  und  damit  der  Gewinnbetrag  eben  von  der  Passivseite  her  vermindert 
Für  die  Gresellschafter  ist  es  somit  von  wesentlichem  Interesse,  dass  die  Vor- 
:<<4mften  über  Bilanzaufstellung  eingehalten  werden. 

L  Nun  ist  die  Einhaltung  der  Vorschrift  des  §  40  ii,  wie  wir  in  §  20 
j^en,  nur  eine  öffentlichrechtliche  Pflicht  des  Kaufmanns.  Sie  wird  aber  auch 
♦w  privatrechtliche  dadurch,  dass  die  Bestimmungen  des  Gesellschaftsrechtes 
über  den  Gewinnanspruch  der  Gesellachafter  sagen^  dieser  Anspruch  sei  ein  An- 
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Spruch  auf  Anteil  an  dem  Reingewinn,  welcher  sich  auf  Grund  der  B.,  aus 
der  B.  ergebe,  also  auf  bilanzmässigen  Reingewinn.  Indem  den  Gesellschaftern 
ein  Anspruch  auf  bilanzmässigen  Reingewinn  zuerkannt  ist,  ist  ihnen  auch  zu- 
erkannt ein  Anspruch  auf  Einhaltung  der  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung, 
denn  unter  B.  ist,  wie  wir  oben  sahen,  richtige,  ordnungs-,  gesetzmässige  zu  verstehen. 
Ist  aber  der  Anspruch  auf  Gewinnberechnung  ein  privatrechtlicher,  so  ist  es  auch 
der  Anspruch  auf  Einhaltung  der  Bilanzvorschriften.  Bei  der  Geseüschaß  besteht 
somit  auch  eine  privatrechtliche  Pflicht  des  Kaufmanns  gegenüber  seinen  Ge- 
nossen auf  EinhaUung  der  Vorschriften  über  BUanxaufsieüung,  Die  Mitglieder 
der  handelsrechtlichen  Gesellschaft  haben  gegen  die  Mitgesellschafter  bezw.,  wo 
die  Gesellschaft  als  solche  an  deren  Stelle  tritt,  gegen  die  Gesellschaft  einen 
Privatrechtsanspruch  auf  Einhaltung  der  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung. 
Durch  die  Worte  des  Q,  y^auf  Qrund  der  Ä",  y^nax^  der  Ä",  s^ind  die  &- 
Stimmungen  des  Abschnittes  des  H.G,B,  über  die  Bilanzaufsteüutig  mit  all  den 
Bestimmungen  über  HandelsbüctieTy  welche  auch  auf  die  B,  pc^sen,  für  das 
Gesellschaftsrecht  auch  xu  privatrechtlichen  geworden, 

VI.  Von  den  Schriftstellern  über  Handelsrecht  ist  es  besonders  Laband^ 
welcher  diesen  Unterschied  zwischen  der  rechtlichen  Bedeutung  der  B.  des 
Einzelkaufmanns  und  der  B.  des  Gesellschaftsverhältnisses  scharf  formuliert, 
wenn  auch  nicht  näher  begründet.  Er  schreibt  in  seinem  Artikel  über  Handels- 
gesellschaften im  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften  2.  Aufl.  Bd.  IV 
S.  1006:  „Während  die  Vorschriften  des  §  40,  dass  sämtliche  Vermögensstücke 
und  Forderungen  nach  dem  Werte  anzusetzen  sind,  welchen  sie  zur  Zeit  der 
Aufnahme  des  Inventars  und  der  B.  haben,  für  den  Einzelkaufmann  bloss  eine 
Ordnungsvorschrift  ist,  deren  Verletzung  xivilrechtliche  Wirkungen  in  keinem 
Falle  hat,  ist  jeder  Gesellschafter  berechtigt,  die  Befolgung  dieser  Vorschrift  zu 
verlangen"  ^). 

VII.  Selbstverständlich  haben  die  Gesellschafter  ein  Anfechtungsrecht 
nur,  wenn  durch  Nichteinhaltung  der  Bilanzvorschriften  ihre  vermögensrecht- 
lichen Interessen  berührt,  ihre  Gewinnanteile  zu  niedrig,  ihre  Verlustanteile  zu 
hoch  bemessen  werden.  Es  folgt  dies  daraus,  dass  ein  Privatrechtsanspruch 
auf  Einhaltung  der  Bilanzvorschriften  ihnen  eben  nur  in  Zusammenhang  mit 
ihrem  Anspruch  auf  entsprechende  Gewinn-  und  Verlustberechnung  zuge- 
standen ist'). 

Vin.  Wie  der  Gesellschafter  die  privatrechtliche  Befugnis  besitzt,  die 
Einhaltung  der  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  zu  fordern,  so  obliegt  ihm 
andererseits  auch  die  privatrechtliche  Pflicht,  die  B.  zu  unterzeichnen,  wenn  ihr 
Inhalt  den  gesetzlichen  Vorschriften  über  Bilanzaufstellung  entspricht 

A.  Die  Verpflichtung,  unter  dieser  Voraussetzung  zu  unterzeichnen,  ist 
zunächst  eine  öfientlichrechtliche.  Der  Gesetzgeber  will  im  Interesse  Dritter, 
die  mit  dem  Geschäfte  in  Beziehung  t|reten,  dass  Unterzeichnung  zu  stände 
kommt.  Aber  die  Verpflichtung  ist  bei  den  handelsrechtlichen  Gesellschaften 
auch  eine  privatrechtliche  gegen  die  anderen  Gesellschafter  bezw.  die  Gesell- 
schaft. Dies  folgt  eben  daraus,  dass,  wie  wir  sahen,  aus  dem  Gesellschafts- 
recht   sich    eine  privatrechtliche   Befugnis  des  Gesellschafters  gegen   seine  Ge- 


0  Vgl.  auch  Cosack  §  108iv  ic.;  EntBch.  des  Reichager.  in  Zivils.  40  S.  35  ff.,  43 
S.  123 ff.;  ferner  vom  4.  Oktober  1902  (Kaufmann,  Handelsrechtl.  Rechtsprechung 
Bd.  3  S.  36;  jur.  Wochenschrift  1902  S.  590;  deutsche  Jur.-Zeitung  1902  S.  547); 
Entwich,  in  Steuers.  X  305;  Lehmann  40^;  Neukamp  Z.  48  S.  450ff.;  Staub  120,;  Staub, 
G.-G.  42.  u.a. 

*)  Zust.  Staub  4O21  sofern  er  sagt,  Ansätze  unter  dem  Wert  seien  unzulässig, 
wo  Bechte  Dritter  in  Frage  kommeo.      Vgl.  näher  §  25. 
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no^'sen  ergibt,  die  Unterzeichnung  der  B.  zu  verlangen.  Dem  Grundsatz  der 
Gleichheit  von  Recht  und  Pflicht  entsprechend,  welcher  das  Gesellschaftsprinzip 
beherrscht,  resultiert  hieraus  auch  eine  privatrechtliche  Unterzeichnungspflicht 
und  überhaupt  eine  privatrechtliche  Pflicht,  die  Bilanzvorschriften  zu  beachten. 
B.  Besteht  aber  eine  privatrechtliche  Unterzeichnungspflicht,  so  haben  die 
Gesellschafter  im  Falle  der  Verweigerung  der  Unterschrift  auch  die  Verpflich- 
tung, die  Posten  im  einzelnen  anzugeben,  in  welchen  sie  eine  Nichteinhaltung 
der  gesetzlichen  Bilanzvorschriften  erblicken  ^).  Unterzeichnet  der  Gesellschafter, 
so  hat  dies  die  Wirkung  einer  Anerkennung  der  B.,  die  Unterzeichnung  seitens 
der  Gesellschafter  demgemäss  die  Natur  eines  Anerkennungsvertrages*). 

IX.  A.  Vertragsmässige  Unterbewertung.  Aber  nur  die  privat- 
rechtliche  Befugnis,  nicht  die  privatrechtliche  Pflicht,  die  Einhaltung  der  Bilanz- 
?orechriften  zu  fordern,  hat  der  Gesellschafter.  Also  darf,  können  wir  schliessen, 
von  den  Bilanzvorschriften  abgewichen  werden,  wenn  der  Gesellschafter  damit 
einverstanden  ist.  Abweichungen  ohne  seine  Zustimmung  vermag  er  anzufechten, 
solche  mit  seiner  Zustimmung  nicht  Die  Bestimmungen  über  Bilanzaufstellung 
stellen  daher,  soweit  sie  privatrechtliche  Natur  besitzen,  was  für  den  Gesellschafts- 
kaufmann, die  handelsrechtliche  Gesellschaft  der  Fall  ist,  lediglich  dispositives 
Prkatrechi^)  dar,  ein  Ergebnis,  welches  H.G.B.  und  Pr.V.G.  für  A.en  und  grössere 
Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  durch  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
bestätigen,  indem  sie  in  §  27 Im  bezw.  §  36  von  „Abschreibungen  über  das 
nach  dem  Ge8ell8chaftst;er^a^e  statthafte  Mass  hinaus"  sprechen,  und  auch  aus 
dem  österr.  A.-Reg.  und  dem  Genossenschaftsrecht  insoferne  hervorgeht,  als 
nach  den  Bestimmungen  derselben  das  Gesellschafts-  bezw.  Genossenschafts- 
Mtä  Grundsätze  über  die  Aufstellung  der  B.  zu  enthalten  hat*). 

B.  Nur  in  einem  Falle  liegt  nicht  dispositives,  sondern  zwingendes  Privat- 
nxht  vor.  Die  Vorschrift,  dass  alle  persönlich  haftenden  Gesellschafter  unter- 
fcic*hnen,  mussten  wir  oben  *)  für  zwingendes  öffentliches  Recht  erklären.  Daraus 
folgt,  dass  es  auch  zwingendes  privates  Recht  sein  muss;  denn  es  kann  durch 
Vereinbanmg,  also  auch  durch  privatrechtliche  Verträge  nicht  abgeändert  werden. 
Entgegenstehender  Vertrag  ist  somit  nichtig.  Nicht  nichtig  ist  dagegen  die 
B.,  welche  mit  Umgehung  dieser  Vorschrift  aufgestellt  wird.  Eine  solch  weitere 
Wirkung  müsste  im  G.  ausdrücklich  genannt  sein. 

X.  Im  übrigen  sind  die  Bilanz  Vorschriften,  soweit  sie  öffentlichrechtliche 
Natur  besitzen,  nicht  zwingendes  Recht.  An  die  Nichtbeachtung  derselben 
knüpft  sich  keinerlei  privatrechtliche  Wirkung®).  Also  sind  Vereinbarungen, 
welche  von  ihnen  abweichen,  privatrechtlich  gültig.  Die  Gresellschafter  können 
al-o  z.  B.  über  die  wirkliche  Wertminderung  hinausgehende  Abschreibung  d.  i. 
bewusste  Unterbewertung  vereinbaren.  Es  werden  dies  die  Gesellschafter  tun, 
lie  mehr  auf  eine  dauernd  gleichmässige,  als  auf  eine  vorübergehend  hohe 
Ertragsfahigkeit  ihres  Unternehmens  sehen.  8o  nützlich  solche  Minderbewertungen 
^ür  da*  Unternehmen  zu  sein  pflegen,  ein  Gesellschafter  kann  sie  anfechten, 
i^enn  er  nicht  zustimmt,  und  gegen  das  öffentliche  Recht  Verstössen  sie  allemal. 
Makowtr'')   meint  zwar,    der   öffentlichrechtlichen   Pflicht    sei   dann  Genüge  ge- 

*)  Zust  Staub  41.;  Lehtnann  41,  u.  a. 

*)  Bolze,  Praxis  des  Reichsger.  in  Zivil».  12  Nr.  503;  vgl.  Staub  41i  u.  120,. 

*)  So  dem  Sinne  nach  auch  Staub  120^;  Neukamp  Z.  484,4. 

*)  A.-Beg.  49  Abs.  3;  deutsches  Geno88.-G.  7  Ziff.  3;  österr.  Genoss.-G.  5  Ziff.  6. 

•)  III  B. 

•)  S.  oben  §  20  u.  21  IV  B.  Wer  für  die  B.  des  Einzelkaufmanns  zwingendes 
Biicht  annimmt,  nimmt  es  selbatverständlich  auch  für  alle  Gesellschaften  an.  Vgl.  §  21 
IV  B  53  Anm.  8. 

T  §  120ib. 
B«hm,  Die  BUansen  der  AktiengesellflchAften.  ^ 
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schehen,  wenn  die  Gesellschafter  neben  der  von  den  Gesetzesvorsebriften  ab- 
weichenden B.  noch  eine  dem  G.  entsprechende  anfertigen.  Allein  nach  dem  G. 
muss  die  B.,  auf  Grund  deren  die  Gewinnberechnung  geschieht,  den  Vorschriften 
des  G.  entsprechen.  Durch  eine  solch  zweite  Scheinbilanz  würde  somit  die 
Verletzung  des  öffentlichen  Rechts,  welche  in  der  ersten  liegt,  nicht  aufgehoben. 
XI.  Makawer^)  gibt  als  Grund,  warum  die  offene  Handelsgesellschaft 
für  Gewinn-  und  Verlustberechnung  die  Aufstellung  der  B.  nach  anderen  al» 
den  gesetzlichen  Bewertungsregeln  vereinbaren  darf,  an,  dass  diese  Gesellschaft 
ihr  Vermögen  beliebig  vermindern  dürfe.  Allein  auch  Gesellschaften,  welche 
dies  nicht  tun  dürfen,  wie  die  A.,  sind,  wie  wir  alsbald  noch  näher  nachweisen 
werden,  zu  solchen  Vereinbarungen  befugt.  Was  der  angegebene  Grund  be- 
weisen kann,  ist  lediglich,  dass  die  offene  Handelsgesellschaft  in  der  Verein- 
barung von  Abweichungen  weiter  gehen  kann,  als  andere  Gesellschaften,  welche 
ihr  Vermögen  nicht  behebig  ändern  dürfen.  Das  gehört  aber  in  einen  anderen 
Zusammenhang  ^). 

Die  Anfechtang  toü  BilanBreehtsTerletBangen  darch  die 
Gesellflehaftoinitslieder. 

§  25. 

I.  Bei  den  handelsrechtlichen  Gesellschaften  wird  die  Einhaltung  der 
Bilanz  Vorschriften  Gegenstand  eines  privatrechtlichen  Anspruchs  des  Gesell- 
schafters. Nur  mit  seiner  Zustimmung,  d.  h.  durch  Gesellschaftsvertrag  und 
rechtsverbindliche  Abänderung  desselben  kann  davon  abgewichen  werden. 
Somit  ist  Nichteinhaltung  der  Statuten  massigen  und,  falls  solche  nicht  vorliegen, 
der  gesetzmässigen  Bilanzvorschriften  seitens  der  Oesellschafler  anfechtbar. 

II.  Unmittelbar  spricht  dies  das  H.G.B.  für  die  A.  und  Konimandit- 
aktiengesellschaft,  das  deutsche  Genoss.-G.  für  die  eingetragene  Genossenschaft. 
§  36  des  Pr.  V.G.  für  die  grösseren  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitig- 
keit aus.  „Ein  Beschluss  der  Generalversammlung,  lautet  §  271  des  H.G.B., 
kann  wegen  Verletzung  des  Gesetzes  oder  des  Gesellschaftsver^ro^e«  im  Wege 
der  Klage  angefochten  werden."  .  .  .  „Zur  Anfechtung  ist  befugt  jeder  in  der 
Generalversammlung  erschienene  Aktionär,  sofern  er  gegen  den  Beschluss  Wider- 
spruch zum  Protokoll  erklärt  hat,  und  jeder  nicht  erschienene  Aktionär,  sofern 
er  zu  der  Generalversammlung  unberechtigterweise  nicht  zugelassen  worden  ist 
oder  sofern  er  die  Anfechtung  darauf  gründet,  dass  die  Berufung  der  Versamm- 
lung oder  die  Ankündigung  des  Gegenstandes  der  Beschlussfassung  nicht  ge- 
hörig erfolgt  sei".  .  .  .  „Die  Klage  muss  binnen  einem  Monat  erhoben  werden." 
Völlig  stimmt  damit  §  51  des  deutschen  Genoss.-G.^)  überein.  §  36  des  Pr. 
V.G.  erklärt  H.G.B.  §  271  auf  die  Anfechtung  der  Beschlüsse  des  obersten 
Vereinsorganes  für  anwendbar.  Die  Anwendung  des  §  271  auf  die  Kommandit- 
aktiengesellschaft  folgt  aus  §  320 iii  und  zwar  steht  das  AktionäranfechUing^- 
recht  in  gleichem  Umfange,  wie  dem  Kommanditistenaktionär,  auch  den  Komple- 
mentiireu  *)  zu,  da  es  sich  bei  solcher  Anfechtung  nicht  um  ein  Rechtsverhältnis 


^)  Ebenda. 

«)  §  26in. 

')  Die  Generalversammlung  der  Grenossen  ist  nach  §  48  in  der  Verwendung  des 
auf  Crrund  der  B.  sich  ergebenden  Reingewinnes  völlig  frei.  Sie  kann  also  das  aus 
§  19  sich  ergebende  Gewinnanteilsrecht  der  Genossen  im  konkreten  Falle  iUusoriech 
machen.  Aber  nicht  frei  ist  sie  darum  hinsichtlich  der  Bewertung  in  der  B.,  sofern 
ihr  dies  nicht  statutarisch  nach  §  7,  eingeräumt  ist.  Abw.  Neukamp  Z.  48«^,.  S.  dazu 
aber  auch  unten  §  32  I  A. 

*)  Zust.  Staub  320io«;  Bing  320g;    abw.  Neukamp  48«.  u.  Makotoer  320  vi  i  33. 


§  25.  Die  Anfecht.  von  Bilaozrechtsverletzungen  durch  d.  Gresellschaftsmitgiieder.    67 

der  Komplementäre  untereinauder  oder  zu  der  Koinnianditistengesamtheit  oder 
zu  Dritteil,  sondern  uni  ein  Rechtsverhältnis  zur  Gesellschaft  handelt;  denn 
g^n  die  Gesellschaft  ist  die  Klage  zu  richten. 

in.  Aber  auch  für  die  übrigen  Gesellschaften  gilt  das  Gleiche.  Hier 
folgt  das  Anfechtungsrecht  des  Mitgliedes  eben  nur  im  Wege  der  Ableitung 
aun  dem  Anspruch  des  Gesellschafters  auf  bilanzmassige  Gewinn-  und  Verlust- 
berechnung ^),  d.h.  auf  eine  Berechimng,  welche  auf  einer  Vertrags-,  bezw.  gesetz- 
mässigen,  somit  auf  einer  juristisch  richtigen  B.  basiert.  Dies  B,echt  hat  der 
Gesellschafter  gegenüber  der  Gesellschaft;  also  steht  auch  die  Klage  nur  gegen 
diese  zu*). 

IV.  Weil  sich  bei  diesen  übrigen  Gesellschaften  das  Anfechtungsrecht  nur 
aus  einem  anderen  Anspruch  ableitet,  ist  es  auch  beschrankter,  als  bei  A., 
Kommanditaktiengesellschaft,  Genossenschaft  und  Versicherungsverein  auf  Gegen- 
>«tigkeit.  Hier  steht  dem  Mitglied  ein  Anfechtungsrecht  auch  zu,  wenn  durch 
die  Bilanzaufstellung  ein  Vermögensrecht  desselben  nicht  verletzt  ist;  bei  den 
übrigen  Gresellschaften  besitzt  der  Gesellschafter  Anfechtungsmöglichkeit  niu:, 
wenn  durch  Nichteinhaltung  der  Vertrags-  bezw.  gesetzmässigen  Bilaiazvorschriften 
der  Gewinnanteil  des  Gesellschafters  zu  niedrig,  der  Verlustanteil  zu  hoch  ge- 
worden ist,  also  dessen  vermögensrechtliche  Interessen  verletzt  sind'). 

V.  Sekundär  leitet  sich  dieses  Anfechtungsrecht  des  Gesellschaftsmit- 
gliedes aus  seiner  Befugnis  zu  Einsicht  in  die  B.  und  ähnlichem  ab.  Nach 
§  338  des  H.G.B.  ist  der  stille  Gesellschafter  berechtigt,  die  abschriftliche 
Mitteilung  der  jährlichen  B.  zu  verlangen  und  ihre  Richtigkeit  unter  Einsicht 
der  Bücher  und  Papiere  zu  prüfen.  Nach  §  166  steht  das  nämliche  Recht 
dem  Kommanditisten  zu.  Nach  §  118  hat  auch  der  von  der  Geschäftsführung 
ausgeschlossene  offene  Handelsgesellschafter  das  Recht,  sich  von  den  Angelegen- 
heiten der  Gesellschaft  persönlich  zu  unterrichten,  die  Handelsbücher  und  die 
Papiere  der  Gesellschaft  einzusehen  und  sich  aus  ihnen  eine  B.  anzufertigen*). 
Gemäss  §  263  des  H.G.B.  imd  §  48  des  Genoss.-G.  ist  jeder  Aktionär  bezw. 
(ieDosse  befugt,  eine  Abschrift  der  B.  und  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung, 
bei  der  A.  auch  weiterer  Vorlagen  zu  verlangen.  Mit  Recht  bemerkt  Neukamp  ^), 
'iioe  Befugnisse  wären  zweck-  und  bedeutungslos,  wenn  dem  Gesellschafter 
nicht  gleichzeitig  auch  das  Recht  zustünde,  die  auf  Grund  seiner  Prüfung  als 
unrichtig  befundene  B.  im  Prozesswege  anzufechten.  Nicht  als  ob  jene  Befug- 
niji^e  die  rechtliche  Grundlage  der  Anfechtungsberechtigung  darstellen;  aber  es 
läsät  sich  aus  ihnen  auf  eine  solche  schliessen.  Denn  diese  verschiedenen 
Kontrollbefugnisse  bei  allen  Gesellschaften  als  solche  anzusehen,  welche  den 
Gesellschaftern  nicht  sowohl  für  sich,  als  vielmehr  als  eine  Art  aufsichtsführender 
Kontrollorgane  zustehen,  geht  um  deswillen  nicht  an,  weil  sie  auch  solchen 
Mitgliedern  zuerkannt  werden,  welche  von  der  Geschäftsführung  .  gerade  aus- 
geschlossen sind,  und  überdies  bei  offener  Handelsgesellschaft,  Kommanditgesell- 
Hrhaft  und  stiller  Gesellschaft  wegen  der  diesen  Gesellschaftsformen  mangelnden 


')  Vg^.  §  24v. 

')  8.  auch  Beichsger.  in  Zivils,  49  S.  145  u.  Urteil  des  Reichsger.  vom  28.  No- 
'onber  1902  in  jur.  Wochenschrift  1903  S.  28. 

*)  RO.H.G.  Bd.  25  S.  310.  Neukamp  erwähnt  diese  Beziehung  zu  vermögens- 
nchtlichen  Interessen  des  Gesellschafters  als  rechtlich  notwendige  Voraussetzung  des 
AnfecbtoDgsrechtes  ausdrücklich  bei  Gesellschaft  m.  b.  H.  (Z.  484^,)  und  Kommandit- 
It^llKhaft  (Z.  484,0),  nimmt  sie  als  notwendige  Voraussetzung  wohl  aber  auch  bei 
'^  offenen  Handelsgesellschaft  an  (S.  475). 

')  Das  ^che  Recht  hat  das  Mitglied  der  Gesellschaft  des  B.G.B.  (§  716). 

*)  Z.  48,^. 
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juristischen  Persönlichkeit  nicht  von  Gesellschaftsorganen  gesprochen  zu  werden 
vermag. 

VI.  A.  Kraft  des  im  bisherigen  umschriebenen  Anfechtungsrechtes  können 
die  Gesellschafter  insbesondere  die  Vertrags-^),  bezw.  gesetzwidrige  Über-  und 
Unterbewertung  der  Aktiva  und  Schulden^)  anfechten.  Von  dieser  vertrags- 
oder  gesetzwidrigen  Über-  und  Unterbewertung  ist  aber  die  tatsächlich  unricfiti^e 
Über-  und  Unterbewertung  zu  unterscheiden.  Erstere  Über-  und  Unterbewertuntr 
ist  eine  juristisch  unrichtige,  die  letztere  eine  wirtschaftlich-rechnerisch  unrichtige. 
Die  erstere  beruht  auf  Ausserachüassung  der  Rechtsschranken,  die  letztere  auf 
unzutreffenden  technischen  Anschauungen  oder  unzureichenden  technischen  Kennt- 
nissen, auf  Schatzungsfehlern.  Im  ersteren  Falle  kann  der  Bewertende  der 
Tatsache,  dass  er  nicht  den  effektiven  gegenwärtigen  Wert  einsetzt,  sich  bewus>t 
sein,  absichtlich  die  B.  unrichtig  gestalten,  die  B.  fälschen.  Im  zweiten  Falle 
glaubt  der  Bewertende  den  tatsächlichen  Wert  anzugeben,  geht  aber  nicht  von 
den  zutreffenden  wirtschaftlichen  Grundsätzen  aus.  Seine  B.  ist  nicht  gefälscht, 
sondern  falsch. 

B.  Auch  solche  tatsächlich  unrichtigen  Bewertungen  kann  der  Gesell- 
schafter anfechten,  wenn  sie  seine  vermögensrechtlichen  Interessen  berühren. 
Auch  sind  seine  Kontrollbefugnisse  nicht  darauf  beschränkt,  die  B.  auf  ihre 
Rechtmässigkeit  zu  prüfen.  Nur  bei  den  Gesellschaften  ist  anders  zu  ent- 
scheiden, bei  welchen  die  Bilanzfestsetzung  einem  Organe  zusteht,  dem  kraft 
Gesetzes  grundsätzlich  jedes  Mitglied  oder  Mitgliederstellvertreter')  angehören  und 
in  welchem  Majoritätsprinzip  gilt^).  Das  ist  die  Generalversammlung  der 
Aktionäre,  der  Kommanditistenaktionäre,  der  Gesellschafter  bei  der  Gesellschaft 
m.  b.  H.,  der  Genossen  bei  der  eingetragenen  Genossenschaft,  der  Versicherten 
bei  den  Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit.  Würde  hier  jedes  über- 
stimmte oder  nicht  teilnehmende  Mitglied  die  Bilanzansätze  als  tatsächlich  un- 
richtig und  darum  seinen  Gewinnanteil  beeinträchtigend  oder  Verlustanteil  ver- 
grössemd  anfechten  können,  so  wäre  in  Wahrheit  nicht  ein  Mehrheitsbeschluß.- 
der  Generalversammlung,  sondern  nur  ein  einhelliger  Beschluss  der  Aktionän^ 
zur  endgültigen  Bilanzaufstellung  ausreichend^).  Vor  der  Beschlussfassung  über 
die  B.  in  der  Generalversammlung,  bei  Beratung  der  Bilanzgenehmigung  kann 
der  Aktionär  Ansätze  der  B.  auch  nach  dieser  Richtung  bemängeln  und  d&s 
H.G.B.  §  264 1  gewährt  in  diesen  Fällen  selbst  einer  Minderheit,  welche  nur 
ein  Zehnteil  des  Grundkapitals  repräsentiert^  einen  Vertagungsanspruch.  Aber 
die  von  der  Generalversammlung  beschlossene  B.  kann  in  dieser  Richtung  nicht 
mehr  angefochten  werden:  Nur  wegen  Verletzung  des  Gesetzes  oder  des  Gc^ell- 
^QhsiiXAvertrages  gewährt  das  G.,  §  271  des  H.G.B.  für  A.en,  Kommanditaktien- 
gesellschaften  und  Versichemngsvereine  auf  Gegenseitigkeit,  §51  des  Genops,-G. 

*)  Staub,  G.-G.  42,,  ff.  will  hinsichtlich  der  Gesellschaften  mit  juristischer  Per- 
sönlichkeit, für  welche  das  Anfechtungsrecht  nicht  besonders  geregelt  ist,  nur  Fest- 
stellungsklage (deutsche  Zivilprozessordn.  §256;  österr.  Zivilprozessordn.  vom  I.August 
1895  §  228)  gewähren.  Diese  steht  dem  Gesellschafter  jedenfalls  auch  zu.  Voraii?^ 
Setzung  ist  ein  rechtliches  Interesse  des  Klägers  an  alsbaldiger  Feststellung  des  Rechtn- 
verhaltnisses;  nicht  erforderlich  dagegen,  dass  die  Gesetzes-  oder  Statuten  Verletzung 
gerade  gegen  denjenigen  Gesellschafter  gerichtet  ist,  der  sie  anficht  (s.  iS^auft,  G.-G.  42,  J. 

*)  Wer  in  §  40  hinsichtlich  der  Überbewertung  der  Aktiven,  der  Unterbewertung 
der  Schulden  zwingendes  Recht  erblickt,  erklärt  natürlich  für  alle  Gesellschaften  ver- 
tragsmässige  Oberoewertung  von  Aktiven  und  vertragsmässige  Unterbewertung  von 
Schulden  für  nichtig  nach  B.G.B.  §  134.     Vgl.  Neukamp  48»-. 

»)  Pr.  V.G   29 1. 

*)  S.  hierüber  unten  §  183  VII D. 

»)  So  Neukamp  Z.  48««. 
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für  Genossenschaften,  den  Mitgliedern  (auch  den  Komplementaren  der  Kom- 
manditaktiengesellschaft)  ein  Recht  der  Anfechtung  von  Generalversanmilungs- 
be^chlüssen.  Auch  bei  Gesellschaften  m.  b.  H.  ist  Anfechtxmg  der  B.  wegen  tat- 
sächlich unrichtiger  Bewertung  ausgeschlossen,  denn  auch  hier  gilt  für  die  Be- 
i^ehlussfassung  der  Gesellschafter  Mehrheitspriuzip  ^). 


Steigerang  des  indiTidaalistiiicheii  buh  sozialen 

(ilesellschaftspriiizip  im  Aktien-,  Ci^enossenschafts-  und 

Versiehernngsreeht. 

§  26. 

I.  §  271 1  des  H.G.B.,  wie  wu-  sahen*),  auch  f ür  Kommanditaktiengesell- 
schafton  und  grossere  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  geltend,  und  §  51 
des  Genoss.-G.  enthalten  insofeme  eine  Steigerung  des  Gresellschaftsprinzipes, 
als  sie  unter  den  früher  erwähnten  Einschränkungen  dem  erschienenen,  wie  dem 
nicbterschienenen  Mitglied  das  Recht  verleihen,  Beschlüsse  der  Generalversamm- 
lung wegen  jeder  Verletzung  des  Gesetzes  oder  Statutes  im  Wege  der  Klage 
anzufechten,  auch  einer  solchen,  welche  kein  Privatinteresse  des  Gesellschafters 
berührt.  Sofeme  der  anzufechtende  Beschluss  also  ausser  allem  Zusammenhang 
mit  den  Sonderinteressen  des  Mitgliedes  steht,  kommt  das  Anfechtungsrecht  dem 
Gvsollschafter  nur  als  Organ  der  Gesellschaft,  somit  als  Vertreter  des  Sozial-, 
ilejj  Gesellschaftsinteresses  zu.  Eine  Berücksichtigung  des  sozialen  Gemein-  oder 
Einheitsprinzipes  kommt  hierin  zweifellos  zum  Ausdruck. 

n.  A.  In  ganz  anderer  Form  tritt  die  erhöhte  Beachtung  des  Sozial- 
prinzipes  in  H.G.B.  §  271  m  hervor,  nicht  in  einer  Erweiterung,  sondern  in 
einer  Einschränkung  der  Aktionärsrechte,  selbstverständlich  nicht  der  Rechte,  die 
ihm  im  Gemein-,  sondern  der  Rechte,  die  ihm  im  Privatinteresse  zustehen. 
Nach  §  27  Im  Satz  2  —  eine  Bestimmung,  welche  erst  das  neue  H.G.B.  von 
1897  brachte  —  ist  eine  Anfechtung  von  Generalversammlxmgsbeschlüssen 
wegen  Abschreibungen  oder  Rücklagen  über  das  nach  Gesetz  oder  Statut  statt- 
hafte Mass  hinaus  nur  zulässig,  wenn  die  Anteile  des  Aktionärs  oder  der 
Aktionäre,  welche  die  Anfechtungsklage  erheben  wollen,  den  zwanzigsten  Teil 
'les  Aktienkapitals  erreichen.  Durch  diese  Vorschrift  sind  zwar  rechtswidrige, 
aber  dem  Interesse  der  Gesellschaft  als  Ganzem  förderliche  Beschlüsse  der 
Majorität  gegen  eine  kleinere,  ihr  Privatinteresse  vertretende  Minderheit  von 
Aktionären  geschützt  Der  Gesetzgeber  stellt  die  Verstärkung  der  wirtschaft- 
h'ohen  Solidität  der  Aktionärgesamtheit  durch  Schaffung  stiller  und  offener 
Re?erven  über  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Aktionärs  an  hoher  Dividende. 

B.  Das  Prinzip  gilt  infolge  Ausdehnung  der  Gültigkeit  des  ganzen  §  271 
auf  Kommanditaktiengesellschaften  und  grössere  Gegenseitigkeitsversicherungs- 
vereine nicht  bloss  für  A.en,  sondern  auch  für  diese  Gesellschaftsformen,  nicht 
datrej^n  für  die  eingetragene  Genossenschaft.  Es  wird  noch  in  anderem  Zu- 
'ammenhang^  von  ihm  zu  sprechen  sein. 


')  Ge8ell8ch.-G.  §  47. 
*)  §  25if. 

•)§43. 
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Der  Blnlla««  des  GeflellsehaftsprinBipe«  anf  das  Terhältnis 
Ton  Bilanz  and  Inventar. 

§  27. 

I.  Wie  in  §  22  ausgeführt,  sind  die  Angaben  des  Inventars  über  Ver- 
mögensbestand und  Vermögenswert  für  die  Bilanzaufstellung  bindend;  das 
Inventar  ist  die  rechtlich  bindende  Grundlage  der  B. 

Dieser  Satz  des  öffentlichen  Rechts  wird  bei  den  Handelsgesellschaften 
ebenfalls  zu  einem  gleichzeitig  privatrechtlich  dispositiven.  Er  kann  somit 
durch  Gesellschaftsvertrag  mit  Wirkung  unter  den  Gesellschaftern  abgeändert 
werden.  Insbesondere  ist  möglich,  dass  durch  Gresellschaftsvertrag  nur  für  die 
Bilanzaufstellung  von  §  3  8  ff.  abweichende  Vorschriften  getroffen  werden.  Die- 
selben gelten  dann  nicht  von  selbst  auch  für  die  Inventaraufnahme.  Man 
kann  nicht  folgern:  das  Inventar  bildet  die  Grundlage  für  die  Bilanzaufstellung; 
also  ist  auch  das  Inventar  nach  den  vertragsmässigen  Grundsätzen  zu  errichten, 
sondern,  wenn  das  Statut  lediglich  für  die  B.  solche  Bestimmungen  trifft;,  dann 
hat  es  eben  den  Rechtssatz,  dass  der  Inhalt  des  Inventars  bindend  für  die 
Bilanzaufstellung  sei,  für  das  Rechtsverhältnis  der  Gesellschaft  nach  Innen 
aufgehoben.  Die  Inventaraufzeichnung  erfolgt  dann  nach  den  Grundsätzen 
des  §  39  f.,  die  Bilanzaufstellung  nach  statutarischer  Vorschrift 

II.  Für  die  Bilanzaufstellung  andere  Bestimmungen  als  die  des  G.  zu 
treffen,  in  der  B.  von  anderen  Bewertungsnormen  als  den  gesetzlichen  auszu- 
gehen, besteht  beim  Gesellschaftsverhältnis  um  deswillen  besonderer  Anlass, 
weil  hier  die  B.  die  gesetzliche  Grundlage  der  Gewinnverteilung  bildet  „Auf 
Grund  der  B.''  wird  nach  H.G.B.  §  120  bei  der  offenen  Handelsgesellschaf t  der 
Anteil  eines  jeden  Gesellschafters  an  Gewinn  und  Verlust  „berechnet".  Wie 
schon  der  solide  Einzelkaufmann  seine  Aktiven  möglichst  niedrig  bewertet,  so 
ist  es  auch  ein  Erfordernis  dauernden  d.  h.  gegen  wirtschaftliche  Krisen  ge- 
sicherten Bestandes  des  Gesellschaftsunternehmens,  dass  nicht  mehr  Gewinn 
berechnet  wird,  als  mit  dem  dauernden  Bestände  der  Gesellschaft  verträglich 
ist  Als  ein  Mittel  hierzu  dient  Ansetzung  der  Bestände  unter  dem  Wert  oder 
gar  völliges  Weglassen  von  Aktiven  aus  der  B.  Ohne  Zustimmung  der  Gre- 
sellschafter  kann  dies  nicht  geschehen.  Es  bedarf  der  Zulassung  durch  Gre- 
sellschaftsvertrag. Und  so  finden  wir  nicht  selten  in  Gesellschaftsverträgen 
die  Vereinbarung  der  Abschreibung  ganz  bestimmter  Wertprozente  ohne  Rück- 
sicht, ob  wirklich  soweit  der  Wert  sinkt 

m.  Dabei  hat  es  aber  gerade  besondere  Bedeutung,  dass  diese  Ab- 
weichungen vom  wirklichen  Vermögensstand  und  Vermögenswert  lediglich  in 
der  B.  und  nicht  auch  im  Inventar  erfolgen.  Denn  auf  diese  Weise  ist  es 
möglich^  die  wirkliche  Lage  des  Vermögens  evident  zu  halten,  den  Betrag  der 
stillen  Reserven,  welcher  in  den  Unterbewertungen  und  Nichtanschreibungen 
steckt,  ziffernmässig  festzustellen. 

IV.  Soweit  das  Statut  keine  Abänderungen  trifft,  bleibt  das  Inventar 
Grundlage  der  B.  In  diesem  Umfange  gilt  also  §  39  und  40  weiter.  Nur 
für  die  Gewinnverteilungsbilanzen  besteht  Grund  zu  Abweichungen.  Die 
statutarischen  Bestimmungen  über  Bilanzaufstellung  gelten  somit  im  Zweifel 
nicht  für  Vermögenverteilungsbilanzen.    Letztere  stehen  unter  allgemeinem  Recht. 

V.  Selbsverständlich  ändern  solche  Statutenbestimmungen  auch  die 
rechtliche  Natur  der  B.  in  ihrer  Eigenschaft  als  kontoförmiger  Auszug  aus  dem 
Inventar.  Sie  bleibt  zwar  eine  Übersicht  über  den  wirklichen  Vermögensstand, 
aber  sie  stellt  nur  mehr  eine  ungefähre  Übersicht  hierüber  dar.  Sie  macht  die 
Lage  des  Vermögens   nach    den    Grundsätzen    gesetzmässiger  Buchführung  er- 
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sichtbeb,  aber  nicht  mehr  als  ein  genaues  Inventar  im  kleinen.  8ie  ist  kein 
materieller  ,,Abschluss  des  Inventars"  mehr,  sondern  eine  auch  materiell  mehr 
and  mehr  selbständige  summarische  Zusammen-  und  Gegenüberstellung  von 
Vermögen  und  Schulden. 

VI.  Diese  Selbständigkeit  der  B.  beruht  sachlich  auf  ihrer  Eigenschaft 
ak  Gewinn  Verteilungsgrundlage.  Aber  nur  sie^  nicht  damit  auch  das  Inventar 
bildet  solche  Grundlage.  Hieraus  erklärt  sich,  dass  das  österr.  A.-Reg.^)  und 
die  Genossenschaftsgesetze ^)  wohl  die  Bestimmung  von  Grundsätzen  für  Auf- 
stellung der  B.y  nicht  aber  auch  solcher  für  Aufstellung  des  Inventars  zum 
notwendigen  Bestandteil  des  Gesellschaftsstatutes  erklären,  von  der  Inventars- 
aufnähme  vielmehr  völlig  schweigen. 

IIL  Die  Abänderungen  des  allgemeinen  Bilanzrechtes 
durch  das  Prinzip  beschränkter  Mitgliederhaftung. 

Bie  Einwirkuni:  de«  FrlnBips  besehränkter  Haftnni:  anf  da« 
Gesellflehaftsreeht  im  allsemeineii* 

§  28. 

Unter  den  handelsrechtlichen  Gesellschaften  besteht  eui  wesentlicher 
Unter:!chied  danach,  ob  ihre  Mitglieder  für  Gesellschaftsschulden  unbeschränkt 
(xler  beschränkt  haften. 

L  Die  Beschränkung  der  Haftung  vermag  in  verschiedenem  zu  bestehen, 
A.  Einmal  kann  die  Haftung  formell  insofern  beschränkt  sein,  als  die 
G^^llßchaftsmitglieder  den  Gläubigern  der  Gesellschaft  nicht  unmittelbar^), 
sondern  nur  mittelbar,  d.  h.  nur  so  haften,  dass  sie  nicht  unmittelbar  von  den 
Ge:^lL<chaftsgläubigem  zur  Tilgung  der  Gesellschaftsschulden  gezwungen  zu 
werden  vermögen,  sondern  lediglich  der  Gesellschaft  gegenüber  zu  Beiträgen 
zwecks  Bezahlung  der  Gesellschaftsschulden  verpflichtet  sind.  Unmittelbar 
gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern  sind  verpflichtet:  der  offene  Handels- 
^^er^ellschafter,  der  Komplementär  bei  Kommandil^sellschaft,  Kommanditaktien- 
g^sjellschaft  und  stiller  Gresellschaft,  der  Kommanditist,  der  Genosse  bei  der 
Genossenschaft  mit  unbeschränkter  und  bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht;  mittelbar  den  Gesellschaftsgläubigem  verbunden  ist  der  Genosse 
bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Nachschusspflicht,  der  Aktionär,  der 
Kommanditistaktionär^),  das  Mitglied  der  Gesellschaft  m.  b.  H.,  der  stille 
Gesellschafter,  das  Mitglied  des  Privatversicherungsvereines  auf  Gegenseitig- 
keit. Der  Unterschied  von  unmittelbarer  und  mittelbarer  Haftung  ist  juristisch 
von  Bedeutung.  Juristisch  liegt  bei  der  mittelbaren  Haftung  überhaupt 
kane  Haftung  gegenüber  dem  Gresellschaftsgläubiger  vor  und  insofern  ist  es 
juristisch  zutreffender  nur  bei  der  unmittelbaren  Haftung  von  Haftpflicht, 
^n9.t  von  Deckungspflicht  zu  sprechen*).  Wirtschaftlich  ist  der  Unterschied 
zwi^hen  beiden  Arten  nicht  erheblich.  Wirtschaftlich  dient  auch  die  mittelbare 
Haftung  den  Interessen  der  Gläubiger.  Daher  heissen  auch  diese  Gesellschaften 
L'Hseulich  Gesellschaften  mit  Haflpäicht  und  werden    in   der   Zusammensetzung 

')  §  49. 

')  Deutsches  Genoss.-G.  §  7;  österr.  §  5. 

*)  H.G.B.  §  171:  „Der  Kommanditist  haftet  den  Gläubigem  der  Gesellschaft 
bi«  sar  Höhe  seiner  Einlage  unmittelbar." 

*)  Letztere  beide  mit  Ausnahme  des  §  217. 
*)  Cosaek  104. 


72    §  28.  D.  Einwirkung  d.  Prinzips  beschr.  Haft.  a.  d.  Geaellschaftsrecht  im  allgem. 

„Kommanditgesellschaft  auf  Aktien'^  „Kommanditisten*'  auch  Gesellschaftsmit- 
glieder genannt,  welche  den  Gesellschaftsglaubigem  rechtlich  nicht  anders 
haften,  als  die  Aktionäre,  nämlich  wie  diese  grundsätzlich  nur  mittelbar^). 
Wirtschaftlich  ist  auch  bei  den  Gesellschaften  mit  mittelbarer  Haftpflicht  der 
Gesellschafter  den  Gesellschaftsgläubigern  verbunden  und  die  Aktionäre  der 
Kommanditaktiengesellschaft  haben  wirtschaftlich  die  Stellung  von  Kommandi- 
tisten *). 

B.  Zweitens  kann  die  Haftung  zeitlich  beschränkt  sein,  eine  Beschränkung, 
welche  nur  die  unmittelbare  Haftpflicht  angeht. 

1.  Die  unmittelbare  Haftpflicht  des  Gesellschafters  für  Gesellschafts- 
schulden ist  entweder  eine  primäre,  prinzipale  neben  der  Gesellschaft  oder  emt 
eine  subsidiäre,  ergänzende  hinter  der  Gesellschaft.  Primär  haftet  oflTener 
Gesellschafter,  Komplementär,  Kommanditist,  subsidiär  der  Genosse  bei  Ge- 
nossenschaft mit  unbeschränkter  und  mit  beschränkter  Haftpflicht  Auch  dieser 
Unterschied  ist  für  das  wirtschaftliche  Interesse  der  Gesellschaftsgläubiger  un- 
erheblich. 

2.  Die  unmittelbare  Haftpflicht  entsteht  erst  im  Falle  des  Konkurses. 
Bei  den  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  und  beschränkter  Haftpflicht  sind 
die  Genossen  vor  dem  Gesellschaftskonkurs  den  Gläubigern  nur  mittelbar  ver- 
haftet, nur  deckungspflichtig.  Erst  wenn  die  Genossenschaft  in  Konkurs  gerät, 
tritt  unmittelbar  Haftung  ein.  Auch  dieser  Unterschied  entbehrt  erheblicher 
Bedeutung  für  die  Gläubigerinteressen. 

C.  1.  Am  wichtigsten  ist  die  inhaltliche  Beschränkung  der  unmittelbaren 
oder  mittelbaren  Haftung.  Der  Gesellschafter  kann  mit  seinem  ganzen  Ver- 
mögen oder  nur  mit  einem  Teile  desselben  (Einlagen)  haften.  Mit  dem  ganzen 
Vermögen  verhaftet  sind  offener  Handelsgesellschafter,  Komplementär,  Genosse 
bei  Genossenschaft  mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  mit  dem  ganzen  Vermögen 
deckungspflichtig  die  Genossen  bei  der  Genossenschaft  mit  unbeschränkter 
Nachschusspflicht  Nur  mit  einem  Teil  ihres  Vermögens  haften  unmittelbar  die 
Genossen  bei  der  Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftpflicht  und  die  Kommandi- 
tisten; mittelbar,  die  Aktionäre,  Kommanditaktionäre,  der  Gesellschafter  bei 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  der  stille  Gesellschafter.  Die  Ver- 
sicherungsvereine auf  Gegenseitigkeit  können  —  das  Statut  hat  hierüber  zu 
bestimmen*)  —  solche  sein,  bei  welchen  das  Mitglied  mit  seinem  ganzen  Ver- 
mögen deckungspflichtig  ist  oder  solche,  bei  welchen  ihm  nur  beschrankte 
mittelbare  Haftung  obliegt  und  zwar  wieder  so,  dass  der  Versicherte  entweder 
überhaupt  nicht  zu  Nachschüssen  verpflichtet  ist  oder  so,  dass  er  Nachschüsse 
oder  Umlagen  nur  bis  zu  einem  Höchstbetrag  zu  leisten  hat. 

2.  Dass  diese  Unterscheidung  zwischen  unbeschränkter  und  beschränkter 
Haftung  die  wichtigste  ist,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  das  Gesetz  unter 
beschränkter  Haftung  schlechthin  diese  Art  der  Beschränkung  versteht.  Die 
unbeschränkte  Haftung  heisst  im  Gegensatz  dazu  persönliche  Haftung. 

3.  Eine  Untereinteilung  der  unbeschränkten  Haftung  in  diesem  engeren 
Sinne  ist  dann  Gesamthaft  (Haftung  als  Gesamtschuldner)  oder  Teilhaft  AI» 
Gesamtschuldner  haften  die  Mitglieder  der  offenen  Handelsgesellschaft,  die 
Komplementare,  die  Genossen  bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  und 
beschränkter  Haftung. 


0  H.aB.  320  in  mit  178. 

*)  Juristisch    wäre    zutreffender   der  Ausdruck  Komplementaraktienffeaellschaft 
Vgl.  Staub  320,. 

•)  Pr.  V.G.  §§  24,  25,  ÖO. 
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IL  Alle  aufgeführten  Einteilungen  sind  Einteilungen  der  Gesellschaften 
nach  dem  Grade  der  Haftung  ihrer  Mitglieder  für  Gesellschatsschulden, 
Hieraus  erhellt,  dass  die  Unterscheidung  von  Gesellschaften  mit  unbeschränkter 
und  beschränkter  Haftung  vor  allem  die  Ansprüche  der  Gesellschafts^^t/^er 
berührt  Hiervon  ist  die  notwendige  Konsequenz,  dass  diese  Gläubiger  bei 
Gesellschaften  mit  beschrankter  Haftung,  insbesondere  bei  solchen  mit  be- 
schrankter Haftung  im  positivrechtlichen  Sinne,  d.  h.  bei  Beschränkung  der 
Haftung  auf  bestimmte  Siunmen  ein  ganz  besonderes  Interesse  daran  haben, 
dass  das  Gresellschaftsvermögen  als  Deckungs-  und  Sicherheitsfonds  erhalten 
bleibt,  ihnen  nicht  durch  Verluste  oder  Verteilung  unter  die  Gesellschafter  vor 
ihrer  Befriedigung  entzogen  wird.  Bei  Gesellschaften  mit  unbeschränkter 
Haftung  der  Mitglieder,  im  positivrechtlichen  Sinne,  also  bei  Gesellschaften, 
deren  Mitglieder  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  für  Gesellschaftsschulden  haften, 
ist  für  die  Gresellschaftsgläubiger  die  Erhaltung  des  Gesellschaftsvermögens  von 
geringerer  Bedeutung.  Haftet  ihnen  nicht  mehr  das  Gesellschafts-,  so  haftet 
ihnen  noch  das  Oesellschaftervermögen. 

HL  Der  Kredit  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  das  Ver- 
trauen von  Kapitalisten  in  die  Zahlungsfähigkeit  solcher  Gesellschaften  erfordert 
daher  rechtliche  Massnahmen  zur  Erhaltung  des  OeseUschaflsvermögens,  Mass- 
nahmen zur  Sicherung  desselben  gegen  Verluste  oder  gegen  Verteilung  an  die 
Gesellschafter  vor  Berichtigung  der  Gesellschaftsschulden  aus  ihm.  In  dem  Vor- 
handensein solcher  gesetzlicher  Massnahmen  muss  das  Wesen  der  Gresellschaften 
mit  beschränkter  Haftung,  in  dem  Fehlen  solcher  Massnahmen  das  Wesen  der 
Gesellschaften   mit  unbeschränkter  Haftung  hervortreten.     Nur  drei  Beispiele. 

A.  1.  Für  den  Einzelkaufmann,  die  stille  Gesellschaft  und  die  offene 
Handels-  und  die  Kommanditgesellschaft  besteht  keine  gesetzliche  Verpflich- 
tung, bei  Zahlungsunfähigkeit  oder  Überschuldung  die  Eröffnung  des  Kon- 
kurses zu  beantragen;  dagegen  liegt  eine  solche  Verpflichtung  den  A.en 
(H.G.B.  §§  240  n,  298ii),  den  Kommanditaktiengesellschaften  (§  3253),  den 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  (Gesell.-G.  §§  64,  71i),  den  einge- 
tragenen Genossenschaften  (deutsches  Genos8.-G.  §§  99,  118,  140)  und  in 
etiras  abweichender  Weise  ^)  den  Versicherungsaktiengesellschaften  und  Ver- 
^icheningsvereinen  au  Gegenseitigkeit  ob^)|und  bei  A.en  und  Kommanditaktien- 
ge^Uschaften  haben  Geschäftsführer  bezw.  Liquidatoren  des  weiteren  unver- 
züglich die  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  der  „Verlust"  die  Hälfte 
(ift»  Grundkapitals  erreicht  (H.G.B.  §§  240 1;  298 11;  3252).  Das  G.  stellt 
die  Bedeutung  der  erstgenannten  Pflichten,  der  Pflicht  ziu:  Konkurseröffnung 
bezw.  Anzeige  an  die  Aufsichtsbehörde  bei  Zahlungsunfähigkeit  oder  Über- 
%-huldung  so  hoch,  dass  es  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  seitens  der  Gesell- 
>chaftsorgane  sogar  unter  die  Garantie  strafrechtlicher  Verantwortlichkeit  stellt^). 

2.  Warum  fehlt  jene  Verpflichtung  gerade  bei  stiller  Gesellschaft,  offener 
HandebgeseUschaft  und  Kommanditgesellschaft?  Weil  hier  Gesellschafter  vor- 
handen sind,  welche  unbeschränkt  nach  jeder  Richtung,  unmittelbar,  in  erster 
Reihe,  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  und  als  Gesamtschuldner  für  die  Schulden 
'ier  Gesellschaft  aufzukommen  haben.  Besondere  Massnahmen,  das  Gesell- 
^haftsvermogen    vor   weiterer  Schmälerung   durch    Verluste    zu    behüten,    sind 


^)  Hier  hat  nicht  das  Gesellschafteoigan  den  Konkurs  zu  beantragen,  sondern 
anr  die  eingetretene  Zahlungsunfähigkeit  oder  Überschuldung  der  Aufsichtsbehörde  an- 
nue^n  (Pr.  VG.  68n). 

•)  VgL  Neukamp  48,„. 

•)  H.G.B.  315,;  Genoe8.-G.  148,;  Ge8ellflch.-G.  84i;  Pr.  V.G.  109. 
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daher  nicht  erforderlich.  Denn  geht  das  Gesellschaftsvemiögen  verloren,  so 
haftet  den  Gläubigem  immer  noch  der  einzelne  Gesellschafter.  A.en  und 
KommanditaktiengesellBchaften  sind  dagegen  Gesellschaften,  bei  welchen  solche 
Haftimg  ganz  oder  bei  den  meisten  Mitgliedern  fehlt  Bei  den  Genossen- 
schaften mit  unbeschränkter  Haft-  oder  Nachschusspflicht  fehlt  sie  zwar  nicht, 
aber  die  Genossen  werden  für  die  Vereinsschulden  mit  ihren  ganzen  Vermögen 
erst  haftbar  im  Vereinskonkurse  und  dann  nur  für  den  Ausfall,  welchen  die 
Vereinsgläubiger  im  Gesellschaftskonkurse  erleiden,  und  bei  Genossenschaften 
mit  unbeschrankter  Nachschusspflicht  mit  der  weiteren  Einschränkung,  das.< 
die  Genossen  zuerst  nur  in  Höhe  des  sie  treffenden  Anteils  der  Schulden  — 
regelmässig  eines  Kopfteiles  —  und  erst  bei  Zahlungsunfähigkeit  anderer  Ge- 
nossen auch  für  deren  Anteil  einzustehen  haben  ^).  Bei  Versicherungsvereinen 
auf  Gegenseitigkeit  endlich  kann  jede  unbeschränkte  Deckungspflicht  fehlen 
oder  auf  einen  Höchstbetrag  begrenzt  sein^). 

B.  Ein  anderes  Beispiel  liefert  die  Behandlung  der  Herabsetzung  des 
Gesellschaftsvermögens. 

1.  Durch  solche  Herabsetzung  werden  den  Gesellschaftsgläubigem  Werte 
entzogen.  Trotzdem  kann  dieselbe  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  von 
jeder  beliebigen  Anzahl  von  Gesellschaftern  verfügt  werden.  Zwar  bedarf  e^ 
nach  H.G.B.  §  116iJ  zur  Vornahme  von  Handlungen,  welche  über  den  ge- 
wöhnlichen Geschäftsbetrieb  hinausgehen,  eines  Beschlusses  sämtlicher  Gesell- 
schafter. Aber  ganz  abgesehen  davon,  dass  schon  laut  §  119ii  zu  einem 
„Beschluss  sämtlicher  Gesellschafter*'  im  Sinne  des  G.  nicht  notwendig  die 
Zustimmung  aller  Gesellschafter  gehört,  folgt  aus  §  109,  dass  der  Gresellschaf ts- 
vertrag zur  gültigen  Beschlussfassung  über  aussergewöhnlichc  Geschäfte  schon 
die  Übereinstimmung  einer  Minorität  oder  sogar  die  Entschliessung  eines  ein- 
zelnen Gresellschafters  für  hinreichend  erklären  kann;  denn  nach  §  109  richtet 
sich  das  Verhältnis  unter  den  Gesellschaftern  in  erster  Linie  nach  dem  Gc- 
sellschaftsvertrage. 

2.  Ganz  anders  bei  der  A.,  der  Kommanditaktiengesellschaft,  der  Gesell- 
schaft m.  b.  H.  und  den  Genossenschaften.  Bei  der  A.  erfordert  die 
Herabsetzung  des  Grandkapitals  eine  Zustimmung  von  mindestens  drei  Vier- 
teilen des  bei  der  Beschlussfassung  vertretenen  Aktienkapitals  und  der  Gesell 
schaf tsvertrag  kann  noch  weitergehende  Erfordernisse  aufstellen  (§  288 1).  Bei 
der  Kommanditaktiengesellschaft  ist  zur  Herabsetzung  des  Aktienkapitals  ausser- 
dem noch  die  Zustimmung  der  Komplementare  erforderlich  (§  320  iii  mit 
§§  327ii,  163 II,  164,  161 1  und  lUi)*).  Ebenso  verlangt  das  GeselL-G.  für 
Herabsetzung  des  Stammkapitals  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  die  erschwerenden 
Formen  eines  Statutenänderungsbeschlusses:  drei  Vierteile  der  abgegebenen  Stimmen 
und  auch  hier  kann  der  Gesellschaftsvertrag  noch  weitere  Erschwerungen  auf- 
stellen (§§  58  und  58  ii).  Auch  eine  Herabsetzimg  des  Geschäftsanteils  und 
der  Haftsumme  bei  den  eingetragenen  Genossenschaften  bedarf  der  Zustimmung 
von  mindestens  drei  Vierteilen  der  erschienenen  Genossen  (deutsches  Gtenoss.-G. 
§§  22,  133,  143,  78 1).  Die  Versicherangsvereine  auf  Gegenseitigkeit  endlich 
können  den  wirtschaftlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dem  Grundkapital  der 
A.  entsprechenden  Gründungsfonds  überhaupt  nicht  herabsetzen*). 

3.  Waram   dieser  Unterschied?     Auch    hier,    weil    bei   offener    Handels- 
gesellschaft den  Gesellschaftsgläubigem  jederzeit  der  Rückgriff*  auf    die  Ge5?ell- 


»)  Cosack  §  125. 
')  Pr.  V.G.  §  50. 
»)  Cosack  §  123x4. 
*)  Pr.  V.G.  22,. 
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schafter  bleibt.  Also  ist  die  Herabsetzung  des  Gesellschaftsvermögens  ihnen 
nicht  nachteilig,  immer  natürlich  die  Zahlungsfähigkeit  der  Gesellschafter  vor- 
ausgesetzt 

C.  Besonders  drastisch  tritt  der  Unterschied  zwischen  imbeschränkter  und 
beschrankter  Haftung  dann  noch  in  folgendem  dritten  Beispiele  hervor.  Bei 
der  Kommanditgesellschaft^)  besitzt  der  Komplementär,  wie  der  offene  Handels- 
gesellschafter, unter  allen  Umständen,  auch  wenn  kein  Gewinn  erzielt  oder 
seine  Einlage  durch  Verluste  früherer  Jahre  gemindert  ist,  das  Recht,  bis  zu 
vier  Prozent  seines  Kapitalsanteils  (Aktivsaldos)  Geld  aus  der  Gesellschafts- 
kassa zu  entnehmen  (§§  161  ii  und  122,  der  Kommanditist  dagegen  darf  vier 
Prozent  seines  Aktivsaldos  nur  beanspruchen,  wenn 'Gewinn  erzielt  wurde,  und 
auch  dann  nicht,  wenn  sein  Kapitalanteil  durch  Verlust  unter  den  auf  seine 
Einlage  geleisteten  Betrag  herabgemindert  oder  durch  die  Auszahlung  herab- 
gemindert würde  (§  169).  Bei  dem  Komplementär  schadet  die  Auszahlung  den 
Gesellschaftsgläubiger  nicht,  denn  er  ist  ihnen  „persönlich^'  verhaftet.  Was  er 
erhalt,  bleibt  ihrem  Zugriff  unterworfen.  Der  Kommanditist  haftet  ihnen  dagegen 
lediglich  auf  die  Höhe  seiner  Einlage.  Hat  er  sie  bereits  geleistet,  so  ist  er 
Ton  jeder  Haftung  frei. 

rV.  Als  das  beste  Mittel  gesetzlicher  Sicherstellung  des  Gesellschafts- 
vermögens für  den  Zugriff  der  Gläubiger  könnte  auf  den  ersten  Blick  die  An- 
lage des  Gesellschaftsveimögens  in  mündelsicheren  Wertgegenständen  mit  einem 
Konkursvorzugsrecht  der  Gläubiger  angesehen  werden.  Allein  dabei  wäre 
nicht  beachtet,  dass  das  Gesellschaftsvermögen  ja  nicht  bloss  den  Gesellschaf ts- 
glaubigem  als  Deckungs-  und  Garantiefonds,  sondern  der  Gesellschaft  selbst 
als  Betriebskapital  zu  dienen  hat.  Diesem  letzteren  Zwecke  würde  es  aber 
durch  eine  solche  Festlegung  in  mündelsicheren  Werten  entzogen.  Also  muss 
es  in  anderer  Weise  den  Gläubigern  vorbehalten  werden  durch  mittelbare,  das 
Vermögen  den  Gläubigem  wirtschaftlich  erhaltende  Massnahmen,  wie  schon 
angegeben,  vor  allem  durch  Verhinderung  von  Austeilung  desselben  an  die 
Gesellschafter  vor  Berichtigung  der  Schulden. 


Die  lilBwirkniii:  des  PrinBips  beschr ftnkter  Haftaiifl:  auf  dais 
CresellBchafts-BilaiiBreeht  im  besonderen« 

§  29. 

I.  Wie  aus  dem  bisherigen  hervorgeht,  bewirkt  die  Einführung  des  Prin- 
zip» beschrankter  Haftung  in  das  Gesellschaftsrecht  eine  rechtliche  Sicher- 
stellung des  Gesellschaftsvennögens  für  den  Zugriff  der  Gläubiger^).  Damit 
prhalt  die  Einhaltung  der  allgemeinen  Vorschriften  seitens  der  Gesellschaften 
für  die  Gläubiger  besondere  Bedeutung. 

U.  Wir  wissen,  dass  diese  Vorschriften  im  Interesse  der  Personen  auf- 
gestellt sind,    welche    mit    dem    Kaufmann    rechtliche  Beziehungen    anknüpfen. 


')  Nicht  auch  bei  der  Eommanditaktiengesellschaft  (H.G.B.  329  Abs.  1  Satz  2); 
tgL  unten  §  30  a.  E. 

*)  Am  anschaulichsten  tritt  dieser  Zusammenhang  zwischen  beschränkter  Haftung 
oni  Gläubigenecht  vielleicht  in  den  Bestimmungen  über  Erlass,  Stundung,  Zurück- 
zahlung und  Herabsetzung  der  Eommanditistenein läge  hervor.  H.G.B.  172  m  u.  iv,  174. 
^ti  Untat  172 ni:  „Eine  Vereinbarung  der  Gesellschafter,  durch  die  einem  Kommanditisten 
lie  Anlage  erlassen  oder  gestimdet  wird,  ist  den  Gläubigem  gegenüber  unwirksam" ;  172iv: 
-Soweit  die  Einlage  dem  Kommanditisten  zurückbezahlt  wird,  gilt  sie  den  Gläubigern 
9^9enüber  als  nicht  geleistet '. 


76    §  29.  D.  Einw.  d.  Prinzips  beschr.  Haft.  a.  d.  Gesel lach. -Bilanzrecht  i.  besonderen. 

Aus  diesem  Kreise  tritt  hier  eine  Grappe,  che  der  Gläubiger,  heraus.  Für  sie 
ist  es  von  besonderem  Interesse,  dass  in  der  B.  die  Aktiva  nicht  über,  die 
Schulden  nicht  unter  ihrem  effektiven  Werte  angesetzt  werden.  Beides  erweckt 
den  Schein  des  Vorhandenseins  von  mehr  Vermögen,  als  tatsächlich  vorhanden 
ist,  und  daher  sowohl  die  Möglichkeit,  dass  die  Gläubiger  bei  Bezahlmig  ihrer 
Forderungen  nicht  der  Grosse  dieser  gleichkommende  Werte  erhalten,  wie  die 
Möglichkeit,  dass  Vermögensgegenstände,  die  an  sich  zur  Berichtigung  von 
Schulden  notwendig  wären,  zur  Verteilung  an  die  Gesellschafter  gelangen.  Die 
Gläubiger  müssen  daher  bei  den  Gesellschaften^  bei  welchen  ihnen  (ganz  oder 
teilweise)  unbeschränkt  nur  das  Gesellschaftsvermögen  haftet,  gegen  solche 
Überwertung  der  Aktiva,  Unterbewertung  der  Passiva  sichergestellt  werden. 

III.  Das  kann  auf  doppeltem  Wege  geschehen,  entweder  durch  Ein- 
räumung eines  privatrechtlichen  Anspruches  an  sie,  auf  Einhaltung  der  gesetz- 
lichen Bilanzvorschriften  der  §§38  und  40  ii  des  H.G.B.  über  Überbewertung 
der  Aktiva  und  Unterbewertung  der  Passiva  oder  durch  Erhebung  dieser  Be« 
Stimmungen  zu  zwingendem  objektiven  öffentlichen  und  privaten  Kecht  für  die 
Gesellschaften  mit  nur  subsidiärer  oder  beschränkter  Haftung  ihrer  Mitglieiler. 
Dann  sind  Gesellschafts  vertrage,  welche  eine  Überbewertung  von  Aktiven  und 
Unterbewertung  von  Passiven  anordnen  oder  zulassen,  nichtig^)  und  nicht 
minder  die  Teile  2)  von  Bilanzfeststellungen,  welche  diese  zwingenden  Rechts- 
vorschriften verletzen. 

IV.  Das  positive  Recht  ist  letzteren  Weg  gegangen. 

A.  1.  Wir  entnehmen  dies  durch  Rückschluss  aus  den  besonderen  Bilanz- 
Vorschriften,  welche  das  6.  des  weiteren  für  einzelne  Gesellschaften  aufgestellt 
hat  In  diesen  Vorschriften,  wie  sie  für  A.,  KommanditaktiengeselLschaft  und 
grösseren  Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit  in  H.G.B.  §  261,  für  die 
Gesellschaften  m.  b.  H.  im  Gesell.-G.  §  42  enthalten  sind,  wird  hinsichtlich 
gewisser  Vermögensgegenstände  mit  so  ausserordentlicher  Schärfe  betont,  dass 
sie  „höchstens"  zu  einem  bestitmnten  Preise,  zu  ihrem  Börsen-  oder  Markt- 
bezw.  ihrem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen, 
dass  hieraus  der  Schluss  unumgänglich  ist,  diese  Vermögensgegenstände  dürfen 
auch  ohne  diese  Limitierung  auf  einen  Höchstpreis  ganz  bestimmter  Art  nicht 
über  ihren  wahren  zeitigen  Wert,  höchstens  zu  ihrem  effektiven  gegenwärtigen 
Werte  zur  Ansetzung  gelangen. 

2.  Dass  für  alle  Gesellschaften,  bei  welchen  alle  oder  ein  Teil  der  Ge- 
sellschafter lediglich  subsidiär  oder  nur  mit  einem  Teil  ihres  Vermögens  für 
Gesellschaftschulden  haften,  das  Verbot  der  Überbewertung  von  Aktiven  und 
der  Unterbewertung  von  Passiven  zwingendes  Recht  darstellt,  ergibt  für  die 
genannten  Gesellschaften  unterstützend  und  für  die  eingetragenen  Genossen- 
schaften begründend  aber  noch  die  Tatsache,  dass  das  Gesetz  die  Gesellschaft«i- 
organe  hinsichtlich  Einhaltung  dieser  Vorschriften  für  zivilrechtlich  gegenüber 
den  Gesellschaften  verantwortlich  erklärt. 

a)  Nach  H.G.B.  §  241  sind  die  Mitglieder  des  Vorstandes,  nach  §  249  in 
daselbt  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  einer  A.  für  die  Gesellschaft  schadens- 
ersatzpflichtig erklärt,  w^enn  entgegen  den  Vorschriften  des  G.  den  Aktionären 
Gewinnanteile  gezahlt  werden.  Dem  Gesetze  zuwider  gelangen  aber  Dividenden 
zur    Auszahlung,    wenn   und    soweit    ein    Reingewinn    nur    infolge    von    §   38 


')  B.G.B.  134. 

')  In  Analogie  von  B.G.B.  139,    welcher   unmittelbar  nur  für  Bßchtsgeschäftej 
picht  für  alle  Becatshandlungen  gilt. 
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bezw.  40    verletzender  Überbewertung   der  Aktiva    bezw.  Unterbewertung    der 
Passiva  sich  herausrechnen  liess  ^). 

b)  Dasselbe  gilt,  da  H.G.B.  §  320  iii  und  325,  die  §§  247  in  und 
24 9 in  auf  Kommanditaktiengesellschaften  ausdehnen,  auch  für  Kommandit- 
aktiengesellschaften.  Das  Pr.  V.6  §§34  und  35  dehnt  zwar  nicht  die  ge- 
nannten Bestimmungen  der  Absätze  III,  wohl  aber  die  Absätze  I  von  H.G.B. 
§  241  und  249  auf  die  grösseren  Gegenseitigkeitsvereine  der  Privatversicherung 
aus.  Allein  §  241  iii  und  §  249  in  des  H.G.B.  stehen  zu  §  241 1  bezw. 
249 1  nur  im  Verhältnis  des  Beispieles  zur  Regel.  Auch  bei  jenen  Vereinen 
<ind  also  Vorstands-  und  Aufsichtsratsniitgheder  für  Verteilung  von  Über- 
>chüssen  infolge  von  Überbewertung  verantwortlich,  sofern  dieselbe  die  Folge 
einer  Nichtanwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  ist. 

c)  Unter  der  gleichen  Voraussetzung  sind  nach  Gesellsch.G.  §§  43 1  u.  ii 
und  52 1  Greschäftsführer  und  Aufsichtsrat  einer  Gesellschaft  m.  b.  H.  zivil- 
rechtlich  verantworthch.  Dazu  betont  §  43  in  aber  noch  besonders,  dass  die 
Geschäftsführer  ersatzpflichtig  sind,  wenn  Zahlungen  aus  dem  zur  Erhaltung 
de^i  Stammkapitals  erforderlichen  Gesellschaftsvermögen  gemacht  werden. 

d)  Das  deutsche  Grenoss.-G.  §§  34  in  und  41  ni  hebt  als  besonderen 
Fall  der  Schadensersatzpflicht  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  ausdrücklich 
wieder  den  hervor,  dass  „entgegen  den  Vorschriften  von  Genoss.-G.  §  19  Ge- 
winn ausbezahlt  wird". 

3.  Zwei  Sonderbestimmungen  bezüglich  dieser  zivilrechtlichen  Verantwort- 
lichkeit der  Gesellschaftsorgane  beweisen  uns  noch  besonders  die  zwingende 
Natur  unserer  Rechtevorschriften.  §  43  ni  des  Gesell.-G.  schreibt  hinsicht- 
lich des  Ersatzanspruches  gegen  die  Geschäftsführer  der  Gesellschaften  m.  b. 
H.  noch  vor,  dass  a)  Verzichtleistungen  und  Vergleiche  hierüber  unwirk- 
sam sind,  soweit  der  Ersatz  zur  Befriedigung  der  Gesellschaftsgläubiger  erforder- 
lich ist,  und  b)  dass  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  Ersatzpflicht  der 
Ge.'jchäftsführer  auch  dann  nicht  aufgehoben  wird,  wenn  dieselben  in  Befolgung 
eines  Beschlusses  der  Gesellschafter  handelten.  Und  noch  weiter  geht  die  in 
diesfer  Hinsicht  für  A.en,  Kommanditaktiengesellschaften  und  Versicherungs- 
vereine auf  Gegenseitigkeit^)  geltende  Bestimmung  von  H.G.B.  §  241  iv,  bezw. 
>?  249 III  Satz  2,  dass  der  Ersatzanspruch,  welcher  der  Gesellschaft  gegen 
Vorstands-  und  Aufsichtaratsmitglieder  zusteht,  auch  von  den  Gesellschafts- 
(rlaubigem  geltend  gemacht  werden  kann,  soweit  diese  von  der  Gesellschaft 
Befriedigung  nicht  zu  erlangen  vermögen,  und  dass  ihnen  gegenüber  die  Er- 
:'atzpflicht  weder  durch  einen  Verzicht  der  Gesellschaft  noch  dadurch  aufge- 
huben  wird,  dass  die  Handlung  auf  einem  Generalversammlungsbeschlusse  be- 
ruht. Wenn  Verträge  und  Beschlüsse  innerhalb  der  Gesellschaft  an  der 
Enfatzpflicht  nichts  zu  ändern  vermögen,  insoferne  ihre  Geltendmachung  den 
Interessen  der  Gläubiger  dienlich  ist,  und  wenn  den  Ersatzanspruch  der  Gesell- 
schaft sogar  unter  Umständen  die  Gesellschaftsgläubiger  geltend  machen  dürfen, 
•lann  ist  hinreichend  bewiesen,  dass  hier  zwingendes  ööentliches  Recht  vorliegt. 

B.  Für  eine  Art  der  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  nur  eines 
Teiles  der  Gesellschafter  fehlt  noch  der  Nachweis,  das  ist  die  einfache 
KijmmanditgeseUschaft.     Bei  ihr  gibt  es   keine  Gesellschaftsorgane,  wie  bei  der 


*)  Zust.  Staub  261,;  Neukamp  Z.  48^^^  bringt  die  Bezahlung  solch  fiktiver 
Dividenden  auch  unter  den  Gresichtspunkt  versteckter  teilweiser  Rückzahlung  des 
Gnindkapitals  (H.G.B.  §  288  n).  Allein  es  liegt  nur  wirtschaftlich  die  Wirkung,  aber 
Gicht  leditiich  die  Absicht  einer  den  Gresetzen  zuwiderlaufenden  teilweisen  Rückzahlung, 
kein  Rückzahlungsbeschluss  vor.    S.  dazu  oben  §  5. 

•)  Pr.  V.O.  34  u.  25. 
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Komnianditaktiengesellschaft,  goudern  nur  geschäftsführende  Gesellschafter,  und 
keine  von  diesen  verschiedene  Gesellschaft  d.  h.  objektivrechtliche  Vereinigung, 
^vie  bei  jener  in  der  „Gesamtheit  der  Kommanditisten".  Daher  ist  hier  für 
eine  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  der  geschäftsführenden  Gesellschafter 
gegenüber  der  Gesellschaft  kein  Raum.  Aber  dass  auch  für  die  Kommandit- 
gesellschaft die  Vorschriften  der  §§  38  und  40  ii,  von  welchen  wir  hier 
sprechen,  den  Charakter  zwingenden  Rechtes  besitzen,  das  beweist  der  Umstand, 
dass  das  H.G.B.  alle  Vereinbarungen  zwischen  den  Gesellschaftern  über  den 
Gewinnanteil  der  Kommanditisten  gegenüber  den  Gläubigem  für  unwirksam 
erklärt,  sofern  dadurch  die  Kommanditisteneinlage,  welche  doch  den  Gläubigern 
haftet,  gestürzt  wurde.  Nach  H.G.B.  §  172 iv  ist  es  den  Gläubigem  gegen- 
über unwirksam,  wenn  ein  Kommanditist,  was  er  nur  bei  Zustimmung  der 
übrigen  Gesellschafter  tun  kann  (§  169),  Gewinnanteile  entnimmt,  während 
sein  Kapitalanteil  durch  Verlust  unter  den  Betrag  der  geleisteten  Einlage 
herabgemindert  ist,  oder  wenn  durch  die  Entnahme  der  Kapitalanteil  unter 
den  bezeichneten  Betrag  herabgemindert  wird,  was  gemäss  §  169  ebenfalls 
Vereinbamng  mit  der  Gesellschaft  voraussetzt. 

So  vermögen  wir  mit  dem  allgemeinen  Satz  zu  schliessen:  Die  Vor- 
schriften der  §§  38  und  40  ii  über  Bewertung  der  Aktiva  über  und  der 
Schulden  unter  ihren  effektiven  gegenwärtigen  Wert  sind  für  Kommanditgesell- 
schaften, A.en,  Kommanditaktiengesellschaften,  Gesellschaften  m.  b.  H.,  einge- 
tragene Genossenschaften  und  grössere  Privatversicherungsvereine  auf  Gegen- 
seitigkeit xunng&nde  Rechtsvorschriften,  bezüglich  der  Überbewertung  der  Aktiva 
zwingende  Maximal-,  bezüglich  der  Unterbeivertung  der  Schulden  zwingende 
Mmma^vorschriften  ^). 

V.  Eine  Konsequenz  aus  dem  zwingenden  Charakter  des  gesetzlichen 
Über-  und  Unterbewertungsverbotes  für  Gesellschaften  m.  b.  H.  ihrer  Mit- 
glieder lässt  sich  in  Hinblick  auf  §  144ii  des  R.G.  über  die  Angelegen- 
heiten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ziehen.  Hiernach  kann  ein  in  das 
Handelsregister  eingetragener  Beschluss  der  Generalversammlung  der  A.  und 
der  Kommanditaktiengesellschaft  und  der  Gesellschafterversammlung  bei  den 
Gesellschaften  m.  b.  H.  von  Amts  wegen  als  nichtig  gelöscht  werden,  wenn 
er  durch  seinen  Inhalt  zwingende  Gresetzesvorschriften  verletzt  und  seine  Be- 
seitigung im  öffentlichen  Interesse  erforderlich  erscheint.  Ein  Gesellschafts- 
beschluss,  welcher  die  Überbewertung  von  Aktiven,  die  Unterbewertung  von 
Passiven  vornimmt  oder  vorschreibt,  kann  hiernach  von  Amts  wegen  gelöscht 
werden,  wenn  es  das  öffentliche  Interesse  erfonlert. 


INieht  bilanasreehtllehe  Wlrkancen  des  PrlnKlps  besehränkter 

Haftanff. 

§  30. 

I.  In  §  28  unter  Nr.  III  ist  ausgeführt^  dass  das  Wesen  derjenigen  Gesell- 
schaften, welche  auf  dem  Prinzip  beschränkter  Haftung  ihrer  Mitglieder  aufge- 
baut sind,  Massnahmen  fordert  zur  Sichemng  des  Gesellschaftvermögens  1.  vor  Ver- 
lusten 2.  vor  Verteilung  an  die  Gesellschafter.  Im  vorstehenden  haben  wir  aber 
das  ganze  besondere  Bilanzrecht  dargestellt,  welches  allen  Gesellschaften,  die 
auf  dem  Prinzip  beschränkter  Haftung  ihrer  Mitglieder  ruhen,  gemeinsam  ist. 
Es  beschränkt    sich   auf  Ausstattung    des   Überbewertungs Verbotes    für  Aktiva 

*)  Neukamp  Z.  484,,;  Staub  261,;  Staub,  G.-G.  42^. 
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und  des  Unterbewertmigsverbotes  für  Schulden  mit  dem  Charakter  zwingenden 
Rechts.  Hieraus  geht  hervor,  dasa  die  Sicherstellung  ded  Gesellschaftever- 
mogens  vor  Verlusten  nicht  in  einem  allgemeinen  bilanzrechtlichen  Grundsatze 
Ausdrack  gefunden  hat,  denn  das  bedarf  keines  Beweises,  dass  die  vorgeführte 
Bilanzvorschrif t  eine  Massnahme  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  des  Gesellschafts- 
vermögens vor  Verteilung  darstellt. 

n.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  Vorschriften  zur  Sicherstellung  des  Ge- 
>elL>chaftsvemiögens  vor  Verlusten  im  positiven  Rechte  überhaupt  fehlen.  Es 
lassen  sieb  vielmehr  folgende  allgemeine,  d.  h.  mehreren,  wenn  auch  nicht  allen 
und  immer  denselben  Gesellschaften  gemeinsame  Massnahmen  unterscheiden. 

A.  £ine  Massnahme  dient  dem  Zwecke,  weiteren  Verlusten  möglichst 
ivriubeugen.  Wie  schon  in  §  28  unter  III  A  angeführt,  haben  nach  H.G.B. 
§  240 1  bezw.  3252  die  Vorstände  der  A.  und  der  Kommanditaktiengesellschaft 
die  Generalversammlung  unverzüglich  zu  berufen,  wenn  der  Verlust  die  Hälfte 
deä  Grundkapitals  erreicht.  Die  Bestimmung  ist  im  Pr.  V.G.  §  34  nicht  auf 
die  Versicherungsvereine  ausgedehnt,  aber  das  hindert  nicht,  dass  durch  Statut 
UDTeraügliche  Berufung  des  obersten  Vereinsorgans  für  den  Fall  angeordnet 
wird,  dass  der  Verlust  die  Hälfte  der  Reserven  ausmacht 

B.  Zwei  andere  Vorschriften  haben  zur  Absicht,  das  durch  Verluste  ge- 
schwächte Grundstockvermögen  rasch  wieder  zu  ergänxen, 

1.  a)  Für  A.  und  Kommanditaktiengesellschaft  sieht  das  H.G.B.  §§  262  und 
320 iiJ,  für  die  eingetragenen  Genossenschaften  das  deutsche  Genoss.-G.  §  72fF. 
Zifi*.  4,  einen  obligatorischen  Reservefonds  vor,  dessen  Zweck  ist  „Deckung  eines  aus 
<ler  B.  sich  ergebenden  Verlustes".  Ebenso  ist  nach  Pr.  V.G.  §  37  in  der 
Satzung  eines  Versicherungsvereins  auf  Gegenseitigkeit  die  Bildung  einer  Rück- 
lage zu  bestimmen,  die  „zur  Deckung  eines  aus  dem  Geschäftsbetrieb  sich 
ergebenden  aussergewöhnlichen  Verlustes  zu  dienen  hat  (Reservefonds)".  Bei 
den  Gesellschaften  m.  b.  H.  allerdings  ist  ein  solcher  Reservefonds  nur 
fakultativ.  Es  fungiert  an  seiner  Statt  eingezahltes  NachschusskapitaL  Denn 
nach  Gesell.-G.  §  30  ii  dürfen  eingezahlte  Nachschüsse  nur  ziniickgezahlt 
werden,  soweit  sie  nicht  zur  Deckung  eines  Verlustes  am  Stammkapital  erforder- 
lich sind. 

b)  Freilich  besteht,  wenn  ein  Verlust,  wie  er  vorausgesetzt  ist,  sich  ein- 
stellt, nur  bei  eingetragener  Genossenschaft  und  Vereicherungsverein  auf  Gegen- 
•»^itigkeit,  eine  Verpflichtung,  den  Verlust  auch  aus  dem  Reservefonds  zu 
df^ciien,  ihn  nicht  durch  andere  Reserven  auszugleichen  oder  auf  neue  Rechnung 
vorzutragen.  Im  Genoss.-6.  begegnet  uns  die  gleiche  klare  Formulierung,  wie 
ini  Pr.  V.G.  „zu  dienen  hat"^).  Hier  kann  kein  Zweifel  obwalten.  Anders 
dagegen  H.G.B.  §  262  für  A.en  und  Kommanditgesellschaften :  „Zur  Deckung 
eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes  ist  ein  Reservefonds  zu  bilden." 
Dies  kann  nicht  bloss  bedeuten:  damit  der  Verlust  daraus  gedeckt  wird, 
•<>ndem  auch  nur:  „Mit  der  Bestimmung,  lediglich  für  diesen  Zweck  verwendet 
Werden  zu  dürfen."  Und  in  diesem  Sinn  versteht  das  G.  zwar  nicht  die 
htiTschende  Lehre ^J,  aber  wohl  die  herrschende  Praxis.    Sonst  könnte  dieselbe 

')  Ebenso  für  den  Gründungsfonds  der  Privatversicherungsvereine  Pr.  V.G.  22. 

')  Simon  2411;  Staub  262^;  besonders  aber  Neukamp  Z.  38.,  ff.  Derselbe  be- 
merkt Z.  38p,,  falls  ein  Statut  sagt:  „Zur  Ergänzung  einer  weniger  als  10°/o  aus- 
aitchendeD  Dividende  ist  ein  Dividendenreservefonds  zu  bilden",  so  sei  es  zweifellos, 
<iai«  dies  nicht  bloss  heisae,  dass  ergänzt  werden  könne,  sondern  müsse.  Allein  dies 
folgt  nicht  ans  dem  ,^ur  Ergänzung^^  sondern  daraus,  dass  es  sich  um  Ergänzung 
'ier  Dividende  handelt,  also  um  Ergänzung  von  etwa«,  worauf  auch  ohne  das  „zur"  der 
Aktionär  einen  Anspruch  besitzt     Wie  hier,  Ring  262^.    Vgl.  auch  unten  §  155  V. 
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nicht,  wie  es  nicht  selten  geschieht,  neben  dem  gesetzlichen  Reservefonds,  den 
sie  als  Reservefonds  I  oder  A  bezeichnet,  zu  demselben  Zwecke  noch  einen 
zweiten,  fakultativen  Reservefonds  II  oder  B  schaffen  und  ihn  immer  zuerst 
heranziehen  ^). 

2.  Die  andere  Bestimmung,  welcher  die  Absicht  zu  Grunde  liegt  einge- 
tretenen Verlust  möglichst  rasch  zu  erganzen,  ist  das  Verbot  der  Auszahlung 
von  Gewinn,  bis  das  den  Gläubigern  als  Kreditbasis  dienende  Gesellschafts- 
vermögen wieder  seine  frühere  Höhe  gewonnen  hat  Der  Gredanke  ist  jedoch 
in  sehr  verschiedener  Form  durchgeführt,  je  nachdem  wir  es  mit  einem  der 
Summe  nach  beweglichen  oder  der  Summe  nach  festen  Grundstockvennögen 
zu  tun  haben. 

a)  a)  Bezüglich  der  Abminderung  der  Kommandisteneinlage  dim;h  Verluste 
bemerkt  §  172  iv  und  v,  dass  Gewinnanteile,  welche  der  Konmianditist  ent^ 
nimmt,  während  sein  Kapitalanteil  durch  Verlust  unter  den  Betrag  der  ge- 
leisteten Einlage  herabgemindert  ist  oder  durch  die  Entnahme  unter  den  bezeich- 
neten Betrag  herabgemindert  wird,  den  Gläubigern  gegenüber  als  nicht 
entnommen  gelten,  er  müsste  sie  denn  auf  Grund  einer  im  guten  Glauben 
errichteten  B.  in  gutem  Glauben  erhalten  und  bezogen  haben.  Aus  Kapital- 
anteilen der  Kommanditisten  und  Komplementare  aber  setzt  sich  das  Gesell- 
schaftskapital, also  das  Grundstockvermögen  der  Kommanditgesellschaft  zu- 
sammen. Für  die  offene  Handelsgesellschaft  sind  solche  Bestimmungen 
überflüssig,  weil  hier  die  Gesellschafter  neben  der  Gresellschaft  und  unbeschrankt 
und  als  Gesamtschuldner  für  Gesellschaftsschulden  haften.  Daher  ist  Ergänzung 
des  Gesellschaf tskapitals  gleichgültig. 

ß)  Für  die  Geschäftsguthaben  der  Mitglieder  eingetragener  Genossen- 
schaften bestimmt  Genoss.-G.  §  19ii:  Bis  zur  Wiederergänzung  eines  durch 
Verlust  verminderten  Geschäftsguthabens  findet  wohl  eine  Zuschreibung,  aber 
keine  Auszahlung  des  Gewinns  statt  Das  Geschäftsguthaben  ist  dasselbe,  wie 
der  Kapitalanteil  des  Kommanditisten.  Somit  wird  auch  durch  diese  Vor- 
schrift Wiederergänzung  des  Gesellschaftsgrundkapitals  erstrebt 

y)  Die  Versicherun gs vereine  auf  Gegenseitigkeit  bedürfen  ihrem  w^irt- 
schaftlichen  Zwecke  nach  keines  eigenen  Kapitals  (Vermögenfonds),  denn  sie 
sind  nicht  Erwerbsgesellschaften.  Sie  brauchen  nur  am  Anfang  einen  Betriebsfond, 
wenn  sie  in  Wettbewerb  mit  Versicherungsgesellschaften  treten  wollen,  den 
„Gründungsfonds"*);  später  genügt  der  Reservefonds.  Die  Frage  der  Rück- 
zahlung von  Überschussanteilen  zur  Deckung  von  Gesellschaf  tskapitals  Verlusten 
spielt  daher  hier  keine  Rolle.  Das  G.  hat  sie  daher  nicht  geordnet  Die  Satzung 
mag  sie  ordnen^).  Sie  kann  also  Rückleistung  von  ausbezahlten  Überschüssen 
zum  Tilgungs-  oder  Reservefonds  vorsehen. 

b)  a)  Ganz  anders  ist  der  Gedanke,  dass,  solange  das  Grundstockver- 
mögen Verluste  aufweist,  Gewinne  nicht  ausbezahlt  werden  dürfen,  bei  den 
Gesellschaften  mit  nur  festem  oder  zum  Teil  festem  Grundkapital  durchgeführt. 
Hier  wird,  solange  das  Grundstock  vermögen  Verluste  aufzeigt,  Gewinn  nicht 
nur  nicht  ausgezahlt,  sondern  überhaupt  nicht  angenommen.  Solange  das  Grund- 
stockvermögen nicht  durch  die  Aktiva  gedeckt  ist,  ist  Gewinn  nicht  vorhanden. 


')  Übrigens  unterliegt  die  NichtVerwendung  keineswegs  den  Einschränkungen  des 
Anfechtungsr^tes  in  §27 Im  Satz  2.  Denn  einmal  kann  Unterlassen  der  Verwendung 
doch  nicht  als  Anordnung  einer  Rücklage  angesehen  werden,  wie  Makower  262ic  und 
Bing  262,  meinen.  Und  dann  läge  jedenfalls  Anordnung  einer  Rücklage  nicht  über 
ein  nach  Gesetz  statthaftes,  sondern  nach  Gesetz  angeordnetes  Mass  hinaus  vor. 

*)  Pr.  V.G.  22;  österr.  Vers.-Reg  4. 

»)  Pr.  V.G.  38;  österr.  Ver8.-Reg.  2  Abs.  3  Ziff.  2. 
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Hier  handelt  es  sich  um  Gresellschaften,  die  vom  Tage  ihrer  Existenz  an  eines 
grossen  Kapitals  bedürfen.  Sonst  erhält  die  Gesellschaft  keinen  Kredit,  da  den 
Gläubigem  nur  das  Gesellschaftsvermögen  haftet.  Bei  anderen  Gesellschaften 
soll  Grundstockvermögen  erst  erworben  werden.  Hier  ist  Gesellschaftsaufgabe, 
von  Anfang  an  vorhandenes  zu  erhalten.  Dieses  von  Anfang  an  vorhandene 
Vermin  soll  nicht  steigen;  was  darüber  ist,  wird  grundsätzlich  verteilt  Aber 
es  darf  auch  nicht  fallen,  es  soll  erhalten  werden,  eben  weil  es  die  Kreditbasis 
des  ganzen  Unternehmens  bildet.  Auch  bei  den  übrigen  Gesellschaften  —  von 
der  ofienen  Handelsgesellschaft  angefangen  —  ist  zuzuschreibender  und  eventuell 
auszuzahlender  Jahresgewinn  ja  nicht  schon  der  Überschuss  der  Aktiva  über 
die  Schulden,  das  Reinvermögen  am  Jahresende,  sondern,  damit  Gewinn  vorliege, 
muss  dieser  Überschuss  grosser  sein,  als  der  gleiche  Überschuss  vom  Jahre 
vorher.  Aber  hier  bei  den  Gesellschaften  mit  festem  Grundkapital  ist  Gewinn 
erA  vorhanden,  wenn  jener  Aktivaüberschuss  grösser  ist,  als  das  ursprüngliche, 
lüs  das  vom  Geschäftsbeginne  an  vorhandene  Grundkapital;  Gewinn  ist  nicht 
<b'e  Steigerung  der  Aktivawerte  gegen  das  Jahr  vorher,  sondern  gegen  das  vom 
Ge:«chäftsbeginn  an  vorhandene  Grundstock  vermögen.  Wir  haben  davon  des 
lan^ren  in  §  4  gesprochen. 

^  §  261  Ziff.  5  und  6  bestimmt  daher  für  A.  und^)  Kommanditaktien- 
gej^llschaft,  dass  Gewinn  erst  vorhanden,  wenn  „der  Betrag"  des  Orund-  (und 
des  Komplementar-)Kapitals  und  eines  jeden  Reservefonds,  also  der  unverkürzte, 
der  volle  Betrag  derselben  von  dem  Aktivenüberschuss  abgezogen  ist.  Und 
rk'^selbe  ordnet  Gesellsch.-G.  §  42  für  die  Gesellschaften  m,  b.  H., 
wenn  es  dort  in  Ziff.  4  heisst:  „Der  Betrag  des  im  Gesellschaftsvertrage 
l>ei$timmten  Stammkapitals  ist  unter  die  Pass^iva  aufzunehmen.  Dasselbe  gilt 
von  dem  Betrage  eines  jeden  Reserve-  (und  Emeuerungs-)Fonds,  sowie  von  dem 
Ge:^amtbetrage  der  eingezahlten  Nachschüsse . . ."  und  Ziff.  5  dann  fortfährt: 
..Der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  imd  Passiva  sich  ergebende  Gewinn 
iiiUik*  am  Schlüsse  der  B.  besonders  angegeben  werden";  denn  damit  ist 
dokumentiert,  dass  vor  Abzug  von  Stamm-,  Nachschuss-  und  Reservefondskapital 
Gewinn  nicht  vorhanden  ist. 

y)  Die  besondere  Natur  des  Aktienkapitals  als  Kreditbasis  der  Gesell- 
^haft  wirkt  bei  der  Kommanditaktiengesellschaft  sogar  auf  die  Gewinnaus- 
zahlung an  die  Komplementare.  H.G.B.  §  329  enthält  die  zwingende  Rechts- 
etzung: Die  Auszahlung  auch  des  Gewinnes,  welcher  nicht  auf  ihre  Aktien, 
-ondem  auf  ihre  Komplementarkapitalsan teile  entfällt,  an  sie  hat  zu  unter- 
bleiben, wenn  eine  Unterbilanz  vorhanden  ist,  welche  ihre  Komplementarkapitals- 
aoteile  übersteigt.  Ihre  Einlage,  aber  nicht  das  Aktienkapital  darf  durch 
Gewinnauszahlung  an  die  Komplementare  gekürzt  werden.  Und  solange  eine 
Unterbilanz  besteht,  ist  dem  Komplementär  auch  eine  sonstige  Entnahme  von 
<Teld,  also  auch  eine  Entnahme,  die  nicht  Gewinnentnahme  ist,  auf  den  Kom- 
{»Ifnientaraiiteil  verboten.  Die  Ergänzung  des  Aktienkapitals  geht  demnach 
-^Ibst  den  Auszahlungsansprüchen  der  Komplementare  vor. 

EinllaMi  des  Piinsips  besehrftnkter  Mltj^llederhaftans:  auf  das 

Inventarsreeht. 

§  31. 

L  Es  bediurf  nur  einer  kurzen  Bemerkung,  dass  die  Bestimmung  von 
H.GJJ.  §  38,  nicht  mehr  Aktiva  in  der  B.  anzugeben,  als  wirklich  vorhanden, 


*)  S.  oben  §  13  v.  8.  auch  §  13  vi  (Versicherung  auf  Gegenseitigkeit). 
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und  die  Bestimmung  von  H.G.B.  §  40  ii,  die  vorhandenen  Aktiva  nicht  höher 
als  ihrem  zeitigen  Werte  entsprechend  in  die  B.  einzusetzen,  bei  Gesellschaften 
mit  beschrankter  Mitgliederhaftung  in  entsprechender  Weise  auch  für  die  Inventar- 
errichtung den  Charakter  zwingenden  Rechtes  annimmt 

U.  Die  B.  soll  nach  H.G.B.  §  39i  grundsätzlich  ein  zusammenfassender 
Abschluss  des  Inventars,  das  Inventar  die  Grundlage  für  die  BilanzaufstelluDg 
sein.  Verlangt  das  Gläubigerinteresse  bei  Gesellschaften  mit  beschrankter 
Haftung  ihrer  Mitglieder  unverrückbaren  Ausschluss  der  Verbesserung  der  B. 
nach  oben,  ein  zwingendes  Verbot  der  Angabe  von  mehr  und  höheren  Ver- 
mögenswerten, als  sie  der  augenblicklichen  Wirklichkeit  entsprechen,  in  der  B.. 
so  muss  solcher  Überbewertung  schon  bei  der  Inventarserrichtung  ein  Riegel 
vorgeschoben  sein.  Auch  für  sie  nehmen  jene  eingangs  des  Paragraphen  an- 
geführten Rechtssätze  demnach  die  Eigenschaft  durch  Vertrage  unabänderlicher 
Rechtsnormen  an. 

III.  Dies  Ergebnis  entspricht  auch  dem  Umstand,  dass  in  den  Bestim- 
mungen der  §§  89ii,  39iii,  40i,  41  B.  und  Inventar  immer  nebeneinander 
genannt,  dieselben  Rechtsvorschriften  in  einem  Batze  für  beide  erlassen  werden. 

IV.  Die  Abänderungen  des  allgemeinen  Bilanzrechtes 
durch  das  Aktienprinzip. 

1.  Die  Besonderheiten  des  Aktlenprinmip«  bei  der 
Aktlensresellseiiafi;. 

§  32. 

I.  Die  A.  ist  in  erster  Linie  Kapital-,  nicht  Arbeitskraft-Gesellschaft. 
Sie  dient  Zwecken,  bei  welchen  es  zunächst  auf  Kapital-,  nicht  auf  Arbeiti?- 
konzentration  ankommt.  Sie  wirbt  ihre  Mitglieder  vorzüglich  aus  dem 
Kreise  der  Kapitalisten.  Dieser  Zweck  der  A.,  wonach  es  vor  allem  auf 
Kapitalheranziehung,  auf  Geldbeschaffung  ankommt,  \virkt  regelmässig^)  auch 
zurück  auf  die  Absicht  der  Mitglieder  der  A.  Wer  Mitglied  einer  A.  winl 
strebt  nicht  nach  Arbeitsgelegenheit,  sondern  nach  Vermögenserträgnis.  Geld- 
nutzen will  der  Aktionär  für  die  Regel  aus  seiner  Einlage.  Die  Dividende 
beherrscht  das  Aktienrecht  Wirtschaftlich  steht  unter  den  Rechten  des  Aktionäre 
obenan  der  Anspruch  auf  jährlichen  Reingewinn.     Dies  beweist  folgendes. 

A.  Auch  bei  der  eingetragenen  Genossenschaft  haben  die  Genossen  An- 
spruch^) auf  Verteilung  bilanzmässigen  Reingewinns.  Aber  die  jährUche  General- 
versammlung ist  gesetzlich  ermächtigt,  den  Reingewinn  zu  anderen  Zwecken 
zu  verwenden.  Nach  Genoss.-G.  §  48  setzt  sie  bei  Beschlussfassung  über  die 
Verwendung  des  entstandenen  Reingewinns  nach  freiem  Ermessen  fest,  was 
„von  dem  Gewinn  auf  die  Genossen  entfallen"  soll.  Nur  das  Statut  kann  die*^ 
freie  Ermessen  beschränken^).  Umgekehrt  besitzt  bei  der  A.  die  über  dii' 
Gewinnverteilung  beschliessende  Generalversanmilung  kraft  Gesetzes  nicht  dit* 
Befugnis,    die  Aktionäre    nach    freiem  Ermessen  ihres  Anteils  am  Reingewinn 


^)  Es  gibt  auch  A.  für  gemeinnützige  Zwecke.  Der  Anspruch  auf  Dividende  ist 
kein  wesentlicher,  aber  ein  natürlicher  Bestandteil  des  Mitgliedschaftarechtes.  V^.  aucii 
Lehmann,  A.en  191  u.  267. 

«)  Anders  Reichster,  in  Zivils,  37  S.  18  ff. 

')  Durch  Statut  kann  sogar  jeder  Gewinnanspruch  der  Grenossen  von  Anfang  au 
ausgeschlossen  oder  später  dauernd  beseitigt  wei*den,  aber  nur  unter  der  Bedingung, 
dass  der  Gewinn  dann  in  den  Zwaugsreservcfonds  fhesst.  §  20. 
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zu  berauben.  Nur  soweit  das  Statut  neben  dem  Gesetz  eine  Beschneiduiig  des 
Dividendenansprucbs  zulässt,  ^nn  dem  Aktionär  sein  Dividendenrecht  ge- 
schmälert werden.  Laut  H.6.B.  §  213  haben  die  Aktionäre  Anspruch  auf  den 
Reingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach  dem  Gresetze  oder  dem  Gesellschaftsver- 
trage  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist  Der  Unterschied  entspricht  der 
Verschiedenheit  des  Zweckes  beider  Gesellschaftsformen.  Der  eingetragenen 
Genoi^senschaft  tritt  das  Mitglied  bei,  um  Ausgaben  oder  wirtschaftliche  Ein- 
busseu  sich  zu  ersparen,  der  A.,  um  Vermögen  zu  gewinnen. 

B.  1.  Bei  der  A.  wird  der  jährliche  Reingewinn  ausbezahlt.,  nicht  bloss 
gutgeschrieben.  Es  wird  tatsächlich,  nicht  bloss  auf  dem  Papier  verteilt.  Der 
Aktionär  hat  einen  Anspruch  auf  Auszahlung,  nicht  bloss  auf  Gutschrift  Die 
Aktionäre  „erhalten"^)  den  Gewinnbetrag:  er  wird  ihnen  „ausbezahlt"*).  Der 
Grund  hierfür  ist:  der  Gewinn  dient  bei  der  A.  nicht  zur  Kapitalansammlung. 
Ein  Kapital  muss  bei  der  A.  schon  von  Anfang  an  vorhanden  sein.  Ohne 
Grundkapital  keine  A.  Das  Statut  muss  die  Höhe  des  Grundkapitals  angeben. 
Die  Gesellschaft  ist  nicht  eher  errichtet,  als  bis  die  Gründer  alle  Aktien  über- 
nommen haben  oder  die  Aktien,  welche  sie  nicht  übernehmen,  gezeichnet  sind*). 

2.  Anders  bei  offener  Handelsgesellschaft  oder  eingetragener  Genossen- 
>cbaft.  Hier  braucht  von  Anfang  an  kein  Gesellschaftskapital  vorhanden  zu 
sein.  Es  kann  erst  nach  und  nach  aus  dem  Betriebsgewinn  gebildet  werden. 
Der  den  Genossen  treffende  Gewinnanteil  wird  daher  nicht  ausbezahlt,  sondern 
zunächst  nur  gutgeschrieben.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftsjahres,  sagt 
H.6.B.  §  120  von  der  offenen  Handelsgesellschaft,  mrd  für  jeden  Gesellschafter 
>ein  Anteil  an  Gewinn  oder  Verlust  des  Jahres  eimittelt  „Der  dem  Gesell- 
schafter zukommende  Gewinn  wird  dem  Kapitalanteile  des  Gesellschafters  zu- 
^<chrieben."  Bis  zu  vier  Prozent  seines  also  festgestellten  Kapitalanteiles  darf 
er  auch  Geld  aus  der  Gesellschaftskasse  zu  seinen  Lasten  „erheben";  „Aus- 
zahlung** seines  über  diesen  Betrag  hinausgehenden  Anteils  am  Gewinn  des 
letzten  Jahres  darf  er  nur  verlangen,  sofern  es  nicht  zum  offenbaren  Schaden 
tler  Gesellschaft  gereicht*).  Bei  der  eingetragenen  Genossenschaft  wird  der  auf 
<la*  Mitglied  entfallende  Gewinnanteil  so  lange  nur  „zugeschrieben**,  bis  der  der 
Aktie  entsprechende  Geschäftsanteil  erreicht  ist  Erst  dann  wird  der  Gewinn 
har  „ausbezahlt**^). 

C.  Der  jährliche  Reingewinn  wird  ausbezahlt,  auch  wenn  die  Aktie  noch 
nicht  voll  einbezahlt  ist;  bei  der  eingetragenen  Genossenschaft,  wie  eben  be- 
merkt erst,  wenn  der  Geschäftsanteil  erreicht  ist. 

D.  1.  Nach  §  214i  des  H.G.B.  bestimmt  sich  der  Anteil  am  Gewinn 
nach  dem  Verhältnis  des  Aküeny,beirages^%  d.  h.  nach  dem  Nennwerte  der 
Aktie').  Nur  für  den  Fall,  dass  die  Einzahlungen  nicht  auf  alle  Aktien  in 
«lemselben  Verhältnis  gleichmässig  geleistet  sind,  ist  für  den  Gewinnanteil  zu- 
Däcb«t  die  Höhe  der  Einzahlung  massgebend^). 

2.  Bei  der  eingethigenen  Genossenschaft,  der  offenen  Handelsgesellschaft 
nn<l  zum  Teil  der  Kommanditgesellschaft  wird  der  auf  das  einzelne  Mitglied 
entfallende  Gewinnbetrag  nach  dem  durch  Einzahlungen  und  Gewinnzuschreibung 


')  H.G.B.  214n. 

*)  §  21oi;  s.  auch  §  216:  „bezahlt". 

»)  §  182iib. 

•)  §§  188  u.  189. 

»)  H.G.B.  122 1. 

•)  Geno68.-G.  19i  u.  n. 

')  H.G.B.  I80i. 

')  §21411. 
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gebildeten  Aktivsaldo,  welchen  der  Gesellschafter  bei  der  Gesellschaft  hat,  nach 
seinem  Gesellschaftskapitalanteil  bemessen.  „Die  Verteilung  geschieht,  heisst  es 
in  §  19  des  Genoss.-G.,  für  das  erste  Geschäftsjahr  nach  dem  Verhältnis  der 
auf  den  Geschäftsanteil  geleisteten  Einzahlungen^  für  jedes  folgende  nach  dem 
Verhältnis  des  durch  Zuschreibung  von  Gewinn  (oder  Abschreibung  von  Verlust) 
zum  Schlüsse  des  vorhergegangenen  —  abgelaufenen  —  Geschäftsjahres  er- 
mittelten Gesch&fisgutliaben*^  »Von  dem  Jahresgewinn,  bemerkt  H.G.B.  §  121i 
bezüglich  der  offenen  Handelsgesellschaft,  gebührt  jedem  Gesellschafter  zunächst 
ein  Anteil  in  Höhe  von  vier  vom  Hundert  seines  K(qntalfmte\ls"  und  hinsicht- 
lich der  Kommanditgesellschaft  lesen  wir  in  H.G.B.  §  168i:  „Die  Anteile  der 
Gesellschafter  am  Gewinne  bestimmen  sich,  soweit  der  Gewinn  den  Betrag  von 
vier  vom  Hundert  der  Kapitalajiteile  nicht  übersteigt,  nach  der  Vorschrift  des 
§  121 1." 

II.  Der  Umstand,  dass  der  Gewinn  nicht  bloss  gutgeschrieben ,  sondern 
ausbezahlt  wird,  hat  aber  weiter  die  bedeutsame  Folge,  dass  der  dem  Gesell- 
schafter zukommende  Gewinn  nicht  den  Verlust  anteilsmässig  mitzutragen  hat, 
welcher  der  Gesellschaft  zustösst. 

1.  Der  offene  Handelsgesellschafter  hat  an  dem  Verlust  der  Gesellschaft 
unbeschränkt,  wenn  auch,  solange  die  Gesellschaft  besteht,  nur  buchmässig 
mitzutragen.  „Der  auf  den  Gesellschafter  entfallende  Verlust,  schreibt  H.G.B. 
§  120 II  vor,  wird  vom  Kapitalanteil  des  Gesellschafters  abgeschrüben.^*  Der 
letztere  kann  sich  hierdurch  aus  einem  Aktiv-  in  einen  Passivsaldo  wandeln  und, 
dauern  die  Verluste  weiter,  als  solcher  unbeschränkt  steigen,  denn  die  Ver- 
luste werden  nach  Köpfen  verteilt.  Nicht  dass  der  Gesellschafter  von  nun  an 
überhaupt  keinen  Anteil  am  Gewinn  hätte.  Er  hat  Anspruch  auf  einen  Kopf- 
teil nach  vier  Prozent  Vorwegdividende  für  die  Gesellschafter,  deren  Kapital- 
anteilskonto noch  mit  einem  Aktivsaldo  abschliesst  ^).  Nur  die  Wirkung  hat 
das  Vorhandensein  eines  Passivsaldos,  dass,  solange  sein  Kapitalanteil  ein 
passiver  ist,  der  Gesellschafter  nicht*)  „Auszahlung"  seines  Gewinnanteils  ver- 
langen kann. 

2.  Auch  das  Kapitalkonto,  welches  Kommanditist  und  Mitglied  der  ein- 
getragenen Genossenschaft  bei  ihrer  Gesellschaft  besitzen,  trägt  an  den  Ver- 
lusten der  Gesellschaft  buchmässig  mit,  wenn  auch  nur  beschränkt.  Der  Aktiv- 
saldo des  Kapitalkontos  des  Kommanditisten  kann  durch  Verlustabschreibungeu 
nur  auf  den  Nullpunkt  sinken,  aber,  sofern  die  Einlage  voll  geleistet  ist 
nicht  unter  den  Nullpunkt  gelangen  d.  h.  zu  einem  Passivsaldo  werden^)  und 
der  Kommanditist  kann  „Auszahlung"  des  Gewinns  nicht  fordern],  solange 
sein  Kapitalanteil  durch  Verlust  unter  den  auf  die  vertragsmässige  Einlage  ge- 
leisteten Betrag  herabgemindert  ist  oder  durch  die  Auszahlung  herabgemindert 
würde.  Ebenso  werden  Gesellschaftsverluste  bei  der  eingetragenen  Genossen- 
schaft von  den  Greschäftsguthaben  der  Genossen  abgeschrieben,  aber  nur  so  weit, 
dass  es  „vermindert"  wird,  also  nur,  bis  es  aufhört,  „Guthaben"  zu  sein,  nicht 
so  weit,  dass  es  sich  in  einen  rechnungsmässigen  Schuld posten,  in  ein  Passivum 
verwandelt.  Und  bis  zur  Wiederergänzung  eines  durch  Verlust  verminderten 
Guthabens  findet  nur  ein  Zuschreiben,  nicht  aber  eine  „Auszahlung"  von 
Gewinn  statt*). 

"'        >)  H.G.B.  121,. 

')  Abw.  Cosack  108iv  s  d ;  Staub  122, ;  Goldmann  122^ ;  allein  diese  Anschauung 
widerspricht  den  von  H.G.B.  120ii  angenommenen  Buchführungsgrondsätzen  („ab- 
schreiben"), welche  doch  auch  die  folgenden  Paragraphen  beherrschen.  Zust.  Lehfnannl22^. 

')  H.G.B.  §  167  ni:  „An  dem  Verluste  nimmt  der  Kommanditist  nur  bis  zum 
Betrage  seines  Kapitalanteils  und  seiner  noch  rückständigen  Einlage  teil." 

*)  Genoss-.G.  19. 
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R  Ganz  anders  bei  der  A.  Hier  wird  die  Dividende  immer  ausbezahlt. 
Sie  kaiiii  nicht  als  Dividende  stehen  bleiben.  Erleidet  die  Gesellschaft  nachher 
Verluste,  der  Aktionär  nmss  nichts  von  der  bezogenen  Dividende  zu  deren 
Deckung  herausgeben.  ,,Was  ein  Aktionär  in  gutem  Glauben  als  Gewinn- 
anteil oder  als  Änsen  bezogen  hat,  ist  er  —  auch  den  Gesellschaftsgläubigem 
fTPjrenüber  —  zurückzuzahlen  nicht  verpflichtet,**  lautet  die  kategorische  Be- 
stimmung von  H.G.B.  §  217 1.  Wohl  bemerkt  H.G.B.  §  172  v,  obschon 
nicht  so  weit  gehend,  wie  beim  Aktionär,  auch  bezüglich  des  Kommanditisten, 
er  so!  in  keinem  Falle  verpflichtet,  zurückzuzahlen,  was  er  auf  Grund  einer  in 
gutem  Glauben  errichteten  B.  in  gutem  Glauben  als  Gewinn  bezog,  aber  der 
fTTOnse  Unterschied  ist  eben  der:  bei  der  A.  muss  sich  der  Aktionär  die  Aus- 
zahlung des  Gewinns  gefallen  lassen,  wird  der  Gewinn  immer  ausbezahlt,  hier 
dagegen  hat  der  Gesellschafter  nur  Anspruch  auf  Auszahlung  und  selbst 
diesen  nicht,  sofern  sein  Kapitalanteil  durch  Verlust  unter  den  auf  die  be- 
tlunpene  Einlage  geleisteten  Betrag  herabgemindert  ist  oder  durch  die  Auszahlung 
herabgemindert  würde. 

S.  Das  AktienpiinKip  in  der  Oesellsehaft  mit  besehrftnliter 
Haltunc  und  in  der  KommanditaktienKesellsehaft. 

§  33. 

Was  im  vorstehenden  von  der  A.  gesagt  ist,  gilt  alles  auch  von  den 
\n-uhn  anderen  Gesellschaften,  die  ganz  bezw.  teilweise  auf  Aktienprinzip  be- 
mhen,  von  Gesellschaft  m.  b.  H.  und  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien. 

I.  Bei  der  Oesellschafl  m.  h,  H.  erscheint 

1.  der  Anspruch  der  Gesellschaften  auf  den  bilanzmässigen  Reingewinn 
al^  ein  noch  unbedingterer,  als  bei  der  A.  Das  Aktienrecht  kennt  Ausschluss 
•le^  Gewinns  von  der  Verteilung  schon  kraft  Gesetzes.  Bei  der  Gesellschaft 
ni.  b.  H.  ist  ein  Reservefonds  nicht  obligatorisch.  Daher  spricht  §  29 1  des 
Gt>oll:?ch.-G.  lediglich  von  einer  Beschränkung  des  Anspruchs  auf  Reingewinn 
durch  Gesellschaftsrcr/ra^. 

2.  Femer  wird  auch  bei  dieser  Gesellschaft  der  Gewinnanteil  ausbezahlt 
•inii  nicht  bloss  gutgeschrieben,  und  ebenso  wird  er  berechnet  nicht  nach  Ver- 
hähnis  der  Einzahlungen  auf  Stammeinlagen  oder  Nachschüsse,  sondern  nach 
Verhältnis  der  Geschäftsanteile^)  und  deren  Höhe  bestimmt  sich  gemäss  §  14 
i«»  G.  „nach  dem  Betrage  der  übernommenen",  nicht  der  tatsächlich  geleisteten 
Stammeinlage. 

3.  Nur  der  Unterschied  besteht  —  und  wir  werden  sehen,  er  ist  be- 
•i'-ut^am  — ,  dass  der  Gesellschafter  in  einem  Falle  auch  Beträge,  die  er  in 
imtem  Glauben  als  Grewinnanteile  bezog,  zurückzuzahlen  hat.  Er  muss  sie 
nirückzahlen,  sofern  dadurch  das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforder- 
liche Vermögen  verringert  wurde  und  die  Erstattung  zur  Befriedigung  der  Ge- 
^lWhaft8g:läubiger  erforderlich  ist,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  die  Auszahlung 
ti'-raus  im  guten  Glauben  geschah,  d.  h.  die  B.,  auf  Grund  deren  sie  erfolgte, 
zutirläubig  errichtet  war.  Lediglich  die  eine  formelle  Milderung  gegenüber  dem 
Aktit^nrecht  ist  vorhanden :  Die  genannte  Rückzahlungspflicht  obliegt  nur  gegen- 
'■i^r'T  der  Gesellschaft*),  nicht  auch  gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern. 

II.  Bei  der  Komrnandüaktiengeseüsckaß  gilt  alles,  was  wir  bezüglich  der 
Akti<jnäre  zu  sagen  hatten,    gemäss    §    320  iii    für    die   Gewinnansprüche    der 

')  Ge8elL9ch.-G.  §  29  n. 

=)  §§  32  mit  31,  u.  30. 
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Kommanditistenaktionäre,  während  die  geschäftsführenden  Gesellschafter  von 
der  in  §  30  am  Ende  angeführten  Ausnahme  abgesehen  hinsichtlich  der  Ge- 
winnverteilung dieselbe  Stellung,  wie  die  Komplementare  der  Kommandit- 
gesellschaft einnehmen^). 

3.  Die  aus  dem  AktlenprInBlp  ffir  das  BIlanKrecht  sieh 
erlebenden  Fols^ernncen  im  ailg^emeinen. 

§  34. 

I.  Was  aus  den  eben  abgeschlossenen  Darlegungen  erhellt,  ist,  dass  bei 
A.,  Gesellschaft  m.  b.  H.  und  Kommanditaktiengesellschaft  das  Gesellschafts- 
mitglied ein  grundsätzliches  Recht  auf  Gewinnauszahlung  hat,  ohne  dass  ec^ 
sich  auf  frühere  Gewinnauszahlungen  spätere  Gesellschaftsverluste  anrechnen 
lassen  muss.  Hieraus  resultiert  für  das  Bilanzrecht  der  genannten  Gesell- 
schaften die  Angemessenheit  von  Vorschriften,  welche  einer  Gewinnauszahlung 
aus  Mitteln  des  zur  Sicherstellung  der  Gesellschaftsgläubiger  dienenden  gesell- 
schaftlichen Grundstockvermögens  nach  Kräften  unmöglich  zu  machen  ver- 
suchen. 

n.  A.  Die  Vorschriften  sind  ihrem  Anlasse  gemäss  zu  beschranken  auf 
die  Aufstellung  von  Gewinnverteilungs-  im  Gegensatz  zu  den  Liquidation^- 
bilanzen.  Denn  bei  der  Aufstellung  von  Liquidationsbilanzen  handelt  es  $:ich 
nicht  um  Ermittlung  von  zu  verteilendem  Gewinn,  sondern  um  Ermittlung  von 
zu  verteilendem  Vermögen  oder,  sofern  die  Liquidationsbilanzen  als  Grewinn- 
ermittlungsbilanzen  aufgestellt  werden,  nur  um  buchmässige  Feststellung,  nicht 
aber  um  Auszahlung  von  Gewinn.  Gewinn  wird  im  Liquidationsstadium  nicht 
ausgezahlt,  sondern  admassiert  Und  durch  Auszahlung  des  Gesellschaftsver- 
mögens an  die  Gesellschafter  können  die  Gesellschaftsgläubiger  nicht  geschädigt 
werden,  weil  auch  für  alle  Gesellschaften  |mit  beschränkter  Haftung  ihrer  Mit- 
glieder im  Interesse  des  Gesellschaftskredits  der  Rechtssatz  gelten  muss,  dass  die 
Auszahlung  des  Vermögens  an  solche  Mitglieder  nicht  vor  Tilgung  oder  Sicher- 
stellung der  Schulden  der  Gesellschaft  erfolgen  darf^).  Das  positive  Recht 
gibt  bei  den  drei  in  Frage  stehenden  Gesellschaften  sogar  nicht  einmal  die 
Möglichkeit,  wie  bei  der  Kommanditgesellschaft,  dass  das  während  der  Liqui- 
dation entbehrliche,  d.  h.  nach  Befriedigung  fälliger  Forderungen  imd  Deckung 
noch  nicht  fälliger  oder  streitiger  Verbindlichkeiten  und  Sicherstellung  der  den» 
Gesellschaftern  bei  der  Schlussverteilung  zukommenden  Beträge  übrigbleibende 
Geld  vorläufig  unter  die  Gesellschafter  verteilt  wird,  und  zwar  gilt  dies,  was 
die  Kommanditaktiengesellschaft  angeht,  auch  für  die  Komplementäre^). 


0  H.G.B.  320ii. 

*)  H.G.ß.  300i  für  die  A.  und  gemäss  320  in  auch  für  die  Kommanditaktien- 
gesellschaft, Ge8ell8ch.-G.  74i  für  die  Gesellschaften  m.  b.  H.  übrigens  gilt  der  Satz 
auch  für  die  Gesellschaft  des  Bürgeriichen  Rechts  (B.G.B.  733). 

')  Der  Kechtesatz,  dass  das  während  der  Liouidation  entbehrliche  Geld  vorläufig 
zu  verteilen  ist  (H.G.B.  155n),  betrifft  nicht  das  KechtsverhältniB  der  Komplementare 
zu  den  Gesellschaftsgläubigern,  also  zu  Dritten,  sondern  zur  Gesellschaft.  Denn  der 
Gesellschafter  hat  keinen  Kechtsanspruch  auf  diese  Verteilung  gegen  die  G^eseUschafts- 
gläubiger,  sondern  nur  gegen  die  Gesellschaft  Auch  der  I^cmtssatz,  dass  das  Ver> 
mögen  erst  nach  8chuldenberichtigung  verteilt  werden  darf,  ist  wohl  ein  Rechtssatz, 
der  im  Interesse  der  Gesellschaftsgläubiger  aufgestellt  ist,  aber  keiner,  der  ein  Bechts- 
Verhältnis  zwischen  Gesellschafter  und  Gesellschaftsgläubiger  begründet.  Erst  seine 
Verletzung  begründet  ein  solches  Rechtsverhältnis,  das  Recht  der  Gkisellschaftsgläubiger 
den  Schadensersatzanspruch  aus  §  241 5  gegen  die  Komplementare  geltend  zu  machen 
(H.G.B.  325,).    Abweichend  Staub  330,„;  Bing  331,. 
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B.  Weil  bei  Liquidation  aus  der  Masse  zuerst  die  Schulden  zu  berich- 
tigen s^ind,  hat  demgemäss  insbesondere  jede  Unterbewertung  der  Schulden  und 
Überbewertung  der  Aktiva  keinen  Zweck,  Der  Gläubiger  wird  im  Zweifel 
Auszahlung  seiner  ganzen  Forderung  verlangen  und,  da  die  Aktiva  doch  zu- 
meist in  Geld  umgesetzt  werden  müssen,  um  die  Gläubiger  zu  befriedigen, 
brin^  im  Falle  der  Gesellschaftsauflosung  gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigern 
auch  Überbewertung  der  Aktiva  der  Regel  nach  keinen  Vorteil.  Für  die 
Verm^nsverteilung  unter  die  Gesellschafter  kann  sie  sogar  in  den  Gegensatz 
Ton  Vorteil  ausschlagen,  dem  Gesellschafter,  der  ein  zu  hochbewertetes  Ver- 
mögenisstück  erhält,  Schaden  bringen.  Im  Verhältnis  nach  innen  ist  somit 
kein  Anlass  zur  Überbewertung  gegeben. 

III.  Bedarf  es  nach  alledem  eines  Gläubigerschutzes  durch  besondere 
BilanzYorschiiften  nicht  für  die  Errichtung  von  Liquidationsbilanzen,  so  ist  der 
Schutz  der  Gläubiger  gegen  Verluste  durch  übermässige  Grewinnverteilung  bei 
A.en  und  Kommanditaktiengesellschaften  nicht  bloss  angemessen,  sondern  no^ 
wendig. 

A.  1.  Bei  den  Gesellschaften  m.  b.  H.  braucht  der  Schutz  ein  nur  ge- 
nnrrener  zu  sein.  Denn  für  die  Gläubiger  besteht  hier  immerhin  tatsächlich 
Aussicht,  die  wirtschaftliche  Schädigung,  welche  sie  durch  Schmälerung  des 
Stamm  Vermögens  erleiden,  durch  Leistungen  der  Gesellschafter  an  die  Gesell- 
>chaft  ausgeglichen  zu  sehen.  Einmal  sind,  wie  wir  bereits  wissen  %  die  Ge- 
^ll^chafter  verpflichtet,  was  sie  in  gutem  Glauben  als  Grewinnanteil  erhielten, 
zamckzuzahlen,  wenn  sie  aus  Mitteln  geleistet  waren,  welche  zur  Erhaltung  des 
Stammkapitals  erforderlich  gewesen  wären,  und  dann  ist  hier  die  Möglichkeit 
einer  Nachschusspflicht  der  Gesellschafter  vorhanden.  Nach  Gesell.-G.  §  26 
i?t  es  statthaft,  durch  Statut  zu  bestimmen,  dass  die  Gesellschaft  über 
lie  Stammeinlagen  hinaus  unbeschränkt  oder  beschränkt  weitere  Einzahlungen 
bxichlie^sen  kann.  Wohl  bestehen  diese  Nachschuss-,  wie  jene  Rückzahlungs- 
[»flicht  lediglich  als  Pflichten  gegenüber  der  Gesellschaft.  Die  Gesellschafts- 
gläubiger können  sie  selbst  im  Falle  der  Zahlungsfähigkeit  der  Gesellschaft 
nicht  geltend  machen.  Aber  abgesehen  davon,  dass  zumeist  die  Wahrschein- 
lichkeit dafür  sprich^  dass  in  solchen  Fällen  die  Gesellschaft  im  Interesse  der 
Erhaltung  ihrer  Existenz  ihre  Ansprüche  gegen  die  Gresellschafter  geltend  macht 
und  80  indirekt  den  Gläubigersicherheitsfonds,  das  Stammkapital,  wieder  er- 
anzt,  haben  die  Gesellschaftsgläubiger,  falls  die  Gesellschaft  Einziehung  von 
Xach?chüssen  beschlossen  hat,  die  Möglichkeit,  die  für  die  Gesellschaft  ent- 
standene Xachschussansprüche  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  pfänden  und 
>ich  überweisen  zu  lassen*). 

2.  a)  Es  kommt  hinzu,  dass  sich  die  Gesellschafter  der  Erfüllung  jener 
Rückzahlungs-  und  dieser  Nachschusspflichten  nicht  so  leicht  und,  soweit  mög- 
lich, nur  mittelst  wirt«*chaftlicher  Einbussen  zu  entziehen  vermögen.  Zunächst 
verjähren  jene  Rückzahlungsverbindlichkeiten  erst  in  fünf  Jahren  und,  ist  die 
Erstattung  vom  Empfänger  nicht  zu  erlangen,  so  haften  für  den  zu  erstattenden 
Bftra»  die  übrigen  Gesellschafter  nach  Verhältnis  ihrer  Geschäftsanteile^). 
Dann  aber  sind  die  Geschäftsanteile  zwar  veräusserlich,  aber  nur  in  gericht- 
H<?r  oder  notarieller  Form  und,  wenn  es  das  Statut  vorschreibt,  lediglich  mit 
^i^Dehmigung  der  GreseUschaft*);  demgemäss  also  die  Rückzahlungspflichten 
Hrhwer  abzuwälzen. 


')  §  33  I. 

*)  Neukamp  26,  u.  31 1;  Staub,  G.-G.  31,. 

»)  Geflellach.-Q.  31m  u.  v. 

*i  §  15.    Vgl.  auch  Gareis,  Das  deutsche  Handelsrecht  6.  Aufl.  (1899)  S.446. 
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b)  Ähnlich  ist  die  Rechtslage  hinsichtlich  der  Erfüllung  der  Nachschuss- 
pflichten.  Inbesondere  kann  sich  der  Gesellschafter  hier  nach  näherer  Vor- 
schrift der  §§  27  und  28  des  G.  von  der  Zahlung  der  Nachschüsse  nur  bei 
Verlust  seines  Geschäftsanteiles  durch  Preisgabe  oder  Verlustigerklärung  (Kadu- 
zierung befreien. 

B.  Ganz  anders  bei  A.en  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

1.  Hier  fehlt  eine  solche  Nachschusspflicht  gänzlich  und  die  Rückzahlungs- 
pflicht ist  beschränkt.  Wie  bei  der  Gesellschaft  m.  b.  H.,  besteht  sie  für  den 
Aktionär  gar  nicht  gegenüber  dem  Gesellschaftsgläubiger.  Was  der  Aktionär 
als  Gewinnanteil  in  gutem  Glauben  bezog,  braucht  er  in  keinem  Falle  heraus- 
zugeben. Gegenüber  der  Gesellschaft  ist  der  Aktionär  an  sich  nach  den 
Grundsätzen  über  ungerechtfertigte  Bereicherung  verbunden^);  aber  nach 
B.G.B.  §  814  ist  die  Rückforderung  ausgeschlossen,  wenn  die  Gesellschaft 
wusste,  dass  sie  zur  Leistung  nicht  verpflichtet  war.  Es  bleibt  nur  die  Haftung 
des  Komplementars  der  Kommanditaktiengesellschaft  wegen  gesetzwidriger 
Dividendenzahlung  aus  H.G.B.  §  325.,  mit  §  241 2*  welche  sogar  die  Gesell- 
schaftsgläubiger unmittelbar  geltend  machen  können. 

2.  Dazu  konunt  ein  starker  Anreiz  für  die  Generalversammlung  der  Aktio- 
näre zu  hoher  Bewertung  der  Aktiven  infolge  der  regelmässig  ausserordent- 
lich leichten  Veräusserlichkeit  der  Aktie.  Zu  ihrer  Übertragung  bedarf  e^ 
keiner  gerichtlichen  oder  notariellen  Form;  der  Regel  nach  auch  keiner  Zu- 
stimmung der  Gesellschaft.  Sie  geht  als  Namen-  oder  Inhaberpapier  rasch  von 
Hand  zu  Hand.  Der  Aktionär  kann  sich  somit  zumeist  jederzeit  der  Mitglied- 
schaft entziehen.  Ihm  ist  es  daher  nicht  selten  nur  um  augenblickliche  hohe 
Dividenden  zu  tun.  Ob  sie  der  Gesellschaft  nachher  schaden,  zum  Ruin  der 
Gesellschaft  führen,  ist  ihm  gleichgültig,  da  er  vorher  die  Aktien  veräusi^rl. 
Ja  er  kann  sogar  infolge  der  Verteilung  hoher  Dividende  durch  weite  Bewertung 
hoffen,  dass  er  die  Aktie  zu  hohem  Preise  losschlagen  kann.  Denn  die  hohe 
Dividende  besticht  das  unkundige  Publikum  und  es  steigt  so  die  Nachfrage 
nach  dem  Papier*). 

C.  Somit  fordert  das  Interesse  der  Gesellschaftsgläubiger  hier  vor  allem 
Verscliärfung  des  Schutzes  der  Gläubiger  vor  Überbewertung  der  Aktiva  xinn 
Zwecke  der  Erzielung  hoher  bilanxmässiger  Reingewinne.  Die  entsprechenden 
Vorschriften  finden  sich  in  H.G.B.  §  261.  Wir  «rortem  die  leitenden  Ge- 
danken im  nachstehenden. 

4.  Die  leitenden  Gedanken  von  H.O.B.  g  fMl. 

a)  Das  Verbot  der  Verteilung  nicht  realisierten  Gewinnes  (H.G.B.  §  261 

Ziff.  1—3). 

§  35. 

I.  H.G.B.  §  261  enthält  drei  verschiedene  Gedanken.  Alle  drei  dienen 
dem  Schutze  der  Gläubiger  vor  übermässiger  Gewinnverteilung,  a)  Die  Ziffern 
1 — 3  beschäftigen  sich  mit  der  Verhinderung  der  Verteilung  nicht  realisierten 
Gewinnes;  b)  Ziff.  4  und,  soweit  sie  sich  auf  den  Erneuerungsfonds  bezieht» 
Ziff.  5  schliessen  die  Verteilung  fiktiven^  Gewinnes  aus;  c)  Ziff.  .5  im  übrigen, 
gemeinsam  mit  Ziff.  6,  verhindert  die  Verteilung  von  Bestandteilen  des  Grund- 
stocA;vennögens  als  Reingewinn.  Die  beiden  ersten  Nummern  zusammen  stellen 
ein  Verbot  der  Überbewertung  von  Aktiven  dar. 

*)  Bing  217  4. 

*)  Vgl.  Cosack  118 in,. 
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IL  A.  Die  Bestimmungen  von  §  261  i_j  sind  folgende: 

a)  Ziff.  1  bestimmt:  „Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder 
Marktpreis  haben,  dürfen  höchstens  zu  dem  Börsen-  oder  Marktpreise  des 
Zeitpunktes,  für  welchen  die  B.  aufgestellt  wird,  sofern  dieser  Preis  jedoch 
den  Anschaffung»-  oder  Herstellungspreis  übersteigt,  höchstens  zu  dem  letzteren 
aiigesjetzt  werden;" 

b)  Ziff.  2  lautet:  „Andere  Vermögensgegenstande  sind  höchstens  zu  dem 
Anechaffungs-  oder  Herstellungspreis  anzusetzen;" 

c)  Ziff.  3  schreibt  vor:  „Anlagen  oder  sonstige  Gegenstande,  die  nicht 
zur  Verausserung  bestinunt  sind,  düuien  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren 
Wert  zu  dem  Anschaffung»-  oder  Herstellungspreis  angesetzt  werden,  sofern 
ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in  Abzug  gebracht  oder  ein  ihr 
entsprechender  Emeuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht  wird." 

B.  1.  Es  liegt  nahe,  bei  Auslegung  dieser  Bestimmungen^)  davon  aus- 
zugehen, dass  diejenige  Auslegung  der  Wahrheit  am  nächsten  kommt,  welche 
möglichst  wenig  Abweichungen  von  den  Vorschriften  des  §  40  annimmt 
Denn  der  Eingang  des  §  261  lautet  nicht:  Für  die  Aufstellung  der  B.  der 
A.en  gelten  folgende  Abweichungen  von  §  40,  sondern  der  Eingang  stellt  in 
erster  Linie  die  Anwendbarkeit  des  §  40  auf  die  B.en  der  A.  fest  Er  sagt 
auiidrücklich,  §  40  finde,  wenn  auch  mit  einigen  Abänderungen,  Anwendung: 
„Für  die  Aufstellung  der  B.  kommen  die  Vorschriften  des  §  40  mit  folgenden 
Massgaben  zur  Anwendung'^ 

2.  Von  diesem  Standpunkte  aus  wären  Ziff.  1  und  2  nur  auf  Ver- 
äu?!«eruDg8gegenstände  zu  beziehen.  Nach  §  40  ist  Bewertung  von  Veräusserungs- 
nnd  Betriebsg^enständen  zu  unterscheiden^).  Die  einen  sind  nach  ihrem 
zeitigen  Tausch-,  die  anderen  nach  ihrem  augenblicklichen  Gebrauchswerte  an- 
zusetzen. Warum  sollten  Gegenstände,  welche  für  die  Gesellschaft  nur  Ge- 
brauchs-, nicbt  Verkaufswert  besitzen,  nicht  höher  als  zu  ihrem  derzeitigen 
Markt-  oder  Börsenveräusserungswerte  oder  ihrem  Erwerbspreise  (Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis)  angesetzt  werden  dürfen,  wenn  ihr  Gebrauchswert  ein 
höherer  ist? 

3.  Hieraus  folgte  dann,  Art.  261  Ziff.  3  andererseits  bezöge  sich  nur 
auf  den  Gebrauchswert  der  Gebrauchsgegenstände.  Allein  dagegen  spricht  ein 
Doppeltes.  Einmal,  dass  es  heisst:  „Gegenstände,  die  nicht  zur  Weiterv«?- 
'iu^sertmg  bestimmt  sind . . .,  dürfen  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren 
Wert . . .".  Hiermit  ist  doch  ausgedrückt:  „Gegenstände,  welche  einen  Ver- 
äasserungswert  besitzen,  aber  nicht  zur  Weiterveräusserung  bestimmt  sind, 
dürfen  ohne  Rücksicht  auf  ihren  geringeren  Veräusserungswert . . ."  Anderer- 
^its  ist  formuliert:  „ohne  Rücksicht  auf  eifien  geringeren  Wert".  Also  heisst 
fc:  „ohne  Rücksicht  auch  auf  ihren  geringeren  Veräusserungswert";  „ohne 
fiücksieht  auf  ihren  geringeren  Gebrauchs-  oder  Veräusserungswert". 

ni.  Die  Rechtssätze,  welche  die  Ziffern  1 — 3  aussprechen,  sind  demgemäss 
Dachstehende: 

A.  Zunächst  bestimmen  §  261  Ziff.  1  u.  2  folgendes: 
1.  Börsen-  oder  marktgängige  Wertpapiere  und  Waren,  und  zwar  mangels 
Unterscheidung  des  G.  auch  solche,  welche  für  das  Geschäft  nicht  als  Ver- 
»aseerungs-,  sondern  als  Betriebsgegenstände  in  Betracht  kommen^),  dürfen 
nicht  zu  ihrem  höheren  Veräusserungswerte,  den  sie  ausserhalb  von  Börse  oder 
Markt  besitzen,  ebenso  nicht,    wenn    sie   Gebrauchsgegenstände   sind,   zu   ihrem 

*)  Über  sie  weiteres  unten  §§  167  ff. 

«)  a  oben  §  23  V  (S.  59)  und  unten  §  167. 

•)  Unten  §  168  III  A  2, 
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höheren  Gebrauchswert  angesetzt  werden,  sondern  sie  sind,  gleichgültig,  ob  m 
zur  Yerausserung  oder  zum  Grebrauche  bestimmt  sind,  höchstens  zu  ihrem  zeitigen 
Börsen-  oder  Marktverausserungswerte,  sofern  dieser  den  Erwerbs-  (An8chaffung:s- 
oder  Her8tellungs-)preis  übersteigt,  höchstens  zu  dem  letzteren  anzusetzen. 

2.  Andere  Verausserungs-  oder  Gebrauchsgegenstände  mit  Börsen-  oder 
Marktpreis,  als  Wertpapiere  und  Waren,  und  Verausserungs-  und  Gebrauchs- 
gegenstände, welche  weder  einen  Börsen-  noch  einen  Marktveräusseningswert 
besitzen,  dürfen  nicht  zu  ihrem  höheren  gegenwärtigen  Verausserungs-,  bezw. 
Gebrauchswert  angesetzt  werden,  sondern  höchstens  zu  ihrem  Erwerbsprei?, 
d.  h.  ursprünglichen  Verausserungs  wert 

B.  Weil  es  andererseits  nach  §  40  unstatthaft  ist,  die  Vermögensgegen- 
stände  in  der  B.  unter  ihrem  augenblicklichen  Werte  zu  bewerten,  so  folgt 
hieraus  für  Gebrauchsgegenstände,  von  welchen  §  261  ZifF.  3  allein  handelt 
weiter: 

1.  Wertpapiere  und  Waren  mit  Börsen-  oder  Marktpreis,  welche  für  das 
Unternehmen  als  Gebrauchsgegenstände  in  Betracht  kommen,  müssen  zu  ihrem 
zeitigen  Gebrauchswert  angesetzt  werden,  wenn  dieser  niedriger  als  ihr  Erwerbs- 
preis ist,  nicht  aber  zu  ihrem  gegenwärtigen  Veräusserungswert,  wenn  dieser 
noch  niedriger  als  ihr  derzeitiger  Gebrauchswert  ist^). 

2.  Alle  anderen  Gebrauchsgegenstände  mit  Börsen-  oder  Marktpreis  und  alle 
nicht  börsen-  oder  marktgängigen  Gebrauchsgegenstände  müssen  zu  ihrem  der- 
zeitigen Gebrauchswerte  angesetzt  werden,  wenn  dieser  niedriger  als  ihr  Erwerbs- 
wert ist,  nicht  aber  zu  ihrem  zeitigen  Veräusserungswerte,  wenn  dieser  noch 
niedriger  als  ihr  augenblicklicher  Gebrauchswert  ist^). 

C.  Gebrauchsgegenstände  dürfen  nicht  über  ihrem  Gebrauchs-  oder  Ver- 
äusserungswert angesetzt  werden;  Ausnahme  §  261  Ziff.  3. 

IV.  A.  Der  Meinung  der  Verfasser  des  mit  §  261  in  dieser  Beziehung 
völlig  übereinstimmenden  Art.  ISöa^—g  der  Aktiennovelle  von  1884  entspricht 
dies  Ergebnis  freilich  nicht  völlig.  Im  Gegensatz  zu  den  Verfassern  der  Denk- 
schrift zum  neuen  H.G.B.  von  1897  waren  jene  der  Ansicht,  als  sei  in  §  40 
unter  „Wert"^)  nur  der  Veräusserungswert  zu  verstehen.  Während  wir  in  der 
Denkschrift  I  zum  neuen  H.G.B.  den  Satz  lesen*):  „Die  allgemeine  Vorschrift 
des  §  37  des  Entwurfs  (jetzt  §  40 ii)  bedingt  keineswegs,  dass  die  zu  einem 
kaufmännischen  Geschäfte  gehörenden  Betriebsanlagen  zum  Zwecke  der  Bilanz- 
aufstellung einer  Abschätzung  nach  ihrem  jeweiligen  Verkaufswert  unterzogen 
werden",  begegnet  uns  in  den  Motiven  zum  Aktiengesetz  von  1884*)  die  Be- 
merkung: „Wäre  die  Gesellschaft  genötigt,  in  den  Jahresbilanzen  auch  für  diese 
Gegenstände  bei  der  Möglichkeit  erheblicher  Preisschwankungen  ohne  Verände- 
rung des  Nutzungswerts  den  zeitigen  Verkaufswert  zum  Ansätze  zu  bringen, 
so  würde  sich  vielfach  eine  völlig  unrichtige  Gewinnverteilung  ergeben;  denn 
es  würde  bei  gesteigertem  Preise  das  als  Dividende  verteilt,  was  bei  sinkendem 
Preise  sich  als  unzulässige  Verwendung  des  Grundkapitals  ergebe."  Hiennit 
ist  die  Meinung  ausgesprochen,  als  wären  Gebrauchsgegenstände  nach  §  40  zu 
ihrem  jeweiligen  Verkaufswerte  anzusetzen,  während  doch  schon  nach  §  40  die 
Ansetzung  von  Gebrauchsgegenständen  über  ihrem  zeitigen  Gebrauchswerte 
unstatthaft  ist     Und  die  Bedeutung  des  §  261 3    wäre  dann,    dass   nur,    wenn 


»)  Vgl.  unten  §  168  II  A. 

*)  „Sind  sämtliche  Vennögensgegenstände  ...  nach  dem  Werte  anzusetron,   der 
ihnen  in  dem  Zeitpunkte  beizuleiren  ist,  für  welche  die  Aufstellung  stattfindet.'' 
»)  S.  47. 
*)  Bundesratsvorlage  S.  180  f.    Vgl.  Bing,  A.  239  bjo  (S.  612). 
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ihr  derzeitiger  Veraußserungs-,  nicht  aber,  wenn  ihr  derzeitiger  Gebrauchswert 
hinter  dem  Erwerbspreis  zurückbleibt,  eine  Einstellung  zum  Erwerbspreis  mit 
Abzug  des  Abnutzungsbetrages  zulassig  sei. 

B.  Es  bedarf  keiner  Ausführung,  dass,  was  die  Verfasser  des  6.  meinen, 
für  die  Auslegung  nicht  bindend  ist,  wenn  es  im  G.  selbst  nicht  zum  Ausdruck 
gelangt.  Wir  haben  daher  auch  an  einschlägiger  Stelle*)  den  WertbegrifF  des 
§  40  unabhängig  von  der  Meinung  der  Verfasser  der  Aktiennovelle  des  Jahres 
1884  entwickelt,  dargelegt,  dass  §  40  einen  doppelten,  Verkaufs-  und  Ge- 
brauchswert umfassenden  Wertbegrifi*  enthält.  Auch  bei  der  Auslegung  von 
§  261  Ziff.  3  sind  wir  demgemäss  nicht  an  die  Anschauung  der  Gesetzesver- 
iüsser  gebunden. 

V.  A.  Um  aber  nach  Feststellung  des  Sinnes  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  1^3 
2um  Zwecke  dieser  Bestimmungen  und  damit  zum  Nachweis  zu  gelangen,  dass 
diese  drei  Ziffern  sich  mit  der  Frage  der  Verhinderung  von  Verteilung  nicht- 
reaüsierten  Reingewinns  beschäftigen,  so  enthalten  die  Ziffern  1  und  2,  kurz 
gesagt,  folgende  Bestimmung: 

1.  Nach  H.G.B.  §  40  dürfen  die  Aktiva  nicht  unter  ihrem  derzeitigen 
Verkaufs-  bezw.  Gebrauchswerte  angesetzt  werden;  nach  §  261  Ziff.  1  und  2 
müssen  sie  es,  wenn  ihr  derzeitiger  Börsen-  oder  Marktpreis,  bezw.  ihr  Erwerbs- 
preis niedriger  ist.  Es  dürfen  also  Wertsteigerungen  der  Vermögensgegenstände 
über  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  hinaus  nicht  als  Aktiva  in 
Ansatz  gebracht  werden.  Wäre  es  zulässig,  so  würde  dadurch  die  Reinge- 
winnsziffer gesteigert,  denn  je  höher  die  Ziffer  der  Aktiva,  um  so  grösser  die 
Restsumme,  welche  nach  Abzug  aller  Schulden,  des  Grundkapitals  und  des 
Reservefonds  ak  bilanzmässiger  Beingewinn  bleibt  Würde  der  also  gesteigerte 
Gewinn  verteilt,  so  würde  ein  Gewinn  ausbezahlt,  der  noch  nicht  in  Geld  um- 
g&*etzt,  noch  nicht  realisiert  ist  Die  Möglichkeit  seiner  Realisation  ist  aber 
ungewifis.  Der  Börsenpreis  von  Wertpapieren  und  Waren,  der  Marktpreis  der 
Vorräte,  der  Grebrauchswert  der  Betriebsanlagen  kann  sinken.  Dann  ist  der 
Gewinn  unter  Umständen  aus  Mitteln  gezahlt,  welche  zur  Erhaltung  des 
Grundstockvemiögens  erforderlich  gewesen  wären.  Eine  Schmälerung  der  Deckung 
des  Grundstockvermögens  wäre  damit  gegeben,  eine  Schädigung  der  Gesell- 
?chaftsgläubiger  eingetreten. 

2.  a)  Indes  haben  alle  diese  Erwägungen  unbedingt  praktische  Bedeutung 
nur  für  nichtreaüsierten  Gewinn  aus  Gebrauchsgegenständen,  nicht  für  nicht- 
reaÜsierten  Gewinn  aus  Veräusserungsgegenständen.  Den  letzteren  kann  die 
rresellschaft,  wenn  sie  ihn  nicht  als  stille  Reserve  behalten  will,  vor  Ablauf 
«les  Geschäftsjahres  leicht  realisieren.  Die  Gesellschaft  verkauft  die  im  Kurs 
über  den  Erwerbspreis  erheblich  gestiegenen  Papiere,  um  sie  sofort  wieder  zu 
kaufen;  dann  ist  der  neue  Erwerbspreis  der  einzusetzende  Anschaffungspreis. 
Eine  vorsichtige  Gesellschaft,  welche  auf  dauernde  Gleichheit  der  Dividende 
büt,  wird  allerdings  die  dadurch  herbeigeführte  Gewinnsteigerung  nicht  ver- 
teilen, sondern  in  offene  Reserve  stellen.  Immerhin  enthält  §  261  Ziff.  1  u.  2  für 
Veräusserungflgegenstände  mit  höherem  augenblicklichen  Werte  keine  tatsächliche 
Sehranke.  Die  Bestimmungen  können  leicht  umgangen  werden*).  Der  Ver- 
Wilung  eingetretener  Wertsteigerungen  von  Veräusserungsgegenständen  lässt 
^'A  wirksam  nur  durch  die  zwingende  Vorschrift  begegnen,  dass  solche  Kurs- 
•j^winne  einem  Kursreservefonds  zuzufliessen  hätten^), 

')  8  23. 

*)  Vgl.  Casaek  118 II  und  Beisch  II  16,. 

»)  Beiseh  II  16  j. 
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b)  Trotzdem  wäre  es  zu  weit  gegangen,  würde  man  behaupten,  die  Be- 
stimmung sei  für  Veräusserungsgegen stände  überflüssig.  Es  ist  immerhin  möglich, 
dass  bei  späterer  Realisation  ein  höherer  Preis  als  der  Erwerbspreis  nicht  erzielt 
wird.  Dann  wäre  tatsächlich  doch  nichtrealisierter  Grewinn  verteilt  {Staub, 
G.-G.  42  Anm.  21).  Also  nur,  wenn  die  Möglichkeit,  zu  höherem  Preise  zu 
verkaufen,  ganz  unbedingt  sicher  bleibt,  entbehrt  die  genannte  Vorschrift  für 
Veräusserungsgegenstände  praktischer  Bedeutung. 

c)  Es  kommt  hinzu:  Kann  die  A.  auch,  um  den  höheren  Gewinn  in 
Rechnung  setzen  zu  können,  gegen  Ende  des  Jahres  die  im  Wert  gestiegenen 
Gegenstände  verkaufen,  um  sie  sofort  zu  dem  höheren  Preise  wieder  zu  kaufen, 
so  ist  doch  immer  zu  bemerken,  dass  die  Einstellung  des  höheren  AnschafFungs- 
werts  nur  dann  zulässig  ist,  wenn  die  verkaufende  und  wiederkaufende  Gesell- 
schaft eine  Zeit  lang,  wenn  auch  nur  auf  wenige  Minuten,  die  Gefahr  getragen 
hat,  die  Gegenstände  nicht  zu  dem  Preise  zurückerwerben  zu  können,  zu 
welchem  sie  dieselben  verkaufte.  Eine  solche  Auslegung  der  Bestimmung,  deren 
Absicht  ist,  das  gesetzliche  Verbot  gegen  gar  zu  leichtes  Umgehen  zu  schützen, 
bleibt  noch  innerhalb  der  zulässigen  Grenzen  einschränkender  Auslegung.  Der 
höhere  Preis  darf  somit  nicht  eingestellt  werden,  wenn  die  G.  bereits  vor  dem 
Verkauf  sich  gesichert  hat,  die  Gegenstände  zum  Verkaufskurse  zurückzuerhalt^^u. 
Deshalb  ist  unstatthaft  ein  Kostgeschäft  der  Gesellschaft,  kraft  dessen  sie  ihre 
Effekten  für  Ultimo  November  zu  dem  höheren  Kursstande  verkauft,  um  sie 
in  der  gleichen  Höhe  für  Ultimo  Dezember  zurückzukaufen^). 

B.  §  261  ZifT.  3  enthält  eine  besondere  Bestimmung  für  Gebrauchs- 
gegenstände. 

1.  §  40 II  schreibt  vor:  Gebrauchsgegenstände  dürfen  wohl  über  ihrem 
derzeitigen  Verkaufs-,  aber  nicht  über  ihrem  derzeitigen  Gebrauchswert  angesetzt 
werden. 

2.  Dies  ändert  §  261  ZifT.  1  und  2  ab.  Hiemach  dürfen  alle  Ver- 
mögensgegenstände höchstens  zu  ihrem  Erwerbs-  (bezw.  niedrigerem  derzeitigen 
Börsen-  oder  Markt-)preis  angesetzt  werden.  Ist  ihr  späterer  Gebrauchs- 
bezw.  bei  Veräusserungsgegen  ständen  Tauschwert  niedriger,  so  müssen  sie  zu  diesem 
zum  Ansatz  gelangen.  Alle  Vermögensgegenständo  dürfen  nicht  über  ihren 
derzeitigen  Gebrauchs-  bezw.  Verkaufs  wert  angesetzt  werden. 

3.  Dies  ändert  wieder  §  261  Ziff.  3:  Gebrauchsgegenstände  dürfen  zu 
einem  höheren  als  ihrem  dermaligen  Gebrauchs-  oder  Verkaufswerte,  zu  ihrem 
Erwerbspreis  abzüglich  der  Wertminderung  durch  Abnutzung  angesetzt  werden. 
Machen  die  Gesellschaften  davon  Gebrauch,  so  wird  dadurch  die  Reingewinn- 
ziffer gesteigert.  Aber  die  Möglichkeit  einer  Schmälerung  der  zur  Deckung 
des  Grundstockvermögens  erforderlichen  Mittel  ist  dadurch  doch  nicht  veranlasset. 
Denn  der  Vennögensgegen stand  ist  dauernd  zum  Geschäftsbetrieb,  nicht  zur 
Wertveräusserung  bestimmt.  Also  besteht  keine  Gefahr,  dass  er  zu  dem 
niedigeren  Verkaufswerte  veräussert  wird  und  dadurch  die  Gesellschaft  weniger 
Aktivwerte  erhält,  als  sie  in  dem  Gegenstand  besass.  Es  wird  hier  demnach 
zwar  nichtrealisierter  Reingewinn  verteilt,  aber  ohne  dass  daraus  die  Gefahr 
einer  Schmälerung  des  den  Gläubigern  als  Kreditbasis  dienenden  Grundstock- 
vermögens, also  eine  Gefährdung  der  Gläubigerinteressen  entstünde. 

VI.  Im  übrigen  bedarf  die  Auslegung  des  §  261  Ziff.  3  noch  einiger 
Bemerkungen. 

A.  1.  Simon  meint  S.  368,  die  Worte  „ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren 
Wert"  hätten   aus  dem  G.  fortbleiben  können;    sie  seien  nur  hinzugefügt^  weil 

»)  Simon  341  f.;  Bing,  A.  606;  femer  Hing  261 4. 
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§  261  ZifT.  3  zulasse,   was  §  261  Ziü*.  1  und  2  verböten:    die  Ansetzung   zu 
hoher,  d.  h.  ül)er    den  derzeitigen  Wert    hinausgehender    Werte.      Das  letztere 
i^t  richtig,  aber  nicht  der  daraus  gezogene  Bchluss.    Denn  würde  §  261  Ziff.  3 
lauten:    Gebrauchsgegenstande  dürfen    ziun  Erwerbspreis    angesetzt   werden,    so 
könnte     die  Vorschrift,    zu    welcher  §  261  3    doch    im  Gegensatz    stehen  soll, 
nicht  auch  ein  „dürfen",  sondern  nur  ein  „müssen"  enthalten.  §  261  ZifT.  1  und  2 
enthalten    kein    „müssen".     Die  heranzuziehende  Vorschrift    wäre   also  §  40 11. 
Dnnach    stünde   §  261  Ziff.  3  mit  261  Ziff.  1    und  2  ausser  Zusammenhang. 
2.  In  der  Tat  ist  dies  die  Meinung  Simons,  Ziff.  3  setze  für  ihren  Um- 
fang die  Bestimmungen  der  Ziff.  1  und  2  ausser  Kraft.  Ziff.  1  und  2  bezögen 
sich  auf  Veräusserungs-,   Ziff.  3  nur  auf  Gebrauchsgegenstände^).     Dann  aber 
konnte  die  Bestimmung  der  Ziff.  3  in  Beziehung  niu*  gesetzt  werden  zum  Ge- 
brauchswert der  Gebrauchsgegenstände.    Denn  hinsichtlich  dieser  betrifft  §  40  n 
lediglich  deren  Gebrauchswert:  Gebrauchsgegenstände  müssen  zu  ihrem  zeitigen 
Gt^brauchswerte  angesetzt  werden.     Und  die  Bedeutung  von  §  261g  wäre:    sie 
dürfen,  sei  dieser  geringer  oder  höher  als  ihr  Gebrauchswert,  zu  ihrem  Erwerbs- 
preis angeätzt  werden,  wenn  gleichzeitig  die  Wertminderung  wegen  Abnutzung 
in  Abzug  gelangt.     Allein    was  der  Gesetzgeber  mit  §  261 3    sagen  wollte,   ist 
nicht  bloss,    dass    die  Gebrauchsgegenstände    zu    ihrem  Erwerbspreis   angesetzt 
werden  dürfen,  wenn  dieser  höher  als  ihr  Gebrauchswert  ist  —  so  sehr  differieren 
Erwerbspreis    nach    Abzug    der  Abnutzungsquote    und    Gebrauchswert    in    der 
Regel  nicht  — ,    sondern  was    die  Bestimmung    sagen    sollte,    ist,   dass  die  ge- 
nannten Gebrauchsgegenstände  zum  Erwerbspreis  angesetzt  werden  dürfen,  auch 
wenn  dieser  höher  als  ihr  Verkaufswert  ist.   Behauptet  Simoriy  wie  er  es  tut^), 
<la3««  unter  Wert    in  §  261 3    nur    der  Veräusserungswert  zu  verstehen  sei,    so 
hängt  diese  Behauptung  von  seinem  Ausgangspunkte  aus  in  der  Luft.     Wenn 
dagegen    mit  „Wert"    schlechthin    gesagt    sein    will,    dass    darunter    auch   Ver- 
äu:$seruDgswert  zu  verstehen  sei,  so  ist  erwiesen,  dass  die  Worte  „ohne  Rücksicht 
auf  einen  geringeren  Wert"  nicht  überflüssig  sind. 

3.  Eine  selbstverständliche  Folge  aus  der  Meinung  Simons  ist,  dass 
(lauernde  Gebrauchsgegenstände  nach  §  261  Ziff.  3  auch  bewertet  werden 
dürfen,  wenn  der  gegenwärtige  Gebrauchswert  oder  derzeitige  Börsen-  und 
Markt-  oder  sonst  in  Betracht  kommende  Verkaufswert  höher  als  derErwerbs- 
pnjis  ist. 

4.  Die  Anschauung  von  Simon  wird  geteilt  von  Ring^),  Unsere  Ansicht 
^timmt  dagegen  völlig  mit  der  Staubs*)  überein,  während  Makower^)  von  ihr 
iD.<iofem  abweicht,  als  nach  ihm  Bewertung  gemäss  §  261  Ziff.  3  auch  zulässig 
ist,  wenn  der  derzeitige  Wert  den  Erwerbspreis  übersteigt.  Maatz%  der  sich 
nur  zu  §  261  Ziff.  2  äussert,  betont  mit  Recht,  dass  dem  Wortlaut  nach  diese 
Ziffer  sich  auf  alle  Vennögensgegenstände,  nicht  bloss  auf  Vemusserungs- 
gegenstände  beziehe. 

B.  1.  Auch  das  preussische  Oherverwaliimgsgei'^icht'^)  vertritt  die  Anschauung, 
dass  in  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  unter  „Wert"  nur  der  „objektive  Verkaufswert 
unter  Voraussetzung  des  Fortbestandes  des  Geschäftes"    zu    verstehen    sei  und 


«)  S.  328f. 

«)  S.  315. 

•)  §  261,-,,. 

*)  §  261  „;  Staub,  G.-G.  42^, 

»)  §  261  VIc  u.  e  und  IX  b. 

•)  S.  177,. 
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die  Bilanzaktiveii  muss  in  anderem,  als  in  ihrem  Wesen  liegen.  Er  liegt  in  der 
mit  ihrer  Einsetzung  in  die  Aktiva  verbundenen  Gefahr  der  Dopjjelbewertung 
von  Vermögensgegenstanden  ^). 

B.  1.  Es  ist  ein  bei  Erwerbsgesellschaften  notwendiger  wirtschaftlicher 
Geschäftsgrundsatz,  dass  die  Unternehmung  bestrebt  ist,  in  dem  Preis  ihrer 
Erzeugnisse  die  Herstellungskosten  ersetzt  zu  erhalten.  Einen  Teil  dieser 
Kosten  machen  die  Ausgaben  für  Einrichtung  und  Verwaltung  aus,  denn  ohne 
Einrichtung  und  Betriebstatigkeit  der  Verwaltung  ist  eine  Herstellung  der 
Erzeugnisse  nicht  möglich.  Die  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten,  die 
Greneralunkosten,  kommen  demgemäss  rechnerisch  zu  dem  Teile,  der  von  ihnen 
anteilsmässig  auf  die  Produktion  entfällt,  in  der  Summe  der  Herstellungspreise 
der  vom  Unternehmer  hervorgebrachten  Erzeugnisse  zum  Ausdruck;  sie  stecken  in 
diesem  Herstellungspreise.  Gelangt  dieser  daher  in  irgend  einer  Form  zur  Einsetzung 
in  die  Aktiva,  so  können  soweit  die  Errichtungs-  und  Venvaltungskosten  nicht  noch 
als  solche  in  die  Aktiva  eingestellt  werden.  Sie  ersclieinen  unter  den  Bilanzaktiven 
bereits  einmal  in  den  dort  einzusetzenden  Vorräten  hergestellter  Ware,  die  doch 
als  Vermögensbestandteile  unter  den  Aktiven  zu  bewerten  sind,  und  dann  in 
den  Aktivwerten  (Geld,  Effekten,  Wechsel-  und  anderen  Forderungen  [Debi- 
toren]), welche  das  Unternehmen  als  Kaufpreis  für  in  diesem  Jahre  hergestellte 
Waren  erhielt,  die  Errichtungskosten  ferner  in  den  durch  die  Ausgaben  für 
Errichtung  angeschaflflen  Vennögensgegenständen  (Bureaueinrichtungen  u.  s.  w.). 

2.  An  sich  könnte  demnach  der  Teil  der  Errichtungs-  und  Jahresver- 
waltungskosten, welcher  nicht  schon  in  anderen  Bilanzaktiven  als  Aktiv  wert 
mitbewertet  ist,  noch  als  besonderes  Aktivum  in  die  B.  eingesetzt  werden. 
Allein  weil  dann  die  Gefahr  bestünde,  dass  die  nach  hoher  Tantieme  und  Divi- 
dende strebenden  Gesellschaftsorgane  unter  den  Verwaltungs-  und  Errichtungs- 
kosten auch  noch  einmal  den  Teil  derselben  mitansetzten,  welcher  schon  in 
anderen  Bilanzaktiven  steckt,  hat  der  Gesetzgeber  die  Aufnahme  eines  be- 
sonderen Postens  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  in  die  Bilanzaktiva  über- 
haupt verboten. 

C.  1.  Nach  dem  Wortlaut  von  §  261  Ziff.  4  scheint  die  Aufnahme  der 
Ausgaben  für  Errichtung  und  Verwaltung  unter  die  Bilanzaktiva  überhaupt 
verboten;  denn  die  Ziffer  lautet  schlechthin:  Die  Kosten  der  Errichtung  und 
Verwaltung  dürfen  nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden".  Allein  da^is 
der  Gesetzgeber  damit  nichts  anderes  sagen  will,  als:  sie  dürfen  als  solche, 
als  besondere  Posten  nicht  in  das  Aktivum  eingesetzt  werden,  dass  er  nicht  verbieten 
will,  sie,  soweit  sie  in  anderen  Vermögensgegenständen  stecken,  unter  den  Aktiven 
mitzube werten,  geht  daraus  hervor,  dass  der  Gesetzgeber  in  §  261  Ziff.  2  bezw. 
§  40 II  des  H.G.B.  vorschreibt,  diejenigen  Vermögensgegenstände,  welche  zur„Weiter- 
veräusserung^^  bestimmt  sind,  seien  zu  ihrem  „Herstellungspreise",  eventuell  wenn 
dieser  niedriger,  zu  ihrem  zeitigen  Verkaufswerte  anzusetzen.  Herstellungs-  und  Ver- 
kaufspreis sollen  doch  die  Selbstkosten  decken  und  dazu  rechnen  fraglos  auch 
die  Ausgaben  für  Verwaltungs-  (Betriebs)gegenstande  und  VerwaltungspersonaL 
Es  hätte  vom  Gesetzgeber  in  §  261  Ziff.  1 — 3  besonders  hervorgehoben  werden 
müssen,  wenn  er  in  den  Herstellungspreis  den  Anteil  der  hergestellten  Sache 
an  den  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  nicht  eingerechnet  wissen  wollte*). 

2.  Übrigens  lässt  sich  noch  aus  einem  anderen  Grunde  mit  Bestimmtheit 
annehmen,  dass  der  Gesetzgeber  nicht  die  Mitbewertung  der  Errichtungs-   imd 


')  Wegen  des  österr.  Bechtes,  das  diesbezügliche  Vorschriften  auch  hier  nur  für 
einzelne  Gattungen  von  A.en  enthält,  s.  unten  §  95. 
*)  Vgl.  näher  §  172  IL 
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Verwaltungskosten  in  anderen  Bilanzaktiven,  sondern  lediglich  ihre  Einsetzung 
i\k  besondere  Bilanzaktiven  verbieten  wollte. 

a)  In  der  Aktiennovelle  vom  11.  April  1870  Art.  239a,  wo  zuerst  diese 
Bestimmung  erschien,  lautete  dieselbe:  ,,Die  Kosten  der  Organisation  und  Ver- 
waltung dürfen  nicht  als  Aktiva,  müssen  vielmehr  ihrem  vollen  Betrage  nach 
in  der  Jahresrechnung  als  Ausgabe  erscheinen.'' 

b)  So  unrichtig  in  diesem  Satze  das  „vielmehr**  ist,  weil  es  die  Vor- 
>tellung  erweckt,  als  würde  durch  Einstellung  der  Verwaltungs-  und  Organi- 
sadonskosten  unter  die  Bilanx&küvs.  deren  Einstellung  in  die  Gewinn-  und 
IVr/u^/rechnung  als  Ausgabe  ausgeschlossen  sein,  so  zeigen  doch  die  Worte 
„zu  ihrem  vollen  Betrage",  dass  dem  Gesetzgeber  die  Meinung  vorschwebte,  in 
die  Bilanzaktiva  könnten  die  Organisations-  und  Verwaltungskosten  nur  zu 
einem  Teilbetrag  als  Aktivum  eingestellt  werde»,  eben  nur  zu  dem  Teile, 
welcher  nicht  in  anderen  Aktivwerten^  also  insbesondere  nicht  im  Herstellungs- 
(nler  Verkaufspreise  der  Waren  schon  mit  enthalten  ist.  Somit  ging  der  Ge- 
-^etzgeber  des  Jahres  1870,  wenn  er  vom  Herstellungspreis  spricht,  von  der 
Vorstellung  aus,  dass  darin  auch  die  anteilsmässigen  Verwaltungskosten  mit 
inbegriffen  sind.  Es  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  den  Gesetzgeber  des 
Jahres  1897  nicht  die  gleiche  Vorstellung  beherrscht  haben  sollte,  nachdem 
5i  261  im  übrigen  mit  Art.  239a  der  Novelle  von   1870  übereinstimmt. 

ni.  Im  besonderen  Teile  werden  wir  darzulegen  haben,  dass  der  Satz 
.die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  dürfen  nicht  als  Aktiva  in  die 
B.  eingesetzt  werden",  nicht  zum  Gegensatz  hat:  sie  dürfen  als  Passiva  in  die 
B.  eingesetzt  werden.  Vielmehr  ist  der  Gegensatz:  sie  dürfen  überhaupt  nicht 
in  die  B.  eingestellt  werden. 


ß)  Ifimeaeraiii^sfonds. 

§  37. 

I.  H.G.B.  §  261  Ziff.  4  des  H.G.B.  spricht  etwas  aus,  wa.*  an  sich 
nicht  aus  der  Natur  der  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  folgte.  Denn 
ruich  diec^r  dürfte  der  Teil  jener  Kosten,  welcher  nicht  im  Werte  anderer  Ver- 
nir^»nÄ»tände  mit  steckt,  als  selbständiger  Aktivposten  in  die  B.  aufgenommen 
Werden.  Anders  liegt  es  mit  der  Bestimmung  von  §  261  Ziff.  5,  dass  „der 
Betrag  eines  jeden  Emeuerungsfonds  unter  die  Passiva  aufzunehmen  ist". 
Diese  Vorschrift  entspricht  dem  Wesen  des  Erneuerungsfonds  im  Sinne  des  G. 

n.  Was  das  G.  unter  Emeuerungsfonds  versteht,  geht  aus  H.G.B.  §  261 
Ziff.  3  hervor.  Dort  heisst  es  Anlagen  (z.  B.  Fabrikgebäude)  und  sonstige 
lauernd  zum  Greschäftsbetriebe  der  A.  bestimmte  Gegenstände  dürfen  ohne 
Rücksicht  auf  ihren  geringeren  Gebrauchs-  oder  Verkaufswert  zum  Anschaffungs- 
"W  Herstellungspreis  angesetzt  werden,  sofern  ein  der  Abnutzung  gleich- 
•itiiunender  Betrag  in  Abzug  gebracht  oder  ein  ihr  entsprechender  Erneuerungs- 
imds  in  Ansatz  gebracht  winl.  Erneuerungsfonds  ist  also  jedenfalls  ein 
Bilanzposten,  der  die  Wertmuiderung,  welche  ein  dauernder  Gebrauchsgegenstand 
•Dreh  Abnutzung  erfilhrt,  bilanzmässig  zmn  Ausdruck  bringt.  Aber  die  Be- 
'^^utang  darf  wegen  des  Namens  Emeuerungsfonds  auch  weiter  gefasst  werden, 
'ia  Erneuerung  nicht  bloss  wegen  Abnutzung  und  Erneuerung,  d.  h.  Wert- 
-indenmg  überhaupt  nicht  bloss  bei  dauernden,  sondern  auch  bei  vorübergehenden 
Gtrbrauchsgegenstanden    möglich    ist.       Emeuerungsfonds    ist    demgemäss    ein 

£<>hu,  Die  BllAns*>n  der  AktlengeiiolUchaften.  7 
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Bilanzposten,  welcher  die  Wertminderung,  die  ein  Gebrauchsgegenstand  erfährt, 
in  der  B.  ziffernniässig  zum  Ausdruck  bringt'). 

III.  Seiner  Natur  nach  muss  der  Erneuerungsfonds  Bilanzpassivum  sem. 
Denn  der  Gebrauchsgegenstand  ist  ein  Aktivum^).  Soll  nun  dessen  Wert^ 
minderung  in  der  B.  durch  eine  selbständige  Ziffer,  als  ein  selbständiger  Posten 
ersichtlich  werden,  so  kann  dies  nicht  anders,  als  durch  Ansatz  im  Passivum 
geschehen.  Denn  Ansatz  auf  der  Aktivseite  als  selbständige  Ziffer  vermag 
nicht  m,  sondern  nur  vor  der  B.,  d.  h.  nur  vor,  nicht  hinter  dem  massgebenden 
Bilanzstrich  zu  geschehen.  Hinter  dem  Strich  kann  in  diesem  Falle  der  Gre- 
brauchsgegenstand  bloss  mit  seinem  um  die  Wertminderung  abgeminderten  W^ertr 
betrag  zum  Ansatz  gelangen,  weil  ihm  dann  auf  der  Passivseite  keine  Aus- 
gleichungsziffer gegenübersteht 

Es  lässt  sich  also,  wie  schon  früher*)  bemerkt,  entweder  buchen: 
Aktiva  Passiva 

Ursprünglicher 

Maschinenwert        .     7  000 
Abnutzung  ....        500     6500 

Dann  liegt  im  Sinne  des  G.  „Abzug",  buchführungsmässige  AbscJtreibung 
der  Wertminderung  vor;  oder  es  kann  gebucht  werden 

Aktiva  Passiva 

Ursprünglicher  Maschinenwert    7000     {     Maschinenerneuerungsfonds  500 

Dann  liegt  un  Sinne  des  G.  „Ansatz"  der  Wertminderung,  „Erneuerungs- 
fonds" oder,  wie  die  Praxis  zum  Teil  richtiger  sagt,  (Maschinen-)Amorti8ation8konto 
vor.  Der  Erneuemngsfonds  ist  Ansetzung  von  Wertminderungsabschreibungeii  anes 
Gebrauchsgegenstandes  auf  der  Passivseite  der  B.,  die  ziffernmässige,  rechnerische 
Ersichtlichmachung  der  Wertminderung  eines  Gebrauchsgegenstandes  in  der  B. 
in  der  Weise,  dass  der  Betrag  der  Wertminderung  dem  im  Aktivum  stehenden 
ursprünglichen  Wert  (Erwerbspreis)  des  Gegenstandes  kontomässig,  also  im 
Passivum  als  selbständiger  Posten  gegenübergestellt  wird. 

IV.  Obwohl  dieser  Posten  demnach  seiner  Natur  nach  nichte  änderte 
als  ein  Wertberichtigungs-,  ein  Korrekturposten  ist,  indem  er  den  im  Aktivum 
mit  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  zu  hoch  angegebenen  Wert  des 
Gebrauchsgegenstandes  auf  sein  wirkliches  Mass  zurückführt*),  wird  er  doch 
Fonds  genannt  und  so  die  Vorstellung  erweckt,  als  repräsentiere  er  positive 
Mittel,  Aktivvermögen.  Demgemäss  könnte  eine  A^  versucht  sein,  den  Er- 
neuerungsfonds unter  die  Aktiva  aufzunehmen.  Weil  derselbe  aber  seinem 
Wesen  nach  nur  ein  Korrekturkonto  ist,  würde  damit  nur  ein  angenommener 
aktiver  Vermögensgegenstand,  nicht  ein  wirklich  materieller  Aktivwert  geschaffen 
und  so  durch  ihn  dazu  beigetragen,  die  Reingewinnsziffer  zu  erhöhen,  denn  je 
höher  die  Summe  der  Aktiva,   um  so  grösser  auch  die  die  Passiva  der  S.  mit 


')  Über  diese  ausdehnende  Auslegung  ausführlich  unten  §  168  II  B  2  e  ß. 

*)  Auch  die  Abschreibung  an  einem  Passivum  (z.  B.  einer  Schuld)  kann  durch 
Reibständigen  Gegenposten  erfolgen,  aber  der  Name  Erneuerungsfonds  ist  für  ein 
solches  selbständiges  Abschreibungskonto  un  verwendbar;  dann  wohl  geht  es  noch  eben 
an,  die  Abminderung  des  Wertes  eines  Akiivums  als  Erneuerung  zu  bezeichnen,  aber 
zu  sehr  widerspricht  der  natürlichen  Bedeutung  von  Erneuerung,  die  Abminderung 
einer  Schuld  ein  Erneuern  derselben  zu  nennen. 

«)  §  21  IV  A. 

*)  Staubf  Q.-G.  42^4  spricht  sehr  gut  von  Zurückführung  des  höheren  Schein- 
wertes  des  Aktivums  auf  den  wahren  Wertsbetrag  desselben.  Vgl.  auch  oben  S  21 
IV  A  2  c. 
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ilen  Bllanzaktiven  ausgleichende  Abschlus^umnie  auf  der  rechten,  der  Passivseite, 
(jie  Reiiigewinnzifier.  Damit  aber  wäre  in  dieser  Zißer  fiktiver  Reingewinn 
enthalten.  Würde  er  verteilt,  so  bestünde  die  Gefahr,  dass  zur  Deckung  des 
Grandstockvermögens  erforderliche  Mittel  als  Reingewinn  ausbezahlt  würden. 
Dies  wäre  geeignet,  die  Qlaubiger  der  A.  zu  schädigen.  Tim  solches  zu  ver- 
meiden, daher  die  Vorschrift:  „Der  Betrag  eines  jeden  Emeuerungsfonds  ist 
unter  die  Passiva  aufzunehmen;"  d.  h.  kein  Erneuerungsfonds  im  Sinne  von 
H.GÄ  §  261  Ziff.  3  darf  unter  die  Bilanzaktiva  eingestellt  werden. 

V.  Durch  den  Beisatz  „im  Sinne  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  3"  haben  wir 
bereits  angedeutet^  dass  ein  Erneuerungsfonds  anderer  Art  unter  Umständen 
auch  als  Bilanzaktivum  eingesetzt  werden  darf.  Doch  haben  wir  hiervon  und 
von  der  Unzutreffendheit  des  Namens  Erneuerungsfonds  für  diesen  Wertbe- 
richtigungskonto nicht  an  dieser  Stelle,  sondern  in  der  Lehre  von  Reservefonds 
un<i  Abschreibungen^)  zu  sprechen.  Hier  sei  nur  noch  etwas  Bilanzrechtliches 
ausdrücklich  betont,  was  schon  in  den  bisherigen  Ausführungen  stillschweigend 
gf-äuäiiert  wurde:  Wenn  §  261  Ziff.  3  lautet:  Gebrauchsgegenstände  dürfen  zum 
Erwerbspreis  angesetzt  werden,  sofern  der  Abnutzungsbetrag  in  Abzug  oder  als 
Emeuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht  wird,  so  ist  beidemal  buchführungsmässig 
nicht  dasselbe  Ansetzen,  d.  h.  Ansetzen  an  derselben  Stelle  gemeint,  sondern 
ila«  einemal,  d.  h.  im  ersten  Fall  Ansetzen  auf  der  Aktivseite  vor  dem  Strich, 
nur  das  anderemal  dagegen,  d.  h.  im  zweiten  Falle,  als  Gegenposten  zum 
Emeuerungsfonds,  hinter  dem  Strich^). 

VI.  Was  in  H.G.B.  §  261  fehlt,  sind  besondere  Vorschriften  gegen 
ßiJ«lung  fiktiven  Grewinnes  durch  Unierbewertung  der  Schulden.  Allein  ein 
Anlass  zu  solchen  besonderen  Vorschriften  war  nicht  gegeben.  Der  Wert  (ier 
Schulden  ist  im  allgemeinen  ein  stabiler,  unterliegt  nicht  solchen  Veränderungen, 
wie  der  Gebrauchs-  oder  Tauschwert  von  Aktiven,  z.  B.  der  Gebrauchswert  von 
Maschinen  und  der  Verkaufswert  von  Warenvorräten.  Es  ist  daher  hier  dem 
frvien  Ermessen  der  Gesellschaft<H>rgane  weniger  Spielraum  gelassen.  Sie  sind 
an  die  Ansätze  der  Spezialkonten,  insbesondere  des  Kontokorrentkontos  gebunden. 
DahtT  bedarf  es  keines  besonderen  Gläubigerschutzes  in  dios(»r  Richtung. 

e)  Das  Verbot  der  Terteilanff  von  Grandkapital  und 
Reservefonds. 

§  38. 

I.  Als  Inhalt  des  übrigen  Teiles  von  §  261  Ziff.  5  zusammen  mit  §  261 
Ziff.  6  bezeichneten  wir  im  Eingange  des  §  35  das  Verbot  der  Verteilung 
von  Grundstock  vermögen  als  Reingewinn. 

n.  Das8  Grundkapital  und  Reservefonds  nicht  als  Reingewinn  verteilt 
winien  dürfen,  erscheint  nach  ihrem  natürlichen  Gegensatz  zu  Reingewinn  als 
*lbstverstandlich.  Grundstockvermögen  kann  nur  als  Grundstockvermögen, 
licht  aL<  Reingewinn  verteilt  wertlen.  Wenn  also  §  213  mit  §  215  vorschreibt, 
U-<  während  bestehender  Gesellschaft  lediglich  Reingewinn  an  die  Aktionäre 
:»i-l)ezahlt  werden  darf,  so  ist  damit  eben  Verteilung  von  Grundstock  vermögen 
«ihivind  des  Bestehens  der  Gesellschaft  ausgeschlossen,  also  kann  es  auch 
'i:''ht  zur  Ergänzung  des  auszuzahlenden  Reingewinns  verwendet  werden. 

in.  Die«  gilt  auch  für  andere,  für  alle  handelsrechtlichen  Geseils<;hafttMi. 
^i  <ler  offenen   HandelsgesellscJiaß   wird   am  Schlüsse  des   Geschäftsjahn^s  für 


')  VgL  «  43,  136,  14ß. 
')  Vgl.  oben  §  21  IV  A. 
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jeden  Gesellschafter  sein  Anteil  am  Keiiigewinn  berechnet  und  ihm  „zufre- 
schrieben"  und  eventuell  „ausbezahlt"*).  Es  wird  also  nicht  Kapital  zuge- 
schrieben und  jedenfalls  Kapital  nicht  als  Gewinn  verteilt*).  Der  Kommanditist 
hat  gemä.«*s  H.G.B.  169i  „nur  Anspruch  auf  Auszahlung  des  ihm  zukommenden 
Gewinns",  demgemäss  nicht  auf  Auszahlung  von  Kapital  und  damit  auch  nicht 
auf  Auszahlung  von  Kapital  als  Gewinnbestandteil.  Auch  bei  der  eingetrageneu 
Qeyiossenscliuß  ist  verboten,  das  Genossenschaftsvermögen  zu  verteilen.  „Der 
bei  Genehmigung  der  B.  sich  ergebende  Gewinn",  nicht  aber  der  dabei  sich 
ergebende  Betrag  des  Grundstock  Vermögens  ist  nach  §  19  des  deuUnihen 
Genoss.-G.  auf  die  Genossen  auszuschlagen. 

rV.  Das  Aktienrecht  lässt  e.s  bei  seinen  diesen  Vorschriften  für  andere 
Gesellschaften  entsprechenden  Bestimmungen  der  §§  213  und  215  nicht  be- 
wenden. Es  stellt  auch  bilanzrechtliche  Normen  über  diese  Frage  auf.  Auch 
durch  bilanzrechtliche  Bestimmungen  verhindert  es  die  Verteilung  von  Gesell- 
schaftskapital als  Gesellschaftsgewinn.  Die  B.  ist  so  zu  fertigen,  dass  Verteilung; 
von  GeseUschaftsv(;rmögen  als  Reingewinn  ausgeschlossen  ist.  Zu  dem  Zwecke 
schreibt  das  G.  vor,  auch  Grundkapital  und  Reservefonds  seien  in  die  Bilanz- 
passiva einzustellen  und  erst,  was  auch  nach  Abzug  dieser  Posten  vom  Über- 
schuss  der  Aktiva  über  die  Schulden  und  sonstigen  Passiva  übrig  bleibt,  stelle 
Reingewinn  im  Sinne  des  G.,  verteilbaren  Gesellschaftswert  dar. 

V.  Es    ist    buehführungsmässig    selbstverständlich,    dass,    ehe    nicht    das 
Grundstockvermög(;n  vom  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Schulden  abgezogen 
ist,    kein    Gewinn,    d.    h.    keine    Rein  Vermögensmehrung    rechnerisch    vorliegt. 
Nach  den  „Grundsätzen  onhmngsmässiger  Buclifiihrung^*^  liegt  erst  nach  diesem 
Abzug  Reingewinn  vor.     Btn  den   übrigen   genannten  Gesellschaften    wird   von 
diesem  Grundsatz    nicht  abgewichen   oder,    wenn   es  geschieht    imd   demgemäs.'^ 
Grundstockvermögen  als  Reingewinn  verteilt  wird,  so  bleiben  den  Gresellschafts- 
gläubigern  für  den  Ausfall  in  den  einzelnen  Gesellschaftern  die  entsprechenden 
Haftpflichtigen.     Darum  fehlt  auch  für  die  Gesellschafter  der  Anreiz,  von  jenen 
Buchführungsgrundsätzen    abzugehen.     Anders    dagegen    bei    den    A.en.      Hier 
liegt  für  Dividenden-  und  Tantiemen  berechtigte,  für  Dividendenberechtigte  ohne 
entsprechendes    Risiko,    im    Gegenteil,    wie  in  §  34   am   Ende   ausgeführt,    mit 
ganz    besonderer    Aussicht  auf   Erfolg,    eine    mächtige    Vei-suchung   vor,    unter 
Umständen    sogar    Gnnidstockvermögeii    als    Reingewinn    zu    verteilen.     Nicht, 
dass  es  leicht  vorkäme,  dass  A.en  Gnnidkapital  oder  Reservefonds  in  die  Aktiva 
einstellten  —  dann  fehlten  ja  die  effektiven  Mittel,    um  die  sich  berechnentlen 
hohen  Dividenden  und  Tantiemen  auszubezahlen  — ,  aber  das  kann  vorkonmien 
und    kam    vor,    dass    die    G(»sellschaftsorgane    unti^rliessen,   Aktienkapital     ocler 
Reser^H»fonds  vom  Überschuss  des   Aktivvermögens  über  die  Schulden   teilweis*^ 
oder  sogar  ganz  abzuziehen,  um  höhere  Dividenden  und  Tantiemen  verteilen  zu 
können.     Um    dies    zu    verhindern,  erhebt    das   Gesetz    den    technischen  Buch- 
führungsgnindsatz  zum  rechtlichen  und  macht  es  den  A.en  zur  Pflicht,  Gnin«!- 
kapitjü  und  Reservefonds  mit  ihrem  ganzen  Betrage  in  die  Passiva  als  Abzu*rs- 
posten  einzustellen. 

VI.  So    dient    auch    diese    letzte   Vorschrift   dazu,  eine  Rückzahlung^   tle^ 
Grundkapitals  unter  der  äusseren    Form   der  Verteilung  von   R<nngewinu    uii«l 


')  H.G.B.  120i  u.  II ;  122. 

')  Dass  jeder  Gesellsehafter,  auch  wenn  kein  Gewinn  erzielt  ist,  bis  zu  vier 
Prozent  seines  Kapitalanteils  aus  der  Gesellschaftskasse  entnehmen  darf,  ändert  hierum 
nichts.  Denn  er  entnimmt  diese  vier  Prozent  nicht  als  Quote  seines  Gewinnanteils, 
sondern  als  Quote  seines  Kapitalanteils,  wie  der  Wortlaut  von  H.G.B.  122  1  ergibt. 
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ilamit  eine  Schädigung  der  allein  auf  das  Gnindstockvermögen  als  Kreditbasis 
ajiirewipsenen  Gresellschaftsgläubiger  auszuschliessen.  Wie  notwendig  alle  in 
|j  2ül  getroffenen  Bestimmungen  für  den  Schutz  der  Gesellschaf fc^gläubiger 
>iii(l,  möge  noch  durch  den  Hinweis  darauf  illustriert  werden,  dass  die  Ver- 
t^'ihing  von  an  sich  zur  Deckung  der  Grundkapital-  und  Reservefondskon ti 
t'rfonlerlichen  Aktivwerte  als  Reingewinn  nicht  nur  allmählich,  sondern  darum 
ra.-ch  zur  Aufzehrung  des  Aktivkapitals  führen  muss,  weil  Dividenden  und 
Tauti^nlen  trotz  Schmälerung  des  Aktivkapitals  durch  solche  Auszahlungen 
'loch  nach  wie  vor  in  Prozenten  des  statutarisch  und  damit  buchmässig  unver- 
äiulert  gebhebenen  Gnmdkapitals  berechnet  werden.  Trotz  Schwindens  der  zu 
rf'rt<»ilenden  Mittel  bleibt  also  der  Verteilungsmasstab  derselbe  und  so  ist  eine 
rarJche  Aufzehrung  der  verhandenen  Aktivwerte,  wenn  keine  „Gesundung"  statt- 
findot,  unausbleiblich^).  Schon  der  Name  „Sanierung"  zeigt,  dass  Verteilung 
nicht  reell  vorhandenen  Reingewinnes  eine  wirtschaftlich  ungesunde,  unerlaubte, 
uii-Jolide  Masenahme  ist     Das  Aktienbilanzrecht  des  §  261  will  ihr  vorbeugen. 

VII.  A.  Für  das  österr.  allgemeine  Aktienrecht  fehlt  eine  §  261  Ziff.  5 
•Mitsprechende  ausdrückliche  Bestimmung.  Aber  sie  leitet  sich  hier  von  selbst 
}Mi<  H.G.B.  Art  217  ab,  wenn  es  dort  heisst:  Nur  dasjenige  darf  unter  die 
Aktionäre  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  B.  uml,  wenn  im  Gt?sell- 
-rhaft^vertrag  die  Innehaltung  eines  BeservekRpitelfi  bestimmt  ist,  nach  Abzug 
'l-^-j^'lben  als  reiner  Cberschuss  ergibt*). 

B.  1.  Dazu  kommt  für  die  unter  das  A.-Reg.  fallenden  A.en  ein  Rück- 
-chhisJs  aus  A.'Eßg.  §  49  Abs.  6,  wonach  „das  Aktienkapital  auch  dann,  wenn 
•hu-  sucoessive  Einlösung  der  Aktien  aus  dem  Reingewinn  erfolgt,  insolange  in 
«^r  ^tatutenmässig  bestimmten  Höhe  unter  den  Passiven  der  Ä"  aufzuführen 
\>U  Jil-^  nicht  das  formelle  Verfahren  der  Herabsetzung  des  Aktienkapitals  ein- 
leitet und  durchgeführt  wird. 

2.  Das  Vers.-Beg.  §  33  Ziff.  2  endlich  spricht  für  Versicheningsaktien- 
•.'♦•^«'llsehaften  direkt  aus:  „Der  Nominalbetrag  des  emittierten  Aktienkapitals  ist 
iiij*  Passivum  einzustellen." 


4)  Die  rechtUche  Natur  der  Torsehriften  in  H.€^.B.  g  »61. 

§  39. 

I.  A.  Dass  die  Vorschriften  des  §  261  mit  Ausnahme  des  ersten  Satzes 
von  Ziff.  3  zwingender^)  Natur  sind,  dafür  ist  die  Beweisführung  die  nämliche, 
wie  für  den  Nachweis,  dass  die  Bewertungsvorschriften  der  §§  38  und  40  des 
H.(J.B.  in  ihrer  Anwendung  auf  Gesellschaften  mit  beschränkter  Mitgliederhaftung 
zu  solchen  zwingenden  Charakters  werden.  Die  von  uns  in  §  27  vorgeführten 
&*wfisprün<le  sind  demnach  auch  hierher  zu  beziehen.  Die  Fälle  des  §  261 
fallen  auch  unter  den  Wortlaut  der  dort  angezogenen  Gesetzessti^Uon.  „Ent- 
K^r».,,  j^n  Vorschriften  des  G.  sind  den  Aktionären  Govinnanteile  auch  gezahlt", 
^"iin  <*s  unter  Verletzung  der  einzelnen  Sätze  des  §  261  des  H.G.B.  geschah. 

B.  Dazu  liefert  die  Fassung  einer  Bestimmung  der  Aktiennovelle  von 
^'^i,  die  in  das  neue  H.G.B.  nicht  überging,  w^eil  sie  in  ihrem  meritorischen 
Til  teils  entbehrlich  teils  unzutreffend  war,  noch  einen  unmittelbaren  und 
^•^'nderen   Beweis.      Nachdem   in  den  vorausgehenden    Art.  185  a  und    185  b 

')  VgL  Neukamp  Z.  48,o.. 

»)  S.  oben  §  4  II  C. 

'i  S.  auch  Staub  261,  und  Behrend  873. 
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das  benondere  Aktienbilanzrecht,  also  das,  was  jetzt  H.G.B.  §  261  und  262 
enthält,  geordnet  ist,  fährt  Art.  185  cii  fort*):  ^/w  übrigen  werden  die  Grund- 
satze, nach  welchen  die  B.  aufzunehmen  ist,  durch  den  Gesellschafts  vertrag  bc- 
stimnif  Demgemäss  vermögen  die  Bestimmungen  des  Statuts  hierüber  nur 
ergänzenden,  nicht  zwingenden  Charakters  zu  sein. 

II.  Aber  besitzen  die  Normen  des  §  261  auch  die  Natur  zwingender 
Rechtssatzungen,  so  sind  sie  darum  doch  nicht  auch,  wie  die  Vorschriften  der 
§§38  und  40,  öfientlichrechtlichen  Charakters.  Zwingendes  Recht  braucht  m^ 
wenig  öffentliches  zu  sein,  wie  öffentliches  zwingendes.  Die  Bestimmungen  der 
§§  38  imd  40  sind,  wie  wir  sahen^),  von  Haus  aus  lediglich  öffentliches  Recht; 
erst  im  Gresellschaftsrecht  werden  sie  zugleich  privatrechtlich  ^).  Das  Aktien- 
bilanzrecht  des  §  261  besitzt  ausschliesslich  privatrechtliches  Wesen. 

m.  Den  Rechtssätzen  der  §§  3 8  ff.  war  öffentlichrechtlicher  Charakter 
beizulegen,  weil  sie  nicht  bloss  einer  bestimmten  Gruppe  der  Allgemeinheit,  mit 
welcher  der  Kaufmann  in  Beziehung  tritt,  dienlich  sein  sollen.  Sie  sind  nicht 
von  Haus  aus  zu  einer  bestimmten  Gruppe  Dritter  in  rechtliche  Beziehung 
gesetzt.  Dies  tritt  erst  bei  den  Gesellschaften  mit  beschränkter  Mitglieder- 
haftung ein*).  Die  Bilanzvorschriften  des  §  261  dagegen  werden  von  Hau.^ 
aus  mit  einer  bestimmten  Gruppe  der  mit  der  Gesellschaft  in  Verkehr  Tretenden 
in  rechtliche  Verknüpfung  gebracht.  Die  Gesellschaftsgläubiger  und  nur  sie  vom 
Publikum  haben  nach  §  241  iv  unter  der  Voraussetzung,  dass  ihnen  von  der 
Gesellschaft  nicht  Befriedigung  zu  teil  wird,  das  Recht,  den  dieser  gegen  Vorstand:?- 
und  Aufsichtsratsmitglieder  zustehenden  Ersatzanspruch  wegen  gesetzwidriger 
Dividendenauszahlung  im  eigenen  Namen  geltend  zu  machen.  Nicht  der  grossen 
Allgemeinheit,  sondern  bestimmten  Privatpersonen  dienen  die  Vorschriften  de? 
§  261.  Es  liegt  ein  Verhältnis  von  Privat-  zu  Privatperson  vor.  Die  Vor- 
schriften der  §  261  sind  lediglich  privatrechtlichen  Charakters*). 

IV.  Das  beweisen  aber  auch  noch  zwei  Gründe  allgemeinerer  Natur. 

A.  Besässen  die  Rechtssätze  des  §  261  offen tlichrechtliche^?  Wesen,  so 
müsste  dasselbe  für  alle  Normativbestimmungen  des  Aktienrechtes,  fast  für  alle 
Paragraphen  von  §  179  an  gelten.  Die  Aktiennovelle  des  Jahres  1884,  da- 
neue  H.G.B.  sind  aber  erlassen  nicht  auf  Grund  des  Art.  4  Ziff.  2  der  Reichs- 
verfassung („Zoll-  imd  Handelsgesotzgebung"),  sondern  auf  Grund  von  Art.  4 
Ziff.  13  daselbst:  „Gesetzgebung  über  das  gesamte  bürgerliche  Recht",  früher: 
„Obligationenrecht,  Handels-  und  Wechselrocht^*.  Die  Vorschriften  des  H.G.B. 
sind  somit  im  Zweifel  privatrechtlicher  Natur  •);  einzelne  Bestimmungen  mögen 
öffontlichrechtlichen  Charakter  besitzen,  aber  doch  nicht  gleich  das  «oranze 
Aktienrecht^  grundlegende  Bestimmungen  des  Aktienrechts,  wie  sie  in  §  261 
enthalten  sind. 

B.  Wären  die  Vorschriften  des  Aktienrechtes  und  damit  die  des  §  261 
grundsätzlich  öffentlichrechtlichen  Wesens,  dann  würde  in  dem  R.G.  über  die 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  die  zweite  der  beiden  Voraus- 
setzungen überflüssig  sein,  welche  §  144ii  daselbst  der  richterlichen  Befugnis  stützt. 


»)  Denkschrift  I  147. 

*)  §  19. 

«)  §  24. 

*)  §  27. 

»)  A.  M.  Staub  241  „;  Staub,  G.G.  42,- 

■)  Dieses  bestätigt  H.G.B.  §  7  rait  dem  Satze:  „Durch  die  Vorschriften  de» 
öffentlichen  Rechtes,  nach  welchem  die  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  ausgeschlossen 
oder  von  gewissen  Voraussetzungen  abhängig  gemacht  ist,  wird  die  Anwendung  der  die 
Kaufieute  Detreffenden  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches  nicht  berührt." 
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in  das«  Handelsreß^flter  eingetragene  Generalversammlungsbeschlüsse  einer 
Loschung  von  Amts  yifegen  zu  unterwerfen.  Solche  Beschlüsse  von  A.en, 
Aktienkoinniandi(^2:esellschaften  und  Gesellschaften  m.  b.  H.  können  hiernach 
nämlich  nur  dann  von  Amts  wegen  als  nichtig  gelöscht  werden,  wenn  sie  durch 
ihren  Inhalt  zwingende  Vorschriften  des  G.  verletzen  und  ihre  Beseitigung  im 
öffendichen  Interesse  erforderlich  erscheint.  Hierdurch  ist  doch  zum  Ausdmck 
^rebracht,  dass  das  Aktienrecht  zwar  zwingende,  aber  nicht  dem  öffentlichen 
InteresHc,  sondern  grundsatzlich  nur  dem  bürgerlichen  Verkehr  dienende  Vor- 
^hriften  enthält. 


e)  J^ie  l&inwirUnng  irom  H.O.B  g  tMl  auf  das 
€i}eflellBehaftspriiisip  im  Aktienrecht. 

§  40. 

I.  Eine  Einwirkung  der  Bestimmungen  des  §  261  Ziff.  1  und  2  des 
H.G.B.  auf  die  dem  Schutze  der  Interessen  der  Gesellschafter  dienende  Vor- 
schrift des  §  40 II,  dass  Aktiva  nicht  unter  ihrem  zeitigen  Geschäftswert  an- 
jre?etzt  werden  dürfen,  liegt  auf  der  Hand.  §  261  Ziff.  1  und  2  durchbrechen 
(lie?en  Grundsatz  und  zwar  in  stärkster  Weise.  Nicht  bloss,  dass,  wenn  bei 
den  dort  genannten  Gegenständen  der  Börsen-  oder  Marktpreis,  bezw.  der  An- 
•^chaffungs-  oder  Herstellungspreis  niedriger,  als  der  gegenwärtige  Gebrauchs- 
wert bezw.  Verkaufswert  ist,  Ansetzung  zu  diesen  niedrigeren  Werten  erfolgen 
darf;  sondern  es  muss  dies  geschehen.  Bewertung  unter  dem  gegenwärtigen 
Effektivwerte,  Unterbewertung  ist  also  geboten.  Der  Reingewinnsanspruch  der 
Aktionäre  ist  demnach  geschmälert,  G^seUschaftsgläubiger-  geht  vor  Gesell- 
^haft.<mit^liedinteresse. 

II.  Aber  man  könnte  versucht  sein,  noch  eine  weitere  Einwirkimg  an- 
zunehmen. Man  könnte  folgern  wollen:  Wenn  bei  A.en  in  gewissen  Fällen 
unter  dem  zeitigen  Greschäftswert  sogar  bewertet  werden  ww««,  so  ist  es  nahe- 
Ii(^nrl,  dass  bei  ihnen  unter  dem  augenblicklichen  Geschäftswert  bewertet  werden 
darf.  Allein  die  Vorschrift,  dass  „höchstens"  zum  gegenwärtigen  Markt- 
<-ler  Börsenpreis,  „höchstens"  zum  früheren  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
pivi^  angesetzt  werden  darf,  hat  nicht  zum  Gegensatz:  aber  zu  einem  niedrigeren 
ßöwen-  oder  sonstigen  Werte,  sondern  nur:  nicht  zu  einem  höheren  Werte, 
welcher  sonst  für  diesen  Zeitpunkt  dem  Gegenstande  beizulegen  wäre.  Dies 
fcl^  aus  einem  Zwei&chen. 

A.  Zunächst  ergeben  die  Eingangsworte  des  §  261:  „Für  die  Aufstellung 
\^T  B.  kommen  die  Vorschriften  des  §  40  mit  folgenden  Massgaben  zur  An- 
wendung," dass  §  261  den  Inhalt  des  §  40  nur  modifizieren,  nicht  völlig  er- 
^tzen  wilL  Die  Bestinmiungen  des  §  261  sind  demgemäss,  wenn  irgendwie 
angängig,  so  auszulegen,  dass  an  dem  Grundsatz  des  §  40  möglichst  wenig 
s^ändert  wird.  Die  Vorschrift,  dass  bei  A.en  beliebige  Unterbewertung  statt- 
Snden  darf,  wäre  aber  nicht  bloss  eine  Modifikation,  sondern  eine  völlige  Auf- 
bt^bung  d«?  Keehtssatzes,  dass  zum  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  sei,  nach 
i^  ganzen  einen  Richtung  seiner  Geltungskraft,  nach  der  Seite  des  Verbots 
GT  Unterbewertung  hin. 

B.  Dazu  kommt  die  Bestimmung  von  §  27 Im  über  Beschränkung  der 
.Vnfechtung  von  Greneralversammlungsbeschlüssen,  durch  welche  Abschreibungen 
>i^  Rücklagen  „über  das  nach  dem  Gesetz  oder  Gesellschaf  tsvertrag  statthafte 
Ma.^  hinaus'^  angeordnet  sind.  Würde  §  261  Ziff.  1  und  2  dahin  zu  ver- 
>Tehen  sein,  dass  unter  den  Börsen-,  bezw.  Erwerbspreis,   welcher  niedriger  als 
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der  augenblickliche  Geschäftswert  i^t,  noch  herabgegangen  werden  darf,  so 
wünle  es  ja  im  Aktienrecht  kein  nach  dem  G.  statthaftes  Ma2«.s  der  Ab- 
schreibung, keine  gesetzliche  Untergrenze  der  zulässigen  Abschreibung  mehr 
g(»b€n.  Jede  nie<lrigere  Schätzung  ist  aber  eine  Abschreibung.  Somit  geht 
§  27 Im  von  der  Anschauung  aus,  dass  das  G.  den  Abschreibungen  noch 
eine  Grenze  ziehe.  Demnach  kann  nicht  beliebig  unter  den  gegenwärtigen 
Börsen-  oder  Marktpreis  bezw.  unter  den  ursprünglichen  Erwerbspreis  herab- 
gegangen  werden.     M.  a.  W.:  §  261   verbietet  in  Zusammenhalt  mit  §  40: 

1.  Bei  börsen-  oder  marktgängigen  Wertpapieren  und  Waren  für  den  Fall, 
dass  der  zeitige  Börsen-  oder  Marktpreis  bezw.  der  frühere  Erwerbspreis  <len 
augenblicklichen  Geschäftswert  übersteigen,  Ansetaung  unter  dem  zeitigen 
Börsen-  oder  Marktpreis  oder,  wenn  der  Erwerbspreis  geringer  als  dieser  Börsen- 
oder Markpreis  ist,  Ansetzung  unter  diesem  Erwerbspreis; 

2.  Bei  anderen  Vermögensgegenständen  für  den  Fall,  dass  der  Erwerbs- 
preis hinter  dem  zeitigen  Geschäftswert  zurückbleibt,  An.setzung  unter  diesem 
Erwerbspreis. 

§  261  Ziff.  1  und  2  enthalten  für  den  Fall,  dass  der  derzeitige  G^- 
schäftswert  den  Börsen-  bezw.  Erwerbspreis  übersteigt,  um  mit  Staub^)  zu 
reden,  nicht  bloss  eine  Maximalbewertungsvorschrift  zu  Gunsten  der  Glaubiger, 
sondern  in  Zusammenhalt  mit  §  261  Eingang  und  §  40 ii  auch  eine  Minimal- 
bewertungsvorschrift  zu  Gunsten  der  Aktionäre. 

III.  Dass  diese  Vorschriften  der  Ziffern  1  und  2  von  §  261  des  H.G.B. 
über  Bewertung  von  Aktivwerten,  soweit  sie  Bestimmungen  zu  Gunsten  der 
Gesellschaftsmitglieder,  also  Minimalbewertungsvorschriften  sind,  nachgiebiges, 
durch  Statut  und  Statutenabändening  zu  variierendes  Recht  darstellen,  folgt  aus 
allgemeinem  Gresellschaftsrecht*).  Daran  hat  das  Aktienprinzip  nichts  geändert. 
Die  Aktiengesellschaft  setzt  diese  Möglichkeit  als  gegeben  voraus,  wenn  es  in 
§  271 III  von  Generalversammlungsbeschlüssen  spricht,  durch  welche  Ab- 
schreibungen, d.  h.  ünterbewertungen  „über  das  nach  dem  Gesellschaftst^r/rrt/y 
statthafte  Mass"  hinaus  angeordnet  werden.  Ja,  wie  schon  in  §  26  erwähnt, 
begünstigt  das  Aktiengesetz  sogar  Unterbewertungen  noch  über  dieses  Mass  hinaus, 
also  sogar  vertragswidrige  Unterbewertungen.  Wir  werden  davon  in  anderem 
Zusammenhange  reden  ^). 

f )  Bie  Oeltani:  des  §  S61  für  die  einselnen  Bilansen. 

§  41. 

I.  Dass  die  Sondorbestimmungen  des  §  261  des  H.G.B.  nicht  für  alle 
Arten  der  Aktien bilanzen  gelten,  folgt  aus  ihrem  Zweck,  der,  wie  wir 
§  32  ff.  darlegten,  dahin  geht,  die  Gesell schaftsgläubigt>r  gegen  überm iL<sigi* 
Gewinnverteilung  zu  schützen*).  Die  Vors(»hriften  des  §  261  dienen  demgomäss 
demselben  allgemeinen  Zwecke,  wie  die  Gewinnverteilungsbilanzen,  d.  h.  sie 
gelten  für  die  Jahn^s-,  die  Gründungs-  und  die  Zwischenbilanz,  dagegen  nicht 
für  die  ausseronlentlichen  Bilanzen*),   d.  i.  die  B.  bei  Umwandlung  der  A.    in 

>)  §  261,-4;  Staub,  G.-G.  42,  u.  ,. 

*)  §  24. 

')  §  43. 

*)  S.  auch  ReiscJi  I  259.  wenn  es  dort  heisst:  „§  261  stellt  nicht  Grundsatze 
für  die  VermögensheyveTtuug  auf,  sondern  verfolgt  andere  Zwecke",  „will  nur  verhindern, 
dass  zu  hohe  Betriebserfolge  ausgewiesen  werden". 

•)  §  2. 
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eine  Ge:«ellschaft  nn.  b.  H.,  die  eigentlichen  und  antizipierten  Liquidatioiisbilanzon. 
In  Jen  §§  5—  14  und  34 ii  ist  dies  schon  alles  dargelegt. 
II.  Indes  bedarf  es  doch  noch  einiger  Bemerkungen. 

A.  Zunächst  sei  daran  erinnert,  dass,  wenn  §  261  auch  nicht  für  Liqui- 
(iarionsbilanzen  gilt,  doch  gemäss  §  299  des  H.Gr.B.  die  eigentlichen  Liquidation s- 
hilanzen  Gewinn  feststellungsbilanzen  sind.  Also  dürfen  Grundkapital,  Reserve- 
fonds und  Gewinn  nicht  zu  einem  einzigen  Bilanzposten  zusammengefasst 
werden  ^). 

B.  1.  Dann  könnte  aus  dem  Umstände,  dass  insbesondere  auch  §  261 
Ziff.  4  auf  die  ausserordentlichen  B.en  keine  Anwendung  findet,  geschlossen 
werden  wollen,  dass  bei  ihnen  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  als  selb- 
•«tändige  Posten  unter  die  Bilanzaktiven  aufgenommen  wertlen  dürften.  Allein 
aus  dem  Zwecke  der  Liquidation  ergibt  sich,  dass  dies  an  und  für  sich  unzu- 
lässig ist  Einsetzung  der  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  als  Aktivum 
hat  Sinn,  wenn  dieselben  geeignet  sind,  dauernden  Ertrag  abzuwerfen,  d.  h. 
ihnen  ein  Gebrauchswert  zukommt.  Das  ist  aber  nur  der  Fall  bei  Fortbetrieb 
des  Geschäftes,  nicht  bei  seiner  Abwicklung,  seiner  Auflösung.  Hier  ist  die 
Abr'icht  nicht  auf  Gewinnung,  sondern  auf  Versilberung  und  Verteilung  von 
Werten  gerichtet.  Das  Wesen  der  Liquidation  verbietet  somit  die  Anwendung 
<\er  dem  §  261^  entgegengesetzten  Regel.  Wie  das  H.G.B.  und  seine  Neben- 
L'»-j^tze  sonst  den  „Zweck"  oder  das  „Wesen  der  Liquidation"  für  die  Anwend- 
barkeit von  Bestimmungen  auf  das  Liquidationsstadium  entscheidend  sein  lassen, 
jh)  entscheidet  Wesen  und  Zweck  der  Liquidation  auch  hier  über  die  Frage 
der  Anwendbarkeit  aus  dem  H.G.B.  sich  indirekt  ergebender  Rechtsregeln. 

2.  Ausnahmsweise  kommt  es  vor,  dass  eine  Einsetzung  von  Errichtungs- 
und Verwaltungskosten  in  Liquidationsbilanzen  erfolgen  kann.  Eben  dann, 
wenn  und  soweit  dieselben  Veräusseningswert  besitzen,  wie  das  z.  B.  bei 
Vorauslagen  zur  Erlangung  einer  Bahnkonzession  oiler  bei  den  Kosten  der 
Erwerbung  eines  Versicherungsgrundstockes  der  Fall  ist,  wenn  Kaufliebhaber 
dif?:?er  Werte  vorausgesetzt  werden  dürfen*). 

C-  1.  Die  Anwendung  der  Bestimmung  von  §  261  Ziff.  3  auf  die  ordent- 
lichen Liquidationsbilanzen  ist  diurch  die  ausdrückliche  Bestimmung  des  §  299  ii 
^hon  ausgeschlossen,  aber  auch,  wenn  dies  nicht  der  Fall  wäre,  würde  das 
nämliche  gelten,  also  nicht  zulässig  sein,  dass  Grebrauchsgegenstände  ohne 
Rürksicht  auf  geringeren  Grebrauchs-  oder  Veräusseningswert  zu  ihrem  Ein- 
kauf«- oder  Herstellungswert  abzüglich   der  Abnutzungsquote  angesetzt  werden. 

2.  Woraus  dies  folgt,  ist  ebenfalls  der  Zweck  der  Liquidation.  Dieser 
inht  auf  Veraus.«»emng,  Versilberung  der  Aktiva.  Die  notwendige  Konsequenz 
hiervon  ist,  dass  bei  allen  Vermögensgegenständeii  lediglich  der  Realisationswert  in 
B»*irarht  kommt.  M.  a.  W.:  der  Bewertungsunterschied  zwischen  Gebrauchs- 
und Veräus.-«eningsgegenständen  entfällt  und  zwar  sowohl  für  §  261  wie  §  40. 
Auch  die  Betriebsgegenstände  sind  nach  ihrem  Verkehrs-,  ihrem  Versilbemngs- 
w»'rt  anzusetzen.  Die  Anwendung  also  auch  von  §  261  Ziff.  3  ist  ausgeschlossen. 
n»*mt>emäss  hat  §  261  Ziff.  3  auch  nicht  für  die  antizipierte  Liquidationsbilanz 
'!*>  §  240 II  Geltung. 

3.  Nur  für  die  antizipierte  LiquidationsbQanz  des  §  240 1  gilt  nicht  dsa^ 
Liqui<lationsrecht  in  seiner  ganzen  Strenge.  Die  Auflösung  stecht  hier  in  weiterer 
Ferne.    Die  Vorschrift  ist  nur  im  Interesse  der  Aktionäre,  nicht  der  Gläubiger 


M  8.  dagegen  Staub  299.;  Bing  299..    Dazu  oben  §  17 
')  So  Beisch  II  82. 
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gegeben.  §  261  Ziff.  1  und  2  sind  nicht  anwendbar,  wohl  aber  §  261  Ziff.  3^) 
und  im  übrigen  müssen  die  Grebrauchsgegenstande  der  allgemeinen  Norm  des 
§  40  entsprechend  nach  ihrem  besonderen  Gebrauchswert  angesetzt  werden. 

D.  Wenn  bei  der  Liquidation  auch  der  Verkaufs  wert  allein  der  Bewertunp 
zu  Grunde  zu  legen  ist,  so  ist  doch  nicht  jeder  Realisationswert,  sondern  der 
Realisationswert,  welcher  dem  Gegenstand  als  Bestandteil  des  Unternehmens 
zukommt,  der  Geschäftsrealisationswert  und  der  Realisationswert,  welcher  bei 
einer  bestimmten,  nicht  bei  jeder  beliebigen  Art  der  Realisation  erzielt  zu  werden 
vermag,  massgebend.  Verschieden  ist  somit  der  Realisationswert,  je  nachdem  das 
Unternehmen  im  einzelnen  oder  im  ganzen  versilbert  wird  und  je  nachdem  die 
Forderungen  durch  Verkauf  oder  Einziehung  realisiert  werden.  Bei  Verausserun^ 
im  ganzen  bezw.  Einziehung  sind  unter  Umstanden  höhere  Werte  anzusetzen^). 

III.  Zum  Schluss  sei  noch  an  einem  einfachen  Zahlenbeispiel  der  Unter- 
schied der  Anwendung  und  Nichtanwendung  des  §  261  bei  der  Bilanzauf- 
stellung veranschaulicht. 

Wir  nehmen  die  Aufstellung  einer  Zwischenbilanz  an.  Das  Grundkapital 
betragt  100000,  die  Schulden  50000  Mk.  Die  Aktiva  bestehen  aus  Wert- 
papieren mit  einem  Nennwert  von  100000  Mk.  Ihr  Börsenpreis  am  30.  Juni 
ist  150,  ihr  Erwerbspreis  100. 

Die  Semestralbilanz  lautet  also: 


Effekten 

Aktiva 

.      100000 
.       50000 

Passiva 
Grundkapital     .... 
Kreditoren 

.     100000 

Verlufltsaldo 

. 

50000 

150000 

150000 

Trotzdem  liegt  kein  Verlust  vor,  welcher  die  Hälfte  des  Grundkapitals 
erreicht.  Denn  bei  Aufstellung  der  antizipiert>en  Liquidationsbilanz  müssen  die 
Wertpapiere  zum  Tageskurs  angesetjst  wenlen  und  bleibt  das  Grundkapital  auf 
der  Passivseite  weg,  weil  niu*  der  Reinvermögensstand  ermittelt  wird,  §  261 
Ziff.  5  und  6  nicht  zur  Anwendung  gelangen. 

Die  antizipierte  Liquidationsbilanz  vom  30.  Juni  lautet: 
Aktiva 


Effekten 


150000 


Kreditoren oOOüO 

Vermögenssaldo       ....   100  000 


also  beträgt  das  Rein  vermögen  sogar  ebensoviel,  wie  das  Grundkapital*). 

gj  Aktienbilancrecht  und  Inventar. 

§  42. 

I.  Die  Vorschriften  des  H.G.B.  §  261  beziehen  sich  ihrem  Wortlaute 
nach  nur  auf  die  Aufstellung  der  B.:  „Für  die  Aufstellung  der  B.  wenlen 
nachfolgende  Vorschriften  erlassen."  In  §  31  konnten  wir  rechtliche  Vor- 
schriften, welche  wir  für  die  B.  ableiteten,  als  auch  für  die  Inventarserrichtunjr 
geltend  erklären,  weil  die  Gleichheit  des  Grundes  und  der  Umstand  dafür 
sprach,  dass  die  auszulegenden  Vorschriften  B.  und  Inventar  nebeneinaniier 
ausdrücklich  nennen. 


0  So  Bing  240 ,;  Simon  459;  Staub  240 ,.  Makower  240  la  will  für  die  I^- 
triebsgegenstande  nie  261,,  sondern  nur  den  besonderen  Gebrauchswert  entscheiden 
lassen,  Pinner  240  u  c  nur  den  Veräusserungswert. 


«)  Vgl.  Bing  299.;  Staub  G.-G.  71,  und  §  177. 
*)  Vgl.  auch  das  Beispiel  Cosaeks  g  118  a.  E. 
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IL  Die  Gleichheit  des  Grundes,  der  Umstand,  dass  das  Inventar  nach 
§  39  die  Grundlage  der  B.  bildet,  könnte  auch  hier  für  Ausdehnung  der  Vor- 
schriften des  Aktienbilanzrechtes  auf  das  Inventarsrecht  sprechen.  Das  Inventar 
bildet  die  Grundlage  jeder  B.,  auch  die  Grundlage  der  G^winnverteilungsbilanz. 
Allein  die  B.  ist  schon  nach  §  39,  wie  wir  sahen  ^),  ein  selbständiger  Auszug 
aus  dem  Inventar.  §  261  macht  nun  die  B.  in  weitgehender  Weise  los  von  den 
Grundsätzen  des  §  40.  In  §  261  werden  nicht,  wie  in  §  40,  B.  und  Inventar 
nebeneinander  genannt;  nur  von  der  B.  spricht  das  G.  §  261  enthält  Sonder- 
recht für  die  B. ;  also  können  wir  es  auf  das  Inventar  nicht  übertragen^). 

III.  Dafür  sprechen  auch  die  Bilanzbestimmungen  des  übrigen  Gesell- 
schaftsrechtes. Genoss.-G.  §  7  verlangt  als  notwendigen  Inhalt  des  Statuts 
nur  Grundsätze  über  „Aufstellung  der  B.".  Gesellsch.-G.  §  42  stellt  nur  Vor- 
schriften für  die  „Aufstellung  der  B.*'  auf.  Die  Verhinderung  der  Verteilung 
nicht  realisierten  tmd  fiktiven  Gewinns  und  Gewinns,  der  tatsächlich  aus 
Gnmdstockvermögensbestandteilen  besteht,  heischt  eben  nach  Meinung  des  Ge- 
setzgebers nur  einengende  Vorschriften  für  die  B.  als  die  unmittelbare  Grund- 
la^ee  der  Gewinnverteilung,  nicht  auch  für  die  Inventarserrichtung.  Diese  erfolgt 
nach  wie  vor  ausschliesslich  nach  §  38 ff.,  es  müsste  denn,  was  nur  bezüglich 
iler  Unterbewertung  möglich,  das  Statut  anderes  bestimmen. 


h)  Die  f^schXftspolitische  Bedeatani^  der  llnterbewertaniT 

im  AlLtienreelit. 

§  43. 

I.  Der  Anteil  am  jährlichen  Reingewinn  ist  bei  der  A.  dem  Mitgliede 
au?«zubezahlen.  Die  vorhandenen  Aktivwerte  sind  aber  zumeist  völlig  im  Betriebe 
fe<t<relegt,  als  Anlage-  und  Betriebskapital  verwendet,  auch  die  im  abgelaufenen 
(Jesohäftsjahre  neu  gewonnenen.  Es  fehlt  also  bei  industriellen  A.en  nicht 
^Iten  an  flüssj^n  Mitteln  zur  Auszahlung  der  Dividende.  Eine  Vorschrift, 
(kss  nur  soweit,  als  liquide  Mittel  zur  Verfügung  stehen,  Gewinn  ausgewiesen 
werden  darf,  besteht  nicht*).  Also  muss  die  Industrieaktiengesellschaft  bei  auf- 
^tiMgendem  Betrieb  sich  die  Mittel  zur  Auszahlung  der  Jahresdividende  durch 
Bankdarlehen  oder  Grundkapitalserhöhung  oder  Ausgabe  von  Schuldverschrei- 
bungen oder  sonstwie  auf  dem  Wege  des  Kredits  verschaffen.  Sie  hätte  wohl, 
wenn  das  Statut  der  Generalversammlung  vollkommen  freie  Verfügung  über 
'len  Jahrei^gfewinn  einräumt,  noch  ein  anderes  Mittel,  um  Grewinnauszahlung 
auffzuschliessen,  Vortrag  des  ganzen  Gewinnes  auf  neue  Rechnung.  Allein  auch 
nur  einmal  vorgenommen  und  jedenfalls  bei  wiederholter  Anwendung  wird  dieser 
Au.*w^  leicht  zu  einem  Kursrückgang  und  damit  zu  einer  Schädigung  des 
Kredits  der  Gresellschaft  führen.  Und  doch  ist  die  A.  auf  letzteren  ganz  besonders 
angewiesen.  Denn  weil  der  sich  ergebende  Jahresgewinn  grundsätzlich  an  die 
Aktionäre  zu  verteilen  ist,  bedarf  sie  zu  Betriebserweiterungen,  zur  Geschäft«?- 
aihviehniin^  der  Unterstützung  fremden  Kapitals.  Selbst  wenn  es  der  Gresell- 
■^•haft  möglich  war,  in  Jahren  sehr  hohen  Reingewinns  u.  a.  auch  Grewinn- 
rüeklagen  zu  einem  BßtriebserweUerungsfonds  (Netibaukonto)  zu  machen,  bei 
starker  Greschäftsausdehnung  muss  sie  doch  zu  fremder  Hilfe  greifen. 

II.  Dies  beides,  die  Notwendigkeit  der  Gewinnung  von  Mitteln  zur  Divi- 

>)  S.  §  22  und  §  27. 
«)  A.  M.  Rinq  260,. 
»)  Beisch  I  259:  Staub  213  „. 
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dendenauszahlung  und  zur  Betriebs fondserhöhung,  macht  es  der  A.  zu  einer 
besonderen  Aufgabe,  ihre  Kreditwürdigkeit,  da?  Vertrauen  der  Kapitalisten  in 
ihre  wirtschaftliche  Lage,  zu  pflegen.  Das  beste  Mittel  hierzu  ist  die  ni^- 
lichste  Hintanhaltung  von  erheblichen  Schwankungen  des  Börsenpreises  ihrer 
Aktien  und  dies  wieder  lässt  sich  am  zweckmässigsten  erreichen  dim^h  Ver- 
teilung einer  nachhaltig  gleichmässigen  Dividende. 

m.  Die  Möglichkeit,  dauernd  eine  gleichmässige,  d.  h.  nicht  nach  unten 
hin  schwankende  Aktionärdividende  auszuschütten,  ist  aber  wieder  durch  zwei 
Vorauss(*tzungen  bedingt^  erstens  durch  Schaffung  von  Reserven  zur  Deokunjr 
von  atissergewöhnlichen  Verlttsten  über  den  gesetzlichen  Reservefonds  hinaus 
und  dann  durch  Ansammlung  von  Roserven  zur  Anschaffung  von  Ersatz- Bc- 
triebsgegenständen  bei  Unbrauchbarwerden  der  vorhandenen  infolge  Abnutzung 
oder  Überholung  seitens  neuer  Erfindungen  und  anderen^). 

rV.  A.  Die  Gesetzgebung  nimmt  auf  diese  Anforderungen  gesunder, 
solider  Wirtschaftsführung  Rücksicht.  8ie  gestattet,  dass  Reingewinn  durch 
statutarische  Bestimmung  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  wird.  Nach  H.G.B. 
§  213  steht  den  Aktionären  ein  Anspruch  auf  Reingewinn  nur  so  weit  zu,  als 
dieser  nicht  nach  dem  G.  oder  dem  Gesellschaftsvertrage  von  der  Verteilung 
ausgeschlossen  ist.  M.  a.  W.:  das  Statut  kann  die  Bildung  freiwilliger  JReserre- 
fonds  aus  dem  Reingewinn  vorschreiben  oder  in  grösserem  oder  geringerenj 
Umfang  der  Generalversammlung  überlassen*).  Die  Gesellschaft  bildet  z.  B. 
ein  Maschinen-  oder  Gebäudeer^a/^A^nto  {Ersatzbaukonto)  aus  dem  Rein- 
gewinn. Es  können  dann,  wenn  die  Zeit  ihrer  Notwendigkeit  herankommt,  die 
betreffenden  Maschinen  angeschafft,  die  erfonlerlichen  Ersatzbauten  ausgeführt 
werden,  ohne  dass  durch  die  Ausgaben  hierfür  die  Jahresrente  einen  Rückgang 
zu  erleiden  hat,  die  Aufnahme  von  Bankdarlehen  u.  s.  w.  notwendig  w^ird. 

B.  Die  Verwendung  dieser  Fonds  bringt  folgende  Änderung  in  der  B. 
mit  sich').     Zuerst  lautet  das  Bilanzkonto: 


Maschinenkonto      .     .     .     .     100000 
Kassabestand 100000 


Maschinenabnutzungskonto       100  DUO 
Maschinenersatzkonto     .     .     100000 


Nach    Ersetzung   der    alten  Maschine  durch    die    um  100000  Mk.    er- 
worbene neue  Maschine  ist  zu  buchen: 


Maschinenkonto 
Kassakonto  .     . 


100000 
.     .      0 


Maschinenabnutzungskonto 
Maschinenersatzkonto      .     . 


Es  tritt  also  nicht  bloss  keine  Minderung  der  Aktiva  ein,  sondern  sogar 
eine  Minderung  der  Passiva,  demgemäss  die  Möglichkeit  der  Steigerung  des  Ge- 
winnes. Freilich  muss  sofort  wie<ler  mit  Abnutzungs-  und  Ersatzkonto  auf  der 
Passivseite  begonnen  werden. 

V.  A.  Aber  es  ist  noch  ein  anderer  Weg  möglich,  Gewinn  rückgange 
durch  Herstellung  und  Ankauf  von  Ersatzanlagen  auszuschliessen,  der  Weg 
der   Unterbewertung  der  Aktiva  und  zwar  in  xwei  Formen : 

1.  In  Form  der  Bewertung  in  die  B.  wirklich  eingesetzter  Vermögens- 
gegenstande unter  dem  Wert,  Die  Maschine  ist  um  100001  Mk.  erworben  und 
ihr  Wert  sinkt  jährlich  um  10000  Mk. ;  es  werden  aber  jährlich  20000  Mk. 
abgeschrieben.     Am  Schluss  des  ersten  Jahres  lautet  hier  die  B.: 


^)  Bauer,  Inventur  S.  51  und  unten  §  168  II  B  1. 

»)  §  152  III  C,  D. 

»)  Vgl  dazu  auch  Beisch  II  52  und  Beigel  II  56. 
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Aktiva 
Maschinenkonto  .  .  .  .  100001 
Ab.'vhreibung 20000  ; 


80001 


Am  Schlüsse  des  fünften  Jahres  ist  zu  buchen: 

Bilanz 

ALischineukonto 20001 

Abschreibung 20000 

1 

Die  Maschine  steht  mit  1  Mk.^)  zu  Buch,  obwohl  sie  noch  50001  Mk. 
wert  ist. 

2.  In  Form  der  Nichieinstelhmg  von  Aktiven  (neu  hergestellten  oder  an- 
irt-r^'haflften  Betriebsgegenstanden)  in  die  B.    (in  das  Anlagen konto  der  B.). 

a)  Es  wird  aus  einem  Maschinenersatzkonto  von   100000  Mk.  eine  neue 
3Iaschine  angeschafft'). 

Zuerst  lautete  die  B.: 

Kassakonto 100000  |  Maschinenersatzkonto     .     .     100000 

und  es  wäre  nach  Anschaffung  nun  zu  buchen: 

Aktiva 


Maschinenanlagenkonto    .     .     100000 
Kassakonto 0 


Maschinenersatzkonto 


0 


Statt  dessen  wird  die  angeschafile  Maschine  nur  auf  dem  Betriebskonto, 
•l,  h.  Handlungsunkosten-,  oder  Ausgabenkonto  gebucht^);  dieses  ist  aber,  was 
die  Übertragung  auf  die  Jahresschluss-  oder  Sammelkonten  angeht,  nur  ein 
Bestandteil  des  Gewinn-  und  Verlustkontos,  nicht  des  Bilanzkontos.  Das 
Bilanzkonto  lautet  also: 

Ma'ichinenkonto 0      Maschinenkonto 0 

Kassakonto 0 

b)  Die  Maschine  ist  nur  als  Verlust,  als  Ausgabe,  nicht  als  Bestandteil 
At^  Aktivums  an  Stelle  der  100000  Mk.  Kassakonto  gebucht.  Statt  des 
Na>ehinenanlagekontos  ist  Geschäftsunkostenkonto  belastet  worden.  Statt  zu 
buchen :  Maschinenersatzkonto  an  Kassakonto,  Kassakonto  an  Maschinenanlage- 
kcnto,  Maschinenanlagekonto  an  Bilanzkonto  ist  gebucht:  Maschinenersatzkonto 
lOooOO  an  Kassa,  Kassa  100  000  an  Geschäftsunkostenkonto,  Geschäfts- 
unkorftenkonto  100000  an  Verlustkonto. 

B.  Wirtschaftlich  ist  dieser  zweite  Weg  mit  seinen  beiden  Unterarten 
derselbe,  wie  der  zuerst  erörterte.  Er  bewirkt  ebenso,  wie  der  erste,  dass 
weniger  Gewinn  an  die  Aktionäre  zur  Verteilung  gelangt,  aber  in  einer  anderen 
rf-chnerischen  Form,  nicht  durch  Ausschluss  entstandenen,  d.  h.  bilanzmässigen 
Reingewinns  von  der  Verteilung,  sondern  durch  Verhinderung  der  Ent^^tehung 
von  bHanzmässigem  Reingewinn,   durch  Abzug  vor  Entstehung  bilanzmässigen 


*)  Solche  Buchungen  von  Aktiven  oder  Passiven  mit  1  Mk.  heissen  Erinne- 
rwigtkmUi',  vgl.  auch  §  180  III  B  3. 

*)  Selbstverständlich  kann  nicht  bloss  bei  Ersatzanschaffungen,  sondern  gleich 
Wi  eisten  Einrichtungen  so  verfahren  werden.     S.  auch  Maaiz  109. 

')  S.  darüber  näher  unten  §  138  f. 
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Beingewinns,  nicht  durch  Abzug  vom  entstandenen  Reingewinn;  durch  Ab- 
schreibungen^)y  nicht  durch  Bildung  von  Raservefonds. 

C.  Dass  wirtschaftlich  dieselbe  Wirkung  sich  ergibt,  zeigen  folgende  Be- 
rechnungen: 

1.  Bei  ersterem  Wege  lautet  die  B.: 


Maschine    . 
Abnutzung 
Waren   .     . 
Forderungen 


100001 
10000 


90001 
500000 
300000 
200000 


1090001 


Schulden 200001 

Grundkapital 750000 

Gesetzl.  Reservefonds     .     .  100000 

Gewinn         40000 


1090001 


Aus  dem  Gewinn  dann  10000   als  Maschinenersatzreserve,    so  dass  die 


aufgelöste  Jahresbilanz  lautet: 
Maschinenanlagekonto      .     .       90001 

Waren 500000 

Forderungen 300000 

200000 


1090001 


Schulden 200001 

Grundkapital 750000 

Gesetzl.  Reservefonds     .     .     100  000 
Maschinenersatzreserve    .     .        10000 

Dividende 30000 

1090001 


2.  Bei  Anwendung  ( 
Maschinenan- 
lagekonto      .     100000 
Abschreibung  .       20000 

Waren 

Forderungen    .... 
Kassa 


anderen  Weges  in  seiner  ersten  Form  wird  gebucht 

Schulden 200001 

Grundkapital 750  OOU 

80001      Gesetzl.  Reservefonds     .     .  lOOOOO 

500000      Dividende 30000 

300000 
200000 


1080001 


1080001 


3.  In  beiden  Fällen  beträgt  die  zur  Verfügung  stehende  Dividende  30000 
und  in  beiden  Fällen  sind  vom  erzielten  Gewinn  10000  zur  Bildung  eines  Fond? 
für  Maschinenersatz  zurückbehalten,  in  dem  einen  Falle  offen  („Maschinenersau- 
reserve 10000")»  >n  dem  anderen  versteckt,  indem  der  Buchwert  um  10000  Mk. 
niedriger  als  der  wirkliche  Wert  angesetzt  ist  (Maschinenanlagekonto  800U1 
statt  90001).  Man  spricht  in  diesem  Falle  daher  von  stiUer,  verschleierter, 
imierer  oder  versteckter  Gewinnrücklage  oder  Reserve.  Es  liegt  unrtschafllieh 
eine  Reserve,  formell  buchführungsmässig  eine  Abschreibung  vor*). 

4.  Das  gleiche  Ergebnis  liefert  die  zweite  Form  des  zweiten  Weges  ver- 
glichen mit  dem  ersten  Wege,  d.  h.  der  Bildung  einer  Reserve  aus  dem 
Gewinn. 

a)  Wir  buchen  zuerst  letzteren  Weg: 

Maschinenersatzkonto 
Soll  Haben 

an  Bihinzkonto     ....     100000  |  per  Kassakonto      ....     lOOOOO 


an  Maschinenersatzkonto 


Kassakonto 
Soll 
.     100000 


Haben 
per  Maschinenanlagekonto 


100000 


»)  8.  darüber  §  136. 

*)  Vgl.  darüber  §§  136  u.  144. 
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Maschinenanlagekonto 
Soll  Haben 

an  Kassakouto       ....     100000  |  per  Bilanzkonto     ....     100000 

Bilanzkonto 
Soll  Haben 

Schulden 200000 

Grundkapital 750000 

Gesetzlicher  Reservefonds    .  100000 

Gewinn 150000 


Ma.^hinenkonto     ....  100000 

Waren 500000 

FordeniDgen 400000 

Ka.<sa 200000 


1200000 


1200000 


Es  wird  sofort  in  der  Höhe  des  Wertes  der  angeschafilen  Maschine  ein 
Reservefonds  gebildet,  also  bleiben  zur  Verteilung  nur  50000  Mark.  Denn  die 
E  lautet  nun: 

Bilanzkonto 


Soll 

Ma.<%hinenkonto      ....  100000 

Waren 500000 

Forderungen 400000 

Kassa 200000 


Haben 

Schulden 200000 

Grundkapital 750000 

Gesetzliche  Beserve    .     .     .  100000 
Speziaireserve  für  Maschinen- 
ersatz      100000 

Gewinn 50000 


b)  Beim  anderen  Verfahren  belasten  wir  vom  Kassakonto  aus  nicht  das 
>[&<c*hineninventar-  oder  Maschinenanlage-,  also  ein  Vermögenbestandskonto, 
?onilem  das  Betriebs-  oder  Ausgabenkonto,  also  ein  Vermögenveränderungskonto. 
Wir  buchen: 

Kassakonto 

Haben 
100000      per  Geschäftsunkostenkonto      100000 

Geschäftsunkostenkonto 

Soll  Haben 

sin  Kas.««ikonto       ....     100000  |  per  Gewinn- und  Verlustkonto     100000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Soll  (Verlust)  Haben  (Gewinn) 


SoU 
au  Maschinenersatzkonto 


an  C]reschaft8unkosten 
an  Bilanzkonto 


100000 
50000 


Bruttogewinn 150000 


Bilanzkonto 


M&^hinenkonto      ....  0 

Waren 500000 

Fomlerungcn 400000 

Kassa 200000 


1100000 


Schulden 200000 

Grundkapital 750000 

Gesetzlicher  Reservefonds   .     100000 

Gewinn 50000 

1100000 


Auch  hier  bleiben  zur  Verteilung  50000.     Ebenso  ist  eine  Speziab-eserve 
von  100000  vorhanden;  nur  ist  sie  nicht  sichtbar. 

Um    ihr    Vorhandensein    anzudeuten,    wird    zumeist    eine    solche    stille 


o. 
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Reserve  mit  1  Mk.  gebucht.     Wir  hätten  dann  bei   Kassakonto  folgende  Ab- 
zweigung : 

Kassakonto 
SoU  Haben 

an  Maschinenersatzkonto      .     100000      per  Geschäftsunkostenkonto        99999 

per  Maschinenanlagekonto     .  1 

Gewöhnlich  wird  diese  Buchung  der  Betriebsgegenstande  mit  1  Mk.  in 
der  ersterwähnten  Buchungsform  herbeigeführt,  d.  h.  der  Gegenstand  zuerst 
eingestellt  und  an  ihm  bis  auf  1  Mk.  abgeschrieben.  Ist  dies  dann  erreicht, 
so  werden  Ersatzan Schaffungen  überhaupt  nicht  gebucht.  Es  gibt  A.en,  welche 
alle  Immobilien  (Gebäude,  Bergwerke),  alles  Arbeitsgeräte,  den  ganzen  Wagen- 
park (Eisenbahnen),  ja  alle  Betriebsgegenstände  (Maxhütte  bei  Amberg)  mit 
1  Mk.  Buchwert  angesetzt  haben. 

6.  Es  bedarf  kaum  der  Hervorhebung,  dass  die  Methode  der  Nicht- 
anschreibung  neu  beschaffter  Aktiva  die  rascheste  und  schneidigste  Fomi  der 
Ei'satzbeschaffung  ist.  Im  Moment  der  Anschaffung  ist  hier  schon  auch  da.« 
Kapital  für  Beschaffung  des  Ersatzgegenstandes  angesammelt.  So  empfiehlt 
sich  dieses  Verfahren  bei  Betriebsgegenständen,  welche  raschester  Abnutzung 
oder  der  Gefahr  unerwarteter  Überholung  durch  bessere  Konstruktionen,  neue 
Erfindungen  u.  dergl.  ausgesetzt  sind*). 

VI.  Aber  diese  Bildung  von  stillen  Reserven  für  Ersatzbeschaffun^  von 
Betriebsgegenständen  in  Form  der  Ansetzuug  unter  dem  Wert  oder  gar  der 
Nichtanschreibung  von  Vermögenswerten  ist  nicht  nur  üblich,  sondern  auch 
gesetzlich  zulässig. 

A.  Sowohl  der  Satz  des  §  40,  dass  die  in  Inventar  und  B.  aufgenommeneu 
Vennögensgegenstande  nicht  unter  ihrem  effektiven  Werte  angesetzt  werden 
dürfen,  als  der  Satz  des  §  39,  dass  in  Inventar  und  B.  nicht  weniger,  al?» 
die  wirklich  vorhandenen  Vermögensgegenstände  eingestellt  werden  dürfen*), 
sind  nicht  zwingenden  RechtscharaktiCrs.  Sie  können  durch  Vertrag  abgeändert 
werden.  §  271  in  des  H.G.B.  spricht  von  einem  nach  Gesetz  und  Gesellschaf t-*- 
vertrag  statthaften  Mass  der  Rücklagen  oder  Abschreibungen.  Wir  wollen 
hier  noch  nicht  auf  den  Rücklagebegriff  eingehen  ^).  Aber  die  Nichtansohreibuni: 
ist  auch  eine  Abschreibung,  weil  ünterbewertung,  denn  ob  ich  buche: 

Maschinenkonto 0  | 

oder  ob  ich  buche: 

Maschinenkonto      .     .     .  100  000 
Abschreibung    ....  100000     0  | 

ist  vollkommen  gleichgültig. 

B.  Begünstigung  der  Unterbewertung  durch  das  positive  Recht. 

Die  Abschreibung  vmi  Vennögensgegensiänden  (Bikinzaktiven)  über  ihre  wirkliche 
Wertmifiderung  hinaus  und  die  gänzliche  NicJUanschreibung  von  Aktirwerlen 
ist  somit  vom  Gesetze  als  Gru7idsatx  ardnungsmässiger  Buchführuyig  insofern 
anerkannt  y  als  Herabsetzung  des  Buchwertes  unt«r   den    wirklichen  Wert    und 


')  Vgl.  auch  Beisch  1  267,  II  17  und  82;  aber  auch  unten  §  173  I  D  2  b,  c. 
*)  Vgl.  auch  oben  §  21. 
')  S.  darüber  g.  145. 


§  43.  Die  geschäft^politische  Bedeutung  der  Unterbewertung  im  Aktienrecht.     \l$ 

vüllij^e  Nichtaiischreibung  von  Aktiven  auf  Geschäfts  vertrag  bemht,  d.  h.  von 
ihm  angeonlnet^)  oder  zugelassen  ist*). 

VII.  A.  Aber  das  G.  geht  noch  weiter.  Es  beschrankt  auch  die  recht- 
liche Befugnis  der  Gesellschaftsmitglieder,  GÄieralversammlungsbeschlüsse,  durch 
welche  ^^Abschreibungen  oder  Rücklagen  über  das  nach  dem  Gresetze  oder  nacli 
«Ihii  Gesellschaftsvertrage  statthafte  Mass  hinaits  angeordnet  seien",  im  Wege 
iler  Klaoe  anzufechten.  Davon  haben  wir  schon  verschiedentlich,  insbesondere 
aber  in  §  26  ii^)  gesprochen.  Die  Verletzung  von  Gesetz  und  Statut  in  dieser 
Kichtung,  Rücklagen  und  Ab-  und  Nichtanschreibungen  durch  die  General- 
vetvammlung  ohne  gesetzliche  und  statutarische  Ermächtigung  sind  zwar  anfecht- 
liar,  aber  nur  von  einer  schon  grösseren  Minderheit.  Ihre  Ungültigkeit  ist  also 
heilbar*),  alles  im  Interesse  der  Ermöglichung  einer  gegen  Schwankungen  und 
Krisen  gefeiten  wirtschaftlichen  Lage  des  Unternehmens.  Das  Prinzip  der 
Büatnwakrheii  ist  nur  ein  relatives,  beschränktes^). 

B.  1.  „Diese  Beschränkung  der  Anfechtungsmöglichkeit,  welche  H.G.B. 
^  27 Im  letzter  Satz  enthält,  hat  indes,  was  ^i^^j^beschlüsse  der  General- 
vt-rsainmlungen  angeht,  Geltimg  niu:  für  Generalversammlmigsbeschlüsse  über 
Gewinnverteilungs-,  nicht  über  Vermögen  Verteilungsbilanzen.  Wenn  m  Beschlüssen 
üImt  sie  gesetz-  oder  statutenwidrige  Rücklagen  oder  Ab-  oder  Nichtanschreibungen 
aii2wrdnet  werden,  so  kann  jeder  Aktionär  anfechten,  auch  derjenige,  welcher 
iii<ht  über  den  zwanzigsten  Teil  des  Grundkapitals  verfügt. 

2.  Es  folgt  dies  aus  H.G.B.  §  294  ii.  Hiernach  finden  bis  zur  Beendigung 
'1er  Liquidation  die  Vorschriften  der  vorausgehenden  Titel  grundsätzlich  An- 
wendung, aber  immerhin  nur  so  weit,  als  aus  dem  Titel  über  „Auflösung  und 
Nichtigkeit  der  Gesellschaft"  oder  „aus  dem  Zwecke  der  Liquidation**  nicht  ein 
a/i'len^  sich  ergibt.     Das  ist  aber  hier  der  Fall. 

3.  Wie  oben  dargel^t,  ist  der  Zweck  jener  Beschränkung  des  Anfechtungs- 
r»<hres  in  H.G.B.  §  271  iir  letzter  Satz,  die  wirtschaftliche  Existenz  der 
'irr^UsJchaft  zu  einer  möglichst  dauernden  zu  gestalten.  Dieser  Zweck  ist  aber 
L'^-rade  entgegengesetzt  dem  der  I^iquidation.  Deren  Zweck  ist,  die  Gesellschaft 
MK"»irlichst  bald  ihrer  wirtschaftlichen  Auflösung  zuzuführen.  Somit  fehlt  hier 
inler  Anlass   zu   jener  Beschränkung   der   Anfechtungsbefugnis   des   Aktionärs. 

'}  Das  Statut  schreibt  z.  B.  vor,  dass  von  allen  Betriebsgegenständen  jährlich 
1*»  Proz.  Abzuflchreiben  und  (sog.  vertragsmässige  Abschreibung).  Vgl.  §§  137  II,  173. 

'1  Darüber,  ob  andere  Organe  als  die  Generalversammlung,  ob  also  Vorstand 
«ier  Aufsichtsrat  ermächtigt  werden  können,  mit  für  die  Generalversammlung  binden- 
«kr  Kraft  abzuschreiben,  siehe  im  besonderen  Teil  §  152  D  2  Anm. 

*)  Vgl.  oben  S.  69. 

*)  Ring  261,;  auch  unten  §  183  vu  D.  Nicht  zu  verwechseln  ist  damit  die 
Frage  nach  der  buchtechnischen  Form  dieser  Abschreibungen  und  Rücklagen.  Indem 
'iä!i  G.  zulasst.  dass  durch  Statut  das  Mass  der  Abschreibung  bestimmt  wird,  gestattet 
^  l'oterbewertung  in  der  B.  und  damit  Bildung  bezw.  Dotierung  stiller  Reserven  aus 
^r'wina  vor  Bilanzabschluss  und  damit  vor  Feststeilung  des  bilanzmässigen  Reingewinns, 
«ihreod  Bildung  von  offenen  Reserven  {'ReBerve/onds)  bu»  dem  Reingewinn  vorRech- 
Lciiggabschlnsa  unerlaubt  ist,  weil  Bildung  von  Gewinnreservefonds  gemäss  H.G.B. 
^  '.^*.f  Ausschluss  bilanzmässigen  d.  h.  aus  (&r  abgeschlossenen  B  sich  ergebenden  Rein- 
.^winm  von  der  Verteilung  darstellt  und  für  Bildung  von  „Reservefonds"  durch  Statut 
iii^iTon  im  G.  keine  Ausnahme  gemacht  wird.  Im  Gegensatz  zu  statu tenmässig  statthaften 
-AWhreibungen"  können  Abc^reibungen  aus  dem  Reingewinn  über  das  statutarisch 
-^'bafte  Maas  hinaus  mangels  besonderer  Bestimmung  nur  nach  Rechnungsabschlüsse 
^•<  ff)St  aug  dem  bilanzmassig  festgestellten  Reingewinn  geschehen.  Siehe  über  dies 
li^  unten  §  153  IV  A  2  u.  3  u.  §  153  V. 

•)  V^  oben  §  21;  auch  Neukamp  Z.  48 ^^Jt;  Staub,  G.-G.  42,;  dagegen 
^td  I  2G9,;  8.  jedoch  auch  ebenda  II  16^. 

K*^hmf  Die  Bllansen  der  Aktienge.sellHcbftften.  ^ 
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4.  Bestätigt  wird  dies  indirekt  durch  die  ausdrückliche  Vorschrift  von 
H.G.B.  §  299ir,  das8  die  Bestininuingen  des  §  262,  also  die  Bestiinrauupeu 
über  Dotierung  eines  Zwangsreservefonds  im  Liquidationsfalle  zessieren.  Auch 
hierfür  ist  der  Grund  kein  andere?  als  der,  das»  es  nicht  Zweck  der  Liquidation 
ist,  für  Erhaltung  der  Gesellschaft  Sorge  zu  tragen^  wie  es  doch  durch  An- 
sanunlung  von  Reserven  geschieht 

5.  Was  vorstehend  für  die  eigentlichen  Liquidationsbilanzen  ausgeführt, 
gilt  nicht  minder  für  die  uneigentlichen  Liquidationsbilanzen  des  §  240  des 
H.G.B.  Bei  ihnen  handelt  es  sich  danun,  festzusteilen,  ob  die  Gesellschaft 
nicht  den  Auflösungsstadium  nahegerückt  sei.  Da  ist  nicht  für  Vorschriften 
Raum,  deren  Zweck  ist,  Schwankungen  in  der  Gewinnverteilung  bestehender 
d.  h.  gedeihender  Gesellschaft  hintanzuhalten. 

Vin.  Der  gleiche  Zweck,  welchen  übermässige  Abschreibungen  von 
Aktiven  verfolgen ,  Stetigkeit  in  die  Gewinnverteilung  zu  bringen,  könnte  auch 
durch  Überbewertung  von  Schulden  erreicht  werden.  Allein  eine  künstliche,  d.  h. 
bilanzmässige  Erhöhung  des  Schuldenstandes  steht  zumeist  dem  Endzweck  jener 
bilanzmässigen  Unterbewertung  der  Aktiva  entgegen,  die  Ejeditwürdigkeit  der 
Gesellschaft  zu  einer  vorzüglichen  zu  gestalten.  Hoher  Schuldenstand  in  der  B. 
ist  geeignet,  die  Kreditwürdigkeit  nachteilig'  zu  beeinflussen. 

Also  bedurfte  es  nach  dieser  Richtung  keiner  besonderen  Vorschriften 
zum  Schutze  der  soliden  Aktionarmehrheit  gegen  die  Augenblicksgewinnen  nach- 
jagende Aktionärminderheit. 

IX.  Zum  Schluss  bleibt  die  Frage:  wie  werden  stiUe  Resen-en  evident 
gehalten?  Hier  erinnern  wir  uns  kurz  des  über  Inventar  und  Gesellschaft?- 
prinzip  in  §  27  Bemerkten.  Dort  hoben  wir  hervor,  wie  gerade  der  Umstand, 
dass  für  die  B.  statutarische  Unterbewertungen  angeordnet  oder  zugelassen 
werden,  ein  Grund  dafür  sei,  d&s  Inventar  den  wirklichen  Bestanden  und 
Werten  gemäss  zu  errichten.  Das  Interesse  der  Gesellschaft  spricht  also  ge<ren 
Ausdehnung  der  Vereinbarungen  über  Unterbewertungen  in  der  B.  auf  die 
Inventarsaufnahme.  Auf  diese  Weise  tritt  im  Inventar  die  Höhe  der  stillen 
Reserven  aus  Ab-  und  Nichtanschreibungen  zifFernmässig  hervor*). 

i)  Das  Bilansrecht  der  Komiiianditcesellschafteii  aof  Aktien. 

§  44. 

Dass  die  ordentlichen  B.en  der  Kommanditaktiengesdlachaft  nur  nach 
§  261,  nicht,  auch  was  die  Gewinnanteile  der  Komplementare  angeht,  nur  nach 
§  39  aufgestellt  werden,  ist  sclion  §  14  V  dargelegt.  Da  der  Gewin nl)egrifl* 
des  Rechtes  der  offenen  Handelsgesellschaft  (H.G.B.  §  120),  welcher  auch 
gemäss  H.G.B.  §  161 1  für  die  Begriffsbestimmung  des  Gewinnanteils  der  Kom- 
plementäre der  Kommanditaktiengesellschaft  gilt,  grundsätzlich  derselbe  wie  l)ei 
der  A.  ist,  d.  h.  unter  Gewinn  hier  und  dort  die  im  Laufe  des  Greschäftsbetriebes 
eingetretene  Rein  Vermögensmehrung,  nicht  schon  der  blosse  Oberschuss  de^^ 
Vermögens  über  die  Schulden  verstanden  werden  soll,  ergibt  sich,  da.ss  bei 
Gewinnermittlungsbilanzen  der  Kommanditaktiengesellschaften,  also  ihren  ordent- 
lichen B.en  und  ihren  eigentlichen  Liquidationsbilanzen,  als  Grundkapital  unter  die 
Passiva  nicht  bloss  einzustellen  ist  das  in  Aktien  zerlegte  Grundkapital^  sondern  auch 
die  etwaigen  Kapitalanteile,  welche  die  Komplementiire  nicht  als  Aktionäre,  sondern 
als    Komplementäre   besitzen.     In  der  Aktiennovelle    von    1884    war     dies    uiu 

^)  S.  auch  Reisch  1  269  Anm.  3. 
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(letiwillen  ausKlrücklich  ausgesprochen,  weil  dort  das  Recht  der  Kommandit- 
aktienge:jellschaft  vor  dem  Rechte  der  A.  zur  Darstellung  kam  und  gerade 
umgekehrt,  wie  im  neuen  H.G.B,,  die  für  die  Kommanditaktiengesellschaft  auf- 
geteilten Rechtssatzungen  für  auf  die  A.en  entsprechend  anwendbar  erklärt 
waren*).  Demgemäss  lautete  dort  der  dem  §  261 5  entsprechende  Art.  185a 
unter  Ziff.  5:  „Der  Betrag  des  Gesamtkapitals  der  Kommanditisten,  der  Anteil 
der  pers?onlich  haftenden  Gesellschafter  am  sonstigen  Gesellschaftsvermögen  und 
der  Betrag  eines  jeden  Reserve-  und  Enieuerungsfonds  sind  unter  die  Passiva 
aufzunehmen." 

5.  Das  besondere  Bilansreeht  der  Gesellschaften  mit 
besehrftnkter  Haftung. 

a)  Im  allgemeinen. 

§  45. 

I.  Die  Gesellschaften  m.  b.  H.  beruhen  auf  dem  Aktienprinzip,  aber 
(loch  nur  auf  einem  Aktienprinzip  abgeschwächter  Form  und  so  betonten  wir 
-(•hon  in  den  allgemeinen  Erörterungen  des  §  34,  dass  für  Gesellschaften 
Dl.  b.  H.  es  nicht  eines  so  weitgehenden  Schutzes  der  Gesellschaftsgläubiger 
auch  durch  bilanzrechtliche  Vorschriften  bedarf,  wie  bei  A.  und  Kommandit- 
g»-<41schaft  auf  Aktien. 

IL  Es  sind  vor  allem  zwei  Gründe,  aus  welchen  die  Gefahr  einer  Ver- 
teilung nicht  realisierten  Gewinnes  (also  einer  Oberbewertung  der  Aktiva)  und 
einer  Verteilung  von  Grundstockvermögen  als  Reingewinn  eine  geringere  ist. 
Von  beidem  halt  die  Gesellschafter  die  ihnen  obliegende  weitgehende,  subsidiär 
^'^^9T  die  Gesellschafter,  welche  nichts  erhielten,  verpflichtende  Erstattungsver- 
bindlichkeit des  Gesell.-G.  §  31  ab,  von  welcher  wir  oben  §§  33  und  34 
sprachen.  Dazu  kommt  aber  des  weiteren,  dass  hier  die  Möglichkeit  fehlt, 
durch  hohe  Dividenden  den  Verkaufspreis  der  Geschäftsanteile  zu  steigern  und 
lik;^  dann  loszuschlagen,  denn  die  Veräusserung  der  Geschäftsanteile  bedarf 
jririchtlicher  oder  notarieller  Form.  Dadurch  ist  die  Zirkulationsfähigkeit  der 
Anteile  eine  geringe,  der  Greschäftsanteil  ungeeignet  zum  Börsenhandel  imd  so 
auch  die  Erstattungs-  und  Nachschusspflicht  schwer  abzuwälzen.  So  erklärt 
♦^  sich  zur  Genüge,  dass  das  Gesellsch.-G.  für  die  Gesellschaften  m.  b.  H. 
l>>«)ndere,  von  H.G.B.  §  261  abweichende  Vorschriften  aufgestellt  hat  Sie 
m*\  enthalten  in  §  42  des  Gesellsch.-G.  Im  allgemeinen  dienen  sie  mehr  der 
Klarstellung  von  Zweifeln  und  der  Hintanhaltung  von  Unvorsichtigkeit,  als 
<li'r  Abwendung  von  Missbräuchen. 

b)  ]>le  Terteilmiir  nicht  realisierten  ^Mewinnes. 

§  46. 

In  der  Verhinderung  der  Verteilung  nicht  realisierten  Govinnes  geht 
•ia-  Gesell8ch.-G.  nicht  so  weit,  wie  H.G.B.  §  261  Ziff.  1  und  2.  Für  Ver- 
iGsj^rungsgegenstande  und  Gegenstände,  die  nur  vorübergehend,  nicht  dauernd 
al"  Gebrauchsgegenstände  bestimmt  sind,  gilt  die  allgemeine  Regel  des  §  40 
^  H.G.B.  Sie  dürfen  und  müssen  zu  ihrem  augenblicklichen  Geschäfts  werte 
an^^'s.-tat   werden,    also   auch   dann,    wenn    dieser    ihren    Börsen-   oder    Markt-, 

')  AlteB  H.G.B.  239a. 
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ihren  Anschaffungs-  oder  Herstellungswert  übersteigt.  Dass  Ausetzung  höch- 
stens zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreise,  also  nicht  zum  höheren  ge<,'en- 
wärtigen  Geschaftswerte  erfolgen  darf,  ist  lediglich  für  dauertide  Gebrauchs- 
gegenstände vorgeschrieben,  gilt  also  z.  B.  nicht  für  Rohmaterialien  und 
Hilfswaren^).  Andererseits  „können"  jene  Gebrauchsgegenstande,  wenn  ihr 
Gebrauchs-  oder  Verkaufswert  hinter  ihrem  Anschaffungs-  oder  Herstellun<rs- 
preis  zurückbleibt,  ebenso  wie  nach  H.G.B.  §  261  Zifi*.  3,  zu  letzterem  angesetzt 
werden,  sofern  nur  die  Wertminderung  durch  Abnutzung  abgeschrieben  oder 
ein  ihr  entsprechender  Emeuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht  wird. 


c)  Die  Terteilang  ftktiven  Gewinnes. 

§  47. 

I.  Um  die  Verteilung  fiktiver  Dividende  vorzubeugen,  bestimmt  das  G. 
zunächst,  ähnlich  wie  das  H.G.B.  in  §  261  Ziff.  4  mid  5,  dass  die  Kosten 
der  Organisation*)  und  Verwaltung  nicht  als  Aktiven  in  die  B.  eingesetzt  werden 
dürfen  und  der  Betrag  eines  jeden  Emeuerungsfonds  unter  die  Passiva  einzu- 
setzen ist.  Dazu  kommen  aber  noch  Vorschriften  über  Einsetzung  der  Nach- 
schussfonlerungen  der  Gesellschaft.  Dieselben  qualifizieren  sich  nicht  sowohl 
als  direktes  Verbot  der  Einsetzung  lediglich  angenommener,  nur  unsicher  zu 
schätzenden  Aktivwerte,  sondern  ihr  Zweck  ist  hi  höherem  Masse  der,  der 
Einsetzung  solcher  Werte  nicht  das  Wort  zu  reden.  Es  kommt  dabei  folgend*^ 
in  Betracht 

n.  A.  Nach  §  26r  des  Gesellsch.-G.  kann  im  Gesellschaftsvertrage  be- 
stimmt werden,  „dass  die  Gresellschafter  über  den  Betrag  der  Stammeinlagen 
hinaus  die  Einforderung  von  weiteren  Einzahlungen  (Nachschüssen)  beschliesr^en 
können.''  Die  hierdurch  begründete  abstrakte  Nachschusspflicht,  d.  h.  die 
Verpflichtung  erst  von  der  Gesellschaft  zu  beschliessende  weitere  Einzahlungen 
zu  leisten,  kann  für  die  Gesellschaft  nur  als  zukünftiges,  nicht  als  gegen- 
wärtiges Aktivum  in  Betracht  kommen.  Sie  beeinflusst  die  Vermögenslage  der 
Gesellschaft  rechnerisch  noch  nicht.  Es  kann  ihr  zur  Zeit  kein  effektiver, 
sondern  nur  ein  angenommener  Wert  beigelegt  werden,  selbst  dann^  wenn  sie 
im  Gesellschaftsstatut  auf  einen  bestinunten  Betrag  festgesetzt,  nur  beschränkte 
Nachschusspflicht  eingeführt  wird. 

B.  Effektiven  gegenwärtigen  Wert  hat  nur  die  konkrete  Nachschusspfliclit 
d.  h.  die  Pflicht,  welche  dadurch  entsteht,  dass  die  Gesellschafter  die  Ein- 
forderung (Einzahlung)  eines  konkreten  Betrages,  eines  konkreten  Nachsehusses^ 
im  Einzelfall  beschliessen.  Die  dadurch  entstandene^)  Nachschussforderung  ist 
geeignet,  als  gegenwärtiges  Aktivum  eingesetzt  zu  werden  und  an  sich  mutete 
sie  auch  Einstellung  in  die  B.  finden.  Denn  gemäss  §  13iii  des  Gresellsch.-G. 
ist  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  Handelsgesellschaft  im  Sinne  des  H.G.B.  und 
gilt  demgemäss  für  sie  nach  H.G.B.  §  6  die  allgemeine  Bilanzregel  der  §§  38 
und  39  des  H.G.B.,  dass  sämtliche,  die  Lage  des  Vermögens  der  Gesellschaft 
buchführungsmässig  ersichtlich  machende  Forderungen  und  Vermögen sgc^n- 
stände  überhaupt  in  die  B.  aufzunehmen  sind.    Allein  hier  greift  das  Gesellsch.-G. 


']  Darüber,  dass  die  Bestimmung  auch  im  Aktienrecht  nur  bei  Gebrauchsg^en- 
ständen  unbedin^  praktische  Bedeutung  besitzt,  s.  oben  §  35  V  A  2  (S.  91);  aber 
daraus  folgt  noch  nicht,  dass  es  zweckmässig  war,  die  Bestimmung  im  Ge8elJ8ch.-G. 
auf  diese  Gegenstände  zu  beschränken.    S.  Statib,  G.-G.  42  „. 

*)  In  H.G.B.  261  ^  steht  „Errichtung^^    S.  über  den  Unterschied  §  172  I. 

»)  S.  Staub,  G.-G.  26». 


§  47.  Die  Verteilung  fiktiven  Gewinnes.  117 

§  423  ein.  Hiernach  besteht  eine  VerpfliefUung,  die  konkrete  Nachschuss- 
fordenmg  in  die  B.  einzusetzen  lediglich  dann,  wenn  den  Gesellschaftern  das 
Recht,  sich  von  der  Erfüllung  der  Nachschusspflicht  durch  Preisgabe  des  Ge- 
schäft^nteiles  zu  befreien,  nicht  oder  nicht  mehr  zusteht.  Dadurch  ist  der 
Wert  der  Nachschussforderung,  die  Einbringlichkeit  derselben  in  erhöhtem 
Masse  gesichert^).  Konkrete  Nachschussforderungen,  hinsichtlich  deren  die 
Gessellschafter  ein  Abandonrecht  besitzen  oder  noch  besitzen,  können^)  als 
Aktiva  eingetragen  werden,  müssen  es  aber  nicht.  Der  Gesetzgeber  gibt  sich 
der  Hoffnung  hin,  dass  die  Gesellschafter  in  Hinblick  auf  ihr  weitgehende 
Kückerstattungs-  und  gesetzliche  Bürgschaftspflicht  für  Rückerstattung')  nur 
die  derartig  gesicherten  Nachschussforderungen  als  Aktiva  behandeln  werden. 
G.  Im  einzelnen  sind  die  in  Betracht  kommenden  Vorschriften  diese. 
$  42 j  des  Gesellsch.-G.  sagt:  „Das  Recht  der  Gesellschaft  zur  Einziehung  von 
Xachschüssen  ist  als  Aktivum  in  die  B.  insoweit  einzustellen,  als  die  Ein- 
ziehung bereits  beschlossen  ist  und  den  Gesellschaftern  ein  Recht,  durch  Ver- 
weisung auf  den  Geschäftsanteil  sich  von  der  Zahlung  der  Nachschüsse  zu 
befreien,  nicht  zusteht"    Ein  Abandonrecht  besitzen  die  Gesellschafter  aber  nicht: 

1.  bei  statutarischer  Beschränkung  der  Nachschusspflicht  auf  einen 
^stimmten  Betrag,    es  müsste  denn  im  Btatut  ausdrücklich  vorbehalten  sein*); 

2.  wenn  es  bei  unbeschrankter  Nachschusspflicht,  wo  es  kraft  Gesetzes 
an  «ich  besteht,  durch  Statut  ausgeschlossen  ist..  Es  kann  dies  aber  nur  für 
Naehi«chüsse  bis  zu  eben  bestimmten  Betrag  geschehen.  Für  grössere  Nach- 
<chüi^  kann  das  Preisgaberecht  nicht  beseitigt  werden*). 

Das  Preisgaberecht  besteht  nicht  mehr,  wenn  die  Frist  zu  dessen  Aus- 
übung versäumt  ist.  Die  Frist  beträgt  nach  Gresellsch.-G.  §  27i  ein  Monat 
üerechnet  von  der  Aufforderung  zur  Einzahlung  an. 

D.  Selbstverständlich  ist,  dass  die  Fähigkeit  der  Nachschussforderung,  als 
Aktivum  in  die  B.  eingesetzt  zu  werden,  ihr  Ende  mit  Einzahlung  des  betreflen- 
'l^n  Xachschusses  erreicht.  Denn  von  diesem  Moment  an  hört  die  Nachschuss- 
fonlemng  als  solche  ja  auf,  rechtlich  zu  existieren.  Auch  bedeutet  dies  ja 
keinen  Rückgang  im  Bestand  der  Aktivwerte  der  Gesellschaft.  Denn  durch 
•ü»'  Einzahlung  erhielt  dieselbe  andere  Aktivwerte  als  Ersatz  für  die  Nach- 
s'hu.-vHfordenmg:  Bargeld,  Wertpapiere,  andere  Forderungen  an  Leistungsstatt 
u.  ^.  w.  Würde  die  Nachschussforderung  noch  unter  den  Aktiven  belassen, 
^)  wäre  sie  nur  ein  fiktiver  Wert;  es  läge  Doppel-,  Überbewertung  vor. 

<l)  Der  AiMsehliiss  der  Terteilnn^  von  Orundstockvemtöcen. 

§  48. 

I.  Um  Verteilung  von  Grundstockvermögen  als  öewinnbestandteü  zu 
verhindern,  schreibt  das  Gesellsch.-G.  §  42  3  letzter  Satz,  §  42^  „.5  entsprechend 

*)  Besteht  Abandonrecht,  so  ist  Realisierung  des  Nachschussanspruches  nur  durch 
ypfiauf  des  Geschäftsanteiles  möglich  und,  ob  em  Käufer  hierfür  sich  findet,  ist  nicht 
Bii&er  sicher. 

*)  Abweichend  Barisius-Krüger,  R.G.  betr.  Gesellsch.  m.  b.  H.  System.  Dar- 
^ÜDQg  und  Kommentar,  3.  Aufl.  1901,  §  424;  Neukamp  3b;  Liebmanriy  Kommentar 
am  G.betr.  d.  Gesellsch.  m.  b.  H.  4.  Aufl.  (1899),  5b;  Förtsch,  G.  betr.  d.  Gesellsch.  m. 
^'  H.,  2.  Aufl.  (1899),  §  42  N.  6;  nicht  dagegen  Staub,  G.-G.  A2^.;  denn  er  bemerkt 
^iÜcfa:  „Nur  wenn  die  Gesellschafter  das  Abandonrecht  nicht  haben,  kann  der  An- 
*frBrh  der  Gesellschafter  als  wirkliches  —  d.  h.  meinen  wir:  sicheres  —  Wertobjekt 
iHrifhtet  werden. 

^\  Geseil8ch.-G.  31  m. 

')  Ge9el]0ch.-G.  28 1  Satz  1. 

')  Ebenda  27iv  mit  28i  Satz  1  n.  2. 
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der  Ziff.  5  u.  6  von  H.G.B.  §  261  vor,  dass  dieB.  als  Reingewinnermittlungs- 
bilanz aufzustellen  sei.  Es  ist  also  das  Gnmdstockvermögen  als  Abzugsposten 
neben  den  Schulden  auf  der  Passivseite  einzusetzen  und  zwar  bestimmt  §  42, 
dass  die  einzelnen  Bestandteile  desselben  gesondert  aufgeführt  werden.  Dem- 
nach sind  einzustellen  a)  der  Betrag  des  im  Gesellschaftsvertrag  bestimmten 
und  damit  übernommenem^),  wenn  auch  noch  nicht  volleinbezahlten *)  Stamm- 
kapitals'); b)  der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds.  Dazu  kommt  aber  noch 
das  Nachschusskapital. 

II.  A.  Das  Nachschusskapital,  entweder  in  Nachschussfordenmgen  (xler 
in  geleisteten  Nachschüssen  bestehend,  bildet  seiner  Natur  nach  nicht  einen 
Grewinn-,  sondern  einen  Grundstockvennögensbestandteil  der  Gesellschaft.  D«u« 
Nachschusskapital  wird,  wie  das  Stammkapital^),  „ein-"  und  „zurückbezahlt*'*), 
nicht,  wie  der  Gewinn  •),  „verteilt".  Auf  Auszahlung  das  Reingewinns  haben 
die  Gesellschafter  während  bestehender  Gesellschaft  einen  „Anspruch"'');  auf 
Zurückzahlung  von  Nachschüssen  ebenso,  wie  auf  Zurückzahlung  geleisteter 
Stammeinlagen,  nicht®).  M.  a.  W.:  Die  Nachschüsse  sind,  wie  die  Stammein- 
lagen, Kapitaleinlagen,  vrie  die  Geschäftsanteile,  Kapitalanteile,  Kapital-,  d.  i. 
Grundstockvermögenszuwachs,  nicht  Gewinnzuwachs*),  von  den  Stammeinla^n 
nur  dadurch  unterschieden,  dass  sie  nicht  Einlagen  zum  luiveranderlichen,  feilten, 
d.  h.  schwer  veränderlichen,  sondern  zum  veränderlichen,  d.  h.  leicht  veränder- 
lichen Grundkapital  sind.  „Das  ziu-  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche 
Vermögen  der  Gesellschaft  darf  an  die  Gresellschafter  nicht  ausgezahlt  werden.  * 
„Eingezahlte  Nachschüsse  können,  sofern  das  Stammkapital  voll  einbezahlt  ist 
und  soweit  sie  nicht  zur  Deckung  eines  Verlustes  am  Stammkapital  erforderlieb 
sind,  au  die  Gresellschafter  zurückbezahlt  werden."^*') 

B.  Sind  die  Nachschusseinlagen  somit  keine  Gewinn-,  sondern  Kapital- 
zuwächse, so  ist  es  angezeigt,  sie  vor  Verteilung  als  Gewinn  auch  bilanzmässic 
sicherzustellen.  Hat  die  B.  kraft  G.  die  Natur  einer  Gewinnermittlungsbilanx, 
so  muss  die  Gesamtheit  der  Nachschusseinlagen,  der  einbezahlten  und  der  noch 
nicht  volleinbezahlten,  sondern  nur  geschuldeten,  muss  das  Nachschusskapital 
ebenso,  wie  das  feste  Stammvermögen,  das  „Stammkapital",  als  Abzugsposten 
unter  den  Bilanzpassiven  vorgetragen  werden  ^^). 

C.  Das  G.  gewährt  hiervon  eine  Erleichterung,  d.  h.  also  die  Emi^- 
lichung  einer  Gewinnsteigerung:  wenn  die  Gesellschaft  von  den  Nachschussi- 
f orderungen  lediglich  diejenigen  als  Bilanzaktiva  einstellt,  welche  sie  gemäss 
§  423  als  solche    einstellen    muss  —  das    sind    diejenigen,    deren    erfolgreiche 


»)  Ge8ell8ch.-G.  5 11  mit  14. 

*)  Gemäss  §  7n  müssen  vor  der  Anmeldung  der  Gesellschaft  zum  Handeb- 
register  auf  jede  Stammeinlage  nur  25  Prozent,  mindestens  aber  250  Mk.  einbezahlt  sein. 

•)  Neukamp  zu  30,;  Staub,  G.-G.  42«. 

*)  30n.  58  n. 

»)  30n. 

•)  29  n. 

')  29i. 

•)  Eingezahlte  Vorschüsse  „können",  aber  müssen  nicht  zuriickbezahlt  werden 
(30 11);  Stammeinlagen  „dürfen'^  ausser  in  Form  der  Herabsetzung  des  Stammkapitals 
(§  58  n)  oder  der  Einziehung  (Amortisation)  von  Geschäftsanteilen  (34)  nicht  zurück- 
gezahlt werden  (30 1). 

*)  Vgl.  SLVLch  Staub j  G.-G.  42  4^:  „Nachschussansprüche  entstehen  m'cht  durch  den 
Betrieb  des  Gesellschaftsgeschäftes.''  Sie  dürfen  also  nicht  zur  Gewinnverteilung  be- 
nutzt werden. 

'«)  30 1  u.  II. 

'')  Vgl.  Stat^,  G.-G.  42,5. 
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Einziehimg  durch  Ausschluss  eines  Preisgaberechts  des  Gesellschafters  mrt- 
schaWich  gesichert  ist  — ,  so  braucht  sie  auch  kein  höheres  Nachschusskapital 
in  die  Bilanzpassiva  aufzunehmen,  als  es  der  Summe  der  Einzahlungen  auf  die 
ein^forderten  Nachschüsse  und  dieser  Nachschussforderungen  entspricht.  Das 
Nachschusskapital  also,  welches  durch  Nachschussforderungen  gebildet  wird, 
hiiiäicfatlich  deren  der  Gesellschafter  noch  das  Recht  besitzt,  sich  von  ihrer 
Erfüllung  durch  Preisgabe  seines  Geschäftsanteils  zu  befreien,  kann,  aber  muss 
die  GeseUschaft  nicht  als  Bilanzpassivum  einsetzen,  sofern  sie  diese  Nachschuss- 
forderungen auch  auf  der  Aktivseite  als  Forderungen  weglasst.  Tut  sie  dies 
nicht,  so  hat  sie  auch  den  durch  diese  weniger  sicheren  ^)  Nachschussforderungen 
[^obildeten  Teil  des  Nachschusskapitals  auf  der  Passivseite  vorzutragen. 

D.  1.  Dies  ist  der  Sinn  der  Ziff.  3  und  4  des  §  42  des  Gesellsch.-G., 
soweit  sie  sich  auf  Einstellung  der  Nachschusskapitalanteile  unter  die  Passiva 
bezieben.  Das  G.  sagt  a)  in  Ziff.  5:  Unter  die  Passiva  ist  aufzunehmen  „der 
Gesamtbetrag  der  eingezahlten  Nachschüsse*';  b)  unter  Ziff.  4:  „Das  Recht 
der  Gesellschaft  zur  Einziehung  von  Nachschüssen  ist  als  Aktivum^)  in  die 
B.  nur  insoweit  einzustellen,  als  die  Einziehung  beschlossen  ist  und  den 
Gesellschaftern  ein  Becht,  durch  Verweisung  auf  den  Geschäftsanteil  sich  von 
der  Zahlung  der  Nachschüsse  zu  befreien,  nicht  zusteht;  den  in  die  Aktiva  der 
B.  aufgenommenen  l^tichschuasansprüchen  (d.  h.  Is  &chschuss f orderungen)  muss 
ein  gleicher  Kapitalbetrag  in   den  Passiven  gegenübergestellt  werden." 

2.  Würde  vor  „den  .  .  .  Nachschussansprüchen"  nicht  bloss  ein  Strichpunkt, 
.sondern  ein  Punkt  stehen,  so  würde  das  G.  unmittelbar  sagen,  dass  alle  Nach- 
schussansprüche ,  auch  die  mit  einem  Selbstbefreiungsrecht  der  Gesellschafter 
behafteten,  auch  als  Nachschusskapitalbestandteile  unter  die  Passiva  einzureihen 
sfMen.  So  aber  heisst  „den  .  .  .  Nachschussansprüchen":  diesen  Nachschuss- 
ansprüchen, d.  h.  den  Nachschussforderungen,  die  nicht  mit  einem  solchen 
iSelbstbefreiungsrecht  belastet  sind.  Es  wäre  aber  falsch  hieraus  zu  schliessen, 
hinj'ichtlich  der  mit  Gesellschafterabandonrecht  beschwerten  Nachschussforderungen 
bestünde  unter  allen  Umständen  lediglich  das  Rechte  nicht  eine  Pflicht  der  Gesell- 
:jehaft,sqe  auch  auf  der  Passivseite  einzustellen.  Dass,  wenn  solche  Nachschuss- 
ansprüche  als  Bilanzaktivum  eingesetzt  werden,  sie  auch  als  Passivum  in  die 
B.  aufgenommen  werden  müssen,  folgt  aus  dem  Wesen  der  Nach  schussein  lagen 
ab  Einlagen  auf  das  Stamm-,  d.  h.  Grundstockvermögen,  kraft  dessen  sie  von 
der  Verteilung  als  Grewinn  auszuschliessen  sind.  Werden  sie  also  auf  der 
Aktivseite  eingestellt,  so  muss  es  auch  auf  der  Passivseite  geschehen.  Denn 
ihre  Ein{*tellung  auf  der  Aktivseite  erhöht  an  sich  die  Reingewinnziffer,  also  ist 
"iie^  Erhöhung  durch  Einsetzung  eines  gleichen  Betrages  auf  dem  gegenüber- 
-U'henden  Konto  wieder  zu  beseitigen'). 

3.  Nichts  anderem  gibt  auch  §  423  ™*^  ^^"^  Satze  „den  in  die  Aktiva 
«ler  B.  aufgenommenen  Nachlassansprüchen  muss  ein  gleicher  Kapitalbetrag  in 
'len  Passiven  gegenübergestellt  werden"  für  die  von  Gesellschafterabandonrecht 

*)  Staub,  G.-G.  42  ^  geht  zu  weit,  wenn  er  den  Nachschussanspruch  „nur"  unter 
ier  Vorauasetziing  als  „wirkliches  Wertobjekt"  bezeichnet,  dass  der  Gesellschafter  un- 
Wiogt  zur  Zahlung  des  Nachschusses  verpflichtet  ist  d.  h.  kein  Eecht  besitzt,  durch 
Verweisung  auf  den  Geschäftsanteil  sich  von  der  Nachschusszahlung  zu  befreien.  Zu- 
treffend ist  lediglich,  dass  im  anderen  Falle  leichter  als  in  diesem  der  Anspruch  unter 
'^nem  Nennwert  zum  Ansatz  gelangt. 

*)  Aus  dieser  Fassung  folgert  Staub,  G.-G.  42  ^g  mit  Recht,  dass  der  Betrag  der 
ßoch  rückständigen  Einzahlungen  getrennt  von  anderen  ausstehenden  Forderungen,  also 
ii^  ^Ibetändiger  Posten  im  Aktivum  vorzutragen  ist. 

»)  Vgl.  auch  Neukamp  42,b;  Staub  G.-G.  42  4^. 
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befreiten  Nachlassforderungen  Ausdruck.  Die  Vorschrift  würde  auch  pnelten, 
wenn  der  Gesetzgeber  sie  nicht  ausdrücklich  gegeben  hätte.  Nur  um  falscher 
Schlussfolgerung  aus  dem  ersten  Satze  der  Ziff.  3  vorzubeugen,  hat  er  ne 
gegeben.  Der  Nichtkenner  des  Bilanzrechtes  könnte  hieraus  schliessen:  da.* 
Recht,  Nachschüsse  einzuziehen,  sei,  wenn  es  in  die  B.  eingestellt  wird,  nur 
auf  der  Aktivseite  einzusetzen.  Durch  den  Ausdmck  „Äajntoibetrag"  endlich 
gibt  der  Gesetzgeber  zu  erkennen,  dass  die  Nachschusseinlagen  nicht  den  Ge?ell- 
schaftsgewinn,  sondern  das  Gesellschaftsvermögen  vermehren. 

e)  Die  Abselireibiiiic  von  Xachschusskapital. 

§  49. 

I.  Nicht  nur  überflüssig,  sondern  undeutlich^)  und  darum  leicht  irre- 
führend ist  folgende  Bestimmung  des  Bilanzretthtes  der  Gesellschaften  m.  b.  H. 
§  42  Ziff.  4  bemerkt  in  Anschluss  an  den  Satz,  der  Betrag  des  im  G^^ellschafte- 
vertrag  bestimmten  Stammkapitals  sei  unter  die  Passiva  aufzunehmen:  „Dasr 
selbe  gilt  von  dem  Betrage  eines  jeden  Reserve-  und  Emeuerungsfonds,  i?owie 
von  dem  Gesamtbetrage  der  eingezahlten  Nachschüsse,  smveit  nicht  die  Ver- 
wendung  eine  Abschreibung  der  betreffenden  Passiiypostefn  begriindei.^^ 

II.  Die  erste  Frage,  welche  der  Ausleger  tun  wird,  lautet:  die  Verwen- 
dung wessen  ist  gemeint?  Gewiss  des  Reserve-  und  Emeuenmgsfonds  und  des 
Gesamtbetrages  der  eingezahlten  Nachschüsse.  Das  ist  selbstverständlich.  Aber 
die  weitere  Frage  ist  bei  Re8er^'efonds  und  dem  Gesamtbetrag  der  eingezahhen 
Nachschüsse:  die  Verwendung  dieser  Posten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Aktiv- 
oder als  Passivposten  ?  Denn  beide  Posten  haben  ja  diese  doppolt**  Eigenschaft. 
Dem  Erneuemngsfonds  im  Sinne  des  G.  d.  h.  im  Sinne  von  §  42^  und 
damit  im  Sinne  von  H.G.B.  §  261 3  entspricht  auf  der  Aktivseite  kein  be- 
sonderer Posten,  er  ist  als  Berichtigungskonto  von  Aktivwerten  lediglich 
„Passivposten".  Aber  bei  den  beiden  anderen  Posten  sind  die  Mittel  (Aktiv- 
werte), welche  aus  den  betreffenden  Fonds  —  aus  Rücklagen  und  geleisteten 
Nachschüssen  —  angesammelt  sind,  und  die  „Fonds"  als  Bestandteile  des  zu 
erhaltenden  Gesellschafts-,  des  Grundstock  Vermögens  zu  unterscheiden.  Jene 
Mittel  stehen  auf  der  Aktivseite,  sind  Aktivposten,  das  zu  erhaltende  Grund- 
stockvermögen ist  dagegen  Passivposten.  Jene  Mittel  repräsentieren  Teile  des 
Ist-,  des  Effektivvemiögens,  diese  Passivposten  sind  Bestandteile  des  Soll- 
vermögens. Beim  Stammkapital  begegnet  derselbe  Gegensatz.  Das  Gesetz 
kennzeichnet  ihn  hier  selbst.  Es  spricht  in  §  30r  von  dem  „zur  Erhaltung 
des  Stammkapitals  erforderlichen  Vermögen  der  Gesellschaft".  In  analoger 
Weise  lassen  sich  Reservefonds  und  Nachschusseinlagen  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Passivposten  als  Reserve-  oder  NachschussÄ-opito/,  jene  zu  ihrer  Deckung 
dienenden  Mittel  als  das  zur  Deckung  dieser  Kapitalien  erforderliche  Vertnögen 
bezeichnen. 

III.  Das  G.  lässt  nach  dem  allen  in  §  42^  das  Wort  „Verwendung"' 
ohne  Beisatz,  weil  die  Verwendungsmöglichkeit  bei  allen  drei  Posten  nicht  die 
gleich  umfassende  ist  Beim  Emeuerungsfonds  ist  nur  eine  Verwendung  dem- 
selben als  Passivposten  möglich^  deim  er  ist  nur  Passivposten,  bei  den  beiden 
anderen  Posten  dagegen  sowohl  als  Aktiv-,  wie  als  Passivposten,  denn  sie  sind 
beides.  Hieraus  aber  folgt,  dass  hinsichtlich  Reservefonds  und  eingezahlter 
Nachschüsse  sowohl  die  Verwendung   der  durch  die  Bildung  von  Reservefond:= 


')  Am  meisten  zeigen  es  die  Ansfühmngen  Betgels  II  34  hierüber. 
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bezw.  durch  eingezahlte  Nachschüsse  gewonnenen  AkiivYferte  wie  die  Verwendung 
(los  Reserve-  und  l^SLchschusskapitals  bei  Auslegung  des  in  Frage  stehenden 
Beisatzes  von  §  42^  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

IV.  Die  Verwendung  des  Erneueningsfonds,  des  Reserve-  und  Nach- 
schujiskapitaL?  als«  solchen,  d.  h.  also  die  unmittelbare  Verwendung  der  „Passiv- 
po.-ten"  Erneueningsfonds,  Reservefonds,  eingezahlte  Nachschüsse  begründet 
immer  eine  Abschreibung,  d.  h.  Verringerung  dieser  „Passivposten". 

A.  1.  Der  Emeuerungsfonds  ist  verwendbar ,  wenn  er  die  nämliche  Höhe 
erreicht,  wie  der  Aktivgegenstand,  dessen  Wert  er  zu  berichtigen  hat.  Dies  ist 
der  Fall,  wenn  die  Wertminderung  durch  Abnutzung  dem  Anschaffungspreise 
des  Aktivgegenstandes  ziffemmässig  gleichgekommen,  die  als  Aktivum  vorge- 
tragene Dampfmaschine  unbrauchbar  geworden  ist.  Hier  lautet  die  B.: 
Maschinenkonto     ....     100000  |  Maschinenemeuerungsfonds       100000 

Wird    der    Emeuenmgsfonds    nun    verwendet,    d.   h,   der  Wert   der  als 
Aktivum  eingesetzten  Maschine  richtig  gestellt,  also  =  Null  gesetzt,  so  bewirkt 
lies  eine  Abschreibung  des  Erneuerungsfonds. 
Ma?chinenkonto  100  000  — 100000  =  0  |  Emeuerungsfonds 0 

2.  Oder  das  Reservefondskapital,  der  Passivposten  Reservefonds  wird  zur 
Be^^eitigung  einer  ünterbilanz  verwendet: 


Aktiva 

Ka?:^ 100000 

Effekten 200000 

Grundt^tücke 400000 

Waren 200000 

Xachschussfortlerungen    .     .  100000 

Verlust 100000 


Passiva 

Schulden 300000 

Stammkapital 500000 

Nachschussansprüche      .     .  100000 

Eingezahlte  Nachschüsse     .  100000 

Reservefonds 100000 


1100000 


1100000 


Dann  begründet  seine  Verwendung  auch   seine  Abschreibung  als  Passiv- 


posten: 

Ka'^i^a 100000 

Effekten 200000 

Onindstücke 400000 

Waren 100000 

Debitoren 100000 

\Vria^t 0 


Kreditoren 300000 

Stammkapital 500000 

Nichteingezahltes  Nachschuss- 

kapital 100000 

Eingezahltes  Nachschuss- 

kapital 100000 

Reservefonds 0 


1000000 


1000000 


3.  Oder  der  Passivposten  „eingezahlte  Nachschmse^^  im  Betrage  von 
iMoQOO  wird  zur  Beseitigung  eines  bilanzmässigen  Verlustes  von  100000 
herangezogen.  Der  Verlustposten  fällt  durch  diese  Verwendung  auf  0,  aber 
aach  der  Nachschusskapitalposten.     Wir  buchen  also: 


Kasi« 100000 

Effekten        200000 

<^irundstücke 400000 

Waren 100000 

ff-nierangen 100000 

Verlust 0 


Schulden 300000 

Stammkapital 500  000 

Nachschussansprüche       .     .  100000 

Eingezahlte  Nachschüsso      .  0 

Reservefonds 100000 


1000000 


1000000 
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4.  Oder  von  den  eingezahlten  Nachschüs^en  wird  die  Hälfte  zur  Bildung 
eines  Recjervefonds  verwandt.     Zuerst  lautet  die  B.  z.  B.: 


Kassa 


300000   I  Schulden 200 OUU 


Grundstücke 300000 

Debitoren 500000 

Waren 500  000 

1600 000 
Und  dann  schreiben  wir: 

Kassa 300  000 

Grundstücke 300000 

Debitoren 500000 

Waren 500000 


Stammkapital  .  .  . 
Eingezahlte  Nachschüsse 
Gewinn         


1000  (MIO 
300000 
100000 

Teooooo 


Schulden 200  dOn 

Stammkapital IOOOO(M) 

Eingezahlte  Nachschüsse     .  150(.MMj 

Reservefonds 150000 

Gewinn 100  QUO 


1600000 


100000(1 


B.  In  all  den  angegebenen  Fällen  findet  nur  eine  Verwendung  der  „be- 
treffenden Passivposten"  statt  Die  wirklichen  Aktivwerte  bleiben  alle  unbe- 
rührt. P:s  bleiben  in  den  ersten  Beispielen  100  000  Kassa,  200  000  Effekten, 
400  000  Grundstücke,  100000  Waren,  100000  Forderungen.  Die  Verwendung 
ausschliesslich  der  betreffenden  Passivposten  begründet  eine  Abschreibung  der- 
selben. Die  Verwendung  unmittelbar  der  Passivposten  und  der  Passivposten 
für  sich  allein,  ohne  gleichzeitige  Verwendung  der  entsprechenden  Aktivwerte 
muss  immer  eine  Abschreibung  derselben  sein.  Denn  deren  Verwendung  ist 
nicht  anders  als  im  Wege  ziffenimässiger  Herabsetzung  möglich  —  sie  sind  ja 
nur  Soll-,  nur  Rechnungsposten  —  und  jede  ziffernmässige  Herabsetzung  i>t 
eben  eine  Abschreibung. 

V.  Anders,  wenn  nicht  Verwendung  der  betreffenden  Passivposten, 
sondern  des  zu  ihrer  Erhaltung  erforderlichen  Vermögens  stattfindet.  Dies<* 
begründet  nicht  notwendig  eine  Abschnnbung  der  betreffenden  Passivposten. 
In  Betracht  kommt,  wie  früher  bemerkt,  nur  Reservefonds  und  Nachschusskapital, 
denn  dem  Emeuerungsfonds  ent^*5prechen  keine  Aktivwerte;  er  ist  nur  Passiv- 
posten. Das  aufzusttülende  Prinzip  ist:  Die  Verwendimg  der  reservierten  bezw. 
als  Nachschüsse  eingezahlten  Mittel  begründet  dann  eine  Abschreibung  der 
betreffenden  Passivposten,  wenn  sie  zugleich  eine  Verwendung  dieser  letzteren 
ist,  nicht  dagegen  im  gegenteiligen  Falle.     Beispiele  mögen  dies  b<*legen. 

A.  1.  Eine  Abschreibung  begründet  die  Ver^vendung  der  zw  Deckung 
des  Reservefonds  erforderlichen  Mittel,  wenn  dieselben  dazu  verwendet  wenlen, 
die  Auszahlung  von  Dividenden  zu  ermöglichen  oder  die  ohnedies  schon  mögliche 
Dividende  zu  erhöhen. 

a)  Eine  B.  lautet: 

Kassa 300000 

Grundstücke      .     .     .     .     .     400000 

Waren 500000 

Forderungen 200000 

i4ÖÖ00Ö~ 


Schulden 100000 

Stammkapital lUOOOoO 

Reservefonds 300  Oom 


1400000 

Es  ist  also  weder  Gewinn  noch  Verlust  gemacht.  Um  Gewinn  verteilen 
zu  können,  werden  vom  Reservefonds  100000  verwendet.  Zunächst,  d.  h.  vor 
der  Auszahlung,   lautet  demgemäss  die  B.: 
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Ka^v-« 300000 

Orundstucke 400000 

Waren 500000 

Forderungen 200000 


Schulden 100000 

Stammkapital 1000000 

Reservefonds 200000 

Gewinn 100000 


1400000 
Nach  der  Auszahltmg  haben  wir  zu  buchen: 


1400000 


Kassa      .... 

.     .     .     200000 

Schulden      .     .     . 

.     .     .     100000 

Orandstücke      .     . 

.     .     .     400000 

Stammkapital    .     . 

.     .     .  1000000 

Waren     .... 

.     .     .     500000 

Reservefonds     .     . 

.     .     .     200000 

Fonlerungen      .     . 

.     .     .     200000 

1300000 

1300000 

Wir  sehen  also  sowohl  Aktivwerte  sind  verwendet  als  auch  die  Passiv- 
werte  geringer.  Beide  sind  um  100000  gefallen.  Die  Verwendung  von  100000 
Aktiven  hat  eine  Abschreibung  des  Passivpostens  Reservefonds  begründet,  weil 
jene  Ver>vendung  zugleich  eine  Verwendung  des  letzteren  war. 

b)  Ebenso  liegt  die  Sache,  wenn  der  Reservefonds  zur  Erhöhung  der 
Dividende  verwendet  wird.  Die  B.  ergibt  100000  Mk.  Gewinn.  Man  will 
höhere  Dividende  verteilen.  Man  verwendet  dazu  150000  Mk.  von  dem 
200 000  Mk.  betragenden  Reservefonds.    Wir  buchen  dann  vor  der  Verwendung: 


Kassa 


nach  der  Auszahlung: 
Kassa 


300000 


Reservefonds 200000 

Gewinn 100000 


....     150000  I  Reservefonds 150000 

2.  Analog  gestaltet  sich  die  Verwendung  der  durch  die  Einzahlung  von 
Nachschüssen  erworbenen  Mittel  zur  Ermöglichung  oder  zur  Erhöhung  einer 
Dividende  oder  zur  Zurückzahlung  von  Nachschüssen. 

Vor  der  Verwendung  von  150000  zur  Rückzahlung: 
Kassa 300000  |  Eingezahlte  Nachschüsse     .     300000 

Nach  der  Rückzahlung: 
Ka^*« 150000   I  Eingezahlte  Nachschüsse     .     150000 

B.  Anders  wenn  von  den  bar  eingezahlten  Nachschüssen  im  Betrage  von 
3<  M)  000  Mk.  oder  dem  in  bar  vorhandenen  Maschinenersatzreservefonds  150  000  Mk. 
zur  Anlage  in  Effekten  verwendet  werden. 

Vor  der  Verwendung: 

....     300000  !  Eingezahlte  Nachschüsse 


Maschinenersatzreservefondö 


300000 
300000 


Eingezahlte  Nachschüsse     .     300  000 


Maschinenersatzreservefonds     300000 


Kassa 

bezw.  Kassa 300000 

Nach  der  Verwendung: 

Kassa 150000 

Effekten       .     .     .     .     150000 

K^w.  Kassa 150000 

Effekten       .     .     .     .     150000 

Hier  bleibt  der  betreffende  Passivposten  somit  unberührt.  Warum?  Weil 
nicht  zugleich  eine  Verwendung  desselben  stattfindet,  die  Aktivwerte  nur  zur 
.Vüjvhaffung  anderer  Aktivwerte,  nicht  zur  Verringerung  der  l)etreffenden 
Passivposten  verwendet  werden. 

Anders  wenn  die  Ersatzmaschine  zum  Preise  von  300  000  Mk.  gekauft 
wird.     Dann  haben  wir  zu  schreiben: 
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Maftchinenkonto 
Kassn  .  .  . 
Effekten        .     . 


300  000 
0 
0 


Reservefonds 


Hier  sind  nicht  bloss  wie  beim  Ankauf  der  Effekten  die  Mittel  de? 
Reservefonds  verwendet,  sondern  auch  der  Reservefonds  selbst^  d.  h.  (1er  „Passiv- 
posten" Reservefonds. 

C.  Es  kommt  also  darauf  an,  ob  nur  die  l^etreffenden  Aktivwerte  oder 
auch  der  entsprechende  Passivposten  zur  Verwendung  gelangten. 

1.  Es  soll  z.  B.  eine  Bankschuld  getilgt  werden.  Sollen  dazu  nach 
Absicht  der  Gesellschaft  nur  „die  durch  die  Einzahlung  von  Nachschüssen  ge- 
wonnenen Mittel"  verwendet  werden,  so  haben  wir  bei  folgender  B.: 


Kassakonto 


100000 


Bankschuld 100  000 

Eingezahlte  Nachschüsse     .     100000 


nach  der  Verwendung  zu  buchen : 
Kassa 


Bankschuld      .     . 
Nachschusskapital 


0 
100  000 


Soll   dagegen    zur  Tilgung   „das  Nachschusskapital"  Verwendung   finden, 
so  ist  nach  der  Verwendung  zu  buchen: 


Kassa 


0 


Bankschuld 0 

Eingezahlte  Nachschüsse     .  0 

Es  entscheidet  also  der  Wille  der  Gesellschaftsorgane. 

2.  Ein  anderes  Beispiel.  Werden  nur  die  durch  „Nach Schusseinzahlung** 
gewonnenen  Gelder,  „die  Einzahlungen"  zur  Deckung  von  50000  Mk.  Organi- 
sationskosten verwendet,  so  ist  lediglich  das  Kassenkonto  um  50  000  zu  kürzen. 
Soll  „das  Nachschusskapital"  hierzu  verwendet  werden,  so  ist  auch  der  Passiv- 
posten Nachschusskapital  um  50000  herabzusetzen. 

VI.  Fassen  wir  das  Ganze  in  Bezug  auf  die  eingezahlten  Nachschüsse 
zusammen,  so  ist  zu  formulieren:  Zu  unterscheiden  ist  zwischen  Einzahlungen 
auf  das  Nachschusskapital  und  „eingezahltem  Nachschusskapital".  Die  Ver- 
wendung von  Einzahlungen  auf  das  NaeJischusskapitalf  van  eingezahlten  Aktiv- 
werten  begründet  dann  eine  Ahsctireibung  des  Pa88irj)ostens  ,, eingezahltes  Nach- 
schusskapiial^^,  wenn  zugleich  eirie  Verwefidung  des  eingezahlten  NacJischu^skcqntals 
vorliegt, 

A.  1.  Dies  hervorzuheben,  ist  aber  vollkommen  überflüssig,  denn  dass  die 
Verwendung  des  Passivpostens  Nachschusskapital  eine  Abschreibung  desselben 
begründet,  folgt  aus  dem  Wesen  dieses  Passivpostens.  Derselbe  ist  nur  ein 
Rechnungs-,  ein  Sollbestandsposten.  Somit  kann  er  nur  im  Wege  der  Ab- 
minderung  seiner  Ziffer  verwendet  werden. 

2.  Es  luitte  also  voUkammen  genügt,  wenn  der  Gesetzgeber  gesaugt  hätte: 
„Dasselbe  gilt  von  dem  Betrage  eines  jeden  Reserve-  und  Emeuerungsfonds, 
sowie  von  dem  eingezahlten  Nachschusskapital."  Auch  beim  Stammkapital  und 
dem  Grundkapital  der  A.  fügt  der  Gesetzgeber  nicht  an:  „sofern  nicht  eine 
Herabsetzung  desselben  erfolgt  ist"  und  doch  ist  die  Herabsetzung  solchen 
Kapitals  nichts  anderes,  als  die  Verwendung  von  Nachschusskapital.  Auch 
diese  Verwendung  ist  Herabsetzung,  nur  dass  diese  Herabsetzung  nicht  an  so 
viele  materielle  und  formelle  Voraussetzungen  gebunden  ist,  wie  die  Herab- 
setzung von  Stammkapital  und  Aktienkapital. 

B.  Die  Gesetzes  Verfasser  wurden  auch  nur  dadurch  zu  jenem  Beisatz  ver- 
leitet, dass  sie  statt  eingezahltes  Nachschusskapital  „eingezahlte  Nachschüsse" 
formulierten.    Dieser  Ausdruck  ist  doppelsinnig.    Denn  „eingezahlte  Nachschüs.«e" 
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kann  bei  den  Gedankengang  abkürzender  Ausdrucksweise  nicht  bloss  eingezahltes 
Naehschusskapital^  sondern  auch  die  auf  die  Nachschüsse  eingezahlten  Aktiv- 
werte, die  Einzahlungen  bedeuten.  Indem  die  Urheber  des  Gesetzes  sich  nicht 
gegenwärtig  hielten,  dass  in  diesem  Zusammenhang,  wo  von  Einstellung  in  die 
Pa.-'siva  die  Rede  ist,  unter  „eingezahlten  Nachschüssen"  nur  das  eingezahlte 
Nachschu^skapital,  der  Passivposten  Nachschusskapital  verstanden  werden  kann, 
weil  die  auf  das  Nachschusskapital  geleisteten  Werte  ja  unter  den  Aktiven 
nicht  einen  von  anderen  Aktivwerten  ausgeschiedenen  Posten  darstellen,  sondern 
dtis  darauf  eingezahlte  Geld  mit  anderem  auf  Kassen-,  die  darauf  eingegangenen 
Effekten  mit  anderen  auf  Eflektenkonto  vorgetragen  werden,  wurden  sie  zu  jenem 
Beisatz  verführt.  Es  schwebte  ihnen,  wie  die  Fassung  „Abschreibung  des  be- 
treffenden PöWÄiiz-postens"  zeigt,  die  Ansicht  vor,  als  bedeute  Gesamtbetrag  der 
eingezahlten  Nachschüsse  die  eingezahlten  Aktivwerte,  und  so  dachten  sie  nur 
an  die  Verwendung  dieser  „eingezahlten"  Aktivwerte.  Und  es  könnte  die  Be- 
stimmung des  §  42^,  von  der  wir  handeln,  auch  so  aufgefasst  werden  und 
musste  ei«,  wenn  der  Beisatz  sich  lediglich  auf  die  Nachschüsse  bezöge,  d.  h. 
§42 4  formuliert  wäre:  „Der  Betrag  des  Stammkapitals  und  eines  jeden  Reserve- 
und  Emeuerungsfonds  ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen.  Das  Gleiche  gilt 
von  dem  Gesamtbetrage  der  eingezahlten  Nachschüsse,  soweit  nicht  ihre  Ver- 
wendung eine  Abschreibung  derselben  als  Passivposten  begründet."  Allein  da 
•^ich  der  Nachsatz  gleichmässig  auch  auf  Resei-ve-  und  Erneuerungsfonds  bezieht 
und  es  keinen  eingezahlten  Reserve-  und  Emeuerungsfonds,  keine  Einzahlungen 
auf  >olche  gibt,  kann  der  Nachsatz  nicht  bloss  von  Verwendung  von  Aktiv- 
werten verstanden  werden.  Aus  dem  Grunde  sagt  der  Gesetzgeber  auch  nur 
^(lie  Verwendung"  und  „der  betreffenden  Passivposten"  und  lasst  offen,  was 
verwendet  wird  und  woran  eine  Abschreibung  begründet  wird. 

VII.  Nicht  lasst  sich  leugnen,  dass  diese  Unbestimmtheit  eine  gewisse 
Undeutlichkeit  hervorruft  und  Undeutlichkeit  verursacht  leicht  Irrtum.  Zu  leicht 
führt  das  Fehlen  einer  Bestimmung  darüber,  um  wessen  Verwendung  es  sich 
handelt,  dazu,  dass  bezüglich  der  eingezahlten  Nachschüsse  das  Wort  Ver- 
wendung nur  auf  Verwendung  der  eingezahlten  Aktivwerte  bezogen  wird. 
Ein  Blick  in  die  Kommentare  zum  GeseUsch.-G.  beweist  dies^).  Dabei  gelangen 
die  Kommentatoren  dann  im  einzelnen  zu  den  abweichendsten  Resultaten. 

A.  Um  nur  einige  herauszugreifen,  so  geht  die  Meinung  Essers^) 
liahin,  dass  „solche  Betrage  der  verwendeten  Nachschüsse  von  den  im  Passiv 
aufgeführten  Nachschüssen  abgeschrieben  werden  dürfen,  die  nicht  zu  Anschaffungen 
verwendet  werden,  welche  Aufnahme  im  Aktiv  der  B.  finden."  Hiernach  wären 
alle  Verwendungen  der  auf  die  Nachschusseinlagen  eingezahlten  Aktivwerte 
auch  vom  Passivposten  „eingezahlte  Nachschüsse"  abzuschreiben,  welche  nicht 
bloss  eine  Verschiebung  der  Aktivwerte  herbeiführen.  Es  sind  hiernach  also 
nicht  abzuschreiben  die  Ven\'endung  der  betreffenden  Werte  zum  Ankauf  eines 
Hausse?,  wohl  aber  unter  allen  Umständen  die  Verwendung  der  Mittel  zur  Deckung 
'ief  Oiganisationskosten,  soweit  aus  denselben  nicht  andere  Aktivwerte  (Bureauein- 
richtungsgegenstände)  hervorgehen.  Ebenso  ist  abzuschreiben  eine  Verwendung  zur 
Erroöglichung  der  Gewährung  höherer  Dividenden,  zur  Bildung  eines  Reservefonds, 
mr  Beseitigung  einer  Unterbilanz,  zur  Zurückzahlung  von  Nachschüssen,  denn 
Jn  all  den  Fällen  handelt  es  sich  „nicht  um  Verwendung  zu  Anschaffungen, 
welche  Aufnahme    im  Aktiv   finden".     Esser   versieht    seine  Formuliemng    mit 


')  Nur  Staub  30,-  halt  sich  davon  frei.     Er    bezieht  das  „Verwendung**    nur 
tuf  den  Passivposten.    Verwendung  bedeutet  „Streichung"  desselben. 
«)  3.  Aufl.  1902  zu  §  42. 
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einem  „nur".  Er  sagt:  „iVwr  solche  Beträge  dürfen  von  den  im  Passiv  aufge- 
führten Nachschüssen  abgeschrieben  wenlen,  die  nicht  zu  Anschaffungen  ver- 
wendet sind,  welche  Aufnahme  im  Aktiv  finden."  Er  meint  also  offenbar  nur 
wenige  Fälle  —  als  Beispiele  gibt  er  „Organisationskosten,  Verlust-e  u. 
dergl."  an  — ,  allein,  wie  wir  sehen,  ergeben  sich  aus  seiner  Formulierung 
ziemlich  viele  Fälle. 

B.  1.  Enger  formuliert  Förisch^)  und  mit  ihm  Merxhacher^),!^ ach  Förti*ch 
wird  eine  „Abschreibung  begründet  durch  eine  Verwendung,  welche  entweder 
eine  Verminderung  des  Reinvermögens  oder  eine  Verringerung  des  Verlustpostens 
der  Aktivseite  bewirkt."  M.  a.  W.:  ausgeschlossen  ist  eine  Abschreibung, 
wenn  nur  eine  Umwandlung  der  eingezahlten  Aktivwerte  in  andere  stattfindet 
und  wenn  die  Verwendung  erfolgt  zur  Bildung  eines  Reservefonds;  zugela!?i?en 
ist  sie  bei  Verwendung  zur  Deckung  der  Organisationskosten,  Zurückzahlung 
von  Nachschüssen,  Ennöglichung  der  Zahlung  von  Dividenden  —  denn  hier  liegt 
Verringerung  des  Reinvennogens  vor  —  und  ebenso  zur  teilweisen  oder  gänzlichen 
Beseitigung  einer  Unterbilanz,  denn  hier  ist  Verringerung  des  Verlustpostens 
auf  der  Aktivseite  gegeben. 

2.  Derselben  Meinung  ist  Liebniann^).  Gremeint  seien  Verwendungen, 
„durch  welche  eine  Verminderung  des  Gesellschafts  Vermögens  herbeigeführt" 
werde.  Auch  von  Paiiskis- Krüger*)  ist  dasselbe  anzunehmen,  wenn  dieselben 
auch  formulieren,  die  Wendung  des  G.  bedeute,  dass  die  Verwendung  eine 
Verminderung  eines  Postens  der  Aktivseite  zur  Folge  haben  müsse.  Man 
könnte  hiernach  meinen,  auch  bei  blosser  Verschiebung  innerhalb  des  sich 
gleich  bleibenden  Aktivbestandes  werde  eine  Abschreibung  begründet.  Allein 
ausdrücklich  wird  als  Gegensatz  Vermehmng  der  Aktivseüey  also  des  ganzen 
Aktivbestandes  bezeichnet. 

C.  1.  Bedeut-end  enger  fasst  die  Bestimmung  Neukamp^),  Seine  Auf- 
fassung ist  prinzipiell  und  systematisch  abgeleitet.  Er  sagt,  die  gezahlten 
Nachschüsse  bilden  nicht,  wie  die  Reservefonds^  aufgespeicherten  Betriebsgewinn, 
sondern  aus  Einlagen  angesammeltes  Betriebs A^opt^a/;  also  dürfen  sie  bei  gleich- 
zeitiger Herabsetzung  des  Passivpostens  „eingezahlte  Nachschüsse"  (des  Naoh- 
schusskapitalkontos)  nicht  zu  Ausgaben  verwendet  werden,  deren  Vollziehung 
eine  Steigerung  des  Reingewinns  mit  sich  bringt,  sondern  nur  zur  Deckung 
von  Verlusten  und  zwar  von  Verlusten  an  den  Einlagen,  aus  welchen  sie  ent- 
standen. Um  es  durch  Beispiele  zu  belegen,  so  dürfen  die  Nachschüsse  dann  nicht 
unter  gleichzeitiger  Herabsetzung  des  Nachschusskapitalkontos  zur  Deckung  der 
Organisations-  und  Verwtdtungskosten  venvendet  wenlen,  wenn  dadurch  Betriebs- 
einnahmen frei  werden,  so  dass  sich  ein  grösserer  Betriebsüberschuss  und  damit 
bilanzmässiger  Reingewinn  ergibt.  Wohl  aber  können  sie  unter  gleichzeitiger 
Abschrt^ibung  am  Nachschusskapitalkonto  hieran  Verwendung  finden,  wenn  die 
Betriebseinnahmen  so  gering  sind,  dass  sie  nicht  jene  Kosten  zu  decken  ver- 
mögen, so  dass  Verlust  entsteht. 

2.  So  folgerichtig  auch  Neukamps  Theorie  ist,  so  kann  sie  doch  vor 
dem  positiven  Recht«  nicht  bestehen.  Gälte  sie  für  das  Nachschusskapital,  so 
müsste  sie  nicht  minder  für  das  Stammkapital  Geltung  besitzen.  Dieses  kann  aber 
auch  zu  anderen  Zwecken  herabgesetzt  werden,  als  zur  blossen  Beseitigung  einer 

0  Förtsch  a.  a.  O.  N.  70^. 

»)  Reichsgesetz  betr.  die  Gesellschaften  m.  b.  H.   1899  zu  42. 

•)  A.  a.  O.  Nr.  6  c. 

*)  42.. 

•)  42,c. 
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Unterbilaiiz.  Das  G.  selbst  nennt  im  §  58ii  Herabsetzung  zum  Zwecke 
der  Zurückzahlung  von  Stammeinlagen  und  ebenso  ist  auch  Herabsetzimg  zur 
Erniöglichung  einer  Gewinnverteilung  oder  einer  höheren  Gewinnverteilung  an- 
gängig. Die  Verwendung  mid  damit  die  Abschreibung  von  Nachschusskapital  ist 
aber  nicht«  anderes  als  Herabsetzung  desselben;  von  der  Herabsetzung  des 
Stammkapitals  nur  dadurch  unterschieden,  dass  sie  an  weniger  materielle  und 
formelle  Voraussetzung  gebunden  ist,  als  die  Herabsetzung  des  Stammkapitals. 
Und  dazu  kommt:  das  G.  kennt  unmittelbar  auch  eine  Verwendung  der  Nach- 
schüsse  zu  anderem  als  zur  Deckung  von  Verlusten  an  Nachschusseinlagen, 
die  „Rückzahlung  der  Nachschüsse**  ^)  oder,  um  es  in  der  Terminologie  des 
Herabsetzüngsrechtes  auszudrücken,  die  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Zurück- 
zahlung von  Nachschusseinlagen. 

Vni.  A.  Selbst  wenn  man  „Verwendung"  in  Bezug  auf  die  gezahlten  Nach- 
pchüsse  nicht  bloss  auf  Verwendung  der  entsprechenden  Aktivwerte,  sondern 
auch  auf  blosise  und  ausschliessliche  Verwendung  des  Passivpostens  Nachschuss- 
kapital bezieht,  bleibt  der  von  uns  nun  schon  solange  erörterte  Beisatz  leicht 
irreführend.  Er  ist  geeignet,  der  Ansicht  Kaum  zu  geben,  als  seien  noch  nicht 
einbezahlte  Nachschüsse,  bezüglich  deren  kein  Abandonrecht  der  Gesellschafter 
aa^geschlossen  ist,  einer  Abschreibung  auf  der  Passivseite  unzugänglich. 

B.  Selbstredend  werden  solche  Nachschussansprüche  auf  der  Passivseite 
nicht  abgeschrieben,  wenn  der  Nachschuss  geleistet  wird.  Denn  dann  bleibt 
der  Betrag  des  Nachschusskapitals  im  ganzen  auf  der  Passivseite  unverändert, 
weil  ja  auf  der  Aktivseite  lediglich  eine  Umwandlung  der  Nach  Schussforderung 
in  andere  Aktivwerte  vor  sich  geht^).  Aber  eine  Abschreibung  auch  blosser 
Nachschussforderungen  auf  der  Passivseite  kann  stattfinden,  nämlich  bei  Herab- 
setzung des  Nachschusskapitals  zum  Zwecke  des  Erlasses  der  auf  dasselbe  ge- 
!>chuldeten  Einzahlungen  ^).  Nehmen  wir  an,  im  Jahre  1901  würden  200000  Mk. 
Nachschüsse  beschlossen,  ohne  sofort  eingezogen  zu  werden.    Wir  buchen  dann 

Ka&?a 1000  000      Stammkapital       ....     1000000 

Nachschussforderungen      .        200  000      Nachschusskapital    .     .     .        200000 

Im  Jahre  1902  wird  der  Einziehungsbeschluss  aufgehoben,  eine  Be- 
freiung der  Gesellschafter  von  der  Leistimg  beschlossener  Nachschüsse  be- 
«rhlotwen;  dann  ist  zu  buchen 


Kassa 1000000 


Stammkapital      ....     1000000 


Nachschu-ssansprüche    .     .  0      Nachschusskapital     ...  0 

Erlassene  Nachschüsse  gelten  als  nicht  eingezogen,  ebenso  wie  eine  Be- 
t'ndigung  der  Nachschusszahlungspflicht  vorliegt,  wenn  Zurückzahlung  von 
Nach^chüssen  erfolgt.  Denn  Gesellsch.-G.  §  30 ii  schreibt  vor:  „Zurückgezahlte 
Nachschüsse  gelten  als  nicht  eingezogen,"  d.  h.  ihre  Wiedereinziehung  setzt 
einen  neuen  Einziehungsbeschluss  der  Gesellschafter  voraus. 

»)  30  u.  46,. 

')  Es  tritt  nur  auf  der  Passivseite  an  Stelle  des  Passivpostens  ,,NachächuBsan- 
sprüche"  ein  entsprechender  Posten  „eingezahlte  Nachschüsse";  vgl.  Staub,  G.-G.  42^5« 

•)  Indem  hier  auf  die  „Nachschussansprüche"  verzichtet  wird,  fällt  dieser  Posten 
iffl  Aktivum  und  Passivum  weg.    Staube  G.-G.  424,. 


128    §  ^0.  Die  bilanzrechtl.  Behandlung  des  NachschuBskapitals  in  System.  Übersicht 

f)  Die  bilanKrechtliehe  Behandlanff  des  Naehsehnsfikapltals 
in  systematiseher  Übersieht. 

§  50, 

Zum  Schlüsse  lässt  sich  das  Recht  der  bilanzrechtlichen  Behandlung  und 
der  Verwendung  und  Abschreibung  der  Nachschüsse  dahin  zusammenfassen. 

I.  A.  Das  beschlossene  Nach  schusskapital  ist  in  die  Passiva  einzutragen, 
aber  solange  die  Nachschusseinlagen  nicht  voll  einbezahlt  sind,  nicht  in  einem, 
sondern  in  zwei  Posten:  „Nachschussansprüche"  und  „Gesamtbetrag  der  ein- 
gezahlten Nachschüsse".  Mit  einem  Abandonrecht  der  Gresellschafter  belastete 
Nachschussansprüche  sind  nur  dann  unter  die  Passiva  aufzunehmen,  wenn  sie 
auch  in  die  Aktiva  eingestellt  werden. 

n.  Abschreibung  des  Nachschusskapitals  ist  nichts  anderes  als  erfolgte  Herab- 
setzung desselben.  Der  Beschluss  der  Herabsetzung  von  Nachschusskapital  ist 
nur,  weil  es  sich  dabei  bloss  um  einen  der  beweglichen  Teile  des  Grundstock- 
Vermögens  handelt,  an  eine  geringere  Zahl  von  materieller  und  formeller  Be- 
stimmungen gebunden,  wie  die  Herabsetzung  des  festen  Teils  des  Grundstock- 
vermögens, des  Stammkapitals.  Im  allgemeinen  bedarf  es  nur  eines  einfachen 
Beschlusses  der  Gesellschafter  nach  §  47  ff.  Dies  ergibt  sich  daraus,  dass  die 
Einforderung,  d.  h.  Begründung  von  Nachschüssen  eines  solchen  Beschlusses 
bedarf.  Also  —  darf  man  folgern  —  ist  ein  solcher  Beschluss  auch  zur  Beseitigung 
von  Nachschüssen  erforderlich.  §  463  bestätigt  dies  auch  für  einen  Beschluss, 
den  der  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Zurückzahlung  von  Nachschüssen.  In- 
dem aber  für  diesen  Beschluss,  der  allein  von  allen  Herabsetzuugsbeschlüssen 
im  übrigen  noch  an  weitere,  materielle,  also  schwerere  Voraussetzungen  ge- 
knüpft ist,  §  45  des  G.  die  Möglichkeit  einer  statutarischen  Ersetzung  des 
Gesellschafterbeschlusses  durch  den  Beschluss  eines  anderen  Gesellschaftsorganes, 
des  Auf  Sichtsrates  oder  der  Geschäftsführer  (Direktion)  vorsieht,  ist  auch  für 
alle  anderen  Herabsetzungsbeschlüsse,  die  alle  weniger  schwerwiegend  sind, 
die  gleiche  Möglichkeit  anzunehmen. 

HI.  Die  „Verwendung"  oder  Herabsetzung  des  Passivpostens  Nachschuss- 
kapitalposten  kann  erfolgen^): 

A.  Was  beide  Arten  von  Nachschusskapitalposten  die  Nachschussansprüche 
und  die  eingezahlten  Nachschüsse  anlangt^ 

1.  zur  Bildung  eines  Reservefonds  oder  zu  (notwendigen  oder  freiwilligen) 
Abschreibungen, 

2.  zur  ganzen  oder  teilweisen  Beseitigung  eines  Verlustes  der  Gewinn- 
ermittlungsbilanz, also  einer  Unterbilanz  in  diesem  Sinne*), 

3.  zur  Ermöglichung  einer  Gewinnverteilung, 

4.  zur  Erhöhung  der  zu  verteilenden  Gewinnsumme; 

B.  Was  den  Passivposten  „Nachschussansprüche"  angeht:  zum  Zwecke 
des  Erlasses  der  geschuldeten  Nachschusseinzahlungen ; 

C.  Was  den  Passivposten  „Gesamtbetrag  der  eingezahlten  Nachschüsse" 
betrifft : 

zum  Zwecke  der  Rückzahlung  von  Nachschüssen. 

a)  Diese  ist  nur  statthaft,  w^enn 

a)  „die  eingezahlten  Nachschüsse  nicht  zur   Deckung   eines   [aus   der   B. 

(§    425)    sich  ergebenden]    Verlustes    am    Stammkapital,    also     einer 

Unterbilanz  erforderlich  sind"  (§  30 11), 
ß)  wenn  das  Stammkapital  schon  voll  einbezahlt  ist. 

*)  S.  dazu  auch  Staub  G.-G.  42  „  mit  30 ,4. 
•)  Staub,  G.-G.  30,4  ^^^  2ö„. 
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b)  Was  die  erstere  —  negative  —  Voraussetzung  anbelangt,  so  will 
«laniit  folgendes  ge^sagt  sein :  Wird  am  Jahresschluss,  wenn  die  B.  einen  Verlust 
erpibt,  unterlassen,  diesen  durch  Herabsetzung  der  Naehschüsse  auszugleichen, 
wird  er  also  auf  neue  Rechnung  vorgetragen,  so  darf,  bis  er  gedeckt  ist,  eine 
Zurückzahlung  von  Nachschüssen  nicht  erfolgen,  soweit  die  eingezahlten  Nach- 
>chüsse  nicht  den  Verlustbetrag  übersteigen. 

c)  Weil  der  Beschluss  über  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Zurückzahlung 
von  Nachschusseinlagen  nicht,  wie  der  Beschluss  über  Herabsetzung  des 
Stanimkapitals  —  vgl.  §  58 1  — ,  an  weitere  Förmlichkeiten  gebunden  ist, 
nennt  das  G.  den  Beschluss  Beschluss  über  „Rückzahlung  von  Nachschüsson'* 
l§  463).  D.  h.  es  wird  nicht  „Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Rückzahlung 
von  Nachßchüssen",  sondern  es  wird  „Rückzahlung  von  Nachschüssen"  be- 
^hlosseu. 

IV.  Dasselbe  gilt  von  den  übrigen  Arten  der  Herabsetzung.  Es  wird 
also  z.  B.  nicht  beschlossen,  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Befreiung  der 
Gesellschafter  von  der  Verpflichtung  zur  Einzahlung  von  Nachschüssen,  sondern 
e<  wird  unmittelbar  Erlass  der  auf  das  Nachschusskapital  geschuldeten  Ein- 
zahlungen beschlossen.  Das  G.  kennt  daher  den  Ausdnick  Herabsetzung 
sar  nicht.  Es  spricht  dafür  von  „Verwendung"  (§  42  ^)  der  Nachschüsse, 
fl.  h.  des  Nachschusskapitals,  also  von  Verwendung  zur  Zurückzahlung  von 
Nachschüssen,  zur  Deckung  eines  bilanzmässigen  Verlustes. 

V.  Die  Verwendung  des  Passivspostens  Nachschusskapital  begründet 
dann  seine  gänzliche  oder  teilweise  Abschreibung,  d.  h.  Weglassung  von  der 
B.  und  zwar  von  der  Bilanzpassivseite.  Die  Verwendung  ist  die  beschlossene, 
«lie  Abschreibung  die  erfolgte  Herabsetzung. 


V.  Das  Bilanzrecht  der  Versicherungsvereine  auf 
Gegenseitigkeit. 

§  51. 

I.  Das  Prinzip  der  Gegenseitigkeilsversicherung.  Wie  schon  in 
.^  14  unter  Nr.  VI  erwähnt,  finden  auf  die  B.en  der  grösseren  Gegenseitig- 
kcitsversicherungsvereine  in  Deutschland  die  §§261  und  299  des  H.G.B.,  also 
'la-  Recht  des  H.G.B.  über  die  ordentlichen  und  die  eigentlichen  Liquidations- 
bilanzen <ler  A.en,  und  zwar  ohne  alle  Abänderung  Anwendung.  Und  ebenso 
kennt  das  Pr.V.G.  in  dem  den  §  240 11  des  H.G.B.  entsprechenden  §  G8 11 
•'ine  antizipierte  Liquidationsbilanz.  „Sobald  sich  bei  Aufstellung  der  Jahres- 
ImIüdz  oder  einer  Zwischenbilanz  Überschuldung  ergibt,  hat  der  Vorstand  der 
Aufsjpht'-behörde  Anzeige  zu  machen"  und  in  einer  dem  H.G.B.  §  240 1  ent- 
^[•rechenden  Weise  kann  die  Vereinssatzung  bestimmen,  dass  der  Vorstand 
'la>  oberste  Vereinsorgan  unverzüglich  zu  berufen  habe,  wenn  bei  Aufstellung 
'W  Jahres-  oder  Zwischenbilanz  sich  ergibt,  das^s  der  bilanzmässige  Verlust 
'l:e  Hälfte  des  Gründungs-  oder  Reservefonds  erreicht  hat^). 

II.  Die^ie  völlige  Anwendung  des  Bilanzrechtes  der  A.en  auf  die  Gegen- 
-•^itiijkeitsversicheningvereine,    insbesondere    die    luiveriinderte    Ausdehnung    der 


*)^BcÄm,  Beichsgesetz  über  die  privaten  Vei-sicherungsunteraehmungen  1901, 
> -^j.  Über  Einzelfragen  s.  auch  Goldsiein,  Konkurs  der  A.  in  den  Annalen  des 
l>ect8chcn  Reichs  1901,  S.  721ff.;  ManeSy  Das  besondere  Konkursrecht  der  privaten 
Versicherongsuntemehmungen  in  Z.  53  S.  105 ff.;  Thaler ^  Konkurs  des  Versichern ngs- 
TeTting  auf  Gegenseitigkeit  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1902  8.  805  ff. 

Krhia,  Die  BHansen  der  Aktiengefi(>Uiichafteii.  9 
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einschDeidenden  Bestimmungen  von  H.G.B.  §  261  auf  sie,  mag  vom  prinzipiellen 
Standpunkte  aus  Wunder  nehmen. 

1.  Die  Absicht  des  Mitgliedes  geht  hier  nichts  wie  in  der  Kegel  bei  der 
A.,  in  erster  Linie  dahin,  zu  gewinnen,  sondern  nicht  zu  verlieren,  Schaden 
abzuwälzen.  Der  Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit  ist  grundsätzlich 
keine  Erwerbs-  und  Kapitalgesellschaft.  Was  er  zum  Zide  hat,  ist  wirtschaftliche 
Nachteile,  deren  Eintritt  bei  allen  Mitgliedern  möglich,  aber  nicht  wahrscbein- 
lieh  ist,  auf  alle  Mitglieder  wirtschaftlich  zu  verteilen.  Daher  will  auch  das 
Mitglied  durch  seinen  Zugang  zum  Vereine  nicht  Geld  verdienen,  sondern 
Schadenersatz  erlangen.  Wenn  ihm  ein  Anspruch  auf  einen  Gewinn-  oder 
Überschussanteil  zukommt,  so  ist  dies  nicht  eine  Folge  des  Versicherongs- 
zweckes,  sondern  der  Versicherungsweise,  des  Prinzips  der  Gregenseitigkeit  Aus 
ihm  resultiert  Gleichheit  der  Last,  also  auch  Gleichheit  des  Vorteils,  d.  h.  An- 
spruch auf  Rückgewähr  der  Prämie  im  Nichtbedarfsfalle. 

2.  Dazu  kommt,  dass  dem  Wesen  der  Gegenseitigkeitsversicherung  nicht 
eiimial  das  Prinzip  beschränkter  Mitgliederhaftung  gemäss  ist  Es  widerspricht 
dem  Gegenseitigkeitsgedanken.  Aus  dem  Gegenseitigkeitsprinzipe  folgt  an  sich 
unbeschränkte  Nachschusspfiicht,  wie  andererseits,  wenn  Überschuss  eintstitt, 
Anspruch  auf  Anteil  an  demselben,  wenn  auch  mit  der  Einschränkung,  das:^ 
behufs  Minderung  der  Versicherungslast  die  Verminderung  des  Überschusses 
für  den  Versicherungszweck  vorgeht  und  dass  um  Minderung  der  Nachschuss- 
pfiicht im  Falle  späterer  Verluste  zu  ermöglichen,  der  Grewinnanteilsanspruch 
nur  die  Natur  eines  Gewinnanrechnuugs-,  nicht  eines  Gewinnauszahlungsan- 
spruches besitzt 

III.  Abänderung  des  Gegenseitigkeitsprinzipes  im  geltenden 
Recht.  Wenn  trotz  dieses  grundsätzlichen  Fehlens  von  Aktienprinzip  und 
beschränkter  Haftung  das  geltende  Recht  die  Gegenseitigkeits vereine  der  Privat- 
versicherung bilanzrechtlich  den  A.en  gleichstellt,  so  liegt  der  Grund  nicht  in 
prinzipiellen,  sondern  in  praktischen,  geschäftspolitischen  Ursachen.  Der  Au^ 
gang  liegt  in  der  Versicherungstechnik,  die  Entwicklung  hat  ihre  Veranlassung 
in  dem  Wettbewerb  mit  den  Versicherungsaktiengesellschaften. 

A.  Die  geschäftliche  Versicherungsmathematik  rechnet  vorsichtig.  Sie  legt 
mehr  Beiträge  im  voraus,  mehr  Vorprämien  auf,  als  in  Wahrheit  zur  Deckung  de? 
Risikos  notwendig.  Daher  ergeben  sich  Überschüsse.  Auf  sie  haben  die 
Mitglieder,  also  die  Versicherten,  Anspruch. 

B.  Der  Wettbewerb  veranlasst  die  Versicherungsaktiengesellschaften  den  Ver- 
sicherten auch  einen  Gewinnanteil,  Anspruch  auf  Prämienrückgewähr  einzuräumen. 
An  sich  entspricht  dies  ja  nicht  dem  Wesen  der  A.  Der  Gewinn  ist  bei  der  A.  unter 
die  Mitglieder,  nicht  aber  unter  Nichtmitglieder,  wie  es  hier  die  Versicherten 
sind,  zu  verteilen.  Aber  die  Geschäftspolitik  veranlasst  die  Versicherungsaktien- 
gesellschaften, statutarisch  den  Versicherten  Gewinnanteil  einzuräumen.  Und 
sie  können  es  auch.  Denn  dass  für  die  Unternehmerversicherung,  die  Ver- 
sicherung als  Erwerbsgeschäft,  die  Rechtsform  der  A.  gewählt  wird,  dafür  itt 
nicht  sowohl  das  Kapitalbedürfnis  als  vielmehr  der  Umstand  die  Veranlassung, 
dass  es  bei  der  A.  auf  persönliche  Beteiligung  der  Mitglieder  an  der  Geschäfts- 
führung nicht  ankommt.  Für  das  Versicherungswesen  aber  ist  bei  öros^betrieb 
persönliche  unmittelbare  Geschäftsführung  durch  die  Mitglieder  unzweekmä.«isig. 
Die  Planmässigkeit  der  Verwaltungsführung,  welche  das  Versicherungsgeschäfi 
verlangt,  wird  am  besten  erreicht,  wenn  eine  oder  wenige  sachverständige  Per- 
sönlichkeiten tatsächlich  die  wirtschaftliche  und  technische  Leitung,  die  laufende 
Geschäftsführung  betätigen.  Also  aus  dem  Grunde,  weil  das  Wesen  der  A. 
keuie  Unternehmertätigkeit    der  Gesellschafter    verlangt,    ist   hier   diese   Gesell- 
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schaftsfomi  gewählt  Hieraus  folgt.,  dass  die  Versicheruugsaktiengesellschaften 
kein  grosses  Aktienkapital  brauchen.  Nur  anfangs  ist  Aktienkapital  zum 
Beöieb  notwendig;  spater  dient  als  normaler  Betriebsfonds  der  Verwaltungs- 
zuschlag zur  Versicherungsnettopramie,  welchen  die  Versicherten  zahlen,  und 
das  Aktienkapital  übernimmt  lediglich  die  wirtschaftliche  Funktion  eines 
Reservefonds*).  Daher  werden  bei  den  Versicherungsaktiengesellschaften  regel- 
mässig auch  nur  25  Prozent  des  Aktienbetrages  eingezahlt*)  und  die  Dividende 
erfordert  darum  weniger  Mittel  und  vermag  niedriger  bemessen  zu  werden.  Es 
ist  also  rechtlich  und  wirtschaftlich  leicht  möglich,  die  Versicherten  durch  be- 
sondere vertragsmassige  Einräumung  am  Grewinn  zu  beteiligen.  Zwar  besitzt 
der  Versicherte  hier  für  die  ganze  Dauer  der  Versicherung  Anspruch  auf  Ge- 
winnanteil (Prämienrückgewähr)  nur  in  der  Höhe,  die  bei  Eingehung  des  Ver- 
sicherungsvertrages festgesetzt  wurde,  während  bei  der  Gegen seitägkeitsversiche- 
nmg  die  Höhe  des  Überschussanteils  des  Versicherten  mit  der  Entwicklung  des 
Ge5^chäftes  jeweils  steigt  Allein  die  Möglichkeit  als  solche,  auch  bei  einer  Ver- 
jä'icherangsaktiengesellschaft  als  Versicherter  Anwartschaft  auf  Gewinnbeteiligung 
zu  erlangen,  genügt  schon  zur  Erhöhung  der  Konkurrenzfähigkeit  der  Versiche- 
rungsaktiengesellschaft mit  der  Versicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit. 

C.  Ja,  die  Versicherung  mit  Gewinnbeteiligung  bei  einer  Versicherungs- 
aktiengesellschaft gewährt  sogar  einen  Vorteil.  Bei  der  Versicherungsaktien- 
gesellschaft ist  der  Versicherte  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt,  bei  eintretendem  Notfalle, 
was  er  als  Grewinn  erhielt,  in  Form  von  Nachschüssen  zurückgeben  zu  müssen. 
Er  zahlt  lediglich  eine  feste  Prämie  und  ist  damit  von  jeder  weiteren  Leistungs- 
pflicht befreit.  Es  ist  also  an  der  Gegenseitigkeitsversicherung,  diesen  Vor- 
sprang des  Versicherungsaktienprinzips  auszugleichen.  In  die  Vereinssatzung 
wird  die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  die  Pflicht  zur  Zahlung  von  Nach- 
schössen auf  einen  Höchstbetrag  (auf  ein  bestimmtes  Vielfache  der  Vorprämie) 
beschränkt  oder  sogar,  dass  sie  ganz  ausgeschlossen  werde  und  vielleicht  zudem 
ohne  Vorbehalt  der  Kürzung  der  Versicherungsansprüche. 

D.  Auf  diesem  Standpunkt  steht  das  gelt-fjnde  Recht  ^). 

1.  Nach  §  38  des  Pr.V.G.  haben  die  in  der  Vereinssatzung  bestimmten 
Mi^lieder  einen  Anspruch  auf  Verteilung  des  nach  der  B.  sich  ergebenden 
Cberschuäse«,  soweit  dieser  nicht  satzungsgemäss  zu  Rücklagen  oder  Tantiemen 
ai  verwenden  ist,  und  zwar  geht  der  Anspruch,  wenn  Satzung  oder  allgemeine 
Versicherungsbedingungen  nichts  anderes  bestimmen,  auf  Auszahlung,  nicht  bloss 
auf  Gutschrift  des  Überschussanteils*). 

2.  Nach  Pr.V.G.  §  24  kann  die  Vereinssatzung,  welche  Vorschriften 
über  die  Art  der  Deckung  der  Ausgaben  enthalten  muss,  diese  u.  a.  dahin 
bestimmen,  dass  die  Prämie  eine  feste  unter  Ausschluss  von  Nachschüssen  und 
ohne  Vorbehalt  der  Kürzung  der  Versicheningsansprüehe  sei. 


^)  S.  Lehmann,  A.en  1  269  und  die  dort  angeführten;  femer  Emminghaus  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Bd.  YII  (1901)  S.  449. 

*)  Vom  H.G.B.  insofern  berücksichtigt,  als  nach  §  278  desselben  bei  Versiche- 
rongsaktiengeeeUBdiaften  Erhöhung  des  Grundkapitals  nicht  Yolleinzahlung  des  bis- 
herigen Aktienkapitals  voraussetzt. 

»)  Vgl.  auch  österr.  Vers.-Reg.  §§  2  u.  13. 

*)  Daa  G.  sagt  „verteilen"  und  verteilen  ist  im  Zweifel  (s.  H.G.B.  215.  300; 
(T€sell8di.-G.  29)  ausbezahlen.  —  Ohne  die  besonderen  Bestimmungen  des  Genoss.-G. 
S  li*  wärde  dies  auch^  für  Genoeeenschaf ten  gelten.  Die  Ermächtigung  des  Vereins, 
eine  andere  Art  der  Überschusszuwendung  als  Ausbczahlung  vorzusehen,  folgt  nicht 
tos  Pr.V.G.  §  38,  sondern  aus  §  9i  Ziff.  3,  wonach  allgemeine  Versicherungsbedin- 
goagen  oder  Satzung  Bestimmungen  enthalten  sollen  auch  „über  die  Art  der  dem  Ver- 
»idierer  obliegenden  I^eistungen". 

9"^ 
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E.  Damit  ist  aber  rechtlich  ermöglicht,  dass  Versicherung  bei  einer  A. 
und  Versicherung  bei  einen  Versicheningsverein  auf  Gegenseitigkeit  vertiag»- 
mässig-rechtlich  einander  vöUig  gleichstehen,  hier  und  dort  die  Versicherung  gegen 
feste  Prämie  und  mit  Dividendenanspruch  geschieht. 

F.  Aus  dieser  Rechtslage  ergibt  sich  die  Konsequenz,  dass  für  die  Ver- 
sicherungsvereine auf  Gegenseitigkeit  im  Interesse  des  Wettbewerbs  das  gleiche 
Interesse  an  hohen  Überschüssen  besteht,  wir  für  Versicherungsaktiengesell- 
schaften.  Auch  bei  den  Versicherungsaktiengesellschaften  ist  es  ja  wegen 
der  geringen  Höhe  des  Aktienkapitals  nicht  sowohl  das  Interesse  der 
Aktionäre,  als  vielmehr  wegen  der  Konkurrenz  dasjenige  der  Versicherten, 
welches  die  Gesellschaftsorgane  veranlasst,  nach  hohen  Überschüssen  zu 
streben.  So  besteht  bei  den  Gegen  sei  tigkeitsversicherungs  vereinen  der  gleiche 
Anreiz,  wie  bei  den  Ä.en  im  allgemeinen,  beüuchtliche  Überschüssse 
auszuweisen,  im  Interesse  der  Mitglieder  und  etwaiger  Versicherter,  die 
nicht  Mitglieder  sind.  Demgemäss  war  auch  bei  diesen  Vereinen  eine  Ge- 
setzgebung notwendig,  welche  der  Verteilung  nicht  realisieiten  oder  fiktiven 
Gewinnes  und  einer  Verteilung  des  Grundstock  Vermögens  in  gleicher  Starke, 
wie  bei  der  A.^  vorzubeugen  sucht.  Gleiche  Ursachen,  gleiche  Wirkungen. 
Daher  uneingeschränkte  Übertragung  der  Grundsätze  von  H.G.B.  §  261  auf 
die  dem  Grossbetrieb,  welcher  den  A.en  immanent  ist,  gleichstehenden  Ver- 
sicherungsvereine auf  Gegenseitigkeit,  d.  h.  auf  die  grösseren  Gegenseitigkeit«i- 
versicherungsgesellschaften.  §  36  des  Pr.  V.G.  ist  es,  der  diese  Übertragung; 
betätigt. 

IV.  Nach  §  36  findet  H.G.B.  §  261  „entsprechend"  Anwendung.  Eine 
Abweichung  ergibt  sich  aus  dem  Fehlen  eines  Grundkapitals.  Der  „Griindung?^- 
fonds**^),  welcher  mangels  besonderer  Zulassung  für  jeden  Gegenseitigkeitsver- 
sicherungsverein zu  bilden  ist,  hat  wirtschaftlich  die  Aufgaben  des  Grundkapitals 
wie  des  Reservefonds;  er  ist  ein  Ersatz  für  beide  in  den  Anfangszeiten.  Aber 
rechtlich  stellt  er  weder  das  eine  noch  das  andere,  sondern  eine  Gest^ll- 
schaftsschuld  dar.  Als  solche,  nicht  wegen  H.G.B.  §  261  Ziff.  5  und  G 
wird  er  in  die  B.  eingestellt.  Er  wäre  in  sie  vor  Abschluss  auch  einzustellen, 
wenn  die  B.  des  §  261  keine  Gewinnfeststellungs-  und  keine  Gewin nverteilungs- 
bilanz  wäre. 

V.  Dass  das  österr,  Versich.-Reg.  §  31  ff.  für  Versicherungsaktienge.^ell- 
schaften  und  Versicherungsgegenseitigskeiti^vereine  zusammen  dem  §  261  de^ 
deutschen  H.G.B.  parallel  gehende  Bilanzvorschriften  aufstellt,  ist  schon  in 
anderem  Zusammenhange  hervorgehoben*). 


VI.  Das  Gemeinsame  im  Bilanzrecht  der 

Versicherungsunternehmungen,   Noten-  und 

Hypothekenbanken, 

Übersicht  über  die  einselnen  Torseliriften. 


I.  A.  Nach  Pr.V.G.  §  55 1  haben  alle  privaten  Versicherungsuntcr' 
fiehmufigeHf  also  auch  die  nicht  auf  Gegenseitigkeitsprinzip  beruhenden,  jährlich 
die  Bücher  abzuschliesseii  und    auf  Gmnd    derselben    für    das   verflossene  Ge- 


»)  S.  unten  §  148. 

')  §§  35  VII,  36  II  A  Anm.  1  auf  S.  96. 
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schäftsjahr  einen  RechmmgsdbsMuss^)  und  einen  die  Verhältnisse  sowie  die 
Entwicklung  des  Unternehmens  darstellenden  Jahresbericht*)  anzufertigen  und 
der  Aufsichtsbehörde  einzureichen. 

B.  Von  dieser  Einreichungspflicht  abgesehen  ist  hiermit  für  Versicherungs- 
aktienp:esellschaften  und  grosse  Versicherungsgegenseitigkeit^vereine  nichts  Neues 
bestimmt '),  Buchführungspflicht  und  Pflicht  zum  jährlichen  Rechnungsabschluss 
folgt  für  sie  schon  aus  H.G.B.  §  39,  den  Pr.V.G.  §  16  ausdrücklich  auf 
(lio  Gegenseitigkeitsvereine  erstreckt  hat.  Beide  Arten  von  Versicherun gsunter- 
nehmungen  haben  hiernach  sogar  weitergehende  Pflichten :  auch  eine  Eröffnungs- 
bilanz und  ein  Inventar  müssen  sie  aufstellen. 

C.  Aber  nach  Pr.  V.G.  §  o5n  kann  des  weiteren  für  alle  Versicherungs- 
untemehmungen  a)  der  Bundesrat  Vorschriften  über  „Buchführung  und  Rech- 
nungslegung*', also  auch  über  Bilanzaufstellung  erlassen,  b)  soweit  dies  nicht 
der  Fall,  die  Versicherungsaufsichtsbehörde,  also  insbesondere  das  Aufsichtsamt 
für  Privatversicherung,  Bestimmungen  „über  die  Fristen  sowie  die  Art  und 
Form  des  Rechnungabschlusses  und  des  Jahresberichtes"  treffen.  Nach  aus- 
»Irücklicher  Bestimmung  des  Pr.V.G.  *)  vermögen  solche  Verordnungen  von 
Bundesrat  oder  Aufsichtsbehörde  in  Reichsgesetzen  enthaltene  Vorschriften  über 
Buchführung  und  Rechnungslegung  nur  zu  ergänzen,  nicht  abzuändern;  für 
Versicheningsaktiengesellschaften  und  grosse  Gegenseitigkeitsvereine  der  Privat- 
vemcherung  gehen  demgemäss  die  Bestimmungen  des  H.G.B.  §§  38  ff:,  261, 
299  vor*).  Bis  jetzt  sind  solche  ergänzende  Verordnungen  für  grössere  Ver- 
^ichenmgsuntemehmungen  erlassen  und  zwar  seitens  des  Aufsichtsamtes  für 
Privatversicherung  imter  dem  2.  Juni  1902,  getrennt  für  Lebensversicherung, 
Unfall-  und  Haftpflichtversicherung,  Hagel-  und  Viehversicherung  und  Feuer- 
ver?icherung*)'). 

D.  1.  Nach  Pr.V.G.  §  55  in  haben  Versicherungsgesellschaften  und 
Ven?icherungsgegenseitigkeitsvereine  die  Pflicht,  innerhalb  des  auf  das  Berichts- 
jahr folgenden  Geschäftsjahres  jedem  Versicherten  auf  Verlangen  ein  Exemplar 


*)  Ebenso  österr  Vere.-Eeg.  31. 

')  in  Österr.  „Rechenschaftsbericht"  (Vers.-Reg.  34—37). 
'j  Über  die  Wirkungen,  welche  diese  Einreichungspflicht  aber  auf  die  Gestaltung 
df^riBechnungBabschlussper/aAren«  übt,  s.  §  189  II. 

*)  §  55ii:  „Soweit  nicht  in    diesem  G.   oder   in   sonstigen  Beichsgesetzen  Vor- 
-^^hriften  getroffen  sind." 

»)  Vgl  unten  §  189  III  E. 

•)  Veröffenth'chungen    des  kais.  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung  Jahrg.  I 
'H^J2),  S.  23-177. 

^  In   Österreich   enthalt  solche    Bestimmungen   für   „Versicherungsan^toZten'' 

Vere.-Reg.  §§  31 — 37   und    44—52,   für   kleinere   wechselseitige    Versicherungsvereine 

Verp.-Beg.  §51.     Der  , Jährliche  Rechnungsabschluss"  hat  hiernach  für  Versicnerungs- 

anstaiten  zu  bestehen  aus  der  Beiriebsrechnung  und  der  B.  als  Bestandteilen   und  der 

Nachweisung    über   Verwendung   des   Überschusses   der  Jahresgebahrung   als  Beilage 

5  31).    Die  Betriebsrechnung  enthält  laut  §  34  „die  Nach  Weisungen  der  Gebarungs- 

trgthnisse^*,  die  B.  „die  Nachweisungen  des  Vermöeens«<a?»dc«".  Für  Form  und  Inhalt 

iM'ider  ond  der  Beilage  macht  das  Ver8.-Reg.  die  Befolgung  der  von  ihm  aufgestellten 

Moiiter  (»,Formularien"   §  32)  zur  Pflicht    Dieselben  lassen   ersehen,  dass  die  B.  als 

^^^ein'finennittlungsbilanz  aufzustellen  ist.    Denn  §  33  Ziff.  2  bestimmt:    „Der  Grün- 

dunggfonds,  sowie  der  Nominalbetrag  des  emittierten  Aktienkapitals   sind  ins  Passivum 

^iDznstellen.''     Über   den   bilanzrechtlichen  Charakter   der  Betriebsrechuung    s.  unten 

I  1^.    Dazu  kommen  dann  Bewertun^vorschriften  für  B.  und  Betriebsrechnung ,   die 

tal«  aaf  Gegenseitigkeitsanstalten  ausdehnen,  was  für  Versicherungsaktiengesellschaften 

H.G^.  Art  31  (neues:  §  40)  bestimmt  teils  für  Gegenseitigkeits-  und  Aktienanstalten 

Mgrfähr  das  vorschreiben,  was  deutsches  H.G.B.  §  261  Ziff.  1—3  enthält.    Vgl.  oben 

§  30  a.  E. 
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des  Rechnungsabschlusses  und  des  Jahresberichtes  mitzuteilen.  Nach  H.G.B. 
§  263,  welcher,  sofern  ihr  oberstes  Organ  durch  die  Mitgliederversammlung 
dargestellt  wird,  auch  auf  die  grossen  Gegenseitigkeitsgesellschaften  Anwendung 
findet  (Pr.V.G.  §  36),  besteht  eine  solche  Pflicht  nur  für  die  Zeit  vor  der 
Generalversammlung  über  das  abgelaufene  Geschäftejahr,  andererseits  allerdings 
auch  für  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  Bemerkungen  des  Aufsichtsrates 
zu  Jahresrechnung  und  Jahresbericht. 

2.  Im  übrigen  kann  die  Aufsichtsbehörde  darüber  Bestimmung  treffen, 
inwieweit  und  auf  welche  Weise  alljährlich  der  Bechnungsabschluss  und  der 
Jahresbericht  den  Versicherten  zugänglich  zu  machen  oder  zu  veröffentlichen 
sei  (§  55  m). 

E.  §  56  des  Pr.V.G.  enthält  eine  besondere  Vorschrift  über  Bewertung 
und  Buchung  der  Prämimreserve  bei  Lebensversicherung.  Dieselbe  ist  laut 
§  56 1  für  den  Schluss  eines  jeden  Geschäftsjahres  unter  Anwendung  der  an- 
genommenen Rechnungsgrundlagen  neu  zu  berechnen  imd  zu  buchen  und  zwar 
beides  getrennt  nach  den  einzelnen  Versicherungsarten  (Versicherung  auf  den 
Lebensfall  —  auf  den  Todesfall,  Kapitalversicherung,  Rentenversicherung  u.  s.  w.), 
also  nicht  in  einem  Posten^).  Nach  §  56ii  hat  die  Gresellschaft  durch  mindestens 
einen  mit  der  Berechnung  der  Prämienreserve  bei  Lebens-,  Kranken-  oder  Un- 
fallversicherungsuntemehmungen  beauftragten  Sachverständigen  unter  der  B. 
bestätigen  zu  lassen,  dass  die  eingesteUte  Prämienreserve  so,  wie  es  §  55 1 
vorschreibt,  berechnet  sei. 

n.  A.  Für  alle  Noienbankeny  Privatnotenbanken  und  Reichsbank,  schreibt 
das  deutsche  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  in  §  8  vor,  dass  sie  1.  den 
Stand  ihrer  Aktiva  und  Passiva  vom  7.,  15.,  23.  und  letzten  jeden  Monats 
spätestens  am  fünften  Tage  nach  diesen  Terminen,  2.  spätestens  drei  Monate 
nach  dem  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahres  eine  genaue  (d.  h.  detaillierte)  B.  ihrer 
Aktiva  und  Passiva,  sowie  den  Jahresabschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos 
durch  den  Reichsanzeiger  auf  ihre  Kosten  veröffentlichen.  Während  bezüg- 
lich der  wöchentlichen  Veröffentlichungen  das  G.  selbst  bestimmt,  was  dieselben 
auf  den  Seiten  der  Passiva  und  der  Aktiva  anzugeben  haben,  bestimmt  —  mit 
einer  Ausnahme*)  —  für  die  Jahresbilanz  der  Bundesrat,  welche  Kategorien 
der  Aktiva  und  Passiva  gesondert,  d.  h.  durch  selbständige  Posten  hinter  dem 
Strich  nachzuweisen  sind.  Die  Bestimmung  ist  unter  dem  15.  Januar  1877 
ergangen*).  Sie  fordert  grosse  Detaillierung  der  B.,  welche  nicht  bloss  die 
wirtschaftliche  Lage  derselben,  sondern  vor  allem  die  Flüssigkeit  ihrer  Mittel, 
das  Vorhandensein  des  erforderlichen  grossen  disponiblen  Barvorrates  erkennen 
lassen  soll.  Es  sind  viele  Kategorien  der  Aktiva  und  Passiva,  welche  hiemach 
„gesondert",  d.  h.  als  selbständige  Posten  nachzuweisen  sind. 

B.  Für  die  Reichsbank  hat  nach  Bankgesetz  §  40  ^  das  Statut  u.  a.  auch 
Berttiramungen  über  die  Grundsätze  zu  enthalten,  nach  denen  die  Jahresbilanz 
der  Reichsbank  aufzunehmen  ist.  Sie  treten  also  zu  den  unmittelbar  in  §  8 
enthaltenen  ergänzend  hinzu.  In  Betracht  kommt  §  13  des  Statuts  vom 
24.  Mai  1875*).  Er  entspricht,  wenn  auch  mit  Abweichungen,  inhaltlich  dem 
§  261  des  H.G.B. 

IIL  Das  deutsche  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  enthält  ein- 

»)  Ähnlich  österr.  Ver8..Eeg.  §§  28,  8,  33  Ziff.  7. 
')  Bankgesetz  84. 

•)  Zentralblatt  des  Deutschen  Reiches  S.  24;  abgedruckt  bei  Koch,  Die  Reicbs- 
gesetzgebung  über  Münz-  und  Notenbankwesen  u.s.  w.,  4.  Aufl.  (1900)  S.  22a 
*)  Koch  186. 
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gehende^)  Bestimmungen   über    die  Jahresbilanzen  der  Hypothekenbanken    in 
§  24£r. 

A.  1.  §  24  schreibt  unter  acht  Nummern  vor,  welche  Aktiva  und 
Passiva  namentlich  ausser  denjenigen,  für  die  es  schon  die  allgemeine  Gesetz- 
gebung zur  Pflicht  macht,  in  getrennten  Posten  hinter  dem  Strich,  also  im 
eDtBcbeidenden  Teil  aufzuführen  seien. 

2.  §  27  bestinmit^  welche  Aktiva  und  Passiva  namentlich  die  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  in  getrennten  Posten  hinter  dem  Strich  anzugeben  habe. 

3.  §  28  verlangt  weitere  Angaben  a)  entweder  im  erläuternden  Teile 
(also  vor  dem  Strich)  der  B.  (Abs.  I  Zifl;  1 — 7)  bezw.  der  Gewinn-  und  Ver- 
luBtrechnung  (Abs.  3)  oder  b)  im  Geschäftsbericht^). 

4.  §  25  handelt  von  Bewertung  und  Buchung  des  bei  Ausgabe  von 
Hypothekenpfandbriefen  entstehenden  Disagios  in  der  B. 

5.  §  26  handelt  von  Bilanzbuchung  und  Verwendung  des  bei  Ausgabe 
solcher  Pfandbriefe  erzielten  Agios*). 

B.  Von  den  beiden  letzten  Bestimmungen  abgesehen,  ist  auch  hier  der 
Zweck  der  besonderen  Bilanzvorschriften,  eine  genaue  Einsicht  in  die  Ver- 
mögenslage des  Unternehmens,  in  die  Qualität  seiner  Forderungen  und  die 
Art  geiner  Schuldenlast  durch  Zwang  zu  Detailangaben  zu  ermöglichen. 

C.  Die  Vorschriften  gelten  auch  für  die  Hypothekenbanken,  welche  bei 
Inkrafttreten  des  Hypothekenbankgesetzes  schon  bestanden  und  weiter  bestehen 
durften^),  nicht  aber  für  Kreditanstalten,  welche  Pfandbriefe  ausgeben,  aber 
nicht  zu  den  Hypothekenbanken  im  Sinne  des  Hypothekenbankgesetzes  ge- 
hören '). 


Natur  dieser  Torschriften. 

§  53. 

I.  Die  privaten  Versicherungsuntemehmungen  sind  in  grosser  Zahl  A.en. 
Zam  Betrieb  der  verschiedenen  Arten  der  Lebensversicherung  sowie  zum  Be- 
triebe der  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuer-  oder  Hagelversicherung  darf  nach  §  6 
des  Pr.V.G.  ausser  Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  nur  A.en  Be- 
trieb^«rlaubnis  erteilt  werden.  Die  Privatnotenbanken  sind  tatsächlich  alle  A.en 
und  die  Reichsbank  ist  wissenschaftlich  betrachtet  nach  ihrer  privatrechtlichen 
Söte  eine  modifizierte  A.,  wenn  auch  keine  im  Sinne  des  H.G.B.*).  Zum  Be- 
^b  von  Hypothekenbanken  lässt  das  Hypothekenbankgesetz  §  2  für  die  Zu- 
konft  offene    Handelsgesellschaften,    Kommanditgesellschaften,    Gresellschaften 


')  Näheres  unten  §  189  II  A. 

*)  E^e  ähnliche  Bestimmung  noch  in  §  42  Abs.  2  für  Kleinbahn-  und  Eommunal- 
oöügatioDen,  für  welche  im  übrigen  das  im  Hyp.B.G.  §§  24,  27,  28  bezüglich  der 
Pfandbriefe  Vorgeschriebene  gemäss  Hyp.B.G.  §§  41  Abs.  1  und  42  Abs.  1  nicht  gilt. 

»)  S.  auch  unten  §  188  II. 

*)  Hyp.B.G.  45  Abs.  1  und  2  (eingetragene  Genossenschaften,  A.en,  Kommandit- 
aktienj^esellschaften). 

*)  Hyp.B.G.  43  Abs.  1  bezw.  Einf.-G.  z.  Konk.-Ordg.  §  17.  Das  sind  einge- 
(fageoe  Genossenschaften,  welche  vor  dem  1.  Mai  1898  ^mäss  den  Bestimmungen 
öuw  Satzung  Hypothekenbankgeschäfte  noch  nicht  betneben,  Kreditanstalten  des 
öffeoüichen  Bechts  (wie  landwirtschaftliche  Kreditvereine  und  Landeskreditkassen  für 
•iea  Bealkredit)  und  dem  bürgerlichen  Vereinsrecht  unteriiegende  Kreditvereinigungen 
Witbedürftiger  Grundbesitzer. 

•)  Lehmann,  A.en  1282;  iaftand,  Staatsrecht  des  Deutschen  Keiches  III  (4.  Aufl. 

wn  131. 
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m.  b.  H.,  eingetragene  Genossenschaften  und  einzelne  Personen  nicht  mehr  zu, 
.so  dass  tatsächlich  auch  hier  die  A.  herrscht.  Nichtsdestoweniger  geht  es  nicht 
an,  die  im  vorigen  Paragraphen  aufgezählten  Sondervorschriften  irgendwie  als 
Aktiensonderrecht  hinzustellen;  denn  sie  gelten  nicht  bloss  für  A.en  und,  ho 
weit  sie  auf  Unternehmungen,  welche  A.en  sind,  Anwendung  zu  finden  haben, 
sind  dieselben  ihnen  nicht  unterworfen,  weil  sie  A.en  sind,  sondern  weil  sie 
eine  besondere  Tätigkeit  beti^eiben,  somit  nicht  wegen  ihrer  Gresellschaftöform, 
sondern  wegen  ihres  Tätigkeitsinhalts. 

II.  Damit  ist  die  Möglichkeit  eröffnet,  ihnen  anderen  Bechtschanikter 
beizulegen,  als  dem  besonderen  Bilanzrecht  der  Gesellschaften  mit  beschränkt^^r 
Mitgliederhaftung.  Diesem,  insbesondere  auch  den  Bestimmungen  der  §§  261 
und  299  des  H.G.B.,  war  privatrechtlicher  Charakter  zuzusprechen  ^).  Den  hier 
in  Frage  stehenden  Vorschriften  kommt  öffentlichrechtliches  Wesen  und  zwar 
ohne  Ausnahme  solches  zwingender  Natur  zu. 

III.  Die  Vorschrift-en  sind  nicht  erlassen  zu  Gunsten  nur  der  Mitglieder 
oder  nur  der  Gesellschaftsgläubiger,  im  privatvfirtscheih\\chen  Interesse,  sie  .«ind 
erlassen  im  allgemeinen  vo/Zcswirtschaftlichen  Interesse,  zu  Schutz  und  Förderung 
der  wirtschaftlichen  Interessen  aller  Staatseinwohner.  Für  wie  viele  Kreise  ist 
die  jährliche  Korrektur  der  Abweichungen  zwischen  wirklicher  und  rechnung^ 
massiger  Sterblichkeit  in  der  Prämien reserve,  die  Ermöglichung  der  Einsicht  in 
die  Liquidität  der  Mittel  der  Notenbanken,  in  die  solide  Anlage  der  Aktiv- 
werte der  Hypothekenbanken  von  höchstem  unmittelbaren  und  mittelbaren 
wirtschaftlichen  Interesse!  Und  so  sind  alle  hier  in  Betracht  gezogenen  Recht*«- 
sätze  i'oZÄwwirtschaftsrechtlichen,  wirtschait^poli'xciliclien,  verumltungsTechti\chej\ 
Charakters.  Sie  begründen  keine  Verpflichtungen  der  betreffenden  Unternehmungen 
gegen  Privatpersonen,  gegen  Gläubiger  oder  Gesellschafter  oder  Schuldner, 
sondern  gegenüber  dem  Staat.  Wenn  auch  Gesellschaftsmitglieder  Generalver- 
sammlungsbeschlüssen, welche  diese  Vorschriften  verletzen,  im  Wege  der  Zivil- 
klage gemäss  H.G.B.  §  271  mit  Pr.  V.G.  §  36  anzufechten  vermögen,  und 
wegen  Nichtachtung  dieser  Bestimmungen  nach  H.G.B.  §§  241  und  249  mit 
Pr.V.G.  §  34  und  35  Schadenersatzansprüche  geltend  gemacht  werden  können, 
so  dient  die  Anfechtungsklage  hier  doch  der  Durchführung  öffentlichreoht- 
licher  Vorschriften  und  steht  der  Schadenersatzanspruch  hier  zu  wegen  Nicht- 
erfüllung offen tlichrechtlieher  Pflichten.  In  erster  Linie  ist  die  Überwachunp: 
der  Einhaltung  dieser  Bestimmungen  Sache  der  von  Amtswegen  auszuübenden 
Staatsaufsicht,  die  nicht  in  der  Hand  von  Gerichts-,  sondern  von  Verwaltungs- 
behörden liegt. 

Anwendnni:  der  Torsehriften  auf  die  eioKelnen  BilanEarten. 

§  54. 

I.  Die  Bestimmungen  des  Pr.V.G.  §§  55  und  56  über  die  Rechnungs- 
führung^) der  Versicherungsuniemehmungen  reden  zwar  nur  von  Rechnunp^ah- 
schlüssen  am  Scldusse  des  Geschäftsjahres.  Im  Sinne  des  H.G.B.  §  299, 
welcher  gemäss  Pr.  V,G.  §  47  auch  für  grössere  Versicherungsvereine  auf 
Gegenseitigkeit  gilt,  ist  allerdings  Geschäftsjahr  nur  das  ßetriebsjahr  des  „be- 
stehenden", nicht  des  in  Auflösung  begriffenen  Geschäftes;  letzteres  ist  das 
Liquidationsjahr.     Allein    die    öffentlichrechtlichen  Pflichten,    welche  der   Unter- 


>)  §§  24  u.  39. 

')  Ebenso  österr.  Vers.-Reg.  §  31. 
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nelimung  nicht  wegen  ihrer  privatrechtlichen  Gesellschaftsform,  sondern  wegen 
ik^  Gegenstandes  ihres  Betriebes  obliegen,  können  durch  Veränderungen  nur 
im  privatrechtlichen  Bestände  der  Gesellschaft  nicht  berührt  sein,  so  lange  die- 
selbe überiiaupt  rechtlich  existiert.  Zudem  sagt  Pr.V.G.  §  46  schlechthin, 
tlai^s  der  Gegenseitigkeitsverein  in  Liquidation  bis  zu  deren  Beendigung  als 
Rechtlich  fortbestehend  gilt;  d.  h.  er  gilt  auch  fort  als  Verein  für  Versicherungs- 
iwwke.  Somit  bleibt  derselbe  auch  den  Vorschriften  unterworfen,  welche  wegen 
ilu*:Jt*s  Zweckes  aufgestellt  sind.  Unter  Geschäftsjahr  im  Sinne  von  §§  55 
und  56  des  Pr.V.G.  fällt  somit  auch  das  Liquidationsjahr. 

n.  Dasselbe  gilt  von  den  Vorschriften  des  §  8  des  Beichsbankgeaetzes 
und  der  Verordnung  des  Bundesrats  hierzu  vom  15.  Januar  1877.  Auch  hier 
heisät  es  „Jahresbilanz**,  „Schluss  des  Geschäftsjahres".  Allein  als  in  einem 
v'erwaltungsrechtlichen  Gesetze  stehend,  smd  diese  Ausdrücke  nicht  in  dem 
Sinne  zu  verstehen,  wie  sie  das  H.G.B.  nimmt.  Das  volkswirtschaftliche  Interesse 
an  Veröffentlichung  detaillierter  B.en  bleibt  durch  Liquidation  unberührt.  Da- 
!^\<:en  gilt  §  13  des  Reichsbankstatuts  nur  für  die  ordentlichen  B.en,  weil  er^ 
me  oben  bemerkt,  dem  §  261  des  H.G.B.  entspricht 

ni.  Dasselbe  muss  für  die  Vorschriften  des  HypoOiekenbankgesetzes 
^^  24  ff.  über  den  Inhalt  der  „Jahresbilanz"  gesagt  werden.  Nur  die  Vorschrift 
tli'^i  §  25  über  Statthaftigkeit  der  Verteilung  des  Disagioverlustes  auf  mehrere 
Jahre  und  des  §  26  über  das  Verbot  sofortiger  Verfügung  über  den  ganzen 
Agi<>gewinn  sind  auf  die  Liquidationsbilanzen  nicht  anwendbar^).  Denn  sie 
N-tzen  einen  längeren  Fortbestand,  nicht  eine  Abwicklung  des  Geschäftes 
voraus. 


*)  S.  Goldstein,  Der  Konkurs  der  A.  §  2  a.  £.  (Annalen  des  Deutschen  Reichs 

VM  S.  728). 


Besonderer  Teil. 


Oliederuii:  des  (Stoffes« 

§  55. 

I.  Nachdem  wir  Einteilung  und  rechtliche  Natur  der  B.en  und  die  leitenden 
Gedanken  des  Bilanzrechtes  erörtert  haben,  treten  wir  den  Einzelvorschriften 
näher.  Wir  teilen  dieselben  in  ein  materielles  und  ein  formelles  Bilanzrecht 
und  in  einen  Abschnitt  über  die  zivil-  und  strafrechtlichen  Folgen  der  Bilanz- 
rechtsverletzungen ein.  Das  materielle  Bilanzrecht  behandelt  die  zwei  Fragen, 
was  darf  und  muss  in  die  B.  eingestellt  werden  und  wie  ist  das  Eingestellt« 
zu  bewerten.  Es  handelt  also  von  den  Bilanzposten  und  ihrer  Bewertung,  von 
Bewertungsgegenständen  und  Wertansatz.  Das  formelle  Bilanzrecht  hat  das 
Bilanzverfahren  zum  Gegenstand.  Es  umfasst  die  Lehre  von  den  Organen, 
der  Zeit  und  dem  äusseren  Gang  der  Bilanzaufstellung. 

II.  Materielles  und  formelles  Bilanzrecht  ist  naheliegenderweise  von 
dem  Zwecke  der  B.  beeinflusst.  Was  in  die  B.  eingesteUt  wird,  wie  es  zu 
bewerten  ist,  wer  die  B.  aufzustellen  und  in  welcher  Frist  und  in  welchem 
äusseren  Gange  es  zu  geschehen  hat,  dies  alles  ist  zu  einem  nicht  geringen 
Teil  verschieden,  je  nachdem  die  Bilanzaufstellung  zu  Gewinn-  oder  Vemiögen- 
verteilungszwecken  erfolgt.  Die  Gewinnverteilungsbilanz  ist  die  wirtschaftlich 
wichtigere.  Auf  sie  beziehen  sich  daher  auch  mehr  Bilanzvorschriften  als  auf 
die  Aufstellung  der  Vermögenverteilungsbilanzen.  Die  Aufstellung  der  letzteren 
ist  eine  freiere. 


Erstes  Buch. 

Das  materielle  Bilanzreolil 

Erstes  Kapitel. 

Die  fiewertungsgegenstände  oder  Bilanzposten  im  allgemeinen. 

I.  Die  Prinzipien  der  doppelten  Buchführung, 
Einleituni:. 

§  06. 

I,  Was  an  dem  Bilanzrecht  der  A.en  und  der  ihnen  gleichstehenden 
Gesellschaften  auffällt,  das  ist  ein  Wechsel  der  Terminologie  gegenüber  dem 
Bilanzrecht  des  Einzelkaufmanns.     In  H.G.B.  §  39  wird  die  B.  ein  „das  Ver- 
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hälfnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Abechluss*'  genannt. 
Das  Bilanzkonto  hat  hiernach  eine  Vermögens-  und  eine  Schuldenseite.  Im 
Aktien-  und  aktienähnlichen  Recht  heissen  die  zwei  Seiten  der  B.  dagegen 
AHiv-  und  Passiv9^\/&.  H.G.B.  §  261  spricht  von  Einstellung  ,^als  Aktiva 
in  die  B."  und  ,^E}instellung  unter  die  Passiva"  der  B.,  von  „Vergleichung 
sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva".  Dasselbe  finden  wir  in  Gesellsch.-6. 
§  42,  im  Reichsbankgesetz  §  8,  Hypothekenbankgesetz  §  24  fr.,  Pr.V.-6.  §  36 
Ziff.  3.  Nicht  aus  Vennögen-  und  Schuldenposten,  sondern  aus  „-4Mt;"-  und 
„Passivposten^^  ^)  besteht  nach  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  die  B.^). 

n.  Dieser  Wechsel  des  Ausdruckes  ist  kein  zufälliger.  Er  erklärt  sich 
aus  dem  Umstände,  dass  für  das  Aktienrecht  und  die  ihm  verwandten  Rechte 
das  Prinzip  der  doppelten  Buchführung  gilt.  Wir  haben  infolgedessen  von 
(lie:«em  Prinzip  und  damit  als  Grundlage  hiervon  von  der  Besonderheit  der 
kaufmännischen  Buchführung  im  allgemeinen  zu  sprechen. 


Die  Besonderheit  der  kanftuftnniciehen  Bachfühnini:. 

§  57. 

I.  A.  Was  die  kunstgetnässe  kaufmännische  Buchführung  von  anderen 
Buchhaltungsmethoden  auszeichnet,  das  ist  die  kontomässige  Buchung,  d.  h.  die 
Buchführung  in  Form  des  Kontos^),  der  doppelseitigen  Rechnung,  der  (Jegen- 
überstellung  im  Gegensatz  zur  fortlaufenden  Untereinanderstellung  der  Rechnungs- 
posten^). Nicht  dass  nur  diese  Buchführungs weise  eine  ordnungsmässige  im 
Sinne  vonH.G.B.  §  38i  wäre  —  §  38i  fordert  vom  Kaufmann  nur  eine  Buch- 
haltung nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger,  nicht  eben  gerade  kunst^mässer 
kaufmännischer  Buchführung.  Der  Kaufmann  kann  seine  Bücher  auch  in  Form 
der  fortlaufenden  Untereinanderstellung  der  Rechnungsposten,  in  sogenannter 
tnählender  Verrechnungsform*)  führen.  Aber  die  besondere  Form  der  kauf- 
männischen Buchführungstechnik  ist  die  kontomässige  Buchung  der  Rechnungs- 
posten. 

B.  Die  Form  der  kontomässigen  Buchung  hat  sich  ausgebildet  am  Kassa- 
buch und  dem  Kontokorrent*).  Beide  werden  doppelseitig  geführt.  Das 
Kassabach,  d.  h.  die  Vorbuchung  der  täglichen  Veränderung  des  Bestandes 
an  Bargeld,  stellt  Einnahmen  und  Ausgaben  einander  gegenüber.  Das  Konto- 
koirent»  die  laufende  Rechnung,  das  Abrechnungsverhältnis  zu  einem  Greschäfts- 
freund,  mit  dem  man  in  dauernder  Geschäftsverbindung  steht,  nimmt  auf  der 

')  S.  z.  Hyp.B.G.  §  26:  „Aktivposten";  Ge8ellßch.-a  §  42 4:  „Passivposten". 

^  VgL  auch  eineraeitfl  die  Vorschrift  des  allgemeinen  Bilanzrechtes  H.G.B. 
$  41»:  „Bei  Aufstellung  der  B.  sind  sämtliche  Vermögensgegenstände  und  ßchtdden 
nach  ihrem  Gegenwartswerte  anzusetzen"  und  andererseits  dieselbe  Bestimmung  nur 
für  A.en  im  österr.  A.-Reg.  §  49  Abs.  4 :  „Insbesondere  sind  sämtliche  Aktiven  und 
Pawtven  nach  dem  Werte  anzusetzen,  welcher  ihnen  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  B. 
tataächlich  beizulegen  ist."    Vgl.  Deitnel  21;  ferner  österr.  A.-Reg.  §  52. 

•)  Art.  Konto  bei  Stern  S.  328;  Knappe  29. 

')  Es  heisst,  das  Wesentliche  im  Bilanzbegriff  aus  demselben  ausscheiden,  wenn 
aio,  wie  Knappe  60  behauptet,  B.  im  Sinne  der  Buchhaltung  bedeute  Vermögensdar- 
Ifgiine,  Vermögensbilanz  sei  eine  Tautologie  und  Verteilungsbilanz  ein  Widerspruch 
m  adi  selbst  Zum  Bilanzbegriff  gehört  doch  in  erster  Linie  Gegenüberstellunjj,  Aus- 
gfekinng.  Bb  gibt  Vermögens-  wie  Ertragsbilanz.  Vgl.  oben  §  3  und  Art.  Ertrags- 
^^iltnz  bei  Stern  8.  184  f. 

*)  Beiseh  I  27. 

')  Knappe  26. 
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einen   Seite    die   Schulden,  auf   der    anderen    die    Forderungen    des    Gegchäft^- 
freundeö  auf. 

C.  Von  Kassajournal  und  laufender  Rechnung  wird  das  Kontosystem 
dann  auf  andere  Bücher  übertragen,  z.  B.  auf  das  Waren-  oder  das  Inventar- 
buch. Werden  auf  der  einen  Seite  der  Rechnung  die  Warenein-,  auf  der 
anderen  Seite  die  Warenausgange  gebucht,  so  liegt  ein  Warenkonto  vor  und 
ebenso  ein  Bilanzkonto,  wenn  auf  dieser  Seite  sämtliche  Bestandteile  des 
positiven  Vermögens,  auf   der  anderen   sämtliche  Schulden    verzeichnet   wenlen. 

II.  A.  Aber  noch  eine  weitere  Besonderheit  weist  die  kaufmännijjche 
Buchführung  auf.  Die  beiden  Seiten  des  Kontos  werden  als  Soll-  und  Haben-, 
als  Debet-  und  Ärerfi^seite  unterschieden  und  zwar  wird  in  der  Regel  Sollseite 
die  linke,  Habenseite  die  rechte  Seite  des  Kontos  genannt.  Was  die  kauf- 
männische Buchführung  also  charakterisiert,  ist  kontomässige  Buchung  unter 
Bezeichnung  der  Gegenseiten  als  Soll  und  Haben,  wobei  in  der  Regel  links  vom 
Strich  die  Debet-,  rechts  von  ihm  die  Kreditseite  sich  befindet.  M.  a,  W.:  die 
kunstmässige  kaufmännische  Buchführung  bringt,  alle  Konten  auf  ein  Schema, 
auf  den  Gegensatz  von  Soll  und  Haben. 

B.  1.  Diese  zweite  Besonderheit  erklärt  sich  so.  Worauf  es  dem  Kaufmann 
bei  der  Buchführung  in  erster  Linie  ankommt,  ist  die  Möglichkeit,  am  Ende 
des  Geschäftsjahres  feststellen  zu  können,  ob  er  mit  Gewinn  oder  Verlust 
arbeitete.  Zu  diesem  Zwecke  genügt  an  sich,  dass  der  Kaufmann  alljährlich 
einmal,  am  Ende  des  Jahres  eine  Buchung  vornimmt^  die  Inventai'isierung. 
Er  nimmt  alle  Jahre  das  Inventar  auf  und  aus  Vergleichung  der  neuen  Auf- 
nahme mit  dem  Inventarergebnis  des  Jahres  vorher  entnimmt  er,  ob  sein  Rein- 
vermögen Mehrung  oder  Minderung  erfuhr.  Nur  zwei  Bestandteile  des  Ver- 
mögens bedürfen  behufs  ihrer  Inventarisierung  am  Jahresende  auch  während 
des  Jahres  einer  Aufzeichnung,  einer  fortlaufenden  Buchung,  die  Schulden  und 
Forderungen  des  Kaufmanns. 

2.  a)  Nicht  immer  vollzieht  sich  Anschaffung  und  Veräusserung  Zug  um 
Zug,  gegen  bar;  fast  ebenso  oft  als  Zeitgeschäft.  Der  Händler  bezieht  Waren, 
aber  zahlt  nicht  sofort  und  er  liefert  solche,  um  auch  seinerseits  den  Kaufjirei? 
erst  später  fordern  zu  können.  Alle  anderen  Vermög(»n8gegenstÄnde,  die  Waren, 
das  Bargeld,  die  Fabrikanlagen  sind  am  Jahresende  sichtbar  vorhanden.  E? 
genügt,  sie  erst  da  zu  verzeichnen.  Schulden  und  Fonlerungen  sind  nichts 
sichtbares:  sie  bedürfen  daher  einer  Verzeichnung  schon  während  des  Jahres, 
um  sie  am  Ende  desselben  gegenwärtig  zu  haben.  So  ist  das  Kontokorrent 
die  Urform  der  kontomässi^en  Kaufmannshiichung,  Auf  der  einen  Kontos^nte 
steht,  was  der  Geschäftsfreund  aus  Zeitgeschäften  uns  schuldet,  auf  der  anderen, 
was  er  aus  Zeitgeschäften,  also  weil  er  Vertrauen  (credere)  in  unsere  Zahlungs- 
fähigkeit und  unseren  Zahlungswillen  setzte,  von  uns  zu  fordern  hat. 

b)  Wie  schon  der  Name  Conto  corrente  (laufende  Rechnung)  zeigt,  so 
bildete  sich  diese  kaufmännische  Kontoform  in  Italien  und  so  heisst  im  Italienischen 
die  eine  Kontoseite,  die  Schuldenseito  des  Konto  des  Geschäftsfreundes,  ursprihitr- 
lich  deve  oder,  wenn  der  Geschäftsfreund  eine  Gesellschaft  ist  oder  eine  GeM'll- 
schaftsfirma  führt,  devono  dare,  und  die  Forderungsseite  deve  oder  devono 
avere.  Und  ebenso  schrieb  man  früher  bei  uns  SoU  oder  SoUen  Geben  und 
Soll  oder  Sollen  haben.  Heute  schreibt  man  im  Italienischen  nur  Dare  und 
Avere  und  ebenso  im  Deutschen  Soll  (selten,  wenn  mehrere  die  Schuldner 
sind:  Sollen)  und  Haben  oder  lateinisch  Debet  (Mehrzahl  Debent)  und  Credit 
(Mehrzahl  Credunt).  Auf  der  einen  Seite  steht,  was  der  Geschäftsfreund 
schuldet,  auf  der  anderen,  was  er  gut  hat.  Dort  ist  er  Debitor,  hier  Kreditor. 
Dort    wird   ihm    eine    Schuld    zugeschrieben,    debitiert^    hier    eine    Forderung, 
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kontiert;  dort  wird  ihm  zur  Last/  hier  gut  geschrieben,    dort  wird  er  belastet, 
hier  erkannt 

3.  Die  Bezeichnung  der  beiden  Koutoseiten  als  Debet>,  bezw.  Kreditseite 
wini  nun  auf  andere  Konti  übertragen.  Es  wird  jedes  Konto  personifiziert^), 
als  Geschäft*«freund  (oder  Angestellter,  Sachwalter)*)  des  Kaufmanns^)  ange- 
sehen und  seine  Beziehung  zum  Geschäftsinhaber  auf  der  einen  Seite  termino- 
loiri.«ch  wie  ein  Schuld-,  auf  der  anderen  wie  ein  Forderungsverhältnis  zwischen 
beiden  behandelt. 

a)  Das  Kassakonto  z.  B.,  welches  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Kaufmanns  verzeichnet,  wird  Schuldner  des  Kaufmanns  für  die  eingehenden 
Gelder;  es  hat  sie  empfangen,  also  schuldet  es  sie.  Und  es  wird  Gläubiger 
dt^selben  für  die  ausgegebenen  Gelder;  es  hat  sie  dem  Kaufmann  hinausgegeben, 
also  hat  sie  es  von  ihm  zu  fordern. 

b)  Das  Bilanzkonto  verzeichnet  in  der  einen  Spalte  das  Vermögen  des 
Kaufmanns,  in  der  anderen  seine  Schulden.  Das  Bilanzkonto  wird  als  Ge- 
K-häftsfreund  gedacht,  welcher  vom  Kaufmann  dessen  Vermögen  ausgeantwortet 
erhielt;  somit  ist  das  Konto  verpflichtet^  es  dem  Kaufmann  auch  wieder  zurück- 
zugeben. Und  auf  der  anderen  Seite  hat  das  Konto  dem  Kaufmann  die 
-Schulden"  geliefert;  denigemäss  hat  es  Anspruch  auf  Rückgabe  des  ent- 
sprechenden Weites  derselben,   auf  Leistung  des  ihnen  entsprechenden  Wertes. 


Der  Unterflehled  zwlfieheii  einfaeher  und  doppelter 

§  5*8. 

L  A.  Der  Unterschied  zwischen  einfacher  und  doppelter^)  Buchhaltung 
li',i?t  nicht  in  dem  Fehlen  bezw\  dem  Vorhandensein  der  kontomässigen  Buch- 
führang  unter  gleichzeitiger  Bezeichnung  der  beiden  Kontoseiten  als  Soll-  und 
Habenspalte.  Auch  die  einfache  Buchführung  von  heute  bedient  sich  der 
«lop|)el!?eitigen  Rechnungsweise  mit  den  Termini  Soll  und  Haben,  wenn  auch 
zatreffend    ist,    dass    sie   diese   Formen    erst    von    der    doppelten    Buchhaltung 

*)  Sog.  personalistiache  Theorie  (Gegensatz:  materialistische  Theorie;  über  den 
iDterschied  s.  Berliner^  Schwierige  Fälle  und  allgemeine  Lehrsätze  der  kaufmännischen 
Buchhaltung  1902). 

^)  Kassakonto  =  Kassier. 

*)  Auf  die  Frage,  ob  es  richtiger  ist,  die  Buchführung  nicht  als  solche  des  Ge- 
«rhafteinhabers,  sondern  als  solche  des  Geschäftes  (sog.  Geschäftstheorie)  anzusehen, 
^»rauchen  wir  nicht  einzugehen.  Siehe  darüber  Stern  Art.  „Theorie  der  Buchführung'*, 
Berliner  a.  a.  O.,  Krenkmiet^  Zur  Theorie  der  doppelten  Buchführung  1896.  Das 
pfJStiTe  Becht  sieht  in  der  Buchhaltung  jedenfalls  eine  Buchführung  des  Geschäfts- 
inhabers. Bemerkt  sei  jedoch,  dass  die  Geschäftstheorie  von  der  Personifikationstheorie 
*kh  nicht  bloss  dem  Namen  nach  unterscheidet,  sondern  auch  auf  ganz  anderen  tech- 
mheD  Grundsätzen  als  diese  aufgebaut  ist. 

•)  SUrn,  Art.  „Doppelte  Buchführung^S  „Arten  der  Buchführung'S  „Methoden 
und  Formen  der  Buchführung**;  Schaer,  Einfache  und  doppelte  Buchhaltung  [Maier- 
Roth«Jiüd-Bibliothek  Bd.  6/7,  1896/97];  Hügli,  Doppelte  Buchhaltung  1900;  Schüler, 
Lthrb.  der  Buchhaltung,  4.  Aufl.  1901;  Schmidherger,  Lehrb.  der  einfachen,  doppelten 
^nd  amerik.  Buchführung  1900;  Berqmanny  Beschreibung  einer  praktischen  doppelten 
Eochführung  in  ,,Soll  und  Haben'%  1  S.  Uff.,  26 ff.;  Kiefert,  Systeme  und  Methoden 
^y-r  kaufmännischen  Buchführung  ebenda  I  9 ff.;  derselbe.  Einfache  Buchführung, 
'^benda  I  31  ff. ;  Steiner  über  Buchung  des  Geschäftskaufes  oder  Verkaufes  und  der 
Aafuahme  von  Sozien,  ebenda  I  73 ff.;  Berliner,  Schwierige  Fälle  und  allgemeine  Lehr- 
'^^  der  kaufmännischen  Buchhaltung  1902. 
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übernahm^).  Auch  bei  der  einfachen  Buchführung  kann  z.  B.  der  B.  nicht 
bloss  die  äussere  Form  einer  Subtraktion,  sondern  auch  die  eines  Kontos  mit 
Soll   und  Haben  gegeben,  also  statt: 

100000     Vermögen 
80000     Schulden 


20  000     Reinvermögen 
gebucht  werden: 

Soll  Haben 

100000  80000 

20000 


100000 


100000 


B.  Ebensowenig  genügt  es  aber,  den  Unterschied  zwischen  einfacher  und 
doppelter  Buchführung,  wie  es  gewöhnlich  geschieht,  dahin  zu  fonnulieren,  (lass 
sich  die  erstere  auf  eine  Aufzeichnung  der  Bestandteile  des  Vermögens  und  der 
Veränderungen   derselben  beschränke,    während    die  letztere  auch  die  Verände- 
rungen   des  Reinvermögens    in    seiner  Gesamtheit    und    eine  Zergliederung  der 
an  den  einzelnen  Vermögensbestandteilen    eingetretenen  Gewinne  und  Verlust« 
biete.     Denn    diese  Formulierung  kann  die  Meinung  hervorrufen,  als  vennoge 
die  einfache  Buchhaltung  nur  jene  erstgenannten  Berechnungen  zur  Darstellung 
zu  bringen.     Statt  dessen  lassen  sich  auch  mittelst  der  Methode  der  einfachen 
Buchhaltung  die  im  Laufe  des  Jahres  an  Remvennögen  als  einem  Ganzen  ein- 
getretenen Veränderungen    und    eine  Zusammenstellung  der  die  einzelnen  Ver- 
mögensteile treffenden  Gewinne  und  Verluste  geben*).     Die  Rechnungsführung 
der  eingetragenen  Genossenschaft  z.  B.  braucht   nach    dem  Gesetze    nicht   auf 
dem  Prinzip  der  doppelten  Buchführung  zu  beruhen.     Aus   dem  Grunde   ver- 
langt  dasselbe   von   ihr  nicht,    wie    von    der  A.  und    den    ihr   gleichgestellten 
Vereinen,    Aufstellung     einer    Gewinn-    und    Verlustrechnung    im    technischen 
Sinne.    Wohl  aber  fordert  die  Gesetzgebung*)  von  ihr  neben  Aufstellung  einer 
B.  eine  „den  Gewinn  und  Verlust  des  Jahres  zusammenstellende  Berechnung»:**, 
Jahresrechnung  genannt.     Die  Erbringung  einer  solchen  übersichtlichen  Ans:al)e 
der  auf  die  einzelnen  Vennögensbestandteile  entfallenden  Gew^inn-  und  Verlu?l- 
ziffern  auf  Grundlage    der    einfachen  Buchführung    wäre  unmöglich,    wenn  die 
letztere  nur  eine  Verändenuig    der  Vermögensbestandteile  zu  bieten  vermöchte. 
Nur  das  ist  richtig:    die  einfache  Buchführung  gibt  gewöhnlich    nicht  mehr  alr 
eine    jährliche    Inventarisierung    des  Vennögensstandes    und    eine    fortlaufende 
Darstellung  der  im  Laufe  des  Jahres   eintretenden  Veränderungen  an  den  Be- 
ständen der  einzelnen  Vermögensbestandteile;    ja    es  kommt  vor,    dass  sie  sich 
auf  die  jährliche  Inventarisierung    luid  auf  Darstellung  lediglich  der  an  Geld, 
Schulden  und  Forderungen    im  Laufe  des  Jahres  eintretenden  Veränderungen, 
also  auf  Führung  eines  Kassa-  und  Kontokorrentbuches   (hier  Hauptbuch   ge- 
nannt) beschränkt    und    die  Führung  weiterer  Konti,    z.  B.    eines    Warenlager- 
kontos oder  eines  Wechselbestandskontos,  unterlässt.     Aber  die  einfache  Buch- 
führung überschreitet   ihr   Wesen    nicht,    wenn    sie    mehr   als    dieses    verbucht. 
Es    widerspricht    ihrem  Wesen    nicht,    wenn    sie  auch    die  Veränderungen  am 


')  AdUr,  Art  Buchführung  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Bd.  IV 
(2.  Aufl.  1899)  S.  1109;  Art.  „Einfache  Buchführung*'  bei  SUm  175. 

*)  Insofern  Stern  S.  SO:  „Der  Gewinn  oder  Verlust  kommt  als  solcher  in  dew 
Büchern  selbst  entweder  gar  nicht  zum  Ausdrucke ,  oder  bloss  hruchstüehweiae  in  ein- 
zelnen Nebenbüchern.''    Ebenso  Berliner  252,  254  f. 

•)  Geno8s.-G.  48  n. 
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Reinvennögen  und  die  auf  die  einzelnen  Vermögensteile  treffenden  Gewinn- 
und  VerluBtquoten  verbucht^).  Nur  das  ist  zutreffend:  die  einfaciie  Bucfir 
haUung  braucht  diese  letztgenannten  Buchungen  nicht  zu  machen,  die  doppelte 
Buchführung  muss  es. 

IL  Aber  damit  ist  das  Wesen  der  doppelten  Buchhaltung  noch  nicht 
erfüllt  Dazu  gehört  noch,  dass  sie  die  für  ihre  Aufgabe  entscheidenden 
Buchungen  in  einer  bestimmten  Form,  in  Form  eines  Systems  von  Konten  mit 
iSoll-  und  Habenspalten  gibt  Bei  der  doppelten  Buchhaltung  werden  alle 
ent^heidenden  Rechnungen  unter  sich  in  einen  aufeinander  verweisenden 
förmlichen  Zusammenhangt)  gebracht  und  zu  diesem  Zwecke  alle  kontoförmig 
mit  Soll-  und  Habenspalte  gebucht.  Doppelte  Buchführung  ist  Buchung  des 
Bestandes  der  Veränderungen  der  einzelnen  Vennögensbestandteile  und  Buchung 
des  Reittvennögens  und  seiner  Veränderungen  im  ganxenmnd  im  einzelnen  mittelst 
nfies  Systems  van  Konten  mit  Soll-  und  Habenspalten. 

A.  Bei  der  einfachen  Buchhaltung  können  alle  Rechnungen  kontomässig 
geführt  werden,  bei  der  doppelten  Buchführung  müssen  alle  für  das  Endergebnis 
entscheidenden  Buchungen  kontomassig  erfolgen.  Nur  bei  Hilfsrechnungen  ist 
die  Unterlassung  kontomässiger  Buchung  statthaft.  So  muss  z.  B.  die  Bilanz 
kontomässige  Anlage  erhalten,  nicht  aber  das  Inventar.  Denn  dieses  kommt  nur 
als  Grundlage  der  B.  in  Betracht  Das  kontomässige  Inventar  ist  das  Bilanz- 
konto. Die  B.  bildet  den  für  die  Gesamtberechnung  massgebenden  Inventar- 
auszug. Nichts  steht  im  Wege,  dass  auch  das  ausführliche,  das  eigentliche 
Inventar  als  Konto  mit  Soll-  und  Habenseite  angelegt  wird,  aber  das  Inventar- 
konto ist  nur  ein  Hilfskonto.  Es  bildet  nur  mittelbar,  nicht  unmittelbar  einen 
Bestandteil  der  Gesamtrechnung. 

B.  Was  aber  die  doppelte  Buchhaltung  vor  allem  auszeichnet  und  wovon 
sie  ihren  Namen  trägt,  das  ist  die  HersteUung  einer  Verbindung  zwischen  den 
einzeben  Konten. 

1.  Bei  der  einfachen  Buchführung  stehen  die  einzelnen  Konten  ausser 
formellem  Zusammenhang.  Kauft  der  Kaufmann  Waren  gegen  bar,  sagen  wir 
um  800  Mk.,  so  werden  ins  Kassabuch  800  Mk.  als  ausgegeben,  ins  Warenbuch 
^'»0  Mk.  Waren  als  ehigegangen  eingetragen  oder,  wenn  die  einfache  Buch- 
fühning  die  Kontoform  anwendet,  800  Mk.  als  Kreditposten  des  Kassa-,  als 
Debetposten  des  Warenkontos  gebucht,  aber  nicht  wird  auf  dem  Kassenkonto 
gebucht,  dass  das  Kassenkonto  diese  800  Mk.  dem  Warenkonto  kreditiert  hat, 
und  auf  dem  Warenkonto,  dass  es  die  800  Mk.  dem  Kassenkonto  schuldet. 
Bei  der  doppelten  Buchhaltung  dagegen  werden  die  einzelnen  Konti  zu  gegen- 
seitigen Geschäftsfreunden  erklärt,  sie  haben  nicht  mehr  alle  bloss  einen 
Dritten  als  gemeinsamen  Geschäftsfreund,  den  Kaufmann,  sondern  sie  werden 
>o  behandelt,  als  seien  sie  untereinander  Geschäftsfreunde,  untereinander 
l«istungsverpflichtet    und     anspruchsberechtigt,     untereinander    Schuldner    und 


0  Zu  weit  geht  Beigel  I  19,  wenn  er  sagt:  Die  einfache  Buchführung  behandelt 
oar  Schuld  und  Guthaben  eines  Unternehmens,  ohne  sich  um  die  bei  Entetehung  einer 
ifcbiild  oder  eines  Guthabens  vor  sich  gehende  Kapitalsveränderung  oder  um  die  innen- 
gnKJiäftliche  Bedeutung  des  Postens  zu  kümmern.  Kurz  vorher  bemerkt  Beieel  selbst, 
eioe  Znsammensteilung  der  Gewinne  und  Verluste  lasse  sich  sehr  wohl  aucn  in  ein- 
^adiK  Buchführang  erstatten. 

*)  Gut  Beiseh  und  Kreibig,  „Noch  em  Wort  über  die  theoretischen  Grundlagen 
der  doppelten  Buchhaltung"  in  Holdheun  XI  (1902)  62  ff.  (Abdruck  aus  Zeitschrift  für 
VoÖBwirtschaft,  SozialpoUtik  und  Verwaltung,  Bd.  X  Heft  2  [1901]  S.  43ff.),  wenn 
^  formolieren:  „Wird  mit  der  Bruttovermögens- Verrechnung  auch  die  Nach  Weisung 
da  Beinyennogens  verbunden  und  aufs  innigste  verknüpftt  so  kann  hieraus  ein  neueü 
bodihalterisdies  System  entstehen:  die  doppelte  Buchhaltung.'' 
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Gläubiger,  debitores  und  creditores.  Bei  einem  Wareneinkauf  gegen  bar  wird 
also  das  Warenkonto  nicht  mehr  Schuldner  des  (einkaufenden)  Kaufmanns,  sondern 
des  Kassenkontos  und  das  Kassenkonto  nicht  mehr  Gläubiger  des  Kaufmann^:, 
sondern  des  Warenkontos.  Der  Zusammenhang  wird  durch  „an"  auf  der  Soll- 
und  „per**  auf  der  Habenseite  kund  getan.  Warenkonto  „schuldet  an**  Ka^sen- 
konto  und  Kassenkonto  „hat  gut  durch  Warenkonto**: 

Warenkonto 
Soll  Haben 

An  Kassakonto 800  | 

Kassenkonto 
Soll  Haben 

I  Per  Warenkonto 800 

Waren  konto  hat  vom  Kassen  konto  Waren  im  Werte  von  800  Mk. 
empfangen  und  „soll**  diesen  Wert  daher  an  Kassenkonto  „geben**  ((ieve  dare). 
Kassenkonto  hat  an  Warenkonto  800  Mk.  Wert  gegeben  und  „soll**  ihn  daher 
vom  Warenkonto  „haben**  (deve  avere).  Bei  der  einfachen  Buchführung  halxMi 
die  Vorzeichen  „an**  und  „per**  keinen  Sinn^),  denn  hier  stehen  die  Kont**n 
ausser  gewolltem  technischen  Zusammenhangt). 

2.  Der  Zusammenhang,  in  welchem  nach  dem  Wesen  der  doppelten 
Buchführung  die  Konten  untereinander  stehen  müssen,  hat  zur  notwendigen 
Voraussetzung,  dass  jeder  Geschäftsvorfall  wenigstens  auf  zwei  Konten,  aL-o 
(hppelt  gebucht  wird,  der  Wareneinkauf  gegen  bar  z.  B.  auf  Waren-  «i«/ 
Kassenkonto,  der  Wareneinkauf  auf  Zeit  auf  Warenkonto  (als  Debitor)  und 
auf  Personenkonto  des  Verkäufers  (als  Kreditor) ;  und  daiur  hat  diese  Buchung 
mittelst  eines  Systems  von  Konten  den  Namen  doppelte  Buchführung.  Sie 
ist  eine  doppelseitige  Verrechnung.  Jeder  Geschäftsfall  wird  mindestens  auf 
zwei  Folien,  zwei  Seiten  verbucht. 

3.  Am  anschaulichsten  kommt  dieses  systematische  Ineinandergreifen  der 
Konten  vielleicht  bei  der  Fabrikbuchhaltung  zum  Ausdruck.  Die  Buchführung 
folgt  hier  vollkommen  dem  Fabrikationsgang.  Die  angeschafften  Rohstoffe 
werden  zunächst  einem  RohstoflTkonto  belastet  und  die  Hilfsstoffe  einem  Hilfs- 
stoffkonto.  Nun  beginnt  die  Fabrikation.  Zu  diesem  Zwecke  wird  die  nötigi' 
Menge  von  Haupt-  und  Hilfsstoffen  den  betreffenden  Konten  entnommen,  ihnen 
also  kreditiert  und  das  Fabrikationshonio  damit  belastet,  also  z.  B.  dem  Roh- 
zuckerkonto Rohzucker  entnommen,  dem  Kohlenkonto  Kohlen.  Und  dem 
Fabrikationskonto  werden  auch  die  sonst  zur  versandfertigen  Herstellung  de:* 
Ganzfabrikats  notwendigen  Kosten  zu  Last  geschrieben,  also  z.  B.  die  Lohne 
vom  Lohnkonto,  Papier  und  Spagat  von  diesen  Konten  übertragen.  Vom 
Fabrikationskonto  finden  wir  dann  die  Haupt-  und  Nebenerzeugnisse  (Melasse) 
auf  das  Waren-  oder  Verkaufs-  und  das  Nebenproduktkonto  fortgeleitet*). 


0  Vgl.  auch  Beiseh  I  28,. 

')  Dieser  Zusammenhang  ist  es,  welcher  das  Charakteristikum  der  doppelten 
Buchhaltung  bUdet.  Die  einfache  Buchhaltung  ist  darum,  weil  auch  bei  ihr  es  vor- 
kommt, dass  ein  Geschäftsvorgang  Anlass  zur  Buchung  auf  verschiedenen  Konten  gibt, 
nicht  eine  ^^unvollständige  doppelte  Buchhaltung"  (so  SeidUry  Die  theoretischen  Grund- 
lagen der  doppelten  Buchhaltung  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  Verwaltung,  Bd.  X  Heft  1  [1901,  Auszug  hieraus  bei  Holdheim  X  264  f|  S.56j, 
denn  es  fehlt  an  dem  formalen  Aufeinander- Verweisen.  Gegen  Seidler  auch  Meisch 
und  Kreibig  bei  Holdheim  XI  67. 

*)  Vgl.  Simon  343 f.;  Beisch  I  200 ff.;  Knappe  32;  Art.  „Fabriksbuchhaltung*' 
bei  Stern  191  f. 
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Soll  und  Haben  bei  der  doppelten  Bnchf&hrnns;  im 
allirenteinen. 

§  59. 

I.  A.  Das  Prinzip  der  doppelten  Buchhaltung  ruft  an  der  kontomässigen 
Bachung  der  kaufmännischen  Buchführung  aber  nicht  bloss  die  eben  berührte 
Änderung  hervor,  die  Herstellung  eines  systematischen  Zusammenhangs  der 
Konten,  sondern  es  verursacht  auch  Ausnahmen  von  der  RegeP),  dass  die 
iN)U^palte  links,  die  Habenspalte  rechts  steht,  oder,  was  dasselbe  bedeutet,  dass 
(iie  linksstehende  Spalte  die  Schuldner-,  d.  h.  die  den  Konto  ^)  belastenden 
Posten,  die  rechte  die  dem  KorUo^)  zu  gut  geschriebenen  Werte  enthält.  Die 
doppelte  Buchhaltung  bringt  die  Ausnahme  mit  sich,  dass  die  Sollspalte  rechts, 
die  Habenspalte  links  steht  oder,  was  dasselbe  und  die  häufigere  Form  ist, 
(Ift^s  die  Sollspalte  zwar  links  stehen  bleibt,  aber  nicht,  was  das  Konto  empfing, 
sondern  was  es  gab,  enthält  und  dass  die  Habenspalte  rechts  stehen  bleibt, 
aber  ihren  Inhalt  nicht  die  dem  Konto  zu  gut,  sondern  die  ihm  zur  Last  ge- 
K^hriebenen  Posten  bilden. 

B.  1.  Um  es  an  einem  Beispiele  zu  belegen,  so  lautet  das  Bilanzkonto 
nach  der  Regel 

Bilanzkonto 
Soll  Haben 

An  diverse  Kreditoren    .     .     100000  |  Per  diverse  Debitoren  .     .     .     80000 

Das  Bilanzkonto  schuldet  an  verschiedene  Konten  zusanmien  100000, 
z.  B.  an  Kassakonto  20000,  an  Grundstückkonto  40  000,  an  Warenkonto 
30Ö0Ü,  an  Forderungskonto  (Konto  der  laufenden  Rechnungen)  10  000,  und 
r'si  hat  bei  verschiedenen  Konten  (Konten  von  Kontokorrentschuldneni)  80000  gut 
2.  Das  Prinzip  der  doppelten  Buchführung  kennt  Bilanzkonti  von 
folgender  Form*): 

Bilanzkonto 
Haben  Soll 


Per  diverse  Debitoren  .     .     . 

80000 

An  Kassakonto       .     .     . 

.     20000 

An  Grundstückkonto   .     . 

.     40000 

An  Warenkonto      .     .     . 

.     30000 

lI«'^^ 

An  Forderungskonto    .     . 

.     10000 

■ler  j. 

Bilanz 

SoU 

Haben 

b  Kurrentschuldenkonto     . 

80000 

An  Bar 

.     20000 

<=  An  diverse  Debitoren) 

„     Grundstücken   .     .     . 

.     40000 

„     Waren 

.     30000 

„     Forderungen      .     .     . 

.     10000 

3.  Im  ersteren  Falle  enthält  die  Habenseite  die  Posten,  bezüglich  welcher 
<^^  Konto  Glaubiger  anderer  Konten  ist,  nur  dass  die  Habenseite  links  steht, 
nad  die  Sollspalte   die  Posten,    hinsichtlich    deren    das  Bilanzkonto   Schuldner 


')  8.  oben  §  57. 

')  Wohl  zu  unterscheiden  von  „den  Kaufmann''  belastenden  Posten. 

•)  Nicht:  „dem  Kaufmann".   Vgl.  Berliner  218,  226,  220,  225,  280,  238. 

*)  Bei  Eroffnungs-  und  Jahreseingangsbilanzen  möglich. 

')  Knappe  46,  56. 
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anderer  Konten  ist,  nur  dass  die  Sollspalte  rechts  steht  Im  zweiten  Falle 
8teht  die  Sollspalte  zwar  links,  aber  ihren  Inhalt  bilden  die  Posten,  hinsichtlich 
deren  das  Bilanzkonto  Gläubiger  anderer  Konti  ist,  und  auch  die  Habenseite 
steht  an  ihrem  regelmässigen  Platze,  aber  ihren  Inhalt  bilden  nicht  die  Posten, 
welche  das  Bilanzkonto  gegeben,  sondern  diejenige,  welche  es  empfangen  hat 
und  darum  geben  soll. 

II.  Uns  interessiert,  wie  wir  sehen  werden,  nur  der  zweite  FalL  Und 
so  fragen  wir:  Wie  kommt  diese  Ausnahme  von  der  Regel?  Ihre  Erklärung 
erfordert  eine  längere  Ausführung. 

A.  Zweck  der  doppelten  Buchhaltung  ist  nicht  bloss,  in  planmässiger 
Weise  eine  Buchung  sämtlicher  einzelner  Vermögensbestandteile  und  des  gegen- 
wärtigen Standes  und  der  Veränderung  des  ReinvennÖgens  im  Ganzen  und  im 
Einzelnen  während  der  letzten  Wirtschaftsperiode  zu  geben,  sondern  Zweck 
des  Prinzips  doppelter  Buchhiütung  ist  auch,  die  Buchführung  so  gestalten, 
dass  dieselbe  in  sich  eine  selbsttätige  Kontrolle  der  Rechuungsrichtigkeit  ent- 
hält Das  Mittel  hiezu  ist  die  Eintragung  eines  jeden  Postens  auf  mindestens 
zwei  einander  entgegengesetztcfi  Kontoseiten,  d.  h.  auf  einer  linken  und  einer 
rechten.  Mit  jeder  Buchung  auf  der  linken  Seite  muss  eine  gleich  grosse  o<ler 
mehrere  in  ihrer  Summe  gleich  grosse  Buchungen  auf  der  rechten  Seite  erfolgen 
und  umgekehrt.  Durch  die  Einsetzung  desselben  Betrages  auf  zwei  entgegen- 
gesetzten Kontoseiten  haiton  sich  immer  zwei  Posten  das  Gegengewicht  und  s^o 
wird  erreicht,  dass,  wenn  alle  Konten  auf  ein  Sammelkonto  zusammengeschrieben 
werden,  die  linke  und  die  rechte  Kolonne  in  der  Suounenziffer  sich  decken.  Nur, 
wenn  dies  der  Fall  ist,  ist  die  Rechnung  richtig.  In  der  Buchung  eines  jeden 
Postens  auf  Konto  und  Gegenkonto  liegt  demgemäss  eine  wirksame  Garantie 
gegen  Rechenfehler,  eine  Kontrolle  der  ziffermässigen  Richtigkeit  der  Einträge  M. 

B.  1.  Um  jene  Gleichheit  der  Sununen  aller  linken  und  aller  rechten 
Kontoseiten  und  damit  eine  selbsttätige  Kontrolle  der  Rechnungsrichtigkeit  zu 
erreichen,  bedarf  es  aber  noch  eines  weiteren  Kunstgriffes.  Erforderlich  macht 
ihn  der  Umstand,  dass  dem  zuerst  genannten  Zweck  der  doppelten  Buchführmig 
gemäss  die  Konten  derselben  nach  ihrem  Inhalt  in  zwei  Gruppen  zerfallen.  Der 
Zweck  der  doppelten  Buchhaltung  ist,  Veränderungen  und  Endbestand  der 
einzelnen  Bestandteile  des  Vermögens  wid  Veränderungen  und  Endbestaud 
des  Reinvermögens  zur  rechnerischen  Darstellung  zu  bringen.  Zwischen  Ver- 
mögensbestandteilen d.  h.  Bruttovermögen  und  Schulden  einerseits  und  Rein- 
vcrmögen  andererseits  besteht  aber  ein  Gegensatz.  Die  Bestandteile  des  Brutt<v 
%^ermögens  zusammen  bilden  nach  Abzug  der  Schulden  hiervon  das  Reinvemiögen: 
A  (Bruttovermögen)  —  S  (Schulden)  =  Netto  vermögen.  Auch  die  Konten  der 
doppelten  Buchführung  zerfallen  demgemäss  in  zwei  sich  die  Wage  haltendf 
Gruppen,  in  Konti  der  Verviögenshestayidteihy  welche  sind  Brutto vermögensstücko 
und  Schulden^),  und  in  Kotiti  des  Reinvermögens,  Dorthin  gehören  z.  B.  die 
Konti  der  Geschäftsfreunde  (sog.  Personalkonten),  ferner  das  Kassa-,  Grundstücks^-, 
Waren-,  Effekten-,  Wechsel-,  Gebäude-,  Mobilienkonto.  Hierher  zählen  da> 
Kapitalkonto  als  der  rechnerische  Ausweis  des  Bestandes  des  Reinvemiögen:* 
und  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  als  die  rechnerische  Veraeichnung  der 
Rein  Vermögensveränderung  während  der  abgelaufenen  Wirtschaftsperiode  d.  h. 
der   Reinvermögensmehrung  (Gewinn)  oder  der  Reinvermögensminderung   (Ver- 

')  Vgl.  auch  EeischU'Meyer,  Die  einfache  und  doppelte  Buchhaltung,  9.  Aufl., 
Nürnb.  1903,  §4;  Beiqel  1  21;  Beisch  I  103;  Seidler  a.  a.  O.  S.  62;  Art.  „Doppelte 
Buchführung"  bei  Stern  lü4;  Berliner  241  f. 

*)  Schulte,  Wertansatz  S.  21  nennt  die  Vermögensrechnung  gut  eine  fortlaufend 
geführte  schriftliche  Inventur  über  die  Vermögensgegenstände. 
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lust),  mit  seinen  verschiedenen  Hilfskonten  über  die  Einzelerfolge,  die  positiven 
und  die  negativen  (die  Gewinne  und  die  Verluste),  als  da  sind  Geschäftsun- 
kosten-, Zinsen-,  Skonto-,  Provisions-  und  Abschreibungskonto  u.  s.  w.  Und 
zwischen  den  beiden  Kontogruppen  oder  Kontoreihen  ^)  besteht  das  Verhältnis 
der  Gleichheit,  des  Sich  die  Wage  Haltens.  Der  Saldo  aller  Konti  der  Ver- 
niögensbestandteile  muss  itbereinstimraen  mit  der  Summe  des  Bestandes  des 
ReinTermögens*):  A  —  S  =:  R.  Ist  A  =  1000,  S  =  800,  so  ist  R  == 
2()0.  Ändert  sich  der  Stand  des  Bruttovermögens,  so  ändert  sich  auch  der 
de?  Reinvermögens.  Nehmen  die  Bruttovermögensbestand teile  um  100  zu,  so 
steint  auch  das  Reinvermögen  um  100  (1000  -j-  100)  —  800  =  200  +  100 
untl  das  Ergebnis  also  300  =  300.  Oder  wenn  wir  100  =  a  setzen: 
iA-}-a)  —  R  =  R-|-a.  Und  ebenso  ist  es  mit  Minderungen  des  Brutto- 
vermögens und  Steigerung  des  Schuldenstandes.  In  gleicher  Weise  bewegt  sich 
auch  der  Stand  des  Reinvermögens  ^). 

2.  a)  Man  könnte  nun  meinen,  der  Apparat  selbstatiger  Rechnungskontrolle 
küvse  sich  für  die  beiden  Kontigruppen  in  getrennter  Einrichtung  organisieren, 
^(-^ondert  eine  Zusammcnzählung  der  h'nken  und  rechten  Kontoseiten  für  die 
Konti  der  Vermögensbestandteile  und  für  die  Konti  des  Reinvermögens  be- 
vrerkstelligen.  Allein  dies  verhindert  der  Umstand,  dass  die  Konten,  welche 
bei  jeder  doppelseitigen  Buchung  miteinander  in  Beziehung  treten,  nicht  immer 
Konten  derselben  Gruppe  sind,  sondern  es  erfolgen  auch  Übertragungen  von 
Vennögensbestandteilkonten  auf  Reinvermögenskonten  und  umgekehrt.  Um 
nur  das  einfachste  Beispiel  anzugeben,  so  wird,  wenn  die  A.  50000  Mk.  in 
der  Lotterie  gewinnt,  das  Kassenkonto  belastet,  Schuldnerin  soll  50000  Mk. 
herausgeben,  denn  es  hat  sie  empfangen,  und  das  Gewinn-  und  Verlustkonto, 
also  ein  Reinvermögenskonto  erkannt:  es  hat  50000  Mk.  an  die  Kassa  ge- 
geben; ihm  werden  50000  gut  geschrieben,  kreditiert*).  Und  ebenso  ist  es, 
wenn  etwa  1000  Mk.  aus  der  Kassa  gestohlen  werden.  Hier  wird  Gewinn- 
und  Verlustkonto  belastet;  denn  es  liegt  „Verlust"  vor.  Es  soll  1000  Mk. 
herausgeben  und  Kassakonto,  somit  ein  Vermögensbestandteilskonto  wird  erkannt. 
AL»o  muss  die  Zusammen  Zählung  der  linken  und  rechten  Kontoseiten  durch 
alle  Konten  hindurch  einheitlich  geschehen.  Alle  Konti  müssen  untereinander 
^^wMi  werden,  nicht  bloss  die  Konten  der  Vermögensbestandteile  für  sich  und 
<iie  Reinvermögenskonten  für  sich.  Nur  dann  kann  die  gleiche  Endsumme 
hnks  und  rechts  zum  Vorschein  gelangen. 

b)  Wenn  daher  das  Kapitalkonto  lautet 

Haben 

I  14000 
und  da«*  Gewinn-  und  Verlustkonto 

Soll  Haben 

2000     I  5000 

'^'  können  nicht  nur  diese  zwei  Konten  addiert  werden,  um  zu  gleichen  Summen 
links  und  rechts  zu  gelangen: 

Soll  Haben 


Kapital 

Oeirinn  und  Verlust    .     .     .     2000 


14000 
5000 


')  Bestandskonten  und  Administrations-  oder  Betriebskonten  •,  z.  B.  Grundstücks- 
koQto  imd  Grundstücksadministrationskooto.    Vgl.  Knappe  32. 
')  Vgl.  Beiach  I  104;  Beigel  I  20. 
*)  Vgl.  dazu  Beuch  und  Kreibig  bei  Holdheim  XI  63. 
*)  Vgl.  auch  Beigel  I  21,;  Seidler  65;  aber  auch  Berliner  254  ff. 
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sondern    es    müssen    die    Vermögensbestandteilkonti    mit     dazu    herang^ogen 
werden: 


SoU 

Kapital 

Verlust  und  Gewinn      .     .  2000 

Kassa 12000 

Wechsel 9000 

Waren 10000 

Geschäftsfreund  Meyer  .     .  3000 

Geschäftsfreund  Malm    .     .  6000 


Haben 

14000 
5000 
3000 
8000 
6000 
4000 
2  000 


42000 


42000 


3.  Dies  verlangt  aber  —  und  im  vorstehenden  ist  es  schon  geschehen 
—  eine  UmsteUung  der  Posten  in  den  Konten  des  Reinvermögens.  Was 
nach  der  Regel  der  Vermögenbestandteilsverrechnung  links  stehen  müs?te, 
wird  rechts  und,  was  rechts  stehen  müsste,  wird  links  gestellt. 

a)  Um  es  am  einfachsten  und  damit  klarsten  Beispiel  zu  erläutern,  so 
sagten  wir  A  —  S  =  R.  Wir  bringen  dies  in  Kontoform.  Dann  lautet  die 
Formel : 


ist  A  = 


oder,  wenn  wir  diese  Buchung  in  die  Konten  der  Vermögensbestandteile  und 
des  Reinvermögens  trennen  und  annehmen,  das  ganze  Bruttovermögen  bestehe 
aus  von  der  Firma  Schulze  um  800  Mk.  auf  Kredit  eingekauften  Waren  und 
200  Mk.  Kassabestand,  so  erhalten  wir  folgende  Konten  der  Vermögensbe- 
standteile 


SoU 

Haben 

A  (Bruttovermögen) 
3  =  800,  also: 

8  (Schulden) 

R  (Bein vermögen); 

1000 

800 
200 

SoU 


An  Konto  Schulze 


Warenkonto 


800 


Haben 


SoU 


Konto  Schulze 

Haben 
I     Per  Warenkonto  . 


80u 


Kassenkonto 
An  Kapitalkonto 200     | 

und  als  Konto  des  reinen  Vermögens  das  „Kapitalkonto";  es  soll  200  Mk. 
—  so  viel  betragt  der  Reinvermögensbestand  —  herausgeben;  also 

Kapitalkonto 
Soll  Haben 

200     I 

Oder  wenn  wir  die  Konten  der  Vermögensbestandteile  zu  einem  Konto  zu- 
sammenziehen und  diesem  das  Konto  des  Reinvermögensbestandes  gegenüber- 
steUen,  so  lautet  die  Buchung: 
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An  Warenkonto 800 

An  Eassakonto 200 


Vermogenbestandteilskonto 
Soll  Haben 

Per  Konto  Scbidze 


800 


Kapitalkonto 
SoU  Haben 

200     I 

b)  Würden  wir  nun  die  Soll-  und  Habenspalten  aller  dieser  Konten  unter 


einander  stellen,  um  die  Richtigkeit  der  Rechnung  zu  prüfen, 
keine  Übereinstimmung  der  Endsummen  beider  Seiten  ergeben, 
würde  lauten: 

Soll  Haben 

Warenkonto 800 

Konto  Schulze 800^ 

Kas.<enkonto 200 

Kapitalkonto 200 


so  würde    sich 
Die  Buchung 


1200 


800 


nnd  die  Gleichung,  dass  A  —  S  =  R  ist,  würde  in  dem  Sammelkonto  nicht 
nun  Ausdruck  gelangen. 

Anders   wenn   wir  im   Reinvermögensbestandkonto  die    200    von    „Soll'' 
in^  Haben  stellen.  Dann  lautet  die  Gegenüberstellung: 


Vermögensbestendteilkonto 
SoU        Haben 

800     I     600 
200     I 

and  das  Sammelkonto 

SoU 


Kapitalkonto 
SoU  Haben 

I     200 


Haben 


Warenkonto      .     .     . 

...     800 

Konto  Schulze       .     . 

•     .     . 

800 

Kassenkonto     .     .     . 

...     200 

Kapitalkonto     .     .     . 

. 

200 

1000 

1000 

und  800  4-    200  der  SoUseite  ist  =   Bruttovermögen  (A),   800   der  Haben- 
seite =  Schulden  (S)  und  200  der  Habenseite  =  Reinvermögensstand  (R),  also 


SoU 

Haben 

A 

8 

R 

Oiier  A  —   8  =  R. 

4.  In  dieser  UmsteUung  der  Posten  der  Reinvermögenskonten  liegt  der 
Kunstgriff,  mittelst  dessen  die  Methode  der  doppelten  Buchhaltung  eine  mechanische 
Qwl  damit  selbsttätige  Prüfung  der  rechnerischen  Richtigkeit  der  Buchungen 
ail*T  Konten   ermöglicht^).     Mittelst   dieser  Umstellung  ermöglicht  die  doppelte 


')  Wer  der  B.,  wie  nach  Hüglis  und  Schars  Voi 
Bilaiizformy  die  Form  A  — S=Gr-f  Ge  geben,  d.h. 


lg  Schulte,  Natürliche  und  übliche 
e  Zusammensetzung  des  Geschäfts- 
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Buchführung  die  Herstellung  der  sog.  Probe-  oder  RohbilanXj  d.  h.  derjenigen 
B.,  deren  Zweck  ist,  die  Gesamtheit  der  Buchungen  aller  Konten  der  Ver- 
mogcnsbestandteile  und  des  Reinvermögens  auf  ihre  rechnerische  Richtigkeit 
zu  prüfen.  Die  Form,  in  welcher  dies  geschieht,  ist  eben  Eintrag  der  Soll- 
summen aller  Konten  in  eine  linke,  Eintrag  aller  Habensummen  in  eine 
rechte  Kolonne  und  Summierung  beider  Kolonnen.  Die  Rechnung  ist  ohne 
Irrtum  erstellt,  wenn  die  Summen  beider  Kolonnen  gleich  gross  sind.  Und  sie 
müssen  es  sein,  wenn  auf  jeden  Eintrag  im  Soll  dem  Prinzip-  der  doppel- 
seitigen Buchung  entsprechend  jedesmal  ein  ebenso  grosser  im  Haben  erfolgte. 
Probobilanz  heisst  die  B.,  weil  ihr  Zweck  darin  besteht,  eine  Probe  auf  die 
Richtigkeit  der  Buchung  aller  Konten  zu  machen.  Rohbilanz  wird  sie  genannt, 
weil  sie  die  rohen,  d.  h.  nicht  durch  Saldoziehung  abgeglichenen  Konten 
sammelt,  während  die  eigentliche  oder  die  Abschlussbilanz  als  die  reine  B.  nur 
die  Soldi,  die  Abschusszifiem  der  einzelnen  Konten,  also  nicht  deren  Soll-ww^ 
Habensummen,  sondern  nur  die  überhöhenden  Soll-  oder  Habenziffem  derselben 
zusammenstellt  ^). 

in.  A.  Wenn  wir  die  im  vorstehenden  skizzierte  Abweichung  von  der 
allgemeinen  Buchungsregel  der  kaufmännischen  Kontoform,  die  Einstellung 
von  Posten,  die  an  sich  im  Soll  stehen  sollten,  ins  Haben  und  die  Einstellung 
von  Posten,  die  ihrer  Natur  nach  ins  Haben  gehörten,  in  das  Soll,  aus  einem 
Zerfall  aller  in  Betracht  kommenden  Konten  in  zwei  in  einem  Gleichungsverhältnis 
zueinander  stehende  Gruppen  erklärten,  so  haben  wir  uns  damit  der  herrschen- 
den, insbesondere  von  Hügli^)  und  besonders  präzis  von  Beisch  und  Kreibig^) 
formulierten  Theorie  der  doppelten  Buchhaltung  angeschlossen.  Zwar  können  wir 
nicht  zugeben,  dass,  wie  Reisch  und  Kreibig  behaupten,  allein  die  „Doppel- 
reihe der  Verrechnungen"*),  die  „Parallelverrechnung  der  Vermögensbestandteile 
und  des  Rein  Vermögens"*),  „des  Brutto-  und  Nettovermögens"*)  das  wahre 
Grundprinzip  der  doppelten  Buchführung  darstelle  luid  der  zweimaligen  Buchung 
jedes  Geschäftsvorfalles  und  damit  der  systematischen  oder  zusammenhängenden 
Kontoform  der  Buchung  nur  Hilfsbedeutung  zukomme,  aber  das  ist  zutreffend, 
dass  allein  die  Tatsache,  dass  die  Konten  der  doppelten  Buchführung  in  zwei 
Gruppen  zerfallen,  die  Art  und  Weise  zu  erklären  vermag,  wie  die  doppelte 
Buchführung  eine  automatische  Kontrolle  der  Rechnungsrichtigkeit  betätigt 

B.  Ob  man  dabei  den  Unterschied  der  zwei  Gruppen  darin  erblickt,  da-^j- 
einerseits    eine    Verrechnung   der    Vermögensbestandteile,    andererseits    parallel 


kapitale  a)  aus  Vermögensgegenständen,  b)  aus  Reinvermögen  und  Gewinn  (Reinver- 
mögensmehrung)  getrennt  nachweisen  will  (materialistische  oder  Zto^tkontentheorie),  mass 
auf  diesen  zweiten  Zweck  der  doppelten  Buchführung  vendchten.  Ohne  „Gemisch'^ 
(Schulte  S.  12)  von  Vermögenbestandteils-  und  Vermögenveränderungsposten  auf  dem- 
selben Konto  und  ein  und  derselben  Kontoseite  ist  dieser  Kunstgnff  rechnerischer 
AbgUichung  auf  einem  Konto  (Einkontentheorie)  nicht  möglich ,  wie  das  S.  10  Anm.  1 
dargestellte  Schema  zeigt.  Jedenfalls  ist  die  Einkon tentheorie  .die  vom  G.  gewollte, 
diejenige,  welche  die  dem  H.GB.  §  260  ff.,  Gesellsch.-G.  §41  f.  unterworfene  Unter- 
nehmung anwenden  muss.  Dies  erkennt  auch  Schulte  S.  32  an.  Audi  die  Tlieoric 
Berlinere  ist  eine  Zweikontentheorie  (Berliner  S.  220). 

^)  Ein  anschauliches  Schema  zur  Belehrung  darüber,  wie  der  Buchhalter  am 
Jahresschluss  zu  arbeiten  hat,  um  zur  B.  zu  kommen,  gibt  Bakkery  Die  B.  und  der 
Abschluss  in  „Soll  und  Haben".  I  S.41ff. 

*)  Insbesondere  „BuchhaJtungsstudien",  Bern  1900,  S.  7  ff.    Dazu  Berlifier  254  f. 

')  S.  Reisch  I  103  und  dazu  der  oben  S.  143  Anm.  2  zitierte,  bei  Holdheim  XI 
62  ff.  abgedruckte  Aufsatz  von  Reisch  und  Kreibig, 

*)  Reisch  I  78  u.  10«. 

»)  Ebenda  109. 

•)  Holdheim  XI  64,. 
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(kmit  eine  Verrechnung  des  Rein  Vermögens  stattfindet  oder  ob  man,  weil 
Kapital-,  Gewinn-  und  Verlust-  und  Bilanzkonto  keine  wahren  Konten,  d.  h. 
keine  Buchungen  von  Wertzu-  und  Wertabgängen  seien,  wie  Seidler  ^),  den 
Unterschied  darin  sieht,  dass  diese  drei  Konten  zusammenfassende  Übersichten 
(larsteilen  und  die  eigentlichen  Konten  (d.  h.  die  Konten  der  Vermögensbestand 
teile)  die  Elemente,  die  Teile  hierzu  bilden,  ist  für  die  hier  notwendige  Be- 
weijjführung  selbst  gleichgiltig.  Denn  worauf  es  für  unsere  Frage  ankommt, 
ht  die  Darlegung  des  Grundes,  warum  nicht  bei  allen  Buchungen  der  doppelten 
Buchhaltung  die  Regeln  für  Einreihung  der  Posten  unter  Soll  und  Haben  die 
nämlichen  sind.  Ist  ein  Gregensatz  der  Konten  nachgewiesen,  so  ist  es  selbst> 
verstandlich,  dass  bei  Aufstellung  der  Rohbilanz  eine  zifienimässige  Überein- 
stimmung der  Soll-  und  Habensummen  nur  möglich  ist,  wenn  die  gegensätz- 
lichen Konten  entgegengesetzt  eingestellt  werden,  oder,  wie  es  Seidler  ^)  aus- 
drückt: „Mit  Rücksicht  auf  die  zu  wahrende  Übereinstimmung  der  SoU-  und 
Habensuromen  des  ganzen  Hauptbuches  müssen  die  in  den  Totalitäiskonten 
zusammenzufassenden  Grössen  in  diesen  auf  der  entgegengesetzten  Seite  stehen, 
me  in  den  Partihilarkonten^\ 

C.  Wir  halten  Seidlers  Leugnung  der  echten  Kontonatur  jener  Über- 
Hchts-  oder  Sammelkonten  nicht  für  begründet  —  u.  E.  ist  dies  erfolgreich 
von  Reisch  und  Kreibig^)  nachgewiesen,  welchen  wir  auch  darin  bestimmen, 
da^s  sich  Seidler  im  letzten  Abschnitt  seiner  Ausführungen  selbst  widerlogt 
hat*)  — ;  aber  für  die  hier  in  Behandlung  stehende  Frage  hat  die  Theorie 
»Seidlers  einen  Vorzug.  Indem  nach  Seidler  jene  Übensichtskonten  überhaupt 
Iceine  Verrechnungen,  d.  h.  Buchungen  von  Wertzu-  und  Wertabgängen  sind, 
tritt  bei  seiner  Theorie  besonders  klar  hervor,  dass  lediglich  der  formale  Zweck, 
piiie  mechanisch  tatige  Selbstkontrolle  der  Rechnungsrichtigkeit  zu  ennöglichen, 
nicht  dagf^n  die  Tatsache,  dass  die  doppelte  Buchfühmng  in  systematischer 
Wei:«  Vermögensbestandteile  und  Reinvermögen  verrechnet,  die  Unterscheidung 
verschiedener  Gruppen  von  Konten  notwendig  macht. 


Die  BedentaniTSTerftnderaiis;  Ton  Soll  und  Haben  In  der 
doppelten  Baehf&hrans;. 

§  60. 

I.  Das  Ergebnis  des  Bisherigen  ist,  dass  bei  der  doppelten  Buchführung 
zwecks  Herstellung  ziffemmässiger  Übereinstimmung  der  Soll-  und  Haben- 
fumroen  des  ganzen  Hauptbuches  (aller  entscheidenden  Konten)  teilweise  eine 
Umstellung  von  an  sich  in  die  linke  Spalte  gehörenden  Posten  in  die  rechte 
Kolonne  und  von  an  sich  in  diese  einzusetzenden  Posten  in  die  linke  Konto- 
seite zu  erfolgen  hat 

IL  Diese  Notwendigkeit  besteht  bei  Kapitalkonto,  Gewinn-  und  Verlust- 
konto und  dem  Bilanzkonto.  Um  die  hieraus  sich  ergebende  Konse(iuenz  zu 
Uarer  Darstellung  bringen  zu  können,  stellen  wir  dies  durch  nachfolgende 
Buchungen  fest 

A.  Wir  legen  wieder  unser  oben  S.  148  angeführtes  Beispiel  zu  Grunde: 


')  An  dem  S.  144  N.  2  a.  O.  S.  61. 

*)  Ebenda  62. 

»)  Holdheim  XI  65  f. 

*)  £a  liegt  ausserhalb  des  Rahmens  unserer  Darstellung,  auf  die  Streitfrage  ein- 
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Warenkonto 
Soll  Haben 

An  Konto  Schulze      ....     800  | 

Konto  Schulze 

I  Per  Warenkonto 800 

Kassakonto 
An  Kapitalkonto  Ende  1901   .     200  | 

Um    hieraus   zunächst   das  KapikUkanto    von  Ende    1902    zu   gewinnen,   sind 
folgende  Buchungen  notwendig: 

Warenkonto 
Soll  Haben 

I  Per  Kapitalkonto  1902     ...     800 

Konto  Schidze 
Soll  Haben 

An  Kapitalkonto  1902    .     .     .     800  | 

Kassakonto 

I  Per  Kapitalkonto  1902   .     .     .     200 
und  es  würde  das  Kapitalkonto  von  Ende  1902  demnach  an  sich  lauten: 

Kapitalkonto  1902 
Soll  Haben 


An  Warenkonto 800 

An  E[assakonto 200 


Per  Konto  Schulze  ....     800 


Diese  Buchung  des  Kapitalkontos  würde  auch  der  Grundbedeutung  der 
Links-  und  Rechtsspalten  entsprechen.  Das  Kapitalkonto  hat  vom  Warenkonto 
800  empfangen  und  soll  sie  darum  herausgeben  und  hat  andererseits  beini 
Konto  Schulze  800  gut  Aber  die  Gesamtsumme  der  Soll-  und  der  Haben- 
posten der  Partikularkonten  und  des  Kapitalkontos  1902  würde  nicht  dieselbe  sein: 

Probebilanz 
Soll  Haben 

Warenkonto 800 

Konto  Schulze 800 

Kassakonto       200 

Kapitalkonto 1000         800 


2000 


1600 


Aus  dem  Grunde  findet  also  die  Umstellung  statt  und  das  Kapitalkonto 
von  Ende  1902*  lautet: 

SoU  Haben 

jPei'^)  Konto  Schulze      ...     800      An^)  Warenkonto      ....     800 

An^)  Kassakonto       ....     200 

Die  Soll-  und  Habensummen  stimmen  jetzt  überein: 


^)  Wir  behalten  absichtlich  die  alten  Vorzeichen  bei,  um  den  Unterschied  zwischen 
Überschrift  und  Inhalt  zu  kennzeichnen. 
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Probebilanz 

Warenkonto 800 

Konto  Schulze 800 

Kassakonto       200 

Kapitalkonto 800        1000 


1800 


1800 


B.  Nicht  anders  liegt  die  Sache  beim   Oewinnr  und  Verlustkonto. 
Wir  haben  zu  buchen: 

Warenkonto 
Soll  Haben 

I  Per  Grevdnn-  und  Verlustkonto      800 

Konto  Schulze 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto       800  1 


Also 

SoU 
An  Warenkonto 

Kassakonto 

1  An  Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Haben 
.     .     .     800      Per  Konto  Schulze     .... 

200 

800 

An  Kassakonto       .     . 

...     200 

oder,  weil   sich  die  Posten   „an  Warenkonto"  und  „per  Konto  Schulze"  aus- 
gleichen: 

Grewinn-  und  Verlustkonto 
SoU 
An  Kassakonto 200  | 

Würden    nun    einerseits    alle   Soll-,   andererseits   alle  Habensummen  zu- 
sammengerechnet, so  hätten  wir: 

Probebilanz 
Soll  Haben 

Warenkonto 800 


Konto  Schulze       .... 

Kassakonto 

Geirinn-  und  Verlustkonto  . 


200 
200 


1200 


800 


800. 


Daher  die  Umstellung  im  Gewinn-  und  Verlustkonto: 
SoU  Haben 

I  An  Kassenkonto, 
-^  dass  wir  erhalten: 

Probebilanz 

Warenkonto 800 

Konto  Schulze 800 

Ka^aakonto 200 

Gt^n-  und  Verlustkonto       .  200 


1000 


1000. 
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C.  Endlich  p;ilt  das  Gleiche  beim  Bilanzkonto. 
Wir  buchen: 


SoU 
An  Konto  Schulze 


Soll 


An  Bilanzkonto 


Warenkonto 

Haben 
800  I  Per  Bilanzkonto      .     . 

Konto  Schulze 

Haben 
800  I  Per  Warenkonto  .     . 

Kas»akonto 

Haben 
200  I  Per  Bilanzkonto  1902 


Soll 
An  Kapitalkonto  1901     .     . 

HierauH  resultiert  als  Reinbilanz  (Gegensatz:  Rohbilanz): 

Reinbilanz 
Soll  Haben 


An  Waren 800 

An  Kassa 200 


JPer  Konto  Schulze . 


800 


800 


200 


80(1 


Stellen  wir  die  nicht  abgeschlossenen  Konten  in  die  Rohbilanz  zusammen, 
so  erhalten  wir: 

Rohbilanz 
Soll  Haben 

Warenkonto 800 


Konto  Schulze 

Kassakonto 

Bilanzkonto 


200 
1000 


800 
800 


2000     ;   1600 
Anders,  wenn  wir  in  der  Reinbilanz  die  Posten  umstellen  und  buchen: 

Reinbilanz 


Soll 

Haben 

JPer  Konto  Schulze  (Schulden- 

An Warenkonto       .     .     . 

.     800 

konto)    

800 

An  Kassakonto  .     .     .     . 

.     200 

Dann  lautet  die 

Rohbilanz 

SoU 

Haben 

Warenkonto 

800 

Konto  Schulze 

800 

Kassa 

200 

Bilanzkonto        

800 

1000 

1800 


1800 


Die  Übereinstimmung  der  Soll-  und  Habensumme  ist  gegeben^). 


^)  Diese  Beziehung  der  Sehlussbilanz  zur  Probebilanz  würdigen  Beisch  und 
Kreibig  nicht,  wenn  sie  (^i^ch  I  100)  für  das  im  Kontosystem  stehende  Bilanzkonto 
als  Schema  aufstellen: 


Aktivwerte 


Soll 


Schulden 


Haben 
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III.  Was  an  den  vorgeführten  Buchungen  auffällt,  das  ist,  dass  die  in 
den  linken  der  umgestellten  Konten  sich  findenden  Positionen  mit  dem  Vor- 
zeichen „Per*S  die  in  den  rechten  Spalten  dieser  Konten  stehenden  Ansätze 
mit  dem  Vorzeichen  „An"  versehen  sind.  Wir  entnehmen  daraus,  dass  auf  der 
Sollseite  Betrage  stehen,  welche  das  Konto  gegeben,  nicht  empfangen  hat  und 
(laram  nicht  schuldet,  sondern  gut  hat,  und  auf  der  Habenseite  Betrage,  welche 
da«  in  Betracht  kommende  Konto  nicht  gegeben  hat,  sondern  geben  soll,  somit 
jchuldet.  M.  a.  W.:  bei  diesen  Konten  ist  die  linke  Seite  trotz  des  Sollvor- 
zeichens Kreditor-,  die  rechte  trotz  des  Habenvorzeichens  Debitorseite. 

IV.  Und  so  haben  wir  folgenden  bedeutsamen  Gegensatz  zwischen  den 
Konten  der  Vermögensbestandteile  und  den  Kanten  des  Reinvermögens. 

A.  An  sich  bedeutet  das  Sollvorzeichen  Wertzugang,  Vermögensmehrung. 
Denn  nur  dann  kann  das  Konto  etwas  schulden,  herausgabepflichtig  sein,  wenn 
ihm  Werte  zuwuchsen.  Und  ebenso  kann  ein  Konto  Anspruch  auf  Leistung, 
etwa^  gut  haben  nur,  wenn  es  etwas  gegeben  hat.  Das  Habenvorzeichen  be- 
deutet also  an  sich,  dass  etwas  hinausgegeben  wurde,  Wertabgang,  Vermögens- 
mindenuig  eintrat.  Unter  dem  Sollvorxeichen,  in  der  linken  Spalte  stehen  somit 
^TundsätzUch  Vermögen  me^irende  Posten,  Vermögenszuwächse,  unter  dem  Haben- 
Vorzeichen,  in  der  reckten  Spalte,  Vermögen  mindernde  Posten;  die  linke  Spalte 
nimmt  die  Vennögensmehrungen  oder  Aktiven,  die  rechte  die  Vermögensminde- 
ningen oder  Passiven  auf,  die  linke  ist  positiv  (-}-)»  die  rechte  negativ  ( — ). 

B.  Der  Grundsatz  gilt  nun  auch  bei  den  Konten  der  Vennögensbestand- 
kUe,  Hier  ist  die  Sollspalte  (die  linke  Spalte)  positiv,  sie  bedeutet  Mehrung 
oder  Aktiven,  und  die  Habenspalte  (rechte  Spalte)  negativ;  sie  bedeutet  Minderung 
oder  Passiven.  Umgekehrt  ist  es  dagegen  bei  den  Konten  des  reinen  Ver- 
mtjgens,  dem  Kapital-  und  Bilanzkonto  und  allen  reinen  Erfolgs-  d.  h.  nur 
Gewinne  oder  Verluste  verrechnenden  Konten  (Ertrags-  und  Kostenkonten), 
insbesondere  dem  alle  Gewinn-  und  Verluste  sammelnden  Hauptgewinn-  und 
Verlustkonto,  dem  Oeivinn-  und  Verlustkonto  im  technischen  Sinne.  Bei  ihnen 
is^t  die  SoVr  oder  linke  Spalte  negativ  ( — ),  die  Haben-  oder  rechte  Spalte 
ffositiv  (-|-).  Soll  bedeutet  Wertabgang  oder  Passivvermögen,  Haben  Wertzu- 
gang oder  Aktivvermögen. 

C.  Heisst  Debitieren  oder  in  die  SoUspalte  Einstellen  bei  den  Konten  der 
Vermögensbestandteile  Vermehrung  eines  Vermögensbestandteils  in  Rechnung 
stellen,  so  heisst  Debitieren  bei  Kapital-,  Bilanz-  und  allen  Gewinn-  und  Verlust- 
konten eine  Verminderung  des  Reinvermögens  buchen.  Bedeutet  Kreditieren 
oder  in  der  Habenspalte  Vortragen  bei  ersteren  Konten  die  Verminderung 
eines  Vermögensbestandteils  in  Rechnung  bringen,  so  wird  bei  den  Konten  des 
reinen  Vennögens  durch  Einsatz  ins  Kreditkonto  eine  Mehrung  des  reinen  Ver- 
mögens rechnungsmässig  fixiert. 


Dies  ist  die  entsprechende  Form  für  die  Eröffnungs-  oder  Griindungsbilanz.  Denn 
werden  die  Posten  der  Eingangsbilanz  mit  in  die  Probebilanz  aufgenommen,  so  miisson 
?i<^,  soll  Ausgleich  möglich  sein,  umgekehrt,  wie  die  Posten  der  Schlussbilanz,  eingestellt 
wprden.  Vgl.  Canstein  1  252,  nur,  dass  dieser  die  beiden  B.en  umgekehrt  formiert, 
d.  h.  bei  der  Schlusebilanz  unter  Soll  die  Aktivwerte,  unter  Haben  die  Schulden  setzt, 
H3  dass  die  beiden  Ben  lauten: 

Eingangsbilanz 
Soll  (Aktiva)                  1                  Haben  (Passiva) 
Schulden |    Aktivwerte       

Schlussbilanz 
Soll                            I                             Haben 
Aktivwerte Schulden 
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D.  Besonders  deutlich  tritt  der  Gegensatz  zur  Grundbedeutung  von  Soll 
und  Haben  bei  den  Gewinn-  und  Verlustkonten  (Spesen,  Provisions-,  Geschäfts- 
unkostenkonto u.  s.  w.)  hervor.  Verlust  (Ausgabe)  steht  hier  unter  Soll,  Ge- 
winn (Einnahme)  unter  Haben.  Richtiger  wäre  daher  auch  der  Name  Verlust- 
und  Gewinnkonto,   denn  Unks  steht  der  Verlust,  rechts  der  Gewinn. 


Die  doppelte  Baehfahrani:  al«  Bnehhaltnni^sform  des 
Aktienrechts  and  verwandter  Beehte. 

§  61. 

1.  Die  BuchhaltUTigsfonn  des  Aktienrechts  ist  das  System  der  doppelten 
Buchführung.  Wohl  spricht  dies  das  G.  nicht  ausdrücklich  aus,  aber  aus  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  ist  es  abzuleiten. 

n.  Gewöhnlich  wird  hierfür  nur  eine  gesetzliche  Bestimmung  ange- 
führt, aber,  wie  schon  in  §  56  angedeutet,  gibt  es  zwei  gesetzliche  Beweisgründe. 

A.  1.  Der  eine,  von  der  herrschenden  Anschauung  allein  hervorgehobene 
Grund  ist  die  Tatsache,  dass,  wo  das  Aktienrecht  von  einer  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung spricht,  es  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  im  buchhaltungs- 
technischen  Sinne  meint,  und  eine  solche  gibt  es  lediglich  bei  dem  System  der 
doppelten  Buchhaltung^). 

2.  Nach  H.G.B.  §  260  ii  hat  der  Vorstand  der  A.  in  den  drei  ersten 
Monaten  des  neuen  Geschäftsjahres  „für  das  verflossene  Geschäftsjahr  eim 
B.,  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung**  sowie  einen  .  .  .  Bericht  dem  Aufsichtsrat 
und  der  Generalversammlung  vorzulegen.  Hieraus  resultiert,  dass  unter  der 
(Jewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  die  Spezialrechnungen  über  die  einzelnen 
Gewinn-  und  Verlustarten,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  der  einzelnen 
Betriebstätigkeiten,  die  Konten  über  vereinnahmte  Zinsen,  Miet-  und  Pacht- 
gelder, über  Gewinn  aus  Hypothekengeschäften,  Wechseldiskont  und  Provisionen 
(Provisionskonto),  die  Konten  über  Handlungsunkosten  (Mieten),  Reparaturen, 
Steuern,  Versicherungsbeiträge,  Passivzinsen  u.  s.  w.  gemeint  sind,  sondern  das 
Sammelkonto  für  alle  Gewinne  und  Verlustposten  irgend  welcher  Spezialkonteu, 
die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  schlechthm*),  um  mit  den  Gtenoss.-G.  §  48ü 
zu  reden,  „die  den  (Jewinn  und  Verlust  (besser:  die  Gewinne  und  Verluste) 
des  Jahres  zusammenstellende  Berechnung**^). 

3.  Erst  aber  dann  liegt  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  im  Sinne 
von  H.G.B.  §  260  vor,  wenn  diese  Zusammenstellung  ;der  einzelnen  Gewinn- 
und  Verlustposten   der   verschiedenen    Konten    mit   den    anderen  Konten    und 


*)  Sehr  treffend  Simm  72  und  Bing  239}.  8.  auch  Lehmann  387,*  Siaüb  38«; 
Staube  G.-G.  41g;  Düringer-Haehenburg  38  *;  Goldmann  38  n  u.  a. 

*)  Insofern  richtig  Liehmann,  Kommentar  zum  Q.  betr.  Gesellsch.  m.  b.  K., 
4.  Aufl.  §  41  I  4.  —  Man  richtet  solche  Vor-  oder  Hilfskpnten  der  Gewinn-  und  Ver- 
luBtrechnung  ein/  weil  man  die  letztere  im  Interesse  der  Übersichtlichkeit  für  Eintrage 
im  Laufe  des  Jahres  nicht  in  Anspruch  nehmen  will.  Vgl.  Knappe  31,  3.5  u.  Berliner 
232  ff. 

')  Anders  dagegen  Reichsbankgesetz  §  8,  wenn  dort  gesagt  wird,  jede  Noten- 
bank habe  spätestens  drei  Monate  nadi  dem  Schluss  des  Geschäftsjahres  „eine  genaue 
B.  sowie  den  Jahresabschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos"  durch  den  Keichs- 
anzeiger  zu  veröffentlichen.  Es  steht  da  ebenso,  wie  in  den  Motiven  zum  Aktiengesetz 
von  1884  (Mot.  I  356),  Gewinn-  und  Verlustkonto  offensichtlich  im  Sinne  einer  Sammel- 
bezeichnung  für  alle  Spezialkonten,  welche  Gewinn-  und  Verlustposten  enthalten. 
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insbesondere  mit  dem  Bilanzkonto  systematisch   verbunden    ist,    wenn   das  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  in  der  Buchung  als  ein  Geschäftsfreund  anderer  Konten 
behandelt,  von  ihnen  auf  ihn  übertragen,   ihm    von    anderen  zu  Last  und  zu 
gut  geschrieben  wird,    m.  a.  W.  wenn  auch  bezüglich   seiner  das  statthat,  was 
wir  oben  §    58  Zusanunenhang   der  Konten  nannten.     Dies   ist   aber   für   die 
Gewion-  und  Verlustrechnung  des  §  260  gegeben.    Es  folgt  dies  daraus,  dass 
(los  G.  nur  von  einer  Genehmigungsbedürftigkeit  der  B.  spricht  —  „die  General- 
Teisammlung    beschliesst    über    die    Genehmigung    der    Jahresbilanz    und   die 
Gewinnverteilung**  (§  260 1)  —  und  doch  zu  diesem  Zwecke  neben  der  Vorlage 
einer  B,  auch  die  Vorlage  einer  Gewinn-  und  Verlustrechnung  anordnet  (§  260  n)  und 
„nach  Genehmigung"  derB,  nicht  bloss  unverzügliche  Veröffentlichung  der  B.,  sondern 
auch  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  vorschreibt.  Hieraus  erhellt,  dass  der  Gesetz- 
geber davon  ausgeht,  dass  in  der  Bilanzgenehmigung  zugleich  das  Gewinn-  und 
Verluätkonto     mitgenehmigt   ist.      Dies   ist    aber    nur    der   Fall,    wenn    dieses 
Konto  mit  der  B.  in   organischem  Zusammenhang    steht,    Gesamtgewinn  bezw. 
Ga^amtverlust  dieses  Kontes    nicht   nur   mit  Gewinn-  und  Verlustziffer  der  B. 
^ieh  decken,  sondern    auch    vom  Gewinn-  und  Verlustkonto  im  Buchführungs- 
weg auf  Bilanzkonto  übertragen  werden,  so  dass  Bilanzkonto  an  Verlust-    und 
Gewinnkonto  den    rechnungsmässigen  Gesamtgewinn    schuldet,    den  rechnungs- 
mässigen  Gesamtverlust  gut  hat     Eine   solche  Verbindung   beider  Konten  ist 
:>elbstverBtandlich  bei  doppelter  Buchführung  und  es  kann  daher  bei  Anwendung 
(lieser  Methode    unterlassen  werden,    von  Genehmigungsbedürftigkeit    auch    der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung    ausdrücklich    zu  reden,    denn    indem  der  Saldo 
der  letzteren    bei    doppelter   Buchhaltung  auf   Bilanzkonto    der  A.  übertragen 
werden  muss,  das  letztere  somit  das  Sammelkonto  auch  für  jene  Rechnung  ist, 
hat  die  Genehmigung    der   B.  die    Genehmigung  der    Gewinn-    und    Verlust- 
rwhnung  zur  tatsächlich  notwendigen  Voraussetzung,  liegt  in  der  Genehmigung 
trstereT  stillschweigend  auch  die  Genehmigung  dieser. 

B.  Dazu  kommt  aber  noch  ein  Zweites.  Wie  wir  schon  im  §  56  be- 
merkten, setzt  das  H.G.B.  in  §  260  nicht  die  Terminologie  seines  §  39  fort^ 
d.  h.  nennt  die  beiden  Seiten  der  B.  nicht,  wie  dort,  Vermögen-  und  Schulden- 
aeite.  Das  konunt  in  erster  Linie  daher,  dass  Schulden  und  Passiva  bei  einer 
Gewinnennittlungsbilanz  keineswegs  sich  deckende  Begriffe  darstellen.  Aber 
Dian  könnte  meinen,  der  Gesetzgeber  hätte  sich  dann  der  kaufmännischen 
Buehführungssprache  bedienen  und  formulieren  können.  Betrage  des  Grund- 
kapitals und  des  Reservefonds  müssen  in  das  Bilanzsoll,  die  Kosten  der  Er- 
richtung und  Verwaltung  dürfen  nicht  in  das  Bilanzhaben  eingestellt  werden. 
Allein  weil  die  Bedeutung  von  Soll  und  Haben  im  Bilanzkonto  der  doppelten 
Buchhaltung  nicht  der  Grundbedeutung  dieser  Begriffe  entspricht,  Soll  nicht  -|-, 
jwndern  —  und  Haben  nicht  — ,  sondern  -|-,  nicht  Vermögensminderung, 
!*ondem  Wertzugang  bedeutet,  hätten  in  der  Praxis  Missverständnisse  entstehen 
können.  Um  ihnen  vorzubeugen,  hat  der  Gesetzgeber  Ausdrücke  gewählt, 
Weiche  nicht  die  buchmässige,  sondern  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Bilanz- 
posten zum  Ausdruck  bringen  ^).  Aktiva  bleiben  Aktiva,  ob  sie  auf  den  Konten 
UDter  Soll  oder  unter  Haben  stehen,  und  Passiva  Passiva,  ob  sie  buchmässig 
al:*  Haben-  oder  als  Sollposten  vorgetragen  werden.  Lediglich  bei  der  doppelten 
Bachhaltung  waren  aber  solche  Erwägungen  notwendig.  Denn  lediglich  sie 
enthält  jenen  automatischen  Apparat  der  Rechnungskontrolle  und  damit  jene 
Doppelbedeutung  von  Soll  und  Haben. 


^)  Siehe  darüber,  dass  bei  den  A.en  Aktiva  und  Passiva  statt  Haben  und   Soll 
^  Deutlichkeit  halber"'  gebraucht  wird,  auch  Seidler  a.  a.  O.  S.  62. 
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III.  Was  vorstehend  für  die  A.en  ausgeführt,  gilt  nicht  minder  für  die 
Gesellschaften,  auf  welche  die  Bestimmungen  des  §  260  unmittelbar  oder 
mittelbar  ausgedehnt  sind,  also  für  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  (H.G.B. 
§  3253),  grössere  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  (Pr.V.G.  §  36) 
und  Gesellschaften  m.  b.  H.  ^).  Auch  sie  haben  die  doppelte  Buchhaltung  an- 
zuwenden. Besonders  klar  tritt  dies  bei  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  hervor.  Für 
sie  gilt  §  260  nicht  unmittelbar;  auch  wird  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
nur  einmal  erwähnt,  weil,  so  weit  bei  ihnen  eine  Veröffentlichung  der  Jahres- 
rechnung vorgeschrieben  ist  —  es  ist  nur  für  Bankgeschäfte  der  Fall  — ,  ledig- 
lich die  B.,  nicht  auch  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  bekannt  gemacht  werden 
muss.  Dafür  drückt  das  G.  aber  deutlicher  den  Hilfskontocharakter  und  damit 
den  systematischen  Zusammenhang  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  mit  dem 
Bilanzkonto  aus,  denn  die  ma8sgel>ende  Stelle  —  §  41 11  des  Gesell8ch.-G.  — 
lautet:  „Die  Geschäftfiführer  müssen  in  den  ersten  drei  Monaten  des  Geschäftes- 
Jahres  die  B.  für  das  verflossene  Geschäftsjahr  nebst  einer  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung aufstellen"  *). 

IV.  Auch  Reichsbankgesetz  und  Hypothekenbankgesetz  schliessen  sich, 
was  eigentlich  selbstverständlich,  der  Sprechweise  des  Aktienrechtes  an.  Bank- 
gesetz §  8  mit  Bekanntmachung  vom  15.  Januar  1877  bestimmt,  was  in  der 
Bilanz  „auf  selten  der  Passiva",  „auf  Seiten  der  Aktiva"  gesondert  nachzu- 
weisen sei.  Und  in  §§  24  fF.  des  Hypothekenbankgesetzes  lesen  wir,  was  „in 
die  Aktiva  der  B."  und  was  „in  die  Passiven  der  B."  einzustellen  ist. 


Die  formalen  Besonderheiteii  des  Bilanskontofl  im  Aktien- 
nnd  aktienfthnliclfteii  Beeilt. 

§  39. 

I.  Das  Recht  der  A.en  und  der  ihnen  venvandten  Vereine  bringt  für 
diese  gesellschaftlichen  Vereinigungen  auch  Buchführungsbesonderheiten  mit  sich. 
Sie  betreffen  vor  allem  die  Bilanz/br?«. 

II.  A.  Soll  die  doppelte  Buchhaltung  auch  ihren  zweiten  Zweck  zu  er- 
füllen vennögen,  d.  h.  den,  eine  von  selbst  funktionierende  Kontrolle  der  ziffern- 
mässigen  Richtigkeit  der  Buchungen  zu  betätigen,  so  muss  das  Bilanzkonto, 
wie  wir  §§  59  und  60  nachwiesen,  die  Passiva  links,  d.  h.  untrer  Soll  und 
die  Aktiva  rechts,  d.  h.  unter  Haben  aufführen,  die  B.  also  folgendes  Schema 
aufweisen: 


*)  Bezüglich  letzterer  a.  A.  Liebmann  a.  a.  O.  41  I  4.  Derselbe  legt  Nachdruck 
darauf,  dass  der  Gesetzgeber  sagt,  B.  und  Gewinn-  und  Vcrlustrechutmg  seien  erst  tA 
den  drei  Monaten  nach  Ablauf  de»  Geschäftsjahres  aufzustellen.  Also  müssten  sie  nicht 
in  technischem  Zusammenhang  mit  der  Buchführung  des  abgelaufenen  Jahres  stehen. 
Aber  aufstellen  heisst  doch  nach  den  Regeln  der  Buchführung  nur  fertigstellen.  Dass 
mit  der  Kontoanlage  schon  vor  Jahrcsschluss  begonnen  wird,  wiii  damit  nicht  au.*^ 
geschlossen  sein.  So  werden  Erhöhungen  oder  Herabsetzungen  des  Stamm-  oder  Nach- 
schusskapitals,  die  im  Laufe  des  Jahres  statthaben,  auf  Bilanzkonto  wohl  während  des 
Jahres  gebucht,  denn  jeder  Geschäftsfall  ist  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
Buchführung  sofort  zu  vollständiger  Buchung  zu  bringen.  Im  übrigen  zu  dem  Auf- 
stellungsbegriff des  Gesellsch.-G.  unten  §  ISO.  —  Wie  hier.  Staub,  G.-G.  41,  u.  j-. 

*)  Das  östcrr.  A.-Reg.  §  49  sagt:  „Mit  Schluss  jedes  Geschäftsjahres  .  .  .  muss 
ein  Rechnungnabschluss  aufgestellt  werden,  welcher  aus  der  Betriebsrechnung  (Gewinn- 
und  Verlustkonto)  und  der  B.  zu  bestehen  hat."    Weiteres  §§  185  und  189. 
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Beinbilanz 
SoU  Haben 


An  Grundkapital   ....  600000 

,,  Hypothekenkonto      .     .  200000 
„  Kreditorenkonto  (Kurrent- 

schulden)      ....  150000 
„  Reservefondskonto     .     .  50000 
„  Gewinn-    und    Verlust- 
konto         260000 


Per  Immobilienkonto  .  .  300000 
„  Maschinenkonto  .  .  50000 
„  Fabrikatkonto  .  .  .  500000 
„  Rohmaterialienkonto  .  300000 
„  Debitoren  (Aussen- 
stande)        50  000 

„     Kassakonto    ....  60000 

„     Wechselkonto      .     .     .  200000 


1260000 


1260000 


In  den  Büchern  ist  demnach  die  B.  so  zu  führen.  Denn  sonst  ist  Auf- 
machung einer  Probebilanz  ohne  zu  diesem  Zweck  erst  vorzunehmende  Um- 
stellung des  Bilanzkontos  nicht  möglich.  Diese  Umstellung  erst  im  letzten 
Auirenblick  führt  nicht  bloss  leicht  zu  Verwirrungen,  sondern  stört  auch  die 
(/tt^chlossenheit  des  Kontosystems.  Um  Verwirrungen  zu  vermeiden,  geht  die 
kaufmännische  Praxis  sogar  so  weit,  dass  sie  auch  den  Soll-  und  Habenposten 
«lejs  Bilanzkontos  die  dem  allgemeinen  Kontoschema  entsprechenden  Vorzeichen 
gibt,  d.  h.  bei  Soll  nicht  „Per**,  sondern  „An",  und  bei  Haben  nicht  „Soll", 
Mindern  „Per"  vorsetzt,  obwohl  dem  Inhalt  der  betreffenden  Spalten  nach  bei 
S«j11  „Per**,  bei  Haben  „An"  stehen  müsste,  weil  unter  Soll  hier  das  vorgetragen 
i?t,  was  das  Konto  gut  hat,  unter  Haben  das,  was  es  schuldet.  Wir  haben 
im  obigen  Beispiel  im  (xegensatz  zu  den  S.  154  angeführten  demgemass  die 
Vorzeichen  bereits  gewechselt. 

B.  1.  Dieser  Form  des  Bilanzkontos  im  System  der  doppelten  Buch- 
haltung, Passiva  links  unter  Soll,  Aktiva  rechts  unter  Haben,  wird  auch  noch 
'lie  Diktion  des  Bankgesetzes  vom  14.  März  1875  in  §  8  mit  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  15.  Januar  1877,  betreffend  die  Vorschriften  „über  die 
von  den  Notenbanken  in  der  Jahresbilanz  gesondert  nachzuweisenden  Aktiva 
und  Passiva",  gerecht.  Denn  hier  wird  zuerst  angegeben,  was  auf  seiten  der 
Pa&fjjva  als  selbständiger  Posten  einzustellen  ist.  Es  schwebt  dem  Gesetjsgeber 
•It-mnach  vor,  dass  in  die  B.  zuerst  die  Passiven  eingetragen  werden,  und  das 
H  der  Fall,   wenn  diese  links  stehen. 

2.  Aber  diese  buchtechnische  Form  widerspricht  dem  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnii»,  das  zwischen  Aktiven  und  Passiven  obwaltet.  Die  wirtschaftliche  Norm 
i*t  doch,  dass  die  Aktiva  grösser  als  die  Passiva,  die  letzteren  also  Abzugs- 
iM>ten  sind.  Die  wirtschaftlich  normale  Gleichung  ist  A  (Aktiva)  —  S  (Schulden) 
=  R  (Reinvermögen),  nicht  A  -|-  V  (Verlust)  =  S.  Vom  wirtschaftlichen 
'■1er  sachlichen  Standpunkte  aus  gehen  also  die  Aktiva  vor  und  dem  entspricht 
"?,  wenn  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  §  8,  obwohl  es  bei  der  Einzel- 
au>führung  zuerst  nennt,  was  auf  Seiten  der  Passiva  gesondert  nachzuweisen 
L-t.  die  spätestens  drei  Monate  nach  Schluss  des  Geschäftsjahres  zu  veröffent- 
li*hende  B.  „doch  als  eine  B.  der  Aktiva  und  Passiva"  bezeichnet,  also  zuerst 
•i^r  Aktiva  Erwähnung  tut.  Bei  der  Zusammenfassung  überwiegt  die  wirt- 
N-haftlich-sachliche  Vorstellung,  bei  der  Einzelausführung  die  buchtechnisch- 
^•'nnale. 

3.  Stellung  der  Aktiva  und  Passiva  bei  der  isolierten  Bilanz. 
F>  L'egt  nahe^  dass  da,  wo  nicht  die  Buchtechnik  eine  Umstellung  der  Bilanz- 
{••-ten  veranlasst,  die  Bilanzform  dem  wirtschaftlichen  Normal  Verhältnis  ent- 
-Tir><:hend  gestaltet  ist^  d.  h.  die  Aktiva  links,  die  Passiva  rechts  stehen.  Bei 
•i*T  dnfacheii   Buchhaltung   fehlt  eine  systematische    Kontenverbinduiig.     Hier 
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ist  es  daher  selbstverständlich,  dass  das  Bilanzkonto  so  aufgestellt  wird,  dass 
das  Aktivvermögen  links  und  die  Passiva  rechts  gestellt  werden.  Hier  ist  die 
Normalfonn  des  Bilanzkontos  also: 

Soll  Haben 

An  Kassa Per  Schulden 

„    Grundstücke 

„    Forderungen 

und  demgemäss  bezeichnet  H.G.B.  §  39  die  B.  des  Einzelkaufmanns  auch  als 
einen  das  Verhältnis  des  Vermögens  (d.  h.  Aktivvermögens)  und  der  Schuldefi 
darstellenden  Abschluss.  Abschluss  weist  auf  eine  Rechnungsform  und  das 
Vorausstellen  von  „Vermögen"  darauf,  dass  die  Aktiva  obenan  stehen.  Dem- 
gemäss ist  als  Abschluss  gedacht: 

Bilanz 

10000 

8000 

2000. 

Wird  dies  aber  in  Kontoform  gebracht,  so  ist  selbstverständlich,  dass  da^ 
was  oben  steht;   links  Platz  zu  finden  hat^  also  das  Bilanzkonto  die  Form: 

Soll  Haben 

8000 
2000 


10000 

besitzt. 

4.  Die  ordentlichen  Aktienbilanzen  bauen  sich  aber  nach  dem  H.G.B. 
auf  dem  Schema  der  B.en  des  Einzelkaufmanns  auf.  Gemäss  H.G.B.  §  6 
gilt  §  39  daselbst  auch  für  Handelsgesellschaften.  Somit  ist  auch  deren  B^ 
soweit  Sonderrecht  nicht  Abweichungen  erzeugt,  eine  rechnerische  Darstellung 
des  Verhältnisses  zwischen  Vermögen  und  Schulden.  Wohl  haben  die  ordent- 
lichen B.en  des  Aktienrechtes  nach  H.G.B.  §  261  nicht  den  Wertunterschietl 
zwischen  Vermögen  und  Schulden,  d.  h.  das  Reinvermögen,  sondern  die  Rein- 
vermögen smehrung,  den  Gewinn  in  diesem  Sinne,  als  Saldo  anzugeben.  Allein 
trotzdem  folgt  hieraus  allein  nicht  das  Recht  oder  gar  die  Pflicht,  der  B.  bei 
Kontoform  eine  Gestalt  zu  geben,  derzufolge  links  der  Betrag  des  neuen,  rechts 
der  des  alten  Rein  Vermögens  steht.  Im  Gegenteil:  aus  dem  grundl^endcn 
Satze  des  §  6,  dass  für  Handelsgesellschaften  grundsätzlich  Kaufmannsrecht 
gilt,  ist  abzuleiten,  dass  die  dem  Gesetzgeber  in  §  39  vorschwebende  Bilanz- 
kontoform durch  die  Bestimmung  des  H.G.B.  §  261  Ziff.  5  und  6  nur  so  weit 
abgeändert  wird,  als  es  deren  Durchführung  unbedingt  notwendig  macht  Es 
bleibt  also,  dass  die  B.  ein  Verhältnis  zwischen  gegenwärtigem  Vermögen  und 
gegenwärtigen  Schulden  ist,  aber  nur  nicht  zwischen  diesem  Vermögen  und 
diesen  Schulden  allein,  sondern  zwischen  diesem  Vermögen  und  Schulden  -{- 
bisherigem  Remvermögen,  so  dass,  wenn  das  Reinvermögen  am  Jahresanfang 
1200  betrug,  die  Jahresschlussbilanz  lautet: 


SoU 

Haben 

0000 

8000 

1200 

800 

Statt   10000  =  8000-4-  2000   steht  eben  jetzt   10000  =  8000  -f- 
(1200  -4-  800)   oder   statt  A  =  S  -4«  R  (=  Reinvermögen  am  Jahresende) 
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A  =  S  -|-  F  (=  früheres  Reinvermögeu)  -|-  Ge  (=  Jahresgewinu).  Auf 
der  einen  Seite  ist  sohiu  allein  A,  das  Aktivveniiögeu,  stehen  geblieben.  Die 
B.  ist  demnach  eine  rechnerische  Gegenüberstellung  von  Aktiven  und  Schulden, 
wenn  hier  auch  mit  dem  Zusatz  -|-  F,  geblieben. 

5.  Dieser  Ableitung  aus  dem  Zusammenhang  von  §  261  mit  §  39  ent- 
spricht auch  die  Formulierung  in  §  261  Ziff.  6.  Der  aus  der  B.  resultierende 
Gewinn  und  Verlust  wird  hier  und  ebenso  im  Gresellsch.-G.  §  42  Ziff.  5  als 
„aus  der  Vergleichung  samtlicher  Aktiva  und  Passiva  sich  ergebend"  bezeichnet. 
Die  Aktiva,  das  Bruttovennögen  A,  bilden  somit  nach  Vorstellung  des  Gesetz- 
gebers die  eine  Bilanzseite  und  zwar  die  linke. 

6.  Dies  hat  in  der  Buchhaltungskunde  und  Praxis  zu  einer  Abweichung 
der  Bilaiizfomi  des  Aktien-  und  aktienähnlichen  Rechtes  von  der  Bilanzform 
•ier  (;e wohnlichen  doppelten  Buchhaltung  geführt:  a)  man  gebraucht  beim  Bilanz- 
konto neben  den  V^'orxeichen  Soll  und  Ilaben  die  Vorzeichen  Passiva  und  Aktiva 
o«ler  lässt  die  ersteren  daneben  ganz  weg  und  b)  man  setzt  die  Aktiva  statt 
auf  die  rechte  Seite  in  die  linke  Spalte  und  die  Passiven  statt  auf  die  linke 
St'ite  in  die  rechte  Kolonne  und  bucht  daher,  während  für  das  Gewinn-  und  Verlustr 
kunto  die  regelmässige  Form  des  Reinvermögeiikontos  der  doppelten  Buchführung, 
•1.  h.  die  Form: 

Gewinn-  und  Verlustrechnung 

Soll  (=  Passiva,  Verlust)  Haben  (=  Aktiva,  Gewinn) 

Geschäftsunkosten       ....     600  Bruttobetriebsüberschuss         .     .     1400 

Reingewinn 800 

beibehalten   wird,  das  Bilanzkonto  folgendermassen : 

Aktiva                     Haben                                                      Soll  Passiva 

Schulden 8000 

Bisheriges  Rein  vermögen       .     .  1 200 

Gewinn          800 

■Ier  nur 

Aktiva  Passiva 

Ka>>a  etc 10000      Schulden 8000 

Bisheriges  Reinvennögen       .     .  1200 

Gewinn 800 

'^ler,  die  Eigenschaft  des  Bilanzkontos  als  Bestandteile  eines  Kontensystems 
ganz  vergessend,  gar: 

Bilanzkonto  ^) 
Soll  Haben 

Ka^^a  etc 10000      Schulden 8000 

Grundstockverniogen  ....     1200 
Reingewinn        800 

7.  Diese  Stellung  der  B.  innerhalb  eines  Kontenganzen  kann  um  des- 
willen bei  der  formalen  Gestaltung  des  Bilanzkontos  ausser  Beachtung  gelassen 
»♦*len,  weil  die  B.  sich  ja  dadurch  von  den  übrigen  Konten  unterscheidet,  als  sie, 
^weit  .^e  Jahresbilanz  ist,  von  allen  Rechnungen  allein  zu  ihrer  rechtsgültigen 
Auf:iiellung  eines  Beschlusses  der  Generalversammlung  bedarf.    Dadurch  erhält 


BnittovemiÖgen 10000 


*)  SeidUr  S.  63  IX  scheint  diese  Form  des  Bilanzkontos  als  die  normale  Form 
'If-^  Bilanzkontos  der  allgemeinen  doppelten  Buchfühnmg  auzuReheu.  Dann  macht  aber 
<Üe  Einstellung  desselben  in  die  Probebilanz  Umstellung  notwendig. 

Krbm,  Die  BilAnaen  der  Aktieni^Mellnehaften.  II 
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sie  gegenüber  anderen  Konten  eine  gewisse  formale  Selbständigkeit  und  dies 
mit  hat  zur  Folge,  dass,  wenn  die  B.  losgelöst  von  der  ganzen  übrigen 
Rechnungsführung  vorgetragen  wird,  dies  in  der  regulären  Kontoform,  d.  h.  die 
Aktiva  als  Soll  links,  die  Passiva  als  Haben  rechts  geschieht. 

8.  Aber  selbstverständlich  nur,  wenn  die  B.  (nebst  Gewinn-  luid  Ver- 
lustrechnung) isoliert  auftritt,  als  Gegenstand  besonderer  Aufstellungen  und 
Vorlagen,  nicht,  wenn  sie  innerhalb  des  Mechanismus  der  doppelten  Buch- 
führung zu  funktionieren  hat,  sind  diese  Veränderungen  der  Bilanzform  statt- 
haft. Soweit  das  Bilanzkonto  als  Glied  des  Buchführungsganzen  in  Betracht 
kommt,  verlangt  der  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchführung,  dass,  wie  bei 
allen  Reinvermögenskonten,  links  mit  dem  Vorzeichen  Soll  die  Passiva,  rechts 
mit  dem  Vorzeichen  Haben  die  Aktiva  eingesetzt  werden.  Denn  nur  dann  ist 
das  Bilanzkonto  ohne  weiteres  geschickt,  seine  Funktion  als  Glied  der  Probe- 
bilanz zu  erfüllen,  d.  h.  dazu  beizutragen,  dass  die  Übereinstimmung  der  SoU- 
luid  Habensummen  aller  Konten  ohne  Schwierigkeit  hergestellt  zu  wenlen 
vermag.  Aus  diesem  Grunde  sind  auch  in  dem  am  Ende  dieses  Buches  wieder- 
gegebenem Beispiel  eines  auf  Grund  des  Gewinnverteilungsbeschlusses  bereits 
aufgelösten  Bilanzkontos  das  Aktienkapital  und  die  übrigen  Passivposten  links, 
die  Grundstücke,  Werkzeuge,  Aussenstande  u.  s.  w.  rechts  eingestellt 

9.  Um  noch  mit  Worten  statt  mit  Ziffern  die  beiden  Formen  des  Bihinz- 
kontos  anschaulich  vorzuführen: 

A.  Schlussbilanz  als  Glied  des  Kontensystems: 
Soll  (Passiva)  Haben  (Aktiva) 


Aktiva  (des  Inventars)  .     . 
Etwaiger  Reinverlustsaldo  . 


Schulden  (des  Inventars)        .     .     . 

Grundkapital 

Reservefonds 

Etwaiger  Reingewinnsaldo      .     .     . 

B.  Isoliert  gestellte  Schlussbilanz: 
Soll  (Aktiva)  Haben  (Passiva) 


Aktiva  (des  Inventars) 
Etwaiger  Reinverlustsaldo 


Schulden  (des  Inventars) 
Grundkapital  .... 
Reservefonds  .... 
Etwaiger  Reingewinnsaldo 


III.  Die  Stellung  des  Bilanzkontos  zu  Kapitalkonto  und  Gewinn- 
und  Verlustkonto.  Die  zweite  Abweichung  des  Aktien-  und  aktienähnlicheii 
Rechtes  von  den  gewöhnlichen  Normen  doppelter  Buchführung  besteht  darin, 
dass  die  B.  hier  regelmässig  die  Form  einer  Gewinnermittlungsbilauz  hat 
Dies  verändert  die  Stellung,  welche  das  Bilanzkonto  nach  den  regulären 
Grundsätzen  ordnungsmässiger  doppelter  Buchführung  zu  Kapital-  und  Gewinn- 
und  Verlustkonto  einnimmt 

A.  Nach  den  Grundsätzen  der  regulären  doppelten  Buchhaltung  winl 
der  Saldo  des  Bilanz-  und  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  auf  das  Kapital-, 
d.  h.  Grundstockvermögenkonto  übertragen;  hier  werden  KapüdU  und  Gewiun- 
und  Verlustkonto  mit  Bilanxkonto  abgeschlossen,  rf.  h,  ihre  Saldi  in  die  B.  als 
Posten  eingestellt^), 

B.  Dass  bei  der  gewöhnlichen  doppelten  Buchführung  das  ICapitalkonto 
das  Endkonto  ist,    erklärt    sich  daraus,    dass    das  Bilanzkonto    für   die  Rtnrel 


>)  S.  dazu  Simon  §  25;  Beisch  II  4;  SeidUr  S.  64. 
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nur  eine  Verniögensbilaiiz  darstellt,  d.  h.  das  gegenwärtige  Reinverinögen,  nicht  die 
in  (1er  letzten  Periode  eingetretene  Rein  vermögen  smehruug  ennittelt.  M.  a.  W.: 
Saldo  des  Bilanzkonto  ist  gewöhnlich  R  (Reinvennögon),  nicht  Ge  (Gewinn)^). 
Dfingemäss  findet  die  Zerlegung  des  R  in  Gr  (Gnmdstock vermögen,  Rein- 
wrmögen  ani  Jahresanfang^)  -|"  ^®  nicht  auf  Bilanz-,  sondern  erst  auf 
Kapitalkonto  statt  und  demgemäss  auch  nicht  die  tJbertragung  des  Gewinn- 
uinl  Verlustkontos  auf  Bilanzkonto,  sondern  im  Gegenteil,  letzteres  selbst  noch 
winl  auf  Kapitalkonto  übertragen.     Wir  buchen: 

Bilanzkonto 
A  (i^üenwärtiges  Bruttovennögen)  |  S  (gegenwärtige  Schulden) 


-ler: 
Aktiva 


1000000 


R 


Schulden GOOOOO 

Per    Äapito/konto:    Ver- 
mögensaldo    .  ...     400000 


Bruttobetriebsgewinn 


80000 


Uli"!  Gewinn-  und  Verlustkonto: 

Betriebsausgaben      ....     50000 
An  Kapii€Ukonto :  G  (Rein- 
gewinn)           30000 

und    übertragen    die   Saldi    beider    Konten    auf    das   Kapitalkonto;    dann    er- 
hidteu  wir: 

Kapitalkonto 

Haben 
Per  Gewinn-  und  Verlust- 
konto 1902: 30000 

Per  Bilanzkonto    am  Anfang 

des  Jahres   1902:    .     .     .    370  000 


Soll 
An  Bilanzkonto  Ende  1902:  400000 


R     . 


Ge 
Gr 


aU>  die  Gleichung  Gr  -|-  Ge  =  R. 

(;  Die    regelmässige    Aktienbilanz     ist    Gewinnbilanz,    ihr    Saldo    somit 
*Jt-;  also  rauss  die  Aktienbilanz  statt  R  die  Posten  Gr  -|- Ge  euthidten,  d.  h.: 


600000 


S  400000 

Gr 370000 

Ge 30  000 


huu*T\.    Dies  setzt  aber  voraus,  dass  Kapital-  und  Gewinn-  und  Verlustkonto- 
sii.li  auf  Bilanzkonto  übertragen  werden.     Dieselben  lauten  hier  also: 


Kapitalkonto 
An  Bibinzkonto  Ende  1902:   370000  |Per  Bilanz  Anfang  1902: 


370000 


Vi  8.  oben  §  4. 


11* 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 


Ausgaben 50000 

An  Bilanzkonto      ....     30000 


Roheinnahmen 80000 


I 

D.  Die  herrschende  Lehre  führt  diesen  Unterschied  in  der  Stellung  des 
Bilanzkontos  des  Aktien-  und  aktienähnlichen  Rechtes  zu  Grundkapital-  und 
und  Gewinn-  und  Verlustkonto  auf  den  Umstand  zurück,  dass  bei  den  A.en 
das  Grundstockkapital  ein  unveränderliches  sei  ^).  Also  —  folgert  man  —  ist  es 
ausgeschlossen,  dass  Gewinnsaldo  auf  Kapitalkonto  übertragen  wird.  Allein 
dies  ist  nicht  der  ausschlaggebende  Grund,  Die  Übertragung  des  Gewinn-  und 
des  Kapitalsaldos  auf  Bilanzkonto  hat  auch  bei  A.en  mit  veränderlichem  Grund- 
stockkapital zu  geschehen,  bei  den  Gesellschaften  m.  b*  H.,  die  neben  dem 
unveränderlichen  Stammkapital  im  Nachschusskapital  ein  leicht  veränclerDGhei> 
Grundstockvermögen  besitzen.  Die  Absicht,  das  Grundstock  vermögen  vor  Ver- 
teilung als  Reingewinn  zu  bewahren  und  insofern  unverändert  zu  erhalten,  ist 
der  legislatorische  Zweck,  um  dessentwillen  diese  B.en  zu  Gewinnemiittlungi^- 
bilanzen  erklärt  sind,  aber  nicht  der  juristische  Grund,  aus  dem  im  Aktienrecht 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  Kapitalkonto  mit  Bilanzkonto  abgeschlosjsen 
werden,  sondern  der  rechtliche  Grund  hierfür  ist  die  Tatisache,  dass  den  ordent- 
lichen B.en  des  Aktienrechtes  nach  gesetzlicher  Vorschrift  der  Charakt/er  von 
Gewinnermittlungsbilanzen  eignet. 

IV.  A.  Die  besondere  Wirkung  des  Umstandes,  dass  die  aktienrechtliche 
Jahresbilanz  eine  6^et£;innermittlungsbilanz  ist,  besteht  lediglich  darin,  dass  der 
Gewinnsaldo  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  hier  nicht  auf  Kapital-,  sondern 
auf  Bilanzkonto  tibertragen  wird.  Dass  der  Gewinn-  und  ebenso  eventuell 
der  Verlustsaldo  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ziffernmässig  mit  dem 
gleichen  Saldo  des  Bilanzkontos  übereinstimmt,  stellt  keine  Besonderheit  der 
aktienrechtlichen  Gewinnermittlungsbilanz  dar,  sondern  ist  eine  Folge  der  aU- 
gemeinen  Methode  der  doppelten  Buchführung.  Bei  der  aktienrechtlichen 
Jahresbilanz  kommt  der  Gewinn-  bezw.  Verlustsaldo  des  Gewinn-  und  Verlus^t- 
kontos  mit  dem  nämlichen  Saldo  der  Bilanz  ziffernmässig  überein;  bei  dem 
sonst  nach  dem  System  doppelter  Buchhaltung  hergestellten  Jahresabsohlu!^? 
findet  sich  dieselbe  Übereinstimmung  zweier  Gewinn-  bezw.  Verlustsaldi*);  nur 
dass  hier  der  Gewinn-  bezw.  Verlustsaldo,  mit  welchem  derjenige  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  ziffennäijsig  zusannnen trifft,  nicht  im  Bilanz-,  sondern  im 
Kapitalkonto  steht.     Bei  der  aktien rechtlichen  Buchführung  ist  das  Schema 

Gewinn-  und  Verlustkonto  Bilanzkonto 

6?c     .     .     .  I  A     .     .     .     S        .     .      . 

Gr.     .     .      . 

Oe    .     .     . ; 

bei  der  sonstigen  doppelten  Buchführung,  z.  B.  der  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft, stehen  sich  gegenüber 

Gewinn-  und  Verlustkonto  Kapitalkonto 


Ge    .     .     .  \  R 


Gr. 
Ge 


»)  Simon  75;  Reisch  II  4. 
*)  Knappe  57. 
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B.  Dass  der  Grewinn-  bezw.  Verlustsaldo  der  Gewinn-  und  Verluste 
iwhjiung  mit  der  aus  einem  anderen  Teile  der  Jahresschlussrechnung,  sei  es 
dem  Kapital-,  sei  es  dem  Bilanzkonto,  resultierenden  Rein  vermögen  szu  wachs-  bezw. 
ReinvermÖgensverlust^eÄawfeiffer  sich  decken  muss,  folgt  aus  der  Aufgabe  des 
Gewinn-  und  Verlustkontos,  die  dahin  geht,  nachzuweisen,  aus  welchen  Wert- 
zuwachsen und  Wert  Verlusten  im  einzelnen  sich  dieser  Totalzuwachs  bezw. 
Totalveriust  zusammensetzt 

C.  Freilich  erfordert  die  Erfüllung  dieser  Aufgabe  für  die  Struktur  der 
Gt^winn-  und  Verlustrechnung  eines:  dass  in  dieselbe  der  aus  dem  Vor- 
jahre herübergenoramene  Gewinn-  bezw.  Verlustsaldo  als  erster  Posten  einge- 
srellt  wird. 

1.  Eine  Einstellung  dieses  Postens  in  das  Bilanz-  bezw.  Kapitalkonto 
der  doppelten  Buchhaltung  ist  nicht  erforderlich.  Als  eine  Gegenüberstellung 
aller  am  Jahresende  vorhandenen  positiven  und  negativen  Vermögenswerte  ent- 
hält das  Bilanzkonto  der  gewöhnlichen  wie  der  aktienrechtlichen  doppelten 
Buchhaltung  von  selbst  auch  den  Betrag  des  Gewinnsaldos  des  Vorjahres  in 
den  Aktiven,  welcher  nicht  an  Dritte  hinausgegeben  bezw.  ihnen  gutgeschrieben 
f-ler  zum  Stammvermögen  (Reservenstock)  gesehlagen,  sonden  rechnerisch  als 
Gewinn-  d.  h.  Rein  Vermögenszuwachs  erhalten  worden  ist.  und  ebenso  weisen 
'ks  Bilanzkonto  der  aktienrechtlichen  Buchfühnmg,  wie  das  Kapitalkonto  der 
^gewöhnlichen  doppelten  Buchhaltung,  im  Passivum  die  Existenz  eines  etwaigen 
Rein  Vermögensverlustes  am  Jahresanfang  von  selbst  aus,  denn  nach  ihrem  Wesen 
als  Konti  der  Ermittlung  des  Unterschiedes  des  Vermögensstaudes  am  Jahres- 
anfang und  am  Jahresende  enthalten  sie  im  Passivum  notwendig  den  Posten 
Gr  und  bringen  so  von  selbst,  wenn  Gr  R  übersteigt,  das  Vorhandensein  von 
Verlust  am  Jahresanfang  zum  Ausdruck. 

2.  a)  Anders  dagegen  die  Gewinn-  und  Verlustrechnuug.  In  sie  werden 
an  sich  nur  die  Wertmehrungen  und  Minderungen  eingetragen,  welche  an  den 
einzelnen  Vermögensbestandteilen  im  Laufe  des  Jahres  entstehen.  Aber  sie 
^jU  nach  ihrem  Zweck  alle  Wertzuwächse  und  Verluste  angeben,  aus  welchen 
j'irh  der  Totalzuwachs  des  Rein  Vermögens  bezw.  der  Totalverlust  daran  zu- 
^Dimengetzt.  Hierzu  gehört  auch  der  Wertzuwachs  bezw.  Wertverlust,  welcher 
al-  solcher  vom  Vorjahre  geblieben,  d.  h.  nicht  an  Dritte  verteilt  oder  zur 
Re^rvenbüdung  verwendet  bezw.  was  Verlust  anlangt  durch  Reservenauflösung, 
Gnindkapitalreduktion  u.  s.  w.  aufgelöst  worden  ist.  Also  muss  dieser  Ge- 
winn- bezw.  Verlustvortrag  in  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  neuen  Jahres 
besonders  eingestellt  werden.  Erst  dann  ergibt  das  Fazit  der  Gewinn-  und 
Verlu:strechnung  und  das  der  B.  bezw.  bei  der  gewöhnlichen  doppelten  Buch- 
haltung das  Kapitalkonto  dasselbe  Ergebnis: 

Bilanzkonto  Knpitalkoiito 

S       .  .  .  R     .     .     .  I  Gr    .     .     . 

Gr     .  .  .  I   öe    .     .     . 

Ge    .  .  , 

Wenn  man  zum  Rein  Vermögenszuwachs,  der  im  Geschäftsjahr  entstand,  das 
ninzufügt,  was  als  Reinvermögensstand  des  Vorjahres  übrig  geblieben  ist,  so 
Biu*^  dies  mit  methematischer  Notwendigkeit  dassell)e  ziffernmässige  Resultat 
'itt^bfn^  wie  wenn  man  von  der  Reinvermögensmasse  am  Jahresende  den  Rein- 
Tf-TTTifigensÄto/w/  vom  Jahresanfang  abzieht,  denn  in  den  Aktiven  des  ersteren 
^taien,  weil  er  alle  am  Jahresende  vorhandenem  Aktivwerte  enthält,  auch  die 
Akiiva  mit,  welche  als  'Reinwermogenszuwachs  des  Vorjahres  erhalten   blieben. 


*•  «^    Ol.    OS  ..# 
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Und  ebenso  liegt  die  Sache  bei  nicht  beseitigtem  Verlustergebnis  de*  Vor- 
jahres. Staub  drückt  den  gleichen  Gedanken  für  die  aktienrechtliche  Buch- 
führung wie  folgt  aus:  „Wenn  die  Ergebnisse  eines  Greschäftsjahres  und  die 
(durch  den  Gewinn-  bezw.  Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahre  repräsentierten) 
bisherigen  GesBxntergebnisse  zusammengerechnet  werden  (was  in  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  geschieht),  so  muss  sich  dasselbe  Fazit  ergeben,  als  wenn, 
was  in  der  B.  geschieht,  die  vorhandenen  Bestände  und  die  vorhandenen  Pass^iva 
aneinander  gegenübergestellt  werden"  ^).  „Denn  es  ist  rechnerisch  dasselbe,  ob 
man  einerseits  (in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung)  das  Jahresergebnis  der 
einzelnen  Konten  zusammenstellt  und  diesem  hinzurechnet  den  übrig  py 
bh'ebenen  Wertüberschuss  des  Vorjahres,  oder  ob  man  andererseits  (in  der  B.) 
die  samtlichen  vorhandenen  Werte  und  Bedürfnisse  (d.  h.  Passiva)  zusammen- 
stellt"*). Der  am  Jahresende  vorhandene  yermogen^e-stand  enthält  logischer- 
weise allen  bis  dahin  erzielten  YermögenszuwachSf  den  im  Jahre  neu  erzielten, 
wie  den  aus  dem  Vorjahre  übernommenen.  Also  muss  der  Gewinnsaldo  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  wenn  anders  er  eine  Detaillierung  der  in  deni 
Reinvermögensstand  am  Jahresende  enthaltenen  Reinvermögensmehrung  dar- 
stellen soll,  auch  die  aus  dem  Vorjahre  herübergenommene  Reinvermögeiis- 
mehrung  mit  verrechnen.  Nur  dann  kann  die  Grewinn-  und  Verlustrechnuiig 
die  für  das  Jahresende  ausgewiesene  ReinvermögensmehnuigszifTer  (Ge)  resüo.^ 
zerlegen. 

b)  Ob  diese  Reinvermögensmehrungsziffer  in  dem  Kapital-  oder  in  dem 
Bilanzkonto  ausgewiesen  ist,  ist  hierfür  völlig  bedeutungslos.  Die  Aufgabe  der 
Gewinn-  imd  Verlustrechnung  wird  dadurch  keine  andere.  Geändert  wird  da- 
durch lediglich  ihre  formelle  Beziehung.  In  dem  einen  Falle  hat  ihr  8aldo 
zu  dem  Gewinnsaldo  des  Kapital-,  in  dem  anderen  zu  dem  des  Bilanzkonto  zu 
stimmen. 

II.  Die  oberste  Einteilung  der  Bilanzposten. 

Die  wirtschaftliche  Natur  der  9eg;riffe  Terntbgenmgegeikmt^nde 

and  fiS^ehnlden. 

§  63. 

I.  Nach  H.G.B.  §  39  sind  Inventar  und  B.  des  Einzelkaufmann  es  und 
damit  gemäss  §  6  daselbst  auch  Inventar  und  B.  der  Handelsgesellschaften 
rcrwö^e?isverzeichnisse,  das  Inventar  ein  in  das  Einzelne^)  gehendes,  d.  h.  ein 
solches,  das  die  einzebien  Vermögensbestandteile  aufführt  und  nach  Einzcl- 
merkmalen  (nach  Gattung,  Menge,  Einheitspreis,  Einzelbetrag)  beschreibt,  die 
B.  ein  summarisches*),  d.  h.  ein  solches,  das  die  einzebien  Vermögensstücke 
lediglich  in  Hauptgattungen  und  niu*  unter  Angabe  ihres  Gesamtwertes  dar- 
stellt 5). 

II.  Die  Vermögensbestandteile,  welche  aufgezeichnet  und  bewertet  wenh^n, 
nennt  das  G.  Vermögensgegenstände  und  Schulden,  Das  Vormögen  im  weiteren 
Sinne,  dessen  Lage  durch  Inventar  und  B.  ersichtlich  gemacht  werden  soll, 
zerfällt  nach  §  40    in  „Vermögensgegenstände"  und  „Schulden".      Die    B.   i>t 


»)  Zu  §  260  „.    Auch  Sinwn  78. 
*)  H,G.B,  39:  „genau  zu  verzeichnen". 
*)  Ebenda:  „Abschluss". 

»)  Oben  §§  22,  27,  43.    Auch  Beigel  1  56;  Bauer,  Inventur  und  Bilanz  1898, 
S.  17  ff. 
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nach  §  39  ein  das  Verhältnis  des  Vermögens  (d.  h.  der  Vemiögensgegenstande) 
und  der  Schulden  darstellender  Abschluss. 

in.  Vemiögensgegenstand  und  SchvMen  sind  in  diesem  Zusammenhang 
kirn  Eeehts-,  sondern  tvirtschaftliche  Begriffe, 

A.  Dass  sie  keine  ReelUshegnffe  sind,  beweist  der  Ausdruck  Vemiögens- 
ffjefufiand  selbst.  Nicht  VermögensrecÄfe,  sondern  Vermögensgegenstande, 
Vermögensobjekte,  „Vermögensstücke",  wie  das  alte  H.G.B.^)  und  demgemäss 
auch  öster.  A.-Reg.*)  und  österr.  Vers.-Reg.^)  sagen,  bilden  den  einen  Teil  des 
Kaufmannsvermögens  und  Vennögensstücke  oder  Vermögensgegenstande  sind 
auch  Vermögensverhältnisse,  die  nicht  zu  subjektiven  Rechten  ausgestaltet  sind, 
rtin  tatsächliche  Beziehungen  von  Geldwert,  wie  Kundschaft,  Kredit,  Renommee 
tie?  Gresehäftes,  Fabrikations-  und  (Jeschäftsgeheimnisse*). 

B.  1.  Dass  Vermögensgegenstande  und  Schulden  unrtschaftlicJte  Begriffe 
sind,  beweist  vor  allem  der  Umstand,  dass  das  positive  Recht  die  Beendigung 
•lieser  Schuldverbindlichkeiten  durch  Leistung  nicht  Schuldenerfüllung,  sondern 
«Schuldenberichtigung**  nennt:  „Das  nach  Berichtigung  der  Schulden  verbleibende 
Vermögen  der  Gesellschaft  wird  unter  die  Aktionäre  verteilt"  lautet  H.G.B. 
§  302  und  ähnlich  H.G.B.  §  155. 

a)  Von  Sehuldenberichtigung  spricht  man  nur  bei  Verbindlichkeiten,  deren 
Erfüllung  die  Hergabe  von  eigenem  Vermögen,  von  Geld  oder  geldwertigen 
Gej.'enständen,  die  dem  Leistenden  zugehören,  erforderlich  macht  Keine  Schulden 
im  Sinne  des  Bilanzrechtes  sind  daher  Schulden,  bei  welchen  „das  zu  Leistende 
in  einem  Tun,  Unterlassen*),  Dulden  besteht,  solange  dieses  Tun  u.  s.  w^. 
selbst  erfüllt  zu  werden  vermag  und  an  dessen  Stelle  nicht  die  Verbindlichkeit 
zur  Cbertragung  eigenen  Vermögens  in  das  Vermögen  Dritter  definitiv  getreten 
vV  *).  Es  fallen  daher  unter  den  Begriff  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrech tes 
nicht  einmal  alle  auf  ein  Geben  (dare)  gerichteten  Schulden.  Z.  B.  ist  die 
Verbindlichkeit,  eine  hinterlegte  fremde  Sache  herauszugeben,  keine  Schuld  im 
Sinne  des  H.6.B.  §  39  f.  Erst  dann  tritt  eine  solche  ein,  wenn  an  die  Stelle 
"üp^er  Herausgabepflicht,  z.  B.  weil  die  Herausgabe  unmöglich  ist,  die  definitive 
Verbindlichkeit  zu  irgendwelcher  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  tritt ''),  Schulden 
im  Sinne  des  Bilanzrechtes  sind  nur  Verbindlichkeiten  zu  Leistungen  aus 
fl'jrnem  Vermögen,  aus   zum  Vermögen   des  Schiddners  gehörenden  Beständen. 

b)  Ist  Leistung  aus  eigenem  Vermögen  das  Charakteristikum  des  bilanz- 
rvchtlichen  Schuldbegriffes,  so  liegt  das  Wesen  der  bilanzrechtlichen  Schuld 
nicht  sowohl  in  der  Verbindlichkeit,  der  Leistungspflicht  als  solcher,  als  vielmehr 
in  dem  Gegenstand  der  Leistung,  darin  dass  die  Verpflichtung  Hergabe,  also 
Verringerung  eigener  wirtschaftlicher  Güter  mit  sich  bringt.  Hieraus  aber  folgt, 
Jass  für  das  Bilanzrecht  die  Schulden  nicht  sowohl  als  Leistungspflichten,  wie 
vielmehr  als  Vermögensminderungen,  als  negative  Vermögenswerte  und  damit 
als  mrtschaftUchs  Erscheinungen  in  Betracht  kommen. 


»)  Art.  29  f. 

*:»  §  49. 

•)  §  53. 

•)  Bekrend  204;  Cosack  §  14  I;  Staub  40,;  Lehmann  25,;  Entsch.  d.  Reichs- 
gerichts in  Zivils.  19  S.  121,  122;  Entsch.  in  Steuers.  X  311.  Weitere  Beispiele  unten 
$  ^^s  I  C. 

*)  Z.  B.  Verpflichtung,  innerhalb  bestimmter  Zeit  keine  Konkurrenzartikel  zu 
vertreiben. 

')  So  sehr  gut  Stronibeck,  Grundkapital,  Grundvermögen  und  B.  der  A.en,  ins- 
'<s«niKlere  der  Eisenbahngesellschaften  in  Busdi,  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des 
Hfflddg-  und  Wechselrechts  Bd.  38  (1878)  8.  40  „. 

^  Siehe  ebenda. 
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c)  Und  dazu  stimmt  dann,  dass  das  G.  die  Bestandteile  der  anderpn 
Hälfte  des  Vermögens  nicht  als  Vermögensrechte,  sondern  als  Vermögensgegen- 
siande  beaseichnet.  Nicht  Vermögensrechte  und  vermögensrechtliche  Verbind- 
lichkeiten, sondern  Vermögen sw^er/c,  positive  und  negative,  sind  es,  in  welche 
das  Vermögen  des  Kaufmanns  im  bilanzrechtlichen  Sinne  zerfällt  M.  a.  W.: 
Die  Begriffe  y^Vermögemgegenstände'^  utid  ,,  Schulden"  in  §  39  f.  »ind  in  erster 
Linie  nicht  rechtlich,  sondern  umiseJtaftlich  xu  erklären. 

.  2.  a)  Dies  Ergebnis  bestätigen  auch  die  „Grundsätze  ordnungsnmsiger 
Buchführung**,  denen  gemäss  doch  nach  H.G.B.  §  38  der  Kaufmann  «Miie 
Bücher  zu  führen  und  die  Lage  seines  Vermögens  ersichtlich  zu  machen  hat. 
Dieselben  lassen  erkennen,  dass,  vom  Inventar  abgesehen,  für  die  Rechnungs- 
führung die  einzelnen  Vermögensbestand  teile  nicht  in  ihrer  konkreten  Ver- 
schiedenheit, sondern  in  der  ihnen  gemeinsam  innewohnenden  Natur  als  Träger 
von  Vermögenswerten,  als  Bewertungsobjekte  in  Betracht  kommen. 

b)  Bei  der  Inventarisierung  sind  die  Vermögensgegenstände  nach  ihrer 
konkreten  Individualität,  nach  Gattung,  Menge,  Einheitspreis  und  Einzelbetrag 
zu  bestimmen,  die  Waren  finden  hier  zuvörderst  als  Waren,  die  Grerate  al< 
Geräte,  Geld  als  Geld  Berücksichtigung.  Bei  der  eigentlichen  Rechnungsführung, 
der  laufenden  Rechnung  und  ihrem  Abschluss  durch  die  B,,  kommen  sie  aus- 
schliesslich als  Träger  von  Geldwert  in  Betracht. 

a)  Wenn  der  Kaufmann  um  10  000  Mk.  Waren  gegen  bar  absetzt,  so 
wird  auf  Warenkonto  im  Haben  gebucht  „Per  Kassenkonto  10000  Mk.".  Al?o 
müsste,  rein  wörtlich  genommen,  das  Warenkonto  an  Kassenkonto  10000  ML 
gegeben  haben.  Aber  es  hat  doch  nur  Waren  in  diesem  W^erte  gegeben. 
Somit  kommen  die  Waren  auch  auf  Warenkonto  nur  als  Vermögenswerte, 
nicht  in  ihrer  konkreten  Beschaffenheit  als  Waren,  in  Betracht^). 

ß)  Wenn  der  Käufer  einer  Ware  im  Werte  von  10000  Mk.  den  Kauf- 
preis vor  Lieferung  leistet,  so  bucht  er  in  seinen  Büchern: 

Kassen  konto 

Haben 
I  Per  Konto  Schulze      .     .     .     lOOlM» 

Konto  Schulze 
Soll 
An  Kassenkoniß      .     .     .     .     10000  | 

Der  Verkäufer  scheint  hiernach  zur  Zahlung  von  10000  Mk.  verpflichtet, 
während  er  doch  nur  eine  Warenlieienmf^  in  dieser  Höhe  zu  machen  hat.  Er 
erscheint  als  Geldschuldner,  obwohl  er  le<liglich  Warenschuhbier  ist.  Es  kommt 
somit  bei  der  Rwhnungsfühnmg  nicht  auf  die  Waren  als  solche,  sondern  auf 
die  durch  sie  dargestelltiMi  Werte  an. 

y)  Das  zeigt  endlich  auch  die  Buchung  nach  Liefenuig: 

Konto  Schulze 

Haben 
I  Per  Warenkonto 

Warenkonto 
Soll 

An  Konto  Schulze       .     .     .     10000  1 


')  Vgl  Simon  175  u.  285. 
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rV.  A.  Aus  der  hiermit  nachgewiesenen  wirtschaftlichen  Natur  der  Be- 
jniffe  Venn^:ensgegenstand  und  Schulden  und  damit  auch  des  Begriffes  „Ver- 
min des  Kaufmanns"  in  §  38  f.  ziehen  wir  den  wichtigen  Schluss:  Nw 
diejenigen  Vermögensgegenstände  und  Schulden  sind  Vermögensgegenstände  und 
Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes,  welche  einen  Vermögenswert  darstellen^ 
(L  h.  für  das  Geschäft  einen  Verätcsserungs-  (Verkehrs-)  oder  Oebravchswert 
besitzen  und  infolge  dessen  geeignet  sind,  die  wirtschaftliche  Lage  des  Kauf- 
manns, die  Lage  seines  Vermögens  zu  beeinflussen  und  dadurch  ersichtlich  zu 
machen.  (Jemeint  ist  hiermit:  Wohl  haben  alle  Sachen  und  alle  Vermögens- 
whte  und  Verbindlichkeiten  einen  Geldwert,  aber  derselbe  ist  im  Verhältnis 
lu  der  zu  beurteilenden  Vermögenslage  zum  Teil  so  gering,  dass  diese  ihre 
Eigenschaft  als  geldwertige  Sachen,  Rechte  und  Verbindlichkeiten  gar  nicht  ins 
Gewicht  fallt  und  sie  selbst  daher  gar  nicht  als  Vermögenswerte  betrachtet 
werden  *), 

B.  Um  ein  Beispiel  anzuführen,  so  kann  der  Vorrat  an  Briefpapier, 
welcher  für  das  Kontor  angeschafil  ist,  zwar  in  Inventar  und  B.  aufgenommen 
wenlen,  aber  er  muss  es  nicht,  denn  er  ist  wegen  seines  verhältnismilssig  gering- 
fdßigen  Wertes  kein  Vemiögensgegen stand  im  Sinne  des  G.,  kein  Vermögens- 
trnri.  Das  Gegenteil  gilt  hinsichtlich  der  Vorräte  an  Briefpapier,  welche  eine 
Papierhandlung  besitzt. 

C.  1.  Anders  die  herrschende  Lehre.  Nach  Shnon*)  und  anderen  ^) 
wnd  alle  Vermögensbestandteile  auch  Vermögen sgegen stände  im  Sinne  des  G. 
Dann  roüssten  also  auch  Vermögensteile  von  geringfügigen  Werte  inventarisiert 
und  dadurch  auch  bilanziert  werden. 

2.  Wenn  dies  trotzdem  nicht  geschieht,  so  sucht  man*)  die  Erklärung 
hierfür  in  der  Buchfühnmg.  Derartige  Anschaffungen  würden  üblicherweise 
als  Handlungsunkosten  verrechnet  und  demgemäss  sofort  über  Gewinn-  und 
Verlustkonto  abgeschrieben,  d.  h.  als  solche  über  das  Bilanzkonto  (als  Aktivum) 
iTcir  nicht  geführt.  Allein  damit  ist  die  Wirkung  zur  Ursache  gemacht.  Dass 
-olch  vorrätiges  Briefpapier  für  Korrespondenzzwecke  des  Geschäftes  nicht  auf 
Inventarkonto,  sondern  auf  Geschäftsunkostenkonto  gesetzt  wird,  hat  seinen 
Grund  in  der  Geringfügigkeit  seines  Wertes.  Vom  Standpunkt  der  Buchführung 
aii>  stünde  nichts  im  Wege,  für  das  angeschaffte  Briefpapier  das  Kassenkonto 
Ol  erkennen  und  da«  Geräte-  oder  Einrichtungskonto  zu  belasten  und  davon 
mit  fortschreitenden  Verbrauch  abzuschreiben  und  den  Wert  des  abgeschriebenen 
Papier?»  auf  Verlust-  und  Gewinnkonto  als  Verlust  vorzutragen,  ebenso,  wie  ja 
'Ia>  Geschäft<unkostenkonto  eine  Belastung  des  Verlustkontos  darstellt. 

D.  Ein  anderes  Beispiel  wären  die  eingelaufenen  Handelsbriefe.  Auch 
•li*->e  besitzen  einen  Papierwert,  aber  trotzdem  werden  sie  nicht  verbucht,  eben 
we*r<?n  der  Geringfügigkeit  ihres  Vermögenswertes.  Buchführungsschwierigkeiten 
wären  nicht  dagegen.  Man  könnte  ein  Handelsbrief konto  als  Hilfskonto 
*i^  Inventarkontos  belasten  und  auf  Gewinnkonto  den  Wert  als  Gewinn  ein- 
tragen. 

V.  Endlich  stellen  wir  zusammenfassend  fest: 

A.  Nicht  nur  Vermögensrechte  und  nicht  alle  Vermögensrechte  sind  Vcr- 
uuHfensgegenstände  im  Sinne  des  BHanxr echtes:    1)  nicht  nur  Vermögensrechte, 


')  Ahnlich   wie   bei   der  Konkursmasse.      Vgl.    Seuffert,   Deutsches    Konkurs- 
prozcÄTecht  1899  S.  76. 
«)  S.  156. 

')  Z.  B.  Goldmann  40,. 
•)  aimm  157. 
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denn  Vermögensgegenstande  sind  auch  rein  tatsachliche  Vermögenswerte;  2.  nicht 
alle  Vermögensrechte;  ausgeschlossen  sind  solche  geringfügigen  Wertes. 

B.  Nicht  alle  Schulden  im  Rechtssinne^)  sind  Schtdden  im  Sinne  des 
Bilanzrechtes,  sondern  nur  solche  juristische  Schulden,  bei  welchem  das  zu 
Leistende  in  Hergabe  aus  (eigenem)  Vermögen  besteht 

VI.  Die  wirtschaftliche  Natur  des  BegrifTes  „Vermögensgegenstand"  brinpft 
es  mit  sich,  dass  in  der  Buchführungspraxis  nicht  selten  statt  des  G^:en8tan(les 
die  Auf^vendungen,  die  sein  Erwerb  verursachte,  als  aktiver  Wert  in  der  B. 
vorgetragen  werden.  Dies  ist  ungesetzlich.  Es  widerspricht  den  Rechtsgrund- 
satz der  Bilanzklarheit^).  „Kosten^^  bilden  einen  negativen  Vermögenswert^), 
einen  positiven  nur  die  mittelst  der  „Kosten"  (Aufwendung)  gewonnenen  wirt- 
schaftlichen Güter.  Ein  Vermögensgegenstand  vermag  die  Organisation  zu  sein, 
aber  nicht  der  Aufwand  für  Organisation,  die  Organisationskosten  ^). 


Die  wIrtflMshaftliche  and  bachtechnische  Bedeatunf^  der 
Beipriffe  Aktiva  and  Passiva. 

§  64. 

I.  Die  BegrifTe  Vermögensgegen stände  und  Schulden  haben  die  vor- 
stehend dargelegte  Bedeutung  auch  im  Bilanzrecht  der  A.en.  Nicht  mir,  <lai<s 
H.G.B.  §  261  ausdrücklich  die  Vorschriften  des  §  40,  wo  doch  von  die^*n 
Vermögensgegenständen  und  Schulden  die  Rede  ist,  als  auch  für  die  Aufstellung; 
der  aktienrechtlichen  B.en  geltend  erklärt;  sondern  dieser  §  261  bedient  sich 
auch  in  ZifF.  2  und  3  des  Auschnckes  „Vermögensgegenstande**.  Und  da«^^ 
dieser  Begriff  ein  wirtschaftlicher  ist,  das  geht  aus  H.G.B.  §  261  insofenie 
hervor,  als  §  261  Ziff.  1 — 3  nur  von  der  Bewertung  von  Venxiögensg^n- 
standen  handelt.  Hieraus  folgt,  dass  dieselben  für  das  Bilanzrecht  als  Be- 
wertungsobjekte, somit  als  Gegenstände  wirtschaftlichen  Inhalts  in  Betracht 
kommen. 

H.  Aber  erklärt  §  261  auch  die  Vorschriften  des  §  40  für  auf  die  B.en 
der  A.  anzuwendende,  so  tut  er  dies  doch  nur  unter  Modifikationen  und  eine 
Hauptmodifikation  besteht  nun  darin,  dass  §  261  wohl  die  einzelnen  positiven 
Vermögenswerte  Vermögensgegenstande  nennt,  aber  nicht  sie  alle  zusammen; 
er  bezeichnet  dem  Gegensatz  der  Werte,  welche  jede  B.  enthält,  nicht  wie 
§  39,  auf  den  §  40  fusst,  als  Verhältnis  des  „Vermögens"  und  der  „Schulden", 
sondern  als  Verhältnis  der  „Aktiva^^  und  „Passiva",  M.  a.  W.:  Die  zwei  Seiten 
der  B.  unterscheidet  er  nicht  als  Vermögens-  und  Schulden-,  sondern  als 
Aktiven-  und  Passivenseite.  Aus  einer  „Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und 
Passiva"  ergibt  sich  nach  §  261  Ziff.  6  der  Saldo,  die  positiven  Werte  werden 
laut  §  261  Ziff.  4  und  5  „als  Aktiva",  die  negativen  „unter  die  Passiva"  in 
die  B.  eingesetzt.     Es  liegt  demgemäss  ein  Wechsel    in    der  Terminologie    vor. 

ni.  Diesen  Wechsel  auf  das  Interesse  der  Gemeinverständlichkeit  zurück- 
zuführen, geht  nicht  an.  Dann  dürfte  auch  in  §  39  f.  nicht  Vermögen sgegi»n- 
stände  stehen,  sondern  müsste  dafür  Aktiva    gebraucht    sein.     Also    ist    anzu- 

*)  Kipp  definiert  sie  bei  Windßcheid-Kipp,  Lehrb.  des  Pandektenrechts  II  (1900) 
7,  m.  £.  zutreffend  als  selbständige  Rechtsverhältnisse,  deren  primärer  Inhalt  in  dem 
Becht  einer  Partei  auf  eine  Leistung  der  anderen  besteht. 

«)  Oben  §  21. 

»)  Vgl.  Simon  164. 

*)  S.  unten  §  92  II  A. 
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nehmen,    dass    sich    der   Gegensatz  Aktiva    und  Passiva    mit    dem    Gegensatz 
Vermögen  und  Schulden  nicht  völlig  deckt. 

IV.  Wo  die  Differenz  liegt^  ist  leicht  festgestellt.  Wohl  ginge  es  noch 
an,  wenn  ^  261  Ziff.  4  lautete:  „Die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung 
dürfen  nicht  als  Vermögen sgegen stände  in  die  B.  aufgenommen  werden,"  aber 
nicht  liesse  sich  hören:  „Der  Betrag  des  Grundkapitals  und  der  Betrag  eines 
jj-deii  Reservefonds  sind  unter  die  Schulden  aufzunehmen".  Grundkapital  und 
KestTvefonds  schuldet  die  Gesellschaft  niemanden.  Wohl  haben  die  Organe 
•ler  A.  die  wirtschaftliche  Pflicht,  die  Geschäfte  so  zu  fähren,  dass  bei  Auf- 
lösung der  G.  den  Aktionären  mindestens  der  Wert  ihrer  Einlage  zurückerstattet 
werden  kann.  Aber  juristisch  stellen  Grundkapital  und  Reservefonds  keine 
Schulden  der  Gesellschaft  dar.  Die  Gesellschafter  sind  Mitglieder,  nicht 
Gläubiger  der  Gesellschaft  ^).  Die  sich  nicht  deckenden  Begriffe  heissen  „Passiva" 
und  „Schulden".  Nicht  aUe  Passiva  besitzen  Schuldenchaarakter^),  Warum, 
«las  wird  sich  aus  unsereren  Ausführungen  über  die  Natur  der  Begriffe  Aktiva 
und  Passiva  ergeben. 

V.  Auch  Aktiva  und  Passiva  stellen  nicht  juristische,  sondern  unrischafl- 
liehe  Begriffe  dar.  Das  zeigt  zunächst  der  allgemeine  Zusammenhang.  In 
§  261  ist  von  Grundkapital,  Reservefonds,  Gewinn,  Verlust  die  Rede.  Das 
*{n(l  unbestreitbar  Begriffe,  deren  Grundbedeutung  eine  wirtschaftliche  ist. 
Dazu  kommt  aber  die  besondere  Bestimmung  des  §  261  Ziff.  4,  dass  die 
Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt 
wenlen  dürfen.  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  besitzen  jedenfalls  nicht 
iiie  Natur  von  Rechts-,  sondern  von  wirtschaftlichen  Begriffen.  Wenn  von 
ihnen  gesagt  wird,  sie  dürfen  nicht  als  Aktiva  eingesetzt  werden,  so  folgt 
hieraus,  dass  sie  dies  ihrer  Natur  nach  an  sich  könnten  —  und  wir  haben  in 
^  36  schon  eines  Falles  Erwähnung  getan,  wo  das  G.  sogar  ihre  Einstellung 
als  Aktivum  zulässt  — ;  ist  dies  aber  an  sich  möglich,  so  kann  Aktivum  kein 
Recht-,  .sondern  nur  ein  Wirtschaftsbegriff  sein.  Denn  Kosten  sind  keine 
Vermögensrechte,  sondern  nur  Vermögenswerte. 

VI.  Den  Begriffen  Aktiva  und  Passiva  eignet  sogar  noch  in  stärkerem 
M&vse  wirtschaftlicher  Charakter,  als  den  Begriffen  Vermögensgegenstand  und 
Schulden.  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  sind,  wie  wir  sahen,  immerhin 
nur  ^>olche  wirtschaftliche  Schulden,  die  zugleich  auch  Schulden  im  juristischen 
Sinne  darstellen.  Der  Passivabegriff  als  solcher  entbehrt  eines  jeden  juristischen 
Elements,  obschon  natürlich,  so  weit  er  den  Schuldenbegriff  umfasst^  auch 
luiter  ihn  niu*  solche  Schulden  im  Rechtssine  gehören,  deren  Leistungsgegenstand 
in  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  besteht*). 

VII.  Der  Unterschied  von  Unterbilanz  und  Überschuldung.  Aber 
•lie  Ausdrücke  Aktiva  und  Passiva  gehören  noch  einer  anderen  Begriffsreihe 
an.  Sie  sind  Doppelbegriffe,  nicht  bloss  wirtschaftliche,  sondern  auch  buch- 
ßkrungstechnische.  Es  gibt  Passiva  und  Aktiva,  welche  nur  rechnungsniässige, 
arithmetische,  nicht  au^h  unrtsehaftliche  Bedeutung  besitzen.  Dies  beweist  der 
UnteKschial  von  Überschuldung  und  Unterbilanz  und  der  Gegensatz  von  effek- 
tiver und  nur  rechnungsmässiger  Herabsetzung  des  Grundkapitals. 

A.  Kein  Zufall  ist  es,  dass,  während  das  Aktienrecht  die  zwei  Seiten  der 
B.  sonst  als  Aktiva  und  Passiva  bezeichnet  (§  261),  §  240  ii  des  H.G.B. 
nicht  formuliert:    Der  Vorstand    hat   die    Eröffnung    des  Konkurses    zu    bean- 

')  Beisch  II  6. 

*)  Vgl.  auch  Strombeck  bei  Busch  38  ^o» 

*)  Ausnahmen  werden  uns  in  §  79  begegnen. 
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tragen,  wenn  sich  bei  Aufstellung  der  Jahresbilanz  oder  einer  Zwischenbilanz 
ergibt,  dass  die  Aktiva  die  Passiva  nicht  mehr  decken,  sondern  dass  §  240  ii 
lautet:  Der  Vorstand  hat  die  Konkurseröffnung  zu  beantragen,  wenn  sich  bei 
einer  solchen  Aufstellung  ergibt,  dass  das  „Vermögeti  nicht  mehr  die  iSchuJden^) 
deckt"'*). 

2.  Würden  Passiva  und  Schulden  dasselbe  bedeuten,  so  bestünde  eine 
Verpflichtung  des  Vorstandes,  EröflTnung  des  Konkurses  über  die  A.  zu  bean- 
tragen, beispielsweise  schon,  wenn  die  Jahresbilanz  lautete: 

Aktiva  Passiva 

Kassa  etc 1000000      Schulden 7O00')0 

Verlust 200000      Grundkapital 400  000 

Reservefonds 100  000 


Hier  übersteigen  jedenfalls  die  Passiva  die  Aktiva,  es  liegt  ein  bilanz- 
mässiger,  ein  rechnungsmässiger  Verlust j  eine  UnierbHanx  von  200000  vor, 
obwohl  das  Vermögen  die  Schulden  noch  um  300000  übersteigt.  Aber  aus 
dem  innigen  Zusammenhang,  in  welchen  §  240  ii  mit  dem  Konkursrecht,  mit 
dem  vom  Konkurs  der  A.  handelnden  §  207  der  Konkursordnung  steht, 
ergibt  sich,  dass  Schulden  und  Passiva  im  Sinne  des  positiven  Rechtes  nicht 
dieselben,  nicht  sich  deckende  BegrifTe  sind. 

3.  H.G.B.  §  240 II  macht  dem  Gesellschaftsvorstimd  Beantragung  der 
KonkurserofPimng  zur  Pflicht^  a)  wenn  Zahlungsunfähigkeit  eintritt,  b)  s^ich 
Überschuldung  ergibt*).  Zahlungsunfähigkeit  und  Überschuldung  sind  aber  auch 
nach  Konkursordnung  §  207  die  Voraussetzungen  der  Eröffnung  des  Konkun^- 
verfahrens.  Bei  H.G.B.  §  240  könnte  ja  an  sich  an  ein  Hereinspielen  buch- 
technischer Begriffe  gedacht  werden,  da  dem  §  240  unmittelbar  der  Recbtssatz 
vorausgeht:  „Der  Vorstand  hat  Sorge  dafür  zu  tragen,  dass  die  erforderlichen 
Bücher  geführt  werden".  Anders  dagegen  bei  der  Konkursordnung.  Hier  fehlt 
jede  Beziehung  zu  Buchführungstechnischem.  Hier  kann  Überschuldung  nur 
wirtschaftlich  aufgefasst  werden.  Der  Zusammenhang  von  H.G.B.  §  240  ir  mit 
dem  Konkursrecht  ist  aber  ein  engerer,  speziellerer,  als  mit  H.G.Q.  §  239. 
Somit  bedeutet  auch  in  §  240  ii  bezw.  241  Abs.  3  Ziff.  6  Überschuldung  ein 
Überwiegen  von  Schulden  im  wirtschaftlichen  Sinne,  von  Schulden  im  Sinne 
des  §  40  über  das  Vermögen.  Gesellschaftskapital  und  Reservefonds  sind  aber 
keine  solchen  Schulden.  Demgemäss  kann  der  Begriff  Passiva  nicht  bloss  wirt- 
schaftliche Bedeutimg  haben. 

B.  1.  Welche  Bedeutung  er  ausserdem  noch  positiv  besitzt,  das  zeijijt 
der  Gegensatz  von  effektiver  imd  bloss  rechnungsmässiger  Grundkapitalsberab- 
setzung*).  Es  gibt  nämlich  eine  Herabsetzung  des  Grundkapitals,  die  den 
Bestand  an  positiven  Werten,  über  welche  die  A.  verfügt,  völlig  unberührt  lässt. 

0  Einschliesslich  der  §  79  zu  erwähnenden  Verbindlichkeiten  anderer  Art. 

*)  Vgl.  dagegen  Hyo.B.G.  §  7:  „ausschliesslidi  zur  Deckung  einer  ünterbüanz 
.  .  .  bestimmter  Reservefonds",  und  H.G.B.  329  Abs.  1 :  „Ergibt  sicm  für  die  personlich 
haftenden  Gesellschafter  nach  dem  Jahreserträgnis  ein  Gewinnanteil,  der  nicht  auf  ihre 
Aktien  fällt,  so  hat  die  Auszahlung  zu  unterbleiben,  falls  eine  ünterbilanz  vorhanden 
ist,  die  ihren  nicht  in  Aktien  bestehenden  Kapitalanteil  ubersteiel  So  lange  eine  solche 
Unterbilanz  besteht,  ist  auch  eine  sonstige  Entnahme  von  Geld  auf  den  Kapitalanteil 
ausgeschlossen"  (s.  dazu  oben  §  14  V). 

»)  Vgl.  dazu  H.G.B.  241  Abs.  3  Ziff.  6. 

*)  Vgl.  Cosaek  120  IV  und  näher  darüber  unten  §  119  III. 
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2.  Nehmen  wir  folgenden  Vermögenstand  einer  A.  an: 

Kassa 30000 

Gebäude 150000 

Waren 200000 

Debitoren 170000 

Verlugt 50000 


Schulden 200000 

Grundkapital 600000 


800000  I  800000 

Wird  hier  das  Grundkapital  um  50000  herabgesetzt,  so  wird  der  Stand 
der  Passiva  verändert^  ohne  dass  die  positiven  oder  negativen  Werte  der  Gesell- 
schaft irgend  welche  Veränderungen  erfahren.     Denn  die  neue  B.  lautet: 

Ka^sa 30000 

Gebäude 150000 

Waren 200000 

Debitoren 170000 


750000 


Kreditoren 200000 

Grundkapital 550000 


750000 


Unverändert  ist  der  Stand  der  Kassa,  der  Gebäude,  Waren,  Forderungen, 
»Schulden  und  doch  ist  eine  Veränderung  in  den  Passiven  eingetreten.  Sie 
r^ind  herabgemindert,  obwohl  der  Bestand  der  positiven  Werte  derselbe  geblieben 
isi,  nichts  aus  der  Kassa  bezahlt,  nichts  von  den  Forderungen  in  Zahlung 
gegeben  wurde.  Somit  kann  der  Begriff  Passiva  nicht  bloss  wirtschaftliche 
Bedeutung  besitzen.  An  dem  Bestand  von  wirtschaftlichen  Werten  ist  nichts 
jreandert.  Würden  bei  Herabsetzung  des  Grundkapitals  Schulden  bezahlt,  so 
müssten  auch  die  Aktiva  verringert  sein.  Nur  in  der  Buchführung,  nicht  in 
'len  Wertbestanden  sind  somit  Veränderungen  vor  sich  gegangen.  Der  Begriff 
Passiva  muss  also  atich  eine  nur  buchtechnische  Bedeutung  haben,  unter  Um- 
:äländen  nur  Buchwerte^  d.  h.  nur  in  den  Büchern,  in  der  Buchführung,  aber 
nicht  in  der  Wirtschaft  vorhandene  Werte  darstellen.  Schulden  und  Passiva 
•äml  nicht  sich  deckende  Begriffe.  Auch  wenn  die  Aktivseite  hinter  der  Passivseite 
ziffemmässig  zurücksteht,  braucht  doch  noch  nicht  Überschuldung  vorzuliegen, 
«lange  nur  die  Summe  der  Aktiven  höher  bleibt  als  die  Summe  der  Schulden. 
Und  selbst  wenn  die  Gesellschaft  keinen  Pfennig  Schidden  hat,  kann  Unter- 
hilanz  gegeben  sein,  sofern  nur  die  Ziffer  des  Gnindkapitals  die  Summe  der 
Aktiven  übersteigt  Überschuldung  ist  in  dem  oben  angeführten  Beispiele  vor- 
handen, wenn  die  B.  lautet: 


Aktiva 1000000 

Verluste 500001 


Schulden 100001 

Grundkapital 400000 

Reservefonds 100000 

Die  Unterbilanz  beträgt  hier  500001,  die  Überschuldung  1.  Wenn  Über- 
^huldung  vorliegt,  ist  immer  aiich  ünterbilanz  gegeben;  wenn  Unterbilanx  ge- 
^ij^n  isij  liegt  nicht  notwendig  auch  Überschuldung  vor^).  Oder  anders  aus- 
.rwlrückt:  die  Unterbilanz  ist  entweder  nur  eine  buchmässige  oder  auch  eine 
wirtochaftliche-  Nur  eine  buchmässige  ist  sie,  wenn  nicht  zugleich  Überschuldung 
!?ireben  ist,  auch  eine  wirtschaftliche,  wenn  letzteres  der  Fall. 

C.  Der  Verlustbegriff.  Der  Gegensatz  von  nur  buchniässigor  oder 
auch  wirtschaftlicher  Bedeutung  des  ünterbilanzbegriffes  liisst  sich  auch  noch 
von  andere  Seite  her  nachweisen. 


*)  Vgl.  Simon  337 f.,  464 ff.;  Lehmann,  A,en  I  IGl;  Staub  240 ,o;  Jäger,  Kon- 
^onordnong  208,. 
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1.  Ein  anderer  Name  für  Unterbilanz  ist  bdaiizmäsaigfr  Verlust.  §  240  ii 
deri  H.G.B.  enthält  niui  den  Satz:  der  Vorstand  hat  die  Generalversammlung 
unverzüglich  zu  bemfen,  wenn  der  „Verlust",  welcher  sich  bei  Aufstellung  der 
B.  ergibt,  die  Hälfte  des  Grundkapitals  erreicht.  Aus  dem  Zusammenhang  mit 
§  240  u  erhellt,  dass  hier  unter  „Verlust"  der  bilanzmässige  gemeint  ist  Denn 
hat  der  Vorstand  schon  in  dem  Falle  die  Verpflichtung,  Konkurseröffnung  zu 
beantragen,  dass  die  Schulden  das  Aktivvermögen  überhaupt,  obschon  vielleicht 
nur  um  1,  übersteigen,  so  kann  ihm  nicht  erst  dann,  wenn  die  Schulden  das 
Aktivvermögen  um  die  Hälfte  des  Grundkapitals  übersteigen,  die  Pflicht  ob- 
liegen, die  Generalversammlung  zu  berufen.  Denn  die  Generalversammlung 
entbehrt  jetzt  des  grundsatzlich  massgebenden  Willens.  Auf  den  Konkurs- 
verwalter geht  nach  Konkursordnung  §  6  mit  der  Konkurseröffnung  das 
Verwaltuiigs-  und  Verfügungsrecht  über  das  Gresellschaftsvermögen  über.  Also 
bezieht  sich  der  „Verlust",  von  dem  H.G.B.  §  240 1  spricht,  auf  einen  Ver- 
lust^ welcher  nicht  in  einer  Überschuldung,  d.  h.  einem  Überwiegen  der  Schulden 
über  das  Aktivvermögen  besteht,  sondern  auf  einen  Verlust,  welcher  in  einem 
Überwiegen  der  ^ilsaizpasswa  übt»r  die  Aktiva  Ijesteht,  also  auf  ein  Über- 
wiegen nicht  von  wirtschaftlichen,  sondern  von  Buchwerten,  auf  eine|  Ver- 
gleichung  von  Rechnungs-,  nicht  von  Effektivposten.  M.  a.  W.:  der  Verlust- 
begriff*  des  §  240 1  ist  somit  ein  rechnungs-,  ein  buchmÖÄsiger. 

2.  a)  Der  bilanzmässige  Verlust  kann  ziflernmässig  höher  sein  als  der 
effektive  durch  Überschuldung  und  doch  ist  die  Vermögenslage  der  Gesellschaft 
im  ersteren  Falle  wirt*«chaftlich  günstiger,  als  bei  Überschuldung. 

b)  Nehmen  wir  unser  im  §  12  angeführtes  Beispiel  wieder  auf,  so  stellten 
wir  dort  folgende  beide  B.en  einander  gegenüber: 

Schulden 1000  001 


Aktiva       .     .     . 
Verlust      .     .     . 

,  .  .  1000000 
...                   1 

Aktiva       .     .     . 
Verlust      .     .     . 

.  .  .  1000  000 
.     .     .        250000 

Schulden 750000 

Grundkapital 500  Ono 

Im  zweiten  Falle  betragt  der  bilanzmässige  Verlust  250000,  im  ersten 
Falle  1  und  doch  ist  die  Lage  der  Gesellschaft  im  zweiten  Falle  wirtschaftlich 
erheblich  günstiger.  Hier  übersteigen  die  positiven  Werte  die  Schulden  noch 
um  250000,  ist  also  noch  das  halbe  Grundkapital  durch  die  Aktiva  gedeckt. 
Im  ersten  Falle  dagegen  findet  nicht  nur  das  ganze  Grundkapital,  Kon<lern 
finden  zum  Teil  auch  die  Schulden  nicht  mehr  in  den  Aktiven  Deckung. 


Die  ellektiTen  und  die  nur  rechnans^sinKssic^eii 
Biianzpassiven. 

§  65. 

I.  A.  Aus  dem  Bisherigen  folgt,  dass  es  Bilanzpassiva  gibt,  welche  keine 
Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  darstellen.  Alle  BilanzpasHva  stehen  in 
der  B.,  alle  haben  also  rechnungsmässige,  buchtechnische  Bedeutung,  aber  sie 
zerfallen  in  solche,  welche  nur  rechmmgsmässige  Bedeutung  besitzen,  und  in 
solche,  welche  auch  wirtschaftlicher  Natur,  d.  h.  Schulden^),  sind.  Alle  gind 
Abzugsposten,  die  Aktiven  mindernde  Posten,  aber  die  einen  solche,  welche  die 


*)  Einschliesslich  der  weiteren,  ebenfalls  noch  effektive  Bilanzpassiven  darstellen- 
den Verbindlichkelten  des  §  79. 
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Aktiva  lediglich  buchmässig  mindern,  die  anderen  solche,  welche  das  Brutto- 
veniiögen  auch  effektiv  herabdrücken.  Die  einen  sind  nur  rechnungsrnässige, 
foniieUe,  ideelle,  die  anderen  e/fektivey  wirtschaftliche,  materielle  Vermögen- 
minderungsposten  oder  Wertabgänge,  die  einen  nur  (negative)  Buchwerte,  die 
anderen  auch  (negative)  effektive  Werte  ^). 

B.  Nicht  so  zutreffend  ist  es,  die  einen  Passiva  als  fiktive,  die  anderen 
aU  wirkliche  Passiva  zu  bezeichnen.  Denn  diese  Terminologie  erweckt  die 
Vorstelluiig,  als  seien  die  Passiva,  welche  nur  den  Buchwert  des  Bruttover- 
niügens  mindern,  keine  echten  Passiva,  Aber  sie  sind  echte  Passiva^  nur 
keine  Schulden.  Die  Bezeichnung  der  bloss  rechnungsmässigen  Passiva  als 
fiktive  beruht  also  auf  der  unrichtigen  Vorstellung,  dass  Passiva  und  Schulden 
identische  Begriffe  seien.  Will  man  von  fiktiv  sprechen,  so  lässt  sich  höchstens 
sHijen:  fiktive  Schulden  (fiktive  Verbindlichkeiten). 

IL  Bloss  rechnungsrnässige,  nicJUeffektive  Passiva  gibt  es  aus  einem 
doppelten  Grunde: 

X,  Erstens  bringt  das  Vorhandensein  solcher  die  Gestaltung  von  B.en 
ih  Gewinuermittlungsbilanzen  mit  sich.  Gewinnermittlungsbilanzen  sind  B.en, 
leren  Saldo  die  während  einer  Wirtschaftsperiode  eingetretene  Reinvermögena- 
änderung  angibt  Diese  festzustellen  verlangt  die  Vergleichung  des  gegenwärtig 
vorhandenen,  also  effektiven  Reinvermögens  mit  dem  Stande  des  Reinvermögens 
in  früherer  Zeit,  demgemäss  mit  einem  Vermögen,  das  nicht  mehr  vorhanden, 
Mjndem  nur  noch  aus  Büchern,  also  lediglich  rechnungsmässig  erkennbar 
i>t.  Nur  rechnungsmässige  Posten  stellen  demnach  die  Beträge  des  Orund- 
kapäals  und  der  Eeservefonds  dar,  welche  sich  unter  den  Passiven  eingetragen 
finden.  Denn  sie  repräsentieren  das  frühere,  d.  h.  schon  vor  Abschluss  der 
^rirtschaftsperiode  vorhanden  gewesene  Reinvermögen.  Je  mehr  somit  solch 
rK'hnungsmässige  Passivposten,  insbesondere  solche  Reservefonds,  eingestellt 
werden,  um  so  geringer  ist  der  Reinvermögenszuwachs,  der  Reingewinn;  um  so 
weniger  kann  demzufolge  unter  die  Aktionäre  verteilt  werden.  Denn  A  —  P 
—  Gr  (Grundkapital)  —  Re  (Reservefonds)  =  Ge  (Gewinn).  Insofern  können 
wr  diese  Passivposten  Reingewinnemiitthrngskonten  oder  -Posten  nennen. 

Der  andere  Grund  für  das  Vorkommen  nur  rechnungsmässiger  Passivposten 
li<i?t  in  der  Kontoform  der  kaufmännischen  Buchführung  und  ist  darum  bei 
allen  Arten  von  Gesellschaftsbilanzen  möglich. 

1.  Weil  die  Abzugsposten  vom  Bruttovermögen  nicht  unter  dieses,  sondern 
diesem  gegenüber  gestellt  werden,  erfolgt  die  Feststellung  der  Differenz  nicht 
«lurch  Abzug  der  niedrigeren  Gesamtsmnme  von  der  höheren  Gesamtsumme, 
andern  durch  Abgleichung  beider  Gesamtsummen  auf  dieselbe  Ziffer.  Es  winl, 
»vnn  die  Aktiva  8  -j-  6,  die  Passiva  7  -f-  4  betragen,  nicht  gebucht 
U  —  11   :=  .3,  sondern: 


14 


14 


11 
3 


14 


2.  Damit  ist  aber,  ohne  dass  eine  weitere  umständliche  Rechnung  er- 
f'nlerljch  wird,  auch  möglich  gemacht,  eine  Wertminderung  der  Aktiva  um  2 
•tatt  durch : 


*)  Berliner  237  gebraucht    als  Gegensatz  absolute  und    relative  Passiva    nebst 
^TjönzangB-    (d.   h.    Wertberichtigungs-)    Posten.      Absolute    Passiva    sind     nur    die 
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durch : 


12 

11 

1 

12 

12 

14 

2 

11 

1 

14 

14 

ZU  buchen.  Die  Differenz  bleibt  immer  1.  Weil  die  Differenz  aber  die  näm- 
liche bleibt  und  es  bei  der  Gewinnfeststellung  nur  auf  diese  ankommt,  ht  t^ 
gleichgültig,  aus  welchen  Vergleichssummen  die  Differenz  gebildet  wird.  R< 
können  somit  sowohl  auf  der  Aktiv-  wie  auf  der  Passivseite  nur  rechnungs- 
mässige  Posten  eingestellt  werden.  Wir  sprechen  hier  von  den  Passiven.  Ein 
solcher  bloss  rechnungsfähiger  Posten  ist  in  unserem  Beispiel  die  2.  Die 
Summe  der  effektiven  Passivwerte,  der  Schulden,  ist  dadurch  nicht  vermehrt 
—  sie  ist  11  geblieben  — ,  aber  die  Summe  der  Passivwerte.  Die  2  sind  nur 
Buchwerte  und,  weil  ihr  Zweck  ist,  den  Wert  gegenüberstehender  Posten  zu 
berichtigen,  Weriberichtigungs-,  Bewertungs-,  Korrektur konten^).  Die  nur  rech- 
nungsmässigen,  die  nichteffektiven,  die  fiktiven  Passivjwsten  sind  demnach  ent- 
weder Gewinnermittlungs-  oder  Wertberichtigungskonten. 

III.  A.  So  haben  wir  drei  Arten  Passivkonien :  Schulden-,  Gewinnermitt- 
lungs- und  Wertberichtigungskonten.  Alle  drei  Kontenarten  dem  Begriffe 
Passiva  unterzuordnen,  ist  dem  Sinne  des  G.  gemäss.  Denn  einmal  spricht 
H.G.B.  §  261  Ziff.  6  von  einem  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und 
sämtlicher  Passiva  sich  ergebenden  Gewinn  und  nichts  hindert,  die  W^enduiig 
„sämtliche  Passiva"  nicht  bloss  auf  eine  Gesamtheit  der  einzelnen  Passivposten, 
sondern  auch  auf  eine  Gresamtheit  der  Passivarten  zu  beziehen,  also  davon  aus- 
zugehen, dass  der  Gesetzgeber  mehrere  Arten  von  Passivkonten  unterscheidet 
Dazu  aber  sagt  H.G.B.  §  261  Ziff.  5  ausdrücklich,  der  Betrag  des  Grund- 
kapitals und  der  Betrag  eines  jeden  Reserve-  und  eines  jeden  Erneuerungsfond> 
seien  „unter  die  Passiva"  aufzunehmen.  Das  G.  erklärt  demzufolge  die  Reiu- 
gewinnfeststellungs-  und  die  Wertberichtigungskonten  auf  der  Passivseite  aus- 
drücklich für  Passiva. 

B.  1.  Anders  ist  die  Meinimg  von  Reisch  und  Kreibig  und  auch  von 
Seidler,  Nach  ihnen  sind  Passiva  nur  die  Schulden  und  zerfallen  die  Posten 
der  Habenseite  der  B.  in  Passiva,  Rein  Vermögenskonten  und  Bewertuutrs- 
konteu^). 

2.  Der  Grund  für  sie  ist:  würden  auch  der  Grundkapitalposten  und  die 
Reservefonds-  und  Erneuerungsfondskonten  zu  den  Passiven  gehören,  so  müt5si4e 
dazu  auch  rechnen  der  auf  der  Passivseite  stehende  Saldoposten.  Allein  (lie> 
ist  keineswegs  der  Fall. 

3.  Der  Saldoposten  teilt  nach  dem  Wesen  der  Kontoform  nicht  die 
Natur  der  Bilanzposten,  auf  deren  Seiteer  steht,  sondern  die  Natur  der  Bilanz- 
posten der  Gegenseite.  Denn  der  Saldo  ist  die  Ausgleichs-,  die  die  BilanxK 
das  Gleichgewicht  herstellende  Ziffer.  Demgemäss  muss,  wenn  die  Aktiva  über- 
wiegen, der  Ausgleich  dadurch  geschaffen  werden,  dass  eine  dem  Übergewicht 
entsprechende  Ziffer  auf  der  Passivseite  eingesetzt  wird.     Diese  Ziffer  steht  auf 

*)  Über  diese  s.  oben  §§  36  und  37,  Beisch  I  6  und  Berliner  55. 

^  Beisch  II  5f.  u.  11  und  Seidler  a.  a.  O.  S.  64.    Auch  Berliner  219,  262. 

^)  Franz.,  cugl,  epan. :  balance. 
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der  kkitierm  Koiitoseite,  stellt  somit  das  Obergewicht  der  Aktivseite,  also  der 
fösserm  Kontoseite  dar  ^)  und  rührt  denigemäss  von  der  Aktivseite  her,  d.  h. 
enthält  rechnerische  Aktivwerte,  ist  rechnerisch  ein  Aktivum.  Am  deutlichsten 
kommt  es  darin  zum  Ausdruck,  dass  dieser  Saldo,  obwohl  auf  der  Passivseite 
iit^hend,  Aktivsaldo  heisst  und  bei  Vortrag  auf  neue  Rechnung  auf  der  ent- 
s.'p^ngesetzten  Seite,  d.  h.  als  Vermögensmehrungsposten,  als  Aktivum  ein- 
gesetzt wird.  Der  Aktivsaldo  der  B.  wird  auf  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto 
•le?  neuen  Jahres,  soweit  er  übeiiragen  wird,  unter  Gewinn,  also  unter  Haben 
~  und  das  bedeutet  hier  VermögenswcÄrwn^  ^),  Aktivum  —  eingestellt. 

4.  Die  Ausdrucksweise  des  positiven  Rechts  entspricht  diesem  Wesen  des 
Saldos.  Nach  §  261  Ziff.  6  ist  am  Schlüsse  der  B.  anzugeben  „der  aus  der 
Ver]?leichung  säintlicher  Aktiva  und  sämtlicker  Passiva  sich  ergebende  Grewinn 
and  Verlust**.  Also  gehört  der  Posten  „Gewinn**  gar  nicht  zu  den  Passiva, 
wie  der  Posten  Verlust,  der  auf  der  Aktivseite  steht,  gar  nicht  zu  den  Aktiva*). 


Die  effektiTen  und  die  bloss  rechnaiic^sinässic^en 
Bilansaktiveii. 

§  66. 

I.  Ebenso,  wie  die  Bilanzpassiva,  zerfallen  nach  dem  in  §  64  Erörterten 
die  Bilanzaktiva  in  solche,  die  nicht  nur  arithmetische  Bedeutung,  sondern  auch 
wirtschaftlichen  Inhalt  besitzen,  d.  h.  zugleich  Wertträger  sind,  und  in  solche, 
welche  lediglich  Rechnungsposten  darstellen.  Den  wirklichen,  effektiven  Ver- 
mügemposieru,  materiellen  Wertzugangen  stehen  positive  Werte,  die  nur  Buclir 
werte,  nur  formeUe  oder  ideelle,  fiktive  Vermögensmeknmgen  oder  Wertzugange 
siinl,  gegenüber. 

n.  Auch  hier  hat  das  Vorhandensein  von  nur  rechnungsmässigen  Bilanz- 
posten einen  doppelten  Grund.  Die  lediglich  rechnungsmässigen  Aktiven  sind 
entweder  Wertberichtigungs-  oder  Erfolgsregulieningskonten. 

A.  1.  JVertbertchiigungskonten,  d.  h.  das  arithmetische  Mittel,  um  eine 
Wertberichtigung  von  Passivposten  kontomässig  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Kne  noch  nicht  fällige  Schuld,  die  auf  100  lautet,  ist  für  die  Zeit  der  Bilanz- 
aufistellung  erst  92  wert.  Nichtsdestoweniger  kommt  es  vor*),  dass  sie  mit 
1««)  als  Passivum  eingesetzt  wird  ;  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  ist  dies 
statthaft,  dass  ihr  gegenüber  eine  8  als  rechnungsmässiges  Aktivum  zur  Ein- 
M«^Uuiig  gelangt.  Der  effektive  Schuldbetrag  macht  dann  doch  nur  92,  denn 
di»-  Wertdifferenz  zwischen  Soll  und  Haben  ist  92: 


8 
92 


100 


2.  Als  ein  solches  Wertberichtigungs-  oder  Bewertungskonto  wollen  Rei^ch 
Jüd  Kreibig  auch  den  ja  auf  der  Aktivseite  als  der  dann  kleineren  Kontoseite 
Muhenden  Verlusisaldo  angesehen  wissen.  Es  werde  dadurch  die  Passivpost 
«Grundkapital**  richtig  gestellt  ^).     Allein  abgesehen  davon,  dass,  wie  §  05  a.  E., 


')  Vgl.  Beisch  I  30. 

»)  S.  oben  §.  60. 

»)  Vgl.  Staub  261 ,,. 

*i  S.  aber  oben  §  21  IV  A  2  e. 

»)  II  11. 

fiirlim.  Die  BiUnsen  der  Aktiengeflellschaften,  1*< 
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erwähnt^  das  positive  deutsche  Becht  den  Verlustsaldo  nicht  zu  den  Aktiv- 
posten nx^hiiet,  steht  der  Verlustsaldo  doch  in  gar  keiner  rechtlichen  Beziehung 
zum  Posten  Grundkapital.  £r  gibt  schlechthin  den  Verlustbetrag  an,  nicht, 
dass  der  Verlust  gerade  am  Grundkapital  eingetreten  ist.  Verlust  ist  bei 
Überwiegen  der  Passivseite  auch  vorhanden,  wenn  der  Betrag  des  Grundkapitab 
gedeckt  bleibt  und  nur  der  Betrag  des  Reservefonds  durch  den  Verlust  ge- 
kürzt wird.  Der  Satz  des  §  240 1  des  H.G.B^  dass  der  Vorstand  unverzüg- 
lich die  Generalversammlung  zu  berufen  habe,  wenn  der  bilanzmässige  Verlust 
die  Hälfte  des  Grundkapitals  erreicht,  bezieht  sich  seinem  Wortlaut  gemäss 
nicht  bloss  auf  den  Fall,  dass  der  Verlust  die  Wirkung  hat,  dass  die  Hälfte 
des  Grundkapitals  nicht  mehr  gedeckt  ist^  sondern  auf  alle  Fälle,  in  welchen 
ein  Verlust  in  der  Höhe  der  Hälfte  des  Grundkapitals,  d.  h.  ein  sehr  grosser 
Verlust  sich  ergibt,  also  auch  auf  solche  Fälle,  in  denen  ein  derartig«:  Ver- 
lust noch  durch  Auflösung  von  Reserven  gedeckt  zu  werden  vermag  oder 
wenigstens  das  Grundkapital  nicht  bis  zu  seiner  Hälfte  herab  ein  ungedecktes  wird. 
B.  ErfolgregiUierurigskonien,  In  die  Aktiva  einzusetzende  Posten  haben 
unter  Umständen  einen  ähnlichen  Zweck,  wie  unter  die  Passiva  aufzunehmende 
Reservefonds. 

1.  Je  mehr  solcher  Reservefonds  unter  die  Passiva  aufgenonunen  werden, 
um  so  geringer  ist  der  sich  ergebende  und  damit  der  verteilbare  Reingewinn. 
Es  kann  auf  diese  Weise  auch  eine  Regulierung  der  Reingewinnshöhe  zwischen 
den  einzelnen  Betriebsjahren  herbeigeführt,  d.  h.  für  eine  von  Jahr  zu  Jahr 
möglichst  sich  gleichbleibende  oder  wenigstens  nicht  stark  nach  unten  schwankende 
Dividende  Vorsorge  getroffen  werden.  Z.  B.  werden  Dividendenausgleichungs- 
fonds zu  diesem  Zwecke  gebildet. 

2.  Unter  die  Passiva  werden  nur  rechnungsmässige  Bilanzposten  ein- 
gesetzt, um  die  Entstehung  zu  grossen  Reingewinnes  im  einzelnen  Jahre  zu 
vermeiden,  denn  je  höher  die  Summe  der  Passivposten^  um  so  geringer  ist  der 
Überschuss  der  Aktiven  über  die  Passiven,  also  der  bei  den  Passiven  als 
Ausgleichs-  oder  Saldoposten  einzustellende  Gewinn.  In  die  Aktiva  werden 
andererseits  nur  rechnungsmässige  Posten  eingestellt»  um  der  Entstehung  zu 
starken  Gewinnrückganges  im  einzelnen  Jahre  oder  gar  der  Entstehung  von 
Verlust  in  ihm  vorzubeugen.  Die  Aufnahme  von  entsprechenden  Posten  in  die 
Aktiva  gibt  die  Möglichkeit,  die  Wirkung  hoher  Ausgaben,  starken  Verlust 
auf  mehrere  Jahre  so  zu  verteilen,  dass  der  Gewinnsaldo  nicht  zu  sehr  dadurch 
beeinträchtigt,  der  Verlustsaldo  nicht  zu  sehr  dadurch  gesteigert  wird^).  Denn 
je  höher  die  Summe  der  Aktivposten^  lun  so  grösser  wird  die  Ausgleichungs- 
ziffer auf  der  Passivseite,  wenn  die  Aktivensumme  überhaupt  überwiegt»  bezw. 
um  80  kleiner  wird  die  Ausgleichsziffer  auf  der  Aktivseite,  also  die  Verlu&i- 
ziffer,   wenn  an  sich  die  Summe  der  Passivposten  die  überragende  ist 

3.  Eine  Anwendung  dieser  Grundsätze  und  damit  ein  Beispiel  eine:^ 
solchen  Gewinnregulierungskontos  auf  der  Aktivseite  erhellt  aus  Hypotheken- 
bankgesetz §  25.  Derselbe  handelt  von  der  Ausgabe  von  Hypothekenpfand- 
briefen unter  Pari.  Das  Emissionsdisagio  ist  in  einem  Falle,  im  Falle  de^ 
sog.  ausserordentlichen  Disagios*),  an  sich  Verlust,  Betriebsausgabe.  Müsste  es 
hier  ganz  zu  Lasten  des  Jahres  verrechnet  werden,  in  welchem  die  Au&^gabe 
der  Pfandbriefe  erfolgte,  so  könnt«  unter  Umständen  der  Gewhin  dieses  Jahres^ 
ausserordentlich  gedrückt    werden.     Das    G.  ermöglicht    daher    eme    Verteilung 


^)  Über  den  Grund,   aus  welchem  Dividendenschwankungen   möglichst  zu    ver- 
meiden sind,  8.  §  43. 

*)  Vgl.  §  101  II  B. 
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der  Ausgabe  auf  mehrere  Jahre.  Dies  geschieht  bilanzmässig,  also  kontoförmig 
ji)  der  Weise,  dass  die  Bank  für  berechtigt  erklärt  wird,  einen  dem  Disagio 
eutsprechenden  Aktivposten  in  die  B.  einzusetzen,  der  in  der  Folgezeit  durch 
jahrliche  Abschreibungen  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  zu  tilgen  ist. 
Nehmen  wir  an,  der  Betriebsbruttogewinn  betragt  100000,  der  Betriebsaufwand 
G'MIOO,  <larunter  20000  Disagioverlust,  so  dürfen  an  sich  in  die  B.  als  Gewinn 
nur  40000  zur  Einsetzung  gelangen,  denn  das  Gewinn-  und  Verlustkonto 
lautete: 

Verlust  Gewinn 


Ausgaben 60000 

Sflldo 40000 


Bruttogewinn 100000, 


aber  das  G.  erlaubt  vier  Fünftel  des  Disagioverlustes  als  Bilanzaktivum  einzu- 
-«etzen  und  letzteres  erst  allmählich,  alle  Jahre  mindestens  ein  Viertel,  abzu- 
•jchreiben.  Der  Verlust  wird  somit  auf  mehrere  Jahre  veileilt  und  datlurch  sein 
Einfluss  auf  den  Gewinnsaldo  der  B.  reguliert.  Ein  bloss  rechnungsmässiges 
BiJanzakdvum  bildet  das  Mittel  hiezu. 

III.  Die  bilanzfähigen  Vermögensgegenstände. 
1.  Die  Fräse  der  BllanxfXUs^keit  der  Arbeitskraft. 

§  67. 

I.  A.  iVicA/  jedes  tvirtschaftliche  Gut,  d.  h.  jedes  Mittel  der  Bedür&iis- 
k'friedigung  ist  fähig,  Büanzaktivum  zu  sein.  Wirtschaftliches  Gut  oder  Ver- 
mögenswert und  Veimögensgegenstand  sind  nicht  identische  Begriffe.  Gegen- 
stand ist  Gregensatz  zu  Person,  zu  Mensch,  etwas  von  der  Person,  dem  Menschen 
Getrenntes,  demgemäss  etwas,  was  von  Mensch  zu  Mensch  übergehen  kann, 
i^kehrsfähig  ist  Die  Arbeitskraft  ist  ein  wirtschaftliches  Gut,  aber  mit  der 
Person  de«  Menschen  verbunden,  somit  die  Arbeitskraft  als  solche  kein  Ver- 
nioffem<gegenstand  ^),  also  kein  Bilanzaktivum. 

B.  Selbst  wenn  man  der  Meinung  sein  würde,  die  vom  Gesetzgeber  in 
^  39  f.  implicite  geäusserte  Ansicht,  das  Vermögen  bestehe  nur  aus  Vemiögen.s- 
j^treeDAtanden,  nicht  aus  wirtschaftlichen  Gütern  oder  Vermögenswerten,  sei  un- 
richtig, so  würde  sich  das  nämliche  Resultat  doch  daraus  ergeben,  dass  die  B. 
nach  §  39  das  Verhältnis  von  Vermögen  und  Schulden  darstellt,  und  zum 
W'nntlgen  gehört  die  Arbeitskraft  nicht  Sie  ist  ein  Bestandteil  der  Person, 
aber  nicht  des  Vermögens  des  Vermögensinhabers.  Die  eigene  Arbeitskraft 
unterliegt  nicht  der  Vermögenssteuer,  die  Arbeitskraft  des  Gemeinschuldners 
L'^hört  nicht  zur  Konkursmasse'). 

II.  Aber  nur  die  Arbeitskraft  als  solche  bildet  kein  bilanzfäbiges  Aktivum, 
<L  h.  der  Kaufmann  kann  nicht  seine  eigene  Arbeitskraft  zu  seinem  Vermögen 
Höhnen.  Dagegen  bildet  einen  Vermögensgegenstand  und  damit  ein  Bilanz- 
aktivum der  Afispruch  auf  fremde  Arbeit,  die  k.Yhe\\j^pfiicht  gegen  Dritte^),  die 
hkfigt\eu\jtm^y  denn  das  Recht  fremde  Arbeitsleir^tung  zu  verlangen,  ist,  wie 
•ine  Forderung,  ein  Vermögen sgegenn tan d,  etwas  von  der  Person  Getrenntes, 
Srlbs^tändiges  ^). 


')  Bing  186,;  derselbe,  A.en  S.  46;  Staub  40 j;  Simon  173. 
*)  Jdper,  Konkursordnung  1  ^, 
■)  A.  M.  die  in  N.  1  Genannten. 
*)  S.  dazu  §  68  II. 
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A.  Dies  ergibt  schon  das  nach  Einführungsgescitz  z.  H.G.B.  Art  2  auch 
für  A.cn  subsidiär  geltende  Gesellschaftsrecht  des  B.G.B.  Nach  §  706  iii  des 
B.G.B.  kann  der  Beitrag  eines  Gesellschafters  auch  in  der  Leistung  von  Diensten 
bestehen.  Die  Beitrage  der  Gesellschafter  bilden  aber  neben  den  durch  die 
Geschäftsführung  für  die  Gesellschaft  erworbenen  Gegenständen  gemäss  §  718i 
daselbst  das  Gesellschafts  vermögen.  Also  ist  Dienstleistungspflicht  des  Ge^U- 
schafters  Vermögen ebestandteil^).  Ja  sie  ist  sogar  im  Sinne  des  B.G.B.  auch 
Vermögensgegenstand;  denn  wenn  §  719  desselben  dem  Gesellschafter  keine 
Verfügungsbefugnis  über  seinen  Anteil  am  Gesellschaftsvermögen  und  an  den 
daxu  gehörenden  Gegenständen  einräumt,  so  krnm  doch  nach  dem  voraus- 
gehenden §  718i  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  zu  den  Gegenständen 
des  Gesellschafts  Vermögens  auch  jene  Dienstleistungsbeiträge  zählen. 

B.  Aber  auch  aus  dem  Haiidelsgesellschaftsrecht  erhellt  das  Gleiche. 

1.  Ausdrücklich  erwähnt  das  deutsche  Handelsgesellschaftsrecht  nicht 
dass  die  Einlagen  der  Gesellschafter  auch  in  Dienstleistungsversprechen  zu  be- 
stehen vermögen,  ein  Künstler,  ein  Arzt,  ein  Schauspieler  gegründet  werden, 
d.  h.  seine  Dienstleistung  für  die  Gesellschaft  das  wertvollste  Gut  sein  kann. 
Aber  das  ausländische  Gesellschaftsrecht  kennt  derartige  Bestimmungen,  iiis^- 
besondere  die  Einlage  von  Diensten  auf  Aktien,  sog.  Industrie-  oder  Fleiss- 
aktien  (actions  industrielles,  azioni  industriali)*).  Da  die  Unti»rscheidung  von 
Arbeits-  und  Kapitaleinlagen  der  Vorstellung  des  kaufmännischen  Lebens  ent- 
spricht, im  täglichen  Leben  davon  die  Rede  ist,  dass  der  eine  Gesellschaftor 
Kapital,  der  andere  seine  Arbeitskraft  einlege,  darf  die  gleiche  gesetzUche  Mög- 
lichkeit auch  für  das  deutsche  Recht  angenommen  werden,  da  die  Gesetzgebung 
doch  sich  den  Vorstellungen  der  Kreise  anzuschliessen  pflegt,  für  deren  Betlürf- 
nisse  sie  Rechtsnormen  schafl[l.  Es  wäre  dies  nur  dann  nicht  zulässig,  wenn 
ausdrückliche  Gesetzesbestimmungen  solcher  Annahme  entgegenstünden. 

2.  a)  Man  hat  drei  solche  Bedenken  geäussert.  Vor  allem  sagt  man« 
die  Annahme  der  Statthaftigkeit  von  Dienstleistungseinlagen  wideraprech«- 
der  Natur  der  A.  als  Kapitalgesellschaft*).  Diese  reine  Natur  der  A.  alrf 
Kapitalgesellschaft  ist  aber  durchbrochen,  seit  den  Aktionären  durch  Statut 
auch  die  Verpflichtung  zu  wiederkehrenden,  nicht  in  Geld  bestehenden  Leistungen, 
wenn  auch  nur  neben  ihrer  Verpflichtung  zu  Kapitaleinlagen,  auferlegt  zu  wenieii 
vermag  *). 

b)  Dann  war  man  der  Meinung,  die  Annahme  der  Möglichkeit  von  Ein- 
lagen von  Diensten  auf  das  Aktienkapital  scheitere  daran,  dass  §  186  als  d«s 
Einzulegende  o<ler  von  der  Gesellschaft  zu  Übernehmende  nur  Vermögensgegen- 
stande bezeichne  —  das  G.  sagt,  „der  Gegenstand  der  Einlage  oder  der  Über- 
nahme" niuss  im  Gesellschaf  tsver  trag  festgesetzt  werden  — ,  und  Arbeitskraft 
sei  kein  Vermögensgegenstand  ^).  Allein  ein  Vermögensgegenstand  ist  jetles 
Reicht  auf  Leistung  von  Vermögenswerten  und  ein  solches  Recht  liegt  \w\ 
Einlage  von  Dienstleistungen  vor.  Der  Einlegende  legt  einen  Anspruch  gegen 
sich  selbst  ein.  Er  legt  nicht  seine  Arbeitskraft,  sondern  seine  Dienstleistun^- 
pflicht  und  damit  einen  Vermögensgegenstand  ein  \ 

3.  a)    Endlich   wurde    angeführt,    die    erwähnte    Annahme    scheitere    am 

0  A.  M.  Staub,  Exkurs  zu  §  122 ,;  dagegen  Lehmann  111  j. 
^)  Vgl.  Lehmann,  A.en  I  194  u.  217. 
*)  Lehmann,  A.en  I  217. 
*)  H.G.B.  212. 
»)  Bing  186,  u.  ^. 

*)  Zustimmend  Cosack  117  III.     Dass  Dienstlcistungspflichten  Ctegenstand  eiu€^ 
Übeniahmevertrages  zu  sein  vermögen,  erkennt  auch  Lehmann,  A.eu  I  875  an. 
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EinlagebegriflT.  Einlage  sei  Eingelegtes,  also  immer  etwas,  was  geleistet  ist, 
nicht  etwas,  was,  wie  versprochene  Dienste,  erst  geleistet  wird^).  Allein  auch 
Ixi  der  Einlage  der  eigenen  Dienstleistung  liegt  etwas  im  Gesellschaftsvermögen, 
hat  der  Gesellschafter  etwas  geleistet,  das  Recht,  den  Anspruch  auf  seine 
Diengte.     Dieser  bildet  seine  Einlage. 

b)  Abgesehen  davon  trägt  der  Gesellschafter  dadurch,  dass  er  sich  statt 
zu  einer  anderen  Einlage  zur  Leistung  von  Diensten  verpflichtet,  zu  der  Gesell- 
•äohaft  etwas  bei  und  nach  dem  ja  subsidiär  auch  für  Handelsgesellschaften 
tnltendeii  Gresellschaftsrecht  des  B.G.B.  sind  Beiträge  und  Einlagen  nur  ver- 
H'hiedene  Bezeichnungen  für  dasselbe  Ding.  Denn  wie  B.G.B.  §  706  iii  davon 
spricht,  dass  der  Beitrag  eines  Gesellschafters  auch  in  der  Leistung  von  Diensten 
za  be.stehen  vermag,  lesen  wir  in  B.G.B.  §  733  ii  von  „Einlagen,  die  in  der 
Leistung  von  Diensten  bestanden".  Die  eine  Bezeichnung  ist  von  der  Ursache, 
iie  andere  von  der  Wirkung  genommen.  Der  Beitrag  ist  zu  leistende  Einlage, 
die  Einlage  geleisteter  Beitrag'). 


t.  Die  Arten  der  Yemiöc^eniic^ef^eiistände,  Insbesondere  der 
Forderanfsbec^riff. 

§  68. 

L  A.  Wie  schon  in  §  63  unter  Nr.  III  angedeutet,  lassen  sich  zwei 
Gruppen  von  Vermögensgegenständen  unterscheitfen :  solche,  welche  Vermögeiufweric 
und  VemwgensrecJile  sind,  und  solche,  welche  nur   Vermögenswerte  darstellen. 

B.  Zu  der  ersten  Gruppe  rechnen  bewegliche  und  unbewegliche  Sachen 
and  Rechte  wirtschaftlichen  Inhalts-,  Forderungs- *),  Urheber-,  Firmen  rechte*), 
Recht  auf  Warenzeichen,  Mitgliedschaftsrechte  bei  anderen  Gesellschaften,  Kon- 
zi^-ionen,  Titel  Hoflieferant  u.  s.  w. 

C.  Beispiele  der  zweiten  Gruppe*),  der  rein  wirtschaftlichen  Güter,  sind 
m  keinem  subjektiven  Recht  ausgestaltete  Fabrikationsgeheinniisse,  Pläne  aus- 
zuführender Anlagen ^X  Kredit,  Ruf  des  Geschäftes,  Kenntnis  der  Bezugs-  und 
.Vb^tzquellen,  Umsatz,  Kundschaft,  Abonnenten  stock,  Goldene  Medaillen,  Preis- 
'üplome,  Au.<^lehnung8fähigkeit,  günstige  Lage,  Umbau  von  Miet-  zu  Geschäfts- 
räumen'), tat«^hliche  Möglichkeit,  Patentlizenzen  zu  veräussern,  die  Zusammen- 
setzung des  Aufsichtsrates  aus  Leuten,  durch  deren  geschäftliche  Beziehungen 
»1er  Absatz  erweitert  zu  werden  vermag  u.  dergl.  mehr®). 


')  BeAreiu^  746 1,. 

-)  Zustimmend  Lehmann  111  j. 

')  Z.  B.  Verzicht  auf  Ausübung  einer  Wirtschaftskonzession»  Abstehen  von  jedem 
Kookunenzbetrieb ,  Garantie  eines  bestimmten  Reineinkommens,  Verpflichtung  zur 
Leitimg  des  Geschäfts.    Vgl.  Friedberg  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  9  S.  15  f. 

*)  Reichsgericht  vom  9.  Juli  1901  in  Jur.  Wochenschrift  ö.  653;  Entsch.  des 
ßfanoschweig.  Verwaltungsgerichtshofe»  vom  19.  Februar  1902  in  der  Zeitschr.  für 
ßechtepüege  in  Braunschweig,  Bd.  49  Beil.  S.  57. 

*)  Beisch  II  13ff.  spricht  hier  von  „Verhältnissen'*,  die  immaterielle  Güter 
laßtelleo. 

')  Dagegen  nicht  Pläne  von  Projekten,  deren  Ausführung  nicht  mehr  beabsich- 
tigt is«t.     Vgl  auch  Beisch  II  134  und  oben  §  63  III  A. 

')  Jemand  mietet  leere  Bäume  auf  längere  Zeit,  um  sie  zu  Geschäftezwecken 
OBTjbauen.  Die  bauliche  Einrichtung  soll  fei  Mietbeendigung  dem  Vermieter  yer- 
i-fcil^D.  Dann  kann  neben  dem  Utensilienkonto,  welches  die  beweglichen  Einrich- 
^aB?en  verzeichnet,  ein  Baudurchführungskonto  ins  Aktivum  gesetzt  werden,  das  bis 
zoin  Ablauf  des  Mietverhäitnisses  abgeschrieben  sein  muss  (vgl.  Stern,  Art.  Ideelle  Werte. 

■}  Entsch.  in  Steuers.  X  309:    „Eine  A.  kauft  das  gesamte  Unternehmen  einer 
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IL  Eine  besondere  Bedeutung  hat  noch  der  Fordeningsbegriff'  des 
Bilanzrechtes. 

A.  §  39  des  H.G.B.  zahlt  ni6ht  die  einzelnen  Aktiva  nacheinander  auf, 
um  dann  die  Schulden  anzuführen,  sondern  nennt  mitten  unter  den  Aktiven 
Forderungen  und  Schulden  zusammen.  Jeder  Kaufmann,  sagt  §  39i,  hat  bei 
Beginn  seines  Gewerbes  „seine  Grundstücke,  seine  Forderungen  und  Schulden, 
den  Betrag  seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Vermögensgegenstande" 
genau  zu  bezeichnen. 

B.  Forderungen  und  Schulden  stehen  nebeneinander.  Wir  wissen  nun 
bereits,  dass  der  Ausdruck  „Schulden"  im  kaufmännischen  Leben  und  infolge 
davon  auch  im  Kaufmannsrecht  eine  andere  als  die  allgemeinrechtliche  Be- 
deutung hat.  Schuld  ist  nicht  jede  Verbindlichkeit,  nicht  die  Verpflichtung  zu 
einem  Dulden,  Unterlassen  und  nicht  die  Verpflichtung  zu  jedem  Tun,  sondern 
nur  die  Verbindlichkeit  zur  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen*).  Forderung  ist 
aber  dasselbe  Rechtsverhältnis,  wie  das  Schuldverhältnis  von  der  anderen  Seite 
her  betrachtet.  Hieraus  folgt  bei  dem  Nebeneinanderstehen  von  Schuld  und 
Forderung  in  §  39,  dass,  wenn  das  Wort  Schuld  eine  engere  Bedeutung  be- 
sitzt, dies  auch  bei  Forderung  der  Fall  ist.  Forderungen  im  Sinne  des  Bilanz- 
rechtes  sind  nur  diejenigen  Forderungen  im  Rechtssinne,  kraft  deren  der 
Forderungsberechtigte  Anspruch  auf  eine  die  Zahl  der  ihm  gehörenden  Vermögens- 
gegenstände steigernde  Leistung  hat  Forderung  im  Sinne  des  Bilanzrechte^s 
ist  der  persönliche  Anspruch  aij^  eine  aus  eigenem  Vermögen  des  Schuldneiv^ 
erfolgende  imd  darum  das   Vermögen  des  Gläubigers  mehrende  Leistung. 

C.  Somit  ist  keine  Forderung  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  der  persönliche 
Anspruch  auf  Rückgabe  verliehener  oder  in  Verwahrung  gegebener  Sachen  oder 
der  Anspruch  auf  Dienstleistung  oder  auf  ein  Dulden  oder  Unterlassen,  wie 
z.  B.  der  Anspruch  auf  Nichteintritt  in  ein  Konkurrenzgeschäft 

D.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  obligatorischen  Ansprüche,  welche 
keine  Forderungen  im  vorstehenden  Sinne  darstellen,  im  Sinne  des  BilanaonechtB:^ 
überhaupt  nicht  Vermögensgegenstände  seien.  So  ist  der  obligatorische  Anspruch 
auf  Dienstleistung  zwar  keine  Forderung  im  vorstehenden  Sinn,  trotzdem  aber, 
wie  wir  in  §  67  darlegten,  ein  Vermögensgegenstand. 


3.  Erwerb  unter  Anfwendunir^ii  als  YoraasnetKuiii:  der 

Bilansfähifkeit  von  TermSc^ensc^ei^eiiständeii  nach 

allgemeinem  BilanKreeht. 

§  69. 

I.  Nicht  jeder  Vermögensgegenstand  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  ist  auch 
schlechthin  bilanzfähig,  d.  h.  darf  ohne  weiters  in  die  B.  als  Aktivuni  eiiigt^ 
stellt  werden,  sondern  bei  einem  Teil  der  Vermögensgegenstände  ist  dies  nur 
unter  Voraussetzung  möglich. 


Gesellschaft  m.  b.  H.  mit  Aktiven  und  Passiven  einschliesslich  Firma  um  1500000  Mk. 
und  bucht  davon  1000000  für  die  Anlagen,  500000  Mk.  („Geschäftserwerbongskonto") 
als  Kaufgeld  dafür,  dass  die  A.  eine  wohleingeführte  Firma  mit  organisierter  Fabrik, 
geschultem  Personal,  reichen  Geschäftserfahrungen  und  bedeutenden  noch  unerledigten 
Auftragen  erworben  hat."  Siehe  auch  Stern,  Art  Abschätzung,  Immaterial^ter, 
Geschäftsverwertung,  Ansetzung  ideeller  Werte:  Ein  Verleger  kauft  ein  Zeitungsunter- 
nehraen  für  150000  Mk.;  davon  auf  Maschinen  und  Utensilien  85000,  auf  Papierror- 
rate  10000,  sonstige  Aktiva  15000,  für  Abonnentenstock  40000. 
')  Vgl.  oben  §  63. 
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II.  Ea  ist  in  dieser  Hinsicht  zwischen  Sachen  und  Forderungen  einer-  und 
den  übrigen  Vennögetisgegenständen  andererseits  zu  unterscheiden.  Erstere 
md  reelle,  greifbare,  materielle  Vermögensgegenstände,  die  anderen  ideelle, 
vmnaieneUe^), 

in.  Sachen  und  Forderungen  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  tragen  den  Wert,  den 
^  darstellen,  in  sich.  Sachen  bestehen  in  körperlichen  Gegenständen  und 
Foidenmgen  sind  insofern  Tr%er  ihres  eigenen  Wertes,  als,  solange  und 
so  weit  sie  existent  sind,  andere,  durch  sie  erzeugte  Werte  neben  ihnen  in  den 
Eilanzaktiven  nicht  erscheinen.  Finden  diurch  die  Forderungen  erzeugte  Werte 
in  die  B.  Aufnahme,  so  sind  die  sie  erzeugenden  Forderungen  so  weit  auch 
schon  dadurch  von  selbst  verzehrt  und  aus  der  B.  verschwunden. 

IV.  Anders  bei  den  übrigen  Vermögensgegenständen,  Rechten  und  rein 
wirtschaftlichen  oder  tatsachlichen  Gütern.  Ihr  wirtschaftlicher  Wert,  z.  B.  der 
von  Dienstleistungen  und  Gebrauchs-  und  Nutzungsbefugnissen  infolge  von 
Miete  und  Pacht,  liegt  darin ^  dass  sie  dazu  beitragen,  dass  neue  reelle 
Werte  erzeugt  oder  von  den  vorhandenen  reellen  Werte  weniger  ver- 
nichtet werden.  Sie  steigern  die  Betriebseinnahmen  oder  mindern  die  Be- 
triebsausgaben. Der  wirtschaftliche  Wert  der  Kundschaft,  des  Renommees,  des 
Ge^häftsgeheimnisses,  eines  ausgearbeiteten  Projektes  zeigt  sich  in  dem  ver- 
mehrten Absatz,  der  Wert  eines  Patentes  in  Gleichem  oder  in  einer  Einsparung 
TOD  Betriebsausgaben.  Dasselbe  gilt  vom  Kredit  und  anderem.  Bilanzmässig 
kommt  dies  alles  aber  darin  zum  Ausdruck,  dass  der  Kiiufmann  infolge  des 
vennehrten  Absatzes  ein  grösseres  Warenlager  und  mehr  Bargeld  oder  Effekten 
oder  Wechsel-  und  andere  Forderungen  besitzt  Infolge  der  Einsparung  an 
Ge^hfiftsnnkosten  gehen  andererseits  weniger  Werte  aus  seinem  Vermögen 
hinaus.  M.  a.  W. :  der  Wert  aller  dieser  Güter,  des  Patent-  oder  Firmenrechtes, 
der  Kundschaft,  des  Kredits  und  ähnlicher  Dinge  tut  sich  schon  in  anderen,  in  der 
K  enthaltenen  Aktiven  kund.  Wollte  man  sie  selbst  noch  mit  einem  besonderen 
Ansatz  ins  Aktivum  einsetzen,  so  würde  eine  Doppelbewertung  derselben  statt- 
finden und  eine  solche  ist  durch  §  40  des  H.G.B.  verboten,  indem  nach  ihm 
alle  Vennögensg^^enstande  nicht  über  ihren  wirklichen .  Wert  angesetzt  werden 
dürfen.  Dächte  man  dies  andererseits  durch  geringere  Bewertung  der  anderen 
Aktiva  vermeiden  zu  können,  so  wären  diese  unter  ihrem  wirklichen  G^brauchs- 
oder  Verausserungswert,  in  welchem  der  Wert  jener  immateriellen  Vermögena- 
^regenstände  untrennbar  mitenthalten  ist,  anzusetzen  und  dies  widerspräche 
ebenfalls  dem  §  40,  wonach  alle  in  die  B.  ausdrücklich  Aufnahme  findenden 
Veraiögensgegenstände  nicht  unter  ihrem  Effektivwerte  eingeschätzt  werden 
dürfen.  Somit  kann  einer  Doppelbewertung  jener  Güter  nur  in  der  Weise 
Tor^bengt  werden,  dass  ihre  Einsetzung  als  Bilanzaktivum  unterbleibt. 

V.  A.  Jedoch  mit  einer  Einschränkung.  Die  genannten  Vermögens- 
gegenstände sind  dann  büanxßhig,  wenn  für  ihren  Erwerb  oder  ihre  Herstellung  Auf- 
Wendungen  gemacht  wurden*).  Denn  dann  haben  diese  Gegenstände  einen  selb- 
ständigen, nicht  schon  in  anderen  Vermögensgegenständen  mit  dargestellten,  sondern 
von  deren  Wert  abgesonderten  und  wohl  unterscheid  baren  Wert^).     Verursachte 

')  VgL  §  68  I  C.  Die  franz.  Buchhaltung  unterscheidet  in  diesem  Sinne 
zwiflchen  Acüf  r6el  und  Actif  fictif. 

•)  Also  das  Finnenrecht  nur,  wenn  es  gegen  Entgelt  erworben  wurde.  Vgl. 
ZeitKhr.  für  Bechtspflege  in  Braunschweig,  Bd.  49  Beil.  S.  57:  Entsch.  d.  Braunschw. 
Verwaltmigagerichtshofes  vom  19.  Februar  1902  (Kaufmann,  Handelsrechtliche  Becht- 
spnduiDg  Bd.  3  S.  36). 

*)  Z.  B.  das  Projekt  einer  Kraftübertragungsanlage,  das  die  A.  um  5000  Mk. 
TCD  einer  elektrotechnisdien  Firma  hat  ausarbeiten  lassen.    Vgl.  auch  Beisch  II  136j 
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eine  Erfindung  einen  Versuchsauf  wand  von  50  000  oder  wurde  die  Erfindung 
für  diesen  Preis  käufUch  erworben,  so  darf  ein  Patentkonto  mit  50000  als 
Aktivum  in  der  B.  erscheinen.  Nur  die  ohne  allen  Aufwand  von  Geldwerten 
erworbenen  immateriellen  Güter,  die  selbstgewählte  Firma,  das  selbsterworbene 
Renommee  des  Geschäftes,  die  ohne  alle  Experimentierkosten  erfundene 
Fabrikationsmethode  ^),  die  selbst  entdeckten  Abzugs-  und  Absatzquellen  dürfen 
nicht  als  besondere  Aktiva  in  die  B.  Aufnahme  finden^).  Immaterialgüter 
findet  man  in  der  Praxis  zumeist  nur  in  B.en  aus  Privatbetrieben  oder  von 
A.en*)  gebildeter  A.en,  indem  sich  der  Vorbesitzer  bezw.  die  Mutteigesell- 
schaft  für  Firma,  Kundschaft,  Patente,  Marken-  und  Mu^terschutzrechte  und 
ähnliches,  das  sie  einbrachten,  regelmässig  etwas  vergüten  lassen. 

B.  Im  einzelnen  ist  aber  wegen  der  Frage  der  Bewertung  der  Auf- 
wendungen noch  folgendes  zu  beachten. 

1.  a)  Wir  haben  schon  früher*)  behauptet  und  werden  es  in  §  92  belegen, 
dass  die  ErricktungS'  und  VetivaUungskosten  des  Unternehmens  nicht  nur  emen 
Vermögensgegenstand  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  darstellen,  sondern  auch  ge- 
eignet sind,  in  die  B.  als  Aktiva  eingesetzt  zu  werden.  Sie  sind  ein  rein  wirt- 
schaftliches Gut  und  tragen  ihren  Wert  in  sich.  Allein  regelmässig  wird  der 
Wert  dieser  Generalunkosten  auf  den  Wert  der  im  Betrieb  hergestellten  o<ler 
veräusserten  Gegenstände  repartiert.  Sie  bilden  anteilsmässig  einen  Bestandteil 
des  Herstellungs-  oder  Verkaufspreises  und  kommen  insoweit  bereits  in  dem 
Wertansätze  der  Warenvorräte,  bezw.  der  für  veräusserte  Waren  empfangenen 
Gegenwerte  zum  Ausdruck.  Eine  Einstellung  der  Errichtungs-  und  Verwaltungs- 
kosten als  solche  im  Aktivmn  wäre  also  Doppelbewertung. 

b)  Hieraus  folgt,  dass  von  ohne  alle  Aufwendungen  im  Betrieb  erworbeneu 
immateriellen  Gütern  sich  nur  dann  sprechen  lässt,  wenn  die  Errichtungs-  und 
Verwaltungskosten,  die  sog.  Generalunkosten,  so  weit  sie  nicht  in  anderen 
Vermögensgegenständen  mitbewertet  sind,  in  der  B.  als  besonderes  Aktivum 
Vortrag  fanden.  Denn  ohne  dies  fällt  immer  ein  Teil  der  Errichtung;«- 
und  Verwaltungskosten  auch  auf  die  Vermögensgegenstände,  deren  Existenz 
lediglich  eine  Wirkung  der  Tatsache  der  Geschäftserrichtung  und  des  Geschäfts- 
betriebes ist,  wie  die  selbsterworbene  Firma  oder  Kundschaft,  der  selbsterworbene 
Kredit  Werden  die  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  als  Aktivum  gesondert 
vorgetragen,  so  können  somit  jene  immateriellen  Güter  nur  dann  als  selbständige 
Bilanzaktiva  eingesetzt  werden,  wenn  ihre  Herstellung  oder  ihr  Erwerb  besondere, 
d.  h.  in  den  Generalunkosten  nicht  enthaltene  Aufwendungen  verursachte. 
Erscheinen  die  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  in  der  B.  nicht  als  eigenes 
Aktiviun,  so  ist  ein  Vortrag  jener  immateriellen  Güter  im  Aktivum  auch  zu- 
lässig, wenn  ihr  Erwerb  keine  besonderen  Aufwendungen  notwendig  machte. 
Sie  können    dann    mit    dem  Anteil    als  Wert    in    die    B.  eingestellt    werden. 


„Beeile  Kosten  der  Projektverfassung  einer  Anlage."  —  Andrerseits  muss  ein  auf  eine 
Auflage  beschränktes  besonderes  Venagsrechtskonto,  das  als  Aktivum  in  der  B.  stand, 
in  dem  Momente  aus  ihr  verschwinden,  in  welchem  die  Auflage  fertiggestellt  ist;  denn 
von  da  an  ist  das  entgeltlich  erworbene  Verlagsrecht  in  dem  Vorrat  hergestellter  Bücher 
bewertet. 

^)  Dagegen  können  bei  nicht  von  Dritten  erworbenen,  sondern  unmittelbar  vom 
Patentamt  emaltenen  Patenten  alle  Herstellungsunkosten  angesetzt  werden,  nicht  bloss 
die  Patentgebühr.    Dazu  Knappe  31. 

')  Zustimmend  JReisch  I  258,  II  14 ;  SUm,  Art  „Immaterialgüter"  u.  a. 

')  So  haben  die  Tochtergesellschaften  der  Kasseler  TrebertroclcnmigsgeBeUschaft 
von  letzterer  Patentverwertungslizenzen  als  Einlage  erhalten  (wofür  sie  die  Hälfte  ihrer 
Aktien  als  Entgelt  leisteten). 

*)  §  36. 
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welcher  von  den  Errichtungs-  uiid  Verwaltungskosten  auf  sie  entfällt.  Ja  sie 
müssen  es  sogar  nach  dem  Gnmdsatz  der  Vollständigkeit  der  B.^),  es  sei  denn 
•la^s  sie  kraft  Gesetzes  nur  mit  ihrem  Herstellungspreise  angesetzt  werden 
dürfen.  Zu  diesem  rechnen  nur  die  besonderen  Aufwendungen  für  sie*). 

2.  Bei  der  Bewertung  der  als  Bilanzaktiva  eingesetzten  immateriellen 
Gfiier  ist  zu  beachten,  dass  dieselben  die  Natur  von  Gebrauchsgegenständen 
hrtj/tzeii.  Die  Firma,  die  Kundschaft,  der  Kredit,  die  Geschäftsgeheimnisse, 
da*  im  Unternehmen  verwertete  Urheberrecht,  die  darin  angewendete  Patent- 
lizenz sind  Vemiögensstücke,  welche  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe,  nicht  zur 
Weiterveraussenmg  bestimmt  sind.  Nur  mit  dem  Greschäfte  als  ganzem^  also 
mit  Aufgabe  des  Unternehmens  sollen  sie  im  Zweifel  veräussert  werden.  Hier- 
aus leitet  sich  ab,  dass  der  Herstellungs-  und  Erwerbswert,  mit  welchem  jene 
Güter  in  die  B.  eingesetzt  sind,  nicht  als  Veräusserungs-,  sondern  als  Gebrauchs- 
wert in  Betracht  kommt  und  daher  nach  den  Gruudsätwn  über  Bewertung 
von  Gebrauchsgegenständen  bilanzmässig  zu  bemessen  ist.^)^) 

VL  Wenn  nun  auch  Vermögensgegenstände,  welche  nicht  körperliche 
Sachen  oder  Forderungen  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  darstellen,  unter  der 
\'orau?j5etzung,  dass  sie  unter  Aufwendungen  erworben  wurden,  dieselbe  Bilanz- 
fiihigktit,  wie  Sachen  und  jene  Forderungen,  besitzen,  so  ist  es  doch  „nach 
den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung"  bei  einem  Teil  derselben  nur 
bedingungsweise  üblich,  sie  auch  wirklich  zu  verbuchen  und  damit  auch  zu 
tioein  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Bilanzposten  zu  gestalten. 

A.  Dienst-,  Werk-,  Gesellschafts-,  Miet-  und  Pachtverträge. 
Obli^torische  Ansprüche,  die  nicht  unt-er  den  Forderungsbegriff  des  Bilanz- 
ivchtes  fallen,  also  andere  Leistungen  als  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  zum 
Oegpniitand  haben,  demnach  z.  B.  Ansprüche  auf  Arbeitsleistungen  oder  auf 
fJebrauchs-  und  Nutxungsgestattungen  pflegen,  wenn  diesen  Ansprüchen  Ver- 
pflichtungen zu  Gegenleistungen  gegenüberstehen,  wie  dies  bei  Dienst-,  Werk-, 
firMÜseluifts-f  Miet-  und  Padttverträgen  nach  deren  Wesen  der  Fall  ist^  grund- 
sätzlich nicht  verbucht  zu  werden,  weil  sich  diese  Ansprüche  und  die  Ansprüche 
auf  Gegenleistung  die  Wage  halten.  Würde  der  Anspruch  auf  Dienstleistung 
der  Angestellten  gebucht,  so  müsste  in  gleicher  Höhe  die  Verpflichtung  ziu: 
Zahlung  der  Gehälter  als  Schuld  in  den  Büchern  vorgetragen  werden.  Käme 
'ler  Anspruch  auf  Überlassung  der  Mietgegenstände  zur  Verbuchung,  so  hätte 
in  gleicher  Höhe  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Mietzinses  als  Schuld 
Eintrag  zu  finden.  Leistung  und  Gegenleistung  sind  sich  hier  rechnerisch 
;rleichwertig;  also  ist  es  übeilflüssig,  die  Buchführung  mit  solchen  sich  auf- 
hebenden Gegenwerten  zu  belasten '^). 

B.  1.  Die  in  der  kaufmännischen  Praxis  zur  Ausbildung  gelangten 
Oraminätze  ordnungsmässiger  Buchführung  gehen  aber  noch  weiter.  Die 
Nutzung  fretnder  Arbeitskraft^  das  Gebrauchs-  und  Fruchtbezugsrecht  bei  Miete 


')  a  oben  §  21. 

')  Vgl.  unten  §§  173  III  B  und  172  II. 

»)  V^.  auch  Beiseh  I  258,  II  14. 

♦)  Bei  Bewertung  eines  Verlagsrechts  sind  die  Absatzfähigkeit  der  Druckschrift, 
i:e  Zahl  der  vertraglich  erworbenen  Auflagen,  das  für  jede  neue  Auflage  zu  zahlende 
Hrmorar,  der  aus  j^er  Auflage  zu  erwartende  Nutzen  in  Bei-ücksichtigung  zu  ziehen. 
Wird  eine  Auflage  fertiggestellt,  so  ist  das  Konto  entsprechend  zu  mindern.  Ab- 
!<f'hrribangeD  ha^n  stattzufinden  in  Hinblick  auf  den  Rückgang  der  Zugkraft  des 
Artikel«  äer  den  allmählichen  Ablauf  der  Verlagszeit  u.  s.  w.  Vgl.  Stern,  Art.  ,,Im- 
miterialgüteT"  S.  261  f. 

»)  Vgl.  aimon  183^  Staub  40,. 
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und  Pacht  wird  selbst  dann  nicht  in  die  Rechnungsbücfaer  eingetragen,  wenn 
der  Gegenwert  vorgeleistet  wird,  das  Gehalt  oder  der  Mietzins  bereits  im  voraus 
gezahlt,  die  Vei^tungsverbindlichkeit  erfüllt  ist. 

2.  a)  Der  Grund  hierfür  liegt,  wie  in  §  7  2  f.  darzulegen  sein  wird,  in 
dem  Umstand,  dass  es  im  allgemeinen  Prinzip  kaufmännischer  Buchführung 
ist,  Geschäftsvorfälle,  insbesondere  die  Ausführung  von  Rechtsgeschäften,  erst 
dann  in  den  Rechuungsbüchern  vorzutragen,  wenn  dieselben  zu  Ein-  oder 
Ausgang  von  8achen,  d.  h.  zu  wirtschaftlicher  und  tatsächlicher  Zugehörigkeit 
von  körperlichen  Gegenständen  oder  zu  einem  Aufhören  beider  Zugehörigkeiten 
führen. 

b)  Die  Voraussetzungen  hierfür  liegen  aber  weder  bei  Nutzung  fremder 
Arbeitskraft  noch  bei  Gebrauch  und  Nutzung  fremder  Sachen  vor.  Die  fremde 
Arbeitskraft  bleibt  tJX)tz  ihrer  Ausnutzung  durch  Dritte  auch  nach  kauf- 
männischer VorsteUung  doch  dem  Individuum,  das  sie  leistet,  wirtschaftlich 
zugehörig  und  überdies  kann  dieselbe,  weil  von  ihrem  Träger  untrennbar,  nicht 
tatsächlich  in  andere  Gewalt  übertragen  werden*).  Was  aber  die  gemieieiefi 
oder  gepachteten  Gegenstände  angeht,  so  findet  ja  bei  ihnen  ein  Obergang  in 
die  körperliche  Grewalt  des  Mieters  und  Pächters  statt,  aber,  wie  in  §  73  TIC. 
ausgeführt  werden  wird,  bleiben  sie  trotz  Besitzübergangs  nicht  bloss  rechtlich, 
sondern  auch  wirtschaftlich  eigene  des  Vermieters  und  Verpächters.  Sie  gehen 
aus  der  Wirtschaft  der  letzteren  nicht  aus  und  in  die  Wirtschaft  des  Mieters 
Oller  Pächters  nicht  ein.  Sie  bleiben  für  letztere  trotz  körperlichen  Übergangs 
auch  nach  den  Anschauungen  kaufmännischer  Buchführung  fremde. 

8.  Aber  eine  Einschränkung  müssen  wir  noch  machen.  Die  Nutzung 
fremder  Arbeitskraft  und  gemieteter  oder  gepachteter  Sachen  bleibt  trotz  bereits 
eingetretener  Erfüllung  der  Gegenverpflichtung  nur  so  weit  als  Aktivum  unge- 
bucht,  als  Nutzung  und  Aufwendung  dafür  sich  auch  zeitlich  decken,  d.  h. 
beide  derselben  Wirtschaftsperiode,  demselben  Geschäftsjahr  wirtschaftlich  zu- 
rechnen, d.  h.  vermögensmehrend  zu  gute  kommen,  vermögensmindemd  zur 
Last  fallen. 

4.  Ist  also  z.  B.  am  1.  November  Grehalt  oder  Miete  für  ein  Vierteljahr 
vorausbezahlt,  endet  aber  das  Rechnungsjahr  am  31.  Dezember,  so  ist  der 
Anspruch  auf  Dienstleistung  bezw.  Gebrauchsüberlassung  für  die  Zeit  des 
Monats  Januar  in  die  B.  als  Aktivum  einzustellen  oder,  wie  dies  in  der  Sprache 
der  kaufmännischen  Buchführung  anschaulicher  und  mehr  wirtschaftlich  ausge- 
drückt wird :  ein  Drittel  des  Gehaltes  oder  Mietzinses  wird  als  „vorausbezahltem 
Grehalt'S  „vorausbezahlter  Mietzins'^  in  die  B.  als  Aktivum  eingesetzt 

5.  Wir  werden  auf  diese  Frage  der  Erfolgsregulierung  zwischen  mehreren 
Betriebsjahren  und  ihren  Einfluss  auf  die  Bilanzgestaltung,  wie  schon  in  §§  65 
und  66  bemerkt,  in  §  88  im  Zusammenhang  zurückkommen. 

VII.  Ausnahmsweise  haben  auch  Forderungswertpapiere  und  schuldrecht- 
liche*)  Verhältnisse,  d.  h.  vermögensrechtliche  Ansprüche  und  Pflichten  des 
Mitglieds  als  solchen  begründende  Mitgliedsehaftsrechte  nur  die  Natur  rein 
wirtschaftlicher  Güter.  Es  ist  dies  dann  der  Fall,  wenn  die  Unternehmung 
Forderungen  gegen  sich  selbst.  Mitgliedschaftsrechte  bei  sich  selbst  erwirbt, 
wie  dies  bei  Erwerb  eigener  SchtUdverschreibungen^),  eigener  Aktien*),  eigener 
Kuxe%  eigener  Geschäftsanteile  u.  s.  w.  vorliegt. 

»)  Vgl.  §  67  I. 

')  Vgl.  Lehtnann,  A.en  II  15. 

•)  S.  darüber  näher  §  108  und  §  135. 

*)  Näher  §  130. 

»)  Vgl.  auch  §  U4  a.  E. 
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A.  An  sich  gilt  ja  der  Satz,  dass  Vereinigung  von  Recht  und  Pflicht 
in  einer  Person  den  Untergang  des  Rechtes  zur  Folge  hat.  Aber  das  moderne 
Recht  kennt  zahlreiche  Ausnahmen  von  diesem  aus  der  Natur  der  Sache 
fliessenden  Rechtssatz.  Der  Erwerb  von  Forderungsrechten  gegen  sich  selbst 
und  Mitgliedschaftsrechten  bei  sich  selbst  bewirkt  positivrechtlich  in  einer  Reihe 
Ton  FäÜen  lediglich  ein  Ruhen,  aber  kein  Erlöschen  des  Rechtes. 

B.  Allein  das  positive  Recht  vermag  nur  das  rechtliche,  nicht  das  wirt- 
schaftliche Wesen  der  wirklichen  Sachlage  zu  ändern.  Eine  Forderung  gegen 
sich  selbst  ist  an  sich  wirtschaftlich  wertlos.  Also  kann  ein  vermögensrecht- 
licher Anspruch  gegen  sich  selbst  wirtschaftlich  nur  insofern  Bedeutung  haben, 
als  er  unter  Aufwendungen  erworben  wurde. 

C.  Dabei  brauchen  die  Aufwendungen  keineswegs  in  positiven  Ausgaben 
zu  bestehen;  auch  entgehende  Einnahmen  genügen  als  solche.  Das  ist  z.B.  der 
Fall  bei  Geschäftsanteilen  und  Kuxen,  welche  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  bezw. 
Gewerkschaft  infolge  Preisgabe  des  Mitgliedschaftsrechtes  seitens  des  Mitgliedes 
zufallen.  Hier  ist  der  Anschaffungspreis  durch  den  Wert  des  „rückständigen 
Nachschusses"  ^),  der  rückständigen  Zubusse  dargesteUt,  um  derentwillen  das 
Mitglied  seine  Mitgliedschaftsstellung  aufgegeben  hat.  Dieser  Wert  ist  als 
Pa.<<ivum*)  gegenüberzustellen.  Denn  wird  das  Recht  (die  Forderung)  gegen 
«ich  selbst  bewertet,  so  muss  es  auch  die  Schuld  gegen  sich  selbst.  Hieraus 
aber  wieder  folgt:  den  Buchführungsprinzipien  entspricht  es,  wegen  dieses  Sich- 
wagehaltens von  Aktivum  und  Passivum  mehr,  unter  Weglassung  auch  dieses 
Pasyivums  von  jedem  Vortrag  solcher  Rechte  in  der  B.  abzusehen. 

D.  Hat  das  erworbene  Recht  einen  von  seinem  Erwerbspreis  verschiedenen 
Verkaufswerty  so  kommt  nach  dem  allgemeinen  Prinzip,  dass  der  Gegenwarts- 
wert für  den  Bilanzwert  massgebend  ist,  letzterer  in  Berücksichtigung,  es  müsste 
denn  nach  Spezialrecht  (H.G.B.  §  261  Ziff.  1  und  2)  die  positivrechtliche 
Vorschrift  gelten^  dass  aktive  Vermögensgegenstände  höchstens  zu  ihrem  Er- 
werbspreise angesetzt  werden  dürfen. 


Erwerb  i^ei^en  Aufwendung  als  ToransAetcnnc  der 
BUanBlXhlirkeit  im  Aktienrecht. 

§  70. 

I.  Was  wir  vorstehend  als  Grundsätze  des  allgemeinen  Bilanzrechtes  auf- 
i.f^u?ilt  haben,  gilt  auch  für  das  besondere  Bilanzrecht  der  B.en,  welche  gemäss 
H.G.B.  §  261  aufzustellen  sind.  Der  bemerkenswerte  Grundsatz,  dass  imma- 
terielle Vennögensgegenstande,  die  im  Betriebe  ohne  jeden  Aufwand  hergestellt 
oder  erworben  wurden,  der  Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  entbehren,  folgt  hier 
anmittelbar  aus  ausdrücklicher  gesetzlicher  Bestimmung. 

H.  A.  H.G.B.  §  261  Ziff.  2  sagt:  „Vermögensgegenstände  sind  höchstens 
zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis",  d.  h.  in  der  Höhe  der  An- 
^H^hafiungs-  oder  Herstellungskosten  anzusetzen.  §  261  des  H.G.B.  stellt  ja 
keine  für  sich  allein  stehende  Bestimmung  dar.  Er  ist  Modifikation  zu  §  40 
and  insofern  könnte  man  die  Anschauung  vertreten,  §  261  Ziff.  2  sei  dahin 
aufsufassen,  dass  er  sage:  wenn  Vermögensgegenstände  unter  Aufwendungen 
btrgestellt  oder  erworben  wurden,  so  dürfen  sie  höchstens  zu  jenem  Preise  an- 

")  Ge8ellBch.-G.  27  Abs.  2. 

*)  Fanden  positive  Aufwendungen  statt,  dann  ist  ein  anderes  Aktivurn  gemindert, 
z.  B.  bei  Ankauf  das  Kassakonto. 
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gesetzt  werden;  für  Vermögensgegenstände  ohne  Anschaffung»-  oder  Her- 
stellungspreis gilt  das  allgemeine  Recht  des  §  40;  sie  sind  mit  ihrem  augen- 
blicklichen Effektivwerte  einzustellen.  Allein  eine  solche  Auslegung  würde  doch 
dem  Grundgedanken  des  §  261  Ziff.  2  widersprechen.  §  261  Ziff.  2  will,  wie  wir 
früher^)  darlegten,  die  Verteilung  nicht  realisierten,  reinen  Buchgewinnes  verhindern. 
Würden  ohne  Kosten  erworbene  oder  hergestellte  Gegenstande  zu  ihrem  dermaligen 
Effektivwerte  angesetzt  werden  dürfen,  so  wäre  dieser  Grundgedanke  durchbrochen. 
Daher  ist  allein  diejenige  Schlussfolgerung  die  zutreffende,  welche  lautet:  Unter 
Kostenaufwand  erworbene  oder  hergestellte  Vermögensgegenstande  dürfen  höch- 
stens zu  diesem  ihrem  Erwerbs-  oder  Herstellungspreis  angesetzt  werden.  Ver- 
mögensgegenstände ohne  Erwerbs-  oder  Herstellungspreis  demgemäss  mit  gar 
keinem  Werte;  nur  pro  notitia,  pro  memoria  ohne  Wertauszeichnung,  lediglieh 
vor  dem  Strich  kann  ihrer  in  der  B.  Erwähnung  geschehen;  ein  Ergebnis,  das 
um  so  mehr  als  das  richtige  angesehen  werden  darf,  als  es  mit  dem  überein- 
stimmt, was  wir  für  immaterielle  Güter  aus  deren  Wesen  abgeleitet  haben. 
B.  Wir  führen  zwei  Beispiele  buchungsmäseig  durch, 

1,  Eine  A.  hat  ohne  alle  Aufwendung  eine  Erfindung  gemacbt.  Sie 
kann  dieselbe  in  der  Bechnung  erst  bewerten,  wenn  sie  dieselbe  ganz  oder  — 
durch  Lizenzerteilung  —  teilweise  veräussert  Nehmen  wir  letzteres  an.  Die 
A.  erteilt  von  ihr  gegründeten  Tochtergesellschaften  Lizenzen  in  Form  von 
Einlagen  der  Lizenzen  in  dieselben.  Das  Entgelt  hierfür  erhält  sie  denigeniäs*s 
durch  sog.  Gratisaktieny  d.  h.  Aktien,  auf  welche  keine  Bareinlagen  zu  erfolgen 
haben.  Sie  erhält  von  einer  Tochtergesellschaft  10000  Mk.  Aktien  dafür. 
Wir  buchen  also; 

Lizenzkonto 

Haben 
I  Per  Effektenkonto  ....     lOOUO 

Effektenkonto 
Soll 
An  Lizenzkonto      ....     10000  | 

und,  kommt  die  Zeit  der  Bilanzaufstellung,    wenn  der  Kurswert  der  Aktie  100 
beträgt: 

Lizenzkonto 
An  Gewinn- und  Verlustkonto      10000      Per  Effektenkonto  ....     10  000 

Effektenkonto 

Soll  Haben 

An  Lizenzkonto      ....     10000  |  Per  Bilanzkonto       ....     lOOOU 

2.  Die  A.  hat  die  Erfindung  um  350000  erworben  und  beutet  sie  teik 
selbst  teils  durch  Lizenzerteilung  aus.     Wir  buchen  dann: 

Patentkonto 
Soll 
An  Kassenkonto     ....     350000  | 

Für  Lizenzen  gehen  10000  Effekten  ein;  der  Patentwert  wird  hierdurch 
')  §  35. 
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um  2000,  durch  Selbstausbeute  um   1000  gemindert;  dazu  werden  1000  wegen 
möglicher  Veraltung  des  Patents  abgeschrieben.     Und  so  buchen  wir  weiter: 

Lizenzkonto 

Soll  Haben 

An  Patentkonto 10000  |  Per  Effektenkonto       .     .     .     10000 

Patentkonto 
Soll  Haben 

Per  Lizenzkonto     .     .     .       10000 


An  Kassenkonto  ....  350000 
An  Abschreibungskonto  .  .  4000 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto         6000 


Per  Bilanzkonto      .     .     .     350  000 


360000 


360000 


ni.  A.  Eine  Modifikation  gegenüber  dem,  was  aus  dem  Wesen  der 
immateriellen  Güter  «folgt,  weist  jedoch  das  Aktienrecht  auf.  Immaterielle 
Güter  besitzen  aus  dem  Grunde  leichter  Bilanzfähigkeit,  weil  H.G.B.  §  261 
Ziflf.  4  die  Einsetzung  der  Errichtungs-  und  Verwaltungskosteu  als  besondere  Bilanz- 
posten verbietet,  tifolgedessen  können  die  Errichtungs-  luid  Verwaltungskosten  unter 
den  Bilanzaktiven  zerlegt  und  versteckt,  als  Erwerbungs-  oder  Herstellungskosten 
anderer  Vermögensgegenstande  erscheinen.  Immaterielle  Güter,  deren  Herstellung 
keinen  soTistigen  besonderen  Aufwand  erforderlich  machte,  vermögen  trotzdem 
jederzeit  insofern  und  insoweit  als  Bilanxaktivum  eingesetzt  zu  werden,  als  auf 
sie  ein  unterscheidbarer  Teil  der  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten 
mifiUÜ,  Ihr  Herstellungspreis  deckt  sich  dann  eben  mit  dem  Betrag  des  auf 
He  entfallenden  Teiles  der  Errichtungs-  (Gründungs-)  luid  Verwaltungskosten  ^). 

B.  In  praxi  wird  es  freilich  schwer  sein,  diesen  Teil,  z.  B.  den  auf  den 
Wert  der  selbsterworbenen  Kundschaft  besonders  entfallenden  Teil  des  Ge- 
baltcii  der  Vorstandsmitglieder  oder  des  Personalaufwandes  annähernd  der  Wirklichkeit 
eiit;>prechend  zu  bestammen.  Aus  dem  Grunde  will  Simon^)  rein  wirtschaft- 
liche Güter,  die  lediglich  eine  Folge  der  Organisation  (Errichtung)  oder  der 
Verwaltung  sind,  also  nicht  gegen  Entgelt  an  Dritte,  sondern  nur  unter  in 
<len  allgemeinen  Errichtungs-  und  Verwaltungskosten  enthaltenen  Aufwendungen 
gewonnen  wurden,  überhaupt  nicht  als  Bilanzaktiva  zulassen.  Es  fehle  an 
jeilem  Ma-sstab  für  die  reale  Existenz  solcher  Objekte.  Allein  es  fehlt  nur 
an  einem  einigermassen  sicheren.  Die  Unsicherheit  der  Bewertung  ist  aber 
kein  Grund  zur  Nicht-,  sondern  lediglich  ein  Gnuid  zu  vorsichtiger  Bewertung. 
Die  Bewertung  solcher  rein  wirtschaftlicher  Güter  ist  also  vielleicht  unwirt- 
>chaftlich,  unzweckmässig,  nicht  aber  ist  sie  unrechtmässig,  unzulässig.  Ein  Rechts- 
j«U  steht  ihr  nicht  hindernd  im  Wege^).  Nicht  nur  die  gekaufte  Kundschaft, 
M)ndeni  auch  die  ohne  sonstige  besondere  Aufwendungen  selbsterworbene  Kund- 
ef:haft  darf  als  Bilanzaktivum  eingesetzt  werden,  soweit  sich  der  auf  sie  be- 
Hinders  entfallende  Teil  der  Gründungs-  und  Verwaltungskosten  einigermassen 
feststellen  lasst.  Und  das  Gleiche  gilt  für  Geschäftsgeheimnisse,  Patente  und 
andere  immaterielle  Güter. 

IV.  A.  Simofi^)  geht  weiter.  Aus  dem  angegebenen  Grund,  dass  es  an 
feiern  Masstabe  für  die  reale  Existenz  jener  Gegenstände  fehle,  spricht  er 
-oirar  den  rein  wirtschaftlichen  Gütern,  welche  ebenfalls  lediglich  im  Wege  der 


>)  Siehe  näher  §  172. 

*)  a  169. 

*)  Zustimmend  Cosack  118  II  d. 

•)  S.  169. 
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eigenen  Organisation  oder  Verwaltung,  aber  unter  besonderen,  d.  h.  in  den 
Organisations-  und  Verwaltungskosten  nicht  mitbegrilienen  Aufwendungen  erworben 
wurden,  Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  ab. 

B.  1.  Im  übrigen  gelangt  Simon  für  das  Aktienrecht  im  allgemeinen  zu 
demselben  Ergebnis,  wie  wir.  Nur  seine  Begründung  ist  eine  andere.  Die 
Ursache  dafür,  dass,  wie  er  formuliert,  im  Gegensatz  zu  Sachen  und  Forde- 
rungen, von  Rechten  nur  solche,  für  welche  Aufwendungen  gemacht  wurden, 
und  von  rein  tatsächlich-wirtschaftlichen  Gütern  allein  solche,  welche  gegen 
Entgelt  von  Dritten,  nicht  unter  sonstigen  Aufwendungen  originär  erworben 
wurden,  Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  besitzen  sollen,  findet  er  im  Wesen  der 
doppelten  Buchführung.  Nach  diesem  dürfe  kein  Posten  in  die  Bücher 
kommen,  welcher  nicht  eine  Ge^ideistung  in  einem   anderen  Posten  aufweis«. 

2.  Allein  Simon  verwechselt  Gegenposten  und  Gegenleistung.  Das  Wesen 
der  doppelten  Buchführung  verlangt  für  jeden  Posten  einen  Gegenposten,  aber 
nicht  eine  Gegenleistung,  nur  Buchung  auf  einem  entgegengesetzten  Konto, 
nicht  als  Gegensatz  zur  Vermögensmehrung  eine  Vermögönsminderung.  Werden 
Vermögensbestandteile  ohne  Aufwendungen  erworben,  so  werden  sie  eben  ge- 
wonnen und  das  Gegen konto,  auf  dem  sie  auch  gebucht  werden,  ist  demgeniäss 
nicht  ein  Konto  der  Vermögensbestandteile,  des  Bruttovermögens,  sondern  des 
Reinvermögens,  das  Konto,  auf  welchem  die  Veränderungen  des  Reinvermögens 
vorgetragen  werden,  das  Verlust-  und  Gewinnkonto. 

3.  Dies  ist  z.  B.  bei  ScJienkungen,  Erbschaften,  Lotteriegeu>innen,  ge- 
fufidenen  Sachen  der  Fall.  Hier  haben  wir  ausschliesslich  unentgeltlich  oder 
nahezu  unentgeltlich  erworbene  Gegenstände.  Ein  Bankier  gewinnt  in  seinem 
Geschäftsbetriebe  z.  B.  mit  einem  Lose  1000  Mk.:  dann  wird  das  Kassen- 
kouto  belastet.  Dasselbe  erhält  1000  Mk.  Sie  werden  ihm  in  das  Soll  ge- 
schrieben. Es  soll  sie  herausgeben.  Und  andererseits  wird  das  Verlust-  und 
Gewinnkonto  damit  erkannt  Die  1000  werden  ihm  in  das  Haben,  auf  die 
rechte  Seite  gesteUt. 

4.  Dies  erkennt  auch  Simon  an.  Er  sagt  selbst  S.  168  N.  54  an- 
merkungsweise: „In  dem  völlig  seltenen  Falle  der  Schenkung  findet  sich  der 
Gegen posten  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung**  und  bemerkt  dazu:  „Diese 
Buchung  ist  völlig  reell,  denn  durch  die  Schenkung  wird  die  Gesellschjift  aus- 
nahmsweise ohne  Gegenleistung  bereichert**  Simon  räumt  also  ein,  dass  hier 
bei  der  doppelten  Buchführung  keine  Gegenleistung  notwendig  ist.  Ist  eine 
solche  aber  in  einem  Falle  nicht  erforderlich,  so  kann  Gegenleistung  nicht  zum 
Wesen  der  doppelten  Buchrühnmg  gehören.  Warum  sollte  nicht  auch  eine 
ohne  Entgelt  erworbene  Kundschaft,  eine  ohne  Aufwendungen  gemachte  Er- 
findung in  der  Weise  gebucht  werden  können?^) 

V.  Zum  Schluss  sei  noch  ein  besonders  anschauliches  Beispiel  für  die 
Bilanzfähigkeit  immaterieller  Güter  im  Aktienrecht  angeführt.  Wir  legten 
in  §  67  dem  Anspruch  auf  fremde  Arbeitsleistung  den  Charakter  eines  Ver- 
mögen sgegenstan  des  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  bei.  Ein  bilanzfähiger  Ver- 
mögensgegenstand ist  er  nur,  wenn  er  unter  Aufwendungen  erworben  \mnle, 
also  einen  Anschafiungspreis  im  Sinne  des  §  261  besitzt  Bilanzfähig  i>t 
somit  z.  B.  die  „eingelegte**  oder  „übernommene**,  d.  h.  gegen  Hingabe  von  Aktien-) 
erworbene  Arbeitskraft*). 


^)  Zuständig  Beisch  II  14;  Beigel  I  21.. 
»)  8.  oben  §  67. 
»)  Vgl.  §  69  VI. 
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BllaBzIXhiKkeit  cesclieiikter,  cewonneiier,  cefniideiier 
fi^ecenstllnde. 

§  71. 

I.  Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen,  die  wir  aufsteUten,  kann  keinem 
Zireifel  unterliegen,  dass  geschenkte,  gewonnene  oder  auf  ähnliche  ausserordent- 
liche Weise  erworbene  Sachen  und  Fonlerungen  als  Aktiva  in  die  B.  einge- 
«iU'Ilt  werden  dürfen.  Das  Erfordernis  der  Aufwendung  ergab  sich  nur  für  die 
BOanzfahigkeit  immaterieller  Güter.  Allein  für  das  Aktienrecht  und  das  Recht 
der  übrigen  Gesellschaften,  für  welche  H.G.B.  §  261  gilt,  ergeben  sich  Schwierig- 


n.  Tatsächlich  wird  behauptet,  in  die  nach  H.G.B.  §  261  aufzustellen- 
den B.en  dürften  geschenkte,  gewonnene,  gefundene  Sachen  u.  s.  w.  nicht  als 
.\ktiva  eingestellt  werden.  Aus  dem  „klaren  Wortlaut'*  des  §  261  Ziff.  2 
folt^e  dies:  Vermogensgegenstände  dürfen  höchstens  zum  Anschaffungs-  oder 
Herr^tellangspreis  angesetzt  werden;  Vermögensgegenstande  ohne  solchen  Preis 
abo  gar  nicht*). 

ni.  A.  1.  Allein  diese  Meinung  übersieht,  dass,  wie  §  299 ii  bestätigt, 
J  261  nur  für  Gewinnverteilungsbilanzen  gilt.  Hieraus  folgt,  dass  §  261  so 
auszulegen  ist,  wie  es  der  Grewinnverteilungszweck  erfordert,  dass  somit  Ab- 
weichungen vom  Prinzip  des  §  40  nur  so  weit  angenommen  werden  dürfen, 
als  der  Gewinn  Verteilungszweck  es  notwendig  macht.  Dieser  heischt  aber  ledig- 
lich die  Verhinderung  der  Verteilung  nur  buchniässigen  Gewinns.  Bei  ge- 
wonnenen, geschenkten,  gefundenen  Sachen  und  Forderungen  liegt  aber  realisierter, 
in  reellen  Werten  vorhandener  Gewinn  vor.  Demgemäss  würde  es  dem  Zweck  des 
§  261  Ziff.  1.  und  2  nicht  entsprechen,  würden  solche  Gegenstände  von  der 
Aufnahme  unter  die  Aktiva  ausgeschlossen. 

2.  Dazu  kommt,  dass  diesem  Gedanken  auch  im  Wortlaut  der  Ziff.  1  und  2 
des  §  261  Ausdruck  verliehen  ist,  derselbe  somit  nicht  so  „klar''  für  das 
GegenteQ  spricht  §  261  Ziff.  1  und  2  sagen,  die  Vermögensgegenstaude 
dürfen  ,4iöchstens''  zum  Anschafiungs-  oder  Herstellungspreis  angesetzt  werden. 
Damit  ist  zum  Ausdruck  gebracht:  Ansetzung  über  diesen  Preis  hinaus  wäre 
Ans<etzung  zu  einem  nicht  effektiv,  nicht  reell  vorliegenden  Preis.  Also  nur 
An>ot2ung  nicht  realisierter  Werte  ist  durch  §  261  Ziff.  1  und  2  verboten. 
Ot^chenkte,  gefundene,  gewonnene  Sachen  und  Forderungen  dürfen  also  auch 
in  Gewinnverteilungsbilanzen  der  Aktien-  und  ähnlichen  Gesellschaften  zu  ihrem 
nach  §  40  zu  ermittebiden  Veräusserungs-,  bezw.,  wenn  sie  Gebrauchsgegenstände 
j^iud,  Gebrauchswert  angesetzt  werden*).  Der  auf  diese  Weise  ermittelte  Wert 
gilt  dann  für  künftige  B.en  als  Anschaffungspreis. 

B.  Aber  noch  ein  anderer  Grund  kommt  in  Betracht.  H.G.B.  §  261 
Ziff.  1  und  2  setzt,  wie  das  „höchstens"  zeigt,  Gegenstände  voraus,  welche 
zwei  Wert«,  einen  Verkaufs-  bezw.  Gebrauchs-  und  einen  Anschaffungs-  o<ler 
Herstellungspreis,  haben.  Er  nimmt  es  als  selbstverständlich  an,  dass  die  Gegen- 
-täD<le,    von    welchen    er   handelt,    einen   Anschaffungs-    oder  Herstellungspreis 


0  Staub  261^,;  Esser  261,;  Pinner  261  V  2  b.  —  Es  ist  nur  konsequent,  wenn 
dioe  Anschanung  emen  Anschaffungspreis  lediglich  annimmt,  sofern  für  den  G^en- 
^Uod  kleine  Amwendungen  (Abtragsporto,  Tnnkgeld  an  den  Überbringer  des  Ge- 
H>Mikee)  gemacht  sind. 

*)  Simon  339;  Behrend8S2\  Bing  261.;  Makawer  261  VIb;  Oberlandesgericht 
Naomhiiig  30.  Mai  1902  (£aii/mann,  HandelsrechÜ.  Rechtsprechung  Bd.  3  S.  37; 
äoldheim  1902  8.  247). 
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beaitzeii.  Also  handelt  er  nur  von  solchen  Gegenstauden.  Auf  andere,  auf 
solche  ohne  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  bezieht  er  sich  nicht.  Für 
sie  gilt  §  40. 

IV.  Anders  steht  es  mit  Gegenständen,  die  nur  teilweise  aus  unent^ltlich 
zur  Verfügung  gestellten  Mitteln  hergestellt  sind,  wie  dies  bei  Eisenbahnbaut^n 
der  Fall  ist,  zu  welchen  Interessenten  kostenfrei  das  Bauterrain  abgeben  oder 
Staat  oder  Gemeinden  Zuschüsse  a  fond  perdu^)  leisten.  Diese  Gegenstandt* 
haben  einen  Herstellungspreis,  also  gilt  für  sie  §  261.  Aber  jene  kostenloi^en 
Leistungen  dürfen  nicht  als  Reinvermögens-,  Stanimvermögensmehrung,  als  Ge- 
winn im  bilanzrechtlichen  8inn*)  vorgetragen  werden,  sondern  sie  haben  bei 
Bemessung  des  Herstellungspreises  ausser  Ansatz  zu  bleiben,  bezw.  was  jene 
Zuschüsse  anlangt,  der  Herstellungspreis  ist  um  sie  zu  kürzen.  Denn  sie  stellen 
keine  Aufwendungen  aus  Gesellschaftsmitteln,  keine  Kosten  dar'). 


4.  Dm  nerkmal  der  ZncehSrickeit  sam  KanfmaniuiveniiScen 
als  Toranssetsnnc  der  BllaiiKlXhi((keit. 

§  72. 

I.  Nach  H.G.B.  §  39  sind  es  seitie  Grundstücke,  seine  Forderungen 
und  Schulden,  sein  Bargeld  und  seine  sonstigen  Vermögensgegenstände,  welche 
der  Kaufmann  in  Inventar  und  B.  zu  verzeichnen  hat.  Wir  haben  gesehen, 
dass  die  Begriffe  Fordemng,  Schulden,  Vermögensgegenstande  in  erster  Linie 
wirtschaftlich  zu  verstehen  sind.  Hieraus  folgt  logisch  notwendig,  dass  auch 
die  Frage  der  Zugehörigkeit  eines  Gegenstandes  zum  Kaufmannsvermögen  >ich 
wirtschaftlich  bestimmen  nmss.  In  der  Tat  ist  die  Zugehörigkei-t  zum  Kauf- 
manns vermögen,  welche  Voraussetzung  der  Bilanzfähigkeit  ist,  unrtscJiaftliehf., 
nicht  rechtliclie  ZugekörigkeU,  Der  Vermögensgegenstand  gehört  dem  Kauf- 
mannsvermögen  zu,  wenn  er  beginnt,  dem  Kaufmann  wirtschaftlich  dienstbar 
zu  sein,  als  Mittel  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  dienen,  und  er  hört 
auf,  ihm  zuzugehören,  wenn  seine  Beziehung  zur  Wirtschaft  des  Kaufniann^ 
ihr  Ende  erreicht.  Gleichgültig  ist  die  rechtliche  Zugehörigkeit^),  Und  es  kommt 
demgemäss  vor,  dass  Vermögensgegenstande  dem  Kaufmann  noch  nicht  recht- 
lich zugehören*)  und  doch  für  ihn  schon  Bilanzaktiva  sind,  ebenso,  wie  c- 
vorkommt,  dass  Vermögensstücke  für  den  Kaufmann  bereits  aufgehört  haben, 
die  Eigenschaft  von  Bilanzaktiven  zu  besitzen,  und  doch  noch  ihm  eigentümlich 
zugehören.  In  dem  einen  Falle  haben  die  Vermögensgegenstande  eben  schon 
früher  begonnen,  dem  Kaufmann  wirtschaftlich   als  rechtlich    zuzugehören.     In 

^)  Zurückzahlbare  SubventioDen  bilden  Schulden. 

')  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinn,  Ertrag  sind  sie  an  sich  nicht  Vgl.  unten 
§  159  A  1  a  a. 

»)  Simon  375  und  428;  Ring  261,3.  Wird  der  Herstellunppreis  dem  Gesetz 
zuwider  um  sie  nicht  gekürzt,  so  treten  sie  als  Bewertungskonto  (m'cht  als  Schuld)  in 
das  Passivum.     Siehe  auch  Beigel  II  86.     Beispiel  unten  §  174  IV. 

*)  Anders  so  ziemlich  allein  Knappe  S.  27  — 43,  in  einer  von  Widersprüchen  und 
Unklarheiten  nicht  freien  Ausführung.  So  z.B.  S.  38 f.:  „Bei  Verkauf  mit  Eigentumi^ 
vorbehält  geht  das  Eigentum  im  Zweifel  erst  mit  vollständiger  Zahlung  des  Kaufpreises 
über."  Trotzdem  aber  weiter:  „Das  Eigentum  wird  (vom  Ausgang  der  Ware  an,  der 
Begel  nach)  als  so  gut  wie  übergegangen  angesehen." 

')  Einer  A.  werden  Grundstücke  zu  einem  Bahnbau  unentgeltlich  überlassen. 
Auch  wenn  die  Auflassung  noch  nicht  statt  hatte,  stellen  sie  Bahnaktiva  dar  (Kauf- 
mann, Handelsrecht!.  Rechtsprechung  Bd.  3  S.  37  und  Holdhtim  1902  S.  247 :  Entscheid 
des  Oberlandesgerichts  Naumburg  vom  30.  Mai  1902). 
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dem  anderen  Falle  hat  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  schon  ihr  Ende  erreicht, 
die  rechtliche  aber  noch  nicht  aufgehört. 

IL  A.  Einkaufskommission  über  vertretbare  Wertpapiere.  Am 
kkrsten  kommt  der  Gedanke,  dass  dem  Kaufmann  etwas  zwar  nicht  rechtlich, 
aber  wirtschaftlich  zugehört  und  darum  Bilanzaktivum  für  ihn  zu  sein  vermag, 
in  der  Art  und  Weise  zum  Ausdruck,  wie  die  kaufmännisache  Praxis  bei  auf 
vertretbare  Wertpapiere  gerichteter  Einkaufskommission  das  Kommissionsgut  in 
Bexug  auf  Einstellung  in  die  B.  behandelt. 

1.  Kommissionär  ist  nach  H.G.B.  §  383,  wer  es  gewerbsmässig  über- 
nimmt, Waren  oder  Wertpapiere  für  Rechnung  eines  anderen  (des  Kommittenten) 
in  eigenem  Namen  zu  kaufen  oder  zu  verkaufen.  Hieraus  folgt  für  die  Ein- 
bufskommission,  dass  der  Kommissionär  die  für  Rechnung  des  Kommittenten 
jL'ekaufte  Ware,  weil  er  sie  im  eigenen  Namen  kauft,  zunächst  zu  Eigentum 
enrirbt^),  eine  Konsequenz,  welche  das  Reichsgesetz  vom  5.  Juli  1896  betreffend 
die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung  fremder  Wertpapiere  insofern 
be:>tatigt,  als  es  in  §  7  bestimmt,  dass  bei  Einkauf  von  vertretbaren  Wert- 
papieren,  soweit  der  Kommissionär  über  die  Papiere  zu  verfügen  berechtigt  sei, 
•la<i  Eigentum,  auf  den  Kommittenten  spätestens  mit  Absendung  des  Stücke- 
venseichnisaes  durch  den  Kommissionär  umgehe.  Es  wäre  nicht  abzusehen, 
warum  Verfügungsberechtigung  des  Kommissionärs  und  Absendung  des  doch 
ei^t  vom  Kommissionär  und  zwar  in  eigenem  Namen  zu  erstellenden  Stücke- 
verzeiehnisses  Bedingungen  des  Eigentumsüberganges  auf  den  Kommittenten 
sein  sollen,  wenn  die  Rechtslage  die  wäre,  dass  der  Kommissionär  durch  Erwerb 
(ie^  Besitzes  an  der  Ware  das  Eigentum  daran  unmittelbar  für  den  Kommittenten 
erwürbe. 

2.  Es  bedarf  also  zum  Eigentumserwerb  seitens  des  Kommittenten  noch 
einer  besonderen  Besitzübertragung  durch  reale  Übergabe  (B.G.B.  §  929), 
Übergabe  eines  Traditionspapiers  (Konnossement^  Stückeverzeichnis  u.  s.  w.), 
Vindikationszession  (B.G.B.  §  931)  oder,  was  wohl  die  Regel  gemäss  §  181 
•ies«  B.G.B.,  durch  constitutum  possessorium  (B.G.B.  §  980).  Allein  in  den 
Büchern  des  Kommissionärs  wird  die  eingekaufte  Ware,  sofern  es  sich  um 
vertretbare  Wertpc^nere  handelt,  dem  Kommittenten  ohne  Rücksicht  auf  den 
Zeitpunkt  des  Besitzübergangs  schon  von  Absendung  der  Faktiu*a  über  die 
eiji^kaaften  Wertpapiere  ab  zugerechnet,  also  unter  Umständen  schon  vor 
jener  Besitzübertragung,  somit  früher,  als  sie  ihm  rechtlieh  zugehören. 

3.  Gewöhnlich  ist  der  Hergang  bei  einem  solchen  Rechtsgeschäft  dieser. 
Dt*r  Einkauf  erfolgt  nicht  gegen  bar,  sondern  auf  Kredit  in  laufender  Rechnung 
und  der  von  seinem  Kunden  A  mit  dem  Einkauf  beauftragte  Provinzbankier 
B  übertragt  die  Einkaufskommission  seinerseits  einer  am  Sitze  einer  Börse  be- 
findlichen Hauptbank,  z.  B.  der  Deutschen  Bank  in  Berlin.  Sofort  nach  Aus- 
führung des  Auftrags  schickt  die  hauptstädtische  Bank  dem  Provinzialbankier 
RK-hnung  und  dieser  seinerseits  stellt  noch,  ehe  er  die  Stücke  empfängt,  auch 
«lern  Kunden  Rechnung  und  bucht  daher  noch  vor  Eintreffen  der  Papiere 
fol^rende  zwei  Vorgange: 

a)  den  Kauf  von  der  Deutschen  Bank:  Deutsche  Bank  gibt;  Effekten- 
konto empfangt  und 

b)  den  Verkauf  an  seinen  Kommittenten  A:  Effektenkonto  gibt,  Kunde 
empföngt;  also  zusammen: 


')  S.  auch  Cosaek  §  43  III  Nr.  4;  Lehmann  im  Anhang  zu  392  Nr.  10 ff.; 
Smm  154;  Langen,  Ei^ntums-Ei-werb  und  Verlust  bei  Kommissionsgeschäften  1900 
Q.  l;  Rekdisgeridit  in  Zivils.  52  S.  133;  Stern,  Art.  Kommission. 

Rehm.  Die  BilABsen  der  AktlenKesellschaften.  ^3 
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4.  Nehmen  wir  an,  dass  auf  Übersendung  des  Stuckeverzeichnisses  allseits 
verzichtet  war,  auch  zwischen  Deutscher  Bank  imd  Provinzialbankier  kein 
constitutum  possessorium  vorliegt,  so  hat  zur  Zeit  der  Buchung,  weil  die  Stücke 
bei  ihm  noch  nicht  eingetroffen  sind,  weder  der  Bankier  B  noch  der  Kunde  A 
Eigentum  an  den  Stücken.  In  der  Buchung  steht  aber,  dass  der  Bankier  die 
Stücke  schon  erhalten  und  sogar  schon  weitergegeben  hat  Dass  dies  möglich 
ist;  erklärt  sich  allein  wirtschaftlich.  Wirtschaftlich  gehören  die  Stücke  i<eit 
Ausführung  des  Auftrages  dem  Kunden  A.  Wirtschaftlich  ist  das  ganze 
Geschäft  für  den  A  besorgt  vom  Abschluss  des  Kaufvertrags  an  der  Bör^ 
durch  die  Deutsche  Bank  an.  Die  weiteren  Übertragungen  haben  noch  recht- 
liche, aber  nicht  mehr  wirtschaftliche  Bedeutung.  Von  dem  Ankauf  an  der 
Börse  an  dienen  die  Stücke  dem  Interesse  der  Wirtschaft  des  Kunden.  Wirt- 
schaftlich und  damit  bilanzmässig  ist  das  Kommissionsgut  für  den  Kommissionär 
als  solchen  immer  fremdes  Gut^). 

B.  1.  Sacheinlagen  und  Sachübernahmen.  Ähnlich  liegt  das  Ver- 
hältnis bei  Sacheinlagen  und  Sachübemahmen  durch  die  zu  errichtende  Gesell- 
schaft. Die  Vertrage,  durch  welche  die  betreffenden  Emlagen,  bezw.  Obe^ 
nahmen  beschlossen  werden,  müssen  vor  Anmeldung  der  A.  zum  Handelsregister 
erfolgen,  nicht  aber  die  zu  ihrer  Ausführung  erforderlichen  Rechtsgeschäfte,  wie 
die  Fassung  des  ersten  Satzes  von  §  195  II  Ziff.  2  ergibt.  Es  braucht  somit 
bei  Entstehung  der  Gesellschaft  die  Auflassung  der  einzuigenden  oder  zu 
übernehmenden  Grundstücke  noch  nicht  geschehen  zu  sein.  Nichtsdestoweniger 
sind  diese  Grundstücke  bereits  in  der  Eröffnungsbilanz  aufzuführen,  die  unmittelbar 
mit  der  Entstehung  zusammen  errichtet  werden  muss.  Der  Grund  hierfür  ist, 
dass  die  Grundstücke  seit  Abschluss  jener  Verträge  der  Gesellschaft  wirtschaft- 
lich zugehören. 

2.  Man  könnte  sagen:  die  Buchung  lässt  sich  auch  rechtlich  erklären. 
Die  Gesellschaft  hat  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  einen  Bechtsanspruch  auf  Ein- 
bringung. Allein  nach  §  39  hat  der  Kaufmann  seine  Vermögensgegenstände 
in  die  B.  aufzunehmen.  In  der  Rechtssprache  kann  ein  Kaufmann  Sachen, 
auf  deren  Einbringung  er  nur  Anspruch  hat,  noch  nicht  als  die  seinigen  be- 
zeichnen. Wohl  aber  vermag  er  dies  vom  Standpunkt  wirtschaftlicher  Betrachtung 
aus.  Wirtschaftlich  gehören  der  Gesellschaft  die  Grundstücke  seit  Abschluss  der 
Einlage-  und  Übemahmeverträge  zu. 

3.  Simon^)  gibt  als  Grund,  warum  die  Einlagen,  auch  wenn  der  Cber- 
gang  des  Eigentums,  also  die  Aufl&ssung  noch  nicht  stattfand,    in  die  B.  ein- 


>)  Simon  155.  Zustimmend  Canstein  I  245;  StayUhPisko  31  la  u.  A.  Knappt  A^ 
behauptet,  die  Bechtsverhältnisse  am  Kommissionsgut  bei  der  EinkaufakommisaioD  seien 
nicht  zum  Beweis  dafür  verwendbar,  dass  nicht  das  juristische  Eigentum  für  die  Bilanz- 
aufstellung  massgebend  sei:  warum,  führt  er  nicht  an. 

*)  a  U9,. 


§72.  D.  Merkm.  d.  Zugehörigkeit  z.  Kaufmannsvermögen  a.  Voraussetz.  d.  äilanzf.    195 

zustellen  sind,  an,  dass  das  Aktienkapital  sofort  in  die  Passiva  einzustellen 
sei  und  nach  dem  Begriff  der  doppelten  Buchhaltung  jeder  Posten  auch  einen 
G^nposten  haben  müsse,  allein  der  Gegenposten  braucht  doch  nicht  gerade 
in  (ier  B.  zu  stehen.  Er  kann  sich  auf  einem  anderen  Konto  finden.  In 
unserem  Falle  findet  er  sich  auf  dem  Aktienkapitalkonto.  Und  dass,  wenn  ein 
Wert  in  die  B.  eingestellt  werde,  auch  der  Gegenwert  desselben  in  derselben 
vorzutragen  sei,  ist  ebenMls  nicht  zutreffend.  Denn,  wie  schon  in  §  70  dar- 
gelegt^ gehört  zum  Wesen  der  doppelten  Buchführung  lediglich  Vortrag  eines 
Gegenpostens,  nicht  aber  einer  Gegenleistung. 

C.  Ein  weiteres  Beispiel  liefert  der  Verkauf  einer  Ware  auf  Kredit  xmterEigen- 
tutn»vorbehaU,  Das  Eigentum  im  Rechtssinn  geht  hier  im  Zweifel  erst  mit 
TollFtändiger  Stählung  des  Kaufpreises  über  (B.G.B.  §  455).  Trotzdem  wird 
(üe  Ware  in  der  Kegel  mit  der  Absendung  als  Ausgang  gebucht.  Grund: 
weil  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  aufhört.  Der  Verkäufer  wird  dann  die 
Ware  nicht  als  ausgegangen  (verkauft)  buchen,  wenn  er  der  Solvenz  des  Käufers 
nicht  tzauL  In  diesem  Falle  wird  er  nur  eine  Notiz  in  den  Bücliern  machen, 
fk^s  ach  „seine"  Ware  bei  einem  anderen  befindet. 

IIL  Andererseits  kann,  wie  erwähnt,  etwas  im  Eigentum  des  Kaufmanns 
>teben,  aber  nicht  in  seine  Vermögensbilanz  als  Aktivum  eingesetzt  werden 
«lürfen.  Es  ist  dies  der  Fall,  wenn  sie  ihm  unrtschaßlich  nicht  mehr  oder 
fujch  nicht  zugehört. 

A.  Wirtschaftlich  gehört  die  Sache  dem  Kaufmann  nicht  7nehr  zu  in 
folgendem  Falle,  ührenhändler  B  in  Y  bestellt  bei  dem  Uhren fabrikanten 
A  in  X  20  Uhren  a  40  Mk.  zu  sofortiger  Lieferung.  Der  Kaufvertrag 
i<  abgeschlossen  mit  Ausführung  des  Auftrags.  Einer  Erklärung  der  An- 
nahme des  Antrags  gegenüber  dem  B  bedarf  es  gemäss  B.G.B.  §  151 
nicht  ^).  Aber  Eigentümer  der  Uhren  bleibt  A  bis  zur  Übergabe  der  Uhren 
an  B  durch  die  Post,  denn  die  zur  Ausführung  der  Versendung  gewählte  An- 
stalt hat  im  Zweifel  nicht  Vollmacht  des  Käufers  zur  vertretungsweisen  Ent- 
gegennahme des  Traditionsaktes  ^).  Trotzdem  und,  obwohl  er  bis  zur  Ablieferung 
«Ier  Ware  an  den  Käufer  die  Verfügung  über  dieselbe  hat*),  da  nach  B.G.B. 
§  649  bei  Werkvertrag  der  Besteller  bis  zur  Vollendung  des  Werkes  jederzeit 
•len  Vertrag  kündigen  kann,  schreibt  der  Uhrenfabrikant  die  20  Stück  Uhren 
von  seinem  Warenkonto  bei  Auslieferung  derselben  an  die  Post  ab.  Der 
Orand  ist:  von  diesem  Augenblick  an  haben  die  Waren  aufgehört,  ihm  wirt- 
Hihaftlich  dienstbar  zu  sein. 

B.  Sehen  wir  den  vorliegenden  Fall  andererseits  vom  Standpunkt  des 
Käufers  aus  an,  so  stellt  der  letztere  die  Ware  unter  Umständen  erst  später, 
al*  >ie  ihm  rechtlich  zugehört,  in  das  Bilanzaktivmn  ein,  weil  sie  ihm  noch  nicht 
wirtjiehafdich  zugehört 

1.  Obwohl  auf  den  E^ufer  die  Gefahr  des  Transportes  übergeht,  sobald 
«ier  Verkäufer  das  Packet  an  die  Postanstalt  ausgeliefert  hat  (B.G.B.  §  447 1), 
•iwn  Käufer  femer  auch  die  Kosten  der  Übersendung  zur  Last  fallen  (B.G.B. 
§  448 1)  und  er  vielleicht  durch  Anzeige  der  Absendung  der  Ware  von  der 
Annahme  seines  Antrags  Kenntnis  erhalten  hat,  betrachtet  B  die  Ware  doch 
nicht  schon  von  dem  Momente  der  Absendung  an  ihn  an  als  ihm  wirtschaft- 
lich zugehörig. 

2.  Nicht  hält    ihn    davon    ab,    wie    Simon*)    sekundär   meint,    dass    der 


>)  VgL  Lehmann  II  S.  63  Nr.  1. 

*)  Ebenda  S.  195  Nr.  33. 

*)  Für  andere  als  Poetfrachtgeischäf te  bestimmt  dies  unmittelbar  H.Q.B.  §  433. 

*)  8.  151. 
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Verkäufer  bis  zur  Ablieferung  der  Sache  durch  die  Poet  an  ihn  das  Recht  der 
Verfügung  über  die  Sache  besitzt,  denn  es  entspricht  der  Regel  des  taglichen 
Lebens  nicht,  dass  der  Verkäufer  von  diesem  Verfügungsrecht  zum  Nachteil 
des  Käufers  Gebrauch  macht,  sondern  was  ihn  davon  abhält^  ist  allein  der 
Umstand,  dass  es  seinen  wirtschaftlichen  Interessen  nicht  entspricht^  die  Ware 
früher  als  die  seinige  zu  betrachten,  als  er  sie  auf  ihre  Empfangbarkeit  ge- 
prüft^ sie  nachgemessen,  nachgewogen  und  sonst  auf  das  Vorhandensein  von 
Mängeln  untersucht  hat*).  Erst  wenn  er  die  Ware  als  empfangbar  befunden, 
dient  sie  seinen  wirtschaftlichen  Interessen.  Erst  von  diesem  Zeitpunkte  an 
gehört  sie  ihm  daher  wirtschaftlich  zu.  Erst  von  da  an  ist  sie  infolge  dessen 
auch  buchungsfähig,  geeignet  Bilanzaktivum  zu  sein  *). 

3.  Und  das  gilt  eben  auch  für  den  Fall,  dass  der  Käufer  schon  vor 
dieser  Untersuchung  den  Aneignungs willen  betätigt,  die  Ware  zu  Eigentum  er- 
worben hat.  Im  Zweifel  allerdings  wird  nicht  anzunehmen  sein,  dass  er  das 
Eigentum  früher  erwerben  will,  als  bis  er  die  Empfangbarkeit  festgestellt  hat 
Er  erwirbt  durch  Empfangnahme  der  ihm  durch  die  Postanstalt  abgelieferten 
Ware  jedenfalls  Besitz  an  der  Sache,  die  Sache  ist  ihm  damit  übergeben. 
Aber  die  Einigung,  dass  das  Eigentum  übergehen  soll,  ist  im  Zweifel  damit 
noch  nicht  gegeben.  Aber  selbst  wenn  der  Käufer  das  Eigentum  schon  früher 
erworben  hat,  sei  es,  dass  er  seinen  Aneignungs  willen  bei  der  Empfangnahme 
bekundete,  sei  es,  dass  er  ihn  schon  früher  dadurch  zu  erkennen  gab, 
dass  er  die  Post  zu  seiner  Stellvertretung  im  Besitzerwerb  am  Absendeorte  be- 
voUmächtagte,  so  betrachtet  der  Käufer  die  Ware  doch  wirtschaftlich  nicht  früher 
als  die  seinige,  als  sie  auf  ihre  Empfangbarkeit  geprüft  ist.  In  der  Regel  wird 
diese  Prüfung  und  Billigung  erst  stattfinden,  wenn  die  Ware  beim  Käufer  ein- 
trifft, es  müsste  denn  dieser  den  Frachtführer  (die  Post)  nicht  bloss  zur  Besitz- 
Übernahme,  sondern  auch  zur  Prüfung  und  Billigung  der  Ware  bevollmächtigt 
haben. 

IV.  A.  Dass  die  wirtlischaftliche  Zugehörigkeit  ausschlaggebend  ist,  erklärt 
sich  aus  den  kaufmännischen  Anschauungen,  die  nach  der  Natur  von  Handel 
und  Gewerbe  als  wirtschaftlicher  Tätigkeit  im  Zweifel  auf  wirtschaftlichen  Vor- 
stellungen beruhen. 

B.  Ohne  diese  prinzipiell  wirtschaftliche  Auffassung  der  Dinge  wäre  es 
nicht  möglich,  dass  die  kaufmännische  Praxis  und  ihr  folgend  die  Handels- 
gesetzgebung ^)  nur  das  Kaufen  sofort  fälliger  Inkasso  Wechsel  ein  W^echsel- 
kaufen,  das  Kaufen  noch  nicht  fälliger  Wechsel  dagegen  Wechsddiskontieren 
nennt.  Ohne  diese  grundsätzlich  wirtschaftliche  VorsteUung  wäre  es  nicht 
möglich,  wie  es  die  in  §  52  erwähnte  Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom 
15.  Januar  1877  über  den  Inhalt  der  Jahresbilanzen  der  Notenbanken  tut, 
den  Bilanzbestand  von  „Effekten"  in  die  Gruppen  a)  j,diskontierte  Weripcqnere'^, 
b)  „eigene  Effekten*^,  c)  „Effekten  des  Reserve fands^'  zu  zerlegen*).  Denn 
juristisch  eigene  Effekten  sind  auch  die  diskontierten  Wertpapiere  imd  <lie 
Effekten  des  Reservefonds.  Es  obwaltet  zwar  bei  dem  „diskontierte  und  eigene 
Effekten"  auch  eine  juristische  Vorstellung.  Nach  dem  Wesen  des  Diskontos 
ist  bei  diskontierten  Wertpapieren  der  Inhaber  nie  mehr  der  erste  Gläubiger 
und  insofern   sind   die   im   Besitze   des  Diskonteurs   befindlichen  Diskonten   für 


')  H.G.B.  377. 

*)  Bauer,  Inventur  24,  will  die  Besitzübergabe  entscheidend  sein  lassen  und 
zwar  selbst  schon,  wenn  dieselbe  im  Momente  der  Auflieferung  zur  Bahn  geschieht. 
Wie  wir,  Simon  151. 

')  Reichsbankgesetz  13  Ziff.  2. 

*)  S.  Koch  230. 
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ihn  nicht  eigene,  sondern  fremde,  d.  h.  dritten  Gläubigern  ausgestellte  Wert- 
papiere. Aber  aus  dieser  juristischen  Vorstellung  erklärt  sich  nur  die  Termiuo- 
lopie  des  Gegensatzes,  die  Bedeutung  desselben  ist  eine  rein  wirtschaftliche. 
Diskontierte  Schuldverschreibungen  sind  kurzfällige  Schuldverschreibungen,  eigene 
Wertpapiere  solche  mit  längeren  Verfallfristen.  Und  ebenso  ist  der  Gegen- 
!sat2  zwischen  eigenen  Effekten  und  solchen  des  Reservefonds  ein  wirtschaft- 
licher. Die  ersteren  sind  insofern  eigene,  als  über  sie  die  Verfügung  eine 
freiere  ist,  während  die  letzteren  hinsichtlich  ihres  Zweckes  wirtschaftlich  ge- 
bundener sind. 

C.  So  ist  es  erklärlich,  dass  auch  der  für  die  Bilanzfähigkeit  bedeutsame 
rntemchied  zwischen  eigenen  und  fremden  Vermögensgegenständen  wirtschaft- 
lich auszuixen  ist.  Damit  aber  verbindet  sich  ein  wesentlicher  Vorteil.  Es 
l-i  dadurch  herbeigeführt,  dass  die  Buchungsfähigkeit  der  Vermögensgegenstände 
unabhängig  ist  von  der  Verschiedenartigkeit  der  Gesetzgebung  über  den  Zeit- 
punkt des  Besitzübelganges.  Denn  die  wirtschaftlichen  Anschauungen  der 
Kaufleute  sind  innerhalb  derselben  Kulturzone  im  allgemeinen  die  nämlichen, 
während  die  Handels-  und  Privatrechtsgesetzgebungen  innerhalb  der  Staaten 
derselben  Kulturzone  sehr  verschiedenartig  zu  sein  vermögen. 


Das  IvBsere  Keniixelclieii  der  wirtschaftlichen  ZncehSrickelt 
Bnm  KanfinannsYeniiSKeii. 

§  73. 

1.  A.  Die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  eines  Gegenstandes  zum  Kauf- 
njann? vermögen  wird  regelmässig  —  die  Ausnahmen  hiervon  ergeben  sich  zum 
Teil  schon  aus  dem  bisherigen^)  —  durch  ein  äusseres  Konnzeichen  bestimmt, 
thirch  die  körperliche  (räumliche)  Zugehörigkeit  des  beweglichen  Gegenstandes  zum 
\'ennogen  des  Kaufmanns.  Die  Ware,  das  Geld,  wird  dann  als  dem  Vermögen 
de<  Kaufmanns  zugehörig  gebucht,  wenn  sie  körperlich  in  die  Verfügung  des 
Kaufmanns  gelangt,  bei  ihm  eingeht^  und  sie  wird  in  den  Büchern  des  Kauf- 
manns abgebucht,  wenn  sie  die  körperliche  Gewalt  des  Kaufmanns  verlässt, 
aus  derselben  hinausgeht  Tatsächlicher  Eingang  imd  Ausgang,  Einnahme  und 
Ausgabe,  Empfangnahme  und  Hingabe  sind  die  Momente  des  Beginns  und  der 
Beendigung  wirtschaftlicher  Zugehörigkeit^). 

B.  1.  Es  ist  dies  eine  Folge  des  Umstandes,  dass  a)  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmässiger  Buchführung  der  Inhalt  der  B.  und  der  einzelnen 
diesem  Sammelkonto  zu  Grunde  liegenden  Konti  mit  den  entsprechenden  An- 
sätzen des  Inventars,  also  mit  den  durch  tatsächliche  Bej?ichtigung  und  Auf- 
nahme der  Gegenstände  festgestellten  Summen  der  Vermögenswerte'),  b)  nach 
'Wn  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Kassaführung  der  Inhalt  der  Kassa  mit 
it^n  Angaben  des  Kassakontos  übereinstimmen  muss. 

2.  a)  Das  letztere  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  einer  geordneten  Kassa- 
tihrung.  Diese  ist  nur  dann  eine  geordnete,  wenn  der  Sollbestand  derselben 
;-]t«eit  mit  ihrem  Istbestand  übereinstimmt,  also  Geld  im  Kassabuch  erst  ver- 


*)  8  72. 

*)  Sehr  kategorisch  hiegc^n  allein  Knappe  S.  40:  „Es  besteht  kein  Zweifel, 
da»:  überall,  wo  (rechtliches)  Eigentum  übergegangen  ist,  Buchung  stattzufinden  hat, 
gieichgültig,  ob  wirklicher  Eingang  oder  Ausgang  vorliegt.'' 

*)  Siehe  näher  unten  §  174  II  C. 
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zeichnet  wird,  wenn  es  körperlich  in  die  Kassa  zu  liegen  kommt,  aus  ihm  erst 
abgeschrieben  wird,  wenn  es  körperlich  aus  der  Kassa  genommen  wird. 

b)  Das  erstere  folgt  aus  der  teil  weisen  Wesensgleichheit  von  Inventar  und 
B.  Beide  sind  Zusammenstellungen  der  Aktiva  und  Schulden  mit  Wertangabe, 
das  Inventar  die  detaillierte,  die  B.  die  summarische  und  kontomassige  ^).  Die 
Zusammenstellung  in  der  B.  kann  durch  Auszug  aus  dem  Inventar  hergestellt 
werden,  so  bei  der  Eingangs-  oder  Eröffnungsbilanz,  aber  sie  muss  es  nicht. 
Die  im  Jahreslauf  und  am  Jahresschluss  aufgemachten  Bilanzen  werden  aus 
den  Konti  der  Vermögensbestandteile  zusammengestellt.  Sie  beruhen  auf  während 
de?*  Jahres  geschehenen  Buchungen,  während  das  Jahresschlussinventar  erst  am 
Jahresschlüsse  aufgenommen  wird.  Beide  Zusammenstellungen,  Bilanz  und 
Inventar,  sind  aber  vom  Gesetze  gefordert.  Der  Grund  hierfür  ist  die  Kon- 
trolle der  B.  durch  das  Inventar;  denn  das  Inventar  wird  auf  Grund  unmittel- 
barer Aufnahme  der  Vermögensgegenstande  gefertigt,  die  B.  aus  Rechnungen 
entnommen.  Die  Kontrolle  bezweckt  demgemäss,  zu  garantieren,  dass  die  B. 
mit  dem  wirklichen  Vermögensstand  übereinstimmt,  und  damit  dies  der  Fall 
sei,  damit  B.  und  Inventar  inhaltlich  zusammentreffen,  ist  erforderlich,  dass  die 
Verbuchungen  in  den  einzelnen,  der  B.  zu  Grunde  liegenden  Konten,  nicht 
anders  und  nicht  früher  geschehen,  als  die  Eintragungen  in  die  dem  Inventar 
zu  Grunde  liegenden  Hilfs-  oder  Lagerbücher.  In  diese  werden  die  Waren  aber 
erst  eingeschrieben,  wann  sie  körperlich  in  das  Lager  gelangen,  und  abgeschrieben, 
wenn  sie  tatsächlich  das  Lager  verlassen.  Es  entscheidet  über  den  Eintrag  in 
das  Inventar  somit  die  körperliche  Zugehörigkeit  zum  Warenlager  und  darum 
ebenso  über  den  Eintrag  in  die  B.  und  ihre  Hilfskonten  das  Eingehen  in  und 
das  Ausgehen  aus  der  körperlichen  Gewalt  des  Kaufmanns'). 

II.  A.  Aber  die  körperliche  Zugehörigkeit  ist  kein  selbständiges  Erfonlemis, 
sondern  nur  misseres  Kenni^icfieyi  wirt'ichaftlicher  Zugehörigkeit.  Dies  zeigt 
der  Umstand,  dass  es  Fälle  gibt,  wo 

a)  trotz  vorhandener  körperlicfier  Zitgehörigkeit  keine  Berücksichtigung 
des  Gegenstandes  bei  Eintragtingen  in  die  der  Bilanzaufstellung  als  Grundlage 
dienenden  Bücher  stattfindet, 

b)  trotz  fehlender  körperlicher  Zugehörigkeit  die  Ware  als  zugehörig 
gebucht  wird. 

B.  1.  Kautionen.  Der  erste  Fall  ist  überall  da  gegeben,  wo  der 
Kaufmann  ihm  wirtschaftlich  fremde  Gegenstände  in  körperlicher  Gewalt  hat;  z.  B. 

a)  Bei  Wertpapieren,  die  Direktoren  und  sonstige  Angestellte  als  Dietistes- 
kauiion  hinterlegen.  Es  sind  im  unmittelbaren  Besitz  des  Kaufmanns  befind- 
liche Gegenstände,  aber  sie  werden  nicht  im  Effektenkonto  desselben  gebucht. 
Denn  sie  gehören  ihm  ebenso,  wie  nicht  rechtlich,  nicht  wirtschaftlich.   Es  sind 


»)  S.  oben  §  22. 

')  Knappe  38  meint,  nur  zweckmässigerweiBe  richte  sich  (bei  zu  yeiBendeoden 
d.  h.  vom  Lf^r  wegzugebenden)  Waren  die  Buchung  nach  dem  Zeitpunkt  dee  Ein- 
gangs und  Ausgangs.  Er  geht  soweit,  dass  er  behauptet,  schon  mit  dem  Verkaufe 
höre  die  Ware  auf,  Bestand  —  will  sagen:  eigene  des  Verkäufers  —  zu  sein:  „Die 
verkaufte  Ware  ist  kein  Bestand  (des  Verkäufers)  mehr"  (S.  42).  Ja  er  behauptet  so- 
gar, da«  G.  kenne  keine  verkauften  Bestände.  Steht  denn  aber  nicht  z.  B.  in  H.G.B. 
ij  261  Ziff.  2:  „Vermögensgegenstände  (der  A.)  sind  höchstens  zu  dem  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis  anzuset/x^n ?"  Heisst  dies  nun:  eigene  Waren  dürfen  nicht  zu 
dem  höheren  Verkaufspreis,  den  sie  im  Falle  des  Verkaufes  erzielen  würden,  angesetzt 
werden?  Heisst  dies  nicht:  eigene  Waren  dürfen,  solange  sie  eigene  sind,  auch  nicht 
zu  dem  höheren  Verkaufspreise  angesetzt  werden,  den  sie  bei  ihrem  Verkaufe  wirklich 
erzielten?  Also  kennt  das  G.  doch  verkaufte  eigene  Waren,  verkaufte  Waren  ais 
Eigentum  des  Verkäufers.    Siehe  weiter  unten  §  90. 
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für  ihn  fremde  Wertpapiere^).  In  ein  Kautions-  oder  Depositenbuch  mögen 
sie  eingetragen  werden,  aber  dies  sind  keine  der  Bilanzaufstellung  als  Grund- 
lage dienende  Bücher^). 

b)  Depots  und  bewegliche  Pfänder:  bei  allen  dem  Kaufmann  zur 
Aufbewahrung  übergebenen  fremden  Wertpapieren.  Nach  dem  Depotgesetz  vom 
5.  Juli  1896  §  1  hat  der  Bankier  alle  vertretbaren  Wertpapiere,  die  ihm  unver- 
schlossen zur  Verwahrung  oder  Pfand  „übergeben"  sind,  in  ein  besonderes 
Depoänuk  einzutragen.  Er  hat  sie  also  in  seiner  tatsächlichen  körperlichen 
Gewalt    Nichtsdestoweniger  gehören  sie  ihm  nicht  wirtschaftlich  zu'). 

c)  Kommissions-  und  Konsignationswaren.  Bei  Waren,  welche 
dem  Kaufmann  zum  Verkauf  in  Kommission  oder,  wie  es  bei  überseeischen 
Kaufleuten  erteilten  Verkaufskommissionen  heisst,  in  Konsignation  gegeben 
»iod,  sog.  Kommissions-  oder  Konsignationswaren.  Diese  Waren  sind  für  den 
Verkaufskommissionär  wirtschaftlich,  wie  rechtlich,  fremde.  Das  Eigentum  des 
Kommittenten  (Konsignanten)  daran  wird  durch  die  Hingabe  der  Waren  an  den 
Kommissionär  (Konsignaten)  nicht  berührt.  Die  Veränderung,  welche  die 
Übersendung  bewirkt,  betriffl;  nur  den  Besitz.  Der  Kommissionär  wird  unmittel- 
berer  Besitzer  der  Waren,  während  der  Konmiittent  mittelbaren  Besitz  daran 
erii&lt«). 


0  B.G.B.  868. 

•)  Vgl.  ReiBch  I  194. 

*)  Andeiee  Beispiel:  Ein  Kaufmann  verkauft  Waren,  behält  sie  aber  kraft  con- 
«titotom  posseaBiorum  (B.G.B.  930)  TereiDbarungsgemäBS  einstweilen  leihweise  weiter; 
s.  Knappe  S.  38. 

*)  Berliner  S.  62.  Wird  fremdes  Vermögen  (z.  B.  das  bei  der  A.  hinterlegte 
Vennögen  der  Pensionskaase  ihrer  Arbeiter)  dem  Prinzip  eDtgegen  in  die  B.  (selbstver- 
stADdlich  als  Aktivum)  eingestellt,  so  ist  ebensosehr  natürlich  in  der  gleichen  Bewer- 
tosgshöhe  die  Wiederherausgabepfiicht  (als  PassiTum)  in  der  B.  aufzuführen.  Vgl.  im 
Text  Nr.  3  und  unten  §  146  IVB  2  b.  Ein  gutes  Beispiel  hierfür  gewährt  die  Muster- 
bilanz,  wdche  das  Osten:.  Ver8.-Beg.  vom  5.  März  1896  für  Lebensversicherungsunter- 
oehmmigen  aufstellt,  welche  unter  ihrer  Leitung  sog.  Erbgesellschaf ten  ^Tontinen,  Über- 
kbeiMassoziationen)  bUden  (s.  darüber  unten  §  146  IV  C  4  c).  Die  Einzahlunsen  der 
iCtglieder  und  die  Zinsen  hieraus  bleiben  Vermögen  der  GeseUschaft,  welches  die 
LebensverricherungsuDtemehmung  nur  geeen  Entgät  (Verwaltungsgebühr)  als  anver- 
trautes  Gut  verw^tet  Das  Vers.-Beg.  schreibt  vor,  dass  die  Verncherungsanstalten 
die  BeebnungsergebnisBe  solcher  von  Smen  lediglich  geleiteten,  also  nicht  auf  eiffene 
Bcchouig  betrieoenen  Assoziationen  in  ihre  B.  aufnemuen  (§  33  Ziff.  3).  Nach  dem 
WeaeD  der  B.  als  einer  Vermögens-  (Greffensatz:  Ertrags-)  Bilanz  ist  demgemäss  unter 
den  Bilaozpoeten  Verbindlichkeiten  (Kreditoren)  auch  mit  einzurechnen  der  Wert  des 
der  Lebensversicherungsanstalt  zur  Verwaltung  anvertrauten  Vermögens  der  Überlebens- 
anoziatiooen,  also  der  zur  Verwaltung  übereebenen  Sachen,  Forderungen  und  Hechte 
gegen  Dritte.  Sie  bilden  zusammen  eine  Hinterlegungsschuld ,  ein  Depositenkonto. 
Forderongen  und  Bechte  der  Assodation  gegen  die  Versicherungsanstalt  selbst  sind 
ausgenommen,  weil  ja  diese  als  Schulden  der  Versidierungsuntemehmung  schon  unter 
deren  Kieditorenkonto  eingereiht  sind.  In  der  Höhe  der  Hinterlegungsschuld  stehen 
dami  die  anvertrauten  Sadien,  Forderungen  und  Bechte  ^gen  Dritte  auch  auf  der 
Ahivseite,  teils  als  Anlagen  und  andere  Sachen  (Wertpapiere),  teils  als  Bestandteile 
des  Debitorenkontoe  (Forderungen)  und  sonstige  Bechte.  Die  Musterbilanz  des  Vers.- 
B^.  (Anhang  zu  §  32)  zeigt  ein  anderes  Schema.  Es  kommt  dies  daher,  dass  das- 
^be  (in  §  33  Ziff.  13)  für  die  genannten  Aasoziationen  des  weiteren  „getrennte  (Ver- 
niögei»-  und  Erfolgs-)  Nach  Weisungen",  d.  h.  auch  die  Aufstellung  besonderer  B.en  und 
fi^bs-  (Erfolgs-)  Bedmunsen,  d.  h.  Gewinn-  und  Verlustkonti  vorschreibt  Hieraus 
^(tiärt  sic^,  dai»  die  Verbindiidikeit  zur  Herausgabe  des  anvertrauten  Gutes  und  die 
holden  der  Anstalt  an  die  Assoziation  auch  in  der  B.  der  ersteren  aus  dem  allge- 
ffleinen  Kreditorenkonto  herausgenommen  und  als  ein  besonderer  Schuldposten  vor- 
gptngen  sind.  Entsprechend  sind  auch  die  anvertrauten  Vermögensobjekte  im  Aktivum 
Qoter  einer  Bubrik  zusammengefasst.  Wir  finden  in  der  Musterbilanz  auf  der  Passiv- 
seite den  Eintrag: 
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2.  Anders  dagegen,  wenn  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  gegeben:  z.  B. 

a)  Effekten-  oder  Warenreports:  wenn  Waren  vom  Kaufmann  in 
Kost,  Report^)  genommen  werden.  Diese  Waren  hat  der  Kaufmann  gegen  bar 
gekauft.  Sie  gehören  ihm  also  wirtschaftlich  zu,  wenn  auch  nur  vorübeigeheDd, 
weil  er  verpflichtet  ist,  sie  zu  einem  bestimmten  Termin  an  den  Verkäufer 
ziuückzuverkaufen*).  Dieser  Grund  macht  die  reportierten  Waren  und  Effekten 
für  den  sie  hereinnehmenden  Kaufmann  nicht  zu  fremden;  wenn  er  sie  auch  in 
seiner  B.  wegen  dieser  Herausgabepflicht  nicht  unter  der  Rubrik  „eigene  Waren 
oder  Effekten"  aufzuführen  pflegt,  sondern  sie  neben  diesen  als  „reportierle*' 
bezeichnet.  Unter  eigenen  versteht  er  dann  nur  die  ihm  dauernd  zuge- 
hörenden ^).  Dass  der  Kaufmann  die  in  Kost  genommenen  Efffekten  etc.  trotzd^i  als 
ihm  zugehörig  ansieht,  beweist  die  Tatsache,  dass  er  sie  ohne  Gregen}X)sten  ein- 
gestellt. Effekten,  welche  er  als  Kaution  erhielt^  sind  für  ihn  fremde.  Stellt 
er  sie  in  die  B.,  so  niuss  er  auch  ihre  Herausgabeverbindlichkeit  einsetzen. 
Bei  hereingenommenen  Effekten  ist  dies  nicht  notwendig  und  ausser  dem  Falle, 
dass  gleichzeitig  die  Kaufpreisforderung  gegenübergestellt  wird,  auch  nicht  erlaubt. 
Grund:  weil  sie  eigcjie  des  Kaufmanns  sind. 

b)  Selbsteintritt  des  Verkaufskommissionärs:  wenn  der  Verkaufs- 
kommissionär von  dem  ihm  zustehenden  Belbsteintrittsrecht  als  Käufer  Gebrauch 
macht.  In  dem  Moment,  wo  er  Käufer  wird,  gehören  ihm  die  Waren  wirt- 
schaftlich zu.  Er  hat  sie  bereits  in  Gewalt.  Also  darf  er  sie  unter  seinen 
Aktiven  buchen.  Juristisch  eigen  sind  ihm  die  Waren  mit  Ausübung  des 
Selbsteintrittsrechtes  jioch  nicht.  Er  ist  nur  Käufer,  der  im  Besitz  der  gekauften 
Ware  ist.  Es  bedarf  nach  B.G.B.  §  929  Satz  2  noch  eines  Ein  Verständnisse? 
des  Kommittenten,  einer  „Einigung"  zum  Eigentumsübergang.  Meist  wird  nach 
Lage  der  Sache  stillschweigendes  Einverständnis  anzunehmen  sein. 

3.  Inventarisiert  und  bucht  der  Kaufmann  ihm  fremde  Sachen,  z.  B. 
Dienstkautionen  oder  Faustpfänder,  als  Aktiva,  weil  er  sie  in  körperlicher  Ge- 
walt, in  unmittelbarem  Besitze  hat  und  darum  für  ihm  zugehörig  ansieht,  so 
haben  diese  Inventarisierung  und  diese  Buchiuig  doch  niu*  die  Bedeutimg  von 
lediglich  „zum  Gedächtnis",    pro  memoria  erfolgenden  Einträgen  und  jedenfall.^ 

„Fonds  der  wecheelseitigeD  Überlebensafisoziationen*' 30000000 

und  auf  der  Aktivseite: 
„Fonds  der  wechselseitigen  Überlebensassoziationen" : 

a)  Wertpapiere 5000000 

Hierzu  laufende  Zinsen 20000 

b)  Hypothekdarlehen 20000000 

c)  Debitoren 2000000 

Aber  der  Eintrag  des  anvertrauten  Gutes  findet  auch  hier  nicht  bloss  auf  der 

Aktivseite  statt.  Dies  zeigt  den  Charakter  dieses  Gutes  als  durchlaufeiMler  Posten. 
Wenn  der  Betrag  des  „Fonds"  auf  der  Passivseite  höher  erscheint,  als  auf  der  Aktiv- 
seite, so  zeigt  dies  au,  dass  ein  Teil  des  Vermögens  der  Erbgesellschaft  in  dnem 
Guthaben  an  die  Versicherungsanstalt  besteht.  Dieser  Sdiuldposten  ist  dem  Hinter- 
legungsschuldposten  zugeschlagen.    Vgl.  auch  Beiseh  II  210,  228  f. 

^)  Vgl.  Kautsckf  Handbudi  des  Bank-  und  Börsenwesens,  2.  Aufl.,  bearbeitet 
von  Carnapf  1901  S.  163. 

')  Vgl.  Simon  186.  Siehe  auch  unten  §  175  V.  Irreführend  ist,  wenn  ein  Sach- 
verständiger im  Leipziger  Bankprozess  1902  (Frankf.  Zeitg.  vom  2.  Juli  1902  Nr.  181 
Abendblatt)  bemerkte,  Reportgeschäfte  könnten  ausser  auf  Effekten-  auch  auf  Pfand- 
konto  gebucht  werden.  Dann  dürften  die  reportierten  Effekten  als  solche  nicht  in  der 
B.  erscheinen  oder  wenigstens  nur  unter  gleichzeitiger  Einsetzung  eines  ebenso  hohen 
Passivums. 

*)  Nur  aus  diesem  Grunde  scheidet  auch  die  Bundesratsverordnung  vom  15.  Januar 
1877  über  die  B.cn  der  Notenbanken  die  „diskontierten  Effekten"  von  den  „eigenen 
Effekten".    Siehe  oben  §  72  IV  B. 
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i^t  zum  Ausgleich  solcher  Aktiva  ein  ebenso  hoher  Gegenwert  in  das  Passivum 
emzustellen,  wdl  sonst  die  Vermögenslage  des  Kaufmanns  in  den  Büchern  zu 
unwahrer  Darstellung  gelangte.  Werden  also  z.  B.  die  Kommissionswaren,  die 
der  Kaufmann  zum  Verkauf  empfinge  von  ihm  bewertet,  so  ist  ein  gleich  hoher 
Passivposten  in  die  B.  aufzunehmen^). 

C.  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die  Fälle,  wo  Vermögensobjekte  trotz 
mangdnder^  körperlicher  Zugehörigkeit  zum  Vermögen  des  Kaufmanns  in  dessen 
B.  als  Aktiva  eingestellt  werden  dürfen,  weil  sie  ihm  wirtschaftlich  zugehören. 

1.  In  Kommission,  Verwahrung,  Leihe,  Miete  gegebene  Waren. 
Unbestritten  rechnen  hierher  die  zum  Verkauf  in  Kommission  (Konsignation) 
und  die  in  Verwahrung  (Depot),  zu  Leihe  oder  in  Miete  gegebenen  Vermögens- 
gf^ostiuide. 

2.  a)  Verpfändete  und  insbesondere  lombardierte  Sachen. 
Zweifel  könnten  entstehen  w^en  der  zu  Faustpfand  (Lombard)  gegebenen 
Gf^nstande. 

a)  Dieselben  sind  gewiss  auch  dem  Faustpfandbesitzer  wirtschaftlich 
ilienf^tbar.  Aber  trotzdem  sind  sie  auch  wirtschaftlich  nicht  seine  Wertpapiere, 
sfioe  Waren.  Ihre  wirtschaftliche  Beziehung  zum  Eigentümer  bleibt  die  nähere, 
innigere,  stärkere.  Ihm  gehören  sie  auch  wirtschaftlich  zu.  Daher  darf  der 
Kaufmann  Gegenstände,  die  er  zu  Faustpfand  gab,  doch  unter  seine  Aktiva 
einsetzen.  Würde  dies  nicht  geschehen,  so  müsste  der  Rückforderungsanspruch 
als  Aktiyum  eingesetzt  werden,  denn  sonst  wäre  der  Kaufmann  buchmässig 
doppelt  belastet,  da  die  Einsetzung  der  diuxsh  das  Pfand  gesicherten  Forderung 
unter  die  Schulden  des  Kaufmanns  unter  keinen  Umstanden  unterlassen 
werden  darf. 

ß)  \Vürde  man  es  für  unzulässig  halten,  dass  der  Kaufmann  die  von 
ihm  zu  Faustpfand  gegebenen  Waren  in  seine  B.  als  Aktiva  einsetzt,  weil 
sie  frirtsdiaftlich  auch  dem  Pfandgläubiger  dienstbar  sind,  so  müsste  aus  gleichem 
Gninde  Einstellung  der  an  einen  Verkaufskommissionär  zum  Verkauf  fort- 
;.'egebenen  Waren  in  die  Aktiva  unterbleiben,  denn  auch  diese  Kommissions- 
waren sind  wirtschaftlich  einem  Dritten  dienstbar.  Der  Kommissionär  hat  daran 
nach  H.GJB.  §  397  ein  gesetzliches  Pfandrecht,  ist  er  gutgläubig,  sogar  dann, 
wenn  die  Waren  dem  Kommittenten  gar  nicht  gehören  (H.6.B.  §  866  Abs.  3). 

b)  Dass  der  Schuldner  von  ihm  zu  Faustpfand  gegebene  Waren  trotz- 
dem als  Aktiva  in  seine  B.  einsetzen  darf,  beweist  indirekt  die  Tatsache,  dass 
die  kauftnännische  Praxis  und  die  Handelsgesetzgebung  bei  durch  Faustpfand 
?H<Jeckten  Forderungen  als  Aktiva  nicht  die  Faustpfänder  oder  gar  die  Faust- 
pfänder neben  den  Forderungen,  sondern  nur  die  Forderungen  eintragen  lässt. 
Die  Gesetzgebung  schreibt  zum  Teil  nur  vor,  dass  die  gedeckten'^)  Forderungen 
znr  besseren  Beurteilung  der  wirtschaftlichen  Lage  als  solche  besonders  ange- 
führt wetden. 

a)  So  schreibt  das  Beichshankgesetx  §  8  vor,  dass  die  wöchentlichen  Ver- 
öffentlichungen der  Notenbanken  über  den  Stand  ihrer  Aktiva  und  Passiva 
auf  8dte  der  Aktiva  angeben  müssen  den  Bestand  an  Effekten,  Wechseln, 
ImAmriiforderungen^),  Also  sind  die  Forderungen  zu  buchen  und  nicht  die 
Faostpfinder. 

')  Bauer  22. 

*)  Naher  darüber  unten  §  176  V. 

*)  Übereinstimmend  umschreibt  Bankgesetz  §  32  für  die  Reichsbank  den  Inhalt 
der  „Wochenübersichten"  als  „wöchentliche  N&chweisuog  über  Diskonto-,  Wechsel- 
oad  lAnkbaräbestande  (d.  h.  Lombardfordeningsbestände),  den  Notenumlauf,  die  Bar- 
fonds,  An-  und  Verkauf  von  Qold,  Wechseln  und  Effekten". 
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ß)  Noch  deutlicher  erhellt  dies  aus  der  schon  wiederholt^)  angezogenen  Be- 
kanntmachung des  Bundesrats  vom  15.  Januar  1877  über  den  Inhalt  der 
Jahresbilanzen  der  Notenbanken,  Hiemach  sind  auf  Seite  der  Aktiva  gesondert 
nachzuweisen  der  ,,Bestand  an  Effekten''  und  daneben  1.  der  Betrag  der 
„Lombardforderungen"  und  zwar  getrennt  in  vier  Gruppen  a)  auf  Gold  und 
Silber,  b)  auf  Staatspapiere,  Pfandbriefe  und  ähnliches,  c)  auf  andere  Effekten, 
d)  auf  Waren,  2)  das  Guthaben  der  Bank  im  Kontokurrentverkehr  unter 
Sonderung  der  Betrage  nach  der  Art  der  gewährten  Deckung  (Bürgschaft, 
Faustpfand  in  Effekten,  Waren,  Hypotheken  u.  s.  w.). 

/)  Nicht  minder  schreibt  Ht/pothekenbankgeseix  §  24  vor,  dass  die  Jahres- 
bilanz der  Hypothekenbanken  in  getrennten  Posten  namentlich  zu  enthalten 
hat:  den  Gesamtbetrag  der  zur  Deckung  der  Hypothekenpfandbriefe  bestimmten 
Hypotheken  (d.  h.  Hypothekenforderungen)  und  Wertpapiere,  den  Gesamtbetrag 
der  Forderungen  der  Bank  aus  Lombardgeschäften'). 

c)  Der  Kaufmann  muss  es  nicht  tun,  aber  er  macht  den  Stand  seiner 
Vermögensverhältnisse  klarer  ersichtlich,  wenn  er  seine  Bestände  an  Waren, 
Effekten  und  anderem  getrennt  nach  dem  Gesichtspunkt  ausweist,  ob  sie  ver- 
pfändet sind  oder  nicht.  Er  muss  es  nicht  tun,  weil  das  G.  nur  vorschreibt, 
dass  er  „seine  Vermögensgegenstände''  verzeichnet  und  bewertet,  und  seine 
Vermögensgegenstände  bleiben  die  ihm  gehörigen  Werte  auch,  wenn  er  sie  ver- 
pfändet. Die  Schuld,  zu  deren  Sicherung  sie  dienen,  figuriert  ja  unter  den 
Passiven  '). 

IIL  A.  Geld  und  Ware  auf  dem  Transport.  Die  Kennzeichnung 
der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  durch  das  äussere  Merkmal  der  körperlichen 
Zugehörigkeit  zum  Istbestand  des  Warenlagers  oder  Kassabestands  hat  zur 
Folge,  dass  Ware  und  Geld,  solange  sie  sich  auf  dem  Transport,  zwischen  Ab- 
sender und  Empfänger,  d.  h.  im  unmittelbaren  Besitz  von  Spediteur,  Fracht- 
führer oder  einer  sonst  zur  Ausführung  der  Versendung  bestimmten  Person 
oder  Anstalt  befinden,  weder  dem  Absender  noch  dem  Empfänger  buch-  und 
damit  bilanzmässig  zugehören. 

B.  Wenn  der  Kaufmann  A  in  X  von  dem  Fabrikanten  B  in  Y  20  Eb- 
schränke  zum  Preise  von  je  50  Mk.  bezieht,  so  darf  B  die  erste  Buchung  erst 
vornehmen,  wenn  er  die  Bestellung  an  den  Spediteur  gibt.  Er  erkennt  dann 
sein  Warenkonto  mit  1000  und  er  belastet  das  Personenkonto  des  A  mit  der- 
selben Summe.  Der  Käufer  A  andererseits  nimmt  die  Buchung  erst  vor,  nach- 
dem er  die  Ware  empfangen  und  gebilligt  hat.  Die  bestellten  Eisschränke 
stehen  somit  von  ihrer  Auslieferung  an  den  Spediteur  an  bis  zu  ihrer  Empfang- 
nahme und  Billigung  durch  den  Käufer  weder  beim  Verkäufer,  noch  beim 
Käufer  als  Aktivum  zu  Buch.  Beim  Verkäufer  erscheinen  sie  buchmäesig  nur 
als  Passivum  (Warenkonto  hat  gegeben)  und  beim  Käufer  sind  sie  überhaupt 
noch  nicht  verbucht.  Erst  nach  Billigung  belastet  er  sein  Warenkonto  und 
erkennt  er  das  Personenkonto  des  Verkäufers  B*). 


»)  §§  52  und  72. 

-)  Vgl.  auch  die  Musterbilanzen  des  deutschen  Aufsichtsamts  für  Tnystnersiche- 
rwn^f  ( VeröSentlichungen  I  S.  38):  Aktiva:  IV.  „Darlehen  au/ Wertpapiere",  V.  „Wert- 
papiere", VI.  „Vorauszahlungen  und  Darlehen  auf  Polizen",  XIV.  „Kautionedarlehen 
an  versicherte  Beamten'^  d.  h.  Beleihung  von  PoHzen  der  Beamten,  um  ihnen  Kautions- 
stellung zu  ermögliciien.  Ebenso  die  Bilanzformulare  des  österr.  Vers.^Beg. :  „7.  Aktiva . . . 
8.  Darlehen  auf  Wertpapiere,  9.  Darlehen  auf  eigene  Poiizen,  10.  Kautionsdarlehen  an 
Versicherte." 

')  So  auch  Bauerp  Inventur  22. 

♦)  Vgl.  Simon  151. 
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C.  Sendet  nun  der  Käufer  A  den  Kaufpreis  an  den  Verkäufer  ab,  so 
bucht  er  nach  Absendung  des  Geldbriefes  die  Ausgabe  (Personenkonto  des  B 
wild  belastet,  Kassenkonto  erkannt),  obwohl  er  bis  zur  Empfangnahme  seitens 
(le.^  Verkäufers  Eigentümer  des  Geldes  und  Träger  der  Grefahr  bleibt  und  auch 
die  Kosten  der  Versendung  ihm  zur  Last  fallen ').  Auch  der  Verkäufer  bucht 
da?  Geld  erst  nach  Empfang  (Kassakonto  wird  belastet,  Personenkonto  A  er- 
kannt). Also  gehört  auch  in  diesem  Falle  das  versandte  Geld  in  der  Zwischen- 
zeit keinem  der  beiden  Vermögen  bilanzmässig  zu^). 

D.  Übersendung  der  Faktura.  Vollkommen  gleichgültig  ist  für  den 
Bejrinn  der  Buchungsfähigkeit  versandter  Vermögensgegenstande  das  Eintreffen 
einer  Anzeige  von  der  Absendung.  Der  Verkäufer  pflegt  den  Käufer  von 
Annahme  und  Ausführung  der  Bestellung  durch  briefliche  Übersendung  der 
Faktura  zu  benachrichtigen.  Aber  der  Käufer  bucht  doch  die  Ware  erst  mit 
ihrer  Empfangnahme  und  Billigung. 


Avsnahmeia  Ton  der  kSrperlichen  Ziiseh5riskeit. 

§  74. 

I.  Von  dem  GrundsatXy  dass  die  ivirtschaftlidve  Zugehörigkeit  mit  der 
kf/rperlicken  Zugehörigkeit  des  Gegenstandes  zum  Kaufmannsvermögen  beginnt, 
cibt  es,  wie  schon  eingangs  des  §  73  angedeutet,  Aufnahmen, 

IL  Teils  beginnt  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  früher,  teils  später. 

A.  Empfangbarkeit.  Um  zunächst  von  letzterem  zu  sprechen,  weil 
wir  hier  nur  ein  Beispiel  anzuführen  haben,  so  tritt  in  dem  Falle,  da  der 
Kaufmann  eine  Untersuchung  der  Waren  oder  Wertpapiere  auf  ihre  Empfang- 
>inrkeü  für  notwendig  oder  zweckmässig  hält,  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit 
'iift«r  Gegenstände  zu  seinem  Vermögen  und  damit  ihre  Bilanzfähigkeit  für 
ihn  regelmässig  später  ein,  als  ihre  körperliche  Zugehörigkeit  zu  seinem  Ver- 
mögen beginnt').  Denn  regelmässig  findet  die  TJntersuchung  und  Billigung 
«lun*h  den  Erwerber  oder  dessen  Vertreter  nicht  vor,  sondern  nach  Empfang- 
nahme, ako  nach  Erwerb  des  Besitzes  durch  oder  für  ihn  statt  Es  kommt 
auf  den  Charakter  der  empfangenen  Gegenstände  an,  ob  zwischen  Empfang 
und  Billigung  ein  kürzerer  oder  längerer  Zwischenraum  liegt.  Bei  Geld  z.  B. 
fallen  Empfang  und  Billigung  tatsächlich  wohl  zumeist  in  einen  Akt  zusammen. 
Anders  dagegen  bei  Baum  wollballen ,  welche  eine  Spinnerei  in  überseeischer 
Verpackung  bezieht.  Hier  muss  jeder  einzelne  Ballen  vor  Billigung  gewogen 
werden*). 


»)  B.G.B.  2701. 

')  Simon  152. 

")  Nicht  folgt  daraus  umgekehrt,  wie  Knappe  S.  40  meint,  dass  der  Verkäufer, 
ri<^'chgfiltig  ob  er  die  Ware  abgesandt  hat  oder  nicht,  dieselben  nicht  mehr  als  die 
seioige  betrachten  daif,  also  sie  bei  Biianzziehung  abbuchen  musSy  wenn  er,  weil  ihm 
die  Ware  genau  bekannt,  als  ordentlicher  Kaufmann  (nach  kaufmännischem  Brauch) 
der  Meinonf?  sein  darf,  dass  eine  Beanstandung  nicht  erfolgen  werde.  Dies  ist  durchaus 
kein  Grundsatz,  ordnungsmässiger  Buchführung,  also  der  Verkäufer  daran  nicht  aus 
H.G.&  38  gebunden. 

*)  Andererseits  stellt  Knappe  S.  41  die  von  seinem  Prinzip,  dass  Ein-  und 
Anklang  an  sich  bedeutungslos,  aus  konsequente  Behauptung  auf,  wenn  der  Käufer 
die  Möglichkeit,  die  Ware  Deanstanden  zu  müssen,  für  ausgeschlossen  halte,  sei  er, 
«>fem  es  sich  um  B.-Ziehung  handle,  verpflichtet,  die  Ware  als  seine  noch  vor  Eingang 
nnd  Besichtigung  zu  buchen.  Auch  dies  ist  kein  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buch- 
führung. 
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B.  Früher,  als  die  körperliche  Zugehörigkeit,  beginnt  die  wirtechaftliche 
in  folgenden  zwei  Fällen: 

1.  a)  Vertretbare  Wertpapiere.  Bei  Einkauf  von  vertreibarefi  IFert- 
;?öf/?iere«(niit  Ausnahme  von  Papiergeld  und  Banknoten)  durch  einen  Kommissionär 
gehören,  weil  diese  Papiere  in  der  Regel  empfangbar  sind  und  binnen  kunem 
doch  in  den  Besitz  des  Erwerbers  übergehen,  nach  dem  kaufmännischen  Brauch 
die  Papiere  dem  Vermögen  des  erwerbenden  Kunden  schon  von  Empfang  der 
Faktura  an  wirtschaftlich  zu,  ebenso  wie  sie  von  dem  Moment  der  Absendung 
der  Faktura  an  aufhören,  dem  Vermögen  des  Kommissionärs  wirtschaftlich  bei- 
geordnet zu  sein. 

b)  An  diesen  Kaufmannsbrauch  knüpft  das  Depotgesetz  vom  5.  Juli  1896 
bestätigend  an,  wenn  es  in  §  7  für  den  Fall,  dass  der  Einkaufskommissionär 
Vollkaufmann  ist  und  es  sich  um  vertretbare  AVertpapiere  mit  Ausnahme  von 
Papiergeld  und  Banknoten  handelt,  vorschreibt,  dass  das  Eigentum  an  den  ein- 
gekauften Wertpapieren  spätestens  mit  Absendung  des  Stückverzeichnisses  auf 
den  Kommittenten  übergehe. 

2.  Verpfändete  und  deponierte  Sachen.  Der  körperlichen  Zugehörig- 
keit zum  Kaufmannsvermögen  steht  gleich  Besitzerwerb  der  Sache  durch  einen 
Niessbraucher,  Pfandgläubiger,  Verwahrer  oder  einen  in  einem  ähnlichen  Kechts- 
verhältnisse  zum  Kaufmann  Stehenden  ^).  Trotz  mangelnder  körperlicher  Zu- 
gehörigkeit sind  also  für  den  Kaufmann  bilanzfähig  von  ihm  verpfändete,  depo- 
nierte, vermietete,  zum  Kommissionsverkauf  gegebene  Sachen. 

II.  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die  Fälle,  in  welchen  wirtschaftliche 
Zugehörigkeit  früher  oder  später  als  körperliche  aufhört 

A.  Dorthin  gehört  der  Verkauf  von  Waren  mit  der  Vereinbarung,  da^» 
der  Verkäufer  die  Ware  als  Niessbraucher,  Pfandgläubiger,  Pächter,  Mieter, 
Verwahrer  oder  in  einem  ähnlichen  Vei-hältnis  behält  (B.G.B.  §§  869  mit  930). 
Das  Aufhören  körperlicher  Zugehörigkeit  ist  hier  überhaupt  nicht  in  Aus<siclit 
genonmien. 

B.  Später  als  mit  körperlicher  Zugehörigkeit  hört  die  wirtschaftliche  auf, 
wenn  der  Verkäufer  die  Ware  zwar  an  den  Käufer  ausgehen  lässt,  aber  glaubt 
mit  der  Wahrscheinlichkeit  rechnen  zu  müssen,  dass  der  Käufer  die  Ware 
beanstandet.  Hier  kann  der  Verkäufer  die  Ware  trotz  Ausgangs  noch  als  ihm 
zugehörig  ansehen  und  sie  vom  Warenkonto  erst  absetzen  (sie  ihm  erst  dann 
gutschreiben),  wenn  er  sicher  weiss,  djiss  die  Ware  nicht  wieder  zurückkoniuit. 
Weiss  er  bestimmt,  dass  die  Ware  zur  Verfügung  gestellt  wird,  so  darf  er  sie 
wohl  tds  ausgegangen  buchen^),  aber  nicht  zum  Verkaufs-,  sondern  nur  zum 
niedrigeren  Aiischaffungs-  oder  Herstellungspreis,  die  Kaufpreisforderung  wärt* 
sonst  überwertet. 

5.  Die  Bilanzfähiifkeit  der  Fordernntren  insbesondere. 

§  75. 

I.  Der  Forderungs-  und  Schuldenbegriff  des  Bilanzrechtes  hängt,  wie  wir 
sahen,  enge  mit  dem  Begriff  der  körperlichen  Gegenstande  zusammen.  Nach 
§  63  sind  Schulden  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  nur  persönliche  Verpflichtungen, 
bei  welchen  das  zu  Leistende  in  Hergäbe  aus  eigenem  Vermögen  besteht, 
und  nach    §  68   Forderungen   lediglich  solche  persönlichen  Ansprüche,    welche 


^)  Knappe  42  nimmt  das  Gegenteil  an. 

*)  Der  Käufer  läset  z.  B.  den  Verkäufer  vereinbarungsgemäss  im  Besitz  (E.G.B.  930). 

')  Knappe  42  nimmt  das  Gegenteil  an. 
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auf  eine  die  Vermögensgegenstande  des  Gläubigers  mehrende  Leistung  gehen, 
also  in  Ansprüchen  auf  Leistung  aus  eigenem  Vermögen  bestehen.  Die  Hauptart 
der  Vemiögensgegenstände  sind  aber  die  körperlichen  Vermögensgegenstande, 
die  Sachen. 

II.  1.  Da  sich  nun  aus  dem  Bisherigen  ergibt,  dass  körperliche  Vermögens- 
irej.'enstände  der  Regel  nach  buchungs-  und  damit  bilanzfähig  erst  werden,  wenn 
.■»ie  in  die  tatsächliche  Verfügungsgewalt,  in  ein  Verhältnis  körperlicher  Zuge- 
hörigkeit zum  Kaufmann  treten,  bei  ihm  eingehen,  so  folgt  daraus,  nachdem 
der  Eingang  von  Sachen  doch  zumeist  die  Folge  eines  obligatorischen  An- 
spruchs ist,  dass  Forderungen  auf  Leistung  körperlicher  Gegenstande  imd 
ebenso  Verpflichtungen  zu  Leistungen  solchen  Inhalts  grundsätzlich  nicht  ge- 
bucht werden,  oder  anders  formuliert:  gebucht  wird  nicht  die  Entstehung, 
-«•judern  die  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten,  nicht  der  Abschluss,  sondern  die 
Ämßhrung  der  obligatorischen  Voiräge^)  oder,  wie  es  die  Denkschrift  zum 
neuen  H.G.B.*)  ausdrückt:  „In  den  Handelsbüchern  werden  nicht  die  Ge- 
schäftsabschlüsse als  solche,  sondern  nur  die  infolge  der  Geschäfte  eintretenden 
Vermögensänderungen  ersichtlich  gemacht."  Erst  die  Veränderungen^  welclie 
in  der  mrtschxxftlichen  und  körperlichen  Zugehörigkeit  der  Sackten  eintreten,  die 
das  Objekt  der  Leistung  bilden,  tverden  zum  Gegenstand  der  Buchung  gemacht '). 

2.  Wohl  schreibt  H.G.B.  §  39  vor,  dass  der  Kaufmann  alle  seine  Forde- 
rungen und  Schulden  in  Inventar  und  B.  zu  verzeichnen  und  zu  bewerten 
habe.  Allein  §  39  steht  in  Unterordnung  unter  §  38,  wonach  der  Kaufmann 
?eine  Handelsgeschäfte  und  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmassiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen  hat.  Nach  den  Grund- 
jÄteen  ordnungsmässiger  Buchführung  darf  der  Kaufmann  seine  Forderungen 
uud  Schulden  nur  buchen,  soweit  sie  buchungsfähig  sind.  Das  ist  aber 
l»MÜglich  so  weit  der  Fall,  als  infolge  von  Erfüllung  von  Verpflichtungen  beim 
Kaufmann  Forderungen  eingehen,  d.  h.  Forderungen  ohne  körperliche  Unter- 
lage*), nicht  Sachen  den  Gegenstand  der  Leistung,  der  Erfüllung  bilden  (z.B. 
Kauf  von  Forderungen). 

ni.  Vorleistung  bei  gegenseitigen  Verträgen.  Doch  ergibt  sich 
au.*  dem  Wesen  der  doppelten  Buchführung  wieder  eine  wesentliche  Ein- 
schränkung dieses  Grundsatzes  für  den  Fall  der  Vorleistung  eines  Vertrags- 
teüe^,  also  bei  den  „Forderungen"  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  erzeugenden 
^genseitigen  Verträgen,  wenn  bei  ihnen  ein  Teil  vorleistet,  und  beim  Darlehen 
und  Depositengeschäft, 

A.  Handelt  es  sich  bei  gegenseitigen  Verträgen  um  Zug  um  Zuggeschäfte, 
al^o  Kauf  gegen  bar,  so  winl  sowohl  von  seiten  des  Verkäufers  wie  des 
Käufers  über  das  ganze  Geschäft  nicht  früher  eine  Buchung  gemacht,  als  bis 
(He  Ware  geliefert,  der  Kaufpreis  gezahlt  ist. 

B.  PränumerationS"  und  Kreditkauf.  1.  Anders  wenn  der  Käufer 
fder  der  Verkäufer  vorleistet,  also  Pränumerations-  bezw.  Kreditkauf  gegeben 
ij't.  Hier  geht,  um  die  Sachlage  vom  Standpunkte  des  Verkäufers  aus  zu  be- 
trachten, bei  Pränumerationskauf  Geld  ein,  bei  Kreditkauf  Ware  aus;  ist  also 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  wegen  vorliegender  wirtschaftlicher  und  körper- 
licher Zugehörigkeit  bezw.  Aufhörens  solcher  Zugehörigkeit  eine  Buchung  vorzu- 
nehmen: bei  Pränumerationskauf,  wenn  der  Käufer  B  heisst, 


')  Simon  174;  Beigel  I  16.    Vgl.  auch  oben  §  69  VI. 
»)  I  45. 

')  MiesTerständlich  die  Formulierung  Knappes  S.  37:  „Grcbucht  wird  alles,  was 
eine  Vermögensanderung  bewirkt."    Erst  die  bewirkte  Vermögensänderung  wird  gebucht. 
*)  Also  nicht  Wertpapiere.    Diese  sind  .Sachen. 
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Kassenkonto 
SoU 
An  Herrn  B 1000  | 

beim  Kreditkauf: 

Warenkonto 

Haben 

I  Per  Herrn  B 1000. 

Aber  andererseits  erfordert  das  Wesen  der  doppelten  Buchführung  Eintrag 
eines  Gegenpostens;  bei  Pränumerationskauf  wird  das  Konto  des  B  erkannt 
Bhat  1000  gezahlt,  also: 

Konto  des  B 

Haben 

I  Per  Kassenkonto       ....     1000; 

beim  Kreditkauf  wird  dessen  Konto  belastet;  B  soll  1000  bezahlen: 

Konto  des  B 
Soll 

An  Warenkonto       ....     1000  | 

Damit  ist  aber  eine  Warenlieferungspflicht,  bezw.  eine  Kaufpreisforderung 
gebucht)  also  ein  erst  auszuführendes  Geschäft,  nicht  ein  effektiver  Warenaus- 
gang und  ein  effektiver  Geldeingang,  sondern  ein  erst  künftiger  Warenausgang 
und  ein  künftiger  Geldeingang,  eine  Verpflichtung  zu  Leistung  und  ein  Anspruch 
auf  Leistung;  der  Grundsatz,  dass  nicht  der  Greschäftsabschluss,  sondern  nur 
die  Greschäftsausführung  gebucht  wird,  ist  durchbrochen.  Blosse  Forderungen 
werden  hier  gebucht. 

2.  Die  Abweichung  kommt  auch  äusserlich  deutlich  zum  Ausdruck,  wie 
ein  Vergleich  zwischen  Buchung  eines  Verkaufs  gegen  Bar  und  auf  Kredit 
beweist 

a)  Verkauf  gegen  bar.  Verkauf  gegen  bar  und  Verkauf  auf  Kredit 
haben  das  gemein,  dass  beidemale  als  Kreditor  das  WarenVonXo  des  Verkäufer» 
und  als  Debitor  das  des  Käufers  erscheint  Das  Warenkonto  des  ersteren  wird 
erkannt)  denn  es  hat  1000  gegeben,  es  soll  1000  haben,  und  das  Warenkonto 
des  anderen  wird  belastet,  es  soll  Waren  im  Wert  von  1000  herausgeben. 
Die  Buchung  der  Warenlieferung  ist  somit  jedesmal  die  nämliche,  dagegen  ver- 
schieden die  Buchung  des  Kaufpreises. 

b)  Bei  Kauf  gegen  Bar  wird  der  Kaufpreis  auf  ein  SacÄ-,  ein  unpensön- 
liches,  ein  „totes**  Konto  ^)  gebucht,  weil  hier  körperliche  Gegenstände  zu-,  bt?zw. 
abgehen,  auf  das  Äa««ewkonto.     Der  Verkäufer  bucht: 

Warenkonto 

Haben 
I  Per  Kassenkonto        ....     lOOd 
und 

Kassenkonto 
Soll 

An  Warenkonto        .     .     .     .     1000  | 


0  Dazu  Berliner  §  58  (S.  225). 
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und  der  Käufer  bucht: 

Warenkonto 
SoU 
An  Eassenkonto 1000  | 

Kassenkonto 

Haben 
I  Per  Warenkonto 1000 

Bei  Kauf  auf  Kredit  wird  dagegen  der  Gegenposten  auf  Personenkonto 
vorgetragen.  Nicht  Waren-  und  Kassa-,  sondern  Waren-  und  Kundenkonto 
treten  in  Beziehung.     Der  Verkäufer  bucht: 

Wareakonto 

Haben 
I  Per  Konto  des  Käufers       .     .     1000 

Konto  des  Käufers 
SoU 
An  Warenkonto 1000  | 

und  der  Käufer  bucht: 

Warenkonto 
SoU 
An  Konto  des  Verkäufers      .     1000  | 

Konto  des  Verkäufers 

Haben 
I  Per  Warenkonto 1000. 

C.  Tausch-  und  Gesellschaftsverträge  (Konsortialgeschäfte, 
Konsortialbeteiligung).  Das  Gleiche,  was  hier  für  den  Kauf  dargelegt,  gilt 
auch  für  andere  gegenseitige  Verträge,  welche  Forderungen  im  ßmne  des  Bilanz- 
rvchtes  erzeugen.  Auch  Tbuschverträgey  OeseUschaftsverträgey  bei  welchen  die 
wechselseitigen  (B.G.B.  §  705 1)  Verpflichtungen  der  GeseUschaften  den 
Fordeningsbegriff  des  Bilanzrechtes  erfüllen,  und  Wo-kverträgCy  bei  welchen  das 
hiTzasteUende  Werk  mit  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen  verbunden  ist,  dürfen 
^imit  grundsätzlich  erst  bei  ErfüUung  der  übernommenen  Verbindlichkeiten  ge- 
bucht werden.  Die  aus  ihnen  entstehenden  vertragsmässigen  Ansprüche  und 
Verpflichtungen  als  solche  gelangen  lediglich  dann  zur  Buchung,  wenn  ein 
Teil  vorltistet.  Erfüllung  von  einer  Seite  muss  also  auch  hier  immer  ge- 
geben sein*). 

1.    £^e    Hauptart    der    GeseUschafts vertrage  sind  die  Konsortial-    oder 


')  £Hnum  174,  Staub  40,.  Die  Kasseler  TrebertrocknuDgagesellschaft  buchte  die 
UeferungBTertrage  über  TrebertrockDunffsapparate,  welche  sie  mit  ihren  Tochtergesell- 
%htften  einging,  schon  mit  Vertragsabscmass.  Es  wurden  dem  Warenkonto  also 
Wiien  kreditiert,  die  derselbe  noch  nicht  hergegeben  hatte,  die  TochtergesellchafteD 
«niden  mit  der  Lieferone  belastet,  ohne  die  Waren  erhalten  zu  haben.  Die  wirkliche 
Liefenmg  wuide  dann  a£  Nachlieferung  gebucht  imd  die  Tochtergesellschaften  noch 
einmal  damit  belastet.  So  war  doppelter  Gegenwert  gebucht  und  dadurch  hoher  Gre- 
winn  heracufferechnet.  —  Zum  Teil  erfolgten  jjLieferung''  und  „Nachlieferung'*  in  Form 
TOD  Sacheinfagen  auf  das  Aktienkapital. 
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Syndikats^e«^;^/]^  und  Konsortiahmt&^beteüigungen^).  So  lange  beim  Konsor- 
tialgeschäft  keine  Einzahlung  geschieht,  besteht  es  für  die  Rechnungsbücher 
nicht.  Sowie  und  so  weit  das  Konsortialmitglied  eine  Einzahlung  macht,  ynrd 
in  der  gleichen  Höhe  der  Anspruch  auf  Ausschüttung  als  Forderung  gebucht'). 
2.  a)  Werkverträge.  Ausarbeitung  von  Gutachten.  Oder  nehmen 
wir  einen  Werkvertrag,  Eine  A.,  deren  Untemehmensgegenstand  lediglich  in 
Ausarbeitung  von  Projekten  (Entwürfen)  für  elektrische  oder  für  Wasserver- 
sorgungsanlagen besteht;  übeminunt  gegenüber  einer  Stadtgemeinde  die  Ver- 
pflichtung, für  sie  das  Projekt  einer  Quelleuleitung  lun  20000  Mk.  auszu- 
arbeiten. 

b)  Es  ist  in  diesem  Falle  jedenfalls  eine  Schuld  und  eine  Forderung  im  Sinne 
des  Bilanzrechtes  gegeben.  Die  A.  stellt  Sachen,  Pläne,  Beschreibungen,  Denk- 
schriften her;  sie  sind  ihr  Vermögen;  und  sie  übergibt  diese  Bestandteile  ihres 
Vermögens  dejn  Besteller.  Es  entsteht  also  mit  Vertragsschluss  eine  Ver- 
pflichtung zu  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen.  Und  auf  der  anderen  Seite  ist 
mit  Abschluss  des  Vertrages  ein  Anspruch  auf  Zahlung  von  20000  Mk.,  also 
ein  Anspruch  auf  Leistung  von  Vermögenswerten  aus  dem  Vermögen  d&s 
Schuldners  vorhanden.  Die  Begriffe  des  Bilanzrechtes,  Schuld  und  Fordenuig 
sind  demnach  erfüllt.  Aber  trotzdem  ist  eine  Buchung  dieses  Werkvertrages 
nach  den  Grundsätzen  ordentlicher  Buchführung  erst  statthaft,  wenn  der  Ver- 
trag von  der  einen  oder  anderen  Seite  erfüllt  ist»  die  A.  die  Pläne,  Be- 
schreibungen u.  s.  w.  geliefert  oder  der  Besteller  die  Vergütung  im  voraus 
gezahlt  hat. 

c)  Im  ersteren  Falle  ist  dann  der  Anspruch  auf  Vergütung  als  Bilanz- 
aktivum,  im  zweiten  Falle  die  Verpflichtung  zur  Lieferung  des  Projektes  ah 
Bilanzpassivum  zu  buchen. 

d)  Im  einzelnen  ist  die  Buchung  diese. 

a)  Nennen  wir  die  bestellende  Gemeinde  X  und  hat  die  A,  zuerst  ge- 
liefert, so  wird  das  Konto  der  X  mit  20000  belastet,  Gewinn-  und  Verlust- 
konto oder*  eiii  Hilfskonto  davon,  ein  Projektenkonto,  dafür  erkannt  Wir 
buchen  also: 

Konto  der  X 
SoU 
An  Gewinn- und  Verlustkonto     20000  |  Per  Bilanzkonto       ....     20000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Soll  Haben 


An  Geschäftsunkosten      .     .     15000 
An  Bilanzkonto      ....       5000 


Per  Konto  der  X   ...     .     20  000 


Bilanzkonto 

An  Debitoren 20  000 

(=  Forderungskonto) 


Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     5000 


Oder  wenn  wir  die  Forderung  über  ein  Projektenkonto  führen: 


0  Cosack  127  II. 

*)  Sifnan  178;  Beisch  I  249  ff.  Eine  andere  Bedeutung  hat  das  Konto  Eon- 
sortifHbeteüigung  als  Bestandteil  oder  Nebenart  des  Effektenkanios.  Dann  bedeutet 
es  nicht  Folgerung  aus  BeteiUgung  an  einer  (Gelegenheits-)  Gesellschaft,  sondern  Be- 
stand an  Effekten,  welche  man  als  Mitglied  eines  Eniissionskonsortiums  oder  als  Unter- 
beteiligter  hieran  fest  übernommen  und  bereits  geliefert  erhalten  hat  {KonsortiaUffekten\ 
Siehe  auch  §  87  Anm. 
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Konto  der  X 
SoU 
An  Projektenkonto      .     .     .     20  000  | 

Projektenkonto 

Haben 
An  Gewinn- und  Verlustkonto     20000  |  Per  Konto  der  X   ...     .     20000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Haben 
I  Per  Projektenkonto       .     .     .     20000 
im  übrigen,  wie  oben. 

ß)  Im  Falle  der  Vorleistung  der  Bestellerin  ist  zu  buchen: 

Konto  der  X 

Haben 
An  Bilanzkonto      ....     20000  |  Per  Kassenkonto      ....     20000 

Kassenkonto 
An  Konto  der  X        ...     20000  | 

Bilanzkonto 

Per  Konto  der  X  (=  Schulden 

oder  Kreditoren)  ....     20000 

e)  Wir  sehen  also:  im  ersteren  Falle  erscheinen  die  20000  in  der  B.  als 
Aktivum,  im  anderen  als  Passivimi. 

f)  Nicht  ist  mit  vorstehendem  gesagt,  dass  das  Projekt  unter  keinen 
Umständen  vor  Fertigstellung  Bilanzfähigkeit  besitzt.  Indes  das  Nähere  hievon 
gehört  in  die  Lehre  von  der  Bewertung.     Hier  nur  soviel. 

a)  Allerdings  als  eine  Art  Rohmaterial  oder  Halbfabrikat  kann  das 
Projekt  nicht  bewertet  werden. 

ad)  Nehmen  wir  an,  ein  Teil  der  Pläne  ist  bereits  fertig,  das  Projekt 
z^'ichnerisch  in  der  Ausführung  begriffen.  Wenn  eine  mit  einer  bedeutenden  Lieferung 
beauftragte  Waggonfabrik  einen  grossen  Teil  der  bestellten  Wagen  fertig  ge- 
stellt hat,  ohne  dass  schon  der  Ablieferungstermin  da  ist,  so  hat  die  Fabrik 
ihihie  bestellten^  aber  noch  nicht  gelieferten  Waren  in  der  unterdessen  auf- 
zumachenden B.  als  Vermögensbestandteile  vorzutragen,  ohne  die  Lieferungsver- 
bindlichkeit irgendwie  als  Passivposten  gegenüber  stellen  zu  müssen^).  Denn 
diese  Wagen  tragen  einen  Wert  in  sich.  Werden  sie  geliefert,  so  wird  die 
Zahl  der  Aktivposten  nicht  vermehrt,  sondern  an  die  Stelle  des  einen  Aktiv- 
pii^tens  tritt  nur  ein  anderer,  ein  Forderungs-,  ein  Wechsel-  oder  Geldposten, 
wi*^  sie  in  der  B.  an  die  Stelle  anderer  Aktivposten  (Rohmaterialien,  Halb- 
fabrikate, Greld,  wofür  die  Materialien  angeschafft  wurden)  getreten  waren. 

ßß)  Anders  das  in  der  Ausführung  begriffene  technische  Gutechten.  Dieses 
hat  wirtschaftlichen  Wert  nur  als  Gegenstend  des  Werkvertrages,  dadurch,  dass 
«r-  bestellt  ist  und  damit  einen  Anspruch  auf  Geldleistung  vermittelt.  Los- 
etlöet  von   dieser  Vergütungsforderung  entbehrt   das    teilweise    hergestellte,    in 


*)  Von  der  MöKÜchkeit,  dass  neben   den    fertigen  Waggons   der  Vergütungs- 
aommch  ans  dem  Lieterungsvertrag  und  als  Gregenposten  zu   ihm  die  Lieferungsver- 
bindiiclükeit  zu  setzen  ist,  ist  hier  nicht  zu  sprechen.    Darüber  eiostweileti  §  78  II  2  b. 
RehM,  Die  BiUnsen  der  AktiengeselUchftften.  1^ 
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einem  Teil  der  erforderlichen  Pläne,  Untersuchungen  u.  8.  w.  vorliegende  Gut- 
achten als  solches  besonderen  wirtschaftlichen  Wertes.  Die  Herstellungskosten 
sind  verhältnismässig  gering.  Anschaffungen  sind  nicht  nötig.  Nur  technischer 
Wert  kann  ihm  zukommen.  Wollte  man  es  als  Aktivum  in  die  B.  einsetzen, 
so  wäre  dies  nur  möglich  unter  gleichzeitiger  Einsetzung  eines  den  Wert  der 
entsprechenden  Ldefeningsverbindlichkeit  repräßen tierenden  Postens  in  die  Passiva. 
Denn  sein  wirtschaftlicher  Wert  beruht  lediglich  auf  dem  Lieferungsanspruch 
der  Bestellerin:  ohne  Lieferung  kein  Recht  auf  Veigütung,  d.  h.  nur  auf  der 
Lieferungsmöglichkeit  beruht  der  wirtschaftliche  Wert  des  teilweise  hergestellten 
Projektes. 

ß)  Anders,  wenn  das  Projekt  einen  Anschaffungspreis  hat,  also  von  der 
A.  käuflich  übernommen  wurde.  Ein  drittes  Unternehmen  hatte  den  Werk- 
vertrag abgeschlossen^  die  Lieferung  des  Gutachtens  versprochen.  Dasselbe  tritt 
seinen  Auftrag  käuflich  an  unsere  A.  ab.  Es  liegt  dann  Kauf  einer  Forderung, 
des  Anspruches  auf  Honorar,  vor.  Die  Forderung  geht  in  entsprechender  An- 
wendung von  B.G.B.  §  446 1  auf  den  Käufer  mit  den  auf  ihr  ruhenden  Lasten 
über.  Auf  der  Forderung  ruht  aber  als  Last  die  Verpflichtung  zur  Schuld- 
übernahme, d.  h.  Übernahme  der  Verpflichtung  zur  Herstellung  des  Gutachtens. 
Hier  repräsentiert  das  Projekt  als  solches  vor  jeder  Ausführung  für  die  Ge- 
sellschaft einen  Vermögenswert,  aber  nicht  als  Gegenstand  des  Werk-,  sondern 
als  Erfolg  des  Kaufvertrages.  Es  ist,  wenn  um  10  000  Mk.  erworben,  an 
Stelle  der  10000  Mk.  Kassabcstand  getreten,  welche  bisher  die  Aktiven  auf- 
wiesen. 

D.  Darlehen.  Aus  dem  Wesen  des  Darlehens  folgt  die  gleiche  Aus- 
nahme, wie  für  gegenseitige  Verträge  bei  Vorleistung.  Im  Wesen  des  Dar- 
lehens liegt  Vorleistung  eines  Teils.  Also  wird  hier  die  Forderung  als  solche 
als  Aktivum  gebucht^).     Sie  tritt  an  Stelle  der  dargeliehenen  Sachen. 

E.  Depositengeschäft.  Dasselbe  ist  beim  Deposüengesehäß  oder  un- 
eigentlichen Verwahrungsvertrag  (B.G.B.  §  700)  der  Fall.  Der  Hinterleger  ist 
infolge  der  Hinterlegung,  also  seiner  Vorleistung  berechtigt»  den  blossen  An- 
spruch auf  Zurückgewährung  von  Sachen  gleicher  Art,  Güte  und  Menge  zu 
buchen.     Eine  Art  des  Depositengeschäftes  ist  das   Qirodepot^), 

IV.  A.  Lohn-,  Miet-  und  Pachtverträge.  Ganz  anders  liegt  die 
Sache,  wenn  bei  gegenseitigen  Verträgen  nur  der  Anspruch  des  einen  Teils 
den  Charakter  einer  Forderung  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  besitzt,  dagegen  der 
des  anderen  Teils  lediglich  auf  Inanspruchnahme  fremder  Arbeitsleit^tung  oder 
Überlassung  von  Gebrauch  und  Nutzung  fremder  Sachen  geht  Hier  findet 
auch,  wenn  der  eine  Teil  vorleistet,  grundsätzlich  keine  Aufnahme  des  anderen 
Anspruchs  als  solchen  hi  die  B.  statt 

B.  Der  Grund  hierfür  ist,  dass  geschäftliche  Vorfälle  im  allgemeineii 
nur  soweit  rechnung!?mässig  vorgetragen  werden,  als  sie  Veränderungen  in  der 
wirtschaftlichen  und  tatsächlichen  Zugehörigkeit  von  Sachen  zu  den  einzelnen 
Konten  mit  sich  bringen*). 

1.  Leistet  der  Dienstberechtigte,  der  Besteller,  Mieter,  Pächter  vor,  gehiniren 
Vergütung  (Provision),  Mietzins  u.  s.  w.  zuerst  zur  Leistung,  so  wird  auf  Seite 
des  Dienstverpflichteten,  Vennieters  u.  s.  w.  wohl  selbstverständlich  der  Einganir 
des  Gehalts  oder  Mietzinses  gebucht: 


*)  Z.B.  Beleihung  der Polize,  Vorauszahlung  darauf  (£«Am,  §9  Anm.  5;  Pr.V.G. 
§  9  Ziff.  8,  §§  57,  59,  69);  Kautionsdarlehen  gegen  Hinterlegung  der  Polize  und  Ver- 
pfändung der  Eautionsurkunde. 

*)  S.  Qareis  §  66;  a.  M.  Coaack  §  62  H  1. 

•)  §  72f. 
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Kassenkonto 
Aii  Mietertxagskonto       .     .     .     1000  , 

Mietertragskonto 

Haben 
I  Per  Kassenkonto 


aber  nicht  gebucht  wird  nun  die  Verpflichtung,  die  Arbeit  zu  leisten,  das  Werk 
zu  liefern,  die  Sachen  zum  Gebrauche  zu  überlassen,  weil  damit  kein  Aufhören 
der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit  und  kein  Ausgang  von  Sachen  verbunden  ist. 

2.  Viel  schroffer  tritt  der  G^;ensatz  noch  hervor,  wenn  der  Dienstver- 
pflichtete, der  Vermieter  etc.  vorleistet,  Gehalt,  Mietzins  somit  erst  postnumerando 
gezahlt  werden.  Hier  findet  überhaupt  keine  Buchung  statt.  Aus  dem  gleichen 
Grunde,  wie  oben,  wird  der  Anspruch  auf  Vergütimg  nicht  verbucht;  denn  es 
findet  noch  kein  Eingang  von  Sachen  statt.  Aber  auch  die  Vorleistung  gelangt 
nicht  zur  Buchung.  Mit  der  Arbeitsleistung  und  Überlassung  von  Sachen  zu 
Gebrauch  und  Nutzung  gehen  im  Sinne  der  kaufmännischen  Buchführung  keine 
Yermögensgegenstände  aus  dem  Vermögen  weg.  Arbeitskraft  kann  nicht  weg- 
gaben werden  und  vermietete  oder  verpachtete  Sachen  bleiben  doch  wirt- 
i^chafdich  eigene^). 

C.  Allein  beide  vorstehend  skizzierten  Sätze  erfahren  eine  Einschränkung, 
wenn  die  Vorleistung  sich  über  das  Ende  des  Rechnungsjahres  hinaus  erstreckt. 

1.  Wir  werden  in  §  88  darzulegen  haben  und  nahmen  hierauf  schon 
anmal  in  §  69  VI  Bezug,  dass  es  Prinzip  kaufmännischer  Rechnungsführung 
ist,  jedem  Geschäftsjahr  die  in  ihm  verdienten,  wenn  auch  noch  nicht  bezogenen 
Vennögensmehrungen  (Einnahmen)  und  ebenso  die  durch  die  Geschäftstätigkeit 
bi  ihm  verursachten,  wenn  auch  noch  nicht  geleisteten  Vermögensminderungen 
(Ausüben)  zuzuschreiben. 

2.  Im  voraus  bezogenes  Gehalt,  im  voraus  vereinnahmter 
Mietzins.  Wenden  wir  dies  auf  unsere  Fälle  an  und  ziehen  wir  zuerst  den 
«ier  Vorleistung  seitens  des  Dienstberechtigten,  Mieters  u.  s.  w.  in  Betracht,  so 
eivjbt  sich,  dass  eine  Buchung  der  gegenüberstehenden  Verpflichtung  in  der 
B.  nur  unterbleiben  kann,  wenn  Gehalt  oder  Mietzins  nicht  weiter,  als  für  das 
Ende  des  Greschäftsjahres  vorausbezahlt  sind.  Sind  sie  weiter  vorausbezahlt,  so 
hat  der  Dienstverpflichtete^  Vermieter  u.  s.  w.  in  der  Höhe  des  Wertes  dieses 
Gehalts-  oder  Mietzinsteiles   seine  Leistungsverbindlichkeit  als  Passivum  in  die 


')  S.  §  73  II  C.    Es  wird  also  z.  B.  nicht  gebucht: 

Mietertragskonto 

I  Haben 

I  Per  Mieter  X  (Mietzinsforderung)    .  1000 

Konto  des  Mieters  X 
Soll  I 

An  Mietertragskonto 1000  | 

Mffldeni  es  irird  gebucht,  wenn  der  Mietzins  eingeht: 

Kassakonto 
SoU  I 

Ao  Mietertragskonto 1000  | 

Mietertragskonto 

I  Haben 

I  Per  Kassakonto 1000. 

14* 
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B.  einzusetzen.  Denn  das  abgelaufene  Greschaftsjahr  hat  eine  Vennögen:*- 
niehrung  erfahren,  welche  wirtschaftlich  erst  dem  nächsten  Betriebsjahre  zu  gut 
kommen  sollte,  weil  erst  in  ihm  die  Gegenleistung  stattfindet.  ■  Um  den  wirt- 
schaftlichen Erfolg  des  abgelaufenen  Jahres  der  Wirklichkeit  gemäss  zu  be- 
stimmen, wird  daher  ein  entsprechend  hoher  Posten  „im  voraus  erhaltenes  Ge- 
halt", „im  voraus  erhaltener  Mietzins"  oder,  was  dieser  Posten  eigentlicb 
bedeutet,  die  Verpflichtung  zur  Dienstleistung,  bezw.  zu  Grebrauchs-  und 
Nutzungsüberlassung  als  Passivum  in  die  B.  eingesetzt  Ist  am  1.  November 
der  Vierteljahrsmietzins  von  300  Mk.  vorausbezahlt,  so  ist  in  der  B.  dem 
Aktivum  „E^sakonto  300  Mk."  das  Passivum  „im  voraus  vereinnahmter 
Mietzins  100  Mk."  gegenüberzustellen^). 

3.  Ebenso  gestaltet  sich  die  Sachlage,  wenn  der  Dienstverpflichtete  oder 
Vermieter  vorleistet,  Gehalt  und  Mietzins  erst  nachbezahlt  werden.  Ist  viertel- 
jährlich Gehaltstermin  und  wird  die  nächste  Gehaltszahlung  mit  900  Mk.  am 
1.  Februar  fällig,  so  ist,  um  das  Ergebnis  des  ablaufenden  Rechnungsjahres 
zutreffend  zu  bemessen,  der  Anspruch  auf  Gehalt  (oder  Mietzins)  für  die  zwei 
Monate  November  und  Dezember  in  die  B.  als  Aktivum  einzusetzen. 


Der  Terkanf  toh  Forderanf^en  ge^^en  Dritte  und  tob 
Fordenuf^eii  gegen  stell  selbst. 

§  76. 

1.  Die  Ausgabe  von  Teüschuldvers^^reibungen,  also  die  sog.  Aufnahme 
von  öffentlichen  Anleihen,  ist  nicht  Empfang  von  Darlehen,  sondern  Verkauf 
von  Forderungen  gegen  sich  selbst^).  Denn  der  Ausgeber  verspricht  dem 
Geldgeber  nicht  notwendig,  die  gleiche  Summe,  die  er  erhielt,  zurückzugeben, 
sondern  er  verspricht,  bald  mehr  bald  weniger  zurückzuerstatten,  je  nachdem 
eben  die  Anleihescheine  unter  oder  über  dem  Nennwert  ausgegeben  werden^). 
Was  der  Ausgeber  von  Schuldverschreibungen  somit  empfängt^  ist  Kaufpreis, 
börsengängiger  Kaufpreis,  Börsenpreis. 

IL  A.  1.  Der  Verkauf  von  Forderungen  gegen  sich  selbst  stellt  sich 
bilanzmässig  anders  dar,  als  der  Verkauf  von  Forderungen  gegen  Dritte.  Ver- 
kauf von  Forderungen  gegen  andere  bringt  eine  Veränderung  nur  unter  den 
Bilanzaktiven,  Verkauf  einer  Forderung  gegen  sich  selbst  eine  Veränderung 
unter  den  Aktiven  imd  den  Passiven  der  B.  mit  sich. 

2.  Lautet  die  Forderung  auf  100  und  betragt  der  Kaufpreis  80,  so  tritt, 
ist  die  verkaufte  Forderung  eine  Forderung  an  einen  Anderen,  die  Veränderung 
in  der  B.  ein,  dass  unter  den  Aktiven  der  Posten  „An  Debitorenkonto  100** 
diu-ch  den  Posten  „An  Kassenkonto  80"  ersetzt  wird.  Ist  die  verkaufte  Forderung 
dagegen  eine  Forderung  gegen  sich  selbst,  so  erfolgt  ein  selbständiger,  d.  h. 
nicht  an  die  Stelle  eines  anderen  Eintrags  tretender  Eintrag  in  die  Aktiva:  80 
und,  weil  durch  den  Verkauf  ein  Zahlungsversprechen  abgegeben  wird,  gleich- 
zeitig ein  Eintrag  einer  Schiüd  in  die  Passiva:  100. 


')  Wie  sich  der  gleiche  Fall  vom  Standpunkt  des  Prinzipals,  bezw.  Mieters  aus 
bilanzmässig  gestaltet,  darüber  s.  §  69  VI. 

*)  Dies  wirtschaftlich  gemeint.  Juristisch  ist  es  nicht  .Verkauf  eines  Rechtes, 
denn  das  Forderungsrecht  wird  nicht  derivativ  erworben;  es  soll  erst  entetehen.  Was 
juristisch  vorliegt,  ist  Verkauf  einer  Sache,  des  eine  Forderung  gegen  den  Au^bcr 
verkörpernden  Anleihescheines. 

')  Vgl.  Cosack  (5.  Aufl.)  §66  I;  derselbe,  Lehrb.  des  deutschen  bfirgerl.  Recht«. 
2.  Bd.  (3.  Aufl.),  §  264  II. 
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B.  Trotz  dieser  Verschiedenheit  der  Buchung  liegt  doch  nach  dem  Wesen 
des  Kaufes  in  beiden  Fällen  wirtschaftlich  ein  Umsatz,  d.  h.  Austausch  von 
Vermögenswerten  vor.  Nur  erfolgt  derselbe  hier  und  dort  in  verschiedener 
Form.  Im  ersteren  Falle  tritt  ein  Zuwachs  an  Aktivwerten  unter  gleichzeitiger 
^^Dderang  derselben,  im  zweiten  Falle  ein  Zuwachs  an  Aktivwerten  ohne 
gleichzeitige  Minderung  derselben,  aber  mit  gleichzeitiger  Mehrung  der  Passiv- 
werte dn.  Es  bedarf  keines  Beweises,  dass  dies  bei  gleichen  Summen  zu 
dem  nämlichen  wirtschaftlichen  Ergebnis  fähren  muss.   Ob  wir  zuerst  schreiben: 


und  dann: 


oder  ob  wir  zuerst  schreiben: 


und  dann: 


Aktiva 

100    1 

Aktiva 

80     1 

Aktiva 

0      1 

Passiva 
0 

Aktiva 

80      1 

Passiva 
100; 

der  bilanzmässige  Verlust  beträgt  in  beiden  Fällen  20. 


Die  Vnabhftnsiskeit  der  BilanKffthii^keit  der  Fordernni^eii 
Ton  rechtlichen  Geslchtspiuikteii. 

§  77. 

I.  In  §  72  hatten  wir  darzidegen,  wie  für  die  Frage  der  Zugehörigkeit 
von  Sachen  zum  Vermögen  des  Kaufmanns  rechtliche  Gesichtspunkte  keine 
Rolle  spielen,  die  bilanzmässige  Zugehörigkeit  zum  Vermögen  teils  früher  be- 
ginnt, teils  früher  aufhört,  ids  die  rechüiche  Zugehörigkeit,  und  wie  sich  dies 
daraus  erklärt,  dass  für  die  Bestimmung  der  Bilanzfähigkeit  in  erster  Linie 
wirtschaftliche  Gesichtspunkte  massgebend  sind. 

II.  Das  gilt  in  gleichem  Masse  bei  den  in  Wertpapieren  verkörperten 
Fonlerungen.  Wir  werden  davon  später^)  am  Schlüsse  der  Lehre  von  der 
BQanzfahigkeit  der  Forderungen  und  Schulden  zu  reden  haben.  Ebenso  gilt 
es  aber  für  andere  Forderungen,  wenn  auch  nicht  in  der  gleich  ausgeprägten 
Welie,  weil  im  Gegensatz  zu  den  in  Wertpapieren  versachlichten  Forderungen 
da*  Wesen  der  reinen  Forderungen  nur  aus  rechtlichen  Elementen  besteht. 
Immerhin  gibt  es  auch  Fälle,  in  welchen  sich  die  reine  Forderung  bilanzmässig 
früher  verwendbar  erweist,  als  rechtlich,  und  Fälle,  wo  sie  hüanvmüssig  7ioch 
fortbeMehtj  obwohl  sie  rechtlich  bereits  aufgellet  hat,  zu  existieren. 

A.  Nach  B.G.B,  §  387  kann  der  Schuldner  die  ihm  gegen  seinen 
Gläubiger  zustehende  Forderung  gegen  seine  Schuld  erst  aufrechnen,  wenn  er 
die  ihm  kraft  seines  Rechtes  gebührende  Leistung  fordern  kann,  d.  h.  seine 
Forderung  fallig  ist.  Bilanzmässig  ist  seine  Forderung  auch,  wenn  sie  nicht 
fällig  ist,  schon  von  ihrem  Erwerb  an  ziu:  Aufrechnung  verwendbar;   d.  h.  er- 

0  §  87. 
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wirbt  der  Kaufmann  eine  Gegenforderung  gegen  seinen  Gläubiger,  so  schreibt 
er  den  Betrag  derselben  dem  Gläubiger  zur  Last  und  damit  ist  seine  Schuld 
bis  zur  Höhe  der  Gegenforderung  ausgeglichen,  mag  diese  fällig  sein  oder 
nicht.  Auch  wenn  sie  noch  nicht  fällig  ist,  so  hält  sie  doch  schon  wirtschaft- 
lich der  Schuld  die  Wage*). 

B.  1.  Oder  der  Kaufmann  iriit  eine  ihm  zustehende  Forderung  an  einen 
Dritten  ab,  Wohl  hört  er  juristisch  sofort  mit  Abschluss  des  Oberti-agungsver- 
trages  auf,  Gläubiger  des  Schuldners  zu  sein.  „Mit  dem  Abschlüsse  des  Ver- 
trages, sagt  B.GJ3.  §  398,  tritt  der  neue  Gläubiger  an  die  Stelle  des  bisherigen''. 
Bilanzmässig  wird  seine  Gläubigerstellung  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
über  Buchung  von  Forderungen  erst  mit  Eingang  der  Valuta  für  Übertragung 
(des  Kaufpreises)  beendigt').  Er  schreibt  dieselbe  dem  Konto  des  Schuldnert» 
in  seinen  Büchern  gut  und  damit  ist  dessen  Schuld  ihm  gegenüber  erloschen. 
Derselbe  hat  auch  wirtschaftlich  aufgehört,  sein  Schuldner  zu  sein.  Die  Buchung 
ist,  wenn  der  Schuldner  X  heisst: 

Konto  des  X 
SoU 
An  Warenkonto 1000  | 

Kassakonto 
Soll 

An  Konto  X 1000 

Konto  des  X 
Soll                               Haben 
1000  I  Per  Kassakonto 1000. 

2.  Von  der  hilanxmässigen  Beendigung  des  Forderungsrechtes  durch 
Annahme  von  Wechadny  die  xaJdungshdlher  gegeben  werden,  wird  im  Zusammen- 
hang der  ganzen  Wechselbilanzlehre  (§  84)  zu  handeln  sein. 


IV.  Die  Bilanzföhigkeit  der  Schulden  und  anderer 

Verbindlichkeiten. 

BilaiiBfUilffkelt  der  Sehnlden  (Im  bUamBreehtllchen  Sinne). 

§  78. 

I.  Die  Frage  der  Bilanzfähigkeit  der  Schulden  und  anderer  Verbindlich- 
keiten ist  von  uns  vielfach  schon  in  dem  unmittelbar  vorhergehenden  Abschnitto, 
bei  der  Lehre  von  den  Voraussetzungen  der  Bilanzfähigkeit  von  Forderungen, 
berührt  worden.  Im  folgenden  handelt  es  sich  daher  mehr  nur  noch  um 
systematische  Gruppierung  der  Grundsätze^). 

II.  Um  zunächst  von  der  Bilanzfähigkeit  der  Schulden  int  Sinne  des 
Bilanzrechtes*')  zu  sprechen,  so  ist  bei  diesen  Schulden  im  engeren  oder  buch- 
technischen Sinne,    wie    wir   sie    im  Gegensatz   zu   dem    allgemeinen  Schuldeii- 


M  Vgl.  auch  Simon  179. 
«)  Ebenda  179. 
•)  S.  auch  unten  §  175. 
♦)  8.  oben  §  63. 
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oder  Verbindlichkeitsbegriff  bezeichnen  können,  zu  unterscheiden  zwischen 
Schulden,  welchen  ein  Anspruch  auf  Gegenleistung,  also  ein  Gegenwert  gegen- 
übersteht, und  solchen,  bei  welchem  dies  nicht  der  Fall  ist. 

A.  1.  a)  Schulden  mit  gleichartigem  Gegenleistungsanspruch,  d.  h.  Ver- 
blndüchkeiten  zur  Hergabe  von  Sachen  aus  dem  eigenen  Vermögen,  mit  welchen 
ein  Anspruch  auf  gleichartige  Gegenleistung  verbunden  ist,  sind  grundsätzlich 
liM  bilanzfähig,  d.  h.  sie  werden  nicht  in  die  Bücher  eingetragen,  aus  welchen 
^ieh  die  R  rechnerisch  aufbaut  Nur  in  Hilfsbücher,  zur  Unterstützung  des 
Gedächtnisses,  pro  notitia,  pro  memoria  mögen  sie  Aufnahme  finden^). 

b)  Der  Grund  hierfür  ist  nicht,  dass  die  kaufmännische  Buchführung  ge- 
>chäftliche  Vorgange  im  allgemeinen  nur  so  weit  rechnungsmässig  behandelt, 
als  sie  Veränderungen  in  der  wirtschaftlichen  und  tatsächlichen  Zugehörigkeit 
n)n  ISachen  zu  den  einzelnen  Konten  mit  sich  bringen*),  also  Aus-  oder  Ein- 
gange von  Sachen  effektiv  herbeiführen.  Denn  wir  werden  nachher  sehen,  dass 
Jas  Gleiche  auch  zutrifft,  wenn  die  Verpflichtungen  nicht  auf  Leistung  von 
körperlichen  Gegenständen  gehen.  Der  Grund  für  die  angegebene  Erscheinung 
fert  vielmehr  in  der  Tatsache  des  Vorhandenseins  eines  Gegenanspruchs,  eines 
fieffenwertes.  Bei  Verpflichtungen,  welche  auf  andere  Leistungen  als  Hergabe 
(igener  Sachen  gehen,  gilt  dasselbe.  Sie  sind  nicht  bilanzfähig.  Für  Ver- 
pflichtungen ohne  solchen  Gegenwert  gilt  dagegen,  wie  nachher  anzuführen, 
anderes,  das  Gegenteil;  sie  sind  bilanzfähig.  Also  muss  in  dem  Vorhandensein 
^Ich  eines  G^enanspruchs  der  Grund  der  mangelnden  Bilanzfähigkeit  liegen. 
Weil  em  Gegenwert  vorhanden  ist,  wird  zur  Vereinfachung  der  Rechnungs- 
fühning  von  Buchung  der  Schuld  abgesehen.  Es  ist  überflüssig,  sich  gegen- 
•^itig  aufhebende  Posten  zu  buchen^). 

2.  Aber  der  Satz,  dass  Schulden  mit  gleichartigem  Gegenanspruch  der 
Bilanzfahigkeit  entbehren,  weist  zwei  Einschränkungen  auf. 

a)  Die  eine  Einschränkung  ist  uns  schon  aus  der  Forderungslehre*)  be- 
kannt Sie  ist  folgende:  Die  Verpflichtung  zur  Hergabe  körperlicher  Gegen- 
."tande  aus  dem  Vermögen  ist  zu  buchen,  wenn  der  Gegenanspruch  erfüllt  wird, 
iler  Gegner  vorleistet,  beim  Schuldner  die  Gegenleistung  eingeht.  Also  ist  die 
Verpflichtung  zur  Leistung  bei  Verkauf,  Kauf,  Tausch,  Werk-  und  Gesell- 
^chaftsvertirag  zu  buchen,  wenn  der  andere  Vertragsteil  erfüUt.  Zahlt  der  Käufer 
'len  Kaufpreis,  so  sind  dadurch  die  Aktivwerte  vermehrt,  denn  die  zu  liefernden 
Waren  sind  noch  nicht  ausgegangen,  stehen  unter  dem  Aktivposten  Waren- 
vorrat. Deshalb  muss  zum  Ausgleich  ein  Passivum  in  die  B.  kommen,  ein 
Schuld-,  ein  Kreditoren-,  ein  Gläubigerposten. 

b)  Die  andere  Beschränkung  ist  diese:  Nur  wenn  Schuld  und  Oegenan- 
^fruch  sich  gleichwertig,  d.  h.  xu  dem  nämlichen  Werte  anzusetzen  sind,  unter- 
em die  beiderseitige  Buchung.     Anders  bei  Wertverschiedenheit. 

a)  Lieferungsverträge.  Wir  nehmen  z.  B.  einen  Maschinenherstellungs- 
and  Lieferungsvertrag.  Der  Lieferungspflicht  steht  hier  der  Kaufpreisanspruch 
g»'genüber.  Als  Aktivum  ist  dieser  Anspruch,  als  Passivum  jene  Lieferungs- 
verbindlichkeit zu  bewerten.  Stehen  sich  die  Werte  gleich,  dann  unterbleibt 
nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung,  d.  h.  nach  Kaufmanns- 
brauch  jede  Buchung.  Aber  im  allgemeinen  wird  der  Verkaufswert  der 
Ma'^hinen  höher   sein   als   ihr  Lieferungs-,    d.  h.  HersteUungswert.     Der  Ver- 

')  §§  69  VI,  75. 
«)  8§  72ff. 

*)  8.  auch  Simon  178. 
*)  §  75. 
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kaufswert  ist  dem  Anspruch,  der  Herstellungswert  der  Lieferungspflicht  zu 
Grunde  zu  legen.    Wegen  Wertverschiedenheit  sind  also  beide  Posten  zu  buchen. 

ß)  Aber  dies  gilt  nicht  für  B.en,  welche  unter  die  Vorschrift  des  H.G.B. 
§  261  Ziff.  2  fallen.  Hiernach  dürfen  bei  Grewinn Verteilungsbilanzen  alle  Ver- 
mögensgegenstände, somit  auch  Forderungen^  höchstens  zu  ihrem  Herstellungs- 
preise angesetzt  werden.  Herstellungspreis  der  Kaufpreisforderung  ist  aber  der 
Bilanzwert  der  Lieferungsverbindlichkeit.  Somit  kommt  nur  für  Vermögen- 
verteilungs-,  also  Liquidationsbilanzen  die  obige  Regel  zur  Anwendung^). 

3.  So  lange  bei  gegenseitigen  Verpflichtungen  noch  kein  Teil  erfüllt  hat, 
spricht  man  von  schwebenden  Engagements,  Die  beiderseits  noch  nicht  erfüllten 
Verbindlichkeiten  rechnen  zu  den  schtüebenden   VerbmdliMceiten^), 

B.  Hinsichtlich  SchtUden  zwar  mit  Gregenanspruch,  aber  nicht  mit  gleich- 
artigem, d.  h,  also  mit  einem  Oegenansprtfehey  welcher  nicht  auf  Hergabt 
körperlicher    Gegenstände  aus  eigenem  Vermögen  geht,   ist  anderes  massgebend. 

1.  a)  Eine  Buchung  der  Schuld  unterbleibt  hier  nicht  bloss  so  knge, 
sondern  atu;h  grundsätzlich^  wenn  der  andere  Teil  t^orleistet  Es  kommt  dies 
daher,  dass  die  Vorleistung  hier  keinen  „Eingang'*  körperlicher  Sachen  beim 
Schuldner  herbeiführt.  Es  handelt  sich  um  einen  Dimst-  oder  Mietvertrag. 
Der  Dienstverpflichtete,  der  Handlungsgehilfe,  leistet  vor;  der  Vermieter  über- 
lässt  die  Sache  zmn  Gebrauch,  der  Mietzins  wird  postnumerando  gezahlt  Hier 
geht  durch  die  Vorleistung  nichts  in  das  Vermögen  des  Schuldners  über'). 
Somit  bedarf  es  auch  keines  Ausgleichs  in  der  B.  durch  einen  G^enposten. 

b)  Aber  dies  erleidet,  wie  schon  in  §  75  IV  bemerkt,  eine  Ausnahme, 
wenn  die  Gehalt-  und  Mietzinsschuld  erst  in  einer  späteren  Betriebsperiode 
fällig  wird.  Der  Teil  der  Schuld,  welcher  anteilsmässig  dem  Geschäftsjahr  zu- 
zurechnen ist,  für  welches  der  Bechnungsabschluss  zu  erstellen  ist^  wird  in 
dessen  B.  als  Passivposten  eingestellt  Ich  verweise  auf  das  Beispiel  am  Ende 
des  §  75. 

C.  1.  Garantieübernahme.  Den  bisher  genannten  Schuldarten  stehen  die 
Schulden  ohne  Gegenwert  gegenüber.  Sie  sind  ohne  weiteres  bilanzfähig.  & 
fehlt  hier  der  Grund,  um  dessentwillen  bei  Schulden  mit  Gregenanspruch  Bilanx- 
fähigkeit  abgeht,  Ausgleichung  der  Werte.  Die  Eintragung  bringt  eine  Wert.*- 
veränderung  mit  sich.  Z.  B.  ist  demnach  bilanzfähig  die  Garantieverbindlich- 
keit oder,  wie  sie  in  den  B.en  oft  irreführenderweise,  als  wäre  sie  ein  Reserve- 
fonds, genannt  wird,  der  Garantiefonds*).  Denn  Garantie  ist  Übernahme  von 
Risiko  ohne  Entgelt. 

2.  Sind  Schulden  ohne  Gegenanspruch  im  vorstehenden  als  ohne  weiters 
bilanzfähig  bezeichnet,  so  bezieht  sich  diese  Bemerkung  nach  dem  Zusammen- 
hang selbstverständlich  nur  auf  die  Frage,  ob  eine  solche  Schuld  nach  ihrem 
Wesen  bilanzfähig  ist  Eine  nach  ihrem  Wesen  bilanzfähige  Schuld  ist  darum 
noch  nicht  nach  ihrem  Werte  bilanzfähig.     Laut    §  40  des  H.G.B.  sind    auch 


*)  Vgl.  einstweilen  R.O.H.  24  S.  71  und  Staub  40g.  Näheres  in  der  Lehre  von 
der  Bewertung  (§  178).  Über  die  Fra^  der  Verteilung  des  Gewinns  aus  dem  Greechäft 
auf  das  Jahr  der  Bestellung  und  der  Lieferung  s.  §  90. 

»)  Bing  40^;  Staub  40g ;  Simon  180,  353. 

»)  S.  oben  §  75iv. 

*)  Z.  B.  Garantieübemahme  für  bestimmte  Ausbeuteprozente  eines  Patents,  be- 
stimmter Dividendenhöhe  in  Kost  gegebener  Effekten. 

*)  Damit  will  nicht  gesagt  sein,  dass  es  nicht  echte  Garantiereservefonds  geben 
kann.  Es  ist  dies  ein  Reservefonds  für  zukünftige  Garantieverbindlichkeiten  oder  für 
unvorhersehbar  hohe  Inanspruchnahme  aus  bestehenden  Garantieverbindlichkeiten.  Im 
letzteren  Falle  besteht  dieser  Reservefonds  neben  den  Garantieverbindlichkeiten  als 
Bilanzpassivum.    Vgl.  auch  §  146  IV  C  2. 
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die  Schulden  nach  ihrem  augenblicklichen  Werte  anzusetzen.  Ist  aus  einer 
fj(!araniiecerbmdlickkeii  erst  in  fernerer  Zeit  Inan^michnahtne  möglich  oder 
wahrscheinlich,  ist  sie  demgemäss  nicht  in  der  Lage^  die  gegenwärtige  wirtschaft- 
liche Lage  des  Kauünanns  zu  beeinflussen  und  damit  ersichtlich  zu  machen,  so 
darf  sie  trotz  ihrer  Eigenschaft  als  Schuld  ohne  Gegenwert  nicht  in  den 
ReeknungMichemj  aus  welchen  die  B.  zusammengestellt  wird,  vorgetragen  werden. 
Ln  anderen  Falle  ist  sie  eine  Art  der  schwebendere  (d.  h.  noch  nicht  erfüllten) 
Verbindlichkeiten.  Doch  dies  gehört  ui  die  Lehre  von  der  Bewertung^).  Nur 
am  AGssverstandnisse  zu  vermeiden,  sei  es  schon  hier  angefiihrt. 


BilaiiBfilliii^keit  anderer  Yerbindllehkeiten. 

§  79. 

L  Darüber  kann  kein  Zweifel  sein  —  und  wir  haben  es  früher*)  dar- 
gelegt — :  der  SchuldbegriiT  des  Bilanzrechtes  umfasst  nicht  alle  obligatorischen 
Verpflichtungen,  sondern  lediglich  die  mit  bestimmtem  Leistungsinhalt:  Hergabe 
aas  Vermögen.  Wenn  H.G.B.  §  39  die  B.  als  einen  das  Verhältnis  von  Ver- 
mögen und  Schulden  darstellenden  Äbschluss  bezeichnet,  so  dürfte  die  Behauptung 
nicht  auf  Widerspruch  stossen,  dass  unter  diese  Schulden  nicht  auch  die 
Verpflichtung  des  Kaufmanns  zu  einer  vertragsmässigen  Dienstleistung  oder  die 
Verpflichtung  aus  dem  Mietvertrage  gehört,  dem  Mieter  „den  Gebrauch  der 
veraiieteten  Sache  während  der  Mietzeit  zu  gewähren"^).  Der  Dienstverpflichtete 
und  der  Vermieter  sind  nach  der  Sprache  des  kaufmännischen  Lebens,  welche 
doch  den  Ausdrücken  des  Bilanzrechtes  zu  Grunde  liegt,  nicht  Schuldner  eines 
Gläubigers.  Sie  sind  zu  Leistungen  verpflichtet,  aber  sie  haben,  indem  sie 
faienn  verpflichtet  sind,  keine  Schulden. 

IL  1.  Trotzdem  das  H.G.B.  die  B.  einen  Äbschluss  des  Verhältnisses 
des  Vermögens  und  der  Schulden  nennt,  sind  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässigeT  Buchführung  doch  auch  andere  Verbindlichkeiten,  als  Schuldverbind- 
lichkeiten, unter  Umständen  bilanzfähig  ^).  Wir  wissen  dies  schon  und  haben 
lediglich  die  Pflicht,  die  schon  an  anderer  Stelle  angeführten  Fälle  hier  in  das 
Sjstem  einzureihen. 

2.  Vorausbezahlter  Mietzins  u.  s.  w.  In  §  69  VI  und  §  75  a.  E. 
erwähnten  wir  es  schon:  Verpflichtung  zu  Dienstleistungen  und  zu  Oebravchs- 
Überlassungen  sind  an  sich  nicht  buchungsfähig,  selbst  dann  nicht,  wenn  der 
andere  Teü  vorleistet.  Nur  in  dem  Fall  besteht  eine  Ausnahme,  dass  der  Ver- 
tiagsg^;ner  schon  für  einen  der  nächsten  Geschäftsperiode  angehörenden  Teil 
der  Dienst-  oder  Mietzeit  Vergütung  vorgeleistet  hat.  Hier  ist  der  im  voraus 
vereinnahmte  Dienstlohn,  der  im  voraus  empfangene  Mietzins  insoweit  als 
Passivum  in  die  B.  einzustellen. 

3.  Wird  der  Posten  in  der  kaufmännischen  Praxis  auch  vorausbezahltes 
Gehalt,  vorauserhaltener  Mietzins  genannt,  so  ist  er  doch  in  Wahrheit  Bewertung 
«ner  Verbindlichkeit,  der  Verbindlichkeit  zu  Arbeitsleistung  und  Gebrauchs- 
überiassung.     Denn  Dienstlohn  und  Mietzins  als  solcher  sind,  auch  wenn  vor- 


0  §§  175ff. 
•)§  63. 
»)  B.G.B.  535. 

*)  Dies  leugnet  zu  Unrecht  Schulte,  Die  natürliche  und  die  übliche   Bilanz- 
fonn,  S.  14. 
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ausbezahlt,  doch  eingegangene  Aktiva:  Geld,  Forderungen  u.  dergl.  Wird 
der  Posten  als  vorausbezahlte  Provision,  vorausbezahlter  Mietzins  bezeichnet^ 
so  kommt  dies  le<iiglich  daher,  dass  die  Verpflichtung  in  Höhe  dieses  Einganges 
bewertet  wird.  Und  bei  der  BilanzaufsteUung^  wie  überhaupt  bei  der  kauf- 
männischen Rechnungsführung,  kommen  doch  die  einzelnen  Posten  in  erster 
Linie  nicht  als  rechnerische  Repräsentanten  bestimmter  Vermögensstücke,  sondern 
bestimmter  Vermögenswerte  in  Betracht. 

4.  Es  geht  nicht  an,  in  diesen  Posten :  vorausbezahlter  Pac^^fn^^  voraus- 
bezahlte Provision  lediglich  ein  rechnungsmässiges  Passivum,  ein  Wertbe- 
richtigungskonto zu  erblicken.  Die  reellen  Aktiva  sind  nicht  zu  hoch  bewertet. 
Es  ist  das  Greld,  mit  dem  der  Pachtzins,  die  Provision  bezahlt  wurde,  reell  vor- 
handen, es  ist  eingegangen.  Berichtigt  wird  nur  die  Erfolgsberechnuiig.  Zu 
hoch  bewertet  sind  nicht  die  einzelnen  Aktivposten;  zu  hoch  bewertet  wurde 
nur  der  gesamte  Erfolg.  Die  Posten  „im  voraus  vereinnahmte  Provision,  im 
voraus  empfangener  Mietzins"  sind  reelle  Passiva,  reelle  Passiva  neben  den 
Schulden^  effektive  Verbindlichkeiten,  wie  diese,  reelle  Erfolgregulieningskonten 
auf  passiver  Seite. 

III.  Diesen  nicht  unter  den  Schuldenbegriff  des  Bilanzrechtes  fallenden 
Verbindlichkeiten  wird  ihre  Bilanzfähigkeit  für  das  Handelsrecht  nicht  dadurch 
geraubt,  dass  in  H.G.B.  §  39  die  B.  lediglich  als  einen  das  Verhältnis  de^ 
Vermögens  und  der  Schulden  darstellenden  Abschluss  bezeichnet  Der  Cresetz- 
geber  will  damit  keineswegs  vorgeschrieben  haben,  dass  in  die  B.  auf  die 
Schuldenseite  nur  Schulden  im  bilanzmässigen  Sinne  eingestellt  werden,  sondern 
er  geht  nur  von  der  Meinung  aus,  dass  die  B.  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger  Buchführung  auf  der  Schuldenseite  nichts  anderes  enthalte.  Obenan 
steht  in  dem  von  den  Handelsbüchern  handelnden  Abschnitt:  Der  Kaufmann 
hat  in  seinen  Handelsbüchem  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen.  Der  Gresetzgeber 
meint  daher,  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchfühnmg  sei  die  B. 
nichts  anderes  als  eine  Abgleichung  der  Forderungen  und  Schulden.  Ergibt 
sich  aus  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung,  dass  die  B.  auf  der 
Schuldenseite  auch  noch  weiteres  enthalten  kann,  so  soll  auch  nach  dem  Willen 
des  Gesetzgebers  dies  von  der  Aufnahme  in  die  B.  nicht  ausgenommen  sein. 

IV.  Auf  der  anderen  Seite  kommt  aber  in  Betracht  —  und  es  ^rd  in  §  89 
davon  zu  reden  sein  — ,  dass  diese  weiteren  Verbindlichkeiten  für  die  Bilanz- 
aufstellung nur  als  sog.  Erfolgregulierungskonten  Bedeutung  besitzen.  Hieraus 
hinwiederum  folgt,  dass  den  genannten  Verbindlichkeiten  lediglich  für  B.en  der 
Erfolgregidierung,  d.  h.  für  Vermögensverteilungsbilanzen,  welche  in  Form  von 
Gewinnfeststellungsbilanzen  aufgestellt  werden,  und  für  Gewinnverteilungsbilanzeu, 
Bilanzfähigkeit  beiwohnt^). 


Die  Unabhäni^ii^keit  der  Bilansfllhii^kelt  der  Sehalden  Tan 
reehtliehen  Homenteit. 

§  80. 

I.  Wie  für  die  Beurteilung  der  Frage:  was  sind  für  den  Kaufmann 
„seine  Forderungen?"  wirtschaftliche  Momente  rechtlichen  (Jesichtspunkten  vor- 
gehen^), so  gilt  das  Gleiche  auch  für  die  Frage:  was  sind  für  den  Kaufmann 


»)  S.  §  89  IV  a.  E. 
*)  Vgl.  §  77. 
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,,sme  Schulden'^  im  Sinne  von  H.6.B.  §  39?  Oder  anders  ausgedrückt:  es 
kommen  Falle  vor,  wo  eine  Verbindlichkeit  für  den  Kaufmann  früher  wirt- 
schaftlich und  damit  bilanzmässig  entsteht,  als  rechtlich,  und  es  kommen  Falle 
TOT»  wo  sie  wirtschaftlich  und  damit  bilanzmässig  schon  aufhört,  aber  rechtlich 
noch  fortbesteht. 

n.  A.  Wechselaccept.  Der  erste  Fall  liegt  bei  Wechselaec^t  vor. 
Rechtlich  entsteht  die  Wechselverbindlichkeit  des  Bezogenen  erst  durch  die 
Annahmeerklärung  auf  dem  Wechsel^).  Aber  wirtschaftlich  hält  sich  der  Be- 
zogene r^ebnässig  schon  für  verpflichtet  von  dem  Empfang  des  „Berichtes^' 
an,  dass  auf  ihn  ein  Wechsel  gezogen  sei.  Von  da  an  tragt  er  seine  Wechsel- 
rcrbindlichkeit  in  das  Tratten-  oder,  wie  es  auch  heisst,  in  das  Accept-  oder 
Acoeptationskonto  ein.  Der  Wechsel  kann  zuerst  an  den  Remittenten  gehen 
und  doch  ist  der  Bezogene,  was  die  kaufmännische  Rechnungsführung  angeht, 
schon  wechsehnässig  verpflichtet^). 

B.  Als  anderer  Fsdl  sei  die  Schuldenzahlung  mittelst  Wechsels  angeführt 
Der  Schuldner  schickt  seinem  Glaubiger  eine  Rimesse  zum  Einzug  auf  eigene 
Rechnung.  Die  Hingabe  des  Wechsels  erfolgt  zahlungshalber,  der  Glaubiger 
ist  aldo  durch  Empfang  des  Wechsels  noch  nicht  bezahlt.  Erst  wenn  der 
Wechsel,  d  h.  die  Wechselsumme  bei  ihm  eingeht,  ist  die  Verbindlichkeit  des 
Schuldners  rechtlich  erloschen.  Aber  der  Schuldner  betrachtet  wirtschaftlich 
N'ine  Schuld  schon  mit  Hingabe  des  Wechsels  als  erloschen,  weil  bei  gewöhnlichem 
Lauf  der  Dinge  die  Einlösung  des  Wechsels  zu  erwarten  steht.  Er  bucht 
«laher  mit  Wegschicken  des  Wechsels  seine  Schuld  als  beglichen').  Auf  dem 
Konto  des  Gläubigers  X  stand: 

Konto  X 

Haben 
I  Per  Warenkonto       ....     1000 
Nun  übersendet  der  Schuldner  den  Wechsel.     Er  bucht: 

Rimessenkonto 

Haben 

I  Per  Konto  X 


Konto  X 
SoU 
An  Rimessenkonto     ....     1000  | 

Da  hier  schon  unter  Haben  1000  stehen,  ist  die  Schuld  buchmässig, 
wenn  auch  noch  nicht  rechtlich,  getilgt: 

Konto  X 

Soll  Haben 

An  Rimessenkonto     ....     1000  |  Per  Warenkonto       ....     1000. 

in.  Dieses  Beispiel  führt  uns  zur  Lehre  von  der  Buchungs-  und  Bilanz- 
fahi^^keit  der  Wechselverbindlichkeiten  und,  was  damit  enge  zusammenhängt^ 
•!«•  Wechselforderungen.  Sowohl  die  Grundsätze  über  Bilanzfähigkeit  von 
Forderungen  und  Schulden,   wie  die  Grundsätze  über   die  Bilanzfähigkeit  von 


^)  Wechselordnung  23. 

«)  VeL  unten  §  81  III. 

*)  über  die  Auffassung  des  Gläubigers  s.  §  84  IV. 
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Sachen   kommen  bei  dieser  Lehre  in  Betracht     Hierdurch   ist  ihre  Erörterung 
erst  an  dieser  Stelle  gerechtfertigt. 


V.  Die  Bilanzart  der  Wechselforderungen  und 
Wechselschulden  insbesondere. 

1.  Die  Bnehnits  des  GefUlii^keitswf^liBels. 

§  81. 

1.  Die  Wechselforderung  ist  eine  urkundlich  verkörperte  Forderung.  Sie 
haftet  an  einem  Stück  Papier.  Sie  wird  daher  rechtlich  in  erster  Linie  als 
Sache  behandelt.  Ihr  Erwerb  erfolgt  rechtlich  nach  sachenrechtlichen  Grund- 
sätzen. Um  so  mehr  liegt  nahe,  dass  auch  die  Rechnungsführung,  die  m 
ihren  grundlegenden  Begriffen  ,,Eingang  und  Ausgang**,  „Einnahme  und  Aus- 
gabe** an  körperliche  Vorgange  anknüpft,  Wechselforderungen  und  Wechsel- 
schulden in  erster  Linie  unter  dem  Gesichtspunkte  ihrer  Verkörperung  in  Urkunden 
in  Betracht  zieht,  sie  nach  den  Prinzipien  der  Sachenbuchung  behandelt  In 
der  Tat  ist  dies  der  Fall.  Eingetragen  werden  die  Wechsdfordßrungen,  soweit 
sie  am  Wechsel  hängen,  auf  der  Aktivseite  nichi  als  Forderungen,  unter  den 
„Debitoren**,  sondern  als  Sachen.  Wechselverbindlichkeiten  können  keine 
Sachen  sein,  aber  die  Form  auch  ihrer  Buchung  erfolgt  nach  Grundsätzen  über 
Buchung  von  Änderungen  in  den  Sachbeständen,  soweit  ihre  Entstehung  und 
ihr  Bestand  vom  Besitz  der  Wechselurkunde  und  Veränderungen  desselben 
abhängt. 

II.  A.  1.  Buchung  beim  Trassanten.  Nehmen  wir  zunächst  die 
Buchung  des  Trassanten^).  X  zieht  den  Wechsel  auf  Y.  Hier  wird  gebucht, 
wenn  die  Wechselsumme  1000  beträgt: 

Konto  des  Y 
SoU  Haben 

I  Per  Rimessenkonto   ....     lUUO 

Bimessenkonto 
Soll  Haben 

An  Konto  Y 1000  | 

Die  Buchung  lautet  hier  also:  Y  hat  1000  gegeben  und  Runessenkonto 
(Wechsel-,  Besitzwechselkonto)  hat  1000  empfangen  und  soll  sie  daher  heraus- 
geben. 

2.  Eine  solche  Buchung  ist  nur  möglich,  wenn  die  Beziehung  zwischen 
Aussteller  und  Bezogenem  sachenrechtlich  aufgefasst  wird.  Denn  Y  hat  noch 
keine  1000  gegeben,  sondern  soll  erst  1000  zahlen.  Wohl  aber  kann  gesagt 
werden:  beim  Rimessenkonto  ist  ein  Wechsel  im  Werte  von  1000  eingegiuigen 
und  hereingegeben  hat  ihn  der,  auf  den  er  gezogen  wird. 

3.  Angängig  ist  dies,  weil  der  Wechsel  ein  Papier,  also  eine  Sac^e,  und 
insbesondere  ein  Präsentationspapier  ist.  Der  Bezogene  hat  nur  gegen  Aus- 
händigung   des    quittierten    Wechsels    zu  zahlen*).     Die  Zahlung   ist    der   der 


')  Vgl.  Beisch  I  50;  Berliner  S.  16. 
>)  Wechselordnung  39. 
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ZiehuDg  des  Wechsels  entgegeDgesetzte  Akt.  Also  gilt  der  mit  ihr  verbundene 
Empfang  des  Wechsels  als  Rückgabe  an  den  Bezogenen,  die  Ziehung  des 
\yecbeels  als  Hingabe  desselben  seitens  des  Bezogenen.  Weil  der  Trassant 
nach  dem  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  nur  auf  einen  solchen  Dritten  einen 
Wechsel  zieht,  von  dem  er  nach  der  Beziehung  zwischen  ihnen  Annahme  des 
Wechsels  voraussetzen  darf,  behandelt  die  kaufmännische  Buchführung  den 
Bezogenen  von  der  Ziehung  an  schon  als  Acceptanten  und  daher  als  den- 
jenigen^ von  dem  die  Wechselurkunde  überhaupt  ausgeht.  Indem  der  Aussteller 
die  Tratte  auf  den  Dritten  zieht,  bucht  er  sie  als  von  dem  Bezogenen  einge- 
gangen. Mit  Ziehung  des  Wechsels  durch  den  AtessteUer  geht  der  Wechsel  bei 
(km  Aussteuer  buchführungsmässig  vom  Bezogenen  ein, 

B.  1.  Trotz  dieser  Art  der  Buchung  wird  das  wirtschaftliche  Verhältnis 
zwischen  Aussteller  und  Bezogenem  aber  nicht  buchmässig  verdunkelt,  die 
Vermögenslage  des  Ausstellers  aus  den  Büchern  unersichtlich  gemacht.  Der 
Wechsel  ist  Beurkundung  einer  Forderung,  emer  Zahlungsanweisung.  Indem 
der  Bezogene  die  Urkunde  buchmassig  hereingibt,  übergibt  er  der  buchmassigen 
Bedeutung  der  Tratte  nach  ein  Zahlungs versprechen.  Der  Aussteller  hat  also 
durch  Ziehung  des  Wechsel  eine  Forderung  hereinbekommen,  eine  bedeutende 
Veraiögensmehrung  erfahren.  Das  zeigt  uns  sofort  der  Abschluss  der  Buchungen 
mit  Bilanzkonto. 

2.  Wir  buchen: 

Konto  des  Y 

Soll  Haben 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto     1000  |  Per  Rimessenkonto     ....     1000 

Rimessenkonto 
Soll                                                        Haben 
An  Konto  Y 1000  |  Per  Bilanzkonto 


Bilanzkonto 
SoU 
An  Rimessenkonto    ....     1000  | 

Verlust-  und  Gewinnkonto 

Gewinn 
I  Per  Konto  Y 1000. 

Im  Aktivum  der  Bilanz  steht  also  eine  Rimesse  im  Werte  von  1000. 
X  hat  eine  Wechselforderung  von  1000  und  damit  1000  gewonnen. 

IIL  Buchung  beim  Bezogenen.  Betrachten  wir  denselben  Tat- 
bestand von  Seite  des  Bexogenen. 

A.  1.  Auch  er  behandelt  seine  Wechselverbindlichkeit  in  seinem  Büchern, 
«ie  eine  Sache.  Er  kreditiert  sein  Tratten-  (Accept-,  Schuld wechsel-)konto 
nach  erfolgtem  Accept  oder,  weil  doch  regelmässig  die  Tratte  zuerst  an  Re- 
mittenten und  Indossatare  geht,  also  ihm  nicht  zu  Gesicht  kommt,  auf  Empfang 
de?;  Avisbriefes^  d.  h.  des  „Berichtes**  hin,  dass  der  Aussteller  auf  ihn  einen 
Wechsel  gezogen  hat.     Der  Bezogene  bucht  somit: 

Acceptkonto 
Soll  Haben 

I  An  Konto  X 1000 
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Konto  X 
8oU 
An  Acceptkonto 1000  ; 

Er  bucht  den  Wechsel  demnach  als  Ausgang,  als  Vermögcnsminderungs- 
posten. 

2.  Dies  zeigt  klar  die  EinsteUung  der  Buchungen  in  die  B.  des  Bezogenen. 
Die  weiteren  Eintragungen  zu  diesem  Zwecke  lauten: 

Acceptkonto 
Soll 
An  Bilanzkonto 1000  | 

Bilanzkonto 

Haben  (Passivum) 
I  Per  Acceptkonto 1000 

Konto  X 

Haben 
I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     1000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 

An  Konto  X 1000  | 

Im  Bilanzkonto  steht  also  das  Acceptkonto  als  Passivum  und  im  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  1000  auf  der  Verlustseite. 

B.  Bis  hierher  stimmen  Buchung  auf  Seite  des  Ausstellers  und  des  Be- 
zogenen überein.  In  einem  weiteren  Punkte  aber  trennen  sie  sich.  Die 
Wechselforderung  gegen  Y  wird  beim  Trassanten  in  der  B.  nicht  unter  den 
„Debitoren",  als  Forderung,  sondern  als  „Wechsel",  somit  als  Sache  vorgetragen. 
Es  ist  dies  möglich,  weil  die  Wechselurkunde  ja  körperlich  beim  Aussteller 
vorhanden  ist,  indem  sie  bei  ihm  einging.  Beim  Bezogenen  ging  sie  dagegen 
aus.  Sie  steht  nicht  mehr  in  seinem  Besitz.  Er  hat  sie  buchmässig  weg- 
gegeben. Also  kann  die  Wechselverbindlichkeit  bei  ihm  nur  unter  den  „Kredi- 
toren^^ als  Schuldposten  erscheinen.  Es  entspricht  dies  auch  der  gesetzlichen 
Definition  der  B.  Auf  der  Aktivseite  stehen  nach  ihr  „Vermögensgegenstande**, 
also  nicht  bloss  Forderungen,  auf  der  Passivseite  aber  lediglich  „Schulden**: 
„B.  ist  ein  das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Ab- 
schluss." 

IV.  A.  Wie  die  ganze  vorstehende  Erörterung  zeigt^  beruht  die  Art  der 
kaufmännischen  Buchung  der  Wechselforderungen  auf  dem  Gredanken^  dass  der 
Trassant  den  Wechsel  vor  Eintrag  desselben  in  seine  Bücher  an  den  Trassaten 
zum  Accept  schickt.  Erst  dieser  erzeugt  durch  seine  Unterschrift  den  Wechsel 
und  gibt  ihn  nun  an  den  Trassanten.  Von  ihm  geht  er  aus;  beim  Trassanten 
geht  er  ein. 

B.  Diese  Vorstellung  erklärt  sich  aus  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  des 
Wechselaccepts.  Das  Wechselaccept  bildet  die  Grundlage  des  Wechselumlaufcss 
der  Verkäuflichkeit  des  Wechsels;  ist  der  Acceptant  gut,  dann  ist  der  Wechsel 
gut.  Der  Acceptant  ist  der  oberste,  der  Hauptwechselschuldner.  Die  anderen 
Wechselschuldner  versprechen  nur,  dass  er  zahle.  Er  ist  der  letzte  Wechsel- 
schuldner; er  ist  nur  Wechselschuldner,  nicht  auch  Gläubiger  aus  dem  Wechsel. 
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C.  Weil  die  Wechäelannabine  diese  grundlegende  Bedeutung  für  den 
Wechselverkehr  hat^  setzt  die  kaufmännische  Buchführung  das  Accept  in  allen 
Fällen  als  g^eben  voraus.  Sie  fingiert  also  den  Aasgang  des  Wechsels  vom 
Belogenen,  Auch  wenn,  was  die  Kegel,  der  Trassant  den  Wechsel  nach  Auf- 
stellung nicht  an  den  Bezogenen  zur  Annahme  schickt,  sondern  dem  Remittenten 
(Z)  ausantwortet,  wird  dies  doch  als  ein  zweites,  als  ein  Weitergeben  des  Wechsels 
uebucht  Y  gibt;  das  Rimessenkonto  des  Ausstellers  X  empfängt  und  gibt  ihn 
weiter  an  Z.: 

Konto  Y 

Haben 
I  Per  Rimessenkonto  .... 

Rimessenkonto 
Soll                                                                 Haben 
An  Konto  Y 1  An  Konto  Z        


Konto  Z 
Soll 
An  Rimessenkonto     ....  | 

D.  In  §  73 III  lernten  wir  den  Fall  kennen,  dass  Waren  auf  dem  Trans- 
port buchungsmässig  unter  Umständen  niemandem  zugehören,  nicht  mehr  dem 
Absender,  noch  nicht  dem  Empfänger.  Hier  bringt  die  Fiktion  des  Ausgangs 
<1h.s  Wechsels  vom  Bezogenen  mit  sich,  dass  in  den  Büchern  des  Ausstellers 
die  Wechselschuld  des  Trassaten  früher  entsteht^  als  in  den  Büchern  des 
letzteren.  Der  Aussteller  erkennt  den  Bezogenen  als  Geber  des  Wechsels  bei 
Ziehung  desselben,  vor  seiner  Weitergabe  an  den  Remittenten.  Der  Bezogene 
kreditiert  sein  Trattenkonto  für  die  abgegebene  Tratte  frühestens  nach  Empfang 
des  Berichtes  von  der  Ziehung^).  Die  Wechselforderung  entsteht  also  buch- 
niässig  früher,  als  die  entsprechende  Wechselschuld. 


Die  Baehan^  des  bedeckten  Wechsels. 

§  82. 

I.  Wir  setzten^  bisher  einen  Gefälligkeitswechsel  voraus,  d.  h.  einen 
Wechsel,  den  der  Bezogene  ohne  Deckung  acceptiert.  Nichts  anderes  gilt 
aller  auch  für  den  bedeckten  Wechsel,  d.  h.  den  Wechsel,  für  dessen  Zahlung 
der  Bezogene  seitens  des  Ausstellers  oder  eines  Dritten,  in  dessen  Interesse  der 
Wechsel  ausgestellt  ist*),  Deckung  (Gegenwert)  bereits  erhalten  hat  oder  zu 
fordern  berechtigt  ist. 

n,  A.  Nelnnen  wir  den  regelmässigen  Fall.  Regelmässig  dient  die  Tratte 
zur  Einziehung  einer  Forderung.  Mittelst  Rimesse  (gekauften  Wechsels)  zahlt 
man  Schulden,  mittelst  Tratte  zieht  man  Schulden  ein.  Accept  wird  also 
regelmässig  „auf  Schuld^^  gegeben. 

1.  Wir  setzen  daher  voraus,  Y  hat  von  X  auf  Kredit  um  1000  Waren 
bezogen,  und  buchen  daher  auf  Seite  des  X,  wenn  für  2000  Mk.  Waren  vor- 
rätig waren: 


»)  8imm  177  „. 

')  £^-  Kommissionstratte.    Vgl.  Cosaek  57 1. 
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Warenkonto 
SoU                                                    Haben 
An  Bilanzkonto  1901:       .     .     2000  |  Per  Konto  Y 1000 

Konto  des  Y 
SoU 

An  Warenkonto 1000 

2.  Nun  zieht  X  die  Tratte  auf  Y.     Er  bucht  deshalb  weiter: 

Konto  des  Y 
Soll  Haben 

An  Warenkonto 1000  |  Per  Wechselkonto      ....     1000 

Wechselkonto 
Soll 
An  Konto  Y 1000  | 

3.  Wir  machen    die  B.  für   Ende   1902    zurecht.     Die   Buchungen,   die 
dahin  fuhren^  lauten: 

Warenkonto 
Soll  Haben 


An  Bilanzkonto  1901    .     .     .     2000 


Per  Konto  Y 1000 

Per  Bilanzkonto  1902  .     .     .     1000 


Wechselkonto 
Soll  Haben 

An  Konto  Y |  An  Bilanzkonto  1901    .     .     .     1000 

und  die  B.  selbst  lautet  dann: 

Bilanzkonto  1902 
Soll  Haben 

Waren 1000 

Wechsel 1000 

4.  Auch  hier  steht  also  die  Wechselforderung  nicht  als  Debitoren-,  sondern 
als  Sachposten  in  der  B. 

B.  1.  Kein  anderes  Ergebnis  ergibt  sich  bei  Betrachtung  des  Vorgangs 
von  Seite  des  Bezogenen  aus: 

Warenkonto 
Soll  1 

An  Konto  X 1000  | 

Konto  des  X 

Haben  -onto 

I  Per  Warenkonto       ....     3.. 

.  ^^^   Ei 

2.  Nach  Empfang   des  Berichts  von  der  Wechselziehung   auf   ihn  licr    \y 

er:  Acceptkonto   an  Konto  X,  somit  U^    ^^ 

Acceptkonto  ''* 

Haben  ^ 

I  Per  Konto  X lOOO 
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Konto  X 
An  Aoceptkonto 1000  |  Per  Wareiikonto lUUM. 

Wir  ziehen  die  Schlussbilanz: 

Warenkonto 
An  Konto  X        1000  |  Per  Bilanzkonto 1000 

Acceptkonto 
An  Bilanzkonto 1000  [  Per  Konto  X 1000 

Bilanzkonto 
An  Warenkonto 1000  |  Per  Acceptkonto      ....     1000. 


lilnltaaiifl:  des  l¥eehselfl. 

§  83. 

I.  A.  Nicht  nur  die  Entstehung,  sondern  auch  die  Erfüllung  der  Wechsel- 
verbindlichkeiten geschieht  nach  den  Regeln  der  Sachbuchung. 

B.  Wie  der  in  der  kaufmännischen  Sprache  übliche  Ausdruck  „Einlösung 
des  Wechsels"  bekimdet,  ist  die  Erfüllung  der  Wechselverbindlichkeit,  die? 
Wechselzahlung,  ein  Zug  um  Zug-Geschäft,  d.  h.  ein  Geschäft  mit  gleichzeitigen 
Leistungen  beider  Teile.  Die  WechselvernÄichteten  haben  nur  gegen  Auh- 
L'eferung  der  Wechselurkunde  zu  leisten  ^).  ^^abei  handelt  es  sich  beiderseits 
um  Hergabe  aus  eigenem  Vermögen.  JBemgemäss  steht  die  Wechselzahlung 
unter  Buchungsnonnen,  welche  den  fiifden  Barkauf  geltenden*)  entsprechen, 
d.  h.  unter  den  Buchungsgrundsätzep?  des  Bargeschäftes.  Das  Charakteristikum 
derselben  ist:  die  beiderseitigen  Ij^tungen  werden  unmittelbar  von  Sachkonto 
auf  Sachkonto  übertragen,  nw^  über  das  Personenkonto  des  Gläubiger- 
Schuldners  geführt.  / 

IL  A.  1.  Um  dies  zugehst  an  der  Einlösung  des  Gefälligk^iisacceptes 
m  erweisen,  so  buchten  wft  oben  §  81  III  die  Begründung  der  Wechselver- 
bindlichkeit auf  Seite  dea^^fnissaten,  wie  folgt:  Acceptkonto  an  Konto  X.  Dem 
Sachkonto  „Acceptkont^  ^ird  die  Tratte  gut,  dem  Personenkonto  X  zu  Last 
geschrieben: 

if 

Acceptkonto 

Haben 

I  An  Konto  X       1000 

Konto  X 


I       .  Soll 

An   Acceptf  ^^ 1000 


^ 


,  .    ^- >ie   Einlösung  des  Wechsels  bildet  nun  an  sieh  zwei  Rechteakte,  an 

.      -^er    Wechselgläubiger  X  teil   hat.     Er    empfängt    die  Wechselsumme 

UD-l   piB*..^  Wechselurkunde.      An    sich  wäre  somit  zu  buchen:    Kassa-,  a  so 

ft-chkoato,  ^^^  j^^^^  X,    also  Personenkonto  und  Konto  X   an   Aw^ept-,  also 

^achkonto.     .^^^  j^^^   ,jg„   Grundsätzen   ordnungsmässiger   Buchführung  von 

\ 
I 

\ 
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Zug  um  Zug-Geschäften  wird  unmittelbar   von  Sachkonto  auf  Sachkonto  über- 
tragen:   Kassakouto  (2000  Bestand)  gibt   an  Acceptkonto.     Das    Kassenkonto 
wird  bei  Wechselzahlung  kreditiert,  das  Wechselkonto  debitiert. 
Statt 

Kassakonto 

Haben 
.     .     1000  I  Per  Konto  X      .     .     .     . 


An  Bilanzkonto  1901 

Soll 


Konto  X 


An  Acceptkonto 
An  Kassakonto 


1000 
1000 


Per  Acceptkonto 


SoU 


An  Konto  X 
wird  gebucht: 


An  Bilanzkonto  1901 


Acceptkonto 

Haben 
Per  Konto  X 


SoU 


1000  , 

Kassakonto 

Haben 

2000  I  An   Acceptkonto 

Acceptkonto 

Öaben 


1000 


1000 


1000 


1000 


1000 


An  Kassakonto  X |  An  Konto  X 

und  es  bleibt  dazu: 

Konto  X 
Soll 
An  Acceptkonto 1000  | 

3.  Wirtschaftlich  ist  das  Ergebnis  das  gleiche,  wie  die  Bilanzziehung  für 
beide  Rechnungen  ergibt. 

a)  Im  ersten  Falle  haben  wir  zu  buchen 

Kassakonto 


An  Bilanzkonto  1901 


2000 


Per  Konto  X       .     . 
An  Bilanzkonto  1902 


Konto  X 

An  Acceptkonto 1000 

An  Kassakonto 1000 


\, 


Per  Acceptkonto        .\ 

Per  Gewinn-  u.  VerluAtkonto 

Bilanzkonto  . 


1000 
1000 


1000 
1000 


Soll 


Kassnbestand 1000  I 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


Verlust 


An  Konto  X 


1000 


somit  nur  mehr  1000  Mk.  Kassabestand  und  demgemäss  lOyOO  Mk.  Verlust 
b)  Nichts  anderes  ergibt  aber  die  zweite  BuchuugsaH»: 
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Kassakonto 


Ad  BilanzkoDto  1901 


2000 


An  Acceptkonto 1000 

An  Bilanzkonto  1002    .     .     .     1000 


Konto  X 
An  Acceptkonto 1000  |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     1000 

Bilanz-  und  Gewinn-  und  Verlustkonto  wie  oben.  Die  zweite  Buchung- 
weise  ist  nur  einfacher  und  darum  ist  sie  Buchfübrungsgrundsatz. 

B.  Nach  den  nämlichen  Nonnen  erfolgt  die  Einlösung  des  bedeckten 
Weeksek, 

1.  Wir  bleiben  beim  gleichen  Beispiel,  wie  oben  §  82 :  Accept  auf  Schuld, 
Deckung  in  Waren.     Wir  buchten  auf  Seite  des  Bezogenen: 


SoU 


An  Konto  X 


Warenkonto 
1000  I 
Konto  des  X 


Soll  Haben 

An  Acceptkonto 1000  |  Per  Warenkonto  .     . 

Acceptkonto 


Haben 


Per  Konto  X 


1000 


1000 


2.  Nun  gibt  Kassenkonto  unmittelbar  an  Acceptkonto;  Acceptkonto  wird 
zu  Gunsten  von  Kassenkonto  belastet.     Wir  schreiben: 


An  Bilanzkonto  1901 


Kassenkonto 

Haben 

2000  I  Per  Acceptkonto 1000 


Acceptkonto 


Haben 


An  Kassenkonto 1000  1  Per  Konto  X 


1000 


3.  Die  B.  für   Ende  1902   bestätigt    die   wirtschaftliche  Richtigkeit    der 
Buchung.     Wir  buchen: 


Soll 


An  Konto  X 


Warenkonto 

Haben 

1000   I  Per  Bilanzkonto  1902 
Kassenkonto 


1000 


An  Bilanzkonto  1901 


An  Kassakonto 
An  Warenkonto 


2000 


Per  Acwptkonto 1000 

Per  Bilanzkonto  1902  .     .     .     1000 


Bilanzkonto 

1000 

1000 


An  die  Stelle  von   1000  Kassa  sind  1000  Waren  getreten. 


15* 


228  §  B4.    Schuldenzahlung  mittels  Wechsels. 

SehnldenBahlniic  mittels  Wf^hsels. 

§  84. 

1.  Auch  die  Art  und  Weise,  wie  Schuldendeckung  uiittelst  Wechsels 
gebucht  wird,  zeigt  die  Anwendung  der  Regeln  der  Sachenbuchung  auf  die 
Wechselforderungen. 

II.  A.  Wer  mittelst  Wechsel  zahlt,  zahlt  wirtschaftlich  betrachtet  mit 
Forderungen.  Das  Stück  Papier  als  solches,  das  der  Gläubiger  eiiiält,  ist 
wirtschaftlich  wertlos.  Mit  Forderungen^  nicht  mit  Sachen  wird  die  Schuld 
getilgt  Aber  die  Forderung  ist  auf  Sachen  radiziert^  haftet  an  der  Sache,  ist 
in  ihr  verkörpert.  Darum  gilt  für  ihren  Übergang  von  Schiddner  auf  Glaubiger 
das  Prinzip  der  Sachbuchung. 

B.  1.  Wir  nehmen  als  Beispiel:  X  bezog  von  Z  um  1000  W^aren  auf 
Kredit.     Er  hat  einen  Wechsel  auf  Y  über  1000.     So  buchen  wir: 

Warenkonto 
Soll 
An  Konto  des  Z       ....     1000  | 

Wechselkonto 
An  Konto  Y 1000  | 

Konto  Z 

Haben 
I  Per  Warenkonto       ....     1000. 

2.  Nun  Übermacht  X  dem  Z  als  dem  Remittenten  den  auf  Y  gezogenen 
Wechsel.     Es  wird  daher  gebucht: 

Wechsel-  (Rimessen-)konto 
An  Konto  Y 1000  |  Per  Konto  Z 1000. 

Konto  Z 
An  Rimessenkonto    ....     1000  |  Per  Warenkonto lOÖU 

3.  Ziehen  wh-  die  B.     Vor  dem  Geschäft  lautet  sie: 

Soll 
Wechsel 1000  | 

nach  dem  Greschäft: 

Soll 
Waren 1000  | 

denn  Warenkonto  wird  mit  Bilanzkonto  abgeschlossen: 

Warenkonto 

Soll  Haben 

An  Konto  Z 1000  ,  Per  Bilanzkonto 1000. 

III.  Und  ebenso  bucht  der  Gläubiger.  Er  erkennt  den  Wechselaussteller 
für  die  Rimesse: 

Warenkonto 
Haben 
Warenvorrat 2000  |  Per  Konto  X lOUO 
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Konto  des  X 
Soll  Haben 

An  Warenkonto 1000  |  Per  Rimessenkonto    ....     1000 

Rimessenkonto 

An  Konto  X 1000  | 

Die  B.  lautet: 

Soll 

Waren 1000 

Wechsel 1000 

IV.  A.  1.  Die  Schuld  des  X  erscheint  somit  als  getilgt.  Aber  doch 
nnr  buchmässig,  nicht  wirtschaftlich  und  .nicht  rechtlich,  der  Gläubiger  müsste 
lenn  den  Wechsel  an  Zahlungsstatt  angenommen  haben.  Allein  dies  entspricht 
nicht  der  Erwerbsnatur  des  Gewerbebetriebs  und  demgemäss  auch  nicht  dem 
G^jK^häftsgebrauch.  Es  stünde  nicht  mit  dem  Erwerbszweck  geschäftlichen  Be- 
triebes im  Einklang,  würde  sich  der  Gläubiger  für  befriedigt  erklären,  ehe  der 
Wechsel,  d.  h.  die  Wechselsumme  bei  ihm  einging.  Er  nimmt  daher  den 
Wechsel  nicht  an  Erfüllungsstatt,  sondern  im  Zweifel  nur  zahlungshalber  an. 
Nicht  schon  durch  Empfang,  sondern  erst  durch  Eingang  des  Wechsels  will  er 
bezahlt  sein. 

2.  Trotzdem  tilgt  der  Gläubiger  jedoch  die  Schuld  des  Käufers  bei  Empfang 
des  Wechsels;  er  schreibt  ihm  den  Wechsel  gut  (Konto  X  per  Rimessenkonto 
10(10)  und  stellt  ihm  vielleicht  sogar  Quittung  etwa  mit  den  Worten:  „beglichen 
«lurch  Rimesse"*)  aus;  aber  zugleich  teilt  er  dem  Wechselgeber  brieflich  mit, 
•iass  er  ihn  nur  „unter  Vorbehalt",  „unter  üblicMm  Vorbehalt"  erkenne^). 
Unter  dem  Vorbehalt  schlechthin,  unter  üblichem  Vorbehalt  ist  aber  gemeint 
der  Vorbehalt  der  „Slornierung^\  des  Storno  oder,  wie  es  richtiger  heisst,  des 
Rl^tomo,  d.  h.  der  Zurückschreibung,  wenn  die  Wechselsumme  nicht  richtig 
♦'ingeht  D.  h.  der  Gläubiger  behält  sich  vor,  für  diesen  Fall  die  Gutschrift 
^  Wechsels  im  Konto  des  Schuldners  durch  Eintragung  eines  Gegenpostens 
Ton  gleichem  Betrag  auf  der  Debetseite  wettzumachen. 

B.  Unter  Umständen  geht  der  Gläubiger  aber  auch  weiter  und  erkennt 
den  Schuldner  überhaupt  nicht  vor  „Eingang**  d.  h.  Eingang  der  Wechselsumme 
für  Bezahlung. 

1.  Nur  bei  Bankwechseln  schreibt  er  mit  der  blossen  Klausel  „unter 
Vorbehalt",  „unter  üblichem  Vorbehalt**  gut.  Bankwechsel  sind  solche  Wechsel, 
welche  den  Diskontvorschriften  der  Hauptnotenbank  des  betreffenden  Liandes 
irenügen')  und  daher  von  dieser  jederzeit  diskontiert  werden. 

2.  Nicht  bankfähige  Wechsel  nimmt  der  Kaufmann  lediglich  „unter  Vor- 
behalt des  Eingangs**,  zur  Buchung  ins  Kredit  des  Remittenten  erst  „nach 
Eingang*"  an*)  oder,  wenn  er  trotz   dieser  Klausel  sie  dem  Remittenten  sofort 


»)  a  auch  Gosaeh  57  rv;  Simon  179. 

')  „Mit  Ihrem  Geehrten  vom  .  .  .  empfingen  wir  die  laut  beiliegender  Nota 
^eraeidmeten  Rimessen,  wofür  wir  Sie  unter  üblichem  Vorbehalt  mit  Mk.  2000  Val. 
p.  dato  erkenncD." 

•)  V^  z.  B.  in  den  „Allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Geschäftsverkehr  mit 
der  Beichsbank**  Nr.  II  Diskontierungsgeschäft  {Koch  254). 

*)  „Gesandte  Rimesse  Mk.  200  p.  17/5  er.  auf  Frankfurt  werden  wirIhnennacÄ 
Einzug  anter  Aufgabe  ratbringen.**  Und  nach  Eingang  die  Aufgabe  (Mitteilung) : 
Äigen  Ihnen  an,  dass  Jhre  frühere  Rimesse  über  Mk.  200  p.  17/5  er.  auf  Frankfurt 
dngegiDg^  ist,  wofür  wir  Bie  laut  Nota  mit  Mk.  199  Val.  p.  dato  erkennen.** 
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nach  Empfang  gut  bringt,  so  will  er  mit  derselben  doch  angedeutet  haben,  daj>s 
die  Einschreibung  noch  nicht  wirtschaftliche  (z.  B.  schuldentilgende)  Kraft  haben, 
sondern  dem  Remittenten  Verfügung  über  den  Betrag  erst  gestattet  sein  poU, 
wenn  die  Wechselsumme  eingelaufen  ist.  Nichtbankfähige  Wechsel  sind  z.  B. 
solche,  welche  eine  zu  kurze  Verfallzeit  haben  oder  die  Unterschrift  keiner  oder 
nur  einer  als  zahlungsfähig  bekannten  Firma  tragen  oder  auf  Zahlungsorte  au?- 
gestellt  sind,  an  welchen  die  betreffende  Hauptnotenbank  keine  Zweiganstalt 
besitzt,  oder  welche  nicht  in  vorschriftsmässiger  Form  ausgefertigt  oder  auf  einen 
andern,  als  den  vom  Aussteller  angegebenen  Verfalltag  acceptiert  sind. 


I^ie  Baehnni^affthli^keit  der  Terbindllehkeiten  und 
Ansprftehe  ans  dem  Weehselrei^ress. 

§  85. 

I.  Nur  so  weit  ein  obligatorischer  Anspruch  auf  Besitz  der  Wechselurkunde 
beruht  oder  eine  Schuld  durch  schriftliche  Niederlegung  auf  der  Wechselurkumle 
körperliche  Grundlage  erhält,  also  nur  so  weit,  als  Forderung  und  Schuld  Ver- 
körperung finden,  gelten  für  die  Buchung  wechselmässiger  Forderungen  und 
Verbindlichkeiten  die  Grundsätze  über  Sachenbuchung.  Sowie  diese  Art  Be- 
ziehung von  Recht  und  Pflicht  zum  Körper  der  Wechselurkunde  für  Entstehunj^ 
und  Bestand  beider  bedeutungslos  ist,  kommt  auch  in  der  Buchungsweise  der 
reine  Forderungs-  und  Schuldcharakter  zum  Ausdruck. 

II.  A.  Giro-Ob ligo.  Mit  Weitergabe,  des  Wechsels  durch  Aussteller, 
Remittent  und  Indossant  entsteht  für  jeden  dieser  Weitergebenden  Garantie- 
oder Regressverbindlichkeit,  Oiroverbindlichkeity  wie  der  Kautoann  sagt,  dafür, 
dass  der  Bezogene  den  Wechsel  am  Verfalltage  einlöse.  Diese  Verbindlichkeit 
ist  nicht  in  der  Wechselurkunde  urkundlich    fixiert.     In    der  Art  der  Fassung? 

•von  Tratte  und  Indossament  kommt  lediglich  die  Zahlungsanweisiug,  aber  nicht 
das  Garantieversprechen  des  Weitergebenden  zum  Ausdruck.  Darum  fehlt  auch 
für  das  Konto,  auf  welches  diese  Verpflichtungen  der  Wechselregresschuldner  gesetzt 
werden,  ein  von  der  Wechselurkunde  als  solcher  genommener  Name.  Das  Konto, 
auf  welches  die  Acceptverbindlichkeiten  zu  stehen  kommen,  heisst  nicht  blos;* 
Accept-,  sondern  auch  TrattenkontOy  das  Konto  über  die  Wechselforderungen 
erster  Hand,  d.  h.  das  Konto  des  Wechselinhabers  Besitz  Wechsel-,  Rimessen-, 
Devisenkonto.  Für  das  Konto  dagegen,  auf  welches  jene  aus  der  W^echjsel- 
hingabe  entstehenden  Garantieverbindlichkeiten  verrechnet  werden,  besteht  ledig- 
lich der  Name  Wechselgirokonto,  Girokonto,  Giro- Obligo;  Giro  (Indossament)  ist 
aber  doch  nur  der  Name  für  Erklärung  auf  einer  Urkunde,  nicht  für  eine 
Urkunde,  eine  Sache  selbst.  Giro- Obligo  \st  Giroschuld.  Der  Schuldencharakter 
konnnt  hier  also  schon  im  Namen  zum  Ausdruck. 

B.  Nicht  anders  steht  es  mit  den  Begressforderungen,  die  aus  der  Wechsel- 
weitergabe durch  Remittent  und  Indossant  entstehen.  Sie  rechnen  im  Sinne 
des  Bilanzrechtes  nicht,  wie  die  Ansprüche  des  Wechselinhabers,  zu  den  Sach- 
beständen des  kaufmännischen  Vermögens,  zu  den  Wertpapieren,  sondern  werden 
als  das  vorgetragen,  was  sie  wirtschaftlich  sind,  als  Forderungen,  als  Debitoren- 
posten. 

m.  Das  Fehlen  aller  Anwendung  von  Regeln  der  Sachbuchung  hat  zur 
Folge,  dass  diese  Verbindlichkeiten  und  Ansprüche  aus  dem  Wechselgiro  unter 
Umständen  buchungsfrei  bleiben. 

A.  Sachen,  wenn  nicht  sehr  geringfügigen  Wert-es,  müssen  immer  in  die 
B.  aufgenommen    werden.     Das   kommt    von    der  Art    der  Inventarserrichtung 
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für  Sachen.  Für  diese  erfolgt  die  Inventarserrichtung  unabhängig  von  den 
laufenden  Rechnungsbüchem  durch  unmittelbare  Aufnahme  der  Bestände.  Die 
B.  ruht  auf  dem  Inventar.  Das  Inventar  bildet  die  Materialiensammlung  für 
die  Bilanzherstellung.  Also  enthält  auch  die  B.,  was  unmittelbar  die  Aufnahme 
aus  der  Natur  ergibt. 

B.  1.  Anders  bei  Forderungen  und  Schulden.  Sie  leben  nur  in  den 
Büchern  des  Kaufmanns.  Für  Feststellung  des  Fonlerungs-  und  Schuldenbe- 
Standes  ist  der  Inventarisierende  auf  den  Ausweis  der  Bücher  angewiesen^). 
Das  Streben  nach  möglichster  Kürzung  und  Vereinfachung  der  Buchungen 
führt  dazu,  alle  überflüssigen  Einträge  zu  vermeiden.  Fordenmgen  imd  Schulden, 
die  demselben  Geschäftsvorfall  entspringen  und  sich  wirtschaftlich  —  nicht  bloss 
dem  Nennbetrage  nach  —  die  Wage  halten,  werden  daher  nicht  gebucht. 

2.  Durch  Weitergabe  des  Wechsels  seitens  des  Remittenten  und  jedes 
weiteren  Indossanten  wird  immer  eine  Regressverbindlichkeit  gegen  den  Nach- 
mann,  aber  auch  ein  Regressanspruch  gegen  den  Voitnann  für  den  Fall  der 
Inanspruchnahme  aus  der  Regressverbindlichkeit  begründet.  Im  allgemeinen 
stehen  sich  beide  Posten  im  Werte  gleich.  Ist  aber  die  Wahrscheinlichkeit 
grösaer.  dass  der  Kaufmann  aus  der  Regressverbindlichkeit  in  Anspruch  ge- 
nommen wird  (notleidender  Wechsel),  als  dass  er  dann  Ersatzleistung  seitens 
seiner  Vonnänner  oder  des  Acceptanten  erhält,  d.  h.  ist  deren  Zahlungsfähigkeit 
zweifelhaft^  dann  müssen  die  beiden  Posten  gebucht  werden.  Denn  dann  sind 
sie  einander  nicht  gleichwertig  und  heben  sich  daher  gegenseitig  nicht  auf  ^). 

3.  a)  Wir  buchen  daher  in  Anschluss  an  die  Buchung,  welche  die  Weiter- 
bejrobung  des  Wechsels  zum  Gegenstande  hat: 

Wechselgiro-  (Wechselregres8-)konto 
Soll     Haben 
900  I   1000. 

Links  stehen  die  Vennögenmchrungsposten  —  das  sind  die  Regressan- 
sprücbe  — ,  rechts  die  Vermögensminderung:  die  Regressverbindlichkeiten. 

b)  Noch  richtiger  ist  es  im  Hinblick  auf  den  Umstand,  dass  dem  Buchen- 
den als  Regresschuldner  andei'e  Persönlichkeiten  gegenüberstehen,  als  er  sich 
aL*  Regressgläubiger  gegenüber  hat^  das  Wechselregresskonto  in  zwei  Konti  zu 
zerl^en  und  demgemäss  die  Regressverpflichtung  aus  der  Wechselgirierung 
einem  „Nachmännerkonto^'  mit  1000  auf  Haben  und  den  Regressanspruch 
hieraus  einem  „Zweitschuldner-  oder  Vormännerkonto''  mit  900  auf  Soll  zu 
.'«etien'). 

3.  Um  kein  Missverständnis  aufkommen  zu  lassen :  nur  wenn  die  einander 
^leichwerten  Posten  demselben  Geschäftsvorfall  entspringen,  also  sachlich  zu- 
i^ammenhängen,  kann  ihre  Buchung  unterbleiben.  Nicht  ist  es  statthaft,  wenn 
alle  Forderungen,  welche  der  Kaufmann  gegen  die  verschiedensten  Schuldner 
hat,  zusammen  200000  und  alle  Schulden,  die  ihm  gegen  die  verschiedensten 
Gläubiger  obliegen,  zusammen  190000  Mk.  betragen,  in  der  B.  nur  zu  buchen: 
Debitoren  10000.  Die  wirtschaftliche  Liage  eines  Geschäftes,  welche  keine 
Schulden  und  nur  10000  Mk.  Forderungen  hat,  ist  eine  ganz  andere,  als  die 
eines  Geschäftes,  in  welchem  190000  Mk.  Schulden  und  200000  Mk.  Forde- 
rungen gegenüberstehen.  £s  können  die  190000  Mk.  Schulden  alle  zu  be- 
zahlen, der  Eingang  der  200000    Mk.  Forderungen    aber  nicht  so  sicher  sein. 


>)  Simon  173. 

«)  Stawb  40^;  Simon  179;  Beiseh  I  42, 


*)  Vgl.  Beigel  in  Zeitschrift  für  das  gesamte  Aktienwe^n,  Jahrg.  XIU  (1903)  S.  35. 


232  §  3^-  Wechselaval  und  Bürgschafteschuld  überhaupt. 

Gegen  den  Grundsatz  der  Bilanzwabrbeit  wäre  gefehlt,  würde  trotzdem  nur  die 
Differenz,  10000  Mk.,  gebucht*). 


Weehselaval  und  Bfiri^flchaftsBehnld  fiberhaupt« 

§  86. 

I.  Anderes,  als  bei  Wechselregress,  gilt  sofort  wieder,  wenn  irgendwie  Be- 
ziehung zu  urkundlichen  Erklärungen,  also  zu  körperlichen  Gegenstanden  her- 
einspielt. 

II.  A.  Der  Bürge  für  Wechselschulden*)  wird  wechselmässig  nur  dann 
verpflichtet,  wenn  er  die  Erklärung  dessen,  für  dessen  Verbindlichkeit  er  ein- 
steht, mit  unterzeichnet^).  Dabei  hat  seine  Erklärung  immer  die  Bedeutung 
einer  Verpflichtungserklärung.  Bei  Mitunterschrift  des  Wechselaccepts  ist  die? 
selbstverständlich.  Denn  hier  ist  die  Erklärung  dessen,  für  den  der  Avalist 
einsteht,  selbst  eine  Verpflichtungserklärung.  „Angenommen"  wird  das  „Zahlen 
Sie",  also  der  Zahlungsauftrag.  Aber  auch  bei  dem  Wechselbürgen  des  Auf- 
stellers, Remittenten,  Indossanten  ist  dies  der  Fall.  Die  Wechselerklärung 
derjenigen,  für  die  er  sich  verbürgt,  lautet  hier  nicht  Pflicht  aufnehmend,  sondern 
Pflicht  auferlegend.  Der  Erklärende  erteilt  Zahlungsordre.  Aber  die  Erklärung 
des  Mitunterzeichnenden  kann  nicht  so  aufgefasst  werden.  Das  ist  von  selbst 
einleuchtend,  wenn  er  sich  „als  Bürge",  „per  Aval"  benennt.  Allein  auch, 
wenn  er  solchen  Beisatz  unterlasst  und  lediglich  seine  Unterschrift  beifügt, 
gilt  dies.  Denn  wenn  auch  ehi  Bürge  mitunterschreibt,  lautet  doch  die  Er- 
klärung des  Ausstellers  nicht  „gegen  diesen  unseren",  sondern  „gegen  diesen 
meinen  Wechsel"  und  die  Erklärung  des  Remittenten  und  des  weiteren  Indossianten 
nicht  „Für  uns  an  Herrn  X",  sondern  „für  mich  an  Herrn  X".  Die  Zahlungs- 
anweisung geht  somit  allein  von  der  Hauptperson  aus.  Die  Unterschrift  des 
Avalisten  bezieht  sich  also  lediglich  auf  die  mit  dem  Zahlungsauftrag  von  selbst 
entstandene  Verbindlichkeit  der  Hauptperson,  bedeutet  also  nur  und  zwar  äusserlich 
erkennbar,  urkundlich  klargelegt  eine  Verpflichtungserklärung. 

B.  Daher  w^ird  diese  Erklärung,  wie  Weggabe  einer  Sache,  d.  h.  immer 
gebucht  Das  Avalkonto  führt  unter  Haben  die  Bürgschaftsverbindlichkeit, 
unter  Soll  den  Regressanspruch  gegen  den  Hauptschuldner;  es  wird  für  Über- 
nahme der  Bürgschaft  erkannt,  mit  dem  Regressanspruche  gegen  den  Haupt- 
schuldner belastet  In  der  B.  stehen  dem  Avalkonto  der  Passivseite  die  Aval- 
debitaren  des  Aktivums  gegenüber  *)  •). 

C.  Es  gilt  hier  somit  anderes    als   für   wechselmässige  Verpflichtung  des 


M  Vgl.  §  21  II. 

*)  Banken  übernehmen  z.  B.  Avalverpflichtungen  für  Steuer-  und  Frachtkredite. 

•)  Wechselordnung  81. 

*)  UnachlüBsig  Knappe  S.  34:  Da  Schuld  (Schuld  als  Bürge)  und  Fordening 
(Rückgriff  gegen  Bürgen)  nur  eventuell  wirksam  werden,  verbucht  man  sie  nicht  auf 
den  bezüglichen  Personenkonten,  sondern  auf  einem  Sachkonto  —  Avalkonto. 

*)  Simon  178. 

*)  BUanzkonto 

An  Avaldebitoren 2700    |     Per  Avalkonto 2700 

Knappe  meint,  es  könnte  statt  dessen  auch  heissen: 

An  Avalkonto 2700    I    Per  Avalkonto 2700, 

allein  die  Avalforderung  stellt  buchmässig  nicht  eine  Sache  dar.  Die  Avaldebitoren  ge- 
hören bei  ordnungsmässiger  Buchführung  zu  den  „Debitoren",  aber  nicht  die  Bürg- 
schaftsverbindlichkeiten zu  den  „Kreditoren^'. 
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Hauptechuldiiers.  Die  Haftungsverbindlichkeit  desselben  bleibt  ungebucht,  so- 
lange und  soweit  der  ihr  parallel  laufende  Regressanspruch  ihr  auch  wirtschaft- 
lich die  Wage  hält,  was  der  Begel  entspricht. 

D.  Auch  in  dieser  Hinsicht  weicht  die  Wechselbürgschaft  ab.  Der 
WecliBelbürge  des  Bemittenten  und  der  Indossanten  hat  nicht,  wie  diese,  gegen 
ileren  Vonnänner  Gläubigerrechte.  Ihm  stehen  Glaubigerrecht  lediglich  gegen- 
über seinem  Hauptschuldner  zu  und  diese  sind  mangels  besonderen  Versprechens 
in  Wechselform  keine  wechselmässigen. 

IIL  W^o  xivürechüiclie  Bürgschaft,  nicht  Wechselbürgschaft  vorliegt,  gelten 
dip  allgemeinen  Buchungsgesetze.  Zwar  ist  nach  B.6.B.  §  766  zur  Gültigkeit 
fies  Burgschaftsvertrags  schriftliche  Erteilung  der  Bürgschaftserklärung  erforder- 
lich. Aber  der  Bürgschaftsschein  ist  kein  Wertpapier.  Zur  Geltendmachung 
•ler  Bärgschaf tsschuld  gehört  nicht  Besitz  des  Bürgschaftsscheines  und  Ver- 
füiningsrecht  über  ihn.  Also  sind  Bürgschaftsverbindlichkeiten  nicht  zu  buchen, 
«renn  und  so  lange  der  Rückgriffsanspruch  gegen  den  Hauptschuldner  derVer- 
pAichtong  aus  der  Büigschaf tsübeniahme  wirtschaftlich  gleichwertig  ist  Ist  dies 
nicht  der  Fall,  so  ist  das  Bürgschaftskonto  für  die  Übeniahme  zu  erkennen, 
für  das  Rückgriffsrecht  zu  belasten^). 

se.  l^ie  Stellniii:  der  Wertpapiere  (Effekten)  in  der 
kanfmfinnisehen  Buehführnni^« 

§  87. 

In  den  §§  72 — 74  haben  wir  bereits  von  der  Art  der  Buchung  der 
Wertpapiere  gehandelt  Es  ist  hierfür  nur  noch  das  Prinzip  aufzustellen. 
Welches  es  ist,  liegt  auf  der  Hand.  In  den  eben  abgeschlossenen  Paragraphen 
Ui  ansführlich  vom  Wechsel  gesprochen  und  hervorgehoben,  dass  für  ihn  die 
Grundsätze  der  Sachenbuchung  gelten.  Der  Wechsel  ist  die  Hauptart  der 
Wertpapiere.  Mithin  ist  der  allgemeine  Satz  aufzustellen :  Wertpapiere,  Effekten 
gelten,  welches  Recht  auch  immer  in  ihnen  verbucht  ist,  ob  dingliche  Rechte 
iGrundschuidbriefe  auf  den  Inhaber)  oder  Mitgliedschaftsrechte  (Aktien,  Kuxe), 
«xier  Forderungen  (Schuldverschreibungen,  Banknoten,  Papiergeld),  weil  sie  das 
IM^i  verkörpern,  d.  h.  reell  greifbar  machen,  für  die  Buchführung,  wie  die 
Ware,  als  Sachen  *).  Ein  praktisch  wichtiger  allgemeiner  Grundsatz,  der  daraus 
folgt,  ist:  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  dürfen  Wert- 
papiere, die  Forderungsrechte  verkörpern,  sog.  Forderungspapiere,  in  der  B. 
nicht  unter  den  Forderungen  (Debitoren)  vorgetragen  werden.  Dies  wäre  Ver- 
-io:«s  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzwahrheit^)  *). 

VI.  Die  Erfolgsregulierung  zwischen  verschiedenen 
Geschäfts]  ahren. 

Der  innere  Gmnd  der  Erfolgsrei^nliernni:. 

§  88. 

I.  Schon  wie<lerholt  hatten  wir  im  Bisherigen  Veranlassung,  von  der  Er- 
fol^sn^ulierung    zwischen    verschiedenen    Betriebs-     oder    Rechnungsjahren    zu 


')  Simon  178. 
')  Simon  153. 
•)  §  21  IL 

*)  Gleichgültig  ist,  ans  welcher  wirtschaftlichen  Ursache  die  Effekten  erworben 
wurden;  z.  B.  Eonaortialef fekten :  Aktien,  Obligationen,  deren  Weiterveräussenrng  seitens 
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reden  ^).  Hier  sei  davon  im  Zusammenhang  gehandelt  Was  in  Frage  steht, 
das  ist,  in  der  Sprache  der  kaufmännischen  Buchführung  ausgedrückt,  die  Jjelire 
von  den  Iransitorisehen  Buchungen,  welche  in  zwei  Arten  zerfallen:  in  ganze 
transitorische  Konti  (Antizipationskonteny  Jahresübertragungskonten,  conti  a 
nuovo)*)^)  und  in  einzelne  transitorische  Posten  (Antizipationsposten). 

IL  Wie  die  ganze  kaufmännische  Buchhaltung  der  Natur  der  Geschäfts- 
vorfälle entsprechend  in  materieller  Hinsicht  grundsätzlich  auf  wirti^chaftlichen 
Vorstellungen  beruht,  so  erklärt  sich  auch  die  Erscheinung  der  sog.  Antizipa- 
tionsposten rein  wirtschaftlich. 

A.  1.  Immer  für  den  Schluss  eines  Geschäftsjahres  hat  nach  H.G.B. 
§  39  der  Kaufmann  Inventar  und  B.  aufzustellen.  B.  und,  soweit  auf  den 
Handelsbüchern  beruhend,  Inventar  bilden  den  Abschluss  der  Eechnuiigsbücher. 
Die  Buchungen  eines  Geschäftsjahres  stellen  somit  ein  in  sich  geschlossenes 
Ganze  dar.  Die  Rechnungen  des  Kaufmanns  sind  „Jahresrechnungen''.  Nach 
H.G.B.  §  246 1  hat  der  Aufsichtsrat  die  „Jahresrechnungen,  die  B.en  und  die 
Vorschläge  zur  Gewinnverteilung**  zu  prüfen  und  darüber  der  Generalversamm- 
lung Bericht  zu  erstatten. 

2.  Ein  Geschäftsjahr  ist  aber  ein  Jahr  der  Greschäftsführung^  der  Ge- 
^Ghkii&tätiglceit,  Geht,  wie  H.G.B.  §  38  vorschreibt,  die  Aufgabe  der  kauf- 
männischen Buchhaltung  dahin,  die  Vermögenslage,  also  die  wirtschaftliche 
Lage  des  Kaufmanns  ersichtlich  zu  machen,  so  hat  die  Buchführung  eines  Ge- 
schäftsjahres die  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Greschäftstätigkeit  zu  verzeichnen, 
welche  in  diesem  Jahre  geleistet  wurde.  Anders  ausgedrückt:  massgebend  für 
den  Eintrag  der  wirtschaftlichen  Wirkungen  der  Geschäftstätigkeit  in  die  Rech- 
nungsbücher eines  Geschäftsjahres  ist  nicht,  in  welches  Jahr  die  wirtschaftliche 
Wirkung  der  Geschäftstätigkeit  fällt,  sondern  massgebend  ist,  in  welches  Jahr 
die  geschäftliche  Betätigung  fällt,  durch  die  jene  wirtschaftliche  Wirkung  her- 
vorgerufen wird.  M.  a.  W.:  dem  Jahre  der  geschäftlichen  Betätigung  sind 
auch  die  Wirkungen  rechnerisch  zuzurechnen,  welche  reell  d.  h.  in  Form  von 
EinnoAme  und  Ausgabe  erst  in  einem  anderen  Jahre  in  Erscheinung  treten. 
Oder  um  es  noch  einmal  anders  zu  wenden:  jedem  Geschäftsjahre  ist  buch- 
mässig  der  positive  und  negative  Erfolg  der  in  ihm  geleisteten  Geschäfts/d'/i^- 
keit  zuzurechnen,  mag  der  Ei*folg  in  Form  von  Einnahme  bezw.  Ausgabe  erst 
in  einer  anderen  Geschäftsperiode  sich  verwirklichen:  die  in  einem  GescJiäfts- 
jahr  verdiente,  wenn  auch  noch  nicht  gezogene  Einnahme  und  die  durch  die 
Greschäftstätigkeit  eines  Jahres  verursachte,  für  ein  Geschäftsjahr  zu  entrichtende, 
in  einem  Geschäftsjahr  entstandene,  wenn  auch  nicht  geleistete  Ausgabe  ist  in 
diesem  Geschäftsjahre  auch  bilanzmässig  zu  berücksichtigen^). 

B.  Die  Richtigkeit  dieser  Ausführung  bestätigt  nicht  bloss  die  kauf- 
männische Übung,  sondern  auch  die  Gesetzgebung.  Nach  Hypothekenbank- 
gesetz §  27  sind  von    den   Hypothekenbanken    in    der  Gewinn-    und    Verlust- 


dcs  Bankkonsortiums,  das  die  emittierten  Papiere  fest  übernahm,  d.  h.  kaufte,  noch 
nicht  erfolgte  (Cosack  §  66  ii  3).    Vgl.  auch  oben  §  75  III  C  1. 

0  8§  69  VI  B  und  75  IV. 

')  Vgl.  /Simon  194,  284 f.;  Beisch  I  126;  Beigell  53;  iStcm,  Art.  „Transitorische 
Konti". 

*)  Auch:  Interimskonti ;  so  Knappe  36. 

*)  Siehe  auch  Entech.  in  Steuers.  X  405  und  Fuisting,  Steuerlehre  §  53  8. 136 
mit  140  für  das  Steuerrecht:  „Betriebs- (Wirtschafts-,  Ge8chäft8-)ko8ten  sind  die  in  der 
massgebenden  Jahresfrist  ...  zum  Zwecke  der  Erzielung  des  Bohertrags  in  irgend 
einer  Form  —  durch  Zahlung  oder  Eingehung  von  ^Schulverbindlichkeiten  —  tatsäch- 
lich entstandenen  Ausgaben;"  auch  unten  §  175.  Ober  Verteilung  der  Errichtungs-f 
Einrichtungen^  Verwaltungskosten  §§  92ff. 
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reehnung  in  getrennten  Posten  namentlich  die  Gesamtbetrage  ''der  in  dem 
Geschäftsjahre  von  der  Bank  yyverdienien  Hypothekenzinsen,  DwAehensprovisiotien 
und  sonstigen  Nebenleistungen  der  Hypothekschuldner'^  sowie  der  Gesamtbetrag 
,der  für  das  Geschäftsjahr  zu  entrichtenden  Pfandbrief  Zinsen^)  anzugeben  und 
nach  §  27  daselbst  sind  die  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  „entstandenen" 
Kosten,  mit  Einschluss  der  für  Unterbringung  gezahlten  Provisionen,  ihrem 
vollen  Betrage  nach  zu  Lasten  des  Jahres  zu  verrechnen,  in  welchem  sie  „ent- 
standen** sind;  d.  h.  also  jedenfalls  nicht  zu  Lasten  des  Jahres,  in  welchem 
^ie  bezahlt  werden. 

III.  Aus  dem  aufgestellten  Prinzip  ergibt  sich  im  einzelnen  folgendes. 

A.  1.  Jedem  Geschäftsjahr  ist  der  in  ihm  verdiente  Mietzins  (Darlehens-, 
Obligationenzins,  Gehalt»  Provision*),  Fez-sicherungsprämie  u.  s.  w.)  zuzurechnen. 
Den  Gegensatz  dazu  bildet 

a)  der  in  dem  Jahre  fällige^  aber  nicht  verdiente, 

b)  der  in  dem  Jahre  eingegangene,  aber  nicht  verdiente  Mietzins  u.  s.  w.  *). 

2.  Also  ist  dem  Jahre  nicht  zuzurechnen: 

a)  a)  der  in  dem  Jahre  fällige,  aber  in  einem  früheren  Geschäftsjahre 
rfrdienie  Mietzins.  Der  Mietzins  ist  postnumerando  zu  zahlen;  der  Zinstermin 
']>{  ein  halbjähriger.  Der  Zins  betragt.  600  Mk.  Fällig  wird  er  erst  1.  April 
1903.  Trotzdem  sind  300  Mk.  davon  für  1.  Oktober  bis  31.  Dezember  dem 
Jahre  1902  zuzurechnen. 

ß)  Der  im  Jahre  fällige,  aber  erst  in  einem  späteren  Geschäftsjahre  zu 
verdienende  Mietzins.  Die  Miete  ist  nach  Mietvertrag  im  voraus  zu  entrichten. 
Am  1.  Oktober  1903  wenlen  die  600  Mk.  gezahlt;  300  Mk.  davon  sind  dem 
Jahre  1904  zu  überweisen. 

b)  a)  Der  in  dem  Geschäftsjahr  eingegangene,  aber  in  einem  früheren 
Ge^ichäftsjahr  verdiente  Mietzins,  wobei  gleichgültig  ist,  ob  der  eingegangene 
^üetzins  bereits  im  Vorjahre  fällig  wurde,  also  nur  aus-  oder  rückständige  ist^ 
oier  ob  auch  seine  Fälligkeit  erst  im  gegenwärtigen  Jahre  eintrat. 

p)  Der  in  dem  Geschäftsjahr  eingegangene,  aber  in  einem  späteren  Ge- 
rK^häftsjahr  zu  verdienende  Mietzins,  mag  er  in  dem  Jahre,  in  dem  er  eingeht, 
bereits  auch  fällig  geworden  sein  oder  nicht.  Am  1.  Oktober  1902  wird  der 
Mietzms  bis  31.  März  1903  gezahlt  Gleichgültig  ist  dabei,  ob  der  Mietpreis 
1.  Oktober  fällig  war  oder  ob  die  Mietzinszahlung  freiwillig  vor  dem  erst  auf 
den  1.  April  1903  fallenden  Zahlungstermin  geschah. 

3.  Dagegen  ist  jedem  Geschäftsjahr  zuzurechnen  der  in  ihm  verdiente, 
wenn  auch 

a)  schon  früher  fällige  oder  eingegangene  oder 

b)  noch  nicht  in  ihm   fällige  oder  eingegangene  Mietzins  etc. 


*)  Siehe  auch  preuss.  Eink.StG.  §9  14:  Abzugsfähig  sind  „die  von  dem  Grund- 
eigentum zu  entrichtenden  direkten  Staatssteuem^'  und  andererseits  bayr.  Gew.St.G. 
Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  c:  „Nicht  abzugsfähig  sind  die  für  das  Gewerbe  . .  .  entrichteten 
Steuero«.  Siehe  unten  §  165  II  B  2  b  y. 

')  Darlehensrüehzahlungsprovieionen,  welche  der  Hypothekdarlehensempfängcr 
zahlt  (8.  unten  §  105  VII  B  4  d  y  und  IX  B  2  b). 

*)  In  der  Regel  haben  die  Darlehensprovisionen  wirtschaftlich  für  die  ganze  Zeit 
de»  Bestehens  des  Darlehens  Bedeutung.  Wenn  also  eine  Hypothekenbank  ein  mit  5°/o 
Terzinsliches  Hypothekdarlehen  von  10000  Mk.  unter  Abzug  einer  Abschlussprovision 
(Damno)  von  2«/o  auf  10  Jahre  gewährt,  also  tatsächlich  nur  98(X)  Mk.  zahlt  (vgl. 
Sim(m  424),  so  darf  sie  die  200  Mk.  nicht  dem  Jahre  der  Darlehensgewährung  allein 
al8  Gewinn  anrechnen,  sondern  180  Mk.  davon  sind  im  ersten  Jahre  noch  nicht  ver- 
dient: also  formell  eingegangen,  aber  noch  nicht  verdienter  Mietzins.  Somit  Ein- 
KteUnng  eines  alljährlich  zu  mindernden  Passivums  180. 
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4.  Dass  das  in  einem  Jahre  Verdientsein  nicht  von  der  Fälligkeit  des 
Anspruchs  abhängig  ist,  erklärt  sich  aus  dem  wirtschaftlichen  Charakter  des 
Gedankens  der  Erfolgsregulierung  im  allgemeinen  und  des  Begriffes  Verdienen 
im  besonderen.  Der  ErfolgsbegrifF,  die  Frage  der  Mehrung  oder  Minderung 
der  Vermögenswerte,  ist  rein  wirtschaftlicher  Natur  und  ebenso  der  B^riff  des 
Verdienens.  Verdienen  heisst  ^eWwertige  Leistungen  vollbringen.  Der  Fällig- 
keitsbegriff hat  dagegen  rechtliches  Wesen.  Vor  der  Zeit^  die  für  die  Leistun«^: 
bestimmt  oder  aus  den  Umstanden  zu  entnehmen  ist,  hat  der  Gläubiger  keine 
Willens-,  also  keine  rechtliche  Macht  über  den  Schuldner,  die  Leistung  von 
ihm  zu  verlangen^).  Somit  gehören  Verdienen  und  Fälligsein  verschiedenen 
Vorstellungskreisen  an.  Auch  wenn  der  Vierteljahrslohn  erst  am  1.  Februar 
fällig  ist,  verdient  ist  der  Lohn  für  die  Monate  November  und  Dezember  doch 
schon  am  31.  Dezember.  Verdient  ist  der  erst  am  1.  April  fällige  Hypotheken- 
halbjahrszins für  die  Monate  Oktober  bis  Dezember  doch  schon  Ende  Dezember. 
Es  ist  unzutreffend,  wenn  Oöppert  in  seiner  Auslegung  des  Hjpothekenbank- 
gesetzes  vom  13.  Juli  1899*)  „verdienten  Hypothekenzins"  mit  fällig  ge- 
wordenem Hypothekenzins  identifiziert. 

B.  Was  im  Vorstehenden  für  den  im  Geschäftsjahr  verdienten  Mietzins 
u.  s.  w.  gesagt  ist,  gilt  in  entsprechender  Weise  auch  bezüglich  des  für  da? 
Geschäfts  zu  entrichtenden  Mietzinses  (Gehaltes,  Steuern  u.  s.  w.). 

1.  Jedem  Geschäftsjahr  ist  aufzurechnen  der  für  dasselbe  zu  eniriciUende 
Mietzins  ( Hypotheken zins,  Abschluss-  oder  Inkassoprovision  an  Agenten  ')  u.  s.  w.), 
also  nicht 

a)  der  in  dem  Geschäftsjahr  fällige  Mietzins  (Gehalt  u.  s.  w.),  soweit  er 
nicht  zugleich  Vergütung  für  die  in  dieses  Jahr  fallende  Gebrauchsüberlassung 
bezw.  Arbeitsleistung  ist,  also  nicht,  soweit  er  betrifil  Miete  u.  s.  w.,  die  in  das 
vorausgehende  oder  in  das  nachfolgende  Jahr  fällt, 

b)  der  in  dem  Geschäftsjahr  gezahlte  Mietzins  u.  s.  w.,  soweit  er  für 
Miete  u.  s.  w.  eines  früheren  oder  späteren  Greschäftsjahres  gezahlt  ist 

2.  Mietzins,  Hypothekenzins  u.  s.  w.  für  ein  Geschäftsjahr  ist  Vergütung 
für  die  Leistung  während  eines  Geschäftsjahres,  also  Vergütung  für  die  Leistung 
während  dieses  und  nicht  während  eines  anderen  Geschäftsjahres. 

3.  Für  ein  Geschäftsjahr  zu  entrichtender  Mietzins  u.  s.  w.  ist  endlich 
nicht  gleichbedeutend  mit  in  einem  Geschäftsjahre  zu  entrichtender  Mietzins. 
In  einem  Geschäftsjahre  zu  entrichtender  Mietzins  ist  Mietzins,  der  in  einem 
Geschäftsjahr  fällig  wird.  Der  für  ein  Geschäftsjahr  zu  entrichtende  Mietzins 
kann  vor  Beginn  oder  nach  Ablauf  dieses  Geschäftsjahres  fällig  werden.  Ent- 
zieht sich  das  „in  einem  Geschäftsjahre  Verdientsein"  juristischer  Auffassung, 
so  muss  wegen  anzunehmender  Gleichheit  des  Grundes  für  beide  Bestimmungen 
dasselbe  auch  bezüglich  der  Wendung  „für  ein  Geschäftsjahr  zu  entrichtender 
Mietzins"  gelten*). 


')  B.G.B.  271. 

*)  Hypothekenbankgesetz  1900  8.  52. 

•)  Siehe  oben  §§  93—96. 

^)  Die  ausschliessliche  Heri-schaft  wirtschaftlicher  Vorstellungen  in  diesen  Fragen 
zeigt  am  besten  folgendes:  Die  Miete  ist  vertragsmäesig  halbjährig  voraus  zu  ent- 
richten. Am  1.  Oktober  besteht  also  eine  fällige  Schuld  im  Rechtssinne  auch  bezüg- 
lich des  Mietzinses  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  31.  März.  Aber  wirtschaftlich  ist 
die  Bezahlung  des  Mietzinses  für  dieses  Vierteljahr  erst  eine  Schuld  des  nächsten  Jahres. 
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Die  formelle  Art  der  Erfoli^sreifiiliemiii:. 

§  89. 

L  Aber  wie  wird  diese  Erfolgsregulierung  zwischen  mehreren  Geschafts- 
perioden  nun  buchhaltungsmässig  ausgeführt?  Diese  Frage  leitet  uns  zur  Be- 
trachtung der  sog.  Aniixipationskonten  und  Antizipations-  oder  iransiionschen 
Posten. 

n.  Gleichgültig  ist,  wie  aus  dem  vorigen  Paragraphen  hervorgeht,  die 
Frage  der  Fälligkeit  der  in  Betracht  kommenden  Forderung  bezw.  Schuld. 
Worauf  es  ankommt,  das  sind  die  Gegensatze:  verdient  und  eingegangen,  ver- 
ursacht und  bezahlt.  Oder  anders  ausgedrückt:  zwei  Gruppen  mit  je  zwei 
Fällen  sind  zu  unterscheiden: 

A.  1.  Der  Mietzins  ist  verdient,  aber  am  Jahresende  noch  nicht  einge- 
gangen. 

2.  Der  Mietzins  ist  am  Jahresende  eingegangen,  aber  noch  nicht  verdient. 

B.  1.  Der  Mietzins  ist  am  Jahresende  verursacht  (zu  entrichten),  aber 
noch  nicht  bezahlt. 

2.  Der  Mietzins  ist  am  Jahresende  entrichtet,  aber  erst  nachher  ver- 
ursacht 

IIL  Weil  hier  die  Buchungen  nur  auf  Bekanntem  aufbauen  und  noch 
nicht  zu  neuen  Buchungserscheinungen  führen,  sei  zuerst  die  Buchung  je  des 
ersten  Falles  jeder  der  beiden  Gruppen  dargestellt 

A.  1.  Verdienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Mietzins.  a)Der 
Mietzins  ist  verdient.  Für  das  Monat  macht  er  100  Mk.  aus.  Es  handelt 
:^ich  um  den  Mietzins  für  Dezember  1902.  Am  Jahresende  ist  er  noch  nicht 
berichlagt.  Gleichgültig  ist,  ob  er  schon  1.  Dezember  fällig  war  oder  31.  Dezember 
fällig  wurde  ^)  oder  ob  er,  weil  Vierteljahrszahlung  postnumerando  vereinbart 
wurde,  erst  1.  März  zu  erlegen  ist.  In  allen  diesen  Fällen  ist  er  31.  Dezember 
verdient 

b)  Daher  wird  zwecks  Rechnungsabschlusses  eine  Mietzinsfordenmg  als 
Bilanzaktivimi  gebucht.     Der  Vermieter  heisst  X,  der  Mieter  Y.  Wir  buchen  also: 

Konto  des  Mieters 
Soll                                                          Haben 
An  Mietertragskonto  .     .     .     .     100  |  Per  Bilanzkonto 100 

Mietertragskonto  (Mietekonto) 
Soll  Haben 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto     100  1  Per  Konto 100 


')  Dw^en  ist  die  Fälligkeit  von  Bedeutung  für  den  Begriff  y^rückständigtr 
Mielnns'*.  Kückständiger  Mietzins  ist  der  verdiente  Zins  nur,  wenn  er  auch  schon 
BUlig  isty  wie  ein  Mietzins  rückständig  sein  kann,  ohne  schon  verdient  zu  sein.  Dies 
ist  bei  Auslegung  „rückständige  Hypothekeminsen''  in  Hyp,B,G.  §§  24  Ziff.  2  und 
$  28  Abs.  1  Ziff.  5  zu  beachten.  Rückständige  Hypothekenzinsen  werden  in  der  Regel 
auch  schon  verdient  sein,  aber  «»verdiente  Hypothekenzinsen''  (§  27  daselbst)  ist  doch 
kein  damit  zusammenfallender  Begriff.  Da  das  Hyp.B.G.  §  24  Ziff.  1  vorschreibt, 
da88  die  B.  als  selbständige  Post  „den  Gesamtbetrag  der  rückständigen  Hypotheken- 
ziDsen"  zu  enthalten  hat,  sind  die  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  in  einem  Ge- 
samtbeträge auszusetzenden  ,,yerdienten  Hypothekenzinsen'S  soweit  sie  den  Begriff 
„rückständiger  Hypothekenzins''  erfüllen,  nicht  als  ,,verdiente'S  sondern  als  „rück- 
ständige Hypothekenzinsen"  in  der  B.  vorzutragen,  somit  von  Gewinn-  und  Verlustkonto 
anf  Hypothekenzinsenrückstandskonto  zu  übertragen. 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 
Soll  Haben  (Gewinn) 

I  Per  Mietkonto lOU 

Bilanzkonto 
An  Debitoren  (Konto  Y)     .     .     100  | 

2.  a)  Dass  der  verdiente  Mietzins,  die  Mietzinsforderung,  lediglich  um 
deswillen  verbucht  wird,  weil  eine  Erfolgsausgleichung  zwischen  zwei  Geschäfts- 
jahren erfolgen  soll,  beweist  am  greifbarsten  die  Tatsache,  dass,  wenn  ein  Ein- 
gehen des  Mietzinses  noch  in  demselben  Geschäftsjahre  zu  erwarten  stünde, 
nach  schon  früher  vorgetragenen  Buchführungsgrundsätzen  eine  Buchung  der 
Mietpreisforderung  überhaupt  nicht  stattfände. 

b)  In  §  75  IV  legten  wir  dar,  dass,  wenn,  was  die  gesetzliche  Begel, 
der  Vermieter  vorleistet  und  der  Eingang  des  Mietpreises  noch  in  dem  näm- 
lichen Jahre  zu  erwarten  steht,  die  Vorleistung  nicht  gebucht  wird,  weil  bei 
Vermieten  nichts  aus  dem  Vermögen  ausgeht,  und  der  Anspruch  auf  Mietzin? 
nicht  zur  Buchung  gelangt,  da  in  einer  blossen  Forderung  kein  Eingang  liegt 
Es  wird  somit  nicht  gebucht: 

Mietekonto 

Haben 
I  Per  Konto  Y 100 

Konto  des  Mieters 
SoU 

An  Mietekonto 100  | 

sondern  eine  Buchung  findet  erst  statt,  wenn  der  Mietzins  eingeht: 

Kassakonto 
SoU 
An  Mietekonto 100  | 

Mietekonto 

Haben 

I  Per  Kassakonto 100. 

Und  bei  Jahresabschluss  lautet  die  Berechnung: 

Kiissakonto 
Soll  Haben 

An  Mietekonto  ■.     .     .     .     .     .     100  |  Per  Bilanzkonto 100 

Mietekonto 
Soll                                                           Haben 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto      100  |  Per  Kassakonto 100 

Bilanzkonto 
An  Kassakonto 100  | 

Gewinn-  und  Verlustrechnung 

Haben 
I  Per  Mietekonto 100. 
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3.  a)  Aber  auch  das  er^bt  unsere  Buchung,  dass  wirklich  im  Bilanz- 
aktJTum:  Debitoren  (au  Konto  Y)  nur  ein  Erfolgregfulierungsposten  enthalten 
i^t.  Es  ist  nicht  an  dem,  dass,  wenn  nun  im  nächsten  Jahre  die  100  Miet- 
zins eingehen,  dieselben  auch  in  diesem  Jahre  eine  Vermogensmehrung,  also 
nnen  positiven  Erfolg  darstellen. 

b)  Wir  haben  bei  Eingang  der  100  im  neuen  Jahre  zu  buchen: 

Kassakonto 
Soll 
An  Konto  Y 100  | 

Konto  des  Mieters  Y 

Haben 
I  Per  Kassakonto 100. 

Aber  auf  dem  Konto  des  Y  steht  schon: 

Konto  des  Y 
Soll 
An  Mietekonto 100  | 

Denn  der  Posten  des  Bilanzkontos: 

Bilanzkonto 
Aktiva 
An  Konto  Y 100  | 

musa,  rückgebucht  auf  die  Bücher  des  neuen  Jahres,  in  dem  Konto  des  Mieters 
Y  wieder  ebenso  lauten,  als  er  dort  vor  Bechnungsabsehluss  lautet: 

Konto  des  Y 
An  Mietekonto 100  | 

Somit  erhalten  wir  als  Buchung: 

Konto  des  Mieters  Y 

An  Mietekonto 100  |  Per  Kassakonto 100 

und  am  Schlüsse  des  neuen  Jahres  lautet  das  Ergebnis: 

KAssakonto 
An  Konto  Y 100  |  Per  Bihinzkonto 100 

Bilanzkonto 
An  Kassabestand 100  | 

Am  Anfang  des  Jahres  stand  auf  Bilanzkonto: 

SoU 
An  Debitoren  (Mieter  Y)      .     .     100  | 
jetzt  steht  auf  ihm 

Soll 
An  Kassakonto 100  | 

Der  Aktivbestand  ist  demgemäss  der  nämliche  geblieben;  nur  seine  Zu- 
iMunmensetzung  hat  gewechselt.     Eine  Vermögensmehrung  trat  infolge  Eingangs 
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der  100  nicht  ein.  Der  Wert  des  Mietzinses  kam  allein  dem  vorausgehenden 
Jahre  als  Erfolg  zu  gute.  In  dem  Jahre,  in  welchem  der  Mietzins  verdient 
wurde,  sind  die  100  auch  als  Gewinn  verrechnet  Das  Mittel  hierzu  war  die 
Einsetzung  eines  besonderen  Erfolgregulierungspostens.  Als  solcher  fungierte 
eine  wirkliche  Mietzins/ordei'Wnflf  ^),  ein  reeller  Aktivposten.  Ein  reellem 
erfolgregtUierendes  Äktivum,  ein  effektiver  und  aktiver  ErfolgregtUierungsposten 
liegt  vor  oder,  wie  wir  auch  sagen  können,  eine  effektive  Antizipation  ist  ge- 
geben; denn  eine  Einnahme,  welche  erst  in  der  nächsten  Ge^chäftsperiode  zu 
erwarten  steht,  wird  durch  Einsetzung  des  genannten  Forderungsposten,  buch- 
mässig,  bilanzmässig  in  die  Betriebsperiode  vorgezogen,  welcher  sie  wirtschaftlich 
als  Ausgleich  zuzukommen  hat*)*). 

B.  Verursachter,  aber  noch  nicht  bezahlter  Mietzins.  1.  Der  Miei- 
zins  ist  am  Jahresende  ein  zu  entrichtender,  aber  noch  nicht  entrichteter,  ein 
verursachter,  entstandener*),  aber  noch  nicht  erlegter.  Wir  betrachten  das  gleiche 
wirtschaftliche  Verhältnis  also  vom  Standpunkte  des  Mieters  aus.  Gleichgültig  ist 
demgemäss,  ob  der  Mietzins  am  Jahresende  schon  fällig  war  oder  fällig  wimle 
oder  der  Fälligkeit  noch  entbehrte,  und  die  Buchung  gestaltet  sich  notwendiger- 
weise gerade  entgegengesetzt.  Ausmünden  muss  sie  also  auf  ein  erfol^eguUeren- 
des  Bilanzpassivum^), 

2.  Es  ergibt  sich  folgende  Entwicklung. 

a)  Nach  allgemeinen  Buchhai  tun  gsgrundsätzen  wird  nicht  die  Verpflichtung 
aus  dem  Mietvertrag!  die  Mietzinsschuld,  sondern  nur  die  Erfüllung  derselben, 
die  Mietzinszahlung,,  gebucht^).  Es  unterbleibt  also  an  sich,  wenn  der  Miet- 
zins nicht  im  voraus  bezahlt  wird,  jede  Buchung  des  Mietverti-ages  in  den 
Büchern  des  Mieters  bis  zur  Zahlung.     Es  wird  nicht  gebucht: 

Konto  des  Vermieters  X 

Haben 
I  Per  Mietekonto Km) 

Mietekonto 
Soll 
An  Konto  X 100  | 

und,  wenn  dann  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  —  hier  Ende  Dezember  — 
gezahlt  wird: 

^)  Daher  gebraucht  Hyp.B.G.  §§  25  und  50  für  solche  schon  verdiente,  aber 
noch  nicht  eingegangene  Leistungen  auch  y^Ansprilche  der  Bank  auf  Jahresleistungen 
der  Hypothekschuldner  für  die  auf  das  Bilanzjahr  folgende  Zeit'*,  „Ansprüche  auf 
künftige  Jahresleistungen". 

')  Ein  anderes  sehr  häufiges  Beispiel  bieten  die  Dartehenssinsen,  Eine  A.  be- 
sitzt Hypothekenpfandbriefe  mit  April-  und  Oktoberkoupons.  Der  Zins  wird  poät- 
numerando  gezahlt.  Am  31.  Dezember  1902  ist  die  Hälfte  der  1.  April  1903  fälligeo 
Zinsen  verdient.  In  die  B.  per  ultimo  1902  wird  daher  die  Hälfte  der  Aprilzinsen  als 
Gewinn  pro  1902  verrechnet  und  als  „Vortragszinsen"  unter  die  Bilanzaktiva  eingesetzt. 
Vgl.  Hecht  bei  Holdheim  VII  (1898)  ö.  261. 

')  Natürlich  kann  ausnahmsweise  die  Einsetzung  solcher  Posten  verboten  mn: 
so  Hyp.B.G.  §  25  Abs.  4  im  Gegensatz  zu  §  50  Abs.  2;  s.  unten  §  105  IX. 

*)  Pr. V.G.  22 :  „Die  im  ersten  Geschäftsjahr  entstandenen  (Gegensatz :  sezalilten  t 
Kosten  der  Einrichtung."  Ebenso  Hyp.B.G.  §  25 :  „Die  durch  die  Ausgabe  der  Hypo- 
thekenpfandbriefe entstandenen  Kosten'^  und  dazu  unten  §  105  X. 

')  Unrichtig  ist  es,  fällige,  aber  noch  nicht  bezahlte  Betriebsausgaben  (Lohne, 
Zinsen,  Mieten,  Steuern)  aus  dem  Gewinn  gebildete  Schuldenrwcrw»  zu  nennen,  wie 
es  Knappe  88  f.  tut  Es  sind  ÄJÄtiWposten,  nicht  Gewinnrücklagen  zum  Zwecke  zu- 
künftiger Schuldentilgung.    Vor  ihrer  Einsetzung  ist  Gewinn  nicht  da. 

•)  Vgl.  oben  §§  75  IV  u.  69  VI. 
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Konto  X 

SoU  Hat 

An  Kassenkonto 100  |  Per  Mietekonto 100 

Kassenkonto 

Haben 

Bisheriger  Kassabestand  ...     200  |  Per  Mietekonto        100 

wodurch  dann  weiter  sich  über: 

Mietekonto 
\ü  Konto  X 100  I  Per  Gewinn-  nnd  Verlustkonto       100 

auf  Gewinn-  und  Verlustkonto 

Ao  Mietekonto 100  { 

100  Mk.  Verlust  (Handlungsunkosten)  und  über: 

Kassakonto 


Bisher 200 


Per  Mietekonto 100 

Per  Bilanzkonto 100 


auf  Bilanzkonto 
Kassabestand 100  ; 

1^0  Mk.  Vermögensminderung  ergeben  würden;  sondern  gebucht  wird  lediglich 
—  nach  »Ausgang"  des  Mietzinses  — 

Kassakonto 
fieberiger  Bestand       ....     200  |  An  Mietekonto 100 

Mietekonto 
An  Kassakonto 100  { 

f^ü*  natürlich  denselben  Rechnungsabschlüsse  d.  h.  100  Mk.  Verlust  auf  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  und  100  Mk.  Minderung  auf  Bilanzkonto  ergibt. 

b)  a)  Dann  jedoch  findet  ein  Eintrag  der  Mietzinsschuld  statt, 
wenn  die  Zahliuig  des  Mietzinses  für  eine  Mietsperiode,  welche  noch  dem  ab- 
^laufenen  Geschäftsjahr  angehört,  nicht  mehr  in  dieser  erfolgt.  Dem  Geschäfts- 
betrieb des  abgelaufenen  Jahres  ist  die  Grebrauchsnutzung  im  abgelaufenen 
Jabre  zu  gute  gekommen,  also  soll  er  rechnungsmässig  auch  die  Ausgabe  hierfür 
tragen.  Um  dies  zu  ermöglichen,  muss  der  positive  Erfolg  des  abgelaufenen 
Jahres  rechnerisch  geschmälert  werden,  das  geschieht  durch  Erhöhung  der 
Passivwerte.  Die  Spannweite  zwischen  Aktiven  und  Passiven  wird  dadurch  ver- 
rin^rt,  der  Aktivenüberscliuss  weiter  reduziert. 

ß)  Wir  buchen  daher: 

Konto  des  Vermieters  X 

Haben 
I  Per  Mietekonto 100 

Mietekonto 
8oll 
An  Konto  X 100  | 

Vennögensminderung  ist  damit  gegeben,  denn  die  beiden  Konten  lauten  abge- 
:<chlo88en: 

EebB,  Die  BlUnsen  der  Aktienge«ellaeh«fteD.  16 
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Konto  X 
Soll                                                         Haben 
An  Bilanzkonto 100  |  Per  Mietekonto 100 

Mietekonto 
Soll  Haben 

An  Konto  X 100  ]  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     100, 

d.  h.  Bilanzkonto 

Passiva 
I  Per  Kreditoren  (Konto  X)    .     .    100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Mietekonto       100  | 

y)  Um  der  Erfolgregulierung  zwischen  zwei  Geschäftsjahren  willen  erscheint 
in  der  B.  ein  Passivposten  und  zwar  ein  Schuidposten.  Ein  effektiver  passiier 
ErfolgregiUierungsposten  ist  gegeben,  eine  effektive  Passivantizipaiion  liegt  vor;  denn 
eine  Vermögensminderung,  welche  an  sich  erst  im  nächsten  Geschäftsjahr  ein- 
treten würde,  ist  zwecks  Ausgleichs  des  Vorteils,  welchen  das  abgelaufene  Jahr 
aus  der  Gebrauchsüberlassung  zog,  rechnungsmässig,  hinsichtlich  der  Berechnung 
des  Erfolges  des  abgelaufenen  Jahres  auf  die  Rechnung  dieses  Jahres  voi^ 
zogen  und  so  dem  folgenden  Jahre  vorweggenommen  und  zwar  durch  Ein- 
setzung einer  reellen  MietxinsschvM  in  die  Abschlussbilanz  und  ihre  Grundlagen  ^)^). 

IV.  Wir  gehen  zu  den  beiden  anderen  Fällen  über,  Sie  unterscheiden 
sich  buchhaltungsmässig  von  den  zwei  ersten  dadurch,  dass  sie  nicht  bloss  in 
Form  von  Einzelposten,  sondern  in  Form  von  ganzen  Antizipationsrechnungen, 
AntizipationsAx^n^en  (in  diesem  engeren  Sinne),  zum  Ausdruck  gebracht  zu  werden 
vermögen. 

A.  Vorausempfangener,   aber  noch   nicht  verdienter  Mietzins. 


>)  Ein  anderes  Beispiel:  eine  Hypothekenbank  gibt  Pfandbriefe  mit  April-Oktober- 
coupons aus.  Der  Aprilcoupon  1903  ist  in  der  B.  per  ultimo  1902  zur  Hälfte  als 
„Vortragszinsen",  „anteilige  Pfand briefzinaen*'  in  das  JPassivum  zu  setzen.  Vgl.  HtdA 
bei  Holdheim  VII  2G1  und  unten  §  176  IV  B  2  a  ß, 

*)  Nichts  dagegen  einzuwenden  ist,   wenn  Beisch  II  67,  68  diese  Passivantizi- 

Sationen  als  zwar  gegenwartig  nicht  effektiv  bestrittene,  aber  wirtachafüich  doch  bereit^; 
er  abgelaufenen  Verrechnungsperiode  anzulastende  ^.Auslagen"  bezeichnet,  obwohl  ihr 
bilanzrechtliches  Wesen  dadurch  nicht  klargestellt  wird,  aber  durchaus  zurückgewiesen 
werden  muss,  wenn  er  sie  II  7,  76,  83,  234  als  (zwar  noch  nicht  cffektiT  bestrittene, 
aber  wirtschaftlich  bereits  die  abgelaufene  Verrechnungsperiode  pro  rata  belastende] 
Verluste  bezeichnet.  Verlust  ist  doch  Minderung  von  wirtschaftlichen  Werten  ohne 
ausgleichende  Mehrung  anderer  wirtschaftlicher  Werte.  Hier  hat  der  Unternehmer 
aber  doch  auch  ein  wirtschaftliches  Gut  empfangen,  das  Recht  der  Nutzung  des  Miet- 
gegenstandes. Daher  ist  durchaus  zu  verurteilen,  wenn  Beuch  II  73  u.  76  die  Steuer- 
freiheit der  Passivantizipationen  aus  Österr.  Pers.St.G.  §  95  f.  erklären  will.  Dort  ist 
von  „Verlustreservefonds*'  die  Rede,  die  zur  Deckung  von  „Verlusten"  dienen,  die  „bereit» 
eingetreten  sind  oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Cbschaftsverhaltniase  zu  ge- 
wärtigen sind''  (Näheres  unten  §  139  II  A  2  h  ß  Anm.).  Nicht  nur,  dass  es  sich 
hier  um  Wertabgänge  handelt,  welchen  kein  Empfangen  wirtschaftlicher  Vorteile 
gegenübersteht,  so  unterscheiden  sich  diese  Verlustreservefonds  von  den  Passivantizi- 
pationen  auch  dadiurch,  dass  sie  eine  in  der  abgelaufenen  Verrechnungsperiode  wegen 
eingetretener  oder  sehr  wahrscheinlicher  Verluste  schon  effektiv  vorgenommene  Wert- 
abschreibung konstatieren.  In  Wahrheit  folgt,  die  Steuerfreiheit  dieser  Antizipations- 
konten daraus,  dass  sie  eine  Geschäfts^cAuld  darstellen.  Zur  Erzielung  des  Ertrags 
eingegangene  Verbindlichkeiten  bilden  einen  Bestandteil  der  Betriebsausgaben  und  siud 
darum  steuerfrei.    Weiteres  §  157  VII. 
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Der  Mieiiins  ist  am  Jahresende  eingegangen^  aber  noch  nicht  verdient  (aktiver 
Afäiiipandosxins)^)^),  Der  Mieter  hat  vorgeleistet.  Auf  Seite  des  Vermieters 
ergibt  sich  hieraus  folgende  Buchung,  wenn  wir  annehmen,  es  handle  sich  um 
den  Mietzins  für  Januar  des  nächsten  Geschäftsjahres  und  die  am  1.  November 
eezahlte  Vierteljahrsmiete  betrage  300. 

1.  Würde  das  Vierteljahr,  für  welches  der  Mietpreis  voraus  empfangen 
bl,  ganz  in  das  abzuschlieseende  Rechnungsjahr  fallen,  so  wäre  nach  allge- 
meinen Grundsätzen  die  Buchung: 

Kassakonto 
Soll 
An  Mietertragskonto    ....     300  I  Per  Bilanzkonto 300 

Mietertragskonto 

Haben 
An  Gewinn-    und  Verlustkonto     300  |  Per  Kassakonto 300 

Bilanzkonto 
Aktiva 
An  Kassakonto 300  | 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
I  Per  Mietekonto 300. 

2.  So  aber  lautet  die  Buchung 
a)  entwe<ler: 

Kassakonto 
Soll 
All  Mietekonto 300  | 

Mietekonto 

Haben 


An  Bilanzkonto 100      Per  Kassakonto 

An  Gewinn-    und  Verlustkonto     200 

und  bei  Büeherabschluss : 

Kassakonto 

Soll  Haben 

All  Mietekonto 300  |  Per  Bilanzkonto 300 

Bilanzkonto 


An  Kassakonto 300 


Per  Mietekonto    (=   Vorausem- 
pfangene Miete 100 


»)  Vgl.  Entach.  i.  Steuers.  X  405. 

>)  Ein  anderes  Beispiel  in  Entsch.  i.  Steuers.  X  279:  Eine  Akkumulatoren- 
AktieDg^llschaft  übernimmt  auf  Grund  besonderer,  gewöhnlich  für  10  Jahre  abge- 
whloMener  Vertrag  die  Instandhaltung  der  von  ihr  gelieferten  Akkumulatoren  gegen 
Zahlung  einer  gleidunässigen  Jahrespramic.  Da  die  rrämicn  kaum  die  SelbstkoRteu 
decken,  stellen  die  in  einem  Jahre  vereinnahmten,  aber  nicht  verwendeten  Prämien 
Dar  VoraoBzahlungen  fflr  die  folgenden  Jahre  dar.  Es  ist  daher  die  Verpflichtimg 
der  A.  zu  Leistungen  während  der  folgenden  Jahre  als  Passivam  zu  buchen  (Prämien- 
fibertrag  ffir  laufende  Versicherung);  es  liegt  Vorausbezahlung  auf  noch  laufende 
UnteihaltuDgsvertrSge  vor. 

IG* 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
I  Per  Mietekonto 200 

Mietekonto  des  neuen  Jahres  1908 

Haben  (Gewinn*)) 
I  Per  Bilanzkonto 100 

und  bei  Rechnungsabschluss: 

Mietekonto 


An  Gewinn-    und   Verlustkonto 
1903 100 


Per  Bilanzkonto  1902      ...     100 

Gewinn-  und  Verlustkonto  1903 

Gewinn 
1  Per  Mietekonto        100 


b)  oder  die  Buchung  ist: 

Kassakonto 
Soll 
An  Mietekonto 300  | 

Mietekonto 


An  transitorisches  Konto      .     .     100 
An  Gewinn-    und  Verlustkonto     200 


Per  Kassakonto 30<» 


Transitorisches  Konto 
An  Bilanzkonto 100  |  Per  Mietekonto 100 

Bilanzkonto 
An  Kassenkonto 300  |  Per  transitorisches  Konto       .     .     100 

Mietekonto  des  neuen  Jahres 

Haben 

[  Per  Bilanzkonto 100 

und  von  hier  an  weiter,  wie  unter  a. 

3.  Um  was  es  sich  handelt,  ist  die  im  alten  Jahre  noch  einge^^angene 
Mietsumme  von  100  als  positiven  Erfolg,  d.  h.  als  Vermögensmehnmg  nicht 
dem  alten,  sondern  dem  neuen  Jahre  zuzurechnen,  weil  in  dieses  erst  die 
Leistung  des  Gegenwertes,  die  Grebrauehsüberlassung  für  Monat  Januar,  fällt 
Zu  dem  Zwecke  mus.««  in  der  B.  des  alten  Jahres  der  Aktivenüberschuss  uni 
100  herabgesetzt  werden.  Das  geschieht  dadurch,  dass  man  den  Mietertrag  des  ab- 
gelaufenen Jahres  um  100  kürzt  und  diese  100  in  die  Bücher  des  neuen  Jahres  al:^ 
Mietertrag  einsetzt.  Materiell  werden  dadim;h  die  Vermögenswerte  des  neuen  Jahrw 
nicht  gemehrt,  aber  der  Aktivenüberschuss  ist  um  100  rechnerisch  höher,  weil  die 
100,  welche  in  der  B.  des  alten  Jahres  unter  den  Kreditoren,  also  unter  den 
Abzugsposten  standen,  nun  bei  dem  ja  auch  unter  den  Passiven  als  Ab8ehlu>!^- 
ziffer  stehenden  Reingewinnposten  untergebracht  sind. 


')  Bei  Konto  des  ReinvermÖgens,  der  Beinvermöffensmehnmg  bedeutet  Haben 
ja  Vermögensmehruog  und  das  Mietekonto  gehört  zu  dieser  Gruppe,  denn  ea  ist  ein 
Hilfakonto  der  Gewinn-  und  Veriustrechnung.    Vgl.  oben  §§  60  i  V  u.  61  II. 
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Das  alte  Bilanzkonto  schliesst  ab  mit: 

Bilanzkonto 


An  Kassakonto 300 


andere 

Per  Kreditoren 200 

Per    Mietzinsschuld     (vorausem- 

pfangene  Miete 100 


Das  Abschlusskonto  des  neuen  Jahres  lautet: 

Bilanzkonto 

An  Kassakonto 300      Per  Kreditoren 200 

Beingewinn   (per    Gewinn-    und 
Verlustkonto) 100. 

4.  a)  Der  formelle  Weg  der  Überführung  der  vorausempfangenen  100 
aof  lile  neue  Rechnung  ist,  wie  unter  ZifT.  2  gezeigt,  ein  doppelter.  In  das 
Mietekonto  wird  ein  Schuldposten  von  100  eingesetzt  und  dieser  unmittelbar 
<}der  mittelbar  als  Passivum  auf  Bilanzkonto  überführt. 

b)  Mittelbar  geschieht  es  durch  Einfügung  eines  besonderen  Überführungs- 
kontOH,  auf  welchem  alle  überzutragenden  Werte  von  den  verschiedenen  Einzel- 
konti  gesammelt  werden,  das  aber  nur  bis  zu  Bilanzkonto  führt,  d.  h.  mit 
Bilanzkonto  sich  auflöst.  Die  Rückbuchung  des  Passivums  auf  das  neue  Miete- 
konto erfolgt  in  beiden  Fällen  unmittelbar  von  Bilanzkonto  aus. 

5.  Zutreffend  ist  die  für  beide  Arten  dieser  Buchungen  übliche  Bezeich- 
nung transitorische  Buchungen,  Überträge  (conti  ä  nuovo).  Sie  sind  in  der 
Tat  Buchungen,  welche  den  Übergang  von  Werten  auf  die  neue  Rechnung 
Tennitteln.  Im  ersteren  Falle  liegen  nur  transitorische  "Einzdposten,  im  zweiten 
Falle  ein  vollständiges  transitorisches  Konto  vor.  Die  letztere  Form  ist  die 
omstäDdlichere  und  daher  in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  der  ersteren  ge- 
wichen ^)*). 

6.  a)  Der  Name  transitorische  Buchungen  ist  übrigens  auch  für  die  beiden 
!^bon  abgehandelten  Fälle  des  noch  nicht  eingegangenen  und-  noch  nicht  be- 
zahlten Mietzinses  in  Gebrauch,  aber,  wie  keiner  Ausführung  bedarf,  hier  nicht 
recht  angebracht;  denn  sie  führen  Vermögensmehrungen  oder  Minderungen 
nicht  übor,  sondern  zurück.  Es  werden  Vermögensmehrungen  und  Minderungen, 
welche  erst  im  nächsten  Jahre  eintreten,  rechnerisch  in  das  ablaufende  Jahr 
roi]^ezogen,  dem  neuen  vorw^genommen.  Passender  ist  hierfür  daher  der  andere 
für  sie  in  Übung  stehende  Ausdruck  Antizipationsposten. 

b)  Andererseits  ist  dieser  letztere  Ausdruck  auch  für  die  hier  zur  Er- 
•Vterung  stehenden  Fälle  des  vorausempfangenen  bezw.  vorausbezahlten 
Mietzinses  im  Schwange').  Allein  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Name 
Antizipation  hier  etwas  anderes  bedeutet.  In  den  ersten  beiden  Fällen  bedeutet 
er  ein  buchmässiges  Vorwegnehmen  erst  im  nächsten  Betriebsjahre  ein-  bezw. 
ausübender  Grelder.  Hier  bedeutet  er  ein  Verrechnen  vorweg  eingenommener 
bezw.  ausgegebener  Gelder.  Dort  handelt  es  sich  um  rechnerische,  hier  um 
oiaterieUe,  effektive  Vorwegnahme. 

7.  a)  Wir  haben  die  beiden  vorher  erörterten  Buchungen  als  Fälle  der 
£rfola:gr^ulierung,  als  aktive  und  passive  Erfolgregulierungsposten  oder  Konten 
bezeichnet     Unter  die  gleiche  Rubrik    ist   auch  der  zur  Behandlung  stehende 

')  VgL  Beisch  I  127. 

*)  Vg^  Beiseh  II  7,  15,  55f.,  67  f.,  80f. 
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Fall  einzureihen.    Durch  die  Einsetzung  eines  Bilanzpassivums  ^vorauaempfangener 
Mietzins"  wird  der  Erfolg  zweier  Geschäftsjahre  rechnerisch  ausgeliehen. 

b)  Indes  könnte  man  innerhalb  dieser  Rubrik  gegenüber  jenen  ersten 
Fällen  doch  einen  Unterschied  annehmen  wollen.  Man  könnte  sagen  wollen: 
Dort  handelt  es  sich  um  effektive  Aktiva  bezw.  Passiva;  insbesondere  stellt  bei 
dem  korrespondierenden  Falle  „verdienter,  aber  noch  nicht  bezogener  Mietzin?^' 
der  erfolgregulierende  Aktivposten  ein  wirkliches,  reelles  Aktivum,  eine  Miet- 
zinsforderung vor.  Hier  dagegen  wird  eine  Schuld  des  Mietekontos  an  transi- 
torisches  oder  Bilanzkonto  gebucht.  Es  steht  somit  nur  ein  fiktiver  Schuld- 
posten, ein  nur  rechnungsmässiges  ^)  Bilanzpassivum,  ein  nur  rechnungsmassiger 
passiver  Erfolgregulierungsposten  (Konto),  eine  bloss  rechnungsmäsage  Passiv- 
antizipation in  Frage.  Allein  der  Posten  „vorausempfangener  Mjetzins"  stellt 
eine  reelle  Verpflichtung,  wenn  auch  keine  Schuld  im  Sinne  des  Bilanzrechtes 
dar.  Wir  wiesen  in  §  79  nach,  dass  unter  Umständen  auch  andere  obligatorische 
Pflichten,  als  „Schulden",  Buchungsfähigkeit  auf  der  Passivseite  besitzen.  Als 
eine  solche  Pflicht  nannten  wir  die  Verbindlichkeit  aus  dem  Mietvertrag  zur 
Gebrauchsüberlassung.  Diese  Verbindlichkeit  ist  in  unserem  Falle  in  dem 
Passivposten  „vorausempfangener  Mietzins"  zu  buchmässigem  Ausdruck  gebracht 
Auch  dieser  Erfolgsregulierungsposten  zählt  somit  zu  den  effektiven  oder  reellen 
Rechnungsposten. 

B.  Vorausbezahlter  Mietzins.  1.  Der  Mietzins  ist  bexahUy  aber 
wirtschaftlich  und  eventuell  auch  rechtlich  erst  im  nächsten  Geschäflsjahre  xu 
entrichten  (passiver  Antix4pandozins),  Also  derselbe  Fall,  wie  eben,  nur  be- 
trachtet von  Seite  des  Mieters.  Die  Überführung  des  eingegangenen  Mietzinses 
auf  das  nächst«  Geschäftsjahr  muss  somit  in  der  B.  als  erfolgregtdierender 
Aktivposten  zum  Ausdruck  gelangen.     In  der  Tat  ist  dies  der  FalL 

2.  Wir  buchen*) 

a)  nur  mit  transitorischer  Einzelpost: 

Eassakonto 

Haben 
Kassabestand 500  |  Per  Mietekonto 300 

Mietekonto 
Soll  Haben 

An  Kassakonto 300      Per  Bilanzkonto  („vorausbezahlte 

Miete" = transitorischer  Posten)     1 00 
Per  Gewinn-   und  Verlustkonto     200 

Bilanzkonto 
Aktiva 

An  Kassakonto 200 

Vorausbezahlte  Miete  ....     100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Mietekonto 200  | 

Mietekonto  des  neuen  Jahres  1903 
Soll  Haben 


An  Bilanzkonto  1902      .     .     .     100 


Per  Gewinn-  und  Verlustkonto 
des  neuen  Jahres      ....     100 


')  8.  8  65. 

•)  Vgl.  auch  Beisch  I  127  f.  und  oben  §  69  VI. 
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Abschlussbilanzkonto  des  neuen  Jahres 

An  Kassakonto 200 

An   Verlust-   und   Gewinnkonto 
1903  (Verlust) 100 

b)  mit  selbständigem  transitorischen  Konto: 

Mietekonto  1902 
Soll  Haben 

Per  transitorisches  Konto     .     .     100 
Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     200 


An  Kassakonto        300 


Transitorisches  Konto 
An  Mietekonto 100  |  Per  Bilanzkonto 100 

Bilanzkonto 

An  Kassakonto 200 

An  tiansitorisches  Konto       .     .     100 

Mieteunkosteukonto  des  neuen  Jahres  1903 
SoU 
An  Bilanzkonto  1902      ...     100  | 

und. von  hier  an  weiter,  wie  unter  a. 

3.  Es  erhellt:  Das  Bilanzkonto  weist  ein  erfolgregulierendes  Aktivum 
„vorausbezahlter  Mietzins*'  auf.  Eine  „Forderung"  im  Sinne  des  Bilanzrechtes 
i?t  dies  nicht  Denn  der  Vermieter  hat  nichts  herauszugeben.  Aber  um  des- 
willen liegt  doch  nicht  bloss  ein  rechnungsmässiger  Aktivposten^),  ein  nur 
rechnnngsmässiges  Erfolgregulierungskonto,  eine  bloss  rechnungsmässige  Aktiv- 
antizipation Yor.  Was  der  Posten  „vorausbezahlter  Mietzins"  umschreibt,  das 
i!<t  der  obligatorische  Anspruch  auf  Gebrauchsüberlassung*).  Forderungscharakter 
im  bilanzrechtlichen  Sinne  hat  dieser  Anspruch  nicht  ^).  Aber  nicht  geleugnet 
werden  kann,  dass  dieser  Anspruch  reellen  Wert  besitzt,  ein  wirtschaftliches 
Gut  darstellt.  Der  Anspruch  kann  z.  B.  gegen  Entgelt  abgetreten  werden. 
Abo  haben  wir  es  auch  in  diesem  Falle  mit  einem  reellen  Antizipationsposten 
zu  tun*)^).  Alle  genannten  Antizipationsposten  sind  somit  reelle  Bilanzposten, 
teils  aktive,  teils  passive.  Die  vorgetragenen  Antizipationsposten  sind  von 
Reserve-  und  Wertherichtigungskonten  demnach  streng  zu  sckeiden% 

4.  Nur  das  ist  richtig  —  und  dadurch  kann  die  Meinung  veranlasst  werden, 
als  handele  es  sich  bei  vorausempfangenem  bezw.  vorausbezahltem  Mietzins 
u.  s.  w.    um   lediglich    rechnungsmässige  Buchposten   — :    diese   transitorischen 


')  Vgl.  §  66. 

')  Ähnlich  bei  vorauabegahUer  Steuer  der  Anspruch  auf  Freilassung  von  Steuer- 
erfaeban^  im  nächsten  Jahre;  bei  f>orausbegahltem  Gehalt  an  Angestellte  Anspruch  auf 
Diensüeiatimg  im  nächsten  Jahre. 

*)  S.  oben  §  68. 

*)  So  auch  Beiach  TL  15,  indem  er  die  reelle  Natur  der  Aktivantizipationen 
leüghch  damit  erklärt,  dass  sie  „wirtschaftliche"  Vorteile  seien.  Er  rechnet  sie  zu  den 
.jmmateriellen  Gütern".  Dies  geht  zu  weit.  Bichtig  ist :  sie  können  immaterielle  Güter 
mn  —  unter  diesen  Gesichtspunkt  fallen  die  Organisaiionekosten,  welche  zum  Zwecke 
der  Erfolgregulierung  als  Aktivum  in  die  B.  eingestellt  werden  (§  92  11  C)  — ,  aber 
sie  vermögen  auch  materielle  Güter,  wie  Forderungen,  zu  sein. 

«)  Ober  die  Zühnersche  Methode  unten  §  93  III  B  3  und  §  95. 

')  Wie  aus  dem  8.  242  Anm.  2  Bemerktem  hervorgeht,  ist  dies  Beiech  und 
Kreibig  nicht  nach  jeder  Richtung  gelungen. 
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Posten  dienen  allein  dem  Zwecke  der  Erfolgreg;ulierung.  Wo  eine  solche  nicht 
in  Frage  kommt,  können  sie  wegfallen.  Notig  sind  sie  also  a)  bloss  bei  Ge- 
winnverteüungsbilanzen;  b)  bei  Vertnögenverieäungsbüanzen,  wenn  diese  nach 
gesetzlicher  Vorschrift  in  Form  von  Oewinnermittlungsbilanxen  aufzustellen  sind^). 

V.  Lediglich  zum  Zwecke  der  ErfolgsreguUerung  sind  solche  transitorische 
Buchungen  zulässig,  also  nur,  um  jedem  Geschäftsjahr  den  Vorteil  aus  einem 
Geschäftsvorgang  rechnerisch  zuzuweisen,  aus  dem  es  materiell  den  Nachteil 
hat,  bezw.  ihm  den  Nachteil  aus  einem  Geschäftsvorfall  rechnerisch  anzulasten, 
aus  dem  es  den  materiellen  Vorteil  bezog.  Somit  sind  solche  Oberträge  un- 
statthaft, um  Gewinne  oder  Verluste,  zweifelhafte  Forderungen,  Bestände  an 
unsicheren  Effekten  und  ähnliches  als  solches  nicht  in  der  B.  erscheinen  lassen 
zu  müssen^).  Es  würde  gegen  das  Prinzip  der  Btlanzklarheit  Verstössen,  wollten 
solche  Posten  nicht  als  das,  was  sie  sind,  sondern  unter  dem  Rubrum  „Transi- 
torisches  Konto"  in  der  B.  vorgetragen  und  so  von  Gewinn-  und  Verlust-, 
Debitoren-  oder  Effektenkonto  abgesetzt  werden.  Insbesondere  ist  es  auch  un- 
angängig,  die  Posten  „Vorausbezahlter  Mietzins  (Gehalt,  Provision)",  „im  voraus 
empfangener  Mietzins  u.  s.  w."  unter  die  „Debitoren",  bezw.  „Kreditoren^  ein- 
zustellen ;  sie  repräsentieren  nicht  „Forderungen"  und  nicht  „Schulden"  im  Sinne 
des  Bilanzrechtes,  weil  sie  nicht  auf  Hergabe  von  Vermögen,  sondern  nur  auf 
Gebrauchsüberlassung,  Dienstleistung  u.  s.  w.  gehen. 

V.  Zum  Schluss  seien  noch  drei  Hauptfälle  von  passiven  Antizipations- 
posten  der  B.en  erwähnt,  welche  die  Praxis  kennt:  vorausbezahlte  Passagen, 
vorausbezahlte  Prämien  (Prämienübertrage)  und  die  sogen.  Schadenieserve. 

A.  Vorausbezahlte  Passagen.  Bei  überseeischen  Schiffahrtsgesell- 
schaften findet  sich  regelmässig  ein  Bilanzpassivposten  für  eingegangene,  aber, 
weil  die  Über&hrt  erst  im  folgenden  Jahre  stattfindet,  noch  nicht  verdienie 
Überfahrtsgelder:  „Antizipationskonto  für  Passagebillete",  „unerledigte  Fahr- 
scheine", „Passagenkonto",  „vorausbezahlte  Überfahrten"'). 

B.  Die  beiden  anderen  Fälle  gehören  dem  Betriebe  von  Versicherung^ 
Unternehmungen  an: 

1.  Prämienüberträge.  In  den  B.en  der  Versicherungsuntemehmungen, 
seien  es  Versicherungsaktiengesellschaften  oder  Versicherungsvereine  auf  Gegen- 
seitigkeit, Unternehmungen  der  Summen-  oder  der  Schadenversicherung,  begegnet 
als  ständiger  Posten  der  Passivseite  der  Posten  „Prämienübertrage^^^), 

a)  Prämienüberträge  sind  noch  nicht  verdiente  Teile  gezahlter  Jahres- 
prämien, also  empfangene,  aber  noch  nicht  verdiente  Versicherungsveigütungen. 

b)  Der  Posten  verdankt  einem  doppelten  Umstände  seine  Entstehung. 
a)  Die  Versicherungen  werden  nicht  sämtlich  am  ersten  Tage  (1.  Januar) 

des  Geschäftsjahres,  sondern  zu  jeder  beliebigen  Zeit  desselben  abgeschlossen. 
Nach  den  Versicherungsbedingungen  ist  aber  die  Prämie  für  das  ganze  erste 
Versicherungsjahr  vorauszuzahlen.  Die  Rate  der  in  dem  Rechnungsjahr  voll 
einbezahlten  Prämie,  welcher  dem  Prämienreservefonds  des  nächsten  Jahres  zu- 
zuweisen ist,  weil  ein  Teil  des  ersten  Versicheningsjahres  in  das  nächste  Rech- 
nungsjahr fällt,  darf  nicht  dem  Erfolge  des  Rechnungsjahres  der  Einzahlung 
zugerechnet  werden,  sondern  ist   auf    das    nächste  Jahr    als  Erfolg   zu    „über- 


')  Über  diese  §§  8  und  12. 

«)  Vgl.  Beiseh  I  128. 

«)  Vgl.  Simon  286.  Ähnlich  bei  Theater-,  Hotels-,  Bade-,  Konzertaktiengeeell- 
schaften  ein  Äbonnementskonto  über  eingegangene,  aber,  weil  in  das  nächste  Jahr  über- 
greifend, noch  nicht  verdiente  Abonnementsgelder. 

*)  Vgl.  Pr.V.G.  14;  Simon  98  und  285;  Eeisch  II  210. 
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tiBpen**  und  daher  als  den  Aktivenüberschuss  mindernde  Versicherungsverbindlich- 
keii  unter  die  Passiva  einzustellen.  Bei  älteren  Veräicherungsuntcrnehmungen 
ist  die  Entwicklung  des  Versicherungsgeschäftes  eine  gleich  massig  fortschreitende. 
Die  Termine  der  Prämienzahlungen  veiteilen  sich  daher  ziemlich  gleichmässig 
über  das  Qeschäftsjahr.  Aus  diesem  Grunde  können  solche  Geschäfte  auf  um- 
>1ändliche  Berechnung  des  Prämienübertrags  verzichten.  Sie  setzen  die  Höhe 
desselben  der  Hälfte  der  Jahrespramieneinnahme  gleich.  Im  Durchschnitt  ge- 
hört ako  die  Hälfte  der  Pramieneinnahme  wirtschaftlich  dem  nächsten  Jahre 
zu,  ist  nur  die  Hälfte  verdient,  die  andere  Hälfte  erst  im  nächsten  Jahre  zu 
verdienen*). 

ß)  Es  kommt  aber  auch  vor,  dass  nicht  bloss  ein  Teil  der  Jahresprämie, 
H)D(lem  volle  Jahresprämien  auf  das  nächste  Jahr  zu  übertragen  sind.  Dies 
ist  dann  der  Fall,  wenn  die  Versicherungsprämie  gleich  für  mehrere  Jahre  vor- 
ausbezahlt wird.  Dazu  veranlasst  besonders  der  Umstand,  dass  nach  den  Ver- 
•öcherangsbedingungen  der  Feuerversicherungsgesellschaften  nicht  selten  bei 
Vorauszahlung  auf  eine  Reihe  von  Jahren  für  ein  Versicherungsjahr  Prämien- 
freiheit gewährt  wird.  Mag  der  Versicherungsvertrag  auch  am  ersten  Tage  des 
Ge^ichäftsjahres  eingegangen  sein,  im  ersten  Jahr  ist  hier  doch  nur  eine  Jahres- 
prämie  verdient  Die  übrigen  sind  auf  das  nächste  Jahr  zu  übertragen.  Und 
^  geht  es  bis  zum  letzten  Jahre  fort.  Man  nennt  diese  Art  von  Überträgen 
Pramienüberträge  im  weiteren  Sinne  ^). 

2.  Schadenreserve,  a)  Das  andere  Beispiel  aus  dem  Gebiete  des  Ver- 
sicberungswesens  stellt  die  sog.  Schadenreserve  bei  der  Schadenversicherung  dar. 
Vor  Schluss  des  Geschäftsjahres  entstandene  (angemeldete),  aber  aus  irgend 
welchem  Grunde  in  diesem  Jahre  nicht  mehr  regulierte  Schäden*)  werden  bei 
der  Bilanzaufstellung  als  besonderes  Schadenreservekonto  unter  die  Passiven 
eingestellt^). 

b)  Der  Name  Schadenreserve  ist  irreführend;  denn  der  Posten  stellt 
keinen  Reservefonds  im  technischen  Sinne,  d.  h.  nur  rechnungsmässiges  Passivum 
<lar,  sondern  der  Posten  Schadenreserve  ist  Bewertung  reeller  Verbindlichkeiten, 
ebenso  wie  der  Posten  Prämienüberträge. 

a)  Die  Prämienüberträge  werden  in  der  Schadenversicherung  (insbesondere 
Feuerversicherung)  wohl  auch  Prämienreserve  genannt  und  doch  zweifelt  niemand 
«iaran,  dass  sie  Bewertung  der  über  das  Rechnungsjahr  hinaus  validierenden 
Versicherungsverbmdlichkeiten  sind.     Ebenso  aber  ist  in  dem  Posten  Schaden- 


»)  Vgl.  auch  Knappe  109. 

*)  In  den  deutschen  Bechnungsleffungsvorschriften  für  die  privaten  Vcrsicherungs- 
unternefamiuigen  (Mitt.  des  kais.  Aäsicntsamts  für  Privatversicherung,  1.  Jahrg.  1902 
S.  26  u.  8.  w.)  werden  die  Pramienüberträge  definiert  als  „Pramienbetrage,  welche  am 
ächlnsse  des  Ckschäftsjahres  für  Zwecke,  welche  über  dasselbe  hinaussehen,  in  Ein- 
nahme nachgewiesen  sind*S  im  osterr.  Vers.-Ecg.  §  33  als  schon  eingezahlte,  jedoch  erst 
dtB  folgende  Jahr  betreffende  Prämienanteile. 

•)  Das  öeterr.  Pers.StG.  vom  20,  Oktober  1890  §  95  d  umschreibt  den  Bepiff 
«Schadenreserve  mit  „Betrage,  welche  für  die  bereits  angemeldeten  Schäden  oder  sonstigen 
Venicherungsfälle  am  Jahresschlüsse  noch  nicht  zur  Auszahlung  gelang  sind'^;  das 
'»terr.  VerB.-Reg.  §  33  Ziff.  9  mit  „der  zur  Bedeckung  bereits  fälliger  Leistungen  aus 
VersicheniDgsverträgen  erforderliche  Betrages  die  deutschen  Bechnungslegungsvorschriften 
mit  „Obertrage  für  angemeldete,  aber  noch  nicht  bezahlte  Schäden''  oder  „Reserven 
für  ickwebende  VersicherungsfäUe'S  „Zurückgestellte  Zahlungen  für  Versicherungsver- 
pflicbtonffen",  „Betrage,  welche  am  [Schlüsse  des  Vorjahrs  für  bereits  eingetretene,  aber 
UD  Vorjahre  nicht  durch  Zahlung  erledigte  Versichenmgsfälle  zurückgestellt  waren". 
'Veröffentychnngen  des  kais.  Aufsichtsamts  für  Privatversicherungen,  1.  Jahrg.  1902 
j^.  161,  39,  34,  28;  33,  27  u.s.  w.) 

*)  Dass  die  Schadenreserve  ein  transi torisches  ßilanzpassivum  ist,  hebt  Simon 
98  N.  83  klar  hervor,  nicht  so  Bdsch  II  209  f. 
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reserve  Bewertung  von  Versicherungsverbindlichkeiten  enthalten.  In  dem  einen 
Falle  handelt  es  sich  um  erhaltene,  aber  noch  nicht  verdiente  Versicherungs- 
beitrag, also  um  Buchung  von  Verbindlichkeiten  künftiger  Zeiten;  in  dem 
anderen  Falle  um  geschuldete,  aber  noch  nicht  gezahlte  Versicherungssiunmen, 
somit  um  Buchung  gegenwärtiger  Verbindlichkeiten.  Dort  wird  eine  zukünftige, 
hier  eine  gegenwärtige  Versicherungsschuld  gebucht^). 

ß)  Bei  der  Schadenversicherung  ist  an  sich  eine  Buchung  der  aus  dem 
Versicherungsvertrag  für  den  Versicherungsuntemehmer  entspringenden  Ver- 
bindlichkeit, bei  Eintritt  des  schädigenden  Ereignisses  den  Schaden  zu  ersetzen, 
nicht  erforderlich,  denn  bei  Schadenversicherung  deckt  die  Jahrespramie  auch 
nur  das  jeweilige,  d.  h.  auf  dieses  Jahr  entfallende  Risiko  einschliesslich  Ver- 
waltungskosten dieses  Jahres.  Die  Jahreseinnahmen  und  Jahresausgaben  heben 
sich  gegenseitig  auf.  Nehmen  wir  z.  B.  eine  Feuerversicherungsgesellschaft 
Auf  der  einen  Seite  25  Millionen  Prämieneinnahme,  auf  der  anderen: 
10  Millionen  gezahlte  Schäden,  13  Millionen  Rückversicherungsprämien,  2  Mil- 
lionen Verwaltungskosten: 

Einnahmen  Ausgaben 

Prämieneiunahmen 25      Gezahlte  Schäden 10 

Gezahlte  Rückversicherung    .     .     13 

Verwaltungskosten 2. 

y)  Aber  dazu  kommen  nun  die  Beziehungen  der  Geschäftsjahre  unter- 
einander. Im  Vorjahre  gingen  Prämien  ein,  für  welche  das  Risiko  zum  Teil 
erst  diesem  Jahre  angehört,  und  traten  Schäden  ein,  deren  tatsächliche  und 
rechtliche  Prüfung  bei  Jahresschluss  noch  nicht  vollendet,  die  daraus  ent- 
standene Versicherungsschuld  also  noch  nicht  fällig  (liquide)  war.  Ebenso 
gehen  aber  im  Jahre  selbst  erst  auf  das  nächste  Jahr  entfallende  Prämien  ein 
und  entstehen  in  ihm  Schäden,  die  bis  zum  Jahresende  nicht  reguliert  sind. 
Jedes  Jahr  soll  aber  nur  die  Prämie  für  das  Risiko  erhalten,  das  es  wirklich 
trägt,  und  soll  für  die  Prämie,  die  es  erhielt,  auch  das  in  dieses  Jahr  fallende 
Risiko  tragen.     Daher  hat  jedes  Jahr  noch 

ad)  folgende  Einnahmen:  Überträge  aus  dem  Vorjahre  und  zwar: 

aaa)  Prämien  Überträge,  d.  h.  im  Vorjahr  eingegangene,    abex  nicht 
verdiente  Prämien, 

ßßß)  Schadenreserve,  d.  h.  im  Vorjahr  erwachsene,  aber,  weil  noch 
nicht  liquid,  zurückgestellt«  Schäden 
und  ßß)  folgende  Ausgaben: 

aaa)  zu  übertragende  Prämien  (passive  Prämienüberträge), 
ßßß)  zu  entrichtende,    aber    noch    nicht  gezahlte  Schäden  (passive 
Schadenreserve). 
Und  so  erhalten   wir,    wenn    wir   die  Überträge    aus  dem  Vorjahre  den 
Überträgen  auf  das  Nachjahr  ziffernmässig  ungefähr  gleichsetzen: 

Einnahmen  Ausgaben 

Prämienüberträge  aus  dem  Vorjahre  8  Gezahlte  Schäden  ....  10 
Vom  Vorjahre  übertragene  Schaden-  Zurückgestellte  Schäden  (auf  das 

reserve 2,1  Nachjahr     zu     übertragende 

Prämieneinnahme 25  Schäden,  Schadenreserve)      .      2 

Prämienüberträge  auf  das  Nach- 
jahr       7 

Gezahlte  Rückversicherung  13 

Verwaltungskosten      ,     .     . 

*)  Reisch  II 210:  „Schwebende  Schadenzahlung**.  Auch  Simon  42a  Vgl.  weiter 
unten  §  146  IV  C  4. 
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und  als  Gewinn-  und  Verlustrechnung^): 

Verlust 
Gezahlte  Schaden 

Gezahlte 10 

Scbadenreserve  v.  Vorjahr 
Zurückgestellte  Schäden    .     .     . 
Prämienüberträge  auf  dasNachjahr 
Verwaltungskosten 


2.1 


7.9 
2 

7.0 
2.0 
13 
Gewinnsaldo |   1.1 


Gezahlte  Rückversicherung 


Gewinn 
Präniieneinnahmen 
Übertrag  vom  Vorjahr 
Neue   Prämien      .     .     . 


33 


83 


33 


e)  Diene  Gewinn-  und  Verlustrechnung  auf  Bilanzkonto  übertragen  ergibt: 


Aktiva 

Grundstücke 2 

Hypothekenforderungen      ...  4 

Wertpapiere 5 

Debitoren 1 

0.1 


10,1 


Passiva 
Versicherungsverbindlichkeiten 
(=  zurückgestellte  Schäden 

=  Schadenreserve)       ...     2 

Prämienüberträge 7 

Gewinn 1.1 


10,1 


3.  Von  der  bilanzrechtlichen  Natur  der  Prämienreserve  bei  der  Summen- 
venncherung  werden  wir  in  anderem  Zusammenhange^)  reden. 


Erfeli^Terreehniuii:  bei  nicht  abi^ewiekelten  ^esehMteii« 

§  90. 

L  An  sich,  wie  wir  wissen,  ist  die  kaufmännische  Buchhaltung  von  dem 
Grundsatze  beherrscht:  gebucht  wird  nicht  schon  der  Abschluss,  sondern  erst 
die  Ausführung  des  Reditsgeschäftes.  Mindestens  ein  Teil  muss  also  vorge- 
leiätet  haben').  Der  Abschluss  von  Lieferungs-  und  ähnlichen  Verträgen 
bleibt  somit  grundsätzlich  ungebucht.  Aber  es  kann  der  Abschluss  in  das 
eine,  die  lieferung  in  das  andere  Geschäftsjahr  fallen.  Ist  da  der  aus  dem 
Geschäft  resultierende  Gewinn  allein  dem  zweiten  Jahre  zuzurechnen,  da  erst 
in  ihm  körperliche  Aus-  und  Eingänge  erfolgen?  Die  tatsächlich  geltenden 
Buchungsr^eln  sind  andere. 

A.  Krfolgsverrechnung  zwischen  Abschluss-  und  Ausfuhrungs- 
jahr. 1.  Vor  allem:  wir  erinnern  uns:  Der  Satz,  dass  Geschäftsab- 
iichlüsse  als  solche  nicht  gebucht  werden,  erleidet  eine  Ausnahme,  wenn  der 
Wert  der  sich  gegenüberstehenden  Leistungen  für  den  Buchenden,  den  Ge- 
schaftsherm,  ein  verschiedener  ist.  Dann  findet  Verbuchung  statte  falls  die 
Abwicklung  des  Geschäftes  nicht  mehr  in  das  nämliche  Rechnungsjahr  fällt*). 
Nehmen  wir  an:  A  verspricht  an  B,  für  20000  Mk.  Waren  am  1.  April 
näch-sten  Jahres  zu  liefern.  Die  Ware  vermag  er  herzustellen  bezw.  anzu- 
-«haffen  um  18  000  Mk.     Am  Jahresende  ist  davon  noch  nichts  im  Vermögen  des 


^]  Über  eine  andere  Form  dieses  Kontos  s.  unten  §  189  III  C  1  b  ß, 

*)  unten  §  149. 

*)  §§  75  II  und  78  II  A  2  a. 

«)  §  78  II  A  2  b.    Siehe  auch  Betgel  I  61. 
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Lieferanten  vorbanden,   noch  nichts   von  der  Ware  angeschafil  oder  hergesteUi. 
Wir  buchen  daher  in  der  B.: 


Aktiva 

Kassa 

Kaufpreisforderung 

oder  kürzer: 


25000 
20000 


45000 


Passiva 

Lieferuiigs Verbindlichkeit    .     18000 
Saldo 27000 


Saldo 


45000 


27000 


Kassa       25000 

Debitoren 2000 

Der  Gewinn  beträgt  somit  2000. 

2.  Wird  nun  im  nächsten  Jahr  geliefert^  so  wird  das  Verhältnis  zwischen 
Aktiva  und  Passiva  kein  anderes.  Denn  an  die  Stelle  der  Kaufpreisfordening 
tritt  der  bezahlte  Preis,  gezahlt  in  Wechseln.  Die  Waren  mussten  um  18000 
gekauft  werden.  Es  fällt  also  zwar  die  Schuldpost  weg,  aber  der  Kassastand 
ist  um  18000  gemindert.     Wir  buchen: 

Aktiva  Passiva 


Kassa 7000 

Wechsel 20000 


Kreditoren 
Saldo  .     . 


0 
27  000. 


Der  Aktivüberschuss  beträgt  also  nicht  mehr,  wie  im  Vorjahre,  27000. 
Es  kommt  somit  der  Grewinn,  der  Erfolg  allein  dem  ersten  Jahre  zu  gut. 
Und  dies  entspricht  auch  der  kaufmännischen  Anschauung:  mit  dem  Äbschlim 
ist  das  Geschäft  gemacht,  d.  h.  der  Gewinn  verdient^), 

3.  Es  wird  daher  nicht  die  Hälfte  des  Gewinns  etwa  auf  das  nächste  Jahr 
übertragen  und  gebucht: 


Kaufforderung 20000 


Lieferungsverbindlichkeit 
Transitorische  Post .     . 
Gewinn 


18000 
1000 
lOOU. 

Eine  Gewinnverteilung,  eine  Erfolgsregulierung  findet  nicht  statt,  weil  der 
Grewinn  durch  die  Abschlusstätigkeit  (die  Bewegung  des  Vertragsgegners  zum 
Abschluss)  allein  schon  verdient  ist. 

4.  Erfolgt  daher  z.  B.  am  Ende  des  Jahres  des  Geschäftsabschlusj^css 
das  Ausscheiden  eines  Gesellschafters  und  demgemäss  eine  Auseinandersetzung, 
so  hat  der  ausscheidende  Gesellschafter  an  dem  ganzen  Grewinn  teiL  Ist  der 
Eingang  des  Kaufpreises  nicht  sicher,  so  wird  die  Kaufpreisforderung  eben 
unter  20000  bewertet  oder  völlig  weggelassen  gemäss  dem  allgemeinen  Grund- 
satz von  §  40  über  Forderungsbewertung. 

B.  Erfolgsverrechnung  zwischen  Herstellungs-  und  Lieferungs- 
jahr. 1.  Ebenso  liegt  die  Sache,  wenn  am  Jahresende  die  zu  liefernden  Waren 
bereits  hergestellt  oder  angeschafft  sind,  die  Lieferung  aber  erst  im  nädistm 
Jahre  erfolgt.  Hier  werden  die  Waren  zu  ihrem  Verkaufswerte  angesetzt;  also 
der  Gewinn  allein  dem  Jahre  der  Herstellung  bezw.  Anschaffung  zugerechnet. 
Eine  Übertragung  eines  Teiles  des  Gewinnes  auf  das  nächste  Jahr  findet  nicht 
statt.     Gebucht  wird: 


Waren 


20  000 


*)  Dasselbe  will  folgender  Satz  bei  Staub  §40,  besagen:  „Schwebende  Verbind- 
lichkeiten können  schon  jetzt  einen  der  Bachung  werten  greifbaren  Vorteil  darstellen 
und  können  dann  entsprechend  gebucht  werden  und  in  der  R  erscheinen".  Vgl.  auch 
R.O.H.  24  S.  71. 
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2.  Diese  Buchung  ist  eine  abgekürzte  statt  folgender: 

Warenkonto 18000 

Kaufpreisforderung       .     .     .     20000      Lieferungsverbindlichkeit      .     18  000. 

An  die  Stelle  von  18000  Kassakonto  —  das  sind  die  18000  Mk.  Her- 
iitellangskosten  —  sind  Waren  in  einem  Herstellungswert  von  18  000  Mk. 
getreten.  Dieser  Warenbestand  ändert  nichts  an  dem  schwebenden,  d.  h.  noch 
Ton  keiner  Seite  erfüllten  Kaufvertrag,  aber  der  allgemeine  Grundsatz  möglichst 
kun^  Buchführung  greift  ein,  wonach,  wenn  die  aus  einem  Geschäftsvorfall 
iwischen  denselben  Konten  sich  ergebenden  Posten  auf  einem  Konto  verbucht 
werden,  nach  den  Prinzipien  ordnungsmässiger  Buchführung  nur  die  DifTerenz 
beider  Posten  zur  Vorbuchung  gelangt.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  lautet 
das  Bilanzkonto  dann: 

Warenkonto 18000 

Oberschuss  der  Kaufpreis- 
forderung über  die  Liefe- 
rungssehuld             2000 

and  dies  wird,  weil  der  mit  2000  Mk.  vorgetragene  Überschuss  der  Kauf- 
preisforderung über  die  Lieferungsverbindlichkeit  aus  einem  Verkaufsvertrag 
über  jenen  W^arenbestand  entstand,  also  mit  dem  Posten  Warenkonto  wirt- 
schaftlich ein  Ganzes  bildet,  zu  dem  einen  Posten  zusammengezogen: 

Bestand  verkaufter,  aber  noch 
nicht  abgesandter  Waren 
(verkaufte  Waren)    .     .     .     20000 

Der  Posten  „verkaufte  Waren"  begreift  also  zwei  Posten  in  sich:  den 
Heistellungswert  eines  Warenbestandes,  Wareneigentums,  und  den  Wert  eines 
Verkaufsengagement,  also  den  Überschusswert  einer  Kaufpreisforderung^). 

3.  Aus  der  Tatsache,  dass  auch  noch  in  dem  Posten  „verkaufte  Waren" 
der  Gewinn  aus  dem  noch  nicht  erfüllten  Verkaufsvertrag  als  ein  besonderes 
Wertelement  steckt,  ergibt  sich  zugleich  rückwärts  eine  Bestätigung  dafür,  dass 
es  richtag  ist,  den  Grewinn  aus  einem  Warenverkaufsengagement,  zu  dessen  Er- 
füllung die  Waren  noch  nicht  einmal  angeschaffl  oder  hergestellt  sind,  in  die 
B.  des  Jahres,  in  welchem  der  Lieferungsvertrag  abgeschlossen  wurde,  als 
bereits  verdient  einzustellen.  Der  Gewinn,  dieser  Überschuss  der  Kaufpreis- 
forderung über  die  Lieferungsschuld,  ist  derselbe,  ob  die  bestellten  Waren 
Hchon  hergestellt  sind  oder  nicht.  Daher  ist  es  zu  unbestimmt^  wenn  Simon*) 
bezüglich  des  ersten  Falles  nur  die  Bemerkung  wagt:  „Bei  .  .  .  zweiseitigen 
Geschäften,  welche  auf  beiden  Seiten  in  der  Zukunft  erfüllt  werden,  wird  es 
Sache  des  vernünftigen  Ermessens  sein,  ob  Gewinn  oder  Verlust  bereits  als 
Titrlitgend  angesehen  werden  kann."  Denn  wollte  damit  nur  angedeutet  sein, 
da'»3  der  Gewinn  zwar  als  verdient,  der  Verlust  als  verursacht  anzusehen,  aber 
bei  Bewertung  des  Gewinns  die  Frage  der  Zahlungsfähigkeit  des  Bestellers, 
hinsichtlich  des  Verlustes  die  Frage  der  Wahi-scheinUchkeit  der  Erfüllungs- 
pflicht zu  beachten  sei,  so  wäre  zu  bemerken,  dass  dasselbe  natürlich  auch  in 
dem  Falle  gilt,  wo  die  zu  liefernden  Waren  bereits  hergestellt  sind.  Auch 
hier  hängt,  wie  erwähnt,  die  Bewertung  jenes  (Jewinns  vor  Lieferung  der  Waren 
von  dem  Masse  des  Vertrauens  in  die  Solvenz  des  Käufers  oder  Bestellers  ab. 


^)  So  auch  Simum  352  und   185  unter  Zustimmung  von  8tai»b  261,,  und  Bing 
A.  603. 

«)  &  186. 
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U.  Erfolgsverrechnung  im  Aktienrecht.  G^^e  Entgegengesetztes 
gilt  für  die  Erfolgsverrechnung  bei  B.en,  welche  unter  H.G.B.  §  261  Ziff*.  2 
fallen,  also  insbesondere  bei  Gewinnverteilungsbilanzen  der  A.en. 

1.  Ausschlaggebend  ist  hier  der  Satz:  Alle  Vermögensgegenstande,  somit 
auch^)  Forderungen^),  dürfen  höchstens  ziun  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preise angesetzt  werden. 

2.  a)  Hieraus  folgt  für  den  Fall,  dass  der  Vertragsabschluss  in  das  eine, 
die  Lieferung  in  das  andere  Jahr  fällt:  eine  Buchung  des  Abschlusses  findet 
nicht  statt,  denn  erworben  ist  die  Kaufpreisforderung  nur  gegen  Übernahme 
der  Lieferungspflicht').  Diese  aber  hat  keinen  höheren  Wert  als  18000. 
Demgemäss  ist  auch  der  Herstellungswert  der  Kaufpreisforderung  kein  höherer 
und,  stehen  sich  Forderung  und  Schuld  aus  dem  Abschluss  im  Werte  gleich, 
so  unterbleibt  die  Buchung  des  Abschlusses.  Der  Gewinn  kommt  hier  deshalb 
ausschliesslich  dem  Jahre  der  Ausführung,  der  Lieferung  zu  gut  Lides,  wie 
gesagt,  dies  gilt  lediglich  für  Gewinnverteilungsbilanzen,  also  nicht  für  Fälle 
der  Liquidation. 

b)  Ebenso  ist  zu  entscheiden,  wenn  die  Ware  bereits  hergestellt,  aber 
erst  im  nächsten  Jahre  zu  liefern  ist.  Die  Waren  dürfen  hier  höchstens  zu 
18000  bewertet  werden,  denn  der  Herstellungspreis  der  Waren  beträgt  nur 
18000  Mk.  und  für  die  Kaufpreisforderung  gilt  ebenfalls  nach  wie  vor  Be- 
wertung nach  ihrem  Herstellungspreis,  wobei  wegen  der  gegenüberstehenden 
Schuld  von  gleichem  Betrage  18000—18  000=  0  bleibt  Der  Gewimi 
kommt  somit  auch  in  diesem  Falle  7iicht  dem  JahrCj  in  welchem  er  verdient, 
sondern  dem,  in  welchem  er  reell  bezogen,  realisiert  ist,  zu  gute. 

3.  Esser ^)  ist  hinsichtlich  solcher  Lieferungsverirägey  bei  welchen  die  zu 
verkaufenden  Waren  bereits  fertig  gestellt  sind  und  zur  Verfügung  des  Käufers 
stehen,  obwohl  sie  sich  noch  auf  Lager  befinden,  also  noch  der  Absendung 
harren^),  anderer  Meinung,  aber  zu  stimmt  er  unserer  Anschauung  hinsichtlich 
der  Grewinne  und  Verluste  aus  nicht  der  Spekulation,  sondern  dem  laufenden 
Geschäfte  dienenden  Lieferungsverträgen,  welche  erst  im  neuen  Geschäftsjahre 
zur  Abwicklung  gelangen,  d.  h.  für  deren  Ausführung  erst  im  neuen  Geschäfts- 
jahre Anschafi\ing  und  Fabrikation  erfolgt.  Sie  müssten  im  Jahre  des  Ab- 
schlusses der  Verträge  bei  unter  §  261  fallenden  B.en  unberücksichtigt 
bleiben  **).  Aber  verschie<len  ist  sein  Grund.  Es  habe  zu  geschehen,  weil  der 
Grewinn  durch  die  Konjunktur  in  der  Folge  sich  in  das  Gegenteil,  der  Verlust 
aus  dem  nämlichen  Anlass  in  der  Folge  sich  ausgleichen  könne, 

a)  o)  Allein  wäre  dieser  Grund  der  zutreffende,  so  raüsste  dasselbe  auch 
für  die  nicht  unter  H.G.B.  §  261  fallenden  B.en  gelten,  also  der  allgemein 
kaufmännischen  Anschauung  entsprechen.  Dass  diese  aber  eine  andere  ist, 
beweist  eben  die  Bestimmung  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  2.  Denn  wäre  es 
Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchführung,  dass  nicht  bloss  die  Wahrscheinlich- 
keit, sondern  schon  die  Möglichkeit  der  Konjunkturveränderung  bei  der  Be- 
wertung berücksichtigt  werden  muss,  dann  dürften  nur  realisierte  Gewinne  und 
realisierte  Vermögensminderungen  zur  Buchung  gelangen  und  es  würde  hierin 
eine  Regel  schon  der  gewöhnlichen  kaufmännischen  Buchhaltung   zu   erblicken, 


^)  Näheres  unten  §  178  I. 

*)  Z.  B.  Konsortialbeteiligung.  Siehe  darüber  §  74  HI  C  und  §  152  V  A 
1  b.  Anm. 

')  Dies  meint  wohl  auch  Bing  A.  S.  608  mit  den  Worten,  dass  das  gewinn- 
bringende  Engagement  in  der  B.  Ausdnick  finden  dürfte,  sei  nicht  anzunehmen. 

*)  §  261  Anm.  4  S.  157  f. 

•)  §  261  Anm.  4  a.  E. 


§  90.  ErfolgByeiTechnung  bei  nicht  abgewickelten  Geschäften.  255 

eine  besondere  Besümmung  hierüber  im  Aktienrecht  demgemäss  überflüssig  sein. 

ß)  Allein  wie  sollte  eine  solche  Bucbungsregel  zu  einer  Anschauung 
passen,  die  sonst  vielfaltig  die  wirtschaftliche  Wirkung  als  schon  im  Zeitpunkt 
der  wirtschaftlichen  Verursachung  eingetreten  erachtet?  Die  kaufmännische 
Buchföhnuig  bringt  dem  Schuldner  die  zahlungshalber  gegebenen  Rimessen 
und  Aocepte  wie  Barzahlungen  gut  ^)  und  schreibt  ihm  nur  im  Falle  der  Nicht- 
einlösung die  Schuld  wieder  zur  Last  Wie  wenig  würde  es  zu  dieser  Auf- 
fassung stunmen,  wenn  nur  realisierte  Gewinne  als  verdiente  Gewinne  anzu- 
sehen wären! 

b)  Aber  auch  der  Begründung  seiner  Anschauung,  soweit  sie  mit  der 
onaerigen  übereinstimmt^  kann  nicht  beigetreten  werden.  Denn  wie  es 
Esser  ^  tut,  zu  sagen,  die  in  Ausführung  der  Bestellung  bereits  angeschafiten 
bezw.  hergestellten  gingen,  trotzdem  sie  sich  noch  im  Lager  des  Verkäufers 
befinden,  und  sogar,  wenn  sie  noch  nicht  einmal  fakturiert  sind,  bereits  vom 
Bestände  der  „eigenen"  Waren  ab,  sofern  sie  auf  dem  Lager  zur  Verfügung 
<les  Käufers  gehalten  werden,  widerspricht  vollständig  der  kaufmännischen  An- 
schauung, dass  bestellte  Waren  dem  Besteller  wh-tschaftlich  erst  zugehören, 
wenn  sie  das  Lager  des  Verkäufers  verlassen.  Nur  bei  einer  ausdrücklichen 
Vereinbarung,  dass  sie  schon  auf  Lager  zur  Verfügung  des  Kaufers  stehen, 
wurden  sie  vorher  aufhören,  für  den  Verkäufer  eigene  zu  sein.  Dann  wären 
<\e  aber  in  der  B.  des  Verkäufers  überhaupt  nicht  mehr  zu  bewerten.  Das 
entsprechende  Konto  dürfte  nicht  lauten:  Warenkonto  20000,  sondern  die 
2U000  wären  unter  die  Debitoren  als  Kauf preisf orderung  einzustellen.  Meint 
Esser  nur  diesen  Fall,  dann  durfte  er  nicht  formulieren :  „Für  vorhandene  Waren, 
welche  definitiv  verkauft  sind  und  zur  Verfügung  des  Käufers  stehen,  muss 
(selbst  wenn  sie  noch  nicht  fakturiert  werden)  der  Verkaufspreis  (abzüglich  der 
Zinsen  bis  zum  Fälligkeitstermin)  unter  die  Debitoren  in  die  B.  eingestellt 
werden."  Denn  es  erweckt  dies  den  Anschein,  als  würden  die  Waren  noch 
alij  eigene  vorhanden  und  nur  ungenauerweise  unter  „Debitoren"  bewertet. 
Femer  wären  unter  dieser  Voraussetzung  die  Waren  nach  Handelsbrauch  schon 
fakturiert 

4.  Simon^),  dem  Stavb^)  beitritt,  gibt  der  zutreffenden  Anschauung 
Raum,  dass  die  verkauften  Waren,  solange  sie  noch  nicht  abgesandt  sind, 
im  Zweifel  noch  eigene  des  Verkäufers  sind,  nimmt  aber  auch  dann  auch  für 
(laä  Aktienrecht  an,  dass  sie  bereits  zum  höheren  Verkaufspreise  angesetzt 
werden  dürfen,  während  er  hinsichtlich  des  Gewinnes  aus  noch  nicht  ange- 
schafften oder  hergestellten  Waren,  wie  wir,  der  gegenteiligen  Ansicht  ist,  dass 
<lie.'«elben,  d.  h.  richtiger  die  Kaufpreisforderung  höchstens  zum  Betrag  der  An- 
«haflnngs-  bezw,  Herstellungskosten  angesetzt  werden  dürfen,  oder,  wie 
^iaub^)  richtiger  bemerkt,  eine  Buchung  des  Kaufgeschäftes  unterbleibt*). 

a)  a)  Die  Begründung  Simons  unterscheidet  sich  dadurch  von  der  Essers, 
<lass  derselbe  die  beiden  entgegengesetzten  Behauptungen  —  dass  vorhandene 
Waren  zum  höheren  Verkaufspreis,  noch  nicht  hergestellte  oder  angeschafflbe 
höchstens  zum  Anschaffungspreis  angesetzt  werden  dürfen  —  aus  einem  ein- 
heitlichen Gesichtspunkt  und  obendrein  aus  einem  speziell  aktienrechtlichen  er- 
klart    In  dem  ersten  Fall  dürfe  der  Gewinn    eingestellt  werden,   weil  er  be- 

')  §§  84  und  81  II. 
*)  A.  a.  O.  S.  157  f. 

»)  S.  3521;  184-186.     Siehe  auch  unten  §  178  I  A  4  b  a. 
*)  §  261«  u.  „. 

•)  Weil  Kaufpreisforderungs-  und  Liefemngsverbindlichkeitewert  sich  aufheben: 
Kaufpreiaforderung 18000  |  Lieferungsverbindlichkeit      .    .    .     18000. 
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reits  realisiert  sei,  in  dem  zweiten  nicht,   weil  Realisation   desselben  noch  nicht 
vorliege. 

ß)  So  zweifellos  richtig  letzteres  ist,  so  wenig  zutreffend  dürfte  ersterei: 
sein.  Der  Gewinn  ist  im  ersten  —  vne  auch  übrigens  im  zweiten  Falle  —  schon 
verdient,  aber  noch  nicht  realisiert.  Zur  Realisation  gehört  zwar  nicht  Umsatz 
in  Geld,  aber  zum  mindestens  Verwandlung  in  eine  andere  Wertform*).  Eine 
solche  liegt  aber  hier  nicht  vor.  Was  bewertet  wird,  ist  jetzt  nicht  „Waren" 
und  früher  „Forderung",  sondern  nach  wie  vor  Forderung,  die  Forderung  au? 
dem  schwebenden  Verkaufsengagement,  aus  dem  noch  von  keiner  Seite  er- 
füllten Kaufvertrag,  denn  wir  wissen,  die  Bilanzpost 

Waren 20000  | 

ist  nur  eine  Zusammenziehung  von 

Waren 18000 

Forderungsüberschuss  .     .     .       2000 

b)  Staub  ^)  scheint  die  Begründung,  dass  realisierter  Gewinn  vorliege,  zu 
teilen').  Dagegen  bringt  er  für  die  andere  Anschauung,  dass,  wenn  die  be- 
stellte Ware  erst  anzufertigen  ist,  „das  betreffende  Kaufgeschäft  ausser  Betracht^*, 
d.  h.  der  daraus  verdiente  Gewinn  ungebucht  bleibt,  die  zutreffende  Begründung, 
auch  bei  schwebenden  Engagements  müsse  bei  A.en  der  Anschaffungspreis  ab 
Höchstbetrag  gelten.  Obwohl  Stauby  wie  wir  glauben  annehmen  zu  sollen*),  nicht 
der  Meinung  ist,  dass  Forderungen  unter  §  261  Ziff.  2  fallen,  sagt  er  mit  dieser 
Ausführung  doch  tatsächlich,  Engagements  als  solche  dürfen  an  sich,  wenn  sie 
einen  greifbaren  Vorteil  darstellen  —  wie  hier  Gewinn  von  2000  — ,  insoweit 
gebucht  werden,  aber  §  261  Ziff.  2,  der  auch  für  Forderungen  gilt,  erlaubt 
Ansatz  der  Kaufpreisfordenuig  von  20000  Mk.  nur  zum  Betrage  der  Kosten 
der  Anschaffung  oder  Herstellung  der  zu  liefernden  Waren.  Diese  Kosten 
stellen   für  die  Kauf preisf orderung  den  Anschaffungspreis  dar. 

5.  Die  hier  für  das  Aktienrecht  vertretene  Meinung  ist  auch  die  von 
Ring  und  Petersen-Pechmann.  Die  Begründungen,  welche  diese  Schriftsteller 
derselben  aber  gegeben  haben,  haben  nahezu  einmütige  Zurückweisung  erfahren. 
Nur  Behrendt)  stimmt  Rifig  zu. 

a)  Nach  Ring^)  geht  die  Absicht  des  Gesetzgebers  im  Aktienrecht  dahin, 
dass  „erst  ein  der  Gesellschaft  tatsäehhch  zugeflossener,  erst  ein  tatsächlich  ein- 
geheimster Gewinn'*  ansatzfähig  sei.  Hieraus  folge,  dass  „vor  buchmässigeni 
Eingang  des  Preises"  der  höhere  Veräusserungspreis  verkaufter  oder  noch  nicht 
abgesandter  Gegenstände  nicht  eingesetzt  werden  dürfe.  Die  Konsequenz  dieser 
Anschauung  wäre  nicht  nur,  dass  bei  den  B.en  des  §  261  auch,  sofern  der 
Gegenstand  schon  abgesandt  wäre,  der  voll  kreditierte  Kaufpreis,  selbst  wenn 
sein  Eingang  noch  so  sicher  sein  würde,  nicht  einsatzfähig  wäre'),  sondern 
(iass  in  diese  B.en  überhaupt  keine  Forderungen  eingestellt  werden  dürften. 

b)  Petersen-Pechmann  legt  nicht  dem  Eingang  des  Kaufpreises,  sondern 
dem  Ausgang  der  Waren    ausschlaggebende  Bedeutung  für   unsere  Frage  bei. 


^)  Vgl.  Simon  selbst  186:  „Realisiert  ist  ein  Gewinn  in  gleicher  Weise,  ob  ich 
denselben  in  barem  Gelde  besitze  oder  ob  mir  durch  das  Realisierungsgeschäft  erst  eine 
Forderung  erwachsen  ist." 


»)  §  261 


')  Ebenso  tut  es  Knappe  42. 

*)  Siehe  darüber  unten  §  178  I  A  3  a  Anm. 

»)  S.  882. 

•)  §  261.  u.  ,. 

')  So  Skitib  261  „;  Simon  352. 


§  90.  ErfolgBverrecbBung  bei  noch  nicht  abgewickelten  Geschäften.  257 

Solange  verkaufte  Waren  oder  Wertpapiere  nicht  durch  Übertragung  des  Eigen- 
tums aus  dem  Vermögen  der  A.  ausgeschieden  worden  seien^  will  sagen:  also 
noch  malt  abgesandt  smd,  müssten  sie  unter  den  Aktiven  der  Gesellschaft 
aufgeführt  und  demgemäss  nach  §  261  Ziff.  1  bewertet  werden^).  Petersen- 
Peehmann  führt  also  einen  allgemeinen,  nicht  bloss  für  die  B.en  des  §  261 
umwendenden  Grund  an.  Die  Behauptung  ist,  wie  wir  wissen^),  völlig  richtig. 
Auch  wir  haben  die  verkauften,  aber  noch  im  Magazin  des  Lieferanten  befind- 
lidien  Waren  nur  zum  Herstellungspreise  angesetzt.  Aber  es  kommt  eben 
hinzu,  dass  es  sich  im  vorliegenden  Fidle,  bei  der  Frage,  ob  der  Gewinn  aus  dem 
Kau^eschaft  vor  Lieferung  gebucht  werden  darf,  genau  besehen  gar  nicht  um 
Bewertung  der  Waren,  sondern  der  Kaufpreisforderung  handelt  und  dass  dafür, 
ob  dieser  Gewinn  gebucht  werden  darf  oder  nicht,  es  vollkommen  gleichgültig 
b%  ob  die  verkaufte  Ware  schon  abgesandt  ist  oder  nicht.  Die  Frage  ist: 
darf  der  kreditierte  Kaufpreis  bis  zu  seiner  Leistung  nur  mit  dem  Werte  der 
G^enleistung  angesetzt  werden  oder  ist  Ansetzung  desselben  in  seiner  vollen 
Höhe  g^tattet'). 

6.  Knappe  beanstandet  die  Buchung  der  verkauften  Ware  zum  höheren 
Veikaufspreise  als  „Bestand  des  Verkäufers'',  d.  h.  die  Benennung  des  Posten 
20000  als  „verkaufte  Waien",  weil  die  Waren  danach  noch  als  Eigentum  des 
Verkaufers  erscheinen.  Er  verlangt  Buchung  des  Geschäftsvorfalls,  d.  h.  die 
Auffassung,  als  hätten  die  Waren  schon  aufgehört,  dem  Verkäufer  zu  gehören, 
und  damit  Buchung  der  20000  als  £[aufpreisforderung*).  Er  übersieht  dabei, 
das«  auch  bei  Benennung  des  Postens  als  „verkaufte  Waren  20000''  dies 
nicht  bloss  Bewertung  von  Waren  vermögen,  sondern  zum  Teil  Bewertung  der 
Kaufpreisforderung,  also  des  Geschäftsvorfalls  ist 


VII.  Inventar  und  Bilanzfähigkeit. 

§  91. 

Die  B.  soll  gemäss  H.G.B.  §  39 1  regelmässig  in  erster  Linie  nicht 
auf  dem  Abschluss  der  laufenden  Jahresrechnungen,  sondern  auf  dem 
Inventar  beruhen*).  Nur  wenn  der  Kaufmann  ein  Warenlager  hat,  lässt 
da?  Gesetz  unter  Umständen*)  Aufstellung  der  B.  hierüber  ohne  Inventarisierung 
desselben  zu. 

n.  1.  Nachdem  Wesen  der  Inventarisierung  als  einer  Auf  nähme  nach  der 
Natur,  i  h.  eines  Aufzeichnens  auf  Gmnd  unmittelbarer  Besichtigung  der 
körperlichen  Gr^;enstände  wäre  zu  erwarten,  dass  in  das  Inventar  nur  Sachen, 
von  diesen  aber  alle  aufgenommen  werden,  welche  sich  im  unmittelbaren  Besitz, 


M  G.  betr.  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die  A.en  (Kommentar) 
1890  S.  189. 

•)  §73  I. 

»)  Daaseibe  gilt  gegenüber  Knappe  S.  41,  der  das  gleiche  wie  Petersen- Pech- 
mann  meint,  wenn  er  bemerkt:  „Solange  Eigentumsübergang  und  Absendung  nicht  er- 
folgt ist,  kann  der  Verkaufer  keine  Buchung  (des  Verkaufes  und  damit  der  Kaufpreis- 
forderang  in  ihrer  vollen  Höhe)  vornehmen  und  braucht  es  auch  nicht*'  (seil,  weil  die 
Ware  noch  sein  Eigentum  ist).    Auf  die  Eigentumsfrage  kommt  es  gar  nicht  an. 

•)  Über  die  Meinung  Knappes,  verkaufte  Waren  seien  ipso  jure  für  den  Ver- 
käufer Bcfaon  fremde,  s.  oben  §  73  I  B  2  b  Anm.  am  Schluss. 

*)  S.  auch  Berliner  §  120  mit  §§  93,  94. 

•)  H.G.B.  39in.     Vgl  oben  §  22  I. 

HehB,  Die  BIlMseii  der  AktiengeMlbchaften.  ^^ 


258  §  91.  Inyentar  und  Bilmnzfähigkeit 

in  der  tatsachlichen  Gewalt  des  E[aufmanns  befinden.  Allein  nach  der  gesetz- 
lichen Umschreibung  des  Inventarb^griffes  ist  der  Inhalt  des  Inventars  nach 
doppelter  Richtung  ein  anderer.  Gemäss  H.G.B.  §  39  hat  das  Inventar  zu 
enthalten 

a)  nicht  bloss  Sachen,  sondern  alle  Vermögensgegenstande  (alle  Aktiva) 
und  die  Schulden  des  Kaufmanns, 

b)  „seine"  Vermogensgegenstande  und  „seine'*  Schulden, .  also  nicht  alle, 
die  sich  in  seiner  Verfügungsgewalt  befinden,  und  andererseits  auch  in  fremder 
tatsächlicher  Gewalt  befindliche,  wenn  sie  „seine",  d.  h.  ihm  gehörige  sind. 

2.  Also  sind  in  das  Inventar 

a)  nicht  aufzunehmen:  dem  Kaufmann  als  Pfand  oder  zur  Verwahrung, 
Miete,  Leihe  oder  zum  Verkauf  in  Kommission  übergebene  Gegenstände^). 

b)  aufzunehmen:  vom  Kaufmann  verpfändete,  deponierte,  vermietete,  id 
Leihe  oder  in  Kommissionsverkauf  gegebene  Gegenstände  oder  für  ihn  gekaufte, 
aber  noch  im  Besitz  des  Einkaufskommissionärs  befindliche  vertretbare  Wert- 
papiere*). 

3.  Es  gilt  somit  das  Gleiche^  wie  für  die  Einstellung  in  die  Bilanz. 
Inventur-  und  Bilanzfähigkeit  der  Aktiva  und  Passiva  fallen  zusammen. 

III.  Aus  den  Vorschriften  über  Inventarisierung  ergibt  sich  aber  unmittel- 
bar imd  mittelbar  auch,  dass  die  Aufnahme  des  Inventars  im  einzelnen  nach 
denselben  Grundsätzen,  wie  die  Bilanzaufstellung  erfolgt. 

A.  Unmittelbar  folgt  dies  aus  der  Bestinmiung  von  H.G.B.  §  38,  dass 
der  Kaufmann  die  Lage  seines  Vermögens  in  seinen  Büchern  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen  hat  Ein  solches  Handeb* 
buch,  aus  dem  die  Lage  des  Vermögens  ersichtlich  wird,  ist  aber  das  Inventar. 
Sonst  könnte  der  Gesetzgeber  in  dem  Abschnitt  „Handelsbücher''  nicht  so  ein- 
gehend auch  vom  Inventar  handeln.  Und  die  Grundsätze  ordnungsmässiger 
Buchführung,  d.  h.  die  grundlegenden  Bestimmungen  kaufmännischer  Buchhaltung 
sind  für  alle  Handelsbücher  dieselben. 

B.  Mittelber  eriiellt  das  nämliche  aus  folgenden  zwei  Bestimmungen: 

1.  Das  Inventar  ist  auch  Aufnahme  der  Forderungen  und  Bchulden, 
Diese  aber  können,  mit  Ausnahme  der  in  Sachen  verkörperten  Forderungen, 
der  Forderungspapiere,  nicht  unmittelbar  aus  der  Natur  aufgenonmien  werden. 
Sie  sind  lediglich  aus  den  Büchern  ersichtlich').  Also  bilden  insofern  die 
selben  Bücher,  auf  welchen  die  Bilanzaufstellung  beruht,  auch  die  Grundlage 
der  Inventarsverzeicbnung. 

2.  Dasselbe  gilt  aber  ausnahmsweise  auch  für  die  Inventarisierung  der 
Sachbestandteile  des  Vermögens.  An  sich  hat  diese  ja  durch  unmittelbare 
Aufschreibung  der  Bestände  zu  erfolgen.  Allein,  wie  schon  bemerkt,  nach 
H.G.B.  §  3  9 III  kann  die  jährliche  Aufnahme  des  Warenlagers  unterbleiben, 
wenn  eine  Inventarisierung  desselben  nach  der  Beschaffenheit  des  Geschäftes 
füglich  nicht  jedes  Jahr  geschehen  kann.  Hieraus  folgt,  dass  in  solchen 
Jahren  die  Bestände  des  Warenlagers  in  der  B.  allein  auf  Grund  der  Bestands- 
konti,  der  laufenden  Rechnungen  des  Jahres,  festgestellt  werden.  Hieraus  aber 
ist  der  Rückschluss  erlaubt,  dass  auch  sonst  die  Inventarsaufstellung  in  An- 
lehnung an  die  Bücher  der  laufenden  Rechnung  und  daher  nach  den  gleichen 
Eintragungsgrundsätzen  geschieht,  wie  sie  für  die  Führung  der  laufenden  Konten 
üblich  sind. 


*)  S  73  II. 
»)  §  74  II. 
*)  Simon  173  und  oben  §  85  III. 
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IV.  Abweichungen  zwischen  Inventar  und  Sachkonten.  A.  Immer- 
hin vermögen  sich  Abweichungen  zwischen  Inventar  und  Abschlüssen  der 
laufenden  Sachkonten  hinsichtlich  der  Angaben  über  die  Sachbestände  zu  ergeben. 
In  den  kufenden  Konten  gelangen  nur  solche  Zu-  und  Abgange  der  Bestände 
zum  Ausdruck,  welche  auf  gewollten  oder  wahrgenommenen  Bestandsverande- 
rungen,  z.  B.  auf  Verwendung  von  Kohlen  zur  Verarbeitimg  oder  entdecktem 
Diebstahl  beruhen.  Das  Inventar  dagegen  gibt,  wenn  es  sorgfältig  aufgenoiimien 
ist,  den  wirklichen  Istbeetand  an  und  damit  auch  die  Bestandsveränderungen, 
welche  die  Folge  anderer  Ursachen,  z.  B.  nicht  wahrgenommener  Diebstähle, 
von  Eintrocknen,  Verdunsten  und  ähnlichem  sind^). 

B.  Hieraus  folgt:  ergeben  sich  zwischen  den  Abschlüssen  der  Sachkonti 
and  den  Angaben  des  Inventars  Differenzen,  so  sind  der  B.  die  Ansätze  zu 
Grande  zu  legen,  welche  das  Inventar  aufweist^),  es  müsste  denn  der  Inventars- 
amatz auf  fehlerhafter  Aufnahme  beruhen.  Denn  das  Inventar  ist  das  Er- 
gebnis der  unmittelbaren  Behandlung  der  körperlichen  Gregenstände,  ihres  Be- 
sichtigens,  Messens  und  Wagens  etc. ;  die  Eintragungen  in  die  laufenden  Konten 
dagegen  beruhen  nur  auf  urkmidlichen  Angaben. 

V.  A.  Nach  dem  Vorgetragenen  leuchtet  die  praktische  Bedeutung  der 
Io?entarserrichtung  für  die  richtige  Abschätzung  der  wirtschaftlichen  Lage  des 
Kaufmanns  ein. 

1.  Zum  ersten  bildet  die  Inventarserrichtung  eine  Kontrolle  richtiger 
Buchung  in  den  laufenden  Sachkonten.  Ist  in  diesen  richtig  gebucht,  so  muss 
6a»  Resultat  der  Bestandskonti  mit  den  Angaben  des  Inventars  über  die  Be- 
i^tandsgrösse  im  allgemeinen  übereinstimmen.  Kleinere  Differenzen  werden  sich 
leicht  rechtfertigen.  Sie  sind  die  Folge  von  Eintrocknen,  Verdunsten,  Ver- 
senden zur  Ansicht  und  ähnlichem.  Grossere  Unterschiede  weisen  im  Zweifel 
auf  Buchungsfehler  in  den  Sachkonten  hin. 

2.  Zum  anderen  ermöglicht  die  Inventarserrichtung  die  Entdeckung  von 
Veruntreuungen    und    ähnlichem    oder  sonst  nicht  wahrgenommenen  Verlusten. 

B.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Sachkonti  im  FaUe  von  Abweichungen 
gegenüber  dem  Inventar  durch  entsprechende  Buchungen  mit  den  Angaben  des 
letzteren  in  Übereinstimmung  zu  bringen  sind. 

VI.  Batter^)  hat  Becht,  wenn  er  bemerkt:  bestellte  Waren,  welche  noch 
nicht  in  die  Verfügungsgewalt  der  A.  gelangten,  haben  im  Inventar  keinen 
Platz.  Dies  entspricht  den  allgemeinen,  auch  für  die  Inventarserrichtung 
^tenden  Buchungsregeln.  Denn  sie  gehören  dem  Vermögen  der  A.  noch 
nicht  körperlich  zu.  Es  fehlt  noch  ihr  Eingang.  Nicht  dagegen  ist  ihm  zu- 
zustimmen, wenn  er  meinte  im  Inventar  dürfen  auch  nicht  Aufnahme  finden 
Waren,  die  zwar  verkauft,  aber  noch  nicht  effektuiert  und  übergeben  sind.  Es 
selten  hier  eben  auch  die  allgemeinen  Regeln  über  Aufhören  der  wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit  Von  Ausnahmen  abgesehen  beendigt  sich  diese  erst  mit  dem 
-Ausgang"  der  Waren*). 

0  Bei^  I  53  u.  57;  Berliner  §§  93—95. 

*)  aimm  156. 

")  8.  22. 

•)  VgL  §  74f. 
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Zweites  Kapitel. 

Einzelne  Aktivposten. 

I.  Die  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten. 

Die  bilansrechtllche  Natur  der  Errtchtnii^-,  Blnrichtimcs- 
mid  Terwaltniiirskosteii. 

§  92. 

I.  Man  leugnet  die  Natur  der  Errichtungs-,  Organisations-  und  Ver- 
waltungskosten als  Bilanzaktivuin^).  Sie  widerstreite  dem  Kostenhegnff.  Kosten 
seien  buchhaltungsmässig  Unkosten,  Ausgaben  und  gehörten  daher  auf  das  Un- 
kostenkonto  und,  da  dieses  ein  Hilfskonto  der  Gewinn-  und  Verlustrechuung 
sei,  als  Verlustposten  auf  Grewinn-  und  Verlustkonto,  aber  nicht  auf  Bilanz- 
konto. Nur  so  weit  die  Kosten  unbezahlt  seien,  dürften  sie  auf  Bilanzkonto  ge- 
setzt werden,  dann  aber  nicht  in  das  Aktivum,  sondern  als  Schulden  in  das 
Passivum. 

II.  Wir  meinen,  die  Frage  ist  nicht  richtig  formuliert  Es  muss  weiter 
zurückgegangen  werden. 

1.  Die  erste  Frage  hat  zu  lauten:  ist  die  Errichtung,  die  Einrichtung'), 
die  Verwaltung  ein  Vermögensgegenstand  und  damit  an  sich  geeignet,  als 
Aktivum  in  die  B.  eingesetzt  zu  werden?  Und  da  wüsste  ich  nicht,  wodurch 
sich  Organisation'*)  oder  Verwaltung  von  Kundschaft,  Kredit,  Renomm^,  Ge- 
schäftsgeheimnis und  ähnlichem  unterschiede.  Dies  sind  Verhältnisse  und  Be- 
ziehungen von  wirtschaftlichem  Wert,  wirtschaftliche  Güter,  Mittel  zur  Bedürf- 
nisbefriedigung der  A.  Dienen  Errichtung,  Einrichtung  und  Verwaltung  nicht 
auch  solchem  Zweck? 

2.  Zur  Konkurrenzfähigkeit  einer  neuen  Versicherungsunternehmung  ge- 
hört es  z.  B.,  dass  sie  ihr  Geschäft  schon  mit  einem  gewissen  Stock  von  Ver- 
sicherten beginnt;  denn  sonst  muss  sie  am  Anfang  die  Risiken,  statt  sie  aal 
die  Versicherten  verteilen  zu  können,  selbst  tragen,  also  ihren  Garantiefonds  zu 
sehr  in  Anspruch  nehmen*).  Hieraus  folgt:  die  Gewinnung  eines  Stockes  von 
Versicherten  vor  Betriebseröffnung  bildet  einen  Bestandteil  der  Errichtungs- 
tätigkeit.  Sollte  dieser  vor  Eröffnung  gesammelte  Versicherungsbestand  nun 
kein  wirtschaftliches  Gut  für  die  Unternehmung  darstellen,  nicht  geeignet  sein, 
ein  Bedürfnis,  hier  die  Konkurrenzfähigkeit,  der  A.  zu  befriedigen? 

B.  1.  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung  der  Unternehmung  sind  also 
wirtschaftliche  Güter,  Vermögensgegenstände,  und  zwar,  wie  Kundschaft, 
Fabrikationsgeheimnis  u.  s.  w.,  Gebrauchsgegenstände*),    Güter,  welche  für  die 

')  Vgl.  schon  §§  36  und  68  V  B. 

')  Errichtung  von  Agenturen,  Verkaufsstellen,  Herstellung  von  Preislisten  und 
anderen  Drucksachen. 

»)  S.  oben  §  63  VI;  auch  Behrend  882  und  Berliner  202. 

*)  Vgl.  Behm  §  1  N.  3.    Siehe  auch  unten  §  172  III  A. 

^)  Dies  übersehen  die  Begründungen  zum  ersten  und  zweiten  Entwurf  der  Aktien- 
novelle von  1884,  wenn  sie  (Erster  Entwurf  S.  182,  Zweiter  S.  173)  erklären,  es  sei 
prinzipiell  nicht  zu  verkennen,  dass  „die  Organisationskosten  kein  eigentliches  Gesell- 
schaf tsaktivum  bilden,  da  ihr  Wert  erst  aus  den  durch  sie  herbeigefünrten  ErtragnisseD 
erhellt'*.  Das  ist  auch  bei  anderen  immateriellen  Gebrauchsgegenständen,  wie  Kund- 
schaft u.  8.  w.,  der  Fall. 
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Unteroehmang  mit  ihrem  Gebrauchswert,  nicht  mit  ihrem  Veräusserungswert  in 
Betracht  kommen^). 

2.  Aber  des  weiteren  sind  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung,  wie  jene 
anderen  genannten  Güter,  nicht  greifbare,  sondern  immaterielle  Vermögens- 
ge^Dstände')  und  hieraus  folgt  gemäss  §  69 v:  Bilanzfähigkeit  wohnt  ihnen 
nur  bei,  wenn  sie  unter  Aufwendungen  erworben  sind.  .  Bilanzfähig  ist  nur 
die  Errichtung,  Einrichtung  und  Verwaltung,  welche  Kosten  verursachte,  und 
insofern  lasst  sich  sagen:  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungs^o^^en 
and  als  solche  geeignet,  Bilanzaktiva  zu  bilden.  Sie  stellen  ein  zwar  immnterielles, 
aber  effektives  Bilanzaktivum  dar. 

3.  In  Einklang  damit  steht  ausländische  Gesetzgebung  und  Praxis.  Das 
ungarische  und  bosnische  H.G.B.  ^)  lassen  die  Aufnahme  der  Kosten  der  ersten 
Oiganisatioii,  das  schweizerische  Obligationenrecht  ^)  die  Aufnahme  aller  Organi- 
sBtionskosten  in  die  Bilanzaktiven  zu^  welche  in  den  Statuten  oder  den  Be- 
«hlüflsen  der  Generalversammlung,  sei  es  für  die  ursprüngliche  Einrichtung,  sei 
es  für  einen  später  hinzugekommenen  Geschäftszweig  oder  eine  Geschäftsausdehnung, 
Torgesehen  sind'). 

C.  Aber  sind  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungkosten  auch 
geeignet,  BUanzaktiva  zu  sein,  so  sind  sie  es   doch  nur  mit  Einschränkung. 

1.  a)  Als  immaterielle  Güter  sind  sie  es  nur  soweit,  als  sie  nicht  bereits  in 
ihren  Erzeugnissen  Verkörperung  fanden.  Mittelst  der  Errichtungs-,  Einrichtungs- 
und Verwaltungskosten  hergestellte  oder  angeschaffle  greifbare  Güter,  Errichtungs-, 
Einrichtungs-,  Verwaltungsgegenstände,  wie  Fabrikgebäude  und  Fabrikein- 
richtung, müssen  als  körperliche  Gegenstände  in  das  Inventar  und  damit  auch 
in  die  B.  aufgenommen  werden. 

b)  In  ihnen  sind  nach  Massgabe  ihrer  Herstellungs-  und  AnschafTungs- 
kosten  die  Güter  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltiuig  schon  repräsentiert,  und 
K)mit  bewertet  Es  wäre  Doppelbewertung  derselben  Güter,  wenn  Errichtung, 
Einrichtung  und  Verwaltung  insoweit  noch  besonders  bewertet  würden.  Ihr 
Wert  liegt  schon  in  ihren  greifbaren  Erzeugnissen  vor.  Er  hat  sich  in  ihnen 
rerkörpert  Nur  um  ihren  Betrag  gemindert,  können  Errichtungs-,  Einrichtungs- 
and Verwaltungskosten  als  Bilanzaktiva  vorgetragen  werden. 

2.  a)  Zum  anderen  besitzen  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungs- 
kosten Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  nur,  sofern  sie  nicht  bloss  dem  Jahre  ihrer 
Entstehung,  sondern  auch  den  folgenden  Betriebsjahren  wirtschaftlichen  Vorteil 
bringen,  auch  noch  in  diesem  Werte  erzeugend  wirken.  Denn  in  die  B.  als 
Aktivum  kann  nur  das  eingesetzt  werden,  was  noch  wirtschaftliches  Gut  ist, 
nicht  das,  was  nur  wirtschaftliches  Gut  für  die  Vergangenheit  war;  denn  dies 
iät  kein  Vermögensgegenstand,  kein  positiver  Wert  mehr. 


^)  Siehe  oben  §  23  V.  Darum  ist  auch  der  Einwand  nicht  durchschlagend 
iStamb  261  „),  Oi^ganisationskosten  könnten  nicht  Bilanzaktiva  sein,  weil  sie  nicht  Ver- 
kefarsobjekte  seien.  Vermi^eensgegenstände  brauchen  nur  Gebrauchswert  zu  besitzen, 
um  büuizlähig  zu  sein.  tShrigens  gibt  es  auch  Organisationskosten  mit  eventuellem 
liquidations-,  also  Veräusserungswert,  z.  B.  Ausgaben  für  Schaffung  eines  Stocks  von 
Vereicherten.    Vgl.  Betseh  II  82. 

*)  Beisch  II  15,  55,  81;  Simon  159. 

*)  Art  199  bezw.  214. 

*)  Art  656. 

»)  Sinum  159  und  Ring  A  S.  619.  An  sich  sagt  das  sdiweiz.  Oblig.-Recht 
wohl:  „Die  Gründunss-,  Oiganisations-  und  Verwaltungskosten  sind  in  der  Jahrcs- 
redmonff  vollständig  m  Ausgabe  zu  bringen.^'  Aber  es  fügt  hinzu:  „Ausnahmsweise 
dürfen  Oiganisationskosten,  welche  in  den  Statuten  u.  s.  w.  vorgesehen  sind,  auf  den 
Zeitraum  von  höchstens  fünf  Jahren  in  dem  Sinne  verteilt  werden,  dass  in  jedem  Jahre 
der  entsprechende  Bruchteil  als  Ausgabe  zu  verrechnen  ist'^ 
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b)  Wohnt  den  genannten  Kosten  aber  noch  wirtschaftlicher  Wert  für 
die  Zukunft  bei,  so  entspricht  es  nur  dem  Prinzip  der  Ausgleichung  von  Er- 
folg und  Last  zwischen  den  einzelnen  Verwaltungsjahren,  wenn  ein  Tdl  der 
Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  eventuell  Verwaltungskosten  vom  Jahre  ihrer 
Entstehung  auf  die  folgenden  Jahre  zur  rechnimgsmässigen  Bestreitung  über- 
tragen wird.  Wie  wir  aus  der  Lehre  von  der  Erfolgsregulierung  wissen^),  iet 
das  buchführungsmässige  Mittel  hierfür  die  Einsetzung  transitorischer  Aktiva  in 
die  B.  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  bilden  demnach  sog. 
Akiivantizipaiionen,  Soweit  die  genannten  Kosten  nicht  bereits  in  greifbaren 
Aktivposten  verkörpert  sind,  haben  sie  als  transitorische  Aktiva  Baum  in  den 
B.en  der  Erfolgsregulierung'). 

VI.  Selbst  wenn  die  zur  Erörterung  stehenden  Kosten  nicht  die  Eigen- 
schaft reeller  Aktivwerte  besassen,  müssten  sie  bei  den  B.en  der  Erfolgsregu- 
lierung aus  dem  angegebenen  Grunde  als  aktive  Antizipationsposten  vorgetragen 
werden.  Wir  hätten  dann  in  ihnen  zwar  nicht  effektive,  aber  rechnungsmässige 
Aktivantizipationen  vor  uns. 


Die  Behandlmii:  der  lirrlchtiiHSS*f  Binriehtuiipi-  «md 
Terwaliiiii|pike(iten  Im  positiTen  dentscheii  Beeht. 

§  93. 

I.  A.  Erst  in  der  Lehre  von  der  Bewertung')  haben  wir  davon  zu 
sprechen,  ob  und  inwieweit  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten 
in  den  Anschaffungs-,  bezw.  Herstellungspreis  anderer  Aktiva  eingerechnet 
werden  dürfen  oder  müssen.  Nehmen  wir  es  einstweilen  an,  so  kann  nicht 
geleugnet  werden,  dass  in  praxi  es  sich  nur  wenig  genau  bestimmen  lässt,  vne 
viel  an  diesen  allgemeinen,  doch  regelmässig  dem  ganzen  Betrieb  zu  gute 
kommenden  Kosten  anteilsmässig  auf  die  einzelne  Anschaffimg  oder  Horstellun<r 
entfällt.  Die  Gefahr  und  für  den  weniger  redlichen  Kaufmann  die  Versuchung: 
der  Doppelbewertung  liegt  nahe.  Es  kann  ein  Kaufmann  die  sog.  Genend- 
unkosten vollkommen  in  den  Preis  der  angeschafften  oder  hergestellten  Ver- 
mögensgegenstände einrechnen  und  dodi  noch  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und 
Verwaltungskosten  als  besondere  Aktiva  auffuhren. 

B.  Diese  Möglichkeit  bewusster  oder  unbewusster  Doppelbewertung  wird 
für  Dritte  gefährlich,  wenn  der  aus  der  B.  sich  berechnende  Gewinn  jährlich 
an  Gesellschaftsmitglieder  oder  Gesellschaftsorgane  verteilt  wird.  Er  bringt  die 
Gefahr  der  Verteilung  fiktiven  Grewinns,  Die  Verteilung  fiktiver  Dividenden 
ist  aber  für  Gläubiger,  die  Verteilung  fiktiver  Tantiemen  für  Gläubiger  und 
Gesellschaftsmitglieder  von  Nachteil.  Daher  schreibt  für  die  Gewinnverteilungs- 
bilanzen der  Gesellschaften,  auf  welche  H.G.B.  §  261  Anwendung  findet*), 
dieser  §  261  Ziff.  4  und  für  dieselben  B.en  der  Gesellschaften  nu  b.  H.*) 
§  42  Ziff.  2  des  Gesell.-G.  vor:  „Die  Kosten  der  Errichtung  (Gesellsch.-G.: 
„Organisation")  und  Verwaltung   dürfen   nicht   als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt 


*)  §  89  IV  B  3  mit  Amn. 
»)  §  89  IV  B  4.    Auch  Beiseh  U  15,  81  f. 

')  Unten  §  171.     Ebenso  ist  dort  (§  172)  zu  erklaren,    was   unter   Errichtong, 
Gründung,  Elinrichtung,  Verwaltung  in  diesem  Zusammenhang  zu  verstehen  ist. 
*)  8.  oben  §§  7  und  41  H  B  und  §  14  V  und  VI. 
•)  8  U  I  B. 
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werdend  &ne  Bestiinmung,  die  unB  schon  aus  früheren  Erörterungen^)  wohl- 
bekannt ist 

n.  Wie  der  Wortlaut  dieser  Bestimmung  ergibt,  verbietet  sie  jede  Ein- 
setzung der  EiTichtungB-  (bezw.  Oiganisations-)  und  Verwaltungskosten  in  die 
BUanzaktiva,  also  sowohl  die  Einsetxung  als  immaterielles  Aktivurn,  wie  die  Ein- 
setzung als  tranaitorische  Post 

ni.  Die  Spesialgeaetzgebung  bestätigt  dies  zum  Teil;  zum  Teil  hat  sie 
das  Prinzip  aber  auch  durchbrochen. 

A.  Auf  der  einen  Seite  steht  das  I^pothekenbankgesei^  indem  es  in  §  25  iii 
verbietet»  die  durch  die  Ausgabe  von  I^pothekenpfandbriefen  entstandenen  Kosten, 
mit  EinschluBB  der  für  die  Unterbringung  gezahlten  Provisionen,  nicht  zu  ihrem 
vollen  Betrage  zu  Lasten  des  Jahres  zu  verrechnen,  in  welchen  sie  entstanden^). 

B.  1.  Dass  mit  dem  in  §  261  Ziff.  4  des  H.G.B.  aufgestellten  Grund- 
satz etwas  ausgesprochen  ist,  was  nicht  aus  dem  Wesen  der  betreffenden  Kosten 
folgl^  zeigt  die  Tatsache,  dass  sich  im  Statut  der  deutschen  Bndisbcmk 
vom  21.  Mai  1875  §  13  die  gerade  entgegengesetzte  Vorschrift  findet.  Wohl 
ist  auch  hier  für  Aufmachung  der  Jahresbilanz  es  als  Regel  vorgeschrieben, 
dass  die  Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung  ihrem  vollen  Betrage  nach 
TOD  dem  Jahre  zu  tragen  sind,  in  dem  sie  entstanden,  aber  eine  Ausnahme 
hiervon  wird  zugelassen:  die  Ausgaben  für  Herstellung  der  Banknoten  darf  die 
Beiehsbank  auf  mehrere  Jahre  verteilen'),  diese  Ausgaben  also  im  Jahre  ihrer 
Entstehung^)  zum  Teil  als  transitorische  Aktivposten  behandeln. 

2.  a)  Ahnliches  lässt,  wie  schon  §  36ii  A  erwähnt,  Fr. V.O.  §  86  Ziff.  3 
zn.  Hiemach  kann  Prwaiversißherungsverein^  auf  Gegenseitigkeit  von  der 
Anfsiehtsbehörde  bei  Erteilung  der  Betriebserlaubnis  gestattet  werden,  die  Kosten 
der  Eirichtung  und  die  im  ersien  Geschäftsjahr  entstehenden')  Kosten  der 
Einrichtang,  soweit  sie  weder  die  Hälfte  des  gesamten  Gründungsfonds  noch 
den  bar  eingezahlten  Teil  desselben  übersteigen,  auf  mehrere,  höchstens  jedoch 
fänf  Jahre  zu  verteilen  und  den  jedesmal  verbleibenden  Rest  als  Aktivum  in 
die  B.  einzustellen. 

b)  Der  Grund  hierfür  ist,  dass  die  Errichtung  solch  eines  neuen  Ver- 
äicherungsuntemehmens  erst  nach  Ablauf  einiger  Jahre  als  abgeschlossen 
erachtet  werden  darf  und  ausserordentlich  hohe  Kosten  verursacht,  so  dass  es 
nnbiUig  wäre,  die  genannten  Kosten  den  Versicherten  des  ersten  Jahres  allein 
anfzubürden*). 

c)  Zu  den  Kosten  der  Einrichtung  des  ersten  Jahres  gehören  auch  die 
Mfaehkuspravisionen  desselben.  Diese  kommen  insofern  auch  den  späteven 
Geschäftsjahren  zu  gute,  als  sie  dem  Unternehmen  den  Grundstock  von  Ver- 
8ichOTten  mit  verschaffen,  ohne  welchen  wegen  Unmöglichkeit  der  Verteilung 
des  Risikos  auf  eine  grossere  Anzahl  von  Versicherten  eine  Unternehmung  nicht 


*)  9§  36  und  47. 

*)  Kosten  sind  im  Sinne  der  kaufmännischen  Terminologie,  welche  hier  mass- 
gebend ist  (flb  §  88  II  B),  nicht  erst  entstanden,  wenn  sie  getilgt,  sondern  wenn  sie 
vemnacht  sind.  Es  sind  also  jedem  Jahre  die  in  ihm  zu  entriditenden,  wenn  auch 
oodi  nicht  entrichteten  Kosten  anzulasten.  Hieraus  f^lgt,  dass  auch  „gezahlte  Provi- 
nooen**  nicht  mehr  als  zn  zahlende  ProTisionen  bedeutet.  —  Siehe  auch  unten  §  105  X. 

*)  Koch  186. 

*)  Nicht:  ihrer  Bezahlung. 

*)  Dies  ist  gleichbedeutend  mit  „zn  entrichtenden*' Kosten  (oben  §88  f.).  Gleich- 
gfihig  ist  somit,  oo  sie  schon  vorher  bezahlt  sind  oder  erst  im  zweiten  Jahre  bezahlt 
weiden.    Ausschlaggebend  ist  das  Jahr  der  Verursachung. 

•)  Vgl  Behm  36  N.  12. 
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konkurrenzfähig  wird  ^).     Aus  diesem  Grunde  gewährt  die  Verwaltung  anfangs 
höhere  als  übliche  Agentenprovisionen. 

3.  Zillmersche  Methode.  In  ganz  eigenartiger  Weise  wird  das 
Prinzip  bestätigt  durch  die  Zulassung  der  sog.  ZUlmerachen  ')  Methode  bei  Be- 
rechnung der  Prämienreserve  (in  der  Lebensversicherung  und  der  nach  Art  der 
Lebensversicherung  betriebenen  Kranken-  und  Unfallversicherung)  in  Pr.V.G. 
§  11.  Hier  findet  sich  eine  Berücksichtigung  der  Verwaltungskosten  im  Bilani- 
passivum  und  trotzdem  liegt  in  dieser  Tatsache  eine  Bestätigung  dafür,  dass 
die  Verwaltungskosten  unter  gewissen  Voraussetzungen  geeignet  sind,  als  Aktivuni 
in  die  B.  eingesetzt  zu  werden. 

a)  Das  Wesen  der  Zilbnerschen  Methode  besteht  darin'),  dass  es  nach 
ihr  gestattet  ist,  die  erste  Jahresprämie  einer  Lebenaversicherung  statt  zur 
Bildung  des  Prämienreservefonds  ganz  oder  teilweise  zur  Deckung  der  beim  Ab- 
schluss  der  Versicherung  entstandenen  Kosten  (Abschlussprovision  an  die 
Agenten)  verwendet  und  der  Ausfall  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  oder  erst 
während  der  ganzen  Versicherungsdauer  ausgeglichen,  somit  die  Bildung  der 
mathematisch  notwendigen,  der  vollen  rechnungsmässigen  Prämienreserve  ver- 
zögert wird.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erteilt  das  Pr.V.G.  der  Auf- 
sichtsbehörde das  Recht,  die  private  Versicherungsuntemehmung  zu  einer 
„Methode  der  Psämienreserveberechnung''  zu  ermächtigen,  „nach  welcher  anfäng- 
lich nicht  die  volle  Prämienreserve  zurückgestellt  wird,  wobei  jedoch  der  Satz 
von  12^/2  per  Mille  der  Versicherungssumme  nicht  überschritten  werden  darf.*^ 

b)  Wie  schon  angedeutet^  wird  dadurch  ermöglicht^  die  Kosten  des  Ver- 
sicherun^^schlussesy  also  vor  allem  die  AbsMussprovision  an  die  Agenten, 
aus  der  Prämieneinnahme  zu  decken^  so  dass  die  Unternehmung  für  diesen 
Zweck  eigenes  Betriebskapital  entbehren  kann.  Die  Kosten  des  Versichenings- 
abschlusses  aber  sind  Ausgaben,  welche  auch  noch  den  späteren  Geschäfte- 
jahren zu  gut«  kommen.  Sie  ziehen  aus  dem  früheren  Versicherungsabschluss 
alle  ihre  Jahresprämie.  Das  erste  Versicherungsjahr  trägt  somit  eine  Auf- 
wendung, die  ihm  nicht  allein  zur  Last  zu  fallen  braucht  Es  li^  die  Figur 
für  die  Folgejahre  voll  bezahlter^  aber  noch  nicht  voll  geschuldeter  Kosten  vor. 
Was  anteilsmässig  auf  die  Zukunft  entfällt,  ist  daher  nach  dem  Prinzip  der 
Erfolgsregulierung  unter  mehreren  Geschäftsjahren  an  sich  als  Aktivum  in  die 
B.  zu  setzen.  Wir  haben  der  Zukunft  zu  gute  kommende  Verwaltungskosten  vor 
uns.  Sie  sind  daher  unseren  früheren^)  Ausführungen  gemäss  als  Aktivum 
auf  Bilanzkonto  zu  bringen. 

c.  Der  gleiche  Effekt  wird  erzielt,  wenn  statt,  dass  diese  der  Znkunft 
anzurechnenden  Verwaltungskosten  ins  Bilanzaktivum  gesetzt  werden,  ein  Bilanz- 
Passivposten  um  den  Betrag  gekürzt  wird,  mit  welchem  jene  Kosten  auf  der 
Bilanzaktivseite  vorzutragen  wären.  Nehmen  wir  an,  von  den  Abschlussko^ten 
einer  Versicherung  zu  12,50  Mk.  fielen  10  Mk.  der  Zukunft  zur  Last  und  es 
stünde  auf  der  Passivseite  ein  Posten  von  30  Mk.,  so  liegt  wirtschaftlich  das- 
selbe Ergebnis  vor,  ob  gebucht  wird: 

Abschlussprovisionskonto     .     .     .     10  |  Passivum 30 

oder: 

Abschlussprovisionskonto    ...       0  |  Passivum 20; 

der  Saldo  beträgt  immer  20. 

»)  Vgl  §  92  II  A. 

*)  So  genannt  nach  dem  Mathematiker  Zülmer, 

•)  Siehe  Rehm  §  11,;  Knappe  109. 

*)  Oben  §  92  II  C  mit  §  89  IV  B  3  Anm. 
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d)  Ist  das  Pafisivum,  an  dem  der  Abzug  erfolgt,  die  für  die  abgeschlossene 
Versicherung  mathematisch  notwendige,  also  die  sog.  volle  Prämienreservey  so 
ediellt»  dass  die  Zillmersche  Methode  der  Prämienreserveberechnung  ihrer  bilanz- 
rechtlichen Natur  nach  unter  den  Begriff  der  Ansetzung  von  Verwaltungskosten 
ab  Vermögenswert»  als  Aktivum  fällt.  M.  a.  W.:  wird  der  privaten  Ver- 
sicherungsuntemehmnng,  Versicherungsaktiengesellschaft  oder  Versicherungsgegen- 
seidgkeitsgesellschaft,  die  Anwendung  der  Zillmerschen  Prämienreserveberechnung 
gestattet,  so  wird  ihr  eine  Abweichung  von  dem  für  Versicherungsaktiengesell- 
?cbaften  und  grössere  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  an  sich  geltendem 
Satz  des  H.G.B.  §  261  Ziff.  4  nachgesehen,  wonach  die  Kosten  der  Errichtung 
und  Verwaltung  nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden  dürfen.  Denn 
es  ist  selbstverständlich,  dass  §  261  Ziff.  4  nicht  so  buchstäblich  eng  aufge- 
fa."5.*t  werden  darf,  als  verböte  er  die  Berücksichtigung  dieser  Kosten  als  positiver 
Vennögenswerte  lediglich  in  der  Form  der  Einsetzung  als  Bilanzaktiva,  nicht 
in  anderen  Formen,  wodurch  sie  rechnerisch  die  Vermögenslage  der  Gesellschaft 
;rün?tiger  erscheinen  lassen.  Das  Verbot  der  Einstellung  als  Bilanzaktivum 
bedeutet  Verbot  der  Berücksichtigung  als  selbständiger  aktiver  Vermögenswert 
überhaupt»  also  auch  in  Form  der  Herabdrückung  eines  BQanzpassivpostens. 
M.  a,  W.:  Pr.V.O,  §  11  statuiert  eine  Ausnahme  von  dem  Satze,  dass  Ver- 
vaUungskosten  als  solche  nicht  als  seJbständge  positive  Vermögenswerte  bewertet 
wenlen  dürfen. 

c)  Nun  liesse  sich  allerdings  noch  denken:  der  Wille  des  Gesetzgebers 
ginge  dahin,  dass,  wenn  die  Abschlusskosten  als  positiver  Vermögenswert  Be- 
rücbichtigung  finden,  diese  Abschlusskosten  nicht  in  die  Tarifprämie,  welche 
der  Versicherungsnehmer  zu  entrichten  hat,  eingerechnet  werden  dürfen.  Allein 
es  ist  so  sehr  die  Regel,  dass  als  Tarifprämie  nicht  die  „reine"  Prämie,  sondern 
die  Nettoprämie  mit  Zuschlägen  für  Verwaltungskosten  erhoben  wird,  dass 
der  Gesetzgeber,  wenn  er  bei  Anwendung  der  Zillmerschen  Prämienreserve- 
berechnungsmethode  eine  solche  Bemessung  der  Prämie  hätte  ausschliessen 
vollen,  dies  hätte  ausdrücklich  hervorheben  müssen.  So  aber  spricht  der  Ge- 
Ätzgeber  in  demselben  §  11,  in  welchem  er  das  Zillmersche  Berechnungssystem 
2iili<«8t,  ohne  alle  Einschränkung  auch  von  der  Statthaftigkeit  von  Zuschlägen 
rar  Nettoprämie.  Der  Geschäftsplan  der  Lebensversicherungsuntemehmung  „habe 
die  Grundsätze  für  die  Berechnung  der  Prämien  imd  Prämienreserven  vollständig 
«lanugtellen,  namentlich  auch  .  .  .  die  Höhe  des  Zuschlags  zur  Nettoprämie 
anzugeben**.  Damit  aber  hat  das  Pr.V.G.  Doppelbewertung  ein  und  desselben 
Gutes,  wenn  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  (12^/2  per  Mille  der  Ver- 
sicherungssumme), gestattet.  Denn  die  Verwaltungskosten  stecken  schon  in  der 
eingenonunenen  Bruttoprämie,  welche  als  Geld,  Wechsel  oder  als  irgend  ein 
anderes  Aktivum  oder  im  Wege  der  Verwendung  zur  Berichtigung  von  Aus- 
gaben als  positiver  Vermögenswert  in  der  Jahresrechnung  erscheint.  Die  Ab- 
«chlusskosten  sind  somit  schon  als  Prämienzuschläge  aktiv  bewertet  und  nun 
werden  sie  es  nochmals  in  Form  Abminderung  eines  Passivpostens.  Und  zwar 
Kt  diese  Doppelbewertung  nicht  bloss  für  die  ersten  Geschäftsjahre  zugelassen, 
^  dass  nur  Doppelbewertung  von  Organisationskosten  vorläge,  sondern  es 
änd  Kosten  der  laufenden^  regelmässigen  Verwaltung,  die  da  doppelt  bewertet 
werden  dürfen.  In  der  Tat  eine  einzigartige,  eine  gefährliche  Ausnahme  von 
dem  sonst  für  notwendig  erachteten  Gläubiger-  und  Versichertenschutz  f 

f)  fjnes  ist  allerdings  jedenfalls  ausgeschlossen:  wendet  eine  Gegenseitig- 
kdtsuntemehmung  bei  Berechnung  der  Prämienreserve  die  Zillmersche  Berech- 
nimgsweise  an,  so  darf  sie  bezüglich  dieser  Kosten,  sofern  sie  aus  im  ersten 
Geschäftsjahre  abgeschlossenen  Versicherungen   herrühren,  nicht  auch   von  der 
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ihr  nach  Pr.V.6.  §  36  Ziff.  3  erteilten  Ermächtigung  Gebrauch  machen,  d.  h. 
diese  Kosten  zu  dem  im  ersten  Geschäftsjahre  entstehenden  Einrichtungsauf- 
wand schkgen,  welchen  sie  als  Aktivum  in  die  B.  einstellen  darf  —  es  wurde 
sonst  eine  dreifache  Bewertung  des  Gutes  „Organisation"  stattfinden  —  ^), 
sondern  die  Unternehmung  hat  nur  die  Wahl  zwischen  dem  einen  und  dem 
anderen  Wege.  Beide  besitzen  ja  die  nämliche  wirtschaftliche  Wirkung.  In 
beiden  Fällen  wird  die  Passivsumme  hcrabgedrückt  und  daher  ein  geringerer 
Betrag  von  Aktiven  durch  die  Passiven  gebunden.  Bei  Beschreiten  des  ersten 
Weges  geschieht  die  Herabdrückung  der  Passivsumme  mittelbar,  bei  Begehen 
des  zweiten  unmittelbar.  Im  ersteren  Falle  lautet  in  unserem  Beispiel  die 
Buchung: 

30 


Geschäftseinrichtung      .     . 
Saldo 

.     .     10 

.     .     20 

Prämienreserve 

im  zweiten: 

Geschäftseinrichtung      .     . 
Saldo 

.     .       0 
,     .     20 

Prämienreserve 

Wird  die  höhere  Prämienreserve  eingesetzt,  so  sind  10  Mk.  zu  ihrer 
Deckung  durch  das  Geschäftsein richtungskonto  im  Aktivum  vorhanden.  Wird 
nur  die  niedrigere  eingestellt,  so  sind  10  Mk.  weniger  Aktiva  zur  Deckung  der 
Prämien reserve  notwendig. 

IV.  A.  Soweit  nicht  Bilanzen  in  Frage  stehen,  die  unter H.G.B.  §  261 
Ziff.  4  oder  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  2  fallen,  gilt  an  sich  die  von  uns  auf- 
gestellte Regel:  die  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  sind  bei 
Vorhandensein  der  entsprechenden  Voraussetzungen  in  verhältnismässigem  Be- 
trage als  reelle  transitorische  Aktiva  in  die  B.  einzusetzen. 

B.  Das  gUt  also  für  alle  übrigen  Gewinn  Verteilungsbilanzen,  somit  für 
die  der  offenen  Handelsgesellschaft,  der  Kommandit-,  der  stillen  GeseUschaft^ 
der  eingetragenen  Genossenschaft,  wenn  wir  uns  auch  dabei  erinnern  müssen, 
dass  das  Gebot  der  §  3  9  f.,  dass  alle  Vermögensgegenstände  auf  Inventar  und 
B.  gebracht  werden,  kein  zwingendes  öffentliches  Recht  darstellt,  also  Abweichungen 
hiervon  privatrechtlich  gültig  sind*).  Das  Genoss.-G.  §  7  Ziff.  3  uberlässt 
er  ja  ausdrücklich  dem  Statut,  die  Grundsätze  über  Bilanzaufstellung  zu  be- 
stimmen. 

C.  Bei  Liquidationsbilanzen  schliesst  im  allgemeinen  Wesen  und  Zweck 
der  Liquidation  Aufnahme  der  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungs- 
kosten in  die  B.  auf.     Hiervon  handelten  wir  schon  §  41  HB. 

V.  Von  der  Frage,  ob  zwischen  Eirichtungs-,  Einrichtungs-  und  Organi- 
sation skosten  Unterschiede  bestehen,  ferner  davon,  was  Verwaltungskosten  be- 
deutet, und  von  dem  Verhältnis  aller  dieser  Kosten  zum  Preise  der  mittelst 
ihrer  angeschafl^n  oder  hergestellten  Gegenstände  ist  erst  in  der  Lehre  von 
der  Bewertung  zu  reden  ^). 


^)  Also,  wenn  wir  bei  unserem  Beispiele  bleiben,  unstatthaft  die  Buchung: 

Geschäftseinrichtungskonto    ...     10  1  Prämienreserve 10 

Saldo  10 10  I 

*)  §  24  X. 

•)  §  172. 
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Die  80ii8tii:e  fStelliuiff  der  Krrichtani^s-,  Einriehtuni^s-  und 
Terwaltiuii:8ko8teii  in  den  Handelsbüchern. 

§  94. 

I.  Art  239  a  Ziff.  2  der  Novelle  zum  alten  H.G.B.  vom  11.  Juni  1870 
und  mit  ihm  sich  völlig  deckend  Art.  185  a  Ziff.  4  des  Aktien-G.  vom  18.  Juli 
1.SS4  bestimmten:  „Die  Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung  dürfen  nicht 
als  Aktiva,  müssen  vielmehr  ihrem  vollen  Betrage  noch  in  der  Jahresrechnung 
als  Ausgabe  erscheinen"^).  Und  im  Anschluss  hieran  lautet  §  13  Ziff.  2  des 
Reichsbankstatuts  vom  21.  Mai  1875:  „Von  den  Kosten  der  Organisation  und 
and  Verwaltung  dürfen  nur  die  Ausgaben  für  die  Herstellung  der  Banknoten 
anf  mehrere  Jahre  verteilt  werden.  Alle  übrigen  Kosten  sind  ihrem  vollen  Be- 
trage nach  in  der  Jahresfiechnung  unter  den  Ausgaben  aufzuführen." 

n.  Die  Bestimmungen  waren  in  dreifacher  Richtung  geeignet,  irre  zu 
fühFen. 

A  Vor  allem  konnte  die  Fassung  dieser  Bestimmungen  die  Meinung  er- 
wecken, dass  die  Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung  für  den  Fall,  dass 
sie  unter  die  Bilanzaktiva  aufgenommen  würden,  überhaupt  oder  wenigstens 
ihrem  vollen  Betrage  nach  in  der  Rechnungsführung  nicht  als  Ausgaben  ver- 
rechnet werden  dürften. 

B.  Dann  konnte  die  Meinung  entstehen,  als  müssten  alle  Kosten,  deren 
Einsetzung  unter  die  Aktiva  unstatthaft  ist,  notwendig  als  Ausgaben  verbucht 
werden. 

C.  Drittens  war  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  betreffenden  Vorschriften 
dahin  aufgefasst  wurden,  als  müssten  die  Organisations-  und  Verwaltungskosten, 
>oweit  sie  als  Ausgaben  zu  verbuchen  seien,  in  der  B.  und  demgeniäss  als 
Bilanzpassiva  verrechnet  werden.  Denn  die  Paragraphen,  in  welchen  die  an- 
gezogenen Vorschriften  stehen,  leiten  sich  mit  den  Worten  ein:  „Für  die  Auf- 
>tellung  der  Bilanz  kommen  die  allgemeinen  Vorschriften  des  Art.  31  (jetzt 
H.G.B.  §  40)  mit  folgenden  Massgaben  zur  Anwendung^)'*;  „für  die  Auf- 
stellung der  Jahresbilanz  sind  folgende  Vorschriften  massgebend"^).  Alle 
übrigen  Ziffern  der  betreffenden  Paragraphen  handeln  aber  zweifellos  voii  un- 
mittelbaren Einschreibungen  in  die  B.  Also  —  konnte  man  schliessen  —  ver- 
äteht  der  Gesetzgeber  auch  unter  Jahresrechnung  nicht  anderes  als  B.;  B.  ist 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  Jahresrechnung.  Kein  Geringerer  als  77*67*)  ist 
z.  B.  diesem  Irrtum  verfallen. 

in.  A.  Zuerst  das  Gesellsch.-G.  vom  20.  April  1892  hat  jenen  irre- 
führenden Nachsatz  beseitigt.  Die  Vorschrift  lautet  jetzt  nur  mehr:  „Die 
Kosten  der  Organisation  und  Verwaltung  dürfen  nicht  als  Aktiva  eingesetzt 
werden"  und  zwar  ist  verdeutlichend  gesagt:  Sie  dürfen  nicht  „als  Aktiva  in 
<lie  Bilanz^  eingesetzt  werden.  In  dieser  Hinsicht  völlig  übereinstimmend 
«hreibt  dami  auch  das  neue  H.G.B.:  „Die  Kosten  der  Errichtung  und  Ver- 
waltung dürfen  nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden". 

B.  Es  steht  somit  nunmehr  fest  durch  den  Satz:  „Errichtungs-  und  Ver- 
waltungskosten dürfen  nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden"  ist 


>)  Ähnlich    Schweiz.  Gblig.-Recht  §  656    Ziff.  1 :    „Gründungs-,  Organisatious- 
ond  VerwaltUDgekosten  sind  in  der  Jahresrechnung  vollständig  als  Ausgabe  zu  buchen". 
*)  Altes  H.G.B.  185  a. 
*)  Beichsbankstatut  §  13. 
*)  Handelfirecht  I  502;  vgl.  Simon  89. 
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1.  nicht  vorgeschrieben  und  nicht  ausgeschlossen,  dass  dieselben  in  die 
B.  als  Passiva  Aufnahme  finden, 

2.  nicht  verboten,   dass   sie  nicht   alle    als  Ausgaben  verrechnet   werden. 

IV.  A.  Für  den  Kenner  der  kaufmännischen  Buchführung  konnte  aller- 
dings auch  schon  bei  der  alten  Fassung  kein  Zweifel  obwalten,  dass  nichts 
anderes  geltendes  Recht  sei.  Da  die  B.  doch  schon  gemäss  des  alten  H.G.B. 
Art.  29  das  Verhältnis  „des  Vermögens  und  der  Schulden"  und  nicht  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  darzustellen  hatte,  konnte  in  Art.  239  a  bezw.  185  a 
unter  Jahresrechnung  unmöglich  die  B.  zu  verstehen  sein,  um  so  weniger,  als 
schon  damals  der  von  den  Aufsichtspflichten  des  Aufsichtsrates  handelnde 
Paragraph^)  neben  den  B.en  die  Jahresrechnungen  besonders  nannte,  indem  er 
vorschrieb:  „Er  (der  Aufsich tsrat)  hat  die  Jahresrechnungen,  die  B.en  und  die 
Vorschläge  zur  Gewinnverteilung  zu  prüfen  .  .  .  ." 

B.  Ausgaben  als  solche  gehören  nach  den  technischen  Prinzipien  der 
Buchführung  nicht  in  die  B.;  Jahresrechnung  in  Art.  289  a  bezw.  185  a  musste 
gemäss  Art.  225  a  bezw.  255  nicht  gerade  Jahresbilanz  bedeuten.  Also  war  zu 
schliessen:  mit  „Jahresrechnung"  meint  das  G.  in  Art  239a  bezw.  185  a  nicht 
die  B.  Hieraus  aber  folgte,  dass  das  „vielmehr"  in  diesen  Artikeln,  „(alle) 
übrigen  Kosten"  im  Reichsbankstatut  als  unverbindliches  Redaktionsversehen, 
als  unverbindlicher  Gesetzesinhalt  zu  erachten  waren,  und  diesen  Standpunkt 
vertrat  auch  die  allgemeine  Auslegung*). 

V.  So  lag  die  Sache  damals  nicht  anders,  wie  dem  Prinzipe  nach  heute: 

A.  Nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  zerfällt  der 
Rechnungsabschluss  oder  die  Jahresrechnung  im  engeren  Sinne  bei  der  doppelten 
Buchführung  in  eine  Übersicht  des  Yermogen&standes  am  Jahresende  und  in 
eine  Übersicht  der  Vermögensveränderungen'),  der  Gewinne  und  Verluste,  die 
seit  dem  Jahresanfänge  eintraten.  Das  eine  ist  die  B.,  das  andere  das  Ge- 
winn- und  Verlustkonto,  oder,  wie  es  das  österreichische  Aktienregulativ  vom 
20.  September  1899  §  49  nennt,  die  Betriebsrechnung. 

B.  Ausgaben  sind  ebenso  wie  Einnahmen  Vermögensveränderungen,  also 
gehören  sie  auf  das  zweite  Übersichts-  oder  Sammelkonto,  die  (Jewinn-  und 
Verlustrechnung.    Ausgaben  sind  Verluste. 

C.  Aber  Ausgaben  sind  doch,  was  Kosten  anlangt,  nur  wirklich  gezahlte 
Kosten.  In  einem  Jahre  entstandene,  aber  noch  nicht  erlegte  'Kosten  sind 
nicht  Ausgaben,  sondern  Schulden.  Noch  nicht  getilgte  Kosten  gehören  daher 
in  die  B.  als  Passiva*),  denn  die  B.  stellt  das  Verhältnis  zwischen  Aktiven- 
und  Schuldenbestand  dar. 

D.  Durch  die  Kosten  werden  die  produktiven  Kräfte,  die  wirtschaftlichen 
Güter  Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung  geschaffen.  Daher  sind  dieselben 
nach  der  Vorschrift,  dass  alle  Vermögensgegenstände  im  Inventar  und  B.  vor- 
zutragen seien,  als  Aktiva  in  die  B.  einzustellen.  Die  Höhe  ihres  Wertes 
entspricht  der  Höhe  der  dafür  entstandenen,  sei  es  schon  gezahlten,  sei  es 
noch  geschuldeten  Kosten.  M.  a.  W.:  sowohl  die  gezahlten  wie  die  geschuldeten 
Errichtungs-  Einrichtungs-  und  Verwaltungskosten  sind  als  Aktiva  zu  bewerten, 
allerdings  nur  so  weit,  als  diese  Kosten  nicht  bereits  in  anderen  Aktiven,  die 
mittelst  ihrer  erzeugt  sind,  stecken  und  nur  so  weit,  als  dieselben  auch  noch  dem 
folgenden  Geschäftsjahre  zu  gut  kommen. 


*)  Jetzt  §  246i;   damals  Art.  225a  (NoveUe  von  1870),  225  (Novelle  von  1884). 

*)  Vgl.  statt  AUer  Bing,  A.  S.  618. 

«)  Siehe  oben  §  59  II  B. 

*)  Simon  89;  Rin<f,  A.  618;  Staub  261,^. 
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Die  gemetmlitihe  Behandluni:  der  Orsaiüsatioiis-  und 
Tenraltuni^Bkosteii  im  Ssterreichiseheii  Recbt. 

§  95. 

I.  In  Osterreich  gilt,  wie  wir  wissen,  für  A.en  noch  unverändert  das 
allgemeine  deutsche  H.6.B.  vom  17.  Dezember  1862.  Es  fehlen  dort  also 
gmndsätadlch  besondere  gesetzliche  Weisungen  über  Bilanzaufstellung  bei  A.en. 
Somit  gilt  hier  an  sich  das^  was  wir  eben  als  das  Wesen  von  Organisataons- 
und  Verwaltungskosten  vortrugen,  auch  für  Gewinnverteilungsbilanzen.  Sie 
sind  in  dem  näheren  beschriebenen  Umfange  aktiv  bilanzfähig. 

n.  Indes  sind  neuerdings  für  bestimmte  Kategorien  von  A.en  und  für 
Versicherungsgesellschaften    auf  Gregenseitigkeit  einschränckende  Bestimmungen 


A.  Die  allgemeinen  und  weitergehenden  Einschränkungen  enthält  das 
AklienregukUiv  vom  20.  September  1899. 

1.  Dasselbe  bestimmt  in  §  51  über  die  Bilanzfähigkeit  der  Qründungs- 
kosten^):  Bei  Errichtung  der  A.  soll  im  Statut  bestimmt  werden  können,  dass 
die  in  demselben  zu  spezialisierenden  Gründungskosten  als  Auslagen  auf  die  ersten 
Geschäftsjahre,  und  zwar  auf  höchstens  fünf  Jahre  verteilt  werden. 

2.  Als  solch  amortisierbare  Gründungsauslagen  dürfen  lediglich  die  baren, 
bei  der  Errichtung  notwendig  zu  bestreitenden  Kosten  einschliesslich  der  aus 
Ankss  der  Gründung  zu  leistenden  öfientlichen  Abgaben  zugelassen  werden. 

3-  Wie  das  ganz^  Regulativ,  so  gilt  auch  dieser  Paragraph  nur  für  A.en, 
welche  Handelsgesellschaften  sind;  von  diesen  aber  wieder  nicht  für  solche,  bei 
welchen  a)  Betrieb  von  Bank-,  Ejedit-  und  Versicherungsgeschäften,  b)  Bau  oder 
Betrieb  von  Bchiffahrtskanälen  oder  von  Eisenbahnen  (einschliesslich  Lokal-, 
Klein-  und  Strassenbahnen),  oder  c)  der  Betrieb  der  Dampfschiffahrt  den  Gegen- 
stand des  Unternehmens  bilden.  Im  allgemeinen  fallen  unter  ihn  also  nur 
die  A.en  der  Industrie  und  des  Handels  im  engeren  Sinne. 

R  Weniger  weit  gehen  die  Einschränkungen  bei  Versicherungsunter- 
nehmungeu. 

1.  Nach  dem  Versichenmgsregulativ  vom  5.  März  1896,  welches  sowohl 
für  Versicherungsaktiengesellschaften,  wie  für  Versicherungsvereine  auf  Gegen- 
seitigkeit gilt,  kann  neu  errichteten  Versicherungsanstalten  gestattet  werden,  die 
nOrganisationskosten  und  Abschlussprovisionen  als  zu  amortisierende  Aktiva  in 
die  B.  einzusetzen*'. 

2.  Die  Amortisierung  der  mit  der  Begründung  der  Gesellschaft  ver- 
bundenen Oi^nisationskosten  hat  längstens  binnen  fünf  Jahren  vom  Zeitpunkte 
der  Konstituierung  an  zu  geschehen ;  die  Amortisation  von  Abschlussprovisionen 
und  damit  die  Einsetzung  solcher  als  Aktiva  ist  zulässig  hinsichtlich  der  „inner- 
halb der  ersten  zehn  Jahre  des  Bestandes  der  Gesellschaft  verausgabten  Ab- 
«chlussprovisionen"  ^).  Die  einzelnen  Abschlussprovisionen  müssen  innerhalb 
einer  Amortisationsdauer  von  je  zehn  Jahren  getilgt  sein.  Diese  Amortisations- 
daua*  ist  entsprechend  herabzusetzen,  wenn  sich  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
die  mittlere  Versicherungsdauer  niedriger  stellt. 

3.  Bei  VersicherungsgeseUschaften  auf  Gegenseitigkeit  darf,  solange  alle 
voigenannten  Amortisationsposten  nicht  vollständig  getilgt  sind,  ein  Überschuss 
überhaupt  nicht  verteilt  werden;   bei  Versicherungsaktiengesellschaften    darf   so 


')  Über  den  Begriff  unten  §  172. 


270    §  d«'>-  I>-  gesetzl.  Behandl.  d.  OrganisationB-  u.  YerwaltungskoBten  i.  osterr.  Recht 

lange  nur  eine  Dividende  von  höchstens  fünf  Prozent  des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals zur  Verteilung  gelangen  ^)- 

4.  Ausdrücklich  ist  noch  bestimmt^):  „Die  ärxiUcJien  Kosten  sind  vollständig 
in  die  Betriebsauslagen  einzustellen  und  hat  daher  eine  Amortisation  derselben  nicht 
stattzufinden,"  d.  h.  kein  Teil  derselben  darf  nach  dem  Schema  des  schon  be- 
zahlten, aber  noch  nicht  in  seiner  vollen  Höhe  verursachten  (schuldigen)  Miet- 
zinses^) als  erfolgregulierendes,  erat  nach  und  nach  zu  amortisierendes,  d.  h. 
als  Betriebsausgabe  abzuschreibendes  Aktivum  eingesetzt  werden. 

III.  Aus  diesem  Spezialbestimmuugen  lässt  sich  nun  folgendes  ableiten. 

A.  Aktien-  wie  Assekuranzregulativ  lassen  Einsetzung  der  Organisatiomi- 
kosten  als  Bilanzaktiva  lediglich  in  beschränkter  Weise  zu.  Nach  dem  Aktien- 
regulativ dürfen  allein  die  „Gründungskosten",  nach  dem  Versicherungsregulativ 
bloss  „die  mit  der  Gründung  der  Unternehmung  verbundenen  Organisations- 
kosten" als  Bilanzaktiva  vorgetnigen  werden.  Nun  sind  die  Kosten  der  ersten 
Einrichtung  gewiss  solche,  welche  späteren  Jahren  zu  gute  kommen.  Wenn 
der  Gesetzgeber  diesen  nur  in  gewissem  Umfange  und  unter  bestimmten  Kautelen 
Bilanzfähigkeit  als  Aktivum  beilegt,  so  ist  hieraus  zu  schliessen,  dass  er  nach 
der  Gründung  entstehenden  Einrichtungs-  und  den  Verwaltungskosten  im 
Sinne  des  neuen  deutschen  H.G.B.  §  261   Bilanzfähigkeit  völlig  abspricht 

B.  1.  In  Erhebung  der  Errichtungskosten  von  Versicherungsuntemeh- 
mungen  zu  transitorischen  oder,  wie  die  österreichischen  Regulative  sagen,  amortisier- 
baren Bilanzaktiven  geht  das  österreichische  Recht  weiter,  als  das  deutsche 
Pr.V.G.  Hiemach  können  für  aktiv  bilanzfähig  nur  erl^lärt  werden  die  Kosten 
der  Errichtung  und  der  Einrichtung  des  ersten  Geschäftsjahres.  Nach  deni 
Assekuranzregulativ  sind  die  Abschlussprovisionen  (Akquisitionsprovisionen)  der 
ersten  zehn  Geschäftsjahre  aktiv  bilanzfähig  und  die  Amortisationsdauer  für  die 
einzelne  als  solch  ein  Aktivum  eingesetzte  Abschlussprovision  beträgt  in  maximo 
nicht  bloss  fünf,  sondern  zehn  Jahre*).  Es  ist  also  der  in  §  93 III  B  2  c 
geschilderten  Bedeutung  der  Abschlussprovisionen  der  ersten  Jahre  für  die 
Konkurrenzfähigkeit  der  Unternehmung  in  stärkerem  Masse  Rechnung  getragen, 
wie  im  deutschen  Recht;  wie  uns  scheinen  will,  sogar  in  einem  Masse,  welche 
die  Gefahr  einer  raschen  äusseren  Entwicklung  auf  Kosten  innerer  Konsoldierung 
mit  sich  zu  bringen  vermag. 

2.  Auch  nur  scheinbar  verbietet  das  österreichische  Versicherungsrecht  die 
Zillmersche  Berechnungsinethode  für  Lebensversicherungprämienreserven.  Versich.- 
Reg.  §  28  Abs.  2  Ziff.  1  c  schreibt  vor:  „Die  Berechnung  der  Prämien reserve 
hat  unverkürzt,  ohne  Einrechnung  der  Abschlussprovisionen,  stattzufinden.'* 
Hiernach  scheint  den  österreichische  Versicherungsanstalten  versagt,  die  zukünftigen 
Geschäftsjahre  in  der  Form  von  Absetzungen  am  vollen  Prämien  reservebetrage 
an  dem  Aufwand  für  Abschlussprovisionen  zu  beteiligen^).  Aber  in  Abs.  4 
führt  §  28  a,  a.  O.  fort:  „In  berücksichtigungswürdigen  Fällen  können  Aus- 
nahmen von  den  Vorschriften  dieses  Paragraphen  zu  dem  Zwecke,  um  einer 
Versichemngsanstalt  die  Möglichkeit  zu  bieten,  sich  diesen  Vorschriften  all- 
mählich anzupassen,  gestattet  werden." 


')  Ver8.-Reg.  §§  21,  22,  33  Ziff.  11. 

«)  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  12. 

')  Oben  §  89  IV  B. 

*)  Ver8.-Reg.  §  21:  „Der  Amortisationsplan  ist  bo  einzurichten,  dafis  die  eiD- 
zelnen,  dem  Amortisationsverfahren  unterworfenen  Abschlussprovisionen  innerhalb  einer 
Amortisationsdauer  von  längstens  je  zehn  Jahren  getilgt  sind."  Vgl.  auch  Beiseh  II 
81  f.  und  208. 

«*)  Über  dies  Verfahren  oben  §  93  III  ß  3. 
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C.  Nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist  es,  aber  zwischen  den  Zeilen 
lädst  es  sich  lesen,  dass  diese  Vorschriften  lediglich  für  Gewinnverteilungsbilanzen 
gelten. 

a)  Die  beiden  Regulative  sprechen  von  Verteilung  der  bilanzfähigen 
Kosten  ^uf  die  ersten  Ge8chäfis]B}iTe^^  ^),  „auf  die  ersten  zehn  Jahre",  auf  „fünf 
Jahre^  vom  Zeitpunkte  der  Konstituierung  an  gerechnet"  ^).  Sie  setzen  also  einen 
regelmässigen  Geschäftsgang,  nicht  Auflösung  und  Liquidationszeit  voraus. 

b)  Hierzu  kommt,  dass  solche  Verteilung  auf  mehrere  Jahre  auch  dem 
Zwecke  der  Liquidation  widerspricht^)  imd  die  beiden  Regulative  überhaupt 
nur  von  der  Jahresbilanz,  dem  jährlichen  Bechnungsabschluss  handeln^),  also 
ihre  Bestimmungen,  soweit  sie  die  Bilanzziehung  betreffen^  unmittelbar  lediglich 
die  Jahresschlussbilanzen  im  Auge  haben. 

IV.  Im  übrigen  ist  zu  beachten,  dass  in  Osterreich  nicht  bloss  für  Ver- 
sichtfungsuntemehmungen '),  sondern  für  alle  A.en  freies  Konzessionssjstem 
besteht*).  Das  Ministerium  des  Innern  kann  daher  Einhaltung  gewisser  Mass- 
luduiien  bei  der  Bilanzaufstellung  zur  Konzessionsauflage  machen  und  es  wird 
dies  jetzt  um  so  mehr  geschehen,  als  das  A.-Beg.  für  die  ihm  unterstehenden 
A.en  in  §  49  die  ausdrückliche  Vorschrift  getroffen  hat,  dass  die  Grundsätze 
über  die  Jahresbilanzaufnahme  im  GesellschtdPtsstatut  zu  bestimmen  seien. 


Die  praktütebe  Bedeutims  ^^^  Terschiedeiieii  recbtliehen 
BelMindIlUfti:  der  Orfindnni^ekoeteii. 

§  96. 

I.  Aus  dem  Bisherigen  erhellt:  bald  dürfen  die  Kosten  der  Errichtung 
der  A  in  die  Jahresbilanz  als  Aktivum  aufgenommen  werden,  wenn  auch  nur 
als  transitorische,  d.  h.  allmählich  zu  tilgende  Post,  teils  ist  ihre  Einsetzung 
anter  die  Aktiva  der  B.  völlig  verboten.  Letztere  ist  die  nur  wenig  durch- 
brochene deutsche  BegeL 

IL  Der  praktische  Unterschied  zwischen  beiden  Behandlungsweisen  der 
EmehUmgskosten  liegt  darin,  dass  die  erste  Art  der  rechtlichen  Behandlung 
der  Grnndungsauslagen  leichter  ermöglicht,  schon  im  ersten  Jahre  mit  Gewinn 
und  dadurch  mit  Dividendenverteilung  abzuschliessen,  was  für  die  Entwicklung 
des  Vertrauens  von  Finanzwelt  und  Publikum  zu  dem  betreffenden  Unter- 
nehmen von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  ist 

A.  Die  Errichtungskosten  einer  A.  sind  meist  sehr  beträchtlich.  Für 
Vedutndlungen,  Prüfungen,  Vermittlungen,  Pläne,  Registrierung,  Drucksachen 
n.  8.  w.  erwachsen  hohe  Auslagen.  Sind  dieselben  von  Geschäftsunkosten- 
oder Gründungskostenkonto  ausschliesslich  auf  Verlust-  und  Gewinnrechnung 
zu  übertragen,  so  führt  dies  nicht  selten  zu  einem  Passivsaldo  dieser  Rechnung 
and  damit  auch  zu  einem  Verlustsaldo  der  ersten  Jahresbilanz. 


')  A-Beg.  §51i. 

•)  VerB.-Beg.  §  21  iv  u.  m. 

•)  Vgl  §  41  II  B. 

*)  A-B^.  §  49u:  „Mit  Schluss  jedes  QeschäftsjaÄrw  .  .  .  muss  ein  Rechnungs- 
•bschlufli  anfseBtellt  weiden,  welcher  aus  der  Betriebsrechnung  . .  .  und  der  B.  zu  be- 
flteheo  hat";  VerB.-Beg.  §31:  „Der  jährliche  Bechnungsabschluss  einer  VerBicherungs- 
•tttah  hat  zQ  bestehen:  1.  aus  der  Betriebsrechnnng,  2.  aus  der  B." 

»)  Ver8.-Reg.  §  1. 

•)  H.G.B.  Art  208;  Canstein  I  476. 
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B.  Der  schädliche  Eindruck  einer  aolchen  wird  vermieden,  wenn  dem 
regelmässigen  Wesen  dieser  Errichtungskosten  entsprechend  dieselben  vom  Er- 
richtungskonto nur  zum  Teil  auf  Verlust-  und  Gewinnrechnung,  im  übrigen  in 
alljährlich  abnehmender  Höhe  als  transitorisches  Aktivum  auf  Bilanzkonto  über- 
tragen, d.  h.  buchtechnisch,  wie  vorausbezahlter  Mietzins^),  behandelt  werden. 

in.  Aber  diese  Fürsorge  für  Erhöhung  des  Vertrauens  in  das  Unter- 
nehmen läuft  leicht  Gefahr,  auf  Kosten  innerer  wirtschaftlicher  Kräftigung  zu 
geschehen.  Nicht  nur,  dass  jene  erste  Verfahrensweise  zur  Verteilung  von 
Gewinn  führt,  welcher  nicht  in  greifbaren  Gütern  vorliegt,  also  nicht  substantiiert 
und  damit  nicht  realisiert  ist;  vor  allem  wird  bei  Anwendung  dieses  Modus  der 
Möglichkeit  Tür  imd  Tor  geöffnet,  durch  wirtschaftliche  Güter,  auch  immatrielle, 
überhaupt  nicht  repräsentierte  Gewinne,  also  fiktive  Dividenden  zu  verteilen. 
Denn,  wie  in  §  36  dargelegt,  entsteht  bei  dieser  Verfahrensweise  die  Gefahr 
der  Doppelbewertung  und  dieser  wollte  der  deutsche  Gesetzgeber  vorbeugen^. 
Nicht  zu  verkennen  ist  auch,  dass  das  Organisationskostenkonto  sich  auch  leicht  zur 
Unterbringung  bedenklicher  Posten  verwenden  lässt,  die  dann  dadurch  der 
Publizität  mehr  entzogen  werden,  weil  dieses  Konto  als  transitorische  Post  nicht 
über  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sondern  unmittelbar  auf  Bilanzkonto  über- 
geht»). 

IV.  Man  hat  gemeint*),  die  Gesellschaften  könnten  das  Verbot  völligen 
Ausschlusses  der  Errichtuugskosten  aus  dem  Bilanzaktivum  dadurch  umgehen, 
dass  sie  zur  Vermeidung  eines  passiven  Abschlusses  der  ersten  B.  diese  Organi- 
sationskosten als  transitorische  Posten  unter  den  Debitoren  verstecken.  Allem 
dann  läge  em  Verstoss  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzwahrheit  vor,  wonach  es 
verboten  ist,  etwas  als  Forderung  zu  bezeichnen,  was  seinem  Wesen  nach 
nicht  Forderung  ist.     Die  Post  müsste  als  Organisationskonto  aufgeführt  werden. 


II.  Das  Disagio  bei  Ausgabe  von 
Teilschuldverschreibungen. 

1.  Die  einseitii:  recbtlicb-wirtscbaflliche  Konstraktioia  der 
Natur  des  Emissionsdisai^ios  (soi^.  H^cbnldtbeorie). 

§  97. 

I.  A.  Zahlreiche  A.en  geben  verzinsliche  Obligationen  aus:  industrielle, 
Bergwerks-  und  Schifiahrtsgesellschaften  —  dann  heissen  sie  gewöhnlich  Partial- 
obligationen — ;  Eisen  bahnuntemehmungen  —  dann  pflegt  man  wohl  von 
Prioritatsobligationen  zu  reden  —  und  vor  allem  Hypothekenbanken:  ihre 
Teilschuldverschreibungen  sind  die  Pfandbriefe,  Kommunal-  und  Kleinbabn- 
obligationen^). 

')  §  89  IV  B. 

')  Wenn  in  der  Begründung  zur  Novelle  von  1884  auch  noch  gesagt  ist,  das 
Verbot  der  Einsetzung  der  Organisations-  und  Yerwaltungskosten  rechtfertige  sich  auch 
dadurch,  dass  kein  Reingewinn  vorhanden  sei,  bevor  die  Kosten  gedeckt  seien,  die  zur 
Erzeugung  desselben  notwendig  sind,  so  ist  dies  ans  dem  Grunde  unbehelflich,  weil 
zur  Erzeugung  des  in  dem  einzelnen  (Geschäftsjahr  im  Sinne  kaufmännischer  An> 
schauung  „veäienten<<  Reingewinns  die  Kosten  nicht  notwendig  sind,  bei  weldien  der 
aus  ihnen  entspringende  Vorteil  erst  späteren  Jahren  zu  gute  kommt 

»)  Beisch  II  82  und  I  128. 

•)  Ebenda  II  82. 

»)  Beisch  II  117;  deutsches  Hyp.B.G.  §§  41,  42. 
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B.  Bleibt  der  2iiiisfuss,  den  die  Institute  versprechen^  hinter  dem  der- 
maügen  allgemeinen  Zinsfuss  des  Geldmarktes  zurück,  so  ist  die  Nachfrage 
nach  solchen  Obligationen  geringer  und  die  Unternehmungen  bringen  ihre 
Schuldverschreibungen  demgemäss  nur  unter  pari  unter,  d.  h.  der  Emissionskurs 
bt  dann  niedriger,  als  der  Rückzahlungskurs.  Der  Unterschied  zwischen  Be- 
^hungs-  und  Rückzahlungspreis  bildet  das  sog.  Emissionsdisagio, 

n.  Welche  Behandlung  diesem  Disagio  in  der  B.  zuzukommen  habe,  ist 
lebhaft  bestritten.  Wirtschaftliche,  rechtliche,  buchführungstechnische  Gesichts- 
punkte sind  dabei  in  Berücksichtigung  zu  ziehen;  aber  das  ist  eben  die  Frage, 
wt»Ichen  von  diesen  drei  Gesichtspunkten  die  ausschlaggebende  Bedeutung 
ywohnt 

III.  Angesichts  der  hütaizrechtlichen  Vorschriften  des  H.G.B.  ist  man 
leicht  geneigt,  rechtlichwirtschaftliche  Gesichtspunkte  in  den  Vordergrund  zu  stellen. 

A.  Die  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  ist,  wie  wirtschaftlich,  so 
auch  kurz  gesagt  juristisch  Verkauf  einer  Forderung  gegen  sich  selbst.  Wir 
^rten  dies  schon  in  §  76  dar  und  das  Hyp.B.G.  (§  26  und  25)  bestätigt  es. 
Da>«*?lbe  spricht  von  „Mehrer/oit",  wenn  die  Begebung  der  Pfandbriefe  zu  einem 
Üherparikurse  geschieht^  von  „Minderer/ös^',  wenn  die  Pfandbriefe  unter  dem 
Nennwerte  ausgegeben  werden.  Was  also  begründet  wird,  ist  eine  Schuld,  eine 
Röckzahlungsschuld. 

B.  1.  Schulden  sind  aber  —  so  wird  mau  bei  Voranstellung  recht' 
licher  Gesichtspunkte  schliessen  —  zufolge  des  in  dieser  Hinsicht  un- 
verändert auch  für  alle  Handelsgesellschaften  geltenden  §  40  des  H.G.B.  nach 
Ihrem  g^nwärtigen  Werte  anzusetzen,  nicht  niedriger,  aber  auch  nicht  höher. 
Ttilschuldverschreibungen  sind  nicht  sofort  fällig,  sondern  immer  erst  nach 
einer  Reihe  von  Jahren  rückzahlbar,  verkörpern  daher  betagte  Verbindlichkeiten. 
Das  Versprechen,  100  zurückzuzahlen,  besitzt  demzufolge  zur  Zeit  der  Begebung 
nicht  den  Wert  100,  sondern  sein  gegenwärtiger  Wert  beträgt,  wenn  die 
Obligation  zu  94  begeben  wurde,  94.  94  war  ihr  Verkaufspreis.  94  ging  als 
Aktivwert  dafür  ein.  Mangels  besonderer  Buchfühmngsregein  *)  darf  vom  wirt- 
-ohafdichrechtlichen  Standpunkte  aus  die  Schuld  nicht  höher  und  nicht  niedriger 
lx'mts:ien  werden.     Wir  buchen  also  in  der  B.: 

Aktiva                                                        Passiva 
Kashü 94  I  Schulden 94. 

2.  Der  Obligationsschuldner  hat  noch  ein  anderes  Schuldversprechen  ab- 
gn.'eben,  jährlich  vom  Nennwert  seiner  Kapitalschuld  S^/j  Prozent  Zins  zu 
M-tcn.  Aber  diese  Zinsverbindlichkeit  wird  nicht  gebucht,  weil  ihr  gleichmässig 
al'  Gegenwert  der  Anspruch  auf  NichtZurückzahlung  des  Kapitals  vor  dem 
nach  dem  Amortisationsplan  vorgesehenen  Zeitpunkte,  also  der  Anspruch  auf 
Kapitalnutzung  gegenübersteht     Zins  ist  Vergütung  für  Kapitalnutzung. 

C.  Aber  der  Wert  der  Rückzahlungs Verbindlichkeit  steigt  allmählich. 

1.  Das  Rückzahlungs  versprechen  auf  100  ist  im  Begehungsjahre  rechtlich 
eDL<*tanden.  Es  ist  damit  der  Rechtsgrund  zu  einer  Ausgabe  von  0  erwachsen, 
welcher  keine  Einnahme  gegenübersteht.  Denn  der  Obligationsschuldner  ver- 
^pricht  100  zu  zahlen,  obwohl  er  nur  94  erhielt.  Somit  ist  der  Grund  zu 
einem  xiffemmässigen  Verlust  von  6  gelegt*). 

')  S.  aber  §  180. 

^)  In  diesem  Sinne  kann  der  im  Beichsanzeiger  vom  26.  Mai  1898  Nr.  123, 
erete  Beilage,  veröffentlichte  Entwurf  §  22  von  bei  der  Ausgabe  von  Hypothekenpfand- 
briefen „entstandenen  KvaBverlusten*\  das  geltende  Hyp.B.G.  §§  25  und  26  von  bei 
Begebung  von  Pfandbriefen  unter  pari  sich  ergebendem  Minderer^d«  sprceheD. 

KebB.  Die  Bilanseii  der  AktiengeiielliichAften.  ^^ 
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Grewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
An  Obligationeneinlösungskonto      0,2 5 1 

und  das  neue  Schlussbtlanzkonto  lautet  auf  Grund  Abschlusses  des  Obligationen- 
einlosungskontos  mit  Bilanzkonto: 

An  Bilanzkonto 98,20  |  Per  Kassakonto 97,95 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto      0,25 

f olgendemiassen : 

Bilanzkonto 

An  Kassakonto 97,95  |  Per  Obligationeneinlösungskonto  98,20. 

d)  Indes  brauchen  selbstverständlich  nicht  jährlich  25  Pfg.  dem  Gewinn- 
und  Verlustkonto  als  Ausgabe  angelastet  zu  wenlen.  Nehmen  wir,  wie  bdm 
Begebungskurs  von  98,95  vorausgesetzt^  an,  dass  die  Obligati^n  nach  10  Jahren 
einzulösen  ist,  so  würden,  wenn  jedes  Jahr  25  Pfg.  der  Grewinn-  und  Veriust- 
r(H;hnung  zu  Last  geschrieben  würden,  nicht  bloss,  wie  nötig,  2,05,  sondern 
2,50  Mk.  zur  Rückzahlung  der  Disagiosumme  verfügbar  sein.  Somit  ist  eine 
dauernd  gleichmässige  Zuschreibung  von  je  25  Pfg.  zu  viel.  Es  muss  beachtet 
werden,  dass  die  jährlichen  Bereitstellungen  verzinslich  anzulegen  sind.  Dazu 
noch  den  Zinseszins  berücksichtigt,  machen  die  jährlichen  Belastungen  des  Ge- 
winn- und  Verlustkontos  0,17  +  ^'^^  +  0,19  -f  0,19  -f  0,20  +  0,21 
-|-  0,22  -|-  0,22  +  0,23  -f-  0,24  =  2,05  Mk.  aus.  Um  es  in  Kontenform 
darzulegen:  am  Schlüsse  des  ersten  Jahres  lautet  die  B.: 

An  Kassakonto 97,95  |  Per  Obligationeneinlösungskonto  98,12, 

am  Schlüsse  des  fünften: 

97,95  I  98,88. 

e)  a)  Aber  auch  für  B.en  der  Vermögensverteilung  ergibt  sich  dasselbe 
Resultat.  Hier  folgt  es  nicht  aus  dem  wirtschaftlichen  Prinzip  der  Erfolgs- 
regulierung, sondern  aus  dem  positivrechtlichen  Grundsatze,  dass  Schulden  nach 
ihrem  jeweQigen  EfTektivwerte  anzusetzen  sind. 

ß)  Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  um  eine  unverzinsliche  betagte 
Schuld  (von  2,05  Mk.).  Solche  Schulden  werden  aber  nach  den  Grundsätzen 
rein  wirtschaftlicher  Bewertungsprinzipien,  wie  wir  noch  sehen  werden^),  unter 
Abzug  des  Zwischenzinses  bewertet.  Also  beträgt  auch  hier  die  Schuld  am 
Ende  des  ersten  Jahres  nur  17  Pf.  und  steigt  wie  oben. 

Noch  ist  zu  verfolgen,  wie  diese  in  erster  Linie  rechtliche  Konstruktion 
in  Einklang  mit  der  tatsächlich  üblichen  Buchung  gebracht  zu  werden  vermag. 


Die  Konsequensen  der  einseitii:  reebtlich-wIrtsehiiltlieheB 

KonBtmktion. 

§  98. 

I.  Ausweislich  der  bislierigen  Ausführung  bildet  das  Emission scfwo^  der 
Teilschuldverschreibungen  keinen  selbständigen  Bilanzposten.    Es  stellt  nur  ein 

')  S.  §  180  mit  §  176. 
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ElmerU  in  der  Wertbesiimmung  der  ObligationenfÜck»ahlung88chldd  dar 
{Sckuldiheorie).  Nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  —  werden 
wir  weiter  sagen  —  ist  es  üblich,  die  Obligationenschulden  in  der  Buchführung, 
also  auch  in  der  B.,  soweit  sie  als  Passiva  in  Betracht  kommen,  mit  ihrem 
Nennwert  auszuweisen. 

IL  Dies  wirkt  notwendig  auf  die  buchmässige  Stellung  des  Emissions- 
disagios zurück.  Es  wird  zu  einem  selbständigen  Posten,  insbesondere  zu 
einem  selbständigen  Bilanzposten.  Wir  haben  nach  Ausgabe  der  Obligation  zu 
bachen : 

Obligationeneinlösungskonto 


An  Bilanzkonto 100 


Per  Kassakonto 97,95 

Per  Disagiokonto       ....       2,05 


Disagiokonto 

An  Obligationeneinlösungskonto    2,05  {  Per  Bilanzkonto 2,05 

und  am  Jahresschluss: 

Disagiokonto 


An  Obligationeneinlösungskonto    2,05 


Per  Gewinn-  und  Verlustkonto       0,17 
Per  Bilanzkonto 1,88 


Bilanzkonto 

An  Kassa 97,95      Per  Obligationenkonto  .     .     .       100. 

An  Disagio 1,88 

in.  A.  An  der  materiellen  Natur  des  Emissionsdisagios  —  werden  wir 
schliessen  —  wird  dadurch  nichts  geändert.  Es  bleibt  Bewertung  einer  Rilck- 
zahlufigsverbindlichkeit,  Bewertung  desjenigen  Teils  der  auf  eine  Teilschuld- 
verschreibung zu  leistenden  Rückzahlung^  welcher  über  den  Begebungspreis 
himusgehi,  also  Beiüeriung  eines  reellen  Passivums,  eines  Schuldpostens,  Denn 
ob  wir  am  Ende  des  ersten  Jahres  im  Bilanzkonto  buchen: 

Bilanz 

An  Kassakonto 97,95  |  Per  Obligationeneinlösungskonto  98,12 

oder  ob  wir  für  den  gleichen  Zeitpunkt  im  Bilanzkonto  schreiben; 

Bilanz 

An  Kassa 97,95      Per  Obligationeneinlösungskonto     100, 

An  Disagio 1,88 

ist  gleichgültig,  denn  100  — 1,88  macht  98,12,  gibt  also  den   Wert  der  Rück- 
zaUungsschuld  wieder. 

B.  Diese  Rückzahlungsschuld  lässt  sich  in  ihrer  ursprünglichen  Form 
—  aber  lediglich  zwecks  Veranschaulichung  ihrer  Elemente  ist  dies  statthaft  — 
auf  der  Passivseite  auch  in  zwei  Posten  zerlegen,  in  die  Rückzahlungsgrund- 
und  in  die  Rückzahlungszusatzschuld: 

Bilanz 
97,95      97,94 
0,17. 

Vergröbern  wir  diese  Form,  indem  wir  den  Begebungskurs  auf  94,  die 
jahrliche  Steigerung  auf  1  Mk.,  die  Rückzahlungsfrist  auf  6  Jahre  festsetzen, 
«)  ist  es  gleichbedeutend,  ob  wir  buchen: 
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94 

94 
1 


oder  %, 
oder  5 


100 
100 


94 
2 

94 
3 


oder  4 
oder  3 


100 
100, 


denn  um  es  in  eine  Reihe  zusammenzustellen,   es  ist  dai^selbe,  ob  wir  nachein- 
ander schreiben: 


94 
95 
96 
97 
98 
99 
100 


oder 


6 
5 
4 
3 
2 
1 
0 


100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 


94 
95 
96 
97 
98 
99 
100. 


C.  1.  Ist  dies  alles  richtig,  bedeutet  die  zweite  Art  der  Buchung  nichts  anderem, 
als  die  erste,  so  folgt  —  werden  wir  weiter  schliessen  — ,  dass  der  Disagio- 
posten  im  Bilanzaktivum,  wie  er  bei  der  zweiten  Buchungsweise  erscheint,  dort- 
selbst  nur  rechnungsmässigen  Charakter  besitzen,  nur  ein  rechnungsmässiges, 
kein  reelles  Aktivum  darstellen  kann.  Denn  dann  muss  die  whischaftliche 
Bedeutung  des  Disagios  dieselbe  geblieben  sein.  Es  muss  der  Bewertung  eines 
reellen  Schuldpostens  dienen. 

2.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  ist  der  selbständige  Aktivposten  „Disagio" 
eine  rechnungsmässigc  Aktivantixipation  und  ein  aktiver   Wertbenchtigungskotito. 

a)  a)  Die  Obligationeneinlösungsschuld  ist  schon  im  ersten  Jahre  auf  100 
gewertet.  Würde  kein  Gegenposten  eingesetzt,  so  hätte  das  erste  Jahr  die 
ganze  Rückzahlungsverbindlichkeit,  soweit  sie  den  Begebuugserlös  übersteigt 
(2,05  Mk.),  zu  tragen,  obwohl  der  Vorteil  aus  dieser  höheren  Rückzahlungt^ 
schuld  auch  den  späteren  Jahren  zu  gute  kommt.  Daher  wird  der  negative 
Erfolg,  die  Ausgabe  für  die  höhere  Rückzahlung,  der  hieraus  entstehende  rech- 
nerische Verlust  zum  Teil  auf  die  Nachjahre  „übertragen'^  und  so  die  Aus- 
gabelast  auf  mehrere  Jahre  verteilt,  der  Erfolg  reguliert  Es  geschieht  durch 
Einsetzung  eines  die  Höhe  der  Übertragung  (2,05  —  17  =  1,88)  zum  Aus- 
dnick  bringenden  Übertragungskontos.  Weil  der  Posten,  von  dem  zu  über- 
tragen ist  (100  —  1,88),  auf  der  Passivseite  steht,  muss  das  übertragende^  das 
Erfolgregulierungskonto  auf  die  entgegengesetzte  Seite  zu  stehen  kommen,  ein 
Aktivposten  sein. 

ß)  Einen  Vermögensgegenstand  stellt  dieser  Posten  nicht  dar.  In  Sachen, 
d.  h.  körperlichen  Gegenständen,  Geldstücken  u.  dgl.  besteht  er  nicht  Was 
er  repräsentieren  könnte,  wäre  lediglich  eine  Forderung  oder  ein  nur  tatsäch- 
liches immaterielles  wirtschaftliches  Gut 

ad)  Eine  Forderung  im  bilanzrechtlichen  Sinne  hat  das  Obligationen  au;-- 
gebende  Unternehmen  gegen  den  Käufer  seiner  Schuldverschreibungen  nach 
Ijeistung  des  Kaufpreises  nicht  mehr.  Eine  Forderung  im  weiteren  Sinne  steht 
ihm  noch  zu,  der  Anspruch  auf  Nichtgeltendmachung  der  Einlösungspfiicht  vor 
Ablauf  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren,  also  auf  länger  währende  Überlassung 
der  Nutzung  eines  Kapitals  im  Betrage  von  97,95  Mk.^).  Allein  dieser  An- 
spruch auf  Kapitalsnutzung  kann  nach  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buch- 
führung nur  bewertet  werden,  wenn  er  unter  Aufwendungen  erworben  wurde'). 


0  S.  schon  §  97  HI  B. 
*)  §  70. 
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Aufwendungen  hat  die  Unternehmung  dafür  nicht  gemacht»  sondern  lediglich 
eine  Verbindlichkeit  zu  jährlicher  Zinszahlung  dafür  eingegangen.  Obligatorischer 
Anspruch  und  gegenüberstehende  Schuld  werden  aber  lediglich  gebucht,  wenn 
sie  sich  nicht  im  Werte  gleichkommen^).  Hier  stehen  sie  sich  im  Werte  gleich. 
Das  emittierende  Institut  verspricht  3,50  Mk.  für  Überlassung  der  Nutzung 
von  97,95  Mk.     Dies  ist  also  der  Wert  des  Überlassungsanspruches. 

ßßj  Man  könnte  auch  unmittelbar  die  Kapitalnutzung  als  das  immaterielle 
irirtechaftliche  Gut  ansehen  wollen,  welches  im  Disagioposten  bewertet  ist.  Das 
Disagio  stellt  den  Wert  der  Kapitalnutzung  dar,  den  Wert,  welchen  die  Kapital- 
nutzung über  die  Höhe  des  kapitalisierten  Zinsversprechens  hinaus  hat  Aber 
solche  Auffassung  widerspricht  der  Intention  der  Parteien,  der  kaufmännischen 
Anschauung,  aus  der  heraus  doch  kaufmännische  Verhältnisse  zu  beurteilen 
gnd.  Disagio  heisst  Unbequemlichkeit,  Nachteil,  Verlust  Ein  Verlust  will 
ak)  mit  dem  Disagio  bewertet  sein.  Verlust,  Vermögensminderung  ist  eine 
Räckzahlungsschuld.  Diese  ist  im  Disagioposten  mitbewertet.  Schuld  ist  aber 
reelles  Pasfiivum.  Also  vermag  das  Disagiokonto  im  Aktivum  nur  ein  rechnüngs- 
mäv'^ges  Soll  darzustellen. 

b)  Kürzer  ist  die  Begründung  zu  geben,  dass  das  Disagioaktivum  nur 
ein  Korrektur-,  ein  Wertberichtigungs-,  ein  Bewertungskonto*)  darstellt  Der 
Scholdpoeten :  Schuldverschreibungseinlösungsschuld  ist  mit  100  über  den  gegen- 
wärtigen Wert  angesetzt  Das  Disagiokonto  korrigiert  die  Wertansetzung  und 
besitzt  somit  lediglich  rechnungsmässige  Bedeutung. 


Die  Vertreter  der  einseitig  reehtlich-wirtBeliaftlicIien 
Konstruktion  des  Disagios. 

§  99. 

I.  Die  vorstehend  dargelegte  Auffassung  liegt  der  heute  wohl  herrschenden 
K-sagiotheorie,  der  Disagiotheorie  Simons  zu  Grunde.  Aus  nachfolgenden 
Sätzen  geht  dies  hervor.  Simon  schreibt:  „Es  würde  für  die  Aktiengesellschaft 
nicht  nur  unbillig,  sondern  unrichtig  sein,  wenn  man  von  ihr  die  alsbaldige 
EinsteUung  des  Rückzahlungsbetrages  in  die  Passiven  verlangen  wollte."  .  .  . 
,4n  dem  Augenblick  der  Aufnahme  der  Obligationen  ist  die  Schuld  der  Gesell- 
jichaft  (nur)  der  erzielte  Erlös;  der  Wert  des  Passivums  wächst  .  .  .  allmählich 
beza  dem  Nennbetrag**').  „Der  Unterschied  zwischen  dem  Werte,  mit  welchem 
für  eine  Gesellschaft  die  von  ihr  ausgegebenen  Obligationen  in  Betracht  kommen, 
uml  dem  Nennbetrage  derselben  kann  in  der  B.  in  verschiedener  Weise  zum 
AcLidruck  gebracht  werden.  Entweder  wird  dieser  Unterschied  unmittelbar  bei 
dem  Wertansatz  zum  Ausdruck  gebracht,  so  dass  Obligationen  nicht  zu  ihrem 
Neonbetrage,  sondern  dem  rechnerisch  ermittelten  Wert  derselben  ausgeworfen 
werden.     Oder  es  wird  zwar  der  Nennbetrag    in   die  Passivseite  gesetzt,   jener 

Unterschied  aber  durch  ein  hesondereBBewertungskontx)  zum  Ausdruck  gebracht" 

.•Das  Disagiokonto  ist  ein  Bewertungskonto;  es  ist  dazu  bestimmt,  den  Wert 
einer  Schuld,  welche  deren  Nennbetrag  nicht  erreicht,  zum  Ausdruck  zu  bringen. 
Da  die  Schuld  auf  der  Passivseite  steht,  gehört  das  Disagiokonto  auf  die  Aktiv- 
seite«*). 

')  §§  78  n  2  b;  90  1. 
•)§§65f. 
•)  S.  430. 
•)  a  435f. 
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II.  Aber  die  Theorie  Simons  weist  doch  eine  wesentliche  Abweichung  auf. 

A.  Wohl  beträgt  die  Schuld  der  emittierenden  Gesellschaft  zur  Zeit  der 
Aufnahme  der  Obligation  nach  Simon  nicht  mehr  als  den  erzielten  Erlös,  aber 
was  die  Gesellschaft  darüber  hinaus  schuldig  wird,  ist  ihm  nicht  ein  Bestandteil 
der  Rückzahlungspflicht,  sondern  Gegenstand  einer  besonderen  Verbindlidtkeit, 
einer  Zinsverbindlichkeit  in  Form  eines  Kapitalzuschlages.  Der  Untereebied 
zwischen  dem  Ausgabe-  und  Einlösungsbetrag  sei  materiell  (d.  h.  wirtschaftlich) 
Zins,  ein  Teil  der  Vergütung  für  die  Kapitalnutzung,  der  Teil,  welcher  nicht 
in  jährlich  wiederkehrenden  Leistungen,  sondern  in  Form  eines  Kapitalzuschlages 
erst  bei  Rückzahlung  der  Obligation  zu  vei^ten  sei*).  Das  Disagio  stellt  ge- 
schiddeten  Kapitalxins  dar  und  ist  deshalb  reelle  Passivpost,  die  aber  auch  als 
(nur)  rechnungsmässiges  ^A;/tt;konto,  als  sog.  aktives  Bewertungskonto  gebucht 
zu  werden  vermag*). 

B.  1.  Allein  wäre  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Disagios  eine  Zins- 
verbindlichkeit, so  müsste  sie  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buch- 
führung als  solche,  d.  h.  als  eine  selbständige  Verbindlichkeit  neben  der  Ein- 
lösungspflicht im  Bilanzpassivum  eine  Stelle  finden.  Dies  ist  aber  nicht  der  FalL 

2.  Ähnlichkeit  mit  einer  Zinsverbindlichkeit  liegt  vor.  Das  Disagio  hat 
dieselbe  wirtschaftliche  Wirkung,  wie  Zins,  und  wird,  wie  Zins,  berechnet;  aber 
darum  ist  es  nicht  schon  Zins,  wie  nicht  rechtlich,  so  auch  nicht  wirtschaftlich. 

a)  a)  Eingeräumt  werden  muss :  der  Obligationsschuldner  verspricht  mehr 
Kapital  zurückzuzahlen,  als  er  erhielt,  weU  er  weniger  Zins  zahlen  muss,  aL: 
dem  allgemeinen  Geldmarkt  entspricht.  Insofern  tritt  dieselbe  wirtschaftliche 
Wirkung  ein,  wie  wenn  er  höheren  Zins  entrichten  müsste.  Seine  höhere 
Rückzahlungsschuld  charakterisiert  sich  als  wirtschaftlicher  Ersatz  höherer  Zins- 
leistung.     Aber  darum  stellt  sie  nicht  selbst  zum  Teil  ein  Zinsversprechen  dar. 

ß)  Die  kaufmännische  Anschauung  erblickt  den  Verlust^  das  Disagio, 
nicht  darin,  dass  der  Kaufmann  mehr  Zins  —  einen  „Zuschlag**  zum  ordent- 
lichen Zins  (von  3  ^/g)  — ,  sondern  darin,  dass  er  mehr  Kapital^  als  er  erhielt, 
zahlen  muss.  Das  Disagio  wird  als  eine  Mindereinnahme  an  Kapital,  nicht 
als  eine  Mehrausgabe  an  Zins  angesehen.  Die  Vorstellung  ist:  der  Kiiufmann 
empfängt  bei  Ausgabe  unter  pari  der  wirtschaftlichen  Wirkung  nach  an  K^ital 
weniger,  als  er  an  Kapital  zurückzuzahlen  hat,  nicht:  er  hat  höheren  Zins^  al:^ 
den  ausdrücklich  verbrieften,  zu  leisten.  Dieser  Einbusse  an  Kapital  soll  der 
Disagioposten  Ausdruck  geben.  Jeder  Gedanke,  dass  darin  eine  Zinsverbind- 
lichkeit, eine  Vergütung  für  Kapitalnutzimg  bewertet  werde,  fehlt. 

y)  Wohl  spielt  auch  die  Zinsvorstellung  in  das  Begebungs-  und  Rück- 
zahlungsgeschäft als  ein  Ganzes  herein.  Aber  so  weit  es  der  Fall  istj  betrifft 
dies  nicht  das  Disagiokonto.  Die  Meinung  schwebt  den  Beteiligten  vor,  da•^^ 
der  Obligationsschuldner  Zins  für  einen  höheren  Kapitalbetrag,  als  er  erhielt 
(für  100  statt  für  97,95),  entrichtet. 

b)  Auch  darum  kann  dem  Kapitalzuschlage  nicht  Zinscharakter  beigelegt 
werden,  weil  seine  jeweilige  Höhe  und  Zunahme  unter  Anwendung  der  Methode 
der  Zwischenzinsberechnung,  nach  Art  der  Zinsberechnung  festgestellt  wiril. 
Die  Höhe  der  noch  nicht  fälligen  Wechselverbindlichkeit  wird  ebenfalls  in  dieser 
Weise  berechnet  und  doch  ist  sie  keine  Zinsenschuld.  Die  Zinseszinsrechnung 
wird  eben  bei  aller  Terminrechnung  ^),  d.  h.  in  allen  Fällen  angewandt,  wo 
die  Frage  entweder  ist,  auf  welche  Höhe  wird  sich  der  Betrag  von  a  (10)  Mk. 

*)  ö.  430.    Dazu  8.  443:  „Eine  besondere  Art  der  Zinsvergütunff". 
«)  S.  435. 

')  Cantor,  Politische  Arithmetik  oder  die  Arithmetik  des  täglichen  Lebens. 
1890.    40. 
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in  X  (15)  Jahren  belaufen,  oder  wie  viel  Kapital  muss  ich  heute  verzinslich 
anlegen,  wenn  ich  in  x  Jahren  a  Mk.  zur  Verfügung  haben  will. 

3i  Völlig  aber  tritt  der  Fehler  der  Simonschen  Konstruktion  in  Er- 
echeinoiig,  wenn  wir  die  Buchung  derselben  formell  durchführen. 

a)  a)  Was  die  Konstruktion  Simons  fordert,  das  ist  ein  strenges  Fest- 
halten daran,  dass  das  Disagio  mit  der  zurückzuzahlenden  Kapitalschuld  gar 
nicht«»  zu  tun  hat.  Disagio  ist  hiernach  Zm^chuld  (wenn  auch  kapitalisierte), 
also  gesondert  zu  buchen.  Im  Passivum  müssen  zwei  Schuldposten  stehen. 
Eine  £inrechnung  des  Disagios  in  die  Hauptschuld  verstösst  gegen  das  Prinzip 
der  Bilanzklarheit.     Wir   haben  am  Schlüsse   des  ersten  Zinsjahres  zu  buchen: 

Bilanzkonto 

Obligationenschuld  ....     97,95 

Disagioschuld 0,17, 

am  Ende,  des  zehnten  Jahres: 

Bilanzkonto 

Obligationenschuld  .     .     .     .     97,95 
Disagioschuld 2,05. 

ß)  Über  diese  Trennung  sich  hinwegsetzen,  heisst  die  Konstruktion  nicht 
fol^richtig  durchführen.  Simon  lässt  nicht  mit  wünschenswerter  Deutlichkeit 
erkennen,  ob  er  die  Notwendigkeit  solcher  Trennung  beachtet.  Seine  Aus- 
führungen lassen  eher  das  Gegenteil  annehmen.  Er  spricht  von  „dem"  Passivum, 
(\üs  für  die  Gesellschaft  aus  der  Obligationenausgabe  erwächst;  „In  dem  Augen- 
blick der  Obligationsaufnahme  ist  die  Schuld  der  Gesellschaft  der  erzielte  Erlös ; 
der  Wert  des  Passivums  wächst  dann  allmählich  bis  auf  den  Nennbetrag  durch 
Zuschlag  derjenigen  Zinsen,  welche  erst  bei  Rückzahlung  der  Obligation  in  Form 
eines  Kapitalzuschlages  vergütet  werden,  bis  schliesslich  bei  der  Fälligkeit  der 
Obligation  der  Wert  mit  dem  Rückzahlungsbetrage  übereinstinunt"  ^). 

ß)  Diese  Ausführung  spricht  doch  viel  mehr  dafür,  dass  Simon  unter 
Kapitalzuschlag  nicht  einen  kapitalisierten,  aber  selbständigen  Zinszuschlag, 
-andern  vielmehr  einen  Zuschlag  zum  Kapital,  d.  h.  zur  Rückzahlungsschuld 
sieht  Bei  folgerichtiger  Durchführung  der  Simonschen  Lehre  bleibt  die  Rück- 
zahlungsechuld  in  dem  ganzen  Zeitraum  bis  zur  Rückzahlung  auf  dem  Werte 
von  97,95.  Was  steigt,  ist  die  daneben  bestehende  besondere  Vergütungsschuld 
von  anfänglich  0,17  Mk.  Allein  Simon  scheint  schon  am  Ende  des  ersten 
Jahres  buchen  zu  wollen: 

Bilanzkonto 

I  Obligationenschuld   .     .     .     .     98,12, 

denn  er  sagt^  das  Disagio  könne  so  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  dass  die 
Obli^tion  nicht  zu  ihrem  Nennbetrage,  sondern  zu  ihrem  rechnerisch  ermittelten 
Jinll  sagen:  jeweils  effektiven)  Werte  ausgeworfen  wird^). 

b)  Noch  stärker  tritt  der  Gegensatz  zwischen  Konstruktion  und  Buchung 
hervor,  wenn  wir  die  Simonsche  Auffassung  von  einer  Anfangsbewertung  der 
Ruokzahlungsschuld  zu  100  aus  buchtechnisch  darstellen. 

a)  Bei  konsequenter  Durchführung  der  Simonschen  Theorie  kann  die 
Art  der  Buchung   der  Zinsschuld   von  dieser  anderen  Bewertung  des  Haupt- 


»)  S.  430. 
•)  8.  435. 
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Schuldpostens  gar  nicht  berührt  werden.  Sie  bleibt  selbständiger  reeller  Passiv- 
posten. 

aa)  Wir  hätten  zu  buchen:  unmittelbar  nach   Begebung  der  Obligation: 

Bilanzkonto 

2,05  I   100 

am  Ende  des  ersten  Zinsjahres: 

2,05  I  Obligationenschuld       ...     100 
.  Disagio 0,17 

am  Ende  des  zehnten  Jahres: 

2,05      Obligationenschuld      .     .     .     100 

Disagio 2,05. 

ßß)  Der  Gegenposten  2,05  im  Aktivum  kann  vom  Standpunkte  Simons 
aus  nicht  als  Disagio  bezeichnet  werden,  denn  Disagio  ist  nach  Simonsohcr 
Lehre  geschuldeter,  aber  noch  rückstandiger  Zins,  also  Bilanzpassivuni  und  zwar 
reelles.  2,05  im  Aktivum,  das  in  dieser  Höhe  unvermindert  bis  zur  Bück- 
Zahlung  bleibt,  besitzt  vom  Standpunkte  einseitig  rechtlich-wirtschaftlicher  Kon- 
struktion aus  überhaupt  nicht  den  Charakter  eines  reellen  Wertpostens.  Die 
Ziffer  ist  nur  Wertberichtigung  zum  Passivposten  100.  Vereinigung  des  Zins- 
postens mit  diesem  Wertberichtigungskonto  zu  einem  Posten  durch  Abzug 
(2,05 — 0,17  =:  1,88)  und  Bilanzbuchung  in  der  Form: 

Disagio 1,88  |  Obligationenschuld       ....     100 

wäre  Verstoss  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzwahrheit,  wonach  in  der  B.  alle 
Schulden  anzugeben  sind  und  kein  Posten  unter  einer  das  Wesen  des  Dinges 
unrichtig  angebenden  Bezeichnung  verbucht  werden  darf*).  Hier  wäre  eine 
Zinsschuld  nicht  verbucht  und  ein  blosses  Bewertungskonto  unter  dem  Namen 
einer  Zinsschidd  (Disagio)  vorgetragen.  Die  folgerichtige  Verbuchung  der 
Simonschen  Konstruktion  führt  somit  zu  Verletzungen  bilanzrechtlicher  Grund- 
sätze und  kann  daher  auch  aus  diesem  Grunde  nicht  zutreffend  sein. 

ß)  Nur  so  liesse  sich  von  der  wirtschaftlichen  Grundauffassung  Simon? 
aus  ein  aktives  Bewertungskonto  „Disagio"  denken,  dass  man  bewertete: 
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Disagioaktivum 2,05      Obligationenschuld     ....     97,95 

Disagioschuld  : 2,05 

und  nun  den  Passivposten  Disagio  allmählich  bis  auf  4,10  steigerte.  Allein 
die  Bewertung  des  Disagios  in  dieser  Weise  rechts  und  links  entbehrte  aller 
praktischen  Bedeutung. 

y)  Somit  ergibt  sich :  die  Simonsche  Erklärung  der  wirtschaftlichen  Natur 
des  Disagios  folgerichtig  durchgc^führt,  bleibt  das  Disagio  auch  bei  Bewertung 
der  Obligationsschuld  zum  Nennwerte  ausschliesslich  das,  was  es  nach  der 
bisher  vorgetragenen  einseitig  rechtlichwirtschaftlichen  Konstruktion  von  Haus 
sein  soll,  reelle  Passivpost.  Es  kann  zu  gleicher  Zeit  aktives  Bewertungskonto 
sein,  aber  nicht  ein  Bewertungskonto  der  Obligations-,  sondern  der  Zinsschidd. 
Wird  das  Disagio  zugleich  als  aktives  Bewertungskonto  vorgetragen,  so  muss, 
.will  nicht   ein    weiteres  Bewertungskonto    noch    daneben    gesetzt    werden,   die 

')  §  21. 
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Obligationsschuld  zu  ihrem  jeweiligen  wirklichen  Werte,  somit  anfangs  zu  97,95 
angesetzt  werden. 

d)  Nun  nimmt  Simon  allerdings  eine  Korrektur  seiner  Lehre  vor.  Er 
nennt  das  Disagio  auch  für  die  zweite  Buchungsart,  obschon  einen  Zinszuschlag, 
der  in  Form  eines  iT^^^^ttolzuschlages  (erst  bei  Rückzahlung  in  Obligation)  ver- 
gütet wird^),  doch  immerhin  einen  Z»n«zuschlag,  also  etwas  von  der  Obligation  s- 
schnld  Verschiedenes,  aber  in  der  Buchung  selbst  l&sst  er  den  Unterschied 
Teisch  winden. 

aa)  Wir  wiesen  bereits  darauf  hin,  dass  er  dies  auch  bei  der  ersten 
Bochungsweise  tut.  Er  verschmilzt  die  zwei  Bchuldposten  97,95  und  0,17  zu 
einem.  Hier  tritt  die  darin  enthaltene  Aufgabe  des  aufgestellten  Prinzips  noch  nicht 
schroff  hervor.  Dagegen  ist  dies  der  Fall,  wenn  wir  den  anderen  Weg  der 
Bochuug  so  gehen,  wie  ihn  Simon  schildert. 

ßß)  Simon  sagt:')  Die  Buchung  des  Disagios  kann  auch  so  erfolgen, 
•iass  der  Nennbetrag  der  Obligation  in  die  Passivseite  gesetzt,  das  Disagio  aber 
durch  ein  besonderes  Bewertungskonto  zum  Ausdruck  gebracht  wird,  so  dass 
vir  also  buchen: 
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Disa^ 2,05  |  Obligationen  schuld 100 

and  das  nächste  Jahr: 

Disagio 1,88  |  Obligationenschuld 100. 

YY)  Was  damit  zum  Ausdruck  gebracht  ist,  sagt  Simon  selbst:  „Der 
üntersdued  zwischen  dem  Werte,  mit  welchem  für  eine  Gesellschaft  die  von 
ihr  ausgegebenen  Obligationen  in  Betracht  kommen,  und  dem  Nennbetrage  der- 
•^ben*^  ist  „ein  Bewertungskonto"  ^).  Aber  ist  denn  das  Disagio  ein  Be- 
wertungskonto? Ist  es  nicht  eine  Zinsschuld?  Kann  geschuldeter  Kapitalzins  im 
.\ktivum  stehen?  Es  müsste  doch  gebucht  sein: 

2,05      Obligationenschuld       .     .     .     100 
Disagioschidd 0 

2,05      ObUgationenschuld       ...     100 

Disagioschuld 0,17. 

Indem  Simon  seinen  Zinsschuldposten  0,17  mit  dem  Aktivposten  2,05 
zu  einem  Posten  vereinigt,  hat  er  tatsächlich  die  Konstruktion  des  Disagios 
als  Zinsschuld  aufgegeben  und  das  Disagio  als  das  behandelt,  was  es  vom 
Standpunkte  einseitig  rechtlichwirtschaftlicher  Konstruktion  aus  allein  ist,  als 
iBchnungsmässige  Aktivantizipation,  als  wertberichtigendes  Aktivum.  Jede  Natur 
des  Disagios  als  Passivum  und  damit  als  reeller  Posten  ist  aus  der  Buchung 
verschwunden.  M.  a.  W.:  es  ergibt  sich:  das  Disagio  kann  nicht  beides  sein, 
reelles  Schuld-  und  aktives  Bewertungskonto;  eines  schliesst  das  andere  aus.  Nur 
nnter  Anwendung  der  Zinsenberechnungsmethode,  nach  Art  des  Zwischenzinses 
wird  der  Wertunte^chied  zwischen  Begebungs-  und  Nennwert  berechnet;  aber 
er  ist  nicht  Zim  nach  Abzug  des  Zwischenzinses,  sondern  lediglich  Bewer- 
tnngskonto. 

lU.  Trotz  dieses  Fehlers    darf    die  Auffassung  Simons   als  die  heute  in 


')  a  430. 
«)  &  435. 
*)  Ebenda. 
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Deutschland  am  weitesten  verbreitete  angesehen  werden.  Geteilt  wird  sie  u.  a. 
von  Ring,  Staub,  Goldmann  und  Beigd,  Sie  alle  bezeichnen  das  Disagio  za- 
gleich  als  „Vergütung  für  Kapitalnutzung'*  und  als  „Bewertungskonto"  ^). 

IV.  Folgerichtig  durchgeführt  ist  die  einseitg  rechtlich  wirtschaftliche 
Konstruktion  von  Lehmann,  Beisch  und  KreUng  und  von  Düringer-Hachenburg. 

A.  Am  klarsten  lassen  dies  die  Darlegungen  Lehnanns  erkennen.  Der- 
selbe bemerkt'):  „Bei  Obligationen  und  Pfandbriefen,  die  zu  einem  höhereD  Be- 
trage als  zum  Emmissiouskurs  rückzahlbar  sind,  ist  nicht  der  Einlösungsbetiag 
sogleich  voll  als  Passivum  zu  buchen,  sondern  die  Differenz,  zwischen  Emissions- 
kurs  und  Einlosungsbetrag  auf  die  einzelnen  Jahre  fiach  Art  des  Zwischenzinses 
zu  verteilen.  Auf  das  Gleiche  kommt  es  hinaus,  wenn  der  Einlosungsbetrag 
voll  gebucht,  dagegen  auf  der  Aktivseite  ein  besonderes  Disagiokonto  gegen- 
übergestellt wird,  das  die  Aufgabe  hat,  die  allmähhche  Ausgleichung  vorzu- 
nehmen". Lehmann  spricht  hiermit  aus,  einmal  dass  das  Disagio  grundsätzlich 
auf  die  Passivseite  gehört  und  dann  dass  es  nicht  eine  besondere  Zinssdinld, 
sondern  nur  eine  Bewertung  der  Einlösungsschuld  „nach  Art  des  Zwischen- 
zinses" darstellt 

B.  In  ähnlicher  Weise  bemerken  Reisch  und  Kreibig^)  lediglich,  dass  der 
erlittene  Kursverlust  „fiach  Massgabe  des  jährlichen  Zinsersparnisses'^  auf  die 
einzelnen  Jahreserträgnisse  verteilt  werden  könne.  Und  auch  die  Äusserung 
Düringer-Hachenburgs*)  geht  endlich  nur  dahin,  ,/las  Disagio  drücke  die  Be- 
wertung der  Forderung  mit  Rücksicht  auf  ihre  Verzinslichkeit  aus".  Grund- 
satzlich geht  dabei  dieser  Kommentar  davon  aus,  dass  der  NominalbetTUf^  der 
Forderung  ins  Passivum  und  das  Disagio  als  Aktivum  gegenüberzustellen 
vsei.  Statt  des  eben  bezeichneten  Verfahrens  könne  man  nur  auch  den  Wert- 
betrag der  Obligation  unter  Berücksichtigung  der  Notwendigkeit  einer  Ver- 
teilung des  Disagios  auf  die  Dauer  des  Schuld  Verhältnisses  rechnerisch  ermitteln. 


2.  Berückfllehtiffiiiiff  der  bnchteehniselieii  Seite  bei 
Konstrnlitioii  der  Disacionatnr. 

§  100. 

I.  Der  Ausgangspunkt  der  einseitig  rechtlichwirtschaftlichen  Konstruktion 
des  Disagios  ist  zweifellos  richtig.  Die  Teilschuldverschreibung  ist  bei 
ihrer  Ausgabe  gemäss  H.G.B.  §  40  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte,  nicht 
höher  anzusetzen.  Allein  hieraus  folgt  keineswegs  die  UnStatthaftigkeit  der 
Bewertung  der  Obligationenschuld  sofort  zu  100.  Ja,  die  Schuld  muss  sogar 
von  Anfang  an  mit  dem  Werte  100  angesetzt  werden.  100  gut  nach  Rechts- 
vorschrift (Gewohnheit,  Gesetz)  als  ihr  gegenwärtiger  Wert, 

II.  Das  erklärt  sich  so. 

A.  1.  Der  Satz  von  H.G.B.  §  40  Abs.  2,  dass  alle  Vermögensgegen- 
stäjide  und  Schulden  nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  seien^  buch- 
stäblich genommen,  würde  zu  einer  ganz  unglaublichen  Schwierigkeit  der  kauf- 
männischen   Buchhaltung   führen.     Bei  Bewertung   betagter   Forderungen   und 

')  Bing  A.  624;  Staub  40,;  Goldmann  40  Anm.  2  n20;  Bsigel  II  61.  Auch 
Knappe  88:  „Verzinsungswert  —  Korrektivkonto". 

«)  §  40  Nr.  7. 

')  Beisch  II 98.  Dazu  II  55 :  Emissionsverlust  ist  kein  wirlliches  Aktivum  (kein 
„immaterielles  Gut"),  sondern  nur  „Pseudoaktivum",  „Ausgleichmgs^oßV*, 

*)  A.  a.  0.  40iv. 
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Schulden  musste  jederzeit  der  Zwischenzins  bis  zum  Fälligkeitstermine  in  Abzug 
gebracht  werden.  Je  nach  dem  Zeitpunkt  der  Eintragung  änderte  sich  immer 
deren  Wert.  So  oft  sie  vor  Fälligkeit  zu  verschiedenem  Zeitpunkt  zu  buchen 
wären,  immer  hätte  eine  Neubewertung  derselben  zu  erfolgen.  Am  1.  Juli  1902 
wird  eine  am  30.  Juni  1903  fällige  Schuld  eingegangen.  Ohne  Zinseszins  zu 
berücksichtigen,  wäre  sie  am  1.  Juli  zu  96,  am  31.  Dezember  1902  bei  der 
filanzziehung  zu  98  und  erst  am  30.  Juni  1903  zu  100  zu  bewerten.  Die 
umständlichsten  Wertausgleichungen  zwischen  der  verschiedenen  Konten  würden 
erforderlich  sein.  Aus  diesem  Grunde*)  werden  betagte  Forderungen  und 
i^ohulden  in  den  kaufmännischen  Büchern  sofort  in  der  Regel  mit  ihrem 
Effektivwerte  zur  Zeit  ihrer  Fälligkeit  angesetzt. 

2.  Nachdem  das  H.G.B.  in  §  38  als  Prinzip  der  kaufmännischen  Buch- 
haltung voranstellt,  dass  der  Kaufmann  verpflichtet  sei,  die  Lage  seines  Ver- 
mögens und  seine  Handelsgeschäfte  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
Buchführung  ersichtlich  zu  machen,  imd  Ansetzung  betagter  verzinslicher  Forde- 
rungen und  Schulden  zu  ihrem  Fälligkeitswerte  einen  Grundsatz  ordnungsmässiger 
fittchführung;  darstellt,  die  Nichtbeachtung  dieses  Grundsatzes  aber  ganz  ausser- 
ordentliche Umständlichkeiten  verursachen  würde,  während  das  Endziel  aller 
kaufmännischen  Buchführung  doch  möglichste  Erreichung  rascher  Erledigung 
der  Eintragungen  ist,  ergibt  sich  als  die  allein  richtige  Auslegung  von  H.G.B. 
$  40  diejenige,  die  sagt:  als  gegenwärtiger  Wert  hat  bei  betagten  verzinslichen 
Fonlerungen  und  Schulden  ihr  Fälligkeitswert  zu  gelten. 

3.  Die  hnchfuhnaygsteclinische  Seite  ist  also  zu  beachten.  Sie  führt  xu 
einer  Korrektur  der  rein  jurisiisch-vnrtschafÜicJien  Auffassung  von  H.  G.B.  §  40. 
Als  Gegenwartswert  der  Teilschuldverschreibung  gilt  deren  Nennwert. 

B.  1.  Aber,  dass  es  gleich  hier  bemerkt  sei*),  als  Gegenwartswert  gilt 
der  Nennwert  lediglich,  wenn  er  mit  dem  Rückzahlungswert  übereinstimmt. 
Übersteigt  der  Effektivwert  der  Obligation  zur  Zeit  ihrer  Fälligkeit  deren 
Nominalbetrag,  so  gilt  als  ihr  Wert  von  der  Ausgabe  an  nicht  ihr  Nenn-, 
K)ndem  ihr  höherer  Rückzahlungswert. 

2.  Wohl  könnte  man  sagen  wollen*):  der  Jahreszins  wird  nach  dem  Nenn- 
wert berechnet.  Setzt  man  daher  die  Schuldverschreibungen  in  der  B.  zu  ihrem 
Nennwert  an,  so  lässt  sich  aus  der  B.  mit  Leichtigkeit  die  Höhe  der  Zinsver- 
bindlichkeit der  emittierenden  Firma  ersehen.  Das  erhöht  die  Ersichtlichkeit 
der  Vermögenslage  des  Kaufmanns  aus  den  Handelsbüchern  und  diese  ersicht- 
lich zu  machen,  ist  der  oberste  gesetzliche  Zweck  kaufmännischer  Buchführung. 
Allein  H.G.B.  §  40  geht  als  die  speziellere  Vorschrift  der  allgemeinen  des  §  38 
vor.  Als  Gegenwartswert  ist  bei  betagten  Schulden  ihr  Fälligkeitswert  zu 
nehmen. 

3.  Somit  gilt  als  gegenwärtiger  Wert  der  Obligationen  ihr  Rückzahlungswert. 


Die  wahre  Katnr  des  BmlBsionsdiMisios. 

§  101. 

Der  eben  aufgestellte  Satz  wirkt  in  ganz  erheblichem  Masse  auf  die  Kon- 
struktion der  Disagionatur  zurück. 


*)  Über  andere  Gründe  bei  Verbindlichkeiten,  welche  nicht  in  Wertpapieren  ver- 
körpert sind,  s.  §§  180  mit  176. 
*)  Näheres  unten  §  107. 
')  &  unten  §  107  I  B  und  U. 
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1.  Vor  allem  folgt  aus  ihm  negativ,  dass  dem  Disagio  nicht  die  Natur 
eines  blossen  Bewertungskontos  beiwohnen  kann. 

A.  Beachtet  man  lediglich  die  wirtschaftliche  Seite  des  Disagios,  dann 
kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen  —  und  wir  selbst  haben  ja  in  §  98  dienten 
Schluss  gezogen  — ,  dass  der  besondere  Disagioposten  auf  der  Aktivseite  keine 
materielle,  sondern  lediglich  die  Bedeutung  eines  Wertberichtigungspostens  besitzt. 

B.  Anders  dagegen,  wenn  als  effektiver  Wert  der  Obligationenschuld  von 
Anfang  an  100  zu  gelten  hat.  Dann  ist  vom  Standpunkt  der  Bewertung  des 
Passivpostens  Obligationenschuld  aus  kein  Baum  für  ein  Disagio.  100  ist  dann 
der  geseteliche  Effektivwert  der  Obligationsverbindlichkeit.  Es  darf  nicht  ge- 
bucht werden: 

Bilanzkonto 
2.05     I  100 
und  noch  weniger  bloss: 

I     97.95. 

C.  Dies  ist  absolut  nichts  Abnonnes.  Wenn  der  Kaufmann  auf  ein- 
jährigen Kredit  Waren  um  den  Preis  von  1000  Mk.  liefert,  so  bucht  er: 

Warenkonto 

I  Per  Konto  des  X      ...     .     1000 

Konto  des  X 
SoU 
An  Warenkonto 1000     | 

und  nicht: 

Warenkonto 

I         960 

Konto  d&s  X 
960     I 

D.  Also  muss  es  ein  besonderer  Grund  sein,  warum  in  der  Redinung 
das  Disagio  —  der  Wertunterschied  zwischen  Ausgabe-  und  Nennbetrag  —  Berück- 
sichtigung findet.  Der  Posten  Obligationenschuld  bedarf  keiner  Berichtigung. 
100  ist  sein  wahrer  und  effektiver  kaufmännischer  Wert. 

E.  Und  noch  ein  weiteres  folgt  aus  dem  Bisherigen:  Findet  das  Disagio 
in  den  Handelsbüchem  des  Kaufmanns  Berücksichtigung^  so  muss  es  grund- 
satzlich als  besonderer  Posten  erscheinen.  An  dem  Werte  der  Obligationeu- 
schidd  kann  es  nichts  ändern.     Dieser  ist  ein  für  allemal  100. 

II.  Es  ist  nun  ein  zweifacher  Qrundy  um  dessentwillen  ein  Disctgiaposttn 
in  das  Büanxaktivum  eingesetzt  werden  kann  und  grundsätzlich  sogar  eingesetzt 
werden  muss.  Dabei  besitzt  der  Disagioposten  in  jedem  der  beiden  Fälle  eine 
andere  wirtschaftliche  imd  rechtlich-buchtechnische  Natur. 

A.  1.  Regelmässig  hat  das  Vorhandensein  des  Disagios,  d.  h.  eines  Wert- 
unterschieds zwischen  Ausgabe-  und  Nenn-  (oder  Rückzahlung8-)betrag  in  der 
Weise,  dass  der  Ausgabepreis  der  niedrigere  ist,  seinen  Grund  in  der  Tatsache, 
dass  der  Nominalxins,  zu  welchem  die  Obligationenschuld  verzinst  wird^  hinter 
dem  normalen  Zinafusse  zurückbleibt. 

2.  Von  dieser  wirtschaftlichen  Lage  sind  wir  ja  bereits  oben  §  97  au^ 
gegangen.     Dort   schon    war  auszuführen,    wie    die  Tatsache,    dass   der   Rück- 
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sahluDgsbetrag  den  Ausgabepreis  übersteigt,  den  wirtschaftlichen  Ausgleich  für 
den  Umstand  darstellt^  dass  der  Obligationsschuldner  seine  Schuld  zu  einem 
geringeren  ab  dem  normalen  Zinssatz  zu  verzinsen  hat.  Die  höhere  Kapital- 
^uld  bildet  den  Ausgleich  für  die  niedrigere  Zinsschuld. 

3.  Hieraus  folgt:  die  Übernahme  der  Verpflichtung  seitens  des  Emittenten, 
mehr  an  Kapital  zurückzuzahlen,  als  er  erhielt^  kann  nicht  eine  Verschlechterung 
seiner  wirtschaftlichen  Lage  bedeuten.  Diesem  Nachteil  steht  der  Vorteil  gegen- 
über, weniger  Zins  zahlen  zu  müssen,  als  der  Lage  des  allgemeinen  Geld- 
marktes entspricht 

4.  a)  Kommt  somit  das  eine,  die  erhöhte  Kapitalschuld,  zu  bilanzmässigem 
Ausdmck,  so  muss  es  auch  das  andere,  die  niedrigere  Zinsschuld,  und  zwar 
kann  dies  nach  dem  Wesen  2^7an;&mässigen  Ausgleichs  nicht  anders  geschehen, 
aL^  dadurch,  dass  der  Vorteil  niedrigerer  Zinspflicht  in  der  B.  in  die  der  Seite 
der  Eintragung  der  Kapitalschuld  entgegengesetzte  Spalte  eingesetzt  wird.  Die 
Eapitalschuld  wird  als  Schuld  bei  den  Passiven  eingestellt.  Demgemäss  ist 
der  Vorteil  niedrigerer  Zinspflicht  als  Aktivum  vorzutragen. 

b)  Das  Aktivum  soll  einen  Ausgleich  darstellen.  Deshalb  ist  der  Vorteil 
ebensohoch  zu  bewerten,  wie  der  Nachteil.  Dieser  besteht  darin,  dass  der 
Obligationsschuldner  statt  97,95  100  zurückzuzahlen  hat.  Also  betragt  auch 
der  Vorteil  2,05.     Das  bilanzmässige  Verhältnis  ist: 


97,95 
2,05 

ixler: 

97,95 
3'/*«/. 


100 

3V//« 

100 
3V//o- 


c)  2,05,  das  Disagio  also,  stellt  somit  bilanzmässig  das  ersparte  ^/^  Prozent 
Zins  dar.  £s  bildet  den  rechnerischen  Ausdruck  dieser  Zinserspamis  von  Y^  Prozent. 
2,05  Disagio  ist  =  ^/4  Prozent 

5.  Die  wirtschaftlich-buchtechnische  Natur  dieses  Bilanzpostens  tritt  damit 
klar  vor  Augen. 

a)  Ansprüche  auf  künftige  Leistungen  werden,  wie  wir  wissen^),  nicht 
gebucht,  wenn  ihnen  gleichwertige  Verbindlichkeiten  gegenüberstehen,  der  Au- 
sspruch auf  Einräumung  von  Kapitalnutzung  demgemäss  nicht,  wenn  die  mit 
ihm  korrespondierende  Verbindlichkeit  zur  Leistung  von  Entgelt  für  die  Nutzungs- 
Qberlassung  wirtschaftlich  gleichwertig  ist. 

b)  Anderes  gilt,  wenn  sich  Forderung  und  Verbindlichkeit  nicht  decken. 
Das  ist  in  unserem  Falle  gegeben.  Auf  der  einen  Seite  Verpflichtung  nur 
zur  Zahlung  von  3^/2  Prozent  Zins,  auf  der  anderen  Seite,  weil  der  normale Zinsfuss 
^/^  Prozent  höher,  ein  Nutzungsanspruch  im  Werte  von  ^/^  Prozent.  In  den  2,05, 
also  dem  Disagio^  ist  somit  dei'  Mehrwert  der  Kapitalnutzung  über  die  Zinsverhind^ 
lichkeit  bewertet.  Anspruch  auf  Kapitalnutzung  ist  eine  Forderung,  somit  ein 
wirtschaftliches  Gut  Das  Disagio  stellt  demzufolge  in  dem  Falle,  da  das 
Disagio  seine  Ursache  in  der  Verzinsung  der  Pfandbriefe  unter  dem  normalen 
Zxnsfusse  hatj  ein  reelles  Aktivum  dar.  Es  ist  Bewertung  eines  Kapital- 
nnspruches;  also  das  gerade  das  Gegenteil  von  dem,  was  es  nach  Simons  Theorie 
Sern  80II:  Bewertung  geschuideten  Kapitalzinses  ^). 
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6.  Die  also  gewertete  Kapitalnutzung  verliert  natürlich  alljährlich  an 
Wert.  Mit  Eintritt  des  Bückzahlungstermines,  also  mit  Aufhören  d^  Über- 
lassung des  Kapitals  zur  Nutzung  —  in  unserem  Beispiel  nach  10  Jahren  — 
entfällt  der  Kapitalnutzungsanspruch,  wie  die  Verpflichtung  zur  Zinsleistung. 
Bis  dahin  7nuss'  demgemäss  das  Disagio  abgeschrieben  sein.  Die  Abschreibung 
erfolgt^  wie  es  an  sich  bei  allen  Abschreibungen  sein  sollte,  nicht  alljährlich 
gleichmässig  —  jedes  Jahr  ^j^^  — ,  sondern  nach  Art  des  Zwischenzinses^  zu- 
erst weniger,  später  mehr.  Wir  haben  die  Skala  früher^)  angeführt:  0,17  4"  0,1 8 
4-0,19  +  0,194-0,20  4-  0,21  4-0,22  4-0,22  4-0,23  4-0,24  =  2,05. 

B.  Der  andere  Orund,  wodurch  die  Einstellung  eines  Disagiopostens  ius 
Akdvum  veranlasst  sein  kann,  liegt  in  mangelnder  Bonität  der  emittierenden 
Firma,  Die  Firma  gibt  Pfandbriefe  mit  Verzinsimg  zum  normalen  Zinsfusse, 
also  3*/^prozentige  Obligationen  aus.  Trotzdem  vermag  sie  ihre  Teilschuldver- 
schreibungen nur  zum  Kurse  von  98,50  unterzubringen.  Grund:  geringert*s 
Vertrauen  in  die  Zahlungsfähigkeit    des  die  Anleihe   suchenden  Unternehmens. 

1.  In  diesem  Falle  steht  der  höheren  Rückzahlungsverbindlichkeit  keine 
geringere  Zinsenschuld  als  Ausgleich  gegenüber.  Es  liegt  allein  ein  wirtschaft- 
licher Nachteil  und  demgemäss  effektiver  Verlust  vor;  die  B.  lautet: 

98,50      100 
Verlust 1,50 

2.  Wenn  hier  ein  Disagioaktivum  in  die  B.  Aufnahme  findet,  so  geschieht 
dies  zum  Zwecke  der  Erfolgsregulierung,  An  der  Nutzung  des  Kapitals, 
welches  durch  das  Anlehen  der  Firma  zugeführt  wird,  partizipiert,  in  welche 
Werte,  positive  oder  negative,  es  auch  umgewandelt  sein  mag,  jedes  der  zwischen 
Ausgabe  und  Rückzahlung  liegenden  Greschäftsjahre.  Hat  jedes  dieser  Jahre 
davon  Vorteil,  so  muss  es  auch  an  dem  Verlust  mittragen,  der  durch  die 
Kapitalsaufnahme  erlitten  wurde.  Würde  dies  nicht  geschehen,  so  würde  die 
wirtschaftliche  Lage  der  einzelnen  Jahre  nicht  der  Wirklichkeit  entsprechend 
ersichtlich  gemacht.  Dem  Emissionsjahre  obläge  allein  die  rechnungsmäßige 
Verlusttilgung,  den  folgenden  Jahren  würde  nur  der  Vorteil  der  Kapitalauf- 
nahme zu  gut  kommen.  Daher  ist  ein  erfolgregulierender  Bilanzposten  not- 
wendig und,  weil  es  sich  um  Verteilung  einer  Ausgabe,  also  eines  Passivums 
handelt,  nach  Analogie  des  vorausbezahlten  Mietzinses^),  em  erfolgregulieren<ler 
Aktivposten,  eine  Aktivantizipation.  Ein  reelles  Gut  bringt  dieselbe  nicht  zum 
Ausdruck.  Es  handelt  sich  lediglich  um  Verlustverteilung.  Es  liegt  nicht, 
wie  beim  vorausbezahlten  Mietzins,  Bewertung  eines  Mietüberlastungsan Spruches 
vor.  Ein  Verlust  ist  rechnungsmässig  im  voraus  vom  ersten  Jahre  getragen  und 
er  soll  nun  anteilsmässig  auf  die  folgenden  Jahre  verteilt  werden.  Ein  rechnungs- 
massiger  Verlust  des  Ausgabejahres  wird  gleichheitlich  auf  die  Jahre  verleih, 
welche  aus  der  Anlehensaufnahme  Nutzen  ziehen.  Eine  nur  rechnungsmässige 
AJäivantizipation  liegt  vor;  auch  hier  andererseits  nicht  ein  blosses  Bewer- 
tungskonto. 

III.  A.  Die  Möglichkeit  dieses  zweiten  Grundes  eines  Disagiopostens  hat 
Düringer-HacJietiburg^)  richtig  erkannt.  Er  unterscheidet  ein  normales  und  ein 
anormales  Disagio.  Letzteres  liege  im  Falle  des  mangelnden  Vertrauens  det« 
Papiers,  der  mangelnden  Bonität  des  Emittenten  vor.  Er  bemerkt  mit  Recht, 
dass  hier   das  Disagio  nicht  „die  Bewertung    der  Forderung  (Einlösungsschuld) 
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mit  Bücksiebt  auf  ihre  Verxinslichkeit  ausdrücke^S*  es  bedeute  hier  einen 
„effektiven  ausserordentlichen  Vermögens verlust";  allein  die  Folgerung,  die  er 
daraus  zieht,  dass  das  Disagio  in  diesem  Falle  unter  keinen  Umstanden  als 
Aktivposten  in  die  B.  eingestellt  werden  dürfe,  ist  unzutreffend. 

B.  Düringer-Hac^ienburg  hat  insofern  Recht,  als  bei  dieser  Sachlage  das 
Diäagio  als  reeUes  Aktivum  luimöglich  ist.  Dadurch,  dass  aber  seine  Einstellung 
ah  reelles  Aktivum  nicht  angeht,  ist  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  es  als 
lediglich  ideelles,  rechnungsmässiges  Aktivum  in  die  B.  eingestellt  wird. 

1.  Düringer-Hachenburg  übersieht,  dass  der  effektive  Vermögens verlust  ja 
Dicht  im  Emissionsjahre  auch  zu  effektuieren  ist  Dieses  Jahr  bringt  die  Ur- 
sache zur  Entstehung,  aber  zurückzuzahlen  ist  die  höhere  Summe  ja  erst  im 
Jahre  der  Fälligkeit  der  Schuld,  nach  10  Jahren.  Jedes  der  dazwischen 
liegenden  Jahre  hat  Nutzen  von  dem  Kapital.  Somit  ist  für  jedes  die  Zahlung 
der  höheren  Rückzahlungssumme  anteilsmassig  eine  zu  entrichtende  Ausgabe. 
Der  Erfolgsregulierung  halber  wird  alljährlich  eine  Quote  auf  Verlustkonto  ab- 
geschrieben und  so  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  und  in  der  Gesellschafts- 
kftssa  zurückbehalten,  auf  dass,  wenn  der  Fälligkeitstermin  herankommt,  aus 
den  Vorjahren  angesammelte  Vermögenswerte  mit  zur  Schuldenzahlung  Ver- 
wendung finden  und  auf  diese  Weise  die  erhöhte  Rückzahlungsschuld  effektiv 
nicht  allein  dem  letzten  Jahre  zur  Last  fällt.  Auch  hier  sind  die  jährlichen 
Abzugsteilchen  0,17  +  0,18  +  0,19  +  0,19  +  0,20  +  0,21  +  0,22  +  0,22  + 
0.23  +  0,24=2,05. 

2.  Äusserlich,  buchtechnisch,  liegt  ja  hier  und  dort  die  nämliche  Er- 
iK^heinung  vor.  In  die  B.  wird  ein  Aktivposten  Disagiokonto  2,05  eingesetzt 
und  von  ihm  alljährlich  ein  Teil  der  Verlustseite  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung angelastet.  Aber  in  dem  einem  Falle  handelt  es  sich  um  jährliche 
Abschreibung  der  Wertminderung,  welche  der  Oberwert  der  Kapitalnutzung 
erleidet;  der  Wert  eines  wirklichen  Aktivums,  eines  Gebrauchsgegenstandes, 
sinkt  durch  Ahmtxung,  Im  anderen  Falle  dagegen  werden  rechnungsmässig 
Mittel  zur  Deckung  einer  zu  entrichtenden  Ausgabe  gesammelt  und  zu  diesem 
Zwecke  alljährlich  an  einem  fiktiven  Erfolgregulierungskonto  Abschreibungen 
gemacht  Dort  hat  die  Abschreibung  ihren  Grund  in  Abnutzung,  hier  in  der 
Notwendigkeit  der  Erfolgsregulieruug. 


3«  Die  DlMiffiotheorle  Hechts. 

§  103. 

Sehr  eigenartig  ist  die  Disagiotheorie  Hechts.  In  ihrem  ersten  Teil  stimmt 
ihr  Ergebnis  mit  unserer  Anschauung  überein  —  mit  uns  verwirft  Hecht  die 
Simonsche  Schuldtheorie  und  erblickt  im  normalen  Disagio  ein  reelles  Aktivum  — , 
aber  durch  Hereinziehen  des  Vorschussgedankens  wird  die  Klarheit  dieser  Sach- 
kge  wieder  verdunkelt. 

I.  Wie  Simon,  ist  Hecht  der  Anschauung,  das  Disagio  sei  Zins,  aber, 
während  Simon  darin  geschuldeten  Zins  erblickt,  ist  es  nach  Hecht  voraus- 
bezahlteTf  Vorschuss  des  Obligationsschuldners  auf  noch  nicht  fällige  Zinsen  ^). 
Wir  hätten  also  das  Schema  des  vorausbezahlten  Mietzinses*).  Gebucht  wird 
in  diesem  Schema  des  Gewinnausgleichs  unter  mehreren  Jahren,  also  der  Erfolgs- 
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regulierung  wegen  der  auf  die  späteren  Jahre  zu  übertragende  Mietzinsanteil 
als  Aktivum.  Er  repräsentiert  den  Anspruch  auf  zukünftige  Mietsnutzung. 
Denigemäss  wäre  in  unserem  Falle  das  Disagio  Bewertung  des  Anspruchs  auf 
Nutzung  des  Kapitals,  also  ein  materielles  Aktivum,  während  es  bei  Simon  gich 
als  effektives  Passivum  charakterisiert 

II.  Aber  wie  verträgt  sich  diese  Auffassung  mit  den  „tatsächlichen  Vor- 
gangen'^  um  Hechts  eigenen  Ausdruck^)  zu  gebrauchen? 

A.  Hecht  schildert  sie^)  so.  Wenn  der  allgemeine  Zinsfuss  3*/^  Prozent 
beträgt,  die  zu  begebenden  Obligationen  aber  nur  mit  3  ^/^  Prozent  Zins  aus- 
gestattet sind,  so  erhält  der  Käufer  jährlich  ^/^  Prozent  zu  wenig  Zinsen. 
Trotzdem  zahle  der  Käufer  bei  Abschluss  des  Kaufes  als  Preis  die  volle  Rück- 
zahliuigssumme,  aber  Zug  um  Zug  zahle  ihm  der  Emittent  diskontiert  d&f 
fehlende  ^/^  Prozent  Zins.  Er  vergüte  ihm  hierfür  2,05  Mk.,  durch  deren 
Anlage  letzterer  in  den  Stand  gesetzt  sei,  die  fehlende  Rente  von  jährlich 
^/^  Prozent  10  Jahre  hindurch  zu  beziehen.  Der  Emittent  zahle  diese  Zinsver- 
gütung beim  Kaufabschluss  Zug  um  Zug  „oder,  was  dasselbe  sei,  der  Emittent 
erhalte  im  Moment  der  Begebung  netto  100  —  2,05  =  97,95".  Disagio  ist 
also  ein  vorausgezahlter  Teil  des  Obligationenzinses  und  zwar  in  diskontierter 
Form,  d.  h.  unter  Berücksichtigung  des  bis  zur  Fälligkeit  auflaufenden  Zwischen- 
zinses. 

B.  Wäre  diese  Auffassung  zutreffend,  so  müsste  sie  sich  in  der  Buchung 
zeigen,  denn  diese  schliesst  sich  an  die  tatsächlichen  Vorgänge  an.  Hier  fehlt 
aber  jeder  Eintrag  einer  Zahlung  seitens  des  Emittenten,  jede  Belastung  des 
Kassakontos,  das  doch  belastet  sein  müsste,  weil  die  Zahlung  Zug  um  Zug 
erfolgt. 

1.  Die  Buchung  ist  doch  so: 

Obligationeneinlösungs-  (Emissions-,  Umlaufs-)konto 

An  Bilanzkonto 100      Per  Kassakonto 97,9j 

Per  Disagiokonto      ....       2,05 

Kassakonto 
An  Obligationeneinlösungskonto  97,95  |  Per  Bilanzkonto 97,95 

Disagiokonto 

An  Obligationeneiulösungskonto     2,05   |  Per  Bilanzkonto 2,00, 

während  sie  nach  Hdcht  lauten  müsste: 

Obligationeneinlösungskonto 
An  Bilanzkonto 100  |  Per  Kassakonto 100 

Kassakonto 


An  Obligationeneinlösungskonto      100 


Per  Disagiokonto      ....        2,05 
Per  Bilanzkonto       ....      97,05 


Disagiokonto 
An  Kassakonto 2,05  |  Per  Bilanzkonto 2,05. 

2.    Der    wirtschaftlichen    Wirkung    nach    ist    es    wohl  dasselbe,    ob   der 
Emittent  100  erhält  und  2,05  zahlt  oder  ob  er  nur  97,95  empfängt,  aber  den 
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wirtschaftlichen  Vorgängen  nach  ist  es  nicht  das  nämliche.  Verschiedene  wirt- 
^^chaftliche  Vorgänge  können  die  gleichen  wirtschaftlichen  Wirkungen  hahen. 
Erklärt  und  gebucht  sollen  aber^  wie  Hecht  selbst  sagt,  die  tatsächlichen  „Vor- 
^nge*'  werden,  d.  h.  der  einzelne  tatsächliche  Vorgang  mit  oder  richtiger  in  seiner 
wirtschaftlichen  Wirkung,  die  Zu-  und  Abgänge  an  Vermögenswerten,  die  er 
hervonnft  Hier  ist  aber  nicht  gebucht,  dass  die  Kassa  2,05  gab  und  100 
erhielt,  sondern  lediglich,  dass  sie  97,95  empfing.  Also  kann  die  Annahme, 
(Uäs  der  Emittent  an  den  Obligationenkäufer  Zug  um  Zug  2,05  entrichte,  nicht 
«iec  tatsächlichen  Vorgängen  entsprechen. 

C.  Heeht  hat  aber  den  wirklichen  Tatbestand  noch  mehr  verdunkelt.  Er 
erblickt  im  Disagio  nicht  bloss  vorausbezahlten  Zins,  d.  h.  Buchung  einer 
Eapitalnutzungsforderung,  sondern  auch  einen  „Vorschuss  auf  noch  nicht  fällige 
Pfandbriefzinsen'*^),  ein  „Vorschussdarlehen"*),  also  Buchung  einer  Darlehens- 
forderung.  Der  Zinsglaubiger  hat  den  Vorschuss,  den  er  erhielt,  zu  „verzinsen 
und  zu  tilgen"*). 

1.  Diese  Auffassung  steht  zunächst  in  direktem  Widerspruch  zu  der  ersten 
Erklärung  des  Disagios.  Dort  wird  das  Disagio  als  „Vergütung"  für  ent- 
gehenden Zins  bezeichnet,  als  eine  Zahlung,  durch  deren  Ajnlage  der  Käufer 
in  den  Stand  gesetzt  werden  soll,  die  fehlende  Rente  von  ^/^  Prozent  10  Jahre 
hindurch  zu  beziehen.  Der  fehlende  Zinsteil  wird  ihm  mit  Diskontabzug  ersetzt. 
£r  erhält  einen  Ersatz  für  jährlichen  Zins  unter  Diskontabzug.  Der  Zins  aus 
der  Veigütungssumme  soll  somit  ihm  gehören.  Und  nun  soll  er  diese  Ver- 
gütungssumme verzinsen  und  tilgen,  nicht  Zins  daraus  beziehen,  sondern  zahlen 
und  die  Summe  sogar  zurückerstatten.  Das  hebt  doch  die  Natur  des  Disagios 
aL<  vorausbezahlter  Zins,  als  Anspruch  auf  schon  vergütete  Kapitalnutzung  auf. 

2.  Und  wie  verzinst  und  tilgt  denn  der  Käufer  die  vorgeschossene  Summe? 
Jhirch  eine  entsprechende  Minderung  der  ihm  rechnungsmässig  zukommenden 
jährlichen  Pfandbriefzinsen"*).  Also  soll  der  Zinsgläubiger  das  ^/^  Prozent 
weiter  doch  nicht  haben.  Er  muss  es  wieder  herausgeben.  Die  materielle 
Wirkung  der  Zinsvergütung  ist  somit  wieder  beseitigt. 

3.  Dazu  kommt  der  Widerspruch  dieser  Auffassung  mit  der  tatsächlichen 
Buchung.  Zuerst  wird  ein  Kauf  Zug  um  Zug  angenommen.  Ein  solcher  be- 
darf keines  Personenkontos.  Bei  Kauf  Zug  um  Zug  wird  von  Sachkonto  auf 
Sachkonto  übertragen  *).  Aber  bei  Darlehen  findet  Vorleistung  eines  Teiles  statt ; 
also  muss  die  Forderung  gebucht  werden  *).  Das  in  Betracht  kommende  Konto 
wäre  das  Disagiokonto^  aber  auf  demselben  ist  keine  Leistung  der  Kassa  an 
ihn  gebucht.  In  seinem  Soll  steht  ein  Eingang  von  2,05,  aber  als  Eingang 
Tom  Obligationeneinlösungskonto  und  dieses  ist  doch  kein  Kassenkonto.  Vor 
allem  aber:  wie  kann  das  Disagiokonto  ein  Personenkonto  darstellen?  Kein 
Name  ist  darin  genannt.  Wenn  irgend  ein  Konto,  ist  das  Disagiokonto  ein 
totes,  ein  Sachkonto. 


M  Holdheim  VII  260. 

>)  Ebenda  262. 

»)  S.  262. 

«)  Ebenda. 

•)  §  75  m  B  2. 

•)  §  75  lU  D. 
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4.  l^irkniiseii  der  Disasionatnr. 

§  103. 

I.  Wie  schon  in  §  101  dargelegt,  stellt  das  Disagio  entweder  em  reelles 
oder  ein  nur  rechnungsmässiges  Aktivkonto,  einen  Kapitalnutzungsansprach  oder 
eine  ideelle  Erfolgregulierungspost  dar. 

U.  A.  Ob  das  eine  oder  das  andere,  so  folgt  hieraus  ein  Doppeltes: 

1.  Das  Disagio  rmiss  in  die  B.  des  Emission^ahres  eingestellt,  es  darf 
nicht  ganz  aus  derselben  weggelassen  werden. 

2.  Das  Disagio  darf  aber  auch  nicht  bis  zum  Rückzahlungstermin  der 
Obligationenschuld  in  unveränderter  ursprünglicher  Höhe  im  Bilanzaktivuin 
stehen  gelassen  werden. 

B.  Oder  wie  wir  den  Gegensatz,  auf  seine  Wirkung  sehend,  auch  formu- 
lieren können: 

Das  Disagio  darf  nidä  in  seiner  vollen  Höhe  dem  Jahre  der  Efnissim 
und  es  darf  nicht  in  seiner  vollen  Höhe  dem  Jahre  der  Obligationszurückzahlwig 
angelastet  werden, 

G.  1.  Dass  das  Disagio  in  die  B.  des  Begebungejahres  als  Aktivposten 
einzustellen  ist,  das  folgt  für  das  Disagio,  welches  einen  Kapitalnutzungsansprucb 
darstellt,  aus  dem  Satze  des  H.G.B.  §  38,  dass  der  E^aufmann  in  der  B.  seine 
Vermögensgegenstände  genau,  somit  alle  zu  bezeichnen  hat  Er  darf  demgemäss 
keinen  aus  der  B.  weglassen. 

2.  Für  das  Disagio  anderer  Natur,  das  Disagio  als  nur  rechnungsmässigej^ 
Erfolgregulierungskonto,  leitet  sich  das  Gleiche  aus  dem  allgemeinen  Grundsätze 
ab,  dass  die  Pflicht,  welche  der  Kaufmann  mittelst  seiner  Buchführung  zu  er- 
füllen hat»  die  Pflicht  ist,  die  Lage  seines  Vermögens  ersichtlich  zu  machen. 
Die  Lage  seines  Vermögens  im  einzelnen  Geschäftsjahre  würde  nicht  ersieht^ 
lieh  gemacht,  d.  h.  nicht  der  Wahrheit  entsprechend  dargestellt  werden,  wenn 
der  Kaufmann  die  wirtschaftlich  nachteiligen  Folgen  von  Geschäftsvorgängen, 
deren  Wirkungen  sich  über  eine  Reihe  von  Jahren  erstrecken,  einem  der  in 
Betracht  kommenden  Jahre  in  höherem  Masse  als  den  anderen  Jahren  an- 
lastete. 

D,  Ähnliche  Gründe  verbieten,  das  Disagio  in  unveränderter  Höhe  bis 
zum  Rückzahlungstermin  in  der  Jahresbilanz  stehen  zu  lassen.  Im  ersteren 
Falle,  im  Falle  des  reellen  Disagios,  läge  hierin  ein  Verstoss  g^en  H.G.B. 
§  40,  wonach  alle  Vermögensgegenstände  nicht  über  ihrem  jeweiligen  Werte 
angesetzt  werden  dürfen.  Der  Wert  der  Kapitalnutzung  mindert  sich  von  Jahr 
zu  Jahr.  Im  anderen  Falle  würde  die  Vermögenslage  des  Unternehmens  für 
den  dem  Rückzahlungsjahre  vorausgehenden  Zeitraum  insofern  nicht  wahr,  sondern 
unersichtlich  dargestellt,  als  wirtschaftliche  Nachteile,  die  diesen  Zwischenjahren 
anteilsmässig  anzulasten   wären,   denselben   nicht  zu   Last   geschrieben   würden. 

III.  Indes,  von  den  beiden  Sätzen,  dass  das  Disagio  weder  dem  Grewnn- 
und  Verlustkonto  des  Begebungs-,  noch  dem  Grewinn-  und  Verlustkonto  des 
Rückzahlungsjahres  ausschliesslich  angelastet  werden  darf,  ist  der  erste  durch- 
brechbar. Es  ist  unter  Umständen  statthaft,  das  Disagio  vollständig  dem  Be- 
gebungsjahre anzulasten  oder,  wenn  nicht  dies,  es  alljährlich  stärker  als  not- 
wendig abzuschreiben. 

A.  1.  Wie  wir  früher^)  sahen,  ist  die  Pflicht,  reelle  Aktiva  nicht  wUtr 
ihrem  Werte  anzusetzen,  und  demgemäss  auch  die  Pflicht,  sie  überhaupt  in  die  B.  auf- 


•)  §  23  V  H,  J. 
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zunehmen,  bei  Gesellschaften  nicht  bloss  eine  öffentlichrechtliche,  sondern  auch 
(ine  privatrechtliche.  Der  Gesellschafter  hat  einen  Privatrechtsanspruch  darauf, 
(lass  Aktiva  nicht  niedriger  bewertet  werden,  als  ihrem  wahren  Werte  entspricht. 
Aber  ebenso  hatten  wir  dort  hervorzuheben,  dass  dieser  Anspruch  lediglich  dis- 
positiver Natiu-  ist  und  somit  durch  Vertrag  oder  Statut  auf  ihn  verzichtet 
werden  kann.  Wohl  liegt  darin  auch  eine  Verletzung  des  öffenthchrechtlichen 
Gebots,  aber  der  (Jesetzgeber  hat  unterlassen,  an  dessen  Nichtbeachtung  privat- 
rechtliche  Nachteile  zu  knüpfen*).  Daher  kann,  wenn  statutarisch  vorgesehen 
•ider  durch  entsprechende  Einräumung  an  die  Gresellschaftsorgane  zugelassen, 
das  reelle  Disagio  auch  vollständig  gleich  dem  Jahre  seiner  Entstehung  zur  Last 
gutschrieben,  also  in  demselben  gar  nicht  auf  Bilanz-,  sondern  lediglich  auf  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  in  Erscheinung  gebracht  werden. 

2.  Bei  A.en,  Kommanditaktiengesellschaften  und  grössern  Privatversiche- 
ningj^vereinen  ist  solche  Abschreibung  des  Disagios  sofort  im  ersten  Jahre  sogar  bei 
fehlender  statutarischer  Zulassung  angängig,  indem  H.G.B.  §  271  die  Möglichkeit, 
Genetalversammlungsbeschlüsse  wegen  Abschreibungen  über  das  gesetzlich  oder  statu- 
tarische statthafte  Mass  hinaus  im  Wege  der  Klage  anzufechten,  für  die  Aktio- 
näre dahin  beschrankt,  dass  die  Anfechtungsklage  ausgeschlossen  sein  soll, 
wenn  die  Anteile  der  Aktionäre,  welche  Anfechtungsklage  erheben  wollen,  den 
zwanzigsten  Teil  des  Aktienkapitals  nicht  erreichen'^). 

B.  Mittelst  derselben  Bechtssatze  ergibt  sich  auch  für  H.G.B.  §  38  die 
Berechtigung  der  Gesellschafter,  die  Vermögenslage  der  einzelnen  Geschäftsjahre 
ungünstiger,  als  der  Wirklichkeit  entspricht,  erscheinen  zu  lassen.  Den  Gläubigern 
wird  dadurch  kein  Nachteil  zugefügt.  Somit  kann  auch  das  ideeüe  Disagio 
!<ofort  im  Begebungsjahre  zu  vollständiger  Abschreibung  gelangen. 

C.  Nicht  dagegen  ist  statthaß,  vom  Disagio  jährlich  weniger,  als  not- 
irtndig,  abzusckreiben,  oder  es  gar  bis  zum  Rückzahlungsjahre  unverändert 
i^tehen  zu  lassen.  Von  den  g^;enteiligen  Bechtssätzen  kann  nicht  statutarisch 
abgewichen  werden.  Das  Verbot  der  Überbewertung  von  Aktiven  und  das 
Verbot,  die  Vermögenslage  eines  Geschäftsjahres  günstiger,  als  der  Wirklichkeit 
entspricht,  erscheinen  zu  lassen,  stellen  zwingendes  Recht  dar.  Die  Praxis 
mancher  Eisenbahn-  und  Industriegesellschaften,  das  Disagio  bis  zum  Rück- 
zahlungstermine  in  voller  ursprünglicher  Höhe  als  Bilanzaktivum  vorzutragen 
oder  nur  gelegentlich  und  dann  nicht  in  der  erforderlichen  Höhe  abzuschreiben, 
i<  durchaus  unerlaubt. 

D.  Anderer  Meinung  scheinen  Beisch  und  Kreibig.  Sie  bemerken,  die 
Bewertung  des  Disagios  „könne"*)  auch  in  der  Weise  erfolgen,  dass  dasselbe 
pmz  dem  Begebungs-  oder  ganz  dem  Heimzahlungsjahre  zur  Last  geschrieben 
werde.  Gegen  Beides  sprachen  lediglich  wirtschaftliche  Bedenken.  Das  eine 
Verfahren  sei  nur  (gegen  die  Aktionäre)  „rigoros"*),  das  andere  für  die  Gläubiger 
ppfiihrlich,  „bedenklich"^),  weil  sie  unter  Umständen  zur  Verteilung  fiktiven 
Gewinnes  führe.  Wir  verlangen  für  die  erstere  Behandlung  des  Disagios  be- 
H>ndere  gesetzliche  Voraussetzungen.  Die  zweite  Art  erscheint  ims  ausnahmslos 
als  unzulässig*). 

^)  §  23  X. 

«)  S.  oben  §§  27  und  43. 

*)  Beiseh  II  97. 

*)  Beiseh  II  98. 

*)  Ebenda  136. 

*)  Über  Stenerpflicht  s.  §  140  f. 
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5.  Vbertrafl^ns  des  Disasios  auf  Anlasekonto. 

§  104. 

I.  A.  Einen  Fall  gibt  es,  wo  auch  dasjenige  Disagio,  welches  seine  Ur- 
sache nicht  in  dem  Zurückbleiben  des  Obligationenzinsfusses  hinter  dem  all- 
gemeinen Zinsfuss,  sondern  in  mangelnder  Bonität  des  Emittenten  hat,  den 
Charakter  eines  reellen  Akttvums  besitzt  Das  Disagio  kann  nämlich  zu  den 
Errichtungs-,  Einrichtungs-  oder  Verwaltungskosten  zu  rechnen  sein.  Diese 
Kosten  sind  von  Haus  aus  bilanzfähiges,  wirtschaftliches  Gut^),  demnach  unter 
Umstanden  auch  das  Disagio. 

1.  a)  Ein  Unternehmen  bedarf  teurer  Gk^brauchsgegenstände  zu  seiner 
Inbetriebsetzung  oder  zur  Ausdehnung  seiner  Geschäftstätigkeit  Die  Eisenbahn- 
aktiengesellschaft muss  zuerst  die  Bahn  bauen,  die  junge  industrielle  Unter- 
nehmung ihre  Fabrikgebäulichkeiten  anlegen.  Die  Mittel  hierzu  vermögen  nicht 
bloss  durch  Aktien-,  sondern  auch  durch  Obligationenemission  gewonnen  zu 
werden.     Die  Firma  gibt  Teilschuldverschreibungen  aus. 

b)  Wir  nehmen  an,  es  gelingt  ihr  nur  unter  Gewährung  von  Disagio. 
Ohne  Disagio  wäre  die  Geldbeschaffung  und  damit  auch  die  Herstellung  der 
Anlagen  unmöglich.  Das  Disagio  dient  demgemäss  als  Mittel  zur  Befriedigung 
von  Gesellschaftsbedürfnissen,  ist  wirtschaftliches  Gut  Die  Übernahme  einer 
höhereu  Rückzahlungspflicht  ist  Auslage,  Kostenbetrag,  Bestandteil  der  Oigani- 
sations-^)  bezw.  Verwaltungskosten,  somit  grundsätzlich  aktiv  bilanzfähig  und 
zwar  als  reelles  Aktivum. 

2.  Der  Unterschied  macht  sich  natürlich  auch  buchtechnisch  geltend. 
Das  Disagio  verschwindet  als  ein  selbständiger  Aktivposten  in  der  B. 

a)  Von  Haus  aus  lautet  die  Buchung: 

Obligationeneinlösungskonto 


An  Bilanzkonto 100 


Per  Kassakonto 99,75 

Per  Disagiokonto       ....       2,05 


Disagiokonto 
An  Obligationeneinlösungskonto     2,05  |  Per  Bilanzkonto 2,05 

Bilanzkonto 


An  Kassakonto 97,95 

An  Disagiokonto      ....       2,05 


Per  Obligationeneinlösungskonto      100 


b)  Nun  wird  das  Disagio  von  Disagiokonto  nicht  auf  Bilanz-,  sondern  auf 
Organisationskonto  übertragen  und  erst  dieses  Konto  auf  Bilanzkonto,  so  dass 
wir  buchen: 

Disagiokonto 
An  Obligationenemlösungskonto    2,05  |  Per  Organisationskonto     .     .     .     2,05 

Organisationskonto 
An  Disagiokonto      ....       2,05  |  Per  Bilanzkonto 2,05 


')  §  92. 

«)  S.  unten  §  174  Hlf. 
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Bilanzkonto 

An  KaBsakonto 9 7; 9 5      Per  Obligationeneinlösungskonto    100; 

An  Oiganisationskonto .     .     .       2,05 

das  Disagio  ist  somit  aus  der  B.  verschwunden. 

3.  Dass  das  Disagio,  das  seinen  Grund  in  mangelnder  Bonität  des 
Emittenten  hat,  damit  seine  Natur  geändert  hat,  zeigt  sich  in  der  buchtechnischen 
Art  seines  Yerschwindens  aus  der  B. 

a)  Auch  als  ideelles  Aktivum,  als  erfolgregulierender  Aktivposten  ver- 
^h windet  das  Disagio  allmählich  oder  auf  einmal  aus  der  B.,  nämlich  durch 
allmähliches  oder  einmaliges  Abschreiben  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto.  Wir 
buchen  für  den  Fall  des  einmaligen  sofortigen  Abschreibeus  des  ganzen  Disagios: 

Disagiokonto 
An  Obligationeneinlösungskonto    2,05  |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     2,05 

und  das  Disagio  ist  dadurch    aus  der  B.  verschwunden.     Aber   doch  auf  ganz 
andere  Art. 

b)  Wird  das  Disagio  auf  (Jewinn-  und  Verlustkonto  abgeschrieben,  so 
hat  das  Verschwinden  des  Aktivpostens  Disagio  aus  der  B.  zugleich  eine  Ver- 
änderung der  Passivseite  der  B.  zur  Folge.  Der  Gewinnsaldo  wird  gemindert 
&  findet  ein  geminderter  Abgang  von  Aktivwerten  als  Gewinn  statt.  Im 
anderen  Falle  dagegen  verbindet  sich  mit  dem  Verschwinden  des  Disagios  aus 
den  Bilanzaktiven  eine  Veränderung  der  Aktivseite  der  B.  Es  tritt  ein  neuer 
Aktivposten  dafür  in  die  B.  Die  Passivseite,  der  Gewinnsaldo  bleibt  unberührt 
Nehmen  wir  z.  B.  an,  die  vorhandenen  reellen  Aktivwerte  betragen  1 00^  so  lautet 
die  B.  vor  Beseitigung  des  besonderen  Disagiopostens : 

Bilanzkonto 


Reelle  Aktiva 100 

Disagio 2,05 


Obligationenschuld       .     .     .     100 
Gewinn-  und  Verlustkonto  .  2,05. 


Bei  Abschreiben  des  Disagios  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  verwandelt 
^ich  dieses  Bilanzkonto  in: 


ReeUe  Aktiva 100 

Disagio 0 


Obligationenschuld      .     .     .     .     100 
Gewinn-  und  Verlustkonto        .         0; 


bei  Übertragung    des  Disagios   auf  Organisationskonto  bleibt  der  Gewinnsaldo- 
posten unberührt;  hier  lautet  die  B.: 


R«elle  Aktiva 102,05 

Disagio 0,00 


Obligationen  schuld  .     .     .     .100 
Grewinnsaldo 2,05. 


Ist  aber  die  Art  des  Verschwindens  im  Falle  der  Zurechnung  jenes 
Disagios  zu  den  Organisationskosten  buchtechnisch  eine  ganz  andere,  so  darf 
angenommen  werden,  dass  das  Disagio  in  diesem  Falle  eine  völlig  anders 
gestaltete  Natur  besitzt. 

4.  Dies  bestätigt  auch  noch  ein  weiteres  Moment  Wird  jenes  Disagio 
zu  den  Organisationskosten  als  Bestandteil  geschlagen,  so  gelten  für  dessen 
weitere  Abschreibung  ganz  andere  Prinzipien,  als  wenn  es  als  Erfolgregulierungs- 
poeten eingesetzt  ist  Im  letzteren  Falle  muss  eben  zum  Zwecke  der  Erfolgs- 
verteilung alljährlich  eine  Quote  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  abgeschrieben 
werden.  Ob  vom  Disagio  als  Organisationskostenbestandteil  alljährlich  eine  Ab- 
%hreibung  zu  geschehen  habe,  richtet  sich  danach,  ob  der  als   Gebrauchsgegen- 
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stand  zu  bewertende  Aktivposten  „Organisationskosten**  in  den  betreflfenden 
Jahren  an   Gebrauchswert  einbüsst  oder  nicht 

B.  Keiner  Ausführung  bedarf  es,  dass  auch  das  normale  Disagio,  d.  h. 
dasjenige,  welches  seinen  Grund  in  der  Verzinsung  der  Schuldverschreibungen 
unt«r  dem  allgemeinen  Geldfusse  hat,  auf  Organisationskostenkonto  übertragen 
werden  kann.  Dieses  Agio  repräsentiert,  wie  wir  sahen,  einen  Kapitalnutzungs- 
anspruch*), somit  ein  reelles  Aktivum.  Also  kann  es  ebenso,  wie  als  selb- 
ständiger reeller  Aktivposten,  auch  als  Bestandteil  eines  anderen  reellen  Aktiv- 
postens, hier  des  Organisationskostenkontos  aufgenommen  werden. 

IL  A.  Die  nach  Vorstehendem  für  beide  Arten  des  Disagios  mögliche 
Übertragung  auf  Organisationskostenkonto  erleidet  im  positiven  Recht  eine  Ein- 
schränkung, was  die  Gewinnverteilungsbilanzen  der  unter  H.G.B.  §  261  fallen- 
den Gesellschaften')  angeht.  Denn  hinsichtlich  dieser  gilt  der  uns  schon  be- 
kannte Satz:  „die  Kosten  der  Errichtung  und  Verwaltung  dürfen  nicht  ab 
Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden'^  Allein  diese  Einschränkung  wird  ausge- 
glichen durch  die  Möglichkeit,  das  Disagio  auf  ein  dem  Organisationskosten- 
konto ähnliches  Konto  der  Bilanzaktivseite  zu  überführen. 

1.  Wie  wir  schon  früher')  darlegten,  verbietet  die  angezogene  Bestimmung 
des  §  261  Ziff.  4  des  H.G.B.  nur  die  Einstellung  der  Errichtungs-  und  Ver- 
waltungskosten als  solcher  in  jene  B.en,  nicht  dagegen  die  Einstellung  der 
Gegenstände,  welche  mittelst  der  Organisations-  und  Verwaltungskosten  her- 
gestellt sind.  Um  es  durch  Beispiele  zu  belegen:  eingetragen  werden  dürfen 
als  Aktiva  bei  Gründung  einer  industriellen  A.  die  mittelst  der  Errichtungs- 
kosten  hergestellten  Fabrikanlagen,  nicht  aber  die  Kosten,  welche  die  Errichtung 
der  Unternehmung  als  Ganzes  verursachte,  oder  bei  Gründung  einer  Trambahn- 
akticngesellschaft  die  Kosten  der  Herstellung  der  Trambahn,  aber  nicht  die  Kosten 
der  Errichtung  der  Trambahnaktiengesellschaft  als  solcher. 

2.  Nimmt  eine  A.  zwecks  Erbauung  einer  Fabrik  oder  einer  Eisenbahn 
Schuldverschreibungen  auf  und  vermag  sie  das  Anlehen  nur  mittelst  Ein- 
räumung eines  Disagios  zu  gewinnen,  so  rechnet  dies  Disagio  zweifellos  zu  den 
Anlagekosten  der  Fabrik  oder  Eisenbahn.  Die  betreffende  Anlage  ist  um  das 
Disagio  verteuert 

3.  Freilich  dürften  die  Disagiokosten  an  sich  nur  dann  in  den  Wert  der 
betreffenden  Anlage  eingerechnet  werden,  wenn  der  positive  Wert,  welchen  die 
Anlage  besitzt,  wirklich  die  Herstellungskosten  erreicht.  Denn  H.G.B.  §  261 
Ziff.  2  und  Gesellsch.-G.  §  241  schreiben  für  die  in  Gewinnverteilungsbilanien 
als  Aktiva  einzusetzenden  Aktiva  vor:  sie  dürfen  höchstens  zu  ihrem  Her- 
stellungspreise bewertet  werden ;  ist  ihr  gegenwartiger  Goschäftswert  also  unter  dem 
Herstellungspreis,  nur  unter  diesem.  Aber  §261  Ziff.  3  fügt  eben  hinzu,  dass  Be- 
triebsgegenstande, d.  h.  Gegenstände,  die  nicht  zur  Weiterveräusserung  bestimmt 
sind,  nicht  zu  ihrem  gegenwärtigen  Veräusserungswerte  angesetzt  werden  müssen, 
sondern  zu  ihrem  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen,  und  nur  eine  etwaige 
Wertminderung  durch  Abnutzung  hiervon  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

4.  Von  dieser  Einräumung  machen  Industrie'  und  EisenbakngeseUsehaften 
gerne  Gebrauch*).    Technische  und  wirtschaftliche  Umstände  veranlassen  sie  dazu. 

a)  Technisch   werden   sie    dazu   veranlasst   durch    die  Schwierigkeit,   den 


')  §  101  n  A  5. 
')  §  93  I  C. 

»)  §  36  II  C  und  näher  unten  §  172  II. 

*)  Beisch  II  98  u.  132;    Simon  442.    Siehe  weiter  unten  §  168  II  B  2.     Ein 
Beispiel  unten  §  174  IV  B. 
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jewetligeu  Wert  umftissender  Anlagen  zu  bestimmen.  Aus  wie  viel  Tausenden 
TOD  Vennögensgegenständen  setzt  sich  ein  Bahnunternehmen  zusammen!  Nur 
ein  Wert  lässt  sich  leicht  feststellen,  der  Herstellungswert.  Er  lässt  sich  aus 
dem  Bau-  und  Einkaufskosten  unschwer  berechnen.  So  kommt  es,  dass  bei 
Eii^nbahngesellschaften  das  Konto,  auf  welchem  die  Eisenbahnanlagen  jeweils 
bewertet  werden,  noch  lange^  nachdem  der  Bau  der  Eisenbahn  vollendet  ist, 
und  für  immer  den  Namen  Baukonto  tragt.  Der  Wert  der  Eisenbahnanlage 
wird  dadurch  festgestellt,  dass  auf  einem  Konto  die  Kosten  der  Vorarbeiten 
(Trazierung)^  der  Aktien-  und  Obligationenemission,  der  Grund-  und  Gebaude- 
erwerbung,  des  Unter-  und  Oberbaus,  der  Grebaudeerrichtung,  der  Gebäude-  und 
Bahneinrichtung,  des  Ankaufs  des  Fahrmaterials  zusammengetragen  werden^). 
Ik*  alles  zusanmien  macht  gekürzt  um  die  Wertminderung  durch  Abnutzung, 
den  jeweiligen  Wert  der  Eisenbahnanlagen  aus,  welche  die  Gesellschaft  besitzt. 
Baukonto  ist  das  Konto  der  Bewertung  der  Eisenbahnanlagen. 

b)  Aber  auch  wirtschaftliche  Erwägungen  veranlassen  die  Gesellschaften, 
•las  Di^igio  YoU  und  ganz  sofort  auf  Aiilagekonto  zu  setzen,  also  zu  den  Her- 
stellungskosten zu  schlagen.  Je  höher  das  Anlagekonto  sich  beziffert,  um  so 
zorerULssiger  ergibt  sich  die  Möglichkeit,  gleich  im  ersten  Jahre  des  Betriebes 
zn  einem  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva  und  damit  zu  Dividenden 
zu  gelangen').  Nur  bei  Eisenbahngesellschaften  mit  Anpruch  auf  staatliche 
Diridendengarantie  mag  dieses  Streben  grundsatzlich  fehlen.  Sie  eröffnen  sogar 
womöglich  den  Betrieb  vor  völliger  Fertigstellung  der  Anlagen,  um  die  weiteren 
VoUendungskoßten  in  den  ersten  Jahresrechnungen  als  Ausgaben  verbuchen  und 
HO  den  Gewinnsaldo  derart  niedrig  halten  zu  können,  dass  ihnen  der  Staat  Divi- 
dendeozuschüsse  leisten  muss'). 

5.  Es  ist  hier  noch  nicht  der  Ort,  näher  darzulegen*),  wie  die  den 
Gf^llschaften  in  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  erteilte  Ermächtigung,  Betriebsgegen- 
^tande  über  ihrem  gegenwärtigen  Veräusserungs-  und  Gebrauchswert  zum  Her- 
stellungspreis anzusetzen,  die  Folge  haben  kann,  dass  fiktiver  Reingewinn, 
d.  h.  statt  Reingewinn  Reinvermögen  als  Gewinn  verteilt  wird,  weil  von  dem 
HerPteUungspreis  nur  die  Wertminderung  der  Anlage  abgezogen  wird,  welche 
durch  Abnutzung,  nicht  aber  die,  welche  durch  andere  Ursachen  entsteht, 
allein  als  Beispiel  hierfür  sei  an  dieser  Stelle  doch  schon  hervorgehoben,  dass 
diese  Bestimmung  die  Folge  hat,  dass  die  Minderung,  welche  das  Disagio,  wenn 
e«  als  selbständiger  Aktivposten  eingestellt  ist,  seinem  Wesen  nach  jährlich 
er&hrt,  bei  Einrechnung  des  Disagios  in  den  Herstellungspreis  und  Ansetzung 
der  Anlage  zu  ihrem  Herstellungspreis  nicht  zur  Berücksichtigung  gelangt, 
weil  diese  Minderung  keine  Minderung  des  Herstellungspreises  durch  Ab- 
nutzung darstellt.  Wirtschaftlich  solide  Gesellschaften,  welche  wegen  der  ausser- 
ordentlichen Schwierigkeit,  den  jeweiligen  Gebrauchswert  ihrer  Betriebsanlagen 
fe!«tzustellen,  von  der  Befugnis  des  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  Gebrauch  machen 
und  ihre  Anlagen  zu  deren  Grestehungskosten  ansetzen,  werden  der  damit  ver- 
bundenen, schon  früher')  geschilderten  Gefahr  der  Verteilung  fiktiven  Gewinns 
freiwilhg  dadurch  vorbeugen,  dass  sie  von  den  Gestehungskosten  jährlich  mehr 
abschreiben,  als  der  einen  Ursache  der  Abnutzung  der  Anlage  entspricht.  Ab- 
jre?ehen  davon  aber  besteht   für  Aktien-   und  verwandte  Gesellschaften,   wenn 


')  Vgl.  BeUch  n  130f.  (Beispiel). 

»)  Vgl.  ebenda  II  135. 

')  A.  a.  O.  n  130  N.  2. 

0  a  darüber  unten  §§  173  I  D  2. 

»)  §  34  B. 
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auch  nur  im  Wege  ausdehnender  Gesetzesauslegung,  rechtliche  Pflicht,  diese 
weitereu  Wertminderungen  zum  Gegenstand  von  Abschreibungen  zu  machen  \). 
B.  1.  Dem  alten  allgemeinen  deutschen  H.G.B.  ist  die  Bestimmung  des  §  261 
Ziff.  3  noch  unbekannt.  Das  österreidiische  Recht  kennt  somit  keine  solche 
Ermächtigung,  Betriebsgegenstande  ohne  Rücksicht  auf  ihren  wirklichen  Ver- 
äusserungs-  und  Gebrauchswert  zu  ihrem  Herstellungspreise  zu  bewerten.  Hier 
ist  es  also  kraft  unmittelbarer  Gesetzesbestimmung  nur  dann  zulassig,  das 
Disagio  auf  Anlagekonto  zu  übertragen,  wenn  der  Gebrauchswert  der  Anlage 
nicht  hinter  deren  Herstellungskosten  zurückbleibt  Im  anderen  Falle  läge 
rechtlich  (H.G.B.  Art.  31)  unstatthafte  Überbewertung  von  Aktivgegenstanden 
vor.  Damit  stimmt  überein  das  österreichische  A.-Reg.,  wenn  es  in  §  49  Abs.  5 
verfügt:  „Bei  Vermögensstücken,  welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  einer  Ab- 
nützung oder  Wertminderung  unterliegen,  ist  eine  der  sachgemässen  Veran- 
schlagung entsprechende  Abschreibung  an  dem  Buchwert  derselben  vorzunehmen"'). 

2.  Trotzdem  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  gerade  in  Österreich 
wegen  der  technischen  Schwierigkeiten,  den  jeweiligen  Gebrauchswert  festzu- 
stellen, umfassende  Anlagen  nicht  ohne  weiteres  mit  ihrem  Herstellungsp^ei^^e 
zur  Ansetzung  gelangen^).  Insbesondere  pflegt  in  denselben  auch  das  volle 
Emissionsdisagio  eingerechnet  zu  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihm  eine 
Wertsteigerung  der  Anlage  entspricht,  welch  letztere  doch  um  deswillen  nicht 
ohne  weiteres  angenommen  werden  kann,  weil  das  ausserordentliche  Disagio  unter 
allen  Umstanden  eine  Verteuerung  der  Herstellungskosten  darstellt 

3.  Freilich  ist  das  richtig:  die  wirtschaftlich  nachteilige  Wirkung  dieser 
ungesetzlichen  Verfahrensweise  wird  unter  Umstanden  im  Laufe  der  Zeit  durch 
eine  andere  für  die  Gesellschaft  unumgängliche  Massnahme  wieder  ausgeliehen. 
Der  Regel  nach  besteht  die  Eisenbahnkonzession  nur  für  eine  bestimmte  Periode. 
Ist  in  diesem  Falle  die  Bahn  nach  Ablauf  der  Konzessionsdauer  dem  Staat 
unentgeltlich  zu  überlassen,  so  ist  es  notwendig,  den  ganzen  bilanzmässigen 
Wert  des  Baukontos  während  der  Konzessionszeit  aus  dem  Ertrage  zu  amorti- 
sieren, weil  sonst  bei  Ablauf  derselben  die  zur  Heimzahlung  von  Aktien-  und 
Obligationenkapital  erforderlichen  Mittel  nicht  vorhanden  sind  *).  Ist  der  Wert 
der  Anlagen  zu  hoch  angesetzt,  so  muss  dann  eben  dieser  höhere  Wert  amor- 
tisiert werden.  Dadurch  bleiben  aber  während  der  Konzessionszeit  mehr  Werte 
von  der  Verteilung  als  Gewinn  ausgeschlossen.  Was  somit  einerseits  durch 
Steigerung  der  Aktivwerte  am  Anfang  erreicht  wurde,  wird  nachher  alhnählieh 
durch  Steigerung  der  Amortisationsquote  wie<ler  weggenommen^). 

4.  Indes^  es  bedarf  keines  Beweises,  dass  diese  möglicherweise  später 
statthabende  Ausgleichung  der  wirtschaftlich  nachteiligen  Wirkung  der  ursprüng- 
lichen Massnahme  an  der  rechtlichen  Unzulässigkeit  der  letzteren  nichts  zu 
ändern  vermag.  Nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  damit  der  wirkliche  Ge- 
brauchswert des  Betriebsgegenstandes  nicht  überschritten  wird,  darf  nach  öster- 
reichischem Handelsrecht  das  entstandene  Emissionsdisagio  sofort  ganz  dem  An- 
lagekonto angelastet  werden®). 


')  Unten  §§  168  III  B  2  e  und  173  I  D  2  b-d. 

*)  S.  darüber  unten  §§  139  II  C  4  b  und  168  111  B  2  e. 

»)  Reisch  II  135. 

*)  S.  unten  §§  127  und  133. 

»)  Reisch  II  135  f. 

*)  Nur  innerhalb  dieser  Grenze  wird  es  Dach  dem,  was  Eeisch  und  Kreüng  Bd.  II 
S.  134  bemerken,  zu  verstehen  sein,  wenn  es  bei  ihnen  Bd.  II  S.  136  heiast:  soweit 
Kursverluste  dem  wirklichen  Interesse  der  Unternehmung  dienten,  könne  gegen  deren 
Zubuchung  in  voller  Höhe  auf  Baukonto  kein  erheblicher  Einwand  erhoben  werden. 
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C.  Strenger  als  die  hier  für  das  deutsche  und  österreichische  Becht  ver- 
tretene Meinung  ist  die  Simons.  Er  hält  es  schlechthin  für  unstatthaft,  das 
£niLssionsdisagio  dem  Anlagekonto  anzulasten^).  Der  Grund  für  ihn  ist,  dass 
er  in  dem  Disagio  nur  ein  Wertberichtigungskonto  erblickt.  Die  auf  100  Nominal 
lautende,  zu  99  ausgegebene  Obligation  sei  nach  ihrer  Begebung  nicht  100, 
sondern  nur  99  wert.  Allein  die  Anschauung  übersieht,  wie  wir  früher^)  dar- 
gel^  haben  y  dass  es  nichts  regelwidriges,  sondern  nur  regelrechtes  ist,  wenn 
(iie  Obligationsschuld  sofort  mit  100  bewertet  wird.  Alle  betagten  verzinslichen 
Schulden,  auch  in  Teilschuldverschreibungen  nicht  verkörperte,  werden  nach 
iiaufmännischem  Brauche  von  Anfang  an  grundsatzlich  mit  dem  Werte  ange- 
setzt, den  sie  zur  Zeit  ihrer  Fälligkeit  haben.  Dieser  Wert  gilt  als  ihr  gesetz- 
licher von  Anfang  an. 


6.  Das  Dlsasio  im  poflitiTen  Recht. 

§  105. 

I.  Schweizerisches  Obligationenrecht  und  deutsches  Hypo- 
thekenbankgesetz. A.  Was  bisher  über  die  Art  und  Weise,  wie  das  Disagio 
bilanzrechtlich  zu  behandeln  sei,  bemerkt  wurde,  leiteten  wir  aus  allgemeinen 
Erwägungen,  insbesondere  aus  der  Natur  der  Sache  ab.  Es  ist  selbstverständ- 
lich, dass  das  Gesetzesrecht  eine  hiervon  abweichende  bilanzrechtliche  Behand- 
lung des  Disagios  vorsehen  kann. 

B.  Im  Aktienrecht  des  schweizerischen  Obligationenrechts  (§657  Ziff.  7) 
und  im  deutschen  Hypothekenbankgesetz  (§§  24  und  25)  liegen  solche  Ab- 
weichungen vor.  Um  zunächst  den  gruntUegenden  Wortlaut  der  in  Betracht 
kommenden  Bestinunungen  anzuführen,  so  heisst  es  im  schweizerischen  Obliga- 
tionenrecht §  657  Ziff.  7:  „Von  der  Gresellschaft  ausgegebene  Obligationen  sind 
zu  dem  vollen  Betrage,  zu  welchem  sie  zurückgezahlt  werden  müssen,  anzu- 
ü^etzen.  Dagegen  kann  die  Differenz  zwischen  dem  Emissions-  und  dem  Rück- 
zahlungsbetrage,  welche  durch  jährliche  Abschreibungen  bis  zum  Verfalltage  zu 
amortisieren  ist,  unter  die  Aktiva  aufgenommen  werden." 

Und  ähnlich  bemerkt  Hjpothekenbankgesetz  §  24 f.:  „Die  Jahresbilanz 
einer  Hypothekenbank  hat  .  .  .  namentlich  zu  enthalten  ...  7.  den  Gesamt- 
betrag der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfandbriefe  nach  ihrem  Nenn- 
irerte^  (§  24).  „Sind  Hypothekenpfandbriefe  zu  einem  geringeren  Betrag  als 
dem  Nennwert  ausgegeben  worden,  so  darf  in  die  Aktiven  der  B.  ein  Betrag 
aufgenommen  werden,  der  vier  Fünfteilen  des  Mindererlöses  gleichkommt" 
(§25  Abs.  1). 

n.  A.  Aus  dem  Wortlaute  dieser  Bestimmungen  folgt  zwar,  dass  das 
positive  Recht  mit  uns  die  Meinung  teilt,  dass  sofortige  Ansetzung  der  Obli- 
gationenschuld zu  ihrem  vollen  Rückzahlungsbetrage  nicht  nur  nichts  Ungesetz- 
liches enthalt»  sondern  sogar  gesetzlich  geboten  ist,  aber  zugleich  ergibt  sich 
aus  ihnen,  dass  es  von  unserer  Anschauung  insofern  abweicht»  als  es  nicht  als 
grundsätzlich  vorschreibt,  dass  das  Disagio  als  Aktivum  in  die  B.  eingesetzt 
werden  muss»  sondern  nur  zulässt,  dass  das  Disagio  als  Aktivum  in  die  B.  ein- 
gesetzt werden  darf.  Allein  es  wäre  verfehlt,  hieraus  den  Schluss  zu  ziehen, 
die  positive  Gesetzgebung  hätte  die    eigentliche  Natur  des  Disagios  verkannt 

»)  a  380  u.  443  gegen  v,  Stronibeck  bei  Busch  38  (1878)  S.  56  f. 
*)  §  100  II. 


300  §  105.  Das  Disagio  im  positiven  Recht. 

Lediglich  aus  einem  praktischen  Grunde,  um  die  Vermögenslage  der  A.en,  bezw. 
der  Hypothekenbanken  möglichst  sicher  zu  gestalten,  haben  die  positiven  Ge- 
setzgebungen die  Vorschrift  getroffen,  dasä  das  Disagio  unter  die  Bilanzaktiva 
nicht  aufgenommen  werden  muss,  sondern  nur  aufgenommen  werden  kann. 

B.  Dies  geht  deutlich  aus  dem  ersten  Entwürfe  des  Hypothekenbank- 
gesetzes hervor.  Dieser  enthielt  sogar  in  §  22  die  Bestimmung:  „Die  bei  der 
Ausgabe  von  Hypothekenpfandbriefen  entstehenden  Kursverluste  .  . .  dürfen  nicht 
als  Aktivum  in  die  B.  aufgenommen  werden,  sind  vielmehr  ihrem  vollen  Be- 
trage nach  zu  Lasten  des  Geschäftsjahres  zu  verrechnen,  in  welchem  sie  ent- 
stehen," und  erläutert  war  dies  eben  mit  dem  Satze:  „Die  Vermögenslage  der 
Hypothekenbanken  wird  auf  diese  Weise  sicherer  gestaltet"  *). 

C.  In  der  Tat  kann  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  dass  die  zu- 
künftige Vermögenslage  des  Unternehmens  in  erhöhtem  Masse  gesichert  ist, 
wenn  das  durch  die  Begebung  unter  pari  an  sich  verursachte  Bilanzaktivuin 
Disagio  möglichst  rasch  wieder  aus  der  B.  verschwindet 

in.  Am  wirksamsten  wird  dies  zweifelsohne  erreicht,  wenn  das  Disagio 
überhaupt  nicht  als  solches  in  die  B.  aufgenommen,  sondern  sofort  voll  und 
ganz  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  Begebungsjahres  zur  Last  geschrieben 
wird  ^).  Allein  es  wäre  über  das  Ziel  hinausgegangen,  würde  man  hiemach  als 
das  allein  Richtige  das  Verbot  jeder  Einsetzung  des  Disagios  in  das  Aktivum 
ansehen.  Es  gibt  Fälle,  wo  die  Anlastung  des  Disagios  in  seiner  vollen  Höhe 
an  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  Emissionsjahres  die  Vermögenslage 
der  A.  nicht  sicherer,  sondern  unsicherer  gestalten,  ja  sogar  vom  volkswirt- 
schaftlichen Nachteilen  begleitet  sein  würde. 

A.  Bei  jungen  Unternehmungen,  welche  zu  ihrer  Einrichtung  ausser  dem 
Aktien-  auch  Obligationenkapital  heranziehen,  würde  die  absolute  Unmöglichkeit, 
Disagios  bilanzmässig  zu  berücksichtigen,  die  Folge  haben,  dass  wegen  des  hohen 
Standes  der  Schuldenwertziffer  keine  oder  nur  eine  sehr  niedrige  Dividende 
zur  Verteilung  gelangen  könnte.  Solches  schwächt  aber  den  Kurs  der  Aktiva 
und  damit  den  Kredit  des  Unternehmens  und  führt  daher  eventuell  zu  einer 
unsicheren  wirtschaftlichen  Lage  der  Gesellschaft. 

B.  Bei  schon  länger  bestehenden  Unternehmungen  kann  das  Verbot  jeden 
Abzugs  des  Disagios  die  Wirkung  haben,  dass  es  die  Geschäftsleitung  zwingt, 
länger  mit  teuerem  Grelde  zu  arbeiten^  als  es  nach  der  Lage  des  allgemeiDen 
Geldpreises  arbeiten  müsste.  Oder  anders  ausgedrückt:  dadurch,  dass  das  Disagio 
sofort  zu  tilgen  wäre,  kann  sich  ein  Unternehmen  von  Konvertierungen  seiner 
Obligationenschuld  abhalten  lassen,  welche  es  nach  dem  Rückgang  des  allge- 
meinen Zinsfusses  vorzunehmen  hätte.  Nehmen  wir  an,  eineA.  hat  eine  Obli- 
gationenschuld zu  8  ^/^  Prozent  zu  verzinsen.  Der  allgemeine  Geldpreis  für 
gute    Anlageworte    sinkt   auf    3  ^/^  Prozent.     Würde   die   Gesellschaft   mit  der 


1)  Beichsanzeiger  Nr.  123  vom  26.  Mai  1898,  erste  Beilage. 

*)  Festfundierte  Banken  verfahren  auch  auf  diese  Weise.  Sie  decken  das  Emis- 
sionsdisagio a)  entweder  völlig  aus  dem  laufenden  Gewinn  (d.  h.  übertragen  es  sofort 
voll  und  ganz  auf  Verlustkonto  des  Entstehungsjahres)  —  dies  sind  die  solidesten  — 
oder  b)  völlig  aus  einem  Emiseionsdisagioreservefonds  oder  c)  teils  aus  ersterem  teils 
aus  letzterem.  Erzielen  sie  aus  Pfandbriefrückkauf  Disagiogewinn  (s.  unten  §  108),  so 
müssen  sie  denselben  schon  kraft  Gesetzes  sofort  zur  Deckung  im  gleichen  Jahre  noch 
vorhandenen  oder  eingetretenen  Emissionsdisagioverlustes  verwenden.  Denn  oach 
Hyp.B.G.  §  25  ist,  ehe  Emissionsdisagio  als  Aktivum  in  die  B.  eingestellt  werden  darf, 
von  ihm  der  Disagiogewinn  aus  dernFfandbriefrückkaufsgeschäft  abzuziehen,  dsojeDer 
Verlust  durch  diesen  Gewinn  zu  tilgen.  Übersteigt  der  genannte  Gewinn  den  Emis- 
sionsdisadoverlust,  so  ist  es  demgemäss  überhaupt  unstatmaft,  einen  EmiBSLonsdisagio- 
posten  als  Aktivum  in  die  B.  einzustellen. 
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Konvertierung  da  zuwarten,  bis  3  prozentige  Obligationen  den  Parikurs  erreichen, 
um  ein  Disagio  zu  vermeiden,  so  würde  sie  längere  Zeit  mehr  Zins  zahlen,  als 
dem  allgemeinen  Geldpreisstaude  entspricht  Somit  besteht  die  Gefahr,  dass 
wegen  der  notwendigen  Aufbürdung  des  ganzen  Disagios  auf  ein  Jahr  die  Ge- 
sellschaft für  die  Konvertierung  den  richtigen  Zeitpunkt  verpasst,  nicht  sofort, 
da  ide  billigeres  Geld  bekommen  kann,  das  teuere  abstösst. 

C.  Insbesondere  bei  den  HypoUiekenbanken  besteht  eine  dringende  Not- 
wendigkeit, die  Abstossung  teueren  Geldes  mittelst  Pfandbriefkonvertierung 
nicht  durch  ein  absolutes  Verbot  der  Einsetzung  des  Disagios  in  die  B.  zu 
erschweren. 

1.  So  lange  der  allgemeine  Zinsfuss  den  Pfandbriefzinsfuss  übersteigt, 
aläo  keine  Veränderung  un  allgemeinen  Geldpreise  eintritt  und  die  Pfandbrief- 
ioititute  demgemäss  in  Gewinnung  guter  Deckungshypotheken  keinen  Schwierig- 
keiten begegnen,  bringt  es  keine  Härte  für  die  Bank  und  keinen  Nachteil  für 
die  Volkswirtschaft  mit  sich,  wenn  von  den  Hypothekenbanken  gefordert  wird^ 
dass  sie  bei  Ausgabe  von  Pfandbriefen  jeweils  sofort  das  ganze  Disagio  decken. 
Andere  dagegen,  wenn  der  allgemeine  Zinsfuss  sinkt. 

2.  Angenommen,  der  allgemeine  Zinsfuss  geht  von  8  '/^  auf  3  ^/^  Prozent 
zurück.  Der  bisherige  Pfandbriefzinsfuss  war  8  ^/j  Prozent.  Nun  könnten 
SprozenUge  ausgegeben  werden. 

a)  Die  Ausgabe  von  Pfandbriefen  zu  niedrigem  Zinse  ist  an  sich  schon 
privatwirtschaftlich  für  die  Bank,  wie  volkswirtschaftlich  für  Pfandbriefgläubiger 
und  Hypothekschuldner  von  Vorteil. 

a)  Der  Vorteil  für  die  Bank  besteht  nicht  in  erster  Linie  darin,  dass 
sie  mit  billigerem  Gelde  (billigeren  Darlehen  im  wirtschaftlichen  Sinne)  arbeitet; 
denn  hat  die  Bank  weniger  Pfandbriefzins  zu  geben,  so  bringt  sie  andererseits 
auch  die  Hypotheken  nur  zu  niedrigerem  Zinse  unter,  nimmt  also  auch  weniger 
ein.  Der  erste  Vorteil,  welcher  dem  Pfandbriefinstitut  aus  Emission  zu  niedrigerem 
Zinä  erwächst,  ist  vielmehr  der,  dass  es  bessere  Deckungshypotheken  gewinnt 
Denn  wie  Heckt  ^)  überzeugend  nachweist:  die  sichersten  Hypotheken  bringen 
den  niedrigsten  Zins.  „Je  billiger  das  Geld  ist,  das  einem  Bodenkreditinstitut 
zur  Verfügung  steht^  desto  eher  kann  es  bei  den  besten  und  daher  niedriger 
verzinslichen  Hypotheken  konkurrieren."  Je  besser  aber  die  Unterlagen  für 
die  Pfandbriefe,  um  so  weniger  Ausfälle  an  den  Unterlagen  sind  zu  erwarten, 
um  so  grösser  ist  demgemäss  die  wirtschaftliche  Solidität  des  Instituts,  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Aktionäre.  Und  dies  vermag  allerdings  auch  wieder  zurück- 
zuwirken auf  den  Pfandbriefzinsfuss.  Bodenkreditanstalten  mit  guten  Deckungs- 
hypotheken  geniessen  grösseren  Kredit,  vermögen  daher  niedriger  verzinsliche 
Pfandbriefe  unterzubringen  und  sind  so  in  der  Lage,  das  zur  Gewährung  von 
Hypothekdarlehen  nötige  Geld  billiger  zu  kaufen,  also  weniger  für  Pfandbrief- 
zinsen au&uwenden. 

ß)  Aber  auch  für  Dritte,  für  die  Volkswirtschaft  ergeben  sich  Vorteile  aus 
nieder  verzinslichen  Pfandbriefen.  Zunächst  steigt  mit  der  Güte  der  Deckimgs- 
hypotheken  die  wirtschaftliche  Sicherstellung  der  Pfandbriefgläubiger.  Vor 
allem  aber  zieht  der  darlehensbedürftige  Grundbesitz  daraus  Nutzen.  Hat  die 
Hypothekenbank  weniger  Passivzins  zu  leisten,  so  ist  sie  auch  in  der  Lage, 
Hypothekdarlehen  zu  geringerem  Zinsfusse  auszugeben,  also  niedrigeren  Aktiv- 
zins zu  fordern. 

b)  Zum  Wegfall  aller  eben  geschilderten  Vorteile  konunen  im  Falle  des 
Unterlassens  von  Pfandbriefkonvertierungen  bei  sinkendem  Zinsfusse  indes  noch 


*)  Bei  Holdheim  VII  (1894)  252,  258. 
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folgende  Nachteile.  Entweder  übersteigen  die  zu  zahlenden  Pfandbriefzinsen 
die  eingehenden  Hypothekzinsen  oder  bleiben  wenigstens  in  ihrer  Höhe  hinter 
der  Höhe  der  letzteren  nicht  zurück  oder  das  Hypothekeninstitut  erhält  zwar 
höheren  Hypothekenzins,  aber  auf  Kosten  der  Hypothekengüte.  Will  die 
Bodenkreditanstalt  trotz  Rückgangs  des  allgemeinen  Zinsfusses  an  ihrem  bis- 
herigen Beleihungszins  festhalten,  weil  es  auch  seine  Pfandbriefe  nicht  konvertiert^ 
so  ist  dies  bei  Neubeleihungen  nur  in  der  Weise  möglich,  dass  sie  auf  den 
Erwerb  erstklassiger  Hypotheken  verzichtet,  also  nur  auf  Kosten  der  Solidität 
Geht  das  Streben  der  Hypothekenbank  andererseits  dahin,  ihre  bisherigen 
Hypothekenschuldner  sich  zu  erhalten,  Bückzahlungen  des  Hypothekkapitals 
also  abzuwenden,  so  muss  sie  in  Herabsetzung  des  Hypothekenzinsfusses  willigen, 
daher  auf  Überschuss  des  Aktivzinses  über  den  Passivzins  verzichten.  In  gleicher 
Weise  muss  die  Bank  mehr  Greld  ausgeben,  wenn  sie  auch  neue  Hypotheken 
überhaupt  nur  zum  niedrigeren  Zinssatze  unterzubringen  vermag^). 

3.  a)  Somit  ist  es  gegebenenMls  von  erheblichem  Nachteil  für  die  Ver- 
mögenslage des  Unternehmens,  wie  für  die  allgemeine  Volkswirtschaft,  wenn 
die  Bodenkreditgesellschaft  infolge  des  Umstandes,  dass  sie  das  bei  Pfand- 
briefemission entstehende  Disagio  sofort  in  seiner  ganzen  Höhe  abzuschreiben 
hat,  davon  abgehalten  wird,    Pfandbriefe   mit  niedrigerem  Zinsfusse  abzugeben. 

b)  Und  sie  wird  in  der  Regel  davon  abgehalten,  denn,  muss  das  ganze 
Disagio  einem  Jahre  angelastet  werden,  so  führt  dies,  weil  doch  von  Zeit  zu 
Zeit  neue  Serien  emittiert  werden,  nur  zu  leicht  zu  grösseren  Schwankungen 
in  den  Jahresertragen,  diese  aber  wieder  zu  schwankenden  Aktienkursen  und 
so  zu  der  Gefahr,  dass  die  Pfandbriefe  des  Institutes  an  Vertrauen  einbüssen 
und  sich  für  notwendig  werdende  Kapitalerhöhungen  nicht  die  nötigen  Aktionäie 
finden;  und  Grundkapitalerhöhungen  werden  bei  Zunahme  des  Pfandbriefge- 
schäftes um  deswillen  von  Zeit  zu  Zeit  nötig,  weil  ja  nach  geltendem  Recht 
zwischen  Höhe  der  Pfandbriefsumme  und  Grundkapital  eine  bestinunte  Relation 
bestehen  muss,  indem  Hypothekenbankgesetz  §  7  vorschreibt,  dass  die  Boden- 
kreditbanken Pfandbriefe  nur  bis  zum  fünfzehnfachen  Betrage  des  eingezahlten 
Grundkapitals  und  des  ausschliesslich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  oder  zur 
Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  bestimmten  Reservefonds  ausgeben  dürfen. 

c)  Schrecken  die  Hypothekenbanken  wegen  dieser  Folgen  einer  eventu- 
ellen Ausgabe  niedriger  verzinslicher  Pfandbriefe  längerer  Zeit  vor  solcher 
Pfandbriefkonventierung  zurück,  so  ist  dies,  wie  dai^legt,  gleichbedeutend  mit 
der  Notwendigkeit  privat-  und  volkswirtschaftlich  ungesunden  Betriebes  de? 
Hypotheken-  und  Pfandbriefgeschäftes. 

IV.  Um  dem  allem  vorzubeugen,  hat  die  positive  Gesetzgebung  der 
Schweiz  und  Deutschlands  das  Verbot  der  Einstellung  des  Disagios  in  die  B. 
nur  als  ein  relatives  aufgestellt:  Es  „kann"  die  Differenz  zwischen  Emissions- 
und Rückzahlungsbetrag,  es  „darf"  der  Emissionsmindererlös  unter  die  Aktiven 
der  B.  aufgenommen  werden. 

V.  A.  Beide  Gresetzgebungen  stimmen  darin  überein,  dass  die  eingestellte 
Disagiopost  einer  allmählichen  Abschreibung  bis  zum  Verfalltage  der  Rück- 
zahlimgsschuld  zu  unterstellen  und  mit  dieser  Abschreibung  bereits  im  ersten 
Jahre  zu  beginnen  ist. 

B.  Die  Regelung  des  deutschen  Rechtes  ist  dabei  eingehender,  als  die  des 
schweizerischen,  ein  Umstand,  dessen  Erklärung  nicht  schwer  fällt  Bei  den 
A.en  im  allgemeinen,  mit  denen  sich  doch  das  schweizerische  Obligationenrecht 
beschäftigt,  ist  die  Aufnahme  von  Obligationsanleihen  in  der  Regel  nur  Mittel 


')  Hecht  ebenda  253. 
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zur  Erreichang  des  auf  anderes  gerichteten  Geschäftszweckes;  bei  den  Hypo- 
thekenbanken dagegen  bildet  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen,  das 
Pfandbriefgeschäft,  den  einen  Hauptgegenstand  des  Unternehmens,  woraus  er- 
itellt,  (iass  hier  eingehendere  Vorschriften  teils  zweckmässig,  teils  erforderlich 
qnd,  vor  allem  in  Hinblick  auf  die  Notwendigkeit  sicher  erfolgender  Tilgung 
aller  Emissionsdisagien. 

1.  Das  sehweixerische  Obligationenrecht  überlässt  den  Organen  der  A., 
wie  sie  die  Abschreibung  gestaltet  wollen.  Es  bestimmt  nur,  dass  die  Differenz 
durch  jährliche  Abschreibungen  bis  zum  Verfalltage  zu  amortisieren  sei.  Es  be- 
^tiInmt  also  lediglich,  dass  idle  Jahre  und  auch  schon  im  ersten  Jahre  eine 
Abschreibung  zu  betätigen  ist.  In  welcher  Höhe  und  damit  nach  welcher 
Berechnungsmethode,  das  zu  bestimmen,  ist  der  A.  vorbehalten.  Selbstverstand- 
licfa  kann  die  Abschreibung  auch  schon  vor  dem  Verfalltage  vollendet  werden. 
Denn  wenn  die  Einsetzung  des  Disagios  als  Aktivum  sogar  von  Anfang  an 
Düterlassen  werden  darf,  so  muss  es  auch  gestattet  sein^  die  Abschreibung  schon 
ror  dem  Verfalltage  zu  Ende  zu  führen. 

2.  Das  deuUsche  Hypothekenbankgesetz  schreibt  genau  vor^  in  wdcltem 
Mraum  und  une  viel  jährlich  abzuschreiben  sei. 

a)  Die  Abschreibung  hat  in  fünf  Jahren,  das  Geschäftsjahr  der  Begebung 
eingerechnet,  zu  erfolgen^). 

Was  den  Gesetzgeber  zu  dieser  Bestimmung  veranlasst,  ist  das  Bestreben, 
die  Vermögenslage  der  Hypothekenbanken  möglichst  sicher  zu  gestalten. 

a)  Steht  es  dem  Institute  frei,  das  Disagio  auf  die  ganze  Umlaufszeit 
'ier  Pfandbriefe  zu  verteilen,  so  fehlt  bei  einer  auf  Jahrzehnte  sich  erstrecken- 
den Tilgung  des  Disagios  die  erforderliche  Sicherheit,  dass  aus  der  Verwendung 
de^  durch  die  Ausgabe  der  Pfandbriefe  erlangten  Kapitals  fortgesetzt  die  zur 
Bestreitiing  der  jährlichen  Abschreibungen  erforderlichen  Überschüsse  sich  er- 
zielen lassen.  Denn  den  Hypothekenschuldnem  kann  das  Recht  der  Rück- 
zahlung nk^t  auf  eben  so  lange  2^it  versagt  werden. 

ß)  Würden  die  Hypothekschuldner  auf  ebenso  lange  Unkündbarkeit  ihrer 
Schulden  eingehen,  so  würden  sie  sich  der  Möglichkeit  begeben,  von  dem  Vor- 
teile eines  etwaigen  Sinkens  des  allgemeinen  Hypothekenzmsfusses  Gebrauch 
zu  machen,  wie  ihn  die  Veränderung  des  Geldmarktes  vor  Ablauf  solch  langer 
Zeit  mit  sich  zu  bringen  vermag.  Zu  solchen  Beleihungsbedmgungen  werden 
Hypothekenschuldner  demgemäss  nicht  zu  gewinnen  sein.  Nur  für  kürzere 
Fristen,  auf  zehn  Jahre  etwa,  lässt  sich  ein  freies  Rückzahlungsrecht  derselben 
aos^hliessen.  Vermögen  die  Bankschuldner  aber  nach  Ablauf  dieser  Frist  die 
Hypothekschulden  heimzuzahlen,  so  kann  dies  die  Bank  in  die  Notwendigkeit 
Teri?etzen,  die  höher  verzmslichen  Pfandbriefe  zurückzuzahlen  und  für  noch 
ni^riger  verzinsUche  Disagio  zu  gewähren.  Kurzum,  es  können  die  Mittel 
der  Bank  so  in  Anspruch  genommen  werden,  dass  die  sichere  Tilgung  älterer 
Disagien  nicht  ausser  aller  Frage  stünde^). 

y)  Und  dieser  Nachteil  würde  sich  noch  steigern^  wenn  in  den  Emissions- 
bedingungeu  ein  bestimmter  Termin  für  die  Pfandbriefrückzahlung  gar  nicht 
in  Aussicht  genommen  ist').  Aus  aU  den  Gründen  hat  der  Gesetzgeber  kürzere 
Tilgungazeiträume  vorgesehen^). 

')  EmisBionadisa^o,  das  vor  dem  Inkrafttreten  des  Hyp.B.G.  (1.  Jan.  1900)  ent- 
fUnd,  ist,  soweit  es  m  die  Aktiven  der  B.  eingesetzt  wurde,  ohne  dass  dies  nach 
jetzigem  Recht  zulässig  wäre,  längstens  binnen  ninf  Jahren  abzuschreiben  (Hyp.B.G. 
:»»J  Abs.  2). 

«)  HedU  a.  a.  O.  VII  263. 

»)  VgL  Begründung  a.  a.  O.  8.  946. 

*)  Mit  Becht  hält  Hecht  bei  Holdheim  VIII  65  die  fünfjährige  Tilgung,  welche 
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b)  Was  die  Höhe  der  jährlichen  Abschreibungen  angeht,  so  bestimmt 
das  G.: 

a)  Der  in  die  B.  des  Begebungsjahres  als  Aktivum  einzustellende  Disag^o- 
posten  ist  der  Betrag,  welcher  verbleibt»  wenn  man  von  vier  Fünft^en  der 
Differenz  zwischen  Nennwert  und  Begebujigskurs  (des  Disagios)  den  Gewinn*) 
abzieht»  welchen  die  Bank  durch  Rückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu 
einem  geringeren  Kurse  als  dem  Nennwert  erzielt  Es  fallt  dem  Begebungs- 
jahr jedenfalls  ein  Fünftel  des  Disagios  zur  Last  und  zwar  auch  dann  ein 
volles  Fünftel,  wenn  die  Pfandbriefe  nicht  gleich  anfangs,  sondern  erst  im 
Laufe  des  Jahres  zur  Ausgabe  gelangten. 

ß)  Der  nach  Abzug  jenes  Grewinns  von  den  vier  Fünfteln  des  Disagios 
verbleibende  Rest  „muss  (dann)  jährlich  zu  mindestens  ein  Viertel  abgeschrieben 
werden*)". 

y)  Das  G.  hat  somit  nicht  Berechnung  der  jährlichen  Abschreibungs- 
quoten nach  Art  des  Zwischenzinses  vorgeschrieben,  sondern  der  leichteren  Be- 
rechnung wegen  gleichmassige  Verteilung  derselben  auf  den  ganzen  Zeitramn. 
Nebenbei  wird  dadurch  die  Vermögenslage  der  Banken  sicher  gestaltet,  denn 
diese  Verteilung  hat  zur  Folge,  dass  im  Anfang  jährlich  mehr  getilgt  wird, 
als  es  nach  der  Zwischenzinsberechnung  der  Fall  wäre.  Hiernach  begänne  die 
Jahresquote  mit  ungefähr  ein  Sechstel  und  endigte  mit  zirka  ein  Viertel;  so 
ist  sie  anfangs  schon  ein  Fünftel'). 

6)  Kein  Zweifel  kann  angesichts  des  klaren  Wortlautes  darüb^  obwalten, 
dass  das  jährlich  zu  tilgende  ein  Viertel  des  Betrages  bedeutet,  der  im  ersten 
Jahre  von  den  vier  Fünfteilen  nach  Abzug  des  Gewinns  aus  Rückkauf  ver- 
bleibt »Der  in  der  B.  eingestellte  Aktivposten  muss  jährlich  zu  mindestens 
einem  Vierteil''  d.  h.  doch  zu  mindestens  einem  Vierteil  seines  Betrages  ab- 
geschrieben werden.  Nicht  ein  Viertel  des  jährlich  jeweils  verbleibenden,  sondern 
des  ursprünglichen  Betrages  des  ersten  Jahres  ist  alljährlich  abzuschreiben. 

VI.  Frei  stellen  beide  Gesetzgebungen  den  Instituten,  zu  Lasten  welcher 
Konten,  also  in  welcher  Form  die  Abschreibung  erfolgen  soll. 

A.  Wohl  sagt  das  schweizerische  G.,  die  unter  die  Aktiven  aufgenommene 
Differenz  zwischen  Emissions-  und  Rückzahlungsbetrag  sei  durch  jährliche  Ab- 
schreibungen zu  amortisieren,  aber  nicht,  dass  der  Gesetzgeber  damit  meinte, 
die  Abschreibung  müsse  unter  allen  Umständen  in  Form  einer  Minderung  der 
Aktivwerte  geschehen.  Nur  die  Differenz  als  ein  „Betrag*',  d.  h.  als  selbständiger 
Aktivposten  soll  alljährlich  eine  Minderung  erfahren.  Wie  sie  geschieht,  ob 
durch  Übertrag  auf  Verlust-  und  Gewinnrechnung  oder  durch  Übertrag  wieder 
auf  ein  Konto  der  Bilanzaktivseite,  das  stellt  der  Gesetzgeber  dem  Ermessen 
der  Gesellschaft  anheim.  Im  deutschen  Rechte  kommt  dies  klar  zum  Aus- 
druck. Hier  heisst  es  unmittelbar:  ^^Der  in  die  B.  eingestellte  Aktiypo«^^ 
muss  jährlich  zu  mindestens  einem  Vierteil  abgeschrieben  werden'*^). 

B.  Somit  schliessen  auch  diese  Spezialbestimmungen  nicht  aus,    dass  die 


das  G.  vorschreibt,  für  zu  kurz,  weil  sie  die  Hypothekschuldner  sehr  stark  belastet 
und  vor  Konvertierungen  zurückschreckt  Richtiger  wäre,  die  Tilgungsfrist  aaf  die 
Unkündbarkeitsdauer  (gewöhnlich  10  Jahre)  zu  erstrecken.  Die  Bestimmung  des  Ge- 
setzgebers beruht  eben  auch  auf  der  Vorstellung,  als  seien  niedriger  verzinsliche  Pfand- 
briefe unter  allen  Umständen  ein  Zeichen  geringerer  Banksicherheit,  als  höher  ver- 
zinsliche. 

*)  Vgl.  unten  §§  108  und  153  IV  B  3  b  /?. 

*)  Hyp.B.G.  25 1. 

a)  Holdheim  VII  263. 

♦)  Hyp.B.G.  §  25 1. 
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Ab^hreibuug  auf  Disagio  in  Form  der  Einstellung  eines  anderen  und  zwar 
eines  reellen  Aktivums  erfolgt.  Nach  schweizerischem  Obligationenrecht  kann 
dies  auch  für  Gewin  nverteilungsbilanzen  nicht  bloss  durch  Zuschlag  zu  einem 
Anlagenkonto,  sondern  ebenso  durch  Vortrag  auf  Organisationskonto  geschehen. 
Denn  wie  wir  wissen^),  dürfen  nach  schweizerischem  Obligationenrechte  §  656 
Ziff.  1  OrganisationskoBten,  die  in  Statuten  oder  Generalversammlungsbeschlüssen 
Toigeeehen  sind,  auf  einen  Zeitramn  von  fünf  Jahren  verteilt,  also  zu  vier 
Fünftel  als  Aktivum  in  die  B.  eingesetzt  werden. 

Vn.  In  zwei  Punkten  gehen  schweizerische  und  deutsche  Gesetzgebung 
aiL^nander.  Der  eine  betrifil  die  Frage,  zu  welchem  Betrage  die  ausgegebenen 
Obligationen  in  die  B.  einzustellen  sind,  ob  zum  Rückzahlungs-  oder  zum 
Nennbetrage,  die  doch  beide  nicht  notwendig  zusammenfallen  müssen.  Das 
Schweizerrecht  vwlangt  Einsetzung  zum  Rückzahlungs-,  das  deutsche  Einstellung 
zom  Nennbetrage.  Hiervon  wollen  wir  erst  handeln^),  wenn  wir  auch  die 
Lehre  vom  Emissionsagio  erledigt  haben.  Der  andere  Punkt  geht  die  Frage 
der  hüanxmässigen  SicherstMung  der  zur  Tilgung  des  Disagios  jeweils  not- 
¥tndigen  Mütel  au.     Von  ihm    ist   noch  in  diesem  Zusammenhange  zu  reden. 

A.  Das  schweizerische  Obligationenrecht  übergeht  diesen  Punkt  mit  Still- 
schweigen. Nach  dem,  was  wir  weiter  oben  bemerkten,  ist  dies  leicht  erklär- 
lich. Für  die  A.en  im  allgemeinen  ist  diese  Frage  nicht  von  solch  weittragender 
Bedeutung,  dass  sie  unmittelbar  gesetzlicher  Regelung  bedürfte.  Aufnahme  von 
Anlehen  und  damit  Vorkommen  von  Disagios  bilden  im  Leben  gewöhnlicher  A.en 
für  die  Regel  eine  seltene  oder  sich  jedenfalls  nur  in  grösseren  Zwischenräumen 
wiederholende  Erscheinung^)  und,  wo  sie  begegnen,  da  macht  die  Vorsorge  für 
Tilgfimg  des  Disagios  der  Regel  nach  keine  Schwierigkeiten.  Die  Unternehmung 
rennag  das  Disagio  ohne  erhebliches  Bedenken  zumeist  sofort  zu  tilgen  oder 
zum  TeU  auf  Anlagekosten  zu  verbuchen.  Die  Prüfung  der  wirtschaftlichen 
»Solidität  kann  hier  daher  der  Selbsthilfe  des  Publikums  überlassen  bleiben. 
Anders  dagegen  bei  Hypothekenbanken.  Bei  ihnen  besteht,  um  die  Worte  des 
Ges^etzes  zu  gebrauchen,  „der  Gegenstand  des  Unternehmens  in  hypothekarischer 
Beleihung  von  Grundstücken  und  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen"*),  d.  h. 
Obligationen  werden  von  ihnen  fortwährend  begeben.  Hier  muss  das  G.  daher 
für  den  FaU,  dass  das  Disagio  nicht  gleich  im  Ausgabejahr  völlig  zur  Ab- 
^hrdbung  gelangt,  Vorsorge  treffen,  dass  das  Institut  jeweils  in  der  Lage  ist, 
ohne  Schaden  für  seine  günstige  Entwicklung  die  Mittel  für  Deckung  der 
falligen  Tilgungsquote  zur  Verfügung  stellen  zu  können. 

B.  1.  Allein  dann  vermag  eine  Hypothekenbank  zu  gedeihen,  wenn  die 
Einnahmen  aus  dem  Hypothekengeschäft  die  Ausgaben  des  Pfandbriefgeschäftes 
und  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  übersteigen.  Aus  dieser  Ursache  be- 
!^teht  ein  notwendiger,  ein  organischer  Zusammenhang  zwischen  Pfandbrief-  und 
Hvpothekengeschäft^).  Mit  Recht  sagt  das  Hypothekenbankgesetz  in  §  1, 
Hypothekenbanken  seien  Gesellschaften,  bei  welchen  „der  Gregenstand  des  Unter- 
nehmens  in  der  hypothekarischen  Beleihung  von  Grundstücken  und  der  Aus- 
gabe von  Scbuldverschreibmigen  auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken  be- 
steht** •).  Das  Hypothekengeschäft  bildet  die  wirtschaftliche  Basis,  die  Deckungs- 


»)  I  92  II  B  3. 


«)  8.  §  107. 

•)  VgL  Heehi,  Verhandl.  des  24.  Deutschen  Juristentages  Bd.  III  (1898)  220. 

*)  Hyp.B.G.  li. 

«)  Hecht  bei  Holdheim  VII  255. 

•)  V^-  auch  B.G.B.  248:  „Kreditanstalten,  welche  berechtigt  sind,  für  den  Be- 
trag der  von  ihnen  gewährten  Darlehen  verzinsliche  Schuldverschreibungen  auf  den 
Inhaber  anamgeben*'. 

Kehm,  Die  BHanxen  der  AktienfeaeUiichAfUiQ.  ^0 


306  §  105.  Das  Disagio  im  positiven  Recht 

und  Kreditunterlage  des  Pfandbriefgeschaftes.  „Alle  Leistungen  der  Hypotheken- 
bank müssen  von  den  Hypothekenschuldnern  bestritten  werden"*);  die  Summe 
der  Hypothekenzinsen  und  anderer  Leistungen  der  Hypothekenschuldner  muss 
grösser  sein  als  die  Summe  der  Pfandbriefzinsen  und  Verwaltungskosten. 

2.  Aber  es  genügt  nicht,  dass  —  Zins  im  weitesten  Sinne  genommen 
—  die  Aktivzinsen  (die  Einnahmen  aus  dem  Hypothekengeschäft)  die  Pa^iva- 
zinsen,  d.  h.  die  Ausgaben  für  das  Pfandbriefwesen  augenblicklich  übersteigen, 
sondern  es  muss  dies  ein  dauernder  Zustand  sein.  Dazu  gehört,  dass  es  nicht 
nur  wahrscheinlich,  sondeni  nahezu  sicher  ist,  dass  auch  in  Zukunft  ein  solche? 
Verhältnis  zwischen  Einnahmen  aus  der  Hypothekenabteilung  und  Ausgaben 
auf  das  Pfandbriefgeschäft  besteht.  Es  müssen  für  die  kommenden  Jahre  be- 
sicherte Einnahineüberschüsse  verbürgt  sein.  Nur  dann  kann  ohne  Schaden  für 
Gesellschaft  und  Publikum  die  Tilgung  des  Disagios  zu  einem  Teile  der  Zukunft 
überlassen  werden. 

3.  Das  beste  Mittel  hierzu  ist,  dass  schon  die  Gegenwart  so  viel  Über- 
schüsse aufweist,  dass  es  als  gewiss  angesehen  werden  kann,  dass  die  Einnahmen 
der  Hypothekenbank  aus  den  Hypodiekenzinsen  im  Laufe  der  nächsten  Jahre, 
welche  für  die  Tilgung  in  Betracht  kommen,  keine  solche  Mindemng  erfahren, 
dass  es  ihr  unmöglich  würde,  die  jeweils  fällige  Tilgungsquote  aus  Oberschässen 
bereitzustellen. 

4.  a)  Hieraus  folgt  die  Notwendigkeit  einer  gewissen  bilanzmässigen 
Relation  zwischen  Über8(;huss-  und  Disagiopostenhöhe.  Das  G.  bestimmt  s?ie 
in  folgender  Weise:  Der  gesamte  nach  Massgabe  der  bisher  erörterten  Vor- 
schriften berechnete  Disagioposten,  der  sowohl  das  während  des  Bilanzjahres  ent- 
standene Disagio  (zu  rund  vier  Fünftel),  wie  den  noch  nicht  völlig  abgeschriebenen 
Teil  der  Disagien  der  Vorjahre  enthält^  darf  nicht  mehr  als  noch  einmal  lO 
gross  sein,  als  der  Betrag,  um  welchen  die  Hypotheken  Zinsen  diesas  Jahres  die 
Pfandbriefzinsen  und  Verwaltungskosten  desselben  zusammen  übersteigen  oder, 
wie  das  G.  es  ausdrückt^),  indem  es  für  die  Verwaltungskosten  eine  Pausch- 
summe von  ^/^  Prozent  des  Gesamtbetrages  der  ausstehenden  Hypotheken  in 
Ansatz  bringt:  „In  keinem  Jahre  dürfen  die  nach  den  Vorschriften  des  Abi?.  1 
in  die  B.  aufgenommenen  Aktivposten  zusammen  mehr  betragen  als  da? 
Doppelte  des  Überschusses,  den  die  Hypothekzinsen  für  das  Bilanzjahr  ergeben, 
wenn  von  ihnen  die  Pfandbriefzinsen  und  ausserdem  ein  Vierteil  vom  Hundert 
der  Gesamtsmnme  der  Hypotheken  abgezogen  werden; . . ." 

b)  a)  Um  die  Grundbedeutung  des  Rechtssatzes  an  einem  Beispiel  zu 
veranschaulichen,  so  ergibt  er  bei  der  Annahme,  dass  die  Disagiosiunme  CO, 
die  Hypothekenzinshöhe  125,  die  Pfandbriefzinsenhöhe  80,  die  H^^potheken- 
summe  8000  ausmacht,  einen  Überschuss  der  Hypothekenzinsen  über  Pfand- 
briefzinsen-[- Verwaltungskosten  von  25,  denn  125  —  (80  -j-  [100:  Y^  =  8000  :x 
oder  X  =  ^^^  =  20])  ist  =  25.  Hiernach  darf  in  die  B.  als  8elbständi|jer 
Disagioposten  höchstens  der  Betrag  von  2.25=50  aufgenommen  werden; 
das  Disagio  betragt  60;  also  sind  in  dorn  betreffenden  Bilanzjahre  10  mehr 
abzuschreiben,  im  Zweifel  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlustkontos. 

ß)  Der  Grundgedanke  der  gesetzlichen  Bestimmung  ist:  es  wird  der 
Disagiobetrag  nur  mit  dem  Einnahmeüberschusse  eines  Jahres,  des  jeweiligen 
Bilanzjahres,  in  Vergleich  gesetzt,  aber  da  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die 
Tilgung  des  als  Aktivum  zum  Vortrag  gelangenden  Disagios  auf  vier  Jahr^ 
sich  verteilt,  darf  angenommen  werden,  dass,  wenn  der  Einnaluneüberschuss  jetzt 


»)  Hecht  ebenda. 
«)  §  25 II. 
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mindestens  die  Hälfte  des  Disagioaktivpostens  ausmacht,  auch  in  den  nächsten 
vier  Jahren  die  zur  Abschreibung  des  Disagios  erforderlichen  Überschüsse  vor- 
handen sein  werden;  denn  für  jedes  dieser  vier  Jahre  sind  schon  dann  ge- 
nügend Agiodeckungsmittel  vorhanden,  wenn  jeweils  nur  die  Hälfte  des  in 
dem  Bilanzjahr  erzielten  Überschusses  für  die  Abschreibung  zu  Gebote  steht*). 
In  unserem  Beispiele  beträgt  der  Einnahmeüberschuss  am  Jahresende  25.  Von 
dem  Disagio  zu  50  sind  in  den  nächsten  vier  Jahren  nur  je  12*/^  abzu- 
!«cfareiben.  Es  reicht  also  hin,  wenn  in  den  nächsten  vier  Jahren  der  Ein- 
nahmeüberschuss nur  12^/2  beträgt  Denn  dass  er  weiter  herabsinkt,  dass  die 
Einnahmen  einer  Hypothekenbank  in  einem  Zeiträume  von  vier  Jahren  eine 
Verminderung  erfahren,  welche  nicht  mehr  einmal  dieses  Viertel  von  50  als 
Üherschuss  übrig  lässt,  darf  als  ausgeschlossen  gelten^  nachdem  augenblicklich 
der  Einnahmeüberschuss  sogar  2.12^/2  beträgt. 

c)  Aber  nicht  einmal  mit  dieser  Vorsichtsmassregel  begnügt  sich  der  Ge- 
^tzgeber.  Hjpothekenbankgesetz  §  25  Abs.  2  fährt  fort:  „Auch  dürfen  die 
beieichneten  Aktivposten  zusammen  nicht  den  Betrag  des  ausschliesslich  zur 
Deekang  einer  Unterbilanz  bestimmten  Reservefonds  übersteigen."  Also  selbst^ 
wenn  in  unserem  Falle  die  verschiedenen  Disagioposten  zusammen  nur  45  be- 
trögen, so  dürften  dieselben  trotzdem  in  der  B.  nur  mit  40  als  Aktivum 
erscheinen  und  müssten  die  fehlenden  5  sofort  vollständig  zu  Lasten  des  be- 
treffenden Bilanzjahres  abgeschrieben  werden,  sofern  der  ausschliesslich  zur 
Deckung  einer  Unterbilanz  bestimmte  Reservefonds  nur  40  beträgt.  Dadurch 
vird  noch  in  verstärktem  Masse  vorgesorgt,  dass  in  dem  Tilgungszeitraum  zur 
Deckung  des  Disagios  nur  Überschüsse,  nicht  aber  Reservefonds  oder  gar  Grund- 
kapital herangezogen  zu  werden  brauchen. 

d)  Im  einzelnen  ist  zu  der  ganzen  Bestimmung  des  §  25  Abs.  2  noch 
Nachstehendes  zu  bemerken: 

a)  Nicht  notwendig  ist,  dass  die  einzelnen  Disagiobeträge,  d.  h.  das  durch 
Emi-ssionen  erst  während  des  Bilanzjahres  entstandene  Disagio  und  die  noch 
nicht  völlig  abgeschriebenen  Teile  der  Disagien  der  Vorjahre  in  der  B.  in 
tinen  Aktivposten  zusammengezogen  werden.  Das  G.  spricht  von  „die  nach 
•ien  Vorschriften  des  Abs.  1  in  die  B.  aufgenommenen  Aktivposten  dürfen 
lusttmmen  .  .  .";  „auch  dürfen  die  bezeichneten  Aktivposten  zusammen  .  .  /* 
Andererseits  folgt  hieraus  aber  auch  nicht,  dass  es  unstatthaft  wäre,  die  Disagio- 
beträge der  verschiedenen  Jahre  in  der  B.  in  einem  Gesamtbetrage  vorzutragen. 
B.en  sind  ,,'0ber8ichten"^);  also  entspricht  summarische  Zusammenziehung  der 
Saldi  mehrerer  Konten  ihrem  Wesen. 

ß)  „Hjpothekenzinsen  für  das  Bilanzjahr*^  sind  die.  in  dem  Bilanzjahre 
verdienten  Hypotheken  Zinsen.  Den  Gegensatz  dazu  bilden  die  in  dem  Jahre 
vereinnahmten,  aber  in  früheren  Jahren  verdienten  und  die  in  dem  Bilanzjahre 
zwar  Mligen  oder  vereinnahmten,  aber  noch  nicht  verdienten  Hypothekeu- 
zinsen*).  Dass  Hypothekzinsen  für  das  Geschäftsjahr  die  in  dem  Geschäftsjahr 
venlienten  Hypothekziusen  bedeutet,  folgt  einmal  aus  den  Grundsätzen  der 
£rfolg9r^;ulierung  und  der  hieran  sich  anschliessenden  kaufmännischen  Ter- 
minologie, dann  aber  auch  unmittelbar  aus  dem  G.  Nach  Hypothekenbankgesetz 
§  27  «nd  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  „die  Gesamtbeträge  der  in 
dem   Geschäftsjahre    verdienten    Hypothekenzinsen,    Darlehensprovisionen    und 


^)  Vgl.  B^rundung  zum  Hyp.B.G.  a.  a.  O.  S.  946. 
*)  Vgl  oben  §  52. 

•)  Vgl.  §  88.  —  Zu  Unrecht  identifiziert  Göppert  a.  a.  O.  §  25  N.  5  fällig  und 
venlieot    Siehe  oben  §  89  H  und  III. 
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sonstigen  Nebenlei8tunp:en  der  Hypotheken  Schuldner,  sowie  der  Gesamtbetrag; 
der  für  das  Geschäftsjalir  von  der  Bank  zu  entrichtenden  Pfandbriefzinsen  an- 
zugeben**. Da  in  §  25  Abs.  2  doch  ebenfalls  eine  Gesamtsumme  von  Hypo- 
thekenzbsen  in  Betracht  kommt,  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  damit 
die  Gresamt»umme  gemeint  ist,  welche  sich  aus  der  Gewinn-  und  Verlu£<t- 
rechnung  ergibt;  dies  um  so  mehr,  da  es  in  §  25  heisst  „Hypothekenzinsen 
für  das  Bilanzjahr**  und  in  §  27  bei  dem  inneren  Zusammenhang,  der  zwis^chen 
Einnahme  und  Ausgabe  besteht,  der  Wendung  „in  dem  Geschäftsjahr  ver- 
dienter Zins'*  doch  keine  andere  wirtschaftliche  Auffassung  zu  Grunde 
liegen  kann,  als  dem  Ausdrucke  „für  d&s  Geschäftsjahr  zu  entrichtender  Pfaud- 
briefzins*'. 

y)  Nur  die  verdienten  „Hypothekenzinsen**,  nicht  andere  verdiente  Neben- 
leistungen aus  dem  Hypotliekengeschäft  werden  den  Pfaiidbriefzinsen  ge^n- 
übergestellt. 

aa)  Die  Leistungen  der  Hypothekenschuldner  zerfallen  im  Sinne  des 
Hypothekenbankgesetzes  in  Haupt-  und  „Nebenleistungen**^).  Haupileistungm 
sind  die  Kapitalrückzahlungen  (Hypotheken-„Tilgungsbeiti:äge**^),  Annuitätszah- 
lungen). Nebenleistungen  sind  in  erster  Linie  die  (nach  Prozenten  der  Darlehenssumme 
bemessenen)  Hypothekenzinsen,  d.  h.  Vergütungen  für  die  zeitweiUge  Benutzung 
des  Kapitals.  Dazu  kommen  aber  noch  Vergütungen  für  die  besondere  Mühe- 
waltung (Arbeitslohn)  und  die  besonderen  Spesen  (Regiespesen),  welche  der 
Bank  durch  EfTektuierung  und    Abwicklung  des  Darlebens ''')  verursacht  werden. 

ßß)  Obenan  stehen  darunter  die  sog.  ,jDarkhensprov%s%onen^*^\  wie  sie 
vereinbart  sein  können  für  den  Abschluss  des  Darlehensvertrages  {Ahsd^^s- 
Provision),  für  Verwertung  der  Pfandbriefe,  welche  die  Bank  als  Darlehen  gab 
(Pfandbriefdarlehen)*),  für  den  Fall  vorzeitiger  Kapitalsheimzahlung  {Ritd- 
xahlungsprovision)^)  und  anderes.  Mit  der  Rückzahlungsprovision  teilt  die 
Ursache  die  Kündigungskaution,  d.  h.  die  Sicherheit,  welche  der  HypoÜiek- 
schuldner  zu  bestellen  hat,  wenn  er  die  Hypothekenschuld  kündigt').  Allge- 
meine Vergütungen  für  Auslagen  sind  die   Verwcdtungskostenbeüräge^Y 

yy)  Noch  zu  erwähnen  sind  die  (gewöhnlich  in  Jahresraten  zu  leisten- 
den) „Beträge**,  welche  der  Hypothekschuldner  bei  Amortisationshypotheken  im 
Falle  der  Hinausschiebung  der  Amortisation  „ausser  den  bedungenen  Zin.^n ' 
für  den  Zeitraum  dieser  Hinausschiebung  (Sperrjahre)  an  die  Bank  zu  ent- 
richten hat  (Sperrquoien)*),  Sie  sind  ihrem  Wesen  nach  nichts  anderes  v^ 
Hypothekenzinsen ;  denn  sie  stellen  Vergütungen  dafür  dar,  dass  die  Hypotheken- 
bank dem  Schuldner    längere  Zeit    die  Nutzniessung    des  Darlehenskapitals  in 


»)  Hyp.B.G.  27. 

*)  Ebenda  6  Abs.  2;  s.  auch  Entsch.  in  Steuers.  X  179  und  181. 

*)  Z.  B.  Kosten  der  Wertsermittlung;  Aufstellung  des  Amortisations-  oder 
Tilgungsplanes  (Hyp.B.G.  21). 

*)  Hyp.B.G.  27  u.  16;  Sinum  427.  Ferner  oben  §  98  II  u.  III.  Nicht  zu  ver- 
wechseln mit  den  Provisionen,  welche  die  Hypothekenbank  für  Unterbringung  von 
Hypotheken  an  Agenten  u.  s.  w.  zahlt.  ^  Hier  spricht  man  au(^  von  Abschinssprovi- 
sionen.  Sie  sind  Be triebsauf ^70^/7.  Über  solche  Abschlussprovisionen  im  Versiche- 
rungswesen oben  §  93  III  B  2  c  und  §  95. 

•)  Ebenda  §  14  Abs.  2. 

*)  A.  a.  O.  §  18  Abs.  4.  —  Über  die  Art  der  Einsetzung  dieser  Posten  in  die 
B.  8.  oben  §  88  III  Anm. 

')  Hyp.B.G.  18  Abs.  4. 

*)  Nach  deutschem  Hyp.B.G.  §  19  Ab.  2  darf  die  «7aAr««leistung  des  Schuldners 
nur  die  bedungenen  Zinsen  und  den  Tilgungsbeitrag  enüialten.  Also  sind  jährlich  zn 
entrichtende  Verwaltungskostenzuschläge  (Simon  422)  unzulässig. 

•)  Hecht  a.  a.  O.  25r);  Hyp.B.G.  §  20. 
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unge^hniälertef  Höhe,  also  die  Nutzung  höherer  Summen  überlasst.  Die  Begrün- 
liungdeö  Hjpothekenbankgesetzes  ^)  nennt  die  Sperrquoten  auch  „Zuschhig  zu  den 
Zinsen'*.  Aber  im  Sinne  des  Hypothekenbankgesetzes  selbst  zählen  sie  nicht 
zu  (Jen  Hjpothekenzinsen,  sondern  zu  den  anderen  Nebenleistungen,  ausser  den 
Zini^en*).  Aus  folgendem  Grunde:  Die  Amortisationshypotheken  führen  schon 
Dach  ihrem  Wesen  zu  höheren  Zinsüberschüssen,  da  die  Bodenkreditanstalten 
dafür  höheren  Zins  verlangen,  dass  sie  infolge  der  hier  früher  eintretenden 
Rückzahliug  auch  eher  wieder  für  Unterbringung  des  heimgezahlten  Kapitals 
jjorgen  müssen.  Amortisationshypotheken  sind  höher  zu  verzinsen,  als  nicht 
amortisable,  wie  bei  den  Amortisationshypotheken  selbst  insofern  zum  Ausdruck 
irelangt,  als,  wenn  die  Amortisation  auf  längere  Zeit  hinausgeschoben  wird, 
(lies  an  sich  zur  Ansetzung  eines  niedrigeren  Zinssatzes  dieser  Hypotheken  führt 
Wenn  Abweichungen  hiervon  vorkommen,  so  erklärt  sich  dies  aus  Ausgabe  von 
Pfandbriefen  unter  pari.  Zur  Tilgung  dieses  Disagios  innerhalb  fünf  Jahren 
bedarf  die  Bank  erheblicher  Mittel.  Müsste  nun  bei  Amortisadonshypotheken 
uuter  allen  Umstanden  sofort  mit  der  Amortisation  begonnen  werden,  so  würden 
ihnen  zur  Abschreibung  des  Disagios  leicht  die  erforderlichen  Mittel  fehlen. 
Denn  mit  der  Amortisation  fällt  fortschreitend  die  Höhe  der  jährlich  eingehen- 
den Aktivzinsen  und  die  Annuitätszahlungen  selbst  müssen  zwecks  Erhaltung 
der  nötigen  Pfandbriefdeckung  sofort  wieder  angelegt  werden.  Die  Bodenkredit- 
institute wären  also  an  sich  genötigt,  für  einen  grossen  Teil  der  Amortisations- 
zeit oder  gar  für  die  ganze  Dauer  der  Amortisationsperiode  eine  höhere  Jahres- 
leistung zu  bedingen,  womit  in  der  Begel  dem  Interesse  des  Schuldners  nicht 
gedient  wäre.  Um  solches  zu  vermeiden,  ist  den  Hypothekenbanken  das  Recht 
eingeräumt,  den  Amortisationsbeginn  hinauszuschieben,  zwecks  Tilgung  des 
Disagios  aber  auch  für  diese  Zeit  schon  höhere  Jjeistungen,  als  den  ordenüichen 
Zins  zu  erheben'). 

dd)  Im  übrigen  hat  der  Umstand,  dass  nur  die  ordentlichen  Hypotheken- 
wnsen,  nicht  die  Zuschläge  hierzu  und  sonstige  Nebenleistungen  bei  Berechnung 
des  Überschusses  in  Betracht  kommen^  die  bedeutsame  Wirkung,  dass  das  Vor- 
handensein von  zur  Disagiotilgung  ausreichenden  Einnahmeüberschüssen  für  die 
Zukunft  noch  in  erhöhtem  Masse  sichergestellt  ist 

d)  Nach  dem  Wortlaut  von  Hjrpothekenbankgesetz  §  25  Abs.  2  sind 
bei  Berechnung  der  Höhe  der  Hypothekenzinsen^    die    sich    für  das  Bilanzjahr 


*)  A  a.  O.  944.  Auch  im  Entwurf  selbst  hiess  es:  „Der  Beginn  der  Amortisa- 
tion darf  für  einen  zehn  Jahre  nicht  übersteigenden  Zeitraum  mit  der  Massgabe  hinaus- 
geräckt  werden,  dass  in  der  Zwischenzeit  die  von  dem  Schuldner  zu  entrichtenden 
Zinäen  sich  um  einen  dem  Tilgungsbeitrage  gleichkommenden  Betrag  erhohen". 

*)  Hyp.B.G.  27.  —  Unklar  war  es,  wenn  der  erste  Entwurf  (von  1898)  diese 
ZingzuBchläge  als  Tilgungsbei trage  bezeichnete.  §  19  lautet:  „Der  Be^nn  der  Amorti- 
sation darf  für  einen  zehn  Jahre  nicht  übersteigenden  Zeitraum  mit  der  Massgabe 
binausgerfickt  werden,  dass  die  Tilgungsbeiträge  in  der  Zwischenzeit  zu  Gunsten  der. 
Bank  zn  verrechnen  sind.'*  Denn  da  doch  auch  die  Annuitäten  der  Bank  zu  gute 
kommen,  konnte  mit  dem  Satze,  die  Tilgungsbeitrage  seien  zu  Gunsten  der  Bank  zu 
Ten-echnen,  nichts  anderes  gemeint  sein,  als  dass  die  Bank  die  im  Falle  der  Hinaus- 
schiebung  der  Amortisation  stattfindenden  Zahlungen  über  den  ordentlichen  Zins  hinaus 
nicht  am  Hypothekenkapital  abschreiben  müsse,  sondern  zu  beliebig  freier  Verwendung 
edialte.  Da«  ist  aber  das  gerade  Gegenteil  von  Tilgungsbeiträgen.  Die  unzutreffende 
Fanung  ^ klärt  sich  daraus,  dass  die  Veif  asser  kurz  ausdrücken  woUten,  dass  der  Zins- 
zowhlag  ebenso  hoch,  wie  ein  Tilgnngsbeitrag  des  gleichen  Jahres,  sein  müsse.  Der 
zweite  Entwurf  war  in  der  Formulierung  des  gleichen  Gedankens  glücklicher.  Die 
wiiklich  G.  gewordene  Bestinunung  überlasst  es  den  Vertragsteilen,  die  Höhe  des  Zu- 
JH^hlageB  festzusetzen. 

*)  Siehe  Begründung  944. 
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ergeben,  die  Zinsen  aus  allen  Hypothekfordeniiigen  und  Grundschulden  ^)  in 
Berücksichtigung  zu  ziehen,  welche  dem  Bodenkreditinstitut  zustehen.  Denn 
das  G.  sagt  schlechthin :  „In  keinem  Jahre  dürfen  die  (Di8agio-)AktivposteD  zu- 
sammen mehr  betragen  als  das  doppelte  des  Überschusses^  den  y,die  Hypo- 
thekenzinsen" für  das  Bilanzjahr  ergeben,  wenn  .  .  . ."  Richtiger  Anschauung 
nach  dürfte  jedoch  der  Kreis  der  in  Betracht  zu  ziehenden  Hypotheken  einzu- 
schränken sein. 

aa)  Oöpperi^)  lasst  hierfür  wirtschaftspolitische  und  Gerechtigkeitsgründe 
massgebend  sein.  Er  tritt  dafür  ein,  dass  nur  die  Zinsen  der  zu  den  Bestän- 
den des  eigentlichen  Pfandbriefgeschaftes  gehörigen  Hypotheken  (und  Gnuid- 
schulden)  zur  Berechnung  herangezogen  werden  dürften.  Hätten,  meint  er, 
auch  die  in  einem  Nebengeschäftszweig  erworbenen  Hypotheken  Berücksichtigung 
zu  erfahren^  so  würde  einerseits^  da  diese  Bestände  natuigemäss  einem  starken 
Wechsel  unterworfen  sind,  der  Gberschuss  der  Hypothekenzinsen  über  die 
Pfandbriefzinsen  einen  sehr  ungeeigneten  Masstab  abgeben,  andererseita  aber 
würden  die  gemischten  Hypothekenbanken  einen  ganz  ungerechtfertigten  Vorteil 
vor  den  reinen  Hypothekenbanken  geniessen.  U.  E.  hätte  der  Gesetzgeber 
diese  Gründe  in  Erwägung  ziehen  müssen,  aber  es  unterlassen,  sie  in  Er- 
wägung zu  ziehen.  Denn  sollten  sie  Beachtung  finden  dürfen,  dann  müssten 
sie  im  Gesetze  selbst  zu  Ausdruck  gelangen.  Dafür  fehlt  aber  jeder  Anhalt 
Göppert  sieht  auch  davon  ab,  in  dieser  Beziehung  Versuche  zu  machen. 

ßß)  Wir  nehmen  eine  einschränkende  Auslegung  aus  dem  Zusammenhang 
des  G.  vor.  Nach  Hypothekenbankgesetz  §  5  Abs.  1  Ziff.  1  dürfen  die 
Hypothekenbanken  ausser  der  Gewährung  hypothekarischer  Darlehen,  also  der 
Begründung  von  Hypothekforderungen  auch  das  Geschäft  „des  Erwerbs,  der 
Veräusserung  und  der  Beleihung  von  Hypotheken"  d.  h.  schon  bestehenden  Hypo- 
thekforderungen betreiben.  Göppert  will  nun  lediglich  die  zu  den  Beständen  des 
eigentlichen  Pfandbriefgeschäftes  gehörigen  Hypotheken  berücksichtigt  wis^n. 
Wie  er  selbst  sagt,  will  er  damit  mehr  als  die  zur  Pfandbriefdeckung  bestimmten 
Hypotheken  bezeichnet  haben.  Aber  wenn  er  andererseits  doch  nur  die  zu 
den  Beständen  des  eigentlichen  Pfandbriefgeschäftes  gehörigen  Hypotheken 
in  Berechnung  gezogen  wünscht,  so  kann  das  Mehr  über  die  sog.  Deckungs- 
hypotheken hinaus  lediglich  darin  bestehen,  dass  in  das  Hypothekenregister 
auch  Hypotheken  eingetragen  wenlen,  die  „nicht  ihrem  vollen  Betrage  nadi  zur 
Deckung  der  Pfandbriefe  geeignet  sind".  Dies  ist  darum  möglich,  weil,  wenn 
eine  Hypothek  in  das  Hypotheken register  aufgenommen  wird,  dies  nur  mit  ihrem 
vollen  Betrage  geschehen  kann.  Denn  §  23  sagt  ohne  Einschränkung:  „Die 
zur  Deckung  bestimmten  Hypotheken  smd  in  das  Hypothekenregister  einzu- 
tragen", also  auch  soweit,  als  sie  nicht  als  Deckung  in  Betracht  kommen. 

yy)  Fälle,  in  welchen  eine  Hypothek  nur  mit  einem  Teile  ihres  Betrages 
als  Deckung  in  Ansatz  gebracht  werden  darf,  sind  folgende.  Zwei  erwähnt 
das  G.  unmittelbar.  Steht  der  Bank  eine  Hypothek  an  einem  Grundstücke  zu, 
das  sie  zur  Verhütung  eines  Verlustes  an  der  Hypothek  erworben  hat,  so 
darf  diese  nach  Hypothekenbankgesetz  §  6  als  Deckungshypothek  höchstens  mit  der 
Hälfte  des  Betrages  in  Ansatz  gebracht  werden,  mit  welchem  sie  vor  dem  Er- 
werbe des  Grundstücks  durch  die  Bank  in  Ansatz  gebracht  war.  Und  das- 
selbe gilt  nach  §  40  Abs.  2,  wenn  die  Bank  ein  Grundstück  zur  VerhüUmg 
von  Verlusten  an  einer  ihr  hieran  zustehenden  Hypothek  oder  Grundschuld  bei 


^)  Hyp.B.G.  40  Abs.  1 :  „Den  Hypotheken  stehen  im  Sinne  dieses  G.  die  Grund- 
schulden  gleich". 

*)  Ä.  a.  O.  §  22  N.  5. 
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«1er  Zwan^versteigerung  erworbea  und  an  Stelle  der  gelöschten  Hypothek  oder 
Gnmdschuld  für  sich  eine  Gnmdschuld  hat  eintragen  lassen.  Ein  anderer 
Fall  ist  dieser.  Nach  Hypothekenbankgesetz  §  11  f.  dürfen  Grundstücke  nur 
bis  zu  einer  gesetzlich  bestimmten  Wertgtfenze  beliehen  werden,  sofern  die 
Hypothek  als  Deckungshypothek  dienen  soll.  Die  Hypothekenbank  kann 
ai)er  in  die  Lage  kommen,  das  Grundstück  über  diese  Grenze  hinaus  be- 
leihen zu  müssen.  Die  Hypothek  wird  dann  mit  ihrem  höheren  Betrage  in 
las  Hypothekenregister  eingetragen,  obwohl  sie  nur  zur  niedrigeren  Summe 
Deckungshypothek  ist.  Dazu  noch  ein  weiterer  Fall.  Nach  Hypothekenbank- 
pesetz  §  12  dürfen  Bauhypotheken,  welche  als  Deckungshypotheken  dienen 
sollen,  zusammen  den  zehnten  Teil  des  Gesamtbetrages  der  Deckungshypotheken 
sowie  den  halben  Betrag  des  eingezahlten  Grundkapitals  nicht  übersteigen.  Es 
i^t  nun  möglich,  dass  eine  Bauplatz-  oder  Neubauhypothek  mit  ihrem  Betrage 
zum  Teil  schon  über  diese  Grenze  hinausgeht.  Trotzdem  wird  sie  ganz  in  das 
Hypotbekenre^ster  eingetragen,  aber  zur  Pfandbriefunterlage  dient  sie  nur  mit 
dem  nicht  überschiessenden  Betrage^). 

dd)  Die  Meinung  Gopperts  ist  nun  offenbar  die,  dass  solche  Hypotheken 
auch  mit  dem  Betrage,  mit  welchem  sie  nicht  als  Deckungshypotheken  in  Ansatz 
irebracht  werden  dürfen,  bei  der  Hypothekenzinsberechnung  des  §  25  Abs.  2 
in  Betracht  zu  ziehen  seien.  Dafür  spricht  der  Umstand,  dass  dieselben  in 
ihrer  vollen  Höhe  den  Pfandbriefgläubigem  haften.  Gemäss  Hypothekenbank- 
S^i^tz  §  35  bezieht  sich  das  Konkursvorzugsrecht  dieser  Glaubiger  auf  „die  in 
ilfls  Hypothekenregister  eingetragenen  Hypotheken"  schlechthin.  Aber  die  also 
eingetragenen  Hypotheken  sind  nicht  in  diesem  Umfange  Deckungshypotheken. 
Deckungshypotheken  stellen  sie  lediglich  so  weit  dar,  als  sie  „als  Deckung  in 
Ansaiz  gebracht  werden  dürfen"  ^).  Nur  so  weit  sind  sie  „zur  Deckung  benutz- 
bar**), „zur  Deckung  geeignet"^). 

ee)  Dass  aber  in  Hypothekenbankgesetz  §  25  Abs.  2  nur  Deckungs- 
hypotheken in  Berücksichtigung  zu  ziehen  sind,  ergibt  sich  aus  Folgendem. 
Zunächst  aus  dem  allgemeinen  Grunde,  dass,  wo  in  einem  Hypothekenbank- 
^^fcz  von  Hypotheken  die  Bede  ist,  dieselben  im  Zweifel  als  zum  Gegenstand 
des  Unternehmens  der  Hypothekenbanken  in  Beziehung  genommen  zu  denken 
;*ind.  Gegenstand  des  Unternehmens  ist  aber  nach  Hypothekenbankgesetz  §  1 
^.Au^gabe  von  Schuldverschreibungen  auf  Grund  erworbener  Hypotheken". 
Die  Hypotheken  kommen  im  Hypothekenbankgesetz  im  Zweifel  also  als  Pfand- 
brief iin^2a^6,  als  Deckungshypotheken,  somit  in  ihrer  Beziehung  zum  Pfand- 
briefgeschäft  in  Betracht.  Hieraus  aber  wieder  folgt,  dass  der  wichtigste 
Grundsatz  des  ganzen  G.  die  danim  auch  obenanstehende  Bestimmung  des  §  G 
Ab??.  1  ist:  „Der  Gesamt^roj^  der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfand- 
briefe muss  in  Höhe  des  Nennwerts  jederzeit  durch  Hypotheken  von  mindestens 
^'leicher  Höhe  und  mindestens  gleichem  Zinsertrage  gedeckt  sein".  Dieselbe 
lisjit  an  ihrer  Fassung  erkennen  und  die  Vorschriften  über  die  Erfordernisse 
'1er  als  Deckung  für  die  Pfandbriefe  benutzbaren  Hypotheken  in  §  1 1  f.  be- 
•^tatigen  es:  das  Wichtigste  an  den  Deckungshypotheken  ist  nicht,  dass  sie, 
fK)ndem  mit  welchem  Betrage  sie  „als  Deckung"  im  Hypothekenregister  „in 
An:fatz  gebracht"  werden*).  Wo  demnach  im  Hypothekenbankgesetz  von 
Hypotheken    geredet  wird,    ist  bis    zum   Beweise  des    Gegenteils    anzunehmen^ 


')  §§  6,  23  n, 

•)§  10. 

*)  §15  23  Abs.  2. 

♦)  §  6  Abfl.  3,  §40  Abs. 2,  §23  Abs. 2. 
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dass  darunter  zur  Pfandbriefdeckung  dienende  Hypotheken  gemeint  sind,  und 
zur  Pfandbriefdeckung  dienen  Hypotheken  so  weit^  als  sie  als  Deckungsbetrag 
in  Betracht  kommen.  Somit  sind,  wenn  in  §  25  Abs.  2  von  Hypothekenzinsen 
gesprochen  wird,  darunter  im  Zweifel  nur  die  Zinsen  zu  verstehen,  welche  die 
eben  umschriebenen  Deckungshypotheken  abwerfen. 

CO  Dies  Ergebnis  macht  nun  aber  der  unmittelbare  Zusammenhang  zur 
Gewissheit,  in  welchem  Hypothekenbankgesetz  §  25  steht.  In  §  23  ist  nur 
von  „in  das  Hypothekenregister  eingetragenen"^),  „zur  Deckung  von  Hypotheken- 
pfandbriefen geeigneten"*^),  in  §§  22,  24  und  28  nur  von  „zur  Deckung  der 
Hypothekenpfandbriefe  bestimmten  Hypotheken"  die  Rede').  §§  24  und  28 
sind  die  unmittelbar  nächsten,  von  „Hypotheken"  handelnden  Paragraphen. 
Wird  hier  nur  von  „zur  Deckung  bestimmten  Hypotheken"  gesprochen,  so  ist 
aber  das  Wort  Hypothek  auch  in  §  25  nur  so  zu  verstehen.  Die  dort  ge- 
meinten Hypothekenzinsen  sind  Zinsen  von  zur  Deckung  bestimmten  Hypotheken 
und  zur  Deckung  bestimmt  sind  Hypotheken,  soweit  sie  bei  Berechnung  der 
notwendigen  Ffandbriefdeckung  als  Deckungshypotheken  in  Betracht  kommen^). 

£)  Entschieden  ist  damit  zugleich,  was  in  §  25  Abs.  2  unter  „Hypotheken"" 
zu  verstehen  ist,  wenn  dort  die  von  den  Hypotiiekenzinsen  abzuziehende  Pausch- 
summe  der  Verwaltungskosten  auf  ^/^  Prozent  der  Gesamtsumme  „der  Hypo- 
theken" bemessen  wird.  Hypotheken  bedeutet  natürlich  auch  hier  die  Hypotheken, 
welche  und  so  weit  sie  als  Pfandbriefdeckung  in  Ansatz  gelangen. 

0  Der  andere  von  den  Hypothekenzinsen  abzuziehende  Posten  sind  „die 
Pfandbriefzinsen".  Nach  der  bisherigen  Ausführung  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen^  dass  darunter  nur  die  Zinsen  „der  im  Umlaufe  befindlichen*) 
eigenen  Pfandbriefe"  der  Hypothekenbank  verstanden  werden  dürfen,  nicht 
Zinsen  von  Pfandbriefen,  welche  andere  Institute  ausgeben,  die  Hypothekenbank 
aber  als  Aktivwerte  besitzt 

rj)  Schliesslich  bedarf  noch  der  Satz  einer  kurzen  Besprechung,  dass  die 
Disagioaktivposten  zusammen  auch  nicht  „den  Betrag  des  ausschliesslich  zur 
Deckung  einer  Unterbilanz  bestimmten  Reservefonds"  übersteigen.  Der  Singular 
„des" .  könnte  die  Meinung  veranlassen,  als  komme  hierbei  nur  der  Zwangs- 
reservefonds von  H.G.B.  §  262  in  Betracht.  Allein  Hypothekenbankge^tz 
§  7  gebraucht  auch  den  Singular,  wenn  es  schreibt:  „Die  Hypothekenbanken 
dürfen  Pfandbriefe  nur  bis  zum  15  fachen  Betrage  des  eingezahlten  Grund- 
kapitals und  des  ausschliesslich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  oder  zur 
Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  bestimmten  Reservefonds  ausgeben."  Der 
Reservefonds  von  H.G.B.  §  262  dient  nicht  auch  ausschliesslich  zur  Sicherung 
der  Pfandbriefglaubiger.  Also  schwebt  dem  Gesetzgeber  bei  Verwendung  des 
Einzelartikels  nicht  gerade  der  Gedanke  vor,  dass  es  nur  ein  Reservefonds  zu 
sein  vermöge,  der  ausschliesslich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  dient.  Bildete 
die  Hypothekenbank  ausser  dem  gesetzlichen  Reservefonds  noch  einen  weiteren, 
ausschliesslich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  bestimmten,  so  muss  auch  dieser 
bei  Berechnung  der  zulässigen  Höhe  der  Disagioaktivposten  überstiegen  sein. 

IX.  Ganz  anders  als  im  geltenden  Hypothekenbankgesetz  war  die  Tilgung 
des  Disagios  geordnet  im  ersten  Entvmrfe  desselben. 

')  §  23  Abs.  1. 

*)  §  23  Abs.  2. 

»)  Ausserdem  §§  22,  30. 

*•)  Die  Bedeutung,  welche  der  Ausdruck  „Hypothekenzinsen"  in  i^  25  hat,  kommt 
ihm  natürlich  erst  recht  in  §  24  Ziff.  2  zu,  wo  er  in  unmittelbarster  Nähe  von  .^r 
Deckung  bestimmten  Hypotheken'*  (§  24  Ziff.  1)  steht,  und  nicht  minder  in  §§  27  uod 
28  Ziff.  5. 

»)  Hyp.B.G.  24  Ziff.  7;  27. 
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A.  1.  Derselbe  verbot  die  Aufnahme  des  Disagios  als  solchen  in  die 
Aktiva  unter  allen  Umständen.  §  22  Abs.  1  des  Entwurfes  lautete:  „Die  bei 
der  Aasgabe  von  Hypothekenpfandbriefen  entstehenden  Kursverluste  (sowie  die 
durch  die  Ausgabe  erwachsenden  Kosten)  dürfen  nicht  als  Aktivum  in  die  B. 
aufgenommen  werden,  sind  vielmehr  ihrem  vollen  Betrage  nach  zu  Lasten  des 
Geiidiäftsjahres  zu  verrechnen,  in  welchem  sie  entstehen."  Aber  dafür  liess  er 
zu  („dürfen*^),  Ansprüche  der  Bank  auf  künftige,  spätestens  in  zehn  Jahren 
fiülig  werdende  Leistungen  der  Hypothekenschuldner  in  die  B.  einzustellen 
and  durch  allmählige  Minderung  dieser  Posten  bis  zu  ihrem  Fälligkeitstermin 
—  sie  mindern  sich  alljährlich  um  ein  Zehntel  —  das  Disagio  nach  und  nach  zu 
ti]geii.  Statt  also,  wie  das  geltende  Recht  tut,  zu  sagen:  das  Disagio  darf  nur 
so  weit  in  die  Aktiva  aufgenommen  werden,  als  jeweils  bestimmte  Einnahme- 
Überschüsse  sicher  erwartet  werden  dürfen  (§  25  Abs.  2),  stellte  der  Entwurf  statt 
des  Disagioe  unmittelbar  diese  sicher  zu  erwartenden  Einnahmen  selbst,  wie  die 
Begründimg  sagt,  „sichere,  einen  unmittelbaren  Vermögenswert  darstellende 
Forderungen  der  Bank  auf  künftige  Leistungen  ihrer  Schuldner*'  in  die  B.  ein. 

2.  Die  Forderungen,  welche  der  Entwurf  für  derartig  sicher  hielt,  sind 
die  Ansprüche  auf  Leistungen,  welche  der  Schuldner  neben  den  Zinsen  zu 
entrichten  hat,  insbesondere  Verwaltungskostenbeiträge  und  Sperrquoten  bei 
Hinaosschiebung  des  Amortisationsbeginnes.  Dieselben  durften  selbstverständlich 
nur  80  weit  als  Aktivum  in  Ansatz  gebracht  werden,  als  sie  unter  Einrechnung 
der  Hypotbekenzinsen  einen  jährlichen  Überschuss  über  die  der  Bank  zu  Last 
fallenden  Kosten  darstellen.  Zu  den  Kosten  wurden  nicht  bloss  die  Pfand- 
briefzinsen und  die  Zmsen  des  noch  nicht  getilgten  Teiles  des  Disagios,  sondern, 
da  die  Bank  doch  unter  allen  Umständen  ihre  Verwaltungskosten  aus  den 
Einnahmen  bestreiten  muss,  auch  ein  Pauschbetrag  für  Verwaltungskosten  in 
der  Höhe  von  jährlich  ^/^  Prozent  der  Hypothekensumme  gerechnet.  Auch 
mussten  die  einsetzbaren  Ansprüche  auf  künftige  Nebenleistungen  für  den  Fall 
einer  früheren  Rückzahlung  des  Darlehens,  insbesondere  für  den  Fall  einer 
Zwangsversteigerung  des  Grundstücks,  hypothekarisch  sichergestellt  sein.  Und 
so  lautete  die  betrefPende  Bestimmung  (§22  Abs.  2): 

„Noch  nicht  fällige  Ansprüche  der  Bank  auf  Nebenleistungen,  welche 
der  Schuldner  ausser  den  Zinsen  zu  entrichten  hat,  insbesondere  auf  die 
Tügungsbeitrage,  die  wegen  Hinausrückung  der  Amortisation  zu  Gunsten  der 
Hypothekenbank  verrechnet  werden,  dürfen  behufs  Deckung  von  Kursverlusten 
der  in  Abs.  1  bezeichneten  Art  insoweit  unter  die  Aktiven  der  B.  aufgenommen 
werden,  als  sie 

1.  unter  Hinzurechnung  der  Darlehensxinsen  den  ziu*  Verzinsung  der 
Hypothekenpfandbriefe  und  des  noch  nicht  getilgten  Kursverlustes  erforder- 
lichen Betrag  um  mehr  als  ein  Vierteil  vom  Hundert  der  Darlehenssumme 
überstdgen, 

2.  nicht  später  als  zehn  Jahre  nach  dem  Ende  des  Jahres  fällig  werden, 
in  welchem  der  Kursverlust  entstanden  ist, 

3.  auch  für  den  Fall  einer  früheren  Rückzahlung  des  Darlehens  hypo- 
thekarisch sichergestellt  sind*'^). 

B.  Mit  Recht  hat  der  zweite,  zum  G.  gewordene -E^w/t/^wr/"  des  Hypotheken- 
bankgesetzes diese  Art  der  Regelung  der  Disagiotilgung  nicht  aufgenommen. 
Dieselbe  wird  dem  Wesen  des  Disagios  nicht  gerecht,  verstösst  gegen  Prinzipien 
<le3  Buchführungsrechtes  und  ist  in  sich  nicht  konsequent. 

1.  Wenn  wegen  des  entstandenen  Disagios    einmal  Einstellungen   in  das 

')  Beicfasanzeiger  vom  26.  Mai  1898  Nr.  123,  1.  Beilage. 
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Aktivuni  erfolgen,  d.  h.  die  Tilgung  des  Disagios  erst  allmählich  geschehen 
soll,  so  entspricht  dem  Wesen  des  Disagios  allein^  dass  es  selbst  als  solchem 
in  der  B.  erscheint.  Denn  das  Disagio  ist  ziffemmässige  Darstellung  eines 
Kapitalnutzungsanspruchs,  also  einer  Forderung,  erfolgregulierende  Aktiv&nXm- 
pation.  Somit  muss  es  seinem  Wesen  nach  als  Aktivpost  in  der  B.  erscheinen. 
2.  Ansprüche  auf  erst  in  späteren  Geschäftsjahren  fällig  werdende 
Leistungen  in  die  B.  einzusetzen,  widerspricht  zwei  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
Buchführung. 

a)  Gesetzlicher  Zweck  der  Buchführung  und  damit  auch  der  B.  ist,  die 
gegenwärtige  Vermögenslage  des  Kaufmanns  ersichtlich  zu  machen.  Ansprüche 
auf  Leistungen,  die  erst  in  späterer  Zeit  zu  erfolgen  haben,  gehören  daher  grund- 
sätzlich nicht  in  die  B.,  da  sie  grundsätzlich  die  gegenwärtige  Vermögenslage 
nicht  beeinflussen^). 

b)  Nun  lassen  sich  die  Einstellungen  allerdings  unter  dem  Gesichtepunkte 
durch  die  Tatsache  der  Darlehensgewährung  schon  verdienter,  aber  noch  nicht 
bezogener  Vergütung  für  Kapitalüborlassung  rechtfertigen^),  aber  stellt  man 
auf  diese  Weise  die  Ansprüche  auf  künftige  Leistungen  in  die  B.,  so  müssen 
nach  allgemeinem  Buchführungsgrundsatz  auch  die  noch  unerfüllten  Verpflich- 
tungen in  die  B.  eingestellt  werden,  für  welche  mit  jene  Ansprüche  als 
Gegenwert  gelten.  Den  Ansprüchen  auf  künftige  Verwaltungskostenbeiträge 
wäre  also  z.  B.  die  Verpflichtung  zu  künftiger  Vornahme  aller  der  Akte 
gegenüberzustellen,  welche  die  Verwaltung  des  Hypothekendarlehens  für  die 
Bank  mit  sich  bringt.  Leistung  und  Gegenlcistiuig  halten  sich  aber  im  Zwdfel 
die  Wage.  Weil  dies  der  Fall  ist,  werden,  wie  wir  früher  darlegten^  Ansprüche 
und  Verbindlichkeiten,  die  sich  als  adäquate  Leistung  und  Gegenleistung  gegen- 
überstehen, grundsätzlich  nicht  gebucht^).  Winl  aber  der  Anspruch  gebucht, 
so  muss  es  auch  die  Verbindlichkeit.  Der  erste  Entwurf  des  Hypothekenbank- 
gesetzes verbietet  die  Buchung  der  gegenüberstehenden  Verbindlichkeit  ak 
Gegenwert  (als  Passivum).  Somit  verstösst  er  gegen  eine  Grundregel  ordnungs- 
mässiger Buchführung. 

c)  a)  Endlich  ist  es  inkonsequent,  wenn  der  Ent^oirf  nur  Ansprüche 
auf  künftige  Leistungen  von  Verwaltungskostenbeiträgen,  Rückzahlungsprovi- 
sionen, Sperrquoten  für  sichere  Forderungen  erklärt.,  nicht  auch  Ansprüche  auf 
künftige  Zinsleistungen.  Die  Begründung  erläutert  dies  damit,  dass  sie  sagt: 
die  Aussicht  auf  Überschüsse  der  Darlehenszinsen  über  die  Pfandbriefzinsen 
reiche  nicht  aus,  weil  die  Zinsen  künftiger  Jahre  noch  nicht  verdient  seien. 
Aber  ebensowenig  sind  die  künftigen  Verwaltungskosten  bei  träge  und  Sperr- 
quoteu  schon  verdient*).  Die  Bodenkreditanstalt  hat  dafür  in  der  Zukunft 
auch  noch  etwas  zu  leisten,  Mühewaltung  und  Überlassung  des  Kapitals  zur 
Benutzung. 

ß)  Es  ist  somit  rein  willkürlich,  wenn  der  Entwurf  die  Verwaltungs- 
kostenbeiträge, aber  nicht  die  Zinsen  für  aktiv  bilanzfähig  erklärt  Nehmen 
wie  mit  Hecht  an,  eine  Bank,  die  3prozentige  Pfandbriefe  zu  97,95  emittiert, 
gibt  je  zwei  gleich  guten  Schuldnern  Darlehen  von  je  100000  zu  den  näm- 
lichen Bedingungen,  allein  mit  dem  Unterschied,  dass  der  eine  Schuldner  keine 
Verwaltungsgebühr,  aber  4  Prozent    Zins,  der    andere    Verwaltungsgebühr   von 


')  Vgl.  §  78  a.  E. 

*)  S.  oben  §§  88  III  A  und  89  III  A. 

•)  §  78  II. 

*)  S.  auch  Hecht  bei  Holdheim  VII  257. 

»)  A.  a.  0.  256. 
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V'^  Prozent,  aber  nur  3^/^  Prozent  Zins  zu  zahlen  hat.  Die  Leistungen  beider 
Schuldner  sind  quantitativ  gleich  hoch.  Lediglich  wegen  des  Wortunterschiedes  „Zins" 
hier  und  „Zins  und  Verwaltungsgebühr''  dort  darf  die  Bank  von  der  gleichen 
LeL«tttDg  im  ersteren  Falle  nichts,  im  zweiten  Falle  ^/^  Prozent  der  Leistung  als 
Aktivurn  vortragen.  Ohne  inneren  Grund  wird  also  „geradezu  eine  Prämie 
auf  Stipulierung  von  Verwaltungskostenbeitragen  gesetzt". 

C.  1.  Wie  der  erste  Entwurf  zu  dieser  Art  der  Regelung  der  Disagio- 
tilgung  kam?  Er  wollte  die  Praxis  einer  hervorragenden  preussischen  Hypo- 
thekenbank kodifizieren  ^).  Allein  es  kann  nicht  anders  gesagt  werden,  als  dass 
der  Entwurf  den  Grundgedanken  dieser  Praxis  nur  sehr  unvollkommenen  Aus- 
<^^  g<^ben  hatte. 

2.  Die  Hypothekenbank  nannte  die  entsprechenden  Aktivposten  „hypothe- 
karisch gesicherte  Vorschüsse  auf  Kursdifferenz".  Es  herrscht  hier  also  die- 
selbe Vorstellung,  wie  bei  Hecht^),  Die  Bank  wäre  verpflichtet,  erst  bei  der 
Heimzahlung  der  Obligationenschuld  dem  Pfandbriefglaubiger  die  Kursdifferenz 
zu  entrichten.  Sie  tut  es  gleich  am  Anfang,  gibt  also  auf  ihre  Schuld  Vor- 
K^huss.  Der  Aktivposten  ist  vorausbezahlte  Kursdifferenz.  Aber  die  Bank 
hat  doch  Interesse  daran,  dass  ihr  der  Vorschuss  ersetzt  wird.  Die  Deckung 
lie^  in  hypothekarisch  gesicherten  Verpflichtungen  der  Hypothekschuldner,  in 
deren  Verpflichtungen  zur  Leistung  von  Verwaltungskostenbeitragen  und  Sperr- 
qnoten. 

3.  In  der  Begründung  des  ersten  Entwurfes  kommt  es  noch  zu  Aus- 
drack,  dass  diese  Ansprüche  auf  künftige  Leistungen  nur  die  Grundlage  von 
Aktivposten,  nicht  selbst  die  betreflenden  Aktivposten  sein  sollen.  Die  Be- 
gründung bemerkt:  „Unter  Umständen  .  .  .  kann  .  .  .  eine  nur  allmähliche 
Tilgung  des  Disagios  unabweislich  sein.  Zu  diesem  Zwecke  dürfen  aber  Aktiv- 
posten nur  insoweit  in  die  B.  aufgenommen  werden,  als  ihnen  sichere,  einen 
unmittelbaren  Vermögenswert  darstellende  Forderungen  der  Bank  auf  künf- 
tige Leistungen  ihrer  Schuldner  zu  Grunde  liegen".  Aber  in  der  formulierten 
Geijetzesbestimmung  (§  22)  selbst  erscheinen  diese  Forderungen  unmittelbar  als 
die  entsprechenden  Aktivposten:  „Noch  nicht  fällige  Ansprüche  der  Bank  auf 
Nebenleistungen  ...  der  Schuldner  .  .  .  dürfen  behufs  Deckung  von  Kurs- 
verlusten .  .  .  unter  die  Aktiven  der  B.  aufgenommen  werden". 

4.  In  der  Sache  selbst  gilt :  die  Praxis  der  Hjrpothekenbank,  welche  der 
erste  Entwurf  kodifizieren  wollte,  hat  die  Kritik  mit  Recht  als  zu  sehr  aus  den 
besonderen  Verhältnissen  dieser  Bank  herausgewachsen  und  darum  zur  Verall- 
gemeinerung ungeeignet  bezeichnet').  Wir  wiesen*)  nach,  dass  sie  in  sehr 
starkem  Masse  prinzipwidrig  ist  Das  geltende  Hypothekenbankgesetz  hat  dies 
ausdrücklich  anerkannt,  indem  es,  was  ja  au  sich  selbstverständlich  ist,  in  §  25 
Abs.  4  durch  besondere  Bestimmung  hervorhebt:  „Ansprüche  der  Bank  auf 
Jahresleistungen  der  Hypothekenschuldner  für  die  auf  das  Bilanzjahr  folgende 
Zeit  dürfen  nicht  in  die  Aktiva  der  B.  aufgenommen  werden."  Der  Gesetz- 
geber erkennt  damit  an,  dass  der  erste  Entwurf  einen  gefährlichen  Einbruch 
in  ein  bewährtes  Buchungsprinzip  enthalten  hatte.  Wenn  er  in  §  50  Abs.  2 
gestattet,  vor  dem  Inkrafttreten  des  Hypothekenbankgesetzes  in  die  Aktiven 
der  B.  aufgenommene  Ansprüche  auf  künftige  Jahresleistungen  der  Dar- 
lehensschuldner in  der  B.  zu  belassen,    indem    er   lediglich    vorschreibt,    solche 


>)  Hecht  a.  a.  O.  253. 
«)  §  99  in  A. 
')  Steht  a.  a.  O.  253. 
*)  §  102, 
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Posten  Fseien  längstens  binnen  fünf  Jahren  abzuschreiben,  so  erklärt  sich  die^ 
aus  Gründen  der  Billigkeit  Jedenfalls  sind  solchen  Posten,  soweit  sie  noch 
nicht  verdient,  die  entsprechenden  Gegenverpflichtungen  im  Passivuni  gegenüber- 
zustellen. 

X.  Die  durch  die  Ausgabe  der  Schuldverachreibungen  entstandenen  Kosten, 
mit  Einschluss  der  für  die  Unterbringung  gezahlten  Provisionen,  könnten  an 
.sich  der  ganzen  Periode  des  Umlaufes  der  ausgegebenen  Obligationen  ange- 
lai^tet  werden  nach  den  Prinzip  der  entrichteten,  aber  noch  nicht  in  ihrcni 
ganzen  Betrage  zu  entrichten  gewesenen  Ausgaben^),  aber  das  Hypotheken- 
Imnkgesetz  schreibt  in  §  25  Abs.  3  vor,  dass  sie  ihrem  vollen  Betrage  nach  zu 
Lasten  des  Jahres  zu  verrechnen  seien,  in  welchem  sie  entstanden  sind.  Kosten, 
die  aus  den  vor  dem  Inkrafttreten  des  Hypothekenbankgesetzes  erfolgten  Pfand- 
briefemissionen entstanden,  sind,  wenn  sie  in  die  Aktiva  der  B.  aufgenommen 
wurden,  längstens  binnen  fünf  Jahren  abzuschreiben^). 

XI.  Zum  Schlüsse  ist  noch  ein  formeller  Punkt  zu  berühren.  Das  nor- 
male Disagio  ist  reelles  Aktivum  und  zwar  ein  Forderungsposten.  Also  kann 
dieses  im  Gregensatz  zimi  aussergewöhnlichen  Ausgabedisagio  an  sich  in  das 
Debüorenlconio  müaufgenotnmen'^)  werden.  Allein  das  schweizerische  Oblifja- 
tionenrecht  §  657  verlangt  nach  seinem  Wortlaute  für  alle  A.en.,  das  deutsche 
Hypothekenbankgesetz  §  25  in  gleicher  Weise  für  die  Hypothekenbanken, 
dass,  wenn  das  Disagio  in  die  B.  Aufnahme  findet,  dies  in  allen  Fällen  in 
Form  der  Einsetzung  eines  selbständigen  Bilanzpostens  geschieht  Schweizerisches 
Obligationenrecht  §  657  Ziff.  7  sagt:  „Die  Differenz  zwischen  Emissions-  und 
Rückzahlungsbetrag  darf  unter  die  Aktiva  aufgenommen  werden"  und  in  Hypo- 
thekenbankgesetz §25  heisst  es:  „Der  in  die  B,  eingestellte  Aktivposten  (Disagio) 
muss  jährlich  zu  mindestens  einem  Vierteil  abgeschrieben  werden').** 


7.  Bfatar  des  Oblisationeii-Emissions-A|E;ios. 

§  106. 

Um  das  wirtechaftlichrechtliche  und  buchtechnische  Wesen  des  Disagio? 
in  voller  Schärfe  hervortreten  zu  lassen,  sei  an  dieser  Stelle,  obwohl  es  keinen 
Bilanzaktivposten  darstellt,  noch  die  Bede  von  dem  das  gerade  Gegenteil  zum 
Disagio  bildenden  Agio.  Durch  Gegenüberstellung  von  Gegensätzen  lässt  :?ich 
meist  am  besten  das  Wesen  eines  Dinges  veranschaulichen.  Das  Agio  aber 
hat  seinen  Grund  in  den  Ursachen  des  Disagios  direkt  gegenüberstehenden  Ver- 
anlassungen. 

I.  Emissionsagio  liegt  bei  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  vor, 
wenn  der  Ausgabepreis  der  Schuldverschreibung  den  Rückzahlungsbetrag  der- 
selben übersteigt. 

II.  Die  regelmässige  Veranlassung  des  Emissionsagios  liegt  in  der  Tat- 
sache, dass  der  Nominalzins,  zu  welchem  das  Schuldverschreibungen  ausgebende 
Institut  deren  Nennbetrag  verzinst,  den  normalen  Zinsfuss,  den  Zinsfuss  des 
Geldmarktes  übersteigt. 


»)  S.  oben  §§  89  und  93  III. 

2)  Hyp.B.G.  §  50. 

•)  Kommt  in  der  Praxis  vor.    Vgl.  Beigel  II  64. 

*)  Auch  im  Geschäftebericht  oder  der  Gewinn-  und  Veriustrechnung  ist  der  Be- 
trag des  Disagios  (hier  im  Gegensatz  zur  ß.  ungekürzt)  als  selbstäDdiger  Posten  anzu- 
geben.   Hyp.B.G.  §  28  Abs.  3. 
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A.  1.  Nehmen  wir  mit  Hecht^)  für  unser  Beispiel  dieselben  allgemeinen 
Bedingungen  wieiler  au,  wie  bei  dem  Beispiel,  mit  welchem  wir  bei  Darstellung 
des  Disagios  operierten*),  d.  h.  als  normalen  Greldpreis  S'/^  Prozent  und  eine 
nach  zehn  Jahren  rückzahlbare  Obligation,  hier  aber  einen  Obligationenzinsfuss 
TOD  4  Prozent,  so  bezieht  der  Obligationenkäufer  jährlich  ^/^  Prozent  mehr 
Zins,  als  die  Lage  des  Geldmarktes  bedingt,  und  aus  diesem  Grunde  zahlt  er 
für  die  Obligation  einen  höheren  Kaufpreis^  nicht  bloss  100,  zu  welchem  Be- 
Betrage  die  Rückzahlung  geschieht,  sondern  103^05.  Dieser  Preiszuschlag  ent- 
spricht vollkommen  dem  Preisabschlag  bei  Ausgabe  zu  ^/^  Prozent  unter  dem 
allgemeinen  (jeldstand.  Dort  ergab  100  —  2,05  einen  Emissionskurs  von 
97,95.  Hier  folgt  aus  100  -[-  2,05  ein  solcher  von  102,05.  Der  Betrag  von 
2,05,  den  der  Emittent  bei  der  Ausgabe  erhält,  bringt,  zum  normalen  Zinsfuss 
von  3'/^  Prozent  mit  Zinseszins  angelegt,  dem  Emittenten  durch  die  10  Jahre 
sfeiner  Zinsverbindlichkeit  von  4  Prozent  eine  Rente  von  ^^  Prozent  jährlich 
ein,  90  dass  er  tatsächlich  für  100  Kapital  doch  nur  3'/^  Zins  Zins  gibt. 
Anders  ausgedrückt:  durch  den  Zins  der  überschiessenden  2,05  gewinnt  der 
Emittent  das  ^/^  Prozent  Zins,  das  er  für  die  100  jährlich  über  den  normalen 
Zin^tfuss  hinaus  zu  entrichten  hat. 

2.  Demgemäss  lässt  sich  über  die  toirtschaflliche  Natur  des  Emissionsagios 
folgendes  sagen:  Bei  Ausgabe  unter  pari  muss  der  Emittent  dem  Obligations- 
kiufer ein  Entgelt  gewähren,  bei  Ausgabe  über  pari  erhält  er  ein  solches  vom 
Käufer.  Im  ersteren  Falle  gibt  er  ein  Entgelt  dafür,  dass  er  einen  geringeren 
Nominalzins  zu  leisten  hat,  als  dem  allgemeinen  Greldstand  entspricht  —  nicht 
3'/^  sondern  niu*  8^/2  Prozent  — ;  im  anderen  Falle  empfängt  er  ein  Entgelt 
dafür,  dass  er  mehr  Nominalzins  leistet,  als  die  Lage  des  allgemeinen  Geld- 
marktes bedingt,  4  Prozent  und  nicht  bloss  3  ^j^.  Dort  also  Leistung  eines 
Entgelts  für  geringere  Zinszahlung,  hier  Empfang  eines  Entgelts  für  höhere 
Zinszahlung').  Also  stellt  das  normale  Agio,  wie  das  normale  Disagio,  einen 
Ausgleich  dar.  Wie  dieses  wirtschaftlich  nicht  Verlust,  sondern  Ausgleich  eines 
Vorteils  ist,  so  ist  auch  das  normale  Agio  nicht  Gewinn,  sondern  Ausgleich 
nnes  Nachteils,  Gleicht  das  normale  Disagio  den  Vorteil  einer  Zinsschuld  aus, 
welche  niedriger  ist,  als  es  dem  allgemeinen  Geldpreise  entspricht,  so  erweist 
sich  das  normale  Agio  als  wirtschaftlicher  Ausgleich  des  Nachteils  einer  nach 
ihrem  Höhenmass  den  allgemeinen  Geldpreis  übersteigenden  Zinspflicht.  Die 
Posten,  welche  sich  die  Wage  halten,  sind  einerseits  102,05,  welche  der 
Emittent  erhält,  und  auf  der  anderen  Seite  Verpflichtung  nur  zur  Rückzahlung 
von  100,  dafür  aber  dazu  die  Verbindlichkeit  ^/^  Prozent  über  den  onlent- 
b'chen  Zinssatz  hinaus  Zinsen  zu  zahlen.     Das  Verhältnis  ist  also: 


102,05 

oder  kürzer: 

102,05 


100 

3  U  lo\  —  40/ 

100 


')  Bei  ^oldheim  VII  259. 
»)  a  oben  §  97  m  C  3  a. 


'j  Dort  hat  der  Emittent  weniger  Zins  zu  leisten  und  darum  mehr  Kapital 
zaruckzuzahlen  (der  niedrigeren  Zinsschuld  entspricht  eine  höhere  Kapitalruckzahlungs- 
whuld).  Hier  muss  der  Emittent  höheren  Zins  entrichten  und  deshalb  weniger  Kanital, 
t^»  er  ethielt,  zarückzahlen  (der  höheren  Zinsschuld  steht  eine  niedrigere  Kapitalscnuld 
gegenüber). 
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oder  das  ^/^  Prozent  kapitalisiert  ausgedrückt: 


102,05 


100 
2,05 1). 


B.  Damit  ist  auch  schon  die  budUechnisch-rechilichs  NcUur  des  regulären 
Agios  klargelegt 

1.  Das  Entgelt,  welches  der  Emittent  für  Cbemahnie  der  höheren  Zins- 
zahlung empfängt^  muss  nach  der  Buchführungsteehnik  in  der  B.  notwendig 
als  Aktivum  erscheinen.  Denn  es  wurden  dadurch  dem  Vermögen  des  Emittenten 
Aktivwerte  zugeführt,  in  der  Regel  sein  Kassabestand  vermehrt  Vom  Kassa- 
konto übertragen  wir  auf  B.  hier  nicht  bloss  97,95,  sondern  102,05.  Demge- 
mäss  muss  der  Ausgleichsposten  in  das  Passivum  zu  stehen  kommen.  Dcu 
Agio  kommt  ins  Ptissivum.     Wie  wir  schon  oben  buchten: 


102,05 


100 
2,05. 


2.  Und  zwar  stellt  das  Agio  ein  reelles  Passivum  dar.  2,05  ist  nach 
Obigem  =  ^/^  Prozent  Zinspflicht  Das  normale  Agio  ist  Bewertung  «ner 
Zinsverbindlichkeit,  rechneriscliej'  Ausdruck  einer  Zinspflickt.  Das  normale 
Agio  ist  ein  regelrechte^'  Schuldposten^  wie  das  normale  Disagio  lein  regelrechter 
Forderungsposten . 

C.  Andere  Theorien.  1.  Auch  bei  der  Lehre  von  Wesen  und  Natur 
des  normalen  Agios  müssen  wir  bekennen,  dass  die  in  dieser  Frage  herrschende 
Anschauung  eine  von  der  unsrigen  verschiedene  ist  Wie  bei  der  Lehre  vom 
normalen  Disagio,  befinden  wir  uns  mit  der  herrschenden  Anschauung  in  Über- 
einstimmung, was  die  Negative  angeht.  Wie  sich  dort  als  allgemeine  An- 
schauung ergab,  dass  das  reguläre  Disagio  wirtschaftlich  keinen  Verlust  dar- 
stelle, so  geht  auch  hier  die  herrschende  Meinung,  wie  die  unsrige,  dahin,  dass 
das  normale  Agio  wirtschaftlich  nicM  Gewinn,  d.  h.  Reinertrag*)  sei').  „Das 
wirtschaftliche  Äquivalent  des  Aufgeldes",  sagt  Simon%  „besteht  in  einar  Zuis- 
miuderung":  „der  Jahreszins  mindert  sich  entsprechend  um  die  Differenz'' 
zwischen  Ausgabepreis  und  Einlösungsbetrag  ^);  „die  Bildung  des  Agiokonto? 
bildet  keine  Gewinnrücklage"*).  Aber  auch  hier  trennen  wir  uns  von  der 
herrschenden  Anschauung  in  der  Positive.  Dieselbe  dürfte  auch  in  dem  normalen 
Agio  nur  einen     ideellen  Bilanzposten,  ein    Wertberichtigungskonto    erblicken. 

2.  Wir  drücken  uns  in  dieser  Richtung  vorsichtig  aus.  Dies  hat  einen 
doppelten  Grund.  Einmal  unterlassen  die  Schriftsteller  zum  Teil,  sich  besonders 
über  das  Agio  zu  äussern*^).  Und  dann,  soweit  sie  es  tun,  tun  sie  es  im  all- 
gemeinen, was  die  Positive  angeht,  lediglich  in  der  Weise,  dass  sie  bemerken, 
es  gelte  für  das  Agio  mutatis   mutandis,  was  für  das  Disagio  ausgeführt  se\% 

8.  Als  die  herrschende  Lehre  darf  auch  hier  die  Simons  angesprochen 
werden. 

a)  a)  Die  Schriftsteller  zitieren  sein  Werk  über  „Die  B.en  der  A.en 
u.   s.   w."   bei  der  Lehre   von   der  Bewertung    in    Schuldverschreibungen    ver- 


^)  Vgl.  bezüglich  des  Disagios  §  101  II  A  4  b. 
«)  Nur  Rohertrag  ist  es.    Siehe  §  140  III  B. 

*)  Beisch  II  96  f.  jedoch  spricht  ausdrücklich   von   einem    „Überschüsse'  und 
Beigel  II  65  von  „Gewinn". 
*)  S.  431  N.  236. 
»)  8.  431. 

•)  Simon  Eink.  142. 

^)  So  Staub  40^;  Goldmann  40  Anm.  2  II  2  c;  Ring  A.,  624;  Lehmann  40 7. 
»)  Simon,  Eink.  142. 
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körperter  Verbindlichkeiten  schlechthin  ^).  Simon  bemerkt  nun  in  seinem  Buche 
,J)ie  Staatseinkommensteucr  der  A.en  u.  8.  w."*):  „Was  vorstehend  von  dem 
Di^agiokonto  gesagt  ist,  gilt  mutatis  mutandis  auch  .  .  .  von  dem  bei  Ausgabe 
von  Obligationen  über  dem  Bückzahlungsbetrage  erforderlichen,  ...  in  die 
Passiva  gehörenden  Agiokonto".  Dies  auch  auf  seine  Äusserungen  über  das 
Wesen  des  Agios  in  seinem  anderen  Werke  übertragen,  heisst  für  unsere  Frage: 
pjsitiv  ist  auch  das  Agio  eine  Art  Bewertungskonto;  aber  ein  Bewertungskonto 
eigener  Art,  nicht  eines  in  der  B.  gegenüberstehenden,  also  eines  Aktivpostens, 
andern  eines  Postens,  der  ebenfalls  auf  der  Passivseite  steht,  eines  Schuld- 
jxBtens.  Wie  der  Disagioposten  der  B.  —  nach  den  Worten  Simons*)  —  ein 
,Jewertungskonto"  ist,  „dazu  bestimmt,  den  Wert  einer  Schuld,  welcher  deren 
Nennbetrag  nicht  erreicht,  zum  Ausdruck  zu  bringen",  so  stellt  der  Agioposten 
auf  der  Passivseite  der  B.  ein  Bewertimgskonto  dar,  das  dazu  bestimmt  ist,  den 
Wert  einer  Schuld,  welcher  deren  Nennbetrag  übersteigt»  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Wird  bei  Ausgabe  über  pari  die  Obligationenschuld  nur  mit  100  be- 
wertet, während  doch  102,05  dafür  eingenommen  wurden,  so  ist  sie  zu  gering 
bewertet  Sie  muss  höher  bewertet  werden;  daher  ein  Zusatzposten  von  2,05, 
das  Disagio. 

ß)  Die  Richtigkeit  dieser  Schlussfolgerung  beweist  der  allgemeine  Satz 
Rings*)  über  den  Wertansatz  von  Obligationsschulden:  „Betagte  Verbindlich- 
keiten sind  nach  ihrem  gegenwartigen  Werte  anzusetzen.  Sind  insbesondere 
Obligationen  ausgegeben,  welche  nach  bestimmter  Zeit  zu  einem  anderen  als 
dem  Emissionskurse  rückzahlbar  sind,  so  ist  es  unrichtig,  dieselben  schlechthin 
zn  dem  Rückzahlungsbetrag  aufzunehmen"^). 

b)  Das  normale  Agio  ist  hiemach  also  eine  Wertberichtigung  der  Obli- 
gationenrückzahlungsschuld. Aber  warum  wird  die  Wertberichtigung  durch  einen 
besonderen  Posten,  der  doch  auf  derselben  Seite  steh^  vorgenommen?  Warum 
wird  die  Obligationeneinlösungsschuld  nicht  gleich  mit  102,05  bewertet?  M.  a.  W.: 
die  Tatsache,  dass  das  Agio  neben  dem  Obligationenschuldposten  als  selb- 
.^tändiger  Passivposten  vorgetragen  wird,  ist  durch  diese  Analogie  aus  der  voraus- 
^'e>etzten  Bewertungskontonatur  des  normalen  Disagios  nicht  erklärt.  Das 
po:*itive  Wesen  des  regulären  Emissionsagios  bleibt  also  dunkel. 

4.  Die  Theorie  Hechts.  Wie  in  der  Auffassung  des  regulären 
Disagios*),  so  treffen  wir  auch  in  der  Meinung  über  die  Natur  des  nonnalen 
Agios  in  weitgehender  Weise  mit  der  Anschauung  Hechts  zusammen. 

a)  Auch  bei  Hecht  findet  sich  der  grundlegende  Satz:  „Agio  ist  kein 
Kapitalgewinn,  sondern  eine  Zinsschuld"'').  Auch  er  erklärt  also  das  Agio  für 
ein  reelles  Passivum  und  in  specie,  wie  wir,  für  eine  Zinsverbindlichkeit.  In- 
^iem  liegt  eine  weitgehende  Übereinstimmung  zwischen  unseren  Anschauungen 
vor,  weitergehend  sogar,  als  bei  der  Erläuterung  der  Disagionatur.  Aber  auch 
hier  operiert  Hecht  im  ferneren  mit  dem  Darlehens-  oder  Vorschussgedanken, 
ohne  dass  dieser  Gedanke  als  der  der  Intention  der  Parteien  adäquate  bezeichnet 
zu  werden  vermöchte. 


*)  So  Staub  49,;  Düringer-Hachenburff  40  IV;  Goldmann  40  Anm.  2  II  2  c; 
Bing  A.,  624:  Lehmann  40,. 

«)  342. 

»)  S.  436. 

*)  Bing  A.,  S.  624. 

*)  Nadi  Beuch  und  Kreibig  hat  das  Agio,  wenn  es  in  die  B.  als  solches  ein- 
gestellt wird,  die  Natur  eines  echten  Reservefonds,  also  nicht  bloss  eines  Bewertungs- 
koDtos  (Beuch  II  44). 

•)  §  102  a.  A. 

^)  Holdheim  VII  263. 
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b)  Wie  Hecht  in  dem  normalen  Dieagio  einen  Vorschuss  des  Elniiitenten 
an  den  Obligationsgläubiger  erkennen  zu  dürfen  glaubt,  8o  erblickt  er  auderer- 
seitB  in  dem  regulären  Emission^^gio  ein  besonders  Darlehen  (von  2,05),  welchem 
der  Obligationsgläubiger  dem  Emittenten  gewährt.  Diese  Auffassung  steht  in- 
sofern der  Wirklichkeit  näher,  als  jene  von  dem  Darlehen  des  Obligation^' 
käufers  an  den  Obligationsschuldner,  als  hier  in  der  Tat  der  Obligationskäufer 
dem  Emittenten  eine  dem  Wert  des  Agios  entsprechende  Summe  (2,05)  leistet 
Aber  in  Wahrheit  fehlt  doch,  wenn  der  Obligationskäufer  dem  flmittenten 
nicht  bloss  100,  sondern  102,05  leistet,  bei  den  Parteien  jede  Vorstellung 
eines  besonderen  Darlehens  für  den  den  Parikurs  übersteigenden  Betrag. 

3.  Gewiss  stellt  dieser  Betrag  (2,05)  eine  nach  Art  eines  Annuitaten- 
darlehens  kapitalisierte  Zinsschuld  dar.  Wir  unterschreiben  die  Aufstellune 
Hechts:  „Agio  ist  der  diskontieiie  Betrag  künftig  zu  zahlender  Zinsteile'*  ^). 
Aber  darum,  weil  die  Zinspflicht  in  der  kaufmännischen  Rechnung  nacfi  Art 
eines  Annuitätsdarlehens  in  kapitalisiertem  Betrage  vorgetragen  wird,  stellt  sie 
doch  noch  nicht  selbst  eine  Darlehensschuld  dar. 

in.  Das  ausserordentliche  Emissionsagio.  Das  Emisaonsagio 
vermag  aber  noch  eine  andere  Veranlassung  zu  haben,  als  Verzinsung  der  Schuld 
zu  einem  den  allgemeinen  Geldpreis  übersteigenden  Zinsfuss.  Wie  der  Emittent 
von  Teilschuldverschreibungen  auch,  wenn  er  zum  regulären  Zinsfusse  verzinst 
ein  Disagio  einräumen  nmss,  sobald  er  nicht  sicheren  Kredit  geniesst,  so  ist 
es  andererseits  möglich,  dass  der  Ausgeber  von  Obligationen  wegen  vorzüg- 
licher Sicherheit  seiner  Lage  ein  Emissionsagio  erzielt,  obwohl  er  nicht  mehr 
Zins  gewährt,  als  dem  allgemeinen  Geldpreise  entspricht. 

A.  Dieses  Agio  wegen  besonderer  Bonität  des  Emittenten  hat  eine  andere 
Natur,  als  das  bisher  betrachtete.  Letzterem  mussten  wir  Gewinncharakter  ab- 
sprechen, ebenso,  wie  dem  normalen  Emissionsagio  Verlustnatur.  Das  hier  in 
Frage  stehende  Agio  dagegen  hat  Gewinneigenschaft,  bringt  wirtschaftlichen 
Vorteil,  dem  kein  wirtschaftlicher  Nachteil  gegenübersteht,  ebenso  wie  dem 
anonnalen  Disagio  Verlustcharakter,  d.  h.  die  Natur  eines  durch  einen  Vorteil 
nicht  ausgeglichenen  Nachteils  beizumessen  war^). 

B.  Stellt  dieses  Agio  Gewinn  dar,  so  folgt  hieraus  an  sich,  dass  es  in 
der  B.  überhaupt  nicht  selbständig  vorgetragen,  sondern  als  selbständiger  Posten 
lediglich  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgenommen  wird*),  aber  dieser 
Gewinn  ist,  was  das  Verhältnis  der  einzelnen  Greschäftsjahre  zueinander  an- 
geht, im  Emissionsjahre  allem  nicht  verdient.  An  der  Verzinsung  der  Obli- 
gationenschuld, die  im  Begebungsjahre  aufgenommen  wurde,  haben  auch  fanere 
Jahre  bis  zu  deren  Tilgung  mitzutragen.  Daher  erfordert  die  Erfolgregulierung 
Verteilung  des  Gewinnes  auf  alle  diese  Jalire.  Das  Mittel  hierfür  bildet  Ein- 
setzung des  Gewinnes  in  die  B.  Der  Gewinn  winde  schon  bezogen.  Ai««o 
ist  das  Schema  des  empfangenen,  aber  noch  nicht  verdienten  Mietzinses^)  ein- 
schlägig. Das  Agio  ist  daher  in  das  Passivum  einzusetzen.  Ein  passvoes  Er- 
folgregiUierungskonto,  eine  nur  rechnungsmässige,  ideelle  Passivantizipation 
liegt  vor  ^). 

C.  Die  Neigung  könnte  bestehen,  d&<3  Wesen  dieses  ESmissionsagios  noch 


*)  A.  a.  O.  S.  263. 
»)  §  101  n  B. 

*)  Düfinger-Hfichenburg  40 iv  scheint  der  Ansicht,   dass,    wenn   das  Agio  als 
Reingewinn  behandelt  wird,  dasselbe  als  Aktivam  in  die  B.  eingesetzt  werden  muBste. 
*)  S.  §  89  IV.  A. 
•)  Weiteres  hierüber  §  147  III  C. 
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weiter  dadurch  zu  erklären,  dass  man  es  Gewinnrücklage,  Agioreserve  nennen 
wünle.  Allein  schon  jetzt  ist  zu  bemerken,  dass  dies  Agio  nicht  unter  die 
Gewinn-Rücklagen  und  Reservefonds  im  technischen  Sinne  rechnet.  Dazu  ge- 
hört die  Rückstellung  von  verdientem,  d.  h.  über  die  Gewinnspalte  der  Verlust- 
und  Gewinnrechnung  gegangenem  Gewinn^).  Und  hier  handelt  es  sich  um  Ge- 
winn, der  erst  nach  und  nach  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  führen  ist, 
«L  1l  erst  nach  und  nach  zu  einem  verdienten  wird. 

IV.  ^Virkungen  der  Agionatur.  A.  Eine  dreifache  Wirkimg  ergibt 
sich  aus  der  Natur  des  Emissionsagios  beider  Arten: 

1.  Das  Emissionsagio  VfVUSS  in  die  B,  eingestellt  werden  und  zwar  als 
Passivum,  denn  es  ist  einerseits  Schuld-,  andererseits  Erfolgregulierungsposten. 

2.  Das  Emissionsagio  ist  bis  zum  Schuldverschreibungsrückzahlungstermin 
(Verfalltag)  aUmählich  abzuschreiben;  denn 

a)  beim  normalen  Agio  nimmt  der  kapitalisierte  Wert  der  Zinsschuld 
(von  ^/^Prozent)  mit  jedem  Tag  der  Zinsleistung  ab.  W^ie  das  Disagio,  fällt  es 
in  dem  von  uns  angenommenen  Beispiel^)  innerhalb  der  zehnjährigen  Tilgungs- 
periode  allmählich,  zuerst  um  17,  zuletzt  um  24Pf.^).  Die  Zifiem  im  einzelnen 
,ind  0,17  -|-  0,18+0,19  -f  0,19+  0,20  +  0,21  +  0,22  +  0,22  +  0,23 
-f  0,24  z=  2,05. 

b)  Das  Gleiche  gilt  für  das  atissergewöhnlicfie  Agio.  Alljährlich  winl 
ein  Teil  desselben  verdient.  Die  Quote  steigt  nach  den  Regeln  der  Zwischen- 
zioBrechnung  von  17  auf  24  Pf. 

3.  Es  darf  nicht  von  beiden  Agios  mehr  jährlich  abgeschrieben,  d.  h.  als 
Gewinn  auf  Gewinn-   und  Verlustkonto  übertragen  werden,   als  der    Wert   der 


>)  Unten  8  147  a.  E.  mit  §  97  II  C  3  d. 
')  §  106  n. 

»)  Hecht  bei  Holdheim  VII  264.  —  Die  Buchung  ist   (vgl.  oben  §  98  II  das 
Aiudogon  für  das  Disagio): 

Obligationeneinlösirngskonto 

ÄD  Klanzkontc 100       1  Per  Kassakonto 102,05 

Ad  Agiokonto 2,05  | 

Agiokonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto  .    .      0,17  1  Per  Obligationeneinlosungskouto     .      2,05 
An  ft'Ianzkonto 1,88  | 

Bilanzkonto 

An  EasBakoDto 102,05     Per  Obligationeneinlösungskonto     .  100 

Per  Agiokonto 1,88 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto  .    .      0,17 

Was  die  Übertragung  vom  Agiokonto  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  angeht,  so 
lautet  sie: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

I  Per  Agiokonto 0,17, 

aber  es  ist   auch  möglich,   ein  Zwischensaminelkonto  einzufügen,   d.  h.   den  Gewinn 
'1,17  über  Pfandbriefzinsenkonto  zu  führen : 

Agiokonto 
Ab  Pfandbriefzinsenkouto      ...      0,17  i 

Pfandbriefzinsenkonto 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto      .      0,17  |  Per  Agiokonto 0,17 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Per  Pfandbriefzinsenkonto     ...      0,17. 

Vgl.  auch  Hecht  bei  Holdheim  VII  264. 

Kehm,  Di«  BilAosen  der  Aktiengesellicliafton.  ^1 
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Zinsschuld  ahiimvttj  bexw.  heivi  normalen  Agio  vorn  Getvinn  verdient  ist. 
Denn  Uiiterbewertuiig  von  Passiven  int,  wie  wir  wissen,  schlechterdings  un- 
erlaubt. 

B.  1.  An  sich  käme  noch  ein  vierter  Satz  hinzu:  es  ist  auch  unstatt- 
haft^ von  den  beiden  Agien  weniger  abzuschreiben,  als  die  Wertabnahme  der 
Zinsschuld,  bezw.  der  verdiente  Gewinnanteil  ausmacht  Denn  die  Bilanz- 
posten sind  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte  einzustellen.  Allein  wir  wissen, 
dass  der  Satz  durch  privatrechtliche  Vereinbarung  nach  einer  Seite  durchbrochen 
werden  darf:  Überbewertung  von  Passivposten  ist  zwar  öifeotlichrechtlich  ver- 
boten, aber  unbeschadet  privatrechtlicher  Gültigkeit^). 

2.  Hieraus  folgt  eine  Konsequenz  auch  für  den  aufgestellten  Satz  2. 
Jede  Abschreibung  am  Emissionsagio  kann  unterlassen  werden.  Zwar  ist  die^ 
öifentlichrechtlich  unerlaubt,  aber  privatrechtlich  gültig.  Überbewertung  von 
Passiven  kann  mit  Wirkung  unter  den  Gesellschaftern  vereinbart  werden. 
Die  Wirkung,  welche  bei  Grestaltung  des  Agiokontos  zu  einem  solch  dauernd 
unveränderten  Bilanzposten  eintritt,  ist  nur  die,  dass  die  Lasten-  bezw.  Gewinn- 
verteilung unter  den  Obligationentilgungsjahren  keine  verhältnismässige  ist,  iIh? 
späteren  zum  Nachteil  der  früheren  begünstigt  werden. 

C.  1.  Eine  wichtige  Folgerung  aber  haben  wir  noch  zu  ziehen.  Durch- 
aus unstatthaft  ist  es,  vom  Emissionsagio  jährlich  mehr  auf  Oeunnn-  und  Ver- 
lustkonto (als  Oewinn)  xu  iiheriragen,  als  der  Wert  der  Zinssehuld  abgenommen 
hat  bezw.  vom  Qeunnn  verdient  ist,  oder  gar  das  Emissionsagio  überhaupt 
nicht  als  Bilanzpassivum  einzustellen,  sondern  sofort  ganz  als  Gewinn  auf  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  zu  bringen  (und  als  Dividende  zu  verteilen).  En 
.«solches  Verfahren,  das  übrigens  häufig  begegnet,  ist  nicht  bloss  „wirtschaftlich 
und  buchhalterisch  nicht  gei-echtfertigt",  wie  Beiseti  und  Kreibig  meinen-), 
sondern  ungesetzlich.  Denn  es  verstösst  gegen  den  uns  bekannten  Recht.«- 
satz,  dass  Passiva  nicht  unterbewertet  werden  dürfen,  und  Unterbewertung 
liegt  auch  vor,  wenn  das  Passivum  völlig  aus  der  B.  weggelasi^en  wird. 

2.  Nur  in  einem  Falle  wird  die  Ungesetzlichkeit  solchen  Verfahren.«*  auf- 
gehoben, im  Falle  das  H.G.B.  §  271  Abs.  3').  Hiemach  ist  Anfechtung 
eines  Generalversammlungsbeschlusses  der  A.  u.  s.  w.  wegen  Abschpeibungrn 
über  das  nach  Gesetz  statthafte  Mass  hinaus  durch  die  Mitglieder  lediglich 
zulässig,  wenn  die  Gesellschaft««an teile  der  Anfechtenden  den  zwanzigsten  Teil 
des  Grundkapitals  erreichen*). 

D.  1.  Zum  Schluss  ist  noch  eine  verschiedene  Wirkung  der  verschiedenen 
Natur  beider  Agioarten  zu  konstatieren.  Aus  dem  Unterschied  ihres  Wegen> 
folgt,  dass  das  ordentliche,  aber  nicht  das  ausserordentliche  Agio  unter  den 
Biianzsannnelkonto  „Kreditoren"  aufgenommen  zu  werden  vermöchte,  denn  nur 
das  reguläre  Agio  besitzt  den  Charakter  eines  Schuldpostens. 

2.  Freilich  wird  diese  Möglichkeit  für  das  Emissionsagio  bei  Hypotheken- 
bankpfandbriefen  wieder  ausgeschlossen  durch  deutsches  Hypotheken  bau  kgviieu 
§  26.  Hiernach  ist  „der  Mehrerlös  in  die  Passiven  der  B.  einzustellen"; 
somit  der  Mehrerlös  als  solcher,  d.  h.  das  Agio  als  selbständiger  Posten  *). 

»)  §  24  IX  und  X. 

')  Beisch  II  96.  Das  Verfahren,  das  Emissionsagio  in  die  B.  als  Passivura 
einzustellen,  nennen  sie  (II  159)  nur  „rigoros". 

»)  Über  ihn  oben  §§  26  und  43. 

*)  Über  die  Steuerpflicht  des  Emissionsagios  s.  §§  140  und  141. 

•)  Ebenso  in  Geschäftsbericht  oder  Gewinn-  und  Verlustrechnung  (Hyp.B.G.  §  2S 
Abs.  3)  und  zwar  hier  ungekürzt,  während  in  der  B.  ja  1  Prozent  des  Nennwertes  ab- 
gezogen wereen  darf. 
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V.  Das  £inissionsagio  im  positiven  Recht.  A.  Es  lässt  sich 
uicht  behaupten,  dass  dta^  Emissiousagio  im  posüiven  Recht  eine  fseiueni  Wesen 
und  ^iner  wirtschaftlicheu  Bedeutung  gerecht  werdende  Behandlung  gefunden 
hat  Das  sehweizeriscfie  ObUgationenrecht»  das  in  §  657  Ziff.  7  über  die 
bilaDzrechtliche  Behandlung  des  Emissionsdisagios  bei  A.en  nähere  Vorschrift 
gibt,  gchweigt  über  die  Stellujig,  welche  dem  Emissionsagio  in  der  B.  der  A.en 
zuzuweisen  ist,  völlig  und  das  deutsehe  Hypotkekenbankgesetz  §  26  geht  sogar 
Mweit,  dass  es  im  Falle,  dass  die  Hypothekenbank  nicht  auf  das  Recht  jeder- 
zeitiger  Zurückzahlung  der  Pfandbriefe  verzichtet  hat,  derselben  das  positiv 
gestattet,  was  wir  oben  aus  dem  Wesen  des  Emissionsagios  als  direkt  rechts- 
uidrig  abgeleitet  haben.  Nach  dem  genannten  G.  ist  es  den  Hypotheken- 
banken unter  jener  Voraussetzung  sowohl  erlaubt,  von  dem  Agio  jährlich  mehr 
abzuschreiben,  als  der  Wertminderung  der  Zinspflicht  bezw.  der  Höhe  des  ver- 
dienten Gewinnes  entspricht,  wie  sogar,  das  Emissiousagio  von  Anfang  an  aus 
der  B.  ganz  wegzulassen  und  sofort  in  seiner  vollen  Höhe  dem  bilanzmässigen 
Gewinne  zuzuweisen.  Der  erste  Entwurf  des  Hypothekenbankgesetzes  hatte  den 
Hypothekenbanken  bezüglich  der  Verwendung  des  Emissionsagios  überhaupt 
i^eine  Beschränkungen  auferlegt,  also  auch  nicht  in  dem  Falle,  da  die  Hypo- 
thekenbank auf  jederzeitige  Kündbarkeit  ihrer  Pfandbriefe  Verzicht  leistete. 

B.  Der  Grund  hierfür  liegt»  wie  aus  den  Einzelbestimmungen  von  Hypo- 
theiwenbankgeeetz  §  26  und  aus  der  Begründung  des  ersten  Entwurfes  deutlich 
zu  entnehmen,  in  der  Vorstellung,  als  sei  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibiuigen 
unter  pari  unter  allen  Umständen  ein  Zeichen  geringerer  wirtschaftlicher  Soli- 
dität, das  wirtschaftlich  Ungesundere  und  Grefährlichere,  und  bedürfte  es  ledig- 
Mk  in  Rücksicht  auf  sichere  Tilgung  des  Emissionsagios  auch  besonderer  Vor- 
^riften  über  die  Verwendung  des  Embsionsagios.  Und  doch  ist  gerade  die 
Ausgabe  von  Obligationen  über  pari  eine  sehr  gefährliche  Massnahme.  Die- 
selbe bringt,  ist  die  Verwendung  des  Agios  freigegeben,  augenblicklich  Über- 
^hüsse  ein.  Unternehmungen,  deren  Vermögenslage  weniger  gut  geworden 
i^  können  dadurch  verleitet  werden,  hoch  verzinsliche  Schuldverschreibungen 
anzugeben.  Sie  vermögen  dann  in  der  Gegenwart  hohen  Gewinn  auszuweisen. 
Aber  um  so  grösser  ist  die  Zinsenlast  der  Zukunft  und,  handelt  es  sich  um 
Hypothekenbanken,  um  so  weniger  sicher  die  Hypothekendeckung.  Denn  hoch- 
verzinsliche Pfandbriefe  fordern  hoch  verzinsliche  Darlehen ;  hohen  Darlehenszins 
zahlt  aber  nur  der  Darlehenssucher,  welcher  weniger  gute  Deckung  einzuräumen 
vermag.  „Die  besten  Hypotheken  bringen  den  niedrigsten  Zins."  „Der  Zins- 
fuß einer  Hypothek  pflegt  im  umgekehrten  Verhältnis  zu  ihrer  Sicherheit  zu 
frtehen"*).  Mit  Becht  forderte  Hecht  für  das  deutsche  Hypothekenbankgesetz 
die  uneingeschränkte  Bestimmung:  Das  bei  der  Ausgabe  von  Pfandbriefen 
über  pari  entstehende  Agio  ist  unter  die  Passiven  der  B.  einzustellen.  Diese 
Einnahme  darf  in  jedem  Jahre  Jiöchstens  zu  ein  Zehntel  auf  Gewinnkonto 
übertragen  werden."  Jede  andere  Regelung  widerspricht  dem  Wesen  des 
Enii.^ion£agio8. 

C.  Von  den  Einzelbestimmungen  des  positiven  Rechts  über  das  Aus- 
gftbeagio  können  wir  erst  in  anderem  Zusammenhang  handeln^). 


*)  So  die  trefflichen  Äusserungen  Hechts  bei  Holdheim  VII  252  u.  258.    Siehe 
xchoD  obeo  §  105  III  C  2  a. 
«)  §  141  III. 
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8.  AnBetEans  der  TeilsclraldTersclirelbaiiseii  Eum  Nenn-  und 
RIlckEahlnnssbetrail^e. 

§107. 

Die  Frage,  ob,  wenn  Nenn-  und  Rückzahlungsbetrag  der  Obligationen 
nicht  zusammenfallen,  bei  Ausgabe  derselben  unter  oder  über  dem  Rück- 
zahlungsbetrage  die  Teilschuldverschreibungen  in  die  B.  grundsätzlich  mit  dem 
Nenn-  oder  grundsätzlich  mit  dem  Rückzahlungsbetrage  einzustellen  sind,  haben 
wir  oben^)  bis  zur  Erledigung  der  Lehre  vom  Emissionsagio  zurückgestellt. 
Demgemäss  ist  sie  jetzt  zu  betrachten. 

1.  Theoretische  Norm.  A.  Ihre  Beantwortung  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Nach  H.G.B.  §  40  sind  auch 
Schulden  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen.  Als  gegenwärtiger  Wert 
betagter  verzinslicher  Verbindlichkeiten  gilt  der  Wert  zur  Zeit  ihrer  Fällig- 
keit*). Also  ist  die  Teilschuldverschreibung  in  der  B.  mit  ihrem  Rüekxahhings- 
betrage  zu  bewerten,  demgemäss  auch  danuy  wenn  derselbe  von  ikreni  Nenn- 
beträge ahweidU. 

B.  Allerdings  bringt  dies  für  die  Frage  der  Ersichüichmachung  der  wul- 
schaftlichen  Lage,  die  doch  nach  H.G.B.  §  38  der  gesetzliche  Zweck  aller 
kaufmännischen  Buchhaltung  ist,  einen  Nachteil  mit  sich.  Die  Einstellung  der 
Teilschuldverechreibungen  mit  ihrem  Nennwerte  ermöglicht  dem  Interessenten, 
aus  der  B.  die  jährliche  Zinsverbindlichkeit  zu  berechnen,  welche  dem  Unter- 
nehmen auf  Grund  seiner  Obligationenschulden  obliegt*),  und  an  sich  wäre  es? 
daher  als  ein  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchführung  im  Sinne  von  H.G^ 
§  38  zu  bezeichnen,  dass  Obligationsschuldeu  in  der  B.  zu  ihrem  Nennwert 
vorgetragen  werden.  Allein  der  speziellere  Satz  von  H.G.B.  §  40  geht  dem 
allgemeineren  des  §  38  vor.  In  ersterem  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dasks 
Schulden  nach  dem  ihnen  beizulegenden  Effektivwerte  anzusetzen  sind 
Dieser  ist  aber  bei  Teilschuldverschreibungen  ihr  Rückzahlungswert 

II.  Die  Praxis.  A.  Die  Praxis  gibt  ungern  den  Vorteil  auf,  welchen 
die  Einstellung  der  Obligationenschuld  zum  Nennwert  für  die  Zinsberechnung 
mit  sich  bringt.  Sie  ergreift  folgenden  Ausweg.  Ein  Obligationenanleihen 
wird  zu  98  ausgegeben,  ist  aber  zu  102  heimzuzahlen.  Man  stellt  4  al> 
Disagio  in  die  B.  und  2  als  Agio: 

Bilanz 

Disagio 4      Obligationenschuld       ....     lOU 

Agio 2 

und  die  4  Disagio  werden  nach  und  nach  abgeschrieben.    Die   2  Agio    bleiben 
die  ganze  Zeit  bis  zur  Heimzahlung  unverändert  stehen. 

B.  1.  Der  mit  2  bezifferte  Passivposten  würde  hieniach  eine  Art  Wert- 
berichtigungskonto darstellen,  aber  ein  Wertberichtigungskonto  eigener  Art, 
eines,  das  auf  derselben  Seite,  wie  der  zu  berichtende  Bilanzposten,  steht.  Zu 
einem  solchen  führte  uns  auch  schon  die  Simofiache  Theorie  des  normalen 
Emisflionsagios  *). 

2.  Gegen    diese  Art    Wertberichtigung    lässt    sich    an   sich    nichts    t^n- 


»)  §  105  VII. 

»)  §  100  II  A  1  u.  2;  näher  aber  §  180  I  B. 

•)  Simon  431. 

*)  §  106  II  C  3  b. 


^  107.  ÄDsetzuDg  d.  Teilschuld verBchreibongen  z.  Nenn-  u.  Ruckzaliliiiigsbetrage. 


325 


wenden.  Wird  durch  solche  Wertberichtigungskonten  die  Erkenntnis  der  wirt- 
^haftbchen  Lage  aus  der  B.  auch  erschwerter,  so  laufen  doch  Wertberich- 
t^rungskont^n  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchhaltung  nicht  zuwider. 
Die  ordnungsmässige  Buchhaltung  kennt  Wertberichtigungskonten  und  ledig- 
lich „nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung"  hat  laut  H.G.B. 
$  3S  der  Kaufmann  seine  wirtschaftliche  Lage  ersichtlich  zu  machen.  Aber 
zu  verwerfen  ist  die  Bezeichnung  Agiokonto  für  diese  Berichtigungsposten.  Sie 
k  geeignet,  irre  zu  führen.  Denn  wie  schon  daraus  hervorgeht,  dass  dieses 
Agb  die  ganze  Ausleihezeit  hierdurch  unverändert  bleibt,  steht  hier  kein  eigent- 
licbesi  fimissionsagio  in  Frage,  sondern  ein  Pseudoemissionsagio.  Aber  die 
Bezeichnung  des  Postens  als  Agio  kann  bei  dem  an  der  B.  interessierten  Pub- 
likum die  Meinung  erwecken,  als  handle  es  sich  imi  wirkliches  Agio,  und  die 
Ge^Uschaftsorgane  könnten  sich  dazu  verleiten  lassen,  auch  dieses  Agio  als 
Tiewinn  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  übertragen,  während  es  doch  nur 
t^nränzende  und  zwar  erhöhende  Bewertung  eines  Schuldpostens  ist. 

3.  Die  Gefahr  für  das  Agio,  falsch  behandelt  zu  werden,  ist  noch  grösser, 
wenn  der  Fall  vorliegt,  dass  die  Obligationenschuld  nicht  bloss  über  pari  heim- 
zuzahlen ist,  sondern  schon  über  pari  ausgegeben  wurde.  Wir  nehmen  an: 
der  Ausgabepreis  beträgt  102,  der  Rückzidilungskurs  110.  Dann  ist  nach 
ilie^er  Methode  zu  buchen: 


Disagio 8      Obligationenschuld      ....     100 

Agio 10. 

Dan  Disagio  mindert  sich  nach  und  nach,  Agio  10  bleibt  immer.  Das  könnte 
in  besonderem  Masse  die  Meinung  entstehen  lassen,  als  dürften  die  10  nach 
und  nach  dem  Grewinn-  und  Verlustkonto  zugeführt  werden. 

4.  Also :  wegen  völliger  Ungeeignetheit,  dem  gesetzlichen  Zwecke  der 
kaufmännischen  Buchführung  —  Ersichtlichmachung  der  Vermögenslage  des 
Kaufmanns  —  zu  dienen,  ist  diese  geschilderte  Form  der  Bewertung  der  Obli- 
gaüonenschuld  für  ungesetzlich  zu  erklären. 

C.  In  noch  stärkerem  Grade  widerspricht  dem  besagten  Zwecke  die 
Form,  in  welcher  die  herrschende  Disagiotheorie  den  Fall,  dass  der  Rück- 
zahlungsbetrag den  Nennbetrag  übersteigt^  buchen  will  ^). 

1.  Nach  ihr  stellt  der  Rückzahlungsbetrag  nicht  sofort  den  gegen- 
wärtigen Wert  der  Schuld  dar,  ist  es  aber  doch  üblich,  sie  mindestens  zum 
Nennwert  einzusetzen.  Wird  nun  ein  Anlehen  zu  98  ausgegeben,  das  zu  102 
zurückzuzahlen  ist,  so  wird  gebucht: 

Di:»agio 2  I  Obligationen  schuld      ....     100. 

I)ie«^d  Disagio  verschwindet  aber  nicht  bloss  allmählich,  sondern  ist  es  ver- 
^hwnnden,  so  beginnt  auf  der  anderen  Seite  ein  Agioposten  zu  wachsen,  der 
als  HöchstzifTer  die  Ziffer  2  erreicht : 


0 


100 
2. 


Obligationenschuld      .     .     . 
Agio 

Al*o  ein  Agio,  das  nicht  allmählich  verschwindet,  sondern  wächst. 

2.  Oder  um  ein  noch  drastischeres  Beispiel  anzuführen:     Die  Obligation 
wird  zu  102  emittiert,  zu  110  heimgezahlt.     Hier  wird  gebucht: 

Obligationenschuld       .     .     .     .      100 


Agio 


iin<l  di^es  Agio  steigt  allmählich  auf  10. 
')  Simon  435 f.;  Beigel  II  63. 
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B.  Es  bedarf  keines  Beweises,  das  ein  Agio,  das  nicht  fallt,  sondern  steigt, 
kein  echtes  sein  kann. 

III.  Positives  Recht.  Soweit  sich  das  positive  Recht  zur  vorliegen- 
den Frage  äussert,  steht  es  auf  dem  Standpunkt,  den  wir  aus  allgemeinen 
Normen  ableiteten:  Disag^io  und  Agio  sind  Wertuntersdtiede  zwischen  Ausgabe- 
und  Rückxahlungshetmg.  Fallen  Nenn-  und  Rückzahlungsbetrag  nicht  zu- 
sammen, so  sind  die  Schuldverschreibungen  zum  Rückzahlungsbetrage  einzustellen. 

A.  Für  das  scliweixerische  Obligationenrecht  folgt  dies  unmittelbar  aus 
dem  Wortlaut  seiner  Bestimmung.  §  657  Ziff.  7  lautet:  „Von  der  Gesellschaft 
(=  A.)  ausgegebene  Obligationen  sind  zu  dem  vollen  Betrage,  zu  welchem  sie 
xurückgexahU  werden  müssen,  anzusetzen.  Dagegen  kann  die  Differenz  zwischen  dem 
Emissions-  und  dem  Rückzahlungshetragef  welche  durch  jährliche  Abschreibungen 
bis  zum  Verfalltage  zu  amortisieren  ist,  unter  die  Aktiva  aufgenommen  werden.'' 
Disagio  ist  also  der  Wertunterschied  zwischen  Ausgabe-  und  Rückzahlungs- 
betrag. 

B.  Das  Gegenteil  scheint  sich  auf  den  ersten  Blick  für  das  deuts^e 
Hypothekenbankgesetz  zu  ergeben. 

1.  Zu  der  uns  schon  bekannten  Bestimmung  des  §  24  Ziff.  7:  „Die 
Jahresbilanz  . . .  hat  in  getrennten  Posten  ...  zu  enthalten:  7.  den  Gesamtbetrag 
der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfandbriefe  nach  ihrem  Xennwetie^ 
kommen  noch  die  Vorschriften  der  §§  25  Abs.  1,  26  und  28  Abs.  3:  „Sind 
Hypotheken  Pfandbriefe  zu  einem  geringeren  Betrag  als  dem  Nennwert  ausge- 
geben worden,  so  darf  in  die  Aktiven  der  B.  ein  Betrag  aufgenommen  werden, 
der  vier  Fünfteilen  des  Mindererlöses  gleichkommt*'  (§  25  Abs.  1).  ,3ind 
Hypothekenpfandbriefe  zu  einem  höheren  als  dem  Nennwert  ausgegeben  worden, 
und  hat  die  Bank  auf  das  Recht  verzichtet;,  die  H3rpothekenpfandbriefe  jeder- 
zeit zurückzuzahlen,  so  ist  der  Mehrerlös,  soweit  er  den  Betrag  von  eins  vom 
Hundert  des  Nennwerts  übersteigt,  in  die  Passiven  der  B.  aufzunehmen'' 
(§  26  Satz  1).  „In  dem  Geschäftsbericht  oder  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung sind  der  Mefirerlös  und  der  Mindererlös  anzugeben,  welche  in  dem 
Geschäftsjahre  durch  die  Ausgabe  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem 
höheren  oder  geringeren  Betrag  als  dem  JVennwert  entstanden  sind"  (§  28  Abs.  3). 

2.  Abgesehen  davon,  dass  hier  überall  vom  Nennwert  die  Röle  ist,  kann, 
will  man  nicht  am  Wortlaute  künsteln,  die  wörtliche  Auslegung  zu  keinem 
anderen  Ergebnis  gelangen,  ak  zu  dem,  dass  der  Gesetzgeber  unter  Mehr-, 
bezw.  Mindererlös  den  Betrag  versteht,  um  welchen  der  Erlös  den  Nennwert 
übersteigt,  bezw.  hinter  ihm  zurückbleibt. 

3.  Die  Buchung  wäre  dann  bei  Vermeidung  des  Wortes  Agio,  in  Fällen, 
wo  kein  echtes  A^'o  vorliegt,  und  unter  Beschränkimg  des  Wertes  Disagio  auf 
Wei-tabschlag  gegenüber  dem  Nennbetrag  folgende: 

a)  bei  Ausgabe  von  Obligationen  unter  pari  (zu  98)  und  Heimzahluncr 
derselben  über  pari  (zu  102): 


Disagio 2 

Weiterer  Mindererlös 2 


Obligationenschuld       ....      100 
Rückzahlungszuschlag  hierzu    .  2; 


b)  bei  Rückzahlung  und  Ausgabe   über    pari   und  zwar  Rückzahlung  zu 
110,  Ausgabe  zu  102: 


Mindererlös 8 


Obligationenschuld       ....      10t> 
Wertzuschlag  hierzu   ....  2 

Rückzahlungszuschlag  hierzu     .  8; 
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c)  bei  Ausgabe  mit  Agio  (Ausgabekurs  110,  Heinizahlungspreis  102): 

Obligationenschuld      .     .     .     .     100 
Rückzahlungszuscblag      ...  2 

Agio 8. 

4.  Die  Umständlichkeit  dieser  Buchungsweise  allein  könnte  nicht  der 
Gmnd  ?ein^  die  buchstäblich-wirkliche  Auslegung  der  einschlägigen  Bestimmungen 
für  die  unzutreffende  zu  halten.  Ausschlaggebend  hierfür  sind  die  Konsequenzen, 
zu  welchen  Hypothekenbankgesetz  §  26  Satz  1  und  §  25  Abs.  1  wörtlich 
zeDommen  führen  würden. 

a)  Wir  bleiben  bei  dem  Fall:  Ausgabe  der  Schuldverschreibung  zu  110, 
Rückzahlung  derselben  mit  102.  Das  Agio  betragt  hier  8.  §  26  Satz  1 
wörtlich  genommen,  wäre  es  —  die  in  §  26  Satz  1  eingeräumte  Möglichkeit 
de;  Abzugs  von  1  Prozent  als  Ausgabekostenersatz  unberücksichtigt  gelassen 
-  auf  10  zu  beziffern.  Denn  §  26  Satz  1  sagt:  „Sind  Pfandbriefe  zu  einem 
höheren  Betrag  als  dem  Nennwert  ausgegeben  . .  .,  so  ist  der  Mehrerlös ...  in 
ilie  Passiven  der  B.  einzustellen."  Mehrerlös  ist  hiemach  wörtlich  genommen 
Summe,  die  über  den  Nennwert  hinaus  erlöst  wird.  Über  den  Nennwert  hinaus 
^ind  10  erlöst  Also  müssten  10  als  Agio  in  die  Passiven  eingesetzt  werden. 
Zu  buchen  würde  sein: 

...  100 
...  2 
...       10, 


Obligationenschuld 
Wertzuschlag     .     . 
Agio 


während  doch  in  Wirklichkeit  das  erzielte  Agio  nur  8  beträgt. 

b)  Bei  Ausgabe  mit  Disagio  dürfte  andererseits  unter  Umständen  weniger 
aL>  Disagio  eingesetzt  werden,  als  wirklich  Disagio  vorliegt.  Ausgegeben  ist 
m  98;  der  Rückzahlungsbetrag  macht  102.  §  25  Abs.  1  wörtlich  genommen, 
iiürften  als  Disagio  in  die  B.  nur  eingesetzt  werden  vier  Fünftel  von  2,  nicht 
vier  Fünftel  von  4.  Denn  §  25  Abs.  1  lautet  im  ersten  Satz:  „Sind  Pfand- 
briefe zu  einem  geringeren  Betrag  als  dem  Nennwert  ausgegeben,  so  darf  in  die 
Aktiven  der  B.  ein  Betrag  aufgenommen  werden,  der  vier  Fünfteln  des  Minder- 
erlötses  gleichkommt.'*  Mindererlös  ist  doch  nach  dem  Zusammenhang  Erlös 
unter  dem  Nennbetrag.  Hier  ist  um  2  unter  dem  Nennbetrag  erlöst.  Also 
betrüge  das  Disagio  2,  bezw.  genau  vier  Fünftel  hiervon.   Zu  buchen  würde  sein: 


Di!«gio 2      Obligationenschuld       .     .     .     .     100 

Rückzahlungszuschlag       .     .  '  .         2, 

während  das  Disagio  in  Wahrheit  4  betragt. 

5.  Aus  dem  Allen  folgt  die  Berechtigung  zu  einer  Abweichung  von  der 
buchstäblichen  Auslegung.  Der  Gesetzgeber  geht  vom  Regelfall  aus  —  regel- 
mässig werden  Pfandbriefe  zum  Nennbetrage  heimgezahlt  —  und  hat  bei  der 
Fonnulierung  der  Bestimmungen  die  Möglichkeit  von  Ausnahmen  hiervon  sich 
nicht  gegenwärtig  gehalten.  Mit  Nennwert  meint  er  Rückxahlung»wert.  Der 
Nennwert  ist  nur  dann  massgebend,  wenn  er  zugleich  den  Rückzahlungs- 
wert darstellt. 

6.  Die  Pfandbriefe  sind  daher  mit  ihrem  Rückzahlungsbetrage  in  die  B. 
einzusetzen  (§  24  Ziff.  7)  und,  wurden  Pfandbriefe  zu  einem  geringeren  Betrag 
al?  dem  Rückzahlungsbetrag  ausgegeben,  so  darf  der  Mindererlös  gegenüber 
dem  Rückzahlungsbetrag  als  Aktivum  in  die  B.  eingesetzt  werden  (§  25);  und 
erfolgte  Pfandbriefausgabe  zu  einem  höheren  Betrage  als  dem  Rüskzahlungsbe- 
tnige,  80  ist  der  Mehrerlös    über  letzteren    hinaus    in  die  Passiven  der  B.  ein- 
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zustellen.     Wir  buchen,  von  Nebenbestimmungen  des  Gresetzes  absehend,  in  den 
angegebenen  zwei  Fällen: 

Obligationenschuld lOÖ 

Agio 8 

bezw. 

Disagio 4  |  Obligationenschuld       ....  102. 

7.  Allerdings  ist  die  praktische  Bedeutung  des  Ergebnisses  keine  sehr 
grosse  mehr.  Wjis  wir  fanden,  findet  nämlich  nur  Anwendung  auf  Hypotheken- 
pfandbriefe, welche  vor  Inkrafttreten  des  Hypothekenbankgesetzes  zur  Ausgabe  ge- 
langten, indem  Hypothekenbankgesetz  §  9  für  die  Zukunft  „die  Ausgabe  von 
Hifpoth^lcenpfandbriefen,  deren  Einlösungswert  den  Nennwert  übersteigt^,  nicht 
mehr  gestattet  Der  gesetzgebungspolitische  Grund  für  diese  Massnahme  war 
die  Erwägung,  dass  die  Verpflichtung,  die  Pfandbriefe  mit  einem  Kapitalzu- 
schlage einzulösen,  tatsächlich  der  Unmöglichkeit  gleichkomme,  die  Pfandbriefe 
bei  günstiger  Grelegenheit  vor  dem  Eintritt  der  planmässigen  Tilgungszeit  zur 
Rückzahlung  zu  kündigen. 


9.  Diflaji^io  und  Aj^^io  beim  Rückkauf  von 
TeilschuldTerBchrelbun^en. 

§  108. 

Wie  schon  in  §  106  Eingang  bemerkt,  trägt  zur  vollen  Veranschau- 
lichung des  Wesens  eines  Dinges  Vergleichung  mit  entgegengesetzten  Erscheinungen 
bei.  Deshalb  stellten  wir  dem  'EmiBslonsdisagio  das  Emissions^if^  gegenüber. 
Es  besteht  aber  noch  ein  anderer  Gregensatz.  Vom  .E^t^^ion^disagio  ist  das 
Biwklmufsdiea^o  und  ebenso  vom  Emissionsagio  das  Rückkaufsagio  zu  unter- 
scheiden.    Handeln  wir  noch  von  Rückkaufsdisagio  und  Rückkaufsagio. 

I.  Beide  haben  eine  ganz  andere  Natur,  als  die  entsprechenden  Vorgange 
bei  Obligationenausgabe.  Rückkauf  unter  und  Rückkauf  über  dem  Rück- 
zahlungsbetrage  sind  in  die  B.  nicht  einzustellen.  8ie  berühren  als  solche 
nur  und  zwar  sofort  den  Inhalt  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 

II.  Zusammenhängt  dies  mit  ihrer  andersartigen  Wirkung.  Emissions- 
disagio wirkt  ein  auf  die  Verlustseite  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung;  Rü^k- 
kaufsdisagio  wirkt  ein  auf  die  Grewinnseite  dieses  Kontos,  ist  Gewinn.  Und 
ebenso:  Emissionsagio  wird  abgeschrieben  nach  und  nach  auf  die  Gewinnseite 
der  Verlust-  und  G^winnrechnung;  Rückkaufsagio  wirkt  ein  auf  die  Verlustseite 
dieses  Kontos,  ist  Verlust, 

III.  A.  1.  Wenn  ein  Unternehmen  Obligationen  ausgibt,  so  erhält  es 
97,95  und  gibt  dafür  ein  Forderungsrecht  gegen  sich  hin.  Kauft  das  Unter- 
nehmen seine  Obligationen  zurück^),  so  gibt  es  Geld  hin  un<i  erhält  dafür 
seine  Rückzahlungs Verbindlichkeit  zurück.  Betrug  der  Emissionspreis  100  und 
macht  ebensoviel  die  Rückzahlungsverbindlichkeit  aus  und  war  demgemäss  zuerst 
zu  buchen : 

Bilanzkonto 
Kassakonto 100  |  Obligationenschuld       ....     lUO, 


^)  Dies  tun  die  Hypothekenbanken,  wenn  auf  dem  Markt  ein  Überangebot  ihrer 
Pfandbriefe  zu  Tage  tritt,  um  einen  schroffen  Rückgang  des  Kurses  zu  veniüten  imd 
so  den  Papieren  womöglich  den  Charakter  bevorzugter  Anlagewerte  zu  bewahren. 
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•0  wäre  an  sich,  wenn  die  Schuldverschreibung  ebenfalls  zu  100  zurückerworben 
wird,  zu  buchen: 

Ka&sakonto 0  |  Obligationenschuld       ,     .     .     .         0. 

Aber  die  Schuldverschreibung  gilt,  soweit  sie  ein  Recht  und  nicht  eine 
Pflicht  darstellt,  buchtechnisch  nicht  als  Forderungsrecht^  sondern,  wie  alle 
Wertpapiere,  als  Sache  ^).  Durch  den  Rtickkauf  der  Obligation  erwirbt  der 
Emittent  eine  Sache,  die  darum  nicht  bloss  Papier-,  d.  h.  zu  geringfügigen  Wert 
blitzt,  weil  das  Forderungspapier  durch  den  Ankauf  seitens  des  Ausstellers 
nicht  seinen  Verkekrsyvert  verliert^).  Der  Erwerb  wird  demgemäss  auf  Effekten- 
konto  vorgetragen.  Die  Folge  davon  ist,  dass  buchmässig  auch  die  Rück- 
zahlungspflicht bestehen  bleibt.  Das  Obligationenkonto  wird  vom  Rückkauf 
gar  nicht  berührt.  Der  Rückkauf  hat  nur  die  Buchungsfolge,  dass  auf  der 
Bilanzaktivseite  an  Stelle  „Kassakonto  100":  „EflTektenkonto  100"  tritt.  Denn 
die  Buchung  des  Geschäftsganges  ist: 

Kassakonto 
Soll  Haben 

I  Per  Effektenkonio 100 

Effektenkonto 
SoU                                                          Haben 
An  Kassakonto 100  |  Per  Bilanzkonto 100, 

ofld  hieraus  folgt: 

Bilanzkonto 
An  Effektenkonto 100  |  Per  Obligationenschuld    .     .     .     100. 

2.  Die  Richtigkeit  dieses  Buchungsverfahren  bestätigen  ausdrücklich 
deutsches  Hypothekefnbank-  und  deutsches  NoienhankenrechU 

a)  Nach  deutschem  Hypothekenbankgeaetz  §  5  Abs.  2  dürfen  die 
Hypothekenbanken  verfügbares^)  Geld  unter  anderem  „durch  Ajikauf  ihrer 
Hjpothekenpfandbriefe"  mUxbar  machen.  Laut  §  24  Ziff.  4  haben  dieselben  in  der 
Jahresbilanz  „die  Gesamtbeträge  an  .  .  .  Wertpapieren  unter  gesonderter  An- 
gabe des  Betrages  der  eigenen^)  .  .  .  Schuldverschreibungen  der  Bank"  als 
^Ibstandige  Posten  aufzuführen.  In  §  35  Abs.  3  begegnet  die  Wendung: 
^Gehören  zur  Konkursmasse  eigene  Hypothekenpfandbriefe  der  Bank,  die  von 
•lH-'?er  dem  Bestand  an  Wertpapieren  zugeschrieben  sind,  so  werden  sie  bei  der 
Berechnung  der  auf  die  einzelnen  Hypythekenpfandbriefe  fallenden  Anteile  an 
'i«n  Erlös  aus  den  in  das  Hypothekenregister  eingetragenen  Hypotheken  und 
Wertpapieren  mitgezählt".  Wohl  ruht  nach  Reichsgesetz  vom  4.  Dezember  1899, 
helr.  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  §  10 
Abs.  4  das  sonst  mit  dem  Pfandbriefbesitz  verbundene  Stimmrecht  in  der  zur 
Wahrnehmung  ihrer  gemeinsamen  Interessen  zusammen tretendeii  Gläubiger- 
versammlung: „Der  Schuldner  ist  für  die  in  seinem  Besitze  befindlichen  Schuld- 

')  Vd.  §  87. 

')  Dies  übersieht  Tobias  bei  Holdheim  X  75. 

•)  Ausser  zur  Anlage  verfügbarer  Gelder  können  die  Banken  eigene  Pfandbriefe 
auch  zur  Anlegung  von  Reservefonds  (Pensionsfonds  u.  s.  w.)  verwenden. 

*)  Zn  den  eigenen  Schuldverschreibungen  rechnen  nicht  die  zwar  seitens  des 
Treuhänders  bereits  mit  der  Bescheinigung  über  das  Vorhandensein  vorschriftsmässiger 
Deckung  und  über  die  Eintragung  in  das  Hypothekenregister  nach  Hyp.B.G.  g  30 
Abe.  3  Tersehenen,  aber  noch  nicht  begebenen  Pfandbriefe  (s.  unten  §  135).  Die  Be- 
scheinigung hat  „vor  Ausgabe**  zu  erfolgen. 
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verschreibungen  nicht  ötimmberechtigt";  aber  dass  der  Gesetzgeber  trotz  dieser 
Verbindung  von  Schuldner-  und  Gläubigerstellung  in  einer  Person  den 
Pfandbrief  noch  als  Vermögensgegenstand  ansieht,  das  zeigt  eben  die  von 
Hypothekenbankgesetz  für  den  Fall,  dass  der  eigene  Pfandbrief  auf  Effekten- 
konto verbucht  wird,  veronlnete  Behandlung  desselben  im  Konkurs.  Indem 
§  35  Abs.  3  vorschreibt,  dass  die  auf  Wertpapierbestandskonto  vorgetragenen 
eigenen  Pfandbriefe  bei  Berechnung  der  auf  die  einzelnen  Pfandbriefe  fallenden 
Anteile  an  dem  Erlös  aus  den  Pfandbriefdeckungshypotheken  mitzuzählen  sden, 
spricht  es  aus,  dass  die  eigenen  Pfandbriefe  an  dem  nach  §  35  Abs.  1  den 
ausgegebenen  Pfandbriefen  zukommenden  Konkursvorzugsrechte  teil  haben;  das 
können  sie  aber  doch  nur,    wenn  sie  noch  existente  Forderungsrechte  sind*)^). 

b)  Dasselbe  erhellt  aber  auch  aus  dem  Beiehsbankgesetz  und  seinen  Aus- 
führungsverordnungen. Nach  Reichsbankgesetz  §  8  haben  die  Notenbanken 
in  ihren  „wöchentlichen  Nach  Weisungen"*)  anzugeben  „auf  selten  der  Aktiva" 
u.  a.  auch  „den  Bestand  an  Reichskassenscheinen  und  an  Noten  anderer 
Banken",  also  auch  den  Bestand  an  eigenen  Noten.  Und  dies  bestätigt  ausdrück- 
lich die  Bundesratsbekanntmachung  vom  15.  Januar  1877  über  die  von  den 
Notenbanken  in  der  Jahreshilsinz  gesondert  nachzuweisenden  Aktiva  und 
Passiva;  denn  hiemach*)  ist  von  den  Banken  „auf  seiten  der  Aktiva"  u.  a. 
gesondert  anzuführen  „der  Kassenbestand,  imd  zwar  an  a)  kursfähigem  deutsehen 
geprägten  Gelde,  b)  Reichskassenscheinen,  c)  eigenen  Banknoten", 

c)  Ein  Bedenken  bleibt  wegen  Buchung  der  eigenen  Pfandbriefe  im 
Passivum  nach  positivem  Recht. 

a)  Dass  sie  im  Passivum  gebucht  werden  müssen,  wenn  sie  unter  den 
Aktiven  zur  Einstellung  gelangen,  ist  selbstverständlich;  denn  auf  der  Fort- 
dauer des  Verpflichtungswillens  des  Ausstellers  während  der  Zeit,  durch  welche 
hindurch  sich  das  ausgegebene  Papier  wieder  in  seinem  Besitze  befindet^  beruht 
ja  ausschliesslich  die  Mögb'chkeit,  den  eigenen  Pfandbrief  im  Bilanzaktivuni  er- 
scheinen zu  lassen;  lediglich  dadurch  besitzt  der  eigene  Pfandbrief  Vermögens- 
wert und  damit  Bilanzfähigkeit.  Allein  es  fragt  sich:  dürfen  die  eigenen 
Pfandbriefe  mit  den  sonst  ausgegebenen  Pfandbriefen  zusammen  als  ein  Posten 
im  Passivum  zum  Vortrag  gelangen  oder  muss  es  in  getrennter  Post  geschehen? 

ß)  Das  Bedenken  entsteht  dadurch,  dass  das  Gesetz  (§  24  Ziff.  7)  sagt, 
als  getrennte  Post  sei  einzusetzen  „der  Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  befind- 
lichen Hypothekenpfandbriefe"*)®).     Lässt    sich  davon   reden,    dass  die  im  Be- 

^)  Siehe  auch  Immerwahr ,  Über  die  vermögensrechtliche  Bewertung  von  In- 
haberschuldverschreibungen  im  Besitze  des  Ausstellers  bei  Holdheim  EX  271;  ferner 
Verfüg,  des  preuss.  Landwirtschaftsministeriums  vom  13.  September  1900  über  die  Be- 
handlung der  eigenen  Pfandbriefe  der  Hypothekenbanken  in  den  Jahresbilaiusen  und 
in  den  halbjährhchen  Veröffen Eichungen. 

*)  Die  schon  ausgestellten  (kreierten),  aber  noch  nicht  begebenen  Pfandbriefe 
haben  nicht  daran  teil,  weil  der  Umlauf  erst  beginnt,  wenn  das  Wertpapier  nicht  mehr 
im  Besitz  des  Ersteigentümers  (Ausstellers)  sich  befindet,  sondern  von  einem  Dritten 
(Zweiteigentümer)  erworben  ist.  Nicht  ist  der  Grund,  dass  erst,  wenn  ein  Dritter  legi- 
timierter Besitzer  des  Papiers  wird,  das  darin  verbriefte  Forderungsrecht  entsteht  Dean 
Pfandrecht  kann  vor  der  Forderung,  die  es  sichern  soll,  entstehen;  ebenso  aber  auch 
ein  Konkursvorzugsrecht. 

*)  Bankgesetz  32. 

♦)  Koch  229. 

»)  Nach  der  rein  formellen  Seite  sei  beachtet:  Das  Hyp.B.G.  veriangt  im 
Passivum  der  Jahresbilanz  nur  Angabe  der  im  Umlauf  befindlichen  HypoÜiekenpfand- 
briefe,  nicht  auch  Angabe  der  im  Umlauf  befindlichen  Kleinbahn-  und  Kommunal- 
obligationen,  indem  Hyp.B.G.  §§41,  42  auf  g  24  nicht  verweisen,  dagegen  auf  der 
Aktivseite  (§  24  Ziff.  4)  „gesonderte  Angabe  des  Betrags  der  eigenen  Hypothekeopfaod- 
briefe  und  Schuldverschreibungen  der  Bank**.     Weiteres  hierüber  s.  §  189  II  A  5. 

")  Ebenso  für  die  halbjährlichen  Veröffentlichungen  Hyp.B.G.  23. 
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sitze  des  Ausstellers  stehenden  Pfandbriefe  sich  im  Umlauf  befinden?  Sie  be- 
finden sich  doch  in  einem  ganz  gegenteiligen  Zustand,  nicht  im  Lauf,  sondern 
im  Zustand  der  Ruhe.  Heisst  umlaufen  nicht:  ausgehen  vom  Aussteller,  nicht 
beim  Aussteller  sich  befinden?  Ein  näheres  Zusehen  ergibt,  dass  das  Umlaufen 
nicht  naturlich,  sondern  wirtschaftlich  zu  verstehen  ist. 

aa)  Zunächst  folgt  dies  aus  dem  Noienbankrecht.  Das  Reichsbankgesetz  sagt 
in  §8:  Die  wöchentliche  Veröflfentlichung  muss  angeben  auf  seiten  der  Passiva . . . 
^den  Betrag  der  umlaufenden  Noten"  und  die  Bundesratsverordnung  dazu  vom 
15.  Januar  1877,  in  der  Jahresbilanz  sei  auf  seiten  der  Passiva  gesondert 
nachzuweisen  „der  Gesamtbetrag  der  emittierten  (in  den  Betrieb  gegebenen) 
Banknoten".  Hieraus  folgt,  dass  im  Umlauf  befindlich  so  viel  bedeutet,  wie 
emittiert  Emittiert  bleiben  die  Banknoten  aber  bis  zu  ihrer  Einziehung.  Im 
Zustand  des  Emittiertseins  befinden  sich  somit  auch  noch  die  (angekauften) 
eigenen  Pfandbriefe.  Zählen  aber  auch  diese  zu  den  emittierten,  so  rechnen 
.^e  nicht  minder  zu  den  im  Umlauf  befindlichen.  Demgemäss  kann  die  Be- 
deutung des  Wortes  Umlauf  nicht  die  buchstäbliche  sein.  Ist  es  aber  nicht 
diese,  so  bleibt  als  einzige  Möglichkeit  nur:  die  wirtschaftliche  Bedeutung.  Und 
dass  diese  gemeint  ist,  bezeugt  die  Tatsache,  dass  die  genannte  Bundesrats- 
Terordnung  in  den  „eigenen  Banknoten"  Bestandteile  des  iTo^^abestandes  sieht, 
und  ILB.6.  §  5  bemerkt:  „Banknoten,  welche  in  die  Kassa  der  Bank  in  be- 
!>cfaädigtem  Zustande  zurückkehren,  dürfen  nicht  wieder  ausgegeben  werden." 
Hieraus  erhellt:  der  Gesetzgeber  erblickt  in  den  Banknoten  ein  allgemeines 
Tauschmittel,  Geld  im  volkswirtschaftlichen  Sinne.  Das  Wesen  dieses  liegt 
aber  nicht  darin,  dass  es  tatsächlich  umläuft,  sondern  dass  es  geeignet  ist, 
wirtschaftlich  umzulaufen.  Geld  bleibt  Geld,  auch  wenn  es  lange  in  ein  und 
derselben  £[assa  verweilt.  Dadurch  wird  seine  Eigenschaft  als  wirtschaftliches 
Zirkulationsmittel  nicht  aufgehoben.  Also  wird  der  Umlauf  im  gesetzlichen 
Sinne  nicht  unterbrochen,  wenn  die  Bank  ihre  Noten  ohne  die  Absicht,  sie 
ihrer  Geldeigenschaft  zu  entkleiden,  zurückerwirbt 

ßß)  Pfandbriefe  besitzen  zwar  nicht  die  Eigenschaft  eines  allgemeinen 
Tauschmittels,  wie  Banknoten,  sind  nicht  Geld;  immerhin  aber  stehen  sie  in 
ihrem  wirtschaftlichen  Wesen  den  Banknoten  so  nahe^  dass  auch  bei  ihnen 
nicht  unbedingt  eine  Unterbrechung  ihres  Umlaufes  anzunehmen  ist,  wenn  sie 
ohne  Absicht  des  Einzugs  von  der  Bank  zurückerworben  werden.  Aber  gjuiz 
ahgesehen  von  dem,  was  sich  aus  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Natur  der 
Pfiindbriefe  ergibt,  steht  auch  das  positive  deutsche  Recht  auf  dem  Standpunkte, 
ditös  die  von  der  Bank  zurückgekauften  Pfandbriefe  zu  den  im  Umlauf  be- 
fmdlichen  gezählt  zu  werden  vermögen.  Denn  ohne  diese  Annahme  des  Ge- 
setzgebers fehlte  für  die  Vorschrift  (des  Hypothekenbankgesetzes  §  35  Abs.  3), 
dass  bei  Berechnung  der  Anteile,  welche  aus  dem  Erlöse  der  Deckungs- 
hypotheken auf  die  einzelnen  Pfandbriefe  entfallen,  auch  die  im  eigenen  Be- 
sitze der  Bank  befindlichen  Pfandbriefe  mitzuzählen  seien,  die  gesetzliche 
Vorauseetzung^  denn  nach  dem  Gesetze  (§  6)  dienen  die  in  das  Hypotheken- 
register  eingetragenen  Hypotheken  (und  Wertpapiere)  nur  zur  Deckung  „der 
im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfandbriefe",  d.  h.  steht  nur  den  Besitzern 
der  im  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  ein  Vorzugsrecht  an  diesen 
besonderen  Deckungsmitteln  zuM^. 


')  Analog  räumt  österr.  Gesetz  vom  25.  April  1874  betr.  die  Wahrung  der  Rechte 
der  Besttaser  von  Pfandbriefen,  §  2  „den  Besitzern  von  Pfandbriefen"  ein  Recht  ein, 
au8  den  zur  vorzugsweisen  Deckungder  Pfandbriefe  dienenden  Vermögensobjekten  „vor- 
zagBweiee  befriedigt  zu  werden*'.    Dazu  Paviicek,  Pfandbriefrecht,  Wien  1895,  S.  66. 

')  Die  Vorschrift  des  §  35  Abs.  3  ist  ausser  durch  die  Tatsache,    dass   ausge- 
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y)  Somit  ergibt  sich:  der  dem  Betrage  der  eigenen  Pfandbriefe  ent- 
sprechende Schuldbetrag  im  Passivum  darf  dortselbst  nicht  als  selbständiger 
Posten  zum  Vortrag  gelangen,  sondern  ist  in  den  Betrag  des  Pfandbriefumlauf- 
kontos einzurechnen. 

3.  Indes  wäre  es  irrig,  zu  glauben,  die  Bank  müsste  ihre  eigenen  Pfan<l- 
briefe  als  Aktivum  (auf  Effektenkonto)  und  demgemäss  auch  als  Passivum  (auf 
Pfandbriefumlaufkonto)  buchen. 

a)  Würde  nur  gelten,  was  aus  allgemeinem  Buchführungsrecht  folgt, 
dann  wäre  dies  allerdings  der  Fall,  denn  wegen  ihres  Sachcharakters  sind 
anders,  als  nicht  verbriefte  Forderungen,  Forderungsweitpapiere  immer  zu  ver- 
buchen.    Aber  aus  dem  positiven  Recht  folgt  ein  anderes. 

b)  Wohl  schreibt  Hypothekenbankgesetz  §  24  Ziflf.  4  vor,  die  Jahr^:*- 
bilanz  habe  als  selbständige  Post  zu  enthalten  die  Gesamtbeträge^)  der  Bestände 
an  Geld,  an  Wechseln  und  an  Wertpapieren  unter  gesonderter*)  Angabe  des 
Betrags  der  eigenen  Hypothekenpfandbriefe  und  Schuldverschreibungen^  der 
Bank,  und  man  könnte  hiemach  geneigt  sein,  anzunehmen,  das  Hypotheken- 
bankgesetz  stehe  ausschliesslich  auf  dem  Boden  des  allgemeinen  Rechts  und 
verlange  Angabe  des  Betrags  der  eigenen  Pfandbriefe  im  Aktivum.  Allein  aus 
§  35  Abs.  3  des  Hypothekenbankgesetzes  folgt,  dass  es  in  §  24  Ziff.  4  nur 
sagen  will:  wenn  die  eigenen  Pfandbriefe  überhaupt  ins  Aktivum  eingesetzt 
werden  —  und  das  können  sie  nur  auf  Wertpapierbestandskonto  — ,  so  ist  ihr 
Betrag  daselbst  in  einer  Vorkolonne  gesondert  anzugeben.  Denn  §  35  Abs.  3 
formuliert:  „Gehören  zur  Konkursmasse  eigene  Hypothekenpfandbriefe  der 
Bank,  die  von  dieser  dem  Bestände  an  Wertpapieren  zugeschrieben  sind,  so . . .". 
Hätte  der  Gesetzgeber  in  §  24  Ziff.  4  bestimmen  wollen,  dass  die  eigenen 
Pfandbriefe  unter  allen  Umständen  ins  Aktivum  einzusetzen  •  seien,  so  würde  er 
in  §  35  Abs.  3  den  Relativsatz  „die  von  dieser  dem  Bestände  an  Wertpapieren 
zugeschrieben  sind"  weggelassen  haben.  Indem  er  ihn  beifügt,  bringt  der 
Gesetzgeber  zu  Ausdruck,  dass  unter  Durchbrechung  der  Regel  des  allge- 
meinen Buchfühnmgsrechtes  auch  gestattet  sein  solle,  dass  die  eigenen  Pfatid- 
briefe  ah  Aktiva  ungebucht  bleiben*). 


ecbene  Pfandbriefe  auch  bei  Ankauf  seitens  des  Ausstellers  in  Umlauf  bleiben,  auch 
durch  die  praktische  Erwägung  veranlasst,  dass,  wenn  die  im  Aktivum  vorgetragenen 
eigenen  Pfandbriefe  keinen  Anteil  an  dem  Konkursvorzugsrecht  besassen,  die  nicht  be- 
vorrechteten Konkursgläubiger  der  Bank  gegenüber  den  Pfandbriefgläubigem  be- 
nachteiligt würden.  Denn  zählen  die  eigenen  Pfandbriefe  noch  zu  den  im  Umlauf 
befindlichen  Pfandbriefen,  so  bemisst  sich  nach  ihnen  au<di  noch  die  Höhe  der  not- 
wendigen Deckungshypotheken  mit.  Sie  trügen  also  zu  einer  Steigerung  des  Betrages 
der  Deckun^hypotheken  bei,  ohne  aber  an  dem  Nutzen  aus  der  Deckung  selbst  teil 
zu  haben.  Der  Nutzen  hieraus  käme  nur  den  Pfandbriefgläubigem  zu.  Die  Gefiell- 
schaft,  welche  die  Pfandbriefe  gegen  Entgelt  erwarb,  und  damit  die  gewohnlichen  Kon- 
kursgläubiger hätten  somit  nur  ^haden  vom  Ankauf,  aber  keinen  Nutzen.  Vgl  auch 
Cosacky  Bürgerl.  Recht  Bd.  II  §  265  I3c;  Immerwahr  bei  Holdheim  IX  271. 

^)  In  den  anderen  Ziffern  des  §  24  steht  Gresamtbetrag.  Also  sind  Geld-,  Wechsel- 
und  Wertpapierbestand  als  drei  selbständige  Posten  vorzutragen. 

^)  Da  der  (Gesamtbetrag  der  Wertpapiere  als  selbständiger  Posten  einznstellen 
ist,  kann  diese  gesonderte  Angabe  nur  vor  dem  Bilanzstrich  gesehen. 

')  Kleinbahn-  und  Kommunalobligationen. 

*)  Tobias  bei  Holdheim  X  75  bekämpft  diese  Folgerung  mit  dem  Einwand,  das 
G.  sa^  nicht,  dass  die  Zuschreibung  zum  Wertpapierbestand  eine  bilanzmässiee,  d.  h. 
auch  m  der  B.  zum  Ausdruck  kommende,  sein  müsse;  man  habe  darunter  ledinich  die 
Eintragung  in  die  Effektenbücher,  also  in  sogen.  Hilfsbücher  zu  verstehen,  weldie  nicht 
zu  den  Grundlagen  der  Bilanzaufsteilung  gehören.  Allein  er  übersieht,  dass  es  sich  im 
ganzen  §  35  um  Posten  handelt,  welche  auch  in  der  B.  erscheinen  (Pfandbriefe  und 
Hypotheken)  und  überdies  der  von  den  Einstellungen  in  die  B.  handelnde  §  24  für 
Effektenkonto  eben  die  Wendung  „Bestand  an  Wertpapieren"  gebraucht 
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c)  Hieraus  ergeben  sich  zwei  weitere  Folgerungen,  eine  notwendige  und 
eine  Diögliche. 

a)  Bleiben  die  eigenen  Pfandbriefe  und  Schuldverschreibungen  im  Aktivuni 
uDgebucht,  so  müssen  sie  es  auch  im  Passivum.  Denn  ihre  Weglassung  aus 
dem  Aktivurn  ist  lediglich  unter  dem  Gesichtspunkt  wirtschaftlich  begründet, 
dass  Erwerb  der  Pfandbrieffordenmg  durch  den  Pfandbriefschuldner  die  Forde- 
rung w^n  Vereinigung  von  Forderung  und  Schuld  in  einer  Person  ihrer 
rechtlküien  Existenz  und  damit  auch  ihres  wirtschaftlichen  Werts  beraubt.  Der- 
jielben  ist  sie  aber  dadurch  beraubt,  dass  infolge  dieser  Vereinigung  die  Schuld 
ihr  Ende  erreicht  hat  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  hat  auch  ihre  Bilanzfähigkeit 
zu  entfallen.  Also  hat  sie  aus  der  B.  wegzubleiben;  weder  auf  besonderem  Konto, 
noch  auf  Pfandbriefumlaufkonto  darf  sie  im  Passivum  erscheinen. 

ß)  Gehört  die  eigene  Schuldverschreibung  in  diesem  Fall  aber  nicht  mehr 
zu  den  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefen,  ist  sie  vom  Pfandbriefumlaufkonto 
der  R  abzusetzen^  so  folgt  hieraus,  dass  sie  auch  nicht  mehr  durch  Hypotheken 
oler  Wertpapiere  gedeckt  sein  mu^ssy  der  Betrag  der  Deckungshypotheken  um 
ihren  Nennwert  gekürzt  zu  werden  vermag,  weniger  Deckungshypotheken  not- 
wendig sind. 

d)  Buchmassig  dargestellt,  ergibt  sich  demgemäss  folgende  Möglichkeit: 
a)  Nehmen  wir  an,  ein  durch  eine  Hypothek  von  100  gedeckter  Pfand- 
brief zu  100  wird    zum  Kurse  100  zurückgekauft,    so    ist   nach    allgemeinem 
Bachfühnuigsrecht  in  der  B.  zu  buchen: 


Hypothek 100 

Effektenkonto 100 


Pfandbriefumlaufkonto 


nachdem  die  B.  vor  dem  Rückkauf  lautete: 

Hypothek 100      Pfandbriefumlaufkonto 

Kassa 100 


100, 


100. 


ß)  Das  Sonderrecht  des  Hypothekenbankgesetzes  lässt  es  zu,  zu  buchen : 

Hypothekenkonto 100  | 

ja  es  ist  sogar  zulässig,  die  Hypothek  abzustossen,  weil  eine  Deckungshypothek 
nicht  mehr  notwendig  ist,  und  demgemäss  statt  Hypothekenkonto  100  zu  buchen: 
Kaääakonto  100. 

e)  In  der  Praxis  wird  von  der  Möglichkeit,  die  eigenen  Schuldver- 
«hreibungen  aus  der  B.  (im  Aktivum  imd  demgemäss  auch  im  Passivum)  weg- 
zulassen, seitens  der  Hypothekenbanken  Gebrauch  gemacht.  Die  Aufsichtsver- 
fügung des  preuss.  Landwirtschaftsministers,  dem  ja  die  Hypothekenbanken 
unterstehen,  vom  13.  September  1900  erkennt  die  Rechtmässigkeit  dieses  Ver- 
fahrens der  Abschreibung  zmückgekaufter  Pfandbriefe  vom  Konto  der  um- 
laufenden Pfandbriefe  an,  erklärt  sie  aber  für  weniger  solid  und  vorsichtig,  als 
die  Verbuchung  derselben  auf  Effektenkonto,  also  für  unzweckmässig;  warum, 
da?  wird  sich  weiter  unten  zeigen. 

4.  a)  In  der  Theorie  gehen  die  Anschauungen  über  die  ganze  Frage  aus- 
einander. Während  Immerwaiirs  Ansicht  wohl  richtig  wiedergegeben  ist,  wenn 
wir  glauben,  seine  Lehre  gehe  dahin  *),  dass  auch  nach  Hypothekenbankgesetz 
die  eigenen  Schuldverschreibungen  immer  auf  Effektenkonto  gebucht  werden 
müssen,  dürfte  Simon^)  der  hier  vertretenen  Meinung,  d.  h.  der  Ansicht  sein, 


>)  Hotdheim  IX  271. 
*)  Bei  Holdheim  X  103. 
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daää  das  Hypothekenbaukgesetz  die  Weglassuug  eigener  Schuldverschreibungen 
vom  Effektenkonto  als  Ausnahme  von  der  Regel  gestattet  Knappe^)  dagegen 
vertritt  unter  der  Begründung,  dass  es  der  in  der  Praxis  üblichere  W^  sei, 
die  Lehre,  dass  schon  das  allgemeine  Buchführungsrecht  eine  solche  W^lassun«^ 
erlaube,  und  Beigd^)  und  Tobias  verfechten  sogar  die  Überzeugung,  dass  deni 
allgemeinen  Buchführungsrecht  allein  die  Fonn  der  Weglassung  eigener  Schuld- 
verschreibungen  entspreche. 

b)  Was  ersteren  zu  dieser  Meinung  veranlasst,  ist  der  Umstand,  dass  er 
glaubt,  im  Umlauf  befindlich  müsse  natürlich  aufgefasst  werden.  Die  zurück* 
gekauften  Schuldverschreibungen  seien  nicht  im  Umlauf,  sondern  in  Ruhe  beim 
Ausgeber.  Also  seien  sie  vom  Pfandbriefumlaufkonto  abzusetzen  und  demgemasä 
im  Aktivum  unbewertet  zu  lassen.  Allein  unter  Berücksichtigung  der  allge- 
meinen Buchführungsvorschrift,  wonach  Forderungen,  aber  nicht  Sachen,  al? 
welche  Wertpapiere  doch  buchführungstechnisch  gelten,  aus  der  B.  weg- 
bleiben dürfen,  wäre  die  richtige  Schlussfolgerung  aus  dieser  Begründung  ledig- 
lich: die  eigenen  Schuldverschreibungen  müssen  zwar  vom  Pfandbriefumlauf- 
konto abgeschrieben  werden,  aber  gleichzeitig  sind  sie  einem  anderen  Passivkonto 
„Konto  eigener  Schuldverschreibungen*'  zuzuschreiben,  denn  da  sie  als  Sachen  im 
Aktivum  zu  bewerten  sind,  müssen  sie  im  Passivum  als  Wertminderungsposten  er- 
scheinen. Der  praktische  Unterschied  gegenüber  ihrer  Vorbuchung  auf  Pfand- 
briefumlaufkonto bliebe.  Durch  ihr  Ausscheiden  aus  dem  letzteren  Konto 
entfällt  die  Notwendigkeit,  für  sie  Deckungshypotheken  zu  halten.  Sie  können, 
aber  sie  müssen  nicht  mehr  durch  Hypotheken  gedeckt  werden. 

c)  Tobias  gelangt  zu  seiner  Meinung  durch  die  Erwägung,  dass  das  den 
eigenen  Pfandbriefen  durch  Hypothekenbankgesetz  §  35  Abs.  3  eingeräumte 
Anrecht  auf  eine  Quote  des  Erlöses  aus  den  Deckungshypotheken  ein  reiD 
negatives,  d.  h.  die  Aktiva  nicht  mehrendes  Recht  sei  und  darum  die  eigenen 
Pfandbriefe  wirtschaftlich  wertlos  seien  *).  Gewiss  ist  dieses  Anrecht  kein  solches, 
welches  Gegenwartswert  besitzt,  aber  es  ist  auch  nicht  dieses  Recht,  welches 
bei  Einsetzung  der  eigenen  Pfandbriefe  in  die  Bilanzaktiven  bewertet  wird,  son- 
dern der  Verkaufs  wert,  den  die  ausgegebenen  Pfandbriefe  trotz  ihrer  Rückkehr 
zum  Aussteller  behalten. 

5.  Was  beim  ^n/owe/* eigener  Schuldverschreibungen*)  nur  kraft  ausdrück- 
licher Anordnung  mögliche  Ausnahme,  bildet  bei  Einziehung  von  Sckuidrer- 
schreibungen^)  die  durch  Ausnahmen  un durchbrechbare  Regel. 

a)  Auch  sie  kann  durch  Kauf  geschehen,  aber  der  Zweck  des  Kaufes 
ist  hier  nicht,  die  Schuldverschreibung  auf  Zeit  zu  behalten,  sondern  sie  für 
innner  dem  Verkehr  zu  entziehen.  Der  Erwerb  wird  hier  demgemäss  unter 
keinen  Umständen  auf  Effektenkonto  gebucht,  sondern  hier  wird  unbedingt 
vom  Obligationenkonto  abgeschrieben,  also  in  unserem  Beispiel  gebucht: 

Kassakonto 0      Obligationenkonto 0. 

b)  Da  die  Absicht,  in  welcher  der  Kauf  erfolgt,  ein  internes,  für  die 
Aussenwelt  nicht  ohne  weiteres  erkennbares  Moment  ist,  kann  dieselbe  nach  dem 
Kauf  geändert  werden.  Wie  der  Aussteller,  der  eigene  Pfandbriefe  zur  Nutz- 
barmachung verfügbaren  Geldes  zeitweilig  erwarb,  sich  nachträglich  zu  deren 
Einziehung,  also  zur  Einziehung  „eigener  Pfandbriefe'*  zu  entschliessen  v^rnag, 


')  S.  102. 

»)  In  „Soll  und  Haben"  I  82. 

»)  Holdheim  X  75. 

*)  Hyp.B.G.  §  5  Abs.  2:  „Ankauf  eigener  Pfandbriefe«'. 

»)  Hyp.B.G.  §  6  Abs.  4:  „Einziehung  von  Pfandbriefen". 
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i:;t  es  auch  möglich,  dass  er  sich  nachtraglich  M  entschliesst,  Pfandbriefe,  welche 
er  zum  Zweck  der  Einziehung  erwarb,  nicht  dem  Einzug  zu  unterstellen,  sondern 
e\'entuell  wieder  zu  verkaufen.  Es  werden  dadurch  Druck-,  Stempel-  und 
andere  Kosten  einer  Neuemission  erspart.  Von  dem  Momente  des  veränderten 
Ent^hlusses  an  können  die  Hypothekenpfandbriefe  daher  wieder  auf  Effekten- 
und  infolge  davon  auch  auf  Obligationen schuldkonto  gebucht  werden.  Selbst- 
veisländlich  ist  die  Änderung  der  Absicht  nicht  mehr  nach  Entwertung  des 
erworbenen  Pfandbriefes  möglich. 

c)  Indem  Immerwahr  der  Ansicht  ist,  dass  nicht  zum  Einzug  erworbene 
Pfandbriefe  nach  Hypothekenbankgesetz  immer  als  Aktivum  verbucht  werden 
müssen,  wird  er  durch  die  nicht  bestreitbare  Tatsache,  dass  das  Motiv,  unter 
welchem  der  Er^verb  geschah,  nachträglich  geändert  zu  werden  vermag,  zu  der 
Behauptung  gedrängt^),  zum  Zwecke  der  Einziehung  erworbene  Pfandbriefe 
mü&Jten  bis  zu  ihrer  Entwertung  auf  Effektenkonto  gebucht  werden,  weil  erst 
von  da  an  eine  Änderung  der  Absicht  nicht  mehr  möglich  sei. 

R  Bleibt  bei  Kauf  eigener  Obligationen  die  Obligationenschuld  auch 
formell,  d.  h.  in  ihrem  huchmässigen  Dasein  grundsätzlich  unberührt,  so  gilt 
'las  Gleiche  nicht  unter  allen  Umständen  für  ihre  materielle  Seite,  ihren  Wert. 

1.  Der  Rückzahlungsbetrag  einer  Obligation  ist  100.  Der  Ausgeber  er- 
wirbt sie  um  99  zurück  und  damit  um  1  billiger,  als  wenn  er  die  Obligation 
hätte  heimzahlen  müssen.  AVenn  daher  auch  die  Rückzahlungsverbindlichkeit 
huchraässig  bestehen  bleibt^  so  darf  dieselbe  gvundsätzUch  —  anders  nach 
'im  Sonderrecht  des  deutschen  Hypothekenbankgesetzes  —  doch  nicht  mehr  auf 
löÖ  bewertet  werden. 

a)  Nicht  lässt  sich  diese  Behauptung  auf  den  Satz  gründen:  Bilanzwerte 
^ind  höchstens  zu  ihrem  Anschaffungspreise  anzusetzen.  Einmal  ist  dies  nicht 
mögh'cb,  weil  dieser  Satz  —  ausgesprochen  in  H.G.B.  §  261  Ziff.  2  —  nur 
für  Vermögensgegenständc,  d.  h.  Aktivwerte  gilt.  Aber  auch,  wenn  er  auf 
^holden  Anwendung  litte,  so  wäre  seine  Anwendung  hier  unstatthaft.  Denn 
was  bei  Rückerwerb  von  Obligationen  angeschafil  wird,  ist  nicht  die  Rück- 
zahlungsverbindlichkeit, sondern  das  auf  dieser  basierende  Forderungsrecht.  Wir 
.^en  ja,  das  Obligationenschuldkonto  bleibt  seinem  äusseren  Bestände  nach 
durch  solchen  Rückkauf  unberührt. 

b)  a)  Aber  das  ist  von  Bedeutung,  dass,  wie  wir  sahen,  die  Rückzahlungs- 
>chuld  buchmässig  nur  deshalb  fortbesteht,  weil  nicht  eine  blosse  Forderung, 
«)ndem  ein  Forderungspapier,  eine  Sache,  erworben  wird.  Demgemäss  empfängt 
die  Rückzahlungsverbindlichkeit  durch  die  Sacheigenschaft  der  Forderung  nicht 
hlojy  Fortbestand  ihres  buchmässigen  Daseins,  sondern  auch  ihren  Wert. 
ALi  Schuld  kann  die  Obligation  nicht  mehr  wert  sein,  denn  als  Sache,  als 
Aktivum.  Als  letzteres  darf  sie  nicht  über  ihren  Anschaffungspreis  bezw. 
j^^weiligen ')  Kurswert  gewertet  werden,  demgemäss  auch  nicht  als  Schuld*). 

ß)  Man  könnte  geneigt  sein  hiergegen  einzuwenden.  Dieser  Schluss- 
folgpning  widerspricht  der  Umstand,  dass  der  Pfandbrief  im  Aktivum  nicht 
al-*  Forderung,  sondern  als  Sache  bewertet  wird;  nur  Forderung  und  Schuld 
^ind  sich  entsprechende  Begriffe;  also  ist  durch  die  Bewertung  des  Pfandbriefes 
im  Aktivimi  zum  Erwerbspreis  nicht  ausgeschlossen,  dass  derselbe  im  Passivum, 


')  Abw.  TMas  bei  Holdheim  X  74. 
*)  Bei  Holdheim  IX  272. 
')  Dies  übersieht  Tobias  bei  Holdheim  X  76. 

*)  Dem  Resultat  nach  ebenso  Verfügung    des   preuss.   Landwirtschafferainisters 
vom  13.  September  1900  und  Immerwahr  bei  Holdheim  IX  271. 
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wo  er  als  Schuld  steht,  zum  Rückzahlungsbetrage  fortbewertet  wird.  Allein 
der  Einwand  übersieht,  dass  die  Stellung,  welche  die  Yermögensrechte  in 
der  B.  einnehmen,  in  erster  Linie  nicht  durch  ihr  rechtliches,  sondern  durch  ihr 
wirtschaftliches  Wesen  bestimmt  wird,  nicht  auf  ihrer  Eigenschaft  als  Hechte, 
sondern  auf  ihrer  Eigenschaft  als  Güter  beruht,  und  in  dieser  Hinsicht  es  gleich- 
gültig ist,  ob  ein  Gut  als  Sache  oder  als  Forderung  in  Betracht  kommt  Dem- 
gemäss  hat  sich  auch  der  Wert  des  Pfandbriefes  als  Schuld  nach  dem  Werte 
desselben  als  Sache  zu  richten. 

y)  Beträgt  demgemäss  der  Anschaffungspreis  der  Obligation  als  Sache  99, 
so  bildet  99  auch  den  Wert  derselben  in  ihrer  Schuldeigenschaft 

c)  Sohin  haben  wir  folgendermassen  zu  buchen.  In  der  Schlussbilanz 
von  1902  stand  die  Obligationenschuld  mit  100: 

/vT/ÄÄakonto 99  |  Per  Obligationenschuld    .     .     .     100. 

Übertragen  wird  sie  hieraus  auf  das  Obligationenkonto  1903: 

Obligationeneinlösungskonto  1 903 

I  Per  Bilanzkonto  1902      ..     .     lOU. 

Mit  dem  Ankauf  zu  99  ist  sie  um  1  im  Wert  gesunken.  Rückganc 
einer  Schuld  ohne  Gegenaufwand  ist  Gewinn.     Also  haben  wir  zu  buchen: 

Obligationenkonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto      .     1   |  Per  Bilanzkonto  1902     .     .     .     100 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
I  Per  Obligationenkonto      ...         1. 

Das  Obligationenkonto  wird  bei  Ziehung  der  Schlussbilanz  1903  ab- 
geschlossen mit: 

Obligadonenschuldkonto 


An  Gewinn-  und  Verlustkonto   .       1 
An  Bilanzl^onto 99 


Per  Bilanzkonto  1902      ...     100 


und  die  Abschlussbilanz  1903  selbst  lautet  in  dem  uns  interessierenden  Teile: 


An  Effekimkonto 99 


Obligationenschuldkonto  ...       99 
Gewinn 1. 


2.  Ebenso  tritt  eine  Veränderung  im  Werte  der  Obligationenschuld  dn. 
wenn  der  Emittent  die  ausgegebene  Schuldverschreibung  zu  einem  höheren  als 
dem  Rückzahlungsbetrag  zurückkauft. 

a)  Die  Wirkung  ist  dem  ersten  Falle  geradezu  entgegengesetzt.  Der 
Rückzahlungskurs  sei  Pari;  der  Rückkauf  erfolgt  zu  101.  Dann  ist  aus  den- 
selben Erwägungen  wie  oben  auch  an  der  Wertbestimmung  des  Obligationen- 
schuldeinlösungskontos  eine  Änderung  vorzunehmen. 

b)  Die  Obligation  ist  um  1  teurer  erworben,  als  wenn  sie  zurückbezahlt 
worden  wäre  (die  Zurückzahlung  ist  wegen  Verzichts  auf  Tilgung  für  ge- 
wisse Zeit  ausgeschlossen).     Also  liegt  ein  Verlust  vor  und  wir  buchen  daher: 

Obligationenschuldkon  to 


An  Bilanzkonto  1903      ..     .     101 


Per  Bilanzkonto  1902      .     .     .     100 
Per  Gewinn-  und   Verlustkonto         1 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust 
\n  Obligationeneinlösungskonto  .       1   | 

C.  Rückkauf  unter  dem  Bückzablungsbetrag  (unter  pari)  wird  nun  Rück- 
kauf mit  Disagio,  Rückkauf  über  dem  Rückzablungswert  (über  pari)  Rückkauf 
mit  Agio  genannt.  Es  handelt  sich  um  die  wirtschaftliche  Natur  dieses  Rück- 
kaufsJisagios,  bezw.  Agios. 

1.  Nach  dem  Bisherigen  liegt  es  klar.  Wir  brauchen  in  die  angeführten 
Buchungen  nur  je  ein  Zwischenkonto  einzuschieben  und  es  erhellt,  dass  Rück- 
buf^lLsagio  wirtschaftlich  Gewinn,  Rückkaufsagio  wirtschaftlich  Verlust  ist. 

2.  Wir  setzen  ein  Disagio-  bezw.  Agiokonto  ein  : 

a)  Die  Buchung  lautet  dann  im  ersten  Falle: 

Obligationeneinlosungskonto 
An  Disagiokonto 1   |  Per  Bilanzkonto  1902     .     .     .     100 

Disagiokonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto      .     1   |  Per  Obligationenschuldkonto      .  1 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

I  Per  Disagiokonto 1. 

Hieraus  erhellt  deutlich,  dass  dieses  Rikkkaufsdisagio   Gewinn  ist. 

b)  Im  anderen  Falle  schieben  wir  zwischen  Obligationeneinlösungs-  und 
freirinn-  und  Verlustkonto  ein  Agiokonto  ein: 

Obligationeneinlösungskonto 

Per  Bilanzkonto  1902     .     .     .     100 
Per  Agiokonto 1 

Agiokonto 
An  Obligationeneinlösungskonto     .     1   |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto  1 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Agiokonto 1   | 

Rückkaufsagio  ist  somit  Verlust. 

D.  Hieraus  ergibt  sich:  die  wirtschaftliche  Natur  von  Disagio  und  Agio 
bt  hier  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  dieser  Worte  bei  der  Obligationenemission 
gerade  entg^engesetzt. 

1.  Auch  Emissionsdisagio  und  Emissionsagio  wirken  auf  die  Gestaltung 
•1er  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ein,  aber  in  gerade  umgekehrter  Weise.  Das 
Anjfgabedisagio  wird  allmählich  auf  die  VerhiM-j  das  Ausgabeaffio  allmählich 
auf  die  GeiHnnseite  dieser  Rechnung  übertragen^). 

2.  Ist  aber  dieser  Gegensatz  gegeben,  ho  muss  das  RückkaufsdisagiO 
•Ihiüich  wirken,  wie  das  Ausgabeagio,  und  das  Riickkaufsagio  ähnlich,  wie 
da.<  Afisgabedtsagio.     In  der  Tat  ist  der  dies  Fall. 

a)  Das  Rückkaufsdisagio  wird  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  als  Gewinn 
^.'tstellt,  das  Ausgabeagio  ebenfalls  allmählich  in  der  Gewinnspalte  diest^s  Kontos 


')  Vgl.  §  103  III  und  §  106  IV  A. 

Rehm,  Die  BlUnsen  der  Aktlengesellachafteii. 
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vorgetragen.  Hieraus  ergiebt  eich  folgende  ähnliche  Wirkung.  Wird  eine 
Obligation  über  dem  Rückzahlungsbetrag  (kurz:  über  pari),  also  mit  Agio  aus- 
gegeben,  so  wird  eine  höhere,  d.  h.  den  Ausgabepreis  übersteigende  Bück- 
zahlungsschuld,  wie  sie  bei  Ausgabe  unter  pari  entstehen  würde,  von  vorn- 
herein vermieden.  Wird  eine  Obligation  unter  dem  Rückzahlungsbetrag  (kurz: 
unter  pari)  ^t/rt^cA:gekauft,  so  wird  eine  vorhandene  höhere  Rückzahlungsver- 
bindlichkeit beseüigL 

b)  Und  dieselbe  Beziehung  besteht  zwischen  Rückkaufsagio  und  Emissions- 
disagio.  Das  erstere  kommt  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  als  Verlust 
und  ebenso  wird  das  Ausgabedisagio  allmählich  auf  die  Verlustseite  dieser 
Rechnung  übertragen.  Dies  weist  auf  eine  ähnliche  wirtschaftliche  Bedeutung: 
Wer  Obligationen  unter  pari  ausgibt,  vermeidet  von  vornherein  die  höhere 
Zinsenlast^  die  bei  Ausgabe  von  Pfandbriefen  zu  einem  den  normalen  Geldpreis 
übersteigenden  Zinsfuss  entstehen  würde.  Wer  Obligationen  über  pari  zurück- 
kauft^ beseitigt  eine  den  normalen  Zinsfuss  übersteigende  Zinsenlast  ^). 

E.  1.  Bei  dieser  Ähnlichkeit  wirtschaftlicher  Wirkung  zwischen  Rück- 
kaufsdisagio und  Emissionsagio  bezw.  Rückkaufsagio  und  Emissionsdisagio  ent- 
steht die  Frage,  warum  es  statthaft  ist,  das  i^ücA^kaufsdisagio  bezw.  .ßM^*Ä:^kaufB- 
agio  sofo7i  ganz  auf  Oetvinn-  und  Verlustrechnung  zu  übertragen,  wahrend 
es  doch  verboten  ist,  ebenso  mit  Emissionsagio  bezw.  Disagio  zu  verfahren. 

2.  Der  Grund  für  diese  unterschiedliche  Erscheinung  liegt  in  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Wirkung  von  Disagio  bezw.  Agio,  je  nachdem  sie  aidäs.«- 
lieh  der  Ausgabe  oder  des  Rückkaufs  von  Obligationen  eintreten. 

a)  Die  Wirkungen  des  Rückkaufsdisagios  bezw.  Agios  liegen  nur  in 
der  Gegenwart,  im  Geschäftsjahr  ihrer  Entstehung,  die  Wirkungen  des  Au^- 
gabedisagios  bezw.  Agios  auch   in  der  Zukunft,  in   späteren  Greschäftsperioden. 

a)  Werden  Obligationen  mit  Disagio  ausgegeben,  so  muss  der  Ausgeber 
in  der  Zukunft  mehr  zurückzahlen,  als  er  bei  der  Ausgabe  erhielt,  bezw.  winl, 
was  das  ausserordentliche  Disagio  angeht,  erst  nach  und  nach  der  verursachte 
Verlust  zu  einem  zu  tragenden.  Kauft  dagegen  der  Emittent  mit  Disagio 
zurück^  so  hat  er  weniger  aufgewendet,  als  er  bei  späterer  Rückzahlung  auf- 
wenden müsste.  Er  muss  in  der  Zukunft  nichts  mehr  zurückzahlen.  Die 
höhere  Rückzahlungspflicht  ist  beseitigt 

ß)  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  beim  Agio.  Bei  Ausgabe  der  Schuldver- 
schreibungen mit  Agio  muss  der  Ausgeber  in  der  Zukunft  mehr  Zins  zahlen, 
als  dem  allgemeinen  Geldfuss  entspricht,  wird  —  was  das  aussergewöhnliche  Agio 
betrifft  —  der  Gewinn  erst  nach  und  nach  zu  einem  verdienten.  Bei  Rück- 
kauf von  Obligationen  unter  Agio  dagegen  wird  die  vorhandene  höhere  Zinsen- 
last für  immer  beseitigt. 

b)  Bei  beiden  Arten  des  Rückkaufs  liegt  die  Wirkung  abgeschlossen  in 
der  Gegenwart.  Daher  kommt  auch  der  Gewinn  beim  Rückkauf sdisagio 
rechnerisch  ausschliesslich  der  Gegenwart  zu  gut  und  fällt  der  im  Rückkauf 
über  pari  liegende  Verlust  rechnerisch  allein  der  Gegenwart  zur  Last*). 

3.  Diese  wirtschaftlich  beseitigende,  abschliessende  Wirkung  des  Rück- 
kaufdisagios bezw.  Agios  zeigt  sich  auch  in  dem  besonderen  Einflu^ss  des  Obli- 
gationenrückkaufs unter  Disagio  bezw.  Agio  auf  den  Fortbestand  des  etwa  als 
Bilanzpost  vorhandenen  J^mis^icm^disagios  bezw.  Agios. 

a)  Mit  Rückerwerb  der  Schuldverschreibung  hört  Nutzung  fremden  Kapitals 
auf.     Daher  entfällt  auch  die  wirtschaftliche  Grundlage   für  Fortführung  m\^ 


»)  Siehe  HecM  bei  Holdheim  VII  225. 
')  Vgl.  Hecht  a.  a.  O.  266. 
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in  Bezug  auf  diese  Obligation  in  die  B.  eingetragenen  Emissionsdisagiopostens 
in  der  B.  Es  ist  —  um  vom  ordentlichen  ^)  Emissionsdisagio  zu  reden  —  ein 
besonderer  Eiipitalnutzungsanspruch  (2,05  =  */^  Prozent)  wirtschaftlich  nicht 
mehr  vorhanden').  Für  die  späteren  Greschäftsjahre  ist  —  imi  vom  ausser- 
ordentlichen ^)  Emissionsdisagio  zu  reden  —  eine  anteilsmässige  Ausnutzung 
fremden  Kapitals  nicht  mehr  möglich.  Das  Emissionsdisagio  ist  also  völlig  zum 
Nachteil  der  Grewinn-  und  Verlustrechnung  des  Rückkaufsjahres  abzuschreiben, 
d.  h.  auf  das  Verlustkonto  dieses  Jahres  zu  übertragen. 

b)  Und  ähnlich  steht  die  Sache  bezüglich  des  Emissionsagios. 

a)  Mit  Rückerwerb  der  Obligation  hört  Nutzung  fremden  Kapitals  auf 
und  damit  —  um  zunächst  vom  r^ulären^)  Emissionsagio  zu  sprechen  — 
wirtschaftlich  auch  die  in  Emission  mit  Agio  liegende  Übernahme  höherer 
Zini^enlast,  wie  dieselbe  eben  durch  Eintrag  eines  regulären  Emissionsagiopostens 
in  der  B.  buchhaltungsmässig  zu  Ausdruck  gebracht  wird.  Demgemäss  ist  an 
^ich  der  betreffende  Agioposten  sofort  völlig  aus  der  B.  zu  streichen,  d.  h. 
völlig  dem  Gewinnkonto  des  betreffenden  Jahres  zuzurechnen^).  Weil  es  sich 
aber  um  ein  zu  streichendes  Passiviun  handelt  und  Überbewertung  der  Passiv- 
ste privatrechtlich  nicht  verboten  ist,  so  kann  der  Agioposten  auch  weiter  in 
der  B.  stehen  bleiben. 

ß)  Das  ausserordentliche^)  Emissionsagio  anlangend,  so  hat  dasselbe  seine 
Veranlassung  in  der  Absicht,  den  dadurch  erzielten  Gewinn  auf  alle  Jahre, 
welche  die  Schuld  mit  verzinsen,  anteilsmässig  zu  verteilen.  Diese  Veranlassung 
entfallt  mit  Rückerwerb  der  Schuldverschreibung.  Demgemäss  ist  es  statthaft 
«liefen  Gewinnposten,  soweit  er  noch  besteht,  völlig  dem  Geschäftsjahre  des 
Rückerwerbs  zu  gute  zu  bringen.  Aber  aus  demselben  Grunde,  wie  zu  a, 
kann  der  Emissionsagiorestposten    als  solcher   auch  in   der  B.  stehen  bleiben''). 

IV.  Nach  alledem  sind  wir  in  der  Lage,  das  Wesen  von  Rückkaufs- 
^üsagio  bezw.  Agio  im  Gegensatz  zu  Disagio  und  Agio  der  Obligationenemission 
folgendermassen  zu  präzisieren. 

Disagio  und  Agio  der  Obligationenewi.s««on  müssen  als  solche  in  die  B. 
eingestellt  werden,  Rückkaufsdimgio  bezw.  Agio  dürfen  es  nicht.  Das  Rück- 
kaufsdisagio ist  nicht,  wie  das  Emissionsdisagio,  rech  nun  gsmässiger  Ausdruck 
«-ines  Kapitaluutzungsanspruches  bezw.  verlustverteilender  Bilanzaktivposten, 
■andern  ein  (unmittelbar  oder  mittelbar)  nur  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
zu  übertragender  Gewinnposten  und  Rückkaufsagio  ist  weder,  wie  das  reguläre 
Emissionsagio,  rechnungsmässiger  Ausdruck  einer  Zinsschuld,  noch,  wie  das 
ansc^rgewöhnliche  Emissionsagio,  gewinnverteilender  Bilanzpassivposten,  sondern 
ein  (unmittelbar  oder  mittelbar)  nur  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  über- 
tragender Verlustposten  *). 

V.  A.  Hieraus  ergibt  sich  dann  die  Stellung,  welche  Rückkaufsdisagio 
bezw.  Agio  im  Steuerrecht  einnehmen,  von  selbst.  Das  Rückkaufsdisagio  wirkt 
in  seiner    vollen  Höhe    ertragerhöhend,    das    Rückkaufsagio    in    seinem    vollen 


')  §  101  n  A  5  b. 

')  Ebenso  dem  Ergebnis  nach,  jedoch  seiner  anderen  Disagiotheorie  entsprechend 
mit  anderer  Begründung,  Hecht  a.  a.  O.  2GG. 

>)  §  101  n  B. 

*)  §  106  n  B  1. 

*)  Siehe  auch  unten  §  141 III A  3  a. 

')  Ebenso  Hecht  a.  a.  O.  266. 

•)  §  106  m  B. 

■)  über  die  Bedeutung,  welcher  der  Obligationenrückkauf  als  solcher,  d.  h.  nicht 
bl<Ma  der  nnter  Disagio  bezw.  Agio,  für  die  Bilanzposten  ^ti^^afre-Disagio  bezw.  Agio 
iteuerredUlich  besitzt,  s.  §  142. 

22* 
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Betrag  ertragminderad,  das  erstere  Ut  also  voll  steuerpflichtig,  das  and««  voll 
steuerfrei  ^). 

B.  Vorausgesetzt  ist  dabei  natürlich,  dass  der  Rückerwerb  im  Grcschäfts- 
betriebe  erfolgt,  eine  Betriebstatigkeit  darstellt.  Sonst  würde  das  Räckkauf^- 
disagio  nicht  dem  Reinertrag,  sondern  dem  Stammvermögen  zu  gute  kommeD, 
das  Rückkaufsagio  letzterem  zur  Last  fallen.  Regelmässig  wird  der  Rückerwerb 
im  Betriebe  geschehen. 

VI.  Wesentlich  anders  als  vorstehend  dargelegt  gestaltet  sich  die  Frafre 
des  Rückkaufsdisagios  im  deutschen  Hypothekenbankgesetz. 

A.  Kein  Zweifel  allerdings,  dass  auch  dieses  von  der  Gruiidanschauung 
ausgeht,  dass  das  genannte  Disagio  Gewinn  darstellt  und  das  Rückkaufsagio 
Verlust  In  §  25  spricht  es  von  dem  ^^  Gewinn,  den  die  Bank  durch  den 
Rückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  geringeren  Betrage  als  dem 
Nennwert  erzielt",  und  in  §  26  von  dem  ,,Verhisty  der  für  die  Bank  durch 
den  Rückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  den  Nennwert  übersteisien- 
den  Betrag  entstanden  ist".  Allein  die  ausdrücklichen  Vorschriften  des  Hvpo- 
thekenbankgesetzes  über  Pfandbriefbewertung  schliessen  in  dem  Falle,  da^^s  die 
angekauften  eigenen  Pfandbriefe  auf  Effektenkonto  verbucht^  also  in  die  B. 
eingesetzt  werden,  die  Möglichkeit  der  Entstehung  eines  Rück  kauf sdisagioge- 
winns  aus. 

B.  1.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  erster  Linie  in  dem  Umstände,  dass  d:t< 
G.,  ohne  eine  Ausnahme  für  den  Fall  des  Pfandbriefrückkaufes  vorzusehen,  m 
§  24  Ziff.  7  vorschreibt,  die  Jahresbilanz  habe  als  selbständigen  Posten  zu 
enthalten  „den  Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypothekenpfand- 
briefe  nach  ihrem  Nennwerte^^,  entsprechend  der  Tatsache,  dass  sich  die  Höbe 
der  Pfandbriefdeckung  gemäss  Hypothekenbankgesetz  §  6  nach  der  Höhe  dt^ 
Nennwertes  der  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefe  bemisst 

a)  Werden  die  angekauften  eigenen  Obligationen  (Pfandbriefe,  Kleinbahn- 
und  Kommunalschuldverschreibungen)  dem  Wertpapierbestande  (Effektenkonto) 
zugeschrieben,  so  sind  sie  nach  Früherem  auch  als  im  Umlauf  befindliche  Obli- 
gationen, somit  als  Bilanzpassivum  fortzuführen.  Ist  dies  a])er  der  Fall,  ro 
ergibt  sich  als  unmittelbare  Folge,  dass  dieselben  im  Passivum,  wie  bisher,  ru 
ihrem  Nennbetrage  bewertet  werden  müssen.  Die  Konsequenz  hiervon  ist  eine 
verschiedene  Bewertung  der  eigenen  Pfandbriefe  im  Aktivum  und  Passivum. 
Dort  werden  sie  niedriger,  zum  Rückkaufspreis  (99),  hier  höher  zum  Nenn  wen 
angesetzt.  Trotzdem  die  Bank  ihre  Pfandbriefe  über  dem  Emission skuis,  al)fr 
imter  dem  Nennwert  zurückerwirbt,  wird  bilanzniüssiff  kein  Gewinn  erzielt. 
In  unserem  früheren')  Beispiel  bleibt  als  Bilanzabschluss  für  1903: 

Im  Umlauf  befindlicher  Pfand- 
brief     i<:»o. 


Effektenkonto  (eigener  Pfandbrief)  99 


während  nach  der  grundsätzlichen  Bewertung  das  Bilanzkonto  1903  lautet: 
Effektenkonto 99 


Pfandbriefumlaufkon  to 
Gewinn 


99 
1. 


b)  Nicht  lässt  sich  hiergegen  einwenden:  das  Hypothekenbankgt^^^'tz 
gebrauche  in  §  25  das  Wort  „Gewinn"  wirtschaftlich;  das  Rückkallf^- 
disagio  ist  immer  zur  Minderung  eines  vorhandenen  Emissionsagios  zu  ver- 
wenden und  demgemäss  für  rückgekaufte  Pfandbriefe    eine  Ausnahme  von  der 


')  Näheres  über  Gewinn-  u.  £>trag8begriff  im  Steuerrecht 
«)  Oben  III  B  1  c. 
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Vonschrift  zu  statuieren,  dass  alle  umlaufenden  Schuldverschreibungen  zu  ihrem 
Nennbeträge  zu  bewerten  seien.  Ein  Blick  in  den  Zusammenhang  des  §  25 
zeigt,  (lass  derselbe  in  erster  Linie  buchführungstechnisch  auszulegen  ist  Es 
winl  da  von  „Aufnahme  in  die  Aktiven  der  Bilanz",  von  „in  die  Bilanz  einge- 
stellten Aktivposten",  ,,Bilanzjahr^%  „JJnterbüanz"  gesprochen.  Damit  ist  auch 
(la«  Wort  Gewinn  in  erster  Reihe  nicht  wirtschaftlich,  sondern  bilanz- 
Diässig  aufzufasv«en.  Wirtschaftlich  wird  auch,  wenn  die  angekauften  Pfand- 
hriefe  auf  Effekteukonto  zur  Buchung  gelangen,  Gewinn  erzielt,  aber  nicht 
bilanzmäriisig. 

2.  Trotzdem,  könnte  man  annehmen,  sei  auch  in  diesem  Falle  noch  Er- 
zieliing  von  Gewinn  möglich,  nämlich  dann,  wenn  die  Obligationen  über  pari 
rückzahlbar  sind.  Dann  ergibt  sich  trotz  Verpflichtung,  die  auf  Effektenkonto 
verbuchten  eigenen  Schuldverschreibungen  im  Passivum  zum  Nennwert  anzu- 
ätzen, auch  bilanzmässig  ein  Gewinn,  wenn  es  gelingt,  die  Pfandbriefe  unter 
dem  Rückzahluugskurse  anzukaufen.  Allein  Hypothekenbankgesetz  §  9  ver- 
bietet die  Ausgabe  von  Obligationen  zu  einem  den  Nennwert  übersteigenden 
Einloflingswert 

C.  1.  Die  praktisch  wichtige  Konsequenz  aus  diesem  Ergebnis  ist  aber 
Jie:  wenn  die  angekauften  eigenen  Pfandbriefe  und  sonstigen  Obligationen  nicht 
dem  Wertpapierbestand  zugeschrieben  werden,  sind  sie  auch  nicht  im  Bilanz- 
pa^ivum  zu  bewerten  und  wird  daher  durch  Rückkauf  der  Papiere  unter  dem 
Nennwert  auch  bilanzmässig  Gewinn  erzielt;  findet  dagegen  eine  Vorbuchung 
derselben  auf  Effektenkonto  statt,  so  ergibt  der  Rückkauf  unter  pari  keinen 
Dlc^agiogewinn. 

2.  Die  weitere  Folge,  welche  sich  an  diesen  Gegensatz  knüpft,  ist  eine 
doppelte,  eine  nachteilige  und  eine  vorteilhafte: 

a)  Nach  Hypothekenbankgesetz  §  25  ist  der  durch  Rückkauf  der  Obli- 
L-ationen  unter  pari  erzielte  Gewinn  von  dem  Betrag  des  etwa  vorhandenen 
EniL«j?ionsdisa^os  abzuziehen,  d.  h.  dieser  Bilanzaktivposten  um  ersteren  zu 
kürzen.  Werden  die  angekauften  Pfandbriefe  dem  Wertpapierkonto  zuge- 
'*^hrieben,  so  kann  der  aus  dem  Rückkauf  unter  pari  erzielte  wirtschaftliche 
<>mnn  nicht  zur  Minderung  jenes  Aktivpostens  Verwendung  finden,  denn 
bilanzmässig  ist  kein  Rückkaufsgewinn  erzielt. 

b)  Im  Falle  der  Verbuchung  der  angekauften  eigenen  Pfandbriefe  auf 
Effektenkonto  ist  eine  Ausschüttung  des  durch  Rückkauf  erzielten  Disagioge- 
winns  als  Dividende  ausgeschlossen.  Denn  Dividendenverteilung  setzt  bilanz- 
niä.*>igen  Grewinn  voraus.  Anders  dagegen,  wenn  eine  Zuschreibung  der  ange- 
kauften Obligationen  zum  Wertpapierbestandkonto  unterbleibt  Hier  hat  die 
Gesellschaft  das  Recht,  den  durch  den  Rückkauf  unter  pari  erzielten  bilanz- 
mäissigen  Grewinn  in  seiner  vollen  Höhe  als  Dividende  des  Jahres  auszuschütten, 
in  welchem  er  erzielt  wurde;  denn  ein  rechtlicher  Zwang,  aus  ihm  eine  Emis- 
>ionsdisagiotilgiing8reserve,  d.  h.  eine  Reserve  zur  Tilgung  künftig  entstehender 
Emi^-aionsdisagioverluste  zu  bilden,  besteht  für  die  Bank  nicht  Daher  ist 
möglich,  dass  der  Unternehmung  später  die  Mittel  fehlen,  um  ein  Emissionsdisagio 
-ofort  zu  tOgen.  Aus  ähnlichem  Grunde  empfiehlt  die  früher  erwähnte  Ver- 
fügung des  preussischen  Ministers  für  Landtvirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
vom  13.  September  1900  das  andere  Verfahren,  Verbuchung  der  angekauften 
<  ii.'enen  Schuldverschreibungen  auf  Effektenkonto,  als  solidere  und  vorsichtigere 
(irfbahning.  Sie  bemerkt  in  dieser  Hinsicht:  „Die  Verbuchung  der  zurückge- 
kauften eigenen  Pfandbriefe  auf  Effektenkonto  verdient  im  Interesse  einer 
K>liden  und  vorsichtigen  Geschäftsführung  unbedingt  den  Vorzug  vor  der  Ab- 
schreibung vom  Pfandbriefkonto,   weil  bei  diesem  letzteren  Verfahren  in  Zeiten 
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niedrigen  Kursstandes  infolge  der  Differenz  zwischen  diesem  und  dem  Nenn- 
werte, zu  welchem  die  Pfandbriefe  auf  dem  Pfandbriefkonto  stehen,  zwar  bucli- 
mässig  ein  erheblicher  Disagiogewinn  erzielt  wird,  an  dessen  Stelle  dann  aber 
im  Falle  des  Wiederverkaufs  bei  gleichen  Zeitverhältnissen  ein  ebenso  eriieblicber 
Disagioverlust  tritt." 

3.  Dass  im  Falle  der  Einstellung  der  angekauften  eigenen  Teilschuldver- 
schreibungen (Pfandbriefe  u.  s.  w.)  auf  Effektenkonto  der  erzielte  Gewiim  aus 
Rückkaufsdisagio  auch  nicht  steuerpflichtig  ist^  bedarf  kaum  noch  besonderer 
Hervorhebung.  Denn  dem  rechnerischen  Ergebnis  noch  Hegt  kein  Gewinn  vor. 
An  die  Stelle  von  „Kassenkonto  5,9**  tritt  „Effektenkonto  99"^  Nur  eine 
Verschiebung,  aber  keine  Vermehrung  der  Aktiven  tritt  ein. 


Drittes  Kapitel. 

Einzelne  Passivposten. 

I.  Das  Grundkapital  bei  Aktiengesellschaft  und 
Gesellschaft  m.  b.  H. 

A.  Die  GrandkapitalBbestimmuiiK  Ton  H.C^.B.  g  seoi  Ziff.  5 

im  ailn^emeiiieii* 

§  109. 

I.  Nach  H.G.B.  §  2G1  Ziff.  5  ist  der  Betrag  des  Gnmdkapitals  der  A. 
unter  die  Bilanzpassiva  aufzunehmen.  Ein  Dreifaches  ist  in  dieser  Bestimmun? 
enthalten : 

1.  Das  Grundkapital  gehört  bilanzrechtlich  unter  die  Passiva. 

2.  Es  ist  in  seiner  statutenmässigon  Höhe  unter  die  Passiva  einzusteUen. 

3.  Es  miiss  unter  den  Passiven  gesondert  von  anderen  Posten,  als  be- 
sonderer Passivposten  vorgetragen  werden. 

II.  Darüber  besteht  Streit,  welcher  von  diesen  drei  Sätzen  eine  sich  nicht 
von  selbst  verstehende  Bestimmung  enthält. 

A.  Nach  der  herrschenden,  von  Sinion^)  und  Ring^)  vertretenen  An- 
schauung liegt  das  sich  nicht  von  selbst  Verstehende,  was  die  Bestimmung  dfv 
§  261  Ziff.  5  enthält,  lediglich  darin,  dass  der  Betrag  des  Grundkapitals  unter 
den  Passiven  anzugeben,  d.  h.  ins  Grundkapital  als  selbständiger  Posten  unter 
den  Passiven  vorzutragen  ist.  Insbesondere  der  Satz,  dass  das  Grundkapital 
unter  die  Passiva  aufzunehmen  sei,  folge  schon  aus  allgemeinen  Grundsätzen 
und  zwar  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Aufstellung  der  kaufmännischen 
B.  Das  Grundkapital  entspreche  dem  Kapitalkonto  des  Einzelkaufaianns  imd 
dieses  gehöre  in  dem  Bilanzkonto  nach  allgemeinem  Buchführungsgrundsatz 
auf  die  Passivseite.  Wir  meinen,  nicht  bloss  der  dritte,  sondern  auch  der  erste 
Satz  enthalte  nichts  Selbstverständliches.  Ja  wir  erblicken  sogar  in  diesem 
ersten  Satze  in  erster  Linie  die  besondere  Bedeutung  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  5. 


»)  S.  76. 
*)  §  261„. 
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Denn  damit  ist  gesagt»  dasa  das  Grundkapital  unter  allen  Umstanden  unter 
den  Passiven  zu  erscheinen  hat.  Unter  die  Aktiven  dürfen  die  zur  reellen 
Darstellung  des  Grundkapitals  dienenden  Werte  nur  soweit  eingestellt  werden, 
als  sie  effektiv  vorhanden  sind.  Unter  die  Passiva  ist  der  Betrag  des  Grund- 
kapitals und  zwar  in  seiner  vollen  Höhe  auch  dann  aufzunehmen,  wenn  zu 
?einer  Realisierung  verfügbare  Aktivwerte  überhaupt  nicht  mehr  oder  nur  in 
^gerem  Masse  vorhanden  sind. 

B.  1.  Um  die  herrschende  Anschauung  zu  widerlegen,  so  wollen  wir 
sanz  davon  absehen,  dass  die  Meinung,  das  Grundkapital  zahle  bereits  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  zu  den  Passiven,  schon  um  deswillen  nicht  zutreffend 
*in  kann,  weil  die  Bestimmung  des  §  261  Ziff.  5,  wie  wir  früher*)  darlegten. 
Dicht  für  alle  B.en  der  A.  gilt  Bei  der  antizipierten  Liquidationsbilanz  des 
§24011  des  H.G.B.  z.  B.^)  hat  auf  der  Passivseite  der  B.  unter  allen  Um- 
iitÄnden,  wie  Reserve-  und  Erneuerungsfonds,  so  auch  Grundkapitalziffer  zu 
v«9chwinden. 

2)  Selbst  in  Beschränkung  auf  die  ordentlichen^)  B.en  ist  der  Satz  nicht 
selbstverständlich.  Denn  nach  allgemeinen  Buchführungsgrundsätzen  gehört 
auch  bei  ordentlichen  B.en  das  Kapitalkonto  des  Kaufmanns  nicht  auf  alle 
Falle  in  die  Passivspalte  der  B.  Es  kommt  dieses  Konto  auf  die  Bilanz- 
aktivseite, wenn  die  Schulden  das  Vermögen  übersteigen.  Darüber  ist  kein 
Zweifel:  Schliesst  das  Jahresergebnis  mit  Überschuldung  ab,  so  erhält  bei  der 
gewöhnlichen  B.,  der  B.  des  gewöhnlichen  Kaufmanns,  das  Kapitalkonto  seinen 
Platz  auf  der  Sollseite.  Setzen  wir  100000  Schulden,  50000  Aktiva,  so  lautet 
ik<  Bilanzkonto: 

Debitoren 50000  '  Kreditoren 100000. 

Kapitalkonto 50000 

C.  1.  Der  Satz,  dass  das  Grundkapital  bei  ordentlichen  B.en  unter  allen 
Umständen  in  die  Passiven  einzustellen  sei,  kann  somit  lediglich  eine  Be- 
^derfaeit  des  Aktienrechtes  und  der  dem  Aktienrecht  nachgebildeten  Rechte 
L'firenüber  dem  allgemeuien  Buchführungsrecht  sein.  In  der  Tat  ist  dies  der 
Fall  Der  Satz  erklärt  sich  aus  der  besonderen  Natur  der  regulären  Aktien- 
^re^sellschaftsbilanz. 

2)  Dieselbe  hat  gemäss  §  261  Ziff*.  6  des  H.G.B.  nicht  die  Natur  der 
Vermögens-,  sondern  der  Gewinnermittlungsbilanz.  Sie  soll  auf  der  Habenseite 
nicht  das  Bein  vermögen,  sondern  den  Reingewinn  feststellen,  also  lediglich,  was 
während  der  Greschäftsperiode  zum  bisherigen  Reinvermögen  hinzukam*).  Dies 
hat  ZOT  logisch  notwendigen  Folge,  dass  das  bisherige  Reinvermögen  unter  die 
von  den  Aktiven  abzuziehenden  Posten,  also*)  unter  die  Passiven,  einzustellen 
K  ehe  Reingewinn  vorhanden  sein  kann.  Nicht  vom  Standpunkt  des  all- 
^!6ineinen  Buchführungsrechtes  aus,  sondern  nur  von  dem  Gesichtspunkte  aus, 
dasä  die  reguläre  Aktiengesellschaftsbilauz  gesetzlich  als  Gewinnbilanz  auf- 
stellt werden  muss,  enthält  H.G.B.  §  261  Ziff*.  5  in  der  Vorschrift,  dass  das 
Gnmdkapital  unter  die  Passiva  aufzunehmen  ist,  eine  selbstverständliche  Be- 
stimmung. 

D.  An  der  letzteren  Behauptung,  dass  vom  Standpunkt  der  Gewinnbilanz- 


')  §  41. 

«)  Vgl.  u.  a.  §  64  VI. 

>)  S.  hierüber  §  2. 

*)  8.  §  4. 

•)  §  65  L 
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eigenscbaft  der  ordentlichen  Aktiengesellschaftsbilanzen  aus  H.G.B.  §  261  Ziff.  5 
eine  selbstverständliche  Vorschrift  darstellt,  ändert  auch  die  Tatsache  nichts,  dass 
der  Kechtssatz  lautet:  der  Betrag  des  Grundkapitals  ist  unter  die  Passiva  auf- 
zunehmen. Dieser  auf  den  ersten  Blick  frappierende  Satz  verliert  alles  Auf- 
fällige, sobald  man  sich  gegenwärtig  hält,  dass  er  Oßi/nnnermittluiigsbilanzen 
betrifft. 

1.  Soll  Gewinn  ermittelt  werden,  so  muss  der  gegenwärtige  Stand  des 
Reinvermögens  mit  dem  früheren  Stand  desselben  verglichen  werden  und  diese 
Vergleichung  geschieht  eben  nach  der  herkömmlichen  Buchhaltungsform,  die 
Aktiva  und  Passiva  sich  spaltenartig  gegenüberstellt,  durch  Einstellung  der 
Ziffer  des  früher  vorhandenen  Reinvermögens  in  die  Passivspalte.  Dadurch 
wird  ihr  Abzug  vom  jetzigen  Reinvennögen  und  damit  die  Gewinnfeststellun^r 
rechnerisch  ermöglicht^). 

2.  £s  ist  also  nicht  an  dem,  dass  durch  den  Satz,  das  Grundkapital  sei 
unter  die  Passiven  einzustellen,  Kapitalwerte  bilanzrechtlich  ihres  Charakters  als 
Aktiv  werte  entkleidet  werden*).  Es  wird  dadurch  nur  die  Vergleichung  de^ 
gegenwärtigen  Standes  der  Aktivwerte  mit  dem  früheren  Stande  derselben  in 
die  Wege  geleitet  Die  den  früheren  Stand  der  Aktivwerte  in  sich  ver- 
körpernden Vermögen sgegenstäiide  bleiben  in  der  B.  unter  den  Aktiven,  stehen. 
Um  Ausdrücke  des  Gesellsch.-G.  zu  verwenden:  Das  „Stammkapital  ist  unter 
die  Passiva  aufzunehmen"');  „das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche 
Vermögen  der  Gesellschaft"*)^  d.  h.  die  zur  Deckung  des  Stammkapitals  not- 
wendigen Aktivwertc  bleiben  unter  den  Bilanzaktiven  stehen.  Herabsetzung 
des  Grundkapitals  kann  lediglich  rechnerische  Herabsetzung  des  mit  dem  gegen- 
wärtigen Reinvermögensstand  in  Vergleich  zu  setzenden  ursprünglichen  Rein- 
vermögensstandes sein.  Zurückzahhuig  des  Grundkapitals  mindert  auch  die 
Kapitalswerte  der  Bilanzaktivseite,  den  Bestand  des  gegenwärtig  vorhandenen 
Aktivvermögens  *). 

HL  Wie  die  Bedeutung  des  ersten  in  §  261  Ziff.  5  enthaltenen  Recht<- 
satzes,  so  haben  wir  auch  schon  die  Bedeutung  des  darin  enthaltenen  dritten 
Rechtssatzes  —  Vortrag  des  Grundkapitals  als  selbständigen  Bilanzposten  — 
in  anderem  Zusammenhang®)  erörtert.  Hier  steht  demgemäss  lediglich  die 
zweite  darin  ausgesprochene  Rechtsnorm  zur  Erörterung.  Das  Grundkapital  in 
seiner  staiutenmässigen  Höhe  muss  in  die  Passiven  eingestellt  werden. 

A.  1.  Dies  folgt  erstens  aus  der  prägnanten,  ohne  jede  Einschränkung 
gelassenen  Fassung  des  G.:  „Der  Betrag  des  Grundkapitals  ist  unter  die 
Passiven  aufzunehmen".  Das  Grundkapital  schlechthin  ist  nach  der  Definition 
der  A.  in  §  178:  „Sämtliche  Gesellschafter  sind  mit  Einlagen  auf  das  in 
Aktien  zerlegte  Grundkapital  der  Gesellschaft  beteiligt,"  und  nach  dem  sich 
daran  anschliessenden  sonstigen  Sprachgebrauch  des  Aktienrechtes  (insbesondere 
H.G.B.  §  278:  „Erhöhung  des  Grundkapitals:  §  288:  „Herabsetzung  des 
Grundkapitals")  das  gesamte  in  Aktien  zerlegte,  also  das  volle  statutenmässige 
Grundkapital. 

2.  Bestätigt  wird  diese  Auffassung  aber  zweitens  durch  Gesellsch.-G.  §  42. 


»)  8  4  II  B  10. 

*)  Vgl.  auch  Staub,  G.-G.,  Einleitung  Anm.  16. 

')  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  4 :  „Der  Betrag  des  im  Gesellschaftavertrage  bestimmt«! 
Stammkapitals  ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen". 

*)  Gesell8ch.-G.  §  30  Abs.  1:  „Das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforder- 
liche Vermögen  der  Gesellschaft  darf  an  die  Gesellschafter  nicht  ausbezahlt  werden**. 

*)  Vgl.  §  64  VI  B. 

•)  §§  38  u.  48. 
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Dieser  ist  grundsatzlich  dem  §  261  des  H.G.B.  nachgebildet  und  hier  heissfc 
t?  nun  in  Ziff.  4:  „Der  Betrag  des  im  Gesellschaßsvertrage  bestimmten  Stamm- 
kapitals ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen"^). 

B.  1.  Die  Konsequenz,   welche   sich  aus   dem  aufgestellten  Satze  ergibt, 
k  eine  Doppelte: 

a)  Es  mus8  nicht  mehr  und 

b)  Es  darf  nicht  toentger,  als  der  statutenmässige,  d.  h.  der  Nennbetrag 
b  Grundkapüais  unter  die  Passiven  eingestellt  werden. 

2.  Mit  beiden  Folgerungen  haben  wir  uns  im  weiteren  zu  befassen. 


B.  Die  einxelnen  Foln^erann^en  ans  dem  in  H.G.B.  g  JSOl  Ziff.  5 
aafn^estellteii  Prinzip. 

1.  Das  Agio  bei  Ausgabe  yon  Aktien  oder  Geschäftsanteilen. 

a)  Wesen  des  Aktienemissionsagios* 

§  110. 

I.  Nicht  mehr  als  das  statutenmässige  Grundkapital  darf  in  der  B.  als 
^Gnindkapital'^  vorgetragen  werden.  Zwei  Folgerungen  sind  hieraus  abzuleiten, 
die  eine  betrifft  dns  AkiienemissionsagiOy  die  andere  die  Zuxahlungen  auf  Aktien, 
Wir  handeln  zunächst  von  ersterem. 

IL  Wenn  das  Grundkapital  in  die  Bilanzpassivseite  mit  keinem  höheren 
al^  seinem  statutenniässigen  Betrage  zur  Eintragung  gelangen  darf,  so  fol^t 
hieraus:  werden  Aktien  über  ihrem  Nennbetrag  (über  pari)  ausgegeben,  so  braucht 
das  eizielte  Agio  nicht  als  Bestandteil  des  Grundkapitals  in  die  Passiven  ein- 
£:»^tellt  zu  werden.  Dagegen  wäre  es  ein  Fehlschluss,  aus  dem  Satze,  dass  nur 
«ler  Nennbetrag  des  Aktienkapitals  unter  die  Passiven  als  Grundkapitalsziffer 
anzustellen  ist  und  eingestellt  werden  darf,  zu  folgern,  das  erzielte  Agio  müsse 
f>«ier  dürfe  unter  die  Passiven  überhaupt  nicht  eingestellt  werden.  Denn  gehört 
•las  Agio  auch  nicht  zum  G^u/Mi^kapital  in  dem  formalen  Sinne,  in  welchem 
da»  Wort  im  Aktienrecht  des  H.G.B.  gebraucht  wird,  zu  diesem  auf  einen 
festen  Nennbetrag  fixierten  Grundstock  des  Gesellschaftsvermögens,  welcher  als 
Kreditbasis  der  A.  gedacht  ist,  so  bildet  es  doch  einen  Bestandteil  des  Kapitals 
'ler  Gesellschaf t,  d.  h.  des  Gesellschaftsverwö^ew«  im  Gegensatz  zum  Beingewinii^), 
Aktienemissions6(^  ist  „Einlage"  und  Einlage  im  Sinne  des  Handelsgesell- 
:=chaftsrechte8  i.st  alles,  was  für  das  GeseUschafts^'/an;:;recht  zum  Gesellschafts- 
vennögen  und  nicht  zum  Gesellschaftsgewinn  zählt.  Einlage  ist,  um  die  Worte 
zu  ^brauchen,  mit  welchen  Ixiband^)  den  Einlagebegriff  umschreibt,  „dauernde 
Dotierung  des  Gesellschafts/cm^  mit  Vermögenswerten  seitens  der  Gesell- 
schafter" (als  solcher). 

in.  A.  Um  zu  beweisen,  dass  das  Aktienemissionsagio  im  Sinne  des 
Biknzrechtes    der  Handelsgesellschaften   Einlage   und    nicht  Gewinn    ist,    darf 

*)  Ebenso  für  die  unter  das  österr.  A.-Reg.  fallenden  A.en  dieses  A.-Keg.  §  49 
Abs.  6:  ,J>aa  Aktienkapital  ist.. .  in  der  statntenmässig  festgesetzten  Höhe  unter  den 
Pa.saven  aufzuführen ..."  und  für  Versicherungsanstalten  das  österr.  Vers.-Keg.  §  33 : 
rDer  (Gründangsfond  sowie  der)  Nominalbetrag  des  emittierten  Aktienkapitals  sind 
ins  Passivum,  etwaige  Forderungen  an  die  Aktionäre  für  das  noch  nicht  einbezahlte 
Kapital  dagegen  ins  Aktivum  der  B.  einzustellen". 

*)  Vgl,  über  den  Gegensatz  oben  §§  5  u.  9. 

')  Im  Handwörterbuch  der  Btaatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Bd.  IV  1004. 
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nicht  so  weit  gegangen  werden,  dass  man  diesem  Agio  Gewinnnatur  nach  jeder 
Richtung  abspricht.  Es  kann  einem  Dinge  eine  Eigenschaft  nach  der  einen 
Richtung  zukonmnen,  die  ihm  nach  einer  anderen  fehlt.  Das  natürliche  We^en 
eines  Dinges  kann  ein  anderes  sein,  als  sein  rechtliches.  Bei  einem  Institut 
des  Privatvermögensrechtes  insbesondere  ist  möglich,  dass  ihm  neben  &emer 
rechtlichen  eine  andere  wirtschaftliche  Natur  zukommt. 

B.  Doppelnatur  des  Aktienemissionsagios.  1.  Für  die  Erfassung 
des  Wesens  des  Aktienemissionsagios  liegt  die  Wurzel  alles  Verständnisses  darin, 
dass  man  sich  darüber  klar  wird,  dass  jenes  Agio  neben  wirtschaftlicher  auch 
buchführungstechnische  Bedeutung  besitzt  und  ihm  buchführungstechnisch  die 
Eigenschaft  abgeht^  die  es  wirtschaftlich  besitzt,  die  Gewinnnatur.  Das  Aktien- 
emissionsagio  ist  wirtschaftlich  Gewinn^  btu^führungsiechnisch  Vermögen.  Die 
Natur  dieses  Agios  ist  keine  einheitliche. 

2.  Das  ist  der  vielfältig  gemachte  Fehler,  dass  man  aus  der  Wirtschaft* 
liehen  Natur  die  buchtechnische  und  aus  der  buchtechnischen  die  wirtschaft- 
liche hat  ableiten  wollen,  indem  man  gemeint  hat,  das  Wesen  des  Agio  sei 
ein  einheitlich  wirtschaftliches.  Das  ist  insbesondere  der  Fehler  Sim(ms^\  der 
glaubt,  er  habe  dadurch,  dass  er  nachweisst,  das  Agio  sei  wirtschaftlich  kein 
Gewinn,  auch  für  das  Bilanzrecht  nachgewiesen,  dass  dem  Agio  Gewinn- 
charakter abgehe. 

3.  Hat  man  erkannt,  dass  das  Agio  ausser  einer  wirtschaftlichen  eine  davon 
verschiedene  buchtechnische  Bedeutung  besitzt,  so  liegt  klar  vor  Augen,  dass, 
wenn  das  Agio  wirtschaftlich  Gewinn  oder  nicht  Gewinn  ist,  demselben  nicht 
auch  buchführungstechnisch  der  nämliche  Charakter  zuzukommen  braucht  und 
dass,  wenn  ihm  buchführungstechnisch  Gewinncharakter  beiwohnt  oder  abzu- 
sprechen ist,  das  Gleiche  nicht  notwendig  auch  wirtschaftlich  der  Fall  sein  musi«. 

C.  Die  Hauptfolgerung,  die  wir  hieraus  ziehen,  lautet  aber:  Unzutreffend 
ist  es,  aus  dem  Umstände,  dass  ein  Gresetz  an  einer  Stelle  dem  Agio  Grewinn- 
Charakter  aberkennt,  sofort  einen  Gegensatz  von  wirtschaftlicher  und  recht- 
licher Agionatur  zu  konstruieren.  Das  Gesetz  kann  an  dieser  Stelle  auch  nur 
gemeint  haben:  buchführungstechnisch  ist  das  Agio  nicht  Grewinn.  Wirtschaft- 
lich kann  es  das  Agio  vollauf  als  Gewinn  ansehen.  Die  Auffassung  des  Ge- 
setzes über  den  Gewinncharakter  des  Agios  braucht  keine  einheitliche  zu  s^n. 

D.  Dann  bedarf  es  wohl  keines  Beweises,  dass  die  doppelte  Natur  des 
Emissionsagios  sowohl  bei  Handelsgesetzen  wie  bei  Steuergesetzen  in  Betracht 
zu  ziehen  ist.  Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  den  Handelsgesetzbüchern  aus- 
schliesslich der  buchführungstechnische,  den  Steuergesetzen  lediglich  der  wirt- 
schaftliche Gewin  nbegrifr  zu  Grunde  liegen  sollte.  Auch  das  private  Handelsredit 
betrachtet  das  Handelsgewerbe  als  eine  wirtschaftliche  Erscheinung.  Nicht  eine 
privatrechtliche  und  eine  steuerrechtliche,  sondern  eine  buchführungsrechüiche 
und  eine  wirtschaftsrechtliche  Natur  des  Agios  ist  zu  unterscheiden.  Nur  das 
sei  zuzugeben,  dass  vom  Steuergesetz  im  Zweifel  anzunehmen  ist,  dass  ihm  in 
erster  Linie  der  wirtschaftliche  Gewinnbegriff  vorschwebt*).  Falsch  ist  es  aber 
darum,  von  einem  Gregensatz  von  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Natur  des 
Agios  zu  sprechen.     Auch  ein  Steuergesetz  stellt  eine  rechtliche  Ordnung  dar. 

IV.  Was  uns  zu  diesen  allgemeinen  Erörterungen  führt,  ist  die  von  un.s 
zu  erweisende  Behauptung,  das  Aktienemissionsagio  sei  Wton;&rechtlich  Einlage 
und  nicht  Gewinn. 


')  ß.  83f. 

*)  Siehe  näher  in  diesem  Paragraphen  unter  VI« 
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A.  Wirtschaftliche  Natur  des  Aktienemissionsagios.     Nicht  ab- 
luleiten  vennögen  wir  dies  aus  der  wirtschaftLichen  Natur  dieses  Agios.     Wie 
-chon  angeführt,  geht  unsere  Meinung  dahin,  dass  dasselbe  wiirtschaftlich 
Oewinn  ist^).     Gewinn  ist  wirtschaftlich  Vermögensmehrung.      Wird  die  Aktie 
zom  Nennbetrag  ausgegeben,  so  halten  sich   die   wirtschaftlichen  Vorteile   und 
Lasten,  welche  für  die  A.  aus   diesem  Greschäftsvorgange  entspringen,    im  all- 
gemeinen  wirtschaftlich  die  Wage.     Nach    dem    Aktienbetrag  bemisst  sich  die 
Hohe  von  Einlage-  und  Haftpflicht,    nach  ihm  im  Zweifel  Grösse    des  Anteils 
m  Gewinn^    und    am    Liquidations vermögen ^).     Anders    dagegen,    wenn    der 
Aii«eabeprei8  unter  oder  über  dem  Nennwerte  steht   Wohl  bestimmt  sich  auch 
Linn  noch  Gewinn-  und  Liquidationsanteilquote  des  Mitgliedes  nach  dem  Nenn- 
betrag der  AJctie,  aber  nicht  mehr  die  wirtschaftliche   Grösse  des  Einlage-  und 
Veibaftongsanspruches  der  A.  gegen  den  Aktionär.     In  dem  einen  Falle  liegt 
Vennogensminderung,   im    anderen    Falle    ein   Überwiegen   der  wirtschaftlichen 
Vorteile,  welche    das  Unternehmen    aus  der  Ausgabe  zieht,    also  Mehrung   der 
wirtschaftlichen  Güter,  Vermögensmehrung  vor.     Agio  ist  Überschuss   positiver 
Werte  über  Lasten,  Aufgeld,  Zuschlag.    Es  war  nicht  falsch,  sondern  entsprach 
nur  dem  unbewussten,  natürlichen    wirtschaftlichen  Grefühl,    wenn   das    Aktien- 
?ft^z  von    1884    (bisheriges   H.G.B.   Art.    185  b)   das   Emissionsagio   als  „Ge- 
winn" bezeichnete,  welcher  durch  Ausgabe  von  Aktien    für  einen    höheren    als 
den  Nominalbetrag  erzielt  wird.     Nicht  weil  sie    der  Ansicht  waren,   dies  Agio 
.*ei  m'rtschaftlich  kein  Gewinn,   sondern  weil    sie  erlebt  hatten,    dass    aus    dem 
Worte  Gewinn  der  Schluss  gezogen  wurde,    dass  das  H.G.B.  das  Agioertragnis 
.^n  .sich"  —  d.  h.  in  unserer  Sprache:   mich  bilanzi-echüich  —    nicht  als  eine 
Kapitalsvennehrung   auffasse,  haben  die  Verfasser  des  neuen  H.G.B.  in  der  in- 
haldich  gleichen  Bestimmung  des  §  262  Ziff.  2  das  Wort   Gewinn   durch    die 
farblosere  Bezeichnung  ,3etrag"  ersetzt*). 

B.  Buchhalterische  Natur  des  Aktienemissionsagios.  Auch  wir 
*a«ren:  ist  das  Aktienemissionsagio  auch  wirtschaftlich  Gewinn,  Mehrung  des 
(ittseUschaftsvennögens  über  seinen  bisherigen  Stand  hinaus,  so  folgt  hieraus 
noch  nicht,  dass  es  buchführungstechnisch  Gewinn,  dass  es  bilanzmässiger  Ge- 
winn ist  BnchfÜkningstechniscJiy  hilanzrechtlich  ist  Gewinn  der  Überschuss 
(ie?  gegenwärtigen  Reinvermögens  über  den  Stand  des  Rein  Vermögens  in  einem 
früheren  Zeitpunkte.  Um  diesen  Gewinn  festzustellen,  muss  das  gegenwärtige, 
wie  das»  bisherige  Reinvermögen,  als  welches  bei  A.en  das  Grundstock  ver- 
min gilt*),  bereits  ziffemmässig  abgeschlossen  vorliegen.  Das  Emissionsagio 
hildet  einen  Teil  des  Grundstockvermögens,  also  des  Vermögens,  das  von  der 
Ziffer  des  gegenwärtigen  subtrahiert  werden  muss,  um  zur  Gewinnziffer  im 
Ulanziechtlichen  Sinne  zu  gelangen.  Das  Emission sagio  ist  im  Verhältnis  zu 
■:ir'?em  Gewinnbegriff  Vermögenshestemdteil,  Element  zur  Bestimmung  der 
GrÖBise  des  Grundstockvermögens. 

1.  a)  Nicht  lässt  sich  dies,  wie  es  Ring  und  Reisch  und  Kreibig  ver- 
j«uphen,  durch  die  allgemeine  Erwägung  bekräftigen,  es  handle  sich  bei  diesen 
Agios  um  ^Betrage,  welche  Erzeuger  und  nicht  Erzeugnis  gewinnbringender 
Tätigkeit"*)  seien,  „nicht  um  einen  durch  den  Betrieb  der  Unternehmung  erzielten 


')  Anders  die  herrschende  Anschauung,  insbesondere  Reichsgericht,  Entsch.  in 
Zirils.  32  8.  247 ff.;  46  8.265;  Entech.  in  Steuers.  X  252 ff. 

*)  H.B.G.  214 1;  ebenso  GeseUach.-G.  29  (dazu  Staub,  G.-G.  Einleit.  Anm.  16). 

»)  H.G.B.  300n;  G€aeU8ch.-G.  72. 

*)  V^  Entwarf  I  (Guttentag)  S,  146.  —  Dagegen  Entsch.  in  Steuers.  X.  258. 

*)  8-  oben  §§  3  u.  4. 

*)  Bing  262«. 
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Gewinn,    sondern    um    eine    Kapitalseinzahlung    zwecks    Eröffnung    bezw.    Er- 
weiterung des  Betriebes"^). 

b)  Diese  Sätze  sind  jedenfalls  zutreffend  allein  für  das  Agio,  welches  bei 
Errichtung  der  A.  erzielt  wird.  Denn  wird  bei  Erhöhung  des  Grundkapital 
Agio  erreicht^  so  ist  dies  doch  wirklich  der  Regel  nach  eine  Folge  der  erfolg- 
reichen und  gewinnbringenden  Tätigkeit  der  A.*).  Und  dann  ist  der  Schluss 
nicht  zwingend^  dass  Vermögen,  welches  bilanzrecbtlichen  Gewinn  und  damit 
zu  verteilendes  Vermögen  erzeugt,  nicht  selbst  verteilt  werden  darf,  sondern  er- 
halten werden  muss. 

2.  Dagegen  wird  die  Richtigkeit  der  Auffassung,  dass  buchfühnings- 
technisch  das  Emissionsagio  nicht  Gewinn,  sondern  Kapital  ist,  durch  das 
positive  Rechte  durch  die  Bestimmungen  des  H.G.B.  bezeugt.  Es  kann  keinem 
Zweifel  ausgesetzt  sein,  dass  das  Aktienausgabeagio  im  Sinne  des  Bilanzrechtes 
des  H.G.B.  das  Gegenteil  von  Gewinn,  nämlich  Einlage^),  d.  h.  Beitrag  der 
Gesellschafter  zum  Gresellschaftsvermögen,  nicht  bilan zulässiger  und  darum  ver- 
teilbarer Reingewinn  ist. 

a)  Zunächst  erweist  dies  der  Umstand,  dass  das  Gesetz  das  Aufgeld  un- 
mittelbar zu  einem  Bestandteil  des  „Ausgabepreises'^^  mittelbar  zu  einem  solchen 
der  „Einlage"  erklärt. 

a)  In  den  §§  179^  211  und  241  wird  die  Ausgabe  über  pari,  die  son^t 
als  „Ausgabe  für  einen  höheren  als  den  Nennbetrag"  umschrieben  wird  *),  „Au:*- 
gabe  zu  einem  höheren  Ausgabepreis"  genannt. 

.  ß)   Die   Auffassung   des    Agios    als    Einlagebestandteil    ergibt    sich    au^ 
H.G.B.  §  195  und  211. 

aa)  Wenn  in  H.G.B.  §  195  Abs.  3  gesagt  ist,  dass  in  der  Anmeldung 
der  A.  zum  Handebregister  anzugeben  sei,  dass  auf  jede  Aktie,  soweit  nicht 
andere  als  durch  Barzahlung  zu  leistende  Einlagen  bedungen  sind,  der  eingefor- 
derte Betrag  bar  eingezahlt  sei,  so  ist  unter  eingefordertem  Betrag  doch  ein- 
geforderter Betrag  der  Einlage  gemeint.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  bildet  einen 
Betrag  der  Einlage  auch  das  Agio,  denn  wenn  §  195  Abs.  3  fortfährt,  der 
Betrag,  zu  welchem  die  Aktien  ausgegeben  werden,  und  der  hierauf  barbe- 
zahlte Betrag  müsse  in  der  Anmeldeerklärung  angegeben  und  der  letztere  Be- 
trag mindestens  ein  Viertel  des  Nennbetrages  und  im  Falle  der  Ausgabe  für 
einen  höheren  als  den  Nennbetrag  auch  den  Mehrbetrag  umfassen,  so  kann 
es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  „Betrag,  zu  welchem  die  Aktien  ausgegeben 
werden",  identisch  ist  mit  dem  im  vorausgehenden  Satze  gebrauchten  Worte 
„Einlagen".  Ist  dies  aber  der  Fall,  dann  ist  auch  der  Mehrbetrag  über  den 
Nennbetrag  hinaus,  weil  er  einen  Teil  des  Betrages  bildet,  zu  dem  die  Aktien 
ausgegeben  werden,  ein  Teil  der  Einlage. 

ßß)  Noch  deutlicher  ergibt  sich  das  Gleiche  aus  §  211  des  H.G.B.  ^l 
wenn  es  dort  heisst:  „Die  Verpflichtung  des  Aktionärs  zur  Leistung  von 
Kfi^itsleinlagen  wird  durch  den  Nennbetrag  der  Aktien  und,  falls  der  Aus- 
gabepreis höher  ist,  durch  diesen  bestimmt".  Hiemach  ist  auch  die  Verpflichtung 
zur  Zahlung  des  Agios  eine  Verpflichtung    zur    Leistung    einer    Kapitaleinlage. 

')  Beisch  II  307,  23,. 

*)  S.  jedoch  näher  §  111  VI. 

«)  S.  für  Viele  Staub  in  der  Deutschen  Juristenzeitung  IV  (1899)  S.394;  Bern- 
bürg,  Büreeri.  Recht  I  (1901)  S.  228;  Entsch.  in  Steuers.  X  252  ff.  Im  übrigen  die 
von  Statu>  a.  a.  0.  VII  (1902)  122  zitierte  Literatur;  insbesondere  Ziemssen,  Ein- 
kommensteuerpfiicht  des  Agio,  Berlin  1900,  S.  7,  8,  26. 

*)  §§  184,  195. 

»)  Vgl.  Reichsg.  46  S.  265. 
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b)  Ist  das  Agio  eine  Einlage  im  Sinne  des  H.G.B.,  so  gehört  es  aber 
nach  der  Sprache  dieses  Gesetzbuches  weiter  auch  nicht  zum  „Jahresgewinn^^^ 
Hjndem  zum  GreseDschafts vermögen.  Zwar  kann  dies  nicht  unmittelbar  daraus 
l^'folgert  werden,  dass  die  Einlage  auch  Kapitaleinlage  genannt  wird,  denn 
Kapitaleinlage  ist  nicht  Einlage  von  Kapital,  sondern,  wie  die  Definition  der 
A.  in  H.G.B.  §  178  mit  den  Worten  „Einlage  auf  das  in  Aktien  zerlegte 
Gnindkapital'*  ersehen  lässt,  Einlage  auf  das  Grundkapital.  Aber  immerhin 
ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  dass  das  Agio  zu  den  Einlagen  auf  das  Grund- 
kapital zählt,  dass  es  eine  Einzahlung  zum  Kapital,  d.  h.  Vennögen  und  nicht 
zum  Gewinn  der  Gesellschaft  darstellt.  Denn  kann  es  auch  kein  Bestandteil 
Mts  Gmndkapitals  sein,  weil  dieses  ziffemmässig  feststeht,  so  ist  es  doch  Ein- 
lugt*  auf  das  Kapital,  d.  h.  zmn  Kapital  oder  Vermögen  der  Gesellschaft.  Ist 
li«>  aber  der  Fall,  so  gehört  es  nicht  zum  Gewinn.  Denn  Gewinn  ist,  wie 
wir  wissen  *),  der  Gegensatz  zu  Kapital. 

b)  Diese  Zugehörigkeit  des  Agios  zum  Kapital  infolge  seines  Einlage- 
•  harakters  wird  durch  zwei  die  Einlage  als  solche  betreffende  Rechtssätze  be- 
.•^tätigt 

Nach  H.G.B.  §  213  darf  der  Aktionär  seine  Einlage  nicht  zurückfortleni 
Qjid  nach  §  241  Abs.  3  darf  die  Gesellschaft  Einlagen  an  die  Aktionäre 
^TuiidsätzUch  nicht  ziu^ckzahlen.  Beide  Rechtssätze  stehen  in  direktem  Gegen- 
Nitz  zu  den  auf  den  „Jahres^eM?tww"  bezüglichen  Vorschriften  des  H.G.B. 
Dieser  darf  jährlich  verteilt  werden  (§  213). 

Auf  diesem  Gegensatz  von  Verteilbarkeit  und  Unverteilbarkeit  beruht  der 
CJi^nsatz  von  Gewinn-  und  Gesellschaftsvermögen,  welcher  das  ganze  Aktien- 
rwht  durchzieht.  Ist  die  Einlage,  auch  die  Agioeinlage,  für  nichtzurückzahl- 
Kar.  aUo  für  unteilbar  während  des  Bestehens  der  Gesellschaft  erklärt,  so  ist 
'^.  ausdrücklich  als  Bestandteil  des  Gesellschaftsvermögens,  des  Gesellschafts- 
ff'n«ls  anerkannt.  Gewinn  ist  verteilbares  Gesellschafts  vermögen,  unverteilbares 
♦J'sellschaftsgut. 

V.  A.  Das  Agio,  welches  bei  der  Gesellschaft  m*  ft.  M.  durch 
Aujtguhe  der  Oeschäftsanteile  über  pari  entsteht,  hat  wirtschaftlich  und  bilanz- 
rwhtlich  die  gleiche  Natur.  Auch  Wfew^rechtlich  stellt  es  Gewinn,  nicht  Ein- 
lairt'  auf  das  Grundstock-,  d.  h.  das  zu  erhaltende  Vermögen  dar. 

B.  Gesellsch.-G.  §  3  Abs.  2  bemerkt:  „Sollen  den  Gesellschaftern  ausser 
•It-r  Leistung  von  ifa/7i^a/einlagen  noch  andere  Verpflichtungen  gegenüber  der 
(i»>eUschaft  auferlegt  werden,  so  bedürfen  auch  diese  Bestimmungen  der  Auf- 
nahme in  den  Gesellschafts  vertrag."  Da  unmittelbar  (§  3  Abs.  1)  vorausgeht 
•It^r  Satz:  Der  Gesellschaftsvertrag  muss  enthalten  „den  Betrag  der  von  jedem 
U>ellschafter  auf  das  ^S/am/^zkapital  zu  leistenden  Einlage  (Stammeinlage)",  er- 
bellt, dass  Kapitaleinlage  in  §  3  Abs.  2  nicht  Einlage  von  Kapital,  d.  h. 
(Jnindstockvemiögen,  sondern  Einlage  auf  das  Stammkapital  bedeutet^),  ein 
Ergebnis,  das  auch  dadurch  bestätigt  wu*d,  dass  das  G.  dem  Gesellschafter  die 
Xaehschuaspilicht  erst  in  einem  anderen  Paragraphen  auferlegt^).  Nachschubs 
L^t  nicht  „andere  Verpflichtung  ausser  der  Leistung  von  Kapitaleinlagen",  son- 
'iem  „Kapitaleinlage"  über  den  „Betrag  der  Stammeinlage  hinaus"  (§  26),  Ver- 
nithrung  des  Grundstockvermögens*).     Aus  alledem  folgt:    Das  G.   erblickt  in 


')  Oben  8§  5  u.  9. 

*)  S.  auch  Staub,  G.-G.  3„. 

*)  Dazu  oben  §  48  und  unten  8  117  IX  B.    A.  M.  Staub  26j  u.  „,  30  u,  42  „. 

*)  Daher  auch  die  Einstellung  der  Nachschüsse  und  Nachschussansprüche  in  das 
Bilanzpasrivurn  (€}e8eIl8ch.-G.  42  Ziff.  3  u.  4).  Die  Einstellung  der  Nachschussanspniche 
l>ezeichDet  das  G.  Belbat  (§  42  Ziff.  3)  als  Einsetzung  eines  „fopttolbetrags". 
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der  Zahlung  von  Agio  keine  Leistung  einer  Kapitalemhige,  d.  h.  nicht  Leistung 
zu  erhaltenden,  sondern  zu  verteilenden  Gesellschaftsvermögens,   Geudnn^). 


b)  l¥i]rkaiiKeii  der  Natur  des  AktteneiiilBsionsail^iofl. 

§  111. 

L  Bilanzrechtliche  Wirkung.  Die  Wirkungen  des  Wesens  des 
Aktienemisßionsagios  liegen  vor  allem  auf  bilanzrechtlichem  Grebiet  Dieses  it?t 
nach  dem,  was  wir  über  die  Natur  dieses  Agios  bemerkten,  selbstverständlich. 
Dasselbe  hat  wirtschaftliche  und  buchführungstechnische  Natur.  Die  B.  ist 
ein  Bestandteil  der  Buchführung.  Also  liegt  nahe,  dass  das  Bilanzrecht  dem 
buchhalterischen  Agiobegriffe  folgt. 

U.  Hieraus  aber  leitet  sich  ein  Doppeltes  ab: 

A.  Das  AJctienemissiofisagio  ist  bei  Aufstellung  von  B.en,  in  welchen  der 
Jahresreingewinn  festgestellt  werden  soll,  ufUer  die  Passiven  als  Ahxugsposieii 
einxustellen^y  Durch  die  Grewinnermittlungsbilanz  bei  A.en  soll  der  Über- 
schuss  des  gegenwärtigen  Reinvermögens  über  das  Grundstockvermögen,  das 
Kiipital  der  Gresellschaft  festgestellt  werden.  Kapitaleinlage,  also  Mebning 
dieses  Kapitals,  ist^  wie  wir  sehen,  auch  das  Aktienemissionsagio.  Also  ist  es, 
wie  andere  Bestandteile  dieses  Kapitals,  Aktienkapital  und  B.eservefonds,  unter 
die  Passiven  einzustellen.  Es  ist,  wie  wir  das  früher*)  ausdrückten,  Geivinn- 
ermüÜungskonto  und  damit  nur  rechnungsmässiger  Passivposten. 

B.  Nur  bei  Gewinnermittlungsbilanzen  muss  und  daxi  das  genannte  Agio 
unter  die  Passiven  aufgenommen  werden,  nicht  bei  Vermögensermittlungsbilanzen. 
Bei  diesen  handelt  es  sich  nur  um  Feststellung  des  Überschusses  der  gegen- 
wärtigen reellen  Aktivwerte  über  die  gegenwärtigen  Schulden,  also  nicht  ui» 
einen  Vergleich  des  gegenwärtigen  Reinvermögens  mit  dem  Stande  des  Gnmd- 
stockvermögens,  von  welchem  erst  das  A^o  einen  Teil  bildet 

III.  A.  Aus  dem  Bisherigen  erhellt,  dass  das  Agio  also  selbst  dann  bei 
Gewinnermittlungsbilanzen  unter  die  Passiven  einzureihen  wäre,  wenn  im  deut- 
schen H.G.B.  die  Vorschrift  fehlte,  die  es  seit  1884  enthält  *),  dass  das  Aktien- 
emissionsagio in  den  Zwangsreservefonds  einzustellen  sei.  Das  Agio  als  gewinn- 
kürzeuden  Abzugsposten  in  die  B.  einzustellen,  ist  schon  nach  dem  Wesen  des 
Agios  nicht  bloss  ein  Akt  wirtschaftlicher  Klugheit,  sondern  rechtlicher  Bindung. 
Der  Unterschied  gegenüber  der  Einstellung  in  den  Zwangsreservefonds  ist, 
dass  ohne  die  Vorschrift  des  §  262  das  Agio  in  der  B.  als  selbständiger 
Passivposten  in  Erscheinung  treten  würde. 

B.  Das  Letztere  ist  demgemäss  zu  fordern  für  das  Österreichische  Handeb- 
recht. Dort  fehlt  der  Satz,  dass  das  Agio  einen  obligatorischen  Bestandteil 
des  Zwangsreservefonds  bilde,  als  prinzipielle  Norm,  weil  ihn  das  allgemeine 
deutsche  H.G.B.  von  1861  nicht  kennt.  Nur  für  die  unter  das  Aktienregulativ 
vom  20.  September  1899  fallenden  A.en  (der  Industrie  und  des  Handels)  gut 
er.  Für  sie  hat  ihn  nahezu  mit  den  gleichen  Worten,  wie  H.G.B.  §  262. 
eben  dieses  A.-lleg.  §  53  ausgesprochen. 


0  Ebenso  Staub  0,4 ;  55,. 

*)  Nach  Beisch  und  Kreibig  ist  es  nicht  notwendig,  sondern  nur  zweckmäss^ig. 
Übung  „rigoros  vorgehender  A.en."  {Beisch  II  23,  44).  Sie  haben  somit  hier  dieselbe 
Anschauung,  wie  bei  der  Obligationenemission  mit  Agio  (s.  oben  §  106  IV  C)- 

•)  §  65  II. 

*)  §  262  Ziff.  2. 
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IV.  Die  Einstellung  eines  Agiopostens  unter  die  Bilanzpassiven  stellt  sich 
JKJeiifalls  als  eine  Gewinnrücklage  dar.  Aber  um  Missverstandnisse  zu  ver- 
meiden, sei  schon  hier  betont,  dass  es  Rücklage  von  Gewinn  im  wirtschaftlichen 
Sinne,  nicht  Rücklage  aus  bilanzmassigem  Reingewinn,  d.  h.  Gewinn  im  bilanz- 
njchdichen  Sinne  ist  Die  Erörterung  der  Frage,  ob  der  Posten  als  Agioreserve, 
Agioreservefonds,  bezeichnet  werden  darf*),  weil  durch  ihn  die  Verteilung  von 
wirtschaftlichem  Gewinn  als  bilanzmässiger  Gewinn  ausgeschlossen  wir<^  ver- 
weisen wir  wegen  der  uns  noch  mangelnden  Grundlagen  in  einen  späteren 
Zusammenhang*).  Die  Buchung  des  Agiopostens  vollzieht  sich  in  folgenden 
Fonnen: 

Grundkapitalkonto 
An  Bilanzkonto 1000  |  Per  Aktien- (Einzahlungs-)konto     1000 

ALktien-  (£inzahlungs-)konto 


An  Grundkapitalkonto  .     .     .     1000 
Xn  Agiokonto    (Ausgabe     zu 
120  Prozent 200 


Per  Kassakonto 1200 


Agiokonto 
An  Bilanzkonto 200  |  Per  Aktienkonto       ....       200 

Bilanzkonto 

Ka-^sa 1200      Grundkapital 1000 

Agio       200. 

Auch  ist  es  möglich,  das  Agio,    weil    es    doch  wirtschaftlich    Gewinn   ist,  über 
Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  führen: 


Aktieneinzahlungskonto 


An  Grandknpitalkonto  .     .     .     1000 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto       200 


Per  Kassakonto 1200 


Gewinn-  und  Verlustkonto 

Verlust  Gewinn 

An  Agiokonto 200  |  Per  Aktieneinzahlungskonto    .       200 

Emissionsagiokonto 
An  Bilanzkonto 200  |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto        200. 

V.  Aus  dem  Bemerkten  ergeben  sich  bedeutsame  Unterschiede  zwischen 
Aktien'  und  zwischen   Ohligationenemissionsagio. 

A.  Ihre  Übereinstimmung  besteht  darin,  dass  beide  Bilanzpassiva  sind, 
«1.  h.  in  die  B.  als  Passiva  eingestellt  werden  müssen,  aber  im  übrigen  zeigen 
^ieh  folgende  Trennpunkte. 

B.  1.  Das  normale  Obligationenemissionsagio  ist  reeller  Passivposten,  muss 
•lemgemäss  in  alle  B.en  eingestellt  werden,  das  Aktienemissionsagio  (wie  das 
normale  Obligationenemissionsagio)  nur  in  Gewinnermittlungsbilanzen. 

2.  Sowohl  am  normalen   wie  am  anormalen  Obligationenausgabeagio  muss 


')  8o  Beisch  II  23,  44  (JCaptto^reservefonds). 
')  §  145  I  und  §  152  III. 
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jährlich  eine  bestimmte  Quote  zur  Abschreibung  gelangen,  ehe  bilanzmissiger 
Reingewinn  vorhanden  ist.  Der  Passivposten  Aktienemissionsagio  darf  ganz  oder 
teilweise  aufgelöst  werden,  wenn  und  soweit  Gesetz  und  Statut  Auflösung  von 
Reserven  gestattet. 

VI.  Steuerrechtliche  Wirkung.  Nicht  so  unmittelbar  klar,  wie  die 
Wirkungen  der  Agionatur  für  das  Bilanzrecht,  liegen  die  Wirkungen  denselben 
für  das  Steuerrecht,  Es  kommt  dies  daher,  dass  hier  auch  von  uns  noch  nicht 
erörterte  steuerrechtliche  Fragen  hereinspielen. 

A.  Zunächst  handelt  es  sich  allerdings  um  eine  von  uns  schon  berührte^) 
Frage:  in  welcher  seiner  beiden  Bedeutungen  wohl  im  Zweifel  der  AgiobegrifF für  das 
Stouerrecht  in  Betracht  kommt.  Gegenstand  der  Besteuerung  und  damit  auch 
der  Steuergesetzgebung  sind  wirtschaftliche  Verhältnisse  und  so  darf  wohl  davon 
ausgegangen  werden,  dass  die  Steuergesetzgebung  Gewinn  im  Zweifel  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  versteht. 

B.  Aber  es  entsteht  die  weitere  Frage:  wie  verhält  sich  der  Mrücommen- 
und  Ertragshegriff  zu   Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne? 

1.  Auch  hierüber  liegt  die  Entscheidung  klar:  Besteuerung  des  Mnkanwiem 
und  Besteuerung  nach  dem  JEhirag  bedeutet  immer  Besteuerung  des  Reinein- 
kommens und  nach  dem  Reinertrag*).  Beides  aber  ist  Überwiegen  der  erzeugten 
über  die  zum  Zwecke  der  Erzeugung  aufgewendeten  Güter,  Vermögensmehrung. 
Vermögensmehrung,  Überwiegen  der  positiven  Werte  über  die  negativen  ist 
aber  Gewinn  (Reingewinn)  im  wirtschaftlichen  Sinne.  Reineinkommen  und 
Reinertrag  sind  soweit  Arten  des  Reingewinns  im  wirtschaftlichen  Sinne  ^). 

2.  Dies  bestätigt,  um  nur  eines  anzuführen,  vollauf  das  pi'eussiscke  Ein- 
kommensteuergesetz vom  24.  Juni  1891,  vielleicht  am  anschaidichsten  der  vom 
Einkommen  aus  Grundvermögen  handelnde  §  13.  Hier  heisst  es  zunächst 
„Das  Einkommen  aus  Grundvermögen  umfasst  die  Erträge  sämtlicher  Grund- 
stücke" und  dann  werden  als  solche  Erträge  genannt  das  „Einkommen  au? 
nicht  verpachteten  Besitzungen"  und  „der  Gewinn  beim  pachtweisem  Betriebe 
der  Landwirtschaft". 

C.  Ist  das  Aktienemissionsagio  im  Sinne  der  Steuergesetze  auch  Grewinu 
der  A.,  so  ist  es  aber  doch  nicht  Einkommen  und  Ertrag  derselben. 

1.  Einkommen  ist  die  einer  Person  zufliessende  Gesamtheit  von  Erträgen. 
Also  ist  der  Ertragsbegriff  Element  des  Einkommensbegriffes  und  sprechen  wir 
daher  zunächst  von  diesem*). 

a)  Ertrag  ist  die  Frucht  eines  Mittels  dauernder  Gütererzeugung,  da- 
Ergebnis  eines  dauernd  gütererzeugenden  Zustandes*).  Erwerb  aus  Erbschaft 
Vermächtnis,  Schenkung  ist  nicht  Ertrag,  weil  nicht  das  Ergebnis  eines  dauernd, 
sondern  nur  eines  vorübergehend,  einmalig  gütererzeugenden  Umstandes.  Also 
sind  auch  die  von  einer  A.  durch  Aufgeldleistung  ihrer  Mitglieder  gewonnenen 
Werte  für    die  A.  nicht  Ertrag.     Denn  Beitragsleistungen    der  Mitglieiler  sind 


»)  8  110  III  D. 

*)  Vgl.  Fuisting,  Grundzüge  der  Steuerlehre  (4.  Bd.  von  Fuisting,  Die  preuf^i» 
direkten  Steuern)  1902,  S.  134. 

')  Auch  das  Reichsgericht  Bd.  32  S.  248  erkennt  dies  mit  den  Worten  an :  „Ein 
Gewinn  im  weiteren  Sinne  des  Wortes  liegt  vor*'. 

*)  Vgl.  Fuisting  a.  a.  O.  133 f.;  derselbe,  Juristenzeitung  1903  S.  230. 

»)  Ebenda  S.  133  und  146;  d«r««»e,  Juristenzeitung  1902  S.  561:  „gütereraeugende 
Quelle  =:  wirtschaftliche  Einheit,  welche  zur  nachhaltigen  Erzeugung  neuer  Güter  des 
hierbei  etwa  mitwirkenden  Vermögens  bestimmt  ist";  derselbe,  Einkommensbesteuerung 
der  Zukunft  1903  S.  9.  Siehe  auch  MaatZy  Eink.  S.  25  N.  2  („bestimmungsgemäs? 
nachhaltig"). 
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für  A.en  vorübei^hende  Vorgänge,  die  sich  in  einmaliger  Leistung  erschöpfen, 
nicht  dauernd  gütererzeugende  Zustande. 

b)  Nun  liesse  sich  allerdings  denken,  man  könne  für  den  Fall,  dass  das 
Agio  bei  Emission  durch  schon  bestellende  A.en  erzielt  wurde,  davon  sprechen, 
d^  erzielte  Agio  sei  Ergebnis  geschäftlicher  Tätigkeit  der  Gesellschaft  selbst 
und  damit  Erfolg  eines  dauernd  gütererzeugenden  Zustanden,  Ertrag  von  Handel 
und  Gewerbe. 

a)  und  zwar  könnte  dies  in  einem  doppelten  Binne  gedacht  werden, 
mehr  formell  und  mehr  materiell.  Formell  liesse  sich  daran  anknüpfen,  dass  die 
Gewinnung  von  Aufgeld  äusserlich  eine  Folge  der  Ausgabe  von  Aktien,  genauer 
der  Aufforderung  zum  Erwerb  von  Mitgliedschaftsrechten  ist  Allerdings  liesse  sich 
wohl  kaum  sagen,  Emission  neuer  Aktien  kann  sich  öfter  wiederholen  und  bildet  in- 
sofern für  sich  einen  dauernden  Zustand,  denn  zwischen  den  einzelnen  Emis- 
jwnen  bestehen  doch  zumeist  längere  Zwischenräume,  die  ausschliessen,  von 
einem  fortgesetzten,  einem  dauernden  Vorgang  zu  sprechen.  Aber  daran  ver- 
möchte gedacht  zu  werden,  dass  Anwerben  neuer  Mitglieder  den  Bestandteil 
eoes  dauernden  Zustandes,  nämlich  des  Betriebes  der  Gesellschaft  bilde. 

ß)  Materiell  könnte  die  Erzielung  von  Agio  insofern  als  Ertrag  geschäft- 
fieher  Tätigkeit  angesehen  werden,  als  es  doch  zumeist  von  den  bisherigen 
Betriebserfolgen  abhängt,  ob  bei  einer  Neuemission  von  Aktien  sich  Agio  er- 
zielen läset. 

/)  Allein  ob  wir  das  Agio  in  dem  einen  oder  in  dem  anderen  Sinne  mit 
der  Geschäftstätigkeit  der  Gesellschaft  in  Zusammenhang  bringen,  immer  ist 
diese  Tätigkeit  der  Gesellschaft  doch  nur  mittelbare,  die  entferntere  Ursache 
deä  Eintritts  der  Vermögensmehrung.  Wenn  es  sich  aber  darum  handelt,  fest- 
zodtellen,  den  Ertrag  welcher  Ursache  eine  Vermögensmehrung  darstellt,  so 
kommt  es  darauf  an  festzustellen,  welcher  Vorgang  der  unmittelbare  Erzeuger 
der  Vennögensmehrung  ist,  aus  welcher  Quelle  die  neuen  Werte  der  Gesell- 
schaft zugeflossen  sind.  Wenn  die  A.  bei  einem  Brandunglück  die  Ver- 
sicherungssamme  ausbezahlt  erhält,  so  ist  dies  wohl  die  Folge  des  Umstandes, 
das«  die  Gesellschaft  sich  gegen  Brandschaden  versichert  hat,  aber  trotzdem 
in  der  Eingang  der  Versicherungssumme  nicht  Ertrag  geschäftlicher  Tätigkeit, 
sondern  Folge  einer  Leistung  von  aussen.  Wenn  das  Fabrikgebäude  der  A. 
infolge  der  Konjunktur  im  Werte  steigt,  so  ist  dies  mittelbar  eine  Wirkung 
geschäftlicher  Tätigkeit  —  denn  hätte  die  A.  das  Gebäude  nicht  errichtet,  so 
köonte  es  nicht  im  Wert  steigen  — ,  aber  doch  kein  Ertrag  derselben.  Um  von 
Ertrag  geschäftlicher  Tätigkeit  sprechen  zu  können,  muss  der  Greschäftsbetrieb 
nicht  bloss  Bedingung,  sondern  Ursache,  unmittelbare  Ursache  des  Eintritts  der 
Vennögensmehrung  sein. 

d)  Dies  auf  den  Agiogewinn  angewandt  ergibt  sich,  derselbe  ist  unmittel- 
bar eine  Folge  von  Beiträgen  neuer  Mitglieder^  also  nicht  Ertrag  geschäftlicber 
Tätigkeit  der  Gesellschafl^), 


')  Auf  den  ersten  Blick  könnte  man  versucht  sein,  anzunehmen,  das  Beichs' 
aeridU  sei  jetzt  geneigt,  im  Agiogewinn  einen  Ertrag  geschäftlicher  Tätigkeit  zu  sehen. 
Früher  stellte  dttselbe  —  zu  einseitig  rechtlich  und  zu  wenig  wirtschaftlich  vorgehend  — 
jeden  Znaammenhang  des  Agiogewinns  mit  geschäftlicher  Tätigkeit  in  Abrede.  Es  sah 
darin  einen  allein  durch  Beiträge  der  Zeichner  erlangten  Geschäftskapitalzuwachs.  Jetzt 
lesen  wir  in  Bd.  50  S.  105  f.  aber  nicht  bloss,  die  einfache  und  natürliche  Anschauung 
«rgebe,  dan  der  Agiogewinn  sowohl  seiner  Existenz  wie  seiner  Höhe  nach  durch  die 
EHolge  dea  bisherigen  Gewerbebetriebes  der  Gesellschaft . . .  bedingt  wird,  sondern  das 
Reidugericht  geht  sogar  soweit,  dass  es  zulässt,  den  Akt  der  Aktienausgabe  als  einen 
Akt  gewerblicher  oder  geschäftlicher  Tätigkeit  der  A.  anzusehen.  Nichtsdestoweniger 
Rehm,  Di«  Bilansen  der  AktlengeBeUnchaften.  23 
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e)  Die  Versuchung  liegt  nahe,  gegen  diese  Ausführung  einzuwenden:  dann 
ist  auch  das  Geld,  welches  mittelst  Aufnahme  von  Darlehen  und  Ausgabe 
(Verkauf)  von  Schuldverschreibungen  aufgebracht  wird,  nicht  eine  Annahme 
aus  Tätigkeit  der  A.  und  der  Gewinn,  welcher  bei  Ausgabe  von  Schuldver- 
schreibungen über  pari  un  Falle  des  aussergewöhnlichen  Agios  (§  106ni) 
erzielt  wird,  nicht  Ertrag  des  Betriebes  der  A.  Allein  es  darf  nicht  übersehen 
werden,  dass  diese  beiden  Arten  der  Aufbringung  von  Geldmitteln  sich  doch 
wirtschaftlich  und  rechtlich  erheblich  von  der  Vergrosserung  des  Betnebs- 
kapitales  durch  Aktienausgabe  unterscheiden  (s.  auch  Beichsger.  50  S.  107). 
Das  Geld,  das  hier  aufgenommen  wird,  muss  unter  allen  Umständen  verzinst 
und  zurückbezahlt  werden,  ob  Gewinn  erzielt  wird  oder  nicht  Die  Aktionäre 
erhalten  für  ihre  Einlage  Entgelt  nur,  wenn  Gewinn  vorliegt^  und  ihre  Einlag« 
nur  zurück,  wenn  nach  Tilgung  der  Schulden  Vermögen  übrig  bleibt  So  hän^ 
die  Vermehrung  der  Betriebsmittel  auf  jene  beiden  Weisen  infolge  der  schweren 
wirtschaftlichen  Verpflichtimgen,  welche  das  Unternehmen  zum  Zwecke  ihrer 
Gewinnung  eingehen  muss,  mit  dem  Betrieb  des  Unternehmens  nidit  bloss 
mittelbar,  sondern  unmittelbar  zusammen  und  ist  daher  das  eventuell  erreichte 
Obligationenemissionsagio  nicht  bloss  eine  mittelbare,  sondern  eine  unmittelbare 
Folge  geschäftlicher  Tätigkeit  des  Unternehmens,  somit  Ertrag  derselben.  Da^ 
Aktienemissionsagio  dagegen  bildet  keinen  Ertrag  des  Betriebes  der  A. 

2.  a)  Stellt  dieses  Agio  aber  keinen  Ertrag  aus  Handels-  und  gewerblidier 
Tätigkeit  der  A.  dar,  so  bildet  es  auch  keinen  Bestandteil  des  Einkommen* 
derselben.  Denn  das  Einkommen  einer  A.  setzt  sich  aus  Erträgen  ihrer  Tätig- 
keit zusammen. 

b)  Aber  noch  nach  einer  anderen  Seite  fehlt  ein  Element  des  Einkommen»- 
begriffes.  Einkommen  ist,  wie  Fuisiing^)  zutreffend  lehrt,  die  Gesamtheit  der 
Sachgüter,  welche  in  einer  bestimmten  Periode  (Jahr)  dem  Einzelnen  als  Ertiäge 
dauernder  Quellen  der  Gütererzeugung  zur  Bestreitung  der  persönlichen  Bedürf- 
nisse für  sich  und  seine  Familie  zur  Verfügung  stehen,  oder  um  diese  Be- 
griffsbestimmung für  das  Einkommen  nicht  natürlicher  Steuersubjekte  zurecht  za 
machen,  die  Gesamtheit  der  Sachgüter,  welche  dem  Steuersubjekt  als  Erträge  dauern- 
der Gütererzeugungsquellen  zur  Verbrauchung,  d.  h.  Deckung  laufender  Auf- 
gaben zur  Verfügung  stehen').  Das  Gegenteil  hierzu  sind  dauernd  xu  er- 
haltende  Güter,  Stammvermögen,  Grundstockvermögen   oder   Vermögen  schlecht- 


wäre es  wohl  unzutreffend,  wollte  man  behaupten,  das  Reichsgericht  erblicke  nun  im 
Agiogewinn  einen,  wenn  auch  nicht  steucrpflicntigen,  Ertrag  des  Betriebes  der  A.  Denn 
nicht  bloss,  dass  das  Gericht  bemerkt,  die  Aktienausgabe  sei  ein  Akt  geschäftlicher 
Tätigkeit  eigener  Art  (will  heissen :  nicht  zum  Gewerbsbetrieb  der  A.  gehöriger  Tätig- 
keit, oder  wenn  ein  gewerblicher  Akt  der  A.:  ein  selbständiger  gewerblicher,  d.  h. 
gänzlich  aus  dem  Rahmen  der  sonstigen  eigenüichen  sewerblichen  Tätigkeit  der  A. 
herausfallender) ;  vor  allem  ist  zu  betonen,  dass  das  Gericht  nur  die  AusgaM  der  Aktien 
zur  Tätigkeit  der  A.  in  Beziehung  setzt    Wohl  verträglich  ist  damit,  dass  das  Reichs- 

Sericht  nach  wie  vor  als  unmittelbare  Quelle  des  Agiogewinnes  nur  die  Beitragsleistang 
er  Mitolieder  ansieht  Insofern  kann  das  Reichsgericht  also  noch  heute,  wie  in 
Bd.  32  S.  248,  sagen:  der  Agiogewinn  ist  kein  Reingewinn  aus  der  geschäftlichen  Tätig- 
keit der  Gesellschaft,  sondern  ein  durch  die  grösseren  Beitrage  der  Zeichner  erlangter 
Zuwachs  zum  Geschäftskapital. 

1)  Steueriehre  S.  110,  133.  Dazu  auch  FuisHng  (Kommentar)  §  7  Nr.  1  und 
§  8  Nr.  1  (S.  49  u.  58)  und  Juristenzeitung  1902  8. 561. 

*)  Einer  solchen  Anpassung  widerspricht  Fuisting,  Steuerlehre  §  75,  Einkommen- 
besteuerung  der  Zukunft  1903  8.  12  und  Juristenzeitung  1902  S.  562f ,  565,  1908 
8.  231.  Nach  ihm  ist  bei  juristischen  Personen  Einkommen  der  qudlenmässige  Järtrag 
schlechthin.    Abw.  auch  Strute  im  Verwaltungsarchiv  11  S.  488. 
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bin  im  G^enaatz  zu  Einkommen  ^).  Die  Einnahme  aus  Agio  ist  aber  nicht 
wm  Verbrauch,  sondern  zur  Erhaltung  bestimmt,  denn  sie  darf  nicht  als  Gre- 
wino  verteilt  werden.     Sie  ist  Vermögensmehrung,  d.  h.  Stammvermögensmehrung, 

D.  und  80  gelangen  wir  vom  Standpunkt  der  toirischaftliehen  Natur  des 
Aktwnemissionsagios  aus  zu  dem  Ergebnis  seiner  Freiheü  von  Einkommen-  und 
Ertagtitmerpflickt.  Zu  keinem  neueren  Ergebnis  führt  aber  auch  die  Be- 
tnchtang  der  Frage  vom  Standpunkte  des  buchiechnischen  Wesens  des  Agios 
aa&  Hier  ist  das  Agio  schon  von  Haus  aus  nicht  Gewinn,  sondern  nur 
Eloiieiit  zur  Beingewinnberechnung,  Gewinnermittlungskonto,  rechnungsmässiger 
Pasavpoeten'). 

R  Nodi  erübrigt,  die  Stellung  des  Aktienemissionsagios  im  positiven 
fiecht  zu  würdigen.  Ist  die  positive  Steuergesetzgebung  dem  gemäss  verfahren, 
im  sich  ans  allgemeinen  Prinzipien  ergibt?  oder  hat  im  positiven  Recht  die 
Fn^  der  Steuerpflicht  des  Agios  eine  andere  Regelung  gefunden?  Die  Frage 
ist  aus  dem  Grunde  nicht  müssig,  weil  es  denkbar  wäre,  dass  die  positive 
Sceoeigesetzgebung  der  Besteuerung  der  A.en  den  wirtschaftlichen  Gewinn- 
begriff zu  Grunde  gelegt  hätte,  und  wirtschaftlich  ist  das  genannte  Agio  ja 
Gevinn.  Es  war  das  preussische  Oberverwaliungsgericht  ^  welches  bis  vor 
kuizem  z.  B.  diese  Anschauung  bezüglich  des  preussiscben  Steuerrechtes  vertrat'). 
Fir  behandeln  die  Regelung  der  Frage  im  positiven  Recht  in  zwei  besonderen 
Pangraphen^). 

Vn.  Nach  dem  Bisherigen  lassen  sich  die  Wirkungen  der  Natur  des  bei 
Aaegabe  von  Geschäftsanteilen  durch  Oesellschaften  m*  6.  B.  entstehenden 
Agios  leicht  feststellen: 

A.  1.  .ßi/afi^»rechtlich  ist  das  Agio  Grewinn.  Dies  wird  dadurch  bestätigt: 
(ks  G.  schreibt  <He  Einstellung  der  Nachschüsse,  der  eingezahlten  und  —  unter 
gewisser  Voraussetzung')  —  der  einzuzahlenden,  in  das  Bilanzpassivum  vor, 
nieht  aber  die  Einstellung  des  Emissionsagios'). 

2.  Als  Gewinn  ist  das  Agio  verteilbar,  da  das  G.  nicht  Rücklage  dieses 
Gewinnes  zu  einem  Reservefonds  vorschreibt  Die  Gesellschaft  kann  aus  ihm 
eben  Fonds  (Gewinnreservefonds)  bilden  —  und  das  empfiehlt  sich  regelmässig, 
weil  er  ausaerordentlicher  Grewinn  ist  —  muss  es  aber  nicht''). 

B.  SteuenechÜkih  ist  das  Agio  kein  Betriebsgewinn,  somit  als  ausser- 
ordenüiclier  Vermögenszuwachs  steuerfrei. 


AktieiiemlMioiiMisio  im  poftiÜTeii  Steuerrecht. 

a)  PreuBsisches  Beoht. 

§  112. 

I.  Wir  treten  hier  zum  ersten  Male  einer  anderen,  als  handelsrechtlichen, 
Frage  ans  dem  positivem  Rechte   näher  gegenüber,  einer  Frage   des  positiven 

')  Vgl.  Fmsting  a.  a.  O.  S.  110,  187;  Maatg,  Vermögen  und  Einkommen  in 
der  ksnftniiiniHfihen  Bechnung  (Verw.-Archiv  1902  S.  55  Anm.  1);  derselbe  bei  Hold- 
heimXn  113  ff. 

')  Siehe  aach  Beichsgericht  Bd.  50  S.  105  mit  der  Bemerkung,  dass  es  sich  bei 
Aiugabe  neuer  Aktien  unter  Agio  um  Rechtsgeschäfte  handle,  welche  „die  Substanz 
des  in  dnein  Gewerbebetriebe  angelegten  Vermögens'*  zum  Gegenstande  haben. 

»)  a  oben  §  110  IV  B  u.  111  II  A. 

•)  a  §  112f. 

•)  Oben  §49f. 

•)  §42  Ziff  3  n.  4. 

")  EbeDso  Staub,  G.-G.  5,«. 

23* 
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Bteuerrechts.  Es  sei  daher  hier  zuvörderst  die  allgemeine  Bemerkung  voraui«- 
geschickt,  dass  wir  in  positivrechtlichen  Steuerfragen  nicht  alle  deutschen  Rteuer- 
gesetze  berücksichtigen,  sondern  nur  zwei  typische,  das  preussische  und  das 
bayerische  Recht,  und  daneben  das  österreichische.  Die  preussische  und  die 
bayerische  Gesetzgebung  sind  Typen,  die  österreichische  gesellen  wir  hinzu  ak 
die  Gesetzgebung  eines  grossen  Staates.  Wir  konnten  uns  sonder  Bedenken 
in  der  Weise  beschränken  nicht  bloss  wegen  der  weitgehenden  Übereinstimmung 
der  entsprechenden  ßteuergesetze,  sondern  auch  darum,  weil,  wie  wir  sehen 
werden,  die  Entscheidung,  was  Rechtens  ist,  in  allen  das  Bilanzrecht  der 
Handelsgesellschaften  betreffenden  Fragen  im  letzten  Ende  nicht  aus  dem 
positiven  Rechte,  sondern  aus  der  theoretischen  Steuerlehre  zu  entnehmen  ist 
Nach  dieser  Vorbemerkung  gehen  wir  zu  unserer  Spezialfrage  über.  Wir 
sprechen  zuerst  vom  preussischen  Recht. 

II.  Für  das  preussische  Recht  handelt  es  sich  um  die  Auslegung  von 
Einkommensteuergesetz  (vom  24.  Juni  1891)  §  16. 

A.  Derselbe  lautet  unter  der  Überschrift:  „e)  Einkommen  der  A.en 
u.  s.  w.": 

„Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der  im  §  1  Nr.  4  und  5  bezeichneten 
Steuerpflichtigen  (das  sind  die  juristischen  Personen,  welche  steuerpflichtig  sind: 
A.en,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  imd  Berggewerkschaften,  welche 
in  Preussen  einen  Sitz  haben,  sowie  diejenigen  eingetragenen  Genossenschaften, 
deren  Greschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  Konsum- 
vereine mit  offenem  Laden,  sofern  dieselben  die  Rechte  juristischer  Personen 
besitzen)  gelten  unbeschadet  der  Vorschrift  im  §  6  Nr.  1  *)  die  Überscküssey  welche 
als  Aktienzinsen  oder  Dividenden,  gleichviel  unter  welcher  Benennung,  unter 
die  Mitglieder  verteilt  werden^  und  zwar 

unter  Hinzurechnung  der  zur  Tilgung  der  Schulden  oder  des  Grund- 
kapitals, zur  Verbesserung  oder  Geschäftserweiterung,  sowie  zur  Bildung  von 
Reservefonds  —  soweit  solche  nicht  bei  den  Versicherungsgesellschaften  zur 
Rücklage  für  die  Versicherungssummen  bestimmt  sind  —  verwendeten  Betrag)^, 
jedoch  nach  Abzug  von  S^/j  Prozent  des  eingezahlten  Aktienkapitals.'* 

B.  Überschuss-  und  Gewinnbegriff  des  preussischen  Einkommen- 
steuergesetzes. ].  Daran  ist  kein  Zweifel:  Überschuss  ist  =  Gewinn');  denn 
Gewinn  ist  eben  Ül)er8chuss  einer  Wertgrosse  über  eine  andere.  Wie  Gewinn, 
ist  Überschuss  von  Haus  aus  ein  wirtschaftlicher  Begriff,  also  gleichbedeutend 
mit  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne*),  Vermögensmehrung  und  so  könnte 
an  sich  „Überschüsse*'  ein  Doppeltes  bedeuten.  Einmal  die  einzelnen  Rein- 
vermögensmehrungen, die  einzelnen  Gewinne  im  wirtschaftlichen  Sinne,  welche 
im  Laufe  des  Jahres  gemacht  werden.  Und  dann  könnte  es  bedeuten  die 
Rein  Vermögensmehrung,  welche  sich  ergibt,  nicht,  wenn  man  die  einzelnen 
während  des  Jahres  gemachten  Reingewinne  in  Betracht  zieht,  sondern  wenn  man 
von  der  Gesamtheit  der  am  Ende  des  Jahres  vorhandenen  Reinvermögenswerte 
den  Gesamtvenuögensstand  vom  Anfang  des  Jahres  abzieht,  also  die  Differenz 
zwischen  dem  am  Ende  des  Wirtschaftsjahres  vorhandenen  und  am  Anfang  de» 
Jahres  vorJmnden  gewesenen  Reinvermögensstand,  den  jährlichen  Rehivennögen>- 
zuwachs,  den  Jahresgewinn  im  wirtschaftlichen  Sinn,  den  Reinertrag. 

2.  Allein  aus  den  Begleitsätzetiy  welche  dem  Worte  Überschüsse  beigefügt 


^)  Derselbe  schliesst  das  aus  anderen  deutschen  Bundesstaaten  oder  den  deutschen 
Schutzgebieten  bezogene  Einkommen  von  der  preuss.  Einkommensteuer  aus. 

*)  Entsch.  in  Steuers.  Bd.  I  297;  IV  14,  230,  232.  Vgl.  Maate  202  Anm.  ö. 
•)  Vgl.  §  110  IV. 
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wenkn,  und  aus  dem  tveüeren  Zusammenhang  des  Gesetzes  ergibt  sich  xunächsi, 
tk^  das  Wort  Überschuss  für  Handelsgesellschaften  nicht  in  dieser  wirtschaft- 
lichen, sondern  in  buchführungstechnischer  Bedeutung  zu  verstehen  ist»  gleich- 
bedeutend mit  Gewinn  im  buchtechnischen  Sinne.  Überschüsse  in  §  16  sind 
BUanzuberschüssey  bilanzmässiger  Beingewinn,  Überschuss  der  ^'ton^aktiya 
über  die  Bilanzpassiva  bei  der  Gewinnermittlungsbilanz  ^),  das,  was  nach  Abzug 
olkr  Bilanzpaasiva  von  der  Summe  allm-  Bilanzaktiva  bei  Gewinnermitüungs- 
bOanzen  verbleibt. 

a)  Nach  §  16  sind  die  Überschüsse,  von  welchen  er  spricht^  solche,  die 
ak  Aktienzinsen  oder  Dividenden  unter  Mitglieder  verteilt  oder  zur  Tilgung 
roo  Schulden  oder  Grundkapital^  sowie  zur  Verbesserung  oder  Geschäftser- 
Weiterung  oder  zur  Bildung  von  Reservefonds  verwendet  werden.  Das  alles 
zosammen  trifil  aber  lediglich  auf  den  bilanzmässigen  Beingewinn  zu.  Nach 
H.G.B.  §  213  mit  215  werden  nur  auf  Grund  der  B.,  allein  vom  bilanz- 
loissigen  Beingewinn  Dividenden  verteilt'). 

b)  Nach   Einkommensteuergesetz    §  24   Abs.  2    sind   A.en,    Kommandit- 
gesellschaften    auf   Aktien,    Berggewerkschaften    und    eingetragene    Genossen- 
schaften verpflichtet,  neben  ihren  Geschäftsberichten  auch  ihre  Jahresabschlüsse 
Qiid  die    darauf    bezüglichen    Generalversanmilungsbeschlüsse    alljährlich   dem 
Vorsitzenden   der  Veranlagungskommission    einzureichen.     Was    hätte   dies   für 
einen  8inn,    wenn  dieselben  vom  Gesetz  nicht  als  eine  der  Grundlagen')  der 
Berechnung  der  steuerbaren  Überschüsse  gedacht  würden?    Und  hierfür  spricht 
auch,  dass  Einkommensteuergesetz  §  14  allgemein   vorschreibt,  dass  „der  Bein- 
«zewinn  aus  Handel  und  Gewerbebetrieb  nach  den  Grundsätzen   zu  berechnen 
sei,  wie  solche  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch  das  H.G.B.  vorgeschrieben 
md,""    Dagegen    mochten   wir    nicht    die  Erwägung    des    Beichsgerichts*)    als 
beweisbehelflich  heranziehen,  dass,   weil  zur  Zeit  des  Erlasses  des  Einkommen- 
ttenerg^setxes  die  Aktiennovelle  von    1884   schon  in  Kraft  war,    sich  die  An- 
nahme nicht  von  der  Hand  weisen  lasse,  dass  etwas,  was  für  eine  nach  Mass- 
'^he  des  H.G.B.  aufgestellten  Aktiengesellschaftsbilanz  einen  Überschuss  nicht 
bilden  oder  vermehren  könne  —  wie  der  Agiogewinn  bei  Aktienemission  — ,  auch 
flicht  Überschuss  oder  Teil  eines   Überschusses  im   Sinne    des   §  16    des  Ein- 
icommensteuergesetzes  sein  solle.    Der  steuerrechtliche  Überschussbegriff  vermag 
unschwer  ein  anderer,   als  der  handelsrechtliche  zu  sein;   waren   wir  doch  ver- 
anlasst festzustellen,  dass  im  Zweifel  das  Steuerrecht  wohl  vom  wirtschaftlichen, 
da>  Handelsrecht  vom  buchtechnischen  Gewinnbegrifie  ausgehen  werde. 

C.  Aber  der  Zusammenhang  mit  anderen  Bestimmungen  des  Gesetzes  be- 
i^titigt  nicht  bloss^  sondern  modifiziert  auch  den  Satz,  dass  Überschuss  im  Sinne 
des  §  16  des  preussischen  Einkommensteuergesetzes  bilanzmässiger  Überschuss  ist 

m.  A.  Nach  dem  Bisherigen  wäre  der  ganze  bilanzmässige  Beingewinn 
«teaerpflichtig  ohne  Bücksicht  auf  seine  Entstehung,  d.  h.  auf  die  Quellen,  aus 
welchen  er  erfliesst,  gleichgültig,  ob  er  aus  Ertrag  des  Geschäftes  oder  auf 
irtrend  eine  andere  Weise  entsteht  Aus  dem  Zusammenhang  mit  §  14  folgt,  dass 
der  bilanzmässige  Überschuss  steuerpflichtig  nur  soweit  ist^  als  er  aus  keiner 
anderen  Quelle,  als  aus  dem  Greschäftsbetrieb,  fliesst,  d.  h.  zugleich  geschäft- 
liches Einkommen^  Geschäftsertrag,   geschäftlichen  Beingewinn  darstellt*^),   oder 


')  §  3  ni  B  und  §  4  I  B;  vgl.  auch  Fuisiing  zu  §  16  Anm.  12  B  (S.  202)  und 
derselbe  in  Juristenzeitung  1902  S.  565. 
»)  So  auch  Maats  204  N.  4. 

')  Vgl.  auch  Fuisting,  Eink.  §  16  N.  6;  Maatz  201  N.  4. 
*)  Reichsgericht  Bd.  46  S..204. 
*)  VgL  auch  Fuisiing,  Steuerlehre  172:   „Der  sich   in   den  handelsrechtlichen 


358  §  ^^^'  1^  Aktienemissionsagio  im  positiven  8teuerrecht. 

richtiger  ausgedrückt:  aus  §  14  ergibt  sich,  dass  Überschuss  in  §  16  in  erster 
Linie  Einkommen  und  Ertrag,  d.  h.  Reineinkommen  und  Beinertrag,  also  eine 
Art  Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne  bedeutet,  aber  mit  der  Modifikation,  dass 
der  urirtschafttiche  Gewinn  (das  Reine»nA:omm6n,  der  Beinertrag)  der  A« 
aus  ihrem  Geschiäftsbetrieb  nur  soweit  steuerpfliehiig  ist^  als  er  sich  zu  gleicher 
Zeit  als  buchtechnischer  Gewinn,  als  bUanxrnässiger  Reingewinn  darBtellt. 
Steuerpflichtig  sind  die  von  einer  A.  erzielten  Überschüsse  nur  soweiiy  als  sie 
zugleich  Ertrag  des  6^e«cM/l«betriebes  (geschäftliches  f^nkommen)  und  bUanz- 
massiger  Gewinn,  Überschuss  im  wirtschaftlichen  und  bilanzmäseigen  Sinne  sind. 

B.  Soll  dies  richtig  sein,  so  ist  der  Nachweis  erforderlich,  dass  Überscbuss 
in  §  16  a)  auch  wirtschaftlich  und  zwar  b)  nicht  bloss  im  Sinne  von  Gewinn, 
sondern  im  engeren  Sinne  von  Einkommen  zu  verstehen  ist.  Das  erste  ist  er- 
wiesen, wenn  der  Beweis  geführt  ist,  dass  Überschuss  in  §  16  audi^)  Ein- 
kommen bedeutet  Denn  Einkommen  ist  ein  wirtschaftlicher  B^^nff  und  eine 
Art  des  Gewinnes  im  wirtschaftlichen  Sinne. 

IV.  A.  Auf  den  ersten  Blick  allerdings  scheint  aus  dem  Zusammenhang  mit 
den  übrigen  G^esetzesbestimmungen  sich  das  gerade  Gregenteil  zu  ergeben. 

1.  Darüber  ist  kein  Zweifel,  dass,  zieht  man  nur  die  Ausdrucksweise  des 
Gesetzes  in  Betracht^  das,  was  als  steuerpflichtiges  Einkommen  im  Sinne  des 
Gesetzes  gelten  soll,  für  A.en  —  in  §  16  —  ganz  anders  umschrieben  ist, 
als  in  §  7,  wo  der  allgemeine,  d.  h.  im  Zweifel  anzuwendende  Begriff  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  fixiert  wird.  §  16  sagt:  „Als  steueipflichtigefi 
Einkommen  der  [A.en]  gelten  .  .  .  (die)  Überschüsse**,  §  7  dagegen:  „Als  Ein- 
kommen gelten  die  gesamten  Jahres^mA^t^n/Ze  der  Steuerpflichtigen  in  Geld  und 
Geldeswert  aus  1.  Kapitalvermögen,  2.  Grundvermögen  u.  s.  w.,  3.  Handel 
und  Gewerbe  einschliesdich  des  Bergbaues,  4.  Gewinnbringender  Beschäftigung 
u.  s.  vf,"  Überschüsse  und  Einkünfte  sind  jedenfalls  nicht  sich  deckende  Be- 
griffe. Einkünfte  sind  zufliessende^  Überschüsse  nach  Abzug  anderer  Wert- 
grössen  verbleibende  Werte.  Überschüsse  können,  aber  müssen  nicht  aus  zo- 
fliessenden,  eingehenden  Werten,  aus  Überschüssen  eingehender  über  ausgehende 
Werte,  aus  Reineenkommen,  Reinerträgen  entstehen:  Überschüsse  können  auch 
aus  anderem,  als  Einkommen  und  Ertrag,  aus  Stammvermögensmehmn^ 
hervorgehen. 

2.  Dazu  scheint  als  unterstützendes  Moment  dafür,  dass  Überschüsse  in 
§  16  nicht  bloss  Einkommen  bedeutet^  die  Einteilung  herangezogen  werden  so 
können,  welche  das  Gesetz  beliebt  Das  Gesetz  handelt  im  ersten  Titel  tod 
der  Steuerpflicht  und  teilt  diesen  Titel  in  die  Abschnitte  „Subjektive  Steaer- 
pflicht«  (§§  1—4)  und  „Objektive  Steuerpflicht«  (§§  5—16).  Der  letztere  Ab- 
schnitt über  „objektive  Steuerpflicht'*  zerfällt  weiter  in  zwei  Unterabteilungen: 
„A.  Allgemeine  Grundsatze"  (§§  5—11),  „B.  Besondere  Vorschriften"  (§§  12—16) 
und  hier  wird  nun  in  den  §§  12 — 15  unter  den  Zifiern  a — d  behandelt:  „a)  Ein- 
kommen aus  Kapitalvermögen"  (§  12),  „b)  Einkonunen  aus  Grundvennögcn*' 
(§  13),  „c)  Einkonunen  aus  Handel  und  Gewerbe  einschliesslich  des  Beigbaue^'' 
(§  14),  „d)  Einkommen  aus  gewinnbringender  Beschäftigung  und  aus  Rechten 
auf  periodische  Hebungen  u.  s.  w."  (§  15)  und  daran  reiht  sich  in  §  16  die 
Kennzeichnung  der  Merkmale  der  objektiven  Steuerpflicht  bei  juristischen  Per- 

VennögensbUanzen  (Gegensatz  fiinkommensbiUnzeu,  b.  §  3  S.  3  Anm.  6)  daisteUende 
Gewinn  kann .  . .  nnr,  soweit  es  mit  dem  allgemeinen  Einkommensbegriffe  vereinbar  ist, 
als  steuerlicher  Ertrag  gelten." 

')  Nach  der  neuen  Rechtsprechung  des  preuss.  Oberverwaitungsgerichts  (Entech 
in  Steuers.  X  224,  245  ff.)  bedeutet  Überschuss  nur  diesen  Überschuss  der  RoheiD- 
nahmen  über  die  gesetzUca  anerkannten  Abzüge. 
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.^onen  unter  der  besonderen  Überschrift  „e)  Einkommen  der  A.en  u.  s.  w.'* 
Also  —  schliesst  man  —  gelten  für  die  Bestimmung  des  Einkommensbegrifies 
der  A.en  insbesondere  nicht  die  Vorschriften  des  §  14  über  Einkommen  aus 
Handel  und  Gewerbe  und  hiermit  ist  weiter  belegt,  dass  der  allgemeine  Ein- 
kommensb^griff,  welcher  noch  dem  §  14  zu  Grunde  liegt,  für  §  16  keine 
Geltung  hat 

B.  Allein  durch  die  Sonderstellung  des  §  16  wird  doch  schon  nach  der 
Einteilung  des  Gesetzes  höchstens  bezeugt,  dass  die  „besonderen  Vorschriften^' 
'ier  §§  12 — 15  auf  A.en  keine  Anwendung  leiden.  Den  „allgemeinen  Vor- 
dtriften*'  über  objektive  Steuerpflicht  bleiben  auch  die  A.en  unterworfen.  Wollte 
dies  der  Gresetzgeber  ausgeschlossen  haben,  so  hätte  er  den  §  16  als  Ober- 
-chnh  nicht  den  Buchstaben  e,  sondern  den  Buchstaben  C  geben  müssen^). 
Also  ist  entgegen  seiner  rein  wörtlichen  Bedeutung  Überschuss  in  §  16  = 
Einkommen,  Jahreseinkünfte  zu  setzen;  ebenso,  wie  das  Gesetz  in  anderen 
Paragraphen  für  Einkünfte  „Grewinn"'),  „Geschaftsgewinu",  „Reingewinn"')  ge- 
braucht, verwendet  es  hier  hierfür  den  Ausdruck  Überschüsse.  Mit  Recht  be- 
merkt Fuisting  in  seinem  Kommentar  zum  Einkommensteueigesetz^):  ,3ei 
diesem  Schwanken  der  Terminologie  kann  auf  den  blossen  Ausdruck  „Über- 
jchL^se"  in  §  16  kein  entscheidendes  Gewicht  gelegt  werden. 

C.  Aber  nicht  bloss  die  „allgemeinen  Vorschriften"  der  §§  5 — 11  finden 
auf  das  Wort  „Überschüsse"  in  §  16  Anwendung,  sondern  sogar  die  „besondere 
Vorschrift"  des  §  14,  d.  h.  Überschüsse  im  Sinne  des  §  16  bedeutet  nicht  bloss 
nEinkommen'*^  (gesamte  Jahreseinkünfte)  im  Sinne  des  §  7,  sondern  bei  Handel 
und  Gewerbe  treibenden  A.en  auch  (und   nur)   y^Einkommen   aus  Handel   und 

(itwerbe^Y  ™  S*»*^®  ^®8  §  14. 

a)  Aus  dem  Inhalt  des  §  14  geht  hervor^  dass  er  auch  auf  A.en  und 
andere  in  §  1  Nr.  4  u.  5  genannte  juristische  Personen,  welche  Handel,  Gre- 
werbe  oder  Bergbau  treiben,  Anwendung  finden  will.  Denn  würde  §  14  ledig- 
lich für  physische  Personen  gelten,  die  „Handel  und  Gewerbe  einschliesslich 
des  Bergbaues"  beireiben,  so  wäre  in  dem  Satz  von  §  14  Abs.  2  Nr.  2,  dass 
.der  von  einer  nicht  nach  §  1  Nr,  4  und  5  steuerpflichtigen  Erwerbsgesell- 
Tchaft  erzielte  Geschäftsgewinn  den  einzelnen  Teilhabern  nach  Massgabe  ihres 
Anteils  anzurechnen'^  sei,  die  Einfügung  der  Worte  „nicht  nach  §  1  Nr.  4 
und  5  steuerpflichtig^'  vor  Erwerbsgesellschaft  überflüssig.  Dass  diese  Worte 
eingefügt  sind,  beweist,  wie  der  Gesetzgeber  davon  ausgeht,  dass  im  übrigen 
Ü  14  auch  für  juristische  Personen  gilt,  welche  aus  Handel  und  Grewerbe  Ein- 
kommen beziehen. 

b)  Dies  Ergebnis  bestätigt  auch  die  Entstehungsgeschichte.  Der  dem 
M6  des  Gesetzes  entsprechende  §  9iii  des  Entwiurfes  wurde  von  der  Regie- 
rang  in  der  „Begründung"  mit  der  Bemerkung  begleitet:  „In  maierieUer  Hin- 
4cht  ist  eine  Abweichung  (von  den  allgemeinen  Grundsätzen)  nur  in  der 
Be«»tinunung  enthalten,  wonach  3  Prozent  des  Aktienkapitals  von  den  Über- 
K^hussen  abzuziehen  sind"^.    Und  dann  hatte   der  jetzige   §  16,   wie  eben  an- 


')  Weiter  kommt  in  Betracht,  dass  1 16  ausdrücklich  zwei  Vorschriften  des  all- 
gemeinen  Teils  (§  6  Nr.  1  und  §  2  b)  anzieht,  welche  von  der  Besteuerung  des  Ertrags 
va  bestimmten  Quellen  handeln.    Vgl.  Fuistingy  Juristenzeitung  1902  S.  564. 

<)  §§  13  und  15. 

•)  §  14. 

*)  §  16  V  A  a,  S.  185. 

•)  FuüHng-StrutB  zu  §  16  Anm.2:  „Der  Einkommensbegriff  des  §  16  ist  quali- 
tativ kein  andere  als  der  der  gg  7—9,  12— 15.'*  Vgl.  auch  Entsch.  in  Steuers.  X 
239ff. 

•)  Vgl.  FuisÜng  §  16  V  A  b  und  in  der  Juristenzeitung  1902    ö.  563;  femer 
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geführt,  seinen  Standort  in  §  9  als  Abs.  8,  somit  mitten  in  den  allgemeinen 
Vorschriften  über  objektive  Steuerpflicht.  Die  Lostrennung  der  Bestimmung  von 
§  9  erfolgte  lediglich  aus  äusseren  Gründen.  §  16  des  Entwurfs  wurde  ge- 
strichen und  nur^  um  die  Paragraphierung  nicht  ändern  zu  müssen,  wurde  die 
genannte  Vorschrift  als  §  16  in  die  dort  entstandene  Lücke  gesetzt 

D.  Das  preussische  Obervenvaltungsgericht  hatte  sich  durch  die  tennino- 
logische  Besonderheit  des  §  16  —  Bezeichnung  des  Reineinkommens  als  Über- 
schüsse —  verleiten  lassen,  in  §  16  auch  eine  sachliche  Besond^heit  zu 
erblicken.  Über  die  Beziehung  des  Paragraphen  zu  anderen  GesetzesbestimmoDgen 
und  über  Entstehungsgeschichte  desselben  hinwegsehend,  erklärte  das  Ober- 
verwaltungsgericht Überschüsse  in  §  16  als  gleichbedeutend  mit  Gewinn  im 
wirtschaftlichen  Sinne.  Der  ganze  jährliche  Reinvermögenszuwachs,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  er  Einkommen  oder  Stammvermögensmehrung,  bilanzmässigen 
Gewinn  oder  bilanzmässige  Grundstocksvermehrung  endialte,  die  Differenz 
zwischen  dem  am  Ende  des  Wirtschaftsjahres  vorhandenen  und  dem  am  An- 
fange desselben  vorhanden  gewesenen  Reinvermögen  wurde  vom  Oberver- 
waltungsgericht  für  steuerpflichtig  erklärt  Mit  einem  auf  Plenarbeschluss  vom 
21.  Juni  1902  beruhenden  Erkenntnis  vom  25.  Juni  1902^)  hat  sich  das  Ober- 
verwaltungsgericht, zugleich  einen  Überblick  über  die  Geschichte  seiner  Recbt- 
sprechung^)  in  diesem  Punkte  gebend,  zu  der  Ansicht  bekannt,  die  auch  hier 
vorgetragen  wurde.  Sie  war  bisher  schon  nahezu  ausschliesslich  vertreten  in 
der  Literatur,  von  der  Rechtsprechung  aller  mit  der  gleichen  Frage  befassten 
deutschen  und  ausserdeutschen  Verwaltungsgerichtshöfe  und  insbesondere  auch 
unter  Führung  des  Reichsgerichts*)  von  Zivilgerichten.  Einen  Hauptverfechter 
hatte  sie  sogar  in  einem  SteuersenatspnUident^n  des  preussischen  Oberverwaltung»- 
gerichtes  selbst,  in  Fuisting,  dem  ausgezeichneten  Kommentator  der  preussischen 
Steuergesetze*)*). 

V.  Im  einzelnen  gestaltet  sich  die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens der  A.en,  was  die  grundlegenden  Fragen  angeht,  nach  preussischem 
Einkommensteuergesetz  so: 

A.  §  14  des  G.  lautet  in  Abs.  1  Satz  1:  „Das  Einkommen  aus  Handel 
und  Gewerbe  besteht  ...  in  dem  in  Gemässheit  der  allgemeinen  Grundsätze 
(§§  6 — 11)  ermittelten  Geschäftsgewinne."     Hieraus  folgt: 


Reichsgericht  32  S.  245  und  46  S.  263;  femer  am  eingehendsten  Entsch.  in  Steuers. 
X  8.  227—239. 

')  Ent»ch.  in  Steuers.  X  214-262,  ferner  X  262,  266,  306;  dazu  FuUting  in 
Jurißtenzeitung  1902  Nr.  13  u.  24;  Fuisting-StrutB  §  16  Anm.  2;  Maats  in  Juristen- 
zeitung 1902  S.  541. 

«)  Insbesondere  Entsch.  in  Steuers.  IV  216ff.  (1895),  I  293ff.  (1893)  und  VII 
(1898)  287 ff.;  VIII  (1899)  S.  195. 

»)  Entsch.  in  Zivils.  32  S.  244 ff.;  46  S.  262 ff.-,  50  S.  97 ff. 

*)  Die  Literatur  zu  der  Frage  verzeichnet  Fuisting  §  16  Anm.  8  C  und  Slaub 
in  der  deutschen  Juristenzeitung  VII  (1902)  122.  —  Das  preuas.  Obervervraltnng^ 
genaht  selbst  sah  sich  schon  vorher  genötigt,  das,  was  es  den  Aktien  vereinen  ver- 
weigerte, die  Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  objektive  Steuerpflichtig- 
keit in  den  Paragraphen  vorher,  als  unentbehrlich  für  sie  (vgl.  Fuisting,  Juristenzeitnng 
1902  S.  565)  den  Berggewerkschaften  einzuräumen,  obwom  dieselben  unter  den  näm- 
lichen §  16  fallen  (Entsch.  in  Steuers.  I  335,  II  202,  IV  27,  VI  168,  VH  388,  VIII 
323,  IX  251). 

•)  Die  veränderte  Rechtsprechung  besitzt  keine  rückwirkende  Kraft;  jedes  Urteil 
hat  Wirkung  lediglich  für  den  einzelnen  Fall,  Eine  Zurückforderung  ohne  XtechtB^rond 
bezahlter  Steuer  vom  Fiskus  ist  auch  nicht  möglich.  Die  Gerichte  haben  keinelmt^ 
pflicht  schuldhaft  verletzt,  nicht  fahrlässig  gehandelt.  Andererseits  haben  aber  auch 
die  A.en  nicht  die  Pflicht,  den  Zwangsreservefonds  um  den  Betrag  vorher  gezahlter 
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1.  Das  steuerpflichtige  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  besteht 
nur  aus  Einkünften,  nicht  aus  Mehrungen  des  Stammverroögens,  d.  h.  des  zu 
eiiialtenden,  nicht  zu  verteilenden  Vermögens.  §  8  des  6.  bestätigt  dies  noch 
losdmoklicfa. 

2.  Zweitens  folgt  aus  dem  angeführten  Satze  noch,  dass  bei  einer  Handel 
ttod  Gewerbe  trabenden  A.  nicht  durch  Handel  und  Gewerbe  erzielte  Ein- 
künfte nicht  als  steuerpflichtiges  ,,Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe"  gelten. 
Dran  nach  §  14  ist  steuerpflichtig  nur  der  „Geschäftsgeyrinn^^,  der  geschäft- 
üdie  Seingewinn,  also  nur  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe,  nicht 
ans  anderen  Quellen  ^). 

R  1.  Satz  2  des  ersten  Abs.  von  §  14  fährt  folgendenuassen  fort: 
^Mit  dieser  Hassgabe  —  dass  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  in 
Gemässheit  der  allgemeinen  Grundsätze  (§§  5 — 11)  ermitteU  wird  —  ist  der 
Remgewinn  aus  dem  Handel  und  Gewerbe  nadi  den  Grundsätzen  zu  be- 
ledmen,  wie  solche  für  die  Inventur  und  B.  durch  das  .  .  .  H.6.B.  vor- 
geschrieben sind  und  sonst  dem  Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmanns  ent- 
sprechen.^ 

2.  Indem  hier  ausgesprochen  wird,  der  Reingewinn  im  wirtschaftlichen 
Sinn,  d.  h.  der  Geschäftsgewinn  im  Sinne  des  Satzes  1,  das  Reineinkommen 
moas,  was  äussere  Form  und  sachliche  Art  (d.  h.  Bewertungsgrundsätze)  der 
Berechnung  angeht,  nach  den  Vorschriften  über  die  handelsrechtliche  B. 
berechnet  werden,  ist  vor  allem  vorgeschrieben,  dass  die  Berechnung  des  Rein- 
emkmnmens  nicht  in  der  Form  der  Ertrags-,  sondern  der  Vermögensbilanz  ^), 
ni  erfolgen  hat.  Der  Reinertrag  darf  nicht  in  Form  der  Gregenüberstellung 
bk>s6  von  Einnahmen  und  Ausgaben  (gesetzlich  zulässigen  Abzügen)  berechnet 
werden,  sondern  es  ist  eine  völlige  B.,  beim  gewöhnlichen  Kaufmann  Ver- 
mogenseimittlungs-,  bei  A.en  und  Unternehmungen,  die  diesen  bilanzrechtlich 
gieichbehandelt  werden'),  Grewinnermittlungsbilanz  aufzumachen  und  erst 
dann  nach  Massgabe  der  allgemeinen  Vorschriften  der  §§  5 — 11  zu  berechnen, 
vas  von  dem  sich  auf  diese  Weise  ergebenden  Reinvermögenszuwachs  Reinertrag 
(aus  Handel  und  Gewerbe)  ist*). 


Agiosteueni  zu  erhöhen.  Denn  diese  Steuern  bleiben  trotz  veränderter  Rechtsprechung 
durch  Aktienausgabe  entstandene  Kosten  (H.G.B.  262  Ziff.  2). 

')  Der  Handel-  und  Gewerbetreibende  hat  die  Erträge  aus  anderen  Quellen,  auch 
wenn  sie  durch  seine  Geschäftsbücher  gehen,  somit  aus  dem  Geschäfts^winn  auszu- 
fCoAem,  besonders  zu  berechnen  und  zu  deklarieren.  Hat  er  z.  B.  zugleich  Ertrag  aus 
Kapital-  und  Grandvermögen,  so  wird  er  bezüglich  dessen  wie  alle  anderen  Kapital- 
and Grundbesitzer  daneben  steuerlich  behandelt  (Maatz,  Eiuk.  91 :  Fuisting  §  14  N.  3 
und  N.  13  D  c). 

«)  Vgl.  über  die  Begriffe  §  3  III  B. 

')  Siehe  hierfiber  oben  §  14;  auch  Fuisting ,  Steuerlehre  171  f. 

*)  Vgl.  Fuisiinff'Struts  zu  §  16  Anm.  Uia:  „Die  B.en  und  Jahresabschlüsse 
nnd  nur  Ausgangspunkt  (^rkenntnisquelle'),  nicht  Norm  für  die  Steuerveranlagung'^ 
Ebenso  Reis^  I  2Ö0:  „B.  und  Einkommensermittlung  haben  eine  lange  Strecke  Weges 
gemeinschaftlich  znrückzulesen  .  . .  Die  kaufmännische  Buchführung  .  .  .  Ausgangs- 
punkt fGr  die  Ermittlung  der  Besteuerungsgrundlage'';  ebenso  Bugno-Widmer,  Kom- 
mentar 8.  138.  bage^n  Maai$  im  Verwutungsarchiv  1902  S.  57 :  „(Vermögens-jB. 
und  EinkoDunensausweis  sind  ganz  und  gar  nicht  heterogene  Begriffe".  Aber  Entsch. 
in  Steuers  X  301:  „Die  B.en  und  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  sind,  falls  sie  den 
für  A.cn  erlassenen  handelsrechtlichen  Vorschriften  entsprechen,  vorbehaltlich  einer 
Korrektur  infolse  der  besonderen  Vorschriften  des  §  16  des  Eink.StG.  der  Veranlagung 
SU  Grunde  zu  legen."  In  Entsch.  in  Steuers.  X  310,  die  noch  vor  dem  Plenarbeschluss 
vom  21.  Juni  1902  emng,  heisst  es  noch  ohne  Einschränkung,  die  B.  sei  „massgeben- 
der Faktor^  für  die  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Überschüsse. 
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VI.  Näher  angesehen  ist  das  Verfahren  bei  A.en  und  Gesellsdiaften, 
die  diesen  gleich  stehen^  folgendes: 

A.  Auf  die  eine  Seite  der  Berechnung  werden  nicht  bloss  die  im  Laufe 
des  Jahres  eingekommenen,  sondern  alle  am  Jahresschluss  vorhandenen  >  AJctiv- 
werte  gestellt,  also  insbesondere  auch  die  schon  am  Anfang  des  Jahres  vor- 
handen gewesenen  Anlagen  (Anlagewerte)  und  die  im  Laufe  des  Jahres  hinzu- 
gekommenen Anlagegegenstände. 

B.  Auf  der  entgegengesetzten  6eite  werden  nicht  die  gesetzlich  anerkannten 
Abzüge  vom  Boheinkommen  (Betriebskosten  nebst  Abschreibungen),  sondern  die 
Gesamtheit  des  am  Jahresende  vorhandenen  Passiwermögens  und  die  ideellen 
Passivposten^)  eingesetzt 

C.  Dann  wird,  weil  bilanzmässiger  Beingewinn  und  wirtschaftlicher  Bdn- 
ertrag  nicht  dasselbe  sind,  unter  Anwendung  der  allgemeinen  Vorschriften  der 
§§  5 — 11  des  G.  festgestellt,  was  von  dem  sich  als  AbschlusszifFer  ergebenden 
Beinvermögenszuwachs  (bilanzmässigem  Beingewinn)  Beinertrag  im  Gegensatz 
zu  Btammvermögensmehrung  ist;  denn  nur  der  erstere  ist  steuerpflichtig^  Be- 
hilflich ist  dazu  nach  ihrem  Charakter  als  Erfolgs-  und  Betriebsrechnung  die 
Gewinn-  und  Verlustrechnung.  Aus  ihr  ist  zu  ersehen,  was  (von  den  Verlust- 
posten) Betriebsausgabe  oder  Stammvermögensminderung,  (von  den  Gewinnposten) 
Betriebseinnahme  (d.  h.  Boheinkommen)  oder  Btammvermögensmehrung  ist^). 

D.  Dass  mit  Vorstehendem  die  gesetzlich  geforderte  Form  der  Berech- 
nung dcQ  Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe  richtig  wiedergegeben  ist,  be- 
stätigt der  dritte  Satz  von  Abs.  1  des  §  14,  nach  doppelter  Bichtung: 

1.  Erstens  bestätigt  derselbe,  dass  bei  Berechnung  des  Beingiewinn^ 
bilanzmässig  nicht  bloss  das  gewerbliche  Einkommen,  sondern  das  V^mögeo 
des  Kaufmanns  bezw.  der  A.  festzustellen  ist.  Denn  er  lautet:  „Insbesondere 
gilt  dieses  —  d.  h.  dass  der  Beingewinn  (Geschäftsertrag)  nach  den  Grund- 
sätzen über  handelsrechtliche  Bilanzaufstellung  zu  berechnen  ist  —  einerseits 
von  dem  Zuwachs  des  Anlagekapitals  und  andererseits  von  den  r^ehnässigen 
jährlichen  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der 
Wertverminderung  entsprechen."  Hieraus  folgte  dass  bei  Berechnung  des  G^ 
Schäftsertrages  rechnerisch  auch  die  Mehning  des  Einlagekapitals  und  die 
genannten  Abschreibungen  zu  berücksichtigen  sind.  Das  ist  aber  nur  dadurch 
möglich,  dass  in  die  Berechnung  nicht  bloss  Einnahmen,  sondern  audi  Ver- 
mögensgegenstände einzustellen  sind,  die  zum  St^mmvermögen  zählen^).  Ist 
dies  aber  der  Fall,  so  kann  die  Berechnung  nicht  bloss  die  Form  der  Ertragj?- 
bilanz  haben,  sondern  muss  Vermögensstandsbilanz  sein. 

2.  Zweitens  bestätigt  der  angeführte  Satz  aber  auch,  dass  nach  Auf- 
machung der  Vermögensstandsbilanz  (mittelst  der  Gewinn-  und  Verlustrechnimg) 
ermittelt  wird,  was  von  dem  Bein  Vermögenszuwachs  steuerpflichtig,  d.  h.  also 
(steuerlicher)  Beinertrag  ist. 

0  Über  diese  §  65. 

*)  Sehr  treffend  bemerkt  Fuisting.  Steuerlehre  172:  „Sollte  das  Ergebnis  der 
Vermögensbilanz  durchweg  den  steuerlichen  Ertrag  darstellen ,  so  wurde ...  die  Be- 
steuenmg  der  Gewerbetreibenden  nicht  nach  dem  Ertrage,  sondern  nach  dem  Vermögeoa- 
zuwachse  erfolgen,  also  überhaupt  keine  Einkommen-,  sondern  eine  Vermögenszuwachs- 
steuer  sein^'. 


»^  Vgl.  Reisch  I  308 f.  und  II  310  Anm.  1  u.  326fL 


Insbesondere  die  regelmässigen  ordentlichen  Abschreibungen  wegen  Wertmin- 
derung (aber  auch  die  ausserordentlichen  wegen  Wertminderung)  sind  bä  richtig  auf- 
gestellter B.  nicht  erst  vom  bilanzmässigen  Keingewinnsaldo,  sondern  vorher  in  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  damit  auch  in  der  B.  abzuziehen.  VgL  §§  138 
und  153. 
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Was  der  dritte  Satz  von  §  14  Abs.  1  überhaupt  soll,  das  ist:  ausser 
Zweifel  zu  stellen,  dasa,  um  den  Betrag  des  steuerpflichtigen  Gewerbeeinkommens 
ni  emuttehi,  von  der  Reingewinnsziffer  der  B.  wohl  der  Zuwachs  an  Anlage- 
bpital,  nicht  aber  die  regelmässigen  jährlichen  Abschreibungen  wegen  Wert- 
DÜndenmg  abgezogen  werden  dürfen. 

a)  Das8  der  einzige  Zweck  des  Satzes  3  nicht  sein  kann,  atisser  Anr 
fechhmg  zu  setzen^  dass  Wertmehrungen  des  Anlagekapitak  und  Abschreibungen 
vegen  Wertminderungen  bei  Berechnung  des  steuerlichen  Beinertrags  in  formelle 
Berückachtigung  gezogen  werden,  ei^bt  schon  der  Umstand,  dass  kein  Grund 
erfindlich  ist,  warum  es  einer  solch  besonderen  Hervorhebung  gerade  bezüglich 
der  Mehrungen  und  Minderungen  des  Anlagevermögens  bedürfen  sollte.  Ebenso 
i4  ja  doch  auch  eine  Besonderheit^  das  Anlagevermögen  überhaupt  bei  der 
fiereclinung  des  steuerpflichtigen  Reinertrages  rechnungsmässig  mit  heranzu- 
aehen. 

b)  Dazu  kommt  aber:  Satz  8  stellt  Zuwachs  des  Anlagekapitals  und 
regelinässige  jährliche  Abschreibungen  durch  die  Worte  „einer-*'  und  „anderer- 
s&tB^  dnander  gegenüber.  Der  Gesetzgeber  hat  damit  nicht  bloss  aus- 
drucken woUen,  dass  es  sich  in  dem  einen  Falle  um  Reinvermögensmehrungen, 
im  anderen  um  Minderungen  des  Reinvermögens  handelt.  Es  kann  dies  lun 
dessirillen  nicht  angenommen  werden,  weil  diese  Hervorkehrung  eines  solchen 
Untersdiiedes  doch  nur  dann  Sinn  haben  würde,  wenn  der  Gesetzgeber  an 
diesen  Unterschied  eine  verschiedene  rechtliche  Behandlung  beider  geknüpft 
bitte  und  diese  verschiedene  rechtliche  Behandlung  so  auch  durch  die  Fassung 
semes  Bechtssatzes  hätte  rechtfertigen  wollen.  Allein  geht  die  Auslegung  da- 
TOD  aus,  dass  jener  dritte  Satz  von  §  14  Abs.  1  lediglich  bestätigen  soll,  dass 
Mehrung  wie  Änderung  des  Anlagekapitals  in  der  Berechnung  formelle  Berück- 
^tigung  zu  finden  haben,  dann  hat  der  Gesetzgeber  Mehrung  und  Minderung 
des  Anlagevermögens  rechtlich  nicht  verschieden  behandelt  Also  fehlt  jede 
Venuilaasung  zu  derartiger  Gegenüberstellung  mit  „einer-"  und  „andererseits". 

c)  Wohl  aber  haben  diese  Trennworte  guten  Sinn,  wenn  der  Zweck  jenes 
letzten  Satzes  von  §  14  Abs.  1  ist,  ausser  Zweifel  zu  stellen,  dass  trotz  ihrer 
^eeetzlich  voi^eschtiebenen  Berücksichtigung  bei  Aufstellung  der  der  Einkommens- 
beredmung  zu  Grunde  zu  legenden  B.  die  Zuwächse  des  Ardagekapitcds  auf 
den  Betrag  des  steuerpflichtigen  Einkommens  keine  erhöhende^  die  dort  ge- 
nannten Abschreibungen  keine  vermindernde^)  Wirkung  ausüben. 

d)  Der  Schlüssel  zur  Auslegung  von  §  14  Abs.  1  Satz  3  liegt  in  der 
Erkenntnis  der  besonderen  Bedeutung,  welche  den  Abschreibungen  an  dieser 
Stelle  zukommt 

a)  Nicht  können  damit  gemeint  sein  die  Abschreibungen  von  solchen  Wert- 
minderungen des  Anlagekapitals,  welche  Folge  der  bestimmungsgemässen  Ver- 
wendung der  Betriebsg^enstände  zur  Ertragserzielung  sind.  Denn  diese  wirken 
steoennindemd.  Sie  sind  im  'RxAierirage  steckende  Vermögenst&le  und  darum 
bei  Feststellung  des  Reinertrages  auszusondern^).  Ausdrücklich  heisst  es  auch 
in  den  „allgemeinen  Vorschriften"  des  Einkonunensteuergesetzes  über  „objektive 
Steoerpflicht"  in  §  9  Abs.  1  Ziff.  5:  „Von  dem  Einkommen  sind  in  Ahxug 
ro  bringen  5.  die  regelmässigen  jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von 
Gebäuden,  Maschinen,  Betriebsgerätschaften"  u.  s.  w.,  soweit  solche  nicht  bereits 
unter  den  Betriebsausgaben  verrechnet  sind.     Hätte  der  Gesetzgeber  in    §  14 


'^ 


VgL  auch  Beiseh  I  202. 
Vgl  naher  unten  §  139  11  C. 
')  VgL  Fuisüng,  Stenerkhre  138,  142,  146,  176. 
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eine  Ausnahme  von  (lieser  Regel  statuieren  wollen,  so  hatte  er  dies  gewiss  klar 
und  deutlich  gesagt.  In  Wirklichkeit  war  er  bestrebt,  durch  seine  Formulierung 
das  gerade  Gegenteil  deutlich  zu  machen.  Es  ist  nicht  ohne  Absicht,  dass  er 
in  §  9  von  „Absetzungen",  in  §  14  von  „Abschreibungen"  spricht.  Er  bringt 
dadurch  zum  Ausdruck,  dasa  er  in  §  14  andere  Abschreibungen  meint,  als  die 
in  §  9.  Und  dies  stimmt  auch  besser  zu  der  Tatsache,  dass  §  14  unter  den 
„besonderen  Vorschriften"  über  die  objektive  Steuerpflicht  steht 

ß)  Die  Abschreibungen,  welche  der  Gesetzgeber  in  §  14  im  Auge  hat, 
betreffen  gerade  solche  Wertminderungen  des  Anlagevermögens,  welche  nicht 
die  unmittelbare  Folge  der  Betriebstatigkeit  sind,  d.  h.  nicht  in  der  bestimmungs- 
massigen  Verwendung  der  betreffenden  Vermögensgegenstande  zur  Ertragser- 
zielung  ihren  Ursprung  haben.  Diese  Wertminderungen  sind  nicht  abzugsfahig, 
lassen  die  Steuerhöhe  völlig  unberührt  und  so  ist  es  natürlich,  dass  sich  der 
Gesetzgeber  veranlasst  sieht,  besonders  hervorzuheben,  dass  sie  trotzdem  in  die 
erste  Grundlage  des  Besteuerungsmasses,  in  die  nach  handelsrechÜicheD  Vor- 
schriften aufzumachende  Reint^e^rmö^en^mehrungsbilanz  aufgenommen  werden. 
Und  dasselbe  gilt  für  die  Zuwächse  des  Anlagekapitals. 

e)  Im  einzelnen  ist  hiemach  zur  Auslegung  von  §  14  Abs.  1  Satz  3 
folgendes  zu  bemerken. 

a)  Darüber,  dass  von  der  Höhe  des  umlaufenden  Kapitals,  oder  wie 
das  Betriebskapital  handelsrechtlich  genannt  wird,  der  Veräusserungsg<^en- 
stände  unmittelbar  auch  die  Grössenziffer  des  Reineinkommens  abhängt,  kann 
kein  Zweifel  obwalten.  Das  am  Anfang  des  Jahres  vorhandene  umlaufende 
Kapital  und  alle  Mehrungen  und  Minderungen  desselben  im  Laufe  des  Jafara» 
haben  nach  dem  Wesen  des  umlaufenden  Kapitals  Einfluss  auch  auf  die  Höhe 
des  steuerlichen  Reinertrags.  Wie  schon  sein  Name  umlaufendes  oder  flüssiges 
Kapital  und  ebenso  die  Benennung  „Verausserungsgegenstande"  sagt,  ist  da.s 
Betriebskapital  seiner  Bestinunung  gemäss  fortwährendem  Umlauf  und  stetigem 
Wechsel  seiner  Bestandteile  unterworfen^).  Umlauf  und  Wechsel  desselben 
geschehen  im  Betrieb;  sind  in  der  Hauptsache  Folge  der  gewerblichen  Tätig- 
keit. So  kann  nur  durch  einen  Vergleich  des  am  Jahresende  vorhandenen  Be- 
triebskapitals mit  dem  Stande  des  Betriebskapitals  am  Jahresbeginn  der  Ertrag 
der  gewerblichen  Tätigkeit  ermittelt  werden.  Stand,  Wachstum  und  Rückgang 
des  Betriebskapitals  beeinflussen  daher  unmittelbar  die  Höhe  des  Reinertrags 
und  so  bedarf  es  keiner  besonderen  Hervorhebung  im  Gresetz,  dass  in  eine 
nach  den  Grundsätzen  des  H.G.B.  aufzunehmende  Berechnung  auch  die  sog. 
Verausserungsgegenstande  einzustellen  sind.  Auch  ohne  Aufnahme  in  diese 
Konten  (B.  und  Gewinn-  und  Verlustkonto)  würden  sie  wegen  ihres  sachlichen 
Einflusses  auf  die  Höhe  des  Reinertrags  bei  Berechnung  der  Grösse  desselben 
in  Berücksichtigung  zu  ziehen  sein. 

ß)  Ebenso,  wie  mit  Stand  und  Veränderung  des  Betriebskapitals,  verhält 
es  sich  mit  Minderung  des  Anlagekapitals,  welche  die  Folge  bestimmangs- 
gemässer  Verwendung  desselben,  d.  h.  der  Verwendung  zur  Ertragserzielung 
ist.  Solche  Minderung  ist  nach  dem  Wesen  der  Einkommensteuer  als  einer 
Steuer  vom  Reinertrag  Bestandteil  der  Betriebskosten  im  weiteren  Sinn  und 
darum  abzugsfähig*),  aus  dem  Grunde  aber  unter  allen  Umständen  bei  Be- 
rechnung des  Reinertrags  zu  berücksichtigen,  in  welcher  Form  inuner  dieselbe 
geschehen  mag. 


*)  Vgl.  auch  Fuisting  §  14  N.  13C;  derselbe,  Steuerlehre  173  f.,  176;  Seiid  I 
289   293. 
' '  " »)  'Eink.St.G.  §  9  Abs.  1  Ziff.  5.    Siehe  oben  unter  VI  D  2  d. 
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y)  Anders  liegt  das  Verhältnis  dagegen  bezüglich  der  Zuwächse  am  An- 
lagekapital und  der  Abschreibungen   wegen  Wertminderungen,  welche  nicht  in 
der  bestimmungsmässigen  Verwendung    der  Anlagegegenstande    zur  Ertragser- 
zielung  ihren  Ursprung  haben.     Hinsichtlich   ihrer   steht  ebenso  fest,  dass  sie 
die  Höhe  des  Reinertrags  nicht  beeinflussen.     Zuwachs  zum  Anlagekapital  ist 
Vermehning  des  dauernd  zu  erhaltenden,  nicht  zu  verbrauchenden  Vermögens. 
Reinertrag  ist  aber,  was  zur  Deckung  laufender  Bedürfnisse  verbraucht  werden 
darf.     Und   ebenso    fallen    Wertminderungen    an    Anlagegegenstände,    welche 
nicht  in  deren  Verwendung  im  Betriebe  ihre  Ursache  haben,   aus  dem  Bereich 
der  die  Ertragshöhe  bestimmenden  Faktoren  hinaus^).    Sie  haben  ihre  unmittel- 
bare Ursache  nicht  in  der  Handels-  und  Gewerbstätigkeit  und  lassen  aus  dem 
Grande  die  Berechnung   des  Reinertrags   unberührt.     Weil   Zuwachs    des  An- 
la^kapitals    den    Reineinkommensbetrag   nicht    erhöht   und   mit   der   Betriebs- 
tädfrkeit   nicht   zusammenhängende  Wertminderung   des    Anlagevermögens   den 
Reineinkommensbetrag  nicht  mindert,  könnte  sich  der  Rechner  veranlasst  sehen, 
wichen  Zuwachs  und   solche  Wertjninderung   aus   der   der  Reineinkommeuser- 
fflittlung  als  Grundlage  dienenden  handelsrechtlichen  B.  ganz  wegzulassen.  Die 
Aufgabe  des   §  14  Abs.  1  Satz  3  ist,   dem    vorzubeugen.     Nicht   darf  daraus 
geschlossen  werden,   dass   der  Gesetzgeber    nun   auch   will,    dass    diese  Posten 
äichlich    unmittelbar  die  Reineinkonmienshöhe   beeinflussen,   die   Zuwächse    sie 
?ennehren,  die  Abschreibungen  wegen  solcher   Wertminderungen  sie  verringern. 
Eifie  derartige  Folgerung  ist  durch   die  Anfangsworte  von  §  14  Abs,  1  Satz  2 
aus^eseklossen.     Sie  lauten  „mit  dieser  MaS8gt$be*%  d.  h.  mit  der  Mass- 
eabe,   dass   das    Einkommen   in    Gremässheit   der   allgemeinen   «^widerrechtlichen 
Grandsätze  ermittelt  wird,    ist    der  Reingewinn   nach  handelsrechtlichen  Grund- 
^tzen  zu  berechnen.     Die  handelsrechtlichen  Grundsätze    gehen    also    sachlich 
den  steuerrechtlichen  nach.     Die  zum  Zwecke  der  Berechnung  des  Reinertrags 
aufzunehmende  handelsrechtliche  B.  soll  eine  steuerrechtlich  modifizierte  sein.  Sachlich 
2^tehen  obenan    die  steuerrechtlichen  Grundsätze.     Mittelst   ihrer   wird   aus   der 
handelsrechtlich   aufgestellten    Reingewinnermittlungsbilanz   das  Reineinkommen 
berechnet,    d.  h.  die    handelsreefitliche    B,  und    OeuHnn-    und    Verlusirechming 
dorch  Ausschaltung  der  die  Reinertragshöhe  weder  positiv  noch  negativ  beein- 
flussenden Buchführungsposten  in  eine  sieuerrechtliche  umgewandelt, 

f)  Während  Fuisting  vom  theoretischen  Standpunkte  aus  die  zutreflende 
Anschauung  vertritt»  dass  die  nicht  als  unmittelbare  Folge  des  Betriebes  er- 
scheinenden Änderungen  in  den  Werten  des  Anlagekapitals  nur  das  Vermögen 
und  nicht  den  Ertrag  berühren,  bei  Berechnung  des  letzteren  also  unberück- 
!richtigt  zu  bleiben  haben  ^),  hat  sich  Fuisting  durch  die  ausdrückliche  Bestim- 
mung des  §  14  Abs.  1  Satz  3,  d.  h.  durch  die  Vorschrift,  dass  Zuwachs  des 
Anlagekapitals  und  Abschreibung  wegen  jeder  Wertminderung  in  die  B.  einzu- 
:5tellen  sind,  zu  der  Meinung  verleiten  lassen,  dass  im  positiven  Rechte^)  der 
Zuwachs  des  Anlagekapitals  als  Ertrag  und  sämtliche  Abschreibungen  wegen 
Wertminderung,  also  auch  die  Wertminderungen  des  Anlagekapitals,  welche 
nicht  eine  unmittelbare  Folge  des  Betriebes  sind,  als  Abzugsposten  vom  Ein- 
kommen   zu    behandeln    seien  ^).      In    ihrer    praktischen    Bedeutung    wird    die 


')  Beieeh  I  291  f. 

*)  Steueriehre  171. 

•)  §  14  N.  13  D  b.  —  Infolge  dieser  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  bleibt 
Fuisting  auch  in  seiner  theoretischen  Anschauung  nicht  konsequent.  Sonst  könnte  er 
nicht  Abschreibungen  auf  Anlageentwertungen  allein  durch  Zeitablauf  für  abzugsfähig 
erklären  (Steuerlelu«  176). 

*)  Ebenso  Maate  119;  Friedberg,  Yerwaltüngsarchiv  Bd.  9  S.  7;  Droste,  ebenda 
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Meinung  Fuistings  dadurch  eingeengt,  dass  §  14  Abs.  1  Satz  3  nadi  dem 
Zusammenhang  mit  §  14  Abs.  1  Satz  2  nur  für  Vollkaufleute  gUt^).  Weil 
die  herrschende  Auslegung')  von  Einkommensteueigesetz  §  9i  5  dahin  geht»  dass 
bei  anderen  als  unter  §  14  Abs.  1  Satz  8  fallenden  Einkommensteuopflichtigen 
alle  Abschreibungen  mit  Ausnahme  der  durch  Abnutzung  veranlassten  Steuer* 
pflichtig  seien,  so  erklärten  daher  Fuisting  und  ein  Teil  seiner  Anhänger^  bei 
Minderkaufleuten,  wie  selbstverständlich  nicht  den  Zuwachs  des  Anlagekapital? 
für  Ertrag,  so  nur  Abschreibungen  (an  Anlagewerten)  wegen  Abnutzung  für 
abrechenbar  vom  Einkommen. 

g)  Dieselbe  Meinung,  wie  Fuisimgy  hat  bezüglich  Einkommensteuergesetz 
§  14  Abs.  1  Satz  3  das  preussische  ObervenvaUungagerichi.  Ba  Vollkauf- 
leuten  sei  auch  der  Zuwachs  an  Jn^ekapital  (z.  B.  die  Wertsteigemng  des 
Fabrikgebäudes  durch  allgemeines  Steigen  der  Grundstückpreise,  wie  sie  handels- 
rechtlich bei  allen  nicht  unter  H.6.B.  §  261  fallenden  B.en  berückachtigt 
werden  darf)  Einkommen  und  andererseits  jedt  angemessene  r^elmassige  jähr- 
liche Abschreibung  wegen  Wertminderung  abzugsfähig  vom  Einkommen*) 
(und  aus  diesem  Grunde  steuerfrei).  Allein  wir  wiederholen:  wozu  dann 
die  Einleitungsworte:  „Mit  dieser  Massgabe"?  Wozu  femer  die  Bemerkung  in 
dem  Kommissionsbericht  und  den  stenographischen  Berichten  des  Abgeordneten- 
hauses (S.  28  und  29;  bezw.  S.  859ff.),  die  Bestimmungen  in  Satz  2  und  3  des 
Abs.  1  von  §  14  sollten  nicht  eine  Änderung,  sondern  dne  Ergänzung  des 
ersten  Satzes  dieses  Absatzes  bilden*).  Wozu  endlich  die  Einleitung  des 
Satzes  3  mit  „insbesondere",  wo  derselbe  doch  nicht  zwei  im  Vorhergehenden 
in  nuce  liegende,  sondern  den  vorausgehenden  Bestimmungen  widersprechende 
Ausnahmen  statuieren  würde? 

VII.  Noch  bliebe  zur  vollständigen  Klarlegung  der  einschlägigen  Redits- 
sätze  die  Fn^,  warum  der  Gesetzgeber  diesen  Umweg  vorschreibt,  dass  zwecks 
Feststellung  der  Reiner^ra^^höhe  zuerst  der  bilanzmäseage  Beingewinn  zu  er- 
mitteln und  erst  aus  ihm  durch  Ausschaltung  aller  den  Beinertrag  nicht  be- 
rührenden Posten  der  Betrag  des  steuerpflichtigen  Beineinkommens  zu  berechnen 
sei.  Der  Grund  liegt  in  der  schon  unter  Nr.  VI  D  2  e  dieses  Paragraphen 
betonten  raschen  Veränderlichkeit  der  Zusammensetzung  des  Betriebskapitals. 
Diese  ermöglicht  auf  keine  andere  Weise  den  Ertrag  desselben  festzustellen, 
als  dass  der  Bestand  des  Betnehsvermögens,  das  am  Ende  des  Wirtschafts- 
jahres vorhanden  ist,  mit  dem  Bestände  desselben  verglichen  wird,  den  es  am 
Jahresanfang  aufwies.     Dadurch  wird  die  Rdner^ro^fiermitÜung  von  selbst  zum 


Bd.  5  S.  543,  560;  BeUrs  Bd.  6  S.  561.  MatUe  formuliert  im  Verwaltongsarchir 
Bd.  10  S.  68  die  Bedeutung  von  §  14  Abs.  1  Satz  2  in  dem  Satz:  „Soweit  das  Bilanz- 
eigebnis  IiandeUrechÜidx  Jahreagewinn  ist,  soll  es  als  Elinkommen  gelten'^ 

*)  Gemäss  §  14  Abs.  1  Satz  2  ist  der  Beinertrag  aus  Handel  und  Gewerbe  nach 
den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für  die  B.  durch  das  H.G.B.  fforgesehrieben 
sind  und  sonst  dem  Gebrauche  eines  ordentlichen  (d.  h.  sorgföltigen)  Kaufmanns  ent- 
sprechen. Vorschrieben  sind  solche  Grundsätze  aber  ledisiich  ffir  VoUkaufleate 
(H.G.B.  §  4).  Darfiber,  dass  dem  Gebrauch  eines  ordentlichen  Kauf manns  entsprechende 
Grundsätze  nur  soweit,  als  sie  die  gesetzlichen  Grundsätze  eigänzen,  nicht  abersoireit, 
als  sie  denselben  widersprechen,  in  Betracht  gezogen  werden  dürfen,   s.  oben  §  20  IV. 

*)  Unten  §  139  II  C  5.  Dort  überhaupt  über  die  Frage  der  Stellung  der  Ab- 
schreibungen im  Steuerrecht 

*)  Ebenso  Maate  118  und  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  10  S.  66.  Anders  DrotU 
im  Verwaltunesarchiv  Bd.  5  8.  543 ff.;  Fßters,  ebenda  Bd.  6  6.  561  ff.;  JtXedberg, 
ebenda  Bd.  9  8.  6. 

*)  Entsch.  in  Steuers.  IV  241,  V  285,  291  f,  VH  361,  X  306;  vgl.  FuiHing  m 
§  14  Anm.  13  D  b  und  Fuisting- Strutg  zu  §  14  Anm.  la. 

*)  8.  Fuisting  zu  §  14  Anm.  13  a.  A.;  Friedberg  im  VerwaltungsarohiT  Bd.  9. 
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Teil  zu  einer  Vermögensiandsvergleichung^)  und  so  ist  es  naheliegend,  dass 
dw  Gesetzgeber  die  Vorschrift  gibt,  die  Verbuchung  und  Bewertung  der  einzelnen 
Betriebsvermögensbestandteile  habe  nach  den  handelsrechtlichen  Vorschriften  über 
loTentur-  und  Bilanzaufnahme  stattzufinden. 

Vin.  So  sind  wir  endlich  in  der  Lage,  die  Spezialfrage,  welche  uns  zu 
die^Ji  Erörterungen  über  preussisches  Einkommensteuergesetz  §§16  und  14  führte, 
zo  beantworten,  die  Frage  nach  der  Steuerpflicht  des  Aktienemissionsagios  nach 
[>rpii88ischem  Recht  Dasselbe  ist  nicht  Überschuss,  Ertrag,  Gewinn  im  Sinne 
der  §§  16  und  14  des  Einkommensteuergesetzes,  sondern  Stamm vermögens- 
mehrang  imd  aus  dem  Grunde  auch  nach  positiv  preussischem  Recht  von  der 
Steueipflicht  befreit 

IX.  Zum  Schluss  ist  noch  auf  eine  wichtige  Konsequenz  der  vom  G. 
im  allgemeinen  vorgesehenen  Reineinkommensberechnung  hinzuweisen.  Bildet 
die  Feststellung  der  handelsrechtlichen  B.  auch  nur  ein  Element  der  Herstellung 
der  steuerrechtlichen  B.,  so  folgt  daraus  doch,  dass  der  Kaufmann  für  die 
iiguerUche  B,  keine  andere  effektive  Bewertung  (kein  anderes  Mass  der  notwendigen  Ab- 
dueibung)  fordern  kann^  als  er  sie  in  seiner  handelsrechtlichen  B,  beliebt^). 
Du  Reineinkommen  ist  gemäss  Einkommensteuergesetz  §  14  nach  den  Vor- 
schriften des  H.G.B.  über  Bilanzaufstellung  zu  berechnen  und  ebenso  gemäss 
E6£.  §§  38  ff.  und  261  der  handelsrechtliche  Reingewinn.  Also  müssen  die 
Bewertungen  hier  und  dort  die  nämlichen  sein^). 


f)  Osterreiehiflches  und  bayerisches  tätenerreeht. 

§  113. 

Nach  den  ausführlichen  Erörterungen  über  das  preussische  Recht  sind 
lir  in  der  Lage,  das  österreichische  und  bayerische  Recht  in  Kürze  zu  erledigen. 

L  A.  Das  einschlägige  österreichiscfie  G.  ist  das  G.  vom  25.  Oktober 
1896,  betreffend  die  direkten  Personalsteuem.  Dasselbe  erhält  neben  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  („Personaleinkommensteuer*')  Ertragssteuem  auf- 
recht Da  der  Personaleinkommensteuer  aber  nur  physische  Personen  unter- 
Ü^n^),  so  kommt  für  A.en  und  ähnliche  Assoziationen  allein  eine  der 
Ertragssteuem,  die  Gewerbesteuer,  oder,  wie  sie  in  Österreich  heisst,  die  Erwerb- 
Steuer  in  Betracht.  Aber  die  A.en  u.  s.  w.  unterstehen  auch  in  dieser  Beziehung 
wieder  besonderen  Bestimmungen.  Das  G.  unterscheidet  eine  „allgemeine 
Erwerbsteuer**  und  eine  „Erwerbsteuer  von  den  der  öffentlichen  Rechnungs- 
fcßTing  unterworfenen  Unternehmungen^',  als  welche  vor  allem  A.en  und  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien^  Gewerkschaften,  Versicherungsunternehmungen, 
öffentliche  Kreditinstitute^  Staatseisenbahnen  und  ihren  Geschäftsbetrieb  nicht 
auf  ihre  Mitglieder  beschränkende  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
in  Betracht  kommen. 

R  Die  „bilanzmässigen  Überschüsse*'  des  österreichischen 
Personalsteuergesetzes.  Wodurch  sich  diese  besondere  Erwerbssteuer  von  der 


*)  Vgl.  Fuisting  §  14  N.  13C;  derselbe,  Steuerlehre  S.  7,  173;  Beisch  I  293. 

*)  8.  auch  Betseh  I  285ff.,  II  313  und  derselbe  bei  Holdheim  X  (1901)  S.  216. 
rnzatr^fend  ist,  dass  Abschreibungen  und  Amortisationsbeträge  steuerlich  nur  abge- 
Rcitnet  werden  müssen,  wenn  sie  auch  handelsrechtlich  gebucht  sind.  Dies  behauptet 
IMieft  I  283.    Dagegen  Entsch.  in  Steuers.  VI  171;  Maate  107  und  120. 

*)  Anderes  gilt  für  die  Steuerbehörden;  vgl.  oben  §  20  IV  a. 

*)§  153, 
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allgemeinen  unterscheidet,  ist  nicht  der  Besteuerungsmasstab,  sondern  nur  die  Art  der 
Berechnung  desselben.  Wie  gemäss  §  32  des  6.  Grundlage  für  die  allgeindne 
Erwerbsteuerpflicht  „die  mittlere  j^^o^^fähigkeit  des  Gewerbes'^  ist,  so 
„bildet"  laut  §  92  daselbst  „die  Grundlage  zur  Bemessung  der  (besonderen) 
Erwerbsteuer  (in  der  Regel)  der  in  dem  letzten  dem  Steuerjahre  vorausge- 
gangenen Geschäftsjahre  erzielte  Reinerirtig  der  steuerpflichtigen  Unt^m^mung^. 
Aber  nach  §  93  „bilden  den  Reinertrag,  vorbehaltlich  in  §§  94  bis  99,  die 
büanxmässigen  Überschüsse''.  Dadurch  ist  ein  Unterschied  gegenüber  d^  aUge- 
meinen  Erwerbsteuer  gegeben^  doch,  wie  wir  leicht  festzustellen  vermögen,  nur 
ein  solcher  der  Form. 

C.  Es  liegt  die  Sache  hier  so,  wie  im  preussischen  Einkommensteuerrecht 

1.  Dort  hatten  wb*  das  Verfahren  dahin  zu  schildern^),  dass  bd  Be- 
rechnung des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe,  Isrotasdem 
dem  Ende  nach  nur  das  jährliche  B^eineinkommen,  nicht  die  jährliche  Zunahme 
des  ganzen  Reinvermögens  zu  ermitteln  ist,  zuerst  doch  nicht  bloss  eine  Er- 
trags-, sondern  eine  Vermögensbilanz  aufgemacht  und  erst  der  sich  hieraas  er- 
gebende Reinvermögensüberschuss  —  der  Reinvermögenszuwachs  —  (vor  allem 
mittelst  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung)  zu  einem  Einkommensüberscbuss 
umgewandelt  wird. 

2.  Nichts  anderes  will  auch  das  österreichische  Recht  bestimmen*),  obwohl 
es  in  §  93  als  Reinertrag  nicht  bloss,  wie  preussisches  Einkommensteuer- 
gesetz §  16,  „die  Oberschüsse'S  sondern  „die  bilanzmässigen  Überschüsse^ 
erklärt. 

a)  Unter  der  B.  versteht  das  G.  das,  was  B.  im  Sinne  der  kaufmannischen 
Buchhaltung  ist,  also  die  Abgleichung  zwischen  aUen  Aktiven  und  Passiven 
der  Unternehmung,  nicht  bloss  die  Abgleichung  zwischen  Betriebseinnahmen 
nnd  Betriebskosten').  Dies  wird  durch  ein  Doppeltes  bewiesen.  Emmal  durdi 
Personalsteuergesetz  §  110.  Hier  wird  vorgeschrieben,  dass  die  Unternehmung 
dem  Steuerbekenntnis  (der  Fassion)  „die  vollständige  B.^  sowie  die  genehmigten 
Rechnungsabschlüsse  (Ge¥nnn-  und  Verlustkonto)"  anzuschliessen  habe^).  Wird, 
wie  hier,  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  neben  der  B.  genannt,  so  kann  unter 
letzterer  nur  eine  Vermögensbilanz  gemeint  sein,  denn  eine  Ertragsbilanz  stellt 
das  Gewinn-  und  Verlustkonto  dar.  Dazu  kommt,  dass  das  Personalsteuer- 
gesetz selbst  im  Laufe  der  Einzelbestimmungen  über  Berechnung  des  steuer- 
pflichtigen Reinertrags  der  öfientlicher  Rechnungslegung  unterworfenen  Unter- 
nehmungen die  B.  eine  Vermögensbilanz  und  den  Saldo  derselben  einen 
Vermögenssaldo  nennt.  In  §  94  b)  heisst  es,  dass  den  bilanzmässigen  Über- 
schüssen hinzuzurechnen  seien  nicht  schon  darin  inb^riflene  Betriebserfolgs- 
beträge, welche  verwendet  werden  zu  „Schuldentilgungen,  deren  Bestreitung 
aus  den  laufenden  Ertragnissen  zu  einer  Erhöhung  des  nach  den  Grundsätzen 


*)  §  112  VI  A— C. 

')  Siehe  auch  Beischy  Die  direkten  Personalsteuem  104:  „Die  6»7an«mS8ngen 
ÜberschüBse  sollen  grundsätzlich  als  AusgangtpufM  für  die  Ennittlnng  des  Bän- 
ertrages  dienen*';  ebenso  BugnOy  Bechtspr^unff  Nr.  442  u.  448  {Budwinskis  Samm- 
lung  der  Erkenntnisse  des  Verwaltungsgerichtshores,  finanzrechtlicher  Teil  Nr.  407— 411, 
Entsch.  vom  4.  Juli  1901). 

»)  Vgl.  auch  Beisch  II  305. 

*)  Es  braucht  wohl  kaum  betont  zu  werden,  dass  die  Bezeichnung  des  Oewinn- 
und  Verlustkontos  als  Bechnun^bschluss  vom  Standpunkte  der  kanfmännischen  Buch- 
führung aus  unzutreffend  ist.  Kechnungsabschluss  schlechthin  ist  nur  die  B.,  da  sie 
das  Besultat  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  in  sich  aufnimmt.  Das  letztere  acfalieast 
nur  einen  Teil  der  Bechnung  ab,  die  Betriebs-  oder  Erfolgsberechnung.  S.  auch  J2e»MA 
II  302  N.  1  und  österr.  VoUzugsvorschrift  vom  18.  Mai  1897  Art  14  Ziff.  2  Abfl.  i. 
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«Der  richtigen  Vermögensbilanz  zu  berechnendeu  Vermögenssaldos  der  Unter- 
nehmung führt'S  Vermögen  steht  hier  immer  im  Gegensatz  zu  Ertrag.  Ver- 
mögensbilanz ist  eine  B.^  welche  durch  Gegenüberstellung  von  Aktiven  und 
Schulden  den  Betrag  des  gegenwärtigen  Reinvermögens  ergibt;  Vermögenssaldo 
k  dieser  Betrag  des  Rein  Vermögens  ^)  im  Gegensatz  zu  der  Differenz  zwischen 
Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben,  welche  den  Reinertrags-  oder  Rein- 
einkoaunenssaldo  darstellt 

b)  Das  österreichische  Recht  bringt  den  Gedanken,  dass  die  Reinver- 
iDÜ^DSZunahmebilanz^)  nur  die  erste  Berechnimgsgrundlage  des  Reinertrags  dar- 
sttellt,  aus  ihr  erst  die  Reinertragsbilanz  herzustellen  ist,  nicht,  wie  das  preussische 
Recht,  durch  eine  prinzipielle  Fassung*),  sondern  durch  Einzelbestimmungen 
zum  Ausdruck.     Es  hat  dies  Vorteile  und  Nachteile. 

a)  Der  Vorteil,  den  dies  mit  sich  bringt,  besteht  darin,  dass  auf  solche 
Weise  der  Gang  des  Verfahrens  deutlicher  hervortritt.  Indem  §  94  des  G. 
bestimmt,  dass  dem  bilanzmässigem  Überschuss  gewisse  darin  nicht  inbegrifiene 
BetzHge  des  Betriebserfolges  „hinzuzurechnen*',  §  95  vorschreibt,  dass  vom 
bflanzmässigen  Überschuss  gewisse  Posten  „in  Abzug  zu  bringen'*  seien,  gibt 
der  Gesetzgeber  klar  zu  erkennen,  dass  zunächst  die  B.  ohne  alle  Rücksicht 
(lanuif  anzul^en  ist,  dass  nur  der  'Reinertrag  und  nicht  der  "Reinvermögens' 
ZDVBchs  die  „Besteuerungsgrundlage**')  bildet. 

ß)  Aber  jene  kasuistische  Umschreibung  dessen,  was  Besteuerungsgrund- 
lage ist,  hat  auch  einen  Nachteil  im  Gefolge.  §§94  und  95  zahlen  ohne  eine 
Gnschränkung  durch  „insbesondere**  die  Fälle  auf,  in  welchen  gewisse  Beträge 
jlen  bilanzmassigen  Überschüssen**  als  steuererhöhend  „hinzuzurechnen**,  bezw. 
als  steuermindernd  (abzugsfähig)  „von  den  bilanzmä.ssigen  Überschüssen  in  Ab- 
zug zu  bringen**  sind.  Es  kommt  hinzu,  dass  §  93  dem  Satze,  den  Rein- 
ertrag bildeten  die  bilanzmässigen  Überschüsse,  als  ausdrückliche  Beschränkung 
nur  die  Bestinwiungen  der  §§  94  ff*,  anfügt^).  Es  könnte  hieraus  geschlossen 
werden  wollen,  dass  andere  Betrage  (Vermögensmehrungen  oder  -minderungen) 
>;tro  bilanzmässigen  Überschüssen  nicht  hinzugerechnet  werden  müssten,  bezw. 
nicht  von  ihnen  abgezogen  werden  dürften.  Allein  eine  solche  Schlussfolgerung 
wäre  lediglich  dann  statthaft,  wenn  die  Vorschrift  des  §  93,  dass  den  Rein- 
tnig  die  bilanzmässigen  Überschüsse  bilden,  die  grundlegende  Bestimmung  über 
die  Besteuenmgsgrundlage  darstellte.  In  Wahrheit  ist  diese  Vorschrift  des  §  93 
bloa^s  die  r^^ulär  erste  Ausführungsbestimmung  zur  Berechnung  des  Rein- 
ertrags. 

c)  Schon  um  deswillen  vermag  sie  nicht  die  grundlegende  zu  sein,  weil 
es  ja  doch  auch  vorkommt,  dass  kein  bilanzmässiger  Überschuss  vorliegt  Sollte 
dann  unter  allen  Umständen  auch  kein  Ertrag  vorliegen?  §§  99  bestätigt  aus- 
drücklich, dass  trotzdem  Reinertrag  möglich  ist.  „Ist  kein  bilanzmässiger  Über- 
schuss vorhanden  —  heisst  es  hier  — ,  so  sind  nur  die  in  sinngemässer  An- 
wendung des  §  94  in  die  Besteuerungsgrundlage  einzuziehenden  Beträge  unter 
Ge^nrechnong  der  aus  den  Einnahmen  auszuscheidenden  Beträge  und  des  Ver- 
lust<«l<los  zu  berücksichtigen.** 

Dazu  kommt  aber,    dass  das  G.  deutlich    als   grundlegende  Bestimmung 


>)  So  auch  Beisch  II  169.  —  Gegensatz :  „Veriustsaldo**  in  Personalst.G.  §  99 
f!4.  weiter  im  Text  unter  c).    Vgl.  auch  oben  §  15  II  Anm. 

*)  Beisdi  II  308  nennt  sie  eine  „Vergleichung  des  au  fänglichen  und  schliess- 
liehen  ReLovennögens*'. 

«)  EintStG.  §  14  Abs.  1:  „Mit  dieser  Massgabe  .  .  .**.   Vgl.  oben  §  112  V  B  1. 

^)  PeTBonal8t.G. :  Überschrift  von  §  91  und  dazu  Eingang  zu  §  95. 

*)  „Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  der  §§  94—99.** 

Reha,  DI«  BlUnsen  der  AktiengesellBChafton.  24 
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über  die  Besteuerungsgrundlage  den  Satz  des  §  92  ansieht:  „Die  Grundlage 
zur  Bemessung  der  Erwerbssteuer  bildet  in  der  Regel  ^)  der  in  dem  letzten  dem 
Steuerjahre  vorhergegangenen  Geschäftsjahre  erzielte  ReinerfrcJtf^  der  steuer- 
pflichtigen Unternehmungen".  Schon  aus  dem  Wortlaute  dieses  Satzes  geht 
hervor:  der  Reinertrag  und  nicht  der  bilanzmässige  Überschuss  wird  Be- 
8teuerung8^run(ilage  genannt.  Des  weiteren  ist  aber  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  §  99  von  ,,in  die  Besieuerungsgrundlage  einzubeziehenden",  §  95  Eingang 
von  in  dieselbe  nicht  einzubeziehenden  Betragen  spricht. 

Hieraus  folgt,  dass,  was  nach  §  94  dem  bilanzmässigen  Überschuss  hin- 
zuzurechnen ist,  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  als  Bestandteil  diesei« 
Überschusses,  sondern  unmittelbar  als  Bestandteil  des  Ertrages  gelten  soll. 
Der  bilanzmässige  Überschuss  ist  nur  ein  Element  zur  Berechnung  des  Rein- 
ertrages. Ist  er  aber  bloss  dieses,  so  „bildet"  er  im  Sinne  des  §  93  „den  Rein- 
ertrag" nur  soweit;  als  er  sich  aus  Posten  zusammensetzt,  die  ihrem  sach- 
lichen Wesen  nach  zur  Bemessung  des  Reinertrags  dienlich  sind*).  Demgemä.<s 
scheiden  z.  B.  Werterhöhungen  und  Wertminderungen  des  Anlagekapitals 
welche  nicht  eine  Folge  der  Betriebstätigkeit  darstellen  —  z.  B.  Wertsteigerungen 
eines  im  Werte  weit  hinter  den  Herstellungspreis  zurückgegangenen  Fabrik- 
gebäudes infolge  neuer  Strassenzüge  — ,  aus  dem  bilanzmässigen  Reingewinn 
aus.  Der  sog.  Konjunkturgewinn  ist  abzugsfähiger,  d.  h.  nicht  zu  versteuernder 
Gewinn*);  der  Konjunkturverlust  vermag  die  Steuer  nicht  zu  mindern*). 

d)  a)  Erheblich  anderer  Anschauung  sind  Reisch  und  Kreibig,  Auch 
sie  betonen  zwar  mit  aller  Energie,  dass  auch  die  Erwerbssteuer  der  kurz  gi^ 
sagt  öffentlichen  Unternehmungen  keine  Vennögens-,  sondern  eine  Ertragssteutf 
ist*),  aber  die  Bestinmmng  des  §  93:  „Den  Reinertrag  bildet  der  büanzmässigr 
Überschuss",  d.  h.  der  Gewinnsaldo  des  Gewinn-  und  Verlustkontos,  ist  für 
sie  die  Veranlassung,  den  eigentlichen  Ertragsbegriff  als  Grundlage  dieser  Er- 
werbssteuer durch  ein  buch  technisches  Element  zu  erweitern.  Rohertrag  im 
Sinne  dieses  Steuerrechts  sollen  alle  Vermögensmehrungen  sein,  welche  als  Ge- 
winnposten in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  erscheinen,  und  ebenso  ab- 
zugsfähige Betriebsausgaben  alle  Posten,  welche  im  Gewinn-  und  Verlustkonto 
auf  der  Verlustseite  stehen.  Nur  solche  Vermögensveränderungen,  welche  „bei 
korrekter  Buchführung  die  Erfolgskonti  und  folglich    auch    den  Saldo  des  Gv- 


*)  Das  „in  der  Be^el"  will  nicht  sagen,  dass  ausnahmsweise  nicht  der  Ertrag 
als  Grundlage  dient,  sondern  bloss  betonen,  dass  der  in  dem  letzten  Geschäftsjahre  er- 
zielte Reinertrag  massgebend  ist  Ausnahmsweise  —  wenn  das  letzte  Geschäftsjahr  onr 
einen  Teil  eines  Greschäftsjahrcs  oder  einen  mehr  als  einjährigen  Zeitraum  umfasst  — 
ist  der  in  einem  anderen  Zeitraum  erzielte  Reinertrag  verhältnismässig  massgebend. 
Vgl.  §  92  Abs.  2  ff. 

«)  Vgl.  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  447  (Budwinski  Nr.  243:  Erk.  vom  11.  April 
1901  Ziff.  2617):  „Der  steuerpflichtige  Reinertrag  darf  nicht  lediglich  mit  den  bilanz- 
roässig  ausgewiesenen  Überschüssen  identifiziert  werden,  da  das  G.  den  Reinertrag  er- 
mitteln will  und  diesem  Reinertrage  die  bilanzmässigen  Überschüsse  nur  insofern  sab- 
stituiert,  als  dieselben  den  Reinertrag  wirklich  zum  Ausdrucke  bringen".  Au(^Nr.448 
(Budwinski  Nr.  407,  411). 

•)  So  Fuisting,  Steuerlehre  148ff.,  171;  Maate  84. 

*)  Anderes  gilt  naturlich  für  Schwankungen  am  Betriebskapital,  z.  B.  für  Kurs- 
gewinne und  Kursverluste  der  Wertpapiere  im  Bankgewerbe,  iSreisschwankungen  mn 
Gütern  und  Häusern  im  Immobiliarhandel.  Sie  beeinflussen  die  Ertragshohe.  Siehe 
Fuisting  a.  a.  O.  148 ff.  Das  Per8.St.G.  hebt  dasselbe  für  Betriebsverluste  hervor,  in- 
dem es  in  §  95 f.  vorschreibt,  dass  in  die  Besteuerungsgrundlage  nicht  einzubeziehen 
seien  . . .  f)  „Abschreibungen,  welche  .  .  .  den  im  Geschäfts6etrt«&«  eingetretenen  Sub- 
stanz-, Kurs-  oder  anderen  Verlusten  entsprechen.'* 

»)  II  307. 
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vinn-  und  Verlustkontos  unberührt  lassen"^),  d.  h.  also  endgültig  nicht  auf 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sondern  auf  Kapital-  oder  Bestandskonten  über- 
trafen werden,  sollen  auch  ohne  Einiluss  auf  die  Besteuerungsgrundlage  sein*). 

ß)  Die  Konsequenz  hiervon  ist,  dass  nach  Reisch  und  Kreibig  auch 
Vemiögensverändeningen,  die  nicht  eine  Folge  des  Betriebes  sind,  also  nicht 
im  Betriebe  erzielt  werden,  für  das  besondere  Erwerbsteuerrecht  der  öffentlicher 
Rechnungslegung  unterworfenen  Unternehmungen  als  Reinertragselement  oder 
als  abzuggfähige  Ausgabe  gelten.  Der  Konjunkturengewinn  an  Anlagever- 
n»«ren  ist  somit  steuerpflichtig,  der  Konjunkturenverlust  wirkt  ertragssteuer- 
mindemd'). 

D.  Für  die  Frage  der  Erwerbsteuerpflicht  des  Aktienemissionsagios  ergibt 
k\i  zwischen  unserer  Auflassung  und  derjenigen  von  Reisch  und  Kreibig  kein 
Unterschied.  Für  uns  ist  dies  Agio  kein  anrechenbarer,  d.  h.  in  die  Ertrags- 
Ziffer  einzubeziehender  Bilanzposten,  weil  er  Stammvennögens-,  aber  nicht  Er- 
tragsmehrung darstellt;  vom  Standpunkt  der  Reisch-Kreibigschen  Theorie  aus 
i^t  es  nicht  steuerpflichtig,  weil  diese  Vermögensmehrung  bei  richtiger  Buch- 
führung gar  nicht  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  stehen  kommt*). 

IL  Bayerisches  Recht.  Einfach  liegt  die  Entscheidung  für  das  bayerische. 
Recht  In  Bayern  unterliegen  auch  die  Erwerbsgesellschaften  der  allgemeinen 
(lewerbesteuer.  Art.  1  des  Grewerbesteuergesetzes  vom  9.  Juni  1899  sagt 
ohne  Einschränkung:  „Der  Gewerbesteuer  unterliegen  die  im  Lande  betiiebenen 
Gewerbe  und  gewerbsmässig  betriebenen  Erwerbsarten  .  .  ." 

A.  Die  Gewerbssteuer  zerfällt  in  Bayern  in  die  sog.  Normal-  und  in  die 
Betriebsanlage.  Die  Normalanlage  ist  die  Ei nsatzs teuer,  die  Betriebsanlage 
ein  Zuschlag  hierzu.  Für  die  Bemessung  der  Betriebsanlage  stellt  das  Gesetz 
In  Art  6  eine  Reihe  von  Anhaltspunkten  auf:  Zahl  der  Arbeiter,  Menge  des 
Verbrauchs  oder  der  Erzeugnisse,  Zahl  und  Art  der  Maschinen  u.  s.  w.,  aber 
.Vrt.  7  fügt  hinzu,  dass  für  Gewerbe,  bei  welchen  diese  Anhaltspunkte  einen  zu 
hohen  oder  zu  niedrigen  Steuersatz  ergeben,  oder  bei  welchen  dies  im  Gewerbe- 
^tfcöertarife  besonders  vermerkt  ist,  „die  Betriebsaninge  nach  dem  jährlichen 
Erfrage  des  Gewerbes  zu  bemessen"  sei. 

B.  1.  Für  Erwerbsgesellschaften  mit  doppelter  Buchhaltung  besteht  von 
ilife?en  allgemeinen  Regeln  keine  Ausnahme.  Auch  bei  ihnen  bildet,  wenn  die 
Voraussetzungen  des  Art.  7  gegeben  sind,  der  Ertrag  und  nicht  der  bilanz- 
mi^sige  Überachuss  die  Besteuerungsgrundlage.  Reinertrag  und  bilanzmässiger 
fieingewinn  sind  aber,  wie  unsere  Erörterungen  seit  §  111  VI  zur  Genüge  be- 
weisen, nicht  dasselbe,  das  euie  ein  rein  wirtschaftlicher,  das  andere  in  erster 
Linie  ein  buchtechnischer  Begriff*). 


0  n  308. 

*)  Infolge  dieser  Auffassung  verkennen  Beiach  und  Kreibig  auch  den  Grund, 
warum  der  Gesetzgeber  den  bilanzmässigen  Überachuss  zum  rechtlichen  notwendi^n 
Aimgangspunkt  der  Beineinkommensberechnung  erhebt.  In  Wahrheit  ist  es,  wie  wir 
§  1 12  VII  darlegten,  der  Umstand,  daes  nach  dem  Wesen  des  Betriebskapitals  ohne  Ver- 
gleich des  Betriebsvermögens  am  Anfang  und  am  Ende  des  Geschäftsjahres  der  Ertrag 
hieraus  sich  nicht  feststellen  lässt  Nach  Reisch  und  Kreibig  (Reisch  II  305,  311) 
wäre  es  die  Absicht,  auch  jene  aus  dem  Geschäftsbetriebe  erzielten  Reinvermögensver- 
mehrungen  zu  erfassen,  welche  etwa  ausnahmsweise  nicht  über  Gewinn-  und  Verlust- 
konto geführt,  sondern  direkt  dem  Beinvermögen  bczw.  einer  Teilpost  desselben,  also 
(lern  Grundkapital  oder  einem  Beservefondskonto  gutgebracht  werden.  Allein  diese 
Poeten  stellen  ja  nicht  Ertrags-,  sondern  Btamm Vermögensmehrungen  dar. 

*)  II  309  f. 

*)  II  3071,  316.  Dazu  Budwinski  Nr.  243  (Bugno  Nr.  452). 

*)  Vgl.  bayr.  Oberb.  II  23:  „Der  bilanzmässige  Reingewinn  und  steuerbai-e  Er- 
trag des  Geschäftes  können  zwei  verschiedene  Summen  ergeben".    Siehe  auch  Fuisting, 

24* 
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2.  Dass  der  bilanzmässige  Reingewinn  lediglich  als  Element  zur  Er- 
mittlung des  Reinertrags  in  Betracht  kommt,  lasst  das  bayerische  6.  besonder 
deutlich  erkennen. 

a)  Zunächst  folgt  es  aus  Art.  31  Abs.  3  Ziff.  4  c  des  6.  Hiernach  ist 
die  Veranlagungsbehörde  (das  Rentamt)  nur  „berechtigt''^  nicht  verpflichtet, 
„von  den  Geschäftsleitem  gewerblicher  Unternehmungen,  welche  zur  öffeniUcben 
Rechnungsablage  gesetzlich  verpflichtet  sind,  die  Vorlage  der  Greschäftsberichte 
und  Jahresabschlüsse  .  .  .**,  also  auch  der  B.en  und  Gewinn-  und  Veriustrech- 
nungen  „zu  verlangen*'^  und  diese  Berechtigung  wird  nur  angeführt  als  eine 
Massnahme,  welche  unter  den  Begriff  des  „Pflegens  von  für  die  seinerzeitig« 
Festsetzung  der  (Jewerbesteuer  erforderlichen  Erhebungen**  (Art  31  Abs.  2)  fallt 
Also  wohnt  den  Jahresabschlüssen,  die  das  Rentamt  einfordern  kann,  für  die 
Steuerbemessuug  jedenfalls  nicht  entscheidende  Bedeutung  bei. 

b)  Dazu  kommt  aber  Gewerbesteuergesetz  Art  10  Abs.  1  Satz  1.  Nach 
ihm  muss  zwar  bei  Einsteuerung  von  zur  Führung  von  Handelsbüchem  ver- 
pflichteten Gewerbtreibenden  der  bilanzmässige  Reingewinn  berücksichtigt  werden, 
aber  deutlich  geht  aus  seinem  Inhalt  und  dem  Zusammenhalt  mit  d^  Einleitung 
des  Abs.  2  hervor,  dass  der  bilanzmässige  Reingewinn  nicht  die  Besteuerungs- 
grundlage,  sondern  lediglich  ein  Element  zur  Bestimmung  derselben  bildet. 

a)  Art.  10  Abs.  1  Satz  1  lautet:  „Der  steuerpflichtige  Ertrag  eines  Ge- 
werbes ist  für  diejenigen  Gewerbetreibenden,  welche  Handelsbücher  nach  Vor- 
schrift des  H.G.B.  führen^  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für 
die  Inventur  und  B.  durch  das  genannte  G.  vorgeschrieben  sind  und  sonst  dem 
Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen.*'  Also  der  steuerpflichtige 
Ertrag  und  nicht  die  Reinvermögensmehrung,  der  Gewinn  schlechthin  ist  auf 
diese  Weise  zu  berechnen.  Demgemäss  sind  die  vom  H.G.B.  für  die  Er- 
mittlung der  Reinvermögensmehrung  aufgestellten  Grundsätze  nur  auf  die  Er- 
tragsberechnung anzuwenden.  Nicht  soll  als  steuerpflichtiger  Ertrag  die  nach 
diesen  Grundsätzen  ermittelte  Reinvermögensmehrung  gelten. 

ß)  Dies  bestätigt  die  Einleitung  zu  Abs.  2.  In  Abs.  2  ist  bestimmt» 
was  namentlich  „in  den  gewerblichen  Ertrag  einzurechnen  ist",  und  dass  ,3«- 
triebsausgaben  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen'^  und  diese  Vorschriften  sind 
mit  Abs.  1  durch  <lie  Worte  verbunden :  „(Hierbei,  d.  h.  bei  Berechnung  des- 
Ertrags  nach  den  Bilanzvorschriften  des  H.G.B.)  haben  jedoch  nachstehende 
nähere  Bestimmungen  in  Anwendmig  zu  kommen.'*  Das  will  sagen:  Die  Be- 
rechnung des  steuerpflichtigen  Ertrags  hat  zwar  in  erster  Linie  in  Form  der 
Aufstellung  einer  Fermö^endmehrungsbilanz,  einer  Vermögensstandsbilanz  zu 
erfolgen,  „jedoch"  ist  daraus  dann  eine  Ertragshilw:iz  herzustellen,  durch 
Hinzurechnung  alles  dessen,  was  Ertrag  ist,  und  Abrechnung  alles  dessen,  w&r" 
Betriebsausgabe  ist.  Also  dasselbe  Berechnungsverfahren,  wie  im  preussischeii 
imd  österreichischen  Recht. 

y)  Dass  mit  der  Bestimmung,  der  steuerpflichtige  Ertrag  sei  bei  zur 
Führung  von  Handelsbüchern  verpflichteten  Gewerbtreibenden  nach  den  Vor- 
schriften des  H.G.B.  über  Bilanzaufstellung  zu  berechnen,  vor  allem  gemeint 
ist,  zur  Ertragsberechnung  sei  zunächst  eine  nicht  bloss  den  Ertrag,  sondern 
das  Reinvermögen  oder  wenigstens  die  Reinvermögensmehrung  feststellende  B., 


Steuerlehre  171:  „Der  wirtschaftliche  Ertrag  und  der  handelsrechtliche,  auf  Gnud  der 
Inventur  und  B.  darzustellende  Gewinn  sind  grundsätzlich  verschieden".  ,J)er  wirt- 
schaftliche und  steuerliche  (d.  h.  Bteuerrechtliche)  Ertragsbegriff  wird  durch  die  ab- 
weichenden handelsrechtlichen  Grundsätze  über  die  Darstellung  des  Gewinnes  in  den 
kaufmännischen  B.en  nicht  berührt^'    Siehe  auch  Beiseh  I  188. 
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also  eine  Verniögenstandsbilanz  aufzustellen,  zeigt  der  Gregensatz  zum  zweiten 
Satze  Ton  Abs.  1,  indem  es  hier  heisst:  „Bei  Grewerbtreibenden,  welche  nicht 
Kaufleute  im  Sinne  des  H.6.B.  sind,  hat  die  Berechnung  des  Ertrags  aus  der 
GegeDÜberstellung  der  jährlichen  Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben  zu 
erfbigen.**  Hiermit  ist  zum  Ausdruck  gebracht:  Bei  Kaufleuten,  die  zur 
Führung  von  Handelsbüchem  verpflichtet  sind,  hat  die  Berechnung  des  Ertrags 
aus  der  6^;enüberstellung  aller  Aktiva  und  aller  Passiva  derselben^  also  aus 
einer  Vermögensstandsbilanz  zu  erfolgen.  M.  a.  W.:  Der  bilanzmässige  Rein- 
gewinn ist  nicht  der  steuerpflichtige  Ertrag,  aber  der  letztere  wird  aus  ersterem 
(als  erster  Grundlage,  erstem  Element)  berechnet. 

C.  Von  diesem  Prinzip  weichen  wir  auch  nicht  ab,  wenn  wir  sagen,  dass 
Betriebsverluste  und  Betriebsgewinne,  welche  in  der  B.  durch  Erfolgregulierungs- 
konten auf  mehrere  Jahre  verteilt  werden,  auch  für  die  Veranlagung  zur  Ge- 
werbssteuer nicht  in  ihrer  vollen  Höhe  als  steuermindemder  Verlust  braw.  steuer- 
erböhender  Gewinn  des  Jahres  ihrer  Entstehung  in  Anrechnung  gebracht  werden 
dürfen*).     Der  Grund    hierfür   ist   kein    buchführungstechnischer,    sondern    ein 
nrtschaftlicher.     In    allen  Rechten    und    so   auch    im  bayerischen    ist  die  be- 
treffende Steuer  immer  zu  berechnen  nach  dem  jährlicfien  Ertrage  des  Grewerbes. 
Ak)  kann  der  Besteuerung  immer  nur  zu  Grunde  gelegt    werden    der  Ertrag, 
welcher  dem  Jahre,    dessen   Betriebsergebnis   der   Steuerberechnung   als    Basis 
dienen  soll,  wirtschaftlich  zugehört     Solche  Verluste  und  Gewinne  aber,  welche 
in  die   B.    als    Erfolgregulierungskonten*)    eingesetzt    werden,    gehören    wirt- 
:4cbaftlich  nicht  bloss  dem  Jahre  ihrer  äusseren  Veranlassung  zu.     Weil  sie  die 
wiit^haftliche  Lage  einer  Reihe   von  Jahren  beeinflussen,    dürfen  sie  nicht  als 
Au!«gabe  bezw.  Ertrag  eines  Jahres  angesehen  werden. 

D.  Praktisch  ist  diese  Frage  insbesondere  für  Disagio  und  Agio  bei  Aus- 
;!abe  von  Schuldverschreibungen.  Aus  dem  angegebenen  Grunde  ist  das 
Obligationenausgabedisagio  im  Jahre  seiner  Entstehung  nur  teilweise  abzugs- 
fahig,  das  Obligationenausgabeagio  im  Jahre  seiner  Entstehung  nur  teilweise 
steuerpflichtig*). 

£.  Wie  das  Aktienemissionsagio  in  Bayern  steuerrechtlich  zu  behandeln 
i-t,  eigibt  sich  nach  dem  Bisherigen  von  selbst.  Aus  Früherem')  wissen  wir, 
•las«  es  nicht  Ertrags-,  sondern  Stammvermögensmehrung  darstellt.  Demgemäss 
bleibt  es    für  die  Bemessung   der  G^werbssteuerbetriebsanlage  ausser  Betracht 


)!•  Zemahlwiigen  anf  Aktien  mid  deflchftftsanteile. 

§  114. 

I.  Aus  dem  Satze,  dass  „der  Betrag*'  des  Grundkapitals  unter  die  Passiven 
einzustellen  ist^  folgt,  wie  wir  sagten^),  dass  das  Aktienausgabeagio  nicht  als 
Orundkapitalbestandteil  unter  die  Passiven  einzusetzen  sei,  nicht  aber,  dass  es 
überhaupt  nicht  unter  den  Passiven  Aufnahme  zu  finden  habe.  Im  Gegenteil, 
auch  ohne  die  Bestimmung  von  H.G.B  §  262  Ziffl  2,  dass  dies  Agio  in  den 
Zwangsreservefonds  einzustellen  sei,  würde  es  auf  die  Passivseite  einzusetzen, 
alio  vor   dessen  Abzug  bilanzmässiger  Reingewinn  nicht  vorhanden  sein. 


0  8.  §  88ff. 

«)  S.  hierüber  §  103  IV  bezw.  §  106  IV  D. 

•)  §  111  Vif. 

•)  §  110  n. 


374  §  H"^*  Zuzahlungen  auf  Aktien  und  Geschäftsanteile. 

II.  Dasselbe  gilt  nun  auch  für  Zuzahlungen,  welche  „ohne  Erhöhung 
des  Grundkapitals  von  Aktionären  gegen  Gewährung  von  Vorzugsrecbten  für 
ihre  Aktien  geleistet  werden",  wie  H.G.B.  §  262  Abs.  I  Ziff.  3  die  Zuzahlungen 
bei  Schaffung  sogenannter  Prioritätsaktien  definiert. 

A.  Solche  Zuzahlungen  sind  gemäss  der  eben  angeführten  Bestimmungen, 
soweit  nicht  eine  Verwendung  derselben  zu  ausserordentlichen  Abschreibungen 
oder  zur  Deckung  ausserordentlicher  Verluste  beschlossen  wird,  in  den  Zwanp^ 
reservefonds  einzustellen  ^). 

B.  Auch  sie  wären  ohne  solche  Bestimmung  unter  den  Bilanzpassiven 
(als  Reservefonds)  vorzutragen  und  gilt  dies  demgemäss  in  Österreich  auch 
für  die  A.en,  welche  nicht  unter  das  Aktienregulativ  fallen,  obwohl  das  alte 
H.G.B.  darüber  keine  Vorschrift  enthält. 

C.  Der  Grund  ist  jedoch  ein  anderer  als  beim  Emissionsagio.  Diese 
Zuzahlungen  sind  schon  ihrer  wirtschaftlichen  Natur  nach  nicht  Gewinn  *),  nicht 
Gewinn  im  wirtschaftlichen  Sinne. 

1.  Einmal  entwickelt  sich  hier  die  Gewinnvorstellung  nicht,  weil  es  für 
eingeräumte  Vorzugsrechte  nicht,  wie  für  den  Erwerb  des  Mitglicdschaf tsrechtes 
im  Nennwert  der  Aktienurkunde,  einen  Normalpreis  gibt,  dessen  Überhöhung 
als  Gewinn  angesehen  werden  könnte. 

2.  Zum  anderen  aber  besteht  zwischen  Emissionsagio  und  solcher  Zu- 
zahlung  folgender  Unterschied. 

a)  Wie  aus  der  Bestimmung  des  H.G.B.  §  184,  dass  Überpariemission 
von  Aktien  nur  statthaft  sei,  wenn  sie  der  Gesellschaftsvertrag  zulasse,  zu  er- 
sehen ist,  geht  der  Gesetzgeber  —  den  normalen  Verhältnissen  entsprechend  —  davon 
aus,  dass  bei  Ausgabe  von  Aktien  über  pari  die  Vermögenswertie,  welche  die 
Gesellschaft  aus  dem  Agio  bezieht,  im  Verhältnis  zu  dem  Grundkapital  oder  dem 
erhöhten  Grundkapital,  welches  sie  empfängt^  nur  einen  Zuschuss  darstellen. 
M.  a.  W. :  Der  Gesetzgeber  geht  nicht  von  der  in  den  Zeiten  grosser  Emission^- 
tatigkeit  sehr  oft  verwirklichten  Möglichkeit  aus,  dass  der  Ausgabepreis  den 
Nennbetrag  der  Aktien  übersteigt.  Dadurch  entfällt  für  die  rechtliche  Auf- 
fassung des  Agios  die  Vorstellung,  dass  dasselbe  zum  Zwecke  der  Kapitals- 
gewinnung, von  Gewinnung  der  Betriebsmittel  erhoben  wird.  Dazu  erfolgt  niu- 
die  Einhebung  des  Grundkapitals  bezw.  die  Erhöhung  desselben. 

b)  Anders  dagegen  bei  „Zuzahlungen  ohne  Erhöhung  des  Grundkapita]s'\ 
a)  Wenn    Zuzahlungen   ohne    Grundkapitalserhöhung    erfolgen,    dann  i>i 

dtis,  was  durch  die  Zuzahlung  zugeht,  die  alleinige  Einnahme.  Also  kann 
Zweck  dieser  Zuzahlung  nicht  sein,  dass  sie  unter  die  Mitglieder  verteilt,  sondern 
nur,  dass  sie  der  Gesellschaft  erhalten  wird.  Nicht  um  an  die  Mitglieder  ver- 
teilt, sondern  um  zum  Fortbetrieb  der  A.  verwendet  zu  werden,  um  zur  Gewinn- 
hildung^)  beizutragen,  wird  sie  gemacht.  Ist  aber  ihr  Zweck  nicht  Verteilung, 
so  stellt  sie  im  Sinne  des  Aktienrechtes  nicht  Gewinn,  sondern  Gesellschafta- 
vermögen,    Kapital,    Einlage*)  dar.     Denn    „Gewinn"  ist    das  grundsätzlich    zu 


»)  Dasselbe  gilt  nach  österr.  A.-Reg.  §  53  Abs.  1  Ziff.  3. 

')  Bezüglich  des  Agios  §  110  IV. 

')  Wie  Denkschrift  I  145  bestätigt,  ist  der  Hauptfall  solcher  Zuzahlungen, 
ausserordentliche  Verluste  oder  ursprünglich  zu  hohe  Bewertungen  von  Bilanzaktiven 
auszugleichen,  ohne  zugleich  auf  Gewinnverteilung  verzichten  zu  müssen.  Hieraus  geht 
hervor,  dass  der  Weg,  auf  solche  Weise  Kapital  zu  erhalten,  nur  für  Geseliflchaften 
gangbar  ist,  welche  auf  günstige  Jahreserträgnisse  zu  rechnen  vermögen;  denn  sonst 
wdra  der  Aktionär  nicht  zu  weiteren  Leistungen  bereit  sein.  Ohne  Zuzahlung  müsste 
das  ganze  Jahreseigebnis  zu  Verlusttilgung  oder  ausserordentlicher  Abschreibung  Ver- 
wendung finden.     Die  Verwendung  von  Zuzahlungen  hierzu  soll  dies  ausschliessen. 

*)  So  auch  Simon  224. 
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verteilende  „Gesellschafts vennögen",  das  Gesellschaftsgut,  auf  dessen  Verteilung 
während  Bestehens  der  Gesellschaft  kein  Anspruch  besteht 

ß)  Hinzu  kommt)  dass  für  die  Zuzahlungen  Vorzugsrechte  eingeräumt 
ff«*nlen.  Hauptsachlich  sind  dies  auf  (Jewinnverteilung  bezügliche.  Also  kann 
uicht  der  Zweck  der  Zuzahlungen  selbst  unmittelbare  Verwendung  zur  Grewinn- 
Terteilung  sein. 

3.  Dieselben  Gründe,  welche  vorstehend  für  das  Aktienrecht  entwickelt 
wurden,  ergeben  auch  für  das  Recht  der  Gesellschaften  m,  b,  H,j  dass  Zu- 
idilungen  auf  Geschäftsayiieile  (bei  Ausgabe  von  Vorzugsgeschäftsanieilen  ^))  den 
Cliarakter  von  Kapital,  nicht  von  Gewinn  besitzen.  Dies  ist  hier  um  deswillen 
bedeutsam,  weil  das  G.  keinen  Zwangsreservefonds  und  demgemäss  keine  Be- 
>tiniuiung  kennt,  dass  in  ihn  solche  Zuzahlungen  einzustellen  seien.  Trotzdem 
-ind  sie  infolge  ihres  Wesens  als  Vermehrung  des  Grundstockvermögens  unter 
die  Passiven  einzusetzen.     Sie  bilden  ipso  jure  einen  ifopt^aireservefonds  ^). 

C.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  die  genannten  Zuzahlungen  nicht 
♦•inkonimens-  und  ertmgssteuerpflichtig  sind.  Denn  steuerpflichtig  ist  nur  der 
Ertrag  und  nicht  die  Stammvermögensmehrung.  Seiner  früheren  Auffassung  des 
Überschussb^rifles  in  Einkommensteuergesetz  §  16  gemäss  hat  das  preussische 
Oberverwaltungsgericht  bisher  auch  diese  Zuzahlungen  für  einkommenssteuer- 
pflichtig erklärt^.) 

HI.  Werden  die  erörterten  Zuzahlungen  zur  Deckung  ausserordentlicher 
Verluste  verwendet,  so  ist  es  vielfach  üblich,  ein  Interimskonto  mit  der  Be- 
leichnung  Sanierungskonto  zu  errichten,  das  man  für  die  Zahlungen  kreditiert, 
für  die  Sanierungskosten  debitiert.  Ein  etwa  verbleibender  Kreditsaldo  muss 
nach  dem  Reservefonds  gebracht  werden*). 

IV.  Ausserordentlich  bedeutet  bei  „Abschreibung"  nicht  dasselbe,  wie  bei 
..Verlust".  „Ausserordentliche"  Verluste  sind  nicht  solche,  die  der  gewöhnliche 
Ge^häftsgang  mit  sich  bringt.  Ausseronlentliche  Abschreibungen  sind  nicht 
ivgelmassig  stattfindende.  Durch  ausserordentliche  Abschreibungen  können  daher 
nicht  nur  Entwertungen,  welche  in  ausserordentlichen  Ereignissen  ihre  Ursache 
haben,  festgestellt  werden,  sondern  auch  Entwertungen,  die  in  gewöhnlichen 
Tnachen  des  laufenden  Betriebes  begründet  sind*^). 

V.  Xur  nebenbei  sei  bemerkt,  wie  diesen  Zuzahlungen  auf  das  Aktien- 
kapital ohne  Grundkapitalserhöhung  im  Rechte  der  Berggewerfcschaften  die 
Leistung  von  Ztibussen  ungefähr  parallel  geht. 

A.  Bei  den  Gewerkschaften  ist  zwecks  Feststellung  des  Reingewinns  in 
die  Gewinnverteilungsbilanz  dem  Aktienkapitalkonto  entsprechend  als  (Grund-) 
Kapitalkonto  der  Gesamtwert  der  Kuxe,  das  Gewerkunteilskonto,  einzusetzen.  Denn 
die  Kuxe  entsprechen  den  Aktien,  sind  bergrechtliche  Quotenaktien,  nur  dadurch 
von  diesen  unterschieden,  dass  sie  nicht  einen  quotenmässigen  Anteil  an  einem 
ziffernmässigen  und  unveräiiderbchen  Geldbetrag,  sondern  an  einem,  wie  alle 
Vermögen sstücke,  Wertveränderungen  unterliegenden  Vermögensgegenstande,  dem 
Bergwerk,  darstellen')  und  ihre  Eigentümer  ähnlich,  wie  bei  Gesellschaften 
ni.  b.  H.  die  Gesellschafter  zu  Nachschüssen,  zu  Zubussen  verpflichtet  sind. 

0  Hierüber  GeseUsch.-G.  29  Abs.  2,  72  Abs.  2,  3  Abs.  2.     Dazu  Staub,  G.-G. 

*)  A.  M.  wird  Staub  sein,  da  er  schon  bei  den  eingezahlten  Nachschüssen  {Staub, 
<».-G.  26  „)  annimmt,  dass  sie  nicht  durch  ihr  Wesen  von  der  Verteilbarkeit  ausge- 
'Krhloasen  seien. 

»)  EntBck  in  Steuers.  IV  14.     Vgl.  Maatz  189  N.  5  und  Futsting  §  16  N.  8  C. 

*)  So  Knappe  75. 

»)  Über  ausserordentliche  Abschreibung  unten  §  137. 

•)  Lehmann,  A.  161,  176. 
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B.  Die  Zubussen  können  zur  Deckung  von  Verlusten  oder  Abschrräbuiigen 
oder  ähnlichem  verwendet  werden,  dann  erhöhen  sie  die  Passiven  nicht  Aber 
es  ist  auch  möglich,  dass  sie  zur  Verbesserung  oder  Erweiterung  der  gewerk- 
schaftlichen Anlagen  Verwendung  finden.  Dann  erhöhen  sie  das  Anlagever- 
mögen und  demgemäss  auch  den  Wert  des  Grewerkanteilskontos  im  Paasivuin. 
Wie  dieses  durch  Substanzverminderung  (Abbaukonto)  und  Bubstanzver- 
schlechterung (Maschinenabnutzung)  der  Anlagen  fällt,  so  steigt  es  mit  In- 
vestierung von  Werten  (hier  Zubusseinzahlungen)  in  Anlagegegenständen.  Der 
Unterschied  gegenüber  dem  Aktienrecht  und  dem  Recht  der  Gresellschaften 
m.  b.  H.  ist  nur  der,  dass  die  geleisteten  Zuzahlungen  nicht  als  besonderer 
Passivposten  neben  dem  Grundkapital,  etwa  als  „eingezahlte  Zubussen**,  „Zu- 
schusskonto" in  die  B.  zur  Einsetzung  gelangen,  sondern  weil  hier  das  Grund- 
kapital einen  Posten  veränderlicher  Wertgrösse  darstellt,  wird  dadurch  unmittel- 
bar das  (Grund-)Kapitalkonto,  das  Gewerkanteilskonto  erhöht*).  Beisch  und 
Kreibig^)  und  Stern  ^)  scheinen  die  geleistete  Nachzahlung  als  besonderes  Konto 
(„Zuschusskonto")  im  Passivum  einstellen  zu  wollen,  während  wir  das  Zuschuss- 
konto zu  Lasten  des  Kuxe-  oder  Gewerkanteilkontos  kreditieren^  also  vom 
Zuzahlungskonto  auf  letzteres  übertragen. 

C.  1.  Als  ein  besonderes  Konto  können  Zuschüsse  im  Passivum  nur 
erscheinen,  sofern  sie  noch  nicht  gezahlte,  sondern  erst  zu  zahlende  sind.  Die^r 
Fall  ist  dann  gegeben,  wenn  ein  Gewerke  seinen  Kux  preisgibt,  lun  sich  von 
Entrichtung  der  eingeforderten  Zubusse  zu  befreien.  Hier  wird  ähnlich,  wie 
es  eigene  Aktien  gibt,  der  Kux  zu  einem  eigenen  der  Gewerkschaft  Derselbe 
ist  aber  zu  seinem  Herstellungspreis  einzusetzen  und  dieser  besteht  in  dem 
Wert  der  nicht  eingegangenen  Zubusse. 

2.  Anders  will  Stein*')  verfahren.  Er  sagt:  bei  Abandonnierung  sei  das 
Zuschusskonto  zu  Lasten  des  Gewerkanteilkontos  zu  kreditieren.  Der  wirt- 
schaftliche Erfolg  ist  allerdings  derselbe.  Aber  die  falsche  Vorstellung  wird 
erzeugt,  als  mindere  sich  der  Wert  des  Grundstockvermögens.  Das  ist  nicht 
der  Fall.     Er  bleibt  derselbe. 


3.  Da«  AktienemissioiKidisacio* 

§  115. 

I.  Bisher  behandelten  wir  die  eine*)  sich  aus  H.G.B.  §  261  Ziff.  5 
ergebende  Alternative:  Das  Grundkapital  darf  nur  in  seiner  satutennuLssigen 
Höhe  unter  die  Bilanzpassiven  eingesetzt  werden.  Nun  ist  von  der  anderen 
Alternative  zu  sprechen:  Das  Grundkapital  darf  nicht  mit  einem  geringeren 
Betrage  als  seiner  statutenmässigen  Höhe  unter  den  Bilanzpassiven  vorgetragen 
werden. 

II.  Auch  aus  ihr^  wie  aus  der  ersten  Folgerung,  ist  ein  doppelter  Schluss 
zu  ziehen.  Er  lautet: 

A.  Das  Grundkapital  ist  im  statutenmässigen  Betrage  als  Bilanzpassivum 
auch  dann  vorzutragen,  wenn  die  Ausgabe  der  Aktien  unter  pari  erfolgt;   und 


^)  Insofern  ist  es  zutreffend,  wenn  Bernburg ^  Bürger].  Recht  Bd.  III  §  154  die 
Kuxe  als  Kapitalseinlage  bezeichnet. 
*)  Beisch  II  190. 
»)  Art.  „Abandon"  S.  4. 
*)  Ebenda. 
»)  Vgl.  §  109  ni  B. 
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&  Das  Grundkapital  ist  in  statutenmässiger  Höhe  als  Bilanzpassivüm 
aiich  dann  einzusetzen,    wenn  es  noeh  nicht  voll  geleistet   (voll  einbezahlt)  ist. 

in.  Wir  sprechen  zunächst  vom  Falle  A.  Wohl  kennt  das  deutsche 
Handelsrecht  Unterpariemission  nicht  mehr^)  —  H.G.B.  §  181  Abs.  1 
verbietet  sie^  — ,  aber  eigentümlich  ist  sie  noch  dem  österreichischen  Becht, 
soweit  nicht  A.en  in  Frage  stehen,  welche  unter  das  Aktien  regulativ  fallen.  Für 
diese  ist  Unterpariemission  von  Aktien  ebenfalls  unstatthaft^). 

A.  .Die  Frage,  welche  entsteht^  lautet:  wie  ist  der  Mindererlös  aus  den 
ausgegebenen  Aktien  zu  buchen?  Ein  Zweifel  kann  hierüber  nicht  walten. 
Wie  das  Aktienemissionsagio,  ist  hierüber  nichts  anderes  bestimmt,  seiner  wirt- 
schaftlichen Natur  nach  Gewinn  ist  und  darum  unmittelbar  auf  Gewinn-  und 
Verlustkonto  als  Aktivum  oder  Vermögensmehrung,  also  auf  der  Haben-  oder 
Gewinnseite  gebucht  werden  muss,  so  stellt  das  Disagio,  wirtschaftlich  betrachtet, 
Verlast  dar  und  ist  somit  unmittelbar  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  als 
Passivum  oder  Verlust  zu  überweisen.  Im  Bilanzkonto  kann  dieser  Verlust 
deshalb  bloss  mittelbar,  als  Bestandteil  des  bilanzmässigen  VerltistsaMos  erscheinen, 
welcher  als  Ausgleichsziffer  auf  der  Bilanzaktiv-,  somit  bei  isolierter  B.  auf  der 
linken  Bilanzseite,  steht  Denn  Verlust  kann  lediglich  auf  der  Aktivseite 
g?ebucht  werden,  weil  bilanzmässiger  Verlust  nur  vorliegt,  wenn  die  Summe  der 
Aktivwerte  niedriger  als  die  der  Passiven  ist,  und  Gleichgewicht  beider  Seiten 
in  diesem  Falle  allein  dann  erreicht  wird,  wenn  die  Einsetzung  der  Ausgleichungs- 
affer  auf  der  Aktivseite  geschieht 

B.  Dagegen  geht  es  nicht  an,  das  Emissionsdisagio  als  besonderen  Aktiv- 
poi^en  in  die  B.  einzustellen. 

1.  Dagegen  spricht  allerdings  nicht,  dass  dieser  Posten  keinen  reellen 
Wert  repräsentieren,  sondern  lediglich  das  in  seinem  Ansätze  auf  der  Passiv- 
seite zu  hoch  ausgewiesene  Grundkapital  auf  seinen  wahren  Wert  zurückführen 
würde.  Solche  Fiktiv-,  insbesondere  Korrektur-  oder  Wertberichtigungsposten 
kommen  auch  sonst  vor^). 

2.  Auch  das  spricht  nicht  dagegen,  dass  die  Einsetzung  eines  solchen 
Kontos  in  die  B.  über  dessen  formal  ausgleichenden  Zweck  hinaus  auch 
materielle  Bedeutung  besitzen  würde.  Dieselbe  läge  darin,  dass  das  Disngio 
in  der  B.  nicht  verlustbildend  wirken,  nicht  als  Verlust  erscheinen  und  so 
unter  Umständen  ermöglichen  würde,  trotz  des  in  der  Unterpariemission  liegenden 
Verlustes  bilanzmässig  Gewinn  herauszurechnen  und  zu  verteilen. 

a)  Wir  setzen  den  Fall:  Das  Aktienkapital  von  1 000  000  ist  zu  80  Prozent 
ausgegeben  und  am  Ende  des  ersten  Geschäftsjahres  beträgt  der  Barbestand 
950000,  der  Schuldenstand  100000.  Dann  ergibt  sich,  wird  das  Disagio 
in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgenommen,  ein  bilanzmässiger  Verlust 
von  150000: 

Bilanzkonto 


Bar 950000 

Verlust 150000 


1100000 


Grundkapital       ....     1000000 
Kreditoren       .     .     .     .     .     1000000 

TTööööö 


*)  Der  Grund  ist:  sicherzustellen,  dass  so  viel  Vermögen  wirklich  vorhanden  ist, 
ak  zur  Dednmg  des  Stammkapitals  notwendig  ist.  Vgl.  auch  Staub,  G.-G.,  Einleitung 
Anm.  16. 

*)  Ebenso  Ge8ell9ch.-G.  §  14  durch  die  Vorschrift:  „Der  Geschäftsanteil  jedes 
Geflelkchafters  bestimmt   sich  nach  dem  Betrage  der  von  ihm  übernommenen  Stamm- 

»)  A-B^.  §  28  Abs.  4. 
«)  S.  §§  66  und  65. 
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b)  Wird  dagegen  das  Disagio  von  5  Prozent  als  besonderer  Posten 
auf  Bilanzkonto  gebracht,  so  rechnet  sich  ein  bilanzmässiger  Gewinn  Ton 
50000  heraus: 


Bar 

Disagiokonto     .     . 

.     .     .     950000 
.     .     .     200000 

Grundkapital      .     . 
Schulden    .... 
Gewinn      .... 

.     .      1000  000 
.     .         100000 
.     .           50000 

1150000 

1150  000 

c)  Käme  einem  besonderen  Aktivposten  Disagio  somit  auch  materielle 
Bedeutung  zu,  so  wäre  dies  noch  kein  Gnind,  ihn  für  unzulässig  zu  erklaren. 
Denn  auch  der  Einstellung  von  fiktiven  Passivkonten  wohnt  solch  materielle 
Wirkung  bei.  Ihre  Einstellung  erfolgt  zum  Teil  sogar  zu  solchem  Zweck.  Wie 
fiktive  Aktivposten  den  bilanzmässigen  Verlust,  so  verkleinem  solch  fiktive 
Passivposten,  z.  B.  Reservefonds,  den  ja  auf  der  Passivseite  zum  Vortrag  gelangen- 
den bilanzmässigen  Reingewinn. 

3.  Der  wirkliche  Grund,  um  dessentwillen  es  unstatthaft  ist,  das  Aktien- 
emissionsdisagio in  der  B.  als  selbständigen  Aktivposten  erscheinen  zu  lassen,  liegt 
darin,  dass  der  Satz,  das  Grundkapital  habe  auf  der  Passivseite  in  seiner  vollen 
statutarischen  Höhe  zu  stehen,  ja  nicht  einer  äusseren  Fomi,  sondern  eine^ 
materiellen  Zweckes  wegen  aufgestellt  ist.  Der  Gesetzgeber  mU  nicht  blo^s 
haben,  dass  die  statutenmässige  Grundkapitalziffer  äusserlich  auf  der  Passivseiti? 
steht,  unbekümmert  darum,  ob  sie  durch  einen  Abzugsposten  auf  der  anderen 
Seite  tatsächlich  herabgesetzt  wird,  sondern  der  Gesetzgeber  will  mit  dem  Satze, 
das  Grundkapital  sei  in  seiner  vollen  Höhe  unter  den  Passiven  einzustellen, 
erreichen,  dass,  solange  die  Aktivwerte  nicht  an  den  statutenmässigen  Betrag 
des  Aktienkapitals  herankommen,  kein  Reingewinn  verteilt  werde  und  zwar 
auch  dann  nicht,  wenn  der  reelle  Wert  des  Grundkapitals,  wie  es  bei  Unter- 
pariemission der  Fall  ist,  nicht  der  statutarischen  Höhe  desselben  ent^^pricht. 
Dieser  Zweck  aber  würde  vereitelt,  wäre  es  gestattet,  das  Disagio  unter  einem 
anderen  Titel  als  unter  dem  Titel  „Verlust"  unter  den  Aktiven  in  Erscheinunir 
treten  zu  lassen. 

C.  Somit  ist  es  nicht  bloss  wirtschaftlich  bedenklich,  wie  Reisch  und  Kreibig^) 
meinen,  sondern  es  ist  rechtlich  unzulässig,  wenn  in  Österreich  A.en  des  Aktienemi<- 
sionsdisagio  nicht  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  d.  h.  als  Verlust,  sondern 
als  ein  besonderes  Aktienemissionskonto  unter  den  Aktiven  buchen,  mögen  sie 
dasselbe  auch  nach  und  nach  durch  Zuwendung  aus  dem  Reingewinn  zur  Auflosun«: 
bringen«). 

D.  Für  die  gegenteilige  Anschauung  lässt  sich  nicht  anführen  die  buch- 
halterische Behandlung  des  bei  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  entstehenden 
Disagios.  Dieses  muss  allerdings  nicht  sofort  völlig  auf  die  Verlustseite  det* 
Gewinn-  und  Verlustkontos  übernommen  werden  und  darf  deshalb  in  der  B. 
auf  der  Aktivseite  nicht  bloss  als  Bestandteil  eines  etwaigen  Verlustsaldos, 
sondern,  wie  Hypothekenbankgesetz  §  25  bezeugt,  als  ein  selbständiger,  wenn 
auch  nach  und  nach  zu  tilgender  Bilanzposten  erscheinen.  Allein  dieses  Dis- 
agio ist  eben  ganz  anderer  Natur.  Es  entsteht  bei  Ausgabe  von  verzinslichen 
Schuldverschreibungen,  somit  anlässlich  der  Entstehung  von  Kapitalnutzungs- 
ansprüchen und  Zinspflichten.    Der  Zusammenhang  mit  diesen  Ansprüchen  uml 


')  Beisch  II  24. 

')  Beisch  und  Kreibig  (Reisch  II  5o  Anm.  1)  nennen  das  AktienemisBionsdis- 
agio,  wenn  es  in  die  B.  als  Aktivum  eingesetzt  wird,  ein  Bewertungskonto  (einPseudo- 
aktivum). 
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Verbindlichkeiten  gibt,  wie  wir  sahen  ^),  dem  Obligationenausgabedisagio  sein 
bfc?ondere8  Greprage.  Bei  Aktienausgabe  fehlen  solche  Ansprüche  auf  Nutzung 
fremden  Kapitals  und  Zinspflichten.  Der  A.  obliegt  bezüglich  der  Aktien 
keine  Rückzahlung  und  keine  Zinspflicht. 

IV.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  Emissionsdisagio,  was  seine  steuerrecJU- 
iick  Wirkung  anlangt^  einen  abzugsfähigen,  d.  h.  den  Reinertrag  mindernden 
Verlust  darstellt  Dies  ist  nicht  der  Fall.  Das  Emissionsdisagio  bildet  keinen 
Betriebsverlust,  d.  h.  keinen  Verlust,  der  zum  Zwecke  der  Ertragserzielung, 
iL  h.  zur  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Ertrags  erlitten  wird.  Wie 
ibj;  Emissionsagio  Stammvermogensmehrung,  so  stellt  dies  Disagio  Stammver- 
niöpensminderung  dar  und  wirkt  daher  nicht  ertrags-  und  darum  auch  nicht 
ertrairssteuer  mindernd. 


4.  Nieht  Yolleiii|B:eKa]ilte(i  firrandkapital, 

§116. 

Die  zweite  Folgerung  aus  dem  Satze,  das  Aktienkapital  dürfe  mit  keinem 
gvrinjreren  als  seinem  statutenmässigen  Betrage  unter  den  Bilanzpassiven  ein- 
s.'vsetzt  werden,  lautet^  wie  im  Eingang  des  vorigen  Paragraphen  bemerkt:  Das 
Onindkapital  ist  in  seiner  statutarischen  Höhe  auch  dann  einzustellen,  wenn 
IS  noch  nicht  voll  geleistet  ist. 

I.  Bekanntlich  ist  es  nach  deutschem  Handelsrecht  nicht  möglich,  dass 
«lie  Gesellschaft  vor  Vollzeichnung  des  Grundkapitals  entsteht,  wohl  aber  i.«t 
Ausgabe  von  Aktien  und  damit  Entstehung  der  A.  vor  Volleistung  der  Ein- 
lagen statthaft,  sofern  die  Aktien  auf  Namen  ausgestellt  werden  (H.G.B.  §  179 
Abjj.  2 2)»).     Die  Buchung  lautet: 


')  §  101. 

')  Dasselbe  gilt  nach  altem  H.G.B.  schon  vor  der  Novelle  vom  11.  Juni  1870 
altes  H.G.B.  Art.  222  Ziff.  1  mit  Art.  207  Abs.  4),  also  auch  für  Österreich,  aber 
da?  österr.  A.-Beg.  schafft  für  die  A.en  des  Handels  und  der  Industrie  eine  weitere 
Eioachränkung.  Nach  §  28  Abs.  6  kann  die  Ausgabe  von  nicht  voll  einbezahlten  Aktien 
nar  atunahmaweise  dann  von  der  Staatsbehörde  zugestanden  werden,  wenn  diese  Art 
der  Beechaffong  des  Anlagekapitals  aus  besonderen  Gründen  mit  Rücksicht  auf  den 
«iegenstand  des  gesellschaftlichen  Unternehmens  und  die  Beschaffenheit  des  Geschäfts- 
betriebes geboten  erscheint. 

*)  Die  Frage,  ob  die  Beschrank ung  der  Zulässigkeit  der  Aktienausgabe  vor  VoU- 
leißtung  der  Einlagen  auf  Ausgabe  von  Namenaktien  nur  für  Bar-  oder  auch  für  Sach- 
rinlagen  gilt,  ist  dahin  zu  ent^eiden,  dass  letzteres  der  Fall  ist.  Denn  der  in  den 
roasiigeheoden  Verschilften  vorkommende  Ausdruck  „Einzahlung*  bedeutet  so  viel  wie 
Leistung,  Einle^ng.  Dies  ergibt  sich  aus  folgendem.  Die  Bestimmung,  dass  auch 
nicht  voll  zu  leistende  Aktien  ausgegeben  werden  dürfen,  und  die  andere,  dass  Ein- 
lagen auch  in  anderem,  als  in  Bargeld  bestehen  können,  stehen  nahe  beieinander,  die 
eine  in  H.G.B.  §  179,  die  andere  in  H.G.B.  §  186.  Es  darf  daher  wohl  angenommen 
werden,  daaa  der  Gesetzgeber  in  §  179  bereits  im  Auge  hat,  dass  Leistung  von  Ein- 
lagen audh  in  anderer  Weise  als  durch  Leistung  von  Bargeld  erfolgen  kann,  und  dass 
er  daher  unter  der  Fassung,  durch  welche  er  ausdrückt,  dass  auch  vor  Leistung  der 
ToUen  Eänlage  die  Ausgabe  von  Aktien  statthaft  ist,  auch  die  Sacheinlagen  mitbegriffen 
haben  will.  Wenn  daher  in  §  179  von  Ausgabe  der  Aktien  „vor  voller  Leistung  des 
Nennbetrag«^'  oder  „vor  voller  Leistung  der  Einzahlungen"  die  Rede  ist,  so  darf  dies 
dahin  ausgelegt  werden,  dass  die  Leistung  des  Betrags  Leistung  in  irgend  welcher 
WeiiH*  und  Einzahl un^  soviel  wie  Einlegung,  Leistung  bedeutet.  Hierfür  spricht  auch, 
dass  §  179  zu  den  einleitenden  Bestimmungen  des  von  den  A.en  handelnden  Abschnittes 
rechnet  Einleitenden  Bestimmungen  kommt  im  Zweifel  allgemeinere  Bedeutung  zu. 
Also  sind  auch  die  darin  verwandten  Ausdrücke  allgemeiner  aufzufassen.     Einzahlung 
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Aktienkapitalkonto 


£1.11    s^iiaucisjuinAJ        .... 

Aktienkonto 

lUU 

An  Aktienkapitalkonto     .     . 

.     100  1  Per  Kassenkonto     .     .     . 
1  Per  Bilanzkonto      .     .     . 

Bilanzkonto 

.     .       80 
.     .       20 

Kassenkonto 

Nicht  vollbezahlte  Aktien     . 

.       80 
.       20 

Gnindkapitalkonto  .     .     . 

.     .     lOO 

IL  A.  Einsetzung  des  Grundkapitals  in  voller  statutarischer  Höhe  auch, 
wenn  es  noch  nicht  voll  eingelegt  ist^  widerspricht  keineswegs  dem  Charakt*»r 
des  Grundkapitals  als  Kreditbasis,  Denn  selbst,  sofern  es  nicht  ganz  ein- 
bezahlt ist,  stellt  es  doch  in  voller  Statuten  massiger  Höhe  einen  Garantiefond.^ 
für  die  Gläubiger  dar;  denn  auch,  soweit  es  nicht  vollständig  geleistet  wurde, 
sind  die  Gegenwerte  des  Passivpostens  Grundkapital  in  den  Forderungen  auf 
Einzahlung  vorhanden,  welche  der  A.  gegen  ihre  Mitglieder  zustehen.  Auch 
Forderungen  sind  ja  bilanzmässige  Vermögenswerte^).  Selbstverständlich  müssen 
diese  Forderungen  ebenso,  wie  die  eingelegten  Barbestände,  mit  dem  ihnen 
augenblicklich  beiwohnenden  Werte  unter  den  Aktiven  stehen. 

B.  Würden  die  noch  nicht  eiiibezahlten  Aktienbetriige  nicht  unter  den 
Aktiven  vorgetragen,  so  wäre  es  möglich,  dass  Überschiddung  rechnerisch  tin- 
gcnommen  würde,  ohne  dass  sie  wirtschaftlich  vorläge.  Nehmen  wir  an,  bei 
einer  A.,  deren  Aktienkapital  von  500000  mit  50  Prozent  einbezahlt  ist^  er- 
gebe sich  ein  Jahres  Verlust  von  260  000,  so  würde  Überschuldung^)  vorlie^n 
und  wäre  demgemäss  nach  H.G.B.  §  240ii  Konkurseröffnung  zu  beantragen, 
wenn    man    unterliesse,    die    ausstehenden    250000  Aktieneinlagen     in    die  B. 

steht  für  Leistung.  Dem  widerspricht  auch  nicht,  dass,  was  die  Wissenschaft  Sachein- 
lage  nennt,  im  Gesetze  mit  den  Worten  „Einlagen,  die  nicht  durch  Barzahlung  zu 
leisten  sind,^^  umschrieben  wird  (§§  186,,  195,).  Der  Gegensatz  zu  nicht  durch  Bar- 
zahlung zu  leistenden  Einlagen  ist  nicht  notwendig:  Einlagen  die  überhaupt  nicht  doicfa 
Zahlung  zu  leisten  sind,  sondern  es  können  dies  auch  Einlagen  sein,  welche  doich 
andere  Zahlung  als  Barzahlung,  durch  andersartige  Einzahlung  zu  leisten  sind.  Dies« 
Meinung  wird  unterstützt  durch  den  Umstand,  dass  das  Gesetz,  um  die  BarieistoDg 
von  anderen  Leistungen  zu  unterscheiden,  nicht  bloss  von  Einzahlung,  sondern  von 
Bareinzahlung  redet  (vgl.  §  195,:  „bar  eingezahlter  Betrag**).  Der  gleichen  Meinung 
ist  Makotoer  179 VI  und,  wie  es  scheint,  Ming  179^,  denn  er  spricht  von  „Aktien- 
Urkunden  vor  YoWleistung**.    A.  M.  Staub  179,  und  wohl  auch  Cosack  §  117  III 4. 

Eine  Konsequenz  unserer  Anschauung  ist,  dass  die  von  den  Folgen  saumiger 
Einzahlung  handelnden  §g  218—220  auch  für  Sacheinlagen  gelten  (anders  die  herr- 
schende Meinung).  Die  Ausdnlcke  „Betrag",  „Einzahlung**,  wie  Bing  218  ^  meint, 
stehen  nicht  entgegen.  Dt^egen  fehlt  angesichts  des  klaren  Wortlautes  von  §  195. 
aller  Anlass  anzunehmen,  dass  auch  für  Sacheinlagen  der  Satz  gelte,  dass  vor  Anmel- 
dung zum  Handelsregister  mindestens  25  Prozent  des  Nennbetrages  eingezahlt  sein 
müssen.  Der  Grund  hierfür  ist,  dass  „Einlage**  gleichbedeutend  mit  „Beitrag"  ist,  und 
der  Beitrag  kann  Gregenstand  von  Forderungen  der  Gesellschaft  sein,  also  auch  Doch 
nach  Anmeldung  geschuldet  werden  (Behrend  S.  791  „  und  Cosack  §  117  in  4  ver- 
langen in  Konsequenz  ihrer  Anschauung,  dass  bei  Sadieinlagen  Aktienai««^a6«  vor 
Yolleinzahlung  unstatthaft  sei,  sogar  volle  Leistung  der  Sacheinlage  vor  Anmeldung). 
Wenn  die  Einlage  auf  Aktien  teils  Bar-  teils  Sachcinlage  ist  (actions  mixtes),  so  folgt 
aus  dem  Vorgetragenen,  dass  die  Sacheinlagc,  wenn  sie  25  Prozent  des  Nennbetrages 
der  Aktiven  ausmacht,  nicht  auf  die  Bareinlage  angerechnet  werden  kann,  sondern  daas 
neben  der  Sacheinlage  mindestens  25  Prozent  bar  zu  leisten  sind  (a.  M.  Lehmann,  A.  1 361). 

>)  Vgl.  Lehmann,  A.,  I  165.  220,  358.    Simon  207. 

»)  Vgl.  auch  oben  §  64  VI. 
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al?  Forderungen  zu  stellen.     Denn   die   nach  H.G.B.    §  240ii    aufzumachende 
Bilanz^)  lautet  dann: 


Bar 250000 

Verlust 10000 


Schulden 260000. 


Werden    aber   die  Forderungen    auf  Aktieneinzahlung   berücksichtigt,    so 
^hliesst  die  Rechnung  mit  Überschuss  ab;  denn  dann  buchen  wir: 


Bar 250000 

Debitoren 250000 


Schulden 260000 

Gewinn 240000. 


m.  Die  Praxis  pflegt  nicht  selten  so  zu  verfahren,  dass  sie,  falls  das 
Groudkapital  nicht  voll  einbezahlt  ist,  dasselbe  lediglich  mit  dem  eingezahlten 
Betrage  unter  den  Passiven  aufführt  und  demgemäss  die  Forderungen  der 
Gesellschaft  gegen  die  Aktionäre  auf  den  Einlagerest  unter  den  Aktiven  weglässt. 

A.  Dies  ist  schon  nach  allgemeinem  Bilanzrecht  unzulässig.  Die  §§  39 
und  40  schreiben  die  Einsetzung  aller  Forderungen  und  aller  Passiven  in  die 
B.  vor*).  Hiemach  ist  es  wohl  angängig,  alle  Forderungen  in  der  B.  zu 
emem  Posten  zusammenzuziehen  und  ebenso  auf  der  Passivseite  alle  Schulden. 
Aber  nicht  ist  statthaft  und  es  verstösst  gegen  Bilanzklarheit,  wenn  nur  die 
Differenz  zwischen  allen  Forderungen  imd  allen  Passiven  oder  zwischen  einem 
TeQ  der  Forderungen  und  einer  Art  von  Passiven  in  der  B.  zur  Aufnahme 
gelangt. 

B.  Dazu  kommen  aber  für  die  B.en,  welche  dem  §  261  des  H.G.B. 
unterstehen,  noch  besondere  Gründe^): 

1.  ist  nach  §26X5  der  Betrag  des  Grundkapitals  in  der  B.  vorzutragen 
und  „das"  Grundkapital  ist  eben  das  in  Statut  und  Handelsregister  flxierte, 
nicht  ein  beliebig  niedrigei'es, 

2.  ist  „der  Beirag"  des  Grundkapitals  einzusetzen  und  nicht  der  Wert 
desselben.  Und  unter  Betrag  ist  gemeint  der  Nennbetrag*),  nicht  der  reelle 
Wert  Also  müsste  selbst,  wenn  nur  „der  eingezahlte  Betrag"  eingesetzt  werden 
wollte,  doch  die  Quote  des  Nennwertes  eingesetzt  werden,  welche  durch  die 
Siunme  der  Einzahlungen  repräsentiert  würde.  Diese  Quote  entspricht  aber 
kein«jwegs  notwendig  der  Wertziffer,  mit  welcher  die  Fordeningen  auf  den 
Einlagerest  auf  der  Aktivseite  anzusetzen  wären.  Denn  dort  smd  die  Forderungen 
nach  ihrem  derzeitigen  Wert,  also  unter  Beachtung  ihrer  Sicherheit,  d.  h.  der 
Vermögenslage  des  jeweiligen  Aktionärs  und  seiner  haftenden  Vormänner  bezw. 
der  Chance  des  Erlöses  bei  Verkauf  des  Anteilrechtes,  anzusetzen^).  Somit 
wäre  es  rechnerisch  nicht  das  Gleiche,  ob  auf  die  eine  oder  andere  Weise  ver- 
fahren wird.  Abzug  auf  rechter  Seite  bedeutet  Missachtung  des  Grundsatzes, 
da.*:*  Forderungen  nach  ihrem  wirklichen  Werte  zu  bewerten  sind*). 


*)  Sie  ist  VennÖgencrmittluDgsbilaDZ.    Vgl.  oben  8§  12  u.  41. 

*)  Oben  §  21  II  B.   Dies  beachtet  Knappe  70  nicht. 

*)  Das  Österr.  Ver8.-Reg.  verbietet  es  ausdrücklich  in  §  33 :  „Der  NomiDalbetrag 
des  emittierten  Aktienkapitals  ist  ins  Passivum,  etwaise  Forderungen  an  die  Aktionäre 
für  das  noch  nicht  eingezahlte  Kapital  dagegen  ins  ^tivum  der  ß.  einzustellen.*' 

*)  H.G.B.  179  m. 

»)  Vgl.  Bing  218  „. 

*)  Aus  diesem  Grundsatze  folgt  auch,  dass  der  Posten  „nichteinbezahlte  Aktien'* 
keinen  stabilen  Wert  hat.  Sein  Wert  wechselt  mit  der  Konjunktur.  So  hat  z.  B. 
anch  die  Lage  der  A.  selbst  auf  diesen  Wert  Einfluss.  Ist  dieselbe  günstig,  so  ist  das 
Anteilsrccht  der  säumigen  Aktionäre  besser  verkäuflich  (vgl.  Simon  208).  --  Durch 
Beschlnss  der  zuständigen  Gesellschaftsorgane  kann   nach  allgemeiner  Norm  der  Wert 
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3.  Dazu  kommen  Verschiefleiiheiten  in  den  Konsequenzen. 

a)  a)  Für  die  Frage  der  Höhe  des  Reingewinns  entsteht  in  der  Regel 
allerdings  kein  Unterschied.  Deiui  der  bilanzmässige  Gewinn  bleibt  immer  der 
nämliche,  ob  bei  einer  Einzahlung  von  80  Prozent  die  fehlenden  20  Prozent  unter 
den  Aktiven  gebucht  oder  vom  Grundkapital  abgezogen  werden. 

ß)  Nehmen  wir  eine  A.  mit  1  Million  Grundkapital,  wovon  80  Prozent 
einbezahlt,  100000  Schulden  und  150  000  Barmitteln  über  die  Einzahlungen 
hinaus,  so  ist  es  gleichgültig,  ob  gebucht  wird: 

Bilanzkonto 


Einzahlungen 800000 

Sonstiges  Bargeld      .     .     .     150000 
Forderungen 200000 


Grundkapital 1000000 

Schulden lÖOüOn 

Gewinn 5000n 


1150000 
oder  ob  die  Buchung  lautet: 

Bilanzkonto 


1150000 


Einzahlungen 800000 

Sonstiges  Bargeld      .     .     .     150000 


Grundkapital 800000 

Schulden 100000 

Gewinn 500(h» 


950000  950 Ooo 

Immerhin  beträgt  der  Gewinn  50000. 

y)  Nicht  allerdings  gilt  dasselbe  in  dem  Ausnahmefall,  dass  der  Wert 
(Verkaufswert)  der  nichteinbezahlten  Forderungen  nicht  mit  deren  Nennbetrag 
übereinstimmt  ^). 

b)  Bedeutsamer  ist  der  Unterschied  der  Auffassung  für  die  Frage,  wie 
lange  vom  Jahresreingewinn  ein  Teil  an  den  Zwangsreservefonds  abzuführen  i>t. 
Nach  H.G.B.  §  2G2  muss  mindestens  ein  Zwanzigstel  des  Jahresgewinna»*  so  lange 
jenem  Fonds  zugeführt  werden,  als  der  letztere  den  zehnten  oder  den  im  Statut 
bestimmten  höheren  „Teil  des  Grundkapitals"  nicht  übersteigt*).  Dies  Über- 
steigen erfolgt  natürlich  früher,  wenn  lediglich  das  um  die  ausstehenden  Ein- 
lageforderungen gekürzte  Aktienkapital  als  solches  unter  den  Passiven  vor- 
getragen wird^). 

IV.  Nicht  selten  —  so  insbesondere  bei  Versicherungsaktiengesellschaften  — 
begnügt  sich  die  A.  bei  nicht  voUeinbezahltem  Grundkapital  nicht  mit  ein- 
fachen Schuldversprechen  für  den  Einlagerest,  sondern  verlangt  Schuldversprechen 
in  Wechselform.  Vom  Standpunkt  des  Wechselgläubigers  aus  zahlen,  wie  wir 
wissen,  Wechsel  buchführungstechnisch  nicht  zu  den  Debitoren,  sondern  zu  den 
Effekten.  Sie  sind  Sachen*).  Für  ihre  Bewertung  als  Aktiva  gilt  dem  für 
die  Einlageforderungen  Vorgetragenen  Analoges. 

V.  Unbegebene  Aktien.  A.  Gesetzlich  unmöglich  ist,  unter  den 
Aktiven  einen  Posten  u?ibegebene,  d.  h.  nicht  gezeichnete  Aktien  zu  führen. 
Nicht  gibt    dafür  den  Ausschlag,  wie  Simon  ^)   meint,   dass  vor  Vollzeichnung 


der  noch  nicht  vollbezahlten  Aktien  unter,  aber  nicht  über  dem  wahren  Wert  angesetzt 
werden. 

*)  Über  die  ganze  Frage  s.  Bing  261,,,  der  abweichender  Anachauung  i?t  (jt. 
Bing,  A.,  620). 

*)  Ebenso  öaterr.  A.-Reg.  §  53  Abs.  1  Ziff.  1. 

»)  Staub  262,,. 

♦)  Vgl.  oben  §  87. 

»)  S.  210. 


§  117.  Die  GrundkapitalßerhöhuDg.  383 

die  A.  nicht  errichtet  und  bei  Erhöhxing  des  Grundkapitals  Erhöhung  erst 
nach  Zeichnung  der  Aktien  eingetreten  ist.  Damit  werden  die  Aktien  aller- 
dings erst  Urkunden  rechtlicher  Bedeutung.  Aber  vorher  vermögen  sie  sog. 
rtin  wirtschaftliche  Güter  zu  sein^). 

B.  Aber  auch  als  solche  lassen  sie  si(;h  nicht  in  Betracht  ziehen.     Man 
könnte  meinen,  weil  sie  keinen  gegenwärtigen  Wert  besitzen  und  nach  H.G.B. 
§  40  nur  der  gegenwärtige  Wert  berücksichtigt  werden  darf.     Sie  haben  unter 
rmständen,   wenn   ihre  Unterbringung   als   höchst  wahrscheinlich  angenommen 
werden  darf*),  einen  gegenwärtigen  Wert,  wenn  auch  nur  einen  Hoffnungswert. 
Aber  ihre  Einsetzung  in  die  B.   ist  dennoch   teils  ungesetzlich    teils   zwecklos, 
l  ngesetzlich,  was  die  Gewinnermittlungsbilanzen  betrifft.   Denn  werden  die  un- 
begebenen  Aktien  als  Hoffnungswerte  unter  den  Aktiven  vorgetragen,  so  muss 
nach  dem  Prinzip  der  B.  als  Ausgleichsbegriff  auch  ein  entsprechendes  Grund- 
kapital auf  der  Passivseite  erscheinen.     Ohne  Grundkapital  keine  Aktienwerte. 
.Us  Grundkapital  darf  aber  bei  Gewinnermittlungsbilanzen  lediglich  das  Statuten- 
massige  unter  den  Passiven   erscheinen.     Statutenmässiges  ist  erst  in  Aussicht 
«renommenes  noch  nicht.    Bei  anderen  B.en  scheitert  die  Einstellung  unbegebener 
Aktien  als  Aktiva  daran,  dass  aus  den  Aktien  auch  vermögensrechtliche  Pflichten 
der  A.  entstehen,    die  dem   positiven  Werte  der  Aktien   die  Wage  halten,    da 
•las  zu  erwartende  Agio   ja  nicht  als  Bilanzaktivum   in  Berücksichtigung  ge- 
nommen werden  darf^). 

C.  Für  die  unter  das  österreidiiscfie  Aktienregulativ  fallenden  A.en  ergibt 
«ich  die  Unzulässigkeit  der  Einsetzung  unbegebener  Aktien  in  die  B.  auch 
noch  daraus,  dass  dieses  Regulativ  in  §  24  ausdrücklich  vorschreibt,  dass  im 
Statut  die  Höhe  des  Aktienkapitals  stets  nach  dem  Stande  der  tatsächlich 
^emittierten  Aktien  anzugeben  sei.  Hiennit  bringt  der  Gesetzgeber  zum  Aus- 
druck, dass  den  unbegebenen  Aktien  in  keiner  Richtung  bilanzmässige  Be- 
deutung zuzuerkennen  sei;  wenn  nicht  als  Passivum,  um  so  weniger  dann  als 
Akti\'um. 

D.  Das  österreichische  Versicherungsregulativ  §  53  bestimmt  unmittelbar: 
.Nicht  emittiertes  Aktienkapital  darf  weder  im  Rechnungsabschlüsse,  noch  in 
anderen  für  die  Versicherungsnehmer  bestimmten  Kundmachungen  aufgeführt 
wenien." 


€•  Die  lirrandkapitalserhOhiins:. 

1.  Im  allgemeinen. 

§  117. 

I.  Der  Satz :  „Das  Grundkapital  ist  unter  die  Passiva  zu  seinem  statuten- 
nni!*<igen  Nennbetrag  einzusetzen",  bezieht  sich  selbstverständlich  auf  den  jeweils 
■siatutenmässigen  Nennbetrag.  Bei  Erhöhung  bezw.  Herabsetzung  desselben 
kommt  somit  nicht  mehr  der  ursprüngliche  Nennbetrag  oder  der  der  Erhöhung 
«Hier  Herabsetzung  unmittelbar  vorausgehende  in  Betracht.  Denn  wie  schon 
aui«    der  äusseren    Einordnung    der   Bestimmungen    des    H.G.B.    über    Grund- 


')  Vgl.  oben  §  68  I. 

')  Eine  blühende  Firma  wird  in  ein  Aktieuunternehraeu  umgewandelt;  eine  vor- 
züglich arbeitende  A.  erhöht  ihr  Grundkapital. 
*)  Siehe  auch  Knappe  70. 
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kapital-Erhöhung  und  Herabsetzung  in  den  Titel  y,Abänderungen  des  Gesdl- 
schaftsvertrages''  (§  274  ff.)  zeigt,  bilden  Erhöhung  und  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  Arten  der  Statutenänderung  und  stellt  demgemäss  nach  erfolgter 
Eintragung  der  Erhöhung  bezw.  Herabsetzung  —  denn  erst  mit  ihrer  Ein- 
tragung in  das  Handelsregister  hat  gemäss  H.G.B.  §  277  Abs.  3  eine  Änderung 
des  Gesellschaftsvertrages  Rechtswirkung  —  der  Betrag  des  erhöhten  bezw. 
des  herabgesetzten  Grundkapitals  die  volle  statutenmässige  Höhe  des  Gnmd- 
kapitals  dar. 

n.  Die  einzige  Frage^  welche  entsteht,  ist  die:  von  welchem  Zeitpunkte 
an  ist  das  statutarische  Grundkapital  als  erhöht  bezw.  herabgesetzt  anzusehen? 
Wir  behandeln  sie,  weil,  wie  wir  alsbald  sehen  werden,  dieselbe  im  positiven 
Recht  für  Erhöhung  und  Herabsetzung  nicht  gleichmässig  geordnet  ist^  für 
beide  Fälle  getrennt  und  sprechen  daher  zunächst  allein  vom  Falle  der  Grund- 
kapitalserhöhung. 

in.  A.  DasB  bei  Erhöhung  des  Aktienkapitals  jener  Zeitpunkt  nicht 
schon  mit  dem  rechtswirksamen  ^)  Zustandekommen  des  Beschlusses,  das  Grund- 
kapital zu  erhöhen,  gegeben  ist,  erhellt  sofort  aus  zwei  Gründen,  einem  formalen 
und  einem  materiellen. 

1.  Nach  H.G.B.  §  261  Ziff.  5  ist  der  Betrag  des  Grundkapitals  unter 
die  Passiven  aufzunehmen.  Wie  bei  allen  anderen  aktiven  und  passiven  Ver- 
mögenswerten, welche  in  der  B.  vorzutragen  sind,  ist  darunter  das  in  dem 
Zeitpunkt,  für  welchen  die  Bilanzaufstellung  geschieht,  wirklich  vorhandene 
Grundkapital  gemeint.  Zur  Zeit  des  rechtsgültigen  Zustandekommens  jeneg 
Beschlusses,  d.  h.  zur  Zeit  der  Eintragung  desselben  ist  aber  noch  k^  er- 
höhtes, sondern  nur  ein  „zu  erhöhendes"  Grundkapital  vorhanden.  Denn  das 
Wort  Grundkapital  kann  in  der  Wendung  „Erhöhung  des  Grundkapitals'' 
nicht  bloss  als  Rechnungsgrösse,  Grundkapital^t/f<!r,  Sollgrösse  des  Grundkapitals 
aufgefasst  werden,  sondern  Grundkapital  bedeutet  in  dieser  Zusammensetzung 
auch  eine  Summe  von  wirklichen  Kapitalwerten,  Kapitalgegenstanden.  Er- 
höhung des  Grundkapitals  ist  nicht  bloss  Hinauf  Setzung  des  Nennbetrags  des 
Grundkapitals,  der  Grundkapitalziffer,  sondern  zugleich  Vermehrung  der  Ver- 
mögensgegenstände, des  Istbestandes  der  Aktivwerte  der  Gesellschaft 

a)  Dies  folgt  aus  dem  Umstand,  dass  das  positive  Recht  wohl  eine 
Herabsetzung  des  Grundkapitals  ohne  Zurückzahlung,  aber  keine  Eiiiöhung 
desselben  ohne  Einzahlung  kennt.  Bei  Grundkapitalherabsetzung  vermag  Grund- 
kapital nur  die  Gruudkapitalziffer  zu  bedeuten.  Es  gibt  Herabsetzung  d& 
Grundkapitals  ohne  Abmiuderung  der  Vermögensstücke  der  Gesellschaft  Aber 
nicht  gibt  es  Erhöhung  des  Grundkapitals  ohne  Mehrung  der  Aktivwerte  der 
Unternehmung.  Es  gehört  zur  Begründung  des  Grundkapitals  und  ebenso  zu 
seiner  Erhöhung,  dass  es  „einbezahlt"  wird. 

a)  Der  Aktionär  hat  auf  das  Grundkapital  „Einlagen"  zu  machen^. 
Nach  §§  217  und  241  iii  des  H.G.B.  ist  während  bestehender  Gesellschaft 
yyZumckxahlung*'  der  Einlagen  verboten.  Also  werden  die  Einlagen  „einbezahlt'% 
durch  „Einzahlungen"  geleistet').  Das  Grundkapital  kommt  der  Summe  der 
Nennbetrüge  der  Einlagen  gleich.     Demnach  wird  auch  das  Grundkapital  „ein- 

ß)  Ebenso  werden  nach  der   Ausdrucksweise    des    Gesetzes    auf   Aktien 


»)  H.G.B.  §  277;  vgl.  oben  I. 
*)  H.G.B.  178,  186  Abs,  2,  211. 
*)  H.G.B.  179 IV,  188 III. 
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„Einzahlungen*' ^)  gemacht  Das  Grundkapital  ist  in  Aktien  zerlegt.  Also 
weiden  auch  auf  das  Grundkapital  Einzahlungen  gemacht  und  so  iinden  wir 
in  der  Tat  die  Wendungen  „Einzahlung  des  Grundkapitals*'^),  „eingezahltes 
Grundkapital'' 3). 

y)  Was  für  das  bisherige  Grundkapital  gilt,  gilt  auch  für  dessen  Er- 
höhung. Auch  das  Zusatzkapital  muss  eingQxahU  werden.  H.G.B.  §  284 
sagt  ausdrücklich  auch  bei  Zeichnung  der  Eiipitalserböhung,  dass  bei  der  An- 
meldung der  Erhöhung  zum  Handelsregister  die  auf  die  einzelnen  Aktien  ge- 
schehenen Einzahlungen  anzugeben  seien.  Müssen  auf  die  einzelnen  neuen 
Aktien  Einzahlungen  geschehen,  so  gilt  das  nämliche  auch  für  die  Gesamtheit 
deiBelben,  d.  h.  die  Erhöhung  des  Grundkapitals,  welche  durch  Zeichnung  neuer 
Aktien  ausgeführt  wird. 

b)  Demgemass  ist  es  ausgeschlossen,  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  als 
Tenrirkücht,  als  geschehen  schon  anzusehen,  wenn  die  Grundkapitalsziffer,  der 
bloss  rechnmsche  Kapitalwert  hinaufgesetzt  ist  Dies  ist  mit  Einti*agung  des 
£d]öhangsbe8chlusses  geschehen.  Es  muss  weiter  statthaben  eine  Vermehrung 
der  tatsächlichen  Werte  der  Gesellschaft. 

c)  Hinzu  kommt:  wäre  mit  Eintragung  jenes  Beschlusses  schon  die  Er- 
höhung „erfolgt",  dann  wäre  eine  besondere  Vorschrift,  dass,  wie  der  Erhöhungs- 
beschluss,  so  auch  „die  erfolgte  Erhöhung"  in  das  Handelsregister  einzutragen 
m*),  überflüssig. 

2.  Der  materielle  Grund,  um  dessentwillen  das  Grundkapital  noch  nicht 
mit  dem  Eintrag  des  Erhöhungsbeschlusses  als  erhöht  angesehen  werden  kann, 
ist  folgender.  Eriiöhung  des  Aktienkapitals  bedeutet  Aufnahme  neuer  Mit- 
glieder oder  wenigstens  Erweitemng  der  Rechte  und  Pflichten  der  bisherigen. 
Wäre  es  nun  auch  noch  denkbar,  dass  die  Gresellschaft  Pflichten  vorhandener 
Mitglieder  ohne  deren  Zustimmung  erweitern  kann,  so  lässt  sich  dagegen  nicht 
annehmen,  dass  die  Gesellschaft  neue  Mitglieder  ohne  Zustimmung  der  be- 
troflenen  Persönlichkeiten  zu  kreieren  vermag.  Die  Gesellschaft  kann  Gewalt 
über  Mitglieder  besitzen,  aber  nicht  besitzen  kann  sie  Gewalt  über  Nichtmit- 
glieder.  Ob  der  Beschluss,  das  Grundkapital  zu  erhöhen,  durchgeführt  werden 
kann,  hängt  auch  von  fremdem  Willen  ab,  d.  h.  davon,  ob  sich  jemand  bereit 
finden  lässt,  als  Mitglied  einzutreten,  Aktien  zu  zeichnen,  Einlagen  zu  machen. 
Auch  aus  diesem  Grunde  kann  somit  das  Grundkapital  noch  nicht  als  erhöht 
gelten,  wenn  erst  die  Erhöhung  in  Angriff  zu  nehmen  beschlossen  ist. 

B.  Mit  der  hier  vorgetragenen  Auffassung  stimmt  auch  diejenige  des 
neuen  H.G.B.  überein.  Das  G.  nennt  zwar  in  §  279  das  Grundkapital  schon 
nach  der  Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  ein  „erhöhtes",  indem  es  daselbst 
bestinmit»  wenn  auf  das  „erhöhte  Grundkapital"  eine  Sacheinlage  gemacht 
werden  soll,  müsse  der  Gegenstand  derselben  und  der  Betrag  der  dafür  zu 
gewährenden  Aktien  in  dem  Beschlu.sse  über  die  Erhöhung  des  Grundkapitals 
festgesetzt  werden;  aber  im  weiteren  Verlauf  unterscheidet  das  G.  wiederholt 
in  aller  Scharfe  „Beschluss  über  die  Erhöhung  des  Grundkapitals"  und  „er- 
folgte Erhöhung  des  Grundkapitals"  als  zwei  besondere,  regelmässig  auseinander- 
fiallende  Geschäftsvorgange').  §  280  z.  B.  bestimmt,  dass  „der  Beschluss 
über  die  Erhöhung  des  Grundkapitals",  §  284,  dass  „die  erfolgte  Erhöhung  des 
Grundkapitals"    zur  Eintragung    in  das   Handelsregister  anzumelden   sind,   und 


>)  H.G.B.  195  Abs.  1  Ziff.  3. 

»)  H.aB.  2021.  203,  280n. 

•)  H.G.R  245n. 

0  H.G.R  284,  285. 

•)  H.Q.B.  280,  281  Abs.  1  Nr.  4,  281  Abs.  2,  284,  285,  287. 

Behn,  Die  Bilaasen  dar  Aktiengeiellflchaft«!!.  ^^ 
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§  285  sagt  nur,  dass  Aumelclung  lud  Eintragung  der  erfolgten  Erhöhung  mit 
der  Anmeldung  und  Eintragung  des  Erhöhungsbeschlusses  verbunden  werden 
ka7hn.  Hieraus  erhellt,  dass  in  §  279  mit  erhöhtem  Grundkapital  nur  be- 
schlussmäßsig,  nicht  wirklich  erhöhtes  gemeint  ist.  Demgemäss  ist  das  Grund- 
kapital vor  erfolgter  Erhöhung^  d.  h.  vor  Durchführung  des  Erhöhungsbeschlusses 
rechtlich  noch  das  unveränderte,  das  alte.  Die  Gesellschaft  besteht  solange 
noch  auf  der  Grundlage  des  bisherigeren  Grundkapitals.  ^I^  Grundkapital'' 
ist  noch  kein  erhöhtes,  sondern  nur  ein  zu  erhöhendes. 

IV.  Aber  der  Gresetzgeber  geht  noch  weiter.  Nach  posüwgesetAÜcher 
Bestimmung  ist  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  nicht  schon  mit  der  tätsach- 
lich erfolgten  Erhöhung,  sondern  erst  mit  der  Eintragung  der  tatsächUeh  ge- 
scMienen  Erhöhung  als  rechtlich  geschehen,  als  rechtlich  erfolgt  anzusehen. 
Dies  ergibt  sich  aus  H.G.B.  §  287.  Dort  spricht  der  Gesetzgeb^  trotz  schon 
„erfolgter  Erhöhung"  doch  noch  von  einem  „zu  erhöhenden  Grundkapital'*, 
solange  die  erfolgte  Erhöhung  nicht  eingetragen  ist:  „Bevor  die  erfolgte  Er- 
höhung des  Grundkapitals  in  das  Handelsr^ster  angetragen  ist,  können 
Aktien  und  Interimsscheine  auf  das  «u  erhöhende  Kapital  nicht  ausg^eben 
werden."  „Die  Anteilsrechte  an  dem  zu  erhallenden  Kapital  können  vor  diesem 
Zeitpunkte  mit  Wirksamkeit  gegenüber  der  Gesellschaft  nicht  übertragen 
werden."  Wie  lässt  sich  diese  Ausdrucksweise  „zu  erhöhendes  Kapital"  in 
§  287  anders  erklären^  als  aus  der  Yorstellmig,  dass  der  Gresetzgeber  eine 
Abänderung  des  Gesellschaftsvertrages  in  Bezug  auf  das  Grundkapital  als  recht- 
lich geschehen  erst  anninunt,  wenn  die  tatsächlich  durchgeführte  Erhöhung  in 
das  Handelsregister  eingetragen  ist?  Ist  dies  aber  richtig,  so  ist  das  erhöhte 
Grundkapital  rechtlich  erst  von  diesem  Zeitpunkte  an  vorhanden  und  gilt  bis 
dahin  als  Grundkapital  im  rechtlichen  Sinne,  als  rechtlich  vorhandenes  Grund- 
kapital nur  das  alte^). 

V.  Einen  Augenblick  könnte  man  glauben,  den  Zeitpunkt  noch  weiter 
hinausschieben  zu  müssen. 

A.  Das  H.G.B.  spricht  in  §  278  davon,  dass  die  Erhöhung  des  Grund- 
kapitals durch  Ausgabe  neuer  Aktien  erfolgt').  Aber  aus  §  287  ei^bt  sich 
sofort,  dass  der  Satz,  die  Erhöhung  erfolge  durch  Ausgabe  neuer  Aktien,  nicht 
wörtlich  zu  verstehen  ist.  Denn  dort  ist  bestimmt,  dass,  „bevor  die  erfolgte 
Erhöhung  des  Grundkapitals  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist^  Aktien  auf 
das  zu  erhöhende  Grundkapital  nicJit  ausgegeben  werden  dürfen."  Somit 
muss  die  Erhöhung  schon  vor  der  Aasgabe  von  Aktien  erfolgt,  d.  h.  tatsächUeh 
eingetreten  sein. 

B.  Demgemäss  kann  die  Wendung  „Erfolgen  der  Erhöhung  durch  Aus- 
gabe neuer  Aktien"  nicht  wörtlich  zu  verstehen  sein.  Erhöhung  durch  Ausgabe 
neuer  Aktien  heisst  vielmehr,  wie  weiter  unten  ^)  noch  näher  zu  beweisen,  Er- 
höhung durch  Begründung  neuer  Mitgliedschaftsrechte.  Die  Anrechte,  die 
Anwartschaften  hierauf  sind  schon  begründet  durch  Annahme  der  Zeichnungen 
seitens  der  A.,  durch  die  sog.  Zuteilung  der  entsprechenden  Anzahl  Aktien  an 
die  Zeichner*).  Aktie  steht  in  §  278  also  in  einem  anderen  Sinne,  als  in 
§  278.  Hier  bedeutet  es  Aktienurkunde,  dort  Aktienrecht,  d.  h.  Anteilsrecht 
des  Aktionärs.     Es  hat  nichts  Widersinniges^  dass  die  Bescheinigung  über  dies 


*)  So  auch  Ring  278,  und  287,;  Staub  287,. 

*)  §  278:  „Eine  Erhöhung  des  Grundkapitals  durch  Ausgabe  nener  Aktien  soU 
nicht  vor  der  vollen  Einzahlung  des  bisherieen  Grundkapitals  erfoliren." 
»)  Nr.  VI  C. 
♦)  S.  Lehmann,  A.en,  I  35C  mit  340. 
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Aktienrecht  erst  spater,  als  im  Zeitpunkt  der  Entstehung  dieses  Aktienrechtes, 
ausgegeben  werden  darf. 

VL  Wenn  nun  auch  die  Erhöhung  als  rechtlich  vorhanden  erst  nach 
Botragung  der  tatsachlich  durchgeführten  Erhöhung  gilt,  so  ist  an  sich  hieraus 
noch  nicht  zu  scfaliessen,  dass  es  unstatthaft  sei,  schon  vorher  das  tatsachlich 
erhöhte  Kapital  als  das  nunmehrige  bilanzmässige  anzusehen.  Wir  sahen  schon 
früher'),  dass  die  Eintragungen  in  die  kaufmännischen  Bücher  nicht  von  recht- 
liehen,  sondern  von  wirtschaftlich-tatsachlichen  oder  von  buchführungstechnischen 
Grundsätzen  beherrscht  sind.  Aber  in  Wirklichkeit  wird  doch  eine  andere  Auf- 
fassung die  allein  zulassige  sein. 

A.  1.  Nach  dem  oben  Bemerkten  steht  fest,  dass  bei  Erhöhung  des 
Grandkapitals  im  Sinne  des  H.G.B.  auch  noch  alles  dasjenige,  was  nach  der 
Beschlussfassung  über  die  Erhöhung  zu  geschehen  hat,  als  unter  den  Begriff 
Abänderung  des  Gesellschaftsvertrages  fallend  anzusehen  ist,  die  Abänderung 
des  Gesellschaftsvertrages  in  Bezug  auf  Erhöhung  des  Grundkapitals  erst  mit 
der  Eintragung  der  tatsächlich  durchgeführten  Erhöhung  als  rechtlich  geschehen 
an^!e:!ehen  werden  darf.  Ist  dies  aber  richtig,  so  gilt  auch  für  Erhöhung  des  Aktien- 
kapitals die  Bestimmung  des  §  277  Abs.  3,  dass  Änderungen  des  Gesellschafts- 
vertrages eine  Wirkung  d.  h.  rechtliche  Wirkung  erst  mit  ihrer  Eintragung  in 
das  Handelsr^ster  erlangen. 

2.  a)  Makotcer^  wendet  hierg^en  ein,  das  „Erfolgen"  der  Eriiöhung  sei 
eine  Tatsache,  kein  Satzungsänderungsbeschluss;  also  könnten  die  Bestim- 
mungen über  Statutenänderung  darauf  nicht  Anwendung  finden,  insbesondere 
nicht  §  277  Abs.  3.  AUein  §  277  sagt  nicht,  dass  der  Abänderungsbeschluss, 
•sondern  dass  „die  Abänderung  des  Gesellschaftsvertrages"  einzutragen  sei,  und 
Abämierung  ist  Folge,  Gegenstand  des  Beschlusses,  nicht  Beschluss  selbst. 

b)  Ebenso  wenig  können  Bedenken  dadurch  wachgenifen  werden,  dass 
da^  G.  schon  vor  Eintragung  der  erfolgten  Erhöhung  AnteWrechte  der  neuen 
Aktionäre  bestehen  lässt  —  es  spricht,  wie  schon  unter  IV.  bemerkt,  in  §  287 
Xhm.  2  davon,  dass  „die  Anteilsrechte  an  dem  zu  erhöhenden  Kapitale"  vor 
jener  Eintragung  mit  Wirksamkeit  g^enüber  der  A.  nicht  übertragen  werden 
können  — .  Diese  sog.  Rechte  sind  nur  Anwartschaften.  In  gleicher  Weise 
äussert  sich  das  G.  dahin,  dass  vor  Eintragung  der  A.  selbst  schon  Anteil- 
rechte bestehen^),  und  doch  können  Mitgliedsrechte ^  also  Anteile  an  einer  Ge- 
i^elL^chaft  nicht  früher  entstehen,  als  die  Gesellschaft  selbst^). 

B.  Aus  unserer  Behauptung  —  auch  die  tatsächlich  durchgeführte  Er- 
höhung erhält  Wirkung  erst  durch  Eintragung  —  ergibt  sich  für  den  Spezial- 
^1^  von  dem  wir  handeln,  die  wichtige  Konsequenz,  dass  die  tatsächlich 
erfolgte  Erhöhung  vor  Eintragung  keine  rechtliche  Wirkung  zu  äussern  ver- 
mag und  somit  bis  dahin  in  die  B.  noch  nicht  das  erhöhte,  sondern  nur 
da«  bisherige  Grundkapital  als  das  statutarische  eingesetzt  werden  darf.  Bis 
zum  Eintrag  der  durehgefiUirten  Erhöhung  ist  in  die  B.  noch  das  alte  Grundkapital 
^hnustelien.  Ist  also  z.  B.  am  31.  Dezember  noch  nicht  die  erfolgte  Erhöhung 
eingetragen,  so  hat  in  die  Jahresschlussbilanz  noch  das  Grundkapital  in  bisheriger 
Höhe  als  Passivum  Aufnahme  zu  finden. 

C.  Eine  weitere  Konsequenz,    welche  man  geneigt  sein  könnte,   aus  dem 

*)  §  721 

•)  f  278  I  b. 

*)  H.G.B.  200:  „Die  Anteilsrechte  können  vor  der  Eintragung  der  GeseÜBchaft 
in  das  Handelsregister  mit  Wirksamkeit  gegenüber  der  Gesellflchaft  nicht  übertragen... 
werden." 

*)  S.  Lehmann,  A.en,  I  200. 
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aufgestellten  Satze  zu  ziehen,  nämlich  die,  dass  der  Zeitpunkt,  von  dem  an 
das  erhöhte  und  nicht  mehr  das  bisherige  Grundkapital  als  das  bilanzmässige 
anzusehen  ist,  für  die  verschiedenen  Arten  der  Durchführung  der  f>höhuDg  ver- 
schieden sei,  ist  auf  jeden  Fall  unzutreffend.  Zwar  ist,  wie  immer  die  ErhöhuDg 
durchgeführt  werden  mag,  für  die  B.  die  Grundkapitalserhöhung  erst  mit  Ein- 
tragung der  tatsachlich  erfolgten  Erhöhung  „erfolgt'S  aber  für  das,  was 
„erfolgte''  Erhöhung  im  Sinne  des  Gesetzes  ist,  sind  die  Unterschiede  der  Durch- 
führung der  Erhöhung  ohne  Belang.  Denn  diese  Unterschiede  treffen  erst  &n 
Stadium  der  Vollziehung  der  Kapitalserhöhung,  in  welchem  die  Elrböhuag  im 
Sinne  des  Gesetzes  schon  „erfolgt"  ist. 

1.  Wir  haben  zwei  Arten  der  Erhöhung  zu  unterscheiden.  Die  Eiböhung 
erfolgt  entweder  „durch  Ausgabe  neuer  Aktien"  oder  ohne  Ausgabe  neuer 
Aktien  durch  blosse  Erhöhung  des  Nennbetrags  der  bisherigen  Aktien.  Das 
G.  spricht  zwar  lediglich  von  der  ersten  Erhöhungsart  —  „eine  Erhöhung  des 
Grundkapitals  durch  Ausgabe  neuer  Aktien  soll  nicht  vor  der  vollen  Ein- 
zahlung des  bisherigen  Kapitals  erfolgen"  (H.G.B.  §  278)  —  und  die  einzelnen 
von  der  Kapitalserhöhung  handelnden  Paragraphen  haben,  wie  aus  ihrer 
Fassung  hervorgeht,  unmittelbar  nur  diesen  einen  Fall  im  Auge^),  aber  dies 
schliesst  nicht  aus,  dass  auch  die  andere  Form  der  Erhöhung  zu  Recht  besteht 
Ja  es  ist  geradezu  zu  behaupten,  dass  die  von  der  Erhöhung  des  Kapitals  han- 
delnden Paragraphen  des  H.G.B.  sinngemäss  auch  auf  die  zwdte  Erhöhungsart 
Anwendung  zu  finden  haben  ^).  Die  Erhöhung  des  Grundkapitals  durch  Hin- 
aufseüBung  des  Nennbetrags  der  vorhandenen  Aktien  ist  nur  aus  Obersehen 
nicht  besonders  genannt  Aus  keinem  der  auf  Kapitalserhöhung  bezüglichen 
Paragraphen  ist  zu  entnehmen,  dass  diese  Art  ausgeschlossen  sein  sollte.  In 
§  2 78 ff.  wollte  die  Erhöhung  des  Grundkapitals,  gleichgültig  auf  welche  Weise 
sie  geschieht,  geregelt  werden,  ebenso  wie  in  §  288  ff.  die  Herabsetzung,  in 
welcher  Weise  sie  immer  erfolgen  mag. 

2.  Würde  die  natürliche  Bedeutung  der  Worte  „erfolgt"  und  „Aus^o^ 
von  Aktien"  ausschlaggebend  sein,  so  wäre  nun  freilich  die  Erhöhung  des 
Grundkapitals  in  beiden  Fällen  zu  verschiedenem  Zeitpunkt  als  „erfolgt"  anzu- 
sehen. Buchstäblich  genommen,  ist  eine  Grundkapitalserhöhung  durch  Aus^ 
neuer  Aktien  eben  erst  erfolgt,  wenn  weitere  Aktienurkunden  wirklich  aus- 
gegeben sind^  während  eine  Grundkapitalserhöhung  ohne  Ausgabe  neuer  Aktien 
schon  mit  Abstempelung^)  der  alten  Aktienurkunden  auf  den  höheren  Nenn- 
betrag erfolgt  wäre. 

3.  Aber  diese  Unterschiede  der  Durchführuugsweise  der  Ekliöhiing 
kommen  für  die  Frage,  wann  die  Kapitalserhöhung  erfolgt  ist,  gar  nicht  in 
Betracht. 

a)  In  dieser  Hinsicht  sei  nicht  betont,  dass  die  Ausdrucksweise  des  G. 
zwar  davon  ausgeht,  dass  über  die  „Anteilsrechte"  der  Aktionäre  Bescheinigui).8en, 
Aktienurkunden,  ausgefertigt  werden,  aber  eine  A.  auch  ohne  solche  Bescheinigungen 


0  H.G.B.  278  Abs. 3  und  281  Abs.!  Ziff.  2  („Ausgabe  der  Aktien'O,  282Abe.l 
und  2  („neue  Aktien");  283  („neu  auszugebende  Aktien"),  284  Abs.  1  Ziff.  1  und  3 
(„die  auf  jeden  entfallenen  Aktien",  „neue  Aktien"). 

*)  So  auch  Staub  278  Note  zu  Anm.  1 ;  Makawer  278  V  c 
')  Solche  Abstempelung  ist  notwendig,  denn  obschon  zur  Entstehung  vonAktieD- 
rechten  Bescheinigung  über  das  Aktienreebt  nicht  notwendig  ist,  so  muas  doch,  wein 
einmal  Bescheinigungen  über  die  Aktienrechte  vorhanden  sind  und  die  AntcUsrechte 
verändert  werden,  Abänderung  stattfinden.  Ohne  dies  wäre  das  Aktienkapital  nicht 
mehr  entsprechend  in  Aktien  zerlegt  und  die  Aktien  müssen  doch  in  ihrer  Summe  den 
Gesamtnennbetrag  des  Grundkapitals  eigeben. 
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über  die  Anteilsrecfate  ihrer  Mitglieder  bestehen  kann  ^).  Zweifellos  vermag  „Aktie'' 
auch  nur  das  Mitgliedschaftsrecht  oder  den  Mitgliedsanteil  am  Grundkapital 
xa  bedeuten  und  denigemäss  kann  „Erhöhung  durch  Ausgabe  von  Aktien''  auch 
nur  besagen  wollen:  Erhöhung  durch  Begründung  neuer  Mitgliedschaften  im 
G^nsatz  zur  Erweiterung  bestehender. 

b)  Allein  es  reicht  aus,  darauf  hinzuweisen,  dass  nach  H.G.B.  §  287, 
bevor  die  erfolgte  Erhöhung  eingetragen  ist,  Aktien  und  Interimsscheine  auf 
das  zu  erhöhende  Grundkapital  nicht  ausgegeben  werden  dürfen.  Hieraus 
nsultiert,  dass  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  durch  Aus^o^  von  Aktien  im 
Sinne  des  Gesetzes  schon  erfolgt  ist,  ehe  Aktien  d.  h.  hier  Aktienurkunden 
aber  die  neuen  Mitgliedschaften  ausgegeben  sind. 

c)  Hieraus  aber  erhellt  wieder,  dass,  wenn  in  §  278  von  „Erhöhung  des 
Grandkapitals  durch  Ausgabe  neuer  Aktien"  die  Rede  ist  und  es  dort  heisst, 
eine  Erhöhung  auf  diese  Weise  solle  nicht  vor  der  vollen  Einzahlung  des  bis- 
herigen Grundkapitals  „erfolgen",  wie  schon  oben  Nr.  V  B.  bemerkt,  mit  den 
Worten  „durch  Ausgabe  neuer  Aktien"  gemeint  ist:  durch  B^ründung  neuer 
Anteile,  neuer  Mitgliedschaftsrechte. 

d)  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  sind,  wie  ebenfalls  schon  Nr.  V  B  aus- 
geführt, die  Anteilsrechte  am  erhöhten  Aktienkapital  entstanden  mit  Annahme 
der  Zeichnungen  seitens  der  Gesellschaft,  welche  durch  Verteilung  der  Aktien 
auf  die  einzelnen  Zeichner,  durch  Zuteilung  der  Grundkapitalsanteile  an  die 
Zeichner  geschieht 

e)  Dann  aber  besteht  in  Bezug  auf  die  Frage,  wann  die  Erhöhung  im 
Sinne  des  G.  erfolgt  ist,  kein  Unterschied  zwischen  Erhöhung  durch  Ausgabe 
neu»  Aktien  oder  durch  Erhöhung  des  Nennbetrags  der  vorhandenen.  Denn 
aaeh  der  vorhandenen  Mitglieder  Rechte  und  Pflichten  sind  eben  gesteigert  mit 
Annahme  der  Zeichnung  der  erhöhten  Betrage  seitens  der  Gesellschaft 

f)  Von  diesem  Ergebnis  aus,  wonach  Eriiöhung  durch  Ausgabe  neuer 
Aktien  nicht  bedeutet  Erhöhung  durch  Ausgabe  neuer  Aktienurkunden,  sondern 
Erhöhung  durch  Schafiung  neuer  Mitgliederstellen^  begreift  es  sich  dann  leicht, 
wie  es  berechtigt  ist,  anzunehmen,  dass  die  Vorschriften  über  Kapitalserhöhung 
trotz  ihrer  engeren,  nur  auf  Erhöhung  durch  Ausgabe  neuer  Aktienurkunden 
zugeschnittenen  Fassung  sinngemäss  auch  auf  die  andere  Erhöhungsart  An- 
wendung zu  finden  haben. 

g)  Wenn  wir  sehen,  dass  die  Erhöhung  erfolgt  ist,  sobald  neue  Mit- 
g:]ieder  aufgenommen  sind  oder  die  Bechtsstellung  der  alten  erweitert  wurde, 
äo  gibt  zugleich  die  Bezeichnung  dieser  Vorgänge  als  Erhöhung  des  Grund- 
ktqnialg  zu  erkennen^  dass  der  Schwerpunkt  bei  dieser  Aufnahme  neuer  Mit- 
glieder und  der  Erweiterung  der  Rechtsstellung  der  vorhandenen  in  der  Ver- 
mehrung der  Pflichten  der  Mitglieder  liegt  Die  Mitgliedschaft  begründet 
Rechte  —  Anspnich  auf  Reingewinn,  Btammrecht,  Anrecht  auf  eine  Liquida- 
tionsquote  —  und  Pflichten:  Einlageversprechen.  Weil  die  Vermehrung  der 
Mitgliedersiellen  Erhöhung  des  GrundA^optto^  genannt  wird,  liegt  der  Schwer- 
punkt der  Erhöhung  in  der  Mehrang  der  Eiulagepflichten  als  der  Beschaflung 
von  neuen  Yermögenswerten.  Bei  der  Grundkapitalserhöhung  fehlt  das  Be- 
denken gegen  die  natürliche  Bedeutung  des  Wortes  Kapital^  welches  bei  der 
Wendung  „Kapitalsherabsetzung"  entsteht;  denn  Erhöhung  des  Aktienkapitals 
kann  ohne  Vermehrung  der  Vermögenswerte,  ohne  Einzahlung  nicht  stattfinden, 
wie  Aktienkapitalherabsetzung  ohne  Zurückzahlung.     Also  ist  die  buchstäbliche 

')  Obereinstimmend  sind  dieser  Ansicht  auch^toic5  179it;  Bing  17%\  Ld^mann, 
Aen,  I  197;  Cosack  §  117  I  4  („soU"). 
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Bedeutung  von  Kapital  bei  „Grundkapitalsherabsetzung**  zwar  nicht  die  einzige 
und  darum  nicht  <Üe  ausschlaggebende,  wohl  aber  bei  Grundkapitalserhöhung  ^). 
Erhöhiing  des  Grundkapitals  ist  erst  geschehen,  wenn  das  Einlagekapital, 
die  Aktiimert^  der  A.,  mindestens  in  Form  von  Einlageversprechen  year- 
mehrt  sind*). 

VII.  Den  kaufmännischen  Anschauungen,  die  von  wirtschaftlichen  An- 
schauungen, von  wirtschaftlich-tatsächlichen  Gesichtspunkten  ausgehen,  ent- 
spricht das  Resultat,  dass  bis  zur  Eintragung  das  tatsädilich  erhöhte  Kapital 
nicht  als  bilanzmässiges  angesehen  werden  darf,  auf  keinen  Fall.  Nach  kauf- 
männischer Anschauung  ist  die  Kapitalserhöhung  erfolgt,  wenn  das  Vermögen 
der  A.  tatsächlich  vermehrt  ist,  wenn  ihr  neue  Vermögenswerte  tatsächlich  zu- 
gegangen, durch  Annahme  der  Zeichnungen  neue  Einlageverpflichtungen  und 
damit  neue  Rechte  der  A.  entstanden  sind').  Aber  wie  für  die  Frage  der 
Entstehung  der  A.  nicht  die  kaufmännische  Anschauung  entscheidet,  sondern 
die  Entstehung  gesetadich  an  einen  Formalakt,  die  Eintragtmg  in  das  Handels- 
register, gebunden  ist'),  so  hat  das  G.  auch  hier  den  Zeitpunkt  dar  Ent- 
stehung durch  einen  Formalakt  bestimmt  Hier  und  dort  geschah  es  im 
Interesse  des  Publikums.  Das  Publikum  ist  eher  in  der  Lage,  die  Kredit- 
würdigkeit der  Unternehmung  zu  würdigen,  wenn  klar  durch  öffentliche  Ein- 
tragung und  darauf  geschehende  Veröffentlichung  derselben  festgestellt  ist, 
ob  die  A.  schon  entstanden  ist,  also  das  Prinzip  ausschliesslicher  Haftung  des 
Gesellschaftsvermögens  schon  begonnen  hat  und  ob  die  Erhöhung  des  Grund- 
kapitals schon  effektuiert  wurde.  Ist  es  schon  tatsächlich  erhöht,  so  ist  der 
Kredit  des  Unternehmens  ein  grösserer. 

VIII.  A.  Für  das  österreichische  Recht  fehlt  eine  Vorsdurift,  daas  auch 
die  erfolgte  Erhöhung  in  das  Handelsregister  einzutragen  ist  Nur  für  den 
Generalver8anmilungs-„Beschluss"  gilt  nach  altem  H.G.B.  Art  214  Abs.  3t 
dass  er  vor  Eintragung  keine  rechtliche  Wirkung  besitzt,  und  auch  das  A.-R^. 
(§16  Abs.  4)  fordert  lediglich  Registrierung  des  (genehmigten)  Erfaöhungs- 
„Beschlusses*^  Hieraus  resultiert  an  sich,  dass  für  Österreich  die  kaufmännisch- 
natürliche Anschauung  massgebend  ist  und  demgemass  die  Erhöhung  als  er- 
folgt schon  gilt,  wenn  die  weiteren  Einlageverpflichtungen  begründet  sind.  Von 
dem  Momente  an  ist  das  erhöhte  Grundkapital  auch  das  biknzmässige. 

B.  Allein  anderes  gilt  für  die  A.en,  welche  dem  A.-Reg.  unterli^en.  Bei 
ihnen  wird]  das  erhöhte  Grundkapital  zum  bilanzmässigen  ebenfalls  erst  nach 
einem  Formalakt,  welcher  zeitlich  der  Begründung  der  neuen  Einlageverpflidi- 
tungen  nachgeht. 

a)  Nach  §  16  Abs.  5  des  A.-Reg.  hat  die  A.,  sobald  die  Erhöhung  des 
Kapitals  „durchgeführt*'  wurde,  die  Änderung  des  Wortlautes  der  auf  das 
Aktienkapital  bezughabenden  Bestimmungen  des  Statuts  zu  bewirken.  Wie 
jede  Änderung  des  Statuts  (§15  Abs.  1),  bedarf  auch  diese  der  staatlichen 
Genehmigung.  Und  da  bestimmt  nun  §  16  Abs.  6,  dass,  wenn  die  Erhöhung 
des  Kapitals  durch  Neuemission  bar  eingezahlter  Aktien  „bewirkt*'  wurde,  dem 
Gesuche    lun    Genehmigung    des    geänderten    Statutentextes    nicht    bloes    die 


0  Aus  diesem  Grunde  darf  die  Frage  der  Erhöhung  und  Herabsetzung  nicht 
zusammen  behandelt  werden.  Sonst  besteht  die  Gefahr  —  und  ihr  ist  Makower  278 II  b 
erlesen  — ,  aus  den  Eigentümlichkeiten  der  Herabsetzung  Schlüsse  auf  die  davon  völlig 
unabhängigje  Frage  der  Eapitalserhöhung  zu  ziehen. 

')  Dies  bestreitet  Makotoer  278  c  und  d. 

•)  Auch  Simon  211  und  Pinner  (zu  284  II  1)  nehmen  an,  dass  die  Erhöhung 
durch  Zeichnung  der  Aktien  und  Annahme  derselben  seitens  der  A.  eintritt 

*)  H.G.B.  200. 
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Zeichnungserklarnng  der  Aktienzoichner,  sondern  auch  die  Erklänmg  des  Gre- 
samtvorstandes  anzuschliessen  sei,  dass  der  Gesamtbetrag  der  auf  die  neu 
emittierten  Aktien  zu  leistenden  Einzahlungen  von  den  Aktienzeichnern  in 
Barem  an  die  Gesellschaft  bezahlt  wurde.  Smd  die  Einzahlungen  schon  ge- 
schehen, so  ist  auch  die  Zuteilung  und  damit  die  Begründung  der  Einlage- 
feq)flichtangen  schon  erfolgt  und  so  geht  jene  Abänderung  des  Statutenwort- 
kiates  erst  nach  erfolgter  Kapitalserhöhung  vor  sich.  Andererseits  kann  aber 
das  tatsächlich  erhöhte  Grundkapital  nicht  früher  zum  bilanzmässigen  werden, 
als  es  zum  statutarischen  geworden  ist,  und  zum  statutarischen  wird  es  erst 
fflit  Änderung  des  auf  das  Aktienkapital  sich  beziehenden  Statutenwortlautes 
Dnd  der  staatlichen  Genehmigung  dieser  Änderung. 

b)  Nur  nebenbei  sei  bemerkt,  dass  das,  was  im  neuen  deutschen  H.G.B. 
als  erfolgte  Erhöhung  bezeichnet  wird,  im  österreichischen  A.-Reg.  durchgeführte 
Erhöhung  heisst^)  und  dass  das  österreichische  A.-Reg.  klarer  hervortreten  lässt, 
dass  die  Kapitalserhöhung  auch  in  anderer  Weise  als  durch  Ausgabe  neuer 
Aktien  geschehen  kann^). 

IX.  W&sentlich  einfacher  gestalten  sich  alle  aufgeworfenen  Fragen  im 
Rechte  der  OeseUsehaften  m,  b.  H,  infolge  klarerer  Ausdrucksweise  und  ein- 
facherer Ordnung  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse. 

Ztm  Arten  von  Erhöhung  des  OrundkapücUs  haben  wir  hier  zu  unter- 
"«heiden,  die  „Erhöhung  des  Stammkapitals'*  im  technischen  Binne  und  die 
Bildung  eines  Nachschusskapitals. 

A.  Die  Erhöhung  des  Stammkapitals  kann  nur  durch  Übernahme  neuer 
selbständiger  Geschäftsanteile^  nicht  durch  blosse  Erhöhung  des  Nennbetrags 
der  bisherigen  Greschäftsanteile  erfolgen').  Indem  das  G.  in  §  57  Abs.  1  vor- 
schreibt: „Die  beschlossene  Erhöhung  des  Stammkapitals  ist  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  anzumelden,  nachdem  das  erhöhte  Kapital  durch  Übernahme 
von  Stammeinlagen  gedeckt  ist",  bringt  es  zum  Ausdruck,  dass  der  Kapitals- 
erhöhungsbeschluss  erst  nach  Deckung  durch  Übernahme  der  Stammeinlagen  und 
Bewnrkung  der  vor  der  Anmeldung  erforderlichen  Leistungen^)  angemeldet 
werden  darf.  Die  Übernahme  ist  mit  Abgabe  der  Übemahmeerklärung,  die 
gerichtlicher  (oder  notarieller)  Aufnahme  oder  Beglaubigung  bedarf,  erfolgt. 
Die  Gbemahmeerklärung  kann  vor  o^ler  nach  der  Beschlussfassung  über  die 
Stammkapitalserhöhung  abgegeben  werden. 

B.  Auch  die  Einforderung  von  Nachschüssen  stellt  Erhöhung  des  Grund- 
kapitals dar.     Es  liegt  darin  eine  Erhöhung  des  Grundkapitals  durch  Bildung 


')  Wie  im  Texte  unter  a  angeführt,  hat  die  A.  die  Änderung  des  auf  das  Aktien- 
kapital bezüglichen  Statutenwortlautes  zu  bewirken,  sobald  die  Erhöhung  „durchgeführt" 
ist  Wire  unter  Durehfühntüg  zu  verstehen,  dass  auch  schon  die  neuen  Aktien  Urkunden 
awegeben  wurden,  so  wäre  zu  erwarten,  dass  dem  Gr€«uche  um  Genehmigung  dieser 
ÄDdening  auch  ein  Beleg  über  diese  erfolgte  Aushändigung  anzuschliessen  sei.  §  16 
verlangt  aber  nur  Belege  üher  Zeichnungserklärung  und  Volleinzahlung  und  vor  Voll- 
einzahlnng  dürfen  nach  §  28  Abs.  5  (in  der  Be^l)  Aktien^  nicht  ausgegeben  werden! 
Also  bnmchen  sie  vor  Nachsuchung  um  Genehmigung  der  Änderung  des  Statutenwort- 
lautes und  demgemäss  auch  vor  „Durchführung'*  der  Erhöhung  im  Sinne  des  G. 
Dicht  aoiqgegeben  zu  sein.  Somit  bedeutet  Durchführung  hier  etwas  anderes  als  im 
deDtschen  Becht. 

*)  Der  vom  Wirkungskreis  der  Generalversammlung  handelnde  §  39  führt  unter 
getrennten  Ziffern  (Ziff.  5  und  6)  auf:  „Beschluss  auf  Erhöhung  des  Aktienkapitals" 
und  „BeschlnssfassuDg  über  die  Modalitäten  der  Begebung  neuer  Aktien  bei  einer  Er- 
höhung des  Aktienkapitals". 

»)  Vgl.  Gc8ensch.-G.  55  Abs.  3;  dazu  Staub  55,. 

♦)  Viertclsdeckung  (mindestens  250  Mk.)  der  Bar  einigen  (Gesellsch.-G.  57  Abs.  2 
mit  7  Aba.  2). 
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eines  leicht  veränderlichen  Grundkapitals  neben  dem  schwer  veränderlichen  des 
„Stammkapitals'^  im  technischen  Sinne. 

1.  Dass  das  O.  in  den  Nachschussansprüchen  und  eingezahlten  Nach- 
schüssen Zusatz  zum  Grundkapital  sieht  ^),  bringt  es  durch  Verschiedenes  zum 
Ausdruck: 

a)  Erstens  nennt  es  die  Nachschüsse  iveüefe  Einzahlungen  über  den  Be- 
trag der  Stammeinlagen  hinaus^). 

b)  Zweitens  sieht  das  G.  in  den  Nachschüssen  „/Topitofeinlagen"  über 
den  Betrag  der  Stammeinlagen  hinaus,  indem  es  die  Nachschüsee  infolge  ihrer 
besonderen  Ordnung  in  §  26 ff.  nicht  zu  den  „Verpflichtungen  ausser  der 
Leistung  von  Kapitaleinlagen'*  rechnet'). 

c)  Drittens  nennt  das  G.  die  Einstellung  der  Nachschussansprüche  in  das 
Bilanzpassivum  Einstellung  eines  KapüalbetrRgR^). 

d)  Viertens  schreibt  das  G.  die  Einstellung  dieser  Ansprüche  und  der  ein- 
gezahlten Nachschüsse  in  die  Passiva  der  (ordentlichen)  Jahresbilanz  vor  und 
zwar  als  eine  besondere  Pflicht  neben  der  zur  Einstellung  eines  jeden  Reserve- 
fonds. Also  erblickt  der  Gesetzgeber  in  den  Nachschüssen  nichtverteilbares 
Gesellschaftsvermögen  und  zwar  seinem  Wesen  noch  unverteilbares,  denn  sonst 
hätte  er  die  Einstellungspflicht  neben  der  zur  Einstellung  des  Reserve- 
fonds nicht  besonders  erwähnt.  Eingezahlte  Nachschüsse  und  Nachschussan- 
sprüche sind  nicht  Gewinn^  ihre  Einstellung  nicht  Bildung  von  Grewinnreservefonds. 
Was  sie  darstellen^  ist  nicht  Einkommen,  sondern  Stammvermögensmehrung  ^).  Das 
Analogon  zur  Zurückzahlung  von  Nachschüsaen*)  bildet  die  „Zurückzahlung  von 
Stanuneinlagen"'').  Zurückzahlung  von  Nachschüssen  ist  nicht  Verwendung 
bezw.  Auflösung  von  Reservefonds. 

2.  a)  Die  Erhöhung  des  Grundstockvermögens  durch  Nachschüsse  ist 
bilanzrechtlich  erfolgt  schon  mit  Zustandekommen  des  Gesellschafterbeschlusse^ 
der  nach  Ge8ellsch.-G.  §  26  eine  unersetzbare^)  Voraussetzung  der  Begründung 
der  Nachschusspflicht  bildet  Schreibt  das  Statut  als  Begründungsmodus  Beur- 
kundung des  Beschlusses  vor*),    so  ist   die    Erhöhung   demgemäss    mit   Proto- 


>)  S.  schon  oben  §  48  IV. 

•)  Ge8ellBch.-G.  26  Abs.  1. 

»)  Oben  §  111  V  ß. 

*)  Ge8ell0ch.-Q.  42  Ziff.  3  und  dazu  oben  §  49. 

*)  Nach  Staub  läge  der  Unterschied  der  Nachschüase  ^genüber  anderen  Ver- 
pflichtungen ausser  der  Leistung  von  Stammeinlagen  nur  in  emcm  formalen  SfomcDt: 
sonstige  Leistungen  setzten  nur  eine  Auferlegung  im  Gesellschaftsvertrage  voraus,  die 
Nachfichüsse  eine  Auferlegung  durch  Gesellschafterbeschluss  auf  Grund  des  Gesell- 
schaftsvertrages  (Staub,  G.-G.  26^  u.  «). 

•)  A.  M.  Staub.  Er  hält  sie  für  grundsätzlich  verteilbar  (Staub,  G.-G,  26„)  und 
demgemäss  die  Vorschrift  des  G.,  sie  in  das  Bilanzpassivum  zu  bringen,  für  eine  Ver- 
pflichtung zur  Bildung  von  Reservefonds  (G.-G.  26,  u.  „;  30,4;  42.,).  —  Allerdings 
rechnet  Staub,  G.-G.  42^^  (vgl.  oben  Anm.  zu  §  48  II  A)  sie  nicht  zum  Gewinn,  was 
sagen  will:  als  Gewinn  sind  sie  nicht  verteilbar,  allein  der  Grund  ist  nicht  stichhaltig. 
Denn  Voraussetzung  der  Eigenschaft  (verteilbaren)  bilanzmässigen  Beingewinns  ist  nicht 
Entstehung  aus  dem  Betrieb,  Natur  als  Betriebsgewinn,  Ertrag.  —  Weil  Staub  die 
Nachschüsse  nicht  zum  Grundkapital  rechnet,  behauptet  er  auch,  sie  fielen  nicht  unter 
das  Liquidationsvermögen  des  §  72.  Dies  umfasse  nur  die  normalen  Bestandteile  des 
Gesellschaftflvermögens  (Staub,  G.-G.  69„).  Allein  §  72  spricht  schlechthin  von  „Ver- 
mögen der  Gesellsdiaft''  und  nach  §  69  Abs.  1  gehen  die  ausdrücklichen  BestimmungeD 
des  von  der  Liquidation  handelnden  Abschnittes  dem  vor,  was  bloss  dem  Wesen  der 
Liquidation  entspricht. 

')  Vgl.  Staub,  G.-G.  26 1  u.  ,. 

•)  Staub,  G.-G.  48  „;  45... 

•)  Ebenda  26,. 
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koUiening  &rfolgt^  Von  dem  Moment  des  rechtlichen  Vorhandenseins  des  Ge- 
»Ibchafterbeschlusses  an  ist  der  Anspruch  der  Gesellschaft  auf  Nachschuss 
exi^tent^),  damit  aber  auch  bilanzfähig.  Also  ist  die  Nachschussforderung  von 
diesem  Momente  an  zu  buchen,  sie  müsste  denn  völlig  unsicher  oder  die  Ein- 
forderung der  Nachschüsse  erst  in  einem  späteren  Geschäftsjahre  beabsichtigt 
sein,  in  welchem  Falle  sie  als  eines  Gegenwartswertes  entbehrend  aus  der  B. 
w^zalassen  wäre. 

b)  Während  der  Gesetzgeber  im  allgemeinen  dem  Geschäftsherrn  über- 
lisst,  abzuwägen,  ob  die  Forderung  eine  sichere  sei,  findet  sich  in  Ge8ellsch.-G. 
§  42  Ziff.  3  die  Ausnahme,  dass  der  Gesetzgeber  bestimmt,  wann  der  Buch- 
fuhrende eine  Forderung  als  uneinbringlich  ansehen  darf.  Indem  der  Gresetz- 
geber  vorschreibt:  „Das  Recht  der  Gesellschaft  zur  Einziehung  von  Nachschüssen 
uf  ak  Aktivum  in  die  B.  nur  insoweit  einzustellen^  als  die  Einziehung  bereits 
beschlossen  ist  und  den  Gesellschaftern  ein  Recht,  durch  Verweisung  auf  den 
G^chäftsanteil  sich  von  der  Zahlung  der  Nachschüsse  zu  befreien,  nicht  zu- 
:^teht",  spricht  er  aus,  dass  die  Gesellschaft  die  Forderung  als  uneinbringlich 
behandeln  darf,  sofern  dem  Gesellschafter  ein  Recht,  seinen  Greschäftsanteil 
preiszugeben,  zusteht^). 

3.  Dass  es  gefahrlich  ist,  wenn  der  mit  der  Buchführung  nicht  vertraute 
Gesetzgeber  Buchführungs Vorschriften  gibt,  zeigt»  wie  H.G.B.  §  261  Ziff.  3,  so 
auch  diese  Bestimmung. 

a)  a)  Man  konnte  aus  ihr  ein  Doppeltes  weiter  ableiten  wollen:  einmal, 
dass  die  Gesellschaft  berechtigt  ist,  die  Nachschusspflicht  schon  vor  dem  Vor- 
handensein eines  G^sellschafterbeschlusses  zu  buchen,  wenn  nur  im  Gesell- 
schaftBYertmg  bestimmt  ist,  dass  die  Einforderungen  von  Nachschüssen  beschlossen 
werden  darf.  Allein  vor  dem  Vorhandensein  eines  Gesellschafterbeschlusses  ist 
die  Nachschusspflicht  nur  eine  mögliche,  noch  keine  wirkliche.  Vor  dem  Be- 
^hlusse  ist  sie  abstrackt  geregelt,  aber  noch  nicht  konkret  entstanden.  Denn 
$  26  Abs.  1  lautet:  „Im  Gesellschaftsvertrage  kann  bestimmt  werden,  dass  die 
Gesellschafter ...  die  Einforderung  von  weiteren  Einzahlungen  .  .  .  beschliessen 
können.**  Somit  wäre  in  §  42  Ziff.  3  der  Passus  „insoweit  als  die  Einziehung 
bereits  beschlossen  ist''  besser  weggeblieben.  Nach  allgemeinen  Grundsätzen 
and  rechtlich  noch  nicht  existente  Forderungen  nicht  bilanzfahig,  sie  müssten 
denn  schon  gegenwärtig  wirtschaftlichen  Wert  besitzen,  was  hier  nicht  der 
Fall  ist 

ß)  Ebenso  könnte  man  versucht  sein,  aus  §  42  Ziff.  3  zu  folgern,  die 
Xachschussansprüche  müssten  unter  den  Voraussetzungen  des  §  42  Ziff.  3 
unter  allen  Umständen  in  die  B.  als  Aktivum  eingestellt  werden.  Denn  der 
Gesetzgeber  sagt:  „Das  Becht  .  .  .  ist  als  Aktivum  .  .  .  einzustellen.''  Allein 
es  darf  nicht  vergessen  werden,  §  42  ist  nur  eine  Modifikation  zu  H.G.B. 
§  40,  also  unter  geringster  Abänderung  desselben  auszulegen.  Hieraus  erhellt: 
die  Naehschussansprüche  sind  auch  bei  Fehlen  eines  Preisgaberechtes  dann 
nicht  in  die  B.  aufzunehmen,  wenn  die  Forderung  als  uneinbringlich  angesehen 
werden  muss. 

b)  Zweckmässig,  wenn  auch  nicht  notwendig*),  ist  allein  der  Satz:  „Den 
in  die  Aktiva  der  B.  aufgenommenen  Nachschussansprüchen  muss  ein  gleicher 
Kapitalbetiag  in  den  Passiven  gegenüber  gestellt  werden." 


0  Vd.  dazu  schon  oben  §  48  II  und  femer  unten  §  148  I  D, 
*)  Hierüber  näher  schon  §  48  II. 
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d.  lirnindkapitalserhOhiiiis:  bei  Fasionen. 

§  118. 

I.  Besonderes  gilt  für  Grundkapitalserhöhungen  bei  Fusionen  nur  für 
A.en  und  Aktien kommanditgesellschaften,  nicht  ^)  für  Gresellschaften  m.  b.  H. 
Wir  meinen  dabei  nicht  die  Fusion  im  wirtschaftlichen,  sondern  die  im  gesetz- 
lichen Sinne. 

A.  Der  loirtschaflliche  Begriff  Fasion  ist  ein  viel  weiterer.  Wirtschaftlich 
liegt  Fusion  schon  vor: 

1.  wenn  eine  A.  nur  die  sämtlichen  Aktien  einer  anderen  erwirbt^  so 
dass  die  letztere  in  ihrer  rechtlichen  Existenz  und  in  ihrem  Betriebe  vollkommen 
unverändert  bleibt  Die  letztere  wird  hier  nur  wirtschaftlich  angekauft,  wird 
rechtlich  nicht  aufgelost,  behält  ihr  Vermögen  und  ihren  Betrieb,  wie  überhaupt 
ihre  ganze  Rechtspersönlichkeit,  und  ihre  Aktien  gehen  nicht  unter,  sondern 
die  die  Aktien  erwerbende  Gresellschaft  übt  lediglich  durch  den  Besitz  aller 
Aktien  in  der  Generalversammlung  der  anderen  A.  den  ausschlaggebenden 
Einfluss; 

2.  wenn  mehrere  A.en  sich  zu  einer  neuen  vereinigen.  Hier  erfolgt 
rechtliche  Auflösung,  aber  nicht  bloss  von  einer,  sondern  von  mehreren  A.en. 
Es  wird  gemeinsame  Auflösung  und  Gründung  einer  neuen  A.  vereinbart.  Die 
Gesellschaften  bringen  nicht,  wie  bei  der  Fusion  im  gesetzlichen  Sinne,  ihr 
ganzes  Vermögen  als  Sacheinlage  in  eine  schon  bestehende  A.  ein,  sondern  in 
eine  erst  in  Entstehung  begriffene,  eine  zu  gründende*).  Die  Aktien  der  Ge- 
sellschaft gehen  hier  unter  —  das  ist  der  Unterschied  gegenüber  dem  ersten 
Fall  — ,  sei  es,  dass  die  neue  Gesellschaft  die  Aktionäre  der  bisherigen  Ge- 
sellschaften unmittelbar  als  Aktionäre  anzunehmen  hat  (Umtausch),  oder  dask« 
die  bisherigen  Gesellschaften  die  Aktionäre  der  neuen  werden  und  ihre  Aktionäre 
aus  dem  Erlös  dieser  Aktien  abfinden.  Rechtlich  liegt  hier  keine  andere  Er- 
scheinung vor,  als  bei  Umwandlung  der  A.  in  eine  andere  Gesellschaftsform. 
Diese  ist  auch  Auflösung  unter  Einlage  des  Vermögens  in  eine  andere  Gresell- 
schaft bei  deren  Gründung'). 

B.  Im  gesetzlichen  Sinne  ist  Fusion  gegeben,  liegt  gesetzliche  Ver- 
schmelzung vor,  wenn  eine  A.  ihr  Vennögen  als  ein  Ganzes  an  eine  schon  be- 
stehende A.  oder  eine  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  gegen  Gewährung  von 
Aktien  der  übernehmenden  Gesellschaft  überträgt*).  Die  übertragende  Gresell- 
schaft wird  hierdurch  rechtlich  vernichtet,  ihre  juristische  Persönlichkeit  geht 
unter  und  zwar  je  nach  Vereinbarung  sofort  (§  306)  oder  nach  Liquidation 
(§  305).  Mit  der  Fusion  im  vorigen  Sinne  teilt  diese  Fusion,  dass  die  Aktien- 
rechte der  einen  Gesellschaft  alle  untergehen*). 

II.  Zum  Begriff  der  Fusion  im  gesetzlichen  Sinne  gehört,  dass  das  Ent- 
gelt in  Aktien    der   übernehmenden  Gesellschaft   besteht.     Die  A.  kann    dazu 


0  Vgl.  Staub,  G.-G.  60„. 

«)  Vgl.  Bing  306,. 

»)  Staub  303,. 

♦)  H.G.B.  305,  306. 

')  Umtausch  gegen  Aktien  der  erwerbenden  G^e8ell8chaft  —  Auch  sonst  kann 
der  wirtschaftliche  Vorgang  derselbe  sein.  Möglich  ist,  dass  die  übernehmende  Gesell- 
schaft lediglich  zum  Zwecke  der  Übernahme  gegründet  ^arde.  Immerbin  ist  sie  eine 
bereits  eegründet?  und  muss  es  sein.  —  Auch  das  ist  möglich,  dass  die  erwerijende 
Geeellscnp^t  gleichzeitig  das  Vermögen  mehrerer  Gesellscnaften  erwirbt  Keciitlich 
sind  es  verschiedene  Fusionen.  H.G.B.  305  gilt  für  jede  Übernahme  einzeln  (vgl 
Ring  3002). 
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bereite  vorhaDdene  (eigene)  Aktien  verwenden,  die  sie  eben  durch  Ankauf  er- 
wirbt Zwar  soll  laut  H.6.B.  §  226  die  A.  eigene  Aktien  nicht  erwerben, 
aber  doch  nur  im  regelmässigen  Geschäftsbetrieb  soU  sie  es  nicht  tun.  Ankauf 
des  Vermögens  einer  anderen  A.  ist  aber  kein  Geschäft  des  regelmässigen  Ge- 
schäftsbetriebes, vielmehr  ein  sehr  aussergewöhnlicher  Geschäftsvorgang.  Meist 
wird  die  A.  die  notigen  Aktien  sich  auf  andere  Weise  verschafTen  müssen, 
durch  Erhöhung  des  Grundkapitals.  Dies  ist  unser  Fall:  Aktienkapitalserhöhung 
infolge  Aufnahme  anderer  A.en  (Fusion  mit  anderen  A.en).  Das  G.  nimmt 
den  genannten  Fall  für  so  selbstverständlich  an,  dass  es  in  §  305  unmittelbar 
allein  von  solcher  Weise  des  Aufbringens  der  als  Entgelt  zu  gewährenden 
Aktien  spricht 

III.  Diese  Erhöhung  des  Grundkapitals  unterscheidet  sich  nun  aber  von 
der  gewöhnlichen  wesentlich.  Die  Einlage  besteht  hier,  falls  das  Grundkapital 
nur  soweit  erhöht  \vird,  als  zum  Erwerb  des  Vermögens  der  aufzulösenden  Ge- 
sellschaft erforderlich  ist,  begriffsmässig  lediglich  in  einer  Sacheinlage.  Das 
Veraiögen  der  übertragenden  A.  ist  die  einzige  Einlage,  welche  erfolgt  Die 
bisherigen  Aktionäre  der  erwerbenden  A.«  haben  also  kein  Bezugsrecht  Eine 
Aküenzeichnung  auf  das  zu  erhöhende  Kapital  findet  nicht  statt  und  ist  dem- 
f^määs  auch  nichts  bar  einzubezahlen.  Die  Folge  dieser  Sachlage  ist^  dass 
die  Eriiöhung  des  Grundkapitals  hier  sehr  rasch  „erfolgt^  ist 

A.  Um  dies  darzulegen  sind  drei  Akte  zu  unterscheiden: 

1.  Der  „Vertrag  über  die  Vermögensübertragung"*),  über  die  „Veräusserung 
des  Vermögens  im  ganzen"^).  Er  bedarf  der  gerichtlichen  oder  notariellen 
Form  nach  B.G.B.  §  311,  inhaltlich  dessen  ein  Vertrag,  durch  welchen  sich 
der  eine  Teil  verpflichtet,  sein  gegenwärtiges  Vermögen  zu  übertragen,  solcher 
Fonn  bedarf.  Abgeschlossen  wird  er  von  den  ordentlichen  Vertretungsorganen, 
den  Vorständen. 

2.  Der  Beschluss,  durch  welchen  die  Generalversammlung  der  übertragenden 
Ge^llschaft  den  Vertrag  genehmigt  Denn  nur  auf  Grund  eines  (Jeneral- 
Tersammlungsbeschluflses  darf  eine  Verwertung  des  Gesellschaftsvermögens  durch 
Veräusserung  desselben  im  ganzen  stattfinden'). 

3.  Der  Kapitalerhöhungsbeschluss  der  Generalversammlung  der  über- 
nehmenden A. 

B.  Für  unsere  Frage  kommt  der  Veräusserungsverirag  gar  nicht  in  Be- 
tracht, sofern  er  vor  den  beiden  unter  A  2  u.  3  aufgeführten  Beschlüssen 
)[;e8chlo8sen  wird.  Denn  dann  liegt  trotz  notarieller  oder  gerichtlicher  Beur- 
kundung einer  Bindung  weder  der  einen  noch  der  anderen  A.  vor. 

1.  Der  Betrag  soll  eine  Verpflichtung  zur  Übertragung  des  Vermögens 
b^iründeD,  aber  nach  H.G.B.  §  303  ist  Veräusserung  des  Vennögens  im 
ganzen  nur  „auf  Grund*'  eines  Generalversammlungsbeschlusses  statthaft,  d.  h. 
ako:  vor  „Zustinunung*'^)  der  Generalversammlung  ist  eine  Willenserklärung 
gegen  Dritte  nicht  bindend.  Die  §§  183  und  184  des  B.G.B.  über  Abhängig- 
keit der  Wirksamkeit  eines  Rechtsgeschäftes  von  der  Zustimmung  Dritter  lassen 
sich  hier  nicht  anwenden,  weil  die  Generalversammlung  im  Verhältnis  zu  Ge- 
sellschaft oder  Vorstand  nicht  Dritter  ist,  es  sich  vielmehr  hier  um  Zusammen- 
wirken mehrerer  Organe  desselben  Rechtssubjektes  handelt^). 


0  H.G.B.  305  Abs.  2. 
«)  H.G.B.  303. 
")  H.G.B.  303  Abs.  1. 
«)  H.G.B.  304  Abs.  2. 
»)  A.  M.  Bing  303,. 
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2.  Auf  der  anderen  Seite  enthalt  der  Vertrag  eine  Zusicherung  der  Ge- 
währung von  Aktien,  aber  nach  H.6JB.  §  283  Abs.  2  mit  §  305  Abs.  1  ist 
eine  Zusicherung,  die  vor  dem  Beschluss  über  Erhöhung  des  Grundkapitals  ge- 
schieht, der  Gesellschaft  gegenüber  unwirksam,  also  nicht  bindend,  rechtlich 
nicht  vorhanden. 

C.  In  Betracht  kommt  somit  lediglich,  ob  der  Beschluss  der  übertragenden 
Gesellschaft  oder  der  Kapitalverteilungsbeschluss  vorgeht 

1.  Ist  das  Erstere  der  Fall  und  ist  schon  vor  dem  Übertragungsbcscliluds 
ausserdem  die  Yeräusserung  abgeschlossen,  so  ist  mit  dem  Übertragungsbeschluss 
der  Generalversammlung  das  Einlageversprechen  rechtsverbindlich  abgegeben.  Folgt 
der  Verausserungsvertrag  dem  Übertragungsbeschlusse  erst  nach,  so  wird  das 
Einlageversprechen  durch  den  Verausserungsvertrag  rechtsverbindlich  erklärt 
Mit  dem  Kapitalserhöhungsbeschluss  ist  das  Versprechen  angenommen,  der 
Aktienbetrag  zugeteilt. 

2.  Geht  der  Kapitalerhöhungsbeschluss  dem  Übertragungsbeschluss  zeitlich 
vor,  so  hat  er  wie  jeder  G^neralversammlungsbeschluss  als  solcher  nach  aussen 
keine  Wirkung.  Wurde  der  Verausserungsvertrag  vor  dem  Kapitalerhöhungs- 
beschluss eingegangen,  so  ist  die  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Aktien  mit 
dem  Beschluss,  d.  h.  mit  dessen  Eintragung  begründet.  Folgt  der  Ver- 
ausserungsvertrag dem  Erhöhungsbeschluss  zeitlich  erst  nach,  so  ist  die  Ver- 
pflichtung gegenüber  der  anderen  Gesellschaft  auf  Aktienüberlassung  b^ründet 
und  erfolgt  ist  die  Zuteilung  dann  mit  dem  Beschluss  der  übertragenden  A, 
das  Vermögen  zu  übertragen.  Denn  damit  ist  die  Deckungspflicht  für  das  er- 
höhte Kapital  begründet 

D.  Hieraus  ergabt  sich: 

1.  In  dem  einen  Fall  ist  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  ,,erfolgt"  mit 
dem  dem  Übertragungsbeschluss  der  einen  Gesellschaft  nachfolgenden  Kapital- 
erhöhungsbeschluss der  anderen,  demgemäss  fdüen  „Beschlttss'*  und  „Erfolgen" 
der  Kapitalerhöhung  hier  zusammen  und  mit  Eintragung  beider  Tatsachen^  die 
gemäss  §  285  ja  verbunden  werden  kann,  ist  das  OrundkapikU  ctuch  bilanx- 
massig  erhöht, 

2.  Im  zweiten  Falle  ist  die  Erhöhung  „erfolgt"  mit  dem  Übertragungs- 
beschluss der  Generalversammlung  der  übertragenden  Gesellschaft  Dies  ist 
im  Wortlaut  des  §  305  ausdrücklich  anerkannt,  wenn  es  dort  heisst:  „Der 
Anmeldung  der  erfolgten  Erhöhung  des  Grundkapitals  zum  Handelsregister  ist 
der  von  der  Generalversammlung  der  aufgelösten  Gesellschaft  „genehmigte**  Ver- 
trag über  die  Vennögensübertragung  beizufügen.  Bilanxmässig  erltöhi  ist  das 
Kapital  hier  mit  Eintragung  der  erfolgten  Erliöhung. 

E.  Zweckmässiger  ist  es,  dass  zuerst  die  übejiiehmende  A.  die  Kapitals- 
erhöhung beschliesst  Denn  geht  diesem  Beschluss  der  Beschluss  der  Geueral- 
versanunlung  der  übertragenden  A.  vor  und  ist  diese  Gesellschaft  eine  noch 
nicht  aufgelöste,  so  setzt  sie  sich  der  Gefahr  aus,  dass  der  Erhöhungsbeschluss 
nicht  zustande  kommt  Dann  muss  sie  erst  wieder  in  umständlicher  Weise 
nach  H.G.B.  §  307  einen  Gesellschaftsfortsetzungsbeschluss  fassen.  Also  wini 
die  Gesellschaft  vor  vorzeitiger  Auflösung  bewahrt,  wenn  zuerst  der  Elapitai- 
erhöhungsbeschluss  der  anderen  A.  erfolgt. 

IV.  A.  Was  die  Buchung  im  übrigen  angeht,  so  ist  hierfür  ausschlag- 
gebend, wann  der  Verausserungsvertrag  als  abgeschlossen  zu  gelten  hat  Zwei 
Fälle  sind  hier  zu  unterscheiden. 

1.  Ist  auf  Seite  der   übernehmenden  Gesellschaft    zur  Übernahme   keine 
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Kapitalerhohung  notig,  so  ist,  da  ja  der  Abschluss  des  Veräusserungsvertrages 
und  die  Grenehmigung  der  Yeräusserung  durch  die  Generalversammlung  der 
übertragenden  Gresellschaft  keiner  Eintragung  bedürfen,  der  Veräusserungsvertrag 
abgescMossen,  wenn  er  in  gerichtlicher  oder  notarieller  Form  vorliegt  und  die 
oach  dieser  Beurkundung  erst  erfolgende  Zustimmung  der  Generalversammlung 
hienu  der  anderen  Gesellschaft  mitgeteilt  ist 

2.  Anders  wenn  Erhöhung  des  Grundkapitab  seitens  der  übernehmenden 
Gesellschaft  sich  als  notwendig  erweist.  Hier  ist  die  von  der  erwerbenden 
Gesellschaft  übernommene  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Aktien  rechtsgültig 
erst  zustande  gekommen,  wenn  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  beschlossen  ist, 
und  dazu  bedarf  es  der  Eintragung  dieses  Beschlusses  in  das  Handelsregister; 
denn  ohne  dies  entbehrt  der  Beschluss  nach  H.G.B.  §  277  Abs.  8  rechtlicher 
Wirkung.  Also  ist  der  Vertrag  geschlossen,  wenn  nach  vorangegangenem  Ver- 
äusserangsvertrag  der  Erhöhungsbeschluss  eingetragen  und  der  anderen  Gesell- 
schaft mitgeteilt  ist,  falls  die  Generalversammlung  der  übertragenden  Gesellschaft 
schon  ihren  Beschluss,  der  keiner  Eintragung  bedarf,  gefasst  hat.  Liegt  ein 
Beschluss  dieser  Generalversammlung  noch  nicht  vor,  so  ist  der  Vertrag  erst 
mit  Mitteilung  dieses  Beschlusses  an  die  andere  Gesellschaft  eingegangen. 

B.  Von  dem  Abschluss  an  haftet  die  übernehmende  A.  ohne  weiteres  für 
alle  Schulden  der  übertragenden  Gesellschaft.  Denn  nach  B.G.B.  §  419 
können,  wenn  jemand  durch  Vertrag  das  Vermögen  eines  Anderen  übernimmt, 
des  letzteren  Gläubiger,  unbeschadet  der  Fortdauer  der  Haftung  des  bisherigen 
iSehuldners,  vom  Vertragsabschlüsse  an  ihre  zu  dieser  Zeit  bestehenden  An- 
sprüche auch  gegen  den  Obemehmer  geltend  machen.  Somit  sind  die  Schulden 
der  übertragenden  Gesellschaft  vom  Vertragsabschluss  an  in  das  Passivum  der 
übernehmenden  A.  einzustellen,  aber  doch  nur  mit  einem  niedrigeren  Wertansatz. 

C.  Der  Übemehmer  haftet  laut  B.G.B.  §  419  Abs.  2  lediglich  für  den 
Bestand  des  übernommenen  Vermögens  und  die  ihm  aus  dem  Vertrag  zu- 
.«^henden  Ansprüche.  Vermögen  erhält  die  übernehmende  Gesellschaft  erst, 
oachdem  Befriedigung  oder  Sicherstellung  der  Gläubiger  der  übei^benden  Gre- 
sellschaft erfolgt  ist.  Früher  darf  gemäss  H.G.B.  §  303  Abs.  3  die  Ausantwortung 
des  Vermögens  nicht  geschehen.  Somit  besizt  der  Übernehmer  lediglich  einen 
Anspruch  auf  Ausantwortung.  Nun  dieser  ist  in  das  Bilanzaktivum  der  über- 
nehmenden Gesellschaft  mit  Vertragsabschluss  einzusetzen  und  bloss  in  der 
H^e  des  Wertes  desselben  auch  die  infolge  des  Erwerbs  übernommenen 
Schulden  in  das  Bilanzpassivum.  Der  Anspruch  ist  befristet;  er  kann  erst 
geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Gläubiger  befriedigt  oder  sichergestellt  sind. 
Aus  dexa  Grunde  hat  er  geringeren  Wert  und  dazu  kommt,  dass  er  lediglich 
auf  das  bew^tet  werden  kann,  was  von  dem  Vermögen  nach  Befriedigung  bezw. 
Sichersellung  der  Gläubiger  daraus  voraussichtlich  übrig  bleibt.  Das  Passivum 
^übernommene  Schulden'^  ist  nur  dann  höher,  auf  seinen  vollen  Wert  zu  be- 
werten, wenn  die  erwerbende  Gesellschaft  vor  Ausantwortung  des  Vermögens, 
also  auch  vor  Ausantwortung  der  Firma  und  des  Geschäftes  an  sie^),  gemäss 
H.G.B.  §  25  Abs.  3  die  Übernahme  der  Verbindlichkeiten  in  handelsüblicher 
Wdse  bekannt  macht. 

D.  Nach  dem  Angeführten  erweist  sich  als  zweckmässig,  dass  die  über- 
nehm^ide  A.  mit  der  Anmeldung  der  erfolgten  Kapitalserhöhung  wartet,  bis 
die  übernehmende  Gesellschaft  nach  Ablauf  der  Sperrzeit  die  Gläubiger  sicher 
gestellt  oder  befriedigt  und  das  Vermögen  ausgeantwortet  hat.  Es  hat  dies  zur 
Folge,  dass  erst  jetzt  die  übertragende  Gesellschaft  oder  ihre  Aktionäre  Aktionäre 
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der  übernehmenden  A.  werden  und  somit  erst  jetzt  Stimmrecht  in  der  General- 
versammlung der  letzteren  erlangen.  Ln  anderen  Falle  würden  sie  sofort 
stimmberechtigt  sein,  obwohl  die  übergebende  Gesellschaft  ihr  Vermögen  erst 
später  ausantworten  müsste.  Damit  ist  aber  auch  der  Zeitpunkt  des  „Vertrags- 
abschlusses^^ hinausgerückt  bis  über  die  Zeit  der  Vermögensausantwortung  und 
es  ist  dies  möglich,  weil  für  Anmeldung  der  erfolgten  Erhöhung  keine  Frist 
besteht,  d.  h.  die  Anmeldung  dann  nicht  durch  Ordnungsstrafe  erzwungen 
werden  kann^). 

V.  A.  Anders  liegt  die  Frage  der  Buchung,  wenn  „zugleich"^)  vereinbart 
wird,  dass  eine  Liquidation  der  aufgelösten  Gesellschaft  nicht  stattfinden  soll 
Ein  solcher  Vertrag  bedarf  nicht  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form,  wohl 
aber  der  Zustimmung  der  Generalversammlung  der  übertragenden  Gesellschaft 
Nun  ist  „zugleich"  nicht  „gleichzeitig''  mit  der  Fusion,  sondern  „aus  Anlass  der 
Fusion".  Die  Vereinbarung  kann  auch  erst  im  Stadium  der  Liquidation  ge- 
trofien  werden').  Wird  sie  auf  diese  Weise  erst  spater  getroffen^  so  gilt  bis 
dahin  das  Nämliche,  wie  im  vorhin  erörterten  Fall.  Anders,  wenn  Ausschluss 
der  Liquidation  gleichzeitig  mit  der  Veräusserung  vereinbart  wird.  Dann  ist 
anzunehmen,  dass  die  Absicht  der  Parteien  dahin  geht,  dass  der  Veräusserungs- 
vertrag  als  abgeschlossen  erst  gelten  soll,  wenn  der  Liquidationsausschliessunga- 
beschluss,  welcher  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  bedarf^),  eingetragen 
ist.  In  diesem  Fall  ist  gemäss  §  SOG  Abs.  1  „entsprechend"  die  Bestimmung 
von  §  304  Abs.  5  anzuwenden,  wo  für  den  Fall  der  Übertragung  des  Ver- 
mögens an  eine  öffentliche  Korporation  (Verstaatlichung)  bezüglich  der  Liqui- 
dationsausschliessungsvereinbarung  bestimmt  ist,  es  solle  mit  Eintragung  des 
hierfür  erforderlichen  Generalversammlungsbeschlusses  der  Obergang  des  Ver- 
mögens einschliesslich  der  Schulden  als  erfolgt  und  die  Firma  der  Gesellschaft 
als  erloschen  gelten. 

B.  Aus  dieser  Bestimmung  ergibt  sich,  dass  der  Gesetzgeber  davon  aus- 
geht, dass  mit  Eintragung  des  Beschlusses  die  übergebende  Gesellschaft  er- 
lischt, denn  er  sagt:  von  da  an  hat  die  Gesellschaft  kein  Vermögen  und  keine 
Finna  mehr;  nach  dem  Wesen  der  A.  als  einer  Kapitalgesellschaft  ist  aber 
gerade  Vermögen  für  sie  wesentlich.  Somit  ist  die  Meinung  des  Gesetzgeberg 
die,  dass  die  A.  erloschen  ist  Also  hat  sie  keine  Aktionäre  mehr.  Dass  aber 
ihre  Aktionäre  ihre  Aktionärseigenschaft  verlieren,  kann  der  Gresetzgeber  doch 
erst  wollen,  wenn  dieselben  Aktionäre  der  anderen  Gesellschaft  geworden  sind; 
denn  die  Veräusserung  geschieht  gegen  Gewährung  von  Aktien,  d.  h.  die  Ver- 
pflichtung zur  Lieferung  von  Aktien.  Demgemäss  sind  die  Aktionäre  der  über- 
tragenden Gresellschaft  Aktionäre  der  übernehmenden  A.  erst  geworden,  wenn 
ihnen  Aktien  derselben  ausgeantwortet  sind.  Die  bisherige  Gesellschaft  kann 
daher  auch  erst  von  da  an  erlöschen  und  es  tritt  somit  die  Wirkung  jener 
Eintragung  eventuell  erst  später  ein.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  zur  Übemahrae 
des  Vermögens  der  einen  Gesellschaft  für  die  übernehmende  A.  Erhöhung  ihres 
Aktienkapitals  sich  als  erforderlich  erweist.  Erst  mit  Eintragung  der  erfolgten 
Erhöhung  sind  die  Aktionäre  der  übergebenden  Gesellschaft  solche  der  über- 
nehmenden. Denn  erst  von  da  an  besteht  Annahme  des  Einlageversprechens*). 
Von  dem  Moment  an  sind  somit  alles  Vermögen  und  alle  Schulden  auf  das 
Konto  der  übernehmenden  A.  zu  übertragen. 
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D.  Die  <iSraiidkapitalslierabsetsaii|C* 

L  Das  Merkmal  der  erfolgten  Herabaetsung. 

§  119. 

I.  Für  die  Grundkapitalsherabsetzung  gilt,  wie  bereits  in  §  117ii  an- 
geküDdigt«  im  Aktienrecht  anderes,  als  wie  für  die  Grundkapitalserhöhung.  Hier 
hat  das  Statut  in  Bezug  auf  Höhe  des  Aktienkapitals  nicht  erst  als  abgeändert 
ra  gelten,  wenn  die  „erfolgte  Herabsetzung'^  in  das  Handelsregister  eingetragen 
L^  äondem  das  Grundkapital  ist  Statuten-  und  damit  bilanzmässig  schon  herab- 
gesetzt, wenn  die  Grundkapitalsherabsetzung  nur  beschlossen,  d.  h.  die  Grund- 
kapitals^i/T^r  beschlussmässig  herabgesetzt  und  dieser  Beschluss  eingetragen  ist. 

n.  Auch  bei  der  Herabsetzung  wird  zwischen  „beschlossener^)"  und  „er- 
folgter** Herabsetzung,  Beschluss  über  die  Herabsetzung  und  „Herabsetzung  des 
Grundkapitals*'  unterschieden. 

A,  Im  einzelnen  besteht  auch  hier  zwar  die  Vorschrift,  dass  die  „erfolgte 
Herabsetzung**  zur  Anmeldung  in  das  Handelsre^ster  anzumelden  sei^)^  aber 
nicht  mit  der  Massgabe,  dass  der  Gesellschaftsvertrag  in  Bezug  auf  Kapitals- 
berabeetzung  erst  mit  Eintragung  der  erfolgten  Herabsetzung  als  abgeändert 
gelte  und  demgemäss  die  erfolgte  Herabsetzung  erst  von  der  Eintragung  an 
Wirkung  habe.  Analoge  Anwendung  des  §  277  Abs.  3,  dass  die  Abänderung 
vor  Eintrag  in  das  Handelsregister  keine  Wirkung  besitzt,  ist  hier  durch  die 
Vorschrift  des  §  289  Abs.  4  ausgeschlossen,  wonach  eine  durch  Kapitalsherab- 
Ktzung  bezweckte  Befreiung  der  Aktionäre  von  der  Verpflichtung  zu  Leistung 
von  Einlagen  auf  die  Aktien  (sog.  Liberierung)  nicht  vor  Ablauf  der  dort  vor- 
gesehenen Sperrfrist  in  Wirksamkeit  tritt.  Hieraus  geht  hervor,  dass  in  dem 
besagten  PaU  der  Zweck  der  Herabsetzung  schon  vor  der  Eintragung  der  er- 
folgten Herabsetzung  erreicht  ist.  Ist  aber  der  Zweck  der  Herabsetzung,  das 
Ziel  derselben^  schon  vor  Eintragung  erreicht,  so  muss  auch  schon  die  „Herab- 
eetzung**  vorher  —  wenigstens  teilweise  schon  —  in  Wirksamkeit  getreten, 
erfolgt  sein,  denn  ohne  Wirken  der  Ursache  kein  Erfolg.  Das  Ergebnis  hiervon 
aber  ist:  der  Gesellschaftsvertrag  gilt  in  diesem  Fall  in  Bezug  auf  Herab- 
:)etznng  als  abgeändert  schon  vor  Eintragung  der  „erfolgten  Herabsetzung**;  die 
Eintragung  besitzt  hinsichtlich  der  Frage  des  Einflusses  der  erfolgten  Herab- 
^tzung  auf  die  Änderung  des  Gesellschaftsstatutes  nicht  konstitutive,  sondern 
nur  konstatierende  Bedeutung;  die  nachträgliche  Eintragung  der  erfolgten 
Herabsetzung  tut  nur  im  Interesse  des  Publikums  die  mit  Rechtswirkung  bereits 
eingetretene  Tatsache  der  Herabsetzung  öffentlich  kund;  sie  verleiht  nicht  erst 
der  Tatsche  der  erfolgten  Herabsetzung  rechtliche  Wirkung'). 

B.  Ist  dies  aber  in  einem  Falle  gegeben,  so  ist  mangels  besonderer  Be- 
.""timmung  dasselbe  für  alle  Arten  der  Herabsetzung  anzunehmen,  denn  eine 
ähnliche  Wendung,  wie  die  in  den  Vorschriften  über  Grundkapitalserhöhung 
vorkommende,  wo  bis  zur  Eintragung  nur  von  „zu  erhöhendem**  Grundkapital 
gesprochen  wird,  fehlt  hier  und  lediglich  aus  ihr  allein  vermochten  wir  ab- 
zuleiten, dass  der  Vertrag  erst  mit  Eintragung  der  erfolgten  Erhöhung  als  ab- 
geändert anzusehen  ist  Für  die  Grundkapitalsherabsetzung  gilt  somit,  um  die 
Worte  Bmgs^)  anzuwenden:  „Die  Eintragung  der  erfolgten  Herabsetzung  stellt 

')  H.G.B.  289  Abs.  2. 
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nur  die  bereits  eingetx^tene  Vemiinderung  der  im  Gesellschaftsvertrage  be- 
stiinmten  Grundkapitals^t/^ßr  öffentlich  klar.  Die  Wirksamkeit  dieser  Ahänderong 
des  Gesellschaftsvertrages  ist  durch  die  Eintragung  der  erfolgten  Herabsetzung 
niciU  bedingi,^^ 

III.  Hiermit  entsteht  aber  die  Frage:  von  welchem  früheren  Zeitpunkte 
an  ist  das  Grundkapital  als  »herabgesetzt"  zu  betrachten  und  daher  als  Statuten- 
massiges  und  in  die  B.  einzustellendes  anzusehen? 

A.  Da  ist  nun  davon  auszugehen,  dass  in  der  Verbindung  „Herabsetzung 
des  Grundkapitals"  Grundkapital  etwas  anderes  bedeutet»  als  in  d^  Wendung 
„Erhöhung  des  Grundkapitals".  Wir  haben  diesen  Unterschied  schon  öfter 
berührt^). 

1.  Bei  letzterer  Wendung  bedeutet  Grundkapital  nicht  bloss  Grundkapital- 
ziffer, sondern  auch  eine  Summe  von  Kapitalsobjekten.  Erhöhung  des  Grund- 
kapitals ist  nicht  bloss  Hinaufsetzuug  der  GrundkapitalszifiTer,  sondern  auch 
Vermehrung  der  Aktivwerte  der  Gesellschaft  und  aus  dem  Grunde  heisst  der 
Vorgang  auch  nicht  Hinaufsetzung,  sondern  Erhöhung  des  Grundkapitals. 

2.  Anders  bei  Herabsetzung  desselben.  Hier  bedeutet  Grundkapital 
lediglich  so  viel  wie  Grundkapitalsziffer,  Sollbestand  des  Grundkapitals,  ledigiicfa 
eine  Rechnungsgrösse. 

a)  Dies  folgt  schon  aus  der  Terminologie.  Der  Gegensatz  zu  Grund- 
kapitalserhöhung heisst  nicht  Grundkapitalsminderung,  sondern  Grundkapitals- 
herabsetzung.  Eine  Ziffer  wird  herabgesetzt,  nicht  eine  Anzahl  von  Verraögeus- 
gegenständen  vermindert.  Verminderung  des  Grundkapitals  heischt  reelles  Aus- 
scheiden von  Vermögenswerten,  Herabsetzung  ist  lediglich  rechnerische  Mani- 
pulation. 

b)  Herabsetzung  des  Grundkapitals  im  Sinne  des  G.  kann  auch  ohne 
gleichzeitige  Abminderung  der  Aktivwerte,  die  der  Gesellschaft  gehören,  vor 
sich  gehen.  Es  gibt  Kapitalsherabsetzung  ohne  Auszahlung  von  Vermögens- 
werten, ohne  Rückzahlung  von  GrundkapitaL  Das  G.  lasst  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  zu  irgend  welchem  Zwecke  zu,  z.  B.  um  eine  Unterbilanz  zu 
beseitigen  oder  um  durch  ausserordentliche  Abschreibungen  zu  hohe  Buchwerte 
von  Aktiven  auf  deren  wirklichen  Wert  zurückzuführen^)  oder  um  einen  Tal 
des  Grundkapitals  in  Reservefonds  zu  verwandeln.  In  aUen  diesen  Fällen  be- 
darf es  keiner  Abminderung  vorhandener  Vermögenswerte.  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  und  Verringerung  der  Kapitalien  der  A.  ist  nicht  das  Gleiche. 

c)  a)  Würde  Minderung  der  Aktivwerte  der  Gesellschaft  zum  Wesen  der 
Grundkapitalsherabsetzung  gehören,  so  könnte  teilweise  Zurückzahlung  des 
Grundkapitals  vom  G.  nicht  als  einer  der  Zwecke,  sondern  nur  als  eine  der 
Arten  der  Grundkapitabherabsetzung,  der  Weisen,  in  welchen  die  Herabsetzung 
geschieht,  bezeichnet  werden.  In  Wirklichkeit  sagt  das  Gesetz  aber  in  §  288 
Abs.  2:  „Durch  den  Beschluss  über  Herabsetzung  des  Grundkapitals  muss  zu- 
gleich festgesetzt  werden,  zu  welchem  Zwecke  die  Herabsetzung  stattfindet, 
insbesondere  ob  sie  zur  teilweisen  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  erfolgt 
und  in  welcher  Weise  die  Massregel  auszuführen  ist".  Also  nicht  durch, 
sondern  zum  Zwecke  der  Zurückzahlung  geschieht  die  Herabsetzung.  fSne 
solche  Auffassung  wäre  nicht  möglich,  gehörte  zur  Herabsetzung  mehr  als 
Herabsetzung  der  Grundkapitalziffer. 

ß)  Dazu  stimmt  auch  die  Wendung  in  §  289  Abs.  3,  dass  Zahlungen 
an  die  Aktionäre  „auf  Grund  der  Herabsetzung  des  Grundkapitals"  erst  nadi 


»)  §  64  VI  B;  109  II  D  2;  117  III  A  1  a. 
«)  Z.  B.  Entsch.  in  Steuers.  X  415,  VII  319  ff. 


§  119.  Die  Orundkapitalsberabsctzung.  401 

Ablauf  einer  Sperrfrist  erfolgen  dürfen.  Die  Herabsetzung  ist  biemaeh  friiber 
Forbanden,  als  die  Zahlung  an  die  Aktionäre,  und  Zablung  an  die  Aktionare 
Ut  doch  eine  Art  der  Verringerung  der  Aktivwerte.  Somit  erweist  sich  die 
Zahlung  nicht  als  Inhalt,  sondern  als  Ziel  der  Herabsetzung.  Das,  was  erzielt, 
niuss  aber  früher  vorhanden  sein,  als  das,  was  erzielt  wird. 

/)  Somit  stellen  Herabsetzung  und  Zurückzahlung  des  Grundkapitals 
verschiedene  Begriffe  dar.  Auch  das  G.  scheidet  beides  scharf.  Man  vergleiche 
ttGÄ  §  241  Abs.  3  Zijff.  5  und  H.6.B.  §  288. 

d)  Am  wirksamsten  erhellt  die  Tatsache,  dass  Grundkapitalsherabsetzung 
als  solche  nicht  mit  Verringerung  der  Aktivwerte  verbunden  zu  sein  braucht 
UDd  um  deswillen  nur  einen  rechnungsmässigen  Vorgang  darstellt,  aus  der 
Möglichkeit,  die  Grundkapitalsherabsetzung  sogar  in  Verbindung  mit  einer  Ver- 
mehrung des  Grundstockvermögens  vorzunehmen.  Eine  solche  mit  Vermehrung 
des  Grundstockvermögens  verbundene  Grundkapitalsherabsetzung  erweist  sich 
dann  als  angebracht,  wenn  die  Herabsetzung  zum  Zwecke  des  Ausgleichs  einer 
Unterbilanz  geschieht,  gleichzeitig  aber  die  A.  neue  Betriebsmittel  braucht,  um 
mit  Gewinn  arbeiten  zu  können.  Diese  Vermehrung  des  Grundstockvermögens 
kann  durch  Zuzahlung  ohne  Kapitalserhöhung  oder  durch  Kapitalserhöhung  er- 
folgen. Dies  ist  unser  Fall.  Natürlich  müssen,  um  Zeichnung  auf  das  Zusatzkapital 
auch  wirklich  zu  erreichen,  den  jungen  Aktien  Vorrechte  gegenüber  den  Stamm- 
aktien eingeräumt  werden:  Ansprüche  auf  eine  Vorzugsdividende  und  (oder)  auch 
Vorzüge  vor  den  alten  Aktien  bei  Auflösung  der  Gesellschaft;  ebenso,  wie  wohl 
Zuzahlungen  auf  die  Aktien  ohne  Kapitalserhöhung  nicht  ohne  Umwandlung 
eines  Teiles   der  Aktien  in  Prioritätsaktien  sich  werden  bewerkstelligen  lassen. 

3.  Nach  alledem  bedeutet  Herabsetzung  des  Grundkapitals  im  H.G.B, 
fiur  Herabsetzung  der  Grundkapitalszifier,  nicht  Verringerung  der  Aktivwerte 
der  Gesellschaft  Mit  dieser  Auffassung  stimmt  im  Prinzip  auch  die  von 
St<tub^)  und  Ring^)  geführte  herrschende  Lehre  übereiu').  Allein  insofern 
weist  sie  eine  Abweichung  auf,  als  die  heiTschende  Theorie  auch  in  der  selb- 
ständigen Amortisation  eine  Herabsetzung  erblickt.  Sie  ist  dadurch  veranlasst, 
zwi^hen  Herabsetzung  durch  Amortisation  (§  227)  und  Herabsetzung  auf  andere 
Weise  (§  288)  zu  scheiden.  Die  Herabsetzung  nach  H.G.B.  §  227  soll  dariji 
bestehen,  dass  sie  lediglich  einzelne  Mitgliedschaftsrechte  betrifil,  diese  aber 
vernichte,  während  die  sonstige  Herabsetzung  zwar  alle  Anteilsrechte  berühre, 
aber  äe  nur  verändere^).  Aber  auch  die  Herabsetzung  nach  §  288  kann  durch 
Amortisation  geschehen,  denn  die  „Weise  der  Ausführung"  wird  in  §  288  ff. 
in  keiner  Richtung  eingeschränkt  und  dann  wird  bei  Zusammenlegung  von 
Aktien  doch  die  Zahl  der  Mitgliederstellen  reduziert,  aus  mehreren  Mitglied- 
^^haftsrechten  eines  gemacht®),  also  ein  Teil  solcher  vernichtet®). 

')  §  288.:  Eapitalherabsetzung  =  „eine  Operation,  durch  welche  die  Ziffej'  des 
Grandbipitals  Herabgesetzt  wird". 

')  §  288,:  Herabsetzunff  des  Grundkapitals  =  „eine  Vornahme,  zufolge  deren 
die  biaheriee  Ziffer  des  Grundkapitals  vermindert  wird". 

*)  Verwischt  wird  die  richtige  Auffassung,  wenn  man  effektive  und  bloss  rech- 
nungsmäasige  Grundkapitalsherabsetzung  unterscheidet  (Cosack  120  IV).  Nur  als  ab- 
kuraeoder  Ausdruck  mag  die  Wendung  effektive  Herabsetzung  gebraucht  werden  und 
verwandten  wir  sie  so  selbst  in  §  64  VI  B. 

*)  Bing  288 ,;  Siauh  2883  u.  ,;  Makower  290  II  c.  Keineswegs  ziehen  diese 
Schriftsteller  daraus  aber  die  nämlichen  praktischen  Folgerungen  (s.  §  125 IV  A  Anm.). 
In  aeioem  Kommentar  zum  Ge8ell8ch.-G.  bemerkt  Staub  lediglich  (343),  im  weiteren 
»Sinne  sei  auch  die  Einziehung  eine  Stammkapitalsherabsetzung. 

»)  SUnO)  «^  selbst  (288 ,0):  ,Jn  der  aus  der  Zusammenlegung  hervorgehenden 
Aktie  sind  die  fräieren  mehreren  Aktienrechte  vereinigt^  sie  repräsentiert  die  früheren 
mehreren  Einzelrechte  in  ihrer  Vereinigung^'.    Ahnlich  Bing  290 1. 

•)  80  auch  BeUeh  bei  Grünhut  28  (1901)  S.  724.. 
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B.  1.  Ist  Herabsetzung  des  Grundkapitals  Herabsetzung  der  Gnind- 
kapitalszifier,  so  ist  an  sich  ohne  weiteres  klar,  wann  diese  Herabsetzung  „er- 
folgt'' ist:  Mit  dem  Augenblick,  in  welchem  der  Herabsetzungsbeschluss  in  das 
Handelsregister  eingetragen  wurde.  Mit  diesem  Augenblick  erhalt  der  eine  Statuten- 
abänderung  darstellende  Beschluss  nach  §  277  Abs.  3  Wirkung.  Also  werden 
wir  schliessen:  Von  dem  Moment  der  Eintragung  des  die  Orundlu^nialsziffer 
ändernden  Herabsetxungsbeschlusses  an  ist  das  Grundkapital  herabgesetzt  und 
hat  von  da  an  das  herabgesetzte  als  das  Statuten^  und  bilanxmässige  zu  gelten. 
Der  Herabsetzungsbeschluss  selbst  ändert  die  Grundkapitalszifier.  Mit  Eiutsnagung 
des  Beschlusses  ist  daher  diese  rechtlich  geändert 

2.  Ein  nicht  unwesentliches  Bedenken  gegen  dieses  Ergebnis  ist  noch 
aus  dem  Felde  zu  schlagen.    Es  entsteht  aus  dem  Wortlaut  von  H.G.B.  §  291. 

a)  Nachdem  schon  §  289  Abs.  1  bestimmt  hat:  „Der  Beschluss  über  die 
Herabsetzung  des  Grundkapitals  ist  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  an- 
zumelden'', ordnet  §  291  noch  an:  „Die  erfolgte  Herabsetzung  des  Grundkapitals 
ist  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  anzumelden".  Man  wird  hi«*nach 
folgern:  also  kann  die  Herabsetzung  nach  Meinung  des  G.  noch  nicht  mit 
Eintragung  des  Herabsetzungsbeschlusses  erfolgt  sein.  Sinion^\  Staub^)  und 
Ring^)  machen  diesen  Schluss. 

b)  Makower  wählt  den  Ausweg,  dass  er  sagt:  Nach  der  einen  Erklärung, 
das  Aktienkapital  herabsetzen  zu  wollen,  nach  dem  Herabsetzungsbeschluss»  ist 
noch  eine  zweite  Erkläruug  notwendig,  dass  die  Grundkapitalzifier  herabgesetzt 
werde :  der  Herabsetzungsbeschluss  sei  lediglich  die  vorläufige,  die  andere  Kund- 
gebung die  „endgültige"  Erklärung*).  Allein  die  Abgabe  der  letzteren  Erklä- 
rung ist  im  G.  in  keiner  Weise  geregelt.  Also  könnte  sie  auch  formlos  und 
sogar  stillschweigend  erfolgen.  Dann  aber  hätten  wir  das  Verhältnis,  dass  die 
vorläufige  Kundgebung  eine  ausdrückliche  und  formale  sein  müsste:  ein  Greneral- 
versammlungsbeschluss ;  die  definitive  dagegen  nicht  Und  doch  soll  diese  Defi- 
nitiverklärung als  erfolgt  formal  beurkundet  werden,  von  sämtlichen  Mitgliedern 
des  Vorstandes  zum  Handelsregister  anzumelden  sein! 

c)  U.  E.  ist  der  Ausweg  ein  anderer.  Der  Ausdruck  „erfolgte  Herab- 
setzung" in  §  291  muss  etwas  anderes  bedeuten,  als:  die  Gruudkapitalszüfer  ist 
herabgesetzt  Es  ist  unmöglich,  einen  durchschlagenden  Grund  dafür  zu  finden, 
warum  die  Grundkapitalsziffer  nicht  mit  der  rechtsgültigen  Eintragung  des  Be- 
schlusses, sie  herabzusetzen,  als  herabgesetzt  anzusehen  sein  solL  Keine  Ur- 
sache ist  ersichtlich,  warum  von  da  an  das  Aktienkapital  rechnerisch,  bilanz- 
massig  nicht  als  herabgesetzt  soll  behandelt  und  an  die  bilanzmässige  Herabsetzung 
nicht  sollen  die  Wirkungen  geknüpft  werden  dürfen,  welche  notwendig  sind, 
um  die  Zwecke  zu  erreichen,  denen  zu  dienen  die  Bestimmung  der  Herab- 
setzung ist  Wenn  Grundkapital  in  der  Wendung  „Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals" nur  eine  Ziffer,  die  Grundkapitalsziffer,  bedeutet,  warum  soll  dann  mit 
dem  Beschluss,  „das  Grundkapital  wird  um  500000  erhöht"  nicht  diese  Ziffer 
schon  im  rechtlichen  Sinn  herabgesetzt  sein?  Es  ist  nicht  abzusehen,  was  zum 
Herabsetzen  einer  Ziffer  noch  weiteres  erforderlich  sein  soll,  warum  von  da 
an  nicht  die  bilanzmässigen  Wirkungen  der  Herabsetzung  sollen  beginneji 
dürfen. 

d)  Und  in  der  Tat  ergibt  sich  aus  dem  G.  sowohl,  dass  „erfolgte  Herab- 


')  8.  212. 
')  §  291.. 
•)  §  288.. 
*)  §  278  II  d. 
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^tzang^  in  §  291  etwas  anderes  als  Eintritt  der  Herabsetzung  bedeutet,  wie 
auch,  das6  das  Kapital  schon  vorher  rechtlich  als  herabgesetzt  zu  gelten  hat. 
Der  dem  §  291  voraufgehende  §  290  handelt  von  der  „Ausführung  der  Herab- 
i^etsimg''  und  zwar  insbesondere  von  der  Ausführung  der  Herabsetzung  durch 
„Verminderung  der  Zahl  der  Aktien"  (sog.  Zusammenlegung). 

a)  Hieraus  geht  hervor,  dass  vor  dieser  Ausführung  das  Grundkapital 
schon  herabgesetzt  ist  Denn  ziffemmässige  Herabsetzung  der  Teilnennbeträge 
des  Aktienkapitals  setzt  Herabsetzung  des  Gesamtnennbetrages  desselben  als 
vollendete  Tatsache  voraus.  Unter  Ausführung  der  Herabsetzung  versteht  der 
Ge^tzgeber  somit  die  technische  Herstellung  der  Übereinstimmung  des  Nenn- 
betrags der  einzelnen  umlaufenden  Aktienscheine  mit  dem  neuen  Nennbetrag 
des  Grundkapitals.  Es  erhellt  dies  auch  aus  den  Beispielen,  welche  der  Gesetz- 
^ber  für  das  Verfahren  der  Zusammenlegung  anführt.  Sie  soll  erfolgen 
können  durch  Umtausch  der  alten  AktJen  gegen  eine  geringere  Zahl  neuer 
oder  durch  Abstempelung  der  alten  Aktien  auf  einen  geringeren  Betrag.  Diese 
Herstellung  der  Übereinstimmung  zwischen  Grundkapital-  und  Aktienzifier  ist 
notwendig,  weil  das  Aktienkapital  ein  in  Aktien  zerlegtes  Grundstockvermögen 
iät,  woraus  eben  resultiert,  dass  die  Summe  der  Nennbeträge  der  Aktien  nicht 
höher  srin  darf,  als  der  Betrag  des  Grundkapitals.  Aber  diese  Herstellung 
der  Übereinstimmung  bildet  nicht  einen  Teil  der  Herabsetzung,  sondern  stellt 
lediglich  eine  Folge,  eine  Begleiterscheinung  der  Herabsetzung  dar.  Der  Herab- 
setzung der  Ziffer  muss  eine  andere  „Zerlegung'^  eine  andere  Verteilung  der 
Anteilrechte  folgen,  weil  Grundkapital  und  Summe  der  Teilnennbeträge  sich  in 
ziffemmässiger  Übereinstimmung  zu  befinden  haben. 

ß)  Wenn  nun  aber  die  Vorschrift,  dass  die  erfolgte  Herabsetzung  einzu- 
tragen sd,  nicht  vor,  sondern  nach  §  290  steht,  also  nach  den  Vorschriften 
über  Folgerscheinungen,  die  sich  an  die  Tatsache  schon  eingetretener  Herab- 
setzung der  Grundkapitalziffer  knüpfen,  so  ist  anzunehmen,  dass  in  §  291  unter 
„Erfolgen  der  Herabsetzung**  dasselbe  gemeint  ist,  wie  in  §  290  unter  „Aus- 
führung der  Herabsetzung**^).  Somit  gehört  im  Sinne  des  H.G.B.  z.  B.  die 
Zusammenlegung  von  Aktien  im  Wege  des  Umtausches  zum  Erfolgen  der 
Herabsetzung,  zum  Begriff  des  Erfolgens  der  Herabsetzung  überhaupt  die  Ge- 
:^amtheit  der  Massregeln,  welche  erforderlich  sind,  um  die  Nennbeträge  der 
Aktiennrkunden  in  Einklang  mit  der  veränderten  Grundkapitalsziffer  zu  bringen. 
Die  Grundkapitalsziffer  selbst  also  gilt  bei  Ausführung  dieser  Massnahmen  als 
schon  abgeändert.  Sie  ist  im  Sinne  des  H.GJB.  bereits  früher  herabgesetzt^ 
alj*  die  Herabsetzung  in  dieser  Bedeutung  „erfolgt**  ist.  Oder  anders  ausge- 
drückt: Für  die  biknzmässige  Behandlung  der  Herabsetzung  ist  die  letztere 
:?chon  früher  geschehen,  als  die  technische  Übereinstimmung  der  Zahl  und  des 
Inhalts  der  vorhandenen  Aktienbriefe  mit  der  neuen  Grundkapitalsziffer  eintritt 
Im  Hinblick  auf  die  bilanzmässige  Behandlung  ist  die  Herabsetzung  früher  er- 
folgt, als  im  Hinblick  auf  die  Frage  der  Übereinstimmung  zwischen  Gnmd- 
kapitol  und  Aktienzahl  und  Aktien  betrag. 

e)  Das  Gleiche  ergibt  sich  aber  noch  aus  etwas  anderem.  Das  G.  spricht 
in  §  289  Abs.  4  von  Zahlungen  an  die  Aktionäre  auf  Grund  der  Herab- 
setzung, ohne  hinzuzufügen,  ob  damit  in  seinem  Sinne  die  beschlossene  oder 
die  erfolgte  Herabsetzung  gemeint  ist  Würde  im  Sinne  des  G.  darunter  er- 
folgte Herabsetzung  zu  verstehen  sein,  so  dürfte  die  Zahlung  erst  geschehen, 
nachdem  die  Aktienurkunden  entsprechend  umgeändert  sind.     Dass  dies  nicht 


»)  So  auch  Bing  291,.    Abw.  Makower  278  II  d;  290  I. 
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die  Meinung  des  Gesetzgebers  ist,  folgt  daraus,  dass  er  von  den  Zahlungen  an 
.die  Aktionäre  vor  den  Vorschriften  über  Ausführung  der  Herabsetzung  handelt 
Hierdurch  gibt  er  zu  erkennen,  dass  die  „Zahlung^*  nicht  durch  „Ausführung^ 
bedingt  ist  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  heisst  Herabsetzung  in  §  289  Hen^ 
Setzung  der  Grundkapitalsziffer  und  geht  hieraus  hervor,  dass,  wenn  der  Henib- 
setzungsbeschluss  rechtsförmlich  gefasst  vorliegt,  auch  die  Gnindkapitalsziffer 
herabgesetzt  ist.  Mit  Eintragung  des  Herabsetzungabeschlusses  ist  somit  auch 
schon  die  Grundkapitalsziffer  herabgesetzt 

f)  Wenn  wir  angesichts  dieses  allen  fragen,  wie  es  möglich  war,  da^ 
der  Gesetzgeber  den  Abschluss  aller  dieser  Durchführungsmassregeln  „erfolgte 
Herabsetzung^'  nennt»  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  nach  §  288  der  Herab- 
set^ungsbeschluss  ja  mehr  enthalten  niuss»  als  bloss  den  Beschluss  über  Herab- 
setzung der  Grundkapitalszjffer.  Es  ist  in  ihm  gemäss  §  288  zugleich  Zweck  der 
Herabsetzung  und  die  Weise,  in  welcher  die  Massr^l  ausgeführt  werden  soll, 
festzusetzen.  Erfolgte  Herabsetzung  bedeutet  demgemäss  in  §  291  soviel,  wie 
„ausgeführter  HeiTibsetzungsbeschluss".  Das  Wort  Herabsetzung  steht  in  einem 
weiteren  Sinne  für  Gesamtheit  der  Massnahmen,  welche  die  Herabsetzung  im 
Gefolge  hat 

C.  Die  praktisch  wichtigste  Konsequenz  aus  dem  gewonnenen  Eigebnis 
ist:  Wie  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  im  Sinne  des  G.  schon  vor  voller 
Einzahlung  des  Zusatzkapitals  erfolgt  ist,  so  ist  das  Grundkapital  in  dem  Fall, 
wo  es  auch  teilweise  zurückgezahlt  werden  soll,  schon  vor  seiner  Zurückzahlung 
herabgesetzt.  Erfolgt  die  Herabsetzung  zum  Zwecke  teilweiser  Heimzahlung, 
so  schliesst  sich  an  die  sofort  nach  Eintragung  des  Herabsetzungsbescblu^is«^ 
eingetretene  Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  in  der  B.  der  Eintrag  eine:^ 
wirklichen  Passivpostens  in  der  Höhe  der  Herabsetzung  an,  indem  damit  eine 
Schuld  der  A.  gegen  ihre  Mitglieder  entstanden  ist  Der  nur  rechnungsmä&sige 
Passivposten  Aktienkapital  erfährt  eine  Minderung;  in  gleicher  Höhe  entsteht 
ein  Schuldposten  im  Passivum,  ein  reeller  Passivposten  zwar  nicht  als  Folge 
der  Herabsetzung  als  solcher,  sondern  als  Folge  des  gleichzeitig  mit  der  Herab- 
setzung beschlossenen  Zweckes  der  Herabsetzung.  Zurückgezahlt  ist  mit  Ein- 
setzung dieses  Postens  das  Grundkapital  natürlich  noch  nicht  Das  ist  erst 
der  FaU,  wenn  dieser  reelle  Passivposten  getilgt  ist,  keine  Bückforderungsan- 
Sprüche  der  Aktionäre  mehr  bestehen,  die  entsprechende  Summe  aktiver  Werte 
aus  der  B.  verschwunden  ist 


ft.  Wirkunic^ii  der  erfoli^teii  fi^nindkapitalsherabsetanmc. 

§  120. 

I.  Ist  die  Grundkapitalsherabsetzung  schon  mit  Eüntragung  des  Herab- 
.Setzungsbeschlusses  erfolgt,  eingetreten,  so  können  sich  von  da  an  an  die 
Herabsetzung  auch  bereits  Wirkungen  knüpfen.  In  der  Tat  ist  dies  der  Fall. 
Wir  unterscheiden  buchfühningsmässige,  wirtschaftliche  und  rechtliche  Wirkungen. 

II.  Die  buchfühningsmässige  versteht  sich  von  selbst  Von  dem  ange- 
gebenen Moment  an  kann  nicht  bloss,  sondern  muss  in  der  Buchführung  da? 
Grundkapital  mit  der  niedrigeren  Ziffer  gebucht  wertlen,  also  auch  in  der  nach 
erfolgter  Herabsetzung  zur  Aufstellung  gelangenden  B.  Davon  sprachen 
wir  schon  ^). 


»)  §  119  III  B  1. 
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IL  An  diese  Umbuchung  knüpfen  sich  aber  weitere  wirtschaftliche  und 
rechtliebe  Folgen.  Sie  ergeben  sich  aus  dem  Kechtssatze,  dass  das  Grund- 
kapital unter  die  Passiven  einzustellen  ist.  An  sich  ist  die  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  lediglich  eine  rechnerische  Manipulation,  keine  wirtschaftliche 
und  keine  Rechtshandlung,  d.  h.  keine,  die  Yermögensanderung  oder  rechtliche 
Wirkung  mit  sich  bringt.  Aber  es  '  reihen  sich  an  die  Herabsetzung  wirtr 
;schafdiche  und  rechtliche  Folgen  infolge  der  Eigenschaft  des  Grundkapitals  als 


»n. 

III.  Wirtschaftliche  Wirkungen.  A.  Durch  Herabsetzung  des  Grund- 
bpitals  wird  dn  Bilanzposten  verändert  und  damit  nach  dem  Wesen  der  B. 
als  Abgleichung  zwischen  Aktiven  und  Passiven  das  Verhältnis  der  Aktiven 
zu  den  Passiven  anders  gestaltet.  Infolge  dessen  ist  die  Herabsetzung  des 
Grnndkapitals  ein  geeignetes  Mittel  zur  Durchführung  wirtschaftlicher  Mass- 
nahmen, ein  rechnerisches  Hilfsmittel  ^),  um  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  A.^ 
io^besondere    die   wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  ihren  Mitgliedern  zu  ändern. 

B.  Eine  wirtschaftliche  Wirkung  bringt  die  Herabsetzung  der  Grund- 
bpitalsziffer  infolge  ihrer  Einsetzung  in  die  Jahresbilanz  ohne  jede  weitere  Um- 
gestaltung der  B.  mit  sich,  die,  dass  entweder  die  Grewinnziffer  steigt  oder  die 
ttwaige  Verlustzifier  auf  der  Aktivseite  fällt;  denn  wird  die  GrundkapitalsziiSer 
niedriger,  so  sind  dadurch  entweder  die  Aktiven  in  der  Lage,  die  Passiven  in 
höherem  Masse  zu  übersteigen,  oder  es  wird^  wenn  die  Gesamtsumme  der 
Aktiven  klaner  als  die  der  Passiven  ist^  ermöglicht,  dass  die  Passiven  in  geringerer 
Höhe  die  Aktiven  übersteigen.     Nehmen  wir  eine  B. 

Grundkapital 500000 

Schulden 400000 

Gewinn 100000 

und  es  wird  das  Grundkapital  um  100000  herabgesetzt,   so    steigt   der  bisher 
100000  betragende  Gewinn  auf  200000: 

Grundkapital 400000 

Schulden 400000 

Gewinn 200000. 


500000 

Gniodstück      .     .     .     .     .     500000 


500000 

Gnmdstücke 500000 


War  bisher  Unterbilanz  gegeben: 

Kassa 500000 

Grundstücke 500000 

Verlust 100000 


Grundkapital 500000 

Schulden 600000 


und  das  Grundkapital   wird   um    100  000    herabgesetzt,    so   ist   die  Folge  Be- 
.^tjgung  der  Unterbilanz: 


Kassa 500000 

Grundstücke 500000 


Grundkapital 400000 

Schulden ;     600000. 


C.  Ausserdem  sind  es  folgende  wirtschaftliche  Zwecke,  zu  deren  Herbei- 
führung die  Gmndkapitalsherabsetzung  das  bilanzmässige,  also  arithmetische 
Büttel  darstellt 

1.  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Abstossung  überflüssiger  Betriebsmittel 
(Herabsetzung  zum  Zwecke  teilweiser  Zurückzahlung  des  Grundkapitals,  Zurück- 
^be  von  Einlagen  oder  sonstigen  Werten*).     Die  A.  braucht  weniger  Betriebs- 


')  8.  auch  Staub  288,;  Staub,  G.-G.  58,. 
*)  SUob  288„;  ^aub  58 „. 
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mittel,  als  sie  bisher  hat  Eine  Terraingesellschaft  z.  B.  ist  g^pründet  allein 
zu  dem  Zweck  der  Verwertung  eines  bestimmten  Grundkomplexes.  Sie  kauft 
denselben  um  500000  und  gründet  sich  daher  mit  einer  halben  Million  Gruml- 
kapital.  Es  gelingt  ihr,  die  Hälfte  des  Komplexes  um  eine  Million  zu  veiausseni. 
Das  ei^bt  folgende  B.: 

Grundstücke 250000 

1000000 


Grundkapital 500  OOO 

Gewinn 750  OüO 


125000 


1250000. 


Es  können  daher  750000  als  Gewinn  verteilt  werden.  Aber  der  Zweck 
der  Gesellschaftsgründung  ist  schon  zur  Hälfte  erreicht.  Die  Gesellschaft  braucht 
daher  auch  nur  weniger  Betriebsmittel.  200000  —  nehmen  wir  an  —  sind  über- 
flüssig. Sie  sollen  daher  auch  an  die  Aktionäre  konmien.  Mittel  dazu:  Grund- 
kapitalherabsetzung um  200000.     Die  B.  lautet  dann: 


Grundstück 250000 

Kassa 250000 


Grundkapital 300000 

Schuld  an  die  Aktionäre     .     200  UOu 


und  wenn  die  200000  wirklich  zurückbezahlt  sind: 


Grundstücke 250000 

Kassa 50000 


Grundkapital 300000 


Oder  eine  Gesellschaft  stösst  eine  grössere  Unternehmung  mit  Vorteil  ab, 
ohne  dass  es  zweckmässig  wäre,  eine  andere  zu  beginnen.  So  werden  ihre 
Kapitalien  frei.  Um  sie  an  die  Aktionäre  zurückgeben  zu  können,  ist  Grund- 
kapitalherabsetzung notwendig.  Die  weitere  Eliminierung  des  Postens  erfolgt 
je  nach  der  Form  der  Zurückzahlung  in  verschiedener  Weise. 

2.  Herabsetzung  zum  Zweck  der  Entlastung  der  Aktionäre,  der  Hintaii- 
haltung  weiterer  Steigerung  der  Betriebsmittel.  Eine  A.  braucht  für  die  Zu- 
kunft voraussichtlich  nicht  mehr  Betriebsmittel,  als  sie  bereits  hat,  trotzdem  die 
Aktien  nicht  voll  einbezahlt  sind.  Sie  will  daher  ihre  Mitglieder  von  ihren 
weitergehenden  Einlageverpflichtungen  befreien  (liberierte  Aktien).  Das  Mittel 
dazu  ist  Herabsetzung  des  Gundkapitals.  Das  Kapital  beträgt  1000000.  Bis- 
her sind  20  Prozent  einbezahlt.     Also  lautet  die  B.: 


Grundkapital      .     .     . 


1000000. 


B^assa 200000 

Forderungen 800000 

Das  Grundkapital  wird  auf  200000  herabgesetzt: 

Kassa 200000  |  Grundkapital 200  000. 

Die   Umbuchung   auf  Spezialkonto,    die    notwendig    ist,    berührt   das   Gewinn- 
und  Verlustkonto  gar  nicht     Das  Aktienkapitalkonto  lautet: 

SoU  Haben 

I  Grundkapital      ....     1000  000 

Aktienrestzahlungskonto 
Soll  Haben 
800  000  I 

Es  wird  nun  gebucht:  Aktienkapitalkonto  800000  an  Aktienrestzahlungskonto: 

Aktienkapitalkonto 
800000  I  lOOOOOO 
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Aktienrestzahlungskonto 
.     800000  I  .     . 


800  000. 


3.  Herabsetzung  zur  Beseitigung  einer  Unterbilanz,  die  eintritt  wegen 
Betriebs-  oder  grossen  Wertverlustes.  An  sich  ist  die  Folge  beider  Erschei- 
nungen Wegfall  von  Dividenden  für  die  nächsten  Jahre.  Dies  würde  die 
Aktien  entwerten,  den  Ruf  des  Unternehmens  schädigen.  Um  dies  zu  ver- 
meiden, erfolgt  Gnmdkapitalsherabsetzung.  Dann  ist  eher  wieder  bilanzmässiger 
Reingewinn  möglich.  Die  Aktien  waren  auf  1  200  000  gewertet.  Sie  waren 
über^hätzt  Sie  sind  nur  900  000  wert.  Das  Aktienkapital  betrug  bisher 
1  Million.  Es  wird  auf  800  000  herabgesetzt  Bisher  bestand  100000  Unter- 
bilanz.   Nun  lautet  die  B. : 


Aktiva 900  000 


Grundkapital        ....     8Ö0  000 
Gewinn 100  000; 


ein  bilanzmässiger  Gewinn  von  100  000  ist  gegeben.  Die  Umbuchung  auf 
den  Spezialkonten  führt  dabei  über  Grewinn-  und  Verlustkonto:  Aktienkapital- 
konto an  Gewinn-  und  Verlustkonto  200000.  Das  bisherige  Gewinn-  und 
Verlustkonto  lautet  auf  100  000  Verlust.     Nun  lautet  es: 


Verlust 


Grewinn 


bleibt  100000  Gewinn. 


100  000 


200  000 ; 


4.  a)  Herabsetzung  zum  Zwecke  einer  Reservefondsbildung.  Ein  Teil 
des  Grundkapitals  soll  in  einen  Reservefonds  umgewandelt  werden.  Über 
Reservefonds  lässt  sich  freier  verfügen  als  über  Grundkapital.  Beseitigung  der- 
selben unterliegt  nicht  so  schweren  Bedingungen,  wie  Grundkapitalsherab- 
setzung. 

b)  Der  Unterschied  gegenüber  dem  vorigen  Fall  ist  der:  die  Dividenden- 
cbanoe  wird  hier  nicht  erhöht,  aber  die  Beweglichkeit  des  Betriebs,  die  Ver- 
wendung der  Betriebsmittel  wird  erleichtert.  Die  Spezialbuchung  ist:  Aktien- 
kapitalkonto an  Reservefondskonto.  Wenn  das  Grundkapital  bisher  500000 
betrug  und  davon  100  000  als  Roservefonds  ausgeschieden  werden  sollen,  so 
lautet  demgemäss  die  Buchung: 


SoU 


Aktienkapitalkonto 
100000  I 


Haben 


Reservefondskonto 


I 


Haben 


500  000 


100000. 


5.  Die  Herabsetzung  kann  zugleich  mehreren  Zwecken  dienen,  z.  B.  zum 
Teil  zu  ausserordentlichen  Abschreibungen,  zum  Teil  zu  Reservefondsbildung. 

D.  Die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Wirkung  der  Herabsetzung 
je  nach  dem  Zwecke,  der  mit  ihr  beabsichtigt  ist^  zeigt  sich  in  folgendem. 
Wo  Herabsetzung  erfolgt,  um  überflüssige  Mittel  abzustossen  oder  die  Ent- 
stehung überflüssiger  Mittel  hintanzuhalten,  wird  durch  Herabsetzung  die 
Dividende  geschmälert  Nach  dem  Nennbetrag  ist  sie  bestimmt  Wird  er 
kleiner,  so  demgemäss  auch  die  Dividende.  Dagegen  wird  bei  Grundkapitals- 
berabsetznng  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  von  Unterbilanzen  die  Dividenden- 
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Chance  gesteigert  Bei  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Bildung  eines  Reserve- 
fonds bleibt  die  Dividendenaussicht  die  gleiche.  Denn  an  Stelle  d^  höheren 
Gruudkapitalsumme  entsteht  ein  anderer  Bilanzpassivposten  und  jeder  Bilanz- 
passivposten  wirkt  gewinnschmälemd. 

£.  Auch  buchtechnisch  prägen  sich  die  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Zwecke  verschieden  aus.  In  dem  Eintrag  der  herabgesetzten  GrundkapitalszifTer 
allein  schon  kommt  die  Herabsetzung  zum  Zwecke  des  Ausgleichs  einer  Unter- 
bilanz in  der  B.  zum  Ausdruck.  Bei  Grundkapitalsherabsetzung  mit  anderen 
Absichten  bedarf  es  ausserdem  noch  weiterer  Buchungen  in  der  B.  Herab- 
setzung zum  Zwecke  teilweiser  Heimzahlung  verlangt  noch  Einsetzung  eines 
anderen  Passiv-,  eines  Schuldpostens.  Ebenso  wird  ein  anderer  Passivposten 
eingesetzt  bei  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Bildung  eines  Reservefonds.  Bei 
Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Aktionärbefreiung  hinwiederum  muss  de^^ 
weiteren  ein  Aktivposten  gestrichen  werden. 

IV.  Rechtliche  Wirkungen.  Besondere  rechtliche  Folgen  der  Grund- 
kapitalsherabsetzung ergeben  sich  bei  Herabsetzung  zum  Zwecke  teilweJser 
Aktienkapitalszurückzahlung  und  zum  Zwecke  der  Befreiung  der  Aktionäre  von 
weiteren  Einlagepflichten.  Beide  Zwecke  der  Herabsetzung  haben  bilanzmassig 
und  wirtschaftlich  das  gemein,  dass  sie  nicht  bloss  eine  Herabminderong  des 
ideellen  Passivpostens  Grundkapital,  sondern  auch  eine  Abminderung  reeller 
Aktivposten  mit  sich  bringen.  Rechtlich  bewirkt  der  eine  Beschluss  die  Ent- 
stehung eineä  Aktionäransprucbes'auf  Zurückzahlung,  der  andere  die  Beendigung 
einer  Aktionärverbindlichkeit  zu  Einzahlung. 

A.  Der  Beschluss,  das  Kapital  teilweise  zurückzuzahlen  oder  die  Aktionäre 
zu  liberieren,  ist  rechtsgültig  gefasst  mit  Eintragung  des  Herabsetzungsbe- 
schlusses, weil  nach  H.G.B.  §  288  Abs.  2  im  Beschluss  über  Herabsetzung 
des  Grundkapitals  zugleich  festgesetzt  werden  muss,  zu  welchem  Zwecke  die 
Herabsetzung  geschieht. 

B.  Der  Zeitpunkt,  in  welcher  dieser  Zurückzahlungs-  oder  Befreiungsbe- 
schluss  in  Wirksamkeit  tritt,  ist  durch  den  Zeitpunkt  des  in  Wirksamkdttretens 
der  Herabsetzung  bestimmt,  weil  infolge  des  Satzes,  dass  das  Grundkapital  mit 
seinem  ganzen  statutenmässigen  Betrag  bei  den  Passiven  einzustellen  ist,  Zurück- 
zahlung und  Befreiung  nur  diux^h  das  Mittel  der  Herabsetzung  erreicht  zu 
werden  vermögen.  Denn  nur  durch  Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  in 
der  B.  werden  die  zur  Zurückzahlung  erforderlichen  Aktivwerte  und  die 
ebenfalls  auf  der  Aktivseite  stehenden  Etniageansprüche  bilanzrechtlich  streichbar. 
Zurückzahlung  und  Befreiung  können  also  nicht  früher  erfolgen,  als  die  Herab- 
setzung erfolgt  ist.  Andererseits  steht  aber  mangels  besonderer  Vorschrift  nichts 
im  Wege,  dass  mit  Eintritt  der  Herabsetzung,  also  mit  Eintragung  des  Herab- 
setzungsbeschlusses auch  der  Anspruch  auf  Zurückzahlung  entsteht,  die  Ver- 
pflichtung zur  Einlageleistung  aufhört. 

C.  -4bef  l^ier,  hat  ijun.  ini  Interesse  der  Gläubger  eine  Spezialvorschrift 
geändert,  was  aus  dem  allgemeinen  Grundsatz  folgt. 

1.  Abgesehen  davon,  dass  jede  GrundkapiUdsherabsetzung  mit  Ausnahme 
der  zur  Bildung  eines  Reservefonds  geschehenden  das  Gläubigerinteresse  ineofem 
berührt)  als  durch  die  Herabsetzung  als  solche  der  Gläubigersicherheitsfonds, 
welcher  im  biläjfzmässigen  Grundstockvermögen  repräsentiert  ist,  geschmälert 
wird,  ist  auch  die  Verwirklichung  jedes  einzelnen  der  angegebenen  Zwecke  der 
Herabsetzung  geeignet,  das  Interesse  der  Gläubiger  zu  benachteilgen,  bald  direkt 
bald  indirekt.  Die  Herabsetzung  behufs  teilweiser  Zurückzahlung  bezw.  behufs 
Liberierung  der  Aktionäre  hat  eine  unmittelbare  Verringerung  des  Aktivkapitals 
der  A.  zur  Folge.     Die  Herabsetzung  zwecks  Bildung  eines  Reservefonds  lässt 
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onmittelbar  den  Yennögensstand  unberührt,  aber  drückt  das  Mass  der  Sicherheit 
henb,  welches  den  Gresellschaftsglaubigern  im  Gesellschaftsvermögen  zu  Gebote 
5ieht  Für  Aufhebung  eines  Reservefonds  bedarf  es  nicht  derselben  qualifizierten 
Mehrtieitsbeschlüsse,  wie  bei  Kapitalsherabsetzung,  und  ist  darum  die  Möglich- 
keit den  Gläubigem  den  Garantiefonds  zu  schmalem,  leichter  in  Wirklichkeit 
umzuaetEen.  Herabsetzung  zur  Ausgleichung  einer  Unterbilanz  lässt  ja  auch 
den  Yennögensstand  unmittelbar  unberührt.  Sie  konstatiert  eine  bereits  ein- 
getietene  Vermögensminderang^),  aber  insofern  vermag  sie  das  Glaubigerinteresse 
indirekt  zu  berühren,  als  durch  Aufhebung  der  ünterbilanz  die  Ausschüttung 
einer  Dividende  ermöglicht  ist,  diese  aber  wegen  der  Gefahr  der  Verteilung 
zu  hoher  Dividenden  in  sich  die  Verteilung  von  Gesellschaf tsgrundstockverm^n 
enthalten  kann^). 

2.  Aus  allen  diesen  Gründen  hat  das  G.  sog.  Gläubigerschutzvorschriften 
anfger^tellt     Es  sind  folgende'): 

a)  Der  Gläubigeraufraf :  Der  Gesellschaftsvorstand  hat  unter  Hinweis  auf 
den  Herabsetzungsbeschluss  nach  Eintragung  des  letzteren  die  Gesellschafts- 
^läubiger  aufzufordern^  ihre  Ansprüche  anzumelden,  und  zwar  ist  die  Auf- 
forderung dreimal  in  den  Gesellschaftsblättem  zu  veröffentlichen  und  sind 
ausserdem  bekannte  Gläubiger  dim;h  besondere  Mitteilung  zur  Anmeldung  auf- 
rafordem.  Denjenigen  Gläubigem,  deren  Fordemngen  ihren  Entstehungsgmnd 
in  Tatsachen  haben,  die  vor  der  letzten  öffentlichen  Aufforderung  eintraten,  ist 
Befriedigung  zu  gewähren  oder  Sicherheit  zu  leisten,  sofern  sie  sich  zu  diesem 
Zwecke  melden. 

b)  Sperrzeit:  a)  Zahlungen  „auf  Grund  der  Herabsetzung"  an  die  Aktionäre 
dürfen  erst  erfolgen,  nachdem  seit  dem  Tage,  an  welchem  der  öffentliche 
Gläubigeraufruf  zum  dritten  Male  stattfand,  ein  Jahr  verstrichen  ist  (Sperrjahr) 
und  nachdem  die  Gläubiger,  die  sich  meldeten,  befriedigt  oder  sichergestellt 
^ind  (Sperrzeit).  Gleichgültig  ist  dabei,  ob  die  Zahlungen  an  die  Aktionäre 
unmittelbar  oder  mittelbar  eine  Folge  der  Herabsetzung  sind.  Das  eine  ist 
bei  teilweiser  Zurückzahlung,  das  andere  bei  Dividendenzahlung  infolge  Aus- 
gleichs einer  Unterbilanz  und  Zahlungen  aus  einem  durch  Herabsetzung  ge- 
bildeten Reservefonds  der  Fall. 

ß)  Ebenso  tritt  eine  durch  Herabsetzung  bezweckte  Liberierung  der 
Aktionäre  nicht  vor  Ablauf  der  oben  genannten  gesamten  Sperrzeit  ein. 

3.  Die  Gläubigerschutzvorschriften  haben  aber  keineswegs  die  Wirkung, 
dass  der  Eintragung  des  Herabsetzungsbeschlusses  als  solcher  hinsichtlich  der 
Herabsetzung  zum  Zwecke  teilweiser  Heimzahlung  bezw.  zur  Befreiung  der 
Aktionäre  jeder  rechtliche  Effekt  abgeht  Die  oben  unter  B  genannten  Rechts- 
folgen werden  nicht  völlig  aufgehoben,  sondern  nur  verändert: 

a)  Die  Gläubigerschutzvorschrift  §  289  Abs.  4  verbietet  nur  „Zahlungen^' 
an  die  Aktionäre  vor  Ablauf  der  Sperrzeit,  also  nur  die  Erfüllung,  nicht  die 
Entstehung  von  Verbindlichkeiten.  Der  Rückzahlungsanspmch  ist  sohin  mit 
Eintragung  des  Herabsetzungsbeschlusses  entstanden  und  es  wird  demgemäss 
für  ihn  ein  Passivkonto  in  der  B.  eröffnet.  Die  Gläubigerschutzvorschrift  hat 
nur  die  Wirkung,  dass  der  Anspruch  nicht  als  sofort  fällig,  sondern  als  befristet 
und  bedingt  entsteht,  „befristet  diux^h  Ablauf  des  Sperrjahres  und  bedingt  durch 

>)  Beiseh  II  27. 

»)  Die  bei  Beisch  und  Kreibig  II  27  sich  findende  Behauptung,  die  Kapitals- 
herabsetEane  mit  diesem  Zwecke  lasse  das  Interesse  der  Gläubi^r  völlig  unberührt, 
hat  JReieeh  bei  örflnhut  Bd.  28  (1901)  in  einem  später  (§  125  III  A)  näher  zu  er- 
nühnenden  Aufsatz  korrigiert 

»)  H«6.B.  289  Abs.  2-4. 
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Befriedigung  oder  Sicherstellung  der  Personen,  welche  vor  Eintragung  Aea 
Rückzahlungsbeschlusses  Gläubiger  waren*' ^).  Es  darf  also  z.  B^  wenn  die 
Zurückzahlung  in  Form  des  Ankaufs  von  Aktien  zwecks  Amortisation  geschieht, 
der  Kaufpreis  für  die  angekauften  Aktien  erst  nach  Ablauf  der  8perrzeit 
gezahlt  werden').  Die  bilanzrechtliche  Folge  wäre  an  sich,  dass  die  Forderung 
der  Aktionäre,  welche  unter  den  Passiven  steht,  zu  einem  geringeren  Werte  an- 
gesetzt wird*). 

b)  Ebenso  heisst  es  in  §  289  Abs.  4  nur,  dass  vor  Ablauf  der  Sperr- 
zeit die  Liberierung  nicht  „in  Wirksamkeit  tritt".  Dies  hat  allandings  die 
Wirkung,  dass  die  Einlagepflicht  erst  mit  Eintritt  dieses  Zeitpunktes  aufhört 
Aber  der  Herabsetzungsbeschluss  äussert  doch  auch  schon  vorher  W^irkung. 
Es  kann  von  ihm  an  die  Erfüllung  der  Einlagepflicht  nicht  gefordert  werden. 
Die  Einlageverpflichtung  wird  aus  einer  fälligen  eine  befristete,  die  fallige  Ein- 
lagepflicht wird  gestundet*).  Die  bilanzrechtliche  Folge  ist:  das  betreffende 
Bilanzaktivum  winl  als  „zweifelhafte"  Forderung  geringer  bewertet  Die  Forde- 
rung sofort  als  uneinbringlich  abzuschreiben,  ist  nur  statthaft,  wenn  nach  Lage 
der  Gresellschaft  volle  Befriedigung  der  Gläubiger  erwartet  werden  kann. 


3.  Ausführuiiic  der  erfolgten  Herabsetsvmi^. 

§  121. 

I.  Die  „Ausführung**  der  Herabsetzung  besteht  aus  einem  wesentlichen 
und  einem  möglichen  Bestandteil.  Den  wesentlichen  bildet  die  Herstellung  der 
Übereinstimmung  des  Nennbetrags  der  vorhandenen  Aktienbriefe  mit  der  neuen 
Grundkapitalszifier. 

A.  Dies  folgt  aus  einem  Doppelten. 

1.  Zunächst  aus  dem  Begrifi*  der  A.  Nach  dem  Begriff  der  A.  muss 
deren  Grundkapital  in  Aktien  zerlegt  sein.  Dies  heisst:  die  Grundkapitalsziffer 
muss  in  Teilnennbeträge  zerlegt  sein,  welche  sie  erschöpfen.  Der  Satz  gilt  für 
die  jeweilige  Grundkapitalsziffer.  Ist  die  Übereinstimnmng  also  alteriert,  so  ma-^s 
sie  wieder  hergestellt  werden. 

2.  Zweitens  aus  H.G.B.  §  290,  welcher  die  auf  die  sog.  Zusammenl^ung 
bezüglichen  Vorschriften  enthält  und  diese  „Verminderung  der  Zahl  der  Aktien 
durch  Umtausch,  Abstempelung  oder  ein  ähnliches  Verfahren"  als  „Massregel 
zur  Ausführung  der  Herabsetzung^'  bezeichnet 

B.  Wenn  die  Herabminderung  der  Aktienzahl  eine  Massregel  zur  Aus- 
führung der  Herabsetzung  bildet,  so  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  das 
Gleiche  nicht  auch  gelten  soll  für  Herabminderung  des  Grundkapitals  durch 
Abminderung  des  Betrags  der  Aktien,  um  so  mehr,  als  auch  dies  durch  Ab- 
stempelung und  Umtausch  gegen  neue  Aktienbriefe  geschehen  kann. 

C.  So  erhalten  wir  folgendes  Schema  der  Ausführulngsmassregel:  „Her- 
stellung der  Übereinstimmung  der  Nennbetrage  der  vorhandenen  Aktien  mit 
der  neuen  Aktienkapitalsziffer'': 

1.  Was  die  sachliche  Form  der  Ausführung  angeht^  so  sind  nachstehende 
Möglichkeiten  gegeben. 


^)  So  Staub  291 7  und  289  g.    Abw   Behrend  955  „. 

•)  Staub  872,, 

»)  S.  aber  §  180. 

♦)  Staub  289  g  und  291 «. 
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a)  Verminderung  des  Nennbetrages  der  Aktien  (sog.  Abstempelung^). 
Dies  Verfehren  ist  in  der  Praxis  deswegen  eingeengt^  weil  solch  blosse  Ab- 
änderung des  Betrags  seine  Grenze  an  dem  gesetzlich  zulässigen  Mindestbetrag 
der  Aktie  —  für  die  Regel  1000  Mk.  —  hat*).  Eine  blosse  Abänderung 
des  Betrages  ist  also  nur  möglieh,  wenn  die  ursprüngliche  Aktie  1000  über- 
^tagt    Herabgesetzt  können  werden  alle  Aktien  oder  auch  nur  ein  TeiP). 

b)  Verminderung  der  ZcM  der  Aktien  und  zwar 

a)  in  Form  der  sogen.  Zusammenlegung,  Es  ist  dies  Vernichtung  von 
Aktienrechten  und  zwar  durch  einen  zugleich  alle  oder  wenigstens  eine  ganze 
Grappe  von  Aktien  betreißenden  generellen  Akt.  Alle  Aktionäre  oder  wenigstens 
die  einer  bestimmten  Gattung  werden  davon  alle  gleichmässig  und  gleichzeitig 
betroffen. 

ß)  Emxiehung,  Hier  erfolgt  die  Vernichtung  von  Mitgliedschaftsrechten 
duich  eine  Reihe  von  das  einzelne  Mitgliedschaftsrecht  betreffenden  Einzelakten. 
Die  Aktionäre  werden  abgefunden,  aber  nicht  alle  oder  alle  einer  Gruppe  gleich- 
massig  und  gemeinsam,  sondern  jedes  zu  vernichtende  Anteilsrecht  wird  durch 
Spezidakt  vernichtet  Dass  die  einzuziehenden  Aktien  in  den  Besitz  der  A. 
gelangen,  ihr  eingeliefert  werden,  ist  nicht  zum  Begriffe  Einziehung  notwendig. 
Zu  bemerken  ist  aber,  dass  diese  Einziehung  keine  im  Sinne  des  H.G.B.  ist 
Dieses  versteht  unter  Einziehung,  wie  wir  sehen  werden*),  nur  die  sogen,  selb- 
ständige £Iinziehung.  Demgemäss  unterliegt  die  Einziehung  hier  auch  nicht 
den  Bedingungen  von  H.G.B.  §  227. 

c)  Verminderung  des  Betrags  und  der  Zahl  der  Aktien,  a  und  b  lassen 
«ch  verbinden. 

2.  Der  äusseren  Form  nach  geschieht  die  Ausführung  a)  durch  Ab- 
ätempelong  auf  niedrigeren  Betrag  oder  b)  durch  Umtausch  gegen  neue  Aktien 
von  niedrigerem  Betrag  unter  Vernichtung  (Einlieferung)  der  alten  ^)  oder 
c)  Ausgabe  neuer  Aktien  von  niedrigerem  Betrag  unter  gleichzeitiger  „Ein- 
ziehung^ der  alten  mittelst  Verlosung,  Kündigung  und  ähnlichem  (Zwangs- 
amortisation)  oder  Ankauf  im  freien  Rechtsverkehr  (börsenmässiger  Rückkauf, 
freiwillige  Amortisation). 

n.  Den  weiter  möglichen  Bestandteil  der  Ausführung  bildet  die  teilweise 
Zurückzahlung  des  Grundkapitals.  Sie  ist  Bestandteil  aber  nur  bei  Herab- 
^tzung  zum  Zwecke  teilweiser  Zurückzahlung.  Dass  im  Sinne  des  G.  dies 
mit  zur  Ausführung  der  Herabsetzung  rechnet,  zeigt  eben  der  Umstand,  dass 
als  Augführungsmassregel  die  Verminderung  der  Zahl  genannt  wird.  Die  Zu- 
sammenlegung ist  eine  der  Ausführungsmassregeln,  welche  zugleich  als  Mittel 
zur  entsprechenden  Abminderung  des  Aktivkapitals  der  A.  dienen. 

m.  Wenn  die  geschilderten  Ausführungsmassnahmen  beendigt  sind,  dann 
ist  im  Smne  des  H.G.B.  die  Herabsetzung  erfolgt  und  ist  diese  erfolgte  Herab- 
^tzung  einzutragen.  Dass  für  die  Bilanzbedeutung  des  Grundkapitals  die 
Herabsetzung  schon  früher  erfolgt  ist,  wiesen  wir  in  §  119  nach. 

rV.  Spezialbuchung  der  teilweisen  Rückzahlung.  Wie  die  Spezial- 
huciiung  der  teihüeisen  Rückzahlung  zu  betätigen  ist,   bedarf  noch  besonderer 


*)  Über  die  buchführunffsmässige  Durchführung  s.  Stern,  Art.  Abstempelung. 

*)  Nach  österr.  A.-Beg.  ist  der  regelmässige  Nennbetrag  200  Kronen  (§  27). 

')  Lehmann,  Aen,  I  170. 

•)  S  125. 

■)  Z.  B.  die  Gesellschaft  befreit  von  weiterer  Einiagepflicht  und  tauscht  die 
Interimsscheine  in  neue  Aktien  um,  die  auf  den  Nennwert  der  wirklich  geleisteten  Ein* 
Zahlung  lauten. 
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Betrachtung^).     Drei    mögliche    Arten    der    Ausführung    müssen    unterschieden 
werden. 

A.  1.  Blosse  Herabsetzung  des  Nenfibeirags,  Aktienkapital  1200000. 
Es  werden  auf  jede  Aktie  200  zurückbezahlt.  Ihr  bisheriger  Nennbetrag  war 
1200.  Auf  Bilanzkonto  wird  gebucht  unter  den  Passiven  statt  bisher  1200000 
Grundkapital  1 000  000  Grundkapital.  Was  die  Einzelkonten  betriflfl»  so  werden 
auf  Aktienkapitalkonto  200000  ab-  und  einem  zu  bildenden  Kapitalrückzahlungs- 
konto zugeschrieben: 

Kapitalkonto 
Soll                                                          Haben 
200000  I  1200000 


Rückzahlungskonto 


I 


Haben 


200000 


und  dieses  Rückzahlungskonto  erscheint  als  neuer  Passivposten  in  der  B.  Die 
Kasse  zahlt  dann  nach  und  nach  zurück,  sagen  wir:  an  vier  Terminen  je  50000. 
Also  wird  Rückzahlungskonto  belastet,  Kassenkonto  erkannt: 


Kassenkonto 

SoU 

Haben 

Per  Rückzahlungskonto  . 

.       5000U 

91 

19 

.       50000 

19 

9» 

.       50000 

>» 

9» 

.       50000 

Rückzahlungskonto 

Soll 

Haben 

An  Kassenkonto     .     . 

.     .     50000 

Per  Kapitalkonto       .     . 

.     200000 

n                   M                    •       • 

.     .     50000 

f»                   n                   .       • 

.     .     50000 

»                   n                   •       • 

.     .     50000 

Dann  kann  in  der  B.  200000  gestrichen  werden.  Würde  B.  zwischen  drittem 
und  viertem  Termin  zu  ziehen  sein,  so  würde  unter  den  Passiven  noch  ein 
Kapitabückzahlungskonto  50000  stehen.  Denn  das  Rückzahlungskonto  wäre 
abzugleichen: 


An  Kassenkonto 
An  Bilanzkonto 


.     .     150000 
.     .       50000 

und  das  Bilanzkonto  lautete  auf  der  Passivseite: 


Per  Aktienkapitalkonto 


Grundkapital       .... 
Grundkapitalrückzahlungs- 
konto       


200000 


1000000 


500ÖO. 


2.  Beachtenswert  ist,  dass  bei  dieser  Buchung  das  Gewinn-  und  Verlust- 
konto gänzlich  ausser  Spiel  bleibt.  Es  kommt  dies  daher,  dass  aus  den  Aktiven 
getilgt  wird.  Hier  ist  das  Kassen-  oder  ein  ähnliches  Konto  das  Konto,  auf 
welchem    die  Kapitalsherabsetzung,  wie  es   die  doppelte  Buchführung  erfordert, 


0  Vgl.  auch  Reiseh  II  149ff. 
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bachtechnisch  ausgeglichen  wird.  Anders  wenn  Herabsetzung  zum  Zwecke  der 
D^kung  der  Unterbilanz  erfolgt.  Hier  fehlt  ebi  Ausgleichskonto.  Von  den 
Aktiven  wird  nichts  aufgewendet;  eine  andere  Schuldpost  entsteht  nicht  Dem- 
gemäss  erscheint  die  Reduktion  buchführungsmässig  als  Gewinn.  Wenn  wir 
nicht  unmittelbar  auf  Gewinn-  und  Verlustkonto  übertragen,  sondern  ein 
Eapitalherabsetzungskonto  vorher  einschieben,  so  lautet  bei  einer  Herabsetzung 
des  Grundkapitals  von  1  Million  um  20  Prozent  und  300000  Mk.  Unter- 
bilanz die  Buchung: 

Aktienkapitalkon  to 

An  Eapitalherabsetzungs-  1000000 

konto 200000 

Kapitalherabsetzungskonto 
An  Gewinn- u.  Verlustkonto     200000  |  Per  Kapitalkonto    .     .     .        200000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

'    .     .     300000  I  200000 


Bilanzkonto 


Aktiva 800000 

Verlust 100000 


Grundkapital      ....        800000. 


B.  Die  zweite  Form  der  Ausführung  ist  Herabsetzung  der  Zahl  der  Aktien 
und  zwar: 

1.  In  Form  der  Zusammenlegung,  Geschieht  die  Zurückzahlung  im  Wege 
der  Zusammenlegung,  so  ist  die  Buchung  keine  andere.  Wenn  das  Aktien- 
kapiud  1200000,  die  Einzelaktie  1000  und  die  Rückzahlungsquote  20  Prozent 
beträgt  und  es  soll  die  Zahl  der  Aktie  herabgesetzt  werden,  so  wird  im  Ver- 
hältnis von  6  : 5  zusammengelegt,  je  auf  6000  Mk.  Aktien  werden  1000  Mk. 
zurückbezahlt.     Also  buchen  wir  im  Bilanzkonto 

Grundkapital 1000000 

Rückzahlungskonto  .     .     .        200000 

und  im  einzelnen,  wie  oben.  Besonderes  gilt  hier  nur^  wenn  ein  Aktionär  nicht 
die  Mindestzahl  der  Aktien  besitzt,  welche  bei  Zusammenlegung  zu  einer  Gruppe 
vereinigt  werden,  in  unserem  Falle  also  keine  6  Aktien.  Der  äussere  Hergang 
ist  hier  der,  dass  der  Aktionär,  was  er  an  Aktien  besitzt,  der  Gesellschaft 
einreicht  und  diese  verwertet  dieselben.  H.G.B.  §  290  Abs.  1  triflt  Vorschriften 
über  die  Folgen  der  Nichteiureichung. 

2.  Durch  Einziehung  und  zwar 

a)  Auslosungy  Kündigung  oder  ähnliches  Verfahren. 

a)  Hier  ist  ebenfalls  die  Buchung  keine  andere.  Aktienkapitalkonto  wird 
zu  Gunsten  eines  Aktien-,  Verlosungs-(oder  Kündigungs-)kont()s  belastet  und 
dieses  Verlosungskonto  wird  fortschreitend  mit  der  Auslosung  seinerseits  zu 
Gunsten  des  Kassenkontos  beschwert  Das  Verlosungskonto  ist  eben  imter  den 
allgememen  Begriif  Aktienrückzahlungs-  oder  Aktieneinlosungskonto  einzureihen. 

ß)  Die  nicht  eingereichten  Aktien  werden  auf  Rückstandskonto  gebucht. 
Wir  wollen  annehmen  50000  Mk.  verloste  Aktien  wurden  nicht  eingereicht 
Dann  buchen  wir: 
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Aktienkapitalkonto 


Au  Bückzahlungskonto 
An  Bilanzkonto       .     . 


200000 
1000000 


Grundkapital 


Rückzahlungskonto  (=  Aktieneinlösungskonto) 


An   Kassenkonto   (=  tat- 
sachliche Einlösung) 

Nichteingereichte  Aktien 
(=an  Rückstandskonto) 


150000 


50000 


Betrag  der  Einlösung  ( = per 
Aktienkapitalkonto)  .     . 


An  Bilanzkonto 


Konto  rückstandiger  Aktien 

50000  ;  Per  Rückzahlungskonto 

Kassenkonto 

I  Per  Rückzahlungskonto 

Neues  Bilanzkonto 

Grundkapital      •     .     . 
Nichteingereichte  Aktien 


12000ÜU 


200000 


50000 


150000 


1000000 
50000. 


b)  Freihändiger  Ankauf  (an  der  Börse)  zwecks  Amortisation.  Dieser  Weg 
ist  vorteilhafter  als  Verlosung,  wenn  die  Aktien  unter  pari  stehen^).  Denn  es 
wird  dann  noch  ein  Gewinn  gemacht^  weil  ja  die  Aktie  jedenfalls  zu  pari  aus- 
gegeben wurden,  also  weniger  als  die  Einlage  zurückbezahlt  werden  muss.  Wir 
nehmen  an:  Es  wird  Herabsetzung  des  Grundkapitals  von  1200000  auf 
1000000  beschlossen.     Dann  lautet  das  Bilanzkonto  zunächst: 

Bilanzkonto 

Grundkapital 1000  000 

Rückzahlungskonto      .     .        200000. 

Die  Zurückzahlung  geschieht  nur  in  Form  börsenmässigen  Ankaufs.  Ks 
zur  nächsten  Schlussbilanz  sind  100000  zum  Kurse  von  90  Prozent  gegen 
Baar  zurückerworben.     Wir  buchen  daher: 

Kassenkonto 

Haben 
Per  Aktienrückzahlungs- 
konto      


An  Kassenkonto  ....  90000 
An  Gewinn  U.Verlustkonto  10000 
An  Bilanzkonto    ....     100000 


Aktienrückzahlungskonto 


Per  Aktienkapitalkonto 


90000 


200000 


und  die  neue  B.  lautet  in  den  einschlägigen  Teilen: 


Grundkapital 1000  000 

Aktienrückzahlungskonto  ^)         100000 


>)  Vgl.  Beiach  II  32  und  152. 

')  Noch  nicht  angekaufte,  aber  schon  zum  Ankauf  bestimmte  Aktien. 
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Möglich  ist  auch  ein  Umweg  über  das  „Eigene  Aktienkonto'^  Die 
Grrellscludt  kann  sich  nämlich  vorbehalten  wollen,  die  eingekauften  Aktien 
crentuell  nicht  zn  vernichten,  sondern  wieder  weiter  zu  begeben.  Sie  will  mit 
(1er  Vernichtung  (Amortisation)  warten.     Dann  bucht  sie: 

Kassenkonto 

I  Per  Eigene  Aktienkonto    .         90000 

Eigene  Aktienkonto 
An  Eassenkonto  ....       90000  | 

Nun  entschliesst  sich  die  Gesellschaft  zur  Amortisation.  Die  Mitglied- 
H'häftsrechte  werden  veniichtet  und  demgemäss  das  Eigene  Aktienkonto  mit 
(Jeni  Nominalbetrag  der  Aktien  erkannt^  das  Aktienrückzahluiigskonto  belastet: 

Eigene  Aktienkonto 
An  Kassenkonto  ....     900  000      Per  Rückzahlungskonto       .     100  000 
All  Gewinn-  u.  Verlustkonto     1 00  000 

Bückzahlungskonto 
An  Eigene  Aktienkonto     .     100  000      Per  Aktienkapitalkonto    .     .     200000 
An  Bilanzkonto    ....     100  000 

Bilanzkonto 

Grundkapital      ....     1000000 
Aktienrückzahlungskonto  .        100000. 

Der  bnchmassige  Unterschied  liegt  also  lediglich  darin,  dass  im  ersten 
Fall  der  Gewinn  von  100  000  über  Rückzahlungskonto,  im  zweiten  über  Eigene 
Aktienkonto  geführt  wird. 


4.  Die  Auffassnni*  Anderer  Tom  Wesen  nnd  Eintritt  erfolgter 
Gmndkapitalsherabsetcnnc. 

§  122. 

I.  Die  hier  vorgetragene  Anschauung  über  Wesen  und  Eintritt  erfolgter 
Omndkapitalsherabsetzung  weicht  von  den  bisherigen  Auffassungen  vielfach  ab. 
Eine  Auslegung,  die  als  herrschende  bezeichnet  werden  könnte,  gibt  es  nicht. 
Die  Meinungen  gehen  sehr  auseinander.  Von  der  eigenartigen  Theorie  Makowers 
sprachen  wir  schon  ^). 

II.  A.  Am  nächsten  dem  praktischen  Ergebnis  nach  steht  uns  Staub. 

1.  Derselbe  sieht,  wie  wir,  das  Wesen  der  Herabsetzung  in  Herabsetzung 
der  Grundkapitals;t»//er,  nimmt  aber  nicht  in  allen  Fällen  der  Herabsetzung 
mit  Eintragung  des  Herabsetzungsbeschlusses  die  Herabsetzung  auch  als  ein- 
getreten, als  „erfolgt"  an,  sondern  lediglich  bei  Herabsetzung  allein  des  Nenn- 
wertes (also  der  Herabsetzung  zum  Zwecke  der  Beseitigung  einer  Unterbilanz) 
und    bei    Herabsetzung   in  Form    der  Zusammenlegung^),    dagegen    nicht    bei 


')  S  119  ni  B  2  b. 

*)  §  291  Anm.  7  ff.  —  Von  den  Abweichungen,  welche  aus  Verbindung  des 
HembeetzongsbeschlusseB  mit  anderen  Beschlüssen  sidi  ergeben,  ist  hier  nicht  zn  reden. 
Staub  spricht  davon  291 1,. 
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Herabsetzung  im  Wege  der  Amortisation.  Hier  ist  nach  ihm  die  Herabsetzung 
erst  erfolgt,  wenn  die  Mitgliedschaftsrechte  vernichtet,  also  die  Aktien  von  der 
A.  erworben  sind,  sei  es  durch  Zwangs-  oder  durch  freiwilUge  Amortisation^). 
Wir  unsererseits  haben  nachgewiesen'),  dass  für  unselbständige  Amortisation 
H.G.B.  §  227  überhaupt  nicht  gilt,  so  dass  auch  hier  das  allgemeine  Prinzip 
zur  Anwendung  gelangt 

2.  „Erfolgte  Herabsetzung*'  im  Sinne  des  §  291  versteht  Staub  nichts 
wie  wir,  im  Sinne  von  durchgeführter  Herabsetzung.  Nach  Siaub  ist  die 
Herabsetzung  auch  im  Sinne  des  §  291  schon  vor  Durchführung  „erfolgt". 
Tatsächliche  Zusammenlegung,  Abstempelung,  Umtausch  u.  s.  w.  folgen  nach 
Staub  der  „erfolgten  Herabsetzung*'  auch  im  Sinne  des  §  291  nach.  Allan 
dann  ist  die  Frage:  wozu  die  Vorschrift  über  zweite  Anmeldung  und  Ein- 
tragung? Denn  wie  Staub  selbst  zugibt^),  bedarf  es  in  den  Fällen  blosser 
Herabsetzung  des  Nennbetrags  und  der  Zusammenlegtmg  kemcr  zwei  Anmel- 
dungen; „die  des  §  288  genügt,  die  des  §  291  ist  überflüssig^.  Sollte  der 
Gesetzgeber  eine  Bestimmung  erlassen  haben,  welche  für  die  Regelfälle  der 
Herabsetzung  nicht  Anwendung  finden  kann,  sondern  nur  für  die  Ausnahme 
der  Amortisation? 

B.  Während  Staub  mit  uns  darin  übereinstimmt,  dass  zum  Eintritt  der 
Herabsetzung  nach  H.G.B.  nichts  weiter  notwendig  ist,  als  H^wbsetzung 
der  Grundkapitalsziffer,  verlangt  Rifig  die  ganze  Durchführung  der  Herab- 
setzung. Dazu  veranlasst  ihn,  dass,  wie  bei  der  Grundkapitalserhohung,  doppelte 
Eintragung  vorgeschrieben  ist  und  die  zweite  Euitragung  als  erfolgte  Herab- 
setzung un  Gegensatz  zur  beschlossenen  bezeichnet  wird.  Also  —  folgert 
er  —  kann  im  Sinne  des  G.  Eintrag  des  Herabsetzungsbeschlusses  und  der 
erfolgten  Eintragung  unter  keinen  Umständen  zusammenfallen.  Andre^etU 
zieht  Bing  aus  der  Tatsache,  dass  §  290  von  Ausführung  der  Herabsetzung, 
§  291  von  erfolgter  Herabsetzung  spricht,  den  Schluss,  vor  Ausführung  der 
Herabsetzung  könne  erfolgte  Herabsetzung  nicht  voriianden  sein.  Denn  „von 
der  Ausführung  einer  schon  erfolgten  Herabsetzung  zu  reden,  ist  nicht  mog- 
lich.'^  Daher  das  Resultat:  „Die  Herabsetzung  ist  erfolgt,  sobald  sämtliche 
dem  Herabsetzungsbeschluss  entsprechende  Massnahmen*)  erledigt  und  insbe- 
sondere auch  die  Aktienurkunden  diesem  Beschlüsse  gemäss  behandelt  sind''^). 
Wir  versuchten  in  §  119iii  B  2  nachzuweisen,  dass  „erfolgt"  in  §  291  in 
anderer  Bedeutung  steht,  als  in  der  Wendung  „erfolgte  Erhöhung"  in  H.6.K 
§§  284,  285,  287.  Dann  kann  im  Sinne  der  §  284ff.  wohl  von  Ausführung 
einer  erfolgten  Herabsetzung  gesprochen  werden. 

C.  Nicht  soweit  geht  Simon,  Er  scheidet^  je  nachdem  die  Herabsetzung 
ohne  oder  mit  Auskehrung  von  Gesellschaftsvermögen  geschieht*). 

1.  Im  ersteren  Fall,  meint  er,  besteht  kein  Hindernis,  dass  die  Herab- 
setzung des  Grundkapitals  in  den  Büchern  sofort  erfolge.  Das  zustandige 
Organ  des  Aktienvereius  habe  das  Aktienkapital  in  den  Büchern  der  Ge^U- 
Schaft  mit  dem  Zeitpunkt  der  Bekanntmachung  herabzusetzen,  durch  welche  die 


>)  Staub  291,,;  227, ff. 

*)  Oben  §  119  HI  A  2  u.  §  121  1  Gl  b  /?. 

•)§291,j. 

*)  Und  dieser  muss  doch  gemäss  §  288  Abs.  2  auch  Zweck  der  HerabsetznDg 
und  Art  und  Weise  ihrer  Ausführung  feststellen. 

•)  1^^.291,;  288,. 

*)  Derselben  Ansicht  scheinen  Beiseh  und  Kreibig*,  Denn  sie  schreiben  {Rehdk 
II  26) :  „Die  eigentliche  Kapitalsreduktion  tritt  erat  mit  der  tatsächlichen  Vemichtanfr 
der  angekauften  eigenen  Aktien  ein".    Ebenso  UexBch  bei  Grünhut  Bd.  28  &  730. 
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Aktionäre  zur  Einreichung  der  Aktien  zwecks  Abstempelung  oder  ähnlicher  die 
Übaeinstimmung  herbeiführender  Massnahmen  aufgefordert  werden  ^).  Anders,  wenn 
die  Herabsetzung  mit  Auskehrung  von  Gesellschaftsvermögen  verbunden  sei. 
Hier  sei  Herabsetzung  erst  mit  Eintritt  der  Yermögensänderungen  erfolgt. 
Denn  die  6.  habe  nur  mit  tatsächlichen,  nicht  mit  beabsichtigten  Änderungen 
des  Vermögens  zu  rechnen^).  Hiernach  bleibe  bei  Herabsetzung  zum  Zwecke 
der  Zurückzahlung  bis  zur  tatsächlichen  Zurückzahlung  das  alte  Kapital  das 
frtatutenmassige;  bei  Liberierung  der  Aktionäre  dürfe  die  Umbuchung  erst 
geschehen,  wenn  der  Vorstand  nach  Ablauf  der  Sperrzeit  die  Aktionäre  auf- 
forderte, ihre  Aktien  behufs  Abstempelung  u.  s.  w.  einzureichen.  Auch  bei 
Herabsetzung  dorch  Ankauf  von  Aktien  zwecks  Amortisation  habe  Belastung 
des  Grandkapitalkontos  mit  dem  Nennbetrag  der  angekauften  Aktien  bis  zur 
Zahlung  des  Kaufpreises  zu  unterbleiben  wid  letztere  ist  doch  erst  nach  Ablauf 
der  Sperrzeit  statthaft^). 

2.  Diese  Auffassung  verkennt  m.  E.  ein  Doppeltes.  Einmal  die  besondere 
Bedeutung,  welche  gerade  dem  Grundkapital  in  der  B.  zukommt  Das  Grund- 
kapital bildet  in  der  B.  eben  keinen  Vermögens-,  sondern  nur  einen  Bechnungs- 
posten.  Also  gilt  hier  nicht  das  aUgemeine  Prinzip  der  Buchführung,  dass 
nur  eingetretene  Femtc^^en^anderungen  zu  buchen  sind.  Und  dann  verkennt 
diese  Auslegung,  dass  die  Zurückzahlung  von  Grundkapital  keine  Art,  sondern 
einer  der  Zwecke  der  Grundkapitalsherabsetzung  ist. 


5*  Die  Crrondkapltalsherabsetcnni*  nach  österr*  Aktienrecht 
nnd  nach  dent  Rechte  der  Gesellschaften  m.  b.  H* 

§  123. 

L  Auch  bei  der  Grundkapitalsherabsetzung  ^)  ist,  was  die  österreichische 
Aktiefigieseizgiehung  anlangt,  zwischen  allgemeinem  Aktienrecht  und  Aktienrecht 
des  A.-B^.  zu  unterscheiden. 

II.  Das  allgemeine  österreichische  Aktienrecht  ist  im  kaiserlichen  Patent 
vom  26.  November  1852  und  im  deutschen  H.G.B.  von  1861  enthalten. 

A.  Unmittelbare  Bestimmungen  über  Kapitalsherabsetzung,  von  teilweiser 
Kapilalsrückzahlung  abgesehen,  enthält  es  nicht.  Demgemäss  kommt  nur  in 
Betracht,  was  aus  allgemeinen  Vorschriften  abzuleiten  ist.  Hieraus  folgt  aber, 
dass  die  Herabsetzung  den  Bestimmungen  über  Satzungsänderung  unterliegt. 
Denn  gemäss  H.G.B.  Art  209  Ziff.  4  bildet  die  „Höhe  des^  Grundkapitals" 
einen  notwendigen  Bestandteil  des  Gesell schafts Vertrages.  Änderung  dieser 
Höbe  ist  somit  Statutenänderung.  Als  Statutenänderung  bedarf  die  Kapitals- 
herabsetzung demzufolge  gemäss  kaiserlichen  Patents  vom  26.  November  1852 
{Staatlicher  Genehmigung,  gemäss  H.G.B.  Art.  214  eines  notariell  oder  gericht- 
lich beurkundeten  und  handelsgerichtlich  registrierten  Generalversammlungs- 
beschlusses ^. 

B.  Weiteres  ist  nicht  bestimmt  und  so  muss  das  Weitere  aus  der  Natur 
des  Grundkapitals   ergänzt  werden.     Grundkapital    kommt    in   der  B.    nur   als 


»)  S.  217. 

«)  S.  214. 

»)  S.  215  f. 

*)  Bezuglich  der  GrundkapitalserhöhuDg  §  117  VIII. 

»)  Vgl  Beiseh  bei  Grünhut  Bd.  28  8.  722. 
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Rechnungsposten,  als  Ziffer  in  Betracht.  Somit  ist  das  Grundkapital  herab- 
gesetzt, wenn  die  Ziffer  rechtsgültig  herabgesetzt  ist,  und  dies  ist  der  Fall  im 
Momente  der  Registrierung  das  staatlich  genehmigten  Herabset2ungsbeschlu.<^<^. 
Wie  im  neuen  deutschen  Recht*),  ist  die  Herabsetzung  „erfolgt",  wenn  der 
Herabsetzungsbeschluss  registriert  ist. 

C.  Daran  ändert  auch  die  Bestimmung  von  H.G.B.  Art-  248  nichts,  dass 
eine  teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  an  die  Aiktionäre  auf  Besohlu<< 
der  Generalversammlung  erfolge  und  nur  unter  Beobachtung  derselben  Bestimmungen, 
welche  für  die  Verteilung  des  Gesellschaftsvennögens  im  Falle  der  Auflösung 
massgebend  sind.  Zurückzahlung  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Herabsetzung, 
sondern  Zweck  derselben.  Die  Zurückzahlung  erfolgt  auf  die  H^nbsetzung 
durdi  Beschluss  der  Generalversammlung.  Nur  die  Zurückzahlung,  nicht  aber 
die  Herabsetzung  kann  erst  erfolgen  nach  Sperrjahr  und  Glaubigeraufruf. 

III.  Nach  A.-Reg.  ist  auch  für  die  Gnindkapitalsherabsetzung  der  Zeit- 
punkt der  erfolgten  Herabsetziuig  ein  anderer,  als  der,  welcher  sich  aus  dem 
Wesen  des  Vorganges  ergibt*).  Die  Herabsetzung  ist  hier  erst  erfolgt,  wenn 
sie  vollständig  ausgeführt,  wie  das  A.-Reg.  sagt^  durchgeführt  ist, 

A.  Unmittelbar  lässt  sich  dies  feststellen  für  die  Reduktion  des  Aktien- 
kapitals, die  zugleich  teilweise  Zurückzahlung  desselben  ist  Diese  nennt  das 
A.-Reg.  im  engeren  Sinn  Reduktion  des  Aktienkapitals.  Bezüglich  ihrer  Xnfh  da> 
A.-Reg.  ähnliche  Bestimmungen,  wie  für  die  Kapitalserhöhung.  Im  Anschluss  an 
den  SatÄ,  dass  die  „Durchführung"  des  genehmigten  Beschlusses  gemäss  H.GJ5. 
Art.  248  Abs.  2  nur  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  über  Sperrjahr  und 
Gläubigeraufruf  „erfolgen"  könne,  wird  bestimmt  (§  18):  „Sobald  die  Reduktion 
des  Aktienkapitals  durchgeführt  ist,  hat  die  Gesellschaft  die  Ändeningen  de:^ 
Wortlautes  der  auf  das  Aktienkapital  bezughabenden  Bestimmungen  des  Statutes 
zu  betvirken.  Dem  Gesuche  um  die  staatliche  Genehmigung  des  geänderten 
Statulentextes  sind  auzuschliessen  ...  2.  der  Nachweis  (des  öffentlichen 
Gläubigeraufrufs),  3.  eine  .  .  .  Erklärung,  dass  die  Reduktion  des  Aktien- 
kapitals unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  (Sperrzeit)  .  .  .  durch- 
geführt wurde'K  Also  erst  nach  Durchführung  wird  der  stAtuten massige  Be- 
trag des  Grundkapitals  geändert.  Demgemäss  ist  auch  bilanzniässig  da:^ 
Grundkapital  nicht  früher  ein  herabgesetztes,  als  bis  der  Statuten wortlaut^- 
änderungsbeschluss  gefasst,  genehmigt  und  registriert  ist. 

B.  Für  die  Herabsetzung  mit  anderem  Zweck,  als  teilweiser  Kapitaläzurück- 
Zahlung,  folgt  das  Gleiche  aus  §  18  Abs.  5  des  A.-Reg.,  indem  derselbe  vor- 
schreibt: „Die  vorstehenden  Vorschriften,  betreffend  die  teilweise  Zurückzahlung 
des  Aktienkapitals,  finden  auf  jede  Reduktion  des  Statuten  massigen  Nominales 
des  Aktienkapitals,  mag  dieselbe  durch  die  Unterlassung  der  Ausgabe  sämi- 
licher  statutenmässig  zu  emittierender  Aktien,  durch  den  Erwerb  eigener  Aktien 
seitens  der  Gesellschaft,  abgesehen  von  dem  Fall  einer  Statutengemassen  succe^- 
siven  Einlösung  der  Aktien^),  durch  Abstempelung  des  Nominales  der  Aktien 
auf  Verlust  oder  durch  die  Befreiung  der  nichtvolleingezahlten  Aktien  von  den 
restlichen  statuteimiässigen  Einzahlungen  bewirkt  werden,  sinngemässe  Kn- 
Wendung".  Sperrjahr  und  Gläubigerkonvokation  lassen  sich  nur  bei  Liberierung 
entsprechend  anwenden,  aber  das  will  das  „sinngemäss"  besagen :  Ekst  wenn 
die  Herabsetzung  ausgeführt  ist,  also  z.  B.  die  Abstempelung  stattfand,  i^i 
Abänderung  der  Grund kapitalsziffer  zulässig,  somit  erst  darnach  und  zwar  nach 


0  §  119  m  B  1. 

*)  Bezüglich  Erhöhung  §  117  VIII  *B. 

»)  Hierüber  bringt  das  A.-Reg.  in  §  33  besondere  Vorschriften. 
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Einregistnenmg  des  Abänderungsbeschlusses  auch  diese  Ziffer  bilanzmässig  ge- 
ändert. 

Ober  die  Aus-  oder  Durchführung  selbst  enthält  das  A.-Reg.  in  §  27 
noch  folgende  Spesdalbestimmung.  Der  Neunbetrag  der  Aktie  ist  nach  dem 
A.-Reg.  r^ebnässig  200,  ausnahmsweise  100  Kronen.  In  Bücksicht  hierauf 
bestimmt  §  27  Abs.  3:  „Sinkt  der  Nennbetrag  der  Aktien  zufolge  teilweiser 
Zurückzahlung  des  Aktienkapitales,  Abstempelung  der  Aktien  auf  Verlust  oder 
Liberierung  der  nicht  voUeinbezahlten  Aktien  unter  die  (oben  angegebenen) 
Minimalgrenzen,  so  hat  die  Zusammenlegung  der  Aktien  in  Titres  mit  einem 
Nennbeträge,  welcher  den  vorstehenden  Vorschriften  entspricht,  in  der  Regel 
^gleichzeitig  mit  der  Reduktion  des  Nennbetrages  der  alten  Aktien  zu  erfolgen. 
Eine  solche  Zusammenlegung  muss  jedenfalls  vor  Ausgabe  neuer  Aktien  seitens 
der  Gesellschaft  veranlasst  werden." 

V.  Im  Rechte  der  Gesellschaft  m.  b*  H,  gibt  es,  wie  eine  doppelte 
Form  der  Erhöhung,  so  auch  eine  doppelte  Form  der  Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals. 

A.  1.  Von  der  Herabsetzung  des  Nachsckusskapitals  haben  wir  im  all- 
gemeinen schon  in  §  50  gesprochen.  Wenn  der  Herabsetzungsbeschluss  rechts- 
gültig^) zu  Stande  gekommen,  ist  die  Nachschusskapitalszifier  entsprechend  herab- 
zusetzen. 

2.  a)  Als  Herabsetzungsbeschluss  genügt  ein  einfacher  Gresellschafter- 
beächluss,  denn  Statutenänderung  steht  nicht  in  Frage.  Die  von  uns  §  50  II 
vertretene  Meinung,  dass  der  Gesellschafterbeschluss  gemäss  Gesellsch.-G.  §  45 
Abs.  2  auch  durch  Beschluss  eines  anderen  Gesellschaftsorganes  statutarisch 
ersetzt  zu  werden  vermag,  bekämpft  Staub  für  den  Fall  der  Herabsetzung  zum 
Zwecke  der  Zurückzahlung  von  Nachschüssen  ^). 

b)  Veranlassung  für  ihn  ist  offenbar  der  Umstand,  dass  das  G.  in  §  30 
Abs.  2  bestimmt:  „Der  Rückzahlungsbeschluss"  ist  durch  die  GeseUschafts- 
blätter  und  in  Ermanglung  solcher  durch  die  für  die  Bekanntmachungen  aus 
dem  Handelsregister  bestimmten  öffentlichen  Blätter  bekannt  zu  machen.  Hieraus 
ächetnt  Staub  zu  folgern:  Beschlüsse  im  Sinne  des  G.  sind  nur  Beschlüsse  der 
Gesellschafter;  wo  das  Gesetz  sonst')  die  Veröflfentlichungen  von  Beschlüssen 
rorschreibt»  sind  es  immer  Gesellschafterbeschlüsse.  Also  meint  das  G.  auch 
hier  nur  einen  solchen  Beschluss. 

c)  Allein  da  das  G.  in  §  46  Ziff.  3  „die  Rückzahlung  von  Nachschüssen" 
nochmals  erwähnt,  hier  erst  ausdrücklich  sagt,  dass  es  unter  dem  „Rückzahlungs- 
bejjchlusß"  des  §  30  Abs.  2  einen  solchen  der  Gesellschafter  meint,  dem  §  46 
aber  unmittelbar  in  §  45  Abs.  2  die  Bestimmung  vorausgeht,  die  Vorschriften 
der  §§  46  bis  51  hätten  nur  in  Ermanglung  besonderer  Bestimmungen  des 
Ge:?ellschaft8vertrages  Geltung,  ist  anzunehmen,  dass  mittelst  des  §  46  Ziff.  3 
auch  §  30  Abs.  2  unter  der  Vorschrift  des  §  45  Abs.  2  steht,  mithin  auch 
ein  solcher  Herabsetzungsbeschluss  statutarisch  anderen  Gesellschaftsorganen 
übertragen  werden  darf. 

B.  1.  Die  Herabsetzung  des  Stammkapitals  anlangend,  so  lässt  hier  die 
Gesetzgebung  keinen  Zweifel,  dass  die  Stammkapitalsziffer  erst  herabgesetzt 
werden  darf,  wenn  der  sie  abändernde  Statutenabänderungsbeschluss  in  das 
Handelsz^ster  eingetragen   ist     Denn    laut   Gesellsch.-G.    §  54    Abs.  3    ent- 


*)  Das  G.  als  solches  verbmgt  keine  Beurkundung,  nicht  einmal  einfache  Proto- 
koIlieruDg  für  Gesellschafterbeschlüase.    Vgl.  Staub,  G.-G.  48, «. 
«)  SUiuby  G.-G.  30,  i  46 „. 
»)  §§  10  Abs.  3,  12,  54. 
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bebrt  je<le  Statutenänderung  bis  dahin  rechtlicher  Wirkung.  Erfolgen  darf  die 
Anmeldung  des  Herabsetzung^beschlusses  zum  Handelsregister  gemäss  GesellscL-G. 
§  58  Abs.  1  Ziff.  3  nicht  vor  Ablauf  des  im  Interesse  der  Gläubiger  vorge- 
schriebenen Sperrjahres. 

2.  War  der  Zweck  der  Herabsetzung  Beseitigung  einer  Unterbilanz,  so 
ist  dieser  in  dem  gleichen  Augenblick  erreicht.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Zweck 
Erlass  von  rückständigen  Einlagen  ist.  Erfolgt  die  Herabsetzung  zum  Zwecke 
der  Zurückzahlung  von  Stammeinlagen,  so  sind  in  dem  nämlichen  Zeitpunkte 
die  Forderungen  der  Gesellschafter  auf  Rückzahlung  rechtlich  entstanden  und 
fällig^). 


tt«  HerabsetcuDi*  bis  mn  einem  Höclistbetrai:. 

§  124. 

L  A.  Unsere  Theorie  für  das  Reichs-H.6.B.,  dass  „erfolgte  Herab- 
setzung"^ in  §  291  soviel  wie  durchgeführte  Herabsetzung  bedeutet  und  sich 
auf  blosse  Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  gar  nicht  bezieht,  scheint  an- 
gesichts des  Umstandes  ins  Wanken  zu  geraten,  dass  es  mangels  entgegen- 
stehender Vorschrift  angängig  ist^),  dass  die  Generalversammlung,  statt  den 
Betrag,  um  welchen  die  Grundkapitalziffer  herabgesetzt  werden  muss,  fest  zn 
bestimmen,  lediglich  einen  Höchstbetrag  beschliesst,  bis  zu  welchem  die  Grund- 
kapitalsziffer  herabgesetzt  werden  kann.  Es  geschieht  dies  wohl  dann,  wenn 
sich  bei  der  Art  der  gewählten  Ausführung  ein  fester  Betrag  nicht  im  voraus 
bestimmen  lasst.  Insbesondere  liegt  dieser  Fall  vor,  wenn  die  Durchführung 
der  Herabsetzung  im  Wege  freihändigen  Ankaufs  erfolgen  soU*)  oder  wenn 
der  Herabsetzungsbeschluss  mit  einem  Beschluss,  Zuzahlungen  ohne  Kapitals- 
erhöhung zu  verlangen,  oder  einem  Kapitalerhöhungsbeschluss  kombiniert  wird. 

B.  Es  liegt  die  Versuchung  nahe,  in  allen  diesen  FäUen  zu  sagen:  die 
Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  tritt  hier  erst  später  als  mit  Eintragung 
des  Herabsetzungsbeschlusses  ein;  und  daher  zu  folgern:  §  291  bezieht  sick 
mit  den  Worten  „ei-folgte  Herabsetzung**  doch  auf  die  Tatsache  der  Ziffern- 
herabsetzung. Dass  in  den  Regelfällen  die  Herabsetzung  mit  Beschlussfassung 
schon  eingetreten  ist,  ändert  hieran  nichts.  Es  fallen  eben  dann  zwei  Ein- 
tragungen in  eine  zusammen.  Dann  aber  kann  „erfolgt"  nicht  „ausgeführt**  he- 
deuten,  denn  bevor  die  Ziffer  definitiv  feststeht,  muss  in  diesen  Fällen  schon 
die  Ausführung  stattfinden.  Die  Ausführung  ermöglicht  erst  die  Ziffer  end- 
gültig festzustellen. 

C.  Allein  diesen  Erwägungen  steht  der  Platz  entgegen,  welcher  der  Be- 
stimmung, dass  die  erfolgte  Herabsetzung  einzutragen  sei,  im  Gesetze  anc^ 
wiesen  ist.  Sollte  die  Bestimmung  das  Angegebene  bedeuten,  so  müsste  sie 
doch  vor  H.G.B.  §  289  stehen.  So  aber  zwingt  ihre  Lozierung  nach  §  290, 
anzunehmen,  dass  erfolgte  Herabsetzung  Ausführung  des  Herabsetzuiigsbeschlui^seä 
bedeutet,  und  im  Herabsetzungsbeschluss  ist  nach  §  288  Abs.  2  mehr  ent- 
halten, als  lediglich  der  Beschluss,  das  Kapital  herabzusetzen. 

D.  Dazu  kommt,  dass  die  Notwendigkeit,  den  Betrag,  um  welchen  auf 
Grund  dieser  Massnahmen  das  Aktienkapital  wirklich  herabgesetzt  wird,  einzu- 


>)  Vgl.  Staub  58,,. 

*)  Bing  288,;  Staub  288, 

•)  Simon  211. 
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tragen,  sich  auch  auf  andere  Weise  ergibt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
durch  einen  Beschluss,  der  den  Betrag,  um  welchen  herabgesetzt  wird,  nicht 
fixiert,  der  Satz  des  Statuts  „Das  Gnindkapital  betragt  X",  nicht  geändert, 
!>ondem  nur  dessen  Änderung  vorbereitet  wird.  M.  a.  W. :  Als  „Herabsetzungs- 
b^jchluss"  im  Sinne  des  §  288  ii  ist  der  Beschluss  über  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  schon  vorher  eingetragen.  Als  „Statutenänderungsbeschluss" 
aber  wird  er  erst  eingetragen,  wenn  die  zukünftigen  Ereignisse  eingetreten  sind, 
aus  deren  Eintritt  erst  sich  die  bestimnUe  Herabsetzungsziffer  ergibt,  z.  B.  also 
da*  Erfolg  der  freiwilligen  Ankäufe  vorliegt,  die  Ausschlussfrist  abgelaufen  ist, 
bi?  zu  welcher  sich  die  Aktionäre  über  Teilnahme  an  Zuzahlung  bezw.  Neu- 
emi^sion  erklaren  müssen^). 


£.  !Die  Aktien-  ond  Geschäftaiitellseinciehoiii* 
(Aktienamortisatioii). 

1.  Deutsches  Becht. 

§  125. 

L  Aklieneinziehung  ist  Vernichtimg  konkreter  einxeln^  Anteilsrechte 
seitens  der  Gesellschaft  gegen  oder  ohne  Entschädigung,  Vernichtung  konkreter 
Aktienrechte  durch  Einzelakt*).  Dass  ihr  Wesen  in  Vernichtung  besteht,  zeigt 
besser  ihr  anderer  Name:  Amortisation. 

U.  Zwei  Arten  von  Einziehung  ^bt  es: 

A.  Amortisation  auf  Grund  eines  Herabsetzungsbeschlusses.  Ihre  Zulässig- 
keit  folgt  aus  dem  Umstand,  dass  das  H.G.B.  die  Arten  der  Ausführung  der 
Herabsetzung  in  keiner  Weise  beschränkt,  sondern  lediglich  bemerkt,  der 
Herabsetzungsbeschluss  habe  anzugeben,  in  welcher  Weise  die  Massregel  aus- 
zuführen sei.  Die  Herabsetzung  lässt  sich  im  Wege  der  Amortisation  aus- 
führen. Also  kommt  die  Amortisation  als  ein  Teil  des  Herabsetzungsverfahrens 
in  Betracht  Es  finden  auf  sie  ausschliesslich  die  Bestimmungen  über  Kapital- 
herabsetzung Anwendung^). 

B.  Amortisation  ohne  Herabsetzungsbeschluss.  Weil  ihr  Rechtsgrund 
nicht  ein  Herabsetzungsbeschluss  ist,  heisst  sie  selbständige  Amortisation,  Weil 
ae  ohne  Herabsetzungsbeschluss  geschieht,  fällt  sie  nicht  unter  die  Vorschriften 
über  Eapitalsherabsetzung^).  Sie  hat  im  deutschen  H.G.B.  §  227  besondere*) 
Regelung  erfahren,  ebenso  im  österr.  A.-Reg.  §  33.  Dasselbe  gilt  für  die 
!H?lbständige  Amortisation  von  Oeschäßsanteüen  bei  den  Gesellschaften  m.  b.  H. 
Für  alle  diese  Bestimmungen  kommt  nur  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Amortisation^  d.  h.  ihre  Bedeutung  als  Vernichterin  der  Aktie  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Vermögenswert  in  Betracht. 

HL  Die  Vorschriften  des  deiUscIien  Rechts  sind  folgende: 

A.  Die  selbständige   Amortisation   kann  nur  erfolgen,    wenn    der  Gesell- 

cfchaftsvertrag   sie   anordnet    oder  gestattet:    also   kann    sie  nur  eine   statuten- 

mässige  sein. 


0  S.  Beispiele  bei  Simon  218. 
»)  Vgl  §  119  in  B  und  121  I  B  1  b. 

*)  So  auch  Bing  227,.    Dasselbe  gilt  für  Stammkapitalsherabsetzung  bei  Gesell- 
schaften m.  b.  H.;  v^.  Staub  58 1^. 

*)  S.  «hon  oben  §  119  HI  A  2. 
<)  Gesellack-G.  34. 
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1.  Anordnen  wird  sie  der  Glesellschaftsvertrag,  wenn  es  wirtschafdicfa 
notwendig  ist.     Wirtschaftlich  notwendig  ist  es  in  zwei  Fällen: 

a)  Bei  Unternehmungen,  deren  Anlagekapital  allniählich  durch  den  Be- 
trieb (Verbrauch)  aufgezehrt  wird:  Bergwerksgesellschaften  und  ähnlichem^). 

b)  Bei  Unternehmungen,  deren  Anlagekapital  (Betriebsanlagen)  von  der 
A.  bei  ihrer  Auflösung  nicht  verwertet  werden  kann,  weil  es  nach  Ablauf  der 
Konzessionsdauer  an  Staat  oder  Gemeinde  unentgeltlich  zu  überlassen  ist:  sog. 
heimfäUige  UrUernehmungeny  z.  B.  Eisenbahnen,  Tramways^  Gaswerke,  Elek- 
trizitätswerke, Paten  tverwertungsgesellschaf ten. 

2.  Bergwerksgesellschaften  und  solche  heinifällige  Unternehmungen  er- 
hielten zu  Ankauf  der  Gruben  bezw.  zu  Bau  und  Betrieb  kein  Grundkapital, 
könnten  also  nicht  als  A.en  errichtet  werden,  wenn  den  Aktionären  nicht  Rück- 
zahlung ihrer  Einlagen  in  Aussicht  gestellt  würde.  Weil  aber  am  Ende  der 
Betriebszeit,  wenn  die  Substanz  des  Bergwerks  erschöpft  ist^  die  Bahn  dem 
Staate  unentgeltlich  anheimfällt,  kein  Anlagekapital  zur  Verteilung  mehr  vor- 
handen ist,  muss  demgemäss  entweder  von  Anfang  an  planmässig  ein  Aläien- 
rückxahlungsfands  (Aktientügungs-,  Aktienamortisaiionsfonds)  geschaffen  werden, 
welcher  am  Ende  des  Bestehens  der  A.  so  viel  betragt,  als  notwendig  ist,  uni 
das  Einlagekapital  zurückzuerstatten,  oder  es  muss  während  des  Betriebes  eine 
planmässige,  allmähliche  Amortisation  in  der  Weise  stattfinden,  dass  am  Ende 
der  Gesellschaftsexistenz  alle  Aktien  zurückbezahlt  sind*)*). 

3.  Soll  die  selbständige  Einziehung  durch  Ankauf  oder  sonst  freiwillige 
Hergabe  (z.  B.  Vergleich)  des  Aktionärs  geschehen  (freiwillige  Amortisation), 
so  ist  Aufnahme  der  Bestimmung  in  das  Statut,  dass  Einziehung  stattfinden 
müsse  oder  dürfe,  jederzeit  zulässig;  die  Zwangsamortisation  dagegen,  d.  b. 
Einziehung  mittelst  Auslosung,  Kündigung^)  oder  ähnlichem^)  muss,  um  die 
Aktionäre  zu  verpflichten,  in  dem  ursprünglichen  oder  vor  Zeichnung  der  Aktien 
abgeänderten  Statut  bestimmt  sein*). 

B.  1.  Die  bisherigen  Bestimmungen  sind  in  §  227  Abs.  1  enthalten.  An 
weitere,  d.  h.  über  §  227  Abs.  1  hinausgehende  Bestimmungen  ist  die  selb- 
ständige Amortisation  nicht  gebunden,  wenn  sie  erfolgt, 

a)  ohne  Aufwendung  von  Mitteln  seitens  der  Gesellschaft,  unentgeltlich: 
durch  Schenkung,  Vermächtnis''), 

b)  aus  dem  nach  der  jährlichen  B.  verfügbaren  (d.  h.  durch  G.  oder 
Statut  nicht  von  der  Verteilung  ausgeschlossenen)  Reingewinn. 


*)  Mexgel-,  Tongruben;  Stein-,  Schiefer-,  Kalkbrüche  u.  s.  w. 

«)  Vri.  Beisch  II  29,  165,  191;  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  („Über  Aktien- 
kapitalsherabsetzungen  im  allgemeinen  und  Aktienkapitalsamortisationen  bei  heim- 
fälligen  Unternehmungen  im  besonderen^')  S.  733 

')  Im  ersteren  Falle  werden  Aktiv  werte  gebunden  (angesammelt),  um  am  Schloss 
auf  einmal  ausgegeben  zu  werden,  im  zweiten  Falle  werden  alljährlich  AkUvwerte  auü> 
bezahlt.  Der  wirtschaftliche  Effekt  ist  der  gleiche,  ob  10  Jahre  lang  alljährlich  10  CM» 
zuruckbezahlt  werden  oder  nach  10  Jahren  auf  einmal  100000. 

*)  Erklärung,  dass  man  die  Aktie  (den  Geschäftsanteil)  als  eingezogen  betrachte. 
Vgl.  Staub,  G.-a  34,. 

•)  8  121  I  0  2  und  III  B  2. 

•)  §  227  Abs.  1  Satz  2.  Ebenso  Gesellsch.-G.  34  Abs.  2:  „Ohne  die  Zustimmung 
des  Anteilsberechtigten  (Gesellschafters)  findet  die  Einziehung  nur  statt,  wenn  die 
Voraussetzungen  derselben  vor  dem  Zeitpunkt,  in  welchem  der  Berechtigte  den  Geechäft«- 
anteil  ei'worben  hat,  im  Gesellschaftsvertrage  festgesetzt  waren".  Nur  mit  seinem  Willen 
soll  der  Gesellschafter  seine  Mitgliedschaft  verlieren.  Vgl.  auch  Lehmann,  A^n, 
II  126,  138. 

^  Dies  ergibt  sich  durch  Schlussfolgerung  aus  Fall  b.  (Einziehung  ans  Bein- 
gewinn.)    Vgl.  unten  unter  VIII  B  3. 
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2.  Wenn  das  G.  sagt  (in  §  227  Abs.  2):  „Jede  Art  der  Einziehung 
darf,  sofern  sie  -nicht  nach  den  für  Herabsetzung  des  Grundkapitals  mass- 
gebenden Vorschriften  stattfindet^  nur  aus  dem  nach  der  jährlichen  B.  verfüg- 
baren Gewinn  erfolgen",  so  will  damit  nicht  ausgedrückt  sein,  dass  die  Amorti- 
^tion  nur  gegen  Entgelt  geschehen  könne,  sondern  nur^  dass,  wenn  sie  aus 
>Etteln  der  Gresellschaft  erfolgt,  dies  ohne  weitere  Voraussetzungen  allein  aus 
dem  Reingewinn  möglich  ist  Das  „aus  dem  Reingewinn"  ist  also  negativ  zu 
verstehen:  nicht  aus  anderen  Bilanzpassivposten:  Grundkapital,  Reservefonds. 

C.  Weitere  Voraussetzungen  sind  gefordert,  wenn  die  selbständige  Ein- 
ziehung aus  anderen  Mitteln  der  A.,  aus  anderen  Passivposten,  Grundkapital 
oder  Reservefonds*),  geschehen  soll.  Gefordert  ist,  dass  die  Einziehung  dann 
..nach  den  für  Herabsetzung  des  Grundkapitals  massgebenden  Vorschriften 
stattfindet".  Dies  heisst:  die  Einziehung  nach  den  Vorschriften  des  §  227 
kann  dann  nur  geschehen,  wenn  zugleich  die  mit  denselben  in  Einklang  zu 
bringenden  Vorschriften  des  §  288  ff.  gewahrt  werden,  deren  Anwendung  ja 
aus  dem  Grunde  unschwer  erfolgen  kann,  weil  die  Amortisation  schon  ohne 
Anwendung  dieser  Vorschriften  eine  Herabsetzung  derGrundkapitalsziffer  bewirkt*). 
Im  einzelnen  bedeutet  dies: 

1.  Wenn  das  Statut  diese  Amortisation  nur  gestattet,  nicht  anordnet^), 
bedarf  es  eines  Generalversammlungsbeschlusses  nach  Vorschrift  des  §  288 
(mshesondere  drei  Viertel  Majorität  des  bei  der  Beschlussfassung  vertretenen 
Grundkapitals) ; 

2.  Es  müssen  die  Gläubigerschutzvorschriften  des  §  289  eingehalten 
werden  (Spenjahr  und  Gläubigeraufruf). 

IV.  Die  selbständige  Amortisation  setzt  nicht  die  Herabsetzung  der  Grund- 
kapikUsziffer,  also  einen  Herabsetzungsbeschhiss,  voraus,  aber  sie  bewirkt  eine 
?fdeke  Banbsetzufig,  Die  Grundkapitalsziffer  ist  entsprechend  dem  Nennbetrag 
der  eingezogenen  Aktien  auch  buchmässig,  also  auch  in  der  B.  herabzusetzen. 
Dies  folgt  aus  dem  Wesen  der  Einziehung  in  Verbindung  mit  dem  Wesen  des 
Gnindk^itals  und  aus  Zusammenhalt  von  §§  226  und  227. 

A.  1.  Einziehung  ist  Vernichtung  von  Mitgliedschaften,  von  Anteilrechten. 
Das  Grundkapital  stellt  aber  die  Summe  der  Anteilrechte  der  Mitglieder  dar. 
Da<  Grundkapital  ist  nach  der  Definition  der  A.  ein  in  Aktien  aufteilbares 
RapitaL  Werden  daher  Anteilsrechte  vernichtet,  so  wird  auch  ein  Teil  des 
Grundkapitals  vernichtet.  Wird  eine  Teilbetragziffer  gestrichen,  so  ist  damit 
auch  ipso  jure  die  Gesamtsumme  der  Teilnennbeträge,  das  Grundkapital,  ge- 
mindert. Die  selbständige  Amortisation  setzt  also  Herabsetzung  der  Grund- 
kapitalziffer nicht  voraus,  aber  hat  sie  zur  Folge*)'). 


')  S.  §  156  I  B. 

^  Ring  227,. 

•)  Ebenso  Bing  227,.  Staub  (227, 4)  verlangt,  wenn  die  Amortisation  nicht  aus 
dem  Reingewinn  erfolgt,  immer  einen  solchen  ßeschluss. 

*)  Da  der  Gesamtbetrag  der  Geschäftsanteile  mit  dem  Stammkapital  überein- 
•«timmen  muss,  gilt  das  Gleiche  für  die  Gesellschaften  m.  b.  H. 

*)  Dagegen  behauptet  Cosack  §  120  V,  diese  Folge  trete  nicht  ein.  Der  Satz 
,,da8  Grond^pital  ist  gleich  der  Summe  der  Nennbeträge  aller  Aktien",  erleide  hier 
eine  Ausnahme.  Ebenso  sind  Lehmann,  A.en  I  171,  II  140;  Behrend  953;  Makower 
227 1  c  2;  Berliner  133 ff.;  Pinner  227 II  1  und  Entsch.  in  Steuera.  X  288  (anders  I  419) 
der  Anschauung,  dass  die  Grundkapitalsziffer  unberührt  bleibe.  —  Lehmann  führt 
a.  a.  O.  n  S.  140  f.  ein  Doppeltes  an.  Dass  das  Grundkapital  durch  die  Aktien  dar- 
gestellt werde,  gelte  nur  für  die  Bildung  der  A.;  allein  erst  mit  §  182  beginnen  die 
Vorechriften  über  die  Gründung.  §  178  definiert  die  A.  schlechthin,  nicht  nur  die  zu 
bildende.    Femer  meint  Lehmann:  würde   nicht   nach    wie   vor   der  volle  Betrag  des 
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2.  Dasselbe  zeigt  §  227  in  Verbindung  mit  §  226.  §  227  Abs.  2 
nennt  unter  den  Arten  der  Einziehung  auch  Einziehung  mittelst  Ankaufs  Ton 
Aktien.  §  226  handelt  vom  ,,Erwerb  eigener  Aktien^'  seitens  der  A.  Eine 
Art  des  Erwerbs  ist  auch  Kauf.  Worin  liegt  nun  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Kaufarten?  Doch  nicht  in  ihren  Voraussetzungen.  Das  ist  schon  darum 
nicht  möglich,  weil  die  Aktiengesellschaftsorgane,  falls  die  Einziehung  nicht  an- 
geordnet, sondern  nur  für  zulässig  erklärt  ist,  die  ISnziehungsabsicht  anch  nur 
als  eventuelle  gefasst  haben^  also  erworbene  Aktien  auch  wieder  veraussmi 
können  ^).  Und  ebenso  ist  der  umgekehrte  Fall  denkbar.  In  der  Tat  liegt 
der  Unterschied  auch  in  den  Folgen.  „Erwerb  eigener  Aktien"  im  Sinne 
des  Gesetzes  ist  Erwerb  ohne  Vernichtung,  Einziehung  mittelst  Ankauf  Erweib 
mit  Vernichtung  von  Mitgliederstellen  ^).  Vernichtung  ist  also  die  Wirkung 
der  Einziehung  mittelst  Ankaufes. 

B.  Nur  in  einem  Falle  ist  die  Abminderung  der  Grundkapitalszifier  nicht  erst 
Wirkung  der  selbständigen  Amortisation,  in  dem  Falle,  dass  das  Statut  Amortisation 
„gestattet"  und  dieselbe  aus  anderen  Mitteln  als  dem  Reingewinn  erfolgen  soll 
Dann  hat  ein  Herabsetzungsbeschluss  stattzufinden  und  durch  ihn  ist  die  Grund- 
kapitalszifier herabgesetzt. 

V.  Anzumelden  zum  Handelsregister  ist  die  Wirkung  auf  die  Grund- 
kapitalszifier, welche  die  selbständige  Einziehung  verursacht,  nidit'),  ausser 
wenn  die  Amortisation  nach  den  Vorschriften  über  Herabsetzung  geschieht 
Somit  ist  die  Verringerung  der  Grundkapitabziffer  nicht  anzumelden,  wenn  die 
Amortisation  nicht  aus  den  Kapitalbestanden  der  A.,  sondern  unentgeltlich  oder 
aus  Reingewinn  erfolgt 

VI.  Tritt  als  Wirkung  der  selbständigen  Amortisation  Änderung  der 
Grundkapitalszifier  ein,  so  ist  damit  auch  der  Gresellschaftsvertrag  abgeändert, 
was  seine  Angaben  über  Höhe  des  Gresellschaftskapitals  angeht.  Es  wird  hier 
also  das  Statut  geändert  ohne  Abänderungsbeschluss  der  Generalversammlung; 
eine  Ausnahme  von  §§  2  74  fi*.  liegt  vor.  Aber  es  ist  zu  bedenken,  dass  selb- 
ständige Amortisation  ja  nur  statthaft  ist,  wenn  der  Gesellschaftsvertrag  sie  an- 
ordnet oder  zulässt.  Auf  Gesellschaftswillen  führt  die  Wirkung  somit  immer 
zurück,  wenn  auch  nur  mittelbar. 

Vn.  A.  Von  dem  Betrag  der  amortisierten  Aktien  gilt  weiter: 

Grundkapitals  in  die  B.  eingesetzt,  so  würde  mit  der  erfolgten  Einziehung  der  Aktien  die 
Gesellschaft  aufwiest  sein.  Letzteres  ist  zuzugeben,  die  A.  ist  als  solche,  d.  h.  als  AkticH- 
gesellschaft  damit  aufgelöst,  aber  noch  nicht  als  GeseUschaft  und  darum  spricht  dieeer 
Einwand  nicht  gegen  unsere  Behauptung.  —  Staub  sieht,  wie  schon  §  119  III  A  3 
bemerkt,  in  der  selbständigen  Amortisation  eine  Art  der  Kapitalherabaetzung  {Staub 
227«  u.  j4,  288g;  dangen  Lehmann,  A.enl  171,  II 138).  Gewiss  ist  diese  Amortisation 
eine  Operation,  welche  Gnindkapitalsherabpetzung  bewirkt,  aber  zum  Begriff  der  Henb- 
setzung  im  Sinne  des  G.  gehört,  dass  die  Herabsetzung  unmittelbar  beschlossen  wird. 
Es  geht  also  nicht  an,  auf  die  Einziehung  des  §  227  die  §§288ff.,  insbesondere  §291 
anzuwenden.  —  Auch  Bing  288 ,  teilt  die  Orundanschanung  Staubs,  aber  zidit  daraus 
nicht  die  gleiche  Folgerung,  sondern  nach  ihm  ist  die  Amortisation  eine  „besonders 
geordnete  Art  der  Herabsetzung'*.  „Unmittelbare"  Bedeutung  hatten  für  sie  §§  288ff. 
nicht.— Die  Frage  ist  steuerrechtUch  insofern  youBedeuiung,  äs  nach  preuss.  Eiiik^StG. 
§  16  das  Einkommen  der  A.en  u.  s.  w.  in  der  Hohe  von  3*/,  Prozent  des  ein- 
gezahlten  Grundkapitals  steuerfrei  ist.  Nachdem  das  preuss.  Oberverwaltni^agericht 
jetzt  (X  289)  auf  dem  Standpunkt  steht,  dass  die  selbständige  Aktienamortisation  die 
Grundkapitalsziffer  nicht  mindert,  bleibt  dieselbe  bei  Berechnung  dieser  3Vs  Prosent 
ausser  Betracht 

0  §  121  III  B  2  b  und  Beiaeh  bei  Grfinhut  Bd.  28  a  730,,  mit  Rtisd^  und 
Kreibig  II  26. 

»)  Staub  227,.    Vgl.  auch  Staub,  G.-G.  34,—,. 

•)  A.  M.  seiner  Grundanschauung  gemäss  Staub  227,,;  SUub,  G.-G.  34  „. 
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1.  Er  darf  nicht  unter  den  Bilanzaktiven  erscheinen.  Amortisierte  Aktien 
haben  für  das  Geschäft  keinen  Wert  mehr.  Der  Wert  des  Papiers,  auf  dem 
sie  gedruckt  sind,  kommt  als  zu  geringfügig  für  die  B.  nicht  in  Betracht^). 

2.  Aber  er  muss  auch  nicht  als  solcher  unter  die  BilanzjE^o^^ve^i  auf- 
genommen werden. 

B.  Simon^)y  Iäng%  Esser  %  Knappe^)  und  auf  Grund  der  Rechtsprechung 
des  preussischen  Oberrerwaltungsgerichts *)  Maaiz'^)  behaupten  für  den  Fall  der 
Amortisation  aus  dem  Beingewinn  in  letzterer  Beziehung  das  Gegenteil®).  Der 
Betrag  der  amortisierten  Aktien  sei  als  gesetzlich  notwendiger  Reservefonds 
(.\inortisationsfonds)  unter  die  Bilanzpassiven  einzustellen.  Eine  starke  Stütze 
hat  cGese  Meinung  an  den  beiden  Denkschriften  zum  neuen  H.G.B.*),  die  es 
überemstimmend  für  „selbstverständlich"  erklären,  dass  im  Falle  der  Amortisation 
aus  dem  Jahresgewinn  „entweder  das  unveränderte  Grundkapital  oder  neben 
dem  verminderten  Grundkapital  ein  dem  Nennbetrage  der  amortisierten  Aktien 
entsprechender  besonderer  Posten  unter  die  Passiven  aufzunehmen  ist",  also 
noch  weiter  als  jene  Meinung  gehen. 

1.  Abgeleitet  wird  die  Anschauung,  der  Betrag  der  amortisierten  Aktien 
»msse  als  Reservefonds  in  die  Bilanzpassiven  eingestellt  werden,  aus  der  Vor- 
schrift des  §  227,  dass  ohne  Einhaltung  der  Vorschriften  über  Grundkapitals- 
henbsetzung  die  selbständige  Amortisation  nur  aus  dem  Reingewinn,  nicht  aus 
dem  Gesellschaftskapital  erfolgen  dürfe.  Eine  Amortisation  aus  dem  Kapital 
finde  aber  eventuell  statt,  wenn  ein  solcher  Reservefonds  nicht  eingesetzt 
werde.  Denn  wenn  im  nächsten  Jahre  kein  Betriebsgewinn  sich  erzielen  lasse, 
müsse  ohne  Einsetzung  des  amortisierten  Aktienbetrages  als  Bilanzpassivum  die 
neue  Einziehung  aus  den  zur  Deckung  des  Grundstockvermögens  erforderlichen 
Aktivwerten  geschehen.  Gesetzt  den  Fall,  das  Statut  einer  A.  mit  einem 
Grundkapital  von  100000  schreibe  vor,  dass  aus  dem  Reingewinn  jährlich 
r>(M)0  Mk.  Aktiennennbetrag  vor  jeder  Dividendenverteilung  amortisiert  werden 
sollen,  und  es  wären  im  ersten  Geschäftsjahre  5000  Mk.  Gewinn  erzielt  worden, 
so  würde  die  B.,  wenn  wir  vom  Zwangsreservefonds  der  Übersichtlichkeit  des 
Beispiels  wegen  absehen,  also  lauten: 

Bilanzkonto 


Diverse  Aktiva     ....     145000 


Grundkapital 100  000 

Kreditoren 40  000 

Gewinn 5  000. 


Die  5000  Gewinn   werden   nun    zur  Amortisation   verwendet;    also  sinkt 
das  Grundkapital  auf  95000: 

Kapitalkonto 


An  AmorUsationskonto  .     .         5000 
An  Bilanzkonto    ....       95000 


100000 


')  Vgl.  §  63  IV  B;  auch  Staub,  G.-G.  34,. 

*)  S.  220 ff.,  237,  265 f.    Auch  Knappe  71  f.;  nur  nennt  er,  was  einzustellen  ist, 
Ereatzgrandkapital.    Dazu  Knappe  118. 
•)  §  227.. 
•)  §  277,. 
^  Knappe  72. 

•)  Entsch.  in  Steuers.  I  267;  V  18. 
»)  S.  214,. 

«)  Dagegen  nicht  Staub  227,,;  Staub,  G.-G.  342«. 
')  I  138^  II  145;  auch  Motive  zum  Gesell8ch.-G.  S.  33. 
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An  Kassenkonto 


Amortisationskonto 
5000  I  Per  Kapitalkonto 


50U0. 


Nehmen  wir  nun  an,  im  zweiten  Jahre  schliesse  das  Betriebskonto  der  G. 
nicht  mit  Gewinn  ab,  die  Aktiven  und  Kreditoren  blieben  im  übrigen  sich  aber 
gleich,  so  würde  die  B.  nach  Abzug  der  am  Ende  des  Vorjahres  amortisierten 
5000  Mk.  Aktiennennbetrag  lauten: 

Bilanz 


Aktiva 140000 


Grundkapital 95000 

Kjeditoren 40000 

Reingewinn 5000 


Trotz  fehlenden  Betriebsgewinns  läge  also  doch  noch  bilanzmässiger  Rein- 
gewinn vor.  Es  könnten  daher  wieder  5000  Mk.  zur  Aktienamortisation  ver- 
wendet werden*).  Würden  die  Verhaltnisse  sich  20  Jahre  so  gleich  bleiben'), 
so  wäre  schliesslich  das  Grundkapital  durch  die  Amortisation  ganzlich  auf- 
gezehrt, also  die  Absicht  des  Gesetzes,  Aktienamortisation  nur  aus  dem  Rein- 
gewinn zuzulassen,  nicht  erreicht*). 

2.  Die  vorstehend  skizzierte  Beweisführung  wäre  zutreffend,  wenn  §  227 
Abs.  2  den  Satz  enthielte:  Die  selbständige  Einziehung  darf  niu:  aus  dem  jähr- 
lichen BetriebsgemnUf  aus  dem  JahrescWro^,  aus  dem  Jahreseinkommen  erfolgen. 

a)  Wir  bleiben  bei  unserem  Beispiel  und  setzen  voraus,  das  zweite 
Geschäftsjahr  habe  zwar  keinen  Verlust,  aber  auch  keinen  Ertrag  gebracht, 
sondern  der  Vermögen ss tan d  sei  am  Jahresende  derselbe  geblieben,  der  er  am 
Jahresanfang  war;  dann  ist  die  B.  am  Jahresanfang  nach  vorgenommener  Amorti- 
sation folgende: 


Bilanz 


Aktiva 140000 


Kapitalkonto 950O0 

Kreditoren 40000 

Gewinn 500M 


und  weil  im  Laufe  des  Jahres  weiter  nichts  verdient  und  nichts  verloren  winl, 
lautet  die  B.  am  Jahresende  ebenso.  Nun  kann  aber  der  Reingewinn  nicht 
zur  Amortisation  verwendet  werden,  denn  er  ist  nicht  aus  ße^riefc^überschusi', 
sondern  daraus  entstanden,  dass  am  Ende  des  Vorjahres  das  Aktienkapital  um 
5000  herabgemindert  wunle.     Ein  Betriebsüberschuss  läge  nur  vor,    wenn  sich 


*)  Diese  auf  den  ersten  Blick  auffällige  Erscheinung,  dass  der  Gewinnsaldo  trotz 
eingetretener  Vermögensänderungen  sich  gleich  bleibt,  verliert  alles  Besondere,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  es  sich  um  eine  buchtechnische  Erscheinung  handelt. 
Es  tritt  80  lange  keine  Verschiebung  bei  dem  Saldo  (hier  Gewinnsaldo)  zwischen  Aktiven 
und  Passiven  ein,  als  immer  a)  entweder  an  Stelle  einer  Aktivpost  eine  gleich  hohe 
andere  Aktivpost  [z.  B.  an  die  Stelle  von  1400(X)  Kassa  140000  Effekten]  oder  b)  an 
die  Stelle  einer  Passivpost  (oder  der  Herabsetzung  einer  Passivpost)  eine  gleich  hohe 
andere  Passivpost  [z.  B.  an  die  Stelle  von  100000  Kapital:  95000  Kapital  und  50i» 
Aktien tilgungsfonds]  tritt  oder  c)  eine  Aktiv-  und  eine  Passivpost  in  gleicher  Hohe 
gemindert  werden  [Einziehung  von  5000  Mk.  Aktien  mindert  Kassa-  und  GnindkapitAl- 
konto  um  5000|.     Vgl.  Reisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  726.. 

*)  Im  19.  Jahre  lautete  dann  die  B.: 

Diverse  Aktiva 50000     Grundkapital 5000 

Kreditoren       40<XX) 

Gewinn 5000 

»)  Vgl.  auch  das  Beispiel  von  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  726  f. 
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das  Spaimiuigsyerhaltnis  zwischen  Aktiven  und  Kreditoren  geändert  hätte, 
nicht  100  (140 — 40),  sondern  etwa  102  betragen  würde,  sei  es,  dass  die  Aktiven 
auf  142  gestiegen,  oder  die  Schulden  auf  38  gefallen  wären.  Würde  daher 
am  Ende  des  zweiten  Jahres  wieder  amortisiert,  so  wäre  dies  nicht  eine 
Amortisation  aus  dem  Betriebsgewinn^  sondern  aus  dem  Grundstockvermögen. 
Denn  es  wäre  nun  die  Folge,  dass  die  definitive  Jahresabschlussbilanz  lautete: 


Aktiva 135000 


Grundkapital 
Kreditoren  . 
Reingewinn 


90000 

40000 

5000. 


Dm  Grundkapital  würde  um  5000  herabgehen. 

b)  Dies  muss  nach  der  angenommenen  Vorschrift,  dass  nur  aus  Rein- 
»Ttrag  amortisiert  w^erden  darf,  hintangehalten  werden.  Der  buchführungsmässige 
Weg  dazu  ist  Einsetzung  der  jeweiligen  Amortisation squote  als  Reserveposten. 
Ms*)  Diüsste  die  B.  in  unserem  Falle  nach  vorgenommener  erstmaliger  Amorti- 
sation lauten: 


Bilanzkonto 


Aktiva 140000 


Grundkapital     .... 

Kreditoren 

Amortisationsreservefonds 


95000 

40000 

5  000 


Dann  entsteht  überhaupt  kein  bilan zulässiger  Reingewinn,  also  ist  Verwendung 
von  Grundkapital  zur  Amortisation  ausgeschlossen. 

c)  Nehmen  wir  an,  es  entsteht  während  des  Jahres  ein  Ertrag,  die  Aktiva 
>t«gen  um  2000.  Dann  kann  am  Jahresende  Amortisation  stattfinden,  aber 
nicht  von  5000,  sondern  nur  von  2000  Mk.  Aktienkapital. 

Zuerst  schreiben  wir  in  der  B.: 


Aktiva 

.     142000 

Grundkapital 

Kreditoren 

Amortisationsreservefonds     . 
Reingewinn 

95  000 

40  000 

5000 

2000 

nach  der  Amortisation: 
Aktiva 

.     140000 

Grundkapital 

Kre<litoren 

Amortisationsreservefonds     . 

95000 

40000 

5000 

3.  a)  Die  Vorschrift  des  §  227  Abs.  2  kann  nun  aber  unter  keinen  Um- 
ständen dabin  aufgefasst  werden,  dass  Amortisation  nur  aus  dem  Reinertrag 
zuläj^sig  sein  soll.  Selbst  wenn  §  227  lediglich  dahin  lautete:  Jede  Einziehung 
darf  allein  aus  dem  jährlichen  Reingewinn  geschehen,  wäre  dies  nicht  möglich, 
denn  in  allen  anderen  Paragraphen  des  Titels,  wo  von  Gewinn  die  Rede  ist 
--  §§  215,  216  — ,  ist  darunter  der  aus  der  B.  sich  ergebende  Reingewinn 
ppmeint  und  dieser  ist  mit  Reinertrag  keineswegs  identisch^).  Überdies  heisst 
♦?s  aber  in  §  227  ausdrücklich:  Jede  Einziehung  „darf  nur  aus  dem  nach  der 
jährlichen  Büanx  verfügbaren  Reingewinn  erfolgen".  Der  nach  der  jährlichen 
B.  verfügbare  Gewinn  ist  aber  doch  mangels  näherer  Charakterisierung  der  Ge- 


>)  Vgl.  §  112  VI  und  §  113  II  B. 
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winn,  welchen  die  B.  ausweist,  als  Abschluss,  als  Saldo  ersehen  lässt,  der,  wie 
§  216  sagt,  „sich  nach  der  B.  ergebende  Gewinn".  Dieser  Gewinn  best^t 
nicht  aus  dem  Oberschuss  der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebsausgaben, 
sondern  aus  dem  Überschuss  des  Bruttovermögens  am  Jahresende  über  Schulden- 
stand am  Jahresende  -|-  Reinvermögensstand  am  Jahresanfang.  Dieser  Über- 
schuss kann  mit  dem  Betriebsüberschuss  zusammenfallen  —  dies  wenn  Grund- 
kapital und  Reservefonds  sich  seit  Jahresanfang  nicht  geändert  haben  — ,  aber 
notwendig  ist  dies  nicht. 

b)  Nehmen  wir  einen  Betriebsgewinn  von  5000  an,  aber  auch  Erhöhung 
des  Grundkapitals  um  2000,  so  ist  in  unserem  Beispiel  die  R  am  Ende 
des  Jahres: 

Aktiva 145000      Grundkapital 97000 

Kreditoren 40000 

Amortisationsfonds      .     .     .  5  000 

Reingewinn 3  000; 

der  Betriebsgewinn  betragt  5000,  der  nach  der  B.  verfügbare  Gewinn  nur  3000. 
4.  Hieraus  folgt  aber:  was  §  227  Abs.  2  ausschliesst^  ist  Vornahme  von 
Amortisation,  wenn  kein  bilanxmBj&siger  Reingewinn  vorliegt,  die  Passiva  die 
Aktiva  übersteigen,  ITnterbilanz  gegeben  ist.  Amortisation  ist  gestattet,  solange 
die  Aktiva  die  Passiva  überhöhen,  was  auch  noch  dann  der  Fall  zu  sein  ver- 
mag, wenn  kein  Betriebsgewinn  mehr  erzielt  wird.  Amortisation  kann  auch 
erfolgen,  wenn  dadurch  das  Grundstockvermogen  verringert  wird,  solange,  als 
die  Aktien  dieses  und  den  Schuldenstand  übersteigen.  Dieser  Überschuss  kann 
aber  immer  derselbe  bleiben,  auch  falls  das  Reinvennögen  zurückgeht.  In 
unserem  Beispiel  betragt  er  dauernd  5000,  obwohl  sich  das  Reinvennögen  jähr- 
lich um  5000  verringert; 


40000)  =  5000 

•  40000)  =  5000 

40000)  =  5000. 


im  ersten  Jahre  145000  —  (100000  • 
im  zweiten  Jahre  140000  — (  95000- 
im   dritten   Jahre  135000  — (  90000- 

5.  Es  ist  nun  kein  Zweifel,  dass  bei  dieser  Rechtslage  die  Interessen 
der  Gesellschaftsglaubiger  gefährdet  werden.  Zwar  ist  das  richtig,  dass  die 
Gläubiger  trotz  Verringerung  des  Grundkapitals  primär  gedeckt  bleiben,  denn 
bilanzmässiger  Reingewinn  liegt  eben  nur  vor,  wenn  die  GeseUschaftschulden 
durch  die  Gesellschaftsaktiven  mit  gedeckt  sind.  In  unserem  Beispiel  betragen 
die  Schulden  40000.  Sie  sind  bei  allen  dreiB.en,  die  wir  aufstellten,  durch  Aktien 
gedeckt;  es  liegt  keine  Überschuldung  vor;  die  40  000  sind  samt  dem  Grund- 
kapital von  100000,  95  000,  90000  durch  die  Aktivwertsumme  (145000, 
140000,  135000)  gedeckt.  Aber  trotzdem  geht  es  zu  weit,  wenn  Siaub^) 
meint,  die  Gläubiger  hätten  gar  keinen  Schaden,  die  Gläubigerinteressen  seien 
bei  Amortisation  aus  bilanzmässigem  Reingewinn  gar  nicht  gefährdet').  Es  wird 
ihnen  doch  der  sekundäre  Sicherheitsfonds,  die  wirtschaftliche  Deckungsrescrnc^) 
fortwährend  verringert,  welche  für  sie  das  Grundkapital  über  die  zur  Deckmig 
der  Schulden  erforderliche  Aktivsumme  hinaus  bildet  Dieselbe  beträgt  zuerst 
100000,  dann  95000,  dann  90000.  Zwar  tritt  diese  Verringerung  auch  bei 
Amortisation  auf  Grund  einer  rechtsförmlichen  Aktienkapitalsherabsetzung  ein, 
aber  hier  liegt  die  Sache  insofern  anders,  als  in  diesem  Falle  die  Amortisation 


*)  8  227,8.    Ebenso  Knappe  72. 

*)  Früher  auch  die  Anschauung   von  Reisch  (s.  Reisch  II  27);   jetzt  dageg^ 
Beißch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  729,  731,  739,  744. 
»)  Oben  §  16  III  A. 
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ja  erst  stattfinden  darf,  nachdem  den  Gläubigem  Befriedigung:  oder  Sicher- 
steHiing  gewahrt  ist;  Befriedigung  erfordert  aber  Leistung;  Sicherstellung  — 
nach  B.G^.  §§  234  und  236  —  Hinterlegung,  Verpfändung,  Aushändigung, 
von  Sachen  (Wertpapieren).  Solcher  Anspruch  auf  Befriedigung  oder  Sicher- 
stellong  fehlt  den  Gläubigem  bei  selbständiger  Amortisation  aus  dem  Rein- 
gewinn und  dies  ist  für  die  Gläubiger  von  Nachteil.  Ist  es  schon  an  sich 
möglich,  dass  die  Aktien  zu  hoch  bewertet  sind  oder  durch  wirtschaftliche 
Krisen  oder  Betriebsverluste  an  Wert  verlieren^  so  wird  diese  Möglichkeit  für 
die  Gläubiger  um  so  mehr  nachteilig,  je  mehr  sich  das  Gmndkapital  durch 
aDmähliche  Amortisation  verringert  Dagegen  wäre  die  äusserste  Konsequenz 
der  Staubschen  Meinung  die,  dass  das  Gmndkapital  überhaupt  nicht  als  Passiv- 
posten in  die  B.  eingesetzt  werden  müsste;  denn  rechnungsmässig  liegt  ein 
Reingewinn  immer  erst  nach  Abzug  der  Schulden^  also  nach  rechnungsmässiger 
Deckung  der  Gläubiger  vor.  Also  sind  die  Gläubigerinteressen  auch  ohne 
Existenz  von  Grundkapital  in  der  B.  nicht  gefährdet.  Es  ist  selbstredend,  dass 
Staub  diese  Konsequenz  nicht  zieht.  Er  ist  zu  sehr  davon  überzeugt,  dass  das 
Gmndkapital  die  Kreditbasis  der  A.  oder,  wie  er  sich  auszudrücken  beliebt  \), 
IL  a.  dnen  den  Gläubigem  diensamen  Reservefonds  darstellt  Die  Behauptung 
Sittubsy  dass  die  Gläubigerinteressen  so  lange  nicht  gefährdet  seien,  als  die 
Aktiva  rechnungsmässig  die  Schulden  überhohen,  steht  somit  im  Widerspmch 
mit  seinen  Ausfühmngen  über  die  Natur  des  Grundkapitals  als  die  Gläubiger- 
Interessen  schützender  Reservefonds. 

6.  Bringt  die  Bestimmung  des  §  227  Abs.  2  nach  alledem  eine  Benach- 
teiligung der  Gläubigerinteressen  mit  sich,  so  ändert  dies  doch  nichts  an  der 
Recbtsbeständigkeit  der  Bestimmung.  Der  Nachteil  wäre  hintangehalten,  wenn 
§  227  Abs.  2  eine  Amortisation  nur  aus  dem  Beinertrag  gestattete.  Es  unter- 
steht keinem  Zweifel,  dass  die  Gresetzesverfasser  eine  Amortisation  nur  aus  dem 
Betriebsgewinn^  dem  Reinertrag  zulassen  wollten.  Sonst  könnten  sie  nicht, 
wie  schon  oben  angeführt,  m  der  Begründung  zum  H.G.B.  schreiben:  Es  versteht  sich 
vün  selbst,  dass  im  Falle  der  Amortisation  aus  dem  Jahresgewinn  entweder  das 
nnveränderte  Grundkapital  oder  neben  dem  geminderten  Grundkapital  ein  dem 
Nennbetrag  der  amortisierten  Aktien  entsprechender  besonderer  Posten  unter  die 
Passiven  au&unehmen  sei,  und  seien  darum  besondere  Bestimmungen  darüber  entbehr- 
lich, wie  die  Amortisation  eines  Teiles  der  Aktien  in  der  B.  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  müsste.  An  sich  leuchtet  es  gar  nicht  von  selbst  ein, 
^ondem  erscheint  es  sogar  als  widersinnig,  dass,  trotzdem  ein  Teil  des  Aktien- 
kapitals zurückbezahlt  ist,  dieses  als  unverändert  in  der  B.  vorgetragen  oder 
ein  dem  Minderungsbetrag  der  Hohe  nach  entsprechender  Reservefonds  in  die 
B.  eingesetzt  werden  soU.  Denn  vernichtete  Aktien  werden  damit  rechnungs- 
mässig so  behandelt,  als  wären  sie  nicht  vernichtet^).  Von  selbst  versteht  sich 
jene  Buchungsweise  lediglich,  wenn  Amortisation  nur  aus  den  Reinertrag 
zulässig  ist.  Würde  hier  nicht  die  jeweilige  Amortisationsquote  als  Reserve- 
fonds eingestellt,  so  würde  es  ermöglicht,  das  Jahr  später  aus  einem  Rein- 
gewinn zu  amortisieren,  der  nicht  aus  dem  Betriebe  entstand,  keinen  Betriehs- 
winn  darstellt.  Denn  diese  Amortisation  wäre  auch,  wie  wir  sahen,  möglich, 
wenn  kein  Betriebsgewinn  erzielt  wurde,  wäre  also  Amortisation  nicht  aus  Er- 
trag, sondern  aus  Stammvermögen.  Die  Gesetzesverfasser  glaubten  dem  Gedanken, 
dass    die  Amortisation    nur   aus  dem  Reinertrag,    dem  Betriebsgewinn    erfolgen 


*)  VII  B  a.  A 

*)  8.  auch  Eeißch  bei  Grunhut  Bd.  28  S.  727  f. 
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dürfe,  auch  im  G.  Ausdruck  gegeben  zu  haben,  aber  sie  haben  es  nicht  getan. 
Sie  berücksichtigten  nichts  dass  wirtschaftlicher  Grewinn  und  nach  der  B. 
verfügbarer  Gewinn  keine  sich  deckenden  Begriffe  sind.  Darum  kann  nicht 
mit  Simon^)  davon  gesprochen  werden,  dass  es  die  „Absicht  des  Gesetzes"  sei, 
Amortisation  nur  aus  dem  Reinertrag  zuzulassen.  Absicht  des  Gesetzes  und 
Absicht  der  Gesetzesverfasser  ist  nicht  dasselbe. 

7.  ReiscJi  macht  gegen  die  hier  vertretene  Auffassung  noch  ein  doppeltes 
Bedenken  geltend. 

a)  Vor  allem  Verstösse  die  Annahme^  dass  die  selbständige  Einziehung 
aus  dem  bilanzmässigen  Reingewinn  erfolgen  dürfe,  gegen  den  Grundsatz  der 
Beständigkeit  des  Grundkapitals^).  Denn  da  in  §  227  die  Bestimmung  über 
die  aus  dem  Gewinn  erfolgende  Amortisation  ausdrücklich  den  für  die  Herab- 
setzung des  Grundkapitals  massgebenden  Vorschriften  gegenübergestellt  w«^e, 
habe  es  fast  den  Anschein,  als  sei  diese  Amortisation  aus  dem  Reingewinn 
ohne  weitere  Förmlichkeiten,  d.  h.  ohne  Einhaltung  irgend  welcher  Gläubiger- 
Schutzvorschriften  (Sperrjahr  und  Gläubigeraufruf)  zulässig');  sei  solches  aber  der 
Fall,  so  fehle  die  Möglichkeit,  damit  den  Grundsatz  der  Beständigkeit  des  Grand- 
kapitals zu  vereinen.  Dieser  Grundsatz,  dass  die  Grundkapitalshöhe  nicht  beliebig, 
sondern  nur  unter  Einhaltung  bestimmter,  die  Interessen  von  Gläubigem  bezw. 
Aktionären  schützender  Vorschriften  geändert  werden  darf*),  besteht  —  Er- 
höhung und  Herabsetzung  des  Aktienkapitals  sind  an  erschwerenden  Bedingungen 
gebunden  — ,  aber  §  227  Abs.  2  stellt  eben  eine  Durchbrechung  dieses  Grund- 
satzes dar.  In  Form  der  selbständigen  Einziehung  kann  eine  Abänderung 
des  Grundkapitals  ohne  Einhaltung  von  Sperrjahr  und  Gläubigeraufnif  be- 
wirkt werden. 

b)  Das  andere  Bedenken  ist  dieses.  Wenn  zur  selbständigen  Einziehung 
ohne  Einhaltung  der  Glaubigen^hutzfristen  der  bilanzmässige  Reingewinn  ver- 
wendet werden  darf,  so  darf  hierzu  auch  solcher  Reingewinn  Verwendung 
finden,  der  nicht  aus  Ertrag,  sondern  aus  Veränderungen  des  Siammver- 
mögens,  z.  B.  aus  Auflösung  freiwilliger  Reservefonils  resultiert.  Dies  sei  aber 
„mit  den  kaufmännischen  Grundsätzen  unvereinbar''^).  Allein  Rechtsvorschriften 
des  Staates  sind  in  ihrer  Rechtsgültigkeit  durch  Übereinstimmung  mit  den  An- 
schauungen und  Bräuchen  der  Untertanen  nicht  bedingt.  Dazu  kommt  aber, 
dass  keineswegs  gesagt  werden  kann,  Amortisation  von  Aktien  aus  anderen 
Bestandteilen  des  bilanzmässigen  Reingewinns  ah  solchen,  welche  sich  als  Be- 
triebsüberschuss  (Betriebsgewinn)  darstellen,  widerspreche  den  kaufmännischen 
Grundsätzen. 

a)  Wäre  dies  der  Fall,  so  müssten  doch  alle  A.en,  welche  selbständige 
Einziehung  von  Aktien  bewerkstelligen,  den  amortisierten  Betrag  als  Reeen-e- 
fonds  einstellen,  um  bei  Fortsetzung  der  Amortisation  eine  soldie  aus  Gnind- 
kapitiüvennögen  zu  verhindern.  In  Wirklichkeit  finden  wir  solche  aus  amorti- 
sierten Aktienbeträgen  gebildeten  Reservefonds  nur  bei  einem  Teil  der  A.en, 
z.  B.  bei  Bergwerksgesellschaften,  aber  nicht  bei  Banken.  Dies  bringt  auf  die 
Vennutung,  dass  nicht  sowohl  das  Wesen  der  selbständigen  Amortisation,  al^ 
vielmehr  die  Natur  des  Gegenstandes^  der  Unternehmung  der  A.  es  ist,  welche 
die  einzelne  A.  veranlasst,  aus  den  amortisierten  Aktienbetragen  Reservefonds 
zu  bilden.     Und  in  der  Tat  ist  dies  die  wirkliche  Sachlage. 

n  g^  220   221. 

•)  Bei  Grünhut  Bd.  28  S.  724  und  726. 

»)  A.  a.  O.  S.  726. 

*)  Lehmann,  A.en  I  168. 

•)  A.  a.  O.  ö.  728  Nr.  10. 
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ß)  Wenn  Bergwerksaktiengeseüschaften  aus  dem  weiter  oben  ^)  angegebenen 
Grande  der  allmählichen  Erschöpfung  des  Anlagekapitals  durch  Ausbeute  ihr 
Aktienkapital  allmählich  amortisieren,  oder  einen  Aktientilgungsfonds  allmählich 
bilden,  aus  welchem  bei  Auflösung  der  Gesellschaft  alle  Aktieneinlagen  auf 
einmal  zurückbezahlt  werden  können,  so  ist  es  für  sie  ein  Gebot  wirtschaftlicher 
Klugheit,  die  allmähliche  Amortisation  bezw.  die  allmähliche  Speisung  jenes 
Tilgungsfonds  nivaus  dem  Beinertrag  geschehen  zu  lassen.  Denn  würde  anders 
verfahren  und  aus  jedem  bilanzmässigen  Reingewinn  Amortisation  bezw.  Fonds- 
dotiening  zugelassen,  so  könnte  im  Falle,  dass  kein  Betriebsüberschuss  (Rein- 
ertrag) erzielt  wird,  bald  das  Unternehmen  im  bisherigen  Umfange  nicht 
wertergeführt  werden.  Denn  es  müsste  in  diesem  Falle,  um  die  Amortisation 
bezw.  Tilg;ungsfondsdotierung  aus  dem  immer  noch  sich  ergebenden  bilanz- 
mäa:>igen  Reinge>nnn  effektuieren  zu  können,  in  nicht  allzu  femer  Zeit  zum 
Verkauf  eines  Teiles  des  Bergwerkes  geschritten  werden;  denn  die  Durchführung 
einer  Amortisation  aus  bilanzmässigem  Reingewinn,  der  nicht  Betriebsgewinn 
i?t,  kann  nicht  anders  geschehen  als  dadurch,  dass  Anlagewerte  flüssig  gemacht 
werden .  Um  solche  Verringerung  des  Anlagekapitals  durch  Amortisation  bezw.  Aktien- 
Uljnmgsfondsansammlungzu  verhindern,  muss  die  A.  entweder  im  Statut,  das  Amorti- 
sation vorsieht,  bestimmen,  dass  Amortisation  bezw.  Fondsbildung  für  diesen 
Zweck  nur  aus  Reinertrag  erfolgen  darf  oder,  wenn  sie  dies  nicht  tut,  einen 
der  Amortisation s-  bezw.  Fondsansammlungsquote  entsprechenden  Betrag  als 
Reservefonds  in  die  B.  einstellen*).  Auf  letztere  Weise  wird  Verteilung  von 
Anlagekapital  bilanzmä.ssig  verhindert.  Denn  der  Posten  „Anlagekapital"  (Anlage- 
konto) wird  bilanzmässig  in  vollem  Betrage  erhalten,  wenn  die  Passivpost,  welche  ihn 
band,  unversehrt  erhalten  wird.  Wird  dieselbe  gemindert  —  die  Grundkapitalziffer 
durch  Amortisation  gemindert  — ,  so  muss  eben  zum  Ausgleich  der  Minderung  eine 
neue  Paßsivpost  („Konto  der  amortisierten  Aktien")  eingesetzt  werden.  Geschieht 
dies  nicht,  dann  ergibt  sich  auch  ohne  Erzielung  von  Betriebsgewinn  in  Höhe 
der  Wertminderung  bilanzmässig  ein  Gewinn.  Um  seine  Verteilung  zu  effek- 
tuieren, müsste  das  Anlagekapital  angegriffen  werden.  Dem  allen  wird  vorge- 
beugt durch  Einsetzung  eines  neuen  Passivpostens  in  Höhe  des  Amortisations- 
betrages^). 

y)  Bei  Banken,  welche  Aktien  amortisieren,  ist  schon  die  Einführung 
dieser  Amortiesirung  kein  Gebot  der  wirtschaftlichen  Notwendigkeit.  Der 
Gejrenstand  ihres  Unternehmens  unterliegt  keiner  natürlichen  Aufzehrung  durch 
den  Betrieb.  Wenn  sie  Aktieneinziehung  einführen,  so  geschieht  es  nicht,  um 
Aktionäre  zu  bekommen,  sondern  um  den  Gewinnanteil  der  vorhandenen  Aktio- 
näre zu  erhöhen.  Die  Aktionäre  erhalten  nicht  bloss  bei  Amortisation  ihre 
Einlage  zurück,  sondern  zugleich  Genusscheine*),  die  dividendenberechtigt 
*ind  und  überdies  dem  Aktionär  bei  Gesellscliaftsauflösung  eine  Liquidation  s- 
quote  in  Aussicht  stellen,  so  dass  der  Aktionär  die  ursprüngliche  Einlage  unter 
Umü^tänden  doppelt  zurückempfängt*).  Das  alles  setzt  ein  grossen  Gewinn 
abwerfendes  Geschäft  voraus.  Hier  ist  daher,  wenn  Amortisation  stattfindet, 
keine  Gefahr,  dass  dieselbe  aus  Grundstockwerten  geschieht.  Daher  fehlt 
jeder  Anlass,  die  jeweils  amortisierten  Aktienbetriige  als  Reservefonds  in  die  B. 
einzustellen. 

S)  Allerdings   muss   bemerkt    werden,    dass    auch    in    korrekt    geführten 


')  8  125  III  A. 

*)  Über  die  Art  dieser  Buchung  §  128  II. 

»)  Eeisch  II  164. 

*)  S.  unten  §  131. 

»)  Vgl.  Beisch  II  29  und  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  733. 
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B.en  der  Bergwerksaktiengeseüschaflen  und  anderer  A.en,  deren  Vermögenssubstanz 
naturgemäss  durch  den  Betrieb  ganz  oder  teilweise  aufgezehrt  wird,  äusserlich  ein 
„Reservefonds  aus  amortisierten  Aktien"  oder  ein  Aktientilgungsfonds  fehlt  und 
nicht  hervortritt,  dass  diese  A.en  die  für  sie  bestehende  Notwendigkeit,  Ver- 
ringerung des  Aktienkapitals  durch  Aktienamortisation  oder  Ansammlung  eines 
Aktientilgungsfonds  hintanzuhalten,  auch  wirklich  beachten.  A.en  genannter 
Art  sind  nämlich  dann  der  Einsetzung  eines  besonderen  Postens  ,yRe8ervefonds 
aus  amortisierten  AJctien"  bezw.  „Aktientilgungsfonds''  überhoben,  wenn  sie  in 
der  B.,  was  sie  ja  kraft  des  Gesetzes  tun  müssen,  bei  Bewertung  des  Anlage- 
kapitals, die  infolge  des  Betriebes  entstehende  imd  allmähliche  zunehmende 
Wertminderung  des  Anlagekapitals  durch  Abnutzung  berücksichtigen  und  diese 
Wertminderung  ihrer  Höhe  nach  dem  Betrag  der  amortisierten  Aktien  bezw. 
der  Ansammlungsquote  für  den  Aktientilgungsfonds  gleichkommt 

aa)  Nehmen  wir  an,  das  Bergwerk  ist  500000  wert  und  die  jahrliche 
Abnutzung  macht  10  000  Mk.  aus.  Ebenso  betrage  das  Grundkapital  500000. 
Dann  haben  wir  bei  Annahme  der  Erschöpfung  des  Bergwerkes  in  50  Jahren 
zu  buchen  am  Ende  des  ersten  Jahres: 


Anlagekonto 490000 

Sonstige  Aktiva    ....       10000 

und  am  Ende  des  letzten  Jahres: 


Anlagekonto     . 
Sonstige  Aktiva 


0 
500000 


Grundkapital 500  000 


Grundkapital 500000 


oder,  wenn  wir  die  Abschreibung  als  „Erneuerungsfonds''  auf  die  rechte  Seite 
setzen,  im  ersten  Jahre: 


Anlagekonto 500000 

Sonstige  Aktiva    ....        10000 

und  im  letzten  Jahre: 


Grundkapital 500  000 

Erneuerungs-  oder  Abschrei- 
bungskonto      10000 


Anlagekonto     . 
Sonstige  Aktiva 


öOOOOO-.l  Grundkapital 500  000 

500000  KAbschreibungskonto  .     .     .     500  000. 


Anlagekonto  und  Abschreibungskonto  heben  sich  auf,  aber  noch  sind 
500000  Aktiva  vorhanden,  gerade  so  viel,  um  das  Grundkapital  heimzuzahlen. 
Also  vnrkt  die  Abschreibung  gleichgültig,  ob  sie  links  oder  rechts  geschieht, 
vne  ein  Reservefondsposten  „amortisierte  Aktien"  oder  „Aktientilgungsfonds'*. 
Würde  man  neben  der  Abschreibung  noch  diesen  besonderen  Posten  einsetzen. 
so  würden  im  Momente  der  Auflösung  der  A.  500  000  Aktiva  zu  viel  ange- 
sammelt sein.  Denn  dann  lautete  am  Ende  des  50.  Jahres  bei  jahrDcb 
10000  Mk.  Aktientilgung  die  B.: 


Anlagekapital  . 
Sonstige  Aktiva 


500  000-. 
500000 


Grundkapital 0 

.Abschreibungskonto  .     .     .  500  000 
Reservefonds     aus     amorti- 
sierten Aktien     ....  500000 


Anlage-  und  Abschreibungskonto    heben    sich  auf.    Zurückzuzahlen    wäre    vom 
Grundkapital   nichts   mehr;    500000    Mk.    Aktiva   wären    also   zu   viel    ange- 


/'_>. 
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roomielt     Und  ebenso  läge  die  Sache    bei  Bildung  eines   Aktientilgungsfonds, 
in  welchen  jährlich  10000  gelegt  würde.     Hier  lautete  die  Endbilanz: 


Anlagekapital 0 

Jv)D«tige  Aktiva     .     .     .       1000000 


Grundkapital 500000 

Aktientilgungsfonds  .     .     .     500000 


Denn  so  viel  Passiva  vorhanden  sind,  müssen,  ehe  Reingewinn  möglich  ist, 
auch  Aktiva  vorhanden  sein.  Es  wären  also  500000  Aktiva  zu  viel  von  der 
VerteQung  als  Gewinn  ausgeschlossen  worden,  denn  zur  Heimzahlung  des 
Aktienkapitals  sind  nur  500000  notwendig^). 

ßß)  Diese  Erscheinung  bietet  nichts  auffälliges.  Zweck  des  Reserve- 
fonds „Amortisierte  Aktien"  bezw.  „Aktientilgungsfonds"  ist,  Verringerung  des 
Anlagekapitals  durch  Aktienamortisation  bezw.  Ansammlung  eines  Aktien- 
tügungsfonds  hintanzuhalten.  Dieser  Zweck  entfällt,  wenn  sich  das  Anlage- 
kapital infolge  Abnutzung  stärker  im  Werte  mindert,  als  die  jährliche  Amorti- 
aationsisumme  bezw.  jährliche  Bildungsquote  des  Aktien tilgungsfonds  beträgt. 
Durch  Wertminderung  des  Anlagevermögens  in  Höhe  des  jährlichen  Amortisa- 
tions-  bezw.  Tilgungsquotenbetrages  wird  eine  Vorsorge,  dass  das  Anlagekapital 
in  dieser  Höhe  gemindert  werden  könnte,  überflüssig.  Ist  das  Anlagekapital 
in  dem  betreffenden  Zeitraum  durch  Wertminderung  bereits  in  der  Höhe  der 
.Iniortisationssumme  gemindert,  so  entfällt  ein  Anlass,  dem  vorzubeugen,  dass 
die  Anlagegegenstände  in  diesem  S^eitraum  durch  Amortisation  in  dieser  Höhe 
verringert  werden  känfUen^), 

8.  In  einem  Falle  ist  nach  positivem  deutschen  Aktienrecht  indes  einer 
Minderung  des  Grundkapitals  durch  Aktienamortisation  aus  bilanzfähigem  Rein- 
l>ewinn  vorgebeugt;  dann,  wenn  die  Aktien  noch  nicht  voll  einbexahlt  sind^). 

a)  Zwar  ist  dies  nicht  in  §  227  ausgespix)chen,  aber  es  folgt  aus  §  221, 
wonach  die  Aktionäre  von  der  Veiyflichtung  zur  Leistung  der  Einlage  nicht 
befreit  werden  können.  In  der  Aktienamortisation  liegt  Aufhebung  der  Mit- 
glied:3chaft;  also  auch  Aufhebung  der  Mitgliedschaftspflichten,  somit,  wenn  das 
Aktienkapital  noch  nicht  voll  eingefordert  ist,  auch  Aufhebung  der  Verpflich- 
tung zur  Leistung  des  fehlenden  Einlagebetrages.  Da  in  §  221  die  Befreiung 
Ton  dieser  Pflicht  ohne  Einschränkung  verboten  ist,  kann  es  nicht  die  Meinung 
<it^  Gresetzgebers  sein,  sechs  Paragraphen  weiter  diese  Befreiung  indirekt  zu- 
zulassen. 

b)  Für  diese  Auffassung  spricht,  dass,  wenn  §  227  die  Amortisation  aus 
bilanznub^igem  Reingewinn  unter  den  Voraussetzungen  seines  Abs.  1  nicht 
ao-^Hlrücklich    für    schlechthin   zulässig    erklären    würde,    aus    dem    allgemeinen 


*)  Ober  die  Bnchnng  dieser  Vorgänge  im  einzelnen  §  128. 

')  Weil  das  Abschreibangs-  oder  Erneuerungsfondskonto  auf  der  Bilanzpassiv- 
<^ite,  wie  dargelegt,  unter  Umständen  zugleich  Aktienamortisation  aus  dem  Anlage- 
kapital verhindert  und  insofern  wie  ein  Reservefonds  aus  amortisierten  Aktien  wiikt, 
läast  die  Praxis  der  A.en  dasselbe  wohl  auch  als  selbständigen  Posten  aus  der  B.  ganz 
versch winden  and  vereim'gt  es  mit  der  durch  Amortisation  abgeminderten  Grundkapitals- 
ziffa-  zu  einem  Poeten  Qrundkapitalkonto.  Die  Wirkung  davon  ist,  dass  das  Grund- 
kapital trotz  Amortisation  als  unverändert  in  der  B.  erscheint.  Vgl.  BeAsch  bei  Grünhut 
8.  739.  Diese  Praxis  ist  aus  einem  doppelten  Gnmde  ungesetzlich.  Einmal  muss  nach 
H.G.B.  §  261  Ziff.  5  jeder  Emeuerungsfonds  unter  den  Passiven  als  gesonderter  Posten 
voi^tnigen  werden  und  dann  verstösst  die  Ansetzung  des  Grundkapitals  im  un  ver- 
änderten Betrage  gßgen  den  Grundsatz,  dass  alle  Posten,  auch  die  Passivposten,  zu 
ihrem  gegenwärtigen  Werte  in  die  B.  einzustellen  sind. 

')  Vgl.  audi  Cosaek  §  120  V  2  a. 

Rehm,  Die  Bilansen  der  AktiengeaelUcbaflen .  28 
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Grundgedanken^)  des  Aktienrechtes,  dass  das  Rein  vermögen  der  Gresellsdiaft 
zum  Schutze  der  Gläubiger  in  der  Höhe  des  satzungsmässigen  Grundkapitals 
möglichst  zu  erhalten  sei,  ausnahmslos  die  Unzulassigkeit  zu  folgern  wäre,  ohne 
Zustimmung  der  Gläubiger  aus  dem  bilanzmässigen  Beingewinn  dann  zu  amor- 
tisieren, wenn  dadurch  das  Reinvermögen  unter  den  Betrag  der  vor  der  Amor- 
tisation gegebenen  Grundkapitalszifier  herabgedrückt  würde.  Anders  ausgedrückt: 
nach  allgemeiner  Erwägung  wäre  eine  Amortisation  aus  Reingewinn  immer  nur 
unter  Einhaltung  der  erschwerenden  Formen  des  Grundkapitalherabsetzuiigs- 
verfahrens  statthaft,  sofern  durch  die  Amortisation  das  Reinvennögen  unter  den 
Betrag  des  satzungsmässigen  Grundkapitals  herabsinkt  In  dem  Erlass  nicht 
erfolgter  Einzahlungen  liegt  aber  eine  solche  Minderung  des  Grundkapitals. 

c)  Das  G.  betr.  die  OeseUschaflen  m.  h,  H,  beseitigt  allen  Zweifel.  Dort 
ist  in  §  19  Abs.  2  ausdrücklich  gesagt:  „Die  Stammeinlagen  können  den  Gesell- 
schaftern aussei'  dem  Falle  einer  Herabsetzung  des  Stammkapüals  weder  erlassen 
noch  gestundet  werden".  Nach  Gesell6ch.-G.  ist  also  zweifellos  Voraussetzung 
der  Geschäftsanteilseinziehung,  dass  die  Geschäftsanteile  voll  bezahlt  sind. 
Ohne  diese  Voraussetzung  ist  Einziehung  nur  im  Wege  des  die  Gläubiger 
schützenden  Stammkapitalherabsetzungs Verfahrens  nach   §  58  Abs.  2  möglich^). 

9.  Zum  Schluss  seien  noch  zwei  Punkte  berührt. 

a)  Der  eine  betrifft  die  Benennung  des  bei  der  Amortisation  zur  Bildung 
gelangenden  Reservefonds.  Es  ist  irreführend,  wenn  man  ihn  Amoriisaiions- 
fonds  nennt  ^).  Amortisationsfonds  ist  ein  Fonds,  welcher  zukünftiger  Aktien- 
amortisation dient  —  und  in  diesem  Sinne  nannten  wir  den  Aktientilgungsfond^ 
einen  Aktienamortisationsfonds  *)  — ;  hier  dagegen  liegt  ein  Posten  vor,  welcher 
in  erfolgter  Amortisation  seine  Veranlassung  hat.  Richtiger  ist  daher  „Fonds 
aus  amortisierten  Akiien^Y^, 

b)  Die  zweite  noch  ausstehende  Frage  ist:  von  umnti  an  gilt  die  selbständige 
Einxiefiung  als  erfolgt  ?  Denn  erst  die  erfolgte  Amortisation  bewirkt  Minderunt; 
der  Grundkapitalszifier,  da  diese  Minderung  doch  eine  Folge  der  Vernichtung 
von  Aktienrechten  ist  und  vor  dieser  Vernichtung  die  Amortisation  doch  iiichi 
erfolgt  sein  kann,  indem  Amortisation  ja  eben  in  Vernichtung  der  Anteilsrechte 
besteht.  Erst  vom  Momente  erfolgter  Amortisation  an  darf  daher  die  Gmnd- 
kapitalziffer  in  den  Handelsbüchem  und  damit  in  der  B.   herabgesetzt  werden. 

Von  der  buchstäblichen  Bedeutung  des  Wortes  Einziehung  ausgegangen, 
wäre  die  Einziehung  erfolgt,  wenn  die  A.  die  Aktienurkunden  mit  Veriiichtung?- 
absicht  in  Besitz  bekäme.  Bei  buchstäblicher  Auslegung  des  anderen  Namen.^ 
für  Einziehung,  der  Amortisation,  würde  sogar  physische  Vernichtung  der 
Aktienurkunde  zu  fordern  sein.  Allein  es  ist  doch  auch  möglich,  dass  über  die 
Mitgliedschaft  keine  Urkunden  ausgegeben  werden.  Was  dann  ?  Und  dazu  kommt : 
nach  §  227  Abs.  1  geschieht  die  Einziehung  „mittelst  Auslosung,  Kündigunjir 
oder  Aktienankaufs".  Hieraus  resultiert,  dass  die  Worte  Einziehung  und  Amorti- 
sation nicht  buchstäblich  zu  verstehen  sind.  Geschieht  die  Einziehung  „mitteL-t~ 
Auslosung  und  Kündigung,  so  ist  sie  mit  dem  Akte  der  Auslosung  bezw. 
Kündigungsmitteilung  erfolgt  in  diesem  Momente  das  Aktienrecht  vernichtet  *). 


*)  Lehmann,  A.en  II  139:  „Aus  der  Natur  der  Sache". 
•)  So  auch  Staub  34i,. 
*)  Wie  z.  B.  Maatz  212. 
')  Oben  in  diesem  Paragraphen  III  A  2. 

')  So  auch  Simon  222,    In  Pmxis  kommt  auch  „Genusscheinkonto^'  vor  (EnUch. 
in  Steuers.  X  282,  289. 

•)  Ebenso  Staub  227,;  Staub,  G.-G.  34,. 
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Uod  dasselbe  gilt  bei  Aktienerwerb,  d.  h.  bei  freiwilliger  Amortisation.  In  dem 
Aup;nblick,  m  welchem  die  A.  die  Aktie  mit  Vernicbtungsabsicht  empfängt, 
ist  sie  vernichtet^).  Das  Empfangen  allein  genügt  nicht  Stellt  die  A.  die 
empfangene  Aktie  in  ein  Konto  „eigene  Aktien'*  ein'),  so  gibt  sie  damit  zu 
ffkeunen,  dass  ihr  Vernicbtungsabsicht  ganz  oder  wenigstens  primär  fehlt.  Hat 
die  A  die  Aktien  dagegen  mit  primärer  Vernichtungsabsicht  empfangen,  sofort 
das  Kapitalruckzahlungskonto  dafür  erkannt,  so  kann  sie  die  Aktien  nicht 
wieder  veraussem,  sondern  nur  in  Form  einer  Neuemission  wieder  ausgeben. 

C.  Die  andere  von  den  beiden  Denkschriften^)  zum  H.6.B.  als  selbst^ 
rerstandlich  aufgeführte  Anschauung,  dass  das  Aktienkapital  trotz  Aktienein- 
ziehung unvermindert  in  der  B.  vorzutragen  sei,  hat,  soviel  ich  sehe,  de  lege 
lata  in  der  Theorie  keine  Vertretung.  Niemand  behauptet,  dass  die  A.  recht- 
lich verpflichtet  ist,  trotz  erfolgter  Aktieneinziehung  die  Grundkapitalszifier  in 
der  B.  unverkürzt  als  Passivum  einzustellen.  De  lege  ferenda  vertritt  sie 
ßpwcÄ*),  wenn  auch  mit  der  Modifikation,  dass  „innerhalb  der  Gesamtzifier  des 
Groadkapitals  zwischen  bereits  amortisierten  und  noch  im  Umlauf  befindlichen 
Aktien  zu  unterscheiden  sei  *)."  Beisch  hält  eine  solche  Vorschrift  für  notwendig, 
wenn  der  Gesetzgeber  nicht  sagt,  dass  ohne  weitere  Förmlichkeiten  Aktien- 
amortiäation  nur  aus  dem  jährlichen  ^xnertrage  erfolgen  dürfe,  sondern  wenn 
er  be:«timmt»  dass  ohne  Einhaltung  von  Gläubigerschutzvorschriften  Aktien- 
einziehung aus  dem  jährlichen  Büanxgewmn  zulässig  sei.     Dann  sei  eine  Vor- 


^)  S  121  III  B  2  b  und  in  diesem  Paragraphen  IV  B. 

-)  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  8.  730  (ebenso  schon  Beiach  II  26  und  153)  ver- 
langt bei  Amortisation  mittelst  Ankaufs  für  das  Vorhandensein  „erfolgter''  Einziehuog 
phy.sische,  tatBächliche  Vernichtune  der  Aktienurkunde.  Die  äusserlich  nicht  zu  Tage 
tret«Dde  Absicht  eines  Bechtsgeschaftes  sei  juristisch  durchaus  wirkungslos.  Allein 
gaoz  abgesehen  davon,  dass  es  nicht  richtig  ist,  dass  rechtsgeschäftlicher  Wille  Dritten, 
die  es  angeht,  immer  erklärt  werden  müss  (vgl.  B.G.B.  §  151),  handelt  es  sich  hier 
ja  um  einen  Vorgans  innerhalb  der  A.  Derselbe  braucht  daher,  um  Bechtswirkung 
zu  haben,  nicht  nach  aussen  erklärt  zu  werden.  Die  Vernichtung  als  solche  ist  ein 
IWhtt^eschäft,  nicht  bloss  der  Erwerb  von  aussen.  Die  Konsequenz  der  Reischschen 
Ansticht  ist  natürlidi,  dass  bis  zur  physischen  Vernichtung  in  der  B.  an  Stelle  der 
Akttvwerte,  welche  für  Erwerb  der  Aktien  hingegeben  wurden,  ein  Posten  „eigene 
Aktien''  im  Bilanzaktivum  steht  und  die  Grundkapitalsziffer  bis  zum  gleichen  Zeitpunkt 
iD  der  B.  unverändert  bleibt.  M.  a,  W.:  bis  dahin  läge  nur  „Erwerb  eigener  Aktien" 
im  Sinne  des  §  226  vor.  Was  soll  dann  aber  noch  „Einziehung  mittelst  Ankaufs"  in 
^  227?  —  Derselben  Meinung  wie  Reisch  ist  wohl  Cosack,  Denn  anders  lässt  sich 
der  Satz,  eine  Wiederausgabe  der  eingezogenen  Aktien  dürfe  bei  selbständiger  Ein- 
ziehang  formlos  durch  freihändigen  Verkauf  erfolgen,  es  sei  denn,  dass  das  Statut 
c*  verbiete  (§  120  V  e),  nicht  erklären.    Wie  hier,  Behrend  951. 

«)  S.  oben  VII  B  a.  A.  und  Ziff.  6. 

*)  Bei  Grünhut  S.  728  und  732. 

')  Es  ist  dies  wohl  so  gemeint,  dass  die  Einteilung  vor  dem  Strich  erfolgt, 
al«o  nicht: 

Bilanzkonto 

I  Passiva 

I  In  Umlauf  befindliche  Aktien  .     1 500000 

'  Amortisierte  Aktien      ....       500000 

.^)ndem : 

Grundkapital 


In  Umlauf  befindlich  1500000 
Amortisiert      .     .    .     500000 


2000000 


D'ie^  Art  Amortisationsbuchung  war  die  Praxis  der  heimfälligcn  österreichischen  Eisen- 
bahngesell^haften  bis  1890.     Vgl.  Beisch  II  154  und  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  736. 

28* 
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Schrift  notwendig,  welche  verhindere,  dass  die  Einziehung  auch  in  dem  Falle  aus 
Bilanzgewinn  erfolge,  wo  derselbe  nicht  aus  BetriebsüberBchüsseu  hervoi^egangen 
sei,  denn  sonst  würde  die  Einziehung  aus  dem  Stammvermogen  geechehen.  Un- 
zutreffend sei  es  aber,  diese  Vorschrift  dann  dahin  zu  fassen,  dass  in  der  Höhe 
des  Betrags  der  amortisierten  Aktien  ein  Reservefonds  gebildet  werde,  denn 
damit  sei  indirekt  doch  in  prinzipwidriger  Weise  zugelassen,  dass  fortwährend 
Änderungen  der  Grundkapitalsziffer  durch  formlose  Akte  der  Gesellschaft  durch- 
geführt würden.  Das  Prinzip  der  Beständigkeit  des  Grundkapitals  und  der  Über- 
einstimmung der  handelsgerichtlich  registrierten  Ziffern  mit  den  Tatsachee  sei 
dadurch  verletzt.  Dies  werde  vermieden,  wenn  der  Rechtssatz  statt  dessen 
verfüge,  dass  „ungeachtet  der  aus  dem  Grewinn  erfolgenden  Amortisation  von 
Aktien  eine  Änderung  der  Grundkapitalsziffer  in  der  B.  nicht  stattfinden  dürfe"*. 
Allein  damit  wäre  ein  anderes  Prinzip,  das  der  Bilanzwahrheit,  insofern  durch- 
brochen, als  alle  Bilanzposten,  auch  die  Passiven,  nach  ihrem  wahren  Werte  an- 
zusetzen sind.  M.  E.  fasst  Reisch  den  Grundsatz  der  Unveränderlichkeit  des 
Aktienkapitals  zu  formal  auf.  Es  reicht  hin,  wenn  das  Grundstockvermogen 
in  bisheriger  Höhe  materiell  intakt  erhalten  bleibt,  mag  auch  die  Ziffer  des 
Grundkapitals  im  technischen  Sinne  sich  ändern.  Wichtiger  ist,  dass  der  materielle 
Grundsatz  der  Bilanzwahrheit  nicht  ohne  Not  ausser  Anwendung  gesetzt  wird, 
und  das  wäre  bei  derartiger  Regelung  der  Frage  der  Fall.  Denn  wahrer  imJ 
vor  allem  auch  klarer  ist,  wenn  von  einem  Aktienkapital  von  einer  Million 
schon  900000  Mk.  Aktien  eingezogen  sind,  der  Bilanzansatz:  „Grundkapital 
100000,  Reservefonds  aus  amortisierten  Aktien  900000**,  als  der  Bihuiz- 
ansatz:  „Grundkapital  1000000". 

D.  Noch  kommt  in  der  Praxis  vor,  dass  die  Grundkapitalsziffer  trotz 
Amortisation  im  Passivum  unverändert  gelassen,  dafür  aber  ein  „Aktienkapital- 
amortisationskonto** in  der  Höhe  der  Amortisation  als  Aktivum  eingesetzt  wird. 
Dieses  Konto  ist  selbstvertändlich  nur  ein  Wertberichtigungskonto.  Das  H.G.E 
lasst,  wie  wir  schon  wiederholt  betonten*),  genau  genommen/  solche  Wert- 
berichtigungsposten nur  zur  Korrektur  des  Wertes  von  zu  ihrem  Anschaffungs- 
werte angesetzten  Gebrauchsgegenständen  zu  (H.G.B.  §  261  Ziff.  3).  Wir  müssen 
diese  Art  der  Buchung  daher  vom  Standpunkt  des  Gesetzes  aus  als  VerstOb^ 
gegen  das  Prinzip  der  Bilanzklarheit  bezeichnen,  wie  es  durch  den  Recht£sat2 
von  H.G.B.  §  40  formuliert  ist:  alle  Bilanzgegenstände  sind  „nach  ihrem  Werte 
atizusetxen^'.  Hiernach  ist  ihr  Wert  in  der  B.  unmittelbar  zifferninässig  an- 
zugeben. Nur  das  wäre  möglich,  dass  die  B.  den  ursprünglichen  Betrag  dch» 
Grundkapitals  ijn  Passivum  vor  dem  Strich  anführte.  Das  erhobt  sogar  die 
Bilanzklarheit. 

Bilanzkonto 
Aktiva  Passiva 

Grundkapital 

ursprünglich    .     500000  1 
amortisiert.     .     100000  |   400000. 

E.  Die  ganze  bi^jher  erörterte  Frage  tritt  da  nicht  auf,  wo  der  Zweck  der 
Einziehung  nicht  ist,  die  Mitgliedschaft  zu  vernichten,  sondern  nur  —  etwa  in 
Rucksicht  auf  den  unentgeltlichen  Heimfall  des  Unternehmens  bis  zu  diesem 
Zeitpunkt  —  dem  Aktionär  seine  Einlage  zu  ersetzen.  Es  würd  in  diesem 
Falle  das  Mitgliedschaftsrecht  nur  umgewandelt.     Der  ausgeloste  Aktionär  tritt 


*)  S.  darüber  insbesondere  §  21. 
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al'^  Genusscheinaktionär  ^)  hinter  den  noch  nicht  auegclosten  Aktionär.  Indem 
(ins  Aktienrecht  auch  wirtschaftlich  nicht  vernichtet  wird,  bleibt  durch  diese  Art 
der  Einziehung  das  Aktienkapital  auch  bllanzmässig  unvermindert. 

Vm.  Keiner  Erörterung  der  Frage,  ob  der  Betrag  der  amortisierten  Mit- 
jrliedschaftsrechte  in  die  B.  aLs  Passivum  einzustellen  sei,  bedarf  es  für  die 
Amortisation  der  Geschäftsanteile  bei  den  Gesellschaften  m.  b.  S.  Hier 
bat  der  Gesetzgeber  das,  was  er  bei  H.G.B.  §  227  verordnen  wollte,  aber  tat- 
sächheh  nicht  verordnet  hat,  wirklich  zum  geltenden  Rechte  gemacht  d.  h.  ver- 
hindert, dass  die  Einziehung  aus  dem  Stammvermögen  erfolgt. 

A.  1.  Das  G.  betr.  die  Gresellschaften  m.  b.  H,  sagt  im  letzten  Absatz 
des  von  der  Eanziehung  der  Geschäftsanteile  handelnden  Paragraphen^):  „Die 
Bestimmung  in  §  80  Abs.  1  bleibt  unberührt'^;  d.  h.  die  Einziehung  ist  nur 
statthaft,  wenn  durch  sie  nicht  gegen  §  30  Abs.  1  Verstössen  wird.  Indem  §  30 
Abs.  1  bestimmt:  „Das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderliche  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  darf  an  die  Gesellschafter  nicht  ausbezahlt  werden," 
heisst  dies:  Die  Einziehung  ist  lediglich  dann  zulässig,  wenn  durch  sie,  d.  h. 
durch  den  für  die  Einziehung  zu  gewährenden  Gegenwert  nicht  von  dem  zur 
Deckung  des  Stammkapitals  erforderlichen  Vermögen  an  die  Gresellschafter  aus- 
bezahlt wird. 

2.  Nicht  darf  dies  dahin  ausgelegt  werden,  als  wolle  damit  lediglich  ge- 
sagt sein:  die  Einziehung  dürfe  nicht  die  Wirkung  haben,  dass  der  Betrag 
des  nach  Erlegung  des  Einziehungsäquivalents  verbleibenden  Reinvermögens 
{d.  h.  Überschusses  der  Aktiva  [positiven  Vermögenswerte]  über  die  Schulden^)) 
nieiirig^  sei  als  der  Betrag  des  Stammkapitals  in  seiner  durch  die  Einziehung 
veroiinderten  Höhe.  Dann  müsste  §  80  Abs.  1  nur  lauten:  Der  jeweilige 
Betrag  des  Stammkapitals  muss  immer  durch  Vermögen  gedeckt  sein.  Auch 
das  will  §  34  Abs.  3  nicht  ausdrücken,  dass  trotz  Einziehung  die  Stamm- 
kapitalsziffer unverändert  bleiben  soll;  denn  §  30  Abs.  1  sagt  nicht:  das 
Stammkapital,  sondern:  das  zur  Deckung  des  Stammkapitals  erforderliche  Ver- 
mögen ist  zu  erhalten.  Was  §  84  Abs.  3  bestimmen  will,  ist  vielmehr:  Durch 
die  Einziehung  darf  wohl  das  Stammkapital,  nicht  aber  das  Beinvermögen  unter 
<len  Betarag  des  Stammkapitals  herabgedrückt  werden,  welchen  dieses  vor  der 
Bnziehung  hatte.  Das  G.  erlaubt,  die  Amortisation  sogar  so  weit  auszudehnen, 
dass  die  Ziffer  des  Stammkapitals  nach  erfolgter  Amortisation,  also  nach 
Streichung  des  Betrags  der  eingezogenen  Geschäftsanteile  nicht  mehr  die  zur 
Begründung  der  Gesellschaft  notwendige  Mindestsumme*)  von  20  000  Mk.  be- 
trägt*), nicht  dagegen  räumt  das  G.  ein,  dass  die  Einziehung  stattfindet,  wenn 
und  so  weit  sie  die  Folge  hätte,  dass  das  vor  der  Einziehung  vorhandene  Rein- 
vermögen (Oberschuss  der  Aktiva  über  die  Schulden)  unter  den  Betrag  herab- 
i^üke,  welchen  die  Stammkapitalsziffer  vor  Betätigung  der  Einziehung  ausmachte^). 
Positiv  ausgedrückt  besagt  dies:  das  G.  gewährt  die  Befugnis  zur  Einziehung, 
wenn  und  so  weit  das  vor  der  Einziehung  vorhandene  Reinvermögen  (Aktiva 
mmus  Schulden)  grösser  ist,  als  die  Ziffer,  welche  das  Stammkapital  vor  der 
Einziehung  ausmacht;  statthaß  ist  die  Amortisation  lediglich,  aus  einem  vor 
der  Einziehung  gegebenen  tJherschU'Ss  des  Eeinverrnögens  über  das  Stamm- 


')  Unten  §  132  und  Lehmann,  A.en  II  142. 

')  S  34  Abs.  3. 

')  Nicht:  Passiva. 

<)  Ge8eU8ch.-G.  5. 

«)  S.  Skttib  34,0. 

*)  V^.  auch  Staub  34  „. 
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kapital^).  Kann  die  Einziehung  aber  nur  aus  einem  Überschuss  des  Rein- 
vennögens  über  die  bisherige  Stammkapitalsziffer  betätigt  wenlen,  so  er^bfc  sich, 
dass  dieselbe  niemals  aus  dem  Stammkapital,  d.  h.  richtiger  aus  den  zur 
Deckung  des  Stammkapitals  erforderlichen  Aktivwerten,  sondern  nur  aus  einem 
Zuivaclis  zu  diesen  Aktiven,  also  aus  einem  Überschuss  über  das  Stamm- 
kapital vorgenommen  zu  werden  vermag. 

3.  Wir  belegen  unsere  Beweisführung  durch  ein  Beispiel.  Wir  nehmen 
an,  ein  Geschäftsanteil  über  1000  Mk.  soll  zum  Preise  von  lOUO  Mk.  ein^ 
zogen  werden.     Dann  ist  die  Einziehung  statthaft  bei  folgender  Bilanz: 

Forderungen        10000      Schulden 10  »MM) 

Kassa 21000      Stammkapital 20ooo 

Gewinnsaldo 1  000 


31000 

nicht  dagegen,  wenn  die  B.  ausweist: 

Forderungen       10000 

Kassa 20999 


30  999 


31000 


Schulden 1000«» 

Stammkapital 20000 

Gewinnsaldo 999 


30999; 


denn  dann  bleibt  nach  der  Einziehung  nicht  mehr  ein  Reinvermögen  in  der 
Höhe  der  vor  Einziehung  gegebenen  Stammkapitalsziffer  übrig,  indem  die  B. 
nach  der  Einziehung  lautet: 


Forderungen 10000 

Kassa 19  999 


Schulden lOOO'J 

Stammkapital 19000 

Gewinnsfddo 999 


es  ist  in  diesem  Falle  wohl  noch  ein  bilanzmässiger  Reingewinn  von  999  Mk. 
aber  nicht  mehr  ein  Reinvermögen  von  20000  Mk.  da;  denn  es  betragt  nur 
noch  29  999  —  10000=19999. 

4.  Staub  formuliert  den  Dihalt  des  §  34  Abs.  3  u.  a.  dahin,  durch  die 
Einziehung  und  die  dadurch  erfolgende  Verringerung  der  Stammkapitalsziffer 
dürfe  nicht  ein  verteilbarer  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva*)  enseugt 
werden').  Würde  Staub  seine  Meinung  über  §  34  Abs.  3  nicht  auch  in 
anderen  Wendungen  zum  Ausdruck  bringen,  so  wäre  diese  Fonnulierung  gi^ 
eignet,  ihn  in  seiner  Auffassung  des  §  34  Abs.  3  misszuverstehen. 

a)  So,  wie  der  Satz  lautet,  vermag  er  die  Meinung  zu  erwecken,  als  sei  die 
Einziehung  aus  §  34  unzulässig,  sobald  sie  die  Entstehung  eines  bilanzmässsigen 
Reingewinns,  eines  „Bilanzüberschusses'',  wie  Staub  sagt,  bewirke.  Eine  solche 
bewirkt  die  Amortisation  in  allen  Fällen,  in  welchen  sie  zu  einem  imter  dem 
Nennbetrag  des  Geschäftsanteiles  bleibenden  Preise  geschieht.  Denn  dann 
wird  die  Aktivseite  weniger  geschmälert  als  die  Passivseite*).  Geschieht  in 
unserem  ersten  Beispiele  die  Einziehung  des  Geschäftsanteils  über  1000  zu 
800,  so  ergibt  sich  als  verbleibender  Bilanzüberschuss  nicht  1000,  sondern 
1200: 


^)  Vgl.  Staub  34 1,-,   oSj  u.  ,,.      Nicht  nötig  ist  ein  Überschuss    des   Roinver- 
mögens  (A  —  S)  über  Stammkapital  -f  eingezahlte  Nachschüsse  +  Reservefonds. 
-)  Nicht:  Schulden. 
»)  Staub,  G.-G.  34,,  u.  ,,. 
*)  Erwerb  über  pari  wirkt  demgemäss  entgegengesetzt:  Verlast  b^ründend. 
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Foidenmgen 10000 

Kassa 20200 


Schulden 10000 

Stammkapital 19000 

Gewinnsaldo 1200 


30200 


30200. 


b)  Wohl  durch  Verringerung  der  Stammkapitalsziffer,  nicht  aber  durch 
Verminderung  des  bisherigen  Deckungs Vermögens  darf  ein  Bilanzüberschuss 
entstehen.  I>ie  Einziehung  aus  §  34  ist  unstatthaft,  wenu  infolge  ihrer  Vor- 
nahme ein  aus  den  Deckungsaktiven  in  ihrer  bisherigen  Höhe  entstehender 
Bäanxreingewinn  heigestellt  wird.  .  §  34  verbietet  die  Amortisation  aus  dem 
bisherigen  Deckungsvermögen,  also  selbstverständlich  auch,  dass  durch  Ver- 
wendung des  bisherigen  Deckungsvermögens  hierzu  ein  Bilanzüberschuss  ent- 
^1eht.  In  unserem  bisherigen  Beispiele  ist  die  Einziehung  statthaft,  weil  der 
Betrag  des  bisher  erforderlich  gewesenen  Deckungsrein  Vermögens  von  20000 
unpeachmälert  bleibt:  30  200  —  10000=20200.  Anders  wenn  wir  als  Bei- 
spiel nehmen: 


Forderungen 10000 

Ka^.^ 20500 


Schulden 10000 

Stammkapital 20000 

Gewinnsaldo        500 


Wird  hier  der  Geschäftsanteil  zu  800  erworben,    so  lautet  die    neue  B.: 


Fonlerangen        10000 

Kü><n 19700 


29700 


Schulden 10000 

Stammkapital 19000 

Gewinnssddo 700 


29700. 


Das  Deckungsvermögen  betragt  nicht  mehr  20  000,  sondern  nur  mehr 
(19  7UU  -[-  10  000)  —  10  000  =  19  700.  Aber  nicht  weil  der  Biknzüberschuss 
infolge  der  Verwendung  von  Deckungsvermögen  um  200  steigen,  sondern  weil 
überiiaupt  bisheriges  Deckungsvermögen  zur  Einziehung  Verwendung  finden 
würde,  ist  die  Amortisation  unstatthaft. 

B.  Im  einzelnen  ergibt  sich  noch  Nachstehendes: 

1.  Nach  H.G.B.  §  227  kann  die  Einziehung  von  Aktien  nur  geschehen, 
wenn  bilanzmassig  Reingewinn  vorliegt;  hier  auch,  wenn  bilanzmässig  Verlust 
gegeben  ist,  sofern  nur  der  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Schulden  grösser 
bleibt,  ids  die  Stammkapitalsziffer  vor  Einziehung.  Amortisation  eines  Geschäfts- 
anteils über  1000  zu  1000  ist  somit  statthaft  bei  folgender  B.: 


Ka^ifa 
Verlust 


26000 
1000 


27  000 


Schulden        5000 

Stammkapital 20000 

Reservefonds 2000 


27  000, 


denn  es  bleibt  dann  noch  20000  als  Rein vemiögensbetrag,  indem  die  B.  dann 
lautet : 


Ka»sa 
Veriust 


25000 
1000 


26000 


Schulden        5000 

Stammkapital 19000 

Reservefonds      .     .^ .     .     .       2000 

26000. 


2.  a)  Nach  H.G.B.  §  227  muss    die  Einziehung   unter  Anwendung   der 
Glaubigerschutzvorschriften  des  §  288  ff.,  d.  h.  unter  Anwendung  des  formellen 
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Grundkapitalherabsetzungsverfahrcns  in  allen  Fällen  geschehen,  in  welchen  die 
Amortisation  nicht  aus  bilanzmässigem  Eeingewinn  erfolgt,  also  auch  schon, 
wenn  sie  aus  den  Reserven  betätigt  wird;  hier  hat  das  die  Gesellschaft«- 
gläubiger  (durch  Sperrjahr  und  Gläubigeraufruf)  schützende  formale  Stamm- 
kapitalherabsetzungsverfahren ^)  lediglich  stattzufinden,  wenn  und  so  weit  die 
Einziehung  aus  dem  bisherigen  Stammkapital,  d.  h.  nicht  aus  einem  Über8chu$:f 
des  Reinvermögens  über  die  bisherige  Stammkapitalsziifer,  sondern  aus  dem 
Deckungsvermögen,  aus  dem  zur  Deckung  der  bisherigen  Stammkapitalsziffer  er- 
forderlichen Reinvermögen  geschehen  soll. 

b)  Demgemäss  brauchen  nicht  die  Formen  der  Stammkapitalsherabsetzung  ^) 
angewandt,  Stammkapitalsherabsetzung  im  Wege  der  Einziehung  betätigt  zu 
werden,  wenn  in  unserem  letzten  Beispiele  bei  Einziehung  eines  Geschäftsanteils 
über  1000  zu  1000  die  Amortisation  aus  dem  Reservefonds  vorzunehmen  ist; 
denn  das  dann  sich  ergebende  Bilanzkonto: 


Kassa       .     .     . 

.     .     .     .     25000 

Schulden    .... 
Stammkapital      .     . 
Reservefonds       .     . 

.     .     .       5000 
.     .     .     19000 
.     .     .       1000 

25000 

25  000 

weist  immer  noch  ein  Reinvermögen  von  25  000  —  5  000  =  20  000  auf. 

Anders  wenn  der  Greschäftsanteil  zu  1000  um  2000  aus  den    Reserven 
erworben  würde.     Dann  lautete  die  B.: 


Kassa       .     .     . 

.     ...     24000 

Schulden   .... 
Stammkapital      .     . 

.     .     .       500U 
.     .     .     1900U 

24000 

2400n 

Hier  betrüge  der  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Schulden  nicht  mehr  20000, 
sondern  nur  noch  24  000  —  5000  =  19000. 

8.  a)  Die  Statthaftigkeit  der  Einziehung  von  Aktien  ohne  Entgelt  unter 
denselben  Voraussetzungen,  wie  die  aus  dem  verfügbaren  Jahresgewinn  ge- 
schehende, begründet  sich  stillschweigend  damit,  dass  unter  denselben  Be- 
dingungen, unter  welchen  Einziehung  aus  dem  Bilanzmfi^eu^nn  zulässig  i^-^t, 
auch  eine  Einziehung  erlaubt  sein  muss,  welche  Verlust  mindernd  oder  Rein- 
gewinn bildend  wirkt,  denn  jede  unentgeltliche  Einziehung  einer  AJstie  winl 
der  Oewinneeite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  als  Gewinn  zugeschrieben. 

b)  In  ähnlicher  Weise  ei^bt  sich,  dass  eine  ohne  Aufwendung  »tali- 
findende  Einziehung  von  Geschäftsanteilen  bei  Vorhandensein  der  Vorau8:iet2UDg 
des  §  34  Abs.  1  —  Zulassung  der  Amortisation  im  Gesellschaftsvertrag  — 
jederzeit  gestattet  ist. 

a)  Der  Grundgedanke  des  §  34  Abs.  3  geht  doch  dahin:  durch  die 
Einziehung  darf  nicht  der  Betrag  des  zur  Deckung  des  Stammkapitals  in 
seinem  bisherigen  Betrage  erforderlichen  Reinvermögens  veningert  werden; 
unzulässig  ist  eine  Einziehung,  welche  Herabminderung  des  bisher  erforderlichen 
Deckungsvermögens  bewirkt.  Bei  unentgeltlicher  Einziehung  kann  diese 
Wirkung  nicht  eintreten.  Denn  indem  hier  nichts  an  die  Gesellschafter  „aus- 
bezahlt'' wird,  bleibt  der  Bestand  an  AJctivwerten,  das  zifiemmässige  Verhältnis 
der  Aktiven  zu  den  Schulden,  das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforder- 
liche Vermögen  in  seiner  bisherigen  Höhe  unverändert.     Lautet  die  B.: 


Forderungen 10000 

20000 

>)  Ge8ell8ch.-G.  58. 


Schulden lOUOi» 

Stammkapital 20  000 
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und  werdeD  selbst  alle  Geschäftsanteile  ohne  Aufwendung  eingezogen,  das 
Deckungsrein  vermögen  in  seinem  bisherigen  Betrage  von  (20000  -(-  10000 
—  10000  =)  20  000  bleibt  unberührt.  Das  bisher  vorhandene  Deckungs- 
reinvermögen wird  also  durch  unentgeltliche  Einziehung  in  seinem  Betrage 
weder  erhöht  noch  vennindert 

ß)  Dagegen  kann  die  unentgeltliche  Einziehung  wohl  bewirken,  dass  das 
zur  Deckung  des  um  die  Einziehung  verringerten  Stammkapitals  erforder- 
liche Seinvermögen  hergestellt  wird.     Die  B.  lautete  bisher: 


Forderungen 10000 

19000 


Schulden 10000 

Stammkapital 20000. 

Wird  ein  Geschäftsanteil  zu  1000  unentgeltlich  eingezogen,  so  wird  zwar 
nicht  der  Betrag  der  bisherigen  Stammkapitalsziffer  gedeckt,  denn  er  bleibt 
(19000  +  10000)  —  10000  =  19000,  aber  der  Betrag  der  neuen  Stamm- 
kapitalsziffer, denn  diese  beträgt  nur  mehr  19000. 

c)  Wir  haben  oben  beanstandet,  dass  Staub  statt  zu  sagen:  durch  die 
Veningerung  des  Deckangsreinvermögens  (also  eines  Aktivums)  darf  kein 
Bilanzüberschuss  erzeugt  werden,  formuliert:  „durch  Verringerung  der  Stamm- 
Juqntalsziffer^'  (also  eines  Passivums)  darf  kein  Bilanzüberschuss  entstehen.  Die 
nachteilige  Wirkung  dieser  Fassung  zeigt  sich  bei  der  Beantwortung,  welche 
Staub  der  Frage  der  Zulässigkeit  der  Einziehung  ohne  Entgelt  zu  teil  wei-den 
fest  Infolge  jener  nicht  zutreffenden  Umschreibung  des  Inhalts  von  §  34 
Abs.  3  behauptet  Staube  eine  Einziehung  ohne  Entgelt  nach  §  34  sei  wohl 
zulässig,  wenn  durch  die  infolge  der  Einziehung  eintretende  Verminderung  der 
Stammkapitalsziffer  eine  vorhandene  Unterbilanz  getilgt  werde,  unzulässig  aber, 
wenn  durch  diese  Verminderung  der  Stammkapitalsziffer  ein  verteilbarer  Über- 
j^huss  der  Aktiva  über  die  Passiva  (also  ein  bilanzmässiger  Gewinn)  entstehe  *). 

a)  Allein  es  ist  nicht  abzusehen,  warum  in  Bezug  auf  die  Frage  der 
Erhaltung  des  Deckungsvermögens  in  seinem  bisherigen  Betrage  ein  Unterschied 
mn  soll  zwischen  einer  unentgeltlichen  Einziehung  eines  Geschäftsanteils  über 
lUOO,  welche  bei  einer  B.  stattfindet,  welche  lautet: 


Forderungen 10000 

Kassa 19000 

Verlust 1000 


Schulden 10  000 

Stammkapital 20000, 


und  einer  unentgeltlichen  Einziehung  desselben  Anteils,  welche  bei  nachstehender 
B.  geschieht: 


Forderungen 10000 

Kassa 19500 

Verlust 500 


Schulden 10000 

Stammkapital 20000. 


ß)  In  beiden  Fällen  ist  das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforder- 
liche Rein  vermögen  nicht  voll  vorhanden,  dort  fehlen  1000,  hier  500  daran. 
Trotzdem  ist  aber  Einziehung  ohne  Aufwendung  nicht  nur  dort,  sondern  auch 
hier  statthaft,  weil  das  zur  Deckung  des  Stammkapitals  erforderliche  Vermögen, 
soweit  es  vorhanden  ist,  in  keinem  der  beiden  Fälle  durch  die  unentgeltliche 
Einziehung  berührt  wird,  insbesondere  auch  im  ersten  Falle  keineswegs  auf 
20000  steigt  Es  bleibt,  wie  dort  19500,  so  hier  19000.  In  dem  einen 
Falle  lautet  die  B.  nach  Einziehung: 


')  Staub,  G.-G.  34  „. 
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Forderangen 10000 

Kassa 19000 

in  dem  anderen  Falle: 

Forderungen        10000 

Kassa        19500 


Schulden lOOOO 

Stammkapital 19OO0, 

Schulden lOOOO 

Stammkapital 19U00 

Gewinn TjOO. 


ftm  AktieneinziehnnK  im  ttsterrelchischen  Reeht« 

§126. 

I.  A.  Da«  alte  in  Österreich  geltende  H.G.B.  enthält  keine  ausdrückliche 
Bestimmung  über  Aktieneinziehung.  Es  fragt  sich,  ob  sich  in  ihm  still- 
schweigende Bestimmungen  hierüber  vorfinden.  Die  Praxis  der  österreichischen 
A.en,  staatlichen  Aufsichtsbehörden  und  Gerichte  verneint  es,  Reisch^)  ist 
gegenteiliger  Anschauung,  m.  E.  zu  Unrecht. 

A.  Die  Bestimmung,  um  welche  es  sich  handelt,  ist  H.G.B.  Art,  24S. 
Hier  heisst  es:  „Eine  teilweise  Ziirückx/üilung  des  Grundkapitals  an  die 
Aktionäre  kann  nur  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  erfolgen.  Die 
Zurückzahlung  kann  nur  unter  Beobachtung  derselben  Bestimmungen  erfolgen, 
welche  für  die  Verteilung  des  Gesellsohafts Vermögens  im  Falle  der  Auflösung 
massgebend  sind."  Gemeint  sind  damit  die  dem  Gläubigerschutz  dienenden 
Einrichtungen  des  Sperrjahres  und  der  vorgängigen  Befriedigung  oder  Sicber- 
stellung  der  sich  meldenden  Gläubiger. 

B)  Einigkeit  besteht  darüber,  dass  teilweise  Zwmckxahlung  des  Grund- 
kapitals ein  engerer  Begriff  als  Herabsetzung  des  Grundkapitals  ist,  aber  in 
der  Richtung  gehen  die  Meinungen  auseinander,  ob  Art,  248  nur  für  die  Fälle 
einmaliger,  nick  weiser  Kapitalszurückzahlung  oder  auch  für  die  Fälle  plan- 
mässig  fortgesetzter,  successiver  Grundkapitalsminderung,  d.  h.  die  sog.  Grund- 
kapitalsamortisation gilt.  Ersteres  behaupten  die  A.en,  die  Aufsichtsbehörden 
über  sie  und  die  Judikatur,  letzteres  ist  die  Anschauung  von  Reisch. 

C.  Reisch  begründet  sie  damit-,  dass  er  sagt,  auch  bei  Aktienkapitals- 
amortisation bewirke  die  Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  eine  Verminderung 
des  unantastbaren  Deckungsfonds  für  die  Gläubiger,  allein  das  positive  Recht 
vei-steht  unter  teilweiser  Grundkapitalszurückzahlung  eben  nur  eine  Zurück- 
zahlung, welche  hi  teilweiser  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  besieht^  nicht 
eine  Ziuiickzahlung,  welche  teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  nur 
bewirkt.  Teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  liegt  vor,  wenn  als  Objekt 
der  Zurükzahlung  in  erster  Linie  die  Gesamtsumme  der  Teilnennbeträge  gedacht 
ist,  Aktienamortisation,  wenn  als  uimiittelbares  Zurückzahlungsobjekt  nur  die 
einzelnen  Teilnennbeträge  des  Grundkapitals,  die  Aktien,  in  Bk»tnicht  kommen. 
Teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  ist  unmittelbar  Minderung  des 
Grundkapitals,  Aktienamortisation  unmittelbar  Minderung  der  Aktien. 

D.  Der  Unterschied  der  Meinungen  ist  praktisch  bedeutstmi.  Denn  die 
Anschauung  von  Reisch  hat  zur  Folge,  dass  jede  Aktienamortisation,  auch 
diejenige,  welche  nur  aus  Reineinkommen  oder  bilanzmässigem  Reingewinn  ge- 
schieht,   nur   unter   Einhaltung   der    GläubigerschutÄVorschriften    bewerkstelligt 

M  Bei  Grünhiit  Bd.  28  S.  724  f. 
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werden  kann^),  wahrend  nach  der  entgegengesetzten  Anschauung  jede  Aktien- 
amortisation,  auch  diejenige  aus  dem  Grundstockvermögen,  von  den  Formalitaten 
zum  Schutze  der  Glaubiger  befreit  ist. 

R  Diese  Rechtslage  ist  für  die  Gesellschaftsglaubiger  zweifellos  nach- 
teilig. Man  könnte  meinen,  sie  sei  in  praxi  dadurch  zumeist  bedeutungslos«, 
als  die  Gesellschaftsstatuten  nicht  selten  bestimmen,  die  Amortisation  dürfe  nur 
aus  dem  Ertrag  erfolgen.  Allein  die  Gesellschaften  verstehen  unter  Ertrag 
Oller  Gewinn  sehr  oft  nicht  den  Reineitrag  und  den  Reingewinn,  sondern  den 
Rohertrag  und  das  Roheinkommen  und  ziehen  daher  vor  Feststellung  der 
Ertragssomme,  aus  welcher  die  Amortisation  erfolgen  soll,  nicht  ab  a)  den 
Aufwand  für  Schuldenziusen,  b)  die  Abschreibungen  am  Anlagekapital  wegen 
Wertmmderung  durch  Abnützung  hn  Betrieb*). 

II.  A.  Das  Aktienregulativ  vom  20.  September  1899  hat  das  allgemeine 
Aktienrecht  abgeändert  und  die  Interessen  der  Gesellschaftsgläubiger  bei 
Aktienamortisation  geschützt,  aber  die  Bedeutung  dieser  Neuregelung  ist  doch 
nur  eine  beschränkte.  Einmal  unterliegen  dem  A.-Reg.  Bank-,  Kredit-,  Ver- 
acherungs-,  Schiffahrts-,  Eisenhahn-  ^),  Strassenbahn-  und  Dampfschiffahrteaktien- 
gt^Uschafien  überhaupt  nicht.  Ferner  findet  es  auf  bereits  bestehende  A.en 
nur  insoweit  Anwendung,  als  die  Gesellschaftsstatuten  nicht  entgegenstehen, 
und  endlich  regelt  das  A.-Reg.  nicht  jede  selbständige  Amortisation,  sondern 
nur  die  planmässige,   die  „successive". 

B.  Im  einzelnen  sind  seine  Bestimmungen  folgende: 

1.  Die  „suocessive  Einlösung  der  Aktien"  ist  nur  als  Ausnahmeerscheinung 
und  nur  als  „statutengemässe"  *)  zulässig.  §  33  des  A.-Reg.  Abs.  1  bestimmt: 
Jm  Staiiäe  kann  ausnahmsweise  die  successive  Einlösung  der  Aktien  zum 
Nominalbeträge  vorgesehen  werden,  wenn  die  der  Gesellschaft  gehörige  Ver- 
moßenssubstanz  durch  den  Geschäftsbetrieb  naturgemäss  ganz  oder  grossenteils 
aufgezehrt  werden  muss  (Bergwerk)  oder  das  Vermögen  der  Gesellschaft  aus 
zeitlich  beschränkten  Rechten  besteht  (Konzession  für  Elektrizitätswerke). 

2.  Die  Modalitäten  der  Einlösung  sind  im  Statut  genau  festzusetzen  und 
zwar  unter  Beobachtung  folgender  Vorschriften: 

a)  Die  Einlösung  ^^kann  nur  aus  dem  nach  der  jährlichen  BHanx  verfüg- 
baren Reingewinn  erfolgen". 

b)  Die  Einlösung  ist  gewöhnlich  im  Wege  der  Verlosung  zu  bewirken. 
Das  Ausmass,  in  welchem  die  Einlösung  Platz  zu  greifen  hat^  ist  im  Statut 
oder  in  emem  besonderen,  ebenfalls  staatlicher  Genehmigung  unterliegenden 
Einlösungsplane  festzustellen.  Im  Statute  kann  aber  auch  bestimmt  werden, 
•k^s  eine  der  jeweiligen,  planniässigen  Tilgimgsquote  entsprechende  Anzahl  der 
Aktien,  soweit  der  jährliche  Reingewinn  zureicht,  von  der  A.  im  Wege  des  frei- 
händigen Rückkaufs^)  aus  dem  Verkehr  gezogen  werden,  wenn**)  diese  Aktien 

*)  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  747.  Nur  insofern  bestände  eine  Erleichtenmg 
gegenüber  dem  deutschen  Recht,  als  die  Aktienamortisation  lediglich  einen  General ver- 
sammlungsbcschluss  voraussetzt,  während  sie  nach  deutschem  Recht  statutarischer 
Anordnung  oder  Gestattung  bedarf. 

*)  Die  Wertminderung,  welche  am  Anlagekapital  in  Rücksicht  auf  den  Ablauf 
der  Konzession  eintritt,  mindert  nicht  den  Ertrag,  sondern  nur  den  Wert  des  Stamm- 
vermögens, ist  also  abziehbar  lediglich,  wenn  die  Amortisation  nicht  aus  dem  wirt- 
•ichaftlichen  Reinertrag  oder  Gewinn,  sondern  aus  dem  bilanzmässigen  Gewinn  erfolgen 
soll.  Diesen  mindert  sie.  Wie  alle  Abschreibungen,  bildet  sie  einen  Verlustposten  im 
Gewinn-  mid  Verlustkonto. 

")  Einschliesslich  Lokal-  und  Kleinbahnen. 

*)  A.-Reg.  §  18  Ziff.  5. 

»)  S.  auch  A.-Reg.  §  32  Abs.  1  Ziff.  2. 

•)  Über  den  Grund  dieser  Voraussetzung  s.  oben  §  121  III  B  2  b. 
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unter  dem  Nominalbeträge  erhältlieh  sind.     Die  derart  erworbenen  Aktien  sind 
zu  vernichten^). 

3.  „Das  Aktienkapital  ist  auch  dann,  wenn  statutengemäss  eine  successive 
Einlösung  der  Aktien  aus  dem*  Reingewinn  erfolgt,  insolange  in  der  statuten- 
mässig  festgesetzten  Höhe  unter  den  Passiven  in  der  B.  aufzufuhren,  als  nicht 
eine  Reduktion  dieses  Aktienkapitals  unter  Beobachtung  der  gesetzlidien  Vor- 
schriften *^)  durchgeführt  wurde"  *).  Also  darf  die  Vorkehrung,  dass  die  Amor- 
tisation nicht  aus  dem  Stammvermögen,  sondern  nur  aus  dem  Ertrag  geschieht^ 
nicht  in  Form  der  Bildung  eines  Reservefonds  in  der  Höhe  der  amortisierten 
Betrage  unter  gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  erfolgen^). 
Andererseits  ist  die  Einstellung  des  Aktienkapitals  in  unveränderter  Höfa^  hier 
nicht  bloss  Gebot  wirtschaftlicher  Notwendigkeit,  sondern  rechtlicher  Verpflich- 
tung«). 

4.  „An  Stelle  der  sucoessiven  Einlösung  der  Aktien  kann  im  Siaiute 
auch  die  Ansammlung  eines  Aktieniilgungsfondes^,  welcher  aus  dem  jährlichea 
Reingewinn  dotiert  wird,  vorgesehen  werden.  Wenn  dieser  Fond  in  einem  ge- 
gebenen Zeitpunkte  tatsächlich  zur  Tilgung  von  Aktien  herangezogen  werden 
soll^  so  sind  die  für  die  Reduktion  des  Aktienkapitals  bestehenden  Vorschriften 
zu  beobachten'')." 

C.  Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich  auch,  wann  nach  A.-Reg.  die  ein- 
gezogenen Aktien  als  vernichtet  zu  gelten  haben,  also  die  Amortisation  edo]ß 
ist.  Der  Ausführung,  dass  die  Einlösung  im  Wege  der  Verlosung  oder  des 
freihändigen  Rückkaufs  erfolgen  könne,  ist  in  §  33  Abs.  2  noch  der  Satz  an- 
gefügt: „Die  derart  erworbenen  Aktien  sind  zu  vernichten".  Da  das  A.-Re^. 
in  §  32  als  Fälle  des  (entgeltlichen)  „Erwerbs  eigener  Aktien"  auch  nennt 
„den  Erwerb  zum  Behufe  einer  Reduktion  des  Aktienkapitals  unter  Beobach- 
tung der  gesetzlichen  Vorschriften"  und  den  Erwerb  „in  Durchführung  einer 
im  Statute  vorgesehenen  Einlösung  der  Aktien  aus  dem  Reingewinn'^  gibt  es 
zu  erkennen,  dass  es  in  der  Empfangnahme  angekaufter  Aktien  unter  gleich- 
zeitigem Vorhandensein  primärer  Einziehungsabsicht  noch  nicht  die  Vemichtiin:^ 
der  Aktienrechte  erblickt.  Aus  dem  Grunde  begegnet  in  §  33  der  besondere 
Satz:  „Die  derart  erworbenen  Aktien  sind  zu  vernichten".  Wenn  also  Aktien- 
urkunden ausgegeben  sind,  sind  die  darin  verbrieften  Anteilsrechte  erst  mit 
physischer  Vernichtung  dieser  Urkunden  vernichtet  Dasselbe  gilt  nach  dem 
Zusammenhang  für  den  Fall  der  Ausloosung.  Würde  daher  nach  dem  A.-R^. 
die  Grundkapitalsziffer  infolge  erfolgter  Aktieneinziehung  auch  bilanzmässig  herab- 
zumindern sein,  so  dürfte  dies  nicht  vor  dieser  physischen  Entwertung  geschehen. 
Erst  von  ihrer  Vollziehung  an  ist  im  Sinne  des  A.-Reg.  im  Gegensatz  zum 
deutschen  Aktienrecht®)  die  selbständige  Einziehung  „erfolgt". 


0  A..Reg.  §  33  Abs.  2. 

«)  Über  diese  oben  §  123. 

*)  A.-Reg.  §  49  Abs.  6. 

*)  8.  über  die  Frage  §  125  VII. 

^)  Die  Bestimmung  ist  ohne  alle  EinBchränkung  gdassen.  Hieraus  folgt,  <l&<s 
das  Grundkapital  auch  dann  in  unveränderter  Hohe  einzusetzen  ist,  wenn,  was  au*- 
drücklich  A.-JReg.  §  49  Abs.  5  vorschreibt,  die  Wertminderung  in  der  B.  zum  AnsaU 
gelangt,  welche  das  Anlagevermögen  durch  Abnutzung  erleidet  Die  Folge  hiervon  ist, 
dass  mehr  Aktiva  angesammelt  werden,  als  zur  Erhaltung  des  Anlagekapitals  notwendig 
sind.    S.  darüber  oben  125  III  B  7  b  d. 

•)  S  über  diesen  Fonds  §  125  IH  A  2. 

^  A.-Reg.  §  33  Abs.  3. 

•)  S.  §  125  III  B  8  b. 
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3.  AktleneiiizlehuiiiB:  bei  heimfftllliB^en  ITntcrnehmiuiffeii« 

§  127. 

L  Eine  besondere  Erorterang  verlangt  noch  die  selbständige  Aktientilgung 
bei  h^mfiUigen  Unternehmungen,  d.  h.,  wie  wir  wissen^),  bei  A.en,  deren 
Untemehmungsgegenstand  nach  Ablauf  bestimmter  Zeit  unenigeUlick  an  Staat 
oder  Gemeinde  auszuantworten  ist.  Das  osterr.  A.-Reg.  enthält  zwar  Bestim- 
mungen auch  über  solche  A.en,  wie  wir  sahen  ^).  Es  bezeichnet  dieselben  als 
A.en,  deren  „Vermögen  aus  zeitlich  beschrankten  Rechten  besteht'*.  Aber  unter 
das  A.-Reg.  fällt  nur  ein  Teil  dieser  heimfälligen  Unternehmungen,  insbesondere 
nicht  die  konzessionierten  Eisenbahnen  einschliesslich  Lokal-,  Klein-  und  Strassen- 
bahnen.  Daher  ist  auch  noch  für  das  österreichische  Recht  diese  Untersuchung 
notwendig  und  gerade  für  dieses,  denn  die  Praxis  der  österreichischen  Privat- 
bahnen lässt  klare  Rechtsanschauungen  in  dieser  Hinsicht  zum  Teil  vermissen. 

II.  Die  Frage  der  Aktientilgung  bei  heim&lligen  Unternehmungen  hat 
mit  dem  Falle  der  Aktientilgung  bei  BergwerksaktieugeseUschaften ')  das  gemein, 
dass  auch  hier  bei  Auflösung  der  A.  das  Anlagekapital  nicht  zur  Zurück- 
zahlung der  Einlagen  zur  Verfügung  steht  Zwar  ist  der  Grund  ein  anderer. 
Das  Anlagekapital  unterliegt  in  unserem  Falle  nicht,  wie  bei  den  Bergwerks- 
geseUschaften,  einer  natürlichen  Aufzehning  durch  den  Betrieb,  im  Gegenteil, 
dasselbe  ist  bis  ziun  Ablauf  der  Konzessionsdauer  unversehrt  zu  erhalten,  aber 
es  ist  einer  rechtlichen  Aufzehrung  unterworfen.  Bei  Ablauf  der  Zeit  ist  das 
Anlagekapital  an  Staat  oder  Gemeinde  auszuantworten.  Aus  der  gleichen 
wirtschaftlichen  Lage,  welche  die  verschiedenen  Gründe,  dort  ein  physischer, 
hier  &n  rechtlicher,  mit  sich  bringen,  erklärt  sich  demgemäss  auch  die  gleiche 
virtdchaftUche  Folge.  Die  A.  hat  auch  hier  anderweit  für  Mittel  zur  Aktien- 
rückzahlung vorzusorgen;  denn  vermag  sie  den  Kapitalisten  solche  Rückzahlung 
nicht  in  gesicherte  Aussicht  zu  stellen,  dann  werden  dieselben  nicht  geneigt  sein, 
als  ZeKhner  ihrer  Aktien  aufzutreten. 

ni.  A.  1.  Soll  der  HeimfaU  gegen  EntgeU  geschehen,  so  hat  diese  keine 
Schwierigkeiten.  Hier  braucht  die  A.  auf  Bereitstellung  besonderer  Mittel  für 
die  Rückzahlung  nicht  Bedacht  zu  nehmen.  Sie  erwachsen  ihr  aus  der  Ver- 
gütung, welche  Staat  oder  Gremeinde  für  Übergabe  des  Unternehmens  zu 
leisten  hat  Am  Ende  beträgt  diese  so  viel,  als  der  Wert  der  wegzugebenden 
Anlage. 

2.  Wir  setzen  den  Fall,  einer  A.  sei  eine  Eisenbahnkonzession  für 
oO  Jahre  verteilt;  der  Staat  hat  dieselbe  vertragsmässig  um  ^j^  Million  zu  über- 
nehmen; soviel  betragt  auch  das  Aktienkapital.  Dann  lautet  die  B.  am  Ende 
des  ersten  Jahres: 


AnlagekaiHtal  .     .     .     .     .     500000 
Wertder  Kaufpreisforderung*)      1 0  000 


Grundkapital 500000 

Wert  der  Herausgabepflicht  *)       10  000 


und  am  Ende  der  Konzesssionsdauer: 

Anhigekonto 500000 

Übemahmepreis*)       .     .     .     500000 


Grundkapital    .     . 
Herausgabepflicht  *) 


500000 
500000. 


')  §  125  ni  A  1  b. 
»)  §  126  II. 

•)  8.  hierüber  §  125  III  A  und  III  B  7  b  ß. 

•)  Dieae  Poeten  „Kaufpreisfordening''  und  „Herausgabepflicht"  wurden  in  einer 
ganz  korrekt  aufgestellten  B.  fehlen    (über  den   Grund   §  75  II  1),    weil  sie  sich  die 
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Es  wircl  die  Anlage  herausgegeben,  dadurch  heben  sich  die  Posten  An- 
Ligekonto  und  Herausgalx»pflicht  auf.  Und  zur  Rückzahlung  des  Grundkapitals 
sind  500000  Übernahmepreis  vorhanden: 


Anlagekonto 500  000 


Übernahmepreis 


Grundkapital 


')00000    Herausgabepflicht 


500000 


500000. 


3.  Die  A.  braucht  daher  hier  keinen  Liquidationsfonds  anzulegen.  Die 
Ausgabepflicht  hält  die  entsprechende  Summe  der  Aktiva  im  Bann.  Ehe  nicht 
auch  der  Wert  der  Herausgabepflicht  gedeckt  ist,  ist  keine  Reingewinn  vorhanden,  ako 
wird  das  zur  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  notwendige  Aktivkapital  vor  Aus- 
teilung an  die  Aktionäre  bewahrt. 

B.  1.  Auch  wenn  die  Aktientilgung  nicht  auf  einmal  am  Ende,  sondern 
allmählich  erfolgen  soll,  bedarf  es  keiner  besonderen  Massnahme.  Denn  weil 
die  Herausgabepflicht  immer  als  Wertposten  erscheinen  muss,  müssen  die  Paüäiva 
auch  jederzeit  eine  Summe  erreichen,  welche  dem  Wert  des  Anlagekapitals  gleich- 
kommt, ehe  ein  Reingewinn  möglich  ist.  Zifler  des  Grundkapitals  und  Ziffer 
des  Wertes  der  Ausgabepflicht  stellen  immer  zusammen  den  Wert  des  Anlage- 
kapitals, das  hinauszugeben  ist^  dar.  Fällt  mit  der  succesiven  Amortisation  die 
Grundkapitalszifler,  so  steigt  um  die  gleiche  Summe  der  Weit  der  Hinaus- 
gabepflicht.  Beträgt  das  Grundkapital  490000,  so  beträgt  die  Hinausgabepflieht 
10000  und,  beträgt  diese  490000,  so  ist  die  GrundkapitalBziff*er  10000.  Der 
Posten  Ausgabepflicht  ist  es,  welcher  garantiert^  dass  die  Amortisation  nur  aus 
dem  bilanzmässigen  Reingewinn  erfolgt. 

2.  Um  es  an  den  einzebieu  Jahresbilanzen  zu  veranschaulichen,  so  kutet 
die  erste  Jahresschlussbilanz  in  unserem  obigen  Beispiel: 


Anlagekapital 500000 

Übernahmepreisforderung     .        10000 


Grundkapital 500000 

Hinausgabepflicht       .     .     .       1000<». 


Um  Amortisation  von   10  000  zu  ermöglichen,    muss  weiter  ein  Betriebe 
gewinn  von   10  000  vorhanden  sein: 


Anlagekapital 500000 

Übernahmepreisfordening     .        10000 
Sonstige  Aktiva    ....        10000 


Grundkapital 500  OUO 

Hinausgabepflicht       .     .     .        10000 
Reingewinn 10  900 


520000 


5200(Hj. 


Wird  nun  amortisiert,  so  bleibt  als  B.: 

Grundkapital 490  OOn 

Hinausgabepflicht  ....  lOOoO 

Gewinn 10000 


Anlagekapital 500000 

Übernahmepreisforderung     .        10000 


Am  Ende   des   zweiten  Jahres    ist    der    Wert    von  Übernahmeprci?   und 
Ausgabepflicht  ghichmässig  gestiegen,  also: 

Grundkapital 490  OuO 

Hinausgabepflicht  ....       2000i) 
Gewinn lOU^'O 


Anlagekapital 500  000 

Übernahmepreisforderung     .       20  000 


Wage  halten.     Wir  setzen  sie  hier  ein,  um  den  Gegensatz  zu  Späterem  klar  zur  Ao- 
schauung  zu  bringen. 
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Es  wird  nun  der  Grewinn  zur  Amortisation  verwandt,  also: 


.Anlagekapital 500000 

Cbemahmepreis     ....        10000 


Grundkapital    .     . 
Hiuausgabepflicht 
Grewinn  .     .     .     . 


480000 
20000 
10000. 


So  gebt  es  von  Jahr  zu  Jahr  weiter.  Auf  der  Aktivseite  bleiben  nach 
Amortisation  immer  510000;  auf  der  Passivseite  fällt  das  Grundkapital  um 
10000  und  wächst  die  Herausgabepflicht  in  gleichem  Betrag  und  bleibt 
10 000  Gewinn,  so  dass  am  Anfang  des  50.  Jahres  die  B.  lautet: 


Anlagekapital 500000 

Dbemahmepreisforderung     .       10000 


Grundkapital 10000 

Hinausgabepflicht  ....     490000 
Gewinn 10000 


Am  Ende  des  50.  Jahres  schreiben  wir  dann: 


Anlagekapital 500000 

Cbernahmepreisforderung     .        20  000 


Grundkapital 10000 

Hinausgabepflicht        .     .     .     500000 
Gewinn 10000 


und  nach  der  Amortisation: 

Anlagekapital 500  000 

Übemahmepreisf orderung     .        10000 


Grundkapital     . 
Herausgabepflicht 


0 
500000. 


Die  beiden  Posten  500000  und  500000  heben  sich  dann  mit  der  Hin- 
au.<^be  auf: 


C  bernahmepreisf orderung 


öoeeee. 

10  000 


0 

Beeeee 


Dass  diese  10000  stehen  bleiben,  erklärt  sich  daraus,  dass  das  erste 
Jahr  10000  Mk.  Ertrag  abwarf,  so  dass  da  die  Übernahmeforderung  durch  die 
Amortisation  nicht  gemindert  wurde. 

IV.  Granz  anders  gestaltet  sich  die  Sachlage,  wenn  der  Gegenstand  des 
Intemehmens  nach  Ablauf  der  Konzessionsdauer  unenlgelUich  JwiinfällL  Auch 
hier  kann  am  Ende  der  Konzessionsdauer  die  Heimzahlung  des  Grundkapitiüs 
aus  dem  Anlagevermögen  nicht  geschehen,  aber  zugleich  steht  —  anders  als 
im  vorigen  Falle  —  in  diesem  Zeitpunkte  kein  Übernahmepreis  zur  Verfügung. 
Ak)  müssen  hier  unter  allen  Umstanden  die  Mittel  zur  Zurückzahlung  des 
Grandkapitals  auf  andere  Weise  aufgebracht  werden.     Zwei  Wege  sind  gangbar. 

A.  Der  Weg  der  Aufbringung  eines  Aktientilgumjsfonds.  Derselbe  hat 
die  Mittel  zu  enthalten,  welche  im  Zeitpunkt  der  Liquidation  zur  Zurückzahlung 
erforderlich  sind.  In  unserem  Beispiele  hat  er  also  am  Ende  der  Konzessions- 
zeit  500000  zu  betragen.  Somit  sind,  um  von  Zinseszinsberechnung  abzusehen, 
jährlich  10000  zurückzulegen.  Das  kann  nur  aus  dem  Reingewinn  geschehen, 
denn  das  Anlagekapital  muss  —  ganz  abgesehen  von  der  wirtschaftlichen  Not- 
wendigkeit seiner  Erhaltung  (ohne  Erhaltung  des  Bahnkörpers  und  des  Fahr- 
materials ist  ein  fortgesetzt  geordneter  Betrieb  nicht  möglich)  —  unberührt  bleiben, 
weil  die  rechtliche  Verpflichtung  besteht,  es  hinauszugeben. 

1.  Demgemäss  müsste  an  sich  nach  und  nach  ein  Reservekonto  hi  der 
Höhe  des  Anlagekapitals  geschaffen  werden  *).    Durch  dasselbe  würde  verhindert, 

')  Die  Schaffung   eines  solchen  Beservekontos  ist   das  buchfühningstechnische 
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dass,  bevor  die  Aktiven  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  dieses  Reservekontot» 
erreichen,  Reingewinn  vorhanden  wäre,  und  auf  diese  Weise  das  Anlagekapital 
unberührt  bleiben.     Es  wäre  daher  an  sich  zu  buchen: 


Anlagekonto 500000 


Grundkapital 500000 

Aktientilgungsfonds    .     .     .       10000 


und  am  Ende  der  50  Jahre  lautete  die  B.: 

Anlagekonto 500000      Grundkapital 500000 

Aktientilgungsfonds    .     .     .     500000 

oder  da  durch  500  000  Tilgungsfonds  doch  500000  Aktiva  gebunden  sind: 

Anlagekapital 500000  1  Grundkapital 500000 

Sonstige  Aktiva    ....     500000  |  l'ilgungsfonda 500000. 

Die  Mittel  zur  Aktientilgung  wären  somit  vorhanden. 

b)  Aber  ein  besonderer  Passivposten  AktierUügungsfonds  kann  in  Wirk- 
lichkeit aus  folgendem  Grunde  entfallen.  Zu  buchen  ist  auch  die  Herausgak- 
p flicht.  Nach  50  Jahren  muss  die  Bahn  ja  ausgeantwortet  werden.  Dieser 
Ausgabepflicht  steht  aber  hier  keine  Übernahmeforderung  entgegen.  Also  muss 
sie  unter  tdlen  Umstanden  gebucht  werden.  Sie  bindet  daher  bereits  eine  enU 
sprechende  Summe  von  Aktiven,  ehe  Reingewinn  vorhanden  ist,  und  zwar,  weil 
sie  im  Wert  jährlich  um  10000  steigt,  so  viele,  als  schliesslich  zur  Aktien- 
tilgung notwendig  sind.  Würde  man  unter  den  Passiven  auch  noch  einen 
Posten  Aktientilgungsfonds  hinzusetzen^),  so  würde  bei  Auflösung  der  Gesell- 
schaft die  B.  lauten: 


Anlagekonto 
Sonstige  Aktiva 


.     .        500  000-.    Grundkapital 500000 

.     .     1000  000    -.Herausgabepflicht .     .     .     ,     500000 
Tilgungsfonds        ....     500000. 

Anlagekonto  und  Herausgabepflicht  höben  sich  auf,  ebenso  Grundkapital  und 
500000  Mk.  des  Postens  „sonstige  Aktiva".  Also  blieben  noch  500  000  Ak- 
tiva zur  Verteilung  frei.  Es  wäre  zu  viel  Kapital  angesammelt.  Daher  ist  es 
hier  nicht  notwendig,  wn  die  am  Ende  der  Liquidationszeit  zur  Aktientilgung 
notwendigen  Aktivwerte  bereit  zu  haben,  einen  besonderen  Passivposten  Aktieii- 
tilgungskonto  einzusetzen.  Der  Posten  „Herausgabepflicht"  tvirki,  wie  ein  Aktien- 


Mittel,  AmortisatioD  aus  dem  Anlagekapital  hintanzuhalten.  Gesetzt:  Anlage-  und 
Grundkapital  betragen  500000.  Ea  werden  10000  Aktiennennbetrag  amortisiert  Dann 
bleibt  an  sich  100(X)  bilanzmässiger  Gewinn: 

Anlagekapital 500000 1  Grundkapital 490000 

[Gewinn lOQQÖ. 

Wollte  man  ihn  verteilen,  so  mussten  aus  dem  Anlagekapital  10000  Mk.  flüssig  ge- 
macht, dasselbe  also  auf  490000  gemindert  werden.  Um  dem  vorzubeugen,  wird  ein 
Beaervekonto  „Amortisierte  Aktien"  eingesetzt;  dann  entsteht  kein  bilanzmässiger 
Gewinn: 

Ankgekapital 500000 1  Grundkapital 490000 

I  Reservekonto 10  (^«>. 

das  Ankgekapital  bleibt  500000.    Vgl.  Eeisch  II  166  f. 
')  Die  B.  des  ersten  Jahres  würde  lauten: 

Anlagekonto       500000 1  Grundkapital .">00(jOO 

HerauBgabeschuld lOOUO 

I  Aktien tilgungsfonds 10000. 
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libfungsfonds,  weil  ihm  kein  Posten  „Übemahmepreiswert"  gegenübersteht, 
al-H)  durch  ihn  andere  Aktiva  gebunden  werden  können  ^).  Die  B.  lautet  dem- 
gemäss  am  Anfang: 


Anlagekapital 500000 

Sonstige  Aktiva    ....        10000 


Grundkapital     .     .     .     .     .     500000 
Hinausgabepfiicht        .     .     .        10000 


und  am  Ende: 

Anlagekonto 500000' 

Sonstige  Aktiva    ....     500000 


Grundkapital    .     . 
'.  Hinausgabepflicht 


500000 
500000. 


Aülagekonto  und  Hinausgabepflicht  entfallen,  wenn  auszuantworten  ist.  Aua 
•len  übrigen  500000  wird  das  Grundkapital  zurückgezahlt. 

B.  Der  andere  Weg,  die  Mittel  für  Tilgung  des  Aktienkapitals  aufzu- 
bringen, ist  allmähliche,  ,,$uccessive**  AktienamortUation.  Auch  hier  muss  ver- 
hindert werden,  dass  die  Amortisation  aus  dem  Anlagekapital  geschieht  Ver- 
mieden kann  dies  durch  Schuldaufnahine  werden,  aber  einfacher  dadurch,  dass 
Amortisation  nur  aus  dem  Reinertrag  stattflnden  darf.  Um  dies  durchzuführen, 
i-'t  es  auch  hier  nicht  erforderlich,  einen  besonderen  Reserveposten  in  der  Höhe 
der  jeweils  amortisierten  Aktien  einzusetzen,  sondern  als  solcher  wirkt  auch 
hier  das  durch  ein  Aktivum  Übernahmepreisforderung  nicht  gebundene  Passivum : 
Wert  der  Herausgabepflicht.  Denn  obschon  das  (?rum/kapital  durch  Amorti- 
sa^n  abgemindert  wird;  bleibt  doch  das  ^Ink^ekapital  gegen  Verringerung 
durch  Amortisation  aus  dem  Grunde  gesichert,  weil  ihm  in  der  Herausgabe- 
pflicht ein  Passivposten  gegenübersteht,  dessen  Wert  in  dem  gleichen  Masse 
steigt,  in  welchem  das  Grundkapital  durch  Amortisation  sinkt. 

1.  Fällt  das  Grundkapital  im  ersten  Jahre  durch  Amortisation  um  10  000, 
<^  l)e!»itzt  andererseits  die  Herausgabepflicht  am  Jahresende  einen  Wert  von 
10000.     Wir  buchen: 


Bilanzkonto 


Anlagekonto 500000 


Grundkapital     . 
Herausgabeschuld 


490000 
10000 


und  am  Ende  des  folgenden  Jahres: 


300000 


und  HO  ist  schliesslich  das  Ergebnis: 
Anlagekapital 500000 


Grundkapital    .     . 
Herausgabepflicht 


480000 
20000 


0 
500000, 


welch  beide  Posten  sich  im  Moment  der  Herausgabe  aufheben: 
Anlao:ekonto 0 


Grundkapital    .     . 
Herausgabepflicht 


0 
0. 


^)  Rs  liegt  afeo  ein  ähnliches  Verhältnis  vor,  wie  es  uns  bei  A.en,  deren  Ver- 
mogeuäsubslanz  durch  den  Betrieb  allmählich  aufgezehrt  wird,  hinsiclitlich  des  Ab- 
•<*hreibungs-  oder  Erneuerungsfondskontos  begegnete,  wenn  die  Abschreibungen  in  der 
Höhe  der  jährlidien  Amortisationen  erfolgen.  Dort  machte  das  AbschreibunMkonto 
eiuen  besonderen  Reservefonds  aus  amortisierten  Aktien  überflüssig.  S.  §  125  III  B  7  b  d. 


Rehm,  Die  Bllansen  der  AkUenge8ellticba(toQ. 


29 


450 


§  127.  Aktieneinziehung  bei  heimfälligen  Unternehmungen. 


2.  Im  einzelnen  verfolgt^  ist  die  Entwicklung  diese:  Am  Ende  des  ersten 
Jahres  lautet,  wenn  20000  Mk.  Betrieb^reingewinn  gemacht  sind  und  10000  Mk. 
Aktieunominale  amortisiert  werden  sollen,  die  B.  vor  der  Amortisation: 


Anlagevermögen 
Sonstige  Aktiva 


500000 
20000 


Grundkapital 500000 

Herausgabepflicht       .     .     .       10000 
Gewinn 10000 


520000 
nach  der  Amortisation: 

Aktiva 510000 


520  000, 


Grundkapital 490000 

Herausgabepflicht       .     .     .       10000 
Gewinn 10000 


510000 


510000. 


Am  Ende  des  nächsten  Geschäftsjahres  ist  die  B.  wegen  Steigerung  des 
Wertes  der  Herausgabepflicht: 

Aktiva 510000  I  Grundkapital 490000 

I  Herausgabepflicht      ...       20000; 

also  kann  Amortisation  nur  geschehen,  wenn   noch  10000  Betriebsgewinn  hin- 
zukommt.    Dann  ist  die  B.: 


Anlagekapital 500  000 

Sonstige  Aktiva    ....       20000 


Grundkapital 490000 

Herausgabepflicht       .     .     .       20000 
Gewinn 10000 


520000  I 
und,  wird  amortisiert,  so  bleibt: 
Aktiva 510000 


520000 


Grundkapital 480000 

Herausgabepflicht       .     .     .       20000 
Gewinn 10000. 


Am  Ende  des  dritten  Jahres  lautet  die   B.  wegen  Wertsteigerung  der  Heraus- 
gabepflicht: 


Anlagekapital 500000 

Sonstige  Aktiva    ....       10000 


Grundkapital 480000 

Herausgabepflicht       .     .     .       30  000. 


Soll  wieder  Amortisation  möglich  sein,  so  ist  ebenfalls  wieder  10  000  Betriebs- 
gewinn erforderlich: 


520000 


Gewinn 


470  ÖÖO 
30000 
10000 


Wird  amortisiert^  so  bleibt: 


500000 
10  000 


Gewinn 


470  OOÖ 
30000 
10000 
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So  sehen  wir,  dass  nur  aus  dem  Ertrag  amortisiert  wird,  auf  der  Aktiv- 
ieite  das  Anlagevermögen  unverändert  erhalten  bleibt:  immer  500000.  Daher 
iiteht  auch  in  der  B.  am  Ende  des  50.  Jahres  noch : 


Anlagevermögen 


500  000 


Grundkapital  .     . 
Herausgabepflicht 


0 

500000; 


Dämlich  am  Anfang  des  50.  Jahres: 
Aktiva 510  000 


Grundkapital 10  000 

Herausgabepüicht       .     .     .     490  000 
Gewinn        10000 


und  am  Schluss,  wenn  wieder  10000  Ertrag  erzielt  sind,  vor  der  Amortisation : 


Aktiva 


520  000 


Grundkapital 10000 

Herausgabepflicht      .     .     .     500  000 
Gewinn        10000 


I 
und  nach  der  Amortisation  und  Herausgabe: 


Anlagekapital  . 
Sonstige  Aktiva 


0 
10  000 


Grundkapital    .     . 
Herausgabepflicht 
Gewinn   .     .     .     . 


0 

0 
10000. 


Die  10000  bldben,  weil  am  Anfang  20000  Betriebsgewinn  notwendig  war, 
am  die  erste  Amortisation  zu  ermöglichen,  da  die  Herausgabepflicht  ja  gleich 
mit  10000  bewertet  werden  musste. 

V.  Stellen  wir  unser  Ergebnis  bezüglich  der  heimfälligen  Unternehmungen 
zusammen,  so  ist  Aktien tilguug  aus  dem  Anlagekapital  immer  ohne  weiteres 
verhindert 

A.  Bei  Heimfall  gegen  Entgelt: 

1.  Wenn  die  Tilgung  des  Grundkapitals  bis  zur  Gesellschaftsauflösung 
(Ablauf  der  Konzessionszeit)  aufgeschoben  wird.  Die  Bildung  eines  Amortisa- 
tionsfonds ist  hier  nicht  notwen<lig,  weil  als  solcher  der  Übernahmepreis  wirkt: 


Anlagekapital . 


500  000 


Übcmahmepreisforderung   .     500000 


Gnmdkapital 500000 


Herausgabepflicht 


500000. 


2.  Wenn  allmähliche  Tilgung  beabsichtigt  ist.  Hier  ist  ein  besonderer 
R<-?ervefond8  aus  amortisierten  Aktien  ül)erflÜ8sig>  weil  das  Anlagekapital  dadurch 
gesichert  ist,  dass  jeweiliger  Wert  des  Grundkapitals  und  der  Herausgabepflicht 
zu:5ammen  gleichkonmien  dem  AVert  des  Anlagekapitals. 

B.  Bei  Heimfall  ohne  Entgelt: 

1.  Wenn  die  Amortisation  bis  zur  Auflösung  vorbehalten  wird.  Hier  ist 
allmähliche  Bildung  eines  Aktientilgungsfonds  nicht  erforderlich,  weil  der  zwar 
durch  keine  Übemahmepreisforderung  gebundene  Hinausgabepflichtposten  doch 
nach  dem  Wesen  der  B.  eine  gleich  hohe  Aktivsumme  und  zwar  eben  die  zur 
Amortisation  notwendige  bindet. 

2.  Wenn  alhnähliche  Amortisation  stattfindet.  Auch  hier  wirkt  als 
Reservefondsposten  die  Herausgabepflicht.  Denn  der  Wert  derselben  zusammen 
mit  dem  des  Grundkapitals  ist  gleich  der  Höhe  des  Anlagekapitals.  Also 
kann  letzteres  durch  Amortisation  nicht  verringert  wenlen. 
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VI.  Zum  Bchluss  setzen  wir  noch  fest,  welcher  Unterschied  zwischen  dem 
bei  allmählicher  Aktien tilgun^  in  der  Höhe  des  Betrages  der  amordsierteu 
Aktien  gebildeten  Reservefonds  und  diesem  an  seine  Stelle  tretenden  Posten 
Herausgabepflicht  besteht.  Der  letztere  teilt  mit  jenem  Reservefonds  die  Eigen- 
schaft, dass  er  neben  der  um  die  Amortisationsquote  verminderten  Grundkapitals- 
Ziffer  als  weiterer  Passivposten  in  der  B.  erscheint  und  zwar  als  einer,  welcher 
bevnrkt,  dass  die  Amwiisation  nur  aus  Reinertrag,  nicht  in  das  Anlagekapital 
verringernder  Weise  erfolgt.  Allein  darum  ist  es  doch  nicht  angängig,  diesen 
Posten:  „Reservefonds  aus  amortisierten  Aktien"  oder:  „Konto  der  verlobten, 
gekündigten,  zurückgekauften  Aktien"  zu  nennen,  und  zwar  aus  einem  drei- 
fachen Grund: 

A.  Der  Posten  „Herausgabepflicht"  —  um  den  handelt  es  sich  ja  — 
hat  in  Amortisationsabsicht  nicht  seine  Ursache,  sondern  er  bewirkt  nur  infolge 
des  bilanzmässigen  Grundsatzes,  dass  jedes  Passivum  ein  Aktivum  gleicher 
Höhe  bindet,  dass  die  Amortisation  lediglich  aus  dem  Ertrag  geschieht^  Ej^ 
ist  dies  nicht  sein  Zweck,  sondern  nur  eine  sich  objektiv  an  sein  Vorhandensein 
knüpfende  Folge.  Da'  Posten  Herausgabeverpflichiung  miisste  auch  eingeseixt 
werdefi,  wenn  keine  allmühliclie  Amortisation  stattfände.  Sein  Grund  liegt  im 
Heimfallsrecht  Hieraus  entspringt  die  Herausgabe  Verbindlichkeit  und  der 
Posten  ist  Bewertung  der  Herausgabeverbindlichkeit.  Die  Rückgabeverbindlich- 
keit besteht  unabhängig  von  der  Amortisation.  Erst,  weil  herausgegeben  werden 
muss,  wird  amortisiert.  Also  hat  dieser  Posten,  Amortisation  aus  dem  Anlage- 
vermögen hintanzuhalten,  jiicht  zum  Zweck,  sondern  lediglich  zur  unbeabsichtigt 
eintretenden  objektiven  Nebenwirkung.  Seine  Einstellung  erfolgt  aus  einem 
anderen  Grunde.  Er  ist  nicht  Amortisatious-,  sondern  Heimfaükonto.  Konto 
der  amortisierten  Aktien  oder  ähnlich  (Amortisatiojisreservefonds  u.  s.  w.)  dürfte 
er  nur  genannt  werden,  wenn  er  in  Amortisation  seine  Veranlassung  hätte. 

B.  Ferner  ist  der  Posten  nichts  wie  das  „Konto  der  amortisierten  Aktien", 
nur  ein  rechnungsmässiger  Passivposteji,  sondern  er  ist  ein  reeller  Passivposten, 
ein  Schuldposten  im  weiteren  Sinn,  ein  Verbindlichkeitsposten,  einzureihen  unter 
die    Kreditoren,    kein    Reservefonds    und    darum   kein    bloss    fiktiver    Posten. 

C.  Drittens  beruht  der  Posten  im  Gegensatz  zum  Reservefonds  aa? 
amortisierten  Aktien  rechtlich  nicht  auf  freiem  Willen,  sondern  auf  rechtlicher 
Notwendigkeit.  Er  ist  ein  gesetzlich  notwendiger  Posten,  nicht  bloss,  wie  jener 
Reservefonds  von  Hause  aus*),  ein  nur  auf  wirtschaftlichen  Erwägungen  be- 
ruhender, rechtlich  aber  freiwillig  eingestellter  Posten. 

Vn.  Nicht  so  sehr,  wie  von  dem  Reservefonds  der  amortisierten  Aktien, 
unterscheidet  sich  der  Herausgabepflichtposten  von  dem  Abschreibungskonto 
wegen  Wertminderung  durcii  Ausbeutung,  welches  uns  bei  den  Bergwerks- 
aktiengesellschaften begegnete . 

A.  Dieses  teilt  mit  ihm  zwei  Eigenschaften. 

1.  Erstens  ist  auch  Zweck  seiner  Einstellung  nicht,  Amortisation  aus  dem 
Anlagekapiüd  zu  verhindern,  sondern,  dass  es  dies  verhindert,  ist  ebenfalls  nur 
seiner  Veranlassung  ferne  liegende  objektive  Wirkung,  Seine  Verursiichuujr 
liegt  in  der  Tatsache  der  Wertminderung.  Es  jnmste  auch  eingesetzt  tt^erden, 
wenn  jede  Aktienafnorii^aiion  unterbliebe.  Es  ist  Abschreibungs-,  Emeuerungs- 
fonds-,  nicht  Amortisationskonto. 

2.  Zweitens  beruht  auch  seine  Einsetzung  nicht  bloss,  wie  die  Einsetzun«; 
eines   Reservekontos   der  amortisierten    Aktien,    auf    wirtschaftlicher    Erwägung, 


*)  Anders  im  österr.  A.-Reg.    S.  §  126. 
«)  §  125  ni  B  7  b  ^. 
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Verwaltungpgrandsatz,  sondern  auf  Rechtevorschrift.  Die  VermÖgens|2;egen8tan<le 
müsjäen  nach  H.G.B.  §  40  zu  ihrem  wahren  Werte  angesetzt  werden.  Also 
\A  eingetretene  Wertminderung  in  der  B.  zu  berücksichtigen. 

B.  1.  Der  Unterschied  beschrankt  sich  lediglieh  auf  einen  Punkt.  Unser 
Herausgabepflichtposten  ist  reelles  Passivum,  das  Abschreibungskonto  nur  fiktives 
(Hier  richtiger  nur  rechnungsmässiges,  zwar  nicht  von  Reservefondsnatur,  aber 
ein  Bewertungskonto,  ein  Wertberichtigiuigaposten  %  nur  darum  vorhanden, 
weil  die  Wertminderung  nicht  gleich  an  dem  im  Werte  geminderten  Aktivum 
auf  der  Aktivseite  in  Abzug  gebracht  ist*). 

2.  a)  Nach  Beisch  und  Kreibig  und  überhaupt  der  herrschenden  Meinung 
wünle  sogar  dieser  Unterschied  entfallen.  Sie  erblicken  nämlich  in  dem,  was 
wir  Herausgabepflicht  oder  kürzer  Heimfallkonto  nennen,  ebenfalls  nur  eine 
Art  Abscfireibung,  also  ein  blosses  Wertkorrektur-,  ein  sog.  „Bewertungs- 
konto**'). Bei  A.en,  deren  Vermögenssubstanz  durch  den  Betrieb  erschöpft 
wenlo,  trete  eine  allmähliche  Wertminderung  des  Anlagevermögens  aus  physischen 
Gründen,  bei  A.en,  deren  Vermögen  aus  zeitlich  beschränkten  Rechten  bestehe, 
eine  successive  Wertkonsumtion  des  Anlagekapitals  aus  rechtlichen  Gründen 
ein*).  Der  Umstand,  dass  die  betreffende  Unternehmung  ihre  Anlagen  nur 
zeitlich  beschränkt  ausnützen  und  nur  beschwert  mit  der  Hcimfallslast  an  Dritte 
veraus^m  könne,  mindere  den  Wert  des  Anlage vennögens  von  Jahr  zu  Jahr®). 
Dort  Wertminderung  durch  Substanzverlust,  hier  Wertminderung  durch  Zeit- 
ahlauf. 

b)  Allein  diese  Auffassung  widerspricht  einem  wichtigen  Bewertungsgrund- 
j«tz.  Wohl  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  Anlagenstücke,  welche  nach 
bcj^timmter  Zeit  heimfallen,  nicht  als  Gebrauchsgegenstände  bewertet  werden 
dürfen,  denn  sie  sind  nicht  dauernd,  d.  h.  auf  unbestimmte  Zeit®),  sondern 
nur  auf  bct^timmte  Zeit  dem  (Jeschäftsbet riebe  gewidmet.  Sie  kommen  also  in 
erster  Linie  als  Veräu8i*erungsgegen stände  in  Betracht'').  Nach  ihrem  Ver- 
äu<>erung8wert  sind  sie  zu  bewerten.  Eine  allmähliche  vollständige  Aufzehrung 
ihres  Wertes  kann  dabei  aber  nur  eintreten,  wenn  das  Unternehmen  bei 
Heimfall  eingestellt  wird,  die  A.  vielleicht  sogar  die  Verpflichtung  hat,  die 
»•^•hienen  zu  entfernen  und  den  früheren  Strassenzustand  wie<lerherzustellen  *). 
Durch  Auflösung  des  Betriebes  werden  die  Bestandteile  ganz  o<ler  nahezu 
wertlos.  Anders  dagegen,  wenn  der  Staat  oder  die  Stadt  das  Unternehmen 
fortführt.  Wie  wir  früher*)  darlegten  und  wie  Revich  und  Kreibig^^)  selbst 
andeuten,  ist  dem  einzelnen  Vermögensstück  der  Wert  als  gegenwärtiger  bei- 
zulegen, den  der  Gegenstand  auch  für  einen  Dritten,  der  das  Geschäft  fortbe- 
triebe, also  bei  gleichbleibender  Benutzung  hätte.  Von  diesem  Gresichtspunkt 
aui?  hat  aber  der  Zeitablauf  des  Betriebsrechtes   auf  den  Wert  des  Anlagever- 


M  Vgl.  §  65. 

')  §§  37  und  43. 

»)  JtCeiseh  (und  Kreibig)  II  79  und  106;  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  741; 
Beigel  II  .57;  Entsch.  in  Steuers.  V  42;  Knappe  118. 

*)^Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  733  und  740.  —  Infolge  dieser  Auffassung 
beisteht  Ähnlichkeit  zwischen  den  beiden  Fällen  und  so  erklärt  es  sich,  dass  Beisch  bei 
Grünhut  S.  733  Anm.  15  auch  die  erstere  Art  von  A.eu  (Bergwerksaktiengesellschaftcn) 
unter  den   Begriff  heimfällige  Unternehmungen  stellt. 

«)  Beisch  II  165. 

•)  Beisdt  bei  Grünhut  S.  734. 

•)  S.  unten  §§  167  IV  und  168  I  A  1. 

*)  S.  auch  Beigel  II  87  f. 

•)  §  23  vn. 

'•)  Beisch  I  256:  „Bei  beabsichtigtem  Fortbetrieb". 
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mögens  gar  keinen  mindernden  Einfluss^).  Denn  der  Heimfall  ist  doch  im 
Zweifel  so  gedacht,  dass  der  Staat  oder  die  Stadt  dann  den  Betrieb  fortsetzt^). 

c)  Dazu  kommt  aber  noch  ein  Anderes. 

a)  Es  ist  falsch,  anzunehmen,  die  Heimfallast  sei  buchtechnisch  unt^r 
allen  Umstanden  genügend  zum  Ausdruck  gebracht,  wenn  man  das  buch- 
führungstechnische Wesen  derselben  in  einer  Wertminderung  durch  Sjeitablaaf 
erblickt  Setzt  man  den  Fall  dass  das  vom  Staat  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten Zeit  zu  übernehmende  Unternehmen  durch  diese  Tatsache  als  solche 
eine  Wertminderung  erleide,  so  ist  mit  Buchung  dieser  allmählichen  Wert- 
minderung allein  doch  nur  dann  die  Heimfallast  richtig  bewertet,  wenn  ange- 
nommen werden  kann,  dass  die  Anlagen  infolge  des  Heimfalls  bis  zum 
Heimfall  allen  Wert  verlieren.  Dann  entfällt  freilich  jede  Veranlassung,  die 
Herausgabepflicht  als  solche  in  die  B.  einzustellen.  Nicht  als  ob  diese  Heraus 
gabepflicht  nicht  an  sich  bilanzfähig  wäre  —  sie  fällt  unter  den  bilanzrecfatlichen 
Schuldbegriff  — ,  aber  ihr  Wert  ist  am  Ende  der  Eonzessionsfrist  =  Null. 
Daher  lässt  die  nach  möglichster  Einfachheit  der  Berechnung  stiebende  und 
daher  nur  den  wirtschaftlichen  Endeffekt  ins  Auge  fassende  kaufmännische 
Buchfühiimg  diese  Schuld  bei  der  Bilanzaufstellung  von  vornherein  ausser 
Ansatz. 

ß)  Vom  rein  rechnerischen  Standpunkte  aus  ist  dies  ja  nicht  richtig. 
Hiemach  wäre  die  Ausantwortungspflicht  an  sich  zunächst  als  Wertposten  ein- 
zusetzen, der  Wertansatz  würde  sogar  zunächst  steigen,  später  aber  dann  ali- 
mählich fallen,  um  schliesslich  bei  Null  zu  enden.  Denn  nehmen  wir  an,  da.« 
Anlagekapital  betrage  500,  die  Konzessionsdauer  50  Jahre,  die  jährliche  Wert- 
minderung 10,  so  ist  an  sich  zu  buchen  am  Ende  des  ersten  Jahres: 

Anlagekapital  (=  Baukonto*))       500      Abschreibung 10 

Herausgabeschuld    ....     19,80. 

Die  Schlussbilanz  des  zweiten  Jahres  lautete: 


Abschreibung 20 

Herausgabeschuld(9,80-|-9,60)  19,40, 


Anlagekapital 500 

oder: 

Anlagekapital 480  |  Herausgabesehuld    ....     1940. 


^)  FuiHingf  Steuerlehre  176  verkennt  diesen  Unterschied  gegenüber  dem  ersten 
Fall.  Richtig  ist,  dass  Berechtigungen,  die  zu  einem  bestimmten,  l^reits  feststeheDden 
Zeitpunkte  eridschen,  z.  B.  Patente,  welche  den  Gegenstand  des  Unternehmens  tineT 
Patentverwertunffsaktieugesellschaft  bilden,  bilanzreditlich  der  Wertminderung  unter- 
liegen (8.  auch  £nt6ch.  in  Steuers.  I  266;  FuiHing  §  16  Anm.  13  E).  Aber  daraa- 
folgt  nicht,  dass  das  Gleiche  von  Gegenständen  zu  gelten  hat,  die  zu  einem  bereit» 
feststehenden  Zeitpunkt  unentgeltlich  einem  Dritten  fibereignet  werden  mfissen.  Zweifel- 
los zutreffend  ist,  dass  diese  Gegenstände  im  Laufe  der  Zeit  „ffir  den  Inhaber  det 
Betriebes"  immer  weniger  wertvoU  werden,  bis  sie  schliesslich  „für  ihn"  allen  Wert 
verlieren,  weil  er  sie  nicht  mehr  benutzen  darf,  aber  für  die  Wertbestimmung  ist  ebeo 
der  objektive  Geschaftswert  massgebend. 

*)  Man  ffihlt  diesen  Widerspruch  zum  positiven  Becht,  aber  man  sucht  ihn  $k) 
zu  beheben.  Wahrend  bei  Bei^gwerksaktiengesellschaften  die  Entwertung  eine  objektive 
eei,  sei  sie  bei  heimfälligen  Eisenbahnen  nur  eine  subjektive,  d.  h.  eine  nur  ffir  deo 
Besitzer  vorhandene.  Ffir  die  Allgemeinheit,  volkswirtschaftlich  betrachtet,  bleibe  die 
Bahn  trotz  Heimfallast  im  Werte  unverändert  (Reiach  II  29).  Nur  ffir  die  A.  besut« 
die  Bahn  nicht  mehr  den  vollen  Wert  von  einst,  da  ein  Teil  desselben  bereits  at 
durch  den  Ablauf  der  Zeit  dem  Staatsschätze  verfallen  zu  betrachten  sei  (Reisch  11 
169).  Allein  was  ist  dies  anderes,  als  eine  Durchbrechung  der  gesetzlichen  Vwredirift 
dass  ffir  die  Bewertung  der  objektive  Wert  massgebend  zu  sein  hat? 

•)  8.  §  104. 
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Von  dem  Momente  an,  wo  Herausgabeschuld  und  Anlagekapital  sich  im  Werte 
gleich  stünden,  also  z.  B.  die  B.  lautete: 


Anlagekapital 500 


Abschreibung 280 

Herausgabeschuld       ....     220, 


müss^te  die  Herausgabeschuld  dann  im  Werte  fallen;  denn  mit  seiner  Entwertung 
fiült  weiter  im  Werte  das  Anlagevermögen  und  die  Herausgabeschuld  kann 
doch  nicht  hober  im  Werte  stehen,  als  das  herauszugebende  Vermögen.  Also 
wäre  die  nächste  B.  zu  buchen: 

Anlagekapital 500      Abschreibung 290 

Herausgabeschuld 210 

und  die  Endbilanz  würde  sein: 

Anlagekapital 500 


Abschreibungskonto    ....     500 
Herausgabeschuld 0. 


y)  Audi  in  der  B.,  wie  sie  nach  Grundsätzen  ordnungsmassiger  Buch- 
fühning  wirklich  aufzustellen  ist,  tritt  die  Tatsache,  dass  die  Heim^dlast  bilanz- 
rechtlich jedenfalls  nicht  bloss  als  Bewertungskonto  aufgefasst  werden  darf, 
dann  klar  hervor,  wenn  die  Wertminderung,  welche  der  Zeitablauf  am  Anlage- 
kapital verursachen  soU^  nach  Lage  der  Sache  keine  solche  ist,  welche  bis  zur 
TöUigen  Wertaufzehrung  sich  steigert.  Nehmen  wir  in  unserem  Beispiel  an, 
das  Anlagevermögen  würde  bis  zum  Ablauf  der  Konzessionszeit  jedenfalls  nur 
auf  250  im  Werte  sinken.  Dann  würde  es,  soll  die  wirtschaftliche  Wirkung 
der  Heimfallast  bilanzmässig  richtig  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  nicht 
ausreichen,  zu  buchen: 

Anlagekapital 500  |  Abschreibung 250, 

sondern  weiter  ist  zu  buchen: 

I  Herausgabepflicht 250. 

M.  a.  W.:  die  Auffassung  der  Heimfallast  als  Wertminderung  kann  grundsätz- 
lich nur  dahin  führen,  dass  neben  das  Heimfallkonto  (der  Herausgabepflicht) 
ein  weiteres  tritt,  aber  nicht  kann  Heimfallkonto  grundsätzlich  durch  Ab- 
schreibungskonto ersetzt  werden^). 

d)  Ausserlich  genommen,  ist  der  wichtigste  Unterschied  zwischen  unserer 
nnd  der  Rdschachen  Auffassung  folgender :  Hat  die  Heimfallast  lediglich  die 
Natur  eines  Wertberichtigungskonto,  dann  kann  sie  als  Bilanzpassivposten  über- 
haupt wegfidlen,  mdem  die  Abschreibung  ja  auch  auf  der  linken  Seite  abge- 


')  Wie  schwer  es  der  herrschenden  Meinung  wird,  auch  das  bilanzrechtliche 
Wesen  der  Heimfallast  in  der  Herausgabepflicht  zu  erblicken,  zeigt  ein  Urteil  des 
prenas.  Oberverwaltungageriehts  in  Steuersachen.  In  Entsch.  in  Steuers.  V  42  wird 
anerkanot,  dass  bei  Oeleisanlagen  von  Pferdebahnen,  die  demnächst  in  das  Eigentum 
der  Stadt  übergehen,  der  objektive  Wert  der  Gregenstande  derselbe  bleibt;  trotzdem  wird 
aber  die  gefühlte  Notwendigkeit,  die  Herausgabepflicht  bilanzrechtlich  zu  berück- 
ftichtigen,  nicht  als  das  bilimzmässig  charakterisiert,  was  sie  ist,  als  Schuldposten, 
sondern  man  formuliert:  wegen  der  besonderen  subjektiven  Wertminderung  sind  Ab- 
schreibungen gestattet,  obwohl  der  Wert  der  Gegenstände  objektiv  durch  die  „Ver- 
pflichtung'' unberührt  bleibt  Diese  Formulierung  ist  nichts  anderes,  als  ein  Hinweg- 
sehen über  die  gesetzliche  Vorschrift,  dass  als  Bilanzwert  der  objektive  Wert  zu  gelten 
hat.    Damit  liegt  aber  eine  ungesetzliche  Bewertung  vor. 
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zogen  werden  kann*)*).  Ist  die  Heimfallast  bilanzrechtlich  dagegen  Schuld- 
posten, so  muss  sie  unter  allen  Umstanden  auf  der  Passivseite  vorgetraj^en 
werden,  denn  die  B.  ist  ein  das  „VakäUnis  von  Vermögen  und  Schulden*^ 
darstellendes  Konto  (H.G.B.  §  39). 


4U  Die  SpeElalbuchuniB:  der  AktienelnsiehuiiB:* 

§  128. 

I.  Zur  besseren  Veranschaulichung  des  bisher  über  die  selbständige  Aktien- 
einziehung Ausgeführten  sei  noch  im  Zusammenhang  die  buch  technische  Durch- 
fühnmg  derselben  in  den  verschiedenen  Fällen  dargestellt. 

IL  Zunächst  der  Normal  fall.  Er  ist  gegeben  bei  Banken,  welche  plan- 
massig  Aktien  amortisieren  und,  um  Amortisation  aus  dem  Anlagevermögen  zu 
verbinden),  einen  Reservefonds  in  der  Höhe  des  amortisierten  Aktien nennbetrajrf^j^ 
schaffen  •). 

A.  Wir  nehmen  Einziehung  in  Form  des  freihändigen  Ankauf?  an*). 
Das  Aktienkapital  betrage  500  000;  die  jährliche  Amortisation  100000:  der 
Rücknahmekurs  bei  der  ersten  Amortisation  90  Prozent;  in  der  Kassa  befänden 
sich  95000. 

1.  Die  Buchung  ist  dann  folgende : 

A  ktienkapi  talkon  to 

Haben 
An  Aktieneinziehungskonto  .   100  000   |  Per  bisheriges  Bilanzkonto     .  500000 


)  Bilanzkonto 


Aktiva 
Anlaffekapital       .     .    5(X) 
Abschreibung       .     ,      20 


statt: 


480 


Grundkapital o««» 


Anlagekapital 500  1  Grundkapital 5()il 

I  Abschreibungskonto *31. 

*)  Reisch  II  167  erhebt  gegen  diese  Konsequenz  ein  formales  Bedenken.  Diese 
Bnchungsweise  mindere  die  Klameit  der  B.  Es  ist  selbetverständlich,  daas  die  Wert- 
minderung nur  80  weit  Amortisation  aus  Anlagekapital  bilanzmässig  hintanzuhalten  ver- 
mag, als  die  Wertminderung  in  ihrer  Hohe  dem  Betrage,  um  welchen  das  Grund- 
kapital unmittelbar  vorher  durch  Amortisation  gemindert  wurde,  mindestens  gleichkommt 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  so  muss,  wenn  die  Absdireibung  nidit  als  besonderer  Poet^^n 
ins  Passivum  gesetzt,  sondern  auf  der  linken  Seite  abgezogen  wird,  noch  für  den  Be^ 
ein  besonderer  Posten  „Hesei-vefonds  aus  amortisierten  Aktien''  in  die  R  eingesetzt 
werden.  Eis  sei  also  neben  der  einen  Bilanzieningsmethode  der  Amortisation  noch  eine 
andere  notig,  dies  falle  weg,  wenn  die  Abschreibung  rechts  verbucht  werde.  Allein 
letzteres  wäre  zutreffend  nur,  wenn  es  zulässig  sein  würde,  die  auf  der  rechten,  der 
Passivseite,  stehende  Abschreibung  als  Amortisationskonto  zu  bezeichnen.  Allein  gerade 
darin  erblicken  wir,  wie  noch  nachzuweisen,  einen  Verstoss  gegen  die  Bilanzklarheit. 
Bleibt  die  Wertminderung  hinter  der  Amortisationsquote  zurück,  so  ist  auch,  wenn  die 
Wertminderung  als  Passivposten  verbucht  wird,  der  nicht  durch  sie  gedeckte  Amorti- 
sationsquotenrest  als  besonderes  Passivkonto  vorzutragen. 

»)  Vergl.  §  125  III  B  7  ;•. 

*)  Die  Buchung  wäre  auch  keine  andere  bei  Verlosung.  Auch  hier  würde 
Aktieneinziehungs-  (Aktienverlo6ung8-)Konto  erkannt,  Aktienkapitalkonto  belastet  Üher 
Buchung  der  Verlosung  bei  Kapitalsherabeetzung,  die  yorbildlich  ist,  s,  §121  11182«. 
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An  Kassakouto 


Ak  tieneinziehungskon  to 

.     90000  I  Per  Aktienkapitalskonto 


Kaasakonto 
SoU 
An  bisheriges  Bilanzkonto    .     95000  |  Per  Aktieneinziehungskonto 

Wir  jjchliessen  das  Akticneinziehiings-(Aktienamortisation8-)konto  ab: 

Per  Aktienkapitalskonto 


100000 


95000. 


100000. 


Aktienkapital 400  000 

Gewinn 10000. 

2.  Ein  bilanzmässiger  Verlust  ist  nicht  eingetreten.  Dem  um  100000 
•reniinderten  Aktienkapital  als  Vorteil  stehen  90000  geringerer  Kassenstand 
jjegpnüber.  Es  ist  sogar  ein  bilanzmässiger  Gewinn  von  10000  entstanden. 
Die  Verlustseite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  erfährt  gar  keinen  Eintrag: 


An  Ka«sakonto     .... 

90000 

An  Gewinn-  u.  Verlustkonto 

10000 

Die  neue  B.  lautet: 

Rassakonto 

5000 

An  Bilanzkonto 


Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
10000      Per  Kassakonto      .     . 


10000. 


3.  Die  Buchung  ist  also  nicht  anders,  als  wenn  ein  freihändiger  Rückkauf 
zum  Zwecke  der  Durchführung  einer  Grundkapitalsherabsetzung  erfolgt.  Was 
hier  Ak  tieneinziehungskon  to  ist^  ist  dort  Aktienkapitalsrückzahlungskonto  ^). 

B.  1.  Aber  es  soll  hier  weiter  in  der  Höhe  der  Amortisation  ein  Reserve- 
fonds gebildet  werden,  um  Amortisation  aus  dem  Anlagevennögen  zu  verhüten. 
K<  fragt  sich,  welches  Konto  hier  belastet  werden  muss.  Es  ergibt  sich  aus 
«1er  bilanzmässigen  Wirkung  des  Reservefonds.  Wie  jeder  Reservefonds,  hat 
auch  dieser  die  Wirkung,  dass  der  Überschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva 
L'eringer  wird.  Er  schmälert  also  den  bilanzmässigen  Gewinn.  Was  diesen 
-«chmälert^  ist  aber  bilanzmässig  Verlustposten,  kommt  also  auf  die  Verlustseite 
dej*  Gewinn-  und  Verlustkontos.  Dieses  Konto  wird  belastet,  das  Reservefonds- 
konto  erkannt: 


X  n  Reservef ondskou  to : 
Amortisierte  Aktien 


An  Bilanzkonto    . 


Gewinn-  und  Verlustkonto 

.     100000 

Amortisierte  Aktien -Konto 


100000 


Per    Gewinn-    und    Verlust- 
konto        100000 


Bilanzkonto 

Grundkapital 400000 

Reservekonto     „amortisierte 

Aktien" 100  000 


')  S.  oben  §  121  III  B  2  b. 
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2.  Hat  die  Buchung  der  selbständigen  Aktieneinziehung  ihren  ersten  Teil 
mit  der  Aktieneinziehung  zum  Zwecke  der  Durchführung  eines  Kapitalherab- 
setzungsbeschlusses gemein y  so  ist  der  zweite  Teil  der  Buchung  derselbe,  wie 
wenn  ein  Aktientilgungsfonds  aus  Grewinn  gebildet  wird.  Wir  nehmen  an: 
100000  Aktiva,  400000  Passiva,  500000  Grundkapital  Dies 
100000  Gewinn: 

Bilanzkonto 


Aktiva 100000 


Grundkapital 500000 

Schulden 400000 

Gewinn        100000. 


Dieser  Gewinn  soll  zur  Bildung  eines  Aktientilgungsfonds  Verwendung 
finden.  Ein  solcher  Fonds  ist  ein  Reservefonds,  somit  ein  Bilanzabzugsposten, 
daher  Aktienüberschuss  drückend,  demzufolge  bilanzmässig  Verlust,  also: 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


Verlust 
An  Aktientilgungsfonds 

An  Bilanzkonto    .     .     . 


Gewinn 


100000  I 
Aktientilgungsfonds 


100000 


Per  Gewinn-  und  Verlust- 
konto      


Bilanzkonto 

Grundkapital     .     . 
Aktientilgungsfonds 


100000 


100000 


500000 
100000 


III.  Und  nun  die  Fälle,  da  Besonderheiten  vorliegen:  1.  ein  Bergwerk^ 
ursprünglich  500000  wert,  das  durch  Ausbeute  jährlich  100000  an  Wert 
einbüsst,  2.  eine  Eisenbahn,  die  nach  5  Jahren  unentgeltlich  heimfaUt  und 
500000  wert  ist  (Baukoiito  500000).  In  beiden  Fällen  Aktienkapital  500000. 
Dazu  Kassabestand  95000.  Nach  den  Statuten  sind  jährlich  100  000  Aktien- 
nennbetrag aus  dem  Gewinn  zu  amortisieren.  Aktienkurs  wäre  am  Ende  des 
ersten  Geschäftsjahres  95  Prozent     Hier  buchen  wir  zunächst: 

A.  Was  das  Bei^werk  angeht^  am  Ende  des  ersten  Jahres: 


Bilanzkonto 


Anlagekapital 500000 

Kassabestand 95000 

Verlust 5000 


Grundkapital     .     . 
Abschreibungskonto 


500000 
100000 


oder: 

Anlagekapital 
ürsprüngl.    Wert    500000 
Abschreibung  100000 


Kassa 

Verlust 


400000 

95000 

5000 


Grundkapital 500000 
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and  bezüglich  der  Eisenbahn: 

Bikinzkonto 


Bftukontö 500000 

Kassa 95000 

Verlust 5000 


Grundkapital 500000 

Hcimfallkonto  (Herausgabe- 
schuld)     1000000 


B.  1.  Die  beiden  Beispiele  zeigen  deutlich,  wie  die  Abschreibung  und  die 
Herausgabepflicht  amortisationshindemd,  also  wie  ein  Reservefonds  in  Höhe  eines 
amortisierten  Aktiennennbetrags  wirken.  Denn  wären  diese  Posten  nicht  vor- 
handen, so  lautete  in  beiden  Fällen  die  B.: 


Anlagekapital 500  000 

Kassakonto 95  000 


Grundkapital 500000 

Gewinn 95000; 


es  wäre  also  95000  Grewinn  vorhanden,  hinreichend  um  100000  zu  95  Prozent 
zu  amortisieren. 

2.  Die  Wirkung  ist  somit  dieselbe,  wie  wenn  wir  ein  Keservekonto  „Amortisierte 
Aktien^*  hätten.     Hier  lautet  die  B.: 

Anlagekonto 500000 

Kassakonto 95000 

Verlust 5  000 


Grundkapital 500000 

Konto  amortisierte  Aktien        100000 


C.  Amortisation  ist  daher  nur  möglich,  wenn  100000  Gewinn  vorliegt: 
5000  zur  Ausgleichung  des  Verlustes,  95000  zur  Amortisation;  also  wenn  die 
B.  lauten  würde: 


Anlagekonto 
ürsprüngl.  Wert      500  000 
Abschreibung  100000 


Kassa      .     .     . 
Sonstige  Aktiva 


400000 

95000 

100000 


595000 
oder  was  die  Eisenbahn  betrifft: 

Baukonto 500000 

Kassakonto 95000 

Sonstige  Aktiva    ....     100000 


Grundkapital 500  000 

Gewinn 95000 


695000 


595  000 

Grundkapital 500000 

Heimfallkonto       ....     100000 

Gewinn 95000. 

___ 


F.  Die  «tenerrechtliche  Behandlnns:  von 

GmndkapitalserhShuiiff,  -Herabsetzniifl:  und 

Aktienamortisation. 

§  129. 

I.  Das  ist  der  gemeinsame  Grundgedanke  der  drei  Steuergesetzgebungen, 
die   wir  betrachteten*):    steuerpflichtig    ist    nur  der  (Rein-)^*/m^,    das  Roinnn- 


0  §  112  f. 
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kommen  der  A.,  nicht  die  Stamm  vermögen  smehrung;  der  Betriebsüberschus8, 
nicht  der  bihinzmässigo  Überschuss. 

IL  Grundkapitalserhöhung.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  unter- 
h'egt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Grundkapitalserhöhung  als  solche,  die  Ver- 
mehrung der  Aktivwerte  durch  Einlagen,  nicht  steuerpflichtig  ist  Sie  vermehrt 
das  Stanunvermögen  und  Stamm  Vermögensmehrungen  bilden  keine  anrechenbaren, 
d.  h.  steuererhöhend  wirkende  Einnahmen.  Wohl  erklärt  das  preussische  Kin- 
kommensteuergesetz  §  1 6  ausdrücklich  für  steuerpflichtig  zur  „Geschäftserweite- 
rung oder  Verbesserung"  verwendete  Betrage  und  das  österreichische  Personal- 
steuergesetz §  94  Nr.  a  ebenso  „zur  Vergrösserung  des  in  der  Unternehmung 
anliegenden  KapitJils"  verwendete  Betrage,  aber  beide  Gesetze  nur  dann,  wenn 
es  Betrage  „der  Überschüsse"  oder,  wie  das  österreichische  G.  sagt,  „aus  den 
Betriebserfolgen"  verwendete  Beträge,  d.  h.  Einkommens-  bezw.  Ertragsbestand- 
teile  sin(P),  und  dazu  gehören  Einlagen  auf  Aktien,  Gmndkapitalserhöhungen 
nicht.  Dass  dieselben  Stammvermögensmehrungen  darstellen,  bedarf  nach  dem 
früher^)  über  das  Aktienemissionsagio  Ausgeführten  keiner  weiteren  Begründung. 
Bildet  dieser  Ausgabepreiszuschlag  im  Sinne  der  Steuergesetzgebung  nicht  Er- 
trag, sondern  Stammvermögensmelirung,  dann  um  so  weniger  noch  die  Einlage, 
zu  welcher  das  Agio  eben  nur  den  Zuschlag  bildet.  Wie  das  Agio,  dient  die 
Grundkapitalserhöhug  nicht  der  Ertrags-,  sondern  der  Vermögenserzielung,  bildet 
CS  eine  Einnahme,  die  nicht  unmittelbar  die  Vergrösserung  des  Ertrags,  sondern 
der  Quelle  des  Ertrags,  des  Geschäftskapitales  zum  Zweck  hat  Grundkapitals- 
erhöhung bildet  eine  Veränderung  im  Zustand  der  Einkommensquelle,  welche 
nicht  in  deren  bestimmungsmässigen  Verwendung  zur  Ertmgserzielung  ihren 
Urspning  besitzt^). 

III.  Grundkapitalsherabsetzung  und  Aktienamortisation.  Was 
GrundkapUalsherabsetxung  und  selbständige  Aktienamortisation  angeht,  so  stehen 
sich  Grundkapitalsherabsetzung  zum  Zweck  teilweiser  Zurückzahlung  des  Grund- 
kapitals und  Aktieneinziehung  wirtschaftlich  dadurch  gleich,  dass  auch  zur 
Ausführung  jener  Herabsetzung  nicht  bloss  eine  Minderung  der  Grundkapitals- 
ziffer, sondern  auch  der  Aktivwerte  der  A.  zu  erfolgen  hat.  Auch  die  teilweise 
Zurückzahlung  des  Grundkapitals  geschieht  demgemäss  durch  Einziehung.  Es  ist 
die  unselbständige  Einziehung.  Dem  wirtschaftlichen  Effekt  nach,  wie  eben 
angegeben,  stehen  sich  selbständige  und  unselbständige  Einziehung  gleich.  An 
wirtschaftliche  Zustände  und  Vorgänge  knüpft  die  Steuerpflicht  an.  Also  ist 
die  steuerrechtliche  Behandlung  beider  Einziehungen  die  nämliche. 

A.  Die  Verwendung  bilanxmässiger  Überschüsse,  die  wirtschaftlich  Rein- 
ertrag  (Betriebserfolg),  Einkommen  darstellen,  zur  teilweisen  Heimzahlung  des 
Gnindkapitals  oder  zu  successiver  Einziehung  ist  ertrags-  und  einkommensteuer- 
pflichtig. Denn  es  liegt  hierin  steuerrechtlich  keine  Betriebsausgabe,  d.  h.  eine 
Ausgabe  für  Erwerbung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens,  sondern 
eine  Ausgabe  zur  Minderung  des  Stammvermögens.  Ausdrücklich  erklärt  das 
preussische  Einkommensteuergesetz  §  16  für  steuerpflichtig  die  Überschuss- 
beträge,  welche  zur  Tilgung  des  Grundkapitals  verwendet  werden,  und  getilgt, 
d.  h.  in   seiner  Ziffer  herabgemindert    wird    das    Grundkapital   nicht  nur,  wenn 


*)  Ebenso  bayer.  Gew.-St.-G.  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  a:  „Keine  Betriebsausgaheo 
und  daher  nicht  abzugefähig  sind  a)  die  Verwendungen  von  gewerblichen  Erträgnis9€n 
zur  Verbesserung  oder  Erweiterung  der  gewerblichen  Anlage,  die  Verwendungen  ni 
Kapitalsanlagen  . . .". 

*)  §  111  VI,  §  ll2f. 

•)  Vgl.  Fuisting,  Steuerlehre  147  und  jetzt  auch  Entsch.  in  Steuers.  X  2t)S 
speziell  für  die  in  der  Fusion  liegende  Kapitalserhöhung. 
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beischluikjmässige  Herabsetzung  des  Grundkapitals  nach  H.G.B.  §  228  fr.  erfolgt^ 
sondern  auch,  wenn  Aktie neinziehung  im  Sinne  des  G.  stattfindet.  Ebenso 
enthält  das  österreichisches  Personaisteuergesetzes  §  93  die  Bestimmung,  dass 
den  steuerpflichtigen  Reinertrag  die  bilanzmässigen  Überschüsse  bilden,  in  welcher 
\Veise  auch  immer  sie  verwendet  werden,  „ob  als  Zinsen,  Dividenden,  Tan- 
tiemen", . . .  „Reservefonds"  . . .  „oder  in  anderer  Weise"  ^). 

B.  1.  Ertragnisse,  also  wirtschaftliche  Überschüsse,  die  schon  vor  Ah- 
scMuss  der  Ä  zu  den  genannten  Zwecken  verwendet  werden,  sind  aus  dem 
gleichen  Grunde  steuerpflichtig.  Denn  auch  sie  bilden  eine  Ausgabe  für  Ver- 
niögenszwecke,  nicht  für  laufende  Bedürfnisse.  Sie  kürzen  nur  den  bilanz- 
mässigen Gewinn,  nicht  den  Ertrag,  nur  den  zu  verteilenden,  aber  nicht  den 
zu  versteueniden  Gewimi.  Denn  zu  versteuern  ist  der  Ertrag.  Wohl  erscheint 
eine  solche  Verwendung  handeis-,  d.  h.  bilanzrechtlich  als  Geschäfts-  oder  Be- 
triebsausgabe.  Sie  winl  auf  Handlungsunkosten  konto  gebucht  und  kommt 
dadurch  in  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  als  Abzugsposten,  also  auf  die  Ver- 
lustseite, und  verursacht  daher  die  Entstehung  geringeren  bilanzmässigen  Rein- 
gewinns (Gewinnsaldos).  Aber  steuerrechtlich  hat  eine  solche  Verwendung 
nicht  die  Eigenschaft  einer  Betriebsausgabe,  d.  h.  einer  Ausgabe  für  Erwerbung, 
Sicherung  oder  Erhaltung  des  Einkommens,  sondern  steuerrechtlich  liegt  eine 
Ausgabe  zur  Minderung  des  Stammvermögens  vor  und  Minderungen  des  Stamm- 
Vermögens  als  solche  berühren  den  Ertrag  nicht,  d.  h.  sind  nicht  abzugsfähig, 
steuermindernd. 

2.  Das  positive  Steuerrecht  bestätigt  dies  ausdrücklich. 

a)  Das  preussiscke  Einkommensteuergesetz  §  9  Abs.  H  Ziff'.  1  insofern, 
als  hier*)  als  „nicht  abzugsfähig"  besonders  hervorgehoben  werden  „Verwendungen 
zu  .  .  .  Kapitalsabtraguugen,  welche  nicht  lediglich  als  durch  eine  gute  Wirt- 
^haft  gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen  zu  deckende  Ausgaben  anzu- 
sehen sind".  Wohl  sind,  wie  wir  sahen  ^),  planmässige  Aktienamortisationen 
bei  bestimmten  A.en  (Bergwerksaktiengesellschaften  und  heimfälligen  Unterneh- 
mungen) dmxjh  eine  gute  Wirtschaft  gebotene  Ausgaben,  aber  sie  sind  nicht 
Ausgaben,  welche  lediglich  durch  Betriebseinnahmen  zu  decken  sind.  Amorti- 
sationen können  auch  aus  anderem  Vermögen  als  Betriebseinnahmen  oder  Be- 
triebsüberschüssen ,  aus  Anlagevermögen  erfolgen  und  erfolgen  nicht  selten 
daraus*).  Um  Amortisation  aus  Stammvermögen  zu  verhindern,  werden  ja 
gerade    Reserven  amortisierter  Aktien    mid  Aktientilguugsfonds  gebildet®). 

b)  Das  österreichische  Personalsteuergesetz  führt  unseren  Fall  ausdrück- 
lich an,  indem  es  in  §  94  lit.  b  bestimmt:  Den  (das  erste  Element  der 
Steuerbemessung  bildenden)  „bilanzmässigen  Überschüssen  hinzuzurechnen  sind 
jene  darin  nicht  inbegriflenen  Beträge,  welche  aus  den  Betriebser/b/^cr*  des  Ge- 
schäftsjahres .  .  .  verwendet  werden  .  .  .  b)  zu  Heimzahlungen  auf  die  von 
den  Teilnehmern  in  der  Unternehnning  angelegten  Kapitalien"^). 


*)  Das  baycr.  Gew-St.-G.  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  a:  („Keine  BetriebatLUsgeihen 
und  daher  nicht  abzugsfähig  sind  a)  die  Verwendungen  von  gewerblichen  Erträgnissen 
. .  .  zu  . . .  Kapitalsabtragungen  .  .  .")  sagt  schlechthin :  Verwendungen  gewerblichen  Er- 
trags zu  Kapitalsabtragungen  sind  nicht  abzugsfähig,  also  weder  vom  Ertrag,  noch  vom 
bilanzmässigen  Beingewinn. 

*)  Ebenso,  aber  nur  für  die  Besteuerung  physischer  Personen,  österr.  Pers.StG 
§  162  Ziff.  1. 

«)  §  125  III  A. 

*)  Eeiseh  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  733. 

')  Vgl.  §§  125  ff. 

•)  Wegen  des  baycr.  Hechtes  s.  Anm.  1. 


462     §  12^*  I^ie  stcuerrechtliche  Behandlung  von  GnindkapitalBcrhöhung  u.  s.  w. 

IV.  A.  Bisher  handelten  wir  von  Grundkapitalszurückzahlung  und  AktieD^ 
einziehung  aiis  Gewinn.  Es  gibt  aber  auch  einen  Fall,  in  dem  aus  Grund- 
kapitalsherabsetzung, und  einen  .Tall,  in  welchem  atis  unselbständiger  wie  selb* 
ständiger  Einziehung  Gewinn  entsteht.     Büanxmässiger  Überschuss  entsteht: 

1.  Wenn  bei  Herabsetzung  der  Grundkapitalsziffer  zum  Zwecke  der  Be- 
seitigung einer  Unterbilanz  die  Herabsetzung  weiter  geht,  als  die  ziffernmässige 
Unterbilanz  beträgt, 

2.  Wenn  bei  Einziehung  mittelst  freihändigen  Ankaufs  der  Bückerwerbspreis 
von  zu  pari  oder  höher  ausgegebeneu  Aktien  unter  pari  steht  ^). 

B.  Aber  dieser  Überschuss  ist  nur  bilanzmässiger,  nicht  zugleich  steuer- 
licher, nur  handelsrechtlicher  Gewinn,  aber  nicht  zugleich  steuerrechtlicher,  wirt- 
schaftlicher Ertrag,  zu  verteilender,  aber  nicht  zu  besteuernder  Überschuss. 

1.  Vielmehr  ist-,  um  zunächst  vom  ersten  Fall  zu  sprechen,  bei  Be- 
stimmimg des  steuerpflichtigen  Ertrags  oder  Einkommens  der  Betrag  des 
bilanzmässigen  Reingewinns,  welcher  sich  als  eine  Folge  der  Grundkapitalsherab- 
setzungzwecks Beseitigung  der  Unterbilanz  ergibt,  von  der  Ziffer  des  gesamten  bilanz- 
mässigen Reingewinns  sogar  abzuziehen,  um  zum  steuerpflichtigen  Grewinnbetrage 
zu  gelangen.  Ertrag  und  infolge  davon  Einkommen  sind,  wie  wir  schon  früher  ^) 
bemerkten,  nur  solche  Einnahmen,  welche  die  Frucht  eines  Mittelst  dauernde 
Gütererzeugung  sind.  Herabsetzung  des  Grundkapitals  ist  aber  kein  dauernd, 
sondern  nur  ein  vorübergehend,  einmalig  gütererzeugender  Zustand.  Dieser 
Gewinn  ist  steuerrechtlich  Vennehrung  des  Stammvermögens,  nicht  Vermehrung 
des  Ertrags  des  Stammvennögens*). 

2.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem  Kursgewinn  bei  Aktieneinziehung.  Er 
ist  ebenfalls  nicht  das  Ergebnis  eines  dauernd  gütererzeugenden  Umstandes, 
darum  nicht  Ertrag  oder  Einkonmien,  sondern  Vermögenszuwachs,  wohl  Über- 
schuss, aber  nicht  Überschuss  aus  Ertrag  oder  Einkommen^). 

V.  Endlich  ist  noch  die  Frage  der  Steuerpflicht  der  Reservefonds,  Ab- 
schreibungen und  Heimfallslasten  zu  erörtern,  welchen  gemeinsam  ist,  dass  sie 
Aktienamortisation  aus  dem  Anlagekapital  hintanhalten. 

A.  Verwendung  von  Erträgnissen  (Jahresertrag)  zur  Bildung  von  Re- 
serveVont/dUj  deren  Zweck  darin  besteht,  Aktieneinziehung  aus  dem  Anlage- 
kapital hintanzuhalten,  also  die  Erträgnisse,  welche  zur  Bildung  des  „Kontos 
der  amortisierten  Aktien^*  (ungenau  auch  Aktienamortisationsfonds)  und  zur 
Bildung  des  eigentlichen  Aktienamortisationsfonds  (Aktientilgungsfonds)  ver- 
wendet werden,  sind  steuerpfliclitig.  Denn  sie  stellen  weder  Betriebsausgabe 
noch  Betriebsabschreibuug  dar.  Das  positive  Recht  bestätigt  dies  auch.  Der 
bezügliche  Passus  des  preussischen  Einkommensteuergesetzes  lautet:  „Als  steuer- 
pflichtiges Einkommen  (der  A.en)  gelten  ...  die  Überschüsse,  welche  unter 
die  Mitglieder  verteilt  werden,  und  zwar  unter  Hinzurechnung  der  .  .  .  zur 
Bildung  von  Reservefonds  .  .  .  verwendeten  Beträge"  (der  Überschüsse).  Und 
ebenso  heisst  es  im  österreichischen  Personalateuergesetz  §  93:  „Den  Reinertrag 
bilden  ...  die  bilanzmässigen  Übei'schüsse,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  ah 
Zinsen,  Dividenden  .  . .  zur  Verteilung  gelangen,  in  Reservefonde  hinierlegi .  .  . 
oder  in  anderer  Weise  verwendet  werden"^). 


»)  Vgl.  oben  §  121  III  B  2  b  und  §  128  II  A  und  B. 

*)  §  111  VI  C. 

')  So  auch  das  preuss.  Oberverwaltungsgericht  (EntBch.  in  Steuers.  VII  325; 
IX  232)  j  vgl.  Fuisting  §  16  Nr.  8  F  und  MaSts  204. 

*)  Von  seiner  früheren  Auffassung  des  ÜberBchussbegriffes  in  Eink.StQ.  §  16 
aus  gelangte  das  preuss.  Oberverwaltungsgericht  zu  anderer  Anschauung  (Urteil  vom 
20.  Dezember  1895;  s.  Holdheim  V  158  und  Maatz  204  Aum.  3). 

»)  Das  bayer.  Gew.-St-G.  sagt  (Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  a):    „Keine  Betriebsans- 
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B.  Dagegen  sind  die  Abschreibungen  wegen  Subslanxverxehrufig,  deren 
Einsetzung  zugleich  die  objektive  Wirkung  hat,  dass  Aktieneinziehung  aus 
Anlagekapitalien  verhindert  wird,  nicht  steuerpflichtig^  also  abzugsfähig. 

1.  Das  folgt  schon  aus  dem  Wesen  der  Ertrags-  und  Einkommensbe- 
griffes.  Die  fortgesetzte  Substanzverringerung,  welche  bei  Bergwerken,  Schiefer- 
brüchen und  anderen  auf  Ausbeutung  der  Vermögenssubstanz  gerichteten  Be- 
trieben die  BäriebsikW^eit  mit  sich  bringt,  erfolgt,  wie  Fuisiing^)  treffend 
ausführt,  in  der  Weise,  dass  in  den  Erzeugnissen  des  i2i9/tertrag3  immer  ein 
entsprechender  Teil  des  Quellent;ermö^en«  enthalten  ist  Um  daher  den  Rein- 
ertrag zur  Darstellung  zu  bringen,  muss  vom  Roh^^ra^  abgezogen,  aus  ihm 
au^esondert  werden,  was  darin  vom  Vermögen  steckt^).  Denn  da  Einkommen  und 
Vennögen  wirtschaftliche  Gregensatze  sind,  kann  zu  irgend  welchen  Zwecken, 
also  insbesondere  auch  zum  Zwecke  der  Ertragserzielung  innerhalb  einer  Quelle 
verbrauchtes  Vermögen  niemals  zu  Einkommen  werden  ^).  Nach  dem  Verhältnis 
des  Wertes  der  Jahresförderung  zu  dem  Werte  der  in  dem  Bergwerk  u.  s.  w. 
enthaltenen  Gesamtmenge  von  Kohlen  (Schiefer,  Ton)  u.  s.  w.  muss  die 
Substanzverringerung  festgestellt  werden.  Der  sich  so  ergebende  Substanzver- 
lust ist  anrechenbare,  d.  h.  steuermindernde  Abschreibung. 

2.  Die  Richtigkeit  dieser  Beweisführung  bestätigt  aber  auch  das  positive 
Recht 

a)  Nach  preussischem  Einkommensteuergesetz  §  9  Abs.  1  ZifT.  5  „sind 
vom  Einkommen  ui  Abzug  zu  bringen  ...  5.  die  regelmässigen  jährlichen 
Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen,  Betriebsgerätschaften  u.  s.  w., 
(i«oweit  solche  [die  Absetzungen]  nicht  bereits  unter  den  Betriebsausgaben  ver- 
rechnet sind)."  Alle  massgebenden  Faktoren  (Regierung,  Landtage  Recht- 
sprechung) sind  darüber  einig,  dass  diese  Bestimmung  ausdehnend  zu  inter- 
pretieren und  demgemäss  unter  Absetzung  für  Abnutzung  auch  Absetzung  für 
Verbrauch  (Aufzehrung)  im  Betriebe  zu  verstehen  ist.  Und  hieraus  folgt  wieder, 
dass  nicht  bloss  Abschreibungen  für  Abnutzung  und  Verbrauch  von  Gebäuden, 
Maschinen,  Betriebsgerätschaften  u.  s.  w.,  sondern  auch  Absetzungen  für  Ab- 
nutzung und  Verbrauch  von  anderen  im  Betrieb  verwendeten  Gegenständen, 
welche  als  Ertragsquelle  dienen,  unter  die  genannte  Vorschrift  fallen^). 

b)  Das  österr.  Personalsteuergesetz  bemerkt  ausdrücklich:  „Dagegen  sind 
in  die  Besteuerungsgrundlage  nachstehende  Posten  nicht  einzubeziehen,  bezw., 
€alls  sie  nicht  ohnedies  schon  bei  Berechnung  der  bilanzmässigen  Überschüsse 
als  Abzugsposten  in  Betracht  gekommen  sind^  von  den  bilanzmässigen  Über- 
sdiüsaen  in  Abzug  zu  bringen:  ...  f.  die  Abschreibungen,  welche  der  Abnützung 


»ben  und  daher  nicht  abzugsfähig  sind  a)  .  . .  „die  Verwendungen  (des  gewerblichen 
Ertrags)  zu  Kapitalsanlagen". 

')  Steuerlehre  142,  146  und  176.  S.  auch  das  Urteil  des  Plenums  der  Steucr- 
s^iate  des  preuss.  Oberverwaltungsgerichts  vom  27.  November  1896  (Entsch.  in  Steuers. 
V  270  und  Fuisiing  §  9  Anm.  19  F).    Auch  Beiach  I  268  und  291  f. 

')  Auch  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  734:  „Erfidiren  die  vorhandenen  Ver- 
niögenaobjekte  . . .  durch  Substanzverlust . . .  eine  Wertminderung,  so  muss  offenbar  erst 
ffir  die  Deckung  dieser  Wertabgänge  gesorgt  werden,  bevor  von  einem  Gewinn  (d.  h. 
lietiiertrag  8.  736,  747)  überhaupt  gesprochen  werden  kann*^ 

»)  So  FuUting,  Steuerlehre  142,  138  und  109  f. 

•)  Vgl.  FuisHng  §  9  Anm.  19  C. 

*)  Ffir  das  bayer.  Becht  bedarf  es  keiner  ausdehnenden  Auslegung,  um  festzu- 
stellen, dass  auch  Vermögenssubstanzverluste  im  Betrieb  abzugsfähig  sind.  Denn  hier 
hdsst  es  nur  (Art  10  Abs.  1  Ziff.  2  i):  „In  Abzug  dürfen  gebracht  werden  die  Betriebs- 
ausgaben, zu  welchem  insbesondere  zu  rechneu  sind :  i)  ein  angemessener  Betrag  für 
die  AbnGtzmig  der  dem  Gewerbebetrieb  dienenden  Gebäude  oder  Gebäudeteile,  Maschinen 
und  Gegenstände  des  Betriebsinventars''. 
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oder  Entwertung  des  Inventars  oder  Betriebsmaterials,  sowie  den  im  Geschäfts- 
betriebe  eingetretenen  Substam-,  Kurs-  oder  anderen  Verlusten  entsprechen" 
und,  wie  das  G.  ausdrücklich  hinzufügt^  um  ausser  Zweifel  zu  stellen,  dass 
Abschreibungen  auch  als  besondere  Posten  auf  die  Gegenseite  gestellt  werden 
können:  „femer  jene  Teile  des  Ertragnisses,  welche  aus  dem  gleichen  Anlasse 
in  besondere  Fonde  (Abschreibungs-,  Amortisations-,  Verlustreservefonde  u.  dgl.) 
hinterlegt  werden"  ^)  *). 

C.  Ebenso  ist  nicht  steuerpflichtig  die  HeimfaUslastj  d.  h.  die  Heraus- 
gabepilicht bei  heimfälligen  Unternehmungen*).  Aber  der  Grund  ist  ein 
anderer.  Die  Heimfallslast  ist  nicht  darum  steuerfrei,  weil  sie  eine  abzugsfähige, 
also  steuerminderfide  Betiiebsausgabe  wäre,  sondern  darum,  weil  sie  überliaupt 
keine  Betriebsausgabe  darstellt,  die  Ertragsfrage  gar  nicht  berührt. 

1.  Wohl  fallen  auch  Schulden  unter  den  Begriff  BetriebsaitöjTO^e.  Es  ist 
nicht  nötig,  dass  die  Schuldverpflichtung  schon  erfüllt  ist  Für  den  Begriff 
Betriebskosten  ist  es  gleichgültig,  ob  sie  gezahlt  oder  noch  kreditiert  sind.  Nur 
entstanden  müssen  sie  sein.  Für  das  Jahr  ihrer  Entstehung,  für  das  Jahr, 
dem  sie  wirtschaftlich  zugeliören,  sind  sie  dann  „zu  deckende"^)  Betriebsausgaben 
und  das  genügt.  Gedeckt  brauchen  die  Ausgaben  noch  nicht  zu  sein.  Das 
Heimfallkonto  ist  der  bilanzmässige  Ausdruck  für  eine  Schuld.  Eine  Ausgabe 
im  Sinne  des  SteuerrechU  könnte  die  Herausgabepflicht  also  bilden. 

2.  Aber  keine  Ä/m^^ausgabe  vermag  sie  vorzustellen.  Sie  ist  keine 
Ausgabe  für  die  Erzielung  und  Erhaltung  des  Ertrags,  sondern  für  Erztelung 
und  Erhaltung  der  Ertragsquelle.  Unter  den  Begriff  der  Produktionskosten 
als  Bestandteil  der  Betriebsausgaben  fallen  allein  die  unmittelbar  zum  Zwecke 
der  Gütererzeugung  entstandenen  Ausgaben').  Die  Herausgabepflicht  ist  aber 
nur  mittelbar  der  Ertragseraielung  dienlich;  unmittelbar  hat  sie  die  Natur  eines 
Aufwandes  für  Errichtung  und  Erhaltung  der  Ertragsquelle  •).  Ohne  Übernahme 
dieser  Verpflichtung  keine  Konzession  auf  50  Jahre.  Die  Herausgabepflicht 
stellt  eine  Ausgabe  für  das  Vennögen,  nicht  für  den  Ertrag  dar''). 

3.  Auch  §  8  des  preuss.  Einkommensteuergesetz  lässt  sich  nicht  auf  das 
Heimfallkonto  anwenden.  Er  spricht  u.  a.  aus,  dass  „Vermehrungen  wie  Ver- 
mindenmgen  des  Stamm  Vermögens"  für  Bemessung  des  steuerpflichtigen  Ein- 
kommens „nur  insofern  in  Betracht  kommen,  als  die  Erträge  des  letzteren  dadurch 
vermehrt  oder  vermindert  werden".  Allein  —  bezüglich  des  Anlagekapitals 
legten  wir  dies  schon  in  §  127  dar  —  durch  die  Ausgabepflicht  wird  das  er- 
tragerzeugende Vermögen  in  seinem  Bestände  gar  nicht  berührt;  der  Grebraucbs- 
wert  des  Anlagekapitals  bleibt  bis  zur  Ausantwortung  derselbe.  Also  hat  die 
Verpflichtung    auch    keinen    Einfluss   auf  die  Höhe   des    Ertrags,    welche    das 


*)  Ebenso  Tteiftch  H  191. 

*)  Über  die  Art  der  Berechnung  des  Substanz  Verlustes  (insbesondere  bei  Bei- 
werken) 8.  Urteil  des  preuss.  Oberverwaltungsgerichts  vom  19.  Dezember  1888  (E, 
XVII  128ff.)  und  Entach.  in  Steuers.  IV  42;  IV  179;  BomeFuisting  §  16  Anm.  15  B; 
derselbe,  Steuerlehre  147  Anra.  1  und  Beisch  II  191  ff.;  Fuisting-Strutr  §  16,.. 

«)  S.  hierüber  §  127. 

♦)  Preuss.  Eink.StG.  §  9  Abs.  2;  Fur'sting,  Steueriehre  140.  Preuss.  £]nk.St.G. 
§  9  Abs.  l  gebraucht  dafür  sogar  „verwendete  (Betrieb8-)Ausgaben".  Ebenso  österr. 
Pers.StG.  §  159. 

*)  Fuisting  §  9  Anm.  6  und  8;  derselbe,  Steuerlehre  140. 

*)  Fuisting,  Steuerlehre  187:  „Was  über  Erhaltung  der  Quelle  hinaus  auf  die 
Quelle  selbst  verwendet  wird,  berührt  an  erster  Stelle  das  Vennögen". 

')  Ebenso  österr.  Per8.St.G.  für  die  (nur  von  physischen  Personen  zu  entrichtende) 
Personaleinkommenstcuer  in  §  162:  „Zum  Abzüge  nicht  geeignet  sind  insbesondere... 
2.  Verlust  2,  die  lediglicJi  den  Vermögensstamm  betreffen".    S.  auch  Ketsch  I  291. 
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verbende  Vermögen  ^)  abwirft.  Was  das  Heimfallkonto  beeinträchtigt,  ist  nicht 
die  Ertragsendelung,  sondern  nur  die  Verteilung  einer  bestimmten  Summe 
AktiYwerte  als  Beingewinn. 

4.  a)  Auch  von  dem  Standpunkt  aus,  das  HeimfaUkonto  sei  nur  JBe- 
wertungskofUo  der  auszuantwortenden  Vermögensg^;en8tände,  bringe  die  durch 
die  Heimfallslast  allmählich  entstehende  Entwertung  derselben  zum  Ausdruck, 
vermögen  wir  zu  keinem  anderen  Ergebnis  zu  gelangen.  Ebenso,  wie  die  Ent- 
wertung des  Patents  durch  Zeitablauf  keinen  ertragssteuermindernden  Kapitalsverlust 
darstellt,  weil  sie  nicht  unmittelbar  Folge  der  Betriebstätigkeit,  des  laufenden 
Betriebes  ist,  kann  die  nach  jener  Theorie  in  der  Heimfallslast  liegende  Ent- 
wertung des  Anlagekapitals  nicht  als  eine  anrechnungsfahige  angesehen  werden 
und  zwar  aus  dem  gleichen  Grunde.  Es  ist  keine  im  Greschäftsbetrieb  ent- 
standene Entwertung  und  darum  berührt  sie  nur  das  Vermögen  und  nicht 
den  Ertrag. 

b)  Gut  lässt  sich  dies  am  österreichischen  Personalsteuergesetz  erweisen. 
Dasselbe  erklärt  für  abzugsfähig  nur  a)  Abschreibungen,  welche  der  Abnützung 
oder  Entwertung  des  Inventars  oder  Betriebsmateriales,  sowie  den  im  OescJuifts- 
betriebe  dngetretenen  Verlusten  entsprechen;  ß)  „aus  dem  gleichen  Anlasse" 
hinterlegte,  gebildete  Fonde^  d.  h.  selbständige  Passivposten,  Bewertuugskonten 
( Abschreibungsreservefonde).  Trotz  der  Worte  „aus  dem  gleichen  Anlasse"  fügt  das 
G.  hinsichtlich  dieser  Fonde  noch  bei,  sie  seien  nur  dann  abzugsfähig,  wenn 
die  Verluste  und  Abgänge,  zu  deren  Deckung  sie  dienen,  entweder  bereits  ein- 
getreten oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  GeschäftsverhSJüaiase  zu  gewärtigen 
sind.  Es  bedarf  keiner  Ausführung,  dass  Patente  und  Eisenbahnanlagen  als 
ein  Ganzes  nicht  unter  den  Begriff  Geschäftsinventar  oder  Betriebsmaterial  sich 
unterordnen  lassen.  Im  übrigen  ist  aber  betont,  dass  die  Verluste  und  Ab- 
gänge, welche  im  Greschäftsbetriebe  eintreten,  als  Ergebnis  der  Geschäftsver- 
hältniäse  zu  gewärtigen  sein  müssen,  um  abzugsfähige  Passivposten  zu  erzeugen. 
Also  ist  dies  Erfordernis  auch  aber  bei  jenen  Entwertungen  durch  Zeitablauf 
und  Heimfallslast  zu  stellen.  Mit  Recht  verneinen  daher  Reisest  und  Kreibig 
die  Abzugsfähigkeit  dieser  Entwertungen').  Auch  sie  betonen,  dass  der  Ver- 
last nur  indirekt  mit  dem  Betrieb  zusammenhängt.  Er  ist  eine  Folge  der  Be- 
triebsentstehung, aber  nicht  der  Betriebstätigkeit,  des  laufenden  Betriebes. 

c)  Fuisting^)  erklärt  beide  Entwertungsarten  für  abzugsfähig.  Wohl  er- 
kennt er  an,  dass  hier  keine  echte  Abschreibung  im  steuerrechtlichen  Sinne 
vcH-li^,  d.  h.  kein  Vermögens  Verlust,  der  durch  natürliche  Einflüsse  oder 
infolge  bestimmungsgemässen  Gebrauches  der  Anlagen  venursacht  ist^),  allein 
er  meint,  es  müsse  hier  auch  dem  handelsrechtlichen  Abschreibungsbegriff  Raum 
gelassen  werden  und  handelsrechtlich  können  als  Abzugsposten  alle  Wert- 
minderungen eingestellt  werden,  gleichgültig,  welcher  Ursache.  Aber  bilanz- 
rechtlicher Abzugsposten  braucht  nicht  auch  steuerrechtlicher  zu  sein,  und  bei 
Ertrags-  und  Einkommensteuer  gibt  der  Ertrags-  und  Einkommens-,  also  auch 
der  wirtschaftliche  Abschreibungsbegriff  den  Ausschlag.  Was  Fuisting  zur 
Verieugnung  dieses  Grundsatzes  im  vorliegenden  Spezialfall  veranlasst,  ist 
seine,  von  uns  reprobierte  Auslegung  des  preussischen  Einkommensteuergesetzes 
§  14  Abs.  1  Satz  3*).  Vom  Standpunkt  dieser  Auslegung  aus  verlangte  die 
Konsequenz,  hier,  wie  geschehen,  zu  entscheiden. 


*)  Fuistiwf,  Steuerlehre  170. 

')  Seisch  II  170. 

*)  Steuerlehre  176. 

*)  A.  a.  O.  176  mit  171;  auch  Fuisting  I  §  9  Anm.  19  C  e. 

•)  S.  §  112  VI  D  2t 
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D.  Unser  Ergebnis  ist: 

1.  a)  Steuerpflichtig  sind  die  aus  amortisierten  Aktäen  und  die  zum 
Zwecke  der  Aktienamortisation  aus  Ertragnissen  gebildeten  Reeervekonten. 

b)  Nicht  steuerpflichtig  sind  die  Abschreibungen  auf  Substanzverlust  und 
die  Bewertung  der  Heimfallslast. 

2.  Jene  Reservekonten  sind  steuerbar,  weil  sie  Verwendung  von  Rein- 
ertrag darstellen.  Die  Abschreibungen  auf  Substanzverlust  sind  vom  Ertrag 
abzuziehen,  also  steuerfrei,  weil  vor  ihrem  Abzug  kein  Reinertrag  vorliegt.  Die 
Heimfallslast  unterliegt  nicht  der  Besteuerung,  weil  sie  den  Ertrag  gar  nicht 
berührt.  Vor  ihrem  Abzug  ist  kein  bilanzmässiger  Reingewinn  vorhanden. 
Die  Frage  des  Vorhandenseins  oder  Nichtvorhandenseins  von  Reinertrag  wird 
durch  die  Einsetzung  der  Heimfallsschuld  in  die  B.  gar  nicht  tangiert 

VI.  Es  bleibt  noch  zu  erwägen,  ob  die  Abschreibungen  wegen  Substanz- 
verzehrung  (bei  Bergwerken  u.  s.  w.)  und  die  Heimfallspassivpost  darum  steuer- 
pflichtig werden,  weil  sie  Aktienamortisation  aus  Anlagevermögen  hindernd 
wirken^).  Denn  dieselbe  Wirkung  besitzen  jene  beiden  Arten  von  Reserve- 
konten und  sie  sind  nicht  steuerbar. 

A.  1.  Die  Entscheidung  kann  für  uns  keinen  Augenblick  zweifelhaft  sein. 
Wir  haben  an  gegebener  Stelle^)  betont^  wie  diese  Abschreibungen  auf  Sub- 
stanzverzehrung  und  jener  Passivposten  Heimfallsschuld  auch  dann  in  die  B. 
eingesetzt  werden  müssten,  wenn  keine  Aktienamortisation  erfolgte  bezw.  keine 
Ansammlung  eines  Aktäentilgungsfonds  beabsichtigt  würde.  Hieraus  resultiert, 
dass,  wenn  allmähliche  Aktienamortisation  stattfindet  bezw.  Bildung  eines  Aktien- 
amortisationsfonds vorgesehen  wird  und  jene  Posten  dann  verhindern,  dass  die 
Amortisation  bezw.  Fondsbildung  aus  Anlagekapital  geschieht,  dies  an  der 
Steuerfreiheit  beider  Posten  nichts  zu  ändern  vermag. 

2.  Selbstverständliche  Voraussetzung  ist  dabei,  dass  der  Abschreibungs- 
posten in  seiner  Höhe  allein  nach  dem  Grade  der  Substanzverringerung,  das 
Heimfallsschuldkonto  in  seiner  Höhe  allein  nach  dem  augenblicklichen  Werte 
der  Heimfallsverbindlichkeit  bemessen  ist  Denn  nur  dann  sind  diese  Posten 
wirkliche  Abschreibungs-  und  wirkliche  Schuldposten.  Ist  dies  nidit  der  FaH, 
wird,  weil  die  beiden  Posten  zugleich  der  Verwendung  des  Anlagekapitals  zur 
Aktieneinziehung  bezw.  Ansammlung  eines  Aktientilgungsfonds  vorbeugen,  die 
jeweilige  Höhe  des  Abschreibungskontos  nach  den  Jahresstufen  des  Aktienamor- 
tisationsplanes, der  Jahreswert  der  Heunfallsverbindlichkeit  nach  den  Steigerangs- 
sätzen des  Fondsbildungsplanes  bemessen,  dann  liegt  in  Wahrheit  in  erster 
Linie  nicht  Abschreibung  auf  Substanzverlust  und  Bewertung  eines  l^huldver- 
sprechens  vor,  sondern  Reservefondsbildung  unter  dem  Namen  von  Wertberich- 
tigungs-  und  Schuldkonten.  Dass  in  diesem  Falle  Steuerpflichtigkeit  gegeben 
ist,  soweit  die  Ansätze  über  die  Abnutzungssumme,  bezw.  den  Schuldwert 
hinausgehen,  bedarf  keines  Beweises,  denn  soweit  steht  Verwendung  von  Über- 
schüssen (Ertrag)  zu  Reservefondsbildung,  also  nicht  Bestreitung  von  Betriebs- 
ausgaben in  Frage.  Dagegen  ist  es  unzulässig,  diesesfalls  jede  Steuerfreiheit 
zu  versagen.  Nur  der  Überschuss,  welchen  der  Ansatz  über  die  Ausbeutungs- 
höhe bezw.  den  Schuldwert  aufweist,  ist  steuerpflichtig.  Denn  die  Tatsache, 
dass  bei  gesetzmässiger  Bilanzaufstellung  jene  Wertminderung  und  dieser  Schuld- 
posten in  die  B.  auch  Aufnahme  zu  finden  haben,  wenn  keine  Aktieneinziehimg 
und  keine  Tilgungsfondsbildung  stattfindet»  wird  durch  diese  Anders-  und  Über- 
bewertung nicht  berührt  und  muss  daher  auch  in  der  steuerlichen  Behandlung 


>)  Hierüber  §  125  VII  B  7  b  d  und  §  127  V  A. 
")  §  127  V  A  und  VI  A. 
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der  KonteD,  in  welchen  diese  Posten  mit  stecken,  zum  Ausdruck  gelangen. 
Dass  die  Steigerungssatze  der  Bewertung  jährlich  die  nämlichen  sind,  spricht 
nicht  gegen  die  Annahme,  dass  der  Bewertung  der  Aktienamortisations-  bezw. 
Fondstilgungsplan  zu  Grund  liegt.  Denn  es  handelt  sich  hier  nicht»  wie  bei 
Anlehenstilgung,  um  verzinsliche  Kapitalien  und  damit  auch  nicht  um  die  Frage 
der  Aufbringung  der  Zinsen.  Da  auch  die  Abschreibungen  und  Schuldbe- 
wertongen  in  solchen  Fällen  der  vereinfachten  Rechimng  wegen  für  gewöhnlich 
in  jährlich  gleichen  Sätzen  geschehen,  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  Ab- 
nutzungsquote bezw.  Schuldwert  und  Reservefondshöhe  sich  jeweils  decken. 

B.  Wenn  in  der  Theorie  und  Praxis  des  Steuerrechts  vielfach  verkannt 
wird,  dass  die  Abschreibungen  auf  Substanzverringerung  und  das  Heimfallskonto 
auch  dann  steuerfrei  bleiben,  wenn  sie  zugleich  die  Wirkung  haben,  dass  sie 
Amortisaüon  und  Fondsbildung  für  Amortisationszwecke  aus  Anlagewerten  ver- 
hindern, so  liegt  u.  £.  der  Grund  hierfür  darin,  dass  in  Theorie  und  Praxis 
des  Steuenrechts  nicht  vermieden  wird,  Abschreibungen  auf  Wertminderung, 
welche  zur  völligen  Wertaufzehrung  führen,  Amortisation  zu  nennen.  Insbe- 
sondere spricht  man  von  amortisierenden  Abschreibungen,  Amartisationsab' 
Schreibungen  ^),  wenn  Anlagen  durch  blossen  Zeitablauf  völlig  entwertet  werden, 
wie  z.  B.  Patente^  die  zu  einem  bereits  bestimmten  Zeitpunkt  erlöschen.  Die 
Gleichheit  des  Namens  mit  der  Aktienamortisation  liess  die  Verschiedenheit  des 
Wesens  übersehen.  Indem  man  die  Abschreibimgskonten  Amortisationsfonds 
nannte,  vergass  man,  dass  es  sich  nicht  um  Aktien-,  sondern  um  Wertamortisations- 
fonds  handelt.     Die  ersteren  sind  steuerpflichtig,  die  letzteren  dagegen  nicht 

C.  Ijner  Inkonsequenz,  welche  beweist,  dass  ihre  Grundanschauung  falsch 
ist,  Biachen  sich  in  unserer  Frage  die  Vertreter  der  Lehre  geltend,  welche 
dem  Heimfallskonto  lediglich  die  Natur  eines  Wertberichtigungspostens  beilegt. 
Sie  behaupten  eine  verschiedene  steuerrechtliche  Behandlung  beider  Entwertungs- 
arten, der  Entwertung  wegen  Substanzverzehrung  und  der  Entwertung  durch 
Heimfallslast 

1.  Um  als  Vertreter  dieser  Meinung  Beisch  und  Kreibig  anzuführen,  so 
können  dieselben  angesichts  des  klaren  Wortlautes  des  österr.  Personalsteuer- 
gesetzes^  dass  Abschreibungen  auf  Substanzverluste  steuerfrei  sind,  nicht  umhin, 
anzuerkennen,  dass  diese  Abschreibungen  auch  dann,  wenn  sie  Amortisation 
bezw.  Fondsbildung  für  Amortisationszwecke  aus  dem  Anlagekapital  unmöglich 
machen,  ihre  Steuerfreiheit  nicht  verlieren*).  Aber  andererseits  verneinen,  wie 
wir  sahen  ^),  Reisch  und  Kreibig  zutreffenderweise  die  Abzugsfähigkeit  der 
Entwertung  wegen  Heimfalls,  weil  letztere  nicht  unmittelbare  Folge  des  Betriebes 
sei.  Hieraus  würde,  weil  die  Abschreibung  den  Ertrag  gar  nicht  berührt, 
Freiheit  von  Ertrags-  und  Einkommensteuer  folgen. 

2.  Aber  hier  verlassen  Reisch  und  Kreibig  ihre  Konstruktion.  Es  über- 
ivältigt  sie  die  Macht  der  Tatsachen.  Tatsächlich  bleibt  der  Wert  des  Aktivums 
^Anlagekapital''  („Baukonto")  von  der  Heimfallslast  völlig  unberührt.  Diesen 
Uni.stand  lassen  sie  für  die  Entscheidung  der  Besteuerungsfrage  massgebend  sein. 

3.  Allein  wie  dies  erklären?  Man  hat  früher  geäussert:  Niu:  objektiv- 
ro/lr^wirtschaftlich  betrachtet,  bestehe  die  Bahn  trotz  Heimfallsbeschränkung 
als  Wertobjekt  unverändert  weiter,  nur  objektiv  sei  das  Aktivum  „Baukonto" 
auch  dann  noch  in  seinem  ursprünglichen  Wert  vorhanden,   subjektiv,    für  die 


1)  Fuisting,  Steuerlehre  176. 

«)  II  191. 

*)  In  diesem  Paragraphen  unter  V  C  4  b:  Beiach  II  172. 
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Gesellschaft,  liege  Entwertung  vor*).  Für  die  Steuerpflicht  entscheiden  doch 
in  erster  Linie  die  Verhältnisse  der  ^n^e/wirtschaft,  des  steuerpflichtigen 
Rechtssubjektes.  Also  müsste  doch  Steuerfreiheit  angenommen  werden.  Wie 
hilft  man  sich?  ,^Pnmär  handle  es  sich  beim  Heimfallskonto  um  eine  Kapitals- 
amortisation und  nicht  um  eine  Wertabschreibung'' ^)  und  hieraus  folgt  Steuer- 
pflicht des  Heimfallskontos,  denn  dann  liegt  Verwendung  von  Ertragnissen  zur 
Reservefondsbildung  vor. 

4.  Aber  die  Kapitalsamortisation  kann  ja  unterlassen  werden.  Sie  ist 
wohl  wirtschaftlich^  aber  nicht  rechtlich  notwendig.  Was  dann?  Dann  ist 
wohl  die  Wertberichtigungsnatur  entscheidend  ?  Dies  verstosst  aber  wieder  gegen 
die  Vorschrift  der  Bewertung  nach  dem  objektiven  Wert. 

E.  Weil  die  österreichischen  Steuerbehörden  das  Heimfallskonto  für 
steuerpflichtig  erklären,  haben  die  österreichischen  Bahnen  1897  —  nach  In- 
krafttreten des  Personalsteuergesetzes  (1.  Januar  1897)  —  begonnen,  das  Konto 
„Verloste  Aktien''  nicht  mehr  als  selbständigen  Posten  auf  der  Passivseite 
vorzutragen,  sondern  dasselbe  auf  der  Aktivseite  als  „Abschreibung"  vom  Baukonto 
in  Abzug  zu  bringen'),  um  es  der  Besteuerung  zu  entziehen.  Es  bedarf 
keines  Beweises,  dass  dies  unbehelflich  ist  Für  die  Besteuerung  ist  die  wirt- 
schaftliche Natur,  nicht  die  äussere  Form  der  Buchung  des  Postens  massgebend. 
Hat  das  Heimfallskonto  Reservefondsnatur,  dann  behält  es  sie  auch  unter  dem 
Grewande  des  Abzugspostens  auf  der  Aktivseite  vor  dem  Strich*). 


O.  Eigene  Aktien. 

§  130. 

I.  Amortisierte  Aktien  können  nicht  in  die  B.  als  Aktiva  eingestellt 
werden,  denn  sie  sind  unter  allen  Umständen  wertlos.  Sie  verkürzen  kein 
wirtschaftliches  Gut  mehr,  weil  sie  kein  Recht,  insbesondere  kein  Kecht  wirt- 
schaftlichen Inhalts,  kein  Dividenden-,  kein  Vermögensanteilsrecht  mehr  ge- 
währen. Sie  enthalten  nicht  etwa  ein  nur  ruhendes,  vielleicht  wieder  auflebendes 
Mitgliedschaftsrecht.  Sie  sind  Vennögensgegenstände  ohne  Wert,  d.  h.  nur 
solche  von  geringfügigem  Wert  und  darum  von  der  B.  ausgeschlossen^). 

H.  Anders  die  „eigenen  Aktien".  Hat  die  A.  eigene  Aktien  erworben, 
um  sie  als  Eigentümerin  zu  besitzen,  nicht  um  sie  zu  vernichten,  so  können 
dieselben  nicht  bloss  in  die  B.  eingestellt  werden,  sondern  sie  müssen  es,  sofern 
sie  einen  Wert,  d.  h.  einen  Verkehrs-,  einen  Handelswert  haben.  Sie  zahlen 
zum  „Bestand  an  Wertpapieren"*). 

HI.  Dem  widerspricht  nicht,  dass  nach  juristischer  Logik  niemand  Rechte 
gegen  sich  selbst  haben,  niemand  Mitglied  bei  sich  selbst,  die  A.  nicht  ihre 
eigene  Aktionärin  sein  kann.  Auch  wenn  der  Erwerb  eigener  Aktien  die  Folge 
hätte,  dass  die  Mitgliedschaftsstelle  erlischt»  die  Aktie  kein  rechtliches  Gut  tnehr 
darstellt,  so  wäre  dies  doch  nicht  durchschlagend,  weil  über  die  Einstellungs- 
fähigkeit in    die  B.  in   erster  Linie  die  wirtschaftliche   und  nicht  die  rechtliche 


')  Beiseh  II  29  und  166;  vgl  oben  §  125  VI  B  2  b. 

*)  A.  a.  0.  II  168. 

•)  Heisch  II  155f.,  168,  321. 

♦)  So  auch  Eeisch  II  168,  172. 

»)  S.  oben  §  63  IV  A  und  B. 

•)  8.  Hyp.B.G.  §  35  Abs.  3;  s.  oben  §  108  HI  A  2. 
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Natur  entscheidet^).  Bei  der  Aktie  gilt  dies  in  verdoppeltem  Masse.  Denn 
die  A.  ist  doch  primär  eine  Kapitalgesellschaft,  „mehr  eine  Assoziation  von 
Aktien  als  von  Aktionären**^).  Wirtschaftliches  Gut  vermag  die  Aktie  auch  noch 
zu  bleiben,  wenn  sie  aufhört^  ein  Rechtsgut,  d.  h.  rechtlich  geschütztes  Gut  zu 
sein').  Sie  bleibt  es,  wenn  sie  trotzdem  Verkehrswert  behält.  Solchen  aber 
vermag  sie  um  so  mehr  zu  behalten,  als  ja  selbst  aus  <ler  rechtlichen  Unmög- 
lichkeit der  Mitgliedschaft  bei  sich  selbst  nur  ein  Buhen  ^),  nicht  notwendig 
ein  dauerndes  Vernichtetsein  des  Aktienrechtes  folgt.  Unerfindlich  ist,  warum 
bd  Weiterverausserung  des  wirtschaftlichen  Gutes  das  Mitgliedschaftsrecht  nicht 
sollte  wieder  aufleben  können. 

IV.  Aber  der  Gesetzgeber  hat  sogar  bestimmt,  dass  der  Erwerb  eigener 
Aktien  durch  die  A.  die  Eigenschaft  der  Aktien  als  Anteilsrec;/^  nicht  aufhebt. 
Es  steht  nichts  im  Wege,  dass  der  Gesetzgeber  verfügt,  die  A.  solle,  wenn 
sie  ihre  eigenen  Aktien  erwerbe,  dabei  nicht  als  A.,  sondern  als  ein  Dritter 
angesehen  werden,  die  A.  also  zwei  Personen  rollen  tragen.  In  der  Tat  verfuhr 
der  Gesetzgeber  so,  indem  er  nur  vorschreibt:  die  A.  soll  ihre  eigenen  Aktien 
im  r^ehnässigen  Geschäftsbetriebe  nicht  erwerben.  Er  stellt  also  lediglich 
einen  Wunsch,  kein  Verbot  auf  und  einen  Wunsch  sogar  nur  für  den  regel- 
mässigen Geschäftsbetrieb.  Somit  widerspricht  Erwerb  im  ausserordentlichen 
Geschäftsbetrieb  lediglich  einem  Wunsch  und  ist  daher  Erwerb  wider  den 
Wunsch  nicht  ungültig.  Dasselbe  bestätigt  der  Zusammenhang  mit  §  227. 
§  227  handelt  vom  Erwerb  von  Aktien  mit  der  Absicht  und  dem  Zweck,  die 
Mitgliedschaftsrechte  zu  vernichten.  Ein  besonderer  Paragraph  daneben  über 
Erwerb  eigener  Aktien  wäre  nicht  notwendig,  würde  auch  hier,  obschon  nur 
vorübergehend,  Vernichtung  der  Mitgliedschaft  eintreten.  Unter  allen  Umständen 
hat  der  Erwerb  aus  §  226  also  Rechtsfolgen  und  zwar  alle^  welche  das  Aktien- 
eigentum mit  sich  bringt.  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  der  Gesell- 
schaft nur  das  Dividendenrecht  und  das  Recht  auf  die  Liquidationsquote  und 
nicht  auch')  das  Stimmrecht  zustehen  sollte.  Das  G.  macht  keine  Einschränkung. 

V.  Aber  daraus,  dass  das  Aktienrecht  vollkommen  bestehen  bleibt,  solange 
ilie  Aktie  sich  im  Eigentum  der  Gesellschaft  befindet,  folgt  noch  nicht,  dass 
sie  auf  alle  FäUe  als  Aktivum  eingesetzt  werden  muss.  Sie  darf  es  nur,  wenn 
sie  Verkehrswert  besitzt,  d.  h.  tatsächlich  verkauft  werden  kann.  Nicht  nötig 
i.<t,  dass  sie  einen  Börsenpreis  hat;  sofern  sie  nur  sonst  in  Verkehr  genommen 
zu  werden  pflegt,  regelmässig  im  Verkehr  steht.  Es  genügt  also  nicht,  wenn 
nur  ein  besonderer  Liebhaber  sie  erwerben  würde.  Sie  muss  im  allgemeinen 
Erwerbsleben  gehandelt  werden. 

VI.  Da  nach  Vorstehendem  auch  der  gegen  den  Wunsch  des  (Jesetz- 
gebers  erfolgende  Erwerb  nicht  ungültig  ist,  so  ist  auch  nicht  ungültig  das  Be- 
halten solcherart  erworbener  eigener  Aktien.  Es  bleibt  nur  dann  die  Schadens- 
ersatzpflicht von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  bestehen.     Denn   diese  sind   nach 


')  §  72. 

*)  Lehmann^  A.en  I  135. 

^  Dass  der  „Vermögensgegenstand''  im  Sinne  des  Bilanzrechtes  kein  Rechtsgut 
zu  sein  braucht,  war  Gosack  wohl  nicht  gegenwärtig,  als  er  den  Satz  Diederschrieb, 
eigene  Aktien  seien  wertlos,  solange  die  A.  sie  besitzt,  und  daher  behauptet,  sie  dürften 
nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  werden  (§  117  II  5  c).  Warum  sollte  eine 
Hypothekenbank  eigene  Hypothekenpfandbriefe  und  Kommunalobligationen  als  Aktiva 
in  die  B.  einsetzen  dürfen  (Hyp.B.G.  §§  5,  24,  35;  s.  oben  §  108  III  A  2),  nicht 
aber  eigene  Aktien?    S.  auch  Ring  226,   und  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Aktienwesen  XI  95. 

^)  So  auch  X^mann,  A.en  II  S.  75;  Staub,  Qt.'G,  33,;  34 j. 

*)  Abweichend  Staub  226«. 
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H.G.B.  §§  241  bezw.  249  schadensersatzpflichtig  gegenüber  der  Gesellschaft, 
eventuell  auch  den  Gläubigern,  wenn  „entgegen  den  Vorschriften  des  H.G.B. 
eigene  Aktien  der  Gesellschaft  erworben  werden"^). 

VII.  Wenn  ein  Behalten  eigener  Aktien  möglich  ist,  so  ist  auch  statthaft, 
Reservefonds  in  eigenen  Aktien  anzulegen.  Ob  es  zweckmässig  ist,  darüber 
haben  die  Gesellschaftsorgane  mit  der  Sorgfalt  des  ordentlichen  Kaufmanns, 
mit  der  sie  haften,  zu  befinden.  Im  allgemeinen  wird  die  Frage  zu  verneinen 
sein  wegen  der  wirtschaftlichen  Krisen,  welche  über  die  A.  hereinbrechen 
können.  Eine  A.,  die  ihre  Aktiva  dauernd  in  eigenen  Aktien  anlegen  wollte, 
würde  wohl  bald  an  Kredit  einbüssen. 

VIII.  Selbstverständlich  ist,  dass  bei  Erwerb  eigener  Aktien  die  Grund- 
kapitalsziffer  völlig  unberührt  bleibt.  Der  Vorgang  berührt  nur  die  Aktivseite 
der  B.  An  die  Stelle  anderer  Aktivwerte  tritt  der  Aktivposten  „eigene  Aitien". 
Erfolgt  der  Erwerb  ohne  Entgelt,  so  steht  der  Ausgleichsposten  auf  Gewinn- 
und  Verlustkonto. 

IX.  Noch  ein  Wort  vom  österr.  Recht 

A.  Das  alte  H.G.B.  enthält  keine  Bestimmung  über  Erwerb  eigener 
Aktien.  Erst  die  Novelle  von  1870  bringt  eine  solche*).  Darum  ist  den 
österr.  A.en  Erwerb  eigener  Aktien  ohne  jede  Einschränkung  erlaubt. 

B.  Anderes  gilt  nur  für  die  unter  das  A.-Reg.  fallenden  A.en.  Ihnen 
ist  der  Erwerb  eigener  Aktien  mehr  als  den  deutschen  Gesellschaften  be- 
schränkt'). 

1.  Entgeltlicher  Erwerb  eigener  Aktien  im  Sinne  des  neuen  deutschen 
H.G.B.  §  226  ist  lediglich  zulässig,  „wenn  und  soweit  derselbe  im  Exekutions- 
wege  zur  Hereinbringung  eigener  Forderungen  der  Gesellschaft  bewirkt  wird". 
Die  also  und  die  unentgeltlich  erworbenen  Aktien  müssen  mit  tunlichster  Be- 
schleunigung weiter  veräussert  oder,  falls  dies  nicht  durchführbar  ist,  eine  ent- 
sprechende Reduktion  des  Aktienkapitals  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  durchgeführt  werden. 

2.  Das  A.-Reg.  stellt  unter  den  Begriff  „Er>verb  eigener  Aktien"  auch 
den  Ankauf  zur  Durchführung  einer  Grundkapitalsherabsetzung  und  die  selb- 
ständige Einziehung  mittelst  entgeltlichen  Erwerbs.  Es  erklärt  sich  dies  daraus, 
dass  das  A.-Reg.  zum  Begriff  der  Amortisation  physische  Vernichtung  der  Ur- 
kunden fordert  Im  Sinne  des  deutschen  Handelsrechts  liegt  in  beiden  Fällen 
nicht  Erwerb  eigener  Aktien,  d.  h.  Erwerb  ohne  (wenigstens  primäre)  Ver- 
nichtungsabsicht vor. 

3.  Selbstverständlich  ist,  dass  für  diese  beiden  Erwerbsfälle  nicht  das 
Gebot  tunlichst  rascher  Weiterveräusserung  gilt  Aber  auch  auf  sie  will  an- 
gewendet sein  in  seinem  ersten  Teile  §  32  Abs.  3  des  A.-Reg.:  „Die  im  Laufe 
des  Jahres  erfolgten  Erwerbungen  und  Veräusserungen  sind  im  Jahresberichte 
ersichtlich  zu  machen." 


J)  Soweit  der  Erwerb  eigener  Aktien  erlaubt  ist,  also  im  ausserordentlichen 
Geschäftsbetrieb  (ZwangsvoUstreckimgl  oder  ausserhalb  desselben  (Schenkung,  Vennächt- 
nia),  entfällt  diese  Schadensersatzpflicht.  —  Das  GeseUsch.-G.  steDt  für  den  Erwerb 
eigener  Geschäftsanteile  eine  andere  Voraussetzung.  Ein  solcher  ist  unbedingt  ver- 
boten hinsichthch  nicht  voll  einbezahlter  Geschäftsanteile*,  bezüglich  voll  einbosahJter 
ist  er  erlaubt,  soweit  der  Erwerb  aus  dem  über  den  Betrag  des  btammkapitals  hinAOs 
vorhandenen  Vermögen  erfolgt;  soweit  also  auch  im  oraentlidien  Geschäftsbetrieb 
(Gesellsch.-G.  33).  Die  Geschäftsführer  sind  der  Gesellschaft  schadeneersatzpflichtig, 
wenn  diesen  Vorschriften  zuwider  eigene  Geschäftsanteile  erworben  werden  (GrefleU8cfa.-G. 
43  Abs.  3). 

*)  Art  215  Abs.  3:  „Die  A.  darf  eigene  Aktien  nicht  erwerben." 

»)  A..Reg.  §  32. 
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WL  Befeeinnff  von  der  Binlasrepflicht  und  ZnrfiekBalilnnfl:  der 

üinlaffe. 

§  131. 

Von  der  Vernichtung  der  Mitgliedschaftsrechte  ist  zu  unterscheiden  die 
Vernichtung  der  Einlagepflichten  und  Einlagen. 

I.  Es  kann  die  Leistung  weiterer  Einxahlwigen  erlassen  oder,  um 
juristisch  genauer  zu  sprechen,  bei  nicht  volleinbezahlten  Aktien  der  Aktionär 
von  der  Verpflichtung  weiterer  Einzahlung  befreit  werden  (liberierte  Aktien). 
Zwar  ist  dies  nicht  die  RegeL  Im  Gegenteil  H.G.B.  §  221  lautet:  „Die 
Aktionäre  können  von  den  in  §  221  bezeichneten  Leistungen  —  und  dort  ist 
die  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Kapitaleinlagen  genannt  —  nicht  befreit 
werden."  Aber  aus  dem  Gesetze  ergeben  sich  Ausnahmen.  Uns  Interessieren 
nachstehende. 

A.  Möglich  ist  eine  Befreiung  aus  dem  Grundkapital,  Wir  meinen  damit: 
es  kann  eine  Herabsetzung  des  Grundkapitals  zum  Zwecke  der  Befreiung  der 
Aktionäre  vom  Rest  ihrer  Einlagepflicht  erfolgen.  Davon  handelten  wir  in 
§  120  III  C  2.  Wenn  H.G.B.  §  221  sagt:  „Es  kann  keine  Befreiung 
erfolgen",  so  meint  es:  keine  Befreiung,  bei  der  nicht  gleichzeitig  die  Grund- 
kapitalszifier  beschlussmässig  herabgesetzt  wird^). 

B.  Auch  ohne  Kapitalshembsetzung  kann  Aktienliberiening  aus  dem 
Reingefwirm  geschehen^). 

1.  Man  könnte  vielleicht  meinen,  dies  aus  H.G.B.  §  221  schliessen  zu 
dürfen,  indem  dort  dem  Satze  „Die  Aktionare  können  von  den  Einlageleistungen 
nicht  befreit  werden"  der  andere  angefügt  ist:  „Sie  können  gegen  diese  Leistungen 
eine  Forderung  an  die  Gesellschaft  nicht  aufrechnen."  Man  möchte  schliessen 
wollen:  Sie  (die  Aktionäre)  dürfen  nicht  aufrechnen,  wohl  aber  die  A.  Allein 
eine  solche  Auslegung  würde  den  Zusammenhang  mit  dem  ersten  Satze  ausser 
acht  lassen.  Der  erste  Satz  will  sagen:  Die  Gesellschaft  darf  die  Aktionäre 
nicht  befreien,  der  zweite  dagegen:  Auch  letztere  selbst  dürfen  sich  nicht  be- 
freien. Also  darf  die  A.  weder  durch  einseitige  Aufrechnung  noch  durch  Auf- 
rechnungsvertrag ihre  Mitglieder  befreien^). 

2.  Die  Möglichkeit  folgt  aus  H.G.B.  §  213.  Die  Aktionäre  haben 
hiemach  Anspruch  auf  den  Reingewinn,  d.  h.  auf  Verteilung,  Ausantwortung 
desselben,  „soweit  dieser  nicht  nach  dem  G.  oder  dem  Gesellschaftsvertrage 
von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist".  Sofern  das  Statut  •  der  Generalver- 
sammlung freie  Verfügung  über  den  Reingewinn  lässt*),  kann  die  Generalver- 
sammlung demgemäss  auch  bestimmen,  dass  der  Reingewinn  nicht  an  die 
Aktionäre  verteilt,  sondern  zur  Deckung  dessen  verwendet  wird,  was  zur  VoU- 
zahlimg  der  Einlagen  noch  fehlt  ^).  Aufrechnung  liegt  hier  nicht  vor,  weil  ein 
Anspruch  auf  Herausgabe  von  Reingewinn  soweit  gar  nicht  besteht.  Dem 
§   221  des  H.G.B.  ist  nicht  zuwider  gehandelt;   denn  was  §  221  hindern  will, 


')  Deutlich  Gesellsch.-G.  19:  „Die  Stammeinlagen  können  den  Gesellschaftern 
ausser  dem  Falle  einer  Herahaeteung  (§  58  Abs.  2)  des  Grundkapitals  weder  erlassen 
noch  gestandet  werden." 

*)  Über  das  österr.  Recht  altes  H.G.B.  Art.  222,  223. 

*)  Ebenso  für  Gesellsch.-G.  19  Abs.  1  und  2  (Stammeinlagen).  Eingeforderte 
Naehsdiüsse  können  jederzeit  erlassen  und  von  den  Gesellschaftern  dagegen  Aufrech- 
nnngen  geltend  gemacht  werden  (vgl.  Staub,  G.-G.  19,;  26,4,  17  ^^^  oben  §50  HIB). 

*)  Ebenso  für  Gesell8ch.-G.  29.    Dazu  Staub,  G.-G.  29,. 

■)  8.  auch  Eeiaek  II  32. 
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das  ist  nur  eine  Befreiung  durch  den  Vorstand.  Eine  durch  die  Generalver- 
sammlung nach  anderer  Norm  ist  nicht  ausgeschlossen.  Wie  sie  nach  §  288 
durch  Herabsetzung  des  Grundkapitals,  so  darf  sie  hier  durch  Tilgung  aus 
Gewinn  geschehen. 

3.  Die  Wirkung  zeigt  sich  in  der  B.  Nehmen  wir  an,  das  Aktienkapital 
betrage  100  000  und  80  Prozent  hiervon  seien  einbezahlt  und  es  sollten  nun 
vom  Reingewinn,  der  40000  beträgt,  die  fehlenden  20  Prozent  gedeckt  werden. 
Hier  lautet  die  B.  vor  der  Liberierung: 

Aktienrestzahlungskonto    .     .     20000  |  Grundkapital     ....     100000 

nach  der  Liberierung: 

ßestzahlungskonto   ....  0  |  Grundkapital     ....     100000^). 

II.  Es  können  die  eingezahlten  Einlagen  zurückerstattet  werden. 

A.  H.G.B.  §  213  verbietet^  dass  die  Aktionäre  ihre  Einlagen,  d.  h.  die 
geleisteten  Einlagen  (während  des  Bestehens  der  A.)  „zurückfordern",  nicht 
aber  verbietet  er,  dass  die  A.  die  gemachten  Einlagen  freiwillig  zurückgibt*). 
Möglich  freilich  ist  dies  allein  aus  dem  (bilanzmässigen)  Reingewinn,  denn 
nach  H.G.B.  §  215  darf,  solange  die  A.  besteht,  nur  das  unter  die  Aktionäre 
verteilt  werden,  was  nach  der  jährlichen  B.  sich  als  Reingewinn  ergibt  Eine 
Verteilung  liegt  auch  vor,  wenn  die  Generalversammlung  beschliesst,  dass  die 
Einlagen  ganz  oder  teilweise  zurückbezahlt  werden. 

B.  1.  Die  Zulässigkeit  einer  solchen  Rückzahlung  von  Einlagen  wird 
indirekt  anerkannt  durch  H.G.B.  §  241  Abs.  3.  Hier  werden  die  Mitglieder 
des  Vorstandes  für  schadensersatzpflichtig  erklärt,  wenn  entgegen  den  Vor- 
schriften  des  H.G.B.  ...  5.    die  Verteilung   des   Gesellschaftsvermögens    oder 


')  Im  einzelnen  lautet  die  ßuehung  vor  Liberierung: 

AktienreBtzahlung^konto 

Soll  Haben 

An  Aktienkapitalskonto  ....    20000  |  Per  Bilanzkonto 20000 

Aktienkapitalskonto 
Soll  Haben 

An  Bilanzkonto 100000  1  Per  Kassakonto 800OO 

I  Per  Aktienrest-zahlungskonto  .     .      20000 

i 
und  daher: 

Bilanzkonto 

Aktienrestzahlungskonto  (=  Einlage-  1  Grundkapital 100  OOO. 

forderungen) 20000  | 

Werden  die  Aktionäre  für  die  Besteinlagen  aus  dem  Beingewinn  liberiert,  so  wird  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto  belastet,  das  Aktienrestzahlungskonto  erkannt 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Restzahlungskonto     ....    20000  |  4000O 

Bestzahlungskonto 
An  Aktienkapitalskonto  ....    20000  |  Per  Gewinn-  und  Veriustkonto  .      200OO. 
Das  Restzahlungskonto  hat  also  keinen  Gegenposten  in  der  B.  mehr.     Daher: 

Bilanzkonto 

Aktieneinlageforderungen      ...  0  |  Grundkapital lOOOOO. 

«)  Anders  Staub  213^,  Bing  213 j. 
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eine  teSweise  Zurückzahlung   des  Grundkapitals   erfolgt,    ...  1.  Einlagen    an 
die  Aktionare  zuruckbezahlt  werden. 

2.  Nach  der  herrschenden  Anschauung  ist  Ziff.  1  überflüssig,  weil  schon 
in  der  Bestimmung  der  Ziff.  5  enthalten  ^).  Aber  das  Nebeneinanderstehen  der 
Wendungen  „Verteilung  des  Gesellschaftsvermögens"  und  „teilweise  Zurück- 
zahlung des  Grundkapitals"  zeigt,  dass  beide  Wendungen  in  dem  spezifisclien 
Sinne  zu  verstehen  sind,  in  welchem  sie  das  H.G.B.  sonst  verwendet.  Denn 
an  sich  würde  auch  teilweise  Zurückzahlung  unter  Verteilung  des  Gesellschafts- 
vennögens  fallen.  Verteilung  des  Gesellschaftsvermogens  bedeutet  also  Zurück- 
zahlung nach  Auflösung,  teilweise  Zurückzahlung  Verteilung  während  Bestehens 
der  A.  Steht  aber  teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  in  §  241  in  der 
besonderen  Bedeutung,  die  der  Ausdruck  anderwärts  im  H.G.B.  hat^),  so  um- 
fasst  die  Wendung  nicht  auch  die  Zurückzahlung  von  Einlagen.  Bei  Zurück- 
zahlung des  Grundkapitals  wird  die  Grundkapitalsziffer  herabgesetzt,  werden 
Mitgliedschaftsrechte  vernichtet  oder  geschmälert.  Bei  Zurückxafilung  von  Ein- 
lagen dagegen  wird  die  örundkapitatszi/fer  völlig  unberührt  gelassen^)  und  der 
Aktionär  in  seinen  Rechten  nicht  beschränkt*).  Er  behält  Anspruch  am  Rein- 
gewinn und  an  der  Liquidationsquote  und  die  Befugnis  der  Teilnahme  an  der 
Verwaltung,  ebenso  wie  seine  Aktionärsrechte  unberührt  bleiben,  wenn  er  durch 
Verwendung  des  Reingewinns  oder  von  Reservefonds  zur  Vollzahlung  seiner 
Einlagen  von  Nachzahlungspflicht  befreit  wird. 

3.  Es  ist  nicht  möglich,  dass  jemand,  ohne  eine  Einlage  zu  machen, 
Aktionär  wird,  aber  möglich  ist,  dass  jemand  ohne  Einlage  Aktionär  bleibt. 
Einlage  ist  Voraussetzung  des  Aktionärwerdens,  aber  nicht  des  Aktionärbleibens. 
Auch  nach  Rückerhalt  des  Einlagebetrags  kann  jemand  noch  Aktionär  sein^). 

C.  Eine  solche  Zurückzahlung  der  Einlagen,  wenn  sie  Zurückzahlung 
der  vollen  Einlage  ist,  hat  eine  bedeutsame  wirtschaftliche  Wirkung.  Der 
Aktionär  ist  von  dem  Risiko  befreit,  durch  Zugehörigkeit  zum  Verein  Ver- 
mögenseinbusse zu  erleiden.  Er  hat  die  MitgliedschaftsrccÄ/e,  ohne  noch  etwas 
von  seinem  Vermögen  zu  riskieren.  Seine  Aktie  wird  wirtschaftlich  eine  i<Vft-, 
eine  öratisakiie  (action  gratuite),  eine  Qenussaktie  (action  de  jouissance).  Er 
kann  durch  die  Zugehörigkeit  zur  Gesellschaft  nicht  mehr  verlieren,  sondern 
nur  gewinnen,  Vennehrung  seines  Vermögens  erfahren. 

D.  An  der  Grundkapitalszifler  wird,  wie  wir  sehen,  nichts  geändert,  wenn 
solche  Zurückzahlung  stattfindet  Denn  Zahl  und  Nennbetrag  clor  Aktienrechte 
bleibt  unberührt  In  der  B.  kommt  die  Zurückzahlung  als  solche  daher  gar 
nicht  zum  Ausdruck.  Es  tritt  in  ihr  nicht  hervor,  wodurch  die  Minderung 
des    Kassenkontos    herbeigeführt    wird.      Das    Gegenkonto    ist    das     Gewinn- 


>)  Makower  241  III  c  1;  Bing  241,. 

»)  §§  288,  289. 

*)  Waa  für  die  Gesellschaften  tn,  b.  H,  gilt,  sagt  bezüglich  der  Stammeinlagen 
§  30  Abs.  1  des  Gesellsch.-G.  Hiernach  darf  das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  in 
der  statntariflchen  Höhe  erforderliche  Vermögen  an  die  Gesellschafter  nicht  ausgezahlt 
werden.  Also  setzt  Zorfickzahlung  aus  dem  Stammkapital  Herabsetzung  des  letzteren 
voraus  (Ge8ell8ch.-G.  58  Abs.  2;  Staub,  G.-G.  öS,,).  Auch  eingezahlte  Nachschüsse 
sind  nur  zurückzahlbar,  soweit  sie  nicht  zur  Deckung  eines  Verlustes  am  Stammkapital 
in  seiner  satzungsmassigen  Höhe  erforderlich  sind  (Gesellsch.-G.  30  Abs.  2;  vgl.  dazu 
Stauff,  G.-G.  30 -ff.;  26„),  somit  nur,  wenn  mehr  Reinvermögen  (Überschuss  der 
Aktiva  über  die  Schulden)  vorhanden  ist,  als  die  rechnerische  Deckung  des  satzungs- 
masaigen  Stammkapitals  erfordert.  —  Beides  fasst  Ge8ell8ch.-G.  43  Abs.  3  mit  „Zah- 
lungen aus  dem  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderlichen  Ycrmögcn'*  zusammen. 

*)  So  auch  Bing  227 ,. 

*)  Lehmann,  A.en,  I  195  N.  5. 
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und  Verlustkonto.     Es  werden  10000   zur   Zurückzahlung    verwendet.     Dann 
buchen  wir: 

Einlagerückzahlungskonto 
An  Kassenkonto     ....     10000  |  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     10000 

Kassenkonto 
An  Gewinn- und  Verlustkonto     10  000  |  Per  Einlagerückzahlungskonto     10  000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Einlagerückzahlungskonto     10000  |  Per  Kassenkonto     ....     10000. 

E.  1.  Hinsichtlich  des  österreichischen  Rechts  kommt  altes  H.G.B.  Art  248 
in  Betracht.  Teilweise  Ziu-ückzahlung  der  Einlagen  fallt  unter  den  Begriff 
teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals.  Denn  Zurückzahlung  bezieht  sich 
in  erster  Linie  auf  Minderung  der  zur  Deckung  der  Grundkapitalsziffer  erforder- 
lichen Werte,  auf  Grundkapital  als  Aktivposten  und  dies  Grundkapital  im 
aktiven  Sinne,  das,  was  die  Aktionäre  zu  den  Aktiven  geleistet  haben^  wird 
zurückbezahlt,  wenn  Einlagen  zurück  bezahlt  werden.  Die  teilweise  Zurück- 
zahlung der  Einlagen  setzt  daher  Generalvcrsammlungsbeschluss  und  Einhaltung 
der  Gläubigerschutzvorschriften  voraus.  Es  bedarf  keines  Beweises,  dass,  was 
für  teilweise  Einlagenrückzahlung  gilt,  für  vollständige  Einlagenzurückzahlung 
als  massgebend  zu  gelten  hat. 

2.  Soweit  A.en  in  Frage  stehen,  welche  unter  das  A.-Reg.  fallen,  gilt 
dasselbe.  §  18  Abs.  1 — 4  des  A -Reg.  ergänzt  nur  die  Bestimmungen  von 
H.G.B.  Art.  248.  Es  finden  seine  Vorschriften  daher  auch  auf  die  Zurück- 
zahlung von  Einlagen  Anwendung^). 


I.  Die  Oenanschelne. 

§  132. 

I.  Die  „Grenussaktie"*)  führt  zum  „Genusschein".  Genusschein  ist  der 
weitere  Begriff.  Genusschein  ist  eine  Urkunde,  durch  welche  ein  Rechte  von 
der  A.  etwas  zu  geniessen,  einen  Vorteil  zu  erlangen,  verbrieft  wird. 

n.  Die  Genusscheine  sind  wirtschaftlich  von  den  Aktien  nicht  verschieden. 
Wie  diese,  gewähren  sie  wirtschaftliche  Vorteile  aus  dem  Unternehmen  und 
bilden  daher  auch,  wie  Aktien,  Handelsobjekte,  deren  Kurs  sich  nach  der  A  n- 
schauung  bemisst,  welche  die  öffentliche  Meinung  über  Ertragsaussicht  und 
Vermögenslage  der  Gesellschaft  hat  Rechtlich  dagegen  sind  die  Genusscheine 
nicht  notwendig  Aktien.  Der  Oenusschein  ist  rechtlich  entweder  Verbriefung 
von  Gläubigerrechten,  also  von  Rechten,  die  A^tc^aktionären  zustehen,  Genuss- 
obligationeny  oder  Verbriefung  von  Mitgliedschaftsrechten,  also  AkiionärsrecMen^ 
Genussaktie  im  weiteren  Sinne.  Derselbe  Unterschied  begegnet  im  Rechte  der 
OeseUschaften  m.  b.  H. 

ni.  Die   Genusscheine  der  Nichiaktionäre^)  können  sich  auch  im  Besitze 


')  S.  über  diem  Vorschriften  des  §  18  des  A.-Reg.  oben  §  123  HI. 

«)  8  130  IL 

*)  S.  zum  Folgenden  Stavbj  Exkurs  zu  §  179;  Staub,  G.-G.,  Exkurs  zu  §  14 
Anm.  18ff.;  Lehmanny  A.en  I  195;  II  123ff.;  Ring  227,;  Beisch  II  28ff.;  Reichag. 
in  Zivils.  30  S.  16ff.  und  49  S.  13ff.;  Entach.  in  Steuers.  X  391. 
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von  Aktionären  befinden.  Die  Rechte,  welche  ihnen  dann  zustehen,  besitzen 
sie  nicht  als  Aktionäre,  sondern  nicht  anders,  wie  beliebige  Dritte.  Denn 
diese  Genusscheine  verbriefen  Rechte,  welche  nicht  Mitgliedschaftsrechte  sind^). 

A.  Genusscheine  früherer  Aktionärey  d.  h.  Genussobligationen,  die  nur 
früheren  Aktionären  zustehen  können.  Wenn  A.en  im  Wege  der  Amortisation 
Aktienrechte  vemiditen,  kommt  es  vor,  dass  sie  die  Inhaber  der  verlosten  oder 
gekündigten  Aktien  doch  noch  weiter  an  den  Vorteilen  der  A.  teilnehmen 
lassen.  Die  Inhaber  der  verlosten  u.  s.  w.  Aktien  hören  auf,  Aktionäre  zu 
sein,  aber  die  Gesellschaft  räumt  ihnen  hinter  den  Besitzern  noch  nicht  ver- 
loster oder  gekündigter  Aktien,  also  hinter  den  Aktionären,  Anteil  am  Rein- 
gevrinn  und  Liquidationserlös  ein^.  Zuerst  sollen  diejenigen,  die  noch  Aktionäre 
sind,  eine  Normaldividende  von  mindestens  z.  B.  5  Prozent  erhalten,  an  der 
Superdividende  dagegen  auch  die  Genusscheininhaber  teil  haben  und,  wenn  die 
Gesellschaft  aufgelöst  wird,  soll  aus  dem  Reinvermögen  zunächst  der  restierende 
Aktienbetrag  zurückbezahlt  werden;  was  übrig  bleibt,  haben  die  Aktionäre  mit 
den  Genusscheingläubigern  zu  teilen.  Gut  rentierende  Bergwerksaktiengesell- 
schaften und  heimfällige  Eisenbahnuntemehmungen  verfahren  nicht  selten  so. 
Sie  müssen  als  vorsichtige  Haushalter  für  allmähliche  Aktien tilgung  sorgen. 
Den  ausscheidenden  Aktionären  wird  Fortdauer  ihres  Bezugrechtes  auf  Gewinn- 
und  Liquidationserlös  in  Aussicht  gestellt 

R  Qemissobligaiionen  beliehiger  Drüter. 

1.  Es  werden  den  Gründern  oder  denjenigen,  die  besonders  wertvolle 
Sacheinlagen  machen,  nicht  als  Aktionären,  sondern  als  Nichtmitgliedern  be- 
sondere Vorzugsrechte  eingeräumt,  z.  B.  dem  Schöpfer  und  Organisator  des 
ganzen  Unternehmens  als  solchem  öder  dem  Einleger  eines  epochemachenden 
Patentes  ein  fortdauernder  besonderer  Anteil  am  Reingewinn  (sog.  part  de 
fondateurs,  founders  shares,  parts  b^n^ficiaires).  Dies  sind  keine  Aktien.  Ebenso 
nicht  die  hierher  rechnenden  €rewinnbeteiligungsrechte  der  Versicherten  bei  Ver- 
sicherungsaktiengesellschaften. 

2.  Die  A.  kann  sich  weitere  Betriebsmittel  oder  flüssige  Grelder  nicht  nur 
durch  Ausgabe  neuer  Aktien  (Erhöhung  des  Grundkapitals)  oder  Umwandlung 
eines  Teils  vorhandener  Aktien  in  Vorzugsaktien  gegen  Zuzahlungen  seitens 
der  vorhandenen  Aktionäre  verschaffen,  sondern  auch  dadurch,  dass  sie  be- 
liebigen Dritten,  welche  Gelder  zur  Verfügung  stellen,  Genusscheiue  über  Anteil 
an  Beingewinn  und  Liquidationserlös  gewährt 

IV.   Qenusscheine  der  Aktionäre  (Aktionärsanteilscheine). 

A.  Äktiengenusscheine  neb&n  Aktientirkunden  als  Zubehör  des  Aktienrechts 
(Gveschäftsanteils),  als  Aktienanhang.  Um  den  Aktionären  die  Verwertung  der 
ihnen  aus  ihren  Stamm-  oder  Prioritätsaktien  zustehenden  Vorteile  zu  erleichtern, 
werden  über  einzelne  Vorteile  (insbesondere  solche,  welche  Prioritätsaktien  ge- 
währt werden)  besondere  Urkunden  ausgestellt,  so  über  freien  Eintritt  in  das 
Etablissement  der  A.  (zoologischer  Gärten,  Lesehallen,  Theater),  über  freie  Natural- 
lieferongen,  welche  die  Gesellschaft  ihren  Mitgliedern  einräumt,  und  vor  allem 
über  eine  Superdividende *)  oder  einem  Teil  des  Liquidationserlöses:  z.  B.  vom 
Reingewinn    zunächst    5  Prozent    an    die    Inhaber    der  Dividendenscheine,    die 

')  Vom  Standpunkt  der  A.  aus  sind  sie  Schulden-,  ihre  Befriedigung  daher  nicht 
VerieUang  von  Beinertrag,  sondeni  Betriebsaufwand,  daher  abzugsfähig,  also  steuerfrei. 
S.  JFmsHng  I  198;  Entsch.  in  Steuers.  VI  82;  Maatz  210. 

*)  S.  oben  §  125  VII  B  7  b  7  und  VII  E.  —  Entsprechend:  Genuescheine,  die 
an  die  Stelle  amortisierter  GeeehaftsawUHe  treten. 

*)  S.  6tou6,  G.-G.,  Exkurs  zu  §  14  Anm.  19. 
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nächsten  10  Prozent  an  die  Inhaber  von  Genusscheinen,  den  Rest  wieder  an 
die  ersteren;  oder  bei  Liquidation:  zunächst  Zurückzahlung  der  Aktien  betrage^ 
dann  25  Prozent  an  Genusscheininhaber,  den  Rest  den  Aktionären^). 

B.  Oentissckeine  an  Stelle  von  Aktiefiurkunden  (unechte  Genusscheine, 
Genussaktien).  Die  Verlosung  oder  Kündigung  von  Aktien  hat  nach  Absicht 
der  Gesellschaft  nicht  immer  die  Bedeutung  einer  Einziehung,  sondern  nur 
einer  Zurückzahlung  der  Einlage.  Die  Inhaber  der  verlosten  oder  gekündigten 
Aktien  bleiben  Aktionäre,  aber  werden  solche  zweiter  Klasse,  d.  h.  sie  erhalten 
Dividende  und  Anteil  am  Liquidationserlös  erst  hinter  den  Aktionären,  deren 
Einlagen  noch  nicht  zurückbezahlt  wurden,  sondern  erst  ausgelost  oder  ge- 
kündigt werden  müssen.  Weil  ihre  vermögensrechtlichen  Ansprüche  von  jetzt 
an  denjenigen  der  anderen  Aktionäre  nachgehen,  erhalten  sie  statt  ihrer  ver- 
losten oder  gekündigten  „Aktien"  „Genusscheine**.  Ihrem  Wesen  nach  sind 
auch  diese  Scheine  Aktienverbriefungen*)  ^). 

Weil  Mitgliedschaftsrechte  nicht  vernichtet  werden,  tritt  hier  selbstverständ- 
lich keine  Abminderung  der  Grundkapitalsziffer  ein*). 

V.  Es  ist  die  Frage  des  Einzelfalls,  welche  Art  von  Genusscheinen  vor- 
liegt. Nach  dem  Inhalt  des  Statuts  bezw.  der  Generalversammlungsbeschlüsse 
muss  es  beurteilt  werden.  Ein  untrüglicher  Anhaltspunkt  ist,  ob  den  Genuss- 
schein inhabern  Stimmrecht  zukommt  oder  nicht.  Stimmrecht  kann  nur  das 
Aktien gesellschaftsmitglied  besitzen*),  nicht  der  Inhaber  eines  Gläubigergenu^s- 
scheines,  einer  Genussobligation.  Andererseits  braucht  der  Inhaber  eines  Aktionär- 
genusscheines nicht  stimmberechtigt  zu  sein.  Stimmreclit  gewährt  nur  der  an 
die  Stelle  der  Aktie  tretende  Genusschein,  weil  er  echte  Aktie  ist.  Der  echt^e 
Genusschein  gewährt  kein  Stimmrecht. 


0  Diese  besonderen  Vorteile  sind  somit  teils  solche,  welche  sich  auf  Ge?nnn- 
oder  WermogenBverteilung  beziehen,  teils  von  der  Grewinnverteilung  völlig  unabhängige: 
z.  B  Eintritt  in  das  Theater.  (S.  Simon  28.3.)  Die  letzteren  l^rühren  die  Grewinn- 
und  Verlustrechnung  und  überhaupt  die  Buchhaltung  gar  nicht,  weil  sie  für  die 
ziffernmässige  Beurteilung  der  Vermögenslage  der  A.  bedeutungslos  sind,  indem  sie  keine 
Hergabe  aus  Vermögen  darstellen  und  somit  keine  Verraögensverändcrung  mit  sich 
bringen.    Vgl.  oben  §§  79,  69  VI,  75  a.  E. 

^)  In  diesem  Sinne  gebraucht  das  österr,  A.-Keg.  §§  33,  43  Abs.  5  und  48  das 
Wort.  Es  heisBt  in  §  33:  „Für  die  im  Wege  der  Verlosung  eingelösten  Aktien  können 
den  Besitzern  derselben  Genusscheine  ausgefolgt  werden.  Diesen  Genusscbeinen, 
welche  an  Stelle  der  eingelösten  Aktien  treten^  sind  im  Statute  ausdrücklich  die  Rechte 
von  Aktieny  jedoch  mit  der  Massgabe  zuzugestehen,  dass  ein  im  Statute  zu  bezeich- 
nender Teil  des  jährlichen  Eeiugewinnes  zunächst  zur  Zahlung  von  Dividenden  an  die 
nicht  eingelösten  Aktien  bestimmt  und  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
den  noch  nicht  eingelösten  Aktien  ein  Vorrecht  in  der  Höhe  des  Nennbetrages  der 
Aktien  auf  den  Liquidationserlös  eingeräumt  wird.'' 

«)  Ein  solcher  Fall  Entsch.  in  Steuers.  X  291  ff.  —  S.  auch  Fuld  in  der  Zeit- 
schrift f.  d.  ges.  Aktien wesen  XII  216. 

«)  Beispiel  bei  Berliner  134:  Eine  A.  mit  1500000  Mk.  Onmdkapital  zu  1500 
Aktien  tl  1000  Mk.  betreibt  Verlag  und  Druck  einer  Zeitung.  Für  das  Verlagsrecht 
an  derselben  zahlte  sie  an  den  Vorbesitzer  1000000.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das 
Verlagsrecht  möglicherweise  im  Laufe  der  Zeit  an  Wert  erheblich  verlieren  könnte, 
löst  sie  aus  der  Hälfte  der  über  5  Prozent  hinausgehenden  Dividende  allmählich  ihre 
Aktien  bis  zur  Höhe  von  1000  Stück  ein  und  gibt  für  jede  eingelöste  Aktie  einen 
Genusschein  mit  Stimmrecht  aus.  —  Unzulässig  ist  es,  in  diesem  Fall  das  Aktaen- 
kapitalskonto  für  den  Betraff  von  1000000  in  ein  Genusscheinkonto  umzutaufen.  Denn 
die  1000000  Genusscheine  bleiben  Aktien  und  der  Betrag  des  Aktienkapitals  ist  in 
einer  Ziffer  anzugeben. 

')  Daher  österr.  A.-Reg.  §  43  Abs.  5:  „Falls  Genusscheine  ausge^ben  werden, 
sind  -auch  klare  Bestimmungen  über  das  Stimmrecht  der  Genusscheine  m  das  Statut 
aufzunehmen.** 
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VI.  Die  Bedeutung  der  Unterschiede  unter  den  Genusscheinen  für  die 
Biianz  ist  folgende: 

A.  Bedeutet  die  Auslosung  oder  Kündigung  von  Aktien  gegen  Ausgabe 
von  GenuBscheinen  nur  Zurückzahlung  von  Einlagen,  nicht  Vernichtung  von 
Mitgliedschaftsstellen,  so  wird  die  GrundkapitalszifFer  dadurch  nicht  berührt; 
bedeutet  sie  dagegen  Einziehung,  so  ist  die  Grundkapitalsziffer  nach  den  näheren 
Vorschriften  über  Einziehung^)  um  den  Nennbetrag  der  eingezogenen  Aktien 
zu  verringern. 

B.  Genusscheine,  welche  die  Natur  von  Aktionärsan teilscheinen  besitzen, 
sind  in  die  Passiva  nicht  aufzunehmen.  Es  repräsentiert  sie  ja  schon  die  Grund- 
kapitalsziffer. Grenussobligationen  sind  fähig,  selbständige  Bilanzposten  zu  bilden. 
Denn  sie  stellen  wirkliche  Schulden  dar.  Trotzdem  sind  sie  in  die  B.  nicht 
aufzunehmen,  weil  ihnen  der  Anspruch  auf  Belassung  des  Kapitals  gegenüber- 
steht und  sie  jedenfalls  nur  solche  bedingte  und  befristete  Verpflichtungen  ver- 
körpern, welchen  ein  gegenwärtiger  Wert,  wie  ihn  H.G.B.  §  40  zur  Bewertung 
voraussetzt,  abgeht^).  Sie  beeinflussen  nicht  die  gegenwärtige  Vermögenslage 
des  Geschäftes. 


II.  Amortisierte  Schuldverschreibungen. 

]>Ie  bilanErechtliche  Behandlann:  amortisierter 
SchaldTerflchreibaiiil^eii. 

§  133. 

I.  Die  A.en  verschaflen  sich  Betriebsmittel  ausser  durch  Aktienausgabe 
hauptsachlich  auch  durch  Emission  von  Teilschuldverschreibungen,  Obligationen. 
Für  die  Aktionäre  ist  dies  bei  gutgehenden  Gesellschaften  vorteilhafter,  als  Grund- 
kapitalserhöhung,  weil  die  alten  Aktionäre  dann  den  Reingewinn  nicht  mit  neuen 
zu  teilen  brauchen. 

II.  Wie  schon  ihre  beiden  Namen  zeigen,  unterscheidet  sich  die  Teil- 
schuldverschreibung von  der  Aktienurkunde  dadurch,  dass  sie  nicht  Mitglied- 
schafts-, sondern  Gläubigerrechte  verkörpert.  Die  A.  ist  rechtlich  nicht  ver- 
pflichtet, Einlagen  zu  verzinsen  und  zurückzuzalilen,  wohl  aber  ist  sie  zu 
fester  Verzinsung  und  Heimzahlung  dieser  Partialobligationen  verbunden.  Die 
Teilschuldverschreibungen  stellen   also    einen   ßchuldposten    der  A.    dar^)    und 


0  §  125  ff. 

*)  Ein  Dritter  eewährt  der  A.  ein  Darlehen  von  400000  und  erhält  als  Entgelt 
hierfür  Anteil  an  der  Hälfte  des  Beingewinns,  der  nach  Abzu^  gewisser  Poeten  (Beeerve- 
fondsdotierung)  verbleibt,  und  eventuell  an  der  Liquidationsmasse.  Hier  wird  als 
Passivurn  nur  gebucht  die  Darlehensschuld,  nicht  der  Anteil  an  Gewinn  und  Liqui- 
dationwrlös,  über  welchen  Genusscheine  ausgestellt  werden,  denn  der  Verpflichtung, 
ADleil  am  Crewinn  u.  s.  w.  zu  gewähren,  steht  der  Anspruch  auf  Belassung  des  Dar- 
lehens, der  Kapitalnutzung  gegenüber.  Vgl.  unten  §  175  VI  und  Holdheim  X  102  ff. 
(Simon);  XI  106  (Urt.  des  O.L.G.  Dresden  vom  13.  Januar  1902)  und  XI  259  (Reichs- 
ger.  vom  31.  Mai  1902).  —  Eingelöste  Genusscheine  sind  nicht  bilanzfähig  als  Aktivum. 
Denn  die  Zurückzahlung  von  Schulden  bildet  doch  kein  Aktivum  und  mit  der  Ver- 
bindlichkeit zur  Gewinnzahlung  entfällt  auch  der  Anspruch  auf  Kapitalsbelassung. 

•)  Nicht  empfehlenswert  ist  es,  diese  Teilschuldverschreibungen  Prioritäten  zu 
DeDDeD,  weil  die  Ansprüche  aus  ihnen  den  Ansprüchen  der  Aktionäre  vorgehen.  Einmal 
nicht,  weil  dieses  Vorgehen  sich  von  selbst  versteht.  Indem  die  Aktionäre  nur  auf 
ü^/ngewinn  und  i2«tnvermögen  Anspruch  haben,  ist  es  selbstverständlich,  dass  Gläu- 
bigeraDaprüche  den  Aktionäi-sansprüchen  vorgehen.  Dann  aber,  weil  der  Name  Prioritäten 
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hieraus  folgt:  1.  die  Tilgung  der  Obligationenschuld  ist  niemals  bloss  Herab- 
setzung eines  rechnungsmässigen  Postens,  einer  Ziffer,  sondern  Mind^ung  eines 
reellen  Passivpostens;  2.  weil  die  Obligationen  eine  wirkliche  Schuld  repräsen- 
tieren, darf  der  Posten  auch  in  anderen  als  Gewinnermittlungsbilanzen  nicht 
fehlen. 

III.  Die  Tilgung  der  Schuld  erfolgt 

A.  Teilweise  durch  Konversion  (ev.  Zusammenlegung)  auf  einen  geringeren 
Betrag. 

B.  Ganz  durch  planmässige  Amortisation  (Einziehung)  im  W^e  der 
Kündigung,  Verlosung  oder  des  freihändigen  Ankaufs« 

IV.  Wie  die  herrschende  Meinung  die  Einsetzung  des  Betrages  der  amor- 
tisierten Aktien  als  gesetzlicher  Reservefonds  für  notwendig  erachtet  ^),  wenn  die 
Aktiencinziehung  aus  dem  bilanzmässigen  Reingewinn  geschieht,  so  wird  auch 
für  die  Einziehung  der  Obligationen  zum  Teil  mindestens^)  die  Anschauung 
vertreten,  dass  bei  Amortisation  derselben  aus  Reingevrinn  ein  Konto  amorti- 
sierte Obligationen  in  die  Bilanzpassiven  eingesetzt  werden  müsse.  Wir  sind 
nicht  dieser  Ansicht. 

V.  Zunächst  sei  der  Unterschied  äusserlich  —  in  der  Buchung  —  zum 
Ausdruck  gebracht. 

A.  1.  Indem  wir  absichtlich  das  Maatxsche  Beispiel  verwenden,  nehmen 
wir  an,  dass  vor  der  Amortisation  die  B.  folgendermassen  lautet: 

Bilanzkonto 


Diverse  Aktiva  .     . 

.     .     1550000 

Per  Grundkapital 

.     1200000 

An  Kassa      .     .     . 

4  500 

Per  Obligationen    .     . 

300000 

An  Effekten       .     . 

.     .          22500 

Reservefonds     .     .     . 

45000 

Reingewinn       .     .     . 

32  000 

1577  000 

1577000. 

2.  Am  Jahresende  werden  10000  Mk.  der  Obligationenschuld  aus  dem 
Reingewinn  getilgt.  Die  Mittel  hierzu  werden  durch  Verkauf  von  Effekten 
flüssig  gemacht     Also  wird  gebucht: 

a)  Effektenkonto  erkannt;  Kassenkonto  belastet; 

b)  Kassenkonto  erkannt;  Gewinn-  und  Verlustkonto  belastet; 

c)  Gewinn-  und  Verlustkonto  erkannt;  Obligationenkonto  belastet;  oder 
um  es  ziffernmässig  darzustellen: 


SoU 
An  altes   Bilanzkonto 


An  Effektenkonto 


An  Kassenkonto 


Effektenkonto 

Haben 
22  500  {  Per  Kassenkonto  .     .     . 

Kassenkonto 
10000  I  Per  Gewinn-  und  Verlust- 
I     konto 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


10000 


Per  altes  Bilanzkonto 
Per  Obligationenkonto 


10000 


10000 


32000 
10000 


sehr  gut  das  Wesen  von  Vorzunobligationen  (Prioritatsobligationen)  und  Vorzugsaktien 
(Prioritätsaktien)  wiedergibt  und  nur  Unklarheiten  entstehen,  wenn  der  Auadraä  auch 
noch  in  anderem  Sinne  verwendet  wird. 

>)  Vgl.  §  125  VII  B. 

*)  Maatg  212. 
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An  Grewinn- 
konto 


und  Verlust- 


Obligationenkonto 

Per  altes  Bilanzkonto 
10  000 


300000 


B.  1.  Nach  unserer   Anschauung    hatte    die    neue  (Jahresanfang-)  B.  zu 


lauten : 

Diverse  Aktiva  . 


Effekten 


1550000 

4500 

12500 


1567000 


Grundkapital 
Obligationen 
Reservefonds 
Gewinn   .     . 


1200  000 

290000 

45000 

32000 


1567  000. 


2.  Bei  der  anderen  Anschauung  ist  noch  Gewinn-  und  Verlustkonto  mit 
10  000  zu  Gunsten  des  Kontos  amortisierter  Obligationen  zu  belasten,  so  dass 
Gewinn-  und  Verlustkonto  hier  abschliesst: 


Gewinn-  und  Verlustkonto*) 


An  Kassenkonto     .     .     . 

An     Konto     amortisierter 

Obligationen   .... 

und  das  Bilanzkonto  lautet: 


10000 


10000 


Per  altes  Bilanzkonto 
Per  Obligationenkonto 


32  000 
10000 


Bilanzkonto 


Diverse  Aktiva 

.     .     1 550  000 

Grundkapital     .... 

1200000 

Kassa       .... 

4500 

Obligationenschuld      .     . 

290000 

Effekten    .... 

.     .          12500 

Reservefonds     .... 
Obligationenamortisations- 

45 000 

konto     

10000 

Gewinn 

12000 

1567000 


1567000«) 


VI.  Der  Grund,  aus  welchem  die  Einsetzung  des  Kontos  „amortisierter 
Obligationen"  als  gesetzlich  notwendiger  Reser\'efonds  abgeleitet  wird,  ist  der 
gleiche,  wie  bei  der  Amortisation  von  Aktien:  „Es  würde  ohne  Einstellung  des 
Betrags  der  amortisierten  Obligationen  als  Reservefonds  unter  die  Passiva  möglich 


')  Dazu  kommt  ein 


Konto  amortisierter  Obligationen 

Haben 
I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto 


10000. 


')  G^en  das  im  Interesse  der  Bilanzklarheit  aufgestellte  Prinzip,  dass  die  einzelnen 
Bilanzposten  mit  ihrem  gegenwärtigen  Werte  „anzusetzen"',  d.  h.  ziffemmässig  vorzu- 
tragen and,  verstosst  es,  wenn  das  Konto  der  Obligationenschuld  trotz  Amortisation 
ziffemmässig  unverändert  gelassen  und  dafür  ein  Bewertungskonto  auf  die  Aktivseite 
gesetzt  wird: 

Bilanzkonto 


Diverse  Aktien 1550000 

Kassa 4500 

Effekten 12500 

AmoTÜfiierte  Obligationen     .    .  10000 


1577000 


Grundkapital 1200000 

Obligationen 300000 

Reserve 45000 

Obligationenamortisationsfonds  10000 

Gewmn 22  000 

.  1577000'. 
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sein,  dass  der  amortisierte  Betrag  in  der  nächsten  B.  als  Gewinn  verteilt  wird'*^), 
will  sagen:  es  würde  auf  diese  Weise  möglich  sein,  dass  ohne  Ertrag  Gewinn 
verteilt  und  so  das  Anlagekapital  verringert  wird.  Die  Einstellung  des  Re- 
servefonds y,amortisierte  Obligationen"  soll  verhindern,  dass  das  durch  Aufnahme 
von  Obligationen  hergestellte  Anlagekapital  infolge  Amortisation  verringert 
wird*). 

VII.  Wir  vermögen  der  Meinung,  dass  der  Betrag  der  Amortisations- 
quote als  gesetzlicher  Reservefonds  in  die  B.  einzustellen  sei,  hier  noch  weniger 
beizupflichten,  als  bei  der  Aktienamortisation.  Denn  hier  fehlt  im  positiven  Recht 
sogar  der  Rechtssatz,  dass  die  Amortisation  nm:  aus  bilanzmässigem  Reingeiinnn 
erfolgen  dürfe.  Vom  rechtlichen  Standpunkt  aus  ist  vielmehr  auch  jetzt  die 
Einstellung  eines  solchen  Reservefonds  eine  Tat  freien  Willens,  nicht  gesetz- 
lichen Zwangs,  veranlasst  nicht  durch  rechtliche,  sondern  durch  wirtschaft- 
liche Erwägungen. 

A.  Wir  können  diese  Behauptung  hier  um  so  mehr  aufstellen,  als,  wenn 
die  Einsetzung  eines  solchen  Reservepostens  gesetzliche  Pflicht  der  A.en  wäre, 
dies  doch  eine  Pflicht  sämtlicher  A.en  sein  müsste.  Allein  diese  Pflicht  fehlt 
gerade  für  A.en,  welche  berufsmässig  Partialobligationen  ausgeben,  für  die 
Hypothekenbanken.  Das  deutsche  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899 
regelt  die  Rechtsverhältnisse  der  Hypothekenbanken  eingehend  nach  der  wiit- 
schaftspolizeilichen  Seite,  also  insbesondere  auch  zum  Schutze  der  P&ndbrief- 
gläubiger,  und  doch  enthält  es  keine  Vorschrift  über  Einsetzung  solcher  Reserve- 
fonds, obschon  als  Hypothekenbanken  nur  A.en  und  KommanditgeseUscfaaften 
auf  Aktien  zugelassen  sind  und  die  Pfandbriefe  ihrer  Natur  als  Schukher- 
briefungen')  entsprechend  einer  „Rückzahlung***),  „Einziehung"*),  Kündigung^, 
also  einer  Amortisation  unterliegen.  Wohl  spricht  das  Gesetz  von  einem  be- 
sonderen „ausschliesslich  zur  Sicherung  der  Pfandbrief^2äu6i^er  bestimmten 
Reservefonds"''),  aber  nicht  in  der  Weise,  dass  es  denselben  vorschreibt,  und 
noch  weniger  in  der  Weise,  dass  es  denselben  in  Beziehung  zur  Pfandbrief- 
amortisation bringt,  d.  h.  für  eine  Wirkung  dieser  Amortisation  erklärt,  sondern 
das  G.  knüpft  nur  für  den  Fall,  dass  ein  solcher  Fonds  besteht,  an  die  Tat- 
sache dieses  seines  Bestandes  einen  Rechtssatz  an,  den  Rechtssatz,  dass  die 
Hypothekenbanken  nur  bis  zu  einen  bestimmten  Vielfachen  dieses  Reservefonds 
Pfandbriefe  ausgeben  dürfen. 

B.  Der  genannte  Reservefonds  ist  ein  rein  freiwilliger,  kein  Zwangsreserve- 
fonds und,  dass  er  nicht  durch  die  Tatsache  der  Amortisation  veranlasst  ist» 
geht  schon  daraus  hervor,  dass  sein  Betrag  nicht  dem  der  amortisierten  Pfand- 
briefe entspricht  Er  ist  kein  Reservekonto  aus  amortisierten  Obligationen. 
Wo  sonst  ein  Reservefonds  „amortisierte  Obligationen"  vorkommt,  da  hat  er 
seine  Veranlassung  in  der  Erwägung,  dass  ohne  Einsetzung  eines  solchen 
Kontos,  wenn  kein  Reinertrag  vorliegt,  die  planmässige  Amortisation  ein  Zurück- 
greifen auf  das  Anlagevennögen  oder  Aufnahme  neuer  Schulden  erforderlich 
machen  würde.     Der  Reservefonds  wird  eingestellt,   um   Amortisation   nur  aus 


»)  MacUz  212. 

*)  SchultCf  Bilanzform  2b  will  den  Posten  „Amortisierte  Obligationen"  „Gtewinn- 
nlcklage  zur  Obligationen tilgung"  genannt  wissen,  aber  er  ist  doch  vielmehr  Gewinn- 
rücklage infolge  von  Obligationentilgung. 

•)  Z.  B.  §  8:  „Vf&ndbnefgläubiger". 

♦)  §  8  Abs.  2;  28  Abs.  1  Nr.  7. 

»)  §  6  Abs.  4. 

•    •)§«. 
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dem  Ertzag  sicherzustellen.  Dafür  aber,  dass  die  Amortisation  der  Pfandbriefe 
bloss  aus  dem  Ertrag  geschehe,  besondere  Sicherheitsmassregeln  zu  treffen, 
besteht  bei  Hypothekenbanken  um  deswillen  keine  wirtschaftliche  Notwendigkeit, 
weil  den  Banken  die  Mittel  zur  successiven  Amortisation  der  Pfandbriefe  aus 
den  Zurückzahlungen  zufliessen^  welche  die  Hypothekschuldner  der  Bank  (bei 
landwirtschaftlichen  Grundstücken  in  Form  allmählicher  Schuldentilgung  [Amorti- 
sation]) zu  leisten  haben.  Diese  Eingange  stellen  insofern  eine  sichere  Ein- 
nahmequelle dar,  als  nach  Hypothekenbankgesetz  §  12  mit  Pfandbriefdeckungs- 
hjpotheken  lediglich  solche  Grundstücke  beliehen  werden  dürfen,  welche  bei 
ordnungsmässiger  Wirtschaft  jedem  Besitzer  einen  dauernden  Ertrag  gewähr- 
leisten. Wenn  die  Hypothekenbanken  überdies  einen  besonderen  Sicherheitsfonds 
der  Pfandbriefgläubiger  schaffen,  so  geschieht  dies  nicht  aus  dem  Gesichtspunkt 
wirtschaftlicher  Notwendigkeit,  sondern  nur  wirtschaftlicher  Vorsicht  und  Zweck- 
mässigkeit. An  und  für  sich  dienen  ja  schon  Grundkapital  und  Zwangsreserve- 
fonds  den  Pfandbriefgläubigern  als  Extrasicherheitsfonds.  Aber  vorsichtiger  ist 
natürlich  noch,  wenn  ausserdem  ein  weiterer  Sicherheitsfonds  vorhanden  ist 
Besonders  für  gemischte  Hypothekenbanken  empfiehlt  sich  dies.  Dieselben 
treiben  auch  Geschäfte  des  Personal-  und  Mobiliarkredits  oder  etwa  auch  Ver- 
!>icherungsunternehmungen.  Bei  ihnen  haben  daher  Aktienkapital  und  Zwangs- 
reservefonds  auch  anderen  Verpflichtungen  als  Garantie  zu  dienen. 

Vin.  Aus  dem  Bisherigen  folgt,  dass  für  A.en,  welche  Schuldver- 
schreibungen ausgeben  und  allmählich  amortisieren,  eine  gesetzliche  Verpflichtung, 
ein  Konto  amortisierter  Obligationen  in  die  Passiven  einzustellen,  nicht  besteht 
Wenn  sie  es  tun,  folgen  sie  lediglich  einem  Gebote  mirischafllielier  Notwendig- 
keit Am  klarsten  erhellt  dies,  wenn  in  das  Gresellschaftsstatut  die  Bestimmung 
aufgenommen  wird:  die  Amortisation  darf  nur  aus  dem  Ertrag  geschehen.  Die 
Einsetzung  einer  solchen  Bestimmung  in  das  Statut  ist  mangels  gesetzlicher 
Vonschrift  eine  rechtlich  freie  Handlung.  Mit  Recht  betont  auch  Siman^), 
dass  die  Einsetzung  eines  solchen  Reservefonds  lediglich  Sache  freien  Ermessens 
sei.  Simons  Ansicht  über  Notwendigkeit  solch  einen  Reservefonds  bei  Aktien-  ^) 
und  bei  Obligationenamortisation  ist  somit  nicht  dieselbe.  Das  nämliche  gilt 
auch  für  Beiseh  und  Kreibig,  Insbesondere  erkennen  dieselben  hier  an,  dass 
die  Amortisation  die  Ziffer  der  Obligo tioiienschuld  im  Passivum  mindert*), 
während  sie  hinsichtlich  der  Aktienamortisation  das  Gegenteil  behaupten^). 

IX.  Bergwerksaktiengesellschaften.  Wirtschaftliche  Notwendigkeit 
zur  Einsetzung  eines  Reservekontos  amortisierte  Obligationen  liegt  vor  bei 
i^^t£^^A»aktiengesellschaf  ten . 

A.  Nehmen  diese  Obligationen  auf,  so  muss  rechtzeitige  Amortisation 
derselben  vorgesehen  werden,  weil  mit  Erschöpfung  des  Anlagekapitals  die  Ge- 
sellschaft keine  Mittel  zur  Zurückzahlung  mehr  besitzt  Es  ist  also  entweder 
allmählich  ein  ObligcUionentilgungsfonds  zu  bilden  oder  die  Obligationeneinziehung 
erfolgt  allmählich,  ruckweise  von  Jahr  zu  Jahr.  In  beiden  Fällen  ist  es 
erforderlich,  zu  verhindern,  dass  das  mittelst  der  Schuldaufnahme  gebildete 
Anlagekapital^),  weil  es  für  den  Betrieb  notwendig  ist,  durch  Tilgungsfonds- 
bildung   bezw.    Schuldentilgung    angegriffen    wird.      Dies    geschieht    entweder 


»)  S.  200. 

•)  S.  220  und  oben  §  125  VII. 

»)  Beiseh  II  160;  auch  Beisch  bei  Grünhut  Bd.  28  S.  737  f. 
•)  S.  oben  §  127  VII  C. 

»)  Da  die  Obligationen    in   der  Praxis  vielfältig  Prioritäten  genannt  werden  (s. 
a  S.  477  Anm.  3),  heisst  dies  Anlagekapital  auch  i^ioritätenkapital. 

Rttbm,  Die  BlUnsen  d«r  AkttengeseUachAfteii.  31 
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durch  den  Satz,  dass  nur  aus  dem  Ertrag  getilgt  werden  darf,  oder  durch 
Einsetzung  eines  Kontos  ,,aniortisierte  Obligationen*'.  Andernfalls  bleibt«  soll 
nicht  das  Anlagevermögen  gemindert  werden,  zur  Durchführung  allmählicher 
Tilgung  oder  Tilgungsfondsbildung  nur  der  Weg  neuer  Bchuldenaufnahnie. 
Selbstverständlich  ist  dies  das  kostspieligere  Verfahren. 

B.  Wir  sehen:  es  liegt  hier  dasselbe  Verhältnis  vor,  wie  grundsätzlich 
bei  ^A;/ieneinziehung  durch  Bergwerksaktiengesellschaften,  und  zwar  geht  die 
Analogie  noch  weiter. 

1.  Wie  wir  gegebenen  Orts^)  darlegten,  entfällt  bei  Aktieneinziehung  die 
Notwendigkeit,  ein  besonderes  Reservekonto  zu  bilden,  weil  als  solches  die 
Wertabschreibung  wegen  Aufzehrung  unrkL  Hieraus  folgt  Zunächst,  dass,  wenn 
eine  Bergwerksaktiengesellschaft  trotzdem  einen  besonderen  Aktientilgungsfonds 
bezw.  ein  besonderes  Konto  „amortisierter  Aktien"  gebildet  haben  sollte,  die 
Wertabschreibung  auf  Substanzverlust  an  dem  der  Höhe  des  Aktienkapitals 
entsprechenden  Anlagevermögen  von  selbst  die  Funktion  eines  Obligationen' 
tilgungsfonds  bezw.  eines  Reservekontos  amortisierter  Obligationen  übernimmt 

2.  a)  Aber  auch,  wenn  die  Bergwerksaktiengesellachaft  keinen  der  ge- 
nannten besonderen  Reservei^sten  aussetzt,  bedarf  es  doch  auch  keiner  besonderen 
Reservekonten  für  bezw.  aus  Obligationen tilgung,  wenn  und  soweit  aus  dem 
mittelst  Partialobligationen  aufgenommenen  fremden  Kapital  Anlagewerte  heige- 
stellt  wurden  und  demgemäss  das  Anlagekonto  einen  zifTernmässigen  Betrag 
darstellt,  welcher  an  Höhe  der  Summierung  von  Grund-  und  Obb'gaüonenkapital 
gleichkommt  Dann  ist  auch  die  jährliche  Abschreibung  am  Anlagevermögen 
wegen  Substanzaufzehrung  eine  höhere,  so  dass  dieselbe  sowohl  für  die  Aktien-, 
wie  für  die  Schuldentilgung  die  Wirkungen  eines  besonderen  Amortisations- 
reservekontos zu  erfüllen  vermag. 

b)  Um  es  durch  ein  Beispiel  zu  belegen:  das  Anlagekonto  betrage 
1000000,  je  500000  Grundkapital  und  Obligationenschuld,  je  10000  die 
jährliche  Aktien-  und  Obligationenamortisation  und  20000  die  jährliche  Substanz- 
entwertung des  Anlagevermögens  und  ausser  dem  Anlagekapital  seien  am  Ende 
des  ersten  Jahres  40000  weitere  Aktiva  vorhanden,  dann  lautet  die  B.  vor 
Aktien-  und  Obligationeneinziehung: 

Grundkapital 500000 

Obligationenscliuld    .     .     .     500000 
Gewinn 20  000 


Ankgekapital 980000 

Sonstige  Aktiva     ....       40000 


1020000 


1020000, 


nach  der  Amortisation^): 


>)  8  125  VII  B  7  b  d, 

')  In  der  Praxis  kommt  auch  folgende  Buchung  vor:  Man  schlägt  die  Ab- 
schreibungen auf  Anlagekonto  zu  den  Konten  Grund-  und  Obligationenkapital,  so  dass 
diese  unverändert  erscheinen: 

Anlagekapital 1 OOOOOO'    Grundkapital 50OO0l> 

Obligationenkapital öQOOQc). 


Es  widerspricht  dies  dem  §  261  Ziff.  5  des  H.G.B.,  wonach  jeder  Emeuerunnfoiids 
als  selbständiger  Posten  vorgetragen  werden  muss,  und  dem  §  40.  Denn  alle  drei  Poeten 
sind  nicht  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte  angesetzt.    Am  klarsten  ist  die  Buchung: 


Anlagekapital 
Ursprünglich 
Abschreibung 


1000000 
20000 


980000 


Grundkapital 49OO0l) 

Obligationenkapital 490000 
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Anlagekapital 


1000000 


1000000 


Grundkapital 490000 

Obligationenschuld    .     .     .  490000 
Abschreibung  auf   Anlage- 
konto    20000 


1000000. 


X.  Eisenbahngesellschaften.  Ausser  Bergwerksunternehmuugeu  pflegen 
Eisenbahf^esellsehaflen,  nicht  aber  andere  industrielle  Betriebe  den  Betrag  der 
amortisierten  Obligationen  als  Reservefonds  in  das  Passivum  einzustellen,  um 
das  aus  den  Obligationen  gebildete  Anlagekapital  vor  Verringerung  zu  bewahren 
bezw.  die  Tilgung  der  Obligationen  durch  Aufnahme  neuer  Schulden  hintan- 
zuhalten  ^). 

XI.  A.  Keines  solchen  Reservefonds  bedürfen  jedoch  heimfäüige  Aktien- 
unternehmungen, insbesondere  also  heimfällige  Eisenhahnuniemehmungen.  Der 
Grund  ist  der  gleiche  wie  bei  der  Aktieneinziehung  seitens  solcher  Gesell- 
schaften'). Da  das  ganze  Anlagevermögen  („B^ukonto*'),  also  auch  das  aus 
dem  aufgenommenen  Kapital  hergestellte,  nach  Ablauf  der  Konzession  unent- 
geltlich an  Staat  oder  Gemeinde  auszuantworten  ist,  muss  schon  vorher  die 
Schuldenrückzahlung  bewerkstelligt  oder  wenigstens  ein  Fonds  hierfür  geschaffen 
werden.  Bilanzmässig  erfordert  dies  aber  nicht  die  Einstellung  besonderer 
Reservekonten,  um  Verringerung  des  Anlagekapitals  hintanzuhalten,  weil  im 
Passivum  die  Herausgabepflicht  zu  bewerten  ist.  Und  der  Wert  dieser  ist 
selbstverständlich  grosser,  wenn  zur  Herstellung  der  Betriebsanlagen  nicht  bloss 
Aktien-,  sondern  auch  Anleihekapital  verwendet  wird.  Soweit  der  Wert  der- 
selben der  jährlichen  Aktien-  und  Obligationen tilgungsquote  gleichkommt,  kann 
dieser  Passivposten  daher  zugleich  als  Aktien-  und  Obligatiouenamortisations- 
reservekonto  wirken. 

B.  Die  Tatsache,  dass  die  Herausgabepflicht  als  Obligationenamortisation s- 
reservekonto  wirkt,  kann,  soll  es  in  Einklang  mit  dem  positiven  Recht  ge- 
^heheu,  buchführungsmässig  nur  auf  zwei  Weisen  zum  Ausdruck  gebracht  werden : 

1.  a)  Vor  der  Amortisation  am  Ende  des  ersten  Geschäftsjahres  laute 
i\aA  Bilanzkonto: 


Baukonto    .     . 
Sonstige  Aktiva 


1000000 
40000 


Grundkapital 500000 

Obligationenschuld    .     .     .  500000 

Herausgabepflicht      .     .     .  20000 

Gewinn 20000. 


b)  Nun  sollen  10000  auf  Grundkapital  und  Obligationenschuld  amortisiert 


werden;  dann  kann  gebucht  werden: 
o)  entweder: 

Baukonto 1000000 

Sonstige  Aktiva  ....  20000 


1020000 


Grundkapital 490000 

Obligationenschuld  .  .  .  490000 
Heimfallkonto  ....  20000 
Gewinn       .     .     ._^_^  20000 

1020000 


Unerfindlich  ist  mir,  wie  Beisch  bei  Grünhut  28  S.  737  Anm.  18  die  eben  zurückge- 
wiesene Bilanzierungsmethode  für  das  deutsche  Recht  (de  lege  ferenda)  für  die  bessere 
erklären  kann.    Sie  widerspricht  dem  Prinzip  der  Bilanzklarheit  im  höchsten  Masse. 

')  Simon  196,  265;  Reisch  II  160. 

*)  8.  über  sie  §  127. 
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ß)  oder: 

Bilanzkonto 


Baukonto 1000000 

Sonstige  Aktiva  ....  20000 


Grundkapital 490000 

Schulden      .     .     .     .     ,     .     510000 
Gewinn .       20000 


denn  die  Schulden  dürfen  zu  einer  Post  zusammengezogen  werden. 

2.  Nicht  ist  es  dagegen  zulässig,  nach  der  Amortisation  zu  buchen: 

a)  Bilanzkonto 


Baukonto 1000000 


Grundkapital 500000 

ObligationenschuH     .     .     .     500000 


also  die  Amortisationsreservesumme  („zurückbezahlte  Aktien  und  Obligationen'') 
auf  Grundkapital-,  bezw.  Obligationenkonto  zu  übertragen.  Es  wäre  dann 
Grundkapital  und  Obligationenschuld  nicht  nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte 
angesetzt,  die  B.  daher  unwahr  und,  weil  der  Schuldposten  Heimfallkonto  in 
zwei  andere  Posten  eingerechnet  ist,  unklar^). 

b)  Bilanzkonto 


Baukonto 980  000 

Sonstige  Aktiva     ....       20000 


Grundkapital 490000 

Obligationenschuld    .     .     .     490000 
Gewinn 20000; 


letztere  Buchungsweise  bestände  nur  dann  zu  Recht.,  wenn  das  Heimfallskonto 
lediglich  ein  Wertberichtigungskonto  wäre,  also  die  Natur  einer  Abschreibung 
wegen  Wertminderung  infolge  Zeitablaufs  hätte  ^).  Allein  diese  Auffassung 
der  Hcimfallslast  wiesen  wir  früher^)  als  unzutreffend  ah.  Reisdi  und  Kreibig 
vertreten  sie  selbstverständlich  auch  hier*). 
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§  134. 

I.  A.  Nach  dem,  was  wir  über  die  Steuerpflicht  der  Aktieneinziehun^ 
bemerkten*),  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Obligaiionenamortisation  und 
die  Bildung  eines  Ohligaiionentilgungsfonds  ertrags-  bezw.  ewiVommewsieuerpfliehiig 
nur  unter  der  Voraussetzung  sind,  dass  sie  aus  Reinertrag  bezw.  Reineinkommen 
erfolgen,  sei  es  nun,  dass  Reinertrag  und  Reineinkommen  hierzu  vor  Feststellung 
des  bilanzmässigen  Reingewinns  verwendet  wertlen,  in  welchem  Falle  die  B. 
mit  einem  um  diesen  Betrag  geminderten  Gewinnsaldo  abschliesst,  sei  es,   dai«s 

»)  A.  A.  Reiaeh  bei  Grünhut  28  Bd.  737  Anm.  17. 

*)  Dies  ist  die  Buchungsweise  der  österr.  Bahnen  seit  1897  (s.  Beisch  II  1C2) 
aus  derselben  steuerpolitischen  Erwägung,  aus  welcher  die  A.en  diese  Buchungsart  hin^ 
sichtlich  der  Aktienamortisation  einführten.    Vel.  oben  §  128  VI  D. 

*)  §  127  VI  B  2. 

*)  Vgl.  Beisch  II  165  und  Beisch  bei  Grunhut  Bd.  28  S.  737. 

•)  §  129  III  A. 
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die  ObligationentilguDg  bezw.   Bildung  eines   Schuldverschreibungstilgungsfonds 
erst   aus  dem    aus    Reinertrag    bezw.   Reineinkommen    sich   ergebenden  bilanz- 
massigen  Oberschusse,  also  aus  dem  Gewinnsaldo  geschieht. 
B.  Das  positive  Recht  bestätigt  dies. 

1.  Klar  und  deutlich  geht  es  aus  dem  bayer,  Gewerbesleuergesetz  hervor. 
In  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  daselbst  ist  ausdrücklich  bestimmt:  „Keine  Betriebs- 
ansgaben und  darum  nicht  abzugsfähig  sind :  a)  Verwendungen  von  gewerblichen 
Erträgnissen  ...  zu  Kapitalsabtragungen". 

2.  Nach  prefwss,  Einkommensteuergesetz  §  16  bilden  das  steuerpflichtige 
Einkommen  „die  Überschüsse^^  d.  h.,  wie  wir  früher^)  auslegten,  die  Reinein- 
kommensbeträge, „welche  .  .  .  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden,  und  zwar 
unt«r  Hinzurechnung  der  zur  Tilgung  der  Schulden  .  .  .  sowie  zur  Bildung  von 
Reservefonds  .  .  .  verwendeten  Beträge"  (des  Reineinkommens).  Nicht  steuer- 
pflichtig ist  also  die  Verwendung  von  vorhandenem  Anlagekapital  oder  zu  diesem 
Zwecke  aufgenommenem  fremden  Kapital  zur  Amortisation.  Es  liegt  dann 
nicht  Verwendung  von  Überschuss,  sondern  von  Stamm  vermögen  vor. 

3.  Nach  österr.  Personalsteuergesetz  bilden: 

a)  Laut  §  93  den  erwerbssteuerpflichtigem  Reinertrag  „die  hüanxmässigen 
Überschüsse,  „ohne  Unterschied,  ob  dieselben  .  .  .  zur  Verteilung  gelangen,  in 
Beservefonds  hinterlegt  .  .  .  oder  in  änderet-  Weise  verwendet  werden".  Wie 
wir  in  §  113  darl^ten^  ist  unter  bilanzmässigem  Überschuss  nur  der  Teil  des 
Bilanzgewinnsaldos  zu  verstehen,  welcher  aus  Ertrag  und  nicht  aus  Stammver- 
mögensmehrung hervorgeht.  ,3ilanzmässig^'  ist  buchführungstechnisch,  „Über- 
schuss" dagegen  nicht  ebenso  (rechnerisch),  sondern  wirtschaftlich  aufzufassen. 
Nur  die  Verwendung  von  bilanzmässigem  Reincr^a^  im  wirtschaftlichen  Sinne 
zur  Reservefondsbildung  oder  in  anderer  Weise  (z.  B.  Schuldentilgung)  ist  steuer- 
pflichtig. Aber  auch  der  ganze  hierzu  verwendete  Reinertrag  ist  steuerpflichtig. 
Wie  wir  in  §  129  unter  V  C  darlegten,  wirkt  die  Heimfallslast  weder,  wenn 
man  sie  als  Herausgabeschuld,  noch  wenn  man  sie  als  Abschreibungsposten 
auffasst,  ertragsmindernd. 

b)  Gemäss  §  94  ebenda  sind  ferner  „den  bilanzmässigen  Überschüssen 
hinzuzurechnen  jene  darin  nicht  inbegriffenen  Betrage^  welche  aus  den  Betriebs- 
erfolgen  des  Geschäftsjahres  zu  einem  der  im  vorigen  Paragraphen  ausdrücklich 
bezeichneten  oder  zu  einem  der  folgenden  Zwecke  verwendet  werden:  .  .  .  b) 
...  zu  derartigen  Schuldentilgungen,  deren  Bestreitung  aus  den  laufenden 
Erträgnissen  zu  einer  Erhöhung  des  nach  den  Grundsätzen  einer  richtigen 
Vermögensbilanz  zu  berechnenden  Vermögenssaldos  der  Unternehmung  führt" 

a)  In  den  bilanzmässigen  Überschüssen  ist  ein  Betriebserfolgs-,  d.  h.  Rein- 
ertragsbetrag „nicht  inbegriflen",  wenn  er  bei  der  Bilanzaufstellung  als  schon 
verwendet  verbucht,  d.  h.  seine  Verwendung  bereits  als  Abzugs-(Verlust)posten 
in  das  Grewinn-  und  Verlustkonto  vorgetragen  ist.  Dies  Verfahren  hat  eine 
Kürzung  des  Gewinnsaldos  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  damit  auch 
des  Grewinnsaldos  der  B.  zur  Folge  und  ist  es  daher,  soll  der  Reinertrag  be- 
steuert werden,  notwendig,  den  betreffenden  Posten  dem  Bilanzsaldo  hinzuzurechnen. 

ß)  „Ausdrücklich"  ist  in  §  93  die  Verwendung  von  Reinertragsbeträgen 
,^ur  Hinterlegung  in  Reservefonds"  genannt.  Für  steuerpflichtig  ist  damit  also 
erklart  die  Verwendung  von  Reinertrag  zur  Bildung  eines  Obhgationenamorti- 
^tionBtilgungsfonds. 

y)  Aber  der  Besteuerung  unterwirft  das  G.  auch  die  Verwendung  nicht 
in  der  B.  inbegriffenen  üfetnertrags   zur  Obligationentilgimg.     Die  Bestimmung, 

*)  §  112. 
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in  welcher  dies  ausgesprochen  ist^  bedarf  der  Erläuterung.  Sie  lautet  (§  94  b) : 
„Den  bilanzmässigen  Überschüssen  sind  hinzuzurechnen  jene  darin  nicht  inbe- 
griffenen Betrage,  welche  aus  den  Beiriebsedolg^n  des  Geschäftsjahres  zu  einem 
.  .  .  der  folgenden  Zwecke  verwendet  werden  ...  b)  . .  .  zu  derartigen  Schulden- 
tilgungen, deren  Bestreitung  aus  den  laufenden  Erträgnissen  zu  einer  Erhöhung 
des  nach  den  Grundsätzen  einer  richtigen  VermögenshUBinz  zu  berechnenden 
Fermö^c»58aldo8  der  Unternehmung  führt." 

ad)  An  sich  scheint  der  Relativsatz  „deren  Bestreitung  u.  s.  w."  über- 
flüssig. Auch  das  preussische  Einkommensteuergesetz  sagt  schlechthin:  das 
steuerpflichtige  Einkommen  bilden  auch  „die  zur  Tilgung  der  Schulden"  ver- 
wendeten Überschüsse  d.  h.  Reinertragsbeträge.  Aber  dies  gibt  der  Möglich- 
keit Raum,  dass  übersehen  wird,  wie  „Betriebscr/b/jr",  „Erträgnis"  im  Sinne 
von  Reinerfolg  *)  noch  nicht  dann  vorliegt,  wenn  von  den  Betriebseinnahmen 
die  Betriebskosten  abgezogen  sind,  sondern  erst  dann,  wenn  auch  die  Wert- 
minderungen in  Abzug  gebracht  wurden,  welche  die  Substanz  des  Anlagever- 
mögens infolge  bestimmungsmässiger  Verwendung  im  Betrieb  erlitt  In  anderem 
Zusammenhang')  legten  wir  dar,  wie  diese  VermÖgensieile  mit  im  Rohertnige 
stecken  und  darum,  soll  der  Ertrag  festgestellt  werden,  aus  dem  Roherträge 
auszuscheiden  sind;  denn  Ertrag  und  Vermögen  bilden  steuerrechtlich  Gegen- 
sätze. Dass  steuerrechtlich  Betriebserfolg,  d.  h.  Reinertrag  angenommen  wird, 
ehe  diese  Stammvermögensminderungen  abgezogen  wurden^  soll  jener  Relativ- 
satz verhindern. 

ßß)  „  Ferwö^renÄbilanz"  steht  im  Gegensatz  zur  Ertragsbilanz  und  dem- 
gemäss  Vermögenssaldo  im  Gegensatz  zum  Ertragssaldo.  Dass  der  Gesetzgeber 
den  Saldo,  der  doch  die  bilanzmässigen  Überschüsse,  d.  h.  die  Reinvermögens- 
mefarung  ausweisen  soll,  Vennögenssaldo  nennt,  zeigte  dass  der  Gesetzgeber  auf 
dem  Standpunkt  von  Heisch  und  Kreibig  u.  A.*)  steht,  wonach  auch  die  Ge- 
winnermittlungsbilanz nichts  anderes  als  eine  Vcrmögenermittlungsbilanz  ist, 
von  der  regelmässigen  sich  nur  dadurch  unterscheidend,  dass  hier  der  Reinver- 
mögenssaldo  aus  mehreren  „Komponenten"  (Grundkapital^  Reservefonds,  R^n- 
vermögensmehrungszifler)  gebildet  wird. 

yy)  Und  nun  sagt  der  Gesetzgeber:  die  Bestreitung  der  Schuld  aus  den 
laufenden  Erträgnissen,  d.  h.  den  Betriebserfolgen,  muss  zu  einer  Erhöhung  des 
Vennögenssaldos  führen.  Nicht  kann  dies  heissen,  dass  der  Vennögenssaldo 
durch  die  Schuldenbestrcitung  höher  werden  soll,  als  er  vor  der  Bestreitung 
der  Ertrags-  oder  Erfolgsverwendung  war.  Denn  dies  ist  nicht  möglich.  Eine 
Schuldentilgung  ist  normalerweise  lediglich  in  der  Weise  durchführbar,  dass 
gleichzeitig  eine  ebenso  hohe  Aktivpost  entfällt.  Wird  aber  links  und  rechts  in 
der  B.  dieselbe  Summe  weggenommen,  so  bleibt  die  Bilanzsaldozifler  die  nämliche*). 

Z.  B.  vor  der  Schuldentilgung: 

Bilanzkonto 


Anlagekonto 100000 

Weitere  Aktiva      ....  10000 
Durch    den    Betrieb    erzielte 

Aktiva  (Ertrag)      ...  10000 


Obligationen 10000 

Vermögenssaldo : 

Grundkapital   .  100000 

Reingewinn       .     10000 

IIOOOO 


120000 


120  000 


*)  In  Pere.St.G.  §  95  f.  Abs.  1  steht  Ertragnis,  wie  der  Zusammenhaog  zwingend 
ergibt,  im  Sinne  von  Roherträgnis;  s.  darüber  §  139. 
«)  §  129  V  B: 
»)  S.  oben  §  15  II. 
*)  S.  oben  S.  426  Anm.  1 ;  auch  Beisch  II  321. 
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Nach  der  Obligationen tilgung: 

Anlagekonto 100000 

Sonstige  Aktiva    ....        10000 


Vermögenssaldo 


110000 


110000 


110000 


öd)  Demgemäss  ist  die  auszulegende  Wendung  anders  zu  erklären.  Nicht 
höher  als  vor  der  Ertragsverwendung,  sondern  höher  als  vor  der  Einsetzung 
der  zur  Schuldentilgung  zu  verwendenden  Ertragssumme  in  die  B.,  also  höher, 
als  er  in  der  vorigen  Schlussbilanz  war,  muss  der  Vermögenssaldo  durch  die 
Schuldentilgung  werden. 

Vor  der  Einsetzung  der  10  000  Ertrag  in  die  B.  ist  der  Vermögenssaldo 
100  000,  nach  Einsetzung  und  demgemäss  auch  Verwendung  des  Ertrags  zur 
Schuldentilgung  macht  der  Vermögenssaldo  110000  aus.    Zuerst  buchen  wir: 

Bilanzkonto 


Anlagekonto 100000 

Sonstige  Aktiva     ....        10000 


Obligationen 10000 

Vermögenssaldo    ....    100000 


110000 

nach  der  Ertragseinsetzung: 

Anlagekonto  .  .  ..  100000 
Weitere  Aktiva  ....  10000 
Ertragsaktiva 10000 


Obligationen    . 
Vermögenssaldo 


110000; 


10  000 
110000 


120000 

nach  der  Ertragsverwendung 

Anlagekonto 100000 

Weitere  Aktiva      ....       10000 


Vermögen  ssaldo 


120000; 
110000 


110000 


110000. 


ee)  Aber  nur  dann  ist  die  Verwendung  von  Erträgen  zur  Schulden- 
tilgung steuerpflichtig,  wenn  die  Bestreitung  der  Schulden  aus  den  Erträgnissen 
bei  Berechnung  des  Vermögenssaldos  „nach  den  Grundsätzen  einer  richtigen 
Vermögensbilanz"  zu  einer  Erhöhung  desselben  führt.  Bei  Berechnung  des 
Vermögen s.saldos  nach  den  Grundsätzen  einer  richtigen,  d.  h.  die  Gegenstände 
nach  ihrem  wirklichen  Werte  ansetzenden  Vermögensbilanz  führt  die  Bestreitung 
von  Schulden  aus  Erträgnissen  dann  nicht  zu  einer  Erhöhung  des  Vermögens- 
saldos,  wenn  das  Anlagevermögen  infolge  bestimmungsgemässer  Verwendung  im 
Betrieb  eine  dem  zu  verwendenden  Erträgnis  gleichkommende  Wertminderung 
wegen  Substanzverlustes  erfährt^).     Wir  buchen  vorher: 


Anlagekonto 
Weitere  Aktiva 


100000 
10.000 


Schulden     .     . 
Vermögenssaldo 


10000 
110000. 


Nun    verliert   das   Anlagevermögen    10000    an  Wert. 
nach  Ertragseinsetzung: 


Also    ist    die  Buchung 


*)  So  auch  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  484  (Budwinskta  Sammlung  der  Er- 
kenntnisBe  des  Verwaltungsgerichtshofs  finanzrechtlicber  Teil  Nr.  308,  E.  vom  9.  Mai 
1901  Z.  3620). 
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Anlagekonto 

Schulden      .     .     .     . 

.     .     10  000 

Ursprünglich 

100000 

Vermögenssaldo     .     . 

.      lOOOOO 

Abschreibung     . 

10000 

90000 

Weitere  Aktiva  . 

.     .     .     10000 

Aktiva  aus  Ertrag 

.     .     .     10000 

110000 


110000. 


Der  Vermögenssaldo  bleibt  also  100  000  und  ebenso  bleibt  er  es  bei  Verwen- 
dung des  Ertrags  zur  Schuldentilgung: 

Anlagekonto 90000 

Weitere  Aktiva 10000 


Vermögen  ssaldo 


100000. 


ff)  Nach  dem  Wesen  der  Erwerbsteuer  als  einer  Abgabe  vom  Reinertrag 
kommen  bei  Aufstellung  der  Vermögensbilanz,  deren  Saldo  für  die  Steuerpflicht 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist,  nur  solche  Vermögensanderungen  in  Be- 
tracht» welche  die  Reinertragshöhe  berühren.  Wie  in  §  129  V  C  dargelegt, 
beeinflusst  die  Heimfallslast,  weder  wenn  man  sie  als  Schuld-  noch  wenn  man 
sie  als  Abschreibungsposten  auffasst,  die  Reinertragshöhe.  An  sich  wird,  wenn 
die  Heimfallslast  in  gleicher  Höhe  wie  die  Obligationentilgung  zu  bewerten  ist, 
durch  die  Obligationentilgung  keine  Erhöhung  des  Vermögensaldos  herbeigeführt 
Ist  die  Heimfallsschuld  in  unserem  Beispiele  am  Ende  des  ersten  Geschäfts- 
jahres ebenfalls  auf  10000  zu  bewerten,  so  bleibt  an  sich  derselbe  Vermögens- 
saldo, wie  am  Jahresanfang.     Dort  war  zu  bewerten: 


Anlagekonto     . 
Weitere  Aktiva 


100000 
10000 


Obligationenschuld 

Heimfallschuld 

Vermögenssaldo 


10000 

0 

100000. 


Derselbe  Saldo  bleibt  am  Ende  des  ersten  Geschäftsjahres  bei  Mehnmg 
der  Aktivwerte  um  10000,  Verwendung  derselben  zur  Obligationentilgung 
und  10000  Wert  der  Heimfallslast  um  diese  Zeit   Denn  wir  haben  zu  buchen: 


Anlagekonto 
Weitere  Aktiva 


10000 
20000 


Obligationenschuld 
Heimfallschuld 
Vermögenssaldo     . 


10000 

10000 

lOOOOO 


und  nach  vorgenommener  Schuldentilgung: 


Anlagekonto 10000 

Weitere  Aktiva       ....     10000 


Obligationenschuld 
Heimfallschuld 
Vermögenssaldo    . 


0 

10000 

100000. 


Aber  bei  Aufstellung  der  Vermögensbilanz,  aus  welcher  der  steuerpflichtige 
Ertrag  festzustellen  ist,  müssen  alle  Vermögeusänderungen  wegbleiben,  bezw. 
wieder  ausgeschaltet  werden,  welche  die  Ertragshöhe  nicht  berühren.  Also  ist  in 
Wirklichkeit  zu  buchen: 


Anlagekonto 100000 

Weitere  Aktiva     ....       20000 


Obligationenschuld.     .     .     .       lOOOO 
Vermögenssaldo     ....    110000 

und  es  führt  demzufolge  die  Bestreitung   aus   dem  Ertrag  zu  einer  Steigening 
des  Vermögenssaldos. 
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d)  Somit  ist  das  Ergebnis  das  Gleiche,  wie  bei  Bestreitung  der  Schulden 
aus  Reinertrag,  welcher  im  bilanzmässigen  Überschuss  inbegrifTen  ist,  d.  h. 
bei  Schuldenamortisation  aus  dem  Ertrag  erst  nach  handelsrechtlichem  Bilanz- 
abschluss. 

c)  Eine  ganz ,  andere  Auslegung  geben  der  behandelten  Stelle  des 
österreichischen  Personalsteuergesetz  (§  94  b)  Ratsch  und  Kreihig.  Nach  ihnen 
ist  mit  der  Bestreitung  von  Schulden  aus  Erträgnissen,  die  zu  einer  Erhöhung 
des  Vermögenssaldos  führt,  kurz  gesagt,  der  Fall  gemeint.,  dass  durch  Ein- 
setzung des  getilgten  Schuldenbetrags  als  Beservekonto  in  die  Passiva  der 
Vermögenssaldo  um  deswillen  steigt,  weil  dieses  Reservekonto  zu  dem  bisherigen 
Vermögenssaldo  „als  Komponente^'  hinzutritt. 

a)  Heisch  und  Kreihig  bemerken^),  die  Abstossung  von  Schulden  bei  un- 
geschmälerten Aktivbestanden  (Baukonto)  führe  dadurch  zu  einer  Erhöhung 
des  Beinvermögenssaldos,  dass  das  reine  Erfolgskonto  „Gewinn-  und  Verlust- 
konto'^ direkt  oder  indirekt  mit  dem  reinen  Bestandkonto  „Kreditoren"  in  Ver- 
bindung trete  und  einen  Teil  des  Habens  dieses  letzteren  in  sein  Soll  über- 
nehme. Die  hieraus  resultierende  Vergrösserung  des  Vermögenssaldos  trete  in 
einer  neuen  Kompenente  dieses  Saldos,  der  Passivpost  „amortisierte  Obligationen", 
in  die  Erscheinung. 

ß)  Dass  damit  lediglich  der  oben  angegebene  Fall  geschildert  sein  kann, 
eigibt  der  Umstand,  dass  che  Schuldentilgung  als  solche  das  Gewinn-  und 
Verlustkonto  ja  gar  nicht  berührt.  Nur  drei  Konten  erfahren  bei  Obligationen- 
amortisation Veränderung:  das  Obligationenkon to^  das  Obligationen tilgungs- 
und  das  Kassenkonto.  Das  erstgenannte  Konto  wird  bei  Tilgung  von  10000 
Schulden  mit  diesem  Betrage  belastet,  das  Obligationentilgungskonto  dafür 
erkannt  und  andererseits  gegenüber  dem  Kassenkonto  belastet.     Wir  buchen: 

Obligationen-(Prioritäten-)konto 

Haben 
An  Obligationentilgungskonto    10000  |  Obligationenschuld      .     .     .     100000 

Obligationentilgungskonto 
An  Kassenkonto     ....     10000  |  Per  Obligationenkonto     .     .       10000 

Kassenkonto 

I  Per  Obligationen tilgungskonto      10000. 

Die  neue  B.  lautet,  wenn  Anlage-  und  Grundkapital  100000,  Kassen- 
bestand und  die  Obligationenschuld  je  10000  betragen  hatten: 

Anlagevermögen    ....     100000 
Kassenbestand 0 


Obligationenschuld     ...  U 

Vermögenssaldo     .     .     .     .     100000 


Der  Vermögenssaldo  ist  also  der  nämliche  geblieben.  Er  wird  erst  erhöht, 
wenn  aus  den  10000  amortisierten  Obligationen  ein  Reservefonds  gebildet 
wird,  —  er  steigt  dann  auf  110000  (Grundkapital -|- Reservefonds  „amortisierte 
Obligationen")  —  und  erst  dann  berührt  auch  die  Buchung  das  Gewinn-  und 
Verlustkonto,  indem  das  aus  der  Obligationentilgung  gebildete  Reservefonds- 
konto   sein    Gregenkonto     in    der    Gewinn-    und    Verlustrechnung   hat.      Der 


»)  II  169;  322. 
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Posten  „amortisierte  Obligationen"    wird  der  Gewmn-  und  Verlustrechnung  an- 
gelastet^).    Wir  buchen: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  (Soll)  Gewinn  (Haben) 
An  Konto  amortisierte  Obli- 
gationen          10000 

Konto  amortisierte  Obligationen 

Haben 
Per    Gewinn-    und   Verlust- 
konto        10000. 

y)  Darin,  dass  Reisch  und  Kreibig  diese  Bildung  des  Reservefonds  amor- 
tisierte Obligationen  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  zur  Erklärung  des  aus- 
zulegenden Passus  von  §  94  b  heranziehen^  liegt  der  Fehler  ihrer  Konstruktion. 
Bei  dieser  Auffassung  ist  es  nicht  die  „Schuldenbestreitung**,  welche  „zu  einer 
Erhöhung  des  Vermögenssaldos  führt",  sondern  die  in  Anschluss  an  die 
Schuldenbestreitung  erfolgende  Bildung  einer  Reservepost  „getilgte  Obligationen". 
Wohl  meinen  Reisch  und  Kreibig^),  der  Gesetzgeber  habe  die  Tatsache,  dass 
ihm  eine  Veränderung  des  Vermögenssaldos  durch  mittelbare  oder  unmittelbare 
Verbindung  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  mit  dem  Obligationenkonto  vor- 
schwebe, insbesondere  durch  die  Gegenüberstellung  der  Worte  „Bestreitung  aus 
den  laufenden  Erträgnissen^^  und  der  Worte  „nach  den  Grundsätzen  einer 
richtigen  VemiögensbWfinz^*  zum  Ausdruck  gebracht.  Allein  die  Worte  „aus 
den  laufenden  Ertragnissen"  sind  doch  nur  als  vorsorgliche  Wiederholung  der 
Worte  des  Eingangs:  „aus  den  Betriebserfolgen  des  Geschäftsjahres"  aufzu- 
fassen. Zum  Gegensatz  haben  sie  Bestreitung  aus  Anlagevermögen  oder  durch 
Schuldaufnahmo  erlangten  Aktivwerten.  Und  dann  spricht  gegen  diese  An- 
nahme, dass  der  Gesetzgeber  nicht  bloss  von  einem  nach  den  Grundsätzen  der 
Vcrmögensbilanz  zu  berechnenden  Vermögenssaldo  spricht,  wie  es  bei  dieser 
Auffassung  angemessen  wäre,  sondern  von  einem  nach  den  Grundsätzen  einer 
richtigen  Vennögensbilanz  zu  berechnenden  Vermögenssaldo.  Aus  den  Grund- 
sätzen der  Vermögensbilanz  ergibt  sich  die  Verbindung  von  reinen  Erfolgs-  uihI 
von  reinen  Vermögensbestandskonten,  aus  den  Grundsätzen  der  richtigen  Ver- 
mögensbilanz ergibt  sich  die  richtige  Bewertung  der  einzelnen  Posten.  Die 
Grundsätze  der  Vermögensbilanz  schlechthin  betreffen  die  Frage  des  Zusammen- 
hangs der  Konten,  die  Grundsätze  der  richtigen  Vennögensbilanz  die  Frage  der 
Bewertung  der  Konten. 

d)  Aus  dem  Gegensatz  der  hier  vertretenen  und  der  von  Reisch  uiid 
Kreibig  vorgeschlagenen  Erklärung  des  §  94  b  ergibt  sich  ein  bedeutsanier 
praktischer  Unterschied.  Bei  der  Auslegung,  welche  Reisch  und  Kreüng  jener 
Bestimnmng  entgegenbringen,  ist  die  Verwendung  von  in  dem  bilanzmässigen 
Überschuss  nicht  inbegriffenen  Betriebserträgnissen  zur  Schuldentilgung  steuer- 
pflichtig nur,  wenn  zugleich  in  der  Höhe  des  getilgten  Schuldbetrages  eui 
Reservekonto  „getilgte  Schulden"  in  die  Bilanzpassiven  eingestellt  wird*).  Nach 
unserer  Auslegiuig  unterliegt  die  Verwendung  derartiger  Erträgnisse  zur  Schulden- 
tilgung   auch    ohne    diese    Voraussetzung    der    Steuerpilicht^    wenn    der    Rein- 


')  Über  den  Grund  s.  §  128  II  B  1  II. 
=)  II  169. 

•)  Ebenso  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  485  (E.  vom  4.  Juli  1901  bei  Budwinski 
Nr.  407-411).  ^  ^ 
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vermogenssaldo  dadurch  nur  grosser  wird,  als  er  vor  Einsetzung  der  zur  Schulden- 
tilgung verwendeten  Ertragssumme  in  die  B.  war. 

n.  Die  Frage  der  Steuerpflicht  der  als  Reservefonds  wirken- 
den Abschreibungs-  und  Heimfallkonten.  A.  Aus  dem  Bisherigen  folgt: 
Die  Verwendung  von  Beinertragnissen  zur  Bildung  von  Beservefonds,  also  auch 
von  Beservefonds  aus  amortisierten  Obligationen  ist  steuerpflichtig.  Allein  es 
fragt  sich,  ob  als  solche  auch  Abschreibungen  wegen  Substanzverzehrung  und  die 
Heimfaüspassivpost  darum  gelten,  weil  dieselbe  die  Einstellung  eines  Reservefonds 
in  die  B.  Überflüssig  machen^),  dessen  Zweck  ist,  zu  verhindern,  dass  Obliga- 
tionentilgung oder  Ansammlung  von  Aktivwerten  zur  Bildung  eines  Obligationen- 
tilgnngsfonds  aus  dem  Anlagevermögen  erfolgt. 

B.  Aus  denselben  Gründen,  aus  welchen  wir  diese  Frage  in  der  Lehre 
von  der  Aktienamortisation  verneinten^),  ist  sie  auch  hier  zu  verneinen.  Dabei 
ist  auch  hier  Voraussetzung,  dass  die  Bewertung  dieser  Posten  lediglich  nach 
der  Grosse  des  Substanzverlustes  bezw.  nach  dem  wiiklichen  Werte  der  Heim- 
fallsschuld erfolgt  Ist  das  nicht  der  Fall,  wird  der  Substanzverlust  bezw.  das 
Heimfallskonto  mit  einer  höheren  Ziffer  in  die  B.  eingesetzt,  als  sie  ihrem  wirk- 
lichen Werte  entspricht,  weil  die  Schuldamortisation s-  bezw.  die  Tilgungsfonds- 
i^ammlungsquote  für  dieses  Jahr  einen  höheren  Bctxag  ausmacht,  so  ist 
soweit,  als  die  eingesetzte  Summe  den  wirklichen  wahren  Substanzverlust  und 
den  wirklichen  Wert  der  Heimfallsschuld  übersteigt,  Steuerpflicht  gegeben^). 

C.  Hieraus  folgt  praktisch  Nachstehendes.  Anders  als  bei  der  Aktien- 
amortisation  handelt  es  sich  bei  der  Obligationentilgung  nicht  bloss  um  Tilgung, 
.«ondem  auch  um  Verzinsung.  Es  ist  wirtschaftlich  zweckmässig,  dass  von 
Beginn  der  Schuldenaufnahme  an  jährlich  die  gleiche  Gesamtsumme  für  Ver- 
zinsung und  Tilgung  verwendet  wird.  Hieraus  resultiert,  dass  von  dieser  Ge- 
samtsumme in  den  ersten  Jahren,  wo  noch  w^enig  amortisiert  ist,  der  grössere 
Betrag  auf  Verzinsung  entfällt  und  erst  in  den  späteren  Tilgungszeiträumen 
ein  umgekehrtes  Verhältnis  eintritt.  Die  Schuldentilgungsquote  ist  daher  während 
der  ganzen  Tilgungszeit  eine  fortwährend  wechselnde,  allmählich  ansteigende 
Grosse*).  Die  Substanzverringerung  und  die  Wertzunahme  der  Heimfall- 
last dagegen  ist  im  allgemeinen  jährlich  die  gleiche.  So  ergibt  sich,  dass 
die  Bewertung  der  Substanzverringerung  bezw.  der  Heimfallsschuld  nach  der 
Grosse  der  Schuldenamortisationsquote,  welche  sich  aus  dem  Schuldontilgungs- 
planc  für  das  einzelne  Jahr  ergibt,  in  den  ersten  Zeiten  der  Amortisation  zu 
keiner  Steuerpflicht  dieser  Posten  führt,  wohl  aber  und  zwar  stark  ansteigend 
in  den  späteren  Tilgungszeiträumen,  immer  aber  nur  so  weit  und  so  lange,  als 
die  Tilgungsquote  (bezw.  Tilgungsfondsansammlungsquote)  den  Wert  der  Sub- 
stanzverringerung bezw.  der  Heimfallsschuld  übersteigt. 

*)  S.  hierüber  §  133  IX  und  X. 

«)  §  129  VI. 

*)  S.  auch  Beiseh  bei  Grünhut  28  S.  738  Anm.  Derselbe,  die  direkten  Personal- 
steuem  in  Österreich  8.  111.  Auch  die  Vollzugsvorschrift  zum  II.  Hauptfitück  des 
östenr.  Per8.St.G.  Art.  25  spricht  von  „Abschreibungen,  welche  nicht  eingetretenen  oder 
bestimmt  zu  ^wärtigenden  Wertminderungen  oder  Substanzverlusten,  sondern  lediglich 
planmaBfflgen  Kapitalstilgungen  dienen"  (s.  auch  Reisch  II 275)  und  das  östorr.  Pers.St.G. 
eelbet  bringt  den  Gedanken,  dass  die  Abschreibungen  nur  soweit,  als  sie  wirkliche 
Wertminderungen  darstellen,  abzugsfähig  sind,  durch  den  Satz  des  §  95  f.  zum  Aus- 
druck, dass  „Ab6chreibung8-(Amorti8ation8-,  Verlustreserve-) fonde"  nur  dann  nicht 
einKurechnen  seien,  wenn  „diese  Fonde  zur  Deckung  von  Abgängen  und  Verlusten 
bestimmt  bezeichneter  Art  gewidmet  sind,  und  Verluste  und  Abgänge  dieser  Art  ent- 
weder bereits  eingetreten  oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu 
gewfirtigen  sind".    S.  auch  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  512. 

*)  BeUeh  II  167  und  172. 
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D.  Wie  schon  früher*)  dargelegt^  stellen  Beisch  und  Kreibig^)  die  Be- 
hauptung auf,  bei  Bahnen  handle  es  sich  bei  dem  Posten  Heimfallkonto  primär 
nicht  um  Bewertung  der  Heimfallslast,  sondern  um  einen  Kapitalamortisations- 
fonds, d.  h.  einen  Reservefonds  in  der  Hohe  des  Betrags  der  amortisierten 
Obligationen.  Wäre  diese  richtig,  dann  müsste  allerdings  jederzeit  der  ganze 
Posten  Heimfallkonto  für  steuerpflichtig  erklärt  werden.  Bei  der  Auslegung, 
welche  Beisch  und  Kreibig  der  zur  Behandlung  stehenden  Stelle  des  §  94  b 
geben,  würde  das  gleiche  sich  aus  dem  positiven  Recht  ergeben.  Denn  dann 
wird  der  Vermögenssaldo  immer  um  den  Betrag  der  jährlich  stattfindenden 
Schuldentilgung  bezw.  der  jährlich  stattfindenden  Rücklage  zum  Schulden- 
tilgungsfonds erhöht  und  liegt  demgemäss  soweit  Steuerpflicht  vor. 

E.  An  sich  müssten  Rei^ch  und  Kreibig  vom  Standpunkte  ihrer  Aus- 
legung des  §  94  b  aus  zu  der  gleichen  Behauptung  bezüglich  der  Abschreibungen 
wegen  Substanzverlustes  gelangen,  w^elche  die  Einsetzung  eines  besonderen  Re- 
servekontos in  die  Passiven  zur  Hintanhaltung  von  Schuldentilgung  aus  An- 
lagewerten überflüssig  machen.  Aber  die  Steuerpflichtigkeit  solcher  Abschreibungen 
anzunehmen,  hindert  sie,  wie  im  Falle  der  Aktienamortisation*),  doch  die  aus- 
drückliche Bestimmung  des  §  95  f.,  der  Abschreibungen  auf  im  Geschäftsbetrieb 
eingetretene  Substanzverluste  ausdrücklich  und  uneingeschränkt  für  abzugsfahig 
erklärt. 


Anhang:  Sloch  nicht  begebene  t^ehnldversehreibancen. 

§  135. 

I.  Wie  die  noch  nicht  begel>enen  Aktien*),  so  sind  auch  die  noch  nicht 
emittierten  Obligationen  an  sich  fähig,  schon  ein  wirtschaftliches  Gut  und 
damit  einen  Bilanzposten  darzustellen.  Allein  ihre  Einstellung  ist,  wie  bei  den 
Aktien,  um  deswillen  bedeutungslos,  weil  sie,  werden  sie  als  Aktiva  in  die  B. 
vorgetragen,  dann  in  gleicher  Höhe  in  die  B.  auch  als  Passiva  aufzunehmen 
sind*).  Wenn  Simon^)  meint,  es  sei  rechtlich  unzulässig,  eigene,  noch  nicht 
begebene  Obligationen  im  Aktivum  oder  Passivum  zu  führen,  da  dieselben 
weder  eine  Forderung  noch  eine  Schuld  darstellten,  so  ist  dagegen  zu  be- 
merken, dass  die  eigenen  noch  nicht  begebenen  Obligationen  bei  solchen  Ein- 
tragungen ja  nicht  als  Fordeiiingen  und  Schulden,  sondern  als  sog.  rein  wirt- 
schaftliche Güter  in  Betracht  kamen,  und  solche  sind,  wie  wir  wissen'),  von 
Haus  aus  ebenfalls  bilanzfähig. 

II.  A.  Durch  die  Bilanzunfähigkeit  der  unbegebenen  Schuldverschreibungen 
als  solcher  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  rechtlichen  Wirkungen,  welche 
die  Schuldverschreibungen  vor  ihrer  Begebung  erzeugen,  Bilanzfähigkeit  be- 
sitzen. Es  ist  dies  dann  gegeben,  wenn  dieselben  wirtschaftliche  Werte  dar- 
stellen. 

B.  Ein  solcher  Fall  liegt  vor,  sobald  für  die  Schuldverschreibimgen 
Pfänder  bestellt  sind.     Mit  der  Ausstellung   als  solcher  ist  zwar    das    in   dem 


0  §  129  VI  C  3. 
*)  II  168. 
•)  §  129  VI  C  1. 
*)  §  116  V. 

*)  S.  oben  §  70  VII;    s.  auch  Verfügung  des  preoss.  LAndwirtBcluiftsministen 
vom  13.  September  1900  (oben  S.  333  u.  341)  und  dazu  Beigtü  in  „6MZ  und  Haben''  1 81. 
•)  S.  201  Anm.  157;  ebeneo  Imfiterwahr  bei  Holdheim  IX  270. 
Tl  68  I. 
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Wertpapier  verbriefte  Forderungsrecht  noch  nicht  entstanden;  es  entsteht  erst, 
wenn  ein  anderer  als  der  Aussteller  Eigentum  daran  er\\'irbt.  Aber  auch  in 
einem  künftigen  Forderungsrecht  zur  Sicherung  dienendes  Pfandrecht  ist  recht- 
lich existent.  Somit  kann  der  Anteil  an  dem  Erlös  aus  dem  Pfandverkauf 
wenn  der  letztere  nahe  bevorsteht,  in  der  B.  Bewertung  finden,  falls  das 
Pfandrecht  nicht  bloss  bereits  begebenen  Schuldverschreibungen  zukommen  soU^). 


III.  Die  Abschreibungskonten. 
JDIe  doppelte  Bedeatniig:  des  Wortes  Abschretbniiff. 

§  136. 

I.  Von  den  Abschreibungen  haben  wir  in  diesem  Zusammanhange  eigent- 
lich nur  zu  reden,  um  die  nötigen  Grundlagen  für  Abgrenzung  des  alsbald  zu 
erörternden  Rücklage-  und  Reservefond sbegriff  zu  gewinnen. 

II.  Zu  unterscheiden  ist  ein  Imchiechnuicher  und  ein  tmrtscliaftlicker  Ah- 
schreibungsbeffriff.  Der  erstere  ist  der  weitere  und  der  wörtlichen  Bedeutung 
des  Wortes  entsprechende*).  Abschreibung  im  wirtschaftlichen  Sinne  stellt  den 
engeren  Abschreibungsbegriff  und  die  Bedeutung  von  Abschreibung  dar,  welche 
aus  einer  Übertragung  von  Buchführungsvorgängen  auf  wirtschaftliche,  also  von 
formalen  Dingen  auf  materielle  sich  ableitet. 

in.  Abschreibung  im  weiteren  oder  buchführungstechnischen  Sinne  ist 
Herabsetzung  oder  völlige  Vernichtung^)  des  Buchwertes  eines  bestimmten 
Aktivums*)  oder  Passiviuns  *).  Sie  zerfällt  in  zwei  Arten,  in  Abschreibungen 
w^eii  Wertminderung  und  in  Abschreibungen  zum  Zwecke  der  Gewinnreser- 
vierung. Ersteres  ist  Herabsetzung  auch  des  wirtschaftlichen  Wertes  eines 
Aktivums  oder  Passivums,  letzteres  Gewinnrücklage  in  Abschreibungsform.  Er- 
steres ist  auch  wirtschaftlich  Abschreibung  und  stellt  demgemäss  das  dar,  was 
wir  oben  Abschreibung  im  engeren  oder  (auch)  ^virtschaftlichen  Sinne  nannten ; 
letzteres  ist  nur  buchführungstechnisch  Abschreibung,  wirtschaftlich  Bildung 
einer  Gewinnreserve*). 

IV.  Zwischen  den  beiden  Arten  der  Abschreibung  im  weiteren  Sinne  be- 
stehen verschiedene  Unterschiede. 

A.  Notwendige  und  freiwillige  Abschreibungen.  Abschreibung 
weinen  Wertminderung  muss  erfolgen,  denn  die  Bilanzposten  dürfen  nicht  über 
ihi^em  effektiven  Werte  angesetzt  werden,  die  Abschreibungen  zum  Zwecke  der 
Gewinnreservierung  können  erfolgen,  denn  das  G.  verlangt  nur^  dass  Grund- 
^tockvermögen^  nicht  aber  —  von    der  Bildung    des  Zwangsreservefonds    abge- 


^)  Vgl.  auch  Demburg,  BürgerL  Recht,  2.  Bd.  1.  Abt.  §  147  II;  Cromey  System 
des  deutschen  Bürgeri.  Bechts  2.  Bd.  (1902)  8.939«^.  Dagegen  zweifelnd  immerwa^r 
bei  Holdheim  IX  271. 

»)  Oben  §  21  IV  A. 

*)  Die  auch  sofort  bei  der  ersten  Bewertung,  die  vorgenommen  werden  muss, 
geschehen  kann.  Abschreibung  liegt  also  auch  vor,  wenn  ein  Gegenstand  von  seiner 
Aiischaffan|r  (Herstellung)  an  in  der  B.  weggelassen  wird. 

*)  Nicht  bloss  eines  körperlichen  Gegenstandes,  sondern  auch  einer  Forderung 
oder  BODStisen  Rechtes  und  Aktivums.  Beisch  I  265  will  Abschreibungen  an  Forde- 
rungen nicht  zu  den  Abschreibungen  im  technischen  Sinne  rechnen.  S.  dagegen  österr. 
PerB.StG.  §  95 f.:  „Abschreibungen,  welche  ...  den  im  Geschäftsbetriebe  eingetretenen 
Verlosten  entsprechen.'' 

*)  Nicht  bloss  einer  Schuld. 

•)  Beiseh  I  266;  Entsch.  in  Steuers.  X  305. 
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sehen  — ,  dass  Grewinn  von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder  ausgeschlossen 
wird.  Die  ersteren  Abschreibungen  sind  daher  notwendige^  die  anderen  frei- 
wiUige  ^). 

B.  Abschreibung  wegen  Wertminderung  ist  an  Aktiven  und  Passiven 
möglich,  Abschreibung  zum  Zweck  der  Gewinnreservierung  nur  an  Aktiven; 
die  Abschreibung  an  Buchwert  von  Passiven  mindert  nicht  die  Grewinnhöhe, 
sondern  steigert  sie*). 

V.  Freiwillige  Abschreibungen  au  einem  Bilanzobjekt  können  auch  dann 
geschehen,  wenn  keine  notwendigen  —  wegen  mangelnder  Wertminderung  — 
erforderlich  sind.  ICrfolgen  an  einem  Gegenstand  freiwillige  Abschreibungen 
neben  notwendigen,  so  liegt  Abschreibung  über  den  durch  Wertminderung  ver- 
anlassten Betrag  hinaus,  Abschreibung  über  das  gesetzUch  notwendige  Mass 
hinaus,  also  Abschreibung  von  doppelter,  gemischter  tvtrtsciuiftiicher 
Natur  vor,  eine  in  der  Praxis  nicht  seltene  Erscheinung^). 

VI.  Abschreibungs-  und  Erneuerungskonto.  A.  Der  äusseren 
Fortn  nach  können  vom  Standpunkte  der  buchfübrungs/edenisc^»  Vorschriften 
aus  alle  Abschreibungen,  also  die  Abschreibungen  im  buchführungstechnischen 
Sinne,  entweder  in  der  Fonn  der  buchstäblichen  Veränderung  der  Ziffer  ge- 
schehen,' welche  den  Buchwert  des  Gegenstandes  unmittelbar  aufzeigt,  oder*) 
so,  dass  diese  Ziffer  als  solche  unberührt  gelassen  und  die  Herabsetaning  des 
Buchwertes  durch  einen  selbständigen  Gegenposten  auf  der  anderen  Seite  des 
Kontos  zum  Ausdruck  gebracht  wird.  Vom  Standpunkte  der  buchführungs- 
re£?itliclien  Vorschriften  aus  ist  Abschreibung  durch  selbständige  Abschreibungs- 
konten nur  ausnahmsweise  statthaft^).  Die  Bezeichnung  dieser  selbständigen 
Abschreibungskonten  als  Emeuerungsfonds  entspricht  dem  Wesen  der  Sache 
nur,  wenn  und  soweit  die  Abschreibung  eine  freiwillige  ist  Denn  als  ein  der 
Erneuerung  eines  Gegenstandes  dienlicher  Fonds  kann  ein  Konto  doch  nur 
dann  bezeichnet  werden,  wenn  es  Mittel  zur  Beschaffung  eines  Ersatzes  für 
diesen  Gegenstand  bereit  stellt,  die  hierfür  erforderlichen  Aktivwerte  vor  Ver- 
teilung bewahrt.  Dies  tut  die  Abschreibung  aber  allein  in  dem  Falle,  da  sie  zum 
Zwecke  der  Gewinnreservierung  geschieht.  Das  selbständige  AbsehreibungskotUo 
wege7i  Wertminderung  eines  Aktivunis  konstatiert  nur  das  Fehlen  bestimmter 
Werte  auf  der  Aktivseite.  Was  aber  ein  Erneuerungsfonds  seinem  natürlichen 
Wesen  nach  buchtechnisch  forciert,  das  ist  ein  Konto^  welches  das  VoT" 
handensein  ")  von  Werten  (zur  Ersatzbeschaffung  für  einen  bestimmten  Gegen- 


')  Vgl.  österr.  A.-Reg.  §  49  Abs.  5:  „Die  Vornahme  der  notwendigen  Ab- 
schreibuDgen  ist  statutarisch  zu  regeln  .  .  .'' 

*)  Setzen  wir  als  B.: 

Aktiva  Passiva 

2000  I  1100, 

80  ist  der  Beingewinn  900.  Wird  an  den  Aktiven  100  abgeschrieben,  so  sinkt  der  Ge- 
winn auf  800,  wird  der  Buchwert  der  Passiva  um  100  herabgesetzt,  so  steigt  der 
Gewinn  auf  1000. 

»)  Heisch  II  50,  70. 

*)  Österr.  PerB.8t.Q.  §95 f.:  „Dagegen  sind  In  die  Besteuerungsgrundlage  ... 
nicht  eiüzubeziehen  die  Abschreibungen,  welche  der  Abnutzung  oder  Entwertung  des 
Inventars  oder  Betriebsmaterials ,  sowie  den  im  Geschäftsbetrieb  eingetretenen  .  . .  Ver- 
lusten entsprechen,  forner  jene  Teile  des  Erträgnisses,  welche  aus  dem  gleichen  An- 
lasse in  besondere  Fonde  (Abschreibungs- . . .  fonds)  hinterlegt  werden." 

•)  S.  oben  §  21  IV. 

•)  Vgl.  auch  Staub,  G.-G.  42  ^^ :  „Das  unechte  Beservekonto  deutet  nicht  einen 
von  der  Verteilung  auszuschliessenden  f>orhandenen  Wert  an;  denn  soweit  der  Betrag 
des  unechten  Beservekontos  reicht,  ist  der  betreffende  Wertbetrag  ni^t  vorhanden." 
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stand)  auf  der  Aktivseite  konstatiert,  und  solche  Konstatierung  enthält  ledig- 
lich das  Abschreibungskonto  zum  Zwecke  der  Gewinnreservierung.  Die 
Abschreibung  wegen  Wertminderung  ist  nicht  Erneuerungsfonds,  sondern  kann 
nur  zur  Bildung  von  Erneuerungsfonds,  d.  h.  Rücklagen  für  künftige  Ersatz- 
beschaffung  Veranlassung  geben  ^).  Es  beruht  auf  einer  Verkennung  des  wirt- 
schaftlichen Wesens  der  Abschreibung  wegen  Wertminderung,  wenn  der  Gesetz- 
geber in  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  die  Abschreibung  wegen  Abnutzung  in  Form  eines 
selbständigen  Gegenkontos  Erneuerungs/wir/s  nennt*).  Selbst  die  Bezeichnung 
Vlrnexierungskonio  ist  hierfür  zu  vennei(len,  obwohl  sich  noch  sagen  lässt^  die 
Abschreibung  wegen  Wertminderung  ist  insofern  der  Erneuerung  dienlich,  als 
sie  die  Sicherstellung  von  Mitteln  für  die  infolge  der  Wertminderung  künftig 
notwendig  werdende  Erneuerung,  d.  h.  Ersetzung  des  Gegenstandes  veranlassen 
kann  *).  Ein  Konto,  das  nicht  zur  Erneuerung  dient,  sondern  nur  die  Bildung 
eines  der  Erneuerung  dienenden  Kontos  zur  Folge  haben  kann,  ist  kein  Er- 
neuerungs-,  sondern  ein  Veriiichtungs-,  ein  Amortisationskonto*). 

B.  Indem  das  sdbsUindige  AbschreibungskoTÜo  wegen  Wertmmderung  das 
Fehlen  bestimmter  Werte  auf  der  Aktivseite  konstatiert^  ist  es  Wertminderungs- 
konstatierungs-  und  damit  Wertherichtigungskonto^),  Indem  das  zum  Zwecke 
der  Gewinnreservierung  eingesetzte  selbständige  Abschreibungskonto  das  Vor- 
handensein bestimmter  Werte  auf  der  Aktivseite  konstatiert^  ist  es  Kapital- 
oder Fondskonto  und  damit  Gewinnennittlungskonto*).  Würde  nicht  für  alle  Kapital- 
konten der  Passivseite  der  Name  Fonds  besser  zu  vermeiden  sein,so  liesse  sich  der  erste 
Abächreibungsposten  Abschreibungskonto,  der  zweite  Absqbreibungs/bwf/«  nennen. 
Richtiger  ist  es,  auf  der  einen  Seite   von  Abschreibungsaniortisations-  oder  Ab- 

*)  Vgl.  auch  Urteil  der  vereinigten  Steuersenate  des  preuss.  Oberverwaltungs- 
gericht^  vom  27.  November  1896  (Entseh.  in  Steuers.  V  280)  und  Fuisting,  Steuer- 
lehre 142:  „Die  Auffassung,  dass  die  Abschreibungen  [seil,  wegen  Wertmindening] 
Rficklagen  (Ersparnisse)  für  künftige  Ersatzbeschaffungen  seien  (s.  hierüber  Fuisting, 
Kommentar  zum  Einkommensteuergesetz  §9  Anm.  19),  beruht  auf  einer  Verwechslung 
des  Grundes  und  Zweckes  mit  den  aus  wirtschaftlichen  Rücksichten  gebotenen  Folgen 
der  Absdireibungen^*  [wegen  Wertminderung]. 

«)  Vgl.  hierüber  oben  §37.    Auch  JUeisch  II  74  Anm.  1. 

')  S.  dazu  §  43.  Sollen  Mittel  zu  Ersatzanschaffungen  vor  Verteilung  an  die 
Aktionäre  sichergestellt  werden,  so  ist  neben  dem  Abschreibun^konto  noch  ein  Ersatz- 
anschaffungskonto einzustellen:  Wir  nehmen  an,  eine  Maschine  ist  100 (XX)  wert  und 
ihre  jährliche  Wertminderung  betragt  10000.  Sollen  jährlich  auch  10000  für  Ersatz- 
anschaffung  reserviert  werden,  so  ist  folgende  Buchung  nötig: 

Bilanzkonto 

Maschinenersatzkonto 10000 


Maschinenkonto 

Ursprünglicher  Wert  100000 
Abechiei1)ung  .    .    .    10000 


90000 


oder 

^laschinenkonto 100000  1  Maschinenabnutzungskonto    .    .    .  10000 

I  Maschinenersatzkonto 10000 

Birst  durch  letzteres  Konto  werden  10000  Aktiva  gebunden. 

*)  8.  auch  Bauer,  Inventur  37  u.  50;  Beisch  II  50.  Z.  B.  Bahnkörperamorti- 
5uitions-  oder  Tilgungsfonds.  Derselbe  konstatiert  die  allmähliche  Wertminderung, 
Wertvemichtung,  Werttilgung  durch  Abnutzung.     S.  Simon  404  f. 

'')  S.  auch  Maatz  114. 

•)  S.  §  65.  —  Erfolgt  die  Abschreibung  zum  Zwecke  der  Gewinnreservierung 
nicht  durch  selbständiges  Konto,  sondern  durch  Abzug,  so  liegt  eine  „stille  Reserve** 
vor.     S.  Beisch  II  275  und  unten  §  144. 
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Schreibungsbewertungskonto,    auf    der    anderen   Seite  von  Abschreibungaemeae- 
rungskonto  zu  sprechen^). 

VII.  Der  Abschreibungsbegriff  des  positiven  Rechts.  Dass  es, 
wie  im  Bisherigen  geschehen,  zutreffend  ist,  einen  doppelten  Abschreibungsb^riff 
zu  unterscheiden,  bestätigt  das  positive  Recht. 

A.  §  14  des  preussischen  Einkommensteuergesetzes  Abs.  1  Satz  3  spricht 
in  einer  uns  schon  bekannten')  Bestinmiung  „von  den  regebnassigen  j&hrlicben 
Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Wertminde- 
rung entsprechen*'.  Also  gibt  es  auch  Abschreibungen,  welche  über  eine  an- 
gemessene Berücksichtigung  der  Wertminderung  hinausgehen,  und  das  sind  eben 
die  Abschreibungen  zum  Zwecke  der  Gewinnreservierung.  Derselbe  Gregensatz 
ergibt  sich  auch  aus  österreichischem  Personalsteuergesetz  §  95^  wenn  daselbst 
für  abzugsfähig  nur  erklärt  werden  „die  Abschreibungen,  weldie  der  Abnützung 
oder  Entwertung  des  Inventars,  sowie  den  im  Geschäftsbetriebe  eingetretenen 
.  .  .  Verlusten  entsprechen'S  und  bestimmt  wird,  „die  Anffeniessenheü  der  Höhe 
der  vorgenommenen  Abschreibungen"  sei  von  der  Steuerbehörde,  falls  sie  da- 
gegen Bedenken  hat,  durch  Sachverständige  festzustellen. 

B.  Auf  der  anderen  Seite  lesen  wir  in  H.G.B.  §  262  Ziff.  3  und  ebenso 
im  österreichischen  A.-Reg.  §  53,  dass  in  den  sog.  obligatorischen  Reservefonds 
u.  a.  auch  einzustellen  seien  die  Zuzahlungen  auf  Aktien,  „sofern  nicht  eine 
Verwendung  dieser  Zahlungen  zu  ausserordentlichen  Abschreibungen  oder  zur 
Deckung  ausserordentlicher  Verluste  beschlossen  wird."  Der  obligaUmsche 
Reservefonds  hat  nach  gesetzlicher  Vorschrift  zur  Deckung  bilanzmässiger  Ver- 
lustsaldi zu  dienen.  Hieraus  folgt,  dass  der  Einlegung  von  „Zuzahlungen" 
in  ihn  nicht  vorgehen  kann  ^die  Verwendung  derselben  zur  Bildung  anderer 
Reservefonds,  wie  sie  in  Abschreibungen  zum  Zwecke  der  Gewinnreservierung 
dargestellt  sind.  Wozu  solche  Zuzahlungen  für  den  Zwangsreservefonds  be- 
stimmen, wenn  sie  zugleich  zur  Bildung  anderer  Reservefonds  verwendet  werden 
dürften?  Auch  daraus,  dass  neben  „ausserordentlichen  Verlusten"  noch 
besonders  ausserordentliche  Abschreibungen  genannt  werden^  darf  nicht  geschlossen 
werden,  dass  Abschreibungen  in  §  262  Ziff.  3  im  weiteren  Sinne  steht.  Wohl 
sind  Wertminderungen,  welche  durch  ausserordentliche  Abschreibungen  gedeckt 
werden,  auch  Verluste,  aber  nicht  notwendig  ausserordentliche,  d.  h.  Verluste 
aus  ausserordentlichen  Gründen,  aber  selbst,  wenn  die  durch  ausserordentliche 
Abschreibungen  zum  Ausgleich  gelangenden  Verluste  im  gegebenen  Falle  durch 
ausserordentliche  Gründe  veranlasst  sein  sollten,  so  bilden  sie  doch  ausserordent- 
liche Verluste  besonderer  Art,  nämlich  Verluste,  welche  sich  als  an  einem  ganz 
bestimmten  Gegenstand  entstandene  Verluste  darstellen.  Aus  dem  allen  folgt: 
Abschreibungen  steht  in  H.G.B.  §  262  Abs.  3  und  A.-Reg.  in  jener  engeren, 
durch  ein  buchtechnisches  und  ein  wirtschaftliches  Moment  ausgezeichneten 
Bedeutung*). 

C.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  H.G.B.  und  A.-Reg.  Abschreibung 
nur  in  diesem  engeren  Sinne  gebrauchen,  diese  engere  Bedeutung  gleichsam 
den  handelsrechtlichen  im  Gegensatz  zum  steuerrechtlichen  Abschreibungsbegriff 
darstellt. 


')  Das  Österr.  Per8.St.G.  §  95  nennt  die  besonderen  AUschreibungskonten  ,yAb- 
schreibungs-,  Amortisations-,  Verlustreservefonde".     Vgl.  unten  §  157. 

*)  §  112  VI  D. 

'j  Auch  Staub  262 .,  beschränkt  die  Ziff.  3  auf  notwendige  Al)9chreibongen.  A. 
M.  Bing  262 g.  Unzutreffend  ist  es,  wenn  Statib  a.  a.  O.  auch  ordentliche  Veriuste, 
die  nicht  AbschreibuDgscharaicter  besitzen,  als  durch  Zuzahlungen  deckbar  erklärt.  Zu- 
stimmend Bing  a.  a.  O. 
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1.  Zunächst  spricht  das  A.-Reg.  in  §  49  davon,  dass  die  Vornahme  der 
fioiivendigen^)  Abschreibungen  statutarisch  zu  regeln"  sei.  Also  erkennt  das- 
selbe auch  nicht  notwendige  Abschreibungen  an  und  das  sind  eben  die  Ab- 
^H^hreibungen,  welche  nicht  wegen  Wertminderung  geschehen. 

2.  In  H.G.B.  §  271  Abs.  3  femer  findet  sich  der  Passus:  „Ab- 
schreibungen .  .  .  über  das  nach  dem  Gesetz  oder  nach  dem  Gesellschafts- 
vertrag  skUtkafle  Mass  hinaus"^).  Bloss  an  §  40  und  §  261  Ziff.  3  kann 
dabei  nicht  gedacht  sein,  denn  beide  Bestimmungen  setzen  in  erster  Linie 
nicht  das  statthafte,  sondern  das  notwendige  Mass  der  Abschreibungen  (wegen 
Wertminderung)  fest.  Eine  ausschliesslich  das  statthafte  Mass  der  Abschreibungen 
betreffende  Gesetzesvorschrift  stellt  dagegen  §  213  des  H.G.B.  mit  dem  Satze 
dar,  dass  Verteilung  des  Reingewinns  an  die  Aktionäre  durch  das  Gesetz  oder 
den  GeseUschaftsvertrag  ausgeschlossen  zu  werden  vermag.  Indem  hier  bestimmt 
ist,  dass  Ausschluss  der  Verteilung  von  Reingewinn  ausser  durch  Gesetz  nur 
durch  Statut  erfolgen  kann,  ist  das  statthafte  Mass  der  Abschreibung  gesetzlich 
b^;renzt.  Die  Abschreibungen,  deren  statthaftes  Mass  dadurch  festgesetzt  wird,  sind 
nicht  Abschreibungen  im  engeren  Sinne. 

3.  Unmittelbarer  ergibt  sich  das  Gleiche  aus  H.G.B.  §  237  und  245. 
Dieselben  verfügen,  dass,  wenn  den  Mitgliedern  von  Vorstand  oder  Aufsichts- 
rat ein  Anteil  am  Jahresgewinn  gewährt  wird,  der  Anteil  „von  dem  nach  Vor- 
nahme sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinn 
XU  berechnen"  sei.  Würden  hier  unter  Abschreibungen  nur  die  notwendigen 
Abschreibungen,  also  die  Abschreibungen  im  engeren  Sinne  gemeint  sein,  so 
hatte  das  "Wort  Abschreibungen  überhaupt  wegbleiben  können,  denn  es  ist 
selbstverständlich,  dass  vor  Abzug  dieser  Abschreibungen  kein  Reingewinn,  d.  h. 
keine  Rein  Vermögensmehrung  definitiv  festgestellt  ist,  wie  österreichisches  A.-Reg. 
§  .52  ausdrücklich  bemerkt:  „An  die  Aktionäre  darf  nur  dasjenige  verteilt  werden, 
was  sich  als  Überschuss  der  bilanzmässigen  Aktiven  nach  Vornahme  der 
erforderHchen  Abschreibungen  von  denselben  und  nach  Abrechnung  aller  Passiven 
ei^bt"  Also  kann  die  Wendung  „samtliche  Abschreibungen"  nicht  bloss  be- 
fragen wollen,  dass  ausser  den  ordentlichen  Abschreibungen  wegen  Wertminde- 
rung auch  die  ausserordentlichen  Wertminderungsabschreibungen  vorher  abzu- 
ziehen sind,  sondern,  was  mit  dem  „sämtlich"  ausgedrückt  sein  will,  ist  die 
Sicberstellung,  dass  vorweg  nicht  bloss  die  notwendigen,  sondern  auch  die  frei- 
willigen Abschreibungen  zum  Abzug  gelangen. 

D.  Echte    und    unechte  Abschreibungen.     Aus   dem  Entwickelten 
^ht  hervor,  dass  es  nicht  zutreffend  ist,  nur  die  Abschreibungen  wegen  Wert- 
minderung Abschreibmig    im  technischen  Sinn    oder    echte  Abschreibungen  und 
die  wirtschaftlich  stille  oder  offene  Reserven  darstellenden  Abschreibungen  unechte 
Abschreibungen  zu  nennen,  den  Abschreibungsbegriff  also  für  einen  ausschliess- 
lich wirtschaftlichen  Begriff  zu  erklären  ^).     Der  Abschreibungsbegriff  ist  grund- 
sätzlich ein   formaler,    ein    buchführungstechuischer    und    kein    wirtschaftlicher. 
Dsts  gilt  für  das  Steuer-  und  von  H.G.B.  §  262  und  A.-Reg.  §  53  abgesehen 
auch    für   Handelsrecht.     Dass    Abschreibungen,    die    wirtschaftlich    nicht   Ab- 
schreibungen sind,  nicht  Reinertrag  oder  Reineinkommen  mindernd  wirken  und 
prinzipiell    auch    den    bilanzmässigen    Reingewinn    nicht    herabdrücken,    nimmt 
ihnen  ihre  Abzugsfähigkeit    in    Steuer-    und  buchhaltungsrechtlicher  Beziehung, 


>)  Ebenso  in  §  52:  „Vornahme  der  erforderlichen  Abschreibungen". 
*)  Hierzu  oben  §  43  VI  A. 
*)  Dies  tut  Simon  147. 
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nicht  aber  ihren  Charakter  als  Abschreibungen  im  buchtechnischen  und  grund- 
sätzlich positivrechtlichen  Sinne. 


Ordentliche  nnd  ansserordentliehe  Abschretbnni:eii. 

§  137. 

I.  A.  Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich,  was  der  Gegensatz  von  ordent- 
lichen und  aussei-ordentlichen  Abschreibungen  nicht  bedeutet  Er  ist  nicht 
gleichbedeutend  mit  dem  Gegensatz  von  notwendigen  und  freiwilligen  Ab- 
schreibungen^). Eine  solche  Auffassung  kann  nur  entstehen,  wenn  man  der 
Meinung  ist,  nur  die  Abschreibungen  wegen  Wertminderung  seien  echte  Ab- 
schreibungen.    Diese  Meinung  erwies  sich  aber  als  unzutreffend. 

B.  Dies  bestätigt  auch  das  positive  Recht.  Preussisches  Einkommen- 
steuergesetz §  14  spricht,  wie  wir  wissen*),  von  ,,regelmäs3igeu  jährlichen  Ab- 
schreibungen, welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Wertminderung  ent- 
sprechen". Regelmässig  ist  =  ordentlich.  Somit  gibt  es  auch  ordentliche  Ab- 
schreibung, welche  nicht  einer  Wertminderung  entsprechen,  also  ohne  Wertminde- 
rung oder  über  eine  Wertminderung  hinaus  erfolgen  *).  Es  gibt  ordentliche  und 
ausserordentliche  notwendige  und  ordentliche  und  ausserordentliche  freiwillige 
Abschreibungen. 

JI.  Was  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Abschreibungen  im 
positiven  Recht  untei*scheidet,  ist  ein  zeitliches  Moment.  Die  ordentlichen  Ab- 
schreibimgen  sind  die  periodisch  —  gewöhnlich  in  jedem  Geschäftsjahre  — 
wiederkehrenden,  zumeist  auch  in  ihrer  Höhe  planmässig  und  zwar  der  Regel 
nach  immer  auf  den  gleichen*)  Betrag  (die  gleichen  Wertprozente)  bemessenen 
Abschreibungen. 

A.  Dies  zeigt  ebenfalls  das  preussische  Einkommensteuergesetz.  Dasselbe 
sagt  nicht  bloss  „regelmässige"  Absetzungen  oder  Abschreibungen,  sondern 
„regelmässige  jährlicJie^*  Absetzungen  (§  9),  bezw.  Abschreibungen  (§  14),  also 
ohne  Beistrich  zwischen  regelmässig  und  jährlich.  Die  Abschreibungen  sind 
daher  für  gewöhnlich  periodisch,  wenn  auch  nicht  gerade  notwendig  alljährlich, 
wiederkehrende  und  zwar  zumeist  solche,  bei  welchen  noch  die  Bemessung  ihrer 
Höhe  nach  bestimmten  sich  gleichbleibenden  Normen,  nach  Regeln  geschieht^). 

B.  Dann  entspricht  diese  Auffassung  aber  auch  der  tatsächlichen  Er- 
scheinung,  dass  die  A.en  nicht    selten  statutarisch  festsetzen,    dass    und  seihst 


')  A.  M.  Sehönbeek  S.  22 ;  auch  Eotsch.  in  Steuers.  X  302. 

«)  §  136  VII  A. 

•)  Anders  Fuisting,  Steucrlehre  180  Ihm  ist  Gegensatz  zu  regelmässiger  Ab- 
schreibung die  übermässige  Abschreibung.  Kheuso  Däringer-Hachenburg  AOllI  S.  157. 
Auch  Preischej  Gewinnvortrog  und  Tanti^melicrechnung  für  Vorstand  und  Aufsichts- 
rat  u.  8.  w.  1902  S.  13:  „Ausscrordcutliche  Abschreibungen,  also  diejenigen,  die  gemacht 
werden,  obgleich  sie  durch  eine  tatsächliche  Wertminderung  nicht  bedingt  werden". 
Ebenso  Maatz  107.  An  andei'er  Stelle  (8.  1 19  Anm.  1)  bezeichnet  er  die  durch  ansser- 
ordcntlicho  Vorkommnisse  veranlasste  notwendige  Abschreibung  als  ausserordentliche. 
—  Was  das  positive  Steuerrecht  angeht,  so  fasst  Fuisiing  ausserordentliche  Abechit>i- 
bung  im  Sinne  von  übermässig  nur  für  §  14  (s.  Anm.  13  D  b);  für  §  9  1  5  versteht 
er  darunter  die  durch  ausseroiäentliche  Vorkommnisse  veranlasste  (zu  §9  Anm.  19  Ba). 
Ahnlich  legt  auch  Friedberg  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  9  S.  24  dem  AVort  „regel- 
mässig^'  in  §  14  eine  andere  Bedeutung  bei  nls  in  §  9. 

*)  Fuiaiing,  Steuerlehie  §  56  S.  146  und  ausfühdich  unten  §  173  I  B. 

*)  So  spricht  österr.  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  3  von  „regelmässigen  Abechreibangen*' 
an  Beali täten. 
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in  welcher  Höhe  jährlich  an  den  einzelnen  Betriebsgegenständen  (Gebäuden, 
Maschinen)  Abschreibungen  stattzufinden  liaben  (die  sog.  statutarischen  oder 
verlragsmässigen  notwendigen  Abschreibungen^),  Das  österreichische  A.-Reg. 
macht,  was  die  Abschreibungen  wegen  Wertminderung  angeht,  es  den  unter 
seine  Anwendung  fallenden  A.en  sogar  zur  Pflicht,  dass  sie  die  Vornahme  der- 
selben statutarisch  regeln*).  An  diese  Praxis  knüpft  der  Gesetzesausdruck 
„regelnlässige  Abschreibungen"  an.  Unregelmässige  Abschreibungen  sind  7iieht 
periodisch  iviederkehrende,  sondern  nur  einmalige^)  o<ler  nur  für  eine  kürzere 
Reihe  von  Jahren  vorkommende  Abschreibungen.  Es  liegt  hier  derselbe  Gegen- 
-satz  vor,  wie  im  Budgetrecht  zwischen  den  ordentlichen  beständigen  und  den 
au.sserordentlichen  unbeständigen,  insbesondere  einmaligen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben. 

C.  Eine  andere  Entscheidung  veranlasst  auch  nicht  der  Umstand,  dass 
in  §  262  Ziff.  3  bezw.  im  österreichischen  A.-Reg.  §  53  „Verwendung  zu 
ausseronlentlichen  Abschreibungen"  und  „Deckung  ausserordentlicher  Verluste" 
nel)eneinander  stehen  und  es  sich  daselbst  um  Verwendung  ausserordentlicher 
Einnahmen  zur  Vornahme  ausseronlentlicher  Abschreibungen  handelt*). 

1.  Ausserordentliche  Verluste  sind  zweifellos  nur  solche  Verluste,  die  aus 
einem  ganz  bestimmten  Grunde,  nämlich  deswegen,  weil  sie  durch  nicht 
«lern  gewöhnlichen  Geschäftsgang  angehörende  Ursachen  veranlasst  sind,  nicht 
zeitlieh  regelmässig  auftreten,  also  Verluste,  welche  durch  anormale  Vorgänge  (all- 
c^emeine  wirtschaftliche  Krisis,  Konkurs  eines  Geschäftsfreundes,  Unterschlagung 
von  Angestellten  u.  s.  w.)  verursacht  sind.  Aber  damit  ist  nicht  gesagt,  dass 
auch  als  ausserordentliche  Abschreibungen  nur  solche  Abschreibungen  angesehen 
werden  dürfen,  die  durch  ausserordentliche  Ereignisse  veranlasst  wurden.  Ge- 
wiss werden  die  ausserordentlichen  Abschreibungen  der  Regel  nach^)  durch 
aus.sergewöhnliche  Ursachen  veranlasst  sein:  unerwartete  Entwertung  infolge 
neuer  Erfindungen*),  Wechsel  des  Direktoriums  o<ler  Aufsichtsrates  und  damit 
Wechsel  der  Anschauungen  über  den  Wert  l)estimm(er  Anlagegegenstände, 
strengere  Bewertung  bei  einer  Sanierung,  Umgestaltung  des  bisherigen  Ab- 
Hchreibungsplanes,  voraussichtlicher  Eintritt  einer  allgemeinen  Depression,  un- 
gewöhnlich gewinnreiches  Betriebsjahr  u.  s.  w.').  Aber  notwendig  ist  es  nicht, 
<iass  ausserordentliche  Abschreibungen  in  ausserge wohnlichen  Erscheinungen 
ihren  Grund  haben.  Der  Ausdruck  ausserge  wohnliche  Abschreibungen  ist  in 
der  Praxis  in  einem  anderen   Sinne    üblich.     An    die    Sprache    der    Geschäfts- 


>)  S.  oben  §  43  VI  A  Anm.  3. 

')  §  49:  „Die  Vornahme  der  notwendigen  Abschreibungen  ist  statutarisch  zu 
regeln  und  erforderlichenfalls  auch  der  Schlüssel  [d.  h.  Plan],  nach  welchem  diese 
Abechreibungen  zu  erfolgen  liaben,  im  Statute  festzusetzen."  Die  Versicherungsaktien- 
geseüschafien  fallen  nicht  unter  das  A.-Reg.  (s.  oben  §  95  II  A  3).  Für  sie  gilt  dem- 
geinäsg  nur  Ver8.-Beg.  §  33  Ziff.  11,  wonach,  wenn  über  die  Amprtisierung  (Ab- 
schreibnog)  Statuteubestinimungcn  bestehen,  die  Amortisierung  nur  in  Übereinstimmung 
mit  diesen  vorgenommen,  also  nicht  mehr  oder  weniger  abgeschrieben  werden  darf. 
Knihalten  die  Statuten  keine  Bestimmungen  über  Amortisiemng,  so  haben  die  Vcrsichc- 
ruDgsuntemehmungen  trotzdem  auf  tuulichste  Verminderung  der  Amorti8ations{X)sten 
hinzuwirken,  also  soweit  möglich  auch  freiwillige  Abschreibungen  vorzunehmen.  Not- 
wendige haben  unter  allen  Umständen  zu  geschehen,  denn  nach  Vers.-Rcg.  §  33  Ziff.  3 
.s&ind  an  allen  Vermögensstücken  und  Forderimgen  rechtzeitig  die  erforderlichen  Ab- 
schreibungen vorzunehmen. 

*)  So  auch  Beisch  I  267. 

*)  §  136  VII  B. 

»)  Düringer-Haehenburg  40  IV  S.  157  meint  „nur**. 

•)  Beisch  I  267. 

')  Andere  Fälle  bei  Simon  390;  Fuisting,  Steuerlehre  139,  180. 
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praxie  knüpft  doch  das  Geschäftsrecht  an.  Würde  ausserordentliche  Ab- 
schreibung Abschreibung  aus  ungewöhnlicher  Ursache  bedeuten,  so  wäre,  streng 
genommen,  der  Passus  „Verwendung  zu  ausserordentlicher  Abschreibung**  über- 
haupt überflüssig,  denn  da  Abschreibung  in  dem  Zusammenhang  des  §  262 
nur  Abschreibung  im  engeren  Sinne  bedeuten  kann,  wäre  dann  ausserordentr 
liehe  Abschreibung  nur  Deckung  eines  ausserordentlichen  Verlustes  besonderer 
Art,  eines  Verlustes,  der  an  einem  ganz  bestimmten  Gegenstande  emtritt 

2.  Ebensowenig  darf  aus  dem  Umstände,  dass  Zuzahlungen  ausser- 
ordentliche Einnahmen  der  A.en  darstellen,  geschlossen  werden,  ausserordent- 
liche Abschreibungen  seien  nur  solche  Abschreibungen,  die  aus  irregulären 
Einnahmen  geschehen.  Der  Schluss  ist  keineswegs  zwingend.  Eine  ausser- 
ordentliche Abschreibung  im  Sinne  des  §  262  stellt  unbestreitbar  einen  nicht- 
regelmässigen Abzugs-  o<ler  Ausgabeposten  dar.  Aber  wie  nach  Staatshaus- 
haltsrecht ausserordentliche  Ausgaben  auch  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt 
werden  dürfen,  warum  sollte  dasselbe  nicht  bezüglich  ausserordentlicher  Aus- 
gaben im  Haushalt  einer  A.  möglich  sein? 

D.  Demgemäss  bedeutet  ausserordentliche  Absehreibung  die  nieJU  regel- 
mässig vnederkeJirendB  Abschreibung^),  eine  Abschreibung,  wie  sie  z.  B.  bei  sehr 
hohem  Jahresgewinn  oder  bei  einem  besonderen  Geschäftsanlass  (z.  B.  Eintritt 
einer  A.  in  eine  Betriebsgeraeinschaft)  vorgenommen  wird.  Die  ausserordent- 
liche Abschreibung  kann  eine  freiwillige  (Bildung  innerer  Rücklagen)  oder  ane 
notwendige  sein.  Vielleicht  ist  die  Korrektur  bedeutender  Überbewertungen 
von  Aktiven  (Anlagekapital,  Ausstanden)  unumgänglich.  Der  Betriebsg^en- 
stand  wurde  zu  teuer  übernommen :  an  Maschinen  trotz  fortgesetzter  Abnutzung 
jede  Abschreibung  unterlassen. 

III.  A.  So  die  Unterscheidung  nach  posüivem  Recht  Wir  leugnen 
nicht,  dass  in  der  Praxis  der  A.en  das  Wort  ausserordentliche  Abschreibung 
auch  in  anderen  Bedeutungen  begegnet,  aber  dadurch  werden  diese  Bedeutungeti 
nicht  zu  posiiivrechtlichen,  d.  h.  der  Auslegung  der  gesetzlichen  Vorschriften 
zu  Grunde  zu  legenden. 

B.  Es  sind  vor  allem  zwei  andere  Bedeutungen^  welche  in  der  Greschäfts- 
praxis  dei*  A.en  begegnen^). 

1.  Erstens  versteht  man  darunter  eine  Abschreibung  aus  Miltelnj  die  nur 
ausnahmsweise  zur  Verfügung  stehen.  Die  Regel  ist,  dass  notwendige  Ab- 
schreibungen aus  dem  Rohertrag  oder  Roheinkommen,  aus  dem  Bruttogewinn 
erfolgen.  Vor  Vornahme  der  notwendigen  Abschreibungen  ist  kein  Reinertrag, 
Reineinkommen,  keine  Rein  Vermögensmehrung  vorhanden.  Und  ebenso  ge- 
schehen freiwillige  Abschreibungen  regelmässig  aus  dem  Reingewinn,  denn  ^e 
sind  Gewinnreservierungen.  Aber  ausnahmsweise  geschieht  die  Abschreibung 
aus  Reserven.  Es  ist  ein  allgemeiner  freiwilliger  Reservefonds  (Reservefonds  B) 
neben  dem  Zwangsreservefonds  (Reservefonds  A)  oder  ein  Speziaireservefonds 
für  Deckung  von  an  bestimmten  Aktivbeständen  eintretenden  W^ertminderungen, 
z.  B.  eine  -£7^eA/e^t-(Wertminderungs-)/fesen;e  vorhanden.  Eine  Bank  hat  gros^^e 
Verluste  an  Konsortialbeteiligungen.  Bisher  stand  die  Konsortialbeteiligung 
mit  100  000  zu  Buch.  Nun  ist  sie  nur  mehr  60  000  wert.  Die  A.  schreibt 
diese  40  000  zu  Lasten  der  allgemeinen  Reserve  B  ab.  Oder  sie  verliert  an 
Effekten  durch  Kursrückgang    20  000  und  belastet   damit   die  Efiektenreserve. 


M  Vgl.  Beisch  I  267. 


*)  Ausserdem  kommt  es  vor,  dass  die  freiwilligen  Abschreibungen  auaserordeiit- 
liehe,  die  Abschreibungen  wegen  Wertminderung  dagegen  ordentliche  genannt  irenleii. 
Vgl.  diesen  Paragraphen  I  A. 
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Oder  die  Unternehmung  entnimmt  die  Mittel  zu  einer  freiwilligen  Abschreibung 
aus  einem  allgemeinen  freiwilligen  Reservefonds.  Hier  liegt  Verwandlung  einer 
offenen  Reserve  in  eine  versteckte  vor.  Die  Frage,  wann  diese  verschiedenen 
Abschreibungen  zu  Lasten  solcher  Reserven  erfolgen  dürfen,  ob  vor  oder  nach 
Bilanzabsohluss,  steht  hier  nicht  zur  Behandlung.  In  Wahrheit  handelt  es 
sich  nicht  um  ausserordentliche  Abschreibungen,  sondern  um  beliebige  —  regel- 
mässige oder  ausserordentliche  —  Abschreibungen  aus  ausserordentlichen  Mitteln. 
2.  Zum  anderen  spricht  die  Praxis  der  A.en  von  ausserordentlichen  oder 
Extraabschreibungen  wohl  dann,  wenn  die  notwendigen  Abschreibungen  nicht 
vor  Feststellung  des  bilanzmässigen  Reingewinns,  sondern  erst  atts  demsell)en 
erfolgen.  Das  spezifische  Moment  der  Ausseronlentlichkeit  liegt  hier  in  einer 
aussergewöhnlichen  Form  des  Abschreibungsver/aÄre/w.  Dasselbe  gewährt  den 
praktischen,  dem  Kredit  der  Unternehmung  dienlichen  Vorteil,  dass  es  die 
Rcinvermögensmehrung  grösser  erscheinen  lässt,  aus  sie  tatsächlich  ist^).  Dass 
dies  Verfahren  ein  rechtswidriges  ist,  davon  wird  in  anderem  Zusammenhang 
zu  reden  sein.    Vgl.  §  153. 


Die  Absehreibungen  in  btlansreelitiieher  Hinsicht. 

§  138. 

I.  Wir  hatten  schon  wiederholt')  Gelegenheit  darauf  hinzuweisen,  dass 
Gewinn  im  buchführungstechnischen  und  Ertrag  oder  Einkommen  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  nicht  dasselbe  sind.  Hieraus  erklären  sich  auch  die  Ab- 
weichungen, welche  sich  zwischen  der  Stellung  der  Abschreibungen  im  Handels- 
und  im  Steuerrecht  ergeben.  Dort  handelt  es  sich  um  das  Verhältnis  der 
Abschreibungen  zu  dem  zu  verteilenden,  hier  um  das  Verhältnis  der  Abschrei- 
bungen zu  dem  zu  versteuernden  Reingewinn.  Wir  sprechen  zunächst  von  der 
Stellung  der  Abscitreibungen  im  Handels-^  d.  h.  hier  Bilanxrecht. 

IL  Abschreibung  und  Reingewinn.  Nach  den  Grundsätzen  des 
Bilaiizrechtes  ist  es  selbstverständlich,  dass  sowohl  die  notwendige  wie  die  frei- 
willige Abschreibung  an  Aktiven  die  Summe  des  verteilbaren  Reingewinns 
ziffemmä.ssig  mindert 

A.  Für  die  notwendige  Abschreibung  folgt  es  aus  dem  Wesen  des  bilanz- 
mäsdigen  Reingewinns.  Reingewinn  ist  bilanzrechtlich  ziffernmässige  Konstatierung 
der  seit  der  letzten  Bilanzziehung  eingetretenen  Rein  Vermögensmehrung.  Wert- 
minderung ist  Vermögensverlust,  also  ist  vor  Abzug  der  an  Aktiven  notwendigen 
Abschreibungen  nur  Brutto-,  aber  nicht  Reinvermögensmehrung  vorhanden. 
Ihrem  Wesen  entsprechend  wird  die  notwendige  Abschreibung  a)  in  der  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  auf  der  Verlust-,  also  den  Bruttogewinn  mindernden 
Seite,  b)  in  der  Bilanzrechnung  auf  der  Aktivseite  in  der  Vorkolonne  als  „Ab- 
zugs^'posten,    auf  der  Passivseite  in  der  Hauptkolonne  als  „Erneuerungsfonds**, 

*)  Z.  B.  wird  dadurch  eventuell  die  Unterbringung  der  Aktien  an  der  Börse  er- 
leichtert Vgl  Bauer f  Inventur  55.  Den  Vorteil,  höheren  Tanti^menbczug  für  Vor- 
AtSLod  oder  Aufisichtsrat  zu  ermöglichen,  gewährt  dies  Verfahren  nicht  mehr,  weil  ge- 
mäss H.G.B.  §§  237  bezw.  245  die  Tantieme  erst  von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher 
Abschreibungen  (und  Rficklagcn)  verbleibenden  Reingewinn  berechnet  werden  darf, 
slso  eret  von  dem  Beingewinn,  der  verbleibt,  nachdem  die  aus  ihm  gemachten  Ab- 
Hclireibungen  abgezogen  sind. 

«)  §  110  IV;  §§  112  und  113. 
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j^Abschreibungskonto^S  d.  h.  als  „Passivum'^^),  somit  ebenfalls  als  Abzugsposten 
gebucht.  Jeder  Abzugs-  und  jeder  Vcrlustposten  mindert  den  Gewinnsaldo. 
Es  ist  gesetzliche  Vorschrift,  dass  vor  der  FeststeUung  des  Gewinusaldos  die 
notwendigen  Abschreibungen  in  Abzug  gelangen.  Ohne  dies  würde  am  Schluss 
der  B.  nicht  Rein-,  sondern  Rohgewinn  angegeben,  und,  was  der  Bilanzsaldo 
angeben  muss,  ist  gemäss  §§  213,  215,  216,  237,  245,  262  der  Reingewinn. 
Es  ist  durchaus  wigesetxlichy  notwendige  Abschreibungen  erst  aus  dem  Rein- 
gewinne XU  machen  oder  zu  ergänzen  ')  oder  in  Hinblick  auf  den  niedrigeren 
Reingewinn,  der  sich  sonst  ergeben  würde,  notwendige  Abschreibungen  nur  in 
ungenügender  Höhe  vorzunehmen,  oder  schon  erfolgte  Abnutzungen  auf  künf- 
tige Jfüire  zu  übertragen,  d.  h.  sich  deren  Abschreibung  für  die  Zukunft  vor- 
zubehalten. Ehe  nicht  die  fwtwendigen  Abschreibungen  erfolgten^  liegt  rechi- 
7nässigenveise  überhaupt  kein  bilanxinässiger  Beingmmnn,  keine  rechtmässig 
aufgestellte  B.  vor.  Notwendige  Abschreibungen  müssen  auch  geschehen,  wenn 
kein  Betriebsgewinn  erzielt  wird;  sie  erhohen  dann  eben  den  Verlustsaldo'). 
Ihre  Vornahme  zu  unterlassen  oder  sie  in  geringerem  Masse,  als  der  tatsäch- 
lichen Wertminderung  entsprechen  würde,  zu  effektuieren,  damit  nicht  Verlust 
oder  niedriger  Reingewinn  entsteht,  das  alles  widerspricht  der  gesetzlichen  Be- 
stimmung, dass  kein  Aktivum  über  seinem  wahren  Wert  angesetzt  und  am 
Schlüsse  der  B.  nur  ifemgewinn  ausgewiesen  werden  darf.  y,Nienials  zu  v)enig 
Abschreibung^  wenn  effektive  Wei'tmitiderung"  so  lautet  das  gesetzliche  Grebot 
Das  schweizerische  Eisenbahngesetz  vom  27.  März  1896  spricht  es  in  Art  10 
ausdrücklich  aus:  „Die  Erneuerungsfonds  sind  auch  dann  in  dem  erforderlichen 
Masse  zu  bedenken  und  die  erforderlichen  Betrage  als  Ausgaben  in  die  Ge^ 
winn-  und  Verlustrechnung  einzustellen,  wenn  die  Betriebseinnahmen  zur  Be- 
streitung derselben  unzureichend  sind."  Selbstverständlich  ist  damit  nur  eine 
rechnerische  Bestreitung  gemeint.  Denn  Ausgaben  im  wirtschaftlichen  Sinn 
sind  Enieuerungsfonds   nicht.     Siehe  auch  Simon  S.  349  Anm.  145. 

B.  1.  In  anderer  Weise  mindert  den  verteilbaren  Reingewinn  grundsatz- 
lich die  freitvillige  Abschreibung.  Die  notwendige  Abschreibung  lässt  weniger 
bilanzmässigen  Reingewinn  entstehen;  sie  ist,  erfolgt  sie  rechtmässig,  vor  Ent- 
stehung bilanzmässigen  Reingewinns  abzuziehen.  Die  freiwillige  Abschreibung 
ist  grundsätzlich  erst  ein  Abzug  vom  entstandenen  bilanzmässigen  Reingewinn. 
Sie  hindert  nicht  die  Entstehung,  sondern  nur  die  Verteilung  entstandenen 
bilanzmässigen  Reingewinns.  Sie  ist  regelrecht  erst  statthaft  aus  entstandenem 
Reingewinn*).  Freiwillige  Abschreibung  ist^  sofern  sie  nicht  aus  Reserven  ge- 
schieht, Ausschluss  des  bilanzmässigen  Reingewinns  oder  eines  Teiles  hiervon 
von  der  Verteilung.  Ehe  Reingewinn  nicht  bilanzmässig  vorhanden  ist, 
lässt  er  sich  nicht  von  der  Verteilung  ausschliessen.  Freilich  gestattet  das 
G.  auch  stillschweigenden  Ausschluss  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  vor 
seiner  bilanzmässigen  Feststellung,  indem  es  bei  Einhaltung  gewisser  Formen 
freiwillige  Abschreibungen  in  Form  der  Unterbewertung  erlaubt*).  Hier  lässt 
die  freiwillige  Abschreibung  überhaupt  geringeren  ziffernmässigen  Reinge^rinn 
entstehen. 

^)  Vgl.  H.G.B.  §261  Ziff.  3:  „ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in 
Abzug  gebracht";  §  261  Ziff.  '>:  „der  Betrag  eines  jeden  .  .  .  Emeuerungsfonds  (ist) 
unter  die  Passiva  aufzunehmen". 

')  Und  gar  diese  Abschreibungen  dann  Bücksteüungen  zu  nennen  und  so  den 
Anschein  zu  erwecken,  als  seien  sie  Reserven.  S.  oben  §  21 II  A  u.  unten  §  198  V  D  8. 

*)  Hierzu  treffend  Beisch  1  268;  II  50,  68 f.,  73;  Simon  390;  Bing  261  ,^  n  A 

*)  Vgl.  §  43  V  B  und  Beisch  II  68. 

•)  Vgl.  §§  25,  43  u.  153. 
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2.  Dass  freiwillige  Abschreibung  wirtschaftlich  nicht  Vermögensuiinderung 
(Verlust),  sondern  Gewinnreservierung  darstellt,  aseigt  folgendes  Beispiel  drastisch. 
Ein  Kunsthändler  A  erwirbt  einen  zugkräftigen  Artikel^).  Zwecks  erfolgreichen 
Vertriebs  schliesst  er  mit  dem  Kapitalisten  B  eine  offene  Handelsgesellschaft. 
Im  Gesellschaftsvertrag  wird  der  Verkaufspreis  per  Tausend  des  Artikels  auf 
800  Mk.  festgestellt,  ebenso  dass  zum  Zwecke  möglichst  rascher  Tilgung  der 
Erwerbskosten  für  die  künstlerischen  Unterlagen  (Entwürfe,  Verlagsrechte, 
Steine),  also  der  Betriebsanlage,  des  Anlagekontos  von  diesem  für  jedes  Tausend 
abgesetzter  Artikel  230  Mk.  abzuschreiben  seien,  so  dass  in  2  Jahren  schon 
völlige  Abschreibung  vorläge.  Durch  Konkurrenzartikel  ist  die  Gesellschaft 
genötigt^  das  Tausend  statt  zu  800  zu  500  Mk.  zu  verkaufen.  Der  Selbst- 
kostenpreis betragt  350  Mk.  (150  Mk.  Herstellungs-,  200  Mk.  Vertriebsspesen). 
Infolge  des  billigen  Verkaufspreises  war  der  Absatz  ausserordentlich,  1000  Mille 
des  Artikels  im  Jahre.  Da  auf  je  1000  verkaufte  Artikel  230  Mk.  am  An- 
lagekonto abzuschreiben  waren,  standen  auf  je  1000  verkaufte  Artikel  den 
500  Mk.  Einnahmen  350  +  230  =  580  Mk.  Ausgaben  gegenüber.  So 
wunlen  im  ersten  Jahre  82  Prozent  des  Anlagekontos  abgeschrieben,  anderer- 
seits ergab  sich  aber  auch  80000  Mk.  bilanzmässiger  Verlust.  Nach  dem 
Gesellschaftevertrag  stand  jedem  Gesellschafter  das  Recht  zu,  sofortige  Auf- 
lösung zu  verlangen,  sobald  die  B.  namhaften  Verlust  zeige.  Der  Kapitalist 
B  forderte  Auflösung.  Das  Geschäft  wurde  versteigert.  B  ersteigerte  es  imi 
billiges  Geld.  Sein  Vorgehen  war  rechtswidrig.  Denn  unter  Verlust  ist  wirt- 
i^chaftlicher  Verlust,  Überschuldung  zu  verstehen.  Die  Abschreibung  war  auf 
1000  Artikel  zu  100  Mk.  etwa  notwendige,  darüber  hinaus  freiwiUige  Ab- 
schreibung; also  wäre  bei  1000-230  Abschreibung  1000-130  =  130000  Mk. 
Gewinnreservierung  gegeben.  So  viel  Gewinn  konnte  aber  nicht  reserviert 
werden,  weil  tatsächlich  nur  50  000  Mk.  Gewinn  erzielt  wurde  (500  000  — 
[350000 -f- 100000]).  FreiwiUige  Abschreibung  setzt  Gewinn  voraus.  Das 
>Iis3 Verständnis  konnte  nicht  entstehen,  wenn  die  Abschreibung,  soweit  sie  frei- 
willige war,  erst  aus  dem  Reingewinn  geschah,  und  die  Auflösungsbilanz,  wie 
es  geschehen  musste,  als  Vermögen-,  nicht  als  Gewinnemiittlungsbilanz  aufge- 
stellt wunle.  Dann  ergab  sich  deutlich  nicht  Überschuldung  (Verlust),  sondern 
50000  Mk.  Gewinn. 

C.  Dass  jede  Abschreibung  den  verteilbaren  Reingewinn  mindert,  gilt 
.sowohl  für  die  ordentlichen  wie  für  die  ausserordentlichen  Abschreibungen. 
Auch  die  ausserordentlichen  Abschreibungen  sind  Vermögensverlust  oder  Ge- 
winnreservierung, also  die  Dividendenhöhe  herabdrückende  Faktoren. 

D.  1.  Was  die  äussere  Form  der  Buchung  angeht,  durch  welche  die 
bilanzrechtliche  Wirkung  der  Abschreibungen  zu  Ausdruck  gebracht  wird,  so 
niuss  die  Abschreibung  sowohl  auf  ein  Vermögensbestand-,  wie  auf  ein  Erfolgs- 
konto gebucht  werden*).  Auf  ersteres,  weil  sie  ihrem  Wesen  nach  eine 
Minderung  des  Buchwertes  eines  aktiven  oder  passiven  Ferwö^cn^bestandteik 
darstellt,  auf  ein  Erfolgskonto,  weil  sie  eine  Verändemng  im  Vermögensstande 
herbeiführt*). 

2.  Das  Erfolgskonto,  auf  dem  sie  jedenfalls  erscheinen  muss,  ist  das  Ge- 
winn- und  Verlustkonto.  Notwendig  ist  dabei  nicht,  dass  die  Gewinn-  und 
Verlustrechnung    unmittelbar    das    Gegenkonto     des     Vermögensbestand kon tos 


>)  Aus  Soll  und  Haben  I  60. 

*)  Beiseh  I  268. 

')  Siehe  oben  §  59  II  B. 
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bildet     Dio  Abschreibung  kann  auch  zuerst  auf  Hilfskonten  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  übergeführt  werden.     Näheres  darüber  §  139  II  C. 

III.  Abschreibung  und  Ersatzanschaffungskosten.  A.  Notwendige 
Abschreibung  an  Betriebsgegenstanden,  d.  h.  an  Gegenständen,  die  dauernd 
zum  Betriebe  bestimmt  sind  (Fabrikgebäude,  Lagerhäuser,  Maschinen  u.  s.  w.), 
vermindert  das  Aktiv-  urid  insbesondere  das  Anlagevermögen.  Ersatzanschaifung 
als  solche  ist  weder  Mehrung  des  Rein-,  noch  speziell  des  Anlagevennögens. 
Für  die  Ersatzbeschaflfung  ist  ein  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  zu  ent- 
richten.. Die  Ersatzanschafiung  bewirkt  also  lediglich  eine  Verschiebung  in  den 
Aktivagruppen A).  An  die  Stelle  von  100000  Kassakonto*)  treten  100  000 
Maschinenkonto  ^). 

B.  Eine  Veränderung  des  Aktiv-  und  Anlagevennögens  tritt  erst  ein, 
wenn  infolge  der  ErsatzanschaflTung  das  hierdurch  ersetzte  Vermögensstück  ab- 
geschrieben wird.  Denn  die  Abschreibung  erfolgt  zu  Lasten  des  Gewinn-  und 
Verlustkontos*).  Ihr  Wert  verschwindet  aus  den  Aktiven,  also  Veimögens- 
minderung').  Der  Regel  nach  wird  dem  Gesetze  gemäss  die  alte  Maschine  im 
Zeitpunkt  der  Neuanschaffung  schon  ganz  oder  zum  grössten  Teile  abgeschrieben 
sein.  Dann  hat  die  Ersatzanschaffung  keinen  oder  nur  einen  geringen  Ver- 
mogensverlust  zur  mittelbaren  Folge,  wenn  der  ersetzte  Gregenstand  infolge  der 
Ersatznachschaffung  aus  der  B.  völlig  verschwindet^). 

C.  1.  Nicht  eine  Rein  Vermögensminderung  und  auch  keine  Rein  vermögeus- 
mehrung,  wohl  aber  eine  Mehrung  des  verteilbaren  Vermögens,  des  Reingewinns, 
tritt  ein,  wenn  für  den  Zweck  der  Ersatzanschaffung  ein  Ersatxanschafj^mgskonio, 


')  Beisch  1  269. 

*)  Wird  nicht  bar  angeschafft,  so  tritt  an  die  Stelle  des  Kassakontos  das  Konto 
eines  Kreditors;  Beisch  1  269,  II  50. 

')  Zuerst  lautete  die  B.  (s.  auch  §  43  V  C  4): 

Kassakonto 100000  | 

und  demgemäss  das  Kassakonto: 

Soll 
An  Bilanzkonto 100000.  | 

Nun  wird  die  Maschine  um  100000  gekauft    Dies  bewirkt 

Kassakonto 
An  altes  Bilanzkonto    ....    100000     Per  Maschinenanlagenkonto     .    .    100000 

Maschinenanlagenkonto 

An  Kassakonto 100000  |  Per  neuer  B lOOOOO 

Neue  B. 
Maschinenkonto 100000.  | 

*)  Betseh  II  50  Anm.  3. 

*)  Nehmen  wir  an,  die  alte  Maschine   stand    noch  mit  100000   zu  Buch.     Die 
neue  wird  angeschafft.  Das  Maschinenkonto  lautet  in  der  B. : 

Maschinenkonto 200000  | 

Nun  wird  die  alte  Maschine  gar  abgeschrieben,  also  Bilanzkonto: 
Maschinenanlage       100000.  | 

*)  Die  B.  lautete  vor  Ersatznachschaffung: 
Maschinenkonto 100000  |  Maschinenabnutzungskonto     .    .    lOOOOO. 

Infolge  der  Ersatzanschaffung  wird  die  alte  Maschine  abgeschrieben.    Wir  buchen : 

Maschinenkonto 100000  |  Maschinenabnutzung       ....  0. 

Vgl.  auch  Fellmeth  in  „Soll  und  Haben"  I  105. 
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ein   Emeuerungsfonds   in    des  Wortes  natürlicher  Bedeutung^)   vorhanden    ist. 
Hier  haben  wir  vor  der  ErsatzbeschafTung  die  Buchung: 

Bilanzkonto 


Maschinen 100000 

Kassabestand 100000 

Sonstige  Aktiva     ....     240000 


Maschinenabnutzung       .     .  100000 

Maschinenersatzkonto      .     .  100000 

Schulden 20000 

Grundkapital 200  000 

Reingewinn 20000 


Nach  der  Ersatzbeschaffung  lautet  die  Buchung: 


Maschinen 100000 

Kassa 0 

Sonstige  Aktiva     ....     240000 


Schulden 20000 

Grundkapital 200  000 

Reingewinn 120000. 


Der  Überschuss  des  Vermögens  über  die  Schidden  hat  sich  infolge  der  Ersatz- 
anschaffung  nicht  geändert  Vorher  betrug  er  (1 00  000  Kassabestand  -|-  240  000 
sonstige  Aktiva)  —  20000  Schulden  =  340000  —  20  000  =  320000.  Nun  be- 
tragt er  (100  000  neue  Maschine  +  240  000  sonstige  Aktiva)  —  20000  Schulden 
=  320  000.  Aber  geändert  hat  sich  der  Reinvermogensstand  im  Verhältnis 
zum  Reinvermogensstand  vor  der  Ersatzanschaffung.  Vorher  machte  derselbe 
320000  —  (200000  Grundkapital  +  100  000  Maschinenersatzreserve)  =  20000 
aus;  jetzt  320000  —  200000  Grundkapital  =  120000.  Der  Reinvermögens- 
zu wachs,  d,  h.  der  verteilbare  Vermögensbetrag  ist  um  100  000  gestiegen. 
100000  Aüktiva  weniger  sind  infolge  Auflösung  des  Maschineuersatzreservefonds 
von  der  Verteilung  ausgeschlossen.  Das  Maschinenersatzkonto  ist  zu  Lasten 
eines  früheren  Grewinn-  und  Verlustkontos  entstanden,  seine  Auflösung  erfolgt 
zu  Gunsten  des  gleichen  Kontos,  die  Gewinnseite  desselben  wird  also  um  100000 
erhöht,   Gewinn  zur  Verteilung  frei. 

2.  a)  Um  diese  Wirkung  der  Anschaffung  eines  Ersatzgegenstandes  aus 
einem  Ersatzreservefonds  hintanzuhalten,  also  Aktiva  von  der  Verteilung  als 
Gewinn  auszuschliessen,  dazu  dient  die  Anschaffung  des  Ersatzes  nicht  xu 
Lasten  des  ^n/a^e-(Bau-)Kontos,  sondern  ganz  oder  wenigstens  zum  allergrössten 
Teil  zu  Lasten  des  Oesckäßsunkostenkontos,  also  eines  Unterkontos  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung').  M.  a.  W.  die  Ersatzanschaffungskosten  werden  bUanz- 
rechtlich  als  Betriebskosten  behandelt.  Die  Folge  davon  ist,  dass  an  die  Stelle 
des  Bilanzkontos: 


Maschinenkonto      .     . 
Kassakonto  .... 

.     .     100000 
.     .     100000 

Maschinenabnutzung 
Maschinenersatzreserve    . 

.     100000 
.     100000 

nicht  tritt: 

Maschinenkonto      .     . 
Kassakonto        .     .     . 

.     .     100000 
.     .                0 

Maschinenabnutzung 
Maschinenersatzreserve    . 
Gewinn 

0 

0 

.     100000 

')  §  136  VI  A;  Reisch  II  51  f. 

')  Siehe  die  betreffenden  Buchungen  oben  §  43  V  C  4  und  5. 
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Bondern: 


Maschinellkonto      ....  0 

Kassakonto 0 


Maschinenabnutzung       .     .  0 

Maschinellersatzreserve   .  0 

Gewinn        0 


oder: 

Maschinenkonto      ....  1   |  Gewinn         1; 

im  übrigen  wie  eben. 

b)  Dieses  Buchungs verfahren  ist  gewiss  unwahr.  Aktiven-  und  Erfolgs- 
(Gi3winnhöhe-)Stand  sind  nicht  der  Wirklichkeit  entsprechend  angegeben*),  aber 
darum  ist  es  nicht  rechtswidrig,  sondern  in  der  Weise,  wie  wir  in  §  43 
schilderten,  bilanzrechtlich  erlaubt 

c)  Nicht  dasselbe  lasst  sicli  von  dem  manchmal  bei  grossen  Eisenbahn- 
aktiengesellschaften*) vorkommenden  Verfahren  bemerken,  wonach  die  B}rsaiX' 
kaufe  zwar  ebenfalls  nicht  dem  A7ilage-(Ba\X'\  sondern  dem  Qeschäfistmkositfi' 
konto  angelastet^  .somit  als  (bilanzinässige)  Betriebskosten  verrechnet  werden, 
dafür  aber  an  den  ersetzten  Gegenständen  jede  Abschreibung  wegen  Wert- 
minderung unterbleibt.  Dies  Verfahren  ist  aktienrechtlich  unzulässig.  Indem 
die  alten  Anlagen  unverändert  mit  ihrem  Anschaffungspreise  zur  Buchung  ge- 
langen, werden  sie  überbewertet  und,  so  sehr  das  Aktienbilanzrecht  Unterbe- 
wertungen begünstigt,  verbietet  es,  wie  in  §  29  dargelegt,  Überbewertung. 

d)  Auch  in  der  bilanzrechtlichen  Wirkung  unterscheidet  sich  dieses  Ver- 
fahren von    dem    vorigen.     Die  Bildung    stiller  Reserven    hat   dort   die   Folge, 
dass    weniger  vertoilbares   Vermögen,    weniger    bilanzmässiger  Reingewinn    sich 
ergibt.     Diese  Wirkung  der  stillen  Reserven  winl  hier  ausgeschlossen  durch  das 
Unterlassen  von  Abschreibungen.     Drücken    die  stillen  Reserven   den  Gewinn- 
saldo herab,    so  steigern  ihn    die  nicht   abgeschriebenen  Aktivwerte.     Je  höher 
die  Passivwerte,    um  so  niedriger,    je    höher   die  Aktivbestände,    um    so    höher 
lautet   der  Gewinnsaldo.      Die  Wirkung   der    stillen    Reserve,    wie    sie    in  den 
unter-    oder    gar   nichtbewerteten    Anlagegegenständen   liegt,    ist    ausgeglichen 
durch  den  Vortrag  der  wertlosen  Anlageobjekte  zu  ihrem  unveränderten  ursprung- 
lichen Ansatz.    Wirtschaftlich  ist   nur  diejenige  Wirkung  erreicht,  welche  erreicht 
worden  wäre,    w^enn  statt  Ersatzbeschaffung   zu  Lasten   des  Gewinn-  und  Ver- 
lustkontos   die    notwendigen  Abschreibungen  stattgefunden  hätten.     Denn  jetzt 
ist  die  Wirkung:    Maachinenanlgekonto  0  und  dasselbe  Ergebnis  läge  bei  Ab- 
schreibung vor,  denn  dann  lautete  der  betreffende  Teil  des  Bilanzkontos: 

Maschinenkonto     .     .     .     .     100  000  |  Maschinenabschreibungskonto  100000. 

e)  Die  das  Wesen  der  notwendigen  Abschreibungen  als  blosser  Wert- 
berichtigungskonten sich  nicht  immer  klar  vor  Augen  haltende  Praxis  spricht 
bei  diesem  Verfahren  wohl  von  einer  ,,Verwendung'^  der  Abschreibungen  (Er- 
neuerungsfonds) zu  Ersaiimischaffungen^Y  Die  Vorstellung,  welche  dieser 
Ausdrucksweise  zu  Grunde  liegt,  ist  die:  die  Abschreibungen  sind  unterlassen, 
daher  in  der  Rechnung  nicht  angegeben.  Ebenso  sind  nicht  luigegeben  ihrem 
Wesen  entsprechend  die  stillen  Reserven.  Dies  wiixl  nun  so  aufgefasst,  als 
seien  die  Abschreibungen,    weil  sie  nicht  angegeben  werden,    zu  den  Brsatzan- 


0  Eeisch  I  209  Anm.  3. 

«)  Beisch  II  52;  I  269  Anm.  2  und  I  301  f. 

»)  Siehe  dazu  unten  §  139  III  G;  Simon  397  f. 
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Schaffungen^  cL  h.  zu  der  Bildung  der  stillen  Reserven  verwendete.  In  Wahrheit 
lassen  sich  die  Abschreibungen  zu  keiner  Ausgabe  verwenden;  denn  sie  kon- 
statieren ja  nur  das  Nichtvorhandensein  von  Werten.  Also  rücken,  wenn  trotzdem 
Abschreibung  vorliegen  soll,  die  stillen  Reserven  an  ihre  Stelle.  Ihrer  eigentlichen 
AVirkung  sind  letztere  dadurch  entkleidet. 

D.  1.  Häufiger,  als  bei  baulichen  und  technischen  Anlagen  und  Maschinen, 
begegnet  bei  anderen  Betriebsgegenständen,  wie  BetriebsgerätscMßen  und  Tieren, 
die  Anlastung  der  Ersatzbeschaffuugen  an  das  Geschäftsunkosten-  und  nicht 
an  das  Aiilagenkonto,  also  die  Behan<llung  derselben  als  Gewinnniinderung  und 
nicht  als  Vemiögensersatz.  Hier  stellt  sich  der  Bemessung  des  Grades  der 
Wertminderung  infolge  Grebrauchs  oft  eine  gewisse  Schwierigkeit  entgegen*) 
und  es  werden  daher  Abschreibungen  daran  unterlassen.  Damit  entfällt  aber 
auch  jeder  Grund  zur  Ergänzung  ihres  Buchwertes.  Unterbleiben  Abschreibungen 
am  Anlagevermögen,  wirtl  es  trotz  Wertminderung  immer  in  derselben  Höhe 
vorgetragen,  dann  besteht  auch  kein  Anlass  zur  Ergänzung  der  Ziffer,  mit 
welcher  es  in  der  B.  vorgetragen  ist.  Übertragung  des  Wertes  der  Ersatzgegen- 
stande  auf  Anlagenkonto  wäre  nicht  Ergänzung,  sondern  Überbewertung  der- 
selben. Also  ist  das  richtige  Verfahren^  die  Ersatzanschaffungskosten  als  Be- 
triebekosten der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  anzulasten.  Das  Anlagekonto 
ist  dann  nicht  zu  hoch  ausgewiesen,  die  Summe  der  Aktivbuchwerte  und  damit 
der  verteilbare  Reingewinn  gekürzt. 

2.  Anders  natürlich,  wenn  auf  Werkzeuge  und  lebendes  Inventar  (regel- 
mässige) Abschreibungen  geschehen^).  Dann  ist  das  Anlagekonto  durch  die 
Ersatzkäufe  zu  ergänzen,  wollen  nicht,  was  ja  immer  empfehlensw^ert,  stille 
Reserven  aus  den  Ersatzbeständen  geschaffen  werden. 

IV.  Abschreibungen  und  Reparaturkosten.  A.  Abschreibung  wegen 
Wertminderung  und  Ersatzbeschaffung  stehen  in  einem  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhang. Die  Wertminderung  veranlasst  zur  Ersatzbeschaffung.  Was  die 
Abschreibung  an  Aktivwerten  wegnimmt,  soll  die  Ersatzbcstellung  wieder  er- 
gänzen. Völlig  anders  scheint  die  wirtschaftliche  Beziehung  gelagert,  welche 
zwischen  notwendiger  Absetzung  und  Reparaturaufwand  obwaltet.  Reparatur 
ist  wörtlich  Wiederherstellung  eines  früheren  Zustandes  und  zwar,  wenn  sie 
am  weitesten  geht,  des  Zustandes,  in  welchem  sich  das  betreffende  Vermögens- 
stück befand,  als  es  der  Unternehmer  herstellte  oder  erwarb^)*).  Solche 
WiederliersteUung  des  früheren,  insbesondere  des  ursprünglichen  Zustandes  scheint  die 
Wertminderung  aufzuheben,  welcher  die  notwendige  Abschreibung  Ausdruck 
leiht.  Somit  hat  es  den  Anschein,  als  müsstcn  im  Falle  der  Reparatur  die 
bisherig  erfolgten  notwendigen  Abschreibungen  ausgetilgt,  d.  h.  die  Repa- 
raturkosten auf  Anlagekonto  übertragen  werden^),  soll  anders  der  Grundsatz 
Durchführung  finden,  dass  alle  Aktiva  nach  ihrem  effektiven  Wert  anzusetzen 
sind.   Und  ebenso  scheint  es,  wenn  trotz  Reparatur  sofort  wieder  Abschreibungen 


')  Vgl.  Fuistingj  Steuerlehre  144. 

*)  Das  preuss.  Eink.St.G.  z.  B.  erwähnt  in  §  9  Ziff.  5 :  „Absetzungen  für  Ab- 
nntzong  von  .  .'.'Maschinen,  Betriebsgeratschaften  u.  s.  w.";  ähnlich  österr.  Pers.St.G. 
§  95  f.  und  bayer.  Gew.StG.  Art.  10  Ziff.  21. 

')  FuiHina,  Steuerlehrc  i;j7f.;  derselbe  I  (Kommentar  zum  Eink.StG.)  §  9 
Anm.  9  (Urteile  oes  preuss.  O.V.G.  vom  16.  April  und  2.  Juni  1896);  Entech.  in  Steuers. 
X    108;  131. 

*)  Daher  wäre  es  buchstäblich  richtiger,  nicht  die  Ersatzanschaffung,  sondern  die 
JSepartUur  Erneuerung  zu  nennen. 

■)  Also  Hinauf  Setzung  des  Buchwertes  der  Anlagen  bozw.  Herabsetzung  der 
Höhe  des  selbständigen  Al^chreibungskontos,  des  sog.  Erneuerungsfonds;  somit  Be- 
lastung des  Bau-  oder  Erkennen  des  Emeuerungskontos. 


508  §  138.  Die  AbechreibuDgen  in  bilanzrechtlicher  Hinsicht. 

statthaben,    erforderlich,    diese    als   Unterbewertung,    d.   h.    als    freiwillige   Ab- 
schreibungen^ als  Gewinnreserven  aufzufassen. 

B.  Allein  keine  Reparatur,  auch  die  am  weitesten  reichende  nicht,  hindert 
die  Tatsache  der  Wertminderung;  trotz  Reparatur  findet  infolge  der  natür- 
lichen Einflüsse,  wie  des  Gebrauchs  eine  stetig  fortschreitende  Wertabnahme 
statt  ^).  Die  Notwendigkeit  und  damit  die  Zahl  der  Reparaturen  wächst  sogar 
im  Laufe  der  Jahre  und  trotzdem  schreitet  die  Wertminderung  fort  Was  die 
Reparaturen,  die  grossen,  wie  die  kleinen,  allein  vermögen,  ist  ein  Hinausziehen 
der  Wertminderung.  „Reparaturen  verlangern  die  Stand-  oder  Gebrauchsdauer 
des  Gegenstandes"*);  die  hierauf  verwendeten  Kosten  verringern  insofei-n  aller- 
dings die  Höhe  der  notwendigen  Abschreibungen.  Aber  bei  Bemessung  der 
Höhe  sowohl  der  ordentlichen  wie  der  ausserordentlichen  notwendigen  Ab- 
schreibungen wird  diese  als  Folge  der  Reparaturen  sich  ergebende  Verlängerung 
der  Stand-  oder  Gebrauchsdauer  bereits  berücksichtigt  und  aus  diesem  Gnmde 
dürfen  die  Reparaturkosten  bei  Festsetzung  des  Wertes  der  reparierten  Ver- 
mögensgegenstande ausser  Betracht  bleiben,  also  auf  Betriebskonto  und  damit 
auf  Erfolgs-  und  nicht  auf  Bestandskonto  abgeführt  werden.  Ja  es  ist» 
wenn  Abschreibungen  wegen  Wertminderung  stattfinden,  Nichtberücksichtigung 
des  Reparaturaufwandes  bei  der  Bewertung  der  Bestandskonten  und  Anlastung 
desselben  an  die  Erfolgsrechnung  sogar  gesetzliche  Pflicht,  soll  nicht  Über- 
bewertung und  damit  ein  ungesetzlicher  Zustand  eintreten'). 

C.  Nur  wenn  notwendige  Abschreibungen  unterbleiben,  dürfen  und  müssen 
Reparaturen  bei  Bewertung  des  reparierten  Vermögensgegenstandes  in  Berück- 
sichtigung imd  deshalb  auf  Bestands-(Anlagen-)Konto  übertragen  werden.  Er- 
folgen Reparaturen  neben  Abschreibungen  wegen  Wertminderung,  so  gilt  das 
Gegenteil.  Die  Abschreibung,  der  Emeuerungsfonds  in  diesem  Sinne,  darf 
nicht  um  den  Reparaturaufwand  gekürzt  werden^). 

D.  Die  Richtigkeit  vorstehender  Beweisführung  bestätigt  H.6.B.  §  261 
Zifi*.  3  insofern,  als  dort,  trotzdem  an  Anlagen  Reparaturen  doch  selbstverständlich 
sind,  nur  vorgeschrieben  ist,  dass  von  den  Anlagegegenstanden  die  Abnutzungs- 
quote abzuschreiben  sei.  Würde  der  Gesetzgeber  nicht  der  Meinung  sein,  das» 
in    der    Abnutzungsquote    die   Reparaturkosten    bereits    berücksichtigt    sind,    so 


0  Fuisting  §  9  Anm.  9  B. 

*)  Fuisting  §  9  Anm.  19 ;  derselbe,  Steuerlehre  145, 181 ;  Beisch  1 274 ;  Maati  104. 

')  Zustimmend  Bing  261  ^^  [Ein  Frachtkahn  von  73000  Mk.  Anschaffungswort 
wird  nach  30  Jahren  Verwendungszeit  mit  einem  neuen  Boden  im  Werte  von  100Ä)Mk. 
versehen,  wodurch  seine  Verwendungsdauer  um  10  Jahre,  von  60  auf  70  Jiüire,  eich 
verlängert.  Hier  darf  bei  Berechnung  der  Jahresabschreibungsquote  die  abzuschreibende 
Gesamtsumme  nicht  auf  83  000  Mk.  bestimmt  werden ;  denn  die  Folge  der  Reparatur 
ist,  dass  der  Verwendungszeitraum  länger  und  daher  die  jährliche  Abschreibungsquote 
geringer  ist.  A.  M.  Blum  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1903  8  48.  Er 
sieht  in  dem  neuen  Boden  nicht  Reparatur,  sondern  Neuanschaffung].  A.  M.  Simon 
394  schlechthin;  Beisch  I  269  (anders  II  324^  Anm.  3  für  die  grosseren  Reparaturen. 
Sie  „wirkten  werterhöhend  oder  werterhaltena"  und  müssten  daher  den  betreffenden 
Bestandkonten  belastet  werden.  Es  ist  dabei  nicht  beachtet,  dass  Reparatur  Absdunei- 
bung  nicht  ausschliesst.  Ausserdem  geht  Vortrag  von  Beparaturaufwand  auf  Bestands- 
konto  jedenfalls  nur  an,  wenn  die  !E^paratur  werterhöhend  wirkt.  Dann  ist  sie  aber 
nicht  mehr  Reparatur,  sondern  Verbesserung.  Auch  Beigd  II  49  scheint  der  Ansicht, 
dass  ein  Teil  der  Reparaturen  dem  Emeuerungs-,  also  dem  Anlagenkonto  anzulasten  sei. 

*)  Es  gibt  A.en  welche  alle  Reparaturen  am  Ernenerungskonto  abziehen.  Allein 
die  Abschreibungen  sind  ja  schon  wegen  der  Reparaturen  geringer.  Andererseits  ist  es 
auch  völlig  unzutreffend,  die  Reparaturkosten  alle  dem  Emeuerungskonto,  also  den 
Abschreibungen  hinzuzurechnen.  Das  ist  Unterbewertung  der  Anlagen.  Reparaturen 
erhöhen  die  Wertminderung  nicht,  sondern  verringern  sie. 
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hatte   er  das  Verhältnis    dieser    regelmässig    vorkommenden  Aufwendungen  zu 
der  Abschreibungshöhe  nicht  uner^vähnt  gelassen^). 

£.  Verbesserung,  die  zugleich  Reparatur.  Es  kommt  vor,  dass 
Verbesserungen  von  Anlagen  Reparaturen  überflüssig  machen,  d.  h.  zugleich 
eine  Reparatur  in  sich  enthalten.  Der  Unter-  oder  Oberbau  einer  Eisenbahn 
wird  repariert,  gleichzeitig  aber  dauerhafteres  oder  besser  geeignetes  Material 
verwendet,  die  Holz-  durch  Eisenschwelle  ersetzt.  Hier  liegt  nicht  bloss  Repa- 
raUir,  sondern  darüber  hinaus  Verbesserung  vor.  Demgemäss  ist  es  zulässig, 
die  Anschaffungskosten  nur  soweit,  als  sie  den  ursprünglichen  Wert  der  An- 
Lige  herstellen,  auf  Geschäftsunkosten-  und  damit  auf  Verlusir,  d.  h.  Erfolgs- 
koiito  zu  buchen,  im  übrigen  aber  dem  Anlage-,  also  dem  Vermögensbestand- 
konto anzulasten^). 


Dm«  TerbfiltMis  tom  Abttehreibnnc  sn  Belncewlnii  in 
steaerreehtlieher  Hlnftielit. 

§  139. 

I.  Bei  der  Frage,  in  welchem  Verhältnis  die  Abschreibungen  zu  Rein- 
gewinn, ErsatzanschafTungs-  und  Reparaturkosten  steuerrechtlich  stehen,  ergeben 
sich  zum  Teil  andere  Gesichtspunkte,  als  bisher.  Der  Grund  liegt  nahe. 
Handelt  es  sich  hier  doch  um  eine  ganz  andere  Grundfrage,  nicht  darum, 
was  ist  an  verteilbarem,  sondern  darum,  was  ist  an  steuerbarem  Reingewinn 
vorhanden,  und  beides  bestimmt  sich  nach  anderen  Momenten.  In  dem  einen 
Falle  sind  es  in  erster  Linie  buchführungstechnische,  in  dem  anderen  wirt- 
schaftliche. Buchführungs-  d.  h.  insbesondere  bilanzmässiger  und  steuerrecht- 
licher Reingewinn  sind  nicht  dasselbe.  Dort  ist  Reingewinn  der  Zuwachs  an 
Kein  vermögen  gegen  früher,  hier  ist  Reingewinn  der  Reineintrag  oder  das  Rein- 
einkommen. 

U.  Bilanzrechtlich  mindern  alle  Abschreibungen,  die  notwendigen,  wie  die 
freiwiUigen,  die  ordentlichen  notwendigen,  wie  die  ausserordentlichen  notwendigen, 
den  verteilbaren  Reingewinn.  Den  steuerbaren  Beinertrag  verringern  lediglich 
die  fiotwendigen  Abschreibungen  und  auch  van  ihnen,  was  das  ^n/o^ekapital 
angeht,  bloss  ein  Teil,  die  ordentlicfien  Abschreibungen  %  diese  aber  mit  ge- 
ringen Ausnahmen  im  positiven  Recht  alle. 

A.  1.  Hinsichtlich  der  hiermit  auBgeschlossenen  freiwiUigen  Abschreibungeji 
bedarf  dies  keines  längeren  Beweises*).  Ihre  Ertrags-  und  Einkommenssteuer- 
pflicht folgt  direkt  aus  ihrer  Natur  als  Gewinnreservierung.  Denn  erfolgen 
freiwillige  Abschreibungen  aus  Erträgnissen,  nicht  aus  anderen  Reserven,  so 
lieget  hierin  eine  Verwendung  von  Mitteln,  die  unmittelbarer  Erfolg  der  Betriebs- 
tätigkeit sind  und  der  Unternehmung  zur  Bestreitung    ihrer   laufenden  Bedürf- 


>)  Ebenso  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1. 

»)  Vgl.  Beiseh  II  320. 

')  Übereinstimmend  Beisch  I  804,  309,  326.  Das  heisst  aber  nicht,  dass  dies 
die  verlngBOdässigen  Abschreibungen  wegen  Wertmindcning  sind,  wenn  das  Statut 
darüber  Bestümnungen  aufstellt  Geht  die  Jahresentwertung  weiter,  so  ist  auch  die 
weitere  Abschreibang  steuerfrei  (bayer.  Oberb.  II  69). 

*)  Bayr.  Oberb.  II  39;  Entsch.  in  Steuers.  IV  174 ff.,  VII  139ff.,  X  306  und 
295 :  Abechreibungen  sind  steuerpflichtig,  soweit  durch  sie  entweder  die  Buchwerte  der 
betreffenden  Aktien  unter  den  zeitigen  Wert  herabgesetzt  werden  oder  —  was  dasselbe 
ist  —  die  Abschreibungen  über  das  Mass  der  (in  dem  Betriebsjahre)  eingetretenen 
Wertmlnderang  hinauszugehen. 
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nisse  zur  Verfügung  stehen,  also    sowohl    den   Reinertrags-,  wie   den    Reinein- 
kommensbegriff erfüllen^). 

2.  Da»  positive  Recht  bestätigt  dies  auch. 

a)  Was  das  preussische  Recht  angeht*),  so  folgt  zunächst  aus  Einkommen- 
steuergesetz §  16,  wonach  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  der  A.en  auch  „die 
zur  Bildung  von  Rej*ervefonds  verwendeten  Beträge"  des  bilanzmässigen 
Überschusses  rechnen,  dass  aus  dem  bilanzmässigen  Reingewinn  in  Form  selb- 
ständiger Konten  (Abschreibungsfonds,  Erneuerungsfonds)  geschehende  frei- 
willige Abschreibungen  der  Steuerpflicht  unterliegen.  Dasselbe  ergibt  für  freiwillige 
Abschreibungen,  welche  vor  Bilanzabschluss  sei  es  in  Fonn  des  Abzugs  auf  der 
Aktivseite,  sei  es  in  Form  der  Bildung  von  Abschreibungsfonds,  geschehen,  §  9 
desselben  G.  Indem  dort  als  zu  den  abrechnungsfähigen  Posten  gehörig  lediglich 
„die  (regelmässigen)  jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden, 
Maschinen,  Betriebsgerätschaften"  genannt  werden'),  ist  ausgesprochen,  dast» 
Absetzungen  zum  Zwecke  der  Res«ervefondsbildung  der  Besteuerung  unterstehen. 

b)  Ebenso  lässt  sich  aus  dem  österreichisclien  Personalsteuergesetz  ein 
direkter  und  indirekter  Beweis  fähren. 

a)  §  93  Abs.  2  erklärt,  dass  steuerpflichtigen  Reinertrag  die  bilanz- 
mässigen Überschüsse  auch  dann  bilden,  wenn  sie  in  Reservefonde  hinterlegt 
werden.  §  94  bestimmt,  dass  den  bilanzmässigen  Überschüssen  hinzurechnen 
seien  jene  darin  nicht  inbegriffenen  Betriebserfolgsbeträge,  welche  zur  Hinter- 
legimg in  Reservefonde  verwendet  wüixlen.  Durch  jene  Vorschrift  wenlen  die 
ntis  dem  bilanzmässigen  Reingewinn,  durch  den  zweiten  Rechtssatz  die  7Y>r 
Feststellung  des  bilanzmässigen  Reingewinns  aus  Reinertragsbestandteilen  ge- 
bildeten freiwilligen  Abschreibungsfonds  gedeckt. 

ß)  Indirekt  folgt  das  nämliche  aus  §  95  f.  Abs.  1.  Indem  dort  als  ab- 
zugsfähig erklärt  werden  „die  Abschreibungen^  welche  der  Abnutzung  oder 
Entwertung  des  Inventars  oder  Beüiebsmaterials,  sowie  den  im  Gesohäftsl)etriebe 
eingetretenen  Verlusten  entsprechen",  ist  ausgesprochen,  dass  Abschreibungen, 
welche  nicht  wegen  Entwertung  etc.  erfolgen,  nicht  abrechenbar  sind*)*). 


*)  Siehe  oben  §  111  VI  C  1  u.  2.  —  Über  die  Behandlung  der  Frage  im  preuss. 
Abgeordnctenhausc  am  1.  März  1902  s.  Holdheim  XI  91  ff. 

*)  Siehe  dazu  unten  §  157  IV. 

»)  Hierzu  §  129  V  B  2  a.  Dass  Eink.St.G.  §  H  Abs.  1  Satz  3  nicht  zum  Be- 
weis herangezogen  werden  kann,  darüber  siehe  oben  §  112  VI  D  2  c  u.  d. 

*)  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  524  u.  512  (Budwinski  Nr.  13Ü15,  13  864,  142:^% 
14962,  95,  98,  121,  263,  294):  „Dotationen  der  aUgemeinm  —  zur  Deckung  von  Ab- 
gängen und  Verlusten  überhaupt  (Gegensatz:  [„bestimmt  bezeichneter  Art;"  PerB.8t.G. 
^  95f)  bestimmten,  aus  dem  Beinertrage  ohne  jede  Beziehung  zu  dem  Ergebnisse  der 
GeschäftBverhältnisse  gebildeten  —  Reservefonde  („Fonds  fiir  mögliche,  eventuelle  Ver- 
luste''), sowie  die  Zinsen  solcher  Fondo  können  aus  der  Bestcuerungsgrundlage  nidit 
ausgeschieden  werden." 

^)  Das  Per8.St.G.  erklärt  ausdrücklich,  dass  nicht  bloss  die  in  der  buchhalU' 
fischen  Form  von  Abzug8j)08ten ,  sondern  auch  die  in  Form  von  selbständigen  Fonds 
erfolgenden  notwendigen  Abschreibungen  abzugsfähig  sind.  Die  diesbezügliche  Bestim- 
mung ist  überflussig.  Zudem  hat  ihre  aus  einer  nicht  sicheren  Beherrschung  der  buch- 
technischen Fragen  zu  erklärende  Formulierung  zu  Irrungen  Anlass  gegeben.  Die  Be- 
stimmung lautet:  Dagegen  sind  in  die  l^steuerungsgrundlage  .  . .  niäit  einzubezichea, 
beziehungsweise,  falls  sie  nicht  ohnedies  schon  bei  der  Ber^nung  der  bilanzmässigen 
Überschüsse  als  Abzugsposten  in  Betracht  gekommen  sind,  von  den  bilanzmäseieen 
Überschüssen  in  Abzug  zu  bringen  .  .  .  „die  Abschreibungen,  welche  .  . .  den  im  Ge- 
schäftsbetriebe eingetretenen  Substanz-,  Kurs-  oder  anderen  Verlusten  entsprechen, 
femer  jene  Teile  des  Erträgnisses,  welche  aus  dem  gleichen  Anlasse  in  besondere  Fände 
(Abschreibungs-,  Amortisations-,  Verlustreservefonde  u.  dergl.)  hinterlegt  werden.''  Ob- 
wohl hervorgehoben  ist,  dass  diese  Fonds  an  sich  schon  bei  der  Berechnung  des  bilanz- 
mässigen Überschusses  als  Abzugsposten  in  Betracht  kommen,  was  doch  für  aas  dem 
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c)  Für  das  bayerische  Recht  ist  massgebend,  dass  im  Gewerbesteiiergesetz 
vom  9.  Juni  1899  Art.  10  einerseits  (Ziff.  3)  für  nicht  abzugsfähig  erklärt 
werden  Verwendungen  (von  bilanzniässigen  Erträgnissen)  zu  Kapitalsanlagen, 
andererseits  unter  den  Bestandteilen  der  Betriebsausgaben  besonders  nur  aufge- 
zahlt wird  (Ziff.  21)  „ein  angemessener  Betrag  für  die  Abnütxung  der  dem 
Grewerbebetrieb  dienenden  Gebäude  oder  Gebäudeteile,  Maschinen  und  Gegen- 
stände des  Betriebsinventars."  Verwendungen  zu  Kapitalsanlagen  heisst  Ver- 
wendung zu  ertragbringender  Vennögensschaffung.  Kapital  steht  als  Gegensatz 
zu  £rtrag  oder  Einkommen  im  Sinne  von  Vermögen.  Gemeint  ist  Verwand- 
lung von  Ertrag  in  rentierendes  Vermögen*). 

B)  Dass  die  au8serordentlic?i&n  AbscJireibungen  wegen  Wertminderungen 
am  Anlagekapital  nicht  abzugsfähig,  also  steuerpflichtig  sind,  ergibt  sich  aus 
Kachstehendem. 

1.  Als  Grund,  weshalb  notwendige  Abschreibungen  vorgenommen  werden 
dürfen,  gaben  wir  früher^)  an,  dass  Teile  des  Anlagevermögens  in  die  Boh- 
ertragsbestandteile  übergehen,  welche  mittels  Gebrauchs  oder  Verbrauchs  des 
Anlagevermögens  hergestellt  sind.  Es  ist  daher  selbstverständlich,  dass,  soll 
der  BeineTtmg  festgestellt  werden,  diese  Vermögensteile  aus  dem  Rohertrage 
ausgesondert  werden  müssen.  Daher  ihr  Abzug.  Allein  ein  solcher  Übergang 
findet  nur  hinsichtlich  derjenigen  Vermögensentwertungen  statte  welche  die  un- 
mittelbare Folge  der  Verwendung  der  Ertragsquelle  zur  Ertragserzielung,  in 
unserem  Falle  also  der  Betriebstätigkeit  sind.  Hieraus  erhellt  sowohl,  dass  die 
Vermögenswertminderungen  ursächlich  mit  dem  Betriebe  zusammenhängen  müssen, 
wie  auch,  dass  sie  ihrem  Betrage  nach  in  einer  gewissen  Relation  zu  der  Höhe 

Reinertrag  erst  zu  bildende  Beeervefonds  nicht  der  Fall  ist,  obwohl  ferner  darauf  hin- 
gewiesen ist,  dass  es  sich  nur  um  Fonds  handelt,  die  in  eingetretenen  Veriusten  ihren 
Grund  haben  und  dies  ausdrücklich  noch  durch  die  Zusatzbestimmung  sichergestellt 
wird,  dass  solche  aus  Anlass  eingetretener  Verluste  gebildete  besondere  Fonde  nur  dann 
abrechenbar  sind,  wenn  sie  „zur  Deckung  von  Abgängen  oder  Verlusten  bestimmt  be- 
zeichneter Art  gewidmet  sind  und  Verluste  und  Abgänge  dieser  Art  entweder  bereits 
eingetreten  sind  oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu  ge- 
wärtigen sind  (s.  hierzu  unten  §  143  VI  B  3  c),  hat  doch  der  Umstand,  dass  diese 
Fonde  als  „Teile  des  Erträgnisses'*  und  als  „Reservefoude"  und  als  Fonde  zur  Deckung 
auch  von  Verlusten  und  Abgängen  bezeichnet  werden,  die  „erst  als  voraussichtliches 
Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu  gewärtigen  sind,"  dazu  geführt,  unter  diesen  „be- 
sonderen Veriustreservefonden"  auch  echte  der  Deckung  möglicher  Verluste  (vgl.  §21 
IV  A  2)  bestimmter  Art  zueignete  Reservefonds,  also  sog.  Speziaireservefonds  zu  be- 
greifen (vgl.  hierüber  Beieck  II  72  u.  76).  Es  ergibt  sich  hieraus  die  Folge,  dass  Ge- 
winnüberweisungen an  allgemeine  echte  Reservefonds  steuerpflichtig,  dieselben  Über- 
weisungen an  Spezialverlustreserven  steuerfrei  wären.  Allein  diese  gewiss  nicht  dem 
Willen  des  Gresetzgebers  entsprechende  Konsequenz  vermag  die  Richtigkeit  jener  Meinung 
nicht  zu  beseitigen.  Was  sie  beseitigt,  ist  der  Zusammenhang.  Aus  ihm  geht  hervor, 
dass  unter  den  als  besondere  Fonde  hinterlegten  „Teilen  des  Erträgnisses"  Teile  des 
Rohertragnisses  zu  verstehen  sind.  Unter  aus  Anlass  eingetretener  oder  wenigstens  voraus- 
sichtlich zu  gewärtigender  Verluste  hinterlegten  besonderen  Fonds  sind,  wenn  sie  der 
Gesetzgeber  obendrein  u.  a.  auch  Abschreibungsfonde  nennt,  die  ziffernmässigen  Kon- 
statierungen  der  hiedurch  verursachten  Wertabgänge,  also  nur  echte  Abschreibungen 
zu  verstden.  Insbesondere  liegt  Wertminderung  nicht  bloss  bei  eingetretenem,  sondern 
schon  bei  wahrscheinlichem  Verlust,  bei  „zweifelhaftem"  (H.G.B.  §  40)  Wertbestand 
vor.  Es  kommt  hinzu,  dass  der  Gesetzgeber  wohl  bei  Abschreibungs-,  aber  nicht  bei 
Reservekonten  von  der  Annahme  ausgehen  kann,  dass  „sie  ohnedies  schon  bei  der  Be- 
i«chnung  der  bilanzmässigen  Übei-schüsse  als  Abzugsposten  in  Betracht  gekommen 
sind"  Denn  nur  für  erstere  ist  Abzug  bei  Feststellung  des  Gewinnsaldqs  die  Regel; 
Keserven  werden  gewöhnlich  erst  nach  Feststellung  des  bilanzmässigen  Überschusses 
ans  ihm  gebildet.    Zustimmend  Beiech  II  72  ff.  und  Bugno  Nr.  524. 

')  S.  auch  §  157  IV  B  und  V  B  und  VI  B. 

«)  S.  oben  §  129  V  B  1. 
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des  Reinertrags  zu  stehen  haben.  Demgemäss  ist  vor  allem  zu  fordern^  dass 
die  betreffenden  Wertabgange  mit  dem  Betrieb  gerade  des  Jahres  in  kausaler 
Verbindung  sich  befinden,  für  welches  der  Reinertrag  festgestellt  wird.  Aus 
diesem  Grunde  ist  daher  z.  B.  nicht  abzugsfähig  als  Betriebsaufwendung  die 
Abschreibung,  welche  die  Folge  einer  Vernichtung  der  Anlage  durch  Brand 
oder  andere  Unglücksfälle  ist^).  Und  zwar  mit  dem  Betriebe,  aber  nicht  mit 
dem  Betriebe  gerade  des  Jahres,  dessen  Reinertrag  zu  ermitteln  ist,  hängen  zu- 
sammen  die  Abschreibungen,  welche,  sei  es  infolge  eines  Wechsels  der  Ver- 
waltungsoi^ane,  sei  es  infolge  einer  Sanierung,  stattfinden,  um  früher  unter- 
lassene oder  in  ungenügender  Höhe  geschehene  Wertabsetzung  zu  verbessernd)^). 
Das  alles  sind  aber  Fälle,  welche  wir  früher^)  als  ausserordentliche  Abschreibungen 
bezeichneten.  Und  so  gelangen  wir  zu  dem  Schlüsse:  Steuerrechtlich  nicht  ab- 
rechenbar sind  die  durch  den  Betrieb  verursachten  Abschreibungen  w^en 
Wertabgang,  wenn  sie  unter  den  Begriff  der  sog.  ausserordentlichen  Ab- 
schreibungen fallen,  und  das  liegt  auch  vor,  wenn  sie  nicht  durch  den  hmfenden 
Betrieb,  sondern  durch  aussergewöhnliche  Vorgänge  im  Betriebe  veranlasst  sind. 

2.  Mit  diesem  aus  dem  Wesen  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse 
abgeleiteten  Ergebnis  stimmen  auch  die  Vorschriften  des  positiven  Rechte 
überein. 

a)  Nicht  darf,  was  das  preussische  Recht  anlangt,  hierfür  §  14  Abs.  1 
Satz  3  des  Einkommensteuergesetzes  herangezogen  werden.  Er  handelt,  wie 
wir  nachwiesen'^),  lediglich  von  Abschreibungen  auf  solche  Wertminderungen, 
welche  im  Betrieb  nicht  ihre  unmittelbare  Veranlassung  haben  •).  Aber  beweis- 
kräftig ist  §  9  Abs.  1  Ziff.  5  im  Zusammenhalt  mit  §  9  Abs.  3.  Nach  §  9 
Abs.  1  Ziff.  5  „sind  von  dem  Einkommen  in  Abzug  zu  bringen  ...  5.  die 
regelmässigen  jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden  .  .  .  u.  s.  w.*' 
Zwar  heisst  es  nicht  ausdrücklich:  ^nur  die  regelmässigen  .  .  .  Absetzungen." 
Aber  dass  dies  doch  der  Sinn  jener  Worte  ist,  beweist  §  9  Abs.  2  wenn  es 
hier  heisst:  „Nicht  abzugsfähig  sind  dagegen  insbesondere:  1.  Verwendungen  .. . 
zu  .  .  .  Kapitalsabtragungen,  welche  nicht  lediglich  als  durch  eine  gute  Wirt- 
schaft gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen  xu  deckende  Ausgaben  anzu- 
sehen sind'^  Denn  aus  den  Betriebseinnahmen  gedeckt  werden  müssen  von  den 
Ausgaben  für  das  Anlagevermögen  nur  die  im  laufenden  regelmässigen  Betrieb 
unmittelbar  auf  Erwerb,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens  verwendeten 
Ausgaben.  Ausserordentliche  Abschreibungen  auf  das  Anlagevermögen  aber 
sind  unmittelbar  auf  das  Kapital,  d.  h.  die  Quelle  des  Einkommens  verwendete 
Ausgaben.  Jedoch  selbst,  wenn  die  Steuerpflicht  der  durch  den  Betrieb  ver- 
ursachten unregehnässigen  Absetzungen  auf  Anlagewerte  nicht  auf  diese  Weise 
aus  §  9  Abs.  2  folgte,  würde  es  sich  hieraus  jedensfalls  dadurch  ergeben,  dass 
§  9  Abs.  2  nicht  bestimmt,    dass   nur   die   daselbst  angeführten  Posten  nicht 


M  Fuisting,  Steuerlehre  139,  180;  Reisch  I  288. 

*)  AbBchreibiingen,  welche  Versäumnisse  früherer  Jahre  nachholen,  können  vom 
Ertrag  des  laufenden  Jahres  Dur  so  weit  abgezogen  werden,  als  sie  ihn  bei  regelmässtiger 
Abscfaj^ibong  treffen  würden,  also  nur  so  weit,  als  sie  für  dieses  Jahr  ordenUiche  Ab- 
schreibungen sind. 

')  Vgl.  auch  Beiseh  I  304 :  ,,  Wenn  ...  ein  Betriebsgegenstand  zu  teuer  über- 
nommen wurde,  und  deswegen  nunmehr  an  seinem  Wertbetrage  Abschreibungen  vor- 
genommen werden,  so  ist  es  offenbar,,  dass  es  sich  hier  nicht  um  eine  durch  den  Bt- 
trieb  verursachte  Auslage,  überhaupt  nicht  um  eine  EinkommensgehtLmng,  sondern 
lediglich  um  ein  Einbekenntnis  eines  eingetretenen  Vermögensver\ust&i  handelt,  welches 
bei  der  Einkommensermittlung  ausser  Betracht  bleiben  muss.** 

*)  §  137  II  C  1. 

•)  §  112  VI  D  2  d  ß. 

•)  Siehe  auch  Beisch  I  305  mit  291. 
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abzugsfahig  seien,  sondern  §  9  Abs.  2  lautet:  „Nicht  abzugsfahig  sind  dagegen 
hisbesonders  ,  .  .".  Also  sind  auch  noch  andere  Ausgaben,  als  die,  welche 
§  9  Abs.  2  ausdrücklich  nennt^  nicht  vom  Einkommen  als  solchem  abzugs- 
fkhig,  dcmgemass  auch  solche,  deren  Nichteinrechenbarkeit  lediglich  aus  ihrer 
begrifflichen  Nichtzugehörigkeit  zum  Reineinkommensbegriff  resultiert^). 

b)  Das  c«terreißÄMcÄ€  Personalsteuergesetz  §  95  f.  Abs.  1  sagt  zwar  schlecht- 
hin :  „Die  Abschreibungen^'  .  .  .  sind  in  die  Besteuerungsgrundlage  nicht  ein- 
zubeziehen,  aber  dass  hiermit  nur  die  ordentlichen  Abschreibungen  bezeichnet 
T^in  wollen,  erhellt  aus  §  95 f.  Abs.  2.  Hier  ist  bestimmt:  „Die  Angemessen- 
?teü  der  Höhe  der  vorgenommenen  Abschreibungen,  bezw.  Hinterlegungen  (in  Ab- 
schreibungsfonds) ist  von  der  Steuerbehörde,  falls  sie  dagegen  Bedenken  hat, 
durch  Sachverständige  festzustellen.''  Angemessen  ist  es  aber  nicht,  wenn  dem 
Rohertrag  eines  Geschäftsjahres  Wertabgange  angelastet  werden  wollen,  deren 
Entstehung  nicht  auf  die  Betriebstätigkeit  dieses  Greschäftsjahres  zurückführt^). 

c)  In  gleicher  Weise  sind  die  Bestimmungen  des  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  2  i  u.  h 
des  bayerischen  Gewerbsteuergesetzes  zu  interpretieren,  wonach  in  Abzug  gebracht 
werden  dürfen  „insbesonders  .  .  .  i)  „ein  angemessener  Betrag  für  die  Ab- 
nutzung der  dem  Gewerbebetriebe  dienenden  Gebäude  oder  Gebäudeteile, 
Maschinen  und  Gegenstande  des  Betriebsinventars";  h)  „der  Betrag  der  un- 
einbringlichen und  eine  angemessene^)  Quote  für  zweifelhafte  Geschäftsaus- 
stände". 

C  Alle  ordentlichen  Abschreibungen  am  ^n^ekapital  sind  grundsätzlich 
nicht  «^euerpflichtig^  aber  aus  verschiedenem  Grund,  die  einen,  weil  sie  die 
Natur  von  Betriebsausgaben  besitzen*),  die  anderen,  weil  sie  nur  das  Vermögen, 
nicht  auch  den  Ertrag  berühren,  Stammvennögensänderungen  sind. 

1.  a)  Vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus*)  berühren  nicht  alle  Wert- 
minderungen (notwendigen  Abschreibungen)  am  ^?t/a^ekapital  den  Ertrag,  sondern 
nur  diejenigen,  welche  die  Folge  natürlicher  Einflüsse*)  oder  bestimmungsgemässen 
Ge-  oder  Verbrauches'')  sind,  also  nicht  die,  deren  Veranlassung  nicht  im 
laufenden  Betrieioe,  sondern  in  Änderungen  der  Technik,  Verbesserung  der 
Betriebsmethoden,  Änderung  der  Absatzverhältnissc  (Modewechsel)  liegen.  Nur 
erstere  sind  Betriebsausgaben  im  weiteren  Sinn;  letztere  betreffen  nicht  unmittel- 
bar den  Ertrag,  sondern  unmittelbar  lediglich  das  Vermögen^).  Sie  mindern 
nicht  den  Ertrag,  sondern  das  Stammvermögen.     Sie  sind  KapitctUiusgsihen. 


')  ^ehe  auch  Entach.  in  Steuers.  X  415. 

*)  Mit  Recht  bemerkt  Maate  im  Verwaltunesarchiv  Bd.  10  S.  71 :  Von  den 
J'aArMeinkünften  können  logisch  und  wirtechaftlioi  nur  Jo^re^ausgaben  abgezogen 
werden,  d.  h.  Ausgaben,  die  bestimmt,  das  Einkommen  eines  Jahres  zu  erwerben. 
Hinsichtlich  der  J^r^ona/einkommeosteucr  heisst  es  im  Öster.  Pers.StG.  §  100  Z.  1 
ausdrücklich,  dass  „in  Abzug  zu  bringen  sind  ...  die  Abschreibungen,  welche  einer 
angewussenen  Berücksichtigung  der  entstandenen  Wertminderung  .  .  .  entsprechen. << 

*)  Bayr.  Oberb.  II  39  und  69  (auch  Holdheim  XI  138):  „Auch  ein  ausser  der 
f^tatutenmässigen  Amortisation  (auf  Maschinen)  zu  Amortisationszwecken  verwendeter 
Mehraufwand  kann  nach  Lage  der  Sache  als  abzugsfähig  erachtet  werden'^;  will  sagen: 
kann  wirtschaftlich  noch  oracntliche  Abschreibung  sein.  Siehe  dazu  unten  §  173  I 
CJ  2  c. 

'«)  Seisch  I  291. 

•)  Siehe  näher  oben  §  112  D.  2. 

*)  Z.  B.  Pflasterungsanlagen  zum  Teil  Gebäude. 

'')  Maschinen,  Werkzeuge,  Fuhrwerk,  Pferde. 

•)  EntBch.  in  Steuers.  II  243,  V  277,  VI  172.  331;  VIII  422;  MwUg  S.  107; 
F'uisiing^  Steuerlehre  J43,  148,  176;  derselbe  Einkommensbesteuerung  der  Zukunft 
S.  42.  Z.  B.  infolge  Änderung  des  Gewerbebetriebs  wird  ein  Gebäude  un verwendbar 
niid  sinkt  dadurch  im  Wert  Dies  ist  Kapitals  Verlust,  Stammvermögensminderung 
(vgl.  Entsch.  in  Steuer.  I  389;  Fuisting-Strutz  zu  §  9  Anm.  25). 

Behm,  Die  BiUnten  der  Aktlengesellschaflen.  33 
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b)  Das  Aiilagevermögen  unterscheidet  sich  in  dieser  Hinsicht  durchaus 
vom  Betriebskapital.  Jede  Wertminderung  an  Veräusserungsgegenständen  (Roh- 
material, Halbfabrikat,  Waren)  stellt  sich  auch  als  Ertragsminderuiig  dar,  weil 
die  Bestandteile  des  umlaufenden  Kapitals  gemäss  ihrer  Bestimmung  zur  Yer- 
äusserung  stetem  Wechsel  unterliegen  und  dadurch  mit  dem  Betrieb  und  seinen 
Ergebnissen  unausscheidbar  verknüpft  sind^). 

2.  Aus  diesem  Unterschied  innerhalb  des  Anlagevennögens  folgt  keines- 
wegs, dass  lediglich  diejenigen  Wertminderungen  des  Anlagevennögens  Steuer- 
freiheit besitzen,  deren  Ursache  natürliche  Einflüsse,  bezw.  Abnutzung  im  Be- 
triebe sind,  die  übrigen  Wertminderungen  daran  steuerpflichtig  seien,  sondern 
der  hiemach  zulässige  Schluss  geht  lediglich  dahin:  die  ersleren  Ab- 
schreibungen sind  in  das  steuerpflichtige  Einkommen  nicht  einzurechnen,  weil 
sie  Betriebsausgaben,  die  anderen,  weil  sie  Stammvennogensminderung  darstellen. 
Die  einen  mindern  den  Rohertrag,  die  anderen  das  Vermögen.  Die  einen  bleiben 
steuerfrei,  weil  sie  Betriebs-,  die  anderen,  weil  sie  Kapitalsausgaben  sind.  Nur 
die  einen  sind  abzugsfähig  vom  Ertrag;  beide  aber  werden  abgezogen  vom 
bilanzrechtlichen  Rohgewinn.  Die  einen  sind  gegenüber  dem  bilanzrechtliehen 
Rohg^vf'mn  abzugsfähige  Geschäftsunkosten,  die  anderen  abzugsfähige  Gnindstock- 
vermögensminderungen. 

3.  Mehr  sagt  auch  nicht  das  positive  Recht 

a)  Bayerisches  Gewerbesteuergesetz  Art.  10  Abs.  2  Zifl^.  21  lautet:  „In 
Abzug  (vom  Ertrage)  dürfen  gebracht  werden  die  Betriebsaasgabeny  zu  welchen 
insbesondere  zu  rechnen  sind  .  .  .  i)  ein  angemessener  Betrag  für  die  Ab- 
nützung der  dem  Gewerbebetriebe  dienendeu  Grebäude  oder  Gebäudeteile, 
Maschinen  und  Gegenstände  des  Betriebsinventars^*.  Unzutreffend  wäre  die 
Schlussfolgerung:  „In  Abzug  dürfen  nicht  gebracht  werden  und  sind  daher 
steuerpflichtig  die  Abschreibungen  an  Maschinen  wegen  Veraltung'^  Richtig 
ist  lediglich  der  Schluss:  In  Abzug  dürfen  solche  Abschreibungen  nicht  als 
Betriebsausgaben  gebracht  werden.  Art.  10  Abs.  2  Ziff*.  2  handelt  nur  von  Betriebs- 
ausgaben. Daraus,  dass  jene  anderen  Wertminderungen  hier  nicht  genannt 
sind^  folgt  also  keineswegs,  dass  sie  steuerpflichtig  sind,  denn  das  hätte  zur 
Voraussetzung,  dass  sie  zum  Ertrag  rechnen.  Den  berühren  sie  aber  gar  nicht; 
sie  mindern  das  Stammvermögen,  aber  nicht  den  Ertrag;  sie  sind  nicht  Geurinn- 
reservierung^).  Also  kommt  für  sie  die  Frage  des  Abzugs  vom  Ertrag  gar 
nicht  in  Betracht,  sie  sind  Abzug  vom  Stammvermögen. 

b)  Nicht  anders  ist  auszulegen  die  schon  wiederholt  angeführte  Ziff*.  r> 
vom  preussischen  Einkommensteuei^esetz  §  9 1 :  „Von  dem  Einkommen  sind  in 
Abzug  zu  bringen  die  regelmässigen  jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung 
von  Gebäuden,  Maschinen,  Betriobsgerätschaften  u.  s.  w."  Die  Nichteinrechnung 
der  durch  den  laufenden  Betrieb  verursachten  Wertminderungen  des  Anlage- 
vermögens in  das  steuerpflichtige  Einkommen  folgt  aus  Einkommensteuergesetz 
§  9,  die  Nichteinrechnung  aller  anderen  Entwertungen  des  Anlagekapitals  au? 
§  8,  wonach  „Venninderungen  des  Stammvermögens"  bei  Berechnung  des  steuer- 
pflichtigen Einkommens  „nur  insofern  in  Betracht  kommen,  als  die  Ertrage  d&i 
Stammvennögena  dadurch  vermindert  werden".  Ertrag  ist  aber  etwas  andere? 
als  bilanzmässiger  Reingewinn,  als  Reinvermögeusmehrung.  Dazu  kommt: 
§  8  steht    vor  §  9.     §  8  handelt  von    dem,    was    nicht    zu    den    Einkünften, 


*)  Sie  rechnen  zu  den  „im  Geschäftsbetriebe  eingetretenen  Substamvedaateii'U 
von  welchen  österr.  Perfl.St.G.  §  95f.  spricht.  Siehe  auch  S.  513  Anm.  5  u.  Pitisttna 
Steuerlehre  173  und  177;  ferner  Ret  seh  I  291. 

«)  Vgl.  unten  §  168  I  B  4  b. 
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(l.  h.  zum  RoheinkoniDien  gehört,  und  erst  §  9  von  dem,  was  vom  Roh- 
einkommen  abgezogen  werden  darf.  Also  folgt  daraus,  dass  gewisse  Ab- 
;«chreibungen  nicht  nach  §  9  Abzugsfähigkeit  besitzen,  keineswegs,  dass  sie 
nicht  nach  §  8  uneinreehenbar  sein  können.  Sie  sind  nicht  einrechenbar  in 
das  steuerpflichtige  Einkommen,  weil  sie  das  Roheinkommen  überhaupt  nicht 
berühren,  die  anderen,  weil  sie  das  Roheinkommen  mindern. 

4.  Das  österreichische  Recht  unterscheidet  sich  vom  preussisch-bayrischen 
nur  insofern,  als  es,  den  Unterschied  zwischen  wirtechaftlichem  Ertrags-  und  bilanz- 
rpchtiichem  Gewinnbegrif!*  nicht  auseinanderhaltend,  die  Abschreibungen,  welche 
in  das  steuerpflichtige  Einkommen  nicht  eingerechnet  wenlen  dürfen,  weil  sie 
nur  den  Vermögensstamm  betreffen,  mit  denjenigen  Abschreibungen  in  einem 
Rechtssatze  verbindet,  welche  Betriebsausgaben  darstellen,  und  so  die  Vor- 
stellung^ erweckt,  als  handle  es  sich  auch  bei  ihnen  um  Betriebsausgaben  im 
echten  Sinne. 

a)  Das  bayerische  und  das  preussische  Recht  verneinen  keineswegs,  dass 
auch  andere  Abschreibungen  vom  y,Ertrag^^  abgezogen  werden  dürfen,  d.  h.  Be- 
triebsausgaben sind.  Besonders  klar  spricht  es  die  bayerische  Gesetzgebung 
durch  den  allgemeinen  Satz  des  Grewerbesteucrgesetzes  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  2 
Eingang  aus:  „In  Abzug  dürfen  gebracht  werden  die  Betriebsausgaben.*'  Die 
im  Anschluss  hieran  ausdrücklich  aufgezahlten  Fälle  dienen,  wie  ihre  Ein- 
führung mit  „insbesondere*'  zeigt»  nur  als  Beispiele  von  Betriebsausgaben.  Über- 
dies unterli^t  keinem  Zweifel,  dass  beide  Gesetzgebungen  die  Abzugsfähigkeit 
aller  Wertminderungen  am  flüssigen  Kapital,  den  Veräusserungsgegenständen, 
zu  den  Betriebsausgaben  rechnen.  Aber  andererseits  steht  ihnen  auch  fest, 
dassy  was  die  Wertminderungen  am  stehenden  Kapital  (Anlagekapital  im 
engeren  Sinne)  angeht,  nur  solche  Wertminderungen  zu  den  Betriebsausgaben 
zählen,  welche  durch  den  laufenden  Betrieb  verursacht  sind.  Sie  erklären 
Wertminderungen  an  den  „dem  Gewerhehelriebe  dienenden  Gebäuden,  Maschinen 
und  Gegenstanden  des  Betriebsinventars",  bczw.  an  „Gebäuden,  Maschinen, 
Betriebsgerätschaften  u.  s.  w.",  also  an  Anlagevennögen  für  vom  Ertrage  abzugs- 
föhig,  aber  lediglich  Wertmindemngen  daran  wegen  „Abnutzung",  und  Ab- 
nutzung bedeutet  an  sich  sogar  nur  Wertminderung  infolge  ^/ebrauchs  im 
Betriebe,  durch  qualitative  Substanzverschlechterung  in  demselben  (Mascliinen, 
Schienen,  Schleifsteine).  Allerdings  ist  es  in  Theorie^)  und  Rechtsprechung^) 
nahezu  unbestrittene  Anschauung,  dass  dtu*über  hinaus  zur  Abnutzung  im 
Sinne  des  G.  auch  die  Substanzverschlechterung  infolge  natürlicher  Einflüsse 
und  die  quantitative  Substanz  Verringerung  und  Aufzehrung  durch  äussere  Ein- 
flüsse oder  bestimmungsmässigen  F(wbrauch  (Holzabstockung,  Bergbau,  Ziegelei- 
^rund)  rechnet.  Aber  auch  dann  bleibt  noch  das  Prinzip:  nur  Wertminderungen 
dos  Anlagekapitals,  welche  durch  den  laufenden  Betrieb,  wie  er  eben  in  Ge- 
brauch und  Verbrauch  der  Bestandteile  des  Anlagevermögens  zum  Betriebe  her- 
vortritt, verursacht  werden,  sind  im  Sinne  des  Gesetzes  BetriebstxaA^hen,  d.  h. 
Abzüge  vom  Ertrag  oder  Einkommen. 

b)  Über  dies  Prinzip  hinaus  gehen  die  Bestimmungen  des  östeir eichischen 
Personalsteuergesetzes.  Wohl  erklärt  Personalsteuergesetz  §  95f  einerseits  nur, 
in    die   Besteuerungsgrundlage    seien    nicht    einzubeziehen    „die  Abschreibungen, 


')  8.  unten  unter  6  a;  ferner  Fuisting  zu  §  9  Anm.  19  C;  derselbe^  Steuer- 
Ichre  §  56  S.  143;  Fuisiing-Struts  %^  Anm.  24.  Dagegen  Frf«c<5cr^  im  Verwaltungs- 
archiv  Bd.  9  S.  22.  Über  den  Abnutzungsbegriff  im  öHterr.  Steuerrecht  s.  unten 
QDter  6  b. 

»)  Entach.  in  Steuers.  V  270  (Plenarentscheidg.  vom  27.  November  1896); 
VI   179,  X  103. 

33* 
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welche  den  im  Geschtdinbetriehe  eingetretenen  (d.  h.  durch  den  Betrieb  verur- 
sachten M)  Substanss-y  Kurs-  oder  anderen  Verlusten  (d.  h.  Wertverringerungen) 
entsprechen**,  aber  daneben  schreibt  diese  Bestimmung  ungetrennt,  in  die  Be- 
steuerungsgrundlage seien  nicht  einzubeziehen  „Abschreibungen,  welcher  der 
Abnützung  oder  Entwertung  des  Inventars  oder  Betriebsmaterials  entsprechen^^ 
Sie  erwähnt  also  nicht  durch  Abnutzung  verursachte  Wertminderungen  neben 
erstereu  so,  als  würden  auch  sie  nicht  Vermögensstamm-,  sondern  Ertragsminde- 
rungen, d.  h.  Betriebsausgaben  sein.  Immerhin  gibt  das  österreichische  Recht 
damit  deutlich  zu  erkennen,  dass  auch  andere  als  durch  den  laufenden  Betrieb 
verursachte  Wertminderungen  nicht  zu  den  in  das  steuerpflichtige  Einkommen 
einrechenbaren  Posten  gehören. 

5.  Nicht  verschwiegen  sei,  dass  die  in  Theorie  und  Praxis  des preussisdien  und 
bayerischen  Rechts  sonst  vertretene  Anschauung*)  dahin  geht,  dass  Abschreibungen 
für  andere  als  durch  Abnutzung  verarsachte  Entwertungen  steuerpflichtig  seien, 
indem  man  daraus,  dass  preussisches  Einkonmiensteuergesetz  §  9 1  bezw.  bayerisches 
Gewerbesteuergesetz  Art.  10  Abs.  2  Zifl*.  2  als  Abzugsposten  nur  Abschreibungen 
wegen  Abnutzung  nennt,  schliesst,  andere  seien  nicht  abzugsfähig,  während  aus 
dem  Zusammenhang  der  betreflenden  Bestimmungen  nur  der  Schluss  erlaubt 
ist:  andere  sind  nicht  als  Betriebsausgaben  abzugsfähig.  Für  Vollkaufleute  wird 
allerdings  im  preussischen  Recht  Abrechenbarkeit  aller  ordentlichen  notwendigen  Ab- 
schreibungen behauptet,  aber  niclit  aus  §  9,  sondern  in  einer  von  uns  zurück- 
gewiesenen*) Auslegung  aus  §  14  Abs.  1  Satz  3. 

6.  Der  Satz,  dass  alle  ordentlichen  notwendigen  .Abschreibungen  am 
Anlagevermögen  in  den  steuerpflichtigen  Ertrag  nicht  einzurechnen  sind,  erleidet 
im  positiven  Recht  zum  Teil  eine  Ausnahme  hinsichtlich  der  Abschreibungen, 
welche  die  Natur  von  Betriebsausgaben  haben,  also  hinsichtlich  derjenigen,  die 
durch  den  laufenden  Betiieb  (natürliche  Einflüsse,  Gebrauch,  Verbrauch)  ver- 
ursacht sind.  Das  positive  Recht  hat  zum  Teil  die  Arten  der  Bestandteile  des 
Anlagevermögens  beschrankt,  bei  welchen  die  durch  Abnutzung  verursachte 
Abschreibung  abzugsfähig,  also  steuerfrei  sein  soll. 

a)  Das  preussische  Einkommensteuergesetz  spricht  in  §  9  i  ^  den  uns  be- 
kannten Satz  aus:  Von  dem  Einkommen  sind  in  Abzug  zu  bringen  „die  regel- 
mässigen jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden,  Maschinen, 
Betriebsgerätschaften  u.  s.  w.".  Wenn  nun  auch  durch  das«„u.  s.  w."  nicht 
bloss  gerechtfertigt  ist,  die  Bestimmung  vom  toten,  der  Abnutzung  unterli^;enden 
Inventar  (den  Betriebsgerätschaften)  auf  das  lebende,  der  Wertminderung  durch 
Gebrauch  unterliegende  Inventar  (Pferde  u.  s.  w.)*)  und  sonstige  der  Wert- 
minderung durch  Benutzung  unterliegende  Gegenstände  (Rieselwiesen,  Moorkul- 
turen u.  s.  w.)  auszudehnen,  sondern  dadurch  es  auch  gestattet  ist^  unter  Ab- 
nutzung nicht  bloss  Entwertung  durch  Gebrauch,  sondern  auch  Entwertung 
durch  Verbrauch  zu  verstehen  und  auf  diese  Weise  der  Bestimmung  des  §  9  1 5 
auch  die  Wertminderung  durch  Entnahnie  von  Erträgnissen  der  Bodensubstanz 


*)  Vgl.  Reisch  II  170  und  die  parallele  Bestimmung  von  Per8.St.G.  §  160: 
„Abschreibungen,  welche  .  .  .  den  durcn  den  Betrieb  verursachten  Verlusten  ent- 
sprechen."   S.  auch  BugnOy  Rechtsprechung  Nr.  513  {Budwinski  Nr.  14961). 

*)  Fuistingj  Steuerlehre  §  55  u.  A.;  Entsch.  in  Steuers.  V270;  FuisHng-Struiz 
§9  Anra.  24);  JOemm,  Die  Gesetze  über  die  dir.  Steuern  in  Bayern  II  (1900)  Art  10 
Anm.  22. 

«)  S.  oben  §  112  VII  D  2  f . 

*)  So  mit  Recht  Fuisting  zu  §  9  Anm.  19  O  c;  Friedberg  im  Verwaltungs- 
archiv  Bd.  9  S.  11;  Peters  im  preuss.  Verwaltungsblatt  Bd.  17  S.  196  u.  A.;  a.  M.  das 
Oberverwaltungsgericht  (a.  die  von  Fuisting  angeführten  Urteile). 
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zu  unterwerfen^)  (Ausbeutung  von  Bergwerken,  Sand-,  Lehm-,  Tongruben, 
Torfstichen  u.  s.  w.)*),  so  erlaubt  doch  der  Umstand,  dass  das  G.  nur  körper- 
liche Gregenstände  nennt  und  nach  gewöhnlichem  Sprachgebrauch  an  unkörper- 
lichen Gegenstanden  keine  Abnutzung  möglich  ist,  nichts  die  Vorschrift  des 
§915  auch  auf  solche*),  somit  auf  Rechte  (Bergwerkskuxe*),  Patente*), 
Privilegien,  Pachtrechte,  Effekten,  Hypotheken  und  andere  Forderungen  •)  und 
andere  unkörperlichc  Werte  (Kundschaft,  Geschäftsgeheimnisse  u.  s.  w.)  An- 
wendung finden  zu  lassen^). 

b)  Auchim österreichischen  Recht  sind  nicht  alle  durch  den  laufenden  Betrieb 
verursachten  Wertminderungen  vom  Anlagevermögen  abrechenbar.  Es  kommt 
dies  daher,  dass  hier  Abnutzung  offensichtlich  nur  in  dem  engeren  Sinne  von 
Substanz  Verschlechterung,  Wertminderung  durch  Grebrauch  steht  Denn  es 
werden  neben  „Abschreibungen",  welche  der  „Abnutzung  des  Inventars  oder 
Betriebsmaterials"  entsprechen,  besonders  genannt  Abschreibungen  wegen  „Ent- 
wertung des  Inventars  oder  Betriebsmaterials"  und  Abschreibungen  wegen  „im 
Geschäftsbetriebe  eingetretener  Substanz-,  Kurs-  oder  anderer  Verluste*^^). 
Substanzverzehning  durch  Verbrauch  fällt  begrifflich  nicht  unter  Abnutzung. 
Nur  wegen  des  „u.  s.  w."  ist  im  preussischen  Einkommensteuergesetz  jene  Ausdehnung 
erlaubt  Hier  im  österreichischen  Recht  wird  neben  Abnutzung  Substanzverlust  und 
Entwertung*)  besonders  genannt  Demgemäss  ist  zu  folgern:  abrechenbar  und 
damit  steuerfrei  sind  nicht  Wertminderungen  durch  Gebrauch  im  Geschäftsbe- 
triebe an  allen  Betriebsgcgenständen,  welche  nicht  zum  Inventar  oder  Betriebs- 
inaterial  zählen,  also  an  Gebäuden  und  sonstigen  baulichen  Anlagen,  wie 
Dratnageanlagen,  Ri^selwiesen,  Moorkulturen.  Es  bleiben  nur  Maschinen  und 
Betriebsgerätschaften  und  lebendes  Inventar. 

c)  Keine  Einschränkung  enthält  das  bayerische  Recht  Die  massgebende 
Bestimmung  ist  Art  10  Abs.  2  Ziffl  2  i  des  Gewerbsteuergesetzes,  welche 
lautet:  In  Abzug  dürfen  gebracht  werden  die  Betriebsausgaben,  zu  welchen 
insbesondere  zu  rechnen  sind  . .  .  i)  ein  angemessener  Betrag  für  die  Abnützung 
der  dem  Gewerbebetriebe  dienenden  Gebäude  oder  Gebäudeteile,  Maschinen  und 
Gegenstände  des  Betriebsinventars. 

Auch  hier  muss  wegen  der  Abgeschlossenheit  der  Gegenstände  —  es 
fehlt  ein  „u.  s.  w."  und  jede  Anlage,  die  nicht  bauliche  Anlage  ist  —  ange- 
nommen werden,  dass  Abnutzung  nur  Wertminderung  (iurch  Gebrauch  bedeutet. 
Aber  es  ist  dies  darum  nicht  von  Erheblichkeit,  weil  diese  Ziffern  nur  einge  von 
vielen  Beispielen  der  Betriebsausgaben  darstellen  („insbesondere").  Alle  Betriebs- 
ausgaben   sind    für   abzugsfähig   erklärt     Betriebsausgaben    steht   im    weiteren 


^)  S.  auch  nnten  §  168  II  B  2  e  /^  Schlussanmerkung. 

*)  Hier  stimmt  das  Oberverwaltungsgericht  zu  (Entsch.  in  Steuers.  V  270  ff.), 
obwohl  Bergwerke,  Gruben  u.  s.  w.  von  Betriebsgerätschaften  doch  weiter  entfernt  sind, 
als  lebendes  Inventar.  Dagegen  nicht  Wilmowski  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  3  S.  61 
und  Friedherg  ebenda  Bd.  9  S.  22. 

»)  Ebenso  Entsch.  in  Steuere.  IV  72 ;  a.  M.  Fuisting  zu  g  9  Anm.  19  C  d  und 
ferner  unten  {$  168  II  B  2  e  ^'  Schlussanmerkung. 

*)  An  Bergwerkskuxen  halt  Fuisting  a.  a.  O.  Abnutzung  für  möglich. 

*)  Übereinstimmend  Fuisting  zu  §  9  Anm.  19  C  e. 

•)  Ebenso  für  Forderungen  Fuisting  a.  a.  O. 

')  Das  hess.  Eink.StG.  vom  12.  August  1898  Art.  19  Ziff.  8  lässt  nur  zu 
„Abschreibungen  für  Abnutzung  der  den  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Be- 
trieben dienenden  Gebäude,  Maschinen  und  Betriebsmittel",  also  nicht  an  Wohn- 
gebäuden, wenn  das  Wohnen  in  diesen  Gebäuden  nicht  unmittelbar  dem  Betriebe  dient 

•)  Per».StG.  §§  95  f.  und  160. 

')  Durch  natürliche  Einflüsse,  Überholungen  u.  s.  w. 
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Sinne    auch   für   Abschreibungen.     Somit   rechnen    dahin   auch    Entwertungen 
durch  Verbrauch  und  natürliche  Einflüs^se  im  laufenden  Betriebe. 

D.  Was  das  flüssige  Kapital,  die  Verausseruiigsgegenstande,  angeht,  so 
sind  alle  Abschreibungen  hieran,  nicht  bloss  die  ordentlichen,  welche  in  natür- 
lichen Einflüssen  oder  in  Folgen  bestinimungsmässigen  Grebrauches  ihren  Grund 
haben,  sondern  auch  die  ordentlichen,  welche  durch  andere  Umstände  (Schwankungen 
im  Preise,  Veralten,  Modewechsel  u.  s.  w.)  verursacht  sind,  und  nicht  bloss  die 
ordentlichen,  sondern  auch  die  ausserordentlichen,  ob  sie  dem  Jahre  angehören 
oder  nicht,  das  steuerpflichtige  Einkommen  mindernde,  also  abzugsfähige  Posten. 
Das  folgt  aus  dem  Wesen  des  Betriebskapitals.  Das  umlaufende  Kapital  ist 
derartig  mit  dem  Betrieb  und  dessen  Ergebnissen  verflochten,  dass  jede  Ver- 
mehrung und  Minderung  desselben  den  Ertrag  berührt^).  Jede  solche  Minde- 
rung stellt  eine  der  Ertragserzielung  dienende  Ausgabe,  eine  Betriebsausgabe, 
einen  Bestandteil  der  Betriebskosten  dar.  Das  gilt  insbesondere  auch  von  den 
Forderungen,  die  doch  höchst  ausnahmsweise  nur  zum  Anlagevermögen  rechnen^). 
Abschreibungen  auf  sie  mindern  den  steuerpflichtigen  Ertrag,  sind  steuerfrei. 
Ausdrücklich  erwähnt  die  Abzugsfähigkeit  der  Abschreibung  auf  Forderungen 
bayer.  Gewerbsteuergesetz  Art.  10  Abs.  2  Ziff*.  2  h^).  Angemessen  bedeutet 
bei  Forderungen,  welche  zum  Betriebskapital  zählen:  nicht  über  die  effektive 
Wertminderung  hinaus.  Dagegen  kann  es  sich  um  eine  ausserordentliche  Ab- 
schreibung handeln. 

E.  Die  Art  der  Verbuchung  der  Abschreibungen  kann  unter  Umständen 
zu  einer  falschen  steuerlichen  Behandlung  derselben  führen. 

1.  Nehmen  wir  an,  an  einer  Maschine  im  Buchwert  von  10000  werden 
1000  abgeschrieben. 

a)  Die  kürzeste  Verbuchung  ist  hier:  Maschinenkonto  gibt  an  Gewinn- 
und  Verlustkonto: 

Maschinenkonto 

Soll  Haben 

An  bisheriges  Bilanzkonto      .     10000  1  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     1000 

I  Per  neues  Bilanzkonto       .     .     90U0 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 

An  Maschinenkonto  ....     1000  | 

b)  Aber  es  kann  auch  anders^  umständlicher  gebucht,  die  Abschreibungs- 
sunime  über  verschiedene  Erfolgshilfskonten  geführt  werden*). 

a)  Zunächst  über  ein  besonderes  Abschreibungskonto: 

Maschinenkonto 

Per  Maschinenabschreibungs- 
konto    lOOU 

Maschinenabschreibungskonto 
An  Maschinenkonto  ....     1000  1  Per  Gewinn- und  Verlustkonto      1000 


')  Vgl.  Futsting,  Steuerlehre  §  70  (S.  173),  §  72  (S.  176 f.);  Maatz,  Verwal- 
tungearchiv  Bd.  10  S.  70;  Droste  ebenda  Bd.  5  S.  558;  Friedberg  Bd.  9  S.  13; 
Entsch.  in  Steuers.  Bd.  V  S.  125. 

*)  S.  oben  §  21  IV  A  2  e. 

*)  S.  oben  in  diesem  Paragraphen  II  B  2  c. 

*)  S.  oben  §  138  II  D. 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Maschinenabschreibungs- 
konto        1000 

ß)  Dann  aber  —  und  dies  ist  es,  was  zu  irrtümlicher  Bemessung  der 
Besteueningsgrundlage  verleiten  kann  —  besteht  die  Möglichkeit,  dass  die  Ah- 
schreibung  über  Beiri^bskosienkonto  verbucht  wird. 

aa)  Im  weiteren  Sinne  rechnen  notwendige  Abschreibungen  zu  den 
Proiluktions-  bezw.  Betriebskosten^).  Stellen  sich  die  Betriebsausgaben  im 
enteren  Sinne  als  „positive  Aufwendungen"  für  die  Ertragserzielung  dar,  so  die 
Abschreibungen  als  „negative"*).  Beides  aber  sind  durch  den  Betrieb  veran- 
lasste Wertverzehrungen  und  insofern  Betriebskosten.  In  diesem  Sinne  spricht 
osterreichisehes  Personalsteuergesetz  §  160  Ziff.  1  davon,  dass  bei  Ermittlung  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  als  „Ausgaben"  in  Abzug  zu  bringen  sind  „die 
gesamten  zur  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens  verwendeten 
Auslagen,  insbesondere  die  Verwaltungs-,  Betriebsauslagen  und  Erhaltungskosten 
einschliesslich  der  Abschreibungen,  welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung 
der  entstandenen  Wertminderung  des  Inventars  oder  Betriebsmaterials,  sowie 
der  durch  den  Betrieb  verursachten  Substanz-,  Kurs-  und  anderen  Verluste 
entsprechen";  und  in  gleichem  Sinne  heisst  es  im  bayerischen  Gewerbsteuergesetz 
Art  10  Zifll  2 :  „In  Abzug  dürfen  gebracht  werden  die  Betriebsatisgaben,  zu 
welchen  insbesondere  zu  redinen  sind  .  .  .  i)  ein  angemessener  Betrag  für  .  .  . 
Abnützung  .  .  ." 

ßß)  Also  ist  es  auch  angängig,  die  Abschreibungen  als  Geschäftsunkosten 
zu  buchen: 

Maschinenkonto 

I  Per  Abschreibungskonto     .     .     1000 

Abschreibungskonto 

An  Ma<*chinenkonto  ....     1000  |  Per  Betriebsspesenkonto     .     .     1000 

Betriebsspesenkonto 
An  Abschreibungskonto       .     .     1000  |  Per  Gewinn- und  Verlustkonto     1000 

Grewinn-  imd  Verlustkonto 
xVn  Betriebsspesenkonto       .     .     1000  | 

y)  Aber  dies  darf,  wie  offenbar,  nicht  zur  Folge  haben,  dass,  wenn  auf 
Grund  der  Bilanz-  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  die  Reinertrags-  bezw. 
Reineinkommenssumme  berechtnet  wird*),  die  Abschreibungen  als  solche  und  als 
Bestandteil  der  Betriebsspesen  abgezogen  werden.  Durch  ihre  Überführung  auf 
die  allgemeine  Betriebsrechnung  haben  sie  aufgehört,  einen  selbständigen  Ab- 
zugsposten zu  bilden.  So  selbstverständlich  dies  ist,  hat  doch  das  preussische 
Einkommensteuergesetz,  um  missbräuchlicher  Steuerkürzung  vorzubeugen,  der 
Bestimmung  des  §  9  Abs.  1  Ziff.  5,  dass  die  regelmässigen  jährlichen  Ab- 
setzungen für  Abnutzung  abzugsfähig  seien,  die  Einschränkung  hinzugefügt: 
„soweit  solche  nicht  bereits  unter  den  Betriebsausgaben  verrechnet  sind."     Für 


')  Beisch  I  268;  Maats  106  Anm.  7. 

*)  So  Fuisting,  Steuerlehre  136. 

»)  S.  hierüber  §§  112  VI  C  u.  113  I  C  2  u.  II  C. 


520    §  139.  Das  VerhäUnis  von  Abechreib.  zu  Beingewinn  in  eteuerrechtl.  Hinsicht. 

das  österreichische  und  das  bayerische  Recht  fehlt  eine  gleiche  ausdrückliche 
Vorschrift.  Hier  wäre  sie  auch  noch  in  höherem  Grade  überflüssig,  weil  diese 
Rechtsordnungen  irrtümlichen  Doppelabzug  der  Abschreibungen  schon  dadurch 
in  stärkerem  Masse  verhindern,  dass  sie  die  Abschreibungen  bereits  gesetzlich 
unter  den  B^^fi*  Betriebsauslagen  bezw.  Betriebsausgaben  als  Oberbegriff  ein- 
reihen. 

2.  Die  Beachtung  dieser  Einreihung  der  notwendigen  Abschreibungen 
unter  den  Betriebsauslagenbegrifi*  gibt  allein  den  Schlüssel  zur  richtigen  Er- 
fassung der  Bedeutung  von   §  97   Abs.  1    des  österreichischen  Personalsteurer- 


a)  Die  genannte  Bestimmung  lautet:  „Die  aus  den  im  §  95  lit.  f.  be- 
zeichneten Reserven  und  Fonden  —  gemeint  sind  damit  die  steuerfreien  selb- 
ständigen Abschreibungskonten  auf  der  Passivseite,  die  Erneuerungsfonds  von 
H.6.B.  §  261  Ziff.  3  und  die  aus  Kursgewinn  gebildeten  Speziaireserven  für 
Kursverluste,  soweit  sie  steuerfrei  sind')  —  bestrittenen  Auslagen  dürfen  in 
die  allgemeine  Betriebsrechnung  —  will  bedeuten*),  den  Gewinn-  und  Verlust- 
konto —  nicht  eingestellt  werden". 

b)  Von  der  natürlichen  Bedeutung  des  Wortes  Auslage  aus  betrachtet, 
sagt  diese  Bestimmung  Unverständliches,  denn  aus  jenen  Reserven  und  Fonds, 
den  sog.  Verlustreserve-  oder  Abschreibungs-  oder  Amortisations-  oder  Er- 
neuerungsfonds, vermögen  Auslagen  im  natürlichen  Sinne  nicht  bestritten  zu 
werden  ').  Denn  sie  sind  ja  nur  Wertberichtigungskonten,  nicht>  wie  die  echten 
Reservefonds,  Konten,  welche  angeben,  dass  unter  den  Aktiven  Mittel  zur 
Deckung  bestimmter  Auslagen  vorhanden  sind. 

c)  Anders  dagegen,  wenn  wir  beachten,  dass  nach  der  Sprache  des  Per- 
sonalsteuergesetzes zu  den  Betriebsauslagen  auch  die  ordentlichen  notwendigen 
Abschreibungen  zählen.  Dann  sind  unter  den  aus  den  selbständigen  Ah- 
Schreibungskonten  bestrittenen  Auslagen  die  Verluste  und  Abgänge  an  Akdv- 
gegenständen  zu  verstehen,  die  zur  Zeit  der  Bewertung  dieser  Aktiven  zwar 
noch  nicht  eingetreten,  aber  so  drohend  nahe  waren,  dass  die  betreffenden  Ak- 
tiva als  zweifelhafte  Vermögensstücke  (durch  Einsetzung  besonderer  Abschreibung?- 
fonds)  bereits  niedriger  bewertet  werden  mussten.  Indem  diese  bei  der  Be- 
wertung „als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  (erst)  zu 
gewärtigenden  Verluste  und  Abgänge"*)  nimmehr  wirklich  eintraten,  sind  sie 
insofern  aus  den  Abschreibungsfonds  bestrittene  Auslagen,  als  die  in  Voraus- 
sicht ihres  Eintritts  vorgenommenen  Abschreibimgen  sich  als  zutreffend  er- 
wiesen. Da  aber  die  in  ihrer  Voraussicht  erfolgten  Wertabsetzungen  bereits 
vom  Rohertrag  abgezogen  wurden,  dürfen  naturgemäss  die  Verluste  (Wertminde- 
rungen) nach  ihrem  Eintritt  nicht  noch  einmal  zum  Abzug  gelangen.  Die^ 
wäre  aber  der  Fall,  wenn  sie  als  eingetretene  Verluste  dem  Gewimi-  und 
Verlustkonto  unmittelbar  oder  durch  Vermittlimg  über  das  Betriebsauslagen- 
konto (als  bestrittene  Betriebsauslagen)  zur  Last,  d.  h.  in  die  Verlustsdte  ge- 
schrieben würden.  Dies  auszuschliessen,  ist  die  Aufgabe  der  Bestimmung  von 
§  97  Abs.  1  des  Personalsteuergesetzes  ^). 

F.  Da  freiwillige  und  ausserordendiche   notwendige  Abschreibungen  zwar 

>)  Unten  §  157  VII  B  1  b. 

*)  Vgl.  österr.  A.-Beff.  §  49:  „Mit  Schluss  jedes  Geschäftsjahres  . ..  mvss  ein 
BechnungsabfichhiBs  aufgestellt  werden,  welcher  aus  der  Betriebsrechnung  (Gewion-  und 
Verlustkonto)  und  der  B.  zu  bestehen  hat''.    Siehe  auch  Beiseh  II  329. 

»)  Siehe  auch  Heisch  I  268,  274. 

*)  Siehe  S.  510  Anm.  5. 

•)  Vgl.  auch  die  Auslegung  bei  Eeisch  II  329f. 
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bilanzrechtlich  gestattet,  aber  steuerrechtlich  nicht  anrechenbar  sind,  haben  Ver- 
mögensgegenstände,  an  welchen  solche  Abschreibungen  geschehen,  steuerrecht- 
lich einen  höheren  Buchwert,  als  bilanzrechtlich.  Nun  bildet,  wie  wir  wissen*), 
kraft  Gesetzes  die  bilanzrechtlich,  d.  h.  für  das  Verhältnis  nach  innen  aufge- 
stellte B.  auch  die  erste  Grundlage  für  Berechnung  der  Reinertrags-  bezw. 
Reineinkommenssumme.  Es  niüsste  also  bei  einem  Anlageobjekt,  das  von  einem 
Geschäftsjahr  auf  das  andere  übergeht,  jedes  Jahr  der  letzte  steuerliche 
Buchwert  erst  immer  festgestellt  wenlen,  denn  für  das  Verhältnis  nach  innen, 
für  ihre  eigene  Buchführung  hat  die  Unternehmung  keine  Veranlassung,  sich 
der  geringeren  Abschreibung  der  (letzten)  Steuerberechnung  anzuschliessen. 
Es  empfi/üüt  sidi  daher,  den  von  der  Steuerbehörde  angenommenen  Buchwert 
bei  Übertragung  des  Anlageobjekts  in  das  Anfangsinventar  und  die  Anfangsbilanz 
des  neuen  Jahres  kenntlich  zu  machen.  Zu  ermöglichen  ist  dies,  wenn  man,  was  ja  zu- 
lässig*), die  Abschreibung  teils  unmittelbar,  teils  durch  selbständige  Konten  (Wert- 
berichtigungskonten) oder  durch  zwei  Wertberichtigungskonten  betätigt.  Den  abzugs- 
fahigen  Teil  der  Abschreibungen  bringt  man  zu  unmittelbarer  Abschreibung  (auf  der 
linken  Bilanzseite)  oder  auf  ein  „Konto  der  steuerfreien  Abschreibungen  (an  Ma- 
schinen)" und  den  nicht  abzugsfähigen  Teil  der  Abschreibungen  setzt  man  auf  ein 
„Konto  der  steuerrechtlich  nicht  abzugsfähigen  Abschreibungen  an  Maschinen"*). 
£s  bildet  steuerrechtlich  einen  Reservefonds  und  ist  daher  steuerpflichtig.  Die 
Abschreibungen  auf  dasselbe  hören  früher  auf,  als  die  auf  das  Konto  der 
steuerfreien  Abschreibungen.  Von  dem  Moment  an  sind  dann  die  weiteren 
Abschreibungen  auf  das  Konto  der  steuerfreien  Abschreibungen  nicht  mehr  zu 
Lasten  des  Grewinn-  und  Verlustkontos,  sondern  dieses  Kontos  der  nicht  ab- 
zugslahigen  Abschreibungen  zu  buchen,  das  infolgedessen  nach  und  nach  vöUig 
verschwindet*). 

III.  Das  steuerrechtliche  Verhältnis  von  Abschreibung  und 
Ersatznachschaffung.  A.  Zwischen  notwendiger  Abschreibung  und  Ersatz- 
anschafiung  besteht,  wie  wir  wissen'),  der  buchführungsformale  Unterschie<l, 
dass  die  Abschreibung  zugleich  auf  Anlage-  und  Gewinn-  und  Verlustkonto, 
die  (selbstverständlich  entgeltliche)  ErsatznachschafTung  nur  auf  Anlagekonto 
zu  buchtechnischem  Ausdruck  gelangt.  Die  Ersatzanschaffung  als  solche  bringt 
nur  eine  Veränderung  der  konkreten  Vermögen Sig'e^ewstöW«,  aber  nicht  des 
Vermögenswertes  mit  sich  —  an  die  Stelle  von  100000  Kassa  treten  100000 
Maschine  — ,  die  Abschreibung  dagegen  verringert  den  Vermögenswert  durch 
Entwertung  eines  Vermögensgegenstandes,  also  berührt  sie  nicht  bloss  die  Ver- 
mögensbestands-,  sondern  auch  die  Vermögenserfolgsrechnung.  Die  normale 
Buchung  der  ^rsstianschaffung  ist: 

Kassenkonto 

i  Per  Maschinenkonto  .     .     .     100  000 


0  S.  §§  112  V  und  113  I  C. 

«)  Vgl.  oben  §  21  IV  A  3. 

»)  So  Eeisch  II  327  u.  I  309.  Siehe  auch  DrosU  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  V 
.565;  Maatz  113;  Entsch.  in  Steuers.  X  301. 

*)  Auf  diese  Weise  wird  auch  einer  Doppelbesteuerung  bei  etwaigem  Verkauf 
buchfnhmngsmässig  vorgebeugt.  Eine  Maschine  ist  50000  wert  und  auch  so  von  der 
Steuerbehörde  bewertet.  Zu  Buch  steht  sie  mit  30000.  Sie  wird  nun  um  50000  ver- 
kauft Dies  gibt  an  sich  an  20000  bnchmässigen  Gewinn.  Aber  statt  auf  Gewinn- 
und  Verlustkonto  ist  dieser  Gewinn  zum  Ausgleich  des  „Kontos  nicht  abzugsfähigc 
Abechreibong  20000*'  zu  verwenden.  Diese  20000  sind  schon  versteuert,  denn  sie 
waren  Verwendung  von  Eeinertrag  zu  R^ervefondsbildung.  Vgl.  Reisch  II  328  und 
I  308  f. 

•)  §  138  n  D  u,  III  C  2;  §  139  II  D. 
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Maschinenkonto 
An  Kassenkonto  ....     100000  | 

Zwei  Bestandskonti  treten  also  miteinander  in  Beziehung,  während  wir  die  Ab- 
schreibung normalerweise  buchen:  Maschinenkonto  hat  1000  gut  an  die  Ver- 
lustseite der  Gewinn-  und  Verlustrechnung.  Ist  die  zu  ersetzende  Anlage  zur 
Zeit  der  Anschaffung  ihres  Ersatzes  schon  völlig  abgeschrieben,  so  tritt  also 
lediglich  eine  Vermögens  Verschiebung,   keine  Vermögensverringerung    mehr   ein. 

B.  Was  steuerrechtlich  interessiert^  das  ist  die  Frage,  ob  die  Ersatzan- 
schafTung  eine  Betriebsaiisgabe  darstellt  oder  nicht.  Ist  sie  ersteres,  dann 
mindert  sie  die  steuerpflichtige  Summe,  ist  abzugsfähig.  Ist  sie  es  nicht,  so 
bleibt  sie  bei  Bemessung  der  Besteuerungsgrundlage  ausser  Betracht 

C.  Ob  das  eine  oder  das  andere  der  Fall  ist,  das  hängt  davon  ab,  ob  die 
Ersatzanschaffung  eine  Ausgabe  zur  Ertrags-  oder  zur  Vermögenserziclung  bildet 
Mittelbar  dient  jede  Ausgabe  für  die  Vermögenserziclung  auch  der  Ertrags- 
erzielung.  Denn  das  Anlt^^evermögen  als  eine  Gesamtheit  dauernd  zu  erhaltender 
Güter*)  ist  die  Quelle  des  Ertrags.  Ausgabe  für  Vermögenserzielung  liegt 
daher  nur  vor,  wenn  die  Ausgabe  unmittelbar^)  der  Erwerbung,  Sicherung  und 
Erhaltung  des  Vermögens  dient,  wie  Ausgabe  für  die  Ertragaerzielung,  Betriebs- 
ausgabe nur,  wenn  dieselbe  unmittelbar  zum  Zweck  der  Erwerbung,  Sicherung 
oder  Erhaltung  des  Ertrages  und  Einkommens,  d.  h.  der  zur  Verbrauchung  be- 
stimmten Güter  gemacht  wird. 

D.  Beschaffung  eines  Anlageersatzgegenstandes  ist  Schaffung  einer  neuen 
Quelle,  die  Ausgabe  hierfür  somit  Aufwendung  unmittelbar  für  die  Ertrags- 
quelle, nicht  für  Erzeugung  von  Ertrag  durch  sie,  „Ausgabe  unmittelbar  für 
das  Vermögen'*^).  Die  Ersatzanschaffung  bildet  daher  steuerrechtlich  keine 
Abzugspost.  Sie  ist,  wenn  sie  aus  Ertrag  und  nicht  aus  Vermögen  geschieht^ 
steuerpflichtig*). 

E.  Dies  bestätigt  auch  das  positive  Recht 

1.  a)  In  §  9  Abs.  2  Ziff.  1  sagt  das  preussische  Einkommensteuergesetz: 
„Nicht  abzugsfähig  sind  dagegen  insbesondere  1.  Verwendungen  (aus  dem  Ein- 
kommen)*) zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens,  zu  Geschäfts- 
erweiterungen, Kapitalanlagen  oder  Kapitalabtragungen  .  .  .,  welche  nicht  ledig- 
lich als  durch  eine  gute  Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen 
zu  deckende  Ausgaben  anzusehen  sind.^**)  Die  Ersatzbeschaffung  stellt  ja 
keine  Vermögensmehrung  in  dem  Sinne  dar,  dass  die  Summe  der  Sachgüter^ 
welche  der  Unternehmung  wirtschaftlich  zugehören,  vergrössert  würde.  Das 
Vermögen  im  Sinne  der  Gesamtheit  der  wirtschaftlichen  Güter  in  der  Ver- 
fügungsgewalt eines  Wirtschaftssubjektes  wird  durch  Ersatzkäufe  nicht  vermehrt, 
sondern  nur  in  der  Art.  seiner  Zusammensetzung  geändert,   aber  vermehrt  wird 


>)  Vgl.  §  111  VI  C  2  b. 

*)  Fuisting  §  9  Anm.  6  u.  8. 

*)  Fuisting,  Steuerlehre  194. 

*)  Fuisting  §  9  Anm.  24  B. 

*)  Dass  Verwendungen  aus  dem  Einkommen  gemeint  sind,  folgt  aus  dem  Gegen- 
satz zum  Eingang  von  §  9  Abs.  1 :  „Von  dem  Einkommen  (=  Boheinkommen)  sind  in 
Abzug  zu  bringen  ..." 

•)  Fast  übereinstimmend  österr.  Pers-StO.  §  162  Z.  1  hinsichtlich  der  (für 
A.en  nicht  geltenden)  Personaleinkommensteuer:  „Zum  Abzüge  nicht  geeignet  sind  ins- 
besondere ].  Verwendungen  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Vermögens,  wie 
Kapitalanlagen  .  .  .,  Abtragung  von  Schulden,  sowie  Verbesserungen,  welche  nicht  ledig- 
lich als  durch  eine  gute  Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebseinnahmen  za 
deckende  Ausgaben  anzusehen  sind." 
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das  Vermögen  im  Sinne  des  Einkommensteuerrechtes.  Hier  steht  Vermögen 
als  Gegensatz  zu  Einkommen  zur  Bezeichnung  desjenigen  Teils  von  Vermögen 
eben  angegebener  Bedeutung,  welcher  aus  dauernd  zu  erhaltenden  (Gegensatz:  zu 
zu  verbrauchenden)  Gütern  gebildet  ist.  Einkommen  und  Vermögen  bilden 
steuerrechtlich  scharfe  Gegensätze^).  Vermögensvermehrung  im  Sinne  des 
Steuerrechts  liegt  daher  vor,  wenn  Sachgüter,  die  bisher  zur  Verbrauchung  be- 
stimmt waren,  zur  Anschaffung  solcher  verwendet  werden,  die  dauernd  erhalten 
werden  sollen.  Und  dieser  Fall  ist  gegeben  bei  Verwendung  von  Einkommen 
zu  Anlageersatzgegenstanden.  Hieran  wird  auch  nichts  geändert,  wenn  die 
Unternehmung  Abschreibungen  an  den  zu  ersetzenden  Gegenständen  gar  nicht 
oder  nur  in  ungenügendem  Masse  vorgenommen  hat,  denn  für  das  Steuerrecht 
kommt  es  nicht  auf  den  Buch-,  sondern  auf  den  Effektivwert  der  Anlagen  an 
und  dieser  ist  auch  gesunken,  wenn  Abschreibungen  unterblieben. 

b)  Allerdings  fügt  das  G.  an,  die  Verwendung  zur  Vermögensvermehrung 
dürfe,  soll  sie  steuerpflichtig  sein,  „nicht  lediglich  als  eine  durch  gute  Wirtschaft 
gebotene  und  aus  den  Betxiebseinnahmen  zu  deckende  Ausgabe  anzusehen 
sein."  Aber  wir  haben  ja  nachgewiesen,  dass  die  Ersatzanschaffung,  ist  sie 
auch  eine  durch  gute  Wirtschaft  gebotene  Massnahme,  doch  nicht  die  Natur 
einer  Ausgabe  besitzt,  welche  durch  die  Betriebseinnahmen  gedeckt  werden 
müsste.  Denn  sie  ist  keine  Ausgabe  unmittelbar  für  die  Ertragserzielung, 
öondem  unmittelbar  für  die  Ertragsquelle  und  nur  Ausgaben  für  ersteren  Zweck 
sind  solche,  welche  aus  den  Betriebseinnahmen  zu  decken  sind,  denn  nur  sie 
zählen  zu  den  abzugsfähigen  Betriebskosten. 

2.  a)  In  der  gleichen  Weise  ist  auszulegen: 

a)  die  Bestimmung  des  österreichischen  Personalsteuergesetzes  §  94  a,  wo- 
nach „den  bilanzmässigen  Überschüssen  hinzuzurechnen  sind  jene  darin  nicht 
inb^riffenen  Betriebserfolgsbeträge,  welche  zur  Vergrössenmg^)  des  in  der 
Unternehmung  anliegenden^)  Kapitales  verwendet  werden"  und 

ß)  die  Vorschrift  des  bayerischen  Gewerbsteuergesetzes  Art.  10,  Ziff.  3  a, 
wonach  „keine  Betriebsausgaben  und  daher  nicht  abzugsfähig  sind  a)  die  Ver- 
wendungen von  gewerblichen  Erträgnissen  zur  Verbessenmg  oder  Erweiterung 
der  gewerblichen  Anlage,  die  Verwendung  zu  Kapitalsanlagen  oder  zu  Kapitals- 
abtmgungen  .  .  ." 

b)  In  letzterer  Bestimmung  ist  allerdings  nur  von  Verbesserung,  nicht 
von  Vergrösserung  des  Anlagevermögens  die  Rede.  Aber  im  weiteren  Sinne 
liegt  eine  Verbesserung  desselben  auch  vor,  wenn  es  erneuert  wird.  Sind  schon 
Verbesserungen  an  ihm,  wenn  sie  aus  den  Erträgnissen  geschehen,  nicht  steuer- 
frei, um  so  weniger  können  es  völlige  Erneuerungen  desselben  sein. 

F.  1.  Wie  wir  uns  erinnern*),  ist  es  bilanzrechtlich  auch  zulässig,  die  ange- 
schafften Ersatzgegenstände  nicht  zum  bilanzmässigen  Anlagevermögen  zu  rechnen. 
Das  heisst  keineswegs,  dass  es  möglich  wäre,  sie  zum  verteilbaren  Vermögen, 
also  zum  bilanzmässigen  Beingewinn  zu  schlagen  —  den  Reingewinn  nicht  er- 
höhendes Vermögen  müssen  sie  bleiben  — ,  aber  das  ist  angängig,  dass  sie  in 


>)  S.  oben  §lllVIC2bund  Fuisting,  Steuerlehre  110.  187. 

*)  Was  für  Vergrössemng  gilt,  gilt  auch  für  erste  Beschaffung;  vgl.  Bugno- 
Widmer  8.  141  (zu  §  94). 

')  Anliegendes  Kapital  steht  hier  übrigens  in  einem  weiteren  Sinne.  Es  umfasst 
Dicht  bloss  das  Anlagekapital  im  engeren  Sinne  (die  Gebrauchsgegenstände),  sondern 
aach  das  Betriebskapital,  soweit  dasselbe,  bezw.  der  dasselbe  repräsentierende  Wert 
dauernd  seine  Bestimmung  erfüllen  soll.  Siehe  Bugno,  Rechtsprediung  Nr.  495  (Erk. 
vom  22.  November  1901  Z.  8655). 

*)  a  oben  §  138  III  C  2. 
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die  B.  als  Grundstock-  oder  Anlagevermögen  ausdrücklich  gar  nicht  oder  nur 
zu  einem  der  Wirklichkeit  bei  weitem  nicht  nahekommenden  Buchwerte  einge- 
setzt werden.  Es  ist  dies  der  Fall  ihrer  Buchung  zu  Lasten  des  Geschäfts- 
unkostenkontoSf  oder,  was  dasselbe  heisst,  als  Betriebskosten  im  bilanxrechiliehen 
Sinne,  Diese  Art  ihrer  Buchung  macht  die  Ersatzanschaffungen  ganz  oder 
wenigstens  teilweise  zu  stillen  Reserven.  Die  Wirkung  hiervon  ist  Kürzung 
des  bilanzmässigen  Reingewinns  und  damit  des  verteilbaren  Verm^ens,  denn 
infolge  dieser  Buchung  erscheinen  sie  in  der  B.  nicht  als  Aktiva  oder  zum 
mindesten  als  minderbewertete  Aktiva.  Je  niedriger  aber  die  Summe  der 
Aktiva,  um  so  geringer  ihr  Überschuss  über  die  Passiven  und  damit  um  so 
geringer  der  bilanzmässige  Gewinn. 

2.  Wie  vorstehend  geschildert,  hat  diese  buchhalterische  Manipulation 
—  ihrem  Wesen  entsprechend  —  nur  bilanzrechtliche  Wirkungen,  sie  mindert 
den  verteilbaren  Gewinn.  Verteilbarer  und  zu  versteuernder  Reingewinn  sind 
aber  nicht  dasselbe.  Die  Höhe  des  letzteren  wird  durch  Herabdrückung  des 
ersteren  somit  gar  nicht  berührt.  Ersatzkäufe  aus  den  Erträgnissen  u?erden 
durch  Anlasiung  an  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  wohl  ihrer  Natur  als 
Bilanzposten,  nicht  aber  ihres  Charakters  als  Reifieriragsverwendung  entkleidet, 
Ihre  Steuerpflicht  wird  dadurch  somit  nicht  aufgehoben,  denn  diese  knüpft 
nicht  an  ihre  Eigenschaft  als  Bestandteil  bilanzmässigen  Aktivvermögens,  sondern 
an  ihre  Eigenschaft  als  Reinertrags-  bezw.  Reineinkommensbestandteil  an.  Da- 
durchs  dass  sie  bilafizrechtlich  als  Betriebskosten  behandelt  werden^  ^oerden  sie 
noch  nicht  auch  wirtschaftlich  Betriebskosten  und  der  wirtschaftliche,  nicht  der 
bilanzrechtliche  Charakter  der  Ersatzanschaffungen  ist  es,  welcher  über  deren 
steuerrechtliche  Natur  entscheidet 

G.  Noch  eines  anderen,  mit  dem  bisherigen  Fall  zusammenhängenden 
Falles  der  Praxis  taten  wir  an  früherer  Stelle  *)  Erwähnung,  der  Buchung  von 
Ersatzkäufen  auf  Betriebskonto,  aber  unter  gleichzeitiger  Unterlassung  jeder 
Abschreibung  der  ersetzten  Gegenstände,  oder,  wie  dies  die  Praxis  auch  nennte 
der   Vertvendung  von  Abschreibungsbeträgen  zu  ErsatxbescJiaffungen. 

1.  Bilanzrechtlich  liegt  hier  Stellung  der  Ersatzgegenstände  in  stille 
Reserve  und  Unterlassung  von  Abschreibung  vor.  Abschreibung  wegen  Wert- 
minderung kann  bilanzrechtlich  unterbleiben. 

2.  Unterlässt  die  Unternehmung  6tian:irechtlich  Abschreibungen,  so  braucht 
sie  es  keineswegs  Ä^et^^rrechtlich  zu  tun.  Sieht  die  Unternehmung  von  Ab- 
schreibungen ab,  um  die  bilanzrechtlichen  Wirkungen  auszuschliessen,  die  sich 
sonst  an  Abschreibungen  knüpfen,  so  will  sie  damit  keineswegs  auf  die  steuer- 
rechtlichen Vorteile  der  Abschreibungen  verzichten. 

3.  Würde  die  Gesellschaft  Abschreibungen  gemacht  haben,  so  wäre  sie 
berechtigt^  um  deren  Betrag  die  steuerpflichtige  Reinertragssumme  zu  kurzen. 
Bildet  sie  andererseits  durch  buchhalterische  Behandlung  der  aus  Reinertrag- 
nissen beschafllen  Ersatzgegenstände  als  Betriebskosten  aus  diesen  st4Ue  Re- 
serven, so  liegt  an  sich  Verwendung  von  Reinertrag  zur  Reservenbildung,  aUo 
eine  in  die  steuerpflichtige  Reinertragssummc  einzubeziehende  Reinertragsver- 
wendung vor.  Der  in  der  Unterlassung  notwendiger  Abschreibungen  li^^ende 
Verzicht  auf  Greltendmachung  der  Steuerfreiheit  für  einen  Teil  des  Rohertrags 
wird  ausgeglichen,  wenn  dafür  die  Minderung  des  Reinertrags  durch  Verwendung 
steuerfrei  bleibt.  Unterlässt  eine  Unternehmung  daher  Abschreibungen,  so  is^t 
ihr  das  darin  liegende  Steuergeschenk  in  der  Weise  anzurechnen,  dass  Reserve- 
bildung aus  Reinertrag,  welche  sie  vornimmt,  in  gleicher  Höhe  steuerfrei  bleibt. 


»)  §  138  III  C  2  c— e. 
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4.  So  würde  auch  ohne  besondere  Vorschrift  von  den  Steuerveranlagungs- 
behrätlen  zu  verfahren  sein.  Um  jeden  Zweifel  auszuschliessen,  bestimmt  es 
das  österreichische  Personalsteuergesetz  ausdrücklich.  Da  die  Bestimmung  auf 
Anr^ung  eines  Praktikers  in  das  G.  kam,  geschieht  es  unter  Benützung  jenes 
der  Praxis  geläufigen,  aber  das  Wesen  der  notwendigen  Abschreibung  arg 
verkennenden  ^)  Ausdrucks:  „Verwendung  von  Abschreibungen  zu  Neuan- 
schaffungen," indem  in  §  95 f.  Abs.  4  bestimmt  wird:  „Die  Verwendung  der 
Abschreibungsbetrnge  zu  neuen  Anschaffungen  von  Inventar  oder  Betriebs- 
material ist  nicht  als  eine  Vergrösserung  des  in  der  Unternehmung  anliegenden 
Kapitals  (§  94  lit.  a)  anzusehen."  Wie  die  Verweisung  auf  §  94  lit.  a  er- 
kennen lässt,  geht  das  G.  davon  aus,  dass  es  sich  bei  dieser  Verwendung  von 
Abschreibungsbeträgen  zu  Neuanschaffungen  von  Haus  aus  um  Verwendung 
von  Reinerträgnissen  handelt,  denn  §  94  lit.  a  erklärt  für  steuerpflichtig  die 
„Verwendung  von  Betriebser/b/^«beträgen  zur  Vergrösserung  des  in  der  Unter- 
nehmung anliegenden  Kapitals".  Eine  Vergrösserung  des  Anlagekapitals  der 
Unternehmung  liegt,  wie  wir  unter  D.  nachwiesen,  bei  Neuanschaffungen  aus 
dem  Reinertrag  in  der  Tat  vor.  Also  wäre  auch  an  sich  Steuerpflicht  dieser 
Neuanschaffungen  gegeben,  aber  diese  wird  wettgemacht,  wenn  Abschreibungen 
auf  die  alten  Anlagen  unterbleiben.  Dies  erscheint,  obwohl  Abschreibungen 
wegen  Wertminderung,  weil  sie  keine  Aktivmittel  repräsentieren,  nicht  zur 
Bezahlung  von  Anschaffungen  verwendet  werden  können^),  der  Praxis  so,  als 
würden  die  Abschreibungen  zu  den  Neuanschaffungen  verwendet  und  durch 
Konsumtion  ihrer  Steuerfreiheit  die  Steuerpflicht  jener  Anschaffungen  vernichtet, 
d.  h.  eine  steuerrechtliche  Vergrösserung  des  Anlagekapitals  ausgeschlossen.  In 
Wirklichkeit  liegt  die  Sache  so,  dass  Ersatxayischaffungskosten  steuerlich  wie 
Abschreibungen  oder,  was  dasselbe  sagt,  weil  Abschreibungen  nicht  stattfinden, 
sfeuerreehilich  vne  Betriebskosten  behandelt  werden.  Zu  ihrer  bilanzrechtlichen 
Behandlung  als  Betriebskosten,  wie  sie  in  ihrer  Anl&stung  an  das  Gewin n- 
und  Verlust-  statt  an  das  Anlagekonto  liegt,  tritt  hier  auch  ihre  steuerrecht- 
lidu  Behandlung  als  Betriebskosten. 

H.  Damit  haben  wir  eine  Ausnahme  von  dem  Satze  konstatiert,  dass 
die  Ersatzanschaffungskosten  steuerrechtlich  keine  Betriebskosten  bilden.  Es 
gibt  deren  noch  mehrere. 

1.  Eines  ist  aber  voraus  zu  sagen:  möglich  ist  nur,  dass  Ersatzan- 
schaffungen für  Anlagevermögen  steuerlich  als  Betriebskosten  behandelt  werden, 
unmöglich  ist  es,  dass  sie  darum  auch  unrtschaßlich  Betriebskosten  darstellen. 
Denn  dann  wäre  unsere  ganze  Beweisführung  unriclitig,  durch  welche  wir  die 
Stauerpflicht  der  Anlageersatznachschaffungen  aus  dem  wirtschaftlichen  Wesen 
der  Kosten  hierfür  als  Kosten  unmittelbar  für  das  Vermögen  und  nicht  für 
Rrtragserzielung  ableiteten*).  Es  können  demgemäss  nicht  im  wiitschaftlichen 
Wesen  der  Ersatzanschaffungskosten,  sondern  nur  in  Gründen  steuerpolitischer 
Gerechtigkeit  liegende  Umstände  sein,  welche  diese  Ausnahmen  verursachen. 

2.  Das  ist  gleich  bei  dem  ersten  Fall  gegeben,  den  wir  anführten. 
Werden  Abschreibungen  an  Anlagegegenständen  trotz  Wertminderung  unter- 
las5«en,  so  ändert  dies  nichts  an  der  Tatsache,  dass  die  Kosten  von  Ersatz- 
)>e:<chaffungen  hierfür  wirtschaftlich  Aufwendungen  unmittelbar  für  die  Quelle, 
nicht  für  die  aus  dieser  zu  erzielenden  Erträgnisse  sind  und  demgemäss  wegen 
mangelnder  Betriebsausgabeeigenschaft  der  Steuerpflicht    unterliegen.     Aber  die 

')  S.  oben  §  138  II  C  2  e. 

')  S.  auch  Beisch  I  269. 

')  S.  in  diesem  Paragraphen  unter  III  C  u.  D. 
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steuerpolitische  Gerechtigkeit  erfordert,  dass  der  Steuerpflichtige  nicht  doppelt 
Steuer  zahlen  niuss,  einmal  für  Roheinkonunen,  wie  es  in  den  nicht  unter- 
lassenen Abschreibungen  liegt,  und  dann  für  den  Teil  des  Reineinkommens, 
den  er  zu  Ersatzkäufen  verwendet.  Letzterer  ist  steuerpflichtig,  ersteres  steuer- 
frei. So  weit  daher  die  nicht  abgezogene  Wertminderung  der  Höhe  nach  den 
Ersatzanschaflungskosten  gleichkommt^  sind  jene  steuerfrei  zu  lassen. 

3.  Bisher  setzten  wir  voraus,  dass  Abschreibungen  in  Fällen  imterlassen 
wurden,  in  welchen  sie  hätten  vorgenommen  werden  können,  aber  es  gibt  auch 
Fälle,  wo  Abschreibungen  wegen  Wertminderung  unterbleiben,  weil  sich  das 
Mass  derselben  schwer  feststellen  lässt'),  wie  z.  B.  beim  lebenden  Inventar 
einer  Pferdebahnaktiengesellschaft.  Die  Entwertung  der  Pferde  durch  den  Dienst 
ist  eine  individuell  sehr  verschiedene.  Und  dasselbe  gilt  wohl  für  die  BeiriebS' 
gerätsehaßen  einer  Maschinenfabrik.  Es  kann  daher  vorkommen,  dass  bei 
solchen  Betrieben  Wertabschreibungen  unterbleiben,  will  man  nicht  nach  einem 
Durchschnittssatz  an  allen  einzelnen  Stücken  gleichmässig  abschreiben.  Werden 
Abschreibungen  unterlassen,  so  hätte  dies  an  sich  die  Folge,  dass  die  Ge- 
sellschaft mehr  Steuer  zahlen  muss,  als  das  G.  verlangt,  denn  steuerbar  ist 
nur  der  Rein-,  nicht  aber  der  Rohertrag.  Dies  kann  dadurch  vermieden  werden, 
dass,  trotzdem  die  Unternehmung  ihrerseits  bilanzmässig  keine  Abschreibungen 
wegen  Wertminderung  vorgenommen  hat,  die  Steuerbehörde  die  Wertminderung 
durch  steuerliche  Abschreibungen  bei  Berechnung  der  Besteuerungsgrundlage 
berücksichtigt.  Ein  anderes  hierzu  geeignetes  Verfaliren  ist,  in  Fällen,  da 
Abschreibungen  wegen  Wertminderung  unterbleiben^  die  an  sich  auch  steuerrecht- 
lich als  Vermehrung  des  Anlagevermögens  zu  betrachtenden  Ersatzanschaflungs- 
kosten steuerlich  wie  Betriebskosten  insoweit  zu  behandeln,  als  die  Neuan- 
schaflungcn  die  Wertminderung  der  vorhandenen  Bestände  ziffernmässig  nicht 
übersteigen.  Dieser  Verfahrensweise  ist  insofern  bereits  der  Weg  geebnet^  als 
die  Unternehmer,  wenn  sie  die  alten  Bestände  in  der  B.  ohne  Wertminde- 
rung ansclireiben,  zwecks  Venneidung  von  Überbewertung  gesetzlich  verpflichtet 
sind,  die  Ersatzanschaflungen  schon  bilanzmässig  als  Betriebskosten  zu  be- 
handebi'''). 

4.  Das  positive  Recht  hat  diese  steuerpolitische  Ersetzung  des  Verzichts 
auf  Steuerfreiheit  in  Form  des  Unterlassens  von  Abschreibungen  durch  steuer- 
liche Behandlung  von  Ersatzansoliaflungskosten  als  Betriebsausgaben  zum  Teile 
ausdmcklich,  zum  Teil  stillschweigend  bestätigt. 

a)  In  einer  Bestimmung,  die  unmittelbtu*  auch  für  A.en  und  ähnUche 
Unternehmungen  gilt,  tut  es  das  hayei'^ische  Gewerbsteuergesetz  Art  10,  indem 
hiernach  zu  den  „Betriebsausgaben'^  u.  a.  auch  zu  rechnen  sind  „die  Kosten 
zur  (Erhaltung  und)  Ergänxwig  des  vorhandenen  lebenden  und  toten  Betxiehs- 
inventars"  (Ziff.  2  b). 

b)  Das  österreichiscJie  Person alsteuergeseta  spricht  es  ausdrücklich  nicht 
für  die  Erwerbssteuer  der  öffentlicher  Rechnungslegung  untenvorfenen  Unter- 
nehmungen, wohl  aber  für  die  Einkommensteuer  der  natürlichen  Personen  aiis. 
„Als  Betriebs-  und  Erhaltungskosten  sind"  nach  §  160  Ziff.  1  Abs.  2  daselbst 
„insbesondere"  auch  „anzusehen  die  Ausgaben  ...  für  die  (Erhaltung  und) 
Ergänzung  des  lebenden  und  toten  Wirtschaftsinventars".  Für  die  der  öflTent- 
liehen  Rechnungslegung  unterworfenen  Betriebe  will  dasselbe  sagen  der  weiter 
oben  —  unter  G  4  —  schon  erläuterte  §  95  f.  Abs.  4:  „die  Verwendung  der 
Aböchreibungsbeträge  zu  neuen  Anschaffungen  von  Invetiiar  und  Detriebsmateriai 


')  S.  oben  §  138  III  D. 
*)  8.  vorige  Anna. 
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ist  nicht  als  eine  Vergrösserung  des  in  der  Unteniehmung  anliegenden  Kapitals 
auzusehen'S  d.  h.  steuerrechtlich  nicht  als  Ausgabe  für  das  Anlagevermögen, 
tondem  als  solche  für  die  Ertragserzielung  zu  behandebi. 

e)  a)  Für  das  preussisdie  Recht  lässt  sich  das  Gleiche  nicht  aus  dem 
Zusatz  zu  §  9  Abs.  1  Ziff.  5  des  Einkommensteuergesetees  herauszulesen,  wo- 
nach die  regehnässigen  jährlichen  Absetzungen  für  Abnutzung  von  Gebäuden, 
Maschinen,  Betriebsgerätschaften  u.  s.  w.  vom  Einkommen  in  Abzug  zu  bringen 
sind,  „soweit  solche  nicht  bereits  unter  den  Betiiebsausgaben  verrechnet  sind". 
Denn  hier  ist  von  Verrechnung  von  Abschreibungen  als  Betriebsausgaben  die 
Rede,  während  in  unserem  Falle  es  sich  um  Verrechnung  von  Ersatzanschafiungs- 
kosten  als  Betriebsausgaben  handelt  Tritt  diese  Verrechnung  der  Ersatz- 
ansehafiungsauslagen  unter  den  Betriebskosten  auch  an  die  Stelle  des  Abzugs 
der  Abschreibungen  vom  Einkommen,  indem  sie  durch  das  Unterlassen  des 
Abzugs  von  Abschreibungen  verursacht  ist,  so  würde  es  doch  über  die  Grenzen 
statthafter  Extensivinteipretation  hinausgehen,  wollte  man  behaupten,  unter  die 
Absetzungen  in  §  9  Abs.  1  Ziff.  5  fielen  auch  Ersatzanschaffungen.  Das  wäre 
nur  möglich,  wenn  das  preussische  G.  sich  derselben  Vorstellung  anschlösse, 
wie  das  österreichische,  und  von  einer  Verwendung  der  Abschreibungen  zu  Neu- 
anschaffungen spräche. 

ß)  Auch  aus  §  9  Abs.  1  Ziff.  1  lässt  sich  nicht  erbringen,  dass  die 
preussische  Gesetzgebung  auf  dem  Standpunkt  der  hier  entwickelten  Theorie 
steht.  Ersatzanschaffungen  sind,  wie  wir  darlegten,  keine  Ausgaben  „für  Er- 
werbung, Sicherung  und  Erhaltung  des  Einkommens^S  >vie  §  9  Abs.  1  Ziff.  1 
verlangt  Wohl  behauptet  es  Fuisting^).  Er  rechnet  die  Ausgaben  für  Er- 
gänzung des  Inventars  zu  den  Erhaltungs-,  den  Instandhaltungskosten.  Aber 
warum  nennen  dann  die  östen-eichische  und  bayerische  Gesetzgebung,  wie  oben 
bemerkt^  neben  den  Ausgaben  für  Erhaltung  des  Wirtschaftsinventars  ausdrück- 
lich noch  die  für  Ergänzung?  Und  warum  tut  dasselbe  die  Ausführungs- 
anweisung I  vom  6.  Juli  1900  zum  Einkommensteuergesetz  Art.  11,  wo  es 
in  Abs.  2  Ziff.  2  heisst,  dass  „von  der  Einnahme  (als  Bewirtschaftungskosten) 
in  Abzug  zu  bringen  sind  die  .  .  .  Ausgaben  ...  2.  für  die  Erhaltung  und 
Ei]gänzung  —  nicht  auch  für  die  Verbesserung  und  Vermehrung  —  des  leben- 
<len  und  toten  Wirtschaftsinventars"? 

y)  Ausschlaggebend  ist  vielmehr  ein  Anderes*).  Für  das  prcussische, 
österreichische  und  bayerische  Recht  gilt  gleichmässig:  as  ist  nicht  an  dem,  dass 
andere  als  die  vom  Gesetz  genannten  Kosten  vom  Rohertrag  bezw.  Rohein- 
kommen nicht  abgezogen  werden  dürfen.  Die  Gesetze  sagen  ül)ereinstimmend 
nur,  welche  Kosten  „in  Abzug  zu  bringen  äwmZ"^)  und  welche  Aufwendungen 
,,nieht  abzugsfähig  m>m/"*).  Nicht  dagegen  sagen  sie  positiv,  welche  Kosten  ab- 
^€!!20gen  werden  dürfen.  Ergibt  sich  daher  aus  allgemeinen  Erwägungen  die 
Abzugsfähigkeit  weiterer  Kosten,    so  ist  Abzug  derselben    nicht  ausgeschlossen. 


*)  §9  Anm.  9  A  unter  Zustimmung  von  Entsch.  in  Steuers.  V  350 f.;  derselbe, 
SCeuerlehre  141. 

')  Maatz  109  fuhrt  für  die  Zulässigkeit,  bei  Erneuenmg  entweder  die  Entwer- 
tung (Abnutzung)  oder  die  Ergäuzungskoeten  abzuziehen,  ohne  nähere  Begründung  zum 
Beweise  „S  9  Abs.  1  Ziff.  5  und  Abs.  2  Ziff.  1''  an.  Allein  die  erste  Stelle  handelt  nur 
von  der  Verrechnung  der  Abnutzung  als  Betriebsausgabe  und  §  9  Abs.  2  Ziff.  1  von 
Verwendungen  zur  Vermehrung  des  Anlagevermögens,  die  nicht  aus  Betriebseinnahmen 
XXI  decken,  somit  nicht  als  BetriebsausgabDU  in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

»)  Preuss.  Eink.St.G.  §9  Abs.  1;  österr.  Pers.St.G.  §  95;  bayer.  Gew.St.G. 
Art.    10  Ziff.  2. 

*)  Preuss.  Eink.StG.  §  9  Ab«.  2;  österr.  Pers.StG.  §  94;  bayer.  Gew.St.G. 
Art-   10  Ziff.  3. 
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Ein  solcher  Fall  liegt  hinsichtlich  der  Inventarerganzungskosten  vor,  wenn  Ab- 
schreibungen auf  das  Inventar  unterbleiben. 

5.  So  gewinnen  wir  endlich  den  allgemeinen  Grundsatz:  Die  Anlage- 
ergänzungskosten, d.  h.  also  die  Aufwendungen  für  Ersatzanschafiungen  auf  das 
Anlagekapital,  zahlen  prinzipiell  nicht  zu  den  Betriebsauslagen,  weder  wirtschaftr 
lieh  noch  steuerlich;  aber  wenn  der  Steuerpflichtige  notwendige  Abschreibungen 
auf  die  zu  ersetzenden  Anlagen  unterlässt,  ist  er  berechtigt,  zu  verlangen,  dass 
die  Ersatzanschaffungsausgaben,  soweit  sie  nicht  die  Höhe  der  unterbDebenen 
notwendigen  Abschreibungen  übersteigen,  steuerrechtlich  wie  Betriebsauslagen 
behandelt  werden.  Unterbleiben  auf  Anlagegegenstände  Abschreibungen  ivegen 
Wertminderung,  so  sind  soweit  die  Ergänxungskosten  hierfür  abxugs fähig  ^), 
Nur  eines  von  beiden  kann  abgezogen  werden,  nicht  beides  zugleich*). 

IV.  Das  steuerrechtliche  Verhältnis  von  Abschreibung  und 
Reparaturkosten.  A.  In  §138  IVB  legten  wir  dar,  dassbilanz-,  tleo  handels- 
rechtlich die  Reparaturkosten  und  zwar  alle,  die  kleinen  wie  die  grossen,  als 
Betriebsausgaben  zu  behandeln  sind,  wenn  Abschreibungen  stattfinden  und  bei 
Bemessung  der  Abschreibungsprozente  der  die  Wertminderung  verlangsamende 
Einfluss  der  Reparaturen  bereits  in  Berücksichtigung  gezogen  wird.  Nunmehr 
handelt  es  sich  darum,  festzustellen,  ob  den  Aufwendungen  für  Reparatur  auch 
steuerrechtlich  Betriebskostennatur  beiwohnt. 

B.  Sollte  es  der  Fall  sein,  so  müssen  die  Ausgaben  für  Reparatur')  unmittelbar 
dem  Zwecke  der  Rohertragserzielung  gedient  haben.  Möglich  ist  das  auch  bei  Aus- 
gaben für  die  Ertragsquelle,  aber  nur  dann,  wenn  dieselben  den  Zweck  haben, 
die  Quelle  in  den  Zustand  der  Ertragsfähigkeil  wieder  zu  versetzen,  in  dem 
sie  sich  vor  Eintritt  des  Schadens  befand,  den  wieder  gut  zu  machen  Aufgabe 
der  betreffenden  Massnahme  ist  *).  Dann  liegt  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  und  damit  das  vor,  was  die  Reparatur  nach  ihrem  Wesen  nur  sein  kann, 
Zurückführung  äussersten  Falles  auf  die  Ertragsfahigkeit  am  Tage  der  Über- 
nahme oder  Begründung. 

C.  Damit  summt  das  positive  Recht  überein,  wenn  es,  wie  das  öster- 
reichische und  bayerische  Recht  in  den  weiter  oben*)  wiedergegebenen  Ge- 
setzesstellen, zu  den  Betriebskosten  die  „Kosten  der  Unterhaltung^^  der  dem 
Betriebe  dienlichen  Anlagen,  80>vie  „die  Kosten  zur  ErhaÜung  .  .  .  des  .  .  .  Be- 
triebsinventars" rechnet.  Denn  unter  den  Kosten  der  Erhaltung  können  doch 
nicht  bloss  die  Kosten  gemeint  sein,  welche  bauliche  Anlagen  und  Inventar  in 
ihrem  bisherigen  Zustande  erhalten,  d.  h.  von  weiterer  Minderung  ihrer  Ertrags- 

*)  Vgl.  auch  Fuisting,  Steuerlchre  138  und  EMnkommensbeetenerung  der  Zu- 
kunft 44.  Daher  nennt  z.  B.  die  Ausführungsan Weisung  zum  preuss.  Eink.St.G.  in 
Art.  18  als  abzugefähig  sowohl  die  Abnutzung  der  im  Betriebe  notwendigen  Gerat- 
schaften u.  8.  w.,  wie  „die  Kosten  zur  Ergänzung  des  BetriebsinventarB,"  wobei  sie 
selbstverständlich  nur  wahlweisen  Abzug  dieser  Posten  im  Auge  hat. 

')  Maatz  109  meint,  „an  sidi"  niüsste  auch  bei  der  ersten  Anschaffung  die  WaM 
frei  stehen.  Allein  dies  widerspräche  der  Bestimmung  der  ßteuerpilicht  dunüi  Gesetz. 
Die  Steuerverwaltungsbehörde  kann  nicht  hiervon  dispensieren.  Die  Steuerbehörde  kann 
im  Einverständnis  mit  dem  Pflichtigen  zuerst  mehr  Steuern  erheben,  als  letzterer  zn 
leisten  gesetzlich  verpflichtet  ist  —  dies  ist  der  Fall,  wenn  Abschreibungen  auf  die 
erste  Anschaffung  unterbleiben  und  dafür  erst  später  der  Aufwand  für  die  Ersatz- 
beschaffung  steuerfrei  bleibt  -— ,  aber  sie  kann  nidit  zuerst  weni^  Steuern  erbeben. 
Dies  wäre  der  Fall,  wenn  die  Behörde  die  Kosten  der  ersten  Elinrichtung  frei  Hesse 
gegen  die  Verpflichtung,  Abschreibungen  hierauf  zu  unterlassen.  Übrigens  erkennt 
Maatz  selbst  an,  dass  gesetzlich  die  Wahl  nur  bei  Ersatzbeschaffung  zusteht 

»)  S.  oben  III  C. 

*)  Siehe  auch  Fuisting,  Steueriehre  141. 

»)  S.  526  Ziff.  4  b. 
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föhigkeit  bewahren,  sondern  unter  Erhaltung  ist  mangels  besonderer  Einschränkung 
zu  verstehen  Erhaltung  in  dem  Zustand  der  Ertragsfähigkeit,  in  welchem  sie  sich 
befanden,  als  sie  der  derzeitige  Betriebsinhaber  herstellte  oder  überkam,  also 
eine  Zurückführung  auf  diesen  früheren,  in  diesem  Sinne  den  ursprünglichen 
Zustand.  Erhaltung,  Instandhaltung  ist  somit  auch  Wiederinsiandsetxungy 
Erneuerung,  Wiederherstellung  des  konkreten  Anlageobjektes ').  Zu  den  Instand- 
haüungskosien  gehören  auch  luid  zwar  in  erster  Linie  die  Wiedermstandsetzungs-, 
d.  h.  die  Beparaturkosten^).  Auch  im  vmisckafÜichen  Sinne  sind  sie  Betiiebs- 
auslagen.  Um  alle  Zweifel  zu  beseitigen,  bemerkt  das  österreichische  Personal- 
steuergesetz §  160  Ziff.  1  Abs.  2,  dass  „als  Betriebs-  und  Erhaltungskosten" 
insbesondere  anzusehen  seien  „die  Ausgaben  für  Unterhaltung  oder  Wiederher- 
sieüung  der  .  .  .  dem  Wirtschaftsbetriebe  dienenden  oder  denselben  sichernden 
baulichen  Anlagen''. 

C.  Dies  Ergebnis  ist  noch  in  seinen  Konsequenzen  zu  verfolgen. 

1.  Betriebsa^islagen  im  toirtschaftlicfien  Sinne  sind  alle  Wiederinstand- 
selzungskosten,  a^ich  grosse  und  grösste  ausserordentliche  {Beparaiuren). 

a)  Beisch  und  Kreibig  hingegen  sind,  wie  schon  S.  508  Anm.  3  bemerkt, 
der  Meinung,  „grossere  Reparaturen  und  Wiederherstellungskosten"  wirkten 
werteihöhend  (oder  werterhaltend)  und  seien  daher  auf  Bestands-,  d.  h.  Vermögens-, 
nicht  Ertragherabsetzungskonto  zu  setzen,  m.  a.  W.:  keine  Betriebskosten,  und 
entschieden  steht  auf  ihrem  Staudpunkt  Art  25  vorletzter  Absatz  der  Voll- 
zQgsvOTSchrift  zum  II.  Hauptstück  des  österreichischen  Personalsteuergesetzes, 
welcher  lautet:  „Nebst  den  Abschreibungen  dürfen  naturgemäss  auch  die  tat- 
sächlich verausgabten  laufenden  Reparaturs-  und  Erhaltungskosten  für  Maschinen 
.  .  .  u.  s.  w.,  welche  in  der  allgemeinen  Betriebsrechnung  enthalten  sind  .  .  ., 
in  Anrechnung  gebracht  werden."  Allein  sind  die  grösseren  Reparaturen  in 
Wahrheit  nur  das,  was  sie  allein  ihrem  Wesen  nach  sein  können,  Zurückführung 
höchstenfalls  auf  den  Zustand  der  Ertragsfähigkeit,  den  der  Gegenstand  bei 
Übernahme  oder  Herstellung  durch  den  gegenwärtigen  Unternehmer  besass, 
dann  wirken  sie  nicht  werterhöhend,  sondern  nur  werterhaltend.  Alles  aber, 
was  lediglich  werterhaltend  wirkt,  auch  der  grösste  Wiederinstandsetzungsaufwand, 
dient  bloss  der  dauernden  Erhaltung  ursprünglicher  Ertragsfähigkeit  und  damit 
der  Ennöglichung  dauernder  Erfüllung  des  Zweckes  der  Quelle  und  hierdurch 
unmittelbar  der  Ertragserzielung. 

b)  Auch  Fuisting^)  glaubt,  wenn  der  Besitzer  sein  Wohnhaus  während 
seiner  langdauemden  Besitzzeit  durch  langjährige  Unterlassung  von  Reparaturen 
derartig  verfallen  lässt,  dass  eine  grosse  umfassende  Reparatur  notwendig  ist, 
könne  nicht  mehr  von  Instandhaltung  gesprochen  werden.     Aber  ist  Instand- 


')  Vgl.  Maatz  in  Juristenzeitung  1902  S.  541 :  „Ausgaben  zur  Erhaltung  der 
Quelle  Bind  steuerfrei,  wenngleich  mit  ihnen  eine  Verbesserung,  eine  Erweiterung,  wie 
sie  in  der  Natur  des  Geschäftes  liegt,  verbunden  ist." 

*)  Wenn  Fuisting  §  9  Anm.  9  A  die  Instandhaltungskosten  als  Aufwendungen 
bezeichnet,  welche  gemacht  weiden,  „um  die  Quelle  in  ihrem  hisherigtn  Zustande  zu 
erhalten  und  hierdurch  zur  Erzielung  des  Ertrags  im  bisherigen  Umfange  fortgesetzt 
geeignet  zu  maekeny**  so  beweist  diese  Wendimg  „fortgesetzt  geeignet  machen"  und 
der  Hinweis  auf  zwei  oberverwaltuugsgerlchtliche  Erkenntnisse,  worin  ausgeführt  wird, 
dasB  die  Abzagsfahigkeit  wegen  Instand^I^un^  sich  auf  solche  Ausgaben  beschrankt, 
die  den  Zweck  haben,  den  Gegenstand  als  Quelle  des  Einkommens  in  dem  Zustand 
der  ErtnLnfähigkeit  zu  unterhalten,  in  welchem  er  als  Vermögensstück  in  das  Eigen- 
tnin  des  Steuerpflichtigen  gekommen  ist,  dass  Fuisting  unter  bisherigem  Zustand  den 
Zustand  versteht,  in  dem  sich  das  Vermögensstuck  früher,  zu  der  Zeit,  als  es  der 
Unternehmer  erwarb,  befand. 

*)  §  9  Anm.  9  A. 

BehB,  Die  BlUnsen  der  AkUengeiieIlsch*fteD.  ^ 
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haltung  auch  Zurückfühnmg  auf  den  ursprünglichen  Zustand,  Reparatur 
„Wiederherstellung",  wie  Fuisting  selbst  sagt,  so  fällt  hierunter  jede  Wieder- 
instandsetzung, die  soweit  zurückführt.  Nicht  zu  den  Betriebskosten  rechnet 
die  Errichtung,  der  Erwerb,  die  Instandsetzung  des  konkreten  Vermögensstückes. 
Sie  ist  Anschaffung  und  Herstellung.  Alles  aber,  was  wieder  in  diesen  Zustand 
zurückführt,  ist  Instandhaltung. 

2.  Andererseits  sind  Betriebmuslagen  im  wirtschaftlichen  Sinne  lediglieh 
die  Wiederinstandsetzungskosten,  also  nicht', 

a)  a)  Die  Kosten  für  Ersatxanschaffrmg.  Diese  sind  Ausgaben  unmittel- 
bar für  Vermögenserzielung.  Die  Beschaffung  einer  neuen  Anlage  an  Stelle 
der  bisherigen,  eines  Ersatzgegenstandes  ist  Vermehrung  des  Anlagevermögens. 

ß)  Nicht  auf  diesem  Standpunkt  steht,  wie  wir  wissen^),  Fuisting.  Wie  er 
einerseits  ausserordentliche  Wiederherstellungsarbeiten  unter  Umstanden  nicht 
zu  den  Betriebskosten  rechnet,  so  erblickt  er  nicht  bloss  steuerrechtlich,  sondern 
auch  wirtschaftlich  in  Ersatzanschaffungen,  Ergänxungen  Betriebsausgaben, 
sofern  an  den  zu  ersetzenden  Gegenstanden  Wertminderungsabschreibungen 
unterbleiben.  Sie  seien  wirtschaftlich  Instandhaltung.  Wir  unsererseits  stehen 
auf  dem  Standpunkt,  dass  die  Ersatzanschaffungskosten  auch  in  diesem  Falle 
wirtschaftlich  Anlagevermogensmehrung  sind  und  nur  steuerlich  wie  Betriebs- 
kosten behandelt  werden.  Den  Gegensatz  zur  Instandhaltung  bildet  die  Ersatz- 
anschaffung  und  nicht  die  Instandsetzung^),  denn  Instandsetzung  ist  auch  die 
Wiederinstandsetzung  und  diese  hat  wirtschaftlich  eine  andere  Natur  als  die 
Anschaffung  (erste  Instandsetzung)  und  die  Ersatzanschaffung. 

b)  a)  Die  Kosten  für  Verbesserung.  Verbesserung  der  Anlageobjekte  ist 
Hinaufführen  ihrer  Ertragsfähigkeit  über  den  Zustand  hinaus,  in  welchem  sie 
sich  befand,  als  der  gegenwärtige  Geschäftsinhaber  sie  erwarb').  Die  Au^;abe 
hierfür  ist  unmittelbar  eine  Ausgabe  für  das  Vermögen  und  darum  keine  Be- 
triebsauslage ^). 

ß)  Das  bayerische  Grewerbsteueigesetz  erklärt  auch  schlechthin  für  nicht 
abzugsfähig;  „Verwendungen  von  gewerblichen  Erträgnissen  zur  Verbessening 
der  gewerblichen  Anlage".     Sie  seien  „keine  Betriebsausgaben"'). 

y)  T>di'&prefussische  Einkommensteuergesetz  §  9  Abs.  2  Ziff.  1  und  das  ösUr- 
rßic/iiscAe  Personalsteuergesetz  §  162  Ziff.  1  in  nahezu  wörtlicher  Übereinstimmung 
damit*)  schliessen  von  der  Abzugsfähigkeit  aus  „Verbesserungen  des  Vennogens, 
welche  nicht  lediglich  als  durch  eine  gute  Wirtschaft  gebotene  und  aus  den  Betriebs- 
einnahmen zu  deckende  Ausgaben  anzusehen  sind".  Nach  dem  Gegensatz,  in 
welchem  die  Begriffe  Einkommen  und  Vermögen  in  Einkommensteuergesetzen 
zueinander  stehen ''),  ist  unter  Vermögen  hier  das  zu  erhaltende  Vennögen 
im  Gegensatz  zum  Einkommen  zu  verstehen,  abo  insbesondere  das  Anlagever- 
mögen®).    Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich  aber,  dass  Verbesserungen  des  An- 

')  Oben  S.  527  Anm.  1. 

')  Wie  Fuisting  meint  §  9  Anm.  9  und  Steuerlehre  141. 

')  Z.  B.  Umgestaltung  eines  Unternehmens  entsprechend  den  neuen  Anfordeningen 
der  Tedmik,  um  es  konkurrenzfähig  zu  erhalten  (Entsch.  in  Steuers.  II  333,  IV  272; 
MaatB  89  Anm.  3) 

*)  Fuisting  dürfte  der  gleichen  Ansicht  sein  (Steuerlehre  138,  141). 

»)  Art.  10  Ziff.  3  a. 

*)  Siehe  oben  S.  522  Anm.  6. 

^)  Siehe  S.  523  bei  Anm.  1. 

*)  Das  bayer.  Gew.StG.  Art  10  Ziff.  3a  (s.  o.)  sagt  unmittelbar  nidit  Verbesse- 
rung des  VermögenR,  sondern  der  Anlage.  Aber  auch  aus  dem  preuss.  und  öeterr. 
Recht  geht  hervor,  dass  es  unmittelbar  Verbesserung  konkreter  Vermögensstücke  m^ot. 
Im  preuss.  und  im  österr.  G.  steht  nebeneinander  „Verwendung  zur  Vwbessenuig  und 
Vermehrung  des  Vermögens".    Wäre  Vermögen  Vermögensirert,  so  würde  das  Wort 
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lagevermögeiis  wie  durch  Betriebseinnahmen  zu  deckende  Ausgaben,  d.  h.  Be- 
triebsausgaben sind.  Denn  Verbesserungen  dienen  nicht  unmittelbar  der 
Ertragserzielung,  sondern  sind  Ausgaben  unmittelbar  für  die  Ertragsquelle^). 
Nur  wenn  Verbesserung  auch  Reparaturen  mit  bedeuten  würde,  gäbe  es  auch 
Verbesserungen,  deren  Kosten  die  Elemente  des  Betriebsausgabenbegriffes  er- 
füllen. Aber  dies  anzunehmen,  verbietet  das  Wesen  der  Reparatur  als  Wieder- 
instandsetzung und  Wiederinstandsetzung  ist  etwas  anderes,  ist  weniger  als 
Verböserung.  Daraus  folgt  noch  nicht,  dass  dieser  Relativsatz  „welche  nicht 
lediglich  anzusehen  sind*'  als  nicht  geschrieben  zu  gelten  hat  Er  betrifil  viel- 
mehr die  Frage^  wie  Verbesserungen  steuerlich  zu  behandeln  sind,  die  zugleich 
eine  B^xtratur  in  sich  enthalten ').  Dieselben  sind,  soweit  sie  nur  dazu  dienen,  den 
froheren  Zustand  herzustellen,  Betriebsausgaben  und  lediglich,  so  weit  sie  darüber 
hinauswirken,  Stammvermögensmehrung.  Im  Einklang  damit  bestimmt  dieser 
ZusatZy  dass  sie  so  weit,  als  sie  nicht  lediglich  als  durch  eine  gute  Wirtschaft 
und  aus  den  Betriebskosten  zu  deckende  Ausgabe,  d.  h.  als  Reparatur  anzu- 
sehen sind,  bei  der  Ertragsberechnung  ausser  Berücksichtigung,  d.  h.  ausser 
Abzug  zu  bleiben  haben. 


Die  Absebreibitiiireii  auf  die  Disacio-  und  Agiokonten  der 
Scbnldversclireibnncflutnscabe  im  alli^meinen. 

§  140, 

I.  Wie  wir  wissen,  bringt  sowohl  das  Wesen  des  Disagio-  wie  das  Wesen 
des  Agiokontos  der  Obligationenausgabe  Abschreibungen  wegen  Wertminderung, 
also  sog.  notwendige  Abschreibungen  mit  sich').  Die  Abschreibungen  am 
Diaagiokonto  geschehen  zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlustkontos,  weil  sie  ein 
Aktivum  mindern,  die  Abschreibungen  am  Agiokonto  zu  Giuisten  des  Gewinn- 
und  Verlustkontos,  weil  sie  ein  Passivum  verringern.  Die  erstgenannten  Ab- 
schreibungen setzen  bilanzmässigen  Gewinn  und  wirtschaftlichen  Reinertrag 
herab,  denn  jede  Minderung  eines  Aktivums  verringert  den  Überschuss  der 
Aktiva  über  die  Passiva,  jede  notwendige  Abschreibung  auf  Betriebsgegenstande 
den  Überschuss  der  Betriebseinnahmen  über  die  Betriebskosten.  Gerade  ent- 
gegengesetzt hat  die  Herabsetzung  eines  Bilanzpassivums  die  Steigerung  des 
Aktivüberschusses  und  jede  Herabminderung  der  Betriebskosten  eine  Erhöhung 
des  Reinertrags  zur  Folge.  Die  einen  Abschreibungen  verringern  also  die 
Steuerpflicht,  während  die  anderen  ein  Anwachsen  derselben  hervorrufen. 

II.  A.  Da  in  dem  einen  Falle  Abschreibung  an  einem  Aktivum,  in  dem 
anderen  Abschreibung  an  einem  Passivposten  vorliegt,  beantwortet  sich  für  beide 
Fälle  auch  die  Frage   verschieden,    ob,   wenn  Wertmindernng  eintritt,  die  ent- 


Varbessenmg  überflüssig  sein,  denn  jede  Verbesserung  der  Vermögenswerte  ist  eine 
Vermehrung  derselben.  Aber  unter  Vermö^n  sind  die  einzelnen  Yerm^geiiBgegensiände 
Terstanden.  Vermehrung  des  Vermögens  ist  Erhöhung  der  Zahl  der  Vermögensgegen- 
stande.  Verbesserung  des  Vermögens  ist  Verbesserung  eines  vorhandenen  Vennögens- 
gegenstandes,  Steigerung  der  Vermögenswerte  ohne  Erhöhung  der  Zahl  der  Vermögens- 
sCäcIce. 

^)  Das  bayer.  Gew.St.G.  lasst  auch  bezeichnender  Weise  den  Zusatz:  „welche 
nicht  lediglich  —  anzusehen  sind''  weg. 

*)  2.  R  Auswechslung  von  reparaturbedürftigen  Brücken  und  Fahrbetriebsmitteln 
daich  solche  besseren  Systems,  d.  h.  grösserer  Leistungsfähigkeit  und  längerer  Halt- 
barkeit.   Vgl.  Beisch  II  320. 

»)  Vgl.  §  101  n  A  6  und  III  B  2;  §  106  IV  A. 

34* 
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.  sprechende  Abschreibung  vorgenommen  werden  muss  oder  nicht.  Wir  wissen, 
dass  im  Gesellschaftsrecht  bei  Aktiven  die  Unter-,  bei  Passiven  die  Überbe- 
wertung jmva/rechtlich  erlaubt  ist^).  Am  DisagiokonU}  muss  daher  die  not- 
toendige  Abschreibung  erfolgen^),  am  Emissionso^posten  kann  sie  unierMeiben*). 
B.  Damit  ist  zugleich  die  Frage  der  priviürechiYicYk&a  Zulassigkeit  von 
freiwilligen  Abschreibungen  entschieden.  Das  Disagio  kann  stärker  als  not- 
wendig abgeschrieben,  demgemäss  sogar  in  seiner  vollen  Hohe  schon  im  Ja)ire 
seiner  Entstehung  abgeschrieben  werden^);  am  Agiokonto  ist  jede  freiwüUge 
Abschreibung  privatrechtlich  unstatthaft^). 

III.  Es  fragt  sich,  ob,  was  privatrechtlich  gilt,  auch  steuerrechtlich  zutrifft 
A.  Auf  den   richtigen  Weg  in  Beantwortung  dieser  Frage  führt  die  Be- 
obachtung, dass  für  das  Steuerrecht  der  Grund  bedeutungslos  ist,  um  dessent- 
willen  das  Handelsgesellschaftsrecht  Über-  imd  Unterbewertung  verbietet 

1.  Die  Ursache  hierfür  liegt»  wie  wir  wissen,  in  der  Verteilbarkeit  des 
Reingewinns.  Das  Verbot  der  Überbewertung  soll  verhindern,  dass  mehr 
Reingewinn  als  vorhanden,  d.  h.  dass  Vermögen  als  Reingewinn  verteilt  wird. 
Das  Verbot  der  Unterbewertung  hat  den  Zweck,  hintanzuhalten,  dass  weniger 
Reingewinn  zur  Verteilung  gelangt,  als  tatsachlich  sich  vorfindet.  Von  diesen 
Gesichtspunkte  aus  ist  auch  die  bilanzrechtliche  Behandlung  des  r^ulären  und 
ausserordentlichen  Disagios  und  Agios  der  Obligationenemission  zu  betrachten. 
Was  ist  der  Grund  ihrer  Einstellung  in  die  B.  anderes,  als  die  Absicht  der 
Verteilung  eines  Kapitalnutzungsanspruches  und  eines  reinen  Veriustes,  einer 
Zinsschuld  und  eines  reinen  Gewinnes  auf  die  ganze  Periode  der  Verzinsung 
der  Obligationen  zu  dem  Zwecke,  dass  diese  ganze  Periode  an  Vor-  und  Nach- 
teil der  Obligationenemission  unter  bezw.  über  pari  gleichmässig  Anteil  eiiiält 
und  so  die  Höhe  des  jährlich  verteilbaren  Reingewinns,  die  jahrlich  sich  »^bende 
Erfolgsgrosse,  dadurch  gleichmässig  beeinflusst  wird? 

2.  Im  Steuerrecht  handelt  es  sich  um  die  Bemessung  der  Steuerhohe 
und  hierfür  ist  nicht  die  Grösse  des  verteilbaren  Reingewinns  der  B.,  sondern 
die  Grösse  des  steuerpflichtigen  wirtschaftlichen  Ertrags  das  ausschlaggebende 
Moment.  Ist  zu  diesem  Behuf e  kraft  Gesetzes  eventuell  auch  der  Betrag  des 
verteilbaren  Reingewinns  festzustellen^  so  geschieht  dies  nur  als  Mittel  zum 
Zweck.  Nur  ein  Glied  in  der  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Beinertrags 
bildet,  wie  wir  wissen'),  die  Feststellung  des  bilanzmässigen  Reingewinns.  Also 
fehlt  bei  Bemessung  der  Besteuerungsgrundlage  die  Notwendigkeit  buchhalterischer 
Massnahmen,  welche  den  Zweck  haben,  die  Mitglieder  der  Gregenwart  nicht 
zum  Nachteil  der  Mitglieder  der  Zukunft  und  umgekehrt  zu  bevorzugen.  Vid- 
mehr  greift  hier  grundsätzlich  eine  andere  wirtschaftliche  Auflassung  Platz. 

3.  Für  die  Frage,  welchem  Geschäftsjahre  die  einzebie  Einnahme  zu 
gute^  die  einzelne  Ausgabe  zu  Lasten  zu  setzen  sei,  ist  in  diesem  Zusammen- 
hange grundsätzlich  das  Jahr  der  Entstehung'^)  dieser  Einnahmen  und  Aus- 
gaben entscheidend.  Nicht  wird  prinzipiell  gefragt^  welchen  Jahren  kommt  diese 
Ausgabe  und  diese  Einnahme  zu  gute,  und  dann  bestimmt:  diese  Jahre  haben 
auch  die  entsprechende  Last  zu  tragen,  sondern  ausschlaggebend  ist,  in  welchem 
Jahre   wurde  zu  dieser  Einnahme,    dieser  Ausgabe    der   wirtschaftliche    Grund 


')  8  23  V  H,  I. 

»)  §  103  II  D. 

»)  §  106  IV  B  2. 

*)  §  103  III  A,  B. 

•)  §  106  IV  A  3  und  0. 

•)  §  113  I  C. 

')  Vgl.  oben  §  97  U  C  1. 
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gelegt,  wann  wurde  sie  verursacht.  Von  einer  grösseren  Reparatur  der  Dampf- 
maschine haben  zweifellos  auch  spatere  Betriebsjahre  Nutzen  und  doch  bildet 
der  Aufwand  hierfür  eine  Ausgabe  lediglich  des  Jahres  ihrer  Vornahme.  Und 
ebenso  steht  es  mit  den  Ertragnissen.  Mag  ihre  Gewinnung  die  Folge  eines 
Geschäftes  sein,  welches  auch  noch  späteren  Jahren  Verpflichtungen  auferlegt, 
wirtschaftlich  zugerechnet  wird  die  Einnahme  dem  Jahre  ihrer  Entstehung. 

4.  Aber  dies  ist  nur  die  prinzipielle  wirtschaftliche  Auflassung.  Die 
Berechnung  der  Besteuerungsgrundlage  duldet  auch  die  der  Reingewinnver- 
teilung zu  Grunde  liegende.  Es  ist  wirtschaftlich  nicht  unbegründet,  auch  zur 
Ausgleichung  der  Steuerpflicht  Einnahmen,  aus  welchen  Lasten  für  spätere 
Jahre  entstehen,  und  Ausgaben^  durch  welche  späteren  Jahren  Einnahmen  ver- 
mittelt werden,  auf  diese  ganze  Reihe  von  Jahren  zu  verteilen.  Zwar  verlangt 
dies  nicht  die  wirtschaftliehe  Notwendigkeit,  aber  auch  wirtschaftliche  Bedenken 
stehen  ihm  nicht  entgegen.  Auch  vom  Standpunkte  des  wirtschaftlichen  Er- 
toagsbegriflTes  aus  geht  es  an,  eine  Einnahme,  deren  Erzielung  in  der  Gegen- 
wart nur  um  das  Opfer  der  Übernahme  von  in  spätere  Wirtschaftsperioden  hinein- 
reichenden Verpflichtungen  möglich  war,  als  verdient  und  darum  als  Bestandteil 
des  Rohertrags  erst  von  dem  Momente  an  anzusehen,  wo  die  letzte  dieser  Ver- 
pflichtungen erfüllt  ist,  und  nicht  minder  gestattet  as  der  Begriff*  Betriebsaus- 
gabe, eine  Ausgabe,  deren  vorteilhafte  Folgen  auch  erst  in  den  Ertragnissen 
späterer  Geschäftsjahre  hervortreten,  als  vollständig  gemacht  erst  in  dem  Augen- 
blicke gelten  zu  lassen,  in  welchem  ihre  Einwirkung  auf  die  Ertragsbildung  zu 
Ende  geht,  und  demgemäss  alle  Geschäftsjahre  bis  dahin  anteilsmässig  zur 
rechnerischen  Deckung  dieser  Ausgabe  heranzuziehen. 

K  Die  Konsequenz  dieser  wirtschaftlichen  Umstände  ist  folgende. 

1.  Vorau^eschickt  sei  dieses.  Disagio  und  Agio  rufen  Veränderungen 
in  den  Vermögenswerten  der  Unternehmung  hervor.  Ordentliches  und  ausser- 
ordentliches Disagio  münden,  wenn  sie  zur  Abschreibung  gelangen,  auf  die 
Verlust-,  ordentliches  und  ausserordentliches  Agio  auf  die  Gewinnseite  der  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  aus.  Zugleich  stellen  sie  Wertposten  dar,  welche 
unmittelbarer  Ausfluss  einer  Bettiebstätigkeit,  der  Aufnahme  von  Schulden  für 
den  Betrieb  sind^).  Steuerrechtlich  rechnen  sie  daher  im  Falle  ihrer  Ab- 
schreibung nicht  zu  den  ausserordentlichen  Verlusten  und  Grewinnen,  welche  das 
StammvOTmögen,  aber  nicht  den  Ertrag  berühren,  sondern  sie  bilden  Betriebs- 
verlust bezw.  Betriebsgewinn.  Das  ausserordentliche  Disagio  ist  Reinverlusts-, 
das  ausserordentliche  Agio  Reinertragsbestandteil,  das  ordentliche  Disagio  Be- 
triebsausgabe, das  ordentliche  Agio  Betriebsrohertrag. 

3.  Dies  vorausgeschickt»  erhellt  zunächt: 

a)  SteuerrechiUch  das  BegiUäre  ist,  Emisaionsdisaffio  und  Emissionsagio 
sofort  im  Emissionsjahre  völlig  auf  Verlust-  und  Gewinnkonto  ahxtisckreibefi. 
Denn  entstanden  sind  beide  wirtschaftlich  voll  und  ganz  im  Jahre  der  Schuld- 
verschreibungsausgabe. Hierin  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  der 
handelsrechtUchen  Behandlung.  Handelsrechtlich  darf  wohl  das  Disagio,  nicht 
aber  das  Agio  schon  im  Emissionsjahre  gänzlich  abgeschrieben  werden.  Jede 
Abschreibung  am  Agio  über  das  notwendige  Mass  hinaus  ist  unzulässig. 

b)  Steuerrechtlich  zulässig  ist  es  auch,  beide  Posten  erst  nach  und  nach 
zur  Absehreibung  zu  bringen. 

a)  Dies  macht  aber  auch  für  die  steuerliche  B.  eine  ganz  andere  Be- 
handlung von  Emissionsdisagio  und  Emissionsagio  notwendig,  als  sie  ihrer 
wirtschaftlichen  Natur  entspricht     Um  sie   zum  Teil  als  Betriebsverlust  bezw. 

')  Anderer  Anschauung  Beigel  II  65.    Siehe  aber  oben  §  111  VI  C  1  c. 
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Betriebsgewinn  der  Zukunft  erscheinen  zu  lassen,  muss  in  der  B.  des  Be- 
gebungsjahres zum  Ausdruck  kommen,  dass  sie  nicht  Verlust-  bezw.  Gewinn  dieses 
Jahres  darstellen.  Das  geschieht  dadurch,  dass  sie  in  diesem  Jahre  und  in 
jedem  folgenden,  dem  sie  noch  nicht  zur  Last  fallen  bezw.  zum  Vorteil  sein 
sollen,  als  das  gerade  Gegenteil  erscheinen:  das  Disagio  als  Aktivum  —  als 
Bewertung  eines  Kapitalnutzungsanspruches  ^)  bezw.,  was  das  ausserordentliche 
Disagio  angeht,  als  Bewertung  eines  Verlustpostens,  der  dadurch,  dass  er  als 
Bilanzaktivum  eingestellt  wird,  als  ein  nicht  diesem  Bilanzjahr  anzulastender 
gekennzeichnet  wird')  — ,  das  Agio  als  Passivum  und  zwar  das  ordentliche 
als  ein  Zinsschuldposten  ^),  das  ausserordentliche  als  ein  Gewinnposten,  der  da- 
durch, dass  er  in  das  Bilanzpassivum  eingestellt  wird,  dahin  gekennzdchnet 
wird,  dass  er  nicht  einen  Ertrag  dieses  Jahres  darstellt^). 

ß)  Emissionsdisagio  und  Agio  als  Bilanzposten  wirken  steuerlidi  also 
ihrer  Natur  gerade  entgegengesetzt  Indem  das  Disagio  als  Bilanzaktivum 
eingesetzt  wird,  wird  es  dem  Verlustkonto  vorerst  entzogen  und  wirkt  so  rUcht 
ertragmindemd  und,  indem  das  Agio  unter  den  Bilanzpassiven  zur  Einstellung 
gelangt,  wird  es  vorerst  dem  Gewinnkonto  entzogen  und  wirkt  auf  diese  Weise 
nicht  ertragerhohend.  Das  Disagio  erscheint  auf  diese  Weise  als  Stammver- 
mogensmehruug  und  nicht  als  Betriebsverlust  und  das  Agio  als  Stammver- 
mögensminderung und  nicht  als  Betriebsgewinn. 

c)  Nu^  statthaft  ist  es,  an  Emissionsdisagio  bezw.  Agio  tveniger  ak 
notwendig  abxtMchreiben  oder  sogar  mit  der  Abschreibung  auszusetzen  bis  zum 
Bückzahlungstermine. 

a)  Hinsichtlich  des  Agios  erscheint  dies  selbstverständlich.  Denn  ein 
Unterbleiben  von  notwendigen  Abschreibungen  hierauf  würde  dem  Staate  die 
Steuer  erst  in  einem  späteren  Geschäftsjahre  zuführen,  als  in  dem,  in  weldiem 
er  an  sich  hierauf  Anspruch  hat  Wird  weniger,  als  an  sich  notwendig,  vcxn 
Agiokonto  auf  die  Grewinn-  und  Verlustrechnung  übertragen,  so  bleibt  damit 
auch  der  Beingewinn  geringer. 

ß)  Anders  bezüglich  des  Disagios.  Hier  möchte  man  meinen,  es  müsste 
steuerrechtlich  das  gerade  Gegenteil  von  dem  gelten,  was  handelsrechtlich  hier- 
für massgebend  ist  Handelsrechtlich  darf  die  notwendige  Abschreibung  nicht 
unterbleiben^).  Man  könnte  glauben,  die  notwendigen  Absetzungen  zu  unter- 
lassen, müsste  angängig  sein,  weil,  je  weniger  vom  Disagiokonto  auf  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  überführt,  d.  h.  als  Betriebsverlust  abgezogen  wird,  um 
so  höher  die  steuerpflichtige  Reinertragssiunme  steigt  und  der  Staat  so  Steuern 
in  einem  früheren  Geschäftsjahre  erhält,  als  er  an  sich  erwarten  dürfte.  Allein 
dem  steht  das  positive  Recht  entg^en.  Das  prettssische^)  und  das  ba^erisehe'^} 
Recht  sprechen  es  ausdrücklich  aus,  dass,  wenn  der  Reinertrag  im  Wege 
handelsrechtlicher  Bilanzaufnahme  festgestellt  wird,  die  Berechnung  nach  den 
Grundsätzen  zu  geschehen  hat,  wie  „solche  für  die  Inventur  und  B.  durch  das 
H.G.B.  vorgeschrieben^)  sind')**.  Vorgeschrieben  ist  im  H.G.B.  aber  Berechnung 
nach  dem  gegenwärtigen  Werte,  also  ist  sowohl  eine  Unter-    wie    eine  Überbe- 


>)  §  101  II  A  5  b. 

«)  §  101  II  B  2. 

»)  §  106  n  B  2. 

*)  I  106  m  B. 

')  Siehe  oben  II  A. 

•)  Eink.StG.  §  14  Abs.  1. 

^  Gew.StG.  Art  14  Abs.  1. 

»)  S.  oben  §  20  IV. 

•)  S.  oben  §§  112  f. 
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Wertung  von  Aktiven  verboten  und  Überbewertung  eines  Aktivpostens  läge  bei 
Unterlassung  der  notwendigen  Abschreibungen  am  Disagio  vor.  Dasselbe  erweist 
sich  für  das  österreichisckc  Recht  mittelbar.  Nach  Personalsteuergesetz  §  93 
bilden  den  steuerpflichtigen  Reinertrag  „die  bilanzmässigen  Oberschüsse^^  Bilanz- 
massig,  d.  h.  bilanzrechtlich  erlaubt  ist  aber  nicht  die  Überbewertung  von 
Aktiven. 

3.  Aber  noch  eine  Einschränkung  müssen  wir  machen:  Mag  die  Unter- 
nehmung sich  für  die  eine  oder  die  andere  wirtschaftliche  Behandlung  ent- 
scheiden, Disagio  und  Agio  gleich  im  Entstehungsjahre  oder  allmählich  ab- 
schreiben, jedenfalls  kann  sie  nicht  für  beide  in  der  Weise  verschieden  vorgehen^ 
dass  sie  das  Disagio  sofort,  das  Agio  erst  allmählich  der  Abschreibung  zufährt. 
Denn  indem  sofortige  gänzliche  Absetzung  des  Disagios  den  staatlichen  Steuer- 
anspruch der  Gegenwart  stärker  mindert,  als  er  durch  die  allmähliche  Ab- 
schreibang am  A^o  gesteigert  wird,  wird  der  Staat  mit  einen  Anspruch  auf 
etwas,  was  er  bei  anderer  wirtschaftlicher  Auffassung  in  der  Gegenwart  haben 
könnte,  auf  die  Zukunft  verwiesen,  während  der  Steuerpflichtige  mittelst  der  nur 
allmählichen  Agioablösuug  von  der  Gegenwart  allen  steuerlichen  Vorteil  ge- 
niesst,  den  ihm  diese  gewähren  kann.  Der  Steueranspruch  ist  etwas  dem  öflent- 
Kchen  Interesse  Dienendes.  Was  aber  dem  öffentlichen  Interesse  als  dem 
Interesse  der  Gesamtheit  dient,  muss  im  Zweifel  dem  Privatinteresse  vorgehen. 
Wohl  ist  es  also  steuerlich  möglich,  dass  das  Emissionsagio  sofort  und  nur 
das  Disagio  allmählich  zur  Absclireibung  gelangt.  Dadurch  wird  der  Steuer- 
pflichtige mit  seinem  Steuerminderungsanspruch  —  Disagioabschreibung  erhöht 
den  Betriebsverlust  —  an  die  Zukunft  verwiesen.  Privatinteresse  kann  hinter  öfient- 
iKhes  zurücktreten.  Nicht  aber  kann  mangels  besonderer  Bestimmung  das 
steuerliche  Interesse  des  Staates,  das  ein  öffentliches  ist,  schlechter  gestellt 
werden,  als  das  private.  Das  wäre  aber  der  Fall,  wenn  der  Staat  mit  seinem 
Anspruch  auf  höhere  Steuer  auf  die  Zukunft  verwiesen  würde,  während  der 
Steuerpflichtige  den  steuermindemden  Vorteil  allmählicher  Agiotilgung  schon  in 
der  Geg<enwart  geniesst. 


Die  Absehreibiiiis:e]i  auf  Disas:io  und  A|B:io  int  sehwelserischen 
Aktien-  nnd  im  deutschen  Hypothekenbankrecht. 

§141. 

L  Die  Frage,  welche  angesichts  dieser  allgemeinen  Erörterungen  über 
Abschreibungen  an  Disagio  und  Agio  der  Obligationenausgabe  entsteht^  ist: 
wie  verhält  sich  zu  denselben  das  positive  Recht,  wie  es  für  die  Ausgabe  von 
Schuldverschreibungen  durch  A.en  schlechthin  im  schweizerischen  Obligationen' 
reckij  für  Emission  von  Hypothekenpfandbriefen  durch  Hypothekenbanken  im 
deutschen  Hypothekenbankgesetx  enthalten  ist^). 

II.  A.  Hinsichtlich  des  Enussionsdisagios  —  das  schweizerische  Obli- 
gationenrecht enthält  nur  über  dieses  Vorschriften  —  besteht  bilanzrechtlich 
völlige  t)bereinstimmung  zwischen  dem,  was  wir  aus  allgemeinen  Erwägungen 
ableiteten,  und  dem,  was  sich  aus  dem  positiven  Recht  ergibt.  Auch  nach 
Spewlhandelsrecht  kann  notwendige  Abschreibung  am  Disagiokonto  nicht  unter- 
bleiben und  ist  freiwillige  uneingeschränkt  gestattet, 

1.  Das  eine  folgt  unmittelbar  aus  dem  Wortlaut  der  Gesetze.  Schweizerisches 


*)  Vgl.  oben  §  105  I  B  und  §  106  V  A. 
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Obligationenrecht  §  657  Ziff.  7  bestimmt  u.  a.:  Die  Differenz  zwischen  dem 
Emissions-  und  dem  Rückzahlungsbetrage,  welche  unter  die  Aktiva  aufgenonmien 
wird,  „ist  durch  jährliche  Abschreibungen  bis  zum  Verfalltage  zu  amortisieren'^. 
Und  ebenso  lautet  deutsches  Hypothekenbankgesetz  §  25  Abs.  1  letzter  Satz: 
„Der  in  die  B.  eingestellte  Aktivposten  muss  jährlich . . .  abgeschrieben  werden.'' 

2.  a)  Das  andere  ergibt  sich  für  schweizerisches  und  deutsches  Recht 
aus  der  allgemeinen  Erwägung,  dass  nach  beiden  Gresetzgebungen  das  Disagio 
überhaupt  nicht  in  die  B.  eingesetzt  zu  werden  braucht,  sondern  sofort  im  Be- 
gebungsjahre zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  abgeschrieben  werden 
darf.  Letzteres  Verfahren  bildet  nach  beiden  Gesetzen  sogar  die  im  Zweifel 
geltende  RegeP).  Darf  aber  das  Disagio  überhaupt  völlig  aus  der  B.  wegge- 
lassen werden,  so  ist  es  um  so  mehr  statthaft,  dasselbe,  wenn  es  eingesetzt  wird, 
stärker  als  notwendig  abzuschreiben. 

b)  Für  das  deutsche  Hypothekenbankrecht  erhellt  das  Gleiche  noch  aus 
der  besonderen  Bestimmung  des  §  25  Abs.  1,  die  wir  anführten;  denn  sie 
lautet  vollständig:  „Der  (demgemäss)  in  die  B.  eingestellte  Aktivposten  muss 
jährlich  zu  mindesiens  einem  Vierteil  abgeschrieben  werden.'*  Hieraus  geht  zu- 
gleich hervor,  dass  nach  Hypothekenbankgesetz  das  Disagio  nicht  erst,  wie 
nach  Schweizerrecht,  „am  Verfalltage'',  sondern  weit  früher,  nämlich  in  längstens 
fünf  Jahren,  das  Emissionsjahr  eingerechnet,  getilgt  sein  muss^). 

B.  1.  Was  vorstehend  als  Spezialhandelsrecht  entwickelt,  steht  nicht  im 
Widerspruch  mit  dem,  was  wir  als  allgemeines  Steuerrecht  nachwiesen^).  Nadi 
ihm  kann  das  Emissionsdisagio  sofort  ganz  oder  allmählich  amortisiert  werden; 
im  letzteren  Fall  darf  alljährlich  nicht  weniger  als  notwendig  zur  Abschr^bung 
gelangen. 

2.  Es  fragt  sich,  ob  die  Unternehmung  steuerrechtlich  anders  verfahren 
darf  als  handelsrechtlich. 

a)  Die  Vorschriften  des  schweizerischen  Obligationenrechtes  §  657  ent- 
sprechen im  allgemeinen  denjenigen  des  deutschen  H.G.B.  §  261.  Demnach 
sind  sie  zwar,  wie  diese  ^),  privatrechtlicher  Natur,  aber  nach  den  schweizerischen 
Steuergesetzen  ist  auch  die  steuerliche  B.  nach  Massgabe  des  Obligationenrechtes 
aufzustellen  und  damit  den  Vorschriften  des  letzteren  für  das  Steuerrecht 
öffentlich-rechtlicher  Charakter  verliehen.  Also  kann  nicht  für  das  Veifaältiiis 
der  A.  zu  Aktionären  und  Gläubiger,  d.  h.  privathandelsrechtlich  das  Disagio 
sofort  ganz  abgesetzt,  für  das  Verhältnis  zum  Staat,  steuerrechtlich,  allmählich 
amortisiert,  und  ebenso  nicht  umgekehrt  verfohren  werden. 

b)  Nicht  dasselbe  gilt  für  das  deutsche  Hypothekenbankgesetz.  Die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  sind  zwar  grundsätadich  öffentliches  Recht,  aber 
öffentliches  ^aru^recht.  Recht  wirtschaftspolizeilichen  Charakters,  um  vaücswhir 
schaftlicher  Gesamtheiten  willen  erlassene  Vorschrift  Wohl  ist  auch  das 
Steuerrecht  öffentlicher  Natur,  aber  «toatowirtschaftlicher,  solches,  das  in  erster 
Linie  dem  staatlichem  Finanzzweck  dient,  und  es  ist  keineswegs  notwendig, 
dass  woblfahrtspolizeiliches  und  Finanzinteresse  des  Staates  der  gidchen  Rechts- 
vorschrift unterliegt.  Femer  verlangen  die  Steuergesetze  eine  Berechnung  des 
Reinertrags  nur  nach  den  Bilanzvorschriften  des  H.O.B.  Auch  von  önem 
Vorgehen  des  Hypothekenbankgesetzes  als  eines  Reichsgesetzes  kann  keine 
Rede  sein,  denn  dies  Vorgehen    bezieht  sich  nur  auf  Gesetze  über  die  gleiche 


*)  8.  oben  §  105  IV 

*)  Näheres  hierüber  §  105  V  A  2. 

»)  §  140  ni  B. 

*)  §  39  II. 
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Materie.  Nach  dem  aUem  ist  es  nicht  unstatthaft,  dass  die  Unternehmung  das 
Disagio  handelsrechtlich  allmählich,  steuerrechtlich  gleich  völlig  abschreibt  und 
ebenso,  dass  sie  umgekehrt  verfahrt. 

in.  A.  1.  Was  das  Emissionso^  angeht,  so  kennen  wir')  die  handek- 
rechtlichen  iSs^elbestimmungen: 

a)  das  Agio  muss  in  die  B.  eingestellt  werden; 

b)  jede  notwendige  Abschreibung  kann  unterbleiben; 

c)  jede  freiwillige  Abschreibung  darauf  ist  unzulässig. 

2.  Das  Hypothekenbankgesetz  trifffc  hinsichtlich  des  Agios,  das  bei  Aus- 
gabe von  Hffffothekenpfandbnefen  entsteht,  Ausnahmen  von  diesen  Regeln, 
zwar  nicht  von  allen  dreien,  aber  von  der  ersten  und  dritten. 

a)  Das  Emissionso^  muas  hier  nkhi  unter  aüen  Umständen  und  in 
seiner  ganzen  Höhe  (als  Passivposten)  in  die  B.  eingesieüt  werden. 

a)  Wie  wir  bereits  wissen'),  ist  es  nicht  der  Fall,  wenn  die  Pfandbriefe 
für  die  Bank  jederzeit  kündbar  sind.  Nur  „wenn  die  Bank  auf  das  Kecht 
verzichtet,  die  Hjpothekenpfandbriefe  jederzeit  zurückzuzahlen'^  —  sie  kann 
dies  nach  Hypothekenbankgesetz  §  8  Abs.  2  höchstens  für  10  Jahre  — ,  ist 
das  Emissionsagio,  der  „Mehrerlös"  (über  den  Nennbetrag),  wie  das  6.  sagt'), 
unter  die  Passiven  der  B.  einzureihen. 

ß)  Auch  im  FaUe  der  UnkündbarkeU  der  Pfandbriefe  muss  das  Agio 
nur  so  weit  als  Bilanzposten  vorgetragen  werden^  als  es  „den  Betrag  von  eins 
vom  Hundert  des  Nennwerts"  der  Pfandbriefe  „übersteigt",  durch  deren  Aus- 
gabe das  Agio  entstand.  Über  ein  Prozent  des  Agiogewinns  kann  die  Bank 
demgemäss  sofort  im  Emissionsjahre  frei  verfügen.  Der  Gresetzgeber  beabsichtigt 
dadurch  die  Abschwächung  auszugleichen,  welche  der  bilanzmässige  Reingewinn 
des  Begebungsjahres  dadurch  erfährt^  dass  ihm  als  ein  Bestandteil  der  Betriebs- 
kosten der  Emissionsaufwand  zur  Last  fällt.  Der  Betrag  von  einem  Prozent 
des  Nennwerte  der  Pfandbriefe  erscheint  dem  Gresetzgeber  nach  der  Erfahrung 
hierfür  als  notwendig  und  ausreichend*). 

b)  Freiwillige  Abschreibungen  auf  das  Emissionsagio  sind  hier,  wenn 
auch  unter  Einschränkungen,  statthaft. 

a)  Nach  der  allgemeinen  Norm")  verteilt  sich  die  Abschreibung  des 
Agios,  des  vollen,  wie  des  nach  Abzug  des  einen  Prozents  verbleibenden*),  an- 
teilsmassig  auf  die  ganze  Periode  zwischen  Ausgabejahr  und  Rückzahlungstermin. 
Erst  am  „Verfalltage"'')  der  Schuldverschreibung  kann  und  muss  auch  das 
Emissionsagio  verschwunden  sein.  Bei  unkündbaren  Hyx)othekenpfandbriefen  darf 
die  Agioamortisation  auch  nur  auf  die  Unkündbarkeitsdauer  verteilt,  also  rascher, 
bei  zehnjähriger  Verkündbarkeitsfrist  somit  in  10  Jahren,  durchgeführt  werden. 
rHe  Umlaufszeit  der  Pfandbriefe  betragt  an  sich  vielleicht  50  Jahren;  somit 
wäre  eigentlich  alle  Jahre  nur  ^j^^  abschreibbar;  betragt  die  Unkündbarkeits- 
frist  7  Jahre,  so  ist  es  statthaft,  jährlich  nicht  bloss  ^/g^,  sondern  ^j^  abzu- 
schreiben. Hierin  liegt  aber  die  Einräumung  eines  Rechtes  zu  Abschreibungen 
über  das  notwendige  Mass  hinaus,  also  zu  freiwilligen  Abschreibungen. 


>)  §  140  I,  106  IV  A  3  und  C. 
»)  §  106  V. 
•)l  28. 

*)  BegrÜDdiuig   zu  Entwurf  U  des  Hyp.B.G.  (Beichstagsyerhandlungen  10.  Leg.- 
Per.,  1.  Sess.  1898/1900,  2.  Anlagenband  [1899]  S.  947). 

•)  §  106  rv  A. 

*)  Die  Bank  kann,  muss  aber  nicht  das  eine  Prozent  von  der  Einsetzung  in  die 
B.  «oaBchlieflsen. 

0  8.  Schweiz.  Obhg.-R  §  657  Ziff.  7. 
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ß)  Andererseite  sind  Mass  und  Venvendung  der  frmviUigen  Abschrdbung 
aber  auch  wieder  hesckränki. 

aa)  „Während  der  Jahre,  für  welche  die  Bückzahlung  im  Hypotheken- 
Pfandbriefe  ausgeschlossen  ist'S  also  die  Unkündbarkeiteperiode  hindurch  t^äarp' 
die  Bank  über  den  in  die  B.  eingestellten  Agioposten  „alljährlich  nur  zxjl  einem 
der  S^ahl  dieser  Jahre  entoprechenden  Bnichteil  verfügen*'^).  Nach  Ablauf  der 
Unkündbarkeitefrist  kann  die  Bank  jährlich  mehr  abschreiben.  Nehmen  wir 
an,  die  Unkündbarkeitsdauer  betrage  10  Jahre,  so  kann  die  Bank,  wenn  sie 
während  dieses  Zeitraums  o^ährlich  abschreibt^  jährlich  nur  ^/|^  amortisieren. 
Tilgt  sie  trotz  zehnjähriger  Unkündbarkeitsfrist  während  dieser  Periode  jährlich 
nur  ^/^^,  so  kann  sie  nach  Ablauf  des  Unkündbarkeitezeitraums  jährUch  mehr 
tilgen,  also  auch  sofort  die  fehlenden  ^^\^^»  Der  Grund  für  diese  unterschied- 
liche Behandlung  liegt  darin,  dass,  solange  die  Pfandbriefe  unkündbar  sind^ 
die  Bank  sich  ausser  der  M^h'chkeit  befindet,  die  Pfondbriefe  auf  einen 
niedrigeren  Zinsfuss  zu  konvertieren,  wenn  es  der  allgemeine  Greldmarkt  im 
übrigen  erlauben  würde.  Sie  muss,  auch  wenn  unterdessen  der  allgemdne 
Zinsfuss  sank,  höhere  Pfandbriefzinsen  fortentrichten.  Damit  sie  dies  mit  Sicher- 
heit zu  erfüllen  vennag,  schreibt  der  Gesetzgeber  im  Interesse  der  Pfandbrief* 
gläubiger  grundsätzh'che  Zurückbehaltung  des  Agios  vor,  das  ja  regelmässig 
nur  durch  Einräumung  eben  jenes  höheren  Zinsfusses  erzielt  ist.  Nur  ent- 
sprechend der  allmählichen  Abnahme  der  Pfandbriefzinslast^  wie  sie  mit  jeder 
Jahreszinsleistung  verwarte  schreitet^  kann  auch  das  Agio  schrittweise  aus  dieser 
wirtschaftlichen  Haftung  für  sicheren  Ausgang  der  Pfandbriefzinsen  entlassen 
werden.  Im  übrigen  ist  noch  hervorzuheben:  nur,  wenn  das  Bankinstitut 
während  der  Unkündbarkeiteperiode  „alljährlich"  über  dnen  Teil  des  Agios 
verfügen  will,  darf  sie  höchstens  zu  einem  der  Zahl  dieser  Jahre  enteprechenden 
Bruchteil  tun^  Unterlässt  die  Bank  während  der  —  nehmen  wir  an  —  zehn- 
jährigen Unkündbarkeitsdauer  einmal  ^/^^  des  Agios  zu  amortisieren,  so  darf 
sie  im  nächsten  Jahr  über  '/^^  verfügen.  Es  darf  nur  kein  Vorgriff  auf  einen 
erst  später  fälligen  Bruchteil,  auf  ein  später  filiiges  ^\^^  erfolgen.  Weiteres  v»- 
langt  der  Gesetzesgrund  nicht.  Wenn  die  Unternehmung  während  jenes  Zdt- 
raumes  nicht  alljährlich,  sondern  nur  hie  und  da  abschreibt,  so  besteht  hierfür 
lediglich  die  Schranke,  dass  anlässlich  der  gelegentlichen  Agiotilgungen  davon 
nicht  mehr  getilgt  werden  darf,  als  getilgt  werden  könnte,  wenn  die  Tilgung 
bisher  alljährlich  erfolgt  wäre. 

ßß)  Über  das  als  Bilanzpassivum  eingestellte  Emissionsagio  darf  während 
der  Unkündbarkeitsdauer  dem  Zwecke  nach  frei  verfügt  werden  nuir^  solange 
in  der  B.  kein  Emissionsc^iffo^posten  (als  Aktivum)  sich  findet  Ist  das 
Gegenteil  der  Fall,  so  kann  das  Disagio  lediglich  zur  Tilgung  solchen  Disagiosi 
sowie  zur  Deckung  des  Verlustes  Verwendung  finden,  den  die  Bank  durdi 
Pfandbriefrückkauf  über  pari  erleidet,  für  diese  bdden  Zwecke  aber  unbe- 
schränkt, also  nicht  bloss  zu  einem  der  Zahl  der  Unkündbarkeitsjahre  ent- 
sprechenden BruchteiP).  Wie  das  G.  (§  26)  dies  ausdrückt:  „Die  Verfügung 
(über  alljährlich  einen  der  Zahl  der  Unkündbarkeitejahre  entsprechenden  Bruch- 
teil) ist  ausgeschlossen,  solange  ein  Mindererlös  der  im  §  25  Abs.  1  be- 
zeichneten Art  (Emissionsdisagio)  als  Aktivposten  in  der  B.  steht;  zur  Tilgung 
eines  solchen  Mindererlöses  sowie  zur  Deckung  des  Verlustes,  der  für  die 
Bank  durch  den  Rückkauf^)  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  den  Nenn- 


>)  Hyp.RG.  §  26. 

*)  S.  auch  unten  §  155  III  B  2  b  ß. 

»)  Oben  §  108  H. 
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wert  übersteigenden  Betrag   entstanden    ist,    darf    der  Mehrerlös  jederxeü  ver- 
wendet werden'^ 

8.  Der  Grund  für  diese  Bestimmung  ist  ein  verschiedener,  je  nach  dem 
Zweck,  KU  welchem  die  Agiopost  verwendet  wird. 

a)  Die  Absicht,  welche  der  Gresetzgeber  mit  der  Vorschrift,  dass  das 
Emissionsagio  in  die  B.  einzustellen  sei,  verfolgt,  ist,  wie  Angegeben,  die  Zahlung 
des  höheren  PfandbriefEinses  sicher  zu  stellen.  Einer  solchen  Reservierung  be- 
darf es  nicht,  wenn  Pfondbriefe  zurückgekauft  werden.  Denn  dann  sind  Pfand- 
briefzinsen überhaupt  nicht  mehr  zu  zahlen^).  AJso  kann  das  Agio  zur 
Deckung  des  Verlustes  verwendet  werden,  den  die  Bank  anlässlich  dieses 
Rückkaufes  dadurch  erlitt,  dass  sie  die  Pfandbriefe,  für  welche  sie  nun  keine 
Zinsen  mehr  zu  leisten  verpflichtet  ist,  über  pari  (über  dem  Rückzahlungsbe- 
trag)  erwarb. 

b)  Ebensowenig  ist  aber  eine  solche  Grewinnreservierung  zur  Ergänzung 
des  Pfandbriefzinses  noch  erforderlich,  wenn  Pfandbriefe  mit  Disagio  ausg^eben 
werden.  Eine  Ausgabe  unter  dem  Rückzahlungsbetrag  hat  regelmässig  seine 
Ursache  darin,  dass  der  Zins  dieser  Pfandbriefe  niedriger  als  der  des  allge- 
loemen  Geldmarktes  ist  Dadurch,  dass  die  Bank  hier  weniger  Zins  zahlen 
mnss,  als  dem  allgemeinen  Zinsfusse  entspricht,  hat  sie  dauernd  Mittel  frei 
zur  Eiganzung  des  allgemeinen  Zinssatzes  auf  den  höheren  Zinsfuss,  zu  welchem 
die  mit  Agio  ausgegebenen  Pfandbriefe  zu  verzinsen  sind.  Demgemäss  kann 
das  Emissionsagio  einem  anderen  Zwecke  zugeführt  werden. 

c)  Der  Gesetzgeber  benennt  als  solchen  Beseitigung  des  Emissionsdisagios. 
Warum  gende  diesen,  beruht  auf  dem  gegensatzlichen  wirtschafüichen  Einfluss, 
welchen  beide  auf  die  H%e  des  Reingewinns  ausüben,  und  dem  hieraus  resul- 
tierenden Bestreben,  Last  und  Vorteil  zwischen  Gegenwart  und  Zukunft  ange- 
messen zu  verteilen.  Die  Abschreibung  am  Emissionsagio  wird  auf  das  Ver- 
lust- und  die  Abschreibung  am  Emissionsagio  wird  auf  das  Gewinnkonto  der 
Grewinn-  und  Verlustrechnung  übertragen.  Daraus  ergibt  sich  von  selbst,  dass, 
so  wdt  die  jahrlichen  Abschreibungsquoten  beider  in  ihrer  Höhe  übereinstimmen, 
sie  sich  gegenseitig  ausgleichen^).  Würde  daher  gestattet,  dass  die  Unter- 
nehmung in  dem  nämlichen  Jahre  an  dem  Disagioposten  Abschreibungen  unter- 
lässt,  an  dem  Agiokonto  dagegen  vornimmt,  so  könnte  Gewinn  verteilt  werden, 
obwohl  auf  der  Aktivseite  noch  ein  vermögeuvermindemder  Faktor,  das  Dis- 
agio, steht  Den  Abschreibungsverlust  hieran  hätte  die  Zukunft  zu  tragen,  die 
Gegenwart  würde  allein  den  Gewinn  gemessen.  Daher  die  Vorschrift:  nur 
zum  Ausgleich  von  Verlustposten  darf,  solange  Elemente  solcher  vorhanden 
sind,  das  Emissionsa^o  verwendet  werden. 

d)  Dass  nur  dieses  Streben  der  Herbeiführung  wirtschaftlichen  Ausgleichs 
zwischen  G^fenwart  und  Zukunft  die  beregte  Vorschrift  veranlasste,  keineswegs 
aus  dem  Wesen  des  Emissionsagios  allein  diese  Verwendungsbeschränkung  folgt, 
zeigt  der  Umstand,  dass  das  Emissionsagio,  wenn  es  auch  zu  den  genannten 
Zwecken  jederzeit  verwendet  werden  darf,  doch  nicht  unbedingt  hierzu  verwendet 
werden  muss^).  Verwendung  hierfür  kann  auch  unterbleiben.  Aber  dies  hat 
dann  zur  Folge,  dass,  wie  das  G.  sagt,  „solange  ein  Mindererlös  der  in  §  25 
Abe.  1  bezeichneten  Art  (d.  h.  ein  Emissionsdisagio)  als  Aktivposten  in  der 
B.  steht",  während  der  Unkündbarkeitsdauer  eine  „Verfügung"  (über  den  Agio- 
passivposten)   überhaupt   „ausgeschlossen  ist".     Es  darf  dann  überhaupt  nicht 


>)  Vri.  Heeht  bei  Holdheim  VII  266  und  oben  §  108  III  B  3  b. 
')  ]£eht  bei  Holdheim  VII  266. 
S.  nnten  §  153  B  3  b. 
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über  das  Emissionsagio  der  B.  verfügt  werden.  Das  hat  aber  dieselbe  aus- 
gleichende Wirkung.  Wird  es  zur  Tilgung  des  Disagios  verwendet,  so  heben 
sich  Verlust  und  Gewinn  in  der  Gegenwart  auf.  Grelangt  es  nicht  hierzu  in 
Verwendung,  so  wird  diese  Ausgleichung  auf  die  Zukunft  vertagt  und  kann 
somit  die  Gegenwart  nicht  allein  den  Vorteil  für  sich  geniessen,  der  im  Wesen 
des  Emissionsa^os  als  solchen  durch  seinen  gewinnerhohenden  Einfluss  liegt. 
Hiermit  ist  der  Rechtssatz:  „jede  notwendige  Abschreibung  am  Emissionsagio 
kann  unterbleiben*^,  welchen  wir  früher  aufstellten,  zu  dem  anderen  gesteigert: 
„solange  in  der  B.  sich  ein  Emissionsdisagioposten  findet,  mtiss  wahrend  der 
Unkündbarkeitsdauer  jede  notwendige  Abschreibung  am  Emissionsagio  unter- 
bleiben." 

4.  Wird  das  Emissionsagio  zur  Tilgung  eines  Emissionsdisagios  v(»rwendet, 
so  hat  der  Umstand,  dass  die  gleich  hohen  Abschreibungsquoten  an  Disagio 
und  Agio  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sich  per  Saldo  aufheben,  auch 
Einwh'kung  auf  die  buchtechnische  Durchführung  dieser  Massnahme.  Weil  die 
gleich  hohen  Abschreibungsquoten  sich  rechnungsmiissig  ausgleichen,  braucht 
die  Abschreibung  nicht  über  Grewinn-  und  Verlustrechnung  zu  laufen. 

a)  An  sich  erfolgt  ja  die  Abschreibung  bei  Ausgabe  der  Pfandbriefe  zu 
97,95  bezw.  102,05  in  der  Weise  ^): 

Disagiokonto 
An  Obligätionenkonto     .     .     .     2,05  |  Per  Grewinn-  und  Verlustkonto   0,17 

A^okonto 
An  Gewinn-  und  Verlustkonto     0,17  {  Per  Obligationenkonto   .     .     .     2,05 

Gewinn-  und  Verlustkonto*) 
An  Disagiokonto 0,17  |  Per  Agiokonto 0,17. 

b)  Derselbe  Zweck  ist  erreicht,  wenn  das  zur  Tilgung  des  Disagios  zu 
verwendende  Agio  unmittelbar  auf  Disagiokonto  übertragen  wird: 

Agiokonto 
An  Disagiokonto 0,17  |  Per  Obligationenkonto    .     .     .    2,05 

Disagiokonto 
An  Obligationenkonto    .     .     .     2,05  |  Per  Agiokonto 1,17 


»)  Oben  §  98  II. 

')  Möglidi  ist  natürlich  noch  die  Leitung  der  Abschreibung  über  ein  Zwiacheo- 
konto,  das  Pfandbriefzinsenkonto  (s.  Hecht  a.  a.  O.  264),  also  zu  buchen: 

Disagiokonto 

I  An  Pfandbriefzinsenkonto     .    .    .    0,17 
Pfandbriefansenkonto 
An  Disagiokonto 0,17  |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     .     0,17 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Pfandbriefzinsenkonto   ....    0,17  | 
Bucht  man  ebenso  die  Abschreibung  am  Agiokonto,  so  gibt  dies  dann  am  Ende: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
An  Pfandbriefzinsenkonto  ....    0,17  |  Per  Pfandbriefzinsenkonto    .    .   •     0,17. 
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Es  gibt  dies  in  der  neuen  B.  ebenfalls: 
An  Disagiokonto 1,88  |  Per  Agiökonto 1,88. 

B.  1.  Handelsrecfatüch  haben  Bich  für  das  Agio  der  Hypothekenpfand- 
brie&usgabe  folgende  Ausnahmen   von  den  aUgemeinen  Grundsätzen   ergeben: 

a)  Die  Einstellung  des  Agios  in  die  B.  (als  Passivposten)  kann  unter- 
bleiben, wenn  die  Pfandbriefe  als  jederzeit  rückzahlbare  ausgegeben  sind. 

b)  Freiwillige  Abschreibungen  darauf  sind  erlaubt;  allerdings  bei  un- 
kündbaren Pfandbriefen  während  der  Uukündbarkeitsdauer  lediglich  bis  zu 
einem  bestimmten  Betrage  jährlich  oder,  wenn  die  B.  zugleich  einen  Emissions- 
disagioposten  aufweist,  zwar  dem  Betrag  nach  unbeschränkt,  aber  nur  zwecks 
Tilgung  dieser  Disagiopost  bezw.  Deckung  des  Verlustes  aus  Rückkauf  von 
Pfandbriefen  über  pari. 

c)  Wenn  das  als  Bilanzpassivum  eingestellte  Agio  nicht  zu  diesen  Zwecken 
verwendet  werden  will,  haben,  solange  in  der  B.  ein  Emissionsdisagioposten 
( als  Aktivum)  steht,  sogar  alle  notwendigen  Abschreibungen  auf  das  Emissions- 
agio der  B.  zu  unterbleiben. 

2.  Es  fragt  sich,  ob  diese  Abweichungen  von  den  handelsrechtlichen 
Normen  für  das  Hypothekenbankrecht  auch  Ausnahmen  von  den  in  §  140111 B  2 
aufgestellten  steuerrechilichen  Grundsätzen  im  Grefolge  haben. 

8.  Nach  dem  Charakter,  welcher  jenen  Ausnahmebestimmungen  beiwohnt, 
ist  es  nicht  der  FalL  Dieselben  sind^  wie  schon  weiter  oben^)  bemerkt,  wirt- 
schaftspolizeilicher  Natur,  Vorschriften  im  Interesse  der  Pfandbriefgläubiger  und 
Hypothekenschuldner  der  Hypothekenbanken.  Ihre  Wirkung  beschränkt  sich 
daher  auf  das  volkswirtschaftliche  Gebiet  Wie  die  Nichtbeachtung  der  Vor- 
schriften des  Hypothekenbankgesetzes  wegen  jener  ihrer  Eigenschaft  nur  zu 
poliz^lichem  Einschreiten  berechtigt,  nicht  aber  von  privatrechtlichen  Wirkungen 
begleitet  ist'),  so  b^ründet  es  auch  nur  Pflichten  gegenüber  den  Polizei-, 
nicht  aber  gegenüber  den  Steuerbehörden.  Was  daher  nach  allgemeinem 
Steuenecht  erlaubt  ist,  wird  durch  dieses  gewerbpolizeiliche  Gesetz  nicht  verboten. 

4.  Hieraus  ergeben  sich  grosse  Gegensätze: 

a)  Auch  bei  den  Hypothekenbanken  kann  von  vornherein  steuerrechtlich 
jede  ISnstellung  des  Emissionsagios  als  Bilanzpassivum  unterlassen  werden 
und  zwar  nicht  bloss  im  Falle  der  Ausgabe  jederzeit  rückzahlbarer  Pfandbriefe. 

b)  Freiwillige  Abschreibungen  auf  das  Agio  sind  auch  während  etwaiger 
TJnkündbarkeitsfrist  steuerrechtlich  ohne  alle  Einschränkung  gestattet,  ins- 
besondere auch  ohne  die  Einschränkung,  dass  sie^  solange  ein  Emissionsdisagio- 
posten in  der  B.  steht,  nur  zum  Zwecke  der  Tilgung  dieses  (oder  zur  Deckung 
des  Verlustes  aus  Bückkaufsagio)  geschehen  dürfen.  Im  Gregenteil,  steuerrecht- 
lich gilt  der  Satz:  Das  Emissionsagio  darf  auch  dann,  wenn  das  Emissions- 
disagio nur  allmählich  abgeschrieben  wird,  sofort  völlig  zur  Abschreibung  ge- 
langen^. 

c)  Hieraus  folgt  zugleich,  dass  steuerrechtlich  auch  die  Vornahme  not- 
wendiger Absehreibungen  am  Agio  steuerrechtlich  niemals  verboten  ist 


>)  II  B  2  b. 

*)  Das  Hyp.B.Q.  §§  36—39)  stellt  nur  straf-    und   verwaltuogsreehtliche  (§  4) 
f^olg^D  auf. 

«)  §  140  III  B  3. 
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Der  EinlliitM  de«  Sehuldverselirelbiiiissrilekkaiifeti  muf 
liinbi«ie]i»dlMis:ie  und  -äffte. 

§  142. 

I.  Der  Rückerwerb  von  Obligationen  durch  den  Ausgeber  brin^  wie  in 
§  108 III  E3  0  daiigelegt,  handeUredUlich  mit  sich: 

a)  notwendig  die  Abschreibung  des  etwa  noch  als  Aktivum  bestehenden 
Disagios,  das  bei  Ausgabe  der  betreffenden  Schuldverschreibung  entstand. 
Nach  dem  Wesen  dieses  Emissionsdisagios  erfolgt  die  Abschreibung  zu  Lasten 
des  Verlustkontos. 

b)  regdmässig  d.  h.  im  Zweifel  auch  die  Abschreibung  des  etwa  noch 
(als  Bilanzpassivum)  vorhandenen  Restes  des  bei  Ausgabe  der  betreffenden 
Obligation  erzielten  Agios.  Die  Abschreibung  erfolgt  dem  Verlustkonto  ent- 
gegengesetzt, also  auf  die  Grewinnseite  der  Verlust-  und  Gewinnrechnung. 

II.  SteuerrechUich  ist  davon  auszugehen,  ob  der  Erwerb  im  Geschäfts- 
betriebe  erfolgte  oder  ausserhalb  desselben.  Im  ersteren  Falle  beeinflusst  er 
durch  seine  Rückwirkung  auf  Emissionsdisagio  und  Agio  die  Reinertragshohe 
und  zwar,  steht  noch  ein  Emissionsdisagioposten  in  der  B.,  reinertragsmindemd, 
ist  der  noch  in  der  B.  sich  findende  Emissionsposten  ein  Agiokonto,  ertrags- 
mehrend. Denn  im  ersteren  Falle  verursacht  der  Rückerwerb  Betriebsverlust, 
im  zweiten  (regelmässig)  Betriebsgewinn. 

III.  Erfolgt  der  Rückkauf  unter  dem  Rückzahlungsbetrag  (mit  Disagio), 
so  wirkt  dies,  wie  wir  wissen ');  ertragserhoheud.  Es  tritt  also,  wenn  in  der  B. 
bisher  dafür  noch  ein  Emissionss^oposten  stand,  eine  doppelte  Reinertrags- 
erhöhung ein;  wenn  dagegen  der  in  der  B.  sich  noch  vorfindende  Emissions- 
posten ein  Disagiokonto  war,  treten  ein  reinertragserhohendes  und  ein  rein- 
ertragsmindemdes  Element  einander  gegenüber. 


IV.  Reservefonds  und  Passivantizipationen. 

A.  Ben^rlfflleheti» 

1.  Der  BeMrvefondflbegriff. 

§  125. 

I.  A.  Im  Gegensatz  zum  Abschreibungsbegriif,  welcher  von  Haus  aus 
formalen  d.  h.  buchführungstechnischen  Charakter  besitzt^),  ist  die  aus  dem 
natürlichen  Wesen  des  Wortes  folgende  Bedeutung  von  Reservefonds,  also  die 
Grundbedeutung  desselben^  materieller  d.  h.  wirtsehaftlieher  Natur.  Fonds 
weist  auf  einen  Vermögenskomplex,  d.  h.  eine  in  sich  geschlossene  Masse  wirt- 
schaftlicher Güter,  also  aktiver  Werte  hin.  Reservefonds  ist  von  der  Ver- 
wendung für  laufende  (gegenwärtige)  Bedürfnisse  xmiickgehaUenes  und  für 
künftige  Bedürfnisse  vorbehaltenes  Vermögen. 

B.  Dies  ist  der  Begriff  des  gewöhnlichen  Ertrags-  und  Einkommensfe«^- 
rechts.     Nur  zustimmen  können  wir  der  Definition,  welche  Fudsting*)  hinsidit- 


»)  Oben  S.  33a 
«)  §  107  V. 
•)  §  136  U. 
*)  Steuerlehie  178. 
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lieh  der  Reservefonds  im  Gewerbebetrieb  aufstellt:  Reservefonds  sind  die  nicht 
zur  unmittelbaren  Verwendung  für  gegenwärtige  Betriebszwecke  bestimmten, 
sondern  für  gewisse  zukünftige  Zwecke  zurückbehaltenen  Teile  des  Betriebs- 
kapitals'«^). 

C.  In  diesem  Sinne  sind  Eeserven  und  Reservefonds  identische  Begriffe 
und  zerfallen  auch  die  Reservefonds  in  offene  und  versteckte  (oder  stiUe,  innere, 
verschieierte^).  Im  Sinne  des  allgemeinen  Steuerrechts  ist  auch  der  verschleierte 
Reservefonds  ein  echter. 

IL  A.  Anderes  gilt  für  das  Bandeisrecht  und  das  Steuerrecht  der  Ge- 
werbetreibenden, welche  Handelsbücher  nach  Vorschrift  des  H.G.B.  zu  führen 
haben  oder  tatsachlich  führen,  also  für  das  Handelsrecht  und  das  Steuerrecht 
der  Betriebe  mit  kaufmännischer  Buchführung.  Hier  scheidet  der  Reservefonds- 
begriff aus  dem  Reservenbegriff  als  Unterbegriff  aus.  Reservefonds  ist  nur  eine 
Art  von  Res^re,  die  offene  Reserve. 

B.  Was  den  Reservefonds  von  der  stillen  Reserve  unterscheidet,  ist  ein 
formaleSy  ein  buchführungstechnisches  Moment,  die  Natur  als  ein  selbständiger, 
d.  h.  in  seiner  Existenz  von  einem  anderen  Posten  unabhängiger  Buchposten, 
Der  Reservefonds  kann  nicht  in  einem  anderen  Posten  stecken  oder  nur  als 
Anschluss  (Aufklärung,  Bewertung)  eines  anderen  Postens  Existenz  haben. ' 
M.  a.  W.:  ein  Reservefonds  kann  nicht  in  einer  Abschreibung,  d.  h.  in  der 
Form  buchführuugsmässiger  Herabsetzung  des  Buchwerts  eines  anderen  Postens  ') 
zu  Tage  treten.  Älmhre^bungskofUen  —  unselbständige  und  selbständige  (Er- 
nenerungs-,  Abschreibungsfonds)  —  und  Reservefonds  sind  Gegensätze,  Die 
Abschreibung  im  weiteren  d.  h.  nur  buchtechnischen  Sinn  kann  stille  Reserven, 
nicht  aber  Reservefonds  enthalten.  Reservefonds  im  Handelsrecht  und  im 
Steuerrecht  der  Gewerbe  mit  kaufmännischer  Buchführung  ist  zurückgehaltenes 
Vermögen,  das  als  selbständiger^  d.  h.  von  einem  anderen  Bilanzposten  unab- 
hängiger Bilanzposten  in  Erscheinung  tritt. 

ni.  Noch  weiter  vom  Reservefondsbegriff  des  aUgemeinen  Steuerrechts 
rückt  ab  der  besondere  Reservefondsbegriff  des  HandelsgeseUschafts-,  insbesondere 
des  Aktienree^^.  Nach  allgemeinem  Steuerrecht  ist  Reservefonds  von  der  Ver- 
wendung für  gegenwärtige  Bedürfnisse  zurückbehaltenes  Vermögen.  Nach 
Handelsgesellschaftsrecht  ist  Reservefonds  ein  selbständiger  Buchposten,  durch 
welchen  gesellschaftliche  Vermögenswerte  über  den  Betrag  des  Grundkapitals 
(ursprünglichen  Reinvermögens)  hinaus^)  vor  Verteilung  an  die  Gesellschafter 
bewahrt  werden. 

rV.  Dadurch  tritt  der  Reservefondsbegriff  des  Handelsgesellschaftsrechtes 
auch  m  G^;ensatz  zum  Reservefondsbegriff  des  Steuerrechtes  der  Handelsgesell- 
schaften. Letzterer  untersteht  dem  allgemeinen  Steuerrecht.  Und  so  lässt  sich 
der  Unterschied  dahin  formulieren:  durch  den  steuerrechtlichen  Reservefondsbe- 


*)  FeUmeih,  Beservefond  in  der  B.  der  A.  in  Sdd  und  Haben  I  3,  nennt  den 
Reaervefonds  im  Verhältnis  zum  Qrundkapital:  ZusatzkapitaL 

')  Auch  Geheimreserve. 

•)  §  136  HL    Siehe  auch  unten  §  157  IV  A. 

*)  8.  oben  §  16  II  B  2  a.  —  Reservefonds  haben  somit  im  Handels^esellschafts- 
ledit  den  Zweck,  das  Grundikapttol  intakt  zu  erhalten.  Zuerst  sollen  die  Besenren, 
dann  erst  die  dem  Grundkapital  entsprechenden  Aktiven  verwendet  werden.  Einen 
anderen  Zweck  hat  der  Reservefonds  bei  anderen  Oiganisationen ;  z.  B.  bei  Berufs- 
genossensch^ften  (Deutsches  Gcwerbeunfallversicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1900  §34). 
i>ie8elben  haben  einen  Beservefonds  anzusammeln,  dessen  Zweck  ist,  einer  Steigerung 
ihrer  Einnahmen  aus  Beiträgen  der  Genossenschaftsmitglieder  vorzubeugen,  indem  die 
Zinsen  desselben  dazu  verwendet  werden  sollen,  „eine  weitere  Steigerung  des  auf  eine 
jede  versicherte  Person  im  Durchschnitt  entfallenden  Umlagebeitrags  zu  beseitigen". 
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griff  werden  im  Besitz  der  Gesellschaft  stehende  wirtschaftliche  Werte  von  der 
Verwendung  für  laufende  Bedürfnisse,  durch  den  handelsrechtlichen  Reserve- 
fondsbegriff  werden  —  und  zwar  über  die  Höhe  der  Grundkapitalsziffer  ^) 
hinaus  —  gesellschaftliche  Vermögenswerte  von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder 
ausgeschlossen.  Steuerrechtliche  Reservefonds  verhindern  die  Verwendung  von 
Aktiven  zur  Deckung  laufender  Bedürfnisse;  aktienrechtliche  Reservefonds  ver- 
hindern die  Venüendung  solcher  zur  Verteilung  an  die  Oeseüschafter  vor  der 
Gesellschaftsauflösung  noch  über  die  Grundkapitalshöhe  hinaus. 

V.  A.  Aber  noch  etwas  weiteres  ist  zum  Beservefondsbegriff  der  B[andel3- 
geselLschaften  notwendig  und  zwar  sowohl  zum  handelsrechtlichen,  wie  zum 
steuerrechtlichen.  Die  jFbn^^seigenschaft  können  solche  Zurückhaltungen  von 
Aktivsummen  lediglich  besitzen,  wenn  die  Zurückhaltung  nicht  bloss  eine  voi^ 
übergehende,  sondern  eine  daueiyuie  ist').  Fonds  (von  fundus)  weist  auf  ein 
Verhältnis  von  verhältnismässiger  Dauer.  M.  a.  W.:  für  den  Beservefondsbe- 
griff ist  von  Bedeutung  der  handelsrechtliche  Gegensatz  von  Gesellschaftsver- 
mögen und  Reingewinn^)  und  der  steuerrechtliche  Gegensatz  von  Vermögen 
(Stammvermögen)  und  Reinertrag  (Reineinkonunen)^).  Vermögen  ist  der  Betrag 
der  dauernd  unverteilbaren,  bezw.  der  dauernd  nicht  zur  Deckung  laufender 
Ausgaben  bestimmten  Vermögenswerte. 

B.  Die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  bestätigt  Name,  buchfühningstech- 
nische  und  gesetzgeberische  Behandlung  des  Gewinnvortrags. 

1.  Der  zum  Vortrag  auf  neue  Rechnung  ausersehene  bilanzmässige  Rein- 
gewinn stellt  gewiss  einen  Betrag  von  Aktivwerten  dar,  der  augenblicklich  nicht 
verteilt  und  auch  nicht  zur  Deckung  gegenwärtiger  Bedürfnisse  verwendet 
werden  soll,  aber  trotzdem  hört  er,  wie  das  Weiterbehalten  der  Benennung 
Gewinn  zeigt,  nicht  auf,  Reingewinn  und  Reinertrag  zu  sein.  Was  seine  Er- 
klärung zum  Gewinnvortrag  bewirkt,  ist  lediglich,  dass  die  entsprechende  Ge- 
winnsumme unverteilbarer  und  für  laufende  Bedürfnisse  unverwendbarer  Gewinn 
wird.  Und  warum  hört  er  nicht  auf  Gewinn  zu  sein?  Eben  weil  er  nur 
vorübergehend  seine  Verteilbarkeit  und  Verwendbarkeit  für  laufende  Zwecke 
verliert?  Im  neuen  Geschäftsjahre  ist  die  Summe  sofort  wieder  verleilbar  und 
soweit  es  nicht  mit  Betriebsverlust  abschliessti,  grundsätzlich  in  der  ang^^benen 
Richtung  zu  verwenden.  Sie  bleibt  Gewum,  wird  nicht  ZussitikapHaly  Kapital- 
fonds, Gesellschaftsvermögen.  Sie  ist  vorübergehend  unverteilbarer  Gesell- 
schaft«gewinn,  wird  nicht  zu  (dauernd)  unverteilbarem  Gesellschaftsverm^en. 

2.  Dem  entspricht  auch  die  ordnungsmässige  buchhalterische  Behandlung 
des  Gewinnvortrags  in  der  neuen  Rechnung.  Demselben  wird  in  der  Rechnung 
des  neuen  Jahres  kein  selbständiges  Konto,  ein  Kapitalkonto  eröffnet,  er  er- 
scheint in  der  Anfangsbilanz  des  neuen  Jahres  nicht  als  selbständiger  Bilanz- 
posten^),   sondern  worauf  er  übertragen   wird   —  unmittelbar   oder   durch    «n 


^)  Dies  heisst  somit  bei  den  Gesellschaften  m.  6.  If.:  über  die  Passivpoeteii- 
betrage:  Stammkapital  +  eingezahlte  Nachschüsse  +  Nachschussansprüche  hinaus ;  denn 
das  Nachschusskapital  ist  Zusatz  zum  Grundkapital,  leichter  veranderÜchea  Stamm- 
kapital (s.  oben  §§  49  f.  und  110  V  B).  Bestätigt  wird  dies  durch  Gesellsciu-G.  42 
Zin.  3  u.  4.  Trotzdem  hier  gesagt  wird,  der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds  sei  antpr 
die  Passiva  aufzunehmen,  bestimmt  der  Gesetzgeber  noch:  Das  Gleiche  gilt  von  den 
eingezahlten  Nachschüssen  und  den  Nachschussansprüchen.  StaUby  G.-G.  26,.,  30,«, 
42 „  schreibt  den  Nachschussposten  im  Passivum  Beservefondsnatnr  zu.  S.  auch  §  117  IX. 

*)  Dies  fibersieht  die  herrschende  Lehre.  So  z.  B.  Staub  237 ,;  Ring  237,' 
Simon  238,  248  u.  A.;  dagegen  nicht  Lehmann  A.en  II  229. 

•)  Oben  §  38  II. 

*)  Oben  §  111  VI  C  2  b. 

•)  Keineswegs  ist  der  Qewinnvortrag,  wie  Fuiating  §  16  Anm.  13  F  meint,  in 
den  Bitansen  als  besonderer  Fonds  anzuführen. 
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HilfskonU)  „Gewinnvortrag"  („Vortragskonto")  mittelbar  — ,  das  ist  die  Gewinn- 
und  Verluatrechnung  des  neuen  Jahres^).  Als  ein  Posten  dieser  erscheint  er 
in  den  B.en  des  neuen  Jahres.  Die  neue  Rechnung,  auf  welche  er  übertragen 
wird,  ist  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  neuen  Jahres.  Er  ist  auch  im 
neuen  Jahre  noch  Gewinn.  Ist  die  Buchführung  eine  „ordnungsmässige"*), 
so  muss  der  Gewinn  vertrag  auf  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  neuen 
Jahres  sogar  als  erster  Posten  stehen.  Denn  er  gilt  —  das  ist  das  Wesen 
des  Gewinnvortrags  —  als  Gewinn  des  neuen  Jahres.  Er  ist  Gemnnvartrag, 
nicht  Gewinnrücklage.  Als  Gewinn  desselben  ist  er  bereits  an  dem  Tage,  für 
welchen  die  Aufstellung  der  Anfangsbilanz  erfolgt^  also  bereits  am  ersten  Tage 
dieses  Jahres  entstanden.  Somit  muss  er  obenan  stehen.  In  der  Praxis  ist 
allerdings  auch  ein  anderes  Verfahren  üblich.  Um  den  erst  im  neuen  Geschäfts- 
jahr auch  wirtschaftlich  erzielten  Gewinn  ersichtlich  zu  machen,  kommt  es 
nidit  selten  vor,  dass  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  neuen  Jahres  zunächst 
nur  die  auch  wirtschaftlich  in  diesem  Jahre  erst  entstandenen  Verluste  und 
Gewinne  vermerkt,  diese  sogar  saldiert  und  erst  dem  Gewinnsaldo  den  Gewinn- 
Vortrag  aus  dem  letzten  Jahre  hinzufügt^).  Allein  so  zweckmässig  ein  solches 
Verfahren  unter  Umständen  sein  kann,  ordnungsmässig  ist  es  nicht  ^).  Der 
Ordnung  gemäss  muss  der  Gewinnvortrag  ab  Bestandteil  der  Jahresgewinn- 
und  Verlustrechnung  erscheinen  und  zwar  nicht  als  letzter,  sondern  womöglich 
als  erster.  Freilich  ist  dies  zumeist  darum  nicht  erreichbar,  weil  der  Abschluss 
der  Rechnung  des  verflossenen  Jahres  längere  Zeit  des  neuen  Jahres  in  An- 
spruch nimmt  und  natürlich  schon  während  dieser  Zeit  Vorfälle  eintreten  können, 
welche  auf  der  Gewinn-  imd  Verlustrechnung  als  Gewinn-  oder  Verlustposten 
Eintrag  zu  finden  haben  (z.  B.  Lotteriegewinn). 

3.  Nicht  aber  nur  die  ordnungsmässige  Buchführung  rechnet  den  Gewinn- 
vortrag nicht  zu  den  Reservefonds  —  sonst  würde  sie  ihn  nicht  auf  Gewinn-, 
sondern  auf  Bilanzkonto  übertragen  — ,  sondern  auch  die  positive  Gesetzgebung 
tat  dies  nicht 

a)  §  38  des  deutschen  Pr.V.G.  bestimmt  bezüglich  der  Bilanzüberschüsse 


')  Ebenso  Esser  zu  237,:  Der  Vortrag  behalt  den  Chnrakter  eines  unverteilt 
gebliebenen  Gewinns,  der  als  solcher  im  folgenden  Jahre  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnnng  wieder  erscheint."  Siehe  auch  Steiner:  ,,Gehört  der  Gewinn  vertrag  zu  den 
Bficklagen. . .?"  bei  Holdheim  10,ig,  Lehmann,  A.en  II  299  und  Schönheck  S.  28 f. 

«)  H.G.B.  §  38. 

■)  Gewinn  und  Verlustrechnung 


Abschreibungen  .  . 
Handlungsunkosten 
Beingewinn    .    .    . 


10000 
20000 
50000 


Gewionaaldo  . 
ijewinnvortnig 


50000 
15000 


Fabrikationsbruttogewinn 


80000 


ÖeBamtaaldo 05000  | 

*)  Es  ist  richtiger,  den  nur  im  Geschäftsjahre  entstandenen  Gewinn  als  solchen 
Im  „Geschäftsbericht**  zu  kennzeichnen  oder,  wenn  mau  nicht  bloss  das  will,  so  ist  es 
wohl  angängig,  den  Gewinnsaldo  in  der  B.  vor  der  Linie  nach  seinen  Bestandteilen  zu 
erläutern,  also  zu  buchen: 


Bilanzkonto 


Aktiva 
Kasaakonto     .    .    .    «    .    .    . 
Oewinn-  n.  Veriustkonto 

Gewion  Vortrag     .    .     15000 
Neuer  Gewinn     .    .    50000 


1000000 


65000 


Passiva 


Bah»,  Die  Btlansen  der  AktlengetellBchaften. 
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bei  Gegenseitigkeitsvereinen  der  Privatversicherung,  sie  hätten  unter  die  Mit'- 
glieder  zur  Verteilung  zu  kommen,  soweit  sie  „nicht  nach  der  Satzung  dem 
Reservefonds  oder  anderen  Rücklagen  zuzuführen  oder  zur  Verteilung  von 
Tantiemen  zu  verwenden  oder  auf  das  nächste  Gktschäftsjahr  zu  übertragen 
seien."  Hiemach  zahlt  der  Gesetzgeber  den  Überschussübertrag  auf  neue 
Rechnung  ausdrücklich  nicht  zu  den  Rücklagen  und  Rücklagen  steht  hier, 
wie  wir  sehen  werden^),  in  keinem  anderen  Sinne,  als  dem  allgemeinen  von 
Reservefonds.  Pr.V.G.  §  38  erkennt  also  an,  dass  der  Gewinn  Vortrag  nicht 
Reservefondseigenschaft  besitzt^). 

b)  Dasselbe  gilt  für  das  österreichische  Recht. 

a)  Das  österreichische  Vers.-Reg,  bringt  in  seinem  Anhange  unter  den 
Formularien  für  den  jährlichen  Rechnungsabschluss,  deren.  Anwendung  den 
Versicherungsunternehmungen  in  §  32  daselbst  zur  Pflicht  gemacht  ist,  auch 
Muster  für  die  Art  der  rechnerischen  Darstellung  des  Beschlusses  über  „Ver- 
wendung des  Überschusses".  Das  für  die  Lebensversicherungsanstalten  vor- 
geschriebene lautet: 

Überschuss  aus  der  Jahresgebarung 5000000 

Hierzu:  aus  dem  Vorjahre  auf  neue  Rechnung  übertragen     1000000 

Hiervon  wird  verwendet  zu: 

1.  Dividenden  an  Aktionäre  (Garanten  3)) 1000000 

2.  Tantiemen 100000 

3.  Dotierung    von  Gewinn-,    Sicherheits-,  Kapitals-  u.  s.  w. 
Reserven: 

a)  Gewinnstreserve 400000 

b)  Kapitahreserve 100000 

4.  Sonstige  Verwendungen 3000  000 

a)  an  die  Versicheiten 

5.  Vortrag  auf  neue  Rechnung       1 400  000. 

Indem  der  Vortrag  auf  neue   Rechnung  besonders    gestellt   wird,   obwohl 

die  vorher  eingestellte  Reservefondsnibrik  so  w-eit  als  möglich,  sogar  so  gefasst 
ist,  dass  darunter  auch  unechte  Reserven  fallen,  gibt  das  Vers.-Reg.,  also  der 
Gesetzgel)er,  zu  erkennen,  dass  der  Gewinnvortrag  keine  Reserve  darstellt 

ß)  Das  östencichische  Personalsteuergesetz  §  93  schreibt:  „Den  (steuer- 
pflichtigen) Reinertrag  bilden  ...  die  bilanzmässigen  Überschüsse,  ohne  Unter- 
schied, ob  dieselben  .  .  .  zur  Verteilung  gelangen,  in  Eeservefondc  hinterlc^ 
auf  künftige  Rechnung  vorgetragen  oder  in    anderer  Weise  verwendet  werden." 

')  §  145  II  A  2. 

*)  Die  herrschende  Lehre  legt  —  das  Erfordernis  dauernder  Zurückhaltung  über- 
sehend und  die  buchtechnische  Seite  unterschätzend  —  dem  Gewinn  Vortrag  Reserve- 
fondBnatur  bei,  so  Bing  262,;  Staub  262,,;  Simon  2^  und  Simon  Eink.  118;  Pinner 
262,;  3faÄ:ou7er261XIIa;  FuU  in  Zeitschr.  f.  ges.  AktienwesenXIII93ff.;  PuiHing 
§  16  Anm.  13  F.;  Maats  217;  Freische  22  u.  A.;  auch  ich  selbst  Juristenzeitung  1901 
8.  492.  Dagegen  die  S.  545  Anm.  1  Genannten,  ferner  Baumer,  Beingewinn,  Ge- 
winnvortrag u.  Tanti^menberechnung  1902  uod,  wie  es  scheint,  auch  Keyssner  Z.  48,,,. 
Mit  der  herrschenden  Lehre  Entsch.  in  Steuers.  III  28  ff.,  X  276  u.  27a  Falsche  Vor- 
stellungen kann  es  erwecken,  wenn  BeigelllAly  46  den  Gewinnvortrag  versteckte  oder 
stille  Keserve  nennt.  Denn  ist  der  Gewinnvortrag  Reserve,  so  ist  er  doch  eine  offejie, 
weil  in  einem  besonderen  Posten  zu  Tage  tretende.  Was  Beiael  meint,  ist,  der  Ge- 
winnvortrag sei  eine  Reserve,  deren  Beservenatur  dadurch  vercieckt  ist,  dass  sie  nicht 
Reserve  genannt  wird.  Er  nennt  sie  namenlose  Reserve,  womit  er  sagen  will:  eine 
Reserve  ohne  den  Namen  Reserve.  Allein  es  gibt  mehr  Reserven,  welche  den  Namen 
Reserven  nicht  führen  (z.  B.  Dividendener^anrun^rfonds) ,  ebenso  wie  es  Posten  gibt, 
welche  Reserven  genannt  werden,  ohne  Reserven  zu  sein.    Vgl.  unten  §  146. 

•)  Garanten  sind  die  Personen,  welche  bei  Gegenseitigkeitsversicherung  den  Grun- 
dungsfonds (s.  darüber  §  146  IV  B  1)  zur  Verfügung  stellen. 


§  143.   Der  Beservefondsbegriff.  547 

y)  Vor  allem  aber  ist  das  österreichische  A.-Reg.  beweisbehelflich. 

Es  bestimmt  in  §  53  Abs.  3:  „Ausser  dem  vorerwähnten  (d.  h.  dem 
Zwang&-)Re8ervefonde  kann  im  Statute  auch  noch  die  Bildung  anderer  Fonde 
vorgesehen  werden".  Wurde  unter  diese  Fonde  auch  der  Vortrag  auf  neue 
Bechnung  fallen,  so  könnte  der  nächste  Absatz  nicht  uneingeschränkt  lauten: 
„Ein  bei  der  GreseUschaft  angesammelter  Fond  kann  zur  Verteilung  an  die 
Aktionäre  .  .  .  überhaupt  nur  insoweit^  als  dies  nach  dem  Statute  zulässig  ist, 
und  nur  in  Form  einer  ausserordentlichen  Dividende  über  Beschluss  der  ordent- 
lichen Generalversammlung  auf  Grund  der  Jahresbilanz  herangezogen  werden"; 
denn  der  auf  neue  Rechnung  vorgetragene  Gewinn  bildet  ipso  jure  einen  Be- 
standteil des  Gewinnes  dieses  Jahres  und  ist  somit  auch  ohne  statutarische  Zu- 
lassung und  als  onlentliche  Dividende  verteilbar. 

VL  A.  Nach  dem  allen  ist  bei  Kaufleuten,  insbesondere  Handelsgesell- 
schaften Rtservefonds  ein  in  der  B.  als  in  seiner  Existenz  van  anderen  Posten 
unabhängiger  Posten  erscheinender  Eintrag,  welcher  bezweckt: 

a)  handelsrechtlieh:  noch  über  den  Betrag  des  Grundkapitals  hinaus 
Aktjvwerte  dauernd  von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder  ausxtischliessen; 

b)  steuerrechtlich:  einen  bestimmten  Betrag  der  Aktivwerte  dauernd  von 
der   Verwendung  für  laufende  Bedürfnisse  auszuschliessen^). 

B.  Die  Richtigkeit  dieser  allgemein  abgeleiteten  Definition  ergibt  das  posi- 
tive Recht 

1.  a)  Dass  handelsrechtlich  der  Zweck  des  Reservefonds  ist,  Aktivbestand- 
teile von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder  auszuschliessen,  beweist  die  Be- 
stimmung von  H.G£.  §  261 5»  dass  „der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds  unter 
die  Passiven  aufzunehmen  ist".  Denn  damit  ist  nicht  bloss  bestimmt,  dass 
jeder  Reservefonds  unter  die  Passiven  gesondert  vorzutragen  ist,  sondern  auch 
bestätigt»  dass  Reservefonds  unter  den  Bilanzpassiven  stehen  müssen*).  Auf 
der  Passivseite  stehen  aber  die  Abzugsposten.  Einsetzung  auf  der  Passivseite 
bedeutet  Schmalerung  der  Reingewinnziffer,  also  Ausschluss  von  Werten  von 
der  Summe,  die  an  sich  zur  Verteilung  bestimmt  ist.  Was  aus  dem  Wesen 
<les  Reservefonds  folgt,  ist  hier  also  mittelbar  durch  gesetzlichen  Ausspruch  be- 
kräfdgt 

b)  unmittelbar  dokumentiert  die  grundsätzliche  Unvcrteilbarkeit  der  Re- 
servefonds das  österreichische  A.-Reg.,  wenn  es  in  §  53,  der  vom  „Reserve- 
fonds handelt,  in  Abs.  4  bemerkt:  „Ein  bei  der  Gesellschaft  angesammelter 
Fonds   kann  zur  Verteilung  an  die  Aktionäre,  abgesehen  von    dem   Falle   der 


')  Nicht  gehört  zum  Reservebegriff  im  Sinne  des  Steuer-  und  Handelsrechts, 
daas  diese  Vermögensmasse  gegenüber  anderen  Deckongsmitteln  nur  als  subsidiäres 
I>eckung8mittel  in  Betracht  kommt.  Der  Zwangreserveionds  dient  zur  Deckung  von 
bilanzmäasigen  Verlosten  nicht  nach,  sondern  vor  dem  Grundkapital.  Zuerst  soll  der 
Zuwachs  zum  Stammkapital,  dann  erst  dieses  hierzu  verwendet  werden.  Reserven  mit 
dein  Zwecke  der  Verlustdeckung  wohnt  höchstens  Insofern  Aushilfscharakter  bei ,  als 
sie  subsidiär  etwaigem  Aktivüberschuss,  bei  mangelndem  Aktivüberschuss  zur  Verwen- 
dung gelaneen.  Das  Wort  Reserve  kommt  im  allgemeinen  also  nur  daher,  dass  Aktiv- 
werte  bewahrt,  angesammelt,  zurückbehalten  werden.  Damit  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  manchmal  das  weitere  Element  des  Aushilfscharakters  bei  der  BegriffsbilduDg  mit- 
wirkte, so  bei  der  Prämienreserve.  Die  Prämienreserve  ist  ein  Fonds,  welcher  den  Be- 
trag künftiger  Schadenzahlungen  decken  soll,  der  durch  die  künftigen  Prämieneinnahmen 
ODgedeckt  bleibt. 

»)  Selbständige  Abschreibuncskonten  vermögen  auch  auf  der  Aktivseite  vorzu- 
kommen. Dann  sind  es  eben  Abschreibungen  an  Passiven.  Reservefonds  müssen  auf 
der  Passivseite  erscheinen.  Nicht  ist  dadurch  ausgeschlossen,  dass  derselbe  Reserve- 
fonds daneben  zudeich  auf  der  Aktivseite  steht.  Es  ist  dies  dann  der  Fall,  wenn  der 
Reservefonds  ein  (besonders)  angelegter  ist. 

SS" 
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teilweisen  Zurückzahlung  des  Aktienkapitals  unter  Beobachtung  der  gesetzlidien 
Vorschriften,  überhaupt  nur  insoweit^  als  dies  nach  dem  Statute  zulässig  ist, 
und  nur  in  der  Form  der  Auszahlung  einer  ausserordentlichen  Dividende  über 
Beschluss  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  Grund  der  Jahresbilanz 
herangezogen  werden".  Also  sehr  erschwerte  Verteilungsmöglichkeit  und  das 
heisst  eben:  griuulsatzliche  Unverteilbarkeit. 

2,  Dass  steueirechilich  Reservefonds  einen  Betrag  von  Aktivwerten  als 
einen  solchen  darstellt,  welcher  nicht  zur  Deckung  laufender  Bedürfnisse  Ver- 
wendung finden  darf,  erhellt  aus  Folgendem.  Wie  wir  wissen  ^),  ist  der  steuer- 
liche Reinertrag  aus  Handel  und  Gewerbebetrieb  nach  den  Grundsätzen  zu 
berechnen,  wie  solche  für  die  Inventar  und  Bilanx  durch  das  H.G.B.  vorge- 
schrieben sind^),  oder  —  um  die  Wendung  zu  gebrauchen,  mit  welcher  das 
österreichische  Personalsteuergesetz  denselben  Gedanken  ausdrückt  —  bildet  den 
Reinertrag  „der  hüanxmässige  Überschuss".  Hierdurch  ist  der  Reservefonds 
auch  steuerrechtlich  als  Abzugsposten  gekennzeichnet.  Ist  er  aber  bei  Berech- 
nung des  Reinertrags  abzuziehen,  so  kann  dies  nicht  die  Folge  einer  Eigen- 
schaft desselben  als  Betriebsausgabe  oder  Abschreibung  sein.  Denn  dazu 
fehlen  ihm  als  einem  Fonds  die  wesentlichsten  Momente.  Also  lässt  sich  seine 
Abzugsnatur  lediglich  daraus  erklären,  dass  er  nicht  Ertrags-,  sondern  Ver 
mögensbestandteil  und  damit  eben  Bestandteil  der  Aktivsumme  ist,  welche 
von  der  Verwendung  für  laufende   Bedürfnisse   ausgenommen   zu   bleiben    hat 

3.  a)  Dass  das  zweite  Element  jedes  Reservefonds^  des  Aa»(2ß/«rechtlichen 
wie  des  «^ßt^^rrechtlichen,  die  Unabhängigkeit  seiner  Existenz  von  anderen 
Bilanzposten  ausmacht,  bringt  zu  klarem  Ausdruck  nur  das  deutsche  Handels- 
lecht.  In  H.G.B.  §  261  Ziff.  5  wird  Emeuerungsfonds  neben  Reservefonds 
besonders  genannt:  „Der  Betrag  eines  jeden  Reserve-  und  Emeuerungsfonds 
ist  unter  die  Passiva  aufzunehmen."  Wohl  heisst  es  nicht:  „Der  Betrag  eines 
jeden  Reserve-  oder  (eines  jeden)  Emeuerungsfonds."  Allein  anzunehmen, 
dass  lediglich  der  Betrag  eines  zur  Deckung  von  Ersatzanschaffungen  (Er- 
neuemngen  in  diesem  Sinne)  bestimmten  Reservefonds  besonders  vorzutragen 
ist,  geht  um  deswillen  nicht  an,  weil  das  G.  sagt:  „Betrag  eines  jeden  Re- 
servefonds." Reservefonds  zu  Erneuerungszwecken  bilden  aber  gegenüber 
anderen  Reservefonds,  Reservefonds  zu  Verlustdeckungen,  tatsächlich  so  sehr 
die  Ausnahme,  dass  der  Gesetzgeber,  wollt«  er  lediglich  die  zu  Emeuerungs- 
zwecken  gebildeten  Reservefonds  gemeint  haben,  jedenfalls  nur  formuliert  hätte: 
„Der  Betrag  eines  Reserve-  und  Erneuemngsfonds  .  .  .".  Also  bedeutet  Er- 
neuerungsfonds etwas  vom  Reservefonds  wesenverschiedenes.  Ein  Posten  von 
äusserlicher  Selbständigkeit  ist  er  auch.  Das  zeigt  sein  Name  Fonds  und  dass 
sein  Betrag  ja  besonders  angegeben  werden  solL  Somit  kann  die  Verschieden- 
heit nur  in  einem  sachlichen  Momente  liegen  rnid  dies  ist  eben  die  Tatsache: 
der  Erneuemngsfonds  dient  nur  der  Berichtigung  des  Buchwertes  eines  oruiereft 
Bilanzpostens;  der  Reservefonds  steht  zu  einem  anderen  Bilanzposten  nicht  in 
solcher  Abhängigkeit. 

b)  Das  preussische  Einkommensteuergesetz  bringt  die  Tatsache»  dass  der 
Reservefonds  einen  auch  sachlich  selbständigen  Bilanzposten  darstellt,  dadurch 
zmn  Ausdrack,  dass  es  für  Abschreibungen  die  Bezeichnung  Erneuerungsfonds 
überhaupt  vermeidet.  Auf  diese  Weise  ist  die  Sprache  des  Gesetzes  in  Ein- 
klang mit  der  Gmndbedeutung  des  Wortes  Fonds  geblieben.  Denn  Fond:;^ 
weist  doch  immer  hin  auf  einen  Posten  eigener  Realität     In  §  16  spricht  daä 


>)  Oben  §§  112  und  113. 

«)  Preuss.  Eink.St.G.  §14  Abs.  1;  bayer.  Gew.St.G.  Art.  10  Abs.  1. 
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Einkommensteuergesetz  von  Verwendung  der  Überschüsse  „zur  Bildung  von 
R^enrefonds'* ;  bezüglich  der  Absetzungen  am  Werte  gebraucht  es  lediglich  die 
Wendungen  Abschreibung  (§14  Abs.  1)  und  Absetzung  (§  9  Abs.  1  Ziff.  5). 
c)  Ganz  anders  das  österreichische  Steuerrecht.  Während  das  A.-Reg. 
die  Tatsache,  dass  Abschreibungen  nicht  unter  den  Keservefondsbegriff  fallen, 
dadurch  auch  äusserUch  hervortreten  lässt,  dass  es  von  dem  Reservefonds  in 
einem  ganz  anderen  Abschnitte  (§  53)  als  dem  handelt,  welcher  die  Ab- 
schreibungen zum  Gegenstande  hat  (§  49),  begeht  das  Personalsteuergesetz  vom 
25.  Oktober  1896  die  verwirrende^)  Unklarheit.,  Abschreibungen  in  Form  be- 
sonderer Bilanz-(Gegen-)Posten  gelegentlich  aus  dem  Begriffe  Abschreibungen 
auszuscheiden  und  sie  als  „Fonde  zur  Deckung  von  Abgängen  und  Verlusten^* 
und  demgemäss  auch  als  ,Jleserven"  und  „Verlustreservefonde"  zu  bezeichnen'). 
Ja,  öB  bezeichnet  als  Reserven  und  Fonde  auch  passive  Antizipationen.  Wir 
werden  davon  näher  in  §  157  VIII  zu  reden  haben. 


ft.  Der  Reservenbeffrlir. 

§  144. 

I.  Wie  im  vorigen  Paragraphen  unter  Nr.  II  bemerkt,  bildet  der  Reserve- 
fonds eine  Unterart  der  Reserven.  Wodurch  er  sich  von  letzteren  unterscheidet, 
\^t  lediglich  seine  Eigenschaft  als  selbständiger  Posten.  Auch  zum  Reserven- 
bi^^ff  gehört  dauernder  Ausschluss  von  Verteilung  bezw.  Verwendung  für 
laufende  Bedürfnisse.  Sonst  würden  die  stillen  Reserven  nicht  wirtschaftlich 
auch  verschleierte  Reserve/bnrf«  genannt  werden  und  würde  andererseits  der 
Gewinnvorirag  eine  offene  Reserve  dan^teUen.  Allein  derselbe  ist  we<ler  Reserve- 
fonds noch  Reserve. 

IL  AUß  Reserven,  welche  nicht  BeservefondseigenscJiaft  besitzen,  sind  stille 
Reserven^  d.  h.  Reserven,  die,  weil  sie  nicht  als  selbständige  Posten  in  dem  im 
vorigen  Paragraphen  umschriebenen  Sinne  in  der  B.  hervortreten,  äusserlich 
nicht  als  dauernde  Zurückhaltungen  erkennbar  sind'). 

IIL  A.  Stille  Reserven  sind  in  drei  Formen  möglich: 

1.  in  Form  der  Unterbewertung  von  Aktiven*), 

2.  in  Form  der  Überbewertung  von  Passiven, 

3.  in  Form  völliger  Weglassimg  eines  Aktivums  aus  der  B.^). 


')  Vgl.  oben  8.  510  Anm.  5. 

')  S  95  f.  Abs.  1 :  „Dagegen  sind  in  Abzug  zu  bringen .  . .  jene  Teile  des  Erträg- 
nisses, welche  aus  dem  gleichen  Anlasse  (wegen  Abnützung,  Entwertung,  eingetretener 
Verluste)  in  besondere  Fonde  (Abschreibungs-,  Amortisations-,  Yerhistreservt fonde  u. 
dergl.)  hinterlegt  werden ;  .  . .  jedoch  nur  dann ,  wenn  diese  Fonde  zur  Deckung  von 
Abgängen  und  Verlusten  bestimmt  bezeichneter  Art  gewidmet  sind  ...^*  §95 f.  Abs.  2: 
„Die  Angemessenheit  der  Hohe  der  vorgenommenen  Abschreibungen,  beziehungsweise 
Hinterlegungen  ist . . .  durch  Sachverständige  festzustellen."  §  97  Abs.  1 :  „Die  aus  den 
im  §  95  lit  I  bezeichneten  Reserven  und  Fonäen  bestrittenen  Auslagen  dürfen  in  die 
allgemeiDe  fietriebsrechnong  nicht  eingestellt  werden"  (vgl.  dazu  oben  §  139  II C  b). 

•)  Weiteres  über  ihr  Wesen  §  156  V  A. 

*)  Beispiele  s.  unten  g  152  V. 

»)  S.  oben  §  43.  Z.  B.  Unterlassen  des  Auffahrens  einer  Forderung  aus  Kapitals- 
t>cteiligung,  was  zulässig  ist,  wenn  das  Konsortium  den  Gewinn  bereits  gemacht,  aber 
noch  nicht  abgerechnet  hat.  Vgl.  Reisch  II  303.  Steht  eine  Einlage  zu  diesem  Kon- 
eortium  schon  (als  Forderung)  zu  Buch,  so  ist  es  sogar  nach  deutschem  H.G.B.  §  261 
ZHL  2  Pflicht,  die  Erhöhung  des  Wertes  derselben  durch  den  Gewinn  bei  der  Einlage- 
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B.  In  den  beiden  ersten  Fällen  sind  die  Besenren  in  anderen  Poeten 
versteckt,  im  letzteren  Falle  in  der  B.  überhaupt  nicht  zum  Ausdruck  ge- 
langende, sog.  „innere'^  Rücklagen. 

C.  Die  Form  Nr.  1  zerfällt  wieder  in  zwei  Unterabteilungen,  indem  die 
Unterbewertung  des  betreffenden  Aktivurns  entweder  durch  Abzug  von  ihm 
oder  durch  Einsetzung  einer  Gegenpost  (eines  Emeuenmgsfonds)  geschehen  kann. 

D.  1.  Letztere  Form  ist  durch  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  bezw.  den  in  dieser 
Hinsicht  damit  vöUig  gleichlautenden  §  42  Ziff.  4  des  Gesellsch.-G.  auch  nicht 
für  das  Recht  der  A.en,  Privatversicherungsvereine  auf  Gegensdtigkeit^)  und 
Gesellschaften  m.  b.  H.  verboten: 

a)  spricht  §  261  Ziff.  3  bezw.  §  42  Ziff.  4  von  einem  „der  Abnutzung 
entsprechenden  Emeuerungsfonds'S  also  gibt  es  auch  der  Abnutzung  nicht  ent- 
sprechende, darüber  hinaus  abschreibende  Emeuenmgsfonds  und 

b)  findet  sich  in  H.G.B.  §  271  die  Wendung:  Abschreibungen  über  das 
nach  dem  Gesetz  oder  dem  Gesellschaftsvertrag  statthafte  Mass  hinaus;  somit 
erkennt  das  H.G.B.  Abschreibungen  über  das  notv>mdige  Mass  hinaus  und 
damit  auch  Abschreibungen  solcher  Art  in  Form  von  Emeueningsfonds  an. 

2.  Wenn  das  G.  daher  sagt,  der  Betrag  eines  jeden  Emeueningsfonds  ist 
unter  die  Passiven  einzustellen,  so  ist  auch  einzustellen  ein  Emeuerangsfonds, 
welcher  notwendige  und  freiwillige  Abschreibung  zugleich  enthält,  und  zwar 
mit  seinem  ganzen  Betrage,  also  nicht  bloss^  soweit  er  Abschreibung  im  engeren 
Sinne*),  notwendige  Abschreibung  ist. 

3.  Gewiss  Verstössen  solche  Erneuemngsfonds  gemischten  Inhalts^  d.  h. 
solche,  welche  Wertberichtigungs-  und  Reservekonten  zugleich  sind,  gegen  den 
Gmndsatz  der  Bilanzklarheit').  Die  Bilanzklarheit  würde  fordem,  dass  die 
versteckte  Reserve  als  offene,  d.  h.  als  Reserve/bn^  ausgeschieden  und  vor- 
getragen würde.  Allein  das  G.  lässt  dem  Prinzip  der  Bilanzklarheit  zuwider 
auch  Abschreibungen  zu,  die  Berichtigungs-  und  Rücklagekonten  zugleich  sind, 
und  erlaubt  sogar  dem  Prinzip  der  Bilanzwahrheit  entgegen^  Aktiva  aus  der  B. 
überhaupt  wegzulassen  und  verlangt  nicht,  dass  unselbständige  Abschreibungen 
dem  Betrage  nach  in  der  B.  kenntlich  gemacht  werden.  Um  so  weniger  konnte 
es  verbieten,  dass  Erneuemngsfonds,  die  doch  immerhin  in  der  B.  gesondert 
aufzuführen  sind,  neben  Wertberichtigung  zugleich  versteckte  Reserven  enthalten. 


3.  Der  Bficklaffenbeffriir. 

§  145. 

I.  Seiner  wörtlich-natürlichen  Bedeutung  nach  ist  Bücklage  ein  wedor  mit 
Reserve  noch  mit  Reservefonds  sich  deckender  Begriff,  einerseite  enger  als 
Reserve  und  Reservefonds,  andererseits  weiter  als  letzterer. 

A.  Rücklage  ist  nur  eine  Art  der  Reserve,  Qetdnn-^  nicht  Kapitalreserre. 
Reserve  ist  (dauernde)  Zurückhaltung  einer  bestimmten  Aktivsumme  von  Ver- 
teilung bezw.  Verwendung   zu   laufenden  Zwecken.     Aber  nicht  jede   Zurück- 


bewertung unberücksichtigt  zu  lassen,  d.  h.  dieser  noch  nicht  eingetragene  Gewinn  ist 
kraft  Gesetzes  stille  Reserve. 

>)  Pr.V.G.  36. 

*)  Oben  §  136.     Vgl.  auch  Lehmann,  A.en  II  302  bei  Anm.  2. 

»)  BeiBch  II  70. 


§  145.  Der  Bücklagenbegriff.  551 

baltung  ist  Zurüeksteüung,  Zurücklegung.     Nicht  jisde  Reserve  entsteht  durch 
Zurücklegung,  Zurückstellung. 

1.  Die  Reserve  ist  entweder  Kapital-  (xler  Gewinnreserve,  der  Reserve- 
fonds Kapital-  oder  Gewinnreservefonds  ^). 

a)  In  dem  einen  Falle  wird  etwas  vor  der  Verteilung  bezw.  jener  Ver- 
wendung bewahrt,  was  schon  seinem  Wesen  nach  nicht  zur  Verteilung  bezw. 
Verwendung  bestimmt  ist,  also  überhaupt  nicht  verteilt  und  zu  laufenden  Be- 
dürfnissen verwendet  werden  kann.  In  dem  anderen  Falle  wird  etwas  von 
der  Verteilung  bezw.  jener  Verwendung  zurückgehalten,  was  an  sich  verteilt 
bezw.  so  verwendet  werden  könnte. 

b)  Zuzahlungen  auf  Aktien  ohne  Grundkapitalserhöhung  sind  schon 
ihrem  Wesen  nach  nicht  Gewinn  und  Ertrag,  sondern  Vermögen*),  Aktien- 
ausgabeagio nach  gesetzlicher  Bestimmung  nicht  Gewinn  imd  seinem  Wesen 
nach  nicht  Ertrag  oder  Einkommen^),  sondern  Kapital.  Sie  werden  in  Reserve 
gestellt,  also  bilden  sie  aus  Vermögen  (Kapital)  geschaffene  Reserven,  Vermögens' 
oder  Kapikdreservefonds^  Dasselbe  ist,  wie  schon  sein  Name  sagt,  bei  dem 
Reservefonds  der  Fall,  der  in  einem  engeren  Sinne  Kapitalreserve  heisst  Bei 
A.en,  welche  Anlagen  errichten,  kommt  es  vor,  dass  ein  Reservefonds  aus  dem 
Grundkapital  mit  dem  Zweck  gebildet  wird,  eine  Verwendung  des  ganzen 
Aktienkapitals  zu  Anlagen  zu  verhindern.  Es  wird  eine  Reserve  für  Vor- 
handensein von  flüssigem  (Betriebs-)Kapital  (im  Gegensatz  zum  Anlagekapital) 
aus  dem  Grundstockvermögen  gebildet*).  Auf  der  anderen  Seite  werden  handels- 
rechtliche Reserven  auch  erst  aus  Gewinn,  steuerliche  Reservefonds  aus  Rein- 
ertrag oder  Reineinkommen  hergestellt.  Hier  hat  sich  erst  Gewinn  und  Ertrag 
in  „Vermögen^*^  (Grundstock-,  Stammvermögen)  zu  verwandelnd^  Solche  Reserven 
und  Reservefonds  heissen  öeWnnreserven,  bezw.  liesei^vefonds'^), 

2.  Von  Zurücklegen,  Zurückstellen  kann  lediglich  bei  etwas  gesprochen 
werden,  was  an  sich  verteilt  bezw.  verwendet  werden  könnte.  Das  ist  aber 
nur  der  Fall  bei  Gewinn  und  Ertrag,  nicht  aber  bei  „Vermögen".  Bilanz- 
massiger  Reingewinn  ist  an  sich  zur  Verteilung,  Reineinkommen  seinem  Wesen 
nach  zum  Verbrauch  bestimmt.  Bei  Aktienemissionsagio  und  Zuzahlungen,  wie 
beim  Grundkapital,  bedarf  es  keiner  Rückstellung,  um  sie  vor  Verteilung  und 
Verwendung  zu  bewahren.  Durch  ihr  Wesen  bezw.  durch  gesetzliche  Be- 
:*timmung  sind  sie  schon  hiervon  bewahrt.  Ihre  Einstellung  als  Reservefonds 
entspricht  nur  ihrem  natürlichen  Wesen  bezw.  ihrer  gesetzlichen  Natur.  Aus- 
schluss des  Gewinns  von  der  Verteilung,  des  Ertrags  von  der  Verwendimg 
widerspricht  dagegen  deren  Natur.     Also  müssen  diese  erst  in  Vermögen  ver- 


')  Vgl.  Simon  81  f.;  Beisch  II  37,  39,  44,  66. 

•)  Oben  §  114. 

*)  Oben  §§  110,  112f.  —  Dagegen  bildet  das  zurückgestellte  Agio  der  Ausgabe 
von  Geschäftsanteilen  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  einen  Gewinnreservefonds  (s.  oben 
§  111  VII  a.  E.). 

*)  Weiteres  hierüber  in  §  152  III.  Noch  in  einem  anderen  Sinne  begegnet  das 
Wort  Kapitalraerve  im  Versicherungswesen  (8.  darüber  §  146  IV  C  4  b  d). 

•)  Vgl.  §  154. 

•)  Vom  Standpunkte  dieser  Wirkung  aus  angesehen ,  lassen  sich  auch  die  Ge- 
winnreservefönds  als  Kapitalreservefonds  bezeichnen.  Mit  Kecht  betont  Simon  80,  227, 
234  die  Natur  der  Reservefonds  als  Kapitalfonds,  Kapitalkonten,  d.  h.  als  Konten, 
welche  „Vermögens-"  und  nicht  „Gewinn" -Bestandteile  (Erfolgskonten)    repräsentieren. 

T  So  nennt  z.  B.  das  österr.  Vers.-Reg.  in  §  4,  §  33  Ziff.  4  und  den  Muster- 
bilanzen  des  §  32  den  Reservefonds  der  Gegenseitigkeits-Versicherungsuntemehmungen 
„Gewinnreservefonds",  „Gewinnreserve",  weil  er  aus  den  Überschüssen  zu  dotieren  ist. 
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wandelt,    zurückgelegt,    zurückgestellt    werden.      Rücklage    ist    zurückgelegter 
Gewinn,  Gewinnrücklage  und  nur  dieses. 

B.  Andererseits  braucht  die  Rücklage  nicht  als  solche  kenntlich  gemacht 
zu  sein,  d.  h.  einen  selbständigen  Posten,  einen  Fonds  zu  bilden.  Es  gibt 
neben  äusserlich  erkennbaren  Rücklagen,  Gewinnreserve/bmfff  (Rücklagefon<ls), 
auch  innere^  stille,  versteckte  Rücklagen. 

C.  Dagegen  ist,  wie  für  die  Reserve,  auch  für  die  Rücklage  notwendig 
das  Erfordernis  einer  Zurückbehaltung  auf  verhältnismässige  Dauer.  Auf  die 
Dauer  rauss  der  Gewinn  von  Verteilung  bezw.  Verwendung  für  laufende  Zwecke 
ausgenommen  sein.  Das  ist  aber  nur  der  Fall,  wenn  der  betreffende  Gewinn- 
teil aus  dem  Reingewinn  ausscheidet.  Das  Merkmal  des  Ausscheidens  ist^  weil 
es  sich  ja  nicht  um  tatsächliche  Ausscheidungen,  sondern  nur  um  buchtechnische 
Voigänge  ^handelt  —  auch  das  Ziuückstellen  und  das  Zurücklegen  ist  ja  nicht 
im  Binne  eines  tatsächlichen,  sondern  nur  eines  rechnerischen  Zurücklegens  zu 
verstehen  — ,  Wegschreibung  vom  Gewinn-  und  Verlustkonto,  Hinzuschreibang 
auf  ein  Konto,  das  einen  Gegensatz  zu  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und 
insbesondere  auch  kein  Hilfskonto  hiervon  bildet.  Ausscheiden  beisst:  es 
muss  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  Last,  zurückstellen  heisst:  es  muss 
einem  Konto  anderer  Art,  als  es  die  Verlust-  und  Gewinnrechnung  ist,  zu  gute 
geschrieben,  kreditiert  werden^).  „Gewinn-  und  Verlustrechnung  an  Konto 
anderer  Art,  an  Rücklagenkonto'S  lautet  der  Joumalsatz.  Eine  soldie  Ober- 
tragung  auf  eine  andere  als  die  Verlust-  und  Gewinnrechnung  findet  nicht 
statt  bei  Gewinnvorirag  auf  neue  Rechnung.  Der  Gewinn  vorfrag  scheidet 
nicht  von  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  aus,  sondern  wird  nur  auf  an 
neues  Konto  derselben  Art,  auf  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  nächsten 
Jahres  übertragen.     Der  Gewinnvorirag  bildet  auch  keine  Rücklage, 

II.  Enger  als  die  wörtlich-natürliche,  ist  die  posiiivrechtlMie  Bedeutung 
von  Rücklage.  Positivrechtlich  deckt  sich  Rücklage  mit  Reservefonds^).  Rück- 
lage ist  also  auch  der  Kapitalreservefonds,  Rücklage  dagegen  andererseits  nicht 
die  innere,  die  stille  Rückluge^)*).  Sie  fällt  positivrechtlich  unter  den  Ab- 
schreibungshegnff,     Sie  ist  freiwillige  Abschreibung. 

A.  1.  Was  zunächst  das  Handelsrecht  angeht,  so  finden  wir  im  neuen 
deutschen  H.G.B.  die  beiden  Ausdrücke  vertreten.  Von  Reservefonds  ist  in 
§§  261  Ziff.  5  und  262,  von  Rücklage  in  den  §§  237,  245,  271  die  Rede. 
Man  wäre  berechtigt,  anzunehmen,  der  Gesetzgeber  wollte  mit  beiden  Worten 
etwas  Verschiedenes  begreifen,  wenn  die  genannten  Bestimmungen  entweder 
alle  aus  dem  alten  H.G.B.  stammten  oder  alle  erst  der  Neuredaktion  an- 
gehörten. AUein  da  begegnet  uns  die  Erscheinung,  dass  gerade  die  Paragraphen, 
in  welchen  das  Wort  Reservefonds  vorkommt,  aus  dem  früheren  H.G.B.  herüber- 
genommen,  und  gerade  die  Vorschriften,  in  welchen  von  Rücklagen  die  Rede 
ist,  neu  geschaffene  sind.  Weil  sich  die  letzteren  Bestimmungen  auf  Rechts- 
sätze beziehen,  welche  im  alten  Teile  des  H.G.B.,  insbesondere  auch  in  jenen 
§§  261,  262  enthalten  sind,  spricht  mehr  dafür^  dass  der  Ausdruck  Rücklage 
lediglich  eine  Verdeutschung  des  Wortes  Reservefonds  sein  soll.  Und  zur 
Gewissheit  wird  dies,  wenn  wir  hören,  dass  die  genannten  neuen  Bestimmungen 
erst  aus  der  Initiative  der  Reichstagskommission  hervoigingen.    Dann  liegt  die 

»)  Vgl.  Beigel  II  47. 

*)  So  auch  Staub  237  g;  Simon  146;  Pinner  151  u.  A.  Dagegen  nimmt  das 
Wort  weiter  Keyssner  Z.  48  „,  und  wohl  auch  Bing  237,  und  Neukamp  Z.  48  j,^. 

*)  Andere   Keysener,   Ming,    Neukamp   in    voriger   Note;    femer  Stier ^^ümlo 

£ä,   Do  ,g. 

^)  Makower  237  II  b  wUl  zu  den  Rfickbigen  sogar  die  ßerichtigangskonten  rechneD. 
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Sache  so,  dass  der  eine  gesetzgebende  Faktor  mehr  als  der  andere  bestrebt 
war.  Fremdworter  auszuschalten,  aber  dies  nur  in  den  von  ihm  angeregten  Be- 
stimmungen zum  Ausdruck  brachte  und  es  übersah,  dass  die  Konsequenz  dann 
ebenso  verlangte,  die  abgelehnten  fremdsprachlichen  Benennungen  auch  aus 
denjenigen  Bestimmungen  des  neuen  H.6.B.  zu  entfernen,  welche  dem  alten 
H.6.B.  entnommen  wurden. 

2.  RücklagenbegrifT  des  Privatversicherungsgesetzes.  Die  Richtig- 
keit dieser  Auffassung  wird  durch  die  Ausdrucksweise  bestätigt,  welcher  sich 
der  Gesetzgeber  in  den  dem  H.6.B.  entsprechenden  Teilen  des  Privatver- 
siefurungsgeseixes  bedient  Es  ist  dies  der  von  den  grösseren  Versicherungs- 
vereinen auf  Gegenseitigkeit  handelnde  Abschnitt. 

a)  In  diesem  Abschnitte  des  Pr.V.G.  fehlt  jenes  Nebeneinanderhergehen 
der  Begriffe  Reservefonds  und  Rücklage.  Zwar  begegnen  beide  Ausdrücke, 
aber  der  Gesetzgeber  unterlasst  es  nicht,  das  Verhältnis  beider  vöUig  klar  zu 
legen.  Reservefonds  heisst  eine  ganz  bestimmte  einzelne  Rücklage,  die  ,Jlück- 
lage,  welche  zur  Deckung  eines  aus  dem  Geschäftsbetriebe  sich  ergebenden 
anssergewöhnlichen  Verlustes  zu  dienen  hat^)",  also  das,  was  im  Aktienrecht 
der  Zwangsreservefonds  ist.  Sonst  gebraucht  das  Pr.V.G.  nur  die  Wendung 
,3ücklage'^     Die  Sprache  des  Pr.V.G.  ist  demgemäss  eine  einheitliche. 

b)  Was  der  Gesetzgeber  darunter  versteht,  ergibt  der  Zusammenhang 
mit  dem  H.GJB. 

a)  Die  Stellung  des  Pr.V.G.  zu  ihm  ist  eine  verschiedene.  Zu  einem 
grossen  Teile  sind  die  Rechtssätze  des  Pr.V.G.  denjenigen  des  Aktienrechtes 
nachgebildet;  zu  einem  noch  grösseren  Teile  sind  die  Gegenseitigkeitsversiche- 
rungsvereine unmittelbar  den  Vorschriften  des  Aktienrechtes  zu  entsprechender*) 
Anwendung  unterworfen^).  Hieraus  folgt,  dass,  wenn  das  Pr.V.G.  in  dem 
den  Vorschriften  des  H.G.B.  nur  nachgebildeten  Teile  von  Rücklage  spricht, 
wo  das  H.G.B.  den  Ausdruck  Reservefonds  gebraucht,  angenommen  werden 
darf,  dass  das  Pr.V.G.  unter  Rücklage  nichts  anderes  versteht,  als  in  seinen 
ähnlichen  Vorschriften  das  H.G.B.  unter  Reservefonds.  §  37  des  Pr.V.G.  ist 
H.G.B.  §  262  nachgebildet.  Er  handelt  von  der  „Bildung  einer  Rücklage, 
die  zur  Deckung  eines  aus  dem  Geschäftsbetriebe  sich  ergebenden  aussergewöhn- 
lichen  Verlustes  zu  dienen  hat";  also  von  der  obligatorischen  Rücklage.  Da 
das  Pr.V.G.  die  Privatversicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  sogar  zum  grössten 
Teile  unmittelbar  dem  Aktienrecht  unterwirft,  ist  die  Folgerung  statthaft,  dass 
es  auch  in  den  dem  H.G.B.  nur  ähnlichen  Bestimmungen  möglichst  in  An- 
lehnung an  das  H.G.B.  auszulegen  ist  Rücklage  in  Pr.V.G.  §  37  ist  daher  gleich 
Reservefonds  in  H.G.B.  §  262. 

ß)  Zur  vollen  Gewissheit  wird  die  Identität  von  Rücklage-  und  Reserve- 
fondsbe^ff  im  Pr.V.G.  und  damit  auch  im  H.G.B.  durch  die  Bestimmung  von 
Pr.V,G.  §  36,  wonach  auf  das  oberste  Organ  der  genannten  Versichemngs- 
vereine  unter  anderen  Paragraphen  des  H.G.B.  „entsprechende  Anwendung** 
findet  §  261  des  H.G.B.,  also  auch  die  Vorschrift  der  Ziff.  5  daselbst,  dass 
der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds  unter  die  Passiven  einzustellen  sei*).  Aus 
dem  „entsprechend**  folgt,  dass  für  das  Pr.V.G.  Reservefonds    im  Sinne  dieser 


*)  Pr.V.G.  §  37. 

*)  Pr.V.G.  §§  34—36. 

*)  Vgl.  Behm  zu  §  15  Anm.  2. 

*)  Vgl.  auch  Pr.V.G.  §  11  Abs.  1:  „Eine  (Prämienrwcrt;c-BcrechnunM-)Methode, 
nach  welcher  anfänglich  nicht  die  volle  Prämien rcserve  ^urucX-gestellt  würde**.  S.  dazu 
oben  §  93  lU  B  3  a. 
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Vorschrift  nicht  bloss  die  Rücklage  sein  kann,  welche  das  Pr.V.G.  Reserve- 
fonds nennt  —  Reservefonds  nennt  es  niur  die  Zwangsrücklage  — ^);  denn  es 
wäre  zu  widersinnig,  wenn  nur  dieser  Reservefonds  und  nicht  auch  andere  m 
die  Bilanzpassiva  eingestellt  werden  müssten.  Also  ist  bei  entsprechender  An- 
wendung im  Sinne  des  Pr.V.G.  in  §  261  statt  Reservefonds  Rücklage  zu 
setzen.  Allein  wollte  man  dann  Rücklage  in  seiner  natürlichen  Bedeutung 
nehmen,  so  fielen  unter  §  261  Ziff.  5  auch  „innere,  versteckte  Rücklagen". 
Aber  diese  sind  doch  schon  in  anderen  Bilanzposten  enthalten.  Demgemäes 
können  sie  nicht  mit  gemeint  sein.  Einen  der  Natur  der  in  Betracht  kommen- 
den Verhältnisse  gleichmässig  gerecht  werdenden  Sinn  gibt  §  261  in  Anwendung 
auf  das  Pr.V.G.  nur,  wenn  Rücklage  im  Pr.V.G.  und  Reservefonds  im  H.G.B. 
§  261  Ziff.  5  als  sich  deckende  Begriffe  angesehen  werden.  Deckt  sich  ab^ 
Rücklage  in  einem  anderen  G.  mit  Reservefonds  im  H.G.B.,  dann  darf  umso 
mehr  behauptet  werden,  dass  Rücklage  im  H.G.B.  mit  Reservefonds  daselbst 
begrifflich  zusammenfällt. 

c)  Das  Ergebnis  aus  dem  von  den  privaten  Gegenseitigkeitsversicherungs- 
vereinen handelnden  Abschnitt  des  Pr.V.G.  wird  noch  bestätigt  durch  dne  im 
Titel  „Strafvorschriften"  stehende  Bestimmung  dieses  G. 

a)  Dort  werden*)  unter  Strafe  gestellt  die  Mitglieder  des  Vorstands  oder 
des  Aufsichtsrats  oder  die  Liquidatoren  „einer  Versicherungsgesellschaft  auf 
Aktien  oder  eines  Versicherungsvereins  auf  Gegenseitigkeit",  wenn  sie  wissent- 
lich „den  Vorschriften  des  Gesetzes  oder  der  Satzung  über  die  Bildung  von 
Reserven  zuwider  eine  Gewinnverteilung  dulden  oder  zulassen". 

ß)  Weil  sich  die  Bestimmung  sowohl  auf  Versicherungsaktiengesellschaften 
wie  auf  Versicherungsgegenseitigkeitsvereine  bezieht,  ist  hier  statt  „Bildung  von 
Rücklagen^*  Bildung  von  Reserven  gesagt  Diese  Reserven  umfassen  also  die 
Reservefonds  im  Sinne  des  Aktienrechts'),  wie  die  Rücklagen  im  Sinne  des 
Pr.V.G.*).  Es  wäre  dies  nicht  möglich,  wenn  Rücklage  im  Pr.V.G.  nicht  eben 
soviel  wie  Reservefonds  bedeuten  würde. 

d)  Der  Grund,  warum  gerade  das  Pr.V.G.  grundsätzlich  die  allgemeine 
Bezeichnung  „Reservefonds"  durch  die  allgemeine  „Rücklage"  ersetzt,  liegt  nahe. 
Wie  wir  in  §  146  IV  C  4  sehen  werden  und  z.  B.  schon  aus  §  89  V  B  2 
wissen,  findet  insbesondere  im  Versicherungsrecht  der  Name  Reserve  auch  für 
Bilanzposten  Verwendung,  welchen  wirkliche  Reservenatur  abgeht.  Um  irr- 
tümliche Anwendung  von  Vorschriften,  die  lediglich  für  echte  Reservefonds 
gelten  sollen,  auf  solche  unecht«  Reserven  zu  vermeiden,  ersetzt  der  Gesetz- 
geber den  Namen  Reservefonds  des  H.G.B.  durch  die  Benennung  Rücklage. 

B.  Auch  im  Steuerrecht  ist  die  gesetzliche  Bedeutung  von  Rücklage  enger 
als  die  wörtlich-natürliche. 

1.  Das  preussische  und  bayeriscfie  Steuerrecht  kommt  hier  nicht  in  Frage. 
Das  bayerische  Gewerbesteuergesetz  erwähnt  weder  den  Reservefonds  noch  die 
Rücklage  als  solche,  das  preussische  Einkommensteuergesetz  spricht  lediglich 
von  Reservefonds  (§  16). 


*)  Das  Pr.V.G.  kennt  nicht  notwendige  und  freiwillige  und  nicht  mehrere  not- 
wendige Reservefonds,  sondern  nur  „den  Iteservefonds",  d.  i.  den  Zwanereservefonds 
im  Sinne  von  H.G.B.  §262.  Vgl.  a)  Pr.V.G.  §  38:  „Ein  nach  der  B.  sich  ergebende 
Uberschuss  kommt,  soweit  er  nicht  . . .  dem  Reeei-vefonds  oder  anderen  Rücklagen  zu- 
zuführen ...  ist .  .  ."•,  b)  PrV.G.  §  37 :  „Die  Satzung  hat  die  Bildung  einer  Bücklage, 
die  zur  Deckung  eines  . . .  aussergewöhnlichen  Verlustes  zu  dienen  hat  (Reservefonds), 
...  zu  bestimmen'^ 

*)  §  106  Ziff.  1. 

»)  §  261  Ziff.  5. 

*)  §  38. 
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2.  a)  Anders  das  österreichische  Persönalsteuergesetz.  Dasselbe  spricht  in 
§  98  von  „den  auf  Grund  dieses  G.  der  Besteuerung  unterzogenen  Rücklagen". 
Vergebens  sehen  wir  uns  in  den  voraufgehenden  Paragraphen  nach  dem  Worte 
Rücklagen  um  und  doch  muss  in  denselben  von  solchen  Rücklagen  die  Rede 
sein,  da  §  98  die  Bestimmungen  des  G.  über  Steuerpflicht  der  bilanzmässigcn 
Cb^rschüsse  abschliesst.  Bei  solcher  Sachlage  kann  §  98  mit  dem  Ausdrucke 
Rücklagen  nichts  anderes  meinen,  als  Reservefonds. 

a)  Dies  Wort  findet  sich  in  §  93  („Hinterlegung  in  Reservefonds")  und 
in  §  95  f  Abs.  1  („Hinterlegung  in  besondere  Fonde  [Abschreibungs-,  Amorti- 
sations-^  Verlustreservefonde]").  Ausserdem  wird  in  §  95f  Abs.  3  von  „Über- 
weisung in  Speziaireserven  für  Kursverluste",  in  §  95  d  von  „Prämienrcserven^*, 
in  §  96  Abs.  1  von  „den  im  §  95  d  und  f  bezeichneten  Reserven  und  Fonden", 
in  §  97  Abs.  1  von  den  „im  §  95f  bezeichneten  Reserven  und  Fonden",  in 
§  97  Abs.  2  von  „den  im  §  95  d  bezeichneten  Fonden"  und  in  Anschluss 
daran  in  §  97  Abs.  3,  von  der  „Anlage  dieser,  sowie  der  sonstigen  Reserve- 
fonde^  gesprochen. 

ß)  Dazu  kommt,  dass  nur  ein  Teil  dieser  Reservefonde  steuerbar  ist 
und  §  98  handelt  nur  von  „der  Besteuerung  unterzogenen  Rücklagen". 

y)  Endlich  gibt  das  G.  in  §  98  letztem  Satz  den  oben  angeführten 
Passus  „auf  Grund  dieses  Gresetzes  der  Besteuerung  nicht  unterzogene  Rück- 
lagen" sogar  durch  die  Wendung  „nichtversteuerte  Reserven"  wieder. 

b)  Allerdings  beschrankt  sich  dieser  Reservefondsbegriff  des  österreichischen 
Personalsteuergesetzes,  wie  wir  wissen  ^)  und  auch  aus  dem  eben  Vorgetragenen  zu 
entnehmen  und  später^)  noch  eingehender  zu  erörtern  ist,  nicht  auf  die  echten 
und  rechten  Reservefonds.  Er  umfasst  auch  Antizipationskonten  und  vor  allem 
die  als  selbständige  Bilanzposten  auftretenden  Abschreibungen,  die  Abschreibungs- 
(oder  Emeuerung8-)Fonds,  also  Fonds,  die,  wenn  sie  auch  als  Reservefonds 
bezeichnet  werden,  doch  nur  unechte,  falsche  Reservefonds  sind.  Solche  Pseudo- 
reservefonds  begegnen  vielfältig.  Wir  sprechen  daher  von  ihnen  in  einem  be- 
sonderen, im  nächsten  Paragraphen. 


4.  IJneehte  Beserven  und  Reservefonds. 

§  146. 

I.  In  der  Sprache  der  Praxis  und  zum  Teil  auch  in  derjenigen  der  Ge- 
setzgebung kommen  Bilanzposten  vor,  welche  Fonds,  Reserven,  Reservefonds 
oder  auch  Rücklagen  heissen,  ohne  handeis-  oder  sleuerrechtlich  diese  Begriffe 
zu  erfüllen.  Nicht,  dass  sie  nicht  Ähnlichkeit  mit  Fonds,  Reserven,  Reserve- 
fonds u.  s.  w.  hätten,  aber  das  Hauptelement  dieser  Begriffe  fehlt  ihnen,  die 
Eigenschaft,  dass  durch  sie  ifemvermögen,  ifemgewinn,  i?einertrag,  Reinein- 
kommen von  der  Verteilung  an  die  Mitglieder  bezw.  von  der  Verwendung  für 
laufende  Bedürfnisse  ausgenommen  wird.  AVas  sie  von  der  Verteilung  bezw. 
Verwendung  ausschliessen,  ist  nur  das  ife/ivermögen,  der  i^oÄgewinn,  der  Roh- 
ertrag. Sie  daher  als  Reserven  oder  Reservefonds  zu  bezeichnen,  verstösst 
gegen  das  Prinzip  der  Bilanzklarheit ^)  und  ist  darum  ungesetzlich,  soweit  nicht 


»)  §  143  a.  E. 

*)  §  157  vni. 

^  Oben  §  21  und  unten  §  198. 
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das  6.  selbst  derartige  Konten  so  nennt  Die  Erkenntnis  des  wahren  Wesens 
dieser,  wie  sie  gewöhnlich^)  genannt  werden,  unechten  Reserven,  Reservefonds, 
Rücklagen  ist  nicht  immer  leicht,  um  so  mehr,  als  es  vorkonamt^  dass  ihre 
Einstellung  die  Bildung  echter  Reservefonds  überflüssig  macht 

IL  Die  unechten  Reservefonds  zerfallen,  wie  die  echten^),  in  Verlust- 
und  in  ÄUAgaher  oder  Schuldreservefonds.  Sind  die  echten  Verlustreservefonds 
Fonds  zur  Ausgleichung  künftig  möglicher  Verluste,  so  sind  die  unechten  Ver- 
lustreservefonds Konstatierungen  eingetretener  oder  gegenwärtig  drohender  Verluste. 
Dienen  die  echten  Ausgabereservefonds  zur  Deckung  zukünftig  möglicher,  so 
dienen  die  unechten  Schuldreservefonds  zur  Deckuug  schon  entstandener  und 
darum  gegenwärtig  vorhandener  Verbindlichkeiten.  Die  unechten  Verlustreserve- 
fonds sind  in  Wahrheit  selbständige  Abschreibungen^  die  unechten  Schuldreserve- 
fonds in  Wirklichkeit  Schuldkonten*), 

UI.  Abschreibungsfonds.  Die  erste  Qruj^e  der  unechten  Reservefonds 
bilden  die  als  selbständige  Bilanzposten  (Fonds)  zum  Eintrag  gelangenden 
Abschreibungen  von  bestimmten  Aktiven  wegen  Wertminderungen^  die  sog. 
Absekreibungsfands. 

A.  Erneuerungs-  und  Delkrederefonds.  Sie  finden  statt  wegen 
eingetretener  oder  sehr  wahrscheinlich  in  Bälde  eintretender  Verluste  an  6e- 
stimmten  Aktiven.  Durch  solche  Verluste  und  Verlustwahrscheinlichkeiten  wird 
der  Wert  dieser  Aktiva  verringert  Die  selbständigen  Abschreibungskonten 
konstatieren  ziffemmässig  die  Höhe  der  Wertminderung,  welche  durch  jene  wirk- 
lich eingetretenen  oder  verhältnismässig  unmittelbar  drohenden  Verluste  effektiv 
verursacht  wurde.  Sie  werden  in  der  Praxis  bei  Sachen  Erneuerungs-^  bei 
Forderungen  und  Rechten  Delkrederefonds  genannt*). 

B.  Erneuerungs-  und  Delkrederefonds  begegnet  aber  auch  als  Name  echter 
Reservefonds,  d.  h.  Fonds,  welche  zum  wirtschaftlichen  Ausgleich  von  zwar 
möglichen^  aber  nicht  so  bald  zu  erwartenden  Wertminderungen  dienen.  Ist 
der  Verlust  einer  Sache  oder  Forderung  verhältnismässig  unmittelbar  bevor- 
stehend, so  ist  ihr  Wert  schon  gemindert')  und  dies  konstatiert  ein  Ab- 
schreibungskonto. Steht  der  mögliche  Verlust  noch  in  weiter  Feme,  so  genügt 
es,  für  den  Fall  des  Eintritts  eine  Deckung  zurückzubehalten.  Durdi  das 
Abschreibungskonto  wird  eingetretene  Wertminderung  konstatiert,  durch  Ver- 
wendung des  Reservekontos  wirtschaftlich  ungeschehen  gemacht,  ergänzt^  ersetzt, 
ausgeglichen*). 

C.  Beide  Arten  von  Konten  haben  ein  formelles  Moment  gemein.  Der 
äusseren  Bilanzform  nach  sind  sie  alle  Abzugs-,  d.  h.  einen  bestimmten  Betrag 
von  Aktivwerten  bindende  und  insofern  vor  Verteilung  und  Verwendung  für 
laufende  Bedürfnisse  bewahrende  Posten  und  hieraus  vor  allem  erklart  sie  ibre 
Auffassung  als  Reservekonten.  Aber  zum  Begriff  des  Reservekontos  genügt 
eben  nicht  Abzug  von  den  Aktiven,  sondern  erforderlich  ist  Abzug  vom  Rein- 
vermögen, Reingewinn,  Reineinkommen.  Bei  diesen  Konten  dagegen  handelt 
es  sich  um  Abzüge  vom  Bruttovermögen,  Bruttogewinn,  Rohertrag.     Ehe   nicht 


>)  Z.  B.  Beiack  II  36. 

«)  Unten  §  152. 

•)  S.  auch  Eeiach  II  §  46  a.  E.  u.  §  26. 

*)  Fuisting,  Bteuerlehre  178;  s  auch  SchuUe,  Bilanzform  S.  27;  Knappe  841; 
Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  551  u.  552  (Budwioski  Nr.  245  u.  413).  —  Nachgefmgen 
sei  zu  §  21,  dass  Lehmann,  A.enll301f.  selbständige  Abschreibungskonten  UDbedinet, 
auch  ohne  H.G.B.  §  261  Ziff.  3,  für  zulässig  hält. 

•)  Vgl.  unten  §  157  VII  B. 

•)  Vgl.  Beisch  U  69;  Simon  253. 


§  146.  Unechte  Beserven  und  Beseirefonds.  557 

die  eingetretenen  Wertminderungen  abgezogen  sind,  liegt  nicht  Rein-,  sondern 
nur  Rohvennögen  und  Gewinn  vor.  Indem  diese  Abzüge  erst  zu  Reinvermögen 
und  Reinertrag  fuhren,  können  sie  nicht  Reservekonten  sein.  Was  sie  dar- 
stellen, sind  nicht  Erneuerungsr^^eri'e-  und  nicht  Delkrederereserve-,  sondern 
'Emeuervingsbewertungs'  und  Delkredere^i/^er^iin^^konti.  Noch  besser  ist  es^ 
zu  ihrer  Bezeichnung  jede  Zusammensetzung  mit  Erneuerung  und  Delkredere 
überhaupt  zu  unterlassen  und  sie  lediglich  Sach-  und  Forderungswertminderungs- 
posten  zu  nennen.  Erneuerungs-  und  Delkrederekonten  heissen  mit  Fug  und 
Recht  nur  Sach-  und  Forderungser^a^^konti  und  der  Ersetzung  von  künftig 
möglicherweise  zu  Verlust  gehenden  Sachen  und  Rechten  dienen  allein  die 
Erneuerungs-  und  Delkrederere«6n?efonds  ^).  Ein  „Reservefonds  für  zweifelhafte 
Forderungen'',  wie  die  Bundesratsverordnung  vom  15.  Januar  1877  über  die 
Jahresbilanz  der  Notenbanken^)  das  Delkrederekonto  nennt,  ist  ein  echter 
Reservefonds. 

D.  Effekten-,  Konsortial-,  Immobilienreserve.  1.  Dass  für  blosse 
Wertberichtigungskonten  auch  der  Name  Reserve  vorkommt,  beweisen  die  in 
der  Praxis  auch  zur  Bezeichnung  von  Wertkorrekturposten  begegnenden  Aus- 
drücke Speziaireserven  für  Kursverluste  (Effektenreserven)'),  Konsortialreserveriy 
Immobilienreserven^).  Zutreffend  sind  diese  Benennungen  für  Reservefonds, 
au9  welchen  zukünftig  mögliche  Wertminderungen  von  Effekten,  Konsortialbe- 
ieiligungen  oder  Gebäuden,  Baugrundstücken  u.  s.  w.  gedeckt  werden  sollen. 
Aber  es  werden  —  imd  dies  ist  ein  Verstoss  gegen  die  Bilanzklarheit  —  Spezial- 
reserven  für  Kursverluste  u.  s.  w.  auch  Wertkorrekturposten  genannt,  obwohl 
durch  solche  Posten  nicht  vorhandene  Werte  von  Verteilung  oder  Verwendung 
zurückbehalten  werden,  sondern  nur  das  eingetretene  Fehlen  von  Werten  zur 
buchmässigen  Feststellung  gelangt*). 

2.  Sogar  in  der  Gesetzgebung  findet  sich  für  solche  Abschreibungsfonds 
der  Name  Verlustre^ervefonds.  Wir  sprachen  davon  schon  in  §  143  unter 
Nr.  VI  B  3  c. 

E.  Unechte  Aktien-  und  Obligationentilgungsfonds.  Erinnern 
wollen  wir  noch  daran,  dass  die  Abschreibungsfonds  unter  Umstanden  die 
Bildung  von  Reservefonds  entbehrlich  machen  und  dies  zum  Teil  veranlasst 
faaty  sie  mit  Namen  zu  bekleiden,  wie  sie  sonst  nur  für  Reservekonten  be- 
gegnen. In  den  §§  125,  133  und  134  legten  wir  dar,  wie  bei  Bergwerks- 
und  ähnlichen  A.en  die  als  selbständige  Posten  zum  Vortrag  gelangenden 
Abschreibungen  wegen  Bubstanzaufzehrung  die  Wirkung  von  Aktien-  und 
Obligaiioneniügungsfonds  besitzen,  es  aber  darum  doch  nicht  zulässig  ist,  sie 
wie  solche  Reservefonds  zu  bezeichnen  und  zu  behandebi*). 


«)  Vgl.  auch  Berliner  54  f.,  164  f.  und  oben  §  21  IV  A  2  e  und  besonders  §  136 
VI  A  Omt  das  Wesen  der  Kollektivabschreibung  an  Forderungen  §  179  II.  Von 
einem  wiiklichen  echten  Emeuerun^sreservefonds  handelt  z.  B.  Elntsch.  in  Steuers.  IX 
248  (mit  IV  269).  Es  werden  aus  ihm  für  den  Betrieb  450  Mk.  entnommen  und  aus 
dem  Reingewinn  wieder  eigänzt.  Die  450  Mk.  sind  Betriebsausgabe,  also  abzugsfähig, 
aber  andererseits  ist  die  Verwendung  von  450  Mk.  aus  dem  Reingewinn  wieder  Dotie- 
rung einer  Reserve,  also  steuerpflichtig.  —  Im  übrigen  auch  Lehmann^  A.en  II  302. 

«)  S  52  II  A. 

•)  V^.  Simon  253.  _ 

*)  Beisch  II  228  Anm.  2.  Der  Zweck  unechter  Immobilienreserven  ist,  Über- 
bewertungen von*  zum  Verkauf  bestimmten  Grundstücken  auszugleichen.  Man  setzt 
letztere  zu  höherem  Buchwert  an,  um  sie  vorteilhafter  losschlagen  zu  können. 

•)  §  136  VI  A. 

•)  §  125  VII  A8b  Ä;  §  129  VI  A  2;  §  133  9;  §  134  II  A. 
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IV.  Die  zweite  Gruppe  unechter  Reservefonds  haben  nicht  die  Natur 
von  Wertbericbtigungs-,  sondern  von  reellen  und  ideellen  Schuldpoeten.  Sie 
konstatieren  auch  Verluste  (Ausgaben),  aber  nicht  Verluste  (Wertminderungen), 
welche  an  einzelnen  bestimmten  Aktivgegenstanden  eintreten  oder  unmittelbar 
^  bevorstehen,  sondern  sie  konstatieren  Verzehrung  von  Aktiven  schlechthin  durch 
gegenwärtige,  aber  noch  nicht  erfüllte  (also  sdiwebende)  Verbindlichkeiten.  Sie 
unterscheiden  sich  von  den  Abschreibungsfonds  dadurch,  dass  sie  nk;ht  zu 
einem  bestimmten  Aktivum  in  Bezug  stehen,  sondern  eine  selbständige  Existenz 
besitzen^  und  sind  bilanzrechtlich  Mohvermögen-  oder  Rohgewinnreserven^ 
Rückstellungen  des  Rohertrags  von  der  Verteilung,  während  zum  echten 
Reservenbegriff  gehört,  dass  Reinvermögen,  Reingewinn  von  der  Verteilung 
ausgenommen  wird. 

A.  Wir  halten  zwei  Arten    solcher  gegenwärtiger  Schulden    auseinander: 

1.  Solche,  welche  wirtschaftlich  7iicht  schon  (ganz  oder  teilweise)  dem 
gegenwärtig  zum  Abschluss  gelangenden  Geschäftsjahr  anzulasten  sind. 

2.  Solche,  welche  wirtschaftlich  (ganz  oder  teilweise)  dem  zum  Abschluss 
gelangendeji  Geschäftsjahr  zur  Last  fallen. 

B.  Zu  den  ersteren  Arten  rechnen: 

1.  Der  Orilnilungsfonds  bei  Versicherungsvereinen  auf  (Gegen- 
seitigkeit. 

a)  Der  Gründungsfonds  erfüllt  bei  Gegenseitigkeitsversicherungsvereinen 
(für  die  ersten  Jahre)  ^)  die  wirtschaftliche  Aufgabe,  welche  bei  den  Ver- 
sicherungsaktiengesellschafteu  (für  diese  Zeit)  das  Gnuidkapital  versieht^).  Er 
dient  zur  Deckung  der  Errichtungskosten  und  als  Garantie  und  Betriebsfonds') 
der  ersten  Zeit  Durch  den  wirtschaftlichen  Zweck  und  das  rechtliche  Wesen 
des  Versicherungsvereines  auf  Gegenseitigkeit  ist  er  nicht  gefordert*).  Denn 
hiernach  bedarf  ein  solcher  Verein  keines  eigenen  Kapitals,  keines  Vermögens- 
fonds,  da  sein  Zweck  dahin  geht,  gewisse  Nachteile,  die  den  einzelnen  Mit- 
gliedern drohen,  auf  die  Schultern  aller  Mitglieder  zu  verteilen.  Dazu  genügt 
Beitragspflicht  der  Mitglieder  in  Form  des  Umlageverfahrens.  Allein  dadurch 
würde  der  Versicherungsverein  nicht  viele  Mitglieder  gewinnen  und  deren  viele 
zu  gewinnen,  ist  für  ihn  höchst  erstrebenswert,  weil  mit  der  Zahl  der  über- 
nommenen Risiken  die  Ausgleichungswahrscheinlichkeit  wächst  Den  Mitglied^v 
kreis  zu  erweitem,  erfordert  aber  Eintritt  in  die  Konkurrenz  und  in  ihr  kann 
der  Verein  nur  bestehen,  wenn  die  Beitragslast  in  den  einzelnen  Geschäfts- 
jahren für  den  einzelnen  Versicherten  möglichst  dieselbe  ist  Diese  Gleicli- 
mässigkeit  der  Beitragshöhe  zu  ermöglichen,  dazu  dient  die  Bildung  eines  Reserve- 


0  Nur  das  deutsche  Pr.V.G.  schreibt  Titgungspflicht  während  des  Geschäfts- 
betriebes und  zwar  möglichst  bald  beginnende  vor.  Die  UlKune  „muss  beginnen,  nach- 
dem die  Kosten  der  Errichtung  und  die  im  ersten  Geschänsjimr  entstandenen  Koeten 
der  Einrichtung  getilgt  worden  sind"  (§  22  Abs.  4  mit  36  Abs.  1  Ziff.  3  u.  38  Abs.  3). 
Voraussetzung  ist  allerdings  Bildimg  eines  Reservefonds,  die  regelmässig  Pflidit  ist. 
Nach  österr.  vers.-Reg.  ist  dje  Rückzahlung  des  Gründimgsfonds  gestattet,  wenn  ^n 
Reservefonds  gebildet  wird.  Öster.  Ver8.-Beg.  §  4.  Demsemäss  definiert  das  B^.  den 
Grundungsfonds  auch  nur  dahin,  dass  es  (§2)  sagt:  „Die  zum  GeechäftsbegiDDe  und 
zur  Deckung  eventueller  Verluste  erf<»xlerl]che  Grundlage  bildet  bei  A.en  das  Aktien- 
kapital, bei  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Vereinen  der  Grfindungsfonds  und  die  ge- 
meinsame Haftung  der  Vereinsmitglieder.''    Vgl.  unten  §  152  V  C  Anm. 

')  S.  auch  Beiseh  11  207 ;  Veröffentlichungen  des  Aufsichtsamts  für  Privatver- 
sicherung,  2.  Jahrg.  S.  116;  McHdenhauer,  Die  Aufsicht  u.s.  w.  90  ff. 

*)  PrV.G.  §  22.    Ebenda  §  27:  „Deckungsmittel*'. 

*)  Daher  kann  nach  Pr.V.G.  23  die  Aufsichtsbehörde  gestatten,  von  der  Bildung 
eines  Gründunesfonds  Abstand  zu  nehmen.  Er  ist  also  nach  deutschem  Versicherangs- 
recht  nicht  unbedingt  obligatorisch. 
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fonds,  zu  welchem  Zwecke  demgemäss  von  Anfang  an  Zuschläge  zu  den 
Nettopramien  erhoben  wenlen.  Diese  Zuschlage  müssten  anfangs  noch  bedeutend 
erhöht  werden,  wenn  durch  die  Versicherten  des  ersten  Geschäftsjahres  die 
ganzen  Errichtungs-  und  die  ganzen  Einrichtungskosten  des  ersten  Jahres  auf- 
zubringen wären.  Um  dies  zu  vermeiden,  ist  bei  Beginn  ein  grösseres  Betriebs- 
kapital, ein  Gründungs-  und  erster  Betriebsfonds  nötig,  dies  ist  der  Gründungs- 
fonds ^). 

b)  Aus  diesen  Darlegungen  über  den  Zweck  des  Gründungsfonds  geht 
hervor,  dass  die  Aufbringung  desselben  nicht  den  Mitgliedern  (Versicherten) 
als  solchen  obliegt  Stellen  sie  ihn  zur  Verfügung,  so  nehmen  sie  keine  andere 
Rechtsstellung  ein,  als  Dritte,  die  dies  tun.  Ihre  Leistungen  zum  Gründungs- 
fonds  sind  keine  „Beitrage"*),  die  Verpflichtung  hierzu  keine  „Betragspflicht" ^). 
Wären  die  Einzahlungen  auf  den  Gründungsfonds  „Beiträge",  Einlagen,  dann 
wäre  die  Bestinunung  überflüssig,  dass  denjenigen,  welche  den  Fonds  zur 
Verfugung  stellen,  kein  Kündigungsrecht  eingeräumt  werden  darf,  und  uner- 
klariich,  wie  von  „Verzinsung"  und  „Tilgung***)  („Rückzahlung")*)  des  Fonds 
die  Rede  sein  kann.  Denn  Einlagen  sind  nicht  kündbar,  verzinslich  und  es 
besteht  für  sie  keine  Rückzahlungspflicht.  Dagegen  ist  dies  alles  wohl  ver- 
ständlich, wenn  der  Gründungsfonds  eine  Vereinsschuld  darstellt  und,  dass  er 
eine  solche  repräsentiert,  bestätigt  das  Pr.V.G.  §  47  Abs.  2  durch  den  Satz: 
„Eine  Tilgung  des  Gründungsfonds  darf  erst  erfolgen,  nachdem  die  Ansprüche 
sämtlicher  übrigen  Gläubiger  .  .  .  befriedigt  oder  sichergestellt  sind"^). 

c)  Bildet  der  Gründungsfonds  aber  eine  Vereinsschuld,  dann  ist  es  selbst- 
verständlich, dass  ihm  Reservefondseigenschaft  abgeht.  Denn  dann  ist  er  nicht 
Abzug  vom,  sondern  vor  dem  Reinvermögen,  Abzug  vom  Rohvermögen.  Ehe 
er  nicht  abgezogen,  liegt  Reinvermögen  nicht  vor. 

2.  Fonds  für  wohltätige  Zwecke,  Pensionsfonds  u.  s.  w.  Als 
unechte  Reservefonds  können  in  Betracht  kommen  Fonds  für  wohltätige 
Ztceeke  (Beamtenpensions-,  Arbeiterunterstützungs-,  Wohlfahrteinrichtungsfonds) '^). 

a)  a)  Diese  Fonds  oder  Kassen  bilden  in  der  Regel  allerdings  Reserve- 
fonds. Hierfür  spricht  ihre  Einstellung  in  die  B.  der  Unternehmung.  In  die 
B.  einer  A.  werden  doch  im  Zweifel  nur  ihr  zugehörige  Vennögenswerte  ein- 
gestellt, ihre  Forderungen  und  ihre  Schulden;  ihr  Grundkapital  und  ihre  Fonds. 
Nach  H.G.B.  §  38  hat  der  Kaufmann  in  <ler  Buchführung  die  Lage  seines 
Vermögens  ersichtlich  zu  machen.  Fonds  in  der  B.  sind  somit  der  Vermutung 
nach  Fonds  des  Kaufmanns. 

b)  Allein  dem  Fonds  kann  auch  eine  gewisse  Selbständigkeit  beiwohnen. 
Er  kann  juristische  Persönlichkeit  besitzen  oder  —  was  wohl  häufiger  —  als 
Objekt  eines  Gemeinschaftsverhältnisses  unter  den  Gesellschaftsbeamten  oder 
Arbeitern  anzusehen  sein,  namentlich  dann,  wenn  den  Beamten  oder  Arbeitern 
allein  die  Verwaltung  desselben  zusteht  oder  ihnen  nach  dem  Statut  Unter- 
*^iutiang;Banspiiiche  gegen  den  Fonds   (die  Kasse)  als   solchen  eingeräumt  sind. 


1)  a  Behm  22  Anm.  3. 

»)  Pr.V.G.  24. 

*)  Pr.V.G.  26.    S.  auch  Lehmann,  A.cn  I  S.  281  Anm.  4. 

*)  Ebenda  22,  47,  51. 

»)  So  öaterr.  Ver8.-Reg.  §  4. 

•)  Die  Garanten  oder  Garantistcn,  wie  diejeoigcD  heiBflen,  welche  den  Fonds  zur 
Verfügung  stellen,  sind  Darlehensgläubiger.  Kegelmässig  wird  der  Fonds  im  Wege  der 
%eichnoog  gegen  Ausgabe  von  Garantiescheinen  zusammengebracht. 

')  S.  Werüber  auch  Sirtum  254 ff.;  Staub  237«  u.  202 „;  Bing  237 4  u.  262,.  — 
Bezüglich  der  Steuerpflicht  dieser  Fonds  s.  §  157  VIl  B. 


560  §  ^^^'  Unechte  Eeserven  und  Beeervefonda. 

Das  Recht,  welches  den  Beamten,  Arbeitern  u.  s.  w.  gemeinsam  zusteht,  ist 
regelmässig  ein  Forderungsrecht  gegenüber  der  Unternehmung^).  Ein  Eigentum 
der  Gemeinschaft  am  Fonds  ist  nur  dann  anzunehmen^  wenn  der  Fonds  be- 
sonders angelegt  ist  und  demgemäss  auch  unter  den  Aktiven  als  besonderer 
Posten  erscheint'),  denn  nur  dann  ist  Unterscheidbarkeit  der  Vermogensbestand- 
teile  angängig.  Vereinbar  mit  der  besonderen  Anlegung  ist  aber  auch  die 
Forderungsrechtsnatur  des  Fonds.  Denn  bildet  der  Fonds  Gegenstand  fremden 
Eigentmns,  so  ist  es  überhaupt  dem  Grundsatz  ordnuugsmässiger  Buchführung 
und  dem  Rechtssatz,  dass  der  Kaufmann  in  die  B.  seine  Vermögensgegen- 
stände'S  also  nicht  fremde  aufzunehmen  hat^),  zuwider,  wenn  der  Pensionsfonds 
in  der  B.  der  Unternehmung  erscheint  Er  hat  dann  keinen  Platz  mehr  unter 
den  Aktiven^  selbst  sofern  er  bei  der  A.  hinterlegt  ist*),  und  demgemäss 
auch  nicht  mehr  unter  den  Passiven^).  Denn  er  gehört  dann  weder  zum 
Rohvermögen  noch  zum  Reinvennögen  der  A.  mehr.  Findet  er  sich  also  in 
der  B.  der  Unternehmung,  so  spricht  mehr  dafür,  dass  er  nur  den  Gegenstand 
eines  Forderungs-,  nicht  eines  Eigentumsrechtes  Dritter  bildet  Immerhin  ist 
aber  letzteres  denkbar*). 

ß)  Ob  das  eine  oder  das  andere  gegeben,  immer  liegt  im  Sinne  des 
Bilanzrechtes  eine  Betriebsschuld '')^  in  einem  Falle  eine  Zahlungs-,  im  anderen 
eine  Herausgabe  Verbindlichkeit  vor,  also  etwas,  vor  dessen  Abzug  von  Rein- 
vermögen und  Reinertrag  und  demgemäss  auch  von  Reservefonds  nicht  die 
Rede  sein  kann.  Woraus  der  derartig  eingestellte  Unterstützungsfonds  etc. 
dotiert  ist,  d.  h.  wovon  er  unmittelbar  abgezogen  wird,  ist  nicht  das  R^nver- 
mögen,  der  Nettoertrag,  sondern  das  Bruttovermögen  und  der  Rohgewinn. 

b)  Beisch  und  Kreibig  glauben  einem  in  der  B.  vorkommenden  Unter- 
stützungsfouds  die  Natur  eines  Schuldpostens  nicht  bloss  dann  zusprechen  zu 
sollen,  wenn  den  Angestellten  Pensionsansprüche  unnuttelbar  gegen  den  Fonds 
eingeräumt  sind,  sondern  schon  dann^  wenn  ihnen  überhaupt  Pensionsrechte 
zustehen,  d.  h.  Pensionsanwartschaften  unmittelbar  gegen  den  Unternehmer. 

a)  Das  Entgelt  für  die  gegenwärtige  Dienstleistung  eines  pcusionsberech- 
tigten  Angestellten  bestehe  nicht  nur  in  seinem  laufenden  Gehalt»  sondern 
auch  in  der  rechtlichen®)  Verpflichtung  zu  seiner  künftigen  Versorgung.  Dem- 
gemäss liege  in  der  künftigen  Versorgungspflicht  ein  Verlust^  welcher  schon 
durch  den  gegenwärtigen  Geschäftsbetrieb  hervorgerufen  und  daher  wirtschaft- 
lich atich    schon    der   gegenwärtigen    Verrechnungsperiode    angerechnet    werden 


^)  Wenn  eine  Forderung  mit  teilbarem  Gegenstande  Mehreren  zusteht,  so  liegen 
normaler  Weise  allerdings  einfache  Teilforderungen  ohne  Gemeinschaftsveri^tnis  vor 
(s.  Windscheid-Ktpp  Bd.  2  S.  880),  aber  die  Benennung  der  Forderung  als  Pensions/on^, 
Pensionskassa  zeigt  etwas  Anormales,  besondere  Umstände,  eine  gewisse  Verbindung  der 
Teilnehmer,  eine  Forderungsgemeinschaft  an.  —  Vgl.  auch  Jjehmanny  A.en  11  300: 
„Darlehensverhältnis". 

»)  In  den  Musterbilanzen  des  österr.  Ver8.-Reg.  (S  32)  finden  wir  sowohl  auf  der 
Passiv-  wie  auf  der  Aktivseite  den  Posten  „Pensionfonds  der  Bediensteten". 

•)  H.G.B.  39. 

*)  S.  oben  §  73  II  B  1  c  Anm.  3. 

^)  Vgl.  Simon  257  und  Beisch  II  86  Anm.  2;  auch  Lehmann,  A.en  II  300. 

*)  Im  letzteren  FaUe  besteht  Im  Gesellschaftskonkurse  für  die  Kasae  ein  Aos- 
sonderungsrecht;  denn  der  Fonds  gehört  dann  nicht  zur  Masse;  im  anderen  Falle  dad 
die  Beamten  u.  s.  w.  KonkunglatiOtger  (nicht  absonderungsberechtigt),  wenn  auch  nur 
einfache,  nicht  bevorrechtigte.  Anciers  wenn  dem  Fonds  Selbständigkeit  fehlt^  dann 
haben  die  Beamten  u.  s.  w.  kein  Gläubifferrecht  im  Konkurse. 

')  Oben  §§  78f. 

')  Gegensatz:  soziale,  ethische  Pfh'cht 
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müs8e^).  Der  Pensionsfonds  würde  also  eine  Schuld  gegenüber  den  mit  Pen- 
sionsrechten Angestellten  der  Unternehmung  bilden  und  zwar  eine  sog.  passive 
reelle  Jntiz^XJUian,  d.  h.  eine  schon  verursachte,  aber  noch  nicht  entrichtete 
Schuld  nach  dem  Schema  des  noch  nicht  gezahlten,  aber  wirtschaftlich  schon 
geschuldeten  Mietzinses*).  Ein  Teil  des  Pensionsanspruches  der  Zukunft  wäre 
bereits  der  Gegenwart  anzulasten. 

ß)  Allein  ganz  abgesehen  davon,  dass  Buchung  künftiger  Verbindlich- 
keiten in  der  Gegenwart  immer  eine  Ausnahme  von  der  Regel  bildet'),  spricht 
gegen  diese  Anschauung  in  durchschlagender  Weise  folgendes.  Wird  die  künf- 
tige Versorgungspflicht  schon  als  Bestandteil  der  gegenwärtigen  Entgeltsver- 
pflichtung (Verpflichtung  zur  Dienstvergütung)  verbucht,  so  muss  ebenso  der 
Anspruch  auf  Dienstleistimg  der  Angestellten  in  der  Zukunft  schon  als  ein 
gegenwärtiges  Recht  des  Dienstberechtigten  bewertet  werden.  Denn  die  A.  ver- 
spricht künftige  Versorgung  nicht  bloss  als  „Entgelt  für  die  gegenwärtige'S 
sondern  auch  als  Entgelt  für  die  zukünftige  Dienstleistung.  Wird  daher  die 
künftige  Versorgungspflicht  teilweise  schon  als  eine  solche  der  Gegenwart  be- 
wertet, so  muss  das  Gleiche  hinsichtlich  der  künftigen  Dienstleistungsansprüche 
geschehen.  Die  beiden  Posten  halten  sich  naturgemäss  die  Wage  und  haben 
demzufolge  an  sich  aus  der  B.  überhaupt  wegzubleiben^).  Wird  aber  der  eine 
vorgetragen,  so  muss  es  auch  der  andere.  Ist  dies  nicht  der  Fall  —  und  in 
Wirklichkeit  kommt  allein  der  Unterstützungsfonds  zum  Eintrag  — ,  so  liegt 
hierin  der  beste  Beweis  für  die  Unschlüssigkeit  dieser  Konstruktion  der  Pen- 
sionsfonds*). 

C.  Häufiger*)  begegnen  die  als  unechte  Reserven  auftretenden  Schuld' 
posten  zweiter  Art,  d.  h.  die  Posten,  welche  Schulden  darstellen,  die  wirtschaft- 
lich dem  ablaufenden  (Geschäftsjahre  ganz  oder  teilweise  anzulasten  sind.  Wir 
nannten  diese  Schuldposten  früher '')  reelle  passive  Antizipationen,  erfolgregii' 
Herende  Schuldkonten.  Sie  sind  teils  Antizipationen  von  dem  Typus  des  ge- 
schuldeten, aber  noch  nicht  entrichteten  Mietzinses,  teils  solche  von  dem 
Tjpus  der  bezogenen,  aber  noch  nicht  verdienten  Mietentschädigung.  Den 
Namen  Fonds  oder  Reserven  tragen  nachstehende: 

1.  Unechte  Aktien-  und  Obligationentilgungsfonds.  Nur  unechte 
Reservefonds  stellen  die  Aktien-  oder  ObligationenamoriisalionsfoHdM  bei  un- 
entgelÜic^i  hemifaUigen  Unternehmungen  dar,  wenn  ihrem  Ansatz  in  der  B.  der 
Wert  zu  Grunde  gelegt  wird,  den  die  in  der  Heimfallast  liegende  Heraus- 
gabeverbindlichkeit besitzt  Wir  führten  früher^)  aus',  dass  die  genannten 
Fonds  in  diesem  Falle  in  Wahrheit  nicht  Reserve-,  sondern  Schuldposten,  rech- 


>)  Bei^eh  II  84,  86,  55:  „erst  in  der  Zukunft  zu  erwartende,  aber  schon  durch 
den  gegenwärtigen  Geschäftsbetrieb  verursachte  Verluste". 

^)  8.  oben  §  89  HI  B. 

*)  Oben  §  75  IL 

*)  S.  oben  §  69  VI  A. 

»)  DasB  nach  österr.  Per8.StG.  §  95  g  „die  Beitragsleistungen  zu  Versorgungs- 
zwccken  der  Angestellten",  welche  aus  dem  Ertrag  erfolgen,  nicht  steuerpflichtig  sind, 
kann  nicht  für  die  von  uns  abgewiesene  Anschauung  ins  Feld  geführt  werden.  Aller- 
dings ist  die  Steuerfreiheit  von  Pensionsfonds,  die  Schuldpostennatur  besitzen,  selbst- 
verBl&ndlich,  denn  vor  Abzug  der  Betriebsausgaben  kein  Keinertrag.  Aber  steuerfrei 
sind  damit  doch  auch  Pensionsfonds  von  echter  Beservefondsnatur  erklärt  Für  solche 
ist  die  Alünffsfahigkeit  nicht  selbstverständlich,  sondern  eine  Ausnahme  von  der  Begel, 
dass  Verwenaung  vom  Beinertrag  zur  Beservefondsbildung  die  Steuerpflicht  des  ersteren 
nicht  aufhebt 

•)  S.  auch  Eeisch  II  §  46  a.  E. 

')  §  89  m  B  2  b  y. 

•)  §  127  IV  A  und  B;  §  129  VI  A  2;  §  133  IX  Bj  §  134  II  B. 

Rehm,  Die  BUansen  dor  AktieoKesellBcliafteii.  36 
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nerischer  Ausdruck  der  Herausgabeverbindlichkeit  sind,  aber  SchuldpoBten, 
deren  Einsetzung  die  Aufnahme  von  besonderen  Aktien-  bezw.  Obligationen- 
tilgungsreservekonten  überflüssig  macht,  weil  ihre  Einstellung  die  gleiche  Wirkung 
im  Gefolge  hat,  wie  die  Aufnahme  für  jenen  Zweck  bestimmter  Reservefonds. 

2.  Die  Qarantiefonds^)  können  ebenfalls  echte  wie  unechte  Reserve- 
fonds sein.  Echte  sind  sie,  wenn  sie  zur  Deckung  künftig  möglicher  Garantie- 
Verbindlichkeiten  dienen,  unechte,  wenn  sie  die  wahrscheinliche  Höhe  einer 
schon  verursachten,  aber  noch  nicht  erfüllten,  also  einer  schwebenden  Garantie- 
verbindlichkeit angeben.  Im  ersteren  Falle  liegt  Vorsorge  für  Deckung  einer 
künftig  möglichen,  im  zweiten  Falle  Ansatz  einer  schon  begründeten  Garantie- 
pflicht vor*).  Richtiger  ist  es  natürlich,  nur  im  erstgenannten  FaUe  von 
Garantie-(Reserve-)/'bncfe,  „Garantiere«cn?e"^)  zu  sprechen.  Für  den  anderen 
Bilanzposten  ist  „Konto  schwebender  OarantieverbiTidlichkeiten*'^  die  zutreflTendere 
Benennung.  Denn  ehe  dieser  Posten  nicht  abgezogen,  liegt  kein  Reinvemiögen 
und  Reingewinn  vor  und  damit  die  Unmöglichkeit  der  Bildung  eines  Re-» 
servefonds*). 

8.  Selbstversicherungsfonds  echte  Reserve.  Nicht  in  die  Reihe 
der  unechten,  sondern  nur  der  echten  Reserven  gehören  die  SeWstversieherungs^ 
fOPidSf  JReserveassekuranxkonti  grösserer  A.en,  insbesondere  solcher  der 
Rhederei. 

a)  Umfangreiche  A.en  haben  unter  Umstanden  eine  so  grosse  Anzahl 
der  Vernichtung  durch  Feuer,  Seetransport  u.  s.  w.  ausgesetzter  Vermögens- 
gegenstände, dass  dieselben  so  hohe  Versicherungsprämien  zahlen  müssten,  dass 
es  für  sie  geratener  ist,  von  einer  Versicherung  dieser  Objekte  bei  Versiche- 
rungsuntemehmungen  überhaupt  abzusehen  und  eventuell  eintretende  Schäden 
selbst  zu  tragen.  Sie  erspai-en  dabei  auf  jeden  Fall  die  Verwaltungs-  und 
sonstigen  Zuschläge  zu  den  Nettoprämien*).  Um  aber  für  Deckung  der  ein- 
tretenden Verluste  im  Interesse  nicht  zu  starker  Einwirkung  derselben  auf  das 
Jahresgewinnergebnis  Soige  zu  tragen,  bilden  solche  Gesellschaften  aus  dem 
Gewinn  zmneist  Reservefonds  in  der  Höhe  der  ersparten  Prämien.  Es  sind 
dies  echte  Reservefonds,  denn  sie  dienen  zum  Ausgleich  nur  künftig  möglichex 
Verluste. 

b)  Eeisch  und  Kreibig  wollen  diese  Selbstversicherungsfonds  als  zwar  er&t 
in  der  Zukunft  effektiv  zu  bestreitende,  aber  wirtschaftlich  doch  bereits  teilweise 
der  gegenwärtigen  Verrechnungsperiode  anzulastende  Auslagen  *)  und  denigemäss  als 
passive  Antizipationen,  als  Dotationen  aus  dem  Roh-  und  nicht  erst  aus  dem  Rmner- 

^)  Z.  B.  Schienengarantiefonds. 

')  Vgl  auch  oben  §78  HCl;  Simon  187ff.,  228;  Knappe  78;  österr.  VerB.-R^. 
§  33  Ziff.  10  (s.  in  diesem  Paragraphen  unten  unter  6  b  q)  versteht  Garantiefonds  in 
diesem  Bionc. 

•)  Vgl.  östeiT.  Vers.-Reg.  §4:  „Nach  vollständiger  Rückzahlung  des  Griindung»- 
fondes  muss  ausser  der  rechnungsmässigen  Prämienreserve  noch  eine  Garantieieserve 
in  der  Hohe  des  ursprünglichen  Gründungsfondes  vorhanden  sein.'* 

*)  Es  kommt  m  der  Praxis  vor,  dass  sogar  gezahlte  Garantien  erst  in  der  Ge- 
winnverteilung unter  dem  Titel  „An  Garantiereservekonto"  gebucht  werden.  Es  geadlieht 
dies,  um  die  Keingewinnziffer  der  B.  höher  erscheinen  zu  lassen  Selbstverständlich  is^t 
dies  Verfahren  un^setzlich.  Es  verstösst  gegen  den  Grundsatz  der  Bilanz wahrfaest 
(oben  §  21).  Bezahlte  Garantien  sind  als  Geschäftsunkosten  vorweg  abzuziehen.  So 
enthält  der  Posten  Reingewinn  in  Wahrheit  nur  Rohgewinn  und  die  Buchung  „an 
Garantiereserve"  ist  in  Wahrheit  Buchung  „an  Geschäftsauslagenkonto".  Vgl.  Entgeh. 
des  preuss.  Gberverw.-Ger.  Bd.  13  S.  155;  Maatx  196,. 

»)  Pr.V.G.  11  Abs.  1. 

•)  So  definieren  sie  {Heisch  II  67  und  68)  die  Passivantizipation. 


§  146.  Uoechte  Beserven  und  Reseirefonds.  565 

trage  ansprechen  ^).  Allein  davon  konnte  nur  die  Rede  sein,  wenn  es  sich  bei  diesen 
Fonds  umBewertungjedenfalls  „demnächst^*  ^)  zu  erwartender  Verluste  handeln  würde. 
Aber  wie  beide  selbst  bemerken'),  stehen  schlechthin  „künftige  Verluste^'  in 
Frage  und  von  ihnen  lasst  sich  wohl  nicht  ohne  weiteres  sagen,  dass  sie  alle 
gerade  „als  Folgen  oder  Begleiterscheinungen  des  gegentvärtigen  Geschäftsbe- 
triebes zu  gewärtigen^  ^)  sind.  Mit  nichten  brauchen  die  Verluste,  zu  deren 
Deckung  der  Fonds  dient,  schon  durch  die  gegenwärtige  Greschäftsführung  ver- 
ursacht zu  sein.  Erforderlich  sind  nur  mögliche^  aber  keineswegs  schon  verur- 
sachte Verluste.  Die  Auffassung  von  Beisch  und  üjreibig  wäre  zutreffend, 
wenn  diese  Fonds  eine  Bewertung  nicht  der  Verluste,  sondern  der  Verlust- 
gefahien  darstellten.  Eine  Verlustgefahr  besteht  zweifellos  auch  schon  im 
laufenden  Greschäftsjahr.  Aber  doch  nicht  eine  Abschätzung  gegenwärtiger 
Verlu3t(jr6/bAr,  sondern  zukünftig  möglicher  Effektivverluste  sollen  diese  Posten  sein. 
4.  Schadenreserve.  Dagegen  erfüllen  den  Begriff  unechter  Reserve- 
fonds nachstehende  dem  Namen  Resei-ven  tragende  Posten: 

a)  Die  Sehadenreserve  des  Versicherungswesens.  Siehe  hierüber  oben 
§  89  V  B  2.  Der  richtige  Name  für  diesen  Posten  ist  „Konto  schwebender 
Schadenzahlungen"  ^)  ^). 

b)  Gevi^innreserve.  Die  Oeunnnreserve  bei  Versicherungsuntemehmungen. 
Diese  Gewinnreserve  ist  zwar  nicht  immer,  aber  regelmä.ssig  oder  wenigstens 
in  erster  Linie  unechte  Reserve. 

a)  Bei  den  Versicherungsvereinen  auf  Gregenseitigkeit  haben  die  Ver- 
sicherten nach  dem  Wesen  dieser  Versicherung  einen  Anspruch  auf  Verteilung 
der  Dberschüsse ''),  aber  auch  die  VersicheniogsaktiengeseUschaften  räumen  der  Kon- 
korrenzhalber  den  Versicherten  Anteil  am  Reingewinn  ein.  Allein  um  in  diese  Gre- 
winnverteilung  einige,  den  Versicherten  meist  erwünschte,  Regelmässigkeit  zu 
bringen,  werden  die  Dividenden^)  nicht  jährlich  sofort  verteilt^  sondern  mehrere 
(2 — 5)  Jahre  zurückgehalten^)  und  dann  erst  eine  entsprechende  Jahresquote  all- 
jährlich zur  Verteilung  gebracht  ^^).  Hier  handelt  es  sich  bei  den  Übertragungen 
auf  das  folgende   Jahr  nicht    um  Rückstellung   von  Reingewinn,    sondern    um 


>)  Beiseh  II  83,  86  f.  —  Über  die  Bedeutung  der  Kontroverse  für  die  Frage  der 
Steuerpflicht  §  157  VII  B  1  Anm. 

*)  Beisch  II  67:  „Demnächstige  Konsumtion'^ 

»)  n  83. 

*)  Ebenda.  --  Wie  wir,  Lehmann,  A.en  II  S.  299 ,. 

•)  Das  öBterr.  Ver8.-Beg.  in  seinen  Masterbiianzen  und  Mu8terbetrieb8-(Erfolg8-) 
Rechnungen  (§  32)  sagt:  „Reserve  für  schwebende  Schadenzahlungen",  „Reserve  für 
schwebende  Schäden''.  Das  österr.  Pers.St.Q.  §  97  Abs.  2  nennt  die  ßchadenreserve 
einen  .,Fond".  —  Über  die  Auedrucksweise  der  deutschen  Rechnnngslegungsvorschriften 
▼om  2.  Juni  1902  oben  §  89  V  B  2  a  Anm. 

*)  Ganz  ungehörig  ist  es,  bezahlte  Schäden  als  Verteilung  von  Beingewinn  „an 
Schadenreservekonto"  zu  buchen.    Es  gilt  hier  das  S.  562  Anm.  4  Bemerkte. 

^  Pr.V.G.  3a 

•)  Weil  in  ihnen  der  Versicherte  einen  Teil  der  Prämie  wirtschafth'ch  zurück- 
erstattet erhalt,  heissen  sie  auch  Prämienrückgewähr.  Die  Dividende  wird  an  der  Tarif- 
pramie  abgezogen  und  der  Best  der  zu  zahlenden  Prämie  Nettoprämie  genannt.  So 
ö^teTT.  Per8.StG.  §  9:  „Bei  wechselseitigen  Versicherungsgesellschaften  beträgt  die 
Steuer  Eins  vom  Tausend  der  Summe  der  Jahresnettoprämicn  (nach  Abzug  der  (rück- 
vergüteten oder  gutgeschriebenen)  Prämienrückersätze."  Die  Bank  ergänzt  die  Netto- 
pramie aus  der  Gewinnreserve  auf  die  volle  tarifmässige  Hohe.  Über  eine  andere  Be- 
deutung von  Nettoprämie  s.  unter  Selbstversicherungsfonds  (S.  562).  Vgl.  auch 
Seiseh  II  206.  ,  ^^    „,,    ^ 

•)  Erster  Geschäftsbericht  des  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung  (Veröffent- 
lichungen 2.  Jahre.  S.  113):  ,yAusgletehunasf onds''. 

'•)  Oder  die  Verteilung  findet  gar  erst  bei  Auszahlung  der  Versicherungssumme  statt 

36* 
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Einstellung  einer  betagten  Schuld^).  Denn  die  Versicherten  besitzen  seit  deoi 
Beschluss  über  Gewinnverteilung  einen  allerdings  noch  nicht  fälligen  Dividenden- 
anspruch gegen  die  Gesellschaft,  während  doch  die  Rückstellung  eines  echten 
Beservefonds  keine  Pflicht  gegen  Dritte  begründet.  Die  Gewinn-  oder  Divi- 
dendenreserve gibt  also  die  Höhe  einer  Grewinnherausgabeverbindlichkeit  an  und 
stellt  daher  für  die  folgenden  Jahre  Dotation  aus  dem  Rohgewinn  dar.  Sie 
ist  nicht  Zurückhaltung  von  Reingewinn  von  der  Verteilung,  sondern  Zurück- 
haltung der  Auszahlung  verteilten  Reingewinns. 

ß)  Nicht  selten  hat  die  Gewinnreserve  allerdings  zugleich  den  Charakter 
eines  echten  Reservefonds,  dies  dann,  wenn  der  angesammelte  Dividendenfonds 
zunächst  dazu  dient,  nachträglich  zu  Tage  tretende  aus  den  Saromeljahien 
stammende  Versicherungszahlungsverpflichtungen  zu  decken'). 

y)  Auch  nur  ein  echter  Reservefonds  vermag  die  Gewinnreserve  zu  sein 
und  zwar  in  einem  doppelten  Sinne. 

ad)  Erstens  kann  Gewinnreserve  einen  Reservefonds  bedeuten,  welcher 
aus  Überweisung  von  Reingewinn  gebildet  ist.  In  diesem  Sinne  spricht  das 
österreichische  Vers.-Reg.  von  einem  Gewinnreservefonds  der  Gegenseitigkeits- 
versicherung.    Den  Gegensatz  hierzu  repräsentiert  der  Kapitalreservefonds'). 

ßß)  Zweitens  kann  Gewinnreserve  der  Name  für  einen  echten  Reserve- 
fonds sein,  dessen  Zweck  ist,  den  Versicherten  in  der  Zukunfl  immer  mög- 
lichst gleichmässige  Dividendenansprüche  zu  gewäJiren.  Zutreflender  ist  hierfür 
der  Name  Dividenden-  oder  Gewinnanteils-  oder  Prämienrückgewährergänzungs- 
fonds.  Von  der  Gewinnreserve  im  gewöhnlichen  Sinne  unterscheidet  sich  diese 
dadurch,  dass  ihr  Zweck  nicht  ist,  entstande^ie  Dividendenansprüche  mehrerer 
Jahre  in  möglichst  gleichmässigen  Jahresraten  auszuzahlen,  sondern  die  Divi- 
dendenansprüche jährlich  in  möglichst  gleicher  Höhe  entstehen  zu  lassen  ^)^). 

S)  In  der  Sprache  der  Versicherungspraxis  bildet  den  Gegensatz  «ir 
eigentlichen  Gewinnreserve,  d.  h.  jener  Bewertung  entstandener,  aber  noch 
nicht  ausgezahlter  Dividenden  die  Kapüalreserve»  Sie  bildet  einen  echten  Re- 
servefonds, indem  ihr  Zweck  i.st,  einen  Betrag  zur  Deckung  etwaiger  (mög- 
licher) ausserordentlicher  Schäden  der  nächsten  und  späteren  Geschäftsperioden 
bereit  zu  stellen.  Sie  heisst  Kapitalreserve,  weil  sie  nicht  der  Auszahlung  von 
Versicherungsgewinn,  sondern  von  Versicherungskapital  dient 

c.  Die  ffVerwaÜungsgebührenreserve  für  ÜberlebensaBsoziationen",  wie  sie 
das  österreichische  Vers.-Reg.  in  ihren  Mustcrbilanzen  nennt 

a)     Lebensversicherungsunternehmungen    können    sog.    Erbgesellsehaften 


')  Simon  194;  Emmtnghaus  Art.  Lebensversicherung  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaftcn  2.  Aufl.  Bd.  5  S.  564. 

*)  Iq  diesem  Sinne  bildet  die  Gewinnreserve  einen  Extrasicherheitsfonds.  VgL 
Wagner,  Ein  Besuch  beim  Versicheningstechniker  1902  S.  11  und  Erster  G^eechäft^ 
bericht  des  Aufsichtsanita  für  Privatvereicherung  (Veröffentlichungen  2.  Jahrg.)  S.  116: 
Gewiimreserve,  welche  „zugleich  als  Sicherheitsfonds  der  Anstalt  zu  dienen  bestimmt 
ist,  d.  h.  unter  Umstanden  zur  Deckung  von  Fehlbeträgen''  in  Anspruch  genommen 
werden  darf. 

«)  S.  oben  §  145  A  1  Anm.  4. 

*)  Z.  R  Entsch.  in  Steuere.  X  403. 

*)  In  den  Bilanzformularen  des  österr.  Vcre.-Reg.  findet  sich  u.  A.  der  Pas^v- 
posten:  „Dividendenfond  der  Vereicherten".  Beisch  und  Kreibig  II  229  wollen  darin 
ein  Analogen  des  Aktiendividendenergänzungsfonds  sehen.  M.  E.  ist  Dividendenfaiid 
in  dem  gewöhnlichen  Sinne  von  Gewinnreserve  gemeint.  Das  Ver8.-Reg.  nennt  diese 
Zurückstellung  verteilter  Gewinnanteile  von  der  Auszahlung  nur  aus  dem  Grunde  ni<it 
Gewinnreserve,  weil  es  sich  dieses  Ausdruckes  zur  Bezeichnung  des  (aUgemeinen) 
Beservefonds  der  Gegenseitigkeitsversicherung  bedient. 
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(Überlebensassoziationen,  Tontinen)  bilden,  d.  h.  Anstalten,  welche  gegen  Ent- 
gelt (für  die  Verwaltung)  Einzahlungen  einer  konkret  bestimmten  Gruppe  von 
Personen  unter  der  Verpflichtung  annehmen,  dieselben  mit  Zinsen  nach  Ab* 
lauf  bestimmter  Zeit  denjenigen  der  Einleger,  welche  dann  noch  am  Leben 
sein  werden  (den  Überlebenden),  als  Kapital  oder  Rente  zurückzugewähren. 

ß)  Die  Versicherungsuntemehmung  ist  hierbei  nicht  der  Versicherer,  son- 
dern nur  die  Leiterin  der  Gesellschaft,  indem  sie  unter  Kontrolle  der  ver- 
sicherten Mitglieder  der  Gesellschaft  deren  Geschäfte  führt  und  ihr  Vermögen 
verwaltet  ^). 

y)  Für  die  Besorgung  der  Geschäfte  erhält  die  Unternehmung  ein  Ent- 
gelt von  der  Gesellschaft,  die  sog.  Verwaltungsgebühren.  Dieselben  stellen 
einen  Gewinn  dar,  aber  einen,  der  im  Jahre  des  Bezugs  nur  erst  teilweise  ver- 
dient ist.  Er  ist  daher,  so  weit  er  noch  nicht  verdient,  bilanzrechtlich  eine  rech- 
nungsmässige  (fiktive)  Schuld  des  Bezugsjahres  an  die  späteren  Jahre  der 
Dauer  der  Assoziation  und  daher  als  ideelle  Passivantizipation  ^)  in  die  B.  zu 
stellen. 

S)  Hieraus  geht  hervor,  dass,  ehe  nicht  dieser  Posten  abgezogen,  Rein- 
vemiögen  und  Reingewinn  nicht  vorhanden  ist.  Der  Posten  ist  Kreditoren-, 
fiktiver  Schuldposten,  somit,  wird  er  Reserve  genannt,  nur  unechte. 

t)  Eeisck  und  KreUng^)  halten  für  den  genannten  Posten  eine  Doppel- 
natur bereit  Er  sei  Speziaireservefonds  oder  aber  Antizipation  und  zwar  beides 
für  den  Zweck  der  Deckung  von  Verlusten  in  Sachen  der  Überlebensasso- 
ziationen. In  der  Tat  kann  die  Unternehmung  hieraus  Verluste  erleiden,  sei  es, 
dass  die  Gebühren  die  Auslagen  nicht  decken,  sei  es  —  und  das  ist  eher  der 
FaU  — ,  dass  die  Versicherungsanstalt  den  Assoziationen  ein  Minimalergebnis 
(Rückzahlung  von  bestimmter  Höhe)  garantiert  hat.  Aber  daraus  folgt  nicht, 
dass  der  Bilanzposten  Verwaltungsgebühreneinnahme  zur  Deckung  dieser  Ver- 
luste bestimmt  ist.  Die  Quote  derselben,  welche  jährlich  als  verdient  auf 
Grewinnkonto  abgeschrieben  werden  könnte,  kann  nur  statt  dessen  zu  solcher 
Deckung  benützt  werden.  Aber  selbst  wenn  sie  hierzu  verwendet  werden  müsste, 
würde  jener  ganze  Bilanzposten  als  solcher  noch  nicht  als  diesem  Zwecke 
gewidmet  angesehen  werden  dürfen.  Fenier  liegt,  wie  oben  ausgeführt,  jeden- 
falls kein  echter  Reservefonds  in  jenem  Posten  vor^). 

d)  Die  Agioreserve. 

a)  Es  kommt  vor,  dass  die  Hypothekenbanken  das  PfandbriefemiWoTi«- 
agio,  das  sie  nach  Hypothekenbankgesetz  §  26  unter  gewissen  Voraussetzungen 
in  einem  bestimmten  Betrag  als  Passivum  in  die  B.  einsetzen  müssen^),  als 
Agioreserve  bezeichnen.  Allein  wie  bereits  aus  früher®)  Dargelegtem  abzuleiten 
und  an  spaterer'')  Stelle  noch  auszuführen  ist,  handelt  es  sich  bei  Einsetzung 
dieses  Agios  in  die  B.  nicht  um  Zurückhaltung  von  Rein-,  sondern  von  Roh- 
gewinn. Weder  das  ordentliche  noch  das  ausserordentliche  Pfandbriefemissions- 
agio erfüllen  als  Bilanzpassivposten  den  echten  Reservenbegriff.  Beide  sind 
Antizipationen,  das  erstere  reelle,  das  andere  nur  rechnungsmässige. 

ß)  Anders  liegt  die  Sache,  wenn,  wie  es  in  der  Praxis  geschieht,  Ägio- 
re^erve  (Agiovortrag)  für  die  Zurückstellung  des  Disagios  gebraucht  wird,  welches 

0  Hierüber  schon  oben  §  73  II  B  1  c  Anm.  3. 

»)  S.  oben  §  89  IV  A  7  a  und  §  106  III  B. 

a\  ij  229 

«)  S.  auc^"§  147  III  B. 

»)  §  106  V;  §  141  III  A  2. 

•)  §  106  II  B  und  III  C.    8.  auch  unten  §  147  III  C. 

')  §  153  IV  B  3  a. 
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die  Hypothekenbank  durch  Rückkauf  ihrer  Pfandbriefe  unter  dem  Nennbetrag 
erzielt»  weil  dieses  Disagio,  wie  auch  Hypothekenbankgesetz  §  25  ausdrücklich 
anerkennt,  einen  Gewinn  darstellt  Der  Reingewinn  wird,  so  weit  er  aus  solchem 
Gewinn  stammt»  in  Rücklage  gebracht.  In  der  Höhe  des  letzteren  wird  aus  dem  bilanz- 
mässigen  Reingewinn  eine  Reserve  gebildet^).  Dieselbe  ist  eine  echte,  ein  Gewinn- 
reservefonds. Richtiger  als  Agioreserve  wäre  für  dieselbe  der  Name  Disagio- 
reserve  im  Sinne  einer  aus  Disagio  gebildeten  Reserve.  Aber  dieser  Name  ist 
üblich  für  die  echte  Reserve,  welche  aus  irgend  welchen  Mitteln  zur  Deckung 
künftig  möglicher  Eniissionsdisagioverluste  vorgesehen  wird'),  unter  anderem 
wird  dieselbe  auch  gewöhnlich  aus  dem  Pfandbriefrückkaufsdisagiogewinn  gebildet, 
welcher  nach  Deckiuig  bereits  vorhandener  Pfandbriefemissionsdisagien  übrig 
bleibt  Insofern  ist  sie  dann  auch  eine  aus  Disagio(gewinn)  gebildete  Disagio- 
reserve,  also  eine  Reserve  zur  Deckung  von  (Emission8-)Disagioverlust  bestimmt 
und  aus  (Rückkauf8-)Disagiogewinn  dotiert 

y)  Indem  das  in  die  B.  als  Passivum  eingestellte  Emissiongsk^o  fälsch- 
licherweise Agioreserve  und  die  aus  Rückkaufsdisagio  gebildete  Rücklage 
fälschlicherweise  ^jg^toreserve  genannt  wird,  begegnet  es  dann  in  der  Praxis, 
dass  diese  beiden  Posten  in  den  B.en  der  Hypothekenbanken  zu  einem  Posten 
„Agioreserve''  (Agiovortrag)  zusammengezogen  werden.  Dies  ist  ungesetzlich. 
Einmal  verstösst  dies  gegen  das  allgemeine  Prinzip  der  Bilanzklarheit»  wonach 
es  verboten  ist,  das  Wesen  eines  Kontos  unrichtig  zu  bezeichnen').  Denn  das 
als  Passivum  eingestellte  Emissionsagio  ist  nur  unechte  Reserve,  nicht  Reserve, 
sondern  Antizipation,  SehtUdkonto.  Ehe  es  nicht  abgezogen  ist;  ist  kein  Rein- 
gewinn da,  während  echte  Reserve  Rückstellung  vorhandenen  Reingewinnes  ist 
Und  dazu  kommt:  eine  solche  Verbindung  von  unechter  und  echter  Reserve 
in  einem  Posten  widerspricht  insbesondere  der  Spezialbestimmung  des  Aktien- 
rechtes §  261  Ziff.  5  und  6esellsch.-G.  §  42  Ziff.  4,  wonach  der  Betra^^  anes 
jeden  Reservefonds  unter  die  Passiven  aufzunehmen  ist  Jeder  Reservefonds 
muss  hiemach  in  der  B.  als  besonderer  Posten  erscheinen.  Ist  hiemach  schon  die 
Zusammenziehungzweierechter  Reserven  zu  ein«???  Posten  verboten,  um  viel  mehr 
der  Zusammenzug  eines  echten  und  eines  unechten  Reservefonds  zu  em&n  Konto. 

5.  Wie  noch  darzulegen*),  bildet  keine  unechte,  sondern  eine  echte  Reserve 
die  Prämienreserve  bei  der  Lebensversichemng^)  und  der  nach  Art  der  Lebensver- 
sicherung betriebenen  Kranken-  und  Unfallversicherung  (Pr.V.G.  §  63). 

6.  Dass  das  positive  Recht  der  Terminologie  der  Versicherungspraxis  teil- 
weise folgt  und  auch  Posten,  die  keine  echten  Reserven  darstellen,  Reserven 
nennt,  dafür  liefert  Belege  das  deutsche  Pr.V.G.  nebst  Rechnungslegungsvor- 
schriften  und  das  österreichische  Vers.-Reg. 

a)  a)  §  14  des  erstgenannten  G.  handelt  von  der  Fusion  bestehender 
Versicherungsunternehmungen  und  bezeichnet  die  betreffenden  Verträge  als 
„Übereinkommen,  wodurch  der  Versicherungsbestand  eines  Unternehmens  in  seiner 
Gesamtheit  oder  in  einzelnen  Zweigen  mit  den  darauf  bezüglichen  Reserven 
und  Prämienübertragen  auf  ein  anderes  Unternehmen  übertragen  werden  soll.** 
Die  Zusammenstellung  mit  Prämienüberträgen,  welche,  wie  wir  wissen  •),  eine 
reelle  passive  Antizipation  darstellen,  zeigt,  dass  das  G.  Reserven  nicht  im  all- 


0  Unten  §  153  IV  B  3c  und  d. 

*)  Hierüber  §  153  IV  B  im  allgemeinen. 

»)  Oben  §  21  II. 

*)  §  149. 

»)  Ebenso  nicht  die  Risiko-  oder  ünkostenTeaerve.    A.  M.  bayer.  Oberb.  II  fö, 

•)  §  89  V  B.  ^ 
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gemeinen  Sinne  des  Handels-  und  Steuerrechts,  sondern  in  dem  besonderen  des 
Versicheningsrechtes,  wo  es  Reserven  und  Antizipationen  umfasst,  verstanden 
haben  wilL  Bestätigt  winl  dies  durch  die  Tatsache,  dass  das  G.  die  echten 
Reservefonds  Rückh^n  nennt  Es  geschah  dies,  wie  schon  an  anderer  Stelle  ^) 
dargel^t,  eben  aus  der  Erwägung,  bei  Übertragung  des  Reservefondsbegriffs  auf 
das  Recht  der  Gegenseitigkeitsversicherungsvereine  Irrungen  zu  vermeiden,  wie 
sie  leicht  dadurch  entstehen  konnten,  dass  im  Versicherungsrecht  der  Name 
Reserven  auch  für  Bilanzposten  üblich  ist,  welche  nicht  die  Natur  wirklicher 
Reserven  besitzen^). 

ß)  aa)  Wenn  die  Bechnungslegungsvorsckriften  ')  des  kaiserlichen  Auf sichts- 
amts  für  Privatversicherung  den  Posten  ihrer  Rechnungsformulare,  welchen  sie 
als  „Grewinnreserve  der  Versicherten^*^  bezeichnen,  dahin  erläutern,  dass  in  ihn 
die  Beträge  einzustellen  seien,  welche  nach  dem  Gemnnverteüungs^lBLn  anzu- 
sammeln sind,  um  später  zur  Auszahlung  zu  gelangen,  so  gibt  es  deutlich  zu 
erkennen,  dass  hier  Forderungen  der  Versicherten  als  Gläubiger,  also  Kreditoren", 
somit  unechte  Reserven  unter  den  ReservebegrifT  subsumiert  sind. 

ßß)  Noch  deutlicher  sprechen  dies  die  genannten  Vorschriften  für  die 
Poet:  „Sonstige  Reserven  und  Rücklagen"  aus,  indem  sie  hervorheben,  diese 
Post  umfasse  u.  a.  die  Reserve  für  die  nicht  abgehobenen  Rückkaufswerte  und 
solche  Grewinnteile,  welche  bereits  fällig,  aber  nicht  abgehoben  seien  oder  welche 
seitens  der  Versicherten  zu  besonderen  verzinslichen,  auf  Verlangen  jederzeit 
auszuzahlenden  Kapitalansammlungen  bestimmt  worden  seien.  Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  hier  in  Wahrheit  Schuld-,  nicht  Reserveposten  in 
Frage  stehen. 

b)  Das  österreichische  Vers.-Reg.  nennt  in  seinen  Mustern  von  Betriebs- 
rechnungen und  B.en  zwar  nebeneinander  „Gewinn-,  Sicherheits-  und  Kapital- 
reserven", „Prämienreserve",  „Reserve  für  schwebende  Schadenzahlungen"  und 
„Verwaltungsgebührenreserve  für  Überlebensassoziationen",  aber  aus  den  Er- 
läuterungen, welche  es  hierzu  in  §  33  gibt,  geht  hervor,  dass  das  Vers.-Reg. 
keineswegs  die  Meinung  hegt^  als  hätte  alles,  was  in  ihm  Reserve  genannt 
wird,  die  Natur  echter  Reserven. 

a)  Wenn  es  unter  Ziff.  10  daselbst  bestimmt:  „Die  Speziaireserven, 
welche  ausser  der  Prämien reserve  unter  verschiedenen  Benennungen  zur  besseren 
Fundierung  der  Anstalt  oder  zu  bestimmten  Zwecken  zurückgelegt  werden 
(Kapitalreserve,  Gewinnreserve,  allgemeiner  Reservefond,  Garantiefonds,  Kurs- 
differenzfonds  vl  s.  w.),  sind  ...  in  den  Rechnungsabschluss  aufzunehmen,"  so 
kann  es  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  es  damit  echte  Reserven  um- 
^hrieben  haben  will,  das,  was  es  im  Formular  der  Betriebsrechnung  im  allge- 
meinen als  Gewinn-,  Sicherheits-  und  Kapitalreserven  zusammenfasst.  Ins- 
besondere Sicherheitsreserven  sind  solche,  welche  zur  besseren  Fundierung  der 
Anstalt  dienen.  Unter  den  Begriff  Sicherheitsreserven  fallen  der  allgemeine 
Reservefonds,  Kapital-  und  Gewinn-,  d.  h.  aus  Überschüssen  der  Gegenseitig- 
keitsversicherung gebildete  Reserven^).     Aber  ebenso  gewiss  ist  es,   dass,  wenn 


')  §  14.5  II  A  2  d. 

»)  In  Pr.V.G.  §  106  Ziff.  2  dagegen  (vgl.  oben  §  145  II  A  2  c)  steht  Reserven 
cnr  für  echte  Reserven. 

»)  Veröffentlichungen  1902  S.  27. 

*)  Nach  der  Wendung  des  §  2  des  Ver8.-Keg.,  dass  die  zum  Geschäftsbeginne 
und  MUT  Deckung  eventueller  Verluste  erforderliche  Grundlage  bei  A.en  das  Aktien- 
kafHtal,  bei  GegenseltiKkeitsvereinen  der  Gründungsfonds  bilde,  darf  angenommen 
weiden,  daas  das  Ver8.-Keg.  unter  Sicherheitsreserve  jede  zur  Deckung  eventueller  Ver- 
loBte  dienende  Reserve  versteht. 
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das  Ver8.-Reg.  auch  „den  zur  Deckung  bereits  fälliger  Leistungen  aus 
Versicherungsverträgen  erforderlichen  Betragt'  Schadenre^en«  nennt  ^)  und  be- 
züglich der  Verwaltungsgebühren  für  Oberlebensassoziationen  in  §  33  Ziff.  14 
bemerkt:  „Die  von  der  Versicherungsanstalt  für  die  Besorgung  der  Greschäfte 
der  Überlebensassoziationen  bezogenen  Verwaltungsgebühren  sind  nach  Abzug 
der  Agentenprovisionen  für  jede  Assoziation  auf  die  ganze  Dauer  derselben  zu 
verteilen,  und  ist  sohin  der  auf  die  späteren  Jahre  entfallende  Anteil  als 
Beserve  vorzutragen/*  das  Vers.-Reg.  damit  nicht  der  Anschauung  Ausdruck 
gegeben  haben  will,  als  seien  diese  Reserven  auch  Reserven  der  Sache  nach, 
d.  h.  echte  Reserven. 

ß)  Dagegen  spricht  die  weitere  —  angezogene  —  Ausführung  über  diese 
Reserven.  Ein  Betrag,  der  zur  Deckung  „bereits  fäUiger  Leistungen''  erforder- 
lich ist  oder,  wie  das  österreichische  Personalsteuergesetz  vom  25.  Oktober  1896 
§  95  d  die  Schadenreserve  umschreibt^  „für  die  bereits  angemeldeten  Schäden 
und  sonstigen  Versicherungsfälle  am  Jahresschlüsse  noch  nicht  zur  Auszahlung 
gelangte,''  ist  ein  Betrag,  welcher  gegenwärtig  vorhandene  Schulden  darstellt, 
und  ehe  nicht  diese  abgezogen  sind,  ist  kein  Reinvermögen  und  kein  Reinge- 
winn vorhanden.  Einsetzung  eines  Kontos  für  schwebende,  Schadenzahlung 
ist  keine  Zurückhaltung  von  Rein-,  sondern  von  Rohvermögen  und  Rohgewinn. 
Und  das  Gleiche  folgt  aus  §  33  Ziff.  14  bezüglich  jener  Verwaltungsgebühren- 
reserve. Einem  „Anteil"  an  eingenommenen  Gebühren,  von  dem  ausgesagt 
wird,  dass  er  „auf  die  späteren  Jahre  (der  Dauer  der  Oberlebensassoriation) 
entfällt",  kann  nicht  die  Natur  eines  Reservefonds  beiwohnen.  Denn  indem 
dieser  Einnahmeanteil  wirtschaftlich  erst  späteren  Jahren  anzurechnen  ist,  kann 
er  kein  Reinvermögen  und  keine  Reineinnahme  des  Jahres  semes  Einganges 
darstellen.  Auch  er  ist  vielmehr  eine  Zurückhaltung  eines  Teiles  des  Rohver- 
mögens und  Rohgewinnes;  vor  seinem  Abzug  also  Reinvermögen  und  Rein- 
gewinn nicht  vorhanden  und  demgemäss  seine  Zurückhaltung  nicht  Zurück- 
haltung von  Reinvermögen  oder  Reingewinn  (Reinertrag,  Reineinkonunen),  daher 
aber  auch  nicht  Bildung  von  Reservefonds. 


5.  llnterschied  swischen  Passivantisipation,  Abschreibimss- 

und  Beflervefonds. 

§  147. 

I.  Von  den  Passivantizipationen  ist  schon  in  anderem  ZusammenhaniTe, 
in  der  Lehre  von  der  Buchung  der  Erfolgsregulierung  •)  und  in  der  Lehre  vom 
irregulären  Obligationseniissionsagio^),  gesprochen.  Ebenso  sind  uns  im  vorigen 
Paragraphen  *)  eine  Reihe  von  Passivantizipationen  begegnet  Auch  noch  einer 
anderen  Reserve,  der  Prämienreserve,  wird  zumeist  Antizipationscharakter  bei- 
gelegt. So  ist  es  notwendig,  schon  hier  den  Begriff  genau  festzustellen.  Wir 
schneiden  damit  auch  Wiederholungen  in  der  Erörterung  steuerrechtlichef 
Fragen  ab. 

II.  Formal  stehen  Passivantizipationen  und  Reservefonds  den  Abschreibungs- 
fonds (selbständigen  Abschreibungskonten)  ^)   im  engeren  Sinn  als  eine  Einheit 


»)  §  33  Ziff.  9. 

')  §§  88  und  89. 

»)  §  106  III  B. 

IV  C. 

Oben  §  136  VI. 


:! 
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gegenüber.  Die  Abschreibungsfonds  setzen  die  Existenz  eines  anderen  Bilanz- 
postens  voraus.  8ie  sind  Wertberichtigungen  an  einem  konkret  bestimmten 
Aktivum  oder  Passivum^).  Sie  konstatieren  Wertabgange  daran.  Auch  Reserve- 
fonds und  Passivantizipationen  konstatieren  nach  ihrer  äusseren  Form  Wertab- 
gange, auch  sie  sind  Abzugsposten;  aber  sie  konstatieren  nicht  den  Wertabgang 
eines  bestimmten  Aktivums,  sondern  nur  eine  Wertminderung  der  Aktiva 
schlechthin,  des  Bruttovermögens  als  solchen.  Ausserdem  bilden  sie  lediglich 
Posten,  welche  Aktiva  mindern,  während  der  Abschreibungsfonds  auch  Ab- 
schreibung an  einem  Passivum  sein  kann.  Dann  steht  er  auf  der  Aktivseite. 
Passivantizipationen  und  Reservefonds  (als  Abzugspost)  sind  nur  als  Bilanz- 
passiva denkbar. 

HL  Materiell  treten  auch  Passivantizipation  und  Reservefonds  auseinander. 

A.  Zu  unterscheiden  ist  hier  die  Passivantizipation  vom  T^fpus  des  ver- 
ursaekien,  aber  noch  nicht  gezahlten  Mietzinses  und  diejenigen  vom  Schema: 
„bezogener,  aber  noch  nicht  verdienter  Mietzins'*^). 

B.  Was  die  erstere  Form  angeht,  so  steht  die  betreffende  Antizipation 
zwischen  Abschreibungs-  und  Reservekonto  in  der  Mitte. 

1.  Alle  drei  konstatieren  rechnungs-  und  insbesondere  bilanzmässig  Wert- 
abgänge  (Abzüge)  am  Bruttovermögen,  aber  der  Abschreibungsfonds  effektiv 
voUxogefie,  die  Passivantizipaiion  verursachte,  aber  noch  niclU  voüxogene,  der 
Reservefonds  zukünftig  mögliche. 

2.  Die  genannte  Passivantizipation  tragt  somit  ein  gegenwärtiges  und  ein 
zukünftiges  Moment  in  sich. 

a)  Das  erstere  hat  sie  mit  dem  Abschreibungsfonds  gemein.  Bei  beiden 
liegt  ein  schon  verursachter  und  insofern  gegenwärtiger  Wertabgang  vor.  Die 
Minderung  des  Bruttovermögens  ist  reell  noch  nicht  geschehen,  aber  der  Grund 
hierzu  ist  schon  vorhanden,  eine  Schuld  ist  entstanden. 

b)  Mit  dem  Reservefonds  verbindet  die  geschilderte  Art  der  Passivantizi- 
pation das  der  Zukunft  angehörende  Element,  welches  ihr  eignet.  Die  Kürzung 
des  Bruttovermögens  durch  Passivantizipation  gehört  insofern  der  Zukunft  an, 
als  die  Kürzung  reell  noch  nicht  vollzogen  ist^),  ebenso  wie  der  Reservefonds 
nur  eine  Bindung,  keine  effektive  Vernichtung  von  Aktivwerten  konstatiert. 
Aber  die  Kürzung  ist  hier  unumgängb'cb,   weil   schon  wirtschaftlich  verursacht; 


')  S.  anch  JEUÜeh  U  83. 

*)  a  oben  §  89. 

*)  Wenn  Beisch  II  55  die  einschlägigen  PasBivantizipationen  definiert  als  Posten, 
welche  erst  in  der  Zukunft  zu  erwartendej  sSer  schon  durch  den  gegenwärtigen  Geschäfts- 
betrieb verorsachte  Verluste  pro  rata  tcmporis  bereits  in  früheren  Bilanzperiodeu  durch  An- 
sammlung decken,  so  liegt  m  dem  ,,zu  erwartend*^  und  „bereits  verursacht"  ein  Wider- 
i«pnich.  Der  Verlust  ist  nicht  mehr  ein  zu  erwartender,  sondern  schon  gegenwärtiger, 
aber  erst  «gSAet  zu  tilgender.  In  diesem  Sinne  definiert  Beisch  die  Passivantizipation 
selbst,  wenn  er  an  anderer  Stelle  (II  67  f.)  diese  Antizipation  eine  zwar  ^genwärtig 
noch  nicht  effektiv  zu  bestreitende,  aber  wirtschaftlich  doch  bereits  der  laufenden  Ver- 
rechnunssperiode  anzulastende  Auslage  nennt.  Was  der  Gegenwart  anzulasten  ist,  ist 
doch  niät  erst  noch  zu  erwarten.  Richtig  ist  es,  wenn  Simon  228  die  genannten 
Posten  als  solche  bezeichnet,  welche  den  Wert  eines  Engagements  zum  Ausdruck 
bringen,  während  ich  ihm  nicht  beizustimmen  verroag,  wenn  er  weiter  hinzufügt:  „oder 
den  vermutlichen  Verlust  bei  einer  eventuellen  Verbindlichkeit  zum  Ausdruck  bringen." 
EHe  Verbindlichkeit  ist  schon  gegenwärtig,  aber  noch  nicht  erfüllt.  Nur  in  diesem 
Sinne  liegt  eine  blosse  Eventualität,  ein  Schweben  vor.  Noch  weniger  ist  beifallswürdig 
die  Bezeichnung  jener  Konten  durch  Simon  als  „relative  Bewertungskonten''  (S.  228). 
Gewiss  geben  me  Antizipationspoeten  einen  Wert  an,  aber  benennt  man  sie  darum  Be- 
wertODgskoDten,  dann  amd  alle  Konten  Bewertungskonten.  Und  doch  ist  es  gerade 
SimoHy  welcher  (8. 130)  mit  Erfolg  den  Namen  Bewertungskonten  für  die  Abschreibungs- 
fonda  eingeführt  hat,  d.  h.  für  Konten,  die  zur  Bewertung  eines  anderen  Kontos  dienen. 


570  §  ^^^*  ^^  angelegte  Reservefonds. 

dort  ist  die  Kürzung,    die  effektive  Vernichtung  nur  möglich,    noch  nicht  ver- 
ursacht ^). 

C.  Die  Passivantizipation  vom  Typus  des  bezogenen,  aber  noch  nickt  ver- 
dienten Gewinnes  ist,  wie  der  aus  Gewinn  gebildete  Reservefonds,  gezogener 
Gewinn,  aber  noch  nicht  völlig  verdienter,  sondern  zum  Teil  erst  in  den 
nächsten  Geschäftsperioden  zu  verdienender.  Hieraus  aber  folgt,  dass  er  vom 
Bruttovermögen  des  Jahres  seiner  Ziehung  teilweise  abzurechnen  ist  Er  bildet 
eine  bilanzmässige  Schuld  dieses  Jahres  an  die  späteren.  Ehe  er  nicht  teilweise 
abgezogen,  ist  im  Jahre  seiner  Vereinnahmung  kein  Beingewinn  vorhanden. 
Also  stellt  seine  Zurückhaltung  nicht  Zurückhaltung  von  Rein-,  sondern  von 
Rohgewinn  und  daher  nicht  Reserve  dar.  Beispiele  hierfür  sind  die  im  vorigen 
Paragraphen  unter  Nr.  IV  B  4  c  und  6  b*)  betrachtete  Vertvaltungsgebühren' 
reserve  und  das  ausserordentliche  Obligationenausgabeagio^). 


O.  Der  angelegte  Reservefonds« 

§  148. 

Unter  den  verschiedenen  Gegensätzen,  nach  welchen  die  Reservefonds 
eingeteilt  werden,  begegnet  als  ein  Gegensatz  auch  die  Einteilung  der  Reserve- 
fonds in  bedeckte  (oder  angelegte)  und  in  unbedeckte  (oder  [nur]  rechnungs- 
massige)^).  Diese  Unterscheidung  ist  begriffs widrig  und,  wie  die  Erfahrung 
lehrte  irreführend. 

I.  Die  Unterscheidung  erweckt  die  Vorstellung,  als  sei  das  Bedeckt^^^in 
eine  Eigenschaft  des  Reservefonds  in  dem  bisher  behandelten  Sinne.  Allein 
weder  ist  dies  der  Fall,  noch  lässt  sich  sagen,  der  angelegte  Reservefonds  sei 
ein  Reservefonds  doppelter  Art,  einer  im  bisherigen  Sinne  und  einer  noch  von 
anderer  Natur,  sondern  der  Name  bedeckter  Reservefonds  ist  in  Wahrheit  nicht 
die  Bezeichnung  eines  Bilanzpostens,  der  zwei  verschiedene  Eigenschaften  besitzt, 
sondern  eine  Kollektivbenennung  für  zwei,  sogar  auf  entgegengesetzter  Bilanz- 
seitc  stehende  Bilanzposten,  die  nur  dadurch  miteinander  verbunden  sind,  dass 
die  Einsetzung  der  einen  Position  die  Existenz  der  anderen  zur  Voraussetzunj? 
hat  M.  a.  W. :  es  gibt  neben  dem  Reservefonds,  der  Passivpost  ist,  auch  einen 
Reservefonds,  der  Aktii>posl  ist,  neben  dem  passiven  Reservefonds  auch  einen 
aktiven,  Dass  der  aktive  Reservefonds  nicht  eine  Unterart  des  anderen  dar- 
stellt, geht  schon  daraus  hervor,  dass  beide  Posten  sich  nicht  zu  decken 
brauchen.  Die  BilanzzifTer  des  aktiven  Reservefonds  kann  höher  oder  niedriger 
sein  als  die  des  passiven  Reservefonds ').     Nur  das  ist  zutreffend :  ohne  passivem 


^)  Das  Aktienemissionsagio  ist  (Kapital-) 22«5efT«fonds  (im  deutschen  H.G.B.  da- 
durch anerkannt,  dass  es  dem  Zwangsre^^roefonds  zugewiesen  wird),  das  ordentliche 
Obligationenemissionsagio  ist  dagegen  Antizipationspost.  Vgl.  §  145  I  A  1  bezw.  S  106 
II  B  und  IV  A  2.  r-        I—        e 

«)  S.  564  f.  und  567  f. 

»)  S.  oben  §  106  III  B  und  §  146  IV  C  4  d. 

♦)  Vgl.  Beisch  II  36,  60,  61  Anm.  1. 

^)  Nur  ein  Beispiel.  Nach  Pr.V.G.  §  57  ist  grundsatzlich  die  ganze  rechnungs- 
mässige  Prämienreserve  als  ein  Posten  auch  ins  Aktivum  einzustellen,  „dem  Pramien- 
reserve/ond«  zuzuführen*'.  Aber  es  kommt  vor,  dass  das  ausländisdie  Recht  von 
fremden  (deutschen)  Versicherungsuntemehmungen,  die  im  Ausland  arbeiten,  bezüglich 
der  dort  eingegangenen  Polioenverpflichtungen  besondere  Sicherheit  aus  der  Prämien- 
einnähme,  d.  h.  die  Bildung  besonderer  (aktiver)  Prämienreservefonds  verlaiig;t.  In 
diesem   Falle   sind  dem   einen  Posten   „rechnungsmässige"    Pramienreaerve    mehi«« 
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Reservefonds  kein  aktiver.  Der  Ausdruck  „angelegter  Reservefonds"  bedeutet, 
dass  neben  dem  Reservefonds,  der  Passivpost  ist,  noch  ein  Reservefonds  da  ist, 
welcher  eine  Summe  von  Vermögenswerten,  ein  Äktivum  darstellt^). 

II.  Hieraus  schon  geht  hervor,  dass  für  diese  Erscheinung  rkhiiger,  als 
der  Name  angelegter,  die  Benennung  bedeckter  Reservefonds  ist 

A.  Der  Reservefonds  im  bisherigen  Sinne,  der  passive  Reservefonds,  ist 
als  solcher  einer  Anlegung  unzugänglich.  Anlegen  heisst  doch  bewerkstelligen, 
dass  Vermögen  aus  Gütern  bestimmter  Art  besteht*).  Also  müsste  der 
Reservefonds  bislang  betrachteter  Bedeutung  sich  aus  Vermögenswerten  zu- 
sammensetzen, Vermögen  sein.     Allein  das  ist  er  nicht 

B.  Das  beweist  schon  die  Tatsache,  dass  der  Reservefondsix)sten  in  B.en, 
die  nicht  Grewinn-,  sondern  Vermögensermittlungsbilanzen  sind,  grundsätzlich 
fehlt  In  B.en,  durch  welche  nur  die  Grösse  des  gegenwärtig  vorhandenen  Rein- 
vermögens  festgestellt  wird,  ist  für  Reservefondsposten  kein  Raum*).  Wie 
könnte  eine  Reinvermögensermittlung  ohne  Berücksichtigung  des  Reservefonds 
stat^nden,  stellte  der  Reservefonds  eine  Vermögensmasse  dar! 

C.  Dazu  konunt  aber  das  Wesen  des  Reservefonds.  Wir  definierten  es*) 
dahin,  Reservefonds  sei  ein  von  Verteilung  bezw.  Verwendung  für  gegenwärtige 
(=  laufende)  Bedürfnisse  ausgenommener  Betrag  von  Aktiven,  zum  Reservenbegriff 
gehöre  dauernder  Ausschluss  einer  gewissen  Aktivsumme  von  Verteilung  bezw. 
Verwendung  für  laufende  Ausgaben.  Was  der  Reservefondsposten  also  bewirkt, 
ist  Unverteilbarkeit  und  ünverwendbarkeit  Er  ist  rechnerische,  buchführungs- 
massige Herbeiführung  von  und  Bezeichnung  für  Unverteilbarkeit  und  Ünver- 
wendbarkeit von  Aktiven.  Er  ist  nicht  Aktivrermö^cw,  sondern  nur  buch- 
fükningsteehnische  Kennzeichnung  einer  Eigenschaft  von  solchem.  Er  bedeutet 
UnverteQ-  und  ünverwendbarkeit  eines  Nennbetrags  von  Aktivwerten.  Ist  er 
aber  nicht  Aktivvermögen,  so  kann  er  auch  nicht  Aktivpost  sein  und  demge- 
mäss  auch  nicht  in  bestimmte  Aktivwerte  umgewandelt,  in  solchen  angelegt 
werden. 

D.  Dagegen  vermag  bei  dieser  Sachlage  wohl  von  bedecktem  Reservefonds 
gesprochen  zu  werden.  Es  verträgt  sich  mit  dem  entwickelten  Begriff  Reserve- 
fonds die  Anordnung,  dass  das  Aktivvermögen,  welches  für  unverteilbar  bezw. 
unverwendbar  erklart  ist,  aus  konkret  bestimmten  Gütern  besteht.  Aber  es  er- 
hellt zugleich  aus  diesem  Wesen  der  Bedeckung,  dass  dieselbe  nicht  den 
Reservefonds  als  solchen  d.  h.  die  Eigenschaft  der  Unverteilbarkeit  und  Ün- 
verwendbarkeit, sondern  das  Aktivvermögen  angeht,  dem  durch  den  Reserve- 
fondsposten Un verteil-  bezw.  Ünverwendbarkeit  beigelegt  wird.  M.  a.  W.: 
hieraus  ist  ersichtlich,  dass  die  Bedeckung  den  Reservefonds  als  solchen  unbe- 
rührt lasst,  vielmehr  ein  Vorgang  ist,  welcher  lediglich  die  Aktivseite  angeht, 
d.  h.  in  der  Bildung   eines    besonderen  Aktivpostens  besteht.     Wenn  man  be- 


Pramieoreservefonds  im  Aktivum  gegenüberzustellen.  Demgemäss  sagt  auch  Pr.V.G. 
§  57 :  ,,Die6e  Zuführung  [zum  alleemeinen,  einheitlichen  PrämienreservcfondsJ  darf  (nur) 
insoweit  unterbleiben,  als  im  Ausumde  zu  Gunsten  bestimmter  Versicherungen  besondere 
Sicherheit  aus  der  Prämieneinnahme  gestellt  werden  muss.''  Vgl.  Tarnke  in  den  ÄnnaUn 
des  Versicherungswesens  1901  S.  813. 

*)  Simon  193  bezeichnet  das,  was  wir  Gegensatz  von  passivem  und  aktivem  Eeserve- 
fcHids  nennen,  als  Unterschied  des  wirtschaftlichen  Begriffs  der  Keserve  und  des  bilanz- 
jnaasigen.  Richtiger  ist  es  wohl  für  die  letztere  Art  zu  sagen:  „des  nur  bilanzmässigen" ; 
denn  ein  bilanzmässiger  Begriff  ist  auch  der  aktive  Reservefonds. 

*)  So  Simon  131. 

')  §§  3ff. 

*)  §§  143  VI,  144  I. 
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tont,  dass  von  Haus  aus  Fonds!)  lediglich  reell  vorhandenes  Vermögen,  Kapital, 
Aktivvermögen  bedeuten  kann  und  demgemäss  dem  passiven  Reservefonds 
Fondseigenschaft  abspricht  und  seiner  bloss  buchführungstechnischen  Bedeutung 
entsprechend  ihm  nur  die  Bezeichnung  Konto  lässt^),  so  kann  der  Unterschied 
von  aktivem  und  passivem  Reservefonds  auch  dahin  formuliert  werden,  dass 
man  sagt:  der  passive  Reservefonds  ist  nur  ein  Reservekonto;  lediglieh  der 
aktive  Reservefonds  ein  Fotids,  d.  h.  Vermögen;  das  Wesen  des  sog.  bedecklen 
Reservefonds  besteht  darin,  dass  neben  dem  Eeservekonto  ein  Reservefonds 
vorhanden  ist, 

in.  Freilich  ganz  zutreffend  ist  erst  die  Bezeichnung  ^ySpexieU  bedeckter 
Reservefonds"*).  Denn  bedeckter  Reservefonds  schlechthin  vermag  die  Vor- 
stellung zu  erwecken,  als  wäre  der  nicht  angelegte  Reservefonds  nicht  bedeckt 
Jeder  Reservefonds  im  passiven  Sinne  ist  (schlechthin)  bedeckt  und  angelegt, 
denn  er  bedeutet  ja  Unverteilbarkeit  und  Unverwendbarkeit  eines  Nennbetrags 
von  Aktiven^),  Sollen  Aktiva  für  un verteilbar  und  un verwendbar  erklart  werden, 
so  müssen  sie  doch  zuvor  vorhanden  sein  oder  buchführungstechnisch  ausge- 
drückt: dem  Reservekonto  als  Po^^tTpost  einer  Bilanz  muss  ein  entsprechender 
Betrag  von  Aktiven  die  Wage  halten;  die  Reservekontoziffer  bindet  rechnungs- 
mässig  einen  gleich  hohen  Betrag  von  Aktiven;  zur  rechnerischen  Deckimg 
des  Reservekonto  ist  eine  gleich  hohe  Summe  von  Aktiven  erforderlich*).  Jeder 
passive  Reservefonds  ist  somit  auch  im  buchstäblichen  Sinne  des  Wortes  ange- 
legt •).  Soll  angelegtes  oder  bedecktes  Reservekonto  daher  etwas  Besonderes, 
nur  eine  Art  von  passivem  Reservefonds  bedeuten,  so  muss  der  Grund  hierfür 
in  einer  besonderen  Anlegungs-  bezw.  Bedeckungsweise  liegen.  Und  in  der 
Tat  der  Zusatz  bedeutet  Anlegung  in  konkret  bestimmten,  Deckung  durch 
spezielle  Aktiva  (Häuser,  Effekten).  Bedeckter,  angelegter  Reservefonds  li^ 
vor,  wenn  das  Reservekouto  speziell  bestimmie  Aktiva  bindet,  konkret  bezeichnete 
Aktiva  ihm  die  Wage  zu  halten  bestimmt  sind*^).  Zutreffender  ist  daher  für 
angelegten  oder  bedeckten  Reservefonds  die  Benennung:  speziell  angel^ter, 
speziell  bedeckter  Reservefonds. 

IV.  A.  Die  eben  gegebene  Ausführung  lässt  zugleich  erkennen,  dass  es 
eine  missverständliche  Ausdrucksweise  ist,  wenn  man  den  nicht  speziell  be- 
deckten Reservefonds  recJmungsmässigen  nennt  Und  zwar  führt  diese  Be- 
nennung möglicherweise  in  dreifacher  Richtung  irre. 


*)  Fundus. 

•)  Vgl.  dazu  S^üb  262,;  derselbe  G.-G.  42,«;  Lehmann,  A.en  II  294  Anm.  1. 

»)  S.  auch  Beisch  II  60f.  —  Österr.  Per8.StG.  §  97  Abs.  3:  „Im  Falle  einer 
besonderen  Anlage  .  .  .  der  .  .  .  Rcscrvefonde."    Vgl.  auch  Lehmann,  A.en  II  296. 

*)  Daher  kann  auch  bestimmt  sein,  dass  ein  Vermögenssubjckt  nicht  bloss  seinen 
Reservefonds,  sondern  sein  ganzes  Veinnögen  in  bestimmten  Werten  anzulegen  bat  So 
sagt  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  §  108:  „Die  Bestände  (also  alle,  nioit  bloss  die 
des  Reservefonds)  der  Berufsgenossenschaften  müssen  in  der  durch  §§  1806—1808  des 
B.G.B.  bezeichneten  Weise  angelegt  werden." 

')  Vgl.  Ge8ellsch.-G.  30  Abs.  1 :  „Das  zur  Erhaltung  (d.  h.  doch  Deckung)  des 
Stammkapftals  (d.  h.  doch  Stammkapitalpassi vA:onto)  crfoiderliche  Vermögen  ^dart  an 
die  Gesellschafter  nicht  ausgezahlt  weiden.''  S.  auch  daselbst  §  33  Abs.  2:  „Über  den 
Betrag  des  ßtammkapitals  hinaus  vorhandenes  Vermögen." 

*)  Daher  spricht  auch  Pr.V.G.  §  8  schlechthin  von  „Grundsätzen  für  die  An- 
legung des  Vermögens'*,  weldhe  die  Satzung  einer  Versicherungsuntemehmung  fe^ 
setzen  soll.  Und  ebenso  lautet  §  29  des  österr.  Vers.-Beg.  schlechthin:  „Die  Anlage 
der  Gelder  von  Versicherungsanstalten  ist  in  den  Statuten  genau  festzusetzen.''  Pr.V.G. 
§  106  Ziff.  3  stellt  unter  Strafe  wissentliches  Zuwiderhandeln  gegen  die  satzungs- 
mässigen  Vorschriften  über  die  „Anlegung  von  G^^^dbestanden". 

^)  Sehr  gut  definieren  Beisch  und  Kreibig  (II  36)  den  bedeckten  Reservefonds 
als  Reservefonds,  bei  welchem  spezidle  Aktiva  als  Gegenpost  zu  dienen  haben. 
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1.  Zunächst  ist  diese  Bezeichnung  geeignet,  die  Vorstellung  zu  erwecken, 
als  hielte  diesem  Reservefonds  nicht  auch  ein  Teil  des  Aktivvermögens  die 
Wage.  Auch  der  nicht  angelegte  und  nicht  bedeckte  Reservefonds  ist  tat- 
sächlich angelegt  und  reell,  d.  h.  durch  wirtschaftliche  Güter  bedeckt.  Nur 
bilden  nicht  besonders  bezeichnete  Aklivwerte  seine  Gegenpost  ^). 

2.  Ferner  kann  bei  jener  Benennung  die  Anschauung  entstehen,  dass 
der  speziell  bedeckte  Reservefonds  nicht  auch  rechnungsmässig  bedeckt  sei. 
Derselbe  ist  nicht  weniger  rechnungsmässig  bedeckt,  als  der  nicht  angelegte. 
Das  macht  sogar  das  bilanzrechtliche  Grundwesen  des  speziell  angelegten 
Reservefonds  aus,  dass  er  rechnungsmässig  bedeckt  ist.  Denn  was  seine 
Cigenschaft  als  Bilanxpost  mit  sich  bringt,  ist,  dass  seine  rechnungsmässige 
Bilanzierung  eine  gleich  hohe  Aktivpost  fordert,  mag  diese  nun  eine  reelle  oder 
nur  ideelle  Aktivpost  darstellen.  Erst  daraus,  dass  es  sich  um  ein  Beserve- 
konto  und  einen  'Reservefonds  handelt,  folgte  dass  die  aktive  Gegenpost  eine 
reelle  sein  muss.  Denn  Reserve  ist  Zurückhaltung  von  Vermögen  und  Fonds 
von  Haus  aus  Bezeichnung  für  reell  Vorhandenes,  für  Kapital. 

3.  Endlich  ist  es  angesichts  der  Tatsache,  dass  Reservefonds  auch  Posten 
genannt  werden,  welchen  die  echte  Reservefondseigenschaft  abgeht,  nicht  aus- 
geschlossen^), dass  der  Beisatz  rechnungsmässiger  Reservefonds  die  Meinung 
hervorruft,  als  sei  dieser  nicht  speziell  bedeckte  Reservefonds  lediglich  ein 
Wertkorrektur-,  also  ein  Abschreibungsfonds. 

B.  1.  Der  einzige  reelle  Unterschied,  welcher  zwischen  speziell  und  nicht 
speziell  bedecktem  Reservefonds  besteht,  ist  der,  dass  bei  Verwendung  des  speziell 
bedeckten  Reservefonds  in  erster  Linie  die  besonders  als  Gegengewicht  des 
Reservekontos  bezeichneten  Aktiva  realisiert  werden  müssen,  während  im  Falle 
der  Heranziehung  eines  nicht  speziell  angelegten  Reservefonds  die  Verwaltungs- 
organe der  Unternehmung  in  der  Wahl  der  zu  diesem  Behufe  flüssig  zu  machenden 
Aktivbestände  rechtlich  unbeschränkt  sind. 

2.  a)  Allein  dieser  Unterschied  hat  nicht  die  Folge,  dass  der  nicht  speziell 
angelegte  Reservefonds  als  solcher  nicht  oder  weniger  reell  bedeckt  wäre^). 
Der  speziell  bedeckte  Reservefonds  ist  an  und  für  sich  um  nichts  sicherer  und 
solider.  Er  hat  nur  —  und  auch  das  keineswegs  notwendig  —  den  Vorzug 
leichterer  Flüssigmachung.  Speziell  angelegte  Reserven  werden  der  Regel 
nach^)  oder  müssen  es  sogar  in  leicht  realisierbaren  (EfTekten)  oder  leicht  be- 
lehnbaren Vermögensgegenständen  (Effekten,  Sparkassabücheni)  angelegt  werden, 
während  nicht  speziell  bedeckte  Reservefonds  zumeist  durch  schwer  realisier- 
bare Aktivgegenstände  (Fabrikgebäude,  Maschinen,  Waren)  gedeckt  sind.  Allein 
dadurch  wird  nur  die  Realisierbarkeit,  aber  nicht  die  Reellität  des  Fonds  er- 
höht Solider  und  sicherer  ist  der  speziell  angelegte  Reservefonds  nur  dann 
beileckt,  wenn  derselbe  —  was  hinsichtlich  gewisser  Reserven  das  G.  sogar 
zur  Pflicht  macht  •)  —  nur  in  besonders  sicheren  Werten  (Staats-  und  sonstigen 
mündelsicheren  Papieren  u.  s.  w.)  Anlegung  findet 


')  Vgl.  auch  Beiach  II  61:  „Reell  —  will  sagen:  bedeckt  durch  reelles,  d.  h. 
aktives  Vermögen  —  bedeckt  sind  beide  Arten  von  KeservefondcD.'' 

*)  Vgl.  auch  Beisch  II  61  Anm.  1. 

*)  V^.  zum  Folgenden  Beiseh  II  61. 

*)  Vgl.  Neukamp  Z.  38  „. 

»)  Vgl.  osterr.  Ver8.-Reg.  §  29:  „Im  allgemeinen  ist  bei  der  Anlage  der  Gelder 
(der  Vereicherongsanstalten)  auf  deren  leichte  Realisierbarkeit  tuulichst  Bedacht  zu 
nehmen'*  —  also  auch  bei  Anlage  von  Reserven  — ,  „damit  nicht  durch  eine  Uber- 
lastimg  mit  schwer  realisierbaren  Objekten ,  wie  Häuser  u.  s.  w.,  die  Erfüllbarkeit  der 
Verbindlichkeiten  der  Anstalt  gefährdet  werde/' 

•)  So  nach  §§  59—63  desjPr.V.G.  für  die  Prämienreserve  bei  Lebensversicherung 
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b)  Überdies  ist  der  Vorteil  leichterer  Realisierbarkeit,  den  die  spezielle 
Bedeckung  eines  Reservefonds  gewährt,  gar  nicht  so  bedeutend,  weil  eine  gut 
geleitete  Unternehmung  überhaupt  für  Vorhandensein  der  eventuell  nötigen 
liquiden  Mittel  sorgt  bezw.  der  Regel  nach  infolge  des  Vertrauens,  das  sie 
geniesst,  in  der  Lage  Lst>  durch  Inanspruchnahme  des  Bankkredits,  also  Auf- 
nahme schwebender  Schulden,  die  bei  Verwendung  des  Reservefonds  erforder- 
lichen flüssigen  Bestände  sich  zu  verschaffen^). 

c)  Auf  jeden  Fall  aber  steht  der  Vorteil  grosserer  Flüssigkeit  ihrer 
Mittel,  welchen  die  spezielle  Bedeckung  mit  sich  bringt,  erheblich  hinter  dem 
Nachteil  ziurück,  den  sie  im  Gefolge  hat  Derselbe  liegt  darin,  dass  die 
Unternehmung  einen  Teil  ihres  Vermögens  nicht  im  Geschäftsbetrieb  werbend 
verwenden  und  so  gezwungen  sein  kann,  statt  billigen  eigenen  Kapitak  teures 
fremdes  (Bankkredit)  heranzuziehen  oder  auf  Erweiterung  oder  Verbesserung  des 
Betriebes  zu  verachten^)*). 

d)  Dies  bestätigt  auch  die  Gesetzgebung.  Wo  dieselbe  Vorschriften  über 
Anlage  speziell  von  Reserven  gibt,  tut  sie  es  in  erster  Linie  nicht  um  b'quide, 
sondern  um  sichere  Anlegung  derselben  zu  garantieren*).  Der  gemeinsame 
Zug  aller  Bestimmungen  des  deutschen  Pr.V.G.  und  des  österr.  Vers.-R^.  über 
Anlegung  von  Prämienreserven  ist:  Anlage  in  sicheren  Werten;  Belebung  nur 
innerhalb  die  Sicherheit  der  Unterlage  gewährleistenden  Grenzen.  Um  nur  ein 
Beispiel  anzuführen:  §  59  des  Pr.V.G.  bemerkt  in  Abs.  1  Ziff.  1:  „Die  An- 
legung der  den  Prämienreservefonds  bildenden  Bestände  kann  erfolgen  1.  in 
der  im  §  1807  Abs.  1  Nr.  1—4  des  B.G.B.  für  die  Anlegung  von  Münddgdd 
vorgeschriebenen  Weise"  und  gleich  Nr.  1  dieses  Absatzes  von  §  1807  des 
B.G.B.  lautet:  „Die  im  §  1806  vorgeschriebene  Anlegung  von  Mündelgeld  soll 
nur  erfolgen  1.  in  Forderungen^  für  die  eine  siefiere^)  Hypothek  an  einem  in- 
ländischen Grundstücke  besteht"  Stünde  die  Ermöglichung  rascher  Reali- 
sierung in  erster  Reihe,  so  dürfte  der  Gresetzgeber  Anlage  in  Hypothekforde- 
rungen ja  überhaupt  nicht  zulassen,  denn  diese  sind  der  Umständlichkdt  und 
Kostspieligkeit  ihrer  Begründung  gemäss  in  der  Praxis  nicht  auf  den  Tag, 
sondern  nur  auf  längere  Frist  kündbar.  Bei  Amortisationshypotheken  darf  nach 
Hyp.B.G.  §  19  zu  Gunsten  der  Bank  ein  Kündigungsrecht  überhaupt  nicht  be- 
dungen werden. 

V.  Wenn   nach    alledem   auch  der  nicht  speziell  angel^te  Reservefonds 


und  Kranken-  und  Unfallversichenmg  nach  Art  der  LebensverBichernng,  nach  osterr. 
Vers.-Reg.  §  30  für  jede  Prämienreserve  und  nach  §  29  daselbst  sogar  &r  Anlage  aller 
Versicherungsgelder,  also  auch  aller  Reserven,  aof^  die  Statuten  über  Gelderanlage 
keine  Vorschriften  enthalten. 

')  Vgl.  Pr.V.G.  §  61:  „Dem  Prämienreservefonds  (d.  h.  dem  aktiven  Beaerve- 
fonda)  dürfen,  abgesehen  von  den  zur  Vornahme  und  Änderung  der  Kapitalanlagen  er> 
forderlichen  Mitteln,  nur  diejenigen  Beträge  entnommen-  werden,  welche  durch  . .  .  Be- 
endigung von  Versicherungsverhältnissen  frei  werden." 

*)  Vgl.  Simon  133 f.;  Staub  262^;  Cosack  §  118  UI  2;  Lehmann,  A.en  II  298. 

*)  Daher  widerspricht  es  dem  Wesen  der  A.en,  die  Erwerbsgesellschaften  sind, 
schlechüiin  fflr  die  A>  im  Interesse  der  Solidität  Anlegung  der  Keserven  zu  fordern. 
Siehe  darüber  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Aktienwesen  XII  7  ff. 

*)  Vgl.  auch  Emminghaus  S.  563:  „Aus  dem  Zwecke  der  Präraienreserven  .  .  . 
ergibt  sich  die  Notwendigkeit  sicherster  Anlage'^  . . .  „Die  Sicherheit  ist  hier  widiti^r 
als  die  Höhe  des  Zinsertrages.^'  —  Es  lässt  sich  die  Behauptung  aufstellen:  wo  der 
Zweck  des  Reservefonds  leichte  Realisierbarkeit  erfordert,  ist  eine  besondere  Anlegung 
überhaupt  unnötig.  Nötig  ist  sie  nur,  wo  der  Zweck  besondere  Sicherheit  der  Anlegong 
heischt.    Vgl.  auch  Simon  233. 

»)  In  Pr.V.G.  60  werden  eingehende  Bestimmungen  g^ben,  wann  „Sicheibeit^ 
einer  Hypothek  angenommen  werden  darf.     Vgl.  §  176  V  1>. 
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doch  bedeckt  ist,  so  könnte  man  sagen  wollen,  auch  in  diesem  Falle  sei  nicht 
bloss  ein  passiver,  sondern  ebenso  ein  aktiver  Reservefonds  vorhanden,  allein  hier 
kommt  in  Betracht,  dass  Fonds  in  dem  Sinne,  wie  das  Wort  einmal  üblich 
ist,  nur  vorliegt,  wenn  eine  Mehrheit  von  Vennögensstücken  von  anderem  Ver- 
mögen abgesondert,  zu  einem  in  sich  geschlossenen  Ganzen  vereinigt  wird  ^). 
Aus  diesem  Grunde  lasst  sich  lediglich  bei  spezieller  Bedeckung  von  Vorhanden- 
sein auch  eines  aktiven  Reservefonds  sprechen. 

VI.  Rechnungsmässige  Prämien reserve  und  Prämienreserve- 
fonds. Nunmehr  sei  das  über  das  Wesen  der  speziell  bedeckten  Reservefonds 
Voi^tragene  noch  an  den  gesetzlichen  Bestimmungen  über  eine  Art  solcher 
Fonds,  an  den  Vorschriften  des  Pr.V.G.  über  die  Prämienreserve  bei  der  Lebens- 
versicherung und  lebensversicherungsahnlichen  Kranken-  und  Unfallversiche- 
rung*), erläutert 

A.  Das  Pr.V.G.  unterscheidet  in  glücklicher  Formulierung  die  „rech- 
nufigsmassigen  Prämienreserven"*)  und  den  „Prämienreserve/onds" *).  Von  der 
rechnungsmässigen  Prämienreserve  sagt  es  aus,  dass  sie  zu  „berechnen",  zu 
„buchen^)"  („einzustellen") •)  und  „der  der  Berechnung  entsprechetide Beirag  vor- 
schriftsmässig"  —  d.  h.  in  diesem  Falle  speziell  —  „anzulegen"  sei'')®),  und 
gibt  damit  zu  erkennen,  dass  die  Prämienreserve  als  solche  nicht  aus  Ver- 
mögenswerten besteht  Indem  es  andererseits  von  den  „den  Prämienreservefonds 
bildenden  Beständen*^,  den  „Bestanden  des  Reservefonds"  *)  und  davon  spricht, 
dass  der  Prämienreservefonds  von  jedem  anderen  Vermögen  gesondert  zu  ver- 
walten" und  am  Sitze  des  Unternehmens  „aufzubewahren  ^^)"  sei,  und  an  dieser 
Stelle  femer  hinter  Pi-ämienreservefonds  in  Klammer  einfügt  („Gelder,  Wert- 
papiere, Urkunden  u.  s.  w."),  und  endlich  bestimmt,  dass  im  Konkurse  „der 
Umfang  des  vorhandenen  Prämienreservefonds  festzustellen"^^)  sei,  wird  vom 
Pr.V.G.  zu  wortdeutlichem  Ausdruck  gebracht,  dass  der  Prämienreserve/bncfe 
nicht  bloss  etwas  rechnungsmässig,  sondern  etwas  reell  Vorhandenes  und  zwar 
eben  Vermögen  ist. 

B.  Wenn  man  diese  Unterscheidung  von  „rechnungsmässiger  Prämien- 
reserve"  und  „Pramienreservefonds",  welche  der  Gresetzgeber  beliebt,  erkennt, 
dann  tritt  der  Inhalt  der  grundlegenden  Bestimmungen  über  die  Prämien- 
reserve, wie  sie  in  §  56  fr.  enthalten  sind,  mit  besonderer  Klarheit  hervor. 


')  So  auch  Beiseh  II  61.  Siatib  262,  verlangt  nicht  bloss  einen  Komplex  ge* 
trennt  verwalteter,  sondern  auch  greif  barer  Vermögensobjekte.  Wahrscheinlich  will  der- 
selbe ZQ  den  greifbaren  Vermögensobjekten  doch  wohl  auch  Forderungen  gerechnet 
haben. 

*)  UnfaUrenUnreserve  z.  B.  heisst  die  Prämienreserve,  durch  welche  das  Deckungs- 
kapital für  Unfallrentenanwartschaften  aufgebracht  wird,  soweit  dasselbe  nicht  aus  den 
noch  zu  erwartenden  Prämienzahlungen  hergestellt  zu  werden  vermag.  Richtiger  wäre 
alflo  Unfallrentenprämienreserve.    Vgl.  österr.  Vers.-Reg.  §  28  Ziff.  5  Abs.  3. 

*)  §  61  Abs.  2  n.  3;  §  99  Abs.  2  „lechnuDgsmässiges  Soll". 

*)  §  57.  Abs.  2.    Vgl.  über  den  Unterschied    auch  Moldenhauer,  Aufsicht  139  f. 

•)  §  .56  Abs.  1. 

•)  §  56  Abs.  2. 

')  8  57  Abs.  1. 

•)  Wenn  der  Gesetzgeber  in  §  61  Abs.  3  die  Wendung  ^.Forderung  auf  die 
rtK^hnungsmässige  Prämienreserve"  gebraucht,  so  ist  dies  nur  eine  Abkürzung  für  For- 
derung auf  einen  Betrag  in  der  Höhe  der  rechnung^smässigen  Prämienreserve,  wovon 
fler  Gtesetzgeber  in  §  61  Abs.  2  mit  den  Worten  spricht,  dass  „die  Versicherten  den- 
j eiligen  Betrag  fordern  können,  der  als  rechnungsmässige  Prämienresere  auf  sie  entfälllt.** 

•)  §§  57  Abs.  3  und  59  Abs.  1 ;  §§  60  Abs.  1,  61  Abs.  3,  62  Abs.  4. 
»•)  §  57  Abs.  2. 
")  §  62. 
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1.  a)  §  56  Abs.  1  bestimmt,  dass  die  Vnmienreserven  der  Lebensver- 
sicherungen für  den  Schluss  eines  jeden  Geschäftsjahres  zu  berechnen  und  zu 
blichen  sind,  und  in  §  56  Abs.  2  wird  die  gebuchte  Pramienreserve  „eingestellte 
Prämienreserve"  genannt 

b)  In  Anschluss  hieran  statuiert  §  57:  1.  „Der  Vorstand  hat  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  unverzüglich  die  der  Berechnung  gemäss  §  56  entsprechen- 
den Beträge  dem  Prämienreserve/bn(29  zugeführt  und  vorschriftsmässig  angelegt 
werden."  2.  „Der  Prämienreserve/bncfe  (Gelder,  Wertpapiere,  Urkunden  u.  s,  w.) 
ist  gesondert  von  jedem  anderen  Vermögen  zu  verwalten  und  am  Sitze  des 
Unternehmens  in  einer  der  Aufsichtsbehörde  bekannt  zu  gebenden  Weise  auf- 
zu  wahren." 

c)  §  9ff.  bestimmt,  in  welchen  Werten  „die  Anlegung  der  den  Ptämien- 
reservefonds  bildenden  Bestände  erfolgen  kann." 

2.  Hieraus  geht  deutlich  hervor,  wie  sich  der  Gesetzgeber  die  „Bildung''^) 
von  Prämienreserve  und  Prämienreservefonds  denkt 

a)  Zuerst  wird  die  rechnungsmässige  Pramienreserve  l)erechnet,  das  „rech- 
nungsmässige  Soll"')  derselben  festgestellt  und  in  dem  „Rechnungsabschluss" ') 
gebucht.  Als  (bloss)  rechnungsmässiges  Soll  kann  die  rechnungsmassige  Pramien- 
reserve nicht  in  das  Bilanzaktivum  kommen.  Sie  wird  als  Bibaiipasswum  ange- 
stellt; zu  Last  wird  sie  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  geschrieben;  d.  h.  sie 
wird  von  der  Verlustseite  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  auf  ein  Priunien- 
reservekonto  übertragen  *).  Aus  dem  Verlustkonto  winl  das  Prämienreservekonto 
dotiert. 

b)  Unverzüglich  ^)  nach  Einstellung  der  rechnungsmässigen  Pramienreserve 
in  den  Rechnungsabschlussentwurf,  d.h.  das  vom  Vorstand  entworfene^) Bilanz- 
konto, nicht  erst,  nachdem  der  Sachverständige  gemäss  §  56  Abs.  2  die  richtige 
Berechnung  bestätigt  hat  —  denn  er  hat  zu  bestätigen^  dass  die  emgesteUte 
Pramienreserve  richtig  berechnet  sei  — ,  ist  der  der  Berechnung  d.  h.  der 
rechnungsmässigen  Pramienreserve,  dem  rechnungsmässigen  PrämiensoU,  ent- 
sprechende Betrag,  d.  i.  die  Jstsumme  der  Pramienreserve,  dem  Prämienreserve- 
f(md8  xmuführen.  Dies  ist  nicht  als  ein  reelles  Zuführen  zu  verstehen,  d.  h. 
es  sind  nicht  gewisse  Vermögen sstücke  (Geld,  Wertpapiere  u.  s.  w.)  aus  dem 
übrigen  Vermögen  körperlich  auszuscheiden  und  körperlich  ein  besonderer 
Reservefonds  zu  bilden  —  wäre  das  der  Fall,  so  würde  die  weitere  Bestimmung, 
dass  der  „Reservefonds  (Gelder,  Wertpapiere  u.  s.  w.)  gesondert  von  jedem 
anderen  Vermögen,  d.  h.von  anderen  Vermögensstücken  zu  verwalten"  sei,  überflüssig 
sein  — ,  sondern  gemeint  ist  damit  ein  buchführungsmässiger  Vorgang:  Prämiai- 
reservekonto  ist  zu  Gunsten  eines  Prämienreserve/oruiskonto,  d.  h.  eines  Bilanz- 


»)  §  99  Abs.  2. 

•)  §  99  Abs.  2. 

»)  §  55;  8.  oben  §  51  I. 

*)  S.  auch  Beisch  II  209,  214. 

^)  D.  h.  (B.G.B.  121)  ohne  schuldhaftes  Zögern.  Vgl.  auch  Moldenhauer  141. 

')  Pnlfung  der  B.  durch  Aufsiditsrat  und  Festsetzung  derselben  durch  General- 
versammlang  ist  nicht  abzuwarten.  Sonst  Hesse  sich  ein  B.-Entwurf  gar  nicht  herst^len. 
denn  dieser  erfordert  doch  zu  seiner  Vollendung  der  rechnungsmässigen  PriUnienrederve 
entsprechende  Aktiva.  Beliebige  können  dies  nach  Pr.V.G.  nicht  sein;  der  Prämien- 
reservefonds ist  unverzüglich  nach  Belohnung  der  rechnungsmässigen  Prämienreeerve 
anzulegen.  Also  muss  sofort  eine  einheitliche  Aktivpost  Prämienreservefonds  gebildet 
werden.  Dafür  spricht  auch,  dass  §  56  Abs.  2  die  eigene  Verantwortlichkeit  gerade 
der  „Vertreter  des  Unternehmens'^  also  des  Vorstandes,  für  die  vorBchriftamäaaige  Be- 
rechnung der  Pramienreserve  besonders  hervorhebt,  und  §  57  es  für  eine  Sorge  „de* 
Vorstandes''  erklärt,  unverzüglich  die  der  Berechnung  entsprechenden  Betrage  dem 
Prämienreservefonds  zuzuführen  und  ordnungsgemäss  anzulegen. 
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aA;/*t?kont08,  zu  belasten.     Bisher  buchten  wir  bei  der  Annahme,  die  rechnungs- 
mässige  Pramienreserve  betrage  100000, 

Verlustr  und  Gewinnkonto 
SoU  (Verlust) 
An  Praniienreservekonto     .     100000  | 

Priiniienreservekon  to 

Haben 
I  Per  Gewinn- und  Verlustkonto  100000; 
nun  ist  zu  buchen: 

Pramienreservekon  to 
An  Prämienreservefondskonto  100000  | 

Prämienreservefondskonto 

I  Per  Pramienresen^ekonto     .     100000. 
Auf  diese  Weise  ist  ein  „Bestand"  des  Prämicnreservefonds  gebildet. 

c)  Unmittelbar  darauf,  ebenfalls  „unverzüglich"  nach  Einstellung  der 
rechnungsmässigen  Prämien raserve  in  den  Rechnungsabschluss  ist  der  „Bestand 
des  Reeervefonds"  „vorschriftsmässig  anzulegen".  Die  Vorschrift  des  §  59  lässt 
in  Bezug  auf  diese  obligatorische  Anlegung  eine  WahP): 

a)    für  dauernde  Anlegung  zwischen 

aa)  mündelsicheren  Hypothekenfordeningen,  Reichs-,  Staats-  und  sonstigen 

mündelsicheren  Schuldverschreibungen  („Wertpapieren")  ^), 
ßß)  Beleihung  mündelsicherer  Hypotheken  oder  Wertpapiere,  Beleihung  ihrer 

eigenen  Versicherungsscheine  (Beleihung3„urkunden"), 
yy)  und  —  die  Grenehmigung  der  Auf  sich  tsbeliörde  vorausgesetzt  —  zwischen, 
wenn  auch    nicht  mündelsicheren,    so  (ioch  vom  Gläubiger  kündbaren 
oder   regelmässiger  Tilgung    unterworfenen  Schuldverschreibungen    in- 
ländischer kommunaler  Körperschaften,    Schul-  und  Kirchengemeindeu 
(„Wertpapiere"), 
ß)    für    vorübergehende    Anlegung,    d.  h.    wenn   Anlage    in    der   bisher    be- 
sprochenen Weise   den  Umstanden    nach    nicht    erfolgen  kann,    zwischen 
Anlage  bei  der  Reichs-  oder  einer  Staatsbank  oder  einer  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde dazu  für  geeignet  erklärten  anderen  inländischen  Bank  oder 
öffentlichen  Sparkassa. 

d)  Aus  diesen  Bestimmungen  insgesamt  erhellt,  dass  das  G.  Wahl  nur 
zwi^^hen  zinsbringenden  Anlegungsmöglichkeiten  lässt.  Der  Prämicnreserve- 
fonds ist  verzinslich  anzulegen  entsprechend  dem  Umstände,  dass  die  Gmnd- 
sätze  für  Berechnung  der  Prämienreserve,  welche  der  Geschäftsplan  zu  enthalten 
hat,  von  dem  Gedanken  einer  verzinslichen  Anlegung  des  Fon<ls  ausgehen. 
Nach  §  11  des  Pr.V.G.  hat  der  Geschäftsplan  einer  Lehensversichcrungsunter- 
nehmung  die  von  ihr  angenommenen  Tarife,  sowie  die  Grundriätze  für  Berech- 
nung der  Prämien  und  Prämienreserve n^)    vollständig  darzustellen,    namentlich 


')  „Die  Anlegung  .  .  .  kann  erfolgen  1.  in  .  .  .    2.  .  .  .    3.". 

•)  Da»  Aufsichtsamt  für  Privatvcrsichening  hat  die  Veröffentlichung  des  Ver- 
zeichniflsee  der  Wertpapiere  in  Aussicht  gestellt  (Veröffentlichungen  2.  Jahrg.  122), 
welche  dermalen  als  mündelsichcr  in  Deutschland  gelten. 

')  §  ö6:  „Berechnungsgrundlagen*'. 

Bebm,  Die  BUanxcn  der  AktieDgi'Rellscbaften.  37 
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auch  den  anzuwendenden  Zvnsfiiss  und  die  Höhe  des  Zuschlags  zu  den  Netto- 
präniien  anzugehen, 

e)  Ausgeschlossen  ist  somit  Anlage  des  Fonds  in  Bargeld,  aber  selbst- 
verständlich mit  einer  Ausnahme:  bei  den  Vermögenstransaktionen*)  ergeben 
sich  Restbeträge;  ebenso  durch  die  fortlaufend  anfallenden  Zinserträgnisse  u  s.  w. 
Restbeträge  dürfen  also  in  Bargeld  angelegt  werden  und  dies  bestätigt  §  57, 
indem  er  nach  der  Bestimmung,  dass  der  Prämienreservefonds  vorschriftsmässig 
anzulegen  sei,  fortfährt:  „Der  Prämien reservefonds  (Gelder,  Wertpapiere,  Ur- 
kunden u.  8.  w.)  ist  gesondert  von  jedem  anderen  Vermögen  zu  verwalten."  Hier 
stehen  die  Gelder  sogar  obenan.  Dies  darf  nicht  wieder  zu  der  Ansicht  ver- 
leiten, als  müsste  der  Prämienreservefonds  zuerst  in  Bargeld  angelegt  und  erst 
dieses  in  die  Werte  des  §  59  verwandelt  werden*).  Denn  §  57  Abs.  1  be- 
fiehlt, die  vorschriftsmässige  Anlegung  des  Fonds  —  und  das  ist  die  des  §  59  — 
habe  unverzüglich  zu  geschehen. 

f)  Aber  Restbetrage  dürfen  nicht  bloss,  sondern  müssen  sogar  in  Bargeld 
angelegt  werden.     Denn,  wie  eben  bemerkt,  ist  die  weitere  Massnahme,  welche 
§    57    vorschreibt:    „gesonderte    Verwaltung    von    jedem    anderen    Vermögen." 
Dies    bedeutet   nicht    bloss    gesonderte    buchjnässige,    sondern   auch    gesonderte 
körperliche  Verwaltung.     Dies   wird  bewiesen   einmal   durch  §  57  Abs.  2:  Der 
angelegte  Prämienreservefonds  {Oelder,   WertpapierCy   Urkunden  u.  s.  w.)   ist  ge- 
sondert von  jedem  anderen    V&rniögen  zu  verwalten.     Nicht  die  Konti  über  die 
einzebien    körperlichen   Bestandteile  des   Fonds,    sondern  Gelder,    Wertpapiere, 
Beleihungs-,  Hypotheken-  und  andere  Urkunden  selbst  sind  gesondert  zu  ver- 
walten.    Und  dies  beweist  ferner  die  Art  und  Weise,   wie   der  Gesetzgeber  in 
§  99  hinsichtlich  solcher  Unternehmungen,  welche  bei  Inkrafttreten  <le8  Pr.V.G. 
bereits   zugelassen    waren,   die   Vereinigung    der  Prämien reserve    für  die  früher 
abgeschlossenen  Verriicherungen  mit  den  Prämienreserven  schildert»    welche    für 
die  nach   Inkrafttreten    des    Gesetzes   abgeschlossenen  Lebensversicherungen  zu 
berechnen  und  anzulegen  sind.     Es   wird   hier   unter  Hinweis  auf  §  57  neben 
dem  Zuführen  zum   neuen  Prämienreservefonds   und  dem   Verwalten   desselben 
besonders  ein  Buchen  desselben  genannt;  also  kann  das  Verwalten  nicht  bloss 
in  buchmässiger  Trennung  bestehen.     §   99  Abs.  2  sagt:   „Die  Prämienreserre 
für  die  früher  abgeschlossenen  Versicherungen  ist,  dem  rechnungsmässigen   SoW 
entsprechend,  binnen  drei  Jahren   nach  dem   Inkrafttreten  dieses  Gesetzes   aus 
dem  übrigen    Vermögen  einer   Unternehmung  auszusondern,   dem   nach   Abs.  1 
gebildeten  Prämienreservefonds  zuzuführen  und  gemäss  §§  57,  61  Abs.  1    auf- 
zubewahren, zu  buchen  und  zu  verwalten."     Dies  heisst:  der  bisherige  Prämien- 
Teserwefonds    ist  in   den   Büchern   und   körperlich  aus   dem   übrigen   Vermögen 
auszuscheiden,   in   ersterer    Beziehung    also   auf  das    neue    Prämienreservekonto 
überzubuchen,  dann  von  diesem  dem  neuen  Prämienreservefondskonto  zuzubuchen 
und    in    körperlich    abgesonderte   Verwaltung  und  Aufbewahrung    zu    nehmen. 
Die  Umwandlung  seiner  Bestände  in  vorschriftsmässige  Anlagen  im  Sinne  Ton 
Pr.V.G.    §§59,    60  hat,  so  weit  erforderlich,  gemäss  §  99  binnen  euier    fünf- 
jährigen Frist  vor  sich  zu  gehen. 

g)  Noch  ist  aber  kurz  die  Art  zu  betrachten,  wie  buchführungstecbnisch 
die  vorschriftsmässige  Anlegung  des  Fonds  geschieht. 

*)  §  61  Abs.  1 :  „Vornahme  und  Änderung  der  Kapital-  (will  sagen :  Fonds^'' 
Anlagen. 

')  Demgemäss  ist  auch  unrichtig,  wenn  §  106  Ziff.  3  unter  Strafe  st^t  die 
wissentliche  Zuwiderhandlung  gegen  die  satzungsm aasigen  Vorschriften  Ober  die  An- 
legung von  „öcWbestanden".  §  8  spricht  zutreffend  von  satzungsmässiger  Festsetzang 
der  Grundsätze  über  „Anlegung  des  Vermögens''.    Also  richtiger:  VermögensbestäDde. 


^ 
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a)  Unsere  letzte  Buchung  war: 

Pramienreserve/b/ufekonto 

I  Per  Prämienreservekonto    .     100000. 

ß)  Die  Unternehmung  besitzt  schon  Effekten  im  Werte  von  20000  und 
legt  nun  darin  das  Pramienreser^efondskonto  an;  also 

Effektenkonto 

I  Per  Pramienreservefondskonto    20000 

Pramienreservefondskonto 
An  Effektenkonto    .     .     .     .     20000  | 

y)  8ie  kauft  30000  Wertpapiere  gegen  bar;  also: 

Pramienreservefondskonto 
An  Kassakonto        ....     30000  | 

6)  Sie  gibt  40000  als  Hypothekdarlehen  aus: 
Pramienreservefondskonto 
An  Kassakonlo 40000  | 

e)  Sie  beleiht  eigene  Policen  mit  9000: 

Pramienreservefondskonto 
An  Kassakonto 9000  { 

t)  Sie  1^  900  bei  der  Reichsbank  an: 

Pramienreservefondskonto 
An  Kassakonto 900  { 

fj)  Den  Best  von  100  erhält  das  Konto  aus  der  Kassa  bar,  so  dass  die 
Buchung  im  ganzen  lautet: 

Pramienreservefondskonto 
An  Kassakonto      ....     100000  1  Per  Prämienreservekonto     .     100000 


100000 


Im  Bilanzkonto  finden  wir  dann: 

Bilanzkonto 

Prämienreservefonds : 

Prämienreserv^e 

a)  Effekten      .... 

.     50000 

b)  Hjpothekdarlehen 

.     40000 

c)  Polizenbeleihung  .     . 

.       9000 

900 

e)  Bargeld       .... 

100 

C)  Im  allgemeinen  hält  das  Pr.V.G.  auch  in  den  Einzelbestimmungen 
die  klare  Unterscheidung  von  Prämienreserve  als  Passiv-  und  Prämienreservefonds 
als  Aktivposten  aufrecht  ^).  Eine  Ausnahme  machen  die  §§  99  Abs.  4,  58  und 
106  Ziff.  2,   insofern    hier   von   „Anlegung**,    bezw.  „Verwaltung    und  Aufbe- 


')  So  z.  B.  m  §  62  Abs.  2,  4,  5;  §  90  Abs.  2.    Vgl.  auch  Moldenhauer  139,. 

37* 
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Wahrung**  der  „PramienreÄerre**  die  Rede  ist.  Dagegen  ist  der  Unterschied 
ausgezeichnet  scharf  in  §  Gl  Abs.  1  beachtet.  Es  tritt  dies  in  ganz  besonderem 
Masse  hervor,  wenn  man  eine  ähnliche  Bestimmung  des  österreichischen  Pereonal- 
steuergesetzes  gegenüberstellt. 

1.  §  61  Abs.  1  lautet:  „Dem  Pramienreservefonds  dürfen,  abgesehen  von 
den  zur  Vornahme  und  Änderung  der  Kapitalanlagen  erforderlichen  Mitteln, 
nur  diejenigen  Betrüge  entnommen  werden,  welche  durch  Eintritt  des  Ver- 
sicherungsfalls, durch  Rückkauf  oder  andere  Fälle  der  Beendigung  von  Ver- 
sicherungsverhältnissen frei  werden.**  Mittel  zu  Kapitalsanlagen  enthält  lediglich 
der  aktive  Prämienreservefonds  und  auch  nur  aus  ihm  lassen  sich  Beträge  reell 
entnehmen.  Daher  spricht  der  Gesetzgeber  mit  Recht  von  Entnahme  aus  dem 
Prämienreservefonds.  Und  doch  lag,  wenigstens  was  den  zweiten  Teil  des 
Satzes  anlangt,  die  Versuchung  sehr  nahe,  statt  Prämienreservefonds  Prämien- 
reserve zu  setzen.  Denn  durch  Beendigung  der  Versich erungs Verhältnisse  werden 
auch  und  zwar  zuerst  Beträge  der  rechnungsmässigen  Prämienreserve  frei. 
Durch  Eintritt  des  Versicheruugsf alles  endigt  sich  ein  künftiges  Risiko  und 
wird  daher  ein  Betrag  der  rechnungsmässigen  Prämienreserve  frei  und  erst  eine 
Folge  hiervon  ist,  dass  auch  ein  Teil  des  Prämien reservefonds  ledig  wird.  Es 
läge  darum  nahe^  zu  formulieren:  „Der  Prämienreserve  dürfen  nur  diejenigen 
Mittel  entnommen  werden,  welche  u.  s.  w.**  Aber  damit  wäre  eine  Unklarheit 
geschaffen.  Die  rechnungsmässige  Prämienreserve  kann  wolil  um  einen  Betrag 
herabgesetzt,  nicht  aber  aus  ihr  ein  Betrag  entnommen  werden. 

2.  Anders  das  österreichische  Personalsteuergesetz  §  97  Abs.  2:  „Insoweit 
Versicherungsanstalten  Auflagen  (Schadenzahlungen  und  Rückkäufe)  aus  den  im 
§  95  d  bezeichneten  Konten  —  gemeint  sind:  „Prämienreserven**  und  Prämien- 
überträge —  bestreiten,  dürfen  dieselben  nur  dann  in  die  Betriebsrechnung 
(d.  h.  das  Gewinn-  und  Verlustkonto)  eingestellt  werden,  wenn  der  volle 
Gegenwert  als  Einnahme  aus  diesen  Fonden  eingestellt  ist**. 

a)  Gesagt  will  damit  sein :  So  weit  die  Anstalt  zu  Schaden  Zahlungen  Mittel 
aus  dem  Prämien reserve/b?«<fokonto  entnimmt^  dai-f  sie  die  dadurch  gemachte 
Auslage  nur  dann  als  Geschäftsausgabe  in  das  Unkosten-  und  damit  in  das 
Verlustkonto  stellen,  wenn  sie  gleichzeitig  das  Konto  der  rechnungsmässigen 
Pramienreserve  (das  Prämien reservekonto)  zu  Gunsten  des  Gewinnkontos  mit 
dem  gleichen  Beti-age  belastet.  Würde  dies  nicht  geschehen,  so  ginge  nur 
der  Aktivposten  Prämien reserve/bw^Ä  um  den  Auslagebeti-ag  zurück,  der  Passiv- 
posten Prämienrc^ert'ekonto  bliebe  in  unveriinderterter  Höhe;  der  Aktivenüber- 
schuss  würde  demgemäss  einen  geringeren  Betrag  ausmachen,  damit  aber  auch,  weil 
mit  Aktivenüberschuss  grundsätzlich  identisch,  der  steuerpflichtige  Überschus?. 
Nehmen  wir  an,  die  B.  lautet: 


Prämienreservefonds  ....      1000 
Sonstige  Aktiva 700 


Prämienreserve lOÖO 

Gewinn 700 


und  es  werden  aus  dem  Pramienreservefonds  600  ausgelegt     Wird  nun    nicht 
auch  die  Prämien reserve  um  GOO   gekürzt,    so  würde  die  veränderte  B.   lauten: 


PrämienreseiTcfonds 
Sonstige  Aktiva 


400 
700 


Prämienreserve 
Gewinn        .     . 


1000 
100; 


der  Gewinnsaldo,  also  der  zu  versteuernde  Betrag  machte  nur  mehr  100  aus. 
Anders  wenn  auch  die  Prämienreserve  um  GOO  gekürzt  wird.  Dann  lautet 
die  neue  B.: 
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Prämienreservefondß     ....     400 
Sonstige  Aktiva 700 


Prämienreserve 400 

Gewinn "   .     .     700. 


Klar  wäre  die  Bestimmung  formuliert,  wenn  sie  folgende  Fassung  hätte:  „In- 
soweit Versicherungsanstalten  Auslagen  (Schadenzahlungen  und  Rückkäufe)  aus 
dem  Pramienreservefonds  bezw.  Prämienübertrags/bwäs  (d.  h.  aus  den  zur 
Deckung  der  rechnungsmässigen  Prämienreserven  und  Prämienüberträgen  er- 
forderlichen Kapitalien)  bestreiten,  dürfen  dieselben  nur  dann  in  die  Betriebs- 
rechnung eingestellt  werden,  wenn  der  volle  Gegenwert  als  Einnahme  aus  den 
rechnungsmässigen  Prämienresertwi  bezw.  Prämienüberträgen  in  die  Betriebs- 
rechnung eingestellt  sind^)". 

VII.  Angelegter  Erneuerungsfonds.  1.  Zum  Schluss  noch  vom  „an- 
gelegten  Emetierungsfonds'*  oder,  wie  die  entsprechende  Aktivpost  wohl  heisst^ 
von  den  „Effekten  des  Erneuerungsfonds".  Von  einem  solchen  kann  in  dem 
bisherigen  Sinne  nur  gesprochen  werden,  wenn  der  in  Frage  stehende  Erneuerungs- 
fonds echter  Reservefonds,  Ersatzbeschaffungs-,  nicht  Entwertungsfeststellungs- 
konto ist.  Bedeutet  Erneuerungsfonds  letzteres,  so  ist  „angelegter  Erneuerungs- 
fonds", kurz  gesagt,  ein  Unsinn.  Denn  Erneuerungsfonds  in  diesem  Sinne 
konstatiert  nicht  das  Vorhandensein,  sondern  das  Fehlen  eines  bestimmten 
Aktivbetrages*).     Ein  fehlender  Aktivbetrag  kann  aber  nicht  angelegt  werden. 

2.  Ist  aber  der  Zweck  des  Erneuerungsfonds  nur  ein  Konstatieren,  das 
Konstatieren,  dass  der  in  den  Aktiven  stehende  Buchwert  bis  zur  Höhe  des 
Emeuerungskontos  nur  Scheinwert  ist,  so  erhellt  zugleich,  dass  die  Bezeichnung 
von  Effekten  als  Effekten  des  Erneueningsfonds  auch  nicht  den  Sinn  zu  haben 
vermag,  dass  diese  Effekten  lediglich  für  Zwecke  des  Erneuerungsfonds  ver- 
wendet wertlen  dürfen.  Denn  zur  blossen  Konstatierung  der  Tatsache,  dass 
im  Aktivum  ein  Scheinwert  steht,  bedarf  es  keiner  Verwendung  von  Aktiv- 
werten*). 

3.  Also  kann  in  der  Wendung  „Effekten  des  Erneuerungsfonds"  Er- 
neuerung nur  im  Sinne  von  Ersatzbeschaffung  stehen.  Der  Posten  zeigt  an, 
dass  die  Gesellschaft^  solange  ihr  möglich,  für  Ersatzbeschaffung  flüssige 
Mittel  bereit  hält*),  ohne  dass  zugleich  ein  wirkliches  Ersatzbeschaffungsre^erve- 
konto  ins  Passivum  eingesetzt  ist*). 


0  Unklar  ist  mir  geblieben,  warum,  wie  Reisch  und  Kreihig  II  215  meinen, 
§  97  Ab«.  2  nur  auf  Schadenreserven  soll  bezogen  werden  können  und  „auch  das  (noch) 
buchhalterisch  unzutreffend"   sein  soll.    S.  zu  §  97  Abs.  2  auch  unten  §  157  X  A  2. 

*)  Das  tritt  sofort  klar  hervor,  wenn  wir  die  Abschreibung  nicht  selbständig 
buchen,  sondern  statt  dessen  den  Buchwert  des  Gegenstandes,  welchen  das  Erneucrungs- 
konto  mit  bewertet,  herabsetzen.    Es  ist  dasselbe,  ob  wir  buchen 

Maschinenkonto 80000  |  Maschinenerneuerungsfonds     .    .     10000, 

oder  ob  wir  schreiben: 

Mfljachinenkonto 70000  | 

»)  Vgl.  Bing  261,4  und  Simon  394,  397,  405. 

•)  Über  Verwendung  des  Erneuerungsfonds  s.  oben  §  49  IV  A  1.  Es  bedeutet 
soviel,  wie  Streichung  oder  Kürzung  desselben  unter  gleichzeitiger  Abminderung  des 
Aktivums  um  denselben  Betrag. 

•)  Über  Erneueningsfonds  schlechthin  vgl.  auch  noch  Lehmann,  A.en  II  301  f. 
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7.  I^ie  rechtllehe  Natur  der  Rrftmienreserve. 

§  149. 

I.  Dass  wir  die  Prainienreserve  im  technischen  Sinne  ^)  nicht  für  eine 
unechte  Reserve  halten,  geht  stillschweigend  daraus  hervor,  dass  wir  im  vorigen 
Paragraphen  das  Recht  der  Pramienreserve  zur  Klarl^:ung  des  Unterschieds 
von  aktivem  luid  passivem  Reservefonds,  also  von  B^riffen  heranzogen, 
welche  lediglich  dem  Bereich  des  echten  Reservefonds  angehören.  In  §  146 
IV  B  5*)  haben  wir  überdies  ausdrücklich  erklärt,  dass  u.  E.  m  der  Pramien- 
reserve keine  nur  unechte  Reserve  zu  erblicken  sei. 

II.  Die  herrschende  Anschauung  ist  eine  andere.  Sie  sieht  in  der  Pramien- 
reserve eine  reelle  Passivantizipation,  die  ziffemmässige  Darstellung  ^ner  Schuld, 
einen  SchtUdpo8ten%  Simon  nennt  sie  ein  relatives  Bewertungskonto ^), 
welches  den  Wert  eines  Engagements  zum  Ausdruck  bringt*),  einen  Posten, 
welcher  „in  die  Passiven  gehört  nicht  deswegen,  weil  sie  ein  Reservefonds  ist, 
sondern  deswegen,  weil  sie  eine  Schuld  darstellt",  einen  Passivposten,  welcher 
den  gegenwärtigen  Nettowert  aller  schon  „bestehenden",  aber  noch  nicht  fälligen 
Verpflichtungen  aus  dem  Versicherungsvertrage,  den  „bilanzmässigen  Wertansatz 
eventueller*)  Verbindlichkeiten"  darstellt'').  Auch  die  Ausführungsanwdsung 
zum  preussischen  Einkommensteuergesetz  vom  6.  Juli  1900  Art  27  nennt  die 
Pramienreserve  einen  „Fonds  zur  Deckung  bereits  bestehender  Verpflichtungen*', 
„einen  Fonds  der  Gesellschaft,"  welcher  „das  Deckungskapital"  bildet  für  die  den 
Versicherten  gegenüber  durch  den  Versicherungsvertrag  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten. Reisch  und  Kreihig  reihen  die  Pramienreserve  naher  unter  die 
Passivposten  ein,  welche  wir  Antizipationen  nannten®).  Der  Prämienr^^ve- 
fonds  bezwecke  ausschliesslich,  die  jeweils  am  Jahresschlüsse  bestehende  Ge- 
fahren^^  der  Gesellschaft  zum  Ausdruck  zu  bringen  und  erscheine  daher  als 
reine  Antizipation,  d.  h.  als  eine  bereits  der  laufenden  Verrechnungsperiode  an- 
zulastende, allerdings  erst  in  der  Zukunft  zu  bestreitende  Geschäftsauslage*). 
Den  Ausdruck  Schuld  gebrauchen  sie  dafür  nicht,  meinen  aber  wohl  nichts 
anderes,  wenn  sie  die  Pramienreserve  auch  als  „Gefahrswert  der  in  Kraft  be- 
stehenden Versicherungen"  umschreiben^®), 

IIL  Um  diese  Erklärung  der  herrschenden  Meinung  ^^)  mit  der  unsrigen 
in  Beziehung  zu  setzen,  so  läge  der  Unterschied  in  Folgendem. 

A.  1.  Darüber  kann  kein  Zweifel  obwalten,  dass  Prämienres^ve  von 
Haus  aus  ein  wirtschaftUcher  Begriff  ist  und  auf  alle  Fälle  einen  aus  Prämien- 
zahlungen hergestellten  Fonds  von    Aktivwerten    bedeutet.     Pramienreserve  ist 

^)  Gegensatz :  Pramienreserve  im  Sinne  von  Prämienübertrag  (darüber  §  89  V  B). 

«)  8.  566. 

•)  Statt  vieler  Cosack  §  140  II  2  (S.  728);  Heeker  Z,  37,„;  hayer.  (»er6.JI65; 
Entsch.  in  Steuers.  X  407. 

*)  Gegen  diese  Ausdrucksweise  schon  oben  §  147  III  B  2  b  Anm. 

»)  S.  282. 

*)  Sind  die  Verpflichtungen  bestehende,  so  kann  eventuell  nur  im  Sinne  von 
schwebend,  d.  h.  noch  nicht  erfüllt  stehen.    S.  auch  §  147  III B  2  b  Anm. 

^)  S.  192  ff. 

•)  §  146  IV  C  und  §  147  III. 

*)  Beiseh  II  214  und  229  Anm.  4  mit  II  67  f.  und  55. 

»*^)  II  209. 

^^)  Die  Literatur  zu  der  ganzen  Fräse  s.  bei  Moldenhauer^  Die  rechtliche  Natur 
des  Rückkaufs  und  der  Beleihun?  der  Pohce  in  der  Lebensversicherang  auf  den  Tcxlee- 
iaU  in  Ehrenzweigs  Assekuranzjahrbuch  Bd.  24  S.  44  Anm.  1. 
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jedenfalls  reservierte  Prämie  ^).  Bei  der  Veranlassung,  auf  welcher  die  Bildung 
von  Pramienrescrven  basiert,  kann  in  der  grundlegenden  Bedeutung  des  Wortes 
dieses  Element  nicht  fehlen. 

2.  Die  Veranlassung  zur  Herstellung  von  Pramienrescrven  bei  der  Lebens- 
versicherung und  anderen  Versicherungen  nach  Art  der  letzteren  bildet  bekannt- 
lich der  Umstand,  dass  bei  rationell  betriebener  Ijebensversicherung  die  vom 
Versicherten  zu  leistende  Tarifpräniie  ^)  zumeist  eine  durch  die  ganze  Ver- 
sicherungsdauer hindurch  sich  gleichbleibende  ist^).  An  sich  handelt  es  sich 
ja  gerade  bei  der  Ijebensversicherung  im  Gegensatz  zur  Güterversicherung  um 
ein  jedes  Jahr  ungleiches,  mit  jedem  Lebensjahr  steigendes  Risiko^).  Dem- 
entsprechend müsste,  sollte  die  Jahrespramie  das  jeweilige  Risiko  decken,  in 
der  Jugend  eine  geringe  Prämie  und  von  Jahr  zu  Jahr  eine  höhere,  beim 
höchsten  Alter  kaum  mehr  regelmässig  erschwingliche  Prämie  geleistet  werden. 
Eine  solche  Form  der  Prämienzahlung  würde  dem  wirtschaftlichen  Zwecke  der 
Lebensversicherung,  Vorsorge  für  die  Zeit  der  Abnahme  der  Erwerbstätigkeit 
zu  treffen,  gerade  entgegengesetzt  sein.  Daher  ist  eine  in  der  Höhe  nach  dem 
Eintrittsalter  bemessene,  für  die  ganze  Versicherungsdauer  sich  gleichbleibende, 
eine  Durchschnittstarifprämie  üblich.  Dies  hat  zur  Folge,  dass  der  Versicherte 
in  den  jüngeren  Jahren  höhere  Prämien  zu  zahlen  hat,  als  sie  seinem  augen- 
blicklichen Risiko  entsprechen.  Diese  über  das  Risiko  hinaus  bezahlten  Prämien- 
teile  spart  der  Versicherer  daher,  ist  er  vorsichtig  und  will  er  dauernd  kon- 
kurrieren können,  für  die  Zeit  auf,  wo  das  Risiko  die  Prämie  übersteigt^).  Die 
Prämienreserve  besteht  somit  aus  reservierten,  d.  h.  nicht  verteilten  und  nicht 
zu  laufenden  Ausgaben  verwendeten  Prämieutcilen. 

B.  Diesen  Begriff  der  Prämienreserve  erfüllt  die  Prämienreserve  auch, 
wenn  wir  sie  als  Schuldposten  ansehen.  Denn  eben  gerade  durch  Einstellung 
eines  Postens  ins  Passivum  wird  buchtechnisch  die  Zurückhaltung  aktiver 
Werte  von  der  Verteilung  zum  Ausdruck  gebracht®).  Der  Unterschied  gegen- 
über unserer  Auffassung  wäre  nur:  nach  unserer  Meinung  ist  die  Prämien- 
reserve eine  Reinvermögensreserve,  d.  h.  eine,  welche  Rein  vermögen  vor  der  Ver- 
teilung schützt ;  nach  jener  Ansicht  besässe  sie  die  Natur  einer  JRohvermögefisreserve'^); 
denn  vor  Abzug  der  Schulden  —  und  die  Prämienreserve  wäre  eine  Schuld  — 
würde  Reinvermögen  nicht  vorhanden  sein. 

IV.  A.  Allein  Zurückhaltung  von  Prämien  von  der  Verteilung  bezw. 
von  der  Verwendung  für  gegenwärtige  Bedürfnisse  bildet  nur  ein  Moment  im 
Prämienreservebegriff.  Würde  Prämienreserve  nichts  anderes  bedeuten,  so  würde 
wohl  nur  von  reservierten  Prämien  gesprochen.  Aber  der  Ausdruck  ist  Prämien- 
reserve.     Das   bedeutet    nicht  bloss    eine    Summe    angesammelter    (i-eservierter) 


»)  Vgl.  Behm  56  Anm.  3. 

*)  D.  h.  ohne  Abzug  der  Dividende. 

')  S.  zum  Folgenden  Behm  §  11  Anra.  3.  Die  Prämienreserve  ist  als  Indivi- 
dual-  oder  Einzelpramienrcserve  zu  berechnen  (Pr.V.G.  §  61).  Vgl.  auch  Moldenhauer 
a.  a.  O.  S.  54  und  derselbe,  Die  Aufsicht  über  die  privaten  Versicherungsuntcr- 
nehmnngen  S.  97;  daaAufsichtsamt  für  Privat  Versicherung  in  seinen  Veröffentlichungen 
J.  Jahrg.  S.  97. 

*)  Auf  die  Frace,  wie  weit  in  der  Lebensversicherung  ein  Sparelcment  liegt, 
brauchen  wir  hier  nicht  einzugehen.  Vgl.  darüber  Ehrenberg  in  Iherings  Jahrbüchern 
Bd.  51  S.  453  f.,  Moldenhauer  bei  Ehrenzweig  46  ff.  und  Ersten  Geschäftsbericht  des 
Aufrichtsamts  für  Privatversicherung  vom  31.  Mai  1903  (Veröffentlichungen  2.  Jahrg. 
S.    103);  auch  A,  Wagner  bei  Schönberg,  4.  Aufl.  II  2  S.  446  ff. 

•)  Vgl  EmminghausöQOit;  Wagner,  Ein  Besuch  beim  Vereicherungstechniker  13. 

•)  §  143  III. 

')  Vgl.  §  146  IV. 
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Prämien,  sondern  eine  Reserve,  welche  aus  reservierten  Prämien  besteht^  und 
Reserve  ist  „Deckungsmittel"  ^)  für  zukünftige  Ereignisse,  zur  Deckung  solcher 
vorbehaltenes  Aktivvermögen*),  wie  auch  der  andere  Name  für  sie;  „Reserve- 
prämie" bezeugt,  denn  eine  Prämie,  die  zur  Reserve  dient,  muss  aus  Aktiv- 
werten  bestehen.  Bedeutet  Prämienreserve  ein  Aktivum,  dann  kann  eine  Schuld 
nicht  Prämienreserve  sein.  Eine  Schuld  ist  zu  decken,  aber  nicht  deckungs- 
fähig. Eine  Schuld  ist  kein  Fonds  und  doch  ist  nach  ihrer  wirtschaftlichen 
Herstellung  die  Prämienreserve  ein  Prämien reservefonds. 

B.  Will  man  in  der  Prämienreserve  eine  Antizipation  sehen,  so  kann 
es  nach  ihrem  Wesen  als  Ansammlung  eingenommener  Aktivwerte  nicht  eine 
Antizipation  vom  Typus  der  schon  verursachten,  aber  noch  nicht  berichtigten 
Auslage  (Mietentschädigung)  sein,  sondern  was  nur  möglich  wäre,  ist  eme  Anti- 
zipationsnatur nach  dem  Schema  der  bezogenen,  aber  noch  nicht  verdienten 
Einnahme^).  Allerdings  geht  auch  diese  Erklärung  nicht  an,  denn  es  handelt 
sich  bei  der  Frage  der  Prämienansammlung  nicht  um  ein  Verdienen,  um  einen 
Verdienst,  der  auf  mehrere  Jahre  verteilt  werden  soll.  In  der  Prämienauf- 
sparung  liegt  nicht  das  Machen  von  Gewinn  und  das  Erzielen  von  Ertrag; 
als  was  dieselbe  sich  darstellt,  ist  nicht  Mehrung  des  verteilbaren  bezw.  für 
laufende  Bedürfnisse  vei-wendbaren,  sondern  Mehrung  des  zu  erhaltenden,  des 
Stammvermögens.  Prämienreserve  ist  nicht  zur  Verteilung  und  nicht  zur  Deckung 
laufender  Ausgaben  bestimmt.  Anderes  ist  nur  der  Fall,  soweit  sie  auch  zur 
Deckung  künftiger  Verwaltungskosten  dienen  soll  und  daher  nicht  bloss  aus 
der  mathematischen  (reinen,  Netto-)Pramie,  sondern  auch  aus  dem  Verwaltunga- 
kostenzuschlag  ((ler  Tarifprämie)  berechnet  wird. 

V.  Indes  ausser  uni'tscJiaßlichen  Gründen  sprachen  gegen  die  Annahme 
einer  Schuldpostennatur  der  Prämien reserve  und  zwar  mit  durchschlagender 
Kraft  auch  buchiechnicfMlanxrechtliche  Bedenken. 

A.  Nach  der  herrschenden  Lehre  ist  die  Prämienreserve  rechnerische 
Darstellung  bestehender,  aber  erst  in  späteren  Geschäftsperioden  zu  erfüUender 
Vcrsichcrungsverbindlichkeiten.  Erst  künftig  zu  erfüllende  Leistungen  können 
aber  in  die  B.  der  Gegenwart  nur  eingetragen  werden,  wenn  sie  die  ge^n- 
wärtige  Vermögenslage  schon  beeinflussen  utid  darum  gegenwärtigen  Wert  be- 
sitzen. Weil  dies  der  Rogel  nach  nicht  der  Fall  ist,  formulierten  wie  früher*): 
nicht  die  Entstehung,  sondern  erst  die  Erfüllung  von  Verbindlickkeiten  wird 
in  den  Handelsbüchern  gebucht. 

1 .  Es  lässt  sich  nun  allerdings  kaum  bestreiten,  dass  diese  erst  in  spateren 
Geschäftsjahren  zu  erfüllenden  Versicherungsverbindlichkeiten  auch  schon  die 
gegenwärtige  Lage  des  Unternehmens  beeinflussen. 

a)  a)  Zwar  ist  das  eine  richtig*):  77r«a/rechtlich  ist  der  Versicherer  aus 
diesem  Grunde  prinxipiell  nicht  vorpflichtet,  eine  Prämienreserve  anzusammeln, 
sondern  privat  rechtlich  ist  er  lediglich  verbunden,  am  Verfalltage  die  Ver- 
sicherungsi>umine  zu  zahlen.  Er  kann  also  vom  privatrechtlichen  Standpunkte 
aus  an  sich  mit  den  bezogenen  Prämien  verfahren,  wie  ihm  beliebt.  Es  ist 
seine  Sache,  wie  er  sich  in  den  Stand  setzen  will,    seinen  Verpflichtungen  auis 


»)  Pr.V.G.  §  28. 

«)  §  143  I  A  und  VI  A  b  Anm. 

»)  8  89  IV  A. 

*)  §  75  I. 

»)  A.  M.  Coaack  §  140  II.  Nach  ihm  hat  der  Versicherte  bei  Lebensveiscbe- 
rang  grundsätzlich  ein  rrivatrecht  auf  SicherstcUung  durch  Ansammlung  einer  unge- 
trennt für  alle  Versicherten  bestimmten  Totalprämienreserve. 
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der  Police  jederzeit  nachzukommen.  Sammelt  er  eine  Pramienreserve  an,  so 
tut  er  es,  was  das  Verhältnis  zum  Versicherten^)  angeht,  nicht,  weil  er  den 
Versicherten  gegenüber  hierzu  verpflichtet  wäre,  sondern  weil  er  aus  freien  Stücken 
will.  Dieselben  haben  kein  Recht  auf  Ansammlung.  Angesammelte  Pramien- 
reserve dient  wirtschaftlich,  aber  nicht  privatrechtlich  zur  Sicherung  der  Ver- 
sicherten *). 

ß)  Daran  ändert  auch  der  Umstand  nichts,  dass,  weil  einsichtige  Ver- 
sicherungsnehmer darauf  bestehen  und  die  Konkurrenz  zumeii^t  es  freiwillig  tut, 
der  Versicherer  sich  der  Regel  nach  vertrngsmässig  verpflichten  muss,  von  dem 
Betrage  der  eingezahlten  Prämien,  welchen  die  Zahlung  der  Versicherungsgelder 
und  die  Deckung  des  Ver>valtungsaufwandes  in  der  Gegenwart  übrig  lassen, 
eine  bestimmte  Quote  dem  Versicherten  zurückzuerstatten,  wenn  er  aus  Gründen, 
welche  ihm  nicht  zu  Dolus  angerechnet  werden  können,  vom  Vertrage  zurück- 
tritt Da  der  Versicherer  dadurch  von  seinen  Verpflichtungen  aus  dem  Vertrage 
befreit  wird,  ist  es  nur  billig,  wenn  er  eine  Quote  der  Prämie,  welche  er  für 
Übernahme  des  entfallenden  Risikos  bezog,  wieder  herauszugeben  hat.  Gewiss 
schliesst  dies  die  weitere  privatrechtliche  Verpflichtung  in  sich,  von  dem  über- 
schiessenden  Prämienbetra^  einen  entsprechenden  Teil  anzusammeln,  d.  h.  ver- 
zinslich anzulegen  und  jenem  Zwecke  vorzubehalten.  Allein,  sammelt  der  Ver- 
sicherer aus  dem  angegebenen  Grunde  in  der  Gegenwart  Prämien  an,  so  ist 
«lies  ein  anderer  Grund,  als  der,  am  Verfalltage  die  Versicherungssumme  zu 
leisten.  Diese  Leistungspflicht  soll  durch  die  Prämienreserve  dargestellt  sein. 
Also  ist  es  im  vorliegenden  Falle  nicht  die  Prämienreserve,  welche  die  gegen- 
wärtige Vermögenslage  privatrechtlich  beeinflusst. 

y)  Nur  dann  kann  ein  privatrechtlicher  Zusammenhang  zwischen  Prämien- 
re:?erve  und  gegenwärtiger  Geschäfts  Vermögenslage  angenommen  werden,  wenn 
die  Versicherungsgesellschaften,  was  solche  mit  grossem  Betriebe  gewöhnlich  tun, 
vertragsmässig  versprechen,  die  zur  Deckung  gegenwärtiger  Ausgaben  nicht  er- 
forderliche Prämienreserve,  soweit  es  notwendig  ist,  in  Hinblick  auf  die  zu- 
künftig zu  erfüllende  Auszahlung  der  Versicherungssummen  anzusammeln. 

b)  Selbst  wenn  aber  solche  privatrechtliche  Bindung  fehlen  sollte,  besteht 
eine  derartige  Einwirkung  zukünftig  zu  prästierender  Schuld  auf  die  Gegenwart. 

a)  Zunächst  ist  der  Versicherer  bei  solider  Geschäftsführung  wirtschaft- 
lich veranlasst,  dieser  zukünftigen  Erfüllungspflichten  wegen  schon  in  der 
Gegenwart  Vorsorge  durch  Fondsansammlung  zu  treffen.  Sicher  ist  er  nur 
dann  in  der  Lage,  seinen  zukünftigen  Zahlungsvcrbindlichkeiten  nachzukommen, 
wenn  er  in  der  Gegenwart  Vermögen  möglichst  gut  in  soliden  Werten  anlegt. 
Zudem  vermag  der  Versicherer  ohnedies  nicht  auf  die  Dauer  in  Wettbewerb 
mit  anderen  Unternehmern  zu  treten. 

ß)  Aber  nicht  bloss  wirtschaftspolitisch,  sondern  auch  wirtschaftspolizei- 
rechtlich,  verwaltungfnechilidi  ist  der  Versicherungsunternehmer  veranlasst,  der- 
artige Vorsorge  zu  treffen.     Um  die  Versicherten   vor  unsoliden  Versicherungs- 


*)  Gegensatz :  Verhältnis  zum  Staat.  Die  Sachlage  ist  die  nämliche,  wie  bei  der 
l>eckung  der  Pfandbriefe.  Auch  hier  ist  die  Bank  kcineawcgs  geffenuber  den  Pfand- 
briefgläubigem zur  Deckung  obligatorisch  verpflichtet.  Auch  hier  abw.  Cosacky  Lehrb. 
des  bürgerl.  Rechts  2.  Aufl.  Bd.  I  §  265  I  3  e. 

*)  Emminghaus  562;  Eehm  §  56  Anm.  1.  In  diesem  Sinne  ist  auch  zu  ver- 
stehen Pr.V.G.  §  12  „8o  weit  Kranken-  oder  Unfallvei-sichcrungsimternehmungen  Ver- 
sielierang  nach  Art  der  Lebensversicherung ...  betreiben,  insbesondere  die  Versicherung 
von  Renten,  Versicherungen  mit  Prämienrückgewähr  oder  sünsti^o  die  Ansammlung 
von  Prämienreserven  erfordernde  Versicherungen  übernehmen,  finden  die  Vorschriften 
de0  §  11  entsprechende  Anwendung." 
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Unternehmern  zu  schützen,  die,  weil  sie  nicht  privatrechtlich  hierzu  verpflichtet 
sind  oder  die  privatrechtlich  übernommene  Verpflichtung  nicht  erfüllen  wollen, 
die  Ansammlung  eines  Pramienrcservefonds  unterlassen  würden,  schreibt  die 
Fön^^attwn^^gesetzgebung  vor,  dass  eine  rechnungsmässige  Pramienreserve  und 
ein  aktiver  Pramicnreservefonds  in  die  B.  einzustellen  sind  und  letzterer  auch 
besonders  in  verzinslichen  sicheren  Werten  anzulegen  .ist  ^). 

2.  Aber  wenn  die  in  der  Zukunft  liegende  Erfüllungspflicht  bereits  ein- 
gegangener Verbindlichkeiten  auch  wirtschafüich  schon  die  gegenwartige  Ver- 
mögenslage beeinflusst,  so  folgt  doch  daraus  noch  nicht,  dass  der  Passivposten 
Prämienreserve  in  der  B.  den  gegenwärtigen  Wert  der  bestehefiden,  in  späteren 
Geschäftsperioden  zu  erfüllenden  Verbindlichkeiten  zur  Zahlung  von  Versiche- 
rungssummen darstellt. 

a)  a)  Wäre  dies  der  Fall,  so  läge  zunächst  für  diesen  Posten  doch  joder 
andere  Name  näher  als  Prämienreserve.  Der  zutreffende  Name  würde  sein 
gegenwärtiger  Nettowert*)  aller  am  31.  Dezember  in  Kraft  stehenden  Policen  ^). 
Die  Bezeichnung  dieses  Postens  als  Prämienreserve  Verstösse  geradezu  gegen 
das  Prinzip  der  Bilanzklarheit ^).  Aber  vor  allem  wäre  der  Wert  der  aus- 
stehenden Versicherungsverbindlichkeiten  viel  zu  niedrig  angegeben.  Denn  was 
die  jährlich  in  die  B.  zum  Einsatz  gelangende  Pramienreserve  ziffernmässig 
darstellt,  ist  nicht  der  auf  den  gegenwärtigen  Bilanztag  diskontierte  Barwert 
aller  aus  bestehenden  Policen  in  Zukunft  zu  leistenden  Schadenzahlungcn, 
sondern  nur  der  auf  diesen  Termin  diskontierte  Betrag,  welcher  erforderlich  ist, 
um  die  Differenz  zu  decken,  welche  zwischen  der  Höhe  der  aus  den  in  Kraft 
befindlichen  Policen  in  Zukunft  zu  leistenden  Versicherungssummen  und  den 
aus  diesen  Policen  in  der  Zukunft  noch  zu  erwartenden  Einnahmen  an  mathe- 
matischen Prämien  (d.  h.  Tarifprämien  ohne  Verwaltungskostenzuschlag)  besteht^ 
Denn  selbstverständlich  smd  die  zukünftigen  Schadenzahlungen  auf  bestehende 
Policen  in  erster  Linie  aus  den  zukünftigen  Prämieneingängen  aus  diesen 
Policen  zu  decken.  Aber  diese  in  der  Zukunft  liegenden  Prämienzahlungen 
der  derzeitigen  Mitglieder  sind  wegen  des  Prinzips  ihrer  jährlich  konstanten 
Grösse  im  Vergleich  zu  dem  alsdann  vorhandenen  höheren  Risiko  (höheren 
Sterblichkeit)  zu  klein,  als  dass  ihr  Barwert  dazu  ausreichen  würde,  um  aus 
ihnen  die  dann  fällig  werdenden  Versicherungssummen  in  ihrer  vollen  Höhe  zu 
begleichen.  Es  besteht  somit  ein  Unterschied  zwischdti  dem  Bar>vert  der  aus 
den  bestehenden  Versicherungs Verhältnissen  dereinst  fällig  werdenden  Versiche- 
rungssummen und  der  Gesamtsumme  der  hieraus  noch  zu  erwartenden  Pramien- 
leistungen,  und  diesen  auszufüllen  ist  die  Aufgabe  der  infolgedessen  jährlich 
neu  zu  berechnenden  Pramienreserve. 

ß)  Um  es  durch  Beispiele  zu  belegen: 

ad)  Wenn  die  am  Verfalltage  zu  erstattende  Versicherungsschuld  10000 
beträgt  und  es  sind  bereits  2000  Mark  Prämien  gezahlt,  so  sind  —  wir  sehen 
von  Zinseszins  ab  —  in  die  B.  als  Pramienreserve  nicht  10000  einzusetzen, 
obwohl  10  000  Versicherungsschuld  zu  zahlen  sind,  sondern  nur  der  Betrag, 
welcher  durch  die  noch  zu  erwartenden  8000  Mk.  Prämienzahlungen  nicht 
gedeckt  ist.    Würde  Pramienreserve  den  Wert  der  Versicheruugsschuld  rechnerisch 

>)  Siehe  für  das  deuteche  Kecht  §  HS  VI]  für  das  österr.  Recht  Vei«.-Beg. 
g§  28-30,  insbesondere  §  28. 

')  D.  h.  Wert,  welcher  nach  Abzug  des  Diskonts  von  den  wirklich  am  Verfalltag 
zu  zahlenden  Schadenzahlungen  bleibt. 

»)  Vgl.   Wagner,  S.  14. 

*)  §  21. 
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repräsentieren;     so    müsste   die  Prämienreserve    nicht  mit    2000,    sondern    mit 
10000  bewertet  werden. 

ßß)  Wird  im  Passivum  der  gegenwärtige  Barwert  der  künftigen  Schaden- 
zahlungen  bewertet,  so  muss  die  Prämienreserve  als  Differenz  zwischen  Höhe 
dieser  Summe  und  der  noch  zu  erwartenden  Prämienleistungen  nach  den  Prin- 
zipien bilanzformlicher  Ausgleichung  sogar  auf  der  Aktivseite  stehen.  Beträgt 
für  die  am  Bilanztag  bestehenden  Versicherungsverhälinisse  der  auf  den  Bilanz- 
tag diskontierte  Barwert  der  künftigen  Prämien  62  und  der  ebenfalls  auf  diesen 
Termin  diskontierte  Barwert  der  künftigen  Schäden  112,  so  lautet^)  die  Bilanz- 
gleichung: 


Bilanzkonto 


Barwert  der  künftigen  Prämien 
Prämienreserve(-Fonds)       .     . 


62 
50 


Barwert  der  künftigen  Schäden     IH 


yy)  Oder  um  dies  im  einzelnen  zu  beweisen :  Bei  dem  System  der  gleich- 
bleibenden Prämie  ist  die  Prämie  anfangs  höher,  als  das  Risiko  d.  h.  der 
diskontierte  Wert  der  Versicherungssumme.  Wir  sagen,  die  Prämie  beträgt  8, 
der  g^nwärtige  Wert  der  Versicherungssumme  6.     Also  buchen  wir: 


Prünieneinnahmen 8 


Risiko 6 

Prämienreserve 2. 


Spater  ist  das  Risiko  höher    als  die  Prämie,    ersteres  8,    letztere  6.     An 
sich  ist  also  zu  buchen : 


Prämieneinnahme 6 

Prämienreservefonds 2 


Risiko      .     . 
Prämienreserve 


8 
2. 


Um  den  Ausgleich  zu  finden,  lösen  wir  die  Prämienreserve  auf.  Es 
werden  dadurch  die  durch  sie  gebundenen  Aktiva,  der  Prämienreservefonds,  frei 
und  die  Gleichung  lautet: 

Piämieneinnahme 6      Risiko 8; 

Sonstige  Aktiva 2 

die  Prämienreserve  hat  also  dazu  gedient,  das,  was  an  Yvikm\cx\einnahmen  zur 
Deckung  der  Schäden  fehlt,  zu  ergänzen.  Die  I^ämiciireservc  ist  Deckung»' 
ergänzungsmütel  für  die  zukünftigen  Zahlungsverpflichtungen  aus  bestehenden 
Policen.  Sie  stellt  demgemäss  nicht  den  auf  den  gegenwärtigen  Bilanzhig 
diskontierten  Barwert  zukünftig  zu  erfüllender  Schadenzahlungen  dar*). 

b)  Aber  noch  ein  anderes  wäre  notwendig,  würde  der  Präraienreserve- 
passivposten  den  gegenwärtigen  Wert  der  zukünftig  zu  berichtigenden  Schulden 
aus  den  derzeit  bestehenden  Versicherungsverhältnissen  darstellen.  Werden 
diese  der  Zukunft  angehörenden  Leistungen  in  die  B.  eingestellt,  weil  sie  die 
gegenwärtige  Vermögenslage  beeinflussen,    so   müsste   dasselbe  auch  hinsichtlich 


0  Nur  zu  der  Auffassung  der  Prämienreserve  als  Deckungsfonds  passt  es  auch, 
das0  der  Rückversicherer  dem  Bückver sicherten  den  Betrag  der  rechnungsmässigcn 
Prämienreserve  zu  vergüten  hat,  welchen  der  letztere  für  die  in  Ruckversicherung  ge- 
eebenen  Summe  (nach  P.V.G.  §  58)  in  die  Prämienreserve  einstellen  muss.  Wozu 
jetzt  schon  diese  „Vergütung  der  Rückversicherer  für  Prämienreserveergänzung",  wie 
die  genannte  Vcrpfliehtune  m  den  „Rechnungslogungsvorschriftcn''  (S.  28,  33,  34)  be- 
zeiduiet  wird,  wenn  es  sidi  nur  um  Feststellung  des  Wertes  erst  in  späteren  Perioden 
za  erfüllender  Verbindlichkeiten  lumdelt? 
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der  aus  den  derzeit  bestehenden  Policen  noch  zu  erwartenden  Präniienein- 
nahmen  gelten.  Denn  wie  jene  den  gegenwärtigen  Vermögensstand  nachteilig 
beeinflussen,  indem  die  Möglichkeit,  sie  zu  erfüllen,  jetzt  noch  Vorsorge  heischt, 
so  wirken  diese  günstig  auf  denselben  ein,  indem  sie  bestimmte  Einnahmen 
für  die  Zukunft  in  Aussicht  stellen.  Die  Versicherungspraxis  kennt  aber  keine 
B.en,  in  welchen  auf  der  einen  Seite  der  Wert  der  zukünftigen  Schäden,  auf 
der  anderen  der  der  zukünftigen  Prämien  steht.  Eine  B.,  wie  wir  sie  oben 
konstruierten : 


Versicherungsschulden     (künftige 
Schulden) 112 


Versicherungsdebitoren    (künftige 

Prämien) 62 

[Prämienreservefonds     .     .     .     .     50] 

ist  der  Versicherungstechnik  unbekannt.  Wir  finden  weder  ein  Konto 
„künftige  Schäden",  noch  ein  Konto  „künftige  Prämien",  sondern  was  wir 
finden,  das  sind  die  Konten: 


Prämienreserve 5U. 


Prämienreservefonds,  bestehend  aus: 

Hypotheken 30 

Eflfekten 10 

Lombarddarlehen       ....       9 
Bargeld       . 1 

Diese  Prämienreserve  stellt  aber  keineswegs  den  Zeitwert  der  Schuld  der 
Versicherungsgesellschaft  aus  den  noch  laufenden  Versicherungsverträgen  dar. 
Dieser  Wert  ist  112  und  nicht  50. 

C.  a)  Man  hat  geglaubt,  auch  dieses  Bedenken  noch  beseitigen  zu  können. 
Indem  der  Wert  der  Versicherungsschuld  nur  auf  50  und  nicht  auf  112  an- 
gegeben sei,  sei  eben  nur  der  Überschuss  der  Versicherungsschuld  über  die 
Versicherungsforderung  (112  —  G2  =  50)  ziflTernmässig  zum  Ausdruck  gebraucht. 
In  diesem  Sinne  wird  es  zu  verstehen  sein,  wenn  Simon^)  —  ohne  weitere 
Erläuterung  —  die  Prämienreserve  als  bilanzmässigen  Ansatz  einer  Schuld  be- 
zeichnet, deren  bilanzmässige  Formulierung  von  der  bilanzmässigen  Formulierung 
anderer  Schulden  sich  nur  dadurch  unterscheide,  dass  ihr  „eine  durch  das  Ver- 
sicherungsgeschäft bedingte  Art  der  ScMtxung  eigentümlich"  sei. 

ß)  Allein  wie  soll  eine  Prämienreserve  von  50  eine  Schätzung  des  zeitigen 
Wertes  der  Versicherungsschuld  darstellen,  wenn  dieser  Wert  nicht  50,  sondern 
112  beträgt?  Was  die  Ziffer  50  nur  darstellen  kann,  ist  die  Differenz  zwischen 
dem  Zeitwert  dieser  Vcrsicherungsschuld  und  der  ihr  gegenüberstehenden  Ver- 
sicherungsforderung.  Verstösst  die  Bezeichnung  jener  Schuld  als  Pränwen- 
reserve  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzklarheit,  so  verletzt  die  Bezeichnung  diesei 
Schuld  als  Wert  der  ganzen  Versicherungsschuld  den  Grundsatz  der  Bilanz- 
wahrheit. Was  sie  nur  beziffert,  ist  der  Überschuss  dieser  Schuld  über  die 
Forderung,  die  Höhe  der  Versicherungsschuld  nach  Abzug  der  Versicherungs- 
forderung. Es  geht  nicht  an,  hierin  trotzdem  eine  Bewertung  der  ganfen 
Schuld  zu  sehen  und  zu  sagen,  die  Schätzung  sei  hier  nur  in  einer  durch  das 
Versicherungsgeschäft  bedingten  Weise  geschehen.  Denn  nicht  diese,  sondern 
eine  ganz  andere  Art*)  der  Schätzung  bedingt  das  Versicherungsgeschäft^  wenn 
in  der  B.  die  Versicherungsschuld  bewertet  werden  soll.  Es  ist  das  die  oben 
vorgetragene  Buchung: 


>)  S.  194. 

*)  Vgl.  auch  Wagner  14. 
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y)  Auch  uicht  auf  die  Weise  lässt  sich  die  genannte  Konstruktion  auf- 
rechterhalten, dass  man  sagt,  es  sei  auch  buchfühnmgs-  und  bilanzmässig,  bei 
Forderung  und  Schuld  nur  den  Überschuss  der  einen  über  die  andere,  also 
lediglich  den  Forderungs-  oder  lediglich  den  Schulden  überschuss  zu  buchen. 
Das  ist  zutreffend,  wenn  die  betreffenden  Fonlerungs-  und  Schuldenverhältnisse 
ausschliesslich  zwischen  denselben  Rechtssubjekten  bestehen.  Dann  gelangt 
überhaupt  nur  der  Saldo  ihrer  Rechnung  in  die  B.,  also  der  Forderungs-  oder 
der  Schuldenüberschuss.  Aber  etwas  anderes  gilt,  wenn  der  Glaubiger  der 
Bilanzschuld  nicht  zugleich  Schuldner  der  Bilanzforderung  der  Unternehmung 
ist,  also  Gläubiger-  und  Schuldnerpersönlichkeiten  sich  nicht  decken.  Dann 
verletzt  die  Angabe  lediglich  der  zwischen  Forderungen  und  Schulden  be- 
stehenden Differenz  das  Prinzip  der  Bilanzwahrheit,  wie  wir  an  früherer  Stelle 
darlegten*).  Das  wäre  aber  hier  der  Fall,  denn  es  ist  nicht  notwendig,  dass 
der  Versicherte,  welcher  Anspruch  auf  künftige  Zahlung  der  Versicherungs- 
sunune  besitzt,  auch  noch  zu  Prämienzahlungen  in  der  Zukunft  verpflichtet 
ist.  Er  kann  durch  einmalige  Prämienzahlung  den  Versicherungsanspruch  er- 
worben haben.  Würde  die  Prämienreserve  also  rechnungsmässige  Darstellung 
der  Versichemngsschuld  sein,  so  müsste  ebenso  auch  ein  Posten  Wert  der 
künftigen  Prämienzahlungen  in  der  B.  Aufnahme  finden. 

3.  Endlich  aber  ist  zu  bemerken:  was  wäre  das  für  eine  eigentümliche 
Schuld,  die  aus  der  B.  völlig  weggelassen  werden  könnte!  Wir  haben  oben 
hervorgehoben,  dass  das  Wesen  der  Verpflichtung  aus  dem  Lebensversicherungs- 
vertrag die  Bildung  einer  Prämienreserve  nicht  zu  unbedingter  Notwendigkeit 
macht  So  weit  nicht  eine  wirtsehaftspolizeiliche  Vorschrift  es  ihm  gebietet, 
braucht  der  Versicherer  einen  Prämienreserveposten  in  die  B.  nicht  einzustellen. 
Er  bandelt  damit  nicht  wider  Bilanzrecht.  Gegen  das  Bilanzrecht  wünle  er  sich 
aber  verfehlen,  unterliesse  er  es,  in  dem  Falle,  dass  sie  eine  Schuld  darstellt, 
die  Prämienreserve  in  der  B.  zu  bewerten.  Alle  Schulden  müssen  nach  H.G.B. 
§  40  in  der  B.  bewertet  werden;  nach  H.G.B.  §  39  ist  die  B.  ein  das  Ver- 
hältnis des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Rechnungsabschluss. 

D.  1.  Nach  dem  allen  folgt:  wenn  in  der  B.  sich  kein  Posten  „Wert 
der  künftigen  Prämien"  und  kein  Posten  „Wert  der  künftigen  Schäden*' 
findet,  so  ist  dies  eben  ein  Beweis  dafür,  dass  jener  Anspruch  auf  künftige 
I^-ämienvereinnahmung  und  diese  Verpflichtung  zu  künftigen  Schadenzalilungen 
nach  Anschauung  der  kaufmännischen  Kreise  keinen  gegenwärtigen  Wert  be- 
.sitzen.  Und  diese  Meinung  lässt  sich  wohl  verstehen,  wenn  man  beachtet, 
da&s,  wie  wir  sahen,  das  Wesen  das  Versicherungsverhältnis  als  solches  dem 
Versicherer  die  Bildung  einer  Prämienreserve  nicht  zur  Pflicht  macht.  Es  kann 
die  Unternehmung  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Meinung  hegen,  dass  diese 
künftig  zu  leistenden  Zahlungen  die  gegenwärtige  Vermögenslage  nicht  be- 
rühren. Weglassen  erst  künftig  zu  zahlender  Schulden  und  der  aus  dem 
gleichen  Rechtsverhältnis  entstandenen  Gegenforderungen  aus  der  B.  entspricht 
aber  der  allgemeinen  Buchungsregel ^).  Die  ordnungsmässige  Buchführung  geht 
dnvim  auSj  dass  Höhe  de7'  künftigen  Prämieneinnahmen  und  Höhe  der  künftigen 
ScJiadenxahlungen  sich  die  Wage  halt&n^\  und   stellt    nur  für   deti  Fall,  dass, 

*)  §  21  II  B3. 

»)  5  78  II  A  b. 

*)  Etwa: 

Künftige  Prämien 59  1  Künftige  Schäden 59 

Reservefonds 32     Reserve 32. 
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was  bei  dem  PiHnxip  der  Durchschnitt^prämie  allerdings  sehr  vxxhrscheinUch, 
die  einkofnmenden  Prämien  zur  Deckung  der  xu  vertretenden  Schäden  nicht 
ausreichen,  eine  aus  Prämienteilen  angesammelte  Reserve  in  die  B,  ein,  welche 
dm  Zweck  hat,  den  sich  etwa  ergebenden  Fehlbetrag  an  Mitteln  zur  Deehing 
künftiger  Schadenzahlungen  zu  ergänzen.  Sie  ist  also  ein  subsidiärer  Deckungs- 
fonds und  dies  entspricht  dem  Namen  Prämienreserve  ^)  viel  mehr,  als  die  Er- 
klärung, dieselbe  sei  Bewertung  des  aus  den  bestehenden  Policen  zu  tragenden 
Risikos.  Die  Prämienreserve  deckt  sich  ziffernmässig  mit  dem  Restbetrag, 
welcher  nach  Abzug  des  auf  den  Bilanztag  diskontierten  Wertes  der  künftig 
zu  erwartenden  mathematischen  Prämien  von  dem  auf  denselben  Termin  be- 
rechneten Barwert  der  künftig  zu  erwartenden  normalen  Schadenzahlungen  ver- 
bleibt, aber  die  Prämienreserve  ist  darum  noch  nicht  bilanzmässige  Darstellung 
einer  Versicherungsrest5c/m^.  Keinen  Schuld-,  sondern  einen  Reservefonds- 
posten stellt  sie  dar.  Sie  erfüllt  ohne  Beugung  irgend  eines  Grundsatzes 
ordnungsmässiger  Buchführung  und  eines  Rechtssatzes  des  Bilanzrechtes  alle 
Merkmale  des  Reservebegriffes^).  Sie  kann  unter  den  Begriff  eines  Verstehe- 
rungsschtlldpostens  nur  gebracht  wei'den  unter  Verletzung  büanzrechilieher 
Vorschriften  und  Annahme  der  Zulässigkeit  von  den  Regeln  ordnungsmässiger 
Buchführung  abweichender  Ausnahmen^), 

2.  Wo  immer  in  der  Gesetzgebung  von  der  Prämienreserve  gesprochen 
wird,  geschieht  es  nicht  mit  Worten,  welche  dieselbe  als  Bewertung  von  Forde- 
rungen erscheinen  lassen,  die  gegenwärtigen  Wert  besitzen,  sondern  mit  Worten, 
inhsJtlich  deren  die  Prämienreserve  als  ein  wirklicher  Rücklageposten  erscheint, 
dessen  Zweck  ist^  zur  Deckung  von  Verpflichtungen  zu  dienen,  die  nur 
künftigen  Wert  besitzen  und  insofern  selbst  erst  künftige  sind.  Bilanz^ 
und  steuerrechtlich  gelten  die  schon  begründäen,  aber  erst  in  späteren  QeschäfU- 
Perioden  —  ungewiss  in  welchen  —  zu  erfüllenden  Versidierungsverbindliehkeiien 
als  künftige  Verbindlichkeiten,  nicht  als  Antizipationen.  Künftige  Schulden 
werden  durch  Reserven  „gedeckt",  bestehende,  wenn  auch  noch  nicht  berichtigte, 
als  Schulden  bewertet.     Priimienreserve  ist  echter  Deckungsfonds*). 

a)  Das  preussische  Einkommensteuergesetz  erklärt  zwar  die  Einstellungen 
in  das  Konto  Prämienreserve  für  abzugsfähig,  aber  doch  in  einer  Formulierung, 
wonach   die   Prämienreserve  als    ein    ausnahmsweiser    steuerfreier    Reservefondi* 


>)  Vgl.  oben  §  143  VI  A  b  Anm. 

^)  Knappe  108  mit  78:  Die  Prämienreserve  ist  nicht  eine  Bchnld,  sondem  ein 
Reserfefonds  für  eventuelle  Verbindlichkeiten. 

')  Wagner  a.  a.  0. 15  gibt  als  Grund  dafür,  warum  die  B.  nicht  die  Form  auf- 
weise, welche  dem  Sinn  und  Zweck  der  Prämienreserve  entspreche,  nämlich: 

Künftige  Prämien 62  1  Künftige  Schäden 112 

Prämienreserve 50  | 

u.  a.  an,  daes  man  den  Mangel  habe  beseitigen  wollen,  der  bei  einer  solchen  B.  darin 
liege,  dass  sie  unter  den  Aktiven  nicht,  wie  sonst  allgemein  üblich,  nur  das  wirklidi 
vorhandene  greifbare  Vermögen  darstelle.  Allein  wie  sollte  dieser  Qrund  sdchhiütig 
seini  Die  Meinung  lässt  sich  nur  so  erklären,  dass  Wagner  sich  den  Fordemngs- 
Charakter  des  Postens  „Künftige  Prämien"  nicht  gegenwärtig  hielt  Wie  sollte  dieser 
Posten  weniger  bilanzfähig  sein,  als  z.  B.  der  Aktivposten  „noch  nicht  einbesahltee 
AktienkapiUü",  wenn  das  Grandkapital  nicht  sofort  voll  eingehoben  wurde.  Dies  ist 
doch  auch  Buchung  von  Forderungen,  von  Einlageforderangen,  wie  hier  von  Pramien- 
forderungen, 

*)  Auch  Moldenhauer,  Rückkauf  u.  s.  w.  S.  51  ff.  und  derselbe,  AuMcht  u.a.  v. 
8.  97,  145,  IGO  erblickt  in  der  Prämienreserve  eine  Rücklage.  8.  98 f.  daselbst  auch 
noch  über  ZiUmerBche  Methode.  Dazu  Logophilus,  Der  Streit  über  die  ZillmeiBcfae 
Methode,  Berlin  1902;  VeröffenÜichungett,  2.  Jahrg.  S.  115  (Anwendung  zweimal  ge- 
stattet bis  31.  Dezember  1902). 
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erscheint  Es  heisst  in  §  16:  steuerpflichtiges  Einkommen  bilden  auch  die 
Betrage  der  (bilanzmässigen)  Überschüsse,  welche  „zur  Bildung  von  Reservefonds 
—  so  weit  solche  nicht  bei  den  Versicherungsgesellschaften  zur  Rücklage  für  die 
Versicherungssummen  bestimmt  sind"  —  Verwendung  finden.  Wenn  anderer- 
seits die  Ausführungsanweisung  hierzu  Art  27  deu  Prämienreservefonds  unter 
die  Fonds  einreiht,  welche  „lediglich  zur  Deckung  bereits  bestehender  Ver- 
pflichtungen dienen",  so  scheint  mir  dies  nur  aus  dem  Grunde  geschehen 
zu  sein,  weil  die  Meinung  bestand,  als  müssten  die  Pramienreserven,  wenn  sie 
echte  Keservefonds  wären,  eigentlich  steuerpflichtig  sein.  Allein  dies  würde 
doch  nur  dann  zutrefibn,  wenn  sie  Gewinn-  und  nicht  Kapitalreservefonds 
darstelllten. 

b)  Das  österre/khische  Personalsteuergesetz  §  95  d  erklärt  zu  Abzugsposten 
„die  Pramienreserven,  welche  bei  Versicherungsanstalten  zur  Deckung  der  am 
Jahresschlüsse  noch  nicht  abgelaufenen  Versicherungen  bestimmt  sind."  Gegen- 
wärtige Schulden   werden  bewertet,  für  Deckung  künftiger  Vorsorge  getroffen. 

c)  Das  österreichische  Vers.-Reg.  nennt  die  Pramienreserven  unmittelbar 
zur  Erfüllung  künftiger  Verpflichtungen  bestimmte  Fonds,  wenn  es  in  §  28 
Abs.  3  bestimmt :  „Die  zur  Erfüllung  der  künftigen  Verpflichtungen  bestimmten 
Praniienteile  sind  nach  im  voraus  festgestellten  Grundsätzen  zu  berechnen, 
vorschriftsmässig  anzulegen  und  in  den  jährlichen  Kechnungsabschlüssen  vorzu- 
tragen"^). 

d)  Das  deutsche  Pr.V.G.  nennt  in  §  100  die  Prämienreserve  ein  Mittol 
„zur  Sicherstellung  einer  dauernden  Erfüllung  der  aus  den  Versicherungsver- 
trägen sich  ergebenden  (nicht:  entstandenen)  Verpflichtungen*). 

e)  Den  schlagendsten  Beweis  liefern  aber  die  Vorschriften  des  positiven 
Rechtes  über  die  Zulassung  der  Zülmerachen  Methode  bei  Berechnung  der 
Pramienreserve,  von  welchen  wu*  schon  in  §  93  III  B  3  handelten. 

Das  Gesetz  definiert  diese  Berechnungsweise  als  Methode,  nach  welcher 
anfanglich  nicht  die  volle  Pramienreserve  xurückgestelU  wird. 

Hieran  ist  einmal  von  Bedeutung:  Das  G.  spricht  von  „Zurückstellung 
der  Pramienreserve",  also  erblickt  es  in  derselben  eine  Kücklage  und  Rücklage 
ist  im  Sinne  des  Pr.V.G.  eben  Reservefonds,  echter  Reservefonds. 

Dann  aber  sagt  das  G.:  es  wird  nicht  die  volle  Pramienreserve  zurück- 
gestellt, d.  h.  das,  was  sich  mathematisch  ala  ihr  Wert  berechnet,  nicht  in 
seinem  ganzen  Betrage  als  Passivum  in  der  B.  vorgetragen.  Wie  könnte  das 
G.  dies  zulassen,  wenn  die  Pramienreserve  eine  Schuld  darstellt!  Schulden 
dürfen  nach  H.G.B.  §  40  in  der  B.  nicht  unter  ihrem  wirklichen  Werte  ange- 
setzt werden.  Dies  ist  ein  Grundsatz  schon  des  gemeinen  Handelsrechtes. 
Sollte  er  im  Versicherungsrecht  durchbrochen,  also  erleichtert  werden,  wo  sonst 
da»  Versicherungsrecht  nur  strengere  Bewertungsvorschriften,  als  das  gewöhnliche 
Bilanzrecht,  kennt*),  das  österreichische  Vers.-Reg.  (§  33)  gerade  und  nur  für 
Versicherungsuntemehmungen  die  schwereren  Bilanz  Vorschriften  aufstellt,  welclie 
im  deutschen  Recht  für  A.en  überhaupt  gelten^)? 

Anders  dagegen,  wenn  die  rechnungsmässige  Pramienreserve  einen  Reserve- 


»)  Ebenso  §  27  Abs.  2  daselbst.  S.  auch  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  7  und  8.  Das 
Ver8.-Reg.  unterscheidet  scharf  zwischen  Pramienreserve  und  Präinienübertrag.  Die 
erstere  dient  zur  Deckung  künftiger  Verpflichtungen,  der  letztere  ist  Einstellung  schon 
gezahlter,  aber  erst  das  folgende  Jahr  betreffender  Prämienteil. 

*)  S.  ebenda  §  7  Abs.  1  Ziff.  2:  „Dauernde  Erfüllbarkeit  der  aus  den  Versiche- 
runcen  sich  ergebenden  Verpflichtungen.'* 

»)  S.  unten  §  178. 

*)  8.  oben  §  35  a.  E. 
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fonds  darstellt.  Ein  Beservefonds  besitzt  lediglich  ideelle  Natur,  ist  ein  nur 
rechnungsmässiger  Posten.  Dessen  Wesen  widerspricht  es  weniger,  wenn  er  unter 
seinem  wahren  Werte  angesetzt  wird. 


B«  Ciigentain  am  und  Tersinsuiig  den  Reservefonds. 

§  150. 

1.  Nicht  selten  wird  in  den  Satzungen  von  A.en  und  anderen  Unter- 
nehmungen davon  gesprochen,  dass  die  Reser\'efonds  im  Eigentum  der  Unter- 
nehmung ständen  und  zu  verzinsen  seien ^).  Nach  dem  von  uns  Bemerkten') 
hat  dies  Sinn  nur  für  den  aktiven  Reservefonds  und  nicht  für  den  passiven^). 
Ein  Passivum  kann  nicht  im  Eigentum  stehen  luid  nicht  Zinsen  abwerfen,*). 
Andererseits  ist  es  von  dem  aktiven  Reservefonds  als  solchem  selbstverständlich, 
dass  er  zum  Vermögen  der  Unternehmung  rechnet,  und  ebenso  ist  es  selbst- 
redend, dass  Aktivwerte  Zinsen  einbringen. 

II.  Wenn  trotzdem  von  Eigentum  an  und  Verzinsung  des  Reservefonds 
besonders  gesprochen  wird,  so  muss  es  eine  spezielle  Bewandtnis  damit  haben. 
In  der  Tat  ist  dies  der  Fall. 

A.  1.  Wird  der  Reservefonds  ausdrücklich  als  im  Eigentum  der  Unter- 
nehmung stehend  bezeichnet,  so  hat  dies  zum  Zweck,  ausser  Anfechtungsniög- 
lickkeit  zu  stellen,  dass  der  als  aktiver  Reservefonds  vorgetragene  Poeten 
wirklicli  Reservefonds  und  nicht  nur  dem  Unternehmer  zur  Verwaltung  anver- 
trautes Gut  ist. 

2.  Bedenken  können  in  dieser  Richtung  beim  speziell  angelegten  Reserve- 
fonds insofern  entstehen,  als  es 

a)  wohl  vorkommt,  dass  im  Aktivum  gewisse  Hypotheken,  Effekten  auj»- 
drücklich  als  „Hypotheken  (Effekten)  des  Reservefonds"  bezeichnet  werden. 
Ausser  dem  Bereich  der  Möglichkeit  liegt  es  nicht,  dass  die^e  Ausdrueksweise 
zu  dem  Schluss  verleitet,  als  sei  der  Reservefonds  selbst  Rechtssubjekt  oder 
Benennung  für  ein  drittes  Rechtssubjekt:  „Effekten  des  Reservefonds"  un«l 
nicht  „der  Gesellschaft". 

b)  Zum  anderen  gibt  es  Aktivposten  mit  dem  Namen  „Fonds",  welche 
sowohl  Reservefondseigenschaft  wie  den  Charakter  fremden  der  Unternehmung 
lediglich  zur  Verwaltung  übergebenen  Vermögens  besitzen.  Wir  erinnern  in 
dieser  Hinsicht  an  die  Pensions-  und  Unterstützungsfonds ^).  Wenlen  dieselben 
ausdrücklich  für  Eigentum  der  Unternehmung  erklart,  so  ist  ihre  rechtliche 
Natur  als  echte  Reserve  ausser  allen  Zweifel  gesetzt. 

B.  1.  Von  Verzifisung  des  Reservefonds  wird  gerade  nicht  in  Hinblick 
auf  den  aktiven^  sondern  in  Hinblick  auf  den  passiven  Reservefonds  gesprochen. 
Wie  weiter  oben^)  dargelegt,  bedeutet  Reservefonds  im  Passivuni  lediglich  die 
Eigenschaft  der  Unverteilbarkeit  bezw.  bestimmter  Un Verwendbarkeit  einer  gf- 
wissen   Nominalsumme   von   Aktiven.     Eine    Eigenschaft,    die  Eigenschaft  der 


0  Vgl.  Beisch  II  63;  Simon  231  f.  und  281. 

')  §  148  11. 

')  Vgl.  §  148. 

♦)  Simon  281 ;  Reisch  TI  63. 

»)  Oben  §  146  IV  B  2. 

•)  §  148  II  C. 
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Unverteil-  und  Unverwendbarkeit,  ist  aber  nicht  verzinslich,  sondern  unproduktiv  *). 
Demgemäss  muss  der  Sinn  ein  anderer  sein. 

2.  Was  damit  gesagt  werden  will,  ist,  dass  der  Passivposten  Reservefonds 
jährlich  um  den  Betrag  erhöht  werden  soll,  den  er  an  Zinsen  abwerfen  würde, 
wenn  er  nicht  Passiv-,  sondern  Aktivposten  wäre.  Die  Nennsumme  der  als 
unvorteilbar  bezw.  für  laufende  Bedürfnisse  unverwendbar  erklärten  Aktiven 
soll  um  einen  bestimmen  7iach  Art  der  Verzinsung  berechneten  Betrag  erhöht 
werden.  Als  Masstab  kann  auch  das  Zinsertragnis  angenommen  werden, 
welches  der  aktive  Reservefonds,  also  der  speziell  angelegte  Reservefonds*), 
tatsächlich  abwirft  Dies  ist  die  Bedeutung  der  Worte:  Die  Zinsen  der  Effekten 
des  Reservefonds  sollen  dem  letzteren  zufliessen.  Das  will  nichts  anderes 
heissen  als:  um  den  Betrag  der  Zinsen  des  in  Effekten  bestehenden  aktiven 
Reservefonds  soll  alljährlich  der  passive  erhöht  werden  ^).  Nicht,  wie  es  gewöhn- 
lich ausgedrückt  wird,  eine  Dotierung  des  Reservefonds  aus  seinen  Zinsen, 
sondern  eine  Erhöhung  der  passiven  Reserve  um  einen  Betrag  liegt  vor,  welcher 
gleichkommt  dem  Zinserträgnis  des  aktiven  Reservefonds^). 

3.  a)  Es  ist  nicht  an  dem,  dass  diese  Erhöhung  der  passiven  Reserve 
um  diesen  Betrag  etwas  Selbstverständliches  ist.  Die  Meinung,  dass  die  Zinsen 
des  aktiven  Reservefonds  und  die  an  diesem  erzielten  Kursgewinne  dem  Passiv- 
posten Reservefonds  ohne  weiteres  zufliessen,  beruht  auf  einer  nicht  genügenden 
Unterscheidung  zwischen  Reservefonds  als  Aktivpost  und  Reserve  als  Passivpost. 
Die  Reservepost  im  Aktivum  bedeutet  das  Vorhandensein  einer  gewissen  Ist- 
snimme  von  Aktiven,  die  Reservepost  im  Passivum  die  Unverteilbarkeit  (Unver- 
wendbarkeit) einer  bestimmten  Sollsumme  von  Aktiven.  Warum  sollte,  wenn 
die  Istsumme  sich  ändert,  auch  die  Sollsumme  sich  ändern?  Warum  sollte, 
wenn  die  Aktivwerte  sich  mehren,  auch  die  Summe  der  un verteilbaren  Aktiv- 
werte sich  mehren?     Weil  beide  Posten  Reservefonds  heissen?     Aber  die  beiden 


M  VgL  Eeisck  II  64. 
»)  §  148  III. 

*)  Die  richtige  Erfassung  der  Sachlage  ist  von  Bedeutung  insbesondere  für  das 
iS^eiferrecht.  Nach  hayer,  Kapitalrentensteuergcsetz  vom  9.  Jiiui  1899  Art.  8  Ziff.  9  ist 
gewerbe-,  aber  nicht  kapitatrentensteuerpfiichtig  der  Ecntenertrag  des  Gewerbein- 
fiabetB  aus  den  in  seinem  Gre werbe  angelegten  I^triebskapitalien.  Hieraus  folgt,  dass 
kapitalrentensteuerpflichtip  die  Rentenertragnisse  eines  besonders  angelegten  Reservefonds 
aind,  wenn  diese  Erträgnisse  nicht  dem  Gewerbe&^tmd  dienen,  sondern  anzusammeln 
oder  zu  verteilen  sind.  Ein  bloss  passiver  Reservefonds  erträgt  keine  Rente,  sondern 
für  ihn  wird  nur  eine  Rente  buchmässig  berechnet.  Femer  dient  ein  bloss  passiver 
Reservefonds  inuner  dem  Gewerbebetrieb,  weil  er  nur  gewisse  Aktiva  von  der  Vertei- 
Inng  als  gewerblicher  Ertrag  schützt.  Somit  ist  ein  Zuschlag  von  Zinsen  zu  ihm  aus 
dem  Ertrag  nur  Verwendung  von  gewerblichem  Ertrag,  also  nicht  kapitalrenten-,  son- 
dern gewerbsteuerpflichtig.  Vgl.  auch  Maatz  S.  217 f.;  Oberverw.-Gericht  in  Steuers. 
I   401,  V  362;  VI  191,  441;  Hehm  bei  Holdheim  Bd.  12  S.  76. 

*)  Vgl.  Lehmanny  A.en  II  298.  ß.  auch  deutsches  Gewerbeunfallversicherungs- 
gesetc  vom  30.  Juni  1900  g  34:  „Aus  den  Zinsen  des  Reservefonds  sind  diejenigen  Beträge 
211  entnehmen,  welche  erforderlich  sind,  um  eine  weitere  Steigerung  des  auf  eine  jede 
versicherte  Person  im  Durchschnitt  entfallenden  Umlagcbeiti-ags  zu  beseitigen.  Der 
Rest  der  Zinsen  ist  dem  Reservefonds  weiter  zuzuschlagen."  In  beiden  Sätzen  bedeutet 
Reeervefonds  das  Beservekonto  des  Passivums,  wie  die  zu  dessen  Deckung  erforder- 
liclien  Aktiva.  —  Dazu  auch  Invalidenversicherungsgesetz  vom  13.  Juli  1899  §  33: 
„I>eam  Gemeinvermögen  sind  für  seinen  buchmäsaigen  Bestand  (d.  h.  ReserveA;onto  im 
Pasedvam)  von  der  Versicherunssanstalt  Zinsen  gutzuschreiben.  Den  Zinsfuss  bestimmt 
der  Bundesrat..."  Das  Gememvermögen  der  Versicherungsanstalt  wird  vom  übrigen 
Vermögen  derselben  nur  „ftucÄmässig  ausgeschieden",  d.  h.  nicht  besonders  angelegt, 
Bs  ^bt  keine  besonderen  effektiven  „Bestände"  (§  164  des  G.)  d.  h.  Aktiven  des  Ge- 
meinvermöjgens.  Gemein-  wie  Sondervermögen  stellen  lediglich  Rechnungsposten,  rech- 
QUiigsmaflfflge  Passivibonten  dar. 

Rebm,  Die  BHanzen  der  Aktiengesellschaften.  38 
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Reservefonds  haben  doch  verschiedene  Bedeutung.  Zwar  besteht  zwischen  ihnen 
sachlicher  Zusammenhang.  Der  aktive  Reservefonds  hat  einen  passiven  zur 
Voraussetzung.  Aber  ihr  Zweck  ist  doch  ein  verschiedener.  Der  passive 
Reservefonds  erklart  im  Interesse  eines  zukünftigen  Zweckes  eine  gewisse  Nenn- 
summe von  Aktiven  für  unverteil-  bezw.  unverwendbar.  Der  aktive  Reservefonds 
trägt  Sorge  dafür,  dass  ein  für  den  gewollten  Zweck  bereit  stehender  Betrag 
von  Aktivwerten  auch  wirklich  vorhanden  sei.  Wie  Unbestrittenermassen  Kurs- 
verluste an  den  Bestanden  des  aktiven  Reservefonds  den  Reservenennbetrag 
auf  der  Passivseite  ipso  jure  unberührt  lassen,  so  gilt  das  Gleiche  auch  für 
Wertsteigerung  jener  Bestände^). 

b)  Es  kommt  hinzu:  wohl  ist  nach  österreichischem  Handelsrecht  der 
aktive  Reservefonds  höher  zu  bewerten,  wenn  dessen  Bestände  im  Wert  steigen, 
und  dasselbe  gilt  für  das  deutsche  Handelsrecht,  wenn  die  im  Wate  ge- 
stiegenen Reservefondsbestände  verkauft  und  mittelst  des  so  realisierten  Kwr^ 
gewinnes  Effekten  mit  höherem  Einkaufspreis  in  den  Reservefonds  gelegt 
wurden;  aber  keineswegs  erhöhen  die  Zinsen  des  aktiven  Reservefonds  ohne 
weiters  dessen  Betrag.  Überhaupt  sind  es  ja  nicht  die  Zinsen,  welche  den 
aktiven  Reservefonds  erhöhen,  wenn  um  ihren  Betrag  die  Bilanzziffer  des  aktiven 
Reservefonds  hinaufgesetzt  winl,  sondern  ein  der  Zinsenhöhe  nur  entsprechender 
Betrag  von  Aktiven.  Die  Zinsen  aus  dem  aktiven  Reservefonds  erhöhen,  wie 
alle  Zinsen,  das  Gewinnkonto.  Das  Gewinnkonto  bleibt  aber  völlig  unberührt^ 
wenn  der  aktive  Reservefonds  eine  Hinaufsetzung  seiner  Ziffer  erfahrt  Denn 
dies  bedeutet  nichts  anderes  als  Absonderung  bestimmter  Aktivgegenstande  von 
den  übrigen  Aktivposten,  aLso  lediglich  eine  Verschiebung  der  Zusammensetaing, 
keine  Minderung  und  keine  Vermehrung  der  Aktivwertsumme.  Statt  1000 
Kassenkonto  wird  z.  B.  gebucht:  Reservefonds  . .  .  d)  Bargeld  desselben  1000. 
Sollte  das  Gewinnkonto  berührt  werden,  so  müsste  eine  Minderung  der  Aktiv- 
summe oder  —  das  wäre  der  Fall  bei  Erhöhung  des  passiven  Reservefonds  — 
eine  Verschiebung  in  den  Passiven  und  damit  eine  Minderung  der  Rdngewinn- 
summe  eintreten*). 

4.  Eine  Änderung  des  passiven  Reservefonds  um  Zinsenertrag  und  (reali- 
sierten) Kursgewinn  ist  nur  dann  selbstverständlich,  wenn  der  passive  Reserve- 
fonds kein  echter,  sondern  in  Wahrheit  eine  Gesellschaftsschuld  ist  Das  lieg! 
vor  bei  dem  Dritten  gehörenden  Wohlfahrtsfands^y  Sie  stellen  der  Unter- 
nehmung nur  anvertrautes  fremdes  Gut  dar.  Zinsen  und  Kursgewinne  erhöhen 
somit  den  Wert  dieses  abgesonderten  Vermögens  im  Aktivum  und  denigemäss 
auch  den  Wert  der  im  Passivum  fälschlich  als  Fonds  bezeichneten  Heraus- 
gabe Verbindlichkeit.  Aus  dem  gleichen  Grunde  mindern  Kursverluste  am  aktiven 
Fonds  die  Höhe  des  passiven  von  selbst 

5.  a)  Endlich  bedarf  es  kaum  der  Hervorhebung,  dass  die  statutarische 
Anordnung,  es  soll  ein  (passiver)  Reservefonds  jährlich  um  den  Betrag  seiner 
Zinsen  erhöht  werden,  praktische  Bedeutung  lediglich  bei  der  Einscliränkung 
hat^  dass  diese  Dotation  des  Reservefonds  nur  bei  Erzielung  bilanzmassigen 
Reingewinns  erfolgen  solle.     Geschieht  es  ohne  Rücksicht  auf  das  Geschäft^- 


>)  Simon  231  f  ;  281. 

*)  Dass  Zinsen  und  Kursgewinne  des  besonders  angelegten  Beservefoiids  den 
letzteren  (d.  h.  den  passiven  Reservefonds)  nur  erhöhen,  wenn  es  das  Statut  anadruck- 
lieh  bestimmt,  ist  einmütige  Anschauung  der  Theorie  (Staub  262  g;  Sitnom  282;  Beis€k 
II  63;  Neukamp  Z.  38,,;  Ring  262,;  Lehmann,  A.cn  II  298«.  Dass  es  gegen  d^s 
BWanzrecht  verstösst,  wenn  der  Reservefonds  aus  diesen  Zinsen  unmittelbar  dotiert, 
d.  h.  der  Zinsenbetrag  gar  nicht  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  geführt  wird,  davon  später. 

•)  S.  oben  §  146  IV  B  2  b. 
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gebnis,  also  auch  bei  bilanzmäesigem  Verlust,  so  tritt  wohl  auf  dem  Papier,  aber 
nicht  tatsächlich  eine  Erhöhung  der  für  unverteilbar  erklarten  Aktivwerte  ein, 
weil  mit  der  Steigerung  der  Passivensumme,  welche  in  dieser  Dotierung  liegt, 
um  den  gleichen  Betrag  der  Oberschuss  der  Passiven  über  die  Aktiven  und 
damit  der  Verlustsaldo  in  die  Höhe  geht.  Der  Verlust  erscheint  damit  grosser, 
als  er  effektiv  ist.  Die  dieser  Weise  geschehende  Erhöhung  des  Reservefonds 
ist  nicht  Bildung  eines  Gewinn-,  sondern  eines  Kapitalreservefonds,  Bildung 
von  Reserven  aus  Kapital. 

b)  a)  In  Österreich  begegnet  die  genannte  Anordnung  insbesondere  in 
Verbindung  mit  der  Bildung  von  Kursverlustreservefonds.  Nach  altem  H.G.B. 
bildet  nicht  realisierter  Kursgewinn  noch  keine  stille  Reserve.  Um  die  Ver- 
teilung eines  solchen  trotzdem  zu  verhindern,  bestimmen  die  Gesellscbaftsstatuten  ^) 
nicht  selten,  dass  aus  solchem  Gewinn  ein  Reservefonds  für  Kursverluste  zu 
bilden  und  verzinslich  anzulegen  sei.  Fügen  die  Statuten  ohne  Einschränkung 
hinzu,  die  Zinsen  aus  den  Anlagewerten  seien  zum  Kursverlustreservefonds  zu 
schlagen,  so  machen  sie  eine  Dotierung  des  letzteren  auch  in  Jahren  zur  Not- 
wendigkeit, deren  Rechnung  mit  Verlustsaldo  abschliesst  Indem  man,  den 
Unterschied  zwischen  aktivem  und  passivem  Reservefonds  verkennend,  diese 
Elrhöhung  des  passiven  Reservefonds  um  den  Betrag  der  Zinsen  des  Aktiv- 
kapitals als  Erhöhung  desselben  durch  seine  eigene  Zinsen  ansieht,  geht  man 
seitens  öeterreichischer  Sparkassen^)  sogar  soweit,  einen  Betrag,  welcher  der 
Höhe  des  passiven  Reservefonds  entspricht,  durch  Lösung  eines  eigenen  Spar- 
kassabuches verzinslich  anzulegen,  und  meint  dabei,  die  Zinsen,  die  dieser  Be- 
trag abwirft»  seien  Zinsen  des  (passiven)  Reservekontos,  während  sie  doch  tatsäch- 
lich ein  Erträgnis  des  entsprechenden  aktiven  Reservefonds  darstellen. 

ß)  Nur  aus  der  so    entstandenen  Verwirrung   der  Begriffe  ist  es  erklär- 
lich,   wenn   das   österreichische   Personalsteuergesetz  in    §  97  Abs.  3    eine    an 
sich    selbstverständliche   Bestimmung    ausspricht      §  97    Abs.  3    lautet:    „Im 
Falle  einer  besonderen  Anlage  der  .  .  .  Reservefonde  werden  die  erzielten  Er- 
trägnisse, soweit  dieselben  nicht  zur  Bestreitung   der  diesen  Fonden  nach  ihrer 
speziellen    Widmung    zu    Last    fallenden    Auslagen    in    Anspruch    genommen 
werden^   dem  Jahresertragnisse    zugerechnet     Es   ist    doch    ohne    weiters    ein- 
leuchtend,  dass  die  Zinsen   von  Aktivvermögen,    hier    des    im  Gewerbebetriebe 
angelegten  eigenen  Kapitals   des   Steuerpflichtigen,    den  Ertrag    und    nicht  den 
passiven  Reservefonds,    eine    Abzugspost,    vermehren^)    und    dass    hieran   auch 
durch  die  gesellschaftliche  Disposition  nichts  geändert  wird,  wonach  der  passive 
Keservefonds    alljährlich    um    den  Betrag   des  Zinsenerträgnisses   des    ihm  ent- 
sprechenden   aktiven  Reservefonds    erhöht    werden    soll.      Es   handelt    sich    in 
(lieseni  Falle  um  Verwendung  von  Reingewinn  zu  Reservefondsdotierung.    Wie 
i^oast,    hebt   auch    hier    die  Art   dieser  Verwendung   die  Bteuerbarkeit    des   be- 
treffenden Gewinnes  nicht  auf. 

IIL  Eigentum  und  Verzinsung  unechter  Reserven.  Dasselbe, 
waB  vom  echten  Reservefonds  gesagt  ist,  gilt  für  Eigentum  und  Verzinsung 
des  unechten^  z.  B.  des  Erneuerurigsfonds  im  Sinne  von  Wertminderungdkon- 
srtatierungskonto. 


*)  Insbesondere  von  Sparkassen. 

•)  Vgl.  Beisch  II  64. 

■)  Vgl.  auch  Beiseh  II  314;  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  538  (Budwinski  Nr.  408). 
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5d6  §  151.  Einteilung  der  ^servefonds  und  fieservöd. 

€•  liliitelliiiig  der  Reservefonds  niid  Reserreii. 

1.  Verlust-  und  Ausgabereservefonds.    Allgemeine  und  besondere 

Reserven. 

§  151. 

I.  Dem  Verwendungszwecke  nach,  dem  sie  vorbehalten  sind,  zerfallen  die 
Reservefonds  in: 

1.  Verlust-  und  Ausgabereserven  ^); 

2.  Allgemeine  und  besondere  Reserven. 

II.  A.  Verlustreservefonds.     VerhiMreservefonds,    d.   h.    Reserven  für 
Vermogensrainderungen,  welche  nicht  in  gewollten  Ausgaben  bestehen,  sind  u.  a,: 

1.  Die  Reserven  für  Deckung  irgendwelcher  Verluste. 

2.  Die  Reserven  für  Deckung  von  Verlusten  mehr  oder  weniger  engerer 
Art  (Spezialverlustreservefaytds): 

a)  „Zur  Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes"*),  also  nur 
eines  bilanzmässigen  Verlustes,  einer  ünterbilanz  ^),  nicht  eines  im  Laufe  des 
Geschäftsjahres  eintretenden  Verlustes.  Dies  ist  die  Aufgabe  des  Zwangs- 
reservefonds bei  A.en,  Aktien kommanditgesellschaften  und  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften. 

b)  „Zur  Deckung  eines  aus  dem  Geschäftsbetrieb  —  sei  es  auch  im 
Laufe  des  Geschäftsjahres  —  sich  ergebenden  aussergewöhnlichen  Verlustes". 
Diesem  Zwecke  dient  der  Reservefonds  im  besonderen  Sinne  des  Rechtes  der 
privaten  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit*),  dessen  Bildung  das  deutsche 
Pr.V.G.  diesen  Unternehmungen  zur  Pflicht  macht*).  Denselben  Zweck  hat 
die  Kapii-alreserve  im  Versicherungswesen  •). 

c)  „Speziaireserve  für  Kursverluste" '')  („Kursdifferenzfonds"®),  EfTekten- 
verlustreserve),  zur  Deckung  künftiger  Verluste  an  Effekten  durch  Kurs- 
rückgang; Reserveassekuranzkonto®),  Delkrederereservefonds'®),  allgemeine  und 
spezielle  für  besondere  Forderungsarten  (z.  B.:  SpezialÄwi/oÄwrfnfreserve,  also 
nur  für  Debitoren  in  laufender  Rechnung);  Abwicklungsreserven  (s.  S.  598  Anm.). 

d)  Kautiondarlehensreserve  (zur  Deckung  von  Verlust^^n  aus  Kautions- 
darlehen  an  Versicherte^^))  u.  s.  w. 

B.  Ausgabereservefofids 

1.  für  irgend  welche  Ausgaben; 

2.  Ausgabenspezialreserven,  z.  B.: 

^)  Oben  §  146  II.  Unzutreffend  ist  es,  wenn  Reisch  und  Kreibig  bemerkeu, 
die  Eigenschaft,  Verlustreservefonds  zu  sein,  hafte  jedem  Reservefonds  an  (II  74).  VgL 
dagegen  oben  §  89  III  B  2  a.  E  Anm. 

*)  H.G.B.  262;  Genoes.-G.  §  7  Ziff.  4.  Es  ist  der  Verlust,  welcher  nach  Atoig 
des  Gewinnvortrages  aus  dem  Voijahre  verbleibt.  Näher  über  diesen  Fonds  Lehwtani, 
A.en  II  296ff. 

')  Hyp.B.G.  §§  25  und  7:    „ausschliesslich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  be- 


stimmter Reservefond 

*)  Pr.V.G.  37. 

•)  Oben  §  145  II  A  2. 

*)  Oben  §  146  IV  C  4  b  ;•.  Eine  Art  der  Kapitalreserve  ist  der  Krtegweserre- 
fände  der  Lebensversicherung. 

')  Österr.  Pers.StG.  §  95  f  Abs.  3. 

«)  Österr.  Ver8.-Reg.  33  Ziff.  5  und  10;  s.  oben  §  146  IV  C  6  b  a. 

•)  S.  oben  §  146  IV  C  3  und  Lehmann,  A.en  II  S.  299  Anm.  3. 

»»)  Oben  §  146  III  C;  auch  Lehmann,  A.en  II  302. 

'')  Österr.  Ver.-Bcg.  §  30  gestattet  Anlage  des  Prämien reservefonds  in  KantioEis- 
darlehen  an  Versicherte  nur,  sofern  für  die  Sicherheit  solcher  Kapitalsanlage  durch 
besondere  Einrichtungen,  insbesondere  durch  Schaffung  besonderer  Reserven,  \Tor- 
gesorgt  ist. 
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•  a)  Aktionärdividendenerganzungsfonds  (Dividendenreserve  zur  Sicherung 
künftiger  angemessener,  möglichst  gleichmässiger  Dividenden);  Ausgleichungs- 
fonds für  den  Gewinnanteil  der  Versicherten  (um  sprunghafte  Schwankungen 
in  den  Prozentsätzen  der  Versichertendividenden  möglichst  zu  vermeiden^). 

b)  Aktien-  oder  Obligationentilgungsfonds  ^). 

c)  Garantiefonds,  Garantiereserve');  Konvertierungsreserve,  Provisions- 
reserve; Haftpflichtfonds;  Prozesskostenreserve  (im  Hinblick  auf  mögliche  oder 
schwebende  Prozesse). 

d)  Wohlfahrts-  (Pensions-  u.  s.  w.)Fonds*). 

e)  Prämienreserve*);  besondere  Verwaltungskosteureserve  für  Versiche- 
rungen mit  einmaliger  oder  abgekürzter  Prämienzahlung®). 

f)  GeschSittserweiterungsfonds  (Reservebaufonds  für  Neubauten,  z.  B. 
Speziaireserve  für  Laboratoriumsbau);  Betriebsfonds,  um  flüssige  Mittel  für  Be- 
triebserweiterungen zu  besitzen  [fonds  de  roulement]).  Es  wird  dadurch  der 
formell  weitläufige  Prozess  der  Grundkapitalserhöhung  erspart ''). 

g)  Anlagenerneuerungsfonds  ^):  z.  B.  Schienenerneuerungsfonds. 

h)  „Zur  Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger  bestimmter  Reservefonds"  •). 
i)  Steuerreserve  (Gewinnrücklage  zur  eventuellen  Steueraufbringung)  ^®). 
C.   Gemischte  Reservefonds. 

1.  Ein  solcher  ist  der  Zwangsreservefonds  des  österreichischen  A.-Reg. 
§  53.  Derselbe  dient  zunächst  „zur  Deckung  allfälliger  Verluste"  und,  so- 
lange er  ein  Zehntel  des  Aktienkapitals  nicht  überschreitet,  darf  er  lediglich  zur 
Verlustdeckung  Verwendung  finden.  Aber  der  jeweilige  Überschuss  über  diesen 
Betrag  hinaus  kann,  wenn  das  Statut  es  bestimmt,  unter  näheren  gesetzlichen 
Bestimmungen^^)  als  Dividendenergänzungsfonds  verwendet  werden. 

2.  Dispositionsfonds  ohne  Zweckbeschränkung.  Dispositionsfonds  bedeutet 
zumeist  zu  Disposition  des  Vorstandes  nach  freiem  Ermessen  stehend.  Der- 
selbe kann  ihn  z.  B.  zu  Gratifikationen  verwenden. 

ni.  Allgemeine  und  besondere  Reserven.  Der  Unterschietl  zwischen 
allgemeinen  und  besonderen  Reserven  geht  grundsätzlich  dahin,  dass  allgemeiner 
Reservefonds  nur  ein  Reservefonds  ist,  welcher  zu  irgendwelchem  Zweck,  zur 
Deckung  jeden  Verlustes  und  jeder  Ausgabe,  verwendet  werden  darf.  In  der 
Praxis  wird  allgemeine  Reserve  auch  ein  Speziaireservefonds  mit  nicht  eng  be- 
grenztem Zwecke  genannt  Umgekehrt  ist  es  nicht  selten,  dass  der  allgemeine 
Reservefonds,  welcher  über  den  obligatorischen  Reservefonds  hinaus  gebildet 
wird,  den  Namen  Speziaireserve  führt. 


1)  ß.  auch  506  Anm.  6. 

«)  §  146  in  E  und  §  146  IV  C  1. 

»)  §  146  IV  C.  2. 

*)  §  146  IV  B  2  und  §  157  VII  B  1  a. 

*)  §  149. 

^  Bechnungslegungsvorschriften  S.  27. 

»)  Vgl.  Lehmann  Ä.en  II  299. 

•)  Oben  §  146  III  C  Anm.  1. 

•)  H>p.B.G.  7. 

'^)  Bugno  Rechtsprechung  Nr.  526  (Budwinski  Nr.  228). 

")  Der  Maximalhetrag,  bis  zu  welchem  die  an  die  Aktionäre  hinauBzuzahlende 
Dividende  ergänzt  werden  darf,  ist  im  Statut  festzusetzen  und  darf  in  einem  Geschäfts- 
jahr 5  Prozent  des  eingezahlten  Grundkapitals  nicht  übersteigen.  Femer  ist  im  Statut 
festzusetzen,  dass  die  Auszahlung  dieser  Ergänzungsdividende  nur  nach  erfolgter  Deckung 
aller  bilanzmässigen  Verluste  der  A.  geschehen  darf,  und  endlich  dürfen  die  Beträge 
des  Reservefonds,  welche  aus  Aktienemissionsagio  oder  Zuzahlungen  auf  Aktien  ohne 
Grundkapitalserhohung  stammen,  zur  Gewährung  von  Ergänzungsdividenden  nie  Ver- 
wendoDg  finden.    VgL  A.-Reg.  §  53. 
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A.  Allgemeine  Reserven. 

1.  Zumeist  die  im  Gegensatz  zum  obligatorischen  Reservefonds  als  Be- 
servefondskonto  B  oder  II  oder  als  Dispositionsfonds,  ansserordeniUche  Reserve, 
statutarischer  Reserefonds,  Speziaireserve  bezeichneten  Rücklagen  aus  dem 
Gewinn,  wobei  die  Gesellschaft  entweder  sich  darauf  beschrankt^  neben  dem 
Zwangsreservefonds  (Reservefondskonto  A  oder  I)  einen  aügememen  frmwilligen 
Reservefonds  zu  bilden,  oder  einen  solchen  neben  freivrilligen  Speziaireserven 
zur  Verfügung  hält^ 

2.  Die  Verwendung  allgemeiner  Reserven  ist  nur  dann  beschrankt,  wenn 
das  G.  Erfüllung  bestimmter  Zwecke  aus  Reserven  verbietet  So  darf  nach 
Pr.V.G.  §  22  Abs.  4  eine  Tilgung  des  Gründungsfonds  nur  aus  den  Jahres^ 
einnahmen,  nach  österreichischem  Vcrs.-Reg.  §  4  sogar  nur  aus  Überschüssen  (d.  i. 
Reineinnahmen)  erfolgen. 

B.  Speziaireserven.  Hierher  gehören  alle  oben  unter  II  aufgeführten 
Spezialverlustreservefonds^)  und  Ausgaben spezialreserven. 

IV.  Wie  schon  aus  dem  Bisherigen  ersichtlich,  verfahren  die  Gesellschaften 
in  Bezeichnung  der  Reservefonds  sehr  willkürlich.  Welchem  Zwecke  die  Reserven 
gewidmet  sind,  lässt  sich  aus  ihrem  Namen  recht  oft  nicht  entnehmen. 

1.  So  finden  wir  z.  B.  unter  der  Rubrik  Reservefonds  nebeneinander  die 
Posten: 

a)  Allgemeine  Reserve,  besondere  Reserve. 

b)  Statutarischer  Reservefonds,  ausserordentliche  Reserve. 

c)  Gesetzliches  Reservefondskonto,  Extrareserve. 

d)  Ordentliche  Reserve  A,  Speziaireserve  B. 

e)  Statutarischer  Reservefonds,  ausserordentliche  Reserve,  Rückstellungen. 

f)  Allgemeine  Reserve,  statutenmässige  Reserve,  Speziaireserve,  Delkredere- 
fonds. 

g)  AUgemeino  Reserve,  besondere  Reserve,  Speziaireserve  für  Kommaii- 
diten,  Spezialkontokorrentreserve,  Speziaireserve  für  diverse  Risiken. 

2.  Aus  Statut-  und  Generalversammlungsbeschlüssen  erst  lässt  sich  in 
den  meisten  der  vorgenannten  Beispiele  feststellen,  für  welche  Zwecke  die 
einzelnen  Fonds  reserviert  sind. 

V.  Die  Reserven,  die  nicht  Reservefonds  sind,  also  die  stillen  Reserven, 
sind  einer  Einteilung  nach  Verwendungszwecken  unzugänglich.  Denn  wegen 
ihrer  stillen  (geheimen)  Natur  existieren  sie  buchmässig  als  Vermögen  überhaupt 
nicht  und  ist  daher  auch  eine  buchmässige  Bestimmung  eines  Verwendungs- 
zweckes für  sie  nicht  möglich. 


ft,  Ifotwendlf^e  niid  fireiwilllKe  ReserTen. 

§  152. 

I.  A.  Ihrem  materiellefi,  toirtschaßlichen,  ErUstehungsgrunde  nach  zerfallen  die 
Reserven,  die  offenen  wie  die  stillen,  in  Kapüals-  und  OeiDinnreserven,  Hier- 
von handelten  wir  schon  in  anderem  Zusammenhang.  Dabei  ist  nicht  bloss 
möglich,   dass   der  Reservefonds  aus  ganz  besonderen  Kf^italbestandteilen    ge- 


M  Z.  B.  Abwieklungsreserven  von  Immobiliengescllechaften :  bei  EinzelTerk&iifen 
aus  Ternu'okompIezeD  wird  ein  Teil  des  Gewinns  zur  Deckung  von  Veriosten  au? 
späteren  Verkäufen  hieraus  zurückgestellt. 
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bildet  wird^),  sondern  auch^  dass  er  aus  ganz  besonderen  Gewinnbestandteilen 
gebildet,  d.  h.  bei  richtiger  Form  in  Reservefondsbildung  ein  Betrag  aus  dem 
Reingewinn  zurückgestellt  wird,  welcher  der  Höhe  eines  bestimmten  Teil- 
gewinnkontos entspricht,  aus  welchem  sich  die  allgemeine  Gewinn-  und  Verlust- 
(OberBichts-)Rechnung  zusammensetzt.  Z.  B.  wird  eine  Gewinnreserve  gebildet 
aus  Effektenkursgewinn*)  oder  aus  dem  Pfandbrief rückkaufsagio ^). 

B.  Ihrem  materiellen  rechtlichen  Entstehungsgrunde  nach  sind  die  Reserven, 
die  offenen  wie  die  stlUen,  zu  zerlegen  in: 

1.  solche,  deren  Bildung  für  die  Unternehmung  rechtliche  Pflicht  ist 
(Migatorische%  Zwangs-,  [gesetzlich]  notwendige,  gesetzliche  Beserven); 

2.  solche,  deren  Bildung  ini  freien  Willen  der  Unternehmung  liegt 
{fakuUativey  freiwillige  Reserven), 

n.  Ihrem  formellen,  rechtlichen,  Entstehungsgrunde  nach  sind  zu  unter- 
scheiden : 

1.  geseixliche,  2.  stattäarische,  3.  einfach  beschlussmässige  Reserven. 

in.  Für  die  Frage,  wie  weit  statutarische  und  einfach  beschlussmässige 
Reserven  zulässig  sind,  ist  vor  allem  der  ebenberührte  Unterschied  von  Kapital- 
und   Qewinnreservefonds  von  Bedeutung. 

A.  Dieser  G^ensatz  hat  einen  anderen  Sinn  im  Handels-  und  im  Stev^erref^t, 

1.  Wie  früher^)  dargelegt,  besteht  im  Handels-  und  im  Steuerrecht  ein 
Gregensatz  von  Gewinn  und  Vermögen;  in  beiden  Rechtsordnungen  haben  aber 
weder  der  Gewinn-  noch  der  Vermögensbegriff  dieselbe  Bedeutung.  Gewinn 
bedeutet  im  Bilanzrecht  etwas  anderes  als  im  Steuerrecht  und  dasselbe  gilt  für 
das  Vermögen: 

a)  Demgemäss  ist  im  Handels-,  d.  h.  näher  im  Handelsbilanxrecht  Gewinn- 
reserve jede  Reserve,  welche  aus  Reinvennögenszuwachs  dotiert  ist,  mag  dieser 
Zuwachs  Ertrag  (Einkommen)  o<ler  Stanmivermögensmehrung  darstellen,  und 
Kapitalreserve  jede  Reserve,  welche  aus  schon  vor  Rechnungsabschluss  vor- 
handenem Reinvermögen  gebildet  wird. 

b)  Andererseits  besitzt  sleuerrechtlich  die  Eigenschaft  einer  Gewinnreserve 
lediglich  die  aus  Remerirag  (Reineinkommen)  hergestellte,  während  steuerrecht- 
liche Kapitalreserve  eine  Reserve  ist,    die  hi  Stammvermögensmehrung  besteht. 

2.  Um  den  Unterschied  durch  ein  Beispiel  zu  belegen,  so  bildet  die 
Steigerung  des  Börsenpreises  von  Effekten  im  Besitze  des  Unternehmers  bilanz- 
rechtlich immer  bilanzrechtlichen  Gewinn,  steuerrechtlichen  aber  lediglich,  wenn 
die  Effekten  Betriebs-,  nicht  Anlagekapital  sind*).  Der  aus  Kursgewinn  ge- 
bildete Reservefonds'')  ist  somit  bilanzrechtlich  immer  Gewinnreserve,  steuer- 
rechtlich dagegen  für  die  Regel  Kapitalreservefonds. 

3.  Aus  dem  Angegebenen  folgt,  dass  der  bilanzrechtliche  Gewinnreserve- 
fonds der  weitere  Begriff  ist.  Welchem  Gesellschaftswillen  also  handelsrechtlich 
die  Bildung  von  Gewinnreserven  zusteht,  dem  steht  sie  mangels  ausdrücklicher 
Ausnahme  auch  steuerrechtlich  zu;  er  kann  Ertragsreserven  bilden.  Bei  der 
Fmgß  nach  den  zur  Bildung  von  Reserven   befugten  Gesellschaftsorganen  ver- 

')  Z.  B.  ans  Aktienemissionsagio,  Aktienzuzahlung. 

•)  S.  unten  V  D  2b  Anm. 

«)  §  146  IV  C  4  /?. 
•       *)  Wenn  keine  weiteren  Reserven  vorhanden,  im  Gegensatz  zum  obligatorischen 
Fonds  oft  Reserve  II  oder  Reserve  B  genannt. 

*)  §  110  IV  B;  §  111  VIC;  §  112  IIB  und  III;  §  113  II  B. 

•)  Vgl.  oben  §  113  I  C2c. 

')  Nach  deutschem  Recht  bildet  buchmäBsiger,  nicht  realisierter  Kursgewinn  not- 
wendige stille  Reserve;  jedoch  nur  bei  A.en  und  Vereicherungsvereinen,  nicht  bei  Go- 
sellaefaaften  m.  b.  H« 
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mögen  wir  uns  daher  auf  die  Beantwortung  für  das  Bilanzrecbt  zu  beschränken. 
Abweichende  Normen  für  das  Steuerrecht  fehlen;  im  Gegenteil,  wie  wir  wissen^), 
bildet  für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Ertrags  bezw.  Einkommens  nach 
den  übereinstimmenden  Gesetzgebungen  von  Preussen,  Osterreich  und  Bayern 
das  erste  Element  die  Feststellung  des  handelsrechtlichen  Reingewinns»  also 
der  bilanzrechtlichen  Ziffer,  an  welche  normalerweise  jede  Bildung  bilanzrecht- 
licher Gewinnreserven  anknüpft. 

B.  Die  Bildung  eines  KapitalreservefondSf  wie  sie  z.  B.  in  der  Abzwdgung 
eines  Reservefonds  aus  einem  Gewinnreservefonds  liegt,  ist  Recht  des  „obersten"*) 
Gesellschaftsorganes  (der  Generalversammlung);  es  bedarf  keiner  Bateongs- 
bestimmung. 

1.  Ein  Beschluss  der  Generalversammlung  ist  notwendig,  keine  Verfügung 
von  Vorstand  oder  Aufsichtsrat  reicht  aus,  weil  jede  Reservefondsbildung  einen 
Bilanzposten  betrifft,  dessen  Einstellung  von  einschneidender  Bedeutung  für  die 
Gewinnverteilung  ist,  und  die  Gewinnverteilung  denjenigen  Akt  der  g^dl- 
schaftlichen  Verwaltung  dai-stoUt,  dessen  Entscheidung  nach  dem  Wesen  der 
Erwerbsgesellschaften  als  Vereinigungen  zum  wirtschaftlichen  Vorteil  ihrer  Mit- 
glieder einer  Versammlung  dieser  oder  ihrer  Vertreter  vorbehalten   sein    muss. 

2.  Andererseits  ist  ein  Generalversammlungsbeschluss  genügend.  Es  handelt 
sich  um  einen  Geschäftsführuugsakt,  welcher  für  die  Gewinnverteilung  Ein- 
fluss  besitzt  Genügt  für  diese  ein  einfacher  Generalversammlungsbeschluss^  so 
ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  das  Gleiche  nicht  auch  für  jenen  Akt  gelten 
sollte.  Bei  Bildung  von  Kapitalreserven  handelt  es  sich  ja  nicht  um  Bildung 
von  Reserven  aus  Mitteln,  die  an  sich  verteilbar  wären. 

C.  Anders  steht  die  Bache  hinsichtlich  der  Oetvinnreservefonds. 

1.  Der  regelmässige  Zweck  der  handelsrechtlichen  Gesellschaften  ist  Er- 
werb zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder,  Gewinnerzielung  für  diese.  Der  Anspruch 
auf  Anteil  am  Reingewinn  ist  daher  das  Grundrecht  der  Mitglieder.  Als  Korrelat 
der  Einlagepflichten  wird  der  Regel  nach  nur  dieses  Recht  in  den  Gesetz- 
gebungen genannt.  Von  dem  Recht  der  Teilnahme  an  der  gesellschaftlichen 
Geschäftsführung  (Stimmrecht)  und  des  Anteils  am  Liquidationsvermogen  wird 
in  den  Gesetzen  für  gewöhnlich  in  ganz  anderem  Zusammenhang  gesprochen^). 

2.  Hieraus  erklärt  es  sich,  wenn  nach  positivem  Recht  Ausschluss  des  Rein- 
gewinns von  der  Verteilung  Gesetz  oiler  Statut  zur  Grundlage  haben  muss: 

a)  H.G.B.  §  213:  „Die  Aktionäre .. .  haben,  solange  die  Gesellschaft  be- 
steht, nur  Anspmch  auf  den  Reingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach  dem  G.  oder 
dem   Gesellsckaßsvertrage*)  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist." 

b)  Gesellsch.-G.  §  29:  „Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf  den  nach 
der  jährlichen  B.  sich  ergebenden  Reingewinn,  soweit  nidit  im  GeseUschafla- 
vertrage  ein  anderes  bestimmt  ist." 

c)  Genoss.-G.  §  20:  „Durch  das  Siatiä  kann  festgesetzt  werden,  dass 
der  Grewinn  nicht  vorteilt,  sondern  dem  Reservefonds  zugeschrieben  wird.'* 

d)  Pr.V.G.  §  38:  „Ein  nach  der  B.  sich  ergebender  Überschuss  kommt, 
soweit  er  nicht  nach  der  Satzung  dem  Reservefonds  oder  anderen  Rücklagen 
zuzuführen   oder    zur  Verteilung    von  Tantiemen    zu  verwenden   oder   auf    das 


>)  §  112  III  A,  §  113  I  C. 

*)  S  über  das  oberste  Organ  bei  Versicheiirngsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  .BeAai 
§  29,;  -Emmin<7ÄaM*  in  Zeitschr.  f.  Ver8.-Wi88.  III 211  ff.;  McHdenhamr,  Aufsicht 83 ff . 

»)  S.  H.G.B.  g§  213,  250,  BOO;  Ge«ellflch..G.  §§  29,  46,  72;  GenoF8.-Ge8.  §§  19, 
43,  91.  Im  Pr.V.G.  §  22  werden  „Beiträge  der  Mitglieder**  und  ^Leistungen  des 
Vereins  an  die  Mitglieder**  einander  gegenübergestellt. 

♦)  S.  auch  altes  H.G.B.  Art.  216  Abs.  2  und  dazu  A.-Reg.  §  53  Abs.  1  nnd  3, 
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nächste  Geschäftsjahr  zu  übertragen  ist,  zur  Verteilung  unter  die  in  der  Satzung 
bestimmten  Mitglieder*'. 

D.  Indes  sind  damit  einfach  beschlussmässige  Gewinnreservefonds  nicht 
ausgeschlossen  ^). 

1.  Das  Statut  kann  ja  Beservefonds  nicht  selbst  bilden,  sondern  deren 
Bildung  bei  Beschluss  über  die  Grewinnverteilung  nur  vorsehen.  Es  muss  erst 
Reingewinn  in  concreto  vorliegen,  ehe  solcher  von  der  Verteilung  ausgeschlossen 
werden  kann.  Statutarischer  Ausschluss  des  Reingewinns  von  der  Verteilbar- 
keit  ist  somit  Ausschluss  nicht  durch  Statut,  sondern  auf  Grund  Statuts.  Ein  solcher 
liegt  aber  nicht  bloss  vor,  wenn  das  Statut  Bildung  von  Reserven  durch  die 
Generalversammlung  anonlnet,  sondern  auch,  wenn  sie  solche  Bildung  durch 
die  Generalversammlung  zulässt  Ks  ist  in  der  Praxis  kein  Zweifel^  dass  unter 
die  vom  Statut  „vorgesehenen" 2)  Reserven  auch  die  von  ihm  zugelassenen  fallen^). 

2.  Aber  das  Organ,  welchem  die  Bildung  solcher  Reserven  eingeräumt 
werden  kann,  vermag  lediglich  das  oberste  Gesellschaftsorgan  zu  sein.  Aus- 
geschlossen  ist  eine  Übertragung  an  Vorstand  oder  Äufsiehtsrat  allem  und  aus- 
geschlossen ist  auch  eine  Übertragung  am  Generalversammlung  und  eines  oder 
die  beiden  anderen  Organe  zugleich^)  *). 

a)  a)  Es  entspricht  der  Bedeutung,  welche  der  Gewin nverteilungsbeschluss 
für  die  Gesellschaftsmitglieder  hat,  wenn  an  demselben  das  Gesellschaftsorgan 
mitwirkt,  in  welchem  die  Gesamtheit  der  Mitglieder  oder  Vertreter  von  ihnen 
ein  Stimmrecht  besitzen.  Was  für  die  Gewinnverteilung  gilt,  gilt  auch  für  die 
zum  Zwecke  der  Grewinnverteilung  erfolgende  Bilanzfesstellung. 

ß)  Bilanzfeststellung  und  Gewinnverteilung  sind  gewiss  Akte  der  „Ge- 
schäftsführung**. Die  Geschäftsführung  obliegt  dem  Vorstand®).  Trotzdem  ist 
eine  Beteiligung  desselben  an  der  Bilanzfeststellung  und  Gewinnverteilungsver- 
fügung  ausgeschlossen.  Sollte  er  beteiligt  sein,  so  würde  die  gesetzliche  Be- 
stimmung über  Teilnahme  der  Generalversammlung  an  diesen  Akten  zu  lauten 
haben:  Die  Feststellung  der  B.  und  die  Beschlussfassung  über  die  Gewinn- 
v^teilung  bedarf  der  Zustimmung'')  der  Generalversammlung.  Statt  dessen 
lesen  wir  in  H.G.B.  §  260  mit  §  246 :  „Die  Generalversammlung  beschliesst  über  die 
Genehmigung    der    Jahresbilanz   und    die  Gewinnverteilung".      „Der  Vorstand 


')  Ob  die  Generalversammlung  per  majora  einen  Reservefonds  errichten  oder  er- 
höhen kann,  darüber  s.  Lehmann,  A.en  II  §  84. 

•)  Osten*.  A.-ReK.  §  53  Abs.  3:  „Ausser  dem  vorerwähnten  Reservefonds  kann 
im  Statute  auch  noch  aie  Bildung  anderer  Fonde  vorgesehen  werden.'' 

')  Also  ist  das  Urteil  des  Reichsger.   vom  26.  Januar  1898  (bei  Höldheim  98 

5.  143),  wonach  ein  Beschluss  der  Generalversammlung,  durch  welchen  ein  Teil  des 
Gewinnes  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  wird,  um  bereite  Mittel  für  die  im  laufenden 
Betriebe  herantretenden  Ausgaben  zu  haben,  nicht  anfechtbar  sei,  wenn  er  der  Sorg- 
falt des  ordentlichen  Kaufmanns  entspreche  (Keyssner  261 ,),  zutreffend  nur,  sofern  die 
Generalversammlung  statutarisch  hierfür  freie  Hand  hat.  Anerkannt  für  Gründung 
von  ledidich  sozial  oder  ethisch  veranlassten  Beamtenunierstützungsfonds  in  Entsch. 
des  Rddisger.  für  Zivils.  40  S.  33.  Dass  die  Generalversammlung  dagegen  auch  ohne 
statutarische   Ermächtigung  regelmassig    Gratifikationen   bewilligen    kann   (Eeichsger. 

6.  Juli  1894;  Bolze  XaI  563),  erklärt  sich  aus  deren  Charakter  als  Betriebsausgaben. 
Vor  ihrem  Abzug  liegt  nicht  Bein^winn  vor.  Der  diesbezügliche  Beschluss  der 
CSeneralvenammlung  ist  nicht  Bestandteil  des  Gewinnvcrteilungs-,  sondern  des  Bilanz- 
feststellungsbeschlusses.    S.  auch  unten  §  100  III  A5. 

*)  Dasselbe  gilt  aus  den  gleichen  Erwägungen  auch  für  die  Vornahme  not- 
wendiger Abschreibungen.    Die  nicht  notwendigen  fallen  unter  den  Reservebegriff. 

*)  A.  M.  Lehmann,  A.en  II  298  f. 

•)  H.G.B.  241  Abs.  1,  246  Abs.  1.   Vgl.  auch  Lehmann,  A.eu  II  283  u.  339. 

')  H.G.B.  235  Abs.  2  sieht  vor,  dass  der  Vorstand  für  einzelne  Geschäfte  der 
y^ostimmung  der  Generalversammlung  .  .  ."  oder  eines  anderen  Organs  bedarf. 
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hat  .  .  .  (die)  B.  .  .  .  dem  Aufsichtsrat  und  mit  dessen  Bemerkungen  der  General- 
versammlung vorxulegen,^^  »Der  Aufsichtsrat  .  .  .  hat  ...  die  B.en  und  die 
Vorschläge  zur  Gewinnverteilung  zu  prüfen  und  darüher  der  Greneralversammlung 
Bericht  zu  erstatten."  Die  Beschlussfassimg  ist  somit  ausschliesslich  Sache  der 
Generalversammlung.  Die  anderen  Oigane  sind  nur  vorbereitend  tatig.  Wird 
die  Festsetzung  der  B.  im  Aktienrecht  auch  Bilanzgenehmigung  genannt^  so 
ist  damit  doch  nicht  Genehmigung  einer  fremden  Willenserklärung,  sondern 
Genehmigung  eines  Entwurfs  gemeint  Wollte  anderes  gemeint  sein,  so  müsste 
auch  die  Gewinnverteilung  nur  der  Genehmigung  der  Generalversammlung 
bedürfen,  während  in  Wirklichkeit  dieselbe  von  der  Generalversammlung  be- 
schlossen wird.  Zutreffend  charakterisiert  Ring  die  Kompetenzverteilung  mit 
dem  Satze  ^):  „Der  Vorstand  macht  die  Bihmzvorlage,  der  Aufsichtsrat  begut- 
achtet sie,  die  Generalversammlung  beschliesst  darüber." 

y)  Damit  stimmt  auch  die  übrige  Gresetzgebung  überein. 

aa)  Obwohl  es  im  Gesellsch.-G.  §  41  heisst:  „Die  Greschäftsführer  müssen 
in  den  ersten  drei  Monaten  des  Geschäftsjahres  die  B.  .  . .  aufstellen^*'  überträgt 
§  46  daselbst  die  Feststellung  der  B.  allein  den  Gesellschaftern.  Ohne  j^lichen 
Verweis  auf  §  41  sagt  §  46:  „Der  Bestimmung  der  Gesellschafter  unterließ 
die  Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Verteilung  des  aus  derselben  sich 
ergebenden  Reingewinns"*), 

ßß)  Das  Genoss.-G.  erwähnt  die  Tätigkeit,  welche  dem  Vorstand 
bei  der  Bilanzaufstellung  zukommt,  überhaupt  nicht  besonders.  Es  schreibl  in 
in  §  48  lediglich  vor:  „Die  Greneralversammlung  hat  über  die  Grenehmiguiig 
der  B.  zu  beschliessen  und  von  dem  Gewinn  und  Verlust  den  auf  die  Crenos^n 
fallenden  Betrag  festzusetzen." 

d)  Ist  es  statutarisch  nicht  möglich,  dass  die  Festsetzung  der  B.  einein 
anderen  Organe  als  der  Generalversammlung  übertragen  wird,  so  ist  dies  noch 
weniger  beschlussmässig  statthaft.  Auch  die  Generalversammlung  kann  nicht 
ein  anderes  Organ  durch  Beschluss  zur  Festaetzung  delegieren^).  Darum 
schreibt  das  G.  ja  eine  Beteiligung  mehrerer  Organe  an  der  Bilanzaiifertigung 
vor,  um  eine  missbräuchliche,  den  Interessen  von  Gläubigern  und  Mitgliedern 
abträgliche  Bilanzaufstellung  möglichst  zu  verhindern.  Aus  diesem  Grunde  ist 
ein  Aufsichtsrat  obligatorisch  und  der  Wirkungskreis  der  Generalversammlung 
ausdrücklich  auf  Bilanzaufstellung  erstreckt  Die  Generalversammlung  selbst 
soll  nicht  diese  Verteilung  der  Zuständigkeiten,  welche  das  G.  beliebt,  im  Wege 
von  Delegationserteilungen  illusorisch  machen  können.  Die  Vorschriften  übex 
die  Kompetenzverteilung  sind  zwingendes  Recht  Wären  sie  es  nicht»  dann 
hätte  es  im  Gesellsch.-G.  keiner  besonderen  Bestimmung  bedurft,  dass  die 
Vorschriften  des  G.  über  die  Zuständigkeit  der  Mitgliedergesamtheit  nur  „in 
Ermanglung  besonderer  Bestimmungen  des  Gesellschaftsvertrages*'  Anwendung 
finden  sollen.  Selbst  hierin  liegt  aber:  eine  Delegation  von  Rechten  der 
Mitgliederge«amtheit  an  andere  Orgaue  bedarf  auch  bei  den  Gesellschaften 
m.  b.  H.  einer  Einräumung  solcher  Delegationsbefugnis  an  die  Mitgliedergesamt' 
heit  im  Gesellschaftsstatut 

b)   Unstatthaft    ist    aber  auch  eine   statutarische  Bestimmung,  wonach  die 

*)  8  260,,  dazu  260 ^  und  262,  und  unten  näher  in  §  182  f. 

*)  Eine  Abweichung  (Möglichkeit  der  Delegation  an  andere  Organe)  eivibt  sich 
bei  den  Gesellschaften  m.  b.  H.  nur  infolge  der  besonderen  Bestimmung  von  Gea^ladlL-G. 
45  Abs.  2  (8.  unten  §  186  U  C). 

')  A.  M.  Marcus  bei  Holdheim  XI  124:  ,»Au8  allgemeinen  Grundsätzen  steht 
nichts  entgegen,  dass  der  Bechnungsherr  ein  Oigan  zur  Dechargierung  bestelle." 
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Festsetzung  der  B.  und  der  Gewinnverteilung  durch  die  Generalversammlung  der 
2^timmung  von  Vorstand  oder  Aufsichisrai  bedarf  oder  die  Genendver- 
Sammlung  nicht  berechtigt  sein  soU^  eine  höhere  Dividende  vorzuschlagen,  als 
sie  Aufsichterat  (oder  Vorstand)  für  angemessen  findet*). 

a)  Zunächst  folgt  dies  aus  dem  bisher  Bemerkten:  der  Satz,  dass  nur 
die  Generalversammlung  über  Beides  beschliessen  kann,  ist  auch  schon  durch- 
brochen, wenn  die  Greneral Versammlung  irgendwie  an  die  Zustimmung  anderer 
Organe  gebunden  ist 

ß)  aa)  Dann  aber  verträgt  sich  dies  nicht  mit  der  Stellung  der  General- 
versammlung als  obersten  Gesellschaftsorgans.  Diese  Eigenschaft  ist  der  General- 
versammlung nur  im  Pr.V.G.  ausdrücklich  zuerkannt^),  aber  sie  ergibt  sich 
für  dieselbe  auch  aus  den  übrigen  Gesetzen.  Kach  ihnen  allen  erscheint 
die  Generalversammlung  als  ein  den  übrigen  Organen  der  Gesellschaft  über- 
geordnetes Organ. 

ßß)  Zunächst  gehen  die  beiden  anderen  Organe  direkt  oder  indirekt') 
aus  Wahl  der  Generalversammlung  hervor  und  sind  sie  dieser  verantwortlich 
—  die  Generalversammlung  ist  es,  welche  ihnen  Entlastung  erteilt*).  Die 
Generalversammlung  ist  berechtigt,  die  Geschäftsführungskompetenz  des  Vor- 
stands und  mit  Wirkung  nach  innen  seine  Vertretungsbefugnis  zu  beschränken  ^). 
Durch  Gesellschaftsvertrag,  also  auch  durch  die  Generalversammlung  können 
die  gesetzlichen  Obliegenheiten  des  Aufsichtsrates  erweitert  werden^).  Vor 
allem  aber :  die  Zuständigkeiten  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  werden  in  den 
Gesetzen  grundsätzlich  als  Pflichten,  „Obliegenheiten"'^)  formuliert.  Die  Greneral- 
versammlung  hat  dagegen  nur  Bechte,  in  ihr  werden  Rechte  betätigt.  Der  Vor- 
stand hat^)  die  B.  vorzulegen,  der  Aufsich tsrat  hat^)  sie  zu  prüfen.  Von  der 
Generalversammlung  dagegen  heist  es:  Sie  beschliesst  über  die  Bilanzgeneh- 
migung ^%  Es  ist  in  erster  Linie  ihr  Recht.  „Die  Rechte^  welche  den  Aktio- 
nären in  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  insbesondere  in  Bezug  auf  die 
Führung  der  Geschäfte  zustehen,  werden  durch  Beschlussfassung  in  der  Gene- 
ralversammlung ausgeübt"^*).  Für  Vorstand  und  Auf  sich  tsrat  ist  die  Geschäfts- 
führung in  erster  Linie  Pflicht,  für  die  Aktionäre  und  damit  die  Aktionärver- 
sammlung  Recht.  Der  Grund  hierfür  ist  die  Unterordnung  der  ersten  beiden 
Organe  unter  die  Generalversammlung   einer-,   das    Fehlen  eines    höheren    Or- 


>)  Simon  239  f. 

»)  Pr.V.G.  §§  29,  36. 

•)  Wenn  der  Aufsichtsrat  oder  der  Vorstand  selbst  die  Mitglieder  des  letzteren 
ernennt    Vgl  Lehnumn^  A.en  II  240. 

♦)  H.G.B.  260. 

»)  H.G  B.  231  Abs.  3,  235.    Vgl.  Lehmann,  A,en  II  283,  324. 

•)  H.G.B.  245  Abs.  3     Vgl.  Lehmann,  A.en  II  339,  348. 

•)  H.G.B.  241  Abs.  2,  245  Abs.  3  u.  s.  w.;  Geeellsch-G.  35  ff.,  41,  52; 
GenoB8.-G}e0.  34 

•)  H.G.b!  260  Abs  2,  239,  240;  Geßellßch.-Ges  40,  41 ;  Geno88.-Ge8.  25, 
27,  30,  33. 

»}  H.G.B.  245:  ,J>er  Aufsichtsrat  hat  die  Geschäftsführung  ...  zu  überwachen. 
Er  hat  die  Jahresrechnungen  ...  zu  gleichen  und  darüber  .  .  .  Bericht  zu  erstatten. 
Er  hai  .  .  .  eine  Generalversammlung  zu  prüfen,  wenn  dies  im  Interesse  der  GcscU- 
ediaft  erforderlich  ist.*'    Vgl.  auch  Genoss.-G.  38. 

")  H.G.B.  260;  Ge8ell8ch.-G.  46:  „Der  Bestimmung  der  Gesellschafter  unter- 
li^n  1.  die  Feststellung  der  Jahresbilanzen*'  u.  s.  w.  Das  Geno88.-Ge8.  §  48  sagt 
wcäl:  ,,Die  Generalyersammlung  hat  über  die  Genehmigung  der  B.  .  .  .  zu  be- 
sdüieasen  .  .  .",  aber  §43  lautet:  „Die  Bechte,  welche  den  Genossen  .  .  .  insbesondere 
in  Bezug  .  .  .  auf  die  Prüfung  der  B.  und  die  \'erteiluug  von  Gewinn  und  Verlust 
zustehen,  werden  in  der  Generalversammlung  ausgeübt." 

")  H.G.B.  250;  Gesellsch.-Ges.  46. 
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gans  über  der  Generalversammlung  andererseits.  Der  Vorstand  hat  die  Pflicht 
der  Geschäftsführung,  der  Aufsichtsrat  die  der  Aufsicht,  der  Generalversamm- 
lung steht  das  Oberaufsichtsrecht  zu.  Das  Yertretungsorgan  der  Mitglieder- 
gesamtheit muss  das  ausschlaggebende  Organ  sein.  Es  wäre  das  der  Verteilung 
der  Zuständigkeiten  zu  Grunde  li^yende  Prinzip  ^)  durchbrochen,  würde  die 
Generalversammlung  in  irgend  einem  Punkt  an  die  Zustimmung  anderer  Or- 
gane gebunden.  Es  kann  im  Statut  oder  einfachem  Generalversammlungsbe- 
schluss  für  einen  Geschäftsführungsakt  des  Vorstandes  die  Zustimmung  von 
Generalversammlung  oder  Aufsichtsrat  für  erforderlich  erklärt  werden'),  aber 
unmöglich  ist  eine  statutarische  oder  sonstige  Bestimmung,  wonach  ein  Willens- 
akt der  Generalversanunlung  an  die  Zustimmung  von  Vorstand  oder  Aufsichtsrat 
gebunden  sein  soll^).  Simon*)  meint,  das  Statut  könne  die  Generalversamm- 
lung auch  sonst  beschränken;  gemäss  H.G.B.  §  213  könne  das  Statut  z.  B. 
bestimmen,  dass  überhaupt  oder  unter  gewissen  Umständen  gar  keine  Dividende 
verteilt  werde;  also  sei  nicht  abzusehen,  warum  es  nicht  solle  bestimmen 
können,  dass  die  Generalversammlung  keine  höhere  Dividende  festsetzen  dürfe, 
als  sie  der  Aufsichtsrat,  d.  h.  also  ein  die  Interessen  der  Gesellschaft  besser 
übersehendes  Organ  vorgeschlagen  habe.  Allein  daraus,  dass  das  G.  einräumt, 
dass  das  Statut  die  Generalversammlung  materiell  beschränke,  folgt  noch  nicht 
die  Berechtigung  des  letzteren,  die  Generalversammlung  formell,  d.  h.  durch 
Bindung  an  die  Zustimmung  anderer  Organe  zu  beschranken.  Auch  ich  lasse 
den  Satz  gelten,  was  das  G.  als  Inhalt  des  Statuts  nicht  verbietet,  ist  als 
Inhalt  desselben  erlaubt*).  Aber  eine  Vorschrift,  wie  die  eben  zurückgewic^sene, 
würde  gegen  das  Verbot  der  Gleichordnung  von  Vorstand  oder  Aufsichtsrat 
mit  der  Greneralversammlung  Verstössen,  welches  das  G.  durch  die  Kompetenz- 
abscheidung  zwischen  diesen  drei  Gesellschafteorganen  im  Interesse  ausschlag- 
gebenden rechtlichen  Einflusses  der  Mitglieder  in  Gresellschaftssachen  statuiert 
hat  Also  vennag  das  Statut  das  Recht  der  Reservefondsbildung  nur  an  die 
Generalversammlung  und  nur  an  sie  allein  zu  übertragen'). 

IV.  Noch  bedarf  es  der  Erwähnung  eines  formellen  Unterschieds  inner- 
halb der  notwendigen  Reservefonds.  Teils  schreibt  das  G.  die  Bildung  von 
Reserven  unmittelbar  vor,  teils  ordifet  es  an,  dass  in  der  Satzung  die  Bildung 
solcher  vorgeschrieben  wird.  Das  erstere  gilt  für  den  Zwangsfonds  des  Aktien- 
rechts;  H.G.B.  §  262  schreibt  unmittelbar  vor:  „Zur  Deckung  eines  aus  der 
B.  sich  ergebenden  Verlustes  ist  ein  Reservefonds  zu  bilden" ;  während  Genoss,-G. 
§  7  lediglich  anordnet:  „Das  Statiä  muss  bestimmen  die  Bildung  eines  R<?- 
servefonds,  welcher  zur  Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes 
zu  dienen  hat"  Und  dasselbe  sagen  Pr.V.G.  §  37  („Die  Satzung  hat  die 
Bildung  einer  Rücklage,  die  zur  Deckimg  eines  aus  dem  Geschäftsbetriebe  sieh 

»)  S.  auch  Lehmann,  A.en  II  S.  151,  153.  158. 

*)  H  G.B.  235. 

')  Zustimmend  wohl  Bing  260,,  262. ;  Staub  260,;  Keyssner  260-;  Lehmann, 
A.en  II  158. 

*)  S.  239  f. 

*)  S.  Simon  266. 

*)  Wenn  ein  Gesellschaftsstatut  festsetzt:  „Der  AufsichUrat  a)  5McMtes«t 
darüber,  ob  Auslagen,  welche  Instandhaltung  und  Ersatz  bestehender  Anlagen,  anch 
eine  dauernde  Verbesserung  des  Betriebes  herbeiführeD,  ffanz  oder  teilweise  auf  Be- 
triebs- oder  Anlagekonto  (vgl.  oben  §§  138,  139)  zu  verbucnen  sind.  Er  bestimmt  die 
Höhe  der  .  .  .  Abechreibungen,  sowie  der  für  die  Erneuerung  abgangiger  Betri^ts- 
anlagen  etwa  zurückzustellenden  Beträge'  [Erneuerungsreservefönds],  so  kann  die  Be- 
deutimg einer  solchen  Bestimmung  nur  sem:  er,  aber  nicht  der  Vorstand  bestimmt 
dies.  Gegenüber  der  Genei-alversammlung  sind  solche  AufsichtsratsbeflchlüaBe  nur 
Vorschlag 
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ei]^ben(len  ausseigewohnlichen  Verlustes  zu  dienen  hat  [Reservefonds],  ...  zu 
bestimmen'')  und  österreichiscbes  A.-Reg.  §  53  („Bei  jeder  A.  ist  im  Statute 
die  Bildung  eines  Reservefonds  zur  Deckung  allfälliger  Verluste  vorzusehen"). 
V.  Endlich  zahlen  wir  die  notwendigen  und  frdynUigefn  Reserven  und 
Reservefonds  im  einzelnen  auf. 

A.  Notwendige  stille  Reserven. 

1.  H.G.R  §  261  Ziff.  1  u.  2  verbietet  in  gewissem  Umfang  die  Buchung 
nicht  realisierten  Gewinnes^)  und  gebietet  daher  die  Bildung  stiller  Gewmn- 
reserven. 

a)  Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben, 
dürfen  auch,  wenn  ihr  Verkaufswert  für  diesen  Tag  höher,  doch  nur  zum 
Börsen-  oder  Marktpreis  dieses  Tages  und,  sofern  dieser  Preis  ihren  An- 
schafTungs-  oder  Herstellungspreis  übersteigt,  sogar  nur  zu  diesem  in  der  B.  be- 
wertet werden« 

b)  Auch  als  Buchwert  aller  übrigen  Vermogensgegenstände  *)  darf 
höchstens  ihr  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  angegeben  werden. 

2.  Nach  Gesellsch.-G.  §  42  ZiiF.  1  dürfen  wenigstens  Betriebsgegenstände 
nicht  höher  als  zu  ihrem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  angesetzt  werden '). 

B.  Über  freitvülige  stille-  Reserven^  insbesondere  solche  in  Form  völligen 
Weglassens  von  Aktiven  aus  der  B.,  s.  oben  §  43.  Sie  fallen  gesetzlich  unter 
den  B^rüF  der  Abschreibung^),  sind  also  so  weit  zulässig,  als  freiwillige  Ab- 
schreibungen statthaft  sind. 

C.  Notwendige  offene  Reserven: 

1.  a)  des  Aktienrechts^):  Verlustzwangsreservefonds  (r^serve  legale); 

b)  der  eingetragenen  Genossenschaften*)  und  der  Privatversichenings- 
vereüie  auf  Gegenseitigkeit ''); 

c)  aller  Versicherungsgesellschaften  in  Österreich,  insofern  dieselben  nach 
Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  5  alle  nichtrealisierten  Kursgewinne  an  Wertpapieren  einem 
Fonds  für  Kursdifferenzen  überweisen  müssen. 

2.  Ausgabezwangsreservefonds  ist  die  Prämienreserve: 

a)  nach  deutschem  Pr.V.G.®)  bei  Lebensversicherung  und  Kranken-  und 
Unfallversicherung  nach  Art  der  Lebensversicherung; 


*)  8.  oben  §  35  V  A.  —  Anders  das  alte,  in  Österreich  noch  geltende  H.G.B. 
siehe  8   606  Anm.  5  und  §  150  II  B  5  b  o. 

*)  Also  auch  Forderungen.  Eine  Konsortialbeteih'gung  (Gesellschaftseinloge- 
foidemng)  ist  z.  B.  auf  100000  ge wertet.  Gewinn  hat  das  Konsortium  bereits  gemacht, 
aber  darüber  noch  nicht  abgerechnet.  Hier  ist  es  nicht  statthaft,  die  Beteiligung  als 
Boldie  höher  zu  bewerten.  Einsetzung  eines  entsprechenden  aktiven  Antizipations- 
kontoa  vom  Schema  „verdienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Mietzins''  (§  89  III A) 
wäre  Umgehung  des  Gesetzes  (vgl.  §  90  II),  also  ebenfalls  ungesetzlich.  Vgl.  S.  549 
Anm.  5. 

»)  8.  oben  §  46. 

*)  Oben  §  136  VIT. 

•)  H.G.B.  262 ;  österr.  A.-Beg.  53. 

')  Geno68.Ges.  7  Ziff.  4. 

"*)  Die  Au£richtsbehörde  kann  die  Unterlassung  der  Bildung  gestatten  (Pr.V.G. 
37).  —  Nach  österr.  VerB.-Beg.  ist  dieser  Fonds  nur  ein  freiwilliger.  Wenn  der 
Gründungsfonds  durch  Zahlung  aufgelöst  werden  soll,  ist  ein  Reservefonds  gleicher 
Höhe  herzustellen.  Ver8.-Reg.  §  4 :  „Die  Bückzahlung  des  Gründungsfonds  kann  nur 
in  dem  Masse  stattfinden,  als  die  Bildung  des  aus  den  Überschüssen  zu  dotierenden 
OewiDDStreservefonds  fortschreitet,  daher  nach  vollständiger  Rückzahlung  des  Grundungs- 
foods  ausser  der  rechnungsmäasigen  Pramienreserve  noch  eine  Garantiereserve  mindestens 
io  der  Höhe  des  nrsprüngUdlen  Grundungsfonds  vorhanden  sein  niuss.'^^  S.  auch  oben 
S  146  rV  B  la  Anm.  1. 

')  §§  56  und  63. 
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b)  nach  österreichischen  Vers.-Reg.^)  bei  Lebens-,  Feuer-,  Transport- 
Hagel-  und  Unfallversicherung*). 

D.  FreiwiUige  offene  Reserven: 

1.  Freiwillige  Eeservefonds  sind,  wie  wir  wissen,  alle,  deren  Bildung  nicht 
das  G.  anordnet 

2.  Ihrerseits  wieder  zerfallen  sie  in: 

a)  statutarisch  angeordnete  (riserve  statutarie).  Statutarisch  angeordnet 
werden  ziuneist  Obligationen-  und  Aktien tiIgungsfonds%  Pfandbriefdisagioreserven, 
Speziaireserven  zum  Schutze  der  Pfandbrief  gläubiger;  Kapitalreserve  im  Ver- 
sicherungswesen; Reservefonds  bei  österreichischen  Vereinen  der  Gegenseitig- 
keitsversicherung ; 

b)  statutarisch  zugelassene  (oder  einfach  beschlussmässige;  riserve  eventuali)'): 
z.  B.  Reserve  für  das  Gebührenäquivalent,  Speziaireserven  für  Kursverluste*). 

3.  Für  das  Genoss.-G.  hat  es  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein,  als 
kenne  dasselbe  nur  einen  Reservefonds,  den  Zwangsfonds,  indem  §  20  daselbst 
bestimmt:  „Durch  das  Statut  kann  festgesetzt  werden,  dass  der  Gewinn  nicht 
verteilt,  sondern  dem  Reservefonds  zugeschrieben  wird."  Damit  ist  zweifellos - 
der  statutarisch  zu  bildende  Zwangsreservefonds  des  §  7  Ziff.  4  gemeint,  indem 
dort  nach  dem  Satze,  das  Statut  hat  „die  Bildung  eines  Reservefonds'*  zur 
Deckung  bilanzmässigen  Verlustes  zu  bestimmen,  fortgefahren  wird,  im  Statute 
sei  auch  der  Teil  des  jährlichen  Reingewinns  festzusetzen^  welcher  in  den 
(nicht:  diesen)  Reservefonds  einzustellen  ist  Aber  andererseits  sagt  Grenos8.-G. 
§  48  ganz  allgemein:  „Die  Generalversammlung  hat  (über  die  Genehmigung 
der  B.  zu  beschliessen  und)  von  dem  Gewinn  oder  Verlust  den  auf  die  Ge- 
nossen fallenden  Betrag  festzusetzend'  Hieraus  lässt  sich  allerdings  nicht  ab- 
leiten, dass  die  Generalversammlung  kraft  Gesetzes  die  Befugnis  zur  Bildung 
fakultativer  Reserven  besitzt,  aber  wohl,  dass  von  dem  Gewinn  mehr  in  Abzug 
gelangen  darf,  als  was  zur  Bildung  des  obligatorischen  Reservefonds  notwendig 
ist.  D&s  erstere  nicht,  weil  §  18  als  Grundsatz  aufstellt:  „das  Rechtsverhältnis 
der  Genossen  richtet  sich  zunächst  nach  dem  Statut''  —  und  bei  jener  Auslegung 
würde  es  sich  in  einem  Michtigen  Punkt  zunächst  nach  dem  Willen  einfacher 
Generalversammlungsbeschlüsse  richten  — ;  wohl  aber  das  andere,  weil  §  48 
so  allgemein  fonnuliert  ist,  dass  es  eine  zu  enge  Auslegung  wäi'e,  wollte  man 
davon  ausgehen,  dass  von  dem  Gewinn  vor  Festsetzung  des  auf  die  Genossen 
entfallenden  Teils  lediglich  der  dem  Zwangsfonds  zuzuführende  Betrag  in  Abzug 
gelangen  dürfte. 

VI.  Aus  dem  Bisherigen  insgesamt  ergibt  sich,  dass  das  Statut  bei  der 
sowohl  Einteilung  nach  dem  materiellen,  wie  nach  dem  formellen  Entetehungs- 
grunde  eine  Rolle  spielt,  indem  das  G.  Bildung  von  Reservefonds  auch  in  der 


')  §  28. 

*)  Keinen  Zwanssfonds  erblicken  wir  im  Gegensatz  zu  Simon  237  im  Konto  der 
amortisierten  Aktien.    S.  darüber  oben  §  125  VII  B. 

»)  Oben  §  126  II  B. 

*)  Vgl.  Lehmann,  A.en  II  299. 

*)  Solche  werden  in  Österreich,  wo  die  Vorschrift,  dass  Wertpapiere  mit  BöiBeD- 
preis  nicht  höher  als  zu  ihrem  Anschaffungskurs  angesetzt  werden  dürfen,  nicht  gilt, 
insbesondere  ans  buchmässigem,  nicht  rasiertem  Kursgewinn  gebiidec,  d.  li.  der 
bilanzmäflsi^  Reingewinn  wini,  soweit  er  durch  Effektenkurssteigerung  vemTBacht  ist, 
nicht  verteilt,  sondern  zur  Bildung  von  Kursverlustreserven  verwendet.  Vgl.  Meisdk 
II 65.  Über  teilweise  Steuerfreiheit  solcher  Reserven  unten  §  157  VII.  Ebenso  bilden 
nach  österreichischem  Recht  Werterhöhungen  des  Anlagebipitals  keine  gesetzlicbeo 
stillen  Reserven,  pflegen  aber  nicht  verteilt,  sondern  zur  Bildung  freiwilliger  - 
ordentlicher  Reserven  verwendet  zu  werden. 
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Weise  vorschreiben  kann,  dass  es  Bildung  durch  Statut  den  Gesellschaften 
zur  Pflicht  macht.  Und  ebenso  folgt  daraus,  dass  sich  die  einfach  beschluss- 
massigen  Reservefonds  auch  als  eine  Unterart  der  statutarischen  bezeichnen 
lassen,  da  ihre  Rechtsgültigkeit  von  einer  Zulassung  im  Statut  abhängt.  Von 
diesen  beiden  Gesichtspunkten  aus  besehen,  lassen  sich  daher  in  einem  besonderen 
Sinne  drei  Arten  statutarische  Reservefonds  unterscheiden:  statutarisch  anzu- 
ordnende, statutarisch  freiwillig  angeordnete  und  statutarisch  zugelassene.  Letztere 
sind  nach  ihrer  äusseren  Entstehungsform  nicht  statutarische,  sondern  einfach 
beschlussmässige,  die  erstgenannten  nach  ihrem  materiellen  Entstehungsgrunde 
nicht  statutarische,  sondern  gesetzliche. 

VII.  Zum  Schluss  ist  noch  daran  zu  erinnern,  dass  einfach  heschluss- 
massige  Reservefonds  und  stille  Beserven  (freiwillige  Abschreibungen),  welche 
nichl  auf  statutarischer  Zulassung  beruhen,  zwar  grundsätzlich  anfechtbar  sind, 
dass  aber  diese  Anfechtbarkeit  für  Aktienrecht  und  Recht  der  grosseren  privaten 
Versicherungs vereine  auf  Gegenseitigkeit  gemäss  H.G.B.  §  271  Abs.  3  und 
Pr.V.G.  §  36  Abs.  2  beschränkt  und  insofern  heilbar  ist^). 
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§  153. 

I.  Nach  H.G.B.  §  38  ist  es  Pflicht  des  Kaufmanns,  seine  Bücher  so  zu 
führen,  dass  aus  ihnen  die  Lage  seines  Vermögens  ersiciUlich  wird.  Hieraus 
leiteten  wir*^  es  als  eine  erste  Verbindlichkeit  des  Kaufmanns  ab,  seine  Bücher 
kkar  zu  führen:  Prinzip  der  Bilanzklarheit. 

A.  Hieraus  folgt  einerseits:  ehe  nicht  die  an  Aktiven  notwendigen  Ab- 
schreibungen und  die  passiven  Antizipationen,  die  doch  reell  oder  wenigstens 
recbnungsmässig  Schuldposten  darstellen,  abgezogen  sind,  liegt  bilanzmässiger 
Beingewinn  nicht  vor.  Werden  beide  nicht  vor  dem  bilanzmässigen  Reingewinn, 
d.  h.  vor  Abschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  und  der  Bilanzrechnung, 
sondern  vom  bilanzmässigen  Reingewinn  gemacht,  so  ist  derselbe,  wenn  diese 
Posten  als  Abzug  von  ihm  kenntlich  gemacht  sind,  zwar  nicht  unwahr,  aber 
unklar  ersichth'ch  gemacht. 

B.  Wie  erforderliche  Abschreibung  und  Passivantizipation  nach  ihrem 
Wesen  vor  Feststellung  des  Reingewinns  in  die  B.  einzustellen  sind,  weil  vor 
ihrer  Einstellung  einerseits  der  Betrag  der  Aktiven  zu  hoch,  der  der  Passiven 
zu  niedrig  angegeben  wird,  so  entspricht  es  andererseits  dem  Wesen  der  echten 
Gewinnreserve  als  einer  Zurückhaltung  von  Reingewinn  von  der  Verteilung, 
dass  diese  Zurückhaltung  buchmässig  erst  nach  Abschluss  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  und  des  Bilanzkontos,  also  erst  av^  dem  bilanzmässigen  Rein- 
gewinn erfolgt').  Die  Zurückhaltung  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  ist 
eine  buchhalterische,  buchführungstechnische  Manupulation.  Daher  genügt  es 
zur  Reservebildung  nicht,  dass  Reingewinn  tatsächlich  vorhanden  ist,  sondern 
er  muss  buchtechnisch  vorhanden  sein.  Ehe  er  nicht  buchtechnisch  vorhanden 
Uly  vermag  er  nicht  buchtechnisch  reserviert  zu  werden.  Und  buchtechnisch 
ist  er  erst  vorhanden,  wenn  er  im  Gewinn  saldo  des  Gewinn-  und  Verlust-  und 


')  S.  oben  §  43  VI. 

»)  Oben  §  21. 

>)  8.  auch  Beisch  II  68,  und  73,  324. 
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des  Bilanzkontos  vorliegt,  wenn  diese  Rechnungen  also  abgeschlossen  sind. 
Aber  nicht  bloss  dem  buchtechnischen  Wesen  der  Gewinnreserven,  sondern 
auch  dem  Prinzip  der  Klarheit  der  Buchführung,  dem  Prinzip  der  Bilanzklarheit 
entspricht  es,  dass  die  Gewinnreservendotierung  erst  aus  dem  bilanzmässig  fest- 
gestellten Reingewinn  erfolgt.  Nur  dann  tritt  buchhalterisch  klar  hervor,  dass 
ein  Reservefonds  aus  dem  Reingewinn  des  abgelaufenen  Reservefonds  gebildet 
ist,  wenn  er  auch  buchmässig  erst  als  ein  Abzug  vom  bilanzmassig  festgestellten 
Reingewinn  erscheint,  und  das  ist  eben  lediglich  dann  der  Fall,  wenn  die 
Reserve  erst  nach  Abschluss  des  Bilanz-  und  Gewinn-  und  Verlustkontos  zum 
Abzug  gelangt. 

II.  Allein  der  Kaufmann  ist  nach  H.G.B.  §  38  lediglich  verpflichtet,  in 
den  Handelsbüchern  die  Lage  seines  Vermögens  nach  den  Gnindsätzen  ordnungs- 
mässiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen.  Widerspricht  es  den  Grund- 
sätzen ordnungsmässiger  Buchführung,  notwendige^)  Abschreibungen  (effektiv 
eingetretene  Verluste)  und  Passivantizipationeu  (Schulden)  erst  vom  Gewinnsaldo 
des  Bilanzkontos  abzuziehen,  so  läuft  es  andererseits  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger Buchhaltung  nicht  entgegen,  wenn  Reserven  aus  dem  Jahresreingewinn 
schon  vor  seiner  bilanzmässigen  Feststellung,  also  vor  Abschluss  von  B.  und 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  in  der  Bilanz  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
erfolgen.  Die  Bildung  von  Reserven  aus  dem  Jahresreingewinn  vor  formeller 
Feststellung  desselben  im  Gewinn  saldo  der  Jahresrechnung  ist  somit  nur  dann 
ungesetzlich,  wenn  das  G.  eine  solch  antizipierte  Reservenbildung  und  Dotierung 
ausdrücklich  verbietet. 

rV.  Dies  tut  das  positive  Recht  grundsätzlich. 

A.  1.  Nicht  dadurch  aUerdings,  dass  es  bestimmt^  der  aus  der  Vergleichung 
sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  sich  ergebende  Gewinn  niuss  am 
Bchhisse  besofiders  angegeben  werden*).  Durch  diese  Bestimmung  will  nur  ver- 
hindert werden,  dass  der  sich  formeU  ergebende  Gewinnertrag  in  der  der  General- 
versammlung vorzulegenden  B.  mit  anderen  Passivposten  (Schulden)^)  za  einem 
Posten  zusammengezogen  wird.  Dass  ein  Teil  des  Reingewinns  schon  voiiier 
zur  Bildung  oder  Erhöhung  eines  Reservefondspostens  verwendet  wird,  ist  da- 
durch nicht  ausgeschlossen, 

2.  Wodurch  das  positive  Recht  Bildung  von  Reserven  aus  dem  Jahres- 
reingewinn vor  Abschluss  der  Jahresrechnung  verbietet,  das  ist  die  scharfe 
Trennung  von  Bilanzfeststellungs-  und  Gewinnverteilungsbeschluss,  deren  sich 
die  Gesetzgebung  befleissigt  Beide  Beschlüsse  erscheinen  in  allen  anzuziehenden 
Gesetzen  als  zwei  selbständige  Akte.  Altes  H.G.B.  Art.  224  sagt:  die  Rechte, 
welche  den  Aktionären  in  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  insbesondere 
in  Beziehung  auf  ...  die  Einsicht  und  Prüfung  der  B.  und  die  Bestimmung 
der  Gewinnverteilung  zustehen,  werden  von  der  Gesamtheit  der  Aktionäre  in 
der  Generalversammlung  ausgeübt  *).  Übereinstimmend  lautet  §  43  des  Genos9.-G., 


')  S.  oben  §  138  II  A. 

*)  H.G.B.  262  Ziff.  6;  Pr.V.G.  36;  Gesellsch.-G.  42  Ziff.  5. 

')  Mit  Beservefonds-  und  Erneuerungsbewertungskonten  ist  es  nicht  moglkih» 
weil  nach  H.G.B.  261  Ziff.  5,  Pr.V.G.  36,  Ge8ell8ch.-G.  42  Ziff.  4  der  Betrag  eines 
jeden  Reserve-  imd  Emeuerungsfonds  in  der  B.  als  besonderer  Posten  zu  erscbeiiieii  hat. 

*)  Eeiseh  und  Kreibig  scheinen  Bildung  von  Beingewinnrücklagen  vor  Bech- 
nuDgeabschlues  nicht  für  ungesetzlich  zu  halten.  Sie  erklären  nur,  dass  für  echte  Ge- 
winnreservefonde  Dotierung  durch  (statutarische)  Zuweisungen  zu  lAsten  des  Gewinn-  und 
Verlustkontos  vor  Abhaltung  der  Generalversammlung  nicht  „angemessen*'  (II  37), 
dagegen  Dotation  erst  nach  Abschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  „naturvemiäs"' 
sei  (II  68). 
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das  in  §  48  noch  hinzufügt:  „Die  Generalversammlung  hat  über  die  Genehmigung 
der  B.  zu  beschliessen  und  von  dem  Gewinn  oder  Verlust  den  auf  die  Genossen 
entfallenden  Betrag  festzusetzen."  Nach  neuem  H.G.B.  §  260  beschliesst  die 
Generalversammlung  über  die  Genehmigung  der  Jahresbilanz  und  die  Gewinn- 
verteilung. Laut  Gesellsch.-G.  §  46  unterliegt  der  Bestimmung  der  Gesell- 
schafter die  Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Verteilung  des  aus  derselben 
sich  ergebenden  Reingewinns.  Nach  dem  allen  ist  die  Beschlussfassimg  über 
Gewinnverteilung  und  damit  auch  die  über  Zurückhaltung  des  Gewinns  von 
der  Verteilung  ein  der  Bilanzfeststellung  erst  nachfolgender  Akt  Erst  über 
Verteilung  des  at^  der  Bilanz  sich  ergebenden  Gewinnes  wird  Beschluss  ge- 
£as8t  Was  an  die  Aktionäre  verteilt  werden  darf,  ist  nach  dem  österreichischen 
A.-R^.^)  §  52  Abs.  1  der  Oberschuss  der  bilanzmassigen  Aktiven,  welcher 
sich  nach  Vornahme  der  „erforderlichen",  nicht  der  freiwilligen  Abschreibungen 
ergibt  Bei  der  Verteilung  des  Reingewinns  hat  nach  §  52  Abs.  2  daselbst 
die  obligatorische  Dotierung  des  Reservefonds  allen  anderen  Zuweisungen 
voranzugehen.  Vor  der  Beschlussfassung  über  die  Reingewinnverteilung  finden 
also  keine  Zuweisungen  aus  dem  Reingewinn  statt. 

3.  Wurden  aus  dem  Reingewinn  vor  seiner  bilanzmässigen  Feststellung 
stille  oder  offene  Reserven  gebildet  oder  erhöht,  so  ist  dieser  Beschluss  als 
ge^tzvridrig  anfechtbar  und  die  Anfechtbarkeit  ist  auch  nicht  in  Hinblick  auf 
H.G.B.  §  271  Abs.  3  Säte  2  beschränkt;  denn  der  betreffende  Beschluss 
kommt  hier  nicht  als  ein  solcher  in  Betracht,  welcher  Abschreibungen  oder  Rück- 
lagen über  das  nach  G.  oder  Statut  zulässige  Mass  hinaus  anordnet,  sondern  als 
ein  solcher,  welcher  Abschreibungen  (stille  Reserven)  oiler  Rücklagen  (Reserve- 
fonds) nicht  in  der  vom  G.  vorgeschriebenen  Fomi  betätigt  H.G.B.  §271 
Abs.  3  Satz  2  gestattet  Verwendung  von  Oewinn  zu  Abschreibungen  und 
Eeservefondsdoiierungen,  für  welcJie  0.  oder  Statut  keine  Ermächtigung  erteileji, 
aber  er  erlaubt  diese  Verwendung  erst  aus  dem  bilanz7nässigen  Reingewinn, 
nicht  vor  Feststellung  des  bilanztnässigen  IRe1/ngetainns^)> 
Aus  dem  Wesen  der  Abschreibung  als  Herabsetzung  des  Wertes  eines  in  der 
B.  stehenden  Postens  folgt  an  sich  die  Möglichkeit  ihrer  Vornahme  schon  vor 
Bilanzabschluss,  aber  der  Folgerung  aus  dem  Wesen  der  Abschreibung  geht 
vor  die  ausdrücklich  gesetzliche  Vorschrift,  welche  Bilanzfeststellung  und  Ge- 
winuverteilungsvomahme  trennt 

B.  Disagioreserve  der  Hypothekenbanken.  In  der  Praxis  wird 
nicht  selten  anders  verfahren,  als  es  gesetzlicher  Vorschrift  entspricht  Als 
Reingewinn  gelangt  in  die  B.  nur  der  Gewinnrestbetrag  zur  Einstellung,  welcher 
verbleibt,  nachdem  aus  dem  Reinvermogenszuwachs  bereits  Rückstellungen  ge- 
macht sind').  Dies  entspricht  z.  B.  der  Übung  der  Hypothekenbanken  bei 
Bildung  einer  Disagioreserve*). 


>)  Dasselbe  handelt  in  §§  49  und  50  vom  „Rechnungsabschlüsse'  und  erst  in 
§  52  von  der  „Reingewinn verteUung'- ;  dazwischen  —  in  §  f)!  von  den  Grundungskosten. 

*)  S.  auch  unten  V  A  (Ausnahme). 

•)  Über  die  steuerrechtliche  Seite  dieser  Frage  §  157  VI. 

*)  Ein  anderes  der  Praxis  sehr  geläufiges  Beispiel  bildet  für  Österreich,  wo  nicht- 
leaiisierie  Kursgewinne  nicht  kraft  Gesetzes  stille  Reserven  sind,  die  Dotierung  von 
Kursverlustreservefonds  aus  buchmässigen  Kursgewinnen  vor  Bilanzabschluss,  also  ohne 
das  Mittel  des  Gewinn-  und  Verlustkontos.  S.  Beisch  II  314.  Ein  ferneres  Beispiel 
bildet  die  Erhöhung  eines  angelegten  Reservefonds  um  das  Zinsei-trä^nis  des  ihm  ent- 
sprechenden, AnUgekapitals  mit  Umgehung  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  durch  un- 
mittelbare Übertragung  vom  ReservefondstfJfcÄriewzinskonto  auf  das  Konto  des  Reserve- 
fonds im  passiven  8inne  (vgl.  Beisch  II  329,  305,  314). 

Behm,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften.  39 
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1.  Wir  erinnern  uns:  das  ausserordentliche  Disa^o,  welches  bei  Ausgabe 
von  Hypothekenpfandbriefen  entsteht,  ist  wirtschaftlich  Verlust^),  das  ordent- 
liehe  Pfandbriefemissionsdisagio  ist  zwar  wirtschaftlich  kein  Verlust,  aber  rech- 
nungsmässig  insofern,  als  es  allmählich  auf  Verlustkonto  abzuschreiben  ist'); 
es  mündet  in  die  Verlustrechnung  aus').  Jedes  Obligationenemissionsdisagio 
stellt  also  zum  mindesten  buchmässig  einen  Verlust  dar;  es  bildet  einen 
„Mindererlös'S  wie  das  deutsche  Hjpothekenbankgesetz  sagt 

2.  Ehe  dieser  Mindererlos  nicht  getilgt,  gedeckt  ist,  liegt  kein  Ertragnis 
vor.  Er  schmälert  den  Reingewinn  und  drückt  damit  auf  Dividende  und 
Aktienkurs.  Dies  wird  gehindert,  wenn  er  aus  gleichzeitigem  Grewinn  oder  aus 
Reserven  gedeckt  zu  werden  vermag.  Je  rascher  und  starker  er  auf  diese 
Weise  getilgt  wird,  um  so  weniger  beeinflusst  er  den  günstigen  Stand  des 
Unternehmens.  Unter  der  Voraussetzung,  dass  dadurch  nicht  der  Kurs  der 
Aktien  der  Hypothekenbank  in  Schwankungen  gerat,  ist  es  für  die  Bank- 
aktionäre natürlich  vorteilhafter,  wenn  das  Disagio  seine  'Hlgung  aus  Reserven 
und  nicht  aus  dem  laufenden  Erträgnis  erfährt^). 

8.  Demgemäss  sehen  die  Hypothekenbanken  die  Bildung  von  Pfandbrief- 
emissionsdisagioreserven  —  Reserven  bestimmt  zur  Deckung  künftig  entstehenden 
Disagios  — ,  also  von  Spezialverlustreservefonds  vor. 

a)  Die  betreffenden  Reserven  sind  freiwillige,   nicht  gesetzliche  Reserven. 

a)  Man  könnte  geneigt  sein,  aus  Hypothekenbankgesetz  §  26  etwas 
anderes  herauszulesen.  Hiemach  ist,  wie  wir  wissen*),  die  Hypothekenbank 
im  Falle  der  Ausgabe  von  unkündbaren  Pfandbriefen  verpflichtet,  ein  bei  der 
Emission  erzieltes  Agio  in  die  Passiven  der  B.  einzustellen  und,  solange  ein 
Emissionsdisagio  als  Aktivposten  in  der  B.  steht,  darüber  nicht  andors  als  zur 
Tilgung  eines  solchen  Disagios  oder  zur  Deckung  eines  Rückkaufsagios  zu  vei^ 
fügen.  Es  könnte  demgemäss  in  dem  Emissionsagioposten  der  B.  ein  gesetz- 
licher Reservefonds  und  zwar,  weil  er  u.  a.  zur  Tilgung  eines  Emission8di8agk>s 
dient,  eine  gesetzliche  Disagioreserve  erblickt  werden  wollen. 

ß)  Allein  dem  widerspricht  ein  Doppeltes.  Einmal  ist  dieser  Posten  wohl 
ein  gesetzlieh  notwendiger,  aber,  was  ihm  abgeht,  ist  die  Reservefondsnatur. 
Eingesetzt  werden  muss  er  nichts  weil  er  ein  Reserve-,  sondern  weil  er  ein 
Antizipations-  und  damit  ein  Schuldposten  ist  Er  ist  nicht  Abzug  vom, 
sondern  vor  dem  Reingewinn,  Abzug  vom  Roh-,  nicht  vom  Reinertrag.  Ehe 
er  nicht  abgezogen  ist,  liegt  Reingewinn  überhaupt  nicht  vor.  Wie  wir  früher  •) 
darlegten,  bildet  das  reguläre  Emissionsagio  eine  reelle,  das  ausserordenüiche 
Emissionsagio  eine  rechnungsmässige  Passivantizipation.  Dazu  kommt  aber: 
wäre  dieses  Passivum  eine  Reserve,  so  ginge  es  doch  nicht  an,  es  lediglich 
Disagioreserve  zu  nennen.  Denn  sein  Zweck  ist  ja  nicht  ausschliesslich,  zur 
Tilgung  des  Emissionsdisagios  zu  dienen.  Erstens  darf  es,  solange  ein  Emiftsions^ 
disagioposten  im  Bilanzaktiviim  steht,  auch  zur  Deckung  eines  Rückkaufagios 
herangezogen    werden    und,    wenn    kein    solcher  Disa^oposten   in    der  B.    sich 


>)  Oben  §  101  II  B. 

•)  §  103  II  D. 

»)  Oben  §  140  III  B  1  und  §  108  III  D  1. 

*)  Wie  aus  den  AusführungeD  lu  §  43  hervorgeht,  ist  für  die  Hypothekenbanken 
wichtiger,  als  ein  sehr  hoher,  ein  gleichmässig  hoher  Aktienkurs.  Ihn  zu  erhalten,  er- 
möglidit  eine  gleichmässig  hohe  Dividende.  Kann  die  Bank  eine  solche  gewähren, 
dann  ist  es  selbstverständlich  für  die  Aktionäre  noch  besser,  wenn  das  Emiasionadisagio 
aus  dem  laufenden  Erträgnis  gedeckt  wird. 

•)  S.  oben  §  141  III  A.  2  a  und  2  b/?.   S.  zum  Folgenden  auch  §  146  IVC  4  <L 

•)  §  106  II  B  und  III  B. 
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vorfindet,  darf  es,  obschon  während  der  Unkündbarkeitsperiode  nur  in  be- 
schränktem Umfang,  für  andere  Zwecke  Verwendung  erhalten.  Wollte  man 
von  Reserve  sprechen,  so  könnte  höchstens  von  einer  Agioreserve  im  Sinne 
aner  aus  Emissionsagio  gebildeten  Reserve  gesprochen  werden.  In  Wahrheit 
li^  aber  keine  Agioreserve,  sondern  eine  Agioantizipation  vor. 

b)  a)  Muss  eine  Disagioreserve  nicht  notwendig  vorhanden  sein,  so  ist  das 
Pfandbriefemissionsdisagio  jedenfalls  aus  Gewinn  zu  decken.  Diesem  G^anken 
gibt  auch  das  Hypothekenbankgesetz  Ausdruck,  indem  es  die  Verwendung  von 
Pfandbriefrückkaufsdisagio  und  Pfandbriefemissionsagio  zur  Deckung  genannter 
Disagioposten  vorsieht.     Denn  Beides  ist  buchmässig  Gewinn^). 

ß)  Das  Hypothekenbankgesetz  verführt  dabei  in  verschiedener  Weise. 
Die  Verwendung  des  Disagiogewinns  aus  Pfandbriefrückkauf  schreibt  es  un- 
mittelbar vor.  BezügUch  des  Agiogewinns  aus  Pfandbriefausgabe  statuiert  es 
nur  indirekten  Zwang. 

aa)  Das  Rückkaufsdisagio  muss  unter  allen  Umstanden  zur  Deckung 
des  Pfandbriefausgabeagios  verwendet  werden.  Nach  Hypothekenbankgesetz 
§  25  Abs.  1  „ist"  von  dem  Ausgabe-„MindererlÖ8**,  dem  Emissionsdisagio,  das 
in  die  B.  als  Aktivum  eingestellt  werden  darf,  „der  Gewinn  abzuziehen,  den 
die  Bank  durch  den  Rückkauf  von  Hypothekenpfandbriefen  zu  einem  geringeren 
Betrag  als  dem  Nennwert  erzielt  hat"^). 

ßß)  Das  als  Passivum  in  die  B.  aufgenommene  Pfandbriefemissionsagio 
muss  nicht  zur  Deckung  eines  Pfandbriefemissionsdisagios  verwendet  werden, 
aber  einen  Antrieb  zur  Verwendung  für  diesen  Zweck  gibt  das  G.  dadurch, 
dass,  wenn  die  Bank  den  Agioposten  nicht  zur  Tilgung  des  Emissionsdisagios 
oder  zur  Deckung  des  durch  Rückkauf  von  Pfandbriefen  über  pari  erlittenen 
Verlustes  verwenden  will,  auch  jede  andere  Verfügung  hierüber  so  lange 
ausgeschlossen  ist,  als  ein  Emissionsdisagioposten  als  Aktivum  in  der  B.  steht  ^). 
Auch  dadurch  leistet  das  G.  der  möglichst  raschen  Tilgung  des  Emissionsdis- 
agioe  Vorschub,  dass  es  zulässt,  das  als  Passivum  in  die  B.  eingestellte 
Emissionsagio  in  jeder  Höhe  zur  Deckung  eines  Emissionsdisagiopostens  zu  ver- 
wenden, während  jede  anderweitige  Verfügung  hierüber  während  der  Jahre,  für 
welche  die  Rückzahlung  der  Pfandbriefe  ausgeschlossen  ist,  alljährlich  nur 
einen  der  Zahl  dieser  Jahre  entsprechenden  Bruchteil  betreffen  darf^). 

c)  Es  ist  möglich,  dass  der  Gewinn,  welchen  die  Bank  in  einem 
Jahre  durch  Pfandbriefrückkauf  unter  pari  erzielt^  grösser  ist,  als  der  Verlust, 
den  sie  durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  unter  pari  in  dem  gleichen  2^itraum 
erleidet  Sie  könnte  den  als  Rest  verbleibenden  Gewinnüberschuss  unter  die 
Aktionäre  verteilen,  aber  regelmässig  tut  sie  es  nicht,  sondern  verwendet  jenen 
Grewinnrest  (den  sog.  Disagionetiogewinri)  zur  Bildung  einer  Reserve  für 
Deckung   künftiger  Emissionsdisagioverluste.      So    entsteht    die    Disagioreserve, 

d)  Selbstverständlich  kann  dieselbe  auch  aus  anderweit  erzieltem  Reinge- 
winn hergestellt  werden^),    aber  gerade  in  ihrer  Bildung  aus  überschiessendem 


')  Bezüglich  des  Rückkaufdiaagios  oben  §  108  IV. 

*)  §  105  V  0  2  b.  Dieser  22äcikA;au/di8agiogewiDD  muss  also  zur  Deckung  von 
Jis?»M#ÜMwdisagioverlust  verwendet  weiden.  Vgl.  oben  §  105  III  Anm. 

•)  141  Tu  A  3  a. 

*)  Oben  §  141  m  A  2  b  ß. 

*)  Sich  günstig  entwickelnde  Hypothekenbanken  sind  nicht  nur  in  der  Lage,  ent- 
stehendes Emiasionsdifiagio  völlig  aus  dem  Ertragnis  des  Entstehungsjahres  zu  decken 
(wodurch  sie  in  der  Verfügung  über  den  Rückkaufsdisagiogewinn  völlige  Freiheit  er- 
reichen), sondern  sie  überweisen  dem  Disagioreservefonds  sogar  nicht  bloss  den  ganzen 
Rflckkanfsdisagiogewinn  des  Jahres,  sondern  sogar  noch  Teile  des  sonstigen,  d  h.  also, 
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tlückkaufsdisa^ogewinn  tritt  die  Abweichung  der  Praxis  der  Hypothekenbanken 
von  der  gesetzlichen  Vorschrift  über  Bildung  von  Gewin nreservefonds  hervor. 
a)  Nehmen  wir  an,  die  Bank  erleidet  in  einem  Jahre  aus  Pfaiidbriefaus- 
gabe  ein  Disagio  von  24000  Mk.  und  erzielt  andererseits  im  gleichen  Zeit- 
raum durch  Rückkauf  von  Pfandbriefen  unter  pari  einen  Gewinn  von  500000, 
so  bleibt  ihr  aus  dem  Rückkaufsgeschäft  ein  Disagionettogewinn  von  260000. 
Wir  haben  also  folgendes  Bild: 

Rückkaufsdisagiokonto 

Soll  Haben 

An  Pfandbriefrückkaufskonto    500  000  |  Per   Emissionsdisagiokonto     240000. 

ß)  Die  Hypothekenbanken  pflegen  nun  die  verbleibenden  260000  nicht 
dem  Gewinn-  und  Verlustkonto^)  und  damit  dem  bilanzmässigen  Reingewinn 
zuzuführen,  sondern  sie  übertragen  den  Rest  unmittelbar  auf  Disagioreserve- 
konto,  welches  in  der  B.  als  selbständiger  Passivposten  neben  dem  Reingewinn 
erscheint.  Setzen  wir  voraus,  dasselbe  bestehe  bereite  aus  100000,  so  wird  abo 
gebucht: 

Disagioreservekonto 

Per  Bilanzkonto  1902       .     100000 
Per  Rückkaufsdisagiokonto     260000. 

Überführen  wir  dieses  Konto  auf  die  B.,  so  ergibt  sich  der  Unterschied. 

Übertragen  wir  die  260000  vom  Rückkaufsdisagiokonto  auf  Gewinn- 
und  Verlustrechnung,  so  lautet  die  B.: 

Disagioreserve      ....     100000 
Gewinn 260000, 

der  Rückkauf sdisngiogewinn  erscheint    somit  in  der  B.  als  Bestandteil  des  Ge- 
winnsaldos. 

Überweisen  wir  dagegen  diesen  Disagiogewinn  unmittelbar  auf  Disagio- 
reserve, so  lautet  die  B.: 

I  Disagioreserve 360000. 

y)  In  der  unmittelbaren  Überführung  auf  Disagioreservekonto  liegt  somit 
eine  antizipierte  Verfügung  über  Gewinn.  Richtigerweise  sind  die  260000 
erst  bei  Verbuchung  des  Gewinnverteilungsbeschlusses,  also  von  Gewinnkonto 
auf  Disagioreservekonto  zu  übertragen,  so  dass  dieser  zu  lauten  hätte: 

Per  Bilanzkonto  1902  .     .     100000 
Per  Gewinn-  u.  Verlustkonto     200  000. 


wenn  die  Überweisung  des  Rückkauf sdisagiogewinna  vor  Bilanzabschluss  geschieht,  wie  es 
die  Praxis  der  Hypothekenbanken  ist,  des  huanzmässigen  Beingewinnes.  Am  gunstigsten 
ist  natürlich  die  Lage  der  Hypothekenbanken,  welche  bereits  so  hohe  Disaffioreserren 
besitzen  und  voraussichtlich  dauerad  so  hohen  Gewinn  erzielen,  daas  sie  den  Rack> 
kaufsdisagiogewinn  völlig  dem  in  der  Hauptsache  zu  verteilenden  oder  wenigstens  für 
andere  Zwecke  disponiblen  (bilanzmässi^n)  Beingewinn  zuzuführen  vermögen.  Wie  die 
Hypothekenbanken  mit  dem  Bückkauf saisagiogewinn  verfahren,  hangt  also  wesentlich 
von  dem  Grade  der  Solidität  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  und  von  dem  Grade  des 
Strebens  ab,  diese  immer  sicherer  zu  gestalten.  Hieraus  erklären  sich  die  weitgehenden 
Verschiedenheiten  in  der  Verwendung  des  Bückkaufsdisagiogewinns  und  in  der  Art 
der  Dotierung  und  Inanspruchnahme  der  Disagioreserve,  welche  die  Praxis  der  Hy- 
pothekenbanken aufweist.  S.  Frankfurter  Zeitung  vom  4.  April  1902,  2.  Morgeii- 
blatt,  und  Hecht,  Hypothekenbankrecht  §  9  (8.  31). 
»)  S.  hierüber  oben  §  108  III  B  1  c. 
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d)  Das  Verfahren  verstösst  gegen  das  G.  Die  Banken  dürfen  den  Dis- 
agiogewinn  aus  Pfandbriefrückkauf  zur  Deckung  eines  Emissionsdisagios  des 
ktttfenden  Jahres,  also  zur  Deckung  des  laufenden  Disagios  verwenden  und 
müssen  es  nach  Hypothekenbankgesetz  §  25  sogar  tun,  indem  als  Emissions- 
disagio in  die  B.  lediglich  eingestellt  werden  darf,  was  von  dem  an  sich 
einstellbaren  Disagiobetrag  nach  Abzug  des  im  gleichen  Zeitraum  erzielten 
Rückkaufsdisagio  verbleibt  Aber  unstatthaft  ist  es,  dass  die  Banken  den 
Disagionettogewinn  aus  Pfandbriefrückkauf  in  laufender  Rechnung  zur  Deckung 
künfligtr  Emissionsdisagien  reservieren.  Eine  ^solche  Reservierung  ist  nur  aus 
dem  Rechnungsa6sc^/t4««  zulässig.  Denn  darüber,  ob  Gewinn  teilweise  von  der 
VerfeeiluDg  ausgeschlossen  werden  soll,  darf  erst  auf  Grund  der  Feststellung 
der  B.,  erst  hinter,  nicht  vor  dem  Abschluss  der  B.  verfügt  werden. 

e)  Im  übrigen  handeln  wir  von  der  Disagioreserve  (ihrer  Verwendung 
und  ihrer  Steuerpflicht)  in  anderem  Zusammenhangt). 

V.  Indes  gibt  es  von  dem  Rechtssatze,  dass  Geivinnresefvebüdung  ledig- 
lich aus  dem  bilanzmässig  festgestellten  Gewinn  erfolgen  darf,  auch  eine  Aus- 
nahme, Ohne  Ausnahme  gilt  er  lediglich  für  Bildung  von  offenen  Reserven, 
von  Reservefonds.  Eine  Ausnahme  besteht  dagegen  für  stille  Reserven,  welche 
nicht  über  das  nach  Statut  statthafte  Mass  hinausgehen. 

A.  Die  Bildung  stiller  Reserven  fällt  bilanzrechtlich,  wie  wir  wissen*), 
unter  den  Begriff  Abschreibungen.  RückIngen  im  Sinne  des  H.G.B.  sind  ledig- 
lich die  Beaervefands,  Die  Bildung  stiller  Reserven  ohne  statutarische  Ermäch- 
tigung kann  nur  aus  bilanzmässigem  Reingewinn,  d.  h.  nach  Abschluss  der 
B.  erfolgen;  denn  H.G.B.  §  271  Abs.  3  Satz  2  beschränkt  nur  die  Anfecht- 
barkeit von  Abschreibungen  ilber  das  nach  Gresellschaftsvertrag  statthafte  Mass 
hinaus,  nicht  die  Anfechtbarkeit  von  Abschreibungen  über  die  vom  G.  vor- 
geschriebene Form  hinaus  und  das  G.  schreibt  vor,  dass  Abschreibungen  aus 
dem  Reingewinn  nur  in  Form  des  Abzuges  vom  bilanzmässig  festgestellten 
Reingewinn,  nicht  in  Form  des  Vorwegabziiges  in  der  B.  erfolgen  dürfen*). 
Aber  in  der  gesetzlichen  Zulassung  der  Bildung  stiller  Reserven  auf  Grund 
statutarischer  Ermächtigung  liegt  zugleich  die  Einräumung  der  Bildung  stiller 
Reserven  aus  dem  Reingewinn  vov  Abschluss  der  Rechnung. 

B.  Das  H.G.B.  §  271  Abs.  3  Satz  2  spricht  nicht  von  General ver- 
sanunlungsbeschlüssen,  durch  welche  Abschreibungen  über  das  nach  G.  und 
Gesellschaftsvertrag  statthafte  Mass  hinaus  angeordnet  werden,  sondern  von 
Generalversammlungsbeschlüssen,  welche  „Abschreibungen  über  das  nach  dem 
G.  oder  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  statthafte"  Ma?s  hinaus  anordnen. 
Hieraus  folgt,  dass  das  G.  davon  ausgeht,  dass  die  vertragsmässigen  Ab- 
schreibungen nicht  nur  eine  Fixierung  der  gesetzlich  notwendigen  und  insoweit 
auch  statthaften  Abschreibungen  darstellen,  sondern  über  die  gesetzliche  Ab- 
schreibung hmausgehen  können.  Das  G.  gebietet  Abschreibung  bis  zum  wirk- 
lichen Wert  und  gestattet  nicht  Abschreibung  unter  diesen  wirklichen  Wert 
herab.  Indem  das  G.  auch  Abschreibungen  zulässt,  die  nicht  zugleich  gesetz- 
liche sind,  gewährt  es  das  Recht  zu  Abschreibungen  über  das  nach  G.  statt- 
hafte*) Mass  hinaus,  also  Unterbewertung  und  damit  stille  Rücklagen. 


0  S.  §  155  II  B  1  bezw.  §  157  VI  B. 

•)  §  145  II. 

•)  Vgl.  in  diesem  Paragraphen  unter  IV  A  3. 

*)  Vgl.  oben  §  136  VII  C  2.  Dort  auch  über  das  österr.  Recht,  überdies 
folgt  die  Statthaftigkeit  statutarisch  aneeordoeter  oder  zugelassener  freiwilliger  Ab- 
acmvibuDgen  schon  ans  dem  Gesellschaf tsbegrilf  der  Handelsvereinigung  (s.  o.  §  24 IX). 
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C.  Aber  welches  ist  nun  die  dieses  Recht  gewährende  BesUmmumg? 
H.6.B.  §  271  Abs.  3  Satz  2  ist  es  nicht  Dieser  Paragraph  setzt  nur  eine 
solche  Vorschrift  voraus,  weist  auf  eine  solche  hin.  Keine  andere  lässt  sich 
hierfür  finden,  als  H.G.R  §  213. 

1.  An  sich  könnte  man  meinen,  §  213  wäre  benreisbehelflich  dafür,  dass 
aus  dem  Reingewinn  erst  nach  seiner  bilanzmässigen  Feststellung  Gewinn- 
resenren dotiert  werden  dürfen.  §  213  lautet:  „Die  Aktionäre  .  .  .  haben, 
solange  die  A.  besteht,  nur  Anspruch  auf  den  Reingewinn,  sowdi  dieser 
nicht  nach  dem  G.  oder  dem  Gesellschaftsvertrage  von  der  Verteilung  aus- 
geschlossen ist"  Es  wäre  von  Haus  aus  der  ScUuss  möglich:  Vertolung  von 
Reingewinn  ist  auch  eine  buchtechnische  Manipulation:  sie  kann  buchtechnisch 
nur  geschehen,  wenn  buchtechnisch  Reingewinn  vorhanden  ist,  und  buchtechnisch 
ist  Reingewinn  erst  vorhanden  mit  Abschluss  seiner  bilanzmässigen  Fest- 
stellung; also  muss  angenommen  werden,  dass  auch  Ausschluss  des  Reinge- 
winns von  der  Verteilung  in  concreto  und  damit  buchmässig  erst  nach  buch- 
technischer Feststellung  des  Reingewinns,  somit  erst  nach  dem  Bilanzabschluss 
vor  sich  zu  gehen  vermag. 

2.  Allein  einer  solchen  Schlussfolgerung  steht  der  Zusammenhang  mit 
§  271  Abs.  8  Satz  2  entgegen.  §  271  Abs.  3  Satz  2  weist  implicite  aaf 
eine  Bestimmung  hin,  wonach  Abschreibungen  (und  Rücklagen)  auch  durch 
Gesellschaftsvertrag  vorgesehen  werden  können.  Eine  solche  lässt  sich  im 
H.G.B.  aber  nur  finden,  weim  sie  in  der  zitierten  Vorschrift  des  §  213  ge- 
funden wird.  Nach  §  213  ist  es  möglich,  dass  Reingewinn  von  der  Verteilung 
nicht  bloss  durch  G.  (H.G.B.  §  262),  sondern  auch  durch  Statut  ausgeschlossen 
winl.  Demgemäss  sind  unter  diesen  Ausschluss  des  Reingewinns  von  der  Ver- 
teilung auch  freiwillige  Bildung  und  Dotierung  stiller  Reserven,  also  freiwillige 
Abschreibungen  zu  rechnen. 

D.  Aber  Abschreibungen  sind   ihrem  Wesen   nach    nicht    buchtechnische 
Massnahmen,  welche  entstandenen  Reinge¥dnu  von  der  Verteilung  ausscfaliessen, 
sondern    buchtechnische    Operationen,   welche    den  Buchwert    eines    t»  der   B. 
stehenden  Postens  herabsetzen  und  demgemäss  geringeren  bilanzmässigen  Rein- 
gewinn entstehen  lassen.     Nicht   den  entstandenen,    sondern  den    entstehenden 
Reingewinn  kürzen  sie.     Indem  die  Abschreibungen  in  §  271  ohne  Einschrän- 
kungen genannt  sind,   d.  h.  kein  Unterschieil    zwischen    Generalversammlung»- 
beschlüssen  gemacht  wird^  durch  welche  im  Laufe    der   Bilanzfeststellung    Ab- 
schreibungen   zur  Anordnung    gelangen,    und  Generalversammlungsbeschlüssen, 
welche  Abschreibungen  nach  dem  Bilanzabschluss,  also  aus  dem  bilanzmässigen 
Reingewinn  anordnen,  ist  dieser  weitere  Abschreibungsbegriff  auch  auf  die  Be- 
stimmung des  H.G.B.  §  213  zu  übertragen  und  umfasst   der  Ausdruck  „Aus- 
schluss des  Reingewinns  von    der    Verteilung''    demgemäss    auch    Ausschlüsse, 
welche  ihrem  Wesen  nach    vor   Feststellung    des    bilanzmässigen    Reingewinns 
erfolgen  können,  und  das  ist  eben  bei   den  Abschreibungen  der  FalL     Ind«n 
der  Gesetzgeber  ohne  alle  Einschränkung  Ausschluss  des  Reingewinns  von  der 
Verteilung  auch  in  Form    von   Abschreibungen    zulässt,   gestattet    er    insovdi 
auch    die   Bildung    von    Gewinnreserven    vor   Abschluss    der   B.      Der    Satz, 
dass    der  Beschluss    über  Gewinnverteilung    dem    über    Bilanzfeststellung    erst 
nachzugelien  hat,  ist  also  durchbrochen.     Die  Vorschrift,    dass    der    Gewinnver- 
teilungsbeschluss  der  Bilanzfeststellung  erst  nachzufolgen  hat,  bezieht  sich  daher, 
was    die    damit   verbundene    Beschlussfassung    über   etwaigen    Ausschluss    des 
Reingewinns    von    der    Verteilung   angeht,    lediglich    auf    die   Bildung    offener 
Reserven;  Gewinnreservenbildung  in  Form  von  Abschreibungen   kann  schon  vor 


§  154.   Die  BiJdiuig  von  Kapitalreservefoods  aus  Grundkapital. 


615 


Abfichlufis  der  B.^  tn,  nicht  bloss  nach  der  B.,  somit  aus  dem  Reingewinn  schon 
vor  seiner  bilanzmässigen  Feststellung  geschehen, 

£.  Es  stimmt  damit  überein,  dass  in  der  B.  der  Betrag  eines  jeden  Re- 
servefondsy  aber  nicht  der  Betrag  einer  jeden  Abschreibung  ersichtlich  gemacht 
werden  muss.  Denn  würden  freiwillige  Abschreibungen  aus  dem  Beingewinn 
erst  nach  dessen  bilanzmässiger  Feststellung  statthaft  sein,  so  wäre  kein  Grund 
erfindlich  y  warum  der  Gesetzgeber  nur  verlangt,  dass  in  den  folgenden  B.en 
der  Betrag  ein&s  jeden  Reservefonds  besonders  hervorgehoben  wird,  und  nicht 
das  Gleiche  auch  für  die  dem  Reservefonds  wirtschaftlich  völlig  gleichstehenden 
freiwilligen  Abschreibungen  fordert. 


£•  IMe  Bildung  von  KapItalreserTefonds  aus  €irntndk»pltol. 

§154. 

I.  A.  Eine  Dotierung  von  Reservefonds  aus  Grundkapital  ist  nur  in 
Form  der  Herabsetzung  des  Grundkapitals  möglich. 

1.  Das  Grundkapital  stellt  eine  Bilanz^oss^rpost  von  bestimmter  Höhe 
dar.  Demgemäss  vermag  ein  Reservefonds  aus  ihm  lediglich  dadurch  gebildet 
zu  werden^  dass  es  herabgesetzt  wird.  Dann  wird  Aktivvermögen^  das  bisher 
durch  die  Grundkapitalziffer  gebunden  war,  frei  und  kann  somit  durch  einen 
Reservefonds  gebunden  werden.  Dotierung  des  Reservefonds  aus  Grundkapital 
bedeutet  also  Zerlegung  des  bisherigen  Passivpostens  Grundkapital  in  zwei 
kleinere  Passivposten:  Grundkapital  und  Reservefonds. 

2.  Betragt  das  Grundkapital  12  000000  und  soll  hieraus  ein  Reserve- 
fonds mit  1  Million  dotiert  werden,  so  ändert  sich  die  bisherige  B.: 


Aktiva 12  000000  |  Grundkapital  . 

in: 

Aktiva 12  000000 


12  000000 


Grundkapital  .     .     .     .     11000  000 
Reservefonds  ....       1000000. 

B.  In  der  Praxis  glaubte  man  wohl,  aus  dem  Grundkapital  auch  ohne 
Herabsetzung  Reserven  dotieren  zu  können. 

1.  Es  geschah  in  folgendem  Zusammenhang.  Man  wollte  verhindern, 
dass  das  ganze  Grundkapital  auf  Anlagenkonto  verwendet  werde.  Ein  Teil 
hiervon  sollte  dem  Betrieb  als  flüssiges  Kapital  dienen.  Zu  dem  Zwecke 
buchte  man,  wenn  von  12  Millionen  Grundkapital  1  Million  als  Betriebs- 
kapital sichergestellt  werden  soll: 


Bilanzkonto 


Anlagekonto 
Sonstige  Aktiva 


11000000 
2000000 


Grundkapital   .     .     . 
Betriebskapitalreserve 


12000000 
1000000. 


2.  Allein  wie  werden  aus  den  12000000  Aktiven,  welche  eingezahlt 
sind,  plötzlich  13  000000?  Dadurch,  dass  1  Million  von  Verwendung  zu  An- 
lagen geschützt  wird,  entstehen  doch  nicht  mehr  Aktiva.  Die  einzig  mögliche 
Buchung  ist: 


Anlagekonto 
Sonstige  Aktiva 


11000000 
1000000 


Grundkapital  .     .     .     .     11000000 
Reserve 1000000. 
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Denn  sichergestellt  vor  Verwendung  zu  Anlagezwecken  kann  die  Million  dodi 
bilanzmässig  lediglich  durch  Bildung  eines  Reservekontos  werden.  Reservekonto 
ist  aber  ein  Konto  über  das  Grundkapital  hinaus.  Wie  sollte  es  ohne  weitere 
Einzahlung  anders  entstehen  können,  als  durch  Herabsetzung  des  Grundkapitals? 
Denn  geschieht  dies  nicht,  so  ist  die  einzig  mögliche  Buchung^  wenn  man  sich 
keiner  Oberbewertung  der  Aktiva  schuldig  machen  will^): 


Anlagekonto 
Sonstige  Aktiva 
Verlustsaldo 


11000000 
1000000 
1000000 


Grundkapital     .     . 
Reserve  .... 


12000000 
1000000, 


also  ein  Defizit  von  1000000  und  demgcmäss,  bis  dieses  gedeckt,  keine 
Dividendenverteilung.  Aber  um  diesen  Preis  ist  jene  6tatutenbestimmung  nicht 
gemeint^). 

II.  A.  Dotierung  von  Reservefonds  aus  Sacheinlagen.  Nichts 
anderes  als  Ausstattung  von  Reservefonds  aus  dem  Aktienkapital  bedeutet 
auch  die  Dotierung  derselben  aus  Sackeinlagen.  Denn  diese  bilden  je  einen 
Bestandteil  des  das  Grundkapital  ausmachenden  Vermögens.  Also  vermag  ein 
Reservekonto  aus  Sacheinlagcn  lediglich  in  den  Formen  gleichzeitiger  Herab- 
setzung des  Grundkapitals  gebildet  zu  werden. 

B.  Anders  verfuhr  zum  Teil  die  Praxis.  Hier  hat  man  Dotierung  von 
Reservefonds  aus  Bacheinlagen  vorgenommen,  um  von  den  jährlichen  Kürzungen 
des  Reingewinns  durch  die  Zwangszuschüsse  aus  demselben  zum  obligatorischen 
Reservefonds  frei  zu  sein.  Man  glaubte  durch  Dotierung  des  gesetzlichen 
Reservefonds  aus  Sacheinlagen  gleich  bei  Gründung  einen  zehnprozentigen 
Reservefonds  schaffen  zu  können. 

1.  Erläutern  wir  es  durch  das  von  Simon^)  angeführte  Beispiel:  Eine 
Gesellschaft  wird  mit  1000000  Grundkapital  gegnindet.  Fabrikbesitzer  X 
legt  sein  Etablissement  zum  Werte  für  950000  ein,  erhält  hiergegen  950000  Mk. 
Aktien  ein  und  verpflichtet  sich  ausserdem  100  000  bar  zu  leisten  als  lOprozentigen 
Zwangsreservefonds  aus  1  Million  Grundkapital.     50  000  legen  Andere  bar  ein. 

2.  Man  hat  hier  gebucht: 


Anlagekonto 950000 

Kassabestand 150000 


Grundkapital 
Reserve     .     . 


1000000 
100  OOU. 


Das  Geschäft  wäre  dann  dieses.  X  macht  zwei  Einlagen,  eine  Kapitalein- 
lage im  technischen  Sinne,  d.  h.  eine  Einlage  auf  das  Grundkapital  im  Wert 
von  950  000,  dafür  erhält  er  950000  Mk.  Aktien.  Für  diesen  Betrag  wini 
er  Mitglied.  Und  ausserdem  erfolgt  seitens  des  X  eine  Einlage  auf  den 
Reservefonds.     Dafür  erhält  er  rechtlich  nichts.     Es  ist  dies  ein  Geschenk. 

3.  Allein  im  Zweifel  ist  das  Geschäft  anders  gemeint.  Bei  Gründung  von 
A.en  macht  man  keine  Geschenke,  sondern  will  man  gewinnen.  Es  ist  daher 
anzunehmen,  dass  die  Vergütung  für  die  Einlage  von  100000  mit  in  den 
950000  Mk.  Aktiennennbetrag  liegt  Dann  ist  die  Sacheinlage  aber  nicht 
950000  wert  und  so  der  Rechtssatz  verletzt,  dass  der  Buchwert  keines  Aktivums 
höher  als  dessen  reeller  Wert  angesetzt  werden  darf.  Also  lässt  sich  das  Ge- 
schäft nur  mit  folgender  Buchung  aufrecht  erhalten: 


')  Dies  die  Praxis:  sie  erhöht  das  Anlagekapital  auf  13000000,  obwohl  der  wahre 
Wert  nur  12000000. 

«)  Vgl.  Simon  120ff  ;  Ring  262,;  Knappe  119  und  besonders  Reiseh  II  138ff. 
»)  Ebenda  279. 
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Anlagekonto 850000 

Sonstige  Aktiva .     •     .     .       150000 


Grundkapital       ....     1000000 
Reservefonds       ....        100000. 


Dann    scliliesst   die   Buchung   aber    mit    100000   Yerlustsaldo  *ab.  Dies    ist 

nicht  gewollt     Man  könnte  nun  den  Reservefonds  wegfallen  lassen  wollen: 

Anlagekonto 850000      Grundkapital       ....  1000000, 

Sonstige  Aktiva    .     .     .     .     150000 

aber  ein  solcher  soll  ja  gerade  geschaffen  werden.     Somit  bleibt  nur  ein  Aus- 
w^:  Heiabsetasung  des  Grundkapitals  und  damit  die  Buchung: 

Anlagekonto 850000      Grundkapital       ....  900000 

Sonstige  Aktiva    .     .     .     .     150000      Reservefonds       ....  100000. 


F.  Die  Terwenduis:  der  Reserren. 

§  155. 

I.  Die  Frage  der  Verwendung*)  der  Reserven  anlangend,  ist  zwischen 
offenen  und  stillen  Reserven  streng  zu  scheiden.  Hinsichtlich  der  offenen  Reserven 
ist  zunächst  von  Bedeutung,  welche  Organe  der  Gesellschaft  berechtigt  sind, 
den  Fonds  dem  Zwecke  zuzuführen,  für  welchen  er  bestimmt  ist.  Die  Frage 
entscheidet  sich  in  der  Hauptsache  nach  einem  formalbilanzrechtlichen  Moment. 

A.  Die  Verwendung  von  Reserven  ist  ihrem  Wesen  nach  ein  Akt  der 
Geschäftsfühmng.  Diese  steht  unter  der  Aufsicht  und  Oberaufsicht  anderer 
Oigane  grundsatzlich  dem  Vorstand  zu*).  Also  ist  im  Zweifel')  auch  zur  Ver- 
wendung von  Reservefonds  der  Vorstand  befugt. 

B.  Aber  hier  ist  eine  aUgemeine^)  Ausnahme  bezüglich  der  Reservefonds 
zu  machen,  deren  Zweck  ausschliesslich  oder  mit  in  der  Deckung  bilanxmässiger 
(aus  der  B.  sich  ergebender)  Verluste  besteht. 

1.  Zeitpunkt  der  Verwendung.  Dient  ein  Reservefonds  ausschliess- 
lich der  Deckung  von  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlusten,  also  lediglich  zm* 
Deckung  des  Verlustes,  welcher  als  Abschlussziffer,  als  Saldo  von  B.  und 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  sich  darstellt,  so  ist  die  Entscheidung  über  seine 
Verwendung  einzig  und  allein  Sache  der  Generalversammlung. 

a)  Erstens  steht  dabei  die  Abänderung  einer  Bilanzziffer  in  Frage.  Die 
Feststellung  der  B.  ist  ein  Vorrecht  der  Generalversammlung.  Die  Ziffer  des 
Verlustsaldos  ist  in  der  B.  festgestellt;  also  liegt  es  nahe,  dass  auch  ihre  Ab- 
änderung der  Zustimmung  der  Generalversammlung  bedarf,  und  eine  solche 
Abänderung  findet  statt,  wenn  jener  Saldo  gemindert  oder  ausgeglichen  wird 
durch  Verwendung  der  seiner  Deckung  zugeeigneten  Reserve. 


')  Über  Verwendung  des  Emeuerungsfonds  oben  §  49  IV  A  1  mit  §  148  VII. 

')  H.G.B.  241  Abs.  1;  246  Abs.  1. 

')  Nach  Statut  an  Stelle  des  Vorstandes  oder  mit  ihm  zusammen  der  Aufsichts- 
rat;  vielleicht  auch  die  GeneralTersammlung,  diese  aber  nur  allein,  s.  unter  Nr.  IV. 

*)  Eine  Spezialausnahme  ergibt  sich  aus  H.G.B.  227  Abs.  2  für  das  Aktienrecht. 
Hiemadi  hat  eine  selbständige  Einziehung  von  Aktien,  welche  aus  Mitteln  eines  Re- 
servefonds geschieht,  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  über  Herabsetzung  des  Grund- 
kapitals zu  erfolgen.  Der  Gesetzgeber  hat  hier  nicht  beachtet,  dass  diese  Einsetzung 
Herabsetzung  der  Gmndkapitalziffer  nicht  voraussetzt,  sondern  bewirkt.  S.  oben  §1251 V. 
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b)  Zweitens  ist  dafür  massgebend  der  Umstand,  dass  der  Generalver- 
sammlung allein  auch  zukommt  die  Bescblussfassung  über  die  Gewinnverteilung, 
d.  b.  darüber,  ob  der  bilanzmässige  Grewinn  (an  die  Mitglieder)  verteilt  oder  — 
und  das  geschieht  vor  allem  durch  Reservenbildung  —  von  der  Verteilung 
ausgenommen  werden  soll.  Im  Wege  der  Analogie  darf  hieraus  geschlossen 
werden:  wie  die  Bildung  von  Reserven  aus  bilanzmässigem  Gewinn  ein  Privfleg 
der  Generalversammlung  darstellt,  so  ist  ihr  auch  die  Verwendung  vorlmndener 
Reserven  zur  Deckung  bilanzmässigen  Verlustes  vorbehalten.  Und  die  Be- 
rechtigung dieses  Analogieschlusses  bestätigt  das  Genoss.-G.  §  48,  wenn  der- 
selbe in  Anschluss  an  §  15  Batz  1  daselbst  —  „der  bei  Genehmigung  der  B. 
für  die  Genossen  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  des  Geschäftsjahres  ist 
auf  diese  zu  verteüen^*^  —  bestimmt:  „Die  Generalversammlung  hat  (über  die 
Grenehmigung  der  B.  zu  beschliessen  und)  von  dem  Gewinn  oder  Verlust  den 
auf  die  Genossen  fallenden  Betrag  festzusetzen/*  Wie  die  Grewinn-,  so  ist  auch 
die  Verlustverteilung,  Verlustbeseitigung,  Verlustdeckung  Sache  der  Greneral- 
versammlung. 

2.  Geht  der  Zweck  eines  Reservefonds  weiter,  dient  er  zur  Deckung  von 
Verlusten  schlechthin  und  ist  er  ein  ganz  allgemeiner  Reservefonds,  so  liegt  es 
mit  in  seiner  Aufgabe,  sich  auch  zur  Deckung  bilanzmässiger  Verluste  ver- 
wenden zu  lassen.  Würde  es  hier  dem  Vorstand')  kraft  seiner  Geschäfts- 
führungsbefugnis zustehen,  über  diesen  Fonds  zu  den  anderen  Zwecken  zu 
verfügen,  welchen  er  dient,  so  würde  damit  der  Entscheidung  der  General- 
versammlung darüber  vorgegriffen  sein,  ob  mittelst  des  Fonds  nicht  ein  am 
Ende  des  Geschäftsjahres  aus  den  Rechnungsabschluss  resultierender  „bilanz- 
mässiger*'  Verlust  auszugleichen  sei.  Das  niedrigere  Organ  hätte  hiernach  eine 
der  Verfügungsgewalt  des  höheren  Organs  vorgehende  Verwendungsbefugnis. 
Dies  würde  dem  Grundprinzip  aller  Vereinsorganisation  entsprechen,  wonach 
bei  Konkurrenz  mehrere  Organe  das  höhere  den  Vortritt  hat  Also  ist  auch 
hinsichtlich  solcher  Reserven,  welche  nicht  bloss  der  Deckung  bilanzmässiger 
Verluste  zugeeignet  sind^  die  Verfügungsberechtigung  eine  ausschliessliche  des 
die  Mitgliedergesamtheit  repräsentierenden  Organs. 

IL  Art  der  Buchung  der  Verwendung.  Die  Verschiedenheit  des 
Zweckes  der  Verwendung  in  dem  eben  beregten  Sinne  hat  auch  eine  verschiedene 
Art  der  Buchung  beider  Verwendungen  zur  Folge. 

A.  1.  Die  Verwendung  eines  Fonds,  der  allein  oder  u.  a.  cmch  zur 
Deckung  aus  der  B.  sich  ergebender  Verluste  dient,  kann  recJmungsmässig 
erst  nacfi  Ahschhiss  der  B.  geschehen  und  gebucht  werden.  Wie  nach  positivem 
Recht  Bilanzfeststellung  und  Beschlussfassung  über  Grewinnverteilung  zwei  zeit- 
lich und  der  buchhalterischen  Form  nach  getrennte  Akte  darstellen,  der  letztere 
Beschluss  erst  nach  dem  ersteren  ergeht  und  gebucht  wini,  so  gilt  das  Gleidie 
auch  für  das  Verhältnis  von  Bilanzfestsetzung  (Bilanzgenehmigung)  und  Ver- 
lustverteilung, Verlustdeckung,  j^ Verlustverteilung  ist  ebensowenig  wie  Grewinn- 
verteilung Aufgabe  der  B."*). 

2.  Die  Verwendung  anderer  Reservefonds  zu  ihren  Zwecken  kann  schon 
vor  Abschluss  der  B.,  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  erfolgen,  denn  hier  handelt 
es  sich  nicht  um  Verwendung  für  Zwecke,  deren  ziffemmässige  Höhe  erst  aus 
der  abgeschlossenen  B.  ersichtlich  wird'). 


*)  Oder  nach  Statut  dem  Aufsichtsrat  oder  der  GeneralveFsammlung;  s.  Nr.  IV. 
*)  Simon  241. 

*)  Für  die  Verwendung  der  Pramienreserve  zur  Deckung  von  SehadenahlimgieD, 
Rückkäufen    und.  sonstigen   Leistungen,    welche  die    Beendigung   des  VeFricherang»- 
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B.  An  Beispielen  belegt,  ergeben  sich  demgemäss  folgende  Unterschiede: 
1.  Verwendung  der  Disagioreserve.  Um  zunächst  ein  Beispiel  für 
den  zweiten  Fall  anzuführen^  so  sei  angenommen,  eine  Hypothekenbank  erleide 
bei  Ausgabe  von  1  Million  3  ^/^  prozentiger  Pfandbriefe  ein  Emissionsdisagio  von 
100000,  indem  es  dieselben  nur  zum  Kurs  von  90  Prozent  unterbringe;  zur 
Tilgung  des  Disagios  verwende  sie  die  Disagioreserve,  indem  sie  von  derselben, 
die  150000  betrage,  100000  abschreibe. 
a)  Demgemäss  lautet  die  Buchung: 

Pfandbriefemissionskonto 
Soll  Haben 


An  Pfandbriefkonto      .     .     1000000 


Per  Kassakonto    ....     900000 
Per  Emissionsdisagiokonto  .     100000 


Emissionsdisagiokonto 
Au  Emissionskonto     .     .     .     100000  |  Per  Disagioreservekonto      .     100000 

Disagioreservekonto 
Soll  Haben 

An  Pfandbriefemissionskonto     100000      Per  Bilanzkonto  1902  .     .    150000. 
An  Bilanzkonto  1903    .     .       50000 

b)  Man  könnte  auch  buchen: 

Emissionsdisagiokonto 

Haben 
An  Emissionskonto    .     .     .     100000  |  Per  Gewinn- und  Verlustkonto  100000 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verlust  Gewinn 


An  Pfandbriefemissionsdisagio- 

konto 100000 


Per  Disagioreservekonto      .     100000 


Disagioreservekonto 


An  Gewinn-  und  Verlustkonto  100000 
An  Bilanzkonto  1903     .     .       50000 


Per  Bilanzkonto  1902   .     .    150000. 


Aber  dies  Führen  des  Disagioverlustes  über  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
ist  überflüssig,  weil  der  Verlust  hier  doch  nur  eine  durchlaufende  Post  bildet  ^). 

c)  Ob  aber  die  eine  oder  die  andere  Buchungsart  zur  Anwendung  ge- 
langt, jedenfalls  erscheint  der  Verlust  nicht  als  solcher  in  der  B.  Weil  seine 
Tilgung  nicht  die  B.  berührt,  kann  dieselbe  schon  vor  Abschluss  der  Jahres- 
rechnung, in  der  laufenden  Rechnung  geschehen. 


veilialtDiases  mit  sich  bringt,  ergibt  die  Zulassigkeit  dieses  Verfahrens  der  Wortlaut 
des  Pr.V.G.  g  61  Abs.  1,  denn  er  spricht  von  Beträgen  des  Pramienreservefonds,  welche 
4iureh  Beendigung  von  VersicherungsverhältDissen  frei  werden.  Also  kann  Minderung 
desselben  nicht  erst  nach  Bilanzschluss  möglich  sein.  Vgl.  über  §  61  Abs.  1  oben  §  148  a  E. 
*)  Vgl.  auch  §  157  X  A  2b.  Aus  gleichem  Gnmde  kann  bei  sofortiger  Tilgung 
des  Emisdonsdisagioe  aus  Disagioreserve,  wie  sie  in  unserem  Beispiele  vorliegt,  auch 
ein  Disagiokonto  übersprungen  und  gleich  gebucht  werden: 

Pfandbriefemissionskonto 

An  Pfandbriefbestandkonto     .    lOQOOOO  1  Per  Kassakonto 900000 

I  Per  Disagioreservekonto      .    .    .    100000. 
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Aktienkapital  .  . 
Reservefonds       .     . 

.  .  1000000 
.     .      400000, 

Aktienkapital  .  . 
Reservefonds       .     . 

.  .  1000000 
.     .       500000, 

Aktienkapital  .  . 
Reservefonds      .     . 

.  .  1000000 
.     ,       500000, 

2.  Anders  gestaltet  sich  die  Buchung  bei  Verwendung  eines  Reservefonds 
zur  Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes.  Ein  solcher  Verlust 
ist  ein  Posten,  welcher  in  der  B.  erscheinen  muss;  also  kann  Tilgung  desselben 
erst  nach  Abschluss  der  B.  geschehen.  Demgemäss  ist  es,  wenn  die  Aktiva 
1400000,  das  Aktienkapital  1000000,  der  Reservefonds  500000,  also  der 
bilanzmässige  Verlust  100000  beträgt,  unstatthaft»  die  B.  zu  buchen: 

Aktiva 1400000 

und  ebenso  ist  es  unzulässig,  zu  buchen 

Aktiva 1400000 

Abschreibung  vom  Reserve- 
fonds              100000 

sondern  es  muss  gebucht  werden: 

Aktiva 1400000 

Verlust 100000 

und  erst  dann  kann  vom  Reservefondskonto  zu  Gunsten  des  Gewinn-  und 
Verlustkontos  abgebucht  werden: 

Reservefondskonto 
An  Gewinn- und  Verlustkonto    100000  |  Per  Bilanzkonto  ....     500000. 

3.  Die  Sache  ist  wichtig  genug,  um  noch  zwei  weitere  Beispiele  des 
Buchungsgegensatzes  zu  geben: 

a)  Bei  einer  A.  besteht  ein  Baureservekonto  für  etwa  notwendig  werdende 
oder  angemessen  erscheinende  Erweiterungsbauten.  Bei  seiner  Verwendung 
handelt  es  sich  nicht  um  Aufwendung  für  einen  Posten,  welcher  nur  in  der 
B.  zu  erscheinen  vermag.  Die  Bauaufführung  ist  eine  Massregel  der  laufenden 
Verwaltung  und  hat  daher  auch  in  der  laufenden  Rechnung,  als  laufender, 
nicht  als  Abschlussrechnungsposteu  in  Ausdruck  zu  kommen. 

Wir  finden  in  den  Büchern  der  Gesellschaft  das  Konto:  ' 

Baureserve 

Haben 
I  Per  Bilanzkonto  Ende  1902     600000 

Das  neue  Gebäude  kostet  400000.  Kassakonto  gibt  400000  aus.  400000 
werden  ihm  daher  gutgeschrieben,  das  Baureservekonto  in  gleicher  Höhe  he- 
lastet.     Die  Buchung  lautet  also: 


Baureservekonto 


An  Kassakonto      .... 
An  Bilanzkonto  Ende  1903 


400000 
200000 


Per  Bilanzkonto  1902 


600000. 


Die  Baureserve   erscheint   somit   in  der  Schlussbilanz  1903   nur  mit  200  000. 
Vor  Abschluss  der  B.  ist  sie  teilweise  verwendet  ^)  ^). 


*)  Ein  Eintrag  des  Gebäudes  auf  Gebäudekonto  findet  vielleicht  nicht  Etatt 
(8.  oben  §  43).  Dann  tritt  an  die  Stelle  der  offenen  Reserve  von  600000  eine  stille 
von  400000  und  eine  offene  von  200000. 

')  Wird  der  Erweiterungsbau  aus  laufenden  Mitteln  gedeckt  und  soll  das  G«- 
bäude  nicht  als  stille  Reserve  dienen,  so  wird  die  Kassa  zu  Lasten  des  Gebäudekontoe 
erkannt: 
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b)  Auf  der  anderen  Seite  die  Verwendung  des  Dividendenreservefonds. 
Die  B.  einer  A.  ergibt  als  bilanzmässigeu  Reingewinn  100000,  das  Aktien- 
kapital betragt  250000.  Es  lasst  sich  demnach  nur  eine  Dividende  von 
4  Prozent  verteilen.  Aus  dem  Dividendenerganzungsfonds,  welcher  200  000 
betragt,  soll  die  Dividende  auf  5  Prozent  erhöht  werden.  Also  sind  25  000 
aus  ihm  zu  entnehmen. 

Hier  darf  nicht  gebucht  werden: 

Bilanzkonto  1903 


Aktiva 2800000 


Grundkapital  ....  2500000 
Dividendenreserve  .  .  .  175000 
Reingewinn 125000 


sondern  zu  buchen  ist: 


1 
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Aktiva 2800000 


Grundkapital  ....  2500000 
Dividendenreserve  .  .  .  200000 
Reingewinn 100000 


Denn  der  Dividendenreservefonds  hat  doch  als  Zweck^  den  aus  der  B.  sich 
ergebenden  Reingewinn  behufs  Ennoglichung  einer  Dividendenaufbesserung  zu 
erhohen;  also  setzt  seine  Verwendung  abgeschlossene  Feststellung  des  Betrages 
des  Reingewinns  voraus.  Beine  Bestimmung  ist,  die  festgestellte,  nicht  die  fest- 
zustellende Reingewinnssumme  nach  oben  zu  ändern. 

C.  Zum  Schluss  sei  noch  der  Unterschied  der  Wirkung  betont,  welche 
die  eine  und  die  andere  Buchung  der  Verwendung  auf  den  Bilanz-  und  Gewinn- 
und  Verlustrechnungssaldo  ausübt. 

1.  a)  Erfolgt  die  Verwendung  vor  Bilanzabschluss  und  wird  sie  dem- 
gemäss  in  der  B.  gebucht,  so  erscheint  im  Bilanzsaldo  als  bilanzmässiger  Rein- 
gewinn ein  höherer,  als  bilanzmässiger  Verlust  ein  niedrigerer  Betrag.  Denn 
die  Verwendung  des  Reservefonds  vor  Bilanzabschluss  bringt  mit  sich,  dass 
der  Reservefonds  in  der  B.  entweder  völlig  fehlt  oder  wenigstens  in  geringerer 
Höhe  auftritt  Demgemäss  ist  die  Passivsumme  geringer  und  dies  hat  zur 
Folge,  dass,  falls  die  Aktiven  überwiegen,  der  Aktivenüberschuss  grösser,  falls 
die  Passiven  überwiegen,  der  Passivenüberschuss  geringer  ist,  so  dass  sich  also 
im  ersteren  Falle  ein  höherer  Gewinn,  im  letzteren  Falle  ein  geringerer  Ver- 
lustsaldo ergibt 


Gebäudekonto 
Soll  Hat 

An  KasBakonto 400000  |  Per  Bilanzkonto  1903    ....    400000. 

Im  Bilanzkonto  heisst  es: 

Ao  Gebäudekonto 400000  | 

Das  Vermögen  hat  sich  nicht  verringert.  An  die  Stelle  des  Aktivums  „Kassa- 
koDt4>  400000**  ist  das  Aktivum  „Gebäudeanla^ekonto  400000^*  getreten.  Die  Bau- 
reserve blieb  unverändert.  Statt  400000  Betriebskapital  liegt  400000  Anlagekapital 
vor.  Das  Betriebskapital  ist  um  400000  geschwächt,  das  Anlagekapital  um  400000 
erhöht  —  Soll  der  Erweiterungsbau  in  der  B.  nicht  erscheinen,  also  stille  Reserve 
bilden,  so  liegt  die  Sache  anders.  Dann  lautet  die  Buchung  Kassakonto  an  Verlust- 
konto.   Hier  wiid  der  Buchwert  des  Aktivvermögens  also  um  400000  herabgesetzt. 
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b)  Verwendung  des  Reservefonds  nach  Bilanzabschluss  hat  die  entgegen- 
gesetzte Wirkung:  Verminderung  des  bilanzmässigen  Reingewinns,  Erhöhung 
des  bilanzmässigen  Reinverlustes.  Denn  wird  der  Reservefonds  erst  nach 
Rechnungsabschluss  verwendet,  so  ist  er  in  der  B.  noch  in  seiner  vollen  Höhe 
vorzutragen.  Demgemäss  sind  mehr  Passiva  abzuziehen  und  bleibt  demgemlUs 
bei  Oberwiegen  der  Aktiven  ein  kleinerer  Gewinn-,  bei  Überwi^;en  der  Pasäven 
ein  grösserer  Verlustsaldo. 

2.  Die  handeis-  und  steuerrechtlichen  Wirkungen,  die  sich  an  diesen 
Unterschied  knüpfen,  sind  in  anderem  Zusammenhang  zu  berühren. 

in.  A.  Eine  zum  Teil  andere  Auffassung  über  das  verwendungsberechtigte 
Gesellschaftsorgan  hat  Simon.  Während  wir  sagen:  der  Vorstand  ist  zur  Ver- 
wendung aller  derjenigen  Reservefonds  zuständig,  welche  die  Abänderung  der 
Bilanzabschlussziffer  nicht  zu  ihrem  ausschliesslichen  oder  zu  einem  ihrer  Zwecke 
haben,  unterscheidet  Simon^)  zwischen  Reservefonds^  welche  zur  Deckung  ge- 
wisser Ausgaben  (z.  B.  Baureserve,  Arbeiterunterstützungsfonds),  und  solchen, 
welche  zur  Deckung  von  Verlusten  bestimmt  sind.  Die  ersteren  dürfen  schon 
vor  Abschluss  der  Jahresrechnung  belastet,  daher  in  der  Abschlussbilanz  als 
bereits  gemindert  vorgetragen  oder  bei  völliger  Aufbrauchung  durch  den  Ver- 
wendungszweck überhaupt  weggelassen  werden.  Verwendung  der  letzteren  soll 
dagegen  erst  nach  Bilanzabschluss  zulässig  und  daher  lediglich  der  General- 
versammlung^) statthaft  sein. 

1.  In  unserem  oben  gegebenen  Beispiele  über  Verwendung  der  Disagio- 
reserve bei  Hypothekenbanken  wäre  also,  w^un  wir  annehmen,  dass  das  Grund- 
kapital 1200000,  die  bisherigen  Aktiva  1550000  ausmachen,  1  Million  Pfand- 
briefe mit  10  Prozent  Disagio  ausgegeben  werden  und  eine  Disagioreserve  in 
der  Höhe  von  150000  vorhanden  ist»  zu  buchen: 


Bilanzkonto  1903 


Bisherige  Aktiva     .     .     . 
Einnahme  aus  der  Pfand- 
briefemission   .... 


1550000 


900000 


Grundkapital 1200000 

Pfandbrief  schuld       .     .     .  1000000 

Disagioreserve      ....  150000 

Reingewinn 100000 


2450000 


2450000 


und  dieser  Reingewinnsaldo  100  000  wünie  erst  durch  Dotierung  aus  der  bisher 
unverändert  gebliebenen  Disagioreserve  auf  200000  zu  steigern  sein,  letztere 
somit  erst  in  der  Anfangsbilanz  des  nächsten  Jahres  (1904)  mit  dem  Betrage 
50000  erscheinen. 

2.  Nach  unserer  Anschauung  ist  dagegen  zu  buchen: 


Bisherige  Aktiva     .     . 
Kassakontozuwnchs 

Bilanzko 

.     1550000 
900000 

nto  1903 
Grundkapital      .     . 
Pfandbriefschuld 
Disagioreserve     .     . 
Reingewinn    .     .     . 

.     .     1200000 

.     .     1000  000 
.     .          50000 
.     .        200000 

2450000 

2450000. 

3.  Nehmen  wir  an,    die  Bank   erzielte   nur    50000  Mk.   Betriebsgewinn, 


*)  a  267  f. 
*)  a  268. 
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so   er^t   sich    bei   Simonscher  Buchungsweise   für  die  Abschlussbilanz   1908 
50000  Verlust: 


Bisherige  Aktiva 
Kassakontozuwachs 
Verlust      .     .     .     . 


1400000 

900000 

50000 


Grundkapital 
Pfandbriefschuld 
Disagioreserve     . 


1200000 

1000000 

150000 


2350000 


2350000, 


während  bei  unserem  Verfahren   das  Bilanzkonto  Ende  1903   mit   50000  Ge- 
winn abschliesst;  denn  es  lautet: 


Aktiva 


2300000 


Grundkapital 
Pfandbriefschuld 
Disagioreserve     . 
Reingewinn    .     . 


1200000 

1000000 

50000 

50000. 


B.  Die  Meinung  Simons  erklärt  sich  aus  der  hinsichtlich  des  Gewinn- 
begriffs u.  E.  unzutreffenden  Auslegung,  welche  Simon  den  Ausdrücken  Gewinn 
und  Verlust  in  H.G.B.  §  261  Ziff.  6  gibt. 

1.  H.G.B.  §  261  Ziff.  6  spricht  davon,  dass  in  der  B.  ziffernmässig  an- 
zugeben ist  „der  aus  der  Vergleichung  samtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva 
sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust".  Simon  fasst  dies  dahin  auf,  dass  die 
Gewinn-  und  Verlustziffer  aus  einer  Vergleichung  der  Summe  aller  im  Laufe 
des  Jahres  gemachten  Gewinne  und  der  Summe  aller  im  Laufe  des  Jahres  er- 
littenen Verluste  zu  bilden  sei.  Sonst  konnte  er  l)ezüglich  der  Einstellung  von 
Verlustziffem  in  die  B.  nicht  sagen:  „Ein  im  Laufe  des  Jahres  erlittener  Ver- 
lust muss  zum  Jahresende  durch  diejenige  Ziffer  des  Gewinnes  bezw.  Verlustes 
zum  Ausdruck  gelangen,  welche  sich  in  der  B.  findet^)*'  und  daran  die  Be- 
merkung knüpfen:  „Würde  also  ein  Verlust  ohne  weiteres  dem  Reservefonds 
entnommen,  so  käme  der  wahre  Jahresge^vinn  bezw.  Jahresverlust  in  der  B. 
nicht  zur  Erscheinung.'^  Es  käme  somit  in  unserem  Beispiel  der  Verlust  aus  dem 
Emissionsagio  in  der  Hohe  von  100000  Mk.  in  der  B.  nicht  zum  Ausdruck, 
wenn  300000  bezw.  50000  Reiiigewinnsaldo  gebucht  würden,  dagegen  wohl, 
wenn  der  Bilanzkonto  nur  mit  100000  Gewinn  bezw.  mit  50000  Verlust  ab- 
geschlossen würde.  Der  weitere  Schluss  ergibt  sich  dann  von  selbst:  Weil 
jeder  während  des  Jahres  eintretende  Verlust  in  der  Abschlussziffer  Ausdruck 
zu  finden  hat^  handelt  es  sich  bei  jeder  Verlustdeckung  um  Abänderung  der 
Bilanzabschlussziffer.  Also  steht  die  Verwendung  der  Generalversammlung  als 
dem  Gesellschaftsorgane  zu,  welchem  die  Bilanzgenehmigung  und  damit  Gewinn- 
und  Verlustverteilung*)  vorbehalten  ist. 

2.  Es  würde  zu  Wiederholungen  führen,  wollten  wir  hier  der  Auslegung 
des  Ausdruckes  Verlust  in  H.G.B.  §  261  Ziff.  6  entgegentreten,  welche  Simon 
für  die  richtige  hält.  Dieselbe  erklärt  sich  wesentlich  aus  der  Auffassung  des 
bilanzrechtlichen  Gewinnbegriffs,  die  Simon  eignet.  Sie  ist  nur  ein  Analogie- 
schluss  aus  ihr.  Es  kann  die  Erörterung  hierüber  daher  bis  zur  Behandlung  der 
Liehre  vom  handelsrechtlichen  Reingewinnbegriff  verschoben  werden^).  Hier  sei 
es  nur  unsere  Aufgabe,  aus  dem  Spexialrecht  nachzuweisen,  dass  die  Auffassung, 
als  dürften  alle  Verluste  erst  nach  Abschluss  der  Jahresrechnung  gedeckt 
werden,   unzutreffend   ist.      Die  deutsche   Hypoihjekenbank^satzgehxmg  bestätigt 


')  S.  268. 

*)  8imm  241  mit  268. 

*)  Vgl.  unten  §  161. 
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unmittelbar  die  rechtliche  Zulässigkeit  der  Tilgung  vor  Verlusten  von  Rechnung»- 
abschluss  und  direkt,  wie  indirekt  im  Wege  des  Analogieschlusses,  die  rechtliche 
Zulässigkeit  der  Verwendung  von  Reserven  zur  Deckung  nicht  bilanzmässiger 
Verluste  vor  Abschluss  der  Jahresbilanz^). 

a)  Wie  schon  wiederholt^)  erwähnt^  mündet  das  Pfandbrief^mi^^iofMdis- 
agio  mittelbar  oder  unmittelbar  auf  die  Verlustseite  des  Grewinn-  und  Verlust- 
kontos aus  und  stellt  insofern  rechnungsmässig  einen  Verlustposten  dar. 
Trotzdem  kann  dieser  Verlust  schon  vor  Bilanzabschluss  getilgt  werden;  zum 
Teil  macht  das  G.  diese  Tilgung  vor  Bilanzabschluss  sogar  zur  Pflicht. 

a)  Zunächst  sagt  Hypothekenbankgesetz  §  25  nur:  das  Emissionsdisagio 
darf  in  die  B.  als  Aktivum  aufgenommen  werden;  es  lässt  also  zu,  dass  das- 
selbe vor  Bilanzabschluss  völlig  getilgt  wird. 

ß)  Geschieht  letzteres  nicht,  sondern  will  die  Bank  von  der  Einstellungs- 
ermächtigung Gebrauch  machen,  so  ist  es  des  weiteren  aber  unstatthaft,  das 
ganze  Disagio  in  die  B.  einzustellen.     Ein  Teil  ist  vor  Bilanzabschluss  zu  tilgen : 

aa)  Erstens  dürfen  höchstens  vier  Fünftel  des  Disagiobetrages  als  Aktivum 
in  die  B.  aufgenommen  werden;  ein  Fünftel  ist  also  vor  Bilanzabschluss  zu  tilgen. 

ßß)  Zweitens  ist  von  diesen  vier  Fünfteln  noch  der  Gewinn  abzuziehen, 
welchen  die  Bank  durch  Rückkauf  von  Pfandbriefen  unter  pari  macht;  d.  h. 
der  Rückkaufsdisagiogewinn  ist  zur  Tilgung  des  Emissionsdisagios  vor  Bilanz- 
abschluss zu  verwenden. 

y)  Endlich  verlangt  das  G.  in  §  28  Abs.  3  nur,  dass  der  Minderrarlös, 
welcher  im  Geschäftsjahr  durch  Pfandbriefausgabe  unter  dem  Nennbetrag  e^it- 
standen  ist,  also  das  Emissionsdisagio  in  dem  Geschäftsbericht  oder  in  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  angegeben  werde.  Grelangt  der  Disagiobetrag  in 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zur  Angabe,  so  findet  er  auch  in  der  Ge- 
winn- bezw.  Verlustzifler  der  B.  als  Element  derselben  rechnungsmässigen 
Ausdruck.  Anders  dagegen,  wenn  dessen  Angabe  lediglich  im  Geschäftsbericht 
erfolgt.  Dieser  bildet  keinen  Bestandteil  der  Abschlussrechnung.  Und  das  G. 
stellt  sogar  Angabe  im  Geschäftsbericht  voraus:  „in  dem  Geschäftsbericht  oder 
in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung."  Also  kann  nicht  notwendig  sein,  dass 
der  Verlust  aus  Ausgabe  unter  pari  in  der  Bilanzschlussziffer  mit  uibe- 
griffeii  ist. 

b)  a)  Der  Emissionsdisagioverlust  kann  nach  alledem  vor  Bilanzabschluss 
getilgt  werden.  Ist  dies  aber  zulässig,  dann  vermag  es  mangels  besonderer  Ein- 
schränkung auf  jedmögliche  Weise  zu  geschehen,  somit  nicht  bloss  im  Wege 
der  Abschreibung  zu  Lasten  der  Verlustseite  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung, 
sondern  auch  zu  Lasten  eines  vorhandenen  Disagioreservefonds.  Denigemäss 
ist  Verwendung  dieses  Fonds  zur  Verlusttilgung  schon  vor  Rechnungsabschluss 
erlaubt  im  Einklang  mit  unserer  Behauptung,  dass  lediglich  die  Verwendung 
solcher  Reservefonds,  die  ausschliesslich  oder  mit  zur  Deckung  nur  bilanz- 
mässiger Verluste  dienen,  erst  nach  Abschluss  der  Jahresrechnung  erfolgen  darf. 

ß)  Zum  anderen  bemerkt  das  Hypothekenbankgesetz  §  2G:  das  als 
Passivum  in  die  B.  eingestellte  Pfandbriefemissiousagio  darf  zur  Tilgung  eines 
als  Aktivum  in  die  B.  aufgenommenen  Pfandbriefemissionsdisagios  jederitU 
verwendet  werden.  Ausgesprochen  wollte  damit  lediglich  sein:  zu  diesem 
Zwecke  darf  das  Agio  nicht  bloss,  wenn  kein  Emissionsdisagioposten  in  der  B. 
als  Aktivum  steht,  sondern  auch,  wenn  dies  der  Fall  ist,  und  zwar  ganz,  nicht 
nur  zu  einem  Bruchteil,    verwendet    werden*).     Aber   ausgesprochen    ist   damii 


')  §  140  III  B  1  und  §  153  IV  B  1. 
»)  S.  oben  §  141  III  A  2  b  ß. 
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auch,  dass  diese  Verwendung  nicht  bloss  nach,  sondern  auch  vor  Abschluss 
der  Jahresbilanz  erfolgen  darf.  Nun  ist  dies  Agio  allerdings  kein  Reserve-, 
äondem  ein  passives  Antizipationskonto.  Passive  Antizipation  steht  aber  dem 
Wesen  nach  dem  Beservefondsbegriff  so  nahe^),  dass  es  nicht  als  ein  zu  weit- 
gehender Analogieschluss  angesehen  werden  kann,  wenn  man  annimmt^  dasselbe 
sei  die  Meinung  des  Gesetzgebers  auch  hinsichtlich  der  Verwendung  von 
Reserven  zur  Verlustdeckung. 

IV.  A.  Aus  den  gleichen  Erwägungen,  aus  welchen  wir  ableiteten  ^),  dass 
ilie  Generalversammlung  bei  Reservenbildung  statutarisch  nicht  an  die  Zustim- 
mung anderer  Gesellschaftsorgane  gebunden  zu  sein  vermag,  folgt,  dass  die- 
selbe auch  bei  Verwendung  solcher  Reserven,  über  welche  lediglich  die  General- 
versammlung verfügen  darf,  statutarisch  nicht  durch  Zustimmungsbefugnisse 
anderer  Gesellschaftsorgane  beschrankt  werden  kann.  Die  Bestimmungen  des 
G.  über  die  Rangonlnung  unter  den  Gesellschaftsorganen  sind  zwingendes  Recht. 

B.  Dagegen  ist  es  wohl  möglich,  dass  die  Verwendung  von  Reservefonds, 
welche  in  laufender  Rechnung  verwendet  werden  dürfen,  dem  Vorstand  ent- 
zogen imd  Aufsichtsrat  oder  Generalversammlung  statutarisch  übertragen  werden. 
So  kann  z.  B.  die  Verwendung  eines  Beamten-  und  Arbeiterunterstützungsfonds 
den  Aufsichtsrat  oder  der  Generalversammlung  vorbehalten  sein. 

V.  A.  Die  Reservefonds  mit  einem  gesetzlich  bestimmten  Zweck  ^)  müssen^ 
wenn  der  Zweck  tatsächlich  eintritt,  teils  zu  dessen  Erfüllung  verwendet 
werden,  teils  können  sie  es. 

1.  Das  erstere  gilt  ausnahmslos  für  die  ^t^^o^reservefonds  (Prämien - 
reservefonds).  Pr.V.G.  §  61  Abs.  1  setzt  als  selbstverständlich  voraus,  dass 
mit  Beendigimg  eines  Versicherungsverhältnisses  der  für  dasselbe  ausgesetzte 
Betrag  im  aktiven  (angelegten)  Reservefonds  und  in  der  passiven  Prämien- 
reserve  zur  Absetzung  gelangt*). 

2.  Die  Fer/u^/reservefonds  unterstehen  teils  dem  einen,  teils  dem  anderen 
Recht 

a)  Geno8S.-G.  §  7  und  Pr.V.G.  §  37  bezeichnete  den  obligatorischen 
Reservefonds  als  einen  Fonds,  welcher  „zur  Deckung  (von  Verlust)  zu  dienen 
Jiat^,     „Zu  dienen  hat,''  ist  etwas  anderes  als  „dienen  soll''. 

b)  Dagegen  spricht  das  H.G.B.  §  2G2  nur  von  einem  „zur  Deckung 
eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes"  zu  bildenden  Reservefonds.  Dies 
kann  auch  nur  bedeuten:  „ein  zur  Deckung  solchen  Verlustes  bestimmter 
Reservefonds."  In  der  Tat  gebmucht  diesen  Ausdruck  für  den  Reservefonds 
des  §  262  das  Hypothekenbankgesetz^  indem  es  in  §  7  (mit  §  1)  von  „dem 
ausschliesslich  zur  Deckung  einer  Unterbilanz  bestimmten  Reservefonds"  spricht. 
Hienlarch  ist  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  „Reservefonds  zur  Deckung 
bilanzmässigen  Verlustes"  in  H.G.B.  §  262  lediglich  bedeutet:  Reservefonds, 
der  zu  keinem  anderen  Zwecke  verwendet  werden  darp), 

B.  Andererseits  darf  der  ganze  diesbezügliche  Reservefonds  nur  zu  diesem 
Zwecke  Verwendung  finden,  alles,  was  in  ihn  eingelegt  wird,  nicht  bloss,  was 
in  ihn  eingelegt  werden  muss. 

1.  Um  es  auf  den  Zwangsreservefonds  des  H.G.B.  §  262  anzuwenden, 
£?o  darf  nur  zur  Deckung  eines  bilanzmä^^sigen  Verlustes  auch  verwendet  werden : 


>)  8.  hierüber  §  147. 
»)  §  152  III  D  2  b  ß. 
»)  S.  oben  §  152  V  C  1  und  2. 
*)  VgL  darüber  §  148  VI  C  1. 

*)  Wie  hier  Bing  262 ,;  a.  M.  die  herrschende  Lehre  (s.  Staub  262  ^    und  oben 
§    30  II  B  2  b). 

Rehm,  Die  Bilansen  der  AktiengeselUcluiften.  ^ 


626  §  1^0.  Die  Verwendung  der  Reserven. 

a)  Das  Aktienemissionsagio,  das  ohne  Abzug  der  Emissionskosten  einge- 
stellt wird, 

b)  Was  an  Reingewinn  über  den  gesetzlichen  oder  statutarischen  Hindestr 
teil  des  Reingewinns  oder  (auch:  und)  den  gesetzlichen  oder  statutarischen 
Mindestteil  des  Grundkapitals  hinaus  in  den  Fonds  eingestellt  wird. 

c)  Was  an  anderen  Betragen,  als  an  Reingewinn,  Aktienausgabe 
und  Zuzahlungen  auf  Aktien,  in  den  Reservefonds  eingesetzt  wurde.  Denn 
§  262  bestimmt  lediglich,  was  in  den  Reservefonds  einzustellen  ist,  schliei^^t 
also  nicht  aus,  dass  anderes  in  ihn  eingelegt  werden  kann.  Werden  andere 
Beiträge  in  ihn  eingestellt^  so  werden  sie  Bestandteile  eines  nur  zu  einem 
bestimmten  Zwecke  verwendbaren  Reservefonds.  Die  Freiwilligkeit  der  Ein- 
legung bewirkt  nicht  notwendig  auch  Freiwilligkeit  der  Verwendungsbestimmung. 
Die  deutschen  Bundesstaaten  können  mehr  Matrikularbeitrage  leisten,  als  sie 
leisten  müssen;  aber  verwendet  werden  können  alle  Matrikularbeitrage  nur  für 
Reichsausgaben.  Was  freiwillige  Reserve  der  Begründung  nach  ist,  muss  nicht 
auch  freiwillige  Reserve  der  Verwendung  nach  sein. 

2.  Die  herrschende  Lehre  ist  eine  andere.  Teils  kann  nach  ihr  der 
Zwangsreservefonds  bezüghch  aller  seiner  nicht  gesetzlich  vorgeschriebenen  Be- 
standteile in  einen  Fonds  mit  anderem  Zwecke^)  umgewandeU  werden*);  teils 
ist  es  nach  ihr  nm*  hinsichtlich  derjenigen  freiwilligen  Beiträge  möglich,  welche 
nicht  aus  Reingewinn,  Agio  oder  Zuzahlung  auf  Aktien  gemacht  werden'). 
Unserer  Anschauung  dürfte  Sivion*)  sein. 

VI.  Verwendung  stiller  Reserven.  Wie  eingangs  des  Paragraphen 
betont,  haben  wir  bisher  nur  von  der  Verwendung  der  offenen  Reserven  ge- 
sprochen. Anderes  gilt  nach  ihrem  Wesen  von  der  Verwendung  der  stiüen 
Biicklagen,  Von  einer  solchen  kann  nur  ivirtschaftlich,  nicht  bucfaführungs- 
technisch  die  Rede  sein. 

A.  1.  Buchmässig  existieren  die  stillen  Rücklagen  gar  nicht').  Daher 
ist  Verwendung  derselben  buchtechnisch  nicht  erst  bei  Verwandlung  der  stillen  in 
eine  offene  Reserve  und  Verwendung  letzterer  erfüllt,  sondern  stille  Resa-ve  ist 
schon  verwendet,  wenn  sie  in  ein  offenes,  buchmässiges  Vermögen  verwandelt 
und  dieses  irgendwie  zu  Ausgaben-  oder  Verlustdeckung  verwendet  wird. 

2.  Die  stille  Roserve  entsteht  durch  Abschreibung  bezw.  Nichtanschreibung; 
also  durch  Belastung  des  Verlustkontos*);  ihre  Bildung  ist  buchführungstecbniscb 
Verlust.  Demgemäss  kann  die  stille  Reserve,  wenn  sie  wieder  in  den  Büchern 
sichtbar,  ein  offenes  Vermögen  werden  soll,  nur  über  Gewinnkonto  in  die 
Bücher  zurückgeführt  werden;  als  Gewinn,  der  dann  zu  irgend  etwas  v«- 
wendet  wird,  tritt  sie  wieder  in  die  bücherliche  Erscheinung.  Die  Buchung 
ist  hier  dieselbe,  wie  bei  geschenkten,  gefundenen,  gewonnenen  Sachen^),  und 
entgegengesetzt  der  Buchung  der  Bildung  der  stillen  Reserve.  Eine  Maschine 
ist  für  100000  gekauft;  erkannt  wird  also  für  die  Summe  das  Kassenkonto, 
aber  statt  Maschinenkonto  mit  der  gleichen  Summe  zu  belasten,  wird  vom 
Kassenkonto  auf  Geschäftsunkosten-  und  damit  auf  Verlustkonto  überwiesen, 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  belastet;  die  stille  Reserve  ist  damit  geschaffen^''). 

^)  Z.  B.  in  einen  Dividendencrganzungsfonds. 

•)  So  Staub,  2G2„;    Reichsger.  in  Zivils.  28  S.  45 ff.;  Geissmar  bei  Holdham 
XI  lOff;  Lehmann  A.en  II  300  u.  a.  (s.  Bing  262„). 
»)  So  Bing  262,. 
*)  S.  263  f. 
•)  S.  oben  §  151  V. 
•)  Vgl.  oben  §  43  IV  C. 

')  8.  hienlber  oben  §  70  IV  B.  3.  Dazu  aber  Lehmann,  A,en  II  304. 
•)  Vgl.  §  43  V  A  2  b. 
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Und  nun  soll  die  stille  Reserve  verwendet  werden.  Zu  dem  Zwecke  ist  sie  in 
den  Büchern  sichtbar  zu  machen^).  Das  geschieht  durch  Erkennen  des  Ge- 
winn- und  Verlustkontos  und  Belasten  des  Maschinen kontos.  Als  Bilanzele- 
mente treten  sich  gegenüber: 

Maschinenkonto       ....     100000  |  Gewiunkonto       ....     100000 

und  diese  100000  werden  nun  verwendet:  zur  Minderung  des  Verlustkontos, 
zur  Aufbesserung  der  Aktionärdividende,  zur  Bildung  einer  offenen  Reserve  u.  s.  w. 
Es  erhellt:  mit  Sichtbarmachung  des  Vermögenswertes  in  den  Büchern  ist  nicht 
nur  der  stille,  sondern  auch  der  Reservencharakter,  die  Zurückhaltung  von 
Verteilung  und  Verwendung  zu  laufenden  Bedürfnissen  verschwunden.  In  dem 
Versleckisein  allein  lag  der  Reservencharakter.  Er  war  eine  Wirkung  des  Ver- 
stecktseins; daher  endigt  derselbe  auch  von  selbst  mit  diesem.  Nicht  ver- 
wandelt sich  die  stille  Reserve  dadurch  in  eine  offene.  Buch  technisch  ist  die 
Verwendung  stiller  Reserven  nur  Reservenauflösung,  die  Verwendung  Ver- 
wendung nicht  reservierten,  sondern  freien  Vennögens. 

B.  Wer  ist  zur  Auflösung  und  damit  wirtschaftlichen  Verwendung  stiller 
Reserven  befugt?  Allein  die  Generalversammlung.  Die  stillen  Reserven  werden 
aafgelöst  durch  Vermögensbewertung  und  Verniögensauf nähme :  Höherbewertung 
von  Aktiven,  Niedrigerbewertung  von  Passiven,  Einsetzung  neuer  Aktiv  werte. 
Beides  betätigt  in  entscheidender  Weise  allein  die  Generalversammlung  in  der 
Bilanzgenehmigung,  Bilanzfeststellung;  die  B.  ist  Vennögensverzeichnis  und 
Vermögensbewertung  in  zusammengedrängtester  Fonn. 

C.  Hieraus  folgt  wieder:  die  Auflösung  der  stillen  Reserven  erfolgt  schon*) 
vor  Bilanzabschluss,  in  der  i/i7a72^fcststellung  und  demgemäss  katm  vorher  auch 
schon  ihre  Verwendung  geschehen,  sofern  nicht  die  Art  der  Verwendung*) 
deren  Vornahme  erst  nach  Bilanzabschluss  gestattet 

1.  Angenommen  z.  B.,  es  würde  ohne  Auflassung  der  stillen  Reserven 
die  B.  mit  Verlustsaldo  abschliessen.  Werden  stille  Reserven  aufgelöst,  also 
das  Giewuinkonto  hierfür  erkannt,  so  erhält  das  Verlustkonto  dadurch  Gegen- 
gewicht und  Verlustsaldo  wird  vennieden.  Das  Geschäftsjahr  schliesat  mit 
200000  Betriebsverlust.     Gewinn-  und  Verlustkonto  würden  lauten: 

Verlust 
Betriebsverlust 200000  | 

Eine    stille  Reserve  wird  aufgelöst,    ein  n ich tbe wertetes  Haus  bewertet;    es    ist 
210000  wert     Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  lautet: 


Betriebsverlust 200000 

Gewinnsaldo 10000 


Per  Gebäudekonto     .     .     .     210000 


2.  Anders  dagegen,  wenn  eine  offene  Reserve  daraus  gebildet  werden 
solL  Dann  handelt  es  sich  um  einen  erst  das  Stadium  der  Gewinnverteilung 
betreffenden  Beschluss.  Demgemäss  vermag  derselbe  erst  nach  der  Bilanzfest- 
etellung  effektuiert  zu  werden. 

D.  Unzutreffend  wäre  es,  von  einer  Verwendung  stiller  Reserven  ohne 
Auflösung,  d.  h.  ohne  Sichtbarmachung  in  den  Büchern  in  dem  Falle  zu  sprechen, 


*)  S.  auch  Beiseh  II  304. 

*)  Ebenso,  wie  die  Bildung  statutarisch  vorgeschriebener  oder  zugelassener  stiller 
Keserven  vor  Bilanzabschluss  erfolgen  darf.    S.  §  153  V. 
*)  Z.  B.  VerteiluDflc  als  Dividende  an  die  Aktionäre. 

^  40* 
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wo  die  stille  Reserve  dadurch  ihr  Ende  erreicht^  dass  an  dem  unterbewerteten 
oder  in  Form  der  stillen  Reserve  gar  nicht  bewerteten  Gegenstand  spater  eine 
der  Höhe  der  stillen  Reserve  gleichkommende  Entwertung  eintritt.  Die  stille 
Reserve  gewährt  hier  den  Vorteil,  dass  der  Verlust  und  sein  Ausgleich  in  der 
B.  nicht  sichtbar  wird,  also  stiller  Verlttst^)  und  stsller  Verlustausgleich  vorliegen. 
Allein  dieser  Ausgleich  des  Verlustes  durch  die  stille  Reserve  tritt  von  selbst 
ein.  Durch  die  Entwertung  des  Gegenstandes  verliert  die  stille  Reserve  von 
selbst  ihr  Ende.  Es  findet  Beendigung  derselben  nicht  durch  Verwendung, 
sondern  durch  selbständigen  Untergang  statt 


G.  Avfldftiiiii;  und  llmwandlani;  der  ReserTen. 

§  156. 

I.  Etwas  anderes  als  Verwendung  ist  Auflösung  des  Reserve/b»i^.  Die 
Verwendung  von  Reservefonds  kann,  wie  wir  sahen  ^),  anderen  Gesellschaftsorganen 
zustehen,  als  der  Generalversammlung,  nicht  aber  die  Auflösung. 

A.  Auflösung  liegt  nicht  vor,  wenn  der  Reservefonds  durch  Verwendung 
für  seinen  Zweck  erschöpft  wird.  Hier  ist  das  Verschwinden  des  Fonds  Folge 
seiner  Verwendung,  der  Aufbrauchung  für  seinen  Zweck.  Auflösung  ist  Auf- 
hebung des  Fonds,  die  nicht  in  Verwendung  desselben  zu  seinem  Zwecke 
besteht. 

B.  Das  Wesen  der  Reservefondseigenschaft  ist  Ausschluss  einer  bestimmten 
Summe  von  Vermögenswerten  von  der  Verteilung  unter  die  Gesellscbafter, 
solange  die  Gesellschaft  besteht,  bezw.  von  der  Verwendung  für  laufende  Be- 
dürfnisse. Somit  besteht  die  Auflösung  des  Reservefonds  in  Aufhebung  dieser 
Eigenschaften  Unverteilbarkeit  während  bestehender  Gesellschaft  bezw.  Unver- 
wendbarkeit  für  laufende  Bedürfnisse. 

C.  Auflösung  des  Reservefonds  ist  selbstverständlich  nur  angängig  bei 
freiwilligen  Reservefonds,  nicht  bei  gesetzlich  vorgeschriebenen.  Was  das  G. 
zwingend  vorschreibt^  kann  der  GesellschaftswiUe  nicht  beseitigen. 

D.  Wir  haben  gesehen^),  dass  freiwiUige  Reserven  lediglich  durch  die 
Generalversammlung  hergestellt  zu  werden  vermögen.  Ebenso  ist  zu  behaupten, 
dass  kein  Reservefonds  durch  ein  anderes  Organ  als  die  Generalversammlung 
aufgelöst  zu  werden  vermag.     Zwei  Erwägungen  sind  hierfür  massgebend: 

1.  Der  Rechtssatz,  dass  die  Generalversammlung  allein  über  Gewinnver- 
teilung und  damit  auch  ü])er  Ausschluss  von  der  Gewinnverteilung  entscheidet^ 
wäre  wirkungslos,  wenn  zwar  nur  die  Generalversammlung  Ausschluss  des 
Reingewinns  von  der  Verteilung  beschliessen,  aber  ein  anderes  Organ  die  Auf- 
hebung dieses  Beschlusses  herbeiführen  könnte.  Liegt  die  Entscheidung  über 
Verteilung  und  Nichtverteilung  ausschliesslich  in  der  Hand  der  Generalver- 
sammlung, dann  kann  allein  in  ihrer  Hand  auch  ruhen  die  Beschlussfassung 
über  Nichtverteilung  und  Aufhebung  der  Nichtverteilung. 

2.  Ausschluss  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  kann  laut  H.G.R 
§  213*)  lediglich  „nach  G.  oder  Gesellschaftsvertrag"  erfolgen.     Die   General- 


»)  Vgl.  Beisch  II  304. 
*)  §  155  I. 
•)  $  152  III. 

*)  Anders  altes  H.G.B.  Art.  216.    Hier  heisst  es:    „Der  Aktionär  .  .  .  hat  .  . . 
einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn,   soweit  dieser  nach  dem  GeaellschaftsTertnge 
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Versammlung  hat  also  nicht  einmal  schlechthin  die  Befugnis  hierzu,  sondern 
lediglich,  wenn  6.  oder  Statut  sie  ermächtigt  Um  viel  weniger  kann  daher 
dem  Vorstand  kraft  seiner  Geschäftsführungsbefugnis  das  Recht  zustehen,  einen 
der  Greneralversammlung  sogar  noch  erschwerten  Ausschluss  von  der  Verteilung 
seinerseits  aufzuheben^). 

E.  Der  Greneralversanunlungsbeschluss  muss  die  besonderen  Bedingungen 
der  Statutenänderung  erfüllen,  wenn  der  aufzuhebende  Fonds  ein  durch  Statut 
angeordneter  ist.  Dagegen  genügt  zur  Aufhebung  ein  einfacher  Generalver- 
sammlungsbeschluss,  wenn  der  Reservefonds  lediglich  ein  statutarisch  zuge- 
lassener war. 

F.  Die  Wirkung  der  Auflösung  ist  nur,  dass  jetzt  mehr  Werte  an  die 
Aktionäre  verteilt  werden  können,  nicht  aber,  dass  sie  verteilt  werden  müssen. 
Der  Anspruch  der  Aktionäre  auf .  Verteilung  der  betreffenden  Summe^  wie  er 
ihnen  kraft  Gesetzes^)  zusteht,  ist  durch  den  seinerzeitigen  ebenfalls  auf  G. 
beruhenden  Beschluss,  die  Summe  von  der  Verteilung  auszuschliessen,  vernichtet. 
Die  Vernichtung  wird  nicht  von  selbst  durch  Aufhebung  des  vernichtenden 
Beschlusses  beseitigt.  Ob  der  wieder  verteilbare  Gewinn  auch  wirklich  verteilt 
werden  soll,  darüber  befindet  die  Generalversammlung  erst  bei  der  nächsten 
Gewinnverteilung,  weil  nur  aus  der  B.  sich  ergebender  Reingewinn  zur  Ver- 
teilung gelangen  darf').  Behält  sie  sich  dies  nicht  vor  und  gibt  sie  dem  frei- 
gewordenen Vermögen  nicht  sonst  einen  bestimmten  Verwendungszweck,  so  kann 
das  freigewordene  Vermögen  schon  vorher  vom  Vorstand  kraft  seiner  Geschäfts- 
führungsbefugnis irgendwelchem  Zwecke  zugeführt  werden.  Es  am  Jahresende 
zur  Gewinnverteilung  zu  verwenden,  setzt  natürlich  voraus,  dass  die  B.  verteil- 
baren Gewinn  überhaupt  ergibt.  Nach  österreichischem  A.-Reg.  §  53  Abs.  4 
ist  Verteilung  eines  aufgelösten  Reservefonds  an  die  Aktionäre  überdies  nur 
statthaft,  wenn  das  Statut  es  zulässt.  Es  setzt  also  diese  Art  der  Verwendung 
des  aufgelösten  Fonds  selbst  bei  einem  nicht  statutarischen  Reservefonds  eine 
Statutenänderung  voraus. 

IL  Ein  gesetzhch  bestimmten  Zwecken  zugeeigneter  Reservefonds  kann 
durch  (Sesellschaftswillen  nicht  anderen  Zwecken  gewidmet  werden*),  ebenso- 
wenig, wie  ein  Zwangsreservefonds  durch  Gesellschaftswillen  aufgehoben  zu 
werden  vermag.  Dagegen  können  freiwillige  Reservefonds  unter  Forterhaltung 
ihrer  Existenz  als  Reservefonds  andere  Zweckbestimmung  durch  Gesellschafts- 
willen erhalten^  d.  h.  in  Reservefonds  mit  anderen  Zwecken  umgewandelt  werden. 
Hierzu  ist  der  nämliche  Beschluss  notwendig,  wie  der,  durch  welchen  der  Fonds 
seine  bisherige  Zweckbestimmung  erfuhr,  also  eine  Statutenänderung,  wenn  der 


zur  Verteilung  .  .  .  bestimmt  ist."  Ausschluss  von  der  Verteilung  bedarf  also  keiner 
besonderen  Zulassung  durch  G.  oder  Statut,  sondern  ist  die  gesetzliche  Besel. 

*)  §  152  V  D.  —  Für  Simon  ergibt  sich  dies  nicht  erst  mittelbar  durch 
Schlussfo^rung,  sondern  unmittelbar  aus  dem  Begriff  bilanzmässiger  Beingewinn 
(259).  Möglich  ist  dies  nur  bei  der  besonderen  Elrklänm^,  welche  Simon  diesem  Be- 
griffe gibtb  Nach  ihm  gehört  zum  bilanzmässigcn  Beingewinn  auch  jeder  Beservefonds. 
§.  darüber  näheres  unten  §  161  II  A. 

«)  H.G.B.  213. 

»)  H.G.B.  215  Abs.  1;  Gesellsch-G.  46  Ziff.  1;  Genoss.-G.  48;  Pr.V.G.  38.  — 
Altes  H.G.B.  Art.  217  und  A.-Reg.  §  53  Abs.  4:  „Ein  bei  der  Gesellschaft  angesam- 
melter Fonds  kann  zur  Verteilung  an  die  Aktionäre,  abgesehen  von  dem  Falle  einer 
teilweisen  Zurückzahlung  des  AktienkapitsdB  [Gegensatz:  Beservefonds]  unter  Beobach- 
tung der  gesetzlichen  Vorschriften,  überhaupt  ...  nur  in  der  Form  der  Auszahlung 
einer  ausserordentlichen  Dividende  über  Beschluss  der  ordentlichen  Generalversammlung 
auf  Grund  der  Jahresbilane  [also  nicht  im  Laufe  des  JahresJ  herangezogen  werden." 

*)  Darüber  schon  oben  §  155  V  B. 
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Zweck  im  Statut  festgesetzt  ist,  ein  einfacher  Greneralversammluugsbeschluss, 
wenn  auf  einem  solchen  die  Zweckbestimmung  beruht^).  Anderes  gilt,  wenn 
im  Statut  entweder  bestimmt  ist,  dass  der  Zweck  eines  jeden  freiw^illigen 
Reservefonds  nur  im  Wege  der  Statutenänderung  modifiziert  zu  werden  yermag; 
oder  darin  oder  in  dem  den  Fonds  selbständig  begründenden  Generalver- 
sammlungsbeschluss  die  Bestimmung  sich  findet,  dass  die  Zweckbestimmung  und 
demgemäss  auch  die  Zweckumwandlung  oder  nur  die  Zweckumwandlung  einem 
besonderen  Organe  (z.  B.  bei  statutarisch  angeordneten  Fonds  der  Generalver- 
sammlung, bei  statutarisch  zugelassenen  dem  Vorstand)  überlassen  sei. 

III.  A.  Was  die  stillen  Reserven  anbelangt,  so  bedarf  es  nach  unseren 
Erörterungen  über  Verwendung  derselben*)  keiner  Ausführung  über  die  Auf- 
lösungsfrage bei  stillen  Reserven  mehr.  Aus  dem  dort  Bemerkten  erhellt,  dass 
eine  Verwendung  innerer  Rücklagen  ohne  deren  Auflösung   nicht   möglich  ist^ 

B.  Ebenso  folgt  aus  dem  früher*)  über  das  Wesen  der  stillen  Reserve 
Bemerkten,  dass  ihr  ein  Verwendungszweck  fehlt  und  demgemäss  auch  nicht 
von  Umwandlung  derselben,  d.  h.  genauer  ihres  Verwendungszweckes  gesprochen 
werden  kann. 
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§  157. 

I.  In  §  143^)  bei  Bestimmung  des  Reservefondsbegriffes  sind  wir  davon 
ausgegangen  und  hat  sich  uns  erwiesen,  dass  im  Sinne  des  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuer-Rechts unter  den  Reservefondsbegriif  nicht  die  stillen,  für  das 
österreichische  Recht  wenigstens  nicht  die  unselbständigen,  d.  h.  nicht  in  be- 
sonderen Abschreibungskonten  (Abschreibungs-,  Emeuerungs/bnc/«)  in  ErscheinuDg 
tretenden  stillen  Reserven  fallen.  Allein  hieraus  dürfen  nicht  zu  weit  gehende 
Schlussfolgerungen  gezogen  werden. 

II.  Bei  der  Frage  nach  der  Steucrpflichi  der  offenen  und  8txüen  Reserven 
ist  vor  allem  daran  zu  erinnern,  dass  steuerrechtlich  das  wesentliche  Element 
der  Reserveneigenschaft  in  etwas  Anderem  liegt,  als  handelsrechtlich.  Handels- 
rechtlich ist  die  Reservenatur  eines  Buchpostens  durch  die  Eigenschaft  der 
Uuverteilbarkeit  gekennzeichnet,  steuerrechtlich  besteht  das  Charakteristikum 
der  Reserveneigenschaft  im  Momente  der  Unverwendbarkeit  für  gegenwartige 
Betriebszwecke*). 

III.  A.  Dies  festgehalten,  ergibt  sich  als  erstes,  dass  Reserven  ertrag:^ 
bezw.  einkommensteuerpflichtig  nur  werden  können,  wenn  sie  aus  Reinertrags 
bezw.  Reineinkommen,  Gewinn,  nicht  dagegen,  wenn  sie  aus  Stanunvennögen, 
Stammkapital,  gebildet  sind.  Nur  die  Verwendung  von  Gewinn  (Reinertrag, 
Reineinkommen)^  nicht  die  Verwendung  von  Kapital  zur  Reservenbildung  i^ 
steuerpflichtig.  Denn  der  Ertrags-  bezw.  Einkommensteuer  unterli^  nur  der 
Vermögensertrag,  nicht  das  Vermögen  selbst  Steuerbar  sind  ledigUeh  die 
Getmnn-,  nicht  die  Kapitalreserven  (Reservefonds)  •).     Steuerpflichtig  ist  deinge^ 


')  Neukamp  Z.  38,,,;  Bing  262,;  Staub  262«;  Staub,  G.-G.  42„;  Lehmann. 
A.en  II  300. 

*)  §  155  V. 

»)  151  V. 

*)  VI  B  S.  547. 

•)  S.  oben  §  143  I  und  IV;  §  144  I;  §  148  II  C. 

•)  Über  diesen  Unterschied  §  145  I  A  1  und  §  152  I  A  und  III. 
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mass  nicht  die  aus  dem  Aktienemissionsagio  und  aus  Zuzahlungen  auf  Aktien 
ohne  Aktieiikapitalserhöhung  gebildeten  Reserven,  steuerpflichtig  ist  somit  nicht 
der  Zwangsreservefonds  des  Aktienrechts,  soweit  er  —  gemäss  H.G.B.  §  262 
Ziff.  2  und  3  und  A.-Reg.  §  53  Abs.  1  Zifi:  2  und  3  —  besteht  aus  Aktien- 
ausgabeagio und  Aktienzuzahlungen  ohne  Gruudkapitalserhöhung  ^).  Nur  inso- 
weit er  ,^U8  jährlichem  Beingewinn''  zu  bilden  ist'),  unterliegt  er  der  Besteuerung. 
B.  1.  Ein  solcher  Kapüalreservefonds  ist  auch  die  Prämienreserve  bei 
Versicherungsgesellschaften.  Hier  wird  etwas  buchmässig  zur  Reserve  gemacht^ 
was  schon  seinem  Wesen  nach  nicht  Grewinn  ist,  die  Pramieueinnahmen.  Denn 
diese  dienen  doch  ihrer  wirtschaftlichen  Natur  nach  zur  Deckung  künftiger 
Risiken^). 

2.  An  dieser  wirtschaftlichen  Natur  der  Pramienreserve  ändert  auch 
preussisches  Einkommensteuergesetz  §  16  nichts.  Hier  erscheinen  die  Prämien- 
reserven  als  eine  Art  Gewinnreserve  und  ihre  allerdings  anerkannte  Steuer- 
freiheit als  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dass  Gewinnreservefonds  steuerpflichtig 
sind  Einkommensteuergesetz  §  16  lautet:  „Als  steuerpflichtiges  Einkommen  der 
(A.en)  gelten  ...  die  Überschüsse^  welche  .  .  .  unter  die  Mitglieder  verteilt 
werden,  und  zwar  unter  Hinzurechnung  der  zur  .  .  .  Bildung  von  Reservefonds 

♦ —  so  weit  solche  nicht  bei  den  Versicherungsgesellschaften  zur  Rücklage  für 
die  Versicherungssummen  bestimmt  sind  —  verwendeten  Betrage."  Der  Gesetz- 
geber geht  somit  davon  aus,  dass  zu  den  Rücklagen  für  die  Versichenings- 
summen  Überschussbeträge  verwendet  würden,  aber  die  hierzu  verwendeten  Be- 
trage, d.  h.  durch  die  Passivpost  „Rücklage  für  Versicherungssummen"  gebundenen 
Aktivwerte  sind  nicht  Beträge  des  Rein-,  sondern  des  Rohüberschusses.  In 
§  16  ist  aber  unter  Überschuss  Reinüberschuss  gemeint.  Die  Auflassung,  als 
seien  die  Prämienreserven  Gewinnreservefonds,  ist  also  unrichtig.  Die  Prämien- 
reserven wären  auch  steuerfrei,  wenn  sie  im  G.  nicht  ausdrücklich  ausgenommen 
Hürden;  die  Bestimmung  des  §  16  über  Steuerfreiheit  der  Prämienreserven 
ist  überflüssig. 

3.  Mit  Recht  unterlässt  es  das  bayerische  Gewerbesteuergesetz  die  Ab- 
zugsfahigkeit  der  Prämienreserve  besonders  zu  erwähnen,  wenn  sie  auch  unter 
die  Bestimmung  des  Art.  10  Abs.  2  Zifl*.  3  a  daselbst  fällt,  wonach  keine  Be- 
triebeausgaben und  daher  nicht  abzugsfähig  sind  a:  „Die  Verwendungen  zu 
Kapitalsanlflgen".  Eine  Kapitalsanlage  ist  die  Prämienreserve  insofern^  als 
durch  sie  nicht  bloss  eine  bestimmte  Summe  von  aktiven  Werten  gebunden 
wird,  sondern  diese  also  gebundene  Aktivwertsumme  konkreten  Vemiögens- 
stücken  bestehen  muss^  was,  wie  früher  bemerkt  %  den  Bcgrifi*  Vermögensanlage 
ausmacht. 

4.  Das  österreichisclie  Personalsteuergesetz  hebt  zwar  die  Steuerfreiheit 
der  Prämienreserven  ausdrücklich  hervor,  aber  doch  nicht  in  der  Weise,  dass 
dieselbe  als  eine  Ausnahme  von  der  Steuerpflicht  der  Reservefonds  erscheint; 
es  lässt  vielmehr  sehr  klar  hervortreten,  dass  diese  Präniienreserven  keine  aus 
Grewinn  gebildete  Reservefonds  sind.  Von  der  Steuerpflichtigkeit  der  Gewinn- 
reeervefonds  handelt  es  in  §  93  bezw.  94.  „Den  (steuerpflichtigen)  Reinertrag 
bilden,  sagt  §  93,  die  bilanzmässigen  Überschüsse^  ohne  Unterschied,  ob  die- 
selben .  .  .  ziur  Verteilung  gelangen,  in  Bcservefonde  hinterlegt  .  .  .  oder  in 
anderer  Weise  verwendet  werden"  —  und  erst  in  §  94  bestimmt  es:  „Dagegen 


>)  $g  112—114. 

»)  H.G.B.  262  Ziff.  1  und  A.-Reg.  53  Abs.  1  Ziff.  1. 

•)  8.  oben  §  149  IV  B. 

*)  S  148  m. 
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sind  in  die  Besteuerungsgrundlage  .  .  .  nicht  einzubeziehen  .  .  .  d)  die  Prämien* 
reaerven." 

rV.  A.  Unter  den  Begriff  „Verwendung  von  Überschüssen  zur  Bildung 
von  Reservefonds'^  (Einkommensteuergesetz  §  16)  fallen  nicht  die  vor  Bilanz- 
abschluss  durch  Unterbewertung  gebildeten  versteckten  Eeserven.  Dieselben 
stellen  wohl  eine  Verwendung  von  Oberschüssen  zu  Reserven,  aber  keine  Ver- 
wendung von  Oberschüssen  zur  Bildung  von  Reservefonds  im  Sinne  des  G.  dar. 

1.  a)  Die  nur  im  Wertansatz  des  betreffenden  Gegenstandes  unier  seinem 
wirklichen  Wert,  also  nicht  als  selbständiges  Konto  bücherlich  zum  Ausdruck 
gelangende  stille  Reserve  ist  schon  aus  dem  Grunde  nicht  Verwendung  von  Über- 
schuss  ziu:  Reservefondsbildung,  weil  diese  Form  der  zu  niedrigen  Bewertung 
von  Aktiven  wohl  die  Erfordernisse  einer  Reserve,  aber  nicht  eines  Reserve- 
fonds erfüllt.  Zum  Begriff  des  Reservefonds  gehört  Nichtverstecktsein  in  einem 
anderen  Posten,  Auftreten  als  selbständiger  Posten^). 

b)  Dazu  kommt  aber:  die  in  Far^n  der  Ufiterbewertung  von  Aktiven 
(oder  Überbewertung  von  Schulden)  äusserlich  in  Erscheinung  tretende  stille 
Reserve  ist  auch  darum  nicht  „Verwendung  von  Oberschüssen  zur  Reserve- 
fondsbildung'' im  Sinne  des  G.,  weil  in  §  16,  wie  früher*)  dargelegt,  unter 
Oberschüssen  nur  die  bilanzmässigen  Oberschüsse  zu  verstehen  sind,  d.  h. 
Überschüsse,  welche  sich  aus  der  B.  ergeben.  Oberschuss  im  Einkommen- 
steuergesetz bedeutet  Gewinn^o^.  Bildung  von  Reserven  in  Form  der  Unfcer- 
bewertung  von  Aktiven  ist  aber  Bildung  von  Reserven  aus  Oberschüssen  iw 
Abschluss  der  B.,  also  nicht  Bildung  von  Reserven  im  Wege  der  Verwendung 
von  Gewinnsaldo,  von  bilanzmässig  festgestelltem  Oberschuss'). 

2.  Aus  dem  letzteren  Grund  sind  durch  den  Passus  „Verwendung  von 
Oberschüssen  zur  Bildung  von  Reservefonds"  auch  nicht  gedeckt  die  siiüen 
Reserven^  welche  vor  Bilanzabschluss  durch  übermässige  Bewertung  von  Ah- 
schreibungs»  oder  Emeuerungsfonds  gebildet  werden.  Diese  selbständigen  Ab- 
schreibungskonten können,  soweit  sie  eine  stille  Reserve  enthalten,  weil  sie  einen 
selbständigen  Posten  darstellen,  nicht  in  anderen  versteckt  sind,  als  Reserve- 
fonds  im  Sinne  des  G.  gelten,  aber  sie  sind  nicht  aus  bilanzmässigen,  sondern 
aus  laufenden  Überschüssen  gebildete  Reserven;  in  ihnen  liegt  Verwendung 
von  Überschüssen  nicht  nach,  sondern  vor  Bilanzabschluss. 

B.  Daraus  folgt  aber  keineswegs  Steuerfreiheit  dieser  beiden  Arten  von 
stillen  Reserven.  Sie  fallen  steuerrechtlich  nicht  unter  den  Begriff  der  Bildung 
von  Reservefonds,  sondern  unter  den  Begriff  der  Abschreibung.  Sie  sind  Ab- 
schreibung, aber  nicht  Abschreibung  einer  Wertminderung  und  darum  steu^- 
pflichtig,  denn  steuerfrei  ist  nur  die  Abschreibung  wegen  Wertminderung,  ja 
sogar  lediglich  die  regelmässige,  nicht  die  ausserordentliche  Abschreibung  wegen 
Wertminderung  *). 

')  8.  oben  §  143  II  B. 

»)  §112  IIB 2. 

*)  S.  auch  Fuisting  zu  §  16  Anm.  12  B. 

*)  Hierüber  oben  §  139  II  B.  —  Wenn  das  badische  Einkommensteoergeeetz 
vom  24.  Juli  1884  in  der  Fassung  vom  9.  August  1900  Art  5  für  steuerbar  auch 
erklärt,  was  von  dem  Einkommen  der  AkticDgesellschaften  zur  Bildung  von  Emeuerungs- 
fonds verwendet  wird,  so  ist  hier  unter  Emeuerungsfonds  eine  Unterart  de«  Bescm- 
fonds,  nicht  der  Erneuerungsbewertungs-,  sondern  der  Erneuerungsroservefonds  zu  ver- 
stehen. Denn  unmöglich  kann  dies,  wie  Holdheim  in  seiner  Monatsschrift  XII  (1903) 
S.  7  und  Staub,  G.-G.  S.  443  meinen,  Wille  des  Gesetzgebers  sein,  dass  eine  Ab- 
schreibung wegen  effektiver  Wertminderung  steuerpflichtig  dadurch  wird,  dass  ae,  statt 
auf  der  Aktivseite  abgezogen  zu  werden,  auf  der  Passivseite  als  äusserlich  selbet&ndieer 
Posten  zum  Eintrag  gelangt. 
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1.  Für  das  preussische  Recht  erhellt  die  Steuerpflicht  dieser  durch  Unter- 
bewertuDg  von  Aktiven  in  der  B.,  also  vor  Bilanzabschluss  geschehenden 
Bildung  von  stillen  Reserven  aus  Einkommensteuergesetz  §  9  Abs.  1  ZifT.  5. 
Indem  hier  nur  die  (regelmässigen  jährlichen)  Absetzungen  für  Abnutzung  von 
Gebäuden,  Maschinen  u.  s.  w.  für  abzugsfähig  erklärt  werden,  ist  ausgesprochen, 
dass  Absetzungen  am  Buchwerte  von  Gebäuden  u.  s.  w.,  die  über  die  Ab- 
nutzungsentwertung hinausgehen,  nicht  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen, 
sondern  der  Steuerpflicht  unterliegen.  Absetzungen  können  buchmässig,  d.  h. 
der  äusseren  Form  nach,  durch  Ansetzung  des  bewerteten  Gegenstandes  in  ge- 
ringerer Hohe  oder  ohne  solche  Herabsetzung  durch  Einstellung  eines  die 
Wertherabsetzung  zifiemmässig  zum  Ausdruck  bringenden  Gegenkontos  (Ab- 
schreibungsfonds) erfolgen.  Beide  Formen  sind  in  §  9  getroflen,  denn  §  9 
spricht  von  Absetzungen  schlechthin,  also  Absetzungen  jeder  Form^). 

2.  Auf  demselben  Wege  ergibt  sich  das  nämliche  für  das  hayei'ische 
Recht.  Auch  hier  darf  nach  Gewerbsteuergesetz  Art.  10  Ziff.  2  i  nur  in 
Abzug  gebracht  werden  „ein  angemessener  Betrag  für  die  Abnützung  der  .  .  . 
Gebäude  .  .  .",  also  kein  Betrag,  welcher  den  Buchwert  herabsetzt,  ohne  dass 
Abnutzung  vorliegt,  somit  keine  freiwillige  Abschreibung  und  kein  freiwilliger 
Abschreibungsfonds,  keine  stille  Reserve. 

3.  Was  das  österreichische  Recht  angeht^  so  brauchen  wir  uns  nur  auf 
das  über  die  Steuerpflicht  freiwilliger  Abschreibungen  nach  österreichischer  Ge- 
setzgebung in  §  139  n  A  2  b^)  Bemerkte  zu  beziehen.  Abschreibungsfonds, 
welche  am  Buchwert  mehr  abschreiben,  als  dem  eingetretenen  Wertverlust  ent- 
spricht^ sind  insoweit  Reservefonds;  werden  sie  vor  Bilanzabschluss  gebildet,  so 
sind  sie  demgemäss  laut  Personalsteuergesetz  §  94  dem  bilanzmässigen  Über- 
schusse hinzuzurechnen.  Dadurch  wird  die  steuerrechtliche  Wirkung  ihres 
Charakters  als  Abzugsposten,  den  sie  besitzen,  steuerrechtlich  wieder  ausge- 
gücbeu. 

C.  Wir  haben  oben  gesagt:  daraus,  dass  die  vor  Bilanzabschluss  durch 
Unterbewertung  von  Aktiven  gebildeten  stillen  Reserven  im  Sinne  des  G.  nicht 
„Verwendung  von  Überschüssen  zur  Bildung  von  Reservefonds"  sind,  kann 
nicht  deren  Steuerfreiheit  abgeleitet  werden  und  haben  demgemäss  im  Vor- 
stehenden auch  deren  Steuerpflicht  nachgewiesen.  Derselben  Meinung  ist  das 
preussische  OherverwaUungsgericht^),  Anderer  Anschauung  dagegen  ist  Fnisting% 
Er  erklart  diese  stillen  Reserven  für  steuerfrei,  weil  sie  nicht  aus  dem  bilanz- 
mässigen Überschuss,  sondern  vor  ihm  gebildet  seien  und  darum  nicht  den  Be- 
griflT  Reservefonds,  will  sagen:  Verwendung  von  Überschüssen  zur  Bildung  von 
Reservefonds  erfüllen.  Auch  wir  sind  dieser  Ansicht,  aber  zugleich  auch  der 
Meinung,  dass  sie  unter  den  Begriff  der  Absetzungen,  d.  h.  Abschreibungen 
fallen  und  darum  steuerpflichtig  sind.  Dass  sie  Reservefonds  nicht  sind, 
schliesst  keineswegs  aus,  dass  sie  Abschreibungen  sind. 

IV.  Dagegen  fallen  unter  den  Begriff  „Verwendung  bilanzmässiger  Über- 
.schüsse  zur  Bildung  von  Reservefonds"  und  sind  darum  steuerpflichtig  die 
siülen  Reserven^  welche  aus  dem  bilanzmässigen  Überschuss,  also  nach  Bilanz- 
abschluss bei  der  Beschlussfassung  über  die  Gewinnverteilung  gebildet  werden, 
sei  es,  dass  diese  Bildung  in  Form  der  Verwendung  von  bilanzmässigem  Rein- 


»)  Vgl.  oben  §  139  II  A  2  und  §  139  II  A  2  c. 

«)  Oben  8.  510. 

»)  Entsch.  in  Steuers.  V43  und  IV  174;  vgl.  auch  I  288;  II  39,53,  197,  224,  240, 
254;  III  31  u.  8.  w.  (vgl.  Fuisiing  zu  §  16  Anm.  12  C  a  und  c  uud  itfaai-5  216  Anm.  2 
und  3);  ebenso  Friedher g  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  9  S.  26. 

«)  FuisHng  zu  §  16  Anm.  12  C  S.  200. 
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gewinn  (Überschuss)  zu  Abschreibungen  im  wörtlichen  Sinne,  d.  h.  zu  buchmässiger 
Herabsetzung  des  Buchwertes  geschieht,  sei  es,  dass  bilanzmässiger  Überschuss 
zur  Dotierung  von  Äbschreibungs-  oder  Erneuerungsfonds  verwendet  wird*). 

A.  Wenn  die  aus  dem  bilanzmässigen  Überschuss  gebildeten  Reserven 
auch  als  stille  gebildet  werden,  so  geschieht  dies  doch  äusserlich  in  einer  Form, 
dass  auch  diese  stillen  Reserven  die  formalen  Erfordernisse,  das  Auftreten  als 
ein  selbständiger  Posten,  erfüllen.  Bei  der  Gewinnverteilung  wird  bestimmt: 
1.  100000  in  den  gesetzlichen  Reservefonds,  2.  50  000  freiwillige  Abschreibung 
auf  Gebaudekonto,  3.  20000  freiwillige  Dotierung  des  Maschinenemeuenings- 
(d.  h.  Abschreibung8-)Fonds.  In  diesem  Gewinnverteilungsbeschluss  erschdnen 
auch  die  Nr.  2  und  3  formal  losgelöst  von  anderen  Posten')  und  daher  die 
Verwendung  bilanzmässigen  Überschusses  zur  Bildung  stiUer  Reserven  wegen 
der  Gleichheit  dieser  äusseren  Form  als  Verwendung  zur  Bildung  von  Reserve- 
fonds. Der  Unterschied  ist  nur,  dass  sie  nicht  in  der  Hauptkolonue  der  B. 
als  selbständiger  Posten  stehen,  sondern  höchstens  vor  dem  Strich. 

B.  Für  das  bayei-ische  Recht,  welches  ja  die  Verwendung  von  Erträg- 
nissen zur  Bildung  von  Reservefonds  nicht  besonders  hervorhebt,  fällt  auch 
diese  Errichtung  stiller  Reserven  unter  den  Satz:  „Verwendungen  zu  Kapitals- 
anlagen  sind  keine  Betriebsausgaben  und  daher  nicht  abzugsfähig''  (Grewerb- 
steuergesetz  Art  10  Abs.  2  Ziff.  3  a).  Verwendung  zu  Kapitalsanlagen  — 
dieser  Gedanke  ist  jedenfalls  auch^)  in  dem  Worte  üTa/niaZsanlage  enthalten  — 
ist  Verwendung  zur  Vermögensschaffung.  Ehe  Kapital,  d.  h.  Vermögen  an- 
gelegt werden  kann,  muss  es  vorhanden  sein ;  also  ist  Verwendung  zu  Kapitals- 
anlagen Verwandlung  von  gewerblichen  Erträgnis  in  Vermögen  und  eine  solche 
Verwandlung  findet  auch  statt,  wenn  bilanzmässiges  Erträgnis  zu  freiwilligen 
Abschreibungen  und  Dotierungen  von  Emeuerungs-,  d.  h.  Abachreibungsfonds 
verwendet  wd. 

C.  Unmittelbarer  als  aus  dem  preussischen  und  dem  bayerischen  Steuer- 
gesetz ergibt  sich  die  Steuerpflicht  derartig  verwendeten  Bilanzberschusses  aus 
dem  österreichischen  Personalsteuergesetz. 

1.  Zunächst  lautet  §  93:  „Den  (steuerpflichtigen)  Rdnertrag  bilden  die 
bilanzmässigen  Überschüsse,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  ...  in  Reserve- 
fonds hinterlegt,  auf  künftige  Rechnung  vorgetragen  oder  in  anderer  Weise 
verwendet  werden." 

2.  Andererseits  sind  nach  §  95f  Abs.  1  „in  die  Besteuerungsgrundlage 
nicht  einzubeziehen*': 

a)  „Abschreibungen,  welche  der  Abnützung  oder  Entwertung  des  Inventars 
oder  Betriebsmaterials,  sowie  den  im  Geschäftsbetriebe  eingetretenen  Substanz-, 
Kurs-  oder  anderen  Verlusten  entsprechen";  also  sind  einzubeziehen  d.  h. 
steuerbar  Abschreibungen,  welche  über  Abnutzung,  Entwertung,  eingetretenen  Ver- 
lust hinausgehen. 

b)  „Jene  Teile  des  Erträgnisses,  welche  aus  dem  gleichen  Anlasse 
(will  sagen:  wegen  Abnutzung  u.  s.  w.)  in  besondere  Fonde  (Äbschrei- 
bungs-,   Amortisations-,    Verlustreservefonde  u.  dei^l.)    hinterlegt    werden;     im 


^)  Insoweit  stimmt  auch  Fuisting  a.  a.  O.  zu.  Vgl.  femer  AusführnngsanweiflnDg 
zum  preuss.  Eink.St.G.  vom  6.  Juli  1900  Art.  27  Nr.  3:  „Einer  solchen  (d.  h.  einer 
Vermögensmehrung  durch  Bildung  von  Reservefonds  aus  Überechüsecn)  stehen  die- 
jenigen Beträge  gleich,  welche  aus  den  [bilanzmässigen]  Überschüssen  zu  ansseionlent- 
lichen,  über  das  Mass  der  regelmässigen  Absetzimgen  hinausgehenden  Abschreibungen 
verwendet  werden." 

')  Vgl.  oben  IV  A  1  a. 

»)  S.  in  diesem  Paragraphen  unter  III  B  3  und  §  139  II  A  2  c. 
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letzteren  Falle  jedoch  nur  dann,  wenn  diese  Fonde  zur  Deckung  von  Ab- 
gangen und  Verlusten  bestimmt  bezeichneter  Art  gewidmet  sind,  und  Verluste 
und  Abgange  dieser  Art  entweder  bereits  eingetreten  sind  oder  als  voraussicht- 
liches Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu  gewärtigen  sind/'  Also  sind  ein- 
zubeziehen  Abschreibungsfonde,  welche  nicht  zur  Deckung  von  Abgängen  und 
Verlusten  gewidmet  sind,  wie  dies  bei  Abschreibungsfonds  über  den  eingetretenen 
Abgang  und  Verlust  hinaus  der  Fall  ist. 

VI.  Noch  ist  von  einer  weiteren  Art  von  Reserven  zu  reden.  Es  kommt 
vor,  dass  Reserve/bwds  aus  den  Ertragnissen  nicht  erst  nach,  sondern  vor  Ab- 
sehluss  der  B.,  also  nicht  aus  dem  bilanzmässigen  Überschusse  gebildet  werden. 
Wir  erinnern  in  dieser  Hinsicht  an  die  Praxis  der  Hypothekenbanken  bezüglich 
der  Bildung  von  Disagioreserven  *). 

A.  Die  Steuerpflicht  dieser  Crewinnreservefonds  nach  österreichischem  Recht 
steht  ausser  Frage.  Sie  ergibt  sich  unmittelbar  aus  Personalsteuergesetz  §  94, 
wenn  es  hier  heisst:  „Den  bilanzmässigen  Überschüssen  sind  hinzuzurechnen 
jene  darin  nicht  inbegriffenen  Beträge,  welche  aus  den  Betriebs^'/bZ(/en  des  Ge- 
schäftsjahres zu  einem  der  im  vorigen  Paragraphen  ausdrücklich  bezeichneten 
Zwecke  —  und  genannt  ist  dort  Hinterlegung  in  Reservefonde  —  verwendet 
werden*)." 

B.  Nicht  so  unmittelbar  ergibt  sich  das  Gleiche  für  das  preussische  und 
bayerische  Steuerrecht. 

1.  Unbestreitbar  versteht  preussisches  Einkommensteuergesetz  §  16  unter 
den  zur  Bildung  von  Reservefonds  verwendeten  Überschussbeträgen  Beträge 
des  bilanzmässigen  Überschusses,  also  Verwendung  nach  Bilanzabschluss.  Denn 
laut  der  auch  für  §  16  geltenden')  Bestimmung  des  §  14  Abs.  1  ist  der 
steuerbare  Überschuss  „nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für 
Inventur  und  Bilanz  durch  das  H.G.B.  vorgeschrieben  sind  (und  sonst  dem 
Gebrauche  eines  ordentlichen  Kaufmannes  entsprechen).**  Ebenso  bestimmt 
Art  10  Abs.  1  des  bayerischen  Gewerbsteuergesetz:  „Der  steuerpflichtige  Er- 
trag ist  für  diejenigen  Gewerb  treibenden,  welche  Handelsbücher  nach  Vorschrift 
des  H.G.B.  führen,  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen,  wie  solche  für  Inventur 
und  B.  durch  das  genannte  G.  vorgeschrieben  sind  (und  sonst  dem  Gebrauche 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  entsprechen).**  Also  isl^  wenn  der  Artikel  in 
seinem  weiteren  Verlaufe  von  „Verwendungen  gewerblicher  Ertragnisse  zu 
Kapitalsanlagen**  spricht,  unter  den  gewerblichen  Ertragnissen  das  bilnnzmässig 
festgestellte  gewerbliche  Erträgnis  zu  verstehen*). 

2.  Nun  bemerken  aber  beide  Gesetzgebungen,  für  die  Überschussberech- 
nang  seien  auch  die  Grundsätze  massgebend,  welche  dem  Gebrauch  eines 
ordentlichen  Kaufmanns  entsprechen.  Dem  Gebrauch  eines  ordentlichen  Kauf- 
manns entspricht  die  Übung  der  Hypothekenbanken,  die  Disagioixso've  vor 
Bilanzabschluss  aus  dem  Überschuss  zu  dotieren.  Und  so  könnte  man  schliessen: 
nur    die    Verwendung    bilanzmässigen    Überschusses    zur    Reservefondsbildung 

*)  S.  oben  §  153  IV  B  3  d. 

*)  Beiseh  II  319  wiU  die  Steuerpflicht  dieser  Reservefonds  auch  aus  §  94  a  ab- 
leiten. Sie  seien  Verwendung  von  Betnebserfolgsbcträgen  „zur  Vergrösserung  des  in 
der  Unternehmung  anliegenden  Kapitals**.  AJlein  darunter  ist  doch  nur  Vermehrung 
von  Aktivgegenständen,  die  dem  Geschäftsbetrieb  dienen,  gemeint  (vgl.  §  139  III  D  2 
und  G),  wie  au«  §  95  f  Abs.  4  hervorgeht,  wo  als  Beispiel  solcher  Vergrösscruug  Neu- 
aoscluiffunff  von  Inventar  oder  Betriebsmaterial  genannt  wird.  Femer  lautet  §  94  in 
Zaaammennalt  mit  §  93  doch:  Verwendung  „zur  Hinterlegung  in  Reservefonde  oder 
zur  Vergrösserung  des  in  der  Unternehmung  „anliegenden  Kapitals".  S.  auch  §  95  c: 
.J^olagelapital". 

»)  Vgl.  §  112  II  B  2. 

*)  VgL  oben  §  113  II. 
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(Kapitalsaulage)  ist  steuerbar;    also  sind  die  jenem  Brauch  gemäss  vor  Bilanz- 
abschluss  dotierten  Beservefonds  steuerfrei. 

3.  Allein  beide  Gesetzgebungen  lassen  eine  Berechnung  des  Überschusses 
nach  den  Bilanzaufstellungsgebräuchen  des  ordentlichen  Kaufmanns  lediglich 
so  weit  zu,  als  diese  Gebräuche  den  vom  H.G.B.  für  die  B.  vorgeschriebenen 
Grundsätzen  nicht  widersprechen,  wie  sie  mit  dem  Wörtchen  „und  sonst"  (nicht : 
oder  dem  Gebrauche)  zu  erkennen  geben.  Steuerfrei  ist  also  eine  Verwendung 
nicht  bilanzmässigen  Überschusses  zur  Reservefondsbildung  lediglich,  wenn  eine 
solche  Verwendung  den  Vorschriften  des  H.G.B.  über  Bilanzaufstellung  ent- 
spricht. Eine  solche  Vorschrift  existiert  nicht  Also  ist  Verwendung  nicht 
bilanzmässigen  Überschusses  zur  Beservefondsbildung,  d.  h.  Bildung  von  Ge- 
win nreservefonds  vor  Bilanzabschluss  steuerpflichtig.  Denn  unzulässig  ist  es, 
aus  dem  Satze:  steuerpflichtig  ist  die  Verwendung  des  vorschriftsmässig  be- 
rechneten bilanzmässigen  Überschusses,  zu  folgern :  steuerfrei  ist  die  Verwendung 
des  nicht  vorschriftsmässig  berechneten  bilanzmässigen  Überschusses.  Die  Steuer- 
pflicht nicht  vorschriftsmässig  berechneten  Überschusses  ist  so  zu  beurteilen, 
wie  sie  zu  beurteilen  sein  würde,  wenn  der  Überschuss  vorschriftsmässig 
berechnet  wäre.  M.  a.  W.:  die  Verwendung  von  Überschuss  zu  Reservefonds- 
bildungen vor  Bilanzabschluss  gilt  steuerrechtlich  als  Verwendung  von  über- 
schuss zur  Reservefondsbildung  nach  Bilanzabschluss,  d.  h.  ist  steuerrechtlich 
so  zu  behandeln,  als  wäre  sie  erst  nach  BQanzabschluss  erfolgt. 

VII.  A.  1.  Steuerpflichtig  sind  —  das  ist  das  Ergebnis  unserer  bis- 
herigen Erörterungen  —  alle^)  (echten)  aus  Reinertrag  gebildeten  Reserven: 
a)  die  vor  FeststeUung  des  bilanzmässigen  Ertrags  aus  dem  Ertrag  in  Form 
von  Ansetzung  zu  niedi'igerem  Wert  oder  in  Form  der  Dotierung  von  Absckrei- 
bungsfonds  gebildeten  stillen  Reserven,  b)  die  vor  jener  Feststellung  aus  dem 
Ertrag  geschaffenen  Reservefonds,  c)  die  Verwendung  bilanzmässigen  Ertrages 
zu  fieiwilligen  Abschreibungen,  zu  nicht  durch  Wertminderung  gerechtfertigten 
Dotierungen  von  Abschreibungsfonds,  zur  Herstellung  und  Erhöhung  von 
Reservefonds. 

2.  Die  praktische  Folge  hiervon  ist,  dass  der  steuerpflichtige  Unter- 
nehmer kein  Recht  hat,  für  die  Verwendung  von  Gewinn  zur  Bildung  stiller 
Reserven,  sei  es  vor,  sei  es  nach  Feststellung  des  bilanzmässigen  Reingewinns, 
Steuerfreiheit  zu  fordern,  weil  die  Bildung  stiller  Reserven  teils  handelsrechtlich 
erlaubt,  teils  handelsüblich  sei^).  Es  lässt  sich  nicht  einmal  behaupten,  habe 
zwar  der  Steuerpflichtige  kein  Recht,  Steuerfreiheit  für  stille  Reserven  zu 
fordern,  so  besitze  doch  die  Steuerverwaltung  die  Befugnis,  solche  Steuerfrdheit 
zu  gewähren,  denn  die  Steuererhebung  sei  nur  ein  gesetzliches  Recht,  aber 
keine  gesetzliche  Pflicht  der  Steuerverwaltung.  Gewiss  ist  im  allgemeinen 
richtig,  dass  die  Ausübung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  für  die  Verwaltung 
nur  eine  Befugnis  aus,  aber  keine  Verbindlichkeit  gegenüber  dem  Gesetz,  sondern 
allein  eine  Verpflichtung  gegenüber  dem  Vorgesetzten,  also  lediglich  eine 
dienstliche  Verpflichtung  ist  —  nur  dienstlich  sind  die  Staatsorgane  zur  gessetz- 
mässigen  Führung  der  Amtsgeschäfte  verpflichtet  Aber  dieses  Prinzip  gilt  doch 
bloss  so  weit^  als  das  G.  nicht  unmittelbar  auch  Pflichten  der  Verwaltung  statuiert. 
Und  dies  ist  hier  der  I'all.  Es  wendet  sich  überall  zugleich  an  die  Ver- 
waltungsorgane. „Der  Reingewinn  ist  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen . . ." 
(Einkommensteuergesetz   §  14,    bayerisches  Gewerbesteuergesetz  Art  10);    „den 

*)  Gleichgültig  a)  für  welchen  Zweck   (z.  B.  Rficklaeen  für  Verbessening,  Ver- 
schönerung der  Gebäude  [bayer.  Oberb.  1123]);    b)  ob  obbgatorische  oder  fa:kiiltatiye. 
*)  Über  den  technischen  Ausgleich  dieses  Gegensatzes  oben  §  139  11  D. 
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bilanzniässigen  Überschüssen  sind  hinzuzurechnen^^;  „in  die  Besteuerungsgrundinge 
sind  nicht  einzubeziehen'^  Das  Berechnen,  das  Einbezieheu  u.  s.  w.  ist  doch 
Sache  der  Behörden.  Nichts  kann  an  dieser  gesetzlichen  Pflicht  die  Zweck- 
massigkeitserwägung  ändeni,  dass  das  Freilassen  stiller  Reserven  ja  für  die  Regel 
nur  ein  Hinausschieben  der  Besteuerung  des  betrefienden  Gewinns  bedeute^), 
weil  die  Verwendung  der  stillen  Reserve  doch  Wiedereinsetzung  des  Gewinns 
in  das  Gewinnkonto  notwendig  mache  und  so  anlässlich  der  Verwendung  (als 
Dividende,  zur  Reserve/aw(febildung)  nachträgliche  steuerliche  Erfassung  er- 
mögliche.    Denn  Gesetz  geht  vor  Politik^). 

B.  Steuerfreie  Gewinnreservefonds.  Steuerfrei  kann  zur  Bildung 
von  Reserven  verwendeter  Reinertrag  lediglich  sein,  wenn  das  G.  ihn  aus- 
drücklich für  steuerfrei  erklärt  Solche  Fälle  begegnen  im  österreichischen  Recht. 

1.  Steuerfrei  sind  nach  österreichischem  Personalsteuergesetz: 

a)  Kraft  zwingenden  Rechtes  „die  Beitragsleistungen  zu  Versorgungs- 
zwecken der  Angestellten'*  (§95  g),  also  die  Dotierung  von  Beamten-  und 
Aiheiierpensiansfonds,  welche  die  Natur  von  Reservefonds')  besitzen*)'^). 

b)  Wenn  die  betreifenden  Steuersubjekte  es  verlangen,  die  aus  buch- 
mässigem,  aber  nicht  realisiertem  Kursgewinn  von  Sparkassen,  Versicherungs- 
anstalten oder  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften   und  Vorschusskassen 


^)  Futsting  zu  §  16  Anm.  12  B. 

«)  A.  M.  Beisch  II  304. 

»)  S.  hierüber  oben  §  146  IV  B  2. 

*)  Vgl.  Beiseh  II  71.  Beiseh  und  Kreibig  (II  83  ff.  und  325)  halten  diese 
Pensionsfonds,  wenn  die  Angestellten  keinen  Bechtsansprueh  daran  haben,  für  Passiv- 
antizipationen (s.  §  146 IV  B  2  b).  Dann  wären  sie,  weil  Schuldposten,  Betriebsaus- 
gaben,  schon  mrer  reditlichen  Natur  nach  frei,  denn  dann  wäre  ihre  Dotierung  nicht 
Verwendonff  von  Bein-,  sondern  von  Rohertrag.  —  Nach  preuss.  Eink.StG.  sind  Dotie- 
rungen solider  Pensionsfonds  aus  Reingewinn  nur  steuerfrei,  wenn  dieselben  nicht  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  darstellen;  denn  nach  Eink.StG.  §  16  ist  das  bilanzmässige 
Reineinkommen  nur  so  weit  steuerpflichtig,  als  es  unter  die  Mitglieder  verteilt,  zur 
Hlgnng  der  Schulden  oder  des  Grundkapitals,  Verbesserung  oder  Geschäftserweiterung 
oder  znr  Bildu^  von  Reservefonds  verwendet  wird.  Steuerpflichtig  ist  also  auch  die 
DoUerang  von  Wohlfahrtsreservefonds  der  A.,  aber  nicht  die  Verwendung  von  Bein- 
gewinn zu  sonstigen  wohltätigen  Zwecken  (anders  österr.  Pers.StG.  §  93  Abs.  1  und 
§  94  e).  Nach  bayer.  Gewerb.StG.  ist  mangels  besonderer  Ausnahme  der  ganze  bilanz- 
mässige Ertrag,  wie  immer  er  verwendet  werden  mag,  steuerpflichtig.  Nicht  zuzu- 
stimmen vermag  ich  der  Entscheidung  der  bayer,  Oberb.  II  47  ff.,  dass  Zuweisungen 
zar  Pensionskasse  abzugsfähig  seien  schon,  wenn  die  Angestellten  der  A.  eine  moralische 
und  soziale  Berechtigung  auf  Unterstützung  aus  der  Kassa  haben.  Nach  bayer. 
Gewerb.St.G.  Art,  10  Abs.  2  f.  (ebenso  preuss.  Eink.St.G.  §  9  Abs.  1  Ziff.  6)  „dürfen 
in  Abzug  gebracht  werden  ...  die  von  dem  Steuerpflichtigen  für  die  im  Gewerbe- 
betrieb verwendeten  Personen  .  .  .  gesetz-  oder  vertragsmässig  zu  entrichtenden  Beiträge 
zur  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  .  .  .,  Witwen-,  Waisen-  und  PensionsktkaaeB.^^  Gesetz 
und  Vertrag  sind  doch,  wie  auch  sonst  in  Gesetzen,  juristisch  zu  verstehen.  Wenn 
eine  Rechtspflicht  besteht,  dann  liegt  ein  Sdiuldposten,  nicht  Bildung  einer  Reserve, 
sondern  Dotierung  eines  selbständigen,  nicht  mehr  der  A.  gehörenden  Fonds  vor. 
Nicht  einmal  dann  besteht  Steuerfreiheit,  wenn  der  Gesellschaftscertra^r  Dotierung 
eines  Pensionsfonds  vorschreibt.  Denn  „vertragsmässig  bu  entrichtende  Beiträge"  werden 
diese  Dotationen  dadurch  nicht.  Unter  „zu  entrichtenden  Beiträgen"  sind  gemeint 
Beiträge,  deren  Entrichtung  eine  Rechtspflicht  der  Unternehmung  (gegen  Dritte),  nicht 
solche,  deren  Entrichtung  lediglich  eine  Pflicht  der  Qesellschaftsorgane  gegen  die 
Gesellschaft  darstellt  —  Eine  andere  Frage  ist,  ob  der  Pensionsfonds,  wenn  er  nicht 
Vermögen  der  A.  ist,  Steuerpflicht  hat.  Nach  osterr.  Pers.St.G.  §  84  b  obliegt  er 
keiner  Erwerbssteuer  für  die  ENotationen,  die  er  von  der  A.  erhält.    (Beisch  II  328.) 

*)  Indem  Beisch  und  Kreibig  auch  den  sog.  Selbstversicherungsfonds  für  einen 
Schnldposten  halten  (s.  oben  §  146  VI  C  3  b),  ergibt  sich  auch  für  ihn  von  selbst  Steuer- 
freiheit Das  osterr.  Pers.St.G.  enthält  darüber  keine  Bemerkung.  Ist  er  echter 
Reservefonds,  dann  unterliegt  er  demgemäss  der  Steuerpflicht. 
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gebildeten  Spexialreserven  für  Kursverluste  (§  95  f  Abs.  3).  |  95f  Abs.  3 
lautet:  Diesen  Steuersubjekten  „kann  die  Ausscheidung  derartiger  Überweisungen 
(von  Kursgewinnen  in  Kursverlustreserven*))  aus  der  Besteuerungsgrundlage 
nicht  verweigert  werden".  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  Vor- 
schusskassen geniessen  dieses  Privileg  aber  nur  unter  den  Voraussetzungen  des 
§  85,  d.  h.  nur,  wenn  sie  sich  in  der  in  §  85  bezeichneten  Weise  auf  Gr^häfts- 
verkehr  mit  Mitglieder  beschränken  und  der  gesetzmässig  eimittelte  Reinertrag 
300  fl.  nicht  übersteigt*'). 

2.  Von  der  unzutreffenden  Anschauung,  als  seien  nach  österreidiischein 
Personalsteuergesetz  aUe  Speziaireservefonds  steuerfrei,  handelten  w  schon  in 
anderem  Zusammenhange.     Vgl.  oben  §139IIA2/?  Anm. 

VIII.  Steuerfreiheit  der  Passivantizipationen.  A.  Während  die 
Gewinnreserven  im  echten  Sinne  des  Wortes,  also  Gewinnreservefonds  und  aua 
Gewinn  gebildete  stille  Reserven,  grundsätzlich  der  Besteuerung  unterliegen, 
sind  ä\e  PassivantizipcUionen  ihrem  Wesen  als  Schuldposten  ^)  gemäss  steuerfrei. 
Ehe  sie  nicht  abgezogen,  ist  kein  Reinertrag,  kein  Reineinkommen  vorhanden. 
So  weit  die  Passivantizipation  mit  dem  Gewinnbegriff  in  Beziehung  steht,  steUt 
sie  nicht  verdienten,  sondern  zu  verdienenden,  schuldigen  Gewinn  dar*). 

B.  Einer  besonderen  Vorschrift,  dass  sie  abgezogen  werden  dürfen,  bedarf 
es  in  den  Steuergesetzen  nicht.  Sie  fallen  eben  unter  den  gesetzlichen  Begriff 
Betriebsausgaben.  Reisch  und  Kretbig^)  jedoch  glauben  im  österreichischen 
Personalsteuergesetz  eine  ihre  Steuerfreiheit  ausdrücklich  bekundende  Vorschrift 
gefunden  zu  haben.  Sie  erblicken  sie,  wie  schon  in  §  89  III  a.  E.  in  der 
Anm.®)  besprochen,  in  der  Bestinunung  des  Personalsteuergesetzes  §  95  f,  wo 
Abschreibungs-,  Ajnortisations-,  Verlustreservefonde  steuerfrei  nicht  bloss  erklärt 
sind,  wenn  sie  der  Deckung  von  „bereits  eingetretenen'^  Abgangen  und  Ver- 
lusten gewidmet  sind,  sondern  auch  schon,  wenn  sie  nur  zur  Deckung  von 
Verlusten  und  Abgängen  dienen,  welche  erst  „als  voraussichtliches  Ergeboiä 
der  Geschäftsverhältnisse  zu  gewärtigen  sind".  Hiemach  müssten  Passiv- 
antizipationen als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsführung  erst  zu  ge- 
wärtigende Verluste  und  Abgänge  sein.  Allein  Passivantizipationen  stellen 
nicht  erst  zu  gewärtigende,  voraussehbare,  zukünftige  Verluste  und  Wertabgange 
dar,  sondern  sie  sind  schon  wirtschaftlich  verursachte,  nur  noch  nicht  effektiv 
eingetretene  Wertabgänge.  EeMi  und  Kreibig  selbst  definieren  die  passiven 
Antizipationskonten  als  uoirtschafllich  bereüs  der  laufenden  (g^enwärägen) 
Verrechnungsperiode  anzulastende,  wenn  auch  erst  in  der  Zukunft  effektiv  zu 
bestreitende  Geschäftsauslagen'').  Was  der  Gesetzgeber  mit  dem  Passus:  „berräts 
eingetretene  oder  als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu 
gewärtigende  Verluste  und  Abgänge"  zum  Ausdruck  bringen  will,  ist,  dass  Ab- 
schreibungen nicht  bloss  bei  eingetretenen,  sondern  auch  schon  bei  nur  un- 
mittelbar   drohenden    Verlusten     vorzunehmen    sind.      Auch    nur    unmittelbar 


»)  Vgl.  §  146  III  D  1,  §  151  II  A  2  b  and  §  152  V  D  2  b. 

*)  Beiseh  und  Kreibig  II  325  wollen  diese  Ausnahme  auch  „für  analoge  Unter- 
nehmungen" innerhalb  der  Grenzen  der  Angemessenheit  platzgreifen  lassen.  Allein 
Ausnahmen  sind  einschränkend  zu  interpretieren. 

•)  §  147  III  C. 

*)  Übernommene  Garantieverpflichtungen  (Entsch.  in  Steuers,  II  52);  Beitrage 
znm  Pensionsfonds  für  die  der  A.  obliegende  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  PensioD» 
(Entsch.  in  Steuers.  VIII  179  und  183 ff.);  Verpflichtung  zu  Reparaturieistungeo 
(Entsch.  in  Steuere.  X  280). 

»)  Beisch  II  73,  76. 

'    S.  242  Anm.  2. 
67,  68. 


•)S. 
'}  II 
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drohende  Wertabgänge  entwerten  den  Vermögensgegenstand  bereits^)  und  sind 
daher  bei  der  Bewertung  desselben  zu  berücksichtigen.  An  Konten,  deren 
Aufgabe  in  Erfolgregulierung  besteht^  d.  h.  deren  Zweck  ist,  in  der  Zukunft  zu 
tragende  Ausgaben  der  Gegenwart  anzulasten  und  in  der  Gegenwart  bezogene 
Gewinne  zum  Teil  der  Zukunft  zu  gute  kommen  zu  lassen,  hat  der  Gresetz- 
geber  bei  Einfügung  des  Passus  „oder  als  voraussichtliches  Eigebnis  der  Gre- 
schäftaverhältnisse  zu  gewärtigende  Verluste  und  Abgange"  nicht  gedacht.  Sonst 
wäre  wohl  noch  hinzugefügt  „zu  gewärtigende,  aber  bereits  verursachte  Verluste 
und  Wertabgänge."  Dazu  kommt  der  Name  Abschreibungs-,  Amortisations-, 
Verlustreservefonds.  Diese  Benennung  passt  doch  gar  nicht  für  Erfolgregulie- 
ningskonten.  Passivantizipationen  dienen  nicht  der  Abschreibung,  der  Amorti- 
sation, der  Deckung  von  Verlusten,  sondern  der  Erfolgsausgleichung  zwischen 
mehreren  Wirtschaftsperioden.  Endlich  aber  ist  zu  bemerken:  würde  der  Gesetz- 
geber unter  jenen  Namen  und  die  ihn  erläuternde  Wendung  auch  Antizipations- 
konten subsumieren  wollen,  so  hätte  er  wohl  kaum  unter  den  abrechnungs- 
fähigen Posten,  welche  §  95  aufzählt,  neben  diesen  besonderen  Fonds,  welche 
als  voraussichtliches  Ergebnis  der  Geschäftsverhältnisse  zu  gewärtigende  Verluste 
und  Wertabgänge  darstellen,  noch  ausdrücklich  und  zwar  ihnen  sogar  vor- 
gehend —  in  §  95  d,  während  jene  Fonds  in  §  95f  stehen  —  die  Prämien- 
überträge genannt»  um  so  weniger,  als  er  sie  nicht  als  Prämienüberträge  be- 
zeichnet, sondern  dafür  eine  Umschreibung  setzt,  welche  die  Charakteristika  der 
Passivantizipatiou  klar  hervortreten  lässt;  denn  umschrieben  werden  sie  in 
§  95  d  mit  der  Wendung:  „Beträge,  welche  für  bereits  angemeldete  Schäden 
am  Jahresschlüsse  noch  nicht  zur  Auszahlung  gelangt  sind." 

IX.  Reservefondsbegriff  des  österreichischen  Steuerrechts.  Tut 
man  dem  österreichischen  Gesetzgeber  Unrecht,  wenn  mau  behauptet,  er  rechne 
auch  die  passiven  Antizipationen  unter  die  Abschreibungs-  oder  Verlustreserve- 
fondsy  so  ist  damit  keineswegs  gesagt,  dass  er  sie  nicht  zu  den  Reservefonds 
zahlt«). 

A.  Der  österreichische  Gesetzgeber  unterscheidet  „der  Besteuerung  unter- 
zogenen Rücklagen^'  oder  Reservefonds  und  „nicht  versteuerte  Reserven"*). 
Gewiss  lassen  sich  steuerbare  und  nicht  steuerbare  Reserven  oder  Rücklagen 
unterscheiden  —  steuerbar  sind  die  Gewinn-,  nicht  steuerbar  die  Kapital- 
peserven  —  und  insbesondere  für  das  österreichische  Recht  liegt  eine  solche 
Unterscheidung  nahe,  weil,  wie  wir  sahen,  nach  ihm  zum  Teil  sogar  Gewinn- 
reservefonds steuerfrei  sind,  aber  man  würde  fehlgehen,  wollte  man  glauben, 
das  österreichische  Personalsteuergesetz  spiele  mit  diesem  Gegensatz  auf  einen 
Unterschied  nur  unter  den  echten  Reserven,  andererseits  aber  unter  allen  echten 
Reserven,  nicht  bloss  den  echten  Reservefonds  an.  Das  G.  gebraucht  diesen 
Gegensatz  vielmehr  zur  Bezeichnung  eines  Untei-schieds,  wie  er  zwischen  allen 
Posten  besteht,  die  Fonde  oder  Reserven  heissen.  M.  a.  W.:  das  öster- 
reichische Personalsteuergesetz  versteht  unter  „Reserven*^  oder  „Fonden^*  echte 
ufid  unechte^)  Reserven^  also  1.  selbständige  Abschreibungskonten  (Abschreibungs- 
foiids),  2.  Passivantizipationen  und  3.  echte  Reservefonds. 

B.  1.  a)  In  Personalsteuergesetz  §  96  Abs.  1  werden  die  in  §  95  d  und  f 
genannten    Bihinzposten,    das    sind:     Prämienreser\'e ,    Prämien  Überträge,    Ab- 


*)  Oben  §  146  III  B;  vgl.  auch  Beisch  und  Kreibig  selbst  II 
')  Vgl  zum  folgenden  oben  g  145  II  B  2. 
»)  Österr.  Pers-StG.  8  97,  98. 
^  S.  oben  §  145  a.  E. 
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schreibiuigsfonds,  Speziaireserven  für  Kursverluste,  als  „im  §  95  lit  d  und  f 
bezeichnete  Reserve^i  und  Fonde'*  zusammengefasst 

b)  In  §  97  Abs.  3  werden  den  Pramienreserveu  und  Pramienübertrigen 
„die  sonstigen  Rescrvefonde",  d.  h.  Abschreibungsfonds  und  echte  Reservefonds 
gegenübergestellt  und  damit  dokumentiert,  dass  sie  im  Sinne  des  G.  alle 
Reservefonde  sind. 

2.  Der  Aufbau  der  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  infolgedessen  der: 

a)  In  §  93  und  94  wird  die  Verwendung  von  Überschüssen  zur  Dotierung 
von  Reservefonds  oder^  wie  das  G.  sagt,  „die  Hinterlegung  voji  Überschüssen 
in  Reservefonde^^  ^)  für  steuerpflichtig  erklart,  möge  diese  Hinterlegung  vor  (§  93) 
oder  nach  (§  94)  Bilanzabschluss  erfolgen. 

b)  In  §  95  wird  eine  Reihe  von  Reservefonds,  sei  es^  dass  sie  vor  Fest- 
stellung des  bilanzmassigen  Überschusses,  sei  es,  dass  sie  aus  dem  bilanzmassigem 
Überschusse  hinterlegt  (gebildet)  werden^),  für  steuerfrei*)  erklart: 

a)  in  §  95  d  die  Pramienreserveu  und  die  Prämien  übertrage, 

ß)  in  §  95  f  Abs.  1  die  Abschreibungsfonds  *), 

y)  in  §  95  f  Abs.  3  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Spesialreserven 
für  Kursverluste. 

X.  Die  Reservefondsverwendung  und  das  Steuerrecht.  A.  I.Wer- 
den KapitcUresetTefonds  zur  Deckung  von  Auslagen  oder  Verlusten  verwendet, 
so  hat  diese  Verwendung  keinen  Einfluss  auf  die  Höhe  des  steuerpflichtigeji 
Reinertrags.  Die  Bildung  solcher  Reservefonds  war  als  Zurückstelluug  von 
„Vermögen"*),  nicht  von  „Ertrag**  steuerfrei;  also  mindert  auch  deren  Ver- 
wendung nicht  den  Ertrag,  die  steuerpflichtige  Ertragssumtne,  Sie  berührt  nur 
die  Stammvermögens-,  nicht  die  Reinertragsberechnung. 

2.  Diesen  Gedanken  gibt  österreichisches  Personalsteuergesetz  §  97  Abs.  2 
für  einen  Spezialfall  besonderen  gesetzlichen  Ausdruck. 

a)  Es  heisst  dort®):  „Insoweit  Versicherungsanstalten  Auslagen  (Schadens- 
Zahlungen  und  Rückkäufe)  aus  den  im  §  95  d  bezeichneten  Fonden  —  ge- 
meint ist  ein  echter  Reservefonds:  die  Prämieureserve  und  ebi  unechter:  der 
Prämienübertrag  —  bestreiten,  dürfen  dieselben  nur  dann  in  die  Betriehs- 
rechnung  eingestellt  werden,  wenn  der  volle  Gegenwert  als  Einnahme  aus 
diesen  Fonden  ehigestellt  ist." 

b)  Der  Satz  würde  Überflüssiges  sagen,  wenn  Betriebsrechnung  bilanz- 
rechtlich, d.  h.  also  als  gleichbedeutend  mit  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zu 
verstehen  wäre*^).  Denn,  wie  früher  dargelegt,  ist  es,  wenn  die  Verwendung 
eines  Reservefonds  buchhalterisch  nicht  unmittelbar  vom  Reserve-  zu  Spezial- 
konto  geschieht,  sondern  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  geführt  wird,  gar 
nicht  anders  als  in  der  Weise  möglich,  dass  die  aufgewendete  Summe  in  d& 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  auf  der  Verlust-  und  Gewinnseite,  als  Ausgabe 


»)  §  93,  95  f. 

*)  Vgl.  §  95  Eingang:  Nachstehende  Poeten  sind  ..  .,  falls  sie  nicht  ohnedies^ 
schon  bei  der  Bei-echnung  der  bilanzmässigen  Überschüsse  als  Abzugsposten  in  Betracht 
gekommen  sind,  von  den  bilanzmässigen  Überschüssen  in  Abzug  zu  bringen.'^ 

»)  Vgl.  Beisch  II  315. 

*)  Indem  der  Gesetzgeber  diese  Fonds  als  Hinterlegungen  „zur  Deckung  von 
Abgängen  bestimmt  bezeichneter  Art"  bezeichnet,  will  er  die  echten  Beeervefoiras  ab 
zur  Deckung  von  Abgängen  und  Verlusten  überhaupt  bestimmte  Rücklagen  auage- 
schlossen  haben.  Vgl.  Bugno,  Rechtsprechung  (Budwinski  Nr.  13615,  13864,  14235. 
14962;  95,  98,  121,  263,  294). 

')  Gleichbedeutend  mit  „Stamm vermögen'^ 

•)  S.  über  die  Bestimmung  auch  §  148  VI  C  2. 

')  Dies  meint  Beisch  II  329  f. 
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an  das  Spezialkonto,  das  die  Auslage  oder  der  Verlust  trifft;,  und  als  Eint 
nähme  von  Beservefondskonto,  somit  als  durchlaufende  Post  verbucht   wird^). 

c)  Aber  Betriebsrechnung  bedeutet  nicht  Berechnung  des  Erfolgs  (Ge^ 
winnes)  im  bilanzrechtlichem  Sinne  —  hier  ist  Erfolg  jede  Mehrung  der  Ver- 
mögenswerte — ,  sondern  Betriebsrechnung  bedeutet  Berechnung  des  Erfolgs 
im  steurrechüichen  Sinn:  j^^roj/^berechnung^).  Da  wäre  es  für  den  Fall  der 
bachtechnisch  unmittelbaren,  d.  h.  nicht  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  ge-* 
führten  Verwendung  des  Beservefonds  möglich,  dass  bei  der  Berechnung  des 
Ertrags,  wekhe  ja  steuerrechtlich  der  Feststellung  des  bilanzmässigen  Bein- 
gewinns nachfolgt')  und  in  Hinzurechnungen  zu  und  Abrechnungen  von  dem 
bilanzrechtlichen  Gewinnsaldo  besteht,  die  Auslage  bezw.  der  Verlust  als  Ab- 
zugspost in  die  Erfolgsberechnung  eingestellt  würde,  ohne  dass  zugleich  die 
dem  Reservefonds  entnommene  Deckung  als  Zugang,  Einnahme,  in  ihr  erschiene. 
Ein  solches  Verfahren,  welches  gleichbedeutend  mit  Besteuerung  einer  geringeren 
Rdnertragssumme  wäre^  also  die  Steuerhöhe  nachteilig  beeinflussen  würde,  zu 
vetfaindem,  das  ist  die  Aufgabe  von  §  97  Abs.  2.  Sein  Sinn  wäre  um  vieles 
klarer,  würden  in  ihm  hinter  „dieselben^^  noch  die  Worte:  „als  Ausgaben'* 
stehen. 

B.  Werden  Oeummreservefonds  ihrem  Zwecke  zugeführt,  d.  h.  zu  Aus- 
gaben- bezw.  Verlustdeckung  verwendet^  so  gilt,  wenn  der  betreffende  Beserve- 
fonds nicht  ausnahmsweise  Steuerfreiheit  besitzt^),  das  Gegenteil,  d.  h.  die 
sieuerpfliehiige  Bemertragssumme  toird  um  den  Deckungsbetrag  herabgesetzt, 

1.  a)  Verwendung  von  Beservefonds  zur  Deckung  von  Verlusten  und 
Auslagen  bringt  den  Vorteil  mit  sich,  dass  nicht  weniger  Überschuss  (Ertrag) 
sich  eigibt,  als  sich  ergeben  hätte,  wenn  der  Verlust,  die  Ausgabe  nicht  ein- 
getreten wäre.  Durch  die  Verwendung  des  Beservefonds  zur  Deckung  letzterer 
beiden  wird  der  Verlust,  die  Ausgabe  ausgeglichen  und  bleibt  so  die  Bein- 
ertragshöhe ungeschmälert  Um  es  an  unserem  Beispiel^)  von  der  Deckung 
von  Disagioverlust  durch  Disagioreserve  zu  veranschaulichen:  ohne  Aufwand 
von  100000  aus  der  Disagioreserve  würde  das  Gewinn-  und  Verlustkonto 
lauten: 

Verlust  Gewinn 

An     Pfandbriefemissionsdis-  1 

agiokonto 100000  | 

Es  würde  also  der  Gewinn  um  100000  geschmälert.     So  lautet  er: 

Verlust  Gewinn 

An  Emissionsdisagiokonto  .     100000  |  Per  Disagioreservekonto  100000. 


*)  Vgl.  oben  §  155  II  B  1,  die  zweite  Form  der  Buchung  der  Disa^oreserve- 
verwendung.  Es  handelt  sich  um  Deckung  von  100000  Disagioverlust.  Der  Eintrag  in 
die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  lautet: 

Verlust  Gewinn 

An  Pfaodbriefemissionfldisagio-  1  Per  Disagioreservekonto     .    .    .    100000. 

kMto 100000  I 

•)  Vgl.  §  112  II  und  §  113  II. 

»)  §  113  I  C. 

*)  Die  Prfimienreserve  ist  Kapitalreservefonds  und  darum  steuerfrei.  Sie  ist  all- 
jähiüch  neu  zu  berechnen.  Ergibt  sich  dabei,  dass  sie  niedriger  als  im  Vorjahre  an- 
zuaetasen  ist»  so  bildet  der  nicht  mehr  notwendige  Betrag  des  Vorjahrs  im  neuen  Jahre 
Gewinn  und  wird  daher  als  solcher  auch  steuerpflichtig.  Vgl.  Beiseh  II  215;  Maats 
203  Anm.  5. 

•)  8.  §  155  II  B  1. 
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042  §  ^•'>3*  ^^  handelsrechtliche  Begriff  von  Jahres-  und  Reingewinn. 

Der  Gewiniisaldo  und  damit  auch  der  „Ertrag"  ist  durch  den  Verlust,  die  Aus- 
lage nicht  geschmälert. 

b)  Wohl  über  gemindert  ist  das  Stammveniiogen,  das  „Vermögen" 
schlechthin  im  steuerrexshtlichen  Verstände.  Die  Disagioreserve  ist  von  150000 
auf  50000  7Airückgegangcn  ^).  Zwückgegangen  ist  damit  ein  schon  versteuerte^« 
Stamm  vermögen,  denn  diese  Disagioreserve  ist  aus  Gewinn  gebildet  und  zur 
Bildung  von  Reserven  aufgewandter  Gewinn  ist  steuerpflichtig.  Es  läge  also 
Doppelbesteuerung  derselben  Bumme  vor,  wenn  der  aufgewendete  Betrag,  die 
100  000,  nicht  von  der  steuerpflichtigen  Ertragssumme  abgezogen  werden  dürften. 
Denn  sie  sind  schon  einmal  bei  der  Reservefondsbildung  besteuert  und  nun 
würden  sie  noch  einmal  dadurch  besteuert,  dass  infolge  der  Deckung  des  Ver- 
lustes bezw.  der  Auslage  aus  der  Reserve  der  bilanzroässige  Überschuss  und 
damit  die  sich  ergebende  Reinertragssumme  um  den  Verlust  (die  Aufgabe)«  um 
100000,  ungeschmälert  bleibt. 

2.  Auch  diesen  aus  der  Natur  der  Dinge  sich  ableitenden  Rechtssati 
spricht  das  österreichische  Personalstcuei^esetJS  vorsichtshalber  aus,  wenn  es  in 
§  97  Abs.  4  bestimmt:  „Werden  Verluste  und  Auslagen,  welche  sonst*)  die 
allgemciiie  Betriebsrechnung  —  d.  h.  hier  das  bilanzrechtliche  Gewinn-  und 
Verlustkonto  —  belastet^)  hätten,  aus  einer  unter  der  Herrschaft  dieses  Ge- 
setzes der  Besteuerung  unterzogenen  Rücklage^)  oder  aus  ihren  Ertragnissen^) 
ge<leckt,  so  sind  dieselben  bei  der  Erwerbs^/^uerbemessung  als  Abxugs^oA  zu 
behandeln"®). 


V.  Der  Reingewinn. 

A.  Der  handelBrechtliehe  Beg^ritT  von  Jahres-  und 
Beinffewinn. 

§  158. 

DnsR  handeis-  und  steuerrechtlicher  Reingewinnbegriff  nicht  ein  und  das- 
selbe sind,  das  eine  den  Reinvemiögenszuwaohs,  das  andere  den  Reinertrag, 
das  Reineinkommen,  bedeutet,  das  haben  wir  im  Laufe  unserer  Erörterungeu 
schon  vielfältig  betont')^).     Um  was  es  sich  hier  noch  dreht,  das  ist  die  PVage, 


0  Der  Gewinnsaldo  (ein  Erfolgskonto)  ist  um  100000  höher,  dafür  eine  andei^ 
Passivpost,  das  Beservefondskonto,  ein  VennÖgeDskonto,  um  100000  niedriger. 

')  Wenn  sie  nicht  aus  Reservefonds  gedeckt  würden. 

')  Weil  der  Ausgabe  100000  keine  ausgleichende  Einnahme  auf  der  Gcwidd- 
Seite  gegenüberstehen  würde. 

*)  =  Gewinnreservefonds. 

^)  D.  h.  aus  der  Vermehrung  um  den  Betrag,  um  welchen  der  Fonds  unter  der 
Annahme,  als  sei  er  verzinslich  (§  150  II  B),  aus  dem  Jahresgewinne  vergroasert  winl. 

•)  Vgl.  auch  die  Erklärung  bei  Reisch  II  330. 

')  S.  vor  allem  §  113  II. 

*)  Nachgetragen  sei  hier  der  innere  Grund  des  Unterschieds.  Die  kaufmänuiscb«' 
B.  ist  aus  dem  Grunde  nicht  Beineinkommens-  (Ertrags-),  sondern  Vermogenabilanz 
(oben  S.  3  Anm.  6,  Ö.  4  Anm.  1),  d.h.  —  bei  A.en  u. 8.w.  wenigstens  zugleich  (oben 
§  4  IV  B)  auch  —  Vonnögensübersicht,  weil  es  sich  bei  Privatwirtschaften  als  eine 
angebrachte  Vorsichtsmassrecel  erweist,  von  Zeit  zu  Zeit  die  ZahlungsflUugkeit  festzu- 
stellen, und  zu  diesem  Zwecke  ist  es  notwendig,  auch  den  Betrag  und  die  Bestandteile 
des  Vermögens,  nicht  bloss  die  Höhe  des  Einkommens  festeustellen  (s.  auch  Beriinfr 
§  80  S.  236).    Bei   Staat  und  Gemeinden  u.  s.  w.  bedarf  es  dieser  Vorsicht^nui^v^ 
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ob  innerhalb  der  handelsrechtlichen  Gesetze  der  Reingewinnbegriif  ein  einheit- 
licher ist 

Wir  behaupten  dies.  Jahresgewinn  und  Reingetvinn  bedeutet  bis  auf  eine 
Ausnahme^)  das  Gleiche.  Jahresgewinn  und  Reingewinn  sind  gleicJibedeutend 
niit  biianxmässigern  Reingewinn  einer  Jahresbilanz.  Reingewinn  ist  auch  nach 
Handelsrecht  nicht  bloss  eine  Quote  des  Jahresgewinnes. 

I.  Dass  Reingewinn  den  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Reingewinn 
bedeutet,  folgt  aus  dem  Wortlaut   der  Gesetze  teils   unmittelbar  teils  indirekt 

A.  Unmittelbar  ergibt  es  sich  aus  dem  Wortlaut  des  Gesellsch.-G.  „Die 
Gesellschafter  haben  —  nach  §  29  —  Anspruch  auf  den  nach  der  jährlicJien 
B.  sich  ergebenden  Reingewinn'^  und  nach  §  4G  unterliegt  der  Bestimmung 
der  Gesellschafter  „1.  die  Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Verteilung 
des  aus  derselben  sich  ergebenden  .ßßtngewinns.'^ 

B.  Mittelbar  folgern  wir  es  aus  den  Bestimmungen  des  Aktienrechts. 

Nach  H.G.B.  §  213  haben  die  Aktionäre,  solange  die  Gesellschaft  be- 
steht, nur  Anspruch  auf  den  Reingewinn.  Denselben  Rechtssatz  wiederholt 
§  215  vom  Standpunkt  der  Gesellschaft  aus.  Nach  §  215  darf  unter  die 
Aktionäre  „nur  dasjenige  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  B.  als 
Reingewinn  ergibt"').  Reingewinn  im  Sinne  des  Aktienrechts  ist  also  der  aus 
der  jährlichen  B.  sich  ergebende  Reingewinn^). 

IL  A.  Was  den  Ausdruck  Jahresgetvinn  angeht,  so  lässt  sich  zunächst 
und  zwar  ebenfalls  teils  unmittelbarer  teils  mittelbar  beweisen,  dass  in  dieser 
Zusammensetzung  Gewinn  =z  Reingewinn  ist 

1.  Zwischen  H.GJ5.  §  212  und  215,  welche,  wie  wir  sahen,  in  ver- 
.schiedener  Wendung  aussprechen,  dass  die  Aktionäre  während  bestehender  Ge- 
sellschaft nur  auf  Verteilung  bilanzmässigen  Reingewinns  Anspruch  besitzen, 
:stehen  die  Vorschriften  des  §  214.  Hier  ist  nur  von  „Anteil  am  Gewinne"*), 
„verteilbarem  Gewinne"  die  Rede.  Nach  dem  Inhalt  des  vorausgehenden,  wie 
des  nachfolgenden  Paragraphen  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  Ge- 
winn hier  für  Reingewinn  steht 

2.  Das  Gleiche  folgt  aber  auch  mittelbar  aus  anderen  Bestimmungen. 

a)  Der  Gewinn  wird  in  einer  Reihe  von  Paragraphen  als  ein  aus  der  B. 
sich  ergebender,  auf  Grund  der  B.  ermittelter  bezeichnet  und  aus  der  B. 
ergibt  sich  eben  nach  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung,  von  welchen 
doch  nach  H.GJi.  §  38  auszugehen  ist,  Reingewinn. 

a)  §  261  Ziff.  6  des  H.G.B.*)  schreibt  vor:  der  aus  der  Vergleichung 
samtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva  der  B.  sich  ergebende  Gewinn  oder 
Verlust  muss  am  Schlüsse  der  B.  besonders  angegeben  werden. 

ß)  Ebenso  spricht  Genoss.-G.  §  19®)  von  einem  „bei  Genehmigung  der 
B.   für  die  Genossen  sich  ergebenden  Gewinn  oder  Verlust  des  Geschäftsjahres." 

y)  Auf  der  anderen  Seite  finden  wir  in  H.G.B.  §  120  die  Bestimmung, 
daÄS  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  „der  Gewinn  und  Verlust  des  Jahres" 
am   Schlüsse  jeden  Geschäftsjahres  auf  Grund  der  B."  ennittelt  werde. 


nicht,  sie  sind  dauernd  zahlungsfähig  kraft  ihrer  Besteuerungsgewalt.  Daher  gewährt 
die  Verwaltungsbuchhaltung  nur  einen  Überblick  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben, 
nicht  über  die  Vermögensbestände. 

')  8.  unten  §  160. 

*)  Vgl.  auch  §216:  „ohne  Rücksicht  .  .  .,  ob  die  jährliche  B.  einen  Reingewinn 
ergibt." 

')  Ebenso  altes  (österr.  H.G.B.)  Art.  21G  und  217. 

«)  S.  auch  8  217:  „Gewinnanteil". 

•)  Ebenso  Ge8ell8ch.-G.  42  Ziff.  5. 

•)  Vgl.  auch  Geno88.-Ge8.  §  48. 

41* 


644  §  ^^'  ^^  haDdelBrechtliche  Begriff  von  JahieB-  und  Reingewinn. 

b)  Dazu  kommt:  In  §  2G0  weist  das  H.G.B.  der  Generalversammlung 
die  Beschluööfassung  über  die  j,Greyf\mwerleilung*^  zu.  Verteilt  wrd  aber  laut 
§§  213  und  215  nur  Reingewinn.  Also  ist  in  §  260  Reingewinnverteilung  zu 
lesen.  §  261  ist  Ergänzung  zu  §  260,  daher  steht  auch  in  §  261  Grewinn  im 
Sinne  von  Reingewinn. 

B.  Nach  dem  allen  ist  aber  zu  vermuten :  bedeutet  Gewinn  ^)  schlechthin 
den  aus  der  Jahresbilanz  sich  eichenden  Reingewinn,  so  ist  anzunehmen,  dass 
auch  Jahresgewinn  den  aus  der  Jahresbilanz  sich  ergebenden  Reingewinn 
darstellt. 

Die  Gresetzgebung  bestätigt  es  und  zwar  auch  wieder  teils  mehr  mittdbiur 
teils  mehr  unmittelbar. 

a)  Mittelbar  entnehmen  wir  es  aus  §  214  mit  §§  213,    215  und  §  262. 

a)  Zunächst  aus  H.G.B.  §  214  mit  §§  213  und  215.  Im  H.G.B. 
§  214  heis^st  es:  Sind  die  Einzahlungen  nicht  auf  alle  Aktien  in  demselben 
Verhältnisse  geleistet.,  so  erhalten  die  Aktionäre  vom  verteilbaren  Grewinn  vorweg 

4  Prozent  der  geleisteten  Einzahlungen;  „reicht  der  Jo^re^gewinn  hierzu  nicht 
aus,  so  bestimmt  sich  der  Betrag  nach  einem  entsprechend  niedrigerem  Satze.** 
In  §  213  sowohl  wie  in  §  215  ist  von  Reingewinn  die  Rede.  Dazu  wird  in 
§  215  gesagt,  der  Reingewinn  ergebe  sich  aus  der  jährlichen  B.  §§  213 — 215 
handeln  von  derselben  Materie,  der  Grewiunverteilung  an  Aktionäre.  Also  ist 
anzunehmen,  dass,  wenn  der  Gesetzgeber  kurzweg  von  Jahresgewinn  spricht, 
er  damit  nichts  anderes  meint  aln  das,  was  er  sonst  aus  der  jährlichen  B.  sich 
ergebenden  Reingewinn  nennt. 

ß)  Dann  aber  ist  von  Bedeutung,  dass  der  Gesetzgeber  für  Jahresgewinn 
auch  „jährlicher  Reingewinn**  gebraucht  In  H.G.B.  §  262  ist  vorgeschrieben, 
dasB  in  den  Zwangsreservefonds  bei  A.en  vom  „jährlichen  Reuigewinn^  mindestens^ 

5  Prozent  einzustellen  seien.  Jährlicher  Reingewinn  ist  nach  dem  Zusammen- 
hang mit  dem  Eingang  von  §  262,  wo  von  „aus  der  B.  sich  ergebenden  Ver- 
lust**, und  mit  dem  Schluss  des  §  261,  wo  von  „aus  der  Vergleichung  sämt- 
licher Aktiva  und  Passiva  der  B.  sich  ergebendem  Gewinn  oder  Verlust**  ge- 
sprochen wird,  aus  der  B.  sich  ergebender  Reingewinn.  Dieser  wird,  wie  wir 
sahen,  in  §  214  kurzweg  Jahresgewinn  genannt.  Also  sind  jährlicher  Beinge- 
winn und  Jahresgewinn  identische  Begriffe. 

b)  Unmittelbarer  ergibt  sich  das  Gleiche  aus  H.G.B.  §  120  und  Grenoss.-0. 
§  19  mit  §  7. 

a)  In  H.G.B.  §  120  lesen  wir:  „Am  Schluss  jedes  Gleschäftsjahres  winl 
auf  Grund  der  B.  der  Gewinn  oder  Verlust  des  Jahres  ennittelf  Gewinn 
des  Jahres  ist  doch  nichts  anderes  als  „Jahresgewinn**  ^).  Der  Jahresigewinn 
wird  „auf  Grund  der  B.**  ermittelt.  Was  die  B.  ergibt,  ist  bilanzinässiger 
Reingewinn,  somit  ist  Jahresgewinn  aus  der  B.  sich   ergebender  Reingewinn. 

ß)  In  ähnlicher  Weise  bemerkt  Genoss.-G.  §  19:  „Der  bei  Genehmigung 
der  B.  für  die  Genossen  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  des  Oese^fts- 
Jahres  ist  auf  diese  zu  vert-eilen.**  Es  ist  hier  also  von  einem  aus  der  B.  sich 
ergebenden  Jahresgewinn  die  Rede.  In  Zusammenhang  mit  den  Vorschriften 
„über  Aufstellung  und  Prüfung  der  B.**  und  „Bildung  eines  Reservefonds  zur 
Deckung  eines  aus  der  B.  sich  ergebenden  Verlustes'*  spricht  andererseit:? 
Genoss.-G.  §  7  vom  „jährlichen  Reingewinn**.  Hieraus  folgt,  dass  dies  aus 
der  Jahresbilanz  sich  ergebender  Reingewinn  ist  Also  besagen  Geschäftsjahres- 
gewinn  und  jährlicher  Reingewinn  dasselbe. 


')  Vgl.  auch  H.G.B.  §§  167,  168. 
«)  Vgl.  §  121  Abs.  1-3. 
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Die  Folseramsen  ans  dem  hmndelsrechtiichen  lirewinmbesrille. 

§  159. 

Aus  dem  gewonnenen  Resultate  leiten  sich  drei  wichtige  Folgerungen  ab. 

I.  Bedeutet  Jahresgewinn  handelsrechtlich  so  viel  wie  bilanzmässiger  Rein- 
gewinn, so  ist  Jahresgewinn  im  H.G.B.  und  seinen  Nebengesetzen  nicht  gleich- 
bedeutend mit  'Remeinkommen  oder  Reiner^ro^  oder^  was  das  nämliche  ist^  mit 
Beiriebsreingewinn  *). 

A.  Der  Hauptunterschied,  welcher  sich  hieraus  ergibt,  ist  dieser: 

1 .  Den  Reinertrag  oder  Betriebsgewinn  berühren  nicht  Fermö^en5anderungen, 
welche  „nicht  durch  den  laufenden  Betrieb  selbst,  sondern  durch  fremde 
aosaerhalb  des  Betriebes  stehende  Vorgänge  verursacht  sind"^). 

a)  Nur  das  Vermögen,  nicht  auch  den  Ertrag  berühren: 

a)  Nicht  durch  den  laufenden  Betrieb  verursachte  Vermögen8??ieÄrw«^en : 
Konjunktur-  und  Kursgewinn  des  Anlagekapitals,  Funderwerb,  Gewinn  aus 
Lotterie«). 

ß)  Nicht  durch  den  laufenden  Betrieb  verursachte  Vermögenswtn«ten<n^ew: 
Vernichtung  von  .^n^ekapital  (Fabrikanlagen,  Maschinen  u.  s.  w.)  durch 
Feuer,  Überschwemmung,  andere  Unglücksfälle*). 

b)  Auch  den  Ertrag  berühren: 

a)  Veränderungen  am  ^n/a^akapital,  welche  durch  bestimmungsmässige 
Verwendung  desselben  zur  Ertragserzielung  verursacht  sind^):  also  durch  regel- 
mässigen Betriebsverlauf  (einschliesslich  damit  verbundener  natürlicher  Einflüsse) 
entstandene  Wertminderungen  an  Gebäuden,  Maschinen  und  sonstigen  Inventar. 

ß)  Im  regelmässigen  Betrieb  entstandene  oder  durch  ausserordentliche 
Umstände  verursachte  Vermehrungen  oder  Verminderungen  des  Jüetriebs- 
kapitals:  Verlust  an  Waren  durch  Diebstahl,  Verderben,  Beschädigung,  an  Geld 
durch  Unterschlagung  oder  Entwendung®),  Entwertung  von  Baugrundstücken 
durch  Konjunkturen  Wechsel*^. 

2.  Dagegen  berühren  den  Jahresgewinn  im  Sinne  des  Handelsrechts  auch 
die  Vermogensanderungen  während  des  Jahres,  welche  weder  ertragserhöhend 
noch  ertragsmindemd  wirken,  also  auch: 

a)  Konjunktur-  und  Kursgewinn  und  Verlust  am  Anlagekapital; 

b)  Ausserhalb  des  Betriebs  eintretende  Vermögensmehrungen,  Schenkungen, 
Lotteriegewinne,  Funderwerb. 

Denn  der  bilanzmässige  Reingewinn  stellt  nicht  die  Differenz  zwischen 
Betriebs^nnahmen  und  Betriebsauf  Wendungen,   sondern  die   Differenz  zwischen 


')  JReiseh  I  288:  „Der  Unterschied  zwischen  Vermögenszunahme  und  Ein- 
kommen ist  ein  sehr  erheblicher .<'    Auch  Lehmann,  A.en  II  295. 

•)  Vgl.  FuxsUng,  Steuerlehre  §  72  (S.  180);  Reisch  I  291. 

»)  Vgl.  FuisUng,  Steuerlehre  §  57  (S.  148 f.);  österr.  Pers.St.G.  159  Abs.  3: 
„Gewinne  aus  Verfiusserungen  yon  Vermogeneobjekten  sind  nur  dann  dem  Einkommen 
zaznrechnen,  wenn  die  Veräusserung  im  Bttriebe  einer  Erwerbsuntemehmimg  . .  .  erfolgt 
ist**  (vgl.  Ä**cÄ  I  294);  femer  österr.  Pers.StG.  94 f.:  „im  Geßchäft86c*r»«de  ein- 
getretene SubstanB^etiMS^''  (s.  oben  §  139  II  C  4  b). 

*)  FniMng  a.  a.  O.  §  57  und  §  71.  Vgl.  österr.  Per8.St.G.  162  Ziff.  3: 
„Zum  Abzage  nidit  geeignet  (d.  h.  keine  Betriebsverluste)  sind  Verluste,  die  lediglich 
den  Vemaögenstftoww  betreffen";  b.  auch  preuss.  Eink.StG.  §  8:  „Vermehning,  Ver- 
minderung des  Stammvermögens." 

•)  Ebeoda  S.  142,  147,  176,  186. 

•)  Ebenda  §§  70,  72  und  oben  112  V  D  2  e  sowie  139  II  C  1  a. 

')  MaaiB  106  Anm.  2;  Fuisting,  Steuerlehre  §  57. 
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dem  Reinverniögensstand  am  Ende  und  am  Anfange  des  Geschäftsjahres  dar. 
Er  bezeichnet  nicht  Betriebs-,  sondern  Vermögensstandsgewinn.  Die  handels- 
rechtliche B.  ist  eine  Vergleichung  von  Vermögenszustanden  verschiedener  Zeit- 
punkte, nicht  zwischen  Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben.  Sie  ist  Ver- 
mogenszuwachs-,  nicht  Ertragsbilanz. 

3.  Infolgedessen  ist  es  möglich,  dass 

a)  Jahresgeimnn  vorliegt,  trotxdem  Betriebsgeiuinn  felUi^),  dies  dann,  wenn 
das  Anlagevermögen  ganz  ausserordentliche  Wertsteigerung  erfährt  und  diese 
vor  Jahresschluss  realisiert  wird; 

b)  Jahresgewinn  fehlt,  trotxdem  Betriebsgetvinn  (Beinertrag)  sich  ergab, 
dies  dann,  wenn  das  Anlagekapital  durch  ausserordentliche  Umstände  (Bnin<l 
u.  s.  w.)  ganz  erhebliche  Wertminderung  erlitt 

B.  Ein  zweiter  wichtiger  Unterschied  ist  folgender:  Verwendttngeti  zur 
Hersteüungy  Vergrösserung  oder  Erweiterung  von  Betnehsanlagen  (Grundstücken, 
Gebäuden,  Maschinen  u.  s.  w.)  kürzen  niemals  den  R&mertragy  weil  sie  keine 
Betriebsausgaben  im  wirtschaftlichen  Sinne  darstellen;  wohl  aber  ist  es  möglich, 
das»  sie  den  ^/an^mässigen  Reingewinn  schmälern,  geringeren  rechnungsmäseigen 
Reingewinn  zur  Entstehung  gelangen  lassen,  dies  dann,  wenn  sie  nicht  auf 
Anlage-,  sondern  auf  Geschäfteunkostenkonto  verbucht  werden^). 

C.  Gewinn-  und  Verlustvortrag  berühren  nicht  den  Betriebsgewinn  oder 
Reinertrag  des  Geschäftsjahres'),  wohl  aber  den  Jahresgewinn  im  handelsrecht- 
lichen Sinne*). 

1.  Das  Handelsrecht  kennt  nur  ei^ien  Grewinn-  tmd  Verlustpoeten  auf 
Grund  der  B.  „Der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher 
Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust  muss  am  Schlüsse  der  B.  besonders 
augegeben  werden/^  lautet  die  Vorschrift  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  6,  bezw. 
Geselisch.-G.  §  42  Ziff.  5.  „Die  Aktionäre  haben  Anspruch  auf  den  Rein- 
gewinn'' (H.G.B.  §  213).  „Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf  den  nach 
der  jährlichen  B.  sich  ergebenden  Reingewinn"  (Gesellsch.-G.  §  29).  Auch  der 
vom  Vorjahre  übertragene  Gewinn  und  Verlust  ist  buchmässig  Gevrinn  und 
Verlust  des  neuen  Geschäftsjahres.  Er  bildet  für  dieses  Gewinn  bezw.  Verlust. 
Also  muss  er  bei  FeststeUung  des  Saldos  berücksichtigt  werden.  Ehe  er  nicht 
abgezogen  oder  zugeschlagen,  liegt  nicht  der  bilanzmässige  Gewinn  bezw.  Ver- 
lust vor. 

2.  Hieraus  folgt: 

a)  Es  kann  für  ein  Geschäftsjahr  Betriebsgewimi,  Reinertrag  gegeben 
sein  und  doch  kein  Jahresgewinn  im  handelsrechtlichen  Sinne  vorliegen,  dies 
dann,  wenn  der  aus  dem  Vorjahre  übertragene  bilanzmä«sige  Verlustvortrag  diesen 
Betriebsgewinn  übersteigt 

b)  Es  kann  ein  Geschäftsjahr  mit  Betriebsverlust  abschliessen  und  dofh 
bilanzmässig  Jahresgeivinn  vorhanden  sein,  dies  dann,  wenn  der  Grewinnvortra? 
aus  dem  Vorjahre  den  Betriebsverlust  überhöht.  Übertrag  von  Gewinn  au» 
dem  Vorjahre  steigert  den  Betriebsgewinn  des  Geschäftsjahres  nicht  und  Veilust- 
vortrag  aus  dem  Vorjahre  mindert  ihn  nicht,  wohl  aber  berühren  bdde  den 
bilanzraässigen  Gewinn-  bezw.  Verlustsaldo. 

II.  A.  Bedeutet  Jahresgewinn  handelsrechtlich  bilanzmässigen  Reingewinn, 
so  ist  aber  weiter  dokumentiert,  dass 

')  8.  auch  Lehmann,  A.en  II  295  und  410. 
*)  Vgl.  Fuisting  §  78  und  oben  §  138  III  C  2  a, 
»)  S.  unten  §  163. 

*)  Dies  verkennt  Baumer,  Über  Beingewino,  Oewinnvortrag  und  Tanti^mebencfa- 
nung  bei  A.en  1902  S.  4  ff. 
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1.  vor  Feststellung  des  hüanxmässigen  Reingeminns  bilanzmässig  nur 
Rohgemnn  vorliegt  und 

2,  Jahresgewinn  im  Sinne  des  Handelsrechts  nie^nals  bilanxmässigen  Roh^ 
gewinn  bedeutet, 

B.  Weil  vor  „Abschluss"^)  von  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
in  den  Büchern  stehend,  ist  demgeniäss  handelsrechtlich  nicht  Reingewinn  und 
nicht  Jahresgewinn,  sondern  Rohgewirm^  Bruttogewinn  schon 

1.  der  ReinertrcLg,  der  Betriebsreingewinn,  das  gewerbliche  Einkommen,  der 
gewerbliche  Ertrag; 

2.  der  buchmässige  Gewinn  vor  Zuschlag  des  Gewinn  Vortrages  aus  dem 
Vorjahre,  vor  Abzug  des  Verlustübertrages  aus  dem  Jahre  vorher. 

C.  um   so  mehr  sind  Bruttogewinne: 

1.  Der  Gewinn  vor  Abzug  der  Abschreibungen  wegen  Wertminderung 
(der  notwendigen  Abschreibungen),  seien  es  ordentliche  oder  ausserordentliche*). 

2.  Der  Gewinn  vor  Abzug  der  notw^endigen  Abschreibungen  und  Steuern, 

3.  Der  Gewinn  vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen,  der  Steuern 
und  allgemeinen  Verwaltungskosten. 

4.  Der  Gewinn  vor  Abzug  aller  der  genannten  Abzüge  ur^  der 
Fabrikationskosten. 

D.  Auf  der  anderen  Seite  ist  Jahresgewinn  und  Reingewinn  im  Sinne 
des  Handelsrechts  nicht  erst  vorhanden,  wenn  auch  die  aus  dem  Reingewinne 
gemachten  (freiwilligen)  Abschreibungen  und  Rücklagen  abgezogen  sin<l.  Der 
nach  Abzug  der  durch  Wertminderung  nicht  verursachten  Abschieibungm  und 
fiaeh  Dotierung  der  Reservefonds  verbleibende  Geunnn  ist  im  Sinne  des  Handels- 
rechts nicht  erst  Jahresgewinn  und  Reingeivinn,  sondern  ein  Restteil  des  JaJircs- 
oder  Reingewinns, 

E.  In  der  Praxis  wird  gegen  diese  Rechts^ktze  gefehlt. 

1.  Um  den  Reingewinn  höher  erscheinen  zu  lassen,  wird  unter  Verletzung 
des  Prinzips  der  Bilanzwahrheit  als  Nettogewinn  schon  bezeichnet: 

a)  Der  Grewinn  vor  Abzug  der  notwendigen  Abschreibungen.  Brutto- 
gewinn ist  dann  der  Gewinn  schon  vor  Abzug  der  Steuer  allein  oder  erst  dieser 
und  der  sonstigen  Generalunkosten.  Im  letzteren  Falle  ist  Bruttogewinn  = 
Fabrikationsgewinn. 

b)  Sogar  der  Gewinn  vor  Abzug  dieser  Abschreibungen  und  der  Steuern, 
iiher  nach  Abzug  der  allgemeinen  Verwaltungskosten.  Bruttogewinn  ist  dann 
der  nach  Abzug  der  Produktionskosten  im  engeren  Sinne  verbleibende  Fabrikations- 
/yewinn. 

2.  Um  den  Reingewinn  niedriger  erscheinen  zu  lassen,  wird  bilanzmässiger 
Reingewinn,  Jahresgewinn  im  Sinne  des  Handelsrechtes  schon  vor  Zuschlag  des 
Gewinn  Vortrages  aus  dem  Jahre  vorher  angenommen. 

3.  Nicht  selten  werden  die  Gesichtspunkte  a  und  b  miteinander  ver- 
bunden, weil  man  der  Berechnung  bald  einen  höheren  (z.  B.  bei  Tantiemen)  ^) 
bald  einen  niedrigeren  (z.  B.  bei  Rücklagen  zum  obligatorischen  Reservefonds) 
Reingewinn  zu  Grunde  legen  will.  Dann  weist  die  Rechnung  im  Widerspruch 
zum  Prinzip  der  Btlanzklarheit  einen  doppelten  Reingewinnbegriff  auf:  Rein- 
gewinn vor  und  nach  Zuschlag  des  Gewinnvortrags. 

a)  Es  begegnet  z.  B.  folgendes  Gewinn-  und  Verlustkonto: 


»)  H.G.B.  39. 

»)  Ober  diese  Begriffe  oben  §  137. 

")  Soweit  nicht  das  G.  dies  verhindert:  H.G.B.  237,  245;  Pr.V.G.  34,  35. 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 


Debet 


Kredit 


An  Oeneralunkosten  und  Ab- 


/2ßfngewinn  für  1902 


Beingew'mn  für  1902  . 
Dazu  i2stngewinnvortrag 
1901 

/?6tngewinn6aldo      .     . 


20000 
80000 


von 


Per  Fabrikationskonto 
Bruttogewinn     .     . 


100000 


90000 


Bilanzkonto 

I  Reingewinn 


b)  Häufiger  ist  allerdings: 

Gewinn 
An  Generalunkosten  und  Ab- 
schreibungen       20000 

Reingewinn 90000 


und  Verlustkonto 

Per  Gewinnvortrag    . 

Per  Fabrikationskonto 

Bruttogewinn     .     . 


90000. 

10000 
100000. 


Noch  häufiger  ist»  dass  die  Generalunkosten  (Generalverwaltungsunkosten 
und  Steuern)  zu  den  Produktionskosten  gerechnet  werden.    Dann  lautet  das 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


An  Abschreibungen 
Reingewinnsaldo 


10000 
90000 


Per  Gewinnvortrag 
Bruttogewinn      .     . 


10000 
90000. 


c)  Gegen  die  letzteren  beiden  Buchungsweisen  ist  nichts  einzuwenden.  Se 
entsprechen  durchaus  dem  Gesetz.  Dagegen  lässt  sich  dies  nicht  sagen  von  einer 
Rechnungsführung,  bei  welcher  der  Oeunnn9a\do  des  Gewinn-  und  Verlust- 
kontos nur  den  Bruttogewinn  angibt  und  erst  im  Bilanzkonto  der  iZstfigewinn- 
saldo  zur  Feststellung  gelangt 

a)  Wir  denken  dabei  an  folgende  Buchungsform: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 
Debet  Kredit 

Generalunkosten   ....       10000      Gewinn  vertrag 10000 

Bruttogewinn 100000      Fabrikationsgewinn     .     .     .    lOOOOO. 


Bilanzkonto 


Anlagekonto 520000 

Wechselforderungen   .     .     .       30000 
Kassakonto 90000 


Grundkapital    .... 
Reservefonds     .... 
Bruttogewinn    .     100000 
Ab 

Abschreibungen    10000 

Reingewinn 


500000 
50  000 


900OO. 


ß)  Aus  dem  Zusammenhang  des  positiven  Rechtes  geht  hervor,  dass  R, 
und  Geunnn-  und  Verlustrechnung  denselben  Qe%rinn  zu  ergd)en  haben,  den 
Jteingeunnn, 

aa)  H.G.B.  §  260  Abs.  1  bemerkt:  „Die  Generalversammlung  beschlie^-t 
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über  die  Genehmigung  der  Jahresbilanz  und  die  Gemunverteüung.^^  Was  als 
Gewinn  verteilt  wird^  ist  nach  §  216  der  nach  der  jährlichen  B.  sich  er- 
gebende Reingewinn.  Also  hat  die  B.  den  Beingewinn  zu  ergeben.  Zwecks 
Ennöglichung  einer  Beschlussfassung  der  Generalversammlung  über  die  Jahres- 
bilanz schrdbt  §  260  Abs.  2  vor,  dass  der  Vorstand  innerhalb  der  ersten 
drei  Monate  des  Geschäftsjahres  für  das  verflossene  Geschäftsjahr  nicht  bloss 
eine  B.,  sondern  auch  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufzustellen  hat 
Also  ist  doch  auch  der  Zweck  dieser  Rechnung,  dass  sie  den  Reingewinn  er- 
gibt. Es  kommt  hinzu,  dass  nach  der  Genehmigung  der  B.  durch  die  General- 
versammlung laut  H.GJB.  §  265  nicht  bloss  die  B.,  sondern  auch  die  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  bekannt  zu  machen  ist  Was  sollte  dies  für  einen  Sinn 
haben,  wenn  die  Grewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  der  Erläuterung  der  B. 
diente?  Und  das  ist  eben  nur  der  Fall,  wenn  sie  den  Reingewinnposten  der 
&  spezialisiert  Überdies  steht  dies  allein  auch  in  Einklang  mit  den  Grund- 
sätzen ordnungsmässiger  Buchführung,  unter  deren  Beachtung  der  Kaufmann 
nach  H.GJB.  §  38  seine  Bücher  zu  führen  und  seine  Vermögenslage  ersichtlich 
zu  machen  hat  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchführung  ist,  dass  die  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  eine  Spezialisierung  des  bilanzmässigen  Reingewinn- 
saldoB  in  Form  einer  übersichtlichen  Zusammenstellung  der  Erfolgsabschluss- 
ziffem  der  emzelnen  Personen-  und  Sachkonti  enthält 

ßß)  Für  das  G.  betr.  die  Gesellschaften  m.  b.  H.  ergibt  sich  das  Gleiche 
aus  §  40  Abs.  2,  wonach  die  Geschäftsführer  in  den  ersten  drei  Monaten  des 
Geschäftsjahres  die  B.  für  das  verflossene  Geschäftsjahr  nebst  einer  Gewinn- 
und  Verluataiechnung  aufzustellen  haben.  Da  eine  B.  den  Grundsätzen  ord- 
nungsmässiger Buchführung  vollkommen  gerecht  wird,  wenn  sie  des  Reingewinns 
in  einer  einzigen  zusammenfiissenden  Ziffer,  im  Reingewinnsaldo,  Erwähnung 
tut,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  durch  das  „nebst"  aber  als  Beilage  zur 
B.  gekennzeichnet  wird,  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Grewinn- 
und  Verlustrechnung  den  Charakter  einer  den  Reingewinn  darstellenden  Rech- 
nung zu  besitzen  hat 

yy)  Unmittelbarer  als  H.G.B.  und  Gesellsch.-G.  führt  zu  dem  gleichen 
Eligebnis  das  Genoes.-G. 

Hier  bestimmt  §  48  in  Abs.  1:  „Die  Generalversammlung  hat  über  die 
Greaehmigung  der  B.  zu  beschliessen  und  von  dem  Gewinn  und  Verlust  den 
auf  die  Genossen  entfallenden  Betrag  festzusetzen,"  um  in  Abs.  2  fortzufahren: 
^Die  B.  sowie  eine  den  Gewinn  und  Verlust  des  Jahres  zusammenstellende 
Berechnung  (Jahresrechnung)  soll  mindestens  eine  Woche  vor  der  Versammlung . . . 
(den  Genossen)  zur  Kenntnis  gebracht  werden."  Was  auf  die  Genossen  ent- 
fallt, ist  nach  §  48  Abs.  1  mit  §§19  und  7  Zifll  4  ein  Betrag  des  jährlichen 
Reingewinns.  Demgemäss  ist  nach  dem  Zusammenhang  selbstverständlich,  dass 
unter  der  Zusanunenstellung,  welche  die  Jahresrechnung  zu  enthalten  hat,  eine 
Zusammenstellung  des  Reingewinnes  verstanden  werden  muss. 

öd)  Für  das  österreichische  Handelsrecht  führt  zu  dem  gleichen  Ergebnis 
folgende  Erwägung.  Nach  altem  H.6.B.  Art.  216  haben  die  Aktionäre  An- 
spruch auf  Verteilung  des  reinen  Gewinns.  Für  dieselben  ist  daher  von  hoher 
Bedeutung,  die  Berechnung  desselben  kontrollieren  zu  können.  Wird  daher  der 
B.  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  beigegeben,  so  kann  deren  Zweck  kein 
an<lerer  sein,  als  den  Reingewinn  zu  spezialisieren.  Demgemäss  muss  der 
8al<lo  ebenfalls  den  Reingewinn  ergeben.  Für  die  unter  das  A.-Reg.  fallenden 
A.en  bestätigt  dies  Eigebnis  der  Umstand,  dass  als  Bestandteil  des  Rechnungs- 
ab#*chlu8se8,  der  für  jedes  Geschäftsjahr  aufzustellen  ist,  in  §  49  des  Regulativs 
flie    Betriebsrechnung  (Gewinn-  und  Verlustkonto)    vor    der  B.    genannt  wird. 
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Die  B.  soll  in  Bezug  auf  Geschäftserfolg  also  nur  das  Resultat  des  Gewinn- 
und  Verlustkontos  angeben. 

III.  Mit  Hilfe  der  beiden  bisherigen  Folgerungen  ziehen  wir  aus  dem 
Satze,  duss  Jahresgewinn  und  Beingewinn  oder  Gewinn  ein  und  dasselbe  handels- 
rechtlich bedeuten,  noch  eine  dritte:  mangels  entgegenstehender  gesetzlicher  oder 
iulfissiger  vertragsmiissiger  Bestimmung  ist  Im  aUen  Berechnungen,  derett, 
Masstdb  der  Gewinnsaldo  sein  soll,  ein  und  derselbe  Gewinnbegrtff 
anitiwendenf  und  zwar  der  des  bilanxmässigen  Reingeunnnes. 

A.  Tanti&menberechnung.  Dies  gilt  erstens  für  Taniiemenbefpriff^) 
und  Tantiemenberechnung, 

1.  a)  Wie  immer  Tantieme  gesetzlich  definiert  sein  mag,  als  „Anteil  am 
Reingewinne***),  „Anteil  am  Jahresgewinne**'),  „nach  dem  Jahresüberschusse  be- 
messene Vergütung***),  „nach  dem  Geschäftsergebnis  bemessene  Vergütung*'^), 
mangels  anderweiter  gesetzlicher  oder  vertraglicher  Bestimmung  ist  darunter  zu 
verstehen:  Anteil  am  bilanzmässigen  Reingewinn,  nach  dem  bilanzmässigen 
Reingewinn  bemessene  Vergütung*). 

b)  Eine  Folgerung  hieraus  ist  diese:  Ist  die  Tantieme  ein  Anteil  am 
Reingewinn,  so  ist  sie  Anteil  an  einem  Gewinn,  der  vor  ihrem  Abzug  vor- 
handen. Es  sind  also,  wenn  der  bilanzmässige  Reingewinn  600000  Mk.  be- 
trägt und  dem  Gesellschafteorgan  eine  Minimaltanti^me  von  4000  Mk.  ver- 
tragsmässig  zugesichert  ist,  nicht  von  dem  bilanzmässigen  Reingewinn  er^t 
4000  abzuziehen  und  die  Tantieme  nur  aus  596000  Mk.  zu  berechnen,  sondern 
die  Tantieme  gelangt  aus  dem  Betrage  600000  Mk.  zur  Berechnung''). 

2.  Ebenso  ist  die  Tantieme  im  Zweifel  auch  nach  diesem  Ergebnis  zu 
berechnen  ®). 

a)  Hieraus  ergeben  sich  zwei  wichtige  Folgerungen: 

a)  Die  Tantieme  ist  von  dem  Grewinn  zu  berechnen,  welcher  nach  Ab- 
zug des  aus  dem  Vorjahre  übertragenen  Verluslvorirages  bleibt  Wirft  dits 
Geschäftsjahr  Reinertrag  (Betriebsgewinn)  ab,  ist  aber  der  Verlustvortnig  aus 
dem  Vorjahre  höher,  so  ist  kein  bilanzmässiger  Reingewinn  vorhanden,  aibo 
entfällt  jede  Tantieme.  Denn,  ist  kein  Reingewinn  vorhanden,  so  kann  es  auch 
keinen  Anteil  daran  geben  •). 

ß)  Andererseits  ist  auch  der  Teil  des  bilanzmässigen  Reingewinns  tanti^men- 
pflichtig,  welcher  aus  Übertrag  von  Gewinn  vom  Jahre  vorher,  also  durch  Ge- 
winnvortrag entstanden  ist. 

y)  Ebensowenig  ist  vorher  abzugsfähig,  was  vom  Reingewinn  zum  Vor- 
trag auf  das  nächste  Jahr,  zur  Reservefondsbildung  oder  irgendwelchen  anderen 
Zweck  bestimmt  ist. 

b)  In  einem  Falle  gilt  für  die  Berechnung  der  Tantit^me  ein  anderer 
Masstab.     Wir  werden  davon  im  folgenden  Paragraphen  handeln. 


*)  Näheres  über  den  Begriff  noch  unten  §  164  I A  2. 

*)  Osterr.  A.-Reg.  38. 

•)  H.G.B.  237,  245;  s.  aber  unten  §  160  IL 

*)  Pr.V.G.  35  mit  38  „Verteilung  von  Tantiemen,** 

»)  Geno88.-G.  36. 

•)  Ausdrücklich  bemerkt  Pr.V.G.  §  22,  dass  denjenigen,  welche  bei  Versicherungs- 
vereinen  auf  Gegenseitigkeit  den  sog.  Oründungsfonds  (s.  o.  §  146)  zur  Verffigong 
stellen,  „eine  Beteiligung  an  dem  aus  der  Jahresbilanz  sich  eichenden  Überschossr' 
zugesichert  werden  darf. 

')  8o  auch  Urteil  des  Reichsger.  vom  22.  März  1902  (Juristische  Wochenschrift 
J902  8.  255). 

•)  S.  auch  Steiner  bei  Holdheim  10^«. 

•)  Vgl.  auch  Staub  237  Anm.  4;  Bing  237  Anm,  3.    Femer  unten  §  159  III. 
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B.  So  weit  das  G.  vorschreibt^),  dass  in  den  Zwangsreservefonds  ein  ge- 
wisser Teil  des  Jahresgewinnes  volljährlich  einzustellen  sei,  ist  diese  Quote, 
ohne  dass  Statut  oder  Generalversammlungsbeschluss  daran  etwas  zu  ändern 
vermöchten,  von  dem  aus  einer  ordnungsgemäss^)  aufgestellten  B.  sich  er- 
gebenden bilanzmässigen  Reingewinn  zu  berechnen.     Dies  hat  zur  Folge: 

1.  Dass  vorher  nicht  abgezogen  werden  darf  der  Oeivinnvortrag  aus  dem 
Vorjahre'),  so  dass 

a)  auch,  wenn  im  betreffenden  Geschäftsjahre  kein  Reinertrag  erzielt 
wurde,  doch  eine  Einstellung  einer  Quote  von  Reingewinn  in  den  Reservefonds 
erfolgt,  sofern  durch  Gewinnvortrag  sich  bilanzmässiger  Reingewinn  ergibt; 

b)  wenn  Gewinn  immer  wieder  von  Jahr  zu  Jahr  vorgetragen  wird 
—  z.  B.  weil  keine  flüssigen  Mittel  zur  Auszahlung  einer  Dividende  vorhanden 
sind  — ,  von  demselben  wiederholt  ein  Anteil  dem  Reservefonds  zuzuschreiben  ist. 

2.  Dass  vorher  nicht  abgezogen  werden  darf,  was  von  den  bilanzmässigen 
Reingewinn  zu  irgendwelchen  Zwecken  (Dividende,  Reservefondsbildung,  Vor- 
trag auf  neue  Rechnung  u.  s.  w.)  verwendet  werden  soll. 

3.  Dass  keine  Gewinnquote  von  den  Zwangsreservefonds  abzugeben  ist, 
wenn  zwar  das  Jahr  einen  Reinertrag  (Betriebsgewinn)  aufweist,  diese  aber 
durch  Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahre  aufgesogen  wird  und  somit  kein  bilanz- 
massiger Reingewinn  vorliegt^).  Es  fehlt  jeder  Anhalt  im  Gesetze  dafür,  dass, 
wenn  im  nächsten  Jahre  wieder  Gewinnsaldo  sich  ergibt,  davon  auch  die  Quote 
in  den  Reservefonds  eingestellt  werden  muss,  welche  im  Vorjahre  nach  der 
Höhe  des  erzielten  Reinertrags  hätte  an  den  Reservefonds  überwiesen  werden 
müssen,  wenn  nicht  ein  Verlustvortrag  auszugleichen  gewesen  wäre^).  Über 
die  Höhe  der  Rückstellimg  zum  Zwangsfonds  in  jedem  Jahre  entscheidet  nach 
dem  G.  allein  der  bilanzmässige  Reingewinn  dieses  Jahres. 

C.  Durchaus  unzulässig  ist  es,  bei  Berechnung  der  an  den  Zwangsreserve- 
fonds abzuführenden  Gewinnquote  die  kleinere  Gewinnsumme  zu  Grunde  zu 
legen  (d.  h.  den  Gewinn  vertrag  vorweg  abzuziehen)  und  bei  der  Tanti^menbe- 
rechnung  nicht. 


*)  Das  österr.  A.-Beg.  53  schreibt  vor,  dass  dem  Reservefonds  einverleibt  wird 
„vom  jährlicheD  Beingewinne  mindestens  der  20.  Teil'^  Ebenso  H.G.6.  262  Ziff.  1. 
Dcfl^eichen  hat  nach  G^no6S.-G.  §  7  Ziff.  4  das  Statut  „den  Teil  des  jährlichen  Rein- 
gewinns'' zu  bestimmen,  welcher  in  den  Reservefonds  einzustellen  ist  Auch  für  den 
Reservefonds  der  Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit  gilt  das  Gleiche.  Hier  sagt 
Pr.V.G.  §  37  allerdings  nur:  „Die  Satzung  hat  die  Bildung  einer  Rücklage  (zur 
Deckung  anssergewöhnlicher  Verluste),  insbesondere  die  Beträge  zu  bestimmen,  welche 
hierzu  jährlich  zurückzulegen  sind."  Es  ist  also  nicht  unmittelbar  gesagt,  dass  dies 
Beträge  des  Überschusses,  d.  h.  des  bilanzmässigen  Reingewinns  sein  sollen.  Aber  das 
folgt  doch  aus  dem  „Zurücklegen^'.  Von  Zurücklegen  kann  nur  bei  etwas  gesprochen 
werden,  was  an  sich  verteilt  werden  könnte  (s.  o.  §  145  1  A  2),  und  dies  ist  eben  nur 
beim  Überschuss  der  Fall.' 

*)  Wenn  also  stille  oder  offene  echte  Reserven  schon  vor  Bilanzabschluss  aus 
dem  Gewinn  gemacht  sind,  müssen  sie  hinzugezahlt  werden.    Ausnahme  §  153  V. 

•)  Das  entgegengesetzte  Verfahren  in  der  Praxis  ist  ungesetzlich.  A.  M.  von  Aus- 
legern des  neuen  H.GjS.  nur  Makower  262  Anm.  II  a  1,  IHnner  262  Anm.  III  6  a, 
Simon  271  f.,  aber  alle  drei  aus  anderen  Gründen:  a)  Makower  (s.  auch  unten 
§  161 1),  weil  sonst  von  demselben  Gewinnbetrage  unter  Umstanden  mehrmals  ein 
Anteil  dem  Reservefonds  zugeschrieben  werden  müsste;  das  will  aber  eben  das  Gesetz, 
indem  es  vom  bilanzmässigen  Reingewinn  ausgeht;  b)  Pinner  (s.  auch  unten  §  161 1), 
weil  ^Jährlicher  Reingawinn"  Grewinn  des  Jahres  sei,  Gewinnvortrag  aber  Gewinn  des 
Vorjahres;  allein  bilanzmässig  wird  der  Gewinn  des  Vorjahres  eben  durch  Vortrag 
zu  Gewinn  des  nächsten  Jahres;  c)  die  Anschauung  Simons  hängt  mit  seiner  später 
(§   161  II)  zu  erörternden  Gewinntheorie  zusammen. 

*)  A.  M.  Makower  262  Anm.  II  al. 

*)  Bing  262  Anm.  3  und  Simon  272. 


652  §  160.  Der  JahreegewiBobegriff  in  H.G.B.  §  237  und  245. 

Ber  JahresffewiBBbeffrlir  Im  UMM.  8  ^t97  nnd  MS. 

§  160. 

Der  Satz,  dass  im  Sinne  des  H.G.B.  Jahresgewinn  und  Gewinn  bezw. 
Reingewinn  ein  und  dasselbe,  nämlich  den  bilanzmässigen  Reingewinn  be- 
deute, erleidet,  wie  schon  im  Eingang  des  §  158  angekündigt,  eine  Ausnahme. 
Sie  findet  sich  in  H.G.B.  §§  237  und  245,  d.  h.  in  den  Vorschriften  über 
„Berechnung**  der  Vorstands-  und  Aufsichtsratstaniiemen^)  bei  A.en  und  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien. 

I.  Zunächst  ist  hier  der  Meinung  zu  begegnen,  als  sei  auch  der  Reingewinn- 
begriff der  genannten  Paragraphen  ein  anderer,  als  der  bislang  festgestellra 

§  237  und  ähnlich  §  245  sagt:  „Der  Anteil  (am  Jahresgewinn)  ist  von 
dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden 
i2ßtngewinne  zu  berechnen*)." 

A.  Alle  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  aus  dem  Zusammenhange  des 
Gesetzes  zu  erklären.  Diejenige  Auslegung  ist  die  zutreffendste,  bei  welcher 
die  Übereinstimmung  mit  den  übrigen  Gesetzesbestimmungen  am  meisten  ge- 
wahrt bleibt. 

1.  Demgemäss  sind  zwei  Ausl^ungen  des  angeführten  Satzes  unrichtig: 

a)  Diejenige,  welche  meint:  im  Sinne  der  §§  287  und  245  ist  schon  vor 
Vornahme  jeder  Abschreibung  und  Rücklage  aus  dem  Gewinn  ein  Reingewinn 
vorhanden;  verbleibender  Reingewinn  bedeutet  Reingewinnrest;  und 

b)  Diejenige,  welche  sagt:  vor  Abzug  sämtlicher  Abschreibungen  und 
Rücklagen  aus  dem  Gewinn  ist  im  Sinne  von  H.G.B.  §§  237,  245  kein 
Reingewinn  vorhanden.  „Verbleiben**  in  §§  287,  245  des  H.G.B.  bedeutet, 
dass  erst  jene  Abzüge  den  Reingewinn  zur  Entstehung  gelangen  lassen,  Rein- 
gewinn als  Wirkung  ergeben.  Ehe  nicht  sämtliche  Abschreibungen  und  Rück- 
lagen aus  dem  Gewinn  gemacht^  ist  Reingewinn  überhaupt  nicht  vorhanden. 

2.  Beide  Auslegungen  ergeben  einen  anderen  Reingewinnb^T>^i  ^  d«n, 
welchen  wir  bisher  als  den  des  H.G.B.  annahmen.  Dieser  ist  der  bei  Ordnung^- 
massiger  Bilanzaufstellung  sich  ergebende  bilanzmässige  Reingew^inn.  Nach  ihm 
ist  Reingewinn  erst  vorhanden  nach  Vornahme  der  notwendigen  Absdirabungen 
bezw.  Rücklagen  zu  Abschreibungs-  (oder  Erneuerung8-)Fonds  und  schon  ge- 
geben vor  Vornahme  von  frevwüUgen  Abschreibungen  und  Bildung  echter 
Rücklagefonds.  Nach  der  ersten  der  beiden  anderen  Meinungen  dagegen  wäre 
Reingewinn  im  Sinne  der  §§  237,  245  schon  gegeben  vor  Vornahme  not- 
wendiger Abschreibung  bezw.  Dotierung  von  Abschreibungsfonds,  nach  der 
anderen  erst  nach  Vornahme  auch  der  freiwilligen  Abschreibungen  und  der 
Rückstellungen  auch  für  echte  Reservefonds. 

3.  Beide  Reingewinnbegriffe  widersprechen  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger  Buchführung.  Nachdem  der  Gesetzgeber  für  die  erste  Pflicht  des 
Kaufmanns  in  Bezug  auf  Buchhaltung   Buchführung  nach  jenen  Grundsätzen 


')  Nur  auf  Berechnung  von  Veigfitungen,  die  Tanti^mencharakter  besitzcD,  be- 
ziehen sich  die  beiden  Paragraphen,  daher  z.  B.  nicht  auf  Vergütungen  in  Fonn  von 
Provisionen  (in  prozentual  abgestuften  Beträgen  der  Verkaufsertra^isBe  einee  Artikels 
u.  B.  w.).  Eine  solche  Vergütung  ist  auch  mangels  besonderer  Verembarung  bei  Unter- 
bilanz zu  leisten.  Vgl.  Ftdd  in  der  Zeitschr.  f.  Aktienwesen  XIII  1903  S.  69  f.  und 
unten  §  164  I  A  2. 

')  Die  Bestimmungen  sind  ohne  rückwirkende  Kraft  (Beichsger.  vom  22.  Man 
1902  in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Aktienwesen  XII  101  ff.). 
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erklart,  ergibt  sich  für  die  Auslegung  die  Pflicht,  die  Bestimmung  der  §§  237 
und  245  möglichst  so  auszulegen,  dass  hieraus  die  genngste  Abweichung  von 
Reingewinnbegriff  der  ordentlichen  Buchführung  entsteht. 

a)  Dies  ist  nicht  dann  der  Fall,  wenn  wir  annehmen,  der  Gesetzgeber 
habe  einen  Reingewinn  im  ordnungsmassigem  Sinne  schon  vor  Vornahme  der 
notwendigen  Abschreibungen  bezw.  erst  nach  Bildung  von  offen  und  stillen 
echten  Reserven  aus  dem  Reingewinn  annehmen  wollen,  denn  beides  steht  mit 
den  Grundsätzen  ordnungsmässjger  Buchführung  und  dem  sonst  beliebten  Rein- 
gewinnsbegriff in  schärfsten  Widerspruche^);  wohl  aber  ist  es  dann  gegeben, 
wenn  wir  die  Meinung  vertreten,  die  eingezogene  Bestimmung  sei  nur  ^e  zu 
kurz  gefasste  Formulierung  des  Gedankens,  dass  die  Vorstands-  und  Aufsichts- 
ratstanti^me  bei  A.  und  Kommanditaküengesellschaft  nur  von  einem  Teil 
deä  (bei  ordnungsmässiger  Bilanzaufstellung  sich  ergebenden)  büanzmässigen 
JReingewmns  zu  berechnen  sei. 

b)  Was  der  genannte  Rechtsatz  ausdrücken  will,  ist  der  Gedanke:  die 
Tantieme  des  VorsUmda-  bezw,  AufsichisrcUes  ist  nicht  schon  von  defn  bilanz- 
mässigen  Reingewinn  zu  berechnen,  wie  er  nach  Vornahme  der  notwendigen  Ab- 
Schreibungen  und  der  Zuweisungen  an  Äbscki-eibungsfonds  (bei  ordnungsmässiger 
Bilanzaufstellung)  «ich  ergibt,  sondern  erst  aus  dem  bilanzmässigen  Bein- 
gewinne,  u^etcher  nach  Vornahme  freitviUiger  Abschreibungen  und  echter  Rücklagen 
aus  ihm  verbleibt*  Um  deutlich  zu  sein,  hätte  der  Gesetzgeber  zum  mindesten 
sagen  müssen :  „von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rück- 
lagen sich  ergebenden  bezw,  verbleibenden  Reingewinn.'* 

c)  Die  Formulierung  ist  zutreffend  bei  einer  Buchung,  bei  welcher  in  Ab- 
weichung von  der  gesetzlichen  Vorschrift  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  als 
Saldo  nur  Bruttogewinn  angibt  und  erst  in  der  B.  vor  der  Linie  der  Abzug 
der  notwendigen  Abschreibungen  geschieht').  Dann  „verbleibt**  bei  Abzug  der 
notwendigen  Abschreibungen  ein  Reingewinn  insofern,  als  der  auf  diese  Weise 
entstehende  bilanzmässige  Reingewinn  durch  Abzug  der  genannten  Abschreibungen 
vom  Brutt(^winn  entsteht  und  insofern  einen  Rest  darstellt.  Und  ebenso 
„verbleibt**  bei  weiterem  Abzug  der  freiwilligen  Abschreibungen  und  der 
Dotiening  echter  Reservefonds  ein  Reingewinn  insofern,  als  infolge  dieses  Ab- 
zuges ein  Rest  des  bilanzmässigen  Reingewinns  übrig  bleibt. 

d)  Am  klarsten  hätte  der  Gesetzgeber  daher  formuliert:  von  dem  Be- 
trage des  Rohgewinnes,  welcher  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen 
und  Rücklagen  als  Reingewinnrest  (Rest  bilanzmässigen  Reingewinnes)  verbleibt. 

e)  Alle  Missverständlichkeit  wäre  auch  schon  beseitigt  geblieben,  wenn 
H.GJB.  §  287  bezw.  245  die  Fassung  erhalten  hätte:  Der  Anteil  am  Jahres- 
gewinn darf  nur  von  dem  Betrage  berechnet  werden,  welcher  verbleibt,  nach- 
dem sämtliche  Abschreibungen  und  Rücklagen  bewirkt  worden  sind.  So  lautet 
Pr.V.G.  §  35,  wenn  es  vorschreibt,  für  grössere  Privatversicherungsvereine  auf 
Gr^enseitigkeit  trete  an  Stelle  des  §  245  Abs.  1  die  Vorschrift:  „Eine  nach 
dein  Jahresüberschusse  bemessene  Vergütung  für  die  Mitglieder  des  Aufsichts- 
rate darf  nur  von  dem  Betrage  gewährt  werden,  welcher  verbleibt,  nachdem 
sämtliche  Abschreibungen  und  Rücklagen  bewirkt  wonlen  sind  .  .  .**  Hier  ist 
nach  dem  Zusammenhfuig  zu  ergänzen:  von  dem  Betrage  des  „i2t>/£überschusses**. 


^)  Das  Schweiz.  Obiig.-Becht  630  Abs.  1  setzt  auadrflcklich  voraus,  dass  in  dem 
betreffenden  Geschäftsjahre  ein  „bilanzmässiger"*  Reingewinn  erzielt  ist.  S.  auch  Leh- 
mann,  A.en  II  S.  247. 

*)  Ein  Beispiel  hierfür  oben  §  159 II  E  3  c  ß. 
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Ebenso  wäre  demgemäss  in  unserem  Falle  zu  supplieren  „von  dem  Betrage 
des  (bilanzmässigen)  Rohgewinns." 

B.  Unser  Ei^bnis  ist  also,  was  den  Reingewlnnbegriff  angeht:  die  Vor- 
Bchrift  des  §237  bezw.  245  ist  eine  nicht  ganz  glückliche  ^),  weil  zu  gedrängte, 
Formulierung  des  Satzes:  die  TaniiMne  ist  nur  von  einem  Teile  des  bilanx- 
mässigen  Beingetvinns  zu  berechnefi*). 

II.  Ist  somit  der  ReingewinnbegrifF  der  §§  237  und  245  der  nämliche, 
wie  der  den  übrigen  Bestimmungen  des  H.G.B.  zu  Grunde  liegende,  so  lässt 
sich  das  Gleiche  nicht  von  dem  Ausdruck  Jahresgewinn  in  beiden  Paragraphen 
bemerken.  Nicht  allerdings  in  dem  Sinne,  als  könne  Jahresgewinn  hier  nicht 
dasselbe  bedeuten,  wie  in  den  sonstigen  Vorschriften  des  H.G.B.,  sondern  der 
Unterschied  liegt  nur  darin:  Jahresgewinn  in  §  237,  bezw.  245  muss  nicht 
dasselbe  bedeuten,  wie  sonst  im  H.G.B.  und  speziell  im  Aktienrecht  Es  bedeutet 
Gewinn  jeder  Art,  Gewinn  überhaupt^). 

1.  Dass  unter  Jtihresgewinn  in  §  237  bezw.  245  nicht  ausschlie^^slich 
bilanzmässiger  Jahresreingewinn  zu  verstehen  ist^  folgt  aus  zweierlei. 

a)  Würde  Jahresgewinn  nur  diese  Bedeutung  haben^  so  wäre  die  Folge 
die,  dass  lediglich,  wenn  bestimmt  wäre,  dass  der  dem  Vorstand  bezw.  Auf- 
sichtsrat zukommende  Anteil  vom  bilanzmässigen  Reingewinn  berechnet  werden 
solle,  die  Berechnung  nur  nach  einem  Teile  des  bilanzmässigen  Reingewinns 
Platz  greifen  müsste.  Die  Folge  wäre  also,  dass,  wenn  den  genannten  Organen 
ehi  Anteil  am  Bruttogewinn  eingeräumt  würde,  die  Berechnung  nicht  in  dieser 
Weise  zu  erfolgen  hätte.  Und  doch  ist  der  Zweck  der  Bestimmungen,  für  aUe 
Fälle  der  Gewinnbeteiligung  die  Höhe  derselben  zu  beschränken.  Es  geht 
nicht  an,  von  einem  Gesetzgeber  anzunehmen,  dass  er  die  Möglichkeit  einer  so 
nahe  liegenden  legalen  Gesetzesumgehung  offen  lassen  wollte. 

b)  Dazu  kommt  aber  der  Rückschluss  aus  dem  Nachsatz.  Hier  heü^t 
es:  „der  Anteil  an  dem  Jahresgewinn  ist  von  dem  nach  Vornahme  sämtUeher  Ab- 
schreibungen und  Rücklagen  verbleibendem  Reingewinne  zu  berechnen."  Die:« 
setzt  doch  voraus,  dass  es  auch  vor  Vornahme  aller  Abschreibungen  und  Rück- 
lagen  einen  Gewinn  gibt,  und  das  ist  eben  der  Rohgewinn.  Also  enthält 
§  237  bezw.  245  auch  den  Rechtsgedanken:  selbst  wenn  dem  Vorstand  oder 
Aufsichtsrat  ein  Anteil  am  Rohgewinn  zugesprochen  ist,  hat  die  Berechnung 
des  Anteils  von  dem  Reste  des  Rohgewinns  zu  erfolgen,  welcher  verbleibt, 
nachdem  sämtliche  Abschreibungen  und  Rücklagen  aus  ihm  bewirkt  sind. 

2.  So  enthält  H.G.B.  §  237  bezw.  245  den  Rechtssatz:  an  welchem  Ge- 
winn immer  dem  Vorstand  oder  Aufsichtsrat  satzungs-,  Vertrags-  oder  beschluss- 
mässig  ein  Anteil  zugesprochen  werden  mag,  immer  ist  der  Anteil  nur  von 
jenem  Betrage  des  bei  richtiger  Bilanzaufstellung  sich  ergebenden  Reingewinns 
zu  berechnen,  welcher  verbleibt,  nachdem  aus  diesem  Reingewinn  freiwillige 
Abschreibungen  und  Zuführungen  zu  echten  Reservefonds  bewirkt  sind.  Jede 
andere,  den  Empfängern  günstigere  Bei-echnungsanordnung  in  Statut^  Vertrag, 
Beschluss  irgend  eines  Gesellschaftsorganes  ist  ungesetzlich,  ungültig. 

8.  Dasselbe  gilt  aus  gleichen  Erwägungen  für  Pr.V.G.  §  35  bezüglich 
der  Aufsichtsratstantiöme  bei  grösseren  Privatversicherungsvereinen  auf  Gegen- 
seitigkeit.    Auch    hier    bedeutet    im    Gegensatz    zum    sonstigen    Inhalt*)    de»: 


»)  Vgl.  Ritift  237  und  Simon  147. 

*)  So   der  Sache    nach  auch   die  herrschende  Lehre;   vgl.  Ring  237,;   SUntb 
237  4  ff. 

»)  So  auch  Mdkower  237  I  b. 
*)  Z.  B.  §  22  Abs.  3,  §  38. 
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Pr.V.G.  Überschuss  nicht  notwendig  Reinüberschuss.  Es  ist  auch  im  Sinne 
von  Eohüberschuss  gemeint:  „nach  Roh-  oder  Reinüberschuss  bemessene  Ver- 
gütung". 

m.  Noch  sind  einige  das  Bilanzrecht  berührende  Einzelheiten  zu  §§  237 
und  245  des  H.G.B.  bezw.  §§  34  und  35  des  Pr.V.G.  zu  behandeln. 

A.  Aus  unseren  früheren  Ausführungen  über  Abschreibung  und  Rück- 
lagebegriff  folgt: 

1.  Äbscfireibung  steht  in  diesen  Rechtssätzen  im  weiteren  Sinne,  umfasst 
also  auch  durch  Wertmindening  nicht  bedingte  Abschreibungen,  stille  Beserven^). 

2.  Bmhlage  bedeutet  soviel  wie  Reservefonds,  Die  inneren  Rücklagen 
fallen  somit  unter  den  Abschreibungsbegriff,  sind  Bildung  von  Abschreibungs- 
fonds*). 

3.  Tantiemenpflicht  des  Gewinnvortrages.  Nicht  vorher  abzu- 
ziehen ist  der  Betrag  des  bQanzmässigen  Reingewinns^  welcher  zum  Übertrag 
auf  das  nächste  Geschäftsjahr  bestinnnt  wird,  also  der  Getvinnvorirag  für  das 
nächste  Jahr.  Denn  dieser  Gewinnteil  bleibt  auch  für  die  Rechnung  des 
Jahres,  in  welchem  er  zur  Übertragung  bestimmt  wird,  Gewinnt;o7*trag,  wird 
nicht  Gewinnrw<?Ä:lage.  Zum  Begriff  der  Gewinnrücklage  gehört  nicht  bloss 
Einbehaltung,  d.  h.  NichtVerteilung  von  Gewinn,  sondern  Ausscheiden  aus  der 
Erfolgs-  und  Übergang  auf  die  Kapitalrechnung.  Der  Gewinnvoi-trag  wird 
aber  auf  Gewinn-  und  nicht  auf  Vermögenskonto  übertragen.  Er  bleibt  ein 
Posten  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  wird  nicht  zu  einem  Passivposten 
der  B.  Wir  haben  früher*'')  eingehend  dargelegt,  dass  Gewinnvortrag  nicht 
Bildung  von  Rücklage  oder  Reservefonds  darstellt. 

4.  Hieraus  ergibt  sich  aber  die  weitere  wichtige  Konsequenz:  sowohl  der 
aus  dem  Vorjahr  übertrageney  wie  der  w  das  nächste  Geschäftsjahr  zu  über- 
tragende Gewinn  ist  taniiemenpflicMig ;  der  Gewinn  vertrag  ist  unabziehbar 
sowohl  im  Jahre,  aus  dem  er,  wie  im  Jahre,  in  das  er  übertragen  wird;  van 
demselben  Gewimüeil  erhalten  Vorstand  und  Auf sichtsrai^)  xweimal  Tantieme; 
in  dem  Jahre,  in  welchem  er  zum  Übertrag  bestimmt  wird,  und,  falls  das 
nächste  Jahr  wieder  bilanzmässigen  Reingewinn  ergibt,  in  dem  Jahre,  in  das 
er  als  erster  Gewinnposten  übertragen  wird.  Ja,  diese  Tanti^menpflicht  kann 
noch  weiter  gehen.  Wird  mangels  flüssiger  Mittel  —  z.  B.  bei  Terraingesell- 
schaften —  nie  verteilt,  sondern  jedes  Jahr  der  ganze  bilanzmässige  Reingewinn 
auf  neue  Rechnung  übertragen,  so  wird  der  aus  dem  Vorjahr  übertragene  Ge- 
winnteil jedes  Jahr  wieder  tanti^menpflichtig. 

Die  Konsequenz  mag  dem  Zeitgeist  und  der  Absicht,  welche  der  Gesetz- 
geber mit  seiner  Bestimmung  in  H.G.B.  §§  237,  245  und  Pr.V.G.  §  35  ver- 
binden wollte,  widersprechen,  obwohl  anerkannt  werden  rauss^  dass  die  Erhaltung 
clie:«es  Aktivums  der  Gesellschaftsverwaltung  nicht  weniger  Sorge  und  Mühe 
macht»  wie  die  eines  jeden  anderen  Aktivums,  aber  danun  besteht  sie  nicht 
weniger  zu  Recht  *).  Wollte  der  Gesetzgeber  seine  Absicht  tatsächlich  erreichen, 
so  musste  er  schreiben :  „so  ist  der  Anteil  von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher 


»)  S.  oben  §  136  VII C  3. 

*)  Oben  §  145  II. 

»)  §  143  V  B.  S.  auch  noch  Biesenfeld,  Einfiuss  des  Aktienrechts  auf  die 
Statuten  bestehender  Gesellschaften  1899  S.  101. 

*)  Und  andere  mit  Tanti^menanspruch  Angestellte. 

»)  Demgemäss  liegt  in  der  wiederholten  Heranziehung  des  Gewinn  Vortrags  zur 
Tantifemenberechnung  auch  keine  strafbare  Untreue  aus  H.G.B.  §  312,  wonach  sich 
der  Untreue  schuldig  machen  Mitglieder  des  Vorstands  oder  des  Aufsichtsrats,  welche 
absichtlich   zum  Naditeil  der  Gesellschaft  handeln. 
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Abschreibungen  und  Rücklagen  und  nach  Abzug  des  zuni  Vortrag  auf  neue 
Rechnung  bestinunten  Gewinnes  verbleibenden  Reingewinne  zu  berechnen.*^ 

Die  herrschende  Lehre  will  diese  Konsequenz  umgehen.  Nur  im  Jahre, 
in  das  er  übertragen  wird,  sei  der  Gewinnvortrag  tanti^menpfliditig,  in  dem 
Jahre,  aus  welchem  er  übertragen  wird,  sei  er  tanti^menfrei').  Allein  das 
Mittel,  das  hierzu  gewählt  wird,  widerspricht  durchaus  dem  positiven  Recht 
Man  sagt,  der  Genrinnvortrag  bilde  für  das  Jahr,  in  dem  er  zum  Übertrag  be- 
stimmt wird,  eine  Rücklage.  Er  sei  Gewinn,  der  nicht  verteilt,  sondern  zurück- 
gelegt, reserviert  werde;  „nur  darauf  komme  es  an,  ob  Einbehaltungen  vom 
Reingewinn  erfolgen,  nicht  aber  darauf,  in  welcher  Farm  dies  geschehe^  ^); 
m.  a.  W.:  weil  der  Gewinnvortrag  für  dieses  Jahr  wirtschaftlich  wie  &n  Reserve- 
fonds wirke,  sei  er  Reservefonds. 

Damit  ist  aber  eines  der  obersten  Prinzipien  des  Bilanzrechtes  des  H.G3. 
durchbrochen.  Alle  Begriffe  des  kaufmännischen  Bilanzrechtes  sind  nicht  bloss 
wirtschaftlich,  sondern  auch  und  sogar  in  erster  Unie  buchtechnisch  zu  erklaren. 
Bilanz  und  Gewinn-  und  Verlustkonto  sind  Formen  der  kaufmännischen  Budi- 
haltung.  An  diese  Formen  tritt  das  H.G.B.  regelnd  heran.  In  erster  Linie 
bestimmt  sich  das  Wesen  der  bilanzrechtlichen  Begriffe  daher  nach  Fragen 
buchtechnischer  Form.  Der  Gewinnvortrag  ist  seiner  buchtechniachen  Form 
nach  kein  Reservefonds;  er  wird  nicht  auf  Bilanz-,  sondern  auf  Gewinnkonto  ^) 
übertragen;  also  fehlt  ihm  auch  juristisch  die  Eigenschaft  der  Reserve. 

Alle  anderen  Begriffe:  Aktiva,  Passiva,  Gewinn,  Abschreibung,  Emeue- 
rungsfonds  werden  buchtechnisch  verstanden  und  sonst  auch  die  Begriffe  Reserve- 
fonds und  Rücklage.     Hier  soll  auf  einmal  eine  Ausnahme  bestehen! 

Es  ist  ein  gefährlicher  W^,  der  damit  beschritten  wird.  Lässt  man 
hier  bei  der  Auslegung  die  Rücksicht  auf  die  buchtechnische  Fonn  fallen,  dann 
muss  man  es  auch  sonst  tun.  Dann  ist  z.  B.  auch  sonst  Reservefonds  rein 
wirtschaftlich  zu  erklären.  Damit  bezieht  sich  aber  z.  B.  H.G.B.  §  261  Ziff.  5, 
wonach  der  Betrag  eines  jeden  Reservefonds  unter  die  Passiva  aufzunehmen  ist, 
auch  auf  verschleierte  Reservefonds,  stille  Reserven.  Es  ergäbe  sich  die  buch- 
technische Ungeheuerlichkeit,  dass  sie  in  der  B.  auf  der  Passivseite  erscheinen 
würden. 

Und  dann  müsste,  was  den  Gewinnvortrag  angeht,  doch  jedenfalls  gesagt 
werden:  tanti^menpflichtäg  ist  der  Gewinn  vertrag  in  dem  Jahre,  in  dem  er  ent- 
steht, nicht  in  dem,  in  das  er  übertragen  wird.  Wirtschaftlich  richtig  ist»  dass 
die  Gresellschaftsorgane  von  dem  Reingewinne  Tantieme  beziehen,  den  sie  durch 
ihre  Tätigkeit  erzielten.  Erzielt  haben  sie  aber  den  Reingewinn  in  dem  Jahre, 
in  welchem  er  zum  Übertrag  bestimmt  wird.  Im  nächsten  Jahre  wird  er  nicht 
erzielt  und  verdient,  sondern  ist  er  früher  verdienter^  erzielter.  Es  ist  nicht 
eine  Folge  ihrer  Tätigkeit,  dass  er  da  den  Reingewinnsaldo  erhöht  Und  lässt 
man  beim  Gewinnvortrag  den  Gredanken  ausschlaggebend  sein,  dass  Tantftane 
eine  Beteiligung  an  dem  durch  Mitarbeit  erzielten  Gewinne  darstellen  soll,  so 
darf  folgerichtigerweise  auch  dem  Yerlustvortrag  kein  Einfluss  auf  die  Tan- 
ti^menberechnung  eingeräumt  werden.  Wird  in  einem  Geschäftsjahre  Betriebe 
gewinn  erzielt,  so  ist  dann  auch  in  dem  Falle  Tantieme  zuzubilligen,  in  welehein 
dieser  Betriebsgewinn  bilanzmässig  durch  Verlustvorteag  aufgezehrt  oder  ge- 
schmälert wird. 


>)  Vgl  8tat»b  287    Anm.  4  und  7;    Bing  237  Nr.  3  und  4;    Schönbedt  33; 
Fidd  in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Aktienwesen  XII  1  ff. 
*)  Ring  a.  r.  O.  Nr.  4. 
')  Eventuell  zunächst  auf  ein  Gewinnhilfekonto,  das  Vortragskonto. 
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Nur  im  Wege  satxungs-  und  veriragsmässiger  Festlegung  lässt  sich  somit 
verhindern,  dass  die  Tantieme  von  demselben  Gewinnbetrag  mehreremale  be- 
rechnet wird*). 

Daäs  auch  sonst  der  Gesetzgeber  mit  seinen  Bestimmungen  in  §§237 
un<l  245  des  H.G.B.  bezw.  §§  34  (Vorstandstantiöme)  und  35  des  Pr.V.G.  keine 
glückliche  Hand  gehabt  hat,  sei  nur  nebenbei  erwähnt^).  Die  Gesellschaften 
haben  nur  zu  oft  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  die  Vorstands-  und  Aufsichts- 
ratstanti^men  zu  beschränken^  auf  vollkommen  gesetzlichem  Wege  zu  vereiteln 
verstanden,  sei  es,  dass  sie  die  Tantiömenprozente  erhöhten  oder  fixe  Ver- 
l^ütungsbeträge  oder  Extrabezüge  in  anderer  Form  als  der  der  Beteiligung  am 
Jahresgewiun  statuierten,  sei  es,  dass  sie  —  wirtschaftlich  allerdings  be<lenk- 
licher  —  im  Interesse  des  Hintanhaltens  einer  Tantiömenschmälerung  sich  ver- 
anlasst sahen,  in  der  Bewilligung  freiwilliger  Abschreibungen  und  Rücklagen 
sparsamer  zu  sein'). 

5.  Aus  dem  früher  über  Reservefonds-  und  Rücklagenbegriff  Bemerkten 
folgt  ferner:  tanti^menpflichtig,  also  nicht  vorher  abziehbar  sind  die  Gewinn- 
beträge, welche  verwendet  werden: 

a)  zur  Gewinnverteilung  an  Mitglieder  oder  Versicherte  oder  sonstige  Dritte 
(Beamte,  Arbeiter); 

b)  als  Gratifikationen  an  Angestellte^); 

c)  zu  Pensions-  oder  Unterstützungszwecken,  sofern  ein  Rechtsanspruch 
Dritter  auf  diese  Zuteilung  besteht^). 

G.  Alle  diese  Betrage  sind  tanti^menpflichtig,  weil  ihnen  der  Rücklage- 
eharakter  abgeht.  Auf  der  anderen  Seite  sind  aber  „sämtliche^'  Rücklagen  und 
Abschreibungen  tantiömenfrei.  Jede  Auslegung,  welche  einschränkend  inter- 
pretieren will,  also  insbesondere  auch  die  Pemsels%  scheitert  an  diesem  Worte 
...sämtlich'^ 

B.  Ein  anderer  Punkt  betrifil;  die  Buchung  der  Vorstands-  und  Aufsichts- 
tatUiemen,     Sind  dieselben  auf  Gewinnrerfet/wn^skonto  zu  buchen  oder  dürfen 


')  Simon  11  will  es  als  feststehende  Übung,  vielleicht  sogar  als  Handelsgewohn- 
heitsrecht  ansehen,  dass  Tantiemen  vom  bilanzniussigen  Reingewinn  abzuglich  etwaigen 
Gewi  DD  Vortrags  berechnet  werden.  M.  E.  kann  höchstens  von  einer  Anstandspflicht 
gesprochen  werden.  Jedenfalls  kann  für  das  neue  deutsche  Handelsrecht  kein  der- 
artiger Brauch  mehr  gelten.  §§  237,  245  müssten  ihn  bei  ihrer  eingehenden  Regelung 
erwähnen. 

•)  Hierüber  z.  B.  Gemünd  und  Knödgen :    Wie    kann   unser   Aktienwesen    ge- 
.«uodeD?    Köln  1901  S.  20  ff. 
»)  Vgl  E88er  237 1. 

*)  Die  Zuwendung  von  Gratifikationen  kann  als  Zuwendung  aus  Koh-  oder 
Reingewinn  anzusehen  sein.  Das  erstere  liegt  vor,  wenn  sie  eine  Betriebsausgabe  dar- 
stellt, was  gegeben,  wenn  die  Znwendimg  auch  nur  wirtschaftlich  (Obcrverwaltungs- 
gericht  XVII  37)  den  Charakter  einer  Vergütung  für  geleistete  Dienste  an  sich  trägt 
(an  Weihnachten,  bei  Dienstjubiläen  der  Angestellten).  Anders  dagegen  bei  einem 
Fabrikjubiläam,  Besuch  der  Fabrik  durch  den  Landesfürsten.    Vgl.  auch  S.  GOl ,. 

•)  Vgl.  oben  §  146  IV  B  2  a.  Hier  liegt  immer  Betriebsausgabe  vor,  also  Zu- 
wendung ans  Bruttogewinn. 

•)  Pemstl  bei  Holdheim  7,3,  ff.  erklärt  für  tanti^menfrei  nur  die  Abschrei- 
bungen und  Rücklagen,  welche  behufs  Ermittlung  des  bilanzmässigen  Beingewinns  vor- 
genommen werden,  also  die  notwendigen  Abschreibungen  und  Einstellungen  in  Ab- 
.wichreibuogsfonds.  Dagegen  seien  nicht  abziehbar  Abschreibungen  und  Rücklagen  aus 
dem  bilanzmassi^n,  d.h.  durch  richtige  B.  ausgewiesenen  Reingewinn,  d.  h.  die  frei- 
willigen Abschieibnngen  und  echten  Rücklagen.  Über  andere  ähnliche  Anschauungen 
s  Steiner  bei  Holdheim  10.,„  und  über  die  ganze  Frage  Schönbeck,  Zur  Erläuterung 
des  §  245  des  H.G.B.  1902  S.  IG  und  36  ff.  und  Baumer,  Über  Reingewinn,  Gewinn- 
vortrag und  Tantiemenberechnung  bei  Aktiengesellschaften  1902  S.  17  ff. 

Kelam,  Die  Bilaosen  der  AktieDgesullscbaften.  42 
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sie  als  GeachMti^unkosten  auch  in  den  auf  Gewinn-  und  Verlustrec'hnung  sstehen- 
den  Posten  Handlungsunkosten  eingerechnet  werden*)? 

1.  Um  ein  ganz  einfaches  Beispiel   zu  geben,  muss  gebucht  werden: 


Bilanzkonto 

Aktiva        .     .     . 

.     .     .     1150000 

Grundkapital     .... 

lOOOOOO 

Reservefonds      .... 

100000 

Reingewinn 

Tantiemen    .     .     2500 

Aktionäre     .     .  40000 

Vortrag  auf  neue 

Rechnung    .     .     7500 

noooo 

1150000 

1150000 

oder  kann  auch  gebucht  werden: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Geschäftsunkosten    ....     32500      Bruttogewinn 90000 

Abschreibungen 10000 

Reingewinn 

An  Aktionäre      .     40000 
Vortrag  auf  neue 
Rechnung      .     .       7  500     47500 


o<ler  die  einzelnen  Unkosten  spezialisierend: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


Verwaltung  und  Steuern  .     .  30000 

Abschreibungen 10000 

Tantiemen 2500 

Reingewinn 47  500 


Bruttogewinn 90O00 


und  zu  der  einen  und  anderen  Art  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  dann  alj^: 

Bilanzkonto 


Aktiva  .     .     .     . 

.     .     .     1147500 

Gmndkapital 
Reserve 

•     •     • 

1000000 
100000 

Reingewinn 
Dividende    .     . 
Vortrag  auf  neue 
Rechnung .     . 

40000 
7  500 

475CM} 

1147500 

1147500. 

Wir  sehen:  im  letzteren  Falle  ist  der  bilanzmässige  Reingewinn  um 
2500  Mk.  niedriger  und  niedriger  um  diese  Summe  auch  der  Aktivbestand: 
statt  1150000  nur  1147000  Mk. 

2.  Bei  Beantwortung  der  Frage  ist  zwischen  neuem  H.G3.  eineKeits 
und  Pr.V.G.  und  altem  (österr.)  H.G.B.  andererseits  zu  unterscheiden. 

a)  Bezüglich  des  deutscJien  H.G.B.  ist  zu  beachten:  H.G.B.  §  237  bezw. 
245  sagt:  die  Tantieme  ist  „von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen 
und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinne  zu  berech7ien'\  Hieraus  folgt:  aber 
sie  ist  nicht  erst  7iaeh  diesem  Reingewinn,    d.  h.    in  der  Gewinnverteilung  re 
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bueken.     Der  Gesetzgeber  verlangt^   dass  ein   bilanzniässiger  Reingewinn   zuerst 
ohne  Vorwegabzug  der  Vorstands-  bezw.  Aufsichtsratstantiöme  festgestellt^)  und 
aus  ihm  die  Höhe  der  Tantieme  prozentual  berechnet  wird.    Nicht  aber  schliesst 
er  aus,   dass  dieser  Betrag  dann  auf  Geschäftsunkostenkonto   zurückgerechnet 
und   die  B.    dem  Aufsichtsrat   und   der  Generalversammlung   in    einer  Gestalt 
vorgelegt  wird,  bei  welcher  sich  eine  Reingewinnsziffer  ergibt,  welche  hinter  der 
zuerst   berechneten   Beingewinnssumme   um   den   festgestellten  Tanti^menbetrag 
zurückbleibt     Um   bei  unserem  Beispiel    zu    bleiben:    zuerst   ist   eine  Gewinn- 
und   Verlust-    und    eine    Bilanzrechnung   aufzumachen,    bei    welcher    sich    als 
bilanzmassiger  Beingewinn  50000  ergibt;  auf  Verlustkonto  dürfen  die  Unkosten 
also  nur  mit  30000,    nicht  mit  32500   angesetzt  werden;   dann    aber   ist   es 
stat^aft,    dass    der  Betrag   von    2500    auf   Geschäftsunkostenkonto  ^)    zurück- 
^rechnet  und  Gewinn-  und  Verlust-,    sowie  Bilanzkonto  so  entworfen  und  be- 
schlossen   werden,    dass    als    bilanzmassiger    Gewinnsaldo    die   Summe    47  500 
bldbt    Der  W^  dazu  ist,  dass  die  2500  Mk.  Tantieme  zum  Posten  Geschäfts- 
mikosten  hinzugeschlagen  werden,  so  dass  dieser  auf  32500  Mk.  steigt.   Daraus, 
dass  die  Tantieme   von  dem    nach  Vornahme    sämtlicher  Abschreibungen    und 
Rücklagen    verbleibenden    Reingewinn    zu    berechnen    ist,    resultiert   nicht,    wie 
Simon  meint'),    dass  die  Berechnung  stets  erst  in   den  Vorschlägen   über  die 
Gewinnverteilung  zu  erfolgen   habe.     Einen    aus    dem    nach  Vornahme    sämt- 
liche Abschreibungen   und    Rücklagen     restierenden    Reingewinn     berechneten 
Gewinnanteil  steDt  die  Tantieme  auch  dann  noch   dar,    wenn    sie    nach    ihrer 
Berechnung  auf  Geschäftsunkostenkonto   verbucht  wird.     Denn  an  dem   buch- 
mässigen  VoUzug  der  Abschreibungen  und  Rücklagen,  welcher  notwendig  war, 
um  zu  der  Reingewinnsziffer  zu  gelangen,  welche  nach  gesetzlicher  Bestimmung 
die  Grundlage   für  die  Tantiemen  berechnung   zu  b'dden  hat,    wird   bei  solcher 
Rückbuchung   der  Tantieme    nichts   geändert.     Die   betreffenden  Eintragungen 
bleiben    völlig   unberührt      Den    Gnmdsätzen    ordnungsmässiger   Buchführung, 
also   der  Technik   der  Buchführung   entspricht  es,    wenn,    was  Betriebsausgabe 
ist,    auch  auf   dem   Betriebsausgaben-,    d.  h.    Geschäftsunkostenkonto    verbucht 
wird.    H.G.B.  §§  237  und  245  enthalten  eine  Abweichung  von  diesem  Grund- 
satze,  aber  nicht,  dass  sie  diese  Abweichung  vorschrieben,  sondern  sie  erklären 
dieselbe  nur  für  statthaft.    Der  Tantiemenbetrag  kann  erst  hinter  der  B.  in  der 
Form,  wie  sie  von  der  Greneralversammlung  genehmigt  wird,  eingestellt  werden, 
aber  er  muss  es  nicht.    Statthaft,  aber  nicht  notwendig  ist  es,  dass  Vorstands- 
und  Aufsichtsratstanti^me    erst    im    Gewinnverteilungskonto    zu    buchmässigem 
Aosdrack  gelangen. 

Auch  daraus  lässt  sich  das  Gegenteil  nicht  ableiten,  dass  man  land- 
laofigerweise  die  Verwendung  von  Gewinn  zu  Tantiemengewährung  als  Tanti^men- 
verteilung  bezeichnet  Man  könnte  gewillt  sein,  hieraus  zu  schliessen,  Tantiemen- 
Verteilung  sei  Gewinnverteilung  im  Sinne  des  Gesetzes  und,  weil  die  Gewinnverteilung 
Festeteilung  der  B.  zur  Voraussetzung  hat,  schon  aus  diesem  Grunde  eine 
Buchung  auf  dem  Wege  zum  Bilanzabschluss  gesetzlich  unerlaubt. 

Allein  diese  Schlussfolgerung  scheitert  an  dem  Umstände,  dass  Gewinn- 
verteilung im  Sinne  des  Aktienrechtes  nur  bei  Verteilung  von  Gewinn  an  Mit- 
glieder vorli^t     Verteilung  von  Gewinn  an  andere,  Versicherte,   Angestellte^ 


*)  8o  auch  Urteil  des  Beichsger.  vom  22.  März  1902   in  Jurist  Wochenschrift 
1902  S.  255. 

*)  8.  auch  Entsch.  in  Steuers.  X  410. 
*)  S.  95  Anm.  73. 
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sonstige  Dritte  ist  im  Sinne  des  H.6.B.    nicht  Verteilung,   sondern  Ausschluss 
von  Verteilung. 

H.G.B.  §  213  lautet:  „Die  Aktionäre  haben  .  .  .  Anspruch  auf  den 
Reingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach  dem  G.  oder  dem  Gresellschafts vertrage 
von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist."  Jede  andere  Verwendung  des  Rein- 
gewinns als  Ausschüttung  von  Aktionärdmdende  fällt  im  Sinne  des  G.  also 
nicht  unter  Verteilung.  „Vorschläge  über  Gewinnverteilung**  in  §  246,  „Be- 
schlussfassung über  Gewinnverteilung"  im  Sinne  des  §  260  Abs.  1  bedeutrt 
Vorschläge  und  Beschlussfassung  nur  darüber,  ob  der  Gewinn  an  die  Akiiofmt 
verteilt  oder  von  dieser  Verteilung  ausgeschlossen  werden  soll.  Unter  letzteren 
Begriff  fällt  jede  andere  Verwendung  des  Gewinns  als  die,  welche  in  Fest- 
setzung einer  Aktionärdividende  besteht. 

b)  Anders  entscheiden  wir  für  Pr.V.G.   und  österreichisches  AktienrechL 

a)  Wohl  gilt  H.G.B.  §  237  nach  Pr.V.G.  §  34  entsprechend  auch  für  den 
Vorstand  grösserer  Gegenseitigkeitsvereine  der  Privatversicherung,  aber  Pr.V.G. 
subsumiert  auch  die  Gewährung  von  Tantiemen  unter  den  Begriff  Gewinnver- 
teilung, wenn  es  in  §  38  bestimmt,  ein  nach  der  B.  sich  ergebender  Cber- 
schuss  komme,  soweit  er  „nicht  nach  der  Satzung  Rücklagen  zuzuführen  oder 
zur  Verteüung  von  Taniiemefi  zu  verwenden  oder  auf  das  nächste  Geschäfts- 
jahr zu  übertragen  ist,  zur  Verteilung  unter  die  Mitglieder",  und  in  §  106  ohne 
jede  weitere  Einschränkung  unter  Strafe  stellt  Mitglieder  des  Vorstandes,  eines 
Auf  sich  tsrats  oder  ähnlichen  Organs,  sowie  die  Liquidatoren  einer  VersicherungS'- 
gesellschaft  auf  Aktien  oder  eines  Versicherungsvereins  auf  G^enseitigkeit^ 
welche  wissentlich  „den  Vorschriften  des  Gesetzes  oder  der  Satzung  über  die 
Bildung  von  Reser\'cn  zuwider  eine  Qewinnverieüung  vorschlagen  oder  zulassen*'. 
Indem  diese  Bestimmung  auch  die  Organe  von  Gegenseitigkeitsvereinen  für 
strafbar  erklärt,  ist  erwiesen,  dass  unter  die  Gewinnverteilung  auch  die  Oher- 
schiiss vorteilung  im  Sinne  des  §  38  fällt,  demgemäss  aber  auch  die  Verteilung 
von  Überschuss  als  Tantieme.  Für  die  Ausschüttung  einer  Tantieme  an  den 
Aufsichtsrat  kouunt  hinzu,  dass,  wie  wir  wissen,  hier  für  Gegenseitigkeitsvereine 
H.G.B.  §  245  nicht  entsprechend  gilt,  sondern  durch  eine  besondere  Vorschrift 
—  §  35  Ziff.  2  —  ersetzt  ist.  Diese  Bestimmung  zeigt  gegenüber  §  245  des 
H.G.B.  die  bemerkenswerte  Abweichung,  dass  nach  ihr  die  Tantieme  von  dem 
nach  Be Wirkung  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  etc.  verbleibenden 
Betrage  des  Rohüberschusses  nicht  „berechnet",  sondern  „gewährt"  wird.  Wml 
sie  aber  von  dem  verbleibenden  Reingewinn  erst  gewährt^  so  kann  sie  nicht 
vorher  als  Geschäftsunkosten  gewährt,  d.  h.  als  Betriebsausgabe  Vorrechnet 
werden.  Sie  soll  nicht  bloss  vom  bilanzmässigen  Reingewinn  in  der  zu  bc- 
schliessenden  Höhe  berechnet,  sondern  erst  von  dem  Reingewinn  in  dessen  be- 
schlossener Höhe  ausbezahlt  wenlen.  Dazu  stimmt  auch  die  Fassung  des  §  38: 
„zur  Verteilung  von  Tantiemen  .  .  .  verwenden.^* 

Da  Pr.V.G.  §  106,  wie  bemerkt,  auch  für  Ver8icheningsaktieng<&sell- 
schaften  gilt,  folgt  aus  dem  Pr.V.G.  als  dem  Spezialgesetz  gemäss  Einführungs- 
gesetz zum  H.G.B.  Art.  2  Abs.  2  auch  eine  Einschränkung  der  Geltung  de? 
H.G.B.  für  VerstcfierungsgeseUsdiafien  auf  Aktien:  auch  bei  ihnen  darf  die 
Tantieme  an  Vorstand  imd  Aufsich tsrat  erst  im  Gewinnverteilungskonto  ge^ 
bucht  werden.  Bei  ihnen  fällt  unter  den  Begriff  Gewinnverteilung  auch  die 
Verteilung  an  Nichtaktionäre,  also  an  Gesellschaftsorgane  und  Versicherte. 
Dieser  Anschauung  sind  auch  die  Vorschriften  des  kaiserlichen  AufsichtsamU'> 
für  Privatversicherung  in  Deutschland  über  Rechnungslegung  der  grosf^eivn 
privaten  Versicherungsunternehmungen  vom  2.  Juni  1902.  Erst  in  den 
Scheinateu  über  „A^crwendung  des  Überschusses"  begegnet  der  Posten  Timtiemai 
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lind  zwar  aller  Tantiemen,  nicht  bloss  derjenigen  des  Aufsichtsrats  und  Vor- 
standes, sondern  auch  derjenigen  der  Hauptbevollmächtigten  und  „sonstigen 
Personen",  und  diese  Schemata  gelten  für  alle  grösseren  Unternehmungen  der 
Privatversicherung,  für  solche  des  Gegenseitigkeits-  und  solche  des  Aktienprinzips. 

ß\  Für  das  österreichische  Recht  gilt  dasselbe  und  zwar  nicht  nur  für 
Versicherungs-,  sondern  ebenso  für  spezielles  und  allgemeines  Aktienrecht. 

aa)  Auch  die  Formularien  des  Fer».-Reg.  vom  5.  März  1896  gehen 
davon  aus,  dass  die  Tantiemen  „an  a)  Funktionäre  der  Verwaltung,  b)  Be- 
dienstete" erst  in  das  Konto  „Verwendung  des  Überschusses"  zur  Buchung 
gelangen. 

ßß)  Das  in  der  Hauptsache  lediglich  für  industrielle  A.en  geltende 
A.-Re^,  vom  20.  September  1899  enthält  in  dem  von  der  „Reingewinnver- 
teilung" handelnden  §  52  in  Abs.  2  die  Vorschrift:  „Bei  der  Verteilung  des 
Reingewinnes  ^)  hat  die  obligatorische  Dotierung  des  Reservefondes  allen  anderen 
Zuweisungen  voranzugehen."  Also  bilden  alle  Zuweisungen  einen  Bestandteil 
der  Verteilung. 

yy)  Das  allgemeine  H.G.B.  Art.  216  Abs.  2  sagt  zwar:  „Jeder  Aktionär 
.  .  .  hat  .  .  .  nur  einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn,  soweit  dieser  nach 
dem  Gesellschaftsvertrage  zur  Verteilung  unter  die  Aktionäre  bestimmt  ist"^), 
aber  es  wäre  doch  eine  in  der  Einschränkung  zu  weit  gehende  Auslegung, 
wenn  wir  die  in  Art.  224  ohne  jede  Einschränkung  gelassene  Bestimmung, 
dass  den  Aktionären  u.  a.  Rechte  auch  in  Beziehung  auf  .  .  .  die  Einsicht 
und  Prüfung  der  B.  und  die  Bestimmung  der  Gewinnvertcihmg^^  zustehen, 
einengend  dahin  interpretieren  wollten,  dass  „Bestimnmng  der  Gewinnverteilung" 
nur  so  viel  wie  „Bestimmung  der  Gewinnverteilung  unter  die  Aktionäre"  bedeute. 

3.  Werfen  wir  einen  Blick  in  die  Statuten  der  deutschen  A.en  oder  in 
die  VerofTentlichungen  der  Jahresrechnung  seitens  derselben,  so  ergibt  sich, 
das»  dieselben,  soweit  Spezialvorschriften  -  wie  für  die  Versieherungsaktiengc- 
.*<ellschaften  —  nichts  anderes  vorschreiben,  im  allgemeinen  um  der  Geheim- 
haltung innerer  Geschäftsvorgänge  willen  die  Vorstandstanti^me  stillschweigend 
unter  den  Geschäftsunkosten  verbuchen  und  nur  die  Auf  sich  tsrats  tan  tieme  als 
Posten  des  Gewinnverteilungsplanes  in  Ersc»heinung  treten  lassen.  Zu  letzterem 
veranlasst  neuerdings  der  Umstand,  dass  nach  H.G.B.  §  245  die  Aufsichts- 
lat^tanü^nie  nicht  schon  von  dem  Reingewinn  berechnet  werden  darf,  welcher 
nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibt,  sondern 
erst  von  dem  Reingewinn,  von  welchem  ausserdem  vorweg  noch  vier  Prozent 
«les  eingezahlten  Grundkapitals  als  Vordividende  der  Aktionäre  in  Abzug  ge- 
bracht sind.  Die  Bestimmung  der  Aktionärdividende  kann  bei  richtig  aufge- 
stellter B.  erst  im  Gewinnverteilungskonto  geschehen.  Also  liegt  es  nahe,  da 
zwischen  Vor-  und  Nachdividende  die  Aufsichtsratstanti^me  zum  Abzug  gelangt, 
in  dem  Gewinnverwendungsnachweis  auch  die  Tantieme  zu  nennen.  Aber 
rechtlich  notwendig  ist  es  keineswegs:  es  kann  die  Auf  sich  t'^rat^tanti^me  auch 
auf  Greschäftsunkostenkonto  zurückgerechnet  und  der  bilanzmässige  Reingewinn 
demgemäss  in  nie<lrigerer  Höhe  ausgewiesen  werden.  In  der  Praxis  kommt 
auch  dies  vor.  Indess  täuscht  nicht  alles,  so  geht  der  Zug  der  Praxis  nach 
tier  gerade  entgegengesetzten  Richtung.  Die  Beötininiung,  dass  auch  die  Vor- 
stamlstanti^me  erst  von  dem  nach  Vornahme  aller  Abschreibungen  und  Rück- 
lagen verbleibendem  Gewinne    berechnet    werden    darf,  führt  mehr    und    mehr 


')  Vgl.  auch  8  39  Abs.  1  Ziff.  2  des  A.-Reg. 
*)  Ebenso  Art  217. 
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dahin,  dasd  auch  die  Vorstandstantii^nie  erst  im  Gewinnverteilungskonto  gebucht 
(und  veröffentlicht)  wird.  Zum  Teil  mag  der  Grund  hierfür  in  der  Meinung 
liegen,  als  folge  aus  der  Pflicht,  erst  von  jenem  Beingewinn  die  Tantitoe  zu 
berechnen,    auch  die  Pflicht,  sie  erst  nach  diesem  zu  verbuchen. 

Erwähnt  sei  noch,  dass  es  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  jedenfalls 
nicht  die  VerofTentlichung  der  Jahresrechnung  sein  kann,  welche  die  Gresell- 
Schäften  zur  Verbuchung  der  Yorstandstantieme  auf  Geschäftsunkoetenkonto 
veranlasst,  sondern  die  Tatsache^  dass  eine  unter  Umstanden  grössere  Ver- 
sammlung, die  Generalversammlung,  es  ist,  welche  über  die  Gewinnverteilung 
beschlicsst,  und  ausserdem  jeder  Aktionär  die  Befugnis  hat,  von  dem  Bericht 
des  Aufsichtsrates  an  die  Generalversammlung  über  die  Gewinnveridlungsvor- 
schlage  des  Vorstandes  Kenntnis  zu  erhalten^).  Denn  öffentlich  bekannt 
machen  muss  die  A.  lediglich  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung'),  nicht 
aber  den  Beschluss  über  Gewinnverteilung. 

Anders  liegt  die  Sache  vom  Zweckmässigkeitsstandpunkte  aus.  Für 
eine  A.,  deren  Aktien  börsengängig  sind,  ist  es  eine  wirtschaftliche  Notwendig- 
keit, auch  den  Gewin nverteilungsbeschluss  öffentlich  bekannt  zu  geben.  In 
der  Regel  geschieht  dies  durch  Eintrag  in  die  B.  oder  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung aJs   Vorkolonne  auf  der  Passivseite'). 

4.  Die  Frage  bleibt  noch,  ob  sich  an  den  Unterschied  der  Buchung  von 
Vorstands-  und  Aufsichtsratstanti^me  auf  Geschäftsunkostenkonto  oder  als  Ge- 
winnverteilungsposten eine  weitere  praktische  Wirkung  knüpft  In  der  Tat 
ist  dies  der  Fall.  Und  zwar  ist  die  sich  ergebende  Verschiedenheit  der  Wirkung 
keine  unbedeutende. 

Der  Unterschied  der  Buchung  hat  die  Wirkungy  dass  itn  zweUen  Faü 
ein  höherer  bilanzmässiger  Beingewinn  resultiert.  Hieraus  aber  folgt  im  zweiten 
Falle  auch  eine  höhere  Rücklage  zu  denjenigen  Reservefonds,  hinsichtlich  deren 
nach  Gesetz  oder  Vertrag  die  Höhe  der  jährlichen  Dotierung  nach  Prozenten 
des  bilanzmässigen  Reingewinns  zu  berechnen  ist 

Die  jährliche  Rücklage  zum  Zwangsfonds  der  A.  beträgt  nach  H.G.K 
§  262  bezw.  A.-Reg.  §  53  mindestens  5  Prozent  des  bilanzmässigen  Jahie»- 
reingewinnes.  Bei  normaler  Berechnung  ist  derselbe  vor  Abzug  aller  derjenigen 
Tantiemen  nicht  vorhanden,  welche  den  Charakter  von  Betriebsaufwendungeji 
haben  und  diesen  Charakter  besitzt  die  Tantieme  in  der  R^el.  Also  wäre  an 
sich  auch  ein  geringerer  Betrag  zur  Zwangsreserve  abzuführen,  aber  indem  der 
Gesetzgeber  Berechnung  der  Tantieme  von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher 
Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinn  vorschreibt,  lässt  er 
zugleich  zu,  dass  die  Tantieme  erst  nach  Feststellung  des  bilanzmässigen  Rein- 
gewinns in  den  Büchern  eingetragen  wird,  denn  in  dem  Falk,  dass  ausser  den 
notwendigen  Abschreibungen  auch  freiwillige  stattfinden  und  der  Zwangsieserve- 
fonds  noch  zu  dotieren  ist  oder  freiwillige  Reserven  darüber  hinaus  gebildet 
werden,  stellt  der  nach  Abzug  sämtlicher  Abschreibungen  und  der  Rücklagen 
verbleibende  Reingewinn  bei  regelrechter  Bilanzaufstellung  einen  Restbetrag  de& 
als  Bilanzsaldo  sich  ergebenden  Reingewinns,  als  des  bilanzmässigen  B^nge- 
winns  dar. 

»)  H.G.B.  246  mit  263. 

•)§265. 

')  Siehe  unser  Beispiel  oben  S.  658.  In  den  Formularen  der  Bechnungdegime»- 
vorschrifteD  des  deutschen  Aufsichtsamts  für  Privatversichening  vom  2.  Juni  1902  bfloet 
die  Buchung  der  Überschussverwendung  einen  Bestandteil  der  Gewinn-  und  Verios^- 
rechnung;  das  österr.  VerB.-Beg.  schreibt  für  die  Überschuraverwendung  ein  von  B.  und 
Betriebsrechnung  getrenntes,  selbständiges  Konto  vor. 
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In  dem  von  uns  oben  gegebenen  Zahlenbeispiele  betragt  der  Rein- 
gewinn im  ersten  Falle  47  500,  im  zweiten  Falle  50000  Mk.  Werden  die 
Tantiemen  als  Geschäftskosten  verbucht,  so  sind  demgemäss  nur  2375  Mk. 
mm  Zwangsreservefonds  abzuführen,  während  bei  Vorbuchung  der  Tantiemen 
erst  im  Gewinnverteilungsplan  die  der  obligatorischen  Reserve  zuzuweisende 
Summe  2500  Mk.  betragt 

G.  Endlich  noch  eine  dritte  mit  dem  Bisherigen  übrigens  zusammen- 
hängende Einzelfrage. 

Pr.V.G.  §  35  Ziff.  2  bestimmt  bezüglich  der  AufsicJitsratsisaiü^me,  sie 
dürfe  nur  von  dem  Betrage  gewährt  werden,  welcher  nach  Abzug  samtlicher 
Ahschreibungen  und  Rücklagen  U7id  des  Anteils  am  Überschüsse  übrig  bleibt^ 
welcher  vertragsmässig  den  Stiftern  des  Gründungsfonds,  d.  h.  den  sog.  Garanten 
einzuräumen  ist.  Hinsichtlich  der  Vorsta^idstanü^men  fehlt  gleiche  Bestinmiung. 
Für  sie  hat  gemäss  §  34  daselbst  H.G.B.  §  237  entsprechende  Anwendung 
zu  finden  und  demgemäss  nur  der  Satz:  die  Tantieme  ist  zu  berechnen  von 
dem  nach  Abzug  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden 
Reingewinn. 

Trotzdem  müsste  an  sich  gesagt  werden:  auch  der  den  Garanten  zu- 
kommende Gewinnanteil  ist  vorher  abzuziehen,  denn  er  hat  die  Natur  einer 
BetriebsRusgabe.  Der  Gründungsfonds  ist  ein  dem  Betrieb  dienender  Kapital- 
fonds, ist  Ä/rw^^kapital.  Aber  Pr.V.G.  §  35  Ziff.  2  lautet:  „und  nachdem 
(für  diejenigen  Personen,  welche  gegen  Zusicherung  einer  Beteib'gung  am  Über- 
schüsse den  Gründungafonds  zur  Verfügung  gestellt  haben)  der  nach  §  22 
Abs.  3  bedungene  Anteil  am  Überschuss  in  Abzug  gebracht  worden  ist."  In 
§  22  Abs.  3  wird  dieser  Anteil  als  „Beteiligung  an  dem  aus  der  Jahresbilanz 
sich  ergebenden  Überschusse''  umschrieben.  Unter  Jahresbilanz  ist  hier  gemäss 
§  38  mit  §§  35  (H.G.B.  §  249)  und  §  86  (H.G.B.  §§  260  und  261)  die  von  dem 
Vorstand  vorgelegte,  dem  Aufsichtsrat  geprüfte  und  dem  obersten  Gesellschafts- 
orgau  genehmigte  B.  geroeint.  Also  kann  der  Überschussanteil  der  Garanten 
nicht  bloss  erst  nach  Feststellung  dieser  B.  berechnet,  sondern  auch  erst  7iach 
dieser  B.,  also  erst  m  der  Gewinnverteilung  gebucht  werden,  denn  sonst  würde 
sich  ja  bei  Rückbuchung  eine  niedrigere  bilanzmässige  Überschussziffer  ergeben. 
Hieraus  aber  folgt,  dass  zwecks  Berechnung  der  Vorstandstantibme  bei  Ver- 
sicheningsgegenseitigkeitsvereinen  der  Anteil  der  Garanten  am  Überschuss  von  dem 
bilanzmässigen  Überschuss  nicht  vorweg  in  Abzug  gebracht  werden  muss.  Ein 
innerer  Grund  für  unterschiedliche  Behandlung  von  Aufsichtsrats-  und  Vor- 
standstanti^me  fehlt.  Ein  Versehen  des  Gesetzgebers  liegt  vor.  Es  korrigieren 
zu   woUen,  wäre  nicht  mehr  Gesetzesauslegung,  sondern  Gesetzesergänzung. 

Dass  das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  in  der  Sache  allerdings 
voa  der  Meinung  ausgeht,  dass  auch  bei  Berechnung  der  Vorstandtstantiöme 
die  Garantentantibme  vorweg  anzuzeigen  sei,  glauben  wir  annehmen  zu  sollen. 
In  den  Rechnungslegungsformularien,  die  es  vorgeschrieben,  reihen  sich  die 
Posten  in  nachstehender  Folge  aneinander: 

Verwendung  des  Überschusses: 

L  An  den  Reservefonds. 
n.  An  die  sonstigen  Reserven. 

ni.  An  die  Aktionäre  oder  Garanten. 

IV.  Tantiemen  an  1.  Aufsichtsrat,  2.  Vorstand,  3.  Hauptbevollmächtigte, 
4.    sonstige  Personen. 

V.  Gewinnanteile  an  die  Versicherten. 
VI.  Sonstige  Verwendungen. 

Vn.  Vortrag  auf  neue  Rechnung. 
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Man  könnte  meinen  wollen^  dass  die  Garantentantieme  vorweg  genannt 
wird,  erklare  sich  daraus,  dass  sie  ihrem  Wesen  nach  Betrieljeaufwand  sei. 
Allein  dann  wäre  unerklärlich,  warum  auch  Fondsdotation  und  Aktionärdivi- 
dende vorausgestellt  wird.  Letzteres  beides  ist  dagegen  wohl  verständlieb, 
wenn  wir  annehmen,  sie  stehen  voraus,  weil  vor  ihrem  Abzug  die  Reingewinn- 
summe nicht  vorhanden  ist^  von  welcher  die  Tantiemen  für  Vorstand  und  Auf- 
sichtsrat erst  berechnet  werden  dürfen.  Hieraus  aber  resultiert,  dass  auch  der 
Garantenanteil  vorausgestellt  ist,  weil  das  Aufsichtsam t  der  Meinung  ist,  ak 
sei  dieser  nicht  bloss  bei  Berechnung  der  Aufsich tsrats-,  sondern  auch  der  Vor- 
standstanti&me  im  voraus  abzuziehen. 


Andere  AaffasKunij^en  des  handelsrecfaitliebeii 
Gewinnben^rilTes. 

§  161. 

Die  von  uns  vorgetragene  Erklärung,  dass  Jahres-  und  bilanzmäs.<i^ 
Reingewinn,  von  H.6.B.  §§  237  und  245  abgesehen,  im  Handelsrecht  ein  und 
davSi^elbe  bedeuten  müssen,  entspricht  wohl  der  herrschenden,  insbesondere  von 
Ring  und  Staub  ^)  vertretenen  Meinung.     Aber    diese    ist    vielfältig    bestritten. 

Mit  sehr  verschiedenartiger  Begründung  wird  behauptet^  Jakresgtmnn 
U7id  bilanzmässiger  Reingeivinn  seien  nicht  identische  Begriffe,  Makotcer^)  ficht 
sogar  das  methodische  Prinzip  an,  alle  vom  „Gewinn"  handelnden  Paragraphen 
des  H.G.B.  möglichst  nach  ihrem  inneren  sachlichen  Zusammenhange  zu  er- 
klären. Er  stellt  den  Grundsatz  auf,  „bei  jeder  einzelnen  Stelle  (wo  von  ^Ge- 
winn", „Reingewinn",  „Jahresgewinn"  die  Rede  ist)  müsse  besonders  untersucht 
wenlen,  was  unter  der  betrefTenden  Bezeichnung  zu  verstehen  sei."  Nach  ihm 
spricht  also  die  Vermutung  für  ungleiche  Bedeutung. 

I.  Am  weitesten  gehen  in  der  Unterscheidung  von  Jahresgewinn  und 
bilanzmässigem  Reingewinn  Simon  und  Schönbeck,  Nach  dem  ersteren  umfa^si 
bilanzmässiger  Reingewinn  mehr  als  Jahresgewinn,  nach  dem  zweiten  bildet 
umgekehrt  der  bilanzmässig  ausgewiesene  Reingewinn  einen  Teil  des  Jahre^r- 
gewinnes. 

A.  1.  Nach  Simon  ist  Jahresgewinn  der  in  einem  Geschäftssjahr  ent- 
standene Reingewinn,  d.  h.  der  Rein  Vermögenszuwachs  „des  letzten  Jahre>*\ 
Ihn  ergebe  „die  letzte  Gewinn-  und  Verlustrechnung"*)  und  zu  ihm  gehöre 
nicht,  weil  nicht  in  diesem  Geschäftsjahre  entstanden,  der  Gewinn  Vortrag  aui 
dem  Vorjahre*).  Etwas  anderes  sei  der  bilanzmässige  Reingewinn  oder,  wie 
ihn  das  G.  nenne,  der  „aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämthchor 
Passiva"  (H.G.B.  §  261),  der  „nach  der  jährlichen  B.  sich  ergebende  Rein- 
gewinn" (§  215).  Die  jährliche  B.  ergebe  nicht  den  „ Jahresgewinn*',  sondrm 
jyden  ganxeyi  bisJier  nicht  verteilten  oder  afidenveitig  venvandlen  Getcinn''^^- 
„Aus  der  jährlichen  B,  sei  nicht  nur  der  Gewinn  des  letzten  Jahres,  sonilern 
auch  der  in  Form  des  Reservefonds  aus  früheren  Jahren  angesammelte  Gewinn 


')  213,,  227.,  262,,  2373. 

*)  213,,  227  „,  262g,  237,.    Übereinstimmend  auch  JiJsser  237 j. 

»)  Zu  §  261  XII  b  mit  120  I  c,  214  IV  a,  237  I  b. 

*)  Simon  259  Anm.  325. 

'')  S.  271. 
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eivichtlich"  ^).  Was  als  Dividende  jährlich  verteilt  werden  könne,  sei  nicht  bloss 
etwa  nur  der  Grewinn,  welchen  die  letzte  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ausweise*), 
isondern  der  ganze  Gewinn,    welchen  die  letzte  Jahiesbilam  ergebe. 

2.  Was  gegen  diese  Lehre  einzuwenden  ist,  ist,  dass  sie  sich  über  die 
Terminologie  des  G.  hinwegsetzt. 

a)  Nach  Simons  Auslegung  wären  die  Reservefonds  im  gesetzlichen  Sinne 
Bestandteile  des  bilanzmässigen  Reingewinns.  Ausdrücklich  zieht  Simon  die 
Folgerung:  „Darf  die  Generalversammlung  statutarisch  über  die  Verteilung  des 
Reingewiuns  nach  ihrem  Ermessen  Beschluss  fassen,  so  kann  sie  nicht  nur  Be- 
trage des  Reingewinns  zeitweise  von  der  Verteilung  ausschliessen,  sondern  auch 
demnächst  deren  nachträgliche  Verteilung  oder  Verwendung  für  anderweitige 
Zwecke  des  Unternehmens  beschliessen"  ^). 

b)  Allein  der  aus  Gewinn  gebildete  Reservefonds  war  im  Sinne  des  G. 
einmal  aus  der  B.  sich  ergebender  Reingewinn,  aber  ist  es  nicht  mehr.  Im 
Sinne  des  Gesetzes  ist  er  etwas  davon  Verschiedenes,  etwas  ihm  gerade  Ent- 
g^engesetztes,  nicht  Gewinn,  sondern  Gesellschaftsvermögen.  Daraus,  dass  der 
Grewinn reservefonds  durch  Auflösung  wieder  zu  Reingewinn  wird,  folgt  nicht, 
dass  er  Reingewinn  auch  war,  solange  ihm  Reservefondseigenschaft  zukam. 
Sonst  müsste  auch  der  Kapitalreservefonds  Gewinnbestandteil  sein. 

c)  a)  Wäre  die  Auffasj-ung  Simons  zutreffend,  so  müsste  an  sich  der 
Aktionär  auch  einen  Anspmch  auf  Verteilung  des  aus  Reingewinn  entstandenen 
Reservefonds  besitzen.  Der  Gewinnreservefonds  würde  nicht  nach  seinem 
Wesen  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  sein,  sondern  es  müsste  für  den 
einzelnen  Reservefonds  eine  ausdrückliche  gesetzliche  Bestimmung  oder  ein  aus- 
drücklicher statutarischer  oder  Generalversammlungsbeschluss  bestehen,  dass  er 
unverteilbar  sein  soUe. 

ß)  Femer  hätte  die  Bestimmung  des  §  261  Ziff.  o  Bedeutung  lediglich 
für  Reservefonds^  welche  nicht  aus  Gewinn  entstanden.  Warum  aber  danji 
die  Fassung:  „der  Betrag  eines  jeden  Reserv^efonds"  und  nicht  die  Fassung:  „der 
Betrag  eines  jeden  Kapitalreservefonds"? 

y)  Vor  allem  jedoch  übersieht  diese  Meinung,  dass  nach  H.G.B.  §  20 1 
Ziff.  6  der  Gewinn,  welcher  am  Schlüsse  der  B.  als  besonderer  Posten  aufzu- 
führen ist,  nicht  als  „der  aus  der  B.  sich  ergebende",  sondern  als  „der  aus 
einer  Vergleickung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  sich  ergebende"  bezeichnet 
wird  und  dass  er  „am  Schlüsse  der  B."  angegeben  werden  muss. 

Der  aus  Reingewinn  gebildete  ReserN-efonds  ergibt  sich  wohl  aus  der  B., 
aber  nicht  aus  einer  Vergleichung  aller  Bilanzaktiva  und  Passiva.  Unter 
Vergleichung  ist  eine  rechnerische  Vergleichung,  eine  ziffernmässige  Abgleichung 
gemeint  Eine  solche  Differenz  zwischen  sämtlichen  Aktiv-  und  sämtlichen 
Passivposten  der  B.  stellt  aber  nur  der  im  Geschäftsjahr  entstandene  Rein- 
gewinn zuzüglich  des  Gewinnvortrags  dar. 

Und  dann  ist  der  Reingewinn  „am  Schlüsse  der  B."  besonders  anzugeben. 
Die  in  der  B.  aufgeführten  bestehenden  Reservefonds  stehen  nicht  am  Schluss, 
sondern  vor  dem  Schluss  der  B. 

d)  Nach  alledem  hat  das  Wort  „Gewinn"  in  H.G.B.  §  2(51  Ziff.  G  eine 
technische,  nicht  auch  den  Reservefonds  mit  umfassende  Bedeutung.  Ist  dies 
aber  der  Fall,  so  ist  davon  auszugehen,  dass  auch  da,  wo  in  anderen  Para- 
graphen auf  den  „nach  der  B.  sich  ergebenden"  Reingewinn  hingewiesen    wird, 


')  S.  271. 

»)  S.  259  Anm.  325. 

»)  Simon  259.  Siehe  auch  oben  §  150  I  D  2  (S.  Ü29  Anm.  1). 
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hingewiesen  sein  will  auf  das,  was  in  §  261  Ziff.  6  als  sich  aus  der  genannten 
Abgleichung  ergebender  Gewinn  bezeichnet  wird.  Wir  sind  bei  der  Au8l^:ung 
von  H.G.B.  §§  215,  216,  227  schon  von  diesem  Gesichtspunkte  ausgegangen. 

3.  Die  Hauptkonsequenz,  welche  Simon  aus  seiner  Theorie  zieht^  ist  die 
Behauptung,  dass  bei  Berechnung  der  zum  Zwangsreservefonds  zurückzustellenden 
Beingewinnsquote  der  Oewinnvortrag  aus  dem  Jahre  vorher  vorweg  in  Abzug 
zu  bringen  sei.     Siehe  darüber  oben  §  159  III  B  1  Anm. 

Tut  er  aber  dies,  so  behauptet  er  eigentUch,  dass  für  den  Begriff  „jähr- 
licher Reingewinn"  der  bilanzmässige  Beingewinnbegriff  überhaupt  bcdeutungsloä 
ist;  denn  darüber  kann  doch  kein  Zweifel  sein  und  wird  auch  von  Simon  selbst 
bezeugt^),  dass  auch  bei  der  Auslegung,  welche  Simon  der  Wendung,  „nach  der 
B.  sich  ergebender  Reingewinn"  gibt,  zu  diesem  bilanzmässigen  Reingewinn  der 
Gewinnsaldo  gehört,  dieser  winl  aber  doch  von  dem  Gewinnvortrag  des  Vor- 
jahres mitgebildet.  Vertritt  Simon  daher  die  Anschauung,  dass  der  Grewiim- 
vortrag  keinen  Bestandteil  des  jährlichen  Reingewinns  ausmache,  so  kann  er 
diesen  letzteren  Begriff  nicht  buchtechnisch,  sondern  nur  wirtschaftlich  verstehen. 
Wirtschaftlich  bildet  der  Gewinnübertrag  aus  dem  Vorjahre  in  der  Tat  keinen 
Gewinn  des  abzuschliessenden  Geschäftsjahres. 

Fasst  Simon  den  Begriff  jährlicher  Reingewinn  in  einer  Richtung  rein 
wirtschaftlich  und  nicht  rechnungsmässig  auf,  so  verlangt  die  Konsequenz,  dass 
er  es  auch  in  jeder  anderen  Richtung  tut.  Aber  Simon  tut  es  nicht  einmal 
für  H.G.B.  §  262*).  Er  behauptet  im  Widerspruch  mit  seiner  Theorie,  ein 
Verlustvortrag  aus  dem  Jahre  vorher  sei  vorweg  abziehbar,  denn  §  262  setze 
voraus,  dass  ein  Gewinn  vorhanden  sei  und  zwar  ein  aus  der  Jahresreehnung 
herrührender').  Aber  ein  (Jewinn  des  Jahres  ist  ja  wirtschaftlich  vorhanden, 
nur  bilanzmässig  wird  er  durch  den  Verlustvortrag  beseitigt.  Und  dann: 
wanun  muss  der  Gewinn  hier  aus  der  JahresrecÄnwn^  herrühren?  Der  Ge- 
winnübertrag rührt  doch  auch  aus  der  Jahresrechnung  her  und  ist  doch  vorweg 
abzuziehen. 

B.  Konsequenter  verfährt  Schönbeck.  Die  Folgerungen  aus  seiner  Theorie 
führen  darum  aber  auch  viel  weiter  von  den  Folgerungen  der  herrschenden 
Lehre  ab. 

Nach  Schönheck  fallen  nicht  nur  in  H.G.B.  §§  237  und  245  die  B^;riffe 
Jahresgewinn  und  Reingewinn  auseinander,  sondern  auch  in  allen  übrigen  Be- 
stimmungen des  H.G.B.  stellen  Jahresgewinn  und  Reingewinn  keine  swh 
deckenden  Begriffe  dar.  Reingewinn  ist  immer  nur  eine  „Quote  des  Jahiesge- 
winns«*),  auch  in  §§  213,  215,  216,  227,  260—262. 

Welch  weitgehende  Abweichungen  von  der  herrschenden  Anschauung  sich 
hieraus  ergeben,  wird  klar,  wenn  wir  hören,  was  Schönbeck  unter  Jahresgewinn 
versteht.  Ihm  ist  Jahresgewinn  das,  was  wir  bilanzmässigen  Reingewinn 
nannten.  Also  ist  sein  „Reuigewinn*'  ein  Teil  des  bilanzmässigen  Reingewinne 
oder,  wie  Schönbeck  sagt^  weil  er  doch  einen  doppelten  ReingewinnbegriflT  nicht 
zulässt :  Reingewinn  ist  ein  Teil  „des  bilanzmässigen  Gewinns,  d.  h.  des  Grewinns, 
welcher  sich  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  zur  Z«t  des 
Abschlusses  ergibt"*). 

Und  wie  definiert  nun  Schönbeck  seinen  Reingewinnb^riff  näher?      Nicht 


')  S.  259. 

»)  Geschweige  denn  für  §  214  Abs.  2, 

»)  S.  271. 

*)  S.  12. 

»)  8.  7. 
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sowohl  als  Teil  des  Jahres-,  des  bilanzmässigen  Gewinns,  als  vielmehr  als  Teil 
des  Rohgewinns. 

Bilanzmässiger  oder  Jahresgewinn  und  Reingewinn  haben  das  gemein, 
dass  sie  Teile  des  Rohgewinnes  sind:  Jahresgewinn  ist  Rohgewinn  nach  Abzug 
der  ordentlichen  Abschreibungen^),  Reingewinn  ist  Rohgewinn  nach  Abzug 
sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen. 

Damit  ist  alles  auf  den  Kopf  gestellt.  Bchönbeck  muss  ganz  verzweifelte 
Anstrengungen  machen^  um  den  Wortlaut  des  Gesetzes  mit  seiner  Theorie  in 
Einklang  zu  bringen.  Wo  diese  den  Ausdruck  Reingewinn  verlangt,  steht 
Jahresgewinn ^).  Wo  nur  Reingewinn  stehen  sollte,  steht:  nach  der  jährlichen 
B.  sich  ergebender  Reingewinn*).  Schönbeck  belegt  diese  Ausdrucksweisen 
mit  der  2iensur,  sie  „verdienten  wenig  Beifalles  seien  „höchst  auffallendes  statt 
zu  erkennen,  dass  seine  Theorie  an  der  Fassung  des  §  213  allein  zerschellt 

Nach  §  213  haben  die  Aktionäre  Anspruch  auf  den  Reingewinn^  „soweit 
dieser  nicht  nach  dem  Gesetz  oder  GeseUschaftsvertrage  von  der  Verteilung 
ausgeschlossen  ht"  Wozu  bedarf  es  noch  dieses  einschränkenden  Beisatzes, 
wenn  Reingewinn  im  Sinne  des  G.  erst  vorhanden  ist,  nachdem  Bildung  und 
Dotierung  von  Rücklagen  aus  dem  Gew^inn  stattgefunden  hat?  Schönbeck 
gibt  durch  Verweisung*)  auf  H.GJB.  §  262  Ziff.  1  selbst  zu,  dass,  was  vom 
„jährlichen  Reingewinne"  in  den  obligatorischen  Reservefonds  einzustellen  ist^ 
von  der  Verteilung  ausgeschlossener  Reingewinn,  also  Rücklage  ist  Dann  ist 
aber  doch  in  seinem  eigenen  Sinne  Reingewinn  schon  vor  Abzug  von  Rück- 
lagen da  und  trotzdem  soll  Reingewinn  erst  nach  Abzug  sämtliclier  Rücklagen 
vorliegen.  Welcher  Widerspruch!  Dazu  sogar  an  anderer  Stelle  die  indirekte 
Behauptung,  die  Zuweisung  einer  Reingewinnquote  an  den  Zwangsreservefonds 
sei  gar  keine  Rücklage.  Denn  S.  12  Anm.  2  wird  im  geraden  Gegensatz  zu 
dem,  was  sich  aus  dem  auf  Seite  13  Bemerkten  ergibt^  behauptet,  die  Zuwendung 
zum  gesetzlichen  Reservefonds  sei  erst  nach  Abzug  sämtlicher  Abschreibungen 
and  Rücklagen  zu  berechnen.  Die  Konsequenz  hiervon  wäre,  dass  diese  Zu- 
weisung an  die  obligatorische  Reserve  nicht  als  Reservefonds  zu  buchen  wäre. 

II.  A.  Die  Abweichung  Pinners  von  der  herrschenden  Lehre  beschränkt 
sich  auf  eine  andere  Auslegung  des  Reingewinnbegriffes  in  §  262.  Der  Zu- 
sammenhang mit  dem  Gewinnbegriff  der  §§260  und  261  wird  geleugnet  und 
behauptet^  jährlicher  Reingewinn  sei  in  §  262  dem  Wortsinn  nach  zu  nehmen 
und  umfasse  daher  auch  nicht  den  Gewinnübertrag  vom  Vorjahre^). 

B.  Dem  praktischen  Ergebnis  nach  gilt  dasselbe  von  Makower%  Denn 
dass  in  §  214  unter  „Gewinn",  „Jahresgewinn"  nur  der  verteilbare  Betrag  des 
bilanzmässigen  Gewinns  gemeint  wird,  ist  nach  dem  Zusammenhang  selbstver- 
ständlich. 

Bildniiff  und  Terwendniiff  des  Gewinnvortraffs. 

§  162. 

I.  Der  Gewinnvortrag  ist  nicht  Rücklage  (oder  Reservefonds) '').  Aber 
hinsichtlich  seiner  Bildung  steht  er  unter  ähnlichen  Eechtssätzen,  wie  die  Ge- 
winnrücklagen. 

«)  H.G.B.  214. 

«)  §§  215,  216. 

*)  8.  13. 

»)  8.  oben  §  159  III  B  1  Anm. 

•)  Makawer  214  IV  a  mit  237  I  b  und  261  XII  b. 

T  Oben  §  143  V  B. 
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A.  Was  der  Gewinnvortrag  mit  dem  Gewinnreservefonds  gemeinsam  hat, 
das  ist,  dass  er  wie  dieser  von  der  Verteilung  ausgeschlossenen  bilanzniässigen 
Reingewinn  darstellt.  Der  Reservefonds  ist  verhältnismässig  dauernd^  der  Ge- 
winnvortrag nur  für  dieses  Jahr  von  der  Verteilung  ausgeschlossener   Gewinn. 

Ist  er  aber  von  der  Verteilung  ausgeschlossener  Gewinn,  so  unterliegt  er 
den  allgemeinen  Rechtssätzen  über  Ausschluss  bilanzmässigen  Reingewinnes 
von  der  Veiteilung.  Welche  dies  sind,  haben  wir  festzustellen.  Wir  kommen 
dabei  keineswegs  nach  allen  Gesetzen  und  Rechten  zu  demselben  Ergebnis. 

B.  Zunächst  finden  wir  folgenden  Gegensatz: 

a)  Auf  der  einen  Seite  heisst  es  im  neuen  deutschen  H.G.B.  §  213: 
„Die  Aktionäre  .  .  .  haben,  solange  die  Gesellschaft  besteht»  nur  Anspruch 
auf  den  Reingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach  dem  Gesetz  oder  dem  Gesell- 
schaßsvertrage  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  ist^';  auf  der  anderen  im 
Gesellsch.-G.  §  29:  „Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf  den  nach  der 
jährlichen  B.  sich  ergebenden  Reingewinn,  soweit  nicht  im  Geseüsekaflsveriraje 
ein  anderes  bestimmt  ist^'  und  ebenso  im  G«noss.-G.  §  20:  „Durch  das  SUUui 
kann  festgesetzt  werden,  dass  der  Gewinn  nicht  verteilt,  sondern  dem  Reserve- 
fonds zugeschrieben  wird",  bezüglich  der  grosseren  Gegenseitigkeitsvereine  der 
Privatversicherung  im  Pr.V.G.  §  38:  „Ein  nach  der  B.  sich  ergebender  Ober- 
schuss  kommt,  soweit  er  nicht  nach  der  Satzung  dem  Reservefonds  oder 
anderen  Rücklagen  zuzuführen  oder  .  .  .  auf  das  nächste  Geschäftsjahr  zu 
übertragen  ist,  zur  Verteilung  unter  die  . . .  Mitglieder."  Auch  das  alte  (oelcr- 
reichischc)  H.G.B.  schreibt  lediglich  (Art  217):  Unter  die  Aktionäre  „darf  nur 
dasjenige  verteilt  werden,  was  sich  nach  der  jährlichen  B.  und,  wenn  im  Ge- 
seUschaft^vertrage  die  Innehaltung  eines  Reservekapitals  bestimmt  ist»  nach 
Abzug  desselben  als  reiner  Überschuss  ergibt." 

b)  Es  geht  aus  diesem  Gegensatz  hervor,  dass  in  H.G.B.  §  213,  wo 
allein  von  „Gesetz  oder  Gesellschaftsvertrag"  die  Rede  ist,  unter  Ausschluss 
von  der  Verteilung  durch  Gesetz  nur  ein  Ausschluss  verstanden  werden  darf, 
welchen  das  Gesetz  vorschreibt,  nicht  einer,  welchen  das  Gesetz  gestattet. 
Denn  warum  sollte  sonst  insbesondere  zwischen  H.G.B.  und  Geaellsch.-G.  ein 
Unterschied  bestehen,  wo  doch  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  lediglich  eine  Abart 
der  A.  darstellt?  Nur  der  Unterschied  besteht  zwischen  beiden:  bei  der  Ge- 
sellschaft m.  b.  H.  fehlt  der  gesetzlieh  vorgeschriebene  Reservefonds.  Wohl 
gibt  es  auch  bei  der  Genossenschaft  einen  obligatorischen  Reservefonds,  aber 
keinen  unmittelbar  gesetzlich  eingerichteten,  sondern  das  G.  schräbt  nur  vor, 
dass  das  Statut  einen  Reservefonds  einrichtet;  bei  den  A.en  dag^en  ist  ein 
solcher  auch  ohne  statutarische  Festsetzung  zu  bilden. 

c)  Hieraus  darf  aber  nicht  gefolgert  werden,  dass  bei  der  A.  (und  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien)  gesetzliche  Bestimmungen  verpönt  sind,  welche 
den  Ausschluss  des  Reingewinns  von  der  Verteilung  nicht  vorschreiben,  sondern 
zulassen.  Es  würde  sonst  eine  den  Anforderungen  der  Praxis  vollkommen 
zuwiderlaufende  Dissonanz  zwischen  Aktienrecht  und  Recht  der  übrigen  Handels- 
gesellschaften bestehen. 

d)  Die  völlige  Aufteilung  des  verteilbaren  Reingewinns  unter  die  Gesell- 
schaftsmitglieder wird  in  den  meisten  Teilen  tatsächlich  unmöglich  sein.  Ein 
höchst  seltener  Zufall  wäre  es,  wenn  sicli  der  verteilbare  Reingewinn  durch 
die  Zahl  der  Dividendenscheine  auf  Heller  und  Pfennige  aufteilen  liesse.  Schon 
aus  diesem  Grunde  wird  immer  ein  Gewinnrest  bleiben.  Dazu  kommt  ahen 
dass  es  höchst  unbequem  wäre,  wenn  der  Dividendenbetrag  nicht  auf  eine 
runde  Summe  gestellt  würde.  In  der  Praxis  hat  sich  daher  der  Brauch  aus- 
gebildet,   die    Dividende    nur    in   Prozenten    oder    bequemen    Brucht^leu     von 
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Prozenten  (regelmässig  nur  ^j^  Prozent)  festzusetzen  und  den  so  immer  bleibenden 
grosseren  Gewinurest  auf  neue  Rechnung  vorzutragen.  Nach  H.G.B.  §  38 
hat  der  Kaufmann  seine  Bücher  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
Buchhaltung  zu  führen.  Die  Ordnung,  die  Regel,  der  Brauch  hat  dahin  ge- 
führt, dass  der  Gesellschaftskaufmann  nicht  verpflichtet  ist,  eine  andere  als 
eine  runde  Dividende  auszuschütten  und  daher  das  Recht  besitzt^  den  Rest 
auf  neues  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  übertragen^).  Er  ist  also  kraft  Ge- 
setzes berechtigt,  einen  Teil  des  Gewinns  von  der  Verteilung  auszuschliesscn. 
Das  Gresetz  lässt  stillschweigend  zu,  den  durch  eine  runde  Dividende  frei  ge- 
lassenen Teil  des  an  sich  verteilbaren  Gewinns  von  der  Verteilung  auszu- 
schliesscn. Da  die  Meinung,  H.G.B.  §  213  schliesse  für  das  Aktienrecht  ge- 
setzliche Bestimmungen  aus,  welche  die  Unverteilbarkeit  des  Reingewinns  nicht 
vorschreiben,  sondern  nur  gestatten,  einen  Gesetzgeber  anzunehmen  hat,  welcher 
Vorschriften  gibt,  die  sich  praktisch  in  der  Regel  nicht  durchführen  lassen, 
so  dürfte  die  Anschauung  die  richtigere  sein,  welche  dahin  geht,  dass  hier  für 
A.en  nichts  anderes  als  für  andere  Handelsgesellschaften  gilt.  Es  kommt 
hinzu,  dass  Ausschluss  des  Gewinns  von  Verteilung  durch  Statut  im  Sinne  des 
Gresetzes  nicht  bloss  vorliegt,  wenn  das  Statut  solchen  Ausschluss  vorschreibt, 
sondern  auch, '  wenn  es  ihn  nur  gestattet,  d.  h.  die  Generalversammlung  zu 
solchem  Ausschluss  ermächtigt.  Es  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum,  was 
dem  Statut  erlaubt  ist,  nicht  auch  für  das  Gesetz  gelten  soll.  Sind  statutarische 
Bestimmungen  rechtsgültig,  welche  die  Bildung  von  Reserven  nicht  vorschreiben, 
aber  gestatten,  so  müssen  um  so  mehr  Rechtsvorschriften  Gültigkeit  besitzen, 
welche  Analoges  bestimmen. 

C  Der  andere  Gegensatz  ist  dann  dieser: 

a)  Das  Aktienrecht  und  das  G.  betr.  die  Gesellschaften  m.  b.  H.  lässt 
schlechthin  den  „Ausschluss  bilanzmässigen  Reingewinns  von  der  Verteilung" 
zu.  Nach  dem  Genoss.-G.  ist  nur  vorgesehen  Ausschluss  von  der  Verteilung 
in  Form  der  Bildung  von  Reserven  und  das  Gleiche  gilt  für  das  österreichische 
Aktienrecht.  Laut  Geno6s.-G.  §  20  kann  durch  Statut  nur  festgesetzt  werden, 
dass  der  Gewinn,  statt  an  die  Genossen  verteilt  zu  werden,  „dem  Reservefonds^) 
zugeschrieben  wird."  Das  alte  (österreichische)  H.G.B.  bestimmt  in  Art.  197 
und  217:  „Unter  die  Aktionäre  darf  nur  verteilt  werden,  was  sich  nach  der 
jährlichen  B.  und,  wenn  im  Gesellschaf  tsvertrage  die  Innehaltung  eines  Reserve- 
kapitals bestiinmt  ist,  nach  Abzug  desselben  als  reiner  Überschuss  ergibt."  Und 
in  Einklang  hiermit  steht  die  Vorschrift  des  A.-Reg.  §  53,  dass  „ausser  dem 
obligatorischen  Reservefonde  im  Statut  auch  noch  die  Bildung  anderer  Fonde 
vorgesehen  werden  kann^)". 

b)  Hieraus  folgt,  da  der  Gewinn  vertrag  nicht  unter  den  bilanzrechtlichen 
Reservefondsbegriff  fällt:  nach  österreichischem  Aktienrecht  und  nach  Genoss.-G. 
kann  das  Statut  nur  Bildung  von  Reservefonds  vorschreiben  oder  zulassen, 
nach  deutschem  Aktienrecht  und  dem  Gesellsch.-G.  beliebige  Verwendung.  Die 
Richtigkeit  dieser  Schlussfolgerung  bezeugt  Pr.V.G.  §  38,  indem  dieses,  den 
Begriff  Ausschluss  von  der  Verteilung  spezialisierend,  für  die  Privatversicherungs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit  bestimmt,  dass  der  bilanzmässige  Überschuss  an  die 


>)  Vgl.  Staub  262,,;  Staub,  G.-G.  42.,. 

-)  Das  ist  gemäss   §  7  der  obligatorische  Reservefonds.    Ein    anderer  Reserve- 
fonds  kann  nicht  gebildet  werden 


•)  Dass  hier  unter  Fonde  nur  Reßcrvefoudc  verstanden  werden  kann,  ergibt 
gleich  der  nächste  Absatz  über  die  Voraussetzungen  der  Verteilung  solcher  Fonde 
(5  53  Ab«.  4).    S.  oben  §  143  V  B  3  b  y. 
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Mitglieder  verteilt  werde,    „soweit  er  nicht  nach  der  Satzung  Rücklagen  zuzu- 
führen o(Ux  .  .  .  auf  das  nächste  Geschäftsjahr  zu  übertragen  isf 
D.  So  ergibt  sich  folgendes  Gesamtergebnis: 

1.  Nach  österreichischem  Aktienrecht  kann  der  Gesellschafts  vertrag  vc»-- 
schreiben  oder  zulassen  die  Bildung  jedwelchen  Reservefonds  und  Vortrag  dnes 
wegen  Dividendenabrundung  verbleibenden  Gewinnrestes  auf  neue  Rechnung. 
Dieser  Vortrag  auf  das  nächste  Geschäftsjahr  ist  auch  ohne  statutarische  Be- 
stimmung statthaft. 

2.  Nach  deutschem  Genoss.-Ges.  darf  gemäss  §  20  das  Statut  die  Bildung 
nur  eiyvta  Reservefonds,  des  obligatorischen  (§  1\  vorsehen.  Im  übrigen  gilt 
das  nämliche,  wie  im  österreichischen  Aktienrecht. 

3.  Nach  deutschem  Aktienrecht,  Oesellsch.-G.  und  Pr.V.G.  ist  Über- 
tragung von  Gewinn,  der  sich  nicht  bequem  als  Dividende  verteilen  läset,  auf 
neues  Gewinn-  und  Verlustkonto  kraft  Gesetzes  erlaubt;  ausserdem  kann  das 
Statut  nicht  bloss  die  Bildung  von  Rücklagen  aus  dem  Gewinn  vorschreiben 
oder  dem  Ermessen  der  Generalversammlung  anheimstellen,  sondern  auch  Ober- 
trag von  Gewinn  auf  neue  Rechnung  aus  beliebigen  Gründen,  z.  B.  wegen 
Mangels  an  flüssigen  Mittebi  zur  Dividendenzahlung,  so  dass  zur  Gewinn- 
verteilung Ausgabe  von  Obligationen  oder  GrundkapitalserhöhUng  oder  Zo- 
zahlung  auf  dasselbe  oder  Aufnahme  von  Bankdarlehen  erforderlich  wäre, 
oder  um  den  Betriebsfonds  zu  stärken  oder  weil  nach  den  sdt  Jahres- 
schluss  eingetretenen  Veränderungen  für  das  nächste  Geschäftsjahr  ein  Verlust 
oder  sehr  niedriger  Betriebsgewinn  zu  erwarten  ist  oder  bei  den  Gesellschafts- 
organen die  Absicht  besteht,  in  absehbarer  Zeit  in  Liquidation  zu  treten,  die 
aufgenommenen  Unternehmungen  nur  mehr  abzuwickeln,  vom  Eintritt  in  neue  ab- 
zusehen ^). 

U.  Steht  der  Gewinnvortrag  rücksichtUch  seiner  Bildung  unter  ähnlichen 
Rechtsätzen,  wie  die  Grewinnrücklage,  so  tritt  sein  Unterschied  g^enüber  dieser 
deutlich  in  dem  Rechte  hervor,  welches  für  Verwendung  des  Grewinnvortrages 
gilt.  Während  die  Frage  der  Verwendung  der  Reservefonds  sehr  umständliehe 
Untersuchungen  erfordert,  löst  sich  dieselbe  Frage  bezüglich  des  Gewinn- 
übertrags gleichsam  von  selbst.  Der  Grewinnvortrag  dient  seinem  Wesen  nach 
dazu,  dias  Gewinn-  und  Verlustkonto  des  nächsten  Jahres  zu  dotieren.  Dies 
ist  sein  ausschliesslicher  und  einziger  Zweck.  In  dem  Momente,  in  welchem  er 
auf  das  neue  Konto  übertragen  ist»  ist  er  verwendet  und  aufgelöst  £s 
bedarf  zu  seiner  Verwendung  also  nicht  eines  besonderen  Beschlusses  von  Vor- 
stand oder  Generalversammlung.  Er  wird  von  selbst  Bestandteil^  Posten  des 
neuen  Gewmn-  und  Verlustkontos. 


B«  Der  steuerrechtlielie  Gewinnbeffriff. 

§  163. 

I.  Dass  die  steuerrechtliche  Bedeutung  der  Worte  „Gewinn",  „Überschuss'*, 
„Geschäftsgewinn'',  „Reingewinn'',  „Jahresgewinn"  mit  dem  handelsrechtlkdien 
Sinne  dieser  Worte  nicht  zusammenfällt^  das  wissen  wir^).  Der  handelsredit- 
liche  Gewinnbegriff  ist  buchtechnischer,  der  steuerrechtliche  wirtschaftlicher  Natur. 


')  Weitere  Beispiele  bei  Simon  249. 
')  Oben  §  158  Eingang. 
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Das   beweist   scbon   die  Tatsache,    tlass  die  Steuergesetze  statt  seiner  auch  von 
„Ertrag**,  „Reinertrag**,  „Einkommen**  sprechen. 

II.  Steuerrechtliche  Stellung  des  Gewinnvortrags.  Was  hier 
noch  zu  erörtern,  das  ist  die  Abweichungen  festzustellen,  welche  sich  aus  diesem 
Gegensatze  im  positiven  Recht  ergeben.  Sie  betreffen  nur  einen  Punkt,  den 
Geivinnvorirag,     Er  wird  sleuerrechtlich  anders  behandelt  als  handelsrechtlich. 

III.  A.  Wir  stellten  m  §  159  fest: 

1.  Bei  Berechnung  der  Rücklage  aus  dem  Reingewinn  zum  obligatorischen 
Reservefonds  ist  die  gesetzliche  oder  statutarische  Quote  vom  bilanzmässigen 
Reingewinn  zu  rechnen,  also  der  Remgewinnssiunme,  von  welcher  weder  der 
aus  dem  Vorjahr  übertragene  noch  der  in  das  nächste  Geschäftsjahr  zu  über- 
tragende Reingewinn  abgezogen  ist^). 

2.  Dasselbe  gilt  für  die  Tanti^meuberechnung  ^). 

B.  Zu  einem  anderen  Ergebnis  gelangen  wir  im  Steuerrecht:  Steuer- 
pflichlig  ist  der  Qewinnvortrag  lediglich  in  dem  Jahre,  in  welchem  er  zum 
Übertrag  in  das  nächste  Geschäßsjähr  bestimmt  tvird;  steuerfrei  ist  also  der 
aus  dem  Vorjahr  übertragene  Gewinn^). 

IV.  So  klar  das  Ergebnis,  so  vielfältig  für  die  einzelnen  Gresetzgebungen 
<lie  Begründung. 

Dies  kommt  daher,  dass  die  drei  Steuergesetze,  welche  wir  bisher  immer 
in  Betracht  gezogen  haben,  das,  was  vom  Reingewinn  steuerpflichtig  ist,  ver- 
schieden bestinmien. 

Das  österreichische  und  das  bayerische  Recht  erklären  wohl  den  ganzen 
bilanzmässigen  Ertrag  für  steuerpflichtig,  aber  während  das  österreichische 
Pers.StG.  kasuistisch  näher  eingehend  bestimmt,  was  hierzu  gehört,  unterlässt 
das  bayerische  Gewerbsteuergesetz  eine  so  eingehende  Kasuistik.  Das  preus- 
sische  Einkommensteuergesetz  hinwiederum  erklärt  von  vornherein  nur  be- 
stimmte Teile  des  bilanzmässig  berechneten  gewerblichen  Einkommens  für  steuer- 
pflichtig. 

V.  A.  Unmittelbar  aus  dem  Wortlaut  des  G.  ergibt  sich  die  Entschei- 
dung im  östen-eichischen  Recht.  Auf  der  einen  Seite  lautet  Pers.StG.  §  93: 
„Den  (steuerpflichtigen)  Reinertrag  bilden  ...  die  bilanzmässigen  Überschüsse, 
ohne  Unterschied,  ob  dieselben  als  .  .  .  Dividenden,  Tantiemen  .  .  .  zur  Ver- 
teilung gelangen,  in  Reservefonde  hinterlegt^  auf  künftige  Rechnung  vorgetragen 
oder  in  anderer  Weise  verwendet  werden^^\  auf  der  anderen  lesen  wir  in  §  95: 
„Dagegen  sind  in  die  Besteuerungsgruudlage  nicht  einzubeziehen  a)  die  bilanz- 
mässigen Gewinnvorträge  aus  den   F(>rjahren.'' 

B.  Für  das  bayerische  und  preussische  Recht  gewinnen  wir  dasselbe  Er- 
gebnis erst  mittelst  Schlussfolgerung.   Dieselbe  ist  einfacher  im  bayerischen  Recht. 

1.  a)  Steuerpflichtig  ist  nach  bayerischem  Gewerbesteuergesetz  Art  10 
„der  gewerbliche  Ertrag'^  Gremeint  ist  damit  der  Reinertrag,  denn  das  G.  be- 
stimmt, dass  vorweg  in  Abzug  gebracht  werden  dürfen  „die  Betriebsausgaben". 
Gemeint  ist  damit  aber  ferner  der  gewerbliche  Reinertrag  des  Geschäftsjahres*), 
also  das,  was  durch  die  gewerbliche  Tätigkeit  dieses  Jahres  an  Einkommen  er- 
zielt wird,  der  in  diesem  Jahre  entstandefie  gewerbliche  Reinertrag.  Daher  ist 
nicht  steuerpflichtig  der  aus  den  Vorjahren  übernommene  Eeinertrag,  der  Gewinn- 


0  §  1.59  III  B. 

•)  §  159  III  A  und  §  160  III  A  4. 
•)  Vgl.  dazu  Reisch  U  312  und  oben  §  159  C. 

*)  Art.   7   Abs.   1    »jährlicher  Ertrag**;    Art.  10  Abs.  1    „jährliche  Betriebsein- 
nahmeD''. 
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Vortrag.  Anderes  folgt  auch  nicht  aus  dem  Satze  von  Gewerbsteuergesetz  Art  10, 
dass  „der  steuerpflichtige  Ertrag  für  (xewerbtreibende,  die  Handelsbücher  nach 
Vorschrift  des  H.G.B.  führen,  nach  den  Grundsätzen  zu  berechnen  sei,  wie 
solche  für  die  Inventur  und  B.  durch  das  H.G.B.  vorgeschrieben  sind". 
Denn  hiermit  ist  nur  gesagt^  dass  die  ErtragsftcrecÄnMW^  nach  den  Grundsätzen 
zu  geschehen  habe,  welche  für  die  Berechnung  der  Jahresreinvermögensmehning, 
d.  h.  des  bilanzmässigen  Reingewinnes  gelten.  Nicht  ist  damit  ausgedrückt, 
dass  als  steuerpflichtiger  Reinertrag  der  bilanzmässige  Reingewinn  zu  gelten 
habe^j.  Zu  diesem,  zum  jährlichen  bilanzmässigen  Reingewinn  gehört  auch  der 
Gewinnübertrag  aus  dem  Voijahre,  nicht  aber  zum  jBhresertrag  des  Gewerbes. 

b)  Andererseits  ist  steuerpflichtig  ,yder  jährliche  Ertrag  des  Gewerbes*)", 
also  der  ganze  Jahresreinertrag,  somit  auch  der  zur  Übertragung  auf  das  nächste 
Jahr  bestimmte  Ertrag,  der  zu  übertragende  Gewinnvortrag.  Nichts  anderes 
folgt  aus  Gewerbesteuergesetz  Art.  10  Abs.  2  Zifi:  3a:  „Keine  Betriebsausgaben 
und  daher  nicht  abzugsfähig  sind  die  Verwendungen  (von  gewerblichen  Ertrag* 
nissen)  zu  Kapitalsanlagen."  Der  Vortrag  auf  neue  Rechnung  ist  keine 
Kapitalsanlage.  Der  zur  Übertragung  auf  neues  Gewinn-  und  Verlustkonto 
bestimmte  Gewinn  wird  nicht  Kapital,  Vermögen,  d.  h.  Stammvermögen;  er 
bleibt  Gewinn.  Aber  daraus,  dass  der  Gesetzgeber  fixiert:  „Verwendungen  von 
gewerblichen  Erträgnissen  zu  Kapitalsanlagen  sind  keine  Betriebsausgaben^^ 
resultiert  nicht,  dass  Verwendungen  zu  anderen  als  Kapitalsanlagen  zu  den 
Betriebsausgaben  rechnen.  Art  10  Abs.  2  Ziff*.  3  hebt  nur  die  Haupt  Verwendungs- 
arten heraus.  Was  Betriebsausgabe  ist,  begrenzt  er  nicht.  Bestimmung  von 
Gewinn  zmn  Übertrag  auf  neue  Rechnung  ist  keine  Ausgabe  zur  Erzielung 
von  Ertrag,  sondern  Bestimmung  über  erzielten  Betrag. 

2.  Schwieriger  gestaltet  sich  die  Beweisführung  für  das  preussis(^  Recht; 
nicht,  was  die  Frage  der  Steuerfreiheit  des  aus  dem  Vorjahre  übernommenen 
Gewinnes  angeht,  wohl  aber  was  die  Frage  der  Steuerpflicht  des  dem  nächsten 
Jahre  zu  überweisenden  Gewinnes  betrifft, 

a)  Steuerpflichtig  sind  nach  Einkommensteuergesetz  §  16  die  Überschüsse, 
d.  h.  ebenso,  wie  im  bayerischen  Recht,  das  unter  Anwendung  der  Grundsätze 
über  bilanzmässige  Reinvcnnögenszuwachsermittlung  berechnete  Beinetfi^mtneti 
aus  Handel  und  Gewerbe,  um  es  mit  den  Worten  des  Gesetzes  (§  7)  zu  sagen: 
die  gesamten  JaÄrc«einkünfte,  der  Ertrag  des  Gewerbebetriebs  aus  difsem 
Jahre.  Nicht  in  diesem  Jahre  erzieltes  Einkommen  ist  die  aus  dem  Voijahr 
überkommene  Gewinnpost.  Steuerfrei  ist  daher,  weil  kein  Betriebserg^nis^ 
dieses  Jahres,  der  Gewinnvortrag  aus  dem  Voijahre. 

b)  Aber  das  preussische  Einkommensteuergesetz  erklärt  andererseits  nicht 
den  ganzen  im  Geschäftsjahr  erzielten  Reinertrag  für  einkonimensteuerpflichtig, 
sondern  nur,  was  davon  verwendet  wird^): 

a)  Zur  Verteilung*)  an  die  Mitglieder '^j  als  Dividende •)  oder  Aktienzios'). 


')  Vgl.  §  113  IIB 2b. 

*)  Art.  7  und  10. 

»)  Vgl.  oben§  112  VB  2. 

*)  S.  auch  unten  §  165  II  B  1. 

')  Gegensatz:  Dritte,  z.  B.  Genusscheininhaber,  wenn  diese  nicht  die  Stellung 
von  Aktionären  haben  (s.  o.  §  132  und  Entsch.  in  Steuers.  X  240),  oder  bei  der  Ver- 
sichcrungsaktiengesellschaft  Versicherte;  ferner  Arbeiter,  Beamte. 

®)  Dividenden  sind  nicht  steuerpflichtig,  sofern  sie'  aus  Reservefonds  oder  ans 
Zuschüssen  Dritter  (Dividenden-  oder  Eentabilitätsgarantie)  verteilt  werden«  Vgl. 
§  16G  II  E. 

')  Das  preuss.  Oberverwaltungsgericht  (Entsch.  in  Steuers.  II  190,  VII  315  ff^ 
VIII  197)    spricht   den   Bauziusen    die   Eigenschaft   von  Aktienzinsen   ah,    ab^r    das 
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ß)  Zur  Tilgung  der  Schulden  oder  des  Grundkapitals. 
y)  Zur  Verbesserung  oder  Greschaftserweiterung  ^). 
d)  Zur  Bildung  von  Reservefonds. 

Was  unter  diese  Reservefonds  fällt,  wiesen  wir  in  §  157  nach').  Die 
Bestimmung  von  Gewinn  zum  Vortrag  auf  das  nächste  Geschäftsjahr  nannten 
wir  nicht  darunter.  Sie  ist  nicht  Gewinnrücklage,  sondern  Gewinnvortrag,  nicht 
Fondsbildung,  sondern  Gewinnerhaltung.     Folgt  hieraus  ihre  Steuerfreiheit? 

Dies  wäre  ein  eigenartiges  Ergebnis.  Die  grossten  Gewinne  konnten  so 
der  Besteuerung  entzogen  werden.  Im  Wege  des  Analogieschlusses  ergibt  sich 
ein  anderes. 

Wir  müssen  den  Grundgedanken  des  §  16  suchen.  Wir  finden  ihn, 
wenn  wir  fragen,  wann  ist  der  Überschuss  nicht  steuerpflichtig?  Es  ist  dies 
der  Fall«  wenn 

a)  Überschuss    verteilt    wird    an    Nichtmitglleder    (Versichert«,    Beamte, 

Arbiter,  Aufsichtsrat); 
ß)  bei    Verwendung   zu    gemeinnützigen    und    wohltätigen  Zwecken    auf 
I  andere  Weise  als  durch  Bildung  von  Reservefonds  (Beiträge  zu  selb- 

ständigen Pensions-,  Unterstützungskassen,  zur  Errichtung  von  Kirchen, 
E[rankenhäusem  u.  s.  w.). 
Der  Grundgedanke  des  Gesetzes  ist  also:  steuerpflichtig  ist  das  Einkommen, 
das  zu  Nutzen  der  Mitglieder  oder  der  Gesellschaft  verwendet  wird,   steuerfrei, 
was  hiervon  Dritten,  beliebigen  Dritten  oder  Angestellten,  zugute  kommt 

Der  Gewinnvortang  steht  ersteren  beiden  E^ategorien  näher.  Mit  dem 
Reservefonds  teilt  er  die  Eigenschaft  des  Ausschlusses  von  der  Gewinnverteilung, 
mit  dem  den  Mitgliedern  zugewendeten  Gewinn,  dass  er  Gewinn  bleibt  und  damit 
die  Vermutung  dafür  spricht,  dass  er  im  nächsten  Jahr  unter  die  Mitglieder 
verteilt  wird.  Er  steht  also  sowohl  den  Gewinnbestandsteilen  nahe,  welche  der 
Gresellschaft  erhalten  bleiben,  wie  denen,  welche  an  die  Mitglieder  hinausgegeben 
werden. 

Dazu  kommt:  was  das  G.  von  dem  Geschäftsgewinn  steuerfrei  lässt^ 
sind  solcdke  Verwendungen,  welche  in  der  Hauptsache  alle  unter  den  Begriff 
Betriebsausgaben  fallen.  Was  die  Gesellschaft  an  ihre  Mitglieder  als  Dividende 
ausschüttet,  ist  auch  Erfüllung  einer  Schuld.  Die  Mitglieder  haben  einen 
Anspruch  auf  allen  nicht  von  der  Verteilung  ausgeschlossenem  Gewinn,  aber 
diese  Schuld  ist  eine  Reingewinnschuld  ^).  Anders  dagegen  die  Tantiemen  Ver- 
bindlichkeiten und  die  Verpflichtungen  zu  Beitragen  an  Pensionsk&ssen  und 
gewisse  Anstandsverpflichtungen  (Zeichnung  von  Garantiescheinen  für  gemein- 
nützige Zwecke).  Sie  stellen  Betriebsschulden  dar.  Das  österreichische  Pcrsonal- 
steuei^gesetz  erklärt  ausdrücklich  für  steuerfrei  die  Renumeration  an  Ange- 
stellte,   die   Tantiemen    und    Beitragsleistungen    zu    Versorgungszwecken    der 


a.Q.B.  §  215  läflBt  keine  anderen  AktienzinBen  zu.  Wozu  dann  die  Wendung  als 
»Aktienjdnsftn  oder  Dividenden?*'  Dabei  steht  „Aktienzins"  voraus,  wie  eben  Bau- 
insen  früher  ats  Dividenden  eewährt  werden.  Stellen  die  Baazinsen  auch  rechtlich 
licht  ZiiiBen  dar,  weil  ein  gescEuidetes  Kapital  fehlt,  so  entsprechen  sie  ihnen  doch 
rirtacluiitlich.  Dan  sie  der  Gesetzgeber  wie  Zinsen  im  rechtlichen  Sinne  behandelt, 
ei^  dUe  Anwendung  derselben  Ausdrücke  wie  in  H.G.B.  215  Abs.  1  und  2.  Für 
;teiier£reOieit  der  Bauzinsen  Knappe  5. 

*)  Eine  solche  liegt  nicht  sdion  in  der  Beschaffung  von  Betriebskapital,  sondern 
rat  in  der  Herstellung  von  Eimiditungen  zur  Erzielung  höheren  Ertrags  oder  zur 
^esch&ftsansdehnnng  (E^tsch.  in  Steuers.  YIII  191). 

«)  8.  630if. 

*)  Vgl.  dazu  die  Entscheidung  der  bayer.  Oberberuf ungskommission  in  Steuer- 
kclieiB   vom  26.  November  1901  (Bayer.  Oberb.  II  Nr.  61  S.  77). 
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Angestellten^),  jede  andere  „durch  den  Gesch&h&betrieb  erforderte  (Spende, 
Schenkung  und  anderweitige)  Widmung"^):  alles  unter  dem  Gesichtspunkt  de^s 
Betriebsaufwandes.  Zum  Betriebsaufwand  rechnet  aber  eben  nicht  der  Gewinn- 
vortrag; er  ist  nicht  Abzug  vom  Roh-,  sondern  vom  Beinertrag.  Also  unter- 
liegt er  auch  nach  preussischem  Recht  der  Steueipflicht  und  zwar  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  der  Gewinnvortrag  in  anderem  als  in  der  Absicht  der 
Dividendenabrundiuig  seinen  Grund  hat  oder  nicht'). 

VI.  Steuerrechtliche  Stellung  des  Verlustvortrags-  Aus  dem 
über  den  Gewinnvortrag  Bemerkten  folgt  auch  die  steuerrechtliche  Stellung  de^ 
bilanzmässigen   Verlustrorirags, 

A.  Der  zur  Übertragung  in  das  nächste  Jahr  bestimmte  Betrag  dt^ 
bilanzmässigen  Verlustsaldos  hat  Einwirkung  auf  die  Steuerpflicht  nur,  sofern 
er  Übertrag  von  Betriebsverlust  ist.  Denn  da  steuerpflichtig  der  JEIrtrag  ist, 
tritt  keine  Minderung  der  Steuerpflicht  ein,  wenn  der  sich  ergebende  Verlu?t- 
saldo  der  B.  nicht  die  Folge  von  Betriebs-,  sondern  von  Stammverroogensverlu^t 
ist  Stammvermögensanderungen,  welche  nicht  durch  den  laufenden  Betrieb 
verursacht  sind,  lassen  das  Betriebsergebnis  unberührt*).  Trotzdem  die  B.  also 
mit  Verlustsaldo  abschliesst,  kann  Reinertrag  vorhanden  sein.  Denn  der  Bilanz- 
saldo ist  nur  der  Ausgangspunkt  für  die  Berechnung  des  steuerlichen  Betrieb:^ 
ergebnis,  nicht  das  steuerliche  Betriebsergebnis  selbst  Wenn  das  ppeussis«be 
Oberverwaltungsgericht  in  verschiedenen  Urteilen**)  aussprach:  alle  Veriuj^te 
minderten  die  steuerpflichtige  Überschussumme,  so  erklart  sich  diese  Auffa^ung 
noch  aus  der  Zeit,  wo  es  Überschuss  in  §  16  rein  handelsrechtlich  als  Bein- 
vermögenszuwachs auffasste.  Alle  Verluste,  auch  die  nicht  auf  den  Betrieb 
zurückführenden,  mindern  das  Rein  vermögen®).  Seit  seinem  Plenarbedchluiis 
vom  21.  Juni  1902  nimmt  auch  das  Oberverwaltungsgericht  Überschuss  wirt- 
schaftlich. Nicht  alle  Stammvermögensverluste  mindern  aber  den  Reinatnig. 
Demgemäss  darf  die  genannte  Rechtsprechung  nicht  mehr  als  die  massgebende 
erachtet  werden. 

B.  1.  Aus  dem  Bisherigen  erklärt  sich  auch  die  steuerrechtlicbe  Behand- 
lung des  aus  dem  Vorjahre  übernommenen  Verlustes.  Ist  nur  der  durch 
Betrieb  verursachte  Verlust  steuerfrei,  so  folgt,  dass  der  Verlustvortrag  aus  drm 
Vorjahre  du  Steuerpflicht  nicht  heeinflusst.  Der  zur  Deckung  einer  solch  vor- 
jährigen Unterbilanz  zu  verwendende  Reinertrag  ist  steuerpflichtig.  Denn  der 
Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahre  ist  nicht  durch  den  Betrieb  des  gegenwärtigen 
Geschäftsjahres  veranlasst*^).   Vollkommen  zutreflend  bestimmt  das  öeterreiehiscbe 


>)  Vgl.  oben  §  160  III  A  5  und  §  157  VII  B  1  a  mit  Anm. 

»)  §  95  h  und  g;  §  94  e. 

')  So  jetzt  auch  die  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungagerichts:  Entedieidaoi: 
in  Steuersachen  X  278  („ohne  Rücksicht  auf  seine  Hohe").  Bisher  ^klarte  es  d» 
Gewinnvortrag  aus  Anlass  der  Dividendenabrundnng  nicht  für  steuerpflicfatigy  w^  flun 
Reservefondsnatur  fehle  (Entsch.  in  Steuers.  III  28,  V  210  ff.).  Der  Wortlaut  der 
Ausführungsanweißung  vom  6.  Juli  1900  zum  EintStG.  Art  27  Ziff.  4  ist  ao,  da» 
das  Gericht  in  dieser  Meinung  bestärkt  werden  konnte  (X  276).  Dageg^i  adiOD  bidier 
Maatz  217.  Unrichtig  ist  nur,  wenn  er  folgert:  würde  der  Gewinnvortng  nicht 
Reservefonds  sein,  so  wäre  er  überhaupt  nicht  „Überschuss** ;  zutzeffend  ist  doch  nur 
von  seinem  Standpunkt  aus:  so  wäre  er  nicht  steuerpflichtiger  Üb«:Bchii6B. 

*)  S.  oben  §  159  I  A. 

*)  Vgl.  Entsch.  in  Steuers.  I  241,  V  47 ;  s.  Fuisting  zu  §  IG  Anm.  8  A  nod 
Fuisting-Strutz  §  16  Anm.  7. 

*•)  Vgl.  Urteil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  4.  März  1898  (V.A.  156):  «^ 
Fuisting  §  16  Anm.  8  und  Fuisting-^rutz  §  16  Anm,  7. 

')  S.  oben  §  159  I  C. 
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Personalsteuergesetz  §  94  g:  „Den  bilanzmässigen  Überschüssen  sind  hinzuzu- 
rechnen jene  darin  nicht  inbegriffenen  Beträge,  welche  aus  den  Betriebs^r/b/^ew 
des  Geschäftsjahres  .  .  .  verwendet  werden  zur  Deckung  der  hüanxmässigen 
Verlustvorträge  aus  den  Vorjahren'^  Die  Rechtsprechung  des  preussischen 
Oberverwaltungsgerichtes  musste  bisher  eine  andere  sein^);  die  zukünftige  wird 
zu  dem  gleichen  Besultate  gelangen,  das  in  diesem  G.  vertreten  ist.  Wirt- 
schaftlich liegt  in  der  Verwendung  von  Betriebsgewinn  zur  Deckung  eines 
Verlustvortrages  Rückstellung  von  i?eingewinn,  Umwandlung  von  Ertrag  in 
Stammvermogen,  Ausschluss  des  Ertrags  von  der  Verwendung  für  laufende 
Bedürfnisse  vor;  buchtechnisch  ist  es  Ausgleich  eines  Verlustpostens  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnuug  durch  einen  Gewinnposten  derselben.  Ehe  diese  Aus- 
gleichung stattfindet,  ist  buchtechnisch  überhaupt  nicht  Reingemnn  vorhanden^). 
Bilanzrechtlich  fehlt  also  Bildung  eines  Reservefonds.  Aber  auch  steuerrechtlich. 
Auch  steuerrechtlich  gehört  zum  Reservefonds  äusserliches  Erscheinen  als  selb- 
ständiger Bilanzposten.  Dass  die  Verwendung  von  Betriebserfolg  zur  Deckung 
vorjähriger  Unterbilanz  steuerrechtlich  nicht  unter  den  Begriff:  Verwendung  von 
Betriebserfolg  zur  Reservefondsbildimg  fällt,  zeigt  das  österreichische  Personal- 
steuergesetz §  94,  indem  es  sagt:  ,J)en  bilanzmässigen  Überschüssen  sind  hin- 
zuzurechnen jene  darin  nicht  inbegriffenen  Beträge,  welche  aus  den  Betriebs- 
erfolgen des  Greschäftsjahres  zu  einem  der  im  vorigen  Paragraphen  ausdrücklich 
bezeichneten  Zwecke  —  und  dort  ist  Hinterlegung  in  Reservefonde  genannt  — 
oder  zur  Deckung  der  bilanzmässigen  Verlustvorträge  aus  den  Vorjahren  ver- 
wendet werden."  Es  kann  also  lediglich  gesagt  werden:  Die  Verwendung  von 
Reinertrag  zur  Deckung  von  Verlustvortrag  aus  dem  Vorjahr  steht  der  Ver- 
wendung zur  Bildung  von  Reservefonds  steuerrechtlich  nahe^).  Es  wird  hier 
Reinertrag  zur  Zurückführung  des  Stammvermögens  auf  den  früheren  Stand 
verwendet. 

2.  Was  die  Form  der  Buchung  dieser  Verwendung  angeht,  so  ist  die 
richtige  die,  dass  die  Deckung  buchmässig  vor  Abschluss  der  B.  auf  dem  Ge- 
winn- und  Verlustkonto,  also  aus  dem  Bruttogewinn  geschieht,  so  dass  wir 
buchen : 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


Verlustvortrag  .  .  .  .  .  20000 
Geschäftsunkosten  .  .  .  60000 
Reingewinn 20000 


Bruttogewinn 100000 


Bilanzkonto 

I  Reingewinn 20000 

und  dann  zwecks  Berechnung  des    steuerpflichtigen  Einkommens    20000   hin- 
zuzahlen. 

Aber  es  kommt  in    der  Praxis    auch   vor,    dass    der  Verlustvortrag   erst 
atis  dem  bilanzmässigen  Reingewinn  gebucht  wird: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


Geschäftsunkosten        .     .     .     60000 
Reingewinn 40000 


Bruttogewinn 100000 


<)  EoiBch.  in  Steuers.  I  288  (Fuisting  §  16  Anm.  8). 
»)  §  143  VI  B  3  und  §  157  IK. 
*)  a  auch  Beiaeh  II  77. 
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Bilanzkonto 

Reingewinn 
a)  zur  Deckung  des 

Verlustvortrags    20000 
b)als  Dividende      20000 


40  000. 


Bei  solcher  Buchung  tritt  die  Deckung  in  der  Gewinnverteilung  sh 
selbständiger  Posten  hervor,  wenn  auch  nicht  als  selbständiger  Klanzposten. 
Immerhin  ist  damit  die  wirtschaftliche  Ähnlichkeit  mit  der  Reservefondsbildung 
auch  äusserlich  erkennbar.  Die  Schlussfolgerung,  dass  im  Sinne  des  pieussischen 
Einkommensteuergesetzes  §  IGYerwendung  von  Reinertrag  zur  Bildung  von  Reserve- 
fonds vorliege,  dürfen  wir  aber  nicht  daraus  ziehen,  weil  dieses  6.  ja  —  vgl.  §  14 
daselbst  —  von  einer  handelsrechtlich  richtig  aufgestellten  B.  ausgeht  ^)^  hier- 
nach aber  diese  Deckung  in  der  B.  gar  nicht  erscheint  Die  Steuerpflicht  der 
Verwendung  von  Reineinkommen  zu  solcher  Deckung  ist  im  Sinne  des  Ein- 
kommensteuergesetzes §  16  aus  dem  Grundgedanken  herausg^eben,  dass 
steuerpflichtig  alle  Verwendung  ist,  welche  nicht  unter  den  B^;riff  Betriebs- 
aufwand fällt.  Es  ist  also  derselbe  Änalogieschluss  zu  machen,  den  wir 
Seite  673  ff.  bezüglich  der  Besteuerung  des  zum  Vortrag  auf  neue  Rechnung 
bestimmten  Ge\iinnes  machten. 

Die  Formulierung  des  österreichischen  Personalsteueigesetzes  §  94  geht 
von  dem  Fall  buchtechnisch  formgerechter  Bilanzaufstellung  aus.  Sie  lautet: 
„Den  bilanxmässigen  Überschüssen  sind  hinzuzurechnen  jene  darin  nicht  inbe- 
griffenen Beträge,  welche  aus  den  Betriebser/b^«n  des  Geschäftsjahres  zur 
Deckung  der  hüanxmäasigen  Verlustvortrage  aus  den  Vorjahren  verwendet 
werden."  Dies  bedeutet  an  unserem  Beispiel  gemessen:  dem  bilanzmassigen 
Überschuss  20000  sind  vom  Betriebserfolg,  der  40000  Mk.  betarägt  (d.  h. 
100000  Bruttogewinn  —  60000  Geschäftsunkosten),  20000  hinzuzurechnen. 
Der  steuerpflichtige  Reinertrag  beträgt  40  000.  Bei  nicht  formgerechter  Bilanz- 
einrichtung beträgt  der  „bilanzmässige  Überschuss"  bereits  40000.  Eis  sind 
also  in  ihm  die  zur  Deckung  des  Verlustvortrags  zu  verwendenden  20000  Mk. 
Betriebserfolg  inbegriffen.  Ihre  Verwendung  geschieht  nach  Abschluss  der  B. 
Also  ist  ihre  Verwendung  eine  Verwendung  erst  im  Gewinnverteilungskonto; 
demgemäss  keine  Verwendung  zur  Deckung  „&i^n«mässigen  Verlustvortrags". 
Somit  setzt  §  94  g  eine  ordnungsmässige  aufgestellte  B.  voraus. 


€•  Die  Tanti^mencavantle. 

§  164. 

I.  A.  Die  „Vergütung"*),  welche  die  Gesellschaftsoi^ne  erhalten,  zerfiUlt 
ihrem    rechtlichen    Entstehungsgrunde    nach    in    zugesicherte    und    geschenkte 


0  Das  ist  der  Unterschied  gegenüber  unserer  Schlussfolgerang  in  §  157  V  A. 

')  H.G.B.  241,  245.  Lehmann,  A.en  II 245  ff.  fflhrt  zutreffend  ans,  das»  auch 
für  den  Vorstand  eine  allgemeine  Vermutung  fQr  Entgeltlichkeit  der  Tätigkeit  mdit 
anzunehmen  sei. 
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(remuneratorische)^),  ihren  Bestandteilen  nach  in   OehaUf  Naturalleistung')  und 
Oewinnanieü. 

1.  a)  Gehalt  ist  die  Vergütung,  welche  zu  leisten  ist,  auch  wenn  kein 
Reingewinn  gemacht  wird,  Gewinnanteil  die  Vergütung,  welche  nur  bei  Ge- 
winnensielung  geleistet  wird.  Insofern  ist  das  Gehalt  fester^  der  Gewinnanteil 
^hwankender  Bezug. 

b)  Gehalt  und  GewinnanteQ  können  ihrer  Hohe  nach  auf  eine  bestimmte 
Summe  festgesetzt  oder  in  ihrer  Höhe  nicht  fest  bestimmt  sein.  Letzteres  ist 
t.  B.  der  Fall  bei  Bemessung  nach  der  Zahl  der  Arbeitstage,  des  Betrages  der 
Umsatzsumme.  Ist  die  Vergütung  auch  in  diesem  Sinne  festbestimmt,  steht 
sie  fest  sowohl  hinsichtlich  der  Frage  ob,  wie  hinsichtlich  der  Frage,  in  welcher 
Höhe  sie  eintritt,  so  liegt  ein  fester  Bezug  im  engeren  Sinn,  fester  Bezug  im 
Verstände  des  B.G.B.»)  vor. 

2.  Die  Regel  bildet  bei  höheren  Gresellschaftsorganen  Vergütung  durch 
festes  Gehalt  (in  diesem  engeren  Sinne)  und  schwankenden  Gewinnanteil  neben- 
einander. Die  schwankende  Grewinnbeteiligung  ist  die  Tantieme.  Sie  ist  die 
nur  bei  (Jahres-)Grewinn  gewährte  und  nach  (Jahres-)Gewinn^)  bemessene  Ver- 
gütung, also  eine  Vei^tung,  die  a)  nur  bei  Jahresgewinn  geleistet  wird  und 
b)  in  ihrer  Höhe  mit  dem  Jahresgewinn  steigt  und  fällt  Aus  letzterem  folgte 
dass  sie  mangels  besonderer  Vereinbarung  keine  Höchstgrenze  besitzt  Die  ge- 
setzlichen Definitionen  der  Tantieme  werden  ihrem  wirklichen  Begriffe  nur 
immer  teilweise  gerecht  Die  Bezeichnung  derselben  als  „Anteil  an  Gewinn"'^) 
stellt  nicht  mit  aller  Sicherheit  fest,  dass  die  Tantieme  eine  schwankende  Grosse 
ist,  und  die  Umschreibung  des  Begriffes  mit  „nach  dem  Jahresüberschusse  be- 
messene Veigütung"  lässt  nicht  klar  hervortreten,  dass  eine  Vergütung  in 
Frage  stehty  welche  bloss,  wenn  Jahresgewinn  vorliegt^  geleistet  wird.  Es  kann 
auch  eine  unter  allen  Umständen  zu  leistende  Vergütung,  soweit  Jahresgewinn 
vorliq>t>  nach  Jahresgewinn  zu  bemessen  sein. 

B.  1.  Wenn  festes  Gehalt  und  Tantieme  nebeneinander  zu  leisten  sind, 
so  wenlen  sie  nicht  selten  in  eine  juristisch-rechnerische  Verbindung  gesetzt. 

a)  Das  Gesellschaftsorgan  erhält  Tantieme,  muss  sich  aber  auf  die 
Tantieme  sein  festes  Gehalt  (von  50000  Mk.)  anrechnen  lassen.  Dies  heisst: 
es  wird  eine  Tantieme  berechnet  (100000  Mk.),  aber  der  Beamte  erhält  nicht 
die  ganze  berechnete  Tantieme  als  Tantiemenforderung,  sondern  die  letztere 
wird  gekürzt  £r  erhält  sie  nur  so  weit^  als  deren  berechneter  Betrag  die  Summe 
des  festen  Gehaltes  übersteigt. 

b)  Umgekehrt:  der  Beamte  erhält  ein  festes  Gehalt  (40000  Mk.),  muss 
sich  aber  die  Tantieme  darauf  anrechnen  lassen.  Hier  wird  die  Gehaltsfordening 
gekürzt  Der  Beamte  erhält  Gehalt  nur,  wenn  die  Tantieme  nicht  40000  Mk. 
erreicht     Das  berechnete  Gehalt  wird  also  nur  zum  Teil  ausbezahlt. 


^)  Österr.  A.-Beg.  §  38  schreibt  vor:  a)  Das  Statut  hat  klare  Bestimmungen  zu 
enthalten,  ob  Vorstand  bezw.  Aufsichtsrat,  RechnungsrevisoreD  und  ähnliche  OrgaDc 
Vergütung  in  Tantiemen  oder  anderer  Form  erhalten  oder  unentgeltlich  tätig  sein 
floUeo;  b)  Die  Beschiussfossung  Über  Zuweisung  der  statutenmässigcn  Tantiemen  steht 
nur  der  Generalversammlung  zu. 

')  Z.  B.  Dienstwohnung. 

»)§627. 

*)  Gegensatz:  eine  nach  anderen  Beträgen  als  dem  Jahresgewinn  zu  berechnende 
ADteilsmäsaige  Vergütung  (z.  B.  nach  dem  Betrage  des  Umsatzes  [der  Bruttoeinnahme], 
nach  dem  fakturierten  Betrage,  nach  dem  Wert  der  hergestellten  Fabrikate,  dem  Be- 
tnse  der  bei  der  Herstellung  der  Ware  ersparten  Kosten  für  Material  und  Löhne). 
Vgl.  ISsser  bei  Holdheim  XI  195;  Lehmann^  A.en  II  246  und  oben  §  160  a.  A. 

•)  Österr.  A.-Eeg.  38;  H.G.B.  237,  245;  s.  oben  §  159 III  A  1. 
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2.  Nicht  notwendig  eine  juristische,  sondern  nur  eine  rechnerische  Ver- 
bindung von  Gehalt  und  Tantieme  stellt  die  TatUiemengaratUü  dar.  Sie  ist 
verschiedener  rechtlicher  Natur,  je  nachdem  sie  von  der  Gesellschaft^)  oder 
einem  dritten  Rechtssubjekt  geleistet  wird. 

a)  Es  wird  zwischen  A.  und  Gesellschaftsorgan  ^  vereinbart,  dass  letzteres 
mindestens  5000  Mk.  Tantieme  erhält  oder,  was  dasselbe  ist:  die  GeseUschaft 
garantiert  dem  Beamten  eine  Mindesttanti^me  von  5000  Mk. 

a)  Hier  erklart  die  Gesellschaft:  aa)  ich  verspreche  die  Tantieme  (also 
Vergütung  für  den  Fall  des  Reingewinns  und  nach  Massgabe  der  Hohe  des 
Reingewinns)  ohne  Einschränkung  auf  eine  bestimmte  Summe,  ßß)  sof^n  aber 
kein  Reingewinn  erzielt  wird  oder  die  Tantieme  nicht  den  Betrag  von  5000  Mk. 
erreicht,  verspreche  ich  dir  den  Fehlbetrag  unter  allen  Umständen. 

ß)  Was  hier  vorliegt,  ist  Versprechen  einer  Tantieme  verbunden  mit 
einem  eventuellen  Gehaltsversprechen.  Wenn  das,  was  die  Gesellschaft  sub- 
sidiär verspricht,  auch  wirtschaftlich  „Ersatz"  für  entfallende  Tantieme  darstellt, 
so  ist  es  doch  rechtlich  auch  Vergütung,  denn  wer  es  verspricht,  ist  das  Recht»- 
subjekty  welches  Anspruch  auf  Dienste  hat  Also  muss  angenommen  werden, 
dass  die  Gesellschaft  das  eventuelle  Versprechen  nicht  nur  abgibt»  um  den 
Ausfall  wettzumachen,  das  Risiko  auszugleichen,  sondern  auch,  um  die  Dienst- 
leistung zu  vergelten.  Hieraus  folgt,  dass  in  diesem  Falle  nicht  ein  mit  dner 
selbständigen  Grarantieabrede  verbundener  Dienstvertrag  vorliegt^),  sondern  ein 
Dienstvertrag  mit  subsidiärefn  festeii  Bezug  % 

b)  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  ein  Dritter  die  5000  Mk.  Tantieme 
garantiert.  Hier  stellt  das  Deckungsversprechen  selbstredend  nur  einen  Graiantie- 
vertrag,  eine  selbständige  Garantievereinbarung  dar.  Denn  der  Dritte  hat 
keinen  Anspruch  auf  Tätigkeit.  Also  bedeutet  die  Deckung  nur:  Ausgldch 
eines  Risikos. 

IL  A.  Wenn  die  Gesellschaft  eine  Mindestdividende  garantiert^  so  tritt 
die  wirtschaftliche  Wirkung  ein,  dass  das  Gesellschaftsorgan  bis  zur  garantierten 
Höhe  Vergütung  unter  allen  Umständen  erhalt.  Aber  darum  darf  die  Verein- 
barung nicht  anders  konstruiert  werden  als  geschehen. 

1.  Man  könnte  sagen:  die  Gesellschaft  verspricht  unter  allen  Umständen 
5000,  also  auch,  wenn  kein  Gewinn  erzielt  wird;  demgemäss  ist  der  Vertrag 
insoweit  kein  Gewin  nbeteiligungs-^  kein  Tantiemen  vertrag;  denn  Gewinnbe> 
teiligung  hat  zur  Voraussetzung:  Leistung  nur,  wenn  Gewinn  erzielt  wird. 
Aber  die  Bezeichnung  der  Leistung  als  Tantieme  hat  doch  auch  schon  für  den 
Betrag  bis  zu  5000  Mk.  Bedeutung.  Sie  besagt:  Die  Höhe  der  Leistung 
wird,  sofern  Reingewinn  erzielt  wird,  nach  dem  Reingewinn  bemessen;  nur, 
soweit  der  nach  Reingewinn  bemessene  Betrag  hinter  5000  Mk.  zurückbleibt, 
soll  der  Fehlbetrag  nicht  nach  dem  Reingewinn  bemessen  werden.  Dazu  ver- 
spricht die  Gesellschaft  nicht  nur  5000,  sondern  darüber  hinaus  weiteres,  wenn 
Reingewinn  erzielt  wird.  Es  würde  also  vorli^^en  in  erster  kein  Gewinnbe^ 
teiligungs-,  sondern  ein  Gehaltsvertrag,  ein  Vertrag  über  ein  festes  Gehalt 
jedoch  mit  Vereinbarung  tantit^menartiger  Berechnung  des  Gehaltes;  dazu  kanie 
dann  subsidiär  ein  Gewinnbeteiligungsvertrag  von  5000  Mk.  an  aufwärts. 

*)  Die  rigorose  Bestimmung  von  H.G.B.  §  237  hat  in  der  Praxis  die  WirkuDfri 
dass  mehr  und  mehr  Mindesttantibmen  garantiert  weiden.    VgL  Lehman»,  A.en  II  248. 

')  Z.  B.  AufsichtBrat 

')  Dies  meine  frühere  Meinung  (Juristenzeitung  1901  8.  4d2). 

*)  Vgl.  Erlingßhagen  in  der  Juristenzeitung  1902  S.  35;  Staub  243^;  Bing 
243  ,o;  Lehmann,  A.en  11  248;  Bernau  in  Iherings  Jahrbüchern  für  Dogmatik  des 
bürgerlichen  Rechts  Bd.  44  8.  241;  dort  auch  über  abweichende  Meinung  (Oeitnuuin, 
Staudinger,  Planck);  Zitelmann  in  Z.  52,4. 
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2.  Eine  solche  Konstruktion  schwebt  Staub  vor,  wenn  er  das  Verhältnis 
i^falechthin  und  nur  als  Dienstverhältnis  mit  festem  Bezug  charakterisiert^); 
ebenso  dem  Verfasser  des  Aufsatzes  „Das  Wesen  der  Tantiömengarantie"  in 
Bauers  „Zeitschrift  für  Aktiengesellschaften  und  der  Handelsgesellschaften" 
1902  S.  78  und  97,  wenn  dort  schlechthin  gesagt  wird,  die  garantierte 
Tantieme  habe  nur  Gehaltscharakter,  sei  kein  Gewinnanteil.  Allein  da  wird 
übersehen  der  Unterschied  zwischen  wirtschaftlicher  Wirkung  und  rechtlichem 
Willen.  Grarantäert  wird  nicht  bloss  eine  Minimalvergütung,  sondern  eine 
Minimaltanti^me.     Was  gegeben  wird,  soll  in  erster  Linie  Tantieme  sein. 

3.  Der  wirtschaftlichen  Wirkung  nach  ist  es  gleich,  ob  eine  Minimal- 
tantieme von  5000  Mk.  vereinbart  wird  oder  die  Vereinbarung  lautet:  der 
Vorstand  erhält  5000  Mk.  festes  Gehalt,  ausserdem  fünf  Prozent  Tantieme; 
auf  die  Tantieme  gelangt  das  Gehalt  zur  Anrechnung.  Dagegen  stehen  sich 
diese  beiden  Vereinbarungen  juristisch  nicht  gleich.  Im  ersten  Fall  liegt  ein 
Dienstverhältnis  mit  subsidiär  festen  Bezügen  vor,  im  zweiten  ein  solches  mit 
primär  festen.  Im  ersteren  Falle  sind  feste  Bezüge  subsidiär,  im  zweiten  primär 
vereinbart 

B.  Wenn  die  Garantierung  einer  Mindesttanti^me  seitens  der  Gesell- 
schaft das  subsidiäre  Versprechen  einer  festen  Vergütung,  also  eines  Gehaltes 
darstellt»  so  folgt  hieraus,  dass  die  Einräumung  einer  derartigen  Tantiömen- 
garantie  seitens  der  Gesellschaft  keine  Umgehung  der  §§  237  und  245  des 
H.G.B.  darstellt  und  demgemäss  nicht  der  ^Dichtigkeit  aus  B.G.B.  §  134  an- 
heimfällt In  einem  Vertrage  des  Inhalts,  dass,  soweit  die  Tantieme  des  Vor- 
standes infolge  von  Abschreibungen  luid  Rücklagen  aus  dem  Reingewinn  aus- 
falle, die  Gesellschaft  verpflichtet  sein  solle,  dem  Vorstand  das  Fehlende  zu 
ergänzen,  liegt  das  subsidiäre  Versprechen  einer  festen  Vergütung  und  nur, 
wenn  ein  Anteil  am  Reingewinn,  nicht  aber,  wenn  eine  feste  Vergütung  zuge- 
sichert wird,  ist  es  verboten,  dem  Vorstand  eine  Vergütung  auch  in  dem  Fall 
zu  gewähren,  wo  der  Reingewinn  durch  Abschreibungen  und  Rücklagen  aufge- 
zehrt (z.  B.  in  seiner  ganzen  Höhe  auf  neue  Rechnung  vorgetragen)  wird. 
Somit  ist  es  nicht  unzulässig,  dass  die  Gesellschaften  mit  ihren  Organen  Ver- 
träge eingehen,  wodurch  letztere  gegen  solchen  Tantiömenausfall  durch  Tantiemen- 
garantie  gedeckt  werden. 

in.  Bezüglich  der  Aufbringung  der  Mittel  für  die  garantierte  Tantieme, 
wenn  und  so  weit  sie  nicht  aus  dem  Reingewinn  gedeckt  zu  werden  vermag, 
bet?teht  für  die  Gesellschaft  volle  Freiheit. 

Wir  sahen*),  dass  selbst  die  nicht  garantierte  Tantieme,  also  diejenige, 
welche  nur  geleistet  werden  darf,  wenn  trotz  Abschreibungen  und  Rücklagen. 
Reingewinn  verbleibt,  nicht  notwendig  erst  aus  dem  bilanzmässigen  Reingewinn 
gedeckt  werden  muss,  sondern  schon  vorher  als  Bestandteil  der  Geschäftsim- 
kosten  auf  Verlustkonto  in  Abzug  gebracht  werden  kann.  Um  so  mehr  ist  es 
statthaft,  dass  die  garantierte  Tantieme  im  Wege  der  Zurückrechnung  als 
Handlungsunkosten  und  zwar,  wie  sonst  Gehalte,  ungetrennt  von  den  übrigen 
Betriebskosten  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung  des  Jahres  gebucht  winl,  für 
welches  die  Garantie  zu  leisten  ist  Selbstverständlich  steht  aber  nichts  im 
Woge,  das  Geschäftsunkostenkonto  des  darauf  folgenden  Botriebsjahres  mit  der 
zu  zahlenden  Garantiesumme  zu  belasten. 


•)  §  243,. 

*)  §  160  III  B. 
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D.  Die  Berechnanc  den  stcnerplliehtiseii  OewinnlMtrac"  i*^ 

Cansen* 

§  165. 

I.  A.  Nach  der  besonderen  Vorschrift  des  preussiseken  Einkonunensteuer- 
gesetzes  §  10  ist  das  steuerpflichtige  Einkommen  der  A.en,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien^)  und  Berggewerkschaften,  femer  der  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften, deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht, 
endlich  der  Konsumvereine  mit  offenem  Laden,  sofern  dieselben  die  Rechte 
juristischer  Personen  besitzen,  „nach  dem  Durchschnitt  der  drei  der  VeranlagUDg 
unmittelbar  vorangegangenen  Jahre"  zu  berechnen. 

1.  Da  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Veranlagung  bei  einem  Ein- 
kommen von  mehr  als  3000  Mk.  die  Steuererklärung  (Fassion)  des  Pflichtigen 
bildet,  kann  demgemäss  gesagt  werden^  der  Steuerpflichtige  hat  seiner  Steuer- 
erklärung das  Durchschnittseinkommen  der  drei  der  Veranlagung  unmittelbar 
vorangegangenen  Jahre  zu  Grund  zu  legen*). 

a)  Welche  Jahre  damit  gemeint  sind,  ergibt  Abs.  2  von  Einkommen- 
steuergesetz §  24.  Derselbe  fügt  zu  der  Bestinunung  des  §  24  Abs,  1,  wo- 
nach jeder  bereits  mit  einem  Einkommen  von  mehr  als  3000  Mk.  zur  Ein- 
kommensteuer veranlagte  Steuerpflichtige  auf  die  jährlich  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  ergehende  Aufforderung  zur  Abgabe  einer  Steuererkläning 
verpflichtet  ist,  die  andere:  „A.en,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Bei^- 
gewerkschaften  und  eingetragene  Genossenschaften  sind  ausserdem*)  ver- 
pflichtet, ihre  (Geschäftsberichte  und  Jahresabschlüsse  sowie  die  darauf  bexfiglichen 
Beschlüsse  der  Generalversammlungen  alljährlich  dem  Vorsitzenden  der  Venin- 
lagungskommission  einzureichen.'*  Die  Jahresabschlüsse  sind  Abschlüsse  des 
Geschäftsjahres.  Für  das  Geschäftsjahr  stellt  demgemäss  der  Steuerpflichtige 
einen  Gewinn  fest  Nach  ihm  grenzt  er  Buchführung,  Inventur,  B.  mit  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  ab.  Für  dasselbe  lässt  sich  aus  dem  bilanzmäsagen 
Gewinn  leicht  auch  ein  Jahreseinkommen  feststellen.  Es  wäre  kaum  möglich, 
auf  alle  Fälle  mit  grossen  Schwierigkeiten  und  Weiterungen  verbunden,  wollte 
man  den  Ertrag  für  eine  andere  Jahresperiode  bestimmen,  denn  es  müsste  das 
Jahresergebnis  dann  aus  zwei  B.en  anteilsmässig  berechnet  werden*).  Demge- 
mäss ist  anzunehmen,  dass  der  Gesetzgeber  unter  den  der  Veranlagung  voran- 
gegangenen Jahren  die  vorangegangenen  Geschäftsjahre  meint,  eine  Anschauung. 
welche  auch  die  der  Vollzugsanweisung  zum  Einkommensteuergesetz  vom 
6.  Juli  1900  ist.,  indem  sie  in  Art  5  Ziff.  2  bestimmt^  „dass  der  für  die  Be- 
rechnung des  Durchschnittseinkommens  massgebende  Zdtabschnitt  bei  jedem 
einzelnen  Steuerpflichtigen  sich  nach  dem  von  diesem  angenommenen  Betriebe 
odcr  Wirtschaftsjahre  richte,  auch  wenn  dasselbe  weder  mit  dem  Kalenderiabi^. 
noch  mit  dem  Steuerjahre  zusammenfalle." 

b)  Massgebend  ist  der  Durchschnitt  der  drei  der  Steuererklärung  (Veran- 
lagung) unmittelbar  vorangegangenen  Jahre.  Das  Steuerjahr,  d.  h.  das  Jahr, 
für  welches    die  Steuer   zu  entrichten    ist^    das  Steuererhebungsjahr  ist  gema^ 


')  Gesellschaften  m.  b.  H.  sind  als  solche  bis  jetzt  in  Preussen  nodi  indit 
einkommensteuerpflichtig.  Der  Greschäftsgewinn,  den  sie  erzieien,  bildet  stenerrBchtlkh 
gewerbliches  Einkommen  der  einzelnen  Gesellschafter  (Eink.StO.  14  Abs.  2  Sif.  2}. 

*)  Vgl.  Vollzugsanweisunff  vom  6.  Juli  1900  Art.  5. 

')  Aber  keineswegs:  gleichzeitig. 

*)  Vgl.  FuisUng,  Steueriehre  §  44  S.  116. 
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Einkommensteuergesetz  §  56  das  Haushaltsjahr  des  Staates,  somit  das  Jahr 
vom  1.  April  bis  31.  März.  Die  Steuererklärung  wird  im  Vierteljahr  vorher 
abg^eben. 

2.  Nehmen  wir,  es  handle  sich  um  die  Berechnung  der  Steuerschuldigkeit 
für  das  Steuerjahr  1904,  das  vom  1.  April  1904  bis  31.  März  1905  läuft, 
und  es  stünde  eine  A.  in  Frage,  deren  Geschäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahr 
zosammentrifil;,  und  die  Steuererklärung  wäre  am  15.  Januar  1904  abzugeben, 
90  könnte  man  an  sich  meinen:  die  drei  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  im 
Sinne  des  6.  wären  die  Jahre  1901,  1902,  1903.  Allein  für  die  Berechnung 
des  Einkommens  der  einzelnen  Jahre  hat  nach  Einkommensteuergesetz  §  16 
mit  §  14  der  bilanzmässige  Reingewinn  als  Ausgangspunkt  zu  dienen.  Dieser 
steht  erst  mit  Grenehmigung  der  B.  durch  die  Generalversammlung  fest^).  Das 
Geschäftsjahr  1903  kann  also  nur  in  Betracht  gezogen  werden,  wenn  vor  dem 
Abschluss  der  Veranlagung  die  B.  für  1903  von  der  Generalversammlung  ge- 
nehmigt ist  Im  Zweifel  wird  dies  15.  Januar  1904  noch  nicht  der  Fall  sein. 
Der  Steuerpflichtige  hat  also  semer  Erklärung  an  sich  die  Jahre  1900,  1901, 
1902  zu  Grund  zu  legen,  aber  eine  VeidPügung  des  Finanzministers  vom 
2.  Januar  1902  gestaitei,  indem  sie  die  Zeit  der  Veranlagung  erst  am  31.  März 
abgeschlossen  sieht,  für  die  im  Januar  oder  eventuell  nach  einer  Fristbe- 
willigung  etwas  später  abzugel)ende  Steuererklärung  und  für  die  amtliche 
Durchschnittsberechnung  (Veranlagung)  schon  das  einstweilen  im  Entwurf  fest- 
gestellte Ergebnb  des  letzten  Geschäftsjahres  (1903)  mit  zu  berücksichtigen, 
wenn  die  Gesellschaften  sich  verpflichten,  bis  zum  Be^nn  des  Steueijahres 
(1.  April  1904)  die  Bilanzgenehmigung  der  Generalversammlung  beibringen, 
und  diese  Verpflichtung  auch  bis  zum  1.  April  erfüllen.  Über  den  Antrag 
der  A.,  das  letzte  Geschäftsjahr  (1903)  schon  mit  zu  berücksichtigen,  befindet 
die  Veranlagungskommission,  bezw.  der  Vorsitzende').  Wir  nehmen  an,  dass 
die  B.  für  1903  erst  nach  1.  April  1904  genehmigt  wird;  also  sind  die  drei 
der  Veranlagung  unmittelbar  vorangegangenen  Jahre  1900,  1901,  1902. 

B)  Für  jedes  dieser  Jahre  wird  nun  auf  Grund  des  bilanzmässigen  Ge- 
winns das  steuerpflichtige  Einkommen  berechnet.  Es  ist  dies  für  das  preussische 
Recht  aus  dem  Grunde  nicht  schwierig,  weil  nicht  das  ganze  Reineinkommen, 
sondern  nur  bestimmte  Teile  hiervon  steuerpflichtig  sind^). 

1.  Demgemäss  rechnet  man  für  jedes  der  drei  Geschäft«jahre: 

a)  zusammen,  was  von  dem  bei  richtig^)  aufgesteUteni  Geschäftsabschluss 
sich  ergebenden,  bilanzmässigen  Reingewinn  verwendet*)  wird  a)  zur  Aus- 
schüttung als  Aktionärdividende,  ß)  zur  Tilgung  der  Finanzschulden  oder  des 
Grundkapitals,  y)  zur  Verbessening  oder  Geschäftserweiterung,  d)  zur  Bildung 
von  Reserven')  und  zum  Vortrag  auf  neue  Rechnung,  um  von  dieser  Gesamt- 
summe dann 

b)  abzuziehen  3^/2  Prozent  des  nach  der  betrefienden  Schlussbilanz  als 
eingezahlt  sich  erweisenden  Grundkapitals. 

2.  Nehmen  wir  an,  wir  erhalten  so  für  das  erste  Jahr  (1900)  400000,  für 
1901:  430000,  für  1902:  450000  Mk.  als  Endsumme,  so  beträgt  das  der 
Berechnung  der  steuerpflichtigen  Einkommensbeträge  für   das  Steuerjahr  1904 


«)  Vgl.  Maats  §  27  S.  202;  dazu  Entsch.  in  Steuers.  X  30,  32. 
*)  Fuigting  §  16  Anm.  4  A. 

•)  §  163  V  B  2  b.    S.  auch  Dillav  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Aktienweaen  XII 
22.5   253. 

*)'Ent8ch.  in  Steuers.  X  301. 

•)  B.  oben  §  163  V  B2b. 

*)  Näher  Entsch.  in  Steuers.  X  301  f. 
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^       ,          ,        j     Tl.       .,                400000  +  430000  +  450000 
zu  Grunde  zu  legende  Jahreseinkommen:  ' ■ = 

1J80000  _  ^26666,66  Mk.>). 

II.  Anders  und  umständlicher  gestaltet  sich  die  Berechnung  nach  bayerischem 
Becht. 

A.  Hier  bestimmt  Gewerbsteuergeseta  Art.  7  Abs.  2,  der  steuerpflichtige 
Ertrag  sei  „im  Jahresanschlage  nach  dem  Durchschnitte  der  der  Steueranlage 
unmittelbar  vorangegangenen  beiden  Jahre  zu  berechnen^.  Das  für  die  Steuer- 
berechnung massgebende  Anlageverfahren  beginnt  mit  der  Steuerklaning  des 
Pflichtigen.  Die  Steuerperiode  ist  in  Bayern  grundsätelich ')  eine  zweijährige; 
die  Veranlagung  findet  also  immer  für  zwei  Steuerjahre  statt  Das  Steuerjahr 
fällt  mit  dem  Kalenderjahr  zusammen.  Die  Veranlagung  hat  in  dem  der  zwei- 
jährigen Steuerperiode  vorgängigen  Kalenderjahre  zu  geschehen').  Eine  solche 
Steuerperiode  sind  die  Kcdenderjahre  1904  und  1905.  Die  Veranlagung  für 
diese  Periode  muss  daher  im  Jahre  1903  stattfinden.  Nehmen  wir  an,  die 
Steuererklärung  sei  bis  1.  Juli  1903  abzugeben^),  so  sind  aus  den  gleichen 
Erwägungen,  wie  im  preussischen  Recht,  unter  „Jahre^  die  Geschäftsjahre  zu 
verstehen  und  femer  entscheidet  auch  hier  darüber,  was  die  unmittelbar  vonui- 
gegangenen  zwei  Jahre  sind,  der  Umstand,  ob  die  B.  des  unmittelbar  voran- 
gegangenen Betriebsjahres  schon  die  Grenehmigung  der  Generalversammlung 
fand  oder  nicht.  Fällt  das  Geschäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahr  zusammen 
und  ist  die  B.  für  1902  schon  1.  Juni  1903  genehmigt,  so  ist  je  für  1901 
und  1902  der  steuerpflichtige  Ertrag  zu  berechnen. 

B.  Auszugehen  ist  dabei  gemäss  Gewerbsteuergesetz  Art  10  vom  bäanxr 
massigen  Reingewinn*). 

1.  Derselbe  fällt  keineswegs  mit  dem  Reinertrag  zusammen.  Sdion  aas 
dem  Grunde  nicht,  weil  es  infolge  der  Vorschriften  des  H.G.B.  über  Berech- 
nung der  Vorstands-  und  Aufsichtsratstanti^men  üblich  geworden  ist^  diese 
Tantiemen  und  sogar  alle  Tantiemen  und  Gratifikationen  nicht  als  Abzugs- 
posten vom  Rohgewinn  auf  Geschäftsunkostenkonto,  sondern  als  Abzug  vom 
bilanzmässigen  Reingewinn  auf  Gewinnverteilungskonto  zu  buchen. 

2.  Wir  nehmen  also  z.  B.  an: 

a)  Für  das  Geschäftsjahr  1901: 

Gewinnvortrag  von  1900 30000 

Betriebsgewinn  für  1901 240000 

Bilanzmässiger  Reingewinn  für  1901 270000 

Zu  übertragen  270000 


')  Nehmen  wir  an,  im  ersten  Jahre  wäre  400000  Mk.  Verlust,   dann  wäre  zn 

,  880000  —  400000     480000      ,„^,w. -»^u    r^    -^     lu  ^       *-  jv  u   ^        j- 

rechnen = — —    =160000  Mk.   Es  ist  selbstTerstandlidi,  dasB  die 

o  o 

Tatsache,  dass  der  Verlust  des  ersten  Jahres  aus  Reserven  beseitigt  wird,  an  Berück- 
sichtigung dieses  Verlustsaldos  bei  Berechnung  des  Durchschnittsergebnisses  der  3  Jahre 
nichts  ändert.  Denn  für  diese  Berechnung  massgebend  sind  die  entstandenea  E^rgeb- 
nisse  und  durch  die  Verwendung  von  Reserven  zur  Deckung  des  entstandenen  Ver- 
lustes wird  dessen  Entstehung  nicht  ungeschehen  gemacht,  sondern  nur  Entstandenes 
beseitigt    Vgl.  Entsch.  in  Steuers.  X  321  ff. 

*)  Gew.öt.G.  Art.  59. 

•)  Vgl.  Gew.StG.  Art.  10  Abs.  1  Satz  1  mit  Art  31  Abs.  3  Ziff.  4  c 

*)  Art.  27. 

»)  S.  oben  §  113  II. 
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Übertrag  270  000 
wovon  5  Prozent 

a)  an  den  Zwangsreservefonds   .     .     .       13500 

b)  freiwillige    Abschreibung    auf    Ma- 

schinenkonto               13500        27  000 

Von  den  verbleibenden 243000 

10  Prozent  Tantieme  an  den  Vorstand,  jedoch 
Statuten-  und  vertragsmässig  nach  Abzug  des  Gewinn- 
vortrags ^),  also  aus  213000 21300 

Von  dem  Rest 221700 

4  Prozent  Dividende  an  die  Aktionäre  aus  2  Millionen 

eingezahltem  Grundkapital 80000 

141700 

Hiervon  10  Prozent  Tantieme  des  Aufsichtsrats, 
jedoch  Statuten-  und  vertragsgemäss  nicht  vom  Gewinn- 
vortrag*), also  aus  111700 yiJ^_ 

"'130530 
Hiervon  weiter  4  Prozent  Aktionärdividende      .     .     .        80000 

50530 

Gratifikationen  an  Angestellte 20530 

Obertrag  auf  1902 300007 

b)  Aus  dem  ^'^n;tmässigen  Reingewinn  ist  dann  der  „s^^erpflichtige  i^- 
irag***)  im  Sinne  des  G.  zu  berechnen,  denn  nach  bayerischem  Recht  ist  der 
ffanxe  gewerbliche  „Ertrag**  im  Siime  des  G.  steuerpflichtig. 

Der  vorstehende  bilanzmässige  Reingewinn  ist: 

a)  Nicht  Rein-,  sondern  Rohertrag.  Steuerpflichtig  ist  aber  nur  der  Rein- 
ertrag;  also  sind  noch  abzuziehen  die  darin  noch   steckenden  Betriebsausgaben 


*)  In  der  B.  und  demgemäss  auch  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  der 
Reingewinn  nach  H.G.B.  261  bezw.  Gesellsch.-G.  42  und  Pr.V.G.  36  in  einer  Ziffer 
auszusetzen»  aber  nicht  im  Gewinnverteilungsplan,  wenn  letzterer  nicht  in  die  B.  vor  den 
Strich  gestellt  wird.  Daher  kann  hier  der  Vereinbarung,  dass  die  Tantieme  nicht  auch 
von  dem  übertragenen  Gewinn  berechnet  werden  soll,  auch  äusserlich  klarerer  Ausdruck 
gegeben  und  damit  zudeich  die  Tanti^roenberechnung  erleichtert  werden.  Es  geschieht 
dies  durch  folgende  Abänderung  der  Buchung  im  Text: 

Von  dem  verbleibenden  Bein^winn  von 243000 

ab  der  Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahre 30000 

Rest 213000 

ab   10  Pl!Ozent  Vorstandstantifeme 21300 

Best 191700 

ab  4  Piozent  Aktionärdividende 80000 

Best 111700 

ab  10  Prozent  Aufsichtsratstanti^me 11170 

Best 100530 

Hierzu  Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahre 30000 

130530 
und  dann  weiter  wie  im  Text.  —  Diese  Art  der  Buchung  des  Gewinnverteilungsplanes 
ist  in  Österreich  üblich  {Beiech  II  8).  — ■  Das  Verteilungsschema  des  österr.  Ver8.-R. 
folgt  jedoch  dieser  Praxis  nicht,  sondern  mehr  der  im  Text  gewählten  Form. 

•)  Art  10. 
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im  wirtschaftlichen  Sinn.     Der  Beingewinn  macht 270000; 

also  gehen  ab: 

Vorstandstanti^me 21300 

Gratifikation  an  Angestellte 20530        41830 

228170. 

An  sich  wäre  als  Betriebsausgabe  auch  die  Aufsichtsratstanti^me 
abziehbar,  aber  Gewerbsteuergesetz  Art.  10  erklärt  sie  ausdrücklich 
für  eine  nicht  abzugsfähige  Betriebsausgabe. 

ß)  Andererseits  enthält  der  bilanzmässige  Reingewinn  auch 
einen  Posten,  der  zwar  reiner  Beinertrag,  aber  nicht  Reinertrag  des 
Jahres  1901  ist.  Es  ist  der  Gewinnvortrag  von  1900.  Also  ist 
noch  abzuziehen 30000 

198170. 

y)  Diesen  Abzugsposten  steht  ein  Additionsposten  gegenüber. 
Hmzuzurechnen  sind  die  1901  „für  das  Gewerbe  an  den  Staat  und 
öfTentlichrechtliche  Verbände  erUi-ichteten^)  Steuern  und  Umlagen" 
(Gewerbsteuergesetz  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  c).    Setzen  wir  sie  an  mit        25  000 

so  dass  als  steuerpflichtiger  Ertrag  für  1901 173170 

bleiben. 

d)  Diese  Gewerbsteuer  mit  Umlagen  hiervon  ist  an  sich  eine  Betriebs- 
aasgabe,  aber  eine,  die  in  Gegensatz  zur  Aufsichtsratstanta^me  ihrem  Wesen 
nach  nicht  abzugsfähig  ist.  Die  Gewerbsteuer  ist  ihrem  Wesen  nach  eine 
Steuer  vom  Ertrag,  also  eine  Steuer,  deren  wirtschaftlicher  Trager  der  geweri>- 
liche  Ertrag  sei,  die  atis  dem  Ertrag  gezahlt  werden  soU').  Daher  kann 
steuerpflichtig  nicht  ein  Ertrag  nur  sein,  von  dem  sie  schon  abgesogen  ist 
Denn  Träger  der  Steuer  soll  der  Ertrag,  d.  h.  der  volle  Betnertrag  sein'); 
dieser  ist  aber  nach  Abzug  der  Ertragssteuer  nicht  mehr  vorhanden.  Der  in 
dem  bilanzmässigen  Grewinnsaldo  steckende  Ertrag  ist  jedoch  ein  um  den  Befxag 
der  Ertragssteuer  bereits  verkürzter  Ertrag.  Die  für  1901  entrichtete  Steuer 
hat  das  Geschäftsunkosten-  und  damit  das  Verlustkonto  belastet  Der  bilanz- 
mässige Beingewinn  erscheint  demgemäss  um  25000  Mk.  niedriger.  Demgeausß 
sind  diese  bilanzrechtlich  als  Greschäftsunkosten  abzuziehenden  Steuern  stcoer- 
rechtlich  wieder  hinzuzusetzen. 

c)  Der  Vereinfachung  wegen  supponieren  wir  für  das  Greschäft^ahr  19u2 
dasselbe  Ergebnis:  173170  steuerpflichtigen  Ertrag. 

3.  Der  steuerpflichtige  Ertrag  für  je  ein  Steuerjahr  der  Eifaebungsperiode 
1904  und  1905  ist  im  Jidiresanschlage  nach  dem  Durchschnitt  der  der  Steoer- 


*)  Gegensatz:  zu  entrichteiide  Steuer.  Ist  die  Steuerschuldigkeit  achoii  eoi- 
Stauden,  so  liegt  wohl  eiue  entstandene,  aber  noch  keine  entnchtete  Steuer  vor.  De 
erst  zu  zahlende  Steuer  ist  also  abzu^sfähig.  Sie  erscheint  im  Bilanzkonto  als  Steuer- 
schuld unter  den  Schuldposten  (Kreditoren).   Die  Budiung  ist: 

Steuerkonto 
An  Bilanzkonto 4000  |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto    .     .     40Q0 

Bilanzkonto 

I  Kreditoren  (Steuerschuld)    ....     4000. 

»)  8.  Fuiating,  Steuerlchre  §  78  S.  194. 
«)  Beisch  II  311. 
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anläge  unmittelbar  vorangegangenen  beiden  Jahre  zu  berechnen.     Der  Durch- 

^.   .   173170  +  173170   346340   ,„„,,^  ,,   .  ,  ^.  ,.  „ 

schnitt    18t    4 = — 7i — =173170.   Also  ist  für  die  Steuer- 

2  2 

jähre  1904  und  1905  Grewerbsteuer  von  je  173170  Mk.  zu  entrichten. 

III.  A.  Nach  österreichisehem  Personalsteuei^setz  ist  die  Erwerbssteuer 
ebenfalls  grundsätzlich  eine  Steuer  vom  ganzen  Beinertrag,  die  Grundlage  der 
Bemessung  in  der  Regel  dagegen  nur  „der  in  dem  leixten  dem  Steuerjahre 
vorausgegangenen  Oeschäftsi^re  erzielte  Reinertrag''  (§  92).  Gremeint  ist  damit 
der  Ertrag  des  letzten  bilanzmässig  abgeschlossenen  Geschäftsjahres.  Also  ist 
—  die  Veranlagung  findet  jährlich  statt  (§91)  —  für  das  Steuerjahr  1904 
das  letzte  vorausgegangene  Geschäftsjahr,  wenn  dieses  mit  dem  Kalenderjahr 
zusammenfällt,  das  Jahr  1902.  Denn  nach  Personalsteuergesetz  §  110  ist  die 
Steuererklärung  (das  Steuerbekenntnis)  jährlich  14  Tage  nach  der  Statuten- 
massigen  oder  in  anderer  Weise  vorschriftsmässig  erfolgten  Oenehmigung  des 
Rechnungsabschlusses,  längstens  aber  sechs  Monate  nach  Ablauf  des  Geschäfts- 
jahres bei  der  Steuerbehörde  einzubringen. 

B.  Wie  im  bayerischen  Rechte,  bildet  den  Ausgangspunkt  der  Be- 
rechnung des  Reinertrags  der  handelsrechtliche  (bilanzmässige)  Reingewinn  ^). 

1.  Davon  sind,  wie  dort,  etwa  noch  darin  steckende^)  Betriebsausgaben 
abzuziehen,  sie  müssten  denn  vom  Gesetze  ausdrücklich  für  nicht  abzugsfähig, 
also  für  steuerpflichtig  erklärt  sein. 

a)  Nach  österreichischem  Recht  ist  steuerpflichtige  Betriebsausgabe  nicht 
bloss  die  Aufsichtsrats-,  sondern  auch  die  Vorstandstanti^me.  Nach  Personal- 
steueigesetz  §  93  ist  auch  der  als  Tantieme  zur  Verteilung  gelangende  bilanz- 
mässige Überschuss  steuerpflichtig  und  nach  §  94  dem  bilanzmääsigen  Ober- 
schuss  als  steuerpflichtig  hinzuzurechnen,  was  vor  Bilanzabschluss  aus  dem 
Betriebeaiolg  ab  Tantieme')  verteilt  wird.  Eine  Ausnahme  besteht  nur  für 
Remunerationen  (also  auch  Tantiemen)  von  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglieder 
bei  Sparkassen  und  den  sogen,  begünstigten  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften des  §  85  des  Personalsteuergesetzes  ^). 

b)  Für  andere  Angestellte  als  Vorstandsmitglieder  gilt  das  dem  Wesen 
der  Tanti^e  und  Gratifikation  entsprechende  Recht.  Alle  Vergütung  an  An- 
gestellte ist  Betriebsausgabe,  also  vor  ihrem  Abzug  Reinertrag  nicht  vorhanden. 
Demgemäss  ist  sie  steuerfrei,  somit,  wenn  nicht  schon  vor  Bilanzabschluss  ab- 
gezogen, vom  bilanzmässigen  Gewinnsaldo  abziehbar.  §  95  h  erklärt  „die  den 
Angestellten  der  Unternehmung  vertragsmässig  ausgezahlten  Tantiemen",  §  93 
roit  95  i  und  §  94  e  die  sonstigen  Remunerationen  an  Angestellte  für  geleistete 
Dienste  als  steuerfrei'). 


')  Oben  §  113. 

*)  Stechen  sie  nicht  mehr  darin,   sind   sie  vorher  schon  als  GeschäftsunkoBten 
m,  80  bedarf  es  keines  Abzugs  mehr. 

Nicht  Tantieme  ist,  was  von  der  Höhe  des  erzielten  Gewinnes  völlig  unab- 
bän^g  ist  Somit  ist  garantierte  Minimaltantiöme  nur  so  weit  steuerfrei,  als  das 
MiDimum  nicht  durch  das  Gewinnprozent  erreicht  wird.  Vgl.  auch  Bugno,  Recht- 
sprechung Nr.  459,  462,  463,  464;  Budwinski  Nr.  13646,  185,  408,  412;  a.  M. 
^tupiiser  im  Bankarchiv  Bd.  I  (1902)  S.  I9a 

«)  Pei8.StG.  951.    S.  auch  Eeiseh  II  325  und  88. 

■)  Aus  §  93  mit  95  i  folgt  die  Steuerfreiheit  der  Remunerationen,  weiche  erst 
nach  Abachluas  der  B.  aus  dem  bilanzmassigen  Beingewinn  gemacht  werden:  aus 
S  94  e  die  Steuerfreiheit  der  Remunerationen,  welche  vor  Bilanzabschluss  als  Gescnäfts- 
unkofllen  verrechnet  wurden.  Sie  sind  bei  Berechnung  der  steuerpflichtigen  Ertrags- 
f«umme  zum  Bilanzkonto  wieder  hinzuzuzählen.  Bugno,  Rechtsprechung  Nr.  462— 465; 
Jüudwinski  Nr.  185,  408,  412,  562. 
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2.  Ausser  der  Steuerpflichtigkeit  der  Vorstandstantieme  zeigt  das  oster- 
reichische  Personalsteuergesetz  aber  noch  folgende  Besonderheiten. 

a)  Steuerfrei  ist»  weil  sie  schon  der  Ertragssteuer  unterliegt,  eine  Betriebs- 
einnahtney  eine  Reinertragspost,  nämlich  „die  Beinertrage  aus  Orund-  und  Ge- 
baudeJ9<et<erob]ekten'S  wenn  auch  nur  „in  demjenigen  Betrage,  in  welchem  sie 
der  Bemessung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  zu  Grunde  liegen''  (§  95  h).  Die 
Ausnahme  ist  völlig  prinzipwidrig,  denn  es  gibt  auch  andere  Betriebseinnahmen, 
die  schon  anderen  Steuern  unterliegen^).  Erklärlich  ist  sie  allein  aus  der 
Tatsache,  dass  die  österreichischen  Bealsteuerprozente  sehr  hoch  sind«  Der 
Gesetzgeber  wollte  also  keine  Steuerüberbürdung  aus  dem  Prinzip. 

b)  Aus  dieser  auffälligen  ausdrucklichen  Ausnahme  folgt  eine  weitere 
stillschweigende.  Im  bayerischen  Recht  ist  ihrem  wirtschaftUchen  Wesen  als 
Betriebsausgabe  gemäss  abziehbar  „die  Grund-  und  Haussteuer  nebst  Uofilagen 
von  dem  im  Eigentum  des  Steuerpflichtigen  stehenden,  dem  Gewerbebetriebe 
dienenden  Gebäuden  und  Grundstücken''^).  Hier  im  österreichischen  Reebt  ist 
erklärt:  der  Reinertrag  aus  Grundstücken  und  Gebäuden  bildet  steuerreehdidi 
keine  Betriebseinnahme,  ist  steuerfrei.  Hieraus  folgt:  demgemäss  bildet  auch 
die  Ertragssteuer  von  diesem  Reinertrag,  die  daraus  zu  entrichtende  Grand- 
und  Gebäudesteuer,  keine  Betriebsausgabe  im  Sinne  des  Gesetzes,  ist  also 
sieuerpflichiig  und  somit,  wenn  sie  als  Geschäftsunkosten  verrechnet  ist,  um 
zum  steuerpflichtigen  Reinertrag  zu  gelangen,  dem  bilanzmässigen  Reingewinn 
wieder  hinzuzurechnen^).  Das  G.  selbst  deutet  diesen  Zusammenhang  zwischen 
Steuerfreiheit  des  Gebäude-  und  Grundstücksreinertrags  und  steuerlicher  Be- 
handlung der  Gebäude-  und  Grundsteuer  hiervon  an,  indem  es  jenen  Retnerlzag 
lediglich  so  weit  für  steuerfrei  erklärt,  als  er  der  Bemessung  der  Grund-  und 
Grebäudesteuer  zu  Grunde  liegt 

c)  Indes  ist  dies  nicht  die  einzige  steuerpflichtige  Betriebsausgabe.  Wir 
finden  eine  ztveiie  auffällige  Ausnahme, 

Dem  Begrifl*  Betriebsausgabe  entsprechend  müssen  die  für  Gescfaafts- 
schulden  zu  zahlenden  Zinsen,  die  sogen.  Passivxinsen  abzugsfahig,  also  steuer- 
frei sein,  denn  sie  sind  Ausgaben  zur  Ertragserzielung.  Das  preussische  und 
das  bayerische  Recht  erklärt  sie  demgemäss  insgesamt  für  abrechenbar*). 

Das  österreichische  Personalsteuergesetz  erklärt  „die  von  der  Unterndimung 
geleisteten  Passivzinsen"  wohl  grundsätzlich  für  steuerfrei*),  aber  es  macht 
hiervon  eine  Ausnahme:  steuerpflichtig  ist,  was  vom  Rohertrag  verwendet  wird 
zur  Verzinsung  des  mittelst  hypothekarischer  Sicherheit  oder  durch  Ausgabe 
von  Teilschuldverschreibungen  zwecks  Vermehrung  des  im  Unternehmen  werbend 
angelegten  Kapitals  aufgenonunenen  fremden  Geldes,  es  müsste  sich  denn,  wa$ 
Aufnahme  gegen  Teilschuldverschreibungen  angeht,  um  Aufnahme  in  Form  von 
Ausgabe  von  Pfandbriefen  oder  Kommunalobligationen  handehi^. 

Die  Ausnahme  beruht  auf  einer  Vermengung  der  Bedeutung  von  Kapital  im 


>)  Eeisch  II  312,  318!.;  ferner  Beisch,  Die  direkten  Peraonalsteuem  S.  106. 
Vgl.  auch  JBugno,  Rechtsprechung  Nr.  507  f.  (Budwinski  Nr.  98,  337,  407,  408). 

»)  Bayer.  Gew.St.G.  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  29.  Nach  preuss.  £ink.St.G.  §  9  1 4 
ist  nur  die  staatliche  Grundsteuer  abzugsfähig.  —  Vgl.  auch  FuüUng.  SteoerieliR 
§  54  S.  140.  6        6  6  -y 

')  Vgl.  österr.  Vollzugsvorschrift  zum  PerB.StG.  Art  16;  ferner  Reisdk  II  S^ 
318  und  derselbe,  Die  direkten  Personalsteuern  107. 

*)  Preufls.  Eink.St.G.  §  9  I  2;  bayer.  Gew.St.G.  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  2  k. 
•)  §  95  e. 
•)  §  94  c. 
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Bilanzaktivuin  und  Bilanzpassivum.  Man  sagt^),  die  Zinsen  des  im  Betrieb  an- 
gelegten eigenen  Kapitals  seien  nicht  abzugsfähig.  Nicht  anders  als  wie  das  eigene 
sei  auch  das  fremde  werbend  tätig.  Dürften  nicht  die  Zinsen  des  ersteren  ertrag- 
kürzend wirken,  d.  h.  abgezogen  werden,  so  auch  nicht  die  Zinsen  des  letzteren. 
Allein  diese  Ausführung  lässt  ausser  acht,  dass  es  nicht  die  Bilanzpassivposten 
„Grundkapital'  und  ,J^rioritäts&chuld"  sind,  welche  Ertrag  abwerfen,  werbend 
wirken,  sondern  die  mittelst  der  Einzahlungen  auf  Grundkapital  und  Schuld- 
verschreibungen gewonnenen  Aktivposten :  Gebäude,  Maschinen,  Debitoren  u.  s.  w. 
Die  durch  Grundkapital  und  Schuldverschreibungsausgabe  gewonneneu  Aktiv- 
werte werfen  Ertrag  ab.  Da  ist  völlig  gleichgültig,  ob  sie  aus  Mitteln  des 
Grundkapitals  oder  der  Schuldaufnahme  beschafil  sind.  Aber  so  gleich  die 
Wirkung  der  Aktivkapitalien,  so  verschieden  die  Bedeutung  der  Kapitalposten 
auf  der  Passivseite.  Zwischen  Grundkapital  und  Prioritätsschuld  besteht  da 
nicht  bloss  ein  juristischer^  sondern  ein  wirtschaftlicher  Unterschied.  Die  Prioritäts- 
schuld muss  verzinst  werden,  ehe  Reingewinn  vorhanden  ist;  ihre  Verzinsung 
ist  Betriebsausgabe,  Eine  Verzinsung  des  Grundkapitals  kann  fehlen.  Es 
wird  nur  verzinst,  wenn  Reingewinn  erzielt  wird.  Der  Prioritätenzins  ist  Roh- 
ertrags-, der  Aktienzins  Reinertragsschuld.  Es  ist  dalier  nur  sachgemäss,  wenn 
der  Prioritätszins  steuerfrei,  die  Aktionärdividende  steuerpflichtig  ist.  Zwischen 
Passivzins  und  Dividende  besteht  ein  totaler  wirtschaftlicher  Unterschie<l ;  daher 
auch  entgegengesetzte  steuerliche  Behandlung  unbedingt  notwendig  luid  selbst- 
redend. 

d)  Eine  weitere  Besonderheit  des  österreichischen  Rechts  kennen  wir  schon. 
Es  lässt  gewisse  Gewinnreservefonds  —  die  echte  Reserven  darstellenden  Ver- 
sorgungsfoiids  für  Angestellte  und  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Kurs- 
verlustreservefonds  —  steuerfrei*).  Dieselben  dürfen  also  vorweg  abgezogen 
werden. 

3.  Mit  den  anderen  Gesetzgebungen  stimmt  das  österreichische  Personal- 
steuergesetz darin  überein,  dass  es  die  Erwerbssteuer  nicht  für  abzugsfähig  er- 
klärt*"^). Die  Erwerbssteuer  ist  Ertragssteuer,  Besteuerungsgrundlage  also  der 
volle  Ertrag.  Dieser  ist  nicht  mehr  vorhanden,  wenn  zuvor  die  erlegte  Ertrags- 
»«teuer  abgezogen  wurde.  Das  wurde  sie  in  der  kaufmännischen  Buchführung. 
Sie  ist  als  Verlustposten  verbucht.  Demgemäss  muss  sie  zum  bilauzmässigen 
Gewinn  hinzugerechnet  werden,  um  zur  steuerpflichtigen  Ertragssumme  zu  ge- 
langen. Das  österreichische  Personalsteuergesetz  gibt  diesen  Weg  der  Berech- 
nung des  steuerpflichtigen  Reinertrags  ausdrücklich  an,  indem  es  §  94  mit  den 
Worten  einleitet:  „Den  bilauzmässigen  Überschüssen  sind  hinzuzurechnen  jene 
darin  nicht  inbegriflenen  Beträge,  welche  aus  den  Betriebserfolgen  des  Geschäfts- 
jahres ...  zu  einem  der  folgenden  Zwecke  verwendet  werden  .  .  .  f)  zur 
Zahlung  der  nach  den  Bestimmungen  dieses  Hauptstückes  entfaUenden  Steuer 
samt  Zuschlägen.'' 


*)  Beüeh  II  311,  322  f.,  324;  derselbe.  Die  direkten  Personalsteuem  S.  108  und 
Pensch,  das  G.  vom  25.  Oktober  1896,  Die  direkten  Personalsteuem  samt  VoUzugs- 
vonachriften  II.  Teil,  3.  Aufl.,  1898,  S.  77  f.  (Vollzugsvorschrift  vom  18.  Mai  1897, 
Art  19). 

«)  §  157  VII  B. 

•)§94f. 
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E.  Gewinnanteil  und  Gewinni^rantie  Dritter. 

§  166. 

I.  Am  Reingewinn  kann  anderen  als  Mitgliedeni  nach  Verpflichtung  od&t 
freien  Willen  ein  Anteil  einzuräumen  sein.  Wir  denken  an  den  Gewinnanteil 
der  Versicherten  (Prämien)  bei  Versicherungsaktiengesellschaften*),  des  Staates 
bei  Eisenbahn-,  der  Gemeinde  bei  Tramwayunternehmungen. 

Es  fragt  sich,  ob  diese  Gewinnverwendungen  steuerpflichtig  sind  oder  nicht 

A.  Sie  sind  es  nichts  wenn  sie  Betriebsausgaben  darstellen.  Wohl  lasst 
sich  bei  unseren  Beispielen  sagen,  es  stünden  Ausgaben  zur  Erzielung  von 
Einkommen  in  Frage,  aber  zum  Begriff  der  Betriebsausgabe  gehört,  dass  die 
Aufwendung  der  Ertragserzielung  unmittelbar  dient  Auch  von  der  Aktionär- 
dividende lasst  sich  behaupten:  sie  ist  der  Ertragserzielung  diensam;  ohne  Ge- 
währung von  Dividenden  entbehrt  die  Gesellschaft  des  zur  Ertragserzielung 
nötigen  Kredits.  Aber  die  Auszahlung  einer  Aktionärdividende  stellt  um 
dessen twillen  doch  keine  Betriebsausgabe  dar,  weil  sie  der  Ertragsgewinnung 
nur  mittelbar  dienlich  ist.  Wie  die  Aktionärdividende,  ist  ein  solcher  Oewmn- 
anteü  Dritter  Ausgabe  aus  dem  Rein-,  nicht  aus  dem  Rohertrage,  also  Steuer^ 
pfliciUig. 

B.  Das  preussische  Steuerrecht  bestätigt  dies  unmittelbar,  aber  auch  für 
das  bayerische  und  österreichische  Recht  gilt  nichts  anderes. 

1.  Wie  wir  wissen^),  sind  nach  preussischem  Recht  lediglich  beatinunt 
aufgezählte  Teile  des  Reineinkommens  steuerpflichtig:  was  „als  Aktienzins  oder 
Dividende  unter  die  Mitglieder  verteilt"  wird;  also  nicht,  was  als  Gewinnanteil 
an  Versicherte  oder  Garanten  verteilt  wird. 

2.  Was  die  beiden  anderen  Gesetzgebungen  anlangt,  so  beweisen  dasselbe 
verschiedene  Analogien. 

a)  Bei  Versicherungsvereinen  auf  Gregenseitigkeit  nimmt  wirtschaftlich  die 
Stellung  des  Aktienkapitals  der  Gründungsfonds  ein.  Wie  den  Aktionaren 
gesetzlich  ein  Gewinnanteil  zukommt,  so  kann  den  Stiftern  des  Gründungs- 
fonds, den  sog.  Garanten,  vertragsmässig  ein  Anteil  am  Reinertrag  zugesichert 
werden ').  Der  Gewinnanteil  der  Garanten  steht  somit  wirtschaftlich  der 
Aktionärdividende  gleich  *),  Diese  ist,  sofern  sie  aus  dem  Reinertrag  entnommen 
wird,  zweifellos  steuerpflichtig;  also  auch  der  Gewinnanteil  des  Garanten,  aUar- 
dings  unter  der  freilich  nicht  selbstverständlichen  Voraussetzung,  dass  der 
von  einem  Gegenseitigkeitsverein  erzielte  Überschuss  überhaupt  ertrags-  bezw. 
einkommenssteuerpflichtig  ist. 

b)  a)  Zum  anderen  kommt  in  Betracht  bayerisches  Gewerbsteuergesets 
Art  10  Abs.  2  Ziff.  3  a,  indem  es  ausdrücklich  für  nicht  abzugsKhig  erklärt, 
was  „von  dem  gewerblichen  Erträgnis  verwendet  wird  zu  JEb^^itotouilageii^. 
Verwendung  zu  iTopi^oisanlagen,  also  z.  B.  zur  Darlehensgewährung  —  Haupt- 
fall:  Leistung  einer  zurückzuzahlenden  Garantiesumme  —  ist  keine  Ausgabe  auf 
den  Betrieb,  d.  h.  auf  Ertragserzielung,  sondern  unmittelbar  auf  das  Vermögen  oder 
Kapital  im  Gegensatz  zum  Einkommen  oder  Ertrag.    Es  wird  hierdurch  Stamm- 


>)  PrämienrückerBatz  oder  Bonus  genannt  (österr.  Per8.StG.  §  100;  dazu  DerbUdk^ 
österr.  Versicherangsrecht  1903  S.  88). 

•)  Oben  §  lö3  V  B  2  b. 

•)  Pr.V.G.  22  Abs.  3,  35  Ziff.  2.    Vgl.  oben  §  160  III  C, 

*)  Im  Gtewinnverteilungsscfaema  der  ^chnungslegungsvorachriften  des  AtiisiGlits- 
amtes  für  PrivatverBicherung  steht  daher  audi  unter  einer  Rubrik:  „An  die  AkÜoDire 
oder  Garanten"  (oben  S.  663). 
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vennogen,  ein  Aktivurn,  ein  Forderangsrecht  begründet  Andererseits  ist  Ver^ 
Wendung  der  Ertragnisse  zu  Kapitalsanlagen  Hingabe  von  Reinertrag  an  Dritte 
uod  als  solche  der  Steuerpflicht  unterworfen.  Gilt  dies  aber  in  einem  Falle, 
so  ist  nicht  abzusehen,  warum  das  Gleiche  nicht  auch  bei  sonstiger  Hingabe  von 
Beinerträgnis  an  Dritte,  also  auch  bei  Hingaben,  die  nicht  wieder  zurückzu- 
zahlen oder  zu  verzinsen  sind,  gelten  sollte. 

ß)  Solche  erklart  ausdrücklich  für  nicht  abzugsfähig,  also  steuerpflichtig 
öfiterreichisches  Personalsteuergesetz  §  94  d,  wenn  es  vorschreibt,  dass  dem 
steuerpflichtigen  bilanzmä.ssigen  Reingewinn  hinzuzurechnen  seien  die  darin 
nicht  inb^;riäenen  Beträge,  welche  aus  dem  Betriebserfolge  verwendet  werden 
„zur  Gewährung  von  Oarantiebeürägeny  Vorschüssen  oder  Zuschüssen  an  andere 
Untemelmiungen.''  Zuschüsse  brauchen  nicht  notwendig  rückzahlbar  zu  sein 
(Subventionen^  Unterstützungen)^  ebensowenig  Garantiebeiträge.  Also  ist  nach 
Personalsteuergesetz  §  94  d  steuerbar  jede  freigebige  Verwendung  von  Ertrag, 
daher  auch  freigebige  Verwendung  in  Form  der  Einräumung  von  (Jewinn- 
anteilen  ^). 

II.  A.  Die  Gewinn-  und  VerUistgarantie  Dritter  gegenüber  der  Gesell- 
schaft b^<^net  in  drei  wirtschaftliGhen  Formen,  als  Schuldenzmsen-,  Dividenden- 
oder  Bentabilitätsgarantie. 

1.  Bei  SchfMenxinsengarantie  deckt  der  Garant  den  Bilanzverlust,  die 
Unterblilanzy  so  weit,  als  es  zur  Verzinsung  der  ausgegebenen  Teilschuldver- 
schreibungen (zum  „Prioritätendienst")  notwendig  ist 

2.  Bei  Dividendenr  oder  Renten^oran/ie  gewährleistet  der  Garant  der  A. 
die  Möglichkeit,  eine  bestimmte  Jahresdividende  auszuschütten,  gewährleistet  er 
„auf  die  Aktien  einen  bestimmten  Ertrag"^). 

3.  Bei  der  BeniabüitätsgaranHe  verspricht  der  Dritte,  einen  bestimmten 
büanxmässigen  Reingewinn,  also  auch  Deckung  jeden  Bilanzverlustes,  oder  einen 
bestimmten  IRemertrtig  und  damit  auch  Deckung  eines  jeden  Betriebsverlustes  ^). 

R  1.  Garantiert  der  Dritte  Nichteintreten  bilanzmässigen  Reinverlustes*), 
so  buchen  wir  f olgendermassen : 

a)  An  sich  würden  B.  und  Gewinn-  und  Verlustkonto  nachstehendes 
Bild  zeigen: 

Bilanzkonto 

Anlagen 900000 

Debitoren 200000 

Bar 20000 


Verlustealdo 30000 


Grundkapital     ....     1000000 
Reservefonds     ....        100000 


Schulden 50000 


Greschäftsunkosten      .     .     .       65000 
Passivzinsen 5000 


Grewinn-  und  Verlustkonto 

Betriebsgewinn        .     .     .  40000 


Verlustsaldo       ....         30000. 


b)  Der  Staat  hat  versprochen,   Unterbilanzen   zu   decken.     Daher  ist  zu 
buchen : 


')  A  liL  Beiseh  II  315;  der  Dritten  Vertrags-  oder  gesetzmässig  zukommende 
JBrtragsteil  sei  wirtschaftlich  kein  Gewinn  des  Unternehmers,  will  sagen:  bilde  wirt- 
schaftiicfa  dne  Betriebsausgabe.  Allein  dann  gilt  das  Gleiche  für  den  Mitgliederanteil. 
Wie  Jteischy  Erkenntnis  des  österr.  Verwaltnngsgerichtshofes  vom  19.  März  1892  (Samm- 
lung Budwinski  6500). 

«)  H.G.B.  180  Abs.  2. 

•)  V^  Seiseh  U  173;  Staub  215,;  Simon  283;  Bing  215,. 

*)  Vgl  Beisdi  U  174  f. 
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Soll 

Staatsgarantiekonto 

Haben 

An   Gewinn- 
konto 

unc 

1    Verlust- 

30000 

Per  Bilanzkonto    .     .     . 

30  000 

und  das  Gew 

inn- 

und  Verlust-,  bezw.  das  Bilanzkonto  lauten  nun 

: 

Grewinn-  und  Verlustkonto 

Unkosten     . 
Passivzinsen 

• 

.     .     . 

• 

65000 
5000 

Betriebsgewinn  .  .  . 
Staatsgarantiebeitrag   .     . 

40000 
30000 

Bilanzkonto 

Anlagen 
Debitoren     . 
Bar    .     .     . 

• 

. 

• 

900000 

200000 

20000 

Grundkapital     .... 

Reserve 

Schulden 

looooon 

100000 
500000 

Anspruch  auf   Staatsbeitrng       30000 

Aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva  er^bt  sich  kein  Verlust 
und  kein  Gewinn;  also  kann  die  Jahresrechnung  weder  einen  Verlust-,  noch 
einen  Gewinnsaldo  aufweisen. 

2.  Der  Staat  garantiert   einen    bilanzmässigen    Reingewinn    von    80000. 
Dann  buchen  wir  bei  gleicher  Sachlage,  d.  h.  bei  Bilanzverlust  von  30000: 


Anlagenkonto 900000 

Debitoren 200000 

Bar 20000 

Anspruch  auf  Staatsbeitrag  110000 


1230000 


Grundkapital 
Reserve    .     . 
Schulden 
Gewinn    .     . 


1000000 

100000 

50000 

80000 


1230  000. 


C.  1.  Hinsichtlich  der  Frage  der  Sieuerpflichi  des  Qeseüschaftsertragt^ 
lässt  sich  von  einem  ausführlichen  Nachweis  darüber  absehen,  dass  es  gleich- 
gültig ist,  ob  der  Gewinn  verteilt  oder  zu  Kapitalsanlagen  verwendet  wird. 
Immer,  auch  dann,  wenn  das  Hingegebene  später  zurückgefordert  werden 
kann,  wie  dies  bei  Kapitalsanlage  der  Fall,  liegt  SteuerpflicJä  vor.  Die  GesseU- 
gebungen  erklären  nebeneinander  die  Verteilung  von  Reingewinn  und  die  Ver- 
wendung von  solchem  zu  Kapitalsanlagen  für  steuerpflichtig.  Nach  preussiachnn 
Einkommensteuergesetz  §  16  bildet  steuerpflichtiges  Einkommen  sowohl,  was 
vom  Ertrag  an  die  Mitglieder  verteilt  wird,  wie  das,  was  hiervon  zur  BQdung 
von  Reservefonds,  Verbesserung  oder  Geschäftserweiterung  Verwendung  findet  *). 

2.  Nicht  so  einfach  liegt  die  Beantwortung  der  Frage  hinskshtlich  iVt 
Gnrantiebeiträge  und  sonstigen  Zuschüsse  [Subventionen,  Unterstützungen),  wel<^ 
die   Geselhcheift  von  Dritten  erhält.     Trotzdem  gilt  dasselbe. 

a)  Wie  bei  dem,  was  die  Gesellschaft  von  ihrem  Ertrag  verwendet»  es  in 
Hinblick  auf  die  Versteuerung  dieses  Ertrages  einflusslos  ist,  ob  das,  was  die 
Gesellschaft  hingibt,  ihr  später  zurückgezahlt  werden  muss  (Kapitalsanlage) 
oder  nicht  (Gewinnverteilung,  Subvention,  freigebige  Unterstützung),  so  ist  das 
nämliche  der  Fall  bezüglich   dessen,    was    die    Gesellschaft    an    Unterstütxuns 


")  Ahnlich  österr.  Pers.StG.  §  93  Abs.  1.  Das  bayer.  Gew.StG.  nennt  in 
Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  a  ausdrücklich  nur  „Verwendung  zur  VerbeeseruDg  oder  Er- 
weiterung der  gewerblichen  Anlage,  sowie  zu  Kapitalsanl^gen^'.  Dass  Verweodiuig  sor 
Verteilung  Btcucrpflichtig  ist,  setzt  das  bayer.  Gcw.St.G.  als  selbstverständlich  Toruu'. 
denn  der  ganze  Ertrag  ist  steuerpflichtig. 


§  166.    Gewinnanteil  und  Gewinngarantie  Dritter.  691 

erhält  Nur  in  einem  ent^gengesetzt«n  Sinne:  während  dort  alles  steuerpflichtig 
Ist,  ist  hier  alles  steuerfrei^  sowohl  das,  was  die  Gesellschaft  gegen  Versprechen 
der  I^ickleisiungspflicht,  wie  das,  was  die  Gesellschaft  ohnedies  (unentgeltlich) 
empßngL 

b)  Die  zurückzuzahlenden  Beitrage  (Vorschüsse),  wie  die  nicht  ruckzahl- 
baren Zuschüsse^  welche  die  Gesellschaft  erhält,  bilden  für  sie  buchtechnisch, 
bilanzmässig  eine  Einnahme,  aber  keine  Betriebseinnahme.  Die  Einnahme  ist 
nicht  durch  den  Betrieb  verursacht,  hat  nicht  im  Betrieb  ihre  Quelle. 

a)  IMe  nicht  rückzahlbare  Subvention  ist  bilanzrechtlich  ein  Gewinn,  eine 
Mehrung  des  Beinvermögens.  Es  steht  ihr  keine  Vermögensminderung  gegen- 
über; aber  wirtschaftlich  und  damit  steuerrechtlich  stellt  sie  keinen  Gewinn, 
keinen  Ertrag  dar;  denn  ihre  Quelle  ist  nicht  die  Betriebstatigkeit.  Sie  ist 
nicht  Ertrag,  Einkommen  aus  Grewerbe  oder  aus  Recht  auf  periodische  Hebung, 
sondern  Stammvermogensmehrung  ^),  somit,  weil  nur  Ertrag  steuerpflichtig, 
steuerfrei. 

ß)  Die  rückzahlbare  Unterstützung  ist  ebenfalls  —  aus  gleichem  Grunde  — 
wirtschaftlich  nicht  Ertrag  und  darum  steuerfrei,  aber  sie  ist  auch  nicht  Stamm- 
vermögensm^/irt^n^  und  auch  buchtechnisch  nicht  Grewinn.  Wirtschaftlich  ist 
sie  nicht  Stammvermögensmehrung,  weil  der  Einnahme  eine  Ausgabe  gegen- 
übersteht, es  entsteht  durch  den  (Garantie-)  Vorscfiuss  (das  Darlehen)  wirtschaft- 
lich eine  Kapitalschuld  ').  Dasselbe  ist  aber  auch  buchtechnisch  der  Fall.  Durch 
den  Vorschuss  wird  das  Aktivum  (das  Kassenkonto)  erhöht,  aber  in  gleicher 
Höhe  auch  das  Passivum:  es  entsteht  auf  der  Passivseite  ein  Kreditorenposten: 
Garantierückzahlungsschuld  '). 

D.  Beihilfen  der  Gesellschaft  an  andere  Unternehmungen. 
Bleibt  noch  die  Frage  der  Steuerpflichtigkeit  der  Zurückzahlungen  auf  rück- 
zahlbare Garantiebeiträge  (Garantievorschüsse)  und  sonstige  Unterstützungen. 

1.  Zunächst  die  Unterstützungen,  welche  die  Oesellschafl  Dritten  dar- 
lehensweise gewährt. 

a)  Solche  Subventionen  sind  keine  Betriebsausgabe;  sie  schmälern  nicht 
den  Kohertrag.  An  die  Stelle  des  Geldes  tritt  ein  anderes  Aktivum.  Es  findet 
eine  Kapitalanlage  statt;  aus  Reinertrag  wird  Stammvermögen  gebildet  Eine 
Stammveimögensmehrung  durch  Verwandlung  von  Ertrag  in  Stammvermögen 
liegt  vor. 

b)  a)  Wird  die  Rückzahlungs-,  die  Darlehensforderung  uneinbringlich,  so 
mindert  dies  nicht  den  Ertrag.  Nur  das  Vermögen  wird  berührt.  Stamm- 
vermogensminderung  tritt  ein;  kein  Betriebsverlust  liegt  vor^). 

ß)  Wird  der  Vorschuss  (rückzahlbare  Zuschuss)  der  Gesellschaft  heim- 
gezahlt)  so  ist  das  für  sie  wirtschaftlich  nicht  Einkommen,  Ertrag,  denn  die 
Ursache  ist  nicht  der  Betrieb,  sondern  Stammvermögensänderung.  An  die 
Stelle  des  Aktivums  „Forderung**  tritt  das  Aktivum  „Bar".  Also  hat  die  Ge- 
seUschaft  von  der  zurückerhaltenen  Summe  keine  Ertrags-  oder  Emkommens- 
sieuer  zu  leisten.  Steuerpflichtig  ist  die  Hingabe,  wenn  sie  au^  Reinertrag  ge- 
schieht; steuerfrei  der  Rückempfang, 

2.  Die  rückzahlbare  Unterstützung  (Subvention),  welche  der  Gesellschaft 
gewährt  toird,  ist  wirtschaftlich  und  buchtechnisch  Verschuldung  derselben,  ihre 


")  Preoss.  Eink.St.G.  8  8.  —  Reisch  II  318  nimmt  ohne  nähere  Begründung 
nicht  unbedingt  den  Charakter  der  „KapitalsausrÜBtung"  d.  h.  der  Stammgutsver- 
mehrang  an. 

*)  Ebenso  Reisch  II  317,  I  298. 

*)  Beigel  II  86. 

«)  Ebenso  Reiseh  II  323. 
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ZurückzahluDg  aus  Ertragnis  stellt  sich  somit  als  Verwendung  von  Reinertraj; 
zur  Kapitalsabtragung,  Bchuldentilgung  dar.  Der  Minderung  des  Kassenstandes 
entspricht  eine  Minderung  des  Schuldpostens.  Also  wird  der  Ertrag  nicht  ge- 
mindert, liegt  keine  Betriebsausgaben  kein  Betriebsverlust  vor,  sondern  eine  Au^ 
gäbe  aus  dem  Reinertrag,  damit  aber  eine  steuerpflichtige  Verwendung,  feuer- 
frei für  die  Oesellsckafl  ist  der  Beitragsempfang ^  steuerpflichiig  der  Räekersaix 
avLs  Erträgnis. 

E.  Zahlungen  von  Dividenden  aus  freiwilligen  oder  pflichtmässigen  Zuschüssen 
Dritter  (Dividendengarantie,  Bentabilitatsgarantie)  sind  nicht  steuerpflichtig,  denn 
sie  sind  nicht  Zahlung  aus  Ertrag,  Einkommen,  sondern  aus  Stammvermögen.«;- 
mehrung  ^). 

F.  Mit  diesem  Ergebnis  harmoniert  das  positive  Recht 

1.  Bezüglich  des  preussischen  und  bayerischen  Rechts  lasst  sich  dies  nur 
bruchstückweise  und  mittelbar  feststellen,  insofeme  als  beide  Gresetze,  das 
preussische  Einkommensteuergesetz  wie  das  bayerische  Gewerbsteuergeaetz,  be- 
merken: Verwendung  von  Ertragnissen  zu  „Kapitalsabtragungen'' ^),  Verwendung 
von  Überschüssen  zur  „Tilgung  der  Schulden"*)  sei  steuerpflichtig. 

2.  Dagegen  findet  sich  im  österreichischen  Personalsteuergesetz  unmittelhar 
auf  unseren  Fall  bezügliche  Kasuistik. 

a)  a)  Nach  §  93  und  §  94d  ist  steuerpflichtig,  was  die  Gesellsdiaft  aus 
den  Betriebserfolgen  „zur  Gewährung  von  Grarantiebeitragen,  Vorschüssen  oder 
Zuschüssen  an  andere  Unternehmungen"  verwendete 

aa)  Vorschüsse  bedeuten  zurückzahlbare  Beihilfen; 

ßß)  Zuschüsse  nicht  zurückzahlbare  Beihilfen. 

yy)  Mangels  näherer  Bezeichnung  fallen  unter  j^GaranUebeitrage"  ruck- 
zahlbare und  nicht  rückzahlbare. 

ß)  Keine  ausdrücklichen  Vorschriften  enthält  das  G.  über  die  Frage  der 
Steuerpflicht  des  Rückempfangs  bei  rückzahlbaren  Unterstützungen.  Hier  i.<t 
also  auf  allgemeine  Erwägungen  zurückzugehen.  Sie  ergeben^  wie  wir  sahen, 
Steuerfreiheit  des  Rückempfangs. 

b)  Was  die  Unterstützungen  angeht,  welche  die  Gesellschaft  von  Dritten 
erhält,  so  sagt: 

a)  Personalsteuergesetz  95c  ganz  allgemein:  Nicht  steuerpflichtig  sind 
„empfangene  Garantiebeiträge  oder  Staatsvorschüsse",  also 

aa)  rückzahlbare  Beihilfen  irgendwelcher  Art, 

ßß)  rückzahlbare  und  nicht  rückzahlbare  Grarantiebeiträge. 

ß)  Andererseits  bestimmen  §  93  und  §  94  b:  Steuerpflichtig  ist,  was  die 
Gesellschaft  „aus  ihren  Betriebserfolgen  verwendet  zu  . . .  Sßhuldenü\gangiai  . .  n 
welche  sich  auf  solche  Vorschüsse  oder  Beiträge  beziehen,  welche  gemäss  §  95  c 
nicht  in  dte  Besteuerungsgnmdlage  einbezogen  wurden."  Steuerpflichtig  ist  s^ 
mit  der  Rückersatz  aus  Ertragnis. 

c)  Von  dieser  Auslegung  des  österreichischen  Personalsteueigesetzes  weichen 
ab  die  Vollzugsvorschrift  hierzu  (II.  Hauptstück  Art  18)  und,  wenn  auch  nicht 
ohne  Einschränkung,  Heisch  und  Kreüng*), 

Sie  schliessen  daraus,  dass  in  §  94  b,  der  von  den  Schulden  handelt» 
welche    aus  Vorschüssen  und  Garantiebeitragen    entstanden,    §  95  c   in  Bezog 


^)  S.  auch  oben  §  163  V  B  2  b.  Knappe  17  nimmt  StenerpOicht  an,  wenn  der 
ZuBchuBs  auf  einer  Verpflichtung  beruht;  al)er  dadurch  wird  das  Fehlen  des  Ertnig?- 
momentes  nicht  beseitigt. 

*)  Bayer.  Gew.Sta  Art.  10  Abs.  2  Ziff.  3  a. 

»)  Preusfl.  Eink.St.G.  §  16. 

*)  II  318. 
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genommen  ist,  es  seien  in  §  95  g  unter  den  empfangenen  Garautiebeiträgen 
lediglich  rückzahlbare  zu  verstehen:  „Nicht  rückzahlbare  Subventionen  und 
Staatsunterstützungen  seien  daher  steuerpflichtig'';  wie  Beisch  und  Kreibig  ein- 
schränkend hinzufügen :  „soweit  sie  sich  nicht  als  Kapitalsausrüstung  (d.  h.  Stamm- 
yennögensmehrung)  der  Unternehmung  darstellen.*' 

Allein  daraus,  dass  sich^  was  Garantiebeiträge  anlangt,  die  Bestimmung 
des  §  94b  auf  die  des  §  95c  nach  ihrem  Inhalt  nur  unter  der  Voraussetzung 
beziehen  kann,  dass  Garantiebeiträge  in  Frage  stehen,  welche  eine  Schuld  der 
Gesellschaft  begründen,  folgt  doch  angesichts  der  uneingeschränkten  Fassung 
des  §  95  c  nicht,  dass  letzterer  ausschliesslich  über  rückzahlbare  Garantiebeiträge 
Bestimmung  trifli 


Viertes  Kapitel. 

Die  Wertbemessung. 

I.  Die  Bewertung  der  Veräussenings-  und 
Betriebsgegenstände  im  allgemeinen. 

Die  Bewertung:  der  Teränssemnu^sn^en^enstände  im 
ailn^emeinen. 

§167. 

I.  Welches  die  grundlegenden  Rechtsregeln  über  die  Höhe  der  Bewertung 
der  bilanzfähigen  Gegenstände  sind,  wissen  wir.  Wir  haben  sowohl  die  dies- 
bezüglichen Vorschriften  des  allgemeinen  Handelsrechtes  wie  die  speziellen  des 
Handelsgesellschaftsrechtes  im  ersten  Teile  dargelegt^).  Hier  erübrigt  noch, 
Einzelheiten  nachzutragen.  Wiederholen  wollen  wir  zuvor  nur  noch  einmal  den 
allgemeinsten  Grundsatz:  Ersichtlich  machen  soll  die  B.  lediglich  die  gegen- 
wärtige Lage  des  Vermögens^),  somit  hat  aus  der  B,  alles  wegzubleiben,  was 
nicht  die  gegenwärtige  Vermögenslage  beeinflusst,  keinen  Gegenwartwert  besitzt. 

II.  Die  für  die  Bewertungshöhe  wichtigste  Einteilung  aller  Bilanzgegen- 
stände ist  die  in  Veräusserungs-  und  Betriebsgegenstände^).  Sie  gilt  sowohl 
für  Aktiva  wie  für  Schulden,  weun  auch  zu  beachten  ist,  dass  Vermögens- 
gegenstände im  Sinne  des  H.G.B.  §§  39  Abs.  1,  40,  261  Ziff.  2  nur  Aktiv- 
werte sind*).     Die    speziell    für    sie  erlassenen  Vorschriften^)  gelten    also    für 


^)  S.  oben  §§  23,  35—54,  in  §  23  II  insbesondere  auch  über  den  Bilanztag, 
d.  h.  den  für  die  Bewertung  massgebenden  Zeitpunkt, 

«)  H.G.B.  38;  österr.  H.G.B.  28. 

*)  S.  oben  §  23  V  und  Böhm-Batoerk,  Art.  „Wert"  im  Handwörterbuch  der 
Staatswißsenschaften  (2.  Aufl.,  Bd.  VII  S.  747). 

*)  Wohl  sagt  H.G.B.  39  Abs.  1:  „Seine  Grundstücke,  seine  Forderungen  und 
Schnlden,  den  Betrag  seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Gegenstände";  allein 
hieraus  folgt  nicht  notwendig;  dass  auch  die  Schulden  zu  den  Vermöcensgegenstanden 
rechnen.  Zudem  stehen  sich  in  §  40  „Vemiögensgegenstände  und  Schulden",  in  §  39 
Abs.  1  am  Ende  „Vermögen  und  Schulden"  gegenüber. 

•)  Z.  B.  H.G.B.  261  Ziff.  2. 
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Schulden  nur  so  weit,  als  sich  für  sie  das  näniliche  aus  der  Natur  der  Sache 
ergibt 

III.  Wir  handeln  zunächst  von  den   Veräfisserungsgegensiimden. 

Ihre  Haupteinteilung  ist  die  in    solche  mit   und   solche  ohfte  Marktpreis. 

A.  Verätisserungsgegenstände  mit  Marktpreis,  1.  Nach  früher*)  Aus- 
geführtem ist  der  der  Bewertung  von  Veräusserungsgegenständen  zu  Grande  zu 
legende  Veräusserungswert  der  Tauschwert,  welchen  der  Gegenstand  für  jeden 
verständigen  Besitzer  des  betrefTenden  Greschäftes  besitzt  Ist  der  in  Frage  stehende 
Gegenstand  marktgängig,  so  wird  dieser  Tauschwert  durch  den  Marictprräs  des- 
selben dargestellt^).  Denn  Markt  im  technischen  Sinne  ist  ein  Ort,  wo  jeder 
Besitzer  einer  Ware,  die  zu  denjenigen  zählt,  welche  Gegenstand  des  ^forkt- 
verkehrs  bilden,  dieselbe  dem  Publikum,  also  jedermann  zum  E[auf  anbietet  Findet 
aber  jeder  Verkäufer  für  seine  Ware  einen  Käufer^  darf  er  also  darauf  rechnen, 
dass  er  die  Ware  zu  veräussem  vermag,  so  ergibt  sich  als  notwendige  Folge, 
dass  die  Ware  einen  allgemeinen,  d.  h.  für  jeden  Verkäufer  majssgebenden  Ver- 
kaufspreis hat  Dies  ist  der  Marktpreis.  Nach  dem  oben  Ausgeführten  ist  der 
Veräusserungswert  im  Sinne  des  G.  der  Wert,  zu  welchem  voraussichtlich  ver- 
kauft werden  könnte,  der  Tauschwert  den  die  Sache  für  jeden  verständigen 
Besitzer  des  betreffenden  Geschäftes  besitzt  Daher  ist  bei  Gegenständen,  welche 
einen  Markt  haben,  dieser  Preis  gleichbedeutend  mit  dem  Marktpreis').  Markt- 
preis ist  nach  der  Rechtsprechung  des  Reichsoberhandelsgerichtes^)  und  Reichs- 
gerichtes*) derjenige  Preis,  „der  sich  aus  der  Vergleichung  der  über  die  betreffende 
Ware  an  dem  Marktplatz  zur  fraglichen  Zeit  geschlossenen  grösser^t  Zahl  von 
Geschäften  ergibf  somit  ein  Durchschnitts-  und  demgemäss  ein  allgemeinerer 
Preis*).  Zum  Schluss  ist  zu  bemerken,  dass  nach  der  weiteren  Entwicklung 
des  Wortes  Markt  nicht  regelmässiger  Umsatz  an  einem  bestimmten  Ort  not- 
wendig ist,  sondern  solcher  Umsatz  in  einem  bestimmten  räumlichen  Gebiet  genügt 

a)  Massgebend  ist  der  „gegenwärtige^*  Marktpreis ''),  d.h.  bei  Jahresbilanz 
der  letzte  vor  Schluss  des  Geschäftsjahres.  Lässt  sich  für  den  letzten  Tag  des 
Geschäftsjahres  kein  Marktpreis  ermitteln,  so  ist  auf  frühere  Tage  zurückzugehen, 
es  müssten  sich  denn  Anzeichen  dafür  feststellen  lassen,  dass,  wenn  nach  diesen 
Tagen  im  abgelaufeneu  Geschäftsjahre  noch  ein  Markt  stattgefunden  hätte,  der 
Gegenstand  auf  ihm  einen  niedrigeren  oder  höheren  Preis  erzielt  haben  würde  (Reidis- 
Oberhandelsgericht  8  S.  100).  Ein  solches  Anzeichen  bildet  der  Preisstand  beim 
ersten  Markt  des  neuen  Jahres,  wenn  derselbe  dem  Jahresschluss  näher  lle^ 
als  der  letzte  Markt  des  alten.  Der  Preisdruck,  dem  speziell  ein  Angebot  der 
die  B.  aufstellenden  Gesellschaft  ausgesetzt  sein  würde  —  sie  hat  grosse  Posten 
eines  Wertpapiers  — ,  ist  nur  in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  wenn  eine  alsbaldige 
Veräussenmg  im  neuen  Jahre  bevorstünde  ^).  Ortlich  ist  der  Markt  entscheidend, 
„an  dem  der  Gegenstand  mit  Rücksicht  auf  den  Ort,  wo  er  sich  befindet,  zu  der 


')  §  23  VII. 

•)  Reisch  II  257,  261;  R.O.H.G.  VII  S.  18  sagt  lediglich:  „Vermogeosbestaiid- 
tcile,  welche  einen  Markt-  oder  Börsenpreis  haben,  sind  der  Begcl  nach  zu  dem  äkh 
hieraus  ergebenden  Werte  einzustellen.*' 

*)  Lehmann  §  40«;  Staub  40,;  derselbe  G.-G.  42,«;  Beisch  I  3& 

*)  Entoch.  II  196. 

")  Entsch.  in  Zivils.  34  S.  121,  12  S.  9 ;  altes  H.G.B.  353.  —  Einen  Markt  hat  eine 
Ware,  wenn  sie  in  einem  bestimmten  räumb'chen  Gebiet  (auch  Welthandek^biet) 
regelmässig  umgesetzt  wird. 

•)  S.  Lehmann  §  380  4;  Bing  §  261,;  Staub,  Exkurs  vor  §  373  Anm.  19  ff. 

')  H.G.B.  40. 

")  So  Bing  261,;  dagegen  Simon  361  f. 
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betreffenden  Zeit  verkauft  werden  konnte"  ^).  Ein  Marktpreis  liegt  für  eine  beatimmte 
Marktzeit  nicht  vor,  wenn  an  diesem  Markttag  keine  Abschlüsse  („bezahlt"  = 
umgesetzt)  zu  stände  kommen,  sondern  nur  Angebote  von  Yerkaufslustigen 
(„Bne^"*  bei  Börsengeschäften)  oder  Nachfragen  von  KaufsUebhabem  („Geld"  bei 
Börsengeschäften)  stattfanden^)^.  Abzuziehen  sind  vom  Marktpreis  die  für 
den  Verkauf  zu  zahlenden  Provisionen,  Kurtagen,  Stempel  und  sonstige  Kosten. 

b)  Börsenpreis  ist  eine  Unterart  des  Marktpreises^).  Börse  ist  Markt 
in  nicht  mit  zur  Stelle  gebrachten  Waren. 

2.  Was  aus  allgemeinen  Erwägungen  sich  ableitet,  erhebt  für  diejenigen 
B.  der  A.en,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Privatversicherungs- 
vereine  auf  Gegenseitigkeit^),  welche  der  Bestimmung  des  H.G.B.  §  261  unter- 
liegen*), §  261  Ziff.  1  zu  ausdrücklich  gesetzlicher  Vorschrift'),  jedoch  mit 
zwei  Einschränkungen: 

a)  §  261  Ziff.  1  lautet:  „Wertpapiere  und  Waren®),  die  einen  Börsen- 
oder Marktpreis  haben,  dürfen  höchstens  zu  dem  Börsen-  oder  Marktpreise 
des  Zeitpunktes,  für  welchen  die  B.  aufgestellt  wird,  angesetzt  werden."  Damit 
ist  einerseits  wohl  zum  Ausdruck  gebracht:  massgebend  ist  nur  ein  zur  Zeit 
des  Jahresschlusses  schon  vorhandener  Marktpreis.  Auch  wenn  der  erste  Markt- 
tag des  neuen  Jahres  dem  Jahresschluss  näher  liegt,  als  der  letzte  des  abge- 
laufenen, und  die  B.  erst  nach  diesem  Markttag  des  neuen  Jahres  aufgemacht 
wird,  ist  doch  nicht  entscheidend  der  Marktpreis  des  neuen  Jahres,  denn  dieser 
ist  kein  „Marktpreis  des  Zeitpunktes,  für  welchen  die  B.  aufgestellt  wird".  Er 
ist  zu  dieser  Zeit  noch  nicht  existent.  Aber  andererseits  sagt  das  G.: 
fjiöchstens  zu  dem  für  den  Jahresschluss  wirklich  vorhandenen  Marktpreise". 
Dies  hasst  nicht  bloss:  zu  keinem  höheren  Verkaufswert,  sondern  auch:  zu 
einem  geringeren  allgemeinen  Preis.  Das  will  sagen:  sind  Anzeichen  hierfür 
vorhanden,  dass,  wenn  am  Tage  des  Jahresschlusses  ein  Markt  stattgefunden 
hätte,  die  Ware  nicht  den  Marktpreis  des  letzten  wirklichen  Markttages  erreicht 
haben  würde,  dann  muss  zu  einem  niedrigeren  Verkaufswert  als  dem  des  letzt- 
vorhergegangenen Markttages  angesetzt  werden®).  Dagegen  hindert,  wenn  der 
erste  Markt  des  neuen  Jahres  dem  Jahresschluss  näher  liegt,  als  der  letzte 
Markt  des  alten,  hier  das  „höchstens",  den  höheren  Preis,  welchen  die  Ware 
im  neuen  Jahre  erzielte,  bei  Bestimmung  des  Verkaufswertes  am  Jahresschluss 
in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 


')  Bing  261,;  Entach.  in  Steuers.  X  402.  Vgl.  auch  B.G.B.  453:  „Ist  als 
Kaufpreis  der  Marktpreis  bestimmt,  so  gilt  im  Zweifel  der  für  den  Erfüllungsort  zur 
ErfüliuDgszeit  massgebende  Marktpreis  aTs  vereinbart 

*)  Lehmann  380  4-,  Entsch.  in  Zivils.  34  S.  121.  —  Für  das  Bestehen  eines 
Marktpreisen  ist  amtliche  oder  ansseramtliche  Feststellung  desselben  kein  Er- 
fordernis (K.G.  in  Z.  12  S.  7;  R.O.H.G.  II  195;  Makower  261  IV  a).  Anderer- 
seits beweist  die  amtliche  Notiz  die  Marktgängigkeit  und  den  Marktpreis  noch  nicht 
nnwiderle^ich  {Simon  355  f.). 

')  Anhaltspunkt  kann  von  den  beiden  letzteren  nur  der  Nachfragepreis  sein, 
weil  er  naturgemäss  der  niedrigere  ist  (Beisch  II  15). 

*)  Ijh&r  die  Feststellung  des  Börsenpreises  deutsches  Börsen^esetz  vom  22.  Juni 
1896  §  29  £f.,  insbesondere  §  29  Abs.  3:  „Als  Börsenpreis  ist  derjenige  Preis  festzu- 
setzen, welcher  der  wirklichen  CJeschaftslage  des  Verkehrs  an  der  Börse  entspricht." 

•)  Pr.V.G.  36. 

•)  S.  oben  §§  41,  44,  51. 

')  S.  oben  §§  35  und  40. 

»)  Auslandische  Münzen  und  Papiergeldscheine,  Wechsel  in  fremder  Währung 
(Devisen),  Zucker,  Getreide,  Baumwolle,  Petroleum,  Gespinste,  chemische  und  Berg- 
werksprodukte (Beisch  I  38,  II  15). 

»)  Vergl.  Reichsger.  in  Zivils.  43  S.  127;  Begründung  1884  S.  171;  s.  Bing  261,. 
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b)  Dem  für  den  Bilanzzeitpunkt  (Jahresschluss)  massgebenden  Marictpreb 
geht  der  niedrigere  Erwerbspreis  vor^):  sofern  der  genannte  Marktpreis  den 
Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  übersteigt  —  fahrt  §  261  Ziff.  1  fort  — , 
dürfen  die  Waren  und  Wertpapiere  mit  Börsen-  oder  Marktpreis  hödislens  eu 
dem  letzteren  angesetzt  werden.  Ist  der  für  jeden  verstandigen  Besitzer  des 
betreffenden  Greschaftes  massgebende,  also  der  allgemeine,  Tauschwert  des  Bflanz- 
zeitpunktes  auch  noch  niedriger^  als  der  Erwerbswert,  so  gilt  er. 

3.  Der  Satz,  dass  bei  Waren  mit  Marktpreis  dieser  allein  massgebend 
sei,  erleidet  aber  auch,  abgesehen  von  H.6.B.  §  261  Ziff.  1,  eine  Ausnahme 
aus  dem  Gresichtspunkte  der  Grundsatze  ordnungsmässiger  Buchfühning,  unter 
deren  Berücksichtigung  der  Kaufmann  nach  §  38  des  H.G.B.  seine  wirtschaft- 
liche Lage  darzustellen  hat.  Es  ist  kaufmännische  Gepflogenheit,  Grundsatz 
ordnungsmässiger  Buchführung,  Vorräte  an  Roh-  und  Hüfsprodukten  tmd  Haäh 
fabrikaten  nicht  über  ihrem  Anschaffungs-  hexw.  Hersieüungspreis  einzusetxmh 
Also  hat  auch  ohne  H.G.B.  §  261  Ziff.  1  der  Erwerbspreis  Bedeutung.  Anderer- 
seits sind  sie  selbstverständlich  unter  diesem  Preise  anzusetzen,  wenn  jetzt  ihre 
Anschaffung  bezw.  Herstellung  niedriger  zu  stehen  käme').  Denn  dann  ist 
ihr  gegenwärtiger  Geschäftswert  niedriger,  denn  dann  könnten  sie  v(Haus- 
sichtlich  auch  nur  zu  geringerem  Preise  veräussert  werden. 

B.  Veräusserungsgegensiände  ohne  Marktpreis:  z.  B.  Grundstucke  und 
Häuser  im  Besitze  eines  Immobilienhändlers  (Immobilienverwertungsgesellschaft), 
Modeartikel,  Möbel,  kunstgewerbliche  Gegenstände  %  Hier  entscheidet  über  den 
Geschäfts-,  den  allgemeinen  VeräusseruTigswert  das  freie  Ermessen  des  Be- 
wertenden. Der  einzusetzende  Tauschwert  ist  also  ein  Schätzungswert  Eine 
allgemeine  Rechtsvorschrift  oder  ein  Brauch  ordnungsmässiger  Buchhaltung,  der 
dahin  ginge,  dass,  wenn  ein  anderer  Bewertungsmasstab  nicht  auffindbar  i?t, 
zum  Selbstkostenpreis  anzusetzen  sei,  besteht  nicht').  Der  vorsichtige  Kauf- 
mann wird  jedoch  diesen  Preis  einhalten^).  Nur  für  die  B.en,  welche  den 
H.G.B.  §  261  unterliegen''),  also  insbesondere  für  die  Gewinnt«rfet^n^«bilanzen 
der  A.en^),  besteht  in  dieser  Hinsicht  eine  bindende  Vorschrift  H.G.K  §  261 
Ziff.  2  bestimmt:  „andere  Vermögensgegenstände  (als  Wertpapiere  und  Waren 
mit  Börsen-  oder  Marktpreis)  sind  höchstens  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungspreis anzusetzen"*). 

IV.  Die  Vorschriften  über  Bewertung  der  Veräusserungsgegenstände  gelten 
nicht  bloss  für  Vermögensstücke,  die  gegen  Entgelt  weggegeben  werden  sollen, 


')  Dies  ist  die  Hauptabweiehung  vom  allgemeinen  Bilanzenrecht,  denn  nch 
ihm  ist  der  Marktpreis  nicht  blos  der  Maximal-,  sondern  der  Normal  wert  Nadi  ihm 
ist  also  EUnstellung  nichtrealisierten  Grewinnes  zulässig.  Das  österr,  A*-B^.  kennt  eine 
dem  neuen  H.G.B.  261.,  .entsprechende  Vorschrift  nicht  Indem  es  in  §49  bestinrntt: 
„Sämtliche  Aktiven  und  Passiven  sind  nach  dem  Werte  anzusetzen,  weldier  ihnen  zar 
Zeit  der  Aufnahme  der  B.  UUsäeMich  beizulegen  ist",  lasst  es  Einsetzung  nichtraüi- 
sierten  Gewinnes  zu.  Hierin  liegt  also  auch  die  Hauptabweiehung  des  östeirachifldiea 
vom  deutschen  Aktienrecht  {Deimel  23;  femer  Lehmanny  A.en  II  303). 

«)  Vgl.  Beiach  I  257,  262.    Näheres  unten  §  171  IV. 

»)  Ebenda  I  262. 

*)  Beiach  I  38.  Ausnahmsweise  haben  auch  solche  Gegenstände  nicht  btoas  eioeii 
Verkaufe-,  sondern  einen  Marktpreis. 

*)  Insbesondere  auch  nid^t  für  das  Ge8ellsch.-G.  (s.  Staub,  G.-G.  42,i)  und  dtf 
österr.  Handelsrecht  (Beiach  I  38  und  205). 

•)  Beiach  I  38,  257. 

^)  S.  oben  §§  41,  44,  51. 

»)  Nicht  aber  für  das  österr.  Aktienrecht  (Beisch  I  38  und  205). 

')  S.  oben  §  35.  —  Selbstkosten-  und  Herstellungspreis  decken  sich  nicht  ganz- 
S.  unten  §  171  II. 
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die  umzusetzenden»  sondern  auch  für  die  unenigelilich  zu  veraussernden.  Eine 
Eisenbahnunternehmung  z.  B.,  welche  nach  Ablauf  bestimmter  Zeit  unentgeltlich 
an  den  Staat  abzulassen  ist,  gilt  als  Yeräusserungsgegenstand  ^).  Wird  ein 
solcher  Gegenstand  bis  zu  seiner  unentgeltlichen  Ablassung  ständig  im  Betriebe 
verwendet,  so  gelten  für  die  Frage  der  Bewertung  der  während  dieses  Zeitraums 
der  Abnutzung  unterliegenden  und  zu  ersetzenden  Einzelgegenstandc  analog  die 
Vorschriften  über  Bewertung  der  Gebrauchsgegenstände. 


Die  Bewertnns:  der  Bet]riebs8»^8»®iistftnde  im  alls^emeinen. 

§  168. 

I.  A.  Das  Wesen  der  Betriebsgegenstande^)  ist  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  3 
und  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  sehr  zutreffend  definiert,  wenn  dort  von  „Ver- 
mögensgegenständen'' gesprochen  wird,  „welche  nicht  zur  Veräusserung,  sondern 
dauernd^)  zum  Betriebe  des  Unternehmens  bestimmt  sind"*). 

1.  Durch  das  „dauernd"  ist  einerseits  angedeutet,  dass,  was  nur  vorüber- 
gehend zum  Betriebe  des  Unternehmens,  zum  Grebrauche  dient,  wie  dies  bei 
Rohmaterialien  und  Halbfabrikaten  der  Fall  ist,  nicht  zu  den  Betriebsgegen- 
ständen  rechnet*),  andererseits  aber  auch  ausgedrückt,  dass  mit  dem  Begriffe 
Betriebsg^nstand  die  Absicht  späterer  Veräusserung  nicht  in  Widerspruch 
steht.     „Dauernd"  heisst:  auf  unbestimmte  Zeit*). 

2.  Das  „zur  Veräusserung  bestimmt"  lässt  erkennen,  dass  sich  mit  dem 
Wesen  des  Gebrauchsgegenstandes  zwar  nicht  die  Absicht,  wohl  aber  Not- 
wendigkeit baldiger  Veräusserung  verträgt. 

B.  1.  Wir  können  daher  definieren: 

a)  Veräusserungsgegenstand  ist  ein  Vermögensgegenstand,  welcher  zu 
baldiger  Veräusserung  bestimmt  ist. 

b)  Gebrauchsgegenstand  ist  ein  Gegenstand,  bei  welchem  zwar  nicht  die 
Absicht,  aber  unter  Umständen  die  Notwendigkeit  baldiger  Aussergebrauch- 
setzung und  damit  baldiger  Veräusserung  besteht. 

2.  Dies  ist  von  Bedeutung  für  den  Wertansatz  bei  Gebrauchsgegenständen, 
wie  wir  alsbald  sehen  werden. 

n.  A.  Grebrauchsgegenstände  dürfen  nicht  bloss,  sondern  müssen  zu 
ihrem  Gebrauchswert  angesetzt  werden'').  Eine  Bewertung  derselben  nach 
ihrem  gegenwärtigen  Verkaufswert  ist  grundsätzlich  unstatthaft.  Der  Kaufmann 
hat  die  Pflicht,  in  Inventar  und  B.  „die  Lage  seines  Vermögens  ersichtlich 
zu  machen"  (H.G.B.  §  38).  Dieselbe  erscheint  als  ungünstig,  wenn  sie  fort- 
währenden Schwankungen  unterliegt,  der  Rein  Vermögenszuwachs  bald  ausser- 
ordentlich steigt  bald  sehr  stark  fällt.  Der  rechnerische,  buchmässige  Ver- 
mögensstand   würde    aber  ausserordentlich    schwanken,    wenn   alle    Vermögens- 


«)  S.  oben  §  127  VII  B  2  b. 

«)  S.  oben  §  23  V. 

')  Daher:  (der  Existenz  nach)  „stabile  Konten'^. 

^  Die  Bestimmung  zum  Gebrauch,  nicht  der  tatsächliche  Gebrauch  entecheidet 
(Bing  261,.). 

*)  Ebenso  wie  andererseits  Materialien  (Holz,  Steine,  Metalle),  welche  definitiv 
zur  Herstellung  von  Betriebsgegenständen  verwendet  werden  sollen,  weil  bereits 
dauernd  zum  Gebrauch  b^timmt,  schon  als  Betriebsgegenstände  gelten  {Simon  329 f.; 
Bing  261„). 

•)  S.  oben  §  127  VII  B  2  b, 

^  8.  oben  §  35  III  B. 
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gegenstände  zu  ihrem  jeweiligen  Veräusserungswerte  anzusetzen  wären.  Denn 
dann  müssten  auch  die  Gebrauchsgegenstände  mit  ihrem  jeweiligen  Verkaufs- 
preise bewertet  werden  und  doch  besteht  hinsichtlich  ihrer  keine  Verkaufsabsicht 
Der  Gebrauchswert  der  Fabrikgrundstücke  ist  kein  anderer,  ob  der  allgemeine 
Grundstückspreis  um  50  Prozent  steigt  oder  fällt,  und  doch  würde  bei  An- 
setzung  der  Fabrikgrundstücke  zu  50  Prozent  höher  oder  niedriger  die  Ver- 
mögenslage des  Kaufmanns  sich  in  den  Büchern  erheblich  anders  als  bisher 
darstellen,  obwohl  sich  dieselbe  tatsächlich  gar  nicht  geändert  hat  Die  Bücher 
würden  somit  nicht  die  wahre  Vermögenslage  des  Kaufmanns  ersehen  lassen; 
sie  wären  geeignet,  ein  falsches  Urteil  über  den  Betriebserfolg  des  Unt^nehmens 
zu  erzeugen.  Sie  sollen  aber  die  vnrldiche  wirtschaftliche  Lage  der  Unternehmung 
ersichtlich  machen.  Also  müssen  bei  der  Inventur-  und  Bilanzbewertung  solcher 
Gegenstande,  bezüglich  deren  jede  Absicht  baldiger  Veräusserung  fehlt,  alle 
gegenwärtigen  Änderungen  nur  des  Tauschwertes  ausser  Berücksichtigung 
bleiben*). 

B.  Für  Gebrauchsgegenstände  kommen  nur  Änderungen  des  Gebrauchs- 
wertes  in  Betracht  Wie  der  Tauschwert  eines  Betriebsgegenstandes  steigen 
oder  fallen  kann,  ohne  dass  der  Wert  desselben  als  Gebrauchsgegenstand 
Änderung  erfährt,  so  ist  auch  möglich,  dass  der  Gebrauchswert  eines  Gegen- 
standes sich  ändert,  ohne  dass  in  seinem  Tauschwert  ein  Wechsel  eintritt'). 

1.  Wichtig  ist  für  die  Bestimmung  des  Wertes  eines  sog.  Gebrauchs- 
gegenstandes, dass  zum  Wesen  eines  solchen  gehört,  dass  er  dauernd  zum  Ge- 
brauche bestimmt  ist  Denn  hieraus  folgt,  dass  der  gegenwärtige  Gebrauchswert 
nicht  bloss  von  der  gegenwärtigen^  sondeni  von  der  dauernden  Gebrauchsfähig- 
keit abhängt.  ÄlleSy  was  die  Eigenschaft,  dauernd  dem  Betriebe  zu  dienen, 
verändert,  beeinflusst  schon  den  gegenwürttgen  Oebrauchsweri,  die  Be- 
wertung des  Gegenstandes  in  der  Gegenwart.  Den  Gebrauchswert  drückt  nicht 
bloss  die  sog.  Abnutzung,  welche  wir  früher  als  Substanzverringerung  und  Ver- 
schlechterung infolge  von  Einflüssen  der  äusseren  Natur  und  der  Verwendung 
im  Betriebe  definierten,  sondern  als  den  Gebrauchswert  mindernde  Momente 
kommen  auch  folgende  Umstände^)  in  Betracht: 

a)  Qebundenheit  ari  die  konkrete  Unternehmung,  der  Umstand^),  ob  der 
Wert,  den  der  Gegenstand  augenblicklich  besitzt,  die  innige  Verbindung  mit 
dem  Betriebe  zur  wesentlichen  Voraussetzung  hat  —  wie  z.  B.  eine  elektrische 
Beleuchtungs-  oder  Kraftübertragungsanlage  — ,  so  dass  er  bei  Loslösung  des 
Gegenstandes  (der  Anlage)  von  dem  Betriebe  erheblich  zurückgehen  würde, 
oder  ob  der  Wert  des  Gegenstandes  von  der  konkreten  Unternehmung  verhältnis- 
mässig unabhängig  ist,  wie  z.  B.  der  eines  Geschäftshauses  in  bester  Lage»  das 
jederzeit  anderer  Verwendung  zugeführt  zu  werden  vermag. 

b)  Die  Veraltung  durch  Überholung  seitens  neuer  Erfindungen,  Kon- 
struktionen, Methoilcn  (bei  Maschinen,  Patenten,  Modellen  u.  s.  w.). 


>)  Vgl.  Reiech  I  257,  263. 

')  Weil  der  Wert  der  Gebraucbsgegenstände  von  dem  vielfiltig  achwankenden 
Verkaufswert  unabhängig  ist,  der  Gebrauchswert  aber  nicht  solchen  Schwankungen, 
wie  der  Verkehrswert,  unterliegt,  werden  die  Gebrauchsgegenstände  auch  dem  Werte 
nach  „atahiU  Konten**  genannt.  Ihre  Bewertung  ist  von  Jimr  zu  Jahr  im  allgemeinen 
eine  gleichmässige.  Ihr  Wert  bleibt  im  allgemeinen  der  Herstellungs-  (äer  An- 
schaffungspreis. 

»)  S.  oben  §  139  II  C  4  a. 

*)  Sie  bilden  die  wirtschaftliche  Entwertung  im  Gegensatz  zur  teehniechen,  der 
„Abnutzung*'.  Vgl.  Beisch  I  267,  263  f.;  Blum,  Die  Abschreibungen  und  ihre  Zu- 
lässigkeit  als  Einkommensabzüge  nach  dem  preuss.  und  hess.  Eink.StG.  in  den  Annalen 
des  deutschen  Reiches  1903  S.  37  f. 
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c)  Die  xeülicke  Begrenzung  bei  Urheberrechten  u.  s.  w.^). 

d)  Veränderung  der  Konjunkturen  (z.  B.  bei  Fabrikation  von  Mode-  und 
iSportartikeln ;  B[rise  infolge  Überproduktion;  Entwertung  von  Grundstücken 
durch  Verlegung  des  Bahnhofs  u.  s.  w.). 

2.  Diese  Umstände  machen  es  notwendig,  dass  der  Unternehmer  die 
Möglichkeit,  Wahrscheinlichkeit  oder  Sicherheit  zukünftiger  Entwertung  schon 
in  der  Gegenwart  bei  der  Wertbestimmung  berücksichtigt.  Er  darf  den  Gegen- 
stand nicht  höher  als  zu  dem  Werte  ansetzen,  den  derselbe  voraussichtlich 
haben  wird,  wenn  diese  entwertenden  Umstände  sich  erfüllen.  Er  ist  hierzu 
rechtlich  nach  H.G.B.  §  40  verpflichtet  Weil  die  wertmindemden  Momente 
im  allgemeinen  nicht  plötzlich,  sondern  allmählich,  im  Anfang  geringer,  später 
stärker  wirken,  findet  auch  ihre  Inbezugnahme  successive  statt.  Nach  und  nach 
fortschreitend  werden  Abschreibungen  am  ursprünglichen  Gebrauchswerte  vorge- 
nommen. 

3.  Der  Eintritt  der  Entwertung  bedeutet  bei  Gebrauchsgegenständen 
Eintritt  der  Unbrauchbarkett,  Aufhebung  der  Eigenschaft  als  Betriebsobjekt, 
Aufhebung  des  Gebrauchswertes,  keineswegs  notwendigerweise  Aufhebung  jeden 
Wertes.  Der  abgenützte,  durch  Neueinstellungen  oder  Änderung  der  Fabrikations- 
methode überflüssig  gewordene  Gebrauchsgegenstand  kann  noch  einen  Wert, 
einen  Verkaufswert  besitzen  und  insofern  hat  auch  bei  Bestandteilen  des  An- 
lagevermögens der  Bealisationswert  Bedeutung^).  Der  gegenwärtige  Gebrauchs- 
wert deckt  sich  in  Hinblick  auf  solche  wertmindemde  Einflüsse  mit  dem  Ver- 
kaufspreis, der  sich  für  den  zur  Verwendung  im  Betrieb  unbrauchbar  gewordenen 
G^enstand  voraussichtlich  noch  erzielen  lassen  wird,  und  insofern  stellen  sich 
derartige  Gebrauchsgegenstände  als  eventuelle  Veräu^serungsgegenstände  dar, 
allerdings  nicht  in  der  eigentlichen  Bedeutung  dieses  Wortes:  als  Gegenstände, 
die  zur  Veräusserung  bestimmt  sind,  bezüglich  deren  der  Unternehmer  die  Ver- 
äusserungsabsicht  hat,  aber  in  dem  Sinne,  dass  es  Gegenstande  sind,  hinsichtlich 
welcher  für  den  Unternehmer  die  eventuelle  Veräussemngsnotwendigkeit  entsteht. 
Insofern  lässt  sich  von  einem  getnischten  Charakter  des  Anlagekapitals  reden. 
Aber  dabei  ist  wohl  zu  beachten,  dass  derselbe  nicht  ein  wesentliches  Moment 
des  Anlagevermögensbegriffes  ausmacht.  Es  gibt  auch  Gebrauchsgegenstände, 
bei  deren  Aussergebrauchstellung  völlige  Wertlosigkeit  eintritt,  auch  jeder  Ver- 
kaufswert entfällt,  z.  B.  bei  Urheber-  oder  Firmenrechten.  Man  kann  dieselben 
im  Gegensatz  zu  jenen  gemischten  Gebrauchsgegenständen  „mwe  Oebrauchs- 
tcerte^  nennen').  Weil  bei  ihnen  der  Wegfall  der  Eigenschaft  als  Gebrauchs- 
gegenstand völlige  Wertlosigkeit  bedeutet^  müssen  dieselben  rascher  abgeschrieben 
werden,  als  die  gemischten  Gebrauchsgegenstände.  Es  ist  dies  Jiicht  nur  ein 
Grebot  der  „Vorsicht",  eine  „empfehlenswerte  kaufmännische  Gepflogenheit"*), 
sondern  ein  Gebot  des  Rechtes.     Der  Kaufmann  muss  so  verfahren. 

4.  a)  Aus  dem  Ausgeführten  folgt  zugleich  die  wirtschaftliche  Natur  der 
erwähnten  Abschreibungen.  AUe  Abschreibungen  wegen  Wertminderung,  nicht 
bloss  diejenigen  wegen  durch  Abnutzung  herbeigeführter  Entwertung  sind  not- 
wendige Abschreibungen.  Vor  ihrem  Abzug  ist  Jiicht  der  wahre  gegenwärtige 
Wert  des  Gegenstandes  angegeben;  vor  ihrer  Vornahme  ist  bei  richtig  aufge- 
stellter B.   kein    Reinvermögenszuwachs,    kein    bilanxmässiger   Reingewinn    vor- 


>)  Ebenda  I  266.  II  17  und  82. 
»)  Vgl.  Beisch  I  256,  267. 
»)  Vgl.  Beisch  II  82. 
«)  Ebenda  I  256  f.,  II  17,  82. 
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banden.  Keins  dieser  Abschreibungen  trägt  den  Charakter  einer  GewinDreser- 
viening,  der  Bildung  von  stillen  Oemnnreserven^). 

b)  Daran  ändert  auch  der  Umstand  nichts^  dass  nicht  alle  diese  Ab- 
schreibungen wirtschaftlich  und  steuerrechtlich  zu  den  Betriebsausgaben  zahkn. 
Hieraus  folgt  nur,  dass  ein  Teil  dieser  Abschreibungen  —  die  nicht  durch 
Abnutzung  verursachten*)  —  eine  Reinvermögensminderung  darstellen,  welche 
nicht  im  Betrieb  ihre  Ursache  hat,  nicht  zum  Zwecke  der  Einkommenserzieltmg 
vorgenommen  wurde.  Keineswegs  leitet  sich  aus  dem  Umstände,  dass  diese 
Abschreibungen  nicht  den  Charakter  von  Aufwendungen  besitzen,  welche  xtim 
Reinertrag  führen,  ab,  dass  es  Verwendungen  sind,  welche  aus  dem  Reinertrag 
geschehen.  Sie  sind  nicht  Minderung  des  Rohertrags  —  Betriebsausgaben  — , 
nicht  Minderung  des  Reinertrags  —  stille  Reserven  — ,  sondern,  was  sie  mindern, 
ist  das  Stammvermögen.  Sie  mindern  nicht  den  „Ertrag^',  sondern  das  „Ver- 
mögen". Aus  dem  Grunde  sind  sie  zwar  steuerrechtlich  nicht  abzugafähig, 
wohl  aber  bilanzrechtlich.  Das  eine  schliesst  das  andere  nicht  aus.  Was  den 
Ertrag  nicht  mindert,  kann  das  Kapital  mindern;  was  nicht  Betriebsausgabe 
ist,  Kapitalausgabe  sein.  Die  letztere  Eigenschaft  teilen  die  genannten  Ab- 
schreibungen mit  den  Abschreibungen  wegen  Abnutzung.  Aus  diesem  Grunde 
besitzen  sie  daher  auch  den  Charakter  notwendiger  Abschreibung, 

III.  So  weit  B.en  in  Frage  stehen,  auf  welche  H.GJB.  §  261  Anwendung 
findet,  gelten  die  im  vorigen  Paragraphen  erörterten  Bestimmungen  —  a)  An- 
setzung  von  „Wertpapieren  und  Waren"  mit  Marktpreis  höchstens  zu  diesem, 
wenn  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreis  niedriger,  zum  Herstellungs-  od^ 
Anschaffungspreis,  b)  Ansetzung  anderer  „Wertpapiere  und  Waren"  höchstens 
zum  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreis  (§  261  Ziff.  1  und  2)  —  mangels 
Einschränkung  ihres  Wortlautes  auf  zur  Verausserung  bestimmte  Waren  und 
Wertpapiere  von  Rechts  wegen  auch  für  Bestandteile  des  Anlagevermögens^ 
Ihre  praktische  Anwendung  auf  Betriebsgegenstände  ist  aber  eme  weniger 
häufige  und  zwar  hinsichtlich  beider  Ziffern^  wenn  auch  aus  verschiedenen 
Gründen. 

A.  1.  Die  Vorschrift  des  §  261  Ziff.  1  ist  darum  für  Betriebsg^enstande 
weniger  praktisch,  weil  diese  zumeist  a)  nicht  in  Wertpapieren  mit  Börsenpreis, 
b)  nicht  in  Waren,  d.  h.  beweglichen  Sachen,  in  welchen  Handelsgesdiaite 
geschlossen  werden  sollen,  c)  wenn  aber  in  Waren,  nicht  in  aolchen  be- 
stehen, die  einen  Marktpreis  besitzen.  Grundschuldbriefe  auf  den  Inhaber, 
Bödmereibriefe,  Lagerscheine,  Konnossemente,  auf  den  Inhaber  lautende  oder 
indossable  Checks,  Versicherungspolicen  sind  wohl  Wertpapiere,  aber  im  allge- 
meinen solche  ohne  Marktpreis.  Das  Anlagevermögen  besteht  zu  einem  grossen 
Teil  aus  Immobilien,  gewerblichen  Anlagen;  so  weit  es  sich  aus  beweglichen 
Sachen  zusammensetzt,  so  sind  das  wohl  Sachen,  welche  Gegenstand  von 
Handelsgeschäften  sein  können  (Werkzeuge  und  sonstige  Betriebsgerätschaften, 
Möbel  u.  s.  w.),  aber  regelmässig  sind  es  solche,  welche  keinen  Marktpiras 
besitzen. 

2.  Immerhin  kommen  Ausnahmen  vor.  Eine  A.  erwirbt  z.  B.  den 
grössten  Teil  der  Aktien  einer  anderen,  um  durch  tatsadiliche  Leitung  der  Ge- 
schäfte der  letzteren  dem  eigenen  Unternehmen  dauernd  Vorteile  zuzuführen*), 
oder  eine  Gesellschaft  m.  b.  H.  hinterlegt  als  Kaution    für  die  Erfüllung  von 


^)  S.  auch  Beisch  I  267,  304;  Simon  403;  Lehmann,  Aen  II  302. 

»)  S.  oben  §  139  II  C. 

»)  S.  oben  §  35  III  A  1. 

*)  Vgl.  Bing  261,,  207,;  s.  auch  Simon  333  ff. 
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Konzessionsbedingungen  dauernd  Wertpapiere  bei  einer  Behörde  ^).  In  diesem 
Falle  haben  Wertpapiere  mit  Börsenpreis  den  Charakter  von  Anlagevermögen. 
Keine  solchen  Betriebsgegenstande  bilden  jedoch  bei  besonders  angelegten 
Reservefonds  die  Effekten  dieser  aktiven  Fonds.  Denn  sie  soUen  nach  dem 
Zweck  dieser  Fonds  ja  im  Bedarfsfalle  veraussert  werden. 

B,  1.  Wenn  die  Vorschrift  des  §  261  Ziff.  1  auf  Betriebsgegenstande 
selten  Anwendung  finden  kann,  weil  das  Anlagevermögen  in  der  Regel  aus 
Werten  besteht,  welche  keinen  Börsen-  oder  Marktpreis  besitzen,  so  würde  an 
»ich  zu  erwarten  sein,  dass  die  zum  stehenden  Kapital  rechnenden  Vermögens- 
stücke um  so  mehr  der  Bestimmung  des  §  261  Ziff.  2  unterlägen,  wonach 
Vermögensgegenstande  ohne  Marktpreis  höchstens  zum  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungspreis angesetzt  werden  dürfen.  Hiernach  würde  also,  ist  der  Gebrauchs- 
wert höher,  doch  nur  zum  Erwerbspreis,  ist  er  niedriger,  zum  Gebrauchswert 
zu  bemessen  sein.  Letzteres  würde  wohl  regelmässig  zutreffen,  weil  doch  ijn 
allgemeinen  infolge  der  Abnutzung,  Veraltung  und  anderen  oben  angegebenen 
Gründe  der  Gebrauchswert  allmählich  mehr  und  mehr  unter  den  Herstellungs- 
oder Anschaffuugswert  herabsinken  wird. 

2.  Allein  da  greift  eine  andere  Bestimmung  ein,  H.G.B.  §  261  Ziff.  3, 
welche  lautet:  „Gegenstände,  die  nicht  zur  Wertveräusserung,  vielmehr  dauernd 
zum  Geschäftsbetrieb  bestimmt  sind,  dürfen  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren 
Wert —  d.h.  wie  wir  früher^)  feststellten:  Verkaufs-  ocfer Gebrauchswert  —  zu 
dem  Anschaffungs-  oder  HersteUungspreis  augesetzt  werden,  sofern  ein  der  Ab- 
nutzung gleichkommender  Betnig  in  Abzug  gebracht  oder  ein  ihr  entsprechen* 
der  Emeuerungs-  (d.  h.  wie  wir  wissen*):  Abschreibungs-)Fonds  in  Ansatz  ge» 
bracht  wird." 

Mit  dieser  Bestimmung  hat  es  folgende  Bewandtnis: 

a)  Nach  H.G.B.  §  39  hat  der  Kaufmann  jährlich,  bei  Warenlagern,  wenn 
die  Aufnahme  nach  der  Beschaffenheit  (insbesondere  Grösse)  des  Geschäftes 
nicht  füglich  in  jedem  Jahre  geschehen  kann,  alle  zwei  Jahre  ein  genaues  Ver- 
zeichnis seiner  Aktiva  und  Schulden  unter  Angabe  des  derzeitigen  Wertes  der 
einzelnen  Gegenstände  herzustellen.  Die  Aufnahme  dieses  Inventars  erfolgt 
nun  dem  Unterschied  ihrer  wirtschaftlichen  Bestimmung  gemäss  für  VeräusserungS' 
und  Anlagegegenstände  in  ganz  verschiedener  Weise. 

b)  Die  Veräusserungsgegenstände  sind,  wie  insbesondere  ihr  anderer  Name 
umlaufendes  oder  flüssiges  Kapital  andeutet,  zu  rascher  Veräusserung  bestimmt; 
die  Vorräte  an  Roh-  und  Hilfsstoffen,  Halb-  und  Ganzfabrikaten  wecJisdn  dem- 
gemäss  ausserordentlich.  Von  den  Waren,  die  zur  Zeit  der  Herstellung  des 
kotzten  Jahresverzeichnisses  vorhanden  waren,  finden  sich,  wenn  die  Zeit  der 
nächsten  Fertigung  des  Vennögensverzeichnisses  herankommt,  nur  noch  wenige 
im  Besitz  des  Unternehmers;  neue  Materialien  und  fertige  Produkte  sind  an 
die  Stelle  getreten,  die  anderen  sind  umgesetzt  Daher  ist  es  unumgänglich, 
die  Veräusserungsgegenstände  bei  der  periodischen  Fertigung  des  Inventars 
auch  neu  zu  bewerten,  neu  einzuschätzen. 

c)  Anders  dagegen  die  Anlage-  oder  Betriebsgegenstände.  Sie  sind  zu 
dcmemder  Verwendung  im  Geschäfte  bestimmt  Sie  stellen  daher  nicht  wechseln- 
den,   sondern  stabilen  Besitz  im  Vermögen  des  Unternehmers  dar.    Da  die  Neu- 


0  Staub,  Q.-G.  42  „. 

*)  §  35  in  C.    Das  preuss.  Oberverwaltungsgericht  nimmt  Wert  in  §  261  Ziff.  3 
nur  im  8inne  von  Verkaufswert  (Entsch.  in  Steuers.  X  303). 
«)  §  136  VI  A. 
*)  Beiteh  II  18,  I  256. 
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bewertung  aller  Aktiva  und  Passiva  bei  grossen  Betrieben  zeitraubend  und 
wegen  der  Heranziehung  sachverständiger  Taxatoren  auch  zumeist  kostspielig 
ist^),  wird  in  der  Praxis  hinsichtlich  des  stabilen  Besitzes  alljährliche  Neuein- 
schätzung unterlassen  und  statt  dessen  nur  die  im  abgelaufenen  Jahre  an  den 
stabilen  Bestandteilen  des  Vermögens  eingetretene  Entwertung  und  zwar,  wie 
wir  sehen  werden^),  in  schematischen  Formen  geschätzt  Es  wird  nicht  posätiv 
der  jeweils  gegenwärtig  vorhandene  positive  Gebrauchswert  durch  Einzelunter- 
suchung festgestellt,  sondern  die  im  abgelaufenen  Jahre  eingetretene  negative 
Gebrauchsminderung  schematisch  bewertet').  Ausgegangen  wird  dabd  vom  Her- 
stellungs-  bezw.  Anschaffungspreis  und  an  diesem  allmählich  der  Wert  der  Ge- 
braticksminderung  abgeschrieben. 

d)  Diese  Art  der  Bewertung  der  Grebrauchsgegenstände  widerspricht  nicht 
dem  positiven  Recht  von  H.G.B.  §  40.  Denn  wenn  hier  auch  bemerkt  wird, 
die  Yermogensgegenstände  seien  nach  dem  Werte  anzusetzen,  der  ihn^t  bozu- 
l^en  ist,  so  darf  dies  doch  nicht  so  buchstäblich  verstandrai  werden,  dass  der 
Ansatz  ihres  Wertes  in  Inventar  und  B.  gerade  auf  Einschätzung  ihres  jeweils 
positiven  Wertes  beruhen  müsse,  denn  damit  wäre  übersehen,  dass  obenan  im 
H.G.B.  der  Satz  steht:  der  Kaufmann  habe  in  den  HandelBbüchem  die  Lage 
seines  Vermögens  nach  den  Grundsätzen  ordnuugsmässiger  Buchführung  ersichtr 
lieh  zu  machen.  So  weit  es  also  mit  dem  Wortlaut  des  Gresetzes  nicht  in 
schroffstem  Widerspruch  steht,  darf  und  muss  das  letztere  so  ausgelegt  werden, 
wie  es  mit  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchhaltung  im  Einklang  steht 
Das  ist  aber  ordnungsmässiger  Brauch  der  kaufmännischen  Buchführung,  dem 
jeweiligen  Wertansatz  komplizierter  Sachgesamtheiten  nicht  eine  tatsächliche 
Feststellung  des  positiven  Wertes  derselben,  sondern  nur  eine  schematiscfae 
Feststellung  des  Wertes  ihrer  Wertminderung  zu  Grunde  zu  legen.  Auch  ohne 
die  besondere  Bestimmung  des  §  261  Ziff*.  3,  soweit  sie  nicht  von  Bildung  sog. 
Emeuerungsfonds  handelt  %  wäre  es  kaufmännischem  Brauche  gemäss  statthaft, 
dass  der  Wert  von  Gebrauchsgegenständen  in  der  eben  geschilderten  Weise 
festgestellt  wird'^).  Dass  die  Abschreibung  bei  keinem  höheren  als  dem  H»- 
stellungs-  bezw.  Anschaffungswerte  anfangen  dürfte,  würde  schon  aus  dem  H.GJ^ 
§  261  Zifil  2  folgen.  Ohne  diese  Vorschrift  wäre  es  allerdings  nur  ein  Gebot 
der  Vorsicht*),  den  Ausgangspunkt  nicht  etwa  von  einem  den  Selbstkostenpreis 
übersteigenden  höhereu  Gebrauchswert  zu  nehmen*^). 


*)  S.  zum  folgenden  Betsch  I  266,  II  17,   326  und  schon  oben  §  104  11  A  4. 

*)  Unten  §  173. 

»)  Vgl.  Beisch  I  201. 

*)  S.  in  dieser  Hinsicht  oben  §  21  IV  A  4  b  /?. 

*)  Erleidet  eine  Maschine  von  7000  Mk.  Einkaufispreis  durch  Abnutzung  500  Mk. 
Werteinbusse,  so  kann  die  Maschine  in  der  B.  nur  mit  ihrem  niedrigeren  Gebrmnelis- 
wert  angesetzt  werden  (Eeisch  II  45 ff.;  Beigel  II  52  f.;  Fuisting,  Steueriehre  178) 
und  es  ist  statthaft,  die  Maschine  vor  den  Strich  zum  Anschaffungspreis  anznsetaeii 
und  dort  von  ihr  den  Abnutzungsbetrag  abzuziehen.  M.  a.  W.  es  kann  gebucht 
werden : 


Bilanzkonto 


Aktiva 

Kassa       10000 

Maschine 6500 

oder: 


10000 

Maschine       ....   7000   | 

ab  Abnutzung  ...     500    {       6500 

•)  Beisch  1  257. 

'')  Ge8ell8ch.-G.  42  Ziff.  1  erhebt  die  Einhaltung  dieser  Begel  nnzweckraiasiger- 
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e)  Es  lässt  sich  sogar  weiter  gehen  und  sagen,  es  wäre  besser  gewesen, 
der  Gesetzgeber  hätte  die  Vorschrift  des  §  261  Ziff.  3  bezw.  des  entsprechen- 
den zweiten  Satzes  von  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  unterlassen.  Drei  Umstände 
n;ehtfertigen  diese  Behauptung. 

a)  Indem  der  Gesetzgeber  eine  derartige  Bewertung  lediglich  für  Ge- 
brauchsgegenstände gestattet^  verbietet  er  ausdrücklich  die  Anwendung  der 
kaufmännischen  Gepflogenheit  für  Veräusserungsgegenstände  bei  Aufstellung 
von  B.en,  welche  unter  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  bezw.  Ge8ellsch.-G.  §  42  Ziff.  1 
fallen. 

ß)  Wichtiger  ist  aber  ein  anderes:  H.G.B.  §  261  Ziff.  3,  bezw.  Ge- 
sellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  macht  zur  Voraussetzung  des  Ausgangs  vom  Selbstkosten- 
preis wortlich  nur  die  Abschreibung  wegen  „Abnutzung'',  also  nur  wegen  Sub- 
stanzverschlechterung  und  Verringerung  infolge  natürlicher  Einflüsse  oder 
bestimmungsgemässer  Verwendung  im  Betriebe^),  nicht  wegen  Veraltung, 
Festlegung  im  Betrieb,  drohender  Veränderung  der  Absatzverhältnisse  (Konjunk- 
turenX  Zeitablauf  und  anderen.  Andererseits  unterliegt  es  aber  keinem  Zweifel, 
dass  der  Gresetzgeber  statt  Abnutzung  sagen  wollte:  Wertminderung  oder  Ent^ 
Wertung;  denn  dem  Geist  des  §  261  bezw.  des  §  42  widerspricht  es,  dass  ein 
Vennögenestück  über  seinen  gegenwärtigen  Gebrauchswert  angesetzt  werden 
darf,  wie  es  der  Fall  ist,  wenn  von  dem  Erwerbspreis  nur  die  Wertminderung 
w^nen  Abnutzung,  nicht  auch  die  aus  anderen  Gründen  abgezogen  werden  muss. 
Also  läsßt  sich  nur  im  Wege  ausdehnender  Auslegung*)  behaupten,  dass  Ab- 
nutzung so  viel  wie  Wertminderung  schlechthin  behauptet,  und  das  ist  immer 
misalich.  Die  herrschende  Lehre  glaubt  diesen  Schritt  nicht  tun  zu  können^). 
Es  lässt  sich  hinweisen  auf  das  Steuerrecht,  wo  Wertminderung  durch  Ab- 
nutzung und  Wertminderung  schlechthin  zweifellos  verschiedene  Begriffe  sind*), 
und  insbesondere  auf  das  österreichische  A.-Reg.,  das  ausdrücklich,  wo  es 
von  den  notwendigen  Abschreibungen  spricht,  nebeji  der  „Abnutzung''  besonders 
die  „Wertmbderung"  nennt  ^). 

AUein  trotzdem  muss  gesagt  w^erden:  für  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  bezw. 
Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  ist  ausdehnende  Interpretation  zulässig.  Der  Zu- 
i*ammenhang  erlaubt  es  und  macht  es  sogar  zu  gebieterischer  Notwendigkeit 
Der  Buchstabe  des  G.  kann  nicht  dessen  Geist  töten«).  H.G.B.  §  261 
Ziff.  1—2,  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  wollen  gegenüber  H.G.B.  §  40  eine 
Verschärfung  sein.  §  40  verbietet  die  Bewertung  über  den  wirklichen  gegen- 
wärtigen  Wert     §  261  Ziff.  1   und  2   und   Gesell8ch.-G.  §  42  Ziff.  1    erster 


weise  {Staub,  G.-G.  42  Anm.  21  und  30)  nur  für  BetriebsgegeDstände  zu  einer  Bechis- 
pflicht. 

')  S.  oben  §  139  II  C  4  a  und  b  und  unten  §  173  I  D  2  a  a. 

*)  Selbst  dass  „Abnutzung'*  nicht  bloss  Wertminderung  durch  Gebrauch,  sondern 
auch  solchen  durch  Verbrauch  mit  umfasst,  lässt  sich  nur  im  Wege  ausdehnender 
Interpretation  feststellen.  Es  folgt  daraus,  dass  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  und  ebenso 
GeseUsclL-G.  §  42  Ziff.  1  von  Betriebsgegenständen  schlechthin  sprechen.  Also  fallen 
unter  den  Beniff  mindestens  auch  Anlagen,  deren  Verwendung  vorwiegend  oder  aus- 
{«chliesslich  in  Bubstanzausbeutnng  (Bieselwiesen)  bestehen.  Denn  solche  Anlagen  machen 
doch  einen  grossen  Teil  der  Betriebsgegenstände  von  erheblicherer  Bedeutung  aus. 

»)  Vgl.  Staub  261  „;  derselbe  G.Q.  42 „]  BmcÄ  bei  Grünhut  Bd.  28  S.746;  Bing 
261,4;  Makawer  2ßl  IX  b  4;  Lehmann,  A.en  II 305  (dazu  S.704,).  A.  M.  Ämon  404. 

*)  8.  oben  §  139  II  C  4  a  und  6. 

*)  A.-Beg.  §  49  Abs.  5:  ,,Bei  Vermögensstücken,  welche  nach  ihrer  Beschaffen- 
lieit  einer  Abnützung  oder  Wertverminderung  unterliegen,  ist  eine  .  .  .  Abschreibung 
Torzanehmen/^ 

*)  Weitere  Gründe  oben  II. 
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Satz  verbieten  den  Ansatz  zum  wirklichen  gegenwärtigen  Wert,  soweit  letzterer 
auf  nicht  realisiertem  Gewinn  beruht  Nach  der  buchstäblichen  Auslegung 
enthielte  §  261  Ziff.  3  bezw.  Ge8ellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  Satz  2  ein  Zurück- 
gehen nicht  bloss  hinter  die  Vorschrift,  dass  nur  realisierter  Gewinn  angesetzt 
werden  darf,  sondern  unter  Umständen  auch  ein  Zurückgehen  hinter  die  Be- 
stimmung, dass  Überbewertung  verboten  ist  Denn  wenn  vom  Erwerbprds 
nur  die  durch  Abnutzung  verursachte  Wertminderung  abgezogen  wird,  so  Uegt 
in  den  Fällen,  da  der  Gegenstand  Entwertung  auch  durch  andere  Ursachen 
erlitt,  bei  Ansatz  desselben  zu  dem  um  die  Abnutzungsentwertung  gekürzten 
Erwerbspreis  Überbewertung  vor.  Ein  so  weit  gehender  Gegensatz  kann  nicht 
für  zwei  nur  durch  einen  Strichpunkt  getrennte  Sätze  angenommen  werden, 
wie  es  in  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  der  Fall  ist  Hier  heisst  es:  Betriebs- 
gegenstände „dürfen  höchstens"  zu  dem  Erwerbspreise  „angesetzt  werden";  sie 
können  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringen  Wert  zu  diesem  Preise  angesetzt 
werden,'^  sofern  eine  Abnutzungsquote  in  Abzug  gebracht  wird. 

Freilich  zu  weit  in  der  ausdehnenden  Auslegung  geht  wieder  Simon^). 
Verstehen  wir  seine  Ausführungen  rechte  so  hält  derselbe  jene  ausdehnende 
Auslegung  hinsichtlich  aller  Betriebsgegenstände  für  statthaft.  U.  E.  ist  aus 
dem  Umstände,  dass  das  G.  von  „Abnutzung^*  und  „EJmeuerungsfonia*^  spricht, 
die  Einschränkiuig  zu  entnehmen,  dass  §  261  Ziff.  3  bezw.  Ge8ellsch,-G.  §  42 
Ziff.  1  Satz  2  dahin  auszulegen  sind:  Betriebsgegenstande^  an  welchen  eine  Ab- 
nutzung möglich  ist,  können  unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  ihrer  Abnutzung 
und  sonstigen  Wertminderung  entsprechender  Betrag  zum  Abzug  gelangt»  zu 
ihrem  Anschaffungs-  oder  Erwerbspreise  angesetzt  werden.  Keine  Abnutzung 
ist  deren  Wesen  nach')  möglich  an  Patenten,  Konzessionen,  Wertpapieren,  For- 
derungen und  Grund  und  Boden  als  solchem').  Ausser  Simon  halten  Ma- 
kower%  Ring^),  Pinner  ^)  auch  an  unkörperlichen  Gegenständen  und  Wat- 
papieren Abnutzungfür  möglich.  Sie  gebrauchen  dann  eben  Abnutzung  in  fig;ür- 
liebem  Sinne,  nicht  im  Sinne  von  mechanischer^  sondern  von  wirtschaftlicher  Ab- 
nutzung, d.  h.  =  Entwertung').  Nicht  notwendig  ist  allerdings,  dass  der  Be- 
triebsgegenstand in  allen  seinen  Teilen  der  (körperlichen)  Abnutzung  zugang- 
lich ist  Es  genügt  bei  Betriebsgegenständen,  welche  aus  einem  Inbegriff  \om 
Gütern  sich  zusammensetzen®),  dass  Abnutzung  im  eigentlichen  Sinne  an 
Teilen  derselben  stattfinden  kann. 

IV.  Wird  ein  Teil  des  Betriebsgegenstandes  veräussert  oder  seiner  Be- 
Stimmung  als  Betriebsgegenstand  entfremdet  oder  geht   er  unter,    so   ist    nicht 


')  S.  403  f.  —  Lehmanny  A.en  II  305  f.  lässt  ausdehnende  Aual^oog  fibeiluiiipt 
nicht  zu.  £r  findet  dem^mäss  die  Bestimmung  (dass  der  Anschaff ungs-  o&r  Hei8teliiuig&- 

Sreis  unter  Berücksichtigung  der  Abnutzung  selbst  dann  massgel^nd  ist^  wenn  nach 
er  derzeitigen  Sachlage  für  den  Betriebs^egenstand  ein  weit  geringerer  Wert  anzu- 
nehmen wäre)  nicht  unbedenklich.  Gefährlich  wird  die  Bestimmung  insbesondere,  wenn 
als  Herstellungspreis  der  viel  höhere  Selbstkostenpreis  angenommen  wird.  Plantagen- 
gesellschaften  setzen  z.  B.  das  ganze  in  die  Plantage  als  die  „Anlage^'  gestsckte  i3tM  = 
fierstellungspreis  (s.  Lehmann,  Z.  53  ,o). 

*)  Vgl.  österr.  A.-Reg.  §  49  Abs.  5 :  „Yermögensstücke,  welche  nach  ihier 
Beschaffenheit  einer  Abnützung  .  .  .  unterliegen.'^ 

*)  S.  bezüglich  des  Grund  und  Boden  jedoch  weiter  §  129  II  C  4  und  6  und 
unten  §  173  I  D  1  b  5. 

*)  261  IX  b  4. 

*)  261,4. 

•)  Pinner  261  V  2  c. 

')  Dagegen  Staub,  G.-G.  42,,. 

*)  Z.  B.  eine  Eisenbahnanlage. 
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mehr  derselbe  Betriebsgegenstand  vorhanden.  Es  muss,  falls  er  nach  §  261 
zu  bewerten  war,  an  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  eine  eventuell 
durch  Schätzung  und  Verhältnisrechnung  festzustellende  Quote  abgerechnet 
werden,  dies  auch  dann,  wenn  das  ausgeschiedene  Stück  wertlos  geworden  war. 
Denn  es  läge  sonst  doch  eine  Bewertung  des  Restes  zu  einem  höheren  Werte 
als  dem  Erwerbswert  vor.  Denn  für  den  Erwerbspreis  wurde  der  ganze  Gegen- 
stand erworben*). 


Die  Terschledenheit  der  tatsftehlichen  l¥irkuiif  der  Über- 

und  llnterbewertuns:  bei  Terfinsserun^ s-  und 

€rebrauehs|i:es:e]istfinden. 

§  169. 

I.  Zu  Überbewertung  der  Aktiva  reizt  an  die  dadurch  sich  ergebende 
Möglichkeit  der  Verteilung  höherer  Dividende  und  Tantieme;  zur  Unterbe- 
wertung die  dadurch  ermöglichte  Abschwächung  des  Steuerdrucks.  Überbe- 
wertung erhöht  denbilanzmässigen  Beingewinn,  Unterbewertung  (durch  übermässige 
Anaetzung  der  Wertminderung  wegen  Abnutzung)^)  mindert  den  steuerpflichtigen 
Reinertrag. 

n.  über-  und  Unterbewertung  haben  nun  handeis-  bezw.  steuerrechtlich 
geringere  tatsächliche  Bedeutung  bei  Veräusserungs-,  als  bei  Betriebsgegefi- 
ständen^y 

A.  Verausserungsgegenstände  sind  zu  baldiger  Veräusserung,  zu  Umsatz 
bestimmt.  Dies  hat  zur  Folge,  dass  stattfindende  Über-  bezw.  Unterbewertungen 
r^elmässig  spätestens  im  nächsten  Jahre  sich  ausgleichen.  Wird  eine  Ware  in 
einem  Jahre  zu  hoch  eingeschätzt,  so  bewirkt  dies  bei  rechnerischem  Abschluss 
de^elben  einen  über  die  Wirklichkeit  hinausgehenden  bilanzmässigen  Rein- 
gewinn und  steuerlichen  Ertrag.  Wird  nun  im  nächsten  Betriebsjahre  die 
Ware  verkauft,  und,  weil  sie  überbewertert  war,  dafür  nicht  der  Preis  erreicht^ 
zu  dem  sie  in  Inventur  und  B.  ausgesetzt  ist,  so  entsteht  für  diese  Rechnungs- 
penode Reinvermögens-  bezw.  Betriebsverlust*),  also  niedrigerer  bilanzmässiger 
Gewinn  und  steuerpflichtiger  Ertrag.  Daher  kann  in  diesem  Jahre  weniger  Ge- 
winn verteilt  und  muss  mehr  Ertrag  versteuert  werden.  Das  Mehr  an  Gewinn 
bezw.  an  Steuer  im  Vorjahre  wird  ausgeglichen  durch  das  Weniger  an  Beidem 
im  Nachjahre. 

B.  Anders  dagegen  bei  Gegenständen  des  Anlagevermögens.  Diese  sind 
nicht  zur  Realisation  bestimmt.  Erst  nach  vielen,  vielen  Jahren  gelangen  sie 
vielleicht  zur  Veräusserung.  Wird  hier  also  zu  hoch  bewertet,  so  wird  ohne 
Ausgleich  in  nächster  Zeit  zu  viel  Gewinn  verteilt,  zu  viel  Steuer  gezahlt  und 
bei  Unterbewertung  umgekehrt.  Man  könnte  meinen  woUen^  die  Verteilung 
von  zu  viel  Grewinn  werde  hintangehalten  durch  das  als  Folge  der  Überbe- 
wertung sich  ergebende  Ansteigen  der  Steuerschuldigkeit,  allein  eine  auf  hohe 
Dividenden*  und  Tantiimenerzielung  ausgehende  Verwaltimg  wird  hierdurch 
nicht  abgeschreckt  Sie  kürzt  darum  nicht  die  Dividenden,  sondern  die  frei- 
willigen Rücklagen  zu  Reserven. 


*)  Ebenso  Bing  261 1,;  a.  M.  /Simon  371  f. 

•)  a  oben  §  139  II  C. 

')  Zum  folgenden  Beisch  II  293  f.,  303,  309;  II  326. 

*)  Vgl  oben  §  159  A. 
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III.  Weil  Überbewertung  an  Verausserungsgegenstanden  aus  den  vorhin 
geschilderten  Gründen  für  die  Regel  praktisch  unerheblich  ist,  gehcüneu  Ai)- 
Bchreibiuigen  an  Bestandteilen  des  umlaufenden  Kapitals  in  der  Praxis  zu  den 
selteneren  Erscheinungen  ^). 

-  IV.  Für  die  Steuerbehörden  ergibt  sich  aus  dem  erörterten  G^ensatz 
die  Veranlassung,  die  Bewertung  von  Betriebsgegenständen  einer  eingehendefen 
Nachprüfung  zu  unterwerfen,  ab  dies  bei  Verausserungsgegenstanden  not- 
wendig ist 


Der  Anflchaffani^fipreis. 

§  170. 

I.  Der  Anscliaffungspreis  umfasst  alle  für  den  Erwerb  des  Gegenstande* 
gebrachten  geldwerten  Opfer,  nicht  bloss  den  Raufpreis  (Einkaufspreis,  Fak- 
turenwert). Es  folgt  dies  aus  der  Zusammenstellung  von  „Anschafiungs-  und 
Herstellungepreis".  Bei  „Herstellung'*  muss  Preis  =  Kosten  sein;  also  auch 
bei  „Anschaffung**.  Somit  rechnen  zum  Anschaffungspreis  alle  Vennögens- 
opfer,  welche  der  Erwerb  verursacht,  auch  Provision,  Porto,  Fracht,  Stempel 
Transportversicherung,  Steuer,  Ausfall  an  Hypotheken,  wogten  anderen«€it^ 
Rabatte,  Skonti  und  ähnliches  in  Abzug  gelangen*).  Bei  in  die  Gesellschafi 
eingelegten  Gegenstanden  ist  der  Anschaffungspreis')  identisch  mit  dem  Nenn- 
betrag der  dafür  gewährten  Aktien-  bezw.  Stanmikapitalanteilshöhe,  denn  die 
Einlagen  auf  das  Kapital  als  Aktiviun  und  das  Grundkapital  als  Passivuin 
müssen  sich  nach  dem  Wesen  des  Grund- (Stamm-)Kapitals  als  einer  in  Einzd- 
beträge  aufteilbaren  Summe  anfänglich  decken*).  Ob  die  Aktien  (Geschäfts- 
anteile) den  Parikurs  haben  oder  nicht,  ist  dabei  gleichgültig,  weil  ja  der  Wen 
der  Sacheinlagen  nach  dem  Nennbetrag  der  Aktien  bezw.  Stainmanteile  be- 
messen wird.  Etwas  anderes  ist  die  Frage,  ob  der  Umstand,  dass  die  Aktien 
(Greschäftsanteile)  einen  Marktpreis  unter  pari  besitzen,  nicht  zu  der  Prüfung 
Veranlassung  geben  kann,  inwieweit  die  eingelegten  Gegenstände  den  bei  der 
Gesellschaftsgründung  festgesetzten  Wert  wirklich  besitzen'). 

II.  Im  einzelnen  ist  noch  hervorzuheben: 

A.  Schafft  die  Gesellschaft  Aktien  (Geschäftsanteile)  einer  anderen  Ge- 
Seilschaft  in  der  Fonn  an,  dass  sie  ihrerseits  in  jene  Gesellschaft  Sacheinlagen 
macht,  und  darf  nach  gesetzlicher  Vorschrift  der  also  erworbene  Aktienbetxii<r 
(bezw.  Geschäftsanteil)  nicht  über  seinen  Anschaffungspreis  bewertet  werden  H 
so    gilt    hier    keineswegs    derjenige    Betrag    ipso    jure    als    Anschaffongspreb 


»)  Beisch  I  303. 

»)  Bing  261,. 

')  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  Sacheinlagen  nur  mit  ihrem  Anarhaffnog?- 
preis  bewertet  werden  dü^en.  Das  gilt  allerdings  im  Aktienrecht  ohne  AoBDahme, 
aber  im  Hecht  der  Gesellsdiaften  m.  b.  H.  ledlf^ich  bei  Einlagen,  welche  die  Natur 
von  Betriebsgegenständen  erhalten  (s.  Staub,  G.-G.  42,,  und  42,,),  weil  das  Gread]9ch.-0. 
die  Vorschrift  der  Bewertung  höchstens  zum  Erwermpreis  nur  für  BetriebsgegeiistiDde 
aufstellt  (§  42  Ziff.  1  im  Gegensatz  zu  H.G.B.  261  Ziff.  2). 

*)  Bolee  XIII  505. 

»)  Staub  261  ^,;  derselbe  G.-G.  i2^  Simon  370. 

' )  Das  ist  bei  Gesellschaften  m.  b.  H.  lediglidi  der  Fall,  wenn  die  orworbeDefi 
Aktien  bezw.  Geschäftsanteile  nicht  zur  Woiterveransserung  bestammt  werden  (s.  obefi 
Anm.  3). 
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zu  welchem  die  Einlagen  von  der  anderen  Gesellschaft  auf  deren  Stamm- 
kapital übernommen  werden,  denn  es  handelt  sich  ja  nicht  wn  Anschaffung 
von  Sacheinlagen  auf  das  Passivum  Grundkapital^),  sondern  um  Anschaffung 
?on  Geschäftsanteilen,  aber  die  einlegende  Gesellschaft  darf  die  ihr  bei  der 
anderen  Gesellschaft  zustehenden  Geschäftsanteile  mit  dem  Geldwerte,  zu  welchem 
die  andere  Gesellschaft  die  einzulegenden  Sachen  annimmt,  von  dem  Momente 
an  einsetzen,  wo  die  betreffenden  Gegenstände  bei  ihr  ausgehen. 

Denn  das  G.  verlangt  Reab'sation  nicht  im  Sinne  von  Umsetzung  in 
Geld'),  sondern  im  Sinne  von  Umtausch  gegen  einen  anderen  geldwerten 
G^enstand,  wie  es  auch  eine  Forderung  ist  Das  G.  spricht  u.  a.  von  dem 
Werte,  welcher  ztir  Veräusserung  bestimmten  Gegenständen  beigel^t  werden 
muss*).  Hieraus  folgt,  dass  der  Wert,  welcher  veräusserten  Gegenständen  bei- 
gelegt werden  darf,  der  Verausserungswert  ist  Veräusserung  liegt  bei  jeder 
en^eldichen  Weggabe  vor,  Veräusserung  im  buchhalterischen  Sinne,  wenn  die 
Sache  heim  Kaufmann  ausgeht.  Bis  dahin  sind  die  erworbenen  Geschäftsanteile 
zu  dem  Preise  anzusetzen,  zu  welchem  die  einzulegenden  Sachen  erworben 
wurden.  Von  dem  Momente  an,  da  die  Sachen  tatsächlich  bei  der  Gesellschaft 
ausgehen,  dürfen  die  dafür  erworbenen  Geschäftsanteile  mit  dem  Geldwerte  an- 
gesetzt werden,  zu  welchem  die  andere  Gesellschaft  die  Gegenstände  übernimmt 
Vorausgesetzt  ist  dabei  natürlich  immer,  dass  dieser  Wert  der  höhere  ist 

B.  Bei  Erwerb  eines  Grundstückes  in  der  Zwangsversteigerung  zur  Bettung 
einer  der  Gesellschaft  gehörigen  Hypothek  rechnet,  weil  Anschaffungspreis  so 
viel  wie  AnschafFungskosten  bedeutet,  zum  Anschaffungspreis  auch  der  aus« 
fallende  Teil  der  Hypothek,  sofern  der  Wert  des  Grundstücks  so  weit  reicht*). 
Die  Gesellschaft  besitzt  hinter  20000  Mk.  an  erster  Stelle  zu  Gunsten  eines 
Anderen  an  einem  Grundstück  eine  zweite  Hypothek  von  30000  Mk.  luid  er- 
wirbt das  Grundstück,  um  den  Kaufpreisstempel  für  29000  Mk.  mehr  zu 
sparen,  um  21 000  Mk.  Hier  ist  das  Grundstück,  von  weiteren  Kosten  (Gerichts- 
koeten)  ganz  abgesehen,  doch  mit  50000  zu  bewerten,  weil  zum  Anschaffiuigs- 
preis  alle  für  den  Erwerb  gebrachten  Opfer  gehören '^). 

C.  Besitzt  eine  Gesellschaft  Geschäftsanteile  einer  anderen  mit  Dividenden^ 
seheinen,  so  dürfen  die  letzteren  nicht  besonders  bewertet  werden.  Sie  bilden 
mit  dem  Geschäftsanteil  ein  Ganzes  und  haben  daher  mit  ihr  einen  einheit- 
lichen Anschaffungspreis.  Auch  mit  Ablauf  des  Geschäftsjahres  und  Fest- 
stellung der  Dividende  für  dasselbe  erhält  der  betreffende  Dividendenschein 
noch  keinen  besonderen  Preis.  Besonderen  Wert  bringt  er  der  Gesellschaft 
erst  mit  Einziehung  der  Dividende,  bezw.  seinem  Verkauft). 

D.  1.  Sind  mehrere  Gegenstände  derselben  Gattung  und  Oüte  (z.  B. 
Grundstücke  seitens  einer  Terraingesellschaft)  zu  denselben  oder  zu  verschiedenen 
Preisen  angeschafft,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  als  Anschaffungspreis 
der  einzelnen  Objekte  der  Durchschnittserwerbspreis  eingesetzt  werden  müsste'^) 
oder  nur  immer  dürfte.  Was  das  erstere  anlangt^  so  sind  nach  H.G.B.  §  38 
im  Inventar  die  „einzelnen''  Gegenstände  zu  bewerten.     Dass  es  sich  um  Ver- 


0  EntBch.  in  Steuers.  X  416. 

*)  Dies  meint  Staub  261  „;  dersMe  G.-G.  42  „.   Dagegen  oben  §  90 II  4  a  /ff, 

*)  H.G.B.  40  mit  261,. 

*)  Ebenso ^^tott^^  261  „;  derselbe  G.-G.  42  „^  Bing  261 «;  Simon  348;  Makower 
261  Vb;  a.  M.  Esser  261,;  Pinner  261  V  1  c. 

»)   Über   die   Bewertung   von     Eigentümerhypotheken    und   Grundschulden   an 
einem  solchen  Grundstück  durch  Uypothekehbankm  b.  §  178  II. 

«)  Staub  261,,, 

»)  So  Bing  261,. 

45* 
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mögensobjekte  derselben  Gattung  handelt,  ändert  hieran  nichts.  Auf  der 
anderen  Seite  aber  ist  die  verschiedene  gesetzliche  Behandlung  der  Gegenstände 
zu  beachten,  je  nachdem  der  Wert,  welcher  ihnen  für  den  Bilanztag  beizulc^n 
ist,  unter  oder  über  dem  AnschafTungspreise  steht  Während  die  Gegienstände, 
wenn  der  ihnen  für  den  Bilanztag  beizulegende  AVert  hinter  ihrem  AnschafTungs- 
preis  zurücksteht,  unter  letzterem  angesetzt  werden  müssen,  dürfen  dieselben, 
wenn  der  ihnen  für  den  Bilanzzeitpunkt  zukommende  Wert  höher  als  ihr  Er- 
werbspreis ist,  nach  Aktienrecht  schlechthin  (H.G.B.  §  261  Ziff.  2),  nach 
Ge8ellsch.-G.  §  42  Ziff.  1,  sofern  es  sich  um  Betriebsgegenstande  handelt, 
nicht  über  dem  Anschaffungspreis  zur  Bewertung  gelangen.  Das  verbietet,  wenn 
der  Durchschnittspreis  höher  wäre,  Ansetzung  derselben  zu  diesem.  Möglich 
ist  somit  nur  im  Wege  vertragsmässiger  ünterbewertung  *)  dn  Einheitspreis 
nach  dem  Werte  des  niedrigsten  Anschaffungspreises.  Das  ist  aber  dann  kein 
Durchschnittspreis. 

2.  a)  Anders  zum  Teil,  wenn  mehrere  Gegenstände  gleicher  Grattung  nnd 
Güte  zu  verschiedenen  Preisen  angeschaül  wurden  und  ein  Teil  davon  schon 
wieder  verkauft  ist.  Hier  gilt,  wenn  der  erste  Verkauf  nicht  schon  vor  dem 
Ankauf  des  zweiten  Postens  geschah,  der  Satz,  dass  aus  den  sämtlichen  Er- 
werbungen der  Durchschnittserwerbspreis  zu  berechnen  sei,  es  müsste  denn  be- 
stimmt nachzuweisen  sein,  aus  welchen  Einkaufsposten  die  spateren  Verkäufe 
geschahen. 

b)  a)  Um  die  Beispiele  Simons'^)  zu  benützen,  so  ist,  wenn  dne  Bank 
am  1.  Februar  100  Aktien  zu  400  und  1.  April  weitere  100  zu  425  kaufte, 
dagegen  1.  März  100  zu  410  absetzte,  der  Erwerbspreis  der  am  Bilanztag 
noch  vorhandenen  Stücke  425,  da  die  ersten  100  am  1.  April  nachweisUch 
veräussert  waren. 

ß)  Erfolgte  der  Verkauf  von  100  Stück  nicht  1.  März,  sondern  1.  Mai, 
und  wurden  nachweislich  die  1.  Februar  gekauften  100  Stück  zum  Verkauf 
verwendet  —  die  ersten  und  die  zweiten  100  wurden  in  getrennten  Packeteti 
aufbewahrt  — ,  so  ist  der  Erwerbspreis  der  restigen  100  am  Bilanztag  425. 

y)  Anders  dagegen,  wenn  sich  nicht  feststellen  lässt,  welche  individuellen 
Stücke  am  1.  Mai  veräussert  wurden.  Dann  ist  als  Erwerbspreis  der  ver- 
bleibenden 100  der  Durohschnittskurs,  also  41 2 ^/^  anzunehmen. 

c)  So  wohl  auch  Ring^  wenn  er  schlechthin  sagt:  „Vor  dem  Bilanstag 
veräusserte  Gegenstände  scheiden  bei  der  Berechnung  aus"*);  jedenfalls  aber 
PetersennPechmann^).  Dagegen  erklärt  es  Simon,  wenn  die  Veräussemng  erst 
am  1.  Mai  erfolgte,  für  unerheblich,  ob  die  einen  100  von  den  anderen  aus- 
geschieden waren.  Immer  sei  der  Durchschnittserwerbsprds  zu  berechnen,  weil 
sonst  die  gesetzliche  Vorschrift,  dass  nicht  über  den  Erwerbspreis  hinaus  be- 
wertet werden  dürfe,  leicht  illusorisch  gemacht  werden  könnte.  Allein^  dass 
dieer  Kechtssatz  leicht  umgangen  werden  kann,  liegt,  wie  wir  sahen '),  in  seinem 
Wesen.  Die  Auslegung  kann,  um  dies  einzudämmen,  nicht  die  ihr  gezogenoi 
Grenzen  überschreiten. 

E.  Sind  mehrere,  kein  wirtschaftliches  Ganze  bildende')  G^enstande 
derselben    Gatttmg,   aber  versdiiedener  QiUe   zu   einem   einJieülichefi,   zu   einem 


0  §  24  IX. 

*)  S.  340  f. 

»)  S.  261,. 

*)  S.  187. 

»)  §  35  V  A  2 1?. 

*)  Gegensatz  unten  §  174  III. 
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Pauschalpreise  angeschafft,  so  darf  für  die  einzelnen  Gegenstände  ebenfalls 
kein  Durchschnittspreis  angenommen,  sondern  niuss  der  gesetzlichen  Vorschrift 
der  Einzelbewertung  entsprechend  der  gezahlte  Preis  auf  die  einzelnen  Gegen- 
stande im  Verhältnis  ihres  wahren  Wertes  verteilt  werden.  Eine  Terraingesell- 
schaft erwirbt  z.  B.  einen  Grundstückkomplex,  der  aus  sehr  verschiedenartigen 
Grundstücken  besteht  Hier  ist  der  Besitz  in  Wertklassen  einzuteilen  und  auf 
sie  der  Gesamtpreis  verhältnismässig  zu  zerlegen^). 

Abgesehen  davon,  dass  die  Ansetzung  der  einzehien  Grundstücke  zu 
einem  Durchschnittspreis  der  gesetzlichen  Vorschrift  der  Einzelbewertung  zu- 
widerliefe, würde  dieselbe  auch  unter  Umständen  wirtschaftlich  zu  der  Wirklich- 
keit völlig  widersprechenden  Ergebnissen  führen.  Setzen  wir  den  Fall,  der 
Durchschnittswert  der  Parzelle  betrage  300  Mk.  und  die  Gesellschaft  verkaufte 
nur  ein  an  sich  500  Mk.  wertes  Grundstück  um  400  Mk.,  so  wären  100  Mk. 
Gewinn  zu  buchen  und  dieser  wäre  verte'dbar.  Gesetzt  nun,  die  Gesellschaft 
würde  alles  gute  Land  anf  diese  Weise  veräussern,  so  würde  jetzt  Gewinn 
verteilt  und  so  später  kein  Gewinn  mehr  vorhanden,  um  die  Verluste  aus- 
zugleichen, welche  bei  späterem  Verkauf  der  Parzellen  entstehen,  deren  tatr 
sächlicher  Verkaufspreis  den  Durchschnittssatz  der  Anschaffung   nicht  erreicht 

lU.  Nicht  zu  den  Anschaffungskosten  kann  ein  Teil  der  aUgemeifien 
Geschäftsunkosten  (Ausgaben  für  Verwaltung,  Miete,  Zinsen  für  aufgenommenes 
Betriebskapital,  Versicherungsbeiträge,  allgemeine  Unterhaltimg  der  Geschäfts- 
anlagen u.  s.  w.)  gerechnet  werden^).  Zu  den  AnschaffungsA^^^^n  eines  Gregen- 
standes  gehören  nach  kaufmännischer  Anschauung  nur  die  Kosten,  die  auf  die 
Anschaffung  besonders  verwendet  werden,  die  erst  aus  Anlass  der  Anschaffung 
entstehen.  Der  Kaufmann  schlägt  diese  Kosten  und  zwar  alle  diese  Kosten 
auf  den  Verkaufspreis  seiner  Waren,    aber  nicht  auf  ihren   Anschaffungspreis. 

IV.  Wohl  zu  trennen  ist  Anschaffungs-  und  Selhstkostenp-eis,  Hierüber 
s.  im  folgenden  Paragraphen. 


Der  Herstelluniirfipreis« 

§  171. 

I.  Während  bezüglich  der  Anschaffungskosten  die  einstinmiige  Meinung 
dahin  geht,  dass  dazu  Generalunkosten  nicht  gerechnet  werden  dürfen,  ist 
lebhaft  Streit  darüber,  ob  zu  den  nerstellungs\o^ien  eines  Gegenstandes  auch 
ein  Teil  der  aUgemeinen  Unkosten  zahlt. 

Die  Entscheidung  der  Frage  hängt  davon  ab,  ob  das  Wort  Herstellungs- 
preis wirtschaftlich  oder  buchtechnisch  zu  verstehen  ist. 

II.  A.  Wirtsciiaftlich  dürfte  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  zu  den 
Herstellungskosten  nicht  bloss  die  Ausgaben  für  Materialien  und  Löhne,  sondern 
auch  diejenigen  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  zahlen,  welche  mittelbar  zu 
den  mit  der  Herstellung  in  Verbindung  stehenden  Aufwendungen  und  Leistungen 
verwendet  wurden;  somit  die  Ausgaben  für  die  zur  Aufsicht  der  Arbeiter  be- 
.stlmmten  Personen  (Meister,  Techniker,  Betriebsdirektoren  u.  s.  w);  Versicherungs- 
beiträge (für  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden-  u.  s.  w.  Versicherung),  Unterhaltung 

")  Simon  351;  Behrend  I  882,  der  eine  zustimmende  Reichsgerichtsentscheidung 
vom  15.  November  1893  (I  272/93)  anführt;  Bolze  XVII 533;  Bing  261,;  Staub  261  ^j. 
*)  Simon  345;  Bing  261 ,  und  alle  Anderen. 
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und  Miete  der  für  Heretellung  der  Waren  erforderlichen  Anlagen,  Maschinen 
und  Geräte  bezw.  Anteil  an  der  Abnutzung  daran. 

B.  1.  Weiter  geht  noch  der  Selbstkostenpreis:  Hierzu  gehören  nicht  bloss 
die  Herstellungs-,  sondern  auch  die  Yertriebskosten  (Ausgaben  für  Laden, 
Reisende  u.  s.  w.),  die  Generalunkosten  und  die  Verzinsung  des  zum  Betrieb 
aufgenommenen  Kapitals.  Diese  weiteren  Kosten  muss  der  Kaufmann  berück- 
sichtigen, wenn  er  den    Verkaufspreis  kalkuliert^). 

2.  Wie  sehr  es  notwendig  ist,  Herstellungs-  (oder  Anschafrung8-)Pms 
und  Selbstkostenpreis  zu  trennen,  sei  an  einem  Beispiele  erläutert. 

a)  a)  Dürfen,  wie  im  österreichischen  Aktienrecht  und  im  Rechte  der 
Gesellschaften  m.  b.  H.,  fiergerichtete  Bauterrains  zu  ihrem  gegenwärtigen  Ver- 
kaufswerte angesetzt  werden,  so  steht  nichts  entgegen,  zu  dem  Herstellung^ 
preis ^)  (bei  Rohterrains:  zu  dem  Erwerbspreis)  die  Zinsen  der  auf  den  Grund- 
stücken ruhenden  Hypotheken  *)  und  sogar  die  Zinsen  des  auf  Erwerb  und  Her- 
stellung der  Grundstücke  verwendeten  eigenen  Kapitals  zu  schlagen,  wenn  für  den 
gegenwärtigen  Verkaufspreis  eine  solche  Höhe  angenommen  werden  darf,  dass 
dadurch  auch  diese  Zinszuschläge  gedeckt  sind;  denn  zweifellos  gehören  diese 
Zinsen,  die  zu  zahlenden  Schuld-,  wie  die  entgehenden  Eigenzinsen,  welche  in 
der  Zeit  vom  Erwerb  bis  zur  Zeit  der  Abstossung  des  Grundstücks  entstehen, 
zu  den  Selbstkosten. 

ß)  Ist  der  Verkaufswert  der  Grundstücke  auf  solche  Höhe  gestiegen,  s«o 
ist  auf  diese  Weise  die  Ausgabe  für  Hypothekenverzinsung  und  der  Entgang 
aus  Zinsen  des  eigenen  Kapitals  gedeckt.  Die  Form,  in  welcher  die  Deckung 
der  ersteren  Ausgabe  erfolgt,  ist  die,  dass  der  Zinsbetrag  nicht  bloss  in  die 
Verlust-,  sondern  auch  in  die  Gewinnseite  der  Gewinn-  und  Verlustrechnunfr 
zu  stehen  kommt,  d.  h.  nicht  bloss  auf  Unkosten-,  sondern  auch  auf  Immobilien- 
konto  gebucht  ¥rird*). 

y)  Übersteigt  der  gegenwärtige  Verkaufspreis  nicht  den  Herstellungs-  oder 
AuscbafFungspreis,  so  wäre  Zuschlag  der  Hypothekzinsen  und  der  Zinsen  des 
im  Terrain  investierten  Eigejikapitals  zum  Herstellungspreis  Ansetzunf;  eijies 
erwarteten,    aber  nicht  eines  gegenwärtigen   Wertzuwachses,    „taxierte  Gewinn- 


')  Prempenau,  Die  kaufmännische  Kalkulation  in  „Soll  und  Haben"  I  85  £f.; 
Tolkmity  Kalkulation  im  Geschäftsleben  1896. 

*)  Darüber  unten  unter  VII. 

')  Zumeist:  auf  dem  Grundstück  stehen  gebliebener  Kaufpreis. 

*)  Der  Herstelluogswert  des  Grundstücks  beträgt  1000.  Es  ruht  darauf  eine 
mit  4  Prozent  zu  verzinsende  Kaufpreisrestschuld  von  500.  Der  gegenwärtige  Ver- 
kaufßwert  beträgt  nur  1000.  Dann  ist>  wenn  der  Beingewinn  (von  den  20  Mk.  Hypo- 
pothekenzins  abgesehen)  80  betragen  würde,  zu  buchen: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

An  Hypothekenzinskonto 20 1  Per  Betriebsgewinn &1 

Eeingewinnsaldo 60 1 

Beträgt  aber  der  Verkaufspreis  des  Gmndstücks  zur  Zeit  des  Jahresecfaluseee  10211, 
dann  lautet  das: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

An  Zinsenkonto 20 1  Per  Betriebsgewiun 8(3 

Reingewinnsaldo 80 1  Per  Grundstöckskonto 20. 

Die  Ausgabe  für  Hypothekenverzinsung  ist  somit  ausgeglichen. 

Nehmen  wir  an,  der  Verkaufswert  stieg  sogar  auf  1040,  dann  ist  auch  der  eot- 
gehende  Zins  des  eigenen  Kapitals  gedeckt.    Die  Buchung  lautet: 

An  Zinsenkonto    ........      20 1  Per  Betriebskonto &^ 

Reingewinn 100 1  Per  Grundstückskonto 4('. 
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chance^'^y  Nicht  laset  sich  die  Aiisetzung  des  Grundstücks  zu  einem  höheren 
als  den  eiTektiven  Verkaufswert  der  Gegenwart  mit  der  Bemerkung  begründen, 
es  li^e  ein  innerer  Wertzuwachs  vor.  Für  die  Bewertung  kommt  es  nicht 
auf  den  inneren  Wert,  d.  h.  den  Wert,  welchen  das  Grundstück  für  seinen 
augenblicklichen  Besitzer  hat,  sondern  auf  den  Wert  an,  welcher  ihm  im  Verkehr 
seines  Eigentümers  mit  der  Aussenwelt  beiwohnt,  auf  seinen  Verkehrs-  oder 
objektiven  Veräusserungswert 

b)  Anders  liegt  die  ganze  Frage,  wenn  Verausserungsgegenstande,  trotzdem 
ihr  Selbstkostenpreis  oder  ihr  gegenwärtiger  Verkaufswert  höher  ist,  nur  zu 
ihrem  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreis  angesetzt  werden  dürfen.  Hier 
müssen   solche  Zinszuschlage  unter  allen  Umstanden   unberücksichtigt  bleiben. 

c)  Der  Unterschied  ist  von  erheblicher  praktischer  Bedeutung.  Im  ersteren 
Falle  erzielt  die  Immobilienverwertungsgesellschaft,  sofern  der  gegenwärtige 
objektive  Verkaufswert  die  Selbstkosten  erreicht,  Gewinn,  wenn  im  Grund- 
stück eigenes  Kapital  steckt;  im  übrigen  —  soweit  Hypothekzinsen  darauf  lasten  — 
erleidet  die  Gesellschaft  wenigstens  keinen  Verlust^).  Anders,  wenn  die  Wert- 
steigening  nicht  bewertet  werden  darf.  Dann  verursachen  die  Hypothekzinsen 
bilanzmässig  Verlust. 

d)  Der  Betrag  der  Hypothekenzinsen  und  der  Zinsen  des  eigenen  Kapitals, 
welcher  auf  die  Dauer  der  Herstellung,  also  auf  die  JiOit  der  Herstellungs- 
arbeiten entfäUt)  gehört  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  den  Herstellungs- 
kosten. Sie  dürfen  also  zum  Erwerbspreis  hinzugeschlageu  werden,  wenn  der 
gegenwärtige  Verkaufswert  nicht  niedriger  als  der  Herstellungspreis  ist^). 

lU.  Aber  daraus,  dass  ein  Teil  der  allgemeinen  Verwaltungskosten  wirt- 
schaftlich zu  den  Herstellungskosten  rechnet,  folgt  noch  nicht  —  das  ist  der 
Fehlschluss  der  entgegengesetzten  Meinung*)  — ,  dass  dies  auch  für  den  Her- 
stellungskostenbegriff des  H.G.B.  und  des  Gesellsch.-G.  gilt. 

A.  Es  muss  im  Auge  behalten  werden,  dass  die  Rechtssätze  über  An- 
setzung  zimi  Herstellungspreis  nach  der  Einteilung  des  Gesetzes  zu  den 
von  der  .ß^n^aufstellung  handelnden  Vorschriften  zählen.  Die  B.  bildet  aber 
einen  Teil  der  Handelsbücher  des  Kaufmanns.  Also  ist  im  Zweifel  davon 
auszugehen,  dass  die  in  Bezug  auf  die  B.  verwendeten  Begriffe  buchtechnisch 
zu  verstehen  sind. 

Darüber,  was  buchtechnisch  unter  Herstellungspreis  zu  verstehen  ist,  ent- 
scheiden die  Grundsätze  onlnungsmässiger  Buchführung,  die  Buchführung  des 
ordentlichen  Kaufmanns. 

Hiernach  werden  die  allgemeinen  Verwaltungskosten  in  ihrer  vollen  Höhe 
auf  Grewinn-  und  Verlustkonto  übertragen,  d.  h.  nur  als  Jahresverlust,  somit  als 
Reinvemiögen  minderndes  Element  gebucht '^).  Hieraus  aber  folgt,  dass  sie 
nicht  in  die  Herstellungskosten  der  Warenvorräte,  die  doch  ein  Bilanzaktivum 
und  damit  ein  das  Reinvermögen  mehrendes  Element  bilden,  mit  einbezogen 
^«rerden  dürfen.     Denn  damit  erhöhen  sie  ein  Bilanzaktivum  (Warenkonto)  und 


')  Hecht,  Bilanzmethoden. 

')  Das  ist  insbesondere  von  Bedeutung  für  DividendengescllBchaftcn,  d.  h.  solche 
Ocflellschaften,  welche  den  bilanzmässigen  KciDgewinn  sofort  verteilen,  ihn  nicht,  wie 
die  sog.  Liquidationsgesellschaften,  solange  auf  neue  Rechnung  vortragen,  bis  der 
Terrainbesitz  ganz  oder  zu  einem  grossen  Teile  veräussert  ist.  S.  dazu  Hecht,  Bilanz- 
meÜioden. 

»)  Vgl.  auch  unten  §  199  IV  A  4. 

*)  Esser  26I4  (und  Z.  34„-);  Staub  26ljo;  derselbe  G.-G.  42,^;  Cosack  §  118 
II  1  d;  Holdheim  in  seiner  Zeitsdtirift  II  161;  Knappe  S.  94. 

•)  Simon  344. 
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es  wäre  so  der  Grundgedanke  der  Buchung  der  allgemeinen  Betriebsspesen 
ausöchlicslich  auf  Gewinn-,  und  Verlustkonto  illusorisch  gemacht^  wonach  diese 
Ausgaben  ganz  und  vollständig  von  dem  Jahre  ihrer  Entstehung  getragen 
werden  sollen. 

Wohl  kommt  es  vor,  dass  dem  Herstellungs-  oder  Fabrikationskonto 
auch  eine  verhältnismässige  Quote  der  allgemeinen  Betriebsspesen  (Kontor,  Ge- 
halte, Steuer,  Versicherung,  Abschreibung)  ins  Soll  geschrieben  wird  und  so  ak 
Bestandteil  des  Wertes  der  Waren  in  die  B.  als  Aktivum  gelangt  Allein  üblich 
ist  dies  doch  nur  in  Österreich^).  Hier  liegt  aber  in  dieser  Tatsache  nichts 
der  Bewertung  der  Warenvorräte  Widersprechendes,  weil  nach  allgemeinem 
österreichischen  Aktienrecht')  nicht  der  Satz  gilt,  dass  Waren  höchstens  zu 
ihrem  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen,  sondern  hier  gilt  das  all- 
gemeine Bewertungsprinzip:  zur  Veräusserung  bestimmte  Gegenstände  sind  zu 
ihrem  gegenwärtigen  voraussichtlichen  Veräusserungswert,  wenn  mit  Marktpreis, 
gegenwärtigen  Marktwert  anzusetzen.  Der  Verkaufswert  ist  aber  nicht  so  sehr 
durch  die  Höhe  auch  der  allgemeinen  Betriebsspeseu  bestimmt,  wie  dies  der 
Herstellungspreis  der  Waren  durch  einen  Teil  der  Generalunkosten  ist  Der 
Verkaufswert  hängt  ebenso  stark  wie  von  den  Herstellungskosten,  auch  von 
anderen  Gründen,  dem  Kredit,  der  Konkurrenz,  den  Zoll-  und  Steuer- 
verhältnissen imd  anderem  ab.  Der  Verkaufswert  kann  sich  ausser  allem  Ver- 
hältnis zu  den  wirtschaftlichen  Herstellungskosten  befinden,  der  Herstellungs- 
preis nicht. 

B.  Dies  Ergebnis  wird  aber  noch  durch  das  positive.  Recht  unterstützt 
Das  positive  Recht  fusst  auf  der  buchhalterischen  Praxis,  dass  alle  allgemeinen 
Betriebsspesen  auf  Gewinn-  und  Verlust-,  also  Erfolgs-  und  nicht  auf  Ver- 
mögensbestands-, d.  h.  Warenkonto  übertragen  werden. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  die  Bestimmungen  von  H.GJSl 
§  261  Ziff.  4  und  3  bezw.  Gesellsch.-Q.  §  42  Ziff.  2  und  1  zu  betrachten»). 

Diese  Vorschriften  bestimmen:  1.  Die  Kosten  der  Verwaltung  dürfen 
nicht  als  Aktiva  in  die  B.  eingesetzt  w^erden;  2.  wenn  Gebrauchsgegenstände 
zu  ihrem  Herstellungspreis  in  der  B.  Aufnahme  finden,  so  ist  gldchzeitig  daran 
die  Entwertung  durch  Abnutzung  zu  kürzen.  Beide  Rechtssätze  haben  somit 
die  Tendenz,  die  Bilanzaktiva  nicht  zu  hoch  erscheinen  zu  lassen.  Würden 
die  allgemeinen  Verwaltungskosten  und  die  Abschreibungen  an  den  Gebrauchs- 
gegenständen in  den  Herstellungspreis  der  Waren  eingerechnet,  d.  h.  auf 
Fabrikations-  und  damit  auf  Warenvorratskonto  übertragen  werden  dürfien,  so 
würde  diese  Absicht  des  Gesetzgebers  vereitelt  Eine  Fabrik  macht  an  ihren 
Maschinen  10000  Mk.  Abschreibung;  von  den  damit  hergestellten  Waren  hat 
sie  nicht  ein  Stück  verkauft;  alle  sind  am  Jahresende  noch  am  Lager.  Werden 
diese  10000  Mk.  nun  als  allgemeine  Betriebsspesen  zum  Herstellungspreis  der 
Waren  geschlagen,  so  sind  die  am  Bilanzaktivum  „Maschinenkonto*'  wegge- 
nommenen 10  000  bei  einem  anderen  Bilanzaktivum  „Warenkonto**  hinzuge- 
setzt und  so  reell  die  Abschreibung  von  10000  Mk.  an  Maschinen  wegen 
Abnutzung  aufgehoben*).  Nun  stehen  aber  diese  beiden  Rechtssätze  unmittel- 
bar hinter  dein  anderen:  „Die  Vermögens-  bezw.  die  Gebrauchsgegenstände 
dürfen  höchstens  zum  Herstellungspreis  eingesetzt  werden.**  Hieraus  folgt  doch, 
dass  der  Gesetzgeber   eine   Entkräftung    seiner   beiden    nächsten    Sätze    durch 


0  Beisch  II  204. 

«)  S.  oben  §  167  III  B  Anm.  5.  Teilweise  unzutreffend  Deimel  22 f. 

»)  Vgl.  dazu  §  172  II. 

*)  Vgl.  Simon  346. 
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dkäen  ersteu  verboten  haben  will.  Also  dürfen  nach  deutschem  Aktienrecht 
und  ebenso  nach  dem  Rechte  der  Gesellschaften  m.  b.  H.,  sowie  dem  Rechte 
der  Vereine,  auf  welche  die  Rechtsregeln  des  §  261  ausgedehnt  sind,  die  Kosten 
der  Verwaltung  des  Unternehmens,  d.  h.  die  allgemeinen  Geschäftsunkosten, 
und  die  Abschreibungen  an  den  zur  Herstellung  der  Waren  verwendeten  Be- 
triebsgegenstande nicht  zu  den  Waren herstellungskosten  geschlagen  werden. 
Die  Herstellungskosten  bestehen  lediglich  aus  den  Ausgaben  für  Material  und 
Lohnen  nebst  Versicherungsbeiträgen  für  die  Arbeiter,  denn  letztere  sind  speziell 
Ausgaben  für  die  die  Waren  Herstellenden. 

C.  Das  Gleiche  muss  aber  für  das  spezielle  Aktienrecht  des  österreichischen 
A.-R^.  gesagt  werden.  Wird  bei  A.en,  welche  unter  dies  Regulativ  fallen, 
der  Verkaufswert  nach  dem  Selbstkosten-  oder  Herstellungspreis  berechnet, 
so  darf  in  die  beiden  letzteren  nicht  eine  Quote  der  Verwaltungskosten  oder 
irgendwelche  Abschreibung  an  den  Gebrauchsgegenständen  wegen  Wertminderung 
eingerechnet  werden.     Es  ergibt  sich  die:^  aus  folgendem. 

1)  Wie  schon  früher^)  erwähnt,  kann  nach  A.-Reg.  §  51  bei  Errichtung 
der  A.  im  Statut  eine  Verteilung  der  Gründungskosten  auf  fünf  Jahre  vorge- 
sehen werden.  Bedarf  es  aber  schon  zur  Verteilung  der  Gründungskosten«  die 
doch  wirklich  mehreren  Jahren  zugute  kommen,  einer  statutarischen  Zulassung, 
so  folgt  daraus,  dass  Kosten  der  laufenden  Verwaltung  überhaupt  nicht,  auch 
nicht  im  Wege  statutarischer  Ziüassung,  aus  dem  Jahre  ihrer  Entstehung  in 
ein  folgendes  übertragen  werden  dürfen.  Dies  wäre  aber  der  Fall,  wenn  es 
zulässig  wäre,  sie  in  den  Herstellungspreis  der  am  Jahresende  vorhandenen 
Warenvorräte  einzurechnen. 

2.  Das  A.-Reg.  schreibt  in  §  49  Abs.  5  ausdrücklich  vor,  dass  bei 
Vermögensstücken,  welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  einer  Abnützung  oder 
Wertverminderung  unterliegen,  eine  entsprechende  Abschreibung  vorzunehmen  sei. 
'Es  will  also,  dass  die  Aktiva  um  diese  Wertminderung  entsprechend  gekürzt 
werden.  Daher  kann  es  unmöglich  in  seiner  Absicht  liegen,  zuzulassen,  dass 
durch  Zuschlag  dieser  Abschreibung  zu  den  Herstellungskosten  der  Waren 
diese  vennögensmindernde  Abschreibung  an  bestimmten  Aktiven  der  rechnerischen 
und  wirtschaftlichen  Wirkung  nach  wieder  wettgemacht  werde. 

D.  Alles  in  allem:  Auch  zum  Herstellungspreis  eines  Gegenstandes  gehört 
bilanzrechtlich  nur,  was  auf  ihn  besonders  verwendet  wird;  also  z.  B.  Feuer- 
versicherung, Provisionen  für  Greldbeschaffung,  verlorene  Zinsen  (Verzinsung  des 
in  dem  Gregenstand  angelegten  eigenen  Kapitals,  Verzinsung  des  zwecks  Her- 
stellung aufgenommenen  Kapitals*)),  Tantiemen,  Errichtungsaufwendungen  ledig- 
lich, wenn  sie  sich  auf  den  zu  bewertenden  Gegenstand^),  nicht  auf  das  Unter- 
nehmen oder  die  Gesellschaft  als  Ganzes  beziehen. 

IV.  Kosten  der  Inbetriebsetzung  eines  hergestellten  Gegenstandes  (Kohlen, 
Werbekosten  des  Personals  u.  s.  w.)   nebst  Vorbereitung  dieser  Ingangsetzung 


«)  §  95  n  A. 

*)  So  Simon  347 ;  Bing  261  ^  und  13 ;  Behrend  880  ff. ;  Makower  261  V  c ;  Pimier 
261  V  2  a;  Keyssner  26K;  Bolze  VI  643;  Jurist.  Wochenschrift  1888  S.  245.  Die 
Ueokachrift  zum  neuen  H.G.B.  (I  245)  will  das  verständige  Ermessen  darüber  cnt- 
0clielden  lassen,  inwieweit  gewisse  allgemeinere  Kosten  als  Bestandteil  der  Herstellungs- 
kcN3ten  berücksichtigt  weisen  können.  Lehmann,  A.en  II  304  bezeichnet  als  Her- 
stelliugBpi'eis  nicht  die  besonderen,  sondern  die  unmittelbaren  Herstellungskosten. 

•)  Wird  ein  Darlehen  zwecks  Einrichtung  eines  Gebäudes  aufgenommen,  so 
bil<i^^  ^^®  aufgenommene  Summe  zuzüglich  bezahlter  Provision  den  Herstellungs- 
preis {Simon  375).  Zu  den  Herstellungskosten  eines  Patentes  gehören  die  Kosten  der 
auf  ^e  Erfindung  abzielenden  Experimente  (Simon  349).  —  Über  den  Herstellungs- 
-preis   von  Sachgesamtheiten  (Eisenbahn  u.  s.  w.)  vgl.  unten  §  174. 
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gehören  nicht  mehr  zu  den  Herstellung»-,  sondern  zu  den  Betriebskosten^); 
ebenso  selbstverständlich  BeparcUurkosten^). 

y.  Oft  lässt  sich  der  Herstellungspreis  für  die  einzelne  Ware  nicht 
nachweisen.  Die  Rohstoffe  wechseln  ihren  Preis  im  Laufe  des  Jahres,  die 
Löhne  ihre  Höhe.  Zu  welcher  Zeit  die  bei  der  Inventur  übrigbleibenden 
Fabrikate  hergestellt  wurden,  lässt  sich  vielleicht  nicht  ermittdn.  Dann  entr 
scheidet  der  Durchschnittsherstellungspreis  aller  im  Laufe  des  Jahres  heige- 
stellten  Gegenstände. 

Lässt  sich  auch  ein  Durchschnittsherstellungspreis  nicht  ermitteln,  so  wird 
der  Herstellungspreis  geschätzt  (vgl.  Simons  S.  347  f.). 

VI.  A.  Rohmaterialien  und  Halbfabrikale  zählen,  wie  schon  früher*)  er- 
wähnt, zu  den  Veräusserungsgegenständen,  denn  sie  sind,  wenn  auch  erst  nach 
Ver-  und  Bearbeitung,  zur  Veräusserung  bestimmt.  Also  ist  für  sie  an  sidi 
ihr  Veräusserungswert  und  zwar,  wenn  sie  einen  Markt  haben,  ihr  Marktwert 
massgebend,  aber  wir  wissen  bereits,  das«  dem  der  Anschaffungs-  bezw.  Her- 
stellungspreis vorgeht,  wenn  er  niedriger  ist,  nicht  bloss  bei  den  B.en,  auf 
welche  §  261  Ziff.  2  Anwendung  findet^),  sondern  auch  bei  anderen  Ken, 
insbesondere  auch  denjenigen  der  Gesellschaften  m.  b.  H. 

B.  Der  Satz  ist  bezüglich  der  Halbfabrikate  nicht  unbestritten. 

1.  Ring  meint:  die  Halbfabrikate  seien  auch,  wenn  der  objektive  Ver- 
kaufswert niedriger  sei,  zum  Herstellungspreise  anzusetzen,  da  der  erslere, 
wenn  überhaupt  zu  ermittebi,  ein  schiefes  Bild  gebe.  Allein  dieser  gewoknHche 
objektive  Veräusserungswert  kommt  ja  bei  der  Bewertung  gar  nicht  in  Betracht 
—  er  wird  der  Regel  nach  hinter  dem  Herstellungspreise  zurückstehen;  denn 
wozu  sind  Halbfabrikate  als  solche  gleich  wieder  verwendbar?  — ,  sondern, 
was  in  Betracht  kommt,  ist  der  Veräusserungswert,  den  das  Halbfabrikat  für 
jeden  verständigen  Besitzer  gerade  dieses  Geschäftes  hat.,  also  der  besondere 
objektive  Verkaufswert,  und  für  ihn  ist  die  Möglichkeit  der  Fertigstellnng  hn 
Geschäft  von  Bedeutung.  Erleidet  der  Verkaufswert  der  fertigen  Ware  durch 
Konjunkturenveränderung  und  anderes  einen  Rückgang,  so  wirkt  dieser  Ruck- 
gang  auch  auf  den  Verkaufswert  des  Halbfabrikates  ein*)*).  Dieser  Ver- 
kaufs wert  kann  unter  die  Herstellungskosten  desselben  herabgehen;  daher  ist 
unter  diesen  zu  bewerten*^). 

2.  Glaubt  man  auch  im  allgemeinen,  dass  Halbfabrikate  nicht  zu  ihren 
Fabrikationskosten  angesetzt  wertlen  dürfen,  wenn  ihr  Geschäftsverkaufsweft 
niedriger  ist,  so  wird  doch  zum  Teil®)  eine  Ausnahme  für  den  Fall  behauptet, 
dass  das  Ganzfabrikat,  zu  dem  das  Halbfabrikat  verarbeitet  werden  soll,  schon 
bestelU  ist.  In  diesem  Falle  hätten  allgemeine  Preisveränderungen  für  die 
feitigen  Waren  auf  den  speziellen  Preis  dieser  bestellten  Waren,  wenn  s^ 
fertig  werden,  keinen  Einfluss  mehr.     Daher  seien  auch  Abschwächungen,    die 

»)  Simon  374;  Bing  261,,.     Auch  unten  §  174  IVA  2. 

«)  §  138  IV. 

»)  ä  167  III  A  3. 

*)  Hier  folgt  es  daraus,  dass  Halbfabrikate  in  der  Regel  ohne  Markt-  und 
Börsenpreis  sind. 

»)  Simon  363;  Staub  261  „;   Makower  261  VIII  b;  Easer  261  Aom.  4  S.  160. 

')  Bing  hält  eine  solche  Rückwirkung  nur  für  gegeben,  wenn  das  Granzfabrikit 
vor  Fertigstellung  schon  verkauft  ist  {Ringj  A.  8.  608;  Bing  261,). 

^)  Den  ^^rkauf8wert  des  Halbfabrikates  als  Verkauiswert  der  fotigen  Wsrp 
abzüglich  Kosten  der  Fertigstellung  zu  definieren  (Simon  362 ;  Makower  261  VIII  b . 
ist  übrigens  nicht  ganz  zutreffend.  Abzuziehen  sind  auch  die  Vertriebskosten,  der  aof 
die  Fertigstellung  verhältnismässig  entfallende  Anteil  an  den  Kosten  der  Glesdlsdiafte- 
Verwaltung  und  der  Verzinsung  aufgenommenen  Kapitals  und  am  Untemehmergewiim. 

•)  Esser  a,  a.  O.  §  261  Anm.  4  S.  158. 
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am  Verkaufswert  der  Halbfabrikate^)  eintreten,  bei  deren  Bewertung  nicht 
mehr  in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  wie  es  an  sich  geschehen  müsste,  sowie 
der  Verkaufswert  unter  den  Betrag  des  Herstellungsaufwandes  sinkt  Allein 
die  Gründe,  welche  hierfür  zur  Anführung  gelangen,  sind  nicht  juristischer, 
sondern  rechtspolitischer  Art.  Es  müsse  angenommen  werden,  dass  der  Fabrikant 
die  zur  Ausführung  der  Bestellungen  erforderlichen  Materialien  bereits  gekauft 
habe.  Würde  der  Preisrückgang  der  verwendeten  Materialien  dem  Geschäfts- 
jahr, in  dem  die  bestellte  Ware  nur  zum  Teil  fertig  geworden,  zur  Last  ge- 
schrieben, so  läge  hierin  eine  Unbilligkeit  gegen  die  Aktionäre  dieses  Jahres 
zu  Gunsten  der  Aktionäre  des  Jahres  der  Fertigstellung,  denn  für  letzeres  Ge- 
schäftsjahr ergäbe  sich  dann  nur  ein  um  so  grosserer  Gewinn.  Zweckmässig- 
keiteerwägungen  vermögen  nicht  das  positive  Recht  zu  ändern.  Hiernach 
dürfen  aber  alle  Veräusserungsgegcnstände,  also  auch  Halbfabrikate  höchstens 
zu  ihrem  Herstellungswert  angesetzt  wenlen;  daher  sind  sie  unter  diesem  zu  be- 
werten, wenn  ihr  Veräusserungswert  ein  niedrigerer  ist. 

VII.  A.  1.  Nicht  selten  verursacht  ein  und  derselbe  Gegenstand  nicht 
nur  Anschaffungs-,  sondern  auch  Herstellungskosten.  Materialien  werden  ange- 
schafift,  um  erst  nach  Bearbeitung  veräussert  zu  werden*):  eine  Lokomotive, 
Maschine  besteht  aus  angeschafften  und  hergestellten  Gegenständen.  Grund- 
stücke werden  (von  TerraingesellscJiafien)  als  Spekulationsgrundstücke  erworben, 
um  durch  Pflasterung,  Entwässerung,  Nivellierung,  Sfcrassenanlegung  und  ähn- 
liches zu  Veräusserungszwecken  hergerichtet  zu  wenlen. 

2.  Rein  logisch  betrachtet,  liegt  hier  eine  Mischung  von  Anschaffungs- 
und Herstellungskosten  vor.  Die  wirtschaftliche  Auffassung  des  täglichen 
Lebens  ist  eine  andere.  Sie  entscheidet  danach,  ob  die  Bearbeitung  die  Sache 
erst  wirtschaftlich  brauchbar,  d.  h.  fertig  macht  oder  ob  sie  nur  eine  Zutat 
zur  fertigen  Sache,  welche  die  wirtschaftliche  Verwendbarkeit  nur  erhöhen  soll, 
schafft.  Das  erste  ist  bei  der  Bearbeitung  von  Roh-  und  Hilfsstoffen  der 
Fall.  Infolgedessen  wird  hier  nur  von  Herstellungskosten  gesprochen.  Das 
andere  ist  bei  Erwerb  von  Gnmdstücken  zu  Spekulationszwecken,  im  Immobiliar- 
bandely  gegeben.  Das  Grundstück  kann  schon  vor  Bearbeitung,  obwohl  nur 
unvollkommener^  seine  wirtschaftliche  Bestimmung  erfüllen.  Die  Herstellungs- 
kosten erscheinen  hier  lediglich  als  ein  Zuschlag  zum  Erwerbspreis.  Die  Grund- 
stücke haben  nicht  einen  Herstellungs-,  sondern  einen  Anschaffungswert. 

3.  Die  Auslegung  des  Gresetzes  kann  weder  der  rein  logischen,  noch  der 
Auffassung  des  täglichen  Lebens  sich  anschliessen.  Das  G.  —  H.G.B.  §  261 
Ziff.  1  und  2;  GeseDsch.-G.  §  42  Ziff.  1  —  spricht  nicht  von  „Anschaffungs- 
und  Herstellungspreis",  sondern  sagt:  Ansetzung  höchstens  zum  „Anschaffungs- 
oder  Herstellimgspreis".  Also  entscheidet  die  Tatsache  der  Bearbeitung  schlechthin. 
Wo  nach  Anschaffung  noch  Bearbeitung  stattfindet,  hegt  im  Sinne  des  G. 
immer  Herstellung  vor.  Die  bearbeitete  Ware,  das  zu  Veiäusserungszwecken 
her;gerichtete  Grundstück  sind  hergestellt,  haben  als  einheitlichen  Preis  einen 
Herstellungspreis*). 

B.  Eine  Spezialfrage  bei  Feststellung  des  Herstellungspreises  von  Bau- 
Terrain  ist  folgende^):  Gehört  der  Wert  des  Terrainteils,  welchen  die  Gesellschaft 
an  die  Gemeinde  unentgeltlich  als  Strassenland  abzutreten  hat,  zum  Her- 
stellung»- oder  zum  Verkaufspreis? 


*)  Nicht:  Bohmaterialien. 

*)  Vgl.  Simon  371;  Hecht ^  Bilanzmethoden. 

*)  S.  auch  unten  §  174  III. 

*)  Vgl  auch  JSiman  350.    S.  femer  unten  §  176. 
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1.  Würde  derselbe  zum  Verkaufspreis  gehören,  so  wäre  er  vom  HersteUungs- 
preis  abzuziehen,  denn  die  Grundstücke  dürfen  höchstens  zum  Herstellungs-, 
nicht  zum  Veräusserungswert  eingesetzt  werden. 

2.  Allein  er  rechnet  zu  den  Herstellungskosten.  Die  Kosten  der  Her- 
stellung des  Bauplatzes  umfassen  auch  die  Ausgabe  für  das  zur  Strassenanlage 
abzutretende  Land.  Der  Herstellungspreis  des  Grundstückes  umfasst  alle  Ver- 
mögensopfer, welche  die  Herstellung  verursacht  1^  ist  also  keineswegs  die 
Ausgabe  für  Anschaifung  des  Strassenlandes  als  Verlust  abzuschreiben,  d^ 
Herstellungspreis  um  die  Kosten  der  Anschaffung  des  Strassenlandes  zu  kürzen  ^). 

C.  Was  die  steuerliche  Seite  der  Bewertung  von  Baugründen  und  sonstigen 
Spekulationsterrains  angeht,  so  ist  davon  auszugehen,  dass  diese  Terrains  nicht 
zum  stehenden,  sondern  zum  flüssigen  Kapital  rechnen.  Also  bildet  der  ganze 
Herstellungspreis  für  sie  Betriebsausgabe  und  das  Grundstück  in  seiner  ganzen 
Werthöhe  Betriebseinnahme,  Rohertrag,  Boheinkommen,  nicht  Stammvennogens- 
mehrung,  und  jede  Steigerung  des  Wertes,  sofern  das  positive  Recht  Ansatz 
zum  Verkaufswert ^)  zulasst,  Ertrag,  nicht  Kapitalszuwachs').  Ist  der  Her- 
stellungspreis eines  Grundstückes  800000,  so  ist  demgemäss  800  000  aLs 
Gewinn,  Ertrag  und  ebenso  als  Betriebsspese  zu  buchen.  Auf  Grewinn-  und 
Verlustkonto  steht: 

Geschäftsunkosten       .     .     .     800000  |  Betriebsgewinn     ....     800  OOU. 

Das  Bilanzkonto  lautet: 

Grundstücke 800000  |  Grundkapital 800000. 

Es  wird    von   deni   Grundstück  die   Hälfte  um  500  000  verkauft      Dann  ist 
steuerlich  betrachtet,  zu  buchen: 

Gewinn-  und  Verlustkonto  (Ertragsbilanz) 
Betriebsausgabe      ....     400000  |  Betriebseinnahme  ....     500000 
imd  die  B.  lautet: 

Grundstücke 400000 

Kassa 500  000 


Grundkapital 800000 

Gewinnsaldo 100000. 


Vin.  Die  Frage,  in  welchem  Zeitpunkte  die  Bewertung  der  migeferiigten 
und  verkauften,  aber  noch  nidU  abgesandten  Waren  vom  Herstellungs-  zum 
Verkaufspreis  übergehen  darf,  ist  in  §  90  behandelt  Über  Verwendung  eigener 
Waren  zur  Herstellung  eigener  Anlagen  s.  §  200  I  A  6. 

Die  Beici'iffe  Or|CAni>SA^^<^>>"-  vnd  Terwaltuni^kosteit  n.  8«  w. 

§  172. 

Von  der  bilanzrechtlichen  Behandlung  der  „Organisations-",  „£richtuiigs-^% 
„Einrichtungs-",  „Gründungs-"  und  „Verwaltungs-"Kosten  haben    wir   schon  in 


')  Für  Terrainkomplexe,  welche  als  Bauerundstücke  Verwertong  finden  aollen, 
werden  ParzellierungspläDe  entworfen  und  auf  diese  anteiJsmässig  (der  WertUaase  ent- 
sprechend) die  den  Anschaffungspreis  übersteigenden  Herstellungskosten  repartiert. 
Nicht  alles,  was  über  diese  HerBtellungskosten  hinaus  erzielt  wird,  ist  wirtsdiaftlicJi 
Gewinn.  £s  kommen  die  für  die  Parzelle  bisher  gezahlten  Hypothekzinsen  und  die 
während  des  Liegens  entgangenen  Zinsen  des  eigenen  Kapitals  hinzu.  Dann  erst  ist  der 
Selbstkostenpreis  gedeckt.  Von  dem  darüber  hinaus  erzielten  Erlös  bilden  vorsichtige 
Gesellschaften  zum  Teil  einen  SicherheüsfondSy  eine  Äbwicklungsrestrw.  8.  darfiber 
§  199  VI  C  2  Anm. 

')  Österr.  Aktienrecht;  Recht  der  Gesellschaften  m.  b.  H. 

•)  Vgl.  Fuisting,  Steuerlehre  §  57  S.  148  ff.,  §  70  S.  173  und  §  71  S.  177. 
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anderem  Zusammenhang  gesprochen^).  Hier  handelt  es  sich  noch  darum,  fest- 
zustellen: was  sind  Organisations-,  Errichtungs-,  Einrichtungs-,  Gründungs-, 
Verwaltungskosten  ? 

I.  Zunächst  ist  folgendes  zu  konstatieren:  Die  Novellen  zum  H.G.B.  von 
1870  (Art  239a)  und  1884  (Art  185  a)  sprachen  von  OrganisationS'  und 
Verwaltungskosten,  das  neue  H.G.B.  setzt  dafür  jyErrichtungs-  imd  Verwaltungs- 
kosten".  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Wechsel  des  Ausdruckes 
lediglieh  aus  Verdeutschungsgründeu  geschah,  materiell  am  bisherigen  Rechte 
nichts  geändert  werden  wollte.  Allein  daraus  folgt  noch  nicht,  dass  die  Aus- 
l^;ung  „Errichtung'^  im  Sinne  von  „Einrichtung^^  auffassen  darf  ^).  Nicht,  was 
der  Gesetzgeber  sagen  wollte,  sondern,  was  er  gesagt  hat,  gilt  Einrichtungs- 
kosten sind  etwas  anderes  als  Errichtungskosten^  sonst  könnte  das  Pr.V.G.') 
in  §  36  Ziff.  8  nicht  neben  den  „Kosten  der  Errichtung''^)  „die  (im  ersten 
Geschäftsjahr  entstehenden)  Kosten  der  Einrichtung"  besonders  erwähnen.  Das 
neue  H.GJB.  verbietet  demgemäss  nur  die  Einsetzung  der  Errichtungskosten  in 
das  Bilanzaktiviun  im  Gegensatz  zum  Gesellsch.-G.  Hier  ist  die  Einsetzung 
der  Organisationskosten  verboten.  Organisation  und  Einrichtung  sind  sich 
deckende  Begriffe.  Die  Einrichtung  umfasst  mangels  entgegenstehender  Be- 
stimmung mit  die  Errichtung^  aber  nicht  umgekehrt  die  Errichtung  mit  die 
Einrichtung. 

n.  Was  die  Gesetze  verbieten,  das  ist  die  Einsetzung  der  „Kosten  der 
Errichtung  und  Verwaltung"  (H.G.B.  §  261  Ziff.  4)  oder  „der  Oiganisation 
und  Verwaltung*'  (Gresellsch.-G.  §  42  Ziff.  2).  Da  in  diesen  Bestimmungen  — 
H.G.B.  §  261  Ziff.  1  und  2;  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1  —  vorausgeht,  dass 
die  der  GreseUschaft  gehörenden  Vermögensgegenstande  zu  ihrem  Anschaffungs-, 
bezw.  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen,  erhellt^  dass  unter  den  Kosten 
der  Errichtung,  der  Organisation  (Einrichtung),  der  Verwaltung  die  Kosten  der 
Errichtung,  Einrichtung,  Verwaltung  der  Oeseüsckaft^)  als  eines  Ganzen  zu 
verstehen  sind.  Die  Kosten  der  Errichtimg,  Einrichtimg,  Verwaltung  einzelner 
Gegenstande*)  dürfen  in  die  B.  als  Aktiva  eingesetzt  werden:  die  Kosten  für 
Errichtung  und  Einrichtung  einer  Fabrik,  für  Anschaffung  von  Waren  u.  s.  w., 
die  besonderen  Errichtungs-,  Einrichtungs-  und  Verwaltungs-  (insbesondere  An^ 
schaffungs-)Kosten^  aber  nicht  die  allgemeinen ''). 

HI.  A.  Kosten  der  Errichtung  der  Vereinigung  als  Ganzes  (als  solcher), 
aUgememe  Errichiungskosien  sind  die  Ausgaben  für  die  wirtschaftliche  und 
rechtliche  Entstehung  der  Gesellschaft,  des  Vereins  als  solchen,  die  „Qründungs- 


«)  8.  oben  §§  36,  47,  70  III,  92  ff. 

«)  Dies  wollen  Simm  164 ff.;  Bing  261,,;  Staub  261,-. 

»)  8.  oben  §  93  HI  B  2. 

*)  8.  auch  Pr.V.G.  §  22  Abs.  1. 

*)  Nicht:  des  Betriebs,  der  Unternehmung  als  Objekt. 

*)  Also  auch,  was  sich  als  uDterscheidbsurer  Anteil  des  Gegenstandes  an  den 
Oencndunkosten  feststellen  iässt  Nur  als  solche,  d.  h.  als  selbständiger  Posten  dürfen 
die  Generalunkoeten  nicht  in  der  B.  erscheinen,  wohl  aber,  soweit  sie  in  Einzelgegcn- 
süUiden  stecken.  Vgl.  oben  §  171 III B,  §  69  V  B 1  b,  70 III.  A.  M.  Lehmann,  A.en  II 
304,  aber  n  306  b^erkt  er  trotzdem:  „Soweit  dturch  die  Einrichtungs-  und  Ver- 
ivaltnn^pakosten  die  Vermögensbestandteile  im  Werte  gesteigert  werden,  gelangt  dies  in 
der  Bewertung  derselben  zum  Ausdruck."  —  Wegen  der  Abschreibungen  §  171  III  B. 

')  Lehmann,  A.en  11  306,  bemerkt  gegen  das  oben  §92  I  und  II  Ausgeführte, 
KniKiBchaft  und  Geschäftsgeheimnis  hätten  objektiven  Verkehrswert,  die  Or^nisation 
f^lü  solche  nicht  Allein  eine  vorzügliche  Organisation  oder  Verwaltung  ist  nicht 
weniflor  wirtschaftliches  Gut,  als  Kundschaft.  Sie  wird  nur  meist  in  Kundschaft  u.  s.  w. 
mit   bewertet 
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kosten"^),  somit  1.  die  bei  der  Gründung  aufgewendeten  Maklerprovisionen  (Kosten 
für  Yennittlungen),  Notar-  und  Gerichtskosten,  Stempel,  Druckausgaben,  Kosten 
für  Versuche,  Gutachten,  Entwürfe,  Reklame,  Revisorentschädigung  u.  s.  w.; 
2.  der  Gründerlohn*)  (Entschädigung  und  Vergütung  für  die  Arbeit  der 
Gründer  [Vorbereitung^  Beschaffung  der  Konzessionen,  der  Lokalitäten,  Arbeits- 
kräfte, Abschluss  von  Verträgen,  Redaktion  des  Statuts,  Besorgung  der  Zeichen- 
stellen u.  8.  w.]);  3.  Kosten  der  ersten  Aktienemission^)  (z.  B.  Kosten  für 
Garantie  der  Aktienunterbringung,  sonstiger  Provisionen,  Aktienurkundenher- 
stellung,  Stempel) ;  4.  der  Aufwand  behufs  Gewinnung  von  Versidierungen  für 
eine  zu  errichtende  Versicherungsuntemehmung,  um  das  Greschäft  schon  mit  &Mism 
grösseren  Versicherungsbestand  beginnen  zu  können  u.  s.  w.^). 

B.  Den  Gegensatz  zu  diesen  allgemeinen  Errichtungskosten  bilden  die  heaon- 
deretiy  z.  B.  die  Entschädigungen  für  Sacheinlagen  oder  die  Kosten  der  Herstellung 
eines  Betriebsgegenstandes  (Wasserwerk).  Die  einzelnen  Einlagen  bilden  einen 
besonderen  Bestandteil  der  Errichtung,  die  Entschädigung  dafür  daher  eine 
besondere  Gründerentschädigung.  Der  Wert  dieser  Entschädigung  darf  im 
Aktivum  erscheinen,  allerdings  nicht  als  selbständige  Post,  sondern  als  Wert 
des  eingelegten  Gegenstandes,  der,  wie  wir  wissen  ^),  in  der  Höhe  der  dafür  ge- 
währten Aktien  bewertet  werden  muss*). 

0.  Keinen  Bestandteil  der  allgemeinen  Errichtungskosten  bilden  die  Kosten 
für  Aufnahme  eines  Anlehens  vor  der  rechtlichen  Entstehung  der  Gesellschaft 
für  Zwecke  erst  der  entstandenen  (errichteten)  Gresellschaft  Das  Anlehen 
dient  nicht  der  Errichtung,  sondern  der  Einrichtung  oder  Verwaltung;  die  Kosten 
dafür  können  unter  die  allgemeinen  oder  besonderan  länrichtungs-  oder  Ver- 
waltungskosten einzureihen  sein. 

IV.  Die  allgemeinen  Mnriehlungs-  oder  Organisationskosten  umfassen 
1.  die  allgemeinen  Errichtungskosten,  wie  wir  sie  vorstehend  schilderten,  dann 
aber  2.  alle  Aufwendungen  für  Beschaffung  der  persönlichen  und  sachlichen 
Mittel,  welche  der  Ermöglichung  (Eröffnung)  des  Betriebes  im  ganzen  oder  der 
Ausdehnung  desselben  auf  einen  neuen  Geschäftszweig  dienen,  die  Aufwendungen 
für  die  Betriebsfähigkeit  (Betriebsfertigkeit)  und  Ingangsetzung  des  Ganzen  oder 
die  Ausdehnung  des  Betriebes  auf  ein  neues  Gebiet^  also  z.  B.  die  Kosten  für 
ein  Verwaltungsgebäude,  für  Dienst-  und  Arbeiterwohnungen;  im  Gregensate  zu 
den  Kosten  für  Errichtung  und  Ingangsetzung  emer  Werkstätte,  eines  Dampf- 
kessels, einer  Fabrikanlage,  m.  a.  W.  für  Errichtung  einzelner  Betriebsgegen- 
stände und  deren  Inbetriebsetzung  nebst  Vorbereitung  (Probelauf,  Sachverstän- 
digenabnahme u.  s.  w.). 

V.  Die  aUgenieinen  VenvaUtmgskosten  umfassen  die  Kosten  für  den 
laufenden  Betrieb,  soweit  derselbe  allen  oder  einer  grösseren  Summe  von  Be- 
triebstätigkeiten zugute  kommt  Betreffen  die  Einrichtungskosten  die  Inbebrieb- 
setzung  des  Geschäftes  und  deren  Vorbereitung ''),  so  umfassen  die  Verwaltung^- 
kosten  die  Aufwendungen  für  das  in  Betrieb  gesetzte  Unternehmen   und  zwar 


')  OsteiT.  A-Beg.  §  51:  Gründungskoeten  (GrOndungsauBlagen)  =  ,4ie  hsam. 
bei  der  Errichtung  der  Gesellachaft  notwendig  zu  beetreitenden  Kosten". 

«)  H.G.B.  §  186  Abs.  3. 

*)  H.G.B.  262  Ziff.  2:  Kosten,  welche  dmich  die  Ausgabe  der  Aktien  „bei  der 
Errichtung  der  GeBeUschaft*'  entstehen. 

*)  S.  oben  §  92  II  A. 

»)  §  170  L 

*)  Davon,  wie  die  allgemeinen  Errichtongskosten  mit  besonderen  zrawmaieolalieB 
können  (§  174  III). 

')  R.O.H.  20  S.  216. 
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die  aUgemeinen  Verwaltungskosten  die  Aufwendungen,  welche  nicht  bloss  einem 
bestimmten  Betriebs-  oder  Veräusserungsgegenstand  zugut«  kommen,  daher  die 
Aufwendungen  für  die  Geschaftsleitung  und  äluiliches. 


Die  BemeMiimiC  ^^i^  notwendiiC^n  AbschreibuiC^n 
(Abachreibnni^betraiC)« 

§  178. 

I.  Die  Oebrauchsgegensimide  sind  dauernd  zum  Gebrauche  bestimmt.  8ie 
gehören  daher  regelmässig  länger  als  ein  Geschäftsjahr  dem  Gesellschaftsver- 
mögen  zu;  ihre  Wertminderung  ist  eine  allmähliche,  sich  auf  die  einzelnen 
Jahre,  in  welcher  sie  in  Verwendung  stehen,  verteilende.  Es  fragt  sich,  wie 
ist  festzustellen,  welchen  Betrag  die  auf  das  einzelne  Verwendungsjahr  entfallende 
Wertminderungsquote  ausmacht  ^). 

A.  Im  allgemeinen  kann  gesagt  werden,  dass  die  einzelnen  Wertminderungs- 
ursachen in  den  späteren  Jahren  stärker  wirken,  als  in  den  *  ersten,  so  die  Ab- 
nutzung durch  Gebrauch,  die  Gefahr  der  Veraltung  infolge  Überholung  durch 
neue  Erfindungen  o<ler  Veränderung  der  Konsumentenbedürfnisse  und  Wünsche. 
Die  Entwertung  ist  also  an  sich  nicht  in  allen  Jahren  des  Verwendungszeitraums 
gleich  gross,  in  den  ersten  Jähen  regelmässig  geringer,  in  den  letzten  grösser*). 
Allein  nur  in  sehr  unsicherer  Weise  lässt  sich  das  auf  das  einzelne  Jahr 
treffende  Mass  der  Wertminderung  bestimmen.  Mit  grösserer  Sicherheit  lässt 
sich  erreichen,  dass  der  Gegenstand  am  Ende  seiner  Gebrauchsfähigkeit  buch- 
mässig  nicht  zu  hoch  im  Werte  steht^  wenn  die  in  dem  ganzen  Verwendungs- 
zatraum  mutmasslich  eintretende  Wertminderung  auf  die  einzelnen  Geschäftsjahre 
j^leidunässig  verteilt  wird.  Zwar  kann  auch  hier  die  Schätzung  von  der  Wirk- 
lichkeit erheblich  abweichen.  Bei  Gebäuden  z.  B.  ist  die  Verwendungsdauer 
und  wegen  der  im  Laufe  langer  Jahre  leicht  eintretenden  Veränderung  ihrer 
Zweckbestimmung,  ihres  Wertes,  ihrer  Besitzer  die  Grösse  der  Wertminderung 
nur  annähernd  richtig  zu  bestimmen^)  und  ähnlich  liegt  es  mit  anderen  Gegen- 
ständen. Aber  immerhin  kommt  diese  Berechuungsweise  der  Wirklichkeit  näher, 
weil  sie  für  alle  Jahre  der  Verwendung  eine  planmässigere,  die  Bewertungen 
der  Einzeljahre  in  sich  ausgleichende  ist.  Zudem  ist  es  ja  auch  hier  möglich, 
unzutreffende  Bewertungen,  irrige  Ansetzung  der  Verwendungsdauer,  unvorher- 
sehbares Eintreten  von  Ereignissen,  welche  eine  raschere  oder  stärkere  Ent- 
wertung verursachen,  im  Laufe  der  Jahre,  sei  es  durch  Erhöhung  der  Ab- 
schreibungsprozente,  sei  es  durch  einmalige  stärkere  Herabsetzung  dos  Wertes 
(sog.  ausserordentliche  Abschreibung),  auszugleichen^). 

B.  Nach  welchem  Masstab  ist  die  für  die  ganze  Verwendungszeit  anzu- 
nehmende Eniwertimgssumme   nun  aber   auf  die  einxelnen  Jahre  zu  verteilen? 

1.  Eines  steht  fest:  nickt  gangbar  ist  dafür  der  Weg  der  Einrechnung 
von  Zifisen  und  Zinsesxinsen  aus  den  in   den  einzelnen  Jahren    geschehenden 


')  Im  allgemeinen  spricht  die  Vermutung  dafür,  dass  der  Anschaffunffs-  bezw. 
Herstellungspreis  den  wirklichen  Wert  darstellt  Für  einen  seringereu  wirklichen  Wert 
obliegt  dem  Steuerpflichtigen  daher  die  volle  Beweislast  (Entsch.  in  Steuers.  X  303). 

*)  Beiseh  I  266;  Fuisting,  Steuerlehrc  §  72  S.  180;  Friedberg  im  Verwaltungs- 
Archiv  Bd.  9  a  24  Annu  67. 

*)  Fuisting  a.  a.  O.  §  56  S.  146;  Schulte,  Wertansatz  26. 

*)  S.  Beisch  I  267. 
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Abschreibungen  bis  zum  Ende  der  Verwendungsdauer,  um  auf  diese  Weise  von 
Anfang  an  jährlich  geringere  Abschreibungsbetrage  einsetzen  zu  müssen. 
Zwei  Grunde  sprechen  dag^en. 

a)  Vor  allem  der:  die  notwendige  Abschreibung  kann  keine  Zinsen  ab- 
werfen. Sie  repräsentiert  keinen  aktiven,  sondern  einen  n^rattven  Vermö^ns- 
wert  Der  Abschreibuugsfonds  konstatiert  nicht  das  Vorhandensein  von  Aktiv- 
werten, sondern  deren  Fehlen^).  Fehlende  Aktivwerte  können  unmöglich 
Zinsen  tragen.  Zinsen  bringen  könnten  die  Abschreibungen  nur,  wenn  sie 
Rücklagen  wären*).  Das  preussische  Finanzministerium'),  das  preussische  Ober- 
verwaltungsgericht ^)  hat  diese  früher^)  vertretene  Auffassung  verlassen. 

b)  Zum  anderen  kommt  folgendes  in  Betracht:  Würden  von  den  jähr- 
lichen Abschreibungen  Zbiseszinsen  berechnet  und  diese  zum  Abschreibungsfonds 
geschlagen,  so  müssten  die  jährlichen  Abschreibungsquoten  von  Anfang  an 
niedriger  bemessen  werden,  als  der  wirklich  während  des  einzelnen  Jahres  etn- 
treteuden  Entwertung  entspricht,  oder  es  würde  der  Gegenstand  früher  abge- 
schrieben sein;  als  wirklich  seine  Unbrauchbarkeit  für  den  Betrieb  eintritt^. 

2.  Zutreffend  ist  somit  nur:  jedes  Jahr  ist  derselbe  Betrag  abzuachraben '). 

a)  Um  diesen  zu  berechnen,  ist  festzustellen  der  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungswert, der  mutmassliche  Verkaufswert  oder  anderweite  Gebrauchswert 
bei  Beendigung  der  Gebrauchsfähigkeit  und  die  wahrscheinliche  Verwendungs- 
dauer. Beträgt  der  Anschaffungswert  einer  Maschine®)  52000  Mk^  ihr  Wert 
als  altes  Eisen  nach  Aufhören  ihrer  Verwendungsfähigkeit  bei  einem  Ge- 
wicht von  1050  Ztr.  etwa    3120  Mk.  und    ihre    Nutzungsdauer  20  Jahre,    so 

u.-^A'     -urv,     AU    1.    -k              .    52000—3120       48880       «,^^^ 
beträgt  die  jährliche  Abschreibungsquote — =  — — — =  2444  Mk. 

oder  4,7  Prozent  des  Anschaffungs wertes.     Setzen  wir  als  Anschaffungswert  E, 
als  Schlusswert  k  und  als  Dauer  der    Gebrauchsfahigkeit  n,    so    beträgt   der 

jährlich  abzuschreibende  Betrag  '-, 

b)  a)  Aber  der  jährlich  gleichmässig  abzuschreibende  Betrag  lässl  &dti 
auch  anders  bestimmen :  statt  in  Prozenten  des  Anschafiungs-  oder  Hersteliung«^, 
also  des  ursprünglichen  Wertes  in  Prozenten  des  jeweiligen  Zeit-,  d.  h.  des 
nach  Vornahme  von  Abschreibungen  verbleibenden  jeweiligen  Buchwertes.  Dies 
hat  notwendig  zur  Folge,  dass  die  tatsächlichen  Abschreibungsbeträge  hier  an 
sich  kleiner  wären,  wie  bei  Abschi-eibungen  vom  Erwerbswert.  Denn  je  kleuier 
der  Buchwert  wird,  um  so  kleiner  wird  bei  sich  gleichbleibender  prozentualer 
Abschreibung  der  jährliche  Abschreibungsbetrag.  Nehmen  wir  an,  der  An- 
schaffungswert eines  im  Betrieb  zu  verwendenden  Werkzeuges  beträgt  lOO, 
seine  Gebrauchsfähigkeit  10  Jahre  und  der  Endwert  desselben  beträgt  9,  so 
haben  wir  bei  Abschreibung    in  Prozenten    des  Erwerbspreises   am    Ende    des 


*)  S.  oben  §  136  VI  A. 

*)  Vgl.  mman  385  f. ;  Fuisting,  Steuerlehre  550  S.  143 ;  Friedberg  im  Verwaltung»- 
archiy  Bd.  9  S.  8.  S.  auch  oben  §  136  VI  A  B.  495  Anm.  1  und  Fuining,  Ein- 
kommensbesteuerung  der  Zukunft  S.  43. 

')  Verffigunff  vom  26.  März  1897  (Mitteilungen  aus  der  Verwaltung  der  direkten 
Steuern,  Heft  35  S.  9). 

*)  Oben  §  136  VI  A  S.  495  Anm.  1. 

*)  Verfugung  des  Finanzministeriums  vom  3.  Februar  1892  (MitÜgn.,  K^t  25 
S.  6);  Entsch.  m  Steuers.  I  8.  389,  IV  S.  31,  338. 

')  Blum  in  den  AnnaLen  des  Deutschen  Reiches  1903  S.  33,  35,  37. 

^)  Behrend  881. 

•)  Vgl  Blum  a.  a,  O.  S.  34. 
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ersten  Grebrauchsjahres  als  Buchwert  90,  am  Ende  des  zweiten  80,  bei  Ab- 
schreibung in  Prozenten  des  Buchwertes  wohl  am  Ende  des  ersten  Gebrauchs- 
Jahres  90,  aber  am  Ende  des  zweiten  81,  am  Ende  des  dritten  nicht  70,  sondern 
72,9  u.  s.  w.  Ist  a  der  sich  gleichbleibende  Prozentsatz  der  jährlichen  Ab- 
schreibung vom  jeweiligen  Buchwert,  n  der  Zeitraum  der  Gebrauchsfähigkeit, 
K  der  Anschaffungs-  und  k  der  Endwert  des  Gegenstandes,  so  betragt  die 
buchtaiässige  Abschreibung^): 

nach  dem  1.  Jahr  K.  0,0  a 

„  2.    „  K.  0,0  a  (1—0,0  a) 

„  3.     „  K.  0,0  a  (1-0,0  a)2) 

„  n.  Jahr  K.  0,0  a  (1—0,0  a)  »  -  *• 

und  der  jeweilige  Buchwert  beträgt: 

nach  der  1.  Abschreibung  nurnochK—K 0,0 a=K  (1 — 0,0a) 
„      „2.         „  „     „  K(l-0,Oa)  — K(l-0,0a)0,0a=K(l-0,0a)» 

«      «  n.         „  „      „  K(l— 0,0a)°. 

ß)  Hieraus  ergibt  sich,  dass  bei  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert 
der  jährliche  Abschreibungsprozentsatz  höher  genommen  werden  muss,  als  bei 
Abschreibung  vom  Erwerbswert,  wenn  am  Ende  der  Verwendungsfähigkeit  der 
effektive  Schlusswert  auch  bilanzmässig  erreicht  sein  soll.  In  unserem  Maschinen- 
beispiel müsste  das  jährliche  Abschreibungsprozent  nicht  bloss,  wie  bei  alljähr- 
licher Abschreibung  vom  Erwerbswert,  4,7  Prozent,  sondern  13,2  Prozent  be- 
tragen,    a  (d.   h.   der  Prozentsatz   der  jährlichen  Abschreibung)  ist^)  =100 

y)  Der  Unterschied  zwischen  Abschreibung  vom  Buchwert  und  Abschreibung 
vom  Anschaffungswert  ist :  bei  ersterer  Abschreibungsmethode  bleibt  sich  jährlich 
nur  das  Abschreibungsprozent  gleich,  nicht  aber  der  absolute  Abschreibungs- 
betrag —  dieser  wird  von  Jahr  zu  Jahr  kleiner  — ');  bei  letzterer  dagegen 
sind  auch  die  absoluten  jährlichen  Abschreibungsbeträge  in  den  einzelnen 
Jahren  gleich  gross.  Die  prozentuale  Abschreibung,  der  Prozentsatz  aber 
ist  hier  und  dort  ein  sehr  verschiedener.  In  unserem  Beispiel  beträgt  die 
prozentuale  Abschreibung  bei  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  fast  dreimal 
mehr  (13,2  Prozent),  als  die  prozentuale  Abschreibung  vom  Anschaffungswert 
(4,7  Prozent). 

3.  a)  a)  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  die  Abschreibung  in  Prozenten  des  Erwerbswertes  die  richtigere  ist^). 
Denn,  wie  bemerkt^  nehmen  bei  der  Abschreibung  vom  jeweiligen  Buchwert  die 
effektiven  Abschreibungsbeträge  immer  mehr  ab.  Dies  erweckt  die  Vorstellung, 
als  verlangsame  sich  gegen  das  Ende  die  Abnutzung,  während  die  Erfahrung 
ergibt,  dass  die  Abnutzung  eines  Gegenstandes  gegen  das  Ende  seiner  Ge- 
brauchsfahigkeit  hin  an  Intensität  zunimmt.  Demgemäss  ist  diejenige  äussere  Ab- 
scbreibungsberechnungsmethode  dem  wirtschaftlichen  Verlaufe  der  Wertminderung 
adäquater,  bei  welcher  die  Abschreibungsbeträge  im  Verhältnis   zum   jeweiligen 


>)  S.  Blum  a.  a.  O.  S.  33  f. 
*)  Ebenda  8.  34. 

*)  Er  betragt  z.  B.  bd  Abschreibung  eines  nrsprungh'chen  Kapitiüs  von  100  zuerst 
10,  dann  9,  dann  7,1,  wenn  der  Abschreibungsprozentsatz  10  Prozent  ist. 
«)  Vgl  mnum  384. 

Bebm,  Die  BiUnsen  der  Aktlengeiellachaften.  46 
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Buchwert  ansteigen.  Das  ist  aber  bei  Berechnung  der  durchschnittlichen  Ab- 
schreibung vom  Erwerbswert  aus  der  Fall.  Nehmen  wir  eine  Betriebsgeiutschaft 
an,  deren  Anschaffungspreis  100  Mk.  und  deren  Verwendungsdauer  25  Jahre 
beträgt  und  die  am  Ende  ihrer  Gebrauchsfähigkeit  völlig  wertlos  ist,  also  0  als 
Bchlusswert  hat,  so  macht  der  jährlich  gleichmässig  4  Prozent  des  Anfangs- 
wertes betragende  Abschreibungsbetrag   vom    Buchwert    am    Ende    des    eseten 

Jahres  (100):  4  (=  -r— }i  vom  Buchwert  am  Ende   des  zweiten  Jahres  (96): 

96 
4,16  =  —  (96:4  =  100: x),  vom  Buchwert  am  Ende  des  dritten  Jahres  (92): 

4,35,  vom  Buchwert  am  Ende  des  vierten  Jahres  (84):  4,55  Prozent;  vom 
Buchwert  am  Ende  des  fünften  Jahres  (84):  4,76  u.  s.  w-,  um  beim  Buch- 
wert 16  25  Prozent,  beim  Buchwert  12  33^/j,  beim  Buchwert  8  50,  beim 
Buchwert  4  sogar  100  Prozent  vom  Buchwert  zu  betragen.  Bei  Berechnung 
der  Abschreibungsprozente  vom  jeweiligen  Buchwert  dagegen  wird  der  jähriiche 
absolute  Abschreibungsbetrag  immer  kleiner.  Setzen  wir  voraus,  der  erste 
Buchwert  betrage  100  und  jährlich  würden  25  Prozent  abgeschrieben,  so  be- 
läuft  sich    der   erste    Abschreibungsbetrag    auf    — - —  =  25,    der    zweite    auf 

4 

100—25       75        ,„„.    j     j.  ^75  —  18,76      56,25        , ,  ^^^,    ^. 

=-— =  18,75,  der  dritte  auf  -—^ — =— J—  =  14,0625,  die 

4  4  4  4 

folgenden  auf  10,55,  7,91,  5,93  u.  s.  w.  Dieser  Unterschied  ist,  um  Selbst- 
tauschungen  zu  venneiden,  wohl  zu  beachten^).  Schreibt  mau  vom  Erwerbs- 
wert jährlich  25  Prozent  ab,  so  ist  ein  Gegenstand  von  1000  Mk.  £rwerbä- 
preis  in  vier  Jahren  abgeschrieben.  Erfolgt  dagegen  die  Abschreibung  der 
25  Prozent  vom  jeweiligen  Buchwert,  so  ist  das  nämliche  Ergebnis  erst  in 
24  Jahren  erzielt^).  Daher  ist  bei  jährlicher  Abschreibung  in  gleichen  Prox/enien 
des  Buchwertes  ein  viel  höherer  Abschreibungsprozentsaiz  zu  nehmen  (und  vom 
der  Steuerbehörde  zu  gestatten),  als  bei  jährlicher  Abschreibung  in  sieh  gleich- 
bleibenden Prozenten  des  Neuwertes^).  In  unserem  obigen  Maschinenbeispid 
standen  sich  als  massgebende  Prozentsätze  4,7  Prozent  bei  Abschreibung  in 
Prozenten  des  Erwerbs  wertes  und  13,2  Prozent  bei  Abschreibung  in  Prozenten 
des  jeweiligen  Buchwertes  gegenüber. 

ß)  Wie  willkürlich  und  prinzipienlos  die  Abschreibung  nadi  sich  gleich- 
bleibenden Prozenten  des  jeweiligen  Zeitwertes  ist,  veranschaulicht  noch  die 
Tatsache,  dass  je  niedriger  der  Erwerbswert  desto  kürzer  die  Abschräbungsdaaer 
bei  dem  nämlichen  Prozentsatz  ist  Ein  Gegenstand  von  1000  Mk.  Nennwert, 
sahen  wir,  ist  bei  Abschreibung  von  25  Prozent  des  jeweiligen  Buchwertas 
jährlich  in  24  Jahren  abgeschrieben,  ein  Gegenstand  von  100  Mk.  Erwerbe- 
wert  dagegen  schon  in  16  Jahren  *). 


>)  Es  ist  nicht  selten,  dass  Kauflente,  die  einen  Gegenstand,  der  1000  Mk. 
kostete,  in  4  Jahren  auf  Null  abschreiben  wollen,  glauben,  dies  dadurch  zu  erreidien. 
dass  sie  viermal  je  25  Prozent  vom  jeweiligen  Buchwert  absetzen.  Allein  dann  haben 
sie  rund  nur  abgeschrieben  250  -f  187  +  140  -f  1 10  =  687.  Sie  müssen  also  im  vierten 
Jahre  noch  eine  Eztraabschreibung  von  313  macheu.  Vgl.  Friedberg  im  Verwaltungs- 
aichiv  Bd.  9  S.  18;  Feütneth  in  8oU  und  Haben  1  104. 

*)  Vgl.  Maats  110. 

*)  Vgl.  auch  Beisch  I  41  und  39. 

*)  Vgl.  Mcuite  S.  110.    Weiter  hat  die  Bemessung  nach  dem  Buchwert  nodi 

folgende    zwei  Nachteile:    1.   Wie   aus    der  Formel  a  =  100  fi  ~(^)-^l«raicbtlic*, 
kann  bei  Abschreibung  von  Prozenten  des  Buchwertes  ein  Gc^enstukl  mallieinatkcli 
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b)  Trotzdem  die  Bemessung  des  jährlich  sich  gleich  bleibenden  Prozent- 
satzes nach  Prozenten  des  Anschaffungs-  oder  Herstellungswertes  die  dem  wirt- 
schaftlichen Wesen  der  Wertabnahme  entsprechendere  und  deshalb  wirtschaftlich 
zutreffendere  ist,  überwi^  in  der  kaufmännischen  Praxis  doch  die  andere  Be- 
messungsfonn  ^).  Es  hängt  dies  mit  Recht  und  Zweckmässigkeit  der  bücher- 
lichen Bewertung  zusammen. 

a)  Kach  dem  Buchführungsrechte  ist  jeder  Gegenstand  grundsätzlich  nach 
seinem  Zeitr,  seinem  gegenwärtigen  Werte  anzusetzen  (H.G.B.  §  40).  Der 
Wert,  mit  welchen  das  einzelne  Vermögensstück  in  der  B.  zum  Vortrag  gelangt, 
ist  somit  dessen  jeweiliger  Zeit-  oder  Buchwert  und  die  am  Effektivwert  eines 
Gegenstandes  vorzunehmende  Abschreibung  erfolgt  daher  regelrecht  am  Buch- 
wert, d.  h.  sie  wird  vom  jeweiligen  Buchwert  abgezogen.  So  daher  auch  aus- 
drücklich das  österreichische  A.-Reg.  §  49  Abs.  5:  „Bei  Vermögensstücken, 
welche  nach  ihrer  Beschaffenheit  einer  Abnützung  oder  Wertminderung  unter- 
liegen, ist  eine  der  sachgemässen  Veranschlagung  entsprechende  Abschreibung 
an  dem  Buckwerte  derselben  vorzunehmen"^). 

ß)  Aus  dieser  Rechtslage  folgt  zwar  nicht,  dass  die  Abschreibung  auch 
vom  Buchwerte  zu  berechnen^  nach  dem  jeweiligen  Buchwerte  zu  bemessen  sei, 
aber  zweckmässig  ist  es  aus  einem  doppelten  Grunde. 

aa)  Diejenige  Form  kaufmännischer  Rechnungs-  und  damit  Buchführung 
ist  die  zweckmässigste,  welche  am  wenigsten  Umständlichkeit  verursacht,  am 
raschesten  erledigt  ist.  Da  bedarf  es  für  unseren  Fall  keiner  Ausführung, 
dass  der  an  dem  Vermögensstück  abzusetzende  Abschreibungsbetrag  am  raschesten 
fest^ieetellt  ist,  wenn  er  von  Buchwert  berechnet  werden  darf,  mit  welchem  der 
Gregenstand  in  der  letztvorangegangenen  B.  ausgewiesen  ist  Wohl  kann  die 
fällige  Abschreibungsquote  auch  nach  dem  Erwerbswert  des  Vermögensgegen- 
standes Berechnung  finden,  aber  das  erfordert  entweder  ein  zeitraubendes  Nach- 
schlagen in  älteren  Handelsbüchern  oder  ein  Einsetzen  des  ursprünglichen 
Neuwertes  des  Dinges  in  jede  B.  vor  dem  Strich  und  Angabe  aller  Ab- 
schreibungen seitdem  in  dieser  Vorkolonne. 

ßß)  Dazu  kommt  ein  anderes.  Zwar  ist  es  kein  Grundsatz  ordnungs- 
mässiger  Buchführung  —  denn  sonst  müsste  der  Kaufmann  gemäss  H.G.B. 
§  38  danach  verfahren  — ,  dass  in  dem  Rechnungsabschluss  der  den  jährlichen 
Abschreibungen  zu  Grunde  liegende  Masstab  („Schlüssel**)')  angegeben  wird. 
Noch  weniger  statuiert  irgend  ein  G.  unmittelbar  die  Rechtspflicht,  diesen 
Masstab  in  dem  Gewinn-  und  Verlust-  oder  dem  Bilanzkonto  ersichtlich  zu 
machen.     Was  das  objektive  Recht  und   auch   das  nicht  allgemein  vorschreibt. 


nie  vollständig  abgeschrieben  werden,  denn  selbst,  wenn  wir  zum  Werte  1  gekommen 
sind,  gelangen  wir  bei  weiterer  Abschreibung  zu  immer  kleineren  Beträgen  (s.  Blum 
a.  a.  O.  8.  M).  2.  Auch  praktisch  von  Bedeutung  ist  der  andere  Nachteil.  Bei  Be- 
nieasang  des  jährlichen  Abschreibungsbetrages  na<ä  dem  jeweiligen  Buchwert  wird  dos 
Abechreibungsprozent  durch  die  Höhe  und  demgemäss  durch  das  Schwanken  des  End- 
wertes stark  beeinflusst;  bei  Berechnung  nach  dem  Herstellungswert  dagegen  nur 
wenig.  Wie  Blum  a.  a.  O.  S.  43  nachweist,  betragt  für  ein  Gebäude  von  20000  Mk. 
Baawert,  125  Jahren  Nutzungsdauer  der  jährliche  Abschreibungsprozentsatz  im  Falle 
der  Abflchreibung  in  Prozenten  des  jeweiligen  Buchwertes  bei  eiucm  Endwert  (Material- 
wert von  Holz  und  Steinen)  von  1400  Mk.  2,1  Prozent,  bei  einem  Endwert  von  0  Mk. 
7,6  Prozent;  im  Falle  der  Abschreibung  in  Prozenten  des  Baüwertes  betrüge  der  Unter- 
schied des  Prozenteatzes  dagegen  nur  0,055  Prozent;  bei  1400  Mk.  Endwert  0,0745; 
bei  O  Mk.  Endwert  0,8  Prozent.    S.  auch  Blum  a.  a.  O.  S.  48. 

>)  Blum  a.  a.  O.  S.  45. 

«)  V0.  oben  §  21  IV  A  2  b/ff  Anm. 

»)  A.-Reg.  §  49  Abs.  5. 

4C* 
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ist  nur,  dass  der  Betrag  der  jeweils  an  einem  Gregenstand  stattfindenden  Ab- 
schreibung im  Rechnungsabschluss,  d.  L  in  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und 
B.,  „entsprechend  zum  Ausdruck  gebracht**  wird^).  Aber  bei  den  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  oder  ihre  B.en  freiwillig  veröffentlichenden 
Unternehmungen  besteht  zum  Teil  tatsächlich  das  Bestreben,  die  Grundlagen 
der  Abschreibungsbemessungen  in  den  zur  Veröffentlichung  gelangenden 
Rechnungsabschlüssen  anzuzeigen,  um  den  Interessenten  die  Nachprüfung  der 
Angemessenheit  der  Abschreibungsbetrage  einigermassen  zu  ermöglichen.  Das 
geschieht  aber  in  viel  klarerer  und  bündigerer  Weise,  wenn  die  Abschreibung 
von  dem  in  der  letzten  B.  stehenden  Buchwert  berechnet  wird,  als  wenn  deren 
Berechnung  vom  ursprünglichen  Neuwert  erfolgt  Letzteres  heischt  eine  Angabe 
des  Anschaffungswertes  in  einer  Vorkolonne  mit  allen  seitdem  vorgenommenen 
Absetzungen  hiervon.  Eine  solche  Angabe  in  der  Vorkolonne  bei  jedem 
Gegenstand,  an  dem  eine  Abschreibung  zu  vollziehen  ist»  nimmt  d^n  Bilanz- 
oder dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  aber  den  Charakter  der  Übersicht,  der 
beiden  nach  Recht  und  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchführung  zuzukonunen 
hat  Wegen  des  geringen  zur  Verfügung  stehenden  Raumes  wäre  eine  derartige 
Angabe  des  Urwertes  und  der  Abschreibungen  seitdem  überdies  {uraktisch 
undurchführbar  bei  Aktivposten,  die,  wie  doch  die  meisten  Bilanzposten,  die 
Natur  von  Sammelkonten  besitzen.  Der  BUanzposten  Fuhrparkkonto  um&^ 
doch  die  verschiedensten  und  zu  verschiedensten  Zeiten  und  zu  versdiiedensten 
Preisen  angeschafiten  Gregenstände  (Wagen,  Pferde  u.  s.  w.). 

y)  Nun  kann  allerdings  gesagt  werden :  die  Bemessung  der  Abecfareibung 
nach  dem  Anschaffungswert  lässt  sich  ohne  Umständlichkeit  und  ohne  Erschwerung 
der  Übersichtlichkeit  der  B.  auch  in  der  B.  vornehmen.  Das  Mittel  dazu  ist, 
soweit  es  gesetzlich  gestattet^),  die  Bildung  eines  selbständigen  Abschr^bungs- 
kontos  auf  der  Gegenseite,  eines  sog.  Emeuerungs-  oder  Delkred^refonds.  Hier 
bildet  den  jeweiligen  Buchwert  unverändert  der  ursprüngliche  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis  und  der  Abschreibungsbetrag  würde  hier  in  der  Weise 
ersichtlich  gemacht,  dass  auf  der  Bilanzpassivseite  in  einer  Vorkolonne  die 
bisher  erreichte  Abschreibungssumme  angegeben  und  von  ihr  dortselbst  der 
entsprechende  Prozentsatz  des  Buchwertes  des  zu  bewertenden  Aktivums  abge- 
zogen würde.  Allein  gegen  eine  derartige  Verbuchung  der  Abschreibungen 
spricht,  wie  schon  früher^)  hervorgehoben,  dass  sie  gegen  das  eine  der  beiden 
der  obersten  Prinzipien  der  Bilanzaufstellung,  das  Prinzip  der  Bilanzklaifaeü, 
verstösst,  namentlich  dann,  wenn  eine  grosse  Reihe  von  Aktivposten  es  ist,  an 
welchen  Abschreibungen  vorzunehmen  sind.  Aus  diesem  Grunde  muse  dne 
Berechnung  der  jeweiligen  Abschreibungsbeträge  vom  Urwerte  in  dieser  Fonn 
als  unzweckmässig  verworfen  werden. 

G.  Wie  immer  aber  die  jährliche  Abschreibungsquote  berechnet  wenlen 
mag,  ob  in  Prozenten  des  Neu-  oder  des  jeweiligen  Zeitwertes,  zu  fragen  ist, 
ob  das  Prinzip  der  Abschreibung  in  Form  jährlich  sich  gleichbldbender  Ab- 
schreibungsquoten mit  den  Qrundsäixen  des  objektiven  Rechts  harmonierte 

1.  a)  Nach  H.G.B.  §  40  ist  jeder  Vermögensgegenstand  «»nach  dem 
Werte'S  den  er  am  Bilanztag  besitzt,  das  will  sagen,  nach  dem  effektiTen 
Werte  dieses  Tages  anzusetzen.  Nach  H.G£.  §  261  Ziff.  3  und  GeseUadu-G. 
§  42  Ziff.  1  hat  der  in  Abzug  kommende  Abschreibungsbetrag  „der  Abnutzung*", 
d.  h.  doch  der  tatsächlichen  Abnutzung  gleichzukommen.     Wie  passt  dazu  der 


^)  So  A.-Beg.  §  49  Abs.  5  (s.  Anm.  2  auf  der  vorigen  Seite). 

«)  S.  oben  §  21  IV. 

')  S.  oben  §  21 IV  A  2  d.    Dazu  aber  auch  Lehmann,  A.en  II  301. 
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Grundsatz  jährlich  sich  gleichbleibender  Abschreibung,  da  doch  erfahrungsgemäss 
die  Wertminderung  in  den  einzelnen  Jahren  des  Verwendungszeitraumes  keines- 
wegs dieselbe  ist,  von  den  Jahren  des  Anfangs  nach  den  Jahren  des  Endes 
zu  vielmehr  ansteigt^). 

b)  Es  kommt  hinzu:  die  jährliche  Abschreibungsquote  ?nrd  bei  grösseren 
Betrieben  nicht  für  jeden  einzelnen  konkreten  Vermögensgegenstand  besonders 
bestimmt,  nicht  für  jedes  einzelne  Pferd  einer  Onmibusaktiengesellschaft  z.  B. 
dessen  Beschaffenheit^  Verwendungsart,  Pflege  und  damit  dessen  mutmassliche 
Verwendungsdauer  speziell  bestimmt,  sondern  es  wird  nach  den  eigenen  Er- 
fahrungen allein  oder  nach  den  Erfahrungen  mehrerer  oder  aller  gleichartiger 
Betriebe  für  die  Gattung  eine  Durchschnittsgebrauchsdauer  und  damit  Durch- 
schnittsabschreibungsquote berechnet,  verschieden  für  das  kaltblütige  und  das 
warmblütige  Pferd,  für  das  Pferd  in  der  Landwirtschaft,  der  Brauerei,  Müllerei 
oder  dem  Transportgewerbe*). 

2.  Trotzdem  steht  jene  Berechnung  nach  Durchschnitt  der  Jahre  und 
Gattung  mit  dem  Gesetze  in  Einklang. 

a)  Wohl  haben  die  Grundsätze  ordnungsmässiger  Buchführung,  wozu 
auch  die  Grundsätze  der  Bewertung  rechnen,  hinter  den  Bewertungsrechtsvor- 
schriften zurückzutreten,  weil  ihre  Anwendung  nur  auf  dem  Prinzip  tatsächlicher 
Zweckmässigkeit,  nicht  auf  dem  äusserlich  bindenden  Zwangs  beruht;  aber  es 
geht  aus  den  Normen  des  positiven  Rechts  hervor,  dass  in  den  Augen  des 
Gesetzgebers  Bemessung  der  jährlichen  Wertminderung  nach  zeitlichen  und 
sachlichen  Durchschnittssatzen  als  Bestimmung  der  wirklichen  Entwertung  und 
damit  als  Bestimmung  des  effektiven  jeweiligen  Zeitwertes  des  betreffenden 
Gegenstandes  gilt 

a)  Folgt  schon  aus  dem  Umstand,  dass  die  Vorschrift,  der  Kaufmann 
habe  seine  Vermögenslage  in  den  Greschäftsbüchem  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen,  in  den  Rechtsvorschriften 
über  kaufmännische  Buchhaltung  oben  ansteht^  dass  mangels  entgegenstehender 
Rechtsnorm  auch  die  Wertansetzung  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
Buchführung  geschehen  muss,  so  ergibt  sich  aus  speziellen  Bestimmungen,  wie 
der  Gesetzgeber  es  als  selbstverständlich  voraussetzt,  dass  die  Abschreibungs- 
und damit  die  Wertbemessung  nach  dem  Prinzip  jährlich  sich  gleichbleibender 
Abschreibungsprozente  und  damit  auch  unter  Zugrundelegung  durchschnittlicher 
Verwendungszeiträume  erfolge. 

ß)  Nach  H.G.B.  §  262  sind  dem  obligatorischen  Reservefonds  u.  a.  auch 
zuzufiüiren  die  Zuzahlungen  auf  Aktien  ohne  Erhöhung  des  Grundkapitals, 
welche  gegen  Gewährung  von  Aktien  Vorzugsrechten  geschehen,  aber  nur,  soweit 
diese  Zuzahlungen  nicht  zur  Deckung  ausserordentlicher  Verluste  oder  ,,zu 
ausserordentlichen  Abschreibungen"  Verwendung  finden.  Ausserordentliche  Ab- 
schreibungen sind  aber  der  Gegensatz  zu  ordentlichen  und  diese  sind,  wie 
früher')  dargelegt,  die  periodisch,  also  insbesondere  jährlich  wiederkehrenden, 
und  jährlich  kehren  dieselben  eben  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger 
Buchhaltung  in  Form  des  Abzugs  jährlich  gleichmässiger  Abschreibungsprozente 
wieder.  An  solche  alljährlich  und  nach  gleichmässigen  Prinzipien  stattfindende 
Abschreibungen  denkt  dann  der  Gesetzgeber  auch  in  H.G.B.  §§  237  und  245, 
wenn  er  dort  für  die  Tanti^menberechnung  vorschreibt,  dass  sie  nur   von   dem 

>)  Entsch.  m  Steuers.  II  432. 

«)  Vgl.  ^Ittfii  a.  a.  O.  S.  46  f.;  auch  Entsch.  in  Steuers.  V295,  VI  172;  {Maatt 
S.  112). 

•)  B.  oben  §  137. 
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nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen  und  Rücklagen  verbleibenden  Rein- 
gewinn geschehen  dürfe.  „Samtliche  Abschreibungen''  heisst  Abschreibungen 
aller  Art^  also  nicht  bloss:  notwendige  und  freiwillige  Abschreibungen  aus  dem 
Roh-  und  Abschreibungen  aus  dem  Reingewinn,  sondern  ebenso:  ordentliche 
und  ausserordentliche  Abschreibungen  und  erstere  sind  eben  die  jährUchen, 
regelmässigen,  d.  h.  nach  einem  sich  gleichbleibenden  Prinzip  geschehenden.  IMe 
Steuergesetzgebung  weist  auf  diese  Erscheinung  hin,  wenn  sie  —  preussisches 
Einkommensteuergesetz  §§  9  und  14  —  von  „regelmässigen  jährlichen  Ab- 
schreibungen'^ spricht,  welche  einer  angemessenen  Berücksichtigung  der  Wert- 
minderung entsprechen^). 

b)  Unmittelbar  nimmt  auf  diese  Berechnung  der  allmählichen  Wert- 
minderung nach  zeitlichen  Durchschnitten  das  österreichische  A.-Reg.  §  49 
Bezug. 

Nicht  bloss^  dass  es  statt  „der  Wertminderung  oder  Abnutzung  ent- 
sprechende Abschreibung"  formuliert:  „eine  der  sachgemässen  Veranschlagung 
der  Abnützung  oder  Wertminderung  entsprechende  Abschreibung",  sondern  es 
schreibt  auch  ausdrücklich  vor:  „Die  Vornahme  der  notwendigen  Abschreibungen 
ist  statutarisch  zu  regeln  und  erforderlichenfalls  auch  der  Schlüssel,  nach  welchem 
diese  Abschreibungen  zu  erfolgen  haben,  im  Statute  festzusetzen"^). 

D.  Wie  lang  oder  kurz  die  Dauer  der  Möglichkeit  der  Verwendung  des 
Gegenstandes  im  Betriebe  (die  sog.  Gebrauchsdauer)  und  wie  hoch  die  sich 
hieraus  von  selbst  ergebende  jährliche  Abschreibungsquote  zu  bemessen  sei, 
darüber  entscheidet  die  Sorgfalt  des  ordentlichen  (sachverstandigen)  Kaufmantis. 

1.  a)  Gesetzliche^)  AnJuütspunkte  gibts  hierfür  nicht.  Für  die  deutsche 
Handelsflotte  z.  B.  fehlt  eine  Bestimmung,  wie  die  des  Flottengesetxes  vom 
14.  Juni  1900  §  2  für  die  deutsche  Kriegsmarine,  wonach  uneingerechn^ 
Schiffsverluste  Linienschiffe  nach  25,  Kreuzer  nach  20  Jahren  „ersetzt  werden 
sollen'^ 

b)  Andererseits  schliesst  die  Sorgfalt  aber  auch  Willkür  aus.  Die  im 
Verkehr  erforderliche  Sorgfalt  verlangt  gewissenhafte  Beobachtung  der  tatsäch- 
lichen Vorgänge,  der  Ergebnisse  allgemeiner^)  und  spezieller  Erfahrung'). 

a)  Um  z.  B.  von  den  Abschreibungen  auf  Schiffe  zu  sprechen*),  so  ist 
die  Abnutzung  selbstverständlich  bei  Seeschiffen  grösser  als  bei  Flus^chiifen 
und    stärker    auch    infolge    ihrer    kostspieligen  Maschinenapparats    bei  Danipf- 


>)  S.  oben  §  137  II. 

')  Auch  sonst  begegnet,  dass  das  Statut  für  gewisse  Betriebsgegenstände  MiDimal- 
sätze  des  Abschreibungsprozentsatzes  festsetzt. 

')  Gegensatz :  technisch-wirtschaftliche ;  z.  B.  fachmännisch  bestimmte  Tabellen 
der  Abnutzungsquoten  für  alle  Arten  von  Wohnhäusern  und  Industriebauten,  z.  B. 
Junk  im  Wiener  Bauratgeber,  Wien  1894,  5.  Aufl.  (s.  Eeisch  I  38) ;  Scherher,  Bilmnzeo 
1885;  ferner  Art  „Abschreibung"  bei  Stern  S.2lf.  und  25. 

^)  Daher  sagen  das  preuss.  Eink.StG.  in  §  14  Abs.  1  und  das  bayer.  Gew.St.G. 
in  Art.  10  Abs.  1,  das  Einkommen  (der  Ertrag)  sei,  soweit  nicht  gesetzliche  Vor- 
schriften vorhanden,  zu  berechnen  nadi  „dem  Gebrauche  des  ordenüiehen  Eauhnanns'*. 
Demgemäss  stellt  auch  die  AusführunssanweiBnng  vom  6.  Juli  1900  zum  preuss. 
Eink.St.G.  das  Ermeseen  der  Steuerpfliditigen  in  diese  Schranken  (Art.  19  Ata.  3: 
„Für  ...  das  Mass  der  überhaupt  zulässigen  Abschreibungen  ist  ...  §  40  des  H.G.R, 
der  kaufmännische  Gebrauch  und  innerhalb  der  durch  denselben  gezogenen  Grensen 
das  Ermessen  des  Steuerpflichtigen  bestimmend." 

*)  Siehe  die  Ausführungen  des  preuss.  Oberverwaltungsgerichts  über  Werter- 
mittlung in  Entsch.  in  Steuers.  VI  30  f.,  VIII  86  ff.,  X  3()8;  ferner  Ausfuhrangs- 
an Weisung  vom  6.  Juli  1900  Art  19  Abs.  3:  „durch  die  besimderen  tatsärhllclicn 
Verhältnisse  gerechtfertigtes  Mass"  der  Abschreibung. 

*)  Siehe  zu  den  folgenden  Ausführungen  Blum  S.  48. 
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schiffen  als  bei  Segelschiffen.  Am  längsten  dürfte  hiernach  die  Nutzungsdauer 
unserer  Flussegelschiffe  währen,  welche  zum  Transport  von  Frachtgütern  auf 
unseren  schifibaren  Strömen  dienen.  Solche  Frachtschiffe  haben  im  allgemeinen 
eine  Verwendungsdauer  von  60  bis  70  Jahren,  wenn  sie,  wozu  die  Notwendig- 
keit gewöhnlich  nach  30  Jahren  eintritt^  mit  neuem  Boden  versehen  werden. 
Somit  ergibt  sich  für  einen  Frachtkahn  von  80000  Zentner  Tragfähigkeit  bei 
70}ähriger  Nutzungsdauer  und  einem  Herstellungswert  von  73000  und  einem 
Schlusswert  von  5000  Mk.  im  Falle  der  Abschreibung  in  Prozenten  des  Buchwertes 

5Ö0Ö"\_, 


als  Jahresprozentsatz  a  =  100  ll  —  1/  I  =  3,67  Proz.,   im  Falle  der 

Abschreibung  in  Prozenten  des  Anschaffungswertes  als  Jahresprozentatz  1 ,38  Proz.  ^). 
Bei  unseren  beiden  grossen  Reedereigesellschaften,  der  Hamburg-Amerika-Linie 
und  dem  Norddeutschen  Lloyds  werden  die  Seedampfer  nur  selten  25  Jahre 
in  Benützung  gehalten,  d.  h.  eine  kürzere  Periode,  als  sie  das  Flottengesetz  für 
Linienschiffe  ansetzt  Es  kommt  dies  daher,  dass  beide  Gresellschaften  nach 
einer  verhältnismässig  kurzen  Reihe  von  Jahren  ihre  Schiffe  an  Reedereien  ver- 
kaufen, die  weniger  hohe  Anforderungen  an  ihr  Schiffsmaterial  stellen  müssen. 
Li  den  Jahren  1886 — 98  betrugen  die  Abschreibungsprozente  bei  der  Haraburg- 
Amerika-Linie  durchschnittlich  9,44,  beim  Lloyd  8,10  Prozent  des  jeweib'gen 
Bachwertes. 

ß)  Andere  Beiriehsgeräischaften  anlangend^),  so  steht  auch  hier  obenan, 
dass  bei  ein  und  demselben  Betriebsmittel  die  Nutzungsdauer  und  demgemäss  auch 
die  Jahiesabnutzungsquote  nach  dem  Betriebe,  in  dem  es  verwendet  wird,  ausser- 
ordentlich verschieden  ist  Anders  z.  B.  bei  der  Verwendung  in  der  Industrie 
als  bei  Verwendung  in  der  Landwirtschaft 

aa)  Die  Nutzungsdauer  des  im  Müllerei-  oder  Brauereibetriebe  verwendeten 
Pferdes  ist  eine  kürzere  als  die  der  in  der  Landwirtschaft  benützten  Tiere,  weil 
dort  das  Tier  nicht  so  sehr  eine  seiner  Natur  entsprechende  Lebensweise  findet, 
wie    bei  der  Landwirtschaft     Nach   der  Erfahrung   betragt   der  Verwendungs- 
zeitraum    bei    der  Industrie  etwa  10,    bei    der   Landwirtschaft  15  Jahre.     Das 
gibt    bei  1200  Mk.  Anschaffungs-    und   80  Mk.  Endwert   im    Falle    der   Ab- 
schreibung in  Prozenten  des  Erwerbspreises  ^)  9,3  bezw.  6^22  Prozent,  im  Falle 
der  Abschreibung  in  Prozenten  des  jeweiligen  Buchwertes*)  23,7  bezw.  16,5  Prozent 
Jahresdurchschnittsquote.     In    den  B.en   sehr   vieler  Mühlen-  und  Braubetriebo 
findet  sich  eine  geringere  Abschreibungsquote  in  Anwendung:  etwa  10 — 15  Prozent 
Die  Ursache  liegt  in  Verschiedenem.     Zumeist  vor  aUem  darin,  dass  das  Pferde- 
konto mit  dem  Wagenkonto  zu  einem  Fuhrwerkskonto  vereinigt  ist     Und  beim 
Wagenpark  dauert  die  Verwendungsfähigkeit   langer   als    bei  Pferden.     Setzen 
wir  mit  Elum^)  den  Wert  eines  Wagens  mit  Geschirr  und  sonstigem  Zubehör, 
wie  er  in   der  Brauerei  Verwendung  findet,  zu  600  Mk.,  seine  Nutzungsdauer 
zu    20  Jahren  und  den  Wert  der  dazu  gehörigen  2  Pferde  zu  2400  Mk.  und 
deren  Verwendungsdauer  zu  10  Jahren  an,  so  ergibt  sich,  wenn  der  Wert  des 
Wagens  nach  10  Jahren  noch  800  Mk.  und  derjenige  der  Pferde  noch  200  Mk. 


Anm. 


')  Der  Aufwand   für  den   neuen  Boden  ist  Reparatur.     S.  oben  §  138  IV  B 

*)  S.  naher  Blum  a.  a.  O.  S.  45  f. 

•)  Formel:   a  öahrliches  AbschreibungsprozeDt)  =  :5^ .  J^  (s. Ä«m S. 49). 


*)  Formel:  a  =  100  (1  —  VZ). 

E 
•)  A.  a.  O.  8.  47. 


E 
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ausmacht,    als    jährliche  Abnutzungsquote   bei  Berechnung   in    Prozenten    des 
Buchwertes  a  =  100  ( 1  — 1/  j  ==  16,4  Prozent     Es  kommt  aber  weiter 

hinzu,  dass  in  der  Industrie,  wie  vielfach  auch  im  landwirtschaftlichen  Gross- 
betriebe,  die  Pferde  nicht  erst  am  Ende  ihrer  Gebrauchsfahigkeit,  sondern  schon 
früher,  wenn  diese  nachzulassen  begannt,  verkauft  werden.  Dann  hat  das  Pferd 
selbstredend  noch  einen  höheren  Bchlusswert  und  kann  daher  der  Absdueibungs- 
prozentsatz  niedriger  gehalten  werden.  Angenommen,  ein  Bierbrauer  würde 
seinen  Pferdebestand  von  5  zu  5  Jahren  erneuern^  so  würde  ein  Pferd  von 
1200  Mk.  Anschaffungspreis  bei  jährlicher  Abschreibung  von  20  Prozent  des  je- 
weiligen Buchwertes  nach  5  Jahren  nur  mehr  mit  392,2  Mk.  zu  Buch  stehen, 
während  sein  Veräusserungswert  vielleicht  noch  600  Mk.  beträgt.  Als  jährliche 
Abnutzungsquote  braucht  der  Brauer  daher  nur  12,9  Prozent  des  jeweiligen  Buch- 
wertes zu  nehmen. 

ß)  Ein  anderes  in  B.en  der  A.en  —  bei  Bierbrauereien  und  Wein- 
handlungen —  nicht  selten  begegnendes  Betriebsmittel  sind  die  I^isser,  Hier 
ist  die  Abnutzung  eine  andere  bei  Transport-,  als  bei  Lagerfässem.  IMe  Ab- 
nutzung letzterer  ist  eine  weit  geringere.  Wir  finden  daher  in  den  meisten 
B.en  für  erstere  20,  für  letztere  10  Prozent  Abnutzungsquote  in  Prozenten  des 
Buchwertes.  Bei  Lagerfässem  setzt  dieser  Prozentsatz  im  allgemeinen  voraus, 
dass  dieselben  nicht  bis  zur  vollständigen  Abnützungsmöglichkeit  verwendet, 
sondern  noch  zu  besserem  Preis  als  zum  Holzwert  verkauft  werden.  Denn  im 
ersteren  Fall  wäre  bei  einem  Lagerfass  von  10  Hektolitern  und  25  Jahren 
Nutzungsdauer,  wenn  der  Endwert  3  Mk.  beträgt,  das  entsprechende  Ab- 
schreibungsprozent 12  Prozent^). 

y)  Bei  Masdiinen  kommt  sehr  stark  der  Unterschied  im  Grade  der  tech- 
nischen Abnutzung  und  der  Unterschied  zwischen  technischer  und  wirtschaft- 
licher Abnutzung  (richtiger'):  Entwertung)  in  Betracht  So  finden  wir  in  den  Ren 
von  Maschinenfabriken  als  Abnutzungsprozentsatz  nur  8  Prozent  des  Buchwertes, 
während  sonst  10 — 12  Prozent  begegnen.  Das  kommt  daher,  dass  in  Maadiinen- 
fabriken  die  in  Verwendung  stehenden  Maschinen  Idcht  eine  sachgemäseeie 
Behandlung  als  in  anderen  Betrieben  finden  und  infolgedessen  länger  verwendet 
werden  können.  Andererseits  sind  im  Gegensatz  zu  Dampfmaschinen  Maschinen, 
welche  technische  Arbeit  verrichten,  zumeist  starker  wirtschaftlicher  Entwertung 
durch  neue  Konstruktionen  oder  verändertes  Verfahren  unterworfen. 

d)  Keine  Abnutzung  durch  Gebrauch*)  ist  aus  physischen  Gründen 
möglich  am  blossen  Orund  und  Boden  als  solchen;  auch  nicht  an  dem  land- 
wirtschaftlich genutzten.  Was  insbesondere  dem  letzteren  durch  die  Frucht- 
ziehung  an  Stoffen  entzogen  wird,  wird  ihm  durch  die  zu  den  Gewinnungs- 
kosten rechnenden  Aufwendungen  wieder  zugeführt*).  Nur  unter  besonderen, 
in  fortgesetzter  Weise  die  Gebrauchsmöglichkeit  und  Gebrauchsfähigkeit  mindernden 
Umständen  vermag  er  Gegenstand  von  Abschreibungen  zu  sdn,  so  wenn  auf 
ihm  infolge  des  Betriebs   von  Hochöfen,    Bergp^rerken   u.  s.  w.    in    der  Nabe 


')  Vgl.  Blum  B:  48.  —  Höhere  Abschreibungssätze  als  bei  Fastagen  jßnden  ach 
noch  bei  Patenten,  Modeilen  und  ähnlichem  we^n  der  Gefahr  rascheBter  Übeilioliiog 
und  der  sich  fortwährend  verkürzenden  Schntzfnst.    Vgl.  Stern,  „Patente". 

«)  8  168  II  B  1. 

')  Wohl  aber  einer  Abnutzung  durch  Substanzverringerung  und  sonstiger  Eni- 
wertnnff. 

<)  Vgl.  FuisUng,  Steueriehre  §  56  S.  145;  Maa;ts  106;  Entsch.  in  Steuers.  II 
244,  IV  31,  VI  175. 
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Schlacken,  Gestein  u.  s.  w.  abgelagert  werden^).  Anders  selbstverständlich, 
wenn  der  Grund  und  Boden  besondere  Herrichtung  erfährt  (z.  B.  bei 
Pflasierungy  MoorkuUur,  Drainage^  IHeselwiesen,  Teichanlagen)  oder  durch 
Beschütten  mit  Berghalde  oder  Zuführung  von  Abgangen  sterilisiert  und 
wertlos  gemacht  wird.  EQer  ist  an  der  Herrichtung  u.  s.  w.  Abschreibung 
möglich^).  Bei  Oebäuden  ist  dem  angegebenen  Prinzip  gemäss  die  bebaute 
Grundfläche  als  solche  von  Abschreibung  wegen  Abnutzung  ausgeschlossen. 
Bei  Berechnung  der  Abnutzungsquote  für  Gebäude  kommt  daher  nur  der  Wert 
des  Gebäudes  als  solchen  in  Betracht,  geschätzt  nach  dem  jeweiligen  Brand- 
versicherungswert, wie  ihn  der  amtliche  Brandkataster  ausweist,  unter  Berück- 
sichtigung der  Werte  der  etwa  nicht  versicherten  Teile  (Fundamente,  Grund- 
mauern u.  s.  w.).  Der  Abnutzungsprozentsatz  wechselt  natürlich  mit  der  Art 
der  Benutzung.  Er  ist  ein  anderer  z.  B.  für  Wohnräume,  als  für  Magazine 
und  sonstige  Betriebsgebaulichkeiten.  Offensichtlich  zu  niedrig  ist  für  städtische 
Wohnhäuser  eine  jährliche  Abnutzungsquote  von  ^^  Prozent  des  Bauwertes. 
Das  setzte  als  B^el  eine  400 jährige  Standdauer  des  Gebäudes  voraus').  Zu- 
treffender ist  insbesondere  wegen  des  Fachwerks  '/^  Prozent  des  Bauwertes. 
Nach  dem  von  Bktm  in  den  Annalen  des  Deutschen  Reiches  1903  S.  43  ge- 
gebenen Beispiel  beträgt  bei  20000  Mk.  Bau-  und  1400  Mk.  Endwert  nach 
125jähriger  Nutzungsdauer  der  Abschreibungsprozentsatz  des  Bauwertes  0,745 
Prozent  (d.  i.  alljährlich  149  Mk.),  der  Prozentsatz  des.  jeweiligen  Buchwertes 
2,1  Prozent. 

e)  Wohl  unterliegt  der  Grund  und  Boden  als  solcher  einer  Abnutzung 
in  Form  des  VerbrauehSf  der  quantitativen  Verzehrung  der  Substanz  (Substanz- 
verringerung), nämlich  bei  aUen  auf  Ausbeutung  der  Substanz  gerichteten  Be- 
trieben (BergbaUy  Torfstich,  Sand-,  Kies-,  Lehm-,  Mergel-,  Ton-  u. s.w.  Gruben; 
Stein-,  Schiefer-,  Kalk-,  Kreide-  u.  s.  w.  Brüchen).  Die  Abschreibung  wegen 
Substanzverringerung  geschieht  hier  nach  dem  Verhältnis  der  Jahresförderung 
zum  Werte  der  im  Bergwerke  etc.  enthaltenen  Gesamtmenge  von  Kohlen,  Torf 
u.  s.  w.;  d.  h.  der  Abschreibung  ist  der  reine  Kohlen-  u.  s.  w.  Wert  zu  Grunde 
zu  l^en,  d.  i.  der  Verkaufspreis  der  im  Jahre  geförderten  Kohlenmenge  ab- 
züglich der  Förderungskosten  und  des  von  dem  Verkaufspreise  auf  die  Ver- 
zinsung der  in  den  sonstigen  Bergwerksanlagen  angelegten  Kapitalien  ent- 
fallenden Betrags*). 

2.  Fehlen  gesetzliche  Anhaltspunkte  für  die  Bemessung  des  jährlichen 
Abschreibungsprozentes,  so  fehlen  dagegen  hierfür  nicht  gesetzliche  Schranken. 
Nicht  nur  der  Sorgfalt  des  ordentlichen  Kaufmanns,  sondern  dem  Gesetze 
widerspricht  es  vor  allem:  zu  ipenig  abzuschreiben^). 

a)  Wie  wir  früher^  sahen,  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Unter-,  nie 
aber  Überbewertung  von  Aktiven  erlaubt.  Das  jährliche  Abschreibungsprozent 
muss  somit  immer  so   gewählt  sein,   dass  es  der   jeweils  wirklich  vorhandenen 


»)  Fui^ng  a.  a.  O.  §  56  S.  145. 

«)  Entach.  in  Steuers.  IV  193,  V  299,  VI  187,  VIII  204,  233,  X  255; 
MaaiM  106. 

*)  Vri.  FuisÜngy  EiDkommensbesteuerung  der  Zukunft  S.  44. 

*j^8.  näher  Eotsch.  in  Steuers.  VII  113 ff.;  VIII  222;  III  15;  V  65,  X  101; 
ferner  FuuUng-StrutM  §  9  Anm.  28;  Fuisting  zu  §16  Anm.  15  B;  derselbe,  Steuer- 
lehie  8  56  S.  147;  Maatn  104.  Abweichend  Beisch  II  191-203;  Friedberg,  Verwal- 
tungstfchiv  Bd.  9  S.  22.  —  Darüber,  dass  die  HeimfaUast  einer  Unternehmung  nicht 
unter  den  Abechreibungsbegriff  fäUt,  s.  §  127  VII  B  und  §  133. 

»)  S.  oben  §  138  n  A. 

•)  §§  20,  24,  26. 
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Wertminderung  entspricht  Der  volle  Betrag  der  jeweüigen  Jahresentwertung  ^) 
mtiss  abgeschrieben  sein^).  Sonst  sind  B.  und  Gewinn^  und  Verlustkonto  un-- 
gesetzlich  aufgestellt.  Aber  leider  findet  sich  in  der  deutschen  Handelsgesetz- 
gebung  eine  Bestimmung,  welche  in  Zusammenhalt  mit  dem  Wordaut  der 
Vorschriften  der  Steuergesetze  über  die  vom  Roheinkommen  abrechenbaren  Ab- 
schreibungen geeignet  ist,  bei  den  Interessenten  die  Meinung  zur  Entstehung 
gelangen  zu  lassen,  als  sei  der  Pflicht  zur  Abschreibung  aller  Wertminderung 
schon  Genüge  geschehen,  wenn  die  durch  Abntäxüng  (Substanzverringerung  oder 
Bubstanzverschlechterung)  verursachte  Entwertung  im  Wege  der  Abschreibung 
Berücksichtigung  fand. 

a)  Die  in  Betracht  kommende,  uns  schon  vielfach  bekannte  handeis* 
rechtliche  Vorschrift  ist  dargestellt  durch  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  bezw.  Gesellsch.-G. 
§  42  Ziff.  1.  Hiernach  ist  es  den  A.en,  Aktienkommanditgesellschaften,  Ver- 
sicherungsvereinen auf  Gegenseitigkeit  und  Gesellschaften  m.  b.  H.  gestattet, 
„Anlagen  und  sonstige  Vermögensgegenstande,  welche  nicht  zur  Weitöver- 
äusserung,  sondern  dauernd  zum  Gewerbebetriebe  bestimmt  sind,''  ohne  Rück- 
sicht auf  einen  geringeren  (Gebrauchs-  oder  Verkaufs-)  Wert  zum  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreise  anzusetzen,  sofern  „ein  der  Abnutzung  gleichkommender 
Betrag  in  Abzug  oder  ein  derselben  entsprechender  Erneuerungsfonds  in  Ansatz 
gebracht  wird".  Es  bedarf  hier  ganz  erheblicher  Interpretationskunst,  einmal 
um  festzustellen,  dass  der  Ausdnick  „Abnutzung"  auch  die  Entwertung  durch 
Ferbrauch  mit  umfasst')  (Riesel wiesen);  dann  aber  besonders,  um  darzutun,  dass 
„Abnutzung''  für  Betriebsgegenstande,  an  welchen  eine  körperliche  Abnutzung 
möglich  ist,  gleichbedeutend  mit  W^ertminderung  schlechthin  ist*).  Um  so 
begreiflicher  ist  es,  dass  die  Gesellschaftsorgane  die  genannte  Bestinunung 
dahin  auffassen,  als  sei  Ansetzung  von  Betriebsgegenständen  zum  Erwerbspreis 
schon  gestattet,  wenn  nur  die  der  Abnutzung  entsprechende  Wertminderung 
abgeschrieben  werde,  und  daraus  die  Folgerung  ziehen,  als  seien  schon  genügend 
notwendige  Abschreibungen  vorgenommen,  wenn  bei  der  Abschreibung  nur  die 
durch  Abnutzung  verursachte  Entwertung  Berücksichtigung  gefunden  habe. 

ß)  In  dieser  Auffassung  der  handelsrechtlichen  Bestimmung  werden  die  Ge- 
sellschaften noch  durch  die  Ausdrucks  weise  und  herrschende  Auslegung  der  Steuer- 
gesetze bestärkt.  Die  Steuergesetze  erklären  für  „abzugsfähig"  vom  Ertrag  odex 
als  „Betriebsausgaben"  lediglich  Abschreibungen  für  „Abntäzung^  von  Grebauden, 
Maschinen  und  Betriebsinventar  ^).  Hiemach  hat  es  den  Anschein  —  und  die 
in  Theorie  und  Praxis  herrschende  Auslegung  der  betreffenden  Bestimmungen 
unterstützt  diese  Meinung*)  — ,  als  seien  Abschreibungen  wegen  anderer  Ent- 
wertungen nicht  steuerfrei,  und  so  wird  der  Schluss  gezogen:  sind  nur  Ab- 
schreibungen wegen  Abnutzung  steuerfrei,  so  sind  auch  nur  Abschreibungen 
aus  diesem  Grunde  in  die  B.,  die  doch  die  Grundlage  für  die  Berechnung  des 


M  Die  Differenz  zwischen  dem  nach  haDdelsrechtlichen  GruDdsät^en  anziisetaeB- 
den  wirklichen  (Verkaufs-  bezw.  Gebrauch8-)Wert  bei  Beginn  und  dem  in  gleicher 
Weise  ermittelten  Wert  am  Schluss  des  Jahres  (Entsch.  in  Steuers.  X  301  mit  V  270 
und  IX  89)  unter  teilweiser  Abänderung  von  Entsch.  in  Steuers.  IV  174ff.,  V  43, 
VII  151,  153,  325-339,  372ff.,  VIII  169  ff. 

*)  Ea  darf  nicht  in  schlechten  Jahren  zu  wenig  abgeschrieben  werden  von  det 
Absicht  aus,  in  guten  Jahren  es  durch  höhere  Abschreibungen  auszugleichen  (EntscL 
in  Steuers.  X  304). 

•)  S.  oben  S.  703  Anm.  2. 

*)  §  168  III  B  2  e  ^. 

»)  S.  oben  §  139  II  C:  z.  B.  preuss.  Eink.St.G.  §  9  I  5;  bayr.  Gcw^tQ.  Art.  10 
Abs.  2  Ziff.  2  i;  österr.  Per8.StG.  §  95  f. 

•)  Vgl.  vorige  Anm. 
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steuerpflichtigen  Ebkommens  bildet,  einzusetzen.  Der  Trugschluss,  der  hier 
gemadit  wird,  ist  der,  als  wären  alle  auf  die  Verlustseite  der  kaufinännischen 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  zu  setzenden  Posten  wirtschaftlich  Betriebs- 
ausgaben und  müsste  daher  nur,  was  Betriebsausgaben  und  demgemass  steuer- 
frei sei,  in  diese  Rechnung  eingesetzt  werden.  Verkannt  ist  dabei  der  Unterschied 
zwischen  Steuer-  und  handelsrechtlichem  Gewinnbegriff  ^).  Der  handelsrechtliche 
Gewinnbegriff  bedeutet  Vermögensmehrung  schlechthin^  der  steuerrechtliche  nur 
Vemiögensmehrung,  welche  Ertrag  oder  Einkommen  darstellt.  Wie  die  Gewinn- 
seite des  Gewinn-  und  Verlustkontos  nicht  bloss  die  Einzelbetrage  des 
Rohertrags  oder  Roheinkommens,  sondern  aüe  Brutto vermogensmehrungen 
zusammenstellt;  so  enthalten  auch  die  Verlustposten  dieses  Kontos  nicht  bloss 
die  Betriebsausgaben,  sondern  jede  Bruttovermögensminderung.  M.  a.  W.:  Die 
Grewinn-  und  Verlustrechnung  verzeichnet  auch  die  Mehrungen  und  Minderung 
des  Vermogensstammes,  ganz  abgesehen  davon,  dass  zutreffender  Auffassung 
zufolge')  auch  andere  Abschreibungen,  als  solche,  welche  zu  den  Betriebskosten 
rechnen,  der  Steuerpflicht  nicht  unterliegen. 

b)  Hieraus  erhellt,  dass,  wenn,  wie  so  oft^),  bei  Berechnung  des  jährlich 
sidi  gleichbleibenden  Abschreibungsprozentsatzes  nur  die  Entwertung  durch  Ab- 
nutzung berücksichtigt^  also  nicht  mit  ins  Auge  gefasst  wird;  dass  die  Länge 
des  Existenz-  und  Verwendungszeitraums  auch  von  anderen  Momenten  (Ver- 
änderung der  Absatzverhältnisse,  Überholung  durch  neue  Erfindungen  u.  s.  w.) 
abhängig  ist,  entweder  von  Zeit  zu  Zeit  ausserordentliche  Abschreibungen, 
welche  die  durch  diese  anderweiten  Umstände  verursachten  Wertminderung 
ziffemmässig  zum  Ausdruck  bringen,  vorgenommen  oder  zwei  jährlich  sich 
wiederholende  Abschreibungsquoteu  in  die  B.  eingesetzt  werden  müssen,  eine 
Abnutzungsabschreibungsquote  und  eine  Abschreibungsquote  wegen  sonstiger 
Entwertungsursachen. 

c)  Der  einsichtige  und  vorsichtige  Kaufmann  weiss,  dass  mit  der  Ab- 
schreibung wegen  Abnutzung  keineswegs  immer  die  Pflicht  der  notwendigen 
Abschreibungen  erfüllt  ist,  und  so  stellt  er  den  jährlichen  ordentlichen  Ab- 
schreibungsprozentsatz von  vornherein  höher  oder  er  stellt  neben  die  regel- 
mässige Abschreibung  wegen  Abnutzung  noch  eine  regelmässige  wegen  ander- 
weitiger Ursachen*).  Wenn  die  Wertminderung  durch  Abnutzung  die  stärkste 
ist,  nennt  er  die  Abschreibung  aus  anderen  Gründen  wohl  manchmal  Eoctra- 
absckreibung^  unter  Umständen  auch  ausserordentliche  Abschreibung.  Letztere 
Bezeichnung  ist  nicht  zutreffend,  denn  ausserordentlich  ist  diese  Abschreibung 
nicht,  weil  sie  periodisch  regelmässig  wiederkehrt^).  Sie  ist  eine  jährliche 
regelmässige  Abschreibung  aus  anderen  als  Abnutzungsursachen. 

d.  Der  unsolide  Kaufmann  kann  sich  nicht  auf  den  Wortlaut  von  §  261 
Ziff.  3  berufen,  denn  der  Zusammenhang  dieser  Bestimmung  mit  den  voraus- 
gehenden Ziffern  des  §  261  und  mit  H.G.B.  §  40  verbietet  eine  Auslegung 
von  §  261  Ziff.  3,  welche  Überbewertung  erleichtert*). 

3.  Die  richtige  Bemessung  der  effektiven  Wertminderungen  des  Anlage- 


*)  Oben  §  111  III  und  §  159. 

«)  S.  oben  §  139  II  C. 

*)  Auch  das  deutsche  Flottengesetz  vom  14.  Juni  1900  berücksichtig  bei  An- 
setzuDg  der  Gebrauchsfähigkeit  nicht  Entwertung  durch  Zerstörung.  Es  heisst  in  §2: 
„Ausgenommen  bei  &chiÜBverlusten  sollen  ersetzt  werden  Linienschiffe  nach  25  Jahren, 
Kreuzer  nach  20  Jahren.  "^ 

*)  Oben  §  104 II  A  5. 

•)  Oben  §  137  und  §  139  II  B  2  c  Anm. 

•)  §1681113  2  e/7. 
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vermdgens  ist  handeis-  und  steuerrechtlich  von  ganz  ausserordentlicher  Wichtigkeit 
Häufig,  namentlich  in  den  Gewinn-  und  Verlustiechnungen  industrieller  Unter- 
nehmungen, sbd  die  höchsten  Betrage,  welche  vom  Bruttogewinn,  bezw.  Roh- 
einkommeu  abzuziehen  sind,  durch  die  Abschreibungskonti  dargestellt.  Was 
die  steuerrechtliche  Bestimmung  des  Endes  der  notwendigen  und  des  Anfangs 
der  freiwilligen  Abschreibung  anlangt»  so  sei  an  die  Mahnung  des  preusaschen 
Oberverwaltungsgerichtes  erinnert,  dass  die  den  Veranlagungsbehörden  obliegende 
Prüfung  nicht  in  kleinlicher  Art  und  unter  steter  Vergegenwärtigung  der  Tat- 
sache erfolgen  solle,  dass  sich  die  Verhältnisse  eines  einigermassen  kompUzierten 
industriellen  Unternehmens  nur  von  Personen  in  zuverlässiger  Weise  beurteilen 
lassen,  die  mit  einem  derartigen  Betriebe  vertraut  sind^). 

K  Noch  verlangt  die  AbschreHnmg  wegen   Verpfändung  ein  kurzes  Wort 

1.  Wir  wissen,  durch  die  Tatsache  der  Verpfandung  hört  der  Pfiand- 
gegenstand  auch  bilanzrechtlich  nicht  auf,  ein  eigener  des  Verpfönders  zu 
bleiben').  Er  hat  daher  grundsätzlich  als  Aktivum  in  der  B.  des  Verpfinders 
zu  erechemen;  die  Frage  ist  nur,  ob  zu  seinem  normalen  G^enwartswert 
oder  nicht 

2.  Ausschlaggebend  für  ihre  Entscheidung  ist  der  Unterschied  zwischen 
Verpfändung  für  eigene  und  für  fremde  persönliche  Schulden. 

a)  a)  Dient  der  Pfandgegenstand  zur  Sicherung  einer  eigenen  personlichen 
Schuld  des  Verpfänders,  so  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  der  Gläubiger  aus 
dem  Pfandgegenstand  Befriedigung  erhalten  wird,  auf  die  Bewertung  d^ 
Gegenstandes  ohne  Einfluss,  weil  die  persönliche  Schuld  als  solche  im  Klanz- 
passivum  steht  Würde  der  Schuldner  aus  dem  Grunde,  weil  er  voraussichtlich 
nicht  in  der  Lage  sein  wird^  die  100  betragende  Schuld  bar  zu  erfüllen,  cKe 
Pfandsache,  welche  ebenfalls  100  wert  ist,  mit  0  ansetzen,  so  müsste  er  dem- 
entsprechend auch  die  Schuld  aus  der  B.  weglassen.  Denn  mit  der  Befriedigung 
des  Gläubigers  aus  dem  Pfand  ist  auch  dessen  persönliche  Forderung  gegen 
den  Verpfänder  erloschen. 

ß)  Der  persönlichen  Schuld  des  Verpfänders  steht  die  Orundschuid  des- 
selben gleich.  Nicht  im  Passivum  bewertet  wird  die  EentensduUd^  weil  die 
belastende  Wirkung  der  erst  in  späteren  Geschäftsjahren  fälligen  Renten  durch 
den  Zukunftswert  des  Vorteils  aufgewogen  wird,  um  dessentwillen  die  Renten- 
schuld bestellt  wurde. 

b)  a)  Dient  der  Pfandgegenstand  zur  Sicherung  einer  fremden  persön- 
lichen Schuld,  so  bedarf  das  Pfandverhältnis  in  der  B.  überhaupt  keiner  Be- 
wertung, wenn  es  wahrscheinlich  ist,  dass  der  Pfandgläubiger  h&  seinem 
persönlichen  Schuldner  Befriedigung  finden  wird. 

ß)  Ist  das  Gegenteil  der  Fall,  dann  hat  je  nach  dem  Grade  der  Wahr- 
scheinlichkeit oder  Sicherheit  der  Heranziehung  des  Pfandes  zur  Gläubiger- 
befriedigung  das  Pfandverhältnts  in  der  B.  Ausdruck  zu  finden. 

ad)  Nicht  kann   dies  geschehen  durch  Bewertung  der  in  der  Hjpotiiek 


>)  Entsch.  in  Steuers.  VII  339,  X  307;  auch  Maats  120  Anm.  3  An8ftthning6- 
an Weisung  vom  6.  Juli  1900  zum  prenss.  Eink.6tG.  Art  19  Abs.  3:  „Die  von  d«& 
Steuerpflichtigen  ...  bei  seiner  Bnchführunff  an^nommenen  (Bewertuogs-)GniiidBitBe 
bleiben  auch  für  die  Berechnung  des  steuerpuichti^n  Einkommens  massgebend  {gemias 
Eänk.StQ  §41  Abs.  1],  sofern  nicht  die  ungebührhehe  Höhe  der  Abschreibung  im  eia- 
zelnen  Falle  das  nach  allgemeinem  Gebrauche  äbliche  oder  durch  die  heeomieren  tat- 
sächlichen Verhaltnisse  gerechtfertigte  Mass  offenbar  übersteigt  oder  sogar  die  Absicht 
einer  künstlichen  Herabdrückung  des  wirklichen  BeingewinDs  ericennen  Xässt" 

«)  Oben  §  73  II  C. 

»)  RG.B.  1199. 
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und  dem  Fahmispfandrecht  liegenden  Realobligation  ^)  im  Passivum;  denn  die 
wirtfichaftlicb-kaufmännische  Anschauung  sieht  in  der  Verpflichtung  aus  solcher 
Pfandbestellung  anders,  als  bei  Grund-  und  Benten-„Schuld*^  keine  Schuld- 
veipflichtung,  keine  Verbindlichkeit  Wohl  aber  muss  es  geschehen  durch  An- 
setzung  des  an  sich  im  Aktivum  stehenden  Pfandgegenstandes  zu  niedrigerem 
Werte,  eventuell  sogar  durch  vollkommenes  Weglassen  derselben  aus  der  B. 

ßß)  Eine  ausdrückliche  Anerkennung  haben  diese  allgemeinen  Grund- 
satze im  österreichischen  Vers.-Beg.  gefunden. 

Den  deutschen  Versicherungsaktiengesellschafteu  und  Versicherungsvereinen 
auf  Gregenseitigkeit  ist  der  Erwerb  von  Grundstücken  nur  unter  Beschränkungen 
gestattet')  und  jedenfalls  ist  ihnen  Anlegung  des  Prämienreservefonds  in  Grund- 
stücken verboten  *).  Das  österreichische  Vers.-Reg.  schreibt  niu:  vor  (§  29),  „»w 
allgemeinen*'  sei  bei  Anlage  der  Gelder  der  Versicherungsanstalten  auf  deren 
leichte  Realisierbarkeit  tunlichst  Bedacht  zu  nehmen,  damit  nicht  durch  eine 
ÜberiaBtan^  mit  schwer  realisierbaren  Objekten,  wie  Häuser  etc.^  die  Erfüllbar- 
keit der  Verbindlichkeiten  der  Anstalt  gefährdet  wird.''  Demgemäss  lässt  es 
auch  (§  30)  als  Anlagewerte  der  Prämienreserve  „inländische  zinstragende 
Bealitäten"  zu,  aber  nur  —  und  darin  liegt  eine  Anerkennung  der  Wert- 
minderung von  Aktiven  durch  etwaigen  Pfandverband  —  „wenn  sie  nicht  über 
ein  Drittel  des  Ankaufspreises  belastet  bleiben",  d.  h.  also  lediglich,  wenn  sie 
nur  bis  zu  einem  Drittel  ihres  Erwerbswertes  mit  Hypotheken  belastet  bleiben. 

n.  Was  bisher  über  Bemessung  des  Betrags  der  notwendigen  Ab- 
schreibungen bei  Betriebsgegenständen  ausgeführt,  gilt  entsprechend  auch  für 
Veräusserungsgegensiände.  Ihrem  Wesen  nach  fällt  hier  Abschreibung  wegen 
Abnutzung  als  Entwertungsgrund  weg^).  In  Betracht  kommen  als  Entwertungs- 
grirnde  längere  Aufbewahrung  und  allgemein  wirtschaftliche  wie  speziell  ge- 
schäftliche Einflüsse:  Schwankungen  im  Preise,  Veralten,  Modewechsel,  Ge- 
schäftsverlegung u.  8.  w.  Abgang-  oder  Mankokonto  heisst  insbesondere  das 
Konto  für  nicht  zu  ermittelnde  Substanzabgänge  an  Waren,  Rohmaterialien 
oder  Hilfsstoflen. 


Prlnsip  der  Elnselbewertiinc  und  Bewertan^  Ton 
MachseMMütheiten. 

§174. 

L  Laut  H.G.B.  §  39  hat  der  Kaufmann  in  seinem  Inventar  seine 
aktiven  und  passiven  Vermögensgegenstände  genau  und  unter  Angabe  des 
Wertes  der  einzelnen  Vermögensgegenstände  zu  verzeichnen  und  davon  dann 
in  der  B.  eine  zusammenfassende  Übersicht  zu  geben.  Hiemach  gilt  das 
Prinxip  der  Einzelbewertung.    Aber  es  fragt  sich,  ob  dies  so  zu  verstehen   ist» 


')  Cosaek,  Bfiigerl.  Recht  g§  221,  244. 

*)  Nach  Pr.V.G.  54  steht  ihnen  frei  nur  der  Erwerb  von  von  ihnen  beliehenen 
Grundstücken  im  ZwangsverBteigerunesyerfahren.  Sonst  bedarf  GnindstückBerwerb  der 
CJenehmignng  der  Aufsichtsbehörde,  die  allerdings  in  zwei  Fällen  erteilt  werden  muss 
a)  wenn  der  Erwerb  ausserhalb  des  Zwangsversteigeningsverfahrens  zur  Sicherung  ein- 
eetragener  Forderungen  geschieht,  b)  wenn  die  zu  erwerbenden  Grundstücke  für  Zwecke 
dea  OesdiäfUhetnehe»,  also  als  Betriebsfegenstände  bestimmt  sind. 

*)  Mündelgeld  soU  nicht  in  Grundstücken  angelegt  werden  (B.G.B.  §§  1807 f.); 
Bestände  des  Prämienreservefonds  dürfen  es  nicht  (Pr.V.G.  §  59). 

*)  Jedoch  §  167  IV. 
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dass  bei  jeder  Inventar-  und  Bilanzaufnahme  für  jeden  einzelnen  körperlichen 
und  unkörperlichen  Gregenatand  ein  Wert  zu  verzeichnen  sei.  Das  ist  nicht 
der  Fall. 

II.  Für  die  B.  ergibt  sich  dies  schon  daraus,  dass  sie  ihrer  Natur  nach 
eine  Übersicht  ist;  also  muss  in  ihr  eine  Zusammenfassung  Posten  gleicher 
Grattung  zulassig  sein^).  Aber  darüber  hinaus  erhellt  aus  unmittelbaren  Be- 
stimmungen des  G.,  dass  in  Inventar  und  B.  eine  Vielheit  von  Vermögens- 
gegenständen, auch  solche  verschiedenster  Gattung,  einheitlich  bewertet,  d.  h.  mit 
einer  Wertziffer  angesetzt  werden  darf. 

A.  H.G.B.  —  §§  186,  207,  261  Ziff.  3  —  und  GeseUsch.-G.  —  §  42 
Ziff.  1  —  nennen  unter  den  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  bestimmten  G^en- 
standen  auch  „Anlagen".  Anlagen  sind  „Betriebsgegenstande  von  erheblicherer 
Bedeutung,  die  ihrer  Art  nach  den  besonderen  Zwecken  der  Gesellschaft  dienen ''')| 
„sich  als  im  Zusammenhang  mit  den  charakteristischen  Zwecken  der  Gesellschaft 
befindlich  darstellen'^  ^).  Sie  können  nach  dieser  Definition  aus  einer  od^  aas 
mehreren  körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen  bestehen.  Weil  sie  Gegen- 
stande von  erheblicherer  Bedeutung,  werden  sie  in  der  Regel  einen  Sachiiib^;riir, 
eine  Sachgesamtheit,  eine  dureh  einheitlichen  wirtschaftlichen  Zweck  zu  einer 
wirtschaftlichen  Einheit  zusammengefasste  Menge  von  Sachen,  Bechten  und 
sonstigen  wirtschaftlichen  Einzelgütern,  ein  Beiriebsganxes  darstellen.  B^ne  An- 
läge  bildet  z.  B.  eine  Fabrik,  ein  Beigwerk,  eine  Eisenbahnuntemehmung  ab  je 
ein  Ganzes.  Von  jeder  Anlage  wird  nun  aber  im  G.  ausgesagt,  dass  sie  einen 
Vermögensg^enstand  bilde  —  H.G.B.  §§  186  Abs.  2  und  261  Ziff.  2,  Ge8elL9ch.-G. 
§  42  Ziff.  1  sprechen  von  „Anlagen  oder  sonstigen  Vermögensg^genständen," 
welche  von  der  zu  errichtenden  Gresellschaft  übernommen  werden,  bezw.  dauernd 
zum  Geschäftsbetriebe  der  Gesellschaft  bestimmt  sind"  — ;  daher  stellt  jede  An- 
lage, auch  die  aus  einer  Gesamtheit  von  wirtschaftlichen  Gütern  bestehende,  im 
Sinne  von  H.G.B.  §  39  einen  „einzelnen  Gegenstand"  dar;  also  darf  der  Wert 
einer  Sachgesamtheit  einheitlich  bestimmt  werden.  Es  muss  nicht  eine  Schätzung 
eines  jeden  einzelnen  Vermögensstückes  stattfinden,  welches  einen  Teil  dieses 
Ganzen  bildet 

B.  Dies  bestätigen  noch  zwei  andere  Rechtssätze. 

1.  Nach  H.G.B.  §  161  Ziff.  3,  bezw.  GeseUsch.-G.  §  42  Ziff.  1  dürfen 
Anlagen  und  sonstige  Betriebsgegenstände  „ohne  Rücksicht  auf  einen  geringeren 
Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungsjoreis  angesetzt  werden,  sofeni 
ein  der  Abnutzung  gleichkommender  ^ro^  in  Abzug  gebracht  oder  ein  ihr 
entsprechender  Erneuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht  wird."  Nach  dieser  Vor- 
schrift hat  jede  Anlage  einen  Wert,  einen  Anscha£fungs-  oder  Herstellungs- 
preis; die  Anlage  als  solche  wird  abgenutzt,  ein  Abnutzungsbetrag  für  sie  in 
Abzug  gebracht.  Daher  hat  auch  die  aus  einem  Inbegriff  von  Gütern  zusammen- 
gesetzte Anlage  einen  einheitlichen  Wert,  Preis*),  und  darf  der  Abnutzungs- 
betrag für  sie  einheitlich  bemessen  werden. 

2.  In  H.G.B.  §  191  wird  direkt  von  „Erwerbs- und  Herstellungspreisen" 
der  Sacheinlagen  und  Sachübernahmeu  gesprochen.  Die  Gründer  haben  im 
Gründerbericht  „die  Erwerbs-  und  Herstellungspreise"  der  zu  erwerbenden 
Gegenstande,  also  auch  von  Anlagen,  aus  den  letzten  beiden  Creschäftsjahren 
anzugeben. 


*)  S.  oben  §22 HIB. 
*)  So  Ring  207,. 
•)  Staub  207,. 
*)  S.  auch  Simon  371. 
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III.  Die  zu  einem  ein  wirtschaftlichee  Ganzes  darstellenden  Verausserungs- 
oder  Betriebsgegeustand  gehörigen  wirtschaftlichen  Güter  werden,  falls  nicht  das 
Granze  als  eine  Einheit  von  Dritten  erworben  wird,  teils  angeschafft^  teils  her- 
gestellt Der  Erwerbspreis  des  Ganzen  setzt  sich  aus  Anschaffungs-  und 
Herstellungskosten  zusammen.  Im  Sinne  des  G.  ist,  wie  früher  dargelegt,  der 
sich  so  eichende  G«samtpreis  ein  „Herstellungspreis".  Weil  er  ein  einheitlicher 
Preis  ist,  wird  er  daher  buchmässig  auch  in  eine7n  Konto,  dem  Erwerbs-  oder 
Hersteüungskanto  (z.  B.  Fabrikherstellungskonto),  zusammengefasst^).  Nach  dem, 
was  wir  bereits  an  anderer  Stelle')  über  den  Begriff  der  Herstellungskosten 
bemerkten,  gebort  zum  Herstellungspreise  eines  Betriebsganzen  alles,  was  spexiell 
auf  dessen  Herstellung  verwendet  wurde^  auch  Provisionen  für  Geldbeschaffung^ 
Kursverluste  aus  Unteq^ariemission  von  Aktien  und  Obligationen,  Bauzinsen, 
besondere  Gründungsaufwendungen  ^).  Dient  die  Errichtung  der  A.  nur  der 
Herstellung  eines  Betriebsganzen,  so  werden  die  allgemeinen  Errichtungskosten, 
von  welchem  wir  oben  §  172  lU  A^)  sprachen,  zu  besonderen  und  damit  zu 
Herstellungskosten  dieses  einen  Betriebsgegenstandes. 

IV.  Baukonto  bei  Eisenbahnen.  Ein  Hauptbeispiel  hierfür  bildet 
die  Errichtung  einer  A.  zur  Erbauung  und  zum  Betrieb  einer  Bhsenbahn  (Klein- 
bahn)«). 

A.  1.  Von  diesem  Beispiel  tragen  die  festen  Zinsen,  welche  nach  Handels- 
recht') für  den  Zeitraum,  welcher  die  Vorbereitung  des  Unternehmens  bis 
zum  Anfange  des  Betriebes  erfordert,  den  Aktionären  bedungen  werden  können, 
den  Namen  Bauzinsen  und  alle  bis  zum  Anfang  des  Betriebes  erwachsenden 
Kosten  den  Namen  Baukonio. 

2.  Hieraus  folgt  sogleich,  dass  dieses  Konto  nicht  bloss  Eisenbahnher- 
stellungs-  oder  Eisenbahnanlagekonto  ist,  wenn  auch  Anlagekonto^)  und  Bau- 
konto als  Wechselbezeichnung  Verwendung  finden.  Nicht  dass  zur  Her- 
stellung der  Eisenbahnanlage  nur  die  Herstellung  der  baulichen  Anlagen  gehörte 
(Baukonto  in  diesem  engeren  Sinne)  oder  nur  die  Herstellung  der  baulichen 
und  technischen  Anlagen  —  es  gehören  dazu  jedenfalls  die  Vorarbeiten*)  (Be- 
soldung, Diäten,  Flurschäden,  Walddurchhaue,  Tracierung,  Projektentwurf), 
Grundankauf,  Unterbau,  Oberbau,  Gebäudeherstellung  und  Einrichtung  (Möbel, 
Werkzeuge),  Beschaffung  der  Fahrmittel  — ;  aber  dem  Anfang  des  Betriebes 
geht  auch  die  Inbetriebsetzung  mit  ihrer  Vorbereitung  (Verschaffung  des  Per- 
sonals, Erprobung  und  Bewachung  der  Bahn  bis  zur  Eröffnung,  Bezug  von 
Kohlen,  ölen  u.  s.  w.,  Kosten  der  Eröffnungsfeier)  voraus  und  alles,  was  der 
Ingangsetzung  der  hergestellten  Anlagen  nebst  deren  Vorbereitung  dient,  zählt 


>)  Oben  §  171  VII  A  3. 

*)  §  171  III  D.  —  So  billigt  z.  B.  das  Reichsgericht  einen  Bilanzwert  für  ein 
ganzes  Fabriketablissement  (Entsch.  in  Zivils.  19  ß.  121  f.)  und  das  Oberverwaltungs- 
gericht (Entsch.  in  Steuers.  X  309)  einen  „Geschäftserwerbungskonto'*  für  die  in  einem 
erworbenen  Geschäft  steckenden  immateriellen  Werte  (wohleingefflhrte  Firma,  organi- 
sierte Fabrik,  geschnJtes  Personal,  Geschäftserfahrung,  unerledigte  Aufträge). 

')  Den  Gegensatz  bilden  mehrere,  nicht  eine  wirtschaftliche  Einheit  bildende 
Gegenstände  (insbesondere  Veräusserungsgegenstände),  welche  um  einen  Pauschalpreis 
erworben  weraen.  Vgl.  oben  §  170 II  £.    Sie  werden  getrennt  inventarisiert  Simon  372. 

•)  V^  Bm^261„. 

»)  S.  717  f. 

•)  a  hierüber  schon  oben  §  104  II  A  4-,  femer  Simon  371  ff.;  Eeisch  II  130ff. 

'O  Neues  H.G.B.  §  216;  altes  Art.  217. 

')  Ober  das  Anlagekonto  siehe  schon  oben  §§  104  und  138. 

')  Auch  fruchtlose.  Vgl.  Eger,  Handbuch  des  preuss.  Eisenbahnrechts  Bd.  I 
(1889)  8.  269. 
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nicht  mehr  zu  den  Herstellongs-,  sondern  zu  den  Einrichtungs-  und  damit  zu 
den  Betriebskosten^),  wenn  auch  noch  nicht  zu  denjenigen  des  laufenden  Be- 
triebs, sondern  zu  denjenigen  der  Iniaufsetzung  des  Betriebes.  Das  Ergebnis 
ist  also:  das  sog.  Batüconio  enthäU  nicht  bloss  den  Herstellungspreis  der  (Bahn- 
anlage) der  Eisenbahnuntemehmung.  Richtiger  ist  daher  Bau-  und  Inbetrieb- 
setzungs-,  Herstellungs-  und  Ingangsetzungskonto  oder  kurz  Anlagekonto,  denn 
Anlagekonto  kann  wohl  als  zusammenfassender  Ausdruck  des  Aufwands  für 
Herstellung  und  Ingangsetzung  der  Anlage  gelten. 

B.  Besteht,  wie  in  Deutschland  —  H.O.B.  §  261  Ziff.  2,  Gesellsch.-G. 
§  42  Ziff.  1  — ,  der  Rechtssatz,  dass  „Anlagen"  höchstens  zum  Anschaffung»- 
oder  ,,Her8teUungsi^Te\9ei*^  angesetzt  werden  dürfen,  so  dürfen  in  das  sog.  Bau-, 
richtiger  Bahnherstellungs-  oder  Anlagekonto  nicht  eingestellt  werden:  die 
Aufwendungen  für  Ingangsetzung  der  hergestellten  Anlage  nebst  Vonirbdten 
hierzu. 

C.  Demgemäss  um&sst  das  Eisenbahnanlage-  oder  (Bau-)Konto,  wenn 
wir  annehmen,  dass  der  Zweck  der  A.  nur  Erbauung  und  Betrieb  einer  Bahn- 
strecke^ also  eines  Betriebsganzen  ist,  positiv  folgendes. 

1.  Wir  nehmen  an: 

a)  Die  Bahnherstellungskosten  sind  geschätzt  auf     .     .     .     26  000000 
Sofort  soll  gebildet  werden  ein  Reservefonds  von 1000000 


27000000 


b)  Zur  Deckung  stehen  zur  Verfügung: 

Aktienkapital       22000000 

Obligationenaufnahme 4000  000 

Nichtzurückzahlender  staatlicher  Bauzu- 

schuss 1500000 


27  500000 


2.  Nun  wird  gebaut.     Es  ergeben  sich  folgende  Aufwendungen: 

a)  Technische  Vorarbeiten 400000 

b)  Grunderwerbung       1300000 

c)  Unterbau 11000000 

d)  Oberbau 5500000 

e)  Gebäudeerrichtung 2000000 

f)  Gebäudeeinrichtung 300000 

g)  Fahrmittel 3000000 

h)  Allgemeine  Organisations-  und  Verwaltungs- 
kosten  (Besoldung  des  Vorstands,  Bureauauslagen, 

Insertionen  u.  s.  w.) 50000 

i)  Emissionsdisagio 160000 

k)  Sonstige  Emissionskosten 100000 

1)  Sonstige  Gründungskosten       .....  400000 

m)  Bauzinsen        1500000 

n)  Betriebsvorbereitung  und  Eröffnung     .     .  50000 

zusammen:  25400000 


«)  S.  oben  §  171  IV. 
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3.  Zu  den  Bahnherstellungskosten  gehören  unter  allen  Umständen: 

a)  Techniscshe  Vorarbeiten        400000 

b)  Grunderwerb 1300000 

c)  Unterbau 11000000 

d)  Oberbau 5500000 

e)  Gebäudeerrichtung 2  000000 

f)  Gebäudeeinrichtung 300000 

g)  Pahrmaterial 3000000 

23  500000 

4.  Aber  die  Ausgaben  für  Errichtung,  Einrichtung  und  Verwaltung  der 
Gesellschaft  als  Ganzes,  welche  notwendig  waren,  also  die  sog.  allgemeinen 
Organisations-  und  Verwaltungskosten  ^)  bis  zur  Betriebseroffnung,  dienten  hier 
nahezu  völlig  dem  besonderen  Zweck  der  Herstellung  der  einen  Eisenbahn- 
anläge,  rechnen  somit  zu  den  Anlageherstellungskosten,  als  deren  Bestandteile 
sie  trotz  H.G3.  §  261  Ziff.  4  in  der  B.  erscheinen  dürfen.  Deragemäss  kommen 
zu  den Mk.  23500000 

hinzu: 

h)  Allgemeine  Organisations-  (und  Verwaltungs-) 

Kosten  bis  zur  Betriebseröffnung 50  000 

i)   Emissionskurs Verlust^) 160000 

k)  Sonstige  Emissionskosten 100000 

1)   Sonstige  Gründungskosten') 40000 

350000 
23  850000 

5.  Da  alles,  was  besonders  für  die  Herstellung  gerade  der  Anlage,  hier 
der  Bahnherstellung,  aufgewendet  wird,  zu  den  Herstellungskosten  rechnet,  ge- 
hören dazu  auch  die  Bauzinsen.  Ohne  Gewährung  von  Bauzinsen  würden  die 
Kapitalisten  nicht  Aktien  abnehmen  und  ohne  das  Aktienkapital  kann  nicht 
gebaut  werden.  Somit  bilden  die  Bauzinsen  nicht  eine  Ausgabe  unmittelbar 
für  Erzielung  von  Ertrag,  keine  Betriebsausgabe,  sondern  eine  Ausgabe  für 
Errichtung  der  Ertragsquelle,  für  Schaffung  von  Stamm-,  von  Anlagevermögen  *). 
Also  dürfen  die  Bauzinsen  zu  den  Kosten  der  Anlage  geschlagen  werden.  Es 
tritt  daher  nur  eine  Verschiebung  unter  den  Bilanzaktiven  ein.  Kassenkonto  ver- 
liert 1500000,  dem  Anlagekonto  wachsen  sie  zu:  „Minderung  des  Geldkapitals, 
Mehrung  des  Immobiliarkapitals'^  ^).  Somit  erhalten  wir  als  Herstellungskosten 
weiter:  23850000  -f-  1500000  =  25350000.  Dagegen  fallen  nicht  mehr 
unter  den  Herstellungsbegriff  die  Ausgaben  für  Ingangsetzungsvorbereitung  und 
für  die  Eröffnungsfeier*). 

6.  Aber  als  Herstellungspreis  im  Sinne  des  G.  kann  nur  eingestellt 
werden,  was  die  Gesellschaft  aus  eigenen  Mitteln  für  die  Herstellung  ausgab. 


>)  8.  oben  §  172.    So  z,  B.  Vorstandstanti^men  (vgl.  „Soll  u.  Haben"  S.  80). 
')  8.  hierül^r  schon  ausführlich  §  104. 
»)  S.  oben  §  172  lU. 
*)  FuisUng,  Steueriehre  §  53  S   137. 
»)  Casaek  §  118  IV  (S.  605);  Simon  377. 

•)  Anders  für  die  Eröffnungsfeier  Simon  373.     Selbstverständlich   gehört  zum 
Herstellungspreis  nicht  ein  Betriebsdeimt;  vgl.  auch  Lehmann,  A.en  II  305. 

Behm,  DIo  BiUnaen  der  Aktiengesellfcbaften.  47 
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Also  gehen  ab  1500000  Staatszuschuss ').  Der  Herstellungspreis  betragt 
23  850000.  Und  so  lautet  dieB.,  wenn  wir  annehmen,  dass  der  Reservefonds 
in  Effekten  angelegt  wurde: 

Bilanzkonto 
Anlagekonto    (Baukonto)     23  850000      Gnindkapital^)    .     .     .     21000000 
Effekten  des  Reservefonds       1000000      Obligationenschuld    .     .       4000000 

Kassakonto 1100000      Reservefonds.     .     .     .        1000  000 

Verlust 50000 


26000000  ,  26  000000 

oder  in  dem  G.  widersprechender  Weise'): 

Anlagekonto     ....     25350000 

Effekten 1000000 

Kassa 1100000 


Verlust    ......  50000 


27500000 


Grundkapital  ....     21000000 
Kreditoren       ....       4000000 


Subventionskonto')  .     .        1500000 
Reservefonds  ....        1000000 


27500000. 


7.  Die  50  000  Mk.  Verlust  kommen  daher,  dass  die  Kosten  für  Ingang- 
setzung nebst  Vorbereitung  bereits  Betriebsausgaben  sind,  also  nicht  auf  Be- 
stands-, Stammvermögenskonto  gebucht  werden  dürfen,  sondern  dem  Erfolgs-, 
d.  h.  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  anzulasten  sind. 

8.  An  den  Herstellungskosten  wurden  gegen  den  Voranschlag  von 
26000000  Mk.  650000  Mk.  eingespart.  In  der  Praxis  ist  es  vorgekommen*), 
dass  diese  650  000  zu  den  Herstellungskosten  geschlagen  wurden.  Man  erhält 
dann  einen  bilanzmässigen  Gewinn  von  600  000  Mk.  Allein  dieser  Gewinn 
ist  ein  fiktiver,  weil  das  Aktivum  650000  ein  fiktives,  kein  Vemiögensgegen- 
stand  ist.  Um  650000  Mk.  könnte  der  Herstellungspreis  doch  nur  hinauf- 
gesetzt werden,  wenn  650000  Mk.  mehr  verausgabt  worden  wären.  Nur 
gegenüber  dem '  Voranschlag,  nicht  gegenüber  der  Wirklichkeit  li^  eine 
Minderausgabe  vor.  Aber  selbst  den  Fall  gesetzt,  die  Ersparnis  als  solche 
wäre  ein  wirtschaftliches  Gut^  so  wäre  dieselbe  doch  nicht  bilanzfihig,  denn  sie 
wäre  ein  nicht  greifbares,  ein  ideelles  Gut  und  solche  smd  nur  bei  Elrwerb 
gegen  Aufwendungen  bilanzfähig '^). 

D.  Noch  sind  die  Veränderungen  am  Anlage-  oder  Baukonto  d.  b.  Hei^ 
Stellungspreis  nach  Betriebsbeginn,  im  Laufe  der  Betriebstätigkdt,  zu  betrachten. 

1.  Die  Anlage  unterliegt  der  Abnutzung  und  anderer  ErUweriungy  z.  B. 
durch  Erbauung  einer  Konkurrenzbahn.  Es  hat  also  jährlich  eine  Abschr^bung 
zu  erfolgen  in  Prozenten  des  Herstellungspreises  oder  des  jeweiligen  Buchwertes. 
Nicht  unter  den  Abschreibungsbegrifi*  fällt,  sondern  eine  Schuldpost  stellt  dar 
der  unentgeltliche  Heimfall  nach  bestimmter  Zeit*). 

»)  S.  darüber  §71  IV. 

')  Darüber,  dass  das  Grundkapital  auf  21  Mill.  herabzusetzen  ist,  s.  oben  §  \iA. 

•)  Vgl.  Anm.  1 .  —  Wie  dieses  Subventionskonto  an  sich  ungesetzlich  ist,  \o  'k 
es,  wenn  der  Unternehmer,  dem  der  Bau  übertrafen  ist,  15000(X)  nachlasst,  nnza- 
treffend,  dies  als  Eohgewinn  auf  Verlustkonto  zu  buchen.  Zutreffend  allein  ist,  die 
1500000  Nachlass  am  Herstellungskonto  abzuziehen,  diesem  Konto  also  1500000  gut- 
zuschreiben. Jedenfalls  dürfen  die  1500000  Nachlass  nicht  in  den  Reingewinn  einge- 
rechnet werden,  sondern  sie  sind  als  nur  rechnungsmässiger  Posten,  als  Bewertimg»- 
konto  {Baukostennachlaaskonio),  in  das  Passivum  der  B.  einzusetzen,  wie  hier  das 
Subventionskonto. 

*)  Simon  373. 

•)  S.  oben  §  69. 

')  Hierüber  und  über  das  Verhältnis  dieses  Postens  zu  den  Absdueibnnff^  & 
oben  §§  127  und  133. 
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2.  Reparaiurkoaten  bringen  den  Herstellungspreis  nicht  auf  seine  alte 
Höhe,  sie  rechnen  zu  den  Uuterhaltungs-  und  damit  zu  den  Betriebskosten,  sind 
somit  auf  Verlustkonto  zu  buchen*). 

3.  Ersatxanschaffungen^)  oder  Herstellungen  für  die  abgenutzten  oder 
sonst  entwerteten  Bestandteile  werden  kraft  ihrer  Ersatznatur  auf  Anlagekonto 
gebracht.  Sie  gleichen  aber  nur  die  Abschreibungen  wegen  Entwertung  aus, 
bringen  das  Anlagekonto  höchstens  auf  den  (ursprünglichen)  Herstellungspreis, 
aber  nicht  höher.  Denn  das  Betriebsganze  wird  durch  sie  nicht  über  seinen 
ursprünlichen  sachlichen  Umfang  erweitert,  völlig  abgesehen  davon,  dass  die 
Anlage  gemäss  H.6.B.  §  261,  Gesellsch.-G.  §  42  nicht  über  den  Herstellimgs» 
preis  hinaus  bewertet  werden  darf.  Sind  Abschreibungen  wegen  Wertminderung 
unterlassen,  so  dürfen  die  Ersatzherstellungskosten  nur  als  Betriebsausgaben 
verbucht  werden. 

4.  Verbesserungen^)  der  Anlage  sind  teilweise  Neuherstellung,  ebenso  wie 
Erweüerung  der  Anlage  Herstellung  ist.  Dadurch  wird  der  Herstellungspreis 
über  seine  ursprüngliche  Höhe  hinaufgesetzt»  sollen  nicht  stille  Reserven  gebildet 
werden.  Das  verstösst  nicht  gegen  die  Vorschrift,  die  Anlage  „höchstens" 
zum  Herstellungspreis  in  Ansatz  zu  bringen.  Denn  hier  handelt  es  sich  nicht 
mehr  um  das  damalige  Betriebsganze,  sondern  um  ein  gegen  damals  in  seinem 
sachlichen  Umfang  vermehrtes.  Es  liegt  hier  das  lungekehrte  Verhältnis,  wie 
bei  Veräusserung  des  Betriebsganzen  oder  eines  selbständigen  Teiles  desselben 
vor.  Auch  ohne  dass  Entwertung  vorliegt,  ist  hier  der  Anschaffungspreis 
bezw.  jeweilige  Buchwert  verhältnismässig  zu  kürzen*). 

E.  Schweiz.  1.  Strengere  Vorschriften  über  Bewertung  des  Baknher- 
steUungspreises  stellt  das  durch  ganz  erhebliche  Missbrauche  der  Überbewertung  ^) 
veranlasste  sckweixerische  Bundesgeseiz  vom  27.  März  1896  über  das  Rechnungs- 
wesen der  Eisenbahnen*). 

a)  Dasselbe  verbietet,  folgende  an  sich  zu  den  Anhige-  und  nicht  zu  den 
Betriebskosten  gehörige  Ausgaben  in  den  Herstellungspreis  (Baukonto)  einzu- 
rechnen: 

a)  Verwendungen  auf  Vorstudien  und  Vorprojekte,  ß)  Geldbeschaffungs- 
kosten (Emissionskosten),  y)  Kursverluste  (Emissionsdisagio),  d)  Gründungskosten 
und  Kosten  der  Organisation  und  Einrichtung  des  Betriebs,  also  das,  was  wir 
eben  allgemeine  Organisations-  und  Verwaltungs-  und  Kosten  bis  zur  Betriebs- 
eröffnung nannten. 

b)  Trotzdem  sie  ihrer  Natur  nach  Ersatzanschaffungen  sind  bezw.  sein 
können,  dürfen  Ergänzungsanlagen  bezw.  Anschaffung  von  Fahrmaterial  nach 
Herstellung  auf  Baukonto  (als  Anlagevermögen)  nur  gebucht  werden,  wenn 
damit  eine  Vermehrung  o<ler  wesentliche  Verbesserung  bestehender  Anlagen 
und  Einrichtungen  im  Interesse  des  Betriebes  erzielt  wird. 

c)  a)    Ausgaben    für    Verbesserung    oder    Verstärkung    des    Oberbaues 

')  8.  hierüber  §  171 IV  und  besonders  §  1381V  und  §  139  IV. 

*)  Näheres  §  138 III  und  §  139 III. 

•)  §  138  IV  und  §  139  IV  Gl  b. 

*)  Vgl  Simon  S.  372. 

»)  Vor  allem  in  Hinblick  auf  die  erwartete  Verstaatlichung  (s.  darüber  Welii 
bei  Holdheim  Vll;  Simon  373 ,oo;  Weissenhach  in  dem  vom  preuss.  Min.  der  öffentl. 
Arbeiten  herausgegebenen  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1898  S.  222,  417). 

*)  Abgedruckt  in  vor.  Anm.  im  genannten  Eisenbahnarchiv  1896  S.  1191 ;  dort 
1897  S.  1037  auch  die  vom  Bundesrat  erksscnen  Ausführungsbestimmungen.  S.  auch 
Beigel  II  88f.  und  Heualer  in  der  Zeitschr.  für  schweizerisches  Recht  Bd.  38  (1897) 
S.  107  ff. 
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dürfen  auch,  soweit  sie  über  den  darin  steckenden  Reparaturkostenwert  hinaus- 
reichen, nicht  dem  Anlagekonto  angelastet  werden. 

ß)  Bei  neugebauteu  Eisenbahnlinien  dürfen  die  Ausgaben  für  Rt^iilienuig 
und  Einschotterung  der  Geleise,  soweit  sie  die  normalen  Unterhaltungskosten 
übersteigen,  nach  Eröffnung  des  Betriebs  dieser  Unie  nur  wahrend  der  ersten 
sechs  Betriebsmonate  auf  Baukonto  gebracht  werden,  obwohl  sie  jedenfalk 
soweit  —  in  der  Tat  ganz  —  die  Natur  von  Herstellungskosten  besitzen^). 

2.  Zutreffend  ist  es,  wenn  das  schweizerische  Eisenl^hngesetz  a)  verbietet, 
dass  aus  Subventionen  ä  fonds  perdu  gedeckte  Kosten  der  Anlagen  und  Ein- 
richtungen auf  Baukonto  gebucht  werden^),  b)  Gewinnzuschlage  auf  eigene  Konti 
für  durchweg  unstatthaft  erklärt')*)  c)  die  Buchung  von  Neu-  (Gregensatz: 
Erganzungs-)Anlagen  auf  Anlagekonto  nur  gestattet,  wenn  damit  eine  Ver- 
mehrung oder  wesentliche  Verbesserung  der  bestehenden  Anlagen  und  Ein- 
richtungen im  Interesse  des  Betriebes  erzielt  wird,  d)  fordert,  dass  beseitigte 
oder  untergegangene  Anlagen  oder  Einrichtungen  mit  ihrem  auf  das  Baukonto 
verrechneten  Werte  von  diesem  abgebucht  werden. 


IL  Die  Bewertung  der  Forderungen  und 
Verbindlichkeiten  im  besonderen. 

Gemelnflaniefl  für  Forderans»-  und  Terblndlichkeitsbewertuni:. 

§  175. 

I.  A.  Einen  Augenblick  konnte  man  meinen,  die  am  Bilanztag  (Jahres- 
schluss)  vorhandenen  Forderungsrechte  und  Verbindlichkeiten  des  Kaiifnuuins 
gehören  gar  nicht  in  die  B.  Pflicht  des  Kaufmanns  ist  es  nach  H.G.B.  §  38 
nur,  in  den  Handelsbüchem  die  Lage  seines  Vermögens,  d.  h.  doch  seine 
gegenwärtige  Vermögenslage  ersichtlich  zu  machen.  Was  der  Kaufmann  am 
Bilanztage  an  Vermögenswerten  zu  fordern  hat,  das  erhält  er  erst  in  der  Zukunft 
und,  was  er  am  Bilanztage  an  Vermögenswerten  schuldet,  das  muss  er  erst  in 
der  Zukunft  leisten.  Erst  in  der  Zukunft  gehen  die  betreffenden  Vermögens- 
werte bei  ihm  ein  und  aus.  Forderungsrechte  und  Verbindlichkeiten  machen 
lediglich  die  zukünftige  Vermögenslage  des  Kaufmanns  ersichtlich. 

B.  Allein  wenn  die  Vermögenswerte  auch  erst  in  der  Zukunft  bd  ihm 
körperlich  eingehen,  bezw.  tatsachlich  aus  seinem  Vermögen  ausgeschieden 
werden,  wirtschaftlich  gehören  ihm  die  Werte,  die  er  zu  fordern  hat,  schon 
jetzt,  seit  sein  Forderungsrecht  entstanden,  zu,  sind  die  Vennögensstücke,  die 
er  zu  leisten  hat,  wirtschaftlich  bereits  ihm  fremd.     Wirtschaftlich  entsch^et 

»)  Vgl.  Simon  374. 

*)  Ebenso  sind  ausgeschlossen  Subventionen,  welche  die  Gesellschaft  nicht  ertiält, 
sondern  an  andere  Eisenbahnen  oder  für  Strassen,  Brücken,  Oebaude  ausserhalb  de^ 
Bahngebietes  gibt.    Dies  sind  nicht  Ausgaben  speziell  für  Herstellung. 

')  Es  soll  ja  der  Herstellungs-  und  nicht  der  etwa  höhere  Verkaufswert  f^t- 
gestellt  werden;  bestimmt  doch  das  G.  (Art.  4)  ausdrücklich,  dass  eine  nicht  gebaate, 
sondern  gekaufte  BahnuaternehmuD^  zum  jeweiligen  Werte  gebucht  werdoa  muas,  so- 
fern dieser  niedriger  als  der  Erwerbspreis  ist,  und  zum  Erwerbspreise,  sofern  dieser 
unter  dem  jeweiligen  Buchwerte  steht 

*)  Bei  Transporten  für  Bauzwecke  des  eigenen  Uateniehmens  dürfen  daher  auch 
nur  die  Selbstkosten  in  das  Baukonto  gesetzt  werden. 
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die  Zeit  der  Entstehung  von  Anspruch  und  Verbindlichkeit  Zu  den  Einnahmen 
eines  Jahres  gehören  wirtschaftlich  auch  die  Forderungsrechte,  die  in  ihm  ent- 
standen. Der  Jahresertrag  eines  Warenhandelgeschäftes  wird  durch  die  Ge- 
samtheit der  für  die  in  diesem  Jahr  verkauften  Waren  erzielten  Preise  darge- 
stellt. Alle  diese  Preise  sind  Ertrag  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit^  die  in 
diesem  Jahre  entfaltet  wurde.  Gleichgültig  ist,  ob  der  Kaufpreis  emging  oder 
ob  ein  Forderungsrecht  auf  ihn  zusteht.  In  den  gewerblichen  (Jahres-)Ertrag 
sind  einzurechnen  —  sagt  bayerisches  Gewerbsteuergesetz  Art.  10  —  „a)  der 
erzielte  Preis  für  alle  gegen  Barzahlung  oder  auf  Kredit  verkaufte  Waren 
and  Erzeugnisse,  b)  die  für  geschäftliche  oder  gewerbliche  Leistungen  jeder 
Art  gewährten  oder  bedungenen  Vergütungen,  Provisionen  und  sonstigen  Gegen- 
leistungen.'' Ebenso  aber,  wie  Forderungsrechte  Betriebseinnahmen^  stellen 
Schulden  Betriebsausgaben  dar.  Aufwendungen  für  den  Betrieb  einer  Fabrik 
bilden  die  Ausgaben  für  die  in  dem  Jahre  verbrauchten  Kohlen,  ob  der 
Kaufpreis  hierfür  nun  bereits  bezahlt  ist  oder  ob  in  Bezug  darauf  noch  eine 
Verbindlichkeit  besteht»  der  Kaufpreis  kreditiert  ist  Was  einem  Jahre  wirt- 
schaftlich zugehört,  sind  die  verdienten,  wenn  auch  noch  nicht  gezogenen,  Ein- 
künfte und  die  in  dem  Jahre  verursachten,  wenn  auch  noch  nicht  entrichteten, 
Ausgaben^). 

n.  Aber  trotzdem  zu  den  Einnahmen  eines  Jahres  alle  in  ihm  ent- 
standenen Forderungsrechte  und  zu  den  Ausgaben  desselben  alle  in  ihm  ver- 
ursachten Schuldverpflichtungen  gehören,  ist  es  doch  keineswegs  an  dem,  dass 
alk  am  Jahresschluss  als  dem  Tag,  für  welchen  die  Jahresbilanz  aufgestellt 
wird,  vorhandenen  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  in  der  B.  auch  wirklich 
zu  bewerten  sind.  Wir  haben  schon  früher  von  den  Voraussetzungen  der 
Bilanzfähigkeit  der  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  gehandelt^).  Aber  die 
Grundsatze  der  Forderungs-  und  Schuldenwertsbemessung  hängen  so  enge  mit 
der  Frage  der  Bilanzfähigkeit  von  Forderung  und  Verbindlichkeit  zusammen, 
dass  wir  dieselbe  kurz  wiederholen  müssen. 

A.  1.  Der  Kaufmann  geht  auf  Erwerb  durch  Betriebstätigkeit  aus. 
Hieraus  erklärt  sich,  dass  jedes  Handelsgeschäft  in  der  Regel  zwei  einander 
entgegengesetzte  wirtschaftliche  Wirkungen  äussert  Der  Elaufmann  gibt  und 
nimmt  oder  nimmt  und  gibt  Einnahme  und  Ausgabe,  Mehrung  und  Minderung 
der  Vermögenswerte  stehen  sich  gegenüber. 

2.  Notwendigerweise  kommt  dies  auch  in  der  Buchführung  zum  Ausdruck. 
Ein  Aktivum  fallt  weg  und  ein  anderes  tritt  dafür  an  die  Stelle  —  nur  eine 
Verschiebimg  von  Aktiven  findet  statt  —  oder  ein  Aktivum  scheidet  aus, 
nicht  ohne  dass  gleichzeitig  ein  Passivum  gegenüber  entsteht 

a)  Das  erstere  ist  der  Fall: 

a)  Bei  Verkauf  der  Ware  gegen  bar;  an  die  Stelle  von: 

Bilanzkonto 
Ware 100  | 

tritt: 

Bilanzkonto 

Kassä 100  I 

ß)  Bei  Verkauf  auf  Kredit;  an  die  Stelle  von  Warenkonto  100  tritt  in 
der  B.  Debitorenkonto  100. 


«)  8.  oben  §88;  ferner  FuisHng,  Steuerlehre  §  53  S.  136  und  140. 

«)  8.  oben  §§  69  VI,  75,  77;  §§  78-80;  §§  85  II  u.  III;  §  86 II  u.  IH;  §  87. 
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y)  Bei  Kauf  gegen  bar:  der  Bilanzposten  „Kassa  100"^  wird  ersetzt 
durch  den  Bilanzposten  „Warenkonto  100*'. 

b)  Das  andere  ist  gegeben  bei  Kauf  auf  Ki^it;  an  die  Stelle  des: 

Bilanzkonto 

Ol 0 

tritt: 

Bilanzkonto 
Waren 100  |  Schulden 100. 

B.  Bei  diesem  Sachverhalt  liegt  es  im  Interesse  von  Zeit-  und  Kosten- 
ersparnis und  Ermoglichung  rascheren  Überblickes  in  den  Büchern  nahe,  dass^ 
soweit  die  entgegengesetzten  wirtschaftlichen  Wirkungen  sich  ausgleichen  (äqui- 
valieren),  deren  Buckung  unterbleibt  Erst  durch  diesen  Gedanken  erhalt  die 
Bezeichnung  des  Wesens  der  doppelten  Buchführung  als  „Idee  der  Äquivalente^, 
die  wir  Ooldachfnidt^)  verdanken,  ihre  volle  Bedeutung.  In  der  Tat  st^t 
dieses  Prinzip  im  Verhältnis  von  Forderung  zu  Forderung,  Veibindliehkeit 
zu  Verbindlichkeit,  Forderung  und  VerbindUchkeU  (oder  andere  Passiven) 
in  Geltung.  Es  ist  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchführung,  dass  niehi  ge- 
bucht werden  aus  dem  gleichen  OeschäftsvorfaU  entspringende  a)  Forderungen 
und  Forderungen^  h)  Verbindlichkeiten  und  Verbindlichkeiten,  c)  Forderungen 
und  Verbindlichkeiten,  die  sidi  gegenseitig  aufheben. 

1.  Das  gilt  z.  B.: 

a)  Für  Tausch  von  Forderung  gegen  Forderung,  Schuld  gegen  Schuld; 

b)  Schwebende  Engagements,  d.  h.  für  beiderseits^)  noch  unerfuüle 
gegenseitige  Vertrage'). 

a)  Die  Fabrik  schliesst  einen  Vertrag  über  Lieferungen  im  Werte  von 
50000  Mk.  1.  Juli  nächsten  Jahres  am  Bilanztag,  31.  Dezember.  Hier  sind 
entstanden  eine  Herstellungs-  bezw.  VerschafTensverbindlichkeit  von  50  000 
und  eine  Vergütungsforderung  von  50000.     Beide  werden  nicht  gebucht*). 

ß)  Aus  dem  Versicherungsvertrag  entspringt  die  Pflicht  zu  künftiger 
Prämien-,  der  Anspruch  auf  künftige  Schadenzahlungen.  Künftige  Prämien 
und  künftige  Schäden  werden,  sofern  sie  sich  im  Werte  die  Wage  halten, 
nicht  gebucht'). 

c)  EventusHe  einseitige  Verbindlichkeiteny  welchen  eventuelle  Forderungs- 
rechte  gegen  Dritte  die  Wage  halten.     M.  a.  W.  nicht  bloss,   wenn  aus  einem 

0  System  des  Handelsrechts  4.  AufL,  1892,  S.  108.    Dazu  Simon  61. 

*)  Das  Wort  steht  also  in  einem  engeren  Sinne,  als  in  dem  Satze:  .,Nur  zur 
Beendigung  schwebender  Geschäfte  können  die  Liquidatoren  auch  neue  Geschäfte  ein- 
gehen'' (H.G.B.  149).  Denn  schwebende  Geschäfte  im  Sinne  dieser  Bestimmung  sind 
auch  einseitig  schon  erfüllte  Geschäfte. 

')  Durch  das  Prinzip  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  solche  Engaeements  in  mit 
der  eigentlichen  Buch-  und  Rechnungsführung  nidit  zusammenhängenae  Büdier,  sog. 
Ht\fsbüeher  (Knappe 28\  eineetra^n  werden:  z.  B.  ÜUimoeng<igemenMueh;  En^age- 
mentskonto  einer  Bank  über  alle  seitens  der  Bank  für  den  Kommittenten  eingi^rangeDon. 
noch  schwebenden  Engagements  (s.  Stern,  Art.  Engagementskonto).  Ebenso  vreiden 
Boraen-Prämiengeschäfief  d.  h.  börsenmassige  Zeitge»chäfte,  die  unter  der  Beding;nng 
geschlossen  sind,  dass  es  einem  der  Kontrahenten  freistehen  soll,  gegen  Zahlung  eines 
Keugeldes  („Prämie")  von  der  Erfüllung  des  Geschäftes  zurückzutreten,  bis  zum  Rück- 
tritterklärungstermin  in  ein  Prämiehbuch  eingetragen. 

*)  Vgl.  oben  weitere  Beispiele  §  75,  §  78 II,  §  90.  Femer  Stern,  Art,  ,^bge- 
schlossene  Liefeningsgeschäfte''. 

*)  Oben  §  149  V  B  1. 
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Geschäftsvorfoll  eich  die  Wage  haltende  Fordenmgen  und  Verbindlichkeiten 
zwischen  denselben  Rechtssubjekten  entstehen,  findet  keine  Buchung  statt, 
sondern  auch,  wenn  aus  einem  Greschäftsvorfall  eine  Verbindlichkeit  gegen  das 
eine,  eine  Regressforderung  gegen  das  andere  Rechtssubjeckt  entsteht. 

a)  Ein  als  Zahlung  erhaltener^)  und  mit  Agio  weiter  gegebener  Wechsel 
verschwindet  aus  den  Büchern,  wenn  der  Regressanspruch  gegen  die  Vormänner, 
welcher  der  aus  der  Weitergabe  entstandenen  Eegressverbindlichkeä  gegen  die 
Nachmanner gegenübersteht,  dieser  Verbindlichkeit  wirtschaftlich  gleichwertig  ist*). 

ß)  Die  Bürgschaftsverbindlichkeit  erfährt  keine  Buchung,  wenn  das  dem 
Bürgen  gegen  den  Hauptschuldner  zukommende  Rückgriffsrecht  den  gleichen 
wirtschaftlichen  Wert  besitzt,  wie  das  dem  Bürgen  obliegende  Risiko. 

2.  a)  Das  vorstehend  Dargelegte  scheitert  nicht  an  der  Tatsache,  dass 
das  deutsche  Bankgeseiz  §  8  den  Notenbanken  vorschreibt,  „in"  (den)  „beiden 
Veröffentlichungen",  welche  es  denselben  auferlegt,  „die  aus  weiterbegebenen 
im  Inlande  zahlbaren  Wechseln  entsprungenen  eventuellen  Verbindlichkeiten 
ersichtlich  zu  machen"^).  Die  beiden  Veröffentlichungen^  welche  das  G.  von 
den  Notenbanken  fordert^  sind  Wochenausweis  und  „genaue  (Jahres-)Bilanz  der 
Aktiva  und  Passiva".  Allein  daraus,  dass  die  Wechselregressverbindlichkeiten 
„m  der  Veröffentlichung"  der  B.  ersichtlich  zu  machen  sind,  folgt  noch  nicht, 
dass  sie  im  entscheidenden  Teil  der  B.  ersichtlich  zu  machen  sind.  Dort 
können  sie,  sofern  die  ihnen  gegenüberstehenden  Regressrechte  gleiche 
wirtschaftliche  Güte  besitzen,  nur  Vortrag  finden,  wenn  gleichzeitig  jene  Regress- 
rechte mit  der  nämlichen  Summe  unter  den  Bilanzaktiven  Aufnahme  finden. 
Dass  diese  aber  bei  den  Aktiven  vorzutragen  seien,  davon  bemerkt  das  G. 
nichts.  Wenn  dasselbe  daher  Ersichtlichmachung  der  eventuellen  Wechsel- 
regressverbindlichkeiten in  der  Veröffentlichung  der  B.  fordert,  so  kann  es 
lediglich  ein  Ersichtlichmachen  ausserhalb  des  rechnerischen  Teils  der  B. 
meinen^  entweder  in  der  B.  vor  dem  Strich  oder  nach  der  B.  unter  dem  Strich*). 

b)  Dass  dies  in  der  Tat  der  Wille  des  G.  ist,  zeigt  folgendes. 

a)  Erstens  sagt  das  G.  nicht  „in  der  B.",  sondern  es  sagt,  „in  der  Ver- 
öffentlichung" der  B.  sind  die^e  eventuellen  Verbindlichkeiten  ersichtlich  zu 
machen. 

ß)  Zweitens  fügt  sich  die  betreffende  Vorschrift  in  nachstehender  Weise 
in  den  Zusammenhang.  Nachdem  angegeben,  was  die  wöchentliche  Veröffent- 
lichung ,^uf  Seiten  der  Aktiva"  und  „auf  seiten  der  Passiva"  zu  enthalten 
habe^  fährt  das  G.  fort:  „Welche  Kategorien  der  Aktiva  und  Passiva  in  der 
Jahresbilanz  gesondert  nachzuweisen  sind,  bestimmt  der  Bundesrat  Ausserdem 
sind  in  beiden  Veröffentlichungen  die  .  .  .  eventuellen  Verbindlichkeiten  ersicht- 
lich zu  machen."  Also  sind  diese  Verbindlichkeiten  nicht  in  der  B.  nach- 
zuweisen, sondern  in  der  Veröffentlichung  ersichtlich  zu  machen.  Sie  bilden 
keine  Passiven  der  B.  Dazu  stimmt,  dass  auch  die  den  §  8  des  Bankgesetzes 
ausführende  Bundesrats  Verordnung  vom  15.  Januar  1877  zwar  sagt,  jene 
Eventualverbindlichkeiten  seien  „m  der  B."  ersichtlich  zu  machen,  aber  sie 
trotzdem  nicht  unter  die  „auf  der  Seite  der  Passiven"  gesondert  einzustellenden 
Posten  einreiht.  Hätte  der  Bundesrat  mit  dem  „in  der  B."  unter  allen  Um- 
ständen ein  Einreihen  unter  die  Bilanzposten  gemeint,  so  würde  er  sie  auch 
wirklich  unter  die  Bilanzposten  eingereiht  haben. 


«)  Oben  §  84. 

*)  Oben  §  85;  Staub  40,;  Simon  183;  Beigel  II  31. 

•)  Oben  §  52. 

*)  Vgl.  auch  Beigel  n  32. 
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IIL  A.  Aber  dieser  Grundsatz  der  Nichtbuchung  sich  die  Wage  haltender 
Vermögenswerte  gilt  lediglich  für  das  gegenseitige  VerhäUnis  von  Farderunffm 
und  Verbindlichkeiten  (Passiven)  ^)  und  von  Forderungen  und  Verbindlichkeiten 
(Passiven)  untereinander^).  Seine  weitere  Durchführung  scheitert  an  der  Tat- 
sache, dass  die  B.  nicht  bloss  eine  Übersicht  über  Einnahmen  und  Ausgaben» 
über  die  Vermogensveranderungen,  sondern  auch  eine  Obersicht  über  den  Ver- 
mögens«(an4>  d*  h.  über  die  einzelnen  Vermögensbestande  ist');  auch  die  Ge- 
winnermittlungsbilanz, denn  auch  sie  baut  sich  auf  den  Konten  der  dnzelnen 
Vermögensbestandteile  und  auf  dem  Inventar  auf^). 

1.  Daher  wird  ein  Geschäftsvorfall,  welcher  im  Austausch  körpa-licher 
Gegenstande  besteht,  auch  dann  gebucht,  wenn  sich  diese  Gegenstande  völlig 
gleichwert  sind.  Es  findet  ein  Barkauf  von  Waren  statt  Eine  Wertgrö^ie 
100  geht  als  Kaufpreis  aus  der  Kassa  aus  und  dieselbe  Wertgrosse  geht  auf 
das  Warenlager  in  Waren  ein.  Körperlicher  Ausgang  und  Eingang  werden 
demgemass  auch  gebucht.  Forderungswertpapiere  sind  Sachen^);  in  Fbrderunffs- 
papieren  verkörperte  Forderungen  werden  daher  pe6tas^  *).  Treten  an  Stelle  von 
Forderungspapiere  gleichwertige  andere  —  es  findet  ein  Tauschgeschäft  in  ihnen 
statt  — ,  so  wurd  der  Geschäftsvorfall  trotzdem  gebucht 

2.  Aber  nicht  bloss,  wenn  Sache  und  Sache  (Wertpapier  und  Wertpapier) 
im  Werte  sich  aufwiegen,  findet  Buchung  statt,  sondern  auch  im  Verhältnis 
von  Sache  und  nicht  verkörperter  Forderung  und  im  Verhältnis  von  Sadte 
und  Verhindlichkeü  zueinander  gilt  das  Gleiche.  Findet  in  Durchführung 
einer  Geschäftsbegebenheit  ein  Ausgang  oder  Eingang  von  Sachen  statt  —  es 
werden  Waren  verkauft  bezw.  gekauft  —  und  bringt  dieser  Geschäftevorfall 
als  G^^nteil  eine  Forderung  —  E^reditverkauf  —  bezw.  eine  Schuld  —  Kredit- 
kauf —  zur  Entstehung:  auch,  wenn  Sachausgang  und  Forderung,  Sachdngang 
und  Verbindlichkeit  sich  im  Werte  gleich  stehen,  werden  beide  wirtschaftlichen 
Wirkungen,  also  auch  reine  Forderung  und  Verbindlichkeit,  gebucht  Leistet 
ein  Teil  vor  und  entsteht  dadurch  Sachenaue-  bexw.  Eingang,  drückten  wir 
dies  früher^)  aus^  so  findet  auch  bei  Gleichwertigkeit  der  sich  gegenüber 
stehenden  Leistungen  Buchung  des  Vorfalls,  also  Buchung  von  Forderung 
bezw.  Verbindlichkeit  statt 

B.  Die  bisher  festgestellte  Ausnahme  vom  Prinzip  der  Nichtbuchung  der 
Forderungen  und  Verbindlichkeiten  gilt  für  Buchung  auf  alle  Konti,  d.  h. 
wann  immer  Buchungen  vorzunehmen  sind.  Eine  weitere  Ausnahme  gut 
ledigtich  für  die  am  Büanxtag  vorhandenen  Forderungen  und  Schulden.  Hier 
sind  bei  Vorleistung  von  einer  Seite  die  korrespondierenden  gleichwertigen  Foide- 
rungen  bezw.  Verbindlichkeiten  auch  dann  zu  buchen,  wenn  die  betätigte  bezw. 
empfangene  Vorleistung  in  etwas  anderem  als  in  einem  Sachenausgang  bezw. 
Eingang  besteht,  z.  B.  in  Dienstleistung  oder  Nutzungsüberlassung.  Die  ver- 
diente, aber  noch  nicht  bezogene  Dienstvergütung,  also  die  Veigütungsfordeiung, 


')  Ausser  den  Verbindlichkeiten  also:  Grundkapital  und  Beservefonds. 

')  So  wird  die  nach  den  Versicherungsbedingungen  vielleicht  bestehende  Ver- 
pflichtung zum  Pohcenröckkauf  bei  Lebensversicherung  (Pr.V.G.  §  69)  m'cht  eingesetzt, 
weil  ihr  die  Wase  gehalten  wird  durch  den  Umstand,  dass  dann  die  Prämienreserre 
uro  den  entsprechenden  Betrag  fällt  Die  Bückkaufssumme  ist  Ausgabe  (Verlust),  die 
Abminderung  der  rechnungsmässigen  Prämienreserve  Gewinn.  Daher  wird  durch  sokjie 
Verbindlichkeit  die  gegenwärtige  Vermögenslage  nicht  beeinflnsst  und  daher  Einlng  in 
die  B.  unterlassen.    Vgl.  auch  unten  §  189  III  D  3  Anm. 

•)  §§  4  IV  und  22. 

*)  §  73  I  B. 

•)  §  87. 

•)  Oben  §§75111,  78IIA2a, 
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der  KU  entrichtende,  aber  noch  nicht  berichtigte  Mietzins,  die  Mietzinsschuld, 
werden  nicht  gebucht,  wenn  der  Eingang  der  Vergütung  noch  im  Jahre  des 
Verdienens  zu  erwarten  steht,  die  Berichtigung  der  Mietzinsschuld  noch  im  Jahre  des 
Mietgenusses  beabsichtigt  ist.  Anders  hinsichtlich  der  am  Bilanztag,  also  am 
Jahresschluss  noch  ausstehenden  Lohnforderung^  noch  nicht  berichtigten  Miet- 
zinsschuld. Sie  werden  zum  Zweck  der  Erfolgsregulierung  gebucht^). 
IV.  80  gelangen  wir  zu  nachstehendem  Ergebnis: 

A.  Ein  Teil  der  am  Bilanztag  vorhandenen  Forderungen  und  Verbind- 
lichkeiten ist  in  der  B.  n«cÄ<  zu  heweiien,  weil  diese  Forderungen  und  Ver- 
bindlichkeiten überhaupt  nicht  gebucht  werden  und  daher  auch  in  der  B.  nicht 
erscheinen.    Es  sind  dies: 

1.  Forderung  und  Verbindlichkeit  aus  beiderseits  noch  unerfülltem'  Ver- 
trage, wenn  Forderung  und  Schuld  im  Werte  sich  die  Wage  halten^)*). 

2.  Einseitige  eventuelle  Verbmdlichkeiten,  wenn  aus  dem  gleichen^) 
(reschäftsvorfall  ein  Forderungsrecht  gegen  einen  Dritten  entsteht,  dessen  Wert 
dem  Werte  der  Verbindlichkeit  die  Wage  halt  (Regressverbindlichkeit,  Bürg- 
schaftsschuld). 

B.  Bilanxfähig  und  daher  auch  zu  bewerten  sind  am  Bilanztag  vor- 
handene 

1.  Forderungen,  die  in  Wertpapieren  verkörpert  sind,  unter  allen  Um- 
standen; 

2.  a)  Forderungen  aus  ein  und  defnsefben^  zu  gleichwertigen  gegen- 
seiHgen  Leistungen  verpflichtenden  Rechtsgeschäft,  wenn  am  Bilanztage  Vor- 
leistung seitens  des  Forderungsberechtigten  (Lieferung  von  Ware,  Arbeit,  Ge- 
brauchaüberlassung)  bereits  vorliegt; 


*)  Vgl  §§69  VIA,  75  IV,  78nBl,  89II1  A2  und  B2. 

*)  Daher  werden  z.  B.  nicht  gebucht  dio  Ansprüche  und  Verbindlichkeiten  geffen 
den  Rückversicherer.  Eine  LebeDsversicherungsuntemeJunuDg  6chiie88t  einen  Versiche- 
rungsvertra^  über  100000  ab  und  gibt  die  Hälfte  davon  in  Rückversicherunff.  Die 
augenblickbche  Prämienreserve  für  100000  betrage  4000.  Nur  sie  wird  gemäss  Fr. V.O. 
§  58  eingestellt.    Die  B.  lautet: 

Kassa 4000  |  Prämienreserve 4000 

nicht: 

Kassa 4000     Prämienreserve 4000 

Ansprüche  aus  Bückversicherung   .20000     Prämienverbindlichkeiten  ans  Rück- 
versicherung      20000. 

•)  Ein  anderes  Beispiel  liefert  österr.  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  17:  „Die  bei  mehr- 
jährigen FenerversicheruDgen  vorkommenden  Verpflichtungsscheine  für  spätere  Prämien- 
zahlungen (PrätnienseJieine)  u.  dergl.)  sind  nicht  in  den  Rec^nungsabschluss  aufzu- 
nehmen, sondern  nur  im  Anhange  zur  B.  nachzuweisen/'  —  Über  Bewertung  von 
Qenusscheinen  s.  oben  §  132  IV  B.  —  Ein  weiterer  FsAl  ist  dieser:  Eine  Immobiiien- 
gesellschaft  verkauft  ein  Bauterrain.  Ein  Teil  der  Valuta  —  200000  Mk.  —  bleibt 
auf  dem  Terrain  hypothekarisch  gesichert  stehen.  In  gleicher  Höhe  verpflichtet  sich 
die  GeseUschaft,  Baugelder  (Baudarlehen)  zur  Bebauung  des  Terrains  zu  geben.  Ist 
hier  der  Käufer  zweifellos  solvent,  so  können  die  Hypothekforderung  und  die  Ver- 
pflichtung zur  Darlehensgewährun^  ungebudit  bleiben,  weil  sie  sich  im  Werte  die 
Wage  halten.  VffL  dazu  Hechij  Bilanzmethoden.  -  Dasselbe  gilt  für  KensortiaXbetei- 
ligungen,  sofern  der  sich  Beteiligende  nicht  hieraus  bereits  Enekten  geliefert  erhielt 
Er  hat  bereits  100000  eingezahlt,  ist  aber  verpflichtet,  bei  Bedarf  noch  weiter  100000 
einzuzahlen.  Ist  die  Konsortialfordening  gut,  stehen  sich  also  Konsortialforderun^  (im 
Aktivum)  und  Konsortialverbindlichkeit  (passives  Konsortialkonto)  im  Werte  gleich,  so 
können  beide  Posten  aus  der  B.  wegbleiben.  Anders,  wenn  das  Konsortialaktivkonto 
nicht  ans  einer  Forderung,  sondern  aus  Effekten  besteht.  Sachen  müssen  gebucht  werden, 
also:  „Konsortialeffekten"  (oder  „Effekten")  100000;  „Konsortialkreditoren  100000", 
Siehe  daxn  Hecht,  Krisenenquöte  Bd.  110  S.97. 

')  Über  die  Buchung  des  entgegengesetzten  Falls  oben  §  21  II  B  3. 
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b)  Verbindlichkeüen  aus  zu  ghtekurertigen  gegenseüigen  Leistungen  ver- 
pflichtenden Greschaften,  wenn  der  Verpflichtete  vor  oder  an  dem  Bilanzlag 
bereits  die  Leistung  des  anderen  Teils  (Geld,  Ware,  Dienst,  Gebraudisüber- 
lassung u.  8.  w.)  empfangen  hat. 

3.  a)  Forderungen  aus  beiderseits  noch  unerfüllten  gegenseitigen  Ver- 
trägen, wenn  und  so  weit  sie  die  gegenüberstehende  Verbindlichkeit  an  Wert 
überhöhen, 

b)  Verbindlichkeiten  aus  beiderseits  noch  unerfülUen  gegenseitigen  Ver- 
trägen^ wenn  und  so  weit  ihr  Wert  den  der  gegenüberstehende  Forderungen 
übersteigt^). 

4.  Einseitige  eventuelle  Verbindlichkeiten,  wenn  und  soweit  die  aus  dem 
gleichen  Geschäftsvorfall  sich  ergebenden  Bückgriffsrechte  gegen  Dritte  ihnen 
nicht  gleichwertig  sind. 

5.  a)  Wirtschaftlich  schlechthin  einseitige  Forderungen,  z.  B.  aus  einem 
Schenkungs-  oder  Einlageversprechen  (Forderungen,  auf  noch  nicht  voll  ein- 
gezahlte Aktien,  Stammeinlagen,  Nachschussansprüche  u.  s.  w.)^). 

b)  Schlechthin  einseitige  Verbindlichkeiten,  z.  B.  eine  Garant^everbind- 
lichkeit  oder  die  Verbindlichkeit,  eine  Unternehmung  nach  Ablauf  bestinunt^ 
Zeit  unentgeltlich  an  Staat  oder  Gemeinde  u.  s.  w.  abzutreten^). 

V.  Der  vorstehend  dargelegte  Grundsatz  der  Nichtbuchung  von  einander 
gleichwertigen  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  aus  demselben  Geschäfts- 
vorfalle*) darf  nicht  auf  Fälle  übertragen  werden,  wo  nicht  durch  Entstehung, 
sondern  erst  durch  Einsetzung  der  Forderung  in  die  Bechnung  ein  gleich- 
wertiger Passivposten  zur  Existenz  gelangt  Handeln  kann  es  sich  bei  solcher 
Sachlage  nur  um  die  Entstehung  lediglich  rechnungsmässiger  Passivposten^), 
also  allein  um  das  VerhäÜnis  von  Forderungen  zu  anderen  Passiven,  ais  Ver- 
bindlichkeiten,  oder  anders  ausgedrückt:  um  Forderungen,  welche  in  dieB.  auch 
einzustellen  sind,  wenn  ihnen  kein  gleichhoher  Buchwert  im  Pas«vum  g^eii- 
übersteht. 

1.  a)  Wenn  die  der  Oeseüschaft  m.  b.  H,  zustehenden  Nachschussansprueke 
in  die  B.  als  Aktivum  eingestellt  werden,  so  müssen  sie  in  gleich  hohem  Be- 
trage als  Passivum   in    der  B.    zum  Ansatz   gelangen*).     Der    innere    Grund, 


')  Staub  40 y  fasst  die  beiden  Fälle  (3  a  und  b)  mit  den  Worten  zusammen: 
„Schwebende  Verbmdlichkeiten . . .  können  durch  ihre  Eigenart  schon  jetzt  dnen  der 
Buchung  werten  greifbaren  (will  nicht  sa^n:  körperlichen,  sondern:  sicher  eintretenden) 
Foi teil  oder  umgekehrt  eine  Last  des  Geschäftes  (Gegensatz:  Gleichwert)  darstellen.^' 
S.  auch  R.O.H.  24  S.  72 f.;  12  Nr.  6. 

*)  Schulte,  Bilanzform  8.  15  f.  behauptet  vom  theoretischen  Standpunkte  aus 
(d.  h.  doch  nach  ihrem  wirtschaftlichen  Wesen)  wären  nur  die  tatsächh'ch  erfolgten, 
nicht  die  noch  ausstehenden  Geschäftseinlagen  zu  verbuchen.  Dann  wären  überhaupt 
Forderungen  und  Schulden  bilanzunfähig,  die  Schulte  doch  zulässt  (S.  14,  21).  Schutte 
sagt  S.  16 :  „Die  fehlenden  Einzahlungen  . . .  werden  als  tatsächliche  Forderungen  an- 
gesehen, ohne  es  indessen  zu  sein."  Tatsächlich  soll  heissen:  wirtschaftlich.  Allein  ist 
es  nicht  dasselbe  wirtschaftliche  Gut,  ob  ich  von  jemand  Zahlung  des  Kaufpreises  oder 
Zahlung  der  Einlage  zu  verlangen  vermag? 

*)  Vgl.  Entsch.  des  Oberlandesgerichts  Naumburg  vom  30.  Mai  1902  (Holdhum 
1902  S.  247;  Kaufmann,  HandelsrechÜ.  Rechtsprechung  Bd.  3  ^37):  einer  A.  wird 
ein  Qnindstück  unentgeltlich  überlassen,  aber  nur  zum  Zwecke  eines  Bahnbaues.  So- 
lange Erbauung  der  Bahn  in  Aussicht,  bedarf  es^ keines  Passivpostens;  aber  wenn  der 
Bau  unterbleibt,  ist  der  rechtliche  Grund  der  Überlassung  w^gefallen;  also  ist  die 
Herausgabepflicht  wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung  (B.G.B.  §  812)  als  Schuld- 
posteu  einzusetzen. 

*)  Darüber  auch  schon  §  78  II  A  1  b. 

»)  Über  diese  oben  §  65. 

•)  S.  darüber  g  48  H  und  117  IX  B  3  b. 
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ans  dem  dies  zu  geschehen  hat,  ergibt  zugleich,  warum  die  beiden  auf  diese 
Weise  entstehenden  einander  en^gengesetzten  Posten  trotz  ihrer  gleichen 
Hohe  nicht  aus  der  B.  weggelassen  werden  dürfen.  Der  Grund  ist,  dass 
Forderungen  in  Frage  stehen^  welche  bilanzmässig  auch  bleiben,  wenn  ihnen 
kein  solcher  Passivposten  gegenübersteht 

b)  Diese  Forderungen  werden  in  das  Passivum  nur  aufgenommen,  um 
sie  als  Aktivwerte  zu  kennzeichnen,  welche  Kapital-,  nicht  Gewinnzuwächse 
darstellen^).  Eine  solche  Kennzeichnung  ist  nicht  notwendig,  wenn  die  B. 
nicht  als  Gewinn-,  sondern  nur  als  Beinvermögenbestandermitüungsbilanz  auf- 
gestellt wird,  wie  dies  im  Liquidationsstadium  der  Fall  ist*).  Wenn  in  die 
Liquidationsbilanz  der  Gresellschaft  m.  b.  H.  nicht  Stammkapital  und  eingezahlte 
Nachschüsse  eingesetzt  werden  dürfen*),  so  gilt  das  Gleiche  auch  für  die  Nach- 
schussforderungen.  Denn  es  soll  nur  der  Überschuss  der  Aktiven  über  die 
Schulden,  nicht  die  Mehrung  dieses  Überschusses  gegenüber  seinem  früheren 
Stand  festgestellt  werden.  Trotzdem  bleiben  die  Nach  Schussforderungen  in  der 
B.  stehen.  Denn  die  Existenz  derselben  ist  nicht  durch  Vorhandensein  jenes 
Passivpostens  bedingt.  Auch  während  der  Liquidation  bleiben  die  Gesellschafter 
nachschusspflichtig.  Nur  der  Unterschied  tritt  ein:  da  die  regulären  Bestimmungen 
des  G.  auf  die  Gesellschaft  in  Liquidation  lediglich  so  weit  Anwendung  finden, 
als  sich  nicht  aus  dem  Wesen  der  Liquidation  ein  anderes  ergibt,  steht  den 
Gesellschaftern  jetzt  der  Einwand  gegen  Einforderung  von  Nachschüssen  zu, 
dieselben  seien  zur  Durchführung  der  Liquidationszwecke  entbehrlich  ^).  Ist  dieser 
Einwand  stichhaltig,  so  ist  der  Anspruch  als  zweifelhaft  oder  uneinbringlich  zu 
bewerten ')- 

2.  Ebenso  liegt  es  mit  den  Forderungen  auf  Stammeinlagen  bei  noch 
nicht  voü  embexahUem  Stammkapital*).  Der  entsprechende  Passivposten  „Stamm- 
kapital^'  steht  ihnen  lediglich  bei  den  ordentlichen,  nicht  bei  den  Liquidations- 
bilanzen gegenüber. 

3.  Auch  folgt  aus  dem  aufgestellten  Prinzip,  dass  selbst  dann,  wenn 
nicht  ausdrucklich  vorgeschrieben  ist,  dass  der  volle  Betrag  des  Grundkapitals 
in  die  ordentlichen  B.en  einzustellen  sei,  es  bei  nicht  voUeinbexahltem  Grund- 
kapital als  unstatthaft  erachtet  werden  muss,  die  Forderung  der  Gesellschaft 
auf  die  Bestzahlungen  ungebucht  zu  lassen  und  das  Grundkapital  nur  in  der 
um  den  Nennwert  dieser  Forderungen  gekürzten  Summe  in  die  B.  einzustellen. 
Sind  diese  Forderungen  durch  Wechselform'')  wirtschaftlich  verstärkt,  so  ist 
dieser  Weg  schon  aus  dem  Grunde  ungangbar,  weil  Wechsel  als  eingegangen 
nicht  ungebucht  bleiben  dürfen.  Es  stehen  dann  bilanzrechtlich  überhaupt 
nicht  Forderungen  (Debitoren),  sondern  Sachen  („Wechsel  der  Aktionäre")  in 
Frage.  ®) 

VL  Noch  bedarf  es  einiger  Beispiele  für  das  '  Überwiegen  Yon  Forderungs- 
oder  Verbindlichkeitswert  bei  beidei-seits  noch  unerfüllten,  also  schwebenden 
gegenseitig  verpflichtenden  Verträgen. 


')  Darüber  vorige  Anm.  und  §  110  V. 

«)  §  14  I  B  mit  §  17  II. 

*)  Staub,  G.-G.  72  j  mit  71,  meint  nur,  sie  brauchen  nicht  eingesetzt  zu  werden, 
und  sie  nicht  einzusetzen,  sei  zweckmässig;  aber  wenn  nicht  Gesell8cn.-G.  §  42  Ziff.  5 
gilt,  dann  eilt  eben  H.G.B.  §  39,  dass  die  B.  das  Verhältnis  des  Vermögens  zu  den 
Schulden  darzuBtellen,  d.  h.  eine  Fen?iö^«n«ermittlungsbilanz  zu  bilden  hat. 

*)  Keichsger.  in  Zivils.  Bd.  45  S.  155;  auch  Staub,  G.-G.  69  Anm.  6,  7  a, 

•)  Unten  §  179  I  B  5. 

•)  Vgl.  Äkitt6  69.,„«,;704. 

')  Vgl  Cosack  117  m  2. 

•)  Vgl  §81  ff. 


Lieferungsschuld   ....      100000 
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1.  a)  Die  offene  Handelsgesellschaft  A  und  B  hat  15.  Dezember  100 
Stück  Aktien  a  1000  Mk.  zu  100  Prozent  per  Kassa  gekauft  Auch  der 
Kassakurs  der  Papiere  am  81.  Dezember,  dem  Bilanztag,  ist  100.  Am  20.  I>e- 
zember  hat  die  Gesellschaft  über  die  Aktien  ein  Zeitgeschäft  abgeschlossen: 
sie  zu  verkaufen  Ultimo  des  nächstfolgenden  Monats  zu  110.  Vor  dem 
15.  Dezember  lautete  das  Bilanzkonto: 

Kassa 100000  | 

für  den  31.  Dezember  lautet  es: 

Effekten 100000 

Kaufpreisforderung      .     ,     .     110000 

oder  zusammengezogen: 

Verkaufte  Effekten     .     .     .     110000  | 

m.  a.  W.:  Das  Schema  der  angeschafflen,  zu  höherem  Preis  verkauften,  aber 
noch  nicht  abgesandten  (gelieferten)  Waren  ^).  In  der  Praxis  ts'ägt  der  Posten 
zumeist  die  Benennung:  „Bestand  an  verkauften,  erst  nach  dem  31.  Dezember 
abzuliefernden  Wertpapieren".  Er  ist  getrennt  von  dem  Konto:  ,»Be8tand  an 
eigenen  Wertpapieren". 

b)  Als  ein  solches  Zeitgeschäft  kommt  insbesondere  das  72^M>r<geechäft 
in  Betracht.  Die  hereingenommenen  Effekten  sind  eigene  des  Hereinnchmer^ 
geworden  •).  Die  Gesellschaft  hat  die  Aktien  für  Ultimo  Dezember  zu  100 
hereingenommen;  am  nächsten  Ultimo  soll  sie  der  Hereingeber  zu  110  wieder 
zurückkaufen.  Hier  ist  die  klare,  nicht  abgekürzte  Buchung:  „Effekten  100000; 
Überschuss  der  Kaupreisforderung  (100000)  über  die  LieferungsverbincUichkeit 
(100000)  aus  dem  schwebenden  Rückverkaufsgeschäft  10000"'). 

2.  Dass  der  Posten  „Effekten  110000"  nichts  anderes  ist^  als  „Wert 
der  Effekten"  -|-  „Wertübergewicht  der  Kaufpreisforderung  über  die  LiefeTungs- 
verbindlichkeit",  also  sich  aus  zwei  Posten  zusammensetzt,  zeigen  folgende 
andere  Beispiele: 

a)  Die  Gesellschaft  hat  die  Aktien,  die  sie  für  Ultimo  Januar  verkauft*), 
noch  nicht  in  Händen,  aber  bereits  einen  Kauf  hierüber  zum  Kurse  100  ab- 
geschlossen. Hier  ^It  das  Schema  der  verkauften,  aber  erst  anzuschaffenden 
(herzustellenden)  Waren*).     Wir  buchen  ausführlich: 

Bilanzkonto 


Effektenlieferungsverbind- 

lichkeit 100  000 

Effektenkaufpreisschuld  .     .     100000 


Kassa 100000 

Effektenkaufpreisforderung  .  110  000 

Effektenlieferungsforderuug  100  000 

oder  küiiKer: 

Kassa 100000 

Effektenkaufpreisforderung  .  10000 

Hier   erscheinen    die    10000  Wert   des    Verkaufsengagements    somit    als   selb- 
ständiger Posten. 


>)  Vgl.  oben  §  90  I  B  2.    S.  auch  Simon  184—186. 
*)  §  73  II  A  2  a. 
»)  S.  auch  Bing,  A.  603. 

*)  Also  ein  sog.  Leerverkauf;  Spekulation  ä  la  baifl^ft.    S.  dazu  Neander  JUTwIfer, 
Juristische  Lehrmeinungen  über  Börsengeschäfte  18,  23<^8. 
»)  Oben  §  901 A  ^ 
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Werden  die  Aktien  der  A.  Zug  um  Zug  geliefert,  so  entfallen  die  Posten 
„Effektenlieferungsfoitlerung  100000"  und  „Effektenkaufpreisschuld  100000" 
und  an  Stelle  von  „Kassa  100000"  treten  „Effekten  100000". 

Effekten 100000 

Effektenkaufpreisforderung  .       10000 

Wird  Ultimo  geliefert»  so  tritt  an  die  Stelle: 

Kassa     .......     110000  | 

b)  Die  Zusammensetzung  des  Postens  „verkaufte  Effekten  110000'*  aus 
mehreren  Posten  zeigt  ferner  die  Buchung  des  Verkaufsengagements,  wenn  der 
Verpflichtungswert  überwiegt 

Die  Gesellschaft  hat  20.  Dezember  Verkauf  über  von  ihr  erst  anzu- 
schaffende Effekten  für  Ultimo  Januar  zu  110  abgeschlossen,  aber  31.  De- 
zember beträgt  sowohl  dex  Tageskurs  d.  h.  Kassapreis,  wie  auch  ihr  Terminpreis 
für  Ultimo  Januar  115;  d.h.  die  am  31.  Dezember  über  Effekten  dieser  Gattung 
zur  sofortigen  Lieferung,  wie  zur  Lieferung  erst  am  31.  Januar  abgeschlossenen 
Geschäfte  haben  beide  den  einheitlichen  Kurs  115.     Daher  ist  zu  buchen: 


Kassakonto 100000 

Effektenkaufpreisforderung  .  110000 

Effektenlieferungsforderung  115000 

oder  kurz: 


Kassakonto 


100000 


Effektenlieferungsverbind- 

lichkeit 115000 

Effektenkaufpreisschuld  .     .     115000 


Effektenlieferungsverbind- 
lichkeit  (zu  liefernde 
Effekten)      .... 


5000. 

Das  Oberwiegen  des  Verbindlichkeitswertes  tritt  mit  5000  im  Passivum  als 
selbständiger  Posten  hervor*)^). 

VII.  A.  Endlich  ist  noch  von  einer  Spezialfrage  näher  zu  reden,  über 
welche  in  der  Praxis  eine  gewisse  Unsicherheit  herrscht,  von  der  Frage,  aus 
welchen  Gründen  Verpflichtungen  der  Gresellschaft,  Mitgliedern  oder  Dj-iiten 
Anteile  am  Reingeivinn  oder  Liquitaiionserlös  zukommen  zu  lassen,  in  der  B. 
ungebucht  zu  bleiben  haben.  Zu  denken  ist  hier  an  die  Gewinn-  und  Liqui- 
dationsanteilsrechte der  Aktionäre  y  an  die  Oenusscfieine  von  Inhabern  von 
Schuldverschreibungen,  welche  die  Gesellschaft  ausgab'),  an  den  Gewinnanteil, 
welcher  bei  der  Gegenseitigkeitsversicherung  den  Oaranien  des  Gründungsfonds*), 
d.  h.  denjenigen,  welche  diesen  zur  Verfügung  stellten,  zugesichert  wird*). 

B.  Die  Gründe  für  die  Nichtbuchung  dieser  Ansprüche  als  Kreditoren 
der  Gesellschaft  sind  verschiedene. 

1.  Nicht  reicht  aus,  zu  sagen:  Sie  werden  nicht  gebucht,  weil  sie  als  erst 


^)  Vgl.  Lehmann  40,;  Behrend  S.  294  bei  Anm.  25. 

*)  Ein  anderes  Beispiel:  Eine  A.  beteiligt  sich  an  einem  Konsortium.  Sie  hat 
nichts  aarauf  geleistet,  sondern  nur  die  Verpflichtung  übeniomraen,  100000  zu  leisten. 
Die  Auflsidit,  das  Geld  einmal  zurück  zu  bekommen,  ist  eiue  ungünstige.  Das  Kon- 
sortium arbeitet  nicht  mit  Erfolg.  Dagegen  wird  das  Versprechen,  100000  zuzuschiessen, 
infolge  dieser  Tatsache  bald  zu  realisieren  sein.  Hier  buchen  wir  im  Passivum  „Kon- 
sortialkonto  100 OOO''.  Hecht,  Bilauzraethoden  S.  10  beanstandet  solche  Buchung  zu 
Unrecht. 

»)  S.  oben  §  132  III. 

•)  Oben  §  146. 

•)  Pr.V.G.  §  22  Abs.  3. 
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zukünftig  zu  erfüllende  Verbindlichkeiten  die  gegenwärtige  Lage  des  Ver- 
mögens der  Gresellschaft  nicht  beeinflussen  und  der  Kaufmann  niur  seine  gegen- 
wärtige wirtschaftliche  Lage  in  seinen  Bücheni  ersichtlich  zu  machen  braucht. 
Denn  hieraus  folgt  lediglich,  dass  er  diese  Ansprüche  nicht  ersichtlich  machen 
muss,  nicht,  dass  er  sie  nicht  ersichtlich  machen  darf.  Dag^en  folgt  es  daraus, 
dass  der  Kaufmann  verpflichtet  ist^  seine  Lage  nach  den  Grundsätzen  ordnungi^ 
massiger  Buchführung  ersichtlich  zu  machen,  und  diesen  widerspricht  es  bei 
deren  Streben  nach  Übersichtlichkeit^  in  die  B.  Posten  aufzunehmen,  welche 
in  sie  nicht  aufgenommen  werden  müssen^). 

2.  Der  zweite  Grund  ist  dann  der:  In  allen  diesen  Fällen  handelt  es 
sich  um  Schulden  aus  dem  Reingewinn  bezw.  aus  dem  Beinvermögen ;  also 
haben  sie  keinen  Raum  in  B.en,  durch  welche  der  zu  verteilende  Reingewinn, 
das  zu  verteilende  Rein  vermögen  festgestellt  werden  soll;  denn  beides  wird 
durch  sie  nicht  geschmälert;  sie  stellen  nicht  Abzugsposten  dar,  vor  deren 
Abzug  überhaupt  nicht  Reingewinn  bezw.  Rein  vermögen  vorhanden  ist 

3.  Vor  allem  aber  kommt  Nachstehendes  in  Betracht:  würden  diese  Ver- 
pflichtungen zu  künftiger  Leistung  in  die  B.  eingestellt,  dann  müssten  es  auch 
die  ihnen  korrespondierenden  Ansprüche.  Dem  Anspruch  auf  Anteil  am  Rein- 
gewinn bezw.  auf  die  Liquidationsquote  entspricht  die  Verpflichtung,  die  Einlagen 
nicht  zurückzufordern,  die  Kapitalnutzung  zu  überlassen.  Wini  der  Anspruch 
auf  Reingewinn  und  auf  Liquidationsreinvermögen  bewertet,  welcher  dem  Aktionär 
zusteht,  so  muss  auch  dessen  Verpflichtung,  die  Einlagen  nicht  zurückzufordern, 
in  der  B.  Aufnahme  finden.  Denn  beide  Ansprüche  halten  sich  das  Gleich- 
gewicht Und  dasselbe  ist  im  Verhältnis  zu  Dritten  der  Fall,  welchen  den 
Aktionärsansprüchen  analoge  Befugnisse  zustehen^). 

C.  Haben  die  hier  skizzierten  Ansprüche  die  Natur  von  Vorzugsrechten 
(z.  B.  Anspruch  auf  Vordividende  für  zuzahlende  Aktionäre')),  so  ist  es  von 
hoher  Bedeutung  für  die  nicht  bevonugten  gewinnberechtig;ten  Aktionäre  dies 
zu  wissen.  Aber  der  Ort,  ihnen  dies  kund  zu  tun,  ist  nicht  die  B.,  sondern 
der  Geschäftsbericht*). 


Bewertnnc  der  Fordemncen  nach  alleemeiiieBi 
Handelsrecht. 

§  176. 

I.  Aus  dem  bisher  Erörterten  folgt:  nicht  alle  Forderungen  sind  buchungs- 
und  insbesondere  bilanzfähig;  aber  alle  bilanzfähigen  und  demgemäss  in  die  B. 
eingesetzten  müssen  bewertet  werden. 

II.  f^ Sämtliche  Vennögensgegenstände  und  Schulden"  sind  gemäss  der 
allgemeinen  Regel  des  §  40  Abs.  2  zu  ihrem  gegenwärtigen  Werte  ansusetzra. 
Weil  neben  Vermögensgegenständen  „und  Schulden"  steht  und  im  nächsten 
Absatz  eine  Bewertungsvorschrift  für  „zweifelhalte  und  uneinbringliche  Forde- 
rungen^* folgt,  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  zu  den  sämtlichen  Vermögen?- 
gegenständen  auch  die  bilanzfähigen  Forderungen  rechnen.  Auch  sie  sind  also 
nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte  zu  verbuchen.     Welches  ist  dieser? 


»)  So  schon  oben  §  132  VI  B. 
•)  Vgl.  auch  Berliner  S.  266. 
»  Oben  §  132  IV  B. 
*)  Siehe  darüber  unten  §  182. 
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IIL  Die  erste  Antwort  wird  sein:  nicht  ihr  künftiger;  also:  sind  sie 
nicht  schon  am  Bilanztage,  sondern  erst  künftig  fällig,  nicht  ihr  Fälligkeits- 
wert Aber  es  gibt  Forderungen,  bei  welchen  der  künftige  Fälligkeitswert  zu- 
gleich ihr  gegenwärtiger  Wert  ist.  Bei  verzinsliehen  Forderungen  ßlU 
gegenwärtiger  Wert  und  FäUigkeitswert  zusammen, 

1.  Dies  erklart  sich  so:  Nehmen  wir  zwei  auf  10  Jahre  gegebene  Dar- 
lehen von  je  100  Mk.,  das  eine  zu  10  Prozent  verzinslich,  das  andere  un- 
verzinslich. Im  ersteren  Falle  ist  der  gegenwärtige  Wert  der  Darlehens- 
forderung mit  100,  d.  h.  dem  Fälligkeitswert  nicht  zu  hoch  bewertet;  denn 
von  den  100  kommen  dem  Gläubiger  in  den  10  Jahren  auch  10«  10  Mt 
Zinsen  zu.  Der  Gläubiger  erhält  100 -f- 100;  also  kann  der  gegenwärtige 
Wert  schon  auf  100  angegeben  werden.  Anders  beim  unverzinslichen  Dar- 
lehen. Hier  0rhält  der  Gläubiger  nur  und  erst  in  10  Jahren  100.  Der  Er- 
trag der  100  in  den  10  Jahren  kommt  ihm  nicht  zugute.  Erst  in  10  Jahren 
hat  der  Schuldner  etwas  zu  zahlen  und  dann  nur  100;  also  kann  der  gegen- 
wärtige Wert  nicht  auch  schon  100  sein.  Dort  bleibt  bei  Abzug  der  Kapitals- 
nutzung von  dem  Gesamtempfang  100,  nämlich  200  — 100  =  100;  hier 
dagegen  0,  nämlich  100  —  100  =  0. 

2.  Hieraus  ergibt  sich  für  Geldforderungen: 

a)  Der  gegenwärtige  Wert  betagter  verzinslicher  Forderungen  ist  gleich 
ihrem  Fälligkeitswert. 

a)  Beweis  hierfür  z.  B.  die  Hypothekforderungen  des  Hjpothekenbank- 
gesetzes.  Nach  §  24  Ziff.  1  daselbst  ist  in  der  Jahresbilanz  „der  Gesamtbetrag 
der  zur  Deckung  der  Hypothekenpfandbriefe  bestimmten  Hypotheken  .  .  .'^ 
anzugeben.  Hiermit  ist  nicht  ein  Gesamtbetrag  jährlich  in  ihrem  Werte  erst 
ansteigender  Grössen  gemeint,  sondern  das  G.  geht  davon  au&,  dass  die 
Hypothekforderungen  zunächst  mit  ihrem  Fälligkeitswerte  eingesetzt  und  hier- 
von eventuell  Tilgungsbeiträge  und  sonstige  Wertminderungen  abgeschrieben 
werden  ^).  Dies  beweisen  die  Vorschriften  über  die  Beleihungsgrenze  für  Grund- 
stücke. Die  Beleihung  der  Grundstücke  darf  „die  ersten  drei  Fünfteile  ev. 
zwei  Dritteile  des  Wertes  des  Grundstücks  nicht  übersteigen".  Das  heisst  doch, 
die  Hypothekforderung  macht  einen  festbestimmten  Teil  des  Wertes  des  Grund- 
stückes aus  und  das  tut  ihr  Nenn-  oder  Fälligkeitswert.  Dieser  ist  der  be- 
stimmte „Geldbetrag  der  Forderung",  welcher  nach  B.G.B.  §  1115  zum  Wesen 
der  Normalhypothek  gehört  Dieser  Betrag  ist  somit  auch  der  Betrag,  mit 
welchem  die  Hypothek  zur  Pfandbriefdeckung  dient  Die  Deckungshypothek 
muss  immer  eine  verzinsliche  sein^).  Also  wird  die  verzinsliche  Geldforderung 
zu  ihrem  Fälligkeitswert  angesetzt 

ß)  Hieraus  folgt,  dass  es  rechtswidrig')  ist,  bei  Ausgabe  von  über  pari 
zurückzahlbaren  Schuldverschreibungen,  das  Agio  als  Zuschlagsfond  neben  dem 
Nennwert  besonders  zu  buchen. 

b)  Der  gegenwärtige  Wert  befristeter  unverzinslicher  Forderungen  ist 
gleich  dem  Rest  des  FäÜigkeitswertes,  welcher  nach  Abzug  des  vom  Fällig- 
keitstennin  rückwärts  gerechneten  Zwisehenzinses  verbleibt,  der  Fälligkeitswert 
gekürzt  um  die  Zwischenzinsen*). 


«)  Hyp.B.G.  6  Abs.  4. 

«)  Hyp.B.G.  6  Abs.  1. 

«)  Oben  8 107.  ^  ^    ^ 

*)  VgL  deutsche  Konkursordnung  §  65  als  Analogon:  „Betagte  Forderun^n 
gelten  als  fällig.  Eine  betagte  urtverzinsliche  Forderung  vermindert  sich  auf  den  Be- 
trag, welcher  mit  Hinzurechnung  der  gesetzlichen  Zinsen  desselben  für  die  Zeit  von 
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rV.  A.  Indes  dieses  wirtschaftliche  Prinzip:  gegenwärtig  Wert  erst 
künftig  ßUiger  Forderungen  gleiciibedetitend  mit  Fäüigkeüswert,  gekürzt  um  den 
Zwiachenzins  bis  zum  BUanztag^  ist  nicht  das  der  ordnungsmässigen  Buch- 
führung und  damit  nicht  das  des  geltenden  Rechts.  Hier  bildet  Abzug  des 
Zwischenzinses  die  Ausnahme.  Auch  bei  unverzinslidien  befristeten  Forderungen 
deckt  sich  gegenwärtiger  Wert  mit  FäUigkeitsu?ert^).  Lediglich  der  Unterschied 
gegenüber  Bewertung  der  verzinslichen  betagten  Forderungen  besteht:  nur  der 
Regel  nach  decken  sich  hier  gegenwärtiger  und  Fälligkeitswert»  nicht  immer. 

B.  Diese  gleichheitliche  Behandlung  von  verzinslichen  und  unverzinslichen 
betagten  (oder  bedingten)  Forderungen  erklärt  sich  aus  einem  Zusammenwirken 
mehrerer  Umstände. 

1.  In  erster  Linie  aus  einer  die  Preisbeniessung  betreffenden  Tatsache 
des  wirtschaftlichen  Verkehrs.  Vielfach  wird  auf  Kredit  gekauft,  genietet, 
fremde  Arbeitskraft  in  Anspruch  genommen.  Dies  veranlasst  den  Verkäufer 
der  Ware  oder  geldwerten  Leistung  (Gebrauchsüberlassung),  bei  Bemessung  der 
Vergütung  (des  Verkaufspreises)  bereits  in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  dass  der 
Schuldner  dieselbe  erst  nach  längerer  Zeit  zahlen  muss  oder  zahlen  wird').  £r 
erhöht  daher  den  Preis  der  Ware  (Leistung)  um  einen  entsprechenden  Betrag 
und  das  ist  kein  anderer,  als  ungefähr  der  des  Zwischenzmses.  Im  gegen- 
wärtigen Werte  der  Ware  etc.  steckt  also  schon  der  Zwischenzins,  um  welchen 
der  Wert  der  Ware  u.  s.  w.  infolge  des  entsprechenden  Zinses  für  die  darauf 
erwachsenen  Betriebsausgaben  bis  zu  dem  Zeitpunkt  steigen  würde,  in  welchen 
erfahrungsgemäss  Zahlung  erwartet  werden  darf.  Dies  hat  zur  Folge,  daas  die 
Ware  (Leistung)  bei  ihrem  Ausgang,  also  in  der  G^^enwart,  zu  hoch  bewertet 
wird,  zu  dem  Werte,  den  sie  erst  zur  Zeit  der  Zahlung  hätte.  Aber  aus  diesem 
Grunde  kann  auch  die  gegenüberstehende  Forderung  in  der  Gegenwart  zu 
hoch,  nämlich  zu  ihrem  zukünftigen  Fälligkeits-  oder  Zahlungswert  bemessen 
werden.  Die  zu  hohe  Bewertung  des  gegenwärtigen  Wertes  der  Kaufpreis- 
forderung  wird  ausgeglichen  durch  die  zu  hohe  Bewertung  der  Ware  oder 
Leistung,  welche  zur  Erzielung  dieser  Forderung  als  äquivalente  Ausgabe  hin- 
gegeben war.  Die  verkaufte  und  am  Bilanztag  gelieferte  Ware  ist  an  sich 
nur  80  wert:  aber,  weil  der  Kaufpreis  erst  in  6  Monaten  gezahlt  wird  (6  Monate 
Ziel),  wird  derselbe  auf  100  festgesetzt  An  sich  wäre  für  31.  Dezember  zu  buchen: 

Bilanzkonto 
Kaufpreisforderung      ....       80  | 

und  erst  am  30.  Juni: 

Bilanzkonto 
100  I 


der  ErdffnuDg  des  Verfahrens  (=  Bilanztag)  bis  zur  Fälligkeit  dem  vollen  Betrage  der 
Forderung  gleichkommt/' 

0  Wenn  von  den  Schriftstellern  auch  zweifellos  so  gemeint,  tritt  nicht  immer 
klar  hervor,  dasA  der  Abzug  des  Zwischenzinses  nur  bei  imverzinslichen  Forderungen 
statthat  {Simon  424;  Staub  40,;  Bauer  8.  40);  dagegen  Lehmann  40.  ausdrücklich: 
„Bei  betagten  unverBinslichen  Forderungen  das  interusurium  abzuziehen'* ;  nicht  so 
allgemein  Bing^  A.  S.  624 :  „Werden  die  Zinsen  in  Form  eines  Kapital#MMMaot  gi^ 
währt  (Wechselschlüsse),  so  muss  die  Gesamtsumme  um  denjenigen  Betrag  (DiskoDto) 
gekürzt  werden,  welcher  auf  die  Zeit  vom  Bilanztagc  bis  zum  Fälligkeitstag  entBUlt" 
Ein  solcher  Kapitalszuschlae  ist  auch  der  Zuschlag  auf  den  Verkaufspreis  w^en  der 
Notwendigkeit  längerer  Kreditierung  desselben.  hSkmann  flibt  für  seine  Meinung  auch 
eine  Begründung  a.  a.0.:  „Der  Grundsatz  der  objektiven  Wertschätzung  dränge,  troU 
B.G.B.  §  272  das  interusurium  abzuziehen.'' 

')  Vgl.  Ortmann,  Art.  „Kreditgeschäfte"  im  H.W.B.  der  Staatswissenachaften, 
2.  Aufl.  Bd.  V  S.  396. 
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Gewinn-  und  Verlustkonto 
Verluöt  Grewinn 

{  Grewinn  aus  Kaufpreisforderung      20; 

so  aber  wird  der  kreditierte  Kaufpreis  gleich  am  31.  Dezember  mit  100  als 
Bilanzaktivum  eingesetzt,  was  seinerseits  die  Folge  hat,  dass  der  für  2iahlung 
vor  Fälligkeit  gewährte  Skonto  (Rabatt)  im  Wege  von  Hilfskonten  („Skonto- 
konto") in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  als  „Verlust"  gelangt 

2.  Man  könnte  meinen,  auf  diese  Weise  werde  Gewinn,  der  erst  dem 
nächsten  Jahre  zugut  kommen  soll,  für  das  abzuschliessende  antizipiert.  Aber 
auch  dies  ist  nicht  der  Fall.  Der  Gewinn  wird  allerdings  erst  im  nächsten 
Jahr  bezogen,  gezahlt,  aber  verdient  ist  er  im  abgelaufenen.  Mit  dem  Kauf- 
abschluss  ist  er  verursacht;  dem  Jahre  ihrer  Entstehung  rechnen  wirtschaftlich 
die  Forderungsrechte  zu^).  Auch  diesem  Grundgedanken  entspricht  also  der 
Ansatz  der  unverzinslichen  befristeten  Forderung  zu  ihrem  Fälligkeitswert. 
Beispiele: 

a)  Es  wird  halbjährig  1.  April  und  1.  Oktober  Mietzins  postnumerando 
gezahlt.  Der  Mietzins  für  das  ganze  Jahr  beträgt  10000  Mk.  31.  Dezember 
schliesst  der  Vermieter  seine  Rechnung  ab.  Die  Mietvergütung  für  die  Zeit 
vom  1.  Oktober  bis  31.  Dezember  ist  31.  Dezember  zwar  noch  nicht  rechtlich 
fSllig,  aber  wirtschaftlich  verdient  Aus  letzterem  Grunde  kommt  sie  als  Miet- 
zinsforderung in  das  Bilanzaktivum^).  Mit  welchem  Werte?  Mit  ihrem  Fällig- 
keitswerte.  Derselbe  wird  nicht  auf  den  Bilanztag  diskontiert.  Die  Eintragung 
lautet:  „(Verdienter)  Mietzins  für  1.  Oktober  bis  31.  Dezember  2500  Mk." 

b)  Dann  der  eigentliche  Zins,  die  Vergütung  für  Geldnutzung,  z.  B.  der 
Hypothekenzins.  Fälligkeitstermine  1.  April  und  1.  Oktober;  Jahreszins  40  Mk. 
31.  Dezember  ist  der  Zins  für  1.  Oktober  mit  31.  Dezember  verdient,  aber 
erst  1.  April  fällig.  Trotzdem  wird  in  die  B.  niciU  etwa  eingesetzt  „verdienter 
Hypothekenzins  9, 40",  d.  h.  der  Zunschenzins  bis  1.  April  abgexogefi,  sondern 
„verdienter  Hypothekenzins  10".  Wirtschaftlich,  nicht  tatsächlich  und  recht- 
lich sind  10  Mk.  31.  Dezember  verdient  Diesen  verdienten,  wenn  auch  noch 
nicht  bezogenen  und  fälligen,  „Betrag"  meint  das  Hypothekenbankgesetz,  wenn 
es  von  „Hypothekenzinsen  für  das  Bilanzjahr"')  und  davon  spricht,  dass  in 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  „die  Gesamtbeträge  der  in  dem  Geschäfts- 
jahre von  der  Bank  verdienten  Hypothekeiizinsen***)  anzugeben  seien*)*). 

c)  Dasselbe  gilt  für  andere  von  Hypothekschuldnern  zu  zahlende  unver- 
zinsliche Jahresnebenleistungen,  z.  B.  die  nach  deutschem  Hypothekenbankgesetz 
allerdings  verbotenen  Verwaltungskostenbeiträge*). 

d)  Aber  auch  bei  nicht  auf  Geld  gehenden  Forderungen  wird  der  Wert 
nicht  auf  die  Gegenwart  diskontiert. 

a)  Der  Mieter  hat  81.  Dezember  1902  die  Miete  für  ein  Jahr  voraus- 
gezahlt Fällig  wäre  sie  erst  31.  Dezember  1903.  Hier  wird  der  Anspruch 
auf  Grebrauchsüberlassung  gebucht,  aber  nicht  mit  seinem  auf  31.  Dezember  1902 
diskontierten  Wert,  sondern  mit  10  000  Mk.''). 


«)  Vgl.  oben  §  175  I  B. 

«)  ß.  oben  §§  89  III  A,  69  VI  A.  75  IV,  78  II  B  1. 

«)  §25  Ab«.  2. 

*)  §  27. 

•)  Dazu  zum  Vorsteheoden  oben  §  89  II  A  uod  III  B  2  b  y  Anm.  und  §  105 
VII  B  4  d. 

•)  a  oben  §  105  VII  B  4  d  y. 

^)  Schema:  vorausbezahlter,  aber  noch  nicht  verursachter,  zu  entrichtender  Miet- 
zins.    Vgl.  oben  §  89  IV  B. 
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ß)  Der  Kaufmann  hat  die  Feuerversicherungsprämie  auf  5  Jahre  voraus- 
bezahlt Sie  betrug  1000  Mk.  Zwei  Jahre  sind  schon  abgelaufen.  Er  bucht 
den  Rest  mit  600;  d.  h.  die  eventuelle  Schadenvergütungsforderung,  welche 
durch  die  vorausbezahlte  Prämie  dargestellt  wird,  erscheint  in  den  Büch^m 
ohne  Diskontabzug  mit  Fälligkeitswert 

3.  Endlich  aber  kommt  die  Bewertiuig  auch  der  unverzinslichen  Forde- 
rungen nach  ihrem  Fälligkeits-  und  nicht  nach  ihrem  diskontierten  Werte  einem 
der  Hauptprinzipien  kaufmannischer  Buchhaltung  entgegen,  dem  Streben  nach 
möglichster  Freihaltung  derselben  von  umständlichen,  zeitraubenden  Berechnungen 
und  Eintragungen.  Werden  unverzinsliche  Forderungen  unter  Berücksichtigung 
des  Zwischenzinses  bewertet,  so  ist  ihr  Wert  bei  jeder  zeitlich  späteren  Ein- 
tragung neu  zu  berechnen  und  ist  der  Zuwachs  auf  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung bezw.  auf  den  Hilfskonten  derselben  vorzutragen.  Diese  Umständlichkeit 
fällt  bei  Bewertung  auch  der  unverzinslichen  Forderungen  nach  ihrem  Schluss- 
wert  weg. 

C.  Indes  ganz  aufgehoben  ist  der  Satz,  dass  g^;enwärtiger  Wert  unver- 
zinslicher Forderungen  ihr  um  den  Zwischenzins  gekürzter  Fälligkeitswert  sei, 
nicht  Er  ist  bloss  durchbrochen  von  dem  Gedanken  des  Vorhandenseins  eines 
äquivalenten  Gegenwertes.  Nur,  wo  Forderungen  in  Frage  stehen,  welchen 
gleichwertige  Gegenwerte  die  Wage  halten,  also  bei  Forderungen  aus  zweiseitigen 
Geschäften,  bildet  auch  für  erst  künftig  fällige  unverzinsliche  Forderungen  der 
Fälligkeits-  den  Gegenwartswert.  Schlechthin  einseitige,  &'st  künftig  fäliig 
werdende  Forderungen^  wie  z.  B.  Forderungen  aus  Schenkungsversprechen,  auf 
unentgeltliche  Herausgabe  einer  Unternehmung  nach  Ablauf  bestimmter  Zeit, 
sind  XU  ihrem  jeweiligen  diskontierten   Werte  anzusetzen, 

D.  Die  hier  vorgetragene  Lehre,  dass  auch  unverzinsliche^  erst  in  der 
Zukunft  ftillige  Forderungen,  weichte  in  irgend  einein  Qegefnwert  ißtren  wirt- 
schaftliclien  Ausgleich  finden,  zu  ihretn  Fäüigkeitswerte  anzusetzen  seien,  ist  in 
der  Literatur  keineswegs  die  herrschende.  Vertreten  winl  sie  entschieden  und 
mit  näherer  Begründung  allein  von  Petersen-Pechnumn  *),  der  sie  allerdings  mehr 
mit  Zweckmässigkeitserwägungen  und  Hinweis  auf  die  Praxis  als  prinzipiell 
erklärt.  Beigel  gelangt  nur  so  weit,  dass  er  Zweifel  an  der  Richtigkdt  der 
lierrschefulen  Auffassung  äussert^).  Diese  geht,  um  sie  mit  den  Worten  Staübs^ 
zu  formulieren,  dahin:  „Fonlerungen  sind  nach  ihrem  gegenwärtigen  Werte 
anzusetzen,  betagte  unter  Berechnung  des  Zwischenzinses  (trotz  Petersen  und 
Püchmann,  Aktiengesetz  S.  533)".     Dem  Wortlaute  nach   wäre   also  sogar  bei 


')  8.  534:  „Die  Begel  ist...,  dass  der  Kaufmann  weder  von  auastehendeo  For- 
derunffen  noch  von  seinen  eigenen  Verbindlichkeiten  Zwischenzinsen  in  Abzug  bringt'* 
Auch  Behrend  29S  dürfte  der  Meinung  sein,  indem  er  nur  bemerkt:  „Bei  aussteheDden 
Forderungen  ist  der  im  Laufe  der  Beitreibung  zu  erwartende  Ausfall  —  alao  ergänzen 
wir:  kein  Zwischenzins  —  in  Anschlag  zu  bringen/'  Dann  schreibt  JRef'sch  I  38: 
„Sichere  Forderungen  sind  mit  ihrem  gangen  Betrage,  zweifelhafte  nach  ihieai  wahr- 
Rciieinlichen  Werte  anzusetzen.'*  Da  er  das  Diskontkonto  nur  als  ein  Konto  zur  Ver- 
rechnung des  Diskontos  auf  Wechsel  nennt  ^I  124),  ist  anzunehmen,  dass  er  es  aL< 
selbstverständlich  ansieht,  dass  auch  unverzinsliche  befristete  Forderungen  der  Regel 
nach  nicht  unter  Diskontabzug  verbucht  werden. 

*)  Beigel  I  S.  68  Anm.  2 :  „Die  Berechnung  von  Zwischenzinsen  für  (Fordemngs-^ 
Beträge,  die  am  Bilanztage  noch  nicht  fällig  sind,  dürfte  doch  wohl  nur  beim  Konto- 
korrent-Ztn^verkehr  nötig  und  durchffihrbar  sein.''  Allein  serade  dem  Wesen  de^ 
Kontokorrentverkehrs  widerspricht  eine  solche  Diskontierung,  denn  wenn  irgend  eine 
Geschäftsverbindung,  beruht  diese  auf  dem  Gedanken  sich  ausbleichender  Leistungen. 
Er  setzt  voraus,  dass  aus  der  Verbindung  yJbeiderseiU^^  Anspräche  und  Leistungen  ent- 
springen (H.G.B  §  355;  Lehnuinn  zu  355,). 

•)  §  40.. 
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verzinslichen  Forderungen,  wenn  sie  befristet  sind^  der  Diskonto  abzuziehen^). 
In  der  praktischen  Anwendung  vermag  die  herrschende  Lehre  ihre  Theorie 
aber  nicht    einmal   bezüglich    der  unverzinslichen   Forderungen   durchzuführen. 

1.  So  bemerkt  Simon  8.  422:  „Wird  die  Vergütung  für  die  Kapitals- 
nutzung lediglich^)  in  der  Form  besonders  versprochener  und  zu  vergütender 
Zinsen  gewährt,  so  ergibt  sich  der  Wert  der  Forderung  aus  der  Zusammen- 
zählung des  Kapitals  und  der  bis  zum  Bilanztage  aufgelaufenen  Zinsen.*' 

a)  Was  er  damit  sagen  will,  ist  dieses.  Bei  einer  zu  4  Prozent  verzins- 
zin^lichen  Forderung  im  Betrage  von  1000  wird  erstens  die  Hauptforderung 
mit  1000  angesetzt;  zweitens  der  Wert  der  Zinsen  bis  zum  Bilanztag,  der  bis 
dahin  zwar  noch  nicht  fälligen,  aber  verdienten  Zinsen:  d.  h.  also,  wenn  die 
Zinstermine  I.Oktober  und  I.April  sind  und  der  Bilanztag  der  81.  Dezember, 
10  Mk.  Beide  Posten  „Darlehen  1000",  „verdiente  Darlehenszinsen  10" 
können  zu  einem  zusammengezogen  werden:  „Darlehensforderung  nebst  ver- 
dientem Zins  vom  1.  Oktober  bis  31.  Dezember  1010".  Das  ist  aber  nicht 
der  Wert  der  Forderung,  sondern  zweier  Forderungen,  der  Hauptforderung  und 
der  Zinsforderung,  ebenso  wie  der  Posten  „verkaufte,  aber  noch  nicht  abge- 
sandte Waren",  was  Simon  selbst  dargelegt  hat,  wenn  der  Verkauf  zu  höherem 
als  dem  Herstellungspreise  geschieht^  aus  zwei  Wertgegenständen  besteht: 
Eigentum  an  Waren  und  Kaufpreisforderung  ^). 

b)  Simon  sagt  nun:  „bis  zum  Bilanztag  aufgelaufene  Zinsen."  Damit 
meint  er  aber  doch  den  Zinsfälligkeitswert,  ob  schon  fällig  oder  nicht;  also 
10  Mk.  Von  seinem  Prinzip  aus  müsste  von  10  Mk.  der  Zwischenzins  bis 
1.  April  abgehen,  daher  etwa  nur  1009,90  Mk. 

2.  Oder  Bauer  *)  S.  40 :  „Bei  betagten  Forderungen  werden  die  Zwischen- 
zinsen (vom  Tage  der  Inventuraufnahme  bis  zu  deren  Fälligkeit)  abgezogen". 
Trotzdem  aber  S.  39:  „Eine  auf  5  Jahre  bezahlte  Feuerversicherungsprämie  von 
1000  Mk.  kann  für  die  noch  nicht  eingelaufene  Versicherungszeit  von  3  Jahren 
mit  600  Mk.  ak  Aktivum  geschätzt  werden.  Bei  vorweg  geleistetem  Mietzins, 
Pachtzins,  Kapitalzins  u.  s.  w.  trifft  das  gleiche  zu".  Also  600  Mk.,  kein 
Abzug  des  Diskonts,  und  doch  handelt  es  sich  bei  allen  diesen  Vorauszahlungen 
um  Buchung  von  „Schulden  der  Debitoren",  um  Debitorenposten,  um  Forde- 
rungen. 

E.  Wie  gelangt  die  herrschende  Lehre  zu  ilirer,  der  Buchhaltungspraxis 
widersprechenden  Anschauung  ? 

1.  Der  Hauptgrund  ist  die  Tatsache,  dass  Wechselforderungefi  nicht  mit 
ihrem  Fälligkeits-,  sondern  nur  mit  ihrem  diskotUierteti  Werte  zum  Ansatz  ge- 
langen. „Was  vorstehend  von  Wechseln  gesagt  ist,  schreibt  Simon  S.  424, 
gilt  auch  für  aüe  anderen  Arten  von  Forderungen."  Wir  werden  in  §  177 
sehen,  dass  die  Wechselbe wertung  auf  Sonderrecht  beruht,  also  nicht  verallge- 
meinert werden  kann. 

2.  a)  Dazu  kommt  der  Wortlaut  des  Gesetzes,  H.G.B.  §  40  bestimmt: 
„Sämtliche  Vermögensgegenstände  sind  nach  dem  Werte  anzusetzen,  der  ihnen 
in  dem  Zeitpunkte  beizulegen  ist,  für  welchen  die  Aufstellung  der  B.  statt- 
findet"*). Wie  vermag  bei  am  Bilanztag  noch  nicht  fälligen  (z.  B.  gestundeten) 
Forderungen  ihr  zukünftiger  Fälligkeits  wert  der  Wert  zu  sein,  welcher  ihnen 
am  Bilanztage  beizulegen  ist? 

»)  Dagegen  auBdrücklich,  wie  S.  752  Anm.  1  hervorgehoben,  nur  Lehmann  40,. 

*)  Gegensatz:  auch  in  Kapitalabzug. 

*)  Oben  §  90. 

«)  Inventar  40  und  39. 

')  8.  oben  unter  II. 
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b)  Allein  „nach  den  Grundsätzen  ordnungsmassiger  Buchführung^  ist 
gemäss  H.6.B.  §  38  die  B.  aufzustellen.  Ordnungsmässiger  Buchhaltungsgrund- 
satz  ist  es,  dass  auch  unverzinsliche  betagte  Forderungen  aus  zugleich  berech- 
tigenden und  belastenden  Geschäftsvorfällen  zu  ihrem  Fälligkeitswerte  Vortrag 
finden.  Bei  den  A.en  und  verwandten  Unternehmungen  wird  durchweg  $o 
verfahren.  „Die  Regel  wird,  sagen  Petersen  und  Pechmatm  in  ihr^n  Aktien- 
gesetzkommentar^  soweit  die  durch  ausgedehnte  Umfragen  erweiterte  Kenntnis 
der  Verfasser  reicht,  von  den  A.en  durchw^  beobachtet  Einen  solchen 
Grundsatz  kann  die  Gresetzgebung  nicht  stillschweigend  beseitigen.  Dann  hätte 
sie  schreiben  müssen:  „Unverzinsliche  betagte  Forderungen  sind  nach  ihren 
auf  den  Bilanztag  diskontierten  Fälligkeitswerte  anzusetzen.*'  Indem  sie  e^ 
nicht  tat,  sind  alle  auf  Buchhaltung  bezüglichen  Bestimmungen  des  H.G.R, 
soweit  sich  aus  ihnen  nicht  unmittelbar  das  Gegenteil  ergibt,  so  auszulegen, 
dass  sie  in  Einklang  verharren  mit  dem  in  §  38  vorangestellten  Prinzip: 
„Ersichtlichmachung  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung.^' 
Dies  ist  bei  allen  weiteren  buchführungsrechtlichen  Vorschriften  des  H.G.R 
und  der  daran  anknüpfenden  Gesetze  zu  ergänzen,  also  auch  bei  §  40,  so  dass 
dieser  lautet:  Sämtliche  Vermögensgegenstände  sind  nach  dem  Werte  anzusetzen, 
der  ihnen,  soweit  nicht  ausdrücklich  gegenteiliges  bestimmt,  nach  Massgabe 
der  Grundsätze  ordnungsmässiger  Buchführung  am  Bilanztage  beizulegen  ist. 

V.  Allgemein  wichtig  für  die  Frage  der  Fordemngsbewertung  ist  nodi 
der  Unterschied  zwischen  unbedeckten  und  (durch  Bürgschaft  oder  l^and)^} 
bedeckten  Forderungen. 

A.  1.  Da  Verstärkung  der  Forderungserfüllung  durch  Pfand  stattfindet, 
wenn  das  blosse  Vertrauen  in  Zahlungswille  und  Zahlmigsfähigkeit  des  Schuldners 
und  seiner  Bürgen  und  anderer  persönlicher  Garanten  für  die  Gewissheit  der 
Forderungserfüllung  nicht  die  genügende  Sicherheit  bietet^  tritt  bei  pfandbe- 
deckten Forderungen  die  Besonderheit  ein,  dass  der  Wert  der  Forderung  sich 
mit  nach  dem  Werte  eines  anderen  Vermögensgegenstandes  bestimmt.  Ja  es 
gibt  Fälle,  in  welchen  der  Wert  der  Forderung,  die  „Sicheriieit"  derselben 
geradezu  ausschliesslich  von  dem  Werte  des  Pfandes  abhängt  Man  denke 
an  Grund-  und  Bentenschuld  und  Hypothek.  Zumeist  übernimmt  d^  Erwo-ber 
eines  mit  einer  Hypothek  belasteten  Grundstücks  durch  Vertrag  mit  dem  Ver- 
äusserer auch  die  Schuld  des  letzteren,  für  welche  jene  Hypothek  an  dem 
Grundstücke  besteht  Hier  wird  der  bisheriger  Schuldner  von  der  persönlichen 
Schuld  völlig  befreit,  wenn  der  Gläubiger  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten, 
seit  der  Veräusserer  ihm  den  Schuldübernahmevertrag  mitteilte,  der  Schuldüber- 
nahme nicht  widersprach  ').  Die  persönlichen  Qualitäten  des  bisherigen  Schuldnei^ 
scheiden  damit  für  Beurteilung  des  Wertes  der  Forderung  völlig  aus.  Dasselbe 
Verhältnis  kehrt  der  Regel  nach  bei  jedem  weiteren  Eigentumswechsel  am 
Pfandgrundstück  wieder.  Der  Wert  der  Fonlerung,  die  wirtschaftliche  Sichei^ 
heit  derselben  ist  infolge<lessen  allein  durch  den  Wert  des  Unterpfandes  bedingt 
Der  Wert  der  Forderung  ist  mit  der  Bewertung  des  Unterpfandes  bestimmt 
Besteht  das  Unterpfand  nicht  selbst  in  Forderungen,  so  besteht  demg^niss, 
praktisch  betrachte^  die  Forderungsbewertung  in  Sachbewertung,  in  Bew^tung 
von  unbeweglichen  und  bewegh'chen  Gregenständen  (Wertpapieren). 

2.  a)  Die  Tatsache,  dass  in  diesen  Fallen  das  für  die  Bestimmung  des 
Forderungswertes  ausschlaggebende  wirtschaftliche  Moment  durch  den  Wert  de« 


^)  BuDdesrateverordnung  vom  15.  Januar  1877  hinsichtlich  des  Inhalts  der  Jahres- 
bilanzen der  Notenbanken  über  die  Arten  der  Deckung;  s.  oben  §  73  II  G  2  b  /?. 
»)  B.G.B.  416. 
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Unterpfandes  dargestellt  wird,  kommt  treffend  in  der  in  Verkehr  und  Ver- 
waltungsgesetzgebung üblichen  Bezeichnung  der  einschlägigen  Rechtsgeschäfte 
zum  Ausdruck.  Derselbe  zeigt  nicht  nur  an,  dass  Forderungen,  Darlehens- 
forderungen, begründet  werden,  sondern  auch,  dass  die  Basis  ihres  wirtschaft- 
lichen Wertes  ausschliesslich  und  allein  das  hierfür  bestellte  Pfand  bildet 

b)  Um  Beispiele  anzuführen,  so  spricht  das  deutsche  Hypothekenbank- 
gesetz  von  „hypothekarischer  Beleüiung  von  Grundstücken^^ '%  „Beleihung  von 
Hypotheken^^^)  und  Beleihung  von  Wertpapieren^^ %  das  deutsche  Pr.V.G.  von 
„Belcihung  von  Bauplätzen,  Neubauten,  landwirtschaftlichen  Grundstücken'^  und 
von  „Policenbeleihung***).  Die  Formulare*^),  welche  das  Aufsichtsamt  für  Privat- 
versicherung für  die  einzelnen  Bestände  des  Prämienreservefondsregisters  auf- 
gestellt hat,  gehen  sogar  soweit,  dass  sie^  obwohl  die  Unterpfander  im  Sinne  des 
G.  nicht  zu  den  Beständen  des  Prämienreservefonds  gehören,  die  Nachweisungen 
über  die  Bestände  an  pfandbedeckten  Forderungen  nicht  als  Nachweisung  über 
Forderungen,  sondern  über  verpfändete  Gegenstände  bezeichnen.  So  trägt  ein 
Formular  den  Namen  „Nachweisung  der  zu  Gunsten  des  Prämienreservefonds 
verpföndeten  Hypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden",  ein  anderes  die  Be- 
zeichnung „Nachweisung  der  dem  Prämienreservefonds  verpfändeten  Wert- 
papiere" und  erst  in  den  Formularen  findet  sich  eine  Rubrik:  „Anrechnungs- 
wert"  (zu  ergänzen:  des  Unterpfandes)  d.  i.  Wert  der  Forderung, 

B.  Angesichts  der  vorstehend  geschilderten  Abhängigkeit  des  Forde- 
rungswertes vom  Werte  des  Unterpfandes  wird  die  Frage  von  Bedeutung, 
welcher  Wert  des  Unterpfandes  ist  der  Bewertung  der  unrtschafllich  darauf 
ruhenden  Fordenmg  zu  Chiind  zu  legen? 

1.  Gemäss  H.GJB.  §  40  ist  jeder  Vermögensgegenstand  nach  seinem 
Gegenwartswert  zu  bewerten.  Wäre  daher  der  verpfändete  Gegenstand  als 
solcher  in  die  B.  einzustellen,  so  müsste  er  zu  seinem  Gegenwartswert  ange- 
setzt werden.  Allein  folgt  daraus,  dass  dieser  Wert  auch  zu  Grunde  zu  legen 
ist,  wenn  der  Bilanzwert  der  darauf  ruhenden  Forderung  bezw.,  was  der  Aus- 
gangspunkt des  letzteren  ist,  der  Beleihungswert  („Anrechnungswert")  des 
Pfandgegenstandes  festgestellt  werden  soll?  Besteht  eine  allgemeine  gesetZ" 
Hche  Verpflichtung,  den  Beleihungswert  eines  Pfandobjektes  nur  nach  Prozenten 
des  Äfcm^wertes  desselben  zu  bemessen?  Darf  demselben  kein  höherer  Wert 
des  Pfandgegenstandes  zu  Grunde  gelegt  werden? 

2.  Das  letztere  ist  zu  verneinen. 

a)  Nach  H.G.B.  §  40  ist  jeder  Vermögensgegenstand,  demgemäss  auch 
die  Forderung  zu  ihrem  Gegenwartswert  anzusetzen.  Als  solcher  gilt,  wie  wir 
in  §  23  darlegten,  der  Wert,  welchen  die  Forderung  für  jeden  verständigen 
Besitzer  des  Geschäftes  hat.  Ein  solcher  wird  aber  einer  durch  Pfand  gedeckten 
Forderung  nur  einen  atlSScMiesslich  nach  dem  Wert  des  Pfandes  bemessenen 
Wert,  d.  h.  von  der  Berücksichtigung  der  persönlichen  Leistungsfähigkeit  des 
Schuldners  unabhängigen  Normalwert  beilegen,  weil  er  beachtet,  dass  im  Laufe  der 
Zeit  gerade  bei  pfandbedeckter  Forderung  sehr  leicht  an  Stelle  des  einen  ein  anderer 
personlicher  Schuldner  treten  kann,  indem  der  Wechsel  des  Eigentums  am  Pfand 
zumeist  auch  einen  Wechsel  in  der  Person  des  persönlichen  Schuldners  im  Ge- 
folge hat     Ja   der  vorsichtige    Darlehensgeber    wird,    wenn    er    Darlehen    nur 

>)  §  1  Abs.  1  u.  2,  §§  11,  12,  13,  15  u.  s.  w. 

«)  §  5  Abs.  2  Ziff.  l. 

•)  §  5  Abs.  2. 

*)  §  60  und  §  59  Abs.  1  Ziff.  3. 

»)  Vcröffentüchungen,  Jahrg.  II  S.  1  ff.    Vgl.  unten  S.  778,. 
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gegen  Pfand  gewährt,  sogar  bei  seiner  Darlebensgewährung  unter  dem  Werte 
des  Pfandes  bleiben,  indem  er  die  Möglichkeit  von  Schwankungen,  welche  im 
Laufe  der  Zeit  im  Werte  der  Pfandunterlage  einzutreten  vermögen,  bei 
Bemessung  der  wirtschaftlich  zulassigen  Forderungshöhe  nicht  ausser  Beach- 
tung lässt 

b)  Ist  aber  in  dieser  Weise  der  Wert  der  Forderung  vom  Werte  des 
Pfandgegenstandes  abhangig,  so  erhellt,  dass,  wenn  der  Gegenwartswert  der 
Forderung  bestimmt  werden  soll,  demselben  auch  der  Gregenwartswert  des 
Pfandes  zu  Grunde  gelegt  werden  muss.  Aus  der  Natur  des  ¥nrt8chaftlichen 
Verhältnisses,  das  zwischen  Forderung  und  Pfand  obwaltet,  d.  h.  aus  der  wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit  des  Forderungswertes  ausschliesslich  vom  Pfandwerto 
und  aus  dem  Umstände,  dass  die  Forderung  bei  vorsichtiger  Bewertung  nur 
auf  einen  Teil  des  Wertes  der  Pfandunterlage  bemessen  werden  darf,  folgt  die 
rechtliche  Pflicht  des  Kaufmanns,  auch  da,  wo  ein  Vermögensgegenstand  nur 
als  Pfandobjekt  zu  bewerten  ist,  demselben  keinen  anderen,  als  seinen  G^en- 
wartswert  beizulegen.  M.  a.  W.:  Der  Beldhungswert  eines  Vermögensgi^en- 
standes  muss  nach  dessen  Gegenwartsvrert  Bemessung  finden.  Es  darf  kehi 
günstigerer  zukünftiger,  kein  Hoffnungswert  (SpekuUüionswert)  zur  Grundlage 
der  Feststellung  des  Beleihungswertes  gemacht  werden. 

c)  Dies  Ergebnis  ist  von  hoher  Bedeutung,  insbesondere  für  die  Grund- 
stücksbdeihung.  Nur  vorhandenCj  nicht  zukünftige  Werteigenschaften  des  Grund- 
stückes dürfen  in  Berücksichtigung  gezogen  werden*).  Steht  die  Gewährung 
von  Darlehen  auf  landwirtschaftliche  Grundstücke  in  Frage,  so  darf  nicht  in 
Berücksichtigung  gezogen  werden,  dass  sie  später  einmal  infolge  Stadtausdehnung 
zu  stadtischen  werden  können.  Handelt  es  sich  um  die  Bewertung  von  Bau- 
grundstücken in  Stadtgegenden^  in  welchen  die  Strassennetze  noch  nicht  ge- 
zogen, noch  keine  Kanalisationen^  Wasser-  und  Gasleitungen  und  ähnliche  Ein- 
richtungen erfolgt  sind  (sog.  rohe  Bauterrains),  so  darf  bei  Bemessung  ihrer 
Beleihungstaxe  nicht  derjenige  Wert  den  Ausgangspunkt  bilden,  den  sie  nach 
der  Schätzung  eines  umsichtig  gearbeiteten  Parzellierungsplanes  erreichen  irerden. 
wenn  alle  diese  Vornahmen  getroffen,  sie  zu  eingerichteten  (baureifen)  Bau- 
terrains umgestaltet  sind ').  Unzulässig  ist  es,  bei  zwar  emgerichteten,  aber  noch 
nicht  bebauten  Bauterrains  bezw.  bei  noch  fertig  gestellten  Neubauten  die  Be- 
leihungstaxe  nach  dem  Werte  festzustellen,  den  mutmasslich  die  Terrains  nach 
ihrer  Bebauung,  bezw.  die  Neubauten  nach  ihrer  Fertigstellung  besitzen  werden, 
wenn  die  Bebauung  in  der  Weise  erfolgt,  wie  der  Schätzende  annimmt,  bezw. 
die  Zuendeführung  der  Neubauten  in  der  Weise,  wie  sie  der  Bauplan  voraus 
setzt.  Fertiggestellte  Bauten  dürfen  nicht  nach  dem  Werte  bewertet  werden, 
den  sie  erreichen,  wenn  die  Strasse,  in  der  sie  stehen,  voll  bebaut  und  infolgr 
zunehmender  Stadtausdehnung  mehr  in  das  Verkehrszentrum  gerückt  sein  wiid. 
Nicht  Stalthaft  ist  es,  bei  Bemessung  der  Beleihungsgrenze  die  Wertsteigerung 
mit  einzurechnen,  welche  das  Grebäude  bei  Durchführung  gepUmier  Strassen- 
durchbrüche  voraussichtlich  erreichen  wird  u.  s.  w.'). 


^)  Somit  nicht  die  künftige  Ausnutzungsfahigkeit  oder  Wertsteigenmseo,  welche 
infolge  in  Aussicht  stehender  Schaffung  einer  Schloes-  oder  DomfreiheTt  wahrsdieüilidi 
eintreten  wird.  —  Vgl.  femer  1.  Morgenblatt  der  Fran^f.  Ztg,  vom  29.  Juli  1903  Nr.  2»*S. 

')  A.  M.  Meyer,  Pfandbriefe  der  Hypothekenbanken  32. 

')  Mit  Recht  hat  Hecht  als  Sachverständiger  im  Pommernbankprozess  27.  Mai 
1903  hervorgehoben,  wie  es  unzulässig  sei,  bei  Bemessung  der  Gegen wartstaxe  nackter 
Terrains  der  Annahme  Einfluss  zu  gewähren,  dass  das  ganze  Terrain  oder  Teile  hier- 
von auf  10  Jahre  zu  einem  namhaft  gemachten  Preis  zukünftig  verpachtet  werden  od» 
auf  dem  Terrain  eine  elektrische  Zentralstation  künftig  zur  Errichtung  gelangt  (vri- 
Frankf.  Zeitung  vom  29.  Mai  1903  Nr.  148  Abendblatt). 
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d)  Femer  folgt  aber  aus  dem  aufgestellten  Priuzip:  nur  der  Gegenwarts- 
wert darf  der  Feststellung  der  Beleihungstaxe  zu  Grunde  gelegt  werden,  welchen 
der  zu  beleihende  G^enstand  für  jeden  Besitzer  zu  haben  vermag  *).  Nicht 
soll  damit  gesagt  sein:  von  den  vorhandenen  Eigenschaften  des  Gregenstandes 
dürften  nur  die  voraussichtlich  dattemd  vorhandenen  in  Berücksichtigung  ge- 
zogen werden.  „Für  jeden  Besitzer**  heisst  nicht  für  jeden  zukünftigen  Be- 
sitzer, sondern  gemeint  ist  damit  jeder  andere  Besitzer  in  der  Gegenwart,  als 
gerade  der,  welcher  augenblicklich  den  Gegenstand  inne  hat^),  jeder  gegen- 
wärtige Besitzer,  jeder  andere  Besitzer  bei  im  wesentlichen  zeitlich  unveränderter  Sach- 
lage. Um  Missverstandnissen  vorzubeugen,  sei  hier  noch  ausdrücklich  betont, 
dass,  wenn  in  §  23  VII  die  Bestimmung  von  Hypothekenbankgesetz  §  12 1 
und  Pr.V.G.  §  60  Abs.  4  angezogen  wurde,  wonach  bei  Feststellung  des 
der  Immobilienbeleihung  zu  Grunde  zu  legenden  Grundstückswertes  niu*  die 
dauernden  Eigenschaften  des  Grundstückes  und  der  Ertrag  berücksichtigt 
werden  dürfen,  welchen  das  Grundstück  bei  ordnungsmässiger  Wirtschaft  jedem 
Besitzer  nachhaltig  gewähren  kann,  dabei  nicht  die  Absicht  obgewaltet  hat,  zu 
behaupten,  dass  es  bei  Ermittlung  des  Gegenwartswertes  nur  erlaubt  sei,  solche 
Eigenschaften  mit  in  Berechnung  zu  ziehen,  welche  dem  Grundstück  voraus- 
sichtlich auch  noch  bei  jedem  zukünftigen  Besitzer  beiwohnen,  sondern  es  wollte 
damit  nur  die  für  Feststellung  des  Gegenwertswertes  notwendige  Betonung  des 
jjedem  Besitzer**  durch  ein  gesetzliches  Beispiel  belegt  werden.  „Dauernd'*  ist 
an  jener  Stelle  aus  Übersehen  kursiv  gedruckt.  Von  dem  Hypothekenbank- 
rechte, den  obligatorischen  Beleihungsgrenzen  einzelner  Spezialrechte  handeln 
wir  in  §  178. 

C.  Die  nächste  allgemeine  Frage  ist  die:  welcher  Gegenwartswert  des 
Pfandgegenstandes  ist  der  Fordemngsbewertung  als  Basis  zu  geben?  Der  Ge- 
brauchs-, der  Ertrags-*)*)  oder  der  Veräusserungs-  (Markt-,  Handels-,  Ver- 
kehrs-) Wert  ?«)  •) 


')  Somit  sind  nicht  die  Monopolpreise  massgebend,  welche  eine  Terraingesellschaft 
dadurch  zu  erzielen  vermag,  dass  sie  alle  Baugrundstücke  derselben  Lage  besitzt,  so- 
fern der  Preis  ein  niedrigerer  wäre,  wenn  der  Besitz  in  mehreren  Händen  parzelliert 
sein  würde. 

«)  Vgl.  §  23. 

')  Bei  kmdwirtschaftlichen  Grundstücken  kommt  als  Ertragswert  an  sich  nur  der 
wirkliche  Ertragswert  in  Betracht  Zum  Teil  wird  aber  der  Vereinfachung  halber  als 
fioldber  angesehen  der  Grundsteuerreinertragswert  oder  gar  der  Grundsteueraapitalswert 
(s.  Hermes,  Art.  „Landschaften^^  im  Handwörterbuch  der  ßtaatswissenschaften,  2.  Aufl. 
Bd.  5  S.  459  und  weiter  Frank/.  Ztg.  1903  Nr.  223  u.  224). 

*)  Bei  Gebäuden  kommt  auch  der  Brandversicheruneswert  in  Frage. 

»)  8.  audi   Warschauer,  Physiologie  der  deutschen  Banken  1903  S.  71. 

•)  Vgl.  die  Verschiedenartigkeit  der  Wertbestimmung  in  den  deutschen  Aus- 
führungsgesetzen zum  B.G.B.  §  1807  Ab.  2.  Hiernach  „können  die  Landessesetze  für 
die  innerhalb  ihres  Geltungsbereichs  belegenen  Grundstücke  die  Grundsätze  bestimmen, 
nach  denen  die  (Mündel-) Sicherheit  einer  Hypothek,  einer  Grundschuld  oder  einer 
Bentenschuld  festzustellen  ist."  Ein  Teil  der  Ausführungsgesetze  beschränkt  sich  aller- 
dings auf  die  Bemerkung,  die  Hypothek  u.  s.  w.  sei  als  für  die  Anlegung  von  Mündel- 
geld sicher  zu  erachten,  wenn  sie  innerhalb  „der  ersten  Hälfte  <ies  Wertes  des  Grund- 
stücks zu  stehen  kommt**  (Baden  35;  Bayern  92;  Elsass-Lothringen  142;  Hessen  124; 
RensB  j.  L.  115;  Sachsen-Meiningen  28;  Württemberg  68),  überlässt  es  also  der  Aus- 
legung bezw.  dem  Verordnungswege,  welcher  „Wert**  zur  Bemessungsgrundlage  zu 
nämen  sei.  Im  Zweifel  ist  es  nach  dem  Pfandzweck  der  Verkehrswert  (so  auch, 
württ.  Ministerialverfügung  vom  21.  Oktober  1899  §  36  [Amtsblatt  381];  Niedner, 
wOrtt.  Ausführungsgesetze  z.  B.G.B.  I.  Ergänzungsbd.  18).  —  Sonst  aber  lassen  die 
Ausführungsgesetze  mehr  oder  weniger  daneben  oder  allein  massgebend  sein  den 
Steuerreinertrag  (Preussen  73;  Schaumburg -Lippe  45-,  Hamburg  74-,  Bremen  56; 
Waldeck  35);  dazu  auch  wohl  (bei  Gebäuden)  den  Versicherungs-  d.h.  Baukosten  wert 
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1.  Mangels  besonderer  Bestimmung  entscheidet  hierüber  der  Zweck,  dem 
der  Pfandgegenstand  dient.  Derselbe  ist»  die  Erfüllung  der  Forderung  sicher- 
zustellen, also  die  Zurückzahlung  des  Darlehens  zu  garantieren.  Hieraus  folgt: 
das  Pfand  hat  g^ebenenfalls  die  Mittel  zur  Befriedigung  des  Gläubigers  zu 
bieten.  Daher  wird  es  unter  dem  Gesichtspunkt  sein^  Verausseningsfähigkeit 
gegeben.  Demgemäss  kommt  als  Wert  des  Pfandes  allein  sein  Verkaufswert 
in  Betracht     Massgebend  ist  sein  gegenwärtiger  Verkaufswert  ^). 

2.  Allein  damit  sind  noch  nicht  alle  Schwierigkeiten  überwunden. 

a)  Es  können  aus  dem  wirtschaftlichen  Verkehr  umniüelbQre  Anhalts- 
punkte für  Bestimmung  des  Verkaufswertes  fehlen.  Grundstücke  gleicher  Art 
gibt  es  nicht  oder  die  Grundstücke  derselben  Grattung  haben  noch  keinen 
Verkaufspreis  oder  augenblicklich  keinen  Verkaufspreis  mehr  im  betreffenden 
Wirtschaftsgebiet;  sie  sind  unverkäuflich.  Es  fehlt  die  Möglichkeit»  einen 
Durchschnittsverkaufspreis  unmittelbar  zu  ermitteln. 

b)  Dann  muss  indirekte  Ermittlung  stattfinden. 

a)  Bei  bebauten  Grundstücken  fällt  dies  insofern  nicht  schw^,  als  hier 
regelmässig  drei  Anhaltspunkte  gegeben  sind:  a)  eigener  Ertragswert  oder  Er- 
tragswert von  Grundstücken  gleicher  Art  und  b)  wenn  dies  nicht  der  Fall'), 
Erwerbspreis  des  Grund-  und  Bodens  und  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-, 
bezw.  Versicherungswert  des  Bauwerkes.  Dass  der  Ertragswert  in  erst»  Linie 
zu  beachten,  folgt  aus  der  wirtschaftlichen  Erwägung,  dass  sich  der  Verkauf 
wert  in  erster  Reihe  hiernach,  nicht  nach  dem  Herstellungs-  und  Brandver- 
sicherungswert bestimmt  Gemeint  ist  der  Beinertrag,  also  insbesondere  der 
auch  nach  Abzug  von  Steuern  und  Wertmindenmgsprozenten  verbleibende 
Ertrag.  Aus  ihm  wird  der  Kapitalwert  unter  Zugrundelegung  des  landesüb- 
lichen Zinsfusses  durch  Multiplikation  mit  25  (bei  4  Prozent  landesüblichem 
Zins),  28,57  (3^2  P^zent)  oder  33,  33  (8  Prozent)  beiechnet 

ß)  Anders  bei  unbebauten,  keinen  Ertrag  abwerfenden  Grundstücken,  für 
welche  sich  auch  kein  g^^nwärtiger  Durchschnittsertrag  feststellen  lässt  Durch- 
aus unzulässig,  d.  h.  nach  H.GJ3.  §  40  rechtlich  verboten  ist  es,  hier  emen 
Oegemvartsertragßmert  durch  Bückschlüsse  aus  dem  abgeschätzten  ZuAtin/lswerte, 
d.  h.  nach  dem  Werte  zu  bemessen,  den  das  Grundstück  voraussichtlich  nach 
Bebauung  haben  wird  (indirekte  Ertragsermittlung  aus  Zukunftswerten).  Denn 
es  würde  das  Grundstück  hierbei  nach  Eigenschaften  bewertet,  die  es  gegen- 
wärtig noch  nicht  besitzt,  und  dies  untersagt,  wie  wir  mittelst  Schlussfolgerung 
feststellten,  H.G£.  §  40  indirekt  auch  für  Ermittlung  des  Beleihungswertes. 
Unstatthaft  ist  es  also,  auf  Grund  eines  Parzellierungsplanes  und  einer  Skizze 
der  auf  dem  Grundkomplex  zu  errichtenden  Grebäude  den  Ertragswert  zu  be- 
rechnen, den  das  Terrain  besässe,  wenn  es  bebaut  wäre,  und  hiervon  die  &- 
richtungskosten  der  Gebäude  (den  Bauwert)  abzuziehen  und  den  verbleibenden 
Rest  für  den  Gegenwartswert  (Bodenwert)  des  unbebauten  Grundstückes  zu  er- 
klären').    Als  einziger  Anhaltspunkt  bleibt  hier  der  Erwerbspreis,    ohne  dass 

(Lippe  41;  Medklenburg  229;  Streiitz  227;  Oldenbura  22;  Weimar  211).  —  Etnen 
kurzen,  guten  Überbh'ck  über  den  Grundstückswert,  welchen  die  verBchiedenen  preoas. 
^ormaiivbtsiimmungen  (6.  Juli  1863,  22.  August  1867,  27.  Juni  1893)  für  Hynot&eken- 
banken  seit  1863  der  fieleihung  zu  Grund  gel^  wissen  wollten,  gibt  mit  EritiBchai 
Bemerkungen  M.  Meyer ,  Die  Ffandbriefe  der  Hypothekenbanken  2.  Aufl.  1901  S.  7tf. 
^)  S)  auch  Strang  u.  Gerhard,  Preuss.  Ausfubrungsgesetz  z.  B.G.B.  1900  S.  37a 
')  Z.  B.  wenn  die  fertigen  Gebäude  (Läden)  in  neuen  Strassen  noch  nicht  ver- 
mietet und  Mietpreise  der  angrenzenden  alten  Strassen  nicht  passend  sind  {Framkf 
Ztg.  vom  29.  Jiüi  1903,  1.  Morgenblatt). 

')  Persifliert  wurde  diese  Taxationsweise  mit  folgendem  Beispiel:  Jemand  erwirbt 
ein  Huhn  für  1  Mk.,  das  voraussichtlich  jeden  Tag  ein  £i  legen  wird.    Der  Besitzer 
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damit  gesagt  sein  wollte,  allein  der  Erwerbspreis  des  zu  beleihenden  Gruud- 
stückes,  sondern  der  Erwerbspreis,  den  jeder  verständige,  sorgfältige  Inhaber 
desselben  Geschäftes  zahlen  würde,  also  der  Durchschnittserwerbspreis. 

8.  a)  Der  hier^)  vertretenen  Anschauung,  dass  als  der  Wert,  nach 
welchem  die  Beleihungsmöglichkeit  eines  Gegenstandes  abzumessen  sei,  —  dem 
Zweck,  welchen  der  Gegenstand  bei  der  Beleihung  zu  erfüllen  habe^  ent- 
sprechend —  gesetzlich  im  Zweifel  der  Verkehrswert  des  Pfandobjektes  ange- 
sehen werden  müsse,  ist  von  Orusen  und  Müller  in  ihrer  Erläuterung  zu 
Art  73  des  preussischen  Ausführungsgesetzes  zum  B.G.B.^)  eine  andere  entgegen- 
{gesetzt  worden.  Nach  Crusen-MüUer  soll  im  Zweifel  der  Ertragswert  des 
Grundstücks  zum  Ausgangspunkt  der  Beleihungshöhebemessung  zu  nehmen  sein. 

b)  Da  Grusen  und  Müller  als  einen  ihrer  Gewährsmänner  von  dei'  GoUx, 
Artikel  landwirtschaftliche  Taxation  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
(2.AufL  Bd.  VII  8.  57  ff.),  nennen,  ist  zu  vermuten,  dass  sie  darauf  hinweisen 
wollen,  wie  für  den  Beleiher  eines  landwirtschaftlichen  Gutes  es  von  Bedeutung 
ist,  zu  wissen,  ob  das  zu  beleihende  Gut  seinen  Gegenwartswert  auch  für  die 
Zukunft  behalten  wird  und  wie  hierfür  in  erster  Linie  die  zukünftige  Ertrags- 
wahrscheinlichkeit massgibt  Allein  hieraus  folgt  nicht,  dass  es  der  Ertrags- 
und nicht  der  Verkaufswert  ist,  von  welchen  die  Feststellung  der  Beleihungs- 
höhe  auszugehen  hat 

Der  Ertragswert  eines  landwirtschaftlichen  Grundstücks  ist  der  normale 
Bemessungsmasstab,  wenn  das  Grundstück  für  die  Interessenten  nicht  als  Ver- 
äusserungs-,  sondern  als  Gebrauchsgegenstand  in  Betracht  kommt  Das  ist 
z.  B.  bei  Erbteilungen  der  Fall.  Vollkommen  zutreffend  hat  B.G.B.  §  2049 
angeordnet,  dass,  wenn  der  Erblasser  verfüge,  einer  der  Miterben  solle  das 
Becht  haben,  ein  zum  Nachlasse  gehörendes  Landgut  zu  übernehmen,  im  Zweifel 
anzunehmen  sei,  dass  das  Landgut  zu  dem  Ertragswert  angesetzt  werden  solle  ^). 
Hier  steht  eine  Veräusserung  gegen  Entgelt  nicht  in  Frage.  Das  Gut  soll 
weiter  als  Nutzungsobjekt  dienen.  Anders  dagegen,  wenn  das  Gut  unter  dem 
Gesichtspunkt  seiner  Fähigkeit,  eventuell  als  Befri^igungsobjekt  zu  dienen,  in 
Berücksichtigang  zu  ziehen  ist  Worauf  es  da  ankommt,  ist  nicht,  welchen 
Ertrag»-,  sondern  welchen  Verkaufswert  wird  das  Gut  in  der  Zukunft  haben: 
Darf  angenommen  werden,  dass  dasselbe  seinen  gegenwärtigen  Verkaufswert 
lange  2jeit,  auch  in  der  Zukunft  behält? 

4.  Hieraus  resultiert  aber  keineswegs,  dass,  wenn  der  zukünftige  Ver- 
äussoiingswert  der  Pfandsache  voraussichtlich  hinter  dem  gegenwärtigen  Ver- 
kauf swert  derselben  zurückbleiben  wird,  der  dem  Handelsbuchführungsrecht 
unterworfene  Darleiher  rechtlich  verpflichiet  ist,  seiner  Beleihungsmessung  diesen 
zukünftigen  Verkehrswert  zu  Grunde  zu  legen. 

Dem  Satze,  dass  der  Kaufmann  den  der  Beleihungsmessung  zu  Grunde 
zu  legenden  Wert  der  Sache  nicht  über  deren  Gegenwartswert  ansetzen  darfy 
geht  nicht  der  andere  parallel,  dass  es  auch  unstatthaft  sei,  jenen  Wert  niedriger 
als  den  Gegenwartswert  zu  bemessen.  Dem  Wesen  des  Pfandes  als  einer  Er- 
iuXbmfgMtchenmg  entspricht  möglichst  sicJier  gehende  Bewertung  und  ist  es 
daher  unangängig,  die  Analogieanwendung  von  H.G.B.  §  40  auch  dahin  auszu- 


wird  eomit  im  Jahre  den  Nährwert  eines  wohlerzogenen  Huhnes  von  365  Eiern  oder 

bei  Verkauf  jedes  Stucks  mit  5  Reinertrag  18,25  Mk.  gewinnen.     Dieser  Ertrag  stellt 

bei  einem  Zinsfuss  von  3  Proz.  kapitalisiert  einen  Ertragswert  von  600,90  Mk.dar.   Also 

wäre  das  Huhn  am  Anfang  des  Jahres  nicht  mit  1  Mk.,  sondern  mit  600,90  Mk.  anzusetzen, 

»)  Ebenso  Recht  (s.  Frankf.  Zeitung  vom  29.  Mai  1903  Nr.  148  Abendblatt), 

«)  Crusen  und  MtUUiy  Komm  z.  preos«.  Ausf.-G.  z.  B.G.B.  1901  8.  629. 

•)  V^  auch  B.G.B.  §§  1515  und  2312. 
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dehnen,  dass  dem  Darleiher  Unterbewertiing  der  zu  beleihenden  Gegenstände 
öffentlichrechtlich  verboten  sei.  Aber  andererseits  folgt  hieraus  nicht,  dass  der 
Darleiher  rechtlich  verpflichtet  ist,  den  niedrigeren  Verkaufswert  der  Zukunft 
zum  Ausgaf^gsp\^nkt  der  Beleihungshöhebemessung  zu  machen.  Er  darf  von 
dem  höheren  Verkaufswert  der  Gegenwart  ausgehen,  ist  aber  dann  rechtlich 
verpflichtet,  die  Beleihungsgrenze  unter  diesem  Werte  zu  halten.  Diese  Recht^- 
pflicht  folgt  aus  der  Natur  der  Sache,  aus  dem  Sicherungszweck,  dem  der  Gegen- 
stand dienen  soll.  Er  verlangt  vorsichtige  Bewertung.  Nicht  nur  zweckmässig, 
solid  und  sorgfältig,  sondern  in  Erfüllung  einer  Rechtspflicht  handelt  der  Be- 
leiher eines  Grundstücks,  wenn  er  nicht  über  dem  Verkaufswert  beleiht^  den 
das  Grundstück  voraussichtlich  auch  bei  mangelhafter  Bewirtschaftung,  wieder- 
holten Missernten,  andauernd  niedrigen  Preisen  der  Produkte,  Beeinträchtigung 
des  Ertrags  durch  Krieg  und  andere  Unglücksfälle  behält 

D.  Hypothekenbank-  und  Versicherungsgeselz.  Dass  all^  d&<, 
was  wir  vorstehend  aus  der  Natur  der  Sache  abgeleitet  haben,  dem  Wesen  des 
Beleihungsgedaukens  auch  wirklich  entspricht,  kann  durch  nichts  besser  bewiesen 
werden,  als  durch  die  Tatsache,  dass  diese  unsere  Ableitungen  der  Wirkung 
nach  mit  dem  übereinstimmen,  was  das  positive  Recht  hierüber  verordnet 

1.  a)  Wir  sagten:  Der  der  Beleihung  zu  Grunde  zu  legende  Wert  de?! 
Pfandgegenstandes  darf  dessen  gegenwärtigen  Verkaufswert  nicht  übersteigen. 
Übereinstimmend  lesen  wir  in  Hypothekenbankgesetz  §  12  Abs.  1  in  B^ug 
auf  die  als  Deckung  für  Hypothekenpfandbriefe  benutzbaren  Hypotheken  der 
Hypothekenbanken  und  damit  gleichlautend  in  Pr.V.G.  §  60  Abs.  4  hinsicht- 
lich der  Anlegung  des  Prämienreservefonds  der  Lebensversicherungsanstalten 
in  hypothekarischen  Belcihungen  von  Grundstücken:  „Der  bei  der  Beleihung 
angenommene  Wert  des  Grundstücks  darf  den  durch  sorgfältige  Ermittlung 
festgestellten   Verkaufsy^ett  nicht  übersteigen." 

h)  Der  Unterschied  zwischen  dieser  und  unserer  Auffassung  besteht 
lediglich  in  Folgendem.  Wir  behaupteten :  der  bei  der  Beleihung  anzunehmende 
Wert  ist  grundsätzlich  der  gegenwärtige  Verkaufswert.  Hier  heisst  es  lediglich: 
der  bei  der  Beleihung  anzunehmende  Wert  des  Grundstücks  darf  den  Verkauf*- 
wert  nicht  übersteigen.  Der  der  Beleihung  zu  Grunde  gelegte  Wert  darf  ako 
in  anderer  Weise,  als  durch  Feststellung  des  Verkaufswertes,  ermittelt  wollen, 
wenn  er  nur  den  durch  sorgfältige  Ermittlung  festgestellten  Verkaufswert 
nicht  übersteigt..  Dass  der  Gesetzgeber  wirtschaftlich  den  Schwerpunkt  auf 
sorgfältige  Ermittlung  des  Verkaufswertes  legt,  bezeugt  er  durch  die  gleich 
zu  erwähnenden  weiteren  Bestimmungen  hierüber. 

2.  Hypothekenbankgesetz  §  12  Abs.  1  und  Pr.V.G.  §  60  Abs.  4  fahren  fort : 
„Bei  der  Feststellung  dieses  Wertes  (d.  h.  des  Verkaufswertes)  sind  nur  die 
dauernden  Eigenschaften  des  Grundstücks  und  der  Ertrag  zu  berücksichtigen, 
welchen  das  Grundstück  bei  ordnungsmässiger  Wirtschaft  jedem  Besitzer  nößfe- 
haliig  gewähren  kann". 

a)  Hierin  liegen  scheinbar  Abweichungen  von  unseren  Ergebnissen.  1.  Wir 
sagten :  bei  der  Feststellung  des  Verkaufswertes  sind  alle  gegenwärtigen  Eigen- 
schaften, also  nicht  bloss  diejenigen  hiervon,  welche  den  Charakter  der  Dauer 
besitzen^  zu  bewerten.  Nach  jenen  Vorschriften  dürfen  bei  Feststellung  de?^ 
Verkaufswertes  nur  dauernde  Eigenschaften  des  Grundstücks  Berücksichtigun:; 
finden.  2.  Wir  gelangten  zu  dem  Ergebnis:  Bei  Feststellung  des  Verkauf?- 
wertes  braucht  die  Frage  der  Ertragsleistung  der  Zukunft  nicht  in  Erwägung  ge- 
zogen zu  werden.  Jenen  Bestimmungen  gemäss  ist  der  Ertrag  in  Berücksichtigung 
zu  ziehen,  den  das  Gnmdstück  bei  ordnungsmässiger  Wirtschaft  jedem  Besitzer 
nachhaltig,  d.  h.  also  jedem    zukünftigen  Besitzer  zu  gewähren  in  der  Lage  ist 
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b)  Der  scheinbare  Gegensatz  klärt  sich  dadurch  auf,  dass  es  der  wirt- 
schaftlichen Wirkung  nach  gleichgültig  ist,  ob  man  die  Berücksichtigung  zu- 
künftig möglicher  Wertsrückgange  bereits  bei  Feststellung  des  Verkaufswertes 
des  Grundstückes  oder  erst  bd  Feststellung  der  darauf  basierenden  Beleümngs- 
faxe  (Sicherheits-  oder  Kredittaxe  ^))  desselben  betätigt  Wir  legten  dar,  dass 
es  den  Prinzipien  des  BuchführungsrecÄte«  entspricht,  den  gegenwärtigen  Ver- 
kauf swert  festzustellen.  Dann  müssen  die  den  gegenwärtigen  Verkehrswert  vor- 
aussichtlich in  der  Zukunft  herabdrückenden  Momente  bei  Festsetzung  des  Be- 
leihungsprozentsatzes  Beachtung  finden.  Die  beiden  genannten  Gesetze  verlangen 
—  was  angesichts  der  gesetzlichen  Beleihungsgrenzen  grossere  Sicherheit  ver- 
bürgt —  bereits  bei  Feststellung  des  zum  Ausgangspunkt  der  Beleihungs- 
taxation  zu  nehmenden  Verkaufswertes  Berücksichtigung  von  Zukunftsmomenten, 
Feststellung  eines  Zukunftsverkaufs wertes^). 

c)  Dass  die  beiden  Gesetze  nur  Beachtung  des  Ertrags  vorschreiben, 
den  das  Grundstück  bei  ordnungsmässiger  Wirtschaft  jedem  Besitzer  nach- 
haldg  gewähren  kann,  darf  nicht  zu  der  Meinung  verleiten,  als  entbinde  das 
positive  Recht  von  Berücksichtigung  der  Einwirkung  unordentlicher  Bewirt- 
schaftung. Auch  das  positive  Recht  beachtet  die  Möglichkeit  des  Ertrags-  und 
damit  des  Verkaufswertrückganges  infolge  mangelhafter  Bewirtschaftung.  Es 
tut  dies  dadurch,  dass  es  Beleihung  des  Grundstückes  nur  bis  zu  einem  Teil- 
beträge des  festgestellten  Verkaufs  wertes  zulässt,  m,  a.  W.  die  Freiheit  der 
Beleihungstaxation  innerhalb  des  festgestellten  Verkaufswertes  beschränkt.  In- 
dem die  Gesetze*)  vorschreiben:  „Die  Beleihung  darf  die  ersten  drei  Fünfteile 
des  Grundstückswertes  nicht  übersteigen,"  glauben  sie  genügend  dem  Umstände 
Rechnung  getragen  zu  haben,  dass  dem  Grundstücke  in  der  Zukunft  auch 
ordnungswidrige  Bewirtschaftung  zuteil  werden  kann. 

d)  Nicht  kann  gesagt  werden,  dass  das  positive  Recht  die  Feststellung 
des  normalen  zukünftigen  Verkaufswertes  als  Grundlage  fordere.  Dann  würde 
die  Beachtung  der  Möglichkeit  des  Eintritts  ungünstiger  Umstände  seitens  der 
Gesetzgebung  hinsichtlich  aller  nachteilig  wirkenden  Umstände  lediglich  in  der 
Fixierung  der  Beleihungsgrenze  auf  60  Prozent  des  Verkaufswertes  liegen. 
Allein  das  G.  sagt:  „bei  ordnungsmässiger  Wirtschaft  nachhaltig  gewähren"*). 
Also  fordert  es  schon  bei  Feststellung  des  Verkaufswertes  Berücksichtigung 
aller  Momente,  die  trotz  ordnungswidriger  Wirtschaft  nachteilig  wirken  können: 
Missemten,  Hagelschlag,  allgemeiner  Preisdruck,  Krieg  und  ähnliches. 

3.  Das  praktisch  wichtige  Ergebnis  aus  dieser  Vergleichung  ist:  die  Vor- 
schriften des  Hypothekenbankgesetzes  über  hypothekarische  Grundstücksbeleihung 


»)  Vgl.  wn  der  GoUe  a.  a.  0.  S.  59. 

*)  Die  preuss.  Normativbestimmungen  für  H^'pothekenbanken  (Zirkular  betr.  die 
KoDzesBionJerung  von  Hypothekenbanken)  vom  27.  Juni  1893  schrieben  vor:  ,,Die  bei 
der  Beleihung  angenommene  Sicherheit  (des  Grundstückes)  muss  sowohl  durch  den 
Ertrags-  als  durch  den  F«rX;au/9prei8  des  beUehenen  Grundstücks  vollkommen  gerecht- 
fertigt sein/*  Das  hiess  bei  städischen  Grundstücken,  für  welche  bei  besonders  ffuter 
Lage  in  grösseren  Städten  mit  normaler  Entwicklung  als  Beleihungsgrenze  sechs  Zehntel 
des  Wertes  ^t:  Wenn  sich  unter  Berücksichtigung  des  Ertrags-  und  des  Verkaufs- 
preises als  sicherer  Wert  des  Grundstückes  96000  ergibt,  darf  zu  57600  beliehen  werden. 
Nicht  bedeutet  es:  Wenn  sich  als  sicherer  Wert  96000  ergibt,  darf  als  der  Belcihung 
zu  Grande  zu  legende  Wert  160000  angesehen  und  auf  sechs  Zehntel  davon,  also  in 
der  Höhe  von  96000,  ein  Darlehen  darauf  gegeben  werden. 

»)  Hyp.B.G.  11  Abs.  2;  Pr.V.G.  60  Abs.  1. 

*)  Vgl.  auch  B  G.B.  2049  Abs.  2 :  „Der  Ertragswert  (eines  Landgutes)  bestimmt 
sich  nach  dem  Beinertrag,  den  das  Landgut  nach  seiner  bisherigen  wirtschaftlichen 
Bestimmung  bei  ordnungsmässiger  Bewirtschaftung  nachhaltig  gewähren  kann.*' 
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gelten  wohl  unmittelbar  nur  für  zur  Pfandbriefdeckung  bestimmte  Hypotheken 
(Hypothekcnbankgesctz  §  10),  aber,  da  sieh  Rechtegrundsatze  derselben  Wirkun^r 
auch  aus  allgemeinenErwägungen  ableiten,  gilt  der  praktischen  Wirkung  nach 
nahezu  das  nämliche  für  Hypotheken,  welche  nicht  zur  Pfandbriefdeckung  be- 
nutzt wcnlen,  für  alle  Grundstücksbeleihungen  gleichgültig,  von  welcher 
(physischen  oder  juristischen)  Kaufmann spersönlichkeit  sie  ausgehen*). 

4.  Einzelausführungen  der  allgemeinen  Grundgedanken  zeigen  die  beiden 
genannten  Gesetze  noch  in  Folgendem: 

a)  Das  Hypothekenbankgesetx  bestimmt^):  1.  Die  Grundstücksbeleihung  ist 
auf  inlandische  Grundstücke  beschrankt  und  der  Regel  nach  nur  zur  ersten  Steile 
zulassig ;  2.  Hypotheken  an  Grundstücken,  die  dauernden  Ertrag  nk;ht  gewähren 
(Gruben,  Brüchen,  Bergwerken),  sind  von  der  Verwendung  zur  Deckung  von 
Hypothekenpfandbriefen  ausgeschlossen;  ebenso,  sofern  die  betreffenden  Be- 
rechtigungen einen  dauernden  Ertrag  nicht  gewähren,  Hypotheken  an  Berech- 
tigungen, für  welche  die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorschriften 
Anwendung  finden  (Erbbaurecht  ^),  Erbpachtrecht  ^),  Schiifsmühlen-  und  Fuhr- 
gerechtigkeiten **),  Realgewerberechte*),  vererbliche  und  übertragbare  Nutzungs- 
rechte an  Grundstücken'')).  3.  Unter  Durchbrechung  des  Prinzips  sind  zu 
Pfandbriefdeckungshypotheken  zum  Teil  auch  Grundstücke  für  verwendbar  er- 
klart, die  nicht  nur  keinen  dauernden,  sondern  vielleicht  überhaupt  noch  keinen 
Ertrag  abwerfen,  in  Rücksicht  darauf,  dass  sie  voraussichtlich  dauernden  Ertrag 
gewähren  werden :  es  sind  „Bauplätze  (eingerichtete  und  uneingerichtete)  und  noch 
nicht  fertiggestellte  und  ertragsfähige  Neubauten";  doch  dürfen  die  zur  Deckung 
von  Hypothekenpfandbriefen  verwendeten  Hypotheken  an  Bauplätzen  und 
solchen  Neubauten  zusammen  n  den  zehnten  Teil  des  Gesamtbetrages  der  als 
Deckungshypotheken  benutzten  Hypotheken  sowie  den  halben  Betrag  des  ein- 
gezahlten Grundkapitals  nicht  überschreiten^). 

b)  Das  Pr.V.O,^)  bestimmt  das  Gleiche,  wie  vorstehend  ausgeführt,  für 
die  Anlegung  der  Bestände  des  Prämienreservefonds.  Nur  kennt  es  nicht  die 
an  letzter  Stelle  genannte  Durchbrechung  des  Prinzips  (also  keine  Beleihung 
von  Bauplätzen  und  unfertigen  ertragslosen  Neubauten)  und  keine  Verwendung 
von  Hypotheken  an  „anderen  Berechtigungen,  für  welche  die  sich  auf  Grund- 
stücke beziehenden  Vorschriften  Anwendung  finden." 

c)  Hervorzuheben  ist  noch: 

a)  Die  Hypothekenbanken  haben  auf  Grund  der  Vorschriften  des  Hypotbeken- 
bankgesetzes  (§  12)  über  Wertsermittlung  eine  Antoeisung  über  die  WerisenniUlung, 
welche  der  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  bedaif,  kraft  Gesetzes  zu  er- 
lassen^®); die  Versicherungsunternehmungen  haben  eine  solche  nur  auf  Verlangen 


^)  Das  verkannte  der  Verteidiger  (Sello)  im  Pommembankprozess ;  vgl.  FrmUtf. 
Zeitung  vom  19.  Juli  (Nr.  198,  3.  Moreenbl.)  und  21.  Juli  (Nr.  200,  3.  MorgcnbL)  1903. 

•)  §§  11,  12. 

»)  B.G.B.  1012—1017. 

*)  Einf.-G.  z.  B.G.B.  Art.  63.    Dazu  Hecht,  Hypothekenbankrecht  S.  4. 

•)  Ebenda  Art.  65. 

•)  Ebenda  Art.  74. 

')  Ebenda  Art.  196. 

')  Sie  liefern  keinen  Ertrag,  also  keine  Mittel  zur  Dockung  der  Pfandbriefzinsen. 

•)  §  60  mit  §  59  Abs.  1  Ziff.  1  und  B.G.B.  1807  Ziff.  1.  Dazu  MMenhauer, 
Aufsicht  S.  142  f. 

^")  Hyp.B.G.  13  Abs.  1.  Bei  M.  Meyer,  Die  Pfandbriefe  der  Hypothekenbanken 
S.  25  ff.  sind  die  Vorschriften  über  die  Wertaermittlung  einer  ersten  Berliner  Hypo- 
thekenbank zum  Abdruck  gebracht  S.  29  ff.  sind  bei  Meyer  auch  die  „Grundzage  der 
Bedingungen  für  die  hypothekarischen  Darlehen"  einer  ersten  Berliner  Hypothek«!- 
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der  Aufsichtsbehörde  zu  erhissen.  Grenebmigung  der  Anweisung  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde ist  auch  hier  nötigt). 

ß)  Das  Hypothekeubankgesetz  enthalt  dann  in  §  12  Abs.  2  noch  folgende 
Bestimmung:  So  weit  vor  der  Beleihung  durch  die  Bank  die  Grundstücke  durch 
eine  öffentliche  Behörde  des  Gebietes,  in  welchem  sie  liegen,  abgeschätzt  werden, 
kann  der  Bundesrat  bestimmen,  dass  der  bei  der  Beleihung  von  der  Bank 
angenommene  Grundstückswert  nicht  nur  den  durch  sorgfältige  Ermittlung 
festgestellten  Verkaufswert,  sondern  auch  den  durch  eine  solche  Abschätzung 
festgestellten  Wert  nicht  übersteigen  darf. 

£.  Noch  ist  auf  folgendes  aufmerksam  zu  machen.  Wir  gingen  davon 
aus,  dass  die  zu  beleihenden  Gegenstände  dem  Verpfändungszweck  entsprechend 
als  eventuelle  Veräusserungsgegenstände  in  Betracht  kommen.  Wenn  Ver- 
äusserungsgegenstände  selbst  in  die  B.  einzustellen  sind,  so  darf  dies  im  deutschen 
Aktien-  und  aktienähnlichen  Recht ^)  höchstens^)  zum  Anschafiungs-  und  Her- 
stellungspreis *),  niemals  aber  zum  höheren  Verkaufspreis  geschehen.  Nicht  an  diesen 
Rechtssatz  sind  die  Beleiher  von  Grundstücken  der  A.en  und  ähnlicher  Wirt- 
schaftsformen gebunden.  Der  Bilanzwert  des  zu  beleihenden  Gegenstandes  ist 
nicht  zum  Ausgangspunkt  für  Bemessung  der  Beleihungsgrenze  (Beleihungstaxe) 
zu  nehmen.  Bei  Bemessung  dieser  darf  der  Verkaufswert,  somit  auch  nicht 
realisierter  Gewinn  in  Berücksichtigung  gezogen  werden.  Nur  mangels  anderer 
Anhaltspunkte  ist  als  Verkehrswert  der  Erwerbspreis  anzusehen. 

F.  Endlich  sei  in  Kürze  skizziert,  welche  Einzelbestimnmngen  die  bei 
Met/er  8.  25  ff.  abgedruckten  Vorschriften  über  Wertsennittlung  *)  für  die  Be- 
wertung von  städtischen  und  ländlichen  Grundstücken  aufstellen: 

1.  Bezüglich  städtischer  Grundstücke  wird  bemerkt,  der  Wert  derselben 
werde  erfahrungsmässig  am  zweckmässigsten  und  zutreffendsten  ermittelt,  wenn 
man  a)  den  Materialwert  bestehend  aus  a)  Grund-  und  Bodenwert  und  ß)  Bau- 
trerty  b)  den  Ertragswert  (Nutzungswert)  feststelle  und  die  Summe  von  a  und  b 
halbiere.     Der  so  gefundene  Wert   bildet  den   I^ormalwert  des  Grundstücks®). 

a)  Für  die  Bewertung  des  Grund  und  Bodens  sei  zunächst  hervorzuheben, 

bank  al^edruckt,  wie  solche  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  nach  Hyp.B.G. 
§  15  von  jeder  Hypothekenbank  aufzustellen  sind. 

»)  Pr.V.G.  60  Abs.  5. 

*)  H.G.B.  261  Ziff.  2  mit  Pr.V.G.  36.  Anders  öaterr.  Aktienrecht  und  Recht  der 
Gesellsdiaften  m.  b.  H.  Hier  darf  der  Veräusseningsgegenstand  mit  seinem  gegen- 
wartigen  Verkaufswert  vorgetragen  werden.  Was  Immobilienaktiengeaellsehafteu  in 
Deutschland  verboten  ist,  ist  also  Immobiliengesellchaften  m.  b.  H.  daselbst  erlaubt 
Vgl.  oben  §  171  II  B  2  und  unten  §  199  IV  A  4  und  Hecht,  Bilanzmethoden. 

•)  S.  oben  §  167. 

^)  Also  nicht,  wenn  der  Anschaffungspreis  infolge  von  Zwischenkäufen  vorge- 
schobener Personen  oder  Gesellschaften  so  gesteigert  war,  dass  der  gegenwärtige  Ver- 
kaufswert hinter  ihm  zurückbleibt. 

*)  Einen  Auszug  aus  Taxinstruktionen  (für  stadt.  Grundstucke)  weiterer  Hypo- 
thekenbanken gibt  der  „Deutsche  Ökonomist'*  vom  13.  Juni  1903  S.  357  ff. 

•)  Also  z.  B.: 

Bodenwert 150000 

Gebändewert  (Feuerkassen wert) 180000 

Material-  oder  Realwert 330Ö00 

Mieten 20000 

ab  1.5  Prozent  Unkosten 3000 

Nettoertrag 17000 

ca  5  Prozent  kapitalisiert 340000 

670000 
Beleihnngswert  (Verkaufswert)       335.000. 
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dasa  in  grossen  Städten  als  sogenanntes  Vorderland  bei  normal  geschnittenen 
Baustellen  eine  Tiefe  von  50  Metern  anzunehmen  und  entsprechend  zu  be- 
werten sei.  Namentlich  sei  zur  Ermittlung  des  Grund-  und  Bodenwertes  der 
Verkaufspreis  zu  berücksichtigen,  welcher  in  den  letzten  Zeiten  für  gleichartig 
gelegene  Grundstücke  erzielt  worden  sei. 

b)  Bei  Berechnung  des  Bauwertes  seien  die  Kosten  der  tatsächlichen 
Herstellung  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen  Konjunkturen  und  der 
Qualität  der  Bauausführung  und  Ausstattung  in  Ansatz  zu  bringen. 

c)  Bei  Ermittlung  des  Ertragswertes  sind  bei  vollständig  fertiggestellten 
und  bereits  vermieteten  Gebäuden  die  tatsächlich  erzielten  Mieten,  bei  noch 
nicht  oder  nicht  gänzlich  vermieteten  Gebäuden  die  in  der  Nachbarschaft  unter 
gleichartigen  Verhältnissen  erzielten  Mieten  zu  berücksichtigen.  Unter  allen 
Umständen  ist  aber  in  dem  Gutachten  auszusprechen,  dass  die  in  Ansatz  ge- 
brachten Mieten  nach  Ansicht  des  Sachverständigen  tatsächlich  jeder  Zeit  in  der 
Hand  eines  jeden  Besitzers  zu  erzielen  sind.  Von  den  auf  diese  Weise  er- 
mittelten Erträgen  sind  die  Beträge  für  Keparatiu^n  und  örtliche  Lasten  und 
Abgaben  zu  kürzen  und  der  Kestbetrag  ist  mit  dem  dem  jeweiligen  Zinsfusse 
entsprechenden  Satze  zu  kapitalisieren.  Gehören  zu  den  abzuschätzenden  Ge- 
bäuden Fabriken  oder  gewerbliche  Anlagen,  so  sind  nicht  die  Erträgie,  welche 
diese  Gebäude  bringen,  bei  der  Aufstellung  der  Nutzungen  in  Ansatz  zu  bringen; 
vielmehr  ist  zu  ermitteln,  ob  diese  Gebäude  mit  verhältnismässig  nicht  zu  hohen 
Kosten  zur  Benutzung  zu  gewöhnlichen  Zwecken  umgebaut  werden  können. 
Trifft  dies  zu,so  sind  die  Kosten  dieser  Umwandlung  von  dem  Materialwerte 
abzurechnen  und  es  sind  dann  die  nach  solcher  Umwandlung  zu  erwartenden 
Mieten  in  Ausatz  zu  bringen. 

2.  Ländliche  Grundstücke  sollen  niemals  ohne  eine  spezielle,  durch 
moralisch  und  fachlich  dazu  qualifizierte  Taxatoren  vorgenommene  Wert- 
ermittlung beliehen  werden. 

a)  Der  Taxator  hat  vorzunehmen  a)  eine  sorgfältige  agronomische  Boni- 
tierung,  wobei  nicht  nur  die  Ackerkrume,  sondern  auch  der  Untei^nind  bis 
auf  etwa  1  Meter  Tiefe  zu  untersuchen  sind,  erstere  vermittelst  des  Spatens, 
letzterer  vermittelst  des  Bohrstocks,  ß)  eine  Prüfung  der  klimatischen  Faktoren, 
y)  eine  Untersuchung  der  Absatzverhältnisse  der  Produkte,  d)  eine  Beurteilung 
des  Kulturzustandes  der  Äcker,  Wiesen,  Weiden  u.  s.  w.,  des  Umstandes,  ob 
Gebäude  in  ausreichender  Zahl  vorhanden  sind,  sowie  des  Zustandes  der  vor- 
handenen Gebäude,  der  Quantität  und  Qualität  des  Inventars.  Zu  beachten 
ist  bei  Bewertung  dieser  vier  Momente,  dass  a  und  ß  unveränderlich,  y  nicht 
leicht  veränderlich,  d  schnell  veränderlich  ist  Ausser  diesen  vier  Punkten 
sind  dann  zur  Bewertung  heranzuziehen  e)  die  Kaufpreise  ähnlicher  Objekte, 
sofern  sie  sicher  zu  ermitteln  sind,  jedoch  mit  Berücksichtigung  der  Tatsadie, 
dass  die  Periode  1860 — 1890  fast  regelmässig  zu  hohe  Preise  zu  verzeichnen  hat;. 

b)  a)  Aus  den  fünf  angegebenen  Faktoren  soll  ein  idealer  Verkaufspreis 
pro  Hektar  der  einzelnen  Klassen  und  Gattungen  gebildet  und  dieser  Einheits- 
preis mit  den  aus  der  Grundsteuermutterrolle  ennittelten  Flächen  multipliziert 
werden.  In  dem  so  ennittelten  Gesamtwerte  ist  der  Wert  der  Gebäude  und 
des  Inventars  eingeschlossen,  auch  derjenige  industrieller  Anlagen.  Letzteres 
erscheint  dadurch  gerechtfertigt,  dass,  sofern  die  betreffende  Anlage  an  dem 
betreffenden  Orte  zweckentsprechend  ist,  die  Wertvermehrung  des  Grundstückes 
durch  sie  bereits  in  dem  höheren  Kulturzustande  des  Grundstücks  zum  Ausdruck 
kommen  wird.  Wäre  letzteres  nicht  der  Fall,  so  wäre  der  Beweis  erbracht^ 
dass  die  betreffende  Anlage  dort  nicht  hingehört,  also  auch  keine  höhere  Be- 
wertung rechtfertigt. 
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ß)  Der  ermittelte  Wert  darf  das  Fünfzigfache  des  Grundsteuerreinertrags 
nicht  übersteigen. 

c)  d)  Nun  werden  ermittelt  1.  die  öffentlichen  Abgaben  (an  Staat,  Ge- 
meinde, Provinz,  Kirche,  Pfarrei,  Schule  u.  s.  w.),  2.  dingliche  Lasten,  3.  ünter- 
haltungs-  und  Versicherungskosten  der  Gebäude,  4.  Kosten  der  Versicherung 
des  Inventars  gegen  Feuer,  der  Ernte  gegen  Hagel,  dazu  sonstige,  durch  be- 
sondere Umstände  erforderlich  erscheinende  Risikoprämien,  5.  Beiträge  zur 
Arbeiten^ersicherung. 

ß)  Die  Summen  dieser  Lasten  soll  durch  Multiplikation  mit  30  kapitali- 
siert lind  von  dem  ermittelten  idealen  Verkaufspreis  abgezogen  werden. 

G.  In  der  Praxis  liegt  eine  gewisse  Versuchung,  den  der  Beleihung  zu 
Grunde  zu  legenden  „Verkaufswert"  etwas  weitherzig  und  also  weniger  sorg- 
fältig zu  bemessen,  in  der  starken  Konkurrenz  um  Gewinnung  guter  Hypo- 
theken, wie  sie  sich  aus  der  Tatsache  ergibt,  dass  es  eine  ganze  Reihe  von 
Organisationen  ist^  welche  bezüglich  der  Anlage  ihrer  Kapitalien  in  erster  Linie 
auf  Hypotheken  angewiesen  sind. 

1.  Ausser  den  Hypothekenbanken  kommen  in  dieser  Hinsicht  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen  ^),  die  Berufsgenossenschaften  der  öffentlichrecht- 
lichen Unfallversicherung  und  die  Versicherungsanstalten  der  öffentlichrecht- 
lichen Invalidenversicherung  in  Betracht.  Dieselben  haben  ihre  Bestände  in 
erster  Linie  wie  Mündelvermögen,  also  in  den  Formen  von  B.G.B.  §§  1806 
bis  1808,  somit  vor  allem  in  Hypotheken  anzulegen*). 

2.  In  eine  besonders  schwierige  Lage  vermögen  die  bayerischen  Hypo- 
thekenbanken zu  gelangen.  Ihren  Pfandbriefen  ist  Mündelsicherheit  gegen 
Übernahme  der  Verpflichtung  eingeräumt,  bei  Beleihung  der  Pfandbriefunter- 
lagen nicht  über  50  Prozent  des  gemäss  Hypothekenbankgesetz  §  12  ennittelten 
Verkaufswertes  hinauszugehen^).  Ausserbayerische  Hypothekenbanken,  Ver- 
r^icherungsgesellschaften  und  die  genannten  Träger  öffentlichrechtlicher  Versiche- 
rung dürfen  bis  zu  60  bezw.  66^/3  Proz.  des  Taxwertes  belehnen.  Wie  schwer  ist 
es  daher  den  bayerischen  Bodenkreditinstituten  gemacht,  erststellige  Hypothek- 
darlehen in  grösserem  Umfange  unterzubringen,  da  es  doch  den  Darlehens- 
suchem  zumeist  nicht  sowohl  auf  niedrigeren  Zinssatz  als  vielmehr  auf  hohe 
Beleihung  ankommt.  Es  erfordert  hier  ganz  ausserordentliche  Solidität,  um 
der  Versuchung,  den  zehnprozentigen  Unterschied  im  Beleihungsmaximum  durch 
weitherzigere  Bemessung  des  Taxwertes  auszugleichen,  zu  widerstehen.  Berliner 
Sparkassen  beleihen  provisionsfrei  und  zu  nur  3^/g  Proz.  *). 


')  Pr.V.G.  59  schreibt  dies  zwar  nur  für  die  Anlegung  des  Prämienreservefonds 
bei  Lebens-  und  lebensversicherungsähnlicher  Versicherung  vor,  aber  das  Aufsich tsamt  für 
PrivatversicheruDg  (s.  dessen  1.  Geechftftebericht  [Veröffentlichungen,  2.  Jahrg.  S.  109J) 
ist  zwecks  Sicherstellung  „dauernder  Erfüllbarkeit  der  aus  den  Versicherungen  sich  er- 
gebenden Verpflichtungen"  (Pr.V.G.  §  7  Abs.  1  Ziff.  2)  bestrebt,  die  mündelsichere  An- 
legung auch  sonstiger  Bestände,  insbesondere  also  auch  bei  der  Sachversicherung,  da- 
durch zu  erreichen,  dass  es,  wenn  iigend  möglich,  die  pupillarische  Sicherheit  der 
Vennögensanlage  zu  einer  Bedingung  seiner  Erlaubniserteilungen  macht. 

')  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1900  §  108  Abs.  1;  Unfall- 
versicherunesgesetz  für  Land-  und  Forstwirtschaft  vom  30.  Juni  1900  §  116  II;  See- 
unfkllversicherungsgesetz  vom  30.  Juni  1900  §  114 II;  Invalidenversicherungsgesctz  vom 
13.  Juli  1899  §  104. 

»)  Hierüber  Hecht,  Hypothekenbankrecht  S.  19  und  29  (dort  überhaupt  über 
J^ffindelsicherheit  der  Hypothekenpfandbriefe  u.  s.  w.  in  den  einzelnen  Staaten ;  dazu 
die  oben  S.  577  Anm.  2  genannte  Übersicht  des  Aufsich tsamtes  für  Privatversicherung). 

*)  V^.  auch  Frankf.  Zeitung  vom  27.  März  1903  (Nr.  85,  1.  Morgenblatt)  und 
29.  Juli  (Nr.  208,  1.  Morgenblatt)  1903. 
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Bewcrtniii:  der  Fordernng:« Wertpapiere  naeh  all|:eneiBeMi 

Handelsrecht. 

§  177. 

I.  Was  die  Frage  ihrer  Bilanzßhigkeü  anlangt^  so  unterstehen  die  For- 
derungswertpapiere den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  zufolge  den 
für  Sachen  geltenden  Normen.  Bilanzfähig  werden  sie  gnmdsätzlich  erst  mit 
körperlichem  Eingang  und  erst  mit  ihrem  körperlichen  Ausgang  scheiden  ^ie 
aus  dem  Vermögen  des  Kaufmanns  als  eigene  aus.  Was  dagegen  die  B^ 
messung  ihres  Wertes  angeht,  so  gibt  ihre  wirtschaftliche  Natur  den  Ausschlag: 
da  sie  Träger  von  Forderungsrechten  sind,  werden  sie  bewertet  nach  den  für 
Forderungen  geltenden  Grundsätzen. 

II.  A.  So  weit  sie  unverzinslich  und  nichi^  wie  Reichskassenseheme  und 
Banknoten,  jederzeit,  sondern  erst  künftig  fällig  sind,  müssto  demgemass  die 
Kegel  gelten,  dass  ihr  künftiger  Fälligkeitswert  auch  ihr  gegenwärtiger  Bilanz- 
wert sei.  Wir  finden  aber  das  Gegenteil:  Bei  Weehselnj  Zinskoupans,  Schait- 
anweisungen  des  deutschen  Reiches  und  anderen  unverzinslichen,  erst  künftig, 
aber  doch  kurzfristig  fälligen  Forderungswertpapieren  bildet  der  um  dm 
Zwischenxins  gekürzte  künftige  Fälligkeitswert  den  gegenufäriigen  Bilanzwert, 
Aber  es  wäre  falsch,  hieraus,  wie  es  die  herrschende  Theorie  tut  ^),  zu  folgern, 
der  Grund  liege  allein  in  der  Unverzinslichkeit  oder  gar  in  der  künftigen 
Fälligkeit.  Der  Grund  liegt  vielmehr  in  ihrer  leichten  Verkäuflicfakeit.  Für 
ihre  Wertbestiinmung  kommt  nicht  in  erster  Linie  ihr  Fälligkeits-  oder  Ein- 
ziehungs-f  sondern  ihr  Abtreiufigs-  oder  VerkaufsM^er^  in  Betracht.  Was 
Wechsel,  Zinskoupons,  Schatzanweisung  gemeinsam  haben,  das  ist  ihre  Fällig- 
keit binnen  verhältnismässig  kurzer  Frist  und  die  verhältnismässige  ßicheriieit 
ihrer  Einlösung  am  Verfalltage.  Aus  diesen  beiden  Gründen  findet  ihr  Eigen- 
tümer leicht  Käufer  derselben.  Die  Unverzinslichkeit  dazu  erhobt  die  Ver- 
kaufsmöglichkeit» denn  kraft  ihrer  ist  es  auch  dem  Käufer  erleichtert,  da2> 
Papier  weiter  zu  geben.  Es  bedarf  nicht  jedesmal  einer  umständlichen  Be- 
rechnung der  Nebenforderung,  der  Zinsen.  Die  Zirkulationsfähigkeit  ist  dadurch 
gesteigert 

B.  Bei  dieser  Sachlage  ist  es  selbstverständlich,  dass  deT  Gc^nwartswert 
solcher  Forderungen  vom  Fälligkeitswert  verschieden,  gegen  diesen  um  den 
Zwischenzins  vom  Kauf-  bis  zum  Verfalltage  gekürzt  ist. 

1.  Der  Kaufpreis  für  die  erworbene  noch  nicht  fällige  Forderung  winl 
in  der  Regel  sofort  erlegt,  weil  der  Käufer  verfügbares  Geld  anl^en  wilL 
Der  Verkäufer  hat  davon  den  Vorteil,  dass  er  jetzt  schon  bar  Geld  oder  ein 
sofort  verfügbares  Guthaben  erhält,  während  er  sonst  verfügbare  Mittel  erst 
bei  Fälligkeit  erhielte.  Er  ist  nun  in  der  Lage,  fällige  Verbindlichkeiten  zu 
decken  oder  Bargeld  in  seinem  Betriebe  zu  verwenden,  wo  er  es  nötig  bat  oder 
gewinnbringender  umzusetzen  vermag,  als  wenn  er  es  in  der  Wechseliorderung 
bis  zum  Verfalltag  stecken  lässt.  Für  alle  diese  Vorteile  muss  der  Verkäufer 
sich  einen  Abzug  von  der  Forderung  gefallen  lassen. 

2.  Auf  der  anderen  Seite  besitzt  der  Forderungskäufer  wohl  auch  einen 
Vorteil:  sein  Geld  ist  nicht  fest  angelegt;  die  Schuld  ist  kurzfristig.  Aber 
mehr  ins  Gewicht  fallt  der  Nachteil,  der  ihm  aus  dem  Kauf  erwächst  Es  ent- 
geht ihm,  von  dem  Kaufpreis,  den  er  hingibt,  bis  zur  Fälligkeit  der  gekauften 


»)  Oben  §  176  IV  E  1. 
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Forderung  Zins ;  denn  diese  Forderung  ist  unverzinslich.  Also  muss  der  Kauf- 
preis um  den  Betrag  des  entgehenden  Zinses  nie<iriger  als  der  Fälligkeitswert 
der  gekauften  Forderung  sein.  Der  Zwischenzins  wird  davon  abgezogen.  Der 
Räufer  erhält  den  Zins,  den  das  Kaufpreiskapital  bis  zu  jenem  Fälligkeits- 
termin erbringen  würde,  im  Wege  des  Abzugs  vom  Kapital  im  voraus.  Das 
ist  das  Wesen  des  Diskonts.  Und  so  erklärt  sich,  dass  hier  der  Gegenwarts- 
wert der  Forderung  mit  deren  Fälligkeitswert  nicht  zusammenfällt,  sondern 
gegen  ihn  um  den  Zwischenzins  gekürzt  ist.  M.  a.  W. :  es  ist  selbstverständlich, 
dass  eine  solche  Forderung,  ist  sie  am  Bilanztage  gekauft,  zu  ihrem  Kaufpreis 
beiaertet  wird. 

III.  Dass  es  die  Verkäuflichkeit  ist,  in  welcher  die  Ursache  der  Be- 
wertung der  diskoniablen  Wertpapiere  zu  ihrem  diskontierten  Werte  liegt,  ver- 
anschaulicht am  besten  die  doppelte  Art,  in  welcher  die  Zinscoupons  bilanz- 
mässig  behandelt  werden. 

A.  1.  Nehmen  wir  an,  ein  Kaufmann  besitzt  einen  vierprozentigen  Pfand- 
brief zu  1000  mit  halbjährigen  Zinsabschnitten  für  1.  April  und  1.  Oktober. 
Der  am  1.  April  fällige  Zinsschein  wird  am  31.  Dezember  vorher  in  der 
B.  mit  10  Mk.  als  „verdienter  Pfandbriefzins''  gebucht.  Anders  dagegen^  wenn 
der  Kaufmann  denselben  Zinsschein  am  30.  November  in  Zahlung  erhält. 
Dann  wird  er  in  der  B.  vom  31.  Dezember  nicht  mit  seinem  vollen,  sondern 
nur  mit  seinem  um  den  Zwischenzins  gekürzten  Fälligkeitswert  angesetzt,  also 
nicht  zu  10  Mk.,  auch  nicht  zu  9,87  Mk.,  sondern  zu  9,90  Mk. 

2.  Der  Orund  der  unterschiedlichen  Behandlung  liegt  klar  vor  Augen. 
Im  erstereu  Falle  ist  der  Zinsschein  nicht  als  leicht  veräusserliches  Wertpapiere 
als  Gelda^atzmittel  in  Betracht  gezogen,  daher  Ansatz  zum  Einzichungswert 
Im  zweiten  Falle  erhielt  der  Kaufmann  den  Schein  als  Geldsurrogut.  Daher 
wird  er  auch  mit  dem  Werte  verbucht,  den  er  bei  eventuell  weiterem  Umsatz 
hat  Dieser  Wert  ist  aber  vom  30.  November  bis  81.  Dezember  um  etwa 
3  Pfg.  gestiegen. 

B.  Weil  der  Grund  des  Zwischenzinsabzuges  die  leichte  Verkäuflichkeit 
ist,  werden  die  leichtverkäuflichen  unverzinslichen  Wertpapiere  eben  gewöhnlich 
diskontable  Wertpapiere  genannt. 

IV.  Um  Missverständnisse  zu  vermeiden,  sei  betont,  dass  nur  die  Fest- 
stellung des  .B^n^wertes  des  diskontablen  Forderungspapiers  (des  Besitzweehsels, 
der  Remisse)  den  Abzug  des  Diskontos  vom  Fälligkeitswert  notwendig  macht. 
Ausserhalb  der  B.  wird  das  Forderungswertpapier,  wenn  es  nicht  im  Wege  des 
Diskontogeschäftes  (Wechselkaufes)  erworben  wurde,  mit  seinem  Fälligkeitswert, 
d.  i.,  wie  wir  sehen  werden,  seinem  Erstehungspreis,  Herstellungswert,  d.  h.  mit 
dem  Wert  gebucht,  der  dafür  ausgegeben  wurde,  „ausging". 

A.  1.  Der  Kaufmann  verkauft  1.  Dezember  um  1000  Mk.  Waren  und 
zieht  dafür  einen  Wechsel  auf  den  Käufer  mit  1.  März  als  Verfalltag.  1.,  wie 
31.  Dezember  beträgt  der  Wechseldiskont«atz  G  Prozent.  Hier  wird  1.  Dezember 
nicht  gebucht: 

Warenkonto 

Per  Wechselkonto      ....     985 
Per  Diskontokonto      ....        15 

Wechselkonto 
An  Warenkonto      ...         .     985  | 

Diskontokonto 
An   Warenkonto 15  | 
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und  dann  am  31.  Dezember: 


Wechselkonto 


An  Warenkonto 
An  Diskontokonto 


985 
5 


Per  Bilanzkonto 


990 


Diskontokonto 


An  Warenkonto 


15 


Per  Wechselkonto      ....       5 
Per  Gewinn-  und  Verlustkonto      10 


Gewinn-  und  Verlustkonto 


Verlust 
An  Diskontokonto 


An  Wechsolkonto 


.    .    .    .      10  I 

Ausgangsbilanzkonto 
.     ...     990  I 

Eröffnungsbilanz  des  neuen  Jahres 

I I.Jan.  Per  Wechselkonto 


sondern  es  wird  gebucht: 


Warenkonto 

I  1.  Dez.  Per  Wechselkonto  . 

Wechselkonto 


1.  Dez.  An  Warenkonto 


1000 


31.  Dez.  Per  Bilanzkonto    . 
Per  Diskontokonto 


990, 


1000 


990 
10 


An  Wechselkonto 


Diskontokonto 
.     .       10  I  Per  Gtewinn-  und  Verlustkonto       10, 

und  dann  weiter  wie  oben. 

Die  10  Mk.  Verlust  werden  dann  1.  März  durch  10  Mk.  Gewinn  aus- 
geglichen : 

Die  Eingangsbilanz  des  neuen  Jahres  lautet  noch: 

I  1.  Jan.  Per  Wechselkonto  .     .     990. 

In  der  B.  vom  1.  März  steht  in  den  Aktiven  statt: 

Wechsel 990  | 

Kassa 1000  | 

Also  10  Mk.  Gewinn. 

2.  a)  Die  Praxis  vei-fährt  in  der  Regel  anders*).  Sie  setzt  die  Rimesse 
auch  in  der  B.  mit  1000  an  und  benutzt  das  Diskontokonto  als  Wertberich- 
tigungskonto,  indem  sie  es  nicht  auf  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  sontlcm 
auf  Schlussbilanzkonto  übertragt     Die  Buchung  lautet  dann: 

Wechselkonto 
.  1000  I   31.  Dez.  Per  Ausgangsbilanz    .  100^ 


1.  Dez.  An  Warenkonto  .     . 
1.  Jan.  An  Eingangsbilanz  . 


1000 


')  Vgl.  ReißchUy  Die  einfache  und  doppelte  Buchführung,  9.  Aufl.  h%.  v.  fin. 
Meyer  1903  S.  62,  224,  176,  177,  263,  266. 
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Diskontokonto 
31.  Dez.  An  Ausgangsbilanz      .       10  | 


I   I.Jan.  Per  Eingangsbilanz    .     .     10 
Ausgangsbilanz 


31.  Dez.  An  Wechselkonto       .  1000  |  31.  Dez.  Per  Diskontokonto     .       10 

Eingangsbilanz 
1.  Jan.  An  Diskontokonto   .     .       10  |   1.  Jan.  Per  Wechselkonto  .     .  1000. 

b)  Wie  wir  in  §  21  IV  nachgewiesen,  sind  selbständige  Wertberich- 
tigungskonten grundsätzlich  ungesetzlich.  Überdies  wäi'e  klarer,  den  Wertkor- 
rekturposten nicht  Diskontokonto,  sondern  Wechselwertberichtigungskonto  zu 
nennen. 

c)  Die  Natur  dieses  Diskontopostens  als  Wertberichtigungsposten  tritt 
klar  hervor,  wenn  wir  annehmen,  der  Wechsel  würde  31.  Dezember  verkauft. 
Dann  ist  zu  buchen: 

Wechselkonto 


An  Warenkonto 1000 


Per  Kassa 990 

Per  Diskonto 10 


Diskonto 
An  Wechselkonto 10  |  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto       10 

Gewinn-  und  Verlust 
An  Diskonto 10  | 

Ausgangsbilanz 
An  Kassa 990  | 

Hier  steht  somit  in  der  Ausgangsbilanz  nicht: 

1000  I  10 

sondern 

990  ! 

B.  Ist  der  Wechsel  am  1.  Dezember  nicht  auf  einen  Warenkäufer  ge- 
zogen, sondern  gekauft,  so  erscheint  er  schon  vor  dem  Bilanztag  in  den  Büchern 
mit  seinem  diskontierten  Wert,  zu  seinem  Anschaffungspreis. 

1.  Wir  buchen,  wenn  I.März  Verfalltag  und  der  Diskontosatz  6  Prozent: 

Kassa 

I  Per  Wechsel 985 


Wechsel 


An  Kassa 985 

An  Diskonto 5 


Per  Ausgangsbilanz    ....     990 


Diskonto 
An  Gewinn  und  Verlust      .     .         5  | 

Gewinn  und  Verlust 


Gewinn 
Per  Diskonto    .     .     . 
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2.  Die  oben  zurückgewiesene  Benutzung  des  Diskontokontos   als  Wertbe- 
richtigungskonto schliesst  anders  ab.     Sie  bucht: 

Wechselkonto 

An  Kassa 985      Per  Bilanzkonto 1000 

An  Diskont 15 

Diskonto 

An  Gewinn  und  Verlust      .     .         5      Per  Wechselkonto      ....      15 
An  Bilanzkonto 10 

Bilanzkonto 
Wechsel 1000  1  Diskonto 10. 


Bewertnmc  ^^^  Fordernmcen  und  Fordeninc«wert]Miplere 
nach  Handelssonder-  nmd  Terwaltumj^sreclit« 

§  178. 

I.  Aktien-  und  Versicherungsrecht.  A.  H.G.B.  §  261,  für  Aküeti- 
und  Akiienkommandiigeseüschafteti,  ferner  für  die  privaten  Versicherungsvereine 
auf  Oegefiseitigkeü  geltend,  bestimmt: 

1.  a)  In  seiner  Ziffer  3:  Vermogensgegenstande,  die  nicht  zur  Weiterver- 
äusserung,  vielmehr  dauernd  zum  Geschäftsbetriebe  bestimmt  sind,  dürfen,  auch 
wenn  ihr  effektiver  Wert  geringer,  zum  Auschaffungs-  oder  Herstellungspreis 
angesetzt  werden,  sofern  ein  der  Abnutzung  entsprechender  Betrag  in  Abzug 
gebracht  oder  ein  ihr  entsprechender  Emeuerungsionds  in  Ansatz  gebracht  wini. 

b)  Dasselbe  schreibt  das  G.  betr.  die  Oeseüschaften  m,  b,  H.  in  §  42 
Ziff.  1  Satz  2  für  die  genannten  Gesellschaften  vor. 

2.  Es  bedarf  keiner  langen  Ausführung,  dass  die  angeführten  Bestim- 
mungen nicht  Geltung  haben  können  sowohl  für  Forderungswertp^iere,  wie 
für  sonstige  Forderungen. 

a)  Wertpapiere^)  und  Forderungen  können  durch  dauernden  Gebrauch 
im  Geschäfte  nicht  abgenutzt  werden.  Einfache  Forderungen  können  es  wt^n 
mangelnder  körperlicher  Unterlage  nicht  und,  was  Wertpapiere  angeht,  so  ii^t 
wohl  eine  Abnutzung  ihres  Papierwertes  möglich,  aber  nicht  ihres  wirtsdiaft- 
liehen  Wertes  und  das  G.  meint  doch  körperliche  Abnutzung,  die  nicht  nur 
in  ganz  geringfügiger  Weise  aixh  den  wirtschaftlichen  Wert  herabdrückt 

b)  Dazu  kommt:  Das  selbständige  Abschreibungskonto  für  Forderungen 
einschliesslich  Wertpapiere  wird  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buch- 
führung nicht  Erneuerungs-,  sondern  Delkrederefonds  genannt.  Von  Emeue- 
rungsfonds  spricht  man  nach  diesen  nur  bei  Abschreibungen  an  körperlichen 
Gegenstanden  ausser  Wertpapieren*).  Gebäude,  Maschinen,  nicht  aber  Foixi«>- 
rungen,  Wertpapiere  werden  erneuert  Die  Bprache  der  ordentlichen  Buch- 
haltung ist  aber  laut  H.G.B.  §  38  im  Zweifel  auch  die  der  BuchhaltungsgeseU- 
gebung. 

3.  a)  H.G.B.  §  261  Ziff.  1  lässt  zu  für  „Wertpapiere  und  Waren"  mit 
Börsen-  oder  Marktpreis    höchstens  Ansatz    zum  Börsen-  oder  Mark4)r»s  der 


^)  Über  abweichende  Ansichten  oben  §  168  III  B  2  e  ß. 

«)  Fuisiing  zu  §  16  Anm.  12  A  (8.  199);  derselbe,  Steuerlehre  §  72  a  17& 
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Bilanzzeit'),  sofern  dieser  Preis  jedoch  den  Anschafifungs-  oder  Herstellungs- 
preis übersteigt,  höchstens  zu  letzterein.  Hierunter  fallen  unbestritten  und  un- 
bestreitbar auch  die  Forderungswertpapiere  mit  Börsenpreis,  aber  eben  so  sicher 
nicht  andere  Forderungen. 

b)  Von  den  diskontablen  Wertpapieren  fallen  unter  §  261  Ziff.  1  insbe- 
sondere die  im  Atislande  zahlbaren  Wechsel  (Devisen).  Aber  diese  auslandischen 
Wechsel  haben  die  Eigentümlichkeit,  dass  sich  bei  ihnen  der  Oegenwartswert 
nicht  nur  nach  dem  Betrage  des  Zwischenzinses  bis  zum  Verfalltage,  sondern 
auch  nach  den  Kursschwankungen  der  fremden  Währung  richtet.  An  der 
Berliner  Börse  gelangen  zu  regelmässiger  Notiz  Devisen  auf  Amsterdam,  Brüssel, 
Kopenhagen,  London,  Lissabon,  Madrid,  New- York,  Paris,  Wien,  skandinavische 
Platze,  Pest,  Petersburg,  Warschau,  italienische  Platze  und  die  Schweiz.  Die 
Wechselkurse  für  Wien  und  Petersburg  werden  taglich  notiert,  für  die  anderen 
Orte  wird  nur  an  drei  Wochentagen  (Dienstag,  Donnerstage  Sonnabend)  Notiz 
gemacht  Für  die  meisten  Plätze  werden  zweierlei  Wechsel  notiert:  kurzsichtige 
(mit  einer  Laufzeit  von  8 — 14  Tagen)  und  solche  mit  langer  Sicht  (2 — 3  Monate), 
ein  Unterschied,  der  darum  von  Bedeutung,  weil  kurzfällige  nur  zum  Inkasso, 
langsichtige  dagegen  noch  zu  den  verschiedensten  Operationen  verwendet  werden 
können.  Daher  ist  der  Diskonto  für  kurzfällige  Wechsel  in  der  Regel  höher 
als  für  langsichtige.  Der  Kurswert  enthält  bereits  das  Diskontoabzugsprozent. 
Also:  wenn  der  gegenwärtige  Börsenpreis  der  Devise  höher  als  der  Börsenkurs, 
zu  dem  sie  angeschafft  wurde,  dann  Ansatz  zu  letzterem. 

4.  H.6.B.  §  261  Ziff.  2  fährt  fort:  y, Andere  Vermögensgegenstände  sind 
höchstens  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  anzusetzen.'* 

a)  Bezüglich  der  Wertpapiere  ohne  Börsenpreis  (inländische  Wechsel)  ergibt 
sich  hiernach  unbestritten  folgende  Änderung  gegenüber  dem  allgemeinen 
Handelsrecht:  sie  dürfen  7iicht  zum  höheren  Diskontowert  des  Bilanztages, 
sondern  höchstens  zu  dem  ihrer  Anschaffung  angesetzt  werden.  Aber  Streit 
ist  darüber,  ob  auch  andere  Forderungen,  als  Wertpapiere  ohne  Börsenpreis, 
unter  §  261  Ziff.  2  fallen.  Die  herrschende  Lehre  vertritt  hier  einen  doppelten 
Standpunkt  Zum  Teil  wird  —  und  zwar,  weil  man  es  für  ganz  selbstver- 
ständlich hält,  meist  sogar  nur  im  Wege  stillschweigenden  Nichterwähnens^)  — 
jede  Anwendung  der  Bestimmung  auf  Forderungen   für  ausgeschlossen  erklärt; 


')  Demsemäfis  spiegelt  die  B.  die  Kursschwankungen  börsengängiger  Papiere 
wieder.  Deshalb  eignen  sich  börsengängige  Wertpapiere  weniger  zur  Anlegung 
dauernd  bestehender  Keservefonds.  Bei  Kursrückgans;  ist  da  fortwährend  Ergänzung 
nötig.  Daher  vermeiden  Lebensversicherungsuntemenmuneen  Anlage  des  Prämien- 
reservefonds  in  Wertpapieren.  Was  sie  brauchen,  ist  Gleichmässigkeit  der  Bewertung 
der  Anlageobjekte  und  dies  ermöglichen  ihnen  Hypotheken.  Daher  verlangt  Gerkra^h 
in  Zeiiachr.  für  f^.  Versicherungswissenschaft  Bd.  1  S.  46  ff.  für  Versicherungsunter- 
nehmnngen  von  H.O.B.  §  261  Ziff.  1  abweichende  Bewertungsvorschriften  für  Wert- 
papiere. Dazu  auch  Fuld  in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Aktienwesen  XI  Nr.  2,  Lehmann, 
A.en  II  303;  Masius,  Rundschau,  Blätter  für  Versicherungswissenschaft  1900  S.  215  ff. 
(Ehrenbeig)  und  1901  S.  339  ff.  (Unger);  Emminghaus  in  der  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Ver- 
sicherungswissenschaft Bd.  1  S.  182  ff  ;  Moldenhauer,  Aufsicht  S.  143. 

*)  Stavh  261,,;  derselbe  G.-G.  42 „  bemerkt  lediglich:  „Zu  den  sonstigen  Ver- 
mögensgegenständen, welche  nicht  zur  Weiterveräusserung,  sondern  dauernd  zum  Betriebe 
des  Unternehmens  bestimmt  sind,  können  Mobüien  gehören";  also  nicht  Forderungen. 
Bei  Auslegung  von  §  261  Ziff.  2  werden  die  Forderungen  gar  nicht  erwähnt  Simon 
8.  364  sagt  zwar:  „Alles,  was  überhaupt  reelles  Aktivum  der  B.  sein  kann,  kommt 
auch  als  fietriebsgegenstand  in  Betracht*"  (dazu  auch  S.  328);  aber  bei  der  Lehre  von 
der  Forderungsbewertnng  (418  ff.)  finden  H.G.B.  §  261  Ziff.  2  und  3  keine  Erwähnung. 
Ausdrückliehe  Bemerkungen  finden  sich  nur  bei  Petersen- Feehmann,  indem  dort  S.  190 
zu  §  261  Ziff.  2  gesagt  wird :  „Die  Grenzbestimmung  dieser  Ziffer  erstreckt  ihre  Geltung 
auf  alle  Vermögensgegenstände  mit  Ausnahme  der  Forderungen." 
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zum  Teil  wird  lediglich  behauptet,  Forderungen  könnten  einen  Hersteüungsi^fm 
nicht  haben  ^). 

b)  In  der  Tat  ist  ein  doppeltes  Bedenken  nicht  zu  leugnen.  Forderuii|ren 
werden  wohl  gekauft,  aber  nicht  hergestellt  und  dem  gewohnlichen  Sprachge- 
brauch gemäss  sind  Forderungen  der  Regel  nach  nicht  zur  Verausserung, 
sondern  ziun  Einzug  bestimmt.  Allein  in  §  40,  zu  welchem  §  261  nur  eine 
Modifikation  darstellt,  fallen  die  Forderungen  unter  die  Vermögensgegenstände; 
ferner  sagen  §  261  ZiiT.  2  und  ZifT.  3  ganz  allgemein:  „andere  Vermogens- 
gegenstande'S  „sonstige  Gegenstande"  und  endlich  ist  bei  der  gnindl^enden 
Bedeutimg,  welche  der  Einteilung  aller  Güter  in  solche  mit  Tausch-  und  solche 
mit  Gebrauchswert  zukommt,  anzunehmen,  dass  der  Gesetzgeber  mit  dem  Gegen- 
satz „zur  Weiterverausscrung  bestimmt'^  und  „dauernd  zum  Geschäftsbetneb  be- 
stimmt" den  in  dieser  Hinsicht  zwischen  aUen  Vermögensgegenständen  be- 
stehenden Unterschied  hat  bezeichnen  wollen.  „Ziv  Weiterverausserung  bestimmt^ 
bedeutet  Umsatz  in  eine  andere  Wertform.  Eine  solche  li^  aber  bei  Forde- 
rungen nicht  bloss  vor,  wenn  sie  abgetreten,  sondern  auch,  wenn  sie  eingezogen 
werden.  Bei  nicht  zur  Abtretung,  sondern  zur  Mnxiehung  bestimmten  Forde- 
rungen ist  ihr  Veräu^serungswert  im  Sinne  des  Gesetzes  dargestellt  dundi  ihren 
Einxiekungswert.  Es  gibt  Forderungen  mit  Einziehung»-  und  solche  mit  Ab- 
tretungswert    Beide  haben  im  Sinne  des  Gesetzes  Verausserungswert. 

c)  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ergibt  sich  dann  rückwärts,  dass  die 
Forderungen  schlechthin  auch  unter  §  261  Ziff.  2  fallen').  Also  sind  auch 
Forderungen  mit  Herstellungspreis  als  im  Sinne  des  Gesetzgebers  liegend 
vorauszusetzen.  Es  gibt  hergestellte  wie  angeschaffte  Forderungen.  Die  ersteren 
sind  neu  entstehende  Forderungen,  die  zweiten  gegen  Entgelt  erworbene  be- 
stehende. Man  wende  nicht  ein:  Hergestellte  Forderungen  kennt  die  kauf- 
männische Sprache  nicht.  Sie  kennt  auch  keine  angeschafilen,  sondern  nur  ge- 
kaufte, eingetauschte  u.  s.  w. 

5.  Was  ist  nun  der  Herstellungspreis  bei  Forderungen?  Alles,  was  für 
ihre  Entstehung  besonders  aufgewendet  war.  Das  ist  aber  bei  dem  Gedanken 
wirtschaftlichen  Ausgleichs,  welcher  nahezu  allen  Handelsgeschäften  zu  Grunde 
liegt,  der  Wert  der  für  Entstehung  der  Forderung  aus  dem  Vermögen  ausge- 
gangenen Güter:  konkret  gesprochen:  der  Preis,  um  welcJien  die  Waren,  aus 
deren  Verkauf  die  Kaufpreisforderung  entstand^  verkauft  umrden.  Bestiinmt 
sich  der  Wert  der  angeschafften  Forderungen  nach  ihrem  eigenen  Kaufpreis, 
so  bestimmt  sich  der  Wert  der  hergesteÜten  Forderungen  nach  dem  Wert  da- 
dafür gelieferten  Waren  oder  Leistungen,  Zu  diesem  Satze  wird  die  neu 
entstehende,  die  hergestellte  Forderung  bewertet.  Ich  verkaufe  auf  Kredit  um 
100  Mk.  Waren.     An  Stelle  von  Warenkonto  100   tritt  Debitorenkonto  100. 

a)  Hieraus  ergeben  sich  aber  wichtige  Konsequenzen.  AUe  Forderwigen 
dürfen  in  unter  H.G.B.  §  261  Ziff.  2  fallenden  B.en,  also  insbesondere  w  den 
Jahresschlussbilanzen  der  A.en,  Kommanditgesellschaflen  auf  Aktien  und  Ver- 
sicfierungsverdne  auf  Qegenseitigkeii,  wenn  sie  im  Wege  der  entgeltlichen 
Abtretung  erworben  wurden,  höchstens  zu  ihrem  Anschaffungspreis^  wenn 
sie  aus  Warenverkäufen,  Dienstleistungen,  Miete  u.  s.  w.  entstanden^  höchstens 
zu  ihrem  Herstellungspreis  angesetzt  tverden^    d.  i.,  um  den  regulären  Fall  des 


^)  So  Ring  261,:  „Für  Forderungen  kommt  ein  Erwerbepreis  »nr,  wenn  sp 
aufgekauft  sind,  in  Betracht";  Makower  261  V  a  und  VI  b:  „Forderungen,  soweit . . . 
ausnahmsweise  ein  Anschaffungspreis  für  diesen  besteht*' 

*)  So  schon  oben  §  90 II. 
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Warenumsatzes  anzuführen,  höchstens  ^u  dem  Preise^  um  welchen  die  Waren 
verkauft  tvurden, 

b)  Mit  dieser  Auslegung  treten  wir,  was  die  Forderungen  mit  Her- 
stellungspreis, also  die  nicht  im  Wege  der  Abtretung  erworbenen  Federungen 
angeht,  aller  ^)  bisher  in  der  Literatur  vertretenen  Anschauung  ent^gen.  Die 
Bedeutung  des  Unterschiedes  zeigt  sich,  wenn  wir  zu  den  Beispielen  zurück- 
gehen, mit  welchen  wir  die  Lehre  von  der  Forderungs-  und  Verbindlichkeits- 
bewertung im  allgemeinen  in  §  175  VI*)  beleuchteten. 

a)  Wir  erklärten  nach  gemeinem  Handelsrecht  folgendes  für  zulassig. 
Ein  Kaufmann  kauft  15.  Dezember  100  Stück  Aktien  zum  Kurse  von  100 
gegen  Kassa  und  verkauft  sie  20.  Dezember  für  31.  Januar  zum  Kurse  von 
110.  Kassakurs  der  Papiere  sm  31.  Dezember  100,  Ultimokurs  für  nächstes 
Monat  110.     Wir  bezeichneten  es  als  statthaft,  zu  buchen: 


Effekten 100000 

Kaufpreisforderung    .     .     .     110000 


Lief erungs  Verbindlichkeit     .     100000. 


Gemäss  H.6.B.  §  261  Ziff.  2  darf  eine  A.  und,  was  ihr  gleichgestellt  ist,  nur 
buchen: 

Effekten 100000 

Kaufpreisforderung    .     .     .     100000      Lieferungsverbindlichkeit     .     100000. 

Denn  der  Herstellungswert  der  Kaufpreisforderung,  welcher  durch  den 
Wert  der  Lieferungsverbindlichkeit  dargestellt  ist,  gegen  deren  Eingehung  die 
Kaufpreisforderung  erworben  wurde,  betragt  nur  100000. 

Wir  wissen,  dass  die  ordnungsmässige  Buchführung  abgekürzt  bucht: 

Verkauft«  Aktien      .     .     .     110000  | 

In  diesem  Falle  folgt  aus  der  Sachnatur  der  Aktien,  dass  der  Wert- 
überschuss  der  Kaufpreisforderung  nicht  eingesetzt  werden  darf.  Denn  Bachen, 
also  auch  Wertpapiere  sind  Unbestrittenermassen  höchstens  zu  ihrem  An- 
t^chaffungspreis  zu  buchen.  Vom  Standpunkt  der  abgekürzten  Buchführung 
aus  erscheint  110000  als  Verkaufspreis  verkaufter,  aber  noch  nicht  gelieferter 
Wertpapiere.  Diese  dürfen  aber  höchstens  zu  ihrem  Anschaffungswerte  ange- 
setzt werden. 

Dass  Simon  und  Staub  sich  durch  diese  Erwägung  nicht  gebunden  er- 
achten^  wissen  wir  bereits*).  Es  sei  auch  gegenüber  dem  Wortlaut  von  H.Q.B. 
§  261  Ziff.  1  und  2  daran  festzuhalten,  dass  der  Kurs  110  „nicht  nur  den 
Wert  der  Aktien,    sondern    zugleich  den    Wert   des  Engagements"   enthalte*). 

')  Auch  Voldemdorff,  Kommentar  zum  Beichsgeeetz  über  die  Kommanditgesell- 
Hchaften  auf  Aktien  und  A.en  vom  18.  Juli  1884  in  der  Gesetzgebung  des  deutschen 
Reichs  I  4  (1885)  S.  688  Anm.  33,  denkt  nur  eventuell  an  eine  „analoge"  Anwendung 
von  §  261  Ziff.  1  und  2  auf  Forderungen.  Er  schreibt:  „Man  könnte  allerdings  daran 
denken,  dieselben  analog  auch  auf  Forderungen  anzuwenden,"  um  aber  hinzuzufügen: 
„Allein  die  Pfandbriefinstitute  würden  sehr  eekränkt  sein ,  wenn  sie  gezwungen  waren, 
künftiff  nicht  den  Nominalbetrag  ihrer  Darlehen,  sondern  nur  den  Betrag,  welchen  der 
Schulaner  effektiv  erhalten  hat,  in  ihre  B.en  aufzunehmen."  Er  denkt  dabei  an  den 
Abzug  der  sog.  Abschlu88provisi<men  (s.  oben  §  88  III  A  1  b.  Anm.).  Indes  der  Grund 
ist  nicht  stidmaltig.  Ob  ihre  Darlehen  unter  §  261  Ziff.  1  und  2  fallen  oder  nicht, 
immer  dürfen  zwar  die  Banken  ihre  Darlehen  zum  Rückzahlungsbetrage  ansetzen,  aber 
andererseits  ist  die  Abschlussprovision  auch  immer  als  eingegangener,  aber  noch  nicht 
verdienter  C^ewinn  verhältnismässig  als  Passivposten  einzustellen. 

«)  Oben  8.747  ff. 

»)  8.  oben  §  90  II  4. 

«)  lernen  185,  352. 
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Allein  es  musB  doch  bei  Ausl^ung  des  Gesetzes  von  der  Auffassung  der 
tatsachlichen  Vorgange  ausgegangen  werden,  welche  in  den  Kreisen  heirscht, 
(leren  Rechtsverhältnisse  vom  6.  geregelt  werden.  In  der  Sprache  ordnungs- 
mässiger  kaufmännischer  Buchführung  aber  fallen  derartige  Verkaufe  allein 
unter  den  Begriff  „verkaufte  Warefn^\  Der  in  Wirklichkeit  damit  verbundene 
Forderungsgedanke  tritt  gar  nicht  hervor.  Wird  aber  der  Ausdruck  „verkaufte 
Waren  (Wertpapiere)**  völlig  durch  den  Wortlaut  einer  gesetzlichen  Bestimmung 
gedeckt,  dann  ist  die  Auslegung  auch  an  diesen  Wortlaut  gebunden. 

(S)  Das  zweite  Beispiel  ist:  Der  Kaufmann  hat  die  Aktien,  die  er  für 
Ultimo  Januar  verkauft,  noch  nicht  in  Händen^  aber  den  Kauf  hierüber  bereits 
und  zwar  zimi  Kurs  100  abgeschlossen^). 

Nach  allgemeinem  Handelsrecht  darf  hier  gebucht  werden: 

Effektenkaufpreisforderung  .     100000  | 

aber  nicht  nach  Aktienrecht  Hierüber  besteht  nur  eine  Meinung.  Aber 
warum?  Die  Begründung  aus  dem  WorÜaui  des  6.  fehlt.  „Der  Gewinn  sei 
noch  nicht  realisiert**');  „bei  schwebenden  Kaufengagements  müsse  der  Ao- 
schaffungskurs  (der  Waren)  als  Höchstbetrag  gelten**^);  „das  den  Bilanzvor- 
schriften des  Aktienrechtes  zu  Grunde  liegende  PHnzip  gehe  dahin,  dass  nicht 
eingeheimste^  wenn  auch  noch  so  sichere  Gewinne  nicht  ansatzfahig  seien""; 
„dass  gewinnbringende  Engagements  in  der  B.  Ausdruck  finden  dürften,  sei 
nicht  anzunehmen***).  Warum  diese  Umschweifet  Der  unmittelbare  Gesetzes- 
text gibt  die  Antwort:  alle  Vermogensgegenstande  dürfen  höchstens  zu  ihrem 
Herstellungspreise  bewertet  werden,  also  auch  Forderungen.  Der  HersteUung$- 
wert  der  Forderung  aus  dem  schwebenden  Verkaufsgeschäft  beträgt  aber  ledig- 
lich 100000;  das  ist  der  Wert  der  gegenüberstehenden  Lieferungsverpflichtung. 
6.  Die  Folgerungen  aus  unserer  Auslegung  gehen  noch  weiter.  Sie  gelten 
selbstverständlich  nicht  bloss  für  Geld-,  sondern  auch  für  andere  Forderungen. 
Eine  A.  kauft  15.  Dezember  100  Aktien  für  Ultimo  Januar  nächsten  Jahres 
zum  Kurse  100.  31.  Dezember  stehen  die  Papiere  110.  Um  was  es  sich 
handelt,  das  ist  die  Bewertung  einer  Forderung  auf  Lieferung  von  100  Aktiea 
Zu  buchen  ist  an  sich: 

Effektenlieferungsforderung      100000  |  Effektenkaufpreisschuld .     .     110000. 

Aus  welchem  Grunde  darf  der  Wert  der  Forderung  nicht  um  10000  erhöht 
werden? 

Simon^)  meint,  man  werde  den  Anschaffung^xa^  (der  Wertpapiere)  ancb 
bei  schwebenden  Kaufengagements  als  Höchstbetrag  ansehen  müssen.  Allein 
wie  soll  hier  der  Ansdiaffungskurs  der  Wertpapiere  massgebend  sein?  Dit 
Bestimmungen  des  Gesetzes  hierüber  beziehen  sich  doch  nur  auf  eigene  Effekten. 
Hier  stehen  aber  Effekten  in  Frage,  welche  der  Gesellschaft  weder  wirtechaft- 
lieh  schon  zugehören  noch  gar  schon  bei  ihr  eingegangen  sind.  Der  wiAliche 
Grund  ist:  Forderungen  dürfen  im  Aktienrecht  höchstens  zu  ihrem  Herstellungs- 
werte  angesetzt  werden.  Der  Aufwand  für  Entstehung  der  Lieferungsfordening 
besteht  aber  in  Eingehung  einer  Kaufpreisschuld  im  Werte  von  nur  100000  ML 


*)  Oben  §  175  V  2  a. 
>)  So  Sinum  353;  s.  oben  § 90  H  4  a. 
')  Staub  261,,  (dazu  oben  §  90  II  4  b). 
♦)  Bing,  A.  602  und  608  mit  Bing  261 

»)  S.  353. 
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B.  Wir  haben  bisher  ex  professo  nur  von  der  Umgestaltung  gesprochen, 
welche  die  Bewertung  der  einfachen  Forderungen  im  Aktien-  und  Versicherungs- 
recht empfängt  Es  wäre,  rein  systematisch  betrachtet,  noch  zu  reden  von  der 
Bewertung  der  in  Wertpapieren  verkörperten  Forderungen.  Allein  die  Beweis- 
führung, dass  auch  nicht  wertpapierartig  verbriefte  Forderungen  unter  H.G.B. 
§  261  Ziff.  2  fallen,  hat  es  nötig  gemacht,  die  Gnindsätze  des  H.G.B.  über 
aktienrechtliche  Wertpapierbewertung  bereits  in  diesem  anderen  Zusammenhange 
zu  erörtern.     Wir  verweisen  daher  hierauf  zurück. 

C.  Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  die  Vorschrift,  die  Vermögensgegenstande 
höchstens  zu  ihrem  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreise  zu  bewerten,  laut 
Gesell8ch.-G.  §  42  Ziff.  1  bei  Oesellschaßen  m.  b.  H.  lediglich  für  Betriebs-, 
nicht  für  Veräusserungsgegenstände  gilt.  Ihre  Anwendung  auf  Forderungen 
ist  im  Rechte  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  somit  fast  nahezu  unpraktisch.  Denn 
Forderungen  sind,  wie  wir  wissen^  mit  verschwindenden  Ausnahmen  Veräusserungs- 
g^enstande^). 

D.  Endlich  Bestimmungen  mir  des  Rechtes  der  Oeaeüschaften  m.  h.  H. 
bezw,  des  Versicherungsrechtes  und  zwar  des  Versicherungsverwaltungsrechtes. 
Für  das  Becht  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  kommt  nur  eine  Bestimmung  in 
Betracht:  Nach  H.G.B.  §  40  muss  jede  Forderung  mit  Gegenwartswert^  wenn 
ihr  keine  gleichwertige  Verbindlichkeit  gegenübersteht,  in  die  B.  eingesetzt 
werden.  Nach  Gesell8ch.-G.  §  42  Ziff.  3  darf  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  mit 
einem  Preisgaberecht  des  Gesellschafters  behaftete  Nachschussansprüche  auch 
dann  unbewertet  lassen,  wenn  Ausübung  des  Preisgaberechtes  nicht  befürchtet 
zu  werden  braucht^). 

E.  Die  Bestimmungen  des  Versiclierungsrechtes  sind  enthalten  in  den 
Vorschriften  des  öffentlichen  Versicherungsrechtes  über  bindende  Beleihungs- 
grenzen.  Die  Grenze  des  yysicheren*^  Forderungswertes  bildet  auch  die  Höchst- 
grenze des  Bilanzwertes  der  Forderung. 

1.  a)  Nach  deutschem  Pr.V.G.  §§  59  und  63  darf  die  Anlegung  der 
den  allgemeinen^)  Prämienreservefonds  für  Lebensversicherung  und  lebensver- 
sicherungsähnliche Kranken-  und  Unfallversicherung  bildenden  Bestände  dauernd 
nur  erfolgen: 

a)  in  unbedeckten  verbrieften  Forderungen  des  Reiches  und  der  deutschen 
Gliedstaaten;  in  Schuldverschreibungen,  deren  Verzinsung  vom  Reiche  oder 
Staat  gewährleistet  ist;  in  Wertpapieren  von  inländischen  kommunalen  Körper- 
schaften oder  Kreditanstalten  solcher,  sofern  dieselben  vom  Bundesrat  für 
mündelflicher  erklärt  sind; 

ß)  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  in  sonstigen  Schuldver- 
schreibungen inländischer  kommunaler  Körperschaften  und  Schul-  und  Kirchen- 
gemeinden, wofern  diese  Schuldverschreibungen  entweder  von  Seiten  des 
Gläubigers  kündbar  sind  oder  einer  regelmässigen  Tilgung  unterliegen; 

y)  bis  höchstens  zum  zehnten  Teile  des  Prämienreservefonds  in  Wert- 
papieren, welche  nach  landesgesetzlichen  Vorschriften  zur  Anlegung  von 
Mündelgeld  zugelassen  sind,  sowie  in  solchen  Inhaberpfandbriefen  deutscher 
HjpothekenoA^tenbanken,  welche  die  Reichsbank  in  Klasse  I  beleiht;  end- 
lich aber 

d)  in  folgenden  Werten:  aa)  sicheren  Hypotheken,  Grundschulden  und 
Rentenschulden  an   inländischen  Grundstücken,   ßß)  in   der  Beleihung  sicherer 

')  §21  rV  A  2  e;  §  168  III  A  2. 

*)  Hierzu  schon  oben  §§  48  II  u.  117  IX  B  2  b;  femer  Stern,  Art  Nachschusa. 
')  Gegensatz:  der  etwa  vorhandene  besondere  Prämienreservefonds  für  das  aus« 
ländische  Yendcheningsgeschäft  (Pr.V.G.  57  Abs.  1). 
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Hypotheken  oder  solcher  Wertpapiere,  in  welchen  nach  lit  a  und  y  dne  An- 
legung der  Fondsbestande  gestattet  ist,  yy)  in  Beleihung  eigener  Policen. 

b)  In  Bezug  auf  die  in  lit.  a  <3  angeführten  Anl^^gsweisen  stellt  das 
G.  Beleihungsgrenzen  auf  ^): 

a)  Die  Sicherheit  einer  Hypothek,  Grund-  oder  Rentenschuld,  in  welcher 
Anlegung  stattfindet^  darf  angenommen  werden,  wenn  die  Beleihung  60  Prozent 
des  Wertes^)  dos  Grundstückes  nicht  übersteigt.  Hat  die  Zentralbehörde  eines 
Bundesstaates  die  Beleihung  landwirtschaftlicher  Grundstücke  ihres  Gebietes 
Hypothekenbanken  bis  zu  66^/3  Prozent  ihres  Wertes  gestattet,  so  darf  die 
Sicherheit  auch  von  Versicherungsunternehmungen  bei  solcher  Beleihung  noch 
angenommen  werden. 

ß)  Wertpapiere,  in  welchen  die  Anlegung  gestattet  ist,  dürfen  nur  bis 
zu  75  Prozent  ihres  Nennwerts,  sofern  aber  der  Kurswert  niedriger  ist,  bis  zu 
75  Prozent  des  Kurswertes  beliehen  werden. 

y)  Die  Policenbeleihung  anlangend,  so  sollen  die  allgemeinen  Verskjhe- 
rungsbedingungen  Bestimmung  über  den  „Umfang  der  Beleihung''  treffen. 

c)  Die  dem  Pramienreservefonds  zugehörigen  bezw.  verpfändeten  Hypotheken, 
Grund-  und  Rentenschulden  und  Wertpapiere,  d.  h.  richtiger  die  dadurch  gedeckten 
Darlehensforderungeu  sind  in  das  Pramienreservefondsregister  einzutragen'). 
Da  die  Mittel  des  Pramienreservefonds  zur  Deckung,  d.  h.  zum  rechnerischen 
Ausgleich  des  Passivpostens  Pramienreserve  zu  dienen  haben  ^),  dürfen  die  ge- 
nannten Forderungen  auch  als  i^n^taktivum  nicht  höher  bewertet  werden,  als 
bis  zu  dem  Betrage,  bis  zu  welchem  sie  zum  rechnerischen  Ausgleich  der 
Pramienreserve  dienen.  Dieser  Wert  der  Darlehen  ist  auch  der  Wert,  welcher 
ihnen  für  den  Bilanztag  bei  Bilanzaufnahme  beizulegen  ist  und  mit  welchem 
sie  daher  auch  in  die  B.  einzusetzen  sind.  Ihr  Deckungswert  stellt  auch  ihren 
Bilanzwert  dar. 

2.  a)  Nach  österreichischem  Ver8.-Reg.  §  30  Ziff.  8  sind  zur  Bedeckung 
der  Pramienreserven  bei  Lebens-,  Feuer-,  Transport-,  Hagel-  und  Unfallversicherung 
Darlehen  allein  geeignet,  wenn  sie  auf  mündelsichere  inlandische  Wertpapiere 
gegeben  werden,  und  auch  dann  nur,  sofern  die  Verpfändung  80  Prozent  de;? 
börsenmässigen  Kurswertes  der  Papiere  nicht  ül)ersteigt  Ist  bei  verlosbaren 
Papieren  der  nach  dem  Verlosungsplan  abzüglich  der  Gebühren  entfallende 
Mindestbetrag  niedriger,  so  bildet  er  die  Grenze. 

b)  Darlehen  auf  eigene  Lebeusversicherungspolioen  dürfen  keinesfalls  über 
den  Betrag  des  Rückkaufs  wertes  gewährt  werden. 

II.  Hypothekenbankgesetz.  J^z^etSpezialbestimmungenüberFordenmgs- 
bewertung  enthält  auch  das  deutsche  Hypothekenbankgesetx, 

A.  1.  a)  In  §  6  Abs.  3  schreibt  es  vor:  „Steht  der  Bank  eine  Hypothek 
au  einem  Grundstücke  zu,  das  sie  zur  Verhütung  eines  Verlustes  an  der 
Hypothek  erworben  hat*),    so   darf  diese   als  Deckung  von  Hypothekenpfand- 


0  §  60  und  §  9  Nr.  8. 

«)  S.  hierüber  §  176. 

»)  Pr.V.G.  57  Abs.  3  und  Bandschreiben  des  Aufsichtsamtes  für  Privatversiche- 
rung  betr.  die  Formulare  für  das  Prämienreserveregister  vom  22.  Dezember  1902  (Ver- 
öffentlichungen Jahrg.  II  S.  Iff.).    Dasselbe  sieht  z.  B.  Formulare  vor  für  Nachweisong 

a)  der  dem  Pramienreservefonds  zugehörigen  Hypotheken,  Grund-  und  Rentcnschnlden, 

b)  der  zu  Gunsten  desselben  verpfändeten  Hypotheken  u.  s.  w.,  c)  der  dem  Fonds^  zn- 
gchörigen  Wertpapiere  und  Schuldverschreibungen,  d)  der  ihm  verpfändeten  Wer^pierp, 

c)  der  ihm  angerechneten  Policenbeleihungen.    Dazu  oben  §  176  V  2  b. 

*)  Pr.V.G.  61  Abs.  3  und  dazu  oben  §  148  VI. 
»)  Oben  §  170  H  B. 
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briefen  höchstens  mit  der  Hälfte  des  Betrages  in  Ansatz  gebracht  werden,  mit 
welchem  sie  vor  dem  Erwerb  des  Grundstücks  durch  die  Bank  als  Deckung 
in  Ansatz  gebracht  war/' 

Hinzugefügt  sei,  obwohl  es  sich  da  nicht  mehr  um  Forderungen  handelt, 
dass  das  G.  in  §  40  Abs.  2  dasselbe  auch  für  Grundsckulden  bestimmt 

b)  Weil  nach  den  Vorschriften  des  deutschen  Reichsgesetzes  über  Zwangs- 
versteigerung und  Zwangsverwaltung  vom  20.  Mai  1898  §  52,  wenn  die  Bank 
die  Zwangsversteigerung  des  Grundstückes  selbst  betreibt,  die  ihr  an  dem 
Grundstück  zustehenden  Hypotheken  und  Grundschulden  erlöschen,  da  sie 
nicht  in  das  geringste  Gebot  fallen,  schreibt  das  Hypothekenbankgesetz  in 
Hinblick  darauf,  dass  es  wohl  meistens  die  Bank  selbst  ist,  welche  den  Zwangs- 
verkauf betreibt,  weiter  vor,  dass,  wenn  die  Bank  das  Grundstück,  an  dem 
ihr  eine  Hypothek  oder  Grundschuld  zusteht,  erwirbt  und  an  Stelle  der  ge- 
löschten Hypothek  oder  Grundschuld  für  sich  eine  'EA^ixinm^Tgrundschuld  ein- 
tragen lass^  auf  diese  die  genannte  Vorschrift  des  §  6  Abs.  3  entsprechend 
Anwendung  zu  finden  habe. 

2.  Soweit  die  Hypothekenbank  berechtigt  ist,  die  fehlende  Hypotheken- 
deckong  einstweilen  durch  Wertpapiere  zu  ersetzen,  ist  sie  im  Interesse  erhöhter 
Sicherheit  der  Deckung  verbunden,  dieselben  höchstens  mit  einem  Betrage  in 
Ansatz  zu  bringen,  der  um  5  Prozent  des  iVcwnwertes  unter  dem  jeweiligen 
Börsenpreise  bleibt  In  Betracht  kommen  lediglich^)  Schuldverschreibungen 
von  Reich  und  Bundesstaaten^). 

B.  1.  Die  Vorschriften  betreffen  unmittelbar  nur  die  Bewertung  der  Wert- 
papiere als  Pfandbriefdeckungsmittel,  nicht  als  Bilanzgegenstand.  Allein  in  die 
B.  werden  nicht  bloss  die  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefe,  sondern  auch 
die  zu  ihrer  Deckung  bestimmten  Hypotheken  und  Wertpapiere  eingestellt*). 
Zwischen  beiden  Posten  besteht  eine  wirtschaftliche  Beziehung.  Hypotheken 
und  Wertpapiere  dienen  zur  Sicherung  der  Pfandbriefgläubiger.  „Durch 
Hypotheken  von  mindestens  gleicher  Höhe"^)  sind  die  Pfandbriefe  zu  decken. 
Bei  dieser  Sachlage  ist  anzunehmen,  dass  Hypotheken  und  sie  provisorisch  er- 
setzende Wertpapiere  auch  in  der  B.  nicht  höher  bewertet  werden  dürfen  ds 
im  Hypothekenregister,  eine  Schlussfolgerung,  deren  Richtigkeit  zur  Gewissheit 
wird,  wenn  wir  in  §  24  hören,  dass  Gesamtbetrag  der  im  Umlauf  befindlichen 
Hypothekenpfandbriefe  nach  ihrem  Nerifiwerte  und  Gesamtbetrag  der  zu  ihrer 
Deckung  bestimmten  Hypotheken  und  Wertpapiere  „in  getrennten  Posten*^, 
d.  h.  als  selbständige  Posten  in  der  Jahresbilanz  vorzutragen  seien.  Was  sollte 
dies  für  eine  andere  Bedeutung  haben  als  die,  den  Interessenten  ziffernmässig 
vor  Augen  zu  führen,  ob  dem  Rechtssatze  des  §  6  Abs.  1  Genüge  geschehen 
sei,  wonach  „der  Gesamtbetrag  der  im  Umlauf  befindlichen  Pfandbriefe  in  Höhe 
des  Nennwerts  jederzeit  durch  Hypotheken  von  mindestens  gleicher  Höhe  und 
mindestens  gleichem  Zinsertrage  gedeckt  sein  muss"? 

2.  Auf  der  anderen  Seite  folgt  aus  der  Notwendigkeit  grundsätzlicher 
Unterscheidung  zwischen  Wertpapier  (oder  Hypothek)  als  Bestandteil  des 
Pfandbriefdeckungsfonds  und  als  Bilanzgegen stand,  dass  das  Wertpapier  an 
sich  als  Bilanzposten  niedrigerer  bewertet  werden  kann,  als  als  Deckungsposten. 
Allein  aus  der  Tatsache,    dass  das,   was  das  G.   als  Notwendigkeit  der  Pfand- 


')  §  6  Abs.  4. 

*)  Dazu  rechnet  auch,  obwohl  nicht  ausdrücklich  gleichgestellt,  gemäss  seiner 
Staatsnatur,  das  Beichsland  Elsass-Lothringen. 
•)  Hyp.B.G,  §  27  Ziff.  1  und  7. 
*)  Hyp.B.G.  §  6  Abs.  1. 
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briefdeckuDg  verlangt,  von  ihm  nur  als  Minimum  der  Pfandbriefdeckung  gemdnt 
ist  —  „Hypotheken  von  mindestens  gleicher  Höhe  und  mindestens  gleichem 
Zinsbetrage"  (§  6  Abs.  1);  in  der  Zwangsversteigening  erworbene  Hypotheken 
„höchstens"  mit  50  Prozent  ihres  früheren  Wertes  anzusetzen  u.  s.  w.  —  folgt, 
dass,  was  für  die  Wertpapiere  als  Bilanzgegenstande  gilt,  auf  sie  auch  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Pfandbriefdeckungsmittel  Anwendung  findet  Wenn  der  An- 
schaffungskurs  der  zur  Pfandbriefdeckung  dienenden  Wertpapiere  mehr  als 
5  Prozent  ihres  Nennwerts  unter  deren  Börsenpreis  am  Bilanztag  sieht,  so 
sind  diese  Wertpapiere  nicht  nur  in  der  B.,  sondern  auch  im  Deckungsregister 
höchstens  zmn  Anschaffungskurse  zu  bewerten. 

in.  Notenbankenrecht.  Endlich  enthält  das  deutsche  Bankgesetz 
vom  14.  März  1875  Spezialbestimmungen  über  Forderungsbewertung. 

A.  Nach  §  44  des  zitierten  G.  ist  es  Privatnotenbanken,  deren  Noten 
auch  ausserhalb  des  Btaates,  der  ihnen  die  Notenausgabebefugnis  erteilte,  zu 
Zahlungen  gebraucht  werden  dürfen  —  das  sind  alle  ausser  der  Braunschweig- 
sehen  Bank  — ,  verboten,  ihre  Betriebsmittel  in  anderen  Geschäften  anzulegen,  als 
denjenigen,  welche  RJB.G.  §  13  Ziff.  1 — 4  der  Reichsbank  gestattet. 

B.  Hieraus  folgt  für  unsere  Frage:  Die  Privatnotenbanken  dürfen 
lombardieren. 

1.  a)  Zinstragende  oder  spätestens  nach  einem  Jahre  fällige  und  auf  den 
Inhaber  lautende  Schuldverschreibungen  des  Reiches,  eines  deutschen  Staate 
oder  inländischer  Korporationen,  b)  zinstragende  Inhaberschuldverschreibungen, 
deren  Zinsen  vom  Reiche  oder  von  einem  Bundesstaate  garantiert  sind,  c)  voll 
einbezahlte  Stamm-  und  Stammprioritätsaktien  und  Prioritätsobligationen  deutscher 
Eisenbahngesellschaften,  deren  Bahnen  in  Betrieb  befindlich  sind,  d)  Pfandbriefe 
und  Kommunalöbligationen  unter  staatlicher  Aufsicht  stehender  deutscher  Boden- 
kreditinstitute Deutschlands,  xu  höchstens  75  Prozent  ihres  Kurswertes. 

2)  Zinstragende  Inhaberschuldverschreibungen  nichtdeutscher  Staaten,  so- 
wie staatlich  garantierte  ausländische  Eisenbahnprioritätsobligationen  bis  höchstens 
50  Prozent  des  Kurswertes. 

3)  Wechsel,  welche  anerkannt  solide  Verpflichtete  aufweisen,  mit  einem 
Abschlage  von  mindestens  5  Prozent  ihres  Kurswertes. 

4)  Im  Inlande  lagernde  Kaufmannswaren  höchstens  bis  zu  66^/3  Prozent 
ihres  Wertes. 
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§  179. 

Wir  haben  bisher  nur  von  der  normalen  Bewertung  der  Forderungen 
gesprochen.  Ansetzung  der  Forderungen  zu  ihrem  Anschaffungs-,  Herstellunps- 
oder  Abtretung»-  oder  Börsen-  und  Marktwert  hat  im  allgemeinen  wie  im  be- 
sonderen Handelsrecht  zur  Bedingung,  dass  die  Forderung  eiiie  „sichere"  \)  fc»t 
Unsichere  Forderungen  dürfen  nicht  zu  ihrem  Nennbetrag,  nominellen  Ein- 
ziehungswert angesetzt  werden,  sondern  nur  zu  ihrem  tatsächlichen  *).  „Zwäfd- 
hafte  Forderungen,    lautet   die  Begel  des   alten    (Art  31  Abs.  3)    und   neuen 


>)  B.G.B.  1807  Abs.  1  und  2:  „Sichere  Hypothek";  Pr.V.G.  60. 
')  Ausserdem  ist  selbstverständlich  bei  allen  im  Ausland  zahlbaren  FordanDgeo 
der  KurtMtand  der  auswärtigen  Währung  zu  beachten. 
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H.Q.B.  (§  40  Abs.  3),  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  anzusetzen, 
uneinbringliche  Forderungen  abzuschreiben."  Zweifelhaftigkeit  liegt  vor,  wenn 
Umsatz  in  Geld  oder  Geldeswert  in  vollem  Betrage  unwahrscheinlich  ist» 
Uneinbiinglichkeit,  wenn  jede  Realisiening  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  er- 
warten steht  ^). 

I.  Zweifelhaftigkeit  und  Uneinbringlichkeit  kann  auf  rechtlichen  oder  auf 
talsäehliehen  Gründen  beruhen.  Indes  hat  der  Unterschied  keine  hervorragende 
Bedeutung.  Worauf  es  ankommt^  ist  die  wirtschaftliche  Wirkung  des  Grundes. 
Für  den  Wert  eines  Gegenstandes  sind  wirtschaftliche  Qualitäten  ausschlag- 
gebend. Ob  rechtlich  oder  nichtrechtlicher  Natur,  was  massgibt,  ist  die 
wirtschaftliche  Wirkung  des  Grundes.  Es  kann  eine  Forderung  rechtlich  klag- 
bar und  wirtschaftlich  wertlos  und  ebenso  rechtlich  nicht  einklagbar  und  wirt- 
schaftlich vollwertig  sein.  Im  Auge  zu  behalten  ist,  dass  nach  ihrer  Eigenschaft 
als  Vermdgensgegenstande  auch  für  Forderungen  gemäss  H.G.B.  §  40  Abs.  2 
(Art.  31  Abs.  2)  der  Bilanzwert  jedes  Gegenstandes  nach  dem  Werte  bemessen 
werden  muss,  welchen  er  für  jeden  verständigen  Besitzer  des  betreffenden  Ge- 
schäftes hätte  ^). 

A.  Zweifelhaftigkeit  und  Uneinbringlichkeit  mis  rechtlichen  Gründen, 

1.  Nicht  jede  Forderung,  die  bestritten  wird  (streitige  Forderung),  ist  aus 
diesem  Grunde  schon  zweifelhaft.  Werden  vom  Schuldner  gegenüber  klaren 
Ansprüchen  Einwendungen  erhoben,  welche  offenbar  nur  der  Prozessverschleppung 
dienen  sollen,  so  liegt  noch  keine  dubiose  Forderung  vor'). 

2.  Forderungen,  welchen  ein  Rechtseinwand  entgegengesetzt  werden  kann, 
sind  darum  nicht  schlechthin  uneinbringlich*)  oder  nur  zweifelhaft.  Wohl  ge- 
nügt zur  Ansetzung  mit  vollem  Betrag  nicht  die  allgemeine  Erwägung,  ehren- 
hafte Leute  erheben,  wenn  sie  an  sich  den  Anspruch  anerkennen  müssen,  nicht 
die  Verjahrungseinrede,  anständige  Leute  unterlassen  den  Differenzeinwand.  Aber 
wenn  nach  der  Lage  des  konkreten  Falles  sicher  angenommen  werden  darf,  dass 
dieser  Schuldner  jedem  verständigen  Besitzer  des  Geschäftes  die  Schuld  bezahlen 
wird,  trotzdem  sie  bestimmt  oder  möglicherweise  nicht  klagbar  oder  durch  Ein- 
rede entkräftbar  ist^  darf  die  Forderung  in  ihrer  vollen  Höhe  bewertet  werden ; 
und  sogar,  sofern  sich  mit  Sicherheit  nur  erwarten  lässt,  dass  der  Schuldner 
dem  gegenwärtigen  Inhaber  gegenüber  von  einer  Einrede  absehen  wird,  liegt 
keine  Ursache  vor,  unter  dem  Vollwert  einzustellen^  wenn  die  Forderung  vom 
gegenwärtigen  Geschäftsbesitzer  selbst  zum  Einzug  gebracht,  nicht  abgetreten 
werden  soll  Ist  es  nicht  als  sicher,  sondern  nur  als  wahrscheinlich  voraus- 
zusetzen, dass  die  Einrede  unterbleibt^  so  ist  die  Forderung  als  dubiose  niedriger 
zu  bewerten*). 

a)  Von  diesem  Gresichtspunkte  aus  ist  die  verjährte  Forderung  jedenfalls 
nicht  im  geringsten  abzumindern,  wenn  sie  durch  Pfand  voll  gedeckt  ist. 
Denn  nach  B.G.B.  §  223  hindert  die  Verjährung  eines  Anspruches,  für  den 
eine  Hypothek  oder  ein  Pfandrecht  besteht,  den  Berechtigten  nicht,  seine  Be- 
friedigung aus  dem  verhafteten  Gegen  stände  zu  suchen®).  Aber  auch,  wenn 
die  verjährte  Forderung  unbedeckt  ist,  ist  sie  nicht  ohne  weiteres  als  unein- 
bringlich   abzuschreiben^    sondern    es    ist    nach   Lage    des   einzelnen  Falles    zu 


")  Vgl.  oben  §  21  IV  A  2  e. 

•)  Vgl.  oben  §  23  VH. 

*)  Simon  419. 

^)  A.  M.  grundsätzlich  Lehmann  40,. 

•)  So  Simon  4:19t;  Staub  40.. 

')  Bo  auch  Lehmann  40«. 
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würdigeD,    in    welchem  Masse  die  Zahlung  vom   Schuldner    trotzdem   erwartet 
werden  darf. 

b)  Nicht  einklagbare  Forderungen,  wie  aus  Differenzgeschäften,  smd  ab- 
zumindern oder  ganz  abzuschreiben,  sofern  der  Gläubiger  nicht  mit  voller 
Sicherheit  auf  den  Eingang  der  Forderung  t3X)tz  Klaglosigkeit  rechnen  kanii^). 

3.  Rechtlich  uneinbringlich  wird  eine  Forderung,  sobald  über  sie  ein 
Vergleich  oder  Zujangsvergleich  geschlossen  wird,  durch  welchen  der  Gläubiger 
auf  sie  ganz  oder  teilweise  verzichtet 

4.  Das  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  3  gestattet,  Naehschttssanspriiehe^  von 
deren  Erfüllung  sich  der  Gesellschafter  durch  Preisabgabe  seines  Geschäftd- 
anteils befreien  kann,  schlechthin  als  aus  Bechtsgründen  uneinbringlich  za  be- 
handeln.    Vgl.  §  178  I  D. 

5.  Selbstverständlich  sind  rechtlich  und  wirtschaftlich  nicht  exbtierende 
Forderungen  unbewertbar.  So  hat  der  Bankier  kein  Rückforderungsrecht  aus 
bereits  abgewickelten  Börsentermingeschäften  in  Bergwerks-  oder  Fabrikan- 
teilen,  sofern  er  gewusst  hat,  dass  er  wegen  Klaglosigkeit  dieser  Geschäfte 
zur  Erfüllung,  die  er  betätigte,  nicht  verpflichtet  war  (B.GJB.  §  814)*). 
Dagegen  können  Forderungen  schon  vor  ihrer  rechtlichen  Existenz  wirtschaft- 
lichen Wert  besitzen'). 

B.  Zweifelhaftigkeit  und  Uneinbringlichkeü  aus  tatsächlichen  Gründen 
können  sich  ergeben^): 

1.  Aus  der  Prozesslage  der  eingeklagten  Forderung  (n^ichtälige  Rechts- 
anschauung des  Erstrichters,  ungünstige  Zeugenaussagen)  oder  aus  der  Schwierig- 
keit oder  rechtlichen  oder  tatsächlichen  Unmöglichkeit  der  Verfolgung  des 
auslandischen  Schuldners,  oder  sonst  aus  mangelnder  Sicherheit,  Schnelligkdt 
der  Rechtspflege  oder  zu  starker  Höhe  der  Grerichts-  oder  Prozesskosten. 

2.  Aus  der  teilweisen  oder  gänzlichen  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners., 
wenn  die  Forderung  eine  unbedeckte  ist^). 

8.  Aus  Wertrückgang  oder  Wertlosigkeit  des  Pfandes,  Sjahlungsunföhigkeit 
des  Bürgen*)  oder  Garanten  (Wechselgaranten). 

4.  Aus  Veränderungen  der  allgemeinen  Konjunktur  u.  s.  w. 

5.  Bei  Nachschussansprüchen  aus  der  Tatsache,  dass  der  stichhaltige 
Einwand  zu  erwarten  ist,  die  eingeforderten  Nachschüsse  seien  für  die  Zwecke 
der  Liquidation  nicht  erforderlich'). 

II.  Zu    erörtern    ist   noch    die    Frage    der    KoüektivabschreHmng  an  der 

Gesamtsumme  der  Geschäftsausstände  oder  gewisser  Gruppen   der  Debitoren*). 

A.  Es  werden   hier  nicht   die  einzelnen  Forderungen   nach   dem   Grade 


')  Vgl  Simon  im  Bankarchiv  Jahrg.  II  (1903)  S.  68. 

«)  Ebenda. 

»)  Oben  §  77. 

«)  Vgl.  Simon  421. 

')  So  richtet  sich  z.  B.  nach  der  Bonität  der  Schulder,  mit  welchen  Betra^n 
die  Ansprüche  auf  noch  nicht  einbezahlte  Aktien,  Nachschüsse  und  sonstige  Geschäfte 
einlageu  anrosetzt  werden.  Vgl.  aach  Staub,  G.-G.  42^4.  Gegen  diesen  Grundsatz  voralkm 
hat  die  1902  zusammengebrochene  Leipziger  Bank  gefehlt,  indem  sie  ihre  kolossalen 
unbedeckten  Wechself oraerungen  gegen  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  der  Kasseler 
Trebertrocknungsgesellschaft  voll  ^wertete.     Vgl.  unten  §§  198  f. 

•)  Verboten  ist  also  z.  B.  Vollbewertung  einer  Hypothekenforderun^,  wenn  das 
Pfandgrundstück  sich  als  überbewertet  erweist  —  Von  grosser  Bedeutung  ist  auch,  ob 
die  Hypothek  eine  erststellige  ist  oder  nicht. 

')  Oben  §  175  V  Ib. 

")  Vgl.  Simon  139;  Beisch  1  265  Anm.  2;  Lehmann  40,;  Beichager.  in  ZinU. 
22  S.  164. 


§  180.  Bewertung  der  Verbindlichkeiten.  783 

ihrer  Sicherheit  eingeschätzt  und  hieraus  eine  Gresamtabschreibungssumme  durch 
Zusammenzählen  gewonnen,  sondern  ohne  Aufsuchen  spezieller  Gründe  für  die 
einzelnen  Ausstände  wird  nach  allgemeiner  Geschäftserfahrung  der  Unter- 
nehmungsart oder  im  Hinblick  auf  den  Wechsel  von  Aufgang  und  Niedergang 
des  wirtschaftlichen  Lebens  überhaupt  an  allen  Debitoren  entweder  jährlich 
eine  prozentual  gleichmässige  oder  von  Zeit  zu  Zeit  eine  ausserordentliche  Ab- 
schreibung vorgenommen. 

B.  Die  Bildimg  eines  echten  Reservefonds  ^),  einer  Speziaireserve  im 
echten  Sinne,  liegt  hier  so  wenig  vor,  wie  bei  der  Kollektivabschreibung  auf 
ein  Betriebsganxes  bildende  Aktiva^).  Der  Grund  der  Gesamtabschreibung  ist 
hier  und  dort  der  gleiche.  Wie  gewisse  Aktiva,  so  bilden  auch  die  Schulden 
eines  Geschäftes  eine  Art  wirtschaftliche  Einheit  Geschäfte  werden  mit  allen 
Aktiven  und  aUen  Passiven  übernommen.  Dies  beweist  die  Möglichkeit  der 
Zusammenfassung  auch  der  Schulden  für  sich  zu  einem  wirtschaftlichen  Granzen. 

C  Die  Kollektivabschreibung  hört  erst  dann  auf,  Abschreibung  wegen 
Wertminderung,  Forderungswertberichtigungskonto  zu  sein,  wenn  die  jährlich 
erfolgende  ordentliche  oder  die  ab  und  zu  betätigte  ausserordentliche  Abschreibung 
weiter  geht,  als  dem  nach  den  allgemeinen  Erfahrungen  des  betreffenden  Ge- 
schäftszweiges^) oder  des  gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  durchschnittlich 
eintretenden  Ausfall  an  ausstehenden  Forderungen  entspricht  Von  diesem 
Punkte  an  wird  die  Abschreibung  zu  stiller  oder  —  wenn  in  einem  Delkredere- 
konto ^)  erfolgend  —  zu  offener  Rücklage. 
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'    §  180. 

„Schulden"  oder,  um  kaufmännisch  zu  sprechen,  die  (Forderungen  der) 
„Kreditaren^^^)  sind  laut  neuem  H.G.B.  §  40  —  das  alte  Art.  31  nennt  sie, 
was  übrigens  unerheblich,  nicht  —  zu  ihrem  Effektivwert  am  Bilanztag,  somit 
wie  Forderungen,  zum  Gegenwartswert  anzusetzen. 

I.  A.  Derselbe  bestimmt  sich  nach  den  nämlichen  Grundsätzen  des  aür 
gemeinen  Handelsrechtes,  wie  bei  Forderungen,  und  aus  denselben  Gründen^), 
so  dass  wir  einer  besonderen  Beweisführung  überhoben  und  nur  veranlasst 
sind,  die  Resultate,  welche  sich  aus  früherer  Beweisführung  ergeben,  zu  ver- 
zeichnen. 

1.  a)  Der  Gegen warts wert  der  betagten  verzinslichen  und  der  tatsäcJüichen 
Regel  nach  auch  der  Gegenwartswert  der  betagten  unverzinslichen  Schulden 
ist  gleichbedeutend  mit  dem  Fälligkeitswert  der  betreffenden  Forderung.  Auch 
unverzinsliche  befristete  Schulden  werden  nicht  auf  die  Gegenwart  diskontiert''). 

a)  Die  Jahresmiete  beträgt  4000  Mk.;  zu  bezahlen  1.  April  und  1.  Oktober. 
Am  Jahresschluss  ist  die  Miete  vom  1.  Oktober  bis  31.  Dezember  zwar   noch 

')  Einen  solchen  nimmt  Lehmann  40,  an. 
*)  S§  173  und  174  II. 

')  Mühlen,  Brauereien  müssen  z.  B.  höhere  Abschreibungsprozento  nehmen. 
*)  S.  über  dieae  §§  21  IV  A  2  e,  136  VI  A,  146  III  A. 
*)  Im  Qegensatz  zu  den  (Schulden  der)  Debitoren. 
•)  Oben  §  176. 

')  Ebenso  Bauer  S.  42:  „Ob  sie  (die  Schulden)  betagt  oder  fällig  sind,  spielt 
keine  Bolle.    Anders  die  herrschende  Lehre:  Lehmann  40,;  Simon  429;  Staub  40,. 
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nicht  fällig,  aber  schon  verursacht  Schema  des  zu  entrichtenden  Mietiioses^). 
Es  wird  also  eine  Mietzinsschuld  in  die  B.  gestellt»  aber  nicht  unter  Abzug 
des  Zwischenzinses  vom  1.  Januar  bis  31.  März  im  Betrage  von  10  Mk, 
sondern  in  der  vollen  Höhe  1000. 

ß)  Der  Mietzins  für  das  Vierteljahr  1.  Januar  bis  31.  März  ist  vom 
Mieter  freiwillig  vorausbezahlt.  Der  Mietpreis  ist  vom  Vermieter  wirtschafüidi 
noch  nicht  venlient.  Formel:  Eingegangener,  aber  noch  nicht  verdienter  Miet- 
zins'). Also  ist  die  Verbindlichkeit,  die  Sache  für  1.  Januar  bis  31.  März 
zum  Gebrauch  zu  überlassen,  in  die  Schlussbilanz  einzustellen.  Zu  welchem 
Wertansatz  geschieht  es?  Nicht  zu  990,  sondern  zu  1000.  Somit  kein  Diskonto- 
abzug. 

b)  Der  Grund,  warum  auch  bei  unverzinslichen,  erst  künftig  fälligen 
Schulden  kein  Abzug  des  Zwischenzinses  geschieht,  liegt  darin,  dass  nach  dem 
Prinzip  wirtschaftlicher  Gleichwertigkeit  von  Eingang  und  Ausgang  der  FalUg- 
keitstvert  der  SchiM  xasammenfälU  mit  deren  Hersteüungs-  oder  Anschaffuogs- 
tvert 

Für  1000  Mk.  Waren  sind  auf  halbjährigen  Kredit  gekauft  Der  Ver- 
käufer hat  die  25  Mk.  Zinsen  eben  bereits  auf  den  Kaufpreis  geschlagen. 
Bei  Barzahlung  würde  die  Ware  975  kosten.     Es  wird  gebucht  vor  dem  Kauf: 

Kassa 2000  | 

nach  den  Kauf: 


Kassa 2000 

Ware 1000 


Warenkauf  preisschuld    .     .     .     1000. 


Der  Wert  des  gegenüberstehenden  Eingangs  von  Aktivvermögen  bildet  für  die 
zu  bewertende  Verbindlichkeit  den  Herstellungswert. 

2.  Nur  wenn  der  Verbindlichkeit  kein  Ausgleich  durch  ein  Aktivum 
gegenübersteht,  also  eine  wirtschaftlich  einseitige  Verbindlichkeit  vorliegt,  gih, 
falls  sie  unverzinslich,  das  subsidiäre  Prinzip,  dass  betagte  unverzinsliche  Ver- 
bin<llichkeiten  unter  Abrechnung  des  Zwischenzinses  bewertet  werden.  Also 
z.  B.  bei  der  Pflicht,  das  Unternehmen  nach  Ablauf  der  Konzession  unent- 
geltlich an  den  Staat  zu  überlassen'). 

3.  Verbindlichkeiten  aus  zugleich  wirtschaftliche  Gegenwerte  b^;nmdenden 
Geschäftsvorfällen,  welche  noch  zu  keinem  „Eingang''  in  das  Aktivum  führten, 
werden  überhaupt  nicht  bewertet,  wenn  Verbindlichkeit  und  gegenüberstehender 
Gegenwert  wirtschaftlich  sich  gleichwertig  sind,  weil  in  diesem  Falle  der  Ge- 
schäftsvorgang überhaupt  nicht  in  den  Hauptbüchern,  auf  welchen  die  B. 
beruht,  zum  Eintrag  gelangt^). 

B.  Wie  bei  den  Forderungen  für  die  in  Wertpapieren  verkörperten 
Forderungen  schon  nach  allgemeinem  Handelsrecht  besondere  Bewertungsgrund- 
sutze  gelten,  so  ist  das  Gleiche  auch  für  Schuldwertpapiere  der  Fall. 

1.  Als  das  Prinzip  der  Bewertung  von  Schulden,  welche  aus  Geschäfts- 
vorfällen entstehen,  welche  zugleich  einen  Gegenwert,  einen  „Eingang''  he 
gründen,  haben  wir  erkannt:  Ansetzung  derselben  zu  ihrem  Herstellungswert; 
ihr   Fälligkeitswert   fällt    mit   letzterem   zusammen.     Wenn    der  Händler   vom 


»)  Oben  §  89. 
Oben  §  88, 


? 


127    133. 
*)  Vgl.  oben  §'  175  I  und  IV. 


§  180.  Bewertung  der  Verbindlichkeiten.  785 

Fabrikanten  für  1000  Mk.  Waren  mit  halbjährigem  Kredit  kauft,  so  betragt 
die  Kaufpreisschuld  des  ersteren  doch  von  Anfang  an  1000. 

2.  Von  diesem  Prinzip  ergaben  die  Grundsätze  ordnungsmässiger  Buch- 
führung bei  Schulilweripixpieren  eine  doppelte  Ausnahme. 

a)  a)  Der  Bilanzwert  der  Schuldwertpapiere  ist  geringer  als  ihr  Her- 
steüungswert.  Das  ist  der  Fall  bei  diskontablen  Schuldwertpapieren,  d.  h. 
Wechselaccepien,  Nach  dem  Bilanztag  fallige  Accepte  sind  zum  diskontierten 
Werte  anzusetzen^). 

ß)  Der  Handler  kauft  1.  Dezember  für  1000  Mk.  Waren  und  acceptiert 
dafür  einen  auf  ihn  mit  3  Monaten  Sicht  gezogenen  Wechsel.  Die  Buchung 
ist:  Wechselacceptkonto  (Trattenkonto,  Schuld  Wechselkonto)  an  Wareukonto: 

Warenkonto 
Soll 
An  Trattenkonto 1000  | 

Trattenkonto 

I  Per  Warenkonto       ....     1000. 

Trotzdem  wird  31.  Dezember,  um  zum  Bilanzkonto  zu  gelangen,  nicht  abge- 
schlossen : 

Trattenkonto 
An  Bilanzkonto 1000  |  Per  Warenkonto       ....     1000, 

so  (lass  die  B.  lauten  würde: 

Bilanzkonto 
An   Warenkonto 1000  |  Per  Trattankonto      ....     1000, 

sondern  das  Bilanzkonto  lautet,  wenn  der  Wechseldiskonto  am  31.  Dezember 
6  Prozent  beträgt: 

Bilanzkonto 
An   Warenkonto 1000  |  Per  Trattenkonto      ....       990, 

indem  das  Trattenkonto  ausser  mit  Bilanzkonto  mit  Diskontokonto  abgeglichen 
wird.     Die  stattfindenden  Buchungen  sind: 

Trattenkonto 


An   Diskontokonto     ....  10 

An   Bilanzkonto 990 


Per  Warenkonto       ....     1000 


Diskontokonto 
An   Gewinn-  und  Verlustkonto  10  |  Per  Trattenkonto      ....  10 

Gewinn-  und  Verlustkonto 

Gewinn 
I  Per  Diskontokonto   ....  10. 

Am  1.  März  sind  1000  Mk.  zu   zahlen;    die  10  Mk.  Gewinn   des  Vor- 
jahres werden  also  durch  10  Mk.  Verlust  ausgeglichen. 

In  der  Praxis  wird  analog  dem  Vorgang  beim  Verkaufe  gegen  Wechsel^) 


1)  S.  auch  Beisek  I  39. 
«)  S.  oben  §  177  IV  A  2  a. 

Kehm,  Die  Bilansen  der  AkÜengeBenschAften.  ^0 
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auch    bei   der  Bilanzziehung  Trattenkonto  auf  1000   gelassen    und    dafür  ein 
Diskontokontoposteii  zur  Wertberichtigung  ins  Aktiyuui  gesetzt;  also: 

Waren 
An  Tratten 1000  | 

Tratten 

31.  Dez.    An    neue   Rechnung     1000  |  Per  Waren lOQO 

I   1.  Jan.  Per  alte  Reclinung    .     1Ö(>0 

Diskonto 

I  31.  Dez.  Per  neue  Rechnung         10 
1.  Jan.  An  alte  Rechung   .     .  10  | 

Ausgangsbilanz 
An  Diskonto 10  |  Per  Tratten 1000. 

y)  Um  diese  umständlichen  Buchungen  über  Diskonto-  und  Gewinn-  und 
Verlustkonto  zu  vermeiden,  werden  die  Schuldwechsel  (Tratten,  Accepte)  manch- 
mal nur  mit  ihrem  Nennwert  in  die  B.  eingestellt*).  Hierin  liegt  eine 
privatrechtlich  ja  gestattete  Überwertung  der  Schuld  am  Bilanztage.  Der 
Grundsatz  selbst  winl  dadurch  nicht  aufgehoben.  Unzutreffend  ist,  wenn 
Bauer^)  bemerkt,  ch  erscheine  „statthaft'S  den  Diskonto  vom  Bilanztage  bis  zum 
Verfalltage  in  Abzug  zu  bringen.  Dies  muss  an  sich  geschehen.  Privatrechtlidi 
nur  statUiaft  ist  umgekehrt,  zum  Neunbetrage  zu  bewerten. 

b)  Andererseits  werden  Tetlschuldverschreibungen  vom  Ausgeber  in  die  B. 
zu  ihrem  llückxahlungswerte  eingesetzt^  also,  wenn  dieselben  unter  genanntem  Wert 
ausgegeben  wurden,  zu  einem  Jiöheren  Wert  als  ihrem  HerateUungsicerte^  bezw. 
wenn  ihr  Emissionskurs  ihren  AuBgabepreis  erhöht,  zu  einem  niedrigeren  Kurs?e 
als  ihrem  Herstelluugswert  Die  Gründe,  warum  Teilschuldverschreibungen  zu 
ihrem  Rückzahlungswerte  eingesetzt  werden,  haben  wir  oben  §  100  entwickelt^). 

3.  Zwischen  den  beiden  Ausnahmen  besteht  der  Gegensatz:  Die  Accept- 
verbindlichkeiten  werden  bei  ihrer  Begründung  zu  ihrem  Herstellungswert 
(mit  1000)  bewertet  und  erst  für  Bilanzzwecke  nach  ihrem  Diskontowert  Um- 
rechnet. Die  Obligationenschuld  wird  von  ihrer  Begründung  an  zum  Rück- 
zahlungsbetrage angesetzt  Wird  die  Schuld  zu  98  ausgegeben  und  zu  100 
zurückbezahlt,  so  lautet  auch,  wenn  das  Ausgabedisagio  sofort  ganz  abgeschrieben 
wird,  die  Bilanzgleichung  doch: 

Kassakonto 98  |  Obligationenschuld    ....        100. 

4.  Über  die  Bewertung  eigener  Schuldverschreibungen  vgl.  oben  §  108 
III  A  1  c  (J. 

5.  Nicht  der  Nenn-,  sondern  der  Anschaffungswert  der  eigenen  Teil- 
schiddverschreibungen  kommt  in  Betracht,  wenn  sie  der  Ausgeber  zurückerwirbt, 
ohne  sie  zu  vernichten.  Hier  stehen  sie  im  Passivum  allein^  weil  sie  im  Aktivoiu 
Verbuchimg  finden.     Im  Aktivum    werden  sie   aber  verbucht   nur  als  Sache*). 


')  Baner  8.  42  sagt,  sie  würden  „meist*'  zu  ihrem  Nennwerte  angestellt,  ohoe 
aber  zu  erwähucn,  dass  dann  regelmässig  ein  Berichtigungskonto  korrespondiert. 

*)  S.  42. 

')  S.  dazu  auch  §  107  über  Ansetzung  zum  Nennwert  nur,  wenn  er  Ruckzahliings- 
wert  ist. 

*)  Oben  §108  III A. 
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Demgemäss  werden  sie  auch  ini  Passivuin  nicht  als  Schuld,  sondern  als  Sache 
bewertet,  zu  ihrem  AnschaiTungspreis.  M.  a.  W.:  Es  gilt  die  allgemeine  Schuld- 
bewertungsregel: Ansäte  zum  Gegenleistungswert  ^).  Anderes  gilt  nur  nach 
deutschem  Hypothekenbankgesetz,  wenn  die  augekauften  eigenen  Obligationen 
dem  £ffektenkonto  zugeschrieben  werden.     Darüber  oben  §  108  VI. 

II.  Für  Bewertung  der  Forderungswertpapiere,  d.  h.  der  Wertpapiere  als 
Aktivum  stellt,  wie  wir  wissen^),  das  Aktien-  und  anderes  Handelsspezialrecht 
zum  Teil  vom  allgemeinen  Bilanzrecht  abweichende  Ilechtsgrundsätze  auf. 
Hinsichtlich  Schuldenbewertung  ist  dies  nicht  der  Fall. 

III.  Nach  dem  bisher  Bemerkten  bemisst  sich  der  Nomialwert,  der  Nenn- 
wert, der  Schulden.  Wie  aber  bei  den  Forderungen  dem  nominellen  Ein- 
zugswert wegen  Zweifelhaftigkeit  und  Uneinbringlichheit  ein  niedrigerer  tat- 
sachlicher gegenübersteht)  so  begegnet  auch  bei  den  Schulden  ein  von  ihrem 
Nennbetrag  abweicliender  EffektivwerU 

A.  Zum  Teil  ist  der  tüirkliche  Schuldwert  grösser  als  der  nortndle.  Dies 
führt  zur  Buchung  von  Verbindlichkeiten,  die  sonst  überhaupt  nicht  gebucht 
würden.  Ein  uns  schon  bekannter  Fall:  Verbindlichkeiten  aus  zugleich  wirt- 
schaftliche Gegenwerte  begründenden  Geschäftsvorgängen,  welche  noch  zu  keinem 
„Eingang**  von  Aktiven  führten,  werden  dann  gebucht  und  bewertet,  wenn  die 
Last,  welche  durch  die  Verbindlichkeit  dargestellt  wird,  wirtschaftlich  schwerer 
wiegt,  als  der  Vorteil,  welchen  die  Gegenbuchung  in  Aussicht  stellt^). 

1.  a)  Wie  Forderung  und  Verbindlichkeit  aus  beiderseits  noch  unerfüllten, 
gejj;enseitigen  Vertragen  (oder  wenigstens  der  Wertüberschuss  der  Fordemng 
über  die  Schuld  als  Forderung)  nach  gemeinem  Handelsrecht  gebucht  werden, 
wenn  die  Forderung  wirtschaftlich  starker  wiegt  als  die  Schuld*),  so  gilt  das- 
selbe hinsichtlich  solch  schwebender  Engagements  bei  Überwiegen  des  Wertes 
der  Verbindlichkeit  über  den  Wert  der  Forderung. 

b)  Z.  B.  folgendes  ZeägescJuift:  Ein  Bankier  schliesst  20.  Dezember  Verkauf 
über  100  Stück  Aktien  für  Ultimo  Januar,  die  er  noch  nicht  besitzt,  zum 
Kurse  110.  31.  Dezember  ist  der  Kurs  für  Ultimo- Januar-Termingeschäfte  in 
diesen  Aktien  bereits  115.     Daher  ist  zu  buchen : 


Effektenkaufpreisforderung         110  000 
o<ler: 


Effek  tenlief erungs  verbind- 

lichkeit 115000 


Effek  tenkaufengagement      .  5000. 


ß)  Der  Engroshändler  kauft  1.  Oktober  für  1.  April  nächsten  Jahres  um 
100000  Mk.  Zucker.  31.  Dezember  steht  der  Engi-osprcis  10  Prozent  niedriger, 
so  dass  der  Händler  nicht  Aussicht  hat,  die  bisherigen  Preise  gegenüber  den 
Dctaillisten  halten  zu  können. 

An  sich  wäre  jede  Buchung  zu  unterlassen.  Denn  100000  Zucker- 
lieferungsanspruch und  100  000  Mk.  Kaufpreisschuld  hel>en  sich  auf.  Aber 
wegen  dieses  Preisniederganges  ist  nur  zu  buchen: 

Zuckerlieferungsforderung     .        90000  |  Zuckerkaufpreisschuld    .     .     100000 


>)  S.  auch  oben  §  108  III  B  1  b. 

«)  Oben  §  178. 

»)  Vgl.  oben  §  175  I  und  IV  und  §90. 

*)  Oben  §  175  V  2  a. 
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oder  kürzer: 

I  Zuckerkaufengagenient   .     .       lOOUO. 

c)  Während  im  Aktien-  und  verwandten  Recht  Gewinn,  welcher  aus 
beiderseits  noch  unerfüllten  gegenseitig  verpflichtenden  Geschäften  darum  zu  er- 
warten st-eht,  weil  der  Wert  der  Forderung  den  der  Verbindlichkeit  ühertrifll, 
bilanzinässig  unberücksichtigt  zu  bleiben  hat^),  gilt  im  Falle  des  Oberwiegeiw 
des  Wertes  der  Verbindlichkeit  über  den  Wert  der  Forderung  für  Aktien-  und 
verwandtes  Recht  nichts  vom  gemeinen  Recht  abweichendes.  Hierüber  herrscht 
allgemeines  Einverständnis *). 

2.  Eventuelle  Verbindlichkeiten  sind  zu  buchen,  wenn  der  mit  ihnen 
koirespondierende  Gegenposten  nicht  gleichen  Wert  besitzt 

a)  Die  Regressverbindlichkeit  des  Indossanten  gegen  Nachnmnner  winl 
regulär  wirtschaftlich  aufgewogen  durch  das  Regressrecht  gegen  die  Vormänner. 
Aber  die  Zahlungsfälligkeit  der  Vormänner  kann  zweifelhaft  sein.  Verbindlich- 
keit und  Anspruch  wären  an  sich  auf  1000  zu  bewerten  und  könnten  daher 
ungebucht  bleilnjn.  Nun  aber  ist,  wenn  der  Regressanspruch  nur  mehr  40o 
wert,  zu  buchen: 


Eventuelle  Verbindlichkeit 
aus  weiter  begebenem 
Wechsel GOO. 

b)  Dasselbe  gilt  für  Bürgschaf tsübemahmen,  Gefälligkeitsacoepte^)  uml 
ähnliches. 

B.  Andererseits  kommt  es  vor,  dass  der  effektive  Wert  der  Schuld  niedriger 
ist  als  ihr  Nennbetrag.  Wie  es  zweifelhafte  und  uneinbringliche  Foniemn^n 
gibt,  so  begegnen  auch  xtveifelhafte^  d.  h.  wahrscheinlich  nicht  zu  erfüllendf 
und  erfüllungsfreie  (nur  nominelle),  d.  h.  sicher  nicht  zu  erfüllende  Verbml- 
lichkeiien  *). 

1.  Bei  einem  Gefälligkeiteaccept  kann  es  sehr  wahrscheinlich  oder  sicher 
sein,  dass  derjenige,  welchem  die  Gefälligkeit  erwiesen  wurde,  es  nicht  bis  zur 
Honorierung  des  Wechsels  durch  den  Acceptanten  konunen  lasst  Das  Accept 
lautet  auf  1000.  Aber  wahrscheinlich  ist  es  nicht  einzulösen.  Wir  bewertt-n 
es  daher  nur  auf  500,  Oder  es  ist  sicher  nicht  einzulösen.  Wir  schreiben 
die  Verbindlichkeit  völlig  ab. 

2.  Dasselbe  gilt  für  Bürgschaften. 

3.  Übernommene  Garantien  sind  vielleicht  gar  nicht  oder  erst  in  weiuf 
Ferne  zu  leisten.     Sie  werden  nur  als  sog.  Ennnerungskonti  mit  1  Mk.  gebucht. 

4.  Ein  Kaufmann  veraussert  sein  Grundstück,  auf  dem  eine  Hypothek 
von  50000  Mk.  haftet.  Der  Erwerber  übernimmt  auch  die  Hypothek.  iVr 
Gläubiger  stimmt  der  Schuldübernahme  nicht  zu.  Der  Verkäufer  bleibt  also 
verhaftet.  Allein  das  Grundstück  ist  weit  mehr  als  50000  Mk.  wert  und  tler 
Käufer  hat  ihn  gegen  die  Ansprüche  des  Hypothekengläubigers  zu  vertreWn^i. 
Demgemäss  kann  der  Verkäufer  von  jeder  Buchung  seiner  Haftung  absehen  H 

5.  Ist  die  A.  aus  Geschäften,  welche  bestimmt  oder  möglicherweise  nicht 
klagbar  sind  (Differenzgeschäfte),  Geld  schuldig,   so  ist  die  Schuld  trotzilem  m 

»)  Oben  §  178  I  A  5  a. 

*)  R.O.H.G.  24  S.  72 ff.;  12  S.  17ff.;  Lehmann  40,;  Simon  186, 187;  Sto«62CK. 

•)  S.  auch  Beigel  I  69;  Simon  427. 

*)  Vgl.  Simon  183,  427;  Lehmann  40-. 

»)  B.G.B.  415  Abs.  3. 

•)  Staub  40,. 
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bewerten,  wenn  es  Anstandspflicht  oder  das  geschäftliche  Interesse  erfordern, 
auch  (iie  klaglose  Schuld  zu  berichtigen.  Dagegen  braucht  die  A.  rechtlich 
bestehende  Verbindlichkeiten  (wie  die  auf  Rückgabe  dessen,  was  sie  in  Er- 
füllung verbotener  Börsentenningeschäfte  erhalten  hat)  dann  nicht  in  die  B. 
einzustellen,  wenn  und  soweit  sie  annehmen  darf,  dass  der  andere  Vertragsteil 
die  ihm  rechtlich  zustehenden  Ansprüche  (aus  geschäftlichem  Anstandsgefühl) 
nicht  geltend  machen  wird*). 


III.  Die  Frage  der  Kontinuität  der  Bilanzansätze. 

§  181. 

I.  A.  Ein  Rechtsgrundsatjs  der  Bilanzkontinuität*),  d.  h.  eine  Rechtsvor- 
schrift^ dass  die  Gesellschaft  an  die  Bewertung  früJierer  Jahre,  insbesondere  an 
die  frühere  Bemessung  der  Abschreibungen  an  Sachen  und  Fordenmgen  ge- 
bunden sei,  besteht  nicht.  Sie  kann  die  frühere  Bewertung  innerhalb  der 
Grenzen  des  Bewertungsrechtes  rückgängig  machen,  herauf-  und  herabsetzen 
und  zwar  sowohl  für  notwendige  wie  für  freiwillige  Abschreibungen. 

II.  Hinsichtlich  notwendiger  Abschreibungen  ist  dies  unbestritten  und 
unbestreitbar.  Jede  B.  ist  gegenüber  der  anderen  selbständig.  Bei  jeder 
Bilanzaufnahme  hat  eine  Bewertung  der  Aktiva  und  Passiva  stattzufinden. 
Die  Vermögensgegenstände  und  Schulden  sind  dabei  gemäss  H.G.B.  §  40 
nach  dem  Werte  anzusetzen,  der  ihnen  im  jetzigen  Zeitpunkte  beizulegen 
ist,  nicht  nach  dem,  der  ihnen  in  einem  vergangenen  Zeitpunkte  beigelegt 
wunie.  Die  Feststellung  des  Grades  der  Entwertung  ist  Sache  des  subjektiven 
Ermessens,  des  Schätzens,  nicht  des  mathematisch  sicheren  Berechnens.  Die 
nächste  Generalversammlung  kann  demgemäss  anders  schätzen  als  die  vorige, 
den  Ansatz  der  letzteren  für  irrig  halten.  Insbesondere  vermag  die  von  der 
Generalversammlung  des  einen  Jahres  vorgenommene  notwendige  Abschreibung 
von  der  Generalversammlung  der  Folgezeit  zurückgenommen  zu  werden  ^).  Nur 
grundlos,  willkürlich  darf  die  Abweichung  nicht  sein.  Das  widerspricht  den  Grund- 
sätzen ordnungsmässiger  Buchführung,  die  soweit  zu  beachten  sind,  als  sie 
nicht  dem  klaren  Wortlaut  des  Gesetzes  widersprechen.  Die  Generalversamm- 
lung muss  in  dem  Wert  der  Sache  liegende  Gründe  anzugeben  vermögen, 
welche  die  anders  gestaltete  Schätzung  rechtfertigen.  Nicht  darf  die  Wert- 
minderung niedriger  geschätzt  werden,  um  dadurch  zu  höherem  Reingewinnsaldo 
zu  gelangen*). 

ni.  Auch  für  freiimllige  Abschreibungen  besteht  keine  Gebundenheit  an 
die  frühere  Bewertung. 


*)  So  Simon  im  Bankarchiv,  Jahrg.  II  S.  68. 

*)  Über  den  für  die  Bewertung  der  Schlussbilanz  massgebenden  Zeitpunkt  s.  oben 
§  2'ii  und  Lehmann^  A.en  II  308,  414.  Nach  Jahresschluss  erst  «nt^teAen^a  vorteilhafte 
oder  nachteilige  Wertveranderun^eo  haben  bei  der  Bewertung  ausser  acht  zu  bleiben. 
Gegensatz:  schon  vorher  entstandene,  aber  nachweisbar  erst  nach  Jahresschluss  in  Er- 
fahrung gebrachte  Wertverschiebungen.  —  Abw.  Dernburg,  Bürgert.  Recht  I  §  87  II 3. 

'j  Reichsger.  in  Zivils.  28  S.  55;  Rcichag.  vom  15.  Dezember  1892  in  Jurist. 
Wochenschrift  1893  S.  98;  Staub,  G.-G.  42 „;  Simon  417;  Bolze  XIV  494 ff.; 
Keyssner  261 ,. 

*)  Vgl.  Staub  261,;  Staub,  G.-G.  42  „.  Auch  Reichsgcr.  in  Zivils.  40  S.  36 
und  Lehmanny  A.en  II  308. 
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1.  Man  hat  für  einen  Teil  der  Bilanzposten  anderes  behauptet  Frei- 
willige  Abschreibungen  an  Bctriebsgegen standen  seien  „nach  allgemeiner  kauf- 
männischer Gewohnheit"^),  nach  „Handelsgewohnheitsrecht"*)  wenigstens  der 
A.en  bindend.  Allein  zuzugegeben  ist  lediglich,  dass  eine  UUsächliche  ÜbuDg 
unter  den  A.en  besteht,  freiwillige  Abschreibungen  an  Betriebsgegenstanden  für 
gewöhnlich  nicht  rückgängig  zu  machen.  Eine  Überzeugung,  dass  es  rechtlich 
verboten  sei,  die  freiwillige  Abschreibung  wieder  aufzuheben,  besteht  dabei  nicht 

2.  Selbst  wenn  sie  aber  bestanden  hätte,  wäre  sie  durch  das  neue  H.GJ. 
beseitigt. 

a)  Darüber  besteht  kein  Streit^  dass  freiwillige  Beserve/oncb  willkürlich, 
also  auch,  um  die  Reingewinnziffer  zu  erhöhen,  aufgelöst  werden  können.  Das 
H.G.B.  nennt  freiwillige  Rücklagen  oder  Reservefonds  und  frei¥Fillige  Ab- 
schreibungen immer  nebeneinander  in  §§  271,  237,  245.  Die  freiwilligen 
Abschreibungen  stehen  wirtschaftlich  den  Reservefonds  gleich.  Sie  sind  ver- 
steckte Reserven.  Also  ist  auch  anzunehmen,  dass  sie,  wie  diese,  willkörb'ch 
beseitigt  werden  dürfen*). 

b)  Es  kommt  hinzu:  Jede  Generalversammlung  ist  gegenüber  früheren 
unabhängig.  Die  Generalversammlung  der  Zukunft  ist  nicht  an  Beschlüsi« 
der  Generalversammlung  .der  Vergangenheit  gebunden.  Kann  dieselbe  ihren 
Bilanzfestsotzungsbeschluss  für  das  eine  Jahr  abändern*),  so  kann  sie  um  so 
mehr  bei  dieser  Bilanzfestsetzung  von  den  Beschlüssen  über  die  B.en  früherer 
Jahre  abgehen.  Gebunden  ist  die  Generalversamndung  nur  an  Gesetz  und 
Statut  Aber  aus  dem  Gesetz  ergibt  sich  keine  Gebundenheit  an  die  Bilanz- 
feststellungen der  Vorjahre.  Für  jedes  Geschäftsjahr  hat  eine  Bilanzaufnahme 
zu  erfolgen.  Also  ist  jede  solche  Aufnahme  etwas  in  sich  Abgeschlossenft?, 
Selbständiges,  hat  der  Bilanzfestsetzungsbeschluss  des  Vorjahres  nur  Wirkung 
für  diese  B.,  nicht  auch  für  spätere. 

c)  Nun  ist  allerdings  richtig:  die  Bewertung  hat  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmässiger  Buchhaltung  zu  geschehen,  also  nach  den  Normen  auch 
dessen,  was  nur  tatsächlich  üblich  ist.  Aber  vergessen  darf  dabei  nicht  werden: 
doch  nur  soweit,  als  diese  tatsächliche  Übung  nicht  dem  örundsaix  des  Rechtes 
widerspricht  Der  Grundsatz  des  Rechtes  geht  dem  Grundsatz  der  tatsäch- 
lichen Übung  vor.  Und  da  kann  doch  nicht  geleugnet  werden,  dass  absicht- 
liche Unterbewertungen  Ausnahmen,  wenn  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
privatrechtlich  erlaubt.e  Ausnahmen,  von  dem  Rechtsgrundsatze  darstellen,  dass 
die  Vermögensgegenstände  zu  ihrem  wirklichen  Werte,  nicht  über  und  nicht 
unter  demselben  anzusetzen  sind.  Jedenfalls  können  freiwillige  Abschreibungen, 
welche  über  die  gesetz-  und  statutengemässe  Grenze  hinausgehen,  nicht  für 
solche  erachtet  werden,  welche  nicht  rückgängig  gemacht  werden  dürfen,  selbst 
wenn  ihre  Rückgängigmachung  der  tatsächlichen  Übung  widerspricht^). 


>)  Bing  261 ,,. 

*)  Simon  414. 

»)  So  auch  Neukamp  Z.  48,,„;  Staub,  G.-G.  42,,;  a.  M.  Knappe  67. 

*)  S.  unten  §  183  V. 

*)  Nicht  zu  dem  in  diesem  Buche  behandelten  Thema  gehört  die  Frage,  ob 
nach  positivem  Recht  bei  Oeeeüschafien  m.  b.  H.  hinsichtlich  des  Gewinns  die  Ge- 
sellschaft als  solche  oder  ihre  Mitglieder  steuerpflichtig  sind.  Die  Vermutung  spricht 
für  ersteres  (Rehm  bei  Holdheim  XII  75).  Im  positiven  Recht  wird  die  Frage  ver- 
schieden entschieden.  Siehe  über  das  geltende  Recht  der  einzelnen  Staaten  Holdhein 
in  seiner  Zeitschrift  XII  Nr.  1  und  Staub  G.G.  Exkurs  zu  §  84  Anm.  39—46. 
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Zweites  Buch* 

Das  formelle  Bilanzrecht. 

Erstes  Kapitel. 
Das  Bilanzaufstellungsverfahren  im  allgemeinen. 

A.  Aafstellanff  der  Jahresbilanz  nach  deutschent 
Aktienrecht. 

1.  Vorbereitung  des  GeneralverBammlungsbeschlusseB. 

§  182. 

„Die  Aufstellung  der  B.^)",  oder  wie  das  alte  H.G.B.  zum  Teil*)  sagt, 
„Die  Aufnahme  der  B."  erfolgt,  was  die  Jahresschlussbilanzen  angeht,  bei  der 
A.  und  den  ihr  verwandten  Gesellschaften')  im  allgemeinen  so,  dass  1.  der 
Vorstand  die  B.  entwirft,  2.  der  Aufsichtsrat  den  Bilanzentwurf  prüft,  3.  die 
Generalversammlung  die  B.  „feststellt"*),  „aufstellt"*).  Hiernach  zerfällt  die 
Bilanzaufnahme  in  ein  vorbereitendes  und  ein  Haupt  verfahren.  Wir  handeln 
zunächst  von  dem  vorbereitenden  Verfahren  nach  deutschem  AktienrechL  Die 
Vorbereitung  des  Oeneralversammlungsbeschlusses  zerfällt   in  folgende  Stadien. 

I.  A.  „Der  Vorstand^*  ^)  hat  die  B.,  d.  h.  den  Bilanzentumrf  aufzustellen 
un«l  zwar  nach  H.G.B.  §  39  Abs.  2  innerhalb  der  einem  ordnungsmässigen 
Geschäftsgang  entsprechenden  Zeit'),  wobei  schon  hier  zu  bemerken  ist,  dass 
Aufstellung  der  B.  im  Sinne  von  H.G.B.  §  39  Abs.  2  das  ganze  Bilanzauf- 
nahmeverfahren umfasst,  nicht  bloss  die  Herstellung  des  Bilanzentwurfes.  Die 
Pflicht  der  Entwurfsanfertigung  ist  eine  gesetzliche®)  eines  jeden  Mitgliedes. 

B.  Weiter  hat  der  Voretand  bezüglich  des  Bilanzentwurfs  eine  Vorlegungs- 
Pflicht.  Er  hat  den  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
Form  und  Inhalt  der  B.')^®)  hergestellten  Entwurf  nebst  „einer  Gewinn-  und 
Verlustrechnung**  und  einem  Geschäftsbericht  rechtzeitig,  nämlich  innerhalb  der 
drei  Monate  des  Geschäftsjahres  oder  der  weiteren  durch  den  Gesellschafts- 
vertrag bestimmten  Frist,  die  aber  über  die  ersten  sechs  Monate  des  Geschäfts- 


^)  H.G.B.  §8  39  und  40;  altes  H.G.B.  30  Abs.  2.  Ober  die  Geschichte  der 
Vorschriften  für  Bilanzierung,  die  verhältnismässig  jüngeren  Ursprungs  sind,  s.  Leh- 
mann, A.en  II  289  ff. 

*)  Art  30  Abs.  1,  Art.  31. 

*)  Über  das  Handelsgesellschaften  und  Einzelkaufleuten  gemeinsame  formelle 
Bilanzrecht  s.  oben  §  18  H. 

♦)  Ge8ellsch.-G.  §  46  Ziff.  1. 

»)  H.G.B.  §§  39,  40.  Vgl.  darüber  schon  §§  152  III D  2  b  ß,  155  I  B,  IV  A 
und  H.G.B.  241  Abs.  4.  und  Ge8ellsch.-G.  43  Abs.  3.  Das  Aktienrecht  des  osterr. 
H.G.B.  und  dos  Genossenschaftsrecht  gebrauchen  für  Bilanzfeststellung  Bilanzprüfung; 
8.  UBten  §$  185  II  C  und  187  I B. 

*)  Wegen  des  mehigliedrigen  Vorstands  s.  näher  Lehmann,  A.eD  II  §  71. 

')  Hierzu  <Stot«6  260„;  Staub,  G.-G.  41  „.  Die  Pflicht  kann  nicht  durch  Statut 
auf  andere  Organe  übertragen  werden.    Vgl.  Lehmann,  A.en  II  283. 

•)  H.G.B.  260,  und  239;  Bing  260,;  Behrend  848,.  Dazu  §§  186  I  A  und  205 
(Strafrecht). 

•)  H.G.B.  §§  39ff.,  261  f. 

^»)  Lehmann,  A.en  II  287  meint,  bei  kleinen  A.en  genüge  als  solche  eine  impro- 
visierte Berechnung,  die  lediglich  auf  Grund  einer  Zusammenstellung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Betriebes  den  Gewinn  und  Verlust  erweise.  Allein  dies  ist  keine 
„Gewinn-  und  Vcrlustrechnung**  im  buchführunestechnischen  Sinne.  Wie  „BUanz",  so 
ist  aber  auch  Gewinn-  und  Verlustrechnung  bucnführungstechnisch  zu  verstehen. 
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Jahres  nicht  hinausgehen  darf,  dem  Aufsichtsrat  und  mit  dessen  Bemerkungen 
der  Generalversammlung  vorzulegen^).     Hieraus  erhellt  im  einzelnen: 

1.  a)  Die  zur  Bilanzfeststellung  allein  zustandige  Generalversammlung 
hat  innerhalb  der  genannten  gesetzlichen  bezw.  statutarischen  Frist  stattzu- 
finden, denn  innerhalb  der  Frist  soll  die  B.  an  sie  vorgelegt  werden  und  dies 
setzt  ihr  Beisammensein  voraus. 

b)  Die  drei  Vorlagen  müssen  so  zeitig')  hergestellt  werden,  dass  vorher 
noch  gehörige  Prüfung  und  Äusserung  des  Aufsichtsrates  nach  §  260  Abs.  2 
und  §  246  Abs.  1,  Auslegung  derselben  und  der  Bemerkungen  des  Aufsidit»- 
rates  hierzu  nach  §  263  Abs.  1  und  Berufung  der  Greneralversammlung  nach 
§§  255,  256  möglich  ist 

c)  Schuldhafte  Verzögerung  macht  nicht  nur  schadensersatzpflichtig  ^ 
sondern  die  Erfüllung  der  Vorl^:ungspflichten  kann  vom  Registergericht  auch 
durch  Ordnungsstrafen  erzwungen  werden*).  Einen  Antrag  auf  Androhung 
und  Verhängung  kann  nicht  nur  der  Aufsichtsrat,  sondern  jeder  Aktionär 
stellen  ^). 

d)  Säumnis  des  Aufsichtsrates*)  in  Behandlmig  der  ihm  gemachten  Vor- 
lagen befreit  den  Vorstand  nicht  davon,  die  drei  Vorlagen,  die  er  an  den  Auf- 
sichtsrat brachte,  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  auch  an  die  General- 
versammlung zu  bringen''). 

e)  Wird  die  B.  von  der  Generalversammlung  ohne  die  vier  ihr  zu 
machenden  Vorlagen  festgestellt,  so  ist  der  Beschluss  gemäss  H.G3.  §  271 
anfechtbar.  Denn  die  Vorlegungspfiicht  aus  §  260  Abs.  2  ist  nicht  bloss 
eine  im  Interesse  der  Generalversammlung^  sondern  eine  auch  im  Gläubiger- 
interesse statuierte  Rechtspflicht  Auf  Nichteinhaltung  nur  der  Vorlagefrist 
dagegen  lässt  sich  eine  Anfechtung  des  Beschlusses  nicht  stützen,  denn  sonst 
wäre  ein  gültiger  Beschluss  über  die  B.  für  das  verflossene  Jahr  überhaupt 
nicht  mehr  möglich,    weil   die  Fristversäumnis    nicht  wieder  gut  zu  machen  ist 

2.  Der  vorzulegende  OeschäßsberiM  hat  „den  Vermögenstand  ^)  und  die 
Verhältnisse  der  Gesellschaft  zu  entwickeln''^).  Also  darf  er  nicht  zu  kurz 
gefasst  sein.  Indem  er  nicht  bloss  über  den  Vermögensstand^  sondern  auch 
über  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  zu  berichten  hat,  ist  es  unstatthaft,  ihn 
auf  eine  Erläuterung  von  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zu  beschränken. 
Die  gesamte  Geschäftslage  ist  in  ihm  aufzuklären,  insbesondere  solche  Seiten  der- 
selben, welche  eine  ordnungsmässige  Buchführung  nicht,  oder  wenigstens  nicht 


')  Nach  Baukgesetz  §  8  Abs.  1  mflsaen  die  Jahresbilanzen  von  Aen,  welche 
Notenbanken  sind,  spätestens  drei  Monate  nach  Jahresschluas  schon  veröffßDtlicht 
werden  (b.  §  188  III).  Hieraus  folgt  also  die  Notwendigkeit,  sehr  rasch  die  B.  den 
anderen  Organen  vorzulegen.  —  Nach  den  Bechnungslegungsvorachriften  für  deutadie 
private  Versieherungsuntemehmungen  vom  2.  Juni  1902  ist  der  Bechnmlg8ab6chln3^ 
spätestens  sieben  Monate  nach  Jahresschluss  dem  Aufsichtsamt  einzureicl^.  §  189 
II  B  2  b. 

*)  Daher  Lehmann^  A.en  II  309:  „Der  Vorstand  wird  ungesäumt  an  die  Er- 
richtunff  im  neuen  Geschäftsjahr  heranzutreten  und  mit  tunlichster  Beschleunigmig 
die  B.  fertigzustellen  haben.*' 

»)  H.G.B.  241. 

*)  H.G.B.  319.    Vgl  unten  §  208. 

*)  Staub  260,4. 

*)  Auch  für  mn  gilt  Erledigung  innerhalb  der  ordnungsmässigem  Geschäftsgang 
entsprechenden  Zeit. 

')  Bing  260,. 

")  Z.  B.  Angabe,  dass  und  in  welcher  Höhe  die  Lombardfordenuigen  in  be- 
liehenen  Aktien  von  Tochtemntemehmungen  bestehen. 

•)  §  260  Abs.  2. 
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hinreicheud  ersichtlich  macht  (z.  B.  Vorzugsrechte  in  Bezug  auf  Grewinn-  und 
Vermögeneverteilung,  Bestand  der  Aufträge^),  oder  welche  einer  Darstellung  in 
Zififem,  wie  sie  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  enthält,  unzugangh'ch  sind 
(Starke  der  Konkurrenz,  Verhältnis  zu  Tochtergesellschaften,  allgemeine  Kon- 
junktur u.  s.  w.  ^).  Für  den  Umfang  der  Berichterstattung  gilt  die  Grenze  der  Sorg- 
falt des  ordentlichen  Kaufmanns');  d.  h.  der  Vorstand  hat  zwar  die  Pflicht  im 
Berichte  alles  anzugeben,  was  für  einen  ordentlichen  Geschäftsmann  erforder- 
lich erscheint,  um  den  Männern,  die  ihm  das  Vertrauen  der  Verwaltung 
schenkten,  die  Greschäftslage  darzulegen^),  aber,  weil  der  Bericht  einer  wenn 
auch  vielleicht  nur  beschränkten  Öffentlichkeit  zugänglich  wenlen  kann,  doch 
nur  soweit,  als  er  es  als  ordentlicher  Geschäftsmann  im  Interesse  der  A.  ver- 
antworten kann.  „Der  Vorschlag  des  Entwurfs,  dass  in  Geschäftsberichte  an- 
zugeben sei,  nach  welchen  Grundsätzen  die  Werte  im  der  B.  angesetzt  und  die 
Abschreibungen  vorgenommen  werden,  wurde  abgelehnt,  um  die  Gesellschafts- 
lage nicht  den  Blicken  Unbefugter  preiszugeben"*).  Also  braucht  der  Vor- 
stand eine  genaue  DarlegiuiR  der  erfolgten  Abschreibimgen  in  Bericht  nicht  zu 
geben,  wenn  er  vom  Standpunkt  des  ordentlichen  Kaufmanns  aus  dies  als  dem 
Interesse  der  Unternehmung  abtraglich  erachtet*). 

3.  Endlich  hat  der  Vorstand,  genau  besehen,  dem  Aufsichtsrat  nicht  nur 
drei,  der  Greneralversammlung  vier,  sondern  dem  ersteren  vier,  der  letzteren  fünf 
Vorlagen  zu  machen:  nämlich  ausser  B.,  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
und  Gkachäftsbericht  bezw.  Bemerkungen  des  Aufsichtsrats  (Aufsichtsratsbericht) 
auch  einen  „Vorschlag  zur  Gewinnverteilung".  Es  folgt  dies  aus  einem  Doppelten, 
einmal  daraus,  dass  die  Generalversammlung  nach  H.G.B.  §  260  Abs.  1  nicht 
bloss  über  die  Bilanzfeststellung,  sondern  auch  über  die  Gewinnverteilung  zu 
beschliessen  hat  Und  dann  erwähnt  H.G.B.  §  260  unter  den  vom  Aufsichtsrat 
zu  prüfenden  und  in  seinem  Bericht  an  die  Generalversammlung  zu  würdigenden 
Gegenständen  ausdrücklich  „die  Vorschläge  zur  Gewinnverteilung".  Wenn 
diese  Vorschläge  m  H.G.B.  §  260  Abs.  2  nicht  besonders  genannt  sind,  so 
erklärt  sich  dies  daraus,  dass  der  Gesetzgeber  in  ihnen  einen  Anhaog  der 
Jahresbilanz  erblickt,  wie  sich  daraus  ergibt,  dass  er  als  Gegenstand  der  Ver- 
teilung das  bezeichnet,  „was  sich  nach  der  jährlichen  B.  als  Reingewinn  ergibt"'). 
Aus  der  Jahresbilanz  ergibt  sich  der  verteilbare  Reingewinn;  also  reiht  sich 
an  den  Bilanzaufstellungsvorschlag  auch  der  Gewinn  Verteilungsvorschlag.  Aber 
nur  einen  Anhang,  nicht  einen  Bestandteil  des  Bilanzentwurfes  bildet  der  Ver- 
teiluDgsvorschlag.  Zum  Bilanzaufnahmeverfahren  als  solchem  gehört  diese  weitere 
Vorlage  daher  nicht. 

IL  Der  Aufsichtsrat  hat  in  Bezug  auf  die  Bilanzaufstellung  eine 
PrüfungS'  und  eine  Berichtspflicht  „Er  hat  —  laut  Vorschrift  des  H.G.B. 
§  246  Ziff.  1  —  die  Jahresrechnungen,  die  B.en  und  die  Vorschläge  zur 
Gewinnverteilung  zu  prüfen  und  darüber  der  Generalversammlung  Bericht  zu 
erstatten." 


>)  Das  Hyp.B.O.  zählt  in  §i$  28  und  42  Abs.  2  eine  Reihe  von  Tatsachen  auf, 
welche  teils  in  Geschäftsbericht  oder  B.,  teils  in  Geschäftsbericht  oder  Gewinn-  und 
Verlustrechnung  ersichtlich  zu  machen  sind.  Siehe  unten  oben  §  189  II  A.  «Solide  Ge- 
{schafte  werden  analog  Angaben  freiwillig  machen. 

')  Siehe  oben  insbesondere  §  175. 

«)  H.G.B.  241. 

♦)  Staub  260,.. 

»)  Bing  260.. 

•)  S.  aber  §  183  III. 

')  H.aB.  215,  216,  127. 
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A.  1.  Der  Umfang  der  Prüfungspflicki  ist  streitig. 

a)  Die  herrschende,  von  Sinwn^)  geführte  Anschauung  geht  dahin,  dass 
der  Auf  sich  tsrat  nur  die  B.,  nicht  auch  das  Inventar  zu  prüfen  habe.  Der 
Aufsichtsrat  habe  sich  nur  von  der  Übereinstimmung  der  B.  mit  den  Büchern, 
insbesondere  mit  der  Inventur  zu  überzeugen  und  die  Grundsatze,  nach  denen 
die  B.  aufgestellt  sei,  seiner  Beurteilung  zu  unterziehen^).  Eine  von  einer 
Minderheit  vertretene  Meinung  macht  dem  Aufsichtsrat  auch  eine  Prüfung  des 
Inventars,  d.  h.  eine  Vergleichung  des  Inventars  mit  den  effektiven  Beständen 
zur  Pflicht^).  Nach  der  herrschenden  Ansicht  liegt  dies  nicht  bloss  tatsächlich 
ausserhalb  der  Möglichkeit,  sondern  auch  rechtlich  ausserhalb  der  Sorgfalt  des 
ordentlichen  Geschäftsmannes,  welche  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  nach 
H.G.B.  §  249  zu  leisten  haben*).  Wir  treten  der  Anschauung  der  Minder- 
heit bei. 

b)  Die  herrschende  Auslegung  beruht  auf  diesen 

a)  Zwei  Erwägungen:  Das  G.  —  H.G.B.  §  246  Abs.  1  —  sage  nur, 
der  Aufsichtsrat  könne,  nicht  sage  es,  der  Aufsichtsrat  müsse  den  Bestand  der 
Gesellschaftskasse  und  die  Bestände  an  Wertpapieren  und  Waren  untersuchend 
Allein  diese  Bestimmung  steht  vor  der  über  die  Bilanzprüfung  und  will  nach 
ihrer  Verbindung®)  mit  §  246  Satz  1  nur  die  Rechte  aufzählen,  welche  der 
Aufsicht«;rat  haben  soll,  um  die  in  Satz  1  statuierte  allgemeine  Überwachungs- 
pflicht handhaben  zu  können.  Für  die  spezielle  Überwachungspflicht,  wie  sie 
in  der  Bilanzprüfung  liegt,  vermag  somit  nicht  bloss  ein  Recht,  sondern  eine 
Pflicht,  die  Bestände  zu  untersuchen,  gegeben  zu  sein.  Dazu  kommt  aber:  was 
die  wirksamste  Vorschrift  von  §  246  Satz  1  darstellt,  ist  nicht,  dass  der 
Aufsichtsrat  die  Bestände  überhaupt  untersuchen  kann  —  das  folgt  auch  ohne 
ausdrückliche  Erwähnung  aus  dem  Überwachungsrecht  — ,  sondern  was  der  *^ 
nannte  Satz  besonderes  enthält,  ist  die  Bestimmung,  dass  der  Aufsichtsrat 
„jederzeit"  die  Bestände  untersuchen  darf. 

ß)  Zum  anderen  wird  bemerkt:  Das  G.  lautet  nur:  „Er  hat  . . .  die  Bjen 
und  die  Vorschläge  zur  Gewinnverteilung  zu  prüfen",  nicht:  er  hat  das  InTentar, 
die  B.  und  jene  Vorschläge  zu  prüfen'').  Allein  das  G.  formuliert  ja:  Der 
Aufsichtsrat  „hat  die  Jahresrechnungen^  die  B.en'*  und  jene  Vorschläge  zu 
prüfen.  Nun  wird  allertlings  behauptet,  unter  Jahresrechnung  könne  nichts 
anderes  verstanden  sein,  als  die  in  §  260  Abs.  2  erwähnte  Gewinn-  und 
Verlustrechnung ^).  Indes  warum  sollte  in  §  246  für  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung Jahresrechnung  gebraucht  sein,  wo  doch  an  allen  anderen  Stellen,  in 
welchen  neben  der  B,  diese  Rechnung  Ei*wähnung  findet,  sie  als  Gewinn-  und 
Verlustkonto  bezeichnet  wird')?  Der  Name  Jahresrechnung  für  Gewinn-  und 
Verlustkonto  entspricht  auch  keineswegs  der  Sprache  der  ordnungsmässigen 
doppelten  Buchführung^®).     Wenn  im  Genoss.-G.  §  48  statt  Gewinn-  und  Ver- 


»)  158  Anm.  24. 

')  Vgl.  Stat^b^;  Bing  246,;  Künttel,  der  Aufsichtsrat  der  A.,  seine  Bedite  und 
Pflichten.  Lpz.  (ohne  Jahreszahl,  aber  1902  erschienen)  ö.  43. 

»)  Bauer,  Inventur  70;  derselbe.  Der  Aufsichtsrat  2.  Aufl.  1900,  S.  101  f.; 
Beigel  II  106. 

*)  Simon  158  Anm.  24  und  andere. 

»)  Simon  158  Anm.  24. 

•)  „Über  diese  Angelegenheiten". 

')  KünUel  43  Anm.  133. 

»)  ItJsser  §  246  Anm.  5;  Küntzd  S.  40  Anm.  124. 

•)  H.G.B.  2G3,  265. 

^*)  Wir  begegnen  ihr  in  keiner  Darstellung  der  Buebführungssysteme,  ?d.  «•  B. 
Scubitz,   Doppelte    Buchführung   3.   Aufl.   11K)2;    BeischU- Meyer,   Die  einfache  nBd 
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lustrechnung  Jahresrechnuiig  gebraucht  wird,  so  geschah  es  ja  gerade  deswegen, 
um  die  Vorstellung  hiutanzuhalten,  als  müsste  das  System  der  genossenschaft- 
lichen Buchhaltung  das  der  doppelten  Buchführung  sein^)^). 

c)  a)  „Jahresrechnungen"  kann  somit  nur  wörtlich  verstanden  wenien. 
Es  sind  dies  alle  das  ganze  Geschäftsjahr  umfassenden  Rechnungen  im  Gegen- 
satz zu  den  Monats-,  Viertel-  und  Halbjahrsrechnungen,  also  insbesondere  die 
Abschlüsse  aller  Jahreskonten. 

Eine  Jahresrechnung  ist  nur  daraus  hervorgehoben  als  die  wichtigste,  die 
B.,  weil  diese  die  Greneralversammlung  festzustellen  hat,  aber  zu  den  Jahres- 
rechnungen gehört  auch  das  Inventar,  das  entweder  als  Konto  in  das  Haupt- 
buch aufgenommen  oder,  wenn  es  infolge  der  Grösse  des  Unteniehmens  sehr 
umfangreich  ist,  in  ein  besonderes  Inventurenbuch  eingetragen  wird,  welches 
als  ein  integrierender  Bestandteil  des  Hauptbuches  zu  gelten  hat^). 

ß)  Dazu  kommt  aber:  Gemäss  H.G.B.  §  266  kann  die  Generalversamm- 
lung die  Bestellung  von  Revisoren  zur  Prüfung  der  B.  beschliessen  und  der 
Vorstand  ist  dann  laut  §  267  verpflichtet^  den  „Revisoren  die  Einsicht  der 
Bücher  und  Schriften  und  die  Untersuchung  des  Bestandes  der  Gresellschafts- 
kassc  sowie  der  Bestände  an  Wertpapieren  und  Waren  zu  gestatten."  Also 
geht  der  Gesetzgeber  davon  aus,  dass  ohne  diese  Einsichtnahme  und  Unter- 
suchung eine  gehörige^  d.  h.  sachgemässe  und  gründliche  Bilanzprüfung  nicht 
möglich  ist. 

Y)  Indem  §  246  endlich  den  Aufsichtsrat  verpflichtet,  auch  über  die 
Prüfung  der  Jahresrechnungen  der  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten, 
kann  dies  angesichts  der  Tatsache,  dass  die  Generalversammlung  nur  die  B., 
aber  nicht  die  ganze  Jahresrechnung  festzustellen  hat^  allein  aus  dem  Grunde 
geschehen  sein,  weil  dem  Gesetzgeber  die  Prüfung  der  gesamten  Jahres- 
rechnung für  die  sachdienliche  Prüfung  des  Abschlusses  derselben,  der  B.,  un- 
crläsfslich  schien. 

2.  Hiemach  ergibt  sich  folgender  Umfang  der  Pi'üfungsp flicht  des  Auf- 
sichtsrates: 

a)  Der  Aufsichtsrat  hat  anlässlich  der  Bilanzprüfung  die  Jahresrechnung, 
somit  die  ganze  Jahresrechnung  zu  prüfen,  somit 

a)  alles,  was  integrierender  Bestandteil  des  HaupibucJies  ist,  daher  1.  das 
eigentliche  Hauptbuch,  2.  das  etwa  besonders  vorhandene  Kontokorrent-*),  In- 
venturen- und  Bilanzbuch*); 

ß)  die  Vor-  oder  Nebenbücher  zu  diesen  Hauptbüchern:  1.  das  oder  die 
Kassabücher    (Kouponkasse,     Effektenkasse,     Einzahlungs-^    Auszahlungskassc), 


doppelte  Buchhaltung  9.  Aufl.  1903;  Knappe,  Die  Ren  der  A.en  1903;  Neumann, 
Quintessenz  der  einfachen  und  doppelten  Buchhaltung  3.  Aufl.  1903;  Spöhrery  Theoretisch- 
praktische  Anleitung  für  den  Unterricht  in  der  einfachen  u.  s.  w.  Buchführung  3.  Aufl. 
(Stuttgart  o.  J.  [1902J);  Martens,  Was  musa  man  von  der  Buchführung  wissen? 
(Berlin,  o.  J.).    In  Sterns  Buchhaltungslexikon  fehlt  sogar  ein  Art.  „Jahrcsrcchnung^'. 

*)  Vgl.  Mergbacher,  Das  Reichsges.  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften  1900  §  48  Anm.  5. 

•)  Auch  Bauer,  Aufsichtsrat  101  bekämpft  die  Ansicht,  dass  Jahresrechnung 
mit  Gevrinn-  und  Verlustrechnung  identisch  sei. 

*)  Hierzu  Knappe  24. 

*)  Dasselbe  kann  in  ein  Debitoren-  und  ein  Kreditorenbuch  zerlegt  sein;  siehe 
Knappe  26. 

•)  S.  über  diese  Bücher  Knappe  23  ff.,  MaaU  §  17.  Ein  Geheirabuch  ist 
bei  Gesellschaften,  für  welche  Veröffentlichungszwang  gilt,  nicht  möglich,  ö.  auch 
Beigel,  Geheimbuchhaltung  in  „Soll  und  Haben"  I  65  ff. 
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2.    (las    oder    die    Menioriale    (Einkaufs-    und   Verkaufsbuch,    manchmal  auch 
Kreditoren-  bezw.  Debitorenbuch  genannt*)),  3.  das  Journal. 

b)  Aber  nur  die  Jahresrechnung,  also  nicht  die  Bücher,  deren  Posten 
nicht  Elemente  des  Rechnungsabschlusses  (der  B.  und  des  Gewinn-  und  Ver- 
lustkontos bilden),  die  sog.  Hüfsbüclisr,  wie  die  Bestandskontrollbücher  (Waren-, 
Besitzwechsel-,  Tratten-,  Kommissions-,  Fakturen-,  Ultimoengagements-,  Verfall- 
buch u.  s.  w.)'). 

3.  Hat  der  Aufsichsrat  aber  auch  die  Hilfsbücher  nicht  als  solche  zu 
prüfen,  so  dienen  doch  sowohl  sie,  wie  die  „Schriften  der  Gresellschaft"^),  d.  h. 
die  Korrcspoudenz,  eingelöste  Wechsel,  Quittungen,  Rechnungen,  Lieferecheine 
u.  9.  w.,  als  Mittel  zur  Prüfung  der  Richtigkeit  der  Haupt-  und  Vorbücher. 
Denn  die  Prüfung  der  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  der  Buchungen,  welche 
sich  in  Haupt-  und  Vorbüchem  finden,  verlangt  Feststellung  der  Ursache  dieser 
Buchungen  und  diese  ist  nicht  möglich,  ohne  auf  die  Eintrage  in  den  Hilf:^ 
büchem  und  die  Schriften  zurückzugehen  bezw.  die  EfTektivstande  nachzuprüfen. 
Insbesondere  lassen  sich  nur  auf  solche  Weise  unterlassene  Buchungen  fest- 
stellen. Aber  diese  Nachprüfung  der  Hilfsbücher  und  Bestände  und  die  Ein- 
sicht in  die  Schriften  hat  eben  nur  so  weit  zu  erfolgen,  als  es  zur  Feststellung 
der  Richtigkeit  der  Jahresrechnungen  und  damit  auch  des  Rechnungsahsclilu.-J>ft? 
notwendig  ist.  Die  Unwahrheit  einer  Buchung  in  den  Haupt-  und  Vorbüchern 
kann  sich  schon  daraus  ergeben,  dass  dieselben  zwei  Konti  zueinander  in  Be- 
ziehung setzen,  welche  miteinander  ihrem  Wesen  nach  nichts  gemein  haben, 
wie  dies  z.  B.  der  Fall  ist,  wenn,  um  die  Betriebsspesen  niedriger  erscheinen 
zu  lassen  und  so  höheren  Reingewinn  zu  ermöglichen,  Betriebsunkosten  statt  auf 
Betriebsunkostenkonto  auf  Kontokorrentkonto,  also  auf  Debitorenkonto  gebucht 
werden*).  Wie  soll  durch  Betriebsunkosten  eine  Forderung  der  Gresellschaf  t  entstehen  I 

4.  Wie  die  Prüfung  von  B.  und  Jahresrechnung  überhaupt  am  zweck- 
mässigsten  geschieht^  ist  keine  Rechts-,  sondern  eine  technische  Frage,  d.  h.  die 
dabei  zur  Anwendung  kommenden  Regebi  sind  solche  der  kaufmännischen  und 
zwar  insbesondere  der  buchhalterischen  Technik  ^). 

B.  1.  Die  DericJUspflicht  des  Aufsich tsrats  umfasst  die  Erstattung  eine? 
Prüfungsberichts  an  die  Generalversammlung  über  die  Prüfung  der  Jahres- 
rechnung,  der  B.  und  des  Vorschlags  zur  Gewinnverteilung.  Weil  der  Vor- 
stand auch  diese  Bemerkungen  des  Aufsichtsrates,  wie  der  Prüfungsbericht  in 
§  260  genannt  wird,  der  Generalversammlung  „vorzulegen"  und  nach  §  263 
auch  eine  Auslegung  dieser  Bemerkungen  imd  unter  Umstanden  sogar  die  Er- 
teilung einer  Abschrift  derselben  zu  eripolgen  hat,  muss  der  Bericht  ein  schrift- 
licher sein. 

2.  In  seinem  Bericht  kann  der  Aufsichtsrat  in  jeder  Richtung  andere 
Vorschläge  machen  als  der  Vorstand.  Das  folgt  aus  seiner  Überordnung  über 
den  Vorstand. 

0  Knappe  24  und  26.    S.  auch  Berliner  §  122,  aber  auch  §§  105ff, 

*)  Keine  andere  Erklärung  des  Begriffes  „Jahresrechnung**  durfte  es  sein,  wenn 
Bauer,  Aufsicht^rat  102;  derselbe,  Inventur  69  Jahresrechnung  mit  Bestandsnachweis 
wiedergibt  und  den  Jahresrechnungen  die  Bücher  gegenüberBtellt.  Indem  er  hinzufügt 
Jahresrcchnune  seien  die  Konti  in  den  Büchern  und  vor  allem  das  Inventar,  gibt  er 
zu  erkennen,  dass  er  unter  den  Büchern  das  meint,  was  wir  Hilfsbüeher  nannten. 

*)  H.G.B.  246,  267. 

*)  Vgl.  BeigelU  104.  111. 

'*)  Eine  Anleitimg  hierzu  geben  Bauer,  Aufsichtsrat  96— 101;  derselbe,  Inventur 
68 ff.;  Beigel  II  100—111.  S.  auch  Gromberg,  Die  Bücherrevision  in  „Soll  und 
Haben"  I  61  ff.  Die  Prüfung  muss  eine  kalkulatorische,  juristische  und  ökonomisch- 
administrative  sein.     Weitere  Literatur  s.  erste  Anm.  zu  §  191. 
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C.  Zur  rechtzeitigen  Erfüllung  seiner  beiden  Pflichten  kann  der  Auf- 
sichtsrat kraft  seiner  allgemeinen  Überwachungspflicht  Vorlegung  der  Entwürfe  etc. 
seitens  des  Vorstandes  sofort  nach  Herstellung  bezw.  so  schnell,  als  die  Her- 
stellung möglich  ist,  verlangen^). 

III.  Auslegung  der  Vorlagen  und  Abschrifiserteilung  davon, 

1.  a)  Entwurf  von  B.  und  Gewinn-  und  Verlustkonto,  Vorschlag  des 
Vorstandes  über  Gewinnverteilung,  Geschäftsbericht  desselben  und  Prüfungs- 
l)ericht  des  Aufsichterates  sind  mindestens  während  der  letzten  zwei  Wochen 
vor  dem  Tage  der  Generalversiimmlung  in  dem  Geschäftsräume  der  Gesellschaft 
zur  Einsicht  der  Aktionäre  auszulegen.  An  die  Stelle  des  Tages  der  General- 
versammlung tritt,  falls  die  Ausübung  des  Stimmrechtes  von  der  Hinterlegung 
der  Aktien  abhängig  ist.,  der  Tag,  bis  zu  dessen  Ablauf  die  Hinterlegung  zu 
geschehen  hat. 

b)  Auf  Verlangen  ist  jedem  Aktionär  spätestens  zwei  Wochen  vor  dem 
Tage  der  Generalversammlung  bezw.  ebenfalls  vor  dem  letzten  Tage  für  die 
Aktienhinterlegung  eine  Abschrift  der  B.  nebst  Gewinnverteilungsvorschlag,  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  des  Greschäfts-  und  Aufsichtsratsberichtes  zu 
erteilen. 

2.  Sein  Recht  auf  Einsicht  und  Abschrifterteilung  kann  der  Aktionär 
durch  (gesetzliche  oder  persönlich  bestellte)  Vertreter  ausüben.  Es  ist  durch 
Klage,  Antrag  auf  einstweilige  Verfügung,  das  Recht  auf  Einsicht  auch  durch 
Antrag  auf  Ordnungsstrafe  beim  Registergericht  (Amtsgericht)  erzwingbar*). 

3.  Wegen  Verletzung  des  §  263  kann  bei  Vorhandensein  der  sonstigen 
Voraussetzungen  des  §  271  eine  Anfechtung  des  Bilanzfestsetzungsbeschlusses 
der  Generalversammlung  nach  H.G.B.  §  271  erfolgen.  Denn  indem  das  Recht 
auf  Einsicht  und  Abschrift  dem  Aktionär  die  Möglichkeit  gehöriger  Vorbe- 
reitung für  die  Teilnahme  an  der  Beschlussfassung  sichert,  handelt  es  sich  um 
Verletzung  einer  die  Vorbereitung  des  Beschlusses  betreffenden  Bestimmimg 
und  die  Verletzung  auch  solcher  Vorschriften  ist  nach  §  271  anfechtbar,  wie 
aus  der  Erwähnung  einer  Art  derselben  in  §  271  Abs.  3  —  der  Vor- 
schriften über  Berufung  der  Versammlung  und  Ankündigung  der  Tages- 
ordnung —  hervorgeht'^). 

4.  Einem  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist,  aber  noch  vor  der  General- 
versammlung gestellten  Verlangen  einer  Abschrift  ist  noch  innerhalb  der  bei 
regelmässigem  Geschäftsgang  erforderlichen  Zeit  stattzugeben,  denn  die  Frist 
ist  zu  Gunsten  der  Aktionäre  gesetzt  und  das  Recht  dient  den  Interessen  der 
Aktionäre. 

5.  Da  das  Recht  auf  Abschriftverteilung  nur  dem  Zwecke  der  Vor- 
Iwreitung  zui*  Generalversammlung  dienen  soll,  entfällt  es  mit  der  Beschluss- 
fassung dieser  über  die  B.  Nach  der  Generalversammlung  kann  der  Aktionär 
eine  Abschrift  nur  vom  Registergericht  —  nach  H.G.B.  §  265  Abs.  2  und 
§  9  Abs.  2  —  einfordern. 

ftm  Feststellanff  der  Bilanz  durch  die  Generalversammlaiiff. 

§   183. 

I.  Der  Beschlussfassung  oder,  wie  das  G.  sagt,  der  „Genehmigung"  der 
Generalversamndung  unterliegt  nur  die  Jahresschluss-,  nicht  die  Semestral-  oder 

')  So  Staub  260,,. 

*)  H.G.B.  319  Abs.  1.  Vgl.  unten  §  208. 

')  So  BoUt  XVI  d.  A.  M.  Ring  263«  und  das  Kammergericht  {Johow  und 
Küntzel,  Jahrb.  für  Entsch.  des  Kammergerichts  XII  25). 
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sonstige  Zwischenbilanz,  also  nur  die  für  den  Schluss  des  verflossenen  Geschafts- 
juhres  gemäss  H.6.B.  §  39  Abs.  2  aufzunehmende  B. 

a)  Das  Geschäftsjahr  darf  kürzer,  aber  nicht  länger  als  12  Monate  sein^). 
Nötig  ist  eine  Verkürzung  des  ersten  Geschäftsjahres,  wenn  die  A.  inmitten 
eine»«  Kalenderviertcljahres  eingetragen  wird  und  sie  gleichwohl  ihr  Geschäfts- 
jahr mit  dem  ersten  Tag  im  Kalendervierteljahr  beginnen  lassen  will.  Auch 
dann^  wenn  die  schon  bestehende  A.  den  Beginn  des  Geschäftsjahres  verl(^ 
wird  eine  Verkürzung  des  Geschäftsjahres  erforderlich  (z.  B.  ein  Übei^ugs- 
geschäftsjahr  von  nur  drei  Monaten  Dauer)*). 

b)  Auch  die  B.  für  das  einen  Zeitraum  von  12  Monaten  nicht  um- 
fassende Geschäftsjahr  ist  eine  Jahresbilanz  im  Sinne  des  G.,  also  auch  eine 
Gewinnermittlungs-  und  Gewinnverteilungsbilanz ^). 

II.  Die  Generalversammlung  ist  weder  an  den  Entwurf  des  Vorstandes 
noch  an  den  des  Aufsichtsrates  gebunden').  Sie  kann  die  Bilanzansatze  heider 
ändern^),  aber  eine  Feststellung  der  B.  muss  sie  treffen  und  zwar  innerhalb 
der  einem  ordnungsmässigen  Geschäftsgange  entsprechenden  Zeit  Aufstellung 
der  B.  im  Sinne  des  §  39  ist  erst  mit  deren  Feststellung  gegeben,  umfasst  also 
auch  die  Tätigkeit  der  Generalversammlung.  Verschleppt  die  Mehrheit  der 
Generalversammlung  durch  Vertagungen  willkürlich  oder  böswillig  die  Beschlu&s- 
fassung,  so  kann  dieselbe  durch  Klage  gegen  die  Gesellschaft  mit  Vollstreckung 
aus  Zivilprozessordnung  §  888  erzwungen  werden. 

III.  Die  Generalversaihmlung  kann  vor  Beschlussfassuug  jede  ihr  nötig 
scheinende  Erläuterung  der  Vorlagen  von  Vorstand  oder  Aufsichtsrat  fordern*). 

A.  Dies  ergibt  sich  unmittelbar  aus  ihrer  allgemeinen  Stellung  als  oberstes 
Organ,  unmittelbar  durch  Schlussfolgerung  aus  einer  Reihe  anderer  Bestimmungen. 

1.  Nach  H.G.B.  §  246  Abs.  1  kann  der  Aufsichtsrat  über  alle  An- 
gelegenheiten der  Gesellschaft  Berichterstattung  vom  Vorstand  fordern  und 
selbst  die  Bücher  und  Schriften  der  Gesellschaft  einsehen,  sowie  den  Bestand 
der  Gesellschaftskasse  und  die  Bestände  an  Wertpapieren  und  Waren  miter- 
sucheii.  Was  der  Aufsichtsrat  darf,  kann  um  so  weniger  dem  ihm  übergeonlneteii 
Organ  verwehrt  sein. 

2.  Der  Aufsichtsrat  hat  die  B.  u.  s.  w.  nur  zu  prüfen,  d.  h.  zu  b^ut- 
achten,  die  Generalversammlung  sie  zu  beschliessen.  Die  weittragendere  Be- 
deutung dieses  Rechtes  heischt  nicht  geringere,  sondern  sogar  weit«rgdiende, 
zum  mindestens  aber  gleiche  Befugnisse,  wie  sie  dem  Gutachter  zustehen. 

3.  Die  Generalversammlung  kann  die  Bestellung  von  Bilanzprüfungs- 
revisoren  beschliessen,  welchen  der  Vorstand  Einsicht  der  Bücher  und  Schriften 
und  Untersuchung  der  Bestände  an  Geld,  Wertpapieren  und  Waren  zu  ge- 
statten hat.  Was  die  von  ihr  bestellten  Revisoren  dürfen,  muss  auch  ihr 
selbst  erlaubt  sein. 

B.  Die  Generalversanunlung  kann  auch  über  Dinge  Aufklärung  fordern, 
deren  Mitteilung    an   sie   nach  Meinung    von  Vorstand    oder  Aufsichtsrat  d«ii 


^)  H.G.B.  39  Abs.  2.  Im  Brauerei-  und  Mälzereibetrieb  ist  häufig  30.  September, 
im  Buchhandel  31.  März  Abschlusstag. 

«)  8oBing  215,  und  260,;  Makower  260  II;  a.  M.  Behrend  895,  Esser  260,: 
Pinner  260 IV;  Staub,  G.-G.  29,^.  Jähriich  bedeutet  gemäss  H.G.B.  39  „geschäflÄJahr- 
lieh".  Für  dos  Geschäftsjahr  wird  die  B.  festgestellt  und  der  aus  dieser  B.  fdch  er- 
gebende Gewinn  wird  verteilt.    Ebenso  Lehmann^  A.en  II  41 3  f. 

»)  Dies  folgt  aus  dem  §  152  III  D  2  b  /?,  §  155  I  B   und  IV  A   Bemerkteo. 

*)  Reichsger.  i.  Zivils.  15  S.  99. 

»)  A.  M.  Simon  17 f.;  Makower  260  II  b. 
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Gesellschaftsinteresse  widerstreitet.  Allein  in  Fragen  der  Angemessenheit 
(Zweckmässigkeit)  ist  das  niedrigere  Organ  an  die  Befehle  des  höheren  ge- 
bunden.  Wegen  der  strafrechtlichen  Folgen  s.  §§  200  II  C  3  u.  205  II  A  2  b. 

C.  Indess  dieses  Recht  auf  Erläuterung  und  Einsichtgestattung  u.  s.  w. 
hat  lediglich  die  Generalversammlung  als  solche,  nicht  der  einzelne  TeQnehmer 
an  ihr.  Nur  einem  Generalversammlungsbeschlusse  gegenüber  sind  Vorstand 
und  Aufsichtsrat  zu  „Vortrag"^),  sonstiger  Berichterstattung,  Gestnttung  von 
Einsicht  und  Beständeuntersuchuug  verpflichtet. 

IV.  Die  Verhandlungen  über  die  Bilanzfeststellung  sind  a)  auf  Mehr- 
heitsbeschluss,  b)  unter  gewissen  Einschränkungen  auf  3/wMfer/*e*<Ä-*) Verlangen 
zu  vertagen. 

A.  1.  Die  Generalversammlung  kann  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  ver- 
tagen. Vorgängiger  Ankündigung  durch  Bekann tmachiuig  nach  H.G.B.  256 
bedarf  der  Beschluss  nicht 

2.  Eine  Minderheit  mit  ehi  Zehntel  Grundkapital  kann  die  Vertagung  fordern. 
Sie  kann  ihr  Recht  nur  in  der  Generalversammlung  betätigen  und  lediglich 
unter  derartiger  Bemängelung  bestimmter  Ansätze,  dass  klar  ersichdich  ist, 
worin  der  Mangel  bestehen  soll^).  Beweismittel  brauchen  nicht  angegeben  zu 
werden. 

B.  1.  Die  Verhandlung,  nicht  die  Versammlung  wird  vertagt.  Die 
Generalversammlung  kann  also  anderes  weiter  beraten  und  beschliessen,  z.  B.,  soweit 
iiicbt  die  bemängelten  und  vertagten  Punkte  sie  zu  beeinflussen  in  der  Lage 
sind,  über  Gewinnverteilung  und  Entlastung*);  ferner,  wenn  Vertagung  auf 
Mi nderheits verlangen  vorliegt,  auch  über  die  B.,  soweit  dieselbe  nicht  von  der 
Minderheit  bemängelt  ist. 

2.  Für  die  Verhandlimg  über  die  B.  als  solche  ist  eine  neue  General- 
versammlung einzuberufen  nach  den  gewöhidichen  Regeln*).  Die  erste  General- 
vensanunlung  kann  wohl  bestimmen,  wanu  oder  wann  spätestens  oder  frühestens 
die  neue  Generalversammlung  stattzufinden  habe,  aber  nicht  ist  möglich,  in  der 
ersten  Generalversammlung  einfach  einen  neuen  Termin  anzusetzen  und  von 
besonderer  Berufung  abzusehen.  Das  wäre  nur  statthaft,  wenn  alle  Aktionäre 
anwesend  und  alle  damit  einverstanden  wären  ^).  Demgemäss  kann  an  der 
neuen .  Verhandlung  auch  der  sonst  berechtigte,  in  der  früheren  Versammlung 
nicht  erschienene  Aktionär  teilnehmen.  Die  neue  Versammlung  ist  so  schleunig 
zu  berufen,  als  es  das  Gesellschaftsinteresse  erfordert  oder  die  vorige  Ver- 
sammlung bestimmt  hat. 

C  Ist  die  Verhandlung  auf  Verlangen  der  Minderheit  vertagt,  so  kann 
von  dieser  eine  erneute  Vertagung  nur  gefordert  werden,  wenn  über  die  in  der 
früheren  Verhandlung  bemängelten  Ansätze  der  B.  die  erforderliche  Aufklärung 
nicht  erteilt  wurde'');  unter  dieser  Voraussetzung  aber  beliebig  oft.  Die  Minder- 
heit, welche  je  die  neue  Veilagung  fonlert,  braucht  sich  nicht  aus  denselben 
Aktionären  zusammensetzen,  welche  die  erste  oder  vorausgehende  durchsetzten. 
Beschliesst    die    Generalversammlung    über    die    Bilanzfeststellung,    Gewinnver- 


')  H.G.B.  314  Abs.  1  Ziff.  1. 

*)  Lehmann,  A.enII  312. 

*)  Staub  261,;  Bing  2(542.  Nicht  genügt  als  Bemängelung:  die  Ansätze  be- 
ruhten auf  der  durcnweg  nicht  genehmigten  B.  des  Vorjahres  {Kaufmann,  Handels- 
r(?chtl.  Rechtsprechung  Bd.  3  S.  97  [Landgericht  Eiseuach  If).  Mai  1902]). 

*)  S  Lehmann,  A.en  II  313. 

*)  Also  neue  Anmeldung  u.  s.  w. 

•)  Staub  264,. 

')  H.G.B.  264  Abs.  2. 
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teilung  (xler  Entlastung  in  einer  nach  Anschauung  der  Minderheit  mit  dem 
Minderheitsverlangen  unverträglichen  Weise  (hält  z.  B.  die  Majorität  die  er- 
forderliche Aufklärung  für  erteilt),  so  steht  der  W^  der  Anfechtungsklage 
nach  H.G.B.  §  271  offen;  in  dem  Verfahren  hierüber  ist  auch  zu  entscheiden, 
ob  die  erteilte  Aufklärung  wirklich  eine  unzureichende  isL 

V.  Durch  ihren  Feststellungsbeschluss  ist  die  Versammlimg  nicht  be- 
hindert, die  B.  nachträglich  noch  anders  festzustellen  ^).  Jedoch  können  Rechte, 
welclie  durch  den  auf  der  früheren  Feststellung  beruhenden  Grewinnverteiiungs- 
beschluss  erworben  wurden  (z.  B.  auf  Dividende),  durch  den  neuen  Beschluss 
keine  Beeinträchtigung  erleiden*),  es  wäre  denn  jene  Feststellung  rechtlich  an- 
fechtbar.    Vgl.  dazu  auch  §§  32  U  B,  33  I  3,  34  III. 

VI.  A.  Jede  Generalversammlung  kann  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
die  Bestellung  von  Revisoren  zur  Prüfung  der  B.  beschliessen^),  also  auch  die 
zur  Feststellung  der  B.  berufene  als  Vorbedingung  für  ihre  Feststellung. 
Andererseits  kann  die  Prüfung  durch  Revisoren  auch  für  jede  B.,  nicht  bloss 
für  die  des  letzten  Geschäftsjahres,  beschlossen  werden.  Endlich  kann  der 
Gesellschaftsvertrag  eine  jedesmalige  Prüfung  der  B.  vor  dem  Feststellungs- 
beschluss vorschreiben  und  einer  Minderheit  das  Recht  verleihen,  die  Prüfung 
durch  Revisoren  zu  fordern. 

B.  Bildet  die  Erörterung  der  B.  den  Gegenstand  der  Tagesordnung,  so 
ist  der  Beschluss,  Revisoren  zu  bestellen,  durch  die  Tagesordnung  gedeckt. 
Sonst  ist  vorherige  Bekanntmachung  notig. 

C.  Ein  Recht,  auf  gerichtliche  Bestellung  von  Revisoren  zur  Bilanz- 
prüfung anzutragen,  besteht  nicht*). 

VII.  A.  Der  Bilanzfeststellungsbeschluss  ist  nach  näherer  Vorschrift  des 
§  271  mit  Klage  anfechtbar  %  wenn  bei  seiner  Vorbereitung,  Verhandlung 
oder  Fassung  Gesetz  oder  Statut  verletzt  wurden.  Mangels  ausdrücklicher 
Einschränkung  im  G.  ist  die  Klage  auch  statthaft,  wenn  die  Verletzung  auf 
den  Beschluss  sicher  einflusslos  war^  also  der  Beschluss  sicher  nicht  auf  ihr 
beruht«). 

B.  Anfechtungsberechtigt  ist  1.  der  Vorstand,  2.  sofern  der  Besdduss 
eine  Massregel  zum  Gegenstand  hat,  durch  deren  Ausführungen  sich  die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrats'')  strafbar  oder  den  Gläubigern 
der  Gesellschaft  haftbar  machen  würden,  jedes  Mitglied  von  Vorstand  und 
Aufsichtsrat,  3.  a)  der  in  der  G«neralversanunlung  erschienene  Aktionär,  so- 
fern er  gegen  den  Beschluss  Widerspruch  zum  Protokoll  erklärt  hatte,  b)  der  in 
ihr  nicht  erschienene  Aktionär,  sofern  er  a)  zu  der  Generalversammlung  un- 
berechtigterweise nicht  zugelassen  worden  ist,  oder  ß)  die  Anfechtung  darauf 
gründet,  dass  die  Berufung  der  Versammlung  oder  die  Ankündigung  des  G^n- 
standes  der  Beschlussfassung  nicht  gehörig  erfolgt  sei. 

C.  Die  Klage  muss  binnen  einem  Monat»  seit  die  Generalversammlung 
stattfand,  erhoben  werden.  Im  einzelnen  ist  die  Frist  nach  B.G.B.  §  18S 
Abs.  2,  3  mit  §  187  Abs.  1  zu  berechnen. 

D.  Eine  Abschreibung  oder  Rücklage  über  das  nach  G.  oder  Gesellschaft*- 

*)  Rcichsger.  i.  Zivils.  32  S.  94  f. 

*)  Bing  260,;  Simon  26 f.;  Lehmann,  A.en  II  314,  416-436. 

*)  H.Q.B   §  266.    Dazu  Lehmann,  A.en  II  313,  345  f. 

*)  Über  die  Aufgaben  der  Revision  vgl.  S.  7965. 

»)  Vgl.  hierzu  Lehmann,  A.en  II  221  ff. 

•)  A.  M.  Lehmann,  A.en  II  225;  Staub  271,;  derselbe,  G.-G.  45  „;  Makoieir 
271  III;  Pinner  V  1  und  das  Reichsger.;  s.  Bolze  17  Nr.  531,  23  Nr.  .'iSS;  ÄoW*«« 
V  120  f.    Wie  hier  Bing  271,. 

'')  Dazu  Lehmann,  A.en  II  350. 
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vertrag  zulassige  Mass  hinaus  kann  von  den  Aktionären  nur  angefochten  werden, 
wenn  die  Anteile  des  oder  der  die  Anfechtungsklage  Erhebenden  ein  Zwanzigstel 
deä  Grundkapitals  erreichen  ^).  Eine  Abschreibung  ist  nicht  schon  dann  gesetz- 
oder  vertragswidrig  übermässig,  wenn  andere  zu  einer  niedrigeren  Veranschlagung 
der  Wertminderung  gelangen  —  denn  das  Recht  der  Bilanzfeststellung  liegt 
in  der  Hand  dieses  obersten  Organs  — ,  sondern  erst  dann,  wenn  sich  nach- 
weisen lässt,  dass  die  Greneralversammlung,  die  Grenzen  zulässigen  Ermessens 
überschreitend,  bewusst  unterschätzt.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  sie  es  in 
böswilliger  oder  in  der  guten  Absicht  tut,  durch  Unterbewertung  die  Basis  des 
Unternehmens  zu  stärken'^).  Das  G.  macht  keinen  Unterschied.  Jede  gegen 
G.  und  Vertrag  bewusst  verstossende  Unterschätzung  ist  anfechtbar').  Mangels 
wirksamer  Anfechtung  ist  die  Unterbewertung  gültig^). 

£.  Durch  die  Erhebung  der  Anfechtungsklage  wird  die  Wirkung  des 
Greneralversammlungsbeschlusses  nichi  von  selbst  aufgehoben  oder  aufgeschoben  ^). 
Nur  dann  dürfen  Vorstand  (Liquidatoren)  und  Aufsichtsrat  einen  von  Aktionären 
angefochtenen  Beschluss  nicht  ausführen,  also  z.  B.  die  auf  dem  Beschluss  in- 
direkt beruhende  Dividende  nicht  auszahlen,  wenn  sie  dadurch  die  ihnen  ob- 
li^ende*)  Sorgfalt  des  ordentlichen  Geschäftsmannes  verletzen  würden,  also 
dann,  wenn  sie  nach  sorgfältiger  Prüfung  annehmen  müssen,  dass  die  An- 
fechtung erfolgreich  sein  kann*^).  In  Betracht  kommt  dabei  insbesondere  die 
Bestimmung  des  H.G.B.  §  217,  wonach  der  Aktionär  in  keinem  Falle  ver- 
pflichtet ist,  herauszuzahlen,  was  er  in  gutem  Glauben  als  Dividende  bezogen  hat. 

Vin.  A.  Das  G.  sagt  wohl^):  Unverzüglich  nach  der  Feststellung  der 
B.  durch  die  Versammlung  sind  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung^  seitens 
des  Vorstandes  in  den  Gesellschafteblättern  bekannt  zu  machen.  Allein  damit 
ist  nicht  gemeint,  dass  es  auch  dann  sofort  zu  geschehen  hat,  wenn  der  Vor- 
stand der  Ansicht  ist,  dass  die  Feststellung  der  B.  mit  Erfolg  augefochten 
werden  könne,  und  die  Anfechtung  bevorsteht  oder  bereits  stattfand.  Denn 
unverzüglich  heisst  nach  B.G.B.  ohne  schuldhaftes  Verzögern.  Ein  solches 
lic^  aber  nicht  vor,  sofern  der  Vorstand  aus  dem  angegebenen  Grunde  zögert^®). 

B.  Nach  dem  klaren  Wortlaut  des  G.  sind  B.  und  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto in  der  Fassung  des  Beschlusses  zu  veröffentlichen^^).  Es  genügt 
nicht  Veröffentlichung  einer  Zusammenstellung,  mag  sie  immerhin  noch  als 
Übersicht  über  die  Vermögenslage  zu  bezeichnen  sein.  Dem  Zweck  der  Publi- 
kation —  Schutz  der  Allgemeinheit  —  entsprechend,  muss  die  Veröffent- 
lichung in  deutscher  Sprache  geschehen  ^^). 

M  H.G.B.  271  Abs.  3. 

«)  Reichsger.  m  Zivils.  40  S.  35;  Staub  211  ^\  Staub,  G.-G.  42 a;  Bing  261 4. 
Hat  die  Anfechtung  Erfolg,  so  darf  nicht  das  Gericht  einen  anderen  Beschluss  an  die 
Stelle  des  aufgehobenen  setzen,  sondern  die  GeDeral Versammlung  muss  die  B.  neu  fest- 
Htellen  (Kaufmann,  Handelsrecht!.  Rechtspr.  Bd.  3  S.  37).  —  S.  auch  Lehmann,  A.en 
II  307. 

*)  Simon  322  ff.  will  nur  bei  böswilliger  Unterschatzung  Anfechtung  gestatten. 

*)  Ober  die  ganze  Frage  oben   §§  20,  24,  25,  43,  137.    8.  auch  Ring  273,. 

•)  Bing  273 ,. 

•)  H.G.B.  241,  249. 

^)  S.  auch  unten  §  192  I  A  2  c  /S  und  Bing  273,;  241.;  S^üb  273,,; 
Lehmann,  A.en  II  217. 

•)  H.G.B.  265. 

*)  Nicht  also  Geschäfts-   und   Prüfungsbericht  und  Gewinnverteilungsbeschluss. 

^*)  Bing  265,;  Makower  265  I  a. 

")  Behrend  887;  Pinner  265  I;  auch  Beschluss  des  Oberlandesger.  Karlsruhe 
vom  13.  März  1897  in  Höldheim  1897  S.  311;  a.  M.  die  herrschende  Lehre  {Staub 
2(>5  I;  Bing  265,  u.  s.  w.). 

'*)  Kammei^richt  vom  24.  Juni  1901  (Zusammenstellung  des  ßeichsjustizamts  II 
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IX.  A.  Sobald  die  öffentliche  Bekanntmachung  erfolgte^),  sind  sie  und 
der  Geschäftsbericht  des  Vorstandes  mit  den  Bemerkungen  des  Aufsicbtsrates 
dazu  zum  Handelsregister  einzureichen;  jedoch  nur  zum  Handelsregister  der 
Hauptniederlassung').  Zur  Einreichung  smd  die  Vorstandsmitglieder  durch 
Ordnungsstrafen  anzuhalten'). 

B.  1.  Einzureichen  ist  nicht  die  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung, 
sondern  die  Bekanntmachung  derselben,  also  ein  Belegblatt  über  ihre  Publi- 
kation^). Hieraus  folgt  aber  nicht,  dass  der  B^sterrichter  nur  prüfen  darf, 
ob  eine  Veröffentlichung  der  festgestellten  B.  mit  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
stattfand'),  sondern  er  hat  auch  das  Recht,  zu  prüfen,  ob  das,  was  ihm  als 
veröffentlicht  belegt  wird,  die  gesetzliche  Natur  einer  B.  und  Gewinn-  und  Ver 
lustrechnung  besitzt.  Denn  entgegenzunehmen  braucht  er  nur  die  Einreichung 
der  Bekanntmachung  einer  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung.  Es  mut^< 
das,  was  ihm  als  veröffentlicht  nachgewiesen  wird,  die  Natur  eines  summarischen 
Inventars'),  bezw.  einer  summarischen  Zusammenstellung  der  Gewinne  und 
Verluste  des  Jahres  besitzen ''),  die  B.  insbesondere  gemäss  §  261  Ziff.  6  eine 
Gewinnermittlungsbilanz  sein,  d.  h.  den  Reingewinn  ziffernmässig  angeben  und, 
weil  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  doch  nur  eine  Zerlegung  dieses  Oewinn- 
(oder  Verlustr)Saldos  darstellt,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  mit  dersdben 
Saldoziffer  wie  die  B.  abschliessen. 

2.  a)  Dagegen  mangelt  dem  Registergericht  die  Befugnis,  zu  prüfen,  ob 
das,  was  das  gesetzliche  Wesen  der  B.  erfüllt»  dem  Zwecke^  der  B^  die  Lage 
des  Vermögens  ersichtlich  zu  machen'),  gerecht  wird  und  alles  das  aufweist 
was  das  G.  bezüglich  des  InhaÜs^^)  der  B.  fordert.  Demgemäss  kann  der 
Registerrichter  z.  B.  die  Entg^ennahme  nicht  versagen,  weil  der  Reservefonds 
nicht  als  besonderer  Posten  voi^tragen  ist^^)  —  die  A.  kann  der  Meinung 
sein,  derselbe  sei  verwendet  —  oder  weil  die  B.  die  Höhe  der  Abschrabungen 
nicht  ersehen  lässt^^)  oder  einen  Bilanzposten  nicht  richtig  benennt^')  ^*). 


Heft  4  [S.  175]);  dazu  TMas  in  Zeitschr.  f.  ges.  Aktienwesen  XHI  97.  Dagc^ 
Lehmami^  B.en  II  314. 

')  Vorherige  Erreichung  allein  der  Berichte  hat  nicht  stattzufinden,  weil  die 
Berichte  Bilanz-  und  Gewinn-  und  Verinstrechnuns  zur  Grundlage  haben.  A.  I»L 
Staub  265.,  welcher  auch  mangels  Feststellung  der  B.  Einreichung  der  Berichte  für 
vorgeschrieben  erachtet. 

»)  H.G.B.  265  Abs.  2. 

')  H.G.B.  14.  Siehe  unten  §  208  I  2. 

«)  Staub,  G.-G.  41  „. 

*)  Dies  meint  Getsmar  bei  Holdheim  X  151  ff.  u.  245  ff. 

*)  Oben  §§  22,  27.  Auch  hanseat.  Oberlandesgericht  vom  11.  Oktober  1901  bei 
Holdheim  X  268.  So  müssen  Schulden  und  Grunokapital  getrennt  sein  (Kammer- 
gericht  vom  2.  April  1902  bei  Johaw  und  Bing  24  S.  A  202). 

^  So  auch  Bing  265,. 

*)  Ebenso  Kammergencht  vom  17.  März  1902  (Holdheim  XI  148).  A.  M.  zum 
Teil  Cohn  (im  ,,Recht''  Jahrg.  VI  381  und  bei  Holdheim  XI  253  f.).  £r  will  audi 
Prüfung  der  R  auf  Vollständigkeit  und  Einhaltung  von  H.G  B.  §  261  Ziff.  4  und  '• 
zulassen. 

*)  Ebenso  Oberlandesgericht  Hamburg  vom  2.  Mai  1898  (Holdheim  VII  10^ 
und  11.  Oktober  1901  (Holäeim  X  268). 

^^)  Anders,  scheint  es,  Eamroeraericht  vom  17.  März  1902. 

^^)  Ebenso  Oberiandesfericht  Hamburg  vom  11.  Oktober  1901;  dazu  Zeitschr.  f. 
das  ges.  Aktienwesen  XII  12f. 

'*)  Bezeichnung  einer  „Anlage''  (Bahn)  als  unb^[;ebene  Aktien  einer  Bahn,  trotz- 
dem die  Anlage  Eigentum  der  A.  geworden  (s.  Kammergericht  vom  17.  Mäiz  19in?;. 
")  Dazu  Lehmann,  A.en  II  229. 

^*)  Lehmann,  A.en  II  211,  217,  314,  behauptet  zum  Teil  unter  Berufung  auf  di5 
Oberlandesgericht  München  in  Z.  404,7,  ^  Beguterbehörde  sei  verpflichtet,  die  Ein- 
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b)  Hieraus  erhellt  auch,  wie  weit  das  Becht  des  Begisterg;erichtes  aus  dem 
Reichsgesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Grerichtsbarkeit  vom 
20.  Mai  1898  §  127  geht,  die  von  ihm  zu  erlassende  Eintragungs Verfügung 
bis  zur  Entscheidung  des  Rechtsstreites  auszusetzen,  wenn  die  Verfügung  von 
der  Beurteilung  dnes  streitigen  Rechtsverhältnisses  abhängt^). 

X.  A.  Gegenstand  der  Tagesordnung  der  (ersten)  Generalversammlung, 
welcher  B.,  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  Geschäfts-  und  Prüfungsbericht  nebst 
Vorschlägen  über  Gewinnveiteilung  vorgelegt  werden  (sog.  ordentliche  General- 
versammlung), ist  auch  die  Beaefüttssfassung  über  die  Qewinnverteüuvg  und 
über  die  Enilasiung  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat.  Daraus  folgt  aber  keines- 
w^Sy  dass  diese  Beschlüsse  nur  als  Bestandteile  oder  Anhänge  des  Bilanz- 
feststeilungsbeschlusses  als  des  Hauptgegenstandes  zu  gelten  hätten,  sondern 
jeder  dieser  Beschlüsse  bildet  einen  formell  selbständigen  Verhandlungsgegen- 
stand, ist  besonders  anzukündigen^)  und  zu  fassen,  wenn  auch  der  Gewinn- 
verteilungsbeschluss  sachlich  von  der  Bilanzfeststellung  abhängt,  da  ein 
Gewin  nverteilungsbeachluss  das  Vorhandensein  eines  bilanzmässig  festgestellten 
Reingewinns  voraussetzt  Das  G.  —  §  260  Abs.  1  —  nennt  die  drei  Gegen- 
stände koordiniert 

B.  Hieraus  fo%t: 

1.  Wird  die  Verhandlung  über  die  Bilanzfeststellung  vertagt,  so  kann 
doch  über  die  Gewinnvertdlung  beschlossen  werden,  wenn  die  Beanstandung 
an  dem  Gewinnsaldo  nichts  ändert.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  Unterbe- 
wertuDg  der  Aktiva  und  in  gleicher  Höhe  Oberbewertung  der  Passiva  bemängelt 
wird.     Ebenso  kann  dann  Entlastung  ausgesprochen  werden'). 

2.  Die  B.  kann  genehmigt  und  doch  Entlastung  verweigert  werden,  so: 
wenn  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  Aufsichtsrates  schuldhaft  Verluste  verur- 
sacht haben,  aber  vermögenslos  sind. 

3.  Die  Entlastung  kann  erteilt,  aber  Bilanzfeststellung  verweigert  werden, 
so:  wenn  die  Generalversammlung  der  Meinung  ist,  dass  die  B.  trotz  sorgfältiger 
Vorbereitung  auf  unzutreffender  Schätzung  beruht*). 


3.  Anffttellniiii:  der  Jahreftbllanz  bei  der 
Kominandltaktleiiil^eselltieliaft. 

§  184. 

I.  Die  allgemeinen  Grundsätze  über  Aufstellung  der  B.en  der  KommandiU 
aktiengeseüschaften  wurden  schon  §  14  V  erörtert  Hier  noch  kurz  die 
Schilderung  der  einzelnen  Verfahrensstadien. 

II.  Massgebend  ist  hierfür  vor  allem  H.G.B.  §  325,  dass  auf  die  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  entsprechende  Anwendung  finden  die  den  Vorstand 
der  A.  betreffenden    Vorschriften    über  1.  Einreichungen    zum  Handelsregister, 


tni«ing  von  ^esetz-  und  stataten widrigen  Beschlüssen  abzulehnen.  Bei  Verletzung  dis- 
pofiitiver  Beatimmun^n  sei  jedoch  die  Eintragung  erzwingbar,  wenn  die  zur  Anfech- 
tuDg  berM^tigten  Mitglieder  der  Verletzung  zustimmten. 

'  *)  Dazu  Lehmann,  A.  II  229.  —  Über  Loschungen  von  Amts  wegen  §  29  V. 
•)  H.G.B.  256. 

»)  Bing  204:  Anm.   1   und  2;   Keyaner   260,;    Reichsger.   in    Zivils.    XII   77, 
XIII  51. 

*)  Bing  260,. 

51* 
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2.  Berufung  der  Generalversammlung,  3.  Aufstellung,  Vorlegung  und  Ver- 
öfientlichung  der  Jahresbilanz  und  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  sowie 
über  die  Vorlegung  des  Geschäftsberichts,  4.  Anfechtung  von  Beschlüssen  der 
Generalversammlung,  5.  Verfahren  im  Falle  der  Bestellung  von  Revisoren  zur 
Prüfung  der  B.  Hieraus  ergibt  sich  in  Zusammenhalt  mit  der  allgemeinen 
Verweisung  auf  das  Aktiengesellschaftsrecht  in  §  820  Abs.  3  nachstehende  Bild. 
III.  1.  Die  Komplementare  haben  den  Entwurf  der  Jahresbilanz  u.  s.  v. 
nebst  Greschäftsbericht  herzustellen  und  gemäss  H.G.B.  §  260  Abs.  2  venu- 
legen;  zu  zeichnen  sind  die  Vorlagen  nach  dem  Sinne  von  §  41  Abs.  1  von 
allen  Komplementaren.  Für  den  Inhalt  der  B.  gilt  §  261  und  262,  jedoch 
mit  Erstreckung  von  §  262  Ziff.  1  —  gemäss  §  329  Abs.  2  —  auch  auf 
den  Gewinnanteil  der  Komplementare,  d.  h.  auch  der  für  die  Komplementare 
ermittelte  Gewinn,  welcher  nicht  zugleich  als  bilanzmässiger  B^gewinn  im 
Sinne  des  Aktienrechts  in  Betracht  kommt,  hat  zum  Zwangsreeervefonds  mit- 
zusteuem  ^). 

2.  Es  folgt  die  Prüfung  durch  den  Aufsichtsrat  und  die  Au«l^:ung  der 
Vorlagen  etc.  nach  §  263. 

3.  Die  Generalversammlung  beschUesst  über  Bilanzfeststellung,  Gewinn- 
verteilung^) und  Entlastung;  jedoch  bedarf  dies  alles  bis  auf  die  Entlastung 
der  Komplementäre  zur  Gültigkeit  der  Zustimmung  dieser.  Vermögen  sich 
Komplementäre  und  Kommanditistengesamtheit  über  die  Bilanzfeststellung  nicht 
zu  einigen,  so  fehlt  auch  hinsichtlich  des  Komplementargewinnanteils  die  gesetz- 
liche Grundlage  für  Gewinnberechnung,  Verteilung  und  Entnahme.  Es  bleibt 
dann  nur  der  Weg  der  Anfechtung  des  Generalversammlungsbeschlusses  durch 
die  Komplementare  nach  H.G.B.  §  271  oder  des  Prozesses  zwischen  Komman- 
ditistengesanitheit  und  Komplementaren  nach  H.G.B.  §  328  Abs.  2. 

3.  Die  Verhandlung  der  Generalversammlung  über  die  B.  kann  gemäss 
§  264  vertagt,  die  Bestellung  von  Revisoren   nach  §  266  beschlossen  werden. 

4.  Das  Recht  der  Anfechtung  der  Generalversammlungsbeschlüsse  steht 
jedem  Komplementär  auch  für  sich  zu. 

5.  Die  Veröffentlichung  und  Einreichung  der  B.  nach  §  265  ist  Sache 
der  Komplementare  als  Geschäftsführer. 


B.  Aaffttelluii:  der  JahreafbllanB  nacli  teterrelclilMlK 

Aktlenreeht. 

§185. 

I.  Die  Bestimmungen  des  A.'Beg.  sind  folgende*): 

A.  Mit  Schluss  jedes  Geschäftsjahres,  dessen  Beginn  und  Ende  statutarisch 
zu  fixieren  ist,  muss  ein  Becfinungsabschluss  aufgestellt  werden.  Derselbe  hat 
aus  Detriebsi'echnung  (Gewinn-  und  Verlustkonto)   und  Ä*)   zu  bestehen.     Die 


0  S.  Rintf  3294. 

•)  Dazu  H.G.B.  329. 

•)  »§  49  f. 

*)  Dafür  gebraucht  das  A.-Reg.  auch  Jahresrechnnng,  indem  es  bald  von  ,,Ge- 
nehmigung  der  B."  (§  50  Abs.  3),  bald  von  „GendimiguDg  der  Jahresrechnimg''  {§3i 
Ziff.  2)  durch  die  Generalversammlung  spricht.  Wieder  in  anderem  Sinne  steht  Jaia^ 
rechnung  in  §  37:  .Jahresrechnimg  und  die  B.en^<.  Beide  haben  Aufsichtsrat  bexv. 
RechnuDgsreviaoren  zu  prüfen.  Über  die  Bedeutung  hier,  welche  dieselbe  wie  im  altes 
H.G.B.  Art.  225  bezw.  neuen  H.G.B.  §  246  ist,  s.  oben  §182IIAlb/?undc 
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Grundsatze,  nach  welchen  die  B.  aufzunehmen  ist,  müssen  im  Statut  bestimmt 
sein.  Der  Kecbnungsabscbluss  hat  die  ganze  Gebarung  der  A.  zu  umfassen 
und  ist  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften  mit  der  Sorgfalt  des 
ordentlichen  Kaufmanns  zu  fertigen'). 

B.  Im  Statute  ist  vorzusehen,  dass  der  Rechnungsabschluss  alljährlich 
vom  Vorstande  der  ordentlichen  (d.  h.  alljährlich  stattfindenden)^)  Generalver- 
sammlung der  Aktionäre  mit  einem  Bechenschaflsbericht  und  zwar  spätestens 
in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  Geschäftsjahres  vorgelegt  werde.  Aus- 
nahmsweise kann  bei  einzelnen  A.en  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Be- 
schaffenheit des  Geschäftsbetriebes  von  der  Staatsverwaltung  zugestanden  werden, 
dass  die  Frist  zur  Vorlage  der  B.  an  die  Generalversammlung  längstens  mit 
zwölf  Monaten  nach  Ablauf  des  Greschäftsjahres  im  Statut  festgesetzt  wird. 

C.  Im  Statute  jeder  unter  das  A.-Reg.  fallenden  A.  ist  die  Bestellung 
eines  KontroUorganea  vorszusehen,  welches  vor  ihrer  Vorlage  an  die  General- 
versammlung die  Jahresrechnungen  zu  prüfeti  hat. 

1.  Wird  ein  Aufsichtsrat  bestellt,  so  ist  dies  Organ  dieser.  Er  hat  dann 
nach  östejieichischem  H.G.B.  Art.  225  die  Verpflichtung,  „die  Jahresrechnungen, 
B.en  und  Vorschläge  zur  Gewinnverteilung  zu  prüfen  und  darüber  (alljährlich) 
der  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten.'^ 

2.  Besteht  bei  der  A.  kein  Aufsichtsrat,  so  sind  Rechnungsrevisoren  zu 
bestellen,  welche  die  Jahresrechnungen  und  B.en  auf  Grund  der  Einsichtnahme 
in  die  Bücher  der  A.  zu  prüfen  und  darüber  alljährlich  der  Greneralversamm- 
lung  zu  berichten  haben.  Die  Revisoren  werden  von  der  Generalversammlung 
gewählt.     Mindestens  alle  fünf  Jahre  findet  Neu-  oder  Wiederwahl  statt  ^). 

D.  1.  In  das  Statut  ist  eine  Bestimmung  darüber  aufzunehmen,  dass  eine 
Ausfertigung  des  Rechenschaftsberichtes  samt  der  B.  und  dem  Gewinn-  und 
Verlustkonto  jedetn  Aktionär  über  Verlangen  spätestens  drei  Tizge  vor  dem 
Tage  der  Oeneralversammlungy  von  welcher  über  die  Grenehmigung  der  B.  Be- 
schluss  gefasst  werden  soll,  auszufolgen  ist^). 

2.  Dazu  kommt  die  allgemeine  Bestimmung  von  A.-Reg.  §  41,  wonach 
im  Statut  zu  bestimmen  ist,  dass  a)  jedem  Aktionär  auf  Verlangen  spätestens 
drei  Tage  vor  dem  Tage  der  Generalversammlung  eine  Ausfertigung  der  für 
sie  vorbereiteten  Anträge  auszufolgen,  b)  jedem  stimmberechtigtem  Aktionär  über 
Verlangen  BJinsicht  in  die  samtlichen  für  die  Versammlung  vorbereiteten  Vor- 
lagen und  Belege  in  der  gleichen  Frist  in  dem  Geschäftsräume  der  A.  zu  ge- 
wahren sei. 

E.  Für  die  Beschlussfassung  über  die  „Genehmigung"*)  der  B.  ist  im 
Statute  vorzuschreiben,  dass  diese  Beschlussfassung  zu  vertagen  ist,  wenn  dies 
in  der  Greneral Versammlung  entweder  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  beschlossen 
oder  von  einer  Minderheit,  welche  mindestens  ein  Zehntel  des  Aktienkapitals 
vertritt,  unter  Bemängelung  bestimmter  Ansätze  verlangt  wird.  Die  Vertagung 
hat  im  letzteren  Falle  insolange  zu  erfolgen,  bis  über  die  bemängelten  Ansätze 
die  erforderliche  Aufklärung  erteilt  worden  ist*). 

F.  Eine  Veröffentlichung  der  B.  ist  vom  G.  nicht  gefordert. 


')  Der  Vorstand  kann  dabei  statutarisch  an  die  Zostimramig  des  etwa  vorhandenen 
XHrekHonsraUs  (§  36)  gebunden  sein.    Dazu  Lehmann^  A.en  II  336  f. 
')  §40. 

>)  A.-Beg.  §  37.    Dazu  Lehmann^  A.en  II  345  mit  347«. 
*)  Ebenda  §  50.   Dazu  Lehmann,  A.en  II  311. 
«)  §§  39  Ziff.  2  und  50  Abs.  3. 
•)§50. 
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6.  Anfechtung  der  Beschlüsse  der  GreneralversammluDg  ist  nadi  den 
oben  in  §  25  entwickelten  allgemeinen  zivilrechtlichen  Nonnen  ^)  und  im  Wep^ 
der  Feststellungsklage  möglich. 

IL  Für  die  nicht  unter  das  A.-Reg,  fallenden  A,en  und  für  die  dem 
A.-Reg.  unterstehenden,  soweit  letzteres  keine  Vorschriften  enthält»  gilt  aus- 
schliesslich*) das  H.G.B.  von  1861. 

A.  Nach  Art  239  hat  der  Vorstand  der  Generalversammlung  spätesteod 
in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  Geschäftsjahres  nur  eine  B.  des  vedloeseDeD 
Geschäftsjahres  vorzulegen. 

B.  Gemäss  Art  225  hat  der  Aufsichtsrat,  wenn  ein  solcher  vorhanden, 
die  Jahresrechnungen,  B.en  und  Vorschläge  zur  Gewinnverteilung  zu  prüfen 
und  darüber  alljährlich  der  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten. 

C.  Der  (Generalversammlung  steht  „Einsicht  und  Prüfung  deac  B.  und 
Bestimmung  der  Gewinnverteilung*'  zu.  Hieraus  geht  hervor,  dass  die  Termino- 
logie des  H.G.B.  nicht  dieselbe  ist,  wie  die  des  A.-Beg.  Der  Bache  nach  hat 
die  Generalversammlung  auch  hier  das  Recht  der  Bilanzfestsetzung.  Das  alte 
H.G.B.  beschränkt  nur  im  Aktienrecht  den  Ausdruck  „Bilanzaufnofoiie''  auf 
die  Herstellung  des  Bilanzentwurfes  und  nennt  aüe  weüere  Müwirkung  ordern 
Organe  daran  ,^\lMi7,prüfung^\  Vgl.  Art  224:  „Die  Rechte,  welche  den 
Aktionären  in  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft^  insbesondere  in  Beziehung 
auf  ...  die  Einsicht  und  Prüfung  der  B.  und  die  Bestimmung  der  Gewinn- 
verteilung zustehen,  werden  von  der  Gesamtheit  der  Aktionäre  in  der  General- 
versammlung ausgeübt'*'). 

D.  Im  übrigen  gilt  das  unter  I  F  und  G  Bemerkte. 

lU.  Das  A.-Reg.  findet  nicht  auch  auf  JktienkomniandüffeeeUsehaften 
Anwendung.  Alle  diese  Gesellschaften  unterstehen  lediglich  dem  allgemeinen 
deutschen  H.G.B.  von  1861. 

A.  Nach  Art  185  sind  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  ver- 
pflichtet, dem  Aufsichtsrat  und  der  Kommanditistengeneralversammluz^  spätestens 
in  den  ersten  sechs  Monaten  jedes  Geschäftsjahres  die  B.  des  v^ossenen  Ge- 
schäftsjahres vorzulegen. 

B.  Im  übrigen  gilt  das  Gleiche  wie  bei  A.en  *);  nur  dass  die  Feststellung 
der  B.  der  Zustimmung  der  Komplementare  bedarf. 


C,  Auf fttellunn:  der  JahreabllanB  bei  den  Cresellachafton  m.  b.  H. 

§  186. 

I.  Die  Oeschäflsfuhrer  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  müssen  in  den  ersten 
drei  Monaten  des  Geschäftsjahres  die  B.  für  das  verflossene  Geschäftsjahr  nebet 
einer  Gewinn-  und  Verlustrechnung  „aufstellen",  d.  h.  entwerfen.  Durch  den 
Gesellschaftsvertrag  kann  die  Frist   bis  auf  sechs  Monate,    bei  Geselladiaften, 


')  Beerend  831  Anm.  9;  Caiwiet n  556 ;  B.O.H.G.  25S.  307;  Beichflger.inZ[?iU.3 
S.  126.  Lehmann^  A.en  II  216,  400.  vertritt  die  Anschauung,  dass  der  Aktionär  an» 
seiner  Mitgliedschaft,  also  ohne  rechtliches  Interesse,  einen  Anspruch  auf  Fassong  ge- 
setzlicher Beschlüsse  besitze.    Weiteres  §§  192f. 

*)  Ausnahme:  Die  Fer«icAert(np<aktiengesellschaften.  Dieselben  fallen  nkht  lutef 
das  A.-Reg.,  aber  das  VeFB.-Beg.  hat  für  deren  Bechnungslegung  weitere  Bestimmungen 
aufgesteUt     S.  unten  §  189  IV. 

•)  Vgl.  unten  im  Genoesenschaftsrecht  §  187  I  B. 

*)  Art  186,  193  Abs.  2. 
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dc^ren  Unternehmen  den  Betrieb    von   Geschäften   in   überseeischen   Gebieten ') 
zum  Gegenstand  hat,  bis  auf  neun  Monate  erstreckt  n^erden'). 

A.  Die  Pflicht  obli^  sämtlichen  Geschäftsführern,  auch  den  stellver- 
tretenden'). Die  Geschäfte  können  unter  den  Greschaftsführern  nicht  so  ver- 
teilt werden,  dass  ein  Teil  derselben  nicht  die  B.  mitaufzustellen  hat.  Die 
Bilanzaufstellung  ist  von  den  Buchführungsakten  besonders  genannt  und  alle 
Geschäftsführer  haben  sie  zu  unterschreiben^).  Verhinderung,  Krankheit  sind 
dann  Grund  der  Befreiung  von  strafrechtlicher  Verantwortlichkeit»  wenn  man 
für  Vertretung  nicht  soi^n  konnte '^). 

B.  Der  wesentliche  Unterschied  gegenüber  dem  Aktienrecht  ist  der,  dass 
hier  für  die  Hersteüung  des  Bilanzentwurfes  eine  besondere  Frist  gesetzt  ist» 
nicht  wie  im  Aktienrecht  der  allgemeine  Satz  des  H.G.B.  §  39  Abs.  2  gilt, 
dass  Aufteilung  von  Inventar  und  B.  innerhalb  der  einen  ordnungsmässigen 
Geschäftsgang  entsprechenden  Zeit  zu  bewirken  sei.  Hieraus  darf  aber  nicht 
gefolgert  werden,  dass,  wenn  bei  ordnungsmässigem  (Geschäftsgang  der  Bilanz- 
entwurf früher  hergestellt  werden  könnte,  die  Geschäftsführer  trotzdem  will- 
kürlich länger  zuwarten  dürften*).  Sie  sind  nach  Gesellsch.-G.  §  41  Abs.  1 
zu  ordnungsmässiger  Buchführung  verpflichtet  Gesellsch.-G.  §  41  Abs.  2 
und  3  über  die  Aufstellungsfristen  widersprechen  H.G.B.  §  89  Abs.  2  nicht 
Gesellsch.-G.  §  41  Abs.  2  und  8  stellen  Maximalfristen  für  das,  was  ordnungs- 
mässiger Geschäftsgang  ist,  auf. 

C.  Die  Folge  der  nach  Gresellsch.-G.  §  41  Abs.  2  und  3  nicht  recht- 
zeitigen Herstellung  des  Bilanzentwurfes  ist  gemäss  Gesellsch.-G.  §  83  die  der 
Konkursordnung  §  240  Abs.  1  Zifi;  4  blos  insofern,  als  in  Nichteinhaltung 
dieser  Frist  eine  Verletzung  auch  der  Frist  von  H.G.B.  §  39  Abs.  2  liegt. 
Denn  nach  Konkursordnung  §  240  Abs.  1  Ziff.  4  sind,  wenn  die  Gesellschaft  ihre 
Zahlung  eingestellt  hat  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  er- 
öflTnet  wurde,  die  Greschäftsführer  derselben  nur  strafbar,  sofern  sie  gegen  die 
Bestimmungen  des  H.O»B.  unterlassen  haben,  die  B.  in  der  vorgeschriebenen 
Zeit  zu  ziehen  (entwerfen). 

n.  Wie  im  Aktienrecht,  besteht  auch  hier  eine  Vorlagepflicht  der  Ge- 
schäftsführung g^;enüber  der  Gresellschaftergesamtheit  und  Aufsichtsrat,  gegen- 
über letzterem  natürlich  nur,  wenn  einer  vorhanden,  was  ja  bei  Gesellschaften 
m.  b.  H.  nicht  obligatorisch  ist  Aber  die  Pflicht  ist  sachlich  und  zeitlich 
vom  Gesetze  unbestinunter  gelassen. 

A.  1.  Die  Pflicht  folgt  aus  Gesellsch.-G.  §  53  und  46. 

a)  Nach  §  53  findet,  wenn  nach  dem  Gesellschaftsvertrag  ein  Aufsichte- 
rat bestellt  ist,  auf  diesen  u.  a.,  soweit  nicht  im  Statut  ein  anderes  bestimmt 
isty  auch  H.GJ3.  §  246,  somit  die  Vorschrift  Anwendung^  dass  der  Aufsichtsrat  die 
Jabresrechnungen,  B.en  und  Vorschläge  zur  Grewinnverteilung  zu  prüfen  und 
darüber  der  Generalversammlung  Bericht  zu  erstatten  hat. 

b)  Nach  §  46  Ziff.  1  unterliegt  der  Bestimmung  der  Gesellschafter  die 
Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Verteilung  des  aus  ihr  sich  ergebenden 
Reingewinns. 


>)  Mit  Becht  meint  Staub  41,,,  ztun  Be^ff  überseeiaches   Gebiet  gehört,   dass 
das  Gebiet  nur  im  Wege  längerer  Seereise  erreicht  werden  kann.   Also  nicnt  England. 
*)  Geflellflch.-G.  41  Abs.  2  und  3. 
')  8  44. 

«)  Beichsger.  in  Strafs.  70,  87;  8  S.  424. 

•)  ^aub,  G.-G.  41,-,  Rechtspr.  des  Beichsger.  in  Strafs.  VII.  730. 
*)  Abweichend  Staub,  Q.-G.  41,,. 
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2.  Ohne  das8  also  der  AufBichterat  erst  von  srinem  allgemeinen  Recht 
auf  Berichterstattung  seitens  des  Vorstandes  Gebrauch  zu  machen,  d.  b.  die 
Geschäftsführer  zur  Vorlage  aufzufordern  hat»  ist  ihm  die  Jahresrechnung,  die 
B.  und  ein  Gewinnverteilungsvorschlag  vorzulegen.  Und  hat  der  Aufsicht9nit 
kraft  Gesetzes  die  Verpflichtung,  unaufgefordert  der  Gesellschaftei^gesamtheit 
Bericht  zu  erstatten,  dann  um  so  mehr  die  Greschäftsführung. 

B.  1.  Was  die  Direktion  vorzulegen  hat,  kann  kraft  des  Umstandes,  daf^ 
sie  gegenüber  dem  Aufsichtsrat  ein  niedrigeres  Gesellschaftsorgan  ist,  nicht 
weniger  sein  als  das,  was  der  Aufsichtsrat  vorigen  muss,  somit  auch  mn  Be- 
richt über  B.  und  sonstige  Jahresrechnung  (insbesondere  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto). Somit  sind  die  Geschäftsführer  auch  dann,  wenn  kein  Aufsiditsrat 
vorhanden  ist,  verpflichtet»  einen  Bericht  zu  erstatten^).  Nur  muss  er  nicht 
so  weit  gehen,  wie  der  Geschäftsbericht  des  Aktienrechtes  nach  H.G.B.  §  260 
Abs.  2.  Er  braucht  nur  Bemerkungen  über  die  Jahresrechnung  und  die  B. 
zu  enthalten^  nur  den  ziflPemmässigen  Vermögensstand,  nicht  die  übrigen  Ge- 
sellschaftsverhaltnisse zu  entwickeln. 

2.  Nicht  vorzulegen  haben  die  Geschäftsführer  der  Gesellschaft^rgesaint^ 
heit  unaufgefordert  die  ganze  Jahresrechnung.  Denn  die  Gesellschaftenrer- 
Sammlung  hat  nicht  die  Pflicht  der  Prüfung  der  Jahresrechnung,  sondern  nur 
das  Recht  der  „Feststellung  der  BHanx^*  und  der  Gewinnverteilung.  Dazu  ist 
aber  ohne  weiters  lediglich  notwendig  Vorlage  der  B.  und,  weil  Gewinnver- 
teilung doch  der  wichtigste  Beechluss,  auch  Vorlage  der  Gewinn-  und  Verlusi- 
rechnung.  Kraft  ihres  Rechtes,  „Massr^^ln  zur  Prüfung  und  Überwadiung 
der  Geschäftsführung  zu  treffen <'%  kann  die  Gesellschaftergesamtheit  selbstver- 
ständlich weitere  Vorlagen,  auch  der  Bücher,  fordern. 

8.  Statut,  Gesellschafterbeschluss,  Dienstvertrag  können  die  Vorlagepflicht 
näher  regeln  und  erweitem,  wie  einengen'). 

C.  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz-  und  Verlust-  und  Gewinnrechnung^ 
entwürfe  hat  das  G.  eine  genaue  Frist  gesetzt;  für  die  Vorlage  dieser  Ent- 
würfe, eines  Gewinnverteilungsvorschlages  und  des  Geschäftsberichtes  seitens 
der  Geschäftsführung  an  die  Gesellschaftergesamiheit  statuiert  das  G.  keine 
feste  Frist.  Umgekehrt  wie  im  Aktienrecht  gilt  hier  bei  der  Vorlage  H.G.E 
§  39  Abs.  2,  dass  die  Aufstellung  der  B.  innerhalb  der  einem  Ordnung^ 
massigen  Geschäftsgang  entsprechenden  Zeit  zu  bewirken  sei.  Aufstellung  im 
Sinne  des  §  39  ist  Feststellung  der  B.,  nicht  bloss  Herstellung  des  Entwurfes 
dazu.  Also  fällt  darunter  auch  die  Vorlage  des  Entwurfs  an  die  Gesellsdiafter- 
gesamtheit^). 

D.  Warum  dieser  Unterschied  zwischen  dem  G.  über  die  Gesellschaften 
m.  b.  H.  und  dem  Aktiengesellschaftsrecht?  Nach  Aktienrecht  kann  die  Bilans- 
feststellung  und  Gewinnverteilung  nur  durch  die  Gesellschaftergesamtheit  be- 
schlossen werden;  das  Statut^)  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  kann  diese  Akte 
auch  einem  anderen  Organ,  dem  Aufsichtsrat  oder  einem  Delegierten  der  Ge- 
sellschaft oder  gar  dem  Vorstand,  überlassen*).  Es  bedarf  bei  der  Gresellschaft 
m.  b.  H.  nicht  so,    wie    bei   der   A.  mit    ihrer   börsengängigen  Mitgliedschaft 


*)  Staub,  G.-G.  41 ,.  nimmt  keine  gesetzliche  Verpflichtung  zur  Erstattung  eines 
solchen  beschränkten  Gescnäftsberichtes  an. 

»)  Öe8ell8ch.-a  46  Ziff.  6. 

<)  §1  45  Abs.  2  und  52. 

*)  i^üb,  G.-G.  41  ,f,  46,  scheint  jede  gesetzliche  Fristbestimmiuig  zu  verodDen. 

*)  Aber  nicht  ein  emfacher  Beschluss  der  Mitgliedergesamtheit;  s.  oben  §  1^2 

III  D  2  a  5. 

•)  GefleU8ch.-G.  §  45  Abs.  2  mit  Staub,  G.-G.  46„. 
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eines  gesetzlichen  Schutzes  der  Interessen  der  Mitglieder^).  Nötig  ist  lediglich 
ein  gesetzlicher  Schutz  der  Interessen  der  Gesellschaftsgläubiger.  Deren 
Interessen  fordert  aber  nur,  dass  innerhalb  genau  bestimmter  Zeit  die  B.  ent- 
worfen, nicht  dass  sie  innerhalb  solcher  beschlossen  ist  Denn  liegt  Über- 
schuldung vor,  dann  liegt  es  im  Interesse  der  Gläubigergesamtheit,  dass  unver- 
züglich der  Konkurs  eröffnet  wird  und  aus  dem  Bilanzentwurf  schon,  nicht 
erst  aus  der  festgestellten  B.  ergibt  sich,  ob  die  Gesellschaft  überschuldet 
ist.  Daher  für  die  Bilanzentwerfung,  aber  nicht  für  die  Bilanzfeststellung  eine 
gesetzlich  genau  bestimmte  Pflicht'). 

III.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  erklaren  sich  auch  die  weiteren  Ab- 
weichungen vom  Aktienrecht. 

A.  Es  fMt  eine  gesetzliche  Verpflichtung  der  Geschäftsführer  zur  Aus- 
legung  ihrer  Vorlagen  für  die  Gesellschafter,  wie  sie  §  263  für  das  Aktien- 
recht vorschreibt,  ebenso  eine  gesetzliche  Verpflichtung  des  Vorstandes,  dem 
einzelnen  Gesellschafter  vor  der  Generalversammlung  Abschriften  der  Vorlagen 
zu  erteilen.  Nur  kraft  Statuts,  Gesellschafterbeschlusses  oder  Dienstvertrages 
besteht  solche  Pflicht  und  der  einzelne  Gesellschafter  hat  gegenüber  der  Ge- 
sellschaftennehrheit  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  sie  mangels  zwingender 
Gründe  gestattet,  dass  die  Geschäftsführer  ihm  „Auskünfte  geben,  welche  nach 
der  Sachlage  für  einen  verständigen  Manne  erforderlich  sind,  um  sich  über 
seiner  Stimmabgabe  schlüssig  zu  machen'' ').  Dagegen  wird  ihm  das  Recht, 
Einsicht  der  Bücher  und  Schriften  zu  fordern  mangels  Gesellschafterbeschlusses, 
abzusprechen  sein,  wenn  ein  Aufsichtsrat  bestellt  ist.  Denn  der  Aktionär  be- 
sitzt es  auch  nicht^). 

B.  1.  Innerhalb  der  unter  I  am  Eingang  näher  bezeichneten  Frist  haben 
die  Geschäftsführer  den  Bilanzentwurf  nicht  nur  herzustellen,  sondern,  sofern 
der  G^enstand  der  gesellschaftlichen  Unternehmung  nach  Statut  oder  tatsäch- 
lich im  Betriebe  von  Bankgeschäften  besteht»  —  aber  nur  dann  —  auch  in  den 
Gesellschaftsblättem  bekannt  zu  machen.  Ist  also  innerhalb  dieser  Frist  noch 
nicht  auch  die  Feststellung  der  B.  durch  das  Beschlussorgan  erfolgt»  so  ist 
die  B.*)  doch  zu  veröffenilicheny  somit  gegebenenfalls  nur  die  von  den  Geschäfts- 
führern entworfene*).  Da  nach  H.G.B.  §  39  die  Feststellung  der  B.  innerhalb 
der  einem  ordnungsmässigen  Geschäftsgange  entsprechenden  Zeit  zu  bewirken 
ist,  wird  allerdings  der  Regel  nach  innerhalb  dieser  Frist  auch  bereits  die  Fest- 
stellung der  B.  durch  das  Beschlussorgan  erfolgt  sein.  Die  B.  ist  unverkürzt 
wiederzugeben ''). 


')  Im  Wege  der  Bildung  einer  Ges.  m.  b.  H.  durch  mehrere  A.en  als  Gesell- 
schafter kann  an?  diese  Weise  allerdings  auch  der  dem  Aktionärschutz  dienende  Publi- 
kationsKwang  bei  A.en  tatsächlich  illusorisch  gemacht  werden.  Dass  A.en  sich  zu  Ge- 
sellschaften m.  b.  H.  verbinden,  hat  der  Gesetzgeber  eben  nicht  vorausgesehen.  Vgl. 
ZeitBchr.  für  m.  Aktienwesen  XIII  S  84ff.  u.  107  ff. 

*)  Vgl.  hierüber  auch  Staub,  G.-G.  41,,,  41,»  und  46.,  und  die  Motive  S.  34, 
welche  fonnulieren:  die  „Feststellung^'  ist  nur  eine  innere,  daher  dem  Statut  zu  über- 
laasende  Gesellschaftsangeleeenheit,  die  „Aufstellung*'  dagegen  eine  äussere. 

')  Vffl.  Beichsger.  Urt.  vom  27.  Oktober  1897  in  Jur.  Wochenschrift  1898 
&  15;  desgl.  vom  30.  Oktober  1901  im  Sachs.  Archiv  11  S.  720  (siehe  auch  Kauf- 
tnann,  Handelsrecht!.  Rechtsprechimg  Bd.  3  S.  361)  und  Staub,  G.-G,  45,,. 

*)  Das  Beichsger.  (Entsch.  in  Zivils.  49  S.  149)  will  es  unter  besonderen  Um- 
Btänden  und  auf  Grund  besonderer  Sachlage  im  Einzelfalle  eingeräumt  wissen,  selbst 
gegen  die  Bestimmung  des  Gesellschaftsvertrages.    Zustimmend  Staub,  G.-G.  45  ,e. 

*)  Nicht  auch  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 

*)  Ebenso  Staub,  G.-G.  41 ,.  mit  41  „. 

')  Abw.  Staub.  G.-G.  41 4,. 
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2.  Die  öffentliche  Bekanntmachung  d.  fa.  ein  Belagsblatt  über  die^lbe 
ist  zum  HandeUregister  einzureichen.  Mangels  Unterscheidung  im  6.  hat  die 
Einreichung  auch  zum  Zweigregister  zu  grachehen.  Wegen  Löschungen  oben 
§  29  V. 

8.  Einreichung  und  mittelbar  Publikation  kann  durch  Ordnungsstrafen 
nach  H.G.B.  §  14  erzwungen  werden.    Vgl.  unten  §  208  I  B. 

IV.  Die  „Aufstellung^*  d.  h.  Entwerfung  der  B.  muss  der  Geschäfts- 
führung zustehen;  die  „Feststellung  der  B.^^)  unterliegt  im  Zweifel  der  Be- 
stimmung der  GeseUschaftergesamtheit^).  Die  Vorschriften  des  §  42  über  den 
Bilanzinhalt  und  den  Bilanzansatz  bei  Gesellschaften  m.  b.  H.  gelten  nach 
dem  Wortlaut  des  §  42  für  die  „ Aufstellung'',  nicht  für  die  „Feststellung^  der 
B.;  allein  da  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  laut  §  13  Abs.  3  des  G.  als  Handels- 
gesellschaft im  Sinne  des  H.G.B.  gilt,  so  findet  auf  sie  das  allgemeine  Buch- 
iführungsrecht  von  H.G.B.  §§  38  ff.  gemäss  dieses  §  13  Abs.  3  Anwendung 
und  die  Vorschriften  des  §  42  Ziff.  1 — 5  sind  lediglich  als  Modifikation  hierzu 
gemeint  In  H.G.B.  §§  39,  40  steht  aber  „Aufstellung''  für  das  ganze  Auf- 
nahmeverfahreu  bis  zur  Bilanzfestsetzung,  also  auch  trotz  Ge8ell8ch.-G.  §  41 
Abs.  2  in  Gesellsch.-G.  §  42,  denn  §  41  Abs.  2  und  3  handeln  nicht  jvom 
Bilanzinhalt,  sondern  von  der  Bilanzform. 

1.  Die  Gesellschafter  können  die  Verhandlung  vertagen.  Anspruch  einer 
Minderheit  auf  Vertagung  besteht  hier  kraft  Gesetzes  ni<£t'). 

2.  Der  Gesellschaf terbeschluss  kann  mit  FeststellungsUage  von  den  Ge- 
sellschaftern, nicht  den  Geschäftsführern  ab  solchen^),  w^en  Gesetzes-  oder 
ßtatutenverletzung  nach  dem  allgemeinen  Rechte  der  Feststellungsklage  ange- 
fochten werden').  Die  Folge  ist  richterliche  Ungültigkeitserklärung.  Die  An- 
fechtung ist  an  keine  Frist  gebunden.  Auch  wenn  die  Verletzung  auf  den 
Beschluss  sicher  ohne  Einfluss  war*),  ist  der  Beschluss  für  ungültig  zu  erklären, 
sofern  nur  ein  rechtliches  Interesse  an  der  alsbaldigen  Feststellung  beim 
Kläger  vorliegt  Ausserdem  steht  dem  GeseUschafter  die  in  §  25  entwid^eltc 
Klage  zu. 

3.  Auch  wenn  die  Bilanzfeststellung  einem  anderen  Organe  übertragen 
ist,  ist  im  Zweifel  Anfechtungsklage  statthaft*^). 

4.  Bezüglich  der  Frage,  ob  die  Geschäftsführer  die  Ausführung  des  an- 
gefochtenen Beschlusses  oder  der  darauf  beruhenden  Beschlüsse  aussetzen 
müssen,  gilt  anderes  wie  im  Aktienrecht     Siehe  darüber  §  193  IIL 


D.  Aaffttellunir  ^^^  JahreabilanB  nacli  Oeaoasenseliaflareelit. 

§  187. 

I.  A.  Nach  österreichischem  A.-Reg.  §  49  muss  das  Gesellschaftsstatut  nur 
Grundsätze   über  Bilanzaufstellung  enthalten.     Sowohl    nach  de^Uschem%  wie 


')  Gesellsch.-G.  46  Ziff.  1. 

*)  Der  Gesellschaftsyertrag  (Ge8ellsch.-G.  45  Abs.  2)  kann  ein  andres  Onan 
(Aufsichtsrat,  Syndikus,  Deligierter  der  Gesellschaft,  Gescnäftsffihrer)  dafür  bestellen 
(iSSto«*,  G.-G.  29,,  46„). 

»)  Staub,  G.-G.  46  T- 

*)  Reichsger.  in  Zivils.  49  8.  149. 

»)  Näher  bei  SUiub,  G.-G.  45  Anm.  12  ff. 

•)  Abweichend  Staub,  G.-G.  45  „. 

')  Staub,  G.-Q.  46 1,. 

•)  §  7  Ziff.  3.  ,  . 
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nach  österreichischem^)  Grenoss.-6.  sind  im  Grenossenschaftsstatut  „die  Grund- 
satze über  Aufstellung  und  Prüfung  der  B.'^  zu  bestimmen. 

B.  Es  wäre  falsch,  hieraus  den  Bchluss  zu  ziehen,  dass  Aufstellung  in 
diesem  Zusammenhango  des  Grenossenschaftsrechts  dasselbe  wie  im  A.-Beg.  und 
damit  wie  im  H.G.B.  §§  39,  40  bedeute.  Nach  der  Sprache  beider  Ge- 
nossenschaftsgesetze gehört  die  Feststellung  oder,  wie  das  deutsche  Genoss.-G. 
in  Anschluss  an  das  deutsche  Aktienrecht  sagt,  die  Genehmigung  der  B.  durch 
die  Generalversammlung  nicht  zur  Aufstellung,  sondern  zur  Prüfung  der  B. 
Prüfung  der  B.  ist  nicht  bloss  die  Art  der  Mitwirkung  des  Aufsichtsrates  bei 
ihrer  Aufnahme^  sondern  Prüfung  heisst  auch  der  Anteil,  welcher  hieran  der 
Generalversammlung  zukommt.  „Die  Rechte,  welche  den  Genossen  ...  in 
Bezug  auf  die  Prüfung  der  B.  und  die  Verteilung  von  Gewinn  und  Verlust 
zustehen",  sagt  das  deutsche  Genoss.-G.  §  43,  „die  Rechte,  welche  den  Ge- 
nossenschaftern in  .  .  .  Beziehung  auf  .  .  .  die  Einsicht  und  Prüfung  der  B. 
und  der  Bestimmung  der  Gewinnverteilung  zustehen",  bemerkt  das  österreichische 
Geno88.-G.  §  27,  werden  von  der  Gesamtheit  der  Genossen  in  der  Generalver- 
sammlung ausgeübt.  Hat  die  (Generalversammlung  aber  das  Recht  der  Be- 
stimmung der  (Gewinnverteilung,  so  hat  sie  notwendigerweise  auch  das  Recht 
der  Bestimmung  der  Grundlage  hiervon,  des  bilanzmassigen  Reingewinns. 
M.  a.  W.:  Die  Oenossenschafterversamnüung  prüft  den  Bilanzentwurf  nicht 
bloss  gulaehtlich,  wie  der  Aufsichtsrat,  sondern  entscheidend.  Bihinzprüfung 
durch  die  Generalversammlung  der  Grenossen  ist  Bihxizfestsetxung  durch  sie, 
„Aufstellung"  bezw.  „Aufnahme"  im  Sinne  von  H.G.B.  §§  39,  40  bezw. 
Art  30;  31,  welch  letztere  Bestimmungen  ja  gemäss  deutschen  Grenoss.-G. 
§  17  Abs.  2,  österreichischen  Genoss.-G.  §  13  auch  für  die  Genossenschaften 
gelten.  Kurz  gesagt:  Die  Terminologie  des  (jrenossenschaftsreohtes  ist,  was 
diesen  Prüfungsbegriff  angeht,  dieselbe  wie  die  des  alten  H.G.B.'). 

n.  Das  Genossenschaftsrecht  setzt  nicht,  wie  das  H.G.B.,  eine  Frist  für 
die  Vorlage  der  B.  an  die  Generalversammlung,  auch  nicht,  wie  das  Gesellsch.-G., 
eine  Frist  für  die  Herstellung  des  Bilanzentwurfes  und  die  Veröffentlichung 
der  B.,  sondern  nur  für  letztere.  „Der  Vorstand  muss  binnen  sechs  Monaten 
nach  Ablauf  jedes  Geschäftsjahres  die  B.  desselben  veröffentlichen^*^).  „Der 
Vorstand  muss  spätestens  in  den  ersten  sechs  Monaten  einen  Rechnungsabschluss 
des  verflossenen  Jahres  nebst  der  B.  bekannt  machen"^). 

A.  Der  Satz  steht  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die  Bestimmung: 
„Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  erforderlichen  Bücher 
der  Genossenschaft  geführt  werden."  Hieraus  folgte  da  ein  solches  Buch  das 
Bilanzbuch  bezw.  das  Bilanzkonto,  das  Bilanzblatt,  im  Hauptbuche  ist,  dass 
der  Gresetzgeber  jene  Veröffentlichung  als  etwas  ansieht,  was  lediglich  die 
Buchführung  zur  Voraussetzung  hat.  Indem  über  deren  Besorgung  aber  allein 
der  Vorstand  entscheidet,  ergibt  sich,  dass  die  binnen  der  angegebenen  Frist 
zu  veröffentlichende  B.  nicht  die  vom  Aufsichtsrat  geprüfte  und  von  der  Ge- 
nossenschaftsversammlung „genehmigte"  oder  „geprüfte"^),  d.  h.  festgestellte  B. 
zu  sein  braucht     Es  genügt  dazu  die  vom  Vorstand  entworfene  B. 

B.  Hieraus  ist  weiter  zu  folgern:    Der  Umstand,    dass  Aufsichtsrat   und 


0  §  5  Ziff.  6. 

*)  8.  oben  §  185  II  C. 

')  Deutsches  Genoss.-G.  33  Abs.  2. 

*)  Osterr.  Geno68.-G.  §  22  Abs.  3.  Für  „Bechnungsabschluss  nebst  B."  steht 
spater  „Bilanzabschluss".  Gemeint  ist:  Bekanntmadiun^  der  Crewinn-  oder  Verlust- 
Ziffer,  also  des  Erfolgs,  und  dazu  eine  B.  als  Übersicht  des  Vermögensstonde«. 

")  Deutsches  Geno88.-G.  §§  19  und  48  bezw.  7  Ziff.  3. 
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Genossen  Versammlung  innerhalb  jener  Frist  noch  nicht  die  BilanzbegutachtuDg 
bezw.  Bilanzfestsetzung  betätigt  haben,  entbindet  den  Vorstand  nicht  von  der 
Erfüllung  der  Veröffentlichungsverpflichtuug  innerhalb  des  gesetzlich  vorge- 
schriebenen Zeitraums.  Andererseits  sind  Aufsichtsrat  und  Generalversammlung 
der  Genossen  nicht  verbunden,  wahrend  dieses  Zeitraums  ihre  Bilanzbehandlung 
zu  beenden  oder  überhaupt  zu  betätigen.  Für  sie  gilt  nur,  dass  sie  ihre  Auf- 
gabe innerhalb  der  einem  ordnungsmässigen  Geschäftsgang  entsprechenden  Zeit 
zu  erledigen  haben.  Für  das  deutsche  Recht  folgt  dies  aus  der  unmittelbaren 
Bestimmung  von  H.G.B.  §  39  Abs.  2,  für  das  österreichische  aus  der  Ver- 
pflichtung des  Kaufmanns  und  damit  auch  der  Gesellschaftsorgane  zur  An- 
wendung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes. 

III.  Nach  deutschem^),  aber  nicht  nach  österreichischem  Genossenschafts- 
recht ist  die  Bekanntmachung  der  B.,  d.  h.  ein  Beleg  dafür  zum  Genossen- 
schaftsr^^if}^  einzureichen. 

IV.  Bezüglich  der  Bestimmung  der  Teilnahme  des  etwa  vorhandenen 
Aufsichisrates  an  dem  Bilanzaufnahmeverfahren  zeigt  sich  zwischen  deutschem 
und  österreichischem  Genossenschaftsrecht  eine  bedeutsame  Differenz. 

A.  Nach  deutschem  Geno8s.-G.  hat  der  Aufsichtsrat  „die  Jahresrechnun^, 
die  B.en  und  die  Vorschläge  zur  Verteilung  von  Grewinn  und  Verlust*'  m 
prüfen  und  darüber  der  Generalversammlung  vor  Genehmigung  der  B.  zu  be- 
richten*), nach  österreichischem  Recht')  obliegt  ihm,  „die  Rechnungen  über  die 
einzelnen  Geschäftsperioden,  insbesondere  die  Jahresrechnunge»,  die  B.en  und 
die  Vorschläge  zur  Gewinnverteilung*'  zu  prüfen  und  darüber  an  die  Genend- 
versammlung alljährlich  zu  berichten. 

B.  Im  österreichischen  Recht  ist  das  Wort  Jahresrechnung  in  keiner  be- 
sonderen Bedeutung  gebraucht;  es  bedeutet  somit  dasselbe  wie  im  H.G.B.  §  246, 
die  Rechnungsführung  über  das  ganze  Jahr*)  im  Gregensatz  zu  den  Rechnungen 
über  andere  Geschäftsperioden  (Geschäftsabschnitte),  wie  es  Monats-,  Viertel- 
und  H^lbjahrsabschlüsse  sind.  Anders  dagegen  im  deutschen  Grenoss.-G.  Hier 
steht  es,  wie  gleich  nachher  zu  bemerken,  in  einer  der  ordnungsmässigen  kauf- 
männischen Buchführung  durchaus  fremden,  besonderen  Bedeutung,  für  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung.  Es  folgt  hieraus:  die  Prüfungspflicht  des  Auf- 
sichtsrates ist  nach  neuem  deutschen  G^nossenschaftsrecht  eine  beschränktere 
als  nach  altem  und  damit  auch  als  nach  österreichischem  Grenossenachaftsrecht 

V.  Die  weiteren  Bestimmungen  über  das  BilanzaufnahmeverfiAhren  sind 
für  das  deutsche  und  österreichische  Recht  verschieden. 

A.  Das  deutsche  Recht  bestimmt^): 

1.  „Die  B.,  sowie  eine  den  Grewinn  und  Verlust  des  Jahres  zusammen- 
stellende Berechnung  {Jahresrechnung)  ^)  sollen  mindestens  eine  Woche  vor  der 
Generalversammlung  in  dem  Greschäftslokale  der  Grenossenschaft  oder  an  einer 
anderen,  durch  den  Vorstand  bekannt  zu  machenden,  geeigneten  Stelle  zur 
Einsicht  der  Genossen  ausgelegt  oder  sonst  denselben  zur  Kenntnis  gebrecht 
werden." 

2.  Jeder  Genosse  ist  berechtigt,  auf  seine  Kosten  eme  Abschrift  der  R 
sowie  der  Jahresrechnung  (vor  der  Versammlung  oder  nachher)  zu  verlangen. 


')  Geno88.-G.  33  Abs.  2. 

»)  Genoes.-G.  38  Abs.  1. 

»)  S  24  Abs.  3. 

*)  S.  oben  §  182  II  A  1  b  /?. 

•)  §48. 

•)  Hierzu  oben  §  182  II  A  1  b  /?. 
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3.  Die  Generalversammlung  hat  über  die  Genehmigung  der  B.  zu  be- 
schliessen  ^). 

B.  Die  Vorschriften  des  österreichischere  Rechtes  lauten: 

1.  Der  Vorstand  ist  verpflichtet,  jedem  Genossenschafter  auf  Verlangen 
eine  Abschrift  der  genehmigten  Rechnungsabschlüsse  und  B.  gegen  Kostenersatz 
zu  erteilen. 

2.  Ebenso  hat  er  eine  Abschrift  hiervon  binnen  acht  Tagen  nach  Ge- 
nehmigung der  Landesstelle  im  Wege  der  politischen  Bezirksbehörde  vorzulegen. 

VI.  Für  die  Anfechtung  der  Genossenschafterbeschlüsse  wegen  Gesetzes- 
oder Statuten  Verletzung  gilt  mangels  spezieller  Bestimmung  in  Österreich  das 
allgemeine,  oben  in  §  25  entwickelte  Recht  Im  deutschen  Genos8.-G.  ist  das 
Recht  der  Anfechtungsklage  besonders  und  zwar  im  aUgemebien  analog  dem 
Aktienrechte  geordnet^). 


li.  1^%»  Anffttellmiii:  der  JahreftbllanB  bei  den  n^rOsseren 
Terftldterani^ftvereineii  auf  €re||:eiiseltl|i:kelt,  den  Hjpotheken- 

nnd  Notenbanken. 

§188. 

1.  Dem  Grundgedanken')  der  die  grösseren  Versicherungsvereine  auf 
Gegenseitigkeit  betreflenden  Gesetzgebung  entsprechend,  ist  auch  das  Bilanz- 
aufnahmeverfahren derselben  dem  der  A.en  möglichst  analog  geordnet.  Das 
Pr.V.G.  geht  so  weit,  dass  es  die  §§  239,  246,  260,  264  Abs.  2,  265,  266 
Abs.  1,  267  Abs.  1,  271  Abs.  1,  2  und  4  des  H.G.B.  völlig  unverändert, 
die  §§  263,  264  Abs.  1,  271  Abs.  3  mit  nur  nebensächlichien  Abänderungen 
auf  das  Bilanzaufnahmeverfahren  der  genannten  Versicherungsvereine  ausdehnt^). 

A.  1.  Das  den  Bilanzfeststellungsbeschluss  des  obersten  Organs  vorhe- 
reitende  Verfahren  zeigt  lediglich  eine  wesentliche  Abweichung  vom  Aktienrecht 
auf.  Sie  erklärt  sich  daraus,  dass  bei  den  grösseren  Versicherungsvereinen  auf 
Gegenseitigkeit  das  oberste  Vereinsorgan  nicht  notwendig  mit  der  Generalver- 
sammlung der  Mitglieder  identisch  zu  sein  braucht,  sondern  auch  durch  eine 
Versammlung  von  Mitgliedervertretem  dargestellt  werden  kann^).  Demgemäss 
bestimmt  Pr.V.G.  §  36,  dass  die  Bestimnmngen  von  H.G.B.  §  263  (über 
Auslegung  und  Mitteilung  der  B.  und  Beilagen  in  der  Zeit  vor  der  Versamm- 
lung) nur  in  dem  Falle  anzuwenden  seien^  wenn  als  oberstes  Vereinsorgan  die 
Versammlung  der  Mitglieder  bestellt  ist,  denn  auch  §  263  statuiert  die  Aus- 
legungs-  und  Abschrifterteilungspflicht  des  Vorstandes  für  das  Aktienrecht  nur 
als  eine  solche  zu  Gunsten  der  und  gegenüber  den  Mitgliedern.  Die  Vereins- 
satzung kann  natürlich  anderes  bestimmen. 

2.  Bestimmungen,  in  welchen  das  Aktienrecht  die  Hinterlegung  von 
Aktien  in  Betracht  zieht,  bleiben  ausser  Anwendung,  weil  das  Recht  jener 
Vereine  nichts  den  Aktien  ähnliches  kennt ^).  Diese  Vorschrift  des  Pr.V.G. 
§  36  Ziff.  2  kommt  für  uns  insofern    in    Betracht,    als    hieraus    die    Nichtan- 


')  Geno88.-G.  §  48. 

«)  Vgl.  G€noe8.-G.  51.    Siehe  oben   §  25.     Über  Ordnungsstrafrecht  §  208  I 
B.  u.  II. 

»)  S.  oben  §  51.    Über  das  österr.  Recht  s.  §  189  IV. 

*)  Pr.V.G.  34—36. 

»)  Pr.V.G.  29. 

•)  Pr.V.G.  36  Ziff.  2. 
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Wendung  von  H.G.B.  §  263  Abs.  3  folgt  Nach  dieser  Bestimmung  tritt  für 
die  Bemessung  der  Fristen  für  Auslegung  und  Abschrifterteiluug  an  die  Aktionare 
an  die  Stelle  des  Tages  der  Generalversammlung,  falls  die  Ausübung  des 
Stimmrechts  von  Aktieuhinterlegung  abhängig  ist,  der  Tag»  bis  zu  dessen  Ab- 
lauf die  Hinterlegung  zu  geschehen  hat 

B.  1.  Was  dann  die  FßststeUung  der  B.  durch  das  Beschlussorgan  an- 
geht, so  gilt  alles  in  dieser  Hinsicht  in  §  183  über  die  Generalversammlung 
der  Aktionäre  Bemerkte  hier  auch  für  den  Fall,  dass  das  oberste  Vereinsorgan 
nur  aus  Vertretern  der  Mitglieder  besteht  Insbesondere  kann  auch  eine 
solche  Vertreterversammlung  nur  die  Einsetzung  von  Bilanzprüfungsrevisoren 
beschliessen. 

2.  Einer  besonderen  Vorschrift  bedurfte  es  für  die  Fälle,  in  welchen 
die  Geltendmachung  gewisser  Minderheitsrechte  (Bemängelung  nach  H.G.B. 
§  264,  Anfechtung  nach  H.G.B.  §  271  Abs.  3  Satz  2)  von  dem  Besitze 
eines  bestimmten  Teiles  des  Aktienkapitals  abhängig  ist  Pr.V.G.  §  36  Ziff.  1 
ordnet  an,  dass  für  diese  Fälle  durch  die  Vereinssatzung  „die  erfordeiüche 
Minderheit  der  Mitglieder  des  obersten  Organs"*)  festgesetzt  werde. 

n.  1.  Das  Bilanzauf nahnieverfahren  der  A.en  und  Kommanditaktien- 
gesellschaften,  welche  das  Hypothekenbankgeschäft  betreiben,  unterliegt  ledi^ich 
in  der  Richtung  einem  Sonderrecht,  als  nach  deutschem  Hypothekenbankgesetx 
über  das  in  B.,  Grewinn-  und  Verlustrechnung  und  Geschäftsbericht  Auf- 
zunehmende eine  Reihe  von  Einzelvorschriften  bestehen'). 

2.  Die  Bestimmungen  gelten  auch  für  eingetragene  Genoesensdiaften, 
welche  noch  als  Hypothekenbanken  im  Sinne  des  Hypothekenbankgesetzes 
gelten  '). 

in.  A.  Alle  Notenbanken,  die  Privatnotenbanken  und  die  Reichsbank, 
haben  laut  Bankgesetz  §  8  Abs.  1  spätestens  drei  Monate  nach  dem  Schlüsse 
jedes  Geschäftsjahres  „eine  genaue  B.  ihrer  Aktiva  und  Passiva,  sowie  den 
Jahresabschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos"  durch  den  Reichsanzdger  zu 
veröffentlichen.  Die  Privatnotenbanken,  die  A.en  sind,  steUea  nur  ein  Ge- 
winn- und  Verlustkonto  auf.  Das  nach  Bankgesetz  §  8  zu  veröffentlichende 
kann  kein  anderes  sein,  als  das  nach  H.G.B.  §  265  zu  publiaerende,  denn  sonst 
wäre  es  möglich,  dass  nach  Bankgesetz  §  8  eine  Grewinn-  und  Verlustrechnung 
veröffentlicht  würde,  welche  die  Genehmigung  der  Greneralversammlung  nicht 
findet.  Hieraus  folgt  aber,  dass  auch  die  nach  §  4  zu  publiserende  B.  die 
genehmigte  ist  Also  muss  diese  Genehmigung  vor  Ablauf  der  dm  Monate 
erfolgen. 

B.  Welche  Kategorien  der  Aktiva  und  Passiva  in  der  Jahresbilanz  ge 
sondert  nachzuweisen  sind,  hat  der  Bundesrat  bestimmt*). 


F.  M^ie  VL%ehmungmleg^n§^  der  Hypothekenbanken  nnd  der 

priTaten  Terftlekemnu^suntemekninniiren  ||:ecenilber  der 

AnDiiehtabehfede. 

§  189. 

I.  Hypothekenbanken    und    private  Versicherungsunternehmungen  haben 
das    gemein,    dass    sie    zum  Schutze    der    durch    den   Betrieb   dieser   Institute 

*)  Es  heisst  nicht:  Minderheit  der  Mitglieder  des  Vereins. 
')  8.  oben  §§  52  III,  182  II  B  2  Anm.  und  189  II  A. 
•)  Hyp.B.G.  45  Abs.  2  und  oben  §  52  III  C. 
*)  §§  53  II,  72  IV  B.  73  II  ß  2a  Anm.,  189  II  B  3. 
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in  ihren  Interessen  berührten  wirtschaftlichen  Gesamtheit  von  Individuen  unter 
Staatsaufsicht  stehen.  Zu  den  Aufgaben  dieser  wirtschaftspolizeilichen  Staats- 
aufsicht gehört  auch  die  Fürsorge  für  eine  wahre  und  klare  Darstellung  der 
wirtschaftlichen  Lage  der  einzelnen  Unternehmung. 

n.  Hypothekenbank-  und  Versicherungsrecht  beschreiten  zur  Sicherstellung 
der  Erfüllung  dieser  Aufgabe  einen  verschiedenen  Weg. 

A.  Das  deutsche  Hypothekenbankgeseix  begnügt  sich  damit^  die  Verwirk- 
lichung der  besagten  Aufgabe  dadurch  zu  garantieren,  dass  sie  für  die  handela- 
reehüiche  Rechnungslegung^  d.  h.  für  den  kaufmännischen  Bechnungsabschluss 
nach  H.Q.B  §§  3  9  ff.  eine  Reihe  verwaliungsreclUlicher  Zwangsvorschriften  auf- 
stellt Sie  sind  enthalten  in  Hypothekenbankgesetz  §§  24,  271,  42.  In  die 
kaufmännische  B.,  kaufmännische  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  den  kauf- 
männischen Geschäftsbericht,  also  in  die  Rechnungsdokumente,  welche  der 
Vorstand  dem  Aufsichtsrat  und  der  Generalversammlung  vorzulegen  hat,  sind 
eine  Reihe  gesetzlich  vorgeschriebener  Einträge  zu  machen^). 

1.  Die  Jahresbilanz  hat  in  getrennten  Posten  zu  enthalten: 

a)  den  Gesamtbetrag  der  Deckungshypotheken  und  Deckungswertpapiere; 

b)  den  Gesamtbetrag  der  rückständigen  Hypothekzinsen; 

c)  den  Gesamtwert  des  Grundbesitzes  der  Bank  unter  gesonderter  An- 
gabe des  Wertes  der  Bankgebäude; 

d)  den  Gesamtbetrag  des  Geldbestandes; 

e)  den  Gesamtbetrag  des  Wechselbestandes; 

f)  den  Gresamtbetrag  des  Effektenbestandes  unter  gesonderter  Angabe 
des  Betrags  der  eigenen  Hypothekenpfandbriefe  und  eigenen  Schuldverschreibungen 
(d.  h.  Kleinbahn-  und  Kommunalobligationen)  der  Bank; 

g)  den  Gesamtbetrag  ihrer  Lombardforderungen; 
h)  den  Gresamtbetrag  ihres  Bankguthabens; 

i)  den  Gresamtbetrag  ihrer  umlaufenden  Pfandbriefe,  bei  verschieden  ver- 
zinslichen den  Gesamtbetrag  jeder  Gattung; 

k)  den  Gesamtbetrag  der  Verbindlichkeiten  der  Bank  aus  der  Annahme 
von   Oeld  zum  Zwecke  der  Hinterlegung^). 

2.  In   GeschäftshervM  oder  B,  sind  ersichtlich  machen 

a)  die  Zahl  der  Deckungshypotheken  und  deren  Verteilung  nach  ihrer 
Höhe  in  Stufen  von  100000  Mk.; 

b)  der  Betrag  a)  der  landwirtschaftlichen,  ß)  der  sonstigen  Hypotheken, 
y)  der  Amortisationshypotheken,  6)  der  Bauplatzhypotheken,  e)  der  Hypotheken 
an  unfertigen,  noch  nicht  ertragsfähigen  Neubauten;  • 

c)  die  Zahl  der  Zwangsversteigerungen  und  die  Zahl  der  Zwangsver- 
waltungen, welche  die  Bank  a)  im  Geschäftsjahre  bewirkte,  ß)  mit  erlitt^); 

d)  a)  die  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  die  Bank  während  des  Jahres  Grundstücke 
zur  Verhütung  von  Verlusten  an  Hypotheken  übernehmen  musste,  ß)  der  Gesamt- 


«)  S.  oben  §  52  III.  Mit  Hecht,  Hypothekenbankrecht  §  9  (S.  31)  kann  der 
Zweck  dieser  auf  grössere  Detaillierung  und  damit  auf  grossere  Durchsichtigkeit  der 
B.en  und  der  Gewinn-  und  Verlustkonti  abzielenden  Beäimmungen  dahin  formuliert 
werden,  daas  hierdurch  die  Solidität  der  Bilanzierung  erhöht,  der  Einblick  in  die  Liqui- 
dität der  Institute  erleichtert  und  namentlich  die  Art  der  Deckung  der  Pfandbnefe 
m^r  als  bisher  ersichtlich,  auch  einige  Anhaltspunkte  von  allgemeinem  Interesse  (ob 
und  in  welchem  Umfang  Hypotheken  in  höheren  Betragen,  ob  ländliche  und  Amorti- 
sationshypotheken  und  in  welchem  Umfange)  gewonnen  werden. 

•)  Hvp.B.G.  24. 

')  Die  Angaben  unter  Ziff.  c— e  immer  getrennt  a)  nach  landwirtschaftlichen 
und  anderen  Grundstücken,  b)  nach  den  räumlichen  Hauptgebieten  der  Geschäftstätig- 
keit der  Bank. 
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betrag  dieser  Hypotheken,    y)  die  Verluste   oder    Gewinne   bei   Wiederverkauf 
dergestalt  übernommener  Grundstücke^); 

e)  a)  die  Jahre,  aus  welchen  die  Rückstände  an  H3rpothekenzinsen  her- 
rühren, ß)  der  Gesamtbetrag  der  Rückstände  eines  jedes  Jahres^); 

f)  der  Gesamtbetrag  der  im  Geschäftsjahr  erfolgten  Rückzahlungen  auf 
die  Hypotheken,  getrennt  nach  den  a)  durch  Amortisation,  ß)  in  anderer  Wei^« 
erfolgten  Rückzahlungen^); 

g)  die  Beschränkungen,  welchen  sich  die  Bank  hinsichtlich  der  Rück- 
zahlung (Kündbarkeit)  der  Pfandbriefe  unterwarf^  getrennt  nach  Pfandbrief- 
gattungen ^); 

h)  wenn  auf  Grund  von  Darlehen  an  Kleinbahnen  gegen  Verpfändung 
und  von  Darlehen  an  Kleinbahnen  gegen  Garantieleistung  einer  inländischen 
öffentUchrechtlichen  Körperschaft  eine  Art  von  Kldnbahnobligationen  ausge- 
geben wird,  a)  der  Gesamtbetrag  der  Kleinbahndarlehen  g^en  Verpfändung, 
ß)  der  Gesamtbetrag  der  Kleinbahndarlehen  g^en  Garantieübemahme'). 

3.  In  Oesehäftsbericht  oder  Oewinti-  und  Verlush'eehnung  sind  anzu- 
geben das  bei  den  Pfandbriefemissioneu  des  Jahres  entstandene  Agio  bezw. 
Disagio*). 

4.  In  der  Gewinn-  und  Verlustreehnung  sind  getrennt  anzugeben: 

a)  der  Gresamtbetrag  der  im  Geschäftsjahr  verdienten  Hypothekenzinsen; 

b)  der  Gesamtbetrag  derün  Geschäftsjahr  verdienten  Darlehensprovisionen; 

c)  der  Gesamtbetrag  sonstiger  Nebenleistungen  der  Hypothekschuldner; 

d)  der  Gresamtbetrag  der  für  das  Geschäftsjahr  von  der  Bank  zu  entrich- 
tenden Pfandbrief  Zinsen  *). 

5.  Bezüglich  dieser  unter  Ziff.  1 — 4  voi^tragenen  Punkte  ist  an  dieser 
Stelle  eine  Bemerkung  zu  machen. 

a)  Mit  Ausnahme  einer  einzigen  Ziffer  (Ziff.  2  h)  sind  diese  Vorschriften 
alle  im  Hypothekenbankgesetz  §§  24,  27  und  28  niedergelegt  §§  24,  27 
und  28  sind  aber  gerade  diejenigen  Paragraphen  des  G.,  welche  §§  41  und  42 
nicht  unter  den  auf  die  rechtliche  Behandlung  der  Kleinbahn-  und  Kommunal- 
obligationen entsprechend  anwendbaren  Bestimmungen  aufzählen.  Sie  gelten 
nur  hinsichtlich  der  von  den  Hypoüiekenbanken  ausg^ebenen  Pfandbriefe, 
nicht  für  die  von  ihnen  emittierten  „Schuldverschreibungen^ 

b)  Hieraus  resultiert  nachstehender,  merkwürdiger  G^ensatz.  Nadi  Hypo- 
thekenbankgesetz §  24  Ziff.  4  ist  bei  Angabe  des  Gesamtbetrags  an  Wert- 
papieren in  einer  Vorkolonne  gesondert  anzuführen  der  Betrag  der  eigenen 
Hypothekenpfandbriefe  und  Schuldverschreibungen,  also  auch  der  eigenen  EQein- 
bahn-  und  Kommunalobligationen.  Dagegen  sagt  §  24  Ziff.  7  ledigUch,  anzu- 
geben sei  gesondert  der  „Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Hypotheken- 
pfandbriefe'*. Es  ergibt  sich  hieraus:  1.  Der  Gesamtbetrag  dieser  Pfandbriefe 
darf  auch  mit  dem  Gesamtbetrag  der  im  Umlaufe  befindlichen  Schuldver- 
Schreibungen  nicht  zu  einem  Aktivposten  vereinigt  werden;  2.  die  Gesamtäffa 
der  im  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  braucht  nicht  als  selbständiger 
Posten  in  der  B.  zu  erscheinen. 

c)  Diese  beiden  Sätze  widersprechen  scheinbar  sehr  dem  Grundgedanken 
der  Publizität  der  Geschäftsführung,  von  welchem  sonst  ^)  das  Hypoüiekenfaank- 


>)  Hyp.B.G.  28  Abs.  1  und  2. 

«)  Hyp.B.G.  42  Abs.  2. 

»)  Hyp.B.G.  28  Abs.  3. 

*)  Hyp.B.G.  27. 

*)  Vgl.  Hecht,  Hypothekenbankrecht  §  6. 
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gesetz  beherrscht  wird.  Indem  doch  auch  für  diese  Schuldverschreibungen 
durch  ausdrücklichen  Hinweis  der  §§41  und  42  auf  §  6  Abs.  1  die  Vor- 
schrift obligatorischer  Deckung  der  im  Umlauf  befindlichen  Schuldscheine  durch 
Hypotheken  von  gleichem  Betrage  gilt,  glaubt  man  erwarten  zu  dürfen,  dass 
der  Gesetzgeber  auch  hinsichtlich  der  Kleinbahn-  und  Kommunalobligationen, 
welche  die  Bank  ausgibt,  die  zwingende  Bestimmung  aufstelle,  dass  der  Betrag, 
in  welchem  solche  Schuldverschreibungen  umlaufen,  in  der  B.  als  selbständiger 
Posten  anzugeben  sei.  Denn  was  ist  wichtiger  für  das  Publikum,  als  die  Tat- 
sache, ob  die  von  der  Bank  ausgegebenen  Schuldbriefe  genügend  bedeckt  sind? 
Man  konnte  daher  in  Hinblick  auf  die  Geltung  des  §  6  Abs.  1  auch  für 
die  „Schuldverschreibungen"  der  Bank  und  im  Hinblick  auf  die  ausdrückliche 
Nennung  der  „eigenen  Schuldverschreibungen"  in  §  24  Ziff.  4  geneigt  sein, 
im  Wege  ausdehnender  Auslegung  zu  behaupten,  auch  der  Betrag  der  im 
Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  müsse  —  zum  mindesten  in  Form 
der  Vereinigung  mit  dem  Betrag  der  umlaufenden  Hypothekenpfandbriefe  zu 
einem  Gesamtposten  —  in  der  B.  besonders  herausgehoben  werden.  Allein  dann 
müsste  auch  angenommen  werden,  dass  in  der  B.  nicht  bloss,  wie  §  24  Ziff.l  vor- 
•ichreibt,  der  Gesamtbetrag  der  zur  Deckung  der  Hypothekenpfandbriefe,  sondern 
auch  der  Gesamtbetrag  der  zur  Deckung  jener  Obligationen  bestimmten  Hypotheken 
und  Wertpapiere  als  selbständiger  Posten  vorzutragen  sei.  Hätte  dies  aber 
der  Gesetzgeber  gewoUt,  warum  erklärt  er  dann  die  §§  23,  24,  25,  26,  29 
bis  38,  aber  gerade  die  §§  24,  27,  28  nicht  auf  die  Ausgabe  solcher  „Schuld- 
verschreibungen" für  anwendbar? 

d)  Dieser  Umstand  verbietet^)  eine  ausdehnende  Auslegung  des  §  24.  Der 
Gesetzgeber  hat  §  24  auf  jene  Schuldverschreibungen  nicht  ausdehnen  wollen.  Er 
hielt  es  nicht  für  notwendig,  weil  für  die  nötige  Publizität  schon  durch  Ausdehnung 
des  §  23  gesorgt  ist.  Nach  §  23  hat  jede  Hypothekenbank  innerhalb  des  zweiten 
Monats  eines  jeden  Kalenderhalbjahres  den  Gesamtbetrag  der  Hypotheken- 
pfandbriefe, welche  am  letzten  Tage  des  vergangenen  Halbjahres  im  Umlaufe 
waren,  und  den  Gesamtbetrag  der  am  gleichen  Tage  in  das  Hypothekenregister 
eingetragenen  Hypotheken,  Wertpapiere  und  in  Verwahrung  des  Treuhänders 
befindlichen  Gelder  öffentlich  bekannt  zu  machen.  Also  ist  auch  der  Ge- 
c^mtbetrag  der  umlaufenden  „Schuldverschreibungen"  alle  Halbjahre  zu  ver- 
öffentlichen. Eine  Hervorhebung  derselben  und  ihrer  Deckungsfonds  in  der 
Jahresbilanz  anzuordnen,  schien  dem  Gesetzgeber  daher  nicht  nötig.  Selbst- 
verständlich dürfen  sie  deswegen  nicht  aus  der  B.  wegbleiben.  Nur  können 
dieselben  in  Vereinigung  mit  anderen  Schulden  bezw.  Forderungen  auf  dem 
ailgenidnen  Kreditoren-,  bezw.  Forderungskonto  zum  Eintrag  in  die  B.  ge- 
langen. 

B.  Anders  als  das  Hypothekenbank-  verfährt  das  Versichefi'ungsrechL 
Es  beschrankt  sich  nicht  darauf,  den  kaufmännischen  Reclinungsabschluss  durch 
eine  Reihe  verwaltungsrechtlicher  Vorschriften  den  Zwecken  des  öffentlichen 
Interesses  dienstbar  zu  machen,  sondern  es  setxt  neben  die  fiandelsrecJitliche 
/Rechnungslegung  eine  besondere  verwaliiingsrechiliehe.  Der  Vorstand  der  privaten 
Versicherungsunternehmung  hat  Aufsichtsrat  und  Generalversammlung  kauf- 
männische, die  private  Versicheningsunternehmung  als  solche  hat  der  Aufsichts- 
behörde polizeiliche,  administrative  Rechnung  zu  legen.  Der  Vorstand  hat  den 
beiden  anderen  Gesellschaftsorganen  eine  B.,  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
nebst  Gewinnverteilungsantrag   und  Geschäftsbericht    zu  unterbreiten,   die   Ver- 


*)  A.  M.  Hechtt  Hypothekenbankrecht  §  9  S.  34. 

Behnii  Die  BlUtnaen  der  Aktiengesellschaften.  52 
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Bicherungsuuternehmung  als  solche   ist  verpflichtet,  der  Aufsichtsbeh&de  einen 
Rechnungsabschluss  und  einen  Jahresbericht  einzureichen^). 

1.  Das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  hat  durch  seine  „Bechnungs- 
legungsvorschriften"  vom  2.  Juni  1902  gemäss  Pr.V.G.  §  55  11  und  UI  Art 
und  Form  des  Rechnungsabschlusses  und  des  Jahresberichtes,  die  Fristen  für 
luid  das  Verfahren  bei  ihrer  Herstellung  und  die  Veröffentlichung  des  Rech- 
nungsabschlusses für  grössere  *)  Versicherungsunternehmungen  geordnet^.  Trotz- 
dem hiernach  der  Rechnungsabschluss  aus  „Gewinn-  und  Verlusliechnung^' 
(nebst  „Verwendung  des  Überschusses^*)  und  „B/*  zu  bestehen  hsX%  also  aas 
den  gleichen  Hauptbestandteilen,  aus  welchen  sich  die  handebrechtlicbe  Ab- 
schlussrechnung zusammensetzt,  wäre  es  doch  falsch,  würde  man  nur  änm 
Weg  des  Abschlussverfahrens  annehmen. 

2.  Zun&chst  ergeben  sich  Unterschiede  in  der  äusseren  Form  des  Ver- 
fahrens: 

a)  Auch  der  der  Aufsichtsbehörde  vorzulegende  Bechnungsabschluss  nebi^t 
Beilagen  muss  zwar  vom  Vorstand  unterschriftlich  vollzogen  werden,  aber,  wa^s 
die  Rechnungslegungsvorschriften  nicht  verlangen,  ist  eine  Prüfung  desselben 
durch  den  Aufsich  tsrat.  Der  Aufsichtebehörde  ist  lediglich  durch  vom  Vorstaml 
bescheinigte  Protokollabschrift  nachzuweisen,  dass  der  Abschluss  die  Genehmigung 
des  „obersten'*  Gesellschaftsorganes  fand^). 

b)  Binnen  zwei  Monaten  nach  dieser  Genehmigung,  jedoch  nicht  später 
als  sieben  Monate  nach  Jahresschluss  ist  der  Rechnungsabschluss  dem  Auf- 
sichtsamt vorzulegen.     Somit  andere  Fristen  als  nach  H.G3.  §  260  H. 

c)  In  der  gleichen  Frist  hat  der  Vorstand  den  Rechnungsabschluss  (jedoch 
ohne  Beilagen)  und  in  abgekürzter  Fonn  (nach  vorgeschriebenem  Muster)  im 
Reichsanzeiger  und  sonstigen  Gesellschaftsblättern  zu  veröffentlichen. 

3.  Dazu  kommen  aber  auch  Unterschiede  in  der  Form  des  Rechnung^ 
abschlusses  selbst,  von  welchen  wir  alsbald  reden  werden. 

4.  Immerhin  könnte  auch  jetzt  noch  ein  einheitliches  Bilanzaufnahme- 
verfahren nur  mit  verschiedenen  Einreichungs-  und  Veröffentlichungspflichten 
angenommen  werden,  wenn  die  Unternehmungen  berechtigt  wären,  die  vom 
Aufsichtsamt  vorgeschriebene  Form  des  Rechnungsabschlusses  auch  für  die 
kaufmännische  Rechnungslegung  zu  verwenden.  Aber  dies  geht  nicht  Nach 
H.G.B.  §  38  ist  der  handelsrechtliche  Rechnungsabschluss  gemäss  den  „Gnin<i- 
sätzen  ordnungsmässiger  Buchführung*'  herzustellen.  Gremeuit  ist  damit,  weil 
es  sich  um  Führung  der  Handelsbücher  handelt,  ordnungsmässige  kaufmänuiscfair 
Buchführung.  Dieser  entspricht  aber  der  verwaltungsrechtliche  Rechnung^ 
abschluss  nicht.  Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  desselben  weicht  in  grund- 
sätzlichen Punkten  davon  ab.  Aus  diesem  Grunde  besteht  hier  ein  doppeltes 
Bilafizaufnahmeverfahren, 

III.  A.  Die  Fonn,  welche  die  ,,Rechnungslegungsvorschriften''  des  deutseben 


')  S.  näher  oben  8  52  I  A. 

')  Von  kleineren  Unternehmungen  wurden  bisher  nur  solche  der  Lebeosverstcbe- 
rung  mit  Rechnungslegungsvorschriften  (vom  28.  Februar  1903)  bedacht,  criasBen  «af 
Grund  Pr.V.G.  §  124.    VeröffenÜichungen  II  53  ff. 

')  Im  allgemeinen  in  Anschluss  an  das  preuss.  Regulativ  vom  8.  Man  l^C'2. 
Über  die  Gründe  Veröffentlichungen  des  Aufsichtsamts  für  rrivatversicheniDg,  2,  Jahrg. 
S.  118  f. 

*)  Hinzukommen  noch  „Erläuterungen  zum  Bechnungsab^chlusB'*  und  .^ffeni- 
mässi^  Nachweisungen.*'  Über  die  diesbezüglichen  Zweckmässigkeitserwägungen  V^ 
öffenUiehungen,  2.  Jahiv.  S.  119. 

>)  Mitteüungen,  Jahi^.  I  S.  26. 
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Aufsichtsamtes   für   Privatversicherung    für    die  Gewinn-    und  Verlustrechnung 
vorschreiben,  besteht  —  vereinfacht  dargestellt  —  in  folgendem  Schema: 

1.  a)  Einnahmen: 

Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahre Oj 

Pramienüberträge*)  aus  dem  Vorjahre 8 

Schadenreserve*)  aus  dem  Vorjahre 2^ 

Prämieneinnahme 25 

Reservefonds 2j. 

Gesamteinnahme  37.. 

b)  Ausgaben: 

Gezahlte  Schäden 10 

Zurückgestellte  Schäflen   (Schadenreserve) 2 

Präniienüberträge  auf  das  Nachjahr 7 

Gezahlte  Rückversicherungspi-ämien 13 

Verwaltungskosten 2 

Reservefonds 2, 

Gesamtausgabe  865. 

c)  Gesamteinnahmen        37^ 

Gesamtausgaben 3(]. 

Überschuss  lg. 

2.  Oder  für  die  Lebensversicherung  zurecht  gemacht*): 

a)  Einnahmen: 

Übertrage  aus  dem  Vorjahre: 

Vortrag  aus  dem  Überschusse 0^ 

Pramienreserve 24 

Prämienüberträge 1^ 

Reserve  für  schwebende  Versicherungsfälle  •^)    .        1       263 

Prämieneinnahme 9 

Reservefonds 2, 

Gesamteinnahme  37ij. 

b)  Ausgaben: 

Zahlungen  für  Versicherungsvei-pflichtungen      ....  3 

Policenrückkäufe O3 

Prämienüberträge 1 

Prämienreserve 27^ 

Verwaltungskosten 2 

Reservefonds 2^ 

Gesamtausgabe  365. 

B.  Wir  sehen,    dem  Schema  fehlt  trotz    des   Namens   Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung   schon   die  Kontoform.     Dies  ist  unwesentlich,    aber  der  besseren 


>)  Vgl.  oben  §  89  V  B.^ 

*)  Wir  ändern,  um  die  Ähnlichkeit  der  Posten  des  ersten  und  zweiten  Scheraas 
hervortreten  zu  lassen,  an  den  Ziffern  wenig,  obwohl  wirtschaftlich  die  Verteilung  eine 
andere  wäre. 

^)  Gleichbedeutend  mit  Schadenreserve  bei  Feuerversicherung. 
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Vei^leichung  wegen  wandeln  wir  das  Schema  in  dieselbe  um.  Das  öster- 
reichische Vers.-Reg.»  welches  auf  den  gleichen  Grandgedanken  seine  RechooDg»- 
Schemata  aufbaut,  hat  selbst  die  Kontoform  gewählt,  nur  dass  es  nicht  den 
Gewinn  Vortrag  einstellt,  sondern  erst  im  Schema  „Verwendung  des  Überschusses" 
hinzu  nimmt.     Dann  ist  die  Form  diese: 


Ausgaben*): 

Gezahlte  Schäden 10 

Zurückgestellte  Schaden    ...  2 

Prämienübertrage 7 

Rückversicherangspramien       .     .  13 

Verwaltung«kosten 2 

Reservefonds 2^ 

Gewinn Ij 


Einnahmen^): 
Gewinnvortrag  .... 
Pramienübertrage  .  .  . 
Schadenreserve  .... 
Pramieneinnahme  . 
Reservefonds      .... 


2i 
25 

0 


37, 

C.  Der  sofort  auffallende  Unterschied  gegenüber  dem  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto der  kaufmännischen  Buchführang  ist  ein  doppelter. 

1 .  a)  Es  ist  ein  Gmndsatz  ordnungsmässger  kaufmännischer  Buchfühnmg. 
vom  Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahre  abgesehen,  in  das  Gewinn-  und  Verlust- 
konto nur  "RechnungMbsckluss-f  nicht  Rechnungsan/*an^8-  und  laufende  Rechnun«^- 
zifTem  zu  setzen.  In  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  kommen  nach  ihrer 
Eigenschaft  als  Sammelkonto  für  die  Erfolgsrechnungen  nur  SpezialkontenAi/(f». 
Kontieröffnungs-^  laufende  Kontiposten  werden  in  sie  nicht  eingestellt;  vor  Jahres- 
abschluss  geschehen,  vom  Gewinnvortrag  abgesehen,  Eintragungen  nur  in  die 
Vor-  oder  Hilfskonten  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung*).  Davon  macht  die 
vorliegende  Gewinn-  und  Verlustrechnung  bedeutsame  Ausnahmen.  Wir  finden 
in  sie  nicht  bloss  den  Gewinnvortrag  des  Vorjahres  aus  dem  Gewinnverteilungs- 
konto übernommen,  sondern  auch  eine  Reihe  von  Posten  des  Bilanzkontos.  R< 
sind  die  Posten:  Prämienüberträge  8,  Schadenreserve  2^,  Reservefonds*)  25. 
Sie  stehen  in  der  Schlussbilanz  des  Vorjahres    als   Passiv-,    als   Abzugspo^t^n. 

b)  Die  kaufmännische  Buchung  der  genannten  Posten  wäre  eine  andere. 

a)  Prämienüberträge  8  würde  auf  Prämienkonto,  Schadenreserve  2j  auf 
Schadenkonto,  Reservefonds  2^  auf  Reservefondskonto  übertragen  und  es  wünW 
dann  weiter  gebucht: 

Prämienkonto 


Rückversicherangspramien  .  .  13 
Prämienübertrag  aufs  nächste  Jahr  7 
Gewinn-  und  Verlustkonto    .     .     13 


Prämienübertrag    vom    Vor- 
jahre      S 

Prämieneinnahme     .     .     .     .     2.') 


Schadenkonto 


Gezahlte  Schäden 10 

Schadenreserve 2 


Schadenreserve  vom  Vorjahre 
Gewinn-  und  Verlustkonto    . 


9. 


»)  S.  oben  §  89  V  B  2  b  ^. 

*)  An  der  Ersetzung  von  Verlust  (Debet)  und  Gewinn  (Kredit)  durch  Au^pahe 
und  Einnahme  ist  die  Ausstellung  zu  machen,  dass  die  gewählte  Terminologie  dk 
Meinung  zu  befördern  vermag,  als  handle  es  sich  hier  durcngangig  um  Ausgaben  und 
Einnahmen  im  wirtschaftlichen  Sinne,  während  es  sich  natürlich  zum  Teil  um  Auf- 
gaben und  Einnahmen  im  buchmäBsigen  Sinne,  d.  h.  nur  um  Ausgänge  von  einem  nnd 
Eingang  auf  ein  Konto  handelt,  so  bei  den  Übertragungs-,  den  Erfolgregulienrogs- 
kouten  und  den  durchlaufenden  Posten  (Reservefonds). 

•)  Vgl.  Knappe  31,  35;  Lang,  Wesen  u.  System  d.  dopp.  Buchf.,  1903,  S.  29,  61. 

*)  Sofern  der  Reservefonds  bisher  2^  betrug  und  ihm  0^  aus  dem  Gewinn  de 
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Reservefondskonto 
An  Bilanzkonto 2^    |     Übertrag  vom  Vorjahr 

ß)  Der  Bechnungsabschluss  lautete: 

Gewinn-  und  Verlustkonto 


Schadenkonto 


9o 


Verwaltungskosten 2 

Gewinn 1^ 


Gewinn 

Gewinnvortrag 0^ 

Pramieneinnahme     .     .     .     .     13 


13i  13i 

Bilanzkonto 

Zurückgestellte  Schaden    .     .  2 

Pramienübertrag 7 

Reservefonds 2^ 

Grewinn I2 

oder,  wenn  wir  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  etwas  anders  gestalten  *),  um 
sie  der  der  Rechnungslegungsvorschriften  einigermassen  zu  nähern: 

Gewinn-  und  Verlustkonto*) 


Gezahlte  Schäden 

gezahlt 

Schadenreserve     vom 
Vorjahre     .... 

10 

2. 

1 

l 

Gewinnvortrag 

Pramieneinnahme 
Übertrag  vom  Vorjahr    .      8 
Neue  Ramien  .     .     .    .    25 

0, 

Schadenreserve    .     .     . 
Prämienüberträge      .     . 
Verwaltungskosten   .     . 
Gezahlte  Rückversichern 
Gewinn 

ing 

• 

33 

33,1 

SSj. 

Vorjahres  zufloss,  liegt  In  dem  Posten  2,  ein  Übertrag  zum  Teil  vom  Gewinnverteilungs- 
konto. 

M  Das  Mittel  ist,  eine  Reihe  von  Hilfskonten  nicht  auf  Prämien-  und  Schaden- 
konto zu  sammeln,  sondern  als  unmittelbare  Hilfskonten  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung zu  behandeln;  also: 

Bückversicherungskonto 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto 


13 


Schadenreservekonto 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto    .    .      2 

Prämienübertragskonto 

I  Per  Gewinn-  und  Verlustkonto   .    .      7. 

Dann  bleibt  für  Prämien-  und  Schadenkonto: 

Prämienkonto 

An  Gewinn-  und  Verlustkonto  ...    33  1  Prämienübertrag 8 

Neue  Prämien 25 


Gezahlte  Schäden 

»)  Vgl  oben  § 


Schadenkonto 

.     10  I  Schadenreserve 2, 

Per  Gewinn-  und  Verlustkonto     .    .    7,. 


a.  E. 
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c)  Der  Unterschied  liegt  klar  zu  Tage:  der  Posten  ,,gezahlte  Schäden  10'' 
der  Äusgabenseite  und  die  Posten  „Pramienübertrage  vom  Vorjahre  8",  „Schaden- 
reserve vom  Vorjahre  2^",  „Pramieneinnahme  25"  der  Einnahmenseite  jener 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  Rechnungsvorschriften  stehen  hier  nicht 
hinter  dem  Strich,  sondern  im  erläuternden  Teile.  Dadurch  gelangt  zum  Aus- 
druck, dass  sie  keine  KontrollschlusszifTem  darsteUen.  Die  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung der  Rechnungslegungsvorschriften  bringt  somit  nicht,  wie  es  die 
ordnungsmässige  kaufmännische  Buchhaltung  erfordert^  nur  die  Abschlussziffem 
von  Betriebskonten  zur  Darstellung,  sondern  auch  Eröffnungs-  und  laufende 
Ziffern  solcher  Eröffnungsziffern  in  den  Posten  „Präniienüberträge  8",  „Schaden- 
reserve 2j",  laufende  Einträge  in  den  Posten  „gezahlte  Schäden  10",  „Pramien- 
einnahme 25",  wie  das  „die  Anleitung  zur  Gewinn-  und  Verlustrechnung*', 
welche  jenen  Rechniuigslegungsvorschriften  vorangestellt  ist,  bezüglich  der  Er- 
öffnungsziffem  selbst  bekundet,  wenn  es  da  unter  I  heisst^):  „Es  sind  die  Be- 
stände am  Schlüsse  des  Forjahres  aufzuführen,  wie  sie  sich  nach  der  B.  und 
Überschussverteilung  ergeben". 

2.  Aus  dem  Bisherigen  erhellt  aber  auch  bereits,  von  welchem  zweiten 
Grundsatze  ordnungsmässiger  kaufmännischer  Buchführung  das  Gewinn-  und 
Verlustkontoschema  der  Rechnungslegungsvorschriften  abweicht.  Nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmässiger  kaufmännischer  Buchhaltung  ist  die  Gewiun- 
und  Verlustrechnung  ein  Sammelkonto  nur  für  die  Remvermogensveränderun^i, 
für  die  Mehrungen  und  Minderungen  dessellien^  nicht  für  die  Reinvermögens- 
bestände.  Sie  werden  auf  das  Kapitalkonto  gesammelt  Hier  finden  wir  auf 
dem  Gewinn-  und  Verlustkonto  auch  einen  Reinvermögens^^torkfposten,  den 
Posten  „Reservefonds",  trotzdem  am  Reservefonds  seit  Jahresanfang  keine  Ver- 
änderung, keine  Minderung  eingetreten  ist 

3.  Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  Rechnungslegungsvorschriften 
weicht  also  in  einer  doppelten  Richtung  von  der  Natur  des  Gewinn-  und  Ver- 
lustkontos der  kaufmännischen  Buchhaltung  ab:  sie  ist  a)  kein  reines  Abschluß' 
konto,  denn  sie  enthält  auch  andere  als  Kontoabschlussziffem,  b)  kein  reinem 
Erfolgs-  oder  Betriebssammelkonto,  denn  es  werden  auf  ihm  auch  Reinve^mögen^- 
bestände  verbucht'). 

D.  1.  Der  Grund  dieser  Abweichungen,  welche  die  Gewinn-  imd  Verlust- 
rechnung zu  einer  Mischung  aus  Abschluss-  und  laufendem  Konto  und  aiL* 
Erfolgs-  und  Kapitalkonto  machen,  liegt  nahe.  Abschlussziffem  des  Vorjahren 
werden  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgenommen,  um  in  für  die  Be- 
urteilung der  Entwicklung  des  Unternehmens  wesentlichen  Punkten  eine  Ver- 
gleichung  mit  den  Abschlüssen  des  Vorjahres  ohne  Heranziehung  dieser  Ab- 
schlüsse selbst  zu  ermöglichen. 

2.  Nicht  kann  geleugnet  werden,  dass  unter  der  hiemach  erforderlich  ge- 
wesenen Umgestaltung  die  Divchsichtigkeit  der  Rechnung  Dtt,  insbesondere- 
durch  das  Vorkommen  einer  Reihe  durchlaufender  Posten  dem  im  Budifache 
Unerfahrenen  die  Erkenntnis  dessen,  was  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ihrem 
Gmndwesen  nach  geben  soll,  eine  Zusammenstellung  der  als  Jahre.«teigebni5 
auszuweisenden  Vermögensändemngen,  mehr  erschwert  als  erleichtert  wurde. 


^)  VeröffenÜichungen  des  Aufsichteamts  Jahrg.  I  S.  26. 

*)  S.  dazu  auch  Beisch  II  §  113  a.  E.  und  §§  122--I2a  insbesondere  S.  22«  >: 
auch  Knappe  111,  114 f.  und  Simon  98,  der  zu  weit  geht,  wenn  er  behauptet:  B.  nnd 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  dürften  nur  einen  gleichen  Posten  haben,  nämlidi  den 
Saldo  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung.  Er  übersieht,  dass  die  transitorischen  Bilanz- 
posten vorher  über  Gewinn  und  Verlustkonto  geführt  werden  dürfen.  Vgl  oben  die 
Beispiele  in  §  89. 
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3-  Ich  meine:  um  dies  zu  beweisen,  ist  lediglich  eine  Wiedergabe  des 
voUstÄndigcn,  d.  h.  nicht  auf  einfachere  Formen  zurückgeführten  Schemas  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung,  z.  B.  für  die  grösseren  Lebensversicherungsunter- 
nehmungen notwendig.     Es  lautet'^): 

A.  Einnahtnen. 


I.    Überträge  aus  dem   Vorjahre: 

1.  Vortrag  aus  dem  Überschusse 

2.  Pramienreserven 

3.  Prämienüberträge 

4.  Reserve  für  schwebende  Versicherungsfälle  . 

5.  Gewinnreserve  der  Versicherten 

Zuwachs  aus  dem  Überschusse  des  Vorjahres 

6.  Sonstige  Reserven  und  Rücklagen .... 
Zuwachs  aus  dem  Überschusse  des  Vorjahrs 

II.  Prämien  für: 

1.  Kapital  Versicherungen  auf  den  Todesfall: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene  .... 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene  .... 

3.  Rentenversicherungen: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene  .     .     .     . 

4.  Sonstige  Versicherungen: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene   .... 


3 

0. 


1 
10 

1 
1 


1 

Ol 
Ol 


III.  Policegebühren 

IV.  Kapitalerträge: 

1.  Zinsen  für  festgelegte  Gelder 

2.  „         „     vorübergehend  belegte  Gelder      .     .     . 

3.  Mietsertrage 

V.   Gewinn  aus  Kapitalanlagen: 

1.  Kursgewinn 0^ 

2.  Sonstiger  Gewinn 0^ 

VI.   Vergütung  der  Rückversicherer  für: 

1.  Prämienreserveerganzung  gemäss  §  58  Pr.V.G.      .     .  2 

2.  Eingetretene  Versicherungsfälle 2 

3.  Vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen 1 

4.  Sonstige  vertragsmässige  Leistungen Oi 

Vn.  Sonstige  Einnähmen 

Gesamteinnahme 


17, 


|3l9 


>)  Veröffentlichungen  Jahrg.  I  S.  33.  Die  Zahlen  habe  erst  ich  —  lediglich  der 
jF*üllung  halber  —  eingesetzt. 
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B.  Ausgaben. 

I.  Zahlungen  für   unerledigte    VersicherungsHüe    der  Vorjahre    | 
aus  selbst  abgeschlossenen  Versicherungen: 

1.  geleistet 

2.  zurückgestellt 

IL  Zahlungen  für  Versicherungsverpflichtungen  im  Geschäftsjahr 
aus  selbst  abgeschlossenen  Versicherungen  für: 

1.  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall: 

a)  geleistet 

b)  Zurückgestellt 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall: 

a)  geleistet 

b)  zurückgesteUt 

3.  Rentenversicherungen  auf  den  Lebensfall: 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt  (nicht  abgehoben) 

4.  Sonstige  Versicherungen: 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt 

III.  Vergütungen  für  in  Rückdeckung  übernommene  Versicherungen : 

1.  Pramienergänzung  gemäss  §  58  Pr.V.G 

2.  Eingetragene  Versicherungsfalle: 

a)  geleistet 

b)  zurückgestellt 

3.  Vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen 

4.  Sonstige  vertragsmässige  Leistungen 

IV.  Zahlungen  für  vorzeitig  aufgelöste  selbst  abgeschlossene  Ver- 

sicherungen (Rückkauf)^) 

V.  Gewinnanteile  an  Versicherte: 

1.  Aus  Vorjahren: 

a)  abgehoben 

b)  nicht  abgehoben 

2.  Aus  dem  Geschäftsjahre: 

a)  abgehoben 

b)  nicht  abgehoben 


^ 
^ 


% 


VI.  Rückversicherungsprämien  für: 

1.  Kapitalversicherungen  auf  den  Todesfall 

2.  Kapitalversicherungen  auf  den  Lebensfall 

3.  Ren teji Versicherungen 

4.  Sonstige  Versicherungen 

zu  übertragen 


*)  Der  PoUcenrückkauf  ist  Ausgabe  (Verlust).  Ihm  entspricht  Wegfall  der 
entsprechenden  Prämien reserve  als  Gewinn  (Einnahme).  S.  oben  §  175  III  A  Adiil 
Geeignet,  falsche  Vorstellungen  zu  erwecken,  ist  die  Bezeichnung  des  Rückkaufkonto: 
als  ,,Korrektivkonto  gegenüber  der  Prämienreserve'*  {Knappe  HO).  Dann  wäre  ja  jeder 
ein  Passivum  mindernder,  jeder  Sdiuldentilgungsposten  ein  Korrektivposten.  Zum 
Wesen  des  Korrektivkontos  gehört  doch  nicht,  dass  er  den  wirkUcheUf  floodem  dss 
er  den  (höheren)  Schein  wert  eines  Gegenpostens  mindert 
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Übertrag: 

VII.  Steuern  und  Verwaltungskosten  (abzüglich  der  vertragsmässigen 
Leistungen  für  in  Rückdeckung  übernommene  Versiche- 
rungen): 

1.  Steuern 

2.  Verwaltungskosten : 

a)  Äbschlussprovisionen 

b)  Inkassopramien 

c)  Sonstige  Verwaltungskosten 

Vni.  Abschreibungen 

IX.  Verlust  aus  Kapitalanlagen: 

1.  Kursverlust 

2.  Sonstiger  Verlust 

X.  Pramienreserven  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  für: 

1.  Kapital  Versicherungen  auf  den  Todesfall 

2.  „  „      „     Lebensfall 

3.  Rentenversicherungen 

4.  Sonstige  Versicherungen 

XI.  Prämienüberträge  am  Schlüsse  des  Geschäftsjahres  für: 

1.  Kapitalversicherungeu  auf  den  Todesfall: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

2.  Kapital  Versicherungen  auf  den  Lebensfall: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

3.  Rentenversicherungen: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

4.  Sonstige  Versicherungen: 

a)  selbst  abgeschlossene 

b)  in  Rückdeckung  übernommene 

XII.  Gewinnreserve  der  Versicherten 


Xni.  Sonstige  Reserven  und  Rücklagen 
XIV.  Sonstige  Ausgaben 


Gesamtausgaben : 


8s 


1* 


0« 


Ol 


16 


0, 


31, 


4.  a)  Es  bedarf  eines  Studiums,  um  sich  in  diesem  Schema  zurecht- 
zufinden und  doch  ist  vom  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  gemäss 
Pr.V.G.  §  56  Abs.  3  in  den  Rechnungslegungsvorschriften  *)  die  Veröffentlichung 
dieser  Gewinn-  und  Verlustrechnung  angeordnet,  d.  h.  der  Rechnungsabschluss 
in  dieser  Form  soU  zur  Aufklärung  des  Publikums  über  den  wirtschaftlichen 
Stand   der   Unternehmung   dienen.     Allenlings    ist   die   Gewinn-   und   Verlust- 

')  VeröffenÜichuDgen  Jahrg.  I  S.  26. 
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rechnuni?  nur  in  vereinfachter  Form  zu  veröffentlichen  —  für  die  Positionen  IV 
(Kapitalertrage)  und  VI  (Vergütung  der  Rückversicherer)  der  Einnahmen  und 
die  Positionen  III  (Vergütungen  für  in  Rückdeckung  übernommene  Versiebe- 
rungen) und  VII  2  (Verwaltungskosten)  dürfen  zusammenfassende  Angaben  ge- 
macht werden  — ,  aber  trotzdem  hält  es  noch  schwer,  sich  in  der  Masse  der 
Posten  zurechtzufuiden,  zumal  Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  einander  gegen- 
überzustellen sind.     Der  Überschuss  betragt  3  lg  —  31i  =  0g. 

b)  Vom  Standpunkte  des  kaufmännisch  gehaltenen  Gewinn-  und  Verlust- 
kontos müssten  auf  der  Einnahmenseite  die  Positionen  I  2 — 6,  auf  der  Aus- 
gabenseite  die  Positionen  XII  und  XIII  entfallen^).  Fehlen  könnte  von  den 
Ausgaben  die  Position  XI  Prämienüberträge,  welche  nicht  über  (Jewinn-  und 
Verlustkonto  geführt  zu  werden  brauchen.  Unter  der  Position  X  (Prämien- 
reserve)  wäre  nur  anzuführen  das  Mehr,  welches  die  Prämienreserve  gegenüber 
dem  Vorjahre  ausmacht^).  Dem  Vergleichungszwecke  könnte  unter  Beibehaltung 
des  gewöhnlichen  Inhalts  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  dadurch  Genüge 
getan  werden,  dass  bei  den  entsprechenden  Posten  des  Grewinn-  und  Verlust-, 
bezw.  des  Bilanzkontos  in  einer  Vorkolonne  der  „Stand  am  Ende  des  Voijahres" 
angegeben  würde'). 

E.  Indes  ob  die  von  den  Rechnungslegungsvorschriften  beUebte  Fassung; 
des  Gewinn-  und  Verlustkontos  zweckmässig  ist  —  das  Aufsichtsamt  für  Privat- 
versicherung hat  sie  im  allgemeinen  aus  den  Normativbestimmungen  des  preussi- 
schen  Ministeriums  des  Innern  vom  8.  März  1892*)  und  dem  österreichischen 
Vers.-Reg.  vom  5.  März  1896  entnommen  — ,  das  ist  nicht  die  Frage,  die  uns 
zu  beschäftigen  hat  Was  hier  zu  erörtern  ist,  ist  vielmehr  die  Frage:  sind  diese 
Vorschriften  gesetxmässig  ?  kann  angenommen  werden,  dass  das  deutsche  Pr. V.G. 
eine  so"  sehr  vom  Wesen  des  kaufmännischen  Gewinn-  und  Verlustkontos  ab- 
weichende Form  der  verwaltungsrechtlichen  Gewinn-  und  Verlustrechnung  hat 
zulassen  wollen?     Die  Frage  ist  zu  verneinen. 

Wohl  lasst  sich  nicht  bestreiten,  dass  auch  ein  Gewinn-  und  Verlustkonto 
in  dieser  Form  „auf  Grund  der  Bücher**  angefertigt  ist.  Nach  Pr.V.G.  §  55 
Abs.  1  ist  der  Rechnungsabschluss  „auf  Grund  der  Bücher**  anzufertigen.  Die 
genannte  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  zwar  nicht  ausschliesslich  auf  Grund 
der  Bücher  oder  Kontenabschlüsse  angefertigt,  wie  es  den  Grundsätzen  kauf- 
männischer Buchhaltung  entspräche,  aber  doch  immer  auf  Grund  der  Bücher. 
Allein  das  G.  sagt  in  §  55  Abs.  2  weiter:  nur,  soweit  nicht  in  dem  Pr.V.G. 
oder  in  sonstigen  Reichsgesetzen  oder  durch  den  Bundesrat  Vorschriften  übff 
die  Buchführung  und  Rechnungslegung  der  Versicherungsuntemehmungen  ge- 
troffen sind,  können  nähere  Vorschriften  über  Art  und  Form  des  Rechnungs- 
abschlusses von  der  Aufsichtsbehörde  erlassen  werden*).  Das  H.6.B.  §  38 ff. 
enthält  Bestimmungen  über  die  Buchführung  der  Versicheningsunternehmungeu. 
Dieselben  haben  nach  §  38  daselbst  die  Lage  ihres  Vermögens  in  den  HandeU- 
büchern  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  ersichtlich  zu 
machen.  „Ordnungsmässige  Buchführung**  in  einem  Absc*hnitte  „fTatMfetebücher" 
bedeutet  ordnungsmässige  kaufmännische  Buchführung.  Demgemäss  gehen  die 
Grundsätze  ordnungsmässiger  kaufmännischer  Buchführung  den  Vorschriften  der 


^)  Natürlich  hatte  dies  ein  Fallen  der  Zahlen  der  Positionen  I  und  II  der  Aoa- 
gabcn  zur  Folge.     Siehe  das  Beispiel  oben  unter  III  C  1  b  ^  a,  E. 
*)  Reisch  II  214. 
•)  Vgl.  Beisch  II  220. 

*)  Min.-Bl.  für  die  innere  Verwaltung  1892  S.  154  ff. 
*)  Oben  §  52  I  C. 
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Versicherungsaufsichtßbehörde  über  Art  und  Form  des  Rechnungsabschlusses  vor. 
Die  vom  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  für  die  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnnng  vorgeschriebene  Form  widerspricht,  wie  nachgewiesen,  den  Grundsätzen 
ordnungsmassiger  kaufmännischer  Buchhaltung ;  also  sind  die  Bechnungslegungs- 
vorschriften  des  Aufsichtsamts  für  Pt-ivaiversicherung  insoweit  ungesetzlich, 
nichtig,  für  die   VersicJierungsuniernehmungen  ohne  Bindekrafl. 

IV.  A.  Nicht  dasselbe  lässt  sich  behaupten  für  das  österreichische  Recht. 

Wohl  gibt  das  österreichische  Vers.-Reg.^)  dem  Gewinn-  und  Verlust- 
konto oder,  wie  es  dieses  in  erster  Linie  heisst,  der  Betriebsrechnung  dieselbe  von 
den  Grundsätzen  ordnungsmassiger  Buchhaltung  abweichende  Form,  wie  die 
deutschen  Rechnungslegungsvorschriften  —  die  Abweichungen  *)  sind  unwesent- 
lich — ,  aber  im  österreichischen  H.G.B.  lautet  die  dem  §  38  des  deutschen 
H.G.B.  entsprechende  Bestimmung  (Art.  28)  nur:  „Jeder  Kaufmann  ist  ver- 
pflichtet, Bücher  zu  führen,  aus  welchen  seine  Handelsgeschäfte  und  die  Lage 
seines  Vermögens  vollständig  zu  ersehen  sind".  Also  sind  Normativbestim- 
mungen über  Buchführung  von  Versicherungsaktiengesellschaften  nicht  an  die 
Grundsätze  ordnungsmassiger  kaufmännischer  Buchführung  gebunden. 

B.  Dazu  kommt  noch  ein  anderer  Unterschied  gegenüber  dem  deutschen 
Recht 

Die  Vorschriften  des  österreichischen  Vers.-Reg,  über  den  jährlichen 
Rechnungsabschluss  der  Versicherungsanstalten  stellen  nicht,  wie  die  des  deut- 
schen Rechts,  eine  selbständige  verwaltungsrechtliche  Rechnungslegung  neben 
der  handelsrechtlich  geordneten  dar,  sondern  das  östeneichische  Vers.-Reg.  kennt 
nur  eine  Form  des  jährlichen  Rechnungsabschlusses^).  Den  Vorschriften  des  Vers.- 
Reg.  unterliegen  nicht  bloss  die  Rechnungsvorlagen  an  das  Ministerium,  sondern 
auch  die  Rechnungslegung  nach  Innen.  Der  dem  Ministerium  des  Innern  ein- 
zureichende Rechnungsabschluss  nebst  Rechenschaftsbericht  ist  derselbe,  welcher 
der  Generalversammlung  vorzulegen  ist.  Das  österreichische  Vers.-Reg.  kennt 
überhaupt  gar  keine  „Rechnungslegung"  gegenüber  der  Aufsichtsbehörde,  son- 
dern nur  eine  „Überwachung*^  der  richtigen,  vollständigen  und  möglichst  klaren 
Darstellung  aller  Gebarungs-  und  VermögensverTiältnisse  im  Rechnungsabschlüsse 
und  Rechenschaftsberichte  an  das  oberste  Vereinsorgan  (§  27)  durch  die  Staats- 
aufsicht. Zu  diesem  Zwecke  stellt  es  ungefähr  dem  H.G.B.  §§  40  und  261 
entsprechende  Vorschriften  über  „Rechnungsführung  und  Rechnungslegung"  auf 
(§§  32,  33)  und  im  übrigen  hat  es  für  Versicherungsaktiengesellschaften  die 
rechtliche  Bedeutung,  welche  für  die  dem  A.-Reg.  unterstehenden  A.en  das 
A.-Reg.  besitzt.  Die  Vorschriften  des  Vers.-Reg.  sind  bei  den  Vorlagen  an 
die  Generalversammlung  zu  beachten,  sie  treten  somit  nur  zu  den  Vorschriften 
des  H.G.B.  über  Bilanzaufstellung  huizu  und  das  Vers.-Reg.  bestimmt  lediglich, 
dass  der  der  Generalversammlung  vorgelegte  Rechnungsabschluss  nebst  Rechen- 
schaftsbericht nach  Genehmigung  durch  letztere  in  authentischer  Form  in  min- 
destens drei  Exemplaren  und  unter  gleichzeitiger  Vorlage  der  Abschrift  des 
Genehmigungsprotokolles  der  Generalversanmilung  und  des  Nachweises  der  er- 
folgten VeröflTentlichung  des  Abschlusses  dem  Ministerium  einzureichen  sei.  Es 
ist  also  unzutreffend,  wenn  Reisch  und  Kreibig  meinen*),  die  Versicherungs- 
uDtemehmung  müsse  für  interne  Zwecke  gleichwohl  ein  Gewinn-  und  Verlust- 
konto gemäss   den  Prinzipien   der  doppelten  Buchführung  aufstellen.     Sie  darf 


*)  Dazu  oben  §  52  I  C  Anm. 

*)  S.  oben  III  B. 

•)  DerUieh,  Österr.  Versicheningsrecht  1903  S.  13  scheint  anderer  Meinung. 

*)  II  220. 
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es  nicht  einmal  Die  „Betriebsrechnung**  (Gewinn-  und  Verlustrechnung), 
welche  der  Generalversammlung  vorzulegen  ist,  ist  identisch  mit  deijenigen, 
deren  Schema  das  Ver8.-Reg.  ordnet. 


Zweites  Kapitel. 
Die  geteilten  Bilanzen  im  besonderen. 

§  190. 

1.  A.  1.  Wenn  eine  Unternehmung  mehrere  Niederlassungen  oder  zwar 
nur  eine  Niederlassung,  aber  mehrere  ortliche  Geschäftsstellen,  von  welchen  aus 
Geschäfte  geschlossen  werden,  besitzt,  so  ist  es  ein  Ding  tatsächlicher  Not- 
wendigkeit^ dass  für  die  einzelnen  Zweigniederlassungen  und  örtlichen  Geschäfts- 
stellen (Filialen  in  anderen  Strassen)  in  mehr  oder  weniger  erheblichem  Um- 
fange besondere  Handelsbücher  geführt  werden. 

2.  Betreibt  ein  Unternehmen  sein  Gewerbe  zwar  nicht  an  verschiedenen 
ortlichen  Mittelpunkten  oder  Geschäftsstellen,  aber  umfasst  dasselbe  sachlich 
mehrere  Geschäftsarten,  so  ist  es  zwar  nicht  notwendig,  aber  in  Hinblick  auf 
die  Möglichkeit,  auf  diese  Weise  die  Erfolge  der  emzelnen  Geschäftszweige  zu 
ermitteln,  zweckmässig,  für  die  einzelnen  Branchen  gesonderte  Bücher  zu  führen. 

B.  Im  ersteren  Falle  brauchen  nur  die  einzelnen  Sach-  und  Personen- 
konti  am  Jahresende  abgeschlossen  zu  werden.  Die  HersteUung  eines  eigent- 
lichen Rechnungsabschlusses,  d.  h.  einer  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung, 
ist  für  das  einzelne  Zweiggeschäft,  die  einzelne  GeschäftssteUe  nicht  erforderlich. 
Die  Kontenabschlüsse  können  auf  das  entsprechende  Spezialkonto  des  Haupt- 
geschäftes, der  Warenkontosaldo  der  Fih'ale,  also  auf  das  Warenkonto  des  Haupt- 
geschäftes, übertragen  werden  ^).  Aber  im  zweiten  Falle  ist  die  Obertzagun^ 
der  Kontenabschlüsse  der  einzelnen  Geschäftszweige  auf  eine  gesonderte  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  unumgänglich,  denn  ohne  dies  lässt  sich  der  gesonderte 
Erfolg  (Gewinn  oder  Verlust)  des  einzelnen  Greschäftszweiges  nicht  feststellen. 
Soweit  auch  bei  Vorhandensein  von  Filialgeschäften  Gewinn  und  Verlust  der 
einzelnen  Geschäftspunkte  besonders  ermittelt  werden  will,  gilt  hier  das  Gleiche. 
Notwendig  wird  dies^  sofern  die  den  Geschäftsorganen  zustehende  Tantieme 
nach  den  Erfolgen  lediglich  der  Geschäftsstelle,  in  welcher  sie  tatig  sind,  be- 
rechnet werden  soll. 

II.  Wie  eine  besondere  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  kann  dann  für  den 
einzelnen  Geschäftzweig  und  die  einzelne  Niederlassung  auch  eine  besondere  B. 
aufgestellt  werden.  Die  Buchhaltung  gewährt  in  diesem  Falle  dann  auch  einen 
Überblick  über  den  besonderen  Vermögensstand  der  einzelnen  Niederlassung 
bezw.  der  einzelnen  Branche. 

III.  Spricht  man  bei  solcher  Sachlage  mit  Simon^)  von  „geteilten  Ren"* 
und  Gewinn-  und  Verlustrechuungen,  so  darf  dies  nicht  so  aufgefasst  werden, 
als  hätten  die  B.en  und  Gewinn-  und  Verlustkonti  der  einzelnen  GeschäfL«- 
stcllen  (Niederlassungen)  und  einzelnen  Geschäftszweige  ein  vollständig  selb- 
ständiges Dasein.  Geteilte  B.en  sind  nicht  getrennte  B.en,  sondern^  wird  von 
Teilung  der  B.  gesprochen,  so  ist  darunter  Zerlegung  der  einen  und  dgentlicben 
B.  (und  Gewinn-   und  Verlustrechnung)    in   mehrere  Spezial-    oder  Teilbilanzen 

^)  Dem  Kassabestand  des  Hauptgeschäftes  werden  die  des  Zweiggeschäftes  hin- 
zugefügt. 

*)  §  30. 
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zu  verstehen.  Die  eifie  und  eigentliche  B.  wird  nur  nicht  bloss  aus  Sach-  und 
PersoneDkonti,  sondern  aus  Bilanzkonti,  aus  Teil-  und  Nebenbilanzen  zusammen- 
gesetzt. Teilung  der  B.  heisst  nicht  Schaffung  mehrerer  gegeneinander  selb- 
ständiger B.en,  sondern  Zerlegung  der  einen  B.  in  eine  Haupt-  oder  Oeneral- 
und  in  mehrere  ^^^ia/bilanzen. 

A.  Keine  Unternehmung  kann  getrennte  B.en  haben.  Nach  H.G.B.  §  39 
hat  der  Kaufmann  „einen  das  Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden 
darstellenden  Abschluss*'  zu  fertigen.  Nach  H.G.B.  §  260  steht  der  General- 
versammlung die  Genehmigung  der  Jahresbilanz  zu.  Eine  B.  und  eine  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  ist  vom  Vorstand  Aufsichtsrat  imd  Generalversammlung 
vorzulegen.  Aber  dadurch  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  diese  eine  B.  und 
eifie  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  unmittelbar  aus  Abschlüssen  der  ein- 
zelnen Sach-  und  Personenkonti,  sondern  aus  zusammenfassenden  Unterab- 
schlüssen,  d.  h.  also  aus  Spezialbilanzen  und  Spezialgewinn-  und  Verlustrech- 
nungen sich  zusammensetzt.  Dem  Wesen  der  kaufmännischen  Buchführung 
entspricht  es  vollkommen,  dass  die  einzelne  Filiale,  bezw.  der  einzelne  Geschäfts- 
zweig als  Geschäftsfreund  des  Kaufmanns  angesehen  und  ihm  ein  Konto,  ein 
Personenkonto  eröffnet  wird.  Die  Filiale  schreibt  gut  und  lastet  an  dem 
Stammhaus-  oder  Hauptgeschäftkonto  und  das  Hauptgeschäft  schreibt  gut  und 
lastet  an  dem  Zweiggeschäft-  oder  Filialkonto  ^).  Die  Abteilung  (Hypotheken-, 
Versicherungs-,  Lebensversicherungsabteilung)  debitiert  und  kreditiert  dem  Ge- 
schäfts- oder  Firmenkonto  (z.  B.  Hypothekenabteilung  an  Vereinsbankkonto) 
und  die  Unternehmung  als  solche  debitiert  und  kreditiert  dem  Abteilungskonto. 
Nur  ist  dann  erfonlerlich,  dass  die  Filiale  bezw.  die  Abteilung  für  ihren  Ge- 
schäftsbereich einen  das  Wesen  von  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  dar- 
.stellenden  Sonderabschluss  fertigt  Der  Abschluss  muss  für  den  Geschäftsteil 
die  Erfordeniisse  einer  zusammenfassenden  Übersicht  erfüllen.  Soweit  die 
Hauptbilanz  und  die  Hauptgewinn-  und  Verlustrechnung  in  diesem  Falle  nicht 
als  summarische  über  die  einzelnen  Vermögensteile  angesehen  zu  werden  vennag, 
ist  daher  mit  der  Generalbilanz  und  Generalgewinn-  und  Verlustrechnung  auch 
die  entsprechende  Spezialrechnung  der  Generalversammlung  vorzulegen  und  zu 
veroff*endichen.  Frage  des  einzelnen  Falles  ist  es  somit,  ob  die  Hauptabschlüsse 
das  Wesen  summarischer  Übersichten,  von  summarischen  Übersichten  über  den 
Vermögenszustand  erfüllen. 

B.  Um  Beispiele  zu  geben,  so  stellt  z.  B.  die  bayerische  Hypotheken- 
und  Wechselbank  Spezialabschlüsse  für  ihr  Feuerversicherungs-,  Lebens-  und 
Leibrentenversicherungs-  und  Unfall  Versicherungsgeschäft  auf  und  demgemäss 
finden  wir  z.  B.  unter  den  Passiven  der  Goneralbilanz :  Kontokorrentguthaben 
der  Lebens-  und  Leibrentenversicherung  u.  s.  w.  und  in  der  Generalgewinn- 
und  Verlustrechnung  unter  Haben:  Ertiügnisse  der  Lebens-  und  Leibrenten- 
versicherungsanstalt. Die  Nürnberger  Vereinsbank,  eine  gemischte  Hypotheken- 
bank, stellt  für  die  Hypothekenabteilung  einen  besonderen  Rechnungsabschluss 
her.  Wir  finden  im  „Bilanzkonto  der  Hypothekenabteilung**  einen  Passivposten 
, Vereinsbankkonto  3892  645**  und  demgemäss  in  der  „Generalbilanz**  unter 
den  Debitoren  „Bodenkreditanstalt  3892  645**.  Ebenso  steht  dort  und  auf  der 
Oewinnseite  der  allgemeinen  „Gewinn-  und  Verlustrechnung**  „Gewinn'  der 
Bodenkreditanstalt  1340495**. 

IV.  Das  positive  Recht  erkennt  die  Zulässigkeit  solcher  Spezialbilanzen 
und  Spezialverlust-  und  Gewinnkonti  nicht  nur  an,  sondern  schreibt  sie 
HOgar  zum  Teil  vor. 


^)  Vgl.  auch  Berliner  S.  165. 
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A.  Das  österreichiacJie  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  16  schreibt  vor:  „Die 
Forderungen^  welche  der  Anstalt  aus  der  Verrechnung  mit  ihren  Agenten  und 
Organen  erwachsen  sind,  sind  abgesondert  als  „Ausstände  bei  Agenturen  und 
Filialen''  aufzuführen  und  von  denselben  die  erforderlichen  Abschreibungen 
vorzunehmen". 

B.  Das  Aufsichtsamt  für  Privatversicherung  in  Deuisddand  hat  in  seinen 
Kechnungslegungsvorschriften  vom  2.  Juni  1902  die  Unternehmungen,  welche 
mehrere  Versicherungszweige  oder  sonstige  Geschäfte  betreiben,  verpflichtet^  für 
die  einzelnen  Versicherungszweige  „die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  in  alten 
in  Betracht  kommenden  Positionen  gesondert  aufzustellen  und  einzureichen''. 
Dabei  bestimmt  es:  „Soweit  die  betreffenden  Zahlen  aus  den  Büchern  nicht 
zu  entnehmen  sind,  können  sie  nach  einem  dem  Vorstand  angemessen  er- 
scheinenden, in  den  Erläuterungen  näher  zu  begründenden  Verhältnis  antdlig 
geschätzt  werden ')".  Da  dies  praktisch  oft  nicht  möglich  ist,  bemerkt  der  erste 
Geschäftsbericht  des  Auf  sichtsam  tes^)  auch  nur:  die  Unternehmungen  hätten 
für  die  einzelne  Zweige  eine  möglichst  getrennte  Jahresrechnung  aufzustellen. 
Aber  das  Aufsichtsamt  kann  den  Unternehmungen  nach  8.  826  gar  nicht 
erlauben,  in  den  Spezialverlust-  und  Grewinnrechnungen  zu  schätzen.  Nach 
H.GJB.  §§  38  und  260  hat  die  Verlust-  und  Gewinnrechnung  ziffemmässig 
auf  den  Büchern  der  laufenden  Rechnung  zu  beruhen.  Demgemäss  dürfen  in 
sie  nur  dort  wirklich  zu  findende,  nicht  geschätzte  Ziffern  eingetragen  werden. 
So  zweckmässig  die  Vorschrift  des  Aufsichtsamtes,  ihre  Bechtsgültigkeit  scheitert 
an  der  in  Pr.V.G.  §  55  Abs.  2  statuierten  Subsidiarität  seiner  Reehnungs- 
legungsvorschriften  gegenüber  Keichsgesetzen.  —  Ebenso  widerspricht  dem  ösier- 
reichiscJien  H.G.B.  Art.  29  {„eine  B.**),  wenn  Vers.-Reg.  §  32  gemischten  Ver- 
sicherungsanstalten die  Aufstellung  nicht  bloss  getrennter  Betriebsrechnungen, 
sondern  auch  „getrennter  B.en"  und  nur  eine  „gemeinsame'*  Üb«:'8chusäverwen- 
dungsnachweisung  zur  Pflicht  macht. 


Drittes  Buch. 

Die  zivil'  und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  für 
Bilanzrechtsverletzungen. 

AUtremeines'). 

§  191. 

1.  Die  Tätigkeit,  welche  Vorstand  und  Aufsich tsrat  bei  der  Bilanzauf- 
nähme  zu  entwickeln    haben,  besitzt,    wie   wir  darlegten*),    rechtlich    betrachtet 

')  Veröffentlichungen  I.  Jahrg.  S.  24. 

*)  Ebenda  II.  Jahrg.  S.  114. 

■)  Über  die  technischen  Einrichtungen  zum  Schutz  gegen  Def raudatäonen  und  xur 
raschen  Elrmittlung  solcher,  insbesondere  über  sachliche  und  personliche  OiganisatioD  der 
Kontrolle  s.  Muniendorf,  Defraudatiousschutz.  Ein  Beitrag  zum  Kapitel  der  Bureaii- 
organisationen  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Kreditgenossenschaften,  Brunn  1903. 
und  Porgesy  Die  Kontrolle  bei  der  Manipulation  und  Buchführung  in  Banken  u.  s.  w. 
Wien  1903.  Für  die  Kontrolle  wahrer  und  klarer  Bilanzaufmachung  ist  vor  allem  er- 
forderlich, dass  die  B.  möglidist  unabhängig  von  den  Handelsbüchern  an  der  Hand 
der  von  den  Kunden  auf  Grund  der  Bilanzabschlüsse  eingehenden  Briefe  nachgeprüft 
weide.    Vgl.  auch  §  182  II  A  4  Anm. 

*)  §  182  ff. 
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nur  die  Natur  vorbereitender  Massnahmen.  Die  Bilanzfestsetzung  bedarf  nicht 
ihrer  Zustimmung.  Allein  bei  der  Generalversammlung  liegt  die  Entscheidung, 
ein  Ergebnis,  das  insbesondere  auch  durch  die  Tatsache  Bestätigung  findet,  dass 
das  positive  Recht  es  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel  fonnuliert,  wenn  es 
diesen  Organen  eine  Schadenersatzpflicht  auch  für  Handlungen  auferlegt, 
welche  „auf  einem  Beschlüsse  der  Generalversammlung  beruhen"*),  „in  Befolgung 
eines  Beschlusses  der  Gesellschafter"*)  vorgenommen  wurden. 

2.  AJleiu  trotzdem  der  Gesetzgeber  der  Mitwirkung  von  Vorstand  und 
Aufsichtsrat  bei  der  Bilanzaufnahme  rechtlich  nur  den  Charakter  einer  Hilfs- 
tätigkeit zubilligt,  um  der  Gesellschaftergesamtheit  das  Recht  der  Abänderung 
der  Vorschläge  zu  wahren,  geht  er  doch  von  der  Meinung  aus,  dass  der  taU 
säcJüichen  Wirkung  nach  der  vorbereitenden  Mitwirkung  der  genannten  Organe 
in  Bezug  auf  die  endgültige  Gestaltung  der  B.  für  die  Regel')  die  Hauptbe- 
deutung zukommt^). 

3.  Zum  Ausdruck  gelangt  dies  dadurch,  dass  der  Gesetzgeber  an  die 
schuldhafte  Verletzung  der  Sorgfalt,  welche  Vorstand  (Liquidatoren)  und  Auf- 
sichtsrat bei  Aufstellung  und  Prüfung  des  Bilanzentwurfes  obliegt^),  für  diese 
besondere  zivil-  und  sogar  strafrechtliche  Folgen  knüpft,  während  eine  solch 
spezielle  zivil-  und  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  den  Teibiehmern  an  dem 
die  B.  entscheidend  feststellenden  Gesellschafterbeschluss  von  der  Gesetzgebung 
nicht  auferlegt  ist. 

Nach  dieser  allgemeinen  Vorbemerkung  sei  zunächst  die  Frage  der  xivUr 
rechtlichen  Verantwortlichkeit  für  Bilanzrechtsverletzungen  erörtert.  Die  Frage 
der  blossen  Anfechtung  von  Bilanzrechtsverletzungen  der  Gesellschaftsorgane 
wurde  bereits  an  anderen^)  Stellen  beantwortet.     Vgl.  auch  schon  S.  76 f. 


Erstes  Kapitel. 

Die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit  für 
Bilanzrechtsverletzungen. 

1.  Die  sivilreehtliehe  Terantwortliehkeit  naeh  Aktien-  nnd 
Tersieiiernnssreelit. 

§  192. 

I.  Wir  beginnen  mit  der  Verantwortlichkeit  nach  Aktienrecht, 
A.  Nach  H.G.B.  §  241  Abs.  2  haften  Vorstandsmitglieder ,  welche  ihre 
Geschäftsführungsobliegenheiten  verletzen,  der  Gesellschaft  für  den  daraus  ent- 
standenen Schaden,  Indem  ferner  nach  H.G.B.  §  298  Abs.  2  die  Liquidatoren 
innerhalb  ihres  Geschäftskreises  die  Rechte  und  Pflichten  des  Vorstandes  haben, 
haften  auch  die  Liquidatoren  unter  gleicher  Voraussetzung  für  Verursachung 
von  Schaden. 


»)  H.G.B.  241,  249. 
«)  Gesellsch.-G.  43  Abs.  3. 
")  Lehmann,  A.en  II  283,  349. 

*)  Lehmann,    A.en  II  152  zitiert  aus    Vidari,    Corao    di    diritto    commerciale 
Nr.    1316:  „Le  assemblee  rcgnano,  ma  non  governauo." 
•)  Z.  B.  H.G.B.  241,  249;  Ge8ell8eh.-G.  43,  52. 
•)  §§  25,  183—187. 
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1.  a)  Eine  Obliegenheit  von  Vorstand  und  Liquidatoren  ist  die  Soi]^ 
für  Aufstellung  der  erforderlichen  B.en^).  Weiter  geht  die  Verpflichtung  des 
Vorstands  bezüglich  der  Jahresschlussbilanzen  und  der  Liquidatoren  bezüglich 
der  Liquidationseroffnungs-  und  Liquidationsjahresschlussbilanz.  Hier  haben 
sie  nicht  bloss  die  Pflicht,  für  Aufstellung  der  B.  Sorge  zu  tragen,  sondern 
sie  müssen  dieselbe  persönlich  aufstellen.  Für  die  Jahresschlussbilaiizen  folgt 
dies  schon  aus  der  Vorschrift  des  H.G.B.  §  41,  dass  Inventar  und  B.  vom 
„Kaufmann^*  zu  unterzeichnen  sind.  Überdies  sagt  es  ausdrücklich  H.G.B. 
§§  260  Abs.  2  und  §  299  Abs.  1.  Letzterer  fügt  die  gleiche  Bestimmung 
für  die  Liquidationseroffnungsbilanz  hinzu:  „Die  Liquidatoren  haben  für  den 
Beginn  der  Liquidation  .  .  .  eine  B.  aufzustellen". 

b)  Weil  bezüglich  der  Jahresschlussbilanzen  die  Entscheidung  bei  der 
Generalversammlung  liegt,  bedeutet  bei  ihnen  die  Obliegenheit,  die  B.  persön- 
lich aufzustellen,  persönliche  Herstellung  des  Bilanzentwurfes  und  ist  die  Ob- 
liegenheit nicht  hierauf  beschrankt,  sondern  Vorstand  und  Liquidatoren  haben 
auch  persönlich  den  Entwurf  einer  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  einen  Ge- 
schäftsbericht und  der  Vorstand  auch  noch  Gewinnverteilungsvorschlage  als 
vorbereitende  Akte  der  Bilanzfestsetzung  durch  die  Generalversammlung  anzu- 
fertigen*) und  Aufsichtsrat  und  Generalversammlung  weiter  gewünschten  schrift- 
lichen oder  mündlichen  Bericht  über  alle  Fragen  der  Bilanzfeststellung  zu 
erstatten  *). 

2.  Hieraus  ergibt  sich,  in  welchem  Umfang  Vorstand  und  Liquidatoren 
Obliegenheiten  bei  der  Bilanzaufnahme  verletzen  können.  Hier  genügt  fesizü- 
stellen,  dass  sie  ihre  Obliegenheiten  verletzen  können  durch  Nichtbeachtung 
a)  der  Weisungen  anderer  Organe  (Aufsichtsrat,  Generalversammlung),  b)  der 
Bestimmungen  des  Statuts  oder  des  Dienstvertrages,  c)  der  Vorschriften  de^ 
Gesetzes.  Uns  interessiert  nur  der  letztere  Fall,  Verletzung  der  durch  das 
Gesetz,  d.  h.  das  Bilanzrecht  auferlegten  Obliegenheiten,  Haftung  für  Bilanz- 
rcc/iteverletzungen. 

a)  Schadensersatzpflichtig  macht  bloss  die  schuldhafte,  d.  h.  auf  Ausser- 
achtlassung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftmannes  beruhende  Bilanz- 
rechteverletzung. Die  Sorgfalt,  die  ein  reeller,  vorsichtiger,  fleissigcr  Geschäfte 
mann  in  seinem  eigenen  Geschäfte  prästiert,  müssen  Vorstand  und  Liquidaloren 
leisten.  Obenan  steht  hier  Kenntnis  und  Beachtung  der  Geseüee.  Das  isit 
vor  allem  wichtig  für  die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  Bewertung  (insbe- 
sondere Verbot  der  Überbewertung;  Gebot  der  Abschreibung).  Nicht  dass 
damit  gesagt  wenle,  dass  Rechtsirrtum  immer  unentschuldbar  sei.  ,3ei  be- 
strittenen Rechtssätzen,  Zweifelhaftigkeit  der  Gesetzesworte,  besonders  aber  bei 
Einholung  von  Rechtsgutachten  kann"*)  trotz  Rechtsirrtums  Sorgfalt  des  ordent- 
lichen Greschäftsmanns  vorliegen,  besonders,  wenn  die  Lage  so  war,  dass  ge- 
handelt werden  musste  *).  Im  allgemeinen  muss  aber  behauptet  werden :  Bewusstes 
Handeln  gegen  das  G.  oder  Handeln  gegen  dasselbe  in  Fällen,  in  welchen 
die  Rechtswidrigkeit  dem  Handelnden  hätte  zum  Bewusstsein  kommen  müssen, 
genügt  grundsätzlich  zur  Annahme  mangelnder  Sorgfalt.  Nicht  der  Nachweis 
dass  die  schädlichen  Folgen  nicht  voraussehbar  waren,  ja  nicht  einmal  die 
Darlegung,    dass     man     das     Beste    gewollt    habe    und    annehmen     konnte. 


»)  H.G.B.  239;  dazu  Lehmann,  A.en  H  283,  287. 
«)  H.G.B.  260  Abs.  2;  299  Abs.  2  und  oben  §  185. 
*)  H.G.B.  240,  314  Abs.  1  und  oben  §  183  IH. 
*)  Staub  241,;  Staub,  G.-G.  43,;  Bing  241,. 
*)  Reichsger.  in  Zivils.  39  S.  98. 
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dass  es  erreicht  werden  würde,  befreien  in  solchen  Fällen  von  der  Ersatz- 
pflicht*). 

b)  Das  Verschulden  kann  in  Handlungen,  wie  in  Unterlassungen  liegen. 
Mittelst  Unterlassung  wird  es  vor  allem  durch  Nichtverhüten  schadenbringender 
Handlungen  der  übrigen  Vorstandsmitglieder  bezw.  Liquidatoren  begangen. 

a)  Die  Verpflichteten  haften  als  Gesamtschuldner,  doch  nicht  so,  dass 
jedes  Mitglied  auch  für  den  le<liglich  durch  andere  Mitglieder  herbeigeführten 
Schaden  zu  haften  hätte^  sondern  nur  derart^  dass  diejenigen,  durch  deren 
gemeinsames  oder  einzelnes  Verhalten  (bei  den  einen  vielleicht  Handlung,  bei 
den  anderen  mangelnde  Überwachung,  Unterlassung)  derselbe  Schaden  verur- 
sacht wurde,  solidarisch  haften. 

ß)  Ein  gemeinsames  Handeln  liegt  vor  bei  Herstellung  des  Bilanzent- 
wurfs, der  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  Gewinnverteilungsvorschläge  und  des 
Geschäftsberichtes.  Denn  diese  Vorlagen  hat  „der  Vorstand",  haben  „die  Liqui- 
datoren" nach  dem  Gesetze  zu  machen.  Ist  ein  Mitglied  durch  Gesellschafts- 
vertrag oder  Geschäftsanweisung  höherer  Organe  von  der  Teilnahme  hieran 
befreit,  so  kann  ihn  dies  nicht  gegenüber  dem  Gesetze  entlasten.  Denn  hier- 
nach haben  diese  Akte  gemeinsame  zu  sein^).  Anders  liegt  es  bezüglich  der 
weiteren  Stadien  der  Bilanzaufnahme,  d.  h.  also  insbesondere  der  Vertretung 
der  Vorlagen  in  den  Sitzungen  des  Aufsichtsrates  imd  in  der  Generalversanun- 
lung.  Es  gilt  in  dieser  Hinsicht  der  allgemeine  Satz:  Von  den  Fällen  abge- 
sehen, in  welchen  ein  Geschäftsführungsakt  kraft  Gesetzes  von  allen  Vor- 
standsmitgliedern (Liquidatoren)  gemeinsam  vorzunehmen  ist,  bezw.  als  von 
ihnen  gemeinsam  vorgenommen  zu  gelten  hat,  ist  es,  soweit  auf  Grund  Statutes 
oder  Beschlusses  höherer  Organe^)  geteilte  Geschäftsführung  stattfindet  und  das 
Mitglied  demgemäss  von  gewissen  Geschäften  ausgeschlossen  ist,  Frage  des 
einzelnen  Falles*),  inwieweit  für  das  einzelne  Mitglied  eine  Verpflichtung  be- 
steht, über  seinen  besonderen  Geschäftskreis  hinaus  die  Verletzung  der  Gesell- 
sohaftsinteressen  zn  hindern.  Zweifellos  obliegt  daher  einem  Vorstandsmitglied 
keine  Schaden sersatzpflicht,  wenn  zu  seinem  Geschäftskreis  die  Vertretung  der 
Vorlagen  in  der  Generalversammlung  nicht  gehört  und  ein  anderes  Mitglied 
daselbst  in  seiner  Abwesenheit  den  Wert  von  Aktivgegen stand'  a  bewusst  zu 
hoch  angibt  Anderes  gilt  selbstverständlich,  wenn  er  in  der  Sitzung  anwesend 
war  und  zu  der  unrichtigen  Angabe  schwieg.  Anderes  gilt  auch,  wenn  er 
zwar  nicht  anwesend  war,  aber  es  die  Sorgfalt  des  ordentlichen  Geschäftsmannes 
erfordert  hätte,  dass  er  anwesend  war,  weil  er  wusste  oder  wissen  musste,  dass 
(las  andere  Mitglied  Bilanzrechtsverletzungen  begehen  könnte.  Denn  die  Bilanz- 
feststellung ist  ein  gesellschaftlicher  Verwaltuugsakt,  welcher  alle  Sparten  der 
Geschäftsführung  berührt,  so  dass  das  einzelne  Mitglied  selbst  über  die  durch 
alle  Mitglieder  zu  erledigenden  Vorbereitungsakte  hinaus,  sofern  es  der  Sorg- 
falt des  ordentlichen  Geschäftsmannes  entspricht,  verpflichtet  und  demgemäss 
auch  berechtigt  ist,  an  dem  Bilanzfeststellungsverfahren  teilzunehmen. 

y)  Die  Ausgleichung  der  mehreren  solidarisch  haftenden  Mitglieder  richtet 
ssich  nach  B.G.B.  §  426.  Sie  haften  demgemäss  untereinander  zu  gleichen 
Anteilen,  selbst  wenn  das  Verschulden  der  einzelnen  nicht  das    gleiche  ist,  sie 


0  So  Staub  241,;  Staub,  G.-G.  43,. 

»)  S.  auch  Bing  238,;  Staub,  G.-G.  35 ,;  Lehmann,  A.en  II  258,  287. 

»)  Reichßger.  in  Zivils.  12  S.  76. 

*)  So  Behrenä  850;  dagegen  Staub,  G.-G.  35  ^r  „In  solchen  Fällen  haftet  jeder 
nur  in  Betreff  der  ihm  überwiesenen  Tätigkeit.''  Siehe  jedoch  auch  43,0  bezüglich 
Oeschäftsverteilung  durch  Vereinbarung  der  Vorstandsmitglieder  unter  sich. 

Rehm,  Di«  Bilansen  der  Aktiengesellackaften.  53 
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inüssten  denn  ein  anderes  unter  eich  vereinbaren.  Das  Nämliche  gilt,  wenn 
ausser  den  Vorstandsmitgliedern  noch  ein  anderes  Organ  (Aufsichtsrat)  gesaint- 
schuldnerisch  haftet^). 

d)  Das  G.  —  §  241  Abs.  3  —  verlangt  für  sechs  von  ihm  besonders 
aufgeführte  Tatbestande  keinen  besonderen  Nachweis  der  Schädigung  der  Ge- 
sellschaft Bei  Vorhandensein  des  betreffenden  Tatbestandes  sei  auch  Schadens- 
ersatzpflicht gegenüber  der  Gesellschaft  erwiesen*).  Sache  des  beklagten  Vor- 
standsmitgliedes ist  es,  nachzuweisen,  dass  keine  Verletzung  der  erforderlicheD 
Sorgfalt  (kein  Verstoss  gegen  das  G.)  oder  wenigstens  keine  Schädigung  der 
Gesellschaft  vorliege.  Weil  die  Verletzung  von  im  Oesetxe  ausdrücklich  ge- 
nannten Vorschriften  in  Frage  steht,  gilt  der  schon  oben  betonte  Satz:  dass  es 
zur  EntHchuldigung  nicht  genügt,  darzulegen,  man  habe  schädigende  Folgen 
nicht  voraussehen  können  oder  nur  das  Beste  der  Gesellschaft  gewollt  und 
dies  auch  als  Erfolg  seines  Handelns  annehmen  dürfen;  denn  die  Schuld  liegt 
hier  schon  darin,  dass  der  Geschäftsführer  sich  des  Widerspruchs  seiner  Hand- 
lungsweise mit  der  gesetzlichen  Vorschrift  bewusst  war  oder  bewusst  sein  musste*). 
Die  einzelnen  Fälle  sind  zum  Teil  (Ziff.  2  und  5)  solche,  deren  Tatbestand 
auch  durch  Verletzung  von  Bilanzrechtsvorschriften  erfüllt  zu  werden  vermag. 
Nach  Ziff.  2  bezw.  5  sind  die  Vorstandsmitglieder  (Liquidatoren)  zum  Ersätze  ver- 
pflichtet, wenn  „entgegen  den  Vorschriften  des  Gesetzes",  also  z.  B.  den  Vor- 
schriften über  Bewertung  in  der  B.,  „den  Aktionären  Zinsen  oder  Gewinnan- 
teile gezahlt  werden"  (Ziff.  2),  „die  Verteilung  des  Gesellschaftsvennögens  oder 
eine  teilweise  Zurückzahlung  des  Grundkapitals  erfolgt"  (Ziff.  5)^). 

c)  Der  Schadensersatzanspruch  steht  regelmässig  nur  der  Qeseüschafl  zil 

a)  Selbst  der  Anspruch  der  Gesellschaft  ist  ausgeschlossen ^  wenn  die 
ungehörige  Handlung  auf  Weisung  eines  Gesellschaftsotganes  beruht,  dem  der 
Vorstand  zum  Gehorsam  verbunden  ist  (Generalversammlung,  Aufsichtsrat), 
es  müsste  denn  sein,  dass  die  belangten  Vorstandsmitglieder  den  betreffenden 
Beschluss  des  höheren  Organes  böslich  verursacht  oder  dass  sie  ihn  ausgefübit 
haben,  bevor  er  durch  Eintragung  in  das  Handelsregister  gültig  geworden  war 
oder  obschon  er  offenbar  ungültig  war  und  seine  Beseitigung  in  Aussicht  stand 
oder  durch  die  Vorstandsmitglieder  mittelst  Anfechtungsklage  (H.G.B.  §  271 
Abs.  4)  hätte  bewirkt  werden  können*).  Beseitigt  wird  der  Geaellschaftf^an- 
spruch  durch  Verzicht,  Vergleich,  Entlastung  u.  s.  w.  Über  die  Art  und 
Weise  der  Geltendmachung  des  Schadensersatzanspruches,  namentlich  über 
Geltendmachung  durch  eine  AJctionärminderheit  bestimmt  näheres  H.G.B. 
§§  2C8 — 270.     Die  Verjährungsfrist  für  den  Anspruch  ist  eine  fünfjährige*). 

ß)  Ausnahmsweise  kann  der  Gesellschaftsanspruch  aiu^h  durch  die  Ge- 
sellscliaftsgläubiger  verfolgt  werden'). 

ad)  Zulässig  ist  es  nur  in  den  Sonderfällen  des  §  241  Abs.  3  und  nur. 
wenn  die  Gläubiger  nicht  Befriedigung  von  der  Gesellschaft  erlangen  können. 
Andererseits  steht  ihnen  unter  diesen  Voraussetzungen  das  Recht  der  Geltend- 
machung des  Gcsellschaftsanspruches  auch  zu,  wenn  die  Gesellschaft  s^ell^i 
darauf  verzichtete  oder   die  die  Gesellschaft  schädigende  Handlung  des  zu  be- 


')  Vgl.  Staub.  G.-G.  43„;  52«. 

«)  Ring  241.. 

«)  Vgl.  auch  Staub,  G.-G.  43.8. 

*)  Dazu  oben  §§  5  und  9  und  183  VII  R 

*)  So  mit  Becht  Ring  241 , ;  vgl.  auch  Statib  241 «  u. .  und  Lehmann,  A.en  II  2S>' 

•)  H.G.B.  241  Abs.  5. 

')  §  241  Abs.  4.    Vgl.  oben  §  39  IIL 
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langenden  Vorstandsmitgliedes  in  Erfüllung  eines  Beschlusses  der  Generalver- 
sammlung geschah.  In  letzterer  Hinsicht  lässt  sich  nicht  von  Unbilligkeit 
gegen  Vorstand  u,  s.  w.  reden.  Demselben  obliegt  wohl  eine  Gehorsamspflicht 
gegenüber  dem  höheren  Organ,  aber  eine  beschränkte.  Weil  die  ihnen  gesetz- 
lich gegenüber  der  Gesellschaft  auferlegte  Schadensersatzpflicht  ohne  weiteren 
Nachweis  seitens  dieser  eintritt,  sofern  entgegen  den  Vorschriften  des  G.  Divi- 
denden ausbezahlt  werden,  haben  dieselben  das  Recht,  Anordnungen  höherer 
Organe,  somit  auch  Bilanzfestsetzungsbeschlüssen  die  Ausführung  zu  versagen 
(also  z.  B.  Gewinnauszahlung  zu  unterlassen),  wenn  das  höhere  Organ  aus 
Irrtum,  Willkür  oder  bösen  Willen  das  Hecht  verletzte  (z.  B.  Gewinn  festsetzte, 
wo  rechtlich  sich  keiner  ergibt).  Indem  das  G.  —  H.G.B.  §  271  Abs.  4  — 
gegenüber  Generalversamnilungsbeschlüssen,  durch  deren  Ausführung  sich  die 
Mitglieder  des  Vorstandes,  Aufsichtsrates  und  Liquidatorenkollegiums  „den 
Gläubigem  haftbar  machen"  würden,  jedem  Mitglied  das  Recht  der  Anfechtung 
wegen  irgendwelcher  Gesetz-  und  sogar  Statutenwidrigkeit  einräumt,  ist  es  sogar 
eine  in  der  Verbindlichkeit  zur  Leistung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Ge- 
schäftsmannes liegende  Pflicht  derselben,  derartigen  Beschlüssen  die  Aus- 
führung zu  versagen,  wollen  sie  sich  nicht  einer  Schaden sersatzf orderung  seitens 
der  Gesellschaftsgläubiger  aussetzen*). 

ßß)  Zwischen  Gesellschaft  und  Gesellschaftsgläubigem  besteht  unter  den 
Voraussetzungen  des  §  241  Abs.  4  ein  Gesamtgläubigerverhältnis,  so  dass  die 
durch  die  Gläubiger  Beklagten  auch  an  die  Gesellschaft  und  umgekehrt  leisten 
können*).  Auch  für  die  Gläubiger  verjährt  der  Anspruch  in  fünf  Jahren. 
Bei  Konkurs  der  Gesellschaft  steht  die  Verfolgung  des  Anspnichs  für  Gesell- 
sichaft  und  deren  Gläubiger  lediglich  dem  Konkursverwalter  zu,  weil  es  sich 
auch  bei  ihrer  Geltendmachung  durch  Gläubiger  trotz  §  271  Abs.  4  doch 
nur  um  der  A.  zustehende  Ersatzansprüche  handelt  und  diese  als  Bestandteile 
der  Konkursmasse  der  gemeinsamen  Befriedigung  der  Gläubiger  dienen  sollen, 
also  nicht  vom  Eiuzelgläubiger  selbständig  geltend  gemacht  zu  werden  ver- 
mögen ^).  Über  die  Vorschrift  des  §  241  Abs.  4  hinaus,  d.  h.  aus  anderen 
Gründen  steht  den  Gesellschaftsgläubigern  kein  Schadensersatzanspruch  gegen 
<lie  Vorstandsmitglieder  wegen  Verletzung  der  ihnen  als  Geschäftsführer  ob- 
liegenden Verpflichtungen  zu.  Denn  diese  Verpflichtungen  obliegen  ihnen  ledig- 
lich gegenüber  der  Gesellschaft. 

y)  Niemals  sind  die  Vorstandsmitglieder  den  Einzelaktionären  oder  Dritten 
ivegetl  Verletzung  ihrer  Obliegenheiten  als  Geschäftsführer  zu  Schadensersatz 
verpflichtet  Dieselben  können  nur  als  Nebenintervenienten*)  am  Prozesse  der 
Gcjsellschaft  teilnehmen*). 

S)  Nicht  ist  durch  die  Bestimmung  des  §  241  Abs.  2  ausgeschlossen 
eine  Haftung  ^^i\  Andere^)  als  die  Gesellschaft  aus  einer  unerlaubten  Hand- 
lung,   die  bei  Gelegenheit   der  Verletzung   der  Geschäftsführungsobliegenheiten 


>)  Vgl.  oben  §  183  VII  E  und  dazu  Keichsoberhandelegericht  18  S.  156;  Staub, 
G.-G.  29,;  Lehmann,  A.en  II  285. 

*)  S.  dazu  B.G.B.  428  ff.  und  Bing,  241 ,. 

«)  Analoga:  H.G.B.  171  Abs.  2;  '217  Abs.  2.  A.  M.  Goaach  §  121  IV  2  e; 
Jäger y  Konkursordnung  208 jo-  Dagegen  Keichsger.  in  Zivile.  39  S.  62 ff.;  Ring  24,1  ^\ 
GölcUiuin  §  6  unter  5;  Sievera,  Deutsche  Juristenzeitung  1903  8.  87.  Lehmann, 
A.en  II  §§  71  (S.  274)  und  115. 

*)  Z.P.O.  66.  Ausserdem  ist  zu  beachten,  dass  eine  gewisse  Minderheit  Er- 
hebung der  Gesellschaftsklage  verlangen  kann  (H.G.B.  268;  Lehmann,  A.en  II  278  f.). 

•)  Coeack  121  IV  1  C  und  ausführlich  Lehmann,  A.en  II  275  ff. 

*)  Auch  Aktionäre  und  Gläubiger.    Vgl.  Lehmann,  A.en  II  272  und  276. 
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begangen  wird.  Vorliegen  muss  in  diesem  Falle  ein  Verhalten  (Handeln  oder 
Unterlassen),  das  ohne  Rücksicht  darauf  verpflichtet,  dass  zugleich  Verletzung 
einer  Geschäftsführungspflicht  gegenüber  der  Gesellschaft  gegeben  ist 

ad)  Nach  B.G.B.  §  823  Abs.  1  ist,  wer  schuldhaft  ein  Becht^)  eines 
anderen  widerrechtlich  verletzt,  diesem  zum  Ersatz  des  daraus  entstehenden 
Schadens  verpflichtet.  Durch  Verletzung  seiner  Geschaftsführungsobliegenheiten 
verursacht  das  Vorstandsmitglied  vielleicht  auch  eine  Schädigung  des  Einzel- 
aktionärs oder  des  Gesellschaftsgläubigers  indirekt,  aber  es  haftet  aus  der  Ver- 
letzung nur  dem,  der  ein  Recht  auf  Erfüllung  jener  Obliegenheiten  besitzt,  und 
dies  ist  lediglich  die  Gesellschaft  Nur  wenn  das  Vorstandsmitglied  eine  ihm 
unmittelbar  gegenüber  dem  Einzelaktionär  oder  Gesellschaftsgläubiger  obliegende 
Verpflichtung  verletzt,  z.  B.  demselben  auf  eine  an  die  Gesellschaft  gerichtete 
Frage  (Gegensatz:  im  Geschäftsbericht)  bewusst  falsche  Auskunft  gibt,  gilt  anderes'). 

ßß)  Ferner  haftet  das  Vorstandsmitglied  (Liquidator)  dem  Dritten  (Einzel- 
aktionär, Gesellschaftsgläubiger  u.  s.  w.)  für  den  Schaden,  welchen  es  diesem 
durch  schuldhaften  Verstoss  gegen  ein  den  Schutz  gerade  dieses  Dritten  be- 
zweckendes Gesetz  zufügt  (B.G.B.  §  823  Abs.  2).  Nicht  notwendig  ist,  dass 
das  G.  nur  den  Schutz  dieses  Dritten  bezweckt  Es  genügt^  wenn  es  auch 
den  Schutz  desselben  zum  Zwecke  hat.  Nur  muss  aus  dem  Gesetze  erkennt- 
lich sein,  dass  speziell  aiu^h  dieser  Gruppe  wegen  das  G.  aufgestellt  \^i^Y\ 
Eine  nicht  bloss  den  Schutz  der  Gesellschaft^  sondern  auch  der  einzelnen  Ge- 
sellschafter, Gesellschaftsgläubiger  und  des  ganzen  Publikums  bezweckende  Vor- 
schrift ist  die,  welche  Fälschung  der  Jahresbilanz  verbietet  Also  macht  solche 
Fälschung  auch  gegen  andere  als  die  Gesellschaft  haftbar^)'). 

yy)  Endlich  ist  nach  B.G.B.  §  827  schadenersatzpflichtig  das  Vorstands- 
mitglied (Liquidator),  welches  bei  Ausübung  seiner  Geschäftsführungspflichten 
in  einer  gegen  die  guten  Sitten  verstossenden  Weise  einem  anderen  vorsätzlicb 
Schaden  zufügt,  z.  B.  durch  Betrug ''). 

£)  Selbstverständlich  haften  die  Geschäftsführer  auch  der  Grcselli^bafi 
ausserkontraktlich  für  die  Verletzung  von  Pflichten,  die  ausserhalb  ihrer  (g^ 
setzlichen,  statutarischen,  dienstvertragsmässigen)  Geschäftspflicht  liegen,  d.  L 
für  Verletzung  von  Pflichten,  welche  ihnen  auch,  wenn  sie  nicht  Geschäft- 
führer wären,  obliegen  würden®). 

B.  Dieselbe  Verantwortlichkeit  wie  Vorstandsmitgliedern  und  Liquidaton^n 
obliegt  SteUvertretem  von  solchen*). 


M  Cosack,  Lehrb.  des  Bürgeri.  Rechts  4.  Aufl.  Bd.  I  §  163  1  1  b  interpretieft 
einschränkend:  ein  iVfvatrecht  Siehe  dagegen  as.  B.  Crome,  System  des  Deutdcbea 
Bürgeri.  Rechts  Bd.  2  §  325  II. 

»)  So  Stai4b  241  ,o;  Staub,  G.-G.  43  „  u.  „. 

»)  Siehe  oben  §  19  III  B  und  Crome  II  326  „  u.  „.  Cosaek,  Lehrb.  des  Böi^eri- 
Rechts  Bd.  I,  163  II  2  a  ist  mit  Lenel,  Detmold,  Linkdmann  der  Meinung,  dass  genügt: 
wenn  das  G.  nur  den  Schutz  der  Allgemeinhcitt,  nicht  auch  bestimmter  einzx^'lneT 
Gruppen  bezweckt 

*)  Cosackj  ebenda  §  163  II  behauptet  zu  Unrecht,  dass  als  Schutzgesetze  nur 
solche  des  öffentlichen  Rechts  in  Betracht  kämen. 

'^)  Stat4h  241  ,o;  Staub,  G.-G.  43,.;  Urteil  des  1.  Zivilsenats  des  Reichsgericht« 
vom  14.  März  1903  (Juristenzeitung  1903  S.  273). 

*)  Sehr  gut  formuliert  Lehmann^  A.en  II  273:  ^fias  Vorstandsmitglied  hafut 
dem  Anderen'^  nicht,  wenn  der  Schade,  der  ihm  entsteht,  ihm  durch  Schädigung  der 
Gesellschaft  entsteht,  dagegen  haftet  es  ihm  (jedenfalls),  wenn  ihm  der  Schade  o^i^ 
Schädigung  der  Gesellschaft  entsteht:  z.  B.  der  Dritte  ist  durch  falsche  >litt«iliiQ£ 
über  die  Geschäftslage  zum  Aktienerwerb  bestimmt  worden. 

')  Stauby  G.-G.  43  „;  Lehmann,  A.en  II  278. 

")  Kipp,  Juristenzeitung  1903  S.  256;  Stattb,  G.-G.  43  ,o. 

•)  H.G.B.  242,  294  Abs.  2. 
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C.  AufsicktsratsmitglieAeTf  die  ihre  Obliegenheiten  gegenüber  der  (jesell- 
schaft  verletzen,  haften  ebenfalls  für  den  daraus  entstehenden  Schaden  nur 
der  Gesellschaft,  Doch  sind  sie  in  den  Sonderfällen  des  §  241  Abs.  3  nicht 
schlechthin,  sondern  lediglich  dann  ersatzpflichtig,  wenn  die  betreffende  Hand- 
lung mit  ihrem  Wissen  und  ohne  ihr  Einschreiten  geschah.  Die  Aufsichtsrats- 
mitglieder haften  nicht  hinter  den  Vorstandsmitgliedern  (Liquidatoren),  sondern, 
sofern  auch  diese  haften,  mit  ihnen  als  Gesamtschuldner.  Den  Schadensersatz- 
anspruch der  Gesellschaft  können  unter  den  gleichen  Voraussetzungen,  wie 
nach  §  241  Abs.  4,  auch  die  Gesellschaf tsglaubiger  geltend  machen^). 

D.  Nicht  zivilrechtlich  schadensersatxpflichtig  für  Bilanzrechtsverletzungen 
ist  den  dadurch  Geschädigten  die  Generalversammlung  als  solche,  d.  h.  die 
Gesamtheit  der  erschienenen  ^)  Aktionäre.  Indem  das  G.  nur  eine  zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  ausdrücklich  vorsieht  und 
dieselbe  auf  das  Verhältnis  gegenüber  der  Gesellschaft  beschränkt,  hätte  es 
auch  die  Verantwortungspflicht  der  Generalversammlung  ausdrücklich  ordnen 
müssen,  wollte  es  derselben  eine  solche  auferlegt  haben,  zumal  die  Pflicht  doch 
nicht  als  eine  solche  gegen  die  Gesellschaft  gedacht  werden  kann.  Durch  die 
besondere  Vorschrift  dann,  dass  Beschlüsse  der  Generalversammlung  wegen 
Gesetzes-  und  Statutenverletzung  von  den  Mitgliedern  im  Wege  der  Klage 
angefochten  werden  können,  hat  das  G.  Schadensersatzklage  gegen  die  General- 
versammlung wegen  Gesetzes-  oder  Statutenverletzung  positiv  ausgeschlossen. 
Nur  der  einzelne  Teilnehmer  an  der  Generalversammlung  kann  wegen  seiner 
Abstimmung  aus  dem  Gesichtspunkt  der  unerlaubten  Handlung  zu  zivilrecht- 
licher Verantwortung  gezogen  werden. 

E.  1.  a)  Ausserdem  haftet  in  beschränktem  Umfang  jeder  Aktionär  den 
Ges^9>Q\i2ii\&gläubig€rn  für  Bilanzrechtsverletzungen,  indem  §  217  den  Satz  des 
§  178,  dass  die  Aktionäre  für  Verbindlichkeiten  der  A.  nicht  persönlich 
haften,  durchbrochen  hat  H.G.B.  §  217  bestimmt,  die  Aktionäre  haften  für 
die  Gesellschaftsverbindlichkeiten,  „soweit  sie  den  Vorschriften  des  H.G.B.  ent- 
gegen Zahlungen  von  der  A.  empfangen  haben".  Zahlungen  entgegen  den 
Vorschriften  des  H.G.B.  empfingen  sie  z.  B.,  wenn  ihnen  Gewinn  ausbezahlt 
wurde,  der  sich  nur  infolge  ungesetzlicher  Bilanzaufstellung  (rechtswidriger  Be- 
wertungen in  der  B.)  ergab.  Allerdings  kommt  hier  die  weitere  Einsqtränkung 
hinzu,  dass  der  Aktionär  das,  was  er  in  gutem  Glauben  als  Dividende  oder 
Zinsen  (Bauzinsen)  bezog,  in  keinem  Falle  herauszahlen  muss. 

b)  Befindet  sich  die  A.  im  Konkurs,  so  wird  für  die  Dauer  des  Konkurs- 
verfahrens das  Regressrecht  der  Gesellschaftsgläubiger  diurch  den  Konkurs- 
verwalter ausgeübt. 

c)  Auch  dieser  Ersatzanspruch  verjährt  in  fünf  Jahren  (vom  Empfange 
der  Zahlung  an). 

2.  Der  Gesellschaft  steht  gegen  die  Aktionäre  ein  Anspruch  auf  Erstattung 
gesetzwidrig  empfangener  Zahlungen  nur  nach  den  Grundsätzen  des  B.G.B. 
§  8 12  ff.  über  ungerechtfertigte  Bereicherung  zu.  Sie  müssen  demgemäss  alles 
herausgeben,  was  sie  „ohne  rechtlichen  Grund"  empfingen.  Guter  Glaube 
schützt  sie  nicht,  dagegen,  sofern  nicht  gegen  einen  zwingenden,  der  Verfügung 
der  Beteiligten  entzogenen  Rechtssatz  Verstössen  ist,  wohl  die  Tatsache,  dass 
die  Widerrechtlichkeit  des  betreffenden  Generalversammlungsbeschlusses  nicht 
von  Vorstand  oder  Aktionären  angefochten  worden  war^). 


n  H.G.B.  249,  294  Abs.  2.    Vgl.  auch  Lehmann,  A.en  II  369. 
*)  H.G.B.      " 


258. 
•)  Vgl  Bing  217  4, 
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F.  1.  Die  OeseUsehaft  als  solche  ist  den  GeseYLschait&gläubigem  verant- 
wortlich für  den  Schaden,  den  Mi^lieder  des  Vorstandes  (Vorstandsstellvertreter, 
Liquidatoren,  eventuell^)  auch  Mitglieder  des  Aufsichtsrats)  als  verfassungs- 
mässig berufene  Vertreter  der  A.  durch  eine  in  Ausführung  der  ihnen  zu- 
stehenden Verrichtungen  begangene,  zum  Schadensersatz  verpflichtende  Handlung 
diesen  Gläubigem  zufügen^). 

a)  Man  könnte  schliessen  wollen:  durch  Schädigung  der  GeseUschaft  wird 
doch  zumeist  auch  das  Interesse  der  Gesellschaftsgläubiger  beeinträchtigt;  trotz- 
dem erkennt  das  H.G.B.  den  Gresellschaftsgläubigern  nur  in  beschranktem  Um- 
fang einen  Schadensersatzanspruch  gegen  die  Gresellschaftsorgane  taegen  Ver- 
letzung ihrer  Geschäftsführungsobliegenheiten  zu;  sollte  die  Haftung  der 
Gesellschaft  gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigem  weiter  gehen? 

b)  Allein  solche  Schlussfolgemng  wurde  übersehen,  dass  es  nach  dem 
Wesen  der  A.  in  erster  Linie  die  Gesellschaft  ist^  welche  den  Gresellschafts- 
gläubigern haftet.  Den  Gesellschaftsgläubigern  haftet  die  Gresellschaft,  der 
Gesellschaft  ihre  Organe.  Die  Haftung  der  Gesellschaftsorgane  unmittelbar 
gegenüber  den  Gesellschaftsgläubigem  stellt  eine  Verstärkung  der  Gesellschafts- 
haftung dar.  Letztere  ist  zuerst  gegeben.  Daher  auch  in  H.6.B.  §  241  Abs.  3 
die  Voraussetzung:  „soweit  sie  von  der  OeseUsehaft  ihre  Befriedigung  (w^n 
ihrer  Schädigung)  nicht  erlangen  können,"  sind  sie  berechtigt,  den  Ajisprudi, 
welcher  der  Gesellschaft  gegen  die  Gesellschaftsorgane  wegen  Schädigung  der 
GeseUschaft  zustehen,  ztir  Tilgung  ihrer  Schädigung  geltend  zu  machen. 

c)  Die  Haftung  der  Geschäftsführer  wegen  unerlaubter  Handlungen, 
welche  sie  für  die  Gresellschaft  begingen,  wird  durch  die  Haftung  der  Gesell- 
schaft wegen  solcher  Delikte  nicht  berührt,  sie  haften  solidarisch  neben  der 
Gesellschaft*). 

d)  Die  Gesellschaft  haftet  schlechthin,  d.  h.  ohne  den  Entlastungsbeweid 
des  B.G.B.  §  831,  lediglich  für  verfassungsmässig  bemfene  Vertreter,  d,  h. 
für  Vertreter,  welche  zur  Vertretung  durch  Gesellschaftsvertrag  odo"  durch 
die  Verfassung  (Organisation)  der  Gesellschaft  als  solche  bemfen  sind,  also 
nicht  schlechthin  für  Vertreter,  welche  Vertretungsmacht  nur  kraft  Vollmacht 
besitzen,  für  Hilfspersonen,  AngesteUte,  Hier  ist  die  A.  befreit  bei  Nachweis 
sorgfältiger  Auswahl  und  Überwachung*). 

2.  a)  Dagegen  haftet  die  OeseUsehaft  als  solche  nicfU  den  Aktionären 
wegen  Schädigung  derselben  durch  die  Gesellschaftsorgane.  Die  Ansprüche 
der  Aktionäre  gegenüber  der  Gesellschaft  sind  im  Interesse  der  Gläubiger  be- 
schränkt Das  Aktienkapital  soll  nicht  zum  Vorteil  der  Aktionäre  :^iDem 
Zwecke,  den  Gläubigern  als  Garantiefonds  zu  dienen,  entfremdet  werden.  Die 
Aktionäre  haben,  solange  die  Gesellschaft  besteht,  gegen  diese  nur  Anspruci 
auf  den  Reingewinn^  nicht  auf  Ersatz  des  Schadens,  den  ihnen  Gesellschafts- 
organe (z.  B.  dadurch,  dass  sie  durch  schuldhaft  unrichtige  Darstellungen  und 
Verschleiemngen  in  der  B.  zu  Zeich nungserklämngen  *)  veranlassen)  zufügtr. 
Dieser  Satz  geht  der  Bestimmung  von  B.G.B.  §  31  gemäss  Einführungsge^tz 
zum  H.G.B.  Art.  2  Abs.  1  vor.  Nur  gegen  die  Gesellschaftsorgane  stellt 
ihnen  aus  B.G.B.  §  823 ff.  Entschädigungsanspmch  zu*).     Gegenüber  der  Ge- 


*)  Soweit  eben  der  Aufsichtsrat  zur  Vertretung   befugt  ist     Darüber   Coiod 
116  II  5;  Lehmann,  A.en  II  349 ff. 

«)  B.G.B.  31.    Vgl.  Staub,  G.-G.  13,;  36g. 

»)  Siehe  auch  Stat^,  Exkurs  zu  0833;  Staub,  G.-G.136,i. 

Lehmann,  A.cn  I  256. 

So  auch  Sievers,  Juristenzeitung  1903  B.  88. 


••! 
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Seilschaft  haben  sie  lediglich  die  Rechte  der  §§  250,  254  ff.,  260  if.,  2680*., 
271  ff.  des  H.G.B.*).  Aus  dem  B.G.B.  steht  ihnen  gegen  die  A.  nur  ein  An- 
spruch aus  ungerechtfertigter  Bereicherung  (B.G.B.  §  812)  zu,  falls  die  rechts- 
widrige Handlung  des  Gesellschaftsorgans  zu  einer  Bereicherung  der  A.  führt. 

b)  Insbesondere  ist  durchaus  unhaltbar  die  Schlussfolgerung ^):  Nach 
H.G.B.  §  211  ist  die  Verpflichtung  des  Aktionärs  zur  Leistung  von  Kapitals- 
einlagen durch  den  Nennbetrag  und,  falls  der  Ausgabepreis  höher  ist,  durch 
diesen  begrenzt,  also  hat  er  nicht  die  Hinausgabc  von  Gewinn  und  aus  anderem 
als  Aktienemissionsagio  gebildeten  Reservefonds  an  die  Gesellschaftsglaubiger 
zu  dulden,  sondern  hieran  vor  den  Glaubigem  im  Konkurs  ein  Herausgabe- 
recht. Denn  daraus,  dass  die  Verpflichtung  des  Gesellschafters  zu  Einlagen 
eine  gesetzlich  begrenzte  ist,  folgt  doch  nicht  ein  Anspruch  auf  Herausgabe 
von  Gesellschaftevermögen,  das  über  ihre  Einlage  hinausgeht.  Die  Aktionäre 
besitzen  nicht  einmal  das  Recht,  ihre  Einlagen  zurückzufordern  (§  213).  Wie 
sollten  sie  daher  Herausgabe  anderen  Gesellschaftsvermögens  fordern  können? 
Nur  auf  das  nach  Berichtigung  aller  Scfiulden  verbleibende  Gesellschaftsvermögen 
haben  sie  einen  Anspruch  (§  300);  also  gehen  ihre  Ansprüche  denjenigen  der 
Konkursgläubigem  nach. 

G.  Was  bisher  bezüglich  der  A.  dargelegt  wurde,  gilt  auch  für  die 
Kommandilgeseüschaft  auf  Aktien^). 

H.  1.  Was  das  österreichische  Aktienrecht  angeht,  so  kommt  zunächst 
altes  H.G.B.  Art  241  Abs.  2  mit  dem  Satze  in  Betracht:  „Mitglieder  des 
Vorstandes,  welche  ausser  den  Grenzen  ihres  Auftrags  oder  den  Vorschriften 
des  Aktienrechts  des  H.G.B.  oder  des  (Jesellschaftsvertrages  entgegen  handeln, 
haften  persönlich  und  solidarisch  für  den  dadurch  entstandenen  Schaden'^ 
Mangels  Einschränkung  dieser  Vorschrift  nach  der  Richtung,  wem  sie  haften, 
ist  anzunehmen,  dass  sie  ohne  weitere  Voraussetzung  auch  den  Gesellschafts- 
gläubigern haften  *).  Dies  ist  um  so  mehr  anzimehmen,  als  nach  österreichischem 
B.G.B.  §  1016  die  Gesellschaft  nur  insoweit  für  Vollmachtsüberschreitungen  ihrer 
Organe  haftet,  als  sie  das  betreffende  Geschäft  genehmigt  oder  den  aus  dem 
Geschäfte  entstandenen  Vorteil  sich  zuwendet  Dagegen  gilt  für  das  Ver- 
hältnis zwischen  A.  und  Aktionäre  das  Gleiche,   wie  nach   deutschem  Recht'). 

2.  Art.  218  des  AUg.  H.G.B.  bestimmt:  „Der  Aktionär  ist  in  keinem 
Falle  verpflichtet,  die  in  gutem  Glauben  empfangenen  Zinsen  und  Dividenden 
xurückzugehen^*;  also  ist  er  grundsätzlich  ersatzpflichtig  gegenüber  der  Gesell- 
schafl,  wenn  er  unter  Verstoss  gegen  Bilanzrechtsvorschriften  Zahlungen  von 
der  Gesellschaft  empfing. 

3.  Gemäss  Art.  197  Abs.  3  haften  den  GeseüschüitögläKhigern  die 
Ahüon&Tkommandiiisten,  wenn  sie  —  im   guten  Glauben  bezogene  Dividenden 

')  So  Beichsger.  in  Zivils.  (I.  Senat)  vom  14.  März  1903  in  Juristenzeitung  1903 
S.  273.  Abgesehen  davon  kommt  bei  Zeichnungserklarungen  in  Betracht,  dass  sie 
nicht  bloss  der  A.,  sondern  der  Öffentlichkeit  gegenüber  abgegeben  sind,  also  in  ihrer 
Gültigkeit  gegenüber  der  Gesellschaft  unabhängig  sind  von  Willensmängeln,  welche 
nicht  den  Inhalt  der  Beitrittserklärung  selbst,  sondern  Nebenumstände  betreffen,  die 
sich  auf  die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Beitritts  für  den  Beitretenden  beziehen. 
Reichsger.  4.  Juni  1902  {Sievers,  Juristenzeitung  1902  S.  435  und  1903  S.  88). 

*)  Burkas^  Aktionär  und  Gläubiger  im  Konkurse  der  A.  Dazu  Sievers,  Juristen- 
zeitung 1903  S.  85  ff. 

«)  H.G.ß.  325,  und  320  Abs.  3. 

*)  Behrend  853  „;  Lehmann,  A.en  II  269.  Den  einzelnen  Aktionären  haftet  der 
Vorstand  u.  s.  w.  nur  bei  einem  besonderen,  gegen  sie  gerichteten  Delikt.  Vgl. 
Jjehmann,  A.en  II  279.  Ebenso  nur  Dritten  (Entsch.  d.  obersten  G.H.  vom  11.  Mai 
1878  bei  Adler  und  Clemens,  Entsch.  z.  H.G.B.  Nr.  764). 

»)  Altes  H.G.B.  216  Abs.  2. 
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ausgenommen  —  auf  Grund  rechtswidriger  B.en  Zahlungen  empfingen.  Für 
A.en  fehlt  eine  solche  Bestimmung.  Der  Gresetzgeber  ging  somit  von  der  An- 
schauung aus,  sie  widerspreche  dem  Wesen  der  reinen  A.  (Art  207).  Dem- 
gemäss  kann  die  Auslegung  nichts  Gegenteiliges  aus  dem  Grundgedanken  ab- 
leiten, dass  das  Gesellschaftsgrundvermögen  den  Gesellschaftsglaubigem  unverletzt 
zu  erhalten  sei.  Der  Gesetzgeber  glaubt  dies  durch  andere  Vorschriften  ge- 
nügend gesichert*). 

n.  Für  die  grösseren  Versicherungsvereine  gilt  in  Deutschland  entsprechend 
das  Aktienrecht«).  Nur  ist  H.G.B.  §  241  Abs.  3  durch  Pr.V.G.  §  34  ZiC  2, 
H.G.B.  §  249  Abs.  3  durch  Pr.V.G.  §  35  Ziff.  3  ersetet,  d.  h.  es  sind  die 
Sonderfälle,  in  welchen  nach  dem  G.  der  Schadensbeweis  schon  durch  Beweis 
des  betreffenden  Tatbestandes  erbracht  sein  soll,  dem  GregenseiUgkeitsprinzip 
der  Privatversicherung  entsprechend  umgestaltet  Uns  interessiert  der  Satz, 
dass  die  Mitglieder  des  Vorstandes  und  die  Liquidatoren  zum  Schadensersatze 
gegenüber  dem  Verein  insbesondere  verpflichtet  sind,  wenn  entgegen  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  eine  Verzinsung  oder  Tilgung  des  Gründungsfonds  oder 
eine  Verteilung  des  Vereinsvermögens  •)  erfolgt  Die  Aufsichtsratsmitglieder 
sind  ersatzpflichtig,  wenn  das  eine  oder  andere  mit  ihrem  Wissen  und  ohne  ihr 
Einschreiten  geschieht 


it.  Die  sivilrechtUche  YennttwortUehkeit  nach  dem  Beehte 
der  Oesellsehiifteit  m.  b.  H« 

§  198. 

Die  Grundgedanken  des  G.  vom  20.  April  1892  bezüglich  unserer 
Frage  sind  die  nämlichen,  wie  die  des  Aktienrechts.  Im  einzelnen  jedoch  er- 
geben sich  nachstehende  Abweichungen. 

I.  Auch  hier  steht  obenan  der  Satz:  die  Direktoren  {Geschäflsftihrer*)^ 
Geschäftsführerstellvertreter*),  Liquidatoren^)  und,  sofern  ein  Aufsichtsrat  vor- 
handen, die  Aufsichtsratsmitglieder®),  welche  ihre  Obliegenheiten'')  verletzen, 
haften  der  Gesellschaft  solidarisch  für  den  entstandenen  Schaden,  aber,  während 
nach  Aktienrecht  unter  gewissen  Voraussetzungen  diesen  Anspruch  der  Ge- 
sellschaft auch  die  Gesellschafts^/at/^^er  kraft  Gresetzes  geltend  machen  können, 
ist  es  diesen  hier  nur  im  Wege  der  Pfändung  der  Regressansprüche  der  Ge- 
sellschaft oder  im  Wege  des  Konkursverfahrens  möglich,  jene  Rechte  der  Ge- 
sellschaft ihren  Zwecken  dienstbar  zu  machen^. 

II.  Auch  im  Rechte  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  sind  einige  Fälle  ab 
solche  bezeichnet,  bei  welchen  das  G.  ohne  weiteres  eine  schuldhafte  Schädiguuir 
der  Gesellschaft  und  damit  eine  Schaden sersatzpflicht  der  Geschäftsführer  unt*T- 
stellt  Der  anderen  Terminologie  und  Art  (veränderliches  Grundkapital)  des^ 
Rechtes  der  Gesellschaften  m.  b.  H.  entsprechend  sind  sie  aber  anders  formu- 


')  A.  M.  Bing,  A.  S.  407;  Ring  217,. 

«)  Pr.V.G.  §§  34,  35,  47.  ' 

«)  Gegensatz:  Verteilung  von  Überachüflsen  (§§  47  mit  38). 

*)  Ge8ell8ch.-G.  44. 

»)  Ebenda  71  Abs.  1. 

•)  Ebenda  52  Abs.  1:  es  gilt  für  sie  H.G.B.  §  249  Abs.  1  und  2,  nicht  aber 
Abs.  3. 

^)  Dazu  bezüglich  Geschäftsführer,  Stellvertreter  und  Liquidatoren  ^auh  35.,^ 
37  — 

'«)  Siehe  Staub,  G.-G.  43a. 
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licrt.  Das  G.  erklart  die  Geschäftsführer  als  zum  Ersätze  gegenüber  der  Ge- 
iscllschaft  verpflichtet,  wenn  „den  Bestimmungen  des  §  30  zuwider  Zahlungen 
aus  dem  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderlichen  Vermögen  der  Gesell- 
schaft gemacht  oder  den  Bestimmungen  des  §  53  zuwider  eigene  Geschäfts- 
anteile der  Gesellschaft  erworben  worden  sind." 

A.  1.  Nach  dem  G.  darf  das  Gesellschaftsvermögen  der  Gesellschaften  m. 
b.  H.  nur  in  vier^)  Ausnahmsfällen  zur  Verteilung  unter  die  Gesellschafter  ge- 
langen :  a)  als  sich  nach  der  Jahresbilanz  ergebender  Jahresreingewinn  *),  ß)  als 
Rückzahlung  von  Gesellschaftsstammkapitalvermögen  in  Fonn  der  Stammkapitals- 
herabset2ung^)  oder  der  Geschäftsanteilseinziehung*),  y)  als  Rückzahlung  von 
Nachschüssen,  soweit  dieselben  nicht  zur  Deckung  eines  Verlustes  an  der 
satzungsmässigen  Stammkapitalsziffer  notwendig  sind^),  ö)  als  Verteilung  der 
Liquidationsmasse  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  und  Befriedigung  aller 
Gläubiger»)'). 

2.  Unter  Verletzung  des  Bilanzrechtes  sind  demgemäss  z.  B.  Gesellschaf tij- 
vermögensverteilungen  erfolgt, 

a)  wenn  und  so  weit  der  zur  Verteilung  gelangte  Jahresreingewinn  nur 
infolge  von  Verstössen  gegen  das  G.  bei  der  Bilanzaufstellung  sich  ergab, 

b)  wenn  die  Einziehung  von  Geschäftsanteilen  lediglich  infolge  nicht  ge- 
höriger Beachtung  der  Bilanzrechtsvorschriften  betätigt  zu  werden  vermochte, 
was  der  Fall  ist,  wenn  der  nach  §  34  Abs.  3  hierzu  erforderliche  Überschuss 
des  Rein  Vermögens  über  den  bisherigen  Stammkapitalsbetrag  ^)  sich  nur  deswegen 
ergab,  weil  die  Aktiva  bewusstermassen  in  der  B.  zu  hoch  bewertet  wurden. 

B.  In  den  vom  G.  ausgezeichneten  Fällen  sind,  soweit  der  Ersatz  zur 
Befriedigung  der  Gesellschaftsgläubiger  erforderlich  ist,  unwirksam*): 

1.  eine  Berufung  der  Geschäftsführer  darauf,  dass  sie  in  Befolgung  eines 
Beschlusses  der  Gesellschafter  gehandelt  hätten, 

2.  Vergleiche  und  Verzichte  der  Gesellschafter  in  Betreff  ihrer  Ersatz- 
ansprüche, es  müsste  denn  der  Vergleich  zur  Abwendung  oder  Beseitigung  des 
Konkurses  des  Ersatzpflichtigen  abgeschlossen  sein. 

in.  Die  Gehorsamspflicht  der  Geschäftsführer  gegenüber  Weisungen 
höherer  Organe  (insbesondere  Gesellschafterbeschlüssen)  geht  weiter  als  nach 
Aktienrecht.  Dies  kommt  daher,  dass  sich  die  Geschäftsführer  u.  s.  w.  durch 
Verletzung  der  Pflichten,  welche  ihnen  gegenüber  der  Gesellschaft  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Geschäftsführer  obliegen,  niemals  den  Gesellschaftsgläubigern 
haftbar  machen  können,  aus  welchem  Grunde  ihnen  auch  ein  Recht  fehlt-, 
G  esellschaf terbeschlüsse  an  zuf echten  ^®). 

Indem  das  G.  sie  ohne  weiters,  d.  h.  ohne  Nachweis  der  Schuld  für 
schadensersatzpflichtig  erklärt,  sofern  den  Bestimmungen  des  §  30  zuwider 
Zahlungen  aus  dem  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderlichen  Vermögen 
der  Gesellschaft    gemacht   oder    den  Bestimmungen    des    §  33    zuwider    eigene 


')  Vgl.  atavb,  G.-G.  30j. 
«)  Ge8ellflch.-G.  29. 
«)  Ebenda  58. 
*)  Ebenda  34. 
*)  Ebenda  30  Abs.  2. 
•)  Ebenda  72,  73. 

')  Eine  Aufzähluug  der  hiernach  verbotenen  Verteilungen  siehe  bei  Staub^  G.-G, 
:U,;  30.. 

•)  S.  darüber  oben  §  125  VIII. 
•)  GeseU8ch.-G.  43  Abs.  3. 
»«)  Hierüber  Staub,  G.-G.  43,. 
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Geschäftsanteile  der  Gesellschaft  erworben  wurden,  hat  es  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, das8  dieselben  schlechthin  schadensersatepflichtig  nur  sein  sollten,  wenn 
sie  zwingende  Rechtsvorschriften,  Vorschriften,  die  aus  öffentlichem  Intere^^e 
aufgestellt  und  darum  unverzichtbar  sind,  verletzen.  Demgemäss  sind  sie  aber 
auch  nur  solchen  Beschlüssen  höherer  Organe  gegenüber,  welche  derartige  Vor- 
schriften verletzen,  von  Gehorsamspflicht  entbunden.  Gesellschafterbcschlüsse, 
welche  nur  gegen  Statut  oder  verzichtbare  Rechtsvorschriften  Verstössen,  müssen 
sie  ausführen.     Dann  sind  sie  aber  auch  von  Schadensersatzpfiicht  frei*). 

IV.  A.  Die  Haftung  des  Geseüschafters  geht  hier  insofern  weiter,  als 
derselbe  Zahlungen,  welche  er  als  angeblichen  Geschäftsgewinn  auf  Kosten  des 
Stammkapitals  empfingt),  unter  der  Voraussetzung,  dass  ihre  Erstattung  zur 
Befriedigung  der  Gesellschaftsgläubiger  erforderlich  ist^  selbst  dann  zurückgeben 
muss,  wenn  er  beim  Empfang  in  gutem  Glauben  sich  befand.  Ja  subsidiär 
haften  in  diesem  Falle  sogar  die  übrigen  Gesellschafter,  soweit  es  die  Be- 
friedigung der  Gesellschaftsgläubiger  notwendig  macht*). 

B.  Der  Erstattungsanspruch  gegen  Empfänger  und  übrige  Gesellschafter 
steht  zwar  formell  nur  der  Gesellschaft  zu,  aber  die  Gesellschaft^läubiger 
können  sich  ja  den  Betrag  im  Wege  der  Pfändung  überweisen  lassen,  wie  im 
Konkurse  der  Konkursverwalter  derjenige  ist,  der  das  Recht  zur  Geltendmachung 
der  Anspriiche  besitzt*). 

C.  Den  subsidiär  haftenden  übrigen  Gesellschafter  steht  nach  Gesellsch.-G. 
§  31  Abs.  6  ein  Regress  gegen  die  Geschäftsführer  zu,  welchen  in  Betreff 
der  geleisteten  Zahlung  ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  und  zwar  sind  die 
Geschäftsführer  solidarisch  ersatzpflichtig. 


3.  Die  slTilrechtUche  Yermttwortliehkfdt  nMh 
OenoAseitfleliiiftsreelit. 

§  194. 

Die  Prinzipien  des  Genossenschaftsrechtes  sind,  was  die  Frage  der  zivil- 
rechtlichen Haftung  für  Bilanzrechtsverletzungen  angeht>  die  nämlichen,  wie  die 
des  Aktienrechts. 

I.  Gemäss  deutschen  Genoss.-G.  §§  34,  35,  41,  89  sind  Vorstand,  Vor- 
standsstellvertreter, Auffiichtsrat  und  Liquidatoren  der  Genossenschaft,  nicht  den 
einzelnen  Genossen  und  den  Genossenschaftsgläubigem  persönlich  und  solidari?di 
für  den  Schaden  verantwortlich,  welchen  sie  durch  schuldhafte  Verletzung 
ihrer  Obliegenheiten  verursachen.  Die  Ansprüche  verjähren  in  fünf  Jahren. 
Die  Revisoren  sind  nach  Massgabe  des  Vertragsverhältnisses,  in  welchem  sie 
zur  Genossenschaft  stehen,  ersatzpflichtig^). 

II.  A.  Nach  §  34  Abs.  3  und  §  89  sind  die  Mitglieder  des  Vorstands 
und  die  Liquidatoren  insbesondere  zum  Ersätze  der  Zahlung  veq>flichtet,  wenn 
entgegen  den  Vorschriften   der  §§  19,  22,    d.  h.   gegen  Vorschrift  von  Gesetz 


»)  Dazu  StaiOt  43,;  45 „,  „. 

')  Nach  dem  Zusammenhang,  namentlich  auch  mit  §§  30  und  32  ist  Elmpfinger 
im  Sinne  des  §  31  nur  der  Gesellschafter.    A.  M.  Staub  31 4. 
»)  Gesell.-G.  31.    Dazu  oben  §  34  III  A. 
*)  Staub,  G.-G.  31,. 
»)  Cosack  §  124  XI. 
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oder  Statut  Gewinn  oder  Geschäftsguthaben  ausgezahlt^)  wird.  Die  Aufsichts- 
ratsmitglteder  sind  in  diesem  Falle  ersatzpflichtig,  wenn  die  Auszahlung  mit 
ihrem  Wissen  und  ohne  ihr  Einschreiten  erfolgte*). 

B.  In  diesem  Spezialfälle  haben  bei  den  Genossenschaften  m.  b.  H.  aus- 
nahmsweise auch  die  Genossenschaitagläubiger  gemäss  Genoss.-G.  §  142  einen 
unmittelbaren  eigenen  Ersatzanspruch  gegen  Vorstand,  Aufsichtsrat,  Liquidatoren, 
soweit  sie  von  der  Genossenschaft  nicht  Befriedigung  erlangen  können,  und 
auch  dann,  wenn  die  schuldhaft«  Handlung  auf  einem  Beschlüsse  der  Genosscn- 
schaftsversammlung  beruht. 

n.  Das  österreichische  Genossenschaftsgesetz  vom  9.  April  1873  bemerkt 
schlechthin*):  „Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  in  dieser  ihrer  Eigenschaft 
ausser  den  Grenzen  ihres  Auftrages  oder  den  Vorschriften  dieses  G.  oder  des 
Genossenschaftsvertrages  entgegen  handeln,  haften  persönlich  und  solidarisch  für 
den  dadurch  entstandenen  Schaden".  Demgemäss  ist,  wie  im  Handelsrecht*), 
anzunehmen,  dass  sie  zwar  nicht  dem  einzelnen  Genossenschafter,  aber  gleicher- 
weise, wie  der  Genossenschaft,  den  Genossenschaftsgläubigern  unmittelbar  haften. 
Dasselbe  gilt  nach  §  24  Abs.  5  für  den  Aufsichtsrat. 


4«  l^ie  slTilrechtUche  Yerantwortlichkeit  der  Hilfspersoneii. 

§  195. 

I.  Wenn  der  Gesetzgeber  bezüglich  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
nicht  bloss  bemerkt,  der  Vorstand  u.  s.  w.  habe  für  Aufstellung  dieser  Konten 
„Sorge  zu  tragen"  %  sondern  vorschreibt :  ,ySte  müssen  die  B.  für  das  verflossene 
Geschäftsjahr  nebst  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufstellen"®),  so  ist  dies 
nicht  dahin  zu  verstehen,  dass  der  Vorstand  unter  allen  Umständen  die  geistig- 
technische Arbeit  der  Herstellung  des  Bilanzentwurfes  u.  s.  w.  tatsächlich 
selbst  leisten  muss,  sondern  damit  will  ausser  dem  Satze,  dass  die  Aufstellung 
durch  Statut  nicht  einem  anderen,  vom  Vorstand  unabhängigen  Gesellschafts- 
organe übertragen  werden  darf),  nur  gesagt  sein,  dass  der  durch  die  Unter- 
schrift des  Vorstandes  vollzogene^  d.  h.  fertiggestellte  Bilanzentwiu*f  rechtlich 
als  eigene  Handlung  des  Vorstandes  anzusehen  ist.  Nicht  ausgeschlossen  ist 
durch  jene  Bestimmung  somit,  dass  der  Vorstand,  wie  bei  anderen  Arbeiten, 
welche  die  Erfüllung  des  Geschäftszweckes  notwendig  macht,  sich  auch  bei 
Herstellung  des  Bilanzentwurfes  auf  Führung,  Leitung  und  Überwachung  seiner 
Hilfsorgane  beschränkt.  Durch  seine  Unterschrift  wird  die  B.  doch  rechtlich 
zu  einem  Erzeugnis  ausschliesslich  eigener  Tätigkeit  für  den  Vorstand.  Seine 
Unterschrift  begründet  die  Vermutung  seiner  vollen  Verantwortlichkeit  für 
gesetzmässige  Form  und  gesetzmässigen  Inhalt  der  B.  Er  kann  die  Schuld, 
wie  nicht  auf  andere  Vorstandsmitglieder,  auch  nicht  auf  die  ihm  unterstellten 
Buchhaltungsorgane  abwälzen.  Durch  den  Einwand,  er  habe  sich  nicht  um 
die  Bilanzaufstellung  gekümmert,  sondern  sie  dem  Buchhaltungspersonal  über- 
lassen,   wird    der  Vorstand   in    nichts    von    seiner   Schuld    befreit     Nur    echte 


*)  Nicht  bloss  gutgeschrieben. 

»)  §  41  Abs.  3. 

»)  §  23. 

*)  §  192  I  H  1. 

»)  H.G.B.  239;  GeseUsch.-G.  41  Abs.  1. 

•)  Ge8eUflch.-G.  41  Abs.  2. 

^)  Lehmann,  A.en  II  283.    S.  auch  §  182  I  A. 
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Schuldau88chlic8Hungsgründe  (Zwang,  Irrtum  [Täuschung  durch  den  Buchhalter], 
Unzurechnungsfähigkeit)  überheben  ihn  seiner  zivilrechtlichen  Verantwortlichkeit. 
II.  Damit  ist  andererseits  aber  keineswegs  gesagt,  dass  nicht  auch  die 
Angestellten  sich  aus  der  Bilanzaufstellung  zivilrechüich  haftbar  zu  machen 
vermögen.  Wir  sehen,  dass  ihnen  die  geistig-technische  Herstellung  des  Ent- 
wurfes überlassnen  werden  kann.  Also  kann  ihnen  auch  eine  Schuld  für  (Gesetz- 
widrigkeiten bei  der  Bilanzanfertigung  beizumessen  sein.  8ie  können  haften 
aus  dem  Anstellungsvertrag,  wegen  schuldhafter  ^)  Verletzung  vertragsmässiger 
Pflichten  (Dienstpflichten)  gegenüber  der  Gesellschaft,  aus  unerlaubter  Hand- 
lung (Delikt)  gegenüber  jedem  hierdurch  Verletzten,  d.  h.  gegenüber  jedem, 
gegen  den  die  betreffende  Handlung  begangen  wurde*). 

III.  Dadurch,  dass  der  Vorstand  u.  s.  w.  für  den  Schaden  haftet,  ist 
Haftung  der  Angestellten  für  denselben  nicht  ausgeschlossen.  Sie  haften  dann 
eben  „nebeneinander**  •).  Anstifter  und  Gehilfen  stehen  Mittätern  gleich  *),  Dem- 
gemäss  wird  der  Angestellte  nicht  schlechthin  dadurch  von  seiner  Verantwort- 
lichkeit befreit,  dass  er  die  rechtswidrige  Handlung  (Bilanzverschleierung,  Bilanz- 
fälschung) auf  Weisung  des  Vorstandes  beging.  In  diesem  FaUe  tritt  eine 
Befreiung  des  Angestellten  von  seiner  Haftung  lediglich  gegenüber  der  GeseU- 
schaft  und  auch  in  diesem  Umfange  lediglich  so  weit  ein,  als  es  sich  um  ver- 
tragsmässige  Haftung  handelt.  Dies  folgt  aus  dem  Verhältnis  der  Überordnung 
von  Vorstand  über  Angestellte.  Aus  der  Tatsache,  dass  der  Vorstand  nach 
dem  G.  das  gegenüber  der  Gesellschaft  zur  Geschäftsleitung  befugte  Organ 
darstellt,  leitet  sich  ab,  dass  der  Gesellschaft  gegenüber  nicht  der  Wille  der 
Angestellten,  sondern  des  Vorstandes  der  entscheidende  sein  soll.  Demgemass 
ist  gegenüber  der  Gesellschaft  die  Meinung  des  Vorstandes  über  Bilanzauf- 
stcillung  die  entscheidende.  Erteilt  der  Vorstand  dem  Buchhalter  daher  die 
Weisung,  ein  Aktivum  höher  zu  bewerten,  als  nach  der  Oberzeugung  des  Buch- 
halters dem  wirklichen  Werte  desselben  entspricht,  so  hat  der  Angestellte  die 
Weisung  zu  befolgen.  Eine  Geschäftslcitung  wäre  nicht  möglich,  wenn  in 
Fragen  der  Rechtmässigkeit  der  Buchführung  die  Meinung  des  Vorgesetzten 
nicht  die  ausschlaggebende  sein  wünle.  Hieraus  aber  resultiert,  dass  dem  An- 
gestellten für  Rechtswidrigkeiten,  die  er  auf  Weisung  des  Vorgesetzten  begeht, 
gegenüber  der  Gesellschaft  keine  vertragsmassige  (dienstliche)  Verantwortung 
obliegen  kann.  Ist  der  Angestellte  nicht  frei  in  der  Befolgung  der  Weisung, 
so  kann  er  für  die  Befolgung  nicht  verantwortlich  sein.  Anders  steht  es  mit 
der  ausscrkontraktlichen  Haftung  des  Angestellten  (Haftung  für  Betrug  u.  s.  w.). 
Sie  besteht  unabhängig  vom  Dienst-  und  damit  auch  vom  Unterordnungsver- 
hältnis. Auch  die  Tatsache,  dass  der  Angestellte  sich  der  Gefahr  aussetzt, 
vom  Vorstand  entlassen  zu  werden,  wenn  er  nicht  die  ihm  angesonnene  un- 
erlaubte Handlung  begeht,  befreit  ihn  nicht  von  der  Verantwortung  für  den 
deliktischen  Schaden,  den  er  dadurch  verursacht,  dass  er  die  unerlaubte  Hand- 
lung begeht,  um  seine  Stellung  nicht  zu  verlieren. 


^)  Und  zwar  hat  der  Dienstverpflichtete  Vorsatz  und  Fahiiassidceit  zu  vertreten 
(B.G.B.  §  276). 

*)  Insbesondere  B.G.B.  823  Abs.  2. 

»)  B.G.B.  840  Abs.  1.  —  Vgl.  noch  §  186  I  A. 

*)  B.G.B.  830  Abs.  2,    Pazu  Cosack,  Lehrb.  des  bürgert.  Rechts  §  164  L 
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Zweites  Kapitel. 

Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit'^  für 
Bilanzrechtsverletzungen. 

I.  Deutsches  Strafrecht. 
1.  Die  Kinteiians  der  Bilanzdelikte. 

§  196. 

I.  A.  Die  strafrechtlichen  Vorschriften  über  Bilanzrechtsverletzungen  zer- 
fallen in  zwei  Gruppen.  Die  eifie  Grujype  bestraft  die  Bilanxrechlmerletxung 
als  solciie,  die  andere  bestraft  dieselbe  nur  als  Mittel  (Fot'm)  der  Vermögens' 
Schädigung  Dritter,  lediglich,  wenn  sie  vermögensschädigend  gewirkt  hat  oder 
weil  sie  geeignet  ist,  vennögensschädigend  zu  wirken. 

1.  Im  ersteren  Falle  wird  der  Verstoss  gegen  das  Bilanzrecht  unter 
Strafe  genommen  ohne  Rücksicht  auf  den  Beweggrund  und  die  Wirkung. 
Gleichgültig  ist,  ob  die  Verletzurig  zum  Vorteil  oder  xum  Nachteil  der  Unter- 
nefimung%  i}irer  Mitglieder  oder  Gläubiger  geschah^  ob  sie  mit  oder  ohne 
Tüuschungsabsicht^),  ob  sie  zum  Zwecke  der  Bereicherung  oder  aus  sonst  einem 
Grund  erfolgte*),  ob  sie  Vermögensscliaden  beivirkte  oder  ob  niemand  durch  die 
Verletzung  geschädigt  unirde, 

2.  Im  zweiten  Falle  dagegen  i.st  Vermögensschädigung  Dritter  oder  wenig- 
stens die  Möglichkeit,  sie  zu  schädigen,  Tatbestandsmerkmal  und  zwar  müssen 
es  die  Gläubiger  des  Unternehmens  sein,  welche  durch  die  Bilanzrechtsverletzung 
geschädigt  werden  oder  geschädigt  werden  könnten.  Insofern  treffen  diese 
Bestimmungen  mit  den  Vorschriften  über  die  zivilrechtliche  Haftung  für  Bilanz- 
rechtsverletzungen zusammen.  Die  letztere  setzt  immer  eine  Schadenstiftung 
voraus. 

B.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  erste  Gnippe  von  Vorschriften  nicht 
dem  Schutz  eines  besonderen  Zweckes  diente.  Sie  dienen  der  Durchführung 
des  Satzes,  dass  die  Handelsunternehmung  verpflichtet  ist,  in  ihren  Büchern, 
durch    ihre  Buchführung,    die  Lage    ihres  Vennögens  ersichtlich   zu    machen^). 


*)  H.G.B.  325  Ziff.  9:  „Strafrechtliche  Verantwortlichkeit". 

•)  Ebenso  Staub  314,;  Staub,  G.-G.  83„.  Z.B.:  wenn  durch  die  Bilanzrechtsver- 
Ictzung  auf  den  Kurs  der  eigenen  Aktien  gedrückt  werden  wollte,  um  letztere  billig 
kaufen  zu  können.  Neukamp  Z.  48  ^^f^  hält  Bilanz  Widrigkeiten,  durch  die  die  Verhält- 
nisse der  Gesellschaft  Mwgünstiger  erscheinen  werden,  als  sie  in  Wirklichkeit  sind  (z.  B. 
Unterbewertung  der  Aktiva),  grundsätzlich  nicht  für  strafbar,  weil  die  Vorschriften  über 
BUanzauf Stellung  nur  zum  Schutze  der  Gläubiger  aufgestellt  seien  und  diese  nur  durch 
günstigere  Darstellungen,  als  der  Wirklichkeit  entsprechen,  gefährdet  würden.  Allein 
der  unzweideutige  Wortlaut  des  G.  spricht  schlechthin  von  unrichtiger  Darstellung  und 
Verschleierung,  nicht  von  unrichtiger  Darstellung  oder  Verschleierung  zum  Nachteil 
der  Gläubiger.  S.  schon  oben  §  20  II  B  Anm.  Nur  wenn  durch  die  ungünstige  Dar- 
stellung die  Interessen  der  Geseilschaf tsmitglieder  (Gegensatz:  Gesellschaft,  Publikum) 
geschädigt  werden,  nimmt  Neukamp  Strafbarkeit  an.  Hinzutreten  müsse  in  diesem 
Falle  aber  noch  Täuschungsabsicht  Die  Aktionäre  müssten  durch  die  ungünstige 
Darstellung  getäuscht  worden  sein.     Hiergegen  ebenfalls  schon  oben  §  20  II  B  Anm. 

*)  Vgl.  vorige  Note  über  Neukamp, 

*)  Vgl.  Katz,  Die  strafrechtlichen  Bestimmungen  des  H.G.B.  und  das  Seehandels- 
strafrecht,  2.  Aufl.,  1902,  §  314  Anm.  2  mit  §  313  Anm.  16;  Stenglein,  Strafrechtl. 
Nebengesetze  des  DeutÄchen  Reiches,  3.  Aufl.  (1903)  Nr.Sl  (Anm.4  zu  H.G.B.§314)  S.975. 

•)  H.G.B.  38. 
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Kurz  ausgedrückt  lässt  sich  der  Unterschied  beider  Gruppen  dahin  formulieren: 
die  eine  Gruppe  bestraft  Büanzrecfäsverletxungen  zum  Zwecke  der  IJnersichtlick' 
machung  der  wirischafllichen  Lage  des  Uhteniehniens,  die  andere  BHanxrechts- 
i}erletxungen  zum  Zwecke  oder  wegen  der  Möglichkeit  der  Schädigung  der 
Gläubiger  des  UnUmehmens, 

C.  Welches  Delikt  zu  der  einen,  welches  zu  der  anderen  Gruppe  gehört, 
ist  durch  ein  äusserliches  Moment  gekennzeichnet.  Die  Delikte  der  zweiten 
Gruppe  enthält  unmittelbar  oder  mittelbar  die  Konkursordnuug,  das  Kotihurs- 
strafreclUf  die  Delikte  der  ersten  Gruppe  das  die  einzelne  Unternehmung  be- 
trefiende  Spezialgesetz,  das  H.G.B.  (Aktienstrafrecht),  das  Gesellsch.-G.,  Genoss.-G., 
Pr.V.G.  und  das  Bankgesetz  (Gesellschafts-f  GenossenscJmfts-f  VersichertingS'  und 
Noienbankenstrafrecht). 

n.  Aber  zwischen  den  beiden  Gruppen  besteht  noch  eine  weitere  Ver- 
schiedenheit. 

A.  In  dem  einen  Falle,  da,  wo  Bestrafung  nur  bei  Hinzutritt  wirklicher 
oder  möglicher  Gläubigerschädigung  stattfindet,  trifft  die  Strafe  jeden  Unter- 
nehmer, in  dem  anderen  Falle  erfolgt  Bestrafung  nur  bei  bestimmten  Unter- 
nehmungen. 

1.  Voraussetzung  der  Strafbestimmungen  der  Konkursordnung  ist  Zahlungs- 
einstellung der  schuldnerischen  Unternehmung  oder  Eröffnung  des  Konkurset? 
über  ihr  Vermögen.  In  dem  Eintritt  dieser  Tatsachen  erblickt  der  Gresetzgeber 
eine  Gefährdung  der  Rechte  der  Gläubiger,  aber  bestraft  werden  im  Falle  Ae^ 
Hinzutretens  von  Bilanzrechtsverletzungen  nicht  bloss  Mitglieder  des  Vorstands 
einer  A.,  eingetragenen  Genossenschaft^),  Gesellschaft  m.  b.  H.')  und  eine^  Privat- 
Versicherungsvereins  auf  Gegenseitigkeit'),  bezw.  Liquidatoren  ein&s  solchen 
Vereins,  einer  eingetragenen  Genossenschaft  und  jeder  Handelsgesellschaft^) 
(offenen  Handelsgesellschaft,  Kommanditgesellschaft,  Aktienkommanditgesellschaft 
und  Gesellschaft  m.  b.  H.),  sondern  laut  Konkursordnung  §  239 f.  jeder  (delikt^- 
fähige)  „Schuldner**,  der  seine  Zahlung  eingestellt  hat  oder  über  dessen  Ver- 
mögen   das  Konkursverfahren    eröffnet  wurde,    also    auch    der  Einzelkaufmann. 

2.  Im  anderen  Falle  dagegen,  wo  Bilanzrechtsverletzungen  wegen  dadurch 
bewirkter  Unersichtlichmachung  der  Vermögenslage  unter  Strafe  gestellt  sind, 
wird  die  betreffende  Handlung  nur  bestraft,  wenn  sie  begangen  wird  von  den 
Mitgliedern  des  Vorstands  einer  Notenbank*),  von  den  Mitgliedern  des  Vor- 
standes*) oder  des  Aufsichtsrates  oder  den  Liquidatoren  einer  A.*^)  oder  ein- 
getragenen Genossenschaft®),  Mitgliedern  des  Vorstandes,  eines  Aufsiehtsrais 
oder  eines  ähnlichen  Organs,  sowie  Liquidatoren  eines  Versicherungsvereins  auf 
Gegenseitigkeit®),  Geschäftsführern,  Liquidatoren,  sowie  Mit^^liedern  eines  Auf- 
sichtsrates  oder  ähnlichen  Organs  einer  Gesellschaft  m.  b.  H.  ^\  endlich  Kom- 
plementären, Aufsichtsratsmitgliedern  oder  Liquidatoren  der  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  ^^). 


»)  Konk.O.  244. 
»)  GeseU8ch.-G.  83. 

Pr.V.G.  112  mit  113. 

Konk.O.  244. 
*)  So  Bankgesetz  59  Ziff.  1. 
^   Auch:  Vorstandastell Vertreter  H.G.B.  242. 

H.G.B.  314. 
•)  Genoes.-G.  147. 
•)  Pr.V.G.  111  mit  113. 
»")  Gc8ell8ch..G.  82. 
»)  H.G.B.  325  Ziff.  9,  320  Abs.  3.    Dazu  im  Ganzen  §  21  IV  C. 
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B.  Sofort  erhellt,  dass  diese  Verschiedenheit  der  rechtlichen  Ordnung 
nicht  in  der  gesellschaftlichen  Organisation  des  Unternehmens  als  solcher 
ihren  Grund  haben  kann.  Nicht  jede  Gesellschaft  untersteht  der  ersten 
Deliktsgruppe,  denn  ausgeschlossen  sind  offene  und  stille  Gesellschaft.  Auch  in 
bestimmten  allgemeinen  Gesellschaftsformen  kann  nicht  die  ausschliessliche 
innere  Veranlassung  liegen.  Die  Vorschriften  beschranken  sich  nicht  auf 
Vereine  ohne  Mitgliederhaftung  oder  auf  Vereine  mit  beschrankter  Bciirags- 
pflicht  Die  Vorschriften  gelten  auch  für  Gesellschaften  mit  Mitgliederhaftung: 
für  Genossenschaften  mit  unbeschrankter  und  beschränkter  Haftpflicht,  und  von 
den  Gesellschaften  nur  mit  Beitragspflicht  ihrer  Mitglieder  auch  für  Genossen- 
schaften mit  unbeschränkter  Nachschusspflicht  und  für  Gegenseitigkeitsver- 
sicherungsvereine mit  unbeschränkter  Nachschuss-  oder  Umlagepflicht  ^). 

C.  Aber  immerhin  muss  der  Grund  in  diesen  Gresellschaftsformen  gemein- 
samen Elementen  liegen.  Der  Grund  ist  ein  verschiedener.  Er  liegt  a)  entweder 
in  der  besonderen  Rechtsstellung  der  Gesellschaftsmitglieder  und  der  besonderen 
Rechtslage  der  Gesellschaftsgläubiger  oder  b)  nur  in  dem  besonderen  Verhältnis 
der  letzteren  und  derer,  welche  Gläubiger  oder  Mitglieder  der  Gesellschaft 
werden  wollen. 

1.  a)  Aktiengesellschaft,  Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit,  Genossen- 
schaft, Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  sind  auf  die  Beteiligung  einer  grösseren 
Anzahl  wechselnder  Mitglieder  angelegte  Vereine.  Bei  einer  grossen  Mitglieder- 
zahl verbietet  der  geordnete  Geschäftsgang,  den  einxdneii  Mitgliedern  ein  Recht 
der  Einsicht  und  Prüfung  der  Geschäftsbücher  einzuräumen  und  selbst,  Avenn 
es  die  äussere  Ordnung  des  Geschäftsganges  erlaubte,  würde  bei  der  freien 
Möglichkeit  der  Mitgliedschaftsaufgabe,  welche  diesen  Gesellschaftsformen  eignet, 
sachlich  der  Hinblick  auf  die  Greschäftsgeheimnisse  es  nicht  empfehlen,  jedem 
Mitglied  als  solchem  die  Befugnis  der  Büchereinsicht  zu  gewähren.  Aus 
diesem  Grunde  schreiben  die  betreffenden  Gesetze  vor:  „Die  Rechte,  welche 
den  Mitgliedern  in  Angelegenheiten  der  Gesellschaft^  insbesondere  in  Bezug 
auf  die  Führung  der  Geschäfte,  Prüfung  der  Bilanz,  Verteilung  von  Oetvmn 
und  Verlust,  zustehen,  werden  durch  Beschlussfassung  in  der  Generalversanmi- 
lung  ausgeübt"*).  Nicht  ein  Recht  der  Einsicht  in  alle  Bücher  und  Schriften 
der  Gesellschaft  besitzt  das  einzelne  Mitglied,  sondern  lediglich  ein  Recht  auf 
Einsicht  in  die  B.,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung,  den  Rechenschaftsbericht 
des  Vorstandes  und  den  Prüfungsbericht  des  Aufsichtsrates  und  ein  Recht  auf 
Erteilung  von  Abschriften  dieser  Schriftstücke^)  steht  ihm  zu.  Dazu  kommt, 
dass  die  Ausübung  dieser  Befugnisse  für  auswärtige  Mitglieder  oft  mit  —  und 
solche  können  ja  bei  der  grossen  Mitgliederzahl  leicht  vorhanden  sein  —  be- 
sonderen Umständlichkeiten  (Nachweis  der  Aktionäreigenschaft)  und  Reisekosten 
verbunden  ist.  Wegen  all  dieser  Gründe  kommt  hier  daher  ausserordentlich 
viel  darauf  an,  dass  die  mit  der  Leitung  und  Nachprüfung  der  Buchführung 
betrauten  Organe  auch  ohne  Kontrolle  durch  die  einzelnen  Mitglieder  als  solche 
in  den  Geschäftsbüchern  die  wirtschaftliche  Lage  des  Unternehmens  der  Wirk- 
lichkeit gemäss  und  deutlich  ersichtlich  machen.  Das  stärkste  Mittel,  dies 
sicher  zu  stellen,  ist  Strafandrohung  für  Verletzung  der  Ersichtlichmachungs- 
pflicbt 


«)  Pr.V.G.  24. 

«)  H.G.B.  250  (Aktiengesellschaften),  320  Abs.  3  (Kommanditaktiengesellschaften), 
Pr.V.G.  36,  Geno88.-G.  43. 

»)  S.  oben  §§  182  III  und  184  (H.G.B.  263  mit  320  Abs.  3);  §  187  V  (Genos8.-G. 
48  AbB.  2). 
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b)  Dass  die  Bücksicht  auf  die  Gesellschaftsmitglieder  es  ist,  welche  die 
Gesetzgebung  veranlasst.,  bei  den  genannten  Gesellschaften  wissentliche  Ver- 
stösse gegen  jene  Pflicht  durch  die  Geschaftsführungs-  und  Kontrollorgane  der 
Gesellschaft  unter  Strafe  zu  stellen^  beweist  die  Formulierung:  die  betreffenden 
Organe  werden  bestraft,  wenn  sie  wissentlich  „in  ihren  Darstellungen,  in  iiiren 
Übersichten  über  den  Vermögensstand  oder  in  den  in  der  Generalversammlung 
gehaltenen  Vortragen  den  Stand  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft  unwahr 
darstellen  oder  verschleiern***). 

2.  a)  a)  Dass  es  aber  auch  die  Oesellschaftsgläuhiger  sind,  um  derent- 
willen bei  den  angeführten  Gesellschaften  eine  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
gewisser  Organe  statuiert  wird,  ergibt  folgende  sachliche  Erwägung.  Auch 
wenn  den  Gesellschaftsangehörigen  eine  Nachschuss-  oder  Umlagepflicht  obliegt 
und  zwar  sogar  eine  unbeschränkte,  ist  es  für  den  Gesellschaftsglaubiger  von 
hoher  Bedeutung,  über  die  wirtschaftliche  Lage  der  Gesellschaft  wahr  und  klar 
orientiert  zu  werden,  denn  nur  auf  Umwegen  und  unter  bestimmten  Vorau>- 
setzungen  kann  er  auch  Vermögenswerte  der  Gesellschafter  zu  seiner  Befriedigung 
heranziehen.  Unnuttelbares  Zugriffsobjekt  bildet  für  ihn  nur  das  Vermögen 
der  Gesellschaft.  Über  dieses  sichere  Kenntnis  zu  erlangen,  ist  für  ihn  eine 
Sache  höchster  Wichtigkeit.  Ohne  die  Aussicht,  solch  sichere  Kenntnis  zu  er- 
langen^ wird  der  Kapitalist  sich  schwer  entschliessen,  der  Grcsellschaft  Kredit 
zu  geben.  Also  fordert  auch  das  Gesellschaftsinteresse  die  Ermöglichung 
sicherer  Auskunft.  Dem  Gläubiger  zu  diesem  Zwecke  das  Becht  auf  eigene 
Einsichtnahme  von  allen  Büchern  und  Schriften  zu  gewähren,  verbietet  die 
l^wahrung  der  Greschäftsprinzipien  und  Geschäftsverhältnisse  vor  Preisgabe  an 
die  Konkurrenz.  Somit  bleibt  nur  eines:  Auskunfterteilung  durch  die  Greschäft<- 
leitung.  Damit  dieselbe  aber  der  Wirklichkeit  entsprechend  erfolge,  Sicher- 
fitellung  wahrer  und  offener  Auskunft  durch  die  genannten  Organe  im  Wege 
strafrechtlicher  Ahndung  wissentlich  unrichtiger  und  wissentlich  unklarer  An- 
gaben. 

ß)  Auch  im  Falle  nicht  bloss  von  Mitgliederbeitrags-,  sondern  von  Mit- 
gliederhaftpflicht, sogenannter  unmittelbarer  Mitgliederhaftung,  ergibt  sich  für 
die  in  Frage  stehenden  Gesellschaften  nichts  anderes.  Denn  die  Haftpflicht 
der  Genossen  ist  doch  immer  nur  eine  ergänzende  hinter  der  Gesollschaft: 
Genossenschaften  mit  beschrankter  oder  unbeschränkter  Haftpflicht. 

b)  Die  innere  Erwägung  bestätigt  aber  auch  das  positive  Recht 

a)  Zunächst  die  weite  Fassung  der  anderen  Wege  unwahrer  oder  un- 
klarer Angaben,  welche  unter  Strafe  gestellt  sind.  Den  Vorträgen  in  »1er 
Generalversammlung  steht  gegenüber:  „in  ihren  Darstellungen  und  Übersichten^ 
also  in  allen  Darstellungen  und  Übersichten,  nicht  bloss  in  ihren  für  die  Ge- 
sellschafter bestimmten  und  nur  diesen  zugänglich  gemachten. 

ß)  Dann  aber  ergibt  es  sich  indirekt  aus  dem  Rechte  der  GeseüsehafUn 
w.  6.  H, 

aa)  Hier  lautet  die  einschlägige  Bestimmung^)  nur:  strafbar  sind  die 
Organe,  wenn  sie  „in  einer  öffeniliclien  Mitteilung  die  Vermögenslage  der  Ge- 
sollschaft wissentlich  unwahr  darstellen  oder  verschleiern**.  Warum  der  Unt<f- 
schied?  Er  erklärt  sich  aus  der  andersartigen  Struktur,  welche  das  G.  den 
Gesellschaften  m.  b.  H.  gibt  Das  G.  denkt  sich  diese  Gesellschaftsform  ohne 
viele  und  ohne  häufig  wechselnde  Mitglieder.     Bei  Errichtung  der  Gesellschaft 


»)  H.G.B.  312  Ziff.  1;  Pr.V.G.  111;  Geno8s.-G.  147. 
»)  Gefiell8ch.-G.  82  Ziff.  3. 
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und  bei  Stammkapitalserhöhung  darf  kein  Gesellschafter  mehr  als  eine  Stamm- 
einlage übernehmen^)  und  die  Abtretung  von  Geschäftsanteilen  und  sogar  die 
Vereinbarung,  durch  welche  die  Abtretungsverpflichtung  begründet  wird,  be- 
dürfen der  gerichtlichen  oder  notariellen  Fomi^).  Also  setzt  das  G.  voraus^ 
dass  es  jedem  Mitgliede  ohne  Störung  des  Geschäftsbetriebes  ermöglicht  werden 
kann,  sich  selbst  über  die  Vermögenslage  aus  den  Büchern  und  Schriften  der 
Gesellschaft  zu  informieren.  Wenn  ein  Aufsichtsrat  fehlt,  besitzt  der  Gesell- 
schafter sogar  ein  Recht  zu  solcher  Einsicht^).  Dazu  kommt:  das  G.  setzt 
voraus,  dass  die  Gesellschafter  nicht  selten  zugleich  Geschäftsführer  sind.  Sonst 
würde  es  im  Gegensatz  zu  den  anderen  Gesetzen  nicht  ausdrücklich  erwähnen, 
dass  „Qe^eUsduifter  oder  andere  Personen"  zu  Geschäftsführern  bestellt  zu 
werden  vermögen^).  Indem  das  G.  dann  ferner  zulässt,  dass  die  Gesellschafter 
die  Feststellung  der  Jahresbilanz  und  die  Gewinnverteilung  anderen  Gesell- 
schaftsorganen überlassen  ^),  also  einen  Verzicht  derselben  auf  jede  Untersuchung 
des  Vermögensstandes  nicht  ausschliesst,  bringt  es  zum  Ausdruck,  dass,  wenn 
es  wissentlich  unwahre  und  imklare  Mitteilungen  über  den  Vermögensstand  an 
die  Öffentlichkeit  unter  Strafe'  stellt,  ihm  ferne  liegt,  damit  einen  Schutz  der 
Gesellschafter  im  Auge  zu  haben*). 

ßß)  Andererseits  wäre  es  aber  auch  wieder  zu  eng,  wollte  man  behaupten, 
bei  den  Gresellschaften  m.  b.  H.  diene  die  Strafandrohimg  gegen  wissentlich 
unrichtige  und  undeutliche  Mitteilungen  über  die  Vermögenslage  lediglich  dem 
Gläubigerschutz.  Unwahre  und  verschleierte  Mitteilungen  an  die  Öffentlichkeit 
sind  unter  Strafe  gestellt.  Also  dient  die  Strafvorschrift  auch  dem  Schutze 
anderer  als  der  Gläubiger,  dem  Schutze  auch  derjenigen,  die  Gläubiger  oder 
Gesellschafter  werden  wollen,  dem  Schutze  der  Allgemeinheit.  Und  dasselbe 
muss  auch  für  die  anderen  Gesellschaften  gesagt  werden,  denn  ausser  den 
Vorträgen  in  der  Generalversammlung  werden  auch  in  deren  Recht  nicht  bloss 
Mitteilungen  an  die  Gesellschaftsgläubiger,  sondern  Darstellungen  und  Ober- 
sichten schlechthin,  also  Darstellungen  und  Übersichten,  die  irgendwem  zugäng- 
lich gemacht  werden,  Mitteilungen  an  jeden  beliebigen  Dritten  unter  Strafe 
genommen,  private  und  Öffentliche*^). 

III.  Ein  dritter  Unterschied  zwischen  den  beiden  Deliktsgruppen  ist 
dann  dieser:  die  Delikte  des  KonkurssirafredUes  stellen  widerrechtliche  Verstösse 
gegen  das  ganze  Buchführungsrecht,  die  ungesetzliche  Führung  irgeiidwelclien 
zur  Ersichtlichmachung  der  Vermögenslage  bestimmten  QesdiäfUlmclies  unter 
Strafe,  das  Aktien-  und  sonstige  Spezialrecht  enthält,  was  Strafbestimmungen 
des  Buchhaltungsrechtes  angeht,  nur  solche  gegen  ungesetzliche  Führung  des 
Bilanx-j   Oewinnr  und  Verlust-  und  Inventarkantos  oder  Buches. 

1.  Dort  wird  mit  Strafe  bedi-oht,  wer  ganz  oder  teilweise  erdichtete 
Schulden  oder  Rechtsgeschäfte  anerkennt  oder  „aufstellt"  (insbesondere  in  der 
Buchführung),  „Handelsbücher"  zu  führen  unterlässt,  deren  Führung  ihm  ob- 
liegt, „seine  Handelsbücher"  vernichtet  oder  so  führt  oder  vemndert,  dass  die- 
.s<dben  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes  gewähren®).  Hier  macht  sich 
.strafbar,  wer  „in    seinen  Darstellungen,   Übersichten   über   ilen  Vermögensstand 


M  Ge8ell8ch.-G.  5  Abs.  2  und  55  Abs.  4. 

«)  Ge8ell8ch.-G.  15. 

»)  S.  oben  §  186  III  A. 

*)  Ge8ellsch.-G.  6  Abs.  2. 

»)  S.  oben  §  186  II  C. 

•)  Vgl.  auch  Staub,  G.-G.  82  ^  u.  ,,. 

')  Bing  312,;  Staub  314,;  Kate  314,;  Reichsger.  in  Strafa.  V  146 ff. 

«)  Konk.O.  239  Ziff.  1,  2,  4;  ähnlich  240  Ziff.  4  u.  3. 
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oder  in  den  in  der  Generalversammlung  gehaltenen  Vortragen''  über  den  Stand 
der  GesellHchaftsverhültnisse  unwahre  oder  unklare  Mitteilungen  gibt. 

2.  Vortrage  und  Darlegungen  erfolgen  nicht  im  Wege  der  Buchung, 
Darlegungen  sind  nicht  durch  Eintrag  in  Handelsbücher  geschehende  Mitr 
teilungen.  Somit  bleiben  als  mögliche  Mittel  zur  Begehung  von  Buchführungs- 
rechtsverletzungen lediglich  die  Übersichten  über  den  Vermogensstand  und  Über- 
sichten über  den  Stand  des  Vermögens^  also  des  ganzen  Vermögens  bilden  eben 
Inventar  und  B.,  Gewinn-  und  Verlustrechnung.  Das  Inventar  ist  eingehende, 
die  B.  summarische  Übersicht  über  den  Stand  aller  Akdva  und  Schulden,  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto  Übersicht  über  die  Vermögensverandeningen,  über 
Gewinn  und  Verlust  einer  ganzen  Geschäftsperiode. 

3.  Zu  dieser  Auslegung  stimmt  auch,  dass  bei  den  Gesellschaften,  für 
welche  H.G.B.  §  314  unmittelbar  oder  durch  entsprechende  Nachbildung  gilt,  von 
den  Handelsbüchern  nur  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  es  sind,  a)  deren 
Festsetzung  durch  die  Generalversammlung  der  Mitglieder  geschieht,  b)  bezüglich 
welcher  das  einzelne  Mitglied  ein  Recht  der  Einsicht  besitzt,  c)  welche  den 
Gläubigem  und  allen,  die  solche  oder  Mitglieder  der  Gesellschaft  werden  wollen, 
im  Wege  der  Veröffentlichung  zuganglich  gemacht  werden.  Indes  will  damit 
keineswegs  gesagt  sein,  dass  nur  B.,  Inventar  und  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung  als  solche  Übersichten  in  Betracht  kamen.  Alle  Übersichten  kommen 
in  Betracht,  vor  allem  aber  die  genannten. 


ft.  Die  einfaclieii  Bllansdelikte. 

a)  AllgemeineB. 

§  197. 

I.  A.  Einfache  Bilanzdelikte  nennen  wir  diejenigen  strafbaren  Btlanzrechts- 
verletzungen,  bei  welchen  Schädigung  der  Gesellschaftsgläubiger  in  Foiin  der 
Zahlungseinstellung  oder  Konkurseröffnung  nicht  zu  den  Tatbestandsinerkmalen 
des  Deliktes  gehört.  Einfache  Bilanzdelikte  sind  daher  die  nicht  konkurs- 
rechtlichen Bilanzdelikte,  die  Bilanzdelikte  des  Spezial-,  des  Aktien-  und  aktien- 
ähnlichen Rechtes. 

B.  Diese  Delikte  bilden  die  einfachen  auch  in  dem  Sinne,  dass  sie  die 
leichteren  darstellen.  Sie  etile  fallen  nur  unter  den  Vergehensbegriff.  Ihre 
Strafe  ist  lediglich  Gefängnis  in  Verbindung  mit  Geldstrafe  —  regelmäss^ 
Gefängnis  bis  zu  1  Jahre  und  Geldstrafe  bis  zu  20000  Mk.  — ^),  ausnalims- 
weise*)  Gefängnis  (bis  zu  6  Monaten)  oder  Geldstrafe  (bis  zu  2000  Mk.). 
Zuständig  zu  ihrer  Aburteilung  sind  ausschliesslich  die  Strafkammern  des  Land- 
gerichts *). 

II.  A.  Gefordert  ist  zum  Tatbestande  grundsätzlich  „unwahre  Darstellung 
oder  Verschleierung"  des  Standes  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft*),  „des 
Standes  des  Vereins"^).  Zum  Stande  der  Gesellschaft  (des  Vereins)  gehurt 
vor  allem  die  Vermögenslage.     Das  G.  betreffend  die  Gesellschaften  m.  b.  H.*) 


^)  Ausnahmsweise  — -  Fr. V.O.  lOG  —  nur  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  und  Geld- 
strafe bis  zu  2000  Mk. 
•)  Pr.V.G.  106. 
»)  Ger.-Verf.-G.  73. 
*)  H.G.B.  314. 

»)  Pr.V.G.  111;  Genoss.-G.  147. 
•)  Ge8ell8ch.-G.  82. 
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stellt  überhaupt  nur  unwahre  und  verschleierte  Darlegung  der  Vennögeu8lage 
unter  Strafe.  Insofern  lässt  sich  also  sagen:  Verboten  ist  die  unwahre  und 
verschleierte  Darstellung  (ier  Vermögenslage.  Durch  beide  wird  die  letztere 
unersichtlich.     Verboten    ist  also  die  Unersichtlichmachung   der  Vennögenslage, 

B.  Verboten  ist  aber  nur  die  loissentliche  Unersichthchinachung,  d.  h.  die 
Unersichtlichmachung,  von  welcher  der  sie  Begehende  sicher  tvusste  oder  sich 
als  möglich  vorgestellt  hat^)^\  dass  sie  die  Vermögenslage  unersichtlich  mache*). 
Wer  in  dieser  Weise  unersichtlich  macht,  wer  mit  Bewusstsein  unersichtlich 
macht,  verschleiert.  Verschleiern  ist  wissentliches  Erschweren  des  Erkennens 
für  andere,  wissentliches  Undurchsichtigmachen.  Was  somit  H.G.B.  §  314 
Ziff.  1  und  die  gleichinhaltlichen  anderen  Bestimmungen  für  strafbar  erklären, 
ist  VerscJdeierung  der  Vermögenslage  in  Inventar,  B.,  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung (und  sonstigen  Übersichten,  in  Vortragen,  Berichten  und  sonstigen 
Darlegungen). 

III.  Als  Arten  der  Verschleierung  der  Vermögens/a^e  in  Inventar,  B., 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  anderem,  welche  das  G.  unter  Strafe  nimmt) 
nennt  es  „unrichtige  Darstellung*'  und  „Verschleierung  des  VennögensÄtowflfes"; 
Es  gebraucht  das  Wort  „verschleiern"  also  in  einem  engeren  Sinne.  Unersicht- 
lich und  insofern  verschleiert  wird  die  Vermögenslage  auch  durch  unrichtige  Dar- 
stellung über  den  Vermögensstand.  Indem  das  G.  neben  Verschleierung  unrichtige 


')  Nicht  genügt  also,  dass  der  die  UnersichtlichmachuDg  Begehende  nach  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  hätte  wissen  oder  sich  vorstellen  müssen, 
dass  er  die  Vennögenslaee  unersichtlich  macht.    S.  hierüber  näher  §  200  I  A. 

*)  Wenn  der  ßogehende    die   Tatsache,    dass  er  unersichtlich   macht,   nicht    als 
fiicher,  sondern  nur  als  möglich  sich  vorgestellt  hat,  ist  notwendig,  daas  er  trotz  dieses 
Fürmöglichhaltens,  also  auch  für  den  Fall,  dass  er  unersichtlich  (unwahr,  unklar)  machen 
würde,  gewollt  hat.    Vgl.  Frank,  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich,  3.  u.  4.  Aufl. 
1903,   8  59  III   und  v.  Liszt,  Lehrbuch   des    deutschen    Strafrechts,    12.  Aufl.  1903, 
8  39  II  2  b,  IV  und  §  193  Anni.  2.  —  Staub,  G.-G.  83,   u.  „  hält   dolus  eventualis 
nicht  für  ausreichend.    Man  könne  wohl  etwas  eventuell  wollen,   aber  nicht  eventuell 
wissen.    Allein  das  Eventuelle  bezieht  sich  im  Tatbestand  nicht  auf  das  Wissen,  sondern 
auf  das  Wollen,  die  Willensbetätigung.     Wissentlich  unwahr  darstellen  heisst  darstellen 
wollen  auch  für  die  Eventualität,  dass  die  Darstellung  unwahr  ist.     Wissentlich  ist 
nicht  bloss  =  wissend,  sondern  =  mit  Bewusstsein.    Mit  Bewusstsein    stellt  aber  auch 
unrichtig  dar,  wer  sich  als  möglich  vorgestellt  hat,  dass  er  unrichtig  darstellt,  und  trotz- 
dem darstellt.  —  Stenglein,  Nebengesetze  Nr.  81  S.  975  (Anm.  4  zu  8  314)  und  Hing 
313,  halten  dolus  eventualis  für  denkbar.    Sie  vertreten  damit  die  herrschende  Lehre. 
—  Ein  Beispiel  für  dolus  eventualis  wäre  folgendes.     Eine  A.  besitzt  einen  sehr  grossen 
Teil  der  Aktien  einer  anderen  Gesellschaft,  &i  welcher  Gegenstand  des  Geschäftes  Be- 
trieb von  oder  Beteiligung  an  elektrischen  Unternehmungen  ist.     Um  den  Bilanzwert 
jenes  Aktienbesitzes  richtig  abzuschätzen,  sucht  sie  den  Wert  der  einzelnen  Unterneh- 
muDgen  zu  ermitteln ,  an  welchen  jene  andere  Gesellschaft  beteiligt  ist      Sie  kommt 
dabei  zu  der  Überzeugung,  dass  die  Beteiligung  jener  Gesellschaft  bei  einer  bestimmten 
Anlage  überbewertet  würde,   wenn  man  sie  zum   Herstellungspreise  dieser  Anlage  an- 
setzen würde,  und  bei^echnet  deshalb  den  Wert  dieser  Beteiligung  um  200000  und  dem- 
gcmäss  ihren  Aktienbesitz  dementsprechend  niedriger.     Die  Gesellschaft,  welche  an  dem 
Werke  beteiligt  ist,   teilt  nicht  diese  Überzeugung   und  schreibt  daher  am  Konsortial- 
konto  nicht  200000   ab.    Hier  wird,  wenn   ihr  die  Abschätzung  der  anderen  Gesell- 
schaft bei  ihrer  Festsetzung  bekannt  war,  anzunehmen  sein,  dass  sie  für  möglich  hielt, 
dass  sie  überschätze,  aber  trotzdem  zu   dem  höheren,  also  eventuell  unwahren   Werte 
schätzen  wollte. 

»)  Der  Glaube,  dass  die  bewusste  Unersichtlichmachung,  die  unrichtige  und  ver- 
schleierte Mitteilung,  zulässig  sei,  schliesst  die  Strafbarkeit  nicht  aus  (Reichsger.  in 
Strafs.  14  ö.  44ff.;  Bina  313  j);  jedoch  8  200  I  B.  —  Andererseits  braucht  das  Be- 
wusstsein von  der  unrichtigen  Dai-stellung  nicht  mit  böslicher  Absicht  verbunden  zu 
.sein-  Auch  bei  Fehlen  jeder  öchädiguugsabsicht  liegt  Strafbarkeit  vor.  Ebenso  Staub, 
G.-G.  82  „.    Näheres  §  200  II. 
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Darstellung  besonders  aufführt,  versteht  es  unter  Verschleiern  die  zwar  richtige, 
aber  wissentlich  unkltire  Darstellung  und  so  unterscheiden  wir  speziell  für  die 
B.  Bilapufälscliung  als  die  wissentlich  unwahre  und  BUanxverschleierung  als  die 
zwar  der  Wahrheit  (Wirklichkeit)  entsprechende,  aber  wissentlich  unklare  Auf- 
machung der  B.  Durch  beides,  Bilanzfälschung  und  Bilanzverschleierung,  wirri 
die  Vermögenslage  undurchsichtig,  verschleiert 

IV.  Aus  dem  Vorgetragenen  erhellt,  dass  zwischen  Bilanzverschleierung 
und  Bilanzfälschung  eine  scharfe  begriffliche  Grenze  besteht 

A.  Die  strafprozessuale  Folge  hiervon  ist:  dieselben  stehen  zudnander 
nicht  bloss  im  Verhältnis  des  veränderten  rechtlichen  Gesichtspunktes  im  Sinne 
der  Reichsstrafprozessordnung  §  264,  sondern  sie  stehen  zueinander  im  Ver- 
hältnis der  „anderen  Tat''  im  Sinne  von  §  265  daselbst 

B.  Stenglein^)  dagegen  meint:  wolle  im  Urteil  nicht,  wie  im  Eroffnungs- 
beschlusse,  Verschleierung,  sondern  unwahre  Darstellung  (oder  umgekehrt)  ange- 
nommen werden,  so  sei  dies  nicht  einmal  als  Veränderung  des  rechtlichen 
Gesichtspunktes  anzusehen.  Denn  zwischen  unwahrer  Darstellung  und  Ver- 
schleierung könne  keine  solche  Grenze  gezogen  werden,  dass  sich  das  eine  vom 
anderen  scheiden  lasse.     Wir  werden  sehen,  dass  Sienglein  Unrecht  hat 


b)  Die  einselneii  Delikte. 

a)  Die  einfiEushe  BilansverBchleierung. 

§  198. 

I.  Wesen  der  Bilanzverschleierung.  Wir  sprechen  zuerst  von  dem 
einfacheren  Delikt,  der  Bilanzverschleierung.  BUanxverschl^eruivg  ist  uissent- 
licher  rechtswidriger  Vei'stoss  gegen  das  Prinzip  der  Bilanzklarheii  ohne  Ver- 
stoss gegen  die  Bilanzwahrheit').  Wer  die  B.  verschleiert,  stellt  die  Verm^ens- 
lage  im  Rechnungsabschlüsse  d.  h.  der  B.  und  Gewinn-  und  Verlustreehnung 
richtig,  aber  wissentlich  undeutlich  d.  h.  in  solcher  Weise  dar,  dass  die  Er- 
kenntnis der  wahren  Vermögenslage  entweder  völlig  unmöglich  gemacht  oder 
wenigstens  im  Verhältnis  zu  einer  ordnungsmässig  aufgestellten  B.  und  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  erschwert  wird. 

II.  Wir  werden  nachdrücklichst  zu  betonen  und  nachzuweisen  haben, 
dass  die  Meinung  unzutreffend  ist,  welche  behauptet,  die  Bewertungsregeln  ge- 
hörten nicht  zu  den  Grundsätzen  recht-  und  ordnungsmässiger  Bucfafülining. 
Allein  das  ist  zutreffend,  Bilanzverschleierung  kann  nur  begangen  werden  durch 
Verletzung  der  Grundsätze  über  die  äussere  Form  der  Buchführung,  nicht  durch 
Verletzung  der  Vorschriften  darüber,  was  und  in  welcher  Höhe  zu  bewerten  ii»t 
Wird  etwas  im  Jahresschluss  wissentlich  als  bilanzfähiges  Gut  angegeben,  wa.^ 
nicht  Bilanzfähigkeit  besitzt,  oder  andererseits  ein  bilanzfähiger  G^enstaiid  aus 
der  B.  wissentlich  weggelassen  o<ler  findet  eine  wissentliche  Über-  oder  Unter- 
bewertung eines  Bilanzgegenstandes  statt.,  dann  ist  die  Vennögenslage  nicht  un- 
klar, sondern  unwahr  dargestellt,  ist  die  B.  nicht  bloss  verschleiert,  sondern 
gefälscht  Denn  es  sind  dann  mehr  oder  weniger  Vermögensobjekte,  bezw. 
mehr  oder  weniger  Vermögenswerte  angegeben,  als  der  Wahrheit  entspricht 

0  Stenglein,  Nebengesetze  S.  974. 

*)  Sehr  beachtenswerte  Ausführungen  Über  den  Grad  der  Zuverlässigkeit  too 
Schlussfolgcrungen  aus  klaren  und  wahren  Bilanzansätzen  auf  die  VermöffeDslage  de^ 
Kaufmanns,  also  über  die  wirtschaßliehe  Beurteilung  der  B.en  gibt  Hecht,  Mann£eiiDer 
Banken  S.  21—49  (Kontokorrent-,  Wechsel-,  Beportgesdiäft,  industrieller  Bankkiedit). 
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IIL  Im  einzelnen  ergibt  sich  über  das  Wesen  der  Bilanzverschleierung 
folgendes. 

A.  Eine  Bilanzverschleierung  liegt  nicht  erst  dann  vor,  wenn  die  ver- 
schleierte Darstellung  nicht  mehr  dem  Charakter  einer  B.  entspricht.  B.  ist 
Abschluss  des  Verhältnisses  zwischen  samtlichen  Aktiven  und  Passiven,  rech- 
nerische Ersichtlichmachung  des  Saldos,  der  Differenz  zwischen  beiden,  und 
dazu  Vermögensübersicht,  summarisches  Vemiögensverzeichnis  ^).  Im  Gegenteil: 
der  Tatbestand  des  §  314  Ziff.  1:  „verschleierte  Darstellung  des  Standes  des 
Vermögensverhaltnisses  in  einer  Übersicht"  setzt  das  Vorhandensein  einer 
Übersicht,  und,  wenn  die  verschleierte  Darstellung  Bilanzverschleierung  sein 
soll,  im  besonderen  das  Vorhandensein  einer  Übersicht,  welche  Saldoziehung 
zwischen  samtlichen  Aktiven  und  Passiven  ist,  voraus.  Ohne  B.  keine 
Bilanzverschleierung.  Zum  Begriff  der  Bilanzverschleierung  gehört  somit 
nicht,  dass  die  B.  genannte  Rechnung  die  Merkmale  einer  Saldoziehung 
und  einer  Vermögensübersicht  nicht  mehr  erfüllt  Was  sie  fordert,  ist  nur, 
dass  die  B.  eine  verhüllte,  unklare  Saldoziehung  oder  eine  verhüllte,  un- 
klare Vermögensübersicht  darstellt,  den  Saldo  sämtlicher  Aktiva  und  Passiva 
oder  die  Übersicht  über  sie  oder  beides  nur  verhüllt,  unklar  angibt  Das 
Wesen  der  BUanx^verschleierung  besteht  in  betvusst  unklarer  Darstellung  des  Saldos 
oder  der  Übersicht  des  Vermögens.  Bilanzverschleierung  liegt  vor,  wenn  die 
Differenz  zwischen  sämtlichen  Aktiven  und  Passiven  oder  die  Zusammensetzung 
des  Vermögens  aus  seinen  Bestandteilen  bewusst  unklar  angegeben  wird. 

B.  Erlaubte  und  unerlaubte  Bilanzverschleierung.  Aber  damit 
ist  das  Wesen  der  strafbaren  Bilanzverschleierung  noch  nicht  erfüllt  Es  gibt 
erlaubte  und  unerlaubte  Bilanzverschleierung.  Strafbar  ist  nur  letztere.  Zum 
Begriff  des  Deliktes  der  Bilanzverschleierung  gehört  Rechtswidrigkeit  der  Ver- 
schleierung. 

1.  Die  B.  mag  weniger  durchsichtig  gestaltet,  der  Stand  des  Vermögens- 
verhaltnisses mittelst  ihrer  Gestaltung  schwerer  erkennbar  gemacht  und  dies 
alles  in  dem  Bewusstsein  geschehen  sein,  dass  dadurch  die  tatsächliche  Ver- 
mögenslage wirklich  oder  möglicherweise  weniger  deutlich  ersichtlich  werden 
wird,  trotzdem  liegt  nicht  unter  allen  Umständen  strafbare  Vermögensver- 
schleierung vor. 

2.  a)  Der  Kaufmann  hat  nach  H.G.B.  §  38  die  Rechtspflicht,  „in  den 
Büchern",  die  er  führt,  „die  Lage  seines  Vermögens  ersichtlich  zu  machen", 
aber  er  hat  diese  Pflicht  nicht  schlechthin,  sondern  seine  Pflicht  geht  nur  dahin, 
die  Lage  seines  Vermögens  „nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buch- 
führung** ersichtlich  zu  machen.  Bringt  die  Anwendung  der  Grundsätze  ord- 
nungsmässiger Buchführung  mit  sich,  dass  die  Vermögenslage  aus  den  Büchern 
weniger  ersichtlich  wird,  so  liegt  erlaubte  und  demgemäss  straflose  Verschleie- 
rung vor.     Vgl.  §  21   III;  Kreibig,  Abschreibung  oder  Reserve?  1902,  S.  6  f. 

b)  Dasselbe  gilt  selbstverständlich,  wenn  das  objektive  Recht  selbst  es 
ist,  welche  eine  Buchführung  vorschreibt  oder  zulässt,  durch  welche  die  tat- 
sächliche Vermögenslage  unersichtlich  gemacht  wird. 

8.  Demgemäss  untersteht  eine  Bilanzverschleierung  lediglich  dann  der 
Strafe,  wenn  sie  technischen  oder  rechtlichen  Buchführungsgrundsätzen  zuwider- 
läuft^ ordnungs-  oder  unmittelbar  gesetzwidrig  ist.  Ordnungs-  und  Rechtswidrig- 
keit  o<ler,  weil  Einhaltung  der  Grundsätze  onlnungsmässiger  Buchführung  eine 
durch  das  G.  auferlegte  Pflicht  darstellt,  Rechtswidrigkeit  schlechthin  bildet  die 
unerlässliche  Voraussetzung  der  strafbaren  Bilanzverschleierung. 


')  Vgl.  §  22;  Lang,  Wesen  u.  System  der  dopp.  Buchf.,  1903,  S.  10/11. 
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4.  Was  sich  aus  der  Möglichkeit  erlaubter  Bilanzverschleierung  ergibt, 
ist  die  Tatsache,  dass  der  Grundsatz  der  Bilanzklarheit  kein  absoluter  ist.  Das 
G.  verlangt  nur  relative  BUanMarheii^). 

IV.  Was  Gegenstand  der  BUanzverscMeierung  sein  kann, 
ergibt  sich  aus  der  äusseren  Gestalt  der  B. 

1.  a)  Die  B.  stellt  erstens  eine  übersichtliche  Zusammenstellung  von 
Posten,  d.  h.  von  Nanien  und  Wertzlffem  dar.  Bilanzverschleierung 
ist  demgemäss  gegeben,  wenn  der  wahre  Name  oder  die  wahre  Wertziffer,  die 
wahre  Bedeutung  der  Namen  oder  der  Ziffern  unklar,  ganz  oder  teilweise  uner- 
sichtlich gemacht  wird. 

b)  Die  B.  hat  ferner  die  Form  äusserlicher  Trennung  der  Angaben  der 
positiven  und  der  Angaben  der  negativen  Vermögenswerte  durch  Einstellung 
der  Aktiva  und  Passiva  ineinander  gegenüberstehende  Spalten.  Die  B.  wird 
daher  verhüllt,  die  Wahrheit  verschleiert^  wenn  die  scharfe  äusserlicbe  Trennung  der 
Aktiv-  und  der  Passivwerte  verschleiert,  auf  irgendwelche  Weise  verhüllt  wird. 

c)  Endlich  ist  B.  äussere,  ziffemmässige  Ahgleichung  der  Aktiv-  und 
Passivseite,  Dim?h  Verschiebung  des  Bilanzstriches  vom  Ende  nach  oben  hin 
kann  der  wahre  ziffernmassige  Unterschied  särnüicher  Aktiva  und  Passiva  des 
Vermögens  schwerer  ersichtlich,  unklar  gemacht  werden. 

2.  Die  Bilanzverschleierung  besteht  daher  a)  entweder  in  einer  Ver- 
schleierung der  wahren  Namen  und  Werthöhen  oder  b)  in  einer  Verschleierung 
der  Zugehörigkeit  der  Werte  zur  Aktiv-  oder  Passivseite  oiler  c)  in  einer  Ver- 
schleierung des  zwischen  Aktiven  imd  Passiven  bestehenden  Wertunterschiedes 
(Saldos).     Vgl.  auch  Kretbig,  Abschreibung  oder  Reserve?  1902,  S.  15. 

V.  Die  Mittel  und  Foniien  der  Bilanzverschleierung  ergeben  sich  au.-: 
Terminologie  und  Technik  des  ganzen  Buchführungssystems  und  dem  Zusammen- 
hang der  B.  mit  der  ganzen  übrigen  Buchführung. 

A.  Dem  Zwecke,  die  wahre  Bedeutung  der  angewendeten  PostenbC' 
nennungen  zu  verschleiemy  dient  ein  doppelter  Weg:  1.  Die  Methode  der 
Verwendung  undeutlicher  oder  ^mehrdeutiger  Benennungeti  für 
die  einzelnen  Posten,  2.  die  Veränderung  der  bilanzrechtlichen  Stellung  jre- 
wisser  Werte. 

B.  In  erster  Hinsicht  ist  zwischen  erlaubten  und  unerlaubten  Ver- 
schleierungen zu  unterscheiden. 

C.  Erlaubte  Verschleiei-ungen,  1.  UndetälicJie  Bezeichnung  liegt  vor, 
wenn  die  Benenniuig  unentschieden  lässt,  welcher  Gruppe  der  Aktiven  bezw. 
Passiven  der  Posten  zuzuweisen  ist. 

2.  Eine  klare  B.  allgemeinsten  Schemas  enthält  vielleicht  folgende  Posten: 

Aktiva  Passiva 

1.  Kassa |  1.  Kreditoren     .... 


2.  Wechsel j  2.  Emeuerungsfonds 


3.  Wertpapiere 

4.  Waren 

5.  Mobilien 

6.  Immobilien 

7.  Hypotheken 

8.  Debitoren  (Buchforderungen): 
a)  volleinbringliche   .     .     . 

a)  bedeckte     .... 


3.  Reservefonds 

4.  Grundkapital      .     . 

5.  Passive  Antizipationen 


')  S.  auch  §  21  in  und  IV,  §  48  VII  A. 


I 
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ß)  offene 

b)  zweifelhafte     (Dubiosen- 
konto) 

c)  uneinbringliche     .     .     . 
9.  Aktive  Antizipationen    .     . 

3.  Hier  sind  alle  Posten  klar  bezeichnet.  Eine  undeutliche  Bezeichnung 
liegt  dagegen  beispielsweise  in  folgenden  drei  Fällen  vor. 

a)  Wir  finden  in  einer  B.  neben  den  Gruppen  „Diverse  Effekten  500  000" 
„Diverse  Debitoren  1000000",  ein  „Interventionskonto  400000".  Hier  ist  nicht 
ersichtlich,  welche  Vennögensbestandteile  das  Konto  enthält^  ob  die  Intervention 
durch  Abnahme  von  Grundstücken,  durch  Übernahme  von  Effekten,  durch 
Gewährung  von  Darlehen  u.  s.  w.  erfolgte,  ob  also  das  Interventionskonto 
eine  Art  Immobilien-  oder  Effekten-  oder  Debitorenkonto  darstellt. 

b)  Oder  unter  den  Passiven  begegnen  wir  einem  „Abwicklungskonto". 
Dasselbe  kann  normalerweise  Schuld-,  Antizipadons-  oder  Bewertungskonto 
sein.  Die  Bezeichnung  lässt  nicht  ersehen,  welchen  dieser  drei  Gruppen  es 
zugehört.  Für  keine  derselben  ist  es  unrichtig,  die  Bezeichnung  somit  eine 
undeutliche,  aber  nicht  ordnungswidrige. 

c)  Dasselbe  gilt,  wenn  in  einem  Bankgeschäft  neben  einem  Effekten- 
konto ein  Reportkonto  erscheint.  Damit  ist  angedeutet»  dass  auf  Effektenkonto 
nur  dauernd  übernommene  Wertpapiere  stehen.  Das  Reportkonto  kann  Effekten 
oder  Waren  enthalten. 

4.  Mehrfaches  bedeuten  in  der  Sprache  der  kaufmännischen  Buchhaltung 
z.  B.  die  Worte  Emeuerungsfonds,  Reservefonds,  Delkrederekonto,  Vorschuss- 
konto,  Interimskonto.     Über  letzteres  s.  §  199  V  B  2  ^  aa. 

a)  Es  gibt  Emeuerungsfonds,  welche  lediglich  die  Natur  von  Wertmin- 
derungsangabeposten besitzen,  und  es  gibt  Emeuemngskonti,  welche  Rücklagen 
für  Neuanschaffungen  darstellen.  Die  Reservefonds  sind  bald  eigentliche,  bald 
unechte.  Delkrederekonto  kann  Delkrederebewertungs-  und  Delkrederereserve- 
konto bedeuten.     Vgl.  Kreibig,  Abschreibung  oder  Reserve?  1902,  8.  15.     

b)  So  bleibt  bei    einem   Konto   ,,Maschinenerneuerungsfond8**j;gjiii|ji^^ 
ob  dasselbe  dem  Zweck  dient,  den  Buchwert  vorhandener  ^^^^zJfj^pYi  auf  deren 
Effektivwert  zurückzuführen,  oder  ob  in    ihm  eine    AnfKj^^^Y^      von    Mitteln 
für  Neubeschaffung  von  Maschinen  liegt.  -i/^ 

c)  Oder:  ein  Konto  „Speziaireserve  für  \^f^,  .,  „  !,„„„  «nwohl 
becleuten  Konto  für  BerichtiguTgen  der  Wer^  'erirtschreibungen«    »'«"J   «°^°J 

läge  zur  Tilgung  künftiger  Cwertungen.  ^f ."^"g«^"  ""   ^''*'^'"   ''"  ^"'^    ' 

d)  Vorschuss  im  technischen  Sinv«,  , ,  .  «  r^^aUmtr  rnW 
Ware  vor  Beginn  oder  Beendigung  •'*H&  ist  Bezahlung  «"«'  I^«^f  X 
gänzlicher  Lieferung  der  Ware  V  ,  der  Leistung  bezw.  vor  ^'^^f  ^^^ 
Ware  erst  nach  Empfang  deÄ'schon  «an  zur  Bezahlung  von  Leistung  b^w^ 
unter  den  Begriff  TilUg  .=  "i^^&en  verpflichtet  JJ?-;«-  Vorschuss  faUt  a^ 
de^enige,   weSer    den  A-'5^r  GeldacÄ«W  vor  Fälhgke.t     Hieraus  fj^^^^^ 

zuräckiuzahlen.     Er  v     v^huss    empfängt,    »i*^  7^!;?^'^*«*  Jl  tir  JS 
das  fehlt,  was  .'^   ^^n  es  tun.  muss  es    aber  "«'^t^)'   .^^f^jT  ^^^^«^ 
Pflicht, .B«nkg«i*r,tfWe8en  des  Darlehensvertniges  ausmacht,  d>e  Ruckzahlungs 
_  J  «KTgeschäftUchen  Leben  auch  die  Gewährung  von  Darlehen  unter 

^«"  V^rÄSÄ  allerdings  vor.     Der   vor  Fälligkeit  Leistende 


der  Police 


.  Vgl.  MoläenHauer,  Die  re^tlid^e  Natur  des  Rückkaufs  und  der  Beleihung 
.lice.^i  Ehrmtwig  Bd.  24  S.  64f. 
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hat  das  Rechte  für  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  Zwischenzins  zu  berechnen.  Wie 
beim  Darlehen,  liegt  also  Entgelt  für  Überlassung  einer  Kapitalsnutzung  vor, 
aber  dies  genügt  nicht  zum  DarlehensbegrifF.  Es  ist  Zins,  aber  nicht  Leihe-, 
sondern  Zwischenzins.  Nichtsdestoweniger  wird  in  der  Praxis  w^en  dieser 
Zinsschuld  die  Bevorschussung  mit  unter  den  Leihebegriff  gebracht  80  fallen 
unter  den  Begriff  der  Policenbeleihung  auch  Vorauszahlungen  auf  die  spater  fallig 
werdende  Versicherungssumme.  Selbst  der  Gesetzgebung  gelingt  es  nicht  völlig, 
beides  scharf  zu  trennen.  Zwar  scheidet  das  Fr. V.O.  §  59  Ziff.  3  mit  §  9  Ziff.  8 
daselbst  innerhalb  der  Policenbeleihung  als  Unterarten  „Vorauszahlung  und 
Darlehen"  auf  die  eigenen  Versicherungsscheine,  aber  zugleich  lässt  es  auch 
aus  den  Vorauszahlungen  „Forderungen"  entstehen^);  in  Vorauszahlungen  auf 
die  Policen  dürfen  die  Bestände  des  Pramienreservefonds  „angelegt"  werden*); 
es  dürfen  Vorauszahlungen  auf  die  eigenen  Versicherungsscheine  „gewährt** 
werden.     Wirtschaftlich,  nicht  rechtlich  wird  eine  Schuld  begründet*). 

ß)  Bei  dieser  grossen  Ähnlichkeit  zwischen  Vorschuss  und  Darlehen 
kann  es  nicht  wundernehmen,  wenn  im  geschäftlichen  Leben  Darleben  und 
Vorschuss  gemischt  gebraucht  werden.  Dies  eröffnet  aber  die  Möglichkeit,  ins- 
besondere von  Vorschuss  auch  da  zu  sprechen,  wo  Darlehen  vorliegt  Es  ge- 
schieht von  Haus  aus  aus  einer  Art  Zartgefühl  gegen  den  GescJiäftsfreund. 
Nennt  man  das  Darlehen  Vorschuss,  so  sieht  dies  so  aus,  als  hätte  der 
Empfänger  für  später  eigentlich  einen  Anspruch  auf  die  Leistung  gehabt 
Nichts  unerlaubtes  liegt  vor,  wenn  auch  in  der  Buchführung  so  verfahren  wird. 
Vorschuss  für  Darlehen  ist  eine  Benennung  ordnungsmässiger  Buchführung*). 
Von  Fälschung  kann  selbstverständlich  in  keiner  Weise  die  Rede  sein.  Denn 
ein  Kreditgeben  liegt  auch  in  der  Gewährung  von  Vorschüssen. 

D.  UnerJauht  wird  die  mittelst  Verwendung  unklarer  oder  mehrdeutiger 
Benennungen  bewerkstelligte  Verschleierung,  wenn  Bilanzposten  mit  einem  zwar 
nicht  unwahren,  aber  der  gesetz-  oder  ordnungsmässigen  Bedeutung  des  Wortes 
nicht  entsprechenden  Ausdruck  bezeichnet  werden. 

1.  Das  Prinzip  ist  doch:  strafbar  wird  die  wissentliche  Unklamiachung 
v*A'>r  Vermögenslage  in  der  B.,  wenn  sie  rechtswidrig  ist,  sei  es,  dass  sie  unmittel- 
bare Bilanzvv..,s,Q^fif^jj  ^leg  q^  g^j  ^g^  ^^j^g  gj^  Grundsätze  ordnungsmässiger 
Buchführung  verlet^wf  j^  erster  Linie  hat  die  Buchführung  eine  gesetzmässige, 
in  zweiter  Linie  —  geii.^gg  H.G.B.  §  38  —  eine  ordnungsmässige  zu  sein. 
Gesetz-  und  ordnungswidrige     pilanz Verschleierung  sind  strafbar. 

2.  In  unserem  Falle  liC^^^  ^xtixx,  unerlaubte  Bilanzverschleierung  vor, 
wenn  ein  Posten  eine  Bezeichnung  eK^pf^ngt,  welche  neben  der  ortlnungsmässigen, 
engeren  noch  eme  weitere  m  der  o^^^^^j^j^gn  kaufmännischen  Buchführung 
nicht  übliche  besitzt  -^ 

3.  a)  In  der  Sprache  der  ordnungsln^s^gJgg^  Kauf  man  nsbuchhaltung  und 
der  sich  daran  anschliessenden  Gesetzgebung  j^  ^j^j^^  ^^^  Wertpapieren, 
sondern  von  Effekten  gesprochen.  Die  Begriffe  ^^^en  sich  nicht  Wechsel 
sind  keine  Effekten.  Effekten  sind  marktgängige  Wertpapiere  mit  Ausnahme 
der  Wechsel  und  anderer  diskontabler  Forderungspapiei  ^      j^^^  positiven  Rechte 

^)  Pr.V.G.  57  Abs.  3. 

«)  Pr.V.G.  59  Ziff.  3. 

»)  Unzutreffend  ist  es,  wenn  Moldenhauer  a,  a.  O.  S.  65  (dereelbe,  Aufsicht 
S.  145)  die  VorBchusezinsen  bei  Policenbeleihung  Zusatzprämien  nennt  Sie  bilden  doch 
weder  eine  Leistung  aus  dem  Versicherungsverhältnis,  noch  müssen  sie  notwendig  dem 
Pramienreservefonds  zugeschlagen  werden. 

*)  Z.  B.  Hecht,  Mannheimer  Banken  8.  23  sagt  für  Lombardierung  von  Warea 
„Vorschüsse  auf  Waren".     S.  auch  oben  §  75  111  D  Anm. 
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werden  von  den  diskontablen  Papieren  mindestens  die  Wechsel  den  Effekten 
gegenüberp^estellt  Das  Reichsbankgesetz  unterscheidet  „Wechsel  und  EfTekten"  ^). 
Zu  den  letzteren  rechnet  es  kurzfällige)  also  auch  diskontable  Schuldver- 
schreibungen*). Somit  ist  ein  weiterer  und  ein  engerer  Effektenbegriff  zu 
unterscheiden.  Zum  weiteren  zahlen  auch  die  diskontablen  Wertpapiere.  Die 
Bundesratsverordnung  vom  15.  Januar  1877  über  die  Jahresbilanzen  der  Noten- 
banken^) verwendet  den  weiteren  und  den  engeren  Begriff.  Sie  verlangt  „An- 
gabe des  Bestandes  an  Effekten'^  und  als  Unterabteilungen:  „a)  diskontierte 
Weripcqnere,  b)  eigene  Effekten,  c)  Effekten  des  Reservefonds"*). 

b)  Entsprechend,  wenn  auch  nicht  übereinstimmend,  sind  Wertpapiere 
im  weiteren  und  engeren  Sinne  zu  trennen:  Wechsel  stellen  im  Sinne  des  all- 
gemeinen Handelsrechtes^)  Wertpapiere  dar®).  Nicht  dagegen  im  Sinne  des 
kaufmannischen  Buchführungsrechtes.  Hier  bilden  Wechsel  und  Wertpapiere 
G^ensätze.  Die  neueste  Gesetzgebung  will  verdeutschen.  Das  Bankgesetz 
formuliert  noch  „Bestand  an  Wechseln  und  Effekten'*');  das  Hypothekenbank- 
gesetz (§  24)  verlangt  Angabe  der  Gesamtbetrage  der  Bestände  an  Geld, 
„Wechseln  und  an  Wertpapieren". 

c)  Ein  Unternehmen  hat  hohen  Wechselbestand.  Um  ihn  zu  ver- 
decken, bucht  es  Wechsel  und  Effekten  als  „Wertpapierkonto".  Unwahr 
ist  dies  nicht.  Wechsel  sind  im  weiteren  Sinne  Wertpapiere.  Aber  ord- 
nungswidrig und  zum  Teil  —  Hypothekenbankgesetz  §  24  —  gesetzwidrig 
ist  es.  Also  liegt  hier  strafbare  Bilanzverschleierung  vor.  Bilanzfälschung 
wäre  es,  würde  das  Gesamtkonto  Effektenkonto  genannt.  Denn  unwahr  ist  es, 
dass  Wechsel  Effekten  sind.  Niemand  unterstellt  die  Wechsel  dem  Effekten- 
begriff. 

4.  a)  Der  Begriff  Debitm-en  (Buchforderung)  deckt  sich  nicht  mit  Forde- 
rung im  kaufmännischen  Sinne.  Forderungen  sind  alle  Greldf orderungen.  Zu 
den  Debitoren  rechnen  nicht  Hypothekforderungen  und  nicht  Forderungswert- 
papiere. Der  Bestand  eines  Etablissements  an  Schuldverschreibungen  ist  ein 
sehr  hoher.  Die  Leitung  will  eine  beträchtliche  Dividende  ausschütten.  Um 
nicht  Misstrauen  zu  begegnen,  glaubt  sie  veranlasst  zu  sein,  die  B.  so  ge- 
stalten zu  müssen,  dass  aus  ihr  ersichtlich  ist,  dass  das  Geschäft  flüssige 
Mittel,  Bankguthaben,  besitzt.  Zu  dem  Zwecke  fasst  sie  Debitoren  und 
Effekten  in  der  B.  als  „Forderungen"  zusammen.  Diese  Bezeichnung  ent- 
hält keine  unrichtige  Darstellimg,  keine  Bilanzfälschung.  Schuldverschrei- 
bungen begründen  Forderungsrechte.  Aber  unerlaubte,  ordnungswidrige  Bilanz- 
verschleierung liegt  vor.  Denn  die  Vermögenslage  ist  nicht  nach  den  Grund- 
sätzen ordnungsgemässer  Buchführung  ersichtlich  und  darum  unersichtlich 
gemacht  Die  ordnungsgemässe  Buchführung  gebraucht  Forderung  höchstens 
für  Debitoren. 

b)  Eine  Bank  besitzt  bisher  eine  Hypothekfonlerung  von  250  000  Mk. 
Sie  kauft  vom  Schuldner  das  Pfandgnuidstück  im  Werte  von  250000  Mk. 
gegen  Bar.  Die  Forderung  wird  dadurch  aus  einer  bedeckten  eine  unbedeckte, 
offene. 


>)  Bankgesetz  §  32,  §  13  Ziff.  6,  §  8  Abs.  2. 

*)  Koch  S.  92  Aom.  19  mit  §  13  Ziff.  2. 

»)  Koch  230. 

*)  Oben  §  72  IV. 

»)  H.G.B  §  1  Ziff.  2. 

')  Lehmann  l«,. 

')  §§  8  und  32. 
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a)  Zuerst  war  zu  buchen: 

Kassa 250000 

Hypothek 250000 

Jetzt  hätte  die  B.  zu  lauten: 

Grundstückkonto   ....     250000 
Debitoren 250000 

Um  zu  verdecken,  dasH  die  Sicherheit  für  die  Forderung  weggegeben  wurde, 
bucht  die  Bank: 

Grundötückkonto    ....     250000 
Forderungen 250000 

Hierin  liegt  keine  Fälschung,  sofern  die  Forderung  auch  ohne  Pfandunterlage 
250000  wert  blieb.  Ebensowenig  eine  unerlaubte  Bilanzunklarheit  Die  ord- 
nungsmässige  Buchführung  nennt  die  unter  den  Debitorenb^rifT  fallenden 
Lombarddarlehen  „Lombard/brrferMn^en"  ^).  Also  ist  es  noch  nicht  ordnungs- 
widrig, statt  „Debitoren"  „Forderungen"  zu  setzen. 

ß)  Allein  um  die  Veränderung  schon  in  der  dem  Kaufe  voraufgehenden 
B.  (Semerttralbilanz)  zu  verhüllen,  wird  dort  bereits  gebucht:  „Kassakonto  250000, 
Forderungen  200  000".  Fälschung  liegt  hier  nicht  vor,  sofern  die  Hypotheik 
250000  wert  ist  Aber  unerlaubte  Bilanzverschleierung  ist  gegeben.  Denn 
es  entspricht  nicht  den  Grundsätzen  ortlnungsgemässer  Buchhaltung,  Hypothek- 
forderungen als  Forderungen  zu  bezeichnen.  Man  nennt  sie  in  der  Bachhaltung 
„Hypotheken"*),  „Hypothekendarlehen"^),  „Hypothekforderungen". 

5.  Unter  Forderung  im  Sinne  der  ordnungsmässigen  Buchführung  fallen 
nur  Geldforderungen,  wie  unter  Schulden  nur  Geliüchulden ;  nicht  andere 
Verbindlichkeiten*).  Allein  obligatorische  Ansprüche  auf  Warenlieferungen  und 
Verpflichtungen  zu  Dienstleistungen,  Gebrauchsüberlassungen  u.  a.  sind  unier 
Umständen  in  die  B.  einzustellen*).  Zu  den  „Debitoren",  bezw.  „Kreditoren'* 
rechnen  sie  nicht.  Aber  eine  Unternehmung  hat  Grund,  ihre  Debitoren  höher 
erscheinen  zu  lassen.  Um  es  bilanzmässig  zu  erreichen,  setzt  sie  statt  Debitoren 
„Forderungen"  und  stellt  unter  diese  Bilanzrubrik  auch  obligatorische  Ansprüche 
auf  Warenlieferung  ein.  Dies  ist  nicht  unwahr.  In  einem  weiteren  Sinne  sind 
auch  diese  Ansprüche  Forderungen.  Aber  der  ordnungsmässige  Sinn  ist  es 
nicht  Soll  nicht  unerlaubte  Unersichtlichmachung  vorliegen,  so  muss  bei  der 
Rubrik  bemerkt  werden,  dass  darunter  auch  andere  als  Geldforderungen 
subsumiert  sind. 

6.  Dasselbe  gilt  für  den  Begriff  Ausstände,  Geschäftsausstände,  ausstehende 
Forderungen.  Er  ist  gleichbedeutend  mit  Debitoren.  Nicht  ordnungsgemäß 
ist  es,  wenn  darunter  auch  Hypotheken  und  Forderungswertpapiere  (Wechsel, 
Effekten)  oder  sogar  andere  Forderungen  als  Geldforderungen  gerechnet 
werden,  obwohl  dies  alles  sich  begrifflich  darunter  fassen  lässt,  also  eine  der- 
artig weite  Verwendung  des  Wortes  die  Angabe  nicht  des  Charakters  der 
Wahrheit  beraubt 

7.  Ähnlich    liegt   es   mit   dem    Ausdruck    DelkrederekorUo.     Er   bedeutet 


^)  S.  auch  Bankgesetz  §  8  und  Bundesratsverordnung  vom  15.  Januar  1877  (oben 
§  52  II)  dazu. 

*)  So  Hyp.B.G.  überall,  z.  B.  §  24;  deutsche  Musterbilanzen  für  Versicherang^ 
Unternehmungen  (s.  Veröffentlichungen  Jahrg.  I  S.  38). 

')  Bilanzformularien  des  österr.  Vers.-Keg. 

*)  S.  oben  §§  63,  75,  79. 
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onlnungsmäasig  Berichtigung  von  oder  Reserve  für  zweifelhafte  und  uneinbring- 
liche „Portierungen"  d.  h.  dubiose  Buchforderungen  (Debitoren)  und  Hypotheken. 
Der  Ausdruck  lasst  sich  aber  auch  auf  Konten  anwenden,  welche  dem  gleichen 
Zwecke  für  Wertpapiere  (Wechsel  und  Effekten)  dienen.  Die  Ordnungsmässig- 
keit  der  Buchführung  verlangt  dann  aber  hinzuzusetzen :  Effekten-  oder  Wechsel- 
delkrederekonto;  Effektendelkrederefonds  u.  s.  w.  Eine  Unternehmung  will 
ihre  Verluste  durch  Effektenentwertung  verschleiern.  Sie  stellt  dieselben  in 
ein  Wertberichtigungskonto  und  nennt  dasselbe  nur  Delkrederefonds.  Eine 
Unwahrheit,  Bilanzfälschung,  begeht  sie  damit  nicht,  aber  eine  ordnungswidrige 
Verhüllung  der  tatsachlichen  Vermögenslage.  Ausdehnung  des  Delkrederekonto- 
begriffes  auf  Absetzungen  an  Sachen,  die  anderen  als  Wertpapiercharakter  be- 
sitzen, an  körperlichen  Gregenständen  wäre  Bilanzfälschung.  Denn  nur  auf  ein 
Einstehen  für  Forderungen  bezieht  sich  der  Ausdruck  Delkredere.  Wird  für  ein 
Konto,  das  die  Abschreibungen  auf  eingetretene  Entwertungen  der  verschiedensten 
Aktiva  (Effekten,  Konsortialbeteiligung,  eigene  Anlagen)  umfasst,  Delkredere- 
konto gebraucht,  so  liegt  hierin  nur  dann  keine  unerlaubte  Bilanzverschleierung 
bezw.  Bilanzfälschung,  wenn  durch  einen  Beisatz  kenntlich  gemacht  winl,  dass 
das  Konto  die  Entwertungen  der  verschiedensten  Aktiven  buchmässig  zum 
Ausdruck  bringen  soll:  z.  B.  „Delkrederekonto  für  Minderbewertungen".  Zu- 
gleich ist  damit  klar  gemacht,  dass  es  sich  nicht  um  ein  Delkrederereservekonto, 
d.  h.  eine  Reserve  für  mögliche  Entwertungen  handelt. 

8.  Unerlaubt  ist  endlich  die  Verwendung  des  Woiles  Rückstellung  für 
anderes  als  echte  und  unechte  Reserven  und  Passivantizipationen. 

a)  Mit  der  wörtlichen  Deutung  von  Rückstellung  lässt  es  sich  wohl  ver- 
einbaren und  jedenfaUs  verstösst  es  nicht  gegen  die  Bilanzwahrheit,  wenn  man 
alle  Passivposten  als  Rückstellungen  bezeichnet.  Möglich  ist  es  unter  dem 
Gesichtspunkt)  dass  alle  Passivposten  Abzugsposten  sind,  denn  durch  jedes 
solches  Abziehen  wird  gewissermassen  ein  Teil  der  Aktivwerte  zurückgestellt, 
d.  h.  von  der  freien  Verfügung  und  der  Verteilbarkeit  ausgeschlossen.  Aber 
es  entspricht  nicht  den  Gnmdsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung,  anderes 
als,  was  Reservefonds  ist^)  oder  so  oder  ähnlich  genannt  wird  (unechte*) 
Reserven),  und  anderes  als  Passivantizipationen  Rückstellungen  zu  nennen. 
Erlaubt  ist,  Delkrederebewertungskonti ,  Gewinnreserven  der  Versicherten  als 
Rückstellungen  zu  bezeichnen  und  von  Rückstellungen  für  zu  entrichtende 
(d.  h.  verursachte,  aber  noch  nicht  entrichtete)')  Steuern,  Prämien,  Provisionen 
u.  8.  w.  und  von  Rückstellungen  eingegangener,  aber  noch  nicht  verdienter 
Mietzinse,  Prämien  u.  s.  w.*)  zu  sprechen.  Aber  als  ordnungswidrig  ist  es 
zu  charakterisieren,  wenn  statt  Kontokorrentkreditoren  „Rückstellungen  in 
laufender  Rechnung",  statt  Bankschulden:  „Rückstellungen  auf  Bankkonto" 
gesagt  wird. 

b)  Es  begegnet  sogar,  dass  Aktivposten  als  Rückstellungen  bezeichnet 
werden.  „Erzielte,  aber  noch  nicht  buchungsreife"  (das  will  sagen:  noch  nicht 
eingegangene)  Gewinne  werden  „zurückgestellt"  oder  der  Unterschied  zwischen 
Herstellungs-  und  fakturiertem  (d.  h.  Verkaufs-)Preis  verkaufter  Waren  wird 
Im  Aktivum  reserviert*).     In   diesen    Fällen    werden    nicht   vorhandene   Aktiv- 


*)  BückstellaDgen  auf  AuslandsuDternehniungcu,  d.  h.  auf  möglicherv^iäc  hier- 
aus entstehende  Verluste. 

*)  Z.  B.  „Rückstellung  wegen  Wertminderung",  „Rückstellung  auf  Abschrei- 
bungen".   Dazu  Kreibig,  Abschreibung  oder  Reserve?  8.  7 ff. 

•)  §  89  III  B. 

*)  §  89  IV  A. 

•)  Oben  §  90. 
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werte  zurückgestellt,  sondern  zukünftig  eingehende  Aktivwerte  in  die  Gk^nwart 
vorgezogen.  Aber  indem  sich  sagen  lä^st:  Die  künftig  eingebenden  Werte 
werden  dem  Jahre  ihrer  Verursachung  reserviert  und  in  der  Buchführunp«- 
spräche  im  allgemeinen  für  Reservierung  auch  Rückstellung  gebraucht  wird,  ist 
mit  der  Bezeichnung  solcher  Aktivantizipationen  als  Rückstellungen  nichts  un- 
wahres gesagt.  Nur  ordnungswidrig  ist  es,  in  der  Weise  das  Wort  Rück- 
stellung zu  gebrauchen.  Nicht  Bilanzunwahrheit,  aber  unerlaubte  Bilanzunklarbeit 
liegt  vor.     Vgl.  dazu  Kreibig  a.  a.  S.  15. 

VI.  Als  zweites  Mittel,  die  wahre  Bedeutung  der  verwendeten  Posten- 
beieichnungen  zu  verhüllen,  bezeichneten  wir  die  Veränderung  der  Stellung  ge- 
wisser Werte  in  der  Bilanz,  Ermöglicht  wird  die  Anwendung  dieses  Mittels 
durch   zwei   eigenartige  Buchungsgrundsätze   der   kaufmännischen   Buchführung. 

A)  Den  einen  dieser  Grundsätze  bildet  die  buchtechnische  Regel,  Fbrde- 
ria^sicertpapiere  nicht  als  Forderungen,  sondern  als  Sachen  zu  htichen^). 

1.  Die  Kontokorrentforderungen  einer  Bank  betragen  100  Millionen, 
worunter  ein  Schuldner  mit  allein  60  Millionen.  Um  das  Kontokorrentkonto 
herabsetzen  zu  können,  wird  von  diesem  Schuldner  verlangt,  das8  er  über 
50  Millionen  seiner  Schuld  Wechsel  ausstelle,  die  Buchforderungen  (Debitoren) 
werden  in  WecJiselforderungen  verwandelt,  die  Forderungen  statt  bei  den 
„Debitoren"  beim  Konto  „Wechsel"  eingestellt").  Statt  Debitoren  100000000 
lautet  demgemäsH  die  B.  „Debitoren  50000000,  Wechsel  50000000."  Um- 
gekehrt kann  zur  Entlastung  des  Wechselbestandskontos  Umwandlung  von 
Wechsel-  in  Buchforderungen  vereinbart  werden. 

2.  Oder:  Der  Effektenbestaud  einer  Bank  ist  sehr  hoch;  er  betragt 
50  Millionen.  Um  ihn  herabzudrücken,  werden  20  Millionen  davon  auf  Konto- 
korren tkredit  verkauft.  Die  Buchung  lautet  daher  statt  Effektenkonto  50  Millionen: 
Effekten  30000000,  Debitoren  20  000  000. 

B.  Der  andere  buchhaltungstechnische  Grundsatz,  welcher  eine  Verhüllung 
der  wahren  wirtschaftlichen  Lage  durch  Veränderung  der  bilanzrechtlichen 
Stellung  gewisser  Werte  ermöglicht,  ist  der  Grundsatz,  dass  Siclierlieiien  (Büi^- 
schaften,  Pfänder)  in  der  B.  nicht  ersicJitlich  gemacht  werden  fnüssen.  Es  ist 
nicht  notwendig,  dass  in  der  B.  angegeben  wird,  ob  die  Forderung  eine  be- 
dt»ckte  oder  eine  offene  ist.  Lombartlforderungen  brauchen  nicht  als  solche  be- 
zeichnet zu  werden.  Sie  können  schlechthin  unter  die  Debitoren  eingereiht 
werden.  Nur  bezüglich  der  Hypothekforderungen  besteht  eine  Ausnahme.  Sie 
bilden  eine  Bilanzgmppe  für  sich,  rechnen  nicht  zu  den  Debitoren  *).  Auf  diese 
Weise  besteht  die  Möglichkeit,  den  wahren  Vermögensstand  schwerer  ersichtlich 
zu  machen  a)  durch  Umv)andlung  einer  bedeckten  in  eine  unbedeckte  Forderung, 
b)  andererseits  durch  Umwandlung  eines  körperlichen  Aktivums  in  eine  blosse 
Sicherheit  einer  gleichzeitig  zur  Begründung  gelangenden  Forderung*). 


»)  S.  §  87. 

•)  Verwandlung  von  Buch-  in  Acceptkredit  oder  umgekehrt.  Vgl.  auch  Hceht^ 
Mannheimer  Banken  23. 

»)  Vgl.  auch  Berliner  §  36. 

*)  Dass  in  der  B.  angegeben  wird,  ob  ein  Kredit  ein  offener  oder  ein  bedeckter 
i^t,  ist  für  die  Beurteilung  der  Vermögenslaffe  des  Kaufmanns  insofern  rat,  als  gerade 
die  Tatsache,  dass  viele  Kredite  bedeckt  sind,  ein  bedenkliches  Licht  auf  die  Güte  der 
Forderungen  zu  werfen  vermag.  Mit  Recht  ist  in  Hechts  Krisenenqu^te  Abschnitt  „Die 
Katastrophe  der  Leipziger  Bank*'  (Bd.  110)  S.  15  bemerkt:  „Die  besten  Kredite  sind 
vielfach  die  Blankokredite.^'  Es  ist  immer  schlimm,  wenn  Deckimg  gefordert,  nament- 
lich, wenn  Blankokredit  in  bedeckten  verwandelt  werden  muss.  Denn  dann  hängt 
alles  von  der  Realisierbarkeit  des  Pfandgegenstandes  ab.    Der  Grad  derselben  wird  ab» 
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1.  a)  In  der  B.  stand  bisher:  Debitoren  300000  oluie  Angabe,  dass 
200000  davon  durch  Faustpfand  gedeckt  sind.  Die  Sicherheit  wird  erlassen. 
Bleibt  die  betreffende  Portierung  trotzdem  gut,  so  tritt  in  der  B.  die  Änderung 
gar  nicht  hervor. 

b)  Oder:  Bisher  war  die  gedeckte  Forderung  bilanzniässig  gekennzeichnet: 
Loinbardforderungen  200  000;  Debitoren  100000.  Die  Sicherheit  wird  er- 
lassen. Die  Forderung  behält  aber  auch  unbedeckt  ihren  vollen  Wert  Daher 
wird  nun  gebucht:  Debitoren  300000.  Aus  der  neuen  B.  ist  unersichtlich, 
dass  die  Deckung  aufgegeben  wurde. 

2.  a)  a)  Eine  A.  hat  500000  eigene  Aktien.  Sie  will  für  die  Zeit  des 
Bilanzabschlusses  einen  so  hohen  Bestand  eigener  Aktien  nicht  mehr  besitzen. 
Ihr  Kredit  könnte  leiden.  Der  Kurswert  der  Aktien  ist  90  Prozent.  Die  A. 
verkauft  die  Aktien  an  einen  Strohmann  auf  Kredit  und  gegen  Überlassung 
der  Aktien  als  Faustpfand.  Die  Aktien  sind  hier  für  die  A.  fremde  geworden. 
Statt  450000  Effekten  ist  daher  zu  buchen  450000  (Lombard-) Forderung.  Die 
B.  sieht  flüssiger  aus.     Die  Effekten  sind  aus  der  B.  verschwunden. 

ß)  Die  Bank  hat  10  Millionen  ungedeckte  Buchforderung  an  ein  und 
denselben  Schuldner  X.  Trotzdem  sie  zweifellos  sicher  ist,  will  die  Bank  keine 
so  hohe  Forderung  an  einen  Schuldner  und  keine  so  hohe  Buchforderung  be- 
sitzen. Möglicherweise  würde  dadurch  der  Kurs  ihrer  Aktien  gedrückt  Daher 
übernimmt  ein  völlig  zahlungsunfähiger  Dritter  Y  die  Hälfte  dieser  Schulden 
als  Wechselschulden  mit  X  als  Wechselbürgen.  Hier  tritt  an  die  Stelle 
von  Debitorenkonto  des  X  10000000:  Debitorenkonto  des  X  5  000000, 
Wechselkonto  des  Y  5000000.  Dass  die  Bank,  will  sie  zu  ihren  10  Millionen 
kommen,  wirtschaftlich  in  X  ihren  einzigen  Schuldner  hat,  ist  aus  der  B.  nicht 
mehr  ersichtlich. 

b)  Dasselbe  ergibt  sich,  diese  oder  ähnliche  Operationen  von  der  Schuldner- 
seite her  betrachtet.  Die  verschiedenen  Wege,  die  Schuld  bilanzniässig  zu 
mindern,  führen  hier  zu  folgendem  Bild. 

a)  Die  Gesellschaft  X  hat  bei  der  Bank  Y  10  Millionen  laufende 
Schulden.  Das  Schuldkonto  soll  in  der  B.  um  4  Millionen  niedriger  erscheinen. 
Eine  Million  soll  durch  Eintritt  Dritter  als  Wechselacceptanten  beseitigt  werden. 
X  zieht  auf  ihre  Vorstands-  oder  Aufsichtsratsmitglieder,  auf  Tochtergesell- 
^3chaften  oder  Kunden  Wechsel.  Diese  acceptieren  sie,  worauf  sie  X  bei  Y 
diskontiert  Das  Schuldkonto  der  X  bei  Y  wird  dadurch  um  1  Million  ge- 
mindert*). Wohl  bleibt  eine  Giroverbindlichkeit  der  X,  aber  wenn  die  Accep- 
tanten  gat,  wird  sie  nicht  gebucht*). 

ß)  Für  1  Million  sind  Y  von  X  Effekten  verpfändet.  Um  ihre  Schuld 
gegen  Y  zu  mindern,  verkauft  X  die  Papiere  um  1  Million  gegen  Bar  und 
überweist  den  Kaufpreis  an  Y.  Um  für  die  Papiere  Barabnehmer  zu  finden, 
musste  X  für  den  Fall,  dass  die  Effekten  keine  bestimmte  Dividende  ein- 
bringen, Rückkaufspflicht  und  Y  Dividendengaituitie  übernehmen.  Wird  Y  in 
Anspruch  genommen,  so  soll  ihr  femer  X  haften.  Das  Schiddkonto  der  X 
wird  auf  diese  Weise  um  eine  weitere  Million  niedriger.  Denn  ihre  Haftungs- 
verbindlicfakeit  braucht  sie  nicht  zu  buchen,  falls  die  Papiere  gut^). 

y)  Eine  dritte   Million   wird    aus   dem  Schuldkonto    folgendermassen    be- 


hochst  selten  in  der  Bewertung  der  ForderuDg  zum  Ausdruck  gebracht.     Vgl.  auch 
Hecht,  Mannheimer  Banken  S.  23,  33  ff. 

M  Oben  §  84. 

«)  Oben  8  85. 

«)  Oben  §  180  III  R 
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seitigt:  Y  kauft  gegen  Übernahme  der  Rückkaufspflicht  und  Dividendengarantie 
durch  X  Tochterwerte  der  letzteren.  Für  den  Fall,  dass  Inanspruchnahme  aus 
Rückkaufsverbindlichkeit  und  Dividendengarantie  nicht  wahrscheinlich,  darf  X 
1   Million  aus  ihrem  Schuldenkonto  gegenüber  Y  streichen. 

d)  Endlich  wird  unternommen,  das  Schuldkonto  an  Y  dadurch  zu 
mindern,  dass  Y  Tochtergesellschaften  der  X  gedeckten  oder  ungedeckten 
Kredit  in  der  Fonn  giebt,  dass  die  Tochtergesellschaften  unter  RücktiitI;  der  X 
in  die  Bürgenstellung  die  Schuld  der  X  gegen  Y  in  der  Höhe  von  1  Million 
übernehmen.  Sind  die  Tochtergesellschaften  gut,  .so  braucht  X  ihre  BürgschaftA- 
verbindlichkeit  nicht  zu  buchen^). 

3.  Die  vorstehend  unter  Nr.  1  und  2  skizzierten  Fälle  stellen  sämtlich 
erlaubte  Dllanxverschleierung  dar,  denn  worauf  sie  beruhen,  ist  nichts  anderes:, 
als  Anwendung  ordnungsmässiger  Grundsatze.  Dass  Forderungen  mit  Wert- 
papiercharakter nicht  als  Forderungen,  sondern  als  Effekten  und  dass  Pfand- 
gegenstände als  solche  in  der  B.  nicht  sichtbar  gemacht  werden,  sind  Regeln 
ordnungsmässiger  Buchführung. 

4.  Erwähnt  sei  noch,  dass  die  Buchführung  nach  ihrem  Wesen  die  Ver- 
mögenslage schon  insofern  unersichtlich  macht^  als  die  Tat'^che  der  Ver- 
pfändung von  Aktiven  in  der  B.  nicht  ziffernmässig  hervorzutreten  vermag. 
So  stehen  in  der  Schlussbilanz  der  Leipziger  Bank  für  1900  im  Passivum 
24  Millionen  als  „Bardepositen-  und  Checkkonto'^  Dass  dieser  Kredit  zur 
Hälfte  nur  gegen  Verpfändung  von  ^yechseln  und  eigenen  Aktien  gewonnen 
war,  lässt  die  B.  nicht  erkennen.  Das  Wechselkonto  z.  B.  lautet  vollkommen 
oixlnungsgemäss  auf  37  Millionen.  Dass  hiervon  etwa  10  Millionen  verp&ndet 
sind,  also  das  in  Wechseln  bestehende  Aktivvermögen  um  10  Millionen  weniger 
flüssig  ist,  lässt  die  B.  nicht  ersehen.  Eine  Verpflichtung,  auf  der  Passivseite 
beim  Schuldkonto  in  einer  Vorkolonne  zu  bemerken:  „davon  12  Millionen 
durch  Wechsel  und  Aktien  gedeckt",  besteht  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mässiger Buchführung  nicht.  Eine  andere  Frage  ist,  ob  die  Bank  die  Treber- 
wechsel,  welche  ihr  auf  diese  Weise  die  sächsische  Lotteriedarlehenskasse  belieh, 
mit  10  Millionen  ansetzen  durfte.  Sie  waren  wohl  als  zweifelhaft  oder  gar 
uneinbringlich  zu  bewerten. 

VII.  Als  einen  zweiten  Gegenstand  der  Bilanzverschleierung  bezeichneten 
wir  oben  unter  IV  la  und  2  die  Verschleierung  der  wahren  Werthöhen  (Wert- 
ziffern) der  Bilanzgegenstände. 

Es  ist  ein  dreifach  verschiedener  Weg,  auf  welchem  diese  Art  der  Bilanz- 
verschleierung geschieht. 

A.  Erstens  durch  Zerlegung  der  einzehien  Sammelkonti  der  Aktiv-  bezw. 
Passivseite  der  B.  in  mehrere  selbständige  Bilanzposten. 

1.  An  sich  dient  eine  solche  Zerlegung  der  Erhöhung  der  Bilanzklarheit 
Aus  diesem  Grunde  schreiben  das  deutsche  Notenbankgesetz  für  die  Noten- 
banken, das  deut««che  Hypothekenbankgesetz  für  die  Hypothekenbanken,  die 
Rech  nungslegungö  Vorschriften  des  deutschen  Auf  sich  tsamtes  für  Privat  Versicherung 
und  des  österreichischen  Versicherungsregulativs  für  die  privaten  Versichening;»- 
unteniehmungen  Bilanzschemata  vor,  welche  in  Detaillierung  viel  weiter  gehen-), 
als  unser  oben  unter  Nr.  V  C  2  aufgestelltes  Muster  einer  klaren  B.*). 

')  Vgl.  §§  175,  179. 

«)  Vgl.  hierüber  §§  52,  188f.  Das  Hyp.B.G.  §  24  verbietet  z.  B.  ein  Zasammen- 
fassen  der  Posten  Lombardforderungen  und  Guthaben  bei  Bankhäusern  unter  ein  Konto: 
Debitoren.  —  Das  österr.  Vers.-Eeg.  §  33  Ziff.  16  verbietet,  „die  Ausstände  l)ei  Agen- 
turen und  Filialen''  mit  unter  den  Posten  „Debitoren*'  zu  stellen. 

')  Die  Nettobilanz  einer  deutschen  Notenbank  lautet,  in  unser  oben  Nr.  V  C  2 
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2.  Aber  das  Prinzip  der  Koutenspaltung  lässt  sich  auch  für  Zwecke  der 
Bilanzverhüllung  dienstbar  machen. 

a)  Um  zu  verdecken,    dass    sie    viele    nicht   zur  Pfandbriefsicherung   ge- 
eignete Hypotheken  besitzt^  bucht  eine  Hypothekenbank  z.  B.  nicht 

Hypotheken 694333418,69 

wovon    301221316,63    ak    Pfandbrief- 
deckung bestimmt, 
sondern  zerlegt  das  Hypothekenkonto  in  die  Konten : 

Hypotheken 194010101,05 

Hypothekenunterlage  für  Pfandbriefe      .     .     301221316,63 
Anderweitige  Anlagen  im  Hypothekengeschäft     199102001,01. 


formuliertes  Schema  gebracht,  bei  Beachtung 
vom  15.  Januar  1877  folgendermassen : 

Aktiva 

1.  Kassa: 

a)  an  Gold  in  Barren  oder  auslän- 
dischen Münzen 

b)  kursfähigem  deutschen  geprägten 
Geld: 

a)  Gold 

ß)  Silber 

c)  Beichskassenscheine      .... 

d)  eigene  Banknoten 

e)  Keichsbanknoten       

f)  Noten  anderer  Banken      .    .    . 

2.  Wechselbestände: 

a)  Platzwechsel 

b)  Bimessenwecfasel 

c)  Wechsel      auf      ausserdeutsche 
Plätze: 

a)  auf  Amsterdam 
ß)    „    Brüssel   .     . 
y)    „    Frankreich 

d)  „    London  .    . 

e)  „    Schweiz  .    . 

3.  Effektenbestand*): 

a)  Diskontierte  Wertpapiere 

b)  eigene  Effekten    .... 

c)  Eftekten  des  Reservefonds 


6.  Grundstücke: 

7 

8.     a)  Lombardforderungen: 

a)  auf  Gold 

ß)  auf  Effekten  der  in  §  13 
Ziff.  3  des  Bankgesetzes  be- 
zeichneten Art 

y)  auf  andere  Effekten  .    .     . 
d)  auf  Waren 

b)  Kontokorrentguthaben  .... 

c)  Fällige,  aber  unbezidilt  gebliebene 
Wechsel-  u.  Ix)mbardforderuugen 

*  Hierzu  oben  §  72  IV  B. 


der  Vorschriften  der  Bundesratsverordnung 

Passiva 
1.     a)  Banknotenemission   .... 

b)  Guthaben  der  Giro-  u.  Konto- 
korrentgläubiger   

c)  Betrag  der  Depositen   .    ,    . 

d)  Dividendenrückstände  .    .    . 
2 

3.  a)  Reservefonds  für  zweifelhafte 

Forderungen  (Delkrederekonto) 

b)  oblig.  Reservefonds   .... 

c)  Speziaireservefonds    .... 

a)  für  Personalexigenz  .  . 
ß)  für  Spar-  u.  Sterbekassa 
y)  für  Banknotenanfertigung 
ö)  Rücklage  zur  Leistung 
des  Reingewinnanteils  an 
den  Staat  für  1903    .    . 

4.  Grundkapital 

f).     a)  Betrag  der  zu   entrichtenden 

Notensteuer 

b)  Betrag  der  schuldigen  Depo- 
sitenzinsen   
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tatsächlich  ist,  werden  Gewinnreservefonda  schon  vor  Büanzabsckluss  zurück- 
gestellt oder  dotiert  Hierin  liegt  Verletzung  nicht  bloss  einer  Bilanzordnungs-, 
sondern  einer  Bilanzrechtsvorschrift.  Das  H.G.B.  verlangt,  dass  in  der  B.  der 
Jahresreingewinn,  d.  h.  der  Verniögenszuwachs  seit  Jahresanfang  ersichtlich  ge- 
macht wird^);  nur  schon  vorhandene,  nicht  erst  aus  dem  neuen  Jahresreingewinn 
zu  bildende  Reservefonds  dürfen  in  der  B.  als  selbständige  Posten  Einstellung 
finden.  Wird  z.  B.  in  einem  Jahre  300000  Konsortidgewinn  gemacht,  so 
darf  dieser  in  die  B.  dieses  Jahres  nicht  als  „Speziabeserve  aus  Konaortial- 
gewinn"  eingestellt  werden. 

2.  Ebenso  verstösst  es  unmittelbar  gegen  eine  Bilanzrechtsvorschrift,  wenn 
umgekehrt,  um  den  bilanzmässigen  Reingewinn  grösser  erscheinen  zu  lassen,  als 
er  tatsächlich  ist,  erst  von  dem  bilanzmässig  festgestellten  Gewinnsaldo  Ab- 
setzungen für  Schulden  oder  notwendige  Abschreibungen  erfolgen.  Hier  ist 
unersichtlich  oder  wenigstens  schwerer  ersichtlich  gemacht,  dass  erst  nach  Abzug 
dieser  Posten  die  eigentliche  Reingewinnsziffer  vorliegt  Das  G.  verbietet  nur,  als 
Reingewinnsaldo  eine  Ziffer  einzusetzen,  von  welcher  noch  weitere  Abzüge  notwendig 
sind,  ehe  von  absolutem  Reingewinn  gesprochen  zu  werden  vermag.  Unerlaubt  sind 
RüoksteUungm  aus  dem  Reingewinn  auf  Schulden-  oder  Entwertuugs-  oder  Ver- 
lustkonto*). Denn  vor  Absetzung  aller  Kreditoren  und  aller  Wertverluste  ist 
eben  kein  Reingewinn  vorhanden.  Wohl  erlaubt  die  ordnungsmässige  Buch- 
führung, obschon  es  unklar  ist,  unechte  Reserven  als  Rückstellungen  zu  be- 
zeichnen*), aber  das  G.  verbietet,  Unklarheit  der  B.  dadurch  zu  verursachen, 
dass  man  notwendige  Abschreibungen  und  Schulden  erst  nach  Bilanzabscblui^ 
vom  Gewinnsaldo  abzieht  Nicht  strafbar  ist,  solche  Abzüge  aus  dem  Rein- 
gewinn Rückstellungen  zu  nennen,  strafbar  ist  nur,  solche  Abzüge  erst  aus 
dem  bilanzmässigen  Reingewinn  zu  machen. 

X.  Selbstverständlich  können  me^irere  der  geschilderten  BHanzrer- 
8c?deierungsmütel  miteinander  verbunden  werden,  erlaubte  mit  erlaubten,  un- 
erlaubte mit  unerlaubten  und  erlaubte  und  unerlaubte  gemischt 

1.  Eine  solche  Verbindung  und  zwar  nur  von  erlaubten  Mitteln  liegt 
z.  B.  vor,  wenn  man,  um  den  Bestand  an  Konsortialeffekten,  welcher  600000 
ausmacht,  zu  verdecken,  bucht:  Diverse  Debitoren  1500000,  Diverse  Effekten 
1400000,  Beteiligungskonto  350  000;  luterventionskonto  250000.  Hier  \bi 
das  Prinzip  der  Kontenspaltung  und  der  undeutlichen  Kontenbenennung  ver- 
bunden. „Diverse"  Debitoren,  „Diverse"  Effekten  sagt  nicht,  dass  es  alle 
Debitoren  und  dass  es  alle  Effekten  sind.  Daher  bleibt  bei  der  unbestimmten 
Benennung  der  beiden  anderen  Konten  als  Beteiligungs-  und  Interventions- 
konten unersichüich,  ob  dieselben  aus  Debitoren  oder  Effekten  oder  aus  beiden 
gemischt  bestehen. 

2.  Ein  anderes  Beispiel  für  solche  Kombinationen  bieten  die  B.en  der 
Leipziger  Bank  und  der  Kassels  Trebertrocknungsgeseüschaft  und  zwar  sogar 
für  erlaubte  Verschleierungen. 

Die  grossartige  Schiebung,  durch  welche  das  kolossale  Obligo  der  Treber- 
gesellschaft  bei  der  Leipziger  Bank  im  beiderseitigen  Interesse  herabgemindert 
wurde,  stellt  vom  Standpunkt  der  Frage  der  'SAsinzversc^deierung  aus  betraditec 
eine  strafrechtlich  nicht  zu  beanstandende  Kombination  von  BilanzveriiüUungi«- 
mittein  dar.  Die  dadurch  bewerkstelligte  üner8icMlichm2ifAi\xny^  der  Vermögens- 
lage erfolgte  durchaus  in  den  Grenzen  ordnungsmässiger  Buchführung*). 

')  S.  oben  §  158  mit  H.G.B.  261  Ziff.  6. 

«)  Vgl.  §  21  II  A  y. 

»)  Oben  unter  V  D  8. 

*)  So  auch  Weher,  Zum  Leipziger  Bankprozeas  im  Geriehissaal  Bd.  62  (1903)  S.  365. 
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a)  Das  Gesamtobligo  der  Trebergesellschaft  gegenüber  Leipzig  betrug  im 
Laufe  des  Jahres  1900  über  80  Millionen  Mk.^),  also  mehr  als  16  Millionen 
über  Aktienkapital  und  ReseiTen  der  Leipziger  Bank,  die  zusanmien  64  Millionen 
ausmachten,  hinaus.  Für  beide  Teile  war  eine  Minderung  dieses  Postens  in 
der  B.  notwendig,  wenn  ihnen  Hilfe  zuteil  werden  sollte.  Kassel  brauchte 
Minderung  der  Schuld  und  dazu  Minderung  seines  Bestandes  an  eigenen  und 
an  Filialaktien  ^),  wenn  es  das  anlagesuchende  Kapital  für  das  Rettungs- 
projekt der  Fusion  der  Mutter-  mit  den  TochtergeseUschaften  gewinnen  wollte. 
Für  die  Leipziger  Bank  bestand  nur  dann  Aussicht  auf  einen  Vergleich  mit 
ihren  Gläubigem,  wenn  an  die  Stelle  eines  so  gewaltigen  Engagements  bei 
einem  Schuldner  eine  Mehrheit  von  Schuldnern  trat. 

b)  Daher  erfolgte  die  kombinierte  Anwendung  einer  Reihe  der  Ver- 
schleierungsformen, die  wir  oben  schilderten. 

a)  Zunächst  war  schon  das  Kasseler  Kontokorrentschvlökonto  geteilt, 
in  ein  „Conto  oi-dinario**  und  ein  im  September  1899  davon  abgezweigtes  „ge- 
heimes'S  d.  h.  nicht  vom  Personal  der  laufenden  Buchhaltung,  sondern  im 
Sekretariat  geführtes  „Vorschusskouto".  Beide  zusammen  betrugen  im  Laufe 
des  Jahres  1900  rund  80  Millionen  Mk.,  das  zweite  —  nehmen  wir  an  — 
21  Millionen.  Mittelst  zweier  Schiebungen  wurde  ihr  Betrag  bis  Ende  1900 
auf  26  Millionen  herabgemindert.  54  Millionen  wurden  also  geschoben,  d.  h. 
durch  andere  Bilanzposten  ersetzt^). 

ß)  ad)  Die  Deckung  der  Leipziger  Bank  bestand  zu  einem  grossen  Teil 
in  Treberaktien.  21  Millionen  hiervon  kaufte  Leipzig  unter  Ausbedingung 
einer  Dividendengarantie  bezw.  eventueller  Zurücknahme  von  Kassel;  gegen 
den  Kaufpreis  wurden  21  Millionen  der  Kontokorrentschuld  Kassels  an  Leipzig 
aufgerechnet  Zuerst  lautete  das  betreifende  Bilanzaktivum  der  Leipziger  Bank: 
Vorschusskonto  (Debitorenkonto)  Kassel  21 000  000.  An  die  Stelle  trat  Effekten- 
konto 21000000.  Kassel  ist  befreit  von  „Effektenkonto  21000000"  und 
„Kontokorrentschuld  21000000«,  Schulden-  und  Effektenstand  gemindert  Was 
hier  vorliegt,  ist  eine  Kombination  der  von  uns  oben  unter  VI  A  2  und  B 
skizzierten  Buchungsoperationen. 

ßß)  Die  andere  Form  ist  teilweise  Verwandlung  des  Obligo  von  Kassel 
aus  einer  Haupt-  in  eine  Bürgschaftsschuld.  Sechs  Aufsichtsratsmitglieder  der 
Kasseler  Gesellschaft  übernehmen  gegen  Abtretung  von  Forderungen  (insbe- 
sondere Filialaktien)  Kassels  an  ihre  Tochtergesellschaften  33  Millionen  der 
Schuld  Kassels  an  Leipzig.  Die  33  Millionen  werden  somit  vom  Conto  ordi- 
«ario  Kassels  abgeschrieben  und  dafür*)  sechs  „Separatvorschusskonten  Stumpf 
und  Genossen"  über  —  nehmen  wir  an  —  je  3  Millionen  und  1  „Solidar- 
vorschusskonto  Stumpf  und  Genossen"  über  15  Millionen  gebildet.  Die 
3.3  Millionen  sind  gedeckt  durch  Verpfandung  von  Treber-  und  Filialaktien 
.«seitens  Stumpf  und  Genossen  und  durch  Bürgschaftslei?*tung  Kassels.  Bürg- 
schaftsansprüche bedürfen  grundsätzlich  keiner  Buchung*).     Vgl.  §   17G  V. 


*)  Am  Tage  des  Konkursbeginns  der  Leipziger  Bank  (25.  Juni  1901)  betrug  es 
91162579,98  Mk.  Vgl.  „Die  Katastrophe  der  Leipziger  Bank"  m  Hechts  Krisen- 
enqueU  (Bd.  110);  dort  auch  näheres  über  die  Entwicklung  der  A.  für  Treber- 
trocknuDg. 

')  Hiervon  besass  Kassel  aus  dem  Grunde  viel,  weil  es  bei  Gründung  von  Tochter- 
gesellschaften die  Hälfte  der  Aktion  der  letzteren  als  Entgelt  für  die  gewährte  Patent- 
licenz  erhielt.    Vgl.  §  70  II  B  1. 

*)  Bei  der  Eröffnung  des  Konkurses  über  Leipzig  war  die  Kasseler  Schuld  auf 
181  Einzelkonten  verteilt. 

*)  Ygl.  Weber  a.  a.  O.  S.  365  f. 

*)  Annliche  Manipulationen  schon  für  die  Schlussbilanzen  1898  [31.  März  1899] 
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y)  Die  ganze  Schiebung  verdeckte  in  der  Leipziger  B.^  dass  Leipzig  bei 
Kassel  nach  wie  vor  mit  80  Millionen  rechtlich  engagiert  war.  Denn  Leipzig 
blieb  trotz  Minderung  des  „Aktivkontos  Kassel''  mit  80  Millionen  an  Kassel 
rechtlich  beteiligt.  An  die  Stelle  von  21  Millionen  Kasseler  Debitoren  waren 
21  Millionen  Kasseler  Aktien  getreten  und  für  die  übrigen  33  Millionen  blieb 
Kassel  als  Bürge  verhaftet 

d)  Ebenso  war  in  der  Kasseler  B.  verdeckt,  dass  es  nach  wie  vor  an 
Leipzig  80  Millionen  schuldete.  An  die  Stelle  von  54  Millionen  Hauptver- 
bindlichkeiten waren  54  Millionen  subsidiäre,  accessorische  getreten^). 

c)  Anders  natürlich,  wenn  wir  die  gesamte  Operation  vom  Standpunkte 
der  Bilanzwahrheit  und  der  Verpflichtung  wahrheitsgemässer  Berichterstattung 
aus  betrachten.  Zweifellos  liegt  in  unserem  Falle  zwar  nicht  strafbare  Bilanz- 
verschleierung, aber  strafbare  Bilanz-  und  Berichtsfälscbung  vor;  allerdings  nicht 
in  der  Form,  dass  wir  es  mit  Scheingeschäften,  also  mit  nichtigen  und  darum 
mit  Geschäften  zu  tun  hätten,  deren  Buchung  wegen  mangelnder  vermögens- 
rechtlicher Wirkung  unzulässig  war*),  sondern  es  liegen  ernstlich  gewollte  Ge- 
schäfte vor,  aber  solche,  deren  rechtlich  existenten  Wirkungen  wegen  wirtachaft- 
licher  Wertlosigkeit  sofort  abgeschrieben  werden  mussten. 

a)  Mochte  Leipzig  21  Millionen  Treberaktien  von  Kassel  kaufen.  In 
das  Aktivum  durfte  sie  dieselben  nicht  mit  21000000,  sondern  nur  mit  0,  d.  h. 
also  gar  nicht  setzen.  In  ihrer  Buchung  mit  21  Millionen  lag  ^ne  ganz 
kolossale,  wissentliche  Überbewertung,  also  ein  Verstoss  gegen  die  Bilanzwahrheit. 
Oder  mochten  sie  mit  50  Prozent  als  dem  derzeitigen  Börsenpreis  zu  bewerten 
sein;  dann  musste  in  der  Höhe  der  anderen  10,5  Millionen  die  Rückkauf s- 
und  Dividendengarantieverbindlichkeit  der  Kasseler  Gesellschaft  bewertet  werden. 
Allein  war  diese  Forderung  10,5  Millionen  wert?  War  sie  nicht  uneinbringlich 
d.  h.  =  0?  Und  dann:  wie  konnte  in  der  in  einer  Aufsichtsratssitzung  am 
16.  März  1901  festgestellten,  für  die  bevorstehende  Generalversammlung  der 
Aktionäre  bestimmten  Erklärung  des  Vorstandes  gesagt  werden,  die  Verbbidung 
mit  Kassel  sei  eine  lukrative;  den  Engagements  stünden  genügende  Sieherfadten 
gegenüber;  Treberaktien  besässe  die  Bank  überhaupt  nicht,  Filialwerte  nur  in 
geringen  Posten,  aus  deren  Gewinn  man  sich  stille  Deckung  geschafien  habe?^'). 

ß)  Nicht  anders  auf  Seite  Kassels.  Bei  seiner  eigenen  schlechten  Lage 
und    der    schlimmen    Lage   seiner    Filialen    durfte   Kassel    die   übernommenen 


und  1899>  um  das  Bchuldkonto  Kassels  bei  Leipzig  und  den  Besitz  Kassels  an  Fifa*al- 
aktien  bilanzmässig  herabzudrücken.  Die  MaDipuuitionen  der  R  vom  31.  März  1899 
waren  z.  B. :  a)  Die  Kasseler  Herren  nahmen  der  xrebertrockDUDg  4  Millionen  Effekten  ab 
und  gaben  hierfür  Wechselaccepte,  welche  Leipzig  von  Kassel  an  ErfüUungsatatt  über- 
nahm, b)  Kassel  trat  zwecks  teil  weiser  Tilgung  seines  Schuldkontos  gegenüber  Leipäg 
Forderungen  gegen  Tochtergesellschaften  an  Leipzig  ab.  In  der  Schlussbilanz  für  1899 
(31.  März  19C0)  wurden  von  30  Milb'onen  Schulden  an  Leipzig  24  geschoben.  S.  über 
alles  V.  Gordonf  Juristische  Glossen  zum  Kasseler  Treber-  und  Leipziger  Bankprooes  in 
Juristenzeitung  1902  8.  380  und  Hechts  Krisenenquete  Bd.  110.  Auch  nodiim  Herbst 
1900,  als  die  Fusion  der  Kasseler  Werke  in  Vorbereitung  war,  erfolgte  eine  grosse  Schie- 
bung, um  Kassels  Effektenkonto  zu  entlasten  und  die  laufende  Schuld  Kaaseis  an 
Leipzig  herabzumindern.  Die  Leipziger  Aufsichtsräte  übernahmen  gegen  Hingabe  von 
22  Millionen  Tochteraktien  durch  Kassel  22  Millionen  Kontokorrentschulden  Kassel» 
an  Leipzig. 

^)  Am  Tage  der  Konkurseröffnung  über  Leipzig  betrug  nach  den  beideiseitigen 
Büchern  die  Schuld  Kassels  nur  7,3  Millionen  in  laufender  Rechnung;  das  tataSdiliche 
Eugageraent  Leipzigs  betrug  90  Millionen. 

*)  Dies  meint  Weber  367;  dagegen  mit  Recht  v.  Gordon  382. 

')  Frankf,  Zeitung  vom  10.  Mi  1902  Nr.  189  Abendblatt. 

*)  Vgl.  auch  Weber  im  Gerichtssaal  Bd.  62  S.  383. 
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Rückgabe-  und  Bürgschaftsverbindlichkeiten  nicht  ungebucht  lassen.     Sie  mussten 
mit  54  Millionen  im  Passivkonto  stehen. 

y)  Man  hat  eingewendet,  Leipzig  habe  die  Vornahme  von  Abschreibungen 
an  den  in  Kassel  festgelegten  Aktiven  in  der  B.  von  1900  unterlassen  können, 
weil  in  den  Tagen,  in  welchen  diese  B.  aufgestellt  wurde,  gerade  die  Fusion 
der  besseren  Tochtergesellschaften  Kassels  mit  der  Muttergesellschaft  und  mit 
zwei  der  grössten  bisherigen  Konkurrenten  zustande  kam;  man  habe  gehoffl, 
in  einem  halben  Jahre  ins  Verdienen  zu  kommen^).  Allein  wie  selbst  zuge- 
geben, handelte  es  sich  nur  um  eine  Hoffnung  und  zwar  um  eine,  welche  für 
die  Zeit  der  Bilanzaufmachung  noch  jedes  Gegenwartswertes  entbehrte.  Also 
durfte  sie  gemäss  H.Gr.B.  §  40  nicht  berücksichtigt  werden.  Aber  selbst, 
wenn  sie  Gregenwartswert  bereits  besessen  hätte,  war  es  nicht  statthaft,  darum 
Abschreibungen  von  Effekten  und  Debitoren  vorzunehmen.  Sie  musste  als 
besonderes  Aktivum:  „verdienter^  aber  noch  nicht  eingegangener  Gewinn  aus 
der  Kasseler  Fusion"  gebucht  werden.  Jedenfalls  konnte  aber  der  aus  der 
Fusion  erwartete  Gewinn  für  das  Jahr  1900  nicht  so  hoch  bewertet  werden, 
wie  die  gegenwärtige  Wertminderung  der  Aktiven.  Auf  alle  Fälle  lag  bei 
dieser  Auffassung  also  unerlaubte  Bilanzfälschung  vor:') 

d)  Auch  Kassel  konnte  höchstens  buchen:  „verdienter,  aber  noch  nicht 
eingegangener  Fusionsgewinn.''  Der  Einsetzung  der  Garantie-  und  Rückkaufs- 
verbindlichkeiten in  das  Passivum  war  es  durch  die  Aussicht  auf  den  Fusions- 
gewinn nicht  überhoben. 

e)  V.  Oordon  meint  noch  %  die  Annahme  einer  Bilanzfälschung  wäre 
jedenfalls  unmöglich  gewesen,  wenn  die  Vorstande  die  Abschreibungen  gemacht 
und  den  als  selbständigen  Posten  vorgetragenen  Fusionsgewinn  in  Speziaireserve 
gestellt  hätten.  Allein  es  bliebe  immer  Überbewertung.  Dieser  Gewinn  hatte 
nicht  einen  Gegen warts wert,  welcher  in  seiner  Höhe  dem  Betrage  der  not- 
wendigen Abschreibungen  gleichgekommen  wäre. 

XI.  Was  in  diesem  ganzen  Paragraphen  von  der  B.  gesagt,  gilt  ent- 
sprechend auch  für  die  anderen  Übersichten,  Inventar-  und  Gewinn-  und  Ver- 
lustkofUo, 


ß)  Die  einfache  BiiansfSlschvns« 

§  189. 

I.  BUanxfälschung^)  ist  wissentlich  unwahre  Darstellung  der  Vemiögens- 
verhältnisse  der  Unternehmung  in  der  B.  genannten  Übersicht  über  den  Ver- 
mögensstand der  letzteren.  Aus  dem  Wesen  der  B.  ergibt  sich  somit,  worin 
die  Bilanzfälschung  bestehen,  was  Gegenstand  der  Bilanzfälschung  sein  kann. 

A.  Die  B.  ist  summarische  Vermögensübersicht.  Demgemäss  ist  die  B. 
falsch,  wenn  sie  1.  nicht  dUe  Aktiva  und  Passiva  (summarisch)  angibt, 
2.  wenn  sie  zwar  alle,    aber  nicht  alle  mit  ihrem  wahren  Namen,   nach  ihrem 


»)  V.  Gordon  a.  a.  O.  S.  383. 

')  Aus  gleichen  Gründen  gine  es  nicht  an,  dass  Kassel  die  Verluste,  welche  es 
durch  das  Versagen  des  Bergmannscnen  Verkohlungsverfahrens  erlitt,  durch  Bewertung 
der  Hoffnung  ausglich,  die  man  auf  EinführnDg  der  rotierenden  Larsenschen  Be- 
torten setzte. 

•)  A.  a.  O.  383;  dagegen  Weber  a.  a.  O.  385. 

*)  Entsprechendes  plt  für  die  beiden  anderen  „Übersichten  über  den  Vermögens- 
stand**:  Inventar  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung. 


870  §  ^^-  ^i^  einfache  BilaDzfälachung. 

wahren  Wesen  (summarisch)  angibt,  3.  wenn  sie  zwar  alle  und  alle  nach  ihrem 
wahren  Wesen,  aber  nicht  nach  ihrem  wahren  Werte  (summarisch)  angibt'). 

B.  Somit  liegt  eine  unwahre  Darstellung  des  Vermögenstandes  nicht  bloss 
vor,  wenn  die  Werthöhetiy  sondern  auch,  wenn  die  Wertgegenstände  und  ihr 
Wesen,  Zahl  und  Wesen  der  Wertgegenstände  unzutreffend  angegeben  sind. 
Die  B.  ist  eine  falsche  nicht  allein  in  dem  Falle,  da  sie  den  Wert,  sondern 
ebenso  in  dem  Falle,  da  sie  die  Zusammensetzung  des  Vermögens  (nach  Zahl 
und  Wesen  der  Vermögensgegenstande)  unwahr  angibt  WissenÜich  unwahre 
Angaben  lediglich  über  die  Zusammensetzung  des  Vermögens  stellen  nicht  bloss 
Bilanzverschleierungen,  sondern  BiUinzßlschungen  dar. 

C.  Dagegen  lässt  sich  nicht  anführen,  dass  in  der  kaufmännischen  Ge- 
schäftssprache die  inneren,  stillen  oder  geheimen  Reserven  auch  versteckte  oder 
verschleierte  genannt  werden.  In  §  197  hatten  wir  anzuführen,  dass  ein  weiterer 
und  engerer  Verschleierungsbegriff  zu  unterscheiden  ist  Im  weiteren  Sinne 
ist  Verschleiern  jedes  Unersichtlichmachen.  Unersichtlich  wird  die  Vermögenslage 
auch  durch  unwahre  Angaben  gemacht  Aber  H.G.B.  fasst  den  Begriff  Ver- 
schleiern eben  enger.  Verschleiern  ist  (wissentliches)  Unersichtlichmachen  durch 
bloss  unklare  Angaben. 

II.  Wie  bei  der  Bilanzverschleierung,  so  gibt  es  auch  bei  der  Bilanz- 
fälschung neben  der  strafbaren  auch  eine  erlaubte.  Strafbar  ist  lediglich 
die  rechtswidrige  wissentlich  unwahre  Darstellung  der  VermögensTerhältnisse 
in  der  B. 

A.  1.  Was  die  unwahren  Angaben  über  die  Vferihohen  anlangt,  so  ist 
privatrechtlich  nicht  ungültig  in  einem  früher*)  geschilderten  Umfange  die  Unier' 
bewertung  der  Aktiva,  die  Überbewertung  der  Passiva.  Angesichts  dieser  Tal- 
sache wäre  zu  erwarten,  dass  das  G.  an  der  Stelle,  an  welcher  es  die  wissent- 
lich unwahre  Darstellung  der  Vermögensverhältnisse  schlechthin  unter  Strafe 
setzt,  ausdrücklich  hervorhöbe,  dass  dieser  Strafe  auch  solch  privatrechtlich 
gültige  oder  heilbare  Unter-  bezw.  Überbewertungen  unterliegen  sollen,  sofern 
es  seine  Absicht  war,  die  Strafbarkeit  auf  jene  privatrechtlich  unanfechtbaren 
Unterbewertungen  von  Aktiven  bezw.  Überbewertungen  von  Passiven  zu  er- 
strecken. Indem  es  das  G.  nicht  getan  hat,  gibt  es  zu  erkennen,  dass  der- 
artige Unter-  bezw.  Überbewertungen  als  solche  straflos  sein  sollen. 

2.  a)  Gleichgültig  ist,  av>s  welchem  Motive  die  privatrechtlich  unheilbare  Unter- 
bewertung der  Aktiva  bezw.  Überbewertung  der  Passiva  statthat  Straflos  als  wissent- 
lich unwahre  Darstellung  des  Vermögonsstandes,  als  Bilanzverfälschung  sind  solche 
Unter-  und  Überbewertungen  sowohl,  wenn  sie  zu  Giuisten,  wie  wenn  sie  zum 
Nachteil  der  Gesellschaft  geschehen.  Die  Unterbewertung  der  Aktiva  (Über- 
bewertung der  Passiva)  kann  erfolgen,  um  möglichst  viel  Aktiva  von  der  Ver- 
teilung als  Gewinn  auszuschliessen,  also  im  Interesse  der  finanziellen  Stärkung 
der  Gesellschaft  Aber  dasselbe  kann  auch  zum  Zwecke  des  Drückens  de$ 
Kurses  der  Gesellschaftsaktien  betätigt  werden;  dann  ist  es  zum  Nachteil  der 
Gesellschaft 

b)  Staub  und  Bing  teilen  diese  Auffassung  nicht  Staub^)  meint:  Minder- 
bewertungen werden  regelmässig,  d.  h.  wenn  sie  den  Grundsätzen  der  Solidität 
(also  dem  Interesse  der  Gesellschaft  entsprechen),  zum  Gegenstand  strafrecht- 
lichen Vorwurfs    nicht   gemacht   zu  werden  vermögen.     Ring^)  bemerkt:    ,J)ie 


')  Vgl.  BchoD  oben  §  21  II  B. 
')  §§  20,  24,  26. 
•)  §  314,;  Staub,  G.-G.  82 „. 
*)  §  314,. 
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Strafbarkeit  entfällt,  wenn  nach  der  Verkehrsanschauung  die  Unterschätzung 
als  liegen  stiller  Reserven  zu  rechtfertigen  ist":  dagegen  könne  eine  Ober- 
schätzung bei  unberechtigt  niedrigem  Ansätze  zum  Zwecke  des  Kursdrückens 
sehr  wohl  strafbar  machen. 

c)  Allein  das  G.  unterscheidet  nicht  Daraus,  dass  das  H.G.B.  in  §  312 
die  Mitglieder  von  Vorstand  und  Aufsichtsrat  etc.  mit  Strafe  bedroht,  welche 
absichtlich  zum  Nachteil  der  Gesellschaft  handeln,  folgt,  wie  in  §  200  II  zu 
erörtern,  nicht,  dass  Unterbewertung  der  Aktiva  zum  Vorteil  der  Gesellschaft 
durch  die  Vorstandsmitglieder  u.  s.  w.  straflos  zu  bleiben  hat.  §  314  stellt 
die  wissentlich  unrichtige  Darstellung  schlechthin  unter  Strafe,  somit  gleich- 
gültig, ob  zum  Nachteil  oder  zum  Vorteil  der  Gresellschaft. 

3.  Auf  der  anderen  Seite  ist  dagegen  flicht  gleiehgültig,  ob  die  Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder  die  Unterbewertung  der  Aktiva  (bezw.  Überbewertung 
der  Passiva)  aus  freien  Stücken  oder  auf  Grund  Gesellschafterbeschlusses  vor- 
nehmen. 

a)  Neukamp  ^)  vertritt  die  Anschauung,  soweit  Strafvorschriften  gegen 
eine  unrichtige  Bilanzziehung  in  Betracht  kommen,  seien  diese  nur  gegen  eine 
zu  hohe,  nicht  gegen  eine  zu  niedrige  Bewertung  der  Aktiva  gerichtet.  Allein 
dies  ist  nicht  zutreffend:  nicht  jede  zu  niedrige  Bewertung  ist  straflos;  es 
kommt  darauf  an,  ob  sie  vom  Vorstand  bezw.  Aufsichtsrat  etc.  aus  freien 
Stücken  oder  in  Vollzug  eines  Gesellschafterbeschlusses  geschah. 

b)  a)  Ob  die  wissentliche  Unterschätzung  zum  Vorteil  oder  zum  Nach- 
teil der  Gesellschaft  geschieht,  sie  ist  straflos^  sofern  sie  auf  Statut  oder  un- 
anfechtbarem Generalversammlungsbeschlusse  beruht.  Die  Generalversammlung 
kann  auf  Grund  statutarischer  Zulassung  und  unter  den  Voraussetzungen  von 
H.6.B.  §  271  Abs.  3  sogar  ohne  dies  Unterbewertungen  von  Aktiven  bezw. 
Überbewertungen  von  Passiven  für  die  B.  beschliessen.  Insoweit  sind  un- 
richtige Darstellungen  in  der  B.  gestattet  und  demgemäss  auch  straflos.  Keines- 
wegs steht  aber  den  Mitgliedern  des  Vorstandes  etc.  die  Befugnis  zu,  aus  freien 
Stücken  in  Übersichten,  Berichten  und  ähnlichem  Unterbewertungen  vorzunehmen. 
Nur  solche  Unterbewertungen,  welche  die  rechtmässige  Zustimmung  der  General- 
versammlung fanden,  dürfen  in  „ihre**  Darlegungen  „ihre"  Übersichten  Auf- 
nahme finden.  Solche,  welche  diese  Zustimmung  noch  nicht  fanden,  dürfen 
von  ihnen  allein  in  solche  „Übersichten"  eingestellt  werden,  welche  lediglich 
zur  Vorlage  an  die  Generalversammlung  mit  dem  Antrage  bestimmt  smd,  die 
als  solche  gekennzeichneten  Unterbewertungen  nach  Massgabe  ihrer  Zuständig- 
keit zu  genehmigen.     Siehe  auch  §  205. 

ß)  Das  Vorgetragene  gilt  speziell  auch  für  Gesellschaften  m.  b.  H.  Hier 
besitzt  zwar  der  Vorstand  ein  von  der  Zustimmung  der  Gesellschafter  unab- 
hängiges Recht  der  Bilanzaufstellung  und  zum  Teil  auch  der  Bilanzveröifent- 
lichung*).  Aber  dadurch  ist  das  Prinzip,  dass  Unterbewertung  auf  Gesell- 
schaftsvertrag (Gesellschaf terbeschluss)  beruhen  muss,  nicht  ausgeschlossen^). 
Nur  dann  können  Geschäftsführer  und  Mitglieder  des  Aufsichtsrates  Unter- 
bewertungen der  Aktiven  nach  freiem  Ermessen  betätigen,  wenn  ihnen  durch 
Gesellschaftsstatut  die  an  sich  den  Gesellschaftern  zustehende  Feststellung  der 
Jahresbilanz  delegiert  ist.  Dann  handeln  sie  eben  an  Stelle  der  Gescllschafter- 
gesammtheit 

B.  In  dem  gleichen  Umfange,  wie  unwahre  Angaben  über  die  Werthöhe 


0  Z   48«,. 

«)  Oben  §  186. 

»)  A.  M.  Statib,  G.-G.  42,. 
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straflos  sind,  sind  es  auch  unwahre  Angaben  über  Werthöhe  und  Zahl  der 
Wert^lfegenstände.  Dies  kommt  daher,  dass  Unterbewertung  auch  in  Form  der 
völligen  Weglassung  eines  Aktivums  aus  der  B.  zu  geschehen  vermag.  Das 
Unternehmen  kann  Grundstücke  oder  Maschinen  von  hohem  Werte  besitzen, 
es  aber  unterlassen,  dieselben  in  die  B.  überhaupt  einzustellen^). 

C.  Indem  es  somit  Fälle  erlaubter  Bilanzfalschung  gibt,  ist  auch  das 
Prinzip  der  BihnzuHihrheü  als  ein  relatwest  beschranktes  zu  bezeichnen*). 
Unzutreffend  ist  es,  wegen  dieser  teilweisen  Zulassigkeit  unwahrer  Bilanzauf- 
stellung zu  behaupten,  Bilanzwahrheit  im  Sinne  des  (Gesetzes  sei  überiiaupt 
nicht  dasselbe  wie  Wirklichkeitswahrheit,  sondern  nur  soviel,  wie  gesetsestxeue 
Bilanzaufmachung,  Bilanzherstellung  in  der  Weise,  dass  sie  den  gesetzlichen 
Vorschriften,  insbesondere  denjenigen  über  den  Wertansatz  entspreche').  AUein 
das  ist  ein  ganz  anderes  Prinzip,  (resetzmässige  und  klare  oder  wahre  Bilanz- 
aufstellung sind  völlig  verschiedene  Begriffe. 

III.  Die  wissentlich  unrichtige  und  rechtswidrige  Darstellung  der  Vct- 
mögensverhältnisse  in  der  B.  oder  die  sirafbare  Büanzßhehung  kann  nicht 
bloss  durch  Angabe  falscher  Tatsachen,  Angabe  falscher  Werte,  Posten  und 
Namen,  sondern  auch  durch  Entstellung  und  durch  Verschweigen  wahrer  Tat- 
sachen, d.  h.  hier  eben  wahrer  Werte,  Posten  und  Postenbenennungen  ge- 
schehen. Nicht  selten  sind  die  verschiedenen  Formen  der  Fälschung:  Angabe 
falscher  Tatsachen,  Entstellung  oder  V^'schweigung  wahrer  verbunden. 

rV.  Die  erste  Gruppe  strafbarer  Arten  der  Bilanzfalschung  bildet  die 
unerlaubte  wissentlich  falsche  Bewertung  in  die  B.  eingesetzter  Aktiva 
oder  Passiva. 

A.  Vor  allem  sind  es  die  wissentb'chen  Überbeweriunffenj  die  hier  in  Be- 
tracht kommen.  Die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners,  das  Herabgehen  des 
Gegenwartswertes  unter  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungswert  u.  s.  w.  wird 
wissentlich  nicht  beachtet 

1.  Wir  hoben  früher^)  hervor,  dass  es  erlaubte  Bilanzunklarheit  bt,  wenn 
in  der  B.  nicht  ersichtlich  gemacht  wird,  dass  eine  bisher  bedeckle  in  eine  un- 
bedeckte Forderung  venvandeU  wird,  aber  strafbare  Bilanzfälschung  ist  es,  in 
diesem  FaUe  auch  den  Wertansatz  der  Forderung  unverändert  zu  lassen,  ob- 
wohl der  bisherige  Wert  der  Forderung  ganz  oder  teilweise  auf  der  für  sie  ge- 
währten Sicherheit  beruhte.  Eine  Bank  besitzt  bisher  eine  Hypothekfordening 
von  250000.  Sie  kauft  vom  Schuldner  das  Pfandgrundstück  im  Werte  von 
250000  gegen  bar.  Trotzdem  die  Forderung  ohne  Unterpfand  wertlos  ist, 
wird  doch  noch:  „Forderungen  250  000*'  gebucht 

2.  Eine  Bank  kauft,  um  ihr  Debitorenkonto  herabzumindern,  von  ihrem 
Schuldner  in  Anrechnung  auf  die  Schuld  desselben,  die  10  Millionen  beträgt, 
zum  Preise  von  10  Millionen  Aktien  desselben.  Die  Aktien  sind  tatsächlich 
nur  2  Millionen  wert  Allerdings  übernimmt  der  Verkäufer  Dividendengarantie 
und  Rückkaufspflicht;  es  liesse  sich  also  neben  den  Posten  Effekten  200000i) 
ein  zweiter  „Dividendengarantie-  und  Bückkaufsanspruch  8000000*'  stellen, 
aber  dem  Käufer  ist  bekannt,  dass  der  Verkäufer  niemals  in  der  Lage  wäre, 
diese  Verpflichtungen  zu  erfüllen.     Bilanzfalschung  Uegt  somit  vor,  wenn  statt 


»)  §  43  V  A  2. 

«)  8.  oben  §  43  VII  A  und  §  21  III  und  IV;  Staub  2ßl,;  Staub.  G.-G.42,.— 
Gemünd  und  Knödgen,  Wie  soll  unser  Aktienwesen  gesunden?  S.  56  verlangen  de 
lege  ferenda  die  Vorschrift:  „neben  die  Buchwerte  die  wirklichen  Werte  hinaetBen*. 

')  Knappe  65. 

*)  §  198  V  D  4  b  a, 
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„Effekten  2000000"  und  „Verlust  8  000  000"  gebucht  wird :  Effekten  10000000. 
Die  Tatsache  des  Verlustes  ist  durch  rechtswidrige  Überbewertung  eines  Aktivums 
unersichüich  gemacht 

3.  Ein  drittes  Beispiel  von  wissentlicher  Überschätzung  des  Wertes  wird 
durch  die  Überbewertung  von  Hypotheken  geliefert  als  Folge  von  Über- 
beleihung  und  damit  Überwertung  von  Pfandgrundstücken.  Wenn  Direktoren  einer 
Hypothekenbank  als  Privatpersonen  ein  Bauterrain  1900  um  1  Million  erwerben, 
1901  um  3  Millionen  an  eine  Immobiliarhandel  betreibende  Gesellschaft  ver- 
kaufen und  1903  durch  die  Bank,  welcher  sie  vorstehen,  mit  21  Millionen  be- 
leihen lassen,  demgemäss  als  Beleihungswert  derselben  35  Millionen  annehmen, 
so  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  sie  sich  zum  mindesten  als  möglich  vor- 
gestellt haben,  in  der  Ansetzung  des  entsprechenden  Bilanzpostens  „Hypotheken" 
zu  21  Millionen  eine  unrichtige  Angabe  über  den  Vennögensstand  der  Gesell- 
schaft zu  machen,  aber  die  Angabe  auch  für  diesen  Fall  machen  wollten.  Wenn 
ein  Bodenkreditinstitut  die  Bauterrains  und  Gebäude  einer  Immobiliengesellschaft 
mit  72  Millionen  beleiht  und  die  Revisionskommission  stellt  fest,  dass  jene 
Terrains  und  Häuser  zusammen  nur  36  Millionen  wert  seien,  so. liegt  bei  der 
Immobiliengesellschaft  eine  Überbewertung  ihres  Terrain-  und  Häuserbesitzes,  bei 
dem  Bodenkreditinstitut  eine  Überbewertung  ihrer  Hypotheken  um  36  Millionen 
vor.  Das  letztere  muss  hierbei  den  Verkaufswert  des  Grund-  und  Grebäude- 
besitzes  jener  Immobilien verkehrsbank  sogar  „sorgfältig^'  auf  120  Millionen 
taxiert  haben.  Denn  nur  mit  60  Prozent  ihres  sorgfältig  ermittelten  Verkaufs- 
wertes dürfen  nach  Hypothekenbankgesetz  §  1 1  f.  Grundstücke  von  Hypotheken- 
banken beliehen  werden. 

4.  Ein  anderer  Fall  von  Fordeningsüberbewertung:  Die  A.  verkauft  eine 
Anzahl  Häuser  1901  auf  Kredit  1902  lässt  sie  am  Kaufpreis  250000  Mk. 
nach  gegen  die  Verpflichtung  des  Käufers,  von  dem  beim  Weiterverkauf  der 
Häuser  zu  erzielenden  Gewinn  250000  an  die  Verkäuferin  abzutreten.  An  die  Stelle 
einer  unbedingten  Forderung  tritt  eine  bedingte.  Im  Zweifel  ist  dieselbe  weniger 
wert.  Also  durfte  der  Anspruch  auf  Gewinnbeteiligung  nicht  auch  mit  250  000 
angesetzt  werden. 

5.  Des  weiteren  noch  nachstehender  Fall  der  Überschätzung  des  Wertes  von 
Grundstücken.  Eine  A.  für  Grundbesitz  und  Hypothekenverkehr  erhöht  in  der 
Jahresschlussbilanz  den  Wert  der  Baugrundstückey  welche  sie  im  Laufe  des 
Greschäftsjahres  nicht  verkaufen  konnte,  um  a)  die  hierfür  entstandenen  Ver- 
waltungskosten, b)  den  Betrag  der  Hypotkekzinsen,  welche  sie  an  die  Gläubiger 
der  darauf  eingetragenen  Hypotheken  bezahlen  musste,  c)  den  Betrag  der  Zinsen 
des  darin  steckenden  eigenen  Kapitals,  d.  h.  um  5  Prozent  der  Differenz 
zwischen  dem  Nennwert  der  auf  den  Grundstücken  eingetragenen  Hypothekschulden 
und  dem  Buchwert  (d.  h.  im  allgemeinen  anfänglich:  Kaufpreis)  dieser  Grund- 
stücke. An  sich  ist  nun  kein  Zweifel,  dass  jene  Hypothek-  und  diese  ent- 
gangenen Kapitalzinsen,  sowie  die  Verwaltungskosten  zu  den  Herstellungskosten 
des  Bauterrains  gerechnet  zu  werden  vermögen,  soweit  sie  auf  die  Herstellungs- 
periode entfallen^),  aber  hieraus  folgt  noch  keineswegs,  dass  die  Grundstücke 
zu  diesem  erhöhten  Werte  angesetzt  werden  dürfen.  Dies  ist  lediglich  dann 
der  Fall,  wenn  diesem  also  erhöhten  Werte  auch  in  Wahrheit  der  effektive 
G^enwartswert  entspricht.  Bauterrains  sind  Veräusserungsgegenstände.  Dem- 
gemäss   müssen  sie  niedriger*)   angesetzt    werden,    wenn  ihr   derzeitiger  Markt- 


*)  §  171  III  D  und  II  B  2. 

*)  Nach  der  von  uns  in  §  21  vertretenen  Ansicht  [dagegen  Lehmann,  A.en  II 
301]  kann  dies  nicht  in  Form  eines  selbständigen  Abschreibungskontos  auf  der  Gkgen« 
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preis  hinter  den  darauf  verwendeten  Anschaffung-  und  Herstellungskosten 
zurücksteht.  Zudem  bemerkt  für  A.en  H.6.B.  §  271  Ziff.  2  mit  1  ausdrück- 
lich, dass  alle  VermögeuBgegen stände  höchstens  zu  ihrem  Anschaffung»-  oder 
Herstellungspreise,  marktgängige  Gegenstande  höchstens  zu  ihrem  augenblick- 
lichen Marktwerte  angesetzt  werden  dürfen. 

6.  Endlich  seien  die  ins  Unglaubliche  gehenden  Überbewertungen  von 
Effekten,  bezw.  Forderungen  erwähnt,  in  welche  der  Leipziger  Bank-  und  der 
Kasseler  Treberprozess  Einblick  bezüglich  der  B.en  insbesondere  der  Jahre  1899 
und  1900  gewährte: 

a)  Auf  Seite  der  Leipziger  Bank :  Hier  sprechen  die  verschiedensten  Um- 
stände^) dafür^  dass  die  Bankleitung  sich  als  möglich  vorgestellt  haij  dass  sie 
den  Wert  der  Treber-  und  Treberfilialaktien  zu  hoch  annimmt,  wenn  sie  die- 
selben zu  ihrem  Nennwert  einsetzt,  und  die  Rückkaufs-  und  Garantieansprüche 
gegen  Kassel  überwertet,  wenn  sie  dieselben  ebenfalls  zu  ihrem  Nominal- 
wert bucht*). 

b)  Noch  viel  weiter  gehen  aber  die  wissentlich  unwahren  Angaben  über 
Werthöhen  in  den  Kasseler  B.en.  Hier  wurde  ein  ganz  bedeutender  Teil  der 
wirklich  zu  recht  bestehenden  Aktiven:  Grundstücke,  Maschinen,  Forderungen 
überwertet  Z.  B.  wurden  unter  dem  Titel  „Betriebskonto''  mit  65  Millionen 
als  Bilanzaktivum  vorgetragen  Maschinen,  Apparate  u.  s.  w.,  die  zum  grossten 
Teil  gar  nicht  zur  Verwendung  gelangten,  sondern  als  unbrauchbar  bei  den 
Tochterwerken  zur  Verfügung  der  Trebergesellschaft  standen.  Sie  hatten  nur 
noch  Metallwert,  waren  also  um  etliche  Millionen  zu  hoch  geschätzt.  Vor 
allem  aber  kommen  hier  die  Lizenzforderungen  an  die  Filialen  in  Betracht 
Sie  waren  mit  14  Millionen  bewertet  und  doch  konnte  bei  der  augenblicklich 
gegebenen  Unrentierlichkeit  der  zur  Nutzniessung  eingeräumten  Patente  und 
der  demgemäss  vorhandenen  Zahlungsunfähigkeit  der  Tochterwerke  kein  Zweifel 
bestehen,  dass  diese  Forderungen  keinen  oder  nur  sehr  geringen  Oegenux^rts- 
wert  besassen,  also  auf  jeden  Fall  zunächst  („zur  Zeit'')  ganz  oder  nahezu  völlig 
als  uneinbringlich  abzusetzen  waren.  Ähnlich  lag  es  mit  dem  den  Filialen 
aufgerechneten  „Montagekonto". 

7.  a)  Zu  einer  besonderen  Form  der  Überbewertung  veranlasst  in  Deuiseh- 
land  die  Vorschrift  von  H.G.B.  §  261  Ziff.  3  bezw.  Gesellsch.-G.  §  42  Ziff.  1, 
dass  Vermögensgegenstände,  welche  nicht  zur  Weiterveräusserung,  sondern 
dauernd  zum  Betriebe  des  Unternehmens  bestimmt  sind,  ohne  Rucksicht  auf 
ihren  geringeren  Verkaufs  wert  zu  ihrem  Anschaüiings-  oder  Herstellungsprrase 
abzüglich  ihrer  Entwertung  angesetzt  werden  dürfen.  An  sich  entspricht  dies 
ja  materiell  nur  dem  Satze,  dass  Gebrauchsgegenstände  zu  ihrem  Grebrauchs- 
werte  angesetzt  werden  müssen.  §  261  Ziff.  3  gestattet  nur  eine  besondere 
Art  der  Berechnung  des  Gebrauchswertes.  Als  Gebrauchswert  darf  der  Er- 
werbspreis abzüglich  Wertminderung  angesehen  werden.  Aber  die  Bestimmang 
kann  auch  als  Deckmantel  dafür  dienen,  Vermögensgegenstände  (z.  B.  elektrische 
Anlagen),  die  bisher  dauernd  zum  Betriebe  des  Unternehmens  bestimmt  waren, 
jetzt  aber  —  z.  B.  zwecks  Gewinnung  flüssiger  Mittel  behufs  Abtragung  von 
Bankschulden  —  abgestossen  werden  wollen  und  nur  mehr,  bis  ach  solcbe 
Veräusserungsmöglichkeit  ergibt,  dem  Betriebe  des  Unternehmens  dienen  sollen, 


Seite  [„Immobilienreserve";  vd.  $  146  III  Dj  geschehen,   auf   welchem   die  Differenz 
zwiBcheo  SelbstkoBteDpreis  und  Marktwert   vor^trasen  wird. 

0  Einzelheiten  hierüber  besonders  im  Uandeisblatt  der  Frankf.  Zeihing  vom 

26.  August  1902  (Nr.  236,  1.  Morgenblatt). 
«)  S.  §  198  X  2  c  a. 
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dem  G.  zuwider  noch  als  Betriebsgegenstande  zu  behandeln.  Solche  gesetx- 
iüidrige  Behandlung  von  Veräusserungsgegenständen  als  Beiriebsgegenstände  er- 
möglicht, dieselben  zu  ihrem  Herstellungs-  oder  Anschaffungspreise  (ihren  Ge- 
stehungskosten) abzüglich  unterdessen  eingetretener  Wertminderung  auch  dann 
zu  bewerten,  wenn  ihr  dermaliger  Verausserungswert  hinter  dem  durch  Her- 
stellungskosten abzüglich  Entwertung  repräsentierten  Gebrauchswert  zurücksteht. 
In  Wahrheit  liegt  in  diesem  Falle  rechtswidrige  Überbewertung  von  Ver- 
äusserungsgegenständen vor. 

b)  a)  Nicht  zu  verwechseln  damit  ist  der  Fall,  dass  Gegenstande,  die  wirklich 
noch  die  gesetzlichen  Erfordernisse  von  Betriebsgegenständen  betitzen,  zu  ihren 
Grestehungskosten  abzüglich  Entwertung  angesetzt  werden^  obwohl  ihr  dermaliger 
Verausserungswert  diesen  also  bestimmten  Gebrauchswert  nicht  erreicht.  Hier 
ist  es  empfehlenswert,  den  Gebrauchsgegenstand  nicht  höher  als  zum  Verkaufs- 
werte anzusetzen.  Aber  das  G.  gestattet  auch,  ihn  zu  seinem  höheren  Ge- 
brauchswerte zu  bewerten. 

ß)  Aus  diesem  Grunde  ist  z.  B.  folgendes  möglich.  Eine  Gesellschaft 
für  elektrische  Unternehmungen,  d.  h.  für  den  Betrieb  von  Elektrizitätswerken 
setzt  eine  ihr  gehörige  elektrische  Anlage,  die  dauernd  zum  Betriebe,  also  nicht 
zur  Weiterveräusserung  bestimmt  ist,  trotz  ihres  dermalen  geringeren  Veräusserungs- 
wertes  zu  dem  Herstellungspreis  als  Ausdruck  ihres  augenblicklichen  Gebrauchs- 
wertes an.  Eine  andere  Gesellschaft  besitzt  den  grössten  Teil  der  Aktien  jener 
ersteren  Unternehmung  und  schätzt  zwecks  Festsetzung  des  Bilanzwertes  der 
Aktien  jener  Unternehmung,  die  sie  besitzt,  den  Wert,  der  Betriebsgegen- 
stande letzterer  ab.  Dabei  bewertet  sie  die  genannte  elektrische  Anlage  nur 
zu  ihrem  derzeitigen  Verausserungswert.  Beide  Gesellschaften  haben  gesetz- 
mässig  gehandelt^  aber  nur  die  letztere  auch  vorsichtig.  Vgl.  aber  §  197 
II  B  Anm. 

B.  Unter  welchen  Voraussetzungen  wissentliche  Unterschäixwigen  von 
Aktiven  strafbar  sind,  welche  Mitglieder  des  Vorstandes  u.  s.  w.  in  y^ikren^'^ 
Übersichten  vornehmen,  haben  wir  schon  weiter  oben  (unter  Nr.  II)  dar- 
gelegt 

C.  Möglich  ist  auch,  dass  Über-  und  Unterbewertungen  von  Aktiven  in 
organische  Verbindung  gesetzt  werden,  um  unwahre  Angaben  über  den  Ver- 
mögensstand zu  machen. 

1.  Z.  B.:  Die  Immobiliengesellschaft  A  besitzt  eine  Anzahl  Häuser  und 
Bauternüns.  Auf  die  Häuser  ist  für  die  Bank  B  eine  Hypothek  von  700000 
eingetragen.  Am  Bauterrain  ist  die  Bank  insofern  beteiligt,  als  sie  die  Hälfte 
des  Verkaufsgewinnes  erhalten  soll.  Die  Bank  B  erteilt  der  A  über  die 
Hypothek  Löschungsbewilligung  und  verzichtet  gleichzeitig  auf  das  Gewinn- 
anteilsrecht am  Bauterrain,  beides  gegen  eine  Abfindung  von  800000  Mk.,  die 
kreditiert  wird,  die  A.  setzt  gleichzeitig  den  Wert  der  bisher  mit  jener  Hypothek 
belasteten  Häuser  um  700000  herab  und  erhöht  den  Wert  der  Bauterrains 
um  800000. 

2.  Hier  findet  Unterbewertung  des  einen  und  Überbewertung  des  anderen 
Grundstückskonto  statt. 

V.  Die  zweite  Gruppe  nicht  erlaubter  wissentlicher  Bilanzunwahrheiten 
ist  dargestellt  durch  falsche  Angaben  über  die  Zahl  der  Aktiv-  und 
Passivposten. 

A.  Erstens  erfolgt  die  Fälschung  der  Zahl  der  Bilanzgegenstände  durch 
wissentliches  Einsetzen  nicht  existierender  (positiver  oder  negativer)  Ver- 
mögenswerte, 

1.  Hinzufügung  nicht  bestehender  Pas^t;werte  (Schulden)  ist  unter  keinen 
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Umstanden  statthaft.  Erlaubt  ist  unter  früher  ^)  angegebenen  Voraussetzungen 
die  Überbewertung  effektiver  Passiva,  aber  verboten  ist  die  Aufnahme  fingierter 
Verpflichtungen,  z.  B.  nicht  existierender  Garantieverbindlichkeiten. 

2.  Ebenso  unterliegt  aber  der  Bestrafung  die  Einsetzung  fingierter  Akiiven, 
d.  h.  von  Aktiven,  von  welchen  der  Bihinzaufmachendc  weiss  oder  sich  als 
möglich  vorgestellt  hat^  dass  sie  in  Wahrheit  nicht  existieren.  Als  Beispiele 
seien  erwähnt: 

a)  a)  Vor  allem  fingierte  Wechsel  Um  die  Summe  der  Aktiven  höher 
erscheinen  zu  lassen,  wenlen  IVatten  als  Aktiva  gebucht,  welche  überhaupt 
nicht  ausgeschrieben,  d.  h.  gezogen  wurden. 

ß)  Ein  anderes  Beispiel  bilden  fingierte  Hypotheken,  Einsetzung  von 
Hypotheken,   ohne  dass  ein  Darlehen  gegeben  wurde  (valutalose  Hypotheken). 

y)  Nicht  selten  werden  Aktivantizipationen')  eingesetzt,  die  noch  nicht 
eingesetzt  werden  durften.  In  Betracht  kommen  Antizipationen  des  Schemas 
verdienter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Mietzins. 

aa)  Es  werden  noch  nicht  eingegangene  Provisionen  und  ähnhches  ak 
verdient  gebucht,  obwohl  sie  noch  nicht  verdient  sind.  Bei  durch  Agenten 
vermittelten  oder  abgeschlossenen  Verkäufen  ist  nach  H.G.B.  §  88  Abs.  1 
der  Anspruch  auf  die  Provision  im  Zweifel  erst  nach  dem  Eingange  der 
Zahlung  und  nur  nach  dem  Verhältnisse  des  eingegangenen  Betrags  erworben. 
Dasselbe  gilt  bei  Vermittlung  und  Abschluss  von  Versicherungsverträgen. 
Auch  hier  steht  dem  Agenten  vor  Eingang  der  ersten  Versicheningspräniie  der 
Anspruch  auf  Provision  noch  nicht  zu.  In  beiden  Fällen  wird  zwar  von  Ah- 
8chlu8S]^rovmon  gesprochen,  allein  dass  damit  nicht  gemeint  ist»  dass  der  An- 
spruch schon  mit  dem  Abschluss  erworben  wurde,  ergibt  der  Gegensatz  Ruck- 
^o/r/i/n^^provision.  Worauf  es  der  Gesellschaft  ankommt,  ist  nicht,  dass  ihr 
ein  Kunde  mehr,  sondern  dass  ihr  ein  sicherer,  ein  zahlungsfähiger  Kunde 
zugeführt  wird.  Daher  ist  der  Anspruch  nicht  vor  der  ersten  Zahlung  erworben, 
verdient. 

ßß)  Nicht  anders  ist  die  wirtschaftliche  Auffassung  bei  den  Provisionen, 
welche  nicht  die  Gresellschaft  zahlt,  sondern  sich  zahlen  lässt  In  Betracht 
konmien  hier  vor  allem  die  sog.  Abschlussprovisionen  der  Hypothekenbanken^). 
Dieselben  dürfen  erst  in  dem  Momente  als  verdient  (in  das  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto) eingestellt  werden,  in  welchem  die  Bank  die  Darlehensvaluta  zahlt« 
somit  bei  ratenweiser  Zahlung  nur  verhältnismässig  fortschreitend*).  Das  muss 
hier  um  so  mehr  gelten,  als  diese  Provisionen  in  Form  von  Abzügen  an  der 
Darlehensvaluta  eingehoben  zu  werden  pflegen.  Auch  H.B.G.  §  16  sagt:  „In 
den  von  der  Hypothekenbank  verwendeten  Darlehensprospekten  und  Antrags- 
formularen sind  alle  Bestimmungen  über  die  Art  der  Auszahlung  der  Darlehen, 
über  Abzüge  zu  Gunsten  der  Bank,  über  die  Höhe  und  Fälligkeit  der  Zinsen 
und  der  sonst  dem  Schuldner  obliegenden  Leistungen,  über  ...  die  Rück- 
xahlung  aufzunehmen.'' 

b)  a)  Als  Beispiel  aus  der  unmittelbaren  Praxis  führen  wir  einen  Teil 
der  „Forderungen  an  Tochtergesellschaften"  an,  welche  sich  in  den  Bilanzen 
(insbesondere  1899/1900)  der  Kasseler  Trebertrocknung  als  Aktiva  fanden. 

Diese  Forderungen  zerfielen  in  zwei  Gruppen.     Ein  Teil  existierte  recht- 

')  S.  in  diesem  Paragraphen  unter  Nr.  II. 
*)  Oben  §  89. 
■)  8  105  VII  B  4  c5  y. 

*)  Ebenso  Heeht,  Hypothekenbankrecht  §  9  S.  33.  Zu  beanstanden  ist  nur  der 
Ausdruck  FroyialouBreserve  für  den  noch  nicht  verdienten  Teil. 
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lieh.  Es  sind  die  Lizenzforderungen.  Sie  hatten  nur,  wie  früher^)  erwähnt, 
wegen  gegenwärtiger  Zahlungsunfähigkeit  der  Filialen  als  uneinbringlich  oder 
wenigstens  als  zweifelhaft  bewertet  werden  müssen.  Ein  anderer  Teil  existierte 
aber  überhaupt  nicht.  Teils  hatten  die  Tochtergesellschaften  gar  nichts  em- 
pfangen, sondern  wiuxien  Verluste,  welche  die  Filialen  durch  Entwertung  von 
Betriebsgegenständen  (Retorten  u.  s.  w.)  erlitten,  denselben  in  den  Büchern  der 
Kasseler  Gresellschaft  am  Ende  des  Geschäftsjahres  „summarisch''  als  Schulden 
an  das  Mutterunternehmen  verbucht,  teils  hatten  sie  wohl  Werte  erhalten,  aber 
entweder  als  Nachlieferungen  auf  Lieferungsansprüche,  die  ihnen  gegen  Kassel 
zustanden,  oder  als  ihnen  freiwillig  und  unerbeten  gewährte  nicht  zurückzahlbare 
Betriebszuschüsse^).  Dass  die  Kasseler  Leitung  sich  zum  mindesten  als  mög- 
lich vorgestellt  hat,  sie  buche  damit  Forderungen  als  bestehend,  welche  in 
Wirklichkeit  nicht  bestehen,  ist  durch  die  Tatsache  erwiesen,  dass  dieselbe,  als 
Leipzig  diese  Forderungen  an  Erfüllungsstatt  für  Forderungen  gegen  Kassel 
annahm,  au  die  Leipziger  Bank  das  Ersuchen  stellte,  von  dieser  Forderungs- 
abtretung die  Fih'alen  nicht  zu  benachrichtigen.  Kassel  setzte  es  somit  als 
möglich  voraus,  dass  die  Tochtergesellschaften  der  Bank  erklärten,  Verbindlich- 
keiten aus  Nachlieferungen  oder  Zuschüssen  bestünden  für  sie  an  Kassel  nichts 
solche  Kreditoren  fänden  sich  nicht  in  ihren  Büchern'). 

ß)  Eine  Hypothekenbank  ist  infolge  gegenwärtiger  Zahlungsunfähigkeit 
ihres  Schuldners  an  sich  veranlasst,  eine  Hypothekforderung  von  500000  um 
100000  geringer  zu  bewerten,  also  an  sich  100000  an  den  Aktiven  abzu- 
schreiben, 100000  in  das  Verlustkonto  zu  setzen.  Um  diese  Aktivenminderung 
zu  vermeiden,  setzt  sie,  weil  Aussicht  auf  spätere  Zahlungsfähigkeit  besteht 
—  das  Unternehmen  des  Schuldners  verspricht  in  der  Zukunft  zu  prosperieren  — , 
zwar  die  Hypothek  auf  400000  herab,  dafür  aber  ein  Aktivum  „Vorschuss- 
konto 100000"  ein.  Der  gegenwärtige  Verlust  winl  als  Vorschuss  gebucht 
Es  ist  unzulässig,  Wertrückgänge,  die  vküeicht  wieder  eingeholt  werden  können, 
als  Aktivum  zu  bewerten.  Werden  sie  gar  als  „Vorschuss"  bezeichnet^  so 
liegt  eine  doppelte  Fälschung  vor:  Fälschung  des  Wertes  und  Fälschung  des 
Namens. 

3.  Selbstverständlich  ist,  dass  dieses  Einsetzen  nicht  existierender  Aktiv- 
oder Passivwerte  audt  eine  unrichtige  Angabe  der  Höhe  des  Vermögensstandes 
bewirkt.  Durch  Einsetzung  fingierter  Aktiva  wird  der  Betrag  der  Aktiv-,  durch 
Einsetzen  nicht  existierender  Passiven  derjenige  der  Passivbestände  gesteigert. 
Nur  dann  tritt  dies  nicht  ein,  wenn  auf  beiden  Seiten  fingierte  Posten  in 
gleichem  Betrage  zur  Einsetzung  gelangen. 

B.  Die  andere  Weise,  die  ZaJd  der  Bilanzgegenstände  zu  fälschen,  be- 
steht im    Weglassen  vorhandener  Aktiv-  oder  Passivwerte  aus  der  B. 

Dabei  sind  auch  hier  zwei  Fälle  zu  unterscheiden:  Weglassungen,  welche 
zugleich  eine  Fälschung  der  Werthöhe  des  Gesamtvemiögensstandes  darstellen, 
und  Weglassungen,  welche  keine  Unrichtigkeit  der  Angaben  über  Höhe,  sondern 
nur  der  Angaben  über  Zttsammensetzung  des  Gesamtvermögens  bewirken. 


')  8.  oben  IV  A  6  b. 

«)  Vgl.  dazu  Frank/,  Zeitung  vom  22.  Juni  1903  Abendblatt  171. 

')  Der  der  summarischen  Kepartition  zu  Gruede  liegende  Gedanke  war:  Das 
Bergmannache  PatentverfahreD  wird  nach  den  Berechnungen  Bergmanns  in  der  Zukunft 
der  Trebergesellschoft  Nettogewinn  durch  Dividenden  der  im  £^itz  der  Trebergeaell- 
schaft  befindlichen  Aktien  der  Tochterwerke  brin^n  und  dieser  Zukunfisgßmnn  wurde 
unter  dem  Titel  „Konto  der  Nachlieferungen  und  Vorschüsse'^  als  GegenwartaBktiYnm 
eingestellt     Also  Wert-  und  Namenfälschung. 
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Wegen  der  praktischen  Wichtigkeit,  welche  diese  Unterscheidung  hier 
besitzt,  ist  dieselbe  zum  obersten  Einteilungsgrund  zu  macheu. 

1.  Weglassungen,  welche  zugleich  eine  Fälschung  der  Höhe  des  Ver- 
mögeusstandes  darstellen.  Zunächst  ist  zu  erwähnen,  dass  ein  Weglassen 
positiver  Vermögenswerte  in  dem  nämlichen  Umfange  zulässig  ist,  in  welchem 
die  wissentliche  Unterbewertung  eingesetzter  Aktiva  rechtlich  nicht  beanstandet 
zu  werden  vermag.  Wir  sahen  solche  Weglassungen  schon  oben  unter  Nr.  II  B. 
Strafbar  ist  dagegen,  wie  die  Unterbewertung,  so  das  völlige  Uneing^etztlas.«en 
von  zu  recht  bestehenden  Passiven,     Folgende  Beispiele: 

a)  Einer  A.  werden  Gefälligkeitsaccepte  in  der  Höhe  von  2  Millionen 
erteilt.  Sie  besitzt  damit  2000000  Wechselforderungen,  aber  zugleich  entsteht 
für  sie  die  Verpflichtung,  den  Acceptenten  die  Wechselzahlung  zu  vergüten, 
somit  eine  Schuld  von  2  Millionen.  Es  ist  unwahre  Darstellung  des  Ver- 
mögensstandes, wenn  in  der  B.  nur  das  Recht  und  nicht  die  Pflicht  aus  der 
Wechselziehung  Vorbuchung  findet,  nur  die  betrefTenden  Wechsel  als  Aktiva, 
nicht  aber  die  Verpflichtung,  die  Wechselzahlung  zu  erstatten,  auf  der  Passiv- 
seite eingesetzt  wiixl. 

b)  Der  Gesellschaft  obliegen  eine  Reihe  Even tual Verpflichtungen:  Rück- 
kaufs-, Bürgschafts-,  Giro-  und  andere  G^rantieverbindlichkeiten  ^).  Für  ihre 
Inanspruchnahme  hieraus  besteht  die  grösste  Wahrscheinlichkeit.  Es  liegt 
strafbare  Bilanzfälschung  vor,  wenn  sie  diese  Verpflichtungen  in  der  B.  trotz- 
dem weglässt.  Wie  früher*)  erwähnt,  sind  im  Bilanzkonto  der  Kasseler  Treber- 
trocknung  1900  54  Millionen  solcher  Verbindlichkeiten  ungebucht  geblieben, 
die  hätten  eingetragen  werden  müssen.  Ebenso  hatte  Leipzig  den  Käufern 
von  Obligationen  Kasseler  Filialen  Garantie  geleistet  Das  Garantäekonto  be- 
trug Ende  1900  5,5  Millionen.  Trotzdem  wurde  es  nicht  in  die  B.  aufge- 
nommen. 

c)  In  Gewinnverteilungsbilanzen  werden  eine  Reihe  anderer  Kreditoren 
oder  die  Posten  Grundkapital  oder  Reservefonds  weggelassen. 

d)  Unterlassen  wird  die  Einsetzung  von  Passivantizipatiouen  der  Formel: 
verursachter,  (wirtschaftlich)  geschuldeter,  aber  noch  nicht  bezahlter  Mietzins. 
Die  A.  ist  von  dem  Momente  an  zur  Zahlung  der  Abschlussprovisionen  an 
ihre  Agenten  verpflichtet,  in  welchem  die  (erste)  Zahlung  aus  dem  vom  Agenten 
vennittelten  Gescliäfte  eingeht.  Von  da  an  ist  die  Provision  eine  zu  ent- 
richtende. Wird  sie  rechtlich  nach  besonderer  Vereinbarung  erst  im  nächsten 
Jahre  fällig,  so  ist  sie  doch  wirtschaftlich  schon  im  alten  Jahre  verschuldet 
Ihre  Weglassung  in  der  B.  bei  Vorhandensein  der  Vorstellung,  dass  damit 
möglicherweise  der  Vermögensstand  unrichtig  angegeben  wird,  fällt  unter  den 
Begriff  strafbarer  Bilanzfälschung. 

2,  Die  x/weite  Gruppe  der  Weglassungen  bilden  diejenigen,  welche  meht 
zugleich  die  Angaben  über  den  Betrag  des  Gesanitvermögensstandes,  also  den 
BWmizsaldOf  zu  einem  unwahren  machen. 

a)  Dies  ist  nur  möglich,  wenn  gleichzeitig  Weglassungen  auf  der  Aktiv- 
und  Passivseite  und  zwar  in  gleichem  Betrage  geschehen.  Zunächst  seien  zwei 
in  der  Praxis  nicht  selten  begegnende  Beispiele  angeführt: 

a)  Die  Aktivzinsen  (Hypothekzinsen)  der  A.  machen  1000000  aus,  die 
Passivzinsen  (Bank-,  Obligationenzinsen)  derselben  1050000;  um  die  hoben 
Passivzinsen  unersichtlich  zu  machen,  wiwl  im  Gewinn-  und  Verlustkonto  ledig- 
lich gebucht  (auf  der  Verlustseite):  „Zinsenkonto  50000".    Oder:  Die  Debitoren 


»)  Vgl.  oben  §  175  IV. 
»)  §  198  X  2  c  ß. 
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befangen  20  Millionen,  die  Schuld  an  die  Bank  21  Millionen.  Um  die  be- 
trächtliche Bankschuld  in  der  B.  nicht  erkennbar  zu  machen,  erfolgt  nur  eine 
Eintragung  auf  der  Passivseite:  Kreditoren  1000000. 

ß)  Aber  nicht  bloss  zwischen  Forderungen  und  Verbindlichkeiten^  sondern 
auch  zwischen  anderen  Aktiven  und  Passiven  erfolgt  solche  Ausgleichung. 
Eine  Hypothekenbank  nimmt  auf  ihr  Bankgebäude  im  Taxwert  von  500  000  Mk. 
eine  Hypothek  von  300000  Mk.  auf.  Die  Tatsache  der  Pfandeigenschaft  des 
Gebäudes  kommt  als  solche  in  der  B.  nicht  zum  Ausdruck.  Die  Eintrage 
lauten  bei  ordnungsmässiger  Buchung:  Bankgebäude  500000;  Kreditoren 
300000.  Aber  die  Bank  will  die  Aufnahme  des  Darlehens  auf  ihr  Betriebs- 
gebäude auch  ziffernmässig  verdecken.  Daher  wird  nur  auf  einer  Seite,  hier 
der  Aktivseite,  gebucht:  Grundstückskonto  200000.  —  Die  A.  für  Grund- 
besitz und  Hypothekenverkehr,  eine  Immobiliengesellschaft  des  Sandenkoucerns, 
hat  nach  den  Angaben  Hechts^)  ihre  Passivhypotheken  nicht  auf  der  Passiv- 
seite der  B.  aufgeführt,  sondern  dieselben  von  dem  Buchwert  der  ihr  gehörigen 
Immobilien  abgezogen:  Immobilieukonto  33  743130.07  —  Hypothekenkonto 
26287407.56  giebt  als  Bilanzposten:  „Immobilien  7461723.11«  —  Durch  An- 
wendung der  gleichen  Methode  trat  auch  der  beträchtliche,  nicht  abstossbare 
Grundstücksbesitz  nicht  in  Erscheinung,  welcher  im  Eigentum  der  zum  Pommer- 
bankkoncem  gehörigen  Immobilien verkehrsbank  sich  befand.  —  Oder:  Eine  A. 
besitzt  einen  grossen  Teil  der  Aktien  einer  anderen  Gesellschaft,  sagen  wir: 
30  Millionen  Nominal.  Der  Börsenpreis  der  Aktien  am  Bilanztag  ist  70.  Also 
könnten  diese  Aktien  im  Aktivum  auf  Efiektenkonto  mit  21  Millionen  ge- 
bucht werden.  Aber  die  erstgenannte  Gesellschaft  hat  für  die  letztere  auch 
eine  Garantie  bezüglich  deren  Bankkredit  bis  zu  80  Millionen  Mk.  übernommen. 
Die  Bankschuld,  deren  Bückzahlung  und  Verzinsung  garantiert  wird,  beträgt 
augenblicklich  20  Millionen.  Nach  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Gesellschaft, 
für  welche  die  Garantie  übernommen  wurde,  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass 
die  garantierende  Gesellschaft  aus  ihrer  Verpflichtung  in  Anspruch  genommen 
wird.  Die  Verwaltung  der  letzteren  ist  daher  veranlasst,  die  Garantieverbind- 
lichkeit zu  bewerten.  Sie  tut  es  mit  6  Millionen.  Aber  um  die  Existenz 
dieser  Garantieübemahme  in  der  B.  zu  verdecken,  tut  sie  es  buchmässig  nicht 
in  der  Form,  dass  sie  dem  Aktivposten  „Effekten  21  Millionen"  einen  Passiv- 
posten „Kreditoren  6  Millionen"  gegenüberstellt,  sondern  in  der  Weise,  dass  sie 
die  Effekten  nur  zu  50  Prozent  bewertet;  also  „Effektenkonto  15  Millionen". 
Die  Garantieverbindlichkeit  tritt  auf  diese  Weise  in  der  B.  nicht  in  Er- 
scheinung. 

b)  In  allen  den  vorgeführten  Fällen  wird  die  Höhe  des  Vermögens- 
standes nicht  unrichtig  angegeben  und  doch  liegt  nicht  bloss  Verschleierung,, 
sondern  unrichtige  Darstellung  der  Vermögensverhältnisse  im  Sinne  vom  H.G.B- 
§  314  Ziff.  1,  Bilanzfälschung,  nicht  bloss  Bilanzverschleierung  vor. 

a)  Wohl  lässt  sich  sagen:  Das  G.  schreibt  nicht  bloss:  Strafbar  macht 
sich,  wer  den  Stand  der  Verhältnisse  unwahr  darstellt  oder  verschleiert,  sondern : 
Der  Strafe  unterliegt,  wer  in  seinen  Darstellungen,  in  seinen  Übersichten  über 
den  Vemiögenssland  oder  in  seinen  Vorträgen  den  Stand  der  Verhältnisse  un- 
wahr darstellt  oder  verschleiert;  in  Darstellungen  (d.  h.  Berichten)  und  Vor- 
trägen bildet  die  Angabe  der  Bankschuld  lediglich  mit  1  Million  und  des 
Wertes  des  Bankgebäudes  mit  200000  eine  unrichtige  Darlegung  der  Ver- 
mögensverhältuisse,  aber  nicht  ist  dies  bei  solcher  Angabe  in  Übersichten  der 
Fall.     Übersichten   sind  Zusammenfassungen,    Zusammenziehungen,    eine  Form 


*)  BilanzmethodeD. 
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der  Zusammenziehung  bildet  auch  die  Weglassung  entgegengesetzter,  sidi  aus- 
gleichender Werte;  insbesondere  bei  B.  und  Gewinn-  und  Verlustiechnung, 
welche  die  Natur  summarischer  Obersichten  besitzen,  liegt  solche  Zusammen- 
fassung im  Wesen  der  Übersicht  Somit  enthalt  eine  derartige  Zusanunen- 
ziehung  von  Aktiven  und  Passiven  zu  einem  Posten,  die  Angabe  nttr  der 
Differenz  xwiachen  bestimmten  Akiwen  und  Passiven  statt  Angabe  dieser  Aktiva 
und  Passiva  je  in  ihrer  vollen  Höhe  lediglich  eine  Bilanzverschleierung  und 
keine  Bilanzfalschung  und  obendrein  eine  straflose,  eine  erlaubte^)  Verschleie- 
rung des  Vermögenstandes. 

ß)  Allein  gegen  solche  Schlussfolgenmg  spricht  ein  dreifaches  Bedenken. 

ad)  Zunächst  stellen  B.  im  technischen  Binne  und  Gewinn-  und  Vedust^ 
rcchnung  nicht  bloss  Übersichten,  summarische  Übersichten,  sondern  audi 
Konten,  „Wagen*'  dar.  Sie  sollen  das  zwischen  entgegengesetzten  Werten  ob- 
waltende Wertverhältnis  ziffemmässig  darstellen.  Ihr  Zweck  ist,  einander  ent- 
gegengesetzte Werte  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnis  abzuwägen,  nicht  die 
gegeneinander  abzuwägenden  Gegenstände  durch  gleichmässige  Wegnahmen 
von  beiden  Teilen  in  ihrer  Zahl  zu  mindern,  die  B.  im  technischen  Sinne  ist 
Vermögens-  und  Erfolgs-,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  Eriolgabüanz ;  da? 
Gleichgewichtsverhältnis  zwischen  positiven  und  negativen  Werten  sollen  sie 
darstellen,  nicht  die  einen  von  den  anderen  abziehen;  ein  „das  Verhältnis  des 
Vermögens  und  der  Schtdden  darstellender  Abschluss*'  hat  sogar  gesetzlich  die 
B.  zu  sein;  „Vermögen**  und  „Schulden**  sind  sich  somit  gegenüberzustellen; 
nicht  die  eine  Seite  um  die  andere  mehr  oder  weniger  zu  kürzen.  Zusammen- 
gefasst  werden  zu  einem  Posten  dürfen  Wertg^^nstände  derselben  Kontoseite; 
zulässig  ist  z.  B.  Effekten-  und  Wechsel  zu  einem  Konto  „Effekten-  und 
Wechselbestand**  zu  vereinigen;  zulässig  ist  es,  die  verschiedensten  Passiv- 
antizipationen (wirtschaftlich  schon  verschuldete,  aber  noch  nicht  entrichtete 
Steuern,  Prämien,  Provisionen;  bezogene,  aber  noch  nicht  verdiente  Gewinne), 
gewisse  Debitoren  (z.  B.  ziffemmässig  noch  nicht  festgestellte  Schulden  au  Liefe- 
ranten) und  Wertberichtigungskonten  (Differenz  zwischen  den  Herstellungskosten 
und  Verkaufspreisen  von  bald  abzusetzenden  Warenvorräten)  zu  einem  Interims' 
konto  zu  vereinigen;  Zusammenfassung  von  Aktiven  und  Passiven  im  Wege 
gegenseitigen  Abzugs  dagegen  ist  ordnungs-  und  gesetzwidrig;  es  widerspricht 
(lein   natürlichen  Wesen  der  B.   und  ausdrücklicher  Vorschrift   des  Gesetzes*). 

ßß)  Hierzu  kommt:  Die  B.  und  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  „Über- 
sicht über  den  Vermögensstsnd^^^)  und  dazu  gehört  nicht  bloss  Übersicht  über 
die  Vermögenshöhe,  Angabe  darüber,  ob  die  Aktiva  oder  Passiva  überwiegen, 
sondern  auch  Übersicht  über  die  Vermögenszusammensetzung.  Zur  Ersichtlich- 
machung  der  Vermögenslage  genügt  nicht,  anzugeben,  ob  und  um  wieviel  die 
Aktiva  die  Passiva  oder  die  letzteren  die  ersteren  übersteigen,  sondern  not- 
wendig ist  hierfür  auch  Angabe  der  Zusammensetzung  der  sich  die  Wage 
lialtenden  Vermögenswerte,  Angabe  der  Vermögensgegenstände.  Die  B.  ist 
nicht  bloss  Vennögensrechnungsabschluss,  sondern  auch  sunmiarisehes  Ver- 
mö^ensverxeichnis*).  Und  dasselbe  gilt  für  seine  Au^be  bezüglich  des  Gewinn- 
und  Verlustkontos. 

yy)  Endlich  aber:  Das  G.  setzt  unter  Strafe  nicht  bloss  unrichtige  Dar- 


*)  Oemünd  und  Knödgen,   Wie   kann  unser  Aktien wesen  gesunden?    S.  54  für 
das  geltende  Recht 
»)  H.G.B.  39. 
»)  H.G.B.  314  Z.  1. 
*)  Oben  §  22  VII. 
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Stellung  des  Vermögen sverhältnisses  der  Gesellschaft^  sondern  „cfer"  Vermögens- 
„verhältnisse"  der  Gesellschaft;  also  auch  unrichtige  Angaben  über  einzelne  Ver- 
mögensteile^), somit  auch  über  die  Zahl  der  Aktiva  und  Passiva. 

y)  Noch  könnte  man  ein  Doppeltes  einwenden: 

aa)  Das  österreichische  Vers.-Reg.  §  33  Ziff.  15  bestimmt  ausdrücklich: 
„Die  Debitoren  und  Kreditoren  der  Gesellschaft  sind  gesondert  auszuweisen.*' 
Wozu  diese  Vorschrift,  wenn  gegenseitige  Zusammen ziehung  von  Debitoren  und 
Kreditoren  schon  ohnedies  ordnungs-  oder  gar  gesetzwidrig  wäre?  Allein  die 
ausdrückliche  Vorschrift  will  nur  eine  bereits  aus  altem  H.G.B.  Art.  29  („Das 
Verhältnis  des  Vermögens  und  der  Schulden  darstellender  Abschluss")  sich  er- 
gebende Konsequenz  ausser  Zweifel  stellen. 

ßß)  Der  andere  Einwand  wäre:  Grundsatz  ordnungsmässiger  Buchhaltung 
ist,  dass  entgegengesetzte  wirtschaftliche  Wirkungen,  welche  aus  ein  und  dem- 
selben Geschäftsvorfalle  erwachsen,  in  den  Handelsbüchern  ungebucht  bleiben, 
sofern  sie  sich  im  Werte  die  Wage  halten*).  Ungebucht  bleibt  z.  B.  die 
Garantieverbiudlichkeit  gegen  die  Wechselnachmänner,  wenn  die  Regressforderung 
gegen  die  Wechselvormänner  die  gleiche  Sicherheit  besitzt*).  Allein  der  Satz  gilt 
nicht  für  die  zusammenfassenden  Abschlussübersichten.  Die  B.  hat  nach  Wesen 
und  Gesetz  Vermögen  und  Schulden,  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  Ge- 
winne und  Verluste  einander  gegenüberzustellen. 

c)  Nicht  ganz  ebenso,  wie  die  beiden  bisher  behandelten  Fälle,  liegt  der 
Fall  der  Einsetzung  des  Grundkapitals  im  Passivum  nur  in  der  Höhe  seiner 
effektiven  Einzahlung  unter  gleichzeitigem  Weglassen  der  Einlageforderungen 
im  Aktivum. 

a)  Hier  liegt  zweifellos  eine  rechtswidrige  Bilanzfälschung  vor:  die  Zahl 
der  Aktiva  und  Passiva  ist  nicht  vollständig  angegeben.    Anders  Knappe  S.  70. 

ß)  Auch  eine  Unterbewertung  der  Aktiva  liegt  vor,  wenn  die  B.  als 
Vennögenermittlungsbilanz  aufgestellt  wird.  Hier  wird  das  Weglassen  der  Ein- 
lageforderungen  im  Passivum  nicht  ausgeglichen.  Denn  in  dieses  gelangt  in 
diesem  Falle  kein  Grundkapitalsposten  zum  Eintrag. 

C.  Häufiger  noch  als  dadurch,  dass  auf  Aktiv-  und  Passivseite  Bilanz- 
j^genstände  weggelassen  werden,  geschieht  Bilanzfälschung  in  der  Weise,  dass 
auf  der  Aktivseite  nicht  existierende  Wertgegenstände  hinzugefügt,  auf  der 
Pass^ivseite  existierende  weggelassen  werden.  In  diesem  Falle  liegt  nicht  bloss 
eine  Fälschung  der  Zusammensetzung,  sondern  auch  der  Werthöhe  des  Ver- 
mögens (Gesamtgewinnes,  Gesamtverlustes)  vor.  Denn  bei  solcher  Kombination 
der  Formen  A  und  B  wird  der  Wert  der  Aktivseite  über  seinen  wahren 
Stand  erhöht,  die  Summe  der  Passiven  unter  ihren  wahi-en  Betrag  gemindert. 
Ein  grösserer  Gewinn-  oder  ein  geringerer  Verlustsaldo  ist  das  Ergebnis.  Durch 
Überbewertungen  von  Aktiven  und  Einsetzung  fingierter  Aktiven  sollen  nach 
Aussage  der  Sachverständigen  in  der  B.  der  Trebertrocknungsgesellschaft  in 
Kassel  für  das  Jahr  1899/1900  süitt  15  Millionen  40  Millionen  Aktiva 
stehen  und  ebenso  im  Passivum  infolge  von  Unterbewertung  und  Weglassung 
statt  50  Millionen  Kreditoren  nur  34.  Das  macht  im  Ergebnis  statt  einer 
Überschuldung  von  (50  — 15=)  35  Millionen  einen  Beingewinn  von  (40  —  34=) 
6  Millionen*). 

VI.  Die  dritte  Gruppe  verbotener  Bilanzfälschungen  stellen  die  wissent- 


0  Bing  314,;  Reichsger.  in  Strafe.  21  S.  173. 

»)  S.  §  175  iV  A  2. 

»)  Oben  §  85. 

*)  Dazu  Frankf.  Zeitung  v.  22.  Juni  1903  Nr.  171  Abendblatt. 

Rehm,  Die  Bilanzen  der  AktiengeflollBchaftpn.  56 


882  §  1^-  I^ie  einfache  BilanzfälschuDg. 

lieh  falschen  Benennunffen  des  Wesens  vorgetragener  Bilanzpoeten  dar. 
Die  wahre  Vferthöhe  des  Gesamtvermögensstandes  wird  dadurch  ja  nicht  be- 
rührt; aber  aus  diesem  Grunde  fallen  die  gefälschten  Bezeichnungen  doch  nicht 
bloss  unter  den  BegriiT  der  Verschleierung  der  Gesellschaftsverhältoii^ae;  denn 
das  Verhalten,  d.  h.  die  Lage,  der  Stand  der  Gesellschaft  bestimmt  sich  nicht 
nur  nach  dem  Betrag,  sondern  auch  nach  der  Zusammensetzung  der  Aktiven 
und  Passiven. 

A.  Besitzt  eine  Gesellschaft  grösseren  Effektenbestand,  belangreiche 
flüssige  Mittel,  Bankguthaben,  so  werden  wir  ihre  Lage  im  allgemeinen  als 
günstig,  hat  die  Gesellschaft  dagegen  Bankschulden  oder  grössere  laufende 
Verbindlichkeiten,  so  werden  wir  ihre  Lage  für  die  Regel  als  ungünstig  be- 
zeichnen. DemgemäsH  ist  es  von  erheblicher  Bedeutung  für  Erkenntnis  des: 
wahren^  richtigen  Vermögensstandes,  dass  die  B.  auch  die  einzelnen  Posten, 
aus  welchen  sich  die  Aktiv-,  bezw.  Passivseite  zusanunensetzt,  wahrheitsgemäss« 
bezeichnet.  Damit  ist  aber  erwiesen,  wie  in  falscher  Benennung  der  einzelnen 
Posten«  wahrheitswidriger  Gmppierung  der  Aktiv-,  bezw.  Passivwerte  nicht  bloss 
eine  unklare,  sondern  eine  unwahre  Darstellung  der  Gesellschaftsverhaltnisse 
liegt.  Denn  erscheint  infolge  wahrheitswidriger  Benennung  der  einzelnen 
Posten  die  Zusammensetzung  des  Vermögens  einer  Gesellschaft  als  günstig, 
welche  in  Wirklichkeit  eine  ungünstige  ist,  oder  ist  das  Sachverhältnis  das 
umgekehrte,  so  sind  eben  infolge  dieser  wahrheitswidrigen  Benennung  der  Posten 
die  Vermögensverhältnisse  der  Gesellschaft  unwahr  dargestellt^ 

B.  Die  zur  Erörterung  stehende  Art  der  Bilanzfälschung  beruht  auf 
einem  ähnlichen  Prinzip,  wie  eine  der  Formen  der  Bilanzverschleierung.  Wir 
erwähnten  unter  diesen^)  die  Verwendung  unklarer  Benennungen  für  die 
einzelnen  Posten.  Hier  steht  die  Verwendung  unwahrer  Benennungen  in  Frage. 
Die  Grenze  zwischen  beiden  Formen  ist  oft  eine  fast  unmerkliche  und  zwar 
selbst  zwischen  strafbarer  Bilauzfälschung  und  strafloser  Bilanzverschleiening. 
In  der  Praxis  der  Gerichte  begegnet  daher  nicht  selten,  dass  noch  Bilanz- 
verschleierung und  zwar  sogar  erlaubte  angenommen  wird,  wo  in  Wirklichkeit 
strafbare  Bilanzfälschung  gegeben  ist  Um  den  Unterschied  klar  erkenntlich 
zu  machen,  schliessen  wir  daher  unsere  hier  zu  erörternden  Beispiele  an  die  an 
jener  früheren  Stelle  gegebenen  an. 

C.  1.  a)  Wir  erklärten  früher*)  für  eine  erlaubte  Bilanzverschleierung  die 
Buchung:  „Diverse  Effekten  (oder  Reportkonto)  500000,  Diverse  Debitoren 
1000000,  Interventionskonto  400000."  Setzen  wir  dafür: .  „Effekten  500000. 
Debitoren  1000000,  Interventionskonto  400000/'  so  liegt  nicht  mehr  bloss  eine 
Bilanzverschleierung,  sondern  eine  Bilanzfälschung  vor,  sofern  die  Intervention 
nicht  in  Form  der  Abnahme  von  Grundstücken,  sondern  zu  250000  durdi  Über- 
nahme von  Effekten,  zu  150000  durch  Gewährung  von  Darlehen  geschah. 
Effekten  schlechthin,  Debitoren  schlechthin  erweckt  den  Anschein,  dass  weitere 
Effekten  bezw.  Debitoren  nicht  gegeben  sind. 

b)  Ein  ähnliches  Beispiel  ist  dieses.  Eine  A.  hat  aus  einer  Konsortial- 
beteiligung  250  000  Mk.  Effekten  fest  übernommen  und  bereits  geliefert  er- 
halten, aY3er  noch  nicht  abzustossen  vermocht  Ausserdem  besitzt  sie  500  000  Mk. 
Effekten.  Hier  ist  die  Buchung  nur  eine  unklare  und  zwar  eine  erlaubt  unklare, 
wenn  sie  lautet:  Diverse  Effekten  500  000;  Konsortialkonto  250000,  eine 
falsche    und   verbotene*),    wenn   sie  bmtet:  Effekten  500  000,  Konsortialkonto 


»)  In  8  198  V. 

•)  §  198  V  C  3  a. 

')  In  der  Schlussbilaoz  der  Leipziger  Bank  für  1899  wurden  11  Millionen  De- 
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250000.  Ln  ersteren  Falle  hätte,  um  klare  Buchung  zu  geben,  formuliert 
werden  müssen:  Diverse  Effekten  500 OOÖ,  Konsortialeffekten  250000.  Im 
anderen  Falle  wäre  die  Buchung  eine  wahre,  wenn  die  Sachlage  die  sein  würde, 
dass  die  Konsortialbeteiligung  noch  nicht  abgewickelt  ist.  Ein  Konsortium 
hat  die  Effektuierung  einer  Aktienemission  übernommen.  Es  ist  eben  im 
B^rifT,  die  Aktien  an  das  Publikum  zu  bringen.  Eine  Bank  ist  am  Konsortium 
beteiligt  und  leistete  zur  Zahlung  der  Aktieneinlagen  an  die  zu  gründende 
Gesellschaft  250000.  Dann  hat  sie  eine  Gesellschaftsforderung  von  250  000. 
Hier  ist  zutreffend:  Effekten  500  000,  Konsortialkonto  250000. 

e)  Wieder  etwas  anders  liegt  nachstehender  Fall.  Eine  Bank  hat  an  ein 
und  denselben  Schuldner  eine  hohe  Kontokorrentforderung:  1200000  Mk.  Das 
soll  unersichtlich  gemacht  werden.  Ihre  sonstigen  Debitoren  betragen  2  000  000, 
davon  300000  in  laufender  Rechnung.  Zerlegt  die  Bank  nun  ihren  grossen 
Forderuugsposten  in  zwei  zu  200  000  und  zu  1 000  000  und  bucht  sie  dem- 
gemäss:  „Diverse  Debitoren  (1700000  +  1000000=)  2  700000,  Guthaben  in 
laufender  Rechnung  (300  000 -|- 200  000  =)  500  000,"  so  hat  sie  eine  Bilanz- 
fälschung begangen,  denn  sie  erweckt  den  Anschein,  als  betrügen  ihre  Gut- 
haben in  laufender  Rechnung  lediglich  500000,  während  sie  1  500000  aus- 
machen. Die  Buchung  musste  lauten:  Guthaben  in  laufender  Rechnung 
1500  000,  Diverse  Debitoren  1700000. 

d)  Bei  Verkauf  von  Bauparzellen  durch  Immobilien  Verwertungsgesell- 
schaften wird  gewöhnlich  nur  ein  Teil  der  Valuta  bar  entrichtet.  Ein  Kauf- 
preisrest wird  kreditiert  und  durch  Eintrag  als  Hypothek  auf  die  veräusserte 
Parzelle  sichergestellt.  Die  Gesellschaft  will  verdecken,  dass  sie  viele  solche 
Kaufgelderresthypotheken  auf  Grundslücken  besitzt.  Der  Gesamtwert  ihrer 
Hypotheken  macht  2000  000,  davon  800000  solcher  Kaufgeldresthypotheken. 
Das  Institut  will  zur  Abminderung  des  Hypothekenkontos  in  der  B.  diesen 
Betrag  besonders  vortragen.  Also  Kontenspaltung.  Sofern  gebucht  wird:  „Diverse 
Hypotheken  1200000,  Grundsiücksinierimskonto  800  000,"  ist  nichts  einzu- 
wenden. Nicht  einmal  eine  strafbare  l^xlasizverschleierung  liegt  vor.  Wohl  liegt 
Bilanzverschleierung  vor.  Gnuidstücksinterimskonto  kann  auch  provisorisches 
Grundeigentum,  Eigentum  auf  Zeit,  also  Gmndstücke,  nicht  auf  Grundstücken 
eingetragene  Forderungen  bedeuten;  also  haben  wir  Verwendung  eines  mehr- 
deutigen Ausdruckes  vor  uns;  aber  der  Zusatz  „Diverse  Hypotheken"  deutet  an, 
dass  der  Posten  nicht  notwendig  alle  Hypotheken  vereinigt.  Anders  wenn  die 
Buchung  lautet:  „Hypotheken  1200000;  Grundstücksinterimskonto  800000." 
Hier  w^ird  die  Vorstellung  erweckt,  als  enthalte  das  Interimskonto  nicht  auch 
Hypotheken.     Bilanzfälschung  ist  gegeben. 

2.  Im  vorigen  Paragraphen  ^)  Hessen  wir  für  den  Fall,  dass  es  ein 
Schulden-,  Antizipations-  und  Bewertungskonto  bedeutet,  auch  passieren  als 
erlaubte   Bilanzverschleierung  den    Passivposten   „Abwicklungskonto  1000  000." 


bitoren  Kassels  dadurch  aus  derB.  entfernt,  dass  teils  vorgegebene,  teils  wirkliche  Konsortien 
unter  der  Führung  der  Leipziger  Bank  von  Kassel  im  Wege  des  Reix)rtge8chäftes 
11  Millionen  Tochterwerte  auf  3  Monate  hereinnahmen.  Soweit  diese  Konsortien  wirk- 
lich bestanden,  übernahm  die  Bank  95  Prozent.  Trotzdem  lag  in  einer  Buchung  dieser 
Effekten  als  „Konsortialkonto"  keine  verbotene  BilanzverschleieruDg,  wenn  das  Effekten- 
konto nicht  bloss  lautete  „Effekten*',  sondern  „Diverse  Effekten".  Dagegen  war  auch 
bei  solcher  Benennung  des  Effekten kontos  eine  Fälschung  gegeben,  soweit  diese  Kon- 
sortien nur  fingiert  waren,  um  in  den  Büchern  der  Bank  bezw.  Kassels  die  Leipziger 
Bank  nicht  als  Eigentümerin  der  Reporteffekten  erscheinen  zu  lassen.  Denn  es  war 
dann  etwas  Konsortialbeteiligung  genannt,  was  in  Wirklichkeit  als  solche  nicht  existierte. 
')  §  198  V  C  3  b. 
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Erfolgt  durch  diesen  Posten  aber  die  Rücklage  des  aus  einem  abgewickelten 
Geschäft  erzielten  Gewinnes  in  eine  Reserve,  so  liegt  Bilanzfälschung  vor. 
Denn  Abwicklungskonto  ist  ein  Konto  zum  Zwecke  der  Abwicklung,  ein 
Konto,  das  einen  Bestandteil  des  Abwicklungsgeschäftes  bildet^).  Würde  das 
Konto  benannt  sein :  Rücklage  aus  abgewickelten  Geschäften^  so  wäre  es  als 
rechtswidrige  Bilanzverschleierung  unter  dem  Gesichtspunkt  zu  beurteilen,  dass 
es  bilanzrechtlich  nicht  erlaubt  ist,  Reservefonds  vorweg,  d.  h.  vor  Bilanzabschluss 
zu  bilden*).  Die  Bezeichnung  des  Kontos  als  Abwicklungskonto  stellt  da- 
gegen einen  Verstoss  gegen  den  Grundsatz  der  Bilanzwahrheit  dar. 

3.  a)  Schon  in  §  198  V  D  7  wiesen  wir  darauf  hin,  wie  auch  die 
Bezeichnung  DelkrederekonU)  zu  Zwecken  der  Bilanzfälschung  dienlich  zu  sein 
vermag.  Abschreibungen  auf  Effekten  ohne  weiteren  Beisatz  auf  Delkredere- 
konto zu  setzen,  stellt,  wie  wir  dort  bemerkten,  nur  eine  allerdings  strafbare 
Bilanzverschleierung  dar,  aber  Wertminderungen  an  Anlagen  und  ähnlichem 
ohne  näheren  Beisatz  unter  dem  Nimien  Delkrederekonto  vorzutragen,  erfüllt 
die  Merkmale  strafbarer  Bilanzfälschung. 

b)  Ebenso  liegt  es  umgekehrt  mit  dem  Namen  Bkneiuerungsfonds.  Er 
ist  üblich  und  statthaft  für  Abschreibungen  auf  Sachen  ausser  Wertpapieren. 
Unter  den  Posten  ohne  aufklärenden  Zusatz  auch  die  Verluste  au  Effekten 
oder  Buchforderungen  einzureihen,  stellt  BUanzfälschung  dar.  Nicht  eine 
„Unterart  der  Erneuern ngsfonds"^),  sondern  eine  zweite  Art  .«selbständiger 
Abschreibungskonten  neben  dem  Erneuerungsfonds  bildet  nach  den  Grundsätzen 
onlnungsmässiger  Buchführung  das  Delkrederekonto. 

4.  Ein  weiteres  Beispiel  unerlaubter  Bilanzfälschung  liefert  die  Verwen- 
dung des  Namens  Debitoren,  Effekten  (und  Wechsel)  sind  Forderungen,  aber 
nicht  Debitoren.  Debitoren  sind  nur  £^c/^forderungen,  also  Forderungen,  welche 
nicht  in  einer  Sache  Verkörperung  finden.  Demgemäss  liegt  unwahre  Dar- 
stellung der  Vermögensverhältnisse  vor,  wenn  zum  Zwecke  der  Unersichtlich- 
machung  eines  hohen  Effektenbestandes  Effekten  unter  den  Debitoren  oder 
gar  unter  den  Kontokorrentdebitoren  gebucht  werden.  Und  dasselbe  gilt 
natürlich  umgekehrt.  Ebenso  ist  es  Fälschung,  wenn  die  „Wechsel  der  Aktionäre" 
aus  ihrem  Einlage  versprechen  ohne  Ersichtlichmachung  unter  dem  Konto  Debi- 
toren stehen. 

5.  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  von  Debitoren  und  Hypotheken.  Beide 
zusanmien  stehen  unter  dem  Fordemngsbegriff,  aber  Debitoren  sind  nicht 
Hypotheken  und  Hypotheken  nicht  Debitoren.  Somit  erfüllt  es  den  Tatbestand 
der  Bilanzfälschung,  wenn  Guthaben  in  laufender  Rechnung,  um  sie  unersicht- 


*)  Nicht  zu  beanstanden  ist  daher  ein  Konto  „AhwicMungsreserv^^  dessen 
Zweck  ist,  den  aus  einem  Geschäft  erzielten  Gewinn  bis  zu  dessen  völliger  Abwick- 
lung zurückzustellen.  Eine  Imraobiliengesellschaft  verkauft  aus  einem  geschlossenon 
Terrain  eiiisselnc  Parzellen.  Da  die  einzelnen  Parzellen  verschiedenen  Wertklassen  an- 
gehören und  auch  sonst  Veränderung  der  Konjunktur  eintreten  kann,  lässt  sie  zur  Ver- 
teilung lediglich  den  Teil  des  Gewinns  zu,  welcher  sowohl  den  Durchschnitts-  wie  den 
etwa  höheren  Klassen  wert  der  verkauften  Parzelle  übersteigt;  der  Rest  wird  erst  nach 
Massgabe  der  fortschreitenden  oder  beendigten  Veräusserung  des  ganzen  Komplexes  alr^ 
Dividende  ausgeschüttet.  Vgl.  in  Hechts  Krisenenqufete  den  Abschnitt  „Die  Iromo- 
biliengesellschaften  in  München"  (Bd.  111).  —  Ungesetzlich  ist  es,  den  erzielten  Gewinn, 
soweit  er  zurückgestellt  wird,  überhaupt  nicht  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu 
führen.  Vgl.  oben  §  153.  —  Andere  Immobiliengesellschaften  nennen  eine  den&rüg«^ 
Reserve  Sicherheitsfonds,  Vgl.  Hechts  Krisenenquöte,  Abschnitt:  „Die  Magdeburger 
Bau-  und  Kreditbank"  a.  E.  (Rd.  111). 

-)  §  198  IX  B  1. 

•)  Dies  meint  Lehmann^  A.en  II  302. 
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lieh  zu  machen,  als  „Anlagen  im  Hypöthekengeschäft",  rückstäniligc  Hypothek- 
zinsen  als  „Kontokorrentzinsen"  Verbuchung  finden. 

6.  Noch  unrichtiger  ist  die  Darstellung  des  Vermögensstandes,  wenn  Zinsen 
aus  Effekten  mit  unter  das  Konto  „Hypothekenzinsen"   aufgenommen   werden. 

7.  Endlich  liegt  Bilanzfälschung  vor,  wenn  statt  der  Forderungen  die  zu 
deren  Sicherheit  erhaltenen  Pfandgegenstände,  somit  statt  Forderungen  die 
fremden  Sachen,  welche  dafür  haften,  als  wären  sie  eigene,  gebucht  werden. 

a)  Z.  B.  statt  „Lombardfordenuig  100000":  „Effekten  100000",  statt 
„Hypotheken  500000":  „Grundstückkontö  500000".  Diese  Effekten  bezw. 
Grundstücke  sind  nicht  eigene  Wertpapiere,  eigene  Grundstücke;  und  „Wert- 
papiere" schlechthin,  „Grundstücke"  schlechthin  bedeut-et  in  der  B.  doch  eigene 
Wertpapiere,  eigene  GiTindstücke.  Denn  was  der  Kaufmann  in  der  B.  zu 
verzeichnen  hat,  sind  nach  H.G.B.  §  39  „seine  Grundstücke",  „seine  Forde- 
rungen", seine  Vermögen sgegenstande".  Wäre  für  die  Lombard-  bezw.  Hypothek- 
fordenuig  „lombardierte  Effekten",  „beliehene  Grundstücke"  gesetzt,  so  würde 
zwar  nicht  mehr  Bilanzfälschung,  wohl  aber  ordnungswidrige  und  damit  uner- 
laubte Bilanzunklarheit  vorliegen.  Denn  die  Gmndsätze  ordnungsmässiger 
Buchfühmng  gestatten  nicht,  die  Pfandobjekte  statt  der  Forderungen  einzu- 
setzen. Dem  Kaufmann  nicht  gehörige  Werte  sind  von  der  Einsetzung  in  die 
B.  ausgeschlossen  und  Forderungen  daher  mit  ihrem  eigenen  Namen,  nicht  mit 
dem  ihrer  Sicherheiten  zu  benennen. 

b)  Die  nämliche  Sachlage  —  Buchung  fremder  Vermögensaktiva  als 
eigener  —  ist  gegeben,  wenn  statt  der  Forderung  dafür  verpfändete  Hypotheken 
und  zwar  schlechthin  als  „Hypotheken",  d.  h.  nicht  mit  einem  den  Pfand- 
charakter kenntlich  machenden  Zusatz  („zum  Pfand  erhaltene  Hypotheken") 
benannt  werden.  Von  den  „13  Millionen  freien,  (d.  h.  nicht  zur  Pfandbrief- 
deckung dienenden)  Hypotheken",  welche  die  B.  der  Pommerschen  Hypotheken- 
aktienbank auswies,  sollen  8  Millionen  Hypotheken  gewesen  sein,  welche  die 
Immobilienverkehrsbank  der  Pommernbank  als  Sicherheit  für  Buchforderungen 
gleicher  Höhe  überlassen  hatte.  Waren  die  Hypotheken  als  fremde  gekenn- 
zeichnet worden,  so  läge  innner  noch  unerlaubte  Bilanzunklarheit  vor. 

c)  Eine  stärkere  Bilanzfälschung  ist  vorhanden,  wenn  die  verpfän- 
deten Hypotheken  neben  den  Forderungen,  zu  deren  Sicherung  sie  dienen,  als 
wären  sie  eigene,  in  die  B.  Aufnahme  finden.  Angängig  wäre  dies  nur,  wenn 
ihnen  im  Passivum  ein  gleich  hoher  Betrag  gegenübergestellt  würde.  Bilanz- 
verschleierung wäre  auch  dann  noch  gegeben,  denn  fremde  Werte  gehören  nicht 
in  die  B.  Wie  die  Verpfändung  eigener  Aktiva  den  Bilanzbestand,  den  Buch- 
wert der  Aktiva  nicht  zu  ändern  vermag,  sofern  es  sich  nicht  um  Verpfändung 
für  fremde  Schuld  handelt,  weil  die  eigene  Schuld  ja  in  der  B.  als  Passivum 
steht  und  mit  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  dem  Pfandgegenstand  ja  auch 
das  gleichhohe  Passivum  entfällt,  so  kann  auch  der  Empfang  von  Pfandgegen- 
standen  in  der  B.  als  selbständiger  Posten  nicht  hervortreten.  Nur  die  Wirkung 
vermag  sich  an  die  Bedeckung  zu  knüpfen,  dass  der  Wert  des  bedeckten  Bilanz- 
gegonstandes  eine  Steigerung  erfährt.  Unstatthaft  ist  es  daher,  als  Pfand  er- 
haltene Hypotheken  dem  Schuldner,  dessen  Schuld  dadurch  garantiert  wird, 
gutzuschreiben.  Dies  ist  rechtswidrige  P>setzung  einer  eigenen  Forderung  durch 
eine  fremde  Hypothek,  die  an  sich  in  der  B.  nicht  bewertet  werden  darf;  un- 
richtige Angabe  eines  Aktivums,  statt  Debitoren  fremde  Hypotheken. 
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o)  BilanBonklarheit  und  BilanBanwahrheit  in  cateni 
Glauben  und  in  sanier  Absicht« 

§  200. 

1.  In  gutem  Glauben  handelt  der  die  Vennögenslage  unerstchtlich 
Machende: 

A.  1.  Erstens,  wenn  er  glaubt,  die  Darstellung,  welche  er  gibt,  sei  nicht 
unklar,  bezw.  nicht  unwahr.  Z*  B.:  er  glaubt,  die  Darstellung  werde  nicht 
unklar,  wenn  die  an  einer  Ware  eingetretene  Wertminderung  statt  im  Wege 
des  Abzugs  in  Form  eines  selbständigen  Abschreibungskontos  in  der  B.  zum 
Ausdruck  gebracht  werde  ^);  oder  er  glaubt,  die  Darstellung  der  Vermögens- 
verhältnisse werde  nicht  unwahr,  wenn  statt  Vortrags  der  Debitoren  und  Kredi- 
toren in  ihrer  vollen  Höhe  lediglich  eine  Differenz  zwischen  beiden  in  der  B. 
zur  Einsetzung  gelange^). 

2.  Der  gute  Glaube  wird  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  der  die 
Vermögenslage  unklar  oder  unwahr  Darstellende  bei  Anwendung  der  erforder- 
lichen Sorgfalt  die  Möglichkeit  einer  Unklarheit  bezw.  Unwahrheit  seiner  Dar- 
stellung hätte  voraussehen  müssen.  Durch  Nichtanwendung  der  erforderlichen 
Vorsicht  und  Voraussicht*),  wie  sie  schon  darin  liegt,  dass  jemand  eine  Ver- 
richtung übernimmt,  welcher  er  nicht  gewachsen  ist,  wird  nicht  der  gute  Glaube, 
sondern  nur  die  Entschuldbarkeit  aufgehoben.  Wenn  er  jene  Sorgfalt  ausser 
acht  liess,  hört  er  auf,  schuldlos  zu  sein,  nicht  aber  hört  er  auf,  gutgläubig 
zu  sein*). 

3.  Schliesst  der  gute  Glaube,  wenn  er  vermeidbar  war,  nicht  die  Schuld^) 
aus^  so  schliesst  er  doch  aus  die  Wissentlichkeit.  Jeder  gute  Glaube,  nicht 
bloss  der  entschuldbare,  sondern  auch  der  unentschuldbare,  hebt  das  Bewusst^ 
sein  von  der  Unklarheit  bezw.  Unwahrheit  der  Darstellung  auf. 

4.  Wer  glaubt,  nicht  unklar  bezw.  unwahr  darzustellen,  während  er  in 
Wirklichkeit  unklar  und  unwahr  darstellt,  irrt.  Fahrlässige  Unklarheit  bezw. 
Unwahrheit  besteht  in  vermeidbarem  Irrtum;  wissentliche  Unklarheit  bezw.  Un- 
wahrheit ist  durch  Irrtum,  unvermeidbaren  wie  vermeidbaren,  ausgeschlossen, 
jeiler  Irrtum  ist  Verneinung  der  Wissentlichkeit,  des  Dolus'). 

5.  Der  Irrtum  über  die  Unklarheit  bezw.  Unwahrheit,  der  gute  Glaube 
an  die  Klarheit  bezw.  Wahrheit  ist  nicht  immer  schuldlos,  aber  immer  straflos. 

a)  Die  Schuld  hebt  er  nicht  auf,  wenn  er  unverzeihlich  ist,  auf  Fahr- 
lässigkeit beruht''). 

b)  Die  Strafbarkeit  schliesst  er  in  allen  Fällen  aus,  weil  das  Gesetz  nur 
wissentliche,  nicht  auch  fahrlässige  Unklarheit  bezw.  Unwahrheit  unter  Strafe 
stellt.  §  59  des  Reichsstrafgesetzbuches  sagt:  Wenn  jemand  bei  Begehung 
einer  strafbaren  Handlung  das  Vorhandensein  von  Tatumstanden  nicht  kannte, 
welche  zum  gesetzlichen  Tatbestande   gehören,    so    sind   ihm    diese    Umstände 


^)  Ein  anderes  Beispiel:  Der  Buchende  meint,  reportierte,  hereing^enommeDC 
Effekten  seien  fremde  und  bucht  sie  daher  nicht  als  Effekten,  sondern  als  Debitoren 
(Ansprüche  auf  Rückkauf). 

*)  Anderes  Beispiel:  Der  Buchende  setzt  das  Grundkapital  nur  in  der  Höhe 
seiner  Einzahlung  ein  und  läset  dafür  die  Einlageforderungen  im  Aktivum  w^. 

»)  V.  Liset  §  42  II. 

♦)  Vgl.  dazu  aus  der  Praxis  Heinr.  Schmidt,  Erfahrungen  im  Prozess  Sauden 
und  Genossen  1903  S.  74ff.,  181  ff.,  206. 

*)  Insbesondere  nicht  die  zivilrechtliche  Schadensersatzpflicht. 

•)  Vgl.  Frank  §  59  V. 

^)  Ebenda  §  59  V  1  a.  E. 
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nicht  zuzurechnen.  Unklare  und  unwahre  Darstellung  sind  Umstände,  d.  h. 
Elemente  der  Tat,  der  strafbaren  Handlung,  und  nicht  der  Folgen  der  Tat, 
der  Strafdrohung  und  Tatumstande,  welche  zu  denjenigen  zählen,  die  vom  (be- 
setz selbst  als  Elemente  des  Tatbestandes  bezeichnet  werden.  Wenn  der 
Täter  somit  nicht  kennt,  weiss,  oder  sich  wenigstens  als  möglich  vorstellt,  dass 
das,  was  er  darstellt,  unklar  oder  unwahr  ist,  so  kann  ihm  die  Unklarheit 
bezw.  Unwahrheit  nicht  zugerechnet,  somit  keine  Strafe  auferlegt  werden. 

6.  a)  Ein  praktisch  häufig  begegnendes  Beispiel  solch  straflosen  Irrtums 
ist  folgendes.  Eine  Fabrik  elektrischer  Maschinen  und  Anlagen  beginnt  Elek- 
trizitätswerke nicht  bloss  für  fremde  Rechnung,  sondern  auch  für  den  Betrieb 
in  eigener  Rechnung  zu  errichten.  Da  sie  den  Gewinn  über  den  Selbstkosten- 
preis im  Aktivum  bewerten  darf,  wenn  sie  Maschinen  an  Dritte  liefert,  elek- 
trische Anlagen  für  Dritte  erbaut,  glaubt  sie  zu  gleichem  berechtigt  zu  sein, 
wenn  sie  Elektrizitätswerke  zum  Betriebe  in  eigener  Rechnung  errichtet 

b)  Allein  hier  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied.  Nehmen  wir  an, 
für  ein  Elektrizitätswerk  sind  Maschinen  notwendig,  deren  Herstellungspreis 
6  Millionen  Mk.  betragt.  Die  Fabrik  hat  die  Maschinen  vorrätig.  Sie  stehen 
nach  der  Rechtsvorschrift  des  H.G.B.  §  261  Ziff.  2,  dass  Vormögensgegen- 
stände  in  Gewinnverteilungsbilanzen  höchstens  mit  ihrem  Herstellungspreise  an- 
gesetzt werden  dürfen,  in  der  letzten  B.  mit  6  Millionen  zu  Buch.  Ihr  Ver- 
kaufswert beträgt  7  Millionen  und  um  diesen  Preis  wenlen  sie  auch  verkauft 
In  der  nächsten  B.  steht  daher  im  Aktivum  an  Stelle  des  Postens  Maschinen- 
vorräte 6000000,  Kassakonto  oder  Debitoren:  7000000  und  demgemäss  im 
Passivum:  Gewinnsaldo  1000000.  In  derselben  Weise  darf  die  Buchung 
auch  geschehen,  wenn  die  liefernde  Fabrik  an  der  kaufenden  Unternehmung 
mit  7  Millionen  sich  beteiligen  soll.  Auch  hier  wird  der  Gewinn  noch  reali- 
siert, in  eine  andere  Wertform  umgewandelt*).  Wir  dürfen  buchen:  Konsor- 
tialkonto  7000000.  Indes  das  Gleiche  ist  nicht  mehr  zulässig,  wenn  die 
elektrische  Zentrale,  für  welche  die  Maschinen  geliefert  werden,  auf  eigene 
Rechnung  errichtet  wird.  Die  Maschinen  hören  in  diesem  Falle  nicht  auf,  der 
Fabrikationsgesellschaft  als  eigene  wirtschaftlich  zuzugehören.  Sie  werden  nur 
Bestandteil  einer  Sachgesamtheit,  welche  der  Gesellschaft  gehört,  von  Maschinen- 
vorratskonto auf  Konto  „eigene  Anlagen"  ü)>ertragen.  Aber  sie  bleiben  Sachen, 
werden  nicht  Geld  oder  Forderung  der  Gesellschaft  Sie  werden  nicht  an  eine 
dritte  wirtschaftliehe  Persönlichkeit  verkauft.  Also  dürfen  sie  auch  als  Be- 
standteil der  Zentrale  nur  zu  ihrem  Herstellungspreise  bewertet  werden :  „An- 
lagen in  eigener  Verwaltung  6000000";  ein  bilanzmässiger  Gewinn  fehlt  Es 
liegt,  wie  bei  Verkauf  an  Dritte,  wirtschaftlich  Gewinn  vor,  aber,  weil  kein 
realisierter,  gemäss  H.G.B.  §  261  Ziff.  2  nicht  auch  bilanzmässig.  Das  Ver- 
wenden für  eigene  Werke  hat  wirtschaftlich  Ähnlichkeit  mit  einem  Verkauf, 
ist  aber  nicht  Verkauf.  Es  kann  so  der  Irrtum  entstehen,  als  dürfe  solche 
Verwendung  wie  ein  Verkauf  behandelt  werden,  aber  in  Wahrheit  ist  das 
wirtschaftliche  Verhältnis  kein  anderes,  wie  bei  Verwendung  von  Halbfabrikaten 
zu  Granzfabrikaten*).  Allerdings  wird  der  in  solchem  Irrtum  befangene  Unter- 
nehmer, wenn  er  vorsichtig  verfährt,  den  buchmässig  erzielten  Grewinn,  weil  er 
in  diesem  Falle  nicht  realisiert  ist^  in  Reserve  stellen,  also  buchen:  „Anlagen 
in  eigener  Verwaltung  7000000;  Reserve  aus  Baugewinn  (Baugewinnreserve) 
1000000." 

c)  Auch  die  Meinung  ist  irrtümlich,  als  könne  zwar  nicht  vor,  aber  nach 


0  Vgl.  oben  §  90  II  4. 

>)  Vgl.  §  171  VI.    S.  auch  S.  740.. 
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Inbetriebsetzung  auch  bilanxm»»s\g  Gewinn  als  verdient  angenommen  werden. 
Gewinn  ist  verdient  schon  von  der  Verwendung  an,  aber  kein  bilanzmässiger. 
Solcher  wird  nie  verdient,  weil  kein  Verkauf  stattfindet,  also  auch  nicht  im 
Momente  der  Inbetriebsetzung.  Wird  also  vor  Inbetriebsetzung  gebucht: 
„Eigene  Anlagen  7  000  000"  und  diesem  Posten  nach  dem  Schema  „empfangener, 
aber  noch  nicht  verdienter  Gewinn"^)  im  Passivum  gegenübergestellt  „Interims- 
konto  (d.  h.  transitorische  Post)  der  Geschäftsgewinne  auf  eÄaute,  aber  noch 
nicht  in  Betrieb  genommene  Anlagen",  so  hat  dieses  Interimskonto  reell  keine 
andere  Bedeutung,  als  ein  Abschreibungskonto.  Es  nach  Betriebseröffnung  auf 
Gewinnkonto,  also  als  Gewinn,  vorzutragen,  ist  ungesetzlich.  Nicht  bloss  vor- 
übei^hend,  sondern  dauernd  ist  das  Anlagenkonto  zu  hoch  bew^et  Der 
Name  Interimskonto  ist  unzutreffend. 

d)  Selbstverständlich  lässt  sich  der  Nachteil,  dass  man  für  eigene  Werke 
gelieferte  Maschinen  nicht  zu  ihrem  Verkaufswert  bewerten  darf,  wirtschaftlich 
leicht  hintanhalten  und  so  der  Satz,  dass  eigene  Vermögensgegenstände  hödi- 
stens  zu  ihrem  Herstellungspreise  angesetzt  werden  dürfen,  in  seiner  prak- 
tischen Bedeutung  ohne  Schwierigkeit  ausser  Kraft  setzen.  Die  Fabrikations- 
gesellschaft, welche  Maschinen  für  Anlagen  liefert,  die  sie  in  eigener  Verwaltung 
betreiben  will,  sorgt  dafür,  dass  die  Maschinen  für  die  Gesellschaft  kurze  Z(4t 
fremde  werden.  Das  geschieht  dann,  wenn  die  Gesellschaft  die  Anlage  niclit 
selbst  erbaut^  sondern  erst  erbaut  von  einer  dritten  BechtspersönUchkeit  käuf- 
lich übernimmt  Z.  B.  die  Elektrizitätsgesellschaft  A  verpflichtet  sich,  in  der 
Stadt  X  eine  elektrische  Bahn  zu  betreiben ;  aber  die  Stadtgemeinde  übernimmt 
die  Herstellung  der  Anlage  auf  eigene  Rechnung  unter  der  Verpflichtung,  die 
elektrischen  Einrichtungen  von  der  Gesellschaft  A  zu  beziehen.  Hier  werden 
die  Maschinen  mit  der  Lieferung  wirtschaftlich  eigene  der  Stadtgemeinde  und 
die  Gesellschaft  kauft  dann  das  fertiggestellte  Werk  um  7000  000  von  der 
Stadtgemeinde.  An  die  Stelle  von  „Maschinen-  u.  s.  w.  Vorräte  6  000  000" 
ist  hier  getreten  „Kaufpreisforderung  aus  Maschinenlieferung  7  000000".  Dazu 
tritt  dann  „Eigentumserwerb  an  der  Anlage"  als  Aktivum  mit  7  000  000  und 
dem  gegenüber  „Kaufpreisschuld  7000  000".  Kaufpreisschuld  und  Kaufprei:?- 
forderung  decken  sich,  bleibt  „Konto  eigener  Anlagen  7  000000".  Vom 
Moment  der  Lieferung  an  darf  schon  der  Gewinn  aus  der  Maschinenlieferung 
bilanzmässig  gezogen  werden,  nicht  erst  von  dem  Momente  der  Übernahme 
der  Anlage  an.  Es  braucht  nicht  gebucht  zu  werden :  „Kaufpreisforderung 
7000000 ;  gezogener  aber  noch  nicht  verdienter  Gewinn  aus  Maschinenlieferung^) 
1000000",  sondern  sofort  ist  zulässig,  zu  buchen:  „Debitoren  (Maschinenkauf- 
preisforderung)  7000000".  Unwahr  ist  es,  statt  „Debitoren  (aus  Maschinen- 
lieferung für  Anlagen)  7  000  000"  zu  buchen :  „Anlagenkonto  (Konto  eigener 
Anlagen)  7000000".     Noch  ist  die  Anlage  keine  eigene  der  Gesellschaft, 

B.  Zweitens  handelt  der  die  Verhältnisse  unersichtlich  Machende  im 
guten  Glauben,  wenn  er  sich  zwar  bewusst  ist,  dass  das,  was  er  darstellt 
unklar  oder  unwahr  ist,  aber  meint,  er  sei  berechtigt,  unklar  bezw.  unwahr 
darzustellen. 

1.  Der  Buchende  weiss,  dass  die  Darstellung  unklar  wird,  wenn  er  die 
Wertminderung  der  Ware  nicht  auf  der  Aktivseite  abzieht,  sondern  als  Er- 
neuerungsfonds ins  Passivum  setzt;  aber  seine  Meinung  geht  dahin^  es  stfi 
rechtlich  erlaubt  (und  daher  nicht  strafbar),    in   dieser  Weise  Wertminderungen 


')  Oben  §  89  IV  A. 

')  Unklar  ist  die  Benennung:  „Interimskonto  der  Geschäftsgewinne  auf  erbaute, 
aber  noch  nicht  im  Besitz  (d.  h.  Eigentum)  der  Gesellschaft  befindliche  Anlagen/' 
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zu  buchen.  Oder  der  die  B.  Aufstellende  hegt  keinen  Zweifel,  dass  seine 
Darstellung  der  Wahrheit  zuwiderläuft,  sofern  er  nicht  den  Betrag  der  Debi- 
toren und  den  der  Kreditoren  in  ihrer  vollen  Höhe,  sondern  lediglich  den 
Überschuss  der  einen  über  die  anderen  in  der  B.  angibt,  aber  die  Überzeugung 
erfidlt  ihn,  dass  dies  eine  rechtlich  zugelassene  Bilanzfälschung  sei.  Oder  der 
Buchführer  weiss,  dass  der  gegenwärtige  Verkaufswert  eines  Veräusserungs- 
gogenstandes  hinter  dem  Herstellungs-  oder  Anschaffungswert  desselben  zurück- 
steht, setzt  den  Gegenstand  aber  trotzdem  zu  seinen  Gestehungskosten  an. 

2.  Dieser  Irrtum  über  die  Rechtswidrigkeit  ist  strafrechtlich  verschieden 
zu  behandeln,  je  nachdem  er  ein  allgemeiner  oder  ein  besonderer  ist. 

a)  Nimmt  der  Täter  irrigerweise  an,  dass  unklare  bezw.  unwahre  Dar- 
stellung überhaupt  nicht  rechtswidrig  sei^  so  ist  er  nicht  straffrei. 

a)  Nicht  lässt  sich  dies  begründen  mit  der  Behauptung,  Irrtum  über  die 
Rechtswidrigkeit  sei  grundsätzlich  ein  Irrtum  über  die  Rechtsfolgen  der  Tat, 
nicht  über  die  Tat  selbst,  und  Reichsstrafgesetzbuch  §  59  entschuldige  lediglich  Un- 
kenntnis in  Bezug  auf  die  Umstände  der  Tat*);  die  Rechtsfolge  der  Tat  gehöre 
nicht  zum  Wesen  der  letzteren.  Die  Namen,  welche  das  positive  Strafrecht 
und  damit  das  Volksbewusstsein  im  Wechsel  der  Zeiten  der  strafbaren  Hand- 
lung beilegten,  haben  alle  das  gemein,  dass  sie  in  der  strafbaren  Handlung 
Verfehlung  ^gen  die  Rechtsordnung  sahen.  Rechtswidrigkeit  gehört  zum  Tat- 
bestand jeden  Delikts^). 

ß)  Woraus  folgt,  dass  Nichtkenntnis  der  Rechtswidrigkeit  die  Schuld 
nicht  ausschliesst,  ist  etwas  anderes.  Nach  Reichsstrafgesetzbuch  bleibt  straffrei  nur 
die  Unkenntnis  solcher  besonderer  Tatumstände,  welche  zum  gesetzlichen  Tatbe- 
stande gehören,  d.  h.  zu  den  Tatbestandsmerkmalen,  welche  in  dem  einzelnen 
Strafrechtssatze  des  Gesetzes,  welcher  den  Tatbestand  formuliert,  ausdrücklich 
genannt  sind.  Hierzu  zählt  die  Rechtswidrigkeit  nicht.  Sie  bildet  ein  allge- 
meines Begriffsmerkmap).     Also  macht  Unkenntnis  über  sie  nicht  straflos. 

b)  Hat  der  Täter  die  Vorstellung,  dass  im  allgemeinen  unwahre  bezw. 
unklare  Darstellung  rechtswidrig  ist,  ist  er  aber  in  dem  Irrtum  befangen,  dass 
atisnuhmsweise  die  Rechtswidrigkeit  ausgeschlossen  sei,  so  ist  er  straffrei*). 

a)  Dies  folgt  aus  dem  sekundären  Charakter  des  Strafrechts.  Wie 
Frank^)  zutreffend  uJid  im  Einklang  mit  herrschender  Lehre  ausführt,  treten 
die  Verbote  des  Strafrechts  zurück,  sofern  ausserordentliche  Umstände  vorliegen,  die 
nach  dem  ausserhalb  des  Strafrechts  liegenden  Recht  (z.  B.  Vertragsrecht)  die 
Handlung  als  eine  erlaubte  erscheinen  lassen.  Der  Deliktstatbestand  wird 
durch  Umstände  negiert,  welche  das  normalerweise  rechtswidrige  Verhalten  aus- 
nahmsweise als  gerechtfertigt  erscheinen  lassen.  Diese  Umstände  gehören  zum 
gesetzlichen  Tatbestand  —  es  sind  die  sogenannten  negativen  Tatbestandsmerk- 
male*) —  und  daher  macht  das  irrtümliche  Nichtkennen  der  Abwesenheit  der- 
selben') gemäss  Reichsstrafgesetzbuch  §  59  straffrei.  Der  die  Aktiva  zu  niedrig 
Bewertende  weiss,  dass  solche  Unterbewertung  bei  statutarischer  Zulassung  erlaubt 
ist.     Er  glaubt,  das  Statut  lasse  sie  zu. 

ß)  Aber  der  gute  Glaube  muss  sich  auf  ein   sonst  wirklich   vorhandenes 

»)  So  Frank  zu  §  59  S.  100. 

*)  So  mit  Recht  v.  Liszt  §  32.    Dazu  Finger  in  Goldtammers  Arch.  50  S.  33  ff. 
»)  S.  V.  Liszt  §  40  I. 

♦)  S.  schon  oben  §  21  a.  E.  Abweichend  nur  v.  Liszt  §  41  III  2  b,  der  auch 
hier  keine  Straflosigkeit  annimmt. 

•)  Frank,  Vorbem.  zu  §  1  (S.  10). 

•)  Frank  S.  10,  83;  Finger  S.  39,  53:  „Deliktausschliessungsgrönde/* 

')  Ebenda  §  59  II  2. 
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Recht  beziehen.  Der  Täter  muss  einen  Tatbestand  annehmen,  dessen  tatsäch- 
liches Vorliegen  die  Rechtswidrigkeit  wirklich  beseitigen  würde  ^).  Also  bleibt 
der  Täter  nicht  straffrei,  1.  wenn  er  darum  glaubt,  er  sei  berechtigt,  den  gegen- 
wärtig weit  unter  seinem  Herstellungspreise  anzusetzenden  Veräusserungsg^en- 
stand  zum  Herstellungspreise  zu  bewerten,  weil  die  Chance  (Hoffnung)  be- 
steht, dass  der  Verkaufswert  des  Gegenstands  in  Zukunft  den  Herstellungswert 
wieder  erreicht,*  oder  2.  wenn  er  glaubt,  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  es 
möglich  sei,  die  Abschreibung  aus  Reserven  zu  decken,  müsse  eine  an  sich  not- 
wendige Abschreibung  wegen  Wertminderung   auch  wirklich  vollzogen  werden. 

C.  Straflos  macht  auch  nicht  der  Irrtum  über  die  Strafbarkeü  der  Tat. 
Der  die  B.  wissentlich  unklar  oder  unwahr  Machende  weiss  zwar,  dass  sein 
Beginnen  rechtswidrig  ist,  meint  aber,  die  Rechtswidrigkeit  sei  keine  strafbare. 
Hier  liegt  Irrtum  über  die  Rechts/b^e*)  der  Tat  vor;  somit  etwas,  was  über- 
haupt nicht  zum  Tatbestand  und  demgemäss  erst  recht  nicht  zum  gesetzlichen 
Tatbestand  zählt 

IL  Der  die  Unklarheit  bezw.  Unwahrheit  der  Vermögensdarstellung  Be- 
wirkende weiss,  dass  er  unklar  bezw.  unwahr  darstellt,  weiss  femer,  dass  er  zu 
solcher  Darstellung  nicht  berechtigt  ist,  und  weiss,  dass  solche  Verschleierung 
und  Fälschung  an  sich  der  Strafe  unterliegt^  aber  er  handelt  in  gtiter  Absicht, 
nicht  um  sich  oder  andere  rechtswidrig  zu  bereichem  oder  die  Gresellschaft  oder 
Dritte  zu  schädigen,  sondern  um  der  Gesellschaft  und  damit  ihren  Mitgliedern 
und  eventuell  auch  Gläubigem  zu  nützen').  Um  die  Gesellschaf t  zu  samerefi, 
um  ihren  Zusammenbruch  zu  verhindern^  nimmt  der  Vorstand  Oberbewertungen 
der  Aktiva,  Unterbewertungen   der  Passiva  und  andere  Bilanzfälschungen  vor. 

A.  Wie  wir  zu  der  Frage  stehen,  bekundeten  wir  schon  in  §  197  II  B 
(S.  851)  anmerkungs weise.  H.GJB.  §  314  Ziff.  1.  und  die  ihm  nachgebildeten 
Bestimmungen  verlangen  wissentliehe  Unklarkeit  oder  Unwahrheit;  somit  ledig- 
lich ein  Bewusstsein  der  Unklarheit  bezw.  Unwahrheit  Kein  Gewicht  legt 
das  G.  also  darauf,  ob  die  Handlung  mit  böser  oder  guter  Absicht  verbunden 
ist.  Auch  wenn  sie  in  bester  Absicht  geschieht,  will  es  die  wissentliche  Un- 
ersichtlichmachung  bestraft  wissen. 

B.  Gegen  diese  Anschauung  kann  nicht  angeführt  werden,  dass,  wenn 
sie  richtig  wäre,  der  die  B.  Aufstellende  in  schwere  Gewissenskonflikte  kommen 
und  im  Einzelfalle  sich  grosse  Ungerechtigkeit  ergeben  kann.  Es  gibt  FäUe, 
wo  es  heisst:  „Schweigen"  oder  „Untergang**,  wo  eine  Elarlegung  der  Wahrheit 
gleichbedeutend  ist  mit  gesellschaftlichem  Ruin,  und  Fälle,  wo  die  Verwaltungs- 
organe der  A.  grosse  persönliche  Opfer  für  die  Erhaltung  des  Untemdiroens 
bringen,  deren  Erfolg  aber  gesichert  ist  nur,  sofern  der  wahre  Stand  der  Ge- 
sellschaft geheim  bleibt^).  Sollte  hier  die  Geschäftsleitung  verpflichtet  sein, 
klar  und  wahr  zu  reden?  Soll  sie  durch  Offenheit  und  Wahrheit  die  GeaeD- 
schaft  vernichten,  wenn  letztere  ohne  dies  erhalten  werden  könnte?  Sollte 
der  Gesetzgeber  den  Helfern  zumuten  wollen,  dass  sie  ihre  Opfer  nutzlos 
bringen?  So  sehr  diese  Gründe  bestechen  und  selbst  angenommen,  es  könnten 
ihnen  keine  anderen  gegenübergestellt  werden,  ausschlaggebend  vemiögen  sie 
nicht  zu  sein.  Was  ihnen  dazu  fehlt,  ist,  dass  sie  gesetzgebungspolitischer, 
nicht  juristischer  Natur  sind.  Nur  juristische  Gründe  könnten  veranlassen,  die 
Bestimmung  des  §  314  Ziff.  1  einschränkend  zu  interpretieren. 


*)  Frank  ebenda. 

»)  So  Frank  zu  §  59  I  S.  100. 

•)  Oben  S.  851,. 

*)  Vgl.  V.  Gordon,  Juristenzeitung  1902  S.  381. 
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C.  1.  Solche  scheinen  vorhanden:  H.G.B.  §  312  stellt  unter  Strafe  Mit- 
glieder des  Vorstandes  oder  des  Aufsichtsrates  und  Liquidatoren,  welche  ab- 
sichtlich zum  Nachteile  der  Gesellschaft  handeln.  Folgt  hieraus  nicht:  wenn 
sie  absichtlich  zum  Vorteil  der  Gesellschaft  handeln,  bleiben  sie  straffrei? 
Straffrei  also  auch,  wenn  sie  wissentlich  die  Grundsätze  klarer  und  wahrer 
Bilanzaufstellung  zwar  wissentlich,  aber  zum  Besten  der  Gesellschaft  verlassen? 

2.  Allein  eine  derart  einschränkende  Auslegung  des  §  314  Ziff.  1  ginge 
nur  dann  an,  wenn  sich  derselbe  nach  seiner  Fassung  lediglich  auf  solche  Dar- 
stellungen bezöge,  von  welchen  der  Gesetzgeber  annimmt,  dass  sie  über  den 
Kreis  der  Gesellschaft  nicht  hinauswirken.  Dann  wäre  anzunehmen,  dass  die 
Bestimmung  des  §  314  Ziff.  1  ausschliesslich  im  Interesse  der  Gesellschaft  ge- 
geben sei.  Indes  eine  solche  Fassung  fehlt  dem  §  314  Ziff.  1.  Im  Gegen- 
teil, die  Formulierung  desselben  ist  eine  weit  gehaltene.  Alle  unklaren  und 
unwahren  Darlegungen  und  Übersichten,  welche  die  Vorstandsmitglieder  u.  s.  w. 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  geben,  sind  unter  Strafe  gestellt,  nicht  bloss  die 
nur  für  die  Organe  der  Gesellschaft  bestimmten,  sondern  auch  die  zu  veröffent- 
lichenden oder  sonst  von  den  Vorstandsmitgliedern  als  solchen  an  Dritte  ge- 
langenden. Demgemäss  soll  die  Strafbestimmung  des  §  314  Ziff.  1  nicht  bloss 
dem  Schutze  der  Gesellschaft,  sondern  aller  derer  dienen,  für  welche  die  Kenntnis 
der  wahren  Vermögenslage  der  Gesellschaft  von  Bedeutung  ist,  für  gegenwärtige 
Gläubiger  und  solche,  die  dies  oder  Mitglieder  zukünftig  werden  woUen,  m.  a.  W. 
für  das  ganze  Publikmn^).  Ist  dies  aber  richtig,  dann  bedeutet  H.G.B.  §  314 
Ziff.  1:  Verboten  ist  unklare  und  unwahre  Darstellung  selbst,  wenn  die  Un- 
klarheit und  Unwahrheit  der  Gesellschaft  Vorteil  bringt.  Höher  als  der  Vor- 
teil der  Gesellschaft  steht  dem  Gesetzgeber  der  Schutz  des  Publikums.  Klar 
und  wahr  muss  die  Darstellung  im  Interesse  des  Publikums  auch  sein,  sofern 
sie  der  Gesellschaft  Nachteil  verursacht.  Würde  der  Gesetzgeber  Unwahrheiten 
und  Unklarheiten  in  guter  Absicht  straflos  wissen  wollen,  so  wäre  unerklärlich, 
warum  er  es  dem  Vorstand  ohne  Einschränkung  zur  Pflicht  macht,  Konkurs- 
eröffnung zu  beantragen,  sobald  Zahlungsunfähigkeit  oder  Überschuldung  der 
Gesellschaft  eintritt,  und  die  Erfüllung  dieser  Pflicht    sogar  unter  Strafe  stellt 

3.  Somit  ergibt  sich  ein  gerade  umgekehrtes  Verhältnis  zu  §  312.  Nicht 
§  314  Ziff.  1  ist  aus  §  312,  sondern  §312  aus  §314  Ziff.  1  einschränkend 
zu  interpretieren.  Stellt  der  Gesetzgeber  den  Schutz  des  Publikums  höher  als 
den  der  Gesellschaft,  muss  der  Vorstand  u.  s.  w.  klar  und  wahr  auch  dar- 
stellen, sofern  dadurch  der  Gesellschaft  Nachteil  zugefügt  wird,  so  ist  nicht 
möglich,  dass  der  Vorstand  aus  §  312  wegen  absichtlicher  Benachteiligung 
der  Gesellschaft  (Z7n/rewc)  bestraft  wird,  wenn  er  diese  Benachteiligung  dadurch 
beging,  dass  er  seine  Pflicht  zu  klarer  und  wahrer  Darstellung  erfüllte^).  Die 
Pflicht  der  Klarheit  und  Wahrheit  geht  der  Pflicht,  die  Gesellschaft  nicht  zu 
schädigen,  vor. 


»)  S.  oben  §  196  II  C  2. 

•)  Vgl.  oben  §  28  III  A  1. 

•)  Ebenso  v.  Gordan,  Juristenzeitung  1902  S.  381.  MitteUtaedt  ebenda  S.  521  f. 
leugnet,  dass  zwischen  H.G.B.  §  B12  und  §  314  Ziff.  1  überhaupt  eine  erst  durch  die 
Auslegung  zu  beseitigende  Kollision  bestehe.  Wenn  wir  den  Kern  seiner  höchst  un- 
klaren Ausführungen  feststellen,  so  meint  er,  eine  Kollision  sei  nicht  möglich,  weil  un- 
wahre oder  unklare  Darstellung  nur  zum  Nachteil  der  A.  geschehen  könne:  „Ein 
Interesse  der  Gesellschaft,  durch  Täuschung  im  Geschäftsberichte  Vorteile  zu  gewinnen 
oder  sich  vor  Schaden  zu  bewahren,  kann  vor  dem  Gesetze  nicht  bestehen  und  ist  auch 
tatsächlich  nicht  vorhanden.''  Anhänger  dieser  Meinung  wird  MiiieUtaedt  wohl  kaum 
finden. 


892  §  '«^Ol.  Besonderes  einfaches  Bilanzdelikt  des  Vcrsicherungsreclites. 

4.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  wird  auch  durch  den  Zusammenhang 
mit  dem  übrigen  G.  bestätigt.  Einmal  entspricht  sie  dem  ganzen  Gnind- 
charaktcr  des  mcxlernen  Aktienrechtes.  Worauf  das  System  desselben  vor 
allem  abzielt,  ist  Schutz  der  Gläubiger  und  des  Publikums.  Was  diesem  Ge- 
danken dient,  hat  vor  anderem  den  Vorrang.  Und  dazu  kommt:  nach  H.G.B. 
§  240  Abs.  2  ist,  sofern  sich  bei  Aufstellung  der  Jahresbilanz  oder  einer 
Zwischenbilanz  ergibt,  dass  das  Vermögen  nicht  mehr  die  Schulden  deckt,  (^ 
unbeschrankte  Pflicht  des  Vorstandes,  die  Eröffnung  des  Konkurses  zu  bean- 
tragen. Daher  muss  er  es  auch  dann,  wenn  die  Nichteröffhung  des  Konkurses 
die  Aussi(^ht  böte,  die  Gesellschaft  wieder  flott  zu  machen.  Das  Interesse  des 
Publikums  ist  über  das  der  Gesellschaft  gestellt.  Ebenso  muss  der  Vorstan«! 
die  B.  klar  und  wahr  gestalten,  sollte  dies  der  A.  selbst  Nachteil  bringen. 


d)  Besonderes  einfaehes  Bilansdelikt  des 
Tersleherancsreehtes. 

§  201. 

I.  Durch  Pr.V.G.  §  106  Ziff*.  2  werden  Mitglieder  des  Vorstandes,  eines 
Auf  sich  tsrates  oder  ähnlichen  Organs  sowie  die  Liquidatoren  einer  Versicherungs- 
gesellschaft auf  Aktien  oder  eines  Versicheningsvereines  auf  Gregenseitigkeit 
mit  Strafe  bedroht,  wenn  sie  wissentlich  „den  gesetzlichen  Vorschriften  über 
die  Berechnung  und  Buchung  der  PrärnienresetTe^^  bei  der  Leben sversicherunj^ 
u.  s.  w.  zuwiderhandeln. 

Dies  bezieht  sich  auf  Pr.V.G.  §§  56  und  99,  wonach  die  Präniienrescn-e 
für  den  Schluss  eines  jeden  Jahres  getrennt  nach  den  einzelnen  Versicherung^ 
arten  zu  berechnen  und  zu  buchen  ist. 

IL  H.G.B.  §§  241  Abs.  3  Ziff*.  2  mit  5  und  Pr.V.G.  §§  34  und  35  (s. 
S.  834  und  840)  machen  dieselben  Organe  schadensersatzpflichtig,  wenn  ent- 
gegen dem  Gesetze  eine  Verteilung  von  Gesellschaft»^ vermögen  erfolgt.  Pr.V.G. 
§  106  Ziff*.  1  (o.  S.  554)  fügt  für  einen  besonderen  Fall  —  hier  aber  auch 
bei  Verletzung  nur  der  Saixung  —  Bestrafung  wisseatNcher  Verletzung 
hinzu.  Beispiel:  Zu  niedrige  Rücklage  zum  Zwangsreservefonds  und  infolge 
dessen  höherer  verteilbarer  Gewinn. 


3.  Die  konkarsrechtlichen  Bllansdelikte. 

a)  Allgemeines. 
§  202. 

I.  Das  in  H.G.B.  §  314  Ziff;  1  unter  Strafe  gestellte  Delikt  betrifft 
nicht  nur  die  B.,  sondern  auch  andere  Übersichten  über  den  Vermögensstand. 
Wenn  wir  die  in  Betracht  kommenden  Delikte  nicht  Übersieh tsverschleienuigi^n 
und  Übersichtsfälschung  nannten,  so  geschah  es  lediglich,  weil  unserem  Thema 
die  Verschleierung  oder  Fälschung  anderer  Übersichten  als  der  B.  unmittelbar 
nicht  untersteht. 

II.  Wie  die  ein  Tatbestandsmerkmal  von  H.G.B.  §  314  Ziff".  1  bildenden 
Übersichten  nicht  notwendig  Übersichten  sein  müssen,  welche  einen  Bestandteil 
der  ordnuugsmässigen  Buchführung  darstellen,  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  sich  viel- 
mehr auch  auf  andere  Übersichten  als  B.,  Gewinn-  und  Verlustrechnung  un<l 
Inventar  beziehen,  so  bilden  auch    die  konkursrechtlichen  Bilanzdelikte  im  all- 
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gemeinen  keine  besondere  Deliktagruppe.  Auch  die  in  Konkursordnung  §  239 f. 
mit  Strafe  bedrohten  Handlungen  betreffen  nicht  bloss  Akte  der  Buchführung, 
sind  nicht  bloss  Buchführungs-  oder  gar  bloss  Bilanzdelikte. 

III.  Wir  betrachten  auch  die  konkursrechtlichen  Strafbestimmungen  ledig- 
lich unter  dem  Gesichtspunkt  ihrer  Beziehung  zur  B.  Demgemäss  bleiben 
ausser  Erörterung  1.  von  den  Bankerutthandlungen  des  betrügerischen 
Bankerutts  das  Beiseiteschaffen  von  Vermögensstücken  V»  2.  von  den  Bankerutt- 
handlungen des  einfachen  Bankerutts  a)  Verbrauch  oder  Schuldigkeit  über- 
mässiger Summen  infolge  von  Aufwand,  Spiel  u.  s.  w.,  b)  Käufe  auf  Kre<lit 
und  Verkäufe  unter  deren  Wert  in  der  Absicht,  die  Konkurseröffnung  hinaus- 
zuschieben ^). 

IV.  A.  Von  den  übrigen  Delikten  bedürfen  folgende  Buchführungsdelikte 
keiner  weiteren  Behandlung: 

1.  Die  Verheimlichung  von  Vermögen  sstücken. 

2.  Die  Anerkennung  oder  Aufstellung  von  ganz  oder  teilweise  erdichteten 
Schulden  oder  Rechtsgeschäften^). 

3.  Die  Unterlassung  der  Führung  von  Handelsbüchern*). 

4.  Die  Unterlassung  der  Bilanzziehung  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Zeit. 

5.  Die  Vernichtung  oder  Verheimlichung  von  Handelsbüchern  ^). 

B.  Alle^)  diese  Bankerutthandlungen  vermögen  wohl  gerade  in  Bezug 
auf  die  B.  begangen  zu  werden  —  die  Verheimlichung  von  Vermögensstücken'), 
die  Anerkennung  oder  Aufstellung  von  fingierten  Rechtsgeschäften  kann  in  der 
B.  erfolgen  etc.  — ,  aber  die  besondere  Art  der  B.  schafft  hier  keine  Zweifels- 
fragen. Insbesondere  ergibt  sich  aus  §  199  V  B  Bemerktem,  dass  ein  Verheim- 
lichen von  Vennögen sstücken  auch  in  der  Fonn  der  Bilanzziehung  zu  geschehen 
vermag,  nämlich  dadurch,  dass  Vermögensstücke  in  der  B.  aus  Verheimlichungs- 
vorsatz weggelassen  werden.  Nicht  ist  das  Delikt  in  diesem  Falle  schon  bei 
blosser  Nichtnennung  von  Aktivwerten  erfüllt.  Wir  werden  weiter  unten  sehen, 
dass  sich  die  konkursrechtlichen  Bilanzdelikte  von  den  einfachen  dadurch  unter- 
scheiden, dass  sie  die  Möglichkeit  der  Schädigung  der  Gläubiger  voraussetzen, 
und  durch  Unterbewertung  der  Aktiva  werden  die  Gläubiger  nicht  benach- 
Ujiligt").  Hierausfolgt  keineswegs,  dass  mittelst  Nichtnennung  von  Aktiven  das 
Delikt  des  §  239  Ziff.  1  nicht  begangen  zu  werden  vermag,  sondern  das  ist 
nur  richtig:  ITnterlassen  der  Nennung  genügt  nicht.  Strafbar  ist  solche  Unter- 
lassung (Unterbewertung)  nur,  wenn  sie  mit  dem  Vorsatz  der  Verheimlichung 
geschieht.  —  Nicht  einzusehen  ist,  warum  das  Verheimlichen  eine  positive 
Tätigkeit  ähnlicher  Art  wie  das  „Beiseiteschaffen"  sein  müsste®). 


')  Konk.O.  239  Ziff.  1. 

«)  Konk.O.  240  Ziff.  1  und  2. 

•)  Z.  B.  Erdichtung  von  Verkäufen,  um  den  Warenbestand  kleiner  erscheinen 
zu  las.sien. 

♦)  Dazu  gehören  nie  Handclsbriefe.     Vgl.  auch  r.  Gordon  a.  a.  O.    S.  383. 

*)  Konk.O.  239  f. 

®)  Es  fehlt  jeder  Anlass,  mit  v.  Gordon  a.  a.  0.  S.  382  einzuschränken:  nur 
§  239  Ziff.  3  und  4,  nicht  aber  §  239  Ziff.  1  und  2  handelten  von  der  Buchführung.  Wie 
in  den  Handelsbriefen,  werden  auch  in  Handelsbüchem  z.  B.  Rechtsgeschäfte  und 
Schulden  finriert.     Vgl.  oben  §  199  V  A. 

')  Z.  B.  von  Schulden,  wodurch  die  Gläubiger  bewogen  werden  können,  Mora- 
torien zu  gewähren. 

«)  Jedoch  §  199  II  A  1  a. 

•)  Dies  meinen  Merkel  in  Holtzendorffs  Handbuch  des  Stmfrechts  III  817; 
Jäger f  Konkursordnung  239  ..3;  dagegen  wohl  nicht  Stenglein,  Nebengesetze  239,, 
(ö.  700).  Zutreffend  v,  Liszt  %  137  III  2:  „Verheimlichen"  heisst:  Der  Kenntnis  der 
Gläubiger  entziehen. 
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y.  Somit  verbleibt  als  näher  zu  erläuterndes  konkursrechtliches  Buch- 
führungs-  und  damit  auch  Bilanzdelikt  lediglich  das  Delikt  kofikursrechüich 
strafbarer  unübersichtlicher  Buchführung  und  zwar  in  zwei  Formen: 

A.  Als  betrügerische  BankertUthandlung:  „Nach  Konkursordnung  §  239 
Ziff.  4  mit  Konkursordnung  §  244  und  Gesell8ch.-G.  §  83  sind  Mitglieder 
des  Vorstandes  u.  s.  w.  *)  einer  Handelsgesellschaft  u.  s.  w.,  welche  ihre 
Zahlungen  eingestellt  hat,  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursverfahren 
eröffnet  worden  ist,  strafbar,  wenn  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des 
Vorstandes  u.  s.  w.  in  der  Absicht,  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  zu  benach- 
teiligen, die  Handelsbücher  der  Gesellschaft  so  geführt  oder  verändert  haben, 
dass  dieselben  keine  ÜbersidU  des  Vermögenszustandes  der  Gesellschaft  ge- 
währen". 

B.  Als  einfache  BankertUthandlung:  Nach  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3 
mit  Konkursordnung  §  244  und  Ge8ellsch.-G.  §  83  sind  Mitgb'eder  des  Vor- 
standes u.  s.  w.  einer  Handelsgesellschaft  u.  s.  w.,  welche  ihre  Zahlungen  ein- 
gestellt hat,  oder  über  deren  Vermögen  das  Konkursverfahren  eröffnet  wurde, 
strafbar,  wenn  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Vorstandes  u.  s.  w. 
die  Handelsbücher,  deren  Führung  ihnen  gesetzlich  oblag,  so  unardcfitliek  ge- 
führt haben,  dass  sie  keine  Übersicht  des  Vemiögenszustandes  der  Gesellschaft 
gewähren. 

VI.  Wir  handeln  von  beiden  Fällen  gemeinsam  im  nächsten  Paragraphen. 


b)  l^ie  nmllberslehtllehe  Bnehfühmiifl:  als  Handlun^f 
betriifferlseheii  und  einfachem  Bankerntts  im  besonderen. 

§203. 

I.  A.  Bekanntlich  ist  sehr  bestritten,  worin  beim  Bankbruch  im  positiv- 
rechtlichen  Sinne  das  Delikt,  die  strafbare  Handlung,  liegt,  ob  in  der  Bewirkung 
der  Zahlungseinstellung,  Zahlungsunfähigkeit,  Überschuldung,  also  in  der  Ge- 
fährdung oder  Verletzung  der  Forderungsrechte  der  Gläubiger,  oder  in  den 
einzelnen  Handlungen,  welche  das  G.  als  die  Zahlungseinstellung  u.  s.  w.  her- 
beiführende oder  die  gläubigerschädigende  Wirkung  derselben  steigernde  Vor- 
gänge ansieht 

U.  E.  setzt  sich  die  Anschauung,  welche  in  Zahlungseinstellung,  bezw. 
Zahlungsunfähigkeit  oder  Überschuldung  (Konkurseröffnung)  Merkmale  des 
deliktischen  Tatbestandes  erblickt,  jenen  Einzelhandlungen  aber  deliktischen 
Charakter  abspricht  und  sie  für  ausserhalb  der  deliktischen  Handlung  liegende^ 
zu  dieser  nur  hinzutretende  Umstände  erklärt*),  über  die  klar  ausgedrückte 
Auffassung  des  G.  hinweg.  Das  G.  bezeichnet  in  §  244  als  „die  mit  Strafe 
bedrohten  Handlungen"  nicht  die  Tatsache  der  Zahlungseinstellung  oder  Kon- 
kurseröffnung, sondern  die  einzelnen  in  §§  239 — 241  aufgezählten  Taten. 
Dazu  kommt:  verniag  wohl  die  Zahlungseinstellung  als  eine  Handlung  des 
Schuldners  angesehen  zu  werden,  so  ist  dies  nicht  möglich  bei  der  Konkurs- 
eröffnung. Diese  ist  eine  Handlung  des  Gerichts.  Nicht  einmal  der  Antrag 
auf  Konkurseröffnung  braucht  ja    vom   Schuldner   auszugehen.     Bei  Handeb^ 


')  §  196  II  2;  dazu  v.  Liset  §  137  II  4. 

')  Keichsger.  in  Straf»,  zuletzt  Bd.  27  S.  316;  Jäger,  KonkurBordnung  §  239,; 
240,;  Stenglein,  Nebengesetze  239,,,  240,;  Neumeyer,  Historische  und  dogmatische 
Darstellung  des  strafbaren  Bankerutts  1891  S.  128,  178,  144,  148  und  a. 
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gesellschaften  ist  sogar  die  Zahlungseinstellung  keine  Handlung  der  mit  Strafe 
Bedrohten.  Voraussetzung  der  Strafbarkeit  ist,  dass  die  Gesellschaft,  nicht 
dass  die  Mitglieder  des  Vorstandes  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben. 

2.  Aber  auch  innere  Gründe  sprechen  gegen  die  genannte  Meinung. 
Das  regelmässige  Sachverhältnis  geht  doch  dahin,  dass  die  in  §§  239,  240 
festgestellten  Einzelakte  vor  der  Zahlungseinstellung  u.  s.  w.  betätigt  werden. 
Sie  vermögen  wohl  der  Zahlungseinstellung  nachzufolgen,  aber  dies  ist  nach 
der  praktischen  Erfahrung  die  Ausnahme.  Der  Regel  nach  tritt  die  Zahlungs- 
einstellung bezw.  Konkurseröffnung  zu  diesen  Handlungen  hinzu.  Es  ist  an- 
zunehmen, dass  diese  praktische  Erfahrung  auch  dem  Gesetzgeber  vorschwebte. 
Hieraus  resultiert  aber:  nicht  diese  Einzelhandlungen  sind  bloss  Bedingungen 
der  Strafbarkeit  und  Zahlungseinstellung  u.  s.  w.  Tatbestandsmoment,  sondern 
jene  Einzelhandlungen  bilden  die  Tatbestandsmerkmale  des  Delikts,  während 
Zahlungseinstellung  und  Konkurseröffnung  nicht  deliktischen  Charakters,  sondern 
lediglich  Bedingungen  der  Strafbarkeit  sind^). 

B.  1.  Ist  diese  Auffassung  die  richtige,  so  folgt  allerdings,  dass  in  Be- 
zug auf  Zahlungseinstellung  bezw.  Konkiu-seröfTnung  eine  Schuld  (Vorsatz  oder 
Fahrlässigkeit)  des  Täters  nicht  vorzuliegen  und  zwischen  der  dem  Täter  zur 
Last  zu  legenden  Einzelhandlung  und  der  Zahlungseinstellung  bezw.  Konkurs- 
eröffnung ein  Kausalzusammenhang  nicht  zu  bestehen  braucht^)');  denn  Be- 
dingung der  Strafbarkeit  heisst:  äusserer,  von  der  verbrecherischen  Handlung 
und  ihren  Bestandteilen  unabhängiger  Umstand.  Allein  darum  ist  es  noch 
nicht  unzutreffend,  dass  das  G.  die  strafbare  Handlung  Bankerutt  nennt,  also 
nach  der  Tatsache  der  Zahlungseinstellung,  Konkurseröffnung  bezeichnet. 

2.  Der  Gesetzgeber  ist  keineswegs  verpflichtet,  ein  Delikt  nach  seinen 
positivrechtlichen  Merkmalen  zu  benennen.  Er  kann  die  Benennung  desselben 
auch  nach  seiner  gesetzgebungspolitischen  Bedeutung  wählen.  Das  liegt  in 
unserem  Falle  vor.  Zwischen  den  für  strafbar  erklärten  Einzelhandlungen 
und  Zahlungseinstellung  (Konkurseröffnung)  besteht  zwar  nicht  positivrechtlich, 
wohl  aber  gesetzgebungspolitisch  ein  Zusammenhang. 

Die  für  strafbar  erklärten  Einzelhandlungen  haben  alle  das  gemein,  dass 
sie  für  die  Eegd  zu  Zahlungseinstellung  oder  Zahlungsunfähigkeit  oder  Über- 
schuldung, also  zu  Konkurs  führen  oder,  wenn  diese  Umstände  auch  ohnedies 
einträten,  die  gläubigerschädigenden  Wirkungen  derselben  steigern*).  Wer 
solche  Handlungen  vornimmt,  von  dem  muss  man  sich  also  versehen,  dass  er 
in  Bankerutt  fällt.  Aus  diesem  Grunde  nennt  der  Gesetzgeber,  wenn  wirklich 
Bankerutt  eintritt,  die  betreffende  Handlung  Bankerutt.  Die  Tatsache  der 
Bankeruttwirkung  ist  nicht  Tatbestandsmerkmal  des  Bankeruttdelikts,  aber 
Motiv  des  Gesetzgebers  für  die  Bezeichnung  der  Bankerutthandlung  als 
Bankerutt 

n.  Besteht  somit  das  Konkursdelikt  auch  bei  unübersichtlicher  Buch- 
führung in  der  Tatsache  unübersichtlicher  Buchführung,  ist  die  unübersichtliche 
Buchführung  das  deliktische  Verhalten,  der  strafbare  Bankerutt,  die  strafbare 
Bankerutthandlung,  so  fragt  sich  weiter:  wodurch  unterscheiden  sich  betrügerische 


')  So  nach  v.  Liszts  (§  137  11  3)  Vorgang  Bindingy  Lehrbuch  des  gemeinen 
deutachen  Strafrechts,  Bes.  1.  Bd.  2.  Aufl.  1902;  Frank  §  67  II;  Finger  a.  a.  O.  S.  46„. 

«)  Vgl.  r.  Liszt  §  137  II  3. 

')  Dass  zwischen  Einzelhandlung  und  Zahlunsseinstellung  u.  s.  w.  kein  Kausal- 
zusammenhang zu  sein  braucht,  ergibt  sich  auch  bei  der  Anschauung,  dass  die  ZahluD^s- 
einstellung  die  Deliktshandlung  sei,  denn  dann  sind  die  Einzelakte  Bedingungen  der 
Strafbarkeit,  also  von  der  Deliktshandlung  völlig  getrennt. 

*)  Vgl.  Weber  a.  a.  O.  370,  373. 
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uud  einfaclier  Bankerutt  und  demgemäss  auch  unübersichtliche  Buchführung  als 
Delikt  des  betrügerischen  und  einfachen  Bankerutts? 

A.  1.  Worin  betrügerischer  und  einfacher  Bankerutt  auseinandergehen, 
ist  vor  allem  folgendes:  betrügerischen  Charakter  tragt  die  Bankerutthandlung 
an  sich,  wenn  sie  in  der  Absicht,  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  zu  benach- 
teiligen, geschieht,  einfache  Bankerutthandlung  ist  sie,  wenn  sie  ohne  diese 
Absicht  geschieht. 

2.  a)  Hieraus  folgt  zweitens :  zur  betrügerischen  Bankerutthandlung  gehört 
Vorsatz^),  Denn  wenn  die  Handlung  mit  einer  Absicht,  also  zu  einem  be- 
stimmten Zwecke  geschieht,  so  muss  der  Täter  bei  Begehung  der  Handlung 
eine  Vorstellung  ihres  Erfolges  gehabt  haben  und,  wo  Vorstellung  des  Erfolges, 
da  Vorsatz.  Absicht  ist  über  den  einfachen  Dolus  hinausgehender  Wille').  Ohne 
Dolus  also  keine  Absicht.  Bei  unübersichtlicher  Buchführung  als  betrügerischer 
Bankerutthandlung  muss  der  Täter  demgemäss  den  Eintritt  des  erstrebten  Er- 
folges^ die  Unübersichtlichkeit  sich  als  sicher  o<ler  möglich  vorgestellt  haben. 

b)  Anders  die  einfache  Bankerutthandlung.  Sie  kann  im  aUgemeinen 
vorsätzlich  oder  fahrlässig  begangen  sein*).  Ohne  Schuld  keine  strafbare 
Handlung;  aber  mangels  Einschränkung  kann  die  Schuld  Vorsatz  oder  Fahr- 
lässigkeit sein. 

a)  C,  Jäger  geht  weiter.  Er  scheint  anzunehmen,  dass  die  einfache 
Bankerutthandlung  nur  fahrlässig  begangen  werden  könne,  indem  er  den  nach 
Konkursordnung  §  240  strafbaren  Schuldner  als  einen  nur  nachlässigen  be- 
zeichnet*). Allein  der  Gregensatz  zum  „betrüglichen"  Schuldner  ist  nicht  der 
nachlässige,  sondern  der  nicht  betrügende.  Zum  Betrugsbegriff  gehört  Ver- 
mögensschädigung anderer.  Der  betrüglichc  Bankerutt  ist  also  derjenige,  welcher 
mit  der  Absicht  verbunden  ist,  die  Gläubiger  in  ihrem  Vermögen  zu  schädigen. 
Demgemäss  liegt  einfacher  Bankerutt  vor,  wenn  diese  Absicht  fehlt.  Vorsatz 
ist  dadurch  noch  nicht  ausgeschlossen.  Der  Schuldner  kann  zwar  ohne  die 
Absicht,  die  Gläubiger  in  ihrem  Vermögen  zu  schädigen,  d.  h.  ohne  dass  diese 
Schädigung  Beweggrund  seines  Tuns  ist,  handeln;  aber  dadurch  ist  nicht  aus- 
geschlossen, dass  er  bei  der  Ausgabe  übermässiger  Summen  oder  bei  der  Ver- 
schleuderung auf  Kredit  gekaufter  Waren  sich  bewusst  ist,  dass  er  un massige 
Summen  verbraucht,  bezw.  Waren  verschleudert  Der  Vorsatz  bezieht  .sich  ja 
auch  beim  betrüglichen  Bankerutt  nicht  auf  die  Zahlungseinstellung  oder  die 
Konkurseröffnung,  sondern  auf  die  Einzelhandlung.  Zahlungseinstellung  und 
Konkurseröffnung  bilden,  wie  früher  dargelegt,  lediglich  Bedingungen  der 
Strafbarkeit 

ß)  Ist  im  allgemeinen  zu  sagen,  der  einfache  Bankerutt  kann  fahrlässig 
oder  vorsätzlich  begangen  werden,  so  schliesst  dies  nicht  aus,  dass  sich  aus 
dem  Tatbestand  der  einen  oder  anderen  Bankerutthandlung  ergibt^  dass  sie 
nur  als  Vorsatz-  oder  nur  als  Fahrlässigkeitsdelikt  gedacht  werden  darf.  Wir 
sagten  ausdrücklich:  mangels  Einschränkung  kann  die  Schuld  Vorsatz  oder 
Fahrlässigkeit  sein.  In  der  Tat  finden  wir  in  Ko^ikursordnung  §  240  je  einen 
Fall,  in  dem  die  Bankerutthandlung  notwendigerweise  vorsätzlich,  und  je  einen 
Fall,  in  welchem  die  Bankerutthandlung  notwendigerweise  fahrlässig  begangen 
wird.     Das  eine  liegt  bei  der  Bankerutthandlung  von  §  240  Ziff.  2  vor.     Hier 


*)  S.  auch  Stenglein,  Nebengesetz©  Nr.  68:  §  239 14  (S.  700). 
»)  Frank,  §  59  IV. 

»)  V.  Liszty  §  137  III  1  d;  Stenglein,  Nebengeaetze  §  240,;  Binding  a.  a.  0. 
S.  438. 

')  §  240,  u.  ,. 
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wird  ein  Handeln  mit  bestimmter  Absicht  vorausgesetzt  und,  wo  Absicht,  da 
ist  auch  Vorsatz.  Konkursordnung  §  240  Ziff.  2  bestraft  den  in  Konkurs 
geratenen  Schuldner,  wenn  er  „in  der  Absicht^*,  die  Eröffnung  des  Konkurs- 
verfahrens hinauszuschieben",  Waren  oder  Wertpapiere  auf  Kredit  entnimmt 
und  diese  Gegenstande  erheblich  unter  dem  Werte  in  einer  den  Anforderungen 
einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft  widersprechenden  Weise  veraussert  oder  sonst 
weggibt 

B)  Der  andere  Fall  ist  repräsentiert  durch  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3. 
Wir  gelangen  damit  zugleich  zu  dem  zweiten  wesentlichen  Unterschied,  welcher 
zwischen  dem  Delikt  der  unübersichtlichen  Buchführung  als  betrügerischer  und 
als  einfacher  Bankern tthandlung  obwaltet 

1.  §  239  Ziff.  4  lautet:  strafbar,  wenn  „sie  ihre  Handelsbücher  so  ge- 
führt oder  verändert  haben,  dass  dieselben  keine  Übersicht  des  Vennögens- 
zustandes  gewähren";  §  240  Ziff.  3  hingegen  bemerkt:  strafbar,  wenn  „sie 
ihre  Handelsbücher  so  unordentlich  geführt  haben,  dass  sie  keine  Übersicht 
ihres  Vermögenszustandes  gewähren". 

2.  Unordentlich  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  ordnungswidrig.  Ordnungs- 
widrig, d.  h.  im  Widerspruch  mit  der  Ordnung  der  Buchführung,  mit  den 
Reehtssätzen  und  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung  vermag  die  Buch- 
fühnuig  auch  vorsätzlich  geführt  zu  werden.  Denn  der  Gegensatz  zu  „ordnungs- 
mässig**  (H.G.B.  §  38)  ist  nicht  unordentlich,  sondern  ordnungswidrig.  Ün- 
ordentlich  bedeutet  dagegen  nachlässig  ^)y  unvorsichtig,  mit  Ausserachtlassung 
der  Sorgfalt  des  ordentlichen  Geschäftsmannes.  Unordentlich  sind  die  Bücher 
geführt,  wenn  der  Buchführende  die  Tatsache  der  mangelnden  Ordnung  nicht 
als  sicheren  oder  möglichen  Erfolg  seiner  Handlung  sich  vorgestellt  hat,  aber 
hätte  vorstellen  sollen  und  können.  Der  Bankbruch  nach  §  240  Ziff.  3  kann, 
soweit  die  Bankerutthandlung  „unordentliche  Buchführung"  in  Betracht  kommt, 
nur  fahrlässig  begangen  werden. 

3.  a)  V.  Oordon  leugnet  den  eben  angegebenen  Unterschied  zwischen  der 
unübersichtlichen  Buchführung  aus  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4  und  §  240 
Ziff.  3.  Auch  als  betrügliche  Bankenitthandlung  setze  die  unübersichtliche 
Buchführung  das  Vorhandensein  unordentlicher  Buchführung  voraus.  Zwar  stehe 
dem  der  Wortlaut  des  G.  entgegen,  aber  aus  dem  Inhalt  desselben  folge  es; 
denn  „ein  Fehlen  der  Vermögen sübersicht  sei  bei  ordnungsmässiger,  dem  Ge- 
schäfte entsprechender  Buchführung  undenkbar***). 

b)  Allein  hier  ist  jedenfalls  unordentlich  und  ordnungswidrig  verwechselt 
Nicht  nur  die  unordentliche,  sondern  jede  ordnungswidrige  Führung  der  Bücher 
vermag  Übersicht  des  Vermögenszustandes  zu  verhindern.  Und  dann  ist  die 
dieser  Meinung  zu  Grunde  liegende  Anschauung  unzutreffend,  als  gehöre  zum 
Begriff  der  ordentlichen  oder  ordnungsgemässen  Buchführung  lediglich  formelle, 
nicht  auch  materielle  Korrektheit,  nur  Klarheit,  nicht  auch  Wahrheit  der 
Buchung.     Mit  diesem  Punkte  haben  wir  uns  zu  beschäftigen. 

4.  Es  ist  darzulegen,  dass  die  Budiführung  und  insbesondere  auch  die 
ordentliche  Buchführung  sich  nicht  bloss  auf  die  Form,  sondern  auch  auf  den 
InJuüt  der  Buchungen  (Postenbenennung,  Vollständigkeit^  Bilanzfähigkeit,  Be- 
wertung) erstreckt  Wir  treten  damit  einer  vielfach  verbreiteten  Anschauung 
entgegen.     Selbst  ein  so  gewiegter  Kenner  der  Buchhaltungslehre,  wie  Berliner, 


*)  Hier  trifft  also  die  allgemeine  Theorie  (7.  Jägers  (§  240  Bestrafung  des  nach- 
lässigen Schuldners)  zu.    Vgl.   C.  Jäger  240,4. 

»)  V.  Gardon,  Juriatenzeitung  1902  S.  382  und  dazu  die  Kritik  von  Weber  im 
Gerichtssaal  Bd.  62  S.  368,  375. 

Rehm,  Die  BiUnsen  der  AktlengeaelUcbaften.  57 
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behauptet,  Bewertungsregehi  gehörten  nicht  zur  Lehre  von  der  Buchhaltung^). 
Auf  der  Erkenntnis  des  Grundsatzes,  dass  es  zu  den  Eechtspflichten  der  Buch- 
haltung gehört,  nicht  nur  den  buchmässigen,  sondern  den  wahren  Yermögens- 
zustand  klar  ersichtlich  zu  machen,  beruht  vor  allem  der  Schutz  gegen  Bilanz- 
verschleierung und  Bilanzfälschung.  Gehörte  zu  den  Buchführungspflichten 
des  Kaufmanns  nicht,  den  Vermögensstand  in  den  Büchern  auch  wahr  darzu- 
stellen, so  wäre  es  leicht,  ohne  Verletzung  einer  Buchhaltungspflicht  die  wahre 
Vermögenslage  zu  verdecken ;  denn  es  hält  nicht  schwer,  unter  Einhaltung  der 
Vorschriften  über  die  Buchführungsform  den  Buchungen  einen  unwahren  Inhalt 
zu  geben.  Eine  B.  kann  formell  tadellos  und  doch  inhaltlich  unwahr  sein. 
Sie  kann  formell  eine  lückenlose  Übersicht  darstellen,  materiell  aber  dieser 
Eigenschaft  entbehren.  Mit  peinlichster  formaler  Klarheit  vermag  sich  stärkste 
materielle  Unwahrheit  zu  verbinden. 

III.  Dass  die  Buchführungspflicht  des  Kaufmanns  auch  die  materielle 
Korrektheit  der  Bucltungen,  d.  h.  die  Pflicht  der  Übereinstimmung  der  Buchungen 
mit  dem  wahren  Vermögensstande  umfasst,  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der 
Buchführung  und  dem  positiven  Recht 

A.  Wer  immer  das  Wesen  der  Buchhaltung  bestimmen  will,  bestimmt 
es  dahin,  dass  dieselbe  eine  geordnete  (systematische)  Aufzeichnung  des  Ver- 
mögen^QtAndes  einer  Erwerbswirtschaft  und  der  Veränderungen  desselben  durch 
den  Geschäftsbetrieb  sei.  So  definiert  z.  B.  Berliner  die  Buchhaltung  als 
schriftliche  Darstellung  der  Bewirtschaftung  eines  Vermögens  und  deren  &- 
gebnisse  in  übersichtlicher  Weise  ^),  als  Übersicht  über  den  G^t/ierwechsel  und 
(Viehbestand  nach  jeder  Richtung').  Und  ähnlich  lesen  wir  bei  Adler*): 
„Zweck  der  Buchführung  ist,  im  Anschluss  an  die  Feststellung  und  Aufzeic^h- 
nung  der  VermögensheBtaxidteile  die  Greschäftsbewegung  in  Erwerb  und  Auf- 
wand fortlaufend  in  den  Büchern  so  zu  verzeichnen,  dass  es  in  beliebigen 
Zeitabschnitten  möglich  ist,  die  eingetretene  Vermehrung  oder  Verminderung 
des  ursprünglichen  Vermögens  ziflernmässig  festzustellen  und  den  mehr  oder 
weniger  detaillierten  Nachweis  zu  liefern,  auf  welche  Weise  die  Veränderung 
des  Vermögens  entstanden  ist"  Buchführung  bedeutet:  „Rechnungsführung 
über  den  Besitzstand  der  Einzelwirtschaften  und  die  Veränderungen  desselben." 
Macht  aber  systematische  Darstellung  von  Vermögensstand  und  Vermögens- 
bewegung  das  Wesen  der  Buchhaltung  aus,  so  kann  keine  echte  und  rechte, 
keine  wirkliche,  sondern  nur  eine  scheinbare  Buchführung  vorliegen,  wenn  die- 
selbe zwar  eine  geordnete  Darstellung  eines  Vermögensstandes,  aber  nicht  die 
geordnete  Darstellung  des  wahren  Vennögensstandes  gibt  Niu*  der  äusseren 
Form,  aber  nicht  der  Sache  nach  ist  dann  Buchführung  vorhanden. 


^)  S.  262.  —  Anders  wohl  auch  nicht  Stern,  Buchhaltongslexikon  Art.:  „Ordnung^- 
mäasigkeit"  S.  463  trotz  Unterscheidung  von  „formeller**  und  „materieller"  Ordnunes- 
mässigkeit  Nach  dem,  was  er  über  letztere  bemerkt,  versteht  er  darunter  lediglich  die 
innere  Form  (formelle  Richtigkeit)  im  Gegensatz  zur  äusseren  Form. 

')  S.  201.  Zutreffender  ist  es  für  „übersichtlich":  „geordnet"  zu  sagen.  Wohl 
bewirkt  die  Buchhaltung  insoferne  eine  Übersicht  als  die  Einhaltung  einer  Ordnung, 
eines  Systems  bei  der  Buchung  die  Erkennung  der  Vermögenslage  erleichtert,  aber 
andererseits  ist  die  Bezeichnung  der  Buchführung  als  Übersicht  geeignet,  die  VorBiel> 
lung  zu  erwecken,  als  müsse  alle  Buchführung  eine  summarische,  d.  h.  zusammen- 
fassende sein,  während  der  Zweck  der  laufenden  Buchhaltung  doch  nur  ist,  ersichilieli  zu 
machen,  nicht  übersichtlich  ersichtlich  zu  machen.  Wir  werden  sehen  (s.  unten  VI  Ci, 
dass  Buchführung,  welche  Einsicht  in  die,  und  Buchführung,  welche  Übersicht  über 
die  Vermögenslage  gewährt,  nicht  dasselbe  sind. 

»)  S.  205. 

*)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  Bd.  II  S.  1106. 
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B.  Aber  auch  das  positive  Recht  verlangt  zum  Wesen  der  Buchhaltung 
geordnete  Darstellung  der  wahren  Vermögenslage. 

1.  Nach  H.6^.  §  38  hat  der  Kaufmann  die  Lage  seines  Vermögens 
in  seinen  Bücheiti  ersichtlich  zu  machen.  Aufgabe  des  Kaufmanns  ist  demzu- 
folge, den  wahren  Stand  seines  Vermögens  durch  Schriftstücke  nachzuweisen 
und  zwar  nicht  bloss  durch  seine  Handelsbriefe,  sondern  in  seinen  d.  h.  von 
ihm  zu  führenden  Büchern.  Also  sind  doch  Handelsbücher  im  Sinne  des  6. 
lediglich   solche   Aufzeichnungen,    welche   die   wirkliche  Vermögenslage  ersehen 


2.  Femer  verbietet  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  in  den  „Übersichten  über  den 
Vermögensstand"  den  Stand  der  Verhältnisse  „«nwwÄr**  darzustellen.  Dem- 
gemäss  gehört  doch  zum  Wesen  der  Obersichten  Ersichtlichmachung  des  wahren 
Vermögensstandes. 

3.  Endlich  bedroht  das  G.  mit  Strafe,  die  Handelsbücher  so  zu  füliren, 
,,dass  dieselben  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes  gewähren."  D.  h.  doch 
die  Buchführenden  sind  strafrechtlich  verantwortlich  nicht  bloss,  wenn  ihre 
Bücher  des  Charakters  der  Übersicht  entbehren,  unübersichtlich  geführt  sind, 
sondern  auch,  wenn  sie  zwar  eine  Übersicht  gewähren,  aber  nur  die  Übersicht 
eines  Vermögenszustandes,  nicht  des  Vermögenszustandes,  d.  h.  des  wahren, 
des  wirklichen  Vermögenszustandes  ^). 

C.  Demgemäss  reicht  zum  Vorliegen  einer  Buchführung  im  wahren  und 
gesetzlichen  Sinne  nicht  hin,  dass  in  den  Büchern  nichts  unleserlich  gemacht, 
radiert  oder  überschrieben  ist,  in  ihnen  keine  rechnerische  Unrichtigkeiten  oder 
sonstige  Unstimmigkeiten  zwischen  den  einzelnen  Büchern  und  Konten^)  sich 
finden;  auch  dns  genügt  nicht,  dass  zwischen  Buchung  und  Buchungsunterlagen, 
Handelskorrespondenz  (insbesondere  Handelskopierbuch)  ^)^  Notizbüchern  und 
ähnlichem,  völlige  Übereinstimmung  besteht,  sondern  was  das  Wesen  der  Buch- 
haltung nach  Natur  und  (Jesetz  noch  weiter  fordert,  das  ist  Übereinstimmung 
mit  der  Wirklichkeit,  mit  der  wahren  Vermögenslage, 

Hieraus  ergibt  sich  im  einzelnen: 

1.  a)  Aufgabe  der  Buchführung  ist,  die  Vermögenslage  ersichtlich  zu 
machen.  Also  muss  die  Darstellung  a)  wahr  b)  klar  sein.  Daher  dürfen  die 
Bücher  nicht  so  geführt,  d.  h.  keine  solchen  Buchungen  gemacht  werden,  dass 
<lie  Darstellung  unwahr  oder  unklar  wird.  Der  Kaufmann  hat  die  Pflicht, 
wahre  und  klare  Buchungen  zu  machen.  Macht  er  wissentlich  oder  fahrlä.'^siger- 
weise  unwahre  oder  unklare  Eintrage,  so  ist  grundsätzlich  die  Buchführungs- 
pflicht verletzt. 

b)  Die  wichtigste  Folgerung  dieses  Ergebnisses  ist:  zu  den  Buchführungs- 
pflichten gehört,  ein  Buchführungsakt  ist  auch  die  Angabe  des  wahren  Wertes 
der  Buchführungsposten,  die  richtige  Bewertung  der  Aktiva  und  Passiva;  denn 
unwahre  Bewertung  in  den  Handelsbüchern  ist  unwahre  Darstellung  der  wirk- 
lichen Vermögenslage.  Dass  die  Verpflichtung  zu  richtiger  Bewertung  einen 
Bestandteil  der  Buchführungspflicht  ausmacht,  beweist  auch  das  positive  Recht. 
Die  allgemeinen  Bewertungs Vorschriften  des  H.G.B.  stehen  in  dem  von  den 
„Handelsbüchem"  handelnden  Abschnitte  des  H.G.B.,  die  Vorschriften  desselben 
über  die  Bewertung  im  Aktienrecht   bezeichnen   sich   als  Vorschriften    über  die 


>)  Vgl.  dazu  auch  Weher,  Gerichtsaal  62  S.  375,  377. 

')  Eine  sehr  anschauliche  Tabelle  der  Bücher  der  kauf  man  nischcn  Buchführung 
gibt  Berliner  §  122  (S.  253). 

*)  Das  Handelskopierbuch  gehört  nicht  zur  Buchhaltung,  aber  zu  den  Handels- 
büchem.   So  auch  Berliner  §  121. 


:>i 
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Aufstellung  der  B.  Die  Duchführungspflicht  umfassi  nicht  lediglicfi  die  Pflicht 
xur  Einhaltung  dei'  Vatschrißen  übet'  die  Buchungsfortnen,  sondern  auch  die 
Pflicht    xur  Einhaltung    den*  Vorschriften    über   den  Inhalt   der   Buchungen, 

c)  Man  hat  unter  Berufung  auf  das  Reichsgericht  das  vorstehend  Be- 
hauptete einsehranken  wollen.  Nur  für  die  B.,  aber  nicht  für  die  laufende  Buch- 
führung sei  die  Bewertung  Buchführungsakt  Das  H.G.B.  schreibe  eine  Be- 
wertung der  Aktiven  direkt  lediglich  für  die  B.,  nicht  auch  für  die  laufende 
Rechnung  vor,  Wertveranderungen  im  Laufe  des  Greschäftsjahres  hätten  daher 
in  der  Buchführung  keinen  Platz  ^).  In  der  Tat  lesen  wir  in  dem  gemeinten 
reichsgerichtlichen  Urteil*)  vom  18.  Februar  1886:  „Die  nach  H.G.B.  Art  31 
(§  40)  gebotene  Abschätzung  (der  Vermögensstücke  nach  ihrem  Werte)  ist  mit 
Rücksicht  auf  die  dargelegte  Eigenschaft  von  Inventar  und  B.  (Feststellung 
des  Vermögensstandes  und  Übersicht  über  denselben)  als  eine  zur  Buchführung 
selbst  gehörige  Tätigkeit,  nicht  als  ein  ausserhalb  derselben  liegender  Teil  der 
Geschäftsführung  anzusehen.  Es  kann  hiernach,  auch  wenn  die  übrigen  Bücher 
ordnungsmässig  geführt  mid  in  den  Inventaren  und  B.en  die  vorhandenen 
Vermögensstücke  voUständig  aufgezahlt  sind,  lediglich  infolge  von  unrichtigen, 
unter  Missachtung  der  Vorschriften  des  Art  31  (§  40)  H.G.B.  erfolgten, 
Wertangaben  die  Buchführung  als  eine  derart  unordentliche  erscheinen,  dass 
die  Handelsbücher  als  Ganzes  keine  Übersicht  des  Vermögensstandes  gewähren." 
Allein  das  Erkenntnis  steht,  genau  besehen,  doch  nicht  der  Auffassung  ent- 
gegen, dass  auch  für  die  übrige  Buchführung  die  Bewertung  einen  Bestandteil 
des  Buchführungsgeschäftes  bildet.  Die  Entscheidung  hatte  sich  eben  nur  mil- 
der Aufstellung  der  B.  zu  befassen.  Die  B.  beruht  auf  den  übrigen  Handels- 
büchem.  Mit  ihnen  muss  sie  daher  in  Einklang  stehen.  Auch  für  sie  als 
die  Grundlagen  von  Inventar  und  B.  gilt  daher  die  Bewertimg  als  ein  Be- 
standteil der  Buchungstatigkeit 

d)  Ebensowenig  geht  es  andererseits  an,  zwar  für  das  allgemeine,  aber 
nicht  für  das  aktienrechtliche  Bilanzrecht  anerkennen  zu  woUen,  dass  auch  die 
Bewertungsvorschriften  Vorschriften  des  Buchführungsrechtes  darstellen.  Man 
könnte  einwenden  wollen:  in  §  239  spricht  der  Gesetzgeber  davon,  dass  der 
Vorstand  für  Führung  der  erforderlichen  Bücher  Sorge  zu  tragen  habe,  aber 
erst  in  §  261  bringt  er  Vorschriften  über  die  Bilanzbewertung.  Allein  anders 
verfährt  das  Ge8ell.sch.-G.  Hier  folgen  dem  jener  Vorschrift  des  §  239  ent- 
sprechenden §  41  Abs.  1  unmittelbar^  d.  h.  sofort  in  §  42  Vorschriften  über 
die  Bilanzbewertung.  Also  gehört  zur  Sorge  für  Führung  der  erforderlichen 
Bücher  auch  Sorge  für  Einhaltung  der  Vorschriften  über  die  in  den  Büchern 
vorzunehmenden  Bewertungen. 

2.  a)  Gleichgültig  ist  ferner,  ob  die  Buchung  einen  Umstand  zur  Dar- 
stellung bringt^  welcher  ausserhalb  der  Bücher  kein  Dasein  hat,  oder  ob  sie 
eine  Tatsache  darstellt,  welche  auch  ausserhalb  der  Bücher  und  ohne  Buchung 
selbständiges  Dasein  besitzt  Einen  Buchführungsakt  repräsentiert  nicht  nur 
die  Zerlegung  des  Sohuldkontos  eines  Schuldners  in  mehrere  Schuldposten,  z.  B. 
in  ein  „Conto  ordinario"  und  ein  „Vorschusskonto",  sondern  Buchführungsakt 
ist  nicht  minder  ein  Akt,  welcher  nicht  bloss  m  den  Büchem,  sondern  auch 
ausserhalb  derselben  besteht,  ein  Akt,  welcher  nicht  lediglich,  sondern  nur  zugleich 
Buchführungsakt  ist.  Buchführungsakt  ist  auch  der  Verkauf  von  Waren  ge^n 
bar    oder    auf  Kredit.     Dieses  Geschäft    verändert   nicht  bloss  die  Zusammen- 


M  So  r.  Gordon  a.  a.  O.  383. 

')  Entsch.  in  Strafs.  13  S.  354  {Stenglein,  I^xikon  des  Straf  rechts  1900  unter 
Bilanz  Nr.  24  S.  448  f.). 
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setziuig  des  VennögeJis  und  damit  die  Vermögenslage,  sondern  auch  die  Dar- 
stellung, die  Ersichtlichmachung  der  Vermögenslage.  Nach  dem  Wesen  der 
Buchhaltung  als  einer  schriftlichen  Darstellung  des  Vermögensstandes  und 
seiner  Veränderungen  sind  alle  den  Vermögenszustand  verändernde  Massnahmen 
auch  Buchführungsakte.  Laut  H.G.B.  §  38  hat  der  Kaufmann  seine  Handels- 
geschäfte und  seine  Vermögenslage  in  seinen  Büchern  ersichtlich  zu  machen; 
also  liegt  in  der  Vornahme  von  Handelsgeschäften  zugleich  ein  Akt  von  buch- 
halterischer Bedeutung,  auch  ein  Buchführungsakt.  Diese  Auffassung  scheitert 
keineswegs  etwa  daran,  dass  der  Gesetzgeber  in  Konkursordnung  §  239  nicht 
nur  die  unübersichtliche  „Führung"  der  Handelsbücher,  sondern  daneben 
noch  besonders  die  „Aufstellung"  erdichteter  Rechtsgeschäfte  oder  Schulden 
unter  Strafe  stellt.  Nicht  alle  Handelsgeschäfte  sind  zugleich  Buchführungs- 
akte. Es  gibt  Greschäfte,  welche  keiner  Buchung  bedürfen.  Z.  B.  die  Ver- 
pfändung von  Aktiven.  Sie  ist  ersichtlich  aus  den  Handelsbriefen,  nicht  not- 
wendig aber  aus  den  Handelsbüchern. 

b)  Eine  Mittelstellung  zwischen  den  Geschäftsereignissen,  welche  nur 
durch  Buchung  existent  werden,  und  solchen,  die  ohne  jede  Buchung  zur 
Existenz  gelangen,  nehmen  diejenigen  Geschäftsvorgänge  ein,  welche  zu  ihrer 
Perfektion  einer  Buchung  bedürfen.  Die  Vornahme  von  freiwilligen  Abschrei- 
bungen, die  Bildung  von  offenen  Rücklagen  aus  dem  Gewinn  ist  materiell 
venirsacht,  begründet  mit  dem  Beschluss,  diesen  Gewinn  teil  von  der  Aus- 
schüttung als  Dividende  auszunehmen.  Aber  die  Perfektion  des  Vorgangs 
verlangt  noch  eine  Buchung.  Denn  die  Ausscheidung  des  betreffenden  Gewinn- 
teils aus  dem  Reingewinn  erfolgt  ja  nicht  tatsächlich,  sondern  buchtechnisch. 
Ausgeschieden  wird  der  Gewinnteil  aus  einem  Konto,  nicht  aus  der  Menge  der 
reell  vorhandenen  Vermögenswerte*). 

D.  Nicht  verwechselt  werden  darf  klare  und  wahre  Vermögenslage  mit 
einfache  Vermögenslage.  Dem  Kaufmann  obliegt  lediglich  die  Pflicht-,  seine 
Vermögenslage  schriftlich  klar  und  wahr  durzusteUen,  nicht  aber  die  Pflicht, 
sie  imrischafilich  nicht  kompliziert,  sondern  einfach  zu  gestalten. 

1.  Der  Kaufmann  will  seine  Vermögenslage,  seine  Aktiva  flüssiger  ge- 
stalten. Zu  diesem  Zwecke  nimmt  er  Schiebung&n,  d.  h.  Ersetzung  von  Aktiv- 
posten durch  andere  (Umwandlung  von  Debitoren  in  Effekten  oder  umgekehrt; 
Ersetzung  eines  Schuldners  durch  eine  Schuldnermehrheit),  bezw.  Ersetzungen 
von  Passivposten  durch  andere  (an  Stelle  von  primären  Verbindlichkeiten 
Garantieübernalimen)  vor^).  Hierin  liegt  nichts  Pflichtwidriges,  wenn  auch  die 
vermögensrechtlichen  Beziehungen  des  Kaufmanns  dadurch  zahlreicher  und  ver- 
wickelter werden  und  daher  auch  die  Erkenntnis  ihres  wirtschaftlichen  Er- 
gebnisses, die  Erkenntnis  des  Vermögenszustaudes  sich  schwieriger  gewinnen 
lässt  Der  Kaufmann  darf  —  auch  mittelst  der  Künste  der  Buchführung  — 
seine  Vermögenslage  unübersichtlich  gestalten.  Verboten  ist  ihm  nur  eine  un- 
übersichtliche Darstellung  derselben.  Was  ihm  obliegt,  ist  lediglich,  seine 
wirkliche  Vermögenslage,  mag  sie  einfach  oder  kompliziert  gestaltet  sein,  in 
den  Büchern  wahr  und  klar  darzustellen.  Erlaubt  ist  ihjn,  seine  Vermögens- 
Verhältnisse  unklar  zu  gestaltenj   verboten  ist  ihm,   seine  Vermögensverhältnisse, 


')  Vgl.  oben  §  145  I  C. 

')  Beispiel  oben  in  §  198  X  2.  Natürlich  dürfen  diesbezügliche  Geschäfte  nicht 
bloss  zum  Schein  geschlossene  sein-,  denn  diese  vermögen  an  der  Zusammensetzung  des 
wirklichen  VermÖc:ens  nichts  zu  ändern.  Sie  begründen  weder  Recht  noch  Pflicht. 
Werden  sie  gebucht,  so  ändern  sie  die  Vermögensdarstellung,  aber  nicht  das  Vermögen, 
sind  also  Fäschung. 
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mögen  sie  klar  oder  unklar  gestaltet  sein,  unwahr  und  unklar  darzustellen,  aus- 
genommen natürlich  die  Mittel  und  Formen  erlaubter  Bücherfflschung  und  Ver- 
schleierung, welche  das  technische  Wesen  der  Buchführung  an  die  Hand  gibt^). 

2.  a)  Etwas  anderes  als  flüssige  Gestaltung  der  Vermögenslage  ist  flüssige 
und  schone  Gestaltung  lediglieh  der  Bücher,  insbesondere  der  B.  Nicht  ver- 
boten ist  es,  die  Vermögenslage  und  damit  auch  die  B.  flüssig  zu  gestalten, 
wohl  aber  ist  es  unerlaubt^  nur  die  B.  flüssig  und  schön  zu  formen.  In 
solchem  Falle  wird  lediglich  die  Darstellung  der  Vermögenslage  in  den  Büchern, 
der  Inhalt  der  Bücher^  nicht  aber  die  Vermögenslage  selbst  verändert  Somit 
liegt  hier  eine  Abweichung  der  dargestellten  von  der  wirklichen  Vermögens- 
lage, also  unwahre  und  unklare  Darstellung  der  Vermögenslage,  Unersichtlich- 
machung  der  wahren  Vennögenslage  vor.  Erforderlich  macht  dies  Abschluss 
von  Scheingeschäften,  Weglassung  oder  Erdichtung  von  Posten  (insbesondere 
auch  Rechtsgeschäften)^),  Überbewertungen  von  Aktiven,  Unterbewertungen  von 
Pansiven,  unwahre  und  unklare  Benennungen  und  Gruppierungen,  kurzum  eine 
Anwendung  aller  jener  unerlaubten  Fälschungen  und  Verschleierungen,  von 
welchen  wir  in  den  §§199  und  198  handelten.  Die  Vorschriften  und  R^[eln 
über  die  Buchhaltungs/brm  sind  dabei  sorgsamst  gewahrt,  die  Vorschriften  aber 
über  den  Buchungsinhalt,  das  materielle  Buchführungsrecht  aufs  gröbste  ver- 
letzt Man  kann  die  Buchführung  unübersichtlich  gestalten  durch  Missachtung 
der  Regeln  der  Buchführungsform  —  dies  ist  die  gröbere  Art  der  Begehung 
des  Buchführungsdeliktes  von  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4  —  und  man 
kann  fonnell  peinlichst  ordnungsmässig  verfahren,  aber  die  Vorschriften  über 
Bilanzbewertung,  Bilanzfähigkeit  und  Postenbenennung  aufs  stärkste  missachten. 
Dies  ist  die  feinere  Art  der  Begehung  des  in  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4 
unter  Strafe  gestellten  Delikts. 

b)  Im  ersteren  FaUe  erfolgt  eine  Unersichtlichmachung  der  wahren  Ver- 
mögenslage durch  Bucbführungsakte,  welche  zugleich  die  Vermögenslage  tat- 
sächlich ändern.  Solche  Unersichtlichmachung  ist,  soweit  sie  unter  Einhaltung 
der  Vorschriften  des  materiellen  und  formellen  Buchführungsrechtes  geschieht, 
völlig  gestattet  Den  Änderungen  in  den  Büchern,  in  der  Vennögensdaurstellung, 
entsprechen  Änderungen  im  Vermögenszustande  selbst  Anders  dagegen  im 
zweiten  Falle:  Hier  wird  nur  die  Vermögensdarstellung,  nicht  auch  die  Ver- 
mögenszusammensetzung geändert  Die  tatsächliche  Vermögenslage  bleibt  von 
diesen  fingierten  Veränderungen  des  Vermögensstandes  unberührt  Die  Buchungen 
stellen  daher  andere  als  die  wahren  Vermögensverhältnisse,  somit  falsche  dar, 
gewähren  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes,  d.  h.  des  wahren  Vermögens- 
zustandes. 

E.  Man  hat  aus  dem  Umstände,  dass  manche  Buchführungsakte  nur 
auch  Buchführungsakte  bilden,  d.  h.  zugleich  tatsächliche  Vermögensveränderungen, 


')  Darüber  §§  198  und  199. 

*)  Nicht  zu  verwechseln  ist  diese  Aufstellung  erdichteter  Geschäfte,  diese  Fik- 
tion von  Geschäften  in  den  Büchern  mit  den  nur  zum  Schein  wirklich  ahgesMossenen 
Geschäften.  Letztere  sind  mrkliche  Geschäfts  vorfalle,  die  aber  nicht  gebucht  werden 
dürfen,  weil  hieraus  weder  Rechte  noch  Pflichten  entstehen  (B.G.B.  117).  Erstere  dnd 
gedachte  Geschäftsvorfällo.  In  der  Buchung  beider  Arten  liegt  Buchung  von  Unwahr- 
heiten. Falschbuchuiig,  Bachfälschung,  Konk.O.  g  239  Ziff.  2  betrifft  nur  die  fingierten 
(erdichteten),  nicJit  auch  die  Scheingeschäfte.  Scheingeschäfte  sind  nicht  „erdichtetes 
soDdem  reell  geschlossen,  aber,  weil  kein  wirtsdiafüiches  Gut,  ohne  wirtschaftliche 
Wirkung,  nicht  bilanzfähig.  Vgl.  auch  Weber  S.  367f.  377.  Die  BaDkerutthaodlung 
von  §  239  Ziff.  4  kann  durch  Scheingeschäfte  und  durch  erdichtete  Geschäfte  b^angoi 
werden. 
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materielle  Verfügungen  darstellen,  die  Behauptung  abgeleitet,  für  solche  Buch- 
fühningsakte  könne  der  Buchführer  nicht  immer  verantwortlich  gemacht^),  will 
sagen:  hierin  nicht  immer  ein  strafbares  Buchführungsdelikt  erblickt  werden. 
Allein  soweit  .die  materielle  Verfügung  die  Vermögensbewertung  berührt,  trifft 
dies  nicht  zu.  Die  Bewertungsregeln  machen  einen  Hauptbestandteil  des 
materiellen  Buchführungsrechtes  aus.  Demgemäss  umfasst  die  Buchführungs- 
pflicht auch  die  Verpflichtung  zur  Einhaltung  dieser  Bewertungsgrundsätze. 
Nur  eine  Kotisequenx  hiervon  ist,  dasa  die  xur  IPHlfung  der  Bilanz  bestellten 
Itevtsaren  auch  die  Einhaltung  des  materiellen  Biichführungsrechtes  nach- 
xuprüfen  verpflichtet  sind. 

IV.  Gibt  man  auch  zu,  dass  die  Beachtung  der  Bewertungsnormen  einen 
Bestandteil  der  kaufmännischen  Buchhaltungspflicht  ausmacht^),  so  wird  doch 
behauptet,  die  Berücksichtigung  der  genannten  Regeln  bilde  keinen  Bestandteil 
der  Pflicht  der  ordnungsmässigen  Buchführung.  Diese  Verbindlichkeit  beziehe 
sich  lediglich  auf  das  Erfordernis  formeUer  Korrektheit.  Seien  die  Buchungen 
der  äusseren  Form  nach  ohne  Tadel,  fehlen  Unstimmigkeiten  zwischen  Konten 
und  zwischen  Konten  imd  Buchungsunterlagen,  erfüllen  die  Buchungen  ins- 
gesamt formell  die  Erfordernisse  einer  Übersicht,  stellen  sie  äusserlich  eine 
Vermögensübersicht  dar,  so  sei  der  Pflicht  der  ordnungsmässigen  Buchführung 
Genüge  getan. 

A.  1.  Dies  ist  nicht  bloss  die  Meinung  v.  Gordons%  sondern  auch  Webers, 
des  Anklägers  im  Leipziger  Bankprozess.  In  verschiedenen  Wendungen*)  be- 
hauptet er:  „Entsprechen  die  Bucheinträge  den  Buchungsunterlagen  (Handels- 
briefen u.  s.  w.),  so  wird  man,  wenn  weiter  auch  noch  die  äusseren  Formen, 
die  für  die  Buchhaltungstechnik  in  Geltung  sind,  Beobachtung  fanden,  von 
ordnungsmässiger  Buchführung  zu  sprechen  haben". 

2.  Die  Folge  davon  wäre  Straflosigkeit  nachlässiger  Buchführung,  wenn 
sich  die  Nachlässigkeit  auf  Postenbezeichnung,  Bilanzfähigkeit,  Vollständigkeit 
der  Buchungen  und  Bewertungsrichtigkeit  bezieht.  Sofern  der  Buchführer  in 
Bezug  auf  diese  wichtigeren,  die  materiellen,  Buchführungsvorschriften  an  der 
erforderlichen  Sorgfalt  es  fehlen  liess,  würde  er  straffrei  bleiben;  nur  wenn  er 
die  Vorschriften  über  die  Buchführungsform  fahrlässigerweisß  nicht  beachtete, 
wäre  er  strafbar.  Der  Strafe  unterläge  nur  die  formelle  Unübersichtlichmachung; 
die  nachlässige  Bewirkung  materieller  Unübersichtlichkeit  ginge  frei  aus. 

B.  Allein  diese  schon  nach  ihrem  Resultat  wenig  ansprechende  Lehre 
scheitert  an  einem  Doppelten. 

1.  Vor  allem  steht  sie  nicht  in  Einklang  mit  Wesen  und  Zweck  der 
Buchführung.  Worauf  die  Buchführung  abzielt,  ist  doch  in  erster  Linie  Dar- 
stellung des  wirklichen  Vermögensstandes.  Dazu  genügt  nicht,  dass  sie  die 
äussere  Form  einer  Vermögensübersicht  erfüllt.  Sie  muss  auch  materiell  eine 
solche  sein,  die  wahre  Vermögenslage  angeben. 

2.  Dazu  kommt  aber  das  positive  Recht: 

a)  Der  Kaufmann  hat  nach  H.G.B.  §  38  die  Pflicht,  „seine  Vermögens- 
lage in  den  Büchern  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmässiger  Buchführung 
ersichtlich  zu  machen".  Würde  sich  der  Grundsatz  der  Ordnungsmässigkeit 
lediglich  auf  die  Regeln  der  Buchhaltungsform  beziehen,  so  wäre  der  Kaufmann, 
soweit  nicht  das  H.G.B.  materielle  Buchfühi-ungsvorschriften  aufstellt,  lediglich 


*)  V.  Chrdan  a.  a.  O.  S.  383.    Gegen  ihn  Weber  S.  383  ff. 

»)  V.  Gardon  383;  Weber  a.  a.  O.  373,  383  f. 

»)  A.  a.  O.  382. 

*)  Gerichtssaal  Bd.  62  S.  364,  376.  378,  381. 
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verpflichtet,  eine  formell  korrekte  Darstellung  seiner  Vermögenslage  zu  geben. 
Wie  konnte  der  Gesetzgeber  das  aber  ein  Ersickilichmfuchen  der  Vermögens- 
lage nennen?  Erlaubt  doch  gerade  die  Anwendung  der  Regeln  der  Buch- 
haltungsfomi,  die  materielle  Wahrheit  unersichtlich  zu  machen.  Eine  ganze 
Beihe  von  Buchuugsformen  führten  wir  in  §§  198  und  199  an,  mittelst  deren 
der  wirkliche  Vermögensstand  buchmässig  verschleiert  und  verfälscht  zu  werden 
vermag,  ohne  dass  sich  von  Ordnungswidrigkeit  sprechen  liesse.  Trotz  dieses 
dem  Gesetzgeber  doch  bekannten  Sachverhältnisses  sollte  derselbe  vom  Buch- 
führenden ledigUch  formelle,  nicht  auch  materielle  Ordnungsmässigkeit  verlangt 
haben? 

b)  Man  könnte  einwenden  wollen:  der  Begriff  „ordnungsmässige  Buch- 
führung*'  braucht  trotzdem  nicht  auch  das  materielle  Buchhaltungsrecht  zu  um- 
fassen. Die  Bewertungsvorschriften  trifft  der  Gesetzgeber  selbst.  Hiervon 
handelt  er  eben  in  den  folgenden  Paragraphen  (§§  39  und  40).  Nur  für  die 
formelle  Seite  der  Buchführung  will  er  auf  den  Buchhaltungsbrauch,  auf  die 
Buchhaltungsordnung  verwiesen  haben.  Allein  decken  sich  denn  Bilanz- 
bewertungs-  und  materielles  Buchführungsrecht?  Das  materieUe  Buchführungs- 
recht umfasst  doch  mehr:  auch  die  Fragen  der  Bilanzfähigkeit  und  der  Posten- 
bezeichnung. Und  hierfür  enthält  das  H.G.B.  doch  keine  Normen.  Also  mus:? 
auf  die  Buchführungsordnung,  das  Buchhaltungsgewohnheitsrecht  zurückgegriffen 
werden. 

c)  Ein  wirklich  erhobener  Einwand  ist  der  der  praktischen  Unerheblich- 
keit. Wenn  sich  der  Begriff  „unordentliche  Buchführung**  auch  auf  die  materielle 
Seite  der  Buchhaltung  bezöge,  so  würde  dies  doch  praktisch  bedeutungslos  sein. 
Wohl  könnte  es  denkbar  sein,  dass  die  Übersicht  im  Sinne  von  Konkursord- 
nung §  240  Ziff.  3  lediglich  infolge  Vornahme  materiell  zu  beanstandender 
Buchungen  mangele,  aber  praktisch  werde  jeder,  der  seine  Bücher  durch  Buch- 
ung materiell  zu  beanstandender  Geschäfte  unübersichtlich  gestalte,  auch  zu- 
gleich in  der  Absicht  handeln,  seine  Gläubiger  zu  benachteiligen,  so  dass  bei 
ihm  gar  nicht  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3,  sondern  §  239  Ziff.  4  in  Frage 
komme  ^).  Allein  ist  denn  nicht  möglich,  dass  jemand  aus  Mangel  an  Sorgfalt 
Aktiven  aus  der  B.  weglässt  oder  Aktiven  überbewertet?  Sollte  dann  nicht  un- 
ordentliche Buchführung,  materiell  zu  beanstandende  Buchung,  die  Unübersicht- 
lichkeit bewirkt,  vorliegen? 

V.  Welche  Irrtümer  die  Meinung  verursacht,  als  umfasse  die  Buchführungs- 
pflicht nicht  auch  die  Verpflichtung  zur  Einhaltung  der  Bewertungsgrundsätace, 
zeigt  nichts  besser,  als  die  Konsequenzen,  zu  welchen  diese  Anschauung  hin- 
sichtlich der  Buchung  von  Sch&ingescliäften  führt 

1.  Die  notwendige  Folgerung  aus  dem  angegebenen  Prinzip  ist:  der  Buch- 
führende  hat  lediglich  die  Grundsätze  der  Buchhaltungsform  zu  beobachten,  also 
ist  er  nicht  nur  berechtigt,  sondern  sogar  verpflichtet,  alle  Geschäftsvorfälle,  die 
formell  buchungsfähig  sind,  zu  buchen,  insbesondere  daher  alle  wirklich  ab- 
geschlossenen Geschäfte.  Wirklich  abgeschlossen  sind  auch  die  nur  zum  Schein 
eingegangenen,  also  in  Wahrheit  nichtigen  Geschäfte. 

2.  Hält  sich  der  Buchführende  dagegen  gegenwärtig,  dass  seine  Pflicht 
auch  die  materielle  Seite  der  Buchungen  umfasst,  so  weiss  er  sofort^  dass  die 
Scheingeschäfte  als  nichtige  Geschäfte  keinen  Wert  besitzen  und  dass,  weil  alle 
Vermögensgegenstände  nur  mit  ihrem  effektiven  Werte  eingesetzt  werden  dürfen, 
demgemäss  die   aus  dem  Scheingeschäft  formell  sich  ergebenden  Rechte  bcsw. 


»)  Vgl.  Weber  a.  a.  O.  S.  380. 
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Verbindlichkeiten  in  den  Bechnungsbüchern  überhaupt  nicht  vorgetragen  werden 
dürfen^). 

VI.  Noch  erübrigt,  einige  Einzelpunkte  festzustellen,  durch  welche  sich 
das  Konkursdehkt  unübersichtlicher  Buchführung  aus  Fahrlässigkeit  oder  Vor- 
satz von  dem  handelsrechtlichen  Delikt  wissentlich  unwahrer  oder  unklarer 
Darstellung  der  Vermögenslage  in  den  Übersichten  über  den  Vermögensstand 
unterscheidet. 

A.  Beim  Delikt  des  H.G.B.  §  314  Ziif.  1  genügt  Verschleierung  in  einer 
zusammenfassenden  Übersicht,  in  der  B.,  dem  Gewinn-  und  Verlustkonto,  im 
Inventar.  Mögen  die  übrigen  Handelsbücher  die  Vermögenslage  klar  und 
wahr  darstellen,  so  liegt  doch  Strafbarkeit  vor,  wenn  diese  Übersichten  Un- 
wahrheiten und  Verschleierungen  enthalten.  Zum  Vorhandensein  der  Tat- 
bestände von  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4  und  §  240  Ziff.  3  reicht  nicht 
hin,  dass  die  B.  oder  eine  andere  der  erwähnten  Zusammenfassungen  keine 
Übersicht  gewährt 

1.  Nicht  ist  hierfür  der  Grund,  dass  B.,  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
und  Inventar  nicht  zu  den  Handelsbüchem  gehörten,  die  Bilanzaufmachung 
u.  s.  w.  keinen  Akt  der  Buchführung  darstellte.  Zweifellos  rechnet  die  B.  u.  s.  w. 
zu  den  Handelsbüchern;  das  H.G.B.  ordnet  das  Becht  derselben  in  dem  von 
den  Handelsbüchem  handelnden  Abschnitt*).  Und  auch  aus  allgemeinen  Er- 
wägungen folgt  das  Gleiche.  Aber  das  G.  verlangt,  dass  die  Schuldner  die 
Handelsbücher  so  (unordentlich)  geführt  haben,  dass  dieselben  keine  Übersicht 
des  Vermögenszustandes  gewähren.  Soviü  ist  es  zur  Strafbarkeii  nicht  atis- 
reichendf  dass  nur  B,  oder  Gewinn-  und  Verlusiredinung  oder  Inventar  keine 
Übersicht  gewähren^  sobald  die  übrigen  Handelsbücher  eine  Übersicht  des  Ver- 
mögenszustandes darbieten. 

2.  Nicht  ist  ja  notwendig,  dass  die  Bücher  die  Übersicht  ohne  Zutim  des 
sie  Einsehenden  gewähren.  So  enge  darf  die  Bestimmung  nicht  aufgefasst 
wenlen.  Keineswegs  ist  erforderlich,  dass  die  Bücher  eine  Übersicht  des  Ver- 
mögenszustandes enthalten,  d.  h.  eines  der  Konten  die  Form  einer  Zusammen- 
fassung aller  Vermögensteile  an  sich  trägt.  Dann  läge  ja  hinsichtlich  der 
laufenden  Buchführung,  der  Buchführung  während  des  Jahres  oder  eines  Jahres- 
teils immer  ein  Zustand  der  Unübersichtlichkeit  der  Bücher  vor.  Was  die  Vor- 
schrift vielmehr  sagen  will,  ist:  die  Bücher  müssen  so  geführt  sein,  dass  der 
sie  Einsehende  jederzeit  durch  eigene  Tätigkeit  aus  ihnen  eine  Übersicht  zu  ge- 
winnen, d.  h.  sich  also  auch  eine  formelle  Zusammenfassung  aller  Konten,  eine 
Übersicht  im  formellen  Sinne  herzustellen  vermag. 

3.  Hiermit  ist  zugleich  erwiesen,  dass  das  Wort  „Übersicht"  in  der  Kon- 
kursordnung §  239f.  in  einer  anderen  Bedeutung  steht,  als  in  H.G.B.  §  314 
Ziff.  1.  Hier  bedeutet  „Übersicht"  etwas  Formelles:  Eine  schriftliche,  summa- 
rische, ziffemmässige  Darstellung  des  Vennögensstandes,  eine  rechnerische  Zu- 
sammenfassung desselben  auf  einer  oder  wenigen  Seiten.  Anders  dagegen  in 
Konkursordnung  §  239 f.  Hier  bedarf  es  nicht  des  Vorhandenseins  einer 
solchen  Übersichtstabelle,  solcher  Übersichtskonten  oder  Bücher.  Erforderlich 
ist  lediglich,  dass  die  Bücher  so  geführt  sind,  dass  es  dem  sie  Einsehenden 
möglich  wird,  sich  in  verhältnismässig  kürzerer  Zeit  ein  Urteil  über  die  Ver- 
mögenslage als  Ganzes  zu  bilden.  Übersicht  bedeutet  in  Konkursordnung 
§  239 f.  Ersieh tlichmachung  nicht  bloss  der  einzelnen  Vermögensverhältnisse 
und  Beziehungen,    der  einzelnen  Geschäftsvorfälle,    sondern  Ersieh  tlichmachung 


»)  Vgl.  auch  Weber  377. 

*)  Vgl.  auch  Reichsger.  in  ßtrafs.  13,  S.  354,  15  S.  174. 
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der  Vermögensverhältnisse  in  ihrer   Zusammenfassung,    der  Vermögenslage   als 
eines  Ganzen. 

4.  Gewährt  nur  eines  der  Abschlussbücher,  die  B.  oder  das  Gewinn-  und 
Verlustkonto  oder  das  Inventar,  keine  Übersicht,  so  darf  keinesw^s  unter 
allen  Umständen  Straffreiheit  gefolgert  werden.  Dann  bleibt  immer  noch  die 
Möglichkeit  der  Bestrafung  aus  H.G.B.  §  314  Ziff.  1,  also  w^;en  wissentlicher, 
wenn  auch  nicht  wegen  fahrlässiger,  Bilanzunwahrheit  oder  Unklarheit  Aller- 
dings ist  dies  nur  bei  den  dort  genannten  Gesellschaften  möghch.  Sonstige 
Schuldner,  gewöhnliche  Kaufleute,  sind  strafbar  lediglich,  wenn  auch  die  übrigen 
Bücher,  die  laufenden  Bücher,  die  Bücher  der  laufenden  Buchhaltung  keine 
Übersicht  gewähren. 

5.  Nicht  darf  andererseits  geschlossen  werden,  dass  diese  Bücher  der 
laufenden  Buchhaltung  alle  so  geführt  sein  müssen,  dass  sie  keine  Übersichl  ge- 
währen. Notwendig  ist  nur,  dass  sie  insgesamt  nicht  zur  Gewährung  einer 
Übersicht  beitragen.  Das  eine  oder  andere  kann  ordentlich  und  ordnungs- 
mässig  geführt  sein. 

B.  Weiter  setzt  die  Strafbarkeit  voraus,  dass  die  Buchführung  keine 
Übersicht  gewährt.  Das  ist  einerseits  mehr,  aber  andererseits  weniger,  als  was 
H.G.B.  §  314  Ziff.  1  verlangt. 

1.  Nach  H.G.B.  §  38  ist  der  Kaufmann  verpflichtet,  in  den  Handels- 
büchem  die  Lage  seines  Vermögens  ersichtlich  zu  machen.  Nach  H.G.B-  §  39 
hat  er  dies  auch  in  Form  der  Herstellung  von  formellen  Übersichten  zu  tun. 
Zur  Bestrafung  nach  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  reicht  hin,  dass  in  der  Übersicht 
irgend  ein  Vermögensverhältnis  unklar  oder  unwahr  dargestellt  ist  Nach  Kon- 
kursonlnung  §  239  f.  ist  erforderlich,  dass  Unersichtlichmachung  der  Vermögens- 
lage als  eines  Ganzen,  dass  Unü^sichtlichkeit  der  Vermögenslage  infolge  der 
Art  und  Weise  der  Buchführung  bewirkt  ist 

2.  a)  Aber  andererseits  verlangt  die  Konkursordnung  auch  weniger.  Das 
H.G.B.  §  314  Ziff.  1  stellt  unter  Strafe  jede  Unersichtlichmachung,  auch  die 
eines  einzelnen  Vermögensverhältnisses.  Nach  dem  Tatbestande  von  Konkurs- 
ordnung §  239 f.  ist  es  nicht  strafbar,  wenn  die  Bücher  so  geführt  sind,  dass 
sie  keine  Einsicht  in  die  einzelnen  Vermögensverhältnisse  gewähren.  In  Einzel- 
heiten können  die  Bücher  Unwahrheiten  und  Unklarheiten  enthalten;  in  den 
Konten  der  laufenden  Rechnung  dürfen  sich  im  einzelnen  absichtliche  oder 
fahrlässige  Ordnungswidrigkeiten  vorfinden.  Wenn  dadurch  die  Überseht  über 
den  Vermögenszustand  nicht  gestört  wird,  macht  dies  nicht  straffällig. 

b)  a)  Allerdings  darf  dies  nicht  so  weit  gehen,  dass  zwar  die  formellen 
Übersichten,  die  B.  u.  s.  w.,  eine  Übersicht  über  den  wahren  Vermögenszustand 
gewähren,  aber  nicht  die  übrigen  Bücher.  Das  G.  sagt,  wenn  „die  Bücher"  so 
geführt  sind,  dass  sie  keine  Übersicht  gewähren.  Somit  ist  Strafbarkeit  auch 
möglich^  wenn  zwar  B.,  Gewinn-  und  Verlustkonto  oder  Inventar  eine  Ober- 
sicht bieten,  aber  nicht  die  Bücher  der  laufenden  Rechnung.  Der  die  Bücher 
Einsehende  soll  nicht  nur  aus  den  formellen  Übersichten,  sondern  auch  aus 
den  Buchern  der  laufenden  Rechnung  ein  zusammenfassendes  Bild  sich  zu 
machen  vermögen.  Sofern  die  Buchführung  derart  ist,  dass  dies  ausgeschlosseD 
wird,  liegt  Strafbarkeit  nach  Konkursordnung  §  239 f.  vor.  Denn  zur  Über- 
sicht des  Yermögdnsztistandes  gehört  nicht  bloss  die  Übersicht  über  die  Zu- 
sammensetzung der  Aktiva  und  Passiva  nach  sachlichen  Gruppen  und  über 
den  Wertunterschied,  welcher  zwischen  Aktiven  und  Passiven  besteht,  sondern 
dazu  rechnet  auch  die  Möglichkeit,  einen  Oberblick  darüber  zu  gewinnen,  su 
welchen  Persönlichkeiten  und  Unternehmen  der  Kaufmann  in  Gläubiger-  oder 
Bchuldnerbeziehung  steht,   welche  Preise  für  seine  Produkte  er  fordert,  welche 
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Löhne  er  gezahlt,  welche  Bezugsquellen  er  gehabt  hat,  zu  welchen  Zeiten  dies 
oder  jenes  Geschäft  abgeschlossen,  dieser  oder  jener  Geschäftsvorfall  eingetreten 
ist.  Erst  auch  diese  Momente  gewähren  die  volle  Möglichkeit.,  sich  über  die 
Vermögenslage  des  Geschäftes  zu  orientieren.  Sie  erst  mit  geben  z.  B.  einen 
einigermassen  sicheren  Anhalt  dafür,  ob  das  Unternehmen  überhaupt  lebens- 
fähig und  daher  wert  ist,  von  den  Gläubigern  gehalten  zu  werden^). 

ß)  Nicht  ^)  ist  hierzu  erforderlich,  dass  jeder  einzelne  Greschäftsvorfall  in 
den  Büchern  angeführt  wird,  aber  ein  allgemeiner  Überblick  über  die  Ge- 
schäftsvorfälle der  abgelaufenen  Wirtschaftsperiode  in  diesen  persönlichen, 
sachlichen  und  zeitlichen  Richtungen  muss  aus  den  Büchern  der  laufenden 
Jahresrechnung  zu  gewinnen  sein.  Hieraus  folgt:  wenn  und  soweit  über  die 
persönliche,  sachliche  und  zeitliche  Seite  eines  einzelnen  Geschäftsvorfalles  in 
den  genannten  Büchern  Angaben  gemacht  werden,  müssen  sie  klar  und  wahr, 
also  Übersicht  gewährend,  sein.  Sind  daher  die  laufenden  Bücher  so  geführt, 
dass  sie  über  Zeitumstände,  welche  für  die  Beurteilung  des  Vermögenszustandes 
von  Bedeutung  sein  können,  keine  Übersicht  gewähren,  so  liegt  eine  Verfehlung 
gegen  Konkursordnung  §  239  bezw.  240  vor.  Solche  Verfehlungen  sind  z.  B. 
durch  Zurückdatierungen  repräsentiert,  wie  solche  vorgenommen  werden,  um  den 
inneren  Zusammenhang  mit  dem  Rechnungsabschluss  für  Schiebungen  unersichtlich 
zu  machen,  welche  zwecks  „Glättung**,  „Frisierung**  der  B.  kurz  vor  Jahresende  statt- 
finden. Zurückdatierungen  können  ausnahmsweise  auch  den  Tatbestand  von  H.G.B. 
§  314  Ziff.  1  erfüllen.  Es  ist  möglich,  dass  in  den  B.en  in  der  Vorkolonne  auch 
Angaben  über  Zeitumstände  gemacht  werden.  Für  die  Bücher  der  laufenden 
Rechnung  gehören  Zeitangaben  zum  wesentlichen  Inhalt.  Unter  die  Strafbe- 
stimmungen von  Konkursordnung  §§  23 9  f.,  d.  h.  unter  das  konkursrechtliche 
Buchführungsdelikt  vermögen  Rückdatierungen  daher  sehr  leicht  zu  fallen. 

C.  Ein  dritter  Punkt,  in  welchem  sich  die  Buchführungsdelikte  des  H.G.B. 
(§  314  Ziff.  1)  und  der  Konkursordnung  (§  2391)  unterscheiden,  ist  dann 
nachstehender. 

1.  Zur  Strafbarkeit  nach  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  reicht  hin,  dass  die 
Übersicht  erschwert  wird.  Jede  rechtswidrige  wissentliche  Unklarheit  und  Un- 
wahrheit macht  strafbar,  auch  die  geringste.  Die  Strafbarkeit  wird  nicht  da- 
durch ausgeschlossen,  dass  es  möglich  ist,  durch  Zurückgehen  auf  die  Bücher 
der  laufenden  Rechnung  bezw.  auf  die  Unterlagen  der  Buchung  (Handelsbriefe, 
sonstige  Aufzeichnungen)  die  wahre  und  klare  Vermögenslage  zu  erkennen. 
Zum  Tatbestand  von  Konkursordnung  §  239  Ziff.  4  und  §  240  Ziff.  3  ge- 
nügt dagegen  nicht,  dass  die  Bücher  die  Übersicht  über  den  Vermögensstand 
erschweren;  sie  müssen  die  Übersicht  unmöglich  machen,  y,keine  Übersicht  ge- 
währen*'. Demgemäss  entfällt  z.  B.  die  Bestrafungsmöglichkeit,  wenn  durch 
gehäufte  Anwendung  des  Prinzips  der  Kontenspaltung  es  Schwierigkeit  verur- 
sacht, eine  Übersicht  über  den  Vermögenszustand  zu  gewinnen,  sofern  es  nur 
noch  überhaupt  gelingt,  eine  Übersicht  über  den  Vermögenszustand  zu  erlangen. 
Dabei  ist  aber  wohl  zu  beachten,  dass  Übersicht  mehr  als  Einsicht  bedeutet. 
Es  kann  sein,  dass  die  Bücher  so  geführt  sind,  dass  sie  wohl  noch  die  Ver- 
mögenslage ersichtlich  machen,  aber  nicht  mehr  eine  Übersicht,  d.  h.  die  Mög- 
lichkeit verhältnismässig  rascher  Orientierung  gewähren.  Das  Prinzip  der 
Kontenspaltung  kann  so  weit  ausgedehnt  werden,  dass  es  zwar  noch  möglich 
ist^  die  wahre  Vermögenslage  zu  erkennen,  aber  erst  nach  langwierigem  Studium. 
Hier  machen  die   Bücher  den   Vermögenszustand    wohl    noch    ersichtlich,    aber 


')  Vgl.  Weber  S.  371. 

*)  Vgl.  Beichsger.  Entsch.  in  Strafe.  Bd.  29  S.  307 ff.;  Binding  S.  434. 
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nicht  mehr  in  übersichthcher,  sondern  in  unübersichtlicher  Weise.  Wenn  die 
Leipziger  Bank  das  Schuldkonto  der  Trebergesellschaft  so  führte,  dass  es  auf 
181  Einzelkonten  verteilt  war,  war  dadurch  nicht  eine  Ersichtlichkeit,  wohl 
aber  eine  übersichtliche  Ersichtlichkeit,  eine  „Übersicht"  der  Vermögenslage 
ausgeschlossen.  Die  Ersichtlichkeit  war  hier  erschwert,  die  Übersicht  zur  Un- 
möglichkeit gemacht. 

2.  Auch  dadurch  wird  die  strafrechtliche  Schuld  aus  Konkursordnung 
§  239  f.  nicht  beseitigt,  dass  die  Bücher  bei  Zuhilfenahme  der  „Schriften"  der 
Gesellschaft^),  d.  h.  aller  Aufzeichnungen,  welche  nicht  unter  den  Begriff 
„Handelsbücher^*  fallen,  eine  Übersicht  gewähren.  Die  Bücher  müssen  allein, 
d.  h.  ohne  Zurückgehen  auf  die  Buchungsunterlagen  eine  Übersicht  ermög- 
lichen. Tun  sie  das  nicht,  so  ist  strafrechtliche  Schuld  gegeben.  Übrigens 
wird  sich  bei  Gewinnung  eines  Einblicks  in  die  Vermögenslage  lediglich  unter 
der  Voraussetzung  der  Beiziehung  der  Handelskorrespondenz  in  der  Regel  nicht 
mehr  von  Gewinnung  einer  Übersicht,  sondern  nur  von  Erzielung  eines  Urteils 
über  die  Vermögenslage  sprechen  lassen.  Denn  ohne  zeitraubende  Nach- 
forschung wird  das  Urteil,  die  Einsicht  in  den  Vermögenszustand  nicht  zu 
erreichen  sein. 

D.  Ein  letzter,  sehr  wesentlicher,  Unterschied  ist  dann  dieser:  Bei  dem 
Unwahrheitsdelikt  des  H.G.B.  §  314  macht  strafbar  grundsätzlich^)  auch  die 
Unterbewertung  der  Aktiva,  bezw.  die  Überbewertung  der  Passiva.  Bei  den 
Konkursdelikten  der  §§  239  und  240  der  Konkursordnung  bleiben  solche 
Unter-  bezw.  Überbewertungen,  soweit  sie  in  Oewinnverieilungsbilanxen  geschehen, 
straflos, 

1.  Indem  der  Gesetzgeber  in  der  KonkiUBordnung  Bilanzrechtsverletzungen 
nur  dann  unter  Strafe  steUt,  wenn  die  Gesellschaft  als  Schuldnerin  in  Betracht 
kommt  und  als  solche  ihre  Zahlung  eingestellt  hat  oder  über  ihr  Vermögen 
das  Konkursverfahren  eröffnet  ist,  bringt  er  klar  zum  Ausdruck,  dass  er  die 
in  §  239  f.  unter  Strafe  gestellten  Verstösse  gegen  das  Buchführungsrecht  ledig- 
lich dann  besti-aft  wissen  will,  wenn  sie  die  Gläubiger  zu  schädigen  geeignet 
sind*).  Denn  Zahlungseinstellungen  von  Schuldnern  sind  Ereignisse,  welche  die 
Rechte  der  Gläubiger  zu  gefährden  vermögen,  und  auch  die  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens  hat  zur  Voraussetzung  Tatsachen,  deren  Wesen  in  der  Mög- 
lichkeit, Gläubigerinteressen  zu  gefährden,  besteht:  Zahlungsunföhigkeit  oder 
Überschuldung.  Demgemäss  ist  einschränkend  zu  interpretieren:  Buchf ührungs- 
rechtsverstösse,  welche  die  Übersicht  über  den  Vermögensstand  unmöglich 
machen,  sind  straflos,  wenn  sie  ungeeignet  sind,  die  Rechte  der  Gesellschafts- 
gläubiger zu  gefährden.  Dies  ist  aber  der  Fall  bei  Unterbewertung  von  Ak- 
tiven (Verheimlichung  von  Aktiven)*)  und  Überbewertung  von  Passiven  in  Ge- 
winnverteilungsbilanzen, denn  hierdurch  wird  die  Entstehung  niedrigeren 
bilanzmässigen  Reingewinns  und  damit  die  Vergrösserung  des  den  Gläubigem  als 
Garantiefonds  dienenden  Gesellschaftsvermögens,  alss  eine  den  Gläubigem  nicht 
nachteilige,  sondern  günstige  Massnahme  betätigt  Anders  in  Vermögenvw- 
teilungs-,  also  in  Liquidationsbilanzen.     Hier  würde  durch  Unterbewertung  der 

»)  Vgl.  H.G.B.  §  267 :  „Der  Vorstand  hat  den  Revisoren  die  Einsicht  der  Bacher 
und  Schriften  der  Gesellschaft  ...  zu  gestatten''. 

•)  §  200  II  mit  §  198  II. 

')  Konkrete  Gefährdung  oder  Verletzung  ist  nicht  erforderlich.  Auch  wenn 
in  dem  eingeleiteten  Konkursverfahren  oder  nach  Zahlungseinstellung  alle  Gläubiger 
Befriedigung  erhalten,  kann  Bestrafung  aus  Konk.O.  §  239  f.  geschehen.  Vgl.  TF^Ser 
a.  a.  O.  S.  370  und  Feiersen-Kleinf eller,  Konkursordnung  für  das  Deutsche  Reich 
4.  Aufl.  1900  §  240,  (S.  680)  und  die  dort  zitierten:  „Gefährdungsdedikte**. 

*)  §  202  IV  ß. 
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Aktiva  und  Überbewertung  der  Passiva  das  unmittelbar  und  in  erster  Linie 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  dienende  Vermögen  zu  niedrig  ausgewiesen. 
Hierin  läge  eine  Massnahme,  die  geeignet  wäre,  die  Rechte  der  Gläubiger  zu 
gefährden. 

2.  So  sehr  wir  Neukamp  in  der  Meinung  widersprechen  mussten*),  dass 
bei  dem  nichtkonkursrechtlichen  Delikt  der  Buchführungsun Wahrheit  Unterbe- 
wertungen von  Aktiven  grundsätzlich  straflos  seien,  darin  hat  er  nach  Vor- 
?«tehendem  recht,  dass  schuldhaft  zu  niedrige  Bewertungen  von  Aktiven  konkurs- 
rechtlich nicht  strafbar  machen^).  Sein  Fehler  liegt  nur  darin,  dass  er  meint, 
dasselbe  müsse  auch  für  die  nichtkonkursrechtlichen  Bilanzdelikte  gelten. 

3.  Aus  der  Bezeichnung  des  Delikts  als  (einfachen  bezw.  betrüglichen) 
Bankerutt  folgt,  dass  die  Wirkung  der  ordnungs-  und  rechtswidrigen  Buch- 
führung, d.  h.  die  Unmöglichkeit,  eine  Vermögensübersicht  zu  gewinnen,  zur 
Zeit  der  Zahlungseinstellung  oder  Konkurseröffnung  bestehen  muss.  Nicht 
ist  dagegen  notwendig,  dass  unmittelbar  vor  diesem  Zeitpunkt  die  Buchführung 
eine  ordnungs-  oder  rechtswidrige  war.  Das  Fehlen  einer  Vermögensübersicht 
zur  Zeit  jener  Momente  vermag  auch  die  Folge  einer  in  ihrer  Wirkung  bis  zu 
diesen  Zeitpunkten  nicht  behobenen  früheren  Ordnungs-  und  Rechtswidrigkeit 
der  Buchführung  zu  sein^). 


4.  Ciieineiiifiiaine«  ffir  einfache  und  konknimreehtliche 
Bllansdelikte. 

a)  Ideal-  und  Gtosetzeskonkurrenz. 

§  204. 

I.  A.  Mehrere  „unselbständige"*)  Handlungen  bilden  strafrechtlich  ehu 
Handlung,  nicht  eine  Handlungsmehrheit  •'^).  Denigemäss  liegt  Idealkonkurrenz 
von  Delikten  vor,  wenn  mehrere  Delikte  eine  ^w^/MÄrw^i^^handlung  gemein- 
sam haben  ®),  d.  h.  die  eine  Ausführungshandlung  in  mehrere  unselbständige 
Teilhandlungen  zerfällt  Somit  beßndet  sich  ein  Buchführungsdelikt  in  Ideal- 
konkurrenz mit  einem  anderen  Delikt,  wenn  durch  die  wissentlich  unwahre 
oder  unklare  Darstellung  in  der  B.  oder  durch  die  der  Übersichtlichkeit  des 
Vemiögenszustandes  entbehrende  Führung  der  Bücher  (Aufstellung  der  B.)  zu- 
gleich ein  anderes  Strafgesetz  verletzt,  ein  anderes  Delikt  ausgeführt  wird,  die 
unwahre  bezw.  unklare  Darstellung  oder  unübersichtliche  Bilanzaufstellung  zu- 
gleich den  Tatbestand  eines  anderen  Strafgesetzes  erfüllt ''). 

B.  Wir  haben  seiner  Zeit^)  hervorgehoben,  dass  zum  Tatbestand  von 
H.G.B.  §  314  Ziff.  1  weder  Bereicherungs-,  noch  Schadigungs-  oder  Täuschungs- 
absicht gehört.  Aber  es  kann  die  betreffende  Handlung  mit  solchem  Vorsatz 
verbunden  sein,  also  §  314  Ziff.  1  mit  Delikten  solchen  Inhalts  in  Idealkon- 
kurrenz treten.  Mittelst  Bilanzverschleierung  oder  Bilanzfälschung  bezw.  Un- 
übersichtlichkeit  des    Vermögenszustandes    bewirkender    Buchführung  vermögen 


')  §  199  II  A  2  a. 

*)  Vgl.  Reichsger.  Entsch.  in  Strafa.  29  S.  224ff.;  Petersen-Kleinfeller  §  240^«; 
Binding  a.  a.  O.  S.  433. 

*)  R.Str.G.B.  §  74:  ,,mchrerc  selbständige  Handlungen'^ 

»)  Vgl.  Frank  §  74  V. 

•)  Derselbe,  §  74  V  1  a.  E. 

')  Lehmann,  A.en  II  264,  207,  272,  314,  325. 

«)  8.  oben  §  196  I  A  1. 
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andere  Delikte,  insbesondere  Bereicherungs-,  Schädigungs-  und  Täuscbungs- 
delikte  begangen  zu  werden.  In  Betracht  kommen  vor  allem  Untreue,  Betrug 
und  Steuerhüäerxiehung, 

1.  Untreue  a)  im  besonderen  ^)  Sinne  des  H.6.B.  §§  312,  320  Abs.  3 
und  325  Ziff.  9  (Aktienrecht),  des  Pr.V.G.  §  110  und  des  Genoss.-G.  §  UC 
und  ß)  was  Gesellschaften  m.  b.  H.  angeht,  im  allgemeinen')  Sinne  von 
R.Str.G.  §  266  Ziff.  2.  Zur  Untreue  in  jenem  besonderen  Sinne  genügt  jedes 
„absichtliche  Handeln  zum  Nachteile  der  Gesellschaft'';  die  allgemeine  steif- 
rechtliche  Untreue  verlangt  Verfügung  über  ein  bestimmtes  Yermögensstück 
der  Gesellschaft  zu  deren  Nachteil')*). 

a)  Untreue  in  dem  besonderen  Sinne  des  aktien-  und  aktienähnliehen 
Rechtes  begehen  Mitglieder  des  Vorstandes  z.  B.,  wenn  sie  in  der  B.  wissent- 
lich Aktiva  überschätzen,  Schulden  unterschätzen,  um  eine  hohe  Ziffer  des 
bilanzmässigen  Reingewinns  zum  Zwecke  der  Ermöglichung  der  Verteilung  be- 
trächtlicher Tantiemen  und  Dividenden  zu  erzielen.  Nicht  genügt  also  die 
Überbewertung  der  Aktiva  und  die  Unterbewertung  der  Schulden  nur  zum 
Zwecke  der  Herstellung  eines  bedeutenden  Reingewinnsaldos.  Geschieht  es 
zum  Zwecke  der  Bildung  von  Reserven  oder  zum  Zwecke  des  Ausweises  dnes 
hohen  Gewinnübertrags  auf  das  nächste  Jahr,    so   ist    keine  Untreue   gegeben. 

b)  Begangen  wird  das  genannte  Untreuedelikt  unter  Umständen  auch  im 
Wege  der  Unterbewertung  der  Aktiva  und  der  Oberbewertung  der  Schulden. 
Beides  führt  zu  einer  Schmälerung  des  Gewinnsaldos.  Geschieht  dies  in  der 
Absicht,  zum  Zwangsreservefonds  einen  kleineren  Betrag  zurücklegen  zu  müssen, 
so  liegt  absichtliches  Handeln  zum  Nachteile  der  Gesellschaft  vor.  Nachteil 
ist  nur  wirtschaftlicher  Nachteil  —  dies  folgt  daraus,  dass  die  Gesellschaft 
nur  in  wirtschaftlichen  Beziehungen  steht^)  und  das  allgemeine  Delikt  der 
strafrechtliche  Untreue,  welchem  das  besondere  von  H.G.B.  §  312  nachgebildet 
ist,  mit  dem  Vei^hen  des  „Betrugs**  ein&n  Abschnitt  des  Reichsstrafgesetzbuch  aus- 
macht*) — ,aber  jeder  solche  Nachteil,  d.  h.  jede  für  den  wirtschaftlichen  Güter- 
stand der  Gesellschaft  nachteilige  Wirkung;  und  euie  solche  W^irkung  tritt  nicht  bloss 
ein,  wenn  der  Wert  oder  die  Zahl  dieser  Güter  gemindert''),  sondern  auch  schon^  wenn 
die  Existenz  derselben  gefährdet  wird.  Auch  in  der  Gefährdung  des  wirtschaft- 
lichen Gutes  Kredit,  Kundschaft,  Chance,  in  der  Gefährdung  der  Möglichkeit 
des  Erwerbs  (Fortbetriebs)  und  des  Fortkommens  li^  ein  wirtschaftlicher 
Nachteil®).  Bei  Zurückstellung  eines  geringeren  Reingewinnbetrags  zum  Zwangs- 
reservefonds tritt  insofern  ein  Nachteil  ein,  als  eine  niedrigere  Summe  von 
Aktivwerten  der  Möglichkeit,  in  späteren  Jahren  als  Gewinn  verteilt  zu  werden, 
entzogen  ist.  Je  mehr  Aktiva  aber  dieser  Möglichkeit  entzogen  sind,  um  so 
sicherer,  also  vorteilhafter  ist   die   wirtschaftliche   Lage  des   Unternehmens   ge- 


»)  Binding  a.  a.  O.  §  92  V  B  (S.  403). 

*)  Die  Geschäftsführer,  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  und  ähnliche  Organe  sind 
Bevollmächtigte  im  Verstände  von  R.Str.G.B.  §  266  Ziff.  2.  So  auch  8taub^  G.-G.  Exkurs 
zu  §  84  Anm.  3. 

')  Dazu  Staub  in  der  in  der  vorigen  Note  angegebenen  Anm. 

*)  Das  Ge8ellech.-G.  hält  besondere  Strafbestimmungen  nur  zum  Schutz  der 
Gläubiger  für  notwendig.  Die  Gesellschaft  selbst  geniesst  daher  nur  den  Schutz  des 
aUgemeinen  Str.G.B.    Vgl.  Stav^,  G.-G.  82  j. 

»)  Bing  3124. 

•)  Frank  §  266  V. 

')  V,  Liegt  §  139  II  3;  Frank  §  263  V. 

*)  Im  Widerspruch  mit  der  herrechenden  Lehre  verlangt  Binding  a.  a.  O.  §  S5 
II  5  (S.  353)  Schädigung  von  Bechten,  nicht  von  Werten.  Demgemass  reicht  ihm 
auch  nicht  eine  Gefährdung  aus  (§  92  8.  400,). 
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staltet     Hieraue  folgt:   Das  Gegenteil  hiervon,   die  Unterlassung  der  Stärkung 
der  Zwangsreserve,  ist  für  die  Gesellschaft  wirtschaftlich  nachteilig. 

c)  Wohl  zu  beachten  ist:  nicht  reicht  es  aus,  dass  die  Bilanzverschleierung 
oder  Bilanzfälschung  bezw.  Unübersichtlichkeit  zur  Folge  habende  Buchführung 
wirtschaftlichen  Nachteil  für  die  Gesellschaft  bewirkt,  sondern  notwendig  ist^  dass 
die  betreffende  Handlung  (Bilanzverschleierung  u.  s.  w.)  mit  der  Absicht,  die 
Gesellschaft  zu  benachteiligen,  vorgenommen  wird.  Ein  und  dieselbe  Hand- 
lung vermag  nämlich  für  die  Gesellschaft  wirtschaftlich  vorteilhaft  und  nach- 
teilig zu  sein.  Die  durch  Überbewertung  von  Aktiven  und  Unterbewertung 
der  Schulden  ermöglichte  Ausschüttung  einer  hohen  Dividende  ist  gegebenen- 
falls geeignet,  den  Kurs  der  Aktien  der  Unternehmung  und  damit  den  Kredit 
und  die  Ausdehnung  des  Kundenkreises  zu  steigern  und  ebenso  mag  die 
Unterbewertung  der  Aktiva  und  die  Überbewertung  der  Schulden  wohl  die 
Wirkung  haben,  dass  ein  geringerer  Betrag  von  Aktiven  dem  obligatorischen 
ReserveJPonds  und  damit  einem  in  ganz  besonderem  Masse  der  freien  Verfügung 
der  Gesellschaftsorgane  entzogenen  Vermögensstocke  entzogen  wird,  aber  anderer- 
seits wird  dadurch  auch  der  Vorteil  erreicht,  dass  ein  niedrigerer  Gewinnbetrag 
zur  Verteilung  als  Tantieme  und  Dividende  zur  Verfügung  steht  und  ver- 
steuert werden  muss  und  obendrein  zwar  leicht  aufzulösende,  aber  immerhin 
vorhandene  innere,  stille  Reserven  entstehen.  Hieraus  folgt:  die  Vorstellung 
bei  Begehung  der  Handlung  (Bilanzfälschung  u.  s.  w.),  dass  dieselbe  der  Ge- 
sellschaft sicher  oder  möglicherweise  Nachteil  bringt,  reicht  nicht  hin,  um  den 
Tatbestand  eines  absichtlichen  Handelns  zum  Nachteil  der  Gesellschaft  zu  be- 
gründen. Hat  der  die  Aktiva  über  ihren  wahren  Wert  Ansetzende  zwar  die 
Vorstellung,  dass  die  Überbewertung  sicher  oder  möglicherweise  wirtschaftlich 
nachteilg  für  die  Gesellschaft  wirken  wird,  ist  er  aber  gleichzeitig  davon  über- 
zeugt, dass  die  an  die  Handlung  sich  sicher  oder  möglicherweise  knüpfenden 
wirtschaftlichen  Vorteile  gegenüber  diesen  nachteiligen  Wirkungen  überwiegen 
oder  dieselben  mindestens  ausgleichen  werden^  glaubt  er  also  z.  B.,  durch  Über- 
bewertungen die  unsicher  stehende  Gesellschaft  über  die  Krisis  hinwegbringen 
zu  können,  so  handelt  er  nicht  mit  der  Absicht,  der  Gesellschaft  Nachteil  durch 
seine  Handlung  zuzufügen,    sondern  mit  der  Absicht,  ihr  zu  nützen. 

d)  Damit  ist  nicht  gesagt^  dass  der  Benachteiligungsvorsatz,  die  Benach- 
teiliguAgsabsicht  nicht  auch  bloss  eine  eventuelle  zu  sein  vermöge.  Zum  sub- 
jektiven Tatbestand  des  H.G.B.  §  312  genügt  auch  dolus  eventualis^).  Aber 
eventueller  Vorsatz  ist  nicht  schon  gegeben,  wenn  der  Handelnde  auch  erwogen 
hat,  dass  die  Handlung  auch  nachteilige  Folgen  haben  und  diese  Folgen  die 
vorteilhaften  überwiegen  können,  sondern  dolus  eventualis  ist  erst  gegeben, 
wenn  er  auch  mit  dieser  Wirkung  des  Überwiegens  der  Nachteile  einverstanden 
ist»  auch  diesen  Erfolg  billigt,  auch  für  den  Fall  will,  dass  diese  Wirkung 
eintritt,  auch  eventuell  den  nachteiligen  Erfolg  will.  Sagte  sich  der  Fälschende^), 
wüsste  ich,  dass  die  Fälschung  zum  Nachteil  für  die  Gesellschaft  ausschlägt, 
so  beginge  ich  die  Fälschung  nicht,  würde  der  Täter,  wenn  er  die  bestimmte. 
Kenntnis  besässe,  dass  die  nachteiligen  Wirkungen  überwiegen,  nicht  gehandelt 
haben,  so  befand  er  sich  bei  der  Handlung  nicht  in  dolo.  Gibt  sich  der  Täter 
der  Erwartung  hin,  dass  das  als  möglich  vorgestellte  Überwiegen  der  Nach- 
teile tatsächlich  nicht  vorliegt,  und  handelt  er  in  dieser  Erwartung,  so  fehlt  es 
an  jedem  Vorsatz. 

M  So  die  herrschende  Lehre  (r.  Liszt  §  136  II  3;  Stenglein  §  312,;  jB»n^312, 
u,  a.);  dage^n  Frank  §§  59  IV  2  und  266  VI,  Staub  312,. 

*)  Wir  gebrauchen  im  folgenden  die  vorzügliche  Formulierung  des  Eventual- 
dolusbegriffes,  welche  Frank  a.  a.  O.  §  59  III  S.  104  gibt. 
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e)  Lasst  sich  nach  dem  konkreten  Tatbestande  nur  annehmen,  dass  der 
Täter  (Fälschende  u.  s.  w.)  die  Möglichkeit  des  Überwiegens  der  nachteiligen 
Wirkungen  bei  Anwendung  der  von  ihm  als  Geschäftsmann  zu  erwartenden 
Aufmerksamkeit  hätte  voraussehen  müssen  oder  können,  lässt  sich  also  lediglich 
sagen,  der  Täter  hat  zu  optimistisch  gehandelt,  so  ist  wohl  Fahrlässigkeit,  aber 
nicht  Vorsatz  und  damit  Straflosigkeit  gegeben. 

f)  Über  das  Verhältnis  speziell  von  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  zu  §  312  ist 
schon  in  §  200  II  C  gehandelt  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3  und  H.G.B. 
§  312  können  dann  nicht  in  Idealkonkurrenz  stehen,  wenn  von  §  240  Ziff.  3 
der  Konkursordnung  der  Fall  der  „unordentlichen  Buchführung''  gegeben  ist 
Denn  unonlentliche  Buchführung  ist  fahrlässige  Buchführung^)  und  Fahrlässig- 
keit in  der  Buchführung  schliesst  Vorsatz,  durch  Buchführung  zu  schädigen,  aus. 

2.  Betrug.  Die  Buchführungsdelikte  vermögen  auch  mit  R.Str.GJ). 
§  263  in  Idealkonkurrenz  zu  stehen.  Mittelst  Verletzung  von  Buchführungs- 
pflichten kann  auch  ein  Betrug,  d.  h.  durch  Täuschung  bewirkte  Vennö^ns- 
beschädigung  in  rechtswidriger  Bereicherungsabsicht  begangen  werden.  Buch- 
führungsdelikt in  Idealkonkurrenz  mit  Betrug  ist  Buchführungsdelikt  in 
Verbindung  mit  Vermögensschädigungs-,  Täuschungs-  und  Bereicherungsvorsatz. 

a)  Was  Buchführungsdelikt  in  Idealkonkurrenz  mit  Betrug  von  Buch- 
führungsdelikt in  Idealkonkuri'enz  mit  Untreue  unterscheidet,  ist:  1.  Untreue 
verlangt  nur  Vorsatz  der  Vennögensschädigung,  Betrug  auch  Täuschungsvor- 
satz  und  Bereicherungsabsicht;  2.  Untreue  fordert  Vermögensschädigung  der 
Gesellschaft f  bei  Betrug  kann  der  Schädigungsvorsatz  auch  gegen  andere-. 
einzelne  Gesellschafter,  Angestellte,  Gesellschaftsgläubiger  gerichtet  sein.  Hieraus 
folgt,  dass  auch  Betrug  nicht  mittelst  aller  Buchführungsdelikte  begangen  zu 
werden  vermag.  Ausgeschlossen  ist  imd  zwar  aus  demselben  Grunde,  wie  h& 
Untreue,  Idealkonkurrenz  zwischen  unordentlicher  Buchführung  mit  Wirkung 
der  Unübersichtlichkeit  (Konkursordnung  §  240  Ziff.  3)  und  Betrug.  Möglich 
ist  Idealkonkurrenz  zwischen  Betrug  und  betrüglichem  Bankerutt  Denn  zum  be- 
trüglichen  Bankerutt  gehört  Benacht«iligungsabsicht  speziell  gegenüber  Gläubigern ; 
es  kann  sich  damit  also  Benachteiligungsabsicht  gegenüber  Gesellschaft  und 
andere  Dritte  verbinden.  Und  zum  Betrug  reicht  nicht  Vorsatz,  zu  benach- 
teiligen, hin.  Hinzutreten  nmss  Täuschungsvorsatz  und  Bereicherungsabsieht. 
Nur  teilweise  also  besteht  zwischen  Konkursordnung  §  239  und  R.Str.G.B. 
§  2G3  Gesetzeskonkurrenz. 

b)  Betrug  kann  begangen  werden: 

a)  Mittelst  unklarer  Buchführung  (Bilanzverschleierung);  denn  wissentlich 
unklare  Buchführung  fällt  unter  den  Begriff  „Entstellung  wahrer  Tatsachen^'. 
Entstellen  ist  wissentliches  Bewirken  der  Erschwerung  des  Erkennens,  als«o 
Wahres  schwerer  ersichtlich  machen.  Keineswegs  ist  eine  entstellte  wahre 
Tatsache  eine  falsche^).  Sonst  wäre  jede  Bilanzunklarheit  eine  Bilanzun- 
wahrheit 

ß)  Mittelst  unwahrer  Darstellung;  „Vorspiegelung  falscher  Tatsachen" 
(Einsetzung  fingierter  Aktiva  und  Passiva,  Überbewertung  von  Passiven)  und 
„Unterdrückmig  wahrer  Tatsachen"  (Weglassung  von  Bilanzposten,  Unter- 
schätzung von  Aktivwerten)  können  gleichmässig  mittelst  unwahrer  Buchführung, 
wissentlicher  Bilanzunwahrheit,  Bilanzfälschung  betätigt  werden. 

c)  Durch  die  wissentlich  unklare  oder  unwahre  Buchführung  ist  der  Buch- 
führende imstande,  zu  täuschen: 


0  S.  oben  §  202  II  B  2. 

*)  Dies  meint  Binding  a.  a.  O.  §  85  II  2  S.  348. 
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a)  Gcsollschaftsglaubiger  und  sonstige  Dritte.  In  ihnen  wird  durch 
Kenntnisnahme  der  veröffentlichten  B.  eine  der  Wahrheit  nicht  entsprechende 
Vorstellung  erweckt,  z.  B.  die  Vorstellung,  dass  die  Vermögenslage  eine  günstige 
sei.  Erforderlich  ist  jedoch^  dass  die  Täuschung  gerade  durch  diejenige  Unklar- 
heit oder  Unwahrheit  erfolgte,  welche  sich  der  Buchführende  als  kausal  für  die 
Täuschung  dachte^).  Nicht  ausgeschlossen  ist  der  Betrug  dadurch,  dass  die 
Täuschung  (Irrtumserregung  oder  Unterhaltung)  durch  Fahrlässigkeit  des  Ge- 
täuschten befördert  wurde*). 

ß)  Andere  Gesellschi^tsorgane.  Identität  der  getäuschten  und  geschädigten 
Person  ist  nicht  erforderlich.  Also  kann  der  Vorstand  z.  B.  durch  Bilanz- 
fölschung  die  Generalversammlung  über  die  Höhe  des  bilanzmässigen  Grewinnes 
täuschen. 

d)  Täuschung  reicht  nicht  hin.  Betrug  liegt  somit  noch  nicht  vor^  wenn 
der  Buchführende  die  B.  verschleiert  oder  fälscht,  um  das  Buchhaltungspersonal 
über  seine  Vermögenslage  zu  täuschen.  Hinzukommen  muss,  dass  der  Irrende 
auf  Grund  seines  Irrtums  ein  gewisses  Verhalten  einschlägt  Nicht  jedes  ge- 
nügt Der  Täuschende  muss  den  Vorsatz  haben,  durch  die  Irrtumserregung 
den  Getäuschten  zu  einer  Disposition  über  Vermögen  mit  der  Wirkung  zu 
veranlassen,  dass  dadurch  das  Vermögen  des  Disponierenden  oder  eines  Anderen 
geschädigt  wird.  Der  Getäuschte  muss  durch  die  Täuschung  zu  einer  sein 
oder  fremdes  Vermögen  mindernden  Vermögensdisposition  bestimmt  werden. 
Somit  liegt  strafrechtlicher  Betrug  nicht  vor,  wenn  der  die  B.  Fälschende  die 
Fälschung  begeht,  um  sein  Buchhaltungspersonal  dadurch  zu  bestimmten  (un- 
wahren oder  unklaren)  Buchungen  zu  veranlassen.  Durch  falsche  oder  unklare 
Buchungen  mindert  das  Buchhaltungsorgan  nicht  den  Wert  des  Vermögens 
der  Gesellschaft.  Buchung  ist  Konstatierung  des  Vorhandenseins  von  Ver- 
mögenswerten, aber  nicht  Verfügung  über  Vermögenswerte. 

e)  Aber  auch  Veranlassung  des  Getäuschten  zu  einer  Vermögensdisposition 
reicht  nicht  hin.  Die  Generalversammlung  kann  durch  die  Täuschung  zu  einer 
das  Vermögen  der  Gesellschaft  schädigenden  Disposition  bestimmt  worden  sein 
—  sie  hat  irrtümlich  die  Verteilung  fiktiven  Reingewinns,  d.  h.  die  Verteilung 
von  Grundstockvennögen  als  Reingewinn  beschlossen.  Hinzutreten  muss  Be- 
reicherungsabsicht Der  Täuschende  muss  durch  die  Vermögensschädigung 
einen  rechtswidrigen  Vermögens  vorteil  für  sich  oder  andere  erstreben. 

3.  Steuerhinterziehung,  a)  Die  unklare  oder  unwahre  Darstellung  des 
Vermögens  in  den  Handelsbüchern  kann  auch  geschehen  zum  Zwecke  der 
Steuerhinterziehung  So  ist  es  möglich,  dass  zu  diesem  Zwecke  die 
Aktiva  rechtswidrig  unterschätzt,  Reser\'en  aus  Reingewinn  schon  vor  Bilanz- 
nbschluss  gebildet  und  zur  Verdeckung  dieser  Verwendung  von  Ertrag  zur 
Reservenbildung  mit  unklarem  Namen  bezeichnet  werden. 

b)  Nach  preussischem  Einkommensteuergesetz  §  G6  ist  strafbar,  wer 
wissentlich  in  der  Steuererklärung  oder  bei  Beantwortung  der  von  zuständiger 
Seite  an  ihn  gerichteten  Fragen  oder  zur  Begründung  eines  Rechtsmittels 
a)  über  das  steuerpflichtige  Einkommen  der  von  ihm  zu  vertretenden  Steuer- 
pflichtigen unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  macht;  welche  geeignet  sind, 
zur  Verkürzung  der  Steuer  zu  führen,  ß)  steuerpflichtiges  Einkommen,  welches 
er  nach  den  Vorschriften  dieses  G.  anzugeben  verpflichtet  ist,  verschweigt  % 
Allerdings  bildet  die  B.  keinen  Bestandteil   der  Steuererklärung  —  nach   Ein- 


')  S.  Frank  §  263  III  3  S.  359. 

*)  Ebenda  §  263  III  4. 

•)  Ahnüch  hayer.  Gew.StG.  Art  64;  österr.  Pera-StG.  §  239. 

Rehm,  Die  BiUnsen  der  AktiengeseUscbaften.  58 
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kommensteueigesetz  §  24  sind  A.en  u.  s.  w.  „ausserdem'S  d.  h.  ausser  der 
Verpflichtung  zur  Abgabe  der  Steuererklärung,  die  nach  einem  bestimmten 
Formular  erfolgt,  verpflichtet,  ihre  Geschäftsberichte  und  Jahresabschlüsse  all- 
jährlich dem  Vorsitzenden  der  Veranlagungskommission  einzureichen.  Aber 
insofern  vermögen  die  Buchführenden  mittelst  unklarer  und  unwahrer  Buchungen 
ein  Stcuerverkürzungsdelikt  nach  Einkommensteuei^gesetz  §  66  zu  b^ehen,  als  sie 
bei  Beantwortung  der  an  sie  amtlich  gerichteten  Fragen  oder  zur  Begründung 
eines  Rechtsmittels  wissentlich  unrichtige  und  unvollständige  Bücher  in  Vorlage 
bringen  *). 

C.  Selbstverständlich  ist  es  möglich^ 

1.  dass  H.GJB.  §  314  Zifl*.  1  bezw.  Konkursordnung  §  239  gleichzeitig 
mit  Untreue,  Betrug  und  Steuerhinterziehung  konkurriert; 

2.  dass  die  mit  dem  Bilanzdelikt  weiter  verbundene  Absicht  überhaupt 
keine  strafbare  ist.  Der  Vorstand  begeht  z.  B.  Fälschungen  oder  Verschleie- 
rungen lediglich,  um  die  Vermögenslage  vor  Indiskretionen  durch  Angestellte 
sicher  zu  stellen. 

II.  Oeseixeskankurrenx,  A.  Gesetzeskonkurrenz  besteht  im  Verhältnis 
von  Konkursordnung  §  289  Ziff.  1  und  Zifl*.  4  insofern  als,  wenn  die  in 
der  Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachteiligen,  geschehende  Verheimlichung  von 
Vermögensstücken  in  Form  der  Weglassung  derselben  aus  den  Handelsbüchem 
geschieht  (z.  B.  Nichtanführung  von  Aktiven  in  Liquidationsbilanzen),  Führung 
der  Handelsbücher  in  einer  keine  Übersicht  des  Vermögenszustandes  gewährenden 
Weise  vorzuliegen  vermag.  M.  a.  W. :  der  Tatbestand  von  Konkursordnung 
§  239  Ziff.  4  stellt  gegenüber  dem  von  Konkursordnung  §  239  Ziff.  1  unter 
Umständen  ein  zusammengesetztes  und  damit  die  Anwendbarkeit  von  §  239 
Ziff.  1  ausschliessendes  Delikt  dar. 

B.  Keine  Gesetzes-,  sondern  Idealkonkurrenz  hat  statt  zwischen  H.G.B. 
§  814  Ziff.  1  (Unwahrheit  und  Unklarheit  in  Obersichten)  und  Konkursonl- 
nung  §  239  Ziff.  4.  Das  an  letztgenannter  Stelle  geordnete  Buchführungs- 
delikt vermag  schon  aus  dem  Grunde  nicht  als  das  zusammengesetzte  g^enüber 
§  814  Ziff.  1  zu  gelten,  weil  die  Strafdrohung  der  Koukursordnung  §  239 
lediglich  dem  Gläubigerschutze,  diejenige  des  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  dagegen 
dem  Schutze  aller  nur  denkbarer  Interessenten  dient 


b)  Die  Fra^e  der  «trafrechtllcheii  Teramtwortllchkeit  für 
Aii|^e«tellte  und  Beschlliftfle  hdherer  Or^aiie. 

§  205. 

I.  A.  1.  Strafbar  ist  nach  H.G.B.  §  314  Ziff.  1  und  Konkursordnung 
§  239  Ziff.  4  nur  die  tvissentlich  unklare  und  unwahre  Bilanzaufstellung  und 
Buchführung.  Stellt  der  Vorstand  die  Vermögensverhältnisse  also  unklar  oder 
unwahr  dar,  weil  er  durch  seine  Angestellten  mittelst  unwahrer  und  unklarer 
Buchungen  getäuscht*)  wurde,  oder  weil  er  die  bei  Anwendung  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  erforderliche  Auswahl,  Leitung  oder  Ober- 
wachung   des  Personals  unterliess,    so   ist  er   straflos;  in  dem  einen  Fall,  weil 


§  186  I  A. 


1)  Vgl.  dazu  §  160 III  B  4  über  einen  Fall  von  rechtlich  erlaubter  Sieuerkürzang. 
*)  Durch  die  Unterschrift  also  nur  Vermutung  für  Verantwortlichkeit.    S.  auch 
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ihn  gar  keine  Schuld  tri£%,  in  dem  anderen,  weil  ihn  nur  die  Schuld  der  Fahr- 
lässigkeit belastet 

2.  Nicht  bloss  Fahrlässigkeit,  sondern  eventueller  Vorsatz  liegt  vor,  wenn 
der  Vorstand  u.  s.  w.  sich  Fälschung  oder  Verschleierung  durch  Angestellte 
als  möglich  vorgestellt  und  trotzdem  die  B.  unterschrieben^)  oder  die  Erteilung 
von  abändernden  Direktiven  oder  die  zur  Hintanhaltung  von  Wiederholungen 
nach  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  notwendige  Überwachung 
unterlassen  hat. 

B.  Weiter  geht  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  des  Vorstands  u.  s.  w. 
im  Falle  von  Konkursordnung  §  240  Ziff.  3.  Hiemach  haftet  das  Mitglied 
des  Vorstands  oder  der  Liquidator*)  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  für 
fahrlässige  Buchführung.  Demgemäss  ist  er  insoweit  strafrechtlich  auch  für 
Nachlässigkeit  seiner  Angestellten  verhaftet.  Die  Sorgfalt  des  ordentlichen 
Geschäftsmannes  erfordert  sachgemässe  Auswahl  und  Überwachung  der  Ange- 
stellten. Wie  weit  diese  Sorgfalt  reicht,  richtet  sich  nach  dem  einzelnen  Fall, 
ist  Tatfrage.  Von  dem  Umfang  des  Betriebes  und  der  Zahl  der  Direktions- 
mitglieder hängt  es  ab,  wie  weit  von  dem  Vorstandsmitglied  u.  s.  w.  eine 
Überwachung  der  Buchführung  gefordert  werden  darf'). 

n.  A.  1.  Der  AufsicfUsrat  ist  ein  dem  Vorstand  übergeordnetes  Organ  *). 
Demgemäss  wiederspricht  es  nicht  seinem  gesetzlichen  Wesen,  wenn  ihn  das 
Statut  neben  der  ihm  gesetzlich  zustehenden  Kontrollfunktion  mit  Leitungsbe- 
fugnissen gegenüber  dem  Vorstand,  insbesondere  mit  dem  Rechte  ausstattet, 
dem  Vorstand  bindende  Weisungen  über  die  Art  der  Geschäftsführung  zu 
geben  *). 

2.  Dieses  Recht  kann  sich  insbesondere  auch  auf  die  Bilanzaufstellung 
beziehen.  Möglicherweise  steht  dem  Aufsichtsrat  die  Befugnis  zu,  dem  Vorstand 
Weisungen  über  die  Art  der  Bewertungen,  insbesondere  über  das  Mass  der 
notwendigen  Abschreibungen  zugehen  zu  lassen. 

a)  Hier  ist  aus  denselben  Gründen,  aus  welchen  die  Angestellten  die 
Aufträge  des  Geschäftsführers  zu  befolgen  haben®),  der  Vorstand  zweifellos  an 
sich  zivilrechtlich  verpflichtet,  den  Weisungen  Folge  zu  leisten,  aber  die  zivil- 
rechtliche Folgeleistungspflicht  hat  ebenso,  wie  die  Pflicht  des  Staatsdieners  zu 
Gehorsam  gegenüber  Dienstbefehlen,  ihre  Grenze  am  Strafgesetz.  Würde  sich 
der  Vorstand  durch  Befolgung  der  Weisung  strafrechtlich  verantwortlich  machen, 
so  ist  er  von  der  Folgeleistungspflicht  befreit. 

b)  Nicht  darf  aus  dem  Umstände,  dass  der  Vorstand  zivilrechtlich  ver- 
pflichtet ist,  den  Weisungen  des  Aufsichtsrats  nachzukommen,  abgeleitet  werden, 
dass,  wenn  er  denselben  Folge  leistet,  ihn  keine  strafrechtliche  Verantwortlich- 
keit für  sein  strafbares  Tun  trifflt'').  Die  Pflicht  gegenüber  dem  Strafgesetz 
als  dem  Gesetz  zum  Schutze  öffentlicher  Interessen  geht  der  Pflicht  zum  Ge- 
horsam gegenüber  dem  Zivilgesetz  als  dem  Gesetz  zum  Schutze  privater  Interessen 


*)  Für  das  Verhältnis  zwischen  Gesellachaftem  spricht  das  Gleiche  aus  Urt.  des 
Reichsger.  vom  3.  Juni  1890  in  Ooldtammers  Archiv  38  S.  201  und  StengUiny  Lexikon 
des  Deutschen  Straf  rechts  S.  212.  Dasselbe  gilt  für  das  Verhältnis  zwischen  Direktoren. 
8.  auch  §  18G  I  A  und  Eeinr.  Schmidt j  Erfahrungen  aus  dem  Prozess  Sauden  und  Ge- 
nossen 1903  S.  22  f. 

»)  Konk.O.  244;  Ge8ellsch.-G.  83;  dazu  Staub,  G.-G.  83,. 

•)  S.  hierüber  auch  C.  Jäger  240  „.• 

*)  Vgl.  Tjehmann,  A.en  11  340. 

•)  Ebenda  S.  353. 

•)  S.  oben  §  195  III. 

^)  S.  jedoch  wegen  §  312  oben  §  200  II  C. 
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vor.  Und  femer:  die  Pflicht  gegenüber  einer  Bestimmung,  welche  nur  dem  Interesse 
der  Gesellschaft  und  ihrer  Mitglieder  dient,  hat  zurückzustehen  hinter  der  Ver- 
bindlichkeit gegenüber  einem  G.,  das,  wie  Konkursordnung  §  239,  eine  Gruppe 
von  Aussenstehenden,  die  Gesellschaftsglaubiger,  oder  wie  H.G.B.  §  314 
ZifT.  1,  alle  Aussenstehenden,  das  Gesamtpublikum,  schützen  soll.  Auch  gegen- 
über H.G.B.  §  312  ruht  die  Unterordnungspflicht  des  Vorstandes.  Es  ist  nicht 
an  dem,  wie  Staub^)  meint,  dass  strafbarer  Dolus,  Untreue  im  8inne  von 
H.G.B.  §  312  fehlt,  wenn  der  Vorstand  in  Ausführung  einer  Weisung  des 
Aufsichtsrates  zum  Nachteil  der  Gesellschaft  handle,  weil  man  Untreue  nicht 
begehen  könne,  sofern  man  nur  den  Willen  des  Machtgebers  vollziehe.  Wozu 
H.G£.  §  312  den  Vorstand  verpflichtet,  ist  Treue  gegenüber  der  „Gesellschaft''. 
Gehorsam  gegenüber  dem  Aufsichtsrat  oder  der  Generalversammlung  vermag 
Untreue  gegenüber  der  Gesellschaft  darzustellen^). 

B.  Was  für  den  Vorstand  gegenüber  dem  Aufsichtsrat  gilt,  gilt  für  ihn 
und  Aufsichtsrat  auch  gegenüber  der  Generalversammlung. 

1.  Gemäss  H.G.B.  §  265  hat  der  Vorstand  die  B.  nach  ihrer  Ge- 
nehmigung durch  die  Generalversammlung  in  der  Form,  wie  die  General- 
versammlung sie  genehmigte,  zu  veröffentlichen.  Enthalt  dieselbe  Unklarheiten 
oder  Unwahrheiten,  so  hat  er  demgemäss  das  Recht,  die  Veröffentlichung  zu 
unterlassen.  Veröffentlicht  er  sie,  so  bleibt  er  nicht  straffrei,  weil  die  Un- 
wahrheit oder  Unklarheit  auf  Beschluss  der  Generalversammlung  beruht 

2.  a)  Der  Bilanzfestsetzungsbeschluss  der  Generalversammlung  hat  Wir- 
kung lediglich  für  die  Rechnungslegung  des  abgelaufenen  Jahres.  Bei  Auf- 
stellung der  nächsten  B.  sind  also  Vorstand  und  Aufsichtsrat  nicht  an  die 
Ansätze  der  Generalversammlung  gebunden. 

b)  Aber  auch  allgemeine  Beschlüsse  der  Generalversammlung  über  Bilanz- 
bewertung binden  die  genannten  Organe  nur,  soweit  deren  Befolgung  nicht  in 
Widerspruch  steht  mit  den  Vorschriften  des  Straf  rechts  (H.GJB.  §§  312,  3U; 
Konkursonlnung  §  239).    Vgl.  dazu  §  199  II  A  3  b. 


c)  Die  «traf  reehtllehe  Teramtwortliehkelt  der  Ani^estellten* 

§  206. 

Strafbar  nach  H.G.B.  §§312  und  314  ZiflT.  1,  Konkursordnung  §§  239, 
240,  244  sind  nur  Mitglieder  des  Vorstandes,  Aufsichtsrates  und  Liquidatoren.  Für 
die  Angestellten,  wie  für  Taxatoren,  Revisoren  u.  s.  w.,  gilt  also  lediglich  gemeines 
Strafrecht:  der  Betrugs-  und  Untreueparagraph  des  Reichsstrafgesetzbuches.  Bezüg- 
lich der  besonderen  Bilanzdelikte  des  H.G.B.  und  der  Konkursordnung  können 
sie  nicht  als  Täter,  sondern  lediglich  als  Gehilfen^)  und  Anstifter  in  Betracht 
kommen.  Andererseits  werden  sie  aus  ähnlichen  Erwägungen,  wie  die,  welche 
wir  in  §  205  II  vortrugen,  durch  Handeln  auf  Weisung  ihrer  Vorgesetzten 
nicht  von  ihrer  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  gegenüber  dem  allgemeinen 
Strafgesetz  (R.Str.G.  §§  263,  2G6  u.  s.  w.)  befreit 


>)  §  312.. 

')  Unbedingt  gegen  Staub  auch  Kate  zu  §  312,  (S.  12).  Ring  312,  bemerkt  ledig- 
lich: die  Strafbarkeit  sei  jedeDfalls  nicht  ausgeschlossen,  wenn  die  Anweisung  gesetz- 
widrig war.  Er  verwirft  somit  nicht  unbedingt,  doss  die  zivilrechtliche  Folgeleistunge- 
pflicht  der  Verpflichtung  zur  Treue  ge^nüber  der  Gesellschaft  vorgeht. 

*)  In  diesem  Falle  müssen  sie  wissen,  dass  sie  eine  Tat  fördern,  welche  den 
Täter  nach  H.G.B.  §§  312,  314  bezw.  Konk.O.  §239  strafbar  macht;  StengUin.Jfehen- 
gesetze  312,;  Bing  312,;  Katz  312.;  Entech.  in  Btrafs.  Bd.  24  S.  290. 
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II.  Österreichisches  Strafrecht. 

§  207. 

I.  Das  in  Österreich  geltende  H.6.B.  von  1861  enthält  noch  keine  be- 
sonderen Strafbestimmungen  des  Aktienrechts.  Sie  brachte  erst  die  Novelle 
vom  11.  Juni  1870  Art.  249  Ziff.  3.  Das  österreichische  Recht  kennt  somit^ 
was  A.en  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  angeht,  kein  besonderes 
einfaches  Bilanzdelikt  ^),  wohl  aber  besondere  konkursrechtliche  Buchführungs- 
delikte. Das  Strafgesetz^)  vom  27.  Mai  1852  §  486  Abs.  2  c  und  d  stellt 
einen  in  Konkurs  verfallenen  Handelsmann  unter  Strafe,  „c)  wenn  er  die  vor- 
geschriebenen Handelsbücher  gar  nicht  oder  so  mangelhaft  geführt  hat,  dass 
der  Gang  seines  Geschäftsbetriebes  und  der  Stand  seines  Vermögens  nicht 
darnach  beurteilt  werden  kann;  d)  wenn  er  bei  der  Buchführung  auch  nur  in  An- 
sehung einzelner  Posten  absichtliche  Unrichtigkeiten  begangen,  wenn  er  die 
Bücher  ganz  oder  teilweise  vernichtet,  unterdrückt  oder  den  Inhalt  derselben 
auf  was  immer  für  eine  Weise  entstellt  hat."  Hieraus  geht  hervor:  im  Falle 
§  486  Abs.  2  c  genügt  nicht  Unmöglichkeit  der  Gewinnung  einer  Übersicht, 
sondern  strafbar  macht  erst  Unmöglichkeit  der  Gewinnung  einer  Einsicht  in 
den  Vermögensstand  überhaupt.  Bei  juristischen  Personen,  also  bei  Handels- 
gesellschaften mit  juristischer  Persönlichkeit  unterliegt  der  Strafe,  wie  auch  die 
Rechtsprechung  anerkennt'),  der  Vorstand. 

II.  Ein  besonderes  einfaches  Bilanzdelikt  findet  sich  lediglich  in  dem 
Genoss.'G,  vom  9.  April  1873.  §  89  desselben  bedroht  diejenigen  Mitglieder 
des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrates,  ferner  Liquidatoren  und  sonstige  Beauf- 
tragte der  Genossenschaft,  welche  in  den  Rechnungsabschlüssen  und  B.en  und 
in  den  beglaubigten  Abschriften  hiervon,  welche  sie  der  politischen  Landes- 
stelle und  auf  Verlangen  jedem  Genossen  mitzuteilen  haben,  wissentlich  falsche 
Angaben  machen  oder  bestätigen,  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monate,  sofern  sie 
nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  nicht  einer  strengeren  Bestrafung  unter- 
liegen. 

III.  Das  Ordnungsstrafrecht. 

§  208. 

I.  Während  dem  besonderen  Bilanzkriminalrecht  auch  die  Mitglieder  des 
Aufsichtsrates  unterliegen,  triffl  das  Bilanzordnungsstrafrecht  nur  die  Geschäfts- 
führer*) und  Liquidatoren. 

A.  1.  Nach  H.G.B.  §  319  sind  die  Mitglieder  des  Vorstandes  oder  die 
Liquidatoren  von  A.en  vom  Registergericht  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten 
zur  Befolgung  der  Vorschriften  in  H.G.B.  a)  §  246  Abs.  1  (Berichterstattung 
an  den  Aufsichtsrat),  b)  §  260  Abs.  2  (Vorlage  von  Jahresschlussbilanz,  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  und  Greschäftsbericht  an  Aufsichtsrat  und  General-' 
Versammlung  in  den  ersten    drei   Monaten   nach    Ablauf   des   Betriebsjahres)*), 


>)  S.  dazu  S.  54  oben. 

')  Taschenausgabe  der  osterr.  Gesetze  4.  Bd.  1.  Abt.  19.  Aufl.  1902. 

•)  Entech.  des  k.  k.  obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  Ziff.  11 901,  Nowacliache 
Sammlung  Nr.  318  u.  a.  m. 

*)  Vgl.  dazu  oben  846,. 

»)  S.  oben  §  182  I  B  1  c.  Bezüglich  der  Liquidatoren  tritt  H.G.B.  §  299  an 
die  Stelle  (s.  H.G.B.  §  319  Abs.  1). 
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c)  §  263  Abs.  1  (Auslegung  der  eben  genannten  Vorlagen  während  einer  be- 
stimmten Frist  vor  der  Greneral Versammlung)^),  d)  §  267  Abs.  1  und  2  (auf 
die  Prüfung  der  B.  durch  Revisoren  bezüglich). 

2.  Nach  der  aügemeinen  Vorschrift  von  H.G.B.  §  14  hat  das  Reg^ster- 
gericht  die  Verpflichtung  des  Vorstands  und  der  Liquidatoren  zur  Unterzdch- 
nung  der  B.  (H.6.B.  §  41)  und  zur  Einreichung  d^  Bekanntmachung  der  B. 
und  Verlustrechnung  und  zur  Einreichung  des  Greschäftsberichtes  (H.G.B.  §  265 
Abs.  2)  durch  Ordnungsstrafen  zu  erzwingen'). 

3.  Zur  Anregung  des  Ordnungsstrafverfahrens  ist  jedermann  befugt  Für 
das  Verfahren  gilt  Reichsgesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit vom  20.  Mai  1898  §§  132  ff.  und  20  Abs.  1. 

B.  Das  Ordnungsstrafrecht  des  Aktienrechtes  gilt  auch  für  die  ent- 
sprechenden Organe  der  Eommanditaktiengesellschaft  (H.G.B.  §§  325  ZifT.  9 
und  320  Abs.  8).  Ein  ähnliches  besonderes  Ordnungsstrafrecht  weist  auch 
das  Genoss.-G.  auf').  Dagegen  unterliegen  die  entsprechenden  Organe  der 
Versicherungsvereine  auf  Gegenseitigkeit^)  und  der  Gesellschaften  m.  b,  H.*) 
nur  dem  allgemeinen  Ordnungsstrafrecht^). 

II.  In  Österreich  bestehen  auf  das  Bilanzverfahren  anzuwendende  Vor- 
schriften über  eine  Ordnungsstrafgewalt  des  Registergerichts  nur^)  für  die 
Genossenschaften.  Vgl.  Geno8s.-G.  §  87  mit  §§  22  Abs.  3,  35  Abs.  1,  49 
daselbst.  Sie  entsprechen  im  allgemeinen  dem  deutschen  Genossenschaftsrecht. 
A.en  und  Aktienkommanditgesellschaften  unterstehen  der  Staatsaufsicht  Ihnen 
gegenüber  gilt  daher  das  Recht  der  politischen  Behörden  zur  Verhangung  von 
Verwaltungszwangsstrafen  ^). 


»)  Vgl.  oben  §  182  m  2. 
«)  Oben  §  183  IX  A. 

*)  GenoB8.-G.  §  160  mit  §§  33  Abs.  2,  48  Abs.  2,  89,  157  Abs.  2. 
*)  Pr.V.G.  §  16, 

>)  Ge8eli8ch.-G.  §§  13  Abs.  3  (dazu  Staub  §  7„),  jedoch  auch  §  79. 
•)  Vgl.  oben  §  186  III  B  3. 
')  Vgl.  dazu  Siaub-Pisko  Art  12  §  1  Ziff.  1  b. 

*)  Darüber  im  allgemeinen  Tesneff  Handbuch  des  osterr.  AdministrativyerfRhreiis 
1896,  8.  453ff.,  468ff. 
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Alphabetisches  Sachregister. 

(Die  grossen  Ziffern  bedeuten  die  Seitensahlen,  die  kleinen  die  Anmerkungen.) 


A. 

Abänderung  festgestellter  Bilanzen  800. 

Abbaukonto  376. 

Abgangkonto  733. 

Abnutzung  194,  703  ff.,  724. 

Abonnementskonto  248,. 

Abonnentenstock  als  Aktivum  181. 

Abschlussbilanzen  s.  Schlussbilanzen. 

AbschlusBJahr  250. 

Abschlussprovisionen  235,  263  ff., 
270,  775,  876. 

Abschreibung,  Abminderung  durch  die 
Steuerbehörde  45  ff.  —  Abschreibung  und 
Beinsewinn  501  ff.,  866,  und  Ersatzan- 
schanungskosten  504ff.,  521  ff.,  und  Be- 
paraturkosten  507  ff.,  528 ff.  —  Abschrei- 
bnnesprozente  bei  den  einzelnen  Gegen- 
ständen (Schiffen,  Häusern)  726  ff.  — 
Allgemeines  501  ff.,  700.  —  Als  Teil  der 
Herstellungskosten  7 10  ff.  — -  Auf  Agio- 
konto 531  ff.  —  Auf  Di8agiokonto531ff. 

—  Ausserordentliche  375,  499 ff.  509  ff., 
725,731.  —Begriffliches48ff.,493ff.,543, 
578  ff.  —  Bemessung  in  Prozenten  des 
Buchwertes  7 19  ff.  —  Bemessung  in  Pro- 
zenten des  Erwerbs-  und  Herstellungs- 
wertes 7 19  ff.  —  Des  Beservefonds  s. 
Beservefonds.  —  Durch  Nichteinsteilung 
als  Aktivum  109,  877 ff.  —Echte  497 ff. 

—  EIxtraabschreibung  731.  —  Form 
der  Buchung  der  Abschr.,  erlaubte  481, 
98,  873,.  —  Unerlaubte  48,  52;  s.  auch 
Bilanzstrich.  —  Freiwillige  493 ff.,  509  ff. 

—  Gemischte  Buchungsform  53.  — 
Gründe  (Ursachen)  der  Abschr.  698  f.  — 
Herabsetzung  789  f.  —  Kollektivabschrei- 
bung 725,  782  f.  -  Notwendige  493  ff., 
509ff.,  531,  698ff.  — Ordentliaie499ff., 
509  ff.  —  Begelmässige  726.  —  Statt 
Beservefondsbiidung  110.  —  Steuerrecht- 
liches  459  ff.  (Abschr.  von  Grundkapital), 


509 ff.  (Abschr.  an  Wertgegenständen).— 
Unechte  497  ff.  —  Vertiagsmässige  113^. 
—  Von  Nachschusskapital  120  ff.  —  Vor 
Bilanzabschluss  113«,  866.  —  Wegen 
Verpfändung  732.  —  Zinseszinsberc^- 
nung  719  f. 

Abschr  eibungsbetrag,Berechnung  des- 
selben 719  ff. 

Absohreibungsfonds  494,  556,  568  ff. 

Abschreibungskonto,  selbständiger  48, 
494,  543. 

Abschreibungsprozente  7 19  ff.,  466  ff., 
491. 

Abschreibungsquoten  719  ff.,  466  ff., 
491. 

Abschriftserteilung  67,  797  ff.. 

Absendung  der  Ware,  Einfluss  auf 
die  Buchung  195. 

Absicht,  gute,  s.  Gute  Absicht. 

Abstempelung  der  Aktien  411. 

Abtretung   von  Forderungen  214,  768. 

Abwicklung,  Buchung  noch  nicht  ab- 
gewickelter Geschäfte  251. 

Abwicklungskonto  855,  883. 

Abwicklungsreserve,  596,  598. 

Abzug  der  Passiva  von  den  Aktiven  47, 
877  ff. 

Actions  industrielles  180. 

Äquivalente,  Idee  der  Äquivalente,  in  der 
Buchführung  742. 

Agio,  Abschreibung  321  ff.,  531  ff.,  535  ff. 
(Hyp.B.K)  —  Auf  Hypothekenpfand- 
briefe 323.  —  Auf  ObliMtionen  316ff., 
328ff.,  337  f.,  351  f.  (bei  Bückkauf),  570 
bei  Aktienausgabe  u.  Geschäftsanteilen 
der  G.  m.  b.  H.  345  ff.,  355  ff.  —  Konto 
351.  —  Eeserve  565. 

Aktien,  Bewertung  s.  Zeitgeschäft.  — 
Eigene  186,  415,  468  ff.  —  Einziehung 
s.  d.  —  Erwerb  eigener  s.  eigene  A.  — 
Erwerbspreis  706.  —  Nicht  vollgezahlte 
379  ff.  —  Gratisaktie  473  f.   —  Genuss- 
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aktie  473  f.  —  ünbegebcne  382  f .  —  Ver- 
äusaeruog  s.  Zeitgesdiäft 

Aktienamortisationsfonds  422  ff. 

Aktienauslosungskonto  413. 

Aktieneinlösungskonto  414. 

Aktieneinzahlungskonto  351,  406. 

Aktienemissionsagio  345  ff. 

Aktiengesellschaft  s.  d.  Einzelartikel. 

Aktienkapital  s.  Grandkapital  und 
Kapitalkonto. 

Aktienkapitalkonto   b.  Kapitalkonto. 

Aktienkommanditgesellschaft  siehe 
Kommanditgesellschaft   auf  Aktien. 

Aktienregulativ  269. 

Aktienrestzahlungskonto  406  f. 

Aktienrückzahlungsfonds  422. 

Aktientilgungsfonds  422,  444,  447  ff., 
557,  561,  597. 

Aktionär.  Ersatzansprüche  835  f.  — 
Minderheitsrechte  799. 

Aktiva.  Abzug  der  Passiva  hiervon  in 
der  B.  47,  877  ff.  —  Begriffliches  10, 
139  ff.,  159  f.,  170  ff.  —  Nur  rechnungs- 
mässige  171,  177  ff.  —  Überbewertung 
s.  d.  —  Unterbewertung  s.  d.  —  Weg- 
lassung aus  der  B.  109  f.,  877  ff. 

Aktivantizipationen  240, 246, 262, 278. 

Aktivvermögen  12. 

Aktivzinsen  s.  Verdiente  Zinsen. 

Akzepte  219,  785,  s.  a.  Gefälligkeitsakzept. 

Akzeptkonto  785. 

Amortisation  s.  auch  Einziehung.  —  Art 
der  Buchung  456  ff.  —  Bei  Balmen  und 
sonstigen  heimfäliigen  Unternehmungen 
422,  445  ff.  —  Bei  Bergwerken  422  ff., 
431  ff.  —  Von  Hypotheken  308.  —  Des 
Aktienkapitals  411  ff.,  417  f.,  421  ff., 
442 ff.  rösten-.),  459  ff.  (steuerrechtl.  Be- 
handig.). —  Des  Stammkapitals  4 19  f.  -— 
Der  Abschlussprovisionen  s.  d.  —  Der 
Obligationen  477  ff.  —  Der  Organieations- 
kosten  s.  d.  —  Freiwillige  411,  478.  — 
Von  G^eschaftsanteilen  der  G.  m.  b.  H. 
419,  421  ff.,  437  ff.  —  Zwangsamorti- 
sation  411,  478. 

Amortisationsfonds.  Begriff  51,  422, 
434.  —  Aus  amortisierten  Aktien  452  ff., 
Obligationen  477  ff. 

Amortisationshypotheken  308. 

Amortisationskonto  98,  426. 

Amortisationsquoten  s.  Abschrei- 
bungsquoten. 

Amortisationsreserve,  soviel  wie  Ab- 
schreibungsf  onds  oder  Amortisationsfonds. 

Amortisierte  Aktien,  Obligationen  s. 
Einziehung  und  Amortisation. 

Anfechtung  von  Bilanzrechtsverletz- 
ungen: Allgemeines  64,  65,  69  ff.  — 
Aktiengesellschaft  66  ff.,  69  ff.,  800ff., 
806.  —  Gesellschaft  schlechthin  66  ff.  — 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  66  ff. 
—  Des  Wertansatzes  68.  —  Von  Über- 
und  Unterbewertungen  68,  800f.  —  Ge- 
nossenschaft 66,  68,  813.  —  Gegenseitig- 


keitsverein 66,  69,  813.    -  Geeellfldiaft 
m.  b.  H.  69,  810. 

Angestellte.  Bedeutung  des  Bilanz- 
rechtes  für  sie  42  ff.  —  Verantwortlich- 
keit derselben  843,  916.  —  Verantwort- 
lichkeit für  sie  838,  914  f. 

Angreifbare  Reserve  s.  Reservefonds 
(Verwendung). 

Anlagekapital  645. 

Anlagekosten.  Buchung  als  Geschäfts- 
unkosten 109,  505  ff.  521  ff. 

Anlagekonto  109;  s.  auch  Baukonto. 

Anlagen  734.  —  Elektrische  69a  —  Er- 
richtung aus  eigener  Fabrikation  887  f. 
-—  Kraftfibertragungsanlage  698. 

Anlagevermögen  645. 

Anlegung  des  Emeuerungsfonds  s.  d.  — 
Des  Reservefonds  s.  d. 

Anmeldung  zum  Handelsregister  802, 
810,  812,  917  f. 

Annuitäten  308. 

Anschaffungspreis  706  ff.,  875.  — 
Bilanzrechtliches  15.  —  Ge^^ständeohne 
Anschaffungspreis  188. 

Antizipationen  236  ff.,  240  ff.,  568  ff., 
s.  audi  Aktiv-  und  Paasivantizipationen. 

AntizipandoBins  246. 

Antizipationskonten  234. 

Anzeigepflicht  73. 

Apports  s.  Sacheinlagen. 

Arbeiterdispoaitionsfonds  597,  598. 

Arbeiter  Unterstützungsfonds  559ff., 
657. 

Arbeiterunterstützungskasse  559  ff., 
657. 

Arbeiterver sicher ungsbeitrftge  713. 

Arbeitskraft  als  Aktivum  179L,  185, 190. 

Assekuranzfonds  s.  Selbetversichemngt»- 
fonds. 

Assekuranzregulativ  s.  Versichemngs- 
regulativ. 

Aufbewahrungspflicht  bei  Handels- 
bfichem  39. 

Aufgeld  8.  Agio. 

Aufrechnung  213. 

Aufsichtsrat.  Befugnisse  und  Pflichten 
bezfighch  Bilanz  und  Rechnungsprüfung 
793  ff.  —  Beschluss  über  Reingewinn- 
verteilung 798  ff.  —  Dotierung  von  Re- 
serven 601 .  —  Prüfung  der  Inventar  795  f. 
—Verantwortlichkeit  s.  d.— Tanteimen  s.  d. 

Aufwendungen  als  Voraussetzung  der 
Bilanzfähigkeit  182  ff. 

Aufsichtsamt  für  Privatversicherang  818. 

Auflaichtsbehörde  133,  817  ff. 

Aufstellung  der  B.   s.  BilanzaufstellaDg. 

Ausdehnungsffthigkeit  181. 

Ausführungsjahr  250. 

Ausgaben  als  Aktiva  s.  Vorausbezahlter 
Mietzins. 

Ausgabenkonto  109. 

Ausgang  von  Waren  u.  s.  w.,  Buch- 
massige  197  ff. 

Ausgangsbilanz  s.  Schlussbilanz. 
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AiiBlagen  109. 
AuBlOBung  411  ff.,  434,  478. 
Ausschüttung  21. 
Avalkonto  232f. 
Avisbrief  221. 


B. 


Bahnen  s.  Eisenbahnen. 

Bahnkörpertilgungsfonds  s.  Amorti- 
sation bei  Bahnen. 

Baisse,  Speknlation  k  la  baisse  748. 

Bankdepotgesetz  42. 

Bankerutthandlungen892ff.  —  Einfache 
894.  —  BetrügUche  894. 

Bankgeschäft  809. 

Banknoten.  Eigene  330.  —  Umlaufende 
331.  —  Bewertung  768  f. 

Banknotenanfertigungskonto  263. 

Bankwechsel  229. 

Baudarlehen  745,. 

Baufondskonto  597. 

Baugelder  745,. 

Baugrundstücke  (Bauterrains),  Bewer- 
tung 7 10  ff.,  873  f.;  s.  auch  Bewertung. 

Baukonto  297,  735  ff.  —  Bei  Eisen- 
bahnen s.  d. 

Bauprftmien  (Zusicherung  von  Ge- 
schenken an  Grundstuckskäufer  für  den 
Fall,  dass  sie  bald  bebauen),  s.  Subven- 
tionen (nicht  zurfickzahlbare). 

Baureserve  s.  Baufonds. 

Bauwert  765. 

Bauzinsen  737. 

Beamtenunterstützungsfonds  559  f. 

Befristete  Forderungen  s.  Forderungen. 

Beihilfen  691  f. 

Beleihung  von  Hypotheken  758.  —  Von 
Immobihen  60,  758  ff.,  873;  s.  Hypo- 
thekenbanken und  Verpfandung.  —  Von 
Policen210,856.  —Von  Wertpapieren  758. 

Bemängelung  an  Bilanzansätzen  68, 799. 

Bergrvirerke.  Abschreibung  453,  729.  — 
Aktienamortisation  422,  431  ff.  —  Er- 
werbspreis 734.  —  Einziehung  von  Grund- 
kapital 422,  431  ff.  —  Obligationen- 
amortisation 481  ff.  —  Substanzverringe- 
rung 422,  729. 

Bericht  221. 

Beschädigung  645. 

Beschränkte  Haftung  71  ff. 

Besitzwechsel  s.  Wechsel. 

Bestandskonti  155. 

Besteuerung  s.  Steuer. 

Bestellte  Waren(Buchung)  195, 251  ff.,  259. 

Beteiligung  s.  Konsortialbeteiligung. 

Beteiligungskonto  806. 

Betriebsausgaben  737. 

Betriebsbilanz  2,3«. 

Betriebsdefizit  737«. 

Betriebsfonds  597. 

Betriebsgegenstand.  Begriff  59,  697, 
700  f.  —  Bewertung  697  ff. 


Betriebsgewinn  646. 
Betriebskapital  s.  Betriebsvermögen. 
Betriebskonto  109. 
Betriebsmaterial  s.  Betriebsgegenstande. 
Betriebsspesen  s.  Betriebsausgaben. 
Betriebsverlust  646. 
Betriebsvermögen  59,  654. 
Betriebswert  s.  Gebrauchswert. 
Betriebszusohüsse  s.  Zuschüsse. 
Betrug  912  f. 

Bewertungsgrundsfttze,  allgemeine  39, 
60,  693  ff.   —  Gegenwartswert  47,  693. 

—  Wahrer  Wert  47. 
Bewertung,  falsche  872  ff.  (strafrecht- 
lich), 894ff.  —  Von  Grundstücken  696, 
707 ff.,  710ff.,  714ff.,  728 f.,  873 ff.;  s.a. 
Beleihung.  —  Von  Verausserungseegen- 
ständen  693  ff.  —  Von  Sachgesamtheiten 
707    733  ff. 

Bewertungskonten  49,  98,  176f.,247, 
278,  283,  864. 

Bewertungsposten  s.  Bewertungs- 
konten. 

Bezahlt  695. 

Bezugs-  und  Absatzquellen  als  Aktivum 
181. 

Bilanz.  Arten  1,  2,  38  f.  (prakt  Bedeut 
des  (Jntersch.).  —  Ausserordentliche  2, 
26  f.,  104.  —  Betriff  3,  47,  54ff.,  63, 
139,  160.  —  Des  Einzelkaufmanns  39  ff. 

—  Bei  Aktiengesellschaften  Iff.,  14ff., 
33  ff.,  82ff.,  104  ff.,  791  ff.  —  Bei 
GegenseitigkeitBvereinen  32,  129  ff.  — 
Bei  Genossenschaften  29,  65,  810  ff.  — 
Bei  Gesellschaft  m.  b.  H.  7,  28 ff.,  85  ff., 
115  ff.,  806  ff.,  842.  —  Bei  Hypotheken- 
banken 133  f.,  814  ff.  —  Bei  Kommandit- 
aktiengesellschaften  16,  63,  85  ff.,  114f., 
803  ff.,  839.  —  Bei  Kommanditgesell- 
schaft 29  f.,  63,  67.  —  Bei  Notenbanken 
134,  314.  —  Bei  offener  HandelsgeseU- 
schaft  6  f.,  29,  43,  63,  67,  70.  —  Bei 
stiUer  Gesellschaft  32,  67.  —  Bei  Ver- 
sicherungsuntemehmungen  132  ff.,  813  ff., 
840.  —  Umwandlung  einer  A.  in  eine  G. 
m.  b.  H.  2, 27  f.  —  Betriebsbilanz  s.  d.  — 
Flüssige  882.  —  Frisierung,  Glättung 
der  B.  902,  907.  —  Geteilte  Bilanz  56, 
828 f.  —  Gewinnbilanz  2f.  —  Liqui- 
dationsbilanz s.  d.  —  Ordentliche  2.  — 
Steuerrechtliches  45 f.,  339 f.,  358 ff., 
365ff.,  368ff.,  459ff.,  484ff.,  509ff., 
532ff.,  630ff.,  642ff.  —  Verhältnis  zum 
Inventar  54  ff.,  70  f.  —  Vermögensbilanz 
s.d.  —  Vollständigkeit  der B.  47, 116,  897. 

Bilanzaufstellung.  Begriff  58  f.  —  Bei 
A.en  791  ff.  —  Bei  Genoss.  810.  —  Bei 
Gegenseitigkeitsvereinen  813,  81 7  ff.  — 
Bei  Gesellschaft  m.  b.  H.  806  ff.  —  Bei 
Kommanditgesellschaft  a.  A.  803  ff.  — 
Befugnisse  des  Begisterfferichts  78, 802  ff., 
917  f.  —  Bemängelung  fe,  799.  —  Unter- 
zeichnung (Unterschrift)  39,  61,  64  f.  — 
Vorschriften  im  Statut  65.  —  Währung 
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39. — Zeitpunkt  39, 57  f.,  789  (im  aUgem.), 
bei  A.en  791,  805  f.,  bei  Qegenseitigkeits- 
vereinen  813,  Oenoas.  811,  G.  m.  b.  H. 
806!.,  Kommanditges.  a.  A.  804. 

Bilansbuch  39. 

Bilanifthige  Oegenstände  166 ff.,  182ff., 
740ff. 

Bilaniftlsohung  852, 868, 869  ff.,  892  ff. 
—  In  gutem  Glauben  54,  851,  866. 

Bilansformular  133,  817  ff. 

Bilansgenehmiffung  34,  791,  797  ff. 

Bilansklarheit.  B^ff  46,  864.  — 
Einzelheiten  50.  —  Verletzung  46f., 
851  ff.,  892  ff. 

Bilanskonto,  buchtechniflches  21  ff., 
139  ff.,  158  ff. 

Bilanunässige  Überschüsse  s.  Über- 
schüsse. 

Bilansposten  138. 

Bilansprüfung  806. 

Bilansrecht  (naher  s.  Bilanz),  allge- 
meines  (Einzelkaufmann)  39,  40,  43  f.,  65 
(Bechtscharakter)  —  der  Handelsgesell- 
schaften im  allgemeinen  61  ff.,  65  ff.  — 
Der  Gegenseitigkeitsvereine  129ff .  —  For- 
melles 39,  138.  —  Materielles  138,  897  ff. 

Bilansreaervefonds  s.  Reservefonds.  — 
Bilanzrechteverletzungen.  —  Strafrecht- 
liche Folgen  s.  Verantwortlichkeit  — 
Zivih«chtGche  Folgen  42,  831  ff. 

Bilansstrich.  Buchung  von  Abechrei- 
bungen  vor  dem  Bilanzstrich  35, 49, 52,98. 

Bilanzverlust  s.  Veriust. 

BilanBver8Chleienmg851ff.,  892 ff.— 
Begriffliches  46,  85„  ,.  —  Guter  Glaube 
s.d.  —  Keine  Täuschungsabsicht  erforder- 
lich 44„  845,. 

Bilaniwfthrung  39. 

Bilanzwahrheit.  Begriff  47.  --  Rela- 
tives Prinzip  113,  872.  —  Verietzungen 
223,282,  851  ff.,  892  ff. 

Bodenwert  765. 

Börsengeschäfte  781  f. ;  s.  a.  Zeitgeschäft 

Börsenpreis  695,  700,  773. 

Börsen termingeschäft  781  f.;  s.  Zeit- 
geschäft 

Brauchbarkeitsminderung  s.  Ab- 
schreibung. 

Briefkurs  695. 

Brieflpapier  169. 

Brüche  (Steinbrüche  u.  s.  w.)  722,  729. 

Bruttobilanz  646  ff. 

Bruttogewinn  647. 

Bruttoterrain  (Rohterrain),  s.  Baugrund- 
stucke. 

Bruttovermögen  3,  10. 

Buchführung  der  Aktiengesellschaften 
(Besonderheiten).  —  Doppelte  141  ff., 
151  ff.  —  Einfache  141  ff.  —  Kauf- 
männische 139  ff.  —  Ordnunesmässige 
139  (s.  auch  diese).  —  UnoraenUiche, 
897  ff.  —  Unübersichtliche  894  ff. 

Buchwert  48,  llOff.,  720ff. 

Bücher  s.  Handelsbücher. 


Bürgschaft  als  Aktivum  860. 
Bürgschaftsschulden.   Buchungsweise 
232  f.,  867,  878.  -  Bewertung  745,  788. 


C. 

Check,  Bewertung  s.  Wertpi^er. 
Conto  a  nuovo  234,  245. 
Couponsbewertung  755. 
Courtage  706. 


D. 

Damno  soviel  wie  AbechlussproviBion  s.  d. 

Darlehen,  Buchung  205,  210. 

Darstellung  unklare  bezw.  unwahre,  s. 
Bilanzverschleierung  und  Bilanzfälschung. 

Darlehensprovisionen  235,  308. 

Debet  140ff. 

Debitoren,  Abzug  der  Kreditoren  von 
den  Debitoren  878L  —  Bedeutung  12,, 
855  ff.,  864.  —  Begriff  248.  — Buchung 
46.  —  8.  auch  Fonlerung. 

Debitorenkonto  855  ff.,  862  ff.,  866«., 
882ff. 

Decharge,  s.  Entlastung. 

Delikt,  s.  unerlaubte  Handlung. 

Delkrederebewertungskonto  52. 

Delkrederefonds,  Begi^iches  52,  556,, 
855, 858.  —  Gegensatz  zum  Beservefonds 
556.  —  Name  53. 

Delkrederekonto  s.  Delkrederefonds. 

Delkrederereservefonds  596. 

Depositen  199,  199«,  210. 

Depot  199,  204. 

Depotgeschftft,  Buchung  205. 

DepotgesetB  42. 

Devisen  773. 

Diebstahl  645. 

Dienstleistung  179  ff.,  183. 

Dienstvertrftge  185  f.,  210. 

Differenzgeschftfte  781  f.,  788  f. 

Disagio,  Abschreibung  292  ff.,  303  ff., 
531  ff.,  535  ff.  —  Bei  Aufgabe  von  Aktien 
376  ff.  -GeschaftsanteUen  377  ff.  -  Bei 
Ausgabe  von  Pfandbriefen  178,  272, 
301 S.,  340  ff.,  535  ff.  —  Obligationen 
272  ff.,  292  ff.  (Abechreibung).  —  Bei 
Rückkauf  von  Obligationen  328ff ,  337 f., 
630ff.  —  Deckung  300,.  —  Übertragung 
auf  Anlagekonto  ^94  ff. 

Disagioreserve  609  ff.,  624ff.  (Verwen- 
dung). 

Diskontable  Wertpapiere  769,  785. 

Diskonto  754  ff. 

Diskontogesohäft  769. 

Dispositionsfonds  598. 

Dividendenergänzungsfonds  597. 

Dividendenfonds  597. 

Dividendengarantie  689. 

Dividendenreserve  597. 

Dolus  eventualis  851,  911. 
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Dividendenscheine  707. 

Doppelbewertung  96,  183,  271  f. 

Doppelte  Buchführung  139  £f.,  156ff. 

Dotierung  des  BeservefoDds  a.  Reserve- 
fonds. 

Drainagen  729. 

Dubiöse  FoideruDgen  39,  780  ff.  — 
Schulden  787  ff. 

Dubiosenreserve,  soviel  wie  Delkredere- 
fonds s.  d. 


l!2. 

Effekten  855 ff.  —Begriffliches  856 f.— 
Bnchungsform  233.  —  Des  Emeuenings- 
fonds  581.  —  Des  Keeervefonds  196.  — 
Diskontierte  196,  200,.  —  Eigene  46, 
196,  200,.  —  Eeportierte  200.  —  Ver- 
kaufte 748  ff.  —  S.  auch  Wertpapiere. 

Sffektenkonto  855ff.,  866ff.,  882ff. 

£ffektenreserve  557. 

Sffektenverlustreserve  596. 

Sigene  Aktien  s.  Aktien. 

Sigene  Sachen  192  ff. 

Eigentum,  buchmässig  192  ff. 

Sigentümerhypothek  707,,  778  f. 

SigentumsYorbehalt,  Verkauf  unter 
K,  s.  Verkaut 

Sinfache  Buchführung,  Alleemeines 
s.  Buchführung.  —  Unziüässigkeit  bei 
A.en  139,  156. 

Singang  von  Waren  u.  s.  w.,  buchmässiger 
197  ff.  —  Des  Wechsels  229. 

£inkaufskommission  s.  Kommission. 

Einkaufspreis  s.  Anschaffungspreis. 

Einkommen  352  f.,  645. 

Einkommensbilanz  3,. 

SSinkommensteuergesetB ,  preuss. 
356. 

Einlagen  345 ff.,  373ff.  —  Befreiung  von 
der  Einlagepflicht  471  f.  —  Zurückzahlung 
der  E.  472ff. 

Einreden  781  f. 

Einriohtungskosten  260  ff.,  7 16  ff.  — 
S.  auch  Organisationskosten. 

Einsicht  in  die  Handelsbücher  68  f., 
809. 

Einsiehung  von  Aktien  411  ff.,  421  ff., 
442  ff.  (österr.),  459  ff.  (steuerrechtlich). 

—  Geschäftsanteilen  419 f.,  421  ff.,  437  ff. 

—  Obligationen  477  ff.  —  Art  der  Buchung 
456ff. 

Eisenbahnen,  Baukonto  297,  735  ff.  — 
ESrwerbs-  und  Herstellungspreis  697.  — 
Heimfall  s.  heimfällige  Unternehmungen. 

—  Obhgationenamortisation  483  ff. 
Eisenbahnobligationen    s.    Obligati- 
onen. 

Emission  über  Pari  s.  Agio.  —  Unter 
Pari  s.  Disagio.  —  Emissionsagio  s.  Agio. 

—  Emissionsidisagio  s.  Disasio. 
Empfang,   Bedeutung  für  die  Buchung 

197  ff. 

Rehm,  Di«  Bilanson  der  Aktiengeflellachaften . 


Empflangbarkeit,    Bedeutung  für    die 

Buchung  203. 
Engagements,  schwebende  216,  742. 
Entlastung  803. 
Entrichten,  zu  entrichtende  Ausgaben 

235  ff. 

Entstandene  (aber  noch  nicht  gezahlte) 
Ausgaben  (Steuern,  Qehalte,  Provisionen, 
Mietzinse  u.  s.  w.)  235  ff.,  273.. 

Erbgesellschaften  s.  Überleoensasso- 
ziationen. 

Entwertung  645,  701  ff.;  s.  Abschrei- 
bung und  Abnutzung.  —  Technische 
698.  —  Wirtschaftliche  698. 

Erbschaft  190  f. 

Erdichtete  Posten  s.  fingierte  Posten. 

Erfolgsberechnung  4,.  —  Erfolgs- 
konten 155. 

Erfolgsregulierung  186,  233ff. 

Erfolgsregulierungskonten  178, 218, 

236  ff.,  320. 

Erhöhung  des  Grundkapitals  383  ff., 
459  ff.  (steuerrechtlich).  —  Stammkapitals 
398  ff. 

Erinnerungskonto  109,  112,  494,  788. 

Erneuerungsfonds  855.  —  Angelegter 
581.  —  Begriff  als  Bewertungskonto  51, 
97  ff.,  120,  494,  550,  704,  855.  -  Als  Re- 
servekonto 51,  556, 597.  —  Effekten  581. 
~  Name  50  f.  —  Verwendung  121,  581  *. 
Zinsen  595. 

Erneuerungskonto  51. 

Erneuerungsreservekonto  597. 

Eröffnungsbilanz  1,  15  ff.,  18.  2a  39. 

Errichtungskosten  95.ff.,  184,  189, 
260  ff.,  263  f.,  716ff. 

Ersatzanschaffüng  51,  108  f.,  505  ff., 
521  ff.  —  Ersatzbauten  108  f. 

Ersparnisse  gegenüber  dem  Voranschlag 
738. 

Ertrag  352  ff.,  645  f. 

Ertragskonten  155.  —  Ertragswert  765  f. 

Ertragsbilanz  3„  4j,  139 «,  372. 

Erweiterungsfonds  597. 

Erwerbspreis  706  ff.  —  Durchschnitts- 
erwerbs^is  707  f.  —  E.  als  stille  Reserve 
8.  stille  Keserve.  —  Gegenstande  olme  E. 
188. 

Erwerbsteuer  367  ff. 

Erwerbs- und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften s.  Genossenschaften. 

Eventuelle  Verbindlichkeiten  s.  Verbind- 
lichkeiten. 

Extrareserve  598.  —  Extrareservefonds 
598. 


F. 

Fabrikbuchhaltung  144. 
Fabrikationsgeheimnisse  167,  181. 
Fabrikationskonto  144,  712.- 
Fabrikgrundstück    698,    s.   Betriebs- 
gegenstände. 
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FälUgkeit  214,  236  f. 

Fftlschiing  8.  Bilanzfälschnng. 

Ffthrscheine,  unerledigte  248. 

Faktura,  Bedeutung  ffirdie  Buchung  203. 

FakiQtative  Beeervefonds  8.  Beeerve- 
fonds. 

Faustpfand,  Buchung  199,  201.  —  Be- 
wertung 8.  Verpfändung. 

Fäsaer  72& 

Faatage  728  j. 

Fiktiver  Reingewinn  8.  Gewinn. 

Filialen   s.  Bilanz,  geteilte. 

Fingierte  Poeten  875ff.,  881,  902. 

Firma  181,  183,  185,  699. 

Fonds,  Begriff  9,  50,  544.  —  Fonds  de 
roulement  597. 

Forderungen  858  f.  —  Abtretung  214. 

—  AbtretungBwert768.  —  AlsQebrauchs- 
gegenstand  51.  --  Bedeckte  756ff.,  872. 

—  Bedingte  752ff.  —  Befristete  752ff. 

—  Begriffliches  182.  -  Bewertung  740  ff., 
750ff.,  772  ff.  —  Bilanzföhigkeit  204  ff., 
213.  —  Buchung  von  Abschreibungen 
daran  52.  —  Einziehungswert  768.  — 
FälUgkeit  213.  —  FäUigkdtswert  751  ff. 

—  Onene  s.  unbedeckte.  ~  Unbedeckte 
782,  872.  —  Uneinbringliche  s.  d.  — 
Unverzinsliche  751  ff.  —  Verkaufswert 
76a  —  Zessionswert  768.  —  Zweifel- 
hafte 8.  d.  -— ■  8.  auch  Verpfändung. 

Freihändiger  Ankauf  411,  47a 
Freiwillige  Reservefonds  s.  Reservefonds. 
Fremde  Sachen  192  ff. 
Fuhrparkkonto  724,  727. 
Funderwerb  645. 
Fusion  394  ff. 


d-aranten  749. 
Garantiebeiträge  689  ff. 
Gurantiefonds  216,  562,  597. 
Garantiereserve  562,  597. 
Garantieverbindlichkeit    216,    562, 

746,  785,  869,  872,  87a 
Gtebäude  s.  Häuser. 
Gebftudeamortisationskonto  729. 
GebrauchsbefugnisH^  183. 
Gebrauchsgegenstand    59,    697.   -- 

Bewertung  89  ff.,  92  ff.,  185,  697,  874  f. 

—  Nach  österr.  Recht  94  f.  —  Bei  der 

Liquidation  105. 
Gebrauchswert  59  f. 
Gefälligkeitsaccept  220,  788. 
QefftUigkeitswechsol,    Budiungsweise 

220  ff.  —  Bewertung  78a 
Gefundene  Gegenstände  190  f. 
Gegenseitigkeitsversidierungsvereine 

B.  Versicherungsvereine. 
Gehalt,  im  voraus  bezogen  211.  —  Im 

voraus  entrichtet  185. 
Geheimbuch,  795,,  867. 
Geheünreaerve  543. 


Geldbeschaffungskosten  713,  736. 

Geldkurs  695. 

Genehmigung  der  B.  s.  Bilanzgenehmi- 
gung. 

Generalbilanz  829  f. 

Generalunkosten  als  Aktivum  184.  — 
Als  Teil  derHersteUungskosen  184, 709 ff., 
711, 716ff.  —  S.  auch  Verwaltungskosten. 

Generalversammlung,  Berufung  der- 
selben bei  Verlust  über  die  Hälfte  1,  27. 

—  BUanzfeststellung  797  ff. 
Genossenschaften,  Bilanzarten  29, 842; 

8.  weiter  Bilanz. 

Genusscheine  474 ff.  —Bewertung  749. 

GeschäftsanteU  118,  345  ff.,  375,  470, 
(eigene). 

Geschäftsbericht  135,  792  ff. 

Geschäftserwerbungskonto  182,735,. 

Geschäftsgeheimnisse  167,  181,  183, 
185. 

Geschäftsguthaben  80. 

Geschäftsjahr,  Dauer  39, 798.— Mehrere, 
Erfolgsregolierung  zwischen  ihnen  233  ff. 

Gesohäftstheorie  in  der  Buchhaltung 
141,. 

Geschäftsunkosten  9,  709. 

Geschäftsunkostenkonto  109. 

Geschäftsvorfall  144,  745. 

Geschäftswert  s.  Wert 

Geschenkte  Gegenstände  190  L 

Gesellschaft  m.  b.  H.  s.  Bilanz  und 
Bilanzaufstellung  und  SpezialartikeL 

Gesellschaften  s.  Bilanz  u.  Bilanzrecht 

Gesellschaftsvermogen  s.  Verteilung 
von  G. 

Ghesellschaftsverträge  185  f.,  207,  215. 

Gesetaeskonkurrena  814. 

Geteilte  Bilans  828  ff. 

Gewerbsteuergesetz  371. 

Gewerkanteilskonto  375  f. 

Gewerkschaften  360 1,  375. 

Gewinn,  B^riffliches  biUnzrechtlich  4fl, 
10,347,  544ff.,  642 ff.,  664 ff.;  s.  Steuer- 
rechtych  352  ff.,  362,  645  f.,  670  ff.  — 
wirtschaftlich  347.  —  Bei  Eom- 
manditffesellschaft  63.  —  Komman- 
ditgeeeUschaft  m.  A.  63.  —  Offener 
HtuidelsgeseUschaft  63.  —  Berechnang 
des  steuerrechtlichen  Gewinnbetrags  680  ff. 

—  Besondere  Angabe  am  Schluss  der  B. 
7,  9,  13,  17,  19,  33,  34,  38,  81, 170.  — 
Buchmässiger  664  ff.  —  Buchtechniscfaes 
177.  —  Fürtiver  88,  116.  —  Verteilnnf 
desselben  zwischen  Bestdlungs-  und 
Ueferungsjahr  216 ,.  —  Nicht  r»disierter 
88,  91,  115(beiG.m.b.H.).— Und  Tan- 
tieme 657. 

Gewinnanteile,  Dritter  (z.  B.  der  Ver- 
sicherten) 688.  —  Bewertung  749. 
Gewinnausaahlung  75,  80f.,  82  ff. 
GewinnbÜana  2  f.,  6  ff.,  28,  38,  343. 
Gewinnermittlungsbilana6  ff.,  27, 28. 
Gewinngarantie,  Dritter  688  ff. 
Gewinn-  und  Verlustkonto,  iuasere 
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Form  35,  156ff.  —  Bei  A.en  164f.  — 
Bei  geteilter  B.  828  ff.  —  Hypotheken- 
bankeD,  s.  d.  —  Oenofieenschaften,  s. 
Jahresrechnong.  —  Versicherungsunter- 
nehmuDgeo  818  ff.  —  Im  allgemeinen 
4  ff.,  34.  —  Vortrag  auf  neue  Rechnung 
544  ff.,  552,  646,  655,  667.  —  Während 
der  Liquidation,  s.  Liquidationsbilanz. 

Gewinn-  und  Verlustrechnung  s. 
Gewinn-  und  Verlustkonto. 

G^winngarantie  688ff. 

Oewinnreserve  550,  563  f.,  700. 

G^winnreservefonds  550,  600. 

G^winnrücklage  110,  550ff. 

Oewinnverteilung  durch  die  Qeneral- 
Versammlung  34;  s.  auch  Bilanzauf- 
stellung. 

OewinnverteilungsbilauB  3ff.  —  Bei 
der  A.  14  ff.,  104.  —  Bei  der  G.  m.  b. 
H.  28ff. 

Oewinn Vortrag  544  ff.,  552.  —  Bilanz- 
rechtlich 646,  655  (Tantiemenpflicht). 
—  Bildung  und  Verwendung  667  ff.  — 
Steuerrechtlich  671  ff. 

Oiro-Obligo,  Buchungen  230ff.  —  Be- 
wertung 743  ff.,  785. 

GMftubiger  der  GeaellBOliaft :  Ersatz- 
anspruch 102,  834  ff. 

Oratiflkationen  657. 

G-ratisaktien  188. 

Gruben  422,  729. 

G^ründungsbilanz  1. 

Oründungsfcnds  80,  558. 

G-ründungskosten  189,  269  f.,  271  f. 

Grundkapital,  Begriffliches  und  Wesen 
9,  36 fn  175.  —Buchung 342 ff.  — Nicht 
volleingezahltes  379ff.,  433,  881,  886,. 
Schutz  gegen  Verteilung  99  ff. 

Grundsätze  ordnungsmässiger  Buch- 
führung s.  Ordnungsmässigkeit. 

Grundstockvermogen  10,  354. 

Grundstücke,  Bewertung,  s.  Bewertung. 

Gute  Absicht  870,  890  5. 

Guter  Glaube  im  Strafrecht  54,  851, 
886.  —  Bei  Gewinnbezug  86ff..  801. 

Gutachten,  als  Bilanzposten  208. 

H. 

Haben  140ff. 

Häuser,  Bewertung696, 698, 707  ff.,  710ff., 

723,  729. 
Haftpflichtreaerrefonds  597. 
Haftung,  beschrankte  71  ff. 
Halbfabrikate  696,  714. 
Handelsbriefe  169,  893,. 
Handelsbücher,   notwendige   795  f.    — 

Vorschriften  über  Form  der  Führung  39. 
Handelsgebrauch  bezüglich   der  B.  s. 

ordnungsmässige  Buchführung. 
Handelsgeschäft  als  Aktivum    s.  Ge- 

schaftserwerbungskonto. 
Handelsmäkler  41  f. 
Handelsmarke    als    Aktivum  181. 


Handelsregister  802  f. 

Handlungsunkosten  s.  G^eschäftsun- 
kosten. 

Hauptbuch  795. 

HeimfftUige  Unternehmungen  422  ff., 
445  ff.,  729.  -  Steuerrecht  464  ff.,  484ff. 

HeimfiEaikonto  452. 

Herabsetzung  des  Grundkapitals  74, 
399  ff.,  417  f.  (Österreich),  459  ff.  (steuer- 
reditlich).  —  Des  ^achschusskapitals 
120,  128,  429  ff.  —  Des  Stammkapitals 
419  ff.  —  Bis  zu  einem  Höchstbetrag  420  f. 

Herstellungsjahr  252. 

Herstellungskosten  713,  735. 

Herstellungspreis  713,  735,  875.  - 
Gegenstande  ohne  H.  188. 

HerstellungsYertrag  252  ff. 

Hilfsbücher  215,  796. 

Hilfskonten  147. 

Hilfspersonen  s.  Anstellte. 

Hilfsstoffe  696,  714  (Bewertung). 

Hoflieferant  als  Aktivum  181. 

Hypothek  857  ff.,  864.  —  Bewertung  60, 
707-,  778  f.,  788;  s.  auch  Verpfändung. 
—  Zinsen  236, 307 f.,  310, 710f.  (passive). 

HypothekenausfftUe.  Beracksichtigung 
bei  Erwerbekoeten  707. 

Hypothekenbanken  1341,  299  ff., 
323 ff.,  329 ff.,  340 ff.,  480f.,  778,  814ff. 
(Bilanzaufstellung).  —  Beleihun^  von 
Immobilien  60,  762;  s.  auch  Beleihunff. 

Hypothekenpfandbriefe  s.  Pfand- 
briefe. 

Hypothekentilgungsbeiträge  308. 

Hypothekensinsen,  verdiente  235  f., 
307;  s.  auch  Verdient 


J. 

Jahresbilanz  1,  6  ff.,  28,  39. 
Jahresgewinn  642  ff. 
Jahresrechnung  812. 
Journal  796. 


Idealkonkurrens  909  f. 

Ideelle  Bilanzposten  183.  —  Werte  183. 

Illationsgegenstande   s.  Sacheinlagen. 

Immaterielle  Qfiter  183,  197. 

Immobiliardelkrederefonds  557. 

Immobilien    s.  Grundstücke  u.  Häuser. 

Immobilienreserve  557. 

Inbetriebsetzungskosten  713,  737. 

Inkassoprovision  236. 

Interimskonto  855,  883. 

IntervenUonskonto  855,  866,  882. 

Inventar.  Abweichung  zwischen  I.  und 
Sachkonten  259.  —  Aufnahme  168, 
257  ff.  —  Begriff  54  ff.  —  Bei  Aktien- 
gesellschaften lOG.  —  Bewertung  im 
Inventar  81  f.  —  Liquidationsinventar 
59* 
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70  f.  —  Strafrechtliches  57,  850.  —  Uod 
Bilanzfähigkeit  257ff.  —  Verhaltois  zur 
B.  54  ff.  —  Wahrung  56.  —  Warenlager 
54  f.  —  Wertberechnunff. 
Irrtum,  strafrechtlicher  886  f. 


Kalkbrüohe  722. 

Kanalisierung  715,  729. 

Kapital.  B^ff  9.  —  Stehendes  59;  s. 
Betriebsgegenstand.  ~  Umlaufendes  59; 
s.  Veräusserungsgegenstand. 

Kapitalkonto,  im  allgemeinen  84,  148. 
—  Bei  A.en  12,  162  f. 

Kapitalreserye  (Fonds)  550,  564,  596, 
599. 

Kapitalamortisation  s.  Amortisation. 

Kassabuoh  739. 

Kassakonto  34,  148. 

Kauf  215.  —  Kauf  auf  Kredit  206;  s. 
Verkauf  gegen  Bar  206. 

Kauftnftnnische  Bilanz  im  allgemeinen 
39  ff. 

Kauftnftnnische  Buchführung  139  ff. 

Kauftnann,  Minderkaufmann  366. 

KautionsdarlehenreserYO  596. 

Kautionseffekten  198  f. 

Klagbarkeit  der  Forderung,  Einfluss 
auf  die  Bewertung  781  ff. 

Kollektivabsohreibung  s.  Abschrei- 
bung. 

Kommanditgesellsohaft  auf  Aktien 
8.  Bilanz  und  Bilanzaufstellung. 

Kommission,  Einkaufskommission  193  ff. 

Kommissionsgut  193,  199,  200. 

Konjunkturgewinn  370,  645,  699. 

KonjunkturYorlust  370,  645,  699. 

Konkurseröffnung,  Pflicht  der  Er- 
öffnung bei  Zahlungsunf.  und  Über- 
schuldung 1,  17,  26,  42,  73.  —  Kon- 
kursrechUiche  Buchfuhrungsdelikte  42, 
892  ff. 

Konsignationswaren  199. 

Konsortialbeteiligung  207,  745,,  887. 

Konsortialdelkrederekonto  s.  Del- 
krederefonds. 

Konsortialeffekten  208.,  745.,  864, 
882  ff. 

Konsortialgewinn  866,  887. 

Konsortialkonto  864.  —  Aktives  208,. 
882  ff.  —  Passives  745,. 

Konsortialreserve  557. 

Konten,  stabile  697  f. 

Konto  140  ff.,  145  ff. 

Kontinuität  der  Bilanzansatze  789f. 

Kontokorrent  139.  852,. 

Kontokorrentkonto  139,  859  ff.,  867. 

Kontokorrentreserve  596. 

Kontokorrentschulden  (Verbindlich- 
keiten in  laufender  Rechnung)  882. 

Kontrolle,  äussere  796.  —  Innere  (durch 
die  Buchführung  selbst)  146  ff. 


KonvertierüngsreserTe  597. 
Konsession  als  Aktivum  181,  704.  — 

Bei  Eisenbahnen  298. 
KorrektiYposten  =  Bewertungskonten 

8.  d. 
Korrekturposten  =  Bewertungskonten 

s.  d. 
Kosten  als  Aktiven  170. 
Kostenkonten  155. 
Kredit  als  Aktivum  167, 181,  183,  185.  — 

S.  auch  Verkauf.  —  S.  auch  Habm. 
Kreditoren,  Bedeutung  12,.  —  Begriff 

248  (8.  auch  Schulden). 
Kriegsreserve  596«. 
Kündigung  411,  434. 
Kündigungskaution  308. 
Kundschaft  167,  183,  185. 
Kursdifferensfonds  596. 
Kursgewinn  593. 
Kursnotiz  694  f. 
KursreserYO  58,  605. 
Kursverlust  596,  s.  auch  Speziaireserve. 
Kux  186,  376. 


Lage,  günstig,  als  Aktivum  181. 

LebensYersicherung  s.  Prämienreserve. 

Leerverkftufe  748. 

Leihe,  in  Leihe  gegebene  Waren  201. 

Liberierte  Aktien  471  ff. 

Lieferungqjahr  252. 

Lieferungsvertrag,  Buchung  195,  209, 
215  f.,  252  ff. 

Liquidationsbilans,  antizipierte  1, 26  f. 
29,  104  f.,  129,  908.  —  Bei  A.en  18ff., 
104 f.,  114.— QegenseitigkeitBvereinen  32, 
137.  —  Ges.  m.  b.  H.  28.  —  Hypotheken- 
banken 138.  — -  Notenbanken  137.  — 
Im  allgemeinen  11,   14,  23  ff.,  26,  38. 

Liquidationseröffhungsbilanz  25. 

Liquidationssohlussbilanz  26,  28. 

Liquidationswert  47,  60,  la^.     . 

Liquidationszwisohenbilanz  25. 

Liquidatoren  831  ff.;  846 ff. 

Lizenzen  181,  185,  877. 

Löschung  im   Handelsranster  78,  103. 

Lombardforderungen  858  ff. 

Lombardierte  Waren  u.  s.  w.  199,  201. 

Lotteriegewinn  190  f.,  645. 


n. 

MaklerproYision  als  Teil  des  Erweibs- 
preises  706. 

Mankokonto  733. 

Markenschutz  184. 

Marktpreis  694,  700. 

Maschinen,  Neuanschaffung  51.  —  Er- 
satzanschaffung 51,  108  f. — Abschreibung 
581,  728.  —  Bewertung  702,. 
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Materialien  (Holz,  Steine,  Metalle),  Wert- 
ansatz 697.. 

Materialienwert  765. 

Medaille,  goldene  181. 

Memorial  796. 

Mergelgraben  s.  Qmben. 

Mietvertrag  185  f.,  201,  210,  235  ff. 

MietsinSyYoransbezahlter  186,  217, 236  ff. 
—  Vorausbezogener  211,  236  ff.  —  Zu 
entrichtender  783  f. 

Minderheitsrechte  s.  Aktionär. 

Minderkaufinann  s.  Kaufmann. 

Mitgliedschaftareohte  a.  Aktiva  181, 
186. 

Mittelkara  s.  694f. 

MobiUen  6.  —  Möbel  696. 

Modelle  184,  728. 

MusterschutB  184. 


BT. 

Nachsohüsse  120  ff.,  128  ff.,  349, 391  ff.  — 
Nachschus8forderungll5, 128,746,782.— 
Nachschusskapital  118ff.  —  Nachschuss- 
pflicht  87. 

Nebenbücher  795. 

Nettobilanz  747. 

Nettoterrain,  d.  h.  nach  Abtretung  ver- 
bleibendes 715. 

Normalbilanzen  s.  Bilanzformulare. 

Normativbestimmungen  759 «,  763,. 

Notenbanken  134f.,  329  f.,  780,  863 
f  Bilanzschema). 

Nutzungsrechte  183. 


Oberstes  Organ  der  Yersicherungsvereine 
auf  Ge^nseitigkeit  32,  813. 

Obligationen,  Ausgabe,  Buchung  der- 
selben 212.  —  Amortisierte  477  ff.,  484 
(steuerrechtlich).  —  Bei  Bergwerken 
481  ff.  —  Bei  Eisenbahnen  483ff.  — 
Bewertungzum  Nenn-  oder  Rückzahlungs- 
betrag 324ff.,  786.  —  Eigene  186,  786.  — 
Emissionsagio,  s.  Agio.  —  Emissionsdis- 
agio, s.  Disagio.  —  Unbegebene  492  f.  — 
Rückkauf  328ff.,  542,  610ff.  —  Von 
Beigwerksgesellsdiaften  481  ff.  --  Von 
Eisenbahngesellschaften  483  ff. 

Obligationenamortisationskonto 
484  ff. 

Obligationentilgungsfonds  484,  557, 
561,  597. 

Offene  Handelsgesellschaft  s.  Bilanz. 

Ordnungsmftssige  Buchführung,  for- 
mell 34,  48,  60,  139,  197,  218.  — 
MaterieU  48,  61,  139,  185,  897. 

Ordnungsstrafen  42,  917  f. 

Organisation  170. 


Organisationskosten  170,  184,  1 
260ff.,  267ff.,  269ff.,  711,  716ff. 
Als  Erfolgregulieningsposten  247  4. 


F. 

Pachtvertrag,  Buchung  201,  210.  — 
Pachtzins  217  f. 

Partialobligationen  s.  Obligationen. 

Passagekonto  248. 

Passiva  s.  Passivposten. 

Passivantizipation  242,  320,  568  ff., 
638  f.  (steuerrechtlich). 

Passivposten,  Begriff  9,  36  f.,  139, 
159ff.,  170ff.  —  Nur  rechnungsmassige 
171,  174ff..  350.  —  Überbewertung  53, 
114.  —  Unterbewertung  99. 

Passivzinsen  (steuerreditlich)  686. 

Patent  181, 183  f. ,454^.—  Abschreibung 
728,,  704;  s.  auch  I^izenzen. 

Pensionsfonds  559  ff.,  597,  657. 

Pensionskassen  559ff.,  597,  657.  - 
Buchung  ihres  Vermögens  199  4. 

Personal  s.  Angestellte. 

Personalsteuergesetz  367. 

Personenkonten  34,  146. 

Personifikationstheorie  141. 

Pfand  s.  Verpfändung. 

Pfandbriefe,  eigene  186,  329 f.  — 
Emission,  s.  d.  Rückkauf  610 ff.;  8.auch 
Obligationen.  —  Umlaufende  331  ff. 

Pfandbriefglftubigerreserve  597. 

Pfandbrieftreserve  597. 

Pfändbrief^nsen,  verdiente  769.  — 
Zu  entrichtende  235. 

Pferde,  Abschreibung  725,  727  f. 

Pflasterung  715,  729. 

Pläne  als  Aktivum  181. 

Polize,  Beleihung  210.  —  Rückkauf  744,. 

Porto  706. 

Posten   s.  Bilanzposten. 

Prämien  131. 

Prftmienreserve  134,  264  ff.,  566, 575  f., 
597,  892.  —  Bechnungsmässige  575.  — 
Anlegung  derPr.  575  ff.,  764.  —  Recht- 
Uche  Natur  582  ff. 

Prämienrückgewähr  131,  585. 

Prämienübertrftge  248  f.,  819  ff. 

Pränumerando  bezogener  Mietzins,  Ge- 
halt, Steuer,  Provision  u.  s.  w.  210. 

Pränumerationskauf  205. 

Preisdiplome  181. 

Preislisten  260. 

Prioritäten  s.  Obligationen. 

Prioritätenkonto  489. 

Prioritätsaktien  374. 

Probebilanz  150  ff. 

Projekt  181,  183,  208. 

Pro  memoria  188,  215. 

Pro  notitia  188,  215.  Vgl.  auch  Er- 
innerungskonto. 

Provisionen,  Berücksichtigung  bei  Be- 
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rechniing  des  Erwerbspreises  713.  — 
Yerkaufswertes  876.  —  Bei  Oewäh- 
niDg  von  Darlehen  306;  s.  auch 
AbM^ussprovision.  —  Im  voraus  be- 
zogene 211,  876.  —  Im  voraus  ent- 
richtete 185,  218.  —  Rfickzahlungspro- 
Vision  306. 

FroYisionsreserve  597. 

ProseaakostenreBerve  597. 

Frafung  der  B.  s.  Bilanzprüfung.  ~ 
Der  Unteriagen  der  B.  794ff.,  899,  90a 


n. 

Rabatt  753. 

Realisierter  Gewinn  s.  Gewinn. 

Realisierungawert  59,  699. 

Bealitätenerträgnia  686. 

Beohnungaabschluaa  133. 

BechnungalegungsYorsohriften 
133  f.,  136 f..  818ff. 

Reduktion  des  Aktienkapitals,  s.  Herab- 
setzung. 

Registergericht  78,  802,  917  f. 

Regressanspruch,  Buchung  230  ff.  — 
Bewertung  743  ff. 

Regressverbindlichkeit,    Anspruch 
230 ff.  —  Bewertung  743ff.,  785. 

Reichswfthrung  39. 

Reinbilans  154. 

Reineinkommen  352  ff.,  645. 

Reinertrag  352  ff ,  645. 

Reinertragsermittlungsbilana  4. 

Reingewinn  371,  642ff. 

ReinYermögen  31,  9ff.,  146ff.,  175. 

Renommee  167,  183. 

Rentabilit&tsgarantie  689. 

Rentengarantie  689. 

Reparaturkosten   507  ff.,  528ff.,  714. 

Reportgeschäft,  Bewertung  748,  855, 
864  882. 

Reportierte  Effekten 200,  882,  886,.  — 
Waren  200. 

Reserve,  Arten  605.  —  Beniff  542  ff., 
549  ff.  —  Gegensatz  zu  Beservefonds 
549.  —  Innere  110,  543.  —  Offene 
605.  —  Stille  110  (Natur  ders.),  114, 
543.  549ff.,  598,  616  (Verwendung), 
630ff.  (Steuer),  700.  —  Verschleierte 
HO,  543,  870.  —  Versteckte  110,  543, 
870. 

Reserveassekuranskonto    562,    596. 

Reservefonds,  Abschreibung  des  EL,  s. 
unten  Verwendung,  Auflösung.  —  Aktiver 
572.  —  Allgemeiner  596  ff.  —  Anlegung 
570  ff.  —  Arten  596  ff.  --  Ausgabereserve- 
fonds 556.  596.  —  Amortisierter  Aktien, 
amortisierter  Obligationen  s.  Amorti- 
sationsfonds. —  Auflösung  der  Reserve- 
fonds 21,  628  ff.,  789.  —  Ausserordent- 
licher 596.  —  Bedeckte  570.  —  Bc^ff 
und  Natur  9,   37  f.,  175,  542  ff.,  568ff., 


855.  —Bei  Bahnen  445 ff.,  483 ff.  —  Bei 
Hypothekenbanken  565,  597.  —  Bei  Ver- 
sichoimg  5631  —  Beschluasmasaiger 
599  ff.  —  Besonderer  596  ff.  —  Bilanz- 
rechtlich 9.  —  Bildung  und  Dotierung: 
a)  Allgemeines  600.  b)  Aus  dem  Agio 
609  ff.  c)  Aus  dem  Grundkapital  615  f. 
d)  Aus  dem  Beinffewinn  607  n.  e)  Bil- 
dungsberechtigte  Organe  600  ff.  f)  Des 
Zwangsreservefonds  durch  die  General- 
versammlung 113,.  —  Form  der  Bildung 
607  ff.  —  Der  Bilanzabschluas  113«, 
608 ff..  866.  —  Echte  542ff.,  596 ff.  — 
Effekten  des  B.  s.  Effekten.  —  Eigen- 
tum a.  B.  592.  —  Freiwillige  108,  599, 
605.  —  Gesetzliche  599  ff.  —  Gewinn- 
reservefonds 551,  598.  —  Im  Hypo- 
thekenbankrecht 312.  —  Kapitalreaerve- 
fonds  551,  598.  — Obligatorische  s.  nnten 
Zwangsreservefönds.  —  Passiver  572.  — 
Statutarischer  598  ff.,  606  f.—  Steuerrecht- 
liches 554 ff.,  599, 630ff.,  670ff.  -  Schutz 
gegen  Verteilung  99  ff.  —  Spezialreserve- 
fonds  596  ff.  -  Umwandlung  628  ff.  — 
Unechte  555  ff.  —  Veriustreservefcmds 
242,,  556,  596.  —  Verwendung  617  ff., 
640  f.  (steuerrechtlich),  865.—  Verzinsung 
des  R.  592ff.  —  Zinsen  des  R.  592ff.  — 
Zwangsreservefonds  79,  597,  599ff.,  605, 
644,  über  Verwendung  desselben  79  f., 
625f.,  640ff.,  790. 

Reservekonten  572,  855  ff. 

Revision  der  Bücher  s.  Revisoren. 

Revisoren  800,  805,  903,  916. 

Rimessen,  Budiungsform  219  ff. 

Ristorno  229. 

RohbUani  150  ff. 

Rohgewinn  747. 

Rohmaterialien,  Rohstoffe  696,  714. 

Rückkauf  von  Aktien  s.  Aktien;  von 
Obligationen  s.  Obligationen.  —  Rück- 
kaufsagio s.  Agio,  ^ckkaufsdisagio  s. 
Disagio. 

Rücklage  550  f. 

Rückständiger  (Zins  u.  s.  w.)  237,. 

Rückstellung  47,  8591 

Rücksahlung  411  ff. 

Ruf  181. 


Sacheinlagen,  Buchungszeit  194  f. 
Sachkonten  34. 

Sachübemahmen,  Buchungazeit  194  f. 
Sachverständige  s.  Taxatoren. 
Saldo,  Begriff  3,  34.  —  Gewinnsaldo  3, 

34.  —  Vcriustsaldo  3,  34. 
Sanierung  375,  890. 
Schadenreserve  249  f.,  564. 
Schadensersati    s.  Verantwortlichkeit, 

zivilrechüiche. 
Schfttsung  s.  Bewertung. 
Schatzanweisungen,  Bewertung  7681. 
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8cheinge8ch&fte    606,    901,,    902,. 
904. 

Schenkung  645,  746. 

Schiebungen  867,  901. 

Sohieferbrüche  722. 

Schiffe,  AbechreibuDg  726. 

Schlussbilans  1,  26. 

SchluBsrechnung  26. 

Schulden,  Begriff  9,  36  ff.,  167,  234, 
238.  Bezahlte.  —  Bewertnog  99,  114, 
284.  —  BilaDzfähJgkeit  218  ff.  —  Buchung 
218  ff. 

Sohuldenresorven  240.. 

Schuldverschreibungen  s.  Obliga- 
tioneu. 

Schwebende  Engagements  s.  d.  —  Ver- 
bindlichkeiten 8.  d.  —  Schadenzahlung 
250. 

Schweiserisches  Bilanzrecht  261 ., 
299  ff.,  305,  316,  535  ff.,  739  ff. 

Selbsteintritt  des  Verkaufskommissio- 
närs 200. 

Selbstkostenpreis  709  ff. 

Selbstversicherung  562. 

Sicherheiten  860. 

Skonto  753. 

Soll  und  Haben  140  ff.,  145  ff. 

Sperrquoten  308. 

Spezialbilanz  829. 

Spesialkonten  34. 

Speziaireserve  597  ff.  —  Für  Kursver- 
luste 557,  596,  605. 

Staatsgarantie  689  ff. 

Stabile  Konten  s.  Konten. 

Stammeinlagen  118. 

Stammkapital  349f.  —  Schutz  gegen 
Verteilung  117. 

Stammvermögen  354,  645  (Mehrung, 
Minderung). 

Statut,  Vorschriften  fiber  Bilanzaufstel- 
lung 65. 

Steinbrüche  722. 

Stempelkosten  706. 

Steuer,  im  voraus  bezogene  211.  —  Im 
voraus  entrichtete  185. 

Steuerfreie  Beservefonds  637. 

Steuerhinterziehung  913. 

Steuerpflichtige  Reserven  630  ff. 

Stouerrecht  352 ff..  630 ff.,  670ff.  — 
Steuerrechtl.  Bedeutung  der  Unterbewer- 
tung 45.  —  Preuss  355  ff.  —  Österr. 
367  ff.  —  Bayer.  371  ff. 

Steuerreserve  597. 

StiUe  Gesellschaft  32. 

Stille  Reserve  s.  Beserve. 

Stornierung  229. 

Strafrechtliche  Folgen  der  Bilanzrechts- 
verietzungen  54,  845  ff.  ~  Guter  Glaube 
54. 

Strassenbahnen  s.  Eisenbahnen. 

Strich  8.  Bilanzstrich. 

Substanzverringerung  s.  Abnutzung. 

Substanzversohlechterung  s.  Ab- 
nutzung. 


Subventionen  689  ff.,  740.  —  A  fonds 
perdu  192.  —  Erhaltene  689.  —  Gezahlte 
691.  —  heimzuzahlende  690ff. 


T. 

Tantiemen,  als  Betriebskosten  684,  713. 

—  Aufsichtsratstantiemeu  652  ff.  —  Be- 

g-iffliches  650.  —  Berechnung  650  ff.  — 
uchun^  657  ff.  —  Steuerrechüich  683  ff. 

—  Tanti^menpflicht  des  Gewinnvortrags 
655  f.  —  Verhältnis  zum  Beingewinn 
650  ff.  —  Vorstandstantieme  652ff.  — 
Buchung  dereelben  657  ff. 

Tantiemengarantie  676  ff. 

Tauschgeschäft,  Buchung  207. 

Tauschwert  59;  s.  Veräusserungswert. 

Taxation  von  Grundstücken  758  ff. 

Taxatoren  916. 

Teilschuldverschreibung,  s.  Obliga- 
tion. 

Terminsgeschftft  s.  Zeitgesch&ft 

Terrain   s.  Baugrundstficke. 

Terraingesellschaften  s.  Bewertung 
von  Grundstücken.  —  Tilgungsbeitrage 
309. 

Tilgrungsfonds  s.  Aktien-,  Obligationen- 
tilgungsfonds. 

Titel  als  Aktivum  181. 

Tochtergesellschaften,  Verhältnis  zu 
ihnen  46,  47,  862,  867  f.,  874,  877. 

Tongruben  722. 

Tonlager  722. 

Tontinen  s.  Überlebensassoziationen. 

Torfgruben  722. 

Transitorische  Post  234,  245. 

Transport,  Buchung  von  Waren  auf  dem 
Tr.  202. 

Tratten  s.  Wechsel. 


U. 


Überbeleihung  873. 

Überbevv^ertung,allffemeines68,78,705f., 
908.  —  Anfechtung  durch  Gesellschafter 
6d ;  s.  auch  Anfechtung.  —  Beim  Einzel- 
kaufmann 60.  —  Von  Aktiven  bei  Ge- 
seUschaften  76  ff.  •—  Bei  der  A.  88,  870 
(Straflosigkeit),  873  ff.  —  Von  Passiven 
(vertragsmässige)  65  ff.,  114. 

^berfahrtsgelder  248. 

Überlebensassoziationen  199 «,  564. 

Überpariemission   s.  Emission. 

Überschüsse,  bilanzmässige  46,  356, 
367  ff. 

Überschuldung  17,  27,  171  ff.  —  Kon- 

^  kurseröffnung  73. 

Übersicht  über  den  Vermögensstand  13, 

.  47,  56,  894  ff. 

Übertrag  auf  neues  Jahr  245. 
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Ultimo  748,  787. 

Umbau  als  Aktivum  181. 

Umsati  als  Aktivuin  181. 

Umwandlung  einer  A.  in  eine  Gesell- 
schaft m.  b.  H.  2,  27  f.  —  Einer  Korn- 
manditges.  in  eine  A.  31. 

Unbegebene  Aktien  a.  d. 

Uneinbringliche  Forderungen,  Be- 
griff 781.  —  Bewertung  39,  780ff. 

Unentgeltliche  Hergabe  von  Terrains 
u.  s.  w.  Id2,  192,. 

Unerlaubte  Handlung  41,  835  ff. 

Unkosten  s.  Qeech&ftsunkosten. 

Unrichtigkeiten  der  B.  s.  Bilanzwahr- 
heit ^- 

Unterbewertung,  allgeiueii. »  65 ff.,  68, 
705  f.,  908.  —  Beim  Einzelkau^ann  60.  — 
Steuerrechtlich  45.  —  Von  A«>tiven,  Ver- 
bot 43L,  48,  53,  58.-4  jbmen  hier- 
von 65 ff.,  103ff.,  107  fl.  <*i  A.en).  — 
Von  Passiven  bei  Gesellschatten  76  ff., 
99,  870  (Straflosigkeit).      ..     i 

Unterbüani  128,  171  ff.  6v     'i 

Unterlagen  der  B.  u.  der  ''•uchungen 
794  ff.,  899,  908. 

Unterpariemission  s.  Emission. 

Unterschrift  s.  Bilanzaufsteilung. 

Unterstützungen  689  ff. 

Unterstützungsfonds  559  ff. ,  657 
(Tan  tiemenpflicht) . 

Unterstützungskasse  559  ff.,  657. 

Unterzeichnung  der  B.  s.  Bilanzauf- 
stellung. 

Unvollst&ndigkeit  der  B.  47,  897. 

Urheberrechte  181,  185,  699. 


Valuten,  ausländische  95. 

Valutenausgleichungskon^o  95. 

Veraltung  698. 

Verantwortlichkeit  der  Gesellschafts- 
oigane  76f.,  831  ff.,  916.  —  Strafrechtliche 
845ff.,  870.  ^  Bei  höheier  Weisung 
871,  915  f.  —  Für  AneesteUt  914  f.  - 
ZivUrechtliche  des  Aunichtsrates  76  f., 
837.  —  Des  QeschaftsfOhrers  bei  Gesell- 
seh, m.  b.  H.  77,  840f.  —  Des  Vorstands 
76  f.,  831  ff. 

Veräusserungsgegenstand ,  Bewer- 
tung bei  A.en  91,  94,  105,  697  f.  ^Bei 
Gesellsch.  m.  b.H.  115  f.  —  Bei  Hypo- 
thekenbanken 60,  758  ff.  —  Im  allgemeinen 
693  ff.,  875. 

Verftusserungswert  s.  Veräusserungs- 
gegenstand. 

Verbesserungen  509. 

Verbindlichkeit,  Begriffliches  214 ff., 
248.  —  Bilanzfähigkeit  217  f.  —  Even- 
tuelle 742.  —  Bewertung  740  ff.,  783  f. 

Verdiente,  aber  noch  nicht  bezogene 
Einnahmen  (Mietzins,  Pachtzins,  Steuern, 


Provisionen,  Gewinn  u«  s.  w.)  234,  237 .. 
307. 
Vergleich,  schwebender  2161,  558,742. 

—  Bewertung  782. 
Verheimlichung  von  Vermogenastucken 

849,  893,  908;  s.  auch  Weglassen. 
Verjährung  781. 
Verkauf  215.  —  Auf  Kredit  195,  205  f. 

—  Qegen  bar  206.  —  Mit  Eigentums- 
vorbehält  195. 

Verkaufskommission  200. 

Verkaufswert  60;  s.  Veräuaserungs- 
wert. 

Verkaufte  Gtegenst&nde  (Waren):  Ver- 
kaufte aber  nodi  nicht  helgestellte,  ab- 
gesandte, geliererte  Waren  251  ff. 

Verkehrs  wert  =  Veräusserungswert; 
s.  d. 

Verlagsrecht  282. 

Verlegung  des  Geschäftsjahres  798. 

Verlorene  Gegenstände  190. 

Verloste  Aktien  411  ff. ;  s.  auch  Aus- 
losung. 

Verlosung  von  Aktien  u.  s.  w.  411. 

Verlust,  Abschreibung  46.  —  Ausser- 
ordentlicher 375.  —  ^griffliches  51,  17, 
173f.,  242,.  —  Buchung  am  Schluas  der 
B.  7,  9,  13,  17,  19.  —  Deckung  aus 
Reservefonds  79 ;  s.  Reservefonds.  —  Nach 
Ablauf  des  Geschäftsjahres  693  j.  —  Vor 
Bilanzgenehmigung  693  j.  —  Verlustaaldo 
34.  —  Verlustvorteag  646,  674  (ateuer- 
rechtlich). 

Verlustreservefonds    s.  Beservefonda. 

Vermächtnis  199. 

Vermögen,  Begrifflichee  24, 166.  —  Der 
A.  9.  14.  —  Steuerrechtiich  354,  645 
(Mehrung,  Minderung). 

Vermögenermittlungsbilans  3. 

Vermögensbilanz  2,  3ff.,  13,  32  ff., 
38  f.,  139.  485  ff. 

Vermögensgegenstand  166  ff.,  170, 
183  ^mmateriellj. 

Vermögenslage ,  Vermögensstand 
13,  901  ff. 

Vermögenswert,  geringfügiger  169. 

Vermögenverteilungsbilans  3  ff., 
32ff.,  113. 

Verpfändung,  Buchung  199,  201,  204, 
860  f..  862.  —  Bewertung  732.  885  f. 

Versicherungsaktiengesellschaf- 
ten 133. 

Versicherungsbeiträge  709,  713. 

Versicherungsgesellschaften  132fL 

—  Österr.  Becht  94f.  —  Reserven,  563  L 

—  Sonderbilanzen  830. 
Versicherungsregulativ  94. 
Versicherungsunternehmungen  94, 

96,  101,  129ff.,   248ff..   264ft,   269ff., 

553ff.,  563f.,  575ff.,  582ff..  777  f.,  817 

(Rechnungslegung),  840. 
Versioherungs  vereine  auf  G^enseitig- 

keit  8.  Bilanz  und  Bilanzaufstellung. 
Versicherungsprämien  713. 
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Verstaatlichung  398,  422  ff. 

Verteilung  von  Gesellschaftsvermögen 
14,  25.  —  Von  Beingewinn  25. 

Verteilungsbilans  6,  23. 

Verwaltungsgebührenreserve  564, 
570. 

Verwahrung,  in  gegebene  Sachen  201. 

Vorwaltungskosten  95 ff.,  184,  189, 
709 ff.  711  f.,  716 ff. 

Verwaltungskostenbeitrftge  308. 

Verwaltungskostenreserve  597. 

Vollständigkeit  der  B.,  s.  Bilanz. 

Vorkolonne  der  B.  25,  49.  --  Der  Ge- 
winn- nnd  Yerlnstrechnung  35. 

Voranschlag  738. 

Vorbücher  795. 

Vorarbeiten  735. 

Vorausbezahlter  Mietzins,  Pachtzins, 
Hypothekenzins,  Gehalt,  Kaufpreis, 
Steuern,  Provision,  Passagen  186,  205, 
217  f..  236  ff.,  247,,  248.  —  Gehört  nicht 
zu  den  Debitoren  248. 

Vorlegung  791  ff. 

Vorausbezogener  Mietzins  u.  s.  w.  210ff ., 
236  ff.  —  Gehort  nicht  zu  den  Kredi- 
toren 248. 

Vorschüsse  855. 

Vorbehalt,  Annahme  unter  Y.  229. 

Vortrag  s.  Gewinn-  und  Yerlustvortrag. 

Vorteil,  Handeln  zum  Vorteil  der  Unter- 
nehmung 890ff. 

Vorstand,  Umfang  der  Auskunftspfiicht 
793.  —  Bilanzaufstellungspfiicht  791  ff. 
—  Enthistung  803.  —  Geschäftsbericht 
792  f.  —  Tantieme  s.  Tantieme. 

Vortrag  auf  neue  Rechnung  s.  Gewinn- 
und  Verlustvortrag. 

Vorzugsaktien  s.  Zuzahlungen. 


W. 

Währung  bei  Inventaraufnahme  56.  — 
Bilanzaufnahme  s.  Bilanz  u.  Valuta. 

Währung  in  der  Bilanz  39. 

Waren  700.  —  Angefertigte  und  verkaufte, 
aber  noch  nicht  abgesandte  716.  —  Mit 
Markt-  oder  Börsenpreis  89  ff.,  104. 

Warenbücher  796. 

Warenkonto  34. 

Warenlager,  Inventarisierung  54. 

Warenvorräte  701. 

Warenzeichen  181. 

Wasserkraft  als  Aktivum  181. 

Wechsel  861  ff.  —  Bedeckter  223  ff.  — 
BewertunjK  755,  768,  773.  —  Besitz- 
Wechsel  220.  —  Buchungsweisen  220  ff.  — 
Devisen  773.  —  Diskontieren  196,  769.  — 
Einlösung  (Buchung)  225  ff.  —  Schuiden- 
zahlung  mittelst  Wechsels  228  ff.  — 
Verkauf  gegen  Wechsel  769  ff.  — 
Wechsel  an  Zahlungsstatt  214,  228  ff.  — 
Wechaelregrefls  230  ff.  (Buchung). 


Wechselaccept  219  f.,  785. 

Wechselayal  232  f. 

Wechselgiro  230  ff. 

Wechselkauf  196. 

Weglassen  von  Posten  aus  der  B.  109, 
877  ff.,  881. 

Werkvertrag,  Buchung  208,  213. 

Wert,  allgemeiner  59.  —  Begriffliches 
57 ff.,  91.  —  Bud  'llOff.  —  Ge- 
brauchswert  s.  d(«bnng  i  Gegen warts wert 
57.  —  Geschaftsv.  Literat  f^  _  Jndividu- 
eüer  59.  —  Inne*  .  —  Liquidations- 
wert 60.  —  O*  59.  —  Verände- 
rungen  •»"-"                jlüuss  58,  789,.  — 

Veräusfc       ^eehanf*'  •  ^• 

Wertan      ^^^Wung. 

Wertbe-  ^j^^,  angskonto,  s.  Bewer- 
tungskt        « q^ 

Wertge,  4nde  696. 

Wertkc  turposten  s.  Bewertungs- 

konto. 

Wertn.  ierung  703  ff. — Abschreibung 
aus  de     Reingewinn  46. 

Wertp  piere  887.  —  Bewertung  700, 
768  ff..  772  ff.  —  Bilanzrechtliche  Natur 
46.  —Buchung  193,  204,  233.  —  Dis- 
kontable  Bewertung  768  f.  —  Eigene 
186,  329  f.  —  Eigentumsübergang  193, 
204.  —  Mit  Markt-  oder  Börsenpreis 
89  ff.,  104.  ~  Verkaufte  748ff.  —  S. 
auch  Effekten. 

Wirtschaftliche  Güter  181. 

Wohlfahrtreservefonds  594,  597,  657. 


Z. 

Zahlungshalber  gegebene  Wechsel  214, 
219,  228ff. 

Zahlungsunfähigkeit  73. 

Zeitablauf  699,  703. 

Zeitgeschäft  748,  787. 

Zeitpunkt,  massgebender  der  Bewertung 
693  j;  s.  auch  Bilanzaufstellung. 

Zeitungsunternehmen  182. 

Zessionswert  s.  Forderung. 

ZiUmersche  Methode  247.,  264  ff.,   270. 

Zinsen,  Buchung  236  ff.,  240,.  —  Bei 
Wertberechnung  der  Forderungen  750 ff., 
768  ff.  —  Der  Schulden  783«.  —  Des 
eigenen  Kapitals  710f.,  713.  —  Des 
Beservefonds  s.  d.  —  Gezahlte  als  An- 
lagekosten 713,  7  36  f.  —  Couponzinsen 
240,,  769. 

Zinseszinsrechnung  bei  Abschrei- 
bungen 7 19  f. 

Zinsscheine,  eigene,  als  Aktiva  707. 

Zinsverluste  711. 

ZubUBsen  375  f. 

Zugehörigkeit  zum  Vermögen  192  ff. 

Zurückdotierung  907. 

Zurücklegen  551. 

Zurückstellen  551,  859ff. 
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Zurüoksahlung  des  Grundkapitals  14, 
384,  411  ff.  —  Von  Gewinn  85  ff.,  801.  — 
Von  Einlagen  472  ff. 

Zusammenbruch,  verhindern  890. 

Zusammenlegung  von  Aktien  411  ff. 

Zuschüsse  ä  fonds  pezdu  102. 

Zusahlung  auf  Aktien  373  ff. 


Zwangsreservefonds  s.  Reservefonds. 
Zwangsvergleich,  Bewertung  782. 
Zweifelhafte  Forderungen.   —   J3^;tiff 

781.  —  Bewertung  39,  780ff. 
Zweiggeschäft  s.  Filiale. 
ZwischenbilauB  1,  15  ff.,  28,  29. 
Zwischenzins  719f,  751  ff. 


che  . 
,  192, 

Hanc 

iüeschi 
^^n  de* 

••  «llgei.        ^  f^^  ^.  ^ 


J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  Seiiier)  München 

Fninkenburger,  Dr.  Heinrich,  RechtMnwau  in  München. 

Handelsgesetzbneh  für  das  Deutsche  Beich  mit  Ausnahme  des  See- 
rechts]  nebst   dem   Einführungsgesetze.    Handausgabe  mit  Erläuterungen   und 
ausführlichem   Sachregister.     2.    Tollständig  umgearbeitete  Auflage.     8^ 
(XI,  724  S.)  1902.    In  Ganzleinen  gebd.  Mk.  8.60. 
Augnhurgtr  AbenOzeitangr.    1902.    Nr.  225  vom  16.  8. 

....  Das  Buch  ist  nun  die  aktuellste  Ausgabe  unserer  Handelsgesetsgebung  und  hat  den  Vor- 
zug, dass  es  in  sorgfältiger,  grBndlicher  und  doch  kurser  Welse  die  gesamte  Literatur  und  Judikatur 
bis  in  die  allerjfingste  Zeit  verwertet. 

Leo,    Dr.    Martin,    Bechtsanwalt  in  Hamburg. 

Seehandelsrecht  (Handelsgesetzbuch;  Buch  IV,  Seehandel,  in  der  Fassung 
des  Ges.  y.  10.  Mai  1897  und  des  Abänderungsgesetzes  vom  2  Juni  1902)  nebst 
einem  Anhang,  enthaltend  dieNebengesetze.  Handausgabe  mit  Erläuterungen 
und  ausführbchem  Sachregister.  8®.  (X,  417  S.)  1902.  In  Ganzleinen  gebd. 
Mk.  7.60. 
Dr.  A.  G.  im  Hamb.  Fremdenblatt.    1908.    Nr.  179  vom  2.  8. 

....  Demjenigen  aber,  der  sich  mit  einseinen  Fragen  eindringender  su  besehäftlgen  wfinseht, 
haben  die  notigen  Fingerzeige  bisher  gefehlt.  Die  vcrllegende  Arbeit  des  in  weiten  Kreisen  beliebton 
Verfassers  entspricht  diesen  Bedfirfnissen  vollkommen. 

Meyer,   K.,   k.  Landgeriohtsrat  in  Mfinchen. 

Die  Konknrsordnnng  für  das  Deutsche  Beich  nebst  den  zuge- 
hörigen Einf&hrnngsgesetzen  und  das  Reichsgesetz,  betr.  die  Anfechtung 
von  Rechtshandlungen  eines  Schuldners  ausserhalb  des  Konkursver- 
fahrens in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898.  Handausnibe  mit  Erläuterungen, 
ausführlichem  Sachregister  und  einem  Anhang.  8^  (VlII,  459  S.)  In  Ganz- 
leinen eebd.  Mk.  6.—. 
Blätter  für  Rechtsanwendangr. 

....  Das  Werk  soll  der  Praxis  dienen,  für  den  praktischen  Oebrauch  die  erste  Orientierung 
bieten.  Alles  dieses  ist  auch  bestgelungen.  Der  Inhalt  des  Buches  ist  wohlgeordnet,  sachlich  sehr 
reichhaltig  und  doch  in  knappen  Formen  gelialten,  insbesondere  auch  mit  vielen  Literaturangaben 
ausgestattet. 

Kahn,    Dr,  JUI.,    Reehtsanwalt  und   Sekretär    der  Handels-    und   Qewerbekammer   fQr 
Oberbayem. 

Das  Gesetz  znrBekämpfang  des  nnlanteren Wettbewerbes 

vom  27.  Mai  1896.    Handausgabe  mit  Anmerkungen.    8®.    (IV,  115  S.)     1896. 
In  Ganzleinen  gebd.  Mk.  2.40. 

BonSChaby    Fr.,   Direktor  der  Bayer.  Landwirtsohansbank. 

Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Erwerbs-  and  Wirtschafts- 
genossenschaften, vom  1.  Mai  1889.  In  der  Fassung  des  ^mäss 
Art.  13  des  Einführungsgesetzes  zum  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897 
revidierten  Textes.    8«.    (VIII,  134  S.)    1899.    Gebd.  Mk.  3.-. 

Bonschab,  Fr. 

Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  I899.  Handausgabe  mit  Erläuterungen 
und  ausführlichem  Sachregister.    8^    (VHI,  69  S.)    1899.    Gebd.  Mk.  1.80. 

Bonschab;  Fr. 
Gesetz,  betr.  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von 

SchnldverSChreibungen.    Handausgabe  mit  Erläuterungen  und  aus- 
führlichem Sachregister.    8^    (XII,  355  S.)     1900.    Gebd.  Mk.  1.  — . 

Schweyer,    Dr.    Fr.,    k.  Beslrksamts?.ssc«<»or. 

Bankdepotgeschäfte  in  geschichülcher,  wirtschaftlicher  und  lechtlicher  Be- 
ziehung dargestellt,    gr.  8^    (VI,  171  S.)    1899.    Mk.  8.60. 


J.  Schweitzer  Verlag  (Arthur  seiner)  München 

Die  im  Jahre  1868  begrüDdeten 

Annalen  des  Deutseben  Reichs 

für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft 

Rechts^  u.  staatswissenschaftiiche  Zeitschrift  a.  Materialiensammlimg 

cFBcheinen  monatlich  und  kosten  halbjährlich  (6  Nummern)  Mk.  8.—. 
Abonnements  bei  allen  Buchhandlungen  und  Postanstalten  des  In-  und  Aus- 
landes, sowie  direkt  durch  die  Verlagsbuchhandlung. 

Die  ,,Annalen'*  bringen  als  rechts-  und  staatswissenschaftliche 
Zeitschrift  allgemeineren  Charakters  eine  grosse  Anzahl  von  Abhand- 
lungen und  Artikeln  aus  weiten  Gebieten  der  Finanz-  und  Volkswirtschaft, 
Gesetzgebung  und  Verwaltung. 

Presstimmen: 

Re^enugsrat  Dr.  Kger,  Berlin  in  EisenbahnrechU.  Entücheldangen,  XVin,  H.  1: 

.  .  .  Die  vorllegonden  Hefte  beweisen,  dasa  e«  den  noaen  Utkrkftlgen  Heraatgebem  nnd 
dem  rBhrigen  Verlage  nicht  nur  gelungen  ist,  die  hervorragende  Zeitschrift  anf  ihrer  bis- 
herigen H9he  SU  erhalten,  sondern  in  vonüglloher  Welse  Ihr  Ansehen  cn  steigern.  Die 
Annalen  sind  eine  Zeitschrift  ersten  Ranges,  \^elche  ihre  wichtige  Aufgabe  .  .  . 
In  gläniender  nnd  rornehmer  Welse  erffillt. 

BadiMehe  Reohtspraxis  Nr.  4  vom  15.  Febmar  1908: 

...  An  Vielseitigkeit  nnd  Aktoaliat  des  Inhalts  werden  die  ^Annalen  des  Denfscben 
Reichs"  von  keiner  verwandten  Zeftsehrlfk  tibertroffen. 

Frankfurter  Börsen-  nnd  Handel Hzeitnn^  Nr.  25  vom  28.  M&rs  1902 : 

.  .  •  Wir  brauchen  wohl  nicht  mehr  darauf  hinzu weiaen,  dass  die  ,  Annalen",  welche 
von  Jeher  eine  ehrenvolle  Stellung  in  der  Literatur  behanptoten,  unter  ihrer  neuen  Redaktion 
erhöhte  Bedeutung  gewonnen  haben. 


Das  systematische  Gesamtregister 

Aber  die  Jahrginge  1868—1902  gibt  einen  Kinblick  in  den  ungeheuren  Reichtum  der 
nAnnalon"  an  Abhandlungen  aus  weiten  Gebieten  der  RechU-  und  Staatswissensohaflen, 
der  Finans-  und  Volkiwirtachaft,  des  Verkehrs-  und  Eisenbahnwesens,  der  gesamten 
Versicherungswiasenschaft  etc.  etc.,  dessen  Grosse  und  Bedeutsamkeit  noch  lange  nicht 
in  genfigendem  Masse  bekannt  ist  und  gewürdigt  wird.  Dasselbe  steht  Jedem  Interessenten 
postfrei  und  kostenlos  sur  Verfügung. 


Den  Abonnenten  der  ,,Anna]en<'  werden  regelmässig  die  von  juristischen 
Autoritäten  als  zuverlässiger  Batgeber  anerkannten 

Literarischen  Mitteilungen 

der  Annalen  des  Deutschen  Reichs 

Monatsbericht  über  Neuerscheinungen  auf  dem  Gebiete  der 

Rechts-  und  Staatswissenschaften 

Unter  standiger  Mitarbeiterschaft  von 
Prof.  Dr.  Ernst  Jaeger  in  Würzburg  und  Prof.  Dr.  Ph.  Allfeld  in  Erlangen, 

herausgegeben  von 
Prof.  Dr.  K.  Th.  Eheberg  in  Erlangen  und  Prof.  Dr.  A.  DyrolT  in  Mfindien 
kostenlos  geliefert. 
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